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I. 

Die  proletarische  und  die  criminelle  Sftnglings- 

sterblichkeit 

in  ihrer 

Bedeutung  für  die  wirthschaftlichen  Zustände  in  Europa 

von 

Med.  Bath  Dr.  L.  Ffeiffor  in  Weimar. 
Inhal  tB-UeberBioht. 

1.     Das  VerhUtniss  der  8&iiglmguterbliclikeit  su  den  durch  die  hanptsSchlichsten  Volki- 
krankheiten  in  Europa  bedingten  TodesflUen. 

5.  Die  mittlere  Säuglingssterblichkeit  and  GtobnrtenzifliBr  in  Europa  in  den  Jahren 
1865^1878. 

3.  Die  ezcessive  und  proletarische  Säuglingssterblichkeit 

4.  Die  Säuglingssterblichkeit  der  Städte. 

6.  Besiehungen   der   Säuglingssterblichkeit  zum  Kostenaufwand  fttr  das  Wochenbett 
und  die  Kinderpflege,  sowie  Einfluss  der  Wohnung  auf  die  Kindersterblichkeit. 

6.  Die  Sterblichkeit  der  Jadenkinder. 

7.  Die  Säaglingssterblichkeit  in  den  Industriebesirken. 

8.  Die  Sterblichkeit  in  den  Findelhäusem. 

9.  Besiehang^n  zwischen  Kindermord,   Todtgebnrt  und  der  specifischen  Sterblichkeit 
der  unehelich  gebornen  Kinder. 

10.    Die  Prophylaxe   der   proletarbchen   Säaglingssterblichkeit   und   der  Neomalthusia- 
nismus. 


1.    Das  Verhältniss  der  Säuglingssterblichkeit  zu  den 

durch  die  hauptsächlichsten  Volkskrankheiten  in 

Europa  bedingten  Todesfällen. 

üeber  das  Schicksal  der  Säuglinge  und  kleinen  Kinder  in  frühe- 
ren Zeiten  sind  nur  spärliche  Notizen  auf  uns  gekommen.  Einzelne 
und  recht  betrübende  Schlüsse  lassen  sich  ziehen  aus  dem  Erlass  von 
Gesetzen,  die  z.  Bc  von  Constantin  und  einigen  anderen  Kaisern  zur 
Steuerung  des  Kindermordes  für  noth wendig  befunden  waren,  und 
N.  F.  Bd.  IV.  1 
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Mir  timuAxk.  Obramtai  «rziU»  beOtafir,  das  i«  des  BerrscheB 

4M:i  MC  itt  vün^&^oiJkfc,  da»  dk  frttcr  m  kiidb; 

4knf^  ihn  ^P^bar  «di  aosHBMKfa  ktbes.  wefl  t^^dc  dk  Eiader 
dwirfiNrlMiitfCi  ftf  MtiMMiS  ssdL  Bei  des  cwi 
lummt  ^Am  gr^teere  Widet»toJidifalri||jfrii  gcgn  dktt  ¥riffi  doitk 
Am  MMMftt  d#r  Vertrtmog  n4  Aociwfldatiwi  tob  Ehen  od  Unk- 
iNHii  Imt  ZOT  (i0iuu4S;  die  QnfiMtiM  hat  es  sit  ndi  pä>ndit,  das 
d«r  R«fft»pier  ücImi  ab  Kiad  mit  zäUmdbertm  KnaiAdmMlkm  od 
MiamMro  in  fterfihrvag  kooint,  ta  dea  vmsttn  Filles,  ohoe  Wirkaag  n 
verapUn»,  Daipegea  eatatebea  bei  Xauinrdlkeni  schoa  Epideaiica  darch 
die  Berfthroog  mit  anKbeioeod  gaaz  geanodeo  Eoropieni,  weaa  die 
ttmUt  TOD  in  Klddern  imd  HU4kn  TerUiebeaen  Ansleckiuigaildfca  aaf 
i$Ui$i  durch  Vererbang  geicbOtzte  lodiTidoeo  die  uogexfiseiie  Wirk- 
fmmiuii  entfalten  kdooeo. 

Aueb  die  Oeschicbte  der  Blatternfleocbe,  die  rar  Baftlmnig  der 
Vaeeiaatiofi  iKich  die  ^unatuiweichUche  Kindericnuikheit^  war,  liefert 
Uli«  üur  einzeln«;  Andeotangeo  Aber  den  Cm&Dg  der  ZerstiSni^gea,  die 
ger«/le  die)ie  grriMe  Volkskrankheit  anter  den  nachwadiaenden  Geoe- 
rttiionen  veruntacht  hat 

UU:  Wirkungen  der  Seuchen-  und  Hanger-Znatiade  lassen  sich 
fleMübittb  nur  eum  analogen  ZustAnden  der  neueren  Zeit  abschätzen.  Seit- 
iUitn  rnan  i^twa»  mehr  Aufmerksamkeit  auf  das  Geschick  der  Kinder 
UamttuUii  bat,  tritt  uns  die  wohl  früher  ebenso  bestandene  aber  über- 
Msbenc  Tbataache  entgegen,  dass  alle  die  Scbftdlichkeiten ,  die  dem 
Oisdeilien  eines  ganzen  Volkes  oder  einzelner  Gesellschaftsklassen  sich 
untgitgenstellen,  ihren  unmittelbaren  Einfluss  am  fühlbarsten  geltend 
machen  in  der  abnehmenden  Geburtenzahl ,  in  der  Zunahme  der  Todt- 
güburten,  in  der  erhöhten  Kindersterblichkeit  und  im  Kindermord. 
Kbenso  lassen  sich  zahlreiche  Belege  vorführen  für  die  Behauptung, 
dasH  das  Wohlbefinden,  der  Culturstand,  Standard  of  life  und  allge- 
meine ProsperitAt,  dass  Krieg  und  Frieden,  Handelskrisen  und  d.  m. 
sich  abspiegeln  in  dem  Schicksal  der  Säuglinge  und  dass  das  Wohl 
und  Webe  dieser  nachkommenden  Generation  der  empfindlichste  Maass- 
stab ist  für  den  zeitigen  Gesundheitszustand  des  socialen  Volkslebens. 

Worin  bat  nun  die  in  früheren  Jahren  beobachtete  Nichtberück- 
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sichtigong  des  Schicksals  der  Einderwelt  seine  Ursache?    Hauptsäch- 
lich kommt  die  geringe  WerthschätzuDg  des  kindlichcD  Lebens,  die 
halte  noch  recht  drastisch  sich  geltend  macht,  hier  zur  Geltung  und 
erst  in  zweiter  Reihe  liegt  die  Ursache  in  dem  geringen  Interesse,  das 
Ton  der  Geschichtsschreibung  der  früheren  Jahrhunderte  den  socialen 
Zust&nden  der  niederen  Gesellschaftsklassen,  die  zu  allen  Zeiten  und 
in  allen  Ländern  die  Mehrzahl  der  Kinder  besessen  haben,  entgegenge- 
bracht worden  ist    Die  Geschichte  knüpfte  fast  ausschliesslich  an  Per- 
sonen und  politische  B^ebenheiten  an  und  wenn  wir  lesen,  dass  C as- 
per den  fürstlichen  und  gräflichen  Familien  der  Jetztzeit  eine  Sterb- 
lichkeit der  0 — 5jährigen  Kinder  von  nur  5,7  ^/o  nachgerechnet  hat 
gegenüber  einer  Mortalität  von  35,7  ^/o  bei  den  Berliner  Stadtarmen, 
80  wird  wohl  auch  den  älteren  Chronikschreibern  keine  äussere  Ver- 
anlassung vorgelegen  haben,  die  Kindersterblichkeit  der  früheren  Zeiten 
zu  berücksichtigen.    Ferner  spricht  mit  die  mangelhafte  Kenntniss  der 
Aerzte  und  die  erst  in  den  letzten  100  Jahren  zum  Durchbruch  ge- 
kommene Erkenntniss  von  der  Bedeutung  der  Kindersterblichkeit.  Noch 
heute  stösst  uns  bei  dem  Tode  eines  Kindes  in  den  niederen  Gesell- 
schaftsklassen dieselbe  Ergebung  auf  in  das  Fatum  des  Unvermeid- 
lichen ,  dieselbe  Zerknirschung  und  dieselbe  geringe  Kenntniss  der  Na- 
turgesetze ,  welche  früher  bezüglich  der  häufiger  vorkommenden  Volks- 
krankheiten angetroffen  wurden.    Vereinzelte  wie  gehäuft  vorkommende 
Todesfälle  werden  als  Strafen  Gottes  angesehen,  die  sich  nach  dem 
unerklärlichen  Walten  des  Schicksals  nicht  abwenden  lassen.    So  be- 
gegnet uns  heute  noch  folgende  Thatsache.    Nach  R.  Mayer  sind  in 
dem  bayrischen  Bezirksamt  Abendsberg  (Niederbayern)  in  einem  Jahre 
750  Kinder  lebend  geboren  und  360  im  ersten  Lebensjahre  wieder  ab- 
gestorben,  davon  nur  10  in  ärztlicher  Behandlung.    Aehnliches  be- 
richtet  Dr.  Roth  von  Altenburg  (V.  d.  R.  d.  G.  A.  1880,  17.  Jan.), 
Körösi    von   Pest  (Kindersterblichkeit   in   Budapest,    Berlin   1877) 
0.  s.  w. 

Die  Erkenntniss  der  anderen  hauptsächlichsten  Volkskrankheiten 
hat  jedoch  verhältnissmässig  nicht  viel  weniger  Zeit  beansprucht.  Der 
specielle  Einfluss  der  orientalischen  Pest  auf  die  Seuchenzüge  in  Europa 
lasst  sich  wissenschaftlich  genügend  nur  ausnahmsweise  vor  dem  sechs- 
zehnten Jahrhundert  feststellen;  in  dem  grossen  Begriff  der  Pestilenz 
sind  noch  Blattern,  Beulenpest,  Syphilis,  Flecktyphus  u.  s.  w.  zusam- 
mengefiasst  und  noch  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  sind  in  der  offi- 
ciellen  Mortalitätsstatistik  von  Schweden  die  Blattern  nicht  getrennt  von 
Scharlach  und  Masern  geführt.    Auch  hier  hat  es  Jahrhunderte  ge- 

1* 
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dauert,  ehe  die  ErkeDotniss  einzelner  hervorragender  Aerzte  den  Weg 
in  die  ärztliche  Praxis  und  in  die  gebildetere  Welt  zurückgelegt  hat.  — 
Der  dominirende  Einfluss  der  Kindersterblichkeit  auf  die  gesammte 
Absterbeordnuug  ist  erst  durch  Süssmilch  (1740)  und  einige  seiner 
Vorgänger  genügend  gewürdigt  worden.  J.  P.  Frank  (1788)  führt 
an,  dass  zu  seiner  Zeit  an  vielen  Orten  25 ^/o  aller  Lebendgeborenen 
im  ersten  Jahre  starben,  in  Frankreich  noch  mehr  und  dass  sogar  auf 
dem  platten  Lande  von  ](X)  Kindern  23  nach  Ablauf  eines  Jahres 
wieder  abgestorben  waren;  Peter  Camper  verlegt  bereits  vor  mehr 
als  100  Jahren  den  Schwerpunkt  auf  die  ökonomischen  Ursachen.  — 
Die  ältesten  einigermaassen  vergleichsfähigen  Mortalitätslisten  sind  dem 
Verfasser  bekannt  aus  „Rariora  naturae  et  artis,  item  in  re  medica 
1737'^  des  schlesischen  Arztes  Kundmann.  Er  berichtet:  „In  Breslau 
findet  sich,  dass  bis  zum  10.  Lebensjahr  nicht  viel  über  das  vierte 
Theil  übrig  bleiben  und  in  den  ersten  3  Jahren  die  Hälfte  wegsterben.^ 
Unter  1(XX)  Gestorbenen  waren  im  vorigen  Jahrhundert  (nach  Süss- 
milch, die  göttliche  Ordnung  etc.  IV.  Auflage  1788  und  J.  A.  Beh- 
rend,  der  Einwohner  von  Frankfurt  a./M.  1771)  im  Alter  von:  0—1 
Jahr  excl.  Todtgeburten :  Wien  326  (1728,  32,  38,  39);  Wien  273 
(1749,  51,  52,  63);  Berlin  (1727—50)  =  275;  Breslau  (1722-24)  = 
889 ;  in  6  kurmärkischen  Dörfern  201 ;  London  Ende  des  XVI.  Jahr- 
hunderts 45  ^Iq  für  die  0—5  jährigen  (Tripe)  *)•  Eine  eingehendere  Be- 
rücksichtigung der  Ursachen  von  extrem  auftretender  Kindersterblich- 
keit findet  sich  in  der  Literatur  der  dreissiger  Jahre,  zu  welcher  Zeit 
Rau,  Quetelet,  Engel,  Casper,  Marc  d^Espine,  sowie  die  an 
den  Sparkassen  und  Rentenversicherungsanstalten  betheiligten  Stati- 
stiker sich  der  Frage  näher  stellten.  Ein  umfangreicheres  vergleichs- 
fäbiges  Material  ist  zuerst  von  J.  E.  Wappäus  in  seiner  allgemeinen 
Bevölkerungsstatistik,  Leipzig  1859—61,  zusammengestellt  und  dann 
von  Oesterlen  (Handbuch  der  Statistik  1865)  und  v.  Oettingen  (Die 
Moralstatistik,  Erlangen  1874,  II.  Auflage)  erweitert  worden.  Doch 
auch  von  Oesterlen,  Oettingen  u.A.  mussten  noch  ungleiche  Zeit- 
abschnitte zu  ihren  Vorgleichen  innerhalb  der  europäischen  Staaten 
benutzt  worden.  Die  erste  Uebersicht  des  älteren  statistischen  Mate- 
rialea  ist  von  Ploss  in  den  Schmid tischen  Jahrbüchern  Band  112 
S.  323  ff.  geliefert  worden.  In  das  Jahr  1870  fällt  die  Publication 
der  0.  May  raschen  Arbeit  über  das  C!entrum  der  Kindersterblich- 
keit im  Donauflussgobiete  Süddeutschlands  (Zeitschr.  des  k.  bayer. 

1)  Dr.  Tripe  lohAtat  die  Verluite  an  „Pest*'  iu  London  in  Anfjuig  des  XVI.  Jahr- 
hinderU  «uf  So«/,.    Med.  Times  and  Q.  19.  Not.  18S1. 
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stat.  Bar.  1870  Nr.  4).  Endlich  sind  in  jüngster  Zeit  durch  den  Director 
des  italienischen  statistischen  Bureaus ,  Bodio,  die  internationalen  Zif- 
fern f&r  gleichmässige  Zeitabschnitte  in:  Movimento  dello  stato  civile, 
anni  1862—1878,  Roma  1880,  zugänglich  gemacht  worden.  Die  Li- 
teratur bis  zum  Jahre  1880  findet  sich  ziemlich  vollständig  angegeben 
in  Gerhardts  Handbuch  der  Kinderkrankheiten,  Band  I,  1881  p.  207 
bis  212. 

Auf  Grund  des  internationalen  und  zuverlässigeren  officiellen  Zah- 
lenmaterials von  Bodio  ist  es  jetzt  möglich  geworden,  die  Bedeutung 
der  Säuglingsmortalität  zu  übersehen  und  wird  der  Ausspruch  sich 
rechtfertigen,  dass  die  Säuglingsmortalität  in  ihren  einzelnen  geogra- 
phischen und  gesellschaftlichen  Centren  den  bisher  erkannten  grossen 
Culturkrankheiten  als  gleichwerthig  an  die  Seite  zu  setzen  ist. 

Die  Abhängigkeit  der  allgemeinen  Sterblichkeit  von  der  Säug- 
lingssterblichkeit ist  schon  von  G.  Mayr  durch  folgende  Tabelle  in 
das  richtige  Licht  gesetzt  worden: 

AUgemeine  Sterbeziffer.  Sterbeziffer  ohne  die  0— IjAhrigen. 

Oberfranken 24,9       Niederbayern 17,4 

Pfalz 26,2       Oberfranken 17,5 

ünterfranken 29,1       Pfalz 18,2 

Niederbayern 31,8       Oberbayern 18,4 

Mittelfranken 32,0       Oberpfalz 18,6 

Oberpfalz 32,8       Mittelfranken 19,4 

Oberbayem 35,1       Schwaben 19,5 

Schwaben 37,5       ünterfranken 20,2 

Bayern 31,4       Bayern 18,6 

Nach  Abzug  der  Säuglingssterblichkeit  sinken  die  Oscillationen 
in  der  Sterbeziffer  von  12,6  auf  2,8  ®/o. 

Gegenüber  den  besser  gekannten  grossen  Volks-  und  Cultur- 
krankheiten sind  die  Verheerungen  der  Säuglingskrankheiten  von 
hervorragender  Bedeutung.  Es  hat  J.  F.  C.  Heck  er  für  die  be- 
deutendste Volkskrankheit  des  Mittelalters,  den  „Schwarzen  Tod'\  be- 
rechnet (Edit.  Hirsch  1865  pag.  55),  dass  in  den  4  Jahren  von 
1347 — 1350  der  Menschen  vertust  sich  auf  den  vierten  Theil  der  Ein- 
wohner der  damals  bekannten  Erde  beziffere.  Von  den  105  Millionen 
Einwohnern  Europas  sollen  25  Millionen  an  dieser  furchtbarsten  und 
tödtlichsten  aller  Seuchen  gestorben  sein.  Am  meisten  hat  Italien  ge- 
litten, während  Deutschland  nur  mit  ca.  1|  Millionen  (d.  i.  pro  Jahr 
400000  von  1347—1350)  betheiligt  gewesen  sein  soll. 

Die  Verheerungen  der  Blattern ,  der  ständig  vorhanden  gewesenen 
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Kinderkrankheit ,  sind  noch  höher  anzusetzen  für  die  Länge  der  Zeit 
Weitere  Abschätzungen  über  den  Einfloss  des  Typhus,  der  Cholera, 
der  Syphilis  und  der  modernsten  Culturkrankheit  —  des  Typhoides, 
sind  noch  kaum  versucht  worden.  Jedenfalls  aber  sind  die  Ver- 
wüstungen dieser  bisher  mit  grösserer  Sorgfalt  beobachteten  Krank- 
heiten relativ  unbedeutend  gegen  die  der  Kinderdiarrhöe,  welche  heute 
als  die  Haupttodesursache  innerhalb  der  Säuglingsmortalität  in  den 
Culturstaaten  immer  und  überall  in  dem  Vordergrunde  stehend  er- 
kannt ist. 

Aus  den  Bodio^schen  Tabellen  ergiebt  sich  für  Europa  in  den 
letzten  16  Jahren  eine  mittlere  Säuglingssterblichkeit  von  über  2  Mil- 
lionen.   Der  Vorrath  an  lebenden  Kindern  ist  für  das  Jahr  1878  auf 

c.  120  Millionen,  umfassend  die  Lebensjahre  von  0 — 15,  abzuschätzen, 
wenn  man  die  Gesammteinwohnerzahl  Europa's  (nach  Bodio,  movi- 
mento  etc.  1880  pag.  X,  und  ohne  Türkei,  Portugal  und  einige  klei- 
nere Staaten  341000000)  zu  360,000,000  annimmt.  Davon  sterben 
alljährlich  nach  dem  Mittel  der  Jahre  1865— 1878  wieder  26,3  «/o  ab, 

d.  h.  also  gegen  9j  Millionen  aller  Altersklassen.    Auf  die  einzelnen 
Altersklassen  entfällt  nach  den  aus  den  Bodio'schen  Angaben  berech- 
neten  Mittelzahlen  (Pfeiffer,  L. ,   Kindersterblichkeit  in  Gerhardts 
Handbuch  der  Kinderkrankheiten ,  Band!,  1881,  Tabelle  I,  a.)  auf  die 
0 — 1jährigen  ein  Antheil  von  23,80  <^/o  der  Gesammtgestorbenen.    Es 
sterben  demnach  ungefähr  in  Europa  allijährlich  über  2  Millionen  Säug- 
linge (0—1  Jahr  alt).     Berücksichtigt  man,  dass  der  allgemeinen 
Säuglingssterbeziffer  in  Europa  von  23,80  die  sehr  günstige  in  dem  so- 
cial gesunden  Norwegen  von  18,21  gegenübersteht,  so  wird  man  heute 
nur  sagen  dürfen,  dass  al^ährlich  mindestens  5,5  ®/o  der  Säuglingstodes- 
fälle  durch  locale  und  eventuell  vermeidbare  Einflüsse  zu  Grunde  gehen, 
dass  also  mindestens  140  (XX)  Säuglinge  al^ährlich  den  nicht  noth wen- 
digen Tod  erleiden  resp.  an  Fehlern  der  Ernährung  und  Pflege  sterben. 

Ijcider  ist  es  noch  nicht  möglich ,  den  Begriff  „Säuglingssterblich- 
keit^* in  die  einzelnen  Krankheiten  und  Todesursachen  aufzulösen  und 
lie  don  socialen  Einflüssen  speciell  zukommende  Todesbedrohung  aus- 
(usondern.  Die  ärttliche  Diagnostik  ist  noch  nicht  weit  genug  nach 
ler  Richtung  hin  vorgeschritten,  wie  die  Mortalitätsstatistik  aus  den 
[auptstAdten  Preussens  in  deprimirendw  Weise  lehrt  (Quellenwerk 
ur  preussischen  Statistik :  Die  Sterbel&lle  im  preussischen  Staate  nach 
K))  Todesursachen  und  nach  Altersklassen  der  Gestorbenen  für  die 
fihra  1870—1878).  Es  schwankt  die  Sterbeiiflfer  i.  B.  für  Dmrm- 
rrnnkheileQ  Ton  4^5  ^/^  in  KSln  bis  33  Vo  ^  Berlin;  Ar  Gdiimkrank- 
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heiten  und  Krämpfe  von  IS^^U  iQ  Königsberg  bis  68,3  ^U  '^^  Köln  etc. 
Diese  Differenzen  sind  bezeichnend  für  die  heute  noch  faktisch  be- 
stehende Geringschätzung  der  kindlichen  Erkrankungen  und  nicht  allein 
auf  gewohnhcitsgemässe  Ungenauigkeiten  beim  Ausfüllen  der  Todten- 
acheine  zu  beziehen.  Jedenfalls  ist  seit  Süssmilch,  der  vor  100  Jahren 
Ton  1000  Todten  in  Berlin  noch  137,5  am  „Jammer*^  67,5  an  den 
Zähnen,  82,6  an  den  Pocken,  10,4  an  Rittein,  2,7  an  Masern  etc. 
sterben  liess,  der  Fortschritt  bei  den  Aerzten  und  dem  gebildeten 
Volke  kein  bedeutender  zu  nennen. 

Im  Allgemeinen  lässt  sich  aus  den  neuerdings  zahlreicher  und 
eingehender  gemachten  Localerhebungenschliessen,  dass  an  den  Säug- 
lingstodesfallen die  Krankheiten  der  Verdauungsorgane  mit  c.  60—70  ®/o ; 
die  der  Athmungsorgane  mit  5 — 28  ^/o ,  die  Infectionskrankheiten  aber 
nur  mit  7 — 24®/o  betheiligt  sind.  Ebenso  kann  man  sagen,  dass  die 
extreme  Säuglingssterblichkeit  bedingt  ist  durch  gehäufte  Todesfälle 
an  Diarrhöe,  Dannkrankheiten,  Krämpfen  und  an  Lebensschwäche. 
nJe  höher  die  Kindersterblichkeit  im  Allgemeinen,  um  so  grösser  der 
Procentsatz  der  an  Darmkrankheiten  im  Vergleich  zu  allen  gestorbe- 
nen Kindern**  (C.  Major,  Journal  f.  Kinderkrankheiten  LVn.  p.  187). 

In  dieser  Beschränkung  ist  ein  Vergleich  des  Kindersterbens  mit 
den  anderen  in  der  Gegenwart  sich  hauptsächlich  geltend  machenden 
Volkakrankheiten  zulässig. 

Von  allen  Todesfällen  kommen  also  in  Europa  im  Mittel  V4  9  oder 
genauer  23,8  <^/^  auf  die  Säuglinge  und  davon  wiederum  mindestens 
*/,  auf  Verdauungsstörungen. 

Demnächst  ist  die  Schwindsucht  die  verhältnissmässig  häufigste 
Todesursache  mit  ^/^  oder  14  ^/q  Betheiligung  an  der  allgemeinen 
Sterblichkeit  Hirsch  (historisch  geographische  Pathologie  1864  pag. 
57)  veranschlagt  die  mittlere  Sterblichkeit  der  Gesammtheit  auf  22  ^/^ 
und  das  mittlere  Mortalitätsverhältniss  an  Schwindsucht  zu  3  ^/o ,  was 
entschieden  sehr  niedrig  gegrifien  ist  (Paris  1839  —  50  =  4,l®/o; 
Würzburg  1852—55  =  5,7  ^o ;  New  York  1805—37  =  5,3  Vo ;  R^ein- 
pfalz  1826—29  =  7  <>/o  d.  Einwohner),  Das  daraus  resultirende  Ver- 
hältniss  von  14  ^j^  zur  Gesammtzahl  aller  Todesfälle  gestaltet  sich  für 
die  gesammte  lebende  Bevölkerung  noch  um  das  doppelte  höher,  da 
die  Schwindsucht  vorzugsweise  nur  unter  dem  erwachsenen  Theile  der 
Bevölkerung  vorkommt. 

An  acuten  Entzündungen  der  Athmungsorgane  (Lungenentzün- 
dung, Pleuritis,  Bronchitis)  sterben  ferner  c.  11  —  19®/o;  an  Krebs- 
krankheiten 2—5  0/^ ;  am  Gehirnschlagfluss  2 — 4  ®/o;  am  Typhoid  3— 
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5^/0.  Für  die  anderen  Infectionskrankheitcn  lasst  sich  eine  Mittel- 
zahl hier  nicht  anführen,  da  bei  denselben  auch  das  Säuglingsalter 
mehr  oder  weniger  betheiligt  ist. 

2.     Die  mittlere  Säuglingssterblichkeit  und  Geburten- 
ziffer in  Europa  in  den  Jahren  1865 — 1878. 

Die  nachfolgenden  aus  den  B od io 'sehen  Angaben  berechneten 
Ziffern  basiren  auf  einem  Beobachtungsmaterial  von  20  Millionen  To- 
desfällen bei  den  0 — 1jährigen  Kindern  (excl.  Todtgeborene)  bei  78^/, 
Millionen  Gesammttodesfällen.  Das  daraus  gezogene  Mittel  giebt  die 
mittlere  Säuglingssterblichkeit  für  Europa  an  auf  23,80  von  100  Gestor- 
benen und  auf  20,91  von  100  Lebendgeborenen.  Locale  Schwankungen 
finden  statt  nach  oben  und  nach  unten  um  mehr  als  das  Doppelte, 
wenn  man  die  Säuglingssterblichkeit  in  die  einzelnen  Gemeinden  oder 
in  die  kleineren  politischen  Verbände  verfolgen  kann.  Die  Differenzen 
übersteigen  das  Dreifache,  wenn  man  innerhalb  der  Gemeinden  die 
arme  und  reiche  Bevölkerung  gesondert  untersucht 

Die  einzelnen  Staaten  Europas  sind  nach  Bodio  an  diesen  Durch- 
schnittsziffern in  folgender  Weise  betheiligt: 

a.  Von  100  Lebendgeborenen   starben  1865 — 1878  in  der  Al- 
tersklasse von  0 — 1  Jahr  (voll)  wieder  ab: 

Italien  21,44;  Frankreich  16,62;  England  15,25;  Schottland  12,46;  Ir- 
land 9,48;  Preussen  21,77;  Bayern  31,62;  Sachsen  27,63;  Würtem- 
berg  32,36;  Thüringen  22,08;  Baden  27,16;  Oesterreich  25,77;  Sla- 
vonien  24,65;  Schweiz  19,83;  Belgien  17,35;  Schweden  13,69;  Nor- 
wegen 10,74;  Russland  26,54.    Mittel  =  20,79. 

Nach  den  von  G.  Mayr  zuerst  eingeführten  Klassen  ordnen  sich 
die  Staaten  je  nach  der  obigen  Durchschnittszahl  (^/o  d.  Lebend- 
geborenen): 

L  unter  15  ^/o :  Irland ,  Schweden ,  Norwegen ,  Schottland. 

n.    15— 20<^/o    in  Frankreich,  England,  Schweiz,  Belgien. 

III.  20  —  25<*/o   in  Italien,  Preussen,  Thüringen,  Slavonien. 

IV.  25 — 30 ^/o   in  Sachsen,  Baden,  Oesterreich,  Russland. 
V.    30— 25«/o   in  Bayern  und  Würtemberg. 

(Die  weiteren  4  Mayr'schen  Gruppen  bis  zu  50 — 55**/o  finden 
sich  nur  in  einigen  kleinen  Staatsbezirken  in  Würtemberg,  Baden, 
Bayern,  Thüringen,  Sachsen,  Schlesien  u.  s.w.) 

b.  Von  100  Todesfällen  entfallen  auf  die  Altersklasse  von  0—1 
Jahr  (voll)  1865-1878: 

Italien  26,43;  Frankreich  18,79;  England  und  Wales  24,76;  Schott- 
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land  19,46;  Irland  14,35;  Preussen  32,20;  Bayern  40,74;  Sachsen  30,84; 
Thüringen  32,27;  Würtemberg  44,88;  Baden  38,28;  Oesterreich  31,80; 
Croatien  27,07;  Schweiz  26,21;  Belgien  20,15;  Holland  31,11;  Schwe- 
den 21,54;  Norwegen  18,21,  Dänemark  21,17;  Finnland  27,22;  Spa- 
nien 22,93;  Griechenland  18,72;  Rumänien  20,29;  Europ.  Russland 
36,21;  Portugal  21,95.  —  Mittel  23,80. 

Es  ordnen  sich  demnach  die  Staaten  Europas  in  folgende  6  Grup- 
pen ein  nach  dem  Grade  der  Sterblichkeit  (^/^  derGesammtto- 
desfälle): 

I.    15— 20®/o  in  Frankreich,  Schottland,  Irland,  Norwegen,  Grie- 
chenland. 
U.    20—25  ^lo  in  England ,  Belgien,  Schweden,  Dänemark,  Rumä- 
nien, Spanien,  Portugal. 
IIL    25 — 30 ^/o  in  Italien,  Croatien,  Finland,  Schweiz. 
rv.    30 — 35  Vo  iß  Preussen,  Sachsen,  Thüringen,  Oesterreich,  Hol- 
land. 
V.    35—40  «/o  in  Baden  und  Russland. 
VL    40— 46<>/o  in  Bayern  und  Würtemberg. 

In  wie  weit  diese  Abstufungen  der  Säuglingssterblichkeit  in  ein- 
zelnen Ländern  und  Gegenden  beeinflusst  ist  durch  die  Menge  der  in 
den  betreffenden  Bevölkerungsgruppen  vorhandenen  gebärfähigen  Frauen, 
durch  die  Geburtenfrequenz  und  durch  den  relativen  und  absoluten 
Kinderreichthum  —  das  liegt  ausserhalb  der  hier  gesteckten  Grenzen. 
Es  sei  hier  nur  an  den  bekannten  Ausspruch  von  Wappäus  er- 
innert: 

„Bei  einer  grösseren  Geburtenziffer  ist  die  Kindersterblichkeit  auch 
im  Verhältniss  zu  den  Geburten  grösser,  gleichsam  als  wenn  der 
Werth  eines  Kinderlebens  in  umgekehrtem  Verhältniss  mit  der 
Häufigkeit  der  Erzeugung  desselben  stehe  oder  als  wenn  die  Natur 
bestrebt  wäre,  um  so  weniger  von  den  Neugeborenen  wieder  zu 
Grunde  gehen  zu  lassen,  je  geringer  ihre  Zahl  in  einer  Bevölke- 
rung ist."    (I,  pag.  216.) 

Nach  den  Bodio 'sehen  Zusammenstellungen  wurden  geboren  in 
den  Jahren  1865—1878  (excl.  Todtgeb.)  in  Frankreich  25,8,  Irland  26,7, 
Norwegen  30,3,  Schweden  30,4,  Rumänien  30,4,  Schweiz  30,8,  Belgien 
32,1,  Schottland  35,2,  England  35,6,  Holland  35,6,  Thüringen  36,6, 
Italien  37,0,  Baden  37,9,  Oesterreich  38,3,  Preussen  38,7,  Bayern 
39,4,  Sachsen  41,7,  Würtemberg  43,4  auf  je  1000  Einwohner.  Das 
Mittel  36,3  ergiebt  sich  für  28  europäische  Staaten  aus  102  Millionen 
beobachteten  Geburten.    Im  europäischen  Russland  soll  die  Ziffer  von 
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49^  vorkommen.  Noch  höhere  Geburtenziffern  sind  in  Städten  mit 
zahlreichem  Proletariat  beobachtet;  z.B.  inChemnitz  1832— 70  =  48,01  ; 
1874  <=  52^/oo<  Unter  den  schlesischen  Bergleuten  in  Beuthen  sind 
55  ^/o  0  9  in  dem  Rhöndorfe  Frankenheim  sogar  58  ^/o  o  vorgekommen. 

Der  Zusammenhang  zwischen  excessiver  Geburtenhäufigkeit  und 
excessiver  Säuglingssterblichkeit  tritt  schon  hervor  bei  einem  Blick 
auf  die  soeben  mitgetheilten  Mortalitätslisten.  --  Die  Abhängigkeit 
von  proletarischen  Zuständen  wird  bei  den  späteren  Betrachtungen 
sich  deutlicher  herausstellen.    (Siehe  auch  Abschnitt  X). 

Nehmen  wir  nach  unten  die  Grenze  der  mittleren  Geburtenziffer 
nach  der  B od io 'scher  Mittelzahl  für  Europa  zu  36,3  an,  so  ist  in 
ganz  Deutschland  das  extreme  Yerhältniss  herrschend,  leider  auch 
mit  seinen  financiellen  und  socialen  Schattenseiten.  Es  fehlt  noch  zur 
Zeit  an  zahlreicheren  und  eingehenderen  Untersuchungen  über  die  Ge- 
burtenziffer in  einzelnen  Gesellschaftsklassen.  Die  Gefahren ,  die  von 
einem  der  namhaftesten  Forscher,  von  Rümelin,  für  Deutschland  be- 
züglich der  immer  mehr  eintretenden  Uebervölkerung  geschildert  sind, 
gelten  sicher  nach  obigen  Ziffern  Bodios  nicht  allein  für  Süddeutsch- 
land; sie  resuIUren  für  ganz  Deutschland  aus  der  in  der  Gesammt- 
geburtenziffer  herrschenden  proletarischen  Geburtenhäufigkeit  und  macht 
sich  hier  ebenso  entschieden  das  sociale  Element  geltend  wie  bei  der 
Sterbeziffer.  Der  Umsatz  der  jungen  Generation  ist  durch  zahlreiche 
Säuglings-Todesfälle  und  durch  den  leichten  Ersatz  ein  so  rasdi^, 
dass  auch  die  Erwachsenen  nicht  zur  Ruhe  kommen,  während  die 
Mütter  nach  5—6  rasch  sich  folgenden  Wochenbetten  erschöpft,  krank 
und  arbeitsunfähig  werden  und  häufig  die  Armenpfl^^  belasten. 

3.    Die  excessive  und  die  proletarische  Säuglings- 
sterblichkeit 

Auf  Grund  des  internationalen  Zahlenmateriales  lässt  sich  dem 
Begriff  der  extremen  Kindersterblichkeit  etwas  näher  treten. 

Im  Wesentlichen  decken  sich  die  Begriffe  excessive  und  proleta- 
rische Säuglingssterblichkeit,  insofern  die  eine  nicht  ohne  die  andere 
Yoricommt  Für  praktische  Zwecke  ist  es  aber  sicher  angemessener, 
nach  den  Ursachen  der  excessiven  Säuglingssterblichkeit  im  Prole- 
tariat der  betroffenen  Bevölkerung  direct  zu  suchen.  Als  Ausnahme 
von  der  Regel  moss  es  gelten,  dass  auch  bei  dner  grössere  Zahl 
besser  sitoirter  Familien  eine  traditionell  hohe  GdHUteoziffer  und 
S&nglingssterbeiifier  sich  finden.  Zar  Zeit  fehlt  es  nodi  an  Bdegen 
Ar  ein  soIdieB  Vorkommnias. 
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Früher  ist  von  verschiedenen  Seiten  der  Versuch  gemacht  worden, 
die  Grenzen  der  naturgemässen  oder  vielmehr  der  erlaubten  Säug- 
lingssterblichkeit zu  fixiren.  S  u  1 1  o  n  nimmt  für  die  englischen  Städte 
eine  solche  von  über  10  ®/o  der  Lebendgeborenen  bereits  als  excessiv 
an  und  sind  seiner  Rechnung  nach  allein  1875  in  England  49107  Säug- 
linge zu  viel  gestorben;  für  ländliche  Bezirke  soll  die  Grenzzahl  noch 
niedriger  sein.  Als  Grundlage  für  seine  Berechnungen  verwendet  er 
die  Zustände  in  gut  situirten  Familien,  deren  Menge  jedoch  leider 
der  Volksmasse  gegenüber  eine  sehr  beschränkte  ist  In  Deutschland 
soll  nach  Wasserfuhr  die  extreme  Säuglingssterblichkeit  vorhanden 
sein,  wo  auf  100  Geburten  3,8  Todtgeburten  und  19  Säuglingstodes- 
fidle  sich  ereignen.  Bertillon  nimmt  für  Frankreich  17,8  ^/o  der 
Lebendgeborenen  an  u.  s.  w.  Es  sind  solche  Grenzzahlen  fQr  ganze 
Länder  ebenso  wenig  zulässig  als  fQr  einzelne  Städte,  da  sich  z.  B. 
Fabrikstädte  nicht  mit  Ackerbaugegenden  vergleichen  lassen,  da  sich 
femer  in  einer  Stadtgegend,  in  einer  Strasse,  in  einem  einzeben  Hause 
je  nach  der  Art  der  Bewohner  charakteristische  Sterbeziffern  heraus- 
stellen können. 

Wenn  Sutton  die  Ziffer  10  als  den  Ausdruck  der  erlaubten  Säug- 
lingssterblichkeit hinstellt,  müsste  auch  das  Ziel  erreichbar  sein,  den 
armen  Leuten  in  England  das  Einkommen  jener  Gesellschaftsklassen, 
die  eben  nur  10  ^/o  Säuglinge  verlieren ,  in  Zukunft  in  Aussicht  stellen 
zu  können.  Das  eine  wird  so  wenig  eintreten  als  das  andere  und  so 
werden  wir  uns  mit  den  auf  Seite  8  mitgetheilten  Bodio 'sehen  Mit- 
telzahlen aus  den  Jahren  1865—1878  als  Ausdruck  der  mittleren, 
heute  thatsächlich  bestehenden  Säuglingssterblichkeit  begnügen  müssen. 
Erst  nach  Ueberschreitung  der  Durchschnittsziffer  fQr  den  Staat,  die 
einzelne  Provinz,  den  einzelnen  Stadttheil,  oder  vielmehr  für  eine  be- 
zügliche Gesellschaftsklasse  daselbst  wird  man  von  local  -  excessiver 
Sterblichkeit  reden  können.  Jedenfalls  kann  die  Frage  nach  Aufbesse- 
rung der  Sterblichkeitsverhältnisse  nicht  auf  geographische  Gebiete  con- 
centrirt  werden ;  die  Abstufungen  richten  sich  nach  der  socialen  Schich- 
tung der  Bevölkerung  und  ist  bis  in  jedes  einzelne  Haus  hinein  zu 
verfolgen.  Ebenso  ist  sicher,  dass  auch  in  den  besseren  und  Mittel- 
klassen durch  bessere  Kinderpflege  ein  annähernd  gleicher  Procent- 
satz für  Herabminderung  der  Säuglingssterblichkeit  erreichbar  ist,  als 
in  den  unteren  Schichten.  An  den  allgemeinen  Culturschäden  sind 
auch  die  höchsten  Kreise  nicht  unbetheiligt;  es  sei  hier  nur  an  die 
verkehrte  Fütterung  mit  Kindermehlen  erinnert 

Werden  dennoch  grössere  Staatengebiete  zum  Vergleich  heran- 
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gezogen,  SO  ist  in  Europa  das  Maximum  in  Südwestdeutschland  ge- 
legen. Eingeschlossen  ist  dieses  Centrum  von  einem  Gebiet  immer 
noch  hoher  Kindersterblichkeit  in  den  übrigen  deutschen  Staaten, 
in  Oesterreich  und  Holland.  Ein  zweiter  hellerer  Ring  umgiebt  diese 
beiden  Gruppen,  concentrisch  (mit  Ausnahme  von  Frankreich)  um- 
schlossen durch  England,  Belgien,  Schweden,  Dänemark,  Rumänien, 
Spanien,  Portugal.  An  der  Peripherie  liegen  Schottland,  Irland,  Nor- 
wegen, Griechenland  und  Frankreich. 

Geht  man  weiter  in  das  Detail  der  Statistik  ein,  so  finden  sich 
die  eigentlichen  Centren  der  Säuglingssterblichkeit  in  einzelnen  Ge- 
meinden und  Bevölkerungscomplexen  bedingt  durch  das  traurige  Schick- 
sal der  auf  der  untersten  Gesellschaftsstufe  geborenen  Kinder.  Das 
Extrem  wird  repräsentirt  durch  die  Sterbeziffern  für  die  von  den  El- 
tern verlassenen  Kinder  in  der  Umgegend  von  Paris,  Marseille,  Pe- 
tersburg und  in  den  Findelanstalten. 

Frankreich,  dessen  Bewohner  von  sich  behaupten,  an  der 
Spitze  der  Cultur  zu  marschiren,  zeigt  uns  bezüglich  der  Säuglings- 
sterblichkeit auch  die  Schattenseiten  der  modernen  Cultur  in  ausge- 
sprochener Weise. 

Bei  Gelegenheit  des  internationalen  Congresses  für  Gesundheits- 
pflege in  Paris  (August  1878)  ist  die  Hygieine  der  Neugeborenen  von 
Frankreichs  besten  Forschern  mit  sorgfältiger  Vorbereitung  discutirt 
worden.  Durch  Bertillon  wurden  dem  Congress  ausführliche  karto- 
graphische Darstellungen  aller  bezüglichen  Fragen  vorgelegt  —  Die 
höchste  allgemeine  Eandersterblichkeit  findet  sich  in  Frankreich  in 
einem  Ring,  der  Paris  umgiebt,  welche  Stadt  selbst  weniger  betroffen 
ist.  Ein  zweiter  verdächtiger  Ring  findet  sich  in  dem  Bassin  der 
Rhone,  die  Städte  Lyon  und  Marseille  umfassend.  Daran  ist  die  so- 
genannte Ammenindustrie  schuld,  nach  deutschen  Begriffen  die  Engel- 
macherei  bei  schlechten  Ziehmüttern  der  Provinz ,  der  für  Paris  allein 
durchschnittlich  15  (XX)  Todesfälle  von  0— 1jährigen  Kindern  zur  Last 
fällt  Im  Departement  de  la  Seine  sind  nach  Husson  (Journal  de 
statistique,  Novembre  1870)  von  53921  Geborenen  nur  33872  im 
Jahre  1870  zurückgeblieben,  von  denen  8250  im  ersten  Lebensjahr 
(24,36  <^lo)  starben.  Was  wird  aus  den  20049  aufis  Land  in  Pflege 
gegebenen  Kindern ?  —  Es  erzählen  M o n o t ,  Blot,  Bertillon,  Bro- 
chard,  Devilliers,  Vacher  und  noch  viele  andere  Aerzte,  dass 
deren  mindestens  15000  ihren  ersten  Geburtstag  nicht  erleben,  dass 
in  einzelnen  Districten  mit  Ammenindustrie  sogar  die  Sterblichkeit 
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der  petits  parisiens  auf  90  ^|o  ansteigt,  abgesehen  von  den  Todes- 
fillen,  die  auf  der  Reise  schon  vorgekommen  sind. 

Äehnliches  und  diese  Angaben  Bestätigendes  wird  von  Petersburg 
berichtet  E.  Busch  (Ergänzungen  der  Materialien  zur  Geschichte  . . . 
Gemeinden  in  Russland  I.  S.  163)  führt  an,  dass  in  den  finnischen 
Dörfern  mit  Findelkindern,  in  denen  die  Mütter  als  Aromen  füngieren, 
nicht  nur  die  eigene  Progenitur  zurück  geht,  sondern  auch  die  allge- 
meine Kindersterblichkeit  grösser  ist  als  in  Dörfern  ohne  Findelkinder. 
In  den  Jahren  1810  bis  1864  waren  von  den  632050  in  Petersburg 
geborenen  Kindern  34,8  ^1^  ins  Findelhaus  gegeben  und  von  diesen 
gingen  allein  1863  24491  als  Zöglinge  aufs  Land.  Es  starben  allein 
1861  von  3164  neugeborenen  Kindern: 


In  Dörfern 

bb  inr 
4.  Woche 

4. — 6. 
Woche 

6.-8. 
Woche 

2.-3. 
Monat 

3.-6. 
Monat 

6.— 12. 
Monat 

ohne  Findelkinder 
mit  Findelkindern 

6"/. 
7'lo 

8 
9 

10 
12 

14 
16 

20 
25 

31 
35 

Der  Staat  Frankreich  hat  nach  Bodio  1865—77  eine  Säuglings- 
sterblichkeit von  18,79.  Paris  ^  hat  1872—74  eine  solche  von  18  «/o 
der  Todesfälle.  Günstig  gestellt  sind  einzeloe  Departements  mit  11 
—13^/09  ansteigend  auf  20 — 22®/o  in  der  region  perimMiterran^enne. 
Bertillon  nimmt  für  Frankreich  als  Mittel  17,8  ®/o  der  Geborenen  an 
und  behauptet,  dass  bei  dieser  in  allen  Departements  herrschenden 
Säuglingssterblichkeit  allein  15000  Säuglinge  weniger  sterben  würden  in 
Frankreich.  Die  Säuglingssterblichkeit  hat  dabei  ständig  seit  1849  zu- 
genommen, die  Geburtenhäufigkeit  aber  abgenommen  und  führt  Bertillon 
als  eine  von  ihm  entdeckte  Eigenthümlichkeit  der  französischen  Nationa- 
lität an,  dass  in  den  Departements,  in  denen  der  Grund  und  Boden 
unter  viele  Bewohner  vertheilt  ist,  die  geringe  Säuglingssterblichkeit 
und  die  niedere  Geburtsziffer  herrschen,  hingegen  in  den  Departements 
mit  mehr  grossem  Grundbesitz  die  zahlreichen  Geburten  und  Todes- 
fälle. So  haben  die  Departements  mit  285  Grundbesitzern  auf  1000 
Einwohner  eine  Geburtenziffer  von  24,  bei  240  Grundbesitzern  von  26, 
bei  nur  177  Grundbesitzern  (und  zahlreichem  Proletariat)  von  28  auf 
1000  Einwohner. 

Diese  zunehmende  Säuglingssterblichkeit  und  abnehmende  Gebur- 
tenfrequenz giebt  den  französischen  Socialpolitikern  Grund  zu  ern- 
sten Bedenken  und  zu  Ermahnungen  an  die  vorsichtigen  Väter  da- 
selbst Das  Ein-  und  Zweikindersystem  führt  zu  grossen  pekuniären 
Ersparnissen,  bedroht  aber  die  militärische  Machtstellung  Frankreichs. 

1)  Rapport  an  congris  international  d'hygi^ne.     Parti  1878. 
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BertilloD  betont  dabei,  dass  in  Frankreich  grosse  Summen  ins  Aus- 
land wandern  durch  Betheiligung  an  den  Anleihen  fremder  Staaten, 
während  in  Deutschland  diese  Summen  für  die  Erziehung  der  zahl- 
reich vorhandenen  Kinder  angelet  werden.  Er  berechnet,  dass  Deutsch- 
land bei  einer  Geburtenziffer,  die  der  von  Frankreich  entsprechen  würde, 
alljährlich  i  Million  Kinder  weniger  produciren  würde,  als  dies  der 
Fall  ist ;  er  schätzt  die  Erziehungskosten  von  343000  am  Leben  Blei- 
benden bis  zum  20.  Lebensjahr  auf  1030  Millionen  Mark,  welche  in 
Frankreich  erspart  werden ,  während  Deutschland  allein  an  Amerika 
gegen  300  Millionen  Mark  auf  die  oben  angedeutete  Weise  zahlen  soll 

In  Frankreich  fängt  man  desshalb  an,  zunächst  immer  mehr  Werth 
auf  die  Verbesserung  des  Jjooses  der  unehelichen  und  Findelkinder  zu 
legen,  um  dem  drohenden  Stillstand  in  der  Bevölkerungsbew^ung  und 
der  Gulturstellung  zu  begegnen. 

Ferner  schuldigt  Bertillon  die  Ignoranz  der  französischen  Bäuerin- 
nen an  und  will  nicht  gestatten,  dass  Klima  und  Rasseeigen thüm- 
lichkeiten  die  Ursache  sind ,  wenn  in  Frankreich  auf  dem  Lande  150 
Kinder  sterben,  während  die  im  Lesen  und  Schreiben  gut  erfahrenen, 
ihre  Kinder  selbst  stillenden  schwedischen  Bäuerinnen  entsprechend 
nur  100  verlieren. 

In  Süddeutschland  findet  sich  das  Maximum  der  Säuglings- 
sterblichkeit im  Flussgebiete  der  Donau,  dringt  in  einem  breiten  Strich 
auf  das  linke  Donauufer  über  den  schwäbischen  und  fränkischen  Jura 
hinaus  bis  zum  bayerischen  Wald  vor;  der  von  SW.  nach  NO.  fort- 
schreitenden Erweiterung  setzen  die  Gebirgszüge  der  Alpen  und  des 
Böhmerwaldes  eine  convergirende  Grenze.  Innerhalb  dieses  Gebietes 
culminirt  die  Kindersterblichkeit  an  zwei  Stellen;  einmal  in  der  Ge- 
gend der  Vereinigung  der  Altmühl  mit  der  Donau,  und  beträgt  die 
Kindersterblichkeit  in  der  Gegend  zwischen  Eichstädt,  Ingolstadt  und 
Regensburg  in  den  Jahren  1862|63  bis  1868|69  bis  über  50%  der 
lebend  Geborenen;  der  zweite  Culminationscomplex  erstreckt  sich  als 
bandartiger  Streifen  von  der  Gegend  des  Inn  in  das  Württembergische 
hinein  mit  fast  ebenfalls  50  ^/q.  Nach  Süden  findet  ein  rascher  Ueber- 
gang  nach  der  günstig  situirten  Alpengegend,  nach  Norden  ein  allmäh- 
liger  Uebergang  zu  der  relativ  besser  situirten  Gegend  des  Elsass 
und  Oberfrankens  hin  statt  (G.  Mayr^  Zeitschr.  d.  k.  bayer.  Statist. 
Bur.  1870,  Nr.  4). 

In  Sachsen  betrug  in  den  Jahren  1865 — 70  (V.  Jahresbericht  des 
Landesmedicinalcollegiums  pag.  50)  die  mittlere  Säuglingssterblichkeit 
27  ®/o  der  Lebendgeborenen.    Kein  Amtsbezirk  des  Königreichs  erreicht 
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die  in  Bayern  und  Württemberg  vorkommende  Höbe  von  45  ^/o ,  nur 
der  Amtsbezirk  Ostritz  hat  44  ^/o,  während  der  Amtsbezirk  Markneu- 
kirchen  nur  15  ^/o  hat  Diejenigen  Districte  im  Westen  des  Landes 
und  in  der  südlichen  Lausitz,  welche  die  grösste  Kindersterblichkeit 
haben,  feülen  ziemlich  genau  mit  denen  zusammen,  in  denen  die  Tex- 
tilindastrie  nnd  zwar  als  Hausindustrie  herrscht  Diese  Gegenden 
haben  anch  die  abnorm  hohe  Oeburtenziffer  von  50  und  55  ^/oo  Em 
wihrend  in  den  ackerbantreibenden  Districten  diese  Ziffer  nicht  über 
36  hinausgeht  —  (Für  Preussen  sind  dem  Verfasser  die  Ziffern  für 
kleinere  Verwaltungsbezirke  nicht  zugänglich.  Von  100  Lebendgebor- 
oen  sterben  1870  —  78  Säuglinge  im  Mittel  25,0,  im  Reg.  Bezirk 
Stade  13,22  ansteigend  auf  41,6  in  Berlin  und  44,3  in  Sigmaringen 
Preoss.  Statistik  LV.) 

In  Thüringen  haben  die  Altenburgischen  Bezirke  die  höchste 
Säuglingssterblichkeit,  welche  in  gleicher  Weise  nach  den  Industriebe- 
zirken Sachsens  und  in  den  Bezirk  Greiz  sich  fortsetzt.  Das  Mini- 
mum liegt  im  Oebirge  und  im  Eisenacher  Kreis  (Krause,  Gorrespon- 
densblätter  d.  ärztlichen  Vereins  von  Thüringen,  1879,  Nr.  4).  Der 
Ostkreis  Altraburg  hat  geschlossenen  Grundbesitz,  ziemlich  entwickeltes 
Zweikindersystem  und  viel  uneheliche  Geburten  (Siehe  auch  Abschnitt  X). 

England  ist  Repräsentant  der  Staaten  mit  niedriger  Sterbeziffer 
für  die  Säuglinge.  Die  Verhältnisse  liegen  hier  insofern  eigenartig, 
als  in  Grossbritannien  von  den  35  Millionen  Einwohnern  allein  gegen 
10  Millionen  in  den  Städten  von  mindestens  5(XXX)  E.  zusammenge- 
drängt sind.  England  speciell  hat  die  grösste  Anzahl  von  Städtebe- 
wohnem,  bis  zu  82  ^|o  in  einigen  Grafschaften.  Von  den  938  Städten 
Englands  liegen  allein  1(X)  in  der  Grafschaft  Lancashire.  In  ganz 
England  ist  seit  20  Jahren  die  Säuglingssterbeziffer  auf  15%  der 
Lebendgeborenen  stehen  geblieben;  eine  Vermehrung  ist  nur  in  Städ- 
ten vorgekommen,  z.  B.  in  London  von  15,5  in  den  Jahren  1851—60 
auf  16,2  in  den  nachfolgenden  Jahren  (Sutton,  Infant  mortality, 
London  1876). 

In  der  Grafschaft  Lancashire  hatten  1876  die  mehr  Ackerbau- 
treibenden nördlichen  Districte  die  Ziffer  13,0,  die  Manufacturstädte 
Wigan  mit  Umgebung  dagegen  23,1;  A8hton24,3;  Preston24,l,  Lan- 
cashire 17,6  (London  nur  16,1).  Die  Detailuntersuchung  ergiebt  fer- 
ner, dass  in  England  nicht  eo  ipso  für  die  städtischen  Bevölkerungen 
eine  hohe  Ziffer  vorhanden  sein  muss.  Nach  Sutton  sind  die  Oscil- 
lationen  in  der  Höhe  der  Sterbeziffer  für  ländliche  Bezirke  beinahe 
ebenso  bedeutende  als  in  den  Städten,  schwankend  für  erstere  von 
9,0 — 24,1,  also  mit  einer  Differenz  von  13,1  im  Procentsatz.    Für  die 
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Städte  Steht  Stratford  on  Avon  mit  11,3  der  Manufacturstadt  Ashton 
mit  24,3  gegenüber,  also  ebenfalls  mit  einer  Differenz  von  11,0.  —  (Die 
amerikanischen  Städte  haben  dagegen  auf  100  Todesfälle  z.  B.  in 
Chicago  die  Ziffern  54,12,  Salt  Lake  city  53,52;  Brooklyn  47,80,  St. 
Francisco  34,32;  New  Yorki  31,34  u.  s.  w.  für  die  0—5  jährigen  (1) 
Kinder  nach  J.  T.  Nagle  0.  Rückschlüsse  auf  die  Gesundheitsverhält- 
nisse der  deutschen  Städte  und  auf  die  sociale  Stellung  der  deutschen 
Fabrikarbeiterkinder  sind  jedoch  aus  den  englischen,  uns  noch  günstig 
erscheinenden  Ziffern  nicht  ohne  Weiteres  gestattet.  Die  Geburten- 
ziffer ist  in  Deutschland  viel  grösser  als  in  England,  der  Vorrath  an 
Kindern  ein  viel  bedeutenderer  und  dem  entsprechend  die  Säuglings- 
sterblichkeit z.  B.  von  Chemnitz  mit  36,0  relativ  nicht  schlimmer  als 
die  für  Ashton  mit  24,3,  wenngleich  a  priori  zu  wünschen  wäre,  dass 
für  eine  Reihe  deutscher  Städte  die  Salubritätseinrichtuugen  vieler 
englischen  Städte  zur  Herabminderung  der  deutschen  Kindersterblich- 
keit könnten  nutzbar  gemacht  werden. 

Aus  Irland  mit  seiner  ganz  abnorm  niedrigen  Säuglingssterblichkeit 
sind  dem  Verfasser  leider  keine  eingehenden  Untersuchungen  bekannt. 

4.    Die  Säuglingssterblichkeit  der  Städte. 

Für  die  Städte  existirt  leider  noch  kein  so  vergleichsfähiges  Zah- 
lenmaterial, als  das  für  die  Staaten  von  Bodio  gelieferte.  Körösi 
hat  für  eine  Anzahl  derselben  die  Kindersterblichkeit  zusammenge- 
stellt, denen  wir  noch  einige  weitere  Daten  anreihen  konnten.  Es 
betrug  die  Sterblichkeit  der  0 — 5  Jahre  alten  Kinder  pro  100  Todes- 
fälle (Bodio's  Mittel  für  Europa  1865—78  =  40,11)  in  den  folgenden 
Städten : 

Paris  1872  —  74  =  30,82;  Frankfurt  a./M.  1851—75  =  31,61 
(1876—79  =  39,10);  Brest  1878  =  31,05;  St.  Petersburg  1866—72 
=  32,50;  Turin  1865—74  =  32,93;  Mailand  1870—74  =  32,53; 
Prag  1865—74  =  33,86;  New-Orieans  1875  =  34,13;  Amsterdam 
1820—49  =  34,4;  Marseille  1878  =  35,3;  Lüttich  1875  =  38,01: 
Neapel  1878  =  36,41;  Leipzig  1850—75  =  38,75  (1876  ==  45,18); 
Rom  1871—74  =  40,40;  Brüssel  1875—76  =  40,25;  Weimar  1876— 
79  =  40,31;  Moskau  1865—74  =  40,43;  Bukarest  1868-74  =  41,28; 
Cassel  1876  =  41,62;  Boston  1864-74  =  42,00;  Neapel  1863—74 
=  42,27;  Wien  1865— 74  =  42,81;  London  1865-74  =  43,49;  Würz- 
burg 1876  =  43,6;  Stockholm  1861—73  =  41,14;  Christiania  1854 
—70  =  44,40;  Erfurt  1849—69  =  44,34;  Palermo  1854-70  =  45,47 ; 

1)  Magie,  John  T.,  Summary  of  births,  marriages  &Cy  1878 — 1879 ,  New  York, 
Bermingham  u.  Co.     1879. 
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Christiania  1878  =  45,35;  Dresden  1877—79  =  46,31;  Basel  1878 
=  45,78;  Venedig  1865—74  =  46,54;  Gent  1857—65  =  46,99;  Bre- 
men 1876  =  47,48;  Hamburg  1876  =  48,40;  Moskau  1878  =  48,11; 
Hannover  1876—77  =  48,49;  Nürnberg  1877—78  =  48,70;  Danzig 
1876—77  =  48,97 ;  Cöln  1870—74  =  48,49;  Haag  1860—74  =  48,80; 
New-York  1866—77  =  49,35;  Elberfeld  1876—79  =  49,41;  Triest 
1878  =  49,45;  Budapest  1872—75  =  50,07;  Breslau  1874—75  = 
50,03  (1876—79  —  53,2);  München  1868—74  =  50,13  (1876—79  = 
5^2);  Altona  1876—78  »  51,45;  Königsberg  1877  <»  50,50;  Buenos 
Ayrea  1878  ->  50,23;  Triest  1865—74  =  51,42;  Altenburg  1878  = 
51,40;  8t.  Loois  1871—74  »  52,96;  Rotterdam  1860—74  -»  53,57; 
Ldcester  1878  ^  53,85;  Berlin  1869—73  =  55,31  (1876—79  — 
58,12);  Stattgart  1876  =  56,44;  Duisburg  1876—79  =  59,81;  Alex- 
aodrien  1877— 79  -»59,13;  (Egypten  aUein  1877—79  =61,05);  Mon- 
treal, Ganada  1878  =  60,79;  Chemnitz  183^—70  =  63,  68;  Apolda 
1876  —  64,92. 

Die  0 — Ijfthrigen  Kinder  haben  folgende  Mortalität: 
England,  \  der  Lebend-Geborenen: 

Portsmoath  1871—75  =»  14,3;  Bristol  1871—75  »  15,8;  London 
1871—75  — '  16,1  (Bezirke  Magfar,  Stratham  9,9) ;  Oldham  18,0 ;  Bir- 
mingham 18,2;  Hall  18,4;  SheMeld  18,7;  New  Castle  o.  T.  19,4; 
Manchester  19,8;  Leeds  20,1;  Leicester  22,8;  Liverpool  22,9. 
Auf  100  Todesfälle  entfallen  femer  Säuglingstodesfälle: 
Italien.  Tarin  1865—74  18,77;  Mailand  1870—74  20,73;  Rom 
1871—74  21,87;  Neapel  1863  —  74  22,33;  Palermo  20,86;  Venedig 
1865—74  19,51. 

Rassland.   Moskau  1865—74  29,24;  Petersburg  1866—72  19,88. 
Schweden-Norwegen.   Stockholm  1861 — 73  29,25;  Christiania 
1854—70  24,37. 

Amerika.    New-Tork  1871—72  29,81;  Boston  1864—74  25,50; 
N.-Orlean8  1875  20,64. 

Holland-Belgien.    Rotterdam   1860—74  33,20;  Haag  1860— 
74  32,50;  Brüssel  1875—76  24,42. 

Oesterreich-Ungarn.    Prag  1865—74  27,15;  Wien  1865—74 
30,29;  Pest  1872-75  31,32. 

Deutschland.  Stuttgart  1876  =  42,74;  München  1876  —  79 
—  46,64;  Wttrzburg  1876  =  30,1;  Nürnberg  1877—78  =  37,4;  Ber- 
tin 1876—79  =  43,79;  Apolda  1876  =  45,6;  Chemnitz  1832—70  — 
48,01;  Königsberg  1877  =  42,5;  Elberfeld  1876—79=  28,2;  Breslau 
1876—79  -^  38,9;  Bremen  1876  =  39,35;  Hamburg  1876  =  35,10; 
Danrig  1876—77  —  33,99;  Frankfurt  a.|M.  1876—77  «=  25,92;  Dres- 
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den  1877-79  =  34,11;  Hannover  1876—77  =  39,41;  Weimar  1876 
—79  =  31,09. 

Ausführliche  Berichte  über  147  deutsche  Städte  liegen  Tor  tob 
Dr.  Geissler  aus  den  Jahren  1877— 18S1  in  dem  „Arbeiterfreoiid*. 
Auffallend  und  noch  nicht  genügend  erklärt  ist  die  günstige  Stdlnag 
der  rheinischen  Fabrikstädte  und  die  Sterblichkeit  in  den  .dortigea 
Proletarierkreisen. 

Der  kinderverzehrende  Einfluss  der  grossen  Städte  erhellt  aus  dea 
folgenden  Betrachtungen.  Schon  im  Jahre  1 737  theilt  Dr.  KoDdmani 
mit,  dass  in  Breslau  für  die  181  Jahre  von  15&5  bis  1735  gegea 
54000  Menschen  mehr  gestorben  als  daselbst  geboren  sind.  Ist  anch 
der  Kinderreichthum  in  den  Städten  ein  relativ  geringer  und  rekrutiit 
sich  die  nachwachsende  Generation  der  Hauptsache  nach  vom  plattes 
Lande  her,  so  ist  doch  die  absolute  Zahl  der  vorhandenen  Kinder  bei 
dem  ständigen  Anwachsen  der  Städte  schon  eine  immer  grössere  Ge- 
fiihrdung  für  die  in  einem  Staate  vorhandene  Gesammtkinderwdt 
Nach  Behm  und  Wagner  (die  Bevölkerung  der  Erde,  Gotha  1880) 
findet  sich  in  Europa  allein  *  ,o  der  gesammten  Bevölkerung  in  dea 
Städten  von  (>OlH.M.>  Einwohnern  und  mehr,  zusammengedrängt.  Davon 
entfallen  auf  Deutschland  36  Städte  mit  4792491  E.,  auf  Grossbri- 
tannien 43  mit  10  Millionen«  auf  Frankreich  26  mit  4]  Millionen  o.  &  w. 
In  den  3  Hauptgebieten  hoher  Bevölkerungsdichtigkeit  überhaupt,  in 
Centraleuropa  mit  Italien  und  Grossbritannien,  in  China  und  in  Indien 
wohnen  beinahe  |  aller  vorhandenen  Menschen  zusammen  auf  einon 
Flächenraum,  der  kaum  i  der  Erdoberfläche  ausmacht. 

Spiegelt  sich  nun,  wie  wir  später  sehen  werden,  das  Gescbidc 
unserer  Mitmenschen,  Lust  und  Leid  der  lebenden  und  dahingegan- 
genen Generationen,  am  ehesten  in  dem  Geschick  der  jüngsten  wider- 
standslosen Weltbürger  ab,  so  geben  obige  Ziffern  auch  einen  Anhalt, 
wie  durch  das  Leben  und  Sterben  der  Kinder  in  den  Grossst&dten 
ein  Gradmesser  für  das  Auf-  und  Abwogen  des  socialen  Wohlbefindens 
gegeben  ist,  der  genauer  wie  kein  anderer  die  jeweilige  Lebensenerigie, 
den  Zustjind  de^  physischen  und  dem  entsprechend  auch  des  psychi- 
schen ProsiMjrirens  anzeigt. 

In  städtischen  Bevölkerungen  wiederholt  sich  die  berdts  berührte 
Eigenthümliohkeit ,  dass  sich  Centren  mit  cumulirter  Sterblichkeit  in- 
nerhalb der  Gebiete  hoher  Säuglingssterblichkeit  bilden.  Die  sociale 
Schichtung  und  Gruppirung  im  Verein  mit  Mangel,  die  gewohnheits- 
gemässo  schlechte  Ernährung  oder  auch  die  Geringachtang  des  zahl- 
reich verschwindenden  und  rasch  sich  ersetzenden  Nachwuchses  sind 
die  innern  Ursachen  der  abnormen  Sterblichkeit  in  diesen  Gentrea. 
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80  fiodea  sich  in  tillea  Mittel-  und  Grossstüdteii  einzelne  Stadttbeile, 
in  deocD  die  wohlhaheiideu  Klassen  zusammen  wohnen  mit  abnorm  nied- 
riger Geburtenziffer,  seltenen  Tüdlgebtirtcn  nnd  günstiger  Säugliugs- 
fttetblichkeit.  Die  von  den  gering  bemittulten  Klassen  bewohnten 
Strasse  und  Stadiwinkel  haben  durchweg  die  entgegengesetzten  Ver- 
hültnisse.  Um  die  Städte  herum  zieht  sich  wiederum  ein  Ring  stär- 
kerer Sterblichkeit  in  den  Vorstädten  und  Arbetterdörfern;  der  Ring 
wird  Dar  durchbrochen,  vu  sich  die  Villen  der  reicheu  Stadtbewohner 
dichter  zusamnicnfiaden.  Mit  weiterer  Entfernung  vom  Centrum  macht 
sich  mehr  und  mehr  die  Eigen thümlicbkeit  der  ackerbautreibenden 
Bevölkerung  geltend,  die,  weil  sesshaft  und  selbständig,  weniger  Kin- 
der produciren,  relativ  und  absolut  aber  ihre  Mission,  für  die  Regene- 
ration des  Staates  und  der  Städte  zu  sorgen,  durch  durchgehends  bes- 
sere KoDservirung  der  Geborenen  erfüllen.  Vor  Einführung  der  Frei- 
rfigigkeit  und  Verehdichungsfreibeit  konnten  sich  die  Städte  eine  gün- 
Blige  Sterbeziffer  dadurch  sichern,  dass  die  armen  und  kinderreichen 
Familien  vor  den  Thoreu  und  in  den  Vororten  wohnen  mussteo  (z.  B. 
,  HaoDover  (32,7  »l,)  mit  Linden  (38,4  "|o  1H74),  Frankfurt  mit  Bornheim 
I  uud  Sachsenhauseu  u.  s.  w.).  Dagegen  macht  sich  jetzt  immer  aulTal- 
Icnder  geltend ,  wie  die  Kindersterblichkeit  mit  den  armen  Leuten  in 
die  Städte  einzieht;  in  der  Stadtluft  wird  dieselbe  noch  gesteigert  und 
erscheint  dem  entsprechend  das  „Land"  noch  gesünder  als  frUher. 

5.    Beziehungen  der  Säuglingssterblichkeit  zum  Kosten- 
aufwand für  das  Wochenbett  und  die  Kinderpflege, 
lu  den  nachfolgenden  Zeilen  hotfen   wir  Belege  für  die  Behaup- 
tung beizubringen,  dass  die  Säuglingssterblichkeit  sich  ganz  eutspre- 
chcDd  dem  Aufwand  an  Geld  (und  an  verständnissvoller  PÜege)  ge- 
I    ^likllct,   welchen  die  Eltern  je  nach  ihrer  gesellschaftlichen  Stellung 
■^■Anbringen  im  Staude  Bind. 

^^^K Schon  Casper  hat  den  s.  Z.  ao  viel  Aufsehen  erregenden  Ver- 
^^^Hch  zwischen  der  Sterblichkeit  in  fürsthchen  und  gräflicheu  Familieo 
pd^KKTBeits  und  unter  den  Berliner  Sladtarmen  andrerseits  gemacht;  das 
Verliältuiss  stellte  sich  auf  57  ;  S^iö^/uü  Gestorbene  heraus  für  dieO  — 
öj&brlgOD  Kiuder.  „Man  erstaunt,  wenn  man  hier  sieht,  wie  viel 
einv  glückliche  äussere  Stellung,  wie  sie  Macht,  Ehre  und  jeden  Le- 
beosgenuss  gewährt,  auch  für  die  eigentliche  Verlängerung  des  Lebens 
nmiAg."  Die  mittlere  Lebensdauer  der  hier  betrachteten  Fürsten 
Grafen  betrug  bO,  die  der  Berliner  Almosenempfänger  32,06  Jahre. 
Id  der  Stadt  Erfurt  starben  nach  Wolff }  in  den  Jahren  1848— 
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1869  von  100  Kindern  der  Altersklasse  0—1  Jahr,  bei  den  unehelich 
Geborenen  35,2;  von  Kindern  des  Arbeiterstandes  30,5;  des  Mittel- 
standes 17,3;  der  höheren  Stände  8,9;  im  Mittel  24,4.  Setzt  man  die 
Kindersterblichkeit  der  höheren  Stände  gleich  1,  so  starben  im  Mit- 
telstand 1,9,  im  Arbeiterstand  3,4,  von  den  unehelichen  Eandern  3,96.  — 

Aehnliche  Thatsachen  sind  in  neuerer  Zeit  vielfach  bekannt  ge- 
macht worden. 

In  Halle')  betrug  nach  Conrad  die  Säuglingssterblichkeit  fCir 
die  höheren  Stände  11,75  ^/o;  bei  Subalternen  und  kleinen  Händlern 
23,56;  bei  Handwerkern  24,42  und  bei  Arbeitern  20,64. 

In  Bordeaux  beträgt  nach  Marmisse  die  Säuglingssterbeziffer 
bei  den  wohlhabenden  Bürgern  7,6  ®/o  gegenüber  der  Ziffer  von  c.  20 
für  ganz  Frankreich.  Für  einige  Gegenden  des  Rhonedepartements 
mit  vorwiegendem  Ackerbaubetriebe  giebt  Devilliers')  sogar  nur 
die  Ziffer  b^j^  an. 

In  Köln  sterben  nach  Schwartzl.  c.  den  Eltern  mit  einem  Ein- 
kommen bis  zu  600  Mark  29  Vo  der  Säuglinge,  bei  600-1500  Mark 
Einkommen  25  »/^ ;  bei  1500—3000  =  18  ^1^ ;  über  3000  M.  nur  15  ^1^. 

lieber  die  Lebenserwartung  der  unehelichen  und  sonst  in  Pflege 
gegebenen  Kinder  sind  schon  viele  Daten  gegeben  worden ;  in  der  Um- 
gegend von  Paris»)  erleben  von  100  solcher  Pflegekinder  nur  75 — 90 
den  ersten  Geburtstag. 

Die  grosse  Sterblichkeit  der  arm  geborenen  Kinder  kommt  haupt- 
sächlich in  den  Familien  zur  (reltung,  die  wenig  Geld  und  auch  we- 
nig Zeit  auf  die  Erziehung  verwenden  können,  sei  es  wegen  bereits 
zahlreicher  vorhandenen  Kindersegens,  sei  es  wegen  Schwankungen  im 
Erwerb,  wegen  unordentlichen  Lebenswandels,  oder  wegen  Indolenz 
u.  s.  w.  Neben  dem  Geldpunkt  kommt  als  gleich  wichtiges  Moment 
die  Art  der  Ernährung  in  Betracht. 

In  den  Staaten  mit  günstiger  Durchschnittssterblichkeit  für  die 
Säuglinge,  in  Norwegen,  Schweden,  Irland  ist  nach  Vacher^) 
das  Selbststillen  der  Mütter  fast  absolute  Regel.  In  der  Umgegend 
von  Paris,  wo  sich  oft  4 — 6  Säuglinge  in  die  Brust  einer  Amme  theilen 
sollen,  sterben  75 — 90  ^/q.  In  dem  süddeutschen  Centrum,  in  Nie- 
derbayern und  der  Oberpfalz,  wo  das  Selbststillen  Ausnahme  ist, 
beträgt  die  Säuglingsmortalität  bis  zu  50  ^j^;   während  in  Ober- 

1)  Conrad,  J. ,  Sammlang  national,  n.  stat  Abhandlgn.  I,  2.  Heft  1877. 

2)  Devilliers,  rapport  de  la  commission  de  Thygi&ne  de  l'enfance  1877. 

8)  Monot,C.  (de  Montsanche,  chateau  Ni^vre),  De  la  mortalitä  excessive  des 
enfants.     Gekrönte  Preisschrift  1872. 
4)  Gaiette  de  Paris  1870. 
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franken  (Kronach,  Ludwigstadt),  wo  fast  alle  Kinder  gesäugt  wer- 
den, trotz  Armuth,  trotz  weniger  intensiver  Frömmigkeit  und  trotz 
des  rauhen  Klimas  nur  25^0  sterben  (nach  Majer^).  Ebenso  wird 
die  hohe  Kindersterblichkeit  in  Württemberg  von  Glcss^)  allein 
auf  verkehrte  Kinderpflege  zurückgeführt.  „Das  ist  der  kindesmör- 
derische schwäbische  Mehlbrei ,  die  Haupt-  und  Lieblingsfütterung  der 
Säuglinge  unseres  Landvolkes,  das  gerade  Gegentheil  von  alle  dem, 
worauf  das  neugeborene  Kind  als  zweckmässige  und  gesunde  Nahrung 
angewiesen  ist,  nahezu  das  Aeusserste,  was  menschlicher  Unverstand 
als  Nahrungsmittel  für  neugeborene  Kinder  erfinden  konnte.^'  —  Für 
Dan  zig  behauptet  Lievin,  dass  von  den  gestorbenen  Kindern  kaum 
5^/0  mit  Milch  ernährt  sind  (V.  d.  K.  d.  Gesundheitsamtes  1880 
No.  43).  Aehnliche  Verhältnisse  finden  sich  in  Berlin  (Statist.  Jahr- 
buch 1879,  1880),  wo  von  den  Brustkindern  19%  sterben  gegenüber 
der  Gesammtsterblichkeit  von  30<^|o  für  die  Säuglinge.  In  München 
sterben  nach  Majer  auf  15  Brustkinder  85  künstlich  aufgefütterte. 

Gerade  in  Bezug  auf  die  künstliche  Auffütterung  ist  zu  berück- 
sichtigen, dass  solche  Kinder  eine  sehr  sorgsame  Pflege  beanspruchen, 
wenn  sie  gedeihen  sollen.  Ein  Kind  aber ,  welches  von  seiner  Mutter 
wenigstens  bis  zum  Eintritt  der  ersten  Zähne  gestillt  ist,  bekommt 
damit  zugleich  eine  Mitgift,  die  es  auch  vor  den  später  einwirken- 
den Schädlichkeiten  in  seiner  Entwickelung  schützt. 

Die  volkswirthschafüich  wichtigste,  für  die  Herabminderung  der 
Säuglingssterblichkeit  in  Zukunft  bedeutungsvollste  Frage:  „Welche 
Emähmngsmethoden  sind  die  relativ  sichersten,  billigsten  und  dem- 
gemäss  für  das  kinderreiche  Arbeitervolk  am  empfehlenswerthesten^^?, 
harrt  noch  der  Lösung.  Auch  C.  A.  Meiner t,  Armen-  und  Volkser- 
Dährung,  ein  Versuch,  Professor  C.  v.  Voits  Emährungstheorien  für 
die  Praxis  zu  verwerthen  (Berlin  1880),  berührt  diese  Frage  für  das 
Säuglingsalter  nur  flüchtig  und  doch  gipfelt  in  ihr  alles  Streben  nach 
Verminderung  der  in  fast  allen  Culturstaaten  sich  verschlimmernden 
Säuglingssterblichkeit  A  priori  ist  Muttermilch  die  zuverlässigste 
and  auch  billigste  Nahrung.  Alle  Mittel,  um  den  auf  Lohnerwerb  an- 
gewiesenen Müttern  das  Selbststillen  zu  ermöglichen  oder  auch  nur 
zu  erleichtem,  verdienen  dementsprechend  in  erster  Reihe  Unterstützung 
and  sind  die  Errichtung  von  Krippen,  Kinderbewahranstalten  und 
Kinderschutzvereinen  als  wirksames  Mittel  zu  betrachten,  den  Säug- 
lingen den  Born  der  natürUchen  Nahrung  offen  zu  halten.  —  Als  Er- 

1)  Majer,  C,  Die  Sterblichkeit  der  Kinder.    Journal  mr  Kinderkrankheiten  LVII. 
8.  ISS. 

S)  Cleaa,  Die  Kindersterblichkeit,  ein  Mahnruf  1868. 
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satz  für  die  Muttermilch  kann,  wenn  statt  der  Ernährung  des  jungen 
Kindes  nicht  ein  langsames  Verhungern  eintreten  soll,  nur  Kuhmilch 
oder  Ziegenmilch  in  Frage  kommen.  Die  sogenannten  Milchconserven 
sind  ein  schlechtes  Surrogat  und  für  arme  Leute  viel  zu  theuer.  Wie 
Professor  Hofm an n- Leipzig  nachgewiesen  hat,  erhält  man  in  der 
Kuhmilch ,  selbst  wenn  man  das  Liter  mit  0,50  M.  zu  bezahlen  hätte, 
immer  noch  mehr  Nährstoff  als  in  den  entsprechend  theuerer  bezahlten 
Kindermehlen.  Manche  Sorten  dieses  verhängnissvoUen  Reclamearti- 
kels  unterscheiden  sich  in  ihrer  chemischen  Zusammensetzung  nicht 
von  gekochten  und  pulverisirten  Kartoffeln.  Für  ältere  Kinder  mögen 
sie  zulässig  sein,  sind  aber  dann  durch  die  einfach  durch  Röstung 
verdaulicher  gemachten  reinen  Cerealienmehle  zu  ersetzen;  auch  är- 
meren Familien,  die  die  grösseren  Milchmengen  für  ältere  Kinder  nicht 
mehr  erschwingen  können,  müssen  solche  billig  herzustellende  Mehle 
durch  eine  fortgeschrittene  Technik  noch  zugänglich  gemacht  werden. 
Wie  unverhältnissmässig  viel  theurer  die  künstliche  Ernährung  ist, 
dafür  bringt  die  Tabelle  auf  Seite  24  einige  Belege. 

Diese  Tabelle  zeigt  zugleich  die  ganz  erstaunlichen  unterschiede 
in  Bezug  auf  die  Lebensgewohnheiten  und  die  Ansprüche  in  armen 
und  reichen  Familien.  Legt  man  als  Maassstab  für  die  Säuglings- 
sterblichkeit den  Umfang  der  den  Wöchnerinnen  und  Säuglingen  dar- 
gebrachten Pflege  an,  so  erklären  sich  ungezwungen  die  grossen  Schwan- 
kungen im  Sterben  der  Kinder  bei  Arm  und  Reich.  Zugleich  liegt 
aber  auch  in  den  Ziffern  eine  Correctur  für  die  in  verschiedenen  so- 
cialstatistischen  Schriften  angegebene  Höhe  der  Erziehungskosten, 
welche  alljährlich  durch  die  absterbenden  Kinder  von  den  betreffenden 
Staaten  umsonst  ausgegeben  sein  sollen  (z.  B.  von  Preussen  nach 
Wappäus  allein  jährlich  48  Millionen  Mark).  In  den  ganz  armen 
Familien  sind  die  directen  Ausgaben  für  die  Säuglinge  fast  gleich 
Null,  sofern  die  Mutter  selbst  stillt,  bei  künstlicher  Auffütterung 
0,06  M.  In  auskömmlich  lebenden  Familien  betragen  die  täglichen 
Ausgaben  für  die  Ernährung  0,35  M.  (beste  Kuhmilch  zu  0,30  M.  das 
Liter) ,  bei  Ernährung  mit  Nestle'schen  Kindermehl  0,53  M. ;  in  rei- 
chen Familien  kostet  die  Amme  allein  1,74  —  2,00  M.  im  Tage.  — 
Ganz  anders  erscheinen  die  Unterschiede,  wenn  man  auch  noch  den 
Aufwand  für  die  erste  Ausstattung  des  Kindes  mit  Wäsche,  Betten 
u.  s.  w. ,  die  Abnützung  derselben  und  femer  die  Ausgaben  für  die 
Pflege  der  Wöchnerinnen  und  des  Eandes  mit  in  Ansatz  bringt  Als- 
dann giebt  an  Pflege  der  Handwerker-  und  kleine  Kaufmannsstand  ge- 
genüber dem  Proletarier  in  einem  kleinen  Landstädtchen  des  Eise- 
.nacher  Oberlandes  das  60— lOOfache  aus;  der  wohlhabende  Städter 
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das  500£ache,  der  reiche  das  lOOOfache  u.  s.  f.  Während  eine  noth- 
leidende  Familie  für  die  Anschaffung  der  Kinderwäsche  3,40  M.  aus- 
giebt,  erreichen  die  Kosten  für  die  erste  Ausstattung  des  Kindes  bei 
dem  wohlhabenden  Städter  gegen  400  M.  u.  s.  w.  Für  die  thüringi- 
schen Verhältnisse  (aus  anderen  Gegenden  liegen  ähnliche  Aufstel- 
lungen noch  nicht  vor)  wird  man  annehmen  können,  dass  bei  den 
nothleidenden  und  Mittelklassen  der  gesammte  Verpflegungsaufwand 
fOr  den  Säugling  sich  auf  0,1 — 1,0  M.  beläuft  in  den  ersten  20  Wochen, 
für  die  besser  situirten  Klassen  3—5,0  M.  im  Tag.  Die  Kindersterb- 
lichkdt  betragt  nach  Wol ff- Erfurt i)  in  diesen  Klassen  173— 305 »/oo, 
and  bei  den  besser  situirten  nur  89  ®/o  o  der  Lebendgeborenen.  Nach 
Satten')  ist  das  Verhältniss  in  den  englischen  Städten  ebenso  155: 

77  «/oo,  auf  dem  Lande  130— l68:93<>/oo. 

Nun  hat  bereits  1853  Dr.  Engel  den  Satz  aufgestellt,  dass,  je 
geringer  die  Einkünfte  einer  Familie,  ein  verhältnissmässig  desto 
grösserer  Theil  derselben  für  die  physischen  Lebensbedürfnisse  auf- 
gewendet werden  müsse.  Ebenso  hat  Schwabe  1867  für  Berlin  das 
auffallende  Herabgehen  der  Procentsätze  für  den  Wohnungsaufwand 
mit  dem  Steigen  des  Einkommens  nachgewiesen.  Dasselbe  hat  Hasse 
für  Leipzig  bestätigt  Wenn  man  die  Angaben  EngeTs  über  die 
?^hältnissmässige  Höhe  der  Ausgaben  für  Nahrung  für  die  jetzige 
Zeit  gelten  lässt  und  mit  dem  Aufwand  für  Wohnung  zusammenhält, 
BO  bleiben  für  alle  anderen  Consumtionszweige ,  als  Kleidung,  Er- 
siehang,  Erholung,  Gesundheit  u.  s.  w.  nur  verschwindend  kleine 
Brachtheile  vom  Einkommen  übrig.    Bei  einem  Einkommen  von 

909  M.  abxäglich  71,48  ^1^  Nahrung  und  21,6  «j^  Wohnung  bleiben     7,00  (>|o 
1500  ^  „         68,85  »»  »1  n     18,9  „  „  „         12,25  »» 
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„Man  kann  mit  Bestimmtheit  behaupten,  dass  diese  verschwindend 
kleinen  Reste  ein  ungesundes  Verhältniss  der  Consumtion  ausdrücken, 
ein  Verhältniss,  worin  ein  Haupthinderniss  für  die  fortschreitende 
Cultur  liegt.  Bei  Erhöhung  der  Miethen  wird  ausser  an  der  Woh- 
nung auch  noch  an  den  Ausgaben  für  Kleider ,  Erziehung  u.  s.  w.  ge- 
spart und  um  so  mehr,  je  geringer  das  Einkommen  ist."  —  Führt  man 
den  obigen  Vergleich  weiter  fort,  so  bleiben  also  für  Kinderpflege, 
Kleider,  Erholung,  Gesundheit  u.  s.  w. ,  in  den  einzelnen  Einkommens- 
klassen (Rubrik  2)  übrig,  kostet  im  Durchschnitt  ein  Wochenbett  und 
die  Kinderpflege  in  den  ersten  20  Wochen  (Rubrik  3)  und  beträgt  die 
erfahrungsgemässe  Säuglingssterblichkeit  (Rubrik  4)  ungefähr: 

1)  L  c.  S)  Satton,  Infant  mortality,  London  1876. 
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I. 


2. 


3. 


900  M.-.    63  M  j^_j^^  ^   _  24-36  lo   j  700-817  fiberlebende  SÄog- 

llVri   "          IwVZJ  (  des  Bestes                   linge  auf  lOO  Lebendgebor. 

2250   „  —   411,75  „  J  '       ** 

i^   "  Z  iilj'^  ''  l  300-600 M.  =40-53  'lo  (  910-930  fiberlebende  Sing- 

f}^   "        Ir?t'^  "  (  des  Restes 

6000   „  —  155I1OO  „  )  ' 


linge. 


Mit  abDehmendem  Einkommeii  nimmt  ebenfalls  und  in  viel  hö- 
herem Grade  der  für  Wöchnerinnen  und  Säuglinge  mögliche  Verpfle- 
gungsaufwand sehr  rasch  ab,  bis  er  bei  dem  Proletariat  fast  gleich 
Null  geworden  ist.    (Beim  Selbststillen  ermässigen  sich  die  Ansätze  auf 


fast 


10 


der  obigen.    Eine  Schätzung  des  im  Arbeiterstand  durch  die 


Kinderpflege  beeinträchtigten  Arbeitsverdienstes  der  Frau  ist  leider 
nicht  möglich.)  Annähernd  die  umgekehrte  Progression  hält  die  Säug- 
lingssterblichkeit inne,  insofern  bei  theurer  Pflege  die  geringere,  bei 


H6be  des  Verpflegungsanfwan- 
des  für  Matter   und  Kind  in 

den  ersten  20  Wochen  bei  ver- 
scbiedenem  Wohlhabenheits- 

• 

Familien  mit  6 — 10,000  M.  Einkommen  in  einer 
grösseren  Stadt  Thüringens. 

grad  und  verschiedener  Ernäh- 
rungsweise  (ohne  Berücksich- 

1. 

2. 

3. 

4. 

tig^ng  der  Kosten  für  die  erste 
Ausstattung  des  Kindes) 

Mutter  stiUt 
selbst 

Kuhmilch  (ä 
Liter  0,30  M.) 
mit  Hafer- 
grütze 

Nestle's  Kin- 
dermehl (ä 
Büchse 
1,20  M.) 

Amme  (Lohn 

9  M.,  Kost 

10,50  M.  die 

Woche) 

1.  Ammenlohn  ,  Kuhmilch  . 

2.  Kost  der  Amme,  Zuthaten 
cur  Kuhmilch      .... 

8.  Extraheizung      .... 

4.  Oel  ffir  Nachtlampe,  Stea- 
rinlichte      

5.  Feuerung  für  Milch,  Ha- 
fergrütze, Bad    .... 

6.  Spiritus  für  Milchkochen 

7.  Waschlöhne,  Seifen,  s.  w. 
für  Kinderwäsche    .     .     . 

8.  Heftpflaster,   Puder,  Na- 
tron ,  Zinksalbe ,  Weizen- 
kleie,  Glycerinseife  u.  s.  w. 

9.  Wartefran,  Kost  n.  Lohn 

10.  Kindermädchen,  Kost  und 
Lohn 

11.  Hebamme 

12.  Arzt 

30,00 
10,00 

30,00 

22,00 
I75»20 

57,00 
50,00 
25,00 

41  »72 
7,20 

30,00 
10,00 

25,88 

10,00 

30,00 

24,90 
175,20 

57,00 
50,00 
25,00 

77,30 

30,00 
10,00 

25,88 

10,00 

30,00 

24,<)0 

175,20 

57,00 
50,00 
25,00 

180,00 

225,00 
30,00 

10,00 

30,00 

22,00 
5840 

50,00 
25,00 

Summa  in  20  Wochen 

399,20 

486,00 

515,28 

63040 

Durchschnitt  im  Tag 

2,85 

3,48 

3,68 

4,50 
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unehelichen,  mutterlosen  und  vernachlässigten  Kindern  die  extreme 
Sterblichkeit  eintritt 

Bei  Ersatz  der  Muttermilch  durch  Kuhmilch  oder  durch  Kinder- 
mehle vertheuert  sich  die  Pflege  in  ganz  armen  Familien  ebenso  wie 
bei  auskömmlich  lebenden  gleich  bedeutend;  in  reichen  Familien  noch 
durch  den  Aufwand  fQr  die  Wartefrau.  Auffütterung  mit  Kuhmilch 
kostet  in  den  ersten  20  Wochen  (0,30  M.  k  Liter)  c.  50  M.,  mit  Kin- 
dermehl c.  75  M.,  mittelst  Amme  c.  400  M.  Wenn  mittelst  der  Heb- 
ammen darauf  hingearbeitet  wird,  dass  das  Selbststillen  im  eigent- 
lichen Volk  wieder  mehr  in  Aufnahme  kommt,  kann  neben  Verbesse- 
rung der  Säuglingssterblichkeit  zugleich  eine  Ersparniss  an  Geld,  das 
f&r  andere  Zwecke  dann  frei  wird,  erreicht  werden. 


Landst&dtchen  im  Eisenacher  Oberlande 

Auskömmlich 

sitnirter 
Sehohmacher 
1000  M.  Ein- 
kommen 

Wohlhabende 
Jadenfamilie 
SOOO  M.  Ein- 
kommen 

Oat  sitoirter 

Kaufmann 
8000  M.  Ein- 
kommen 

Proletarier- 
famUie 

Verkommene 
Familie 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

Matter  stiUt 
selbst 

Theils  Matter- 
mUch,    theils 

Kahmilch 

(k  0,80  M.  pro 

Liter) 

Nestle's  Kinder- 
mehl (1,80  M. 
k  Bfichse) 

Matter  sUllt 
selbst 

Kahmilch 
(0,12  M.k  Liter) 
Brod  a.  Semmel 

I0,00 

5,00 

5,70 

2,74 
30,00 

5,00 

10,00 

8,00 

12,00 
40,00 

81,30 

30,00 
5,00 

10,00 

8,00 

0,20 
1,00 

7,42 
0.95 

0,20 
1,00 

15,00 

12244 

134,30 

1,20 

a,57 

0,11 

0,88 

0,95 

0,01 

0,07 
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Krklärnng  der  Tabelle: 

1>io  Nummorn  1 — 4  dos  Kopfes  der  Tabelle  beziehen  sich  auf  eine 
Uo»i«l(>nxHtAdt  ThilringtM)s  und  auf  vier  wohlhabende  Familien  daselbst. 
Oio  ('r»tu  AuMt4m\in);;  dos  Kindes  hat  im  Durchschnitt  400  M.  Anschaf- 
(\iii|tiik (Vision  vorurvacht  und  zwar  für  Wäsche  und  Betten  c.  350  M.;  Bade- 
WMiuio  lU  M.;  WoAKo  20  M.;  Wagen  20  M.,  Kleinigkeiten  43  M.  Es 
wnn'U  in  stüiidigt^m  Uobrauchc  5  Dutzend  leinene  und  2  Dutzend  wollene 
Windeln.  Dio  (U'summthöho  des  Aufwandes  ist  bedingt  durch  Kost  und 
Lohn  dor  Wartefrau,  in  einer  Familie  durch  eine  Amme.  Der  factische 
Aufwand  stellt  idch  dureh  Nebenausgaben,  Geschenke  n.  s.  w.  entachieden 
n«K'h  hiiher. 

Die  Nummern  «S— 9  beziehen  sich  auf  ein  Landstädtchen  im  Rhön- 
l^'bi^^^  welch«  «^  allortlings  sich  durch  Armuth  und  schlechte  Fürsorge  für 
dii«  Kinder  auMeiohnet.  immerhin  aber  nur  16.3  *|q  der  Lebendgeborenen 
in  den  letzten  30  Jahren  verloren  hat.  Das  Kostgeld  für  ein  daselbst  in 
rtle^st»  «u  i^'U^ndes  grosse«  Kind  beträgt  0,75 — 1,00  M.  die  Woche,  für 
rinen  S^uj:*in|(  eher  noch  weniger.  y^Die  Stadt  Berlin  zahlte  1880  an 
Äieh^M  t^ir  die  0  - 1 -Ijährigt^n  Kinder  72  M.  im  Jahr,  für  gute  Privat- 
l^tle^'  i»t  der  IVi»  d^gt^^^n  durehsohnitüich  216  M.  gewesen.)  Zar  ün- 
Yrr^lüUung  der  Wsvhnerin  i^t  nur  ausnahmsweise  ein  Dienstmädchen  oder 
Wanr^u  im  Hau»«';  die  Hebamme  besorgt  in  den  ersten  44  Tagen  anch 
ilir  Kiiiderwaükch«'  |rc<cn  eine  GfsammtentKhädignng  Ton  3 — 13  IL 

Xtt  Nummer  5,  Die  Muner  bes^>rgte  das  Kind  allein  ohne  Dienst- 
«Mb4clte4u  lV,it»  ti^i^  Auwtiuunjr  do»  Kindt«  hat  gekostet  25  M.  80  Pf. : 
IK^  Wii^ae^ii  =  MI.;  6  Hemdchcxi  2.40  M.;  S  woüeae  Windeln  3  IL; 
t  NaV:^xtti<£  i\40  y  ;  6  JävkcK£  3  M.;  6  Su>pftücher  1^0  M.;  3  Bin- 
Vftli^   l.^0  M.;  4  r^berr.;«^  4.^0  M.  und  3  Masratna  =  1,50  M. 

ix  Nasivirr  ^  IMe  F^miäe  i»l  w^habead  nad  fzr  die  Gegend 
«MflfalW»i  ^(i%^cK  lese  Warutraa  wsr  nr  Pdtfse  der  Mvccr  fir  die 
<mH«  S  r^^  oo»  WoclM&S^::e»  ejE;|:«ci:^  Die  Azczci«L&xe&  nnd  zun 
T^'  JStrs^V  ^^  Kv^.  wvr.  $ic:i  Beck  cer  nrael^z  Besokaesdnng  eine 
rt«i>f^  ^  V-ur^.'-.ysaTfcr^  >;r>i  i:*  XÜ^lsj:  te"  Wx»äe  aiädg  madieBde 
K^fc^x:»^  c^^M^r.'ir  «c::  iVIU^^rsjCÄakiL  Sfiit  Ki»5f.  K«  BesckAadnBgs- 
iw«sv«  «X95i  XN*^^;  <:xcrtfO:C^  £::x  ISntfCaiiiDiräMa  3K  T>K^aaioe&  nr  Be- 
4yie$4L3P^  ikfC  K:%>i^r  X7<i  ^«  Kt»«»^  I^  «ri^a  %  ■n»'Jfct'PtMgk«aien  fnr 
^  kLuM.'C%-tev^  ^^x-C  ^ffr^i^^'iwc  xj'i  SMwer  *.;*  r»  iribti  .  snd  enf 
^V^*:  Ä  a>^!¥iH;^das5.  —  IV  Axsüirr^  ^x  £ir  Tii^Lff  e2»£  *dier  «x  zkdrig 
aa^^(^!ir^«oir «  w^l  ^c  Fl^^'^rr  xi»i  i^f  Fiifcr^x  r»  >eci:r:iL2ait  htfte^  die 

S%,  Sxvrtt^T  T  IL^tj:  IV«f atfC3fili5.*üifii .  uiciicni  mc  uc-MUiucaer  na 
ll^uw;      IVi^   JkiiMC:*77xr.^Ai«yct    5^   SiaijriiAC»    imcrttpaL    ?J^«'  M.,   send 

$^.-jh4ilaMK:dvc      ^W  !kjt*i.   bC^   uMiiMni.  e^  üm  Z^oiasiODf  at  ii-  ! 
tfi:$eM>  H^  ^dsu^c  W:.   t-Mor  ;it  ««fiuuua  |!«etiim^  wriraoL.  &t 
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gang  der  Windeln  ist  noch  mangelhafter  als  die  des  Kindes.  Die  Aus- 
gabe für  Seife  ist  noch  zu  hoch  angesetzt ,  da  das  bei  der  Oeburt  des 
Kindes  angeschaffte  neue  Seifenstück  noch  auf  längere  Zeit  für  die  ganze 
Familie  ausreichen  muss.  Die  ersten  Anschaffungen  für  das  Kind  haben 
3,40  M.  gekostet  y  und  zwar  2  Windeln  0,60  M.;  2  Hemdchen  0,60  M.; 
l  Nabelbund  0,10  M.;  3  Jäckchen  0,90  M.;  3  Stopflappen  0,30  M.;  1  Ein- 
band 0,50  M.  und  1  Ueberzug  0,40  M. 

Hieran  schliessen  wir  den  Wunsch,  dass  diese  Zusammenstel- 
langen  durch  weitere  Ermittelungen  aus  landwirthschaftlichen  und  In- 
dastriebezirken  und  zumal  aus  den  ärmeren  Klassen  möchten  veryoll- 
ständigt  werden. 

Einfluss  der  Wohnung  auf  die  Kindersterblichkeit 
In  der  privaten  Hygieine  des  Kindes  spielen  reine  Luft,  freier  Zu- 
tritt des  Sonnenlichtes  und  Abwesenheit  von  Feuchtigkeit  in  der  Woh- 
nung eine  bedeutsame  Rolle.  Die  traurigen  Gesundheitszustände  in 
den  alten  Findelhäusern  und  Schulanstalten  geben  ein  Beispiel,  wie 
bedeutend  durch  schlechte  Wohnung  (und  unzweckmässige  Ernährung) 
die  Kindersterblichkeit  beeinflusst  ist.  So  erzählt  J.  P.  Frank  ^)  von 
dem  Pariser  Findelhaus  (1788),  dass  der  üringeruch  im  höchsten  Grade 
ekelhaft  und  so  schlimm  war,  dass  man  die  grosse  Frequenz  der 
Augenkrankheiten  unter  den  Kindern  auf  dieses  Moment  zurückführte. 
Oft  mehr  als  100  Kinder  mussten  sich  in  einem  Saale  aufhalten,  so 
dass  zur  Nachtzeit  eine  geradezu  entsetzliche  Luft  darin  sich  fand. 
Die  meisten  Kinder  kamen  syphilitisch  in  die  Anstalt  und  J.  P. 
Frank  erklärt  diese  Krankheit  als  die  Ursache  der  excessiven  Kin- 
dersterblichkeit ;  und  dabei  mussten  zuweilen  6 — 8  Ammen  ausreichen 
für  die  Zahl  der  Kinder.  Von  13229  Findlingen,  die  1741—1744  im 
Londoner  Findelhaus  verpflegt  wurden,  brachten  nur  2353  ihr  Leben 
auf  5  Jahre.  Als  im  Jahre  1739  eine  schwere  Seuche  unter  den  Find- 
lingen in  der  Pariser  Anstalt  herrschte,  wurde  bessere  Lüftung  und 
Erleuchtung  durch  das  Abreissen  der  hohen  Umfassungsmauern  und 
benachbarter  Gebäude  ermöglicht  Doch  erst  1767  geschah  der  ent- 
scheidende Schritt  im  Findelhause  zu  Lyon,  die  Kinder  in  Aussen- 
pflege  zu  geben,  eine  Maassregel,  die  jetzt  an  fast  allen  Findelan- 
stalten  mit  gutem  Einfluss  auf  die  Sterblichkeit  der  Kinder  durchge- 
führt ist. 

Aehnliche  Zustände  herrschen  heute  noch  in  einzelnen  Waisen- 
häusern, in  den  englischen  worke-houses ,  in  den  Keller-  und  Dach- 
wohnungen unseres  städtischen  und  ländlichen  Proletariats. 


1)  J.  P.  Frank,  System  u.  s.  w.  1788. 
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HofmanD  *)  führt  für  Würzburg  1878  an,  dass  unter  193  in  über- 
füllten Wohnungen  Gestorbenen  160  Kinder  d.  i.  82,9  «|o  sich  befanden 
und  dass  von  diesen  97  unter  1  Jahr ,  50  andere  1 — 5  Jahre  alt  wa- 
ren. Auf  100  in  überfüllten  Wohnungen  Gestorbene  kamen  50  Säug- 
linge, während  sonst  auf  100  Gestorbene  dort  nur  29  dieser  Alters- 
klasse gezählt  werden.  Von  den  160  in  überfüllten  Wohnungen  Ge- 
storbenen waren  26®|o  an  Danncatarrh,  33  ^|o  an  constitutionellen 
Leiden  zu  Grunde  gegangen  (Verhandl.  d.  physical.-med.  Gesellschaft 
zu  Würzburg  1881).  Im  Jahre  1871  hatte  bereits  G  eigel «)  für  Würz- 
burg nachgewiesen,  dass  in  den  ungesunden  Quartieren  der  Stadt  dop- 
pelt so  viel  Kinder  sterben  im  ersten  Lebensjahre  als  in  den  gesunden. 

Die  Kellerwohnungen  in  Berlin  sind  nicht  durch  bedeutende  Sterb- 
lichkeit (25,3  ®|o)  ausgezeichnet  gegenüber  den  Mansard Wohnungen 
(28,2  <^|o),  was  damit  zusammenhängt,  dass  die  Kellerwohnungen  meist 
eine  wohlhabendere  Einwohnerschaft  haben '). 

Welchen  Einfluss  für  die  Kinder  der  Arbeiterbevölkerung  die  Be- 
schaflfung  guter  Wohnungen  hat,  geht  aus  den  Mortalitätslisten  der 
Bewohner  von  sogenannten  Arbeiterhäusern  hervor.  Die  Frankfurter 
gemeinnützige  Baugesellschaft  hat  in  den  Jahren  1860—1879  für  13  309 
Personen  Wohnungen  gebaut.  Die  Gesammtmortalität  betrug  1860 
-79  —  l,5«|o  (Frankfurt  Stadt  2,1  «!o  in  1862—1879).  Von  den 
Kindern  starben  im  Alter  von  1  — 15  Jidiren  nur  89  =  1 :  76  bei  390 
Geburten.  —  Die  London  metropolitan  association  for  improving  the 
dwellings  for  the  industrial  classes  hatte  bis  1874  für  26000  Per« 
8011^  Wohnung  beschafft;  die  Geburtenziffer  betrug  36  *|o ;  die  Säug- 
lingssterblichkeit nur  18,5  ^lo,  Die  Peabody'schen  Arbeiterwohnungen 
haben  heute  ein  Grundkapital  von  *|4  Million  £  St  (Med.  Ilmes  vom 
89.  Oct  1881).  Die  Sterblichkeit  in  denselben  ist  im  Mittel  der  letzten 
16  Jahre  16|7<^|ooi  während  London  23,4  und  in  den  übervölkerten 
^\narteln  in  der  Umgegend  der  Peabody-H&oser  30 — 40*|oo  hat 

Jedenfialls  aber  ist  das  dichtere  Zusammenwohnen  von  geringerem 
Einfluss  als  die  Art  der  Arbeit  Das  zeigt  die  absolut  günstige  Ster- 
hetiffer  von  London.  Die  sotiale  Schichtung  der  Gesellschaft  ist  ge- 
wissermaassen  durch  die  verschiedenen  Etagen  der  grossen  Wohn- 
hiuser  mit  spedfischer  Säuglingssterblichkeit  repräsentirt 


1)  Bofmann,  0.,  Med.  Statistik  tob  VTanbuf  18T1— «0.     Wlrsbvf  ISSa 
S)  Q«if  «1,  Kiiid«rst.  in  WftnVarf,  V.  f.  SffnitL  Q.  18T1  p.  520. 
S)  Statist  Jakrbafik  L  c. 
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6.    Die  Sterblichkeit  der  Judenkinder. 

Der  Einfluss  von  Raceeigentbümlicbkeiten  auf  die  Kindersterb- 
lichkeit ist  bisher  statistisch  nur  bei  den  Israeliten  verfolgt.  Die 
neueren  Reisenden  bringen  nur  sparsame  Notizen  von  fremden,  der 
europäischen  Kultur  fern  gebliebenen  Völkern.  So  soll  die  Kinder- 
mortalität bei  den  Negervölkern,  in  China,  in  Polynesien  u.  s.  w.  eine 
sehr  starke  sein ;  sie  ist  dagegen  eine  günstige  bei  den  Negervölkern 
am  Senegal  (Th^venot,  maladies des Europ^ens  dans  les pays chauds 
1840)  an  der  Loangoküste  (Falken stein,  die  Loangoexpedition). 
Den  Beobachtungen  gegenüber,  dass  an  der  Loangoküste  die  Neger- 
familien nur  2 — 3  Kinder  haben,  dass  in  Polynesien  die  Geburten  un- 
gemein häufig  sind  und  daselbst  zu  zahlreichen  Kindermorden  in  den 
niederen  Gresellschaftsklassen  die  Veranlassung  geben,  u.  d.  m.  wird 
anzunehmen  sein,  dass  überall  auf  der  Erde  die  Werthschätzung  des 
Kinderlebens  seitens  der  Eltern  und  der  staatlichen  Gemeinde  den 
Ausschlag  giebt  für  das  Bestreben  nach  Conservirung  der  Progenitur. 
Dass  nicht  Raceeigentbümlicbkeiten  die  Kindersterblichkeit  beein- 
flussen ,  sondern  in  erster  Reihe  die  socialen  Anschauungen ,  lehrt  die 
nachfolgende  Betrachtung  ganz  deutlich  bezüglich  der  Judenkinder. 

Auf  das  Betonen  des  Racenelementes  bei  den  Juden  ist  a  priori 
kein  grosses  Gewicht  zu  legen,  da  es  viele  rothköpfige  und  hellfarbige 
Individuen  unter  denselben  giebt,  also  wohl  die  gesellschaftlich  abge- 
schlossene Stellung  und  die  Religionsgewohnheiten  den  Ausschlag  geben. 

Die  günstigere  Kindersterblichkeit  wird  betont  von  J.  G.  Hoff- 
mann  für  Preussen  (1834).  Glatter*)  hat  einen  Vergleich  der  Kin- 
dersterblichkeit bei  den  Ungarn,  Deutschen,  Slaven,  Serben  und  Juden 
geliefert,  wobei  jedoch  zu  berücksichtigen  ist,  dass  die  Juden  des 
östlichen  und  centralen  Europas  zum  Theil  Abkömmlinge  von  Slaven 
und  Germanen  sind ,  welche  zwischen  dem  6. — 9.  Jahrhundert  in  sehr 
grosser  Zahl  zum  Judenthum  übergingen.  Die  Judenkinder  sind  nach 
Glatter  am  günstigsten  gestellt  in  dem  Säuglingsjahre;  später  ist  bei 
den  nicht  wohlhabenden  Juden,  deren  Kinder  schon  in  den  Entwicke« 
lungsjahren  auf  Erwerb  ausgehen,  die  Sterblichkeit  grösser  als  bei  den 
Christen.  Es  entscheidet  auch  hier  die  bei  der  Geburt  mit  empfangene 
Rente  an  Bildung,  Besitz,  Gütern,  Kost,  in  Summa  die  sociale  Stel- 
lung für  das  Geschick  der  neuen  Weltbürger.  Auch  unter  anderen 
Himmelsstrichen  wiederholt  sich  dieser  Vorzug  für  die  Judenkinder. 


1)  Glatter,  Ueber  die  Lebenschancen  bei  den  Israeliten  u.  s.  w.  Pretzlar  1866. 
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Nach  A.  Legoyt^)  kam  1840  in  der  Stadt  Algier  je  1  Todesfall  auf 
22,5  Europäer  und  auf  je  35,8  Juden.  In  Böhmen  starben  auch  die 
Judenkinder  in  grösserer  Anzahl,  weil  sich  ein  Theil  der  Mütter  für 
zu  „nober^  zum  Kinderstillen  hält  oder  mit  der  Führung  des  Ge- 
schäftes zu  sehr  in  Anspruch  genommen  ist  (Ritt er').  —  Siehe  auch 
den  Abschnitt  über  den  Kindermord. 

„Besässen  wir  statistische  Untersuchungen  aus  der  armen  Juden- 
schaft in  polnischen  und  galizischen  Ortschaften ,  so  ist  kaum  zu  zwei- 
feln, dass  die  dort  gefundene  Sterbeziffer  als  Ausdruck  des  socialen 
Elendes  höher  als  die  der  Juden  bei  uns  ist''  (Glatter). 

7.    Die  Säuglingssterblichkeit  in  den  Industriebezirken. 

Ein  Einfluss  der  Beschäftigung  der  Frauen  auf  die  Kindersterb- 
lichkeit ist  von  vornherein  wahrscheinlich,  weil  bei  der  Frau  der  ar- 
beitsfähige Lebensabschnitt  zugleich  in  die  Zeit  der  Fortpflanzung  fallt, 
das  weibliche  Geschlecht  also  physisch  ungleich  mehr  angespannt  ist 
als  das  männliche.  Angestrengte  Beschäftigung  muss  demnach  von 
nachweisbaren  Folgen  auf  das  Fortpflanzungsgeschäft  selbst  und  auf  die 
Gesundheit  der  geboren  werdenden  Kinder  sein.  Das  gilt  auch  für 
die  landwirthschaftlichen  Arbeiterkreise.  Aus  Holland  bringt  in  jüng- 
ster Zeit  (1879)  Dr.  Zeemann')  einen  Beleg  dafür,  dass  die  Beschäf- 
tigung der  Bauerfrauen  auf  dem  Felde  eine  excessive  Sterblichkeit 
der  Säuglinge  bringen  kann.  Das  Dorf  Weissenkerke  hat  auf  1000 
Einwohner  56  Geburten  und  47  Todesfälle;  von  100  Gestorbenen  von 
0 — 1  Jahr  alt  51,2  ^1^.  In  den  3  Herbstmonaten ,  in  denen  alle  Ar- 
beitskräfte für  die  Ernte  thätig  sind,  starben  so  viel  Säuglinge  als 
in  den  9  anderen  Monaten  zusammen.  Die  Kinder  waren  in  der  Ernte- 
zeit in  fremder  oder  in  gar  keiner  Pflege  und  wurden  mit  Zwieback- 
suppe gefüttert.  —  Aehnliche  Zustände  kehren  in  noch  schlimmerer 
Weise  in  den  Fabrikstädten  fast  ausnahmslos  (am  Rheine?)  wieder. 

In  England  will  man  festgestellt  haben,  dass  die  zur  Zeit  des 
amerikanischen  Secessionskrieges  dort  herrschende  „Baumwollennoth^ 
trotz  der  durch  sie  herbeigeführten  Stockungen  des  Erwerbes,  die 
Kindersterblichkeit  in  den  betheiligten  Districten  nicht  erhöht,  sondern 


1)  A.  Legoyt,  De  la  vitalit^  de  U  race  jiiive.     Journal  de  la  soci^t^  de  stat.  de 
Paris  1865  VI. 

2)  R  i  1 1  e  r ,    G. ,   Statist,  und  pädriat.  Mittheilungen  aus  der  Prager    Findelanstalt. 
Prag  1878. 

8)  Zeemann,  J. ,  Comment  l'^tat  de  la  sant4  publique  peut-il  dtre  mesurä?   Am- 
sterdam 1879. 
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ermässigt  habe,  weil  eben  in  Folge  jener  Noth  die  Frauen  erheblich 
mehr  Zeit  gewannen,  ihren  häuslichen  Pflichten  zu  leben.  Die  Säug- 
lingssterblichkeit ist  bei  jener  Bevölkerungsklasse,  die  am  besten  für 
die  Frauen  sorgt,  —  bei  den  Juden  —  eine  auffallend  günstige. 

Am  gefährlichsten  für  die  Frauen  ist  die  Beschäftigung  mit  Giften 
und  mit  Tabak,  wodurch  Kinder  mit  geringer  Lebenszlüiigkeit  ge- 
boren werden. 

Ueber  die  gesetzlichen  Maassregeln  zum  Schutz  der  Frauen  im 
schwangeren,  nicht  schwangeren  oder  neuentbundenen  Zustande  ver- 
gleiche Uf  fei  mann,  Darstellung  des  auf  dem  Gebiete  der  Gesund- 
heitspflege bis  jetzt  Geleisteten,  Preisschrift  1878.  Was  durch  zweck- 
mässige Einrichtungen  erzielt  werden  kann,  erhellt  aus  den  Angaben 
aus  Mühlhausen.  Der  Fabrikant  Dollfüss  hat  1862  durch  passende 
Krankenkassen  und  eine  sechswöchentliche  Wochenpflege  es  erreicht, 
dass  an  Stelle  der  1825—34  innerhalb  der  ersten  15  Lebensmonate 
gestorbenen  Ö0%  nach  1862  nur  noch  23  ^|o  der  Geborenen  zu  Grunde 
gingen. 

Die  Statistik  ist  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  den  Einfluss 
verschiedener  Arten  von  Beschäftigung  der  Frauen  auf  die  Kindersterb- 
lichkeit nachweisen  zu  können.  Die  Textilindustrie  ist  nach  in  Frank- 
reich, in  Liverpool,  Manchester  gemachten  Erfahrungen  am  gefähr- 
lichsten nächst  der  Beschäftigung  mit  Giften.  In  dem  Hütten-  und 
Bergbaubezirk  Beuthen  fällt  nach  Schlockow^)  die  grössere  Kinder- 
sterblichkeit auf  das  zweite  Lebensjahr,  weil  die  Säuglinge  von  den 
Müttern  selbst  genährt  und  erst  nach  dem  Entwöhnen  der  mangel- 
haften Pflege  zum  Opfer  fallen.  —  In  Deutschland  ist  nach  den  Er- 
gebnissen der  Volkszählung  von  1871  meiir  als  die  Hälfte  aller  Ar- 
beiterinnen in  der  für  die  Säuglinge  so  gefährlichen  Textilindustrie 
beschäftigt,  in  Sachsen  allein  30000.  Die  Cigarrenindustrie  beschäf- 
tigt 34000. 

8.    Die  Sterblichkeit  in  den  Findelhäusern. 

Die  Macht  des  socialen  Momentes  tritt  in  der  ganzen  SchrofiTheit 
hervor  in  dem  Schicksal  der  unehelichen,  mutterlosen  und  der  an  die 
öffientliche  Wohlthätigkeit  schon  bei  der  Geburt  verwiesenen  Kinder. 
Wenn  wir  lesen,  dass  an  den  Sammelstellen  füi*  solche  gewissermaassen 
aus  der  Gesellschaft  Ausgestossene,  in  den  sogenannten  Findelanstalten, 
von  den  Säuglingen  70— 80. und  mehr  Procent  vor  Jahresfrist  wieder 

1)  Schlockow,  Ueber  die  Gesundheits-  and  Sterblichkeitsverhältnisse    im  Kreise 
Benthen ,  Ealenbergs  Vierte^j.  XXII.  1875  Heft  2. 
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absterben,  so  drängt  sich  ganz  von  selbst  die  Erinnerung  auf  an  die 
Gesetzgebung  des  Lykurg  und  die  von  den  Spartanern  geübte  Sitte, 
die  schwächlichen  Kinder  vom  Taygetos  in  den  Abgrund  zu  stürzen. 
Auch  der  Vergleich  mit  dem  Geschäft  der  heutigen  „Engelmacherinnen^^ 
liegt  nur  zu  nahe.  Auf  der  anderen  Seite  aber  wird  man  den  Findel- 
anstalten an  sich  nicht  die  hohe  Kindersterblichkeit  als  eine  den- 
selben eigenthüroliche  und  verschuldete  anrechnen  dürfen.  Findel- 
häuser in  dem  früher  allgemein  gebräuchlichen  Sinne  giebt  es  fast 
nicht  mehr;  die  Mehrzahl  derselben  hat  sich  auch  in  den  romanischen 
Ländern  in  Spitäler  fQr  die  im  Kampfe  mit  allem  socialen  Elend  be- 
reits an  den  Rand  des  Grabes  gebrachten  Kinder  umgewandelt.  Bei 
einer  Betrachtung  der  Kindersterblichkeit  in  den  Findelanstalten,  unter 
den  enfants  assist^s  et  trouv^s,  den  Haltekindern,  Ziehkindern  u.  s.  w. 
wird  immer  der  Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund  gestellt  werden 
müssen,  dass  auf  der  untersten  socialen  Existenzstufe  ganz  excep- 
tionelle  Schädlichkeiten  walten.  Dann  erscheinen  die  Säuglingssterbe- 
ziffem  von  München  1876  —  79=  45,64;  von  Chemnitz  1832  —  70 
BS  48,01  als  recht  bedeutend  und  man  wird  gestehen  müssen,  dass 
fQr  die  Parias  der  Gesellschaft  noch  in  vielen  Fällen  Rettung  durch 
die  Findelanstalten  gebracht  wird,  welche  sonst,  weil  über  die  Ge- 
sammtbevölkerung  zerstreut,  unbemerkt  gestorben  sein  würden.  — 
Die  bisher  gegebenen  Ziffern  über  die  in  Findelhäusem  beobachtete 
Mortalität,  z.B.  in  Paris  1780  =  60o|o;  1817  —  67o|o;  Wien  1811 
—  72 X;  Dublin  1701—1797  —  98\;  Petersburg  1772-1784  = 
85o|o,  1785—97  =  76o|o,  1830  —  33  =  50,5o|^,  ^  g.  w.  besagen 
nichts,  wenn  nicht  gleichzeitig  notirt  sind  das  Alter  der  Aufgenom- 
menen, frühere  oder  spätere  Hinausgabe  in  private  Lohnpflege,  Er- 
ziehungsgelder, Controle  der  Kinder,  Ernährungsweise  u.  s.  f. 

Nach  den  Mittheilungen  von  Ritter^)  sind  die  österreichischen 
Findelanstalten  speciell  als  Säuglingsspitäler  aufzufassen  und  dement- 
sprechend die  hohe  Sterblichkeit  derselben  zu  betrachten.  —  In  Prag 
wurden  1876  und  1877  aufgenommen  in  die  Findelanstalt:  0 — 1jährige 
95  ^lo,  im  ersten  Monat  stehende  allein  90  ^|o.  Von  den  in  auswär- 
tiger Pflege  befindlichen  kamen  solche  bis  zum  Alter  von  10  Jahren 
zeitweilig  in  die  Anstalt  zurück.  Es  starben  1877  in  der  Anstalt  gleich 
wieder  ab  am  1.  und  2.  Verpflegungstage  10,95  <^|o  (zumeist  solche, 
welche  aus  der  geheimen  Abtheilung  der  Gebäranstalt  überwiesen 
waren),  welche  demnach  den  Todeskeim  schon  mitgebracht  hatten. 


1)  Ritter,  G.,  SUtist.  n    pädriat.  Mitth.  l  c. 
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Es  starben  ferner  1876  im  I.  Monat  20,07;  im  IL  =  24,36;  im  III. 
30,13;  im  IV.— VI.  =  25,00  und  bis  zum  XII.  Monat  noch  32,00.  Im 
ersten  Lebensjahr  21,14  \\  im  IL  =  13,33;  im  IIL  ==  6,66  im  IV. 
—X.  =  0.  Die  Gesammtsterblichkeit  der  in  und  ausser  dem  Hause 
befindlichen  Säuglinge  betrug  1876  =  45,71  <^|o;  davon  entfallen  noch 
auf  das  Gebärhaus,  wo  die  Kinder  oft  nur  einige  Stunden  bis  zu 
höchstens  12  Tagen  verbleiben,  6,74 <^|o;  auf  das  Findelhaus  21,59; 
und  auf  die  in  äussere  Pflege  gesund  und  mit  einem  Durchschnitts- 
gewicht von  2800  Gr.  hinausgegebenen  Kinder  26,38  ^|o  (schwache 
Kinder  wiegen  2300— 2960  Gr. ;  mittelstarke  2961—3390  Gr.,  starke 
3390  Gr.  und  mehr  nach  Ritter).  —  Die  Wiener  Findelanstalt  hat 
bessere  Mortalität,  weil  die  Kinder  noch  früher  und  also  auch  zahl- 
reicher aufs  Land  gegeben  werden.  — 

Die  beiden  Staaten  Italien  und  Frankreich  haben  keine  Ali- 
mentationsverpflichtung  für  den  Vater  des  unehelichen  Kindes  und  ist 
dementsprechend  das  Findelwesen  daselbst  besonders  ausgebildet^). 

Italien  hatte  1878  noch  102  Findelaustalten  und  Säuglingsspitäler, 
welche  zum  Theil  von  Communen ,  theils  vom  Staate  unterhalten  wur- 
den. Ausserdem  bestehen  noch  einige  sehr  grosse  Privatwohlthätig- 
kdtsanstalten.  Die  Zahl  der  verpflegten  Kinder  betrug  1877  in  34 
Provinzen  von  Italien  64  902  =  5^|oo  Einwohner.  Rechnet  man  die 
anderen  35  Provinzen,  aus  denen  keine  Nachrichten  vorliegen,  hinzu, 
so  kommt  man  auf  c.  130,000 ;  dabei  sind  die  unehelichen  Findlinge  zu 
48  ^lo  betheiligt.  Die  Zahl  der  unehelich  Geborenen  nimmt  in  Italien 
ständig  zu,  steigt  1865  von  5  ®|o  der  Lebendgeborenen  auf  7,4  ®|o  im  Jahr 
1879.  Kein  anderer  europäischer  Staat  hat  gleich  rasche  Steigerung; 
die  Einführung  der  Civilehe  im  Jahr  1866  hat  wenig  Bedeutung  ge- 
wonnen, hat  nur  einen  günstigen  Einfluss  geäussert  auf  die  Zahl  der 
nachträglich  legitimirten  Kinder  und  dies  mehr  in  den  Städten  (z.B. 
Commune  Rom  durchschnittlich  30  von  100  unehelich  Geborenen)  als 
auf  dem  Lande. 

Bis  zum  Jahre  1867  bestand  in  fast  allen  italienischen  Findel- 
anstalten ein  System,  wonach  die  aufzunehmenden  Kinder  einfach  in 
eine  Drehlade  am  Eingang  des  Hauses  deponirt  wurden  (torno,  tour) 
und  die  Mutter  keine  Verpflichtung  zur  Nennung  ihres  Namens  hatte. 
Zuerst  wurde  die  Drehlade  1867  in  Ferrara,  1868  in  Mailand  abge- 


1)  Enrico  Raseri,  I  fanciuUi  illegitimi  £.  gli  esposti  in  Italia.     Annali  di  sta- 
tistica.     Serie  2,  Vol.  19.     Roma  1881. 
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schafft  und  im  Jahre  1877  hatten  nur  noch  33  Provinzen  die  Dreh- 
lade. Ob  mit  Einführung  der  Säuglingspflege  ausserhalb  der  Anstalten 
in  Familien  und  durch  die  Abschaffung  der  Drehladen  (d.  h.  also  mit 
Einführung  der  Verpflichtung  für  die  bezüglichen  Mütter,  ihre  Namen 
zu  nonnen)  der  Kindermord  in  Italien  zugenommen  hat,  dafür  fehlen 
directe  statistische  Belege.  Aber  wenn  man  die  Anzahl  der  Todtge- 
boronen  vergleicht  aus  Provinzen  mit  tomo  und  aus  Provinzen  ohne 
solche  Drehladeneinrichtung  in  den  Findelanstalten,  so  haben  erstere 
nur  7— 8  Todtgeborene  auf  100000  Einwohner,  letztere  dagegen  11  — 
13  in  den  Jahren  1874—77;  im  ersten  Monat  sterben  ebenso  in  er- 
steren  3,  in  den  letzteren  4  Säuglinge  auf  KXX)  Einwohner;  später 
ist,  auch  für  das  ganze  1.  Lebensjahr  zusammen,  in  den  verschiedenen 
Provinzen  eine  derartige  Differenz  nicht  mehr  vorhanden.  Man  wird 
dementsprechend  annehmen  können,  dass  mit  Abschaffung  der  torno  die 
Todtgeburten ,  und  ebenso  Kindermord  und  Abtreibungen  zugenommen 
haben  (Siehe  auch  Abschnitt  9)  nach  Raseri's  Tabellen  8  u.  9. 

In  Rom  kamen    nach   Raseri  ausserdem    auf  1000  Todesfälle 
1877—80  folgende  durch  Syphilis  bedingte  Todesfälle  vor: 


Todesfalle  des  0—1  Monats 

Todesfälle  des  1.  Lebens- 
jahrs 

Legitime 

lUegitime 

Legitime 

Illegitime 

I3»6 

65.5 

32 

150 

Von  den  unehelichen  Kindern  ist  in  Italien  durchschnittlich  *!, 
in  den  Findelanstalten  auf  Küsten  der  Gemeinden  oder  der  Provinzen 
verpflegt. 

Raseri  ist  trotz  der  wahrscheinlichen  Zunahme  des  Kindennordes 
in  Italien  dennoch  für  die  weitere  Abschaffung  der  Drehlade ,  er  ver- 
langt nur  bessere  Vertheilung  der  Findelanstalten ,  um  die  Cumulation 
von  Schädlichkeiten  in  grossen  Anstalten  zu  umgehen,  eine  grössere 
Anzahl  von  Ammen  und  Pflegemüttern  zu  erzielen  u.  s.  w. 

Frankreich  hatte  1812  noch  235  Findelanstalten,  1832  noch 
218;  1837  =  135;  1862  =  5;  1877  keine  mehr  mit  dem  tour- Sy- 
stem. Durch  Dekret  vom  19.  Januar  1871  ist  die  Errichtung  einer 
den  österreichischen  Verhältnissen  entsprechenden  Findelanstalt  fflr 
jedes  Arrondissement  angeordnet.    (Siehe  Abschnitt  9). 
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9.    Beziehunp^en  zwischen  Kindermord,   Todtgeburt  und 
der  specifischen  Sterblichkeit  der  unehelich 

geborenen  Kinder. 

Die  Kriminalstatistik  ergiebt  für  die  jüngste  Vergangenheit  die 
traurige  Thatsache  einer  stetigen  Steigerung  der  Verbrechen  gegen 
das  Leben  der  Kinder,  welche  Steigerung  Hand  in  Hand  geht  mit 
einer  bedenklichen  Zunahme  der  Verbrechen  überhaupt.  Die  nachfol- 
gende Tabelle  0  enthält  die  bezüglichen  Zusammenstellungen  des  kö- 
niglich preussischen  statistischen  Bureaus  aus  den  sämmtlichen  Scliwur- 
gerichtsverhandlungen  im  Königreich  Prcussen,  umfassend  die  Jahre 
1854 — 1878.  Die  Zahl  der  Verbrechen  überhaupt  ist  gestiegen  von 
8500  im  Jahre  18Ö4  auf  14022  im  Jahre  1878.  Daran  haben  Kiu- 
desmord  und  Abtreibung  der  Leibesfrucht  einen  Autheil  von  1,1  ^lo  ^^ 
1856—1860,  1,3  «.0  in  1861-65,  1,2^1^  in  1866-1870,  ansteigend 
auf  2,3  oi^   in   1871—1875.     Unter  den  2151  Personen,  die  in  den 


1)  Die  vor  den  preas»iä( 

:heo  Schwargerichten  verhandelten  Verbrechen: 

Zahl 

Davon 

Jahre 

der 

Kindesxnord 

Abtreibung  der  Leibesfrucht 

Verbrechen 

Zusammen 

abs. 

in  % 

abs. 

in  % 

i"  •!. 

1854 

8500 

54    0.6 

•^ 

1855 

9663 

38    0,4 

7 

0,1 

1 

1856 

9876 

61    0,6 

24 

0,2 

1 

1857 

7550 

70  ,  0.9 

13 

0,2 

}l,I 

1858 

6021 

66  '  1,1 

19 

0,3 

1 

1859 

6532 

70  .  M 

14 

0,2 

1 

1860 

6929 

62    0,9 

26        0,4 

1861 

7374 

63    0,9 

9   ;    0,1 

^ 

1862 

7548 

67  1  0,9 

39    '    0,5 

1863 

7645 

89    1.2 

14        0,2 

}i,3 

1864 

7435 

88  1  1,2 

39 

0,5 

1 

1865 

8154 

69  i  0,8 

24 

0,3 

; 

1866 

8175 

82    1,0 

23 

0,3 

) 

1867 

8955 

96    i.i 

14    1    0,2 

1868 

10983 

96  ,  0.9 

13        0,1 

1869 

10526 

86    0,8 

29        0,3 

1870 

8452 

89  1  1,1 

12   ;    0,1 

1871 

6403 

82 

1.3 

45   ;    0,7 

\ 

1872 

8198 

lOI  !   1.2 

42   ,    0,5 

i 

1873 

8546 

113  !  13 

187   1    2.2 

}2.3 

1874 

9444 

147 

1,6 

45 

0,5 

1 

1875 

10268 

150  i  1,5 

49 

0.4 

1876 

II 222 

140 

1,2 

102 

0,9 

\  « 

1877 

12807 

145 

1,1 

86 

0,7 

\l,8 

1878 

14022 

127 

0,9 

79 

0,6 

; 
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JahrcD  1855 — 1878  angeklagt  waren  wegen  Kindesmord,  beüanden  sich 
1994  Ledige  und  143  Verheirathete  des  weiblichen  Geschlechts  und 
nur  14  Männliche  überhaupt  Bei  den  749  Fnichtabtreibungen  waren 
bei  heiligt  367  Ledige,  232  Verheirathete  des  weiblichen  Geschlechtes 
und  150  Männer.  Es  standen  femer  im  Alter  unter  18  Jahren  0,9  ^jg, 
von  18— 24  Jahren  44,9  «|o,  von  24— 40  Jahren  51,6  «lo  der  Angeklag- 
ten (für  beide  Verbrechen  zusammengenommen). 

In  Frankreich  ist  die  Zahl  der  bei  den  Gerichten  verhandelten 
Fälle  wegen  der  daselbst  bestehenden  abweichenden  Gesetzgebung,  die 
dem  Vater  des  unehelichen  Kindes  keine  Alimentationspflicht  auferlegt, 
eine  grössere,  z.  B.  3  mal  grösser  als  die  soeben  für  Preussen  geschil- 
derte. In  den  Jahren  1831—60  machte  sich  daselbst  eine  Abnahme 
der  Verbrechen  gegen  das  Leben  überhaupt  bemerkbar,  während  spe- 
ziell der  Kindermord  zugenommen  hatte.  Es  betrug  die  Zahl  der  Ein- 
dermorde, der  Abtreibungen  und  der  fahrlässigen  Tödtungen  nach 
Bertillon  in  den  Jahren  1826—30  =  120,  1&31— 35=  155,  1836— 
40  =  213,  1841—45  =  237,  1846—50  =  257, 1851—55  =  327,  1856 
—60  =  367,  1861-65  =  362,  1866—70  =  324,  1870—75  =  294. 
In  den  Jahren  1831—1860  macht  sich  die  Reaktion  gegen  das  froher 
sehr  protegirte  Institut  der  „teures"'  in  den  Findelhäusem  Frankreichs 
und  die  dadurch  vermehrte  Schwierigkeit  zur  Unterbringung  der  un- 
ehelichen Kinder  bemerkbar. 

Nach  obigen  Mittheilungen  kommen  in  Preussen  im  Durchschnitt 
der  fünf  Jahre  von  z.  E  1866—70  auf  23^  Millionen  Einwohner  und 
dl 2614  Geborene  (incl.  37454  Todtgeborene)  gegen  90  obiger  Verbre- 
chen, d.  h.  ca.  1  auf  261000  Einwohner  und  0,009  ^  ^  der  Geborenen 
sind  nach  den  gerichtlichen  Erhebungen  getodtet  worden.  Für  Frank- 
reich stellt  sich  das  Verhältniss  bei  ca.  37|  Millionen  Einwohnern  und 
1  Million  Geborener  (incl.  23432  Todtgeborener)  auf  1 :  120000  Ein- 
wohner und  auf  0,03  ^,o  der  Geborenen. 

Für  die  Beurtheilung  der  allgemeinen  Kindersterblichkeit  kom- 
men die  soeben  mitgetheilten  Ziffern  der  Kriminalstatistik  nicht  in 
Betracht,  da  sich  für  Preussen  der  Gesammtverlust  an  einjährigen  Kin- 
dern im  Jahr  auf  durchschnittlich  215000,  in  Frankreich  auf  ca.  150000 
beläuft  A  priori  wird  aber  auch  nicht  behauptet  werden  können, 
dass  die  Kriminalstatistik  nur  annähernd  die  Zahl  der  sämmtlich  vor- 
gekommenen Tödtungen  von  Kindern  umfeissL  Wenn  die  preussische 
Statistik  leigt,  dass  unter  2151  des  Kindesmordes  angeklagten  Perso- 
nen sich  19d4  ledige  Frauenzimmer  befanden,  wird  es  angezeigt  sein, 
die  TodesGdle  und  die  Todesarten  der  unehelichen  Kinder  auf  obigen 
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Gesichtspunkt  genauer  anzusehen.  Die  neuerdings  hier  besonders  in 
Frankreich  gepflogenen  Untersuchungen,  welches  Land  bezüglich  des 
Kindesmordes  sich  in  unvortheilhafter  Weise  auszeichnet,  haben  denn 
auch  zu  sehr  merkwürdigen  Resultaten  geführt  Die  Zahl  der  Todt- 
geborenen  bei  unehelicher  Geburt  und  die  auffallende  Sterblichkeit  der 
unehelichen  Kinder  in  deren  zweiter  Lebenswoche  fordern  zu  ernster 
Berücksichtigung  auf. 

Jedenfalls  ist  es  nicht  gestattet,  bei  einem  Rückblick  auf  die  in 
firüherer  Zeit  auch  in  Europa  viel  häufiger  geübten  Kindermorde  die 
in  der  Kriminalstatistik  enthaltenen  Thatsachen  als  einen  Kulturfort- 
schritt zu  begrüssen.  So  hohes  Interesse  diese  Daten  für  den  Juristen 
haben  mögen,  so  gering  stellt  sich  ihr  kulturhistorischer  Werth  her- 
aus, wenn  man  die  heutige  Absterbeordnung  der  unehelichen  Kinder 
einer  eingehenden  Prüfung  unterzieht,  wenn  man  die  durch  religiöse 
und  soci^e  Lebensanschauungen  äusserlich  geglättete  Oberfläche  ver- 
lisst.  In  dem  Schicksal  der  Kinder  von  verlassenen  Müt- 
tern, die  in  früheren  Jahren  der  Aussetzung  und  der 
Tödtung  verfallen  wären,  macht  sich  ein  Kulturfortschritt 
nicht  geltend. 

Fragen  wir  zunächst,  wie  bei  den  heutigen  Kulturvölkern  in  frü- 
heren Jahrhunderten  sich  das  Schicksal  der  auf  der  untersten  Gesell- 
schaftsklasse geborenen  Kinder  gestaltete,  ehe  das  Christen thum  mit 
seiner  Heiligsprechung  der  Ehe  und  der  Staat  mit  dem  Verbote  der 
Kindestödtung  eingewirkt  hatten? 

Dass  bei  Indogermanen  und  Semiten  die  Kinder  vielfach  getödtet 
wurden,  ist  bekannt  Nur  wenige  Thatsachen  seien  für  die  früher  bei 
diesen  Völkern  allgemein  verbreitete  Sitte  in  die  Erinnerung  zurück- 
gerufen. In  Rom  und  Griechenland  wurden  elende  und  missgestaltete 
Kinder  gesetzlich  umgebracht  Wenn  ausserdem  der  Vater,  der  über 
Leben  und  Tod  der  Kinder  zu  verfügen  hatte,  das  ihm  vor  die  Füsse 
gelegte  neugeborene  Kind  nicht  aufhob,  war  es  dem  Tode  verfallen. 
Die  von  dem  Schicksal  der  Aussetzung  betroffenen  Kinder  galten, 
wenn  sie  von  Anderen  später  aufgenommen  wurden,  als  Sklaven.  Bei 
den  Griechen  galten  die  Kinder  im  Mutterleib  als  Thiere  und  als  see- 
lenlos. —  Bei  den  alten  Deutschen  herrschte  durchaus  derselbe  Ge- 
brauch. Aus  semitischem  Gebiete  sei  zunächst  an  die  Opferung  Isaaks 
erinnert;  sodann  an  den  Molochdienst  der  Phönizier,  welcher  so  viel- 
fach von  den  Juden  nachgeahmt  wurde,  sowie  an  die  der  Astarte  ge- 
schlachteten Kinder.  Neben  diesen  religiösen  Gebräuchen  war  auch 
bei  den  Seniiten  die  Aussetzung  in  Gebrauch,  trotzdem  Moses   als 
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höchste  Ehre  eine  zahlreiche  Nachkommenschaft,  als  grösstes  Unglück 
die  Unfruchtbarkeit  hingestellt  hatte. 

Noch  unter  der  Regierung  der  römischen  Kaiser  wurden  sowohl 
in  Rom  und  Italien,  als  auch  in  den  Provinzen  die  Kinder  in   aus- 
gedehntem Maasse  erwürgt  und  ausgesetzt  und  bis  zum  Anfang  des 
vierten   Jahrhunderts  ist    trotz    des   vergeblichen   Ankämpfens  eines 
Nerva,  Trajan  u.  s.  w.   vielfach  gegen   das  Verbot  des  Kindermordes 
gefehlt  worden.    Aus  dieser  frühen  Zeit  des  Christenthums  sei  auch 
an   die  von  Constantin  im  Jahre  315  auf  den  Kindermord  gesetzte 
grausame  Strafe  erinnert,   wenngleich  Constantin  noch   im  Jahre  329 
gestattete,  dass  aufgefundene  Kinder  als  Sklaven   behandelt  werden 
durften.    Ungefähr  von  derselben  Zeit  an  datirt  die  energischere  Für- 
sorge der  christlichen  Kirche  für  die  Kinder,  die  ausser  der  Ehe  oder 
sonst  hülflos  geboren  wurden.    Im  Jahre  787  ist  durch  Datheus,  einen 
mailändischen  Priester,  das  erste  Findelhaus  ins  Leben  gerufen.    Die 
Thüren  der  Kirchen  sind  es,  auf  welche  die  der  Aussetzung  bestimm- 
ten Kinder  von   ihren  Müttern  niedergesetzt  wurden.    Sklavenhandel 
aus  Deutschland  nach  Venedig  hat  noch  gegen  das  Jahr  1300  bestan- 
den (Engel mann,  Geschichte  des  Handels  und  Weltverkehrs    1881, 
pag.  89).  —  Vollständiger  Ausbau  des  Findelhauswesens  ist  in   den 
folgenden  Jahrhunderten   besonders  in  den  romanischen  Völkern  ein- 
getreten, besondere  grosse   derartige  Einrichtungen  gegen  das  Jahr 
1545  in  Marseille,  Montpellier,  Bordeaux,  Rom,  Venedig,  Florenz,  Paris 
u.  s.  w.    Zeitweilige  Einschränkungen,  wie  gegen  1545  durch  Karl  VIL 
in  Frankreich,   waren  gefolgt  von  sofortiger  Vermehrung  der  Kinder- 
morde,   von   Verkauf  der  Kinder  an   die   zahlreich   herumziehenden 
Gauklerbanden  u.  s.  w.    Einen  ähnlichen  ziffermässigen  Beleg  konnten 
wir  oben  für  die  Zeit  von  1831 — 1860  in  Frankreich,  bedingt  durch 
Beschränkung  der  Findlingsaufnahme,  bereits  vorbringen.    Die  hohe 
Sterblichkeit  der  Kinder  in   den   geschlossenen  Findelanstalten,   der 
Missbrauch  der  Anstalten  durch  Ueberweisung  von  Kindern  verheira- 
theter  Mütter,  die  Zunahme  des  Concubinates  und  die  schlechte  mo- 
ralische Führung  der  erzogenen  Kinder  haben  in  neuerer  Zeit  zu  Re- 
formen geführt,  deren  bedeutungsvollste  die  Unterbringung  der  Find- 
linge bei  gut  beleumundeten  Familien  ausserhalb  der  Anstalt  ist.    In 
den  Anstalten  bleiben  nur  die  kranken  und  schwachen  Kinder.  —  In 
protestantischen   Ländern   geschieht   die   Pflege    durchgehends   durch 
Unterbringen  der  Kinder  in  guten  Familien,  zunächst  auf  Kosten  des 
Vaters  oder  der  Mutter  oder  der  Gemeinde.    Die  Obrigkeit  hat  die 
Pflicht,  behufs  Verhütung   von  Kindermorden  für  uneheliche  Kinder 
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sofort  einen  Vormund  zu  bestellen  und  werden  dieselben  in  Preussen 
z.  B.  durch  das  Vormundschaftsgericht  bestellt  (§§  891—894  des 
preuss.  Land  rechtes). 

Wie  in  praxi  sich  die  Handhabung  dieser  gesetzlichen  Rc^gelung 
des  Findlings-  und  Pflegekinderwesens  gestaltet  und  wie  wenig  der 
Staat  überhaupt  zur  Durchführung  dieser  Pflicht  zu  thun  im  Stande 
ist,  lehrt  die  traurige  tägliche  Erfahrung.  Das  angebliche  Recht  auf 
Existenz  kann  der  Staat  nicht  einmal  den  unehelichen  und  hülflosen 
Kindern  gegenüber  erfüllen,  ohne  pekuniär  sich  zu  ruiniren.  Wie 
hinge  soll  die  Fürsorge  für  deren  Existenz  dauern?  Soll  sie  mit  einem 
bestimmten  Termine  aufhören,  der  alsdann  den  Hungertod  für  das 
betrefifende  Kind  bedingt?  Es  existirt  hier  für  den  Staat  sicher  keine 
andere  Grenze  der  Verpflichtung,  als  soweit  es  die  der  Gesellschaft 
zu  Gebote  stehenden  Mittel  gestatten.  Die  Sorge  der  Verwaltungs- 
organe, die  Unterhaltungspflicht  nur  im  äussersten  Nothfall  zu  über- 
nehmen, wird  erklärlich  durch  folgendes  Rechenexempel.  In  Frank- 
reich kostete  1837  ein  Findling  durchschnittlich  bis  zu  seinem  12. 
Lebensjahre  950  Franks;  1877  in  Paris  bereits  2178  Franks.  Dabei 
kommen  in  Frankreich  allein  jährlich  ÖOCXK)  uneheliche  Geburten  vor 
und  würden  bei  50  ^/^  Todesfällen  derselben  gleichzeitig  300000  un- 
eheliche Kinder  vorhanden  sein,  deren  Existenz  600  Millionen  kosten 
würde  (Bertillon).  Jedenfalls  aber  ist  die  Mehrzahl  der  unehelichen 
Kinder  unterstützungsbedürftig  und  schon  diese  Betrachtung  führt 
dahin,  dass  auch  in  den  Kulturstaaten  alljährlich  viele  Kinder  in  Folge 
ungenügender  materieller  Existenzbedingungen  vorzeitig  dahinsterben 
oder  durch  instinktive  Vernachlässigung  dahin  gebracht  werden  müssen. 

Die  bei  den  Vorfahren  der  jetzigen  Kulturvölker  beobachtete  Aus- 
setzung der  Kinder  findet  sich  in  gleicher  Weise  bei  allen  Volksrassen 
und  heute  noch  wird  uns  von  fast  allen  Naturvölkern  durch  die  Rei- 
senden über  das  Vorkommen  von  Kindermord,  Aussetzen,  Verkauf  als 
Sklaven,  Fruchtabtreibungen  berichtet.  Am  meisten  sind  Zwillinge, 
missgestaltete  Kinder  und  die  Mädchen  dem  Tode  geweiht.  Auf  der 
ganzen  südlichen  Hälfte  unserer  Erdkugel  fehlt  der  Kindermord  nir- 
gends. Die  Malayen,  Alfurus,  Papuas,  die  äthiopischen  Rassen  und 
die  südamerikanischen  Indianer  üben  den  Kindermord  allgemein  aus 
und  auch  auf  der  nördlichen  Halbkugel  sind  von  den  mongolischen 
Völkern  viele  Thatsachen  bekannt.  Bald  ist  es  die  brutalste  Sitte  des 
Lebendigbegrabens  der  Kinder,  bald  der  Tod  durch  Erwürgen,  durch 
Aussetzen  —  oder  es  tritt  an  die  Stelle  des  Mordes  der  Handel  mit 
den  Kindern,  der  Verkauf  derselben   in   die  Sklaverei.    Nur  einige 


40  !>>'.  L-  Pfeiffer, 

Beispiele  seien  hier  angeführt  (conf.  Gerland,  das  Aussterben  der 
Naturvölker,  Leipzig  1868,  §§  7—10  u.  s.  w.). 

Auf  Tahiti  werden  nach  dem  Zeugniss  von  Wilson  und  Ellis  zwei 
Drittel  aller  Kinder  getödtet.  Von  diesem  kinderreichsten  Land  er- 
zählen Williams  und  Bennet  1829,  dass  von  drei  Frauen  in  Raiatea, 
die  zufällig  in  dem  Zimmer  der  Reisenden  arbeiteten,  die  eine  9,  die 
andere  7  und  die  dritte  5  Kinder  getödtet  hatten.  Eine  andere  Frau 
bekannte  sterbend,  dass  sie  16,  ein  Häuptling,  dass  er  19  getödtet 
habe.  Manche  Familien  hatten  alle  getödtet.  Ellis  kannte  Mütter, 
die  4,  6,  8  ja  10  Kinder  ermordet  hatten;  er  vereichert,  kein  Weib 
gefunden  zu  haben,  das  sich  nicht  mit  dem  Blute  der  eigenen  Kin- 
der befleckt  hätte. 

Auf  anderen  Inseln  der  Südsee  zogen  die  Eltern,  mochten  die 
Ehen  noch  so  kinderreich  sein,  nie  mehr  als  1,  höchstens  3  Kinder 
auf,  alle  andern  wurden  getödtet;  vor  allen  die  argen  Schreier  oder 
die  kranken  Kinder.  In  Folge  schlechter  Pflege  verfielen  ausserdem 
noch  viele  Kinder  dem  Tode.  Dieselben  Verhältnisse  wiederholen  sich 
in  ganz  Oceanien  und  in  Neuholland.  Viel  besprochen  ist  die  Gesell- 
schaft der  Areois  auf  Tahiti,  ein  religiöser  Orden.  Männer  und  Wei- 
ber lebten  in  ihr  aufs  höchste  ausschweifend  und  unter  dem  bestimm- 
ten Gesetz,  alle  ihre  Kinder  zu  tödten,  beisammen.  Hochgeehrt 
vom  ganzen  Volk,  dem  sie  wie  Gatter  erschienen,  durchzogen  sie  die 
Inseln,  um  Feste,  Schauspiele,  Tänze  vor  der  Menge  aufzuführen.  Wir 
finden  solche  Gesellschaften  nicht  blos  auf  den  Gesellschaftsinseln, 
auch  auf  Rarotonga,  Markesasarchipel  u.  s.  w.  Wer  sich  dem  Gesetz 
nicht  fügte,  wurde  ausgestossen.  Die  einzigen  Ausnahmen,  welche 
gestattet  waren,  bestanden  darin,  dass  die  ersten  Fürsten  ihren  ersten 
Sohn  behielten  und  dass  die  vornehmsten  Areois  (die  Gesellschaft 
hatte  12  Grade)  nur  ihr  ältestes  Kind  sowie  alle  Mädchen  tödteten. 
Das  Letztere  geschah  hier  aus  religiösen  Gründen  oder  weil  man  die 
Mädchen  geringer  als  die  Knaben  hielt.  Der  Reisende  Mörenhous  ist 
der  Meinung,  alle  diese  Morde  seien  vollbracht,  um  die  Volksmenge 
der  Insel  nicht  übergross  werden  zu  lassen.  Bei  dem  strengen  Kasten- 
geist wurden  alle  Kinder  aus  Mischlingsehen  umgebracht,  weil  der 
Adel  ganz  göttlich,  das  Volk  nicht  einmal  im  Besitz  einer  Seele  war. 
Solche  Mischlingskinder  waren  beliebte  Opfer.  Durch  2 — 3 — 4  Kin- 
deropfer konnte  der  niedrig  geborene  Mann  sich  gesetzlich  zum  Range 
der  Frau  emporheben;  nachher  blieben  die  Kinder  am  Leben.  Die 
Frau  aber  konnte  sich  nie  zum  etwa  höheren  Range  des  Mannes  em- 
porschwingen und  alle  Kinder  verblieben  in  der  niedrigen  Kaste. 
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Weitere  direkte  Ursachen  eines  widernatürlichen  Todes  finden 
sich  in  der  schlechten  Pflege,  in  der  Sitte  des  Platt-  und  Flachdrük- 
kens  des  Kinderschädels,  des  Tätowirens  u.  s.  w. 

Besondere  Beachtung  für  die  Kindheit  verdient  noch  die  Syphilis 
in  so  fem,  als  durch  die  Mütter  schon  vor  der  Geburt  die  Kindheit 
vei^ftet,  siech  und  elend  wird.  Bekannt  ist,  dass  in  Tahiti  schon 
1790  zwei  Fünftel  aller  Einwohner  und  fast  alle  Weiber  venerisch 
waren,  nachdem  1767  durch  die  Begleiter  von  Wallis  Einschleppung 
stattgefunden  hatte. 

Zur  Erklärung  des  allgemeinen  Kindermordes  in  Polynesien  führt 
Meinecke  an,  es  geschehe,  um  die  Beinheit  des  Blutes  der  Aristokratie 
zu  erhalten.  Verkehrtheiten  und  Laster  der  Vornehmen  seien  von 
dem  Volke  nachgeahmt  worden,  aus  Armuth,  aus  Faulheit  und  Indo- 
lenz oder  bei  den  Frauen  aus  Rücksicht  für  die  Schönheit.  Auch  re- 
ligiöse Anschauungen  sollen  mitgesprochen  haben.  Die  Seelen  der 
Kinder  seien  Fürsprecher  für  die  Eltern  bei  den  (xöttern,  und  um  die 
Götter  gnädig  zu  stimmen,  müssten  möglichst  viele  Kinder  geopfert 
werden.  Die  Nahrungsfrage  wird  wohl  auch  hier  bei  den  unteren, 
rechtlos  und  streng  gehaltenen  und  auf  die  armseligste  Existenz  an- 
gewiesenen Gesellschaftsklassen  das  Entscheidende  gewesen  sein.  Der 
Unterschied  zwischen  Volk  und  Adel  allein  kann  nicht  die  Ursache 
des  Kindesmordes  sein,  da  z.  B.  in  Südamerika,  ohne  Standesunter- 
schiede und  Standesvorrechte,  der  Kindermord  in  derselben  Ausdeh- 
nung vorkommt. 

Auf  den  polynesischen  Inseln  wohnt  eine  ungemein  dichte  Bevöl- 
kerung in  den  fruchtbaren  Distrikten  zusammen.  Bei  sehr  hoher  Ge- 
burtenfrequenz muss  die  Werthschätzung  des  Kinderlebens  eine  ge- 
ringe, die  Kindersterblichkeit  an  und  für  sich  schon  eine  hohe  sein 
und  wird  durch  den  aus  Faulheit  und  Indolenz  oder  aus  religiösen 
Anschauungen  geübten  Kindermord  wiederum  eine  Quelle  zu  neuen 
raschen  Schwangerschaften  und  Geburten,  ein  Verhängniss,  das  den 
Kindermord  in  Permanenz  begünstigt. 

Anders  liegen  die  Verhältnisse  bei  den  Jäger-  und  Nomadenvöl- 
kern. Hier  ist  es  der  oft  eintretende  Nahrungsmangel,  der  zum  Kin- 
dermorde treibt  Die  weniger  zahlreichen  Geburten  lassen  den  Kin- 
dermord nicht  numerisch  so  anschwellen,  wie  dies  oben  geschildert 
wurde.  In  Südamerika  sind  die  Indianerstämme  Kindermörder.  Auf 
den  Wanderzügen,  bei  eiliger  Verfolgung  ist  es  der  Mutter  unmöglich, 
mehr  als  ein  kleines  Kind  mitzunehmen.  Hier  sind  es  wiederum  die 
Mädchen,  die  getödtet  werden.    Sicher  aber  wird  von  Zwillingen  stets 
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eines  umgebracht.  „Das  arme  Kiud  konnte  nicht  Schritt  halten  mit 
uns;  man  hat  nichts  mehr  von  ihm  gesehen^'  lässt  Humbold,  Reise  in 
tlcii  Acquinoctialgegeuden  4  p.  22G,  einen  Indianer  erzählen.  — 

„Wie  die  Schwierigkeit,  sich  Nahrung  zu  verschaflFen,  wächst,  so 
wächst  auch  die  wandernde  Lebensweise  und  darum  wird  auch  die 
Bevölkerung  ohne  eigentliche  Hungersuoth  auf  eine  so  ausnehmend 
gewaltsame  Weise  zurückgehalten  im  Vergleich  mit  civilisirten  Län- 
dern, wo  der  Vater  seine  Arbeit  mehren  kann,  ohne  den  Sprössling 
zu  vernichten*'  (Darwin,  Wissenschaftl.  Reisen  2,  p.  213). 

Die  Nahrung  wird  dem  Kinde  noch  mehr  verkürzt  dadurch,  dass 
die  Mutter  vielfach  junge  Hunde,  das  kostbarste  Hausthier,  mit  säugen 
muss,  da  für  den  jungen  Hund  die  Nahrung  oft  noch  kostbarer  ge- 
achtet ist. 

Ganz  ähnliche  Züge  werden  berichtet  von  den  alten  Kulturvöl* 
kern  Amerikas,  von  Mexiko  und  Peru.  Bei  den  Opfern  fielen  alljähr- 
lich Tausende  von  Menschenleben  und  darunter  viele  Kinder  der  un- 
tersten Klassen.  Von  China  berichten  ältere  Reisende  über  die  all- 
gemein verbreitete  Sitte  des  Kinderaussetzens.  Interessant  ist  für 
das  stark  bevölkerte  Centralafrika  die  Thatsache,  auf  die  die  neueren 
Reisenden  aufmerksam  machen,  dass  mit  Sperrung  der  Küsten  für 
den  Sklavenhandel  im  Innern  von  Afrika  mehr  Kinder  gekauft  werden. 

Wenden  wir  uns  nun  von  diesem  Excurs  zurück  nach  den  heuti- 
gen Kulturstaaten  Europas.  Frankreich  hat,  wie  wir  bereits  mit- 
theilten, in  der  Umgegend  von  Paris,  Lyon  etc.  eine  Säuglingssterblich- 
keit bis  zu  DO^Jo  der  Geborenen. 

Spielt  hier  der  Kiudermord  in  einer  den  modernen  Anschauungen 
angepassten  Form  nicht  seine  Rolle  mit?  Die  officielle  Statistik  Yon 
Paris  besagt,  dass  1837— 6ö  unter  den  in  der  Morgue  aufgestellten 
Leichen  KV40  frühzeitig  geborene  Kinder  waren,  und  f  dieser  unreifen 
Früchte  waren  noch  nicht  über  6  Monate  in  utero  gewesen.  Die  Mehr- 
zahl derselben  wird  wohl  auf  Fruchtabtreibungeu  zurückzuführen  sein. 
Nach  den  Polizeiberichten  sind  1866 — 76  und  ohne  die  beiden  Kriegs- 
jahre allein  im  Seininiepartement  401  Kindesmorde  und  488  Frucht- 
abtrabungeu  zur  Anzeige  gekommen.  Sicher  sind  in  Paris  selbst, 
trotz  aller  Achtsamkeit  der  Polizei,  noch  viel  mehr  Kindesmorde  und 
FruchtabtreibuDgeo  rorgekommen.  So  ergiebt  die  Statistik  der  Straf- 
anstalten daselbst^  dass  unter  S400  im  Gefangniss  befindlichen  Fraoen 
tiSS  mgen  Kindesmord,  50  wegen  Abtreibung  und  28  wegen  Mithülfe 
bd  die^m  Vcarbrechen  intemirt  waren.  In  welchem  Umfang  das  Ver- 
bradiea  halb  dflintlich  getridien  wird,  erhdlt  aus  der  Thatsache,  dass 
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bei  437  Gerichtsverhandlungen  in  den  Jahren  1841 — 65  wegen  Ab- 
treibung 1143  angeklagte  Personen  erschienen.  Aehnliche  Verhältnisse 
finden  sich  in  den  Departements  de  la  Drome,  de  Tls^re  u.  s.  w. 

Die  meisten  Kindermorde  aber  entziehen  sich  der  Wachsamkeit 
der  Pariser  Polizei.  Still  und  ohne  öffentliches  Aergemiss  zu  erregen, 
spielt  sich  vor  den  Thoren  von  Paris  die  Tragödie  ab,  üben  die  En- 
gelmacherinnen die  Sitte,  der  wir  bei  den  Naturvölkern  auf  der  süd- 
lichen Erdhälfte  begegneten.  So  hat  bereits  Lagneau  für  Frankreich 
gezeigt,  dass  von  den  unehelich  Geborenen  fast  doppelt  so  viele  ster- 
ben in  der  Geburt,  als  von  den  ehelich  Geborenen  (4  :  7,5);  dass 
femer  die  Sterblichkeit  für  die  Unehelichen  während  des  ersten  Le- 
bensjahres durchgehends  eine  höhere  ist  (16 :  31 ).  Es  bleiben  von 
den  ehelich  Geborenen  am  Ende  des  ersten  Lebensjahres  nach  Abzug 
der  Todtgeborenen  und  Gestorbenen  von  1000  noch  793  =  |  am  Le- 
ben, von  den  unehelich  Geborenen  nur  609  »=  |.  Wenn  man  dieser 
Abrechnung  die  Zahl  der  Kindermorde,  der  Frühgeburten  und  Frucht- 
abtreibungen hinzufügen  könnte,  würde  man  die  Zahl  der  an  den  un- 
ehelich Geborenen  verübten  Verbrechen  berechnen  können.  (Die  alten 
Londoner  Sterbelisten  sind  offenherziger;  es  waren  von  1686 — 1690 
also  in  5  Jahren,  514  Kinder  im  Schlafe  von  der  Mutter  oder  der 
Amme  erdrückt  worden;  1710—1715  =  215;  1730  —  1735  =  559; 
1755—55  =  163). 

Die  Verhandlungen  des  internationalen  Congresses  für  ^Gesund- 
heitspflege zu  Paris  haben  noch  weitere  derartige  Thatsachen  zu  Tage 
gebracht.  Der  von  Dr.  Berti  Hon  gegebene  Bericht  enthält  die  mei- 
sten hierher  bezüglichen  Angaben.  Ueberall  sterben  mehr  Knaben  als 
Mädchen.  In  Frankreich  auf  100  Mädchen  116,9  Knaben  (1857—66), 
in  Dänemark  117,5  (1860—69),  Schweden  116,5  (1861—70),  Norwe- 
gen 118  (1866—70),  mit  Schwankungen  in  Schweden  während  eines 
Jahrhunderts  von  111 :  118.  Bei  den  unehelich  geborenen  Kindern 
ist  dagegen  die  Sterblichkeit  der  Mädchen  eine  bedeutendere,  z.  B. 
für  Frankreich  100  :  113,4;  gegen  100 :  120  bei  den  ehelich  Geborenen. 

Die  grössere  Gefährdung  der  unehelich  geborenen  Mädchen  wird 
bestätigt  durch  weitere  Ziffern.  Auf  1(X)  Todesfälle  bei  beiden  Ge- 
schlechtem der  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  entfallen  192  Todesfälle 
der  unehelich  Geborenen  in  Frankreich.  Während  die  unehelichen 
Knaben  den  ehelich  geborenen  Knaben  gegenüber  in  dem  Verhältniss 
von  100  :  186,4  sterben,  steigt  dasselbe  bei  den  Mädchen  an  bis  zu 
100  :  199,4.  Dieser  eigenthümliche  Unterschied  findet  sich  zu  Ungun- 
sten der  unehelichen  Mädchen  noch  viel  mehr  ausgesprochen  auf  dem 
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Lande  im  Gegensatz  zum  Schicksal  dieser  Kinder  in  der  Stadt.  — 
In  der  Stadt  stellt  sich  obiges  Yerhältniss  ftlr  die  Knaben  allein  aaf 
100 :  258,6  und  far  die  Mädchen  entfallen  auf  100  in  der  Ehe  Ge- 
borene 276,5  Todesfälle  von  ausser  der  Ehe  Geborenen.  Immer  macht 
sich  demnach  der  traurige  Einfluss  der  Illegitimität  für  die  Mädchen 
besonders  geltend  (6 — 7^|o),  sowohl  innerhalb  der  relativ  geringeren 
Lebensbedrohung  in  den  Städten,  als  auch  bei  der  grösseren  auf  dem 
Lande. 

Diese  grössere  Lebensbedrohung  der  Unehelichen  findet  sich  fer- 
ner in  allen  Lebensabschnitten  des  Säuglingsalters,  auch  noch  in  den 
letzten  6  Monaten  des  ersten  Lebensjahres;  sie  macht  sich  sogar  gel- 
tend schon  vor  der  Geburt,  wenn  man  die  grosse  Zahl  der  angeblich 
Todtgeborenen  berücksichtigt,  von  denen  sicher  noch  eine  Anzahl  le- 
bensfähig gewesen  ist,  die  aber  durch  instinktive  Fahrlässigkeit  oder 
kriminelle  Misshandlungen  umkommen. 

Internationale  Vergleiche  über  die  Zahl  der  Todtgeborenen 
sind  nur  mit  grossen  Einschränkungen  zulässig. 

Nach  Wappaeus  (I  pag.  182)  soll  bei  24^  Millionen  Geborenen 
und  19|  Millionen  Sterbefällen  1845—55  in  13  europäischen  Staaten 
die  Anzahl  der  Todtgeborenen  3,79  ®|o  der  Geborenen  und  4,75  ^lo  der 
Todesfälle  betragen  haben.  Nach  Bodio  sind  1865—1878  in  21  euro- 
päischen Staaten  auf  79^  Millionen  Geborene  2|  Millionen  Todtgebo- 
rene  vorgekommen.  Das  Mittel  aus  längeren  Jahresreihen  beträgt  bei 
Preussen  4,09;  Bayern  3,37;  Sachsen  4,26;  Thüringen  4,40;  Württem- 
berg 3,77;  Baden  3,32;  Spanien  erscheint  mit  0,99;  Holland  mit  5,14 
in  Bodio s  Tabellen. 

Bei  der  Berechnung  der  Säuglingssterbeziffer  ist  die  Art  der  Auf- 
zeichnung für  die  Todtgeborenen  von  grosser  Bedeutung.  Man  kennt 
sicher  die  Zahl  der  stattgehabten  Geburten ;  unsicher  ist  die  Zahl  der 
im  ersten  Lebensjahr  Gestorbenen,  weil  die  Todtgeborenen  unrichtig 
registrirt  werden. 

Reell  gezählt  werden  die  Todtgeborenen  nur  in  Norwegen, 
Schweden  und  Dänemark.  Todtgeborene  sind  hier  solche ,  die 
nicht  geathmet  haben. 

Frankreich  und  Belgien  haben  schon  weniger  sichere  Anga- 
ben, weil  den  Familien  3  Tage  Zeit  gelassen  wird  zur  Einzeichnung 
in  die  Geburtslisten  und  die  in  diesem  Zeiträume  gestorbenen  Kinder 
den  Todtgeborenen  zugerechnet  werden;  die  Sterblichkeit  erscheint 
schwächer.  Es  schwankt  dadurch  nach  Berti  Hon  die  Säuglingssterb- 
lichkeit, je  nachdem  man  nur  die  wirklich  todtgeborenen  oder  s&mmt- 
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liehe  als  todtgeboren  Gemeldete  berücksichtigt,  zwischen  188  und 
179  •Ig  0  d®^  Geburten.  Für  die  erste  Lebenswoche  soll  der  Unter- 
schied sich  wie  37  :  27  yerhalten. 

England  hat  6  wöchentliche  Anmeldefrist  und  deshalb  noch  mehr 
Unsicherheit  bei  der  Gonstatirung  der  Todtgeborenen.  Viele  Neuge- 
borene starben  vorher  und  werden  gar  nicht  registrirt.  Dadurch  muss 
die  Säuglingssterblichkeit  in  England  günstiger  erscheinen,  als  sie 
wirklich  ist 

Weil  die  verschiedenen  Lander  ihre  eigenen  Arten  der  Registrirung 
f&r  Todtgeborene  haben,  sind  Vergleiche  bezüglich  der  EUlufigkeit  der 
Todtgeburten  nicht  zulässig  (folgerecht  sind  auch  die  Vergleiche  für 
die  Säuglingssterblichkeit  überhaupt  noch  hiebt  zuverlässig). 

Correktionen  sind  kaum  zulässig;  in  Belgien  sind  von  100  als 
todt  innerhalb  der  3  ersten  Lebenstage  angemeldeten  Kinder  immer 
noch  20,  die  lebend  geboren  wurden  und  innerhalb  der  Zeit  starben. 
Man  kann  dementsprechend  für  Frankreich  und  Belgien  bei  100  Todt- 
geborenen auf  ca.  20  fUschlich  als  solche  bezeichnete  rechnen. 

Aber  für  England  ist  eine  solche  Correktur  ebensowenig  zulässig 
als  für  andere  Staaten.  Es  sterben  z.  B.  in  England  die  Säuglinge 
in  den  ersten  9  Lebensmonaten  in  derselben  Weise  wie  in  Frankreich ; 
dahingegen  sterben  in  dem  ersten  Lebensmonat  in  England  nur  halb 
so  viel  als  in  Frankreich.  Es  müssen  sicher  in  England  eine  giosse 
Menge  von  Kindern  der  Einzeichnung  entzogen  werden.  Dem  ent- 
sprechend sind  Vergleiche  über  die  Kindersterblichkeit  in  den  ver- 
schiedenen Ländern  nur  mit  grosser  Einschränkung  möglich.  Auch 
bei  der  Altersgruppe  0 — 5  Jahr  macht  sich  das  noch  geltend. 

Der  Betrag  an  Todtgeborenen  ist  nach  den  Zahlen  von  Wap- 
päus  bei  unehelicher  Geburt  fast  doppelt  so  gross,  als  bei  ehelicher 
Geburt  In  Deutschland  stellt  sich  nach  Bodio  das  Verhältniss  wie 
5  :  4;  in  Preussen  =  5,6  :  4,1;  Bayern  3,6  :  3,4;  Sachsen  5,2  :  4,3; 
Thüringen  6,1  :  4,4;  Württemberg  4,2  :  3,8;  Baden  3,9  :  3,3;  für  die 
Schweiz  6,8  :  4,4;  Belgien  6,1 :  4,2;  Holland  8,1 :  5,1.  —  Die  Stadt 
Pest  hat  1872—75  das  Verhältniss  6,6  :  3,4;  Berlin  1863—68  =  7,1 
:4,7;  Stettin  1854 — 58  =  10,6:  4,1.  In  Preussen  kommen  in  der 
Stadt  auf  100  Geborene  (Todtgeborene  incl.)  4,34,  auf  dem  Land  4,00 
Todtgeborene;  in  Belgien  3,69  :  3,44;  in  Sachsen  4,05  : 4,36;  Thürin- 
gen 4^1 : 4,53. 

Auf  100  todtgeborene  Mädchen  kommen  todtgeborene  Knaben  in 
Preussen  und  Deutsehland  129;  Bayern  134;  Sachsen  und  Württem- 
berg 130;  Thüringen  121;  Baden  128;  in  Frankreich  144;  Spanien  149. 
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Die  WohlhabcDheit  der  Eltern  hat  Koro si  für  Pest  1874—75 
in  Vergleich  gesetzt  Unter  je  100  Verstorbenen  (Sa.)  und  unter  je 
100  Todtgeborenen,  deren  Wohlhabenheitsklasse  bekannt  war,  befan- 
den sich  in  der  I.  wohlhabenden  Klasse  von  den  Verstorbenen  1,7  ^U; 
in  der  IL  Klasse  (Mittelklasse)  =  19,3;  in  der  III.  Klasse  66,7  und 
in  der  IV.  =  12,3;  von  den  Todtgeborenen  in  I  =  1,1;  in  II  =  18,4; 
in  III  =  68,3  und  in  IV  =  12,2  ^'o-  Die  unehelich  Todtgeborenen 
gehörten  alle  der  III.  und  IV.  Klasse  an. 

Für  die  Todtgeburten  gelten  dieselben  socialen  Gesichtspunkte, 
wie  für  die  Kindersterblichkeit  überhaupt.  Das  allgemeine  Wohlbe- 
finden beeinflusst  die  Häufigkeit  der  Geburten  und  ebenso  die  höhere 
oder  geringere  Lebensfähigkeit  der  Kinder.  Wolff-Erfurt  behaup- 
tet sogar,  dass  die  Kinder,  welche  bei  günstigen  Nahrungsmittelpreisen 
gezeugt  sind,  weniger  sterben  als  diejenigen,  welche  in  Notbjahren  ge- 
zeugt sind.  Einen  anerkannt  ungünstigen  Einfluss  auf  die  Lebensfä- 
higkeit haben  Trunksucht,  Prostitution,  Syphilis,  Scrofeln,  Bleichsucht, 
Tuberculose  und  überhaupt  Siechthum  der  Eltern,  Zwillingsschwanger- 
schaft und  alle  schwächenden  Momente.  Einen  neuen  Beleg,  wie  sehr 
die  Trunksucht  die  Fruchtbarkeit  der  Ehen  vermindert  und  die 
Kindersterblichkeit  erhöht,  giebt  Dr.  Stark  im  Archiv  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  in  Elsass-Lothringen  1880.  Er  hat  über  die  Fami- 
lienverhältnisse an  44  in  der  Irrenanstalt  Stephansfeld-Hördt  behan- 
delten Trinkern  ermittelt,  dass  bei  10  die  Ehe  kinderlos  war.  Von 
den  übrigen  34  wurden  117  Kinder  gezeugt.  Darunter  waren  13  todt- 
geboren,  39  starben  bald  nach  der  Geburt,  so  dass  nur  65  lebensfähig 
waren.  Einem  einzigen  Trinker  starben  von  12  Kindern  8  im  ersten 
Lebensjahre  an  Krämpfen ;  einem  andern  wurden  nach  einander  7  todte 
Kinder  geboren. 

Die  Anhäufung  der  Todtgeburten  findet  sich  in  den  Gesellschafts- 
klassen und  in  den  Stadttheilen ,  in  denen  viele  Mütter  schwächlich 
und  schlecht  genährt  bei  harter  Arbeit  und  anhaltendem  Sitzen  siech 
und  bei  schlechtem  Lohn  und  bei  hohen  Ausgaben  für  Wohnung  und 
Kost  die  Lebensumstände  kümmerliche  sind.  Materielle  Noth  und  die 
damit  zusammenhängende  sittliche  Verarmung  betreffen  immer  zuerst 
den  weiblichen  Theil  der  Bevölkerung  und  nur  dann,  wenn  die  Stel- 
lung der  Frau  während  der  Schwangerschaft  Schonung  und  zweckmäs- 
siges Verhalten  gestattet,  werden  nachtheilige  Einflüsse  von  dem 
Kindesleben  fern  gehalten. 

„Die  fast  ohne  Ausnahme  für  alle  Länder  (aber  für  Frankreich 
in   besonderem  Maasse)  sich  herausstellende  Abnahme  der  ehelichen 
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Geburtenziflfer  zeigt,  dass  unter  unseren  Bevölkerungen  seit  längerer 
Zeit  die  Zahl  derjenigen,  welche  aus  einer  illegitimen  Verbindung 
hervorgegangen  und  dessbalb  ohne  den  Genuss  der  Liebe  und  der 
sittlichen  Zucht  des  Familienlebens  aufgewachsen  und  meist  geistig  und 
leiblich  arm  ins  Leben  hinausgestossen  sind,  fortwährend  im  Steigen 
begriffen  ist  gegen  die  Zahl  derjenigen,  welche  in  der  Ehe  erzeugt,  durch 
die  Liebe  und  Sorge  der  Eltern  für  ihren  Beruf  wohl  erzogen  und 
ausgestattet  ins  Leben  eingetreten  sind"  (Wappäus  II  S.  407). 

Die  constante  Erscheinung,  dass  die  unehelich  geborenen  Mädchen 
eine  höhere  Sterblichkeit  haben,  muss  eine  constante  Ursache  haben. 
Es  kann  nicht  der  Unterschied  in  dem  physiologischen  Zustande  der 
Mädchen  sein,  welcher  diese  Differenz  bewirkt;  denn  im  Allgemeinen 
sterben  mehr  Knaben  als  Mädchen  in  der  Geburt;  auch  sind  die  klei- 
nen Mädchen  in  den  ersten  Lebenstagen  nicht  besonders  empfindlich 
gegen  etwaige  Fehler  in  der  Pflege  und  Ernährung.  Man  wird  ge- 
zwungen anzunehmen,  dass  die  Ursache  für  die  stärkere  Todesbedro- 
hung der  unehelich  geborenen  Mädchen  in  der  geringeren  Sorge  für 
dieselben  seitens  ihrer  unehelichen  Mutter  gelegen  ist.  Der  geringere 
Aufwand  von  Sorge  kann  hier  sogar  als  instinktiv  betrachtet  werden, 
insofern  die  unehelichen  Mütter  durch  die  Leichtfertigkeit,  mit  der 
dieselben  zur  Schwangerschaft  gelangten,  schon  gezeigt  haben,  dass 
sie  sich  leicht  den  instinktiven  Trieben  überlassen.  Auffallende  Er- 
gebnisse zeigt  die  besondere  Betrachtung  der  Sterblichkeit  der  unebe- 
Uchen  Mädchen  auf  dem  Lande.  Wir  sahen  schon,  von  welchem  Ein- 
fiuss  der  Civilstand  auf  die  Säuglingssterblichkeit  ist;  es  starben  in 
Frankreich  (1857  —  1866)  175®!oo  ^^^  Geborenen,  ansteigend  auf 
337 •Igo  bei  den  Unehelichen,  also  in  einem  Verhältniss  von  100:192. 
Für  die  Stadt  allein  kamen  auf  100  eheliche  Kinder  (Knaben  und 
Mädchen  zusammen)  163  uneheliche;  auf  dem  Lande  dagegen  267, 
also  auf  dem  Lande  mehr  in  dem  Verhältniss  von  100  :  164,5.  Wo- 
durch erklärt  sich  diese  verschlechterte  Stellung  der  unehelichen  Kin- 
der auf  dem  Lande?  Die  Auswanderung  der  unehelichen  Kinder  aus 
den  Städten  kann  die  Ursache  nicht  allein  sein.  Nach  einer  Zusam- 
menstellung von  Berti  Hon  nimmt  sogar  die  stärkere  Lebensbedro- 
hung der  Säuglinge  für  die  ersten  12  Lebensmonate  gradatim  zu, 
während  sie  gewöhnlich  mit  zunehmendem  Alter  rasch  abnimmt.  Sicher 
ist  auf  dem  Lande  das  Elend  der  unehelich  Gebärenden  grösser,  ihr 
Zustand  verlassener  und  schmachvoller.  Damit  steht  im  Zusammen- 
bang die  paradoxe  Thatsache,  dass  nicht  die  Säuglingssterblichkeit 


48 


Dr.  L.  Pfeiffer, 


mit  jeder  überlebten  Stunde  abnimmt,  sondern  bei  den  unehelich  Gre- 
borenen  die  Sterblichkeit  mit  den  ersten  Lebenstagen  zunimmt. 

Wenn  man  bezüglich  der  beiden  Gruppen  die  Sterblichkeit  ver- 
folgt, findet  man,  dass  die  Sterblichkeit  der  Ehelichen,  sei  es  auf  dem 
Lande,  sei  es  in  der  Stadt,  sich  in  den  2  ersten  Lebenswochen  in  fol- 
gender Weise  vermindert. 


Stadt 

Land 

Sterblichkeit  der  Knaben:  1.  Lebenswocbe 

2.  Lebenswocbe 

24      •/•• 
19.18 

30,94 
23,3 

Sterblichkeit  der  Mfidcben :  1 .  Lebenswocbe 

8.  Lebenswoche 

19.03 
14,93 

24*31 
18,01 

In  Stadt  und  Land  zeigt  sich  also  die  constante  Thatsache,  dass 
in  der  2.  Lebenswoche  für  die  ehelichen  Kinder  die  Sterblichkeit  ab- 
nimmt Dagegen  dreht  sich  bei  den  unehelich  Geborenen  dieses  Ver- 
bal tniss  um: 


Stadt           Land 

Sterblichkeit  der  Knaben:  1.  Lebenswocbe 

8.  Lebenswocbe 

45,8 
54,5 

65,2 
70,15 

Sterblichkeit  der  M&dchen:  1.  Lebenswoche 

2.  Lebenswoche 

39 
464 

54 
61 

Physiologische  Gründe  können  zur  Erklärung  auch  fQr  diese  un- 
angenehme Thatsache  nicht  angeführt  werden.  Man  kann  nur  ver- 
brecherische Ursachen  annehmen.  Weil  man  nicht  wagt,  die  Kinder, 
und  speciell  die  Mädchen  (wie  bei  den  Naturvölkern  in  Polynesien, 
Südamerika  etc.  geschildert  wurde)  mit  Gewalt  zu  tödten,  lässt  man 
sie  langsam  verhungern.  Das  uneheliche  Kind  stirbt  erst  in  der 
zweiten  Woche,  weil  es  in  der  ersten  Woche  noch  von  seinem  Mitge- 
brachten sich  erhalten  konnte. 

Für  die  ungefähre  Abschätzung  dieser  der  Kriminalstatistik  entge- 
henden Kindermorde  führt  Bertillon  noch  weitere  Zifiern  an.  So 
behauptet  er  zunächst,  dass  gegen  1500  Kindesmorde  zu  den  von  den 
Gerichten  notirten  206  Fällen  al^ährlich  addirt  werden  müssen,  welche 
fälschlich  als  Todtgeburten  registrirt  wurden.  Es  haben  thatsächlicb 
uneheliche  Geburt  und  das  damit  verbundene  Elend  nur  wenig  Ein- 
fluss  auf  die  Menge  der  Todtgeburten,  so  lange  die  Entbindung  in 
Gebäranstalten  statt  hat;  sie  steigt  in  Frankreich  auf  das  Doppelte 
an,  wo  die  Controle  dieser  Anstalten  fehlt.  So  ist  in  Frankreich  seit 
1865  die  Zahl  der  Todtgeborenen  für  die  ehelichen  Kinder  die  gleiche 
geblieben,  während  diese  Zahl  bei  den  unehelich  Gebärenden  ständig 
zunimmt.  In  dem  Ueberschuss  von  40  Todtgeburten  bei  Unehelichen 
(83o|pp  Geburten)  gegenüber  den  Ehelichen  (41— 42o|oo)  h&lt  sich 
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eine  uDbestimmte  Zahl  von  Eindermorden  verborgen.  Aber  wenn  auch 
Dvr  bei  der  Hälfte  eine  verbrecherische  Absicht  anzunehmen  ist,  wür- 
den immer  noch  20  Eindestödtungen  auf  1000  uneheliche  Schwanger- 
schaften kommen,  d.  h.  auf  7600  dergleichen  in  Frankreich  1520  Kin- 
dermorde. Durch  die  Bezeichnung  „Todtgeburt"  entschlüpft  eine  grosse 
Zahl  der  Wachsamkeit  der  Gerichte;  alle  Aerzte  wissen  das  und  die 
Statistik  beweist  es.  Frankreich  erreicht  hier  das  Maximum  durch 
die  Verdoppelung  der  Todtgeborenen  bei  den  unehelichen  Entbindun- 
gen; es  kommen  auf  100  ehelich  Todtgeborene  die  folgende  Anzahl 
von  unehelich  Todtgeborenen:  in  Frankreich  190 — 200;  im  Departe- 
ment de  la  Seine  134;  Schweden  147;  Belgien  147;  Dänemark  126; 
Baden  120;  Bayern  112. 

Eindermord  und  Todtgeburten  in  Frankreich  und  Preussen: 


Zahl  der  bei  den 

Es  entfallen  Todt- 

Gerichten  verhandel- 

^eborenft 

ten  Verbrechen  ge- 
gen   das  Leben  der 

Zahl  der 
unehelich 

Zahl  der 

_       m 

Kinder. 

Gebore- 

unehelich 

auf 

nen  incL 

Todtgebo- 
renen 

1000 

auf 
1000 

auf 

Auf  1000 

Todtgebo- 

Gebo- 

1000 

• 

Absolute 

unehelich 

renen 

(Jahres- 

rene 

ehelich 

nnehe- 

mm       V 

Zahl 

Geborene 

(Jahres- 

mittel) 

(ehe- 

Gebo- 

bch 

(Jahres- 

kommen 

mittel) 

liehe  u. 

rene 

Gebo- 

mittel) 

(Jahres- 
mittel) 

nnehe- 
Uche) 

rene 

Königreich  Preussen 

(naehDr.Outtotmdti) 

lS66— 70 

90 

11,9 

75419 

4325 

42,9 

— 

56.0 

1871-75 

192 

25,2 

75725 

4285 

40,6 

— 

56,8 

1876—78 

226 

28,2 

80254 

4396 

40,8 

— 

54,7 

Frankreich  *) 

(nech  Bertillon) 

1826 — 30 

120 

I7»i 

— 

— 

— 

— 

— 

1831—35 

155 

21,6 

— 

— 

— 

— 

1836—40 

213 

30,0 

— 

— 

— 

— 

— 

1841—45 

237 

34,0 

— 

— 

— 

— 

1846—50 

257 

37,8 

— 

— 

— 

— 

— 

1851—55 

327 

47,8 

72241 

4702 

— 

38,4 

65.0 

1856—60 

367 

50,5 

79080 

5777 

— 

40,3 

73,3 

1861—65 

362 

47,7 

82291 

6291 

— 

40,8 

76,5 

1866—70 

324 

44,2 

80574 

6476 

— 

42,0 

80,4 

1871—75 

294 

41,1 

73314 

6153 

— 

41,6 

83,8 

Weitere  Verbrechen  gegen  das  kindliche  Leben  sind  nach  Ber- 
tillon nach  der  speziellen  Absterbeordnung  der  Unehelichen  anzu- 


1)  Preussen :    Verhandlungen   wegen    Kindesmord    und    Abtreibung   bei  sfimmtlichen 
Schwurgerichten. 

2)  Frankreich :  Infanticides,  avortements  et  homicides  estim^s  involontaires  d*un  nou- 
Tean  nö. 

N.  F.  Bd.  IV.  4 
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nehmen,  insofern  die  grössere  Zahl  der  in  der  zweiten  Lebenswoche 
gestorbenen  dem  Hunger  erlegen  ist.  Für  die  ehelichen  Kinder 
nimmt  die  Sterblichkeit  von  der  ersten  Woche  zur  zweiten  ab  in  der 
Stadt  um  ^  (von  100  auf  82)  und  auf  dem  Lande  um  J  (von  100 
auf  75).  Wird  für  die  unehelichen  Kinder  an  Stelle  der  von  der  er- 
sten zur  zweiten  Woche  zunehmenden  Sterblichkeit  dieselbe  Abmin- 
derung  substituirt,  so  findet  sich  auf  100  Geburten  ein  Unterschied 
der  kindlichen  Sterbefälle,  für  die  Stadt  von  16,  für  das  Land  von 
20  Todesfällen.  Diese  Rechnung  ergiebt  für  die  jährlich  eintretenden 
70000  unehelichen  Geburten  einen  Unterschied  von  1400  Fällen,  welche 
durch  Vernachlässigung  oder  durch  Hunger  direkt  gestorben  sind. 
Bertillon  zieht  für  Frankreich  mit  seinen  zahlreichsten  Todesfällen 
bei  Unehelichen  folgendes  Facit:  Physiologisch  nicht  erklärbare  To- 
desfälle haben  statt  im  Jahre: 

1500  Kindestödtungen,  rubricirt  als  Todtgeborene, 
1400  Kindestödtungen,  der  1.— 2.  Lebenswoche  angehörend, 
205  criminell  constatirte  Kindermorde 

3105  im  Jahr,  ohne  Berücksichtigung  der  in  den  späteren  Lebens- 
wochen bei  den  Pflegemüttern  zu  Grunde  gehenden  Kinder,  welchen 
immer  die  doppelte  Sterblichkeit  der  ehelich  geborenen  Kinder  eigen 
ist  und  ohne  Berücksichtigung  der  zahlreichen  Fruchtabtreibungen, 
deren  Häufigkeit  Aerzten  und  Hebammen  bekannt  ist. 

Das  für  das  Königreich  Preussen  zusammengestellte  Zi£femmate- 
rial  lässt  so  eingehende  Vergleiche,  wie  sie  Bertillon  für  Frankreich 
bietet,  nicht  zu.  An  das  Maximum  von  Frankreich  reicht  Preussen 
nicht  heran.  Die  Zahl  der  Todtgeborenen  ist  ^|oo  der  Geborenen  eine 
erheblich  geringere.  In  den  Jahren  1871—75  z.  B.  stellt  sich  das 
Verhältniss  von  Preussen  auf  56,8  gegen  80,4  in  Frankreich.  Femer 
wirkt  für  Preussen  günstig  die  hier  in  erster  Reihe  den  Vater  des 
Kindes  treffende  Alimentationspflicht,  welche  bekanntlich  in  Frankreich 
ausgeschlossen  ist. 

Auf  100  eheliche  Kinder  starben  1875,  76  und  77  in  Preussen 
am  O.-l.  Tage  142;  1.— 2.  Tage  =  154;  2.-3.  =  156;  3.-4  = 
158;  4.-5.  =  196;  5.-6.  =  175;  6.-7.  =  161;  7.-8.  =  167;  8.— 
9.  ==  166;  9.— 10.  =  176;  10.— 11.  =  178;  IL— 12.  =  186;  12.— 13. 
=  206;  13.— 14.  =  212;  14.— 30.  =  211.  —  Im  0.— 1.  Monat  179; 
1.-2.  =  251;  2.-3.  =  256;  3.-4.  =  245;  4.-5.  =  230;  5.-6.  = 
213;  6.-7.  =  194;  7.-8.  =  176;  8.-9.  =  163;  9.-10.  =  146;  10. 
—IL  =  141 ;  11.-12.  Monat  =  131 M- 

1)  Zeitschrift  des  Kgl.  preoss.  statist  Bureaus  1878,  p.  342. 
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Aus  dem  Grossherzogthum  Baden  ^)  liegen  Beobachtungen  vor  aus 
den  Jahren  1864—1870.  Es  wurden  339939  eheliche  und  54175 
uneheliche  Kinder  in  dieser  Zeit  daselbst  geboren. 

eheliche  uneheliche 

1.  Davon  waren  todt  geboren 3i22<>|o  3*9^^\q 

2.  Starben  in  der  1.  Stunde  nach  der  Grebort      .     .     .     .     1,03  ,,  0,83  „ 

3.  Starben  in  der  Zeit  nach  der  1 — 12.  Stande  ....     0,89  „  0,8 1  ,, 

4.  Von  der  12. — 24.  Stunde 0,22  „  0,27  „ 

5.  Nach  dem  1.  bis  zum  7.  Tage 1,70  „  2,03  „ 

Der  Umschwung  zur  grösseren  Sterblichkeit  der  unehelichen  Kin- 
der hat  demnach  erst  statt  in  dem  Zeitabschnitt  24  Stunden  nach  der 
Geburt  Trennen  wir  aber  die  Geschlechter,  so  zeigt  sich,  dass  nur 
für  die  Mädchen  jener  Umschwimg  schon  so  früh  erfolgt,  trotzdem  in 
der  ersten  Zeit  nach  der  Geburt  die  Knaben  immer  stärker  gefährdet 
sind.  Die  unehelichen  Knaben  zeigen  auffallender  Weise  bis  zum 
Ende  der  ersten  Woche  eine  grössere  Lebenszähigkeit  und  erst  in  der 
zweiten  Woche  tritt  dann  jener  Umschwung  zu  Ungunsten  der  unehe- 
lichen Knaben  auch  bei  ihnen  ein. 

Von  175236  ehelich  geborenen  und  27568  ausserehelich  gebore- 
nen Knaben  starben: 

eheliche  uneheliche 

In  der  ersten  Stunde  nach  der  Geburt  IfI9^lo  Ot^3^lo 

In  den  ersten  12  Stunden 2,l8  „  I,8l  „ 

In  den  ersten  24  Stunden 2,44  „  2,13  „ 

In  Sa.  der  ersten  7  Tage 4,40  „  4,37  „ 

Resultate  ganz  derselben  Art  ergeben  sich  fiir  Baden  durch- 
schnittlich auch  bezüglich  der  Jahre  1871 — 1873.  Von  den  in  diesen 
Jahren  geborenen  Knaben  starben  (incl.  Todtgeborene  berechnet): 

-,  .       ,  Unter  den  Un- 

Unter  den  u  i«  u        v 

Ehelichen  ekehchen  »her 

nur 

Vor  Ablauf  der  1.  Stunde    .       I,o8o|o  0,89»!^ 

II          II          II   12.        Y,                  2,01  ,,  ^»7*  II 

II          II          II  24.        ff                  2,52  ,f  2,13  ff 

In  der  1.  Woche    ....       4,22  ,,  4,06  ,, 

Von  den  Mädchen  dagegen: 

Vor  Ablauf  der  1.  Stunde    .       0,83  „  0,79  f, 

I»         II         I»  12.       „  If49  f,  1,38  „ 

II        II        I»  *»•      11         •       i»"5  »I  ^io3  II 

In  Sa.  der  1.  Woche  .     .     .       3,12  „  3,48  „ 

Es  zeigt  sich  also  wieder:  1)  dass  bei  beiden  Greschlechtem  die 
Sterblichkeit  der  in  der  Ehe  geborenen  Kinder  in  der  ersten  Zeit 
nach  ihrer  Geburt  immer  grösser  ist  als  die  Sterblichkeit  der  ausser 
der  Ehe  geborenen  und  2)  dass  der  Umschwung  zu  Ungunsten  der 
Unehelichen  bei  dem  weiblichen  Geschlecht  schon  innerhalb  der  ersten 

1)  Neumann  1.  c. 

4* 


52 


Dr.  L.  Pfeiffer, 


Woche  eintritt,  während  er  sich  bei  den  sonst  mehr  von  dem  Tode 
bedrohten  Knaben  erst  nach  Ablauf  der  ersten  Woche  vollzieht 

Ganz  ähnliche  Resultate  ergeben  sich,  wenn  man  innerhalb  Ba- 
dens örtliche  Unterscheidungen  macht,  z.  B.  nach  den  11  badischen 
Kreisen,  den  Amtsbezirken  u.  s.  w. 

Die  in  der  zweiten  Lebenswoche  von  Bertillon  für  Frankreich 
constatirte  auffallend  hohe  und  auf  criminelle  Einflüsse  zurückgefOhrte 
Kindersterblichkeit  ist  Von  Fr.  J.  Neumann  leider  nicht  für  Baden 
berücksichtigt  worden. 

Dagegen  macht  dieser  Autor  auf  eine  andere  interessante  That- 
sache  aufmerksam,  die  auch  für  unser  Thema  nicht  von  untergeord- 
neter Bedeutung  ist;  auf  die  besonders  grosse  Sterblichkeit  der  ausser 
der  Ehe  geborenen  jüdischen  Kinder.  Im  Laufe  des  Jahres  1864 
wurden  in  Baden  bei  den  Juden  5970  eheliche  und  111  uneheliche 
Kinder  geboren;  bei  den  Evangelischen  117137  :  17989  und  bei  den 
Katholischen  216140  :  35869.    Davon  starben: 


Von  Je  100  ehelich  Geborenen 


bei  den 
Jaden 


Vor  der  Gebart 

Innerhalb  des  1.  Monates  nach  der  Geburt 
Im  1.  Leben^ahr  ind.  Todtgeborene    .     . 


3^55 
6,6o 

22,33 


450 

13.51 
44,86 


3»96 

7.86 

28,38 


4t47 
10,85 

38»49 


Katho- 
lischen 

2,81 
10,79 
30,67 


3»62 
13.72 
38,31 


Von  je  100  anehelich  Geborenen 

Vor  der  Gebart 

Innerhalb  des  1.  Monates  nach  der  Gebart   .... 
Im  1.  Leben.HJahr  incl.  Todtgeborene 

Es  haben  nach  diesen  Tabellen  die  in  der  Ehe  geborenen  Kin- 
der der  Juden  eine  besonders  geringe  Sterblichkeit,  was  nicht  auf 
Raceneigenthümlichkeit,  wohl  aber  auf  die  grössere  Wohlhabenheit 
der  Eltern  zurückzuführen  ist;  dagegen  sind  die  unehelichen  Juden- 
kinder am  ungünstigsten  situirt.  Wie  in  Frankreich  auf  dem  Lande 
die  Gefahrdung  der  unehelichen  Kinder  als  besonders  gross  erscheint, 
hervorgerufen  durch  das  elendere  Loos  der  verlassenen  Mütter,  so 
hier  bei  den  gefallenen  Mädchen  jüdischer  Confession.  Bei  dem  sehr 
entwickelten  Familienleben  der  Juden  wird  anzunehmen  sein,  dass 
die  Schande  und  Hülflosigkeit  der  betreffenden  Mädchen  viel  mehr 
sich  geltend  machen  und  dementsprechend  Todesfalle  resp.  Kindes- 
tSdtungen  mehr  involvirt  sind. 

Der  Grand,  warum  gerade  von  französischen  Aerzten  und  Natio- 
nalökonomen  mit  besonderer  Aengstlichkeit  dem  Schicksal  der  unehe- 
lich gd>orenen  Kinder  nachgeforscht  wird,  ist  die  mangelnde  Volks- 
ranahme  durch  Geburten.  Dadurch  ist  auch  das  eifrige  Streben  daselbst 
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bedingt  nach  Conservirung  zunächst  der  am  meisten  bedrohten  Kin- 
derleben. 

Tritt  bei  uns  eine  so  directe  Veranlassung  nicht  hervor,  so  ist, 
wie  dies  die  eingehendere  Behandlung  der  Kindersterblichkeitsfrage  be- 
weist, doch  auch  bei  uns  das  Streben  nach  Aufbesserung  der  bezüg- 
Uchen  sozialen  Zustände  wach  gerufen. 

Aus  obigen  Auseinandersetzungen  dürfte  die  Folgerung  zu  ziehen 
sein,  dass  in  alter  und  neuer  Zeit,  bei  Naturvölkern  und  in  den  mo- 
dernen Culturstaaten  die  Vorbedingungen  des  Kindermordes  in  den 
mangelnden  Subsistenzmitteln  der  niederen  Gesellschaftsklassen  zu 
suchen  sind.  Die  Ausführung  des  Kiudermordes  erleidet  Aendeiomgen 
bei  verschiedenen  Völkern  und  Culturzuständen ;  der  Kindermord 
aber  besteht  heute  noch  auch  bei  cultivirten  Völkern  in 
beachtenswerther  Ausdehnung. 

Die  Erkenntniss  aber  muss  sich  Bahn  brechen,  dass  eine  Besse- 
rung der  bezüglichen  Verhältnisse  eintreten  muss ,  nicht  so  sehr  durch 
Aufsuchen  der  möglicherweise  vorgekommenen  Kindermorde  und  durch 
deren  Bestrafung,  als  durch  Erleichterung  des  Elendes,  in  dem  die 
untersten  Gesellschaftsklassen  sich  befinden  und  durch  bessere  Ver- 
sorgung der  Kinder  von  subsistenzlosen  Müttern. 

10.    Die  Prophylaxe  der  proletarischen  Säuglingssterb- 
lichkeit und  der  Neomalthusianismus. 

Immer  wirken  mehrere  Ursachen  gemeinschaftlich  ein,  wenn  in 
einer  Bevölkerungsgruppe  die  extreme  Säuglingssterblichkeit  zur  Er- 
scheinung gelangt.  Wo  nur  eine  der  Ursachen,  oder  mehrere  der 
untergeordneten  zusammenwirken,  da  erfolgt  noch  kein  excessives 
Sterben.  So  tritt  gegenüber  der  Culturstufe  und  der  socialen  Schich- 
tung der  Gesellschaft  in  Europa  das  ethnographische  und  geogra- 
phische Moment  sehr  weit  zurück.  Auch  klimatische  Einflüsse,  die 
Elevation  der  Wohnstätten  treten  zurück  und  selbst  der  jahreszeit- 
liche Gang  der  Kindersterblichkeit  trägt  locale  Färbung.  Nur  für 
die  grosse  Mehrzahl  der  Städte  macht  sich  ein  entschiedenes  Maxi- 
mum der  Säuglingssterblichkeit  im  Sommer  und  Herbst  geltend,  be- 
dingt durch  die  zu  dieser  Jahreszeit  gehäufter  vorkommenden  Todes- 
fälle an  Diarrhöe,  an  Magenerkrankungen  und  deren  mittelbaren 
Folgen  bei  solchen  Kindern,  denen  die  natürliche  Nahrung  aus  der 
Brust  ihrer  Mütter  entzogen  ist.  — 

In  allen  deuFällen,  in  denen  dieEltern  densocialen 
Schäden  trotzen  können,  kommen  auch  alle  anderen  aus 
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Oertlichkeit  und  Klima  resultirenden  Schädlichkeiten 
nicht  zur  Geltung  *). 

Eine  a  priori  zu  vermuthende  Abnahme  der  Kindersterblichkeit 
wird  für  Deutschland  durch  einige  lückenhafte  Angaben,  wie  sie  besser 
dem  Verfasser  z.  Z.  nicht  zugänglich  sind ,  wenigstens  für  die  letzten 
hundert  Jahre  wahrscheinlich  gemacht.  (Siehe  auch  pag.  4  die  An- 
gaben aus  Kundmanu,  Behrend,  Süssmilch  u.  s.  w.).  Casper 
giebt  für  verschiedene  Städte  das  Verhältniss  für  die  0—2  Jahre  aJten 
Kinder  zu  33,4  in  der  Mitte  unseres  Jahrhunderts  gegen  38,2  in  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  an. 

Von  unserer  fortgeschritteneren  Cultur  würden  solche  Aenderungen 
für  die  Kinderwelt  zu  erwarten  sein,  die  heute  in  den  die  höhere  Cul- 
turstufe  einnehmenden  Gesellschaftsklassen  in  charakteristischer  Weise 
zur  Beobachtung  kommen.  So  müsste  durch  den  entwickelteren  Selbst- 
erhaltungstrieb bei  einer  grösseren  Anzahl  von  Individuen  und  bei  der 
gleichmässigeren  Vertheilung  der  Wohlhabenheit  die  Zahl  der  Geborenen 
fortschreitend  von  den  höheren  Gesellschaftsklassen  nach  den  niederen 
Klassen  hin  sich  gemindert  haben.  Auch  die  bessere  Bildung  müsste 
die  Einflüsse  der  gesünderen  Wohnung,  der  verständnissvolleren  Pflege 
zur  Geltung  bringen,  wie  thatsächlich  die  Blattern  ihren  die  Säug- 
lingssterblichkeit früher  beherrschenden  Einfluss  durch  die  Vaccination 
eingebüsst  haben.  Bekannt  ist,  wie  in  früheren  Jahrhunderten  die 
mächtigen  Factoren:  Krieg  und  Hungersnoth  viel  häufiger  einwirkten 
und  die  allgemeinen  Debilitätszustände  vorbereiteten,  in  deren  Gefolge 
die  Seuchenkrankheiten  alsdann  dauernd  eine  Lichtung  der  Kinder- 
welt bewirkten,  zugleich  Raum  schaffend  für  neue  gesellschaftliche 
Existenzen,  für  neue  Ehen  und  neue  Kinder. 

Von  Dr.  Geisler  in  Dresden  sind  neuerdings  eingehende  Unter- 
suchungen über  die  Schwankungen  der  Kindersterblichkeit  vorgenom- 
men worden  (Z.  d.  k.  sächsischen  stat.  Bureaus  1880).  Leider  gehen 
dieselben  auch  nicht  so  weit  zurück,  dass  eine  Antwort  auf  die  Frage: 
„Wie  hat  die  Säunglingssterblichkeit  gegen  früher  abgenommen?  ge- 
geben werden  kann.  Eine  Uebersicht  der  von  Bodio  mitgetheilten 
internationalen  Ziffern  für  die  14  Jahre  von  1865—78  bezüglich  der 
die  Kindersterblichkeit  berührenden  Momente  ergiebt  zunächst  für  10 
europäische  Staaten ,  dass  die  Geburtenziffer  während  der  Kriegsjahre 
1866  und  1871—72  merklich  beeinflusst  ist.  Frankreich,  Belgien  und 
Schweden  haben  in  diesen  14  Jahren  geringe  Schwankungen  aufzu- 

1)  Auganommen  yieneicht  in  Malarimdistricten,  die  fUr  Säaglinge  gans  exceptionelle 
CMUinn  bielen. 
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weisen;  die  grosste  Abweichung  vom  Mittel  beträgt  für  diese  Staaten 
0,1,  0,1  und  resp.  0,27;  dagegen  in  Preusscn  0,52,  in  Sachsen  0,42, 
in  Bayern  0,31,  in  Würtemberg  0,23,  in  Baden  0,24,  in  Thüringen 
0,22  und  in  Oesterreieh  0,24  ®/o.  —  Die  Säuglingssterblichkeit  schwankt 
in  der  angegebenen  Zeit  bezüglich  des  Mittels  in  Frankreich  um  1,3, 
in  Belgien  um  5,19,  in  Schweden  um  3,14,  in  Preussen  um  1,97,  in 
Sachsen  um  5,44,  in  Bayern  um  2,64,  in  Würtemberg  um  3,54,  in 
Baden  um  4,16,  in  Oesterreieh  um  1,24.  Die  absolute  Differenz  zwi- 
schen Maximum  und  Minimum  ist  natürlich  noch  viel  grösser.  Im 
Allgemeinen  lässt  sich  nur  sagen,  dass  die  meisten  europäischen  Staaten, 
soweit  sie  der  Beobachtung  zugänglich  sind,  im  letzten  Decennium 
in  einem  Stadium  zunehmender  Geburtenhäufigkeit  und  anwachsender 
Säuglingssterblichkeit  sich  befinden.  Mit  dem  Fallen  des  Zunftzwanges 
und  durch  die  Niederlassungs-  und  Verehelichuugsfreihcit  ist  speciell 
in  Deutschland  die  vergrösserte  Kindersterblichkeit  recht  merklich  in 
allen  grösseren  Städten,  dann  in  Bayern,  Würtemberg,  Sachsen,  Thü- 
ringen u.  s.  w.  —  sicher  ein  Vorgang,  der  als  ein  specifisch  proleta- 
rischer aufzufassen  sein  wird  ^)  und  der  um  so  mehr  Beachtung  ver- 
dient, als  für  alle  Bestrebungen  auf  Herabminderung  der  Kindersterb- 
lichkeit die  Thatsache  maassgebend  ist,  dass  auch  die  Mortalität  der 
späteren  Altersklassen  von  dem  jeweiligen  Körperzustand  der  kleinen 
Kinder  abhängig  ist,  dass  aus  der  Gesundheit  der  Säuglinge  die 
Kräftigkeit  und  Intelligenz  der  nachwachsenden  Generation  sich  ent- 
wickelt 

Die  Vorschläge  zur  Verhütung  der  excessiven  Kindersterblichkeit 
werden  verschieden  zu  formuliren  sein  je  nach  der  socialen  Stellung 
der  Frau  innerhalb  der  verschiedenen  Staaten  und  innerhalb  der  ein- 
zelnen socialen  Klassen.  Bezeichnend  für  die  verschiedenartigen  na- 
tionalen Anschauungen  sind  die  Vorschläge ,  welche  in  Frankreich  von 
der  Academie  am  22.  März  1870,  in  Deutschland  von  der  Naturfor- 
scherversammlung in  Innsbruck  ausgegangen  sind. 

In  Frankreich  liegen  nach  der  Discussion  in  der  Academie  de 
mddedne  die  Ursachen  der  grossen  Säuglingssterblichkeit  1)  im  Elend 
und  in  der  Lüderlichkeit  (d^bauche)  der  Mütter,  2)  in  der  grossen 
Zahl  der  unehelichen  Geburten;  3)  in  der  Unterlassung  des  Selbst- 
stillens; 4)  Unwissenheit  bezüglich  der  Kinderpflege;  5)  in  der  künst- 
lichen Auffütterung;  6)  in  der  vorgreifenden  Ernährung,  welche  erst 

1)  Für  die  Praxis  ergiebt  sich  zugleich  die  Lehre ,  dass  alle  MortalitAtsan gaben  über 
das  Sanglingsalter  einen  vergleichsfähigen  Werth  erst  durch  mindestens  ein  Decennium 
nmfusende  Mittelsahlen  erhalten. 
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für  eiD  späteres  Lebensalter  passt;  7)  Erkältung  beim  Transport  z.B. 
zur  Taufe;  8)  im  Mangel  an  ärztlicher  Hülfe;  9)  in  der  mangelnden 
Controle  für  die  Pflegemutter  und  Ziehkinder;  10)  in  der  Verpflich- 
tung zum  Transport  der  Kinder  zur  mairie;  11)  in  der  schuldhaften 
Gleichgültigkeit  gewisser  Eltern  bezüglich  der  in  Pflege  gegebenen 
Kinder;  12)  zu  später  Schutzpockenimpfung;  13)  Localisation  der  Am- 
menindustrie in  wenigen  Districten;  14)  in  criminellen  Einflüssen. 

Wasserfuhr  hat  der  Naturforscherversammlung  in  Innsbruck 
eine  Reihe  von  Thesen  zum  Zweck  der  Verminderung  der  Säuglings- 
sterblichkeit in  Deutschland  vorgelegt  Er  verlangt  staatliche  Förde- 
rung von  Bildung  und  Sittlichkeit,  naturwissenschaftlichen  und  diäte- 
tischen Unterricht  in  den  Mädchenschulen;  ferner  zur  Verminderung 
der  Zahl  der  Todtgeborenen  und  lebensschwach  Geborenen  Aufsicht 
in  den  Mädchenschulen  auf  die  körperliche  Entwickelung,  Versorgung 
der  Landbevölkerung  mit  guten  Hebammen.  Zur  Verhütung  der  Kin- 
derdiarrhöe verlangt  er  polizeiliche  Controle  der  Milchverkaufsstellen, 
der  Kindermehle;  Vermehrung  der  Krippen,  Aufsichtsvereine  für  die 
Ziehkinder,  höhere  Alimente  für  uneheliche  Kinder,  Schliessung  der 
Findelhäuser.  Zur  Verminderung  der  Todesfälle  bei  älteren  Kindern, 
welche  hauptsächlich  durch  primäre  Constitutionskrankheiten  (eng- 
lische Krankheit,  Scrofeln,  Tuberculose  u.  s.  w.)  zu  Grunde  gehen, 
sollen  die  Communen  anzuhalten  sein,  für  Reinigung  und  Reinhaltung 
der  oberen  Bodenschichten  zu  sorgen ,  sollen  feuchte  Kellerwohnungen 
verboten  sein ,  soll  strenge  Baupolizei  geübt  werden.  Ferner  verlangt 
er  Revision  der  Gesetze  für  Verhütung  von  Epidemien  und  genügen- 
dere Ausbildung  der  Aerzte  in  Kinderspitälern. 

Es  wird  sich  diesen  Vorschlägen  nicht  viel  mehr  hinzufügen  las- 
sen; doch  sei  es  gestattet,  dieselben  an  der  Hand  der  Bodio 'sehen 
Ziffern  etwas  zu  erläutern,  event  einzelne  derselben  näher  zu  präci- 
siren.  Dringend  nöthig  sind  jedoch  noch  weitere  und  eingehendere 
Untersuchungen  über  das  Vorkommen  excessiver  Geburtenziffern  in 
ländlichen  Kreisen  und  im  landwirthschaftlichen  Proleta- 
riat Auch  die  Untersuchung  der  Frage,  ob  alle  Gesellschaftsklassen 
in  Deutschland  eine  den  anderen  Staaten  gegenüber  entsprechend 
ungünstige  Geburtenhäufigkeit  und  Säuglingssterblichkeit  haben,  ist 
noch  nicht  vorgenommen  worden.  Als  Muster  für  derartige  Spe- 
daluntersachungen  empfehlen  wir  Sutton's  Arbeit,  Infant  morta- 
litj,  London  1877,  in  der  die  bezüglichen  Gesellschaftsklassen  nach 
Stadt  und  Land  unterschieden  sind  neben  gleichzeitiger  Berücksich- 
tigung  der  Geburtenziffer.    (Das  versteuerte  Einkommen,  wie  es  z.  B. 
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Schwarz  zu  seinen  Aufstellungen  benutzt,  ist  für  internationale  Ver- 
gleiche nicht  zu  gebrauchen.)  Wahrscheinlich  wird  dann  unsere  Be- 
hauptung, dass  die  excessive  Kindersterblichkeit  in  Deutschland  eine 
proletarische  ist,  den  ziflfermässigen  Beleg  finden.  Wenn  wirklich  die 
armen  und  kinderreichen  Leute  allein  die  abnorme  Säuglingssterblich- 
keit verursachen,  bleibt  die  Besserung  um  so  schwieriger  in  Deutsch- 
land, weil  hier  das  Proletariat  auch  in  Kreisen  sich  findet,  die  z.  B.  in 
Frankreich  frei  davon  sind.  Die  Fragestellung  müsste  dabei  mehr  die 
ökonomische  Seite  in  den  Vordergrund  stellen  bei  möglichster  Vorsicht 
in  der  Verwendung  der  ärztlichen  Erfahrungen  und  der  leider  fast  ab- 
solut unbrauchbaren  Todesbescheinigungen. 

In  erster  Reihe  ist  eine  stärkere  Betonung  auf  alle  die  Vorschläge 
zu  legen ,  die  erzieherisch  auf  die  nachwachsende  Generation  von  Müt- 
tern einwirken  können.  Die  proletarische  Kinderproduction  ist  be- 
dingt durch  die  geringe  Werthschätzung  des  kindlichen  Lebens,  durch 
den  Hangel  wirklicher  Kinderliebe.  „Der  Trieb  der  Kinderliebe  selbst 
gebietet  eine  Begrenzung;  der  kleineren  Zahl  kann  man  grössere  Sorg- 
falt widmen,  ein  grösseres  Erbtheil  zuwenden,  die  Erhaltung  ihrer 
gesellschaftlichen  Stellung  sichern.'^  „Wenn  in  einem  Lande  für  Mil- 
Uonen  von  Ehen  das  regime  conjugal  herrscht,  die  Zahl  von  3  Kin- 
dern nicht  zu  überschreiten  —  im  Gegensatz  zu  dem  numerum  libe- 
rorum  finire  flagitium  habetur,  das  Tacitus  an  unseren  Vorfahren 
rühmt,  —  wer  will  dies  moralisch,  wer  unmoralisch  nennen  oder  ent- 
scheiden, in  welchen  Fällen  es  das  eine  wäre?  in  welchen  das  an- 
dere? Relativ  genommen,  als  Herrschaft  verständiger  Ueberlegung 
über  blinde  Begier,  und  zumal  im  Vergleich  mit  dem  in  Deutschland 
so  weit  verbreiteten  gemeinen  Astarte-  und  Molochdienst ,  der  jährlich 
Hunderttausende  von  zarten  Kindcrleben  elender  verkommen  lässt, 
als  wenn  sie  einem  glühenden  Götzenbilde  in  die  Arme  gelegt  wür- 
den, mag  man  die  Sitte  immerhin  zu  den  moralischen  Enthaltungen 
rechnen."    (Rümelin,  R.  u.  A.  p.  309.) 

Leider  aber  wird  man  vergeblich  darauf  warten  müssen,  die  mo- 
ralische Enthaltung  in  die  Kreise  eindringen  zu  sehen,  denen  die  pro- 
letarische Kinderproduction  eigeuthümlich  ist.  Neben  der  sexuellen 
Enthaltsamkeit  ist  jedoch  glücklicherweise  auch  noch  ein  physiologi- 
scher Vorgang  von  ganz  grossem  Einfluss  auf  die  Fortpflanzung,  dessen 
ausgiebige  Verwendung  als  Vorbeugungsraittel  der  extremen  Geburten- 
häufigkeit immer  und  immer  wieder  empfohlen  werden  muss  —  das 
ist  die  Lactationsperiode  der  Frauen.  Diese  soll  durchschnittlich 
1  Jahr  betragen  nach  der  Geburt  jedes  Kindes ,  und  kommt  es,  wenn 


58  ^'  L.  Pfeiffer, 

die  Möglichkeit  zu  richtiger  Ausübung  des  Säugegeschäftes  vorliegt, 
iu  dieser  Zeit  Dicht  zum  Wiedereintreten  der  Menses  und  einer  neuen 
CoDception.  Leider  ist  in  den  verschiedenen  Culturstaaten  diese  Lac- 
tatioDsperiode  ungemein  eingeengt,  weil  das  Unterlassen  des  Säuge- 
geschäftes in  den  nachwachsenden  Generationen  den  Wiedereintritt 
der  Menses  immer  mehr  verfrüht.  Die  Staaten  Schweden  und  Norw^en 
haben  ihre  günstige  Absterbeordnung  nach  dem  Zeugniss  aller  Aerzte 
dadurch  conservirt,  dass  alle  Mütter  selbst  stillen,  Krankheitsfälle 
allein  ausgenommen.  Die  Eigenschaft,  das  Stillgeschäft  besorgen  zu 
können,  erbt  dort  fort  von  Mutter  auf  Tochter  und  wird  auch  bei 
uns  allgemeiner  anerzogen  werden  können,  wenn  der  allerdings  erst 
für  spätere  Grenerationen  zu  spürende  Erfolg  in  einsichtiger  und  nach- 
haltiger Weise  in  unserer  gesammten  Mädchenerziehung  schon  jetzt 
angestrebt  wird. 

Die  ganz  ungeheure  sexuale  Ausnützung  der  gebärfähigen  Frauen 
in  den  deutschen  Staaten,  speciell  im  Gentrum  der  europäischen 
Säuglingssterblichkeit,  erhellt  aus  folgenden  Betrachtungen.  Die  Zahl 
der  gebärfähigen  Frauen  in  Mitteleuropa  (19—41  Jahre  alt)  ist  nach 
Rümelin  (Reden  und  Aufsätze  1875,  pag.  314)  auf  je  1000  Ein- 
wohner zu  150  anzunehmen  und  sind  in  dieser  Ziffer  die  unfruchtbaren 
und  unverheiratheten  nicht  mit  einbegriffen  (c.  15^|oo  ^^^  ^^' 
melin). 

Nach  den  Bodio 'sehen  Zahlen  berechnet  sich  die  Geburtenziffer 
auf  je  1000  Einwohner  (oder  nach  Rümelin  auf  je  150  gebärfähige 
Frauen)  im  Mittel  der  Jahre  1865—1878  auf  36,3  für  die  hauptsäch- 
lichsten europäischen  Staaten.  Diese  Ziffer  bedarf,  da  auch  die  Todt- 
geborenen  hier  mit  zu  berücksichtigen  sind ,  einer  Gorrectur  und  wird 
es  wohl  gestattet  sein,  die  aus  Bodio's  Angaben  resultirende  Ziffer 
von  3,29  der  Todtgeborenen  auf  je  100  Geborene  als  eine  für  alle  in 
Mitteleuropa  liegenden  Staaten  geltende  zu  betrachten.  Bei  den  mangel- 
haften Erhebungen  der  Todtgeburten  überhaupt  würde  bei  einer  spe- 
cialisirten  Berechnung  die  mögliche  Fehlerquelle  kaum  geringer  anzu- 
nehmen sein.  Das  Bodio'sche  Mittel  für  Europa  entspricht  auch 
ziemlich  dem  Mittel  aus  den  3  Staaten  Norwegen,  Schweden  und  Dä- 
nemark (3,16,  3,64  und  3,52),  welche  die  sicherste  Erhebung  der 
Todtgeburten  haben.  Mit  einer  solchen  Zurechnung  der  Todtgeborenen 
entfallen  alsdann  auf  Europa  auf  1000  Einwohner  (150  gebärfähige 
Frauen)  37,41  Kinder  im  Jahr  oder  in  365  Tagen.  Für  die  einzelnen 
Staaten  sind  die  bezüglichen  Ziffern  in  der  nachfolgenden  Tabelle  zu- 
sammengestellt. —  Auf  je  100  gebärfähige  Frauen  kommen  56,1J.  Ge- 
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borene;  davon  in  Frankreich  z.B.  nur  39,84,  in  Schweden  46,98,  in 
Würtemberg  dagegen  67,15.  —  Aendert  man  die  Fragestellung  etwas 
um,  so  kann  man,  wenn  eine  Frau  in  365  Tagen  z.  B.  in  Würtemberg 
0,67  Kinder  erzeugt,  auch  erfahren,  wie  yiel  Tage  verfliessen  bis  zur 
Geburt  des  nächsten  Kindes.  Bei  der  grossen  Zahl  der  hier  kaum 
abschätzbaren  Fehlerquellen  wird  den  sich  ergebenden  Ziffern  ein  wis- 
senschaftlicher Werth  noch  nicht  beizulegen  sein,  immerhin  geben  sie 
einen  ungefähren  Maassstab  ab  für  die  Beurtheilung  des  sogenannten  re- 
gime conjugal  der  verschiedenen  Nationen.  —  Die  physiologische  Grenze 
der  Geburtenhäufigkeit  bei  gebäifähigen  Frauen  ist  bisher  in  willkür- 
licher Weise  zu  2  Jahren  angenommen  worden  (Wappäus  z.  B.). 
Die  Grenze  würde  sich,  wenn  die  jungen  Mütter  selbst  stillen  könn- 
ten, auf  280  Tage  Gravidität  +  365  Tage  Lactation  =  645  Tage 
stellen.  Bei  unseren  nicht  stillenden  Frauen  kommt  es  leider  gar  nicht 
selten  vor,  dass  in  einem  Kalenderjahr  2  Wochenbetten  sich  ereignen, 
weil  die  Lactationsperiode  künstlich  abgekürzt  wird  und  dementspre- 
chend nach  wenigen  Wochen  bereits  wieder  die  Menstruationsperioden 
an  deren  Stelle  treten.  Tritt  4 — 8  Wochen  nach  dem  Wochenbett  die 
Menstruation  wieder  ein,  so  beträgt  die  durch  diese  modernen  An- 
schauungen künstlich  veränderte  physiologische  Grenze  z.  B.  nur  280 
+  60  =  340  Tage  statt  645  Tage.  — 
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Nun  tritt  in  den  europäischen  Staaten  (!)  der  physiologischen 
Grenze  von  645  Tagen  ein  berechneter  Zwischenraum  im  Mittel  von 
652  Tagen  gegenüber.  Dies  ist  nur  erklärlich ,  wenn  die  physiologisch 
mögliche  Dauer  der  ehelichen  Fruchtbarkeit  von  c.  22  Jahren  sich 
in  den  Culturländem  auf  12 — 13  Jahr  (nach  Rümelin)  oder  wahr- 
scheinlich auf  noch  kürzere  Zeit  im  Durchschnitt  einengt.  Dafür 
spricht  die  so  oft  zu  beobachtende  Erschöpfung  der  Fortpflanzungs- 
fähigkeit der  Frauen  nach  4 — 5 — 6  rasch  sich  folgenden  Entbindungen. 
Im  Proletariat  altern  ausserdem  die  Frauen  besonders  rasch. 

Die  Anzahl  der  nicht  durch  Gravidität  besetzten  Tage  während 
der  thatsächlichen  Fortpflanzungsperiode  schwankt  nach  obiger  Rech- 
nung von  531  in  Frankreich  auf  499  in  Schweden  bis  zu  264  in 
Würtemberg.  Steht  dieses  Verhältniss  in  Zusammenhang  mit  der  in 
Frankreich  allgemeiner  geübten  ehelichen  Vorsicht,  mit  der  in  Schwe- 
den heimischen  Sitte  des  Selbststillens,  mit  der  in  Würtemberg  künst- 
lich vernichteten  Lactationsperiode  durch  Einführung  der  Kinderernäh- 
rung mittelst  Mehlbrei?  Möge  von  anderen  berufeneren  Händen  eine 
gründlichere  Untersuchung  der  einschlägigen  Verhältnisse  vorgenom- 
men werden ,  um  die  hier  angedeutete  sexuale  Ausnützung  der  gebär- 
fähigen Frauen  in  Deutschland  in  der  wirklichen  Bedeutung  kennen 
zu  lernen.  Jedenfalls  lehrt  diese  Tabelle,  dass  der  Zeitraum  zwi- 
schen je  2  Schwangerschaften  durch  die  Lactationsperiode  sehr  ver- 
grössert  werden  kann,  auch  wenn  das  Stillgeschäft  noch  nicht  ein 
volles  Jahr  fortgesetzt  wird. 

Weiter  mag  ein  Moment  hervorgehoben  werden ,  welches  von  noch 
nicht  genügend  gewürdigter  Bedeutung  ist:  gründliche  Schulung  der 
Hebammen  in  der  Kinderpflege.  Es  dringt  glücklicherweise  in  der 
öffentlichen  Meinung  die  Ueberzeugung  immer  mehr  durch ,  dass  nächst 
der  Muttermilch  nur  noch  gute  Kuhmilch  in  den  ersten  Lebensmonaten 
zu  verwenden  ist,  weil  die  Säuglingssterblichkeit  in  dem  Grade  zu- 
nimmt, als  man  sich  mehr  von  diesen  erfahrungsgemäss  zuverlässigen 
Ernährungsmethoden  entfernt,  trotzdem  in  einzelnen  Fällen  geradezu 
wunderbare  Erfahrungen  gemacht  werden,  wie  Kinder  auch  bei  der 
unregelmässigsten  und  widersinnigsten  „Fütterung"  nicht  zu  Grunde 
zu  richten  sind.  Für  das  spätere  Säuglingsalter  wird  die  Erhaltung 
theurer  und  sind  ärmere  Familien  geradezu  gezwungen,  die  Milch 
durch  Mehlspeisen  zu  ersetzen.  Durch  die  Hebammen  ist  es  zu  er- 
reichen, dass  der  unnatürlich  hohen  Sterblichkeit  der  älteren  Säug- 
linge durch  eine  bessere  Zubereitung  dieser  Mehlspeisen  entgegen  ge- 
treten wird.    Leider  sind  die  Kindermehle,  in  denen  das  Stärkemehl 
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wirklich  in  lösliche  und  verdauliche  Formen  gebracht  ist,  viel  zu  theuer 
fär  solche  Zwecke.  Es  ist  anzustreben,  dass  in  Zukunft  nicht  die 
componirten  Kindermehle,  welche  der  Fabrikant  wegen  der  theueren 
Reclame  und  der  Spesen  mit  200 ^|o  Aufschlag  abgeben  muss,  ersetzt 
werden  durch  die  einfachen,  mittelst  hohen  Dampfdruckes  oder  Röstung 
aufgeschlossenen  Gerealien  ^).  Voraussetzung  ist,  dass  Aerzte  und  Heb- 
ammen sich  mit  der  Verwendung  dieser  einfach  aufgeschlossenen  oder 
süssen  Mehle  vertraut  gemacht  haben.  Gegenüber  der  Thatsache,  dass 
die  Hebammen  nach  erfolgter  Approbation  nur  zu  bald  durch  Existenz- 
sorgen dem  gewohnten  Schlendrian  sich  fügen,  ist  eine  gesetzliche 
R^elung  der  Schäden  nötbig,  die  sich  nach  Freigebung  des  Hebam- 
mengewerbes seit  10  Jahren  herausstellen.  Straffere  Organisation  des 
Hebammenwesens  und  öfteres  Prüfen  der  Hebammen  in  Bezug  auf 
die  von  ihnen  empfohlenen  Grundsätze  bei  der  Ernährung  der  Kinder 
und  passende  Belehrung,  oft  wiederholt  und  energisch  controlirt,  könnten 
in  den  Schichten,  die  die  meisten  Kindertodesfälle  liefern,  die  noch 
fehlende  Aufklärung  am  besten  eindringen  lassen.  Verfasser  hält  hierzu 
die  Kalenderform  am  geeignetsten  >). 

Wir  können  diese  Liste  von  Mitteln  nicht  schliessen,  ohne  noch 
den  von  Dr.  med.  Stille  neuerdings  auch  in  Deutschland  gepredigten 
Neomalthusianismus  zu  berühren.  Stille  empfiehlt  eheliche  Enthalt- 
samkeit, resp.  hält  auch  andere  Präservativmaassregeln  zur  Herab- 
setzung der  Geburts-  und  Sterbeziffer  für  deutsche  Verhältnisse  nicht 
für  unmoralisch.  „Wenn  die  Bevölkerung  nicht  über  das  Maass  der 
vorhandenen  Nahrungs-  und  Subsistenzmittel  hinaus  wächst,  würden 
nach  Malthus' scher  Theorie  nicht  so  viele  vom  gedeckten  Tische 
fem  bleiben,  resp.  an  Hunger  und  Vernachlässigung  sterben."  Das 
gepriesene  Zweikindersystem  herrscht  in  einigen  Ackerbaudistricten 
Thüringens ,  woselbst  Vererbung  des  geschlossenen  Bauerngutes  an  den 
jüngsten  Sohn  statt  hat.  Durch  dieses  Erbschaftsgesetz  wird  ein 
zahlreiches  Proletariat  stationär  erhalten  und  haben  auffallenderweise 
gerade  diese  Districte  die  höchste  Kindersterblichkeit  in  Thüringen. 
Wie  das  Zweikindersystem  bei  den  Siebenbürger  Sachsen,  dem  Geld- 
adel Nordamerikas  sich  äussert,  ist  nicht  bekannt,  jedenfalls  aber  ist  in 


1)  Siehe  AeraUicbes  Vereinsblatt  1882,  Kr.  1. 

2)  Der  im  5.  Jahre  erscheinende  Hülfs-  und  Schreibkalender  für  Hebammen  ist  in 
den  ersten  4  Jahren  bereits  durch  die  zuständigen  Behörden,  durch  Aerzte  u.  s.  w.  an 
fast  20,000  Hebammen  im  deutschen  Reiche  zur  Vertheilung  gelangt  (Weimar,  H.  Böh- 
lau,  Preis  1  H.  gebunden,  100  StQck  80  M.).  Beachtenswerth  ist  die  Thatsache,  dass 
die  Hebammen  selbst  nur  ausnahmsweise  sich  den  Kalender  gekauft  haben. 
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Frankreich  die  Gonsequenz  aus  dieser  Doctrin  praktisch  bereits  ge- 
zogen (Genf.  pag.  13).  Geringer  Geburtenfrequenz,  durch  das  Ein-  und 
Zweikindersystem  daselbst  bedingt,  steht  ebenfalls  eine  zunehmende 
Säuglingssterblichkeit  entgegen.  Es  ist  nicht  in  der  Eitelkeit  und  in 
übertriebener  Angst  der  französischen  Sozialpolitiker  allein  begründet, 
dass  die  Zukunft  des  Staates  durch  den  künstlich  cultivirten  Einzel- 
egoismus schliesslich  in  Frage  gestellt  wird.  Stationärer  Reichthum 
und  Kindermangel  auf  der  einen  Seite  bei  den  selbständigen  Bürgern 
und  Bauern,  stationäre  Armuth  und  zunehmende  Kindersterblichkeit 
bei  den  kinderreichen  Proletariern  auf  der  anderen  Seite  —  das  sind 
die  praktischen  Erfolge  des  Zweikindersystems.  Wenn  die  grossen 
Städte  nur  bestehen  durch  Zuzug  aus  den  ländlichen  Reservoiren,  so 
muss  Erschöpfung  für  den  Staat  eintreten,  wenn  auf  dem  Lande  der 
Zuwachs  nicht  mehr  gedeiht.  In  Deutschland  würde  die  Consequenz 
in  viel  schlimmerer  Form  als  in  Frankreich  sich  geltend  machen,  da 
bis  in  die  viel  kinderreicheren  ärmeren  Klassen  daselbst  die  eheliche 
Vorsicht  erst  nach  Jahrhunderten  sich  den  Weg  gebahnt  haben  kann. 
Nun  haben  z.  B.  nach  Bodio's  Zusammenstellungen  1865 — 78  die 
deutschen  Staaten  Preussen,  Bayern,  Würtemberg,  Baden  und  Thü- 
ringen gegen  20  Millionen  Kinder  producirt,  von  denen  fast  5  Mil- 
lionen nicht  ihren  ersten  Geburtstag  erlebten.  Nimmt  unter  den  be- 
sitzenden und  kinderarmen  deutschen  Bewohnern  die  Geburtenziffer 
im  Stille'schen  Sinne  ab,  beim  Proletariat  aber  nicht,  so  ist  eine 
einseitige  proletarische  Volksvermehrung  die  natürliche  Folge. 

Die  weitere  Folge  würde  sein,  dass  in  der  von  der  neuen  Doc- 
trin durchdrungenen  Zeit  und  in  einem  den  B  o  d  i  o 'sehen  Zusammen- 
stellungen entsprechenden  Zeitabschnitt  statt  20  Millionen  Geburten 
vielleicht  nur  19  Millionen  statt  haben,  dass  die  Bekenner  der  Doctrin 
weniger  Kinder  verlieren,  gleich  reich  und  egoistisch  bleiben,  neben- 
bei im  Proletariat  die  Armuth,  Geburtenzahl  und  Kindersterblichkeit 
wachsen  und  schliesslich  der  Gesammtverlust  an  Säuglingen  nahezu 
wiederum  5  Millionen  betragen  wird.  Die  relative  Säuglingssterblich- 
keit wird  aber  auch  bei  nur  schwacher  Abnahme  der  Geburten  noth- 
wendig  schlechter  ausfallen.  Die  Erfahrung  wird  dann,  wie  in  Frank- 
reich, lehren  (Gonf.  pag.  13),  dass  die  eheliche  Enthaltsamkeit  und 
Vorsicht  auf  das  Schicksal  der  Kinder  in  der  Gesammtbevölkerung 
einen  schädlichen  Einfluss  hat.  Der  Nutzen  wird  ein  rein  persönlicher 
sein  für  eine  Anzahl  schon  jetzt  mit  Kindern  sparsam  gesegneter  In- 
dividuen der  wohlhabenden  Klassen.  —  Wohl  wäre  unseren  Bauern 
das  behaglichere  Leben  der  in  Frankreich  so  zahlreich  vertretenen 
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selbständigen  Landwirthe  zu  wünschen.  Diesem  Wunsche  stehen  bei 
uns  das  Klima  und  die  grossen  gebundenen  Güter  mit  dem  zahlreichen 
landwirthschaftlichcn  Proletariat  gegenüber.  —  Unserer  Meinung  nach 
bedingt  eine  Verpflanzung  des  Neomalthusianismus  auf  deutschen  Bo- 
den eine  einseitig  proletarische  Volksvermehrung  und  dadurch  eine 
einseitig  proletarische  Zunahme  der  Geburten  und  der  Säuglingssterbe- 
faUe.  Ebenso  ist  der  Stille 'sehe  Schluss,  dass  wenige  Kinder  ster- 
ben, wenn  wenige  geboren  werden,  zur  Zeit  für  ein  Land  mit  that- 
sächlich  zahlreich  vorhandenem  Proletariat  ohne  alle  praktische  Spitze. 
Wir  argumentiren  umgekehrt:  nur  wenn  wenig  Kinder  sterben,  wer- 
den wenig  neue  Kinder  concipirt.  Das  Mittel  zum  Zweck  heisst  hier: 
Erziehung  der  nachwachsenden  Generationen  von  Müttern  zur  Produc- 
tion  der  Säuglingsnahrung,  zum  Selbststillen.  Dieses  Mittel  wirkt 
zuverlässig  gegen  die  Kindercholera,  gegen  die  zunehmenden  Säug- 
lingstodesfälle, gegen  die  zu  rasch  sich  folgenden  Conceptionen  und 
gegen  den  zu  raschen  sexualen  und  überhaupt  auch  physischen  Ver- 
brauch der  Mütter.  Ferner  ist  das  Selbststillen  das  beste  Mittel  zur 
Erweckung  richtiger  Kinderliebe,  fQr  Hebung  der  gedrückten  socialen 
Stellung  des  Weibes  und  zu  Ersparnissen  für  den  Familienvater. 

Staatliche  Hülfe  ist  nöthig  behufs  strafferer  Organisation  des  Heb- 
ammenwesens und  behufs  der  Ueberwachung  der  Hebammen  selbst, 
dieser  natürlichen  Beratherinnen  aller  Mütter. 


Literatur. 


I. 

Wilhelm  Boscher»  System  der  Volkswirthsohalt.  Ein  Hand-  und 
Lesebuch  für  GeschäftsinäDDer  und  Studierende.  Dritter  Band :  National- 
ökonomik* des  Handels  und  Gcwcrbfleisses.  Zweite  Auflage,  der  ersten 
unveränderter  Abdruck.  Stuttgart,  Verlag  der  J.  O.  Cotta'sohen  Buch- 
handlung.    1881.     X,  823  S. 

Diese  Anzeige  wird  sich  im  Wesentlichen  beschränken  müssen  auf  den 
Ausdruck  der  Freude  darüber,  dass  Eoscher's  „System''  zu  Ende  geführt 
wird.  Denn  einerseits  kann  keine  Rede  davon  sein,  auf  die  Fülle  eontro- 
verser  Fragen,  welche  in  dem  neuen  Bande  durch  eine  so  gewichtige  Stimme 
erörtert  werden,  mit  gebührender  Gründlichkeit  einzugehn,  andrerseits  ist  das 
Urteil  über  Art  und  Weise  der  Behandlung  nicht  erst  bei  diesem  Bande 
abzugeben.  Im  grossen  Ganzen  herrscht  in  der  Ansicht  wol  Einstimmig^ 
keit,  dass  Roscher's  Lehrbuch  nach  seinem  Qesammtcharakter  eine  neue 
Etappe  der  Wissenschaft  gegenüber  dem  Rau'schen  bezeichnet,  dass  es  aber 
gleichzeitig  so  sehr  wie  irgend  eine  Etappe  der  Wissenschaft  über  sich 
hinaus  weist.  Die  systematische  Verwerthung  der  von  Knies  meisterhaft 
dargelegten  geschichtlichen  Methode  für  die  Volkswirthschaftslehre  ist  hier 
zum  ersten  Male  versucht  worden  und  ist  so  gut  gelungen,  als  es  bei  einem 
solchen  ersten  Versuche  billigerweise  zu  erwarten  war.  Billigerweise  — 
ein  volles  Menschenalter  ist  darüber  verflossen,  ohne  dass  der  Fortschritt 
der  historischen  Bestrebungen  etwas  Besseres  an  die  Stelle  zu  setzen  ver- 
mocht hätte.  Inzwischen  haben  die  nach  Röscher  hervorgetretenen  Ver- 
suche von  anderen  Autoren  (Schäffle,  Ad.  Wagner)  unabhängig  von  dem 
grösseren  oder  geringeren  Maosse  der  Zustimmung,  die  sie  gefunden,  jeden- 
falls den  Beweis  geliefert,  dass  in  der  Richtung  der  Logik,  der  Psycho- 
logie, der  Rechtsphilosophie  noch  grossartige  Aufgaben  zu  erfüllen  sind, 
ehe  ein  System  der  Volks wirthschaft  gemäss  dem  heutigen  Gesichtskreise 
aufgebaut  werden  kann.  Jedes  wirklich  ans  Licht  tretende  Lehrbuch,  zu- 
mal ein  vor  dreissig  Jahren  begonnenes,  wird  heute  daher  mit  Resignation 
aufgenommen  werden  müssen,  auch  wenn  man  dem  Verfasser  aufrichtigen 
Dank  entgegen  bringt.  Und  grosser  Dank  gebührt  Röscher  für  den  ehren- 
werthen  Fleiss,  mit  welchem  er  diese  Masse  schwebender,  schwieriger  An- 
gelegenheiten in  dem  neuen  Bande  durchgearbeitet  und  zusammengefasst 
hat,  noch  grösserer  Dank  für  die  wahrhaft  historische  Gesinnung,  vermöge 
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welcher  er  jenes  Gleichgewicht  bewahrt  gegenüber  den  Tageafragen,  das 
den  historischen  Geist  von  dem  Parteigeist  unterscheidet  Gerade  in  Deutsch- 
land, wo  die  Jugendlichkeit  des  politischen  Lebens  in  höherem  Maasse  als 
in  andern  Ländern  ein  Hin-  und  Herschwanken  zwischen  Extremen  be- 
dingt, wo  das  Gleichgewicht  noch  nicht  gefunden  ist,  welches  die  Folge 
vorwaltender  Einsicht  und  zurückgedrängter  Instincte  zu  sein  pflegt,  wo 
namentlich  in  den  yolkswirthschaftlichen  Fragen  das  Unglaubliche  in  dieser 
Beziehung  neuerdings  erlebt  worden  ist,  —  gerade  in  Deutschland  wird 
man  den  Beruf  des  wissenschaftlichen  Denkens  als  einer  über  den  Tages- 
gegensätzen stehenden  unbefangenen  und  höheren  Vernunft  am  meisten  zu 
schätzen  haben. 

Als  Beispiel  führe  ich  hier  statt  anderem  an,  dass  Koscher  auch  heute 
noch  die  Actiengesellschaften  in  Schutz  nimmt  (vornehmlich  bei  der  Er- 
örterung der  Eisenbahnen)  und  in  ihren  Auswüchsen  nicht  den  Grund  al- 
lein, sondern  auch  die  Folge  geldgieriger  Gesinnungen  in  einem  Volke 
und  Zeitalter  findet,  wonach  denn  eben  diese  Gesinnungen,  da  wo  sie  ein- 
mal vorhanden  sind,  auch  ohne  die  Actiengesellschaften,  also  in  andern 
Formen  sich  geltend  machen  würden;  dagegen  solche  Vorzüge  an  denselben 
findet,  welche  dem  besonnenen  Freunde  der  Decentralisation  am  Herzen 
liegen«  Man  braucht  einer  Ansicht  wie  dieser  nicht  zuzustimmen  und 
kann  doch  diese  Anschauungsweise  hochschätzen  im  Gegensätze  zu  Bestre- 
bungen, welche  alle  Erscheinungen  des  socialen  Lebens  und  alle  Neugestal- 
tungen desselben  lediglich  aus  dem  Standpunkte  der  ökonomischen  Orga- 
nisationsformen  als  dem  allbeherrschenden  und  ausschliesslich  entscheiden- 
den betrachten;  man  kann  hier  aber  selbst  ein  positives  Interesse  gewinnen 
in  einer  politischen  Umgebung,  welche  mit  der  frappanten  Unreife  ihrer 
Zustände  es  bedenklich  macht,  die  Sphäre  der  Staatsgewalt  zu  vergrössern. 

Was  die  Einrichtung  des  neuen  Bandes  anlangt,  der  übrigens  an  Um- 
fang die  beiden  ersten  —  auch  in  deren  neuesten  erweiterten  Auflagen  — 
bedeutend  übertrifft,  so  bildet  einen  einleitenden  Theil  desselben  die  „Natur- 
lehre des  Städtewesens''.  Darauf  folgt  als  erste  Hauptabtheilung  der  „Han- 
del" (S.  57 — 481)  und  als  zweite  der  „Gewerbfleiss  im  engeren  Sinne"  mit 
einem  Anhang  über  den  Bergbau  (S.  485 — 823).  Den  grössern  Theil  der 
Abtheilung  „Handel"  bildet  das  Geld-  und  Bankwesen,  sowie  das  Trans- 
portwesen. Das  eine  wie  das  andre,  gewiss  aber  das  letztere,  gehört  nach 
den  heute  herrschenden  Ansichten  nicht  in  den  „Handel"  hinein.  In- 
dessen wäre  darauf,  wie  auf  ähnliche  anfechtbare  Eintheilungen,  nicht  über- 
mässiges Gewicht  zu  legen.  Erheblicher  scheint  mir  eine  Anordnung,  ver- 
möge deren  die  Naturlehre  des  Städtewesens  diesem  Bande  zugetheilt  ist, 
ebenso  wie  die  Staatslehre  die  Einleitung  des  zweiten  Bandes  (und  zugleich 
für  den  dritten  bestimmt)  bildet.  Hier  nämlich  kommt  das  gesammte  Ver- 
hältniss  dieser  speciellen  Theile  der  ganzen  Nationalökonomie  zu  dem  all- 
gemeinen Theile  in  Frage,  und  nach  meiner  Ansicht  hätte  von  jeher,  ge- 
rade aus  dem  historischen  Standpunkte,  die  Lehre  vom  Staate,  ebenso  wie 
diejenige  von  der  Städtebildung,  in  den  allgemeinen  Theil  hineingehört. 
Das  ist  zum  mindesten  das  Verdienst  des  Wagnerischen  Lehrbuches,  dieses 
aufgedrängt  zu  haben,  die  ganze  Rechts-  und  Staatsphilosophic,  soweit  die 
Nationalökonomie  ihrer  bedarf,  zu  einem  voranstehenden  Bestandtheil  des 
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allgemeinen  Theils  gemacht  zu  haben.  Was  natürlich  den  wissenachaft- 
liehen  Erfolg  haben  aoU,  dasa  diese  Partien  eine  gebührende  Ausdehnung 
und  Vertiefung  erhalten. 

Wie  in  den  andern  Bänden  und  zumal  in  dem  ersten  Bande,  ist  auch 
in  dem  vorliegenden  das  Verhältniss  zwischen  Wirthschaftslehre  und  Wirth- 
Bchaftsgeschichte ,  zwischen  Dogmatik  und  historischer  Entwicklung  der 
Yolkswirthschaft,  noch  zu  keinem  Abschlüsse  gelangt;  es  sind  aber  auch 
hier  wieder  die  interessantesten  Anregungen  gegeben,  üeber  diese  Dinge 
wird  vielleicht  ein  Weiteres  zu  reden  sein,  wenn  jene  Rechtfertigung  der 
eigenen  Methode,  welche  Röscher  in  Aussicht  gestellt  und  wol  unter  den 
„mehreren  anderen ,  längst  in  Angriff  genommenen  Werken'^  jetzt  neben 
der  Finanzwissenschaft  in  der  neuen  Vorrede  mit  begreift,  an  das  Licht 
getreten  sein  wird. 

So  vieles  Einzelne,  was  nun  über  die  verschiedenen  Kapitel  des  vor- 
liegenden Bandes  zu  sagen  wäre,  muss  ich  unterdrücken.  Wie  in  diesen 
der  mit  jedem  Jahre  mächtiger  zuwachsende  Sto£f  mühsam  zusammen- 
gedrängt ist,  so  setzt  man  sich  damit  auch  füglich  am  besten  bei  mono- 
graphischen Anlässen  auseinander  —  wie  ich  denn  nur  kürzlich  in  diesen 
Jahrbüchern  bei  einem  Aufsatze  über  internationale  Fabrikgesetzgebung 
(N.  F.  m)  dazu  Gelegenheit  gefunden  habe.  Vieles  hat  sich  mit  einer 
kurzen  Erörterung  begnügen  müssen,  wobei  derjenige  am  meisten  yermisst^ 
welcher  sich  mit  dem  Einzelnen  näher  beschäftigt  hat. 

Im  Hinblick  auf  die  gewiss  sehr  bald  erforderliche  neue  Auflage  wären 
etliche  Druckfehler  zu  erwähnen,  deren  es  in  diesem  Bande  leider  mehr 
giebt  als  in  den  voraufgegangenen,  so  z.B.  S.  402  Z.  2  v.  oben  „Staaten" 
statt  „Staatsbahnen'' ;  oder  S.  639  in  der  Mitte ,  wo  in  dem  französischen 
Citat  zwei  Druckfehler  hinter  einander  stehn  (de  le  vie  statt  de  la  vie; 
dann :  o  n  statt  o  u)  u.  dgl.  öfter. 

Zu  §§44—45  möchte  auch  wol  das  Citat  sich  in  Zukunft  hinzufinden, 
dass  bereits  Tacitus  (Germ.  cap.  5)  den  Vorzug  des  Silbers  gegenüber  dem 
Golde  treffend  hervorhebt,  da  wo  er  erzählt,  dass  die  meisten  anderen  Ger- 
manen zwar  das  Geld  noch  nicht  kennen,  aber  die  dem  Verkehr  mit  den 
Römern  am  nächsten  Wohnenden  schon  Gold  und  Silber  schätzen  und  zwar 
„argentum  magis  quam  aurum  sequuntur,  nuUa  affectione  animi  sed  quia 
numerus  argenteorum  facilior  usui  est  promiscua  ac  vilia  mercantibus." 

Und  wenn  ich  mir  erlauben  darf,  aus  manchen  andern  ein  einzelnes 
Misverständniss  hervorzuheben,  um  es  zu  berichtigen,  so  wähle  ich  die 
Stelle  in  der  sechsten  Anmerkung  zu  §  85  (S.  399),  wo  R.  meint,  „wenn 
es  in  England  vorgekommen  ist,  dass  eine  gerade  zum  Zwecke  der  Con- 
currenz  genehmigte  Bahn  diesen  Zweck  durch  Fusion  mit  der  älteren  ver- 
eitelte, so  hätte  das  von  der  Gesetzgebung  doch  leicht  verhütet  werden 
können":  ich  muss  bezweifeln,  dass  R.  im  Stande  ist,  solche  leicht  an- 
wendbaren Mittel  zu  nennen,  einfach  deshalb,  weil  das  Wesentliche  der 
Fusion  auch  ohne  staatliches  Zuthun  durch  Verträge  erreicht  werden  kann 
und  zur  Concurrenz  niemals  zwei  Unternehmer  von  Staatswegen  gezwungen 
werden  können;  das  glaube  ich  in  meiner  Schrift  bewiesen  zu  haben,  und 
auf  derartige  Beweise  ist  der  Gedanke  derselben  wesentlich  gerichtet. 
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Möchte  nun  der  versprochene  vierte  Band  recht  bald  dieses  ,,System 
der  Yolkswirthschaft''  schliessen;  möchten  aber  anch  andere,  neuere,  Sy- 
steme uns  nicht  gar  zu  lange  auf  ihre  Fortsetzung  warten  lassen. 

1.  Nov.  0.  Cohn. 
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Kittheilimgen  über  die  staÜstlBOhe  Idteratur  BusslaadB. 

n. 

Ueber  die  russischen  Eisenbahnen  sowie  Wasserstrassen  und  Chausseen 
während  des  letzten  Jahrzehnts  giebt  das  »^Statistische  Sammelwerk  (Sbor- 
nik)  des  Wegebau -Ministeriums''  Auskunft,  von  welchem  seit  1877 — 
1880  jährlich  ein  Band  veröffentlicht  worden  ist.  Die  Herausgabe  dieses 
Sbomiks  erfolgt  in  Veranlassung  einer  kaiserlichen  Anordnung  vom  27.  Mai 
1876  und  schliesst  sich  theilweise  an  ein  vierbändiges  Werk  an,  welches 
vor  einigen  Jahren  bereits  von  demselben  Ministerium  publicirt  wurde, 
an  die  „Sammlung  von  Nachrichten  über  die  Eisenbahnen  in  Bussland", 
üeber  die  Wasser-  und  Landstrassen  ist  bisher  ein  vollständiges  Werk 
noch  nicht  erschienen;  einige  Daten,  an  welche  der  neue  Sbomik  an- 
knüpfen konnte,  hatte  das  statistische  Oentralcomit^  im  2.  Bande  seines 
„Wremennik''  und  das  Journal  des  Wegebau-Ministeriums  gebracht.  In 
diesem  waren  auch,  als  im  Jahre  1875  die  erste  Sammlung  von  Nach- 
richten über  die  russischen  Eisenbahnen  ein  Ende  erreicht  hatte ,  zur  Fort- 
setzung desselben  gleichsam  jeweilig  weitere  Daten  veröffentlicht  worden. 

Das  „Statistische  Sammelwerk"  enthält  die  Nachrichten  über  die 
Eisenbahnen  in  den  Jahren  1873 — 77  resp.  1878.  Für  das  letztgenannte 
Jahr  haben  die  Tabellen  noch  nicht  nach  allen  Seiten  abschliessend  auf- 
gestellt werden  können.  Der  erste  Band  brachte  die  Angaben  über  die 
Jahre  1873  und  1874,  der  zweite  Band  über  die  Jahre  1875  und  1876, 
der  vierte  Band  über  die  Jahre  1877  und  1878.  Für  die  Wasserstrassen 
und  Chausseen  griff  das  Sammelwerk  in  frühere  Zeiten  zurück;  der  erste 
Band  lieferte  eine  Aufstellung  für  das  Jahrzehnt  1865 — 1875,  an  welche 
sich  dann  die  Fortsetzung  der  Zahlen  bis  zum  Jahre  1878  in  den  spä- 
teren Bänden  geschlossen  hat.  Das  Material  für  alle  Tabellen  ist  theils 
in  den  gedruckten  Verwaltungs  -  Berichten  der  einzelnen  Eisenbahn-Ge- 
sellschaften gegeben,  theils  in  den  ofüciellen  Berichten  der  örtlichen  Ab- 
theilungen  des  Ministeriums. 

Der  Inhalt  ist  sehr  vielseitig  und  eingehend.  Beruhen  alle  die  Mit- 
theilongen,  die  hier  gemacht  werden,  auf  Wahrheit,  so  ist  es  in  der 
That  eine  vorzügliche  Statistik,  die  geleistet  worden.  Aber  wer  ist 
in  der  Lage  die  Rechenschaftsberichte  einer  russischen  Eisenbahn -Verwaltung 
zu  prüfen  ?  Man  wird  über  Stand  und  Wachsthum  des  Eisenbahn-Netzes 
orientirt,  über  die  Anlagekosten  und  die  finanziellen  Betriebs-Ergebnisse. 
Einnahmen  und  Ausgaben  werden  ausführlich  verzeichnet;  die  ersten  ge- 
gliedert nach  ihren  Quellen,  nach  der  Personen-  und  Waarenbeforderung, 
die  letzteren  ebenfalls  in   ihren  Hauptbestandtheilen.      Die  Betriebsmittel 
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werden  aufgeführt,  die  zurückgelegten  Fahrten,  die  transportirten  Waaren 
und  Personen,  die  yorgekommenen  Unglücksfalle.  Bei  Aufzählung  der 
Betriebsmittel  wird  sehr  in's  Detail  gegangen.  Es  wird  z.  B.  bei  jeder 
Locomotive  bestimmt,  aus  welcher  Fabrik  sie  stammt,  wann  sie  zum 
ersten  Male  in  Thätigkeit  versetzt  worden,  wie  gross  ihr  Gewicht,  auf 
wie  viel  Bädern  sie  läuft,  welcher  Kaufpreis  für  sie  gezahlt  worden  u. 
dgl.  m.  Aehnlich  werden  die  Personen-  und  Bagage -Wagen  behandelt» 
In  der  Tabelle  über  die  abgelasseneu  Znge  sind  die  SchneUzüge  von  den 
gewöhnlichen  getrennt,  wird  bestimmt,  wie  viel  Werst  zurückgelegt  wor- 
den und  wie  viel  das  durchschnittlich  auf  jeden  Zug  der  beiden  Katego- 
rien ausmacht.  Beim  Personen-Transport  werden  vier  Wagenklassen  un- 
terschieden und  ob  die  Beförderung  zu  ermässigten  oder  zum  Normal- 
Tarif  stattgefunden  hat,  unter  Trennung  der  gereisten  Erwachsenen  und 
Kinder  und  mit  der  Berechnung,  wie  viel  Werst  zurückgelegt  worden  sind. 
Die  Statistik  des  Waaren-Transportes  hat  wenig  ünterabtheilungen.  Waaren 
überhaupt,  femer  Passagiergepäck,  Hunde,  Pferde,  Vieh,  Post-Sendungen, 
Militär-Effekten  sind  die  Haupt-Kategorien,  auf  welche  eingegangen  wird. 
In  dieser  Beziehung  hat  bis  jetzt  nur  der  3.  Band  eine  ausserordentlich 
schätzenswerthe  Erweiterung  getroffen,  sofern  er  die  Bewegung  von  37 
Waaren  auf  Eisenbahnen  und  Wasserstrassen  im  Jahre  1876  von  Station 
zu  Station  ziffermässig  feststellte.  Diese  Waaren  sind  Weizen,  Boggen, 
Hafer,  Gerste,  Buchweizen- Grütze,  Hirse,  Weizenmehl,  Boggenmehl,  Erb- 
sen (incl.  Mais  auf  südruss.  Bahnen),  Spiritus  und  Branntwein,  Thee,  Sand- 
zucker, Zucker,  Tabak  in  Blättern,  Fleisch,  Fische,  Salz,  Leinsaat, 
Flachs,  Hanf,  Lumpen,  Baumwolle,  Ungesponnene  WoUe,  ünTerarbeitete 
Häute  und  Schuhmacher -Arbeit,  Fett,  Knochen.  üuTerarbeitetes  Guss- 
eisen,  Boheisen,  Leinenes  und  Hänfenes  Gespinnst,  Baumwollenes  Ge- 
spinnst, Seile  und  Stricke,  Eisenschienen,  Mineralöl,  Steinkohle  und 
Anthracit,  Holz,  Baumaterialien.  Diese  mühselige  und  weitläufige,  aber 
für  die  Beurtheilung  einer  ganzen  Beihe  ökonomisch  wichtiger  Fragen 
werthvolle  Arbeit  ist  für  ein  weiteres  Jahr  noch  nicht  wiederholt  worden. 
Der  vierte  im  vorigen  Jahre  ausgegebene  Band  hatte  wieder  die  für  die 
Bearbeitung  leichtere  Waaren-Eintheilung  der  ersten  beiden  Bände  auf- 
genommen, die  freilich  recht  eng  erscheint. 

Weniger  ausfuhrlich  ist  die  Statistik  der  Wasser-  und  Landstrassen, 
aber  immerhin  von  Werth.  Sie  erstreckt  sich  auf  tabellarische  Zusam- 
menstellungen über  das  Zufrieren  und  Aufgehen  sämmtlicher  Flüsse,  Seen, 
Kanäle  sowie  über  die  Dauer  der  Navigationsperiode;  ferner  wird  der 
Bau  von  Wasser -Fahrzeugen  aller  Art  geschildert  Die  Zahl  der  Fahr- 
zeuge und  ihr  Werth  wird  für  nicht  weniger  als  82  verschiedene  Gat- 
tungen an  Barken,  Booten,  Barkassen,  Berlinen,  Schoonern,  kamtsoha- 
dalischen  Barken ,  Plaschkotten ,  Kolomenken ,  Dampfbooten  u.  dgl.  m.  je 
nach  den  Flüssen,  an  denen  sie  seit  dem  Jahre  1870  gebaut  worden  sind, 
angegeben.  Man  gelangt  da,  wie  die  aus  den  vier  Bänden  gezogene  kleine 
Zusammenstellung  für  den  grösseren  Theil  des  verflossenen  Jahrzehnts  zeigt, 
zu  recht  ansehnlichen  Zahlen,  in  denen  sich  namentlich  die  Kriegsjahre 
und  die  Papiergeldwirthschaft  wiederspiegeln.  Es  ist  recht  bezeichnend, 
dass  die  7200  Schiffe  und  Boote  des  Jahres  1877  nur  500  000  BbL  weni- 
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ger  gekostet  haben  als  die  9500  Fahrzeuge  des  Jahres  1870.  Mögen  auch 
manche  Verschiebungen  in  den  Gattungen  eingetreten  sein,  die  grös- 
sere oder  kleinere  Zahl  kostbarerer  Fahrzeuge  durch  die  entsprechende 
Zahl  minder  kostspieliger  ersetzt  sein  —  da  es  sich  um  2221  Fahrzeuge 
weniger  handelt,  so  wird  die  geringe  Differenz  zwischen  den  Kosten  der 
Jahre  1870  und  1877  wohl  mit  einer  Steigerung  der  Preise  zu  erklä- 
ren sein. 
Die  in  Russland  von  1870 — 77  erbauten  Wasserfahrzeuge  aller  Art: 


Jahre 

Bassin  des  Weissen 
Meeres 

Bassin  der  Ostsee 

Bassin  des  Schwarzen 
Meeres 

Zahl 

Werth  i.  Bbl. 

Zahl 

Werth  i.  Bbl. 

Zahl 

Werth  i.  Bbl. 

1870 
187 1 
1872 

1873 
1874 

1875 
1876 

1877 

II19 
II23 

471 

659 

735 
694 

466 

380 

83013 

178098 

32247 

79074 
70867 

209802 

172  870 

219  890 

173 1 
1705 

1806 

1967 

1847 

1895 

1828 

2173 

318640 

390799 
425660 

493  955 
420  520 

506072 
483  580 
649  883 

211 

305 
352 
308 

237 
277 
191 
188 

145500 
398  675 

324  970 
273  1 10 
212  800 
250  820 
201  725 
148635 

Bassin  des  Asowschen 
Maatas 

Bassin  des  Kaspi-Sees 

Ueberhaupt 

Jahre 

Zahl 

Werth  i.  Bbl. 

Zahl 

Werth  i.  Bbl. 

Zahl 

Werth  i.  Bbl. 

1870 

410 

434900 

6017 

3  661  752 

9488 

4  643  805 

1871 

448 

479  050 

6054 

2773359 

9635 

4219981 

1872 

292 

247  575 

4946 

2  034  844 

7867 

3  065  296 

1873 

269 

243  722 

4736 

2  288  548 

7939 

3  378  409 

1874 

312 

316305 

5417 

3  273  257 

8548 

4  293  749 

1875 

329 

427  158 

5838 

3652514 

9033 

5  046  366 

1876 

260 

320  520 

6570 

4157934 

9315 

5  336  629 

1877 

147 

126  220 

4379 

2  961  403 

7267 

4  106  031 

Von  Interesse  ist  die  Statistik  der  im  Jahre  1874  in  Kussland  vor- 
handenen Dampfboote,  von  welchen  —  damals  belief  sich  ihre  Zahl  auf 
691  mit  50  879  Pferdestärken  —  mitgetheilt  wird  Name,  Besitz,  Fabri- 
kationsorty  Dampfkraft,  Gegend  der  Thätigkeit,  Dauer  der  Fahrten,  Preis 
des  Transportes  von  Passagieren  und  Waaren. 

Weiter  belehren  uns  die  Bände  über  die  Bewegung  der  Binnenschiff- 
fahrt auf  den  einzelnen  Flüssen,  wobei  die  aus  Preussen  und  Oesterreich 
kommenden  und  wieder  dorthin  gehenden  Schiffe  besonders  vermerkt  wer- 
den, über  den  Transport  von  39  verschiedenen  Waaren  auf  den  einzelnen 
Flüssen  —  dies  nur  für  die  beiden  Jahre  1874  und  1876  — ,  über  die 
Einnahmen,  welche  der  Begierung  aus  den  Schiffahrtsgeld em  erwachsen, 
und  endlich  über  die  Yerunglückuugen.  lieber  diese  wird  mitgetheilt,  wie- 
viel Schiffe  gestrandet,  verbrannt,  untergegangen,  und  der  Versuch  ge- 
macht den  daraus  für  die  Yolkswirthschaft  entspringenden  Schaden  nach 
den  Angaben  der  Besitzer  und  Waaren  -  Absender  zu  schätzen.  Derselbe 
stellt  sich  heraus  wie  folgt: 
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Verlust  aus  den  Yemoglüokiuigeii  auf  den  WasBentrassen. 


Zahl  der  beschidigten. 

gestrandeten ,    unterge- 

gangenen, verbrannten 

Darunter 

XL  8.  w.  Schiffe 

Dampfboote 

Werth  in  Bbl 

1873                  349 

20 

IOIO710 

1874                   195 

3 

662  023 

1875                   150 

13 

300033 

1876                   472 

12 

978  832 

1877                   151 

16 

400871 

Von  den  Landstrassen  wird  die  Länge  der  Chausseen,  der  gepflasterten 
und  grundirten  Wege,  sowie  der  Betrag  der  Chaussee-  und  Brüokengelder 
mitgetheilt.  Allen  yier  Bänden  sind  zur  Veranschaulichung  der  yielen 
Tabellen  Karten  und  graphische  Darstellungen  beigegehen. 

Der  Gesammteindruck,  den  diese  Publicationen  machen,  ist  ein  sehr 
günstiger.  Sieht  man  von  jeder  Kritik  der  Zahlen  ab  und  setzt  ihre  Zu- 
verlässigkeit voraus,  so  verdient  die  wissenschaftliche  Arbeit,  die  Ueher- 
sichtlichkeit  der  Gruppirung,  die  Anordnung  des  reichlich  quellenden  Stoffes 
alle  Anerkennung.  Von  einer  Bearbeitung  des  Zahlenmateriales  ist  voll- 
ständig abgesehen;  es  sind  durchaus  Quellenschriften,  aher  in  dankens- 
werthester  Ausführlichkeit. 

Derselbe  wissenschaftliche  Geist  beseelt  auch  die  Arbeiten  der,  man 
darf  wohl  sagen,  grossen  Eisenbahn-Enquete,  die  seit  dem  Jahre  1876 
unternommen  worden  ist.  Auf  kaiserlichen  Befehl  vom  22.  Juli  1876  er- 
nannt, hat  die  mit  dieser  Enquete  betraute  Commission  ihre  Aufgabe  das 
russische  Eisenbahnwesen  zu  untersuchen  so  gründlich  erfasst,  wie  viel- 
leicht kaum  eine  andere  der  zahlreichen  in  Bussland  sehr  häufigen  Com- 
missionen  zur  Erforschung  irgend  einer  ökonomischen  Frage.  Unter  dem 
Vorsitz  des  General  -  Adjutanten  Grafen  Baranow  hat  sie  sich  in  6  Sub- 
commissionen  getheilt,  die  je  einen  Bayon  bereist  haben  und  bis  jetzt 
eine  Fülle  des  zuverlässigsten  und  reichhaltigsten  Materiales  veröffent- 
licht. Nicht  weniger  als  75  selbständige  Broschüren,  darunter  Bücher 
von  400  und  mehr  Seiten,  sind  bis  zum  1.  Januar  1881  erschienen.  Be- 
gonnen wurde  mit  der  Herausgabe  vorbereitender  Aktenstücke  und  der 
statistischen  Beschreibung  der  7  Rayons,  in  welche  das  gesammte  Eisen- 
bahnnetz zerlegt  wurde.  Dieselben  erschienen  als  die  „Trudy''  der  Com- 
mission seit  1879  und  dienten  zur  Orientirung  über  die  Strecken,  welche 
bereist  werden  sollten,  sowie  zur  Hervorhebung  der  Funkte,  auf  welche 
bei  der  Enquete  Gewicht  gelegt  werden  sollte.  Die  ökonomisch-statisti- 
•ohen  Beschreibungen  sind  zwar  etwas  eilig  angefertigt  worden  und  nicht 
alle  mit  der  gehörigen  Sorgfalt  behandelt  Immerhin  mag  die,  wenn 
Attoh  stellenweise  kritiklos  unternommene  Zusammenstellung  doch  die  be- 
Abaiohtigten  Zwecke  unterstützt  haben.  So  bequem  bei  einander  wie  in 
diesen  4  Bänden  „Trudy"  fand  sich  das  Material  eben  bisher  noch  nicht. 
Die  sieben  Rayons,  die  geschildert  werden,  sind  der  Petersburger,  Mos- 
kmer,  Rigaer,  Oharkower,  Kiewer,  Warschauer  und  der  südöstliche. 
Der  Inhalt  ist  vielseitig.  Die  Statistik  des  Rigaschen  Rayons,  der  im 
ipril  1879  von  der  unter  Leitung  des  Herrn  Geheimraih  Thömer  ste- 
Miden  Rigasohen  Subcommission  bereist  wurde,  z.  B.  zerfallt  in  10  Ab- 
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soboittey  Ton  welohen  der  erste  eine  geographiBch-topographisohe  Besobrei- 
bung  der  Schienenwege  vom  Bon  und  der  Wolga  nach  Orel  und  von  Orel 
nach  Riga  and  Mitau  ist.  Weiter  werden  die  Bevölkerungssablen  für  die 
von  den  genannten  Bahnlinien  durchzogenen  Gegenden  gegeben,  die  Jahr- 
märkte, die  Getreide-  und  Yiehproduotion  des  Rayons,  die  Forstwirthschaft, 
die  Fabriken,  die  Wasserstrassen  besprochen.  Zum  Schluss  finden  sich 
die  nöthigsten  Zahlen  über  den  Import-  und  Exporthandel  Rigas  als  des 
Endpunktes  des  Rayons. 

Auf  die  Herausgabe  der  „Trudy''  und  den  Abschluss  der  Inspections- 
reisen  folgte  im  August  des  Jahres  1879  eine  Versammlung  der  sämmtlichen 
Commissi onsglieder  in  Moskau,  wo  ein  allgemeiner  Plan  zur  Bearbeitung 
des  eingesammelten  Materiales  berathen  wurde.  In  Anlehnung  an  den- 
selben haben  dann  seither  die  Subcommissionen  ihre  reichen  Schätze  in 
Gestalt  selbständiger  Abhandlungen  oder  einfacher  Berichte  veröffentlicht, 
die  sich  sehr  eingehend  über  die  Tarife,  über  die  Posten,  die  entgegen- 
genommenen Klagen  und  Beschwerden,  über  verschiedene  Industrien,  Be- 
förderungsmittel des  Getreideexports  u.  d.  m.  verbreiten.  Wann  und  ob 
dieses  reichhaltige  Material  überhaupt  in  Kürze  zu  einem  Gesammtbilde 
verschmolzen  werden  wird,  dessen  Resultate  sich  praktisch  verwerthen 
lassen,  ist  vorläufig  nicht  bestimmbar.  In  der  „Baltischen  Wochenschrift 
für  Landwirthschaft ,  Gewerbe  und  Handel"  hat  Herr  Frischmuth-Kuhn 
begonnen  (Nr.  2,  3,  4,  7  dieses  Jahrganges)  eine  hochinteressante  Dar- 
stellung des  russischen  Eisenbahnwesens  nach  den  Materialien  der  Com- 
mission  und  unter  Benutzung  des  bedeutendsten  russischen  Schriftstellers 
über  diese  Materie,  des  Professors  Golowatschew,  zu  geben.  Auch  in  die- 
sen Aufsätzen  wird  den  Arbeiten  der  Commission  die  grösste  Anerkennung 
gespendet ,  da  dieselbe  durchaus  anders  verfährt  als  die  früher  zur  Unter- 
suchung von  Uebelständen  an  einzelne  Bahnen  abcommandirten  Commis- 
sionen ,  welche  in  der  Regel  eifrigst  bemüht  gewesen  sind  die  Handlungen 
der  betr.  Bahnverwaltungen  zu  rechtfertigen,  ihre  Anordnungen  als  be- 
gründet und  die  Zustände  als  völlig  normale  darzustellen. 

Worin  eigentlich  die  Uebelstände  des  russischen  Eisenbahnwesens 
liegen,  lässt  sich  mit  wenig  Worten  nicht  auseinandersetzen.  Thatsache 
ist,  dass  der  Abschluss  des  Netzes  keineswegs  planmässig  vor  sich  ge- 
gangen ist.  Die  allereinfachsten  volkswirthschaftlichen  Grundsätze  und 
staatlichen  Rücksichten  sind  ausser  Augen  gelassen  worden.  Fast  nie 
sind  2  wichtige  Handels-  oder  Industriestädte  durch  eine  directe  gerade 
Linie  verbunden  worden,  von  der  aus  dann  später  Zweigbahnen  hätten 
gelegt  werden  können.  Man  hat  durch  nichts  zu  rechtfertigende  Umwege 
eingeschlagen,  die  Anlagekosten  vergrössert  und  den  Transport  ungebühr- 
lich vertheuert 

Thatsache  ist  femer,  dass,  weil  es  den  von  der  Regierung  conces- 
donirten  Gesellschaften  darauf  ankam  eine  möglichst  lange  Strecke  zu 
bauen,  um  desto  grössere  Gewinne  realisiren  zu  können,  viel  zu  theuer 
gebaut  worden  ist  im  Verhaltniss  zu  den  geringen  Terrainschwierigkeilen, 
die  es  zu  überwinden  gab,  und  zu  den  niedrigen  Preisen  für  Rohmaterial 
und  Boden.  So  hat  die  Krone  unglaublich  hohe  pecuniäre  Opfer  gebracht 
und  bringt  sie  noch  in  den  Zinsgarantien,  den  ausgezahlten  Obligationen 
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u.  8.  w.     Die  Enqndte-Commission  beziffert  die  Schulden  der  yerscluedeneii 
Oesellschaften  an  die  Regierung  auf  nioht  weniger  als  874  976  501  BbL 

Das  Hässlichste  an  der  ganzen  Sache  aber  ist,  dass  trotz  alledem 
das  Land  eben  nicht  den  Nutzen  von  seinen  Eisenbahnen  hat,  den  es 
haben  könnte  und  müsste.  üeber  die  Unordnungen,  die  TarifTersohlea- 
derangen,  die  Nachlässigkeiten  der  Gesellschaften  in  den  gegenüber  der 
Krone  auf  sich  genommenen  Verpflichtungen  hat  die  Oommission  schon 
Bände  gesammelt.  Es  ist  interessant  den  Vorsitzenden  Grafen  Baranow 
selbst  hierüber  zu  yernehmen.  In  einem  Bericht  an  den  Kaiser  äussert 
er  sich  „Die  wichtigsten  Administrativ-,  Handels-  und  strategischen  Funkte 
des  europäischen  Bussland  sind  bereits  durch  Eisenbahnlinien  verbunden; 
1360  Mill.  Bbl.  sind  zu  ihrer  Errichtung  verausgabt  worden.  Augen- 
scheinlich konnte  die  Hegierung  von  einem  derartig  ungeheueren  Auf- 
wände auch  grossartige  Besultate  erwarten.  Alle  wichtigsten  Interessen 
hatten  eine  neue  und  bedeutsame  Sicherstellung  erhalten.  Das  Slriegs- 
ressort  durfte  erwarten,  dass  in  seinen  Händen  die  allerbesten  Mittel  zur 
Translocirung  des  Militärs  sowohl  in  Friedens-  als  auch  zu  Kriegszeiten 
vorhanden  sein  würden.  Der  Handel  konnte  auf  schnelle  Zufuhr  von  Fro- 
ducten  und  pünktliche  Erfüllung  der  Aufträge  hoffen.  Die  Landwirth- 
schaft  und  die  Industrie  durfl:en  auf  besseren  Absatz  ihrer  Erzeugniflse, 
auf  gesteigerte  Nachfrage,  Eixirung  der  Preise  und  überhaupt  auf  eine 
schnelle  und  billige  Beförderung  rechnen.  Es  kann  nicht  verschwiegen 
werden ,  dass  diese  gerechten  Erwartungen  sich  zum  grossen  Theile  nicht 
erfüllt  haben.  Dies  beweisen  die  von  allen  Seiten  beim  Ministerium  des 
Wegebaues  einlaufenden  zahlreichen  Klagen  der  Waarenversender;  dieses 
bezeugen  auch  die  vielfachen  Erfahrungen  des  Kriegsministeriums  in  Be- 
treff der  Militärtran slocirungen.  Ich  werde  hier  nicht  weiter  darauf  ein- 
gehen, in  wie  fem  alle  diese  Klagen  begründet  sind.  Die  schliessliohe 
Beurtheilung  dieser  Sache  soll  das  Resultat  der  Erforschungen  sein,  welche 
der  gegenwärtig  eingesetzten  Oommission  überwiesen  sind.''  In  welcher 
Weise  geholfen  werden  kann  —  und  eine  Abhülfe  ist  ja  nur  in  dem  letz- 
ten Punkte  möglich,  die  beiden  ersten  üebelstände  muss  Eussland  nun 
ein  Mal  tragen  — ,  lässt  sich  heute  noch  nicht  sagen.  Der  Mangel  an 
Gesetzen,  welche  die  Beziehungen  der  Regierung  und  der  Bevölkerung 
zu  den  Eisenbahnen  regeln,  ist  oft  gefühlt  worden.  Aber  wie  erreicht 
werden  soll,  dass  die  unzweifelhaft  nunmehr  verständig  und  zweckmässig 
verfasst  werdende  neue  Gesetzgebung  auch  wirklich  ausgeführt  wird  — 
das  zu  beantworten  bleibe  einer  späteren  Zeit  vorbehalten.  — 

Rein  privaten  Charakters,  aber  doch  nicht  ohne  jede  o£6cieIle  Bei- 
hülfe entstanden  ist  die  Statistik  der  russischen  Handelsbanken, 
welche  in  einem  stattlichen  Quartbande  unter  dem  Titel  „Jahrbuch  der 
russischen  Credit-Institute",  vor  Kurzem  die  Presse  verlassen  hat.  Der 
eben  genannte  Titel  trifft  nicht  vollständig  zu,  sofern  wir  in  der  Fubli- 
cation  nur  die  Anstalten  des  kurzfristigen  Handels-Credites  vor  uns  haben. 
Auch  in  dieser  Form  aber  muss  das  Jahrbuch  äusserst  willkommen  ge- 
heissen  werden.  Es  erscheint  zum  ersten  Male  allerdings  ein  wenig  ver- 
spätet, denn  es  enthält  die  Daten  aus  dem  Jahre  1877.  Aber  die  Vor- 
rede verspricht,   dass  schon   im  April   oder  Mai   dieses  Jahres   der  Baad 
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für  1878  encheineD  soll   und  je  mehr  diese  Statistik   in  Oang  gebracht 
wird ,  desto  grossere  Fräoision  wird  sie  allmählich  wohl  an  den  Tag  legen« 

Das  Jahrbuch  der  Gredit-Institnte  hat  den  grossen  Vorzug  der  un- 
bedingten Zuverlässigkeit  seiner  Angaben,  sofern  eben  nicht  die  Bücher 
der  Banken  selbst  Fehler  enthalten,  was  wir  nicht  annehmen  müssen. 
Es  stützt  sich  bezüglich  der  Actien- Commerz -Banken  auf  deren  Jahres- 
Ausweise  und  Bilancen.  Für  die  Gesellschaften  gegenseitigen  Gredits  und 
für  die  städtischen  Gommanalbanken  haben  die  Materialien  benutzt  wer- 
den können,  welche  bei  der  Reichsbank  in  St  Petersburg  vorhanden  sind 
und  welche  der  Dirigirende  derselben,  Herr  Lamanski,  mit  grosser  Liberali- 
tät dem  Herausgeber  zur  Verfügung  gestellt  hat.  Veranlasst  worden  ist 
die  Veröffentlichung  dieses  Werkes  durch  das  Comit^  der  Vertreter  der 
rassischen  Actien-Handels-Banken.  Dieselben  hielten  im  Jahre  1873  einen 
Congnress  in  Petersburg  und  die  Folge  desselben  war,  dass  man  der  Bank- 
Statistik  grössere  Auftnerksamkeit  schenkte  als  bisher.  Zunächst  wurden 
für  die  Jahre  1874 — 75  und  1876  die  Rechenschaftsberichte  über  die  Ope- 
rationen der  Actien-Banken  herausgegeben.  Gegenwärtig  hat  eine  bedeu- 
tende Erweiterung  stattgefunden,  indem  auch  die  anderen  Anstalten,  welche 
dem  Handels-Credit  dienen,  die  Gesellschaften  gegenseitigen  Credits,  die 
Btädtischen  Communalbanken  und  die  beiden  Staatsbanken,  mit  in  den 
Bereich  der  Betrachtung  gezogen  sind. 

Ein  besonderes  Verdienst  hat  der  Herausgeber,  Herr  Iwaschtschenko, 
sich  erworben  durch  Hinzufügung  einer  Karte  über  die  geographische  Ver- 
theilung  der  Bank-Institute  innerhalb  des  Russischen  Reiches  und  durch 
einige  veranschaulichende  gpraphische  Darstellungen. 

Ich  glaube,  dass  ein  Herausgreifen  der  hauptsächlichsten  Zahlenanga- 
ben über  das  russische  Bankwesen  am  Platze  sein  dürfte,  da  die  fremde 
Sprache  den  Lesern  dieser  Jahrbücher  die  Benutzbarkeit  des  reichhaltigen 
Werkes  erschweren  muss.  Im  Interesse  des  Auslandes,  das  dieser  Publi- 
cation  vielleicht  mehr  Wissenseifer  entgegenbringt  als  mancher  anderen 
russischen,  wäre  eine  deutsche  oder  französische  Uebersetzung  der  Tabellen- 
köpfe recht  angebracht  gewesen. 

Am  1.  Januar  1878  waren  im  ganzen  Russischen  Reiche  514  Handels- 
Credit-Institute  in  Thätigkeit.  Es  existiren  2  Staatsbanken,  die  Reichs- 
bank in  St  Petersburg  mit  54  Filialen  in  den  Provinzen  und  dem  alleinigen 
Rechte  der  Notenemission,  und  die  Polnische  Bank  in  Warschau  mit  10 
Filialen.  Die  erstere  verfügt  über  ein  Kapital  von  28  Mill.  Rbln.,  die 
letztere  über  eins  von  8  Mill.  Rbln.  Ausserdem  hat  die  Petersburger 
Bank  ein  Reservekapital  von  2  978  000  Rbln.,  die  Polnische  Bank  von 
500  000  Bbln. 

Weiter  kommen  in  Betracht  36  Actienbanken  mit  38  Filialen  — 
die  Wolga-Kama-Bank  allein  hat  18  Filialen  — ,  die  zusammen  ein  Stamm- 
kapital von  96  994  200  Rbln.,  ein  Reservekapital  von  4  614  300  Rbln. 
und  einen  Special-Reservefonds  von  646  700  Rbln.  aufweisen. 

Eine  dritte  Kategorie  von  Bankinstituten  bilden  die  94  Gesellschaften 
gegenseitigen  Credits,  die  ein  Stammkapital  von  22  238  300  Rbln.,  ein 
Reservekapital  von  446  600  Rbln.  und  eine  Specialreserve  von  348  800 
Rbln«  besitzen. 
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Den  BeschlusB  machen  280  Btädtisöhe  Communalbanken  mit  einem 
Stammkapital  von  20  762  200  Rbln.,  einem  Eeserrekapital  Ton  5  237  900 
und  einer  SpeoialreBerve  von  1  324  209  Bbln. 

Das  gesammte  Kapital  der  514  Creditinetitate  bestand  demnach  aus 
170  994  700  Bbln.  Stamm-,  13  776  800  Rbln.  Beserve-  und  2  502  300  Bbln. 
Spccial-BeBerye-Kapitalien.  Erwägt  man,  daBS  vor  20  Jahren  —  im  Jahre 
1859  —  eine  einzige  HandelBbank  in  St.  PeterBbarg  mit  8  Filialen  und 
21  Privatbanken  für  die  CreditbedürfhiBse  aoBreiohten,  so  ist  der  Fort- 
Bchritt  Btannenswerth.  Vor  1859  verlangte  der  Handelaeredit  nicht  mehr 
als  35  MilL  Heute  beziffert  sich  der  TotalumBatz  sämmtlicher  Banken 
auf  52  960  Millionen  Bubel. 

Von  diesem  kommt  das  Meiste  auf  die  beiden  Staatsbanken,  dem- 
nächst auf  die  Actienbanken.     Am  Totalumsatz  participiren  die 

Beichsbank  in  Petersburg  mit  24369  Ifill.  oder  46  Proc. 
Polnische  Bank                      „          782     „        „        l      „ 
Actienbanken                          „     21 829     „        n     41      »t 
Oesellsch.  gegens.  Credits    „      3  791      tt        ,t       8     „ 
Stftdt.  Communalbanken       „       2  009     „        „       4      „ 

Die  Oewinne,  die  bei  solchen  Umsätzen  realisirt  wurden,  beliefen  sich 
auf  85  MilL  Bbl.  Brutto  und  27  Mill.  Bbl.  Netto.  Absolut  entfällt  hierbei 
der  grösste  Betrag  auf  die  Actienbanken;  im  Yerhältniss  zum  Stammka- 
pital waren  es  die  Beichsbanken,  welche  die  grössten  Oewinne  hatten. 
46  Procent  des  Gesammtreingewinnes,  d.  h.  über  12  Mill.,  fiel  den  Actien- 
banken zu;  in  Procenten  ihres  Stammkapitales  waren  das  erst  12,81.  Die 
Staatsbanken  hatten  31  Procent  des  gesammten  Beingewinnes,  etwaa  über 
8  Mill.  Bbl.,  die  aber  26  Procent  ihres  Stammkapitales  ausmachen. 

Der  Beingewinn  betrug  bei  den 

in  Procenten  in  Procenten  des 

des  Reingewinns  Stammkapitales 

Staatsbanken 8  278  260  31  Proc  26,70  Proc. 

Actienbanken      ....     12  426  350  46     „  I2,8l     „ 

Gesellsch.  gegens.  Credits      2  381 200  9     „  10,13     n 

Stftdt.  Commanalbanken  .       3  614  900  14    „  ^7A^     n 

Ueberhaupt 26700710  loo    „  I5i50    n 

Unter  den  Actienbanken  sind  2,  bei  welchen  der  Beingewinn  über  2, 
resp.  3  Mill.  Bbl.  hinausging  —  die  Petersburger  internationale  Handels- 
bank und  die  Petersburger  Discontobank.  Bei  der  letzteren  machte  der 
Beingewinn  22  Proc.  des  Stammkapitales  aus.  £s  ist  wohl  erwähnens- 
werth,  dass  die  Oewinne  der  Actienbanken  im  Jahre  1877  besonders  glän- 
zende gewesen  sind.  Der  Beingewinn  war  im  Jahre  1876  wenig  über 
8Vs  MilL,  im  Jahre  1875  etwas  über  10  Mill.,  im  Jahre  1874  12  170320 
Bbl.  Selbst  der  Gewinn  dieses  letzten  Jahres  wurde  mithin  um  256  080  BbL 
übertroffen.  Ihre  Erklärung  findet  diese  Erscheinung  in  grösserer  Spar- 
samkeit, die  bei  den  Ausgaben  vorgewaltet  hat.  Dieselben  haben  sich  seit 
1874  stetig  vermindert  und  dadurch  das  für  die  Actionäre  so  erfreuliche 
Befiultat  zu  Tage  gefordert. 
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Die  AuBgaben  der  Aotienbanken  betrugen 

Die  Ausgaben  waren  grösser 
als  die  des  Jahres  1877 
um: 
Im  Jahre  1874     28  857  600  Rbl.  4  775  800 

*>      ,,       1875    31 430  ISO     „  7338350 

„       „       1876    3328Q550     „  8207750 

„       ,,       1877     24081800     ,, 

TJebrigens  kommt  nicht  die  ganze  Summe  den  Aotionären  zu  Gute. 
Dieselben  erhalten  c.  '/^ ;  der  Best  wird  für  andere  Zwecke  verwandt, 
welche  die  nachstehende  Zusammenstellung  anführt. 

Yertheilung  des  Reingewinnes  der  Actienbanken. 

Zwecke:  1874—77  vierjähriger  1877 

Bbl.  in  Proc.  Durchschnitt  Rbl.  in  Proc. 

Dividende      ....  33  916  660  77,92  8479165  9  398  210  75,63 

Beservekapital  .     .     .  3  167  54O  7,28  79 1  885  959  150  7»7I 

Specialbestimmungen.  1757  960  4*03  439  490  434  7^0  3,50 

Tantiemen     ....  4208690  9,67  1 052  172  13^5350  ll«50 

WohhhitigkeiUswecke  256  570  0,56  ^143  I18070  0,95 
Uebertragnng  auf  den 

Gewinn  d.  fg.  Jahres  220  760  O.50 55^90  130  850  l,o6 

Summe 43528180      loo  10882045       12  426  350       loo 

Unter  den  Passiygeschäften  der  Banken  haben  die  hervorragendste 
Rolle  die  Einlagen  auf  Oiroconto  gespielt,  sowohl  die  verzinslichen  wie 
die  unverzinslichen.  Sie  erreichten  die  Höhe  von  5  349  975  800  Bbln. 
Die  letzteren  kommen  nur  bei  der  Eeichsbank  und  der  Bank  von  Polen 
vor  und  sind  im  Wesentlichen  von  den  Eegierungsinstitutionen  einge- 
zahlte Gelder;  sie  betrugen  zusammen  1  641726  200  BbL;  auf  B,echnung 
Privater  entfallen  von  dieser  Summe  nur  299  Mill.  Rbl.  Die  verzinslichen 
Oiroconten  wurden  vorzugsweise  bei  den  Actienbanken  eröffnet,  welchen 
47  Proc  aller  Giroeinlagen  zukamen.  Die  geringste  Betheiligung  am  Giro- 
conto  weisen  die  städtischen  Communalbanken  auf.  Die  Actienbanken 
haben  sich  im  Laufe  der  letzten  4  Jahre  in  ihrem  Girogeschäfte  nicht 
wesentlich  geändert.  Gegen  das  Jahr  1876  hat  sich  dasselbe  beträchtlich 
yergrössert,  gegen  das  Jahr  1875  nur  wenig. 

Giroconto  der  Actienbanken. 


Mehr  oder  weniger 

gegen  das  Jahr  1877 

in  1000  Bbln. 

in  1000  Bbln. 

1874 

I  571  805 

—  165558 

1875 

I  736  595 

—    768 

1876 

I  445  949 

—  291  414 

1877 

I  737  363 

Zusammen  mit  den  Depositen,  terminirten  und  nichtterminirten,  beläuft 
sich  die  Summe  aller  Einlagen  sämmtlicher  Banken  auf  5  703  759  300  Rbl. 
Von  dieser  Summe  kommt  aber  dann  in  Anbetracht  dessen,  dass  die  un- 
verzinslichen Giroeinlagen  nur  bei  den  Staatsbanken  angetroffen  werden, 
mehr  als  die  Hälfte  auf  die  Reichs-Creditinstitute ,  wie  nachstehende  Zu- 
sammenatellujig  zeigt 
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Dio  Dopositengeschäfte  der  rassischen  Banken  im  Jahre  1877. 

EinUgen,  tenn.  VeniDsliches          UnTeninslicbes  Samme  aller 

a.  Dichttermin.  Oiroconto                 Oiroconto  Depositen 

fiberh.  inProc  fiberh.      inProc      Qberh.      inProc.  Uberh.      inProc. 

in  lOOO  Bbln. 

Reichsbank .     .      73  820       21  1344884       36       1623611       99  3042316       53 

Bank  von  Polen        9  199         3  20452         I             18115          I  47  765          I 

AcUenbanken    .    135^43       3^  1737  3^3       47               .  1 873  206       33 
Gegens.  Credit- 

gesellschafien      56  540       16  532  456       14  588  995       10 
Stftdt.    Comma- 

_  nalbankcn     .      7^383       22  73  095         ^ ; 151477         3 

Snmme    .     .     .    353  784     lOO  3  708  250     100       I  641  726     100  5  703  759     lOO 

Von  den  PassiTgeschaften  sind  schliesslich  noch  namhaft  zn  machen 
die  Geldtransferte  und  Accepte  im  Betrage  von  755  778  200  Bhl.,  die  sich 
wie  folgt  vertheilten: 

Beiehsbaak 534  302  200  71  Proc. 

Bank  ron  Poleo      .     .     .            953  700  — 

Actknbankcn      ....     218168600  29     „ 

Geselbch.  gtgau,  CrediU        2  353  700  — 

Stidt.  Commanalbanken   .            —  — 

Summa 755  778  200  100     „ 

Yerhältnissmässig  nnhedeutend  erscheinen  die  Bückzahlongen  der  Tor- 
zngsweise  ans  der  Reichsbank,  aber  auch  aus  andern  Banken  gegenseitig 
entliehenen  Summen,  die  sich  auf  166  MilL  Ebl.  beliefen.  Davon  fallen 
den  Aetienbanken  91  398  900  Rbl.  oder  55<^/o,  den  Gesellschaften  gegen- 
seitigen Credites  69  838  400  oder  42  ^/g,  den  städtischen  Communalbanken 
4  694  500  oder  3  ^/^  des  (Jesammtbetrages  zu. 

Unter  den  Acdygeschäften  zeigen  die  sämmtlichen  Darlehnsoperatio- 
nen  den  grössten  Um&ng.  Die  hier  gegen  Verpfändung  von  Werthpapieren, 
Waaren,  Immobilien  u.  s.  w.  abgewickelten  Geschäfte  beliefen  sich  auf  1484 
Mill.  Rbl.  Uebrigens  sind  in  dieser  Summe  auch  für  144  Mill.  Rbl.  Dar- 
lehne gegen  Immobilien  mit  einbegriffen,  sowie  ein  Darlehn  der  Reichs- 
bank an  die  Reichsrentei  im  Betrage  von  519  MilL  Rbl.  Diese  sind  nun 
freilich  nicht  als  commercielle  Operationen  im  engeren  Sinne  aufzuessen 
und  wir  bekommen  den  rein  kaufmännischen  Theil  der  Darlehne  nach 
Abzug  der  beiden  letzten  Posten  mit  821  MilL  Rbl.,  die  sich  zusam- 
mensetzen aus  58,7  Mill.  Rbl.  Darlehn  gegen  Waaren,  370,5  MilL  gegen 
Werthpapiere ,  396,8  MilL  RbL  auf  Darlehn  „on  call"  und  Special-Gonto- 
Corrent.  Selbst  nach  dieser  Reduction  der  Darlehnsgeschäfte  erscheinen 
sie  aber  gegenüber  den  Discontooperationen  der  Banken  viel  zu  bedeutend, 
denn  diese  belaufen  sich  auf  1105,8  MilL  RbL  Es  machten  mithin  die 
Lombardgeschfifte  circa  75  Procent  der  Wechseloperationen  aus,  während 
in  Deutschland,  Frankreich,  überhaupt  im  Westen  diese  Darlehne  sel- 
ten mehr  als  35  Procent  des  Wechsel-Portefeuilles  auszumachen  pflegen. 
Mfta  geht  wohl  kaum  fehl,  wenn  man  eine  derartige  Erscheinung  mit  der 
Fqnergeld-Wirthsohaft  in  Zusammenhang  bringt  Diese  regt  die  Spiellust 
tt  und  ea  werden  grösstentheils  eben  deswegen  so  viel  Effecten  verpfan- 

weil  man  durch  Ankauf,  Versetzen  u.  s.  w.  der  Papiere  grössere 
fiane  einiustreichen   hofft.     Man  darf  dabei  übrigens  nicht  vergessen, 

die  VerfalUtniis  swisohen   Lombard-  und   Wechselgeschäften   noch 
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greller  hervortreten  würde,  wenn  nicht  thatsächlich  die  Wechselpraxis  bei 
den  russiBchen  Banken  sehr  milde  gehandhabt  würde.  Die  Beichsbant 
mit  ihren  Filialen  Bowohl  als  auch  die  Privatbanken  pflegen  zum  aller- 
grÖ68ten  Theil  Wechsel  mit  zwei  Unterschriften  zu  diBContiren,  während 
im  westlichen  Europa  in  der  Regel  nur  Wechsel  mit  drei  Unterschriften 
zum  Disconto  angenommen  werden  (H.  Heinrich,  Skizzen  aus  d.  offen tl. 
Haushalt  Russlands).  Das  gesammte  Disconto-  und  Darlehnsgeschäft  er- 
streckt sich  auf  1927  Hill.  Rbl.  Im  Einzelnen  haben  die  Banken  folgender- 
maassen  participirt: 

Das  Disconto-  und  Darlehngeschäft 

In  1000  Rbln. 


Diaconto-Operat 

Darlebne  gegen 

Werthpapiere 

Waaren 

Darleben 

„on  call** 

and  Special- 

Conto-Corrent 

überb. 

inProc 

fiberb. 

InProc. 

fiberb. 

inProc 

fiberb. 

InProc 

Beichsbank  .... 
Polnische  Bank     .     . 
Actienbanken    .     .     . 
Om.  gegen».  Credit«  . 
Stidt.  Comm.-Banken 

231431 

47364 

415364 
197  772 

213996 

I  105  897 

21 

4 
38 
18 

100 

109853 

1311 
147  798 

63979 

47647 

370  588 

29 

I 
40 
17 

13 
100 

8153 

757 

36797 
2626 

5450 

53783 

15 

2 

68 

5 
10 

100 

208  459 

39  5<H 
87051 

61745 

• 

396849 

52 
10 
22 
16 

• 

100 

Bemerkenswerth  ist  der  hohe  Wechseldiscont  Es  liegen  in  der  Pu- 
blication  nur  Angaben  über  die  Actienbanken  vor;  aber  die  Höhe  des 
Discontes  dort  wird  von  jenem  anderer  Banken  nicht  viel  abgewichen  sein. 
Wir  finden  den  durchschnittlichen  Jahresdiscont  sich  beträchtlich  über 
7  Proc.  erheben.  Nach  Palgrave's  Untersuchungen  (Bulletin  de  Statistique 
B.  4  S.  35  ff.)  war  in  den  drei  grossen  Banken  von  England ,  Frankreich 
and  Deutschland  während  der  Jahre  1874 — 77  der  Discont  keinen  ein- 
zigen Tag  über  7  Proc.  Nicht  einmal  über  5  Proc.  ist  er  viel  herausge- 
kommen, in  Frankreich  überhaupt  nicht;  in  England  herrschte  während 
7  Tagen  im  Jahre  1874  ein  Discont  von  6  Proc;  in  Deutschland  in  den 
Jahren  1874,  1875,  1876  für  ganz  kurze  Zeit  ein  Discont  von  6  Proc, 
im  Jahre  1877  während  40  Tagen  ein  Discont  von  b^j^  Proc  In  Russ- 
land haben  wir  einen  Discont  von  beinahe  8  Proc. 

Der  Wechseldiscont 


Mittlerer 

VerlnderoDfiren 

Procentuale 

Steigerung 

Jabre 

Jabres- 

gegen  das 

gegen  das  Jabr 

oder  Senkung 

dnrebscbnitt 

Voijahr 

1874 

gegen  das 
Voijahr 

gegen  das  Jabr 
1874 

1874 

7,69  Proc 

— 

— 

— 

1875 

6,96     ,, 

—  0,73  Proc. 

—  0,73  Proc. 

—     9,49  Proc. 

—  9,49  Proc 

1876 

7»<>2     „ 

+  0,96     „ 

+  0,23     „ 

+  13,79     » 

+  2.99     „ 

1877 

7iS4    », 

—  0,38     „ 

—  0.15     „ 

—    4,79     „ 

—  1,95    M 

Die  Ankäufe  von  Edelmetall,  auswärtigen  Wechseln  und  Münzen  be- 
trugen 603  MilL  Rbl.,  die  wesentlich  auf  die  Actienbanken  kommen,  zu 
98  Prooent.  An  Werthpapieren  wurden  erworben  für  360  Hill.  Rbl.,  näm- 
lich yon  der 
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Kodisbuk 127  ICIL  BfaL  d.  h.  35  Froc 

PolnbcbeD  Bank     ...  i     ^        „        „        i     ^ 

▲cüeobrnken      ....  216     „        „        ^      60     ^ 
OeMÜiteh.  g^^exk^  Credit«  3     ^        „        „        I     ti 

StiLdt  Comimmalhanken  .         12     ^        ^        „        3     ^ 

Im  Verkehr  mit  den  Correspondenten   und  mh  den  Filialeii  worden 

um^eeetst  4823  MilL  BbL,  und  nrar  in  der 

Ea&chsbank 1S87  MiU.  Ebl  d.  h.  43  Pvoc. 

PoliuMliM  Bank     ...  23  ^        „        „        i     „ 

ActaeBbiAke&      ....  22o6  ^        ,,        .,      51     ^ 

GMellseh.  f«feos.  CrediU  124  t^        rt        ti       3     tt 

Stidt.  CommttDaJbuiken  .  83  „        „  ^        2     „ 

Ebenfall«  prirater  InitiatiTe  enteprongen  sind  die  „Arbeiten  des  fünften 
Con^reMes   BÜdruBsiBcher   BteiokohleD-Prodacenten''   (2  Bände  8^.  XXIII 
685  8.  Charkow  1880),    welche   anB   über  eine   der  wesentlichsten  Hülfs- 
quellen  des  reichen  EuBsland  in  aosführlicher  dankenswerther  Weise  Aus- 
kunft geben.     Der  Congress  wurde  im  vorigen  Jahre  Tom  4.  bis  22.  Oc- 
tober   in  Charkow   unter  dem  Vorsitz   des  Geheimrath  Islawin's   gehalten, 
eines  Maaues,    der   als    der    competenteste  Beurtheiler  dieser  Materie  an- 
zusehen   ist   und   bereits   eine   gehaltTolle    Broschüre    über   die   Steinkoh- 
len- und  Eisen-Industrie  des  Donetz-Bassins  (8t.  Petersb.  1875)  >)  yeroffent- 
lichte.     Es  ist  bekannt,  welch  ungeheueren  Heichthum  an  Steinkohlen  und 
Anthracit  das  Innere  Busslands  birgt     In  Polen,   im  Centram  Bosslands, 
in  der  Kirgisensteppe,  in  Turkestan,  im  Kaukasus,  im  Küstengebiete  Ton 
Ostsibirien  —  überall  sind  Steinkohlengruben  und  überall  findet  eine  mehr 
oder  weniger  starke  Ausbeute  derselben  statt     Noch  jüngst   hat   Pechar 
in  seinem   nützlichen  Buche   „Kohle  und  Eisen"   nach   den  in  der  Russi- 
schen   Revue   enthaltenen    zuverlässigen    Angaben   auf  diese   bedeotenden 
Schätze   hingewiesen.     Von  der  gesammten  Kohlen production  entfallt  nun 
der  grdsste  llieil,  fast  die  Hälfte,  allein  auf  Südrussland  —  auf  das  Donetz- 
Becken.     Wenn  man  nach  dem  neuesten  Werke   über  Kusslands  Montan- 
industrie in  den  Jahren  1860 — 1877  vom  Bergingenieur  Koppen  (gedruckt 
in    den   Mittheilungen   der   Kaiserl.  Oeogr.  Gesellschaft  in   St.  Petersburg 
J880)   die   ganze   Ausbeute  auf  110120  000  Pud   im  Jahre  1877  (1  Pud 
M  16,38040  kg)  veranschlagt,  so  lieferte  das  Donetz-Becken  allein  45  Pro- 
oent.      Dann   erst   kommt  die  Production  Polens  mit  etwas  mehr  als  dem 
dritten   Thoil  der   Gesammtausbeute  —   34,75  Procent  —   und  den   Best 
lieferten    das    Moskauer,    das    Urarsche    Becken,   das  asiatische   Russland, 
zusammen  20,25  Procent,    also  wenig   mehr  als   den   fünften  Theil.     Das 
Donetz^Bohe  Becken  ist  zunächst  die  Hauptquelle  für  die  Yersorgung  des 
ganzen  an  Brennholz  so  überaus  armen  Südens  von  Russland,  erobert  sich 
aber  immer  mehr  eine  hervorragende  Stelle  als  Lieferant  des  ganzen  Rei- 
ohes.      Vor  20  Jahren,  als  die  gesammte  Production  sich  aof  18,2  Mill.  Pud 
belief  9    waren  es  die  polnischen  Gruben ,   welche   mit  c.  1 1  Mill.  Pud  fiast 
BO  Prooent  der  Ausbeute  stellten.     Heute,  wo  diese  ihre  Erträge  z.  B.  im 
Jahre  1878  bereits  auf  über  55  Mill.  Pud  gesteigert  haben,  treten  sie  doch 
aurfick    gegen  die  Quantitäten,   welche  das  Donetz-Bassin  bereits  liefert 

t)    Id    nuabeher   nnd  firaosStitcber  Sprache   ,,Aper9ii   ivr  l'^tat  de  rindnstrie  de  la 
lioullle  et  dn  far.** 
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und  in  Zukunft  wird  liefern  können.  Denn  an  eine  Erschöpfting  dessel- 
ben, das  mit  seinem  Flächenraume  tod  27  000  [[]  km  zu  den  ausgedehn- 
desten  in  Europa  gehört  und  nur  den  nordamerikanisohen  Fundstätten 
nachsteht,  braucht  vorläufig  noch  nicht  gedacht  zu  werden. 

Es  ist  erstaunlich,  wie  rasch  in  den  letzten  Jahren  die  Production 
des  Donetz-Beckens  sich  entwickelt  hat  Dasselbe  Becken,  das  im  Jahre 
1860  erst  6  Hill.  Pud  zu  Tage  förderte,  soll  in  diesem  Jahre  —  1881  — 
nicht  weniger  als  140  Mill.  Pud  rund  zu  liefern  im  Stande  sein.  Koppen 
beziffert  die  Ausbeute  des  Jahres  1877  auf  48  911618  Pud,  die  Herren 
Industriellen  selbst  gaben  auf  dem  Octobercongress,  zu  einer  Zeit,  wo 
ihnen  die  Beurtheilung  der  Jahresproduction  schon  möglich  sein  musste, 
iiir  das  Jahr  1880  eine  Ausbeute  yon  94  231  000  Pud,  für  das  Jahr  1881 
eine  von  139  970  000  Pud  an.  Es  wäre  für  Russland  erfreulich,  wenn 
sie  Becht  behielten.  Einstweilen  ist  die  Einfuhr  in  die  Häfen  des  Balti- 
Bchen  Meeres,  auf  dem  Landwege  und  in  die  Häfen  des  Schwarzen  und 
AsowBchen  Meeres  noch  immer  recht  beträchtlich,  ja  sie  hat  sich  gerade 
seit  1870  bedeutend  gehoben.  Der  Gesammtimport  der  keinen  Zoll  zah- 
lenden Steinkohlen  betrug  im 

Jahre  l866    39683635  Pud 

„      1870     51578870     „ 

„      1874     62  61 1667     „ 

„      1877     87864923     „ 

„      1878     90512088     „ 

„      1879  107778335     „ 

Für  10 — 12  Mill.  Bbl.  führt  Bussland  dieses  Brennmaterial  noch  ein, 
im  Jahre  1878  sogar  für  mehr  als  16  Mill.  Bbl.,  im  Jahre  1879  für 
12  393  409  Bbl.  Auch  wenn  also  das  Donetz-Bassin  seine  Erträge  in 
diesem  Jahre  auf  bedeutend  mehr  bringen  kann  ab  die  Oesammtpro- 
duction  aller  russischen  Gruben  im  Jahre  1877  war,  so  wird  der  Import 
doch  nicht  um  sehr  bemerkenswerthe  Mengen  eingeschränkt  werden  kön- 
nen. Allmählig  aber  wird  das  ohne  Zweifel  der  Fall  sein,  wenn  die  Stein- 
kohlenproducenten  selbst  so  eifrig  in  ihrer  Arbeit  fortfahren  und  es  ihnen 
gelingen  sollte,  für  alle  ihre  Wünsche  bei  der  Begierung  ein  geneigtes 
Gehör,  sowie  für  ihre  Bestrebungen  bei  den  Eisenbahnverwaltungen  das 
nöthige  Yerständniss  zu  finden.  Es  ist  ja  nicht  genügend,  dass  überhaupt 
die  Technik  der  Gewinnung  yervollkommnet  und  die  Gesammtproduction 
gesteigert  wird,  sondern  mindestens  ebenso  wichtig  ist  die  Frage  nach  den 
Absatzkreisen  und  diese  wieder  sind  bedingt  durch  die  Transportfähigkeit 
der  Schienen-  und  Wasserwege.  Daran  aber  hapert  es  eben  noch,  wie 
die  Congressprotocolle  beweisen.  Die  Production  des  Donetz-Beckens  hat 
sich  erst  merklich  gesteigert,  als  im  Süden  neue  Bahnen  gelegt,  als  die 
Bostow-Woronesch-,  die  Bostow-Charkow-,  die  Bostow-Wladikawkas-Bah- 
nen  erölFuet  waren.  Statt  einer  directen  Linie  von  Moskau  ans  Asowsche 
und  Schwarze  Meer  aber,  wie  sie  ursprünglich  geplant  war,  die  gerade 
durch  das  südrussische  Kohlenbecken  gegangen  wäre,  sind  allmählig  in 
den  Jahren  1869 — 75  zwei  mit  einander  concurrirende  Bahnen  gebaut 
worden,  welche  das  Kohlenbassin  grösstentheils  in  ihrer  Mitte  lassen.  Da 
heisst  es  nunmehr  neue  Verbindungen  construiren,  um  die  früheren  Fehler 
zu  Yerbessem  und  die   Ergiebigkeit  jenes   von  der  Natur  so  gesegneten 
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Striches  für  das  ganze  Land  nutzbar  zu  machen.  Denn  nicht  nur  Stein- 
kohlen, auch  Eisen,  auch  andere  Bergwerksproducte  sind  dort  zu  haben 
und  es  handelt  sich  mithin  um  Industriezweige  von  der  allergrössten  Be- 
deutung. Die  Yerbesserung  der  Flusswege  wird  ebenfalls  ins  Auge  ge- 
fasst:  man  beabsichtigt  den  Donetz  zu  baggern  und  zu  canalisiren. 

£s  steht  mit  dieser  früheren  Vernachlässigung  der  Absatzwege  im 
engsten  Zusammenhange,  dass  auch  die  Gruben  vielfach  zu  weit  ab  von 
der  Eisenbahn  liegen  und  besondere  Schienenzufuhrwege  hergestellt  werden 
müssen.  Man  erwartet  in  dieser  Beziehung  von  der  Selbsthülfe  das  Meiste ; 
nur  soll  die  Regierung  veranlasst  werden,  Prämien  auszusetzen  für  dieje- 
nigen Personen,  welche  derartige  auf  die  hauptsächlichsten  Eisenbahnlinien 
mündende  Strassen  erbauen  würden  und  den  Besitzern  von  Steinkohlen- 
gruben das  Expropriationsrecht  für  die  Herstellung  dieser  Anlagen  einzu- 
räumen. Den  Steinkohlenindustriellen ,  bei  welchen  der  Transport  von 
Kohle  sich  auf  c.  1  Mill.  Pud  beläuft,  soll  ferner  die  Befugniss  zur  Er- 
richtung von  Halbstationen  und  Plattformen  nach  den  vom  Bauten-Mini- 
sterium hierüber  aufgestellten  Regeln  zugestanden  werden.  Kurz  die  Ab- 
hülfe wird  hier  nicht  ohne  Weiteres  von  der  Staatsregierung  gefordert, 
sondern  man  lässt  es  sich  angelegen  sein,  auf  Auskunftsmittel  zu  denken, 
die  man  selbst  beschaffen  kann.  Daher  wird,  wenn  nur  die  Concessio- 
nen  zu  neuen  Bahnen  nicht  verweigert  werden,  nach  dieser  Richtung 
der  weiteren  Ausdehnung  des  Absatzes  bald  nicht  mehr  so  viel  entgegen- 
stehen. 

Nicht  nur  der  Mangel  an  geeigneten  Schienen  Verbindungen  aber  hat 
bisher  die  Steinkohlenproduction  des  südlichen  Russland  behindert.  Ebenso 
sehr  hat  die  mangelhafte  Verwaltung  der  bereits  vorhandenen  Eisenbahnen 
den  Industriellen  zu  Klagen  Anlass  gegeben.  Die  Tarife  sind  zu  hoch 
angesetzt  Im  Allgemeinen  gilt  in  Russland  der  Tarifsatz  von  ^/^^  Kop. 
pro  Pud  und  Werst;  nun  haben  freilich  die  südrussischen  Bahnen  schon 
geringere  Tarife  für  Steinkohlen,  die  aber  doch  noch  nicht  niedrig  genug. 
Seitens  des  Congresses  wird  daher  für  die  Einführung  eines  Normaltarifes 
von  */g5  Kop.  pro  Pud  und  Werst  auf  den  Strecken  Knrsk-Charkow-Asow, 
Moskau-Kursk,  Kursk-Kijew  plaidirt,  sowie  für  eine  nochmalige  Ermässi- 
gung des  Tarifes  in  Zeiten,  wo  andere  Waaren  weniger  verführt  werden. 
Gleichzeitig  wird  dahin  gewirkt,  dass  die  Kursk-Charkow-Asow-Bahn  und 
die  Losowo-Sewastopol-Linie  ihre  Betriebsmittel  beträchtlich  verstärken, 
damit  sie  den  Anforderungen  in  Bezug  auf  Weiterbeförderung  der  Kohle 
genügen  können.  Die  Kursk-Charkow-Asow-Bahn  kann  gegenwärtig  nicht 
mehr  als  40  Mill.  Pud  transportiren,  für  das  Jahr  1881  haben  ihr  die  In- 
dustriellen 62  Mill.  Pud  zu  befördern  zugedacht  Die  Losowo-Sewastopol- 
Bahn  ist  wichtig,  weil  sie  in  die  Nähe  des  Dniepr  führt  und  dann  auf 
diesem,  namentlich  von  der  Station  Alexandrowsk  aus,  die  Kohle  weiter 
verschifft  werden  kann. 

In  das  Gapitel  dieser  Uebelstände  gehört  auch  die  ungenügende  Be- 
aafuohtigang  der  Kohlentransporte,  die  zu  mannigfachen  Veruntreuungen 
gefthit  bat.  Ob  man  die  offenen  Halbwaggons  oder  geschlossene  Wagen 
anwandte,  ob  man  die  Wagen  mit  Plomben  versiegelte  oder  sie  ohne 
Abseiehen  liess  —  der  Kohlen  gab  es  bei  der  Ankunft  am  Bestimmungs- 
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ort  nur  zu  oft  yiel  weniger  als  bei  der  Absendang.  Freilich  haben  die 
Steinkohlenproducenten  ans  ihrer  Mitte  Depntirte  gewählt  zur  Inspection 
der  für  den  Transport  bestimmten  Kohlenwaggons.  Aber  unter  den  jetzigen 
Verhältnissen  konnte  deren  Thätigkeit  keine  tiefgreifende  sein.  So  be- 
schäftigt man  sich  mit  einer  Reihe  nener  Maassregeln.  Auf  jeder  Station 
wird  man  besondere  Eohlenbücher  führen ,  in  welchen  der  Inspector  sich 
Orientiren  kann.  Alle  Stationen  der  Donetz-Linie  sollen  femer  Waggon- 
waagen besitzen.  Umladungen  der  Kohle  beim  Uebergang  yon  einer  Eisen- 
bahn zur  anderen  will  man  thunlichst  vermeiden.  Klagen  über  das  Ab* 
handenkommen  yon  Kohle  dürfen  nicht  später  als  zwei  Wochen  nach 
Ablieferung  der  Kohle  eingereicht  werden. 

Man  wird  gerne  glauben,  dass  solche  Anordnungen  eine  Erweiterung 
des  Absatzes  zur  Folge  haben  werden.  Gewiss  werden  sich  die  gerügten 
Missstände  nicht  in  Kürze  abstellen  lassen;  mit  der  Zeit  aber  können  die 
Fortsehritte  nicht  ausbleiben,  zumal  die  Industriellen  auf  immer  stärkere 
Yermehmng  ihrer  Consumenten  bedacht  sind.  Für  das  laufende  Jahr 
1881  hat  der  Congress  die  Abnahme  auf  c.  102  Mill.  Pud  Steinkohle  und 
Anthradt  geschätzt,  wozu  noch  etwa  15  MilL  Pud  örtlichen  Verbrauches 
gerechnet  werden  können.  Die  hauptsächlichsten  Consumenten  sind  die 
Eisenbahnen,  die  Zuckerfabriken,  gewisse  andere  gewerbliche  Etablisse- 
ments, Wasserleitungen  und  Dampfschiffe.  Es  wird  bei  den  ersteren  auf 
einen  Gonsum  von  rund  40  MilL  Pud  gerechnet,  bei  den  Zuckerfabriken 
auf  10'/,  Mill.  Pud,  auf  ebensoyiel  ungefähr  bei  den  anderen  industriellen 
Etablissements.  Die  Dampfschiffe  yerbrauchen  noch  nicht  rolle  3'/,  Mill. 
Pud.  Natürlich  wird  sich  bei  alle  diesen  Abnehmern  auf  die  Dauer  der 
Gonsum  grösser  herausstellen.  Namentlich  bei  den  Eisenbahnen  wird  die 
▼erschwenderische  Holzheizung  wohl  allmählig  in  den  Hintergrund  treten 
müssen.  Die  E[arsk-Gharkow-Asow-Bahn  consumirt  7  Mill.,  die  Gharkow- 
Hikolajew-Bahn  5  MilL,  die  Losowo-Sewastopol-Bahn  4  Mill.  Pud.  Das 
find  Quantitäten,  die  sich  schon  fühlbar  machen.  Dafür  aber  ist  bei  an- 
deren Bahnen  der  Gonsum  noch  recht  unbedeutend.  Die  Tambow-Saratow- 
Bahn  begnügt  sich  mit  600  000 ,  die  Libau-Eomny-Bahn  mit  500  000  Pud. 
Hier  wird  eine  Steigerung  wohl  erst  eintreten  können,  wenn  die  vorher 
erwähnten  Neuerungen  Fleisch  und  Blut  gewonnen  haben. 

Immerhin  yerbraucht  der  Localconsum  und  der  mögliche  Absatz,  zu- 
sammen mit  117  MilL  Pud  noch  nicht  die  Gesammtproduction ,  die  auf 
189  MilL  Pud  geschätzt  wurde  und  offenbar  in  dem  Maassstabe,  als  die 
Projecte  der  Steinkohlenindustriellen  sich  praktisch  durchführbar  zeigen, 
TergrÖssert  werden  wird.  Somit  ist  es  erklärlich,  dass  der  Gongress  auch 
der  Frage  nahe  getreten  ist,  wie  dem  örtlichen  Gonsum  des  Brennmate- 
rialea  durch  Entwickelung  der  Eisengiessereien  und  überhaupt  der  Eisen-, 
Stahl-,  Maschinen-Industrie  im  Süden  Busslands  entgegenzukommen  sei. 
Ein  entschieden  schutzzöllnerischer  Standpunkt  ist  dabei  eingenommen 
worden.  In  der  Entwickelung  des  Eisenbahnnetzes  und  in  einem  Schutz- 
zolle sah  der  Gongress  die  mögliche  Unterstützung.  Der  erste  Punkt  wurde 
schon  oben  berührt  Der  Schutzzoll  soll  bestehen  in  15  Kp.  pro  Pud 
Eisen  zunächst  auf  die  Dauer  tou  mindestens  15  Jahren.  Während  die- 
ser Zeit  soll  die  Begierung  unter  keiner  Bedingung  Ausnahmen  gestatten; 
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-selbst  die  EisenbahneQ  sollen  kein  auswärtiges  Eisen  f&r  ihren  Bedarf  zoll- 
frei einfuhren  dürfen.  Dann  aber  soll  die  Reg:ierung  denjenigen,  welche 
Fabriken  in's  Leben  rufen  wollen,  aus  der  Reichsbank  langfristige  Gre- 
dite  zu  niedrigem  Zinsfuss  unter  Verpfandung  der  Etablissements  selbst 
gewähren  und,  im  Falle  es  sich  um  Actienuntemehmungen  handelt,  die 
Realisirung  der  Obligationen  auf  sich  nehmen. 

Haben  wir  es  in  den  yorstehenden  Fublicationen  ausschliesslich  fut 
mit  Quellenwerken  und  Materialsammlungen  zu  thun  gehabt,  so  yerdient 
unter  den  wissenschaftlichen  Bearbeitungen  statistischen  Stoffes  hier  ins- 
besondere die  „Vergleichende  Statistik  Russlands  und  anderer  europäischer 
Staaten"  des  Fetersburger  Professors  Dr.  Jahn  so  n  genannt  zu  werden.  — 
Von  diesem  Buche  sind  bis  jetzt  erschienen  der  erste  Band  im  Jahre 
1878  und  vom  zweiten  Bande  die  erste  Abtheilung  im  Jahre  1880.  Der 
erste  Theil  umfasst  die  Territorial-  und  BcTölkerungsstatistik ,  der  zweite 
die  Statistik  der  Volkswirthschafb,  Ton  welcher  zunächst  mitgetheilt  wer- 
den die  Yertheilung  des  Grundbesitzes,  des  landwirthschafUich  benutzten 
Areales,  den  Getreidebau  und  die  Viehzucht  Die  zweite  Abtheilung  des 
zweiten  Bandes  wird  die  Statistik  der  Handelsgewächse,  des  Waldbaues 
und  der  Industrie  enthalten.  Ein  dritter  Schlussband  wird  Handel  und 
Yerkehr  gewidmet  sein. 

Wie  man  sieht  ist  dieses  Werk  gross  angelegt.  Der  erste  Band  hat 
872  Seiten,  die  erste  Abtheilung  des  zweiten  Bandes  sogar  662  Seiten. 
£•  wird  also  nach  der  Vollendung  ein  stattliches  Buch  sein,  in  welchem 
die  vergleichende  Statistik  mit  einer  Gründlichkeit  und  Ausführlichkeit 
behandelt  ist,  wie  man  sie  ihr  bisher  noch  in  keiner  Sprache  zu  Theil 
werden  Hess.  Neumann 's  Terdienstvolle  üebersiohten  über  Froduction, 
Yerkehr  und  Handel  in  der  Weltwirthschaft  kommen  dem  Unternehmen 
noch  am  nächsten.  Indess  würden  diese  ihren  Zweck  yerfehlen,  wenn 
sie  so  viel  auf  die  Bearbeitung  und  Erklärung  des  Zahlen materiales  ein- 
gehen wollten,  wie  Jahn  so  n  dies  versucht.  Mit  Eolb's  vergleichender 
Statistik  lässt  sich  die  Parallele  schwer  ziehen ,  weil  dort  das  Rohmaterial 
zu  sehr  überwiegt.  Hausner 's  Buch  hat  sich  durch  die  Kritiklosigkeit 
seiner  Zusammenstellungen  selbst  gerichtet.  Mit  dem  Hinweise  auf  Wap- 
päus'  klassische  Bevölkerungsstatistik ,  die  dem  Verf.  offenbar  namentlich 
für  den  ersten  Theil  als  Muster  vorgeschwebt  hat,  ist  am  besten  der 
Charakter  des  Werkes  gekennzeichnet.  Wir  haben  in  Jahnson's  ver- 
gleichender Statistik  den  ersten  Versuch  vor  uns,  die  Ergebnisse  der  amt- 
lichen Statistik  europäischer  Staaten  zu  einem  ziffermässigen  Gesammt- 
bilde  der  Wirthsohaftsverhältnisse  Europa's  zu  vereinigen.  Eelativzahlen 
begleiten  die  Ziffermassen  und  ein  besonnen  ruhiger  Text  erklärt  die  auf- 
fallenden Erscheinungen,  die  Yerschiedenartigkeiten ,  die  Abweichungen 
deir  Länder  unter  einander.  Kritische  Auseinandersetzungen  über  die  Be- 
lehaffenheit  des  benutzten  Materiales  fehlen  nicht.  Zu  einem  übersicht- 
liohen  Tableau  werden  die  Zahlenresultate  der  einzelnen  Staaten  nicht 
immer  xnaammengestellt.  Das  Moment  der  Yergleichung  kommt  dann  so 
nur  Geltung,  dass  alles  über  eine  bestimmte  Frage  vorhandene  Material 
der  Beihe  nach  für  jeden  Staat  durchsproohen  wird.     So  behandelt  z.  B. 
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das  2.  Gapitel  des  2.  Bandes  die  Yertheilong  des  ländliohen  Grandeigen- 
ihoms  in  der  Weise ,  dass  nach  einander  die  Verhältnisse  in  Grossbritan- 
nien, Frankreich,  Belgien,  Oesterreich-Ungam,  Dentsohland,  Scandinavien, 
Italien,  Spanien,  Portugal  und  schliesslich  in  Bussland  zur  Erörterung 
gelangen.  Für  das  letztere  ist  dann  die  Behandlung  recht  ausführlich. 
£s  werden  in  gesonderten  Kapiteln  geschildert  1)  die  Eronländereien  und 
-Wälder,  3)  die  Apanagen-Ländereien  und  -wälder,  3)  der  bäuerliche  Grund- 
besitz ;  dieser  wieder  in  5  Unterabtheilungen,  wie  sie  die  eigenthümlichen 
russischen  Agrarzustände  mit  sich  bringen,  4)  das  persönliche  Grund- 
eigenthum,  5)  die  Ländereien,  soweit  sie  nicht  in  die  Torhergehendon 
Categorien  hineinpassen.  Den  Beschluss  machen  allgemeine  Betrachtungen 
über  die  Yertheilung  des  Grundbesitzes  in  Bussland. 

Sein  Material  schöpft  Jahns on  immer  aus  den  ersten  Quellen.  Die 
Statistique  internationale  zunächst  wird  benutzt,  aber  da  diese  noch  zxl 
wenig  produzirt  hat,  sind  es  weiter  die  amtlichen  Fublicationen  der  ein- 
zelnen Staaten,  welche  fleissig  ausgebeutet  werden.  Dadurch  gewinnt 
das  Buch  auch  seine  Bedeutung  für  das  Ausland.  Im  ersten  Band  ist  bei 
jedem  Abschnitte  die  einschlägige  Literatur  angegeben,  dem  2.  Bande  ist  ein 
Yerzeichniss  der  hauptsächlichst  benutzten  Werke  Torausgeschickt  Audi 
die  Specialliteratur  wird  freilich  nicht  vollständig,  aber  doch  hier  und  da 
herangezogen.  So  z.  B.  sind  für  den  Abschnitt  über  Todtgeburten  Neefe^s 
Arbeiten  in  diesen  Jahrbüchern  ausgiebig  benutzt  worden,  in  anderen 
Abschnitten  sind  freilich  neuere  Arbeiten  übersehen  worden  z.  B.  bei  den 
Betrachtungen  über  das  Geschlechtsyerhältniss  der  Geborenen.  Doch  dar£ 
in  dieser  Hinsicht  auch  nicht  zu  viel  gefordert  werden;  es  scheint  mir 
bemerkenswerth,  dass  der  Verf.  überhaupt  die  deutsche  Literatur  benutzt 
hat.  Dies  ist  mir  so  erfreulich  wie  die  Thatsaohe,  dass  Frofessor  Jahn- 
son  begonnen  hat  die  Abhandlungen  deutscher  Statistiker,  die  Arbeiten  von 
Adolf  Wagner,  Knies,  Haushofer  u.  A.  in's  Bussische  zu  übersetzen. 

Dorpat.  W.  Stieda. 
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Die  deatsohe  Gewerbeordnung  vom  2L  Juni  1869  und  die  bu  ihrer 

Abänderung  erlassenen  Gtosetse  ^). 

Von  O.  Meyer. 

Durch  Ajt.  4  der  Yerfassung   des  norddeutschen  Bundes   waren    die  Entstehuns  d. 
Bestimmungen  über  den  Gewerbebetrieb   für   einen  Gegenstand   der  Bun-   ^^*'  ^  °^' 


1)  Die  hauptsächlichsten  Bearbeitungen  der  deutschen  Gewerbeordnung  sind:  L.  Ja- 
cob i,  die  Gewerbegesetzgebnng  im  deutschen  Reich.  Berlin  1874.  M.  Seydel,  das 
Gewerbepolixeirecht  nach   der   Beichsgewerbeordnung  in  Hirth's  Annalen  des  deutschen 
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desgesetzgebuDg  erklärt  worden.  Schon  in  der  ersten  ordentlichen  Scb- 
flion  des  norddeuschen  Reichstages  stellte  die  für  die  Berathang  des  Ge- 
setzes über  die  Freizügigkeit  eingesetzte  Gommission  den  Antrag,  den 
Bundeskanzler  aufzufordern,  dem  nächsten  Beichstage  eine  allgemeine  auf 
dem  Princip  der  Gewerbefreiheit  gegründete  Gewerbeordnung  für  den 
norddeutschen  Bund  yorzulegen  ^ ).  Dieser  Antrag  wurde  am  21.  Ootober 
1867,  nachdem  der  Präsident  des  Bundeskanzleramtes  die  Bereitwilligkeit 
des  Bundeskanzlers  auf  denselben  einzugehen  erklärt  hatte  *),  yom  Plenum 
des  Beichstages  angenommen  ^).  In  der  That  brachte  die  Begierung  in 
der  Reichstagssession  yon  1868  den  Entwurf  eines  solchen  Gesetzes  ein^). 
Dieser  wurde  einer  Gommission  zur  Yorberathung  überwiesen.  Die  Ver- 
handlungen derselben  gelangten  jedoch  nicht  zum  Absohluss.  Es  kam  im 
Laufe  der  Session  nur  zu  der  Annahme  eines  aus  der  InitiatiYe  der  Ab- 
geordneten Lasker  und  Miqu^  herrorgegangenen  s.  g.  Nothgewerbege- 
ietzes ,  welches  den  Zweck  hatte ,  die  drückendsten  Beschränkungen  des 
Gewerbebetriebes  zu  beseitigen.  Dasselbe  wurde  am  8.  Juli  1868  als  Ge- 
setz, betr.  den  Betrieb  der  stehenden  Gewerbe,  publicirt  In  der  Session 
yon  1869  fand  die  Einbringung  eines  neuen  Gesetzentwurfes  statt  ^),  der 
nach  eingehender  Durchberathung  und  Annahme  im  Beichstage  als  G  e  - 
Werbeordnung  für  den  norddeutschen  Bund  am  21.  Juli  1869 
publicirt  worden  ist  Dieses  Gesetz  bildet  die  Grundlage  des  heutigen 
deutschen  Gewerberechtes. 

A^*^^B<»(  In  Folge  der  Erweiterung  des  norddeutschen  Bundes  zum  deutschen 

aof  sud- '  Reiche   hat   eine   Ausdehnung    der   Gewerbeordnung   auf  Süd- 

^*^^**^*deutschland  stattgefunden.  Die  Einführung  in  Südhessen  ist  durch 
Art  80  der  Ver&ssung  yom  15.  Noyember  1870,  in  Baden  und  Württem- 
berg durch  Reichsgesetz  yom  10.  Noyember  1871,  in  Bayern  durch  BeiohB- 
gesetz  yom  12.  Juni  1872  erfolgt 

Auf  Elsass-Lothringen  ist  die  Gewerbeordnung  nicht  ausgedehnt 
worden.  Nur  §  29  derselben,  welcher  sich  auf  die  Approbationen  der 
Aerzte  und  Apotheker  bezieht,  hat  durch  Reichsgesetz  yom  16.  Juli  1872 
dort  Geltung  erlangt. 

4^wiS&  ^^^  Gewerbeordnung  hat  aber   seit  ihrem  Bestehen  auch  eine  Reihe 

*  yon  Abänderungen  erfahren,  welche  theils  durch  Gesetze  erfolgt  sind, 
die  äusserlich  als  Abänderungen  der  Gewerbeordnung  heryortreten,  theils 
gelegentlich  in  Gesetzen,  welche  grundsätzlich  die  Ordnung  anderer  Ge- 
genstände bezweckten. 

In  der  Reichstagssitzung  yom  17.  März  1869  äusserte  der  Bundes- 
oommissar  Dr.  Michaelis*):  „Der  Bnndesrath  fizsst  den  Gewerbegesetzent- 

B«iehM  1878  8.  5S9  ff.,  9S9  ff.  Nene  BMrbeitmig  ebendai.  1881  8.  609  ff.  O.  Me- 
▼  •s,  dl«  ttraflr«ohÜichen  Bestimmangen  der  deutschen  Oewerbeordniiiig ,  Erlangen  1877. 
Wirtchinger,  die  deutsche  Qewerbeordnsng  and  üire  Norellen  mit  besonderer  R&ek- 
tU^i  anf  ihren  VoUiiig  im  Königreich  Bayern.    Erlangen  1877. 

1)  Stea.  Her.  Bd.  n  8.  191. 

1)  StMi.  Ber.  Bd.  I  8.  530. 

8)  Sten.  Ber.  a.  a.  O.  8.500. 

4)  Sten.  Ber.  Bd.  H  8.  111  ff. 

5)  Sten.  Ber.  Bd.  m  8.  94  ff. 
0)  Sten.  Ber.  Bd.  I  8.  ItS. 
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wnif  nicht  auf,  wie  man  etwa  eine  YerflEMsung  auffasst,  an  welcher  man 
eine  lange  Eeihe  von  Jahren  Nichte  zu  ändern  gedenkt.  Er  ÜABst  den 
Bntwnrf  aof  als  die  Grundlage,  auf  welcher  sich  die  Gewerbegesetzgebnng 
des  Bundes  entwickeln  soll,  und  ich  glaube,  es  ist  nur  dann  möglich,  dass 
ein  solches  Gesetz  zu  Stande  komme,  wenn  auch  von  dem  andern  Theile 
der  Gesetzgebung  derselben  Auffassung  gefolgt  wird.  Wir  haben  gegen- 
wärtig nicht  ein  Gesetz  yor  uns,  welches  die  Entwicklung  der  Gewerbe- 
gesetzgebung abschliesst,  sondern  wir  wollen  ein  Gesetz  zum  Abschluss 
bringen,  welches  die  gemeinsame  Entwicklung  der  Gewerbegesetzgebung 
im  norddeutechen  Bunde  erst  möglich  macht,  weil  es  einen  festen  und 
sichern  Ausgangspunkt  bildet''.  Diese  Worte  haben  die  Bedeutung  der 
deutschen  Gewerbeordnung  durchaus  richtig  charakterisirt  und  durch  die 
spätere  Entwicklung  ihre  volle  Bestätigung  erhalten.  In  den  zwölf  Jah- 
ren, seit  welchen  die  Gewerbeordnung  in  Kraft  ist,  hat  sie  die  yer- 
sehiedensten  Ergänzungen  und  Abänderungen  erfahren.  Freilich  sind 
diese  Abänderungen  meist  nicht  in  derjenigen  Kichtung  erfolgt,  welche 
der  vorher  erwähnte  Bedner  im  Auge  hatte.  Nach  der  damals  in  den 
Kreisen  der  Bundesregierung  herrschenden  und  namentlich  Ton  ihm  selbst 
Tertretenen  Bichtung  kann  es  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  er  an  eine  Wei- 
terentwicklung im  Sinne  der  Gewerbefreiheit  dachte.  In  Wirklichkeit 
haben  die  nachfolgenden  Gesetze  dagegen  einen  beschränkenden  und  or- 
ganisirenden  Charakter  gehabt 

1. 

Unter  den  Begriff  des  Gewerbes  fällt  zwar  im  Allgemeinen  jede  S^^^ 
dauernde  selbstetändige  und  erlaubte  Thätigkeit  zum  Zweck  des  Yermö- Anwendangi- 
genserwerbes ,  welche  durch  Betheiligung  am  allgemeinen  Verkehr  ausge-  'oiSf,^ 
ftbt  wird.  Aber  die  Gewerbegesetzgebungen  &ssen  den  Begriff  in  der 
Regel  in  einem  engeren  Sinne  und  schliessen  sowohl  die  ürproductionen 
als  auch  die  höheren  wissenschaftlichen  und  künstlerischen  Berufsarten 
Yon  demselben  aus.  Es  bilden  daher  nur  die  Industriegewerbe,  das  Han- 
delsgewerbe und  diejenigen  gewerbsmässig  geleisteten  Dienste,  welche 
eine  höhere  wissenschaftliche  und  künstlerische  Bildung  nicht  yoraussetzen, 
den  Gegenstand  der  Gewerbegesetzgebung.  Auf  diesem  Standpunkte  steht 
auch  die  deuteche  Gewerbeordnung.  In  den  Bestimmungen  über  ihr  An- 
wendungsgebiet^) erwähnt  sie  ausdrücklich,  dass  sich  ihre  Vorschrif- 
ten auf  Bergbau,  Fischerei,  Ausübung  der  Heilkunde,  adyokatorische  und 
Notariatspraxis  und  Untericbtewesen  nicht  erstrecken.  Es  ist  aber  un- 
zweifelhaft, dass  dieselben  auf  Landwirthschaft ,  Forstwirthschaft ,  Vieh- 
zucht, Jagd,  künstlerische  Berufe  ebenfalls  keine  Anwendung  finden.  Die 
Gewerbeordnung  führt  jedoch  ihren  Standpunkt  nicht  consequent  durch, 
indem  sie  über  die  Ausübung  der  Heilkunde  yerschiedene  Bestimmungen 
aufstellt*)  und  Schauspielunternehmungen  sogar  durchweg  als  Gewerbe- 
betrieb behandelt  *).  Ausserdem  hat  aber  die  Gewerbeordnung  die  An- 
wendbarkeit ihrer  Vorschriften  noch  in  Bezug  auf  eine  Reihe  yon  ander- 

1)  Oew.O.  9  6. 

S)  Oew.O.  §  S9,  80,  58,  80,  144. 

S)  G«w.O.  t  8S. 
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weiten  Unternehmungen  ausgeschlossen,  obwohl  dieselben  begrifflich  zu 
den  Gewerben  gehören.  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  sie  die  Verhält- 
nisse derselben  einer  besonderen,  sei  es  reichs-,  sei  es  landesgesetzlichen, 
Begelung  vorbehalten  will.  Derartige  Gewerbe  sind  der  Gewerbebetrieb 
der  Auswanderungsuntemehmer  und  AuswanderungsagenteUi  der  Versiche- 
run gsuntem  eh  mer,  die  Eisenbahn  Unternehmungen,  der  Vertrieb  von  Lotte- 
rieloosen ,  das  Halten  öffentlicher  Fähren  und  die  Thätigkeit  der  Schiffs- 
mannschaften auf  den  Seeschiffen. 

Durch  Beichsgesetz  vom  23.  Juli  1879  ist  denjenigen  Gewerbebetrie- 
ben, auf  welche  die  Gewerbeordnung  keine  Anwendung  finden  soll, 
die  „Erziehung  von  Kindern  gegen  Entgelt"  hinzugefügt  wor- 
den. Schon  nach  der  ursprünglichen  Fassung  der  Gewerbeordnung  konnte 
man  nicht  annehmen,  dass  das  Erziehungswesen  einen  Gegenstand  dersel- 
ben bilden  sollte.  Da  aber  in  Bezug  auf  diesen  Punkt  Bedenken  aufge- 
treten waren,  so  wurde  der  betreffende  Zusatz  aufgenommen  und  die  Be- 
fugniss  der  Landesgesetzgebungen  ausser  Zweifel  gestellt,  über  die  Erzie- 
hung von  Kindern  gegen  Entgelt  Bestimmungen  zu  treffen. 

2. 

^i^cipjj.«^  Die  deutsche  Gewerbeordnang  beruht  im  Wesentlichen  auf  der  Grund- 

heit.  läge  der  preussischen  Gewerbeordnung  vom  17.  Jan.  1845.  Diese  hat 
jedoch  bei  Gelegenheit  der  Ausdehnung  auf  den  norddeutschen  Bund  eine 
Berision  im  gewerbefreiheitlichen  Sinne  erfahren.  Ueberhaupt  ist  der 
Grundsatz  der  Gewerbefreiheit  das  beherrschende  Princip  der  Ge- 
werbeordnung. Die  Gewerbefreiheit  verdankt  jedoch  nicht  erst  der  deut- 
schen Gewerbeordnung  ihre  Einführung.  In  Freussen  und  den  Ländern 
des  französischen  Bechtes  schon  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  Gel- 
tung, war  sie  im  Laufe  der  60er  Jahre  fast  in  allen  deutschen  Staaten 
auf  dem  Wege  der  Landesgesetzgebung  zur  Durchführung  gelangt.  Die 
Gewerbeordnung  ging  im  Wesentlichen  nar  darauf  aus,  den  durchschnitt- 
lichen Zustand  der  Gewerbegesetzgebung  in  den  deutschen  Einzelstaaten 
in  einem  einheitlichen  Gesetze  für  den  norddeutschen  Bund  zusammen  zu 
fSusen.  Dabei  sollte  allerdings  der  Entwicklung  der  Gewerbefreiheit  in 
so  fern  voller  Baum  gegeben  werden,  als  die  im  Interesse  des  besseren 
Fortkommens  der  einzelnen  Gewerbtreibenden  bisher  ausgeübte  Gewerbe- 
polizei beseitigt  wurde.  Nur  diejenigen  Beschränkungen  sollten  aufrecht 
erhalten  bleiben,  welche  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit,  Sittlich- 
keit und  Gesundheit  als  nothwendig  erschienen  ^).  Die  Gewerbeordnung 
stellt  demnach  an  ihre  Spitze  den  Grundsatz,  dass  der  Betrieb  eines  Ge- 
werbes Jedermann  gestattet  ist,  so  weit  nicht  durch  Beichsgesetz  Ausnah- 
men oder  Beschränkungen  vorgeschrieben  oder  zugelassen  sind*).  Letz- 
tere Bestimmung  bezieht  sich  jedoch  nur  auf  Beschränkungen,  welche 
dnxoh  Acte  der  Begierungsgewalt  d.  h.  Gesetz  oder  Vorwaltungsverfügung 
begründet  werden.  Es  wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dass  ein  Fri- 
TAter  vertragsmässig  die  Verpflichtung  übernimmt,  ein  Gewerbe  überhaupt 

1)  VgL  die  Aeusserangen  des  Bundescommissars  Dr.  IGchaalis    in    der   ReichsUgi- 
iilrang  vom  17.  M&rs  1809  (Sten.  Ber.  S.  12S). 
1)  G«w.-0.  t  1. 
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oder  in  einer  bestimmten  Zeit  oder  in  einem  bestimmten  Bezirke  nicht 
zu  betreiben.  Diese  Auffassung  hat  die  Jurisdiction  der  höchsten  deut- 
schen Oerichte,  des  Reichsoberhandelsgerichtes^)  und  des  Beichsgerich- 
tes*),  gegenüber  der  entgegengesetzten  Meinung  verschiedener  Schrift- 
steller^) mit  Recht  zur  Geltung  gebracht. 

In  Durchführung  des  Grundsatzes  der  G^werbefreiheit  hat  die  Ge- 
werbeordnung diejenigen  Beschränkungen  des  Gewerbebetriebes, 
welche  in  früheren  Rechtszuständen  ihre  Begründung  fanden,  theils  be- 
seitigt, theils  für  ablösbar  erklärt.  Aufgehoben  sind  zunächst  alle 
Beschränkungen,  welche  mittelbar  oder  unmittelbar  mit  der  Zunft  Ver- 
fassung zusammenhingen  ^).  Aufgehoben  sind  femer  alle  ausschliess- 
lichen Gewerbeberechtigungen^).  Die  Zwangs-  und  Bann- 
rechte sind  entweder  aufgehoben  oder  für  ablösbar  erklärt  worden;  nur 
diejenigen,  bei  welchen  individuell  bestimmte  Personen  als  Verpflichtete 
erscheinen,  deren  Dauer  also  eine  durch  die  Person  des  Verpflichteten 
begrenzte  ist,  sind  bestehen  geblieben^).  Die  Bestimmungen  über  die 
Aufhebung  der  ausschliesslichen  Gewerbeberechtigungen,  sowie  der  Zwangs- 
und Bannrechte  beziehen  sich  jedoch  nicht  auf:  l)  die  staatlichen  Regale 
und  Monopole,  welche  finanziellen  Zwecken  oder  Rücksichten  des  allge- 
meinen Verkehrs  ihre  Begründung  verdanken,  wie  z.  B.  das  Postregal, 
das  Lotterieregal  ^),  2)  das  Schomsteinfegergewerbe,  insofern  die  Landes- 
gesetze die  Errichtung  von  Eehrbezirken  gestatten  können  ^),  3)  das  Ab- 
deckereigewerbe ^).  Die  Abdeckereiberechtigungen  sind  aber,  so  weit  sie 
beim  Erlass  der  Gewerbeordnung  überhaupt  noch  bestanden,  vielfach  auf 
dem  Wege  der  Landesgesetzgebung  beseitigt  worden  ^^).  Realgewerbe- 
berechtigungen dürfen  nach  der  Gewerbeordnung  nicht  mehr  neu 
begründet  werden  ^^).  Die  vorhandenen  sind  dagegen  bestehengeblieben, 
haben  jedoch  den  Charakter  der  Ausschliesslichkeit,  so  weit  ihnen  dieser 
anhaftete,  verloren.  Eine  Bedeutung  besitzen  sie  daher  nur  in  so  weit, 
als  für  den  Betrieb  der  betreffenden  Gewerbe  eine  Concession  erforderlich 
ist.  Demjenigen,  der  eine  Realgewerbeberechtiguug  besitzt,  darf  nämlich 
die  Concession  niemals  wegen  Beschaffenheit  und  Lage  der  Anlage ,  son- 
dern nur  desshalb  verweigert  werden,  weil  ihm  die  erforderlichen  persön- 
lichen Eigenschaften  abgehen^'). 

1)  EDt5cheidangen  Bd.  VI  S.  418  ff./  XII  S.  29  ff.',  229  ff.,  XV  S.  163  ff.,  XVI 
S.  160  ff. 

2)  EDtscheldaogen  io  Civilsachen  Bd.  I  S.  22  ff.,  II  S.   118  ff. 

3)  Seydel,  ADDalen  1881  S.  589,  Leuthold,  'sfichsiscbes  Verwal tangsrecht  S.  324, 
Dernburg,  prenssisches  Privatrecht  1.  Aufl.  Bd.  I  S.  139.  In  der  zweiten  Aufl.  Bd.  I 
8.  155  wird  die  Meinung  nicht  mehr  aufrecht  erhalten. 

4)  Gew.-O.  §  2—4. 

5)  Qew.-O.  §  7. 

6)  Qew..O.  §  7  u.  8. 

7)  Gew.-O.  §  9. 

8)  Gew.-O.  §  39. 

9)  G«w.-0.  §  7. 

10)  So  I.  B.  in  Preussen  durch  Gesetz  vom  17.  December  1872,  in  Lippe  durch  Ge- 
setz vom  1.  August  1870,  in  Beuss  alt.  Linie  durch  Gesetz  vom  22.  December  1873,  in 
Scbwarzburg-Sondershausen  durch  Gesetz  vom  15.  Januar  1880. 

in  Qew..O.  §  10. 

12)  Vgl.  auch  Entscheidungen  des  preussischen  Oberverwaltungsgerichtes  Bd.  III 
S.  249  ff. 
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3. 


0**^*^?  ^^'^    stehender   Gewerbebetrieb    ersoheint   im  Sinne   der  Ge- 

bMrirb.  Werbeordnung  jeder  Gewerbebetrieb,  welcher  in  derselben  nicht  ausdrlLck- 
lich  als  Gewerbebetrieb  im  ümherziehn  oder  als  Marktrerkehr  bezeichnet 
wird  ^).  Der  Gewerbtreibende ,  welcher  einen  stehenden  Gewerbebetrieb 
beginnt,  muss  dies  der  Behörde  anzeigen*).  Für  die  Errichtung  gewis- 
ser gewerblicher  Anlagen  und  den  Betrieb  gewisser  Gewerbe  werden 
Gonoessionen  erfordert.  Andere  Gewerbe  und  gewerbliche  Anlagen 
können  zwar  von  Jedermann  betrieben  bez.  errichtet  werden,  aber  den 
Polizeibehörden  stehen  in  Bezug  auf  dieselben  Yerbietungsreohte  su. 
Endlich  besitzen  die  Behörden  die  Befugniss,  gewisse  Personen  zum  Be- 
trieb eines  Gewerbes  anzustellen. 
^'^J^!!!^^  ^ie  concessionspflichtigen   gewerblichen  Anlagen  sind: 

AniHra*  1*    gowisse,   in    der   Gewerbeordnung   spezialisirte    Anlagen,   welche 

durch  die  örtliche  Lage  oder  die  Beschaffenheit  der  Betriebsstätte  für  die 
Besitzer  oder  Bewohner  der  benachbarten  Grundstücke  oder  für  das  Pu- 
blicum überhaupt  erhebliche  Nachtheile,  Gefahren  oder  Belästigungen  her- 
beiführen können ').  Diese  dürfen  nur  nach  einem  Torausgegangenen 
contradictorischen  Verfahren  genehmigt  werden^).  Einen  Nachtrag  zu 
dem  Yerzeichniss  der  concessionspflichtigen  Anlagen  enthält  das  Beicha- 
gesetz  vom  2.  März   1874. 

2.  DampfkesseL  Bei  diesen  findet  kein  contradictorisches  Yerfahreo^ 
sondern  bloss  eine  Prüfung  der  Anlage  durch  die  Behörde  statt  ^). 

üeber  gewisse  gewerbliche  Anlagen  sind  die  Landesgesetzgebungen 
befiigt,  neben  den  allgemeinen  gewerbepolizeiliohen  Vorschriften  der  Qe- 
Werbeordnung  noch  besondere  Anordnungen  zu  treffen,  so  namentlich  über 
Stauanlagen  für  Wassertriebwerke  und  über  Schlächtereien  *).  Die  An- 
lage und  Benutzung  yon  Priratschläohtereien  darf  für  solche  Orte,  wo 
öffentliche  Schlachthäuser  in  genügendem  Umfange  yorhanden  sind,  gänz- 
lich untersagt  werden.  Zum  Theil  schon  vor,  meist  aber  im  Ansohluss 
an  diese  Bestimmung  sind  zahlreiche  Landesgesetze  über  öffentliche 
Schlachthäuser  ergangen  ^).  Diese  überlassen  das  Verbot  den  Priyat- 
sohlächtereien ,  sowie  die  Einführung  einer  obligatorischen  Fleisohschau 
der  ortsstatutarisehen  Festsetzung. 

Der  Betrieb  einer  gewerblichen  Anlage   kann  von  der  Poli- 

^  zeibehörde  untersagt  worden:   1)  wegen  überwiegender  Nachtheile  und 

Ge&hren   für  das  Gemeinwohl  gegen  Entsohädigung  b)  ,    2)  wegen  Verur- 
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1)  Vgl.  MoÜT«  m  Tit  n  des  Begierangsentworfes  too  18t9  (Sten.  B«r.  Bd.  lU 
&  116). 

1)  Ctow.O.  t  14. 

5)  Ctow.O.  I  li. 

4)  Ctow.O.  t  17— la 

6)  €kw.O.  i  14. 
4)  Ckw.O.  S  li, 

T)  PrMBsiMbee  Oeeefti  to«  18.  Min  1848,  sichsisehes  rom  11.  JnU  1876,  Saaten- 
MfaA^w  y««i  4.  Hin  «ad  SS.  Decunber  1875.  fimclisai-zodiMr  Tom  4.  Mai  1874,  saeh- 
Si«  epbTfsr  tobi  4.  Mai  1876,  oldenbarger  rom  St.  Jaasar  1879  ,  Immuciiweigw  Tom 
lt.  Afril  1874,  aabahwr  tom  Sa  April  1878,  braser  Tom  87.  NoTember  1877. 

8)  Gew.O.  i  61,  6t. 
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sachuiig  angewöhnlichen  GeräuBches,  wenn  in  der  Nähe  der  Betriebsstätte 
öffentliche  Gebäude,  Kirchen,  Schulen,  Krankenhäuser  oder  Heilanstalten 
Torhanden  sind. 

Für  die  conoessionspflichtigen  Gewerbe  werden  theils  ^lo^^ Jlf^^^d^. 
Approbationen,  theils  Goncessionen  im  engeren  Sinne  verlangt.  ceMtonaBfBr 
Approbationen  heissen  diejenigen  Goncessionen,  welche  nur  auf  Grund  aüTertt 
einer  nachgewiesenen  Befähigung  ertheilt  werden  dürfen,  im  Falle  dieses  ^»*<>^**^* 
Nachweises  aber  auch  ertheilt  werden  müssen.  Solche  werden  gefordert 
für:  1)  Apotheker  und  diejenigen  Personen,  welche  sich  als  Aerzte  oder  mit 
gleichbedeutenden  Titeln  bezeichnen  oder  Seitens  des  Staates  oder  einer 
Gemeinde  als  solche  anerkannt  oder  mit  amtlichen  Functionen  betraut 
werden  sollen  ^),  2)  Hebammen  *),  3)  Seeschiffer,  Seesteuerleute  und  Loot- 
sen*),  denen  das  Beichsgesetz  yom  11.  Juni  1878  die  Maschinisten  der 
Seedampfschiffe  hinzufügt.  Apotheker  und  Aerzte  erhalten  eine  besondere 
Approbation,  welche  auf  Grund  der  Beföhigungsnachweise  ertheilt  wird, 
die  andern  genannten  Personen  nur  ein  Befähigungszeugniss,  in  dessen 
Ausstellung  gleichzeitig  die  Erlaubniss  zur  Ausübung  des  Gewerbes  ent- 
halten ist  Goncessionen  im  engeren  Sinne  sind  alle  diejenigen  Gon- 
cessionen, welche  nicht  den  Gharakter  yon  Approbationen  haben ;  bei  ihnen 
kommt  es  namentlich  auf  die  Prüfung  gewisser  persönlicher  Eigenschaften 
an.  Derartige  Goncessionen  werden  durch  die  Gewerbeordnung  gefordert 
für:  1)  Unternehmer  yon  Priyatkranken- ,  Priyatentbindungs-  und  Priyat- 
irrenanstalten^),  2)  Schauspieluntemehmer^) ,  3)  Personen,  welche  Gast- 
wirthschaft,  Schankwirthschaft  oder  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spi- 
ritus betreiben  wollen  *).  Ausserdem  bleibt  der  Landesgesetzgebung  yor- 
behalten,  eine  Goncessionspflicht  für  den  Handel  mit  Giften,  das  Lootsen- 
gewerbe,  das  Gewerbe  der  Markscheider  und  das  Hebammengewerbe  yor- 
zuschreiben^).  Eine  Entziehung  der  Befugniss  zum  Gewerbe- 
betrieb ist  bei  den  approbationspflichtigen  Gewerben  nur  wegen  Un- 
richtigkeit der  Befähigungsnachweise  zulässig.  Bei  den  conoessionspflich- 
tigen im  engeren  Sinne  kann  sie  einmal  aus  diesem  Grunde,  ausserdem 
aber  auch  dann  stattfinden,  wenn  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen  des 
Inhabers  der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften  erhellt,  welche  bei  Erthei- 
long  der  Goncession  nach  den  Yorschriften  der  Gewerbeordnung  yoraus- 
gesetzt  werden  mussten^). 

An  den  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  über  die  concessions-  i^f'^!^. 
Pflichtigen  Gewerbebetriebe  sind  durch  spätere  Gesetze  yerschiedene  Aen-  mnuim  ttb«r 
derungen  yorgenommen  worden.  Pflichtige  Oe- 

werbe. 


!! 


Gew.O.  §  S9. 
Gew.O.  §  80. 

3)  Gew.O.  §  81. 

4)  Oew.O.  §  80. 

5)  Gew.O.  §  82. 

6)  Gew.O.  §  38. 

7)  Gew.O.  §  34.  Hier  wird  das  Hebammengewerbe  allerdings  nicht  erwähnt;  dass 
die  Landesgesetsgebungen  in  dieser  Beiiehnng  freie  Hand  behalten  haben,  ergiebt  sich 
aber  schon  daraas ,  dass  das  Hebammengewerbe  überhaupt  nicht  an  den  durch  die  Ge- 
werbeordniing  geregelten  Gewerben  gehört 

8)  Gew.O.  t  68. 


90  NatioDalSkoDombohe  GoMtigeboDg. 

kwf-^u^  Die   erste  Aenderung  beruht  auf  einem  ReiohBgesetze  vom   23.  Juli 

Anstalten. '  1879  Und  bezieht  sich  auf  die  Unternehmer  von  Priyatkranken-y 
Privatirren-  und  Privatentbindungsanstalten.  Nach  der  äl- 
teren Fassung  der  Gewerbeordnung  sollte  die  Concession  nur  versagt  wer- 
den dürfen,  wenn  Thatsaohen  yorlägen,  welche  die  Unzuverlässigkeit  des 
Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  „beabsichtigten  Gewerbebetrieb''  darthä- 
ten.  Schon  diese  Bestimmung  beabsichtigte  nicht  bloss  bürgerlich  beschol- 
tene,  sondern  auch  administrativ  und  technisch  unfähige  Personen  auaza- 
schliessen  ^).  Da  indessen  über  diesen  Punkt  Zweifel  entstanden,  so  ist 
an  die  Stelle  der  früheren  Worte  gesetzt  worden:  „welche  die  Unzuver^ 
lässigkeit  des  Unternehmers  in  Beziehung  auf  die  Leitung  und  Verwaltung 
der  Anstalt  darthun''.  Ausserdem  ist  die  Yersagung  jetzt  auch  aus  einem 
sachlichen  Grunde,  nämlich  dann  zulässig,  wenn  nach  den  von  dem  Unter- 
nehmer einzureichenden  Beschreibungen  und  Plänen  die  baulichen  und 
sonstigen  technischen  Einrichtungen  der  Anstalt  den  gesundheitspolizeilichen 
Anforderungen  nicht  entsprechen*). 
Gut- und  Eine   zweite   Aenderung  betrifft   die    Gast-   und   Schankwirth- 

^^1^1^^' Schäften.  In  Bezug  auf  diese  traf  zunächst  das  Gesetz  vom  12.  Juni 
1872  für  Bayern  eine  Ausnahmebestimmung.  Die  Gast-  und  Schank- 
wirthschaft,  sowie  der  Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken  sollte  dort» 
sofern  er  bisher  einer  Concession  nicht  unterlag,  auch  femer  freigegeben 
sein.  Diese  Bestimmungen  wurden  mit  Rücksicht  auf  die  bayerische  Pfietiz, 
wo  das  Schau kgewerbe  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  freigegeben  war,  und 
auf  das  im  rechtsrheinischen  Bayern  den  Brauern  zustehende  Becht  zum 
Ausschank  ihrer  selbstgebrauten  Getränke  getroffen. 

Das  unter  der  Herrschaft  der  Gewerbeordnung  eingetretene  Ueber- 
handnehmen  der  Schenken  Hess  es  als  nothwendig  erscheinen,  die  Conoes- 
sionirung  derselben  von  dem  Vorhandensein  eines  Bedürfnisses  ab- 
hängig zu  machen.  Die  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  hatte  nur  die 
älteren  landesrechtlichen  Vorschriften  aufrecht  erhalten,  welche  die  Be- 
schränkung der  Schankstätten  mit  Bücksicht  auf  das  Bedürfniss  gestatteten, 
das  Beichsgesetz  vom  23.  Juli  1879  legt  dagegen  den  Landesregierungen 
die  Befugniss  bei,  auch  künftighin:  1)  die  Erlaubniss  zum  Ausschänken 
von  Branntwein  oder  Spiritus  oder  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder 
Spiritus  allgemein,  2)  die  Erlaubniss  zum  Betriebe  der  Gastwirthsohaft 
oder  zum  Ausschänken  von  Wein,  Bier  oder  andern  geistigen  Getränken 
in  Ortschaften  mit  weniger  als  15000  Einwohnern,  sowie  in  solchen  Ort- 
schaften mit  einer  grösseren  Einwohnerzahl,  für  welche  dies  durch  Orts- 
statut  festgesetzt  wird,  von  dem  Nachweise  eines  vorhandenen  Bedürfnisses 
abhängig  zu  machen.  Von  dieser  Befugniss  haben  die  Landesregierungen 
in  ausgedehntem  Maasse  Gebrauch  gemacht ').  Durch  dasselbe  G^esetz  sind 
die  vorher  erwähnten,  auf  dem  Gesetze  vom  12.  Juni  1872  beruhenden 
Ausnahmevorschriften  für  Bayern  beseitigt  worden. 


1)  Vergl.  aach  Entscheidungen  des  preossischen  Oberverwaltongsgerichtes  Bd.  IV 
S.  837  ff. 

8)  Gew.O.  §  30. 

3)  Bayrische  Verordnung  vom  8.  August  1879,  württemberger  vom  4.  October  1879, 
badische  vom  9.  November  1879,  mecklenburg-strelitser  vom  24.  September  1879,  braun- 
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Durch  das  Geeetz  vom  23.  Juli  1879  ist  ferner  das  Pfandleihge-  ^^^; 
werbe,  dessen  Ausübung  früher  nur  aus  gesetzlich  bestimmten  Gründen 
untersagt  werden  konnte,  einer  Concessionspf licht  unterworfen 
worden.  Die  Concession  ist  zu  versagen,  wenn  Thatsachen  vorliegen, 
welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  beab- 
sichtigten Gewerbebetrieb  darthun.  Die  Landesregierungen  sind  ausserdem 
befugt,  zu  bestimmen,  dass  in  Ortschaften,  für  welche  dies  durch  Ortsstatut 
festgesetzt  wird,  die  Erlaubniss  von  dem  Nachweis  eines  vorhandenen  Be- 
dürfnisses abhängig  sein  solle  ^).  Den  Pfandleihem  stehen  Bückkaufshänd- 
1er  beweglicher  Sachen  gleich. 

Eine  letzte  Aenderung,  welche  auf  dem  Beichsgesetze  vom  15.  Juli  ^H^^' 
1880  beruht,  bezieht  sich  auf  Schauspielunternehmungen.  Nach  nanc«!. 
der  älteren  Fassung  der  Gewerbeordnung  sollte  die  Concession  ertheilt 
werden,  wenn  nicht  Thatsachen  vorlägen,  welche  die  Unzuverlässig- 
keit des  Nachsuchenden  in  Beziehung  auf  den  beabsichtigten 
Gewerbebetrieb  darthäten ;  nach  der  jetzigen  muss  sie  versagt  werden, 
wenn  die  Behörde  auf  Grund  von  Thatsachen  die  Ueberzeugung 
gewinnt,  dass  der  Nachsuchende  die  zu  dem  beabsichtigten  Gewerbe- 
betriebe erforderliche  Zuverlässigkeit,  insbesondere  in  sittlicher,  arti- 
stischer und  finanzieller  Hinsicht  nicht  besitzt  Ausserdem  ist  durch 
dasselbe  die  nach  der  Gewerbeordnung  nicht  zulässige  Beschränkung  des 
Unternehmers  auf  bestimmte  Eategorieen  theatralischer  Darstellungen  wieder 
eingeführt  worden. 

Dagegen  kann  der  von  mehreren  Schriftstellern*)  vertretenen  Mei-  omiiMiW. 
nung,  dass  die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  über  den  Gifthandel 
durch  das  Strafgesetzbuch  für  den  norddeutschen  Bund  vom  31.  Mai  1870 
bez.  das  Beichsstrafgesetzbuch  vom  15.  Mai  1871  abgeändert  seien,  nicht 
beigetreten  werden.  In  §  34  der  Gewerbeordnung  heisst  es :  „Die  Landes- 
gesetze können  vorschreiben,  dass  zum  Handel  mit  Giften  besondere  Ge- 
nehmigung erforderlich  isV*  Im  §  367  Nr.  3  des  Strafgesetzbuches  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark  oder  Haft  bedroht:  ,»wer  ohne  polizeiliche 
Erlaubniss  Gift  oder  Arzneien,  soweit  der  Handel  mit  denselben 
nicht  freigegeben  ist,  zubereitet,  feilhält,  verkauft  oder  sonst  an  An- 
dere überlässt.  Man  behauptet  nun,  durch  diese  Bestimmung  sei  der  Gift- 
handel reichsgesetzlich  einer  Concessionspflicht  unterworfen,  der  Landes- 
gesetzgebung dagegen  vorbehalten  worden,  denselben  frei  zu  geben.  Diese 
Meinung  ist  jedoch  nicht  zutreffend.  Die  Worte  „soweit  der  Handel  nicht 
freigegeben  ist''  brauchen  nicht  nothwendig  von  einer  ausdrücklichen  Frei- 
gebung,   sondern   können  sehr  wohl  auch  von  dem  Falle  verstanden  wer- 


•chweiger  vom  8.  December  1879,  waldecker  vom  28.  September  1879,  hamburger  vom 
23.  October  1879.  —  In  Preussen  bestehen  ältere  landesgesetzliche  Vorschriften  über 
diesen  Gegenstand,  welche  auf  den  Gabinetsordres  vom  7.  Februar  1835,  21.  Juni  1845 
and  17.  Mai  1856  beruhen. 

1)  Von  dieser  Befugniss  haben  Gebrauch  gemacht:  Bayern  (Verordnung  vom  8.  Au- 
gust 1879),  Braunschweig  (Verordnung  vom  8.  December  1879),  Mecklenburg-Schwerin 
(Verordnung  vom  13.  November  1880),  Mecklenburg-Strelitz  (Verordnung  vom  18.  No- 
vember 1880). 

8)  Seydel  a.  a.  O.  S.  660,  Meves,  die  strafirecbtlichen  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung S.  38  n.  39,  Oppenhof,  Commentar  zum  Beichastrafgeaetzbuch,  su  §  867  Nr.  8. 
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den,  daas  die  LaodesgeBetzgeboDg  tod  der  ihr  ntftehendflB  &Cii^nki,  dm 
Geverbe  einer  Conoewionspflicht  su  unter w^en,  keinen  Gebimnfib 
hnL     Gegen  die  Absicht   der  Reichggeeetxgebnng  eine  Aendennig 
nehnen  spricht  auch  der  Umstand,  daas  die  Fassung  des  betceffendeB  Satses 
unverändert  in  die  neue  Eadaction   übergegangen  ist,   «eiche  {  14  dnrch 
Keichfigeaetx  rom  23.  Juli   1879  erhalten  hat 
?.^iüS!f^,  Verbietungsrechte  stehen  den  Poli^behorden  bei  gevissea  Ge* 

Metrtr  ui  £e-  verbebetneben  gegenüber  solcheo  Personen  zu,  weldie  wiegen  baatJaiMtfT 
"*    i^'  Verbrechen  oder  Vergehen   bestraft  vorden   sind«     IHeae  Ccwcabelietriebe 


*''^'*''^"'^^' sind :  1)  Ertheilung  ron  Taur-,  Tum-  und  Schwimmnntemelit,  S)  Haadei 
mit  gebrauchten  Kleidern,  gebrauchten  Betten  oder  gebnncbter  Wiadi^ 
Kleinhandel  mit  altem  Metallgeräth  oder  Metallbmch  (Trddel),  oder  bH 
Gamabfällen  oder  Dränmen  ron  Seide,  Wolle,  BanmwoUe  oder  T<em6B, 
8)  das  Geschäft  eines  Gesindevermiethers  ^). 
Sm^SSm  ^  Uebrigen  stellte  die  Gewerbeordnong  den  Grundsatz  an^  das  eine 
M«o«»«fW-Katziehung  des  Geverbebetriebes  —  abgesehen  von  den  Toiher  erwähnten 
Concessionsentziehungen  —  weder  im  richterlichen  nodi  im  administrathren 
Wege  erfolgen  dürfe.  Hiervon  wurde  jedoch  eine  zwei£sche  landesgesets- 
liehe  Ausnahme  zugelassen.  £s  sollten  nämlich  einmal  die  Landessteoer- 
gesetze,  welche  eine  solche  Entziehung  zuliessen,  aufrecht  erhalten  werden 
und  andrerseits  diejenigen  Vorschriften  der  Landesgesetze  in  Kraft  bleiben, 
welche  die  Entziehung  der  Befugniss  zum  Betrieb  eines  Pressgewerbes 
durch  richterliches  Erkenntniss  als  Strafe  für  eine  duroh  die  Presse  be- 
gangene Zuwiderhandlung  vorschrieben  oder  zuliessen'). 

An  diesen  Vorschriften  sind  jedoch  durch  spätere  Gesetze  Tersehiedene 
Aendarungen  vorgenommen  worden.  Zunächst  schlagen  hier  die  Bestim- 
muugen  in  $  6  des  Einführungsgesetzes  zum  Beichsstrafgesetzbnch  ein, 
nach  welchen  vom  1.  Januar  1871  bez.  1872  an  nur  auf  die  im  Beicha- 
strafgesetzbuch  enthaltenen  Strafarten  erkannt  werden  darf.  Da  die  Strafe 
der  Entziehung  des  Gewerbebetriebs  dem  Beichsstrafgesetzbuch  unbekannt 
ist,  so  ergiobt  sich,  dass  Entziehungen  der  Befugniss  zum  Gewerbebetriebe 
auf  richterlichem  Wege  nicht  mehr  stattfinden  dürfen^).  Dagegen  sind 
Entziehungen  auf  dem  Verwaltungswege,  welche  die  Landessteuergesetze 
etwa  gestatten,  durch  die  angeführte  Bestimmung  des  Beiohsstrafgesetz- 
buohes  nicht  berührt  worden. 

Wenn  die  Frage,  ob  die  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  über  die 
Entziehung  des  Gewerbebetriebes  im  strafgeriohtlichen  Verfahren  durch  das 
Beichsstrafgesetzbuch  aufgehoben  sind,  immerhin  als  eine  zweifelhafte  be- 
zeichnet werden  muss,  so  ist  es  dagegen  unzweifelhaft,  dass  eine  solche 
Entziehung  wegen  Pressvergehen  nach  dem  Beichsgesetz  über  die 
Presse  vom  7.  Mai  1874   nicht  mehr   erfolgen  kann.    Der  §  4  des 


1)  Gew.O.  I  86.  FrOher  gtbtfrto  hi«rhtr  saoh  du  Püuidlelhgswerbe,  dit  aber,  wie 
obsn  enrAhnt,  tpAter  unter  GonceMioospflicht  gestellt  itt 

I)  Qew.O.  I  ua. 

•)  Ueberelntttmineiid :  Oppenhof,  Commentsr  siim  Reicbsf tra^gesetsbocb ,  sa  §  6 
dee  KUif.^Gee.  and  Beydel  a.  e.  0.  8.  692  Ann.  4.  And.  Ans.:  Jacobi,  die  Gewerbe- 
gSMlSfebanf  im  deatsohen  Reiche  8.  144  und  E.  Hei  er  in  v.  Holtsendorffii  Beehtslezicon 
Bd.  U  8.  !••. 
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gedachten  Gesetzes  bestimmt  ausdrücklich,  dass  die  Entziehung  der  Befug- 
niss  zum  selbstständigen  Betriebe  eines  Fressgewerbes  oder  sonst  zur  Her- 
ausgabe und  zum  Vertriebe  yon  Druckschriften  weder  im  administratiyen 
noch  im  richterlichen  Wege  stattfinden  darf. 

Noch  zwei  weitere  Gesetze  haben  Befugnisse  zur  Entziehung 
des  Gewerbebetriebes  zum  Gegenstande. 

Nach  dem  Beichsgesetz,  betr.  die  Untersuchung  yon  See- 
unfällen yom  27.  Juli  1877  §  26  —  34  kann  Seeschiffem  und  See- 
steuerleuten die  Befugniss  zur  Ausübung  ihres  Gewerbes  dann  entzogen 
werden  y  wenn  sie  einen  Seeunfall  in  Folge  des  Mangels  solcher  Eigen- 
schaften yersohuldet  haben,  welche  zur  Ausübung  des  Gewerbes  erforderlich 
sind.  Diese  Entziehung  muss  yom  Beichscommissar  beantragt  und  yom 
Seeamt  ausgesprochen  sein,  gegen  dessen  Entscheidung  Beschwerde  an  das 
Oberseeamt  zulässig  ist  Den  betreffenden  Fersonen  kann  die  Befugniss 
zur  Ausübung  des  Gewerbes  nach  Ablauf  eines  Jahres  durch  das  Beichs- 
amt  des  Innern  wieder  eingeräumt  werden,  wenn  anzunehmen  ist,  dass  sie 
femer  den  Fflichten  ihres  Gewerbes  genügen  werden. 

Das  Beichsgesetz  gegen  die  gemeingefährlichen  Bestre- 
bungen der  Socialdemokratie  yom  21.  October  1878  §28  u. 
24  enthält  zwei  hier  einschlagende  Bestimmungen. 

Durch  richterliches  Urtheil  kann  auf  Untersagung  des  Gewerbebetriebes 
erkannt  werden  gegenüber  Gastwirthen,  Schankwirthen,  mit  Branntwein 
oder  Spiritus  Kleinhandel  treibenden  Fersonen,  Buchdruckern,  Buchhänd- 
lern, Leihbibliothekaren,  Inhabern  yon  Lesecabinetten ,  wenn  sie:  1)  die 
Agitation  für  sodaldemokratiBche ,  socialistische  oder  communistische ,  auf 
den  Umsturz  der  bestehenden  Staats-  oder  (Gesellschaftsordnung  gerichtete 
Bestrebungen  sich  zum  Geschäft  machen,  2)  wegen  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  §§  17 — 20  des  genannten  Beichsgesetzes  zu  einer  Freiheitsstrafe 
yerurtheilt  sind.  Die  durch  die  angeführten  §§  mit  Strafe  bedrohten  Hand- 
lungen sind  Betheiligung  an  yerbotenen  Vereinen  und  Versammlungen, 
Hergeben  yon  Bäumlichkeiten  für  solche,  Verbreitung,  Fortsetzung  oder 
Wiederabdruck  einer  yerbotenen  Druckschrift,  Betheiligung  an  yerbotenen 
Sammlungen. 

Ausserdem  kann  Fersonen,  welche  sich  zum  Geschäft  machen,  die 
yorher  angeführten  Bestrebungen  zu  fördern  oder  welche  auf  Grund  einer 
Bestimmung  des  fraglichen  Gesetzes  rechtskräftig  zu  einer  Strafe  yerur- 
theilt sind,  yon  der  Landespolizeibehörde  die  Befugniss  zur  gewerbsmässi- 
gen öffentlichen  Verbreitung  yon  Druckschriften,  sowie  zum  Handel  mit 
Druckschriften  im  Umherziehn  entzogen  werden. 

Anstellungsrechte  yon  Behörden  und  Corporationen  bestehen  in  AmteUnnft- 
Bezug  auf  die  Gewerbe  der  Feldmesser,  Auctionatoren ,  sowie  derjenigen  Sshördra! 
Fersonen,  welche  den  Feingehalt  edler  Metalle  oder  die  Beschaffenheit, 
Menge  oder  richtige  Verpackung  yon  Waaren  irgend  einer  Art  feststellen, 
der  Güterbestätiger,  Schaffner,  Wäger,  Messer,  Baaker,  Schauer,  Stauer 
u.  s.  w.  ^).  Diese  Anstellungsrechte  enthalten  keine  Beschränkung  des  Ge- 
werbebetriebs.    Der  Betrieb  der  betreffenden   Gewerbe   steht  Jedermann 


1)  Qew.O.  S  S6. 
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frei.  Die  angestellten  Personen  haben  yor  den  nicht  angestellten  nnr 
einerseits  den  thatsäohliohen  Vorzug  voraus ,  dass  sie  in  Folge  ihrer  An- 
stellung ein  grösseres  Vertrauen  beim  Publicum  geniessen,  andrerseits  sind 
sie  allein  im  Stande,  solche  Handlungen  Torzunehmen,  welchen  nach  den 
Gesetzen  eine  besondere  Glaubwürdigkeit  beigelegt  ist  oder  an  welche  be- 
sondere rechtliche  Wirkungen  geknüpft  sind, 
^^headen^'  Auch  in  Bozug  auf  die  Ausübung  des  stehenden  Gewerbebetriebes 

b^e^  spricht  die  Vermuthung  für  Freiheit  Doch  bestehen  hier  ebenfalls  ein- 
zelne, theils  reichs-,  theils  landesgesetzliche  Beschränkungen.  Reichs- 
gesetzliche  Beschränkungen  sind  folgende :  1 )  Für  die  gewerbs- 
mässige Verbreitung  von  Presserzeugnissen  an  öffentlichen 
Orten  ist  eine  ortspolizeiliche  Erlaub niss  nachzusuchen,  welche  in  der 
Form  eines  Legitimationsscheines  ertheilt  wird^);  2)  Gewerbtreibende  und 
deren  Reisende,  welche  auswärts  Waaren  aufkaufen  oder  Bestel- 
lungen aufsuchen,  müssen  einen  Legitimationsschein  oder  eine  Zoll- 
yereinslegitimationskarte  bei  sich  führen^).  Die  beiden  hier  erwähnten 
Legitimadonsscheine  haben  jedoch  einen  rechtlich  sehr  verschiedenen  Cha- 
rakter. Während  die  Behörde  durch  Ausstellung  eines  Legitimationsscheines 
für  die  öffentliche  Verbreitung  von  Presserzeugnissen  eine  Goncession 
zur  Ausübung  der  betreffenden  Thätigkeit  ertheilt,  dient  der  von  den  aus- 
wärts reisenden  Ge werbtreibenden  oder  deren  Reisenden  zu  führende  Le- 
gitimationsschein seinem  Namen  entsprechend  zum  Zwecke  der  Legiti- 
mation. Landes  rechtliche  Bestimmungen  dürfen  im  Gesetz  oder 
Verordnungswege  über  die  Ausübung  des  Handels  mit  alten  Kleidern, 
Wäsche,  Betten,  altem  Metallgeräth  oder  Metallbruch  (Trödel),  Gamabfällen 
oder  Dräumen,  sowie  über  die  Ausübung  des  Gewerbes  der  Pfandleiher 
und  der  Gesindevermiether  getroffen  werden  ^).  Li  Veranlassung  dieser 
Bestimmungen  sind  in  verschiedenen  Ländern  Gesetze  und  Verordnungen 
ergangen.  Für  Pfandleiher  und  Rückkaufshändler  ^)  ist  ein  Ziusmaximum 
festgesetzt;  dieselben  sind  verpflichtet,  über  die  von  ihnen  abgeschlossenen 
Geschäfte  Bücher  zu  führen;  der  Verkauf  der  Pfänder  muss  in  öffentlicher 
Versteigerung  stattfinden.  Sie  haben  die  ihnen  zukommenden  Mitthei«- 
lungen  über  verlorene  und  entfremdete  Gegenstände  aufzubewahren  und, 
wenn  ihnen  in  ihrem  Geschäftsbetriebe  ein  Verdacht  strafbarer  Handlungen 
aufsteigt,  der  Polizeibehörde  Anzeige  zu  machen.  Auch  den  Trödlern^) 
ist  die  Pflicht  zur  Führung  von  Büchern,  zur  Aufbewahrung  der  vorher 
gedachten  Mittheilungen  und  zur  Erstattung  von  Anzeigen  beim  Verdacht 
strafbarer  Handlungen  zur  Pflicht  gemacht  Die  Gesindevermiether  ^)  sind 
ebenfalls  zur  Führung  von  Büchern  verbunden  und  haben  einen  Gebiihren- 
tarif  aufzustellen,  welcher  der  Polizeibehörde  einzureichen  ist.  —  Endlich 
ist  die  Landesgesetzgebung   in  so  weit   ergänzend   eingeschritten,    als  sie 

1)  Gew.O.  §  43. 
8)  Gew.O.  §  44. 
8)  G«w.O.  §  38.     G.  vom  S3.  JaU  1879  Art.  4. 

4)  Prenssischas  Gesetz  vom  17.  März  1881,   bayrische  VerordnoDg  rom  18.  Angust 
1879,  württemberger  vom  15.  November  1877. 

5)  Bayrische  Verordnung  vom  16.  Febmar  1878,  württemberger  vom  15.  November 
1877,  lübecker  vom  11.  October  1873. 

6)  Bayrische  Verordnimg  vom  88.  Juli  1879,  württemberger  vom  18.  Angnst  1878. 
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nähere  Bestimmungen  über  den  Betrieb  der  Dampfkessel  aufgestellt  hat  ^), 
während  die  Gewerbeordnung  selbst  nur  die  Anlage  derselben  regelt 
Die  Besitzer  yon  Dampfkesseln  und  die  Betriebsbeamten  haben  nach  diesen 
Landesgesetzen:  1)  für  die  Benutzung  der  SicherheitsYorriohtungen  und 
dafür,  dass  Kessel,  welche  sich  in  gefährlichem  Zustande  befinden,  nicht 
in  Betrieb  erhalten  werden,  Sorge  zu  tragen,  2)  eine  amtliche  Eevision 
der  Dampfkessel  zu  gestatten. 

4. 
Gewerbebetrieb   im  ümherziehn   im   Sinne  der  Gewerbeord-  ^^^ 

.  oetneb  im 

nung   ist:  Umheniehn. 

1)  das  Feilbieten  von  Waaren,  ^**^ 

2)  der  Ankauf  von  Waaren  zum  Wiederverkauf  bei  andern  Personen  als 
bei  Eaufleuten  oder  an  andern  Orten  als  in  offenen  Verkaufsstellen, 

sofern  beide  Thätigkeiten  ausserhalb  des  Wohnortes  des  Gewerb- 
treibenden,  ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Niederlassung  an 
dem  fremden  Orte,  ohne  vorgängpge  Bestellung  und  nicht  innerhalb 
des  Marktverkehrs  vorgenommen  werden, 

3)  das  Feilbieten  gewerblicher  oder  künstlerischer  Leistungen  oder  Schau- 
stellungen, bei  welchen  ein  höheres  wissenschaftliches  oder  Eunst- 
interesse  nicht  obwaltet,  ausserhalb  des  Wohnortes  des  Gewerbtrei- 
benden,  ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Niederlassung  an  dem 
fremden  Orte  und  ohne  vorgängige  Bestellung, 

4)  das  Aufsuchen  von  Waarenbestellungen  ohne  Begründung  irgend  einer 
gewerblichen  Niederlassung  '). 

Der  Gfewerbebetrieb  im  Ümherziehn  ist  völlig  frei,   soweit  er  den^z«^»'«^^ 
Ankauf  und  Verkauf  roher  Erzeugnisse  der  Land  -   und  Forstwirthschaft»  betrieb*  im 
des  (harten  -   und  Obstbaus   zum   Gegenstande   hat     Den   Landesgesetzge-  r!^ti^^oiü^ 
bungen  ist  vorbehalten,  eine  solche  Freiheit  auch  für  andere  Gegenstände     *<^*i^°* 
des  gemeinen  Verbrauches  herzustellen  ^).     Dagegen  sind  vom  Ankauf  und 
Verkauf  im  ümherziehn  völlig  ausgeschlossen:    1)    geistige  Getränke 
alier  Art,  2)  gebrauchte  Eleider  und  Betten,  Gamabfälle,  Enden  und  Dräu- 
men   von   Seide,    Wolle,    Leinen  oder  Baumwolle,    Bruchgold  und  Bruch- 
silber,    8)  Spielkarten,    Lotterieloose ,   Staats-  und  sonstige  Werthpapiere, 
4)  Schiesspulver,  Feuerwerkskörper  und  andere  explosive  Stoffe,  5)  Arznei- 
mittel,   Gifte   und   giftige  Stoffe^).     In   allen  andern  Fällen   ist   der  Ge- 
werbebetrieb im  Unöierziehn  zwar  gestattet,  aber  vom  Besitz  eines  Legi- 
timationsscheins  abhängig^).     Dieser   Legitimations6chein   hat   nicht 


1)  Preossisehes  Gesets  vom  3.  Mai  1872,  bayrische  Verordnang  vom  21.  Janaar  1872, 
aicbsische  Tom  6.  Juli  1871,  wfirttemberger  rom  14.  Decembor  1872  §  35,  badiscbes  Ge- 
•eU  vom  22.  JaDoar  1874,  sachsen-altenborgiscbe  Verordnang  vom  23.  December  1871, 
oldeobarg«r  Oesets  vom  19.  Jali  1879,  braanschweiger  vom  11.  Jani  1873,  anbalter  vom 
29.  December  1873,  scbwarsbarg-sondershäaser  vom  14.  December  1875,  lippisches  vom 
28.  Febmar  1878,  schaombarg-lippisches  vom  26.  Febroar  1875 ,  waldecker  vom  20.  De- 
cember 1873,  bremer  vom  30.  September  1874,  lübecker  vom  5.  April  1875. 

2)  Gew.O.  §  55,  44,  64. 

3)  Gew.O.  §  55,  63. 

4)  Gew.O.  §  56. 

5)  Gew.O.  %  55. 
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den  Charakter  einer  Beglaabigang  oder  Beurkundung,  sondern  den  einer 
polizeilichen  Concession.  Er  muss  ertheilt  werden  jedem  Beichsan- 
gehörigen,  der  im  Reichsgebiete  einen  Wohnsitz  und  das  2l6te  Lebensjahr 
überschritten  hat,  sofern  ihm  nicht  gesetzliche  Versagungsgründe  entgegen 
stehen^).  Er  kann  ertheilt  werden:  1)  Reichsangehörigen  von  14 — 21 
Jahren,  2)  Reichsangehörigen  über  21  Jahren«  denen  ein  gesetzlicher  Ver- 
sagungsgrund entgegen  steht,  3)  Ausländem  nach  näherer  Vorschrift  des 
Bundesrathes ').  Er  darf  nicht  ertheilt  werden  Kindern  unter  14  Jah- 
ren •). 

6. 

ifttkiTcrkehr.  Gegenstand   des  Marktyerkehrs   bildet  lediglich   der  Ankauf  und 

Verkauf  von  Waaren,  nicht  persönliche  Dienstleistungen  und  öffentliche 
Aufführungen  oder  Schaustellungen.  Die  Märkte  zerfallen  in  Wochen- 
märkte und  Jahrmärkte,  zu  denen  auch  die  sogenannten  Messen  gehören. 
Gegenstand  des  Wochenmarktverkehrs  sind  namentlich  landwirthschafbliche 
Producte,  Gegenstand  des  Jahrmarktverkehrs  ausser  diesen  noch  alle  an- 
dern Verzehrungsgegenstände  und  Fabrikate.  Der  Marktverkehr  ist  von 
den  g^ewöhnüchen  Beschränkungen  des  Gewerbebetriebes^)  befireit.  Die 
Festsetzung  der  Märkte  geschieht  durch  die  zuständige  Verwaltungsbe- 
hörde ^).  Der  Besuch  derselben  steht  Jedermann  frei  ^).  Abgaben  dürfen 
nur  für  den  überlassenen  Raum,  für  den  Gebrauch  von  Buden  und  Geräth- 
schaften  erhoben  werden,  hinsichtlich  derselben  sind  Einheimische  und 
Fremde  gleich  zu  behandeln  7). 

6. 

Taxen.  Dem  Grundsatz  der  Gewerbefireiheit  entsprechend  haben  die  Gewerb- 

treibenden  auch  die  Befugniss,  die  im  gewerblichen  Verkehr  von  ihnen 
geforderten  Preise  selbstständig  festzusetzen.  Von  diesem  Grundsatze  be- 
stehen zwei  Ausnahmen.  Gewisse  Gewerbtreibende  können  von  der  Orts- 
polizeibehörde angehalten  werden,  Verzeichnisse  ihrer  Preise  einzureichen 
und  durch  Anschlag  an  oder  in  ihrem  Verkaufslokal  bekannt  zu  machen. 
Dies  sind  Bäcker  und  Verkäufer  von  Backwaaren,  sowie  Gastwirthe  ^). 
Für  andere  Gewerbtreibende  dürfen  Taxen  durch  die  Behörden  festgesetzt 
werden.    Zu  ihnen  gehören:   Personen,   welche  auf  öffentlichen  Strassen 


1)  Gew.O.  §  57. 

8)  Gew.O.  §  57.  Die  Verordnniig  des  Bnndesrathes  ist  am  7.  MAn  1877  erlMsen 
and  im  Centralblatt  S.  142  ff.  pablidrt  worden. 

8)  Die  Ertheilang  von  Legitimationsscheinen  an  Blinder  unter  14  Jahren  ist  zwar 
nicht  ausdrfioklich  untersagt;  da  diese  aber  nach  §  68  beim  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
aiehn  nicht  einmal  als  Begleiter  mitgenommen  werden  sollen,  so  darf  ihnen  natürlich  noch 
weniger  ein  eigener  Legitimationsschein  ertheUt  werden.  Vergl.  auch  die  Aeusseruogen 
des  Berichterstatters  Abg.  Dr.  Friedenthal  in  der  Reichstagssitaung  vom  80.  April  1869 
(Sten.  Ber.  8.  702). 

4)  Nicht  bloss  des  Gewerbebetriebes  im  Umhersiehn,  sondern  auch  des  stehenden 
Gewerbebetriebes,  wie  Seydel  a.  a.  0.  8.  679  Anm.  8  mit  Recht  ausführt 

5)  Gew.O.  §  65. 

6)  Gew.O.  §  64. 

7)  Gew.O.  §  68. 

8)  Gew.O.  §  78—75. 
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und  Plätzen  oder  in  Wirthshänsem  ihre  Dienste  anbieten  oder  Transport- 
mittel zum  Öffentlichen  Gebrauch  ausstellen,  Schornsteinfeger^  denen  Bezirke 
ausschliesslich  zugewiesen  sind,  die  von  den  Behörden  angestellten  Feld- 
messer, Auctionatoren  und  Personen,  welche  den  Feingehalt  edler  Metalle 
oder  die  Beschaffenheit,  Menge  oder  richtige  Verpackung  yon  Waaren  ir- 
gend einer  Art  feststellen,  Apotheker  und  Aerzte  ^).  Die  Taxen  für  Aerzte 
haben  den  Charakter  von  blossen  Normalsätzen.  Die  Festsetzung  des 
Honorars  für  die  geleisteten  ärztlichen  Dienste  ist  (Gegenstand  freier  Ver- 
einbarung; nur  in  Ermangelung  einer  solchen  dienen  die  Taxen  als  Norm 
für  streitige  Fälle.  Alle  andern  Taxen  sind  zugleich  Maximal-  und  Nor- 
malsätze. Sie  bestimmen  nicht  nur  die  Summe  der  Leistung,  welche  dem 
Oewerbtreibenden  von  seinem  Contrahenten  im  Falle  mangelnder  Verein- 
barung prästirt  werden  muss,  sondern  fixiren  zugleich  die  Grenze,  bis  zu 
welcher  die  Forderung  des  Gewerbtreibenden  gehen  darf.  Diese  Grenze 
hat  aber  eine  doppelte  Bedeutung :  eine  civilrechtliche  und  eine  strafrecht- 
liche. Die  civilrechtliche  Bedeutung  liegt  darin,  dass  der  andere  Contra- 
henty  selbst  wenn  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  stattgefunden  hat, 
niemals  mehr  als  die  Taxe  zu  bezahlen  braucht,  die  strafrechtliche  darin, 
dass  die  Ueberschreitung  der  Taxe  Seitens  des  Gewerbtreibenden  mit  Strafe 
bedroht  ist'). 

7. 

Die  Innungen  der  Gewerbtreibenden  betrachtet  die  Gewerbe-  Innungen. 
Ordnung  als  Corporationen ,  welche  zwar  Privilegien  und  obrigkeitliche  '^^^S^"' 
Functionen  nicht  mehr  besitzen,  denen  aber  die  Förderung  der  öffentlichen  <}««  o. 
Interessen  des  Gewerbes  obliegt.  Die  Beseitigung  der  privilegirten  und 
obrigkeitlichen  Stellung  zeigt  sich  in  der  Aufhebung  aller  Exdusiv-  und 
Verbietungsrechte  >),  in  der  jedem  Mitgliede  beigelegten  Befugniss,  aus  der 
Innung  auszuscheiden  und  das  Gewerbe  nach  dem  Austritt  fortzusetzen^), 
in  der  Bestimmung,  dass  die  executivische  Beitreibung  der  Innungsbeiträge 
and  der  von  den  Innungsgenossen  wegen  Verletzung  statutarischer  Vor- 
schriften verwirkten  Geldstrafen  im  Verwaltungswege  femer  nicht  statt- 
findet^). Die  Anerkennung  der  öffentlichen  Bedeutung  und  Wirksamkeit 
der  Innungen  tritt  dagegen  hervor  in  der  den  Innungen  beigelegten  Cor- 
porationsqualität*),  in  der  staatlichen  Aufsicht,  welcher  dieselben  unter- 
worfen sind^),  in  der  Bestimmung,  dass  bei  Auflösung  der  Innung  das 
Vermögen  derselben ,  soweit  es  nicht  aus  Beiträgen  der  Mitglieder  ent- 
standen ist,  für  öffentliche  Zwecke  verwendet  werden  muss^),  sowie  end- 
lich darin,  dass  jeder  Gewerbtreiben  de,  der  die  gesetzlichen  und  statutari- 
schen Bedingungen  erfüllt,  ein  Recht  hat,  in  die  Innung  aufgenommen  zu 


5! 


1)  Gew.O.  §  76—80. 
8)  Gew.O.  S  148. 

Gew.O.  §  4. 

Gew.O.  §  82. 

5)  Gew.O.  §  91. 

6)  Gew.O.  §  81,  97. 

7)  Gew.O.  §  89,  92,  93,  99,  103. 

8)  Gew.O.  §  94. 

N.  F.  Bd.  IV. 
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werden  ^).     Die  Bildung  von  Innungen  gestattet  die  Gewerbeordnung  sol- 
chen Qewerbtreibenden ,   welche   gleiche   oder  verwandte  Gewerbe  betrei- 
ben «). 
doreif  rÜo*  Diese  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  sind  durch  Beichsgesetz  vom 

^^^liSi^^^  18.  Juli  1881  in  weitgehender  Weise  modificirt  Das  neue  Gesetz  giebt 
die  althergebrachte  Beschränkung  der  Innungen  auf  Angehörige  gleich- 
artiger und  verwandter  Gewerbe  völlig  auf  und  gestattet  auch  den  selbst- 
ständigen Gewerbtreibenden  verschiedenster  Gewerbe,  sich  zu  einer  Innung 
zu  verbinden  ^>.  Dagegen  ist  es  nicht  richtig,  wenn  behauptet  wird,  das- 
selbe habe  den  Charakter  der  Innungen  vollständig  verändert,  dieselben 
ans  privatrechtlichen  zu  öffentlichen  Corporationen  umgestaltet^).  Oef- 
fentliehe  Corporationen,  d.h.  soldie,  denen  die  Förderung  öffent- 
licher Interessen  oblag,  waren  die  Innungen  schon  nach  der  ursprüngli- 
chen Fassung  der  Gewerbeordnung.  Zwangsverbände  sind  sie  auch 
nach  dem  Gesetze  vom  18.  Juli  1881  nicht  Sie  haben  den  Charakter  von 
freien  Vereinen  der  Gewerbtreibenden  behalten.  Niemand  ist  verpflichtet, 
in  eine  Innung  einzutreten  und  jedes  Mitglied  hat  das  Becht,  aus  der- 
selben anszuacheiden,  ohne  dass  sein  Gewerbebetrieb  dadurch  eine  Beein- 
trächtigung erleidet^).  Den  Innungen  stehen  keinerlei  Ezdusiv-  und 
Verbietnxignrechte  zu.  Die  Privilegien,  welche  ihnen  das  neue  Gesetz  bei- 
gelegt hat,  beschränken  sich  darauf,  dass  Innuogsbeiträge  und  Strafen  in 
dem  für  Gemeindeabgaben  vorgesehenen  Wege,  also  im  Wege  der  Ver- 
waltungsexecution,  beigetrieben  werden  dürfen*),  eine  Vorschrift,  welche 
durch  die  öffentlichen  Functionen  der  Innungen  als  hinreichend  gerecht- 
fertigt erscheint,  und  auf  das  praktisch  ziemlich  unerhebliche  Vorrecht  der 
Innungsmitglieder,  sich  als  Innungsmeister  zu  bezeichnen^). 

Das  Reichsgesetz  vom  18.  Juli  1881  lässt  jedoch  den  öffentlichen 
Charakter  der  Innungen  entschiedener  hervortreten  als  nach  der 
ursprünglichen  Fassung  der  Gewerbeordnung  der  Fall  war.  Dies  zeigt  sich 
zunächst  in  der  genaueren  Formulirung  der  den  Innungen  obliegenden 
Aufgaben.  Diese  Aufgaben  zerfallen  in  obligatorische  und  facultative. 
Obligatorische  Aufgaben  sind  solche,  welche  von  den  Innungen  erfüllt 
werden  müssen.  Nur  ein  Verein,  der  sich  die  Erfüllung  dieser  Aufgaben 
zum  Ziele  setzt,  kann  sich  als  Innung  constituiren  und  die  den  Innungen 
zustehenden  Rechte  in  Anspruch  nehmen.  Die  obligatorischen  Au^ben 
sind:  1)  die  Pflege  des  Gemein geistes,  sowie  die  Aufrechterhaltung  und 
Stärkung  der  Standesehre  unter  den  Innungsmitgliedem ;  2)  die  Förderung 
eines  gedeihlichen  Verhältnisses  zwischen  Meistern  und  Gesellen,  sowie  die 
Fürsorge  für  das  Herbergswesen  der  Gesellen  und  die  Nachweisung  von 
Qesellenarbeit;  S)  die  nähere  Regelung  des  Lehrlingswesens  und  die  Für- 
iorge  für  die  technische,   gewerbliche  und  sittliche  Ausbildung  der  Lehr- 


I)  Ckw.O.  I  83,  84. 
I)  Ckw.O.  I  »T. 

Qtw.O.  I  97. 

8sy  d«l  ia  Hlitbs  AdmJw  des  deafiachen  Reidies  1881  S.  600  C 
I)  (Uw.O.  I  100. 
i  Osw.O.  S  100  b. 
I  Q.  vom  18.  Jaü  1881  Art.  S. 
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linge;  4)  die  Entsoheidang  yon  Streitigkeiten  zwischen  InnungsmeiBtern 
und  Lehrlingen  an  Stelle  der  Gemeindebehörde^).  Facultatiye  Auf- 
gaben sind  diejenigen  y  welche  die  Innungen  zum  Gegenstande  ihrer  Thä- 
tigkeit  machen  können,  aber  nicht  zu  machen  brauchen.  In  dieser 
Beziehung  sind  die  Innungen  durchaus  unbeschränkt.  Sie  dürfen  Alles  in 
den  Bereich  ihrer  Thätigkeit  hineinziehen,  was  die  Förderung  der  gemein- 
samen gewerblichen  Interessen  bezweckt  Beispielsweise  führt  das  Gesetz 
Folgendes  auf:  1)  Errichtung  und  Leitung  von  Fachschulen  für  Lehrlinge; 
2)  Herstellung  von  Einrichtungen  zur  Förderung  der  gewerblichen  und 
technischen  Ausbildung  der  Meister  und  Gesellen;  3)  Veranstaltung  von 
Gesellen-  und  Meisterprüfungen  und  Ausstellung  yon  Zeugnissen  über  die 
Prüfungen ;  4)  Einrichtung  eines  gemeinschaftlichen  Geschäftsbetriebes  zur 
Förderung  des  Gewerbebetriebes  der  Innungsmitglieder;  5)  Einrichtung  yon 
Kassen  zur  Unterstützung  der  Innungsmitglieder,  ihrer  Angehörigen,  ihrer 
Gesellen  und  Lehrlinge  in  Fällen  der  Krankheit,  des  Todes,  der  Arbeits- 
unfähigkeit und  sonstiger  Bedürftigkeit;  6)  die  Errichtung  yon  Schieds- 
gerichten zur  Entscheidung  der  Streitigkeiten  zwischen  Innungsmitgliedern 
und  deren  Gesellen  an  Stelle  der  sonst  zuständigen  Behörden  ^). 

Entsprechend  der  stärkeren  Betonung  des  öffentlichen  Charakters  der 
Innungen  ist  auch  die  staatliche  Einwirkung  auf  dieselben  ver- 
stärkt worden.  Die  Statuten  bedürfen  wie  früher  einer  staatlichen  Ge- 
nehmigung; in  dem  neuen  Gesetze  sind  aber  die  Gründe,  aus  denen  die 
Genehmigung  versagt  werden  muss  oder  darf,  genauer  specialisirt  wor- 
den ^).  Die  Innungen  unterstehen  einer  eingehenden  staatlichen  Aufsicht, 
deren  Ausübung  in  der  Regel  der  Gemeindebehörde  übertragen  ist^).  Sie 
können  aus  gesetzlich  bestimmten  Ghründen  geschlossen,  d.  h.  durch  Ver- 
waltungsverfügung  zwangsweise  aufgelöst  werden'^). 

Das  Beichsgesetz  vom  18.  Juli  1881  regelt  endlich  die  Verhältnisse 
der  in  der  Gewerbeordnung  gar  nicht  berücksichtigten  grösseren  Ver- 
einigungen, zu  welchen  sich  mehrere  Innungen  behufs  gemeinsamer 
Erfüllung  ihrer  Aufgaben  zusammenschliessen  können.  Als  solche  Ver- 
einigungen erscheinen  die  Innungsausschüsse  und  die  Innuugsverbände. 
Innungsausschüsse  sind  Vereinigungen  von  Vertretern  mehrerer 
Innungen,  welche  derselben  Aufsichtsbehörde  unterstehen^).  Die  In- 
nungsverbände  sind  Vereinigungen  mehrerer  Innungen,  welche  nicht 
derselben  Aufsichtsbehörde  unterstehen^).  Die  Innungsausschüsse  sollen 
namentlich  dazu  dienen,  diejenigen  örtlichen  Aufgaben  zu  erfüllen,  welche 
den  Innungen  verschiedener  Gewerbe  gemeinsam  sind;  die  Innungsverbände 
verfolgen  den  Zweck,  behufs  Förderung  eines  bestimmten  Gewerbes  diejeni- 
gen Innungen  zusammen  zu  fassen,  welche  sich  aus  Gewerbtreibenden  die- 


1) 

Gew.O. 

§ 

97. 

8) 

Gew.O. 

§ 

97  a. 

3) 

Qew.O. 

§ 

98  b 

u.  c. 

4) 

Gew.O. 

§ 

104. 

5) 

Gew.O. 

§ 

lOS, 

103  a. 

6) 

Gew.O. 

§ 

102- 

-4. 

7)  Gew.O.  §  104  a— g. 
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ses  Gewerbes  an  yersohiedeDen  Orten   gebildet  haben.     Beide  unterliegen 
einer  ähnlichen  staatlichen  Aufsicht,  wie  sie  für  die  Innungen  besteht 

Während  die  vorher  erwähnten  Bestimmungen  des  Beichsgesetzes  vom 
18.  Juli  1881  als  Fortbildungen  und  Verbesserungen  der  in  der  Gewerbe- 
ordnung vorhandenen  Bestimmungen  bezeichnet  werden  müssen,  enthält 
dasselbe  eine  Aenderung,  welche  sich  von  der  principiellen  Grundlage  des 
bisherigen  Gewerberechtes  entfernt.  Es  gestattet  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde, die  Wirksamkeit  einer  Innung  über  den  Kreis  ihrer 
Mitglieder  zu  erweitern,  sie  nämlich  auf  solche  Gewerbtreibende  zu 
erstrecken,  welche  ein  in  der  Innung  vertretenes  Gewerbe  betreiben,  zur 
Aufnahme  in  dieselbe  befähigt  sind,  ihr  aber  trotzdem  nicht  angehören. 
Auf  solche  Gewerbtreibende  kann  ausgedehnt  werden:  1)  die  schiedsrich- 
terliche Jurisdiction  der  Innung  in  Lehrlingsstreitigkeiten,  vorausgesetzt, 
dass  das  Innungsschiedsgericht  von  einem  der  streitenden  Theile  angerufen 
wird,  2)  die  Verbindlichkeit  der  von  der  Innung  erlassenen  Vorschriften 
über  Lehrlingswesen,  jedoch  mit  der  Modification,  dass  etwaige  Prüfungen 
von  einer  Commission  vorzunehmen  sind,  deren  Mitglieder  zur  Hälfte  von 
der  Innung,  zur  andern  Hälfte  von  der  Aufsichtsbehörde  berufen  werden. 
Die  Voraussetzung  einer  derartigen  Erweiterung  des  Wirkungskreises  einer 
Innung  ist,  dass  sich  dieselbe  auf  dem  Gebiete  des  Lehrlingswesens  be- 
währt hat^).  Der  Zweck  dieser  Bestimmungen  ist  allerdings  nicht  der, 
einer  bestimmten  Innung  Privilegien  im  Privatinteresse  ihrer  Mitglieder 
beizulegen,  sondern  der,  eine  angemessenere  Gestaltung  des  Lehrlingswe- 
sens in  einem  Gewerbe  herbeizuführen.  Deshalb  hat  eine  Innung,  selbst 
wenn  bei  ihr  die  Voraussetzungen  vorliegen,  kein  Recht  auf  Erlass  der 
betreffenden  Anordnung.  Der  Erlass  liegt  ebenso  wie  die  Zurücknahme 
desselben  lediglich  im  Ermessen  der  Verwaltungsbehörde.  Trotzdem  kann 
eine  derartige  Erweiterung  des  Wirkungskreises  sich  thatsächlich  zu  einem 
Privileg  für  die  Innungsmitglieder  gestalten.  Die  Innungsmeister  gewinnen 
dadurch  gegenüber  den  ausserhalb  der  Innung  befindlichen  Gewerbtreiben- 
den  einen  Einfluss,  den  sie  leicht  in  ihrem  privaten  Interesse  missbrau- 
chen können.  Auf  diese  Weise  kann  auf  letztere  ein  mittelbarer  Zwang 
ausgeübt  werden,  der  sie  zum  Eintritt  in  die  Innung  nöthigt  In  viel  hö- 
herem Maasse  würde  dies  allerdings  der  Fall  gewesen  sein,  wenn  die  vom 
Eeichstage  abgelehnte  Bestimmung  der  Regierungsvorlage,  dass  den  Innungs- 
meistern das  ausschliessliche  Recht  Lehrlinge  zu  halten  durch  die  Verwal- 
tungsbehörde beigelegt  werden  könne,  Gesetz  geworden  wäre. 

Für  die  unter  der  Herrschaft  der  bisherigen  Gesetzgebung  entstan- 
denen Innungen  bleiben  die  älteren  gesetzlichen  Vorschriften  zunächst 
in  Kraft.  Dieselben  können  jedoch,  wenn  sie  ihre  Verfassung  bis  zum 
Ablauf  des  Jahres  1885  nicht  entsprechend  den  neuen  Vorschriften  um- 
gestaltet haben,  behördlich  aufgefordert  werden,  diese  Umgestaltung  binnen 
bestimmter  Frist  zu  bewirken.  Kommen  sie  dieser  Aufforderung  nicht 
nach,  so  ist  die  Behörde  befugt,  die  Schliessung  derselben  anzuordnen  ^). 
Damit  ist  der  Verwaltung  die  Macht  gegeben,  die  jetzt  bestehenden  In- 
nungen allmählich  in  die  neue  Form  überzuleiten. 

1)  Oew.O.  §  100  e. 

2)  Q.  vom  18.  Jali  1881  Art.  3. 
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8.  -    ...   • 

Das  YerhältnisB  der  selbstständigen  Oewerbtreibe^^den  zu  dem  ge-  oewerbHche» 
werblichen  Hülfspersonal  (Gesellen,  Gehülfen,  LeJ^riingo)  sieht  die  ^i^^^"** 
Gewerbeordnung  als  ein  priyatreohtliohes  an,  welches  der  freien  ««^--o» 
Vereinbarung  der  Parteien  unterliegt ').  Allerdings  hat  dieses  nrivatrecht- 
liche  Yerhältniss  durch  die  Gewerbeordnung  eine  eingehenqe  Begelung 
gefunden;  die  meisten  der  darauf  bezüglichen  Vorschriften  char&kt^nsiren 
sich  jedoch  als  Dispositiynormen ,  welche  nur  in  Ermangelung  elnVi  .ent- 
gegenstehenden Vereinbarung  der  Parteien  in  Wirksamkeit  treten.*  J\ie 
Entscheidung  der  privatrechtlichen  Streitigkeiten  zwischen  den  selbsmkn- 
digen  Gewerbtreibenden  und  ihren  Gehülfen  soll  jedoch  nicht  im  ordent- 
lichen GerichtsrerfEihren  erfolgen,  sondern:  1)  entweder  durch  ortsstatu- 
tarisch errichtete  aus  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zusammengesetzte 
Schiedsgerichte,  2)  oder,  so  weit  solche  nicht  vorhanden  sind,  durch  die 
besonderen  für  diese  Angelegenheiten  bestehenden  Behörden,  3)  oder,  wenn 
auch  solche  nicht  ezistiren,  durch  die  Gemeindebehörden,  gegen  deren 
Bescheid  die  Berufung  auf  den  Rechtsweg  offen  steht '). 

Bestimmungen  öffentlich  rechtlicher  Natur  über  die  Ver- 
hältnisse der  Gewerbegehülfen  enthält  die  Gewerbeordnung  nur, 
so  weit  der  Schutz  der  Arbeiter  solche  erfordert.  Dieselben  beziehen  sich 
zum  Theil  auf  alle  Gewerbegehülfen,  zum  Theil  nur  auf  einzelne  Klassen 
derselben,  Fabrikarbeiter,  Lehrlinge,  jugendliche  Arbeiter.  Zu  den  all- 
gemeinen Bestimmungen  gehört  die  Vorschrift,  dass  der  Gewerbtreibende 
die  Einrichtungen  herstellen  muss,  welche  zur  Sicherung  gegen  Gefahr 
für  Gesundheit  und  Leben  des  Arbeiters  nothwendig  sind  ^),  bloss  auf 
Fabrikarbeiter  bezieht  sich  das  Verbot  des  Trucksystems^).  Bei  Be- 
schäftigung der  Lehrlinge  muss  die  gebührende  Rücksicht  auf  Gesund- 
heit und  Sittlichkeit  genommen,  denselben  zum  Besuch  des  Schul-  und 
Religionsunterrichtes  die  nothwendige  Zeit  gelassen  werden  ^) ,  Personen, 
denen  der  Vollgenuss  der  staatsbürgerlichen  Rechte  entzogen  ist,  sind 
von  der  Befügniss  Lehrlinge  zu  halten  ausgeschlossen  *).  Für  Gewerbe- 
gehülfen unter  18  Jahren  kann  durch  Ortsstatut  der  Besuch  der 
Fortbildungsschule  obligatorisch  gemacht  werden'').  Eingehendere  Vor- 
schriften finden  sich  über  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter 
in  Fabriken.  Kinder  unter  12  Jahren  dürfen  in  Fabriken  gar  nicht, 
Kinder  yon  12  bis  14  Jahren  höchstens  sechs,  jugendliche  Personen  von 
14 — 16  Jahren  höchstens  zehn  Stunden  täglich  beschäftigt  werden.  Die 
Tageszeit,  in  welcher  die  Beschäftigung  stattfinden  darf,  ist  gesetzlich  be- 
stimmt. Zwischen  der  Arbeitszeit  sind  die  nothwendigen  Ruhepausen  zu 
gewähren.  Die  jugendlichen  Arbeiter  in  den  Fabriken  müssen  mit  Ar- 
beitsbüchern Tersehen  sein  ^). 

1)  6«w.O.  §  105. 

8)  G«w.O.  §  108  (nach  dem  Reichsgesetz  Tom  17.  Juli  1878  §  120  a). 

3)  Gew.O.  §  107  (120). 

4)  Gew.O.  §  134—39. 

5)  Gew.O.  §   106. 

6)  Gew.O.  §  106. 

7)  Gew.O.  §  106  (120). 

8)  Gew.O.  §  128—33. 
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in«  Diese  BestimmtiD^eii  erwiesen   sich   auf  die  Dauer  als   nicht  ausrei- 

^i'  chend.  Unter  d^f'^errschaft  der  Gewerbeordnung  war  eine  Lookerung 
des  Arbeits-  uQ^^Jü^hrlingsyerhaltnisBes  eingetreten,  welche  eine  Beform 
der  betreffeiW!«p*«  ^Bestimmungen  als  eine  dringende  Nothwendigkeit  er- 
scheinen, liest/ •*  Diese  erfolgte  durch  das  Gesetz  vom  17.  Juli  1878. 
Dasselbe  Vdfft  Bestimmungen,  welche  eine  genauere  Controle  über  den 
Arbeii)Qr«jeitnÖglichen  und  seinen  Beziehungen  zum  Arbeitgeber  einen  fe- 
ste^e^«^«Llt  zu  geben  geeignet  sind.  Andrerseits  gewährt  es  dem  Arbei- 
ter* totMu  grösseren  Schutz  gegen  Ausbeutungen  des  Arbeitgebers. 
**r*/*^uch  das  neue  Gesetz  stellt  den  Grundsatz  an  die  Spitze,  dass  das 
*.*Verhältniss  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  ein  priyatrechtliches 
'•  »st  und  den  Gegenstand  freier  Vereinbarung  bildet^).  Aber  es  zieht  in 
*  Bezug  auf  dieses  Yerhältniss  der  FriTatwillkiir  engere  Grenzen,  indem  es 
dem  Arbeitgeber  unmöglich  macht,  die  Arbeiter  yertragsmässig  zur  Sonn- 
tagsarbeit zu  Tcrpflichten  ').  £s  erleichtert  die  Controle ,  indem  es  för 
Arbeiter  unter  21  Jahren  Arbeitsbücher  einführt  Es  giebt  dem  Lehr- 
lings- und  Arbeitsverträge  einen  festeren  Halt,  indem  es  die  Annahme 
Yoo  Arbeitern,  welche  noch  gegenüber  andern  Arbeitgebern  vertragsmas- 
sik  gebunden  sind,  yerbietet  ^)  und  die  Anwendung  polizeilichen  Zwanges 
zur  ZurückführuDg  der  Lehrlinge  gestattet^).  Es  begünstigt  die  schrift- 
liche Form  des  Lehrlingsvertrages  ^) ,  führt  für  das  Lehrlingsverhältuiss 
eine  Probezeit  ein^)  und  macht  die  Ausstellung  von  Lehrlingszeugnissen 
obligatorisch '). 

Durch  das  erwähnte  Gesetz  haben  aber  auch  diejenigen  auf  gewerb- 
liche Arbeiter  bezüglichen  Bestimmungen,  welche  den  Charakter  öffent- 
lich rechtlicher  Vorschriften  besitzen,  eine  weitere  Ausdehnung  er- 
fahren. Die  Bestimmung,  dass  Arbeitgeber,  denen  der  VoUgenus«  der 
bürgerlichen  Hechte  entzogen  ist,  keine  Lehrlinge  halten  sollen,  ist  dahin 
geändert,  dass  G ewerb treibende ,  welchen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
aberkannt  sind ,  sich  mit  der  Anleitung  yon  Arbeitern  unter  18  Jahren 
nicht  befassen  dürfen  ^).  Die  ursprünglich  nur  für  Lehrlinge  geltende 
Bestimmung,  dass  bei  ihrer  Beschäftigung  die  durch  ihr  Alter  gebotene 
besondere  Eücksicht  auf  Sittlichkeit  und  Gesundheit  zu  nehmen  sei,  findet 
jetzt  ebenfalls  auf  alle  Arbeiter  unter  18  Jahren  Anwendung^).  Das 
Verbot  des  Trucksystems,  welches  in  der  älteren  Fassung  der  Ge- 
werbeordnung nur  in  Bezug  auf  Fabrikarbeiter  erlassen  war,  ist  durch 
das  neue  Gesetz  auf  alle  gewerblichen  Arbeiter,  einerlei  ob  sie  in  Fabri- 
ken oder  in  anderen  gewerblichen  Etablissements  beschäftigt  sind,  ausge- 
dehnt worden.  Die  Bestimmungen  über  die  Beschäftigung  jugendlicher 
Arbeiter  in  Fabriken   sind  mit  wenigen  Modificationen  in  das  neue 

1)  Gew.O.  §  105. 

2)  Gew.O.  §   105. 

3)  Gew.O.  §  125,  131. 

4)  Gew.O.  §  130. 

5)  Gew.O.  §  130,  132. 

6)  Gew.O.  §  128. 

7)  Gew.O.  §  129. 

8)  Gew.O.  §  106. 

9)  Gew.O.  §  120. 
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Qeseti  übergegangen  ^) ,  für  Sander  unter  1 4  Jahren  ist  die  Führung  von 
ArbeitAkarten  vorgesohrieben.  Dagegen  hat  das  Gesetz  vom  17.  Juli  1878 
neue  Bestimmungen  über  Arbeiterinnen  in  Fabriken  erlassen,  welche 
in  der  Gewerbeordnung  yom  21.  Juni  1869  nicht  enthalten  waren.  Wöch- 
nerinnen dürfen  während  der  drei  ersten  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft 
nicht  beschäftigt  werden'),  und  in  Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungs- 
anstalten und  unterirdisch  betriebenen  Brüchen  oder  Gruben  ist  die  Be- 
schäftigung Ton  Arbeiterinnen  überhaupt  untersagt  ^).  Den  besonderen 
Verhältnissen  einzelner  Fabrikationszwoige  ist  dadurch  Bechnung 
getragen,  dass  für  dieselben  dem  Bundesrath  der  Erlass  yon  Spezialbestim- 
mungen  über  jugendliche  Arbeiter  und  über  Arbeiterinnen  vorbehalten 
bleibt^).  Als  ein  wesentlicher  Fortschritt  erscheint  endlich  die  Einfüh- 
rung der  Fabrikinspectoren,  d.h.  besonderer  Beamten,  welche  die 
zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  zu  treffenden 
Einrichtungen  und  die  Ausführung  der  gesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  in  Fabriken 
zu  überwachen  haben '^). 

9. 

Die  Verhältnisse  der  gewerblichen  Hülfskassen  sind  durch  ^i©  SjJTjj^m* 
Gewerbeordnung  nicht  eingehender  geregelt.  Für  die  Hülfskassen  der 
selbstständigen  Ge werbtreibenden  ist  die  Verpflichtung  zum 
Beitritt,  welche  bisher  bestand,  aufgehoben  worden.  In  Bezug  auf  die 
Hülfskassen  der  Gesellen,  Gehülfen  und  Fabrikarbeiter  Hess  die 
Gewerbeordnung  zunächst  die  Landesgesetze  weiter  bestehen,  behielt  aber 
eine  spätere  bundesgesetzliche  Regelung  ausdrücklich  yor^). 

Eine  gesetzliche  Kegelung  des  letzteren  Gegenstandes  brachte  erst 
das  Reichsgesetz  vom  8.  April  1876.  Dasselbe  hat  die  Frage  in  dem 
Sinne  gelöst,  dass  eine  zwangsweise  Bildung  der  Kassen  zulässig  ist. 
Durch  Ortsstatut  oder  durch  Statuten  der  grösseren  Gommunalyerbände 
kann  die  Bildung  yon  Hülfskassen  zur  Unterstützung  yon  Gesellen,  Ge- 
hülfen  und  Fabrikarbeitern  angeordnet,  den  Gesellen,  Gehülfen  und 
Fabrikarbeitern  die  Betheiligung  daran  zur  Pflicht  gemacht  und  den 
Fabrikinhabern  die  Verbindlichkeit  auferlegt  werden  zu  den  Beiträgen 
ihrer  Arbeiter  Zuschüsse  bis  auf  die  Höhe  der  Hälfte  dieser  Beiträge  zu 
leisten  ^). 

1)  Gew.O.  §  135^138. 

2)  Gew.O.  §   135. 

3)  Gew.O.  §  154. 

4)  Gew.O.  §  139  a.  In  Ausführung  dieser  Bestimmung  sind  die  beiden  Verordnun- 
gen des  Bundesrathes  vom  23.  April  1879  über  die  Beschäftigung  von  jugendlichen  Ar- 
beitern und  Arbeiterinnen  in  Walz-  und  Hammerwerken  (Centr.  Bl.  S.  303  fT.)  und  in 
Glashütten  (Centr.  Bl.  3.  304  ff.)  die  Verordnung  vom  20.  Mai  1879  über  die  Beschäf- 
tigung jugendlicher  Arbeiter    in  Spinnereien  (Centr.  Bl.  S.  862  ff.)  erlassen. 

5)  Gew.O.  §  139  b.  Vgl.  A.  Thun,  die  Fabrikinspectoren  in  Deutschland  in 
Schmollers  Jahrbüchern  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirthschaft  im  deutschen 
Reich,  Bd.  V  S.  55  ff.  P.  Dehn,  die  deutschen  Fabrikinspectoren  in  Hirth's  Annalen 
des  deutschen  Reiches  1881  S.  153  ff. 

6)  Gew.O.  §  140,  141. 

7)  Gew.O.  §  141— 141c. 
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stnfNistiin-  Die  OewerbeordnuDg  enthält  endlich  Strafbestimmungen^).     In 

mnnK«>n.  ^e2ug  auf  das  Mindestmaass  der  Strafe,  das  Yerhältniss  von  Geld-  xu\d 
Freiheitsstrafe  und  die  Verjährung  sollten  zunächst  die  landesreohtlichen 
Vorschriften  Anwendung  finden ').  An  ihre  Stelle  sind  später  die  Be- 
stimmungen des  Beichsstrafgesetzbuches  getreten.  Diese  Aenderung  hat 
durch  die  neue  Bedaction,  welche  die  betreffenden  §§  im  Beichsgesetz 
vom  12.  Juni  1872  erhalten  haben,  ihre  ausdrückliche  Anerkennung  er- 
fahren. 


IL 

Die  in  BeutBOhland  erlaBsenen  wirthsohaftlichen  Ctosetie  und 
Verordnungen  eto.  des  Jahres  1879  ')  ^). 

Zusammengestellt  von  Dr.  Ludwig  Elster. 

/.     Deutsches  Reich, 

A.  Bergbau;  Land-  und  Foritwirthsehaft ;  Fiseliereiwesen. 

Vacat 
Doch  vergl.  onten  pGewerbewesen**  sab  1. 

B.  Oewerbeweten. 

1.  G.,  betr.  die  Abänderung  einiger  Best  der  Gewerbeordnung,  d.  d.  23.  Juli  1879. 
(R.G.Bl.  Nr.  29.  S.  267 — 269.)  Vorliegendes  G.  erstreckt  sich  auf  Abänderungen  der 
|§  6  (Abs.  I),    80  (Abs.  I),  33  (Abs.  lU),  34,  35  (Abs.  II),  88.  — 

An  Stelle  des  §  6  Abs.  I  treten  weitere  Best,  darüber,  dass  das  G.  keine  Anwen- 
dung findet  auf  das  Bergwesen  (vorbehaltlich  der  Best  der  §§  152,  153  und  154),  die 
Fischerei,  die  Ausübung  der  Heilkunde  (vorbehaltlich  der  Best  in  den  §§  29,  80,  53, 
80  und  144) ,  die  Errichtung  und  Verlegung  von  Apotheken  und  den  Verkauf  von  Ans- 
neimitteln  (vorbehaltlich  der  Best,  in  §  80),  die  Ersiehung  von  Kindern  gegen  Entgelt, 
das  Unterrichtswesen ,  die  advokatorische  und  Notariatspraxis ,  den  Gewerbebetrieb  der 
Auswanderungsunternehmer  und  Auswanderungsagenten,  der  Versicherungsuntemehmer  und 
Ebenbahnunternehmungen,  den  Vertrieb  von  Lotterieloosen ,  die  Beftigniss  sum  Halten 
öffentlicher  Fähren  und  die  Rechtsverhältnisse  der  Schiffsmannschaften  auf  den  See- 
schiffen. 

Die  neuen  Best  des  §  30  Abs.  1  beziehen  sich  auf  die  Koncession  von  Privat- 
Kranken-,  Privat-Entbindungs-  und  Privat-Irren-Anstalten. 

Die  weiteren  neueren  Best,  erstrecken  sich  auf  die  unter  Umständen  zu  verweigernde 
Erlaubniss  zum  Ausschenken  von  Branntwein,  zum  Betriebe  der  Gastwirthschaft  etc. 
etc.  und  zum  Geschäft  eines  Pfandleihers. 

2.  B.,  betr.  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Walz- 
und  Hammerwerken,  d.  d.  23.  April  1879  (Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  1879  Nr.  17 
S.  303  u.  304.) 

1)  Gew.O.  §  143—53. 
2^  Gew.O.  §  145. 

3)  Wir  werden  fortan  derartige  vollständige  Jabresübersichten  regelmässig  erscheinen 
lassen.  Eine  solche  pro  1880  folgt  in  einem  der  späteren  Hefte.  Ausserdem  sollen  die 
wichtigsten  Gesetze  kurz  nach  ihrem  Erscheinen  in  dieser  Rubrik  theils  vollständig  zum 
Abdruck  gebracht,    theils    eingehender   besprochen  werden.  — 

4)  Wir  haben  uns  bei  dieser  Zusammenstellung  folgender  Abkürzungen  bedient: 
G.  es  Gesetz.  —  B.  a  Bekanntmachung.  —  V.  s=  Verordnung.  —  Best,  es  Bestimmung. 
--  K.A.V.  «=  Königliche  Allerhöchste  Verordnung.  —  R.G.BI.  c=  Reichs-Gesetoblatt  — 
R.G.  SB  Reichs-Gesetz. 
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3.  B.,  b«tr.  die  Beschäftigung  Ton  Arbeiterinnen  und  jagendlichen  Arbeitern  in  Glas- 
hütten, d.  d.  83.  April  1879.     (Ebendas.  Nr.  17.     8.  304—307.) 

4.  B. ,  betr.  die  BeschftfUgang  jugendlicher  Arbeiter  in  Spinnereien,  d.  d.  20.  Mai 
1879.     (Ebendaa.  Nr.  21.     S.  362.) 

5.  B.,  betr.  die  Ab&ndemng  der  Instruktion  fiber  die  Zusammensetzung  etc.  der  Sach- 
Terstindigenvereine.     (Urheberrecht),     d.  d.  16.  Juli  1879.     (R.G.Bl.    Nr.  28.     S.    266.) 

Die  bes.  Abänderungen  sind  mitgetheilt  in: 

a)  B.,  betreff,  die  Abänderung  des  §  6  der  Instruktion  über  die  Zusammensetsung  etc. ; 
d.  d.  16.  Juli  1879  (Centralbl.  f.  d.  deutsche  Reich  Nr.  30.     S.  490)  und 

b)  B.y  betreff,  die  Abänderung  des  §  4  der  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
und  den  G^eschäftsbetrieb  der  künstlerischen  etc.  Sachverständigenvereine  pp. ;  d.  d. 
16.  Juli  1879.     (Ebendas.  Nr.  30.     8.  490.) 

Beide  B.  (a  und  b)  schreiben  ror, 
dass  das  verlangte  Gutachten  der  Verein   nur  dann  abzugeben  habe,   wenn  von  dem  er- 
suchenden Gerichte 

1)  in  dem  Ersuchungsschreiben  die  zu  begutachtenden  Fragen  einzeln  aufgeführt, 

2)  dem  Verein  übersendet  sind, 

a)  die  gerichtlichen  Akten, 

b)  die  zu  Tergleichenden  Gegenstände,  deren  Identität  durch  Anhängung  des  Gte- 
richtssiegels  oder  auf  andere  Weise  ausser  Zweifel  gestellt  und  gegen  Verwech- 
selung gesichert  ist. 

C.    HandeL 

1.  G. ,  betreffend  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln ,  Gennssmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen, d.  d.  14.  Mai  1879.  (R.G.B1.  Nr.  14.  S.  145—148)  Tgl.  diese  Jahrb.  33.  Bd. 
S.  331—333. 

2.  G. ,  betreffend  die  Statistik  des  Waarenverkehrs  des  deutschen  Zollgebietes  mit 
dem  Auslände,  d.  d.  20.  Juli  1879.  (R.G.B1.  Nr.  28.  S.  261—265)  vgl.  diese  Jahrb.  35.  Bd. 
(I.  N.  F.)  S.  138  u.  139. 

Hierzu  kommen  noch  in  Betracht: 

a)  B. ,  betr.  d.  Stat.  des  Waarenverkehrs  des  dtschn.  Zollgebietes  mit  dem  Aus!. ,  d. 
d.  20.  Not.  1879.  (Centralbl.  f.  d.  dtscbe.  Reich  1879.  Nr.  47.  S.  676—686.) 

b)  DienstTorschriften,  betr.  die  Stat.  des  WaareuTerkehrs  u.  s.  w. ,  d.  d.  21.  Nov.  1879. 
(Ebendas.  Nr.  47.  S.  687—709.) 

c)  B. ,  betr.  das  stat.  Waarenverzeichniss. ,  d.  d.  16.  Dec.  1879.  (Ebendas.  Nr.  52. 
Nachtrag.  S.  855—901.) 

3.  G.  über  die  Konsulargerichtsbarkeit;  d.  d.  10.  Juli  1879.  (R.G.B1.  Nr.  26. 
S.  197 — 206.)  Hierzu:  Instruktion  zur  Ausführung  des  G.  über  die  Konsulargerichts- 
barkeit, d.  d.  10.  September  1879.  (Centralblatt  f.  d.  dtscbe.  Reich  1879.  Nr.  39. 
S.  575-583.) 

D.    Traniport-  und  Verkehnweaen. 

1.  Allerhöchster  Erlass,  betr.  die  Errichtung  des  Reichsamts  für  die  Verwaltung 
der  Reichseisenbahnen,  d.  d.  27.  Mai  1878.     (R.G  Bl.   1879.  Nr.  24.  S.  193.) 

2-  Best. ,  betr.  die  Verpflichtungen  der  Eisenbahnen  untergeordneter  Bedeutung  zu 
Leistungen  für  die  Zwecke  des  Postdienstes,  d.  d.  28.  Mai  1879.  (Centralblatt  f.  d. 
dtscbe.  Reich.   1879.    Nr.  23.  S.  380  u.   81.) 

3.  B. ,  betr.  Abänderung  des  Betriebsreglements  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands, 
d.  d     13.  Juli  1879.     Ebendas.  Nr.  29.  S.  478.) 

Die  B.  erstreckt  sich  auf  Abänderungen  des  Betriebsreglements  vom  11.  Mai  1874, 
und  zwar  auf  die  §§  44  u.  48. 

Die  in  §  44  (Haftpflicht  der  Eisenbahnen  für  Thiere)  der  B.  vom  J.  1874  bezeich- 
neten Maximalentschädigungssätze  im  Falle  der  Ersatzpflicht  sind  in  der  vorliegenden 
B.  erhöht. 

Der  §  48  der  B.  von  1874  erstreckt  sich  auf  die  ,,von  der  Beförderung  ausgeschlos- 
senen oder  nur  bedingungsweise  zugelassenen  Gegenstände**.  In  der  vorliegenden  B. 
finden  sich  weitere  Zusatzbestimmungen  und  Modifikationen  bez.  der  nur  bedingungs- 
weise zum  Transport  zugelassenen  Gtegenstände. 

4.  B. ,  betr.  die  Bestimmungen  über  die  Verladung  und  Beförderung  von  lebenden 
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Thieron  auf  Eisenbahnon,  d.  d.   13.  Juli  1879.     (Gentralblatt  f.  d.  dtsche.  Reicb.  1879. 
Nr.  29.  8.  479— 482.)  *) 

5.  AasfUhrangsvorschriften  zu  %  50  Nr.  7  des  Betriebs-Reglements  für  die  Eisen- 
babnen  Deutscblands  vom  11.  Mai  1874,  d.  d.  14.  Jali  1879.  (Ebendas.  1879.  Nr.  89. 
S.  482.) 

6.  Weltpostverein,  geschlossen  zwischen  Dentscbland,  der  Argentinischen  Republik, 
Oesterreich  -  Ungarn  ,  Belgien,  Brasilien  u.  s.w.,  d.  d.  1.  Juni  1878.  (B.G.B1.  1879. 
Nr.  8.     8.  83—102.) 

Hierzu : 

a)  Uebereinkommen ,  betr.  den  Austausch  von  Briefen  mit  Werthangabe ,  abgeschlossen 
zwischen  Deutschland  etc.,  d.  d.  1.  Juni  1878.  (Ebend.  1879.  Nr.  8.  8.  102—111) 
und 

b)  Uoborcinkommon ,  betr.  den  Austausch  von  Postanweisungen ,  abgeschlossen  swischen 
Deutschland  etc.,  d.  d.  1.  Juni  1878.     (Ebendas.  1879.  Nr.  8.  8.  112—118.) 

7.  Postordnung,  d.  d.  8.  März  1879.  (Centralblatt  f.  d  dtsche.  Reich.  1879.  Nr.  12. 
8.  185 — 222.)  Hierzu:  Abänderungen  der  Postordnung  vom  8.  März  1879,  d.  d.  24.  Aug. 
1879.     (Ebendas.  Nr.  35.  8.  538.)  >) 

E.    BevSlkernngi-  und  Armenweien. 

1.  B.,  betr.  die  gegenseitige  Zulassung  von  8taatsangehörigen  des  Reichs  und  Ita- 
liens zum  Armenrecht ,  d.  d.   1.  Oktober  1879.     (R.O.B1.  Nr.  85.  8.  812.) 

2.  Uebereinkunft  mit  Belgien  wegen  Zulassung  der  beiderseitigen  Staatsangehörigen 
zum  Armenrechte,  d.  d.   18.  Oktober  1878.  (R.G.Bl.   1879.  Nr.  36.  8.  316—317.) 

3.  Uebereinkunft  zwischen  dem  deutschen  Reich  und  Luxemburg  wegen  g^ensei- 
tiger  Zulassung  der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  zum  Armenrechte,  d.  d.  12.  Juni 
1879.     (Ebendas.  Nr.  36.  8.  318  u.  319.) 

7.    Mftni-,  Bank-  nnd  Venioheningfwesen,  BparkMMnweien. 

Vacat. 

O.    Finamweaen. 

1.  G.,  betr.  die  vorläufige  Einführung  von  Aenderungen  des  Zolltarifs,  d.  d.  30.  Mai 
1879.     (RG.Bl.  Nr.  15.  8.  149.) 

2.  B. ,  betr.  die  vorläufige  Einfuhrung  eines  Eingangszolls  auf  Roheisen  aller  Art 
etc.,  d.  d,  31.  Mai  1879.     (Ebendas.  Nr.  15.  8.  150.) 

3.  G.  wegen  Abänderung  dos  Gesetzes  vom  10.  Juni  1869.  betr.  die  Wechselstem- 
pelsteuor ,  d.  d.  4.  Juni  1879.     (Ebendas.  Nr.  16.  8.  151.) 

4.  B.  ,  betr.  die  Ausgabe  neuer  Stempelmarken  und  gestempelter  Blankets  zur  Ent- 
richtung der  Wechselstempelsteuor ,  d.  d.  13.  Juni  1879.     (Ebendas.  Nr.  16.  S.  153.) 

5.  B. ,  betr.  die  vorläufige  Einführung  von  Eingangszöllen  auf  Material-  und  Spe- 
ceroi-,  auch  Konditorwaaren  und  andere  Konsumtibilien ,  sowie  auf  Petroleum,  d.  d. 
5.  Juli  1879.     (Ebendas.  Nr.  20.  8.  161.) 

6.  B. ,  betr.  die  vorläufige  Einführung  von  Eingangszöllen  aufTaback  und  Taback- 
fabrikate,  d.  d.  7.  Juli  1879.     (Ebendas.  Nr.  21.  8.  163.) 

7.  G. ,  betr.  den  Zolltarif  des  deutschen  Zollgebietes  und  den  Ertrag  der  Zölle  und 
der  Tabacksteuer,  d.  d.  15.  Juli  1879.     (Ebendas.  Nr.  27.  8.  207—244.) 

8.  G. ,  betr.  die  Besteuerung  desTabacks,  d.  d.  16.  Juli  1879.  ^bendas.  Nr.  27. 
8.  245—258.) 

9.  G. ,  betr.  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerblichen  Zwecken ,  d.  d. 
19.  Juli  1879.     (Ebendas.  N.  28.  8.  259.) 

H.    Ani  venohiedenen  Oebieten. 

1 .  G. ,  betr.  die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen  eines  Schuldners  ausserhalb 
des  Konkursverfahrens,  d.  d.  21.  Juli  1879.     (R.G.Bl.  Nr.  30.  8.277—280.) 

//.     Die  einzelnen  Bundesstaaten  '). 

A.    Bergbftn,  Land-  nnd  Forttwirthtohaft,  Fifohereiwetsn. 

Ktfnlgreich           1.     G. ,   betr.  die   Abänderung   von  Bestimmungen   des  Gesetzes   vom  27.  Mai  1873 
FreuMen. 

1)  Die  gleichlautenden  Bestimmungen  in  den  einzelnen  Ländern  werden  nicht  beson- 
ders aufgeführt 

2)  Die  bei.  Gesetze ,  Verordnungen  etc.  sind  entnommen  und  die  Angaben  der  Num- 
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ober  das  GmndbaehwMtti  in  d«r  Provins  HmnnoT«r,  mit  Aussohlnss  d«8  Jadegebietes, 
d.  d.  »9.  Januar  1879.  (Nr.  4.  S.  11—12.)  Es  handelt  sich  iu  dem  vorliegenden  G.  um 
die  bei  den  Amtsgerichten  sa  bewirkende  Anmeldung  bezQglich  des  Eigenthums  an  Grund- 
stucken  oder  eines  die  VerfBgung  über  das  Grundstück  beschränkenden  Rechtes,  oder 
einer  Hypothek  oder  irgend  welcher  anderer  der  Eintragung  in  dem  Gmndbuche  be- 
dürfenden Bechte. 

2.  G. ,  betr.  die  Abänderung  von  Bestimmungen  des  Gksetses  vom  27.  Mai  1873 
über  das  Grundbnchwesen  und  die  Verpfändung  von  Seeschiffen  in  der  Provins  Schleswig- 
Holstein ,  d.  d.  81.  Januar  1879.     (Nr.  4.  S.  12—14) 

Besieht  sich  gleichfalls  auf  die  Anmeldung  und  Eintragung  von  Rechten. 

3.  G. ,  betr.  die  Abänderung  von  Bestimmungen  des  Ges.  vom  30.  Mai  1873  über 
das  Grundbuch wesen  in  dem  Besirke  des  Jusdssenates  zu  Ehrenbreitstein  und  des  Ges. 
vom  23.  Mars  1873  Über  das  Grundbuchwesen  im  Jadegebiete ,  d.  d.  3.  Februar  1879. 
(Nr.  5.  8.  17 — 18.)  Erstreckt  sich  auf  die  Eintragung  der  Familienfideikommisseigenschaft, 
die  nur  auf  Antrag  des  Eigenthümers  oder  eines  Nachfolgeberechtigten ,  sobald  derselbe 
nachwebt,  dass  jene  Eigenschaft  entstanden  ist ,  erfolgen  kann. 

4.  G.f  betr.  die  Bildung  von  Wassergenossenschaften,  d.  d.  1.  April  1879.  (Nr.  19. 
8.  297—818.) 

5.  G.,  betr.  die  Errichtung  von  Landeskultur-Rentenbanken,  d.  d.  13.  Mai  1879. 
(Nr.  28.  S.  367—382.)    Siehe  diese  Jahrb.  33.  Bd.  S.  326—381. 

1.  B. ,  das  Forstgesets  vom  28.  Mars  1852  betr. ,  d.  d.  26.  Sept  1879.  (Nr.  70. 
8  1313—1371,) 

1 .  G. ,  eine  Abänderung  des  Ges.  über  Ablösungen  und  Gkmeinheitstheilnngen  vom 
17.  Mars  1832  betr.,  d.  d.  5.  Mars  1879  (Stück  4,  Nr.  20.  S.  73—76). 

Dieses  G.  ist  entstanden  aus  Anlass  der  bevorstehenden  Einführung  der  Civilprocess- 
ordnong  vom  30.  Jan.  1877  und  trifft  Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei  Streitig- 
keiten ,  die  an  Stelle  der  Vorschriften  in  §  249  des  G.  über  Ablösung  und  Gemein- 
heitstheilmigen  vom  17.  Mars  1832  treten  sollen. 

1.  Forststrafges.,  d.  d.  2.  September  1879.    (Nr.  26.  S.  277—286.) 

Hiersu :   VerfBgnng,  betr.  die  VoUsiehung  des  Forststrafgesetses  ,  d.  d.  22.  September 
1879.     (Nr.  34.  S.  373-382.) 

2.  Forstpoliseiges.,  d.  d.  8.  September  1879.     (Nr.  29.  S.  817—331.) 

1.  G.,  das  Forststrafrecht  und  Forststrafverfahren  betr.,  d.  d.  25.  Februar  1879. 
(Nr.  18.  8.  161—171.) 

2.  V.,  den  Vollzug  des  G.  über  die  Ausübung  und  den  Schutz  der  Fischerei  betr., 
d.  d.   1.  Märe  1879.     (Nr.  12.  S.  157) 

3.  Desgl. .  d.  d.  23.  Oktober  1879.     (Nr.  52.  S.  788.) 

Beide  V.  ergänzen  die  V.  vom  30.  Oktober  1877  in  Bezug  auf  Schonzeit  und  Kon- 
trol  zeichen. 

1.  B. ,  die  Gesuche  um  Erlaubniss  zur  Theilung  von  Grundstücken,  welche  mit 
Tilgungsrenten  belastet  sind,  betr.,  d.  d.  30.  Januar  1879.     (Nr.  4.  S.  50.) 

Berücksichtigt  die  Behörde,  an  welche  derartige  Gesuche  zu  richten  sind. 

2.  G.,  die  üebertragnng  von  Grundeigenthum  und  die  Fortführung  der  Grundbücher 
in  der  Provinz  Rheinhessen  betr. ,  d.  d.  6.  Juni  1879.     (Nr.  22.  S.  321—329.) 

Hierzu:    V.,  die  Ausführung   des  G.    vom  6.  Juni  1879  Über  die  üebertragnng  von 
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Sachiea. 
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Wttrtember;. 


ürossheraoff- 
tham  Baden. 


Omtshenof- 
thnm  Hessen. 


mern  und  Seitenzahlen  beziehen  sich  bei  Preussen:  Gksetz-Sammlung,  Bayern:  Ge- 
setz- n.  Verordnungsblatt ,  Sachsen:  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt ,  WÜrtemberg: 
Regiemngs-Blatt ,  Baden:  Gesetz-  u.  Verordnungsblatt,  Hessen:  Regierungs  -  Blatt, 
Mecklenburg-Schwerin:  Regierungs-Blatt,  Mecklen  burg-Strelitz:  Officieller 
Anzeiger,  Sachsen  -  Weimar:  Reg.-Blatt,  Oldenburg:  Cksetz-Sammlung ,  Braun- 
schweig: Gesetz-Sammlung,  Sachsen-Meiningen:  Sammlung  der  landesherrlichen 
Verordnungen,  Sachsen- Altenburg:  Gesetz-Sammlung,  Coburg-Gotha:  Gemein- 
fchaftl.  Gks.-Sammlung  und  gesondert:  Ges.-Sammlg.  f.  das  Herzogthum  Coburg  und 
das  Hersogth.  Gotha.  Anhalt:  Ges.-Sammlg.  Schwarzburg-Rudolstadt:  Ge- 
setz-Sammlg. ,  Sohwarzburg-Sondershausen  :  €^etz-Sammlg. ,  Waldeck:  Re- 
gierungs-Blatt ,  Reu  SS  ä.  L. :  Gesetz-Sammlg ,  Reuss  j.  L. :  Gesetz-Sammlg. ,  Lippe: 
Landes- Verordnungen ,  Schaumburg-Lippe:  Landesverordnungen,  Bremen:  Q^.- 
Blatt,  Lübeck:  Sammig.  der  Lüb.  Verordnungen  und  Bekanntmachungen ,  Hamburg*: 
Gesetz-SaauDlg.  «-  sämmtlich  Jahrg.  187  9. 


108 


Kationaldkonomische  Gesetsgebong. 


Grosvhenog:- 

thnm  Meck- 

lenbuFg:- 

Schirerin. 


Grosshcnoi;:- 

thum  Meck- 

Ifnhnrf-Strf)- 

litz. 


GroMherzog- 
tham  Sachsen- 
Weimar. 

Gromhcrzog- 

tham  Olden- 

bunp. 

Henogthnm 

Bnon- 

Bchweiff. 


Hflnogthnm 

Sftcluen- 
Meinlnfen. 

HiRO((lniin 


Utaabnrc. 


T 

la. 


Grundeigenthum   und   die   Fortführung    der    Grundbücher    in   der  Prorinz   Rheinhessen 
betr.,  d.  d.  9.  September  1879.     (Nr.  44.  S.  641—662.) 

3.  V.  y  die  Hypothekenämter  nnd  die  Hypothekenbewahrer  in  der  Provinz  Rhein- 
hessen ,  sowie  einige  mit  der  Führung  der  Register  der  Hypothekenbewahrer  zusammen- 
hängende Bestimmungen  betr.,  d.  d.  26.  August  1879.     (Nr.  38.  S.  581—586.) 

4.  G. ,  das  Verfahren  in  Forst-  und  Feldrügesachen  betreffend  ,  d.  d.  10.  Juni  1879. 
(Nr.  23.  S.  337—344.)  Hierzu:  V. ,  das  Verfahren  in  Forstrügesachen  betreffend,  d.  d. 
29.  August  1879.     (Nr.  41.     S.  611—626.) 

5.  G. ,  Maassregeln  gegen  den  Coloradokäfer  betr.,  d.  d.  11.  Juni  1879.  (Nr.  26. 
S.  361—362.) 

1 .  B. ,  betr.  die  Roggen-Durchschnittspreise ,  nach  welchen  der  Geld-Kanon  der 
Erbpächter  etc.  in  den  Domainen  für  die  nächste  Zahlungsperiode  zu  reguliren  ist,  d. 
d.  12.  Februar  1879.     (Nr.  4.  8.  13—14) 

2.  V.,  zur  Ergänzung  der  Hypothekengesetzgebung,  d.  d.  3.  Ifai  1879.  (Nr.  15. 
S.  97—100.) 

3.  V. ,  betr.  die  Aufsuchung  und  Gewinnung  von  Steinsalz  und  anderen  Salzen, 
d.  d.  16.  Mai  1879.     (Nr.  25.  S.  215—217.) 

4.  V.,  betr.  die  Bestrafung  der  Forstfrevel,  d.  d.  31.  Mai  1879.  (Nr.  38.  S.  401 
—419.)  [Hierzu  Berichtigung  S.  456.] 

5.  B. ,  betr.  die  Getreidepreise ,  nach  welchen  die  in  Getreide  zu  entrichtenden 
Pacht-Erlegnisse  etc.  zwecks  Erhebung  der  Kontribution  zu  berechnen  sind ,  d.  d.  31.  Mai 
1879.     (Nr.  26.  S.  236—237.) 

6.  V. ,  zur  Abänderung  der  Instruktion  vom  2.  Januar  1854  für  die  Führung  der 
Grund-  und  Hypothekenbücher  über  den  Privatgrundbesitz  in  den  Domainen ,  d.  d.  9.  Au- 
gust 1879.     (Nr.  44.  S.  481—483.) 

7.  Revidirte  V.,  betr.  die  Bestrafung  der  Feldfrevel,  d.  d.  2.  September  1879. 
(Nr.  47.  S.  503—519.) 

1.  V.,  zur  Ergänzung  der  Hypothekengesetzgebung,  d.  d.  8.  Mai  1879.  (Nr.  21. 
S.  133 — 137.)    Dieselbe  V.  wie  die  bei  Meckl.-Schw.  sub  2  angegebene. 

2.  V. ,  betr.  die  Bestrafung  der  Forstfrevel ,  d.  d.  31.  Mai  1879.  (Nr.  48.  S.  365 
— 395.)    Vergl.  die  bez.  V.  bei  Meckl. -Schwer,  sub  4.     Hierzu: 

a)  B. ,    betr.    beschleunigte   Erledigung   der  Forstfrevelsachen,    d.  d.  30.  August  1879. 
(Nr.  48.  S.  448.) 

b)  B.,  betr.  die  Aufstellung  und  Einreichung  der  Forstfrevel-Verzeichnisse,  d.  d.  29. No- 
vember 1879.     (Nr.  67.  8.  663—667.) 

3.  Revidirte  V.,   betr.   die   Bestrafung   der   Feldfrevel,    d.   d.    2.  September  1879. 

(Nr.  53.  S.  585—603.)     Vergl.  die  bez.  V.  bei  Meckl.-Schw.  sub  7. 

^^     ,  ,         ^  2^'  D«*«aber  1870  «  ,    .         ,        ,x   . 

1.     Nachtrag  zu   dem  Gesetze   vom    -^  "KebraäTlS?»     *'*™    Schutze    der   Holzungen» 

Baumpflanzungen,   Felder,    Wiesen   und  Gärten,   d.  d.  26.  März  1879.     (Nr.  12.  S.  129 
—132.) 

1.  Fischereigesetz,  d.  d.  17.  März  1879.  (Stück  11.  S.  121—132.)  Hierzu:  B., 
betr.  die  Ausführung  des  Fischereigesetzes  vom  17.  März  1879,  d.  d.  12.  November  1879. 
(Stück  34.  S.  497—504.) 

1.  Forststrafgesetz,  d.  d.  1.  April  1879.     (Nr.  18.  S.  207—235.) 

2.  G.,  die  Vertilgung  der  Seidenpflanze  betr.,  d.  d.  25.  Juni  1879.  (Nr.  36.  S.  313 
—815.) 

3.  Fischereigesetz,  d.  d.  1.  Juli  1879.     (Nr.  38.  S.  363—386.) 

1.  Verschiedene  B.  über  Anlegung  von  Grund-  und  Hypothekenbüchern  Nr.  18 
S.  65—66,  Nr.  20  S.  93—94,  Nr.  42  S.  235—236,  Nr.  48  S.  237—253. 

1.  G.,  einige  Abänderungen  des  Ablösungsgesetzes  vom  23.  Mai  1837  betr.,  d.  d. 
28.  März  1879.     (Nr.  18.  S.  95—97.)     (Vergl.  die  bez.  Best.  Kgr.  Sachsen  sub  1.) 

2.  G.,  die  Forst-  and  Feldrügesachen  betr. ,  d.  d.  29.  März  1879.  (Nr.  19.  S.  97 
—99.) 

1.  G.,  Zusatzbeat,  zu  dem  G.  vom  28.  Juni  1856  über  die  rechtlichen  Verhältnisse 
der  Lehngüter  betr. ,  d.  d.  20.  März  1879  (nur  G.  für  das  Herzogthum  Gotha).  Nr.  2. 
8.  3—5.) 

2.  G.,  betr.  den  ForstdiebsUhl,  d.  d.  27.  März  1879.  (Nr.  377.  8.  119—126.)  Hier- 
zu: V.  zur  Ausfühning  des  G.  vom  27.  März  1879,  betr.  den  Holzdiebstahl,  d.  d. 
1.  September  1879  (nur  V.  für  das  Herzogthum  Gotha).     (Nr.  42.  S.  241—246.) 
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1.  O.  die  AbSndenuig  des  §  210  des  Berggesetzes  vom  30.  April  1875  betr. ,  d.  d.  Henogthum 
U.  Mir*  1879.     (Nr.  612.  8.  SSI— 332.)  ^°*^** 

Bergwerke ,  deren  JahreserlSs  einen  üeberschuss  über  die  laufenden  Betriebskosten 
nicht  gewSbrt  hat,  haben  auf  RQckerstattung  der  entrichteten  Bergwerksabgaben 
Ansprach. 

2.  O.,  betr.  den  Forstdiebstahl,  d.  d.  10.  Mai  1879.    (Nr.  627.  S.  525— 6S5.) 

S-     O.,  betr.  die  Abändening,  beaw.  Ergänzung  des  Jagdpolizeigesetzes  vom  22.  April 
1870,  d.  d.  10.  Mai  1879.     (Nr.  680.  S.  555—560.) 

4.     V.,   zur   ferneren  Ausführung   des  Fischereigesetzes  vom    10.  Juli  1876,   d.  d. 

27.  Mai  1879.     (Nr.  5S4.  S.  579.) 

6.     G. ,  die  Schliessung  der  Landrentenbank  und  die  Ablösung  der  Reallasten  betr. 
d.  d.  25.  Juni  1879.     (Nr.  6S5.  S.  581—589.) 

6.  G.,   die  Verfügung  über  gemeinsame  Grundstücke  und  Nutzungsrechte  betr.,  d. 
d.  27.  Juni  1879.     (Nr.  637.  S.  593—596.) 

7.  G. ,    einen   Nachtrag   zum   Separationsgesetze   vom    26.  Mfirz  1850  betr. ,    d.  d. 
5.  August  1879.     (Nr.  547.  S.  679—680.) 

1.  Nachtrag   zu    dem   G.   vom   27.  Dezember  1870    zum    Schutze   der   Holzungen,  Füretenthum 
Baumpflanzungen,   Wiesen,   Felder   und   GSrten,   d.  d.  15.  März    1879.     (Nr.  10.   S.  80  ^^^°>^- 
—82.)     Vorstehender  Nachtrag   bezieht   sich   auf   das  Verbot  etc.    der  Entwendung   von   '^'*"^"^*^*- 
landwirthschaftlichen  oder  Garten-Erzeugnissen,  welche  noch  nicht  vom  Boden  oder  Stamm 
getrennt,  oder,  falls  die  Trennung  durch  Zufall  erfolgte,  noch  nicht  eingesammelt  waren. 

2.  V.,  die  Vertilgung  der  Klee-  oder  Flachsseide  betr.,  d.  d.  4.  April  1879.     (N.  18. 
S.  106—107.) 

1.     G.,    betr.   das   Verfahren  in  Forst-  und  Feldrügesachen,    d.   d.    17.  Mai  1879. |^n^°t^»<n 
(Nr.  19.   8.  105-106.)  ^sl^n'SSjf'" 

1.     G. ,   über   die  Einführung   des   preussischen  G.  vom  16.  April  1878,   betr.  den  FUrate^hum 
Forstdiebstahl ,   in  die  Fürstenthümer  Waldeck  und  Pyrmont,    d.  d.  1.  September  1879.     Waldeck. 
(Nr.  22.  8.  99—100  u.  BeUage  1—6.) 

1.  Nachtrags-G.  zu  dem  G.  vom  29.  Dez.  1870  zum  Schutze  der  Holzungen,  Baum-  FQrftenthum 
Pflanzungen,  Wiesen,  Gärten,  d.  d.  7.  Mai  1879.     (Nr.  7.  S.  128—131.)  "nie.**" 

Handelt  von  dem  Straf-  und  Gerichtsverfahren  nach  Entwendung  von  landwirthschaft- 
lichen- oder  Garten -Erzeugnissen  etc.  etc. 

1.  Nachtrags-G.  zu  der  V.  zum  Schutze  der  Holzungen  etc.  vom  27.  Dezember^"*«''**»'»™ 
1870  und  des  Nachtrags  dazu  vom  17.  Juni  1871,  d.  d.  22.  Februar  1879.  (Nr.  409.  **^,JJ°*^ 
S.  38—41.) 

2.  Nachtrags-G.  zu  dem  Bergges.  vom  9.  Oktober  1870,  d.  d.  19.  September  1879. 

(Nr.  415.  S.  171—172.)     Handelt  über  die  Bergämter. 

1.     G.,  den  Forstdiebstahl  betr. ,  d.  d.  21.  Juni  1879.     (Nr.  18.  S.  193—202.)  Füretenthum 

Schaumburf- 
Lippe. 

1.  G.,  betr.  den  Holzdiebstahl ,  d.  d.  20.  Februar  1879.     (Nr.  8.  S.  549—558.)         Füretenthum 

2.  Allgemeine  Verfügung,   betr.    die  Uebertragiing    der  Leitung   des  Verfahrens  in       Lippe. 
Ablösungssachen  und  des  Verfahrens  über  Expropriationen  von  Grund  und  Boden ,  d.  d. 

28.  August  1879.     (Nr.  50.  8.  756—757.) 

1.  V.,  betr.  die  Vertilgung  der  Maikäfer,  d.  d.  26.  April  1879.     (Nr.  28.  8.  73.)       ^«irj^^**^' 

1.  G.,  betr.  die  Ausübung  der  Fischerei ,  d.  d.  23.  März   1879.     (Nr.  6.  8.  13—19.)    Kreie'sudt 

2.  G.,   betr.  Abänderung    der  Erbe-    und  Handfestenordnung,    d.  d.  21.  September     Bremen. 
1879.  (Nr.  30.  8.  825—327.) 

Handelt  über  die  Wirkung  der  Eintragung  für  den  Handfestarischen  Gläubiger. 

3.  G.,    betr.  Abänderung   der  Erbe-    und  Handfestenordnung,    d.  d.  23.  Dezember 
1879.     (Nr.  38.  8.  398.) 

Handelt  über  Anmeldung  zum  Angabeprotokoll. 

1.  Revidirtes  Expropriationsg. ,  d.  d.   U.Juli  1879.     (Nr.  44.  S.  182—198.)  ^t^!^^ 

2.  B.,  betr.  die  Frül\jahrsschonzeit  für  die  Fischerei,  d.  d.  6.  April  1879.     (Nr.  19.       '"  "" 
8.  454.) 


Hamburf. 


B.    Oewerbewesen. 

1.  K.  A.  V.,    die   Fabriken-Inspektoren   betr.,    d.   d.    19.  Februar  1879.      (Nr.  5.    Königreich 
8  35-38.)  ^^''"* 

2.  B.,  den  Gewerbebetrieb  der  Gesindevermietber  betr.,  d.  d.  28.  Juli  1879.    (Nr.  37. 
S.  709—711.) 
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3.  K.  A.  V.,  den  VolUng  der  NoTelle  xor  Gewerbe-Ordnung  ▼.  88.  Jnll  1879  betr., 
d.  d-  3.  Angost  1879.     (Nr  47.  8.  777—778.) 

Erstreckt  sich  auf  die  Erlaabniss  zum  Betriebe  der  Qastwirthschall ,  Schankwirth- 
schaft  und  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  oder  Spiritus,  —  ebenso  anf  die  Erlaub- 
niss  zam  Betriebe  des  Geschäftes  eines  Pfandleibers.     (Yergl.  R.G.  sab  8,  1.) 

4.  B.,  den  Gescbftftobetrieb  der  Pfandleiher  betr.,  d.  d.  18.  Ang.  1879.  (Nr.  46. 
8-  771—774.) 

5.  B.,  die  Abänderung  der  Instruktion  über  die  Zuaaoimensetsung  etc.  der  Sacb- 
verständigenvereine  betr.  (Urheberrecht),  d.  d.  28.  Sept.  1879.     (Nr.  73.  S.  1411—1413.) 

(Vergl.  R.  G.  sub  2,  5.) 

1.  y.,  die  Wanderlager  betr.,  d.  d.  24.  April  1879.  (Stücke.  Nr.  40.  8.  182—183.) 
Ks  wird  hier  bestimmt: 

1)  das  Halten  von  Wanderlager  ist  als  ein  Gewerbebetrieb  im  ümheniehn  su  behan- 
deln, und  es  sind  der  Regel  nach  hierher  diejenigen  Unternehmungen  zu  rechnen, 
bei  welchen  ausserhalb  des  Wohnortes  des  Unternehmers  und  ausser  dem  Hess-  und 
Marktverkehr  von  einer  festen  Verkaufsstätte  (Laden,  Magazin,  Zinmier,  Schiff  u. 
dgl.)  aus  vorübergehend  Waaren  feilgehalten  werden, 

8)  werden  die  Pflichten  der  Inhaber  von  Wanderlager  in  Bezug  anf  öffentliche  Ankün- 
digungen etc.  näher  bezeichnet. 

2.  V. ,  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Walz- 
und  Hammerwerken  und  in  Glashütten  betr.,  d.  d.  5.  Mai  1879.     (Stück  6.  Nr.  47.  S.  198 

-206.)     (Vergl.  R.G.  sub.  B.  2  u.  8.) 

8.  VV,  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Spinnereien  betr.,  d.  d.  4.  Juni 
1879.     (Stück  8.  Nr.  60.  S.  221—222.)     (Vergl.  R.  G.  sub  B.  4.) 

4.  V.,  den  BedUrfnissnachweis  bei  gewerblichen  Erlaubnissertheilungen  betr.,  d.  d. 
31.  Juli   1879.     (Stück  10.  Nr.  76.  S.  313.) 

Die  Krlaubniss  zum  Ausschänken  von  Branntwein  etc.   setzt  den  Nachweis   eines  Be- 
dürfnisses voraus;    desgl.  die  Erlaubniss   zur  Betreibung   des  Geschäfts   eines  Pfand- 
leibers in  bestimmten  Orttchaften.     (Vergl.  R.G.  sub  B.   1.) 
ß.     V.,  das  Verfahren  vor  den  Gewerbegerichten  und  Gemeindebehörden  in  Streitig- 
keiten zwischen  selbständigen  Gewerbetreibenden   und  ihren  Arbeitern  betreffend,   d.  d. 
12.  September  1879.     (Stück  12.  Nr.  89.  S.  387—340.) 

1.  B.,  betr.  die  Erlassung  besonderer  Vorschriften  für  die  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen und  jugendlichen  Arbeitern  in  Walzwerken  und  Hammerwerken,  sowie  in 
Glashütten,  d.  d.  1.  Mai  1879.     (Nr.  12.  S.  99—105.)     (Vergl.  R.G.  sub  B.  2  u.  3.) 

2.  H.,  betr.  die  Erlassung  besonderer  Vorschriften  für  die  Beschäftigung  jugend- 
licher Arbeiter  in  Spinnereien,  d.  d.  30.  Juni  1879.     (Nr.  16.  S.  131—132.) 

(Vergl.  R.  G.  sub  B.  4.) 
3  Vorfligung,  betr.  die  Wanderlager,  d.  d.  19.  Juni  1879.  (Nr.  16.  8.  129—130.) 
DioMclben  Bestimmungen  wie  oben  die  bez.  V.  im  Kgr.  Sachsen;  hier  ist  nur  noch 
hinzugefügt,  dass  der  §  8  des  G.  über  die  Freizügigkeit  vom  1.  Not.  1867  dahin 
auszulegen  sei ,  dass  derselbe  die  Gemeinden  nicht  hindere  die  Unternehmer  von  Wan- 
derlagern und  zwar  vom  Beginn  des  Betriebes  an  zu  solchen  Abgaben  heranzuziehen, 
welche  auf  die  in  der  Gemeinde  vorhandenen  gewerblichen  Betriebe  gelegt  sind.  etc. 

(Vergl.  oben  Kgpr.  Sachsen  sub  1.) 

4.  V.,  betr.  den  Dienst  der  Fabrikinspektoren ,  d.  d.  2.  Oktober  1879.  (Nr.  37. 
S.  413—416.) 

5.  Verfllgung,  betr.  die  Ausführung  des  Reichsgesetaes  vom  83.  Juli  1879  über 
die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Gewerbe  -  Ordnung ,  d.  d.  4.  Oktober  1879. 
(Nr.  37.  8.  419—421.) 

Zar  Ammbrung  der  Art  2,  3,  4  Ziffer  I  u.  II  des  Reichsges.  vom  83.  Juli  1879. 

(Vergl.  R.  6.  sab  B.  1.) 
$•    VtrfDgong,   betr.  die  Vtrmittlnng  des  überseeischen   Transports   von   Auswan- 
d«r«ni,  d.  d.  17.  April  1879.     (Nr.  11.  8.  93—98.) 

Beatlmmangen  lam  Geschäftsbetrieb  der  Auswandemngs-Agenten. 
7.    Verfügung,  betr.  die  Ausstellung  von  Legitimationsscheinen  für  den  Gewerbe- 
betrieb im  Umheraiehen,  d.  d.  11.  August  1879.     (Nr.  22.     S.  164—165.) 

Sa  handelt  sich  hier  om  die  Aoastellung  von  Legitimationsscheinen  zum  Gewerbebe- 
trieb im  Umhenleheu  für  Gesellschaften,  welche  MusikauffÜhrungen,  Schaustellungen, 
tlMttnültelie  Vorrtellongen  oder  aonstlge  Lostbmrkeiteii  Sffmtlieh  darbieten  wollen. 


NiüoiialfikonomiBohe  GeMtagebimg.  ]^U 

1.  O.,  den  Vollxag  des  Reichsgesetses  vom  17.  Juli  1878,  di«  Abfindenuag  der  Ge-  Gros»herxos- 
werbe-Ordnung  betr.  d.  d.  30.  Januar  1879.     (Nr.  6.  S.  23.)  ^^  ^■'*«"- 

2.  Landtttberrliche  V. ,  den  Vollzag  des  Reichsgesetses  vom  17.  Joli  1878 ,  die  Ab- 
indeniDg  der  Gewerbe-Ordnung  betr.  d.  d.  80.  Januar  1879.     (Nr.  6.    S.  24.) 

G.  1  und  y.  2  erstrecken  sich  auf  die  Anstellung  eines  Fabrikinspektors. 
Im  Anschluss  hieran  sind  noch  publicirt  V.  filteren  Datums,  und  swar: 

3.  V.,  die  Arbeitsbficher  betr.  d.  d.  26.  November  1878  (Nr.  6.  S.  24—36.) 

4.  V.,  die  Ausstellung  von  Arbeitskarten  betreffend,  d.  d.  18.  Desember  1878  (Nr.  6. 
8.  37—48.) 

5.  V.,  die  Beschfiftiguug  jugendlicher  Arbeiter  betr.,  d.  d.  18.  Dezember  1878  (Nr.  6. 
8.  44—48.) 

6.  y.,  die  Aufsicht  über  die  Ausführung  der  Bestimmungen  über  die  Arbeitskarten 
und  Arbeitsbücher,  sowie  die  Beschfiftig^ng  der  jugendlichen  Arbeiter  (d.  i.  der 
Kinder  im  Alter  von  12 — 14  Jahren  und  jungen  Leute  von  14 — 16  Jahren)  und 
der  Arbeiterinnen  betreffend,  d.  d.  18.  Dezember  1878.     (Nr.  6.  8.  49 — 56). 

7.  V.,  die  ausnahmswebe  Zulassung  anderer  als  der  allgemeinen  gesetzlichen  Best, 
entsprechender  Arbeitspausen  und  Arbeitszeiten  für  die  Beschfiftignng  jugendlicher  Arbei- 
ter betr.,  d.  d.  11.  Februar  1879.     (Nr.  6.  8.  57—60.) 

8.  V.,  den  Tollzug  des  Reichsgesetzes  über  die  Abänderung  der  Gewerbe-Ordnung 
betr.,  d.  d«  11.  Februar  1879.     (Nr.  6.  8.  60—61.) 

Handelt  u.  a.  Über  die  zur  Anwendung  der  nach  §  130  der  G.G.  zulässigen  polizeili- 
chen Zwangsmittel  gegen  ohne  Zustimmung  ihres  Lehrherrn  die  Lehre  verlassende 
Lehrlinge. 

9.  B.  und  V.,  den  Gewerbebetrieb  der  Wanderlager  betr.,  d.  d.  24.  Mai  1879  (Nr.  26. 
S.  297 — 298.)  Dieselben  Best.,  wie  in  der  bez.  V.  f.  das  Kgch.  8achsen;  siehe  oben 
Sschsen  sub  1. 

10.  B. ,  den  Vollzug  der  Gewerbeordnung  betr.,  d.  d.  11.  Juni  1879.  (Nr.  26. 
8.  297 — 306.)  Erstreckt  sich  auf  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen 
Arbeitern  in  Walz-  und  Hammerwerken,  in  Glashütten  und  Spinnereien.  (Vergl.  R.G.  sub 
B.  2.  3  u.  4.) 

11.  y.,  den  Gewerbebetrieb  der  Pfandleiher  und  Rückkaufshändler  betr.,  d.  d.  4.  No- 
vember 1879.     (Nr.  56.  8.  830.)     (Tergl.  R.G.   sub  B.  1.) 

12.  B.,  die  Ausstellung  von  Legitimationsscheinen  für  den  Gewerbebetrieb  im  Um- 
herziehen betr.,  d.  d.  18.  November  1879.     (Nr.  59,  8.  843—844.) 

Legittmatlonsscheine  für  Gesellschaften,    welche  Musikaufführungen  etc.  etc.  darbieten 

wollen.     (Vergl.  weiter  unten  G.  (Grossh.  Baden)  6.) 
1.     B.,  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jagendlichen  Arbeitern  in  Walz-  und  0">ssherzof^- 
Hammerwerken ,    Glashütten    und  Spinnereien    betreffend,    d.  d.  5.  Juni  1879      (Nr.  32.  **»"™  "««"•» 
S.  491—496.)     (Vergl.  R.G.  sub  B.  2.  3.  u.  4.) 

1.  B.,  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  den  Fabriken,  d.  d.  13.  Juni  Orossherzog- 
1879.  (Nr.  31.  8.  314—316.)  Vorliegende  B.  theilt  die  bez.  Best,  für  die  Beschäfti-  j^bJJ?-^" 
gnng  jugendl.  Arbeiter  aus  dem  Beichsgesetze  vom  17.  Juli  1878  mit.  Schwerin. 

2.  V.,  betr.  die  Ertheilung  von  Koncessionen  zum  Ausschänken  von  Branntwein, 
zom  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus,  zum  Betriebe  der  Gastwirthschaft  und 
zum  Ausschänken  von  Bier ,  Wein  und  anderen  Getränken ,  d.  d.  24.  September  1879. 
(Nr.  51.  8.  549—550)     (vergl.  R.G.  sub  B.  1.) 

1.  B.,  betr.  die  Ausführung  der  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  über  Arbeitskar- fjn>8»h«"oj- 
ten  und  Plakate,  d.  d.  4.  Januar  1879.     (Nr.  1.  8.  2—3.)  lenbur^ 

2.  V. ,    betr.  die  Ertheilung   von  Koncessionen    zum  Ausschänken    von  Branntwein,      Strelitz. 
zum  Kleinhandel   mit  Branntwein   oder  Spiritus,    zum  Betriebe   der   Gastwirthschaft   und 

tum  Ausschänken   von  Bier,    Wein   und  anderen  Getränken,    d.  d.  24.  September  1879. 
(Nr.  60.  8.  635—636)     (vergl.  R.G.  sub  B.  1.) 

3.  B.,  betr.  die  Anlage  und  den  Betrieb  von  Dampfkesseln ,  d.  d.  12.  Juni  1879. 
(Nr.  36.  8.  283—290.) 

1.  B.,  enthaltend  einen  Auszug  aus  der  Instruktion  für  den  Fabrik-Inspektor,  d.  d.  Groighertojr- 
1.  Februar  1879.     (Nr.  4  8.  53—56.)  W^^**" 

2.  B.,  die  Behandlung  der  Wanderlager  betr.,  d.  d.  29.  Mai  1879.     (Nr.  21.  8.  332.) 
Pflichten  der  Inhaber  von  Wanderlagem  in  Bezug  auf  öffentliche  Ankündigungen. 

8.  V.,  betr.  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Gewerbe-Ordnung,  d.  d.  22. 
August  1879.     (Nr.  35.  8.  449.)     Erlaubniss  zum  Ausschänken  von  Branntwein  etc.  etc. 
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4.  B.,  betr.  die  Aufsicht  über  die  AosfUhrung  der  Vorschriften  in  §  115—119  und 
§§  185 — 139  b  der  Gewerbeordnangf  rUcksichtlicb  der  unter  das  Berggesets  vom  22.  Juni 
1857  fallenden  Bergwerke,  Salinen  etc.,  d.  d    4.  April  1879.     (Nr.  12.  S.  141  —  148.) 

5.  B.  über  die  Bescfafiftignng  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern ,  d.d. 
4.  Jani  1879.     (Nr.  24.  S.  357—364)     (vergl.  R.G.  sab  B.  2.  8.  u.  4.) 

Ort^hhunnn'  1.     G.,  betr.  den  Betrieb  von  Dampfkesseln  und  die  für  die  Untersuchung  der  Dampf- 

***""bür^'°*    ^«»'*''*  *"  zahlenden  Gebühren,  d.  d.   19.  JuH  1879.     (Stück  25.  8.  440—447.) 

2.  B.,  betr.  das  Verfahren  zur  Prüfung  neuer  oder  veränderter  oder  ausgebesserter 
Dampfkessel,  d.  d.   19.  Juli  1879.     (Stück  25.  S.  447—452) 

3.  V.,  betr.  den  Gewerbebetrieb  der  Pfandverkäufer  und  Rückkaufshändler ,  d.  d. 
6.  November  1879  (Stück  32.  S.  481—482)     (vergl.  R.G.  oben  sub  B.   1.) 

Herxoflhum  i.     V.,  die  Anstellung  eines  Fabriken-Inspektors  und  dessen  Geschäftskreis  betr.  d.  d. 

J?SlSf.      2*-  *'""*   *®^^  e^*"    **•  ^-  «91—293.) 

2.  B.,  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Walz-  und 

Hammerwerken,  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  und  jugendlichen  Arbeitern  in  Glas- 
hütten und  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Spinnereien  betr.  ,  d.  d.  11.  Juli 
1879.     (Nr.  43.    S.  427—439)     (vergl.  R  G.  sub  B.  2.  8.  u.  4.) 

3.  B.,  die  nachträgliche  Publikation  der  auf  Grund  des  §  9  des  Reichsgesetzes  vom 
11.  Januar  1876  (RGBl.  1876  S.  11  fg.)  über  das  Urheberrecht  von  Mustern  und  Mo- 
dellen ,  vom  Roiohskanzleramte  unterm  29.  Februar  1876  erlassenen  Best.  Über  die  Füh- 
rung des  MuHterregisters,  d.  d.  8.  September  1879.     (Nr.  59.   S.  617 — 624.) 

Ilenogthum  i.     R.,  die  Instruktion  für  den  Fabrikinspektor  betr.,  d.  d.  8.  Januar  1879.     (Nr.  2. 

Sarhuen-       an      o  \ 

A  Hnnliiirir  m~~~iß*  ) 

2.  V.,  die  Wanderlager  betr.,  d.  d.  16.  April  1879.     (Nr.  30.  S.  156.) 
llenoKthUmer          l.     V.,  den  Geschäftsbetrieb  der  Rückkaufshändler  betr.,  d.  d.  18.  Juni  1879.    (Nr.  25. 

Coburg  und    g.    169—171.) 
(hitlia.  2.     V.,  den  Geschäftsbetrieb  der  Auswanderungsagenten,  Pfandleiher,  Pfandvermittler 

und  Trödler  betr.,  d.  d.  19.  Juni  1879.     (Nr.  26.  S.   173) 

3.  V.,  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  Über  Abänderung  einiger  Best,  der  Ge- 
werbeordnung betr.,  d.  d.  13.  August  1879.     (Nr.  86.  S.  217.) 

Ausschänken  von  Branntwein  etc.  etc.  vergl.  R.G.  sub  B.   1. 

(obige  3  V.  gelten  nur  für  das  Ilerzogthum  Gotha.) 

4.  V\,  die  Aenderung  der  V.  zur  Ausführung  der  Gewerbeordnung  betr. ,  d.  d. 
2.  Dezember  1879.     (Nr    403-  S.  281 )     Gewerbebetrieb  im  Umherziehen. 

KUrttenthum  1.     Nachtrag  zu  der  V.  vom  15.  Aug.  1873  wegen  der  polizeilichen  Beaufsichtigung 

liiirÄu    "^^^  Dampfkessel,  d.  d.  10.  Januar  1879.     (Nr.  2.  8.  19—21.) 

Hierzu: 
a^    V.,  betr.  eine  Abänderung  der  V.  vom  15.  Aug.  1873  Über  die  polizeiliche  Be- 

aufMchtigung  der  Dampfkessel,  d.  d.  4.  September  1879.     (Nr.  53.  S.  392). 
b)    V.,    die  Revision  der  Dampfkessel   betr.,    d.  d.   8.  Dezember    1879.      (Nr.  64. 
S.  611.) 

2.  B.,  zur  Ausführung  des  §  105  des  Reichsgesetzes  vom  17.  Jnlt  1878,  betr.  die 
Abänderung  der  Gewerbe-Ordnung,  d.  d.  21.  Februar  1879.     (Nr.  6.  8.  25.) 

Bezeichnung  der  landesgesetzlichen  Feiertage. 

3.  B.,  betr.  die  Regelung  des  Dienstes  des  nach  Maassgabe  des  §  139  b  der  Ge- 
werl>e-i>rdnnng  bestellten  Fabrikanf»ichtsbeamten.  d.  d.  25.  April  1879.     (Nr.  20.  S.  177 

-  180). 

4.  B.,  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  beaw.  Arb«terinnen  in  Walz-  und 
Hammerwerken,  in  Glashütten  und  Spinnerelen  betr.,  d.  d.  28.  Mai  1879.  (Nr.  27. 
S.  213—220)    (vergl.  R.G.  sab  B.  2.  8.  n.  4.) 

6.     B.,  betr.  die  Ausstellung  von  Legitimationsscheinen    für   den  Gewerbebetrieb   im 
UmhwaieheD,  d.  d.  6.  JoU  1879.     (Nr.  81.  S.  287—288.) 
•«^■a  1.     B.,  den  gewerbliehen  Sachverstindifenverein  betr.,  d.  d.  26.  April  1879.     (Nr.  12. 

"«r  8.  «9.)    (Ttrfl.  R.6.  sab  B.  5.> 

2.  B.,  betr.  die  Erlasse  des  ReiehskanBlars  vom  28.  April  d.  J.,  betr.  die  Beschif- 
tifOBg  Toa  Arbeiterinnen  and  jugendlichen  Arbeitern  in  Walz-  and  Hanuncrweiken,  resp. 
im  eUmMMmk,  d.  d.  29.  AprU  1879.     (Nr.  18.  8.  69—75)    (vergL  R.G.  sab  B.  2.  n.   3.) 

5.  &,  b«tr.  die  fir  den  Fobrik-Iospektor  des  Flrstenäiama  erlassene  lastroktion, 
4.  d.  27.  Jool  187t  (Nr.  82.  8.  165—189.) 

ft  1.    B^  betr.  deo  Beirieb  der  Gast-  and  Sdttokwirtks^aft  oad  den  Klelnheadei  mit 

gtitrtgga  Qelriakea»  d.  d.  28.  Sepleidber  187t.    (Kr.  28.  8.  IOC.)    (vergL  K-G.  sab  B.  1.) 
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(Nr. 


(Nr. 
(Nr. 
(Nr. 


d.  d 


S.     B.,   betr.  die  Aasflibning  des  §  139  b  der  Gewerbeordnung,  d.  d.  5.  August  1879. 
10.  S.  67.)    Instruktion  für  den  Fabrik-Inspektor. 

1.  B.,  die  Veroflfentlichung  der  Instruktion  fKr  den  Fabriken-Inspektor  betr.,  d.  d. 
1.  Aprü  1879.     (Nr.  4.  8.  67—70.) 

2.  V.,  polizeiliche  Anordnungen  hinsichtlich  des  Betriebs  der  WanderUger  betr., 
d.  d.  9.  Mai  1879.     (Nr.  7  8.  138.) 

3.  B.,  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Spinnereien  betr. ,  d.  d.  13.  Juni 
1879      (Nr.  8.  8.  138—134.)    (rergl.  B.O.  sub  B.  4.) 

4.  V. ,  den  Bedürfhissnachweis  bei  gewissen  gewerblichen  Erlaubnissertheilungen 
betr.,  d.  d.   18.  November  1879.     (Nr.  18.  S.  275.)     (vergl.  R.G.  sub  B.  1.) 

1.  Q.,  die  AbSnderung  des  G.  vom  3.  Mars  1875  betr.  die  Entschädigung  für  ge- 
wisse nach  §  7  der  Bnndes-Gewerbe-Ordnung  weggefallene  Gewerbeberechtigungen,  d.  d. 
25.  Juui  1879.     (Nr.  21.  8.  207.) 

2.  Allgemeine  Verfügung,  den  Betrieb  der  Gast-  und  8chankwirthschaft  und  den 
Kleinhandel  mit  geistigen  Getränken  betr.,  d.  d.  29.  September  1879.     (Nr.  62.   8.  311.) 

(▼ergl.  R  G.  sub  B.  1.) 

1.  V.,  den  Betrieb  der  Wanderlager  betr.,  d.  d.  28.  August  1879.  (Nr.  24. 
S.  754.) 

2.  V.,  zur  Ausführung  des  Art.  3  des  G.  vom  23.  Juli  d.  J.,  betr.  die  Abänderung 
einiger  Best,  der  Gewerbeordnung,  d.  d.  4.  September  1879.     (Nr.  25.  8.  761.) 

(vergl.  B.G.  sub  B.  1.) 
V.,  den  Gebranch   von  Lokomobil •  Dampfkesseln  betr.,    d.  d.   9.  August   1879. 
8.  728—730.) 

V.,  betr.  den  G^chäftsbetrieb  der  Inhaber  von  Wanderlagem,  d.  d.  13.  Mai  1879. 
(8.  101.) 

G.,  betr.  Ergänzungen  des  die  Gewerbekammer  betr.  G.,  d.  d.  20.  November  1879. 
8.  355 — 356.)     Ueber  Errichtung  und  Wirksamkeit  zweier  Gewerbebehörden. 
B.,  betr.  Ausführung  des  Reichsgesetzes   über  Abänderung   der  Gewerbeordnung, 
Januar  1879.     (Abth.  I.  Nr.  1.  8.  3)     Ueber  Arbeitsbücher  und  Lehrbriefe. 
B. ,    betr.  die  Beschäftigung   von   Arbeiterinnen   und  jugendlichen   Arbeitern   in 
GUshütten  d.  d.  5.  Mai  1879.     (Abth.  I.  Nr.  20.  8.  122—125.)     (vergl.  R.G.  sub  B.  3.) 

3.  B.,  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Spinnereien,  d.  d.  30.  Mal 
1879.     (Abth.  I.  Nr.  26.  8.  131.)     (vergl.  R.G.  sub  B.  4.) 

4.  B.,  betr.  Gutachten  der  Sachverständigenvereine,  d.  d.  6.  August  1879.  (Abth.  I 
Nr.  56.  8.  271—272.)     (vergl.  R.G.  sub  B.  5.) 

5.  B.,  betr.  die  Erlaubniss  zum  Betriebe  von  Schankwirthschaft,  Gastwirthschaft  etc. 
in  den  Landgemeinden,  d.  d.  27.  Oktober  1879.     (Abth.  I.  Nr.  83.  8.  377—378.) 

(vergl.  R.G.  sab  B.  1.) 

6.  B.,  betr.  die  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter  in  Fabriken ,  d.  d.  20.  Januar 
1879.     (Abth.  II.  Nr.  4.  8.  415.) 

7.  B.,  betr.  das  Gesindewesen,  d.  d.  12.  Mai  1879.    (Abth.  U.  Nr.  25.  8.  458—459.) 

8.  B.,  betr.  die  amtliche  Wirksamkeit  des  Fabrikinspektors,  d.  d.  11.  Juni  1879. 
(Abth.  IL  Nr.  28.  8.  460—461.) 

C.    HaadeL 

1.  G.,  betr.  die  RheinschiffTahrtsgerichte,  d.  d.  8.  März  1879.    (Nr.  XI.  S.  129—132.) 
vgl.  hiermit:  Verordnung,  betr.  Sitze  und  Bezirke  der  RheinschiffTahrtsger.,  d.  d.  1.  Sep- 
tember 1879.     (Nr.  39.  8.  609—610.) 

2.  G.,  betr.  die  Eibzollgerichte,  d.  d.  9.  März  1879.     (Nr.  11.  S.   132—133.) 

1.     K.A.V.,  die  Rheinschifffahrtsgerichte  betr.,  d.  d.   18.  Juni  1879.     (Nr.  31.  S.  661 
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2.  Landesherrliche  V.,  die  Besetzung  der  Kammern  für  Handelssachen  betr. ,  d.  d. 
14.  September  1879.     (Nr.   42.  S.  633—636.) 

3.  V.,  die  Handelskammern  betr.,  d.  d.  8.  April  1879.     (Nr.  21.  S.  265—277.) 
OftMthenoff-           1.     V.,  die  Ernennung  der  Handelsrichter  betr.,  d.  d.  14.  Mai  1879.     (Nr.  17.  S.  221 
thom  HesteB. 223). 

2.     B.,  die  Führung  von  Handels-,  Zeichen-  und  Mntterregistem  betr.,  d.  d.  25.  Sep- 
tember 1879.    (Nr.  52.  S.  695.)    Bezeichnet  diejenigen  Amtsgerichte,  denen  die  Führung 
der   bez.  Register  übertragen  ist 
Orosdienog-  i.     B.,  betr.  den  Handel  mit  Giften,  d.  d.  6.  Dez.  1879.     (Stück  39.  S.  543—552.) 

''^"?_P!^^'  2.     B.,  betr.  die  Statistik  des  Waarenverkehrs   des    deutschen  Zollgebietes   mit  dem 

^'        Auslande,  d.  d.  12.  Dezember  1879.     (Stück  38.     8.  521—542.)     (vergl.  B.G.  sab  C.  2.) 
Henogthnm  i.     B.  wegen  Abänderung    des  §  8    der  In&truktion   vom    14.  September  1863,    die 

J^!^      Führung  der  Handelsregister  betr. ,    bez.   eines   neuen  Formulars   für  AktiengesellschafU- 
register,  d.  d.  8.  September  1879.     (Nr.  61.  S.  633—635.) 
HerzogthOmer  1.     V.,  die  Errichtung    einer  Handelskammer  für   das  Herzogthum  Coburg  mit  dem 

Cobotf  nnd  Sitze  in  der  Sudt  Coburg  betr.,  d.  d.  20.  August  1879.     (Nr.   393.  S.  207.) 
HemS^mn  ^'     ^^  ^®"  Verkehr  mit  Giftwaaren  betr.,  d.  d.  22.  Januar  1879.     (Nr.  510.  S.  321 
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2.     G.,  betr.  die  Eibzollgerichte,  d.  d.  10.  Mai  1879.     (Nr.  528.  S.  537—539.) 

(Fortsetzung  folgt) 
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L 
Origine  historique  de  quelques  argumenta  mono-  et  bimetalliquea 

par  Emile  de  Laveleye. 

Au  moment  oli  la  question  mon^taire  est  si  vivement  discut^  de 
tous  les  cot^s,  il  ne  sera  peut-etre  pas  sans  int^r^t  de  chercher  l'origine 
historique  de  deux  des  principaux  ar^ments  employ^s  dans  cet  important 
d^at. 

Le  premier  de  ces  ar^ments  est  celui  qu'inyoquent  les  bim^tallistes. 
II  consiste  en  ceci.  La  principale  qualit^  d'une  bonne  monnaie  est  de 
poss^der  une  yaleur  aussi  stable  que  possible.  Une  monnaie  constitu^e 
k  la  fois  d'or  et  d'argent  a  une  yaleur  plus  stable  pour  deux  motifs: 
premi^rement,  parceque  la  diminution  dans  la  production  de  Tun  des  deux 
m^taux  pr^cieux  peut  etre  compens^  par  une  augmentation  dans  la  pro- 
duction de  l'autre  m^tal,  ainsi  que  le  prouye  Fhistoire;  et  secondement, 
parceque  plus  est  consid^rable  la  masse  totale  du  Stock  mon^taire,  moindre 
sera  Tinfluence  des  yariations  annuelles  dans  la  production  des  m^taux 
pr^cieux.  L'emploi  simultan^  de  Tor  et  de  l'argent  a  pour  cons^quence  que 
le  Stock  mon^taire  est  enyiron  le  double  de  ce  qu'il  serait,  si  on  n'ayait 
partout  comme  monnaie  que  l'or  ou  que  Targent  exclusiyement.  Si  Ton 
fait  usage  ä  la  fois  des  deux  m^taux  pr^cieux,  on  obtient  donc  une  com- 
mime  mesure  des  yaleurs  plus  stable,  de  memo  que  pour  obtenir  un  pen- 
dule  aussi  parfait  que  possible  on  le  fait  de  tiges  de  deux  m^taux  dif- 
fSrents,  afin  que  leurs  dilatations  inegales  se  compensent. 

On  attribue  gön^ralement  a  Wolowski  Thonneur  d'ayoir  trouy^  cette 
comparaison  si  frappante  du  pendule  compense. 
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n  se  peut  qu'il  l'ait  trouy^  spontan^ment,  mais  11  n'en  est  pas  moins 
TTai  qu'elle  ayait  6ie  publice  ayant  lui,  au  moins  par  deux  auteurs 
bien  connus,  Adam  Müller  et  Sismondi.  Yoici  comment  s'exprime  a  ce 
sujet  Adam  Müller:  Elemente  der  Staatskunst.  Berlin  1809.  B.  11.  p.  284: 
„So  erscheint  in  der  Theorie  der  Münze  das  Yerhaltniss  der  beiden  Me« 
taUe,  Gold  und  Silber,  das  im  An&ng^  durch  seine  Beweglichkeit  und 
Veränderlichkeit  dem  Theoretiker  grosse  Schwierigkeit  macht,  für  das 
wahre  ökonomische  Leben  besonders  unentbehrlich.  —  Im  Anüange  strebt 
man  nach  einem  einzelnen  Maassstabe;  doch  alle  einzelnen  Maassstäbe,  das 
Metallgeld  wie  die  £lle,  das  Pfund,  weiten  sich,  yerändem  sich.  luden 
neueren  astronomischenPendul-Uhren  hat  man  diese  Längen- 
Veränderungen  des  Penduls  durch  die  künstliche  Balanci- 
rung  und  Verknüpfung  zweier  Metalle  aufgehoben;  so  muss 
auch  derPendul  der  Nationalökonomie  aus  zwei  sich  gegen- 
seitig beschränkenden  und  regulirenden  Metallen  construirt 
seyn." 

Apres  ayoir  dit  que  la  monnaie ,  comme  mesure  des  yaleurs ,  est 
sujette  a  des  yariations,  Sismondi  indique  le  moyen  de  r^m^er  k  cet 
incony^nient.  Yoici  cet  interessant  passage :  „Cependant,  c'est  seryir  utile- 
ment  la  soci^te  que  de  trayailler  k  diminuer  encore  les  chances  de  cette 
fluctuation ;  et  l'im  des  moyens  d'y  paryenir,  c'est  d'employer  l'or  et  l'ar- 
gent  indifferemment  comme  commune  mesure,  et  de  fixer  la  proportion 
legale  entre  eux.  C'est  ainsi,  k  peu  pres,  que,  pour  ayoir  un  pendule  d'ime 
longueur  inyaiiable,  on  en  combine  la  äge  de  yerges  de  diffl^nts  m^- 
taux,  pour  que  la  dilatation  de  l'un  par  la  chaleur  corrige  celle  de  l'autre. 
Si  le  gouyemement  fait  choix  d'un  seul  m^tal  pour  ^talon,  et  s'il  d^clare 
que  l'autre  est  marchandise,  comme  on  l'a  fait  ou  propos^  a  plusieurs 
reprises,  cet  ^talon  se  trouyera  affect^  par  toutes  les  yariations  annuelles 
des  produits  des  mines.  Si,  au  contraire,  il  adopte  et  l^galise  la  pro- 
portion qui  lui  paraitra  dominante  dans  le  commerce  du  monde,  par 
exemple  aujourdliui  celle  de  quinze  pour  un ;  s'il  d^clcüre  que  toute  dette 
d'une  once  d'or  pourra  ^tre  l^gitimement  pay^e  ayec  quinze  onces  d'ar- 
gent  et  r^ciproquement,  ainsi  que  cela  se  pratique  en  France,  la  mesure 
commune  du  commerce  ne  s'etablira  pas  sur  la  quantit^  annuelle  produite 
par  les  mines  d'or  ou  par  Celles  d'argent,  mais  sur  une  moyenne  pro- 
portionnelle  entre  les  yariations  que  subiront  ces  deux  quantit^s,  et  l'^talon 
desir^  en  acquerra  plus  de  fixit^."  —  Nouyeaux  Pnncipes  d'Economie 
politique  1. 11  p.  59. 

La  principale  objection  que  les  monom^tallistes  souloyent  contre  l'em- 
ploi  des  deux  m^taux  est  celle-ci.  II  est  in^yitable  que  si  l'on  accorde 
simultan^ment  a  l'or  et  a  l'argent  le  priyilege  de  monnaie  legale  avec 
pleine  yaleur  lib^ratoire,  le  m^tal  le  plus  depr^ci^  restera  seul  en  circu- 
lation;  le  m^tcü.  le  plus  recherch^  sera  fondu  ou  export(^.  Ce  que  Ton 
appelle  le  double  ^talon  ne  sera  en  röalit^  qu'un  ^talon  altematif  en 
vertu  de  la  loi  que  la  mauyaise  monnaie  chasse  la  bonne  monnaie.  Cette 
loi  est  appelee  en  Angleterre  the  Gresham  Law,  parce  qu'elle  a  4t& 
formul^e,  croit-on,  pour  la  premi^re  fois  par  Sir  Gresham,  a  Wpoque 
d'Elisabeth.  —    Cependant  on  trouye  dans  Aristophane  un  passage  tres- 

8* 
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piquant,   oh  il  dit  que  les  mauvais  citoyens  sont  pr^fSr^s   aux  bons,    de 
j  meme  que  la  mauyaise  monnaie  cliasse  la  bonne  monnaie  de  la  circulatioD. 

<  Gette  remarque  r^sume  nettement  la  ^^loi  de  Gresham''. 

*  Voici  le  passage  d'Aristophane  (Les  Grenouilles  V.  718  sqq.  Traduction 

!  d'Artaud) :  ,,Nous  ayons  souvent  remarqu^  que  dans  cette  yille  on  en  use 

I  k    l'i^gard   des    honnctes   gens    comme   a   T^gard   de   rancienne   mounaie. 

Gelle-ci  est  sans  alliage,  la  meilleure  de  toutes,  la  seule  bion  frapp^e,  la 
seule  qui  ait  cours  chez  les  Grecs  et  chez  les  Barbares ;  mais  au  lieu  d'en 
user,  nous  pr^f^rons  les  m^chantes  pi^ces  de  cuiyre  nouvellement  frappc^es 
et  de  mauvais  aloi.  II  en  est  de  meme  des  citoyens:  ceux  que  nous 
savons  etre  bien  n^s,  modestes,  justes,  probes,  habiles  aux  exercices  de  la 
palestre,  h,  la  danse,  ä  la  musique,  nous  les  outrageons;  tandisque  nous 
ji  trouTons  bons  a  tout  des  infames,   des  ^trangers,  des  esclaves,  des  vau- 

riens  de  mauvaise  famille,  des  nouveaux  venus,  dont  autrefois  la  yille 
n'eüt  pas  m6me  voulu  pour  yictimes  expiatoires." 

Les  finances  d'Athenes   ^tant  ^puis^es    par  les  armements  militaires, 

on  rempla9a,  sous  l'archonte  Antigenes,   en  407,  Tann^e  ayant  la  repre- 

I  sentation  des  Grenouilles,  la  bonne  monnaie  d'argent,  qui  faisait  prime  a 

l'^tranger  (Xenophon,  De  Yectigalibus  111,  2)  par  une  monnaie  d'or,  dont 
le  m^tal  ^tait  foumi,  en  grande  partie,  par  les  statues  d'or  des  Yictoires 
(Scholiaste  d'Aristophane  ad  1.);  mais  cette  monnaie  nouyelle  ayait  un 
alliage  de  cuiyre  si  fort  qu'Aristopbane  crut  pouyoir  la  nommer  pieces 
;1  de  cuiyre,  xc^^xcor. 

I  Yoici  ce  que  dit  Maoleod,  dans  son  Dictionary  of  Political  Economy 

p.  464  §  123,  k  propos  de  Gresham  qui  a  formul^  la  loi  qui  porte  son 
nom.  „This  eminent  merchant  (Sir  Thomas  Grosbam)  was  presented  to 
the  Queen,  tbree  days  after  her  accession,  by  Cecil,  and  she  immediately 
employed  him  to  negociate  a  loan,  whioh  was  necessary  in  the  exhausted 
State  of  the  Treasury  left  by  Mary.  Before  leaying  for  Flanders  he  wrotc 
a  letter  of  adyice  to  the  Queen,  explaining  how,  among  other  things,  all 
the  fine  money  had  disappeared  from  circulation.  The  cause  of  this  he 
attributed  to  the  debasing  of  the  coinage  by  Henry  YIII.  Thus  he  soems 
to  haye  been  the  first  to  dedare  that  the  issue  of  the  base  money  was 
the  oaiuse  of  the  disappearance  of  the  good.  Hence  we  may  justly  call 
it  Oresham's  Law  of  the  currency.  He  eamestly  recommended  the 
Queen  to  bring  back  the  currency  to  its  former  purity,  and  in  accordance 
iriili  his  adyice,  ahe  soon  set  about  it  in  eamest." 

Montesquieu  ayait  constat^  ^galement  le  fait  signal^  par  Gresham  ei 

■  «rait^  au  reste  du  firapper  tous  les  commer^ants;   mais  il  n'en  ayail 

Mfln  lain  la  xaiBon.     yyL'or,  dit  il,  disparait  quand  l'argent  est  com- 

INOroeqüe  ohacun  en  a  pour  le  cacher;    il   reparait   quand  Targenl 

»,  pavoequ'on  est  oblig^  de  le  retirer  de  ses  retraites.     C'est  don( 

b:  Vcfi  est  conunun,  quand  l'argent  est  rare,  et  l'or  est  rare  quand 

set  oommun."     Esprit  des  Lois.  Liy.  XXTT.  eh.  IX. 

bon  ayait  parfaitement  yu  la  cause  du  ph^nomöne  de  l'altemancc 

■^^taiuci  et  il  ayait  indiqu^  le  moyen  d'y  mettre  un  terme.     Pouj 

t^  d'api^  lui,  d'^blir  entre  l'or  et  l'argent  le  m^me  rapporl 

■ns  tous  les  pays.  l^Tewton  est  donc  r^ellemont  l'inycnteur  d< 
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ridee  du  Bimdtallisme  international.  Yoici  Timportant  passage  oü  il  ex- 
prime  cette  grande  decouyerte  ^conomique:  „If  gold  in  England,  or  silver 
in  East-India,  could  be  brought  down  so  low  as  to  bear  the  same  pro- 
portion  to  one  another  in  both  places,  there  would  be  here  no  greater 
demand  for  silyer  than  for  gold  to  be  exported  to  India;  and  if  gold 
were  lowered  only  so  as  to  bave  the  same  proportion  to  the  silyer  money 
in  England,  whioh  it  hath  to  silver  in  the  rest  of  Europe,  there  would 
be  no  temptation  to  export  silyer  rather  than  gold  to  any  part  of  Europe/' 
(Eeport  made  by  Sir  Isaac  Newton,  master  of  the  Mint,  conceming  the 
State  of  the  gold  and  silver  coins.  21.  Sept.  1717.  V.  Monetary  Docu- 
menta by  Dana  Horton.  Washington,  Qoyemment  printing  o£&ce.  1879. 
p.  319  et  Cemus  chi  qui  a  d'abord  exum^  ce  passage.) 

n  ne  sera  peut-etre  pas  sans  int^r^t  de  reproduire  le  memorandum 
trcs-curieux  adress^  par  Sir  Thomas  Gresham  k  la  reine  Elisabeth,  en  1558, 
relatiyement  a  la  question  mon^taire  k  cette  ^poque.  Nous  la  donnons 
ayec  son  orthographe  archaique: 

Information  of  Sir  Thomas  Qresham,  Mercer,   towching   the   fall 
of  the  exchainge,  MDLYIII.     To  the  Qaenes  most  excellant  maiestye. 

Ttt  may  pleasse  your  majesty  to  understande,  thatt  the  firste  occa- 
sion  off  the  fall  of  the  exchainge  did  growe  by  the  Einges  majesty,  your 
latte  ffather,  in  abasinge  his  quoyne  ffirome  yi  ounces  fine  too  in  ounces 
fine.  Wheruppon  the  exchainge  feil  ffirome  xxyis.  ynid.  to  xnis.  nrd., 
which  was  the  occasion  thatt  all  your  ffine  goold  was  conyayd  ought  of 
thifl  your  realme. 

Secondly,  by  the  reason  off  bis  wars,  the  Kinges  majestie  ffell  into 
grealt  dept  in  Flanders.  And  ffor  the  paymentt  therof  thay  hade  no  other 
deyice  butt  paye  itt  by  exchainge,  and  to  carry  oyer  his  ffine  gowlde 
ffor  the  paymentt  of  the  same. 

Thirdly,  the  greatt  ffreadome  off  the  Stillyarde  and  grantinge  of  licence 
ffor  the  carringe  off  your  woll  and  other  comodytes  ought  off  your  jeallme, 
which  is  nowe  on  off  the  cheffest  pointes  thatt  your  majestie  hathe  to 
forsec  in  this  your  comon  well;  thatt  you  neayir  restore  the  steydes  cal- 
led  the  Stillyarde  againe  to  ther  priyelydge,  which  hath  bine  the  cheffest 
poynthe  off  the  undoinge  off  this  your  reallme,  and  the  marchants  off  the 
same. 

Now,  for  redresse  off  thes  thinges,  in  an.  XVCLI  (1551)  the  Einges 
majestie,  your  latte  brother,  callide  me  to  bee  his  agentt,  and  repossid  a 
more  trust  in  me,  as  well  ffor  the  paymentt  off  his  depttes  beyond  the 
seas,  as  ffor  the  ressynge  off  the  exchainge,  —  beinge  tiien  att  xys.  and 
xYis.  the  pounde;  and  your  mony  corrantt,  as  itt  is  att  this  presentt, 
beinge  nott  in  yallew  xs.  First,  I  practized  with  the  Einge  and  my 
lorde  off  Northomberlande  to  oyerthrowe  the  Stillyarde,  or  eise  ytt  coulde 
nott  bee  brought  to  passe,  ffor  thatt  thay  woold  kepp  downe  the  exchainge 
by  this  consideration ;  wher  as  your  owne  mere  marchantes  payeth  outt- 
wardes  xrr  d.  upon  a  cloth  custome,  thay  paye  butt  ix  d. ;  and  like  wisse, 
ffor  all  such  wairs  as  was  brought  into  your  reallme,  your  owne  mere 
marchantes  payeth  xii  d.  upon  the  pounde,  the  Stillyarde  payd  butt  in  d. 
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upon  the  pounde,  which  Ib  vb.  diffcrence  uppon  the  hundreth:  and  as 
they  wear  roen  thatt  rainc  all  uppon  the  exchaiogc  ffor  the  hyenge  of 
ther  comodytes,  whatt  did  thay  pasBO  to  giye  a  lowar  prioe  then  your 
owne  marchantes ,  when  thaye  gotte  vi.  in  the  handreth  by  your  custome; 
which  in  processe  off  timc  woulde  have  nndone  your  whoie  reallme,  and 
your  marchantes  of  the  same. 

Secondarely,  I  practissed  with  the  Ringes  majestie,  your  brother,  to 
come  in  oreditt  with  hie  owne  mer  marchantes:  and  when  time  servid, 
I  practised  with  theme  att  a  sett  ehippinge,  the  exchainge  beinge  still 
alt  xvi  8.  thatt  every  man  showld  paye  the  Kinge  xv  s.  upon  a  cloth  in 
Anwarppe,  to  paye  att  dobllc  usans  xxs.  in  London;  which  the  Kinges 
majüstie  payd  theme  riallye,  which  did  amountte  to  the  some  off  lxmI. 
Ande  bo,  YI  months  after,  I  praotissed  the  licke  upon  ther  comodyties 
ffor  the  Bome  off  lxxmI.  to  paye  ffor  every  pounde  Stärlinge  xxiib.: 
BO  by  thes  meanes,  I  maidc  plenty  off  mony  and  scarstie,  and  brought 
into  the  Kinges  handes,  which  raised  the  exchainge  to  xxiiib.  ivd. 
And  by  thes  meanes  I  did  nott  only  bringe  the  KingeB  majestie,  your 
brother,  outt  off  dcptt,  wherby  I  savide  hime  vi  or  vii  b.  upon  the  pounde, 
but  savid  bis  trcsorc  within  the  rcallme,  as  ther  in  Mr.  Sccretary  SiBsillo 
was  moBt  privie  unto. 

Thirdly,  I  didd  likowise  cause  all  forraine  qo3mes  to  bee  unvallewed, 
wherby  itt  might  bee  brought  into  the  minte  to  bis  Majesties  most  fordlle ; 
att  which  time  the  Kinge  your  brother  dyed,  and  for  my  rewarde  of  ser- 
vizc,  the  Bishoppo  of  Minchester  sought  to  undoe  me,  and  whatBoever  I 
uayd  in  thes  matters  I  should  not  be  creditted :  and  againste  all  wisdome, 
the  sayd  bishoppe  went  and  vallewid  the  French  crowne  at  vis.  ivd., 
und  the  pistolott  at  vi  s.  ii  d. ,  and  the  silver  rialle  at  vi  d.  ob.  Wher- 
uppon ,  imediattlye,  the  exchange  fall  to  xxs.  vid.  and  xxi  s.  and  ther 
hath  kept  ever  sithence.  And  so  consequently  afdre  this  ratte  and  manor. 
I  brought  the  quenes  majestie  your  sister  out  of  deptt  of  the  some  of 
ccccxxxv  ml. 

Fowerthlye,  by  this  itt  maye  playnely  appear  to  your  hightneB,  as 
thu  exchainge  is  the  thinge  that  eatts  ought  all  princes,  to  the  wholl  de- 
Btruotion  of  ther  comon  well,  if  itt  be  nott  substantially  loked  unto;  so 
likewise  the  exchainge  is  the  cheffest  and  richist  thinge  only  above  all 
othcr,  to  restore  your  Majestie  and  your  reallme  to  ffne  gowld  and  sill- 
var,  and  is  the  meane  thatt  makes  all  forraine  comoditties  and  your  owne 
comodites  with  all  kinde  of  vittalles  good  cheapp,  and  likewise  kepps 
your  fine  golde  and  sillvar  with  in  your  reallme.  As,  for  exsample  to 
your  hightnes,  the  exchainge  beinge  att  this  present  att  xxus.  all  mar- 
chantes seuokeB  to  bringe  into  your  reallme  fine  goUde  and  silver;  for  if 
hee  should  deliver  itt  by  exchainge,  he  diBbursis  xxiis.  flemishe  to 
have  XX  8.  sterlinge:  and  to  bringe  itt  in  gowlde  and  sillver  he  shall 
aake  theroff  xxi  b.  iv d.  —  wherby  he  savesviiid.  in  the  pounde:  which 
proffitte,  if  the  exchainge  Bhowlde  kepp  but  after  this  ratte  of  xxiib. 
in  fewe  yearB  you  Bhowld  have  a  welthi  reallme,  for  her  the  treasur 
ahowlde  oontinew  for  ever;  for  thatt  all  men  showlde  finde  more  profytte 
by  tL  in   the  hundreth  to   deliver  itt  per  exchange,   then  to  carry  itt 
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over  in  mony.  So  conseqaenttly  the  higar  ihe  exchainge  riBeth^  the  mor 
siiall  your  Majestie  and  your  reaÜme  and  comon  well  florrish,  whioh  thinge 
18  only  keppt  up  by  artte  and  Godes  providence;  for  the  quoyne  of  this 
your  reallme  doeth  nott  corresponde  in  finnes  (fineness)  nott  x  s.  the  pounde. 

Finally,  and  itt  please  your  majestie  to  restore  this  your  reaUme 
into  such  estatt,  as  hertofore  itt  hath  bine;  first,  your  hyghtiies  hath  non 
other  wayes,  butt  when  time  and  opertunyly  serveth,  to  bringe  your  hasse 
mony  into  fine  of  XI  ounces  fine,  and  so  gowlde  after  the  ratte. 

Secondly,  nott  to  restore  the  Stillyarde  to  ther  usorpid  privelidges. 

Thirdly,  to  grantt  as  fewe  licences  as  you  cane. 

Fowerthly,  to  come  in  as  small  deptt  as  you  oan  beyond  seays. 

Fifthly,  to  kepp(up)  your  creditt,  and  specially  with  your  owne  mar- 
chantSy  for  it  is  thaye  must  stand  by  youe  att  all  eventes  in  your  ne- 
ccssity  and  thus  I  shall  most  hombly  beseech  your  majestie  to  exceptt 
this  my  (poor  writing  in  good)  partte ;  wherin  I  shall  firom  time  to  time, 
as  opertunity  doeth  serve,  putt  your  hyghtnes  in  rememberance ,  accor- 
dingc  to  the  trust  your  Majestie  hath  repoeside  in  me;  becechüige  the 
Lorde  to  give  me  the  graoe  and  fortune  thatt  my  servis  may  allwais  bee 
cxceptable  to  your  hightnes :  as  knoweth  our  Lorde,  whome  presenre  your 
noble  Majestie  in  health,  and  longo  to  raigne  over  us  with  increase  of  honor. 

By  your  Majesties  most  homble 

and  fa3^efull  obedientt  subject, 

Thomas  Gresham,  Meroer. 


üeber&dcht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.     Getehiehte.    Eaeyklopädischet.    Lehrbücher.    Systeme.    Allgemeines. 

Eugen  V.  Böhm-Bawerk,  Rechte  und  Verhältnisse  vom  Stand- 
punkte der  volkswirthschaf tlichen  Güterlehre.  Innsbruck,  1881,  Wag- 
nerische Universitätsbuchhandlung.     8.     IV  u.  15S  SS. 

Der  (kürzlich  zum  Prof.  an  der  Univers.  Innsbruck  ernannte)  Verf.  erörtert  in  der 
vorliegenden  Schrift  die  Frage,  ob  Verhältnisse  (Staat,  Kundschaft,  Patentrecht  etc.) 
und  Rechte  als  wirthschaftliche  Güter  zu  betrachten  sind  oder  nicht.  Von  der  An- 
schauung ausgehend,  dass  nur  Dasjenige  als  wirthschaftliches  Gut  angesehen  werden 
könne,  was  im  Stande  ist  ein  Bedürfniss  zu  befriedigen,  oder  „eine  nützende  Wirkung 
auszaüben*%  gelangt  der  Verf.  zu  dem  Resultate,  dass  die  Güterqualität  nur  den  Sach- 
gütern (materiellen  Gütern) ,  sowie  den  persönlichen  oder  sachlichen  Nutzleistungen  zu- 
erkannt werden  dürfe.  Rechte  geben  einen  Anspruch  auf  Sachgüter  oder  auf  Nutzlei- 
stungen von  Personen  oder  Sachen ,  aber  das  Recht  als  solches ,  der  blosse  Anspruch 
vermag  kein  Bedürfniss  zu  befriedigen,  ist  somit  kein  Gut.  Dasselbe  gilt  von  den  Ver- 
haltnissen, die  lediglich  ein  Sammelname  sind  für  eine  Gruppe  von  Sachgütern  oder 
Ton  persönlichen  oder  sachlichen  Nutzleistungen,  die  uns  in  irgend  einer  Weise  zur 
Verfügung  stehen.  Wohl  wird  den  Rechten  und  Verhältnissen  mitunter  ein  Vermögens- 
werth  beigelegt,  allein  dieser  Vorgang  entspringt  lediglich  dem  praktischen  Bedürfnisse 
der  Buchhaltung  oder  der  Rechnung.  Wir  wollen  unser  Vermögen  in  Gold  schätzen 
und  legen  demgemäss  derartigen  Rechtes  oder  Verhältnissen  einen  Vermögens-  (Geld-) 
Werth  bei.  Allein  diese  Schätzung,  oder  auch  der  Umstand,  dass  ein  Zweiter  geneigt 
ist ,  mir  einen  derartigen ,  mehr  oder  weniger  gesicherten  Anspruch  auf  gegenwärtige 
oder  künftige  Sachgüter  oder  Nutzleistungen  heute  schon  um  baares  Geld  abzukaufen, 
ändert  nichts  an  der  Thatsache,  dass  weder  Rechte  noch  Verhältnisse  an  sich  ein  Be- 
dürfniss  zu  befriedigen  vermögen.     Der  Verf.  erweist  sich  als  ein  klar  und  scharf  (ich 
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möchte  sagen  naturwissenschaftlich)  denkender  Kopf.  Sehr  beachtenswerth  scheint  mir 
der  III.  Absctinitt  der  Schrift,  der  von  den  ,, sachlichen  Nntziebtungen**  handelt;  die 
dort  dargelegten  Ideen  dürften  —  wenn  weiter  ansgeHihrt  —  geeignet  sein  das  Urtheil 
über  die  Bestrebungen  und  Forderungen  des  Sosialismus  wesentlich  zu  kl&ren. 

Czemowitz.  F.  Kleinwfichter. 

Gareis,  Leitfaden  für  den  Unterricht  in  der  Staatskunde.  S^. 
66  SS.     Würzburg  1881. 

Dieser  Leitfaden  ist  speciell  für  den  Unterricht  über  Staats-  und  Gesetzeskunde  in 
Fortbildungsschulen  bestimmt;  Über  die  Bedeutung  und  Nothwendigkeit  der  Einführung 
dieses  Unterrichts  in  jene  Lehranstalten  hat  sich  der  Verf.  an  anderer  Stelle  in  dem 
Organe  des  ,,polytechnischen  Zentralvereins  für  Unterfranken  u.  Aschaffenburg**  im  J. 
1873  (Gemeinnützige  Wochenschrift  1873,  No.  47  u.  48)  ausgesprochen.  — 

Leonhard  Freund,  Texte  und  Glossen.  Resultate  kritischer  Gänge  durch 
politische  und  unpolitische  Gebiete  mit  besonderer  Rücksicht  auf  socialpsyohiatrische 
Phänomene.  I.  Parteiwesen ,  Tagespresse  und  Justiz  im  Spiegel  deutscher  Gegenwart. 
II.  Nachworte  zur  Signatur  der  Zeit.     Zürich  1881.     187  SS. 

Annuaire  de  l'dconomie  politique  et  de  la  statistique  (fondc  par  MM.  Guillaumin,  Jos.  Gar- 
nier, M.  Block)  38e  Ann^e:  1881  par  M.  Block  etc.     Par.,  Guillaumin  &  Cie ,  1881. 
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ciU  dans  les  temps  modernes.     Duai,  Duramon,  1881.     8.     276  pag. 
Spencer,  H.,  Descriptive  Sociology.     No.   8 :    The  French  Civilisation.     Classified  and 

arranged  by  H.  Spencer,  compiled  and  abstracted  by  Jam.  Collier.     London,  Williams 

&  Norgate,  1881.     Fol.     30/ —  (No.  1—7  =  125/—). 
Bright,  J. ,  Life  and  speeches,  by  G.  B.  Smith,  London,  Hodder  &  Stoughton,  1881. 

8.     1060  pages.     24/—. 
Dulcken,  H.  W.,  Worthies  of  the  World.     A  series  of  historical  and  critical  Sketches 

of  the  lives,  actions  and  characters  of  great  and  eminent  men  of  all  countries  and  ti- 

mes.     London,  Ward,  Lock  &  Co.,  1881.     8.     768  pag.     7/6. 
Emerson,  G.  R.,  Gladstone,  Prime  Minister  of  England.     A  polidcal  and  literary  bio- 
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Evans,    C.  W.  de  Lacy,   Consumption.      A  re-investigation    of  its   causes.     London, 
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Morley,    J. ,   Life   of  R.  Cobden.     London,    Cbapman    &   Hall,    1881.     8.     966  pag. 
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D  u  c  a  t  i ,  G. ,   Sulla  libera  concorrenza ,    un  contributo    alla  propagazione    delle  teoriche 

della  nuova  scnola  giuridico  sociale.     Parma,  tip.  Ferrari,  1881.     8.     36  pag. 
Gabba,  C.  F.,    Intomo  al  alcuni   piü  generali  problemi   della  scienza   sociale.     Confe- 

renze.  Firenze,  Pellas,  1881.     8.     157  pag.     5  1. 
de  Johannis,  A.  J. ,  Discussioni  economiche.    Note    critiche    e  saggio    di  studio  sopra 

alcuni  principii  di  economia  politica.     Verona,  Drucker  &  Tedeschi ,    1881.     8.     335 

pag.     5  1. 
Westman,  Claes,  Nationaleconomiens  grundrag.    Stockholm,  Fahleranz  &  Cie.,  1881. 

8.     80  bl. 

2.    Die  Arbeit.    Die  Ctosellscliaft    Die  Familie.    VerbUtnisse,  Lage  und  Zost&nde 
der  arbeitenden  Klaasen.    Arbeitalöhne.    Frauenarbeit.    CtenouenBcluiftfwefleii. 

Socialiimos.    Kommunismus.    Armenweaen. 

Henry  George,  Fortschritt  und  Armut h.  Eine  Untersuchung  über  die 
Ursachen  der  industriellen  Krisen  und  der  Zunahme  der  Armuth  bei  zunehmendem  Reich- 
thum.     Deutsch  von  CD.  F.  Gütschow.     Berlin  bei  Erwin  Staude.    1881.    8^    6018. 
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Frans  Stöpel,  Die  freie  Oesellschaft.  Vorsuch  einer  Schlichtung  des 
Streits  zwischen  Individualismus  und  Sozialismus.  Chemnitz  bei  £.  Schmeitsner.  1881. 
8«.     SS6  Seiten. 

Frans  Hitse,  Kapital  und  Arbeit  und  die  Beorganisation  der  Gesellschaft. 
Paderborn  bei  der  Bonifacius-Druckerei.     1881.     8®.     586  Seiten. 

Julius  Zums,  Zwei  Fragen  des  Un  ternehmereinkommens  (Inaugural- 
DisserUtion).     Zürich,  Druck  von  Zürcher  &  Furrer.     1881.     8«.     87  Seiten. 

Wilhelm  Hohoff,  Protestantismus  und  Socialismus.  Historisch- 
politische Studien.     Paderborn  bei  der  Bonifacius-Druckerei.     1881.     %^.    184  Seiten. 

Von  den  hier  genannten  Werken  hätte  der  Ref.  das  letzte  am  liebsten  unerwähnt 
gelassen.  Vor  einigen  Jahren,  in  der  Hitze  des  Kulturkampfes,  hätte  man  eine  solche 
Arbeit  noch  begriffen ,  die  nur  den  glühendsten  Hass  gegen  den  Protestantismus  verräth ; 
aber  heute?  —  Gewiss  hat  Jeder  das  Becht,  die  Leistungen  des  Protestantismus  zu  kri- 
tisiren  ,  aber  mit  Aussicht  auf  Erfolg  geschieht  das  nur  von  denjenigen ,  der  sich  be- 
müht, logisch  und  unparteiisch  zu  denken.  —  Wenn  in  dem  ersten  Abschnitt  auf  die 
protestantische  Geschichtsfälschung  losgezogen  wird,  so  mussten  jedenfalls  einige  beweis- 
kräftige Belege  beigebracht  werden  —  der  Verf.  erklärt  aber  damit  den  Leser  nicht  be- 
lästigen zu  wollen  und  erledigt  die  ganze  Angelegenheit  mit  dem  Satze  (21)  v  dass  die 
Vorgänge  innerhalb  der  katholischen  Kirche  nur  der  gläubige  katholische  Christ  objektiv 
und  den  historischen  Thatsachen  getreu  darstellen  könne.  Der  Protestantismus  soll  (Ab- 
schnitt 2)  an  der  Aufklärung  und  an  der  modernen  Philosophie  Schuld  sein,  während 
gewöhnlich  angenommen  wird,  aus  der  Aufklärung  des  15.  und  16.  Jahrb.  resp.  aus  dem 
Verfall  der  katholischen  Kirche  —  der  Verfasser  spricht  unüberlegter  Weise  von  den 
katholischen  Beformatoren  —  sei  jener  erst  hervorgegangen.  Und  wenn  es  andern  ka- 
tholischen Schriftstellern  schwer  fällt,  die  an  sich  unbestreitbare  Thatsache  zu  erklären, 
dass  der  Protestantismus  sowohl  den  Smithianismus  als  den  Sozialismus  erzeugt  habe,  so 
wird  der  Verf.  leicht  fertig :  das  ist  eben,  erklärt  er,  einer  jener  Widersprüche,  in  denen 
sich  der  Protestantismus  nun  einmal  bewegt  (S.  12).  Dabei  legt  der  Verf.  K.  H.  Rau 
(8.  112)  Worte  in  den  Hund,  die  er  nie  gesisigt  hat,  und  verkehrt  er  (S.  46)  die  Po- 
lemik der  Reformatoren  gegen  den  religiösen  Rationalismus  zu  einer  Verurtheilung  der 
„Vernunft'*.  Erasmus*  Aeusserung,  dass  in  den  Bauernaufständen  die  Reformatoren  die 
von  ihnen  gesäten  Früchte  ernten,  wird  mit  Vergnügen  registrirt;  der  Verf.  hat  nur 
nicht  bedacht,  dass  weder  Luther  noch  Helanchthon  oder  Calvin  den  Sozialismus  gewollt, 
wogegen  die  „katholischen*'  Kirchenväter  einem  Sozialismus  huldigten,  gegen  den  die 
heutige  Sozialdemokratie  nur  ein  Kinderspiel  ist. 

Hohoffs  sozial  -  politischer  Standpunkt  deckt  sich  mit  demjenigen  Hitze's  fast 
ganz ;  Beide  wünschen  die  Rückkehr  der  goldnen  Zeit  des  Mittelalters.  —  Wie  man  auch 
hierüber  denke,  eine  gewisse  Berechtigung  wird  man  diesem  Verlangen  nicht  versagen 
können.  In  einer  Zeit,  welche  sich  darin  gefällt,  über  die  herrschenden  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  und  Anschauungen  zu  klagen ,  welche  aber  doch  nicht  herauszukommen 
scheint  aus  dem  Zauberkreis  des  Bestehenden,  scheint  kein  Versuch  werthlos.  Es  fragt 
sich  nur,  ob  und  wie  jenes  Ideal  zu  erreichen  ist. 

Hitze  schreibt  im  Ganzen  lebendig  und  angenehm ,  fällt  aber  wiederholt  in  den 
Fehler,  in  den  einzelnen  Abschnitten  seiner  ,, Vorträge**  nicht  das  eigentliche  Thema  zu 
behandeln.  Und  jene  Leichtigkeit  der  Darstellung  trägt  sich  zum  Theil  auf  die  Beweis- 
führung über.  Wenn  er  also  im  zweiten  Vortrag  (S.  83  —  51),  ohne  ein  einziges  Wort 
über  die  Gründe  der  Preisbestimmung  zu  verlieren,  gegen  das  bestehende  System  kurz- 
weg den  Vorwurf  der  Anarchie  erhebt,  so  deckt  sich  das  mit  seinem  Versuche  von  der 
üblichen  Auffassungsweise  aus  der  sozialistischen  Werththeorie  entgegen  zu  treten.  Wir 
sagen  die  übliche  Auffassung,  obschon  Hitze  (S.  14)  das  Axiom  der  Seltenheit  (Aus- 
schliesslichkeit des  Besitzes)  zu  Hülfe  nimmt.  Allein  erstens  sollte  der  Versuch  gemacht 
werden,  ohne  alle  weitere  Prämissen  auszukommen,  und  zweitens  ist  es  unzulässig,  ge- 
rade dasjenige  Moment  heranzuziehen,  das  von  den  Gegnern  aufs  Energischste  bestritten 
wird.  —  Der  dritte  Vortrag  ist  nun  allerdings  dem  Nachweis  von  dem  ,, Recht  des  be- 
stehenden Eigenthums**  bestimmt.  Wenn  wir  aber  mit  Verwundrung  lesen ,  dass  der 
Eigenthumserwerb  durch  die  sog.  Spezifikation  zu  den  abgeleiteten  Erwerbsarten  gehöre, 
wenn  wir  den  Satz  anstaunen  (S.  129):  ,,Das  Eigenthumsrecht  —  es  ist  wohlverstanden 
vom  Erbrecht  die  Rede  —  schliesst  auch  das  Recht  freier  Verfügung  ein  —  soweit  nicht 
positiv  rechtliche  Beschränkungen  vorliegen  —  ...  .**,  so  müssen  wir  gestehen,  dass 
man  das  P r i v a t eigenthum  schwerlich  mit  dem  Satze  begründen  wird:  Gott  habe  den 
Menschen  in  die  Welt,  in  die  Sachgtiter  hineingestellt;  er  habe  also  auch  gewollt,  dass 
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er  in  der  Schöpfung  festen  Fass  fasse,  sieb  eine  feste  Unterlage  „la  eigen*^  mache 
(S.  101).  Diese:»  Argument  muthot  uns  sehr  eigenthfimlich  an,  da  vom  Verf.  als  weiterer 
Grund  „die  Sünde''  angeführt  wird,  während  dann  doch  wieder  das  Erbrecht  in  der  Pfir- 
sorge  für  die  Familie  eine  Hauptstütze  finden  soll.  —  Wer  im  vierten  Vortrag  (8.  145 
— 164)  über  das  Recht  der  Arbeit  eine  gute  ökonomische  Auseinanderaetiang  erwartet, 
wird  kaum  ganz  zufrieden  gestellt  sein.  Man  kann  dem  Postulat  von  S.  163  sustimmen, 
w^onach  die  Arbeiter  das  Recht  haben  sollten,  bei  der  Organisation  der  Arbeit  und  des 
Besitzes  mitzusprechen.  Wenn  aber  der  Verf.  jenes  Recht  der  Arbeit  mit  den  beiden 
Grenzen  des  nothdürftigen  Lebensunterhalts  und  des  vollen  Arbeitsertrags  (S.  157)  ab- 
steckt, so  scheint  eine  Verwechselung  zwischen  dem  Rechte  auf  Arbeit  und  dem  Rechte 
des  Arbeiters  vorzuliegen  und  weiterhin  entsteht  die  Frage:  sind  jene  Grenaen  in  der 
Wirklichkeit  oder  auch  nur  in  der  Möglichkeit  gegeben?  Selbst  Liassalle  gibt  so^  dass 
die  BegrifiTo  vom  nothwcndigen  Lebensunterhalte  bei  den  einzelnen  Völkern  sehr  un- 
gleiche sind  ,  und  noch  schlimmer  ist  es  um  die  Obergrenze  bestellt.  Ref.  hält  wenig- 
stens den  Satz  unbedingt  aufrecht,  dass  man  nicht  ernsthaft  von  jenem  vollen  Ertrag 
sprechen  könne.  Bis  in  die  fernste  Zukunft  wird  die  Vertheilung  des  Einkommens,  weil 
sie  nie  und  nimmer  nach  den  Leistungen  der  „entgeltlichen  Produktionsfaktoren**  erfolgen 
kann,  auf  Grund  einer  besondem  Rechtsordnung  sich  vollziehen.  Jener  volle  Ertrag 
wird  somit  der  Arbeit  nie  oder  immer  gewährt.  Der  Verf.  steht  freilich,  wie  s.  B.  aus 
dem  Abschnitt  über  die  Ablösung  von  Arbeit  und  Unternehmung  dorch  das  Kapital 
(S.  158  ff.)  hervorgeht,  noch  auf  jenem  naturalistischen  Standpunkte  der  altem  National- 
ökonomie ;  er  verfällt  aber  dann  wieder  in  Widerspruch  mit  sich  selbst,  wenn  er  alsdann 
noch  gegen  Kredit  und  Börse,  als  dem  Arbeitereinkommeu  gefährlich,  deklamirt.  — 

Mit  dem  fünften  Vortrag  (S.  198  ff.)  beginnt  der  Aufbau  der  neuen  „Organisation**. 
Es  darf  uns  wegen  der  gewünschten  Folgerungen  nicht  überraschen,  wenn  der  Verf.  den 
Widerspruch  zwischen  der  aristotelischen  und  der  liberalistischen  Lehre  also  versöhnt 
(S.  205):  „Als  leibliches  Wesen  ist  der  Mensch  ein  Gattungswesen,  in  organischer  Ein- 
heit mit  der  Gesellschaft  und  in  Unterordnung  zu  ihr.'*  Aber  der  Henach  ist  auch  Gebt 
und  als  solcher  rein  „individuell**  u.  s.  w.  —  Der  folgende  Vortrag  über  Freiheit,  Gleich- 
heit und  Brüderlichkeit  hat  augenscheinlich  den  Nachweis  zu  führen,  dass  diese  Begriffe 
wesenlos  sind  und  sich  gegenseitig  aufheben.  Und  das  gelingt  auch,  wenn  der  Verf. 
mit  Recht  dem  Jäger-  und  Hirtenvolke  die  grösste  politische  und  soziale  Freiheit  zu- 
schreiben kann  (S  257),  wenn  wirthschaftliche  Selbständigkeit  und  wirthschaftliche  Frei- 
heit gleichbedeutend  sind  (S.  258),  wenn  der  Sozialismus  nichts  anderes  bezweckt,  ab 
die  natürlichen  Ungleichheiten  zur  Herrschaft  zu  bringen  (S.  262),  wenn  im  Leben  der 
Völker  zwei  Gesetze  herrschen:  die  Vermehrung  der  Feindseligkeit  bei  vermehrter  Be- 
rührung, und  die  vermehrte  Abstossung  bei  vermehrter  Freiheit  resp.  Gleichheit  (8.  204). 
Der  Schluss   im  Sinne  persönlicher   und  wirthschaftlicher  Unfreiheit  ist  logisch  korrekt 

Auf  die  folgenden  Kapitel  (sozialistische  Gteschichtsphilosophie,  Erhaltung  der  Hittel- 
stände ,  Bedrohung  der  letztern  durch  die  moderne  Gesetzgebung  und  Interessen- Vertre- 
tung) nälier  einzugehen,  ist  wohl  nicht  nöthig;  wir  hätten  freilich  mehr  erwartet  ab 
die  Vorstellung,  dass  man  kurzweg  das  Alte  wieder  herstellen  könne  oder  die  blosse 
Anschuldigung  des  römischen  Rechts,  der  Gewerbefreiheit  und  des  freien  Verkehrs  resp. 
die  gläubige  Wiedergabe  alles  dessen,  was  in  letzter  Zeit  Zünftler,  Schutzzöllner,  Agrarier 
und  retrograde  Sozialpolitiker  vorgebracht  haben.  Wohl  aber  bezweifelt  Ref.,  „dass  das  in 
den  folgenden  Vorträgen  entwickelte  Programm  über  die  Reoi^anisation  der  Stände  als  ein 
innerlich  geschlossenes  oder  praktisch  durchführbares  gelten  könne.  Dass  der  Verf.  gar 
Manches,  was  wir  haben,  also  z.  B.  einen  ständischen  Kredit,  eine  Versicherung  auf  der 
Grundlage  der  Gegenseitigkeit,  erst  von  der  Zukunft  erwartet,  sei  nur  berührt ;  wie  kann 
man  aber  vom  Staat  die  Organisation  der  Stände  verlangen,  wenn  man  selbst  anerkennt, 
dass  z.  B.  die  Zünfte,  des  Verf.  Ideal,  von  unten  herauf  sich  gebildet  haben,  und  über- 
haupt in  der  Geschichte  ein  Beleg  dafür,  dass  der  Staat  jemals  Stände  geschaffen  habe, 
nicht  zu  finden  ist?  Was  nützt  aber  auch  eine  solche  Möglichkeit  und  wie  kann  der 
Verf.  sich  einbilden,  dass  der  Staat  sich  zurückziehen  und  den  Ständen  die  Weiterent- 
wickelung überlassen  werde,  wenn  er  erst  Institutionen  von  so  gewaltiger  Spannkraft  ins 
Leben  gerufen  hat  ?  Denn  nichts  weniger  als  Innungen ,  welche  das  ganze  Handwerk, 
die  gesammte  Bauernschaft,  alle  Arbeiter  und,  über  die  Grenzen  des  Landes  hinaus ,  die 
ganze  Grossindustrie  umfassen,  sind  Hitze^s  Zukunftsgebilde.  Wo  ist  dann  aber  die 
Gemeinsamkeit  der  wirthschaftlichen  Interessen,  die,  wie  der  Verf.  auf  S.  449  zugibt,  nach 
dem  Aufliörcu  der  Religions  -  Gemeinschaft  und  der  früheren  strengen  Lokalisirung ,  das 
einzige  Bindeglied   der    neuen   Welt   sein   sollen?     Und   was   geschieht  mit  demjenigen 
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Voiksklassen  ,  welche  sich  nicht  einmal  in  solch'  lockeren  Schematismus  hineinbringen 
lasaen,  was  mit  den  Zahllosen,  welche  die  Uebergangsform  versinnbildlichen?  Und  was 
geschieht  mit  Denen,  welche  sich  selbst  das  Grab  gegraben,  welche  z.  B.  übermässige 
Schulden  eu  tragen  haben,  „die  die  Innungsbank,  wegen  mangelnder  Sicherheit,  doch 
nicht  ftbernehmen  könnte**  ?  (S.  467).  —  Wie  wenig  der  Verf.  auch  nur  die  nächsten 
Konsequensen  überdacht  hat,  dafür  nur  ein  Beispiel.  Er  will  die  Preistaxe,  aber  nicht 
durch  den  Staat,  sondern  durch  den  Stand  festgesetzt  (S.  486).  Gkinz  abgesehen  von  dem 
hierin  liegenden  logischen  Fehler,  so  fragen  wir,  ob  damit  nicht  die  Koalition  der  Unter« 
nehmer  —  etwa  nach  dem  Vorgänge  der  deutschen  Eisenindustriellen  —  gerufen  wird.  — 
Eine  weitere  Schwierigkeit  entsteht  dadurch,  dass  der  Verf.  neben  dem  innungsmässigen 
und  dem  genossenschaftlichen  Betriebe  dem  Staats-  und  Gemeinde •  Betrieb  noch  ein 
grosses  Feld  öfinet  Ref.  will  nicht  erörtern,  wie  sich  bei  solchem  Zugeständniss  die 
ständische  Arbeit  gliedern  kann,  und  macht  nur  auf  einen  Punkt  aufmerksam.  Sobald 
nicht  mit  der  Arbeit  auch  Eigenthum  und  Kapital  in  die  Hände  des  Standes  gelegt  werden 
sollen,  —  der  Umstand,  dass  die  Kapital- Assoziation  dem  genossenschaftlichen  Betriebe 
sngewiesen  wird  (8.  231),  lässt  diese  letzte  Konsequenz  kaum  zu,  sobald  das  Privateigen- 
tbum  nicht  auch  abgeschafft  werden  soll  —  hilft  uns  der  Vorschlag  des  Verf.  wieder  nicht 
aus  unsrer  Noth.  Oder  wir  müssen  uns  auf  einen  zweiten  Theil  vertrösten,  der  das 
Kapital,  also  gerade  den  Faktor,  der  schon  einmal  die  ständische  Gliederung  gesprengt 
hat,  endgültig  beseitigt. 

Stdpel  hat  nicht  viel  weniger  an  Theorie  und  Praxis  der  modernen  Wirthschaft 
ansxusetsen ,  wenngleich  seine  Ideale  ganz  andre  sind.  Seine  Axiome  sind  Freiheit  und 
Eigenthum;  ihre  Herrschaft  ist  durch  Kredit,  Grundrente  und  Leihzins  um  so  mehr  ge- 
hemmt, als  der  Staat  just  diesen  Feinden  der  Arbeit  seine  starke  Hand  reicht.  Nach- 
dem er  im  ersten  Buch  die  Situation  im  Allgemeinen  gezeichnet,  geht  er  im  zweiten, 
„die  Volkswirthschaft**  überschrieben,  nach  einem  etwas  flüchtigen  Exkurs  in  die  Bevöl- 
kemogslehre  auf  das  Kapital  über  und  stellt  hier  (S.  119)  die  Frage,  ob  nicht  durch  den 
Leihains  die  wiiUich  produktive  Kapitalverwendung  erschwert  und  das  selbständige  Un- 
ternehmen gehemmt  werde?  Vom  Leihzinswesen  profitiert  nämlich  vorzugsweise  das  fixe 
Kapital,  während  —  nach  Stöpel  —  das  umlaufende  Kapital  die  Seele  des  Ganzen,  der 
Vermittler  zwischen  Produktion  und  Konsumtion  ist.  Man  könnte  noch  durch  das  zum 
umlaufenden  Kapitale  zählende  Geld  helfen,  aber  durch  Wechsel,  Notenbank  -  Gesetz- 
gebung und  Hünapolitik  werde  auch  diese  Aussicht  benommen.  —  Stöpel's  Ausfüh- 
rungen treffen  wohl  nicht  inmier  das  Bichtige ;  man  kann  sie  jedoch  gelten  lassen.  Wenn 
er  aber  (8.  160  ff.)  eine  Vertheilung  nach  rein  wirthschaftlichen  Grundsätzen  vorlaugt 
und  dieses  Ziel  dadurch  zu  erreichen  hofft,  dass  die  freie  Konkurrenz  in  ihre  Rechte 
eingeeetat  wird ,  so  wird  er  für  seine  Ansicht  nicht  Viele  gewinnen ,  ganz  abgesehen  von 
den  Universitätsprofessoren,  welche  nach  ihm  das  Monopol  besitzen,  Bücher  zu  schreiben 
und  öffenUiche  Meinung  zu  machen.  Bevor  freilich  die  wesenlose  freie  Gesellschaft  in 
Aktion  tritt,  muss  der  Staat  durch  Aufhebung  von  Grundrente  und  Hypothekenrecht  den 
Boden  frei  machen ,  die  freie  Konkurrenz  der  Kapitalien  durch  die  Aufhebung  der  Vor- 
rechte für  einzelne  Darlehusarten  ermöglichen ,  den  Geldumlauf  frei  geben.  Umgekehrt 
ist  das  Recht  auf  Arbeit  zu  schützen ,  zwar  nur  subsidiär  und  wenn  der  Einzelne  keine 
Beschäftigung  findet ;  auch  soll  darauf  gesehen  werden ,  dass  sich  auch  die  ungelernte 
Arbeit  betheiligen  kann  (S.  2G9).  Träger  der  entsprechenden  Organisationen ,  mit  Inbe- 
griff der  Versicherung ,  Schulbildung ,  Auswanderung  etc.  wäre  vornehmlich  die  Ge- 
meinde. Ref.  will  nicht  erörtern ,  ob  Stöpels  Grundgedanke,  wonach  das  Eigenthum 
ans  der  Arbeit  mit  Nothwendigkeit  herauswachse ,  richtig  ist  oder  nicht.  Mag  man  aber 
auch  dieses  und  so  vieles  Andre  dem  Verf.  zugeben ,  so  ist  doch  klar ,  dass  das  ver- 
möge der  Unentgeltlichkeit  dem  Dienste  der  Gesammtheit  unterstellte  Eigenthum  mit  der 
Vorstellung,  die  der  Verf.  unwillkürlich  erweckt,  nicht  im  Einklang  steht;  nur  er  wird 
seine  Gesellschaft  eine  freie  nennen  können ,  denn  nur  er  nimmt  an ,  dass  Gesellschaft 
und  freie  Konkurrenz  kongruirende  Begriffe  sind. 

George  acceptirt  ohne  Weiteres  die  Behauptung ,  dass  trotz  zunehmenden  Fort- 
schritts und  Wohlstandes  die  Armuth  sich  mehre  (der  Arbeitslohn  sinke) ;  seine  Aufgabe 
ist  die  Erklärung  dieser  Erscheinung  und  die  Auffindung  der  Mittel  zur  Abhülfe.  Kr 
beweist  zunächst  aber  wohl  nur  vermöge  einer  zu  engen  Definition  des  Begriffs  Kapital, 
dass  der  Arbeitslohn  nicht  dem  Kapital ,  sondern  den  Produkten  der  Arbeit  entnommen 
werde  (S.  14).  —  Die  Argumente  sind  freilich  etwas  sondei-bar:  die  Kleider,  das  Früh- 
stück des  Arbeiters  können  nicht  Kapital  sein ,  weil  die  Leute  auch  ohne  Arbeit  sich 
nähren  und  kleiden  müssten  (S.  37) ;  die  Erzmine ,  der  Wasserfall  etc.  können  nicht  Ka- 
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pital  sein ,  weil  sonst  jeder  Unterschied  zwischen  diesem  und  dem  Bo- 
den aufhörte  (S.  31);  von  Bedeutung  ist  nur,  dass  George  uns  zwingt,  darüber 
nachzudenken ,  ob  wir  beim  Kapital  nicht  sowohl  einen  selbständigen  und  materiell  eigen- 
artigen Produktionsfaktor,  als  vielmehr  eine  besondere  Funktionsform  vor  uns  haben. 
Unrichtig  ist  auch  sicherlich,  dass  die  von  mir  gefertigten  Schuhe  mein  Lohn  seien 
(S.  42),  denn  nur  so  kommt  der  Verf.  dazu,  an  die  Stelle  ,,des  Bestimmens  nach**  ,,das 
Nehmen  aus  dem  Produkt*'  zu  setzen.  Nur  daraus  erklärt  sich  auch  die  ungenügende 
Erklärung  auf  S.  57 ,  wie  zu  halten  sei ,  wenn  das  Produkt  misslingt.  Das  Verfehlte  an 
dem  Kapitalsbegriff  bei  George  zeigt  sich  übrigens  sehr  deutlich  an  dem  jeder  Beob- 
achtung widerstreitenden  Satze  (S.  75) ,  dass  nie  mehr  Kapital  verwendet  werde ,  als 
etwa  Wasser  nöthig  sei ,  einen  bestimmten  Eimer  zu  füllen.  —  Unstreitig  gelungner  ist 
das  zweite  Buch  über  ,, Bevölkerung  und  Unterhaltsmittel' ^  (S.  78  ff.).  Halthns  und  Gen. 
sind  frf^ilich  nicht  endgültig  widerlegt  mit  dem  Nachweis  ,  dass  eine  Differenz  zwischen 
Volkszahl  und  Unterhaltsmitteln  letzthin  unmöglich  sei.  Damit  fallt  nur  die  letzte  Folge- 
rung ,  nicht  das  Wichtige  und  Wesentliche  der  Erscheinung  für  die  einzelne  Volkswirth- 
schaft ,  die  nicht  ausDchliesslich  von  der  Urproduktion  lebt.  Eben  deshalb  ist  auch  nur 
jener  Konsequenz  gegenüber  die  gewiss  geistreiche  Hypothese  von  Werth ,  dass  die  von 
Malthusetc.  gemachten  Beobachtungen  nicht  auf  ein  allgemeines  Anwachsen,  sondern 
nur  auf  eine  wechselnde  Vertheilung  der  Men^chen  auf  der  Erde  zurückzuführen  seien. 
Von  dieser  Hypothese  aus  hätte  vielmehr  gerade  der  Verf.  auf  den  Begriff  einer  relati- 
ven Uebervölkerung  kommen  sollen.  Woher  diese  entspringe  und  welche  Verantwort- 
lichkeit nach  dieser  Seite  hin  die  moderne  Volkswirthschaft ,  aber  auch  die  Staatsver- 
waltung treffe,  das  hat  dann  wieder  der  Verf  zum  Theil  nicht  berührt ,  zum  Theil  nicht 
mit  der  nöthigen  Schärfe  hervorgehoben.  —  Schon  im  dritten  Buche  über  die  Verthei- 
lungsgesetze  zeigen  sich  die  fatalen  Früchte  des  ersten  Abschnitts.  Diese  Gesetze,  sagt 
er,  sind  offenbar  Gesetze  des  Maasses  und  müssen  in  einem  solchen  Verhältniss  zu  einan- 
der stehen ,  dass  ,  wenn  zwei  davon  gegeben  sind ,  das  dritte  daraus  gefolgert  werden 
kann  (S.  141).  Wenn  also  Grund  und  Boden  alle  Kräfte  und  Vortheile  der  Natur  ein- 
schliesst  (S  143)  —  eine  Ansicht,  die  George  nicht  aus  Ricardo  entnonunen  haben 
kann  —  und  wenn ,  jenem  Autor  zufolge  ,  in  fortschreitenden  Ländern  die  Grundrente 
steigt ,  so  ist  klar ,  dass  trotz  steigender  Kultur  und  wachsender  produktiver  Kraft 
Lohn  und  Zins  sich  nicht  gleichfalls  erhöhen  können  (S.  152).  Der  Verf.  kommt  dann 
auch  wirklich  zu  dem  Schluss,  dass  Lohn  und  Zins  eine  der  Grundrente  entgegengesetzte 
Bewegung  haben :  mit  der  Erweiterung  der  Anbaug^nze  steigt  diese ,  während  jene 
fallen  und  umgekehrt  (S.  194).  Zeigt  sich  hier  aufs  Deutlichste  die  ungenügende  Schei- 
dung zwischen  Kapitalertrag ,  Kapitalgewinn  und  Leihzins  —  welch'  letzteren  der  Verf. 
eigentlich  gar  nicht  begreift  —  auf  der  einen  und  zwischen  Arbeitsertrag,  Untemeh- 
mergewinn  und  Lohn  auf  der  andern  Seite,  so  wird  des  Verf.  Ansicht  nur  unter  ganz 
bestimmten  Voraussetzungen  verständlich.  Nach  ihm  ist  die  Verwendung  von  Kapital 
in  der  Produktion  nur  eine  Form  der  Arbeit.  Wie  das  Kapital  nur  durch  Verbrauch 
benutzt  werden  kann  ,  so  ist  dessen  Gebrauch  ein  Aufwand  von  Arbeit ,  und  um  intakt 
zu  bleiben ,  muss  es  im  gleichen  Umfang  hervorgebracht  werden ,  als  bei  der  Unter- 
stützung der  Arbeit  verbraucht  worden  ist.  Daher  bewirkt  das  Prinzip  (der  besten 
und  billigsten  Bedürfnissbefriedigung) ,  dass  das  Gleichgewicht  zwischen  Lohn  und  Zins 
hergestellt  und  erhalten  wird  (S.  176).  Denn  wenn  nur  der  Lohn  sänke,  würde  es  vor- 
theilhafter,  Arbeit  in  Kapital  umzuwandeln,  ab  sie  direkt  aufzuwenden  (S.  177).  Noch 
geschwinder  geht  es  auf  S.  178  zu.  Der  Preis  des  Mehls  wird  bestimmt  durch  den 
Preis  des  Weizens ,  resp.  durch  den  Ausfall  der  Ernte ,  resp.  durch  die  Grundrente : 
steigt  aber  nicht  im  selben  Verhältniss.  Wäre  —  so  ist  offenbar  des  Verf.  Argumenta- 
tion —  die  Grundrente  nicht  da,  so  würde  im  Ricardo 'sehen  Sinne  der  Zins  im  Ver- 
hältniss der  ungünstigsten  Anlage  bestimmt  werden ;  durch  die  Grundrente  wird  er  in 
eine  entgegengesetzte  Bewegung  getrieben ;  was  Rente  gibt ,  geht  für  den  Zins  verloren. 
Fast  noch  präziser  drückt  sich  der  Verf.  über  den  Lohn  ans.  Derselbe  umfasst  im  ein- 
fachen Gesellschaftszustand  (wo  der  Eine  für  sich  jagt,  der  Andre  für  sich  fischt  etc.) 
den  vollen  Ertrag  der  Arbeit ;  wer  Andre  für  sich  beschäftigt ,  muss  ihnen ,  da  sie  sonst 
nicht  kämen,  denselben  auch  überlassen.  So  bleibt  es  auch  später  an  der  äussersten 
Grenze  des  Anbaus,  wo  die  Arbeit  allein  bestimmt;  hier  ist  der  Lohn  der  höchste.  Wo 
aber  alle  Natnrkräfte  monopolisirt  sind,  da  kann  der  Lohn  durch  die  Konkurrenz 
der  Arbeiter  auf  ein  Minimum  herabgedrückt  werden  (S.  183  und  190).  —  Des  Verf. 
schiefe  Darstellung  ist  klar.  Den  Satz ,  dass  die  Grundrente  den  Arbeitslohn  latc.  redu- 
lire,  Hast  er  selbst  in  letzter  Instanz  fallen  (nimmt  ihn  freilich  später  wieder  auf)  und 
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die  Konkarrens  der  Arbeiter  kann  nicht  entscheiden  j  weil  —  am  mit  dem  Verf.  zu  re- 
den —  aas  demselben  Grand ,  der  den  fallenden  Körper  den  kürzesten  Weg  zurücklegen 
li&st ,  die  Konkurrens  da  am  grössten  sein  müsste ,  wo  der  Lohn  am  höchsten  steht. 
Es  gibt  al30  jenen  höchsten  Lohn  überhaupt  nicht,  oder  derselbe  kann  auch  anderswo 
erreicht  werden.  —  Von  seinem  Standpunkte  aus  konnte  der  Verf.  nur  zu  zwei  Resul- 
taten kommen,  zu  einer  Fizirung  von  Lohn  und  Gewinn  im  Sinne  Ricardo 's  oder  zu 
einer  Bewegung,  welche  in  ihrer  Richtung  derjenigen  der  Grundrente  gleich  wäre.  So 
ist  denn  auch  vom  Verf.  die  Behauptung  eines  gegensätzlichen  Verlaufs  nicht  bewiesen ; 
aber  auch  die  Gleichartigkeit  der  Entwickelung  bei  Lohn  und  Zins  hat  er  nicht  darzu- 
thun  vermocht  Aber  freilich  —  er  verfolgt  die  Frage  nicht  weiter,  ob  das  Kapital 
die  Qualitäten  und  Ansprüche  der  Arbeit,  woraus  es  entstanden,  beibehalte.  Die  tech- 
nische Möglichkeit ,  das  Gut  entweder  zur  Konsumtion  zu  verwenden  oder  in  Kapital  zu 
wandeln ,  resp.  die  Vorstellung  völliger  Freiheit  in  der  Bestinmiung  der  wirthschaftlichen 
Aufgabe  schliessen  die  Erfassung  der  tief  gehenden  ökonomischen  Unterschiede  von  Ar- 
beit und  Kapital  sowohl  als  von  Lohn  und  Leihzins  aus.  —  Ref.  gibt  übrigens  zu,  dass 
die  Rentenlehre  von  keinem  Schriftsteller  so  vollständig  durchgeführt  worden  ist.  Er 
sucht  im  vierten  Buche  (S.  199  ff.)  wahrscheinlich  zu  machen,  dass  intensivere  Kulturen 
and  Arbeitemethoden  nothwendig  auf  den  Boden  und  dessen  Rente  zurückwirken ,  dass 
die  Aussicht  auf  eine  erhöhte  Leistungsfähigkeit  einer  um  so  grösseren  Nachfrage  nach 
Gütern  und  damit  nach  Grund  und  Boden  ruft  (S.  219).  Gewiss  werden  Fälle  nachzu- 
weisen sein  ,  welche  auf  des  Verf.  Erklärung  passen ;  fraglich  ist  nur ,  ob  diese  Rück- 
wirkung ausschliesslich  und  unmittelbar  stattfindet?  Kann  Dieses  nicht  nachgewiesen 
werden,  so  ist  schon  hierdurch  das  George 'sehe  Rentengesetz  seiner  faktischen  Grund- 
lage beraubt.  In  der  That  dürfte  kaum  das  „Problem  gelöst'*  sein  (Buch  V  S.  330  ff). 
Acceptiren  wir  des  Verf.  Argumente ,  dass  an  sich  eine  Ueberproduktion  nicht  stattfinde, 
dass  vielmehr  nur  das  durch  die  Spekulation  herbeigeführte  Missverhältniss  zwischen 
Produktion  und  Konsumtion  die  Schuld  trage,  dass  aber  nicht  die  Spekulation  mit  Ar- 
beitsprodukten, sondern  di^enige  mit  Grund  und  Boden  als  wahre  Ursache  anerkannt 
werden  müsse!  Musste  der  Verf.  nicht  auf  das  Verhältniss  zwischen  Grundrente  und 
Bodenpreis  geführt  und  zu  der  Erkenntniss  hingeleitet  werden ,  dass  jene  Spekulation 
recht  eigenUich  das  Gegengift  in  der  Hand  der  Volkswirthschaft  ist ,  dass  durch  dasselbe 
zum  Mindesten  das  Uebel  vertheilt,  der  unverdiente  Gewinn  einzelner  Klassen  zum  Ge- 
meingut der  Gesammtheit  gemacht  werde?  Die  Spekulation  gerade  ist  —  im  guten  wie 
im  bösen  Sinne  —  der  Moment  des  Uebergreifens ,  der  Verbindung  der  verschiedenen 
Berufs-Zweige  unter  sich  und  mit  dem  Gesammt-Vermögen  eigenthümlich;  ihr  wichtig- 
stes Gebiet  ist ,  wo  der  Kampf  zwischen  Arbeit  und  Natur  ausgefochten  werden  muss. 
Sie  hilft  nicht  dem  Grundbesitzer,  sondern  sie  hält  ihn  im  Zaum,  sie  legt  ihm  die  eiserne 
Fessel  der  Vermögensanlage  um ,  während  sie  der  Volkswirthschaft  das  Plus  überant- 
wortet 

Dass  der  Verf.  zu  dem  Resultate  kommt,  das  einzige  Heilmittel  sei,  das  Grund- 
eigenthum  zum  Gemeingut  zu  machen,  ist  logische  Nothwendigkeit.  Es  würde  zu  weit 
führen ,  wollten  wir  auch  hier  des  Verf.  Beweisführung  kritisch  beleuchten.  Nur  die 
eine  Bemerkung  daher,  dass  George  einen  Umstand  ausser  Acht  lässt,  nämlich  die 
Beziehung  des  Bodens  zur  Wirthschaft.  Wer  von  der  Ansicht  ausgeht,  dass  der  Arbeiter 
ein  Recht  auf  die  Natur  habe  und  daraus  folgert,  dass  auch  die  Wirthschaft  über  den 
Grund  und  Boden  frei  verfügen  sollte  — ,  der  muss  die  Aufhebung  eines  jeden  Eigen- 
thamsrechts  verlangen.  Nicht  so ,  wer  daran  denkt ,  dass  es  gewagt  wäre ,  der  Wirth- 
schaft oder ,  was  in  diesem  Sinne  gleichbedeutend  ist ,  dem  momentanen  Bedürfniss  den 
Schlüsse]  zum  Grund  und  Boden  ,  diesem  Pfortchen  der  Natur ,  zu  übergeben.  Nur  an 
die  Möglichkeit  oder  meinetwegen  an  die  Thatsache  jenes  Konflikts ,  nicht  aber  an  den 
grossen  Dienst,  welchen  die  Eigenthumsorganisation  aus  Vergangenheit  und  Gegenwart 
der  Zukunft  leisten  soll,  hat  der  Verf.  gedacht.  — 

Ref.  kann  die  Erörterung  über  das  Buch  von  George  nicht  schliessen  ohne  eine 
allgemeine  Betrachtang.  Der  hochbegabte  und  scharfsinnige  Verf.  hätte  Manches  nicht 
gesagt  und  Vieles  nicht  beweisen  können  bei  einer  richtigem  Methode  der  volkswirth- 
schafLlichen  Erörterung.  So  oft  man  mit  rein  privatwirthschaftlichen  Prozessen  oder  gar 
mit  jenen  beliebig  erdachten  primären  wirthschaftlichen  Zuständen  operirt ,  wird  man  nie 
Tüchtiges  leisten.  Die  Ehre  sollte  man  doch  der  Volkswirthschaft  erweisen  ,  dass  man 
»ie  nimmt,  wie  sie  ist,  dass  man  ihr  nichts  Andres  unterschiebt  ,,Si  duo  faciunt  idem, 
non  est  idem'^  Dieser  alte  Rechtssatz  sollte  uns  auf  der  Wanderung  durch  das  Gebiet 
der  wirthschaftlichen  Erscheinungen  stets  leiten.     Nicht  an  George 's  Talent  oder  Re- 


120     t'«b«nicfat  Ub«r  die  neaastMi  Pablikationen  DentiefaUads  nnd  das  Awrimd— . 

HtiltAten ,  wohl  »bor  «d  dessen  Methode  liegt  es  denn  auch ,   wenn  Ref.  das  brilliuit  ge- 
Kchriobcnc  Huch  nur  dem  Kreise  der  Eingeweihten  empfehlen  kann. 

('nd  nun  noch  einige  Worte  Über  Zamn*  ,,swei  Fragen*'.  Entgegen  der  allge- 
ineinon  Abneigung  gegen  abstrakte  Forschungen  fühlt  sich  Ref.  sn  Denjenigen  hingeso- 
gnn,  welcho  die  letzten  Probleme  der  Nationalökonomie  zu  ergründen  bemüht  sind. 
Z  u  m  M  zeigt  auch  ein  hübsches  Geschick  in  der  Behandlungsweise ;  ebenso  ist  die  Omp- 
pirimg  der  einzelnen  Autoren  eine  recht  glücklicht  Und  dennoch  haben  auch  wir  ansere 
Hndnnkon.  Ob  die  beiden  Fragen  (über  die  Ergiebigkeit  der  Unternehmung  bei  Mangel 
oder  Vorhandensein  von  Grundrente  resp.  Zins  und  über  die  Höhe  des  Einkommens  bei 
vom  Eigonthümer  nicht  selbst  geleiteten  Unternehmungen)  die  Kardinal  punkte  des  Be- 
griffs treffen ,  wollen  wir  dahin  gestellt  sein  lassen.  Höchst  gewagt  bt  es  aber ,  just 
diese  Frage  nach  den  Verhftltnissen  eines  isolirten,  stille  stehenden  Staates  beantworten 
zu  wollen  und  nahezu  aussichtslos  ist  die  Arbeit ,  wenn  man  in  den  Grundbegriffen  nnd 
Grundvorstcllnngen  zur  Klarheit  noch  nicht  gelangt  ist.  Der  Studie  fehlt  die  positive 
lia-sis  einer  spezifischen  An.Hchauung  über  den  Vertheilungsprocess  oder  genauer:  wenn 
man  die  alte  Nationalökonomie  —  vorab  Ricardo  und  Rodbertus  —  nicht  will  nnd  kann 
gelten  lassen  ,  so  müssen  neue  einheitliche  Gesichtspunkte  aofgesneht  werden.  Verfehlt 
aber  ist  es  ,  dunkle  Begriffe ,  wie  des  Verf.  Vorstellung  vom  Zins ,  „sein  Kapital  im  öko- 
nomischen Sinne** ,  ,yTauschwerth  der  Grundrente**  u.  s.  f.  anzuwenden  and  davon  erst 
noch  einen  etwas  willkürlichen  Gebrauch  zu  machen.  Denn  eben  hiermit  hingt  es  zu- 
sammen f  wenn  der  Verf.  zu  einem  Resultat  kommt ,  welche»  die  moderne  Wirthschaft 
unverständlich  erscheinen  lässt.  Oder  sollte  der  Verf.  annehmen ,  dass  in  der  wirklichen 
fortschreitenden  Volkswirthschaft  die  Dinge  sich  doch  anders  gestalten  ?  Diese  Frage 
genügt  zu  zeigen ,  dass  der  Verf.  Grund  haben  dürfte ,  die  Methode  seiner  Ökonomischen 
Forschungen  nochmals  zu  prüfen ;  wir  hoffen  aber ,  seinem  Namen  bald  wieder  zu  be- 
gegnen. E.  Heitz. 

Joseph  Lerique:  Schule  und  Socialismus.  Eine  social- pädagogische  Stu- 
die. Frankfurt  a/M.  1881.  (Frankf.  zeitgemässe  Broschüren.  N.  F.  Hrsg.  von  P.  Haff- 
ner.     Band  II.     Heil  5).     8o.     82  SS. 

Der  Verf.  sucht  darzulegen ,  dass  die  Heilung  der  socialen  Missstlnde  neben  der 
mnterielleu  Abhülfe  vor  allem  die  Umkehr  zu  den  Grundsätzen  des  Christenthums  erfor- 
dere. Der  Egoi.smus  der  liberalen  Aufklärung  habe  die  socialen  Gegensätze  bis  zur  Un- 
erträglichkeit  geschärft;  die  christliche  Liebe,  die  Kirche  müsse  die  Ghisellschaft  wieder 
aus  dem  Abgrunde  des  materialistischen  Egoismus  herausheben.  Dazu  aber  bedürfe  es 
d»r  Mitnrbeiterschaft  der  Schule,  die  jedoch  zur  Mithülfe  an  dieser  geistigen  Umgestal- 
tung nur  fähig  sei ,  wenn  sie  in  innigster  Verbindung  mit  der  Kirche  stünde.  Die  mo- 
dnrne,  im  Geiste  des  Liberalismus  geleitete  Schule  sei  hierzu  nicht  im  Stande.  Es  sei 
unerlässlich,  dass  der  Staat  der  Kirche  bereitwillig  jenen  durchgreifenden  Einfluss  auf  die 
Hchulü  /urUckgebc,  der  ihr  als  der  von  Gott  gesetzten  Lehrerin  der  Völker  gebühre. 

Das  ist  mit  wenigen  Worten  der  Inhalt  dieser  kleinen  Schrift.  E. 

F.  S.  Warneck,  Das  Princip  der  politischen  Gleichberechtigung 
und  die  modernen  E man cipations fragen.  Skizzirung  der  leitenden  Grund- 
gedanken zur  Systematisirung  der  einschlägigen  Gesichtspunkte.  Hamburg.  Gebr.  Beb- 
ro'H  Vorlag.     Mitau  F.  Behrens  Vorlag      1881.     S.  174  ff. 

Der  Verfasser  entwickelt  über  diejenigen  Fragen,  welche  er  als  Emancipationsfra- 
gen  bezeichnet ,  Ansichten ,  die  im  Wesentlichen  mit  den  jetzt  in  conservativen  Kreisen 
herrschenden  identisch  sind.  Er  spricht  sich  aus:  für  Arbeiterversicherung,  Verpflich- 
tung der  Fabrikanten  zur  Herstellung  von  Arbeiterwohnungen  ,  Verbot  der  Sonntags- 
arbeit, gegen  Frauenemancipation ,  gegen  Gleichberechtigung  der  Juden.  Was  er 
in  dieser  Beziehung  vorbringt.  enthiUt  nicht  viel  Neues.  Der  Versuch  seine  Ansichten 
auf  zwei  Grundgedanken :  das  Ihrincip  der  politischen  Gleichberechtigung  und  das  Na- 
tnrrecht,  in  basiren,  sowie  die  Bestimmung  dieser  beiden  Begriffe  muss  als  völlig  ver- 
fthlt  erachtet  werden.  Das  Naturrecht  beruht  nach  ihm  auf  der  That&ache,  da^kS  der 
Mansch  nicht  nur  ein  Mensch  wie  alle  andern,  sondern  auch  ein  Mensch  wie 
ktln  anderer  ist;  es  ist  daher  „material  l>estimmt,  die  einheitliche  Geltung 
dtr  Swtiseitigkeit  und,  formal  bestimmt,  die  Gleich  wert  h  igkeit  beider 
Hclten**  (8.89).  „Das  Princip  der  politischen  Gleichberechtigung  ist,  material  be- 
stimmt, die  poHtlach  angewandte  Selbstständigkeit  zum  Zweck  der  Selbst- 
arlmltung  und ,  formal  bestimmt,  das  Compromissresnitat  weit-  und  staatsbürger- 
licher luti»r«Men-  nnd  Kechtssolidarität  (8.  69).**  Dass  ein  derartiges  Wortgeklingel 
licht  la  haltbarvii  BMnltatra  fUir«n  kann,  bt  selbstveratlndlich. 
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▼  on  8ohenekendorff,  Durch  welche  Mittel  kann  sur  Verminde- 
rung der  jetzt  stetig  sunehmenden  Verbrechen  und  Vergehen  bei- 
getragen werden?  Ein  Beitrag  zur  Hinderung  der  socialen  Gebrechen  unserer 
Zeit     gr.  8«.     24  SS.     Görlitz  1881. 

Sehulti,  J.,  Das  Mfihlhausener-Sy stem  der  Arbcitorwohnungen. 
Eine  Anregg.  zur  Nachahmg.  dieses  humanen  Bekämpfungsmittels  des  Socialismns.  Mit 
Nachtrag.     8.     44  SS.     Hamburg  1878. 

Schultz,  J.,  Ein  Vorschlag  zu  einer  gemeinnützigen,  durchaus 
sicheren  u.  6  pCt.  Zinsen  abwerfenden  Kapital-Anlage.  (Arbeiter-Woh- 
nungen.)    8«*     20  SS.     Hamburg  1880. 

Brelaj,  E. ,  Les  sociöt^s  de  consommation  et  les  banques  populaires;    Conference  faite 

le  9  mai  1881    k   la    r^nnion  annuelle   de    la   Sociötö  protestante    du    travail.      Par., 

Ouillanmin  &  Cie.,  1881.     8.     51  pag. 
Delaire,  A. ,  Les  unions  de  la  paix  sociale.     Leur  programme  d'action  et  lenr  methode 

d'enquete.     Avec  uue  introduction.     Par.,  1881.     16.     99  pag. 
M  a  1  o  n ,  B. ,  De  Thistoire  du  socialisme  et  des  prol^taires  ou  efforts  de  la  classe  ouvri^re 

depnis  les  temps  les  plus  recul^s  jusqu'k  nos  jours.     Edition  illustr^e-     Par.,  Derveaux, 

1881.     gr.  in- 8.     (L'ouvrage  formera  environ  200  livraisons  k  10  centim.) 
Morel,  H. ,  Les  caisses  d'dpargnes  postales.     Neuchfttel,  J.Sandoz,  1881.     8.     80  pag. 

—60  c. 
British  Workman  out  and  at  home.     Volume  for  1881.     London,  Office  of  British  Work- 

man,  Folio.     1|6. 
Her  Migesty's  Prisons ,    their  effects  and  defects ,   by  one  who   has  tried  them.     2  vols. 

London,  Low  &  Co.,  1881.     8.     870  pp.     24| — . 
Pratt,  D. ,  Law  of  Friendly  Societies.     lOth  edition ,   revised   and  enlarged   by  E.  W. 

Braberoll.     London,  Shaw  &  Sons,  12.     5|  — . 
d*Apely  L. ,    Necessitk  e  perfezione  del  salario.     Studii.     Bologna,  Soc.  tip.  Azzoguidi, 

1881.     16.     224  pag.     4  1. 
Bignami,  E. ,   Compendi  di  massime  e  norme   per  Tamministrazione   delle  fabbricerie. 

Milano,  Golio  &  Bossi,  1881.     8.   122  pag.     2  1.  50  c. 
Castoli,  C,  Le  bauche  popolari  in  Italia.     Studio.     Venezia,  tip.  del  tempo,  1881.    8. 

45  pag. 
Cesari,  C. ,  La  responsabilitä  dei  padroni  nei  danni  prodotti  dal  lavoro.    Ascoll-Piceuo , 

tip.  Cesari,  1881.     8.     106  pag. 

8.     Landwirthachaft.    Onmdeigenthum.    LandwirthAohaftliehe  Oewerbe. 

Jagd  und  Fiicherei. 

Eberts,  Forstliche  Rechts  künde  Preussens.  Ein  Handbuch  für  Forst- 
mSnner  ,  Waldbesitzer,  Amtsvorsteher,  Bürgermeister  und  Amtsanwälte.  S^.  XXX  u. 
605  SS.     Leipzig  1881. 

Fiedler,  Fünf  Kapitel  aus  der  La  nd  w  i  r  thschaft  d.  Ober-Elsass. 
Bearb.  und  hgg.  im  Auftr.  des  landw.  Bezirksvereins  Ober-Elsass.  S^.  90  SS.  (m. 
1  Tab.  u.  2  Stcintafeln).     Gebweiler  1881. 

von  Vogelsang,  Die  socialpolitische  Bedeutung  der  hypotlieka- 
rischen  Grundbelastung.  (Bes.  Abdr.  aus :  „Oesterr.  Monatsschrift  für  Gesell- 
schaf tswissensch.'')     8°.     50  SS.     Wien  1881. 

Breuil,  Edm.    (Consul  g^n^ral  de  France  k  New-York),   L'agriculture    des  Etats-unis. 

Par.,  imprim.  nation.,  1881.     Roy.  in  -8.     125  pag. 
de  Capol,  G. ,  L'agriculture  en  Aujou  devant  lo  libre-öchangc.     Angers,  impr.  Lnchösc 

&.  Dolbeau,  1881.     8.     91  pag. 
Mary,  J. ,  Les  nuits  rouges  ou  Tlrlaude  en  feu.    Par.,  Rouff,  1881.     18.    336  pag.    3  fr. 
de  Rein  ach,  J.,  La  crise  agricole      Par.,  impr.  Mouillot,  1881.     18.     31  pag.     (Extrait 

du  Journal  des  D^bats  du  14.  sept.  1881.) 
Burn,  B.  S. ,    The  practica!  directory    for    the  improvement    of  Landed  Property,    rural 

and  suburban,  and  the  economic  cultivation  of  its  Farms.     Edinburgh,  Paterson,  1881. 

4.     620  pp.     Mit  77  Tafeln  u.  vielen  Holzschnitten.     63|— . 

4.     Ctowerbe  und  Industrie. 

Gareis,  Die  patcntnmtlic hen  und  gerichtlichen  Entselicidnngen 
in  Pateutsachen,  nach  der  Reihenfolge  der  Bestimmungen  des  Patentgesetzes  sy- 
stemat.  snsammengestellt  u.  hgg.     2  Bde.     Berlin  1881. 


128    t'cbenidhl  Wber  «c  nwnitra  PiO^fikatiaDeB  DeittMUMidt 

Die  Deutsche  Gew  erbe^Ordnang  ffir  diePraxit  in  der  Preassi- 
*cheB  Monarchie  mit  Kommentar  wid  Anhang.  Hgg.  von  Jfarcinowski. 
Zweite  dorch  einen  Nachtrag  Terra.  Aufl.     8*.     XVI  n.  470  SS.     Berlin  1881. 

In  der  rorliegenden  Bearbeitung  der  dentscfaen  Gewerbe  -  Ordnang  \-om  21.  Juni 
1S69  wird  znnichst  in  der  Einleitung  eine  geschichtliche  Darstellong  des  bestehenden 
Recht»  gegeben,  weiterhin  aas»er  dem  Texte  der  O.-O.  der  Wortlaat  sämmtlicher 
kiennlt  im  Znsammenhange  stehenden  reichs-  und  landesgesetxlichen  Vorschriften  mit- 
g^theilt.  So  sind  ausser  den  XoTcIien  zur  G.-O.  vom  12.  Juni  1872.  vom  2.  Marx  1874, 
T<w  7.  u.  8.  April  1876,  vom  11.  Juni  und  17.  Juli  1878  und  vom  23.  Juli  1879  die 
G«:*«tz«  fiber  die  Abl5^nng  gewerblicher  Berechtigungen ,  fiber  die  Errichtung  offentli- 
cLer  Sehlaehthin;>er,  &ber  die  Beschlagnahme  des  ArbeitslohneSf  Aber  den  Schadenersatz 
bei  Tr^ltangen  und  Körperverletzungen,  über  Marktstandsgeld,  fiber  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln,  über  die  Schutzmaassregeln  gegen  die  Socialdemokratie  und  fiber  den 
Verkehr  mit  Nahrungsmitteln  in  allen  einschlagenden  Bestimmungen  mit  Ihrem  Wort- 
liste zum  Abdruck  gebracht.  In  gleicher  Weise  sind  die  bez.  Ausffihrungs-Anweisungen 
««owohl  iene  des  Reiehskanzlers .  wie  der  preuss.  Staatsregierung  behandelt,  ausserdem 
xioch  simmtliche  wesentliche  Reskripte  der  betheiligten  Ministerien  sowie  die  Entschei- 
dungen der  obersten  Gerichtshöfe  ihrem  vollständigen  Inhalte  nach  an  geeigneter  Stelle 
eingeschaltet. 

In  dem  Anhange  sind  I.  die  Gesetze,  betreff,  den  Schutz  des  Urheberrechts  gewerb« 
lieber  Leistungen  ,  II.  die  Prenssischen  Gesetze ,  betr.  die  Besteuerung  der  stehenden 
Gewerbe  und   des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  abgedruckt. 

Der  in  dieser  2.  Aufl.  hinzugefügte  Nachtrag  enthält  die  Reformgesetze  der  Gewer- 
beordnung aus  den  Jahren  1880  und  1881  ,  demnach  den  Gewerbebetrieb  der  Schau- 
üpielontemehmer,  die  Regelung  des  Pfandleihgewerbes  und  die  Umgestaltung  des  In- 
nniigswesenM. 

Die  OrUndlichkoit  dieser  Marcinowskischen  Arbeit  ist  bekannt;  sie  wird  einem  Je- 
den ,  der  sich  Ul)<*r  die  Bestimmungen  bez.  des  Gewerbebetriebes  in  der  prenssischen 
Monarchie  orientiren  will,  ein  zuverlftssiger  Ffihrer  sein.  Dazu  kommt,  dass  die  Ueber- 
sichtlichkeit  des  Ganzen  wesentlich  gefördert  wird  durch  eine  allgemeine  Inhaltsangabe, 
ein  speciellcs  chronologisches  Inhaltsverzeichniss  und  ein  ausführliches  alphabetisches 
Sachregister.  Bis  jetzt  hat  der  Verf.  seine  Bearbeitung  nur  auf  die  bez.  Verhältnisse 
PreiL^ens  beschränkt ;  wir  glauben  jedoch  hinzufügen  zu  dürfen,  dass  eine  Erweiterung 
dieser  Arbeit  auf  die  in  den  Einzelstaaten  des  Deutschen  Reiches  bestehenden  landes- 
gCHctzlichen  Bestimmungen  von  Vielen  auf  das  Freudigste  begrÜsst  werden  würde.  —  E. 

Die  Reformgesetze  der  Gewerbeordnung  aus  den  Jahren  1880  und  1881 
mit  Kommentar  von  Marcinowski.     8<>.     42  SS.     Berlin  1881. 

Diese  Arbeit  ist  bereits  in  dem  oben  besprochenen  grossen  Kommentar  des  Ver- 
fassers erwähnt.     Dort  ist  sie  als  „Nachtrag**  dem  Werke  hinzugefügt.  — 

Die  Deutsche  Gewerbe-Ordnung  mit  Ergänzungsbestimmungen 
und  Anmerkungen  sowie  einem  Anhange  enthaltend  die  Preussbchen  Gewerbesteuer- 
gesetze von  Marcinowski.  2.  durch  Nachtrag  vermehrte  Auflage,  kl.  8^.  XXIV 
u.  360  SS.     Berlin  1881. 

Die  vorliegende  kleine  Ausgabe  der  Deutschen  Gewerbe-Ordnung  verfolgt  in  abge- 
kürzter Form  den  gleichen  Zweck  wie  die  vom  Verf.  bearbeitete  Deutsche  Gew.-Ordn. 
mit  Kommentar.  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  vollständig,  die  Aus- 
führungsvorschriften und  Auslegungsregeln  dagegen  nur  mit  entsprechender  Beschrän- 
kung wiedergegeben.  Die  Eintheilnng  und  Anordnung  des  Stoffs  ist  dieselbe  wie  in 
dem  grossen  Werke.  — 

Belgiqne  industrielle,  la.  Bruxelles  1881.     4.    Livraison  6:   Allumettes,  origine  et  histo- 

rique  des  proc^diSs  de  fabricatiou.     Aper9u  technique  et  statistiqne  des  d^veloppements 

da  cetta  Industrie  en  Belgique.     La  coutellerie,  aper9u  histor.,  procdd^s  de  fabricaüon. 

L'indnstrie  contelli^re  en  Belgique.     Livraison  7:    Charbonnages,  industrie  extractive, 

procM^t  et  appareils  etc. 
Oonfarenie  sulla  esposizione  nazionale  del  1881.     Milano,  Hoepli,  1881.    4.     XVI — 889 

pag.  6  L.  50  0. 
Tongr^s  indnstriel  et  commercial  de  Li^ge  organisd  sons  le  patronage  de  Tadministration 

communale.      Compte-rendn    d^taill^   Juillet    1881.     Li^ge,  Vaillant-Carmanne.     8. 

B62  pag.     8  fr.  60. 
ignldrt,  P.,   Premiers  ölöments  d'industrie  mannfacturi^rc ,   ou  simples  notions    sur 
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les  proe^d^  en  usage  pour  röparer  les  objets  n^cess&ires  k  U  nonrriture,  au  logement, 

k  rhabillement  et  k  l'iDstraction  de  rhomme.     18e  Edition.     Par.,    Delagrave,    1881. 

18.    IV~268  pag.  av.  57  fig. 
M  i  c  h  e  I ,  H  a  r. ,    La  reliure  fran^aise ,   commerciale  et  iDdastrieUe  depnis  Tinvention  de 

rimprimerie  jnsqu'k  nos  jours.     Par.,  Horgand  &  Fatont,  1881.    4.     Av.  23  planches 

et  beaocoap  de  vignettes. 
Corbett,  Mrs.  George,  The  Indnstrial  Arts  of  India.     London,  Chapman  &  Hall,  1881. 

8.     New  edition.     14|—- . 
H  a  n  t ,  R. ,   Mineral  Statistics  of  the  United  Kingdom    of  Oreat  Britain  and  Ireland,  for 

the  year  1880.     London,  Longmans,  Green  &  Co.,  1881.     8.     862  pag. 
Wilson,  C.  S. ,    Mining  laws  of  U.  St,  Colorado ,  New  Mexico  and  Arizona.    Denrer, 

H.  H.  Lawrence  &  Co.,  1881.     8.     111—120  pp.    $  1^. 

6.    HuidoL    HandeligM*tigebimg.    Handelspolitik.    Xümwefen.    WUunmg. 

Bimetalliimiu. 

F.  X.  V.  Neumann-Spallart,  Uebersichten  der  Weltwirthsehaft. 
Jahrgang  1880  (Stattgart,  Maier  1881,  876  SS.     Preis  8  M.). 

Die  Freunde  internationaler  Statistik  werden  mit  besonderer  Befriedigung  von  dem 
Erscheinen  dieses  dritten  Jahrganges  Kenntniss  nehmen,  indem  sie  hierin  eine  GewShr 
für  die  Consolidimng  dieses  so  danken swerthen,  aber  auch  so  mühevollen  Unternehmens 
erblicken.  Es  finden  sich  in  demselben  die,  nach  Maassgabe  des  gegenwärtigen  Standes 
der  administrativen  Statistik ,  verl&sslichsten  Nachrichten  über  Umfang  uod  Bichtnng  des 
Welthandels,  sowie  über  die  Production  von  Brodfrüchten,  Kartoffeln,  Fleisch,  Zucker, 
Kaffee  ,  Thee  ,  Taback ,  —  Baumwolle ,  Wolle ,  Seide ,  Flachs ,  Hanf,  Jute ,  —  Edelme- 
talle, Kohle  und  Eisen;  femer  Nachweisungen  über  die  Verkehrsmittel:  Banknoten, 
Wechsel ,  Bahnen,  Schifffahrt,  Telegraphen  und  Posten.  Bei  dem  vielseitigen  Interesse, 
das  m&n  solchen  Zusammenstellungen  sowohl  von  wissenschaftlicher  als  von  praktischer 
Seite  entgegenbringt,  w&re  es  zu  wünschen,  dass  dieses  Unternehmen  zu  einer  stabilen 
Institution  erstarken  möge. 

Wenn  wir  uns  aber  diesmal  eingehender  mit  dieser  Veröffentlichung  beschäftigen, 
so  geschieht  dies  nicht  aus  Rücksicht  auf  den  Inhalt  dieses  descriptiven  Theils,  was  mit 
Rücksicht  auf  die  numerische  Form  und  Massenhaftigkeit  des  Materials  ohnehin  nicht 
recht  thunlich  wäre,  sondern  im  Hinblick  auf  die  analytische  Einleitung,  welche  — 
wohl  zum  erstenmale  —  den  Versuch  einer  Symptomenlehre  des  Entwicklungsganges  der 
Weltwirthsehaft  bietet.  In  der  weitern  Ausbildung  dieses  Studiums  liegt  unverkennbar 
der  Keim  su  einer  höchst  werthvollen  Bereicherung  menschlicher  Kenntnisse:  der  Ein- 
sicht in  die  Gesetze  der  Weltproduction ,  des  Welthandels  und  des  Weltverkehrs ,  also 
der  grossen  Weltwirthsehaft,  die  in  ihrer  höchsten  Entwicklung  —  den  Wetter- 
prognosen der  Meteorologie  ähnlich  —  dereinst  auch  die  Aufstellung  von  Entwicklungs- 
Prognosen  möglich  machen  könnte.  Die  Entstehungsgeschichte  der  Weltökonomik 
wäre  dann  eine  ausschlaggebende  Instanz  gegen  jene  Stuart-MiH'sche  Auffassung,  die  es 
geradezu  als  widersinnig  erklärt,  die  Gesetze  des  Wirthschaftslebens  auf  inductivem  Wege 
erkennen  zu  wollen. 

Um  den  allgemeinen  Zustand  der  Weltökonomik  zu  erkennen,  stehen  uns,  wie  in 
der  Populationistik ,  theils  Zustands-  theils  Bewegungsdaten  zur  Verfügung.  Von  den 
Zostandsangaben  sind  jene  in  erster  Reihe  zu  erwähnen ,  welche  Messungen  des  Volks- 
wohlstandes enthalten.  Bei  den  Schwierigkeiten  solcher  Schätzungen  und  bei  der  Un- 
sicherheit der  hiebei  zu  befolgenden  Schätzungsmethoden  wird  aber  auf  solchen  Grund- 
lagen nicht  gut  bauen  sein.  Besser  steht  es  um  die  Schätzung  des  Volkseinkommens, 
für  dessen  Bewerthung  das  Steuerausmaass  wenn  auch  nicht  absolut  so  doch  relativ 
brauchbare  und  allgemeiner  Correctur  zugängliche  Anhaltspunkte  liefert.  Die  Bewe- 
gungen im  Wirthschaftsleben  erhalten  ihre  charakterisircnde  Bedeutung,  wenn  man  bei 
Oscillationen  nach  ihrer  Abweichung  vom  Ausgangspunkt  oder  vom  Mittel werth  be- 
trachtet. —  Den  anregendsten  Theil  der  analytischen  Einleitung  bildet  aber  die  Betrach- 
tung und  systematische  Einreihung  der  zur  Messung  der  wirthschaftlichen  Lage  sich 
eignenden  Symptome.  Neumann  theilt  dieselben  in  primäre,  secundäre  und  reflectorische 
Symptome.  Als  primäre  Symptome  gelten  ihm  der  Fortgang  der  Production  und  der 
Consumtion  sowie  des  Verkehrs  in  den  Massengütern.  Als  secundäre  der  allgemeine 
Gang  der  Preise  und  Löhne,  des  Discontosatzes,  der  Emissionen,  Courswerthe  und  Fal- 
limente   (was  sich  nach  Ansicht  des  Ref.  wohl  noch   durch  die  Statistik   der   neuein- 
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getragenen  gesch&fUichen  und  industriellen  Unternehmungen  ergänzen  Hesse).  Als 
Keflexwirknngen,  die  also  mehr  mittelbare  Bedeutung  beanspruchen,  betrachtet  Verfasser 
das  Vorkommen  der  Strikes  und  Arbeiterentlassungen ,  den  Gang  der  BevÖlkerungpsbe- 
wegung ,  einschliesslich  der  Auswanderung ,  schliesslich  social-ethische  Symptome ,  wie 
jene  des  Selbstmordes,  des  Vagantenthums ,  der  Criminalität.  Der  Umstand,  dass  der 
Verlauf  dieser  Symptome  als  ein  ziemlich  paralleler  zu  erkennen  ist,  dass  dieselben 
übereinstimmend  eine  augenfällige  Steigerung  des  Zustandes  der  Weltwirthsehaft 
von  1870  bis  1873,  eine  hierauf  eintretende  und  bis  zum  Jahre  1879  anhaltende  De- 
pression derselben ,  gegenwärtig  aber  eine  neuerliche  Hebung  signalisiren ,  bildet  ein 
interessantes  sociologisches  Experiment  zur  Erhärtung  der  Verlässlichkeit  und  der  ge- 
genseitigen Abhängigkeit  dieser  weltwirthschaftlichen  Symptome  und  erweckt  in  dem 
Leser  jene  angenehme  Erregung ,  welche  die  Betrachtung  eines  jeden  Werdens,  so  auch 
des  Werdens  eines  noch  ungekanntcn  Wissenszweiges  erweckt. 

Budapest ,  im  November  1881 .  K  5  r  o  s  i. 

Anaper,  Die  Einführung  des  Tabacksmo  n  o  pols  in  Deutschland. 
Eine  populäre  Skizze  fllr  das  deutsche  Volk.     8».     48  SS.     Celle  1881. 

Phear,    J.  B.,    International   Trade   and    the   relation   between  Exports  and  Imports: 

a  paper  read  before   the  Exmouth  Liberal  Assodation.      London ,    Macmillan  ,    1881. 

8.     80  pp.     2/6. 
Robson,  G.  T. ,  A  treatise  on  the  law  of  Bankruptcy.     With  an  appendiz,  comprising 

the  Statutes,  rules,  orders  etc.     4.  Edition.     London,  Butterworths,  1881.     8.     1164 

pag.     88|— . 
Sacerdoti,  A.,    Del  fallimento.     Teoria  fondamentale.     Verona,    Drucker  &  Tedeschi, 

1881.     12.     141  p.     2  L. 

6.    V  e  r  k  t  h  r. 

Chabaud-Arnault,  Ch. ,  Tableau  g^n^ral  de  l'histoire  maritime  contemporaine.    Par., 

Berger-Levrault  &  Co.,  1881.     8.     189  pag.     4  fr. 
Chemins  de  fer  fran9ais  d'int^rlt  g^n^ral.     Documents  statistiques  relatifs  k  l'ann^e  1871. 

Par.,  impr.  nationale,  1881.     gr.  in  -4.     (Publication  du  lünbtire  des  travaux  publics). 

107  pages. 
Halapert,  F.,  Histoire  de  la  l^gislation  des  travaux  publics.     Par.,  Ducher,  1881.     8. 

XXX— 521  pag.     10  fr. 
de  Saint-Hubert,  E. ,   Vienne  port  de  mer.      Tnlti  de  Texpleitation   des  vois  navi- 

gables  des  empires  d'Autriche  et  de  TAllemagne.     Le  grand  Danube.     BruxeUes,  Hu- 

quardt,  1881.     8.     127  pag.  av.  carte.     5  fr. 
Clark,  K. ,   Tramways.     2  vols.     London,    Lockwood  &  Co.,    1881.     8.     With   wood 

engravings  and  folding  plates.     80| — . 
Philbrick,    F.  A.     and  W.  G.  Westeby,   The   Postage   and   Telegraph    Stamps   of 

Great  Britain.     London,  Low  &  Co.,  1881.     8.     10|6. 
Gab  ein.  F.,  Conferenze  ferroviarie.     Padua,  Salmin,  1881.     16.     354  pag.     5  1. 
Beretning   om   de    Norske  Jernbaner   og   deres  Drift  1854 — 79.      Afgiven   tÜ    den   kgl. 

norske  Trafikdirektoriatet  for  Statsbanerne.     Kristiania  1881-     pet.  in-4. 
Norges  Postvsesen    for   Aaret    1880.      Tabeller   vedkommende.     Udgivne    af  Marine-  og 

Post-Departementet.      (Norges  ofQcielle  Statistik,    ny  Raekke,  F.   No.  2.)    Kristiania 

1881.     8. 
Norske  Statstelegrafs  Statistik    for  1880.    Afgiven    til   Marine-  og  Post-Departementet  of 

Telegraf-Direktoren.     Kristiania    1881.     8   (Norges    officielle   Statistik,    ny  Rekke  F. 

Nr.  1.) 

7.    Oeld  und  Kreditweten.    Banken.    Finansweten. 

K.  Tb.  von  Inama-Sternegg:  Das  Zeitalter  des  Kredits.  Prag  1881. 
kl.  8^.     21  SS.     (Bes.  Abdr.  aus  der  „Deutschen  Rundschau*'  7.  Jahrg.  Heft  7). 

Ein  kleiner,  trefflicher,  populär  gehaltener  Aufsatz !  Der  Verf.  geht  davon  aus,  dass 
vor  allem  die  vielseitige,  verwickelte ,  ja  kühne  Anwendung  des  Kredites  unserer  moder- 
nen Wirthschaft  unserem  ganzen  Kulturleben  ein  eigenartiges  Gepräge  verliehen,  und 
untersucht  und  schildert  darauf  die  Formen ,  in  denen  der  Kredit  auftritt  und  die  Kraft, 
welche  er  überall  bekundet  Die  Licht-  und  Schattenseiten  der  modernen  Kreditwirth- 
schaft  werden  hervorgehoben  und  die  weitere  Entwickelungsfähigkeit  derselben  betont. 
Für  den  Fachmann  bietet  die  Schrift  nichts  Neues;  als  populär  -  wissenschaftliche  Dar- 
stellung  aber  verdient  sie  Beachtung.  E. 
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Th.  Eilers,  Beitrag  zur  Geschichte  der  Steuer-Reform  im  Reiche 
und  in  Preussen,  unter  Benutzung  amtlicher  Materialien.     Berlin  1881.     96  SS. 

Der  Beitrag  ist  doch  nur  ein  sehr  einseitiger.  Mit  wenig  Ausnahmen  ist  der  ganze 
Inhalt  dem  Reichsanseiger  von  1875 — 81  zu  entnehmen;  indem  nur  eine  dfirftig  ver- 
bundene Sammlung  von  Reden  resp.  Redetheilen,  so  weit  sie  die  Steuern  betreffen ,  der 
Minister ,  Motive  zu  Oesetzesvorlagen ,  Beschlüsse ,  Programme ,  ergftnzende  Schreiben 
der  Minister  etc  ,  Artikel  der  Provinzialcorr.  geboten  wird.  Bei  weitem  der  grösste 
Theil  der  Schrift  ist  von  Reden  des  Fürsten  Bismarck  angefüllt.  Wem  dies  Material 
nicht  zugänglich  ist,  kann  die  Zusammenstellung  indessen  erwünscht  kommen. 

M.  H.  Denis,  Prof.  k  TUniv. ,  L'impdt  sur  le  revenu.  Rapport  et  docu- 
ments  präsentes  k  MM.  les  Membres  du  College  et  du  Conseil  communal  de  la  ville  de 
BruxeUes.     BmzeUes  1881.     285  SS. 

Der  Vorstand  der  Stadt  Brüssel  hatte  den  Verf.  ersucht,  ein  Gutachten  über  die 
Einkommensteuer  abzugeben ,  dem  derselbe  in  dem  vorliegenden  Werke  in  beachtens- 
werther  Weise  Folge  geleistet  hat  In  dem  ersten  Theile  bespricht  er  die  historische 
Entwickelung  der  Steuern  in  Brüssel  während  der  fünfzig  Jahre  seit  1830,  ergänzt  durch 
viele  Tabellen  und  graphische  Darstellungen.  In  dem  zweiten  Theile  behandelt  er  die 
Einkommensteuer  in  andern  Ländern  und  besonders  Städten.  So  in  Luxemburg,  Italien, 
im  britischen  Reiche ,  Amsterdam ,  Leyden ,  Verviers ,  Bern ,  Neufchatel ,  Zürich ,  wobei 
die  hauptsächlichsten  Gesetzesbestimmungen  z.  gr.  Th.  wörtlich  wiedergegeben  werden, 
so  dass  ein  interessantes  Material  zusammengetragen  ist.  Auffallend  ist,  dass  Deutsch- 
land keine  Berücksichtigung  gefunden  hat ,  obwohl  der  Verf.  in  der  deutschen  Literatur 
nicht  unbewandert  ist.  Ueberall  zeigt  er  ein  objectives,  scharfes  Urtheil  und  Beherr- 
ichung  des  Gegenstandes.  Der  Verf.  erklärt  in  der  Einleitung,  dass  er  wie  Laveleye 
entschiedener  Anhänger  der  neuem  Schule  sei  und  der  induktiven  Methode  huldige. 
Er  beweist  dies  hier  mit  der  That. 

Atlas  de  statistique  finandire  de  la  France,  publik  par  V  administration  des  finances.    Par., 

Berger-Levrault  &  Cie.,  1881.     (26  cartes  en  couleur  avec  notices  et  tableaux  num^ri- 

ques)     5  fr. 
Challamel,  A.,  Colbert.     Paris,  Martin,  1881.     8.     144  pagea. 
LeCourtois,  J.,   Le  remboursement  anticip^  des  obligatinns   des  compagniee  des  che- 

mins  de  fer  et  la  loi  du  3  septembre  1807.     Par.,  Pedone-Lauriel,  1881.    8.    71  pag. 

2  fr.  50. 
Mathieu-Bodet,    Les  finances   fran^aises  de    1870  k  1878.     2  vols.     Par.,   Hachette 

St  Cie.,  1881.     8;  XU— 458,  468  pag.     16  fr. 
de  N  o  a  i  1 1  e  s  ,  J.  (duc  d'Ayen),  L*agriculture  et  Tindustrie  devant  la  löglslation  douani^re. 

Par.,  Guillaumin  &  Cie.,  1881.     8.     1   fr.  50. 
Situation  financi^e,  la,  des  communes  de  France  et  de  l'Alg^rie  eu  1881,  prösent^e  par 

Camescasse,  Conseiller  d'^tat  etc.  k  M.  Constans,  Ministre  de  Tlnt^rieur  et  des  cultes 

Paris,  Berger-Levrault  &  Cie.,  1881.     4. 
Knox,  U.  J.  J.,  Dry  Bank  SUtistics.     New- York.     8.     16  pag.     —  6  d. 
Philpott,  H.  J.,  Free  Trade  vs.  protection;    or,    a  tariff  for  revenue    only  vs.    a  tariff 

for  spoils  only;  manual  of  facts  and  figures.  Des  Moines,  1881.  8.  21  p.  —  10  c 
Warner,  S.,  The  Letter  of  Credit.  London,  Nisbet  &  Co.,  1881.  8.  546  pag.  3/6. 
C 1  e  m  e  n  t  i  n  i ,  P.,  Commento  alla  legge  per  la  tassa  suUa  macinazione  dei  cereali.    Torino, 

Unione  tipografico-editrice,  1881.     8.     6  L. 
—  Legge  sulle  tasse  di  registro  annotate.  Parte  I.   Torino,  Unione  tipografico-editrice,  1881. 

8.     10  L. 
Monier,  (manufacturero)  Teoria  y  aplicacion  del  impuesto  sobre  el  capital.     Par.,  Guil- 
laumin &  Cie.,    1881.     8.     VIII   —   405   pag.     (Biblioteca   de   la  Reforma   fiscal   y 

economica.) 

9.    Oeaetigebimg  eto.    JuriitiiehM. 

Die  Gesetzgebung  der  letzten  Jahre  im  Reiche  und  in  Preussen.  Im  Auf- 
trage der  nationalliberalen  Partei  dargestellt     Berlin  1881.     8<>.     123  SS. 

Die  vorliegende  Schrift,  die  in  gedrängter  Kürze  aber  mit  steter  Hervorhebung  der 
hauptsächlichsten  Punkte,  die  jüngste  gesetzgeberische  Arbeit  im  Reiche  und  in  Preussen 
darstellt,  soll  gleichsam  eine  Fortsetzung  bilden:  einmal  zu  dem  im  Jahre  1876  ver- 
öffentlichten und  von  der  nationalliberalen  Partei  ausgegangenen  Berichte  über  „die  Ge- 
setzgebung der  letzten  sechs  Jahre  im  Reich  und  in  Preussen",  und  dann  zu  der,  gleich- 

9* 
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falls  im  nationalliberalen  Lagor  entstandenen  Schrift:  ,,der  prenssische  Landtag  wfihrend 
der  Sessionen  1877|79." 

Es  liegt  nahe,  dass  dieser  jfingste  vom  Standpunkte  des  gemässigten  Liberalismus 
abgefasste  ffRechenschaftsbericht^S  der  in  grossen  Zügen  in  Erinnerung  zurückrufen  soll, 
was  w&hrend  der  letzten  Zeit  die  Gesetzgebung  erreicht  und  erstrebt  hat,  f&r  den  Volks- 
wirth  ganz  besonderes  Interesse  bietet,  da  es  ja  vorwiegend  wirthschaftliche  und  sociale 
Fragen  waren,  mit  denen  der  Reichstag  während  der  dritten,  im  Juni  1878  in  Folge  der 
Reichstagsauflösung  beendigten  und  der  vierten  Legislaturperiode  (1877 — 81),  sowie  der 
preussische  Landtag  in  der  laufenden  Legislaturperiode  sich  zu  beschäftigen  hatten. 
Manche  tiefeioschneidende,  gesetzgeberische  Werke  sind  in  diesem  Zeiträume  zu  Stande  ge- 
kommen, die  verschiedenartigsten  schwerwiegenden  Probleme  wirthschaftlicher  und  socia- 
ler Natur  eingehend  durchsprechen.  Wir  erinnern  hier  nur  an  das  SociaUsteng^etz ,  an 
die  Zoll-  und  Steuergesetzgebung,  an  den  Zollanschluss  Hamburgs,  an  die  Samoavorlage, 
an  anderweitige  Gesetze,  wie  das  NahrungsmittelflUschung- ,  Wucher-,  Trunksuchtgesetz 
etc.,  ferner  an  das  Gesetz,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Wittwen  und  Waisen  der  Reichs- 
beamten,  an  die  Revision  der  Gewerbeordnung  und  schliesslich  an  den  Gesetzentwurf, 
betr.  die  Unfallversicherung  der  Arbeiter;  —  speciell  für  Preussen  kommt  besonders  die 
Verstaatlichung  der  grossen  Eisenbahnlinien  in  Betracht. 

Dass  diese  verschiedenen  Gesetze ,  Gesetzentwürfe  etc.  in  dieser ,  verhältnissmässig 
kleinen,  Schrift  nicht  eingehend  erörtert  werden  konnten,  liegt  auf  der  Hand.  Der  Zweck 
derselben  war  auch  nur  der,  die  Stellung  der  nationalliberalen  Partei  zu  diesen  gesetz- 
geberischen Akten  zu  zeichnen ;  das  aber  ist  geschickt  und  maassvoll  durchgeführt,  und 
vielen  Lesern  wird  diese  Schrift  noch  mehr  bieten.  E. 

Die  neuen  Preussischen  Verwaltungsgesetze.  Zusammengestellt  und 
erläutert  von  M.  von  Brauchitsch.     L  Band.     8«.     X  u.  466  SS.     Berlin  1881. 

Der  erste  Band  dieses  Werkes  enthält  die  auf  die  allgemeine  Landesverwaltung 
bez.  Gesetze ,  näml.  das  Orgpanisationsgesetz  vom  26.  Juli  1880 ,  das  Verwaltungsge- 
richtsgesetz vom  ^—- ^^^  und  das  Zuständigkeitsgesets  vom  26.  Juli  1876,  nebst  allen 

zugehörigen  Bestimmungen ,  Geschäftsregulativen  etc.  und  einer  neuen  Zuständigkeits- 
tabelle. Einem  jeden  Gesetze  sind  ausserdem  ausführliche  einleitende  Bemerkungen 
vorausgeschickt.  — 

Zusammenstellung  der  im  Oberbergamtsbezirk  Breslau  gelten- 
den Berg-  und  Landespolizei-Vorschriften  und  der  auf  den  Betrieb  der 
Bergwerke  bez.  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen.     Grünberg.     kl.  8^.     112  SS. 

Es  finden  sich  in  dieser  Zusammenstellung:  I.  Allgemeine  gesetzl.  Bestimmungen. 
II.  Polizeiliche  Verordnungen;  und  zwar:  a)  Allgemeine,  b)  Zum  Schutze  von  Mineral- 
quellen erlassene  Polizei-Verordnungen.  —  Kommentar  oder  sonstiger  Text  ist  dieser  Zu- 
sammenstellung nicht  hinzugefügt.  — 

Gesetz,  betr.  die  Anfechtung  von  Rechtshandlungen  eines  Schuld- 
ners ausserhalb  des  Konkursverfahrens.  Erläutert  von  B.  Hartmann.  2.  Aufl.  8®. 
VII  u.  116  SS.    Berlin  1881. 

10.    Statistik. 
Deutschland. 

Die  Bodenkultur  des  deutschen  Reichs.  Herausgeg.  vom  kais.  statist. 
Amt.     Berlin  1881.     gr.  F.     51  SS.  u.  15  Karten. 

Dieses  sehr  beachtenswerthe  Werk,  welches  wir  der  ebenso  sachkundigen  wie  ge- 
schickten Hand  des  Regierungsrath  von  Scheel  verdanken,  ist  eine  wesentliche  Bereiche- 
rung unserer  agrarstatistischen  Literatur  und  ein  bedeutsamer  Schritt  vorwärts ,  durch 
welchen  Deutschland  endlich  auf  diesem  Gebiete  den  Leistungen  der  anderen  Länder 
gleich  kommt.  Die  Arbeit  bietet  Uebersichten  zur  Statistik  der  Bodenbenutzung  für  ganz 
Deutschland  nach  der  Aufnahme  des  Jahres  1878  in  absoluten  Zahlen  und  Verhältniss- 
ziffem,  dann  in  kartographischen  Darstellungen  und  zwar  nach  preussischen  Kreisen, 
bayrischen  Bezirksämtern,  sächsischen  Amtshauptmannschaften  und  entsprechenden  Ge- 
bietstheilen  der  übrigen  Länder.  In  der  Einleitung  ist  mit  Recht  betont,  dass  allen  An- 
sprüchen erst  genügt  würde,  wenn  man  sich  von  der  politischen  Landeseintheilung  eman- 
dpiren  und  eine  solche  nach  der  natürlichen  Beschaffenheit  durchfuhren  könnte,  um  da- 
mit nur  Durchschnitte  für  homogene  Districte  zu  geben,  doch  stehen  solchem  Verfahren 
übermässige  Schwierigkeiten  entgegen  und  die  gewählten  Kreise  sind  immerhin  klein  ge- 
nug, dass  die  Durchschnitte  für  die  meisten  G^endeu  und  fUr  die  hauptsächlichsten  Fragen 
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eine  ausreichend  genaue  Auskunft  geben  können.  Die  Karten  bringen  die  Vertheilung 
des  Acker-  und  Gartenlandes,  des  Waldes,  der  Wiesen,  Weiden  und  Hutungen  über  die 
Gesammtflfiche,  das  Verh&ltniss  der  Hauptgetreidearten,  der  Kartoffeln,  des  Flachses,  des 
Anbaues  von  Wein,  Zuckerrfiben,  Hopfen  zur  Oesammtfläche  zur  Darstellung  und  als 
sehr  wesentliche  Ergftnzung  das  Verhältniss  des  Anbaues  des  Roggens,  der  Kartoffeln, 
der  Futterpflanzen,  dann  der  Ackerweide  und  der  Brache  zur  Ackerfläche.  Die  Ausstat- 
tung des  Werkes  durch  das  Berliner  Lithogr.  Institut  von  Jul.  Moser  ist  eine  ganz  vor« 
zügliche. 

Unzweifelhaft  ist  die  Anbaustatistik  der  wichtigste  Theil  der  ganzen  Agrarstatistik, 
weil  sie  annfthemd  richtige  Zahlen  zu  liefern  vermag,  was  bei  der  Erntestatistik  nicht 
der  Fall  ist  und  den  tiefsten  Einblick  in  den  landwirthschaftlichen  Betrieb  und  die  Be- 
deutung desselben  für  die  einzelnen  Landestheile  gewährt,  und  es  ist  deshalb  sehr  dan- 
kenswerth ,  dass  das  statistische  Amt  zunächst  diesen  Theil  kartographisch  darstellen 
liess,  wodurch  allein  die  üebersicht  der  Resultate  ohne  eingehendes  Studium  ermöglicht 
und  deshalb  die  Statistik  erst  zum  Gemeingut  gemacht  ist.  Aus  diesen  Karten  durch 
Vergleichung  besondere  Ergebnisse  filr  die  Nationalöconomie  zu  ziehen,  erfordert  eine 
umfassende  und  schwierige  Arbeit,  die  erst  dann  erfolgreich  zu  werden  verspricht,  wenn 
sie  noch  eine  weitere  Ergänzung  erfahren  haben,  auf  die  wir  wohl  in  nicht  zu  femer 
Zeit  hoffen  können,  wenn  höheren  Ortes  wieder  ein  der  Statistik  gfinstigerer  Wind  weht, 
als  in  den  letzten  Jahren ,  wozu  ja  Aussicht  zu  sein  scheint.  Solche  Ergänzung  wäre 
die  Ausdehnung  der  Meitzen'schen  geognostischen  und  klimatologischen  Karten  atif  ganz 
Deutschland,  welche  naturgemäss  die  Grundlage  jeder  Agrarstatistik  bilden  müsste,  dann 
die  kartographische  Darstellung  der  Vertheilung  des  Viehstandes  und  schliesslich  der 
landlichen  Grundbesitzverhältnisse.  Wir  gedenken  indess  auch  vorher  noch  den  Ver- 
such zu  machen,  das  in  dem  in  Rede  stehenden  Werk  gebotene  lehrreiche  Material  ein- 
gehender zu  verwerthen. 

Preussisc he  Statistik.  LXII.  Die  Ergebnisse  der  Ermittelung  des  Ernte- 
ertrages in  Preussen  im  Jahre  1880.     Berlin  1881.     162  SS.  Qu. 

Inhalt:  Durchschnittsertrag  sämmtlicher  feldmässig  angebauter  Früchte  im  Staate,  in 
den  Provinzen  und  Bezirken.  Ebenso  der  Gesammtertrag.  —  Der  Ernteertrag  in  den 
einzelnen  Kreisen.  —  Der  Obstertrag  im  Staate,  den  Provinzen,  Bezirken  und  einzelnen 
Kreisen.  —  Üebersicht  der  Emteschäden.  —  Hektarertrag  der  Landgemeinden  und 
Gutsbezirke  im  Mittel  von  8  Regierungsbezirken  und  in  einzelnen  Kreisen. 

Interessant  ist  der  Unterschied  zwischen  dem  Resultate  der  vorläufigen  Ermittelung 
und  der  endgültigen.     Die  erstere  betrug 

beim  Winterweizen  16,766,706  Doppelcentner, 
die  letztere  11,833,094  „ 

Differenz    4,913,612  =  41,5}  der  letzteren, 
beim  Winterroggen  45t5 15.895  Doppelcentner, 
und  31.830^233  ». 

Differenz  13,685,662  =  43J. 
Bei  der  Gerste  wurde  der  Betrag  von  14,4  auf  9,6  Mill. ,  also  um  50{  des  definit. 
Ergebnisses  reducirt,  beim  Hafer  von  36,8  auf  24,9  Mill.  oder  um  47},  bei  den  Kar- 
toffeln von  178,8  auf  113,5  Mill.  gar  um  Ö7,5{,  um  welchen  Betrag  die  wirkliche  Ernte 
also  überschätzt  wäre,  —  wenn  das  letztere  Ergebniss  den  wirklichen  Verhältnissen  ent- 
spräche. Nach  der  Erhebung  ist  in  allen  Hauptfrüchten  die  Ernte  des  Jahres  1880 
hinter  der  von  1879  zurückgeblieben,  namentlich  im  Roggen  um  6,437,073  Doppelcent- 
ner oder  um  20g. 

Statistik  des  Her  z  ogthums  Sachsen-Meiningen.  8.  Geburten,  Ehe- 
schliessungen und  Sterbefälle  i.  J.  1878  u.  79. 

Beachtenswerth  sind  dabei  die  Angaben  über  das  Alter  der  Eltern  bei  der  Geburt 
der  Kinder  und  das  wie  vielste  Kind  der  Mutter  resp.  der  Ehe  es  ist.  Bei  den  Ehen 
die  Blutsverwandtschaft,  Bildungsgrad  der  Eheschliessenden  u.  s.  w.  — 

Frankreich. 

Atlas  de  Statistique  Financiöre.  1881.  Minist^re  des  Finances,  Paris 
1881. 

Frankreich  und  Italien  haben  bereits  seit  geraumer  Zeit  die  graphische  Darstellung 
in  umfassendster  Weise  zur  Anwendung  gebracht  und  unzweifelhaft  damit  viel  zur  Po- 
pularisirung  der  Statistik  beigetragen.  Die  darauf  angewendeten  erheblichen  Kosten  sind 
sicher  der  Gesammtheit  zu  Gate  gekommen.     Das  Album   de  statistique  graphique,  wel- 
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ches  von  dem  Ministerium  für  offenüicbe  Arbeit  herausgegeben  wurde,  der  AtUs  gm- 
phique  et  statistique  du  commerce  de  U  France,  der  AtUs  statistique  de  l'administration 
des  fordts,  dann  die  Statistique  de  Tensegnement  primaire  von  dem  Unterrichtsministeriom 
publicirt,  legen  für  Frankreich  genügend  Zengniss  dafür  ab,  und  es  ist  bekannt,  wie 
z.  B.  Levasseur  wiederholt  für  die  graphische  Methode  eingetreten  ist.  Das  uns  vor- 
liegende Werk  ist  wieder  eine  solche  und  sehr  hervorragende  Leistung.  Es  ist  ein  Ver- 
such, die  Geldkraft  und  die  Steuerleistnng  der  verschiedenen  Landestheile  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  der  nur  mit  Interesse  aufgenommen  werden  kann. 

Den  ersten  Punkt  sollen  die  beiden  ersten  Karten  beleuchten,  welche  auf  Qrund  der 
Steuer  auf  Besitzwechsel  die  Höhe  der  durchschnittlichen  Erbhinterlassenschaft  während  der 
Jahre  von  1876 — 80  für  jedes  Departement  in  Summa,  pro  Hect.  und  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung nachweisen,  dann  Karte  XX,  welche  die  Vertheilung  der  auf  den  Namen  aus- 
gestellten Renten  zeigt,  event.  noch  Karte  XXI  u.  XXII,  in  welchen  die  Höhe  der  vom 
Credit-foncier  von  1852—80  hypothekarisch  ausgeliehenen  Summen,  sowie  die  durch  das- 
selbe Institut  in  der  gleichen  Zeit  vermittelten  communalen  Anleihen  für  jedes  Depart 
darstellen. 

Den  zweiten  Punkt  betreffen  die  meisten  Blfttter.  K.  IH  zeigt  die  Vertheilung  der 
Grundsteuer,  'K.  IV  die  der  Personal-,  Mobilien-,  Thür-  und  Fenstersteuer.  K.  V  der 
Gewerbesteuer.  Es  folgen  in  derselben  Weise,  d.  h.  die  Höhe  pro  Kopf  in  den  einzel- 
nen Departements  darstellend  Karten  über  die  droits  d'enregistrement ,  die  Stempelsteuer, 
die  indirecten  Steuern  zusammen,  die  Wein-,  Bier-  und  Brantweinsteuern  einzeln  wie  über 
die  Getränkesteuern  zusammen,  die  Steuern  auf  Zucker,  Salz,  Papier  und  Tabak,  dann  die 
Zölle.  Daneben  stehen  Karten  über  die  Production  von  Wein,  sowie  die  versteuerten  Quan- 
titäten, und  den  Tabakconsum.  Schliesslich  ganz  neben  den  bisher  erwähnten  stehen  die  letz- 
ten Karten,  welche  auf  Grund  einer  im  Jahre  1878  angestellten  Untersuchung  der  am  14.  Ang. 
Abends  in  allen  öffentlichen  und  grösseren  Privatkassen  befindlichen  Geldstücke  die  Cir- 
culation  belgischer  und  italienischer  Münzen,  dann  das  Verhältniss  der  Gold-  zu  den 
Silbermünzen  in  den  einzelnen  Departements  in  verschiedenen  Farben  kennzeichnen. 

Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  hier  ein  ausserordentlich  lehrreiches  Material  für  den 
Theoretiker  sowohl  wie  für  den  praktischen  Staatsmann  vorliegt,  wenn  sich  auch  manche 
Bedenken  gegen  dasselbe  erheben  lassen. 

Höchst  interessant  ist  die  erste  Karte,  denn  die  Hinterlassenschaft  während  fünf 
Jahren  gewährt  durchaus  ein  Bild  von  der  relativen  Wohlhabenheit  der  betr.  Gegend, 
obwohl  dabei,  wie  es  in  der  Einleitung  ausdrücklich  angegeben  ist,  der  Besitz  der  todten 
Hand  im  weiteren  Sinne,  so  wie  die  durch  Schenkung  und  unter  Steuerentziehung  um- 
gesetzten Werthe  nicht  zur  Verzeichnung  gelangten.  Es  ist  zu  bedauern,  dass  wir  das 
statistische  Hülfsmittel  einer  allgemeinen  Erbschaftssteuer  entbehren.  Dagegen  haben  wir 
in  der  Classen-  und  Einkommensteuer  in  Preussen  einen  besseren  (wenn  auch  noch  immer 
unzureichenden)  Maassstab  der  Einkommensteuerverhältnisse  als  Frankreich,  den  Meitzen 
ja  auch  bekanntlich  zu  einer  entspr.  Karte  verwerthet  hat.  Der  gesammte  Betrag,  wel- 
cher während  eines  Jahres  in  Frankreich  zur  Vererbung  gelangte,  belief  sich  im  Durch- 
schnitt der  letzten  fünf  Jahre  auf  4,8  Milliarden  Frks,  wovon  mehr  als  }  allein  auf 
Paris  kam.  In  dem  Pariser  Departement  (Seine)  traf  pro  Kopf  der  Bevölkerung  ein  Ka- 
pital von  412,55  Frks.,  ausserdem  nur  noch  drei  Depart  mit  über  200  Frks.  (208,  205 
n.  250) ,  in  Frankreich  selbst  als  niedrigsten  Betrag  in  Ari^ge  52,40 ,  also  nur  etwa  ^ 
des  Pariser,  in  Savoie  57,4  Frks.  Nur  Corsika  sinkt  wesentlich  darunter  auf  8,68  Frks., 
doch  ist  die  Insel  kaum  zur  Vergleichung  heranzuziehen.  In  Preussen  sind  die  Unter* 
schiede  nach  der  Meitzen'schen  Karte  ähnlich.  Berlin,  Stadtkreis,  zahlte  92,1  Sgr. 
Einkommen-  und  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  die  Kreise  Waldbroel  und  Adenau  Klassen- 
und  Einkommensteuer  11,6  Sgr.  gleichfalls  ^  des  höchsten  Betrages,  wobei  aber  Berlin 
durch  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  im  Verhältniss  wesentlich  zu  hoch  angesetat  ist. 

Die  Grundsteuer  bietet  durch  die  ungleiche  Einwirkung  des  städtischen  Grund  und 
Bodens  kein  genaues  Bild,  und  es  ist  sehr  zu  bedauern,  dass  eine  Ausscheidung  der 
Städte  sich  nicht  bewirken  liess.  Abgesehen  von  Seine  mit  310  Frks.  pro  Hect.  ist  der 
höchste  Satz  im  Depart.  Rhone  10,40,  du  Nord  9,32,  der  niedrigste  in  Landes  0,85  und 
Savoie  1,08  und  1,24,  wobei  noch  darauf  aufmerksam  gemacht  wird,  dass  im  J.  1874 
die  Regierung  den  Procentsatz  der  Steuer  vom  wirklichen  Ertrage  in  einzelnen  Departe- 
ments auf  6 — 6,5ft,  in  andern  auf  2,8}  schätzte.  Meitzen  hat  unserer  Ansicht  nach  richtiger 
nicht  die  ganze  Oberfläche,  sondern  nur  die  fruchttragende  Fläche  zur  Grundlage  der 
Berechnung  gewählt,  wobei  noch  Unterschiede  von  11  Sgr.  pro  Morgen  (Neidenburg)  und 
503  Sgr.  (Köln,  Stadtkreis),  demnächst  Münster,  Aachen,  Magdeburg  269,  253,  258  vor- 
kommen.    Die  Ungleichheit  ist  hier  eine  weit  auffallendere. 
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Die  Bentenbesüge  der  einzelnen  Departements  sind  nicht  so  ungleich  als  man  er- 
warten sollte,  wenn  man  von  Paris  (91,58)  absieht,  wo,  wie  in  der  Einleitung  auch  er- 
wJUmt,  das  Ausland  seinen  Antheil  erhebt.  Kein  Departement  besieht  weniger  als  1^  FriiL. 
pro  Kopf,  nur  eins  über  20  und  nur  noch  ein  weiteres  über  15  Frks.  Fast  die  H&Ifte 
des  gansen  Betrages  kommt  in  Paris  zur  Auszahlung. 

Auf  die  n&chstfolgenden  der  erwähnten  Karten  lassen  sich  kaum  wichtige  Schlüsse 
bauen,  da  der  Credit  foneier  natürlich  nur  einen  Theil  der  Hypotheken  in  Händen  hat, 
und  ausserdem  weit  mehr  städtische  als  ländliche  Grundstücke  beleiht,  wovon  auf  Paris 
allein  über  70(  entfallen. 

Eine  Untersuchung  der  anderen  Karten  ergiebt,  dass  die  nach  dem  ersten  Bilde 
wohlhabendsten  Gegenden  gegenüber  den  ärmsten  auch  annähernd  in  entsprechendem 
Verhältniss  mehr  an  Steuern  zahlt,  auch  an  indirecten.  Leider  fehlt  eine  Uebersicht, 
weiche  die  Oesammtsteuerzahlung  zum  Ausdruck  bringt. 
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Schliesslich  sei  noch  erwähnt,  dass  die  letzte  Karte  eine  Geldcirculadou  von  73,15j 
des  ganzen  Metallgeldes  constatirt,  während  im  Seinedepart.  87,4f ,  in  Charente  infer. 
nur  47,  8(,  Morbihan  54 J.  J.  C. 

Album  de  statistique  graphique,  Juillet  1881.  [:21  planohes  chromolith.  av.  texte.] 
(Publication  du  Ministers  des  travaox  publics.  Direction  des  cartes,  plans  et  archives 
et  de  la  statistique  graphique.)  Par.,  impr.  nationale,  1881.     Boy.  in-  4. 

C  a  n  d  < ,  De  la  mortalit^  des  Europ^ens  en  Cochinchine.  Par.,  Challamel  ain^,  1 881 .  8.  4  fr. 

Chervin,  A.,  Memoire  pr^sent^  k  la  Commission  consultative  pour  le  d^nombrement 
de  la  popnlation  etc.     Par.,  Derenne,  1881.     8.     46  pag. 

Janssens,  £.,  Annuaire  d^mographique  et  tableauz  statistiques  des  causes  de  d^cis. 
19.  Ann^,  Bruxelles  1881.     8.     Avec  plan  et  diagramme  en  Chromolithographie. 

Kiaer,  A.  N.,  Statistique  internationale.  Navigation  maritime.  II.  Les  marines  mar- 
chandes.     Stockholm,  Nilsson,  1881.     4.     7  fr.  50. 

Tille  de  Bruzelles.  Eapport  fait  au  Conseil  communal,  en  seance  du  3  octobre  1881,  par 
le  Collie  des  bonrgmestre  et  ^chevins  (en  ex^cution  de  Tarticle  70  de  la  loi  du  30 
mars  1836.)  Bruxelles  1881.  8.  205  pages.  (Enthält  ausser  dem  Etat  und  der 
Specialisirnng  der  G^meindefinanzen  sehr  reichhaltiges,  alle  commnnalen  Verhältnisse 
betr.,  statistisches  Material.) 

Vindevogel,  Des  enseignements  de  la  statistique.  Bruxelles,  impr.  Lavalleye-Moreau, 
1881.     8.     18  pag.     fr. -—  50  c. 

Statistiske  Oplysninger  om  Staden  Kjebenhavn.  Andet  Hsefle.  Udgivet  af  Kjebenhavns 
Magistrat  Ejebenhavn  1881.  8.  91  pag.  (Allgem.  Sutistik  der  Stadt  Kopenhagen 
bis  1880  reichend,  Heft  2.) 

Statistica  judiciara  din  Bomania  pe  anul  1875.  Bucuresoi ,  typographia  statului,  1881. 
4.     106  pag. 

Statistica  din  Bomania.  Miscarea  populatiunei  pe  anul  1877,  dupa  registrele  starei  civile. 
Bncnresci,  typographia  stotulni,  1881.  4.  96  pag.  (Bewegung  der  rumänischen  Be- 
völkerung im  Jahr  1877,  aus  den  Civilstandsregistem  zusammengestellt.) 
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A.    Frankreich. 

Bulletin   de   statistique   et  de   Hgislation   compar^e.      Octobre   k 
Movembre  1881.     Octobre:   A.  France:   L'atlas  de  statbtique  du  Ministers  des 
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finances.  —  Le  commerce  ext^rieor  (9  premiers  mois  de  1881  et  1880.  —  Vemements 
effectu^  k  la  Caisse  des  retraites  par  les  pr^pos^  et  ODvriers  de  manufactures  de  r£tat 

—  Les  imp6ts  et  revenus  indir.  9  premiers  mois  de  1881  et  1880.  —  La  sitaation  finan- 
ciöre  des  communes  eo  1881.  —  Notions  historiques  snr  les  imp6ts  et  revenus  de  Tan- 
cien  regime  (Suite).  —  B.  Etranger:  Italie :  L'imp6t  sur  la  richesse  mobilere.  — 
Autriche-Hongrie :  Le  budget  de  rAutriche  pour  rexercice  1881.  La  dette  publique  de 
TAutriche  k  la  fin  de  1880.  —  Suisse:  Rögime  des  ouvrages  d*or  et  d'argent.  —  Pays- 
Bas:  Le  budget  du  royaume  pour  1882.  —  Belgique:  Le  service  postal  de  la  Caisse 
d'öpargne.  —  Novembre:  A.  France:  Les  trait^s  de  commerce.  —  Le  commerce 
extörieur  en  1881  et  1880,  10  premiers  mois.  —  Les  imp6ts  et  revenus  indir. ,  10  prem. 
mois  de  1881  et  1880.  —  Le  monopole  des  tabacs.  —  Enquete  snr  le  regime  des  bois- 
sons :  Produit  des  taxes  int^rieures  per^ues  au  profit  de  r£tat ;  Produit  par  nature  de 
droits  en  1880.^  —  Motions  histor.  sur  les  imp6ts  et  revenus  de  l'ancien  regime.  (Suite 
et  fin).  —  B.  £tranger:  AUemagne :  Le  discours  du  tröne.  Le  projet  de  budget  de 
TEmpire  pour  1882 — 88.  —  Autriche-Hongrie :  Le  projet  de  budget  commun  pour  1882. 
Le  projet  de  budget  autrichien  pour  1882.    Le  projet  de    budget   hongrois   pour   1882. 

—  Italie:  L'imp6t  fon9ier  en  1880.  —  Espagne:  Les  budgets  et  la  dette.  —  Etats-Unb: 
La  dette  föderale  et  les  dettes  locales.  — 

Journal  des  Economistes.  Revue  de  la  science  öconomique  etde 
la  statistique.  Novembre  1881:  L'övolution  politique  au  XlX«si&cle,  2oar- 
ticle:  Les  gouvernements  de  Tage  de  la  petite  industrie;  le  regime  f^odal ,  par  O.  de 
Molinari.  —  La  thöorie  de  T^conomie  polit.  de  M.  Stanley  Jevons ,  par  Ch.  Gide.  — 
L'dconomie  du  commerce  et  de  Tindustrie  de  M.  W.  Röscher,  par  Maur.  Block.  — 
L'agriculture  et  Tindustrie  devant  la  lögislation  douani^re,  par  £.  Martineau.  —  Le 
progr^s  en  Chine ,  par  Ly-Chao-P^e.  —  Les  traitements  phyllox^riques  et  les  subven- 
tions  de  T^tat,  par  Prosper  de  Lafitte.  —  Le  credit  agricole  et  la  banque  de  France, 
par  J.  Valserres.  —  Le  commerce  de  Topium,  par  L.  Kerrilis.  —  Le  recensement  de 
la  Population  en  France.  Rapport  de  M.  le  Ministre  de  Tint^rieur  au  President  de  la 
r^pnblique  fran9.  —  L'exposition  d'ölectricit^ ,  par  H.  de  Parville.  —  La  prohibition  des 
viandes  am^ricaines  sous  pretexte  de  trichines.  —  Sociöt^  d'^conomie  politique.  R^union 
du  6  novembre  1881.  —  Joseph  Garnier.  Hommages  rendus  k  sa  memoire.  —  Comptes 
rendus.  —  Chronique  äconomique.  —  etc. 

Journal  de  la  Soci^t^  de  statistique  de  Paris.  1881,  Nos.  1  1  &  12. 
No.  11.  Novembre:  La  justice  civile  et  commerciale  en  France  en  1879.  —  Les 
finances  des  communes  en  1877.  —  La  Situation  materielle  des  communes  de  France.  — 
Le  recensement  g^nöral  de  la  population  du  Royaume-Uni  etc.  La  consommation  des 
huitres  k  Paris  etc.  —  No.  12.  Decembre:  La  pr^paration  du  prochain  d^nombre- 
ment. —  Statistique  ^lectoralo  de  la  France  de  1815  k  1877.  —  L'Exposition  dVlectricit^. 
1.  La  bougie  Jablochkoff.  2.  La  lampe  Swan.  8.  Resultats  gdn^raux  de  r£xposition 
d'iSlectricite.  —  L'industrie  du  journalisme.  —  Les  faillites  dans  le  Royaume-Uni.  — 
L'industrie  mdtallurgique  en  Russie.  — 

Moniteur  des  Assurances.  Tome  XIII.  No.  148  k  157  (15.  Janvier  k 
16.  Octobre  1881):  L'assurance  sur  la  vie  est  une  assurance  incomplöte,  par  G.  de 
Serbonnes.  —  Traitö  des  assurances  sur  la  vie.  Doctrine;  lögislation;  jurisprudence, 
par  £.  Couteau.  Critique  par  A.  Vauzanges.  —  Risques  dangereux:  Les  fabriques  de 
caoutchouc  et  de  gutta  percha,  par  L.  B^nard.  —  La  mortalitä  en  France  et  dans  le 
reste  de  l'Europe.  —  Observations  sur  le  projet  d'assurance  ouvri^re  par  l'Etat  en  AUe- 
magne. —  Dm  rapports  de  r^assurance  entre  les  compagnies  fran^aises  et  les  compagnies 
ätrangbres  d'assurances  sur  la  vie,  par  £.  Couteau.  —  Risques  dangereux:  Fabriques 
de  papier  et  de  carton,  par  L.  B^nard.  —  Des  assurances  maritimes  k  Paris  en  1880, 
par  L.  Fouzks.  —  Les  compagnies  fran9aises  en  Alsace-Lorraine.  —  L'imp6t-assurance, 
par  A.  Vausanges.  —  Les  sinistres  agricoles  en  France.  —  N^cessit^  d'uno  entente  entre 
les  compagnies.  —  De  quelques  causes  nouvelles  de  la  mortalite  en  France.  —  L'assu- 
rance de  garantie.  —  Nöcessit^  d'une  statistique  des  accidents  en  France.  —  Situation 
et  progrks  des  assurances  sur  la  vie  en  France.  I.  Resumd  des  Operations  faites  par 
les  compagnies  fran^.  depuis  leur  origine  jusqu'au  ler  janvier  1881.  II.  Statistique  des 
Operations  en  1880,  par  A.  Vausanges  et  L.  Masse.  —  Comptes  -  rendus  des  (16)  com- 
pagnies d'assurances  sur  la  vie.  —  Assurances  contre  Tincendie.  Resume  des  Operations 
de  Texercice  1880,  par  A.  Thomereau.  —  Comptes-rendus  des  (26)  compagnies  d'assu- 
rances contre  Tineendie.  —  L'assurance  contre  la  maladie.  Lettre  de  Londres ,  par  A. 
J,  Ck>ok,  — •  L'Msorance  contre  Tincendie  en  Alsace-Lorraine ,  par  C.  Bodenheimer.  —  As* 
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snrmnees  contre  les  accideots.  B^am^  des  op^ations  de  l'ezercice  1880,  per  A.  Tho- 
mereea.  —  Comptes-rendus  des  (7)  compagnies  d'assnrances  k  primes  fixes  contre  les 
accideots.  —  Assorences  contre  U  grile.  B^sum^  des  Operations  de  Tezereice  de  1880, 
per  L.  B^nard.  —  Comptes-rendos  des  (5)  compagnies  d'assorancee  contre  la  grdle.  — 

Bevne  g^n^rale  d'administration.  Novembre  1881:  Projet  de  r^forme 
de  rimp6t  snr  les  boissons ,  par  H.  Lefebvre.  —  L'adminbtration  anglaise.  Le  Conseil 
du  gonvemement  local,  par  H.  Morgand.  —  Le  barrean  allemand,  par  G.  Flach  (2^Be 
partie).  —  Jorispmdence.  —  Docnments  offioiels.  —  Chroniqne  etc. 

Bevne  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXI ,  242«  livralson,  Novembre 
18  81:  Statistiqne  des  pdches  maritimes  (1880).  —  Les  iles  da  Cap-Vert  et  la  colonisation 
portngaise,  par  A.  Picqni^.  —  Etnde  comparative  sor  les  comptabilit^-mati^res  de  la 
gnerre  et  de  la  marine ,  par  E.  Fahre  (snite).  —  Notices  sor  les  colonies  anglaises  (fin). 
—  Le  rade  de  Toulon  et  sa  defense,  par  Da  Pin  de  8aint-Andr4  (fin).  —  Dictionnaire 
des  marines  cnirass^es  (^tats-Unis,  Japon,  B^pahliqae  argentine,  Br^i^l,  P4roa,  Chili), 
par  Dnpr^.  —  L'Acad^mie  royale  de  marine  de  1778  k  1783  (saite),  par  A.  Doneand 
da  Plan.  —  Marine  anglidse.  8on  Organisation.  —  La  defense  des  c6tes  allemandes.  — 
etc.  — 

Bevae  des  deax  Mondes.  L.  Ann^e  1880.  Livraisons  de  1.  Octobre  1880  k 
LI.  Ann^e  1881,  1.  F^vrier.  1.  Octobre:  Un  homme  d'^tat  rosse  contemporain,  d'apr^ 
sa  correspondance  inädite.  L  Nicolas  Milntine  et  l'abolition  da  servage,  par  A.  Leroy- 
Beaaliea.  —  Les  origines  de  la  crise  Irlandaise.  II.  O'Connell  et  r^mandpation  des 
cstholiqnes ,  par  £.  Hervi.  —  L'Allemagne  noavelle  jag^e  par  an  Allemand,  par  G.  Vel- 
bert. —  15  Octobre:  Un  homme  d'^tat  rnsse.  II.  Nicolas  Milatine  et  la  Bassie  de- 
pals  r^mandpation  des  serfs  josqa'k  Tinsorrection  polonaise ,  par  A.  Leroy-Beaoliea.  — 
La  premi^re  session  da  noaveaa  Parlement  anglais,  par  Cacheval-Clarigny.  —  1.  No- 
vembre: Les  apologistes  du  laxe  et  ses  d^tracteors,  k  propos  d'an  livre  ricent  (Baa- 
drillart,  H.,  Histoire  da  laxe  etc.  4  vols.  Par.  1878—80),  par  £.  de  Lavelejre.  —  Un 
homme  d'^tat  rosse.  III.  Nicolas  Milatine.  La  Bossie  et  la  Pologne  en  1869  et  1868, 
par  A.  Leroy-Beaolieo.  —  L'4mandpation  des  fenames ,  par  G.  Velbert.  —  1  5.  N  o  - 
vembre:  La  sitoation  de  rägypte  en  1880.  La  r^forme  jadidaire,  ses  r^oltats,  son 
sTsnir,  par  G.  Charmes.  —  Le  tarif  des  donanes  devant  le  S^nat,  par  Ch.  Lavoll^.  — 
Un  homme  d'^tat  rosse  d'apr^  sa  correspondance  inMite.  IV.  La  mission  de  Nicolas 
Milatine  en  Pologne,  par  A.  Lerojr-Beaoliea.  —  1.  D^cembre:  Un  homme  d'^tat 
rosse  d'apr^  sa  correspondance  in^dite.  V.  Nicolas  Milatine,  Tcherkasski  et  Samarine 
en  Pologne ,  par  A.  Leroy-Beaolieo.  —  La  r^forme  jodiciaire.  I.  Les  crises  andennes. 
La  magistratore  fran^aise  de  1789  k  1871 ,  par  G.  Picot.  —  La  France  aa  Soodan. 
L  Le  chemin  de  fer  da  S^n^gal  ao  Niger ,  par  P.  Boarde.  —  Les  soovenirs  d'an  r^vo- 
lationnaire,  par  G.  Velbert.  —  15.  D^cembre:  Les  d^enses  maritimes  et  la  fiotte 
militaire  d'Italie,  par  P.  Merroao.  —  1881.  1.  Jan  vi  er:  La  r^forme  jadidaire. 
II.  L'infloence  de  la  d^mocratie  sur  la  magistratore.  Les  Etats-Unis  et  la  Soisse,  par 
0.  Picot.  —  La  marine  fran^aise  ao  Mexiqoe.  L  De  la  cr^tion  de  la  division  navale 
so  blocas  des  c6tes,  par  H.  Biviire.  —  1  5.  J  a n  v i  er :  La  r^forme  jodiciaire.  III.  L'esprit 
de  r^forme  et  l'esprit  r^volotionnaire ,  par  G.  Picot.  —  La  sitoation  ^conomiqoe  et  finan- 
ci^e  de  Tltalie ,  par  Cocheval  -  Clarigny.  —  Le  thöatre  de  la  r^volotion ,  d*aprte  an 
Ilvre  ricent  (par  H.  Welschinger,  Par.  1881),  par  F.  Bronetiire.  —  1.  F^vrier:  Une 
excarsion  k  Äthanes  ao  moment  de  la  crise,  par  G.  Charmes.  —  Le  reboisement  des 
Alpes,  par  J  Clav^.  —  La  marine  fran^aise  an  Mexiqoe.  —  La  France  ao  Soodan. 
II.  Le  chemin  de  fer  transsaharien,  par  P.  Boorde.  —  L'avenir  politiqoe  de  TEmpire 
allemand,  par  G.  Velbert.  —  etc. 

B.     England. 

Nineteenth  Centory,  the.  A  monthly  Beview,  edited  by  Jam.  Know- 
les.  Nos.  47— 58.  Janoary  to  December  18  81.  No.  47:  The  Crisis  in  Ireland 
Q.  The  historical  daims  of  Tenant  Bight ,  by  F.  Seebohm.  II.  The  present  anarchy, 
by  E.  D.  J.  Wilson.  IIL  The  three  „F's.*',  by  Lord  de  Vesci.)  —  A  glimpse  of  New- 
foondland,  by  the  Earl  of  Donraven.  —  A  Censos  of  Beligions,  by  J.  G.  Hobbard.  — 
No.  48:  Colliery  Explosions,  by  J.  H.  Merivale  and  Colonel  Shakespear.  —  The  Brea- 
king  op  of  the  Land  Monopoly ,  by  the  Marqois  of  Blandford.  —  The  United  States  as 
a  Fidd  for  Agricoltoral  Settiers ,  by  the  Earl  of  Airlie.  —  The  City  Parochial  Gharities, 
by  B.  H.  Hadden.  —  Irdand  (I.  Emigration ,  by  J.  H.  Take.  II.  Abolition  of  Land- 
lords, by  Lord  Monteagle.  lU.  The  Irish  Police,  by  H.  A.  Blake.  —  No.  49:  Art 
Needlework.    L  by  Lady  M.  Alford,  IL  by  G.  F.  Watts.  —  Smoke  Prevention  by  Fr.  Pol- 
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lock.  —  Onr  next  Leap  in  the  Dark,  by  Fortesene.  —  TnnspLiDtiDg  to  fhe  Coloniet, 
bj  W.  M.  Torrent.  —  Long  uid  sbort  Serriee,  by  Gtaunet  WoUeley.  —  Holland  and 
the  Transraal ,  by  W.  H.  de  Beaafort.  —  N  o.  5  0:  The  Military  Impotence  of  Oreat 
Britain ,  by  Captain  Kirchhflmmer.  —  Working  Men  and  tbe  Political  Situation ,  by  Th. 
Bart  —  The  Child-Crirainal ,  by  Hn.  Snrr.  —  Beform  of  Fendal  Laws ,  by  the  Mar- 
quis of  Blandford.  —  Joles  Jacquemart,  by  Fred.  Wedmore.  —  The  Incompatibles ,  by 
M.  Arnold.  —  Bosineas  in  the  Boom  of  Commons,  by  Lord  Sherbrooke.  —  N  o.  51: 
The  „Silver  Streak",  by  Lord  Dnnsany.  —  Profit-Sharing,  by  Sedl.  Taylor.  —  The 
New  Irish  Land  Bill,  by  the  Doke  of  Ar^ll.  —  No.  5  2:  What  ii  a  Pound?,  by  H. 
B.  Orenfell.  —  Ireland.  (I.  The  Ineompatiblea ,  by  M.  Arnold.  II.  The  Dnke  of  Argyll 
and  the  Iriih  Land  Bill,  by  G.  S.  Leferre.)  —  No.  53:  New  Markets  for  British  Pro- 
dnee,  by  6.  Baden-Powell.  —  Health  and  Phy»iqne  of  onr  City  Popnlations ,  by  Lord 
Brabason.  —  Confiscation  and  Compensation ,  by  E.  D.  J.  Wilson.  —  No.  54:  Isolated 
Free  Trade  (I.  by  Edw.  Snlliyan,  II  by  the  Dnlie  of  Manchester).  —  The  „Bevolntio- 
nary  Party'*,  by  the  Earl  of  Dunraven.  —  Hereditary  Bulers,  by  the  Marqoi»  of  Bland- 
ford. —  What  »hall  we  do  with  onr  Bankrupts?,  by  Visconnt  Sherbrooke.  —  No.  55: 
How  to  eat  Bread ,  by  Lonisa  S.  Bevington.  —  Women  as  Civil  Senrants,  by  Margaret 
E.  Harkness.  —  The  Workman*«  View  of  „Fair  Trade'',  by  O.  Potter.  —  The  Fntnre 
of  Gold,  by  E.  de  Laveleye.  —  No.  5  6:  Ireland  and  the  Land  Act,  by  Lord  Derby. 
The  Commercial  „Corners«',  by  W.  P.  Halhed.  ->  Onr  Highways ,  by  Midleton.  —  Fair 
Trade ,  by  W.  Farrer  Ecroyd.  —  The  proposals  of  the  Fair  Trade  Leagne ,  by  Th.  P. 
Whittaker  —  N  o.  57:  The  Administrative  Machinery  of  Egypt ,  by  F.  W.  Rowsell.  — 
Sir  Walter  Balegh  in  Ireland,  by  J.  P.  Hennessy.  —  International  Copyright,  by  W.  Fräser 
Bae.  —  The  Order  of  Corporate  Beunion,  by  F.  G.  Lee.  —  No.  58:  The  Irish  Jaco- 
bins,  by  J.  Wonlfe  FUnagan.  —  The  Scotch  Land  Qaestion,  by  Bartle  Frere.  —  Opinm 
and  Common  Sense,  by  B.  Alcock.  —  Indostrlal  Schools  and  the  Home  Office,  by  B. 
Lyulph  Stanley.  —  etc.  — 

The  Fortnightly  Beview,  ed.  by  J.  Morley.  Jnly  1881:  Conciliation 
with  Ireland ,  by  the  editor.  —  Italy :  her  home  and  foreign  policy ,  by  A.  Gkülenga.  — 
Compound  political  heads ,  by  Herbert  Spencer.  —  Denmark ,  by  Sir  David  Wedderbam, 

—  The  land  laws,  by  Sir  Bobert  Torrens.  —  Bimetallism  and  free  trade,  by 
Emile  de  Laveleye.  —  Home  and  foreign  aflkirs.  Angust  1881:  Two  aets  of  Union : 
a  Contrast,  by  A.  V.  Dicey.  —  The  moral  colonr  of  rationalism,  by  Lonisa  J.  Be- 
vington.  —  Co-operative  farming ,  by  William  Hatlitt  Boberts.  —  The  land  qaestion  in 
Enrope,  by  Sir  B.  Blennerhassett.  -—  Commercial  treaties:  a  surrender  of  principle, 
by  J.  Bird.  —  Home  and  foreign  affairs.  —  September  1881:  Badicals  and  Irish 
ideas ,  by  D.  C.  Lathhnry.  —  The  dry  bonee  of  populär  education ,  by  Mary  E.  Christie. 

—  Over-produetion ,  by  Colonel  George  Chesney.  —  Home  and  foreign  aflkirs.  —  Ok- 
tober 1881:  Beform  in  parliamentary  business,  by  W.  Bathbone.  —  Baihrays 
and  waterways.  by  William  Fleming.  —  History  of  laws  as  a  brauch  of  politics,  by 
Frederiok  Pollock.  —  Home  and  foreign  aflUrs.  —  November  1881:  How  is  the 
law  to  be  enforced  in  Ireland?  by  A.  V.  Dicey.  —  The  king  and  early  civil  justice, 
by  Sir  Henry  S.  Maine.  —  Salmon  fisheries,  by  F.  Edin.  —  The  hbtory  and  fiiture 
of  interest  and  proflt ,  by  T.  E.  Cliffe  Leslie.  —  Home  and  foreign  aflkirs.  —  D  e  - 
e  em  b  e  r  18  8  1:  Atheists  in  parliament ,  by  D.  C  Lathbury.  —  Has  conservatism  in- 
ereased  since  the  reform  bill?  by  A.  Trisby.  —  Scientific  evidence  of  orgmnie  evolution 
by  O.  J.  Bomaues.  —  Home  and  foreign  aflkirs.  — 

C.    Oesterreieh. 

Naehri  ehten  Aber  Industrie,  Handel  und  Verkehr  aus  dem  Statist 

Departement  des  k.  k.  Handelsministeriums.   Band  XXII  (1881)  Heft  4  u.  5: 

Hauptergebnisse   der   dsterreieh.   Eisenbahnstatistik   im   Jahre  1880.  —   Werthe  für  die 

Vengun^heiten  der  im  Jahre  1880  im  Ssterr.-ungar.  Zollgebiete   ein-  und  ausgefOhrten 


Oesterrelehische  Monatsschrift  ffir  Gesellschaftswissenschaft 
•to.  Yon  C.  V.  Vogels  an g.  November-  und  Detemberheft  1881:  Die  Armenpflege 
und  die  industrielle  Arbeiterreserve.  —  Die  Gefangenarbeit  (Schluss).  —  Die  Rarstbe- 
walduag  im  6eterreieh.  Rttstenlande.  —  Einige  Gesichtspunkte  aur  Beurtheilung  des  Pro- 
jeklea  «liier  tilgen,  obligatorischen  Unfalls-,  Alters-  und  Invalidenversicherung  der  Ar- 
Mlir.  «^  Die  SzpropriaHon.  —  Die  Postsparkassen.  —  WohlthltigkeitsanstalteB  in 
lieapat  —  Soelale  dnoiiik.  —  «te. 

Stmllatlaebe  Moiiatiebrlft.    Bedigirt  vom  Priildinin  der  k.  k.  ita- 
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tiitischen  Centralkommission.  Jahrg.  1881,  Decemberhaft :  Der  Einfloss  des 
Agios  auf  die  Preise ,  von  Bela  Fßldes  (Weist).  —  Schiffs-  und  Waarenverfcehr  auf  der 
oberen  Denan  in  den  Jahren  1850—1880,  von  J.  Winckler.  —  Josef  Qamier.  Nelirolog 
von  Ifisehler.  —  Das  endgiltige  Ergebniss  der  Volkstfthlnng  vom  81.  Deoember  1880 
nnd  die  einheimische  BevÖllLening  in  Oesterreich,  von  Schimmer.  —  Sparliassen  in 
Oeeterreich  im  Jahre  1880.  —  Znr  Pflege  der  Statistik  in  Rossland.  —  etc. 

Ungarische  Revne,  hrsg.  von  P.  Hnnfalvy.  Heft7 — IS  (Jnli— December  1880. 
Der  Ruin  der  ongar.  Oentry,  von  Job.  v.  Asböth.  —  Hermannstadt  in  der  sweiten  Hllfle 
des  XVm.  Jahrhunderts ,  von  Ed.  Wertheimer.  —  Geschichte  des  ungarischen  Berg- 
wesens, von  J.  H.  Schwicker.  —  Die  Rumftnen  in  Siebenbfirgen ,  von  P.  Hunfalvy.  — 
Der  Eid  nnd  der  vorangehende  Zeugenbeweb  im  mittelalterlichen  ungarischen  Protess- 
recht,  von  E.  Hijnik.  —  ete. 

P.  R'n  s  8 1  a  n  d. 
Bussische  Revue.  Monatsschrift  ffir  die  Kunde  Rnsslands,  hrsg. 
von  C.  Röttger.  Jahrg.  X  (1881)  Heft  10—11 :  Die  Industrie  Busslands  im  Jahre  1879, 
von  Fr.  Mathfii.  —  Die  Normimng  des  Bauernlandes  nnd  der  bftuerl.  Leistungen  in  den 
Vorberathungen  tnr  Emancipation  der  gutsherrL  Bauern ,  von  Job.  v.  Keussler  (Schluss). 
—  Land  und  Leute  in  Kaschgar.  —  Die  Operationen  der  russischen  Kommunalbanken 
im  Jahre  1880.  —  Vergleichende  Preise  von  Lebensmitteln  in  den  Jahren  1789  und 
1881.  —  Eisenbahn-Schulen  in  Russland.  —  Fabrikwesen  im  Gk>uvemement  Ssamara.  — 
etc.  — 

G.     Belgien  und  Holland. 

De  Economist.  Tijdschrift  voor  S taathuishondknnde.  XXX.  Jaar- 
gang  (1881)  November — December:  Die  Ersiehung  junger  Leute  tu  Unternehmungen  im 
Gebiete  der  Land-  und  Agrarcultur  in  NiederL-Indien ,  von  J.  Hudlg.  —  Die  Tarifrevi- 
sion in  Frankreich,  von  A.  M.  Maas  Geesteranus.  —  National5konomische  Zustände 
des  Kgr.  der  Niederlande  1880 — 81  (Grundbelastung,  Seefischereien,  Post-,  Mfint-,  Maass- 
u.  Gewicht-,  Eisenbahn-,  Canal-,  Salaaccise- Wesen  etc.).  —  Reform  der  Stempelsteuer 
im  Kgr.  der  Niederlande ,  von  F.  S.  van  Nierop.  —  Ein  wichtiger  Bericht  eines  Eng- 
Unders  (H.  M.  Jenkins)  fiber  Ackerbauverh&ltnisse  im  Kgr.  der  Niederlande  —  Ergeb- 
nisse der  niederlfindischen  Reichstelegraphenstatistik  f&r  1880,  von  J.  J.  van  Kerk- 
wyk-  —  etc. 

Revue  de  droit  international  et  de  ligislation  compar^e.  Tome  XIII 
(1881).  No.  6:  Etüde  snr  le  trait^  de  droit  civil  international  publik  par  M.  Laurent 
et  sur  les  principes  fondamentaux  du  droit  intemation.  priv4,  par  Ch.  Brecher.  —  Le 
Congr^  de  Berlin  et  sa  port^  au  point  de  vue  de  droit  intemat.  {fi^o^  uücle) ,  par 
Bluntschli.  —  La  legblation  autrichlenne  en  1879  et  1880,  par  UUmann.  —  Jurispru- 
dence  suisse  en  mati^re  de  droit  intemat;  de  la  Separation  de  corps;  du  divorce  des 
etrangers  en  Suisse,  par  A.  Martin.  —  etc. 

H.  Schwelt. 
Zeitschrift  ffir  schweizerische  Statistik,  1880  Heft  4  und  1881  Heft 
1—9.  1880  Heft  4:  Mittheilungen  aus  Pfarrer  Waser's  handschriftl.  Nachlass,  von 
J.  H.  Labhart-Labhart.  —  Die  Zahl  der  öffentl.  Wirthschaften  in  19  Kantonen  1877— 
79.  —  Statistik  der  ostschweiser.  Stickereiindustrie  im  Jahre  1880,  sum  Theil  verglichen 
mit  1872  und  1876.  —  Zur  schweiaer.  Erhebung  der  Augen-,  Haar-  und  Hautfarbe  der 
Schulkinder.  —  Telegraphenstatistik  der  europäischen  Staaten  ffir  1879.  —  Die  Entwick- 
lung des  höheren  Unterrichtswe.sens  in  der  Schwelt  1885 — 75.  —  Die  Ergebnisse  der 
schwel ter.  Hagelversichemngsgesellschaft  im  Jahre  1880.  —  Schweizerischer  Handel  nach 
Guatemala  1876 — 80.  —  etc.  1881  Heft  1 — 2:  Die  Hauptergebnisse  der  eidgenöss. 
VolksiXhlung  vom  1.  Dezember  1880.  —  Znr  Klimatologie  des  Kantons  Bern.  —  Ver- 
gleichende Studien  zu  den  Volkszählungen  in  Graubttnden  von  1850 — 1880 ,  von  M. 
Truog.  —  XII.  Jahresversammlung  der  schweizer,  statistischen  Gesellschaft.  —  Der  Bo- 
denkredit in  Oesterreich.  —  Frequenz  der  schweizer.  Universitäten  1876 — 81.  —  Das 
produktive  Areal  in  der  Schweiz  nach  Kulturarten.  —  Statistik  der  Eisenbahnunfälle  in 
der  Schweiz  während  der  Jahre  1874 — 79.  —  etc. 

I.  Amerika. 
North  American  Review.  Edited  by  Allen  Thomd  ike  Rice.  August 
18  81:  Ruined  cities  of  Central  America ,  by  the  editor.  —  Nullity  of  the  emancipation 
edit,  by  Richard  H.  Dana.  —  The  Census  laws,  by  Charles  F.  Johnson.  —  Prindples 
of  taxation,  by  Prof.  Simon  Newcomb.  —  September  1881:  The  perpetuity  of  Chi- 
nese institutions,   by  S.  Wells  WiUiams.  —  Steamboat  disasters,   by  R.  B.  Forbes.  -~ 
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Oktober  1881:    The   democratic  party  jadged  by  its   history,    by  Emery  A.  Stom. 

—  The  success  of  the  electric  light,  by  Thomas  A.  Edison.  —  The  observance  of  the 
Sabbath,   by  Leonhard  Bacon.  —    The   taxation  of  chnrch  property,   by  A.  W.  PiUer. 

—  November  1881:  The  monarchical  principle  in  our  Constitution,  by  W.  B. 
Lawrence.  —  The  repnblican  party  as  it  was  and  i ,  by  Montgomery  Blair.  —  The  po- 
litical  Situation  from  a  financial  stand-point,  an  adress.  —  Deoember  1881:  The  fu- 
ture  of  the  republican  party,  by  George  S.  Boutwell.  —  Southern  statesmen  and  their 
policy,  by  John  Jay.  —  The  pnblic-school  failure,  by  Richard  Ghrant  White.  —  The 
validity  of  the  emancipation  edict,  by  A.  A.  Ferris.  — 


Die  periodische  Fresse  Deatschlands. 

Zeitschrift  ffir  die  gesammte  Staatswissenschaft.  (Tübingen.)  Jahrg. 
XXXVII  (1881)  Heft  4 :  Das  Problem  des  Völkerrechts  gemftss  der  Ethik  und  der  Rechts- 
philosophie Kant'Sf  von  F.  v.  Baerenbach.  —  Die  Vertheilung  der  Armenlasten  in  Deutsch- 
land und  ihre  Reform.  II.  Artikel,  von  Adickes.  —  Statistisches  aus  der  Pariser  Mfinz- 
konferens  von  1881  mit  einer  Replik  gegen  Röscher,  von  Schlflfle.  —  Aus  den  Ergeb- 
nissen einer  französischen  Weinenqufite.  —  Reiserechenbuch  des  Hans  Keller  aus  den 
Jahren  1489^90.     Manuskript  der  Wiener  Hofbibliothek ,  mitgetheilt  von  A.  Bruder.  — 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg.  im  Ministerium  der  öffentl. 
Arbeiten.  Jahrg.  1881,  Heft  6:  Die  unterirdischen  Stadt-Eisenbahnen  in  London.  — 
Die  Widerstandsfähigkeit  der  Stahlschienen  in  Besiehung  auf  ihre  chemische  Zusanmien- 
setsung  und  ihre  physikalischen  Eigenschaften.  —  Die  Herstellung  einer  neuen  Schienen- 
strasse  xwischen  Frankreich  und  Italien.  —  Die  Eisenbahnen  der  Erde.  —  üeber  die 
norwegischen  Eisenbahnen.  —  Der  Bau  der  griechischen  Eisenbahnen.  —  Die  Eisen- 
bahnen in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  im  Jahre  1880.  —  etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Nr.  82 — 28,  November — Decemberl881 : 
August  Bagel,  der  Senior  der  Postdruckformular-Lieferer.  —  Zur  Oeschichte  der  eng- 
lischen Portoreform  vom  Jahre  1840.  —  Das  russische  Postwesen  1879.  —  Der  Postan- 
weisungsverkehr des  deutschen  Reichspostgebietes  mit  dem  Auslande.  —  Die  Ausstellung 
maritimer  Oegenst&nde  in  Ebunburg.  —  Der  Femsprecher  in  Amerika  vor  Gericht.  —  etc. 

Monatshefte  sur  Statistik  des  deutschen  Reichs  ffirl881.  Oktober- 
heft: Die  Produktion  der  Bergwerke,  Salinen  und  Hütten  im  deutschen  Reich  und  in 
Luxemburg  für  das  Jahr  1880.  —  Bierbrauerei  und  Bierbesteuerung  im  deutschen  Zoll- 
gebiet während  des  Etatsjahres  1880/81.  —  Vorläufige  Nachweisungen  des  FUcheninhaltes 
der  mit  Tabak  bepflansten  Grundstücke ,  sowie  der  Zahl  der  Tabakpflanter  und  der  Ta- 
bakpflanzungen im  deutschen  Zollgebiet  für  das  Emt^ahr  1881 — 82.  —  Durchschnitts- 
preise wichtiger  Waaren  im  Grosshandel,  Oktober  1881.  —  Ein- und  Ausftihr  der  wich- 
tigeren Waarenartikei  im  deutschen  Zollgebiet  f.  die  Zeit  von  Januar  bb  Oktober  1881. 
—  Versteuerte  Räbenmengen  im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von 
Zucker  im  Oktober  1881.  — 

Preussische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  von  Treitschke.  XLVUI.  Band, 
Heft  4— 5  (Oktober— Dexember  1881):  Die  Bibliothek  und  der  Lesesaal  des  Brittischen 
Museums ,  von  Dxiatzko.  —  Studien  zur  alten  Gesellschaftsgeschichte  (Schluss),  von  Chr. 
Meyer.  —  Der  Boer  in  Transvaal.  —  Frankreichs  dipl.  u.  militftr.  Hindel  jenseit  des 
Meeres.  —  Ueber  das  Wesen  und  die  Bedeutung  der  menschlichen  Freiheit  und  deren 
moderne  Widersacher,  von  H.  Sommer.  — 

Zeitschrift  ffir  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danekelmann. 
XIII.  Jahrg.  (1881)  Heft  12:  Ueber  die  Maasnahmen  der  Eisenbahnverwaltungen  snm 
Schutze  der  deutschen  Waldwirthschaft,  von  Wagener.  —  Die  X.  Versammlung  des 
preussisühen  Forstvereins  tu  Memel  im  Juni  1881.  —  Bericht  über  die  IX.  Versammlung 
des  hessischen  Forstvereins  tu  Kassel  am  12.  und  18.  August  1881.  —  Berieht  fiber  die 
XX VII.  Versammlung  des  s&chs.  Fostvereins  su  Chemnitz  am  9.  — 11.  Juni  1881.  — 
Statistische  Nachweisungen  aus  der  Forstverwaltnng  des  Grosshzth.  Baden  ffir  die  Jahre 
1878 — 79,  bearbeitet  von  Alten.  —  etc. 


FronmaniMclie  Bochdrackeral  (Herauum  Pöble) 

In  Jena. 
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Beitrüge  zur  Frage  über  Ursachen  nnd  Wirknngen 

des  Agios« 

Von 

Prof:  Dr.  BäLa  Földes  (WeiBs) 

in  Budapest 

Das  Entstehen  des  Agios  gehört  zu  den  interessantesten  Krank- 
heitserscheinungen des  wirthschaftlichen  Lebens.  Der  Einfluss  des- 
selben auf  den  wirthschaftUchen  Organismus  lässt  sich  bis  in  das 
fänste  Geäder  desselben  verfolgen.  Aber  auch  ihrer  praktischen  Be- 
deutung w^en  verdient  diese  Erscheinung  unsere  volle  Aufmerksam- 
keit, da  ja  ohne  genaue  Eenntniss  der  Symptome  keine  gute  Dia- 
gnose und  ohne  Diagnose  kein  richtiges  Heilverfahren  möglich  ist 
Wir  wollen  uns  im  Folgenden  einer  eingehendem  Untersuchung  dieser 
Erscheinung  widmen.  Den  Gegenstand  derselben  bilden  also  die  Wir- 
kungen des  Agios,  welches  durch  die  Ausgabe  von  Papiergeld  ent- 
steht Da  wir  aber  zu  einer  richtigen  Erkenntniss  der  Wirkungen 
ohne  Kenntniss  jener  Faktoren  nicht  gelangen  können,  welche  das 
Agio  hervorrufen,  so  widmen  wir  auch  diesem  Theil  der  Frage  eine 
eingehende  Erörterung,  die  um  so  wichtiger  ist,  als  dieser  Punkt  noch 
immer  als  kontrovers  betrachtet  werden  kann^). 

Erster  Abschnitt:  Ueber  die  Ursachen  des  Agios. 

Wenn  ein  Staat  Papiergeld  in,  das  Verkehrsbedürfniss  über- 
steigender, Menge  und  bei  vorherrschendem  Misstrauen  emittirt,  so 
werden  sich  zunächst  zwei  Folgen  einstellen:  einmal  wird  der  Yer- 
kehrswerth  der  Note  geringer  sein,  als  ihr  Nennwerth,  dann  aber  wird 

1)  Siehe  noch  folgende  Abhandlungen  desselben  Verfassers :  Der  Einfluss  des  Agios 
auf  den  Aoasenhandel.  (Statistische  Monatsschrift  1878.)  Der  Einfluss  des  Agios  auf 
die  Preise.     (Statistische  Monatsschrift  1881.) 
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das  Papiergeld  die  nachtheilige  und  dem  Wesen  des  Geldes  wider- 
sprechende Eigenschaft  häufiger  Werthänderung  annehmen.  Das  Pa- 
piergeld verliert  in  Folge  letzteren  ümstandes  die  Eigenschaft,  welche 
jedes  Maass,  also  auch  das  Geldmaass  besitzen  muss,  eine  unverän- 
derliche Einheit,  hier  also  eine  unveränderliche  Wertheinheit ,  zu  re- 
präsentircn.  Mag  es  nun  eine  Folge  der  übermässigen  Geldmenge 
oder  des  Ümstandes  sein,  dass  das  Papiergeld  dem  Dienste  eines  un- 
veränderlichen Werthmaassstabes  weniger  entspricht,  immerhin  wird 
zwischen  dem  Werthe  des  Metallgeldes  und  dem  des  Papiergeldes 
eine  Differenz  entstehen;  dem  Metallgeld  wird  ein  höherer  Werth  bei- 
gelegt werden,  als  dem  Papiergeld  gleichen  Betrages,  und  diesen 
Werthunterschied  nennen  wir  Agio.  Da  das  Papiergeld  in  der  Regel 
mit  dem  Ncnnwerth  bezeichnet  wird,  so  wird  der  Werthunterschied 
dadurch  ausgedrückt,  dass  wir  dem  Edelmetall  einen  höheren  Werth 
beilegen.  Wird  dagegen  das  Metallgeld  als  das  Unveränderliche  be- 
trachtet, so  wird  der  Werthunterschied  in  der  Weise  ausgedrückt, 
dass  das  Papiergeld  minderwerthig  als  dessen  Nominale  bezeichnet 
wird;  in  diesem  Falle  sprechen  wir  von  Disagio. 

Das  Papiergeld  erleidet  demnach  im  Vergleich  zum  Metallgeld 
eine  Entwerthung.  Hand  in  Hand  mit  dieser  Entwerthung  geht  dann 
aber  auch  eine  Veränderung  des  Werthes  des  Papiergeldes  gegen- 
über den  Gütern  und  Waaren,  welche  durchaus  nicht  immer  diesel- 
ben Proportionen  aufweist  und  welche  man  zum  Unterschied  von  je- 
ner Werthverminderung  genannt  hat  Die  Differenz  zwischen  Ent- 
werthung und  der  Werthverminderung  ist  auf  den  Umstand  zurück- 
zuführen, dass  der  Preis  der  Waaren  in  einem  Papiergeldlande  in 
mannigfachem  Sinne  alterirt  wird  und  nicht  blos  der  Höhe  des  Agios 
entsprechend  steigt.  Dieses  Moment  ist  von  grosser  Wichtigkeit,  da 
bei  der  Regelung  der  Valuta  es  sehr  darauf  ankommt,  zu  be- 
stimmen, wie  gross  die  Werthminderung  ist,  welche  aber,  wie  nun  be- 
greiflich, blos  auf  Grund  des  zwischen  Papiergeld  und  Metallgeld  be- 
stehenden Agios  nicht  bestimmt  werden  kann. 

Hinsichtlich  des  Grades  und  der  Dauer  der  Entwerthung  und  der 
Schwankungen  des  Agios  nach  Ort  und  Zeit  ist  hier  kurz  auf  Fol- 
gendes aufmerksam  zu  machen.  Da  das  wirthschaftliche  Leben  die 
Natur  eines  organischen  Ganzen  besitzt,  so  vollziehen  sich  die  wirth- 
BChaftlichen  Prozesse  nicht  nach  einfachen  mechanischen  Gesetzen. 
Während  einerseits  die  Stabilität  der  Wirthschaft  die  Verbreitung  und 
kilafige  Aenderong  des  Agios  nicht  gestattet,  so  verursacht  deren 
Kontinuitftt  hinwieder  die  Ausbreitung  desselben  nach  Zeit  und  Ort 
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Die  Schwankungen  des  Agios  werden  oft  grössere,  oft  geringere  Wel- 
leDhöben  zeigen,  als  dies  der  Intensität  der  Ursachen  entsprechend 
vorherzusehen  gewesen  wäre.  Was  die  territoriale  Ausbreitung  be- 
trifft, so  hängt  dieselbe  von  der  wirthschaftlichen  Zusammengehörig- 
keit der  betreffenden  Gebiete,  von  dem  Grade  der  wirthschaftlichen 
Kultur  und  den  Produktionszweigen  ab.  Je  bedeutender  und  ent- 
wickelter das  wirthschaftliche  Leben  der  einzelnen  Territorien,  je 
überwiegender  in  den  Produktionszweigen  das  bewegliche  Kapital  ver- 
treten ist,  desto  leichter  werden  die  Schwingungen  des  Agios  sich 
fortpflanzen :  je  isolirter  ein  Gebiet,  je  primitiver  daselbst  die  Produk- 
tionszweige, desto  weniger  werden  sich  dieselben  ausbreiten.  Bezüg- 
lich der  Entwerthung  des  Agios  sind  —  nach  Wagner  —  hinwieder 
folgende  Grade  zu  unterscheiden:  Erster  Grad.  Das  Papiergeld  be- 
trägt kaum  einige  Prozente  vom  Werthe  des  Metallgeldes  oder  ist 
gänzlich  entwerthet  Ist  dies  der  Fall,  so  dringt  immer  mehr  Metall- 
geld in  den  Verkehr  ein  und  das  Papiergeld  wird  nur  pro  rata  des 
Agios  angenommen.  In  diesem  Falle  bildet  eigentlich  das  Metallgeld 
die  Valuta  des  Handels  und  des  Verkehrs  und  jede  Schwankung  des 
Agios  wird  sogleich  auf  die  Preise  übertragen.  Am  zweiten  Grade 
des  Agios  zeigen  sich  ziemlich  ähnliche  Erscheinungen,  das  Papier- 
geld verliert  ca.  60^/o  des  Werthes,  die  Entwerthung  schwankt  auf 
und  ab,  die  Preise  folgen  den  Oscillationen.  Der  dritte  Grad  des 
Agios  zeigt  sich  dort,  wo  das  Agio  ca.  20— 30^/o  des  Werthes  ver- 
liert, das  Agio  noch  nicht  lange  eingetreten  ist  und  dessen  Einfluss 
auf  die  Preise  weder  allgemein  noch  vollständig  ist. 

Die  wichtigste  Frage,  welche  bezüglich  des  Agios  entsteht,  ist 
die  nach  den  Ursachen  und  dem  Maasse  dieser  eigenthümlichen  Er- 
scheinung des  Wirthschaftslebens.  Ohne  vollständige  Ergründung 
dieser  Frage  ist  es  gänzlich  unmöglich,  die  komplizirten  Folgeer- 
scheinungen des  Agios  zu  begreifen  und  wir  wollen  denn  im  Folgen- 
den versuchen,  auf  diese  von  der  Wissenschaft  noch  nicht  vollständig 
beantwortete  und  bis  heute  kontroverse  Frage  mit  Erwägung  aller 
hier  in  Frage  kommenden  Momente  eine  möglichst  erschöpfende  und 
genügende  Antwort  zu  geben. 

Wenn  wir  unter  Agio  die  Depreciation  verstehen,  welche  ein 
Zirkulationsmittel  erleidet,  so  kann  dieselbe  auf  so  viele  verschie- 
dene Ursachen  zurückgeführt  werden,  als  es  konstitutive  Elemente 
der  Kredit-  und  Zirkulationsmittel  giebt.  In  dem  uns  vorli^en- 
den  Falle  haben  wir  es  mit  dem  Papiergelde  zu  thun,  also  mit 
einem    Geldinstrument,    welches   seinen   Werth   nicht    seinem  inne- 
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reo  Gehalt,  nicht  den  Produktionskosten,  nicht  der  absoluten  Nütz- 
lichkeit verdankt,  sondern  jenen  Momenten,  welche  mit  dessen  Aus- 
gabe und  Verkehr  in  Verbindung  stehen.  Wie  der  Preis  jeder  Waare, 
hängt  auch  der  des  Papiergeldes  mit  dem  Verhältnisse  von  Angebot 
und  Nachfrage  zusammen.  Je  grösser  daher  das  Angebot,  je  mehr 
Papiergeld  in  Verkehr  gebracht  wird,  desto  geringer  dürfte  —  caeteris 
paribus  —  dessen  Preis  sein.  Je  geringer  femer  die  Nachfrage,  je 
weniger  Papiergeld  verwendet  wird,  resp.  je  mehr  Verkehrsakte  vor- 
kommen, welche  mit  Edelmetall  vermittelt  werden,  desto  geringer  wird 
gleichfalls  der  Preis  des  Papiergeldes  sein.  Hieraus  können  wir  denn 
sogleich  die  Wahrheit  ableiten,  dass  das  Agio  von  zwei  Momenten  beein- 
flusst  werden  muss:  1)  der  relativen  Menge  des  ausgegebenen  Papier- 
geldes; 2)  der  Nachfrage  nach  Edelmetall.  Das  Papiergeld  besitzt 
aber  überdies  die  Natur  eines  Kreditinstruments,  und  sonach  setzt 
dessen  Annahme  voraus,  dass  man  Vertrauen  in  dessen  Werth  habe. 
Je  geringer  demnach  das  Vertrauen  des  Publikums  in  den  Werth  des 
Papiergeldes  ist,  desto  geringer  wird  auch  wirklich  dessen  Werth 
sein  und  desto  höher  muss  das  Agio  stehen.  Das  Vertrauen  hängt 
aber  als  psychologisches  Element  wieder  von  verschiedenen  Faktoren 
ab.  Hiervon  kommen  wieder  namentlich  zwei  in  Betracht  Vor 
Allem  der  Kredit  des  Emittenten;  je  grösser  das  Vertrauen  in  diesen, 
also  in  den  Staat  oder  das  emittirende  Institut,  desto  geringer  wird 
das  Agio  sein  und  umgekehrt.  Zu  den  konstitutiven  Elementen  des 
Agios  gehört  also  ferner:  3)  der  Kredit  des  Emittenten.  Das  Ver- 
trauen des  Publikums  hängt  aber  auch  davon  ab,  ob  und  wie  für  die 
Deckung,  resp.  Einlösung  des  Papiergeldes  gesorgt  wird.  Papiergeld 
wird  oft  ohne  jegliche  Deckung  emittirt,  in  manchen  Fällen  wird  aber 
hierfür  vorgesorgt.  Auch  dieser  Umstand  beeinflusst  das  Vertrauen 
des  Publikums  und  somit  die  Höhe  des  Agios.  Zu  den  Ursachen  und 
konstitutiven  Elementen  zählen  wir  daher:  4)  den  Bedeckungsmodus. 
Nachdem  endlich  auch  der  Marktpreis  der  Edelmetalle  auf  den  Welt- 
handelsplätzen Schwankungen  unterworfen,  insbesondere  aus  dem 
Grunde,  weil  deren  Kosten-  und  Produktionsverhältnisse  sich  ändern, 
so  ist  es  natürlich,  dass  mit  der  Aenderung  im  Preise  der  Edelme- 
talle auch  das  Agio  sich  ändern  wird.  Demnach  zählen  wir  zu  den 
Ursachen  des  Agios  und  seiner  Oscillationen  auch  die  Schwankungen 
im  Marktpreise  der  Edelmetalle.  Demnach  fassen  wir  die  Faktoren, 
von  welchen  das  Agio  abhängt,  folgendermaassen  zusammen:  1)  die 
relative  Menge  des  Papiergeldes;  2)  die  Nachfrage  nach 
Edelmetallen;  3)  den  Staatskredit;  4)  den  Deckungsmo- 
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dns  und  5)  den  Preis  der  Edelmetalle.  Das  Stadium  dieser 
Ursachen  führt  natürlich  wieder  weiter  zu  anderen  Momenten;  so 
hängt  z.  B.  die  relative  Menge  des  Papiergeldes  von  der  Ausdehnung 
des  Verkehrs  ab,  die  Nachfrage  nach  Edelmetall  von  der  jeweiligen 
Zahlungsbilanz  des  Landes,  der  Staatskredit  von  der  Gestaltung  des 
Staatshaushaltes,  von  den  politischen  Verhältnissen  u.  s.  w. 

Es  kann  kaum  einem  Zweifel  unterliegen,  dass  alle  hier  erwähn- 
ten Faktoren  auf  das  Agio  einen  Einfluss  ausüben.  Nichtsdesto- 
weniger dürfen  wir  es  an  dieser  Behauptung  nicht  genügen  lassen, 
sondern  des  Nähern  den  möglichst  genauen  Beweis  hierfür  erbringen. 
Wissenschaft  und  Praxis  haben  nämlich  sehr  lange  die  mit  dem  Agio 
in  Verbindung  stehenden  Erscheinungen  auf  einen  der  oben  angeführ- 
ten Faktoren  zurückführen  und  daraus  erklären  wollen.  Wenn  schon 
die  Preiserscheinungen  der  Waaren  von  den  verschiedensten  Faktoren 
beeinflusst  werden,  um  wie  viel  mehr  gilt  dies  von  einer  so  empfind- 
lichen Waare,  wie  dies  das  Geld  ist,  das  jede  Veränderung  im  wirth- 
scbaftlichen  Leben  empfindet,  jede  Veränderung,  welche  namentlich 
auf  den  Umlauf,  auf  den  Kredit  Einfluss  hat  Es  lässt  sich  daher 
a  priori  gewiss  die  Behauptung  aufstellen,  dass  alle  Theorien,  welche 
das  Agio  und  dessen  verschiedene  Erscheinungen  aus  einem  Faktor 
allein  begreifen  wollen,  einseitig  und  unvollständig  sind,  da  diese  Er- 
scheinungen mit  einer  Reihe  von  Faktoren  zusammenhängen,  welche 
bald  stärker,  bald  mächtiger,  vereinzelt  oder  vereint  sich  bethätigen. 
Die  grosse  Autorität,  welche  einzelne  dieser  Theorien  lange  Zeit  ge- 
nossen, macht  es  uns  zur  Pflicht,  dieselben  erst  kurz  darzulegen,  ehe 
wir  den  Beweis  unserer  Theorie  antreten. 

Die  verbreitetste  und  praktisch  einflussreichste  Theorie  ist  jene, 
welche  das  Schwanken  des  Agios  auf  die  Menge  des  emittirten  Pa- 
piergeldes zurückführt  Diese  Theorie  wurde  zuerst  bei  Gelegenheit 
der  im  Jahre  1810  in  England  zusammenberufenen  grossen  Enquete  — 
von  dem  sogenannten  Bullion-Committee  —  vertreten.  Ein  Hauptvertreter 
dieser  Theorie  war  auch  David  Ricardo^).  Das  Bullion-Committee 
vertrat  diese  Ansicht  und  machte  auch  in  diesem  Sinne  Vorschläge 
zur  Deckung  der  uneinlösbaren  Noten  der  englischen  Bank.  Auf 
diesen  Prinzipien  beruhen  auch  die  wichtigsten  Bestimmungen  des 
englischen  Gesetzes  vom  Jahre  1844,  der  sogenannten  Peelakte.  Ri- 
cardo fasst  diese  Theorie  in  folgenden  Worten  zusammen :  Kein  Punkt 
bezüglich  der  Ausgabe  von  Papiergeld  ist  von  grösserer  Wichtigkeit, 


i)  Prineiples,  chap.  XXVII:  on  currency  and  banks. 
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als  eine  klare  Vorstellung  der  Folgen,  welche  sich  aus  dem  Prinzipe 
der  Beschränkung  der  Quantität  ergeben.    Man  wird  es  nach  fünfzig 
Jahren  kaum  glauben,  dass  Bankdirektoren  und  Minister  in  unserer 
Zeit  im  Parlament  vor  Parlamentskomit6s  ernstlich  bestritten,   dass 
die  Notenemission  der  Bank  von  England,  uneingeschränkt  durch  die 
Macht  der  Noteubesitzer,  im  Austausch  der  Noten  Spezie  oder  Bullion 
zu  erhalten,  einen  Einfluss  auf  die  Preise  der  Waaren,  Bullion  und 
die  Wechselkurse  hätten  oder  haben  könnten.    Nach  der  Errichtung 
von  Banken   hat  der  Staat  nicht  mehr  das   ausschliessliche  Recht, 
Geld  zu  prägen  oder  zu  emittiren.    Die  Umlaufsmittel  können  durch 
Papier  ebenso  vermehrt  werden,  als  durch  Münze,  so  dass,  wenn  ein 
Staat  die  Quantität  des  Geldes  beschränken  wollte,  er  doch  dessen 
Werth  nicht  aufrecht  erhalten  könnte,  weil  die  Banken  die  Macht  be- 
sitzen,  die  Menge  der  Zirkulationsmittel  zu  vermehren.    Auf  Grund 
dieser  Prinzipien  ist  es  ersichtlich,    dass   es   nicht  noth wendig  ist, 
Papiergeld  in  Spezie  einzulösen,  um  dessen  Werth  zu  erhalten;   es 
muss  nur  dessen  Quantität  dem  Werthe  jenes  Metalls  entsprechend 
regulirt  werden,   welches  den  Standard  bildet    Wenn  der  Standard 
Gold  ist,  von  gegebenem  Gewicht  und  Feingehalt,  dann  kann  das 
Papiergeld  mit  jedem  Sinken  im  Preise  des  Goldes,  oder  was  das- 
selbe ist,  mit  jedem  Steigen  der  Güterpreise  vermehrt  werden.    In 
allen  Staaten    muss   daher    die  Ausgabe  von  Papiergeld  einer  Be- 
schränkung und  Eontrole  unterliegen  und  nichts  scheint  diesem  Zwecke 
gemässer,   als  die  Verpflichtung,    dass    die  Emittenten  ihre  Noten 
mit  Goldmünze  oder  Bullion  einlösen. 

Die  Ricardo'sche  Theorie  wurde  von  einer  andern  Schule  zurück«, 
gewiesen  mit  dem  Hinweise  darauf,  dass  der  zwischen  dem  Agio  und 
der  Menge  des  Papiergeldes  supponirte  Zusammenhang  durchaus 
nicht  bestehe.  An  der  Spitze  dieser  Schule  finden  wir  Tooke,  den 
geistreichen  Autor  der  „History  of  prices"  und  Fullarton,  den  Ver- 
fasser der  „Regulation  of  currency^^ 

Die  Prinzipien  dieser  Schule  lassen  sich  in  Folgendem  zusam- 
menfassen ^):  1)  Jene  Lehre,  dass  bei  reiner  Metallwährung  der  Zu-  und 
Abgang  von  Edelmetallen  die  im  Verkehr  befindliche  Geldmenge  ent- 
sprechend vermehre  oder  vermindere  und  demgemäss  die  Preise  stei- 
gere oder  drücke,  ist  an  und  für  sich  unrichtig.  2)  Der  von  der  Curren- 
cyschule  zwischen  Banknoten  und  anderen  Kreditpapieren  aufgestellte 
Unterschied  beruht  nicht  auf  einer  wesentlichen  Verschiedenheit,  mit 


1)  Tooke-Newmarcb,  Geschiebte  der  Preise,  Deutsche  Uebersetzang.    II.  Bd.    S.  621. 
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Aasnabme  der  kleinsten  Appoints,  welche  im  Kleinhandel  und  bei 
Lohnzahlungen  benützt  werden.  3)  Die  Menge  der  in  Händen  des 
Publikums  befindlichen  Noten  gestaltet  sich  nach  der  Verwendung 
derselben.  4)  Es  steht  nicht  in  der  Macht  der  Notenbanken,  die 
Menge  der  Noten  willkürlich  zu  vermehren,  mag  auch  ihre  Neigung 
hierzu  noch  so  gross  sein.  5)  Ebensowenig  steht  es  in  der  Macht, 
die  Notenmenge  unmittelbar  zu  vermindern.  Einzelne  Banken  können 
wohl  verweigern,  Darlehne  zu  geben  und  die  Ausgabe  von  Noten  be- 
schränken; doch  werden  dann  an  deren  Stelle  die  Noten  anderer 
Banken  oder  andere  Umlaufsmittel  treten.  6)  Die  Preise  hängen 
nicht  von  der  Menge  des  Geldes,  von  der  Summe  der  Noten  oder  über- 
haupt der  Umlaufsmittel  ab,  sondern  im  Gegentheile  die  Menge  der 
Dmlaufsmittel  ist  eine  Konsequenz  des  Standes  der  Preise.  7)  Die 
Grenze  der  Preise  liegt  in  jener  Geldmenge,  welche  das  Einkommen 
der  einzelnen  Klassen  der  Staatsbürger,  deren  Rente,  Gewinn,  Hono- 
rar oder  Lohn  bildet,  und  welches  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  ver- 
ausgabt wird.  So  wie  die  Grenze  des  Angebotes  die  Produktionskosten 
bilden,  so  ist  für  die  Konsumtion  die  Höhe  der  Gesammteinnahmen 
maassgebend,  aus  welchen  dieselbe  befriedigt  wird. 

Auf  Grund  dieser  Prinzipien  sucht  Tooke  mit  Hilfe  reichhaltigen 
statistischen  Materials  zu  beweisen,  dass  die  in  England  nach  der 
Aufhebung  der  Bankakte  im  Jahre  1797  eingetretene  Preisänderung 
durchaus  nicht  nothwendig  war  und  überhaupt  nicht  als  die  Folge 
jener  Verfügung  betrachtet  werden  kann,  da  auch  von  diesem  Um- 
stände abgesehen  der  Verkehr  weder  grösser,  noch  kleiner  gewesen 
wäre,  daher  das  Agio  mit  der  Menge  der  Noten  nicht  in  direktem 
Zusammenhang  steht 

Die  Ansichten  dieser  Schule  fanden  weite  Verbreitung  und  bilde- 
ten lange  Zeit  hindurch  die  anerkannten  Principien  der  wissenschaft- 
Uchen  Theorie.  Es  unterliegt  auch  keinem  Zweifel,  dass  diese  Auf- 
fassung —  wie  wir  dies  weiter  unten  mit  Hilfe  statistischer  Daten 
ersichtlich  machen  werden  —  viel  Berechtigung  hat.  Da  nämlich  das 
Agio  nichts  anderes  ist,  als  das  Werthverhältniss  zwischen  Metall- 
geld und  Papiergeld,  so  ist  denn  auch  natürlich,  dass  die  Verände- 
rungen des  Agios  nicht  blos  von  Umständen  abhängen,  welche  hin- 
sichtlich des  Papiergeldes  eintreten,  sondern  ebenso  sehr  auch  von 
solchen,  welche  auf  Seiten  des  Metallgeldes  vorkommen.  Wenn  das 
Agio  also  Veränderungen  aufweist  in  Folge  der  Veränderung  in  der 
Menge  des  Papiergeldes,  so  muss  das  Gleiche  auch  eintreten,  wenn 
die  Menge  des  Edelmetalles ,  dessen  Nachfrage  oder  Angebot  sich 
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ändert.  Heute  ist  denn  auch  vielleicht  bei  der  grössten  Hochachtung 
vor  dem  Scharfsinn  Tooke's  gestattet,  auszusprechen,  dass  auch  seine 
Theorie  einseitig  ist,  da  in  derselben,  ausser  dem  Edelmetallverkehr, 
die  übrigen  Faktoren  keine  Berücksichtigung  fanden. 

In  neuerer  Zeit  war  es  namentlich  Wagner^),  welcher  sich  um 
eine  richtige  Darstellung  unseres  Problems  Verdienste  erworben  hat. 
Wagner  weist  die  Unrichtigkeit  der  Ricardo'schen  Theorie  namentlich 
im  Hinblick  auf  den  Umstand  nach,  dass  die  Menge  des  Papiergeldes 
nur  indirekte  Bedeutung  besitzt,  dadurch  nämlich,  dass  sie  auf  das 
Vertrauen  wirkt,  indem  eine  Vermehrung  des  Papiergeldes  die  finan- 
ziellen Verhältnisse  verschlimmert,  die  HoflFnung  der  Herstellung  der 
Valuta  erschüttert,  wodurch  das  Agio  beeinflusst  wird.  Auch  hält  er 
es  für  unrichtig,  dass  Angebot  und  Nachfrage  des  Papiergeldes  die 
Ursache  des  Agios  bilden.  „Die  Schwankung  des  Agios  hängt  von 
den  Geschäftsabschlüssen  in  Edelmetallen,  d.  h.  von  Angebot  und 
Nachfrage  der  Edelmetalle  ab^'.  Die  Nachfrage  nach  Edelmetallen 
hängt  ab:  1)  von  dem  Misstrauen  gegenüber  dem  Papiergelde,  sofern 
die  Besitzer  desselben  danach  trachten,  das  Papiergeld  los  zu  wer- 
den und  Edelmetall  zu  erhalten ;  2)  der  Verwendung  der  Edelmetalle 
zu  gewerblichen  Zwecken;  3)  dem  Stande  der  internationalen  Zah- 
lungsbilanz; erst  4)  von  Angebot  und  Nachfrage  des  Papiergeldes. 
Ausserdem  weist  er  darauf  hin,  dass  das  Schwanken  des  Agios  in 
anormalen  Zeiten  auch  von  psychologischen  Faktoren  beeinflusst  wird, 
dem  Vertrauen  und  Misstrauen,  also  von  politischen,  finanziellen  und 
volkswirthschaftlichen  Verhältnissen.  Die  Wirkung  dieser  Taktoren 
ist  in  einzelnen  Fällen  höchst  unregelmässig,  im  Ganzen  aber  doch 
höchst  einfach  und  leicht  erklärlich.  Die  Wirkung  dieser  Faktoren 
ist  so  stark,  dass  selbst  Ereignisse  auf  dem  Gebiete  der  äusseren 
Politik  auf  das  Schwanken  des  Agios  Einfluss  haben.  Ferner  wird 
darauf  hingewiesen,  dass  das  Agio,  sofern  es  auf  die  Preise  und  die 
Zahlungsbilanz  wirkt,  sein  Korrektiv  in  sich  selbst  trägt,  nur  dass 
dies  mit  steten  Preisschwankungen  und  im  Allgemeinen  mit  Verlusten 
verbunden  ist;  das  Korrektiv  wird  also  nur  so  thätig,  dass  immer 
neue  und  neue  Störungen  hervorgerufen  werden. 

In  neuester  Zeit  wurde  endlich  das  Agioproblem  namentlich  in 
Italien  eingehender  erörtert,  wo  ja  diese  Frage  lange  auf  der  Tages- 
ordnung der  literarischen  Diskussion  stand,  ehe  die  Valutaregelung 
zur  That  wurde.  Zuerst  wurde  die  Frage  eingehender  von  Ferraris*) 

1)  Bossisobe  PapierwUmmg,  Riga,  1868,  S.  85  u.  f. 
S)  MonetM  corso  fortoso.    Hoepli,  Milano,  S.  14  n.  f. 
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erörtert  Im  Ganzen  kommt  aber  Ferraris  über  den  Standpunkt  der 
Tooke-Fullarton'schen  Schule  nicht  gut  hinweg.  Auch  er  betrachtet 
den  Edelmetallverkehr  als  hauptsächlichen  Faktor  des  Agios.  Er 
läugnet  namentlich  den  Einfluss  des  Staatskredits  und  zwar  deshalb, 
weil  die  statistischen  Daten  denselben  nicht  prägnant  genug  aus- 
drücken. Ferraris  hat  aber  Unrecht  Bei  Erscheinungen  so  kompli- 
zirter  Natur  darf  man  nicht  erwarten,  dass  ein  jeder  beliebiger  Faktor 
so  leicht  zu  verfolgen  ist.  Dass  Schwankungen  im  Kurse  der  Staats- 
papiere nicht  auch  stets  Schwankungen  im  Agio  folgen  können,  ist 
leicht  begreiflich;  denn  jene  hängen  oft  mit  Ursachen  zusammen, 
welche  mit  dem  Agio  gar  nichts  zu  thun  haben;  andrerseits  können 
gleichzeitig  mit  jenem  Schwanken  auch  andere  Faktoren  sich  geltend 
machen,  welche  den  Eindruck  desselben  stören,  paralysiren.  Ebenso^ 
wenig  richtig  ist  die  Behauptung  Ferraris,  dass  die  Menge  des  Papier- 
geldes auf  das  Agio  gar  keinen  Einfluss  übe. 

Viel  richtiger  ist  der  Standpunkt,  den  der  Bericht  des  italieni- 
schen Ministeriums  ^)  bezüglich  der  Ursachen  des  Agios  einnimmt 
Diesem  Berichte  gemäss  sind  die  Ursachen  des  Agios:  1)  die  Menge 
des  Papiergeldes;  2)  das  Vertrauen  in  dessen  Einlösbarkeit  mit  Me- 
tallgeld und  damit  das  Vertrauen  gegenüber  dem  Staate ;  3)  der  Stand 
der  internationalen  Zahlungsbilanz,  oder  da  diese  nur  in  Metallgeld 
beglichen  werden  kann,  Nachfrage  und  Angebot  der  Edelmetalle; 
(1)  quantitä  della  carta;  2)  fiducia  nella  sua  piü  a  meno  prossima  con- 
vertibilita  in  moneta  metallica  che  &  quanto  dire  al  credito  dello  stato ; 
3)  allo  stato  della  bilancia  dei  pagameuti  intemazionali ,  o  in  altre 
parole,  poiche  questa  bilancia,  sia  essa  a  uostro  debito  o  a  nostro 
credito,  non  puö  esser  soddisfatta  che  in  moneta  metallica,  alla  do- 
manda  ed  o£ferta  di  codesta  moneta  nci  rapporti  intemazionali.)  Ueber- 
dies  erwähnt  der  Bericht  noch  einen  wichtigen  Faktor,  die  zukünftige 
Gestaltung  der  politischen  Verhältnisse.  Auch  wird  nachgewiesen, 
dass  in  Italien  der  Einfluss  dieser  Faktoren  in  verschiedeneu  Perioden 
verschieden  war,  von  1866  bis  Juni  1868  stand  das  Agio  namentlich  unter 
dem  Einflüsse  des  Staatskredits;  ebenso  vom  Juli  1868  bis  Mai  1871, 
doch  auch  noch  unter  dem  Einflüsse  der  Menge  des  Papiergeldes,  welche 
aber  noch  entschiedeneren  Einfluss  gewinnt  vom  Juli  1871  bis  Dez. 
1873 ;  und  gleichfalls  finden  wir  ein  Zusammentreffen  beider  Faktoren 
in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1874.  Dabei  hat  in  einzelnen  Jahr- 
gängen auch  der  Edelmetallverkehr  grösseren  Einfluss  gewonnen. 

Dieser  vom  italienischen  Ministerium  eingenommene  Standpunkt 

1)  Belazione  suUa  circolazlone  cartacea,  Roma  1876  u.  1877. 
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wurde  neuerdings  auch  von  Boccardo  (Le  Banche  e  il  corso  forzato, 
1879)  acceptirt,  sofern  auch  er  der  Menge  des  Papiergeldes  einen 
entschiedenen  Einfluss  zuschreibt;  ferner  dem  Staatskredit,  welcher 
wieder  von  den  Resultaten  des  Staatshaushaltes  abhängt,  endlich  der 
internationalen  Zahlungsbilanz  resp.  dem  Edelmetallverkehr.  Ueber- 
dies  erwähnt  Boccardo  noch  2  Momente :  die  Agiotage  und  die  grössere 
und  geringere  Solidität  der  emittirenden  Banken. 

Auf  Grund  des  Vorausgeschickten  dürfen  wir  wohl  sagen,  dass 
die  neuere  Wissenschaft  den  Standpunkt  der  ausschliessenden  Theorien 
verlassen  hat  und  die  Agioerscheinungen  auf  mehrere  Faktoren  zu- 
rückführt. Noch  wurde  aber  eine  genaue  statistische  Prüfung  der  das 
Agio  beeinflussenden  Faktoren  nicht  vorgenommen.  Wir  wollen  in  Fol- 
gendem zum  ersten  Mal  eine  eingehendere  statistisch-induktive  Unter- 
suchung ausführen,  um  zu  beweisen,  dass  die  von  uns  aufgestellte 
Theorie  richtig  ist  und  das  Agio  wirklich  von  folgenden  Faktoren  be- 
einflusst  erscheint:  1.  der  Menge  des  Papiergeldes,  2.  dem  Staatskredit, 
3.  dem  Edelmetallverkehr,  4.  der  Deckung,  5.  dem  Preis  der  Edelmetalle. 

Vorerst  jedoch  noch  folgende  Bemerkung.  Die  Ursachen,  welche 
auf  das  Agio  Einfluss  nehmen,  lassen  sich  in  Ursachen  erster  und 
zweiter  Ordnung  scheiden.    Zu  den  Ursachen  erster  Ordnung  gehören : 

1.  die  Menge  des  Papiergeldes,  2.  die  Menge  der  Edelmetalle.  Da 
jedoch  das  Papiergeld  ein  auf  Kredit  beruhendes  Umlaufemittel  ist, 
so  hängt  der  Werth  des  Papiergeldes  auch  von  jenem  Vertrauen  ab, 
welches  der  die  Note  Emittirende  geniesst,  also  3.  der  Kredit  des 
Staates ;  und  da  das  Vertrauen  auch  von  dem  Deckungsmodus  beeinflusst 
wird,  so  bildet  dieser  das  4  konstitutive  Element.  Endlich  zählen 
wir  hieher  den  Preis  der  Edelmetalle  auf  dem  Weltmarkt.  Dabei 
bleibt  aber  auch  der  Einfluss  anderer  Momente,  Krieg,  Unruhen,  grosse 
Verminderung  im  Güterumlauf.  Da  diese  verschiedenen  Faktoren  oft 
zusammentreffen,  sich  verstärken  oder  schwächen,  so  darf  man  nicht 
annehmen,  dass  jede  Veränderung  dieser  Faktoren  auch  im  Agio  so- 
gleich fühlbar  wird.  Das  hiesse  die  komplizirte  Natur  des  wirth- 
schaftlichen  Lebens  verkennen.  Die  Akkomodations-  und  Widerstands- 
fähigkeit des  wirthschaftlichen  Lebens  namentlich  dort,  wo  die  Ur- 
sachen nicht  kräftig  genug  sind,  macht  dies  unwahrscheinlich.  Wir 
werden  in  den  meisten  Fällen  den  Zusammenhang  auch  hier  nur  dann 
erkennen,  wenn  wir  auch  hier  das  Prinzip  der  grossen  Zahl  anwenden. 

Wir  prüfen  nun,  ob  sich  statistisch  nachweisen  lässt,  dass  das 
Agio  von  folgenden  Faktoren  abhängt:  1.  die  Menge  des  Papiergeldes, 

2.  Nachfrage  nach  Edelmetall ,  3.  Staatskredit ,  4  Deckung ,  5.  Preis 
der  Edehnetalle. 
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1.  Prüfen  wir  zuerst  den  Zusammenhang  zwischen  dem  Agio  und 
der  Menge  des  Papiergeldes.  Es  stehen  uns  Daten  für  England, 
Italien,  Russland,  Nordamerika  und  Oesterreich-Ungarn  zu  Gebote,  aus 
denen  sich  nachstehende  Durchschnitte  ergeben:  Menge  der  Noten 


1.    El 

Dgland. 

Jahre 

hoben 

niedrigen 

Agios 

I80I 

16.2  MfU.  i 

B 

1802 

16.2 

Mm. 

£ 

1809 
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M 
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f« 

I8I0 
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17  — 

»» 

I8II 

233      »» 

tt 
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>» 

I8I2 

23.4      ,» 

ft 
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i7'7 

»» 
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tt 

1807 
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»f 
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24.8      „     , 

»» 

1808 
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»1 

I8I5 
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» 
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»> 

I8I6 

27—    „     1 

n 

1818 
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»» 

1819 

25.1 

♦» 

»I 


*1 


Durchschn.     22.7      ,,     ,,  19.9 

In  jenen  Jahren,  wo  der  Papiergeld-Umlauf  durch- 
schnittlich 22.7  Millionen  betrug,  war  das  Agio  höher, 
in  Jahren,  wo  der  Umlauf  durchschnittlich  nur  19.9  Mil- 
lionen betrug,  war  das  Agio  auch  niedriger. 

2.    Italien. 

Jahre 
niedrigen  hoben 

Agios 

837     MUl.  Lire        1866 
1430.5      „       >i  1868 

1 523.1      I»       .,  1869 

1582.I      „      „  1870 

1871 


1867 
1872 

1873 
1874 


612.4  Mm.  Lire 

903.7 
902.— 

9957 
12636 


11 

»> 


»» 


»> 


Durchschn.     1343.I       „       „  935.4      „       „ 

Bei  einem  Papiergeld-Umlauf  von  jährlich  1343.1 
Millionen  Lire,  war  das  Agio  höher.  Bei  einem  Papier- 
geld-Umlauf von  jährlich  935.4  Millionen  Lire  war  das 
Agio  niedriger. 

3.    Russland. 

Jahre 
niedrigen  hohen 

Agios 


1854 

333.4  MiU. 

Babel 

I85I 

301.6  MiU.  Rubel 

1855 

356.3      „ 

»» 

1852 

3038      „         „ 

1858 

7353      n 

I» 

1853 

3114      »         II 

1859 

644.6      ., 

»» 

1856 

5092      „ 

1860 

679.9           M 

11 

1857 

689.3      „ 

I86I 

713  —      » 

M 

1862 

7135          M 

♦  » 

II 


Durchschn.     596.5      „         „  423         „ 

Bei  einem  Papiergeld-Umlauf  von  jährlich  596.5  Mil- 
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Honen  Rubel  war  das  Agio  höher.  Bei  einem  Papier- 
geld-Umlauf von  jährlich  423  Mill.  Rubel  war  das  Agio 
niedriger. 

4.    Nordamerika. 

Jahre 
niedrigen  hohen 

Agios 


1863 

411.22 

MiU. 

Doli. 

1862 

147.72 

MiU. 

DoU. 

1864 

64Q.09 

»» 

»» 

1870 
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692.92 

tt 

»» 

1871 
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»» 
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}i 

»» 

1872 

399.25 

»» 
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t» 

»1 

1873 
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»» 

1868 

444.20 

ft 

«1 

1874 

428.55 

»> 

1869 

391-65 

»1 

1» 

1875 

418.46 

1» 

Darchschn. 

533-54 

»1 

»1 

370.23 

»» 

Bei  einem  Papiergeld-Umlauf  von  533.54  Mill.  Doli, 
war  das  Agio  höher.  Bei  einem  Papiergeld-Umlauf  von 
370.23  Mill.  Dollars  war  das  Agio  niedriger. 

5.    Oest  er  reich -Ungarn. 

Jahre 


hohen 


Agios 


niedrigen 


1853 
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MiU. 

Golden 

1852 
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1856 
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ft 

1» 

I86I 
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»» 
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1» 

M 

1862 

426.8 

f) 

1872 
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»» 
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1864 

375.8 

»» 

1873 
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»» 

»» 

1866 

499.7 

»* 

1874 
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»» 

1867 
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»» 

1875 

6327 

t» 

»» 

1869 

598.7 

»1 

1870 

649 

ft 

Dorchschn.  452.9      „  „  377         „         „ 

Bei  einem  Papiergeld-Umlauf  von  452.9  Millionen 
Gulden  war  das  Agio  höher.  Bei  einem  Papiergeld-Um- 
lauf von  377  Mill.  Gulden  war  das  Agio  niedriger. 

Sonach  ergiebt  sich  mit  statistischer  Genauigkeit ,  dass  zwischen 
dem  Stande  des  Agios  und  der  Papiergeldmenge  ein  konstanter,  un- 
veränderlicher Zusammenhang  besteht.  In  allen  Staaten  ist  ein  starker 
Papiergeldumlauf  von  hohem  Agio  begleitet  und  umgekehrt  Die  Menge 
des  Papiergeldes  hat  also  auf  das  Agio  einen  entschiedenen  Einfluss, 
und  zwar  besteht  zwischen  beiden  ein  gerades  Verhältniss:  je  grös- 
ser die  Papiergeldmenge,  desto  höher  das  Agio,  je  klei- 
ner, desto  niedriger. 

2.     Wir  untersuchen  nun  den  Einfluss  des  Edelmetallver- 
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kehrs  auf  das  Agio.    Unsere  Daten  bezieben  sieb  auf  Oesterreicb- 
ÜDgarn,  Russland,  Italien  und  Nordamerika. 

1.    Oesterreicb-Ungarn. 

Jahre 
hoben  niedrigen 

Agios 


1855 

+    59 

MiU. 

Golden 

1856 

- 

h  28.9  M 

Min.  Golden 

1859 
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»> 

1857 
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II           1 
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187 1 

-  -  13.8 

II 
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+    44 

II           1 

Dorchschn.    —     5.I  Hill.  Golden  -|-     2.63    Hill.  Golden 

Als  Resultat  ergiebt  sieb  also:  Bei  einem  Deberscbuss  der 
Ausfubr  von  5.1  Mill.  Gulden  jäbrlicb  war  das  Agio  stets 
böber.  Bei  einem  Ueberscbuss  der  Einfubr  von  2.63Mill. 
Gulden  jäbrlicb  war  das  Agio  niedriger. 

2.    Russland  (+  Mebrausfubr). 

Jahre 
hohen  niedrigen 

Agios 


1854 

- 

^     5.70  MiU. 

Rob. 
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-f-    9.99  MUl.  Rob. 
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Dorchschn.  -|-  15.09  Mill.  Rob.  —     8.05  Mill.  Rob. 

Als  Resultat  ergiebt  sieb  also:  Bei  einem  Ueberscbuss  der 
Ausfubr  von  15.09  Millionen  Rubel  jäbrlicb  war  das  Agio 
stetsböber.  Bei  einem  Ueberscbuss  der  Einfubr  von  8.05 
Mill.  Rubel  jäbrlicb  war  das  Agio  stets  niedriger. 

3.    Italien  (Mebrausfubr). 

Jahre 
hohen  niedrigen 

Agios 


i866 

89  —  MiU.  Lire 

1869 

20.2  MUl.  Lire 

1867 

48  —     1»        II 

1870 

293       II       1, 
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9—11         II 

1871 

28.8       „       „ 

1872 

27  —     II         II 

1873 

12  —     „ 

Dorchschn.    31  —  Mill.  Lire  26. 1  Mill.  Lire 

Als  Resultat  ergiebt  sieb  also:  Bei  einem  Ueberscbuss  der 
Ausfubr  von  31  Mill.  Lire  war  das  Agio  stets  böber.    Bei 

1)  -(-  mehr  Einfahr  als  Aosfohr,  ^>  mehr  Aosfohr  als  Einfobr  an  Edelmetallen. 
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einem  Ueberscbuss   der  Ausfuhr  von  26.1  Mill.Lire  war 
das  Agio  stets  niedriger. 

4.    Nordamerika  (stets  grössere  Ausfuhr). 

Jahre 
hohen  niedrigen 

Agios 


1863 

54.5 

Min. 

1862 

20.4  MiU. 

1864 

92.2 

11 
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57.8 
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»» 
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38.1      ,. 
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37.3 
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Darchschn.     62.2  MiU.  52.7  Mül. 

Als  Resultat  ergiebt  sich  also:  Bei  einem  Uebcrschuss  der 
Ausfuhr  von  jährlich  62.2  Mill.  Dollar  war  das  Agio 
stets  höher.  Bei  einem  Ueberschuss  der  Ausfuhr  von 
jährl.  52.6  Mill.  Dollar  war  das  Agio  stets  niedriger. 

Alle  hier  angeführten  Daten  beweisen  übereinstimmend  und  ohne 
Ausnahme,  dass  der  Edelmetallverkehr  überall  von  bestimmendem  Ein- 
flüsse auf  die  (xestaltung  des  Agios  war  in  der  Weise,  dass  das  Agio 
niedriger  war  bei  geringerer  Ausfuhr  oder  bei  grösserer  Einfuhr  von 
Edelmetallen,  bei  grösserer  Ausfuhr,  respektive  geringerer  Einfuhr  da- 
gegen höher.  Dass  also  der  Edelmetallverkehr  ein  kon- 
stitutives Element  des  Agios  bildet,  ist  mit  diesen  Da- 
ten unzweifelhaft  erwiesen. 

3.  Untersuchen  wir  nun  den  Einfluss  des  Staatskredits 
auf  das  Agio.  A  priori  haben  wir  nämlich  gefunden,  dass  der  Werth 
des  Papiergeldes  von  dem  Vertrauen  abhängt,  welches  das  Publikum 
diesem  Umlaufsmittel  entgegenbringt.  Dieses  Vertrauen  findet  einen 
genügend  verlässlichen  Ausdruck  in  dem  Werth  der  Staatspapiere. 
Unsere  Daten  gestatten  uns,  unsere  Untersuchung  auf  England,  Italien 
und  Oesterreich  auszudehnen. 


1.    E 

ngland. 

(Höchster  Kurs  der  3(igen  Konsols.) 

1 

Jahre 

hohen 

niedrigen 

Agios 

l8oi             70 

1802             79 

1809            70| 

1803             73 

1810            71 

1804            58i 

181 I            66] 

1805            62 

1812            63 

1806            64f 

1813            67i 

1807            64! 

1814            72t 

1808            69I 

1815            65{ 

1817            831 

1816            64} 

1818            81} 

1819            78 

Dorchschn.  66| 

7H 
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Das  Resultat  ist  hiemit  folgendes:  Das  Agio  war  hoch,  als 
der  durchschnittliche  Kurs  der  3f igen  Eonsols  66f  be- 
trug. Das  Agio  war  niedrig,  als  der  durchschnittliche 
Kurs  der  Saigon  Konsols  71|  betrug. 

2.    Italien. 

(Stand  der  italienischen  Rente) 

Jahre 
hohen  niedrigen 

Agios 


1867 

49.«3 

1866 

45.82 

1872 

68.36 

1868 

51.70 

1873 

63.07 

i86<) 

55.59 

1874 

6553 

1870 

5432 

1876 

71.67 

1871 

58.85 

1877 

7043 

1875 

71.84 

Durchfiehn.       64.8 1  5^-35 

Das  Resultat  ist  also  folgendes:  Das  Agio  war  hoch,  als 
der  Kurs  der  Staatsschuld  64.81  betrug.  Das  Agio  war 
niedrig,  als  der  Kurs  der  Staatsschuld  56.35  betrug. 

3.    O es ter reich- Ungarn. 

(Kurs  der  österreichischen  Papier-Bente) 

Jahre 

hohen  niedrigen 

Agios 


i86i 

60.60 

1863 

75  59 

1862 

70.72 

1865 

69.03 

1864 

71.87 

1868 

5750 

1866 

57.65 

1872 

64.86 

1867 

58.25 

1873 

69.11 

1869 

61.32 

1874 

69.98 

1870 

5825 

1875 

7029 

1871 

58.81 

Durchflchn.        62. 18  68.05 

Das  Resultat  ist  folgendes:  Das  Agio  war  hoch,  als  der 
Stand  der  Papier-Rente  durchschnittlich  62.18  betrug. 
Das  Agio  war  niedrig,  als  der  Stand  der  Papier-Rente 
durchschnittlich  68.05  betrug. 

Ziehen  wir  die  Konsequenz  aus  obigen  Daten,  so  finden  wir ,  dass, 
von  Italien  abgesehen,  wirklich  Agio  und  Staatskredit  stets  in  der- 
selben Richtung  sich  bewegen:  bessert  sich  der  Staatskredit, 
so  bessert  sich  auch  dasAgio,  das  heisst,  es  sinkt;  ver- 
schlechtert sich  der  Staatskredit,  so  verschlechtert 
sich  auch  die  Valuta,  das  heisst,  das  Agio  steigt.  Aber 
auch  die  abweichenden  Verhältnisse  in  Italien  berechtigen  nicht  dazu, 
den  Zusammenhang  beider  hier  beobachteten  Erscheinungen  zu  läug- 
nen.    In  Italien  hat  nämlich  nach  dem  Jahre  1867  eine  bedeutende 
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2,    Kuftsland« 

(tf)*i  tfnt.knttic  pttt  1000  Kob«l  In  PApier  Utrag) 

Jfthr« 
h«ih«fi  Di«drig«n 


t»M 

3W 

Mlll. 

1S51 

359  Mill. 

J4'» 

f» 

1852 

366     „ 

162 

tt 

i«53 

3Q7      M 

IKVI 

«54 

ff 

l8s6 

222      „ 

lM6fi 

129 

II 

«»57 

178     V 

IMM 

IIK 

II 

iMda 

IIH 

1» 

l)iir(<tiiii«liii.  3oi.4  Mlll.  304.4  Hill. 

AJN  lUiNulliii  orKlobl.  Nich  iiIho:  DaH  Agio  war  hoch,  als  die 
OttokiiiiK  durr.hNchiiittllch  202.4  Mill.  Rubel  betrug.  Das 
AkIo  war  iiindrl((,  als  dio  Deckung  durchschnittlich 
U04.4  Mlll.  Itiibnl  botrug. 
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3.    Italien. 

(MetaUdeckong) 

Jahre 

hohen                            niedrigen 

Agios 

1867 

147.7  ^U.         1866 

96.0 

MiU. 

1872 

122.8      H           1868 

182.8 

1» 

1873 

132.2      „          1869 

175.0 

»1 

1874 

132.0      „          1870 

158.I 

»t 

1871 

132.6 

»» 

Dnrchschn.  133.6  Hill.  148.9  Hill. 

Als  Resultat  ergiebt  sieb  also:  Das  Agio  war  bocb,  als  die 
Metalldeckung  133.6  Millionen  Lire  betrug.  Das  Agio 
war  niedrig,  als  die  Metalldeckung  148.9  Millionen  Lire 
betrug. 

4.    Oest  er  reich -Ungarn. 

(Verh&ltniss  der  Metalldeckung  zum  Papiergeld) 

Jahre 
hohen  niedrigen 

Agios 


1852       I 

:4.5I 

1853 

1:3.99 

1854 

808 

1856 

436 

1855 

6.71 

1857 

3.91 

1859 

5.82 

1858 

3  75 

1860 

5.32 

1863 

3.57 

I86I 

473 

1865 

2.8q 

1862 

4.06 

1868 

5.29 

1864 

3*35 

1872 

4.86 

1866 

4.81 

1873 

4.89 

1867 

5.06 

1874 

4.59 

1869 

512 

1875 

4.71 

1870 

5.08 

I87I 

4.82 

Darchschn. 

5.23 

4.25 

Als  Resultat  ergibt  sich  also:  Das  Agio  war  hoch,  als  das 
Deckungsverhältniss  1:5.23  betrug;  das  Agio  war  nied- 
rig, als  das  Deckungsverhältniss  1:4.25  betrug. 

Auch  diese  Daten  sprechen  zu  Gunsten  der  von  uns  aufgestellten 
Theorie  und  beweisen,  dass  auch  das  Deckungsverhältniss 
ein  Element  der  Agiobildung  ist.  In  allen  von  uns  her- 
angezogenen Fällen  hat  sich  das  Agio  gebessert,  wenn 
die  Metalldeckung  eine  grössere  war,  und  verschlim- 
mert, wenn  die  Metalldeckung  abnahm. 

5.  Endlich  ziehen  wir  noch  den  Zusammenhang  des  Agios  mit 
den  Preisen  des  Edelmetalls  in  Betracht. 

Unsere  Daten  zeigen  folgendes: 

N.  F.  Bd.  IV.  U 
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Das  Silber  hatts  In  Oettorreicli  bei  einem  Preise 
a)  Jahre  hohen  Agios 

ein  Agio  von        des  Silbers  von 


I85I     12603 

61 

\ 

1854    127.75 

61A 

1  ^ 
1  0 

1860     132.25 

61« 

1  S3 

I86I     — 

6aH 

■  0 

1862      — 

61A 

■  0 

1867     — 

60A 

m     "* 

1869      — 

60A 

1   « 

1   M 

I87I      — 

^S 

Darchschn.  127.82 

61 

1   • 

b)  Jahre  niedrigen 

Agios: 

1  ^ 

^1   dn 

1853      110.62 

61Ä 

1  6 

1857      105.80 

6iH 

1  « 

1858      104.12 

61A 

1865      108.32 

61A 

1 

Durchschn.     IO7.14  ^^A 

Diese  Daten  bringen  den  gesuchten  Zusammenhang  nicht  zum  Aus- 
druck. Doch  muss  hiebei  vor  Augen  gehalten  werden ,  dass  in  den 
angeführten  Jahrgängen  der  Preis  des  Silbers  in  sehr  engen  Grenzen 
schwankte,  dagegen  das  Agio  des  Papiergeldes  in  Folge  mannigfacher 
Faktoren  grosse  Schwankungen  aufweist.  Es  ist  also  nicht  gerecht- 
fertigt, aus  diesen  Daten  den  Schluss  zu  ziehen,  als  ob  das  Agio  von 
dem  Preise  der  Edelmetalle  unbeeinfiusst  wäre,  was  ja  ganz  undenk- 
bar ist 

In  der  That  stellen  sich  die  Dinge  uns  ganz  anders  dar,  wenn 
wir  anstatt  Oesterreich  England  ins  Auge  fassen,  während  jener  Pe- 
riode, als  dort  die  Baarzahlung  eingestellt  war.  Wir  finden  nämlich 
folgendes:  Der  Preis  der  Unze  Gold  betrug  in  London 

Jahre 
hohen  niedrigen 

Agios 


£  s  d 

£  s  d 

1801  —  4  5  — 

1802  —  4  4  — 

1809  —  4  5  — 

1810  —  4  10  — 

1811  —  4  4  6 

1812  —  4  15  6 

1803  —  4  

1804  —  4  

1805  —  4  

1806  —  4  

1813  —  5  I  — 

1814  —  5  4  — 

1815  —  4  13  6 

1816  —  4  13  6 

1807  —  4 

1808  —  4 

1817  —  4  

1818  —  4  

1819  —  4  I  10 

Darchschn.  —  4  12    7  —  4  —    6 

Wir  sehen  hieraus,  dass  das  Agio  in  der  That  mit 
dem  Preise  desGoldes  stieg  und  fiel.  Die  höchsten  Preis- 
notirungen  des  Goldes  fallen  in  die  Jahre  hohen  Agios, 
die  nied];i^g8ten  Preisnotirungen  in  die  Jahre  niedrig- 
sten Agios. 
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Statistische  Daten  pflegen  selten  ein  so  klares,  unzweideutiges 
Resultat  zu  liefern,  wie  dies  in  obigen  Daten  dargeboten  ist  Kaum 
eine  Ausnahme  schwächt  die  von  uns  aufgestellte  Theo- 
rie, dass  das  Agio  von  der  Menge  des  Papiergeldes i) 
dem  Edelmetallverkehr,  dem  Staatskredit,  den  De- 
ckungsverhältnissen und  dem  Preise  der  Edelmetalle 
abhängt.  Sonach  müssen  wir  denn  auch  alle  bisherigen 
Theorien,  welche  die  Agio-Erscheinungen  aus  einer  die- 
ser Ursachen  erklären  wollen,  als  unrichtig  bezeichnen. 
Der  Einfluss  dieser  Thatsachen  ist  sogleich  erkennbar,  wenn  wir  mög- 
lichst zahlreiche  statistische  Daten  nach  richtigen  Gesichtspunkten  zu- 
sammenfassen, wie  wir  dies  im  Obigen  gethan  haben. 

Hiemit  glauben  wir  die  lange  Zeit  streitige  Frage  über  die  Ursachen 
des  Agios  der  Lösung  näher  gebracht  zu  haben.  Und  da  die  richtige 
Erkenntniss  der  Ursachen  die  unerlässliche  Vorbedingung  dafür  ist,  dass 
wir  die  Wirkungen  richtig  erfassen,  dass  wir  endlich  auch  die  geeig- 
neten Maassregeln  zur  Beseitigung  des  Agios  ergreifen,  so  dürfen  wir 
hoffen,  dass  auch  diese  Fragen  ihrer  Lösung  näher  geführt  sind. 

Zweiter  Abschnitt.    Ueber  die  Wirkung  des  Agios  im 

Allgemeinen. 

Im  Agio  gelangt  der  Umstand  zum  Ausdruck,  dass  der  Verkehr 
in  einem  Tauschgute  erfolgt,  welches  im  Vergleich  zum  Metallgelde 
unterwerthig  ist  und  welches  die  nachtheilige  Eigenschaft  besitzt,  dass 
dessen  Werth  fortwährend  schwankt,  den  Dienst  des  allgemeinen 
Werthmaasses  aber  nur  jenes  Gut  zu  versehen  vermag,  dessen 
Werth  allgemein  anerkannt  ist  und  möglichste  Beständigkeit  besitzt 
Der  Umlauf  eines  Geldes,  das  diese  Eigenschaften  nicht  besitzt,  ist 
von  sehr  schädlichem  Einflüsse,  welcher  in  geometrischer  Progression 
mit  der  Entwerthung  dieses  Geldes  wächst  Wir  wollen  vor  Allem  ganz 
im  Allgemeinen  die  Folgen  eines  derartigen  Geldumlaufssystems  unter- 
suchen. 

Die  Aufgabe  des  Geldes  ist  die  Vermittelung  des  Verkehrs  und 
die  Messung  der  Werthe.  Ein  unterwerthiges  Geld  wird  diese  Functio- 
nen nur  unvollkommen  vollziehen.  Dieses  Geld  wird  die  Metallmünze 
aus  dem  Verkehr  drängen;  dieselbe  wandert  entweder  ins  Ausland 


1)  Da  wir  anter  der  Menge  des  Papiergeldes  nicht  die  absolute  Menge  verstehen, 
sondern  die  relative,  d.  h.  das  Verhältniss  der  Papiermenge  zum  Verkehr,  so  brauchen 
wir  nicht  weiter  zu  erwähnen,  dass  in  neuerer  Zeit  Wirth  und  Lesigang  das  Agio 
auch  von  dem  Verkehr  abhängen  lassen. 

11* 
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oder  wird  thesaurisirt.  Bevor  sich  dieser  Process  vollständig  voll- 
zogen hat,  wird  der  Umlauf  der  verschiedenen  Geldsorten  grosse  Ver- 
wirrung hervorrufen.  Ist  das  Metallgeld  einmal  aus  dem  Verkehr 
gedrängt,  dann  bleibt  das  Papiergeld  allein  zurück,  und  da  dessen 
Werth  häufig  schwankt,  wird  die  Preisbestimmung  fortwährend  ver- 
wirrt. Dazu  kommt,  dass  der  Verkehr  das  Metallgeld  nicht  einmal 
vollständig  entbehren  kann,  da  dasläelbe  zum  Ausgleich  der  internatio- 
nalen Zahlungen  nothwendig  ist.  Dies  zwingt  zur  Anschaffung  von 
Edelmetall  im  Auslande,  jenes  Edelmetalles ,  welches  in  Folge  der 
Einführung  des  Papiergeldes  ins  Ausland  gedrängt  und  dort  natürlich 
zu  billigen  Preisen  veräussert  wurde. 

Die  Einführung  des  Papiergeldes  stört  die  Abwickelung  der  aus 
dem  wirthschaftlichen  Verkehr  stammenden  Verbindlichkeiten.  Wo 
unterwerthiges  Papiergeld  in  Verkehr  gesetzt  wird,  dort  werden  in 
der  Regel  die  Interessen  Jener  geschädigt,  welche  Geldforderungen 
besitzen  und  nun  in  schlechterm  Gelde  befriedigt  werden.  Das  gilt 
auch  von  den  fixen  Bezügen,  dem  Einkommen  von  Pensionären,  Witt- 
wen,  Waisen,  der  Beamten,  Rentiers  etc.,  deren  Einkommen  zumeist  in 
frühem  Jahren  festgesetzt  wurde  und  entweder  gar  nicht  oder  nicht 
leicht  erhöht  werden  kann.  Die  fortwährenden  Schwankungen  im 
Werthe  des  Geldes  hemmen  auch  das  Zustandekommen  von  Verträgen, 
welche  auf  längere  Zeit  sich  erstrecken,  da  der  Werth  der  in  Papier- 
geld festgesetzten  Summen  für  längere  Zeit  nicht  festgestellt  werden 
kann.  Da  aber  der  Verkehr  ohne  Erstreckung  auf  die  Zukunft  sich 
nicht  vollständig  entwickeln  kann,  so  ist  durch  diesen  Umstand  das 
wirthschaftliche  Leben  Beschränkungen  ausgesetzt.  Der  Einfiuss  die- 
ses Momentes  erstreckt  sich  als  Nebenumstand  auf  die  Preisbestim- 
mung. Da  über  die  zukünftige  Gestaltung  des  Geldwerthes  keine 
Sicherheit  herrscht,  so  werden  die  Preise  in  Folge  dessen  nach  Mög- 
lichkeit etwas  höher  gesetzt  werden,  um  in  dem  hohem  Preise  eine 
Versichemngsprämie  zu  besitzen.  Aus  diesem  einen  Grunde  schon 
werden  die  Preise  Schwankungen  erleiden  u.  z.  Schwankungen,  welche 
demnach  nicht  durch  Aenderungen  in  den  Produktionskosten,  sondern 
durch  Aendemngen  im  Werthe  des  Geldgutes  hervorgemfen  werden. 
Die  Preise  werden  dem  Steigen  und  Fallen  des  Agios  in  der  Regel 
folgen,  doch  wird  sich  sowohl  in  der  Geschwindigkeit,  als  in  der 
Pünktlichkeit,  mit  der  dies  erfolgt,  eine  grosse  Verschiedenheit  nach 
Zeit,  Ort,  Gonjunkturen,  Waaren  etc.  zeigen,  was  so  viel  bedeutet,  dass 
die  Preise  in  ganz  ungleicher  Weise  dem  Schwanken  des  Agios  folgen. 
Da  der  Preis  nichts  Anderes  ist,  als  der  Ausdruck  des  Tauschwerthes 
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des  Gutes  im  Geldgute,  so  muss  die  Schwankung  des  Letztem  auf 
jene  rückwirken.  Die  Preise  werden  in  dem  unterwerthigen  Gelde 
steigen  müssen,  um  die  Geldentwicklung  wett  zu  machen.  Insolange 
aber  diese  Ausgleichung  nicht  Platz  g^riffen,  wird  aus  den  unrichtig 
festgesetzten  Geldpreisen  mannigfacher  Nachtheil  entstehen  und  häufig 
dem  Aussenhandel  eine  unrichtige  Direktive  gegeben. 

Wir  werden  hierüber  in  einem  der  folgenden  Kapitel  eingehender 
abhandeln.  Hier  fassen  wir  das  Gesagte  nur  dahin  zusammen,  dass 
das  Papiergeld  den  Verkehr  ungünstig  beeinflusst,  das  Metallgeld  aus 
dem  Verkehr  drängt,  bei  den  auf  spätere  Leistung  gerichteten  Ver- 
trägen Ungerechtigkeiten  verursacht,  dadurch  den  Abschluss  gewisser 
Verträge  hemmt,  die  Feststellung  der  Preise  stört  und  dieselben  mit 
dem  Agio  parallel  gehenden  Schwankungen  aussetzt  Dies  soweit  es 
sich  um  den  Umlauf,  die  durch  das  Papiergeld  in  erster  Reihe  gestörte 
Function,  handelt. 

Welchen  Einfluss  hat  die  Circulation  des  unterwerthigen  Geldes 
und  das  Agio  auf  die  Produktion?  Da  zwischen  allen  Functionen  der 
Wirthschaft  ein  organischer  Zusammenhang  besteht  und  da  jedes  pro- 
duktive Individuum  seine  Produkte  in  den  Verkehr  wirft  und  dem- 
selben die  meisten  seinem  Bedürfhisse  dienenden  Gegenstände  ent- 
nimmt, so  muss  schon  a  priori  anerkannt  werden,  dass  eine  Störung 
des  Verkehrs  nicht  ohne  Folge  auf  die  Produktion  bleiben  kann.  Wenn 
der  Geldwerth  der  auf  spätere  Leistung  lautenden  Verträge  nicht  be- 
stimmt ist,  so  werden  alle  jene  Zweige  der  Produktion,  wo  Credit- 
beziehungen  eine  grössere  Rolle  spielen,  beeinträchtigt  werden.  Und 
in  welchem  Zweige  der  Produktion  spielen  Creditbeziehungen  keine 
Rolle?  Was  vorerst  die  Land  wirthschaft  betriflFt,  so  ist  das  ein  Pro- 
duktionszweig, wo  schon  die  Produktionsperioden  längere  sind.  Wie 
nachtheilig  muss  nun  für  diesen  Produktionszweig  der  Umstand 
sein,  dass  der  Geldwerth  innerhalb  einer  Produktionsperiode  vielfache 
Schwankungen  erleiden  kann  i  Bei  schwankender  Valuta  werden  grös- 
sere Investitionen  schwerer  gemacht,  schon  deshalb  auch,  weil  die 
Grösse  der  Last,  die  sich  zumeist  auf  viele  Jahre  erstreckt,  unbe- 
stimmt ist;  Pachtverträge  werden  lieber  nur  auf  kürzere  Zeit  abge- 
schlossen werden,  was  eine  rationellere  Bewirthscbaftung  oft  vereiteln 
wird.  Bei  der  Bewerthung  der  Produkte  und  des  Ertrages  wird  der 
Landwirth  in  Ländern,  die  für  den  Export  produciren,  die  Schwan- 
kungen des  Agios  mit  in  Rechnung  ziehen,  in  Folge  dessen  die  Pro- 
duktion leicht  einen  aleatorischen  Charakter  annimmt  und  solche  Pro- 
duktionszweige beliebt  werden,  welche  auf  dem  ausländischen  Markt 
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verwerthet  werden,  was  einen  rationellen  Betrieb  oft  unmöglich  machen 
wird.  Nicht  viel  günstiger  gestaltet  sich  das  Leos  der  Industrie,  wie  wir 
dies  weiter  unten  namentlich  auf  Grund  der  Nachweise  der  niederöster- 
reichischen Handelskammer  iliustriren  werden.  Auch  hier  hindert  das 
Schwanken  der  Preise  eine  genaue  Berechnung  der  Produktions-  und 
Verkaufspreise.  Der  Industrielle  wird  immer  mehr  zum  Spekulanten, 
der  in  seinen  Geschäftsplänen  namentlich  mit  dem  Schwanken  des 
Agios  rechnet  und  sein  Vorgehen  von  diesem  wetterwendischen  Mo- 
mente abhängig  macht.  Da  die  richtige  Beurtheilung  der  wirthschaft- 
lichen  Verhältnisse  ausserordentlich  erschwert  ist,  so  werden  schein- 
bare Gewinne  und  scheinbare  Verluste  den  Gang  der  Produktion 
beeinflussen.  Die  scheinbar  höhern  Papiergeldpreise  werden  den  In- 
dustriellen irre  führen.  Ungünstig  wird  auf  die  Industrie  auch  der 
Umstand  wirken,  dass  das  Kapital  vertheuert  wird,  auch  deshalb  schon, 
weil  sich  das  Inland  vor  dem  Auslande  abschliesst  und  Länder  mit 
schlechtem  Gelde  natürlich  auch  zu  den  kapitalarmen  Ländern  ge- 
hören. Die  Produktionskosten  werden  also  steigen.  Die  Industrie 
wird  gewisse  Stoffe,  Hilfs-  und  Rohstoffe,  welche  vom  Auslande  im- 
portirt  werden,  ungünstiger  anschaffen.  Auch  der  Umstand  ist  nicht 
unwichtig,  dass  das  hohe  Agio  dem  inländischen  Industriellen  schein- 
bar einen  Schutz/oll  gewährt,  da  die  Anschaffung  vom  im  Auslande 
giltigen  Metallgelde  mit  grössern  Opfern  an  Papiergeld  verbunden  ist, 
wodurch  die  Produktion  auf  falsche  Fährte  geführt  werden  kann.  Mit 
den  ungünstigen  Produktionsverhältnissen  wird  aber  auch  die  Zunahme 
des  Capitals  langsamer  werden.  Die  Industrie  leidet  auch  unter  den 
mit  dem  Papiergeld  überhaupt  sich  ungünstiger  gestaltenden  Gonsum- 
tionsverhältnissen ;  jene  Classen  namentlich,  welche  von  stehenden  Be- 
zügen leben,  müssen  ihren  Consum  einschränken,  wodurch  der  Markt 
für  industrielle  Produkte  sich  einengt.  Es  gilt  schon  hier  zu  bemer- 
ken, dass  bei  der  Agiowirthschaft  wohl  häufig  der  Einzelne  einen 
Vortheil  haben  kann;  doch  geschieht  dies  fast  immer  auf  Kosten  des 
grossen  Ganzen.  So  kann  denn  auch  der  Industrielle  einen  Vortheil 
daraus  ziehen,  wenn  er  wohl  die  Preise  seiner  Fabrikate  in  dem  min- 
derwerthigen  Gelde  erhöht,  dagegen  die  Löhne  seiner  Arbeiter  auf 
dem  frühern  Niveau  lässt.  Hier  kann  der  Industrielle  sich  einen  Vor- 
theil auf  Kosten  seiner  Arbeiter,  doch  gewiss  auch  in  den  meisten 
Fällen  nicht  auf  die  Dauer,  sichern.  Endlich  übt  das  Agio  und  unter- 
werthige  Geld  auch  auf  den  Handel  seine  hemmende  Wirkung  aus. 
Die  verschiedenen  Geldsysteme  hemmen  die  Berührung  mit  dem  Aus- 
lande, wodurch  der  Umfang  des  Ausseohandels  eingeschränkt  wird; 


Beiträge  sur  Frmge  ttber  Ursachen  und  Wirkungen  des  Agios.  Ig3 

die  angünstigen  Produktionsverhältnisse  schwächen  die  Kaufkraft  des 
Inlandes,  wodurch  auch  der  Umfang  des  Binnenhandels  beschränkt 
wird :  mit  der  Unsicherheit  des  Geldwerthes  nimmt  der  Creditverkehr, 
das  Oeschäftsleben  und  namentlich  das  gesunde  Waarengeschäft  ab, 
während  die  Spekulation,  die  Börsengeschäfte,  das  kaufmännische 
Spiel,  wie  wir  es  nennen  würden,  zunimmt.  Die  Spekulation  hinwieder 
führt  häufig  zu  Crisen,  wie  dies  namentlich  Oesterreich  öfters  erfahren 
hat  Damit  tritt  dann  eine  Vernichtung  von  Gapitalien  ein;  die  ge- 
sunde Spekulation  hingegen,  welche  auf  der  Verschiedenheit  des  Wer- 
thes  der  Waaren  zu  verschiedenen  Zeiten  und  an  verschiedenen  Orten 
beruht,  wird  eben  in  Folge  der  Unsicherheit  des  Geldwerthes  unmög- 
lich. So  gewinnt  denn  auch  der  Handel  einen  aleatorischen  Charakter, 
indem  die  Schwankungen  des  Geldwerthes  und  die  Spekulation  auf 
dieselben  eine  stets  grössere  Rolle  spielen.  Mit  der  Einführung  des 
Papiergeldes  und  der  Flucht  der  Edelmetalle  nach  dem  Auslande 
hängt  ein  bedeutendes  Steigen  der  Waareneinfuhr  in  der  Uebergangs- 
periode  zusammen.  Später  wird  das  Agio  die  Wirkung  haben ,  die 
Kaufkraft  des  Inlandes  zu  schwächen,  dagegen  relativ  wenigstens  die 
des  Auslandes  zu  heben,  wodurch  ein  Steigen  der  Ausfuhr  eintreten 
kann,  welches  aber  zumeist  nur  fiktiven  Gewinn  bringt,  indem  wohl 
fQr  das  vom  Ausland  erhaltene  Edelmetall  mehr  Papiergeld  gegeben 
wird,  welches  aber  natürlich  geringern  Werth  besitzt.  Darum  wird 
auch  der  Wechselkurs  des  vom  Papiergeld  heimgesuchten  Landes  im- 
mer ungünstig  stehen. 

Aber  vom  Standpunkte  der  Produktion  muss  als  ungünstige  Wir- 
kung des  Agios  auch  des  Umstandes  Erwähnung  gethan  werden,  dass 
die  schlechte  Valuta  die  wirthschaftlichen  Sitten  des  Volkes  verderbt 
und  Leichtsinn  wachruft  Wo  das  Vertrauen  in  den  Werth  des  Geldes 
fehlt,  dort  ist  die  Sparsamkeit,  der  Ansammlungs-  und  Capitalisations- 
trieb  in  seiner  Wurzel  angegriffen,  und  je  mehr  die  Entwerthung  des 
Geldes  fortschreitet,  desto  eifriger  sucht  das  Volk  sich  des  Geldes  zu 
entledigen,  wie  dies  manches  Gapitel  der  Finanzgeschichte  lehrt 
Diese  Richtung  wird  durch  jenen  Umstand  noch  befördert,  dass  in 
der  ersten  Zeit  der  Papiergeldausgabe  bei  vielen  der  Glaube  ver- 
breitet ist,  als  ob  die  Nation  auf  einmal  zu  neuen  Reichthümem  ge- 
kommen wäre.  Also  um  so  weniger  Grund  zur  Sparsamkeit,  da  man 
ja  auch  das  Papiergeld  nach  Bedarf  vermehren  kann.  Aber  der 
Maugel  an  Sparsamkeit  macht  sich  nicht  allein  bei  der  Consumtion, 
sondern  auch  bei  der  Produktion  geltend. 

Welchen  Einfluss  hat  das  Agio  auf  die  Einkommensgestaltung? 
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Auch  hier  gilt  es  zu  bemerken,  dass  die  Schwankungen  des  Geldwerthes 
in  manchen  Fällen  Einzelnen  Gewinne  bringen,  dass  aber  zahlreiche 
Glassen  in  ihrem  Einkommen  beeinträchtigt  werden.  Die  ungünstige 
Gestaltung  des  Einkommensprocesses  beruht  erstens  auf  dessen  Un- 
sicherheit, da  der  Sachwerth  des  Geldes  ein  wechselnder  ist;  dann 
auf  dem  Umstände,  dass  ganze  Glassen  der  Möglichkeit  beraubt 
sind,  ihr  Einkommen  dem  Geldwerthe  anzupassen.  Nachtheilig  vom 
allgemeinen  Standpunkte  ist  auch,  dass  rasch  eintretende  Verluste 
und  Gewinne  auf  den  wirthschaftlichen  Charakter  des  Volkes  ungün- 
stig einwirken  werden.  Hiervon  wird  gleichfalls  auch  die  Consumtion 
berührt  werden.  Völker  mit  strengen  wirthschaftlichen  Sitten  werden 
den  Consum  einschränken,  solche  mit  weniger  strengen  wirthschaft- 
lichen Gewohnheiten  werden  die  Consumtion  leicht  ausdehnen.  Die 
untern  Glassen,  ferner  alle  jene,  welche  von  stehenden  Bezügen  leben, 
Beamte  u.  s.  w.  sehen  ihr  Einkommen  vermindert.  Der  Arbeiter 
wird  ein  geringeres  Einkommen  beziehen,  da  die  Arbeitslöhne  eine 
grosse  Stabilität  besitzen,  femer  weil  sich,  wie  oben  nachgewiesen, 
die  Produktionsverhältnisse  verschlechtem;  auch  darin  können  wir 
eine  theilweise  Erklämng  des  Zurückbleibens  der  Arbeitslöhne  finden, 
dass  sich  die  Arbeiter  über  den  Werth  des  Geldes  und  die  Ursache 
der  Preissteigerang  keine  klare  und  richtige  Vorstellung  zu  machen 
vermögen.  Die  Abnahme  des  Einkommens  der  Beamten  kann  leicht 
zu  einer  laxern  Auffassung  der  Amtspflicht  und  ihrer  Stellung  führen. 
Wo  der  Staat  seine  schlechtbezahlten  Beamten  noch  dadurch  verkürzt, 
dass  er  sie  in  einem  entwertheten  Gelde  entlohnt,  dort  darf  man  sich 
nicht  wundern,  wenn  hinwieder  die  Beamten  den  Staat  in  ihrer  Pflicht- 
erfüllung verkürzen,  ja  er  muss  noch  froh  sein,  wenn  dieselben  ihre 
Stellung,  von  der  Noth  gedrängt,  nicht  rein  als  privatwirthschaftliche 
Einkommensquelle  betrachten.  Gerade  wenn  wir  jene  Glassen  ins 
Auge  fassen,  welche  von  bescheidenem  Einkommen  leben,  werden  wir 
in  neuerer  Zeit  die  Thatsache  gewahr,  dass  dieselben  in  ihren  Stre- 
bungen viel  grösseres  Gewicht  darauf  legen,  dass  ihr  Einkommen  kon- 
stant, als  dass  es  Schwankungen  unterworfen  sei,  welche  oft  grösseres 
Einkommen  bringen,  doch  nur  um  darauf  später  mit  geringerem  Ein- 
kommen zu  überraschen.  Das  Schwanken  des  Geldpreises  alterirt 
aber  diesen  gerechten  Anspruch  der  von  bescheidnerem  Einkommen 
lebenden  Glassen,  indem  die  Beständigkeit  und  Sicherheit  des  Ein- 
kommens in  Folge  dessen  unmöglich  ist. 

Es  ist  nicht  nöthig,  nach  all  dem  Gesagten  noch  besonders  der 
Consumtion  zu  gedenken.    Wo  der  Verkehr,  die  Produktion  und  die 
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EiDkommensgestaltung  ungünstig  beeinflusst  werden,  dort  kann  auch 
die  Consumtion  sich  nicht  günstig  gestalten.  Dieselbe  wird  grösserer 
Spannung  ausgesetzt,  bald  plötzlich  anschwellen,  namentlich  zur  Zeit 
der  Papiergeldausgabe,  bald  wieder  abnehmen.  Im  Laufe  der  Zeit 
wird  aber  die  Consumtion  in  Folge  abnehmender  Produktivität  gleich- 
falls abnehmen;  es  werden  weniger  Bedürfnisse  befriedigt  werden 
können,  und  diese  oft  schlechter  und  theurer.  Auch  die  Befriedigung 
unsittlicher  Bedürfhisse  kann  bei  umsichgreifender  Unwirthschaftlich- 
keit  zunehmen;  oft  mag  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  verscho- 
ben, die  Ordnungsreihe  der  Bedürfhisse  umgekehrt  werden.  Die  Ck>n- 
sumtion  wird  oft  willkürliche  Aenderungen  zeigen,  was  der  Entwicke- 
luDg  gesunder  Sitten  hindernd  in  den  Weg  tritt  Die  Preisschwan- 
kungen werden  sich  namentlich  bei  jenen  Bedürfhissen  geltend  ma- 
chen, welche  eine  geringere  Elasticität  besitzen.  Diese  Andeutungen 
genügen,  um  zu  zeigen,  dass  die  Störung  der  Valuta  nicht  ohne  Ein- 
fluss  auf  die  Bedürftiissbefriedigung  bleibt. 

Diese  ungünstige  Gestaltung  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse 
wirkt  auch  nachtheilig  auf  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  des 
Staates  zurück  und  beraubt  ihn  jenes  Vortheiles,  welcher  in  dem 
verführerischen  Umstände  liegt,  dass  die  Papiergeldschuld  keine  Zins- 
zahlung erfordert.  Die  Nachtheile,  welche  auch  finanziell  hieraus 
folgen,  überwiegen  bei  Weitem  die  Vortheile.  Schon  mittelbar 
leidet  der  Staat  unter  der  ungünstigen  Gestaltung  der  volkswirth- 
schaftlichen  Zustände.  Hertzka  stellt  hierüber  folgende  Berechnung 
an:  Man  kann  annehmen,  dass  der  Geldbedarf  eines  Landes  nicht 
grösser  ist,  als  lO^/o  des  Nationaleinkommens.  Das  ist  also  das  Ma- 
ximum der  Geldemission  und  der  Betrag  der  Anleihen,  welcher  in 
dieser  Weise  durch  den  Staat  aufgenommen  werden  kann.  Nehmen 
wir  einen  Zinsfuss  von  5^/o  an,  so  beträgt  die  Zinsenersparniss  des 
Staates  i^l^.  Nun  unterliegt  es  jedoch  keinem  Zweifel,  dass  der 
durch  die  schlechte  Valuta  verursachte  Schaden  viel  grösser  ist  und 
dass  das  Nationaleinkommen  in  einem  viel  höheren  Maasse  beein- 
trächtigt wird.  So  Hertzka.  Doch  selbst  wenn  der  Staat  nicht  5, 
sondern  8^/0  bezahlt,  auch  dann  ist  die  Erspamiss  geringer,  als  der 
Schaden.  Aber  auch  sonst  leidet  der  Staat  in  Folge  der  schlech- 
ten Valuta  manchen  Schaden.  Es  ist  wohl  wahr,  dass  das  Papier- 
geld ein  zinsenfreies  Einkommen  bildet,  in  den  meisten  Fällen  wird 
aber  in  Folge  der  Entwerthung  des  Papiers  der  Verlust  am  Geldka- 
pital grösser  sein,  als  der  Gewinn  an  den  Zinsen.  Hierzu  tritt  der 
Umstand,  dass  die  Ausgabe  von  Papiergeld  den  Credit  des  Staates 
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»chaUl  uii«i  Kerne  im  l^utteneftpiel  den  Weg  zum  Reiehifaum  sucht 
8u  Kewiilini  der  Staat  da&  \'(ilk  durch  da.>  Papien^eld  an  den  Kit- 
danken,  da»»  der  Staut  alle  Irücnte  der  Arbeit  durch  das  schlecht« 
Ueldayatem  vi-rdurien  machen  kann,  und  bietet  demaeibeo  das  Danaer 
gtfädittiik  de»  kleinen  Lultu'ä,  da:s  den  gesunden  Sinn  des  Volkes  nodi 
weiter  vergiftet. 

lind  dieae  Fulgeu  haben  aich  l'aat  überall  geltend  gemacht  Dem 
gegenüber  finden  wir  nur  einen   geringen  Trost  darin,  dass  in  dem 
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Momente,   wo  das  Agio  aaf  einen  gewissen  Punkt  herabgesunken,  so 
dass   der  Werthunterschied  zwischen  Metallgeld  und  Papiergeld  ge- 
ringer wird,  sowie  auch  dann,  wenn  sich  die  Wirthschaft  dem  neuen 
Zustande    der  Dinge  akkommodirt  hat   und  die  Schwankungen   des 
Agios  geringer  werden,  auch  die  daraus  folgenden  Nachtheile  geringer 
werden.    Aber  selbst  dann  und  bei  Inbetrachtnahme  des  Umstandes, 
dass  Einzelne  immerhin  aus  dem  Schwanken  des  Agios  Gewinn  ziehen 
mögen,  bleibt  es  noch  immer  gewiss,  dass  das  Agio  mit  vielen  Nach- 
theilen verbunden  ist.     Die    grössten  Nachtheile  und  Schädigungen 
treten   unmittelbar  nach  Einführung  des  Papiergeldes  ein  und  wenn 
auch  die  Wirthschaft  sich  später  zu  akkommodiren  trachtet,  wenn  auch 
die  Schwankungen  und  damit  die  Schäden  geringer  werden,   die  Er- 
schütterung,   welche  der  wirthschaftliche  Körper   durch  Einführung 
des  Papiergeldes  leidet,    die  Benachtheiligung  des  Verkehrs  durch 
einen  im  Wertbe   stets  schwankenden  Werthmaassstab  wird  dadurch 
nicht  geringer.    Der  wirthschaftliche  Organismus  ist  nicht  mehr  ge- 
sund, wenn  er   auch  noch  zu   grösserer  Kraftäusserung  befähigt  ist 
und  sogar  sich  zu  entwickeln  vermag.    Auch  der  Umstand  kann  die 
Nachtheile  des  Agios  nicht  mindern,  dass  dessen  Schwankungen  für 
Einzelne  auch  Vortheile  bringen  können,  denn  diese  Vortheile  Einzel- 
ner ziehen  immer  Nachtheile  für  Andere  nach  sich,  Vermögens-  und 
Einkommensverschiebungeu ;  es  sind  nicht  Vortheile,  welche  auf  grös- 
sere Dienstleistungen  zurückgeführt  werden  können.    Für  das  Ganze 
sind    also    diese  Vortheile  immer   mit    Nachtheileu    verbunden.     In 
Folge  der  Agiowirthschaft  vermehren  sich  die  Gewinnstchancen ,  aber 
nicht  die  Erwerbschancen,  es  mag  gewonnen   werden,  aber  es  wird 
weniger  erworben.    Die  Wirthschaft  gewinnt  den  Charakter  des  Spie- 
les, da  eine  nur  annähernde  Berechnung  der  zukünftigen  Produktions- 
chanceu  und  Verkaufschancen  in  Folge  der  von  den  Agioschwankun- 
geu  ausgehenden  gänzlichen  Unsicherheit  unmöglich  ist    Produktion 
und  Consumtion  werden,  wie  wir  sahen,  leicht  in  falsche  Richtung 
gedrängt,  die  ganze  Wirthschaft  steht  unter  dem  Banne  eines  fremden 
Elementes,  nämlich  der  steten  Oscillationen  des  Werthes  in  dem  Geld- 
gute.   Da  aber  in  der  auf  Geld  basirten  Wirthschaft  die  Abrechnung 
aller  Leistungen  im  Gelde  erfolgt,  das  Geld  selbst  aber  aufhört  eine 
unveränderliche  Einheit  zu  sein,  so  wird  der  Verkehr  mannigfachen 
Störungen  ausgesetzt,  welche  viele  Nachtheile  im  Gefolge  haben.  Gleich 
einem   Gebiet,  das  häufig  von  Erdbeben  heimgesucht  wird,    ist  die 
Wirthschaft  den   steten  Schwankungen   des  Geldwerthes   ausgesetzt, 
und  so  wie  ein  solches  Gebiet  von  dem  Betriebsfleisse  des  Menschen 
gemieden  wird,  so  bietet  auch  ein  Land  mit  schwankender  Werth- 
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basis  keinen   günstigen  Boden   zu  rationeller  Wirthschaft  und  plan- 
mässig  schafifender  Thätigkeit. 

Dies  in  Kurzem  die  Folgeübel  des  Agios.  Aus  dem  Gesagten  folgt 
natürlich  nicht,  dass  diese  Wirkungen  sich  überall  mit  der  Macht 
mechanischer  Gewalten  geltend  machen ;  die  Complicirtheit  des  wirth- 
schaftlichen  Lebens,  die  grosse  Zahl  der  thätigen  Faktoren,  welche 
sich  bald  verstärken,  bald  schwächen,  macht  dies  überhaupt  un- 
möglich. Aber  „exceptio  confirmat  regulam  in  casibus  non  exceptis^S 
Es  ist  z.  B.  möglich,  dass  trotz  der  grössern  Menge  des  Papiergeldes 
die  Preise  fallen,  aus  dem  Grunde  vielleicht,  weil  mit  Einführung  des 
schlechtem  Geldgutes  das  Vertrauen  erschüttert  wird  und  der  Ver- 
kehr stockt.  Es  kann  auch  geschehen,  dass  ein  grosser  Theil  des  Ver- 
kehrs noch  mit  Metallgeld  vermittelt  wird  und  die  Nachfrage  nach 
demselben  dessen  Preis  noch  erhöht.  Ebenso  ist  es  möglich,  dass 
ohne  Zunahme  der  Einfuhr  das  Metallgeld  aus  dem  Verkehr  verschwin- 
det und  thesaurirt  wird,  wodurch  auch  jene  günstige  Folge  der  Ein- 
führung des  Papiergeldes  ausbleibt,  dass  der  Werth  des  Edelmetalles 
in  Bedarfs-  und  Kapitalgüter  umgewandelt  wird  und  Produktion  und 
Gonsumtion  einen  grössern  Aufschwung  nehmen.  So  ist  es  auch  mög- 
lich, dass  trotz  grösserer  Einfuhr  die  Wechselkurse  sich  bessern,  wenn 
in  Folge  eines  im  Auslande  aufgenommenen  Metallanlehens  grosse  Massen 
Metallgeldes  resp.  ausländischer  Metallwechsel  eingeführt  werden.  Das 
Agio  kann  steigen,  nicht  in  Folge  der  Handelspolitik,  sondern  in  Folge 
politischer  Krisen,  welche  Kapitalien  ins  Ausland  drängen  und  Jeden 
zur  Anschaffung  einer  grössern  oder  geringern  Quantität  Metallgeldes 
anspornen.  Der  Werth  des  Papiergeldes  kann  steigen  in  Folge  von 
Spekulationen,  wenn  Einzelne  dasselbe  in  der  Hoffnung  zurückhalten, 
dass  dessen  Werth  sich  bessern  wird,  oder  dass  die  Baarzahlung  ein- 
geführt wird.  Der  Arbeitslohn  kann  ausnahmsweise  steigen,  wenn  gleich- 
zeitig verheerende  Kriege  die  Zahl  der  Arbeiter  verringern.  Der 
Preis  der  Grundstücke  kann  fallen,  wenn  ein  höherer  Zinsfuss  die  Nach- 
frage nach  Grundstücken  mindert.  Die  ungünstigen  Verhältnisse  kön- 
nen Einzelne  und  den  Staat  zu  grösserer  Sparsamkeit  anspornen  und 
dadurch  den  Schaden,  den  die  Valuta  verursacht,  mildern.  Alle  diese 
Ausnahmsfälle  können  eintreten,  in  der  Regel  aber  wird  das  minder- 
werthige  Papiergeld  immer  jene  Wirkungen  hervorrufen,  welche  wir 
hier  nur  skizzenhaft  darstellten  und  deren  wichtigere  Momente  wir 
eingehender  im  Folgenden  zu  untersuchen  haben  werden. 

(Fortsetzang  folgt.) 
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Eine  werthvoUe  Schrift,  die  bei  ihrem  ersten  Erscheinen  die  Beach- 
tung der  Fachmänner  nicht  zu  erregen  vermochte,  ist  dennoch  sicher,  zu- 
künftig einmal  in  einem  verständnissvolleren  Zeitalter  der  Vergessenheit 
entrissen  und  in  ihren  wichtigeren  Ergebnissen  dem  Lehrgebäude  der  Wis- 
senschaft einverleibt  zu  werden.  Dann  wird  auch  ihrem  Verfasser  ein 
verspäteter  Dank  zu  Theil,  und  sein  Name  geht  piit  denen  der  hervor- 
ragenden Forscher  auf  die  Nachwelt  über.  Darin  aber  liegt  gewiss  noch 
keine  Ausgleichung  für  ein  Leben ,  das  durch  den  Mangel  jeder  äusseren 
Anerkennung  ein  tief  unglückliches  gewesen  ist,  für  den  Untergang  von 
Kräften,  die  im  aussichtslosen  Bingen  mit  der  Widrigkeit  des  Schicksals 
vorzeitig  erlahmt  sind,  während  sie  von  der  Natur  bestimmt  waren,  die 
wissenschaftliche  Arbeit  des  Menschengeschlechtes  in  reichstem  Maasse  zu 
fördern. 

Diese  Gedanken  werden  sich  Manchem  aufdrängen,  der  die  vorlie- 
gende Schrift  mit  Aufmerksamkeit  durchgegangen  ist  und,  begierig  ge- 
worden, von  dem  Verfasser  Genaueres  zu  wissen,  das  trübe  Geschick  des- 
selben erfährt.  Die  Schrift,  die  hier  zum  zweiten  Mal  der  Oeffentlichkeit 
übergeben  wird,  bereichert  die  Wissenschaft  um  wichtige  Wahrheiten  und 
offenbart  überdies  ein  ungewöhnliches  Talent,  das  befähigt  war,  in  wahr- 
haft selbständiger  Weise  bahnbrechende  Theorieen  zu  entwickeln.  Trotzdem 
hat  dieselbe  dem  Verfasser  bei  seinen  Zeitgenossen  weder  Lob  noch  Dank  ein- 
gebracht, und  so  sind  von  ihm  die  darin  begonnenen  Untersuchungen  auch 
nicht  weiter  fortgesetzt  worden.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  begreif- 
lich, dass  der  Name  Karl  Thomas  zu  den  verscholleneu  gehört,  und  dass 
über  das  Leben  des  Mannes  nur  unvollständige  Nachrichten  bekannt  ge- 
worden sind.  Der  neue  Herausgeber  der  „Grundbegriffe",  der  gewiss  aus 
eigener  Kenntniss  biographische  Mittheilungen  machen  könnte,  hat  in  sei- 
nem kurzen  Vorwort  sich  darauf  beschränkt,  eine  späte  Schrift  von  Tho- 
mas zu  nennen,  worin  dessen  Schicksale  geschildert  seien.  Diese  Quelle, 
keine  Selbstbiographie,  sondern  eine  Art  Streitschrift,  der  leidenschaftliche 
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Ausbrach  eines  verbitterten  Gemüthes,  hat  den  Titel  ^^Altes  und  Neues'' 
und  ist  im  Jahre  1863  im  Commissionsverlag  der  Wagner  sehen  Buchhand- 
lung in  Freiburg  herausgekommen.  Die  Thatsachen,  die  sich  aus  der 
dort  zu  findenden,  etwas  verworrenen  Darstellung  abnehmen  lassen,  sind 
ungefähr    die  folgenden. 

Karl  Thomas  wurde  im  Jahre  1809  in  Königsberg  geboren.  Er  ver- 
lor seinen  Vater  in  früher  Jugend  und  blieb  der  Erziehung  durch  eine 
nachsichtige  Mutter  überlassen.  Das  trug  jedenfalls  dazu  bei ,  in  dem 
Knaben,  dem  allgemein  hervorragende  Geistesgaben  zuerkannt  wurden, 
Selbstständigkeit  des  Denkens  und  Unabhängigkeit  des  Charakters  zu  ent- 
wickeln, zugleich  aber  jenes  Bewusstsein  des  eigenen  Werthes  und  jene 
Schroffheit  im  Verkehr  mit  Andern,  die  ihm  später  so  nachtheilig  werden 
sollten.  Er  studirte  in  Königsberg  Philosophie,  namentlich  unter  Herbart, 
vor  dessen  geistiger  Grösse  er  eine  unbegrenzte  Hochachtung  in  sich  auf- 
nahm und  sein  Leben  lang  bewahrte.  Er  promovirte  in  Göttingen  und 
kehrte  dann  zurück  nach  seiner  Vaterstadt,  an  deren  Universität  er  sich 
zu  habilitiren  gedachte.  Schon  bei  seiner  ersten  Arbeit,  die  er  in  An- 
gpriff  nahm,  hatte  er  das  Unglück,  einen  Stoff  zu  wählen,  —  die  Azen- 
drehung  des  Mondes  — ,  der,  weil  von  Newton  bereits  bearbeitet,  den 
Gelehrten  als  abgeschlossen  und  undiskutirbar  erschien.  Er  vollendete  des- 
halb seine  Untersuchungen  nicht,  sondern  arbeitete  jene  nationalökono- 
mische Schrift  über  die  Grundbegriffe  der  Güterlehre  aus,  mit  welcher  wir 
uns  hier  hauptsächlich  werden  zu  beschäftigen  haben,  und  übergab  die- 
selbe im  Manuscript  dem  Vertreter  der  Kameralwissenschaften  an  der  Uni- 
versität, Karl  Heinrich  Hagen,  zur  Beurtheilung.  Er  empfing  sie  zurück 
mit  der  für  den  damaligen  Stand  der  Nationalökonomie  in  Deutschland 
überaus  charakteristischen  Bemerkung,  die  Arbeit  sei  vollkommen  werthlos 
und  unnütz ,  die  Wissenschaft  habe  über  die  behandelten  Fragen  längst 
abgeschlossen.  Thomas  entschloss  sich  jetzt,  Forschungen,  die  er  über 
Spinoza  begonnen  hatte,  weiterzuführen  und  zu  einer  Habilitationsschrift 
zusammenzustellen.  Aber  hiebei  traf  es  sich  nun  wieder,  dass  er  Anschau- 
ungen entwickelte,  die  von  den  hergebrachten  sehr  weit  sich  entfernten 
und  den  Professor  Bosenkranz  zu  dem  Votum  veranlassten,  die  eingereichte 
Arbeit  zeuge  von  Scharfsinn  und  Belesenheit,  sei  aber  in  ihren  Resultaten 
allzu  barock.  Zwar  setzte  Thomas  es  durch,  dass  er  im  Jahre  1839  als  Pri- 
vatdocent  in  Königsberg  zugelassen  wurde.  Als  er  aber  nach  zwei  Jah- 
ren einer  nicht  unfruchtbaren  akademischen  Wirksamkeit  mit  Berufung  auf 
eine  grössere  deutsche  Publikation  über  „Spinoza  als  Metaphysiker''  und  auf 
die  inzwischen  gedruckten  „Grundbegriffe  der  Güterlehre''  um  eine  Beför- 
derung sich  bewarb,  da  wurden  seine  wissenschaftlichen  Leistungen  als 
unzureichend  zur  Begründung  eines  solchen  Anspruchs  erklärt  Damit 
war  der  Würfel  über  sein  Schicksal  gefallen.  Denn  nicht  blos,  dass  ihn 
jetzt  die  Sorge  um  seinen  Unterhalt  nöthigte,  seine  Thätigkeit  an  der 
Universität  zu  unterbrechen,  —  auch  zu  grösseren  literarischen  Unter- 
nehmungen fand  er  von  da  an  nicht  mehr  die  nöthige  Müsse,  noch  auch 
die  persönliche  Stimmung.  Die  zwei  Arbeiten,  die  das  amtliche  Urtheil 
als  ungenügend  verworfen  hatte,  die  nationalökonomische  und  nach  dem 
wiederholt  ausgesprochenen  Urtheil  eines  Erdmann  auch  die  philosophische, 
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waren  eine  wirkliche  Bereicherang  der  Wissenschaft  und  die  deutliche 
Offenbamng  einer  vorzüglichen  Forschergabe.  Nach  ihrem  Misserfolg  hat 
ihr  Verfasser  nichts  Gleichwerthiges  mehr  hervorgebracht.  Im  Besitz  viel- 
seitiger Kenntnisse,  ein  scharfer  Beobachter,  ein  aufrichtiger  Freund  der 
Wahrheit,  hat  er  allerdings  noch  Manches,  was  er  für  eine  neugewonnene 
Erkenntniss  ansah,  veröffentlicht:  Naturwissenschaftliches,  Mathematisches, 
selbst  Philologisches.  Aber  auf  diesen  Oebieten  konnten  ihm  keine  Lor- 
beeren blühen.  Die  Fächer  zu  bearbeiten,  für  die  er  einen  wahren  Be- 
ruf in  sich  trug,  Philosophie  und  die  abstrakteren  Theile  der  National- 
ökonomie, fehlte  ihm  die  Buhe.  Zwar  übertrug  man  ihm  in  Königsberg 
1849  die  Vertretung  des  vom  Schlage  getroffenen  Hagen,  aber  zu  seiner 
definitiven  Anstellung  wollte  man  sich  nicht  entschliessen ,  und  so  kehrte 
er  1854  der  Universität  für  immer  den  Bücken. 

Was  nun  den  Inhalt  der  hier  zu  besprechenden  Schrift  angeht,  so 
ist  dieselbe  nicht  rein  nationalökonomisch,  insofeme  der  Begriff  des  Gutes 
noch  für  andere  Wissenschaften  ausser  der  Nationalökonomie  von  Bedeu- 
tung ist,  die  letztere  nur  einen  bestimmten  Theil  der  Güter,  die  wirth- 
schaftlichen,  ihrer  Betrachtung  unterwirft.  Thomas  ist  daher  in  der  von 
ihm  selbst  besorgten  Ausgabe  genauer  gewesen  als  Ziller,  indem  er  den 
Titel  „Grundbegriffe  der  Güterlehre"  wählte,  nicht:  der  „nationalökonomi- 
sehen"  Güterlehre.  Die  Grundbegriffe  der  Güterlehre  sind  aber  offenbar 
diejenigen,  die  sich  auf  das  Wesen  der  Güter  beziehen.  Wir  haben  in 
der  Nationalökonomie  einen  Begriff,  womit  wir  jene  charakteristische 
Eigenschaft,  welche  die  Dinge  zu  Gütern  macht,  anlassen.  Das  ist  der 
wirthachaftliche  Werth.  Nach  Thomas  aber  ist  es  nicht  ein  einziges  Kri- 
terium, wodurch  das  Gut  sich  kennzeichnet,  sondern  wahlweise  eines  un- 
ter mehreren,  die  möglich  sind.  Wo  wir  von  dem  einen  Werth  sprechen 
würden,  handelt  er  daher  von  mehi-eren  Grundbegriffen.  Ich  versuche 
im  Folgenden,  den  Gedankengang,  den  er  in  dieser  Hinsicht  einhält,  kurz 
wiederzugeben . 

Der  Anspruch,  als  Gut  aufgefasst  zu  werden,  kann  einem  Gegenstand 
wegen  sehr  verschiedenartiger  Vorzüge  zustehen.  Was  auf  Grund  einer 
einzelnen  Qualität  als  Gut  anerkannt  wird,  kann  daneben  Merkmale  be- 
sitzen, die  geeignet  sind,  es  geradezu  als  Gegentheil  eines  Gutes  erschei- 
nen zu  lassen.  Diese  offenbare  Schwierigkeit  lässt  sich  nur  lösen,  indem 
wir  uns  vergegenwärtigen,  dass  die  Bezeichnung  eines  Gegenstandes  als 
Gut  auf  einer  Schätzung  im  prägnanten  Sinne  dieses  Ausdruckes  beruht,  d.  h. 
auf  dem  Urtheil,  der  Gegenstand  sei  in  irgend  einer  Hinsicht  etwas  vortheil- 
haft  Ausgezeichnetes.  Es  handelt  sich  also  im  Grunde  darum,  festzustellen, 
unter  wie  vielfach  verschiedenen  Bücksichten  ein  derartiges  Urtheil  abge- 
geben werden  kann.  Auszugehen  ist  dabei  von  den  zwei  nothwendigen 
Elementen  in  jeder  Beurtheilung,  dem  urtheilenden  Subjekt  und  dem  be- 
urtheilten  Objekt.  Zunächst  kann  das  Urtheil  von  einem  einzigen  Sub- 
jekt gefällt  und  in  Bezug  auf  ein  einziges  Objekt  abgegeben  werden.  Hier 
sind  noch  zweierlei  Formen  möglich.  Entweder  das  Urtheil  beruht  vor- 
zugsweise auf  der  Beschaffenheit  des  Objektes  oder  vorzugsweise  auf 
derjenigen  des  Subjektes.  In  dom  ersten  Fall  ist  die  Schätzung,  die  er- 
folgt,   eine  Schätzung   nach   der  Würde,   wie   wenn   man   beispielsweise 
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einem  Gegenstände  Schönheit  zuerkennt,  ganz  unabhängig  ron  penonli' 
chen  Geschmackmchtungen  oder  augenblicklichen  Stimmungen  dem  Urtheil- 
fällerB.  Buht  dagegen  die  Schätzung  vorwiegend  auf  dem  Charakter  und 
den  Empfindungen  des  Beurtheilers,  so  ist  es  Werth,  was  der  geschätz- 
ten Sache  zugesprochen  wird.  Findet  weiter  die  Schätzung  eines  Gegen- 
standes Statt  unter  Berücksichtigung  eines  andern  Ctegenstandes,  so  kann 
der  letztere  entweder  die  Folge  des  geschätzten  Gegenstandea  sein  und 
dann  ist  es  die  Nützlichkeit,  was  geschätzt  wurde,  oder  der  mitbe- 
rücksichtigte Gegenstand  ist  die  Ursache  des  geschätzten.  In  dem  letzte- 
ren Falle  findet  eine  Schätzung  nach  den  Kosten  Statt,  und  zwar  in  der 
Weise,  dass  die  Schätzung  eine  um  so  höhere  sein  wird,  je  unbedeutender 
die  Ursache  des  geschätzten  Gegenstandes,  »eine  Kosten,  gewesen  sind. 
Eine  fünfte  und  letzte  Art  der  Schätzung  ergibt  sich  endlich  dann ,  wenn 
zwei  verschiedene  Personen  zwei  verschiedene  Gegenstände  nach  dem 
Werthe  schätzen,  diese  Schätzungen  aber  in  eigenthümlicher  Weise  sich 
verschlingen.  Wenn  nämlich,  —  um  durch  eine  algebraische  Sprache  die 
leichtere  Yerständlichkeit  mit  der  Allgemeingültigkeit  zu  vereinigen,  — 
A  einen  Gegenstand  a  besitzt,  aber  einen  Gegenstand  b  nach  seinem 
Werthe  schätzt,  dieser  Gegenstand  b  aber  von  einer  Person  B  besessen 
wird,  die  umgekehrt  den  Gegenstand  a  nach  dem  Werthe  schätzt  und 
wenn  dem  zwischen  den  Personen  vorzunehmenden  Austausch  ihres  re- 
spektiven  Besitzes  Nichts  im  Wege  steht,  so  schätzt  A  sein  Gut  a  und 
B  das  seinige  b  nach  dem  Preise,  d.  h.  nach  der  Energie,  mit  welcher 
je   der   andere    Theil   an   seinem  Besitze  festhält. 

Diese  klare  und  erschöpfende  Unterscheidung  von  fünf  Arten  der 
Schätzung  bildet  den  wichtigsten  Inhalt  der  SchrifL  Dieselbe  entbehrt 
aber  nicht  einige  noch  speziellere  Ausführungen,  die  ebenfalls  von  hohem 
Interesse  sind.  Besonders  zu  erwähnen  sind  die  Erörterungen  über  den 
Werth  und  über  den  Preis.  Im  Anschluss  an  den  Werthbegriff  wird  der- 
jenige psychische  Vorgang  besprochen,  der  zu  dem  Begriffe  eines  Werth- 
vollen  Veranlassung  wird.  Offenbar  kann  es  sich  dabei  nur  um  solche 
iSeelenereignisse  handeln,  welche  nicht  in  einem  Lust-  oder  Unlustgefühl 
schlechtweg  bestehen,  sondern  von  der  Vorstellung  eines  bestimmten  Gegen- 
standes ausgehen,  den  sie  gleichsam  zu  ihrem  Mittelpunkte  haben.  Diese 
Vorgänge  sind  die  Thatsachen  des  Begehrens,  und  indem  der  begehrte 
Gegenstand  vermisst  wird,  ergibt  sich  praktisch  genommen  eine  Hemmung 
im  Laufe  des  Begehrens  durch  einen  sich  entgegenstellenden  Widerstand. 
Dieses  zurückgedrängte  Begehren  erzeugt  eine  Unlustempfindung,  und  der 
Werth  ist  nun  eben  nach  Thomas  „die  dem  begehrten  Gegenstande  dem 
Drucke  des  Begehrens  gegenüber  beigelegte  Wichtigkeit*'. 

In  Bezug  auf  den  Preis  sind  zunächst  in  vortrefflicher  Weise  die 
äusseren  Bedingungen  klargelegt,  unter  welchen  derselbe  zur  Erscheinung 
kommt  Einerseits  ist  es  die  Idee  des  Rechtes,  insoweit  sich  dasselbe  im 
ftnaaohliessliohen  Eigenthum  verkörpert,  andrerseits  die  Idee  der  Billigkeit, 
die  das  Empfangene  mit  einem  Aequivalente  bezahlt,  worauf  sich  jene 
Toranasetzungen  in  letzter  Linie  zurückführen  lassen.  Von  den  inneren 
für  die  Preisbildung  wirksamen  Momenten  wird  der  EinfLuss  des  Werthes 
und  dar  Kosten  besprochen.    Jedoch  scheint  mir  bei  diesen  mehr  skizzen- 
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I  Anifuhrungen  nnmeDtlich  die  Schwierigkeit  ungelöst  su  bleiben, 
,  während  ja  eouBt  die  geringsten  EoBtea  die  höchste  Schätzung  ver- 
useo,  die  höheren  Konten  gerade  des  geschätzteu  Gegenslaudee  dem- 
I  höheren  Preis  versehaflen ,  die  hohen  Kosten  des  Aequivo- 
lentes  umgekehrt  den  Preis  erniedrigen. 

Im  Allgemeinen  hat  sonst  Thomas  seine  Gedanken  nicht  blos  ent- 
wickelt und  begründet,  eonderu  auch  in  umaichtigor  Weise  gegen  mögliche 
Einwürfe  und  Mi  es  Verständnisse  zu  schützen  gesucht.  So  wird  z.  B.  im 
§  3  einer  möglichen  Verwechselung  der  Schätzung  nach  dem  Preise  und 
Dach  den  Kosten  vorgebeugt,  im  §  22  gezeigt,  unter  welchem  Gesichts- 
jtunkte  hohe  Kosten  einem  Gute  gesteigerte  Bedeutung  geben,  im  g  26 
darauf  hingewiesen,  dass  nicht  bei  jeder  Vergleichung  von  Gütern  mittelst 
eines  gemeinsamen  Uaassstabes  nothwendig  eine  Schätzung  nach  dem 
Preise  vorliegt.  Alle  diese  Erörterungen  sind  überaus  originell  und  scharf- 
sinnig. Ebenso  sind  beiläufig  einige  bemerkenewerthe  Terminologieen 
aufgestellt.  So  versteht  Thomas  unter  Einträglichkeit  eine  be- 
sondere Art  der  Nützlichkeit,  niimlich  die  Eigenschaft  einer  Gütorquelle, 
mit  geriogen  Kosten  einen  Gegenstand  von  hohem  Preis  zu  erzeugen. 
Produktionsstatiou  nennt  er  den  Ort,  an  welchem  eine  Produktion 
vorgenommen  wird,  insofeme  gleichartige  Produktionen  an  verschiedenen 
Orten  unter  ungleichen  Bedingungen  sich  vollziehen,  bald  grösseren,  bSild 
geringeren  Schwierigkeiten  der  Erzeugung  begegnen  (schwache  oder 
starke  Nützlichkeit  der  Giitertjuellen)  oder  eine  bald  grosse,  bald  geringe 
Hasse  des  Produktes  zu  gewinnen  vermögen  (grosse  odur  kleine  Nütz- 
lichkeit der  Güterquellen). 

Die  Form  der  Darstellung  in  uusrer  Schrift  ist  allerdings  keine  leichte. 
Die  Schreibweise  des  Verfassers  ist  oft  allzu  prägnant,  und  an  mehr  als 
einer  Stelle  bleibt  man  zweifelhaft,  ob  man  den  Sinn  richtig  erfasst  hat 
Das  hat  jedenfalls  mit  dazu  Anlass  gegeben ,  dass  manche  Druckfehler 
sowohl  in  der  ersten  Auflage  wie  in  der  jetzigen  stehen  geblieben  sind, 
wie  denn  auch  umgekehrt  manche  Undeutlichkeit  auf  einen  nicht  bestimmt 
zu  constatirenden  Druckfehler  zurückgehen  mag.  Jedenfalls  dürften  fol- 
gende Stellen  zu  äudem  sein:  S.  66  Z.  20  v.  u.,  wo  statt  „Volkswirth- 
schoft"  etwa  „EinzelwirtliBchaft"  erwartet  wird;  S.  66  Z,  9  v.  u.  1,  „nicht 
allein"  st.  „allein  nicht";  S.  83  Z.  7  v.  u.  1.  „wichtigen"  st.  „richtigen"; 
8.  95  Z.  14  V.  u.  „ihn"  st.  „ihr";  S.  95  Z.  19  nach  nicht  scheint  „nur" 
tu  fehlen;  S.  100  Z.    12  v.  u.  „anweist"  st.  „erweist". 

Der  Herausgeber  hat  dem  Abdruck  der  früheren  Schrift  noch  ein 
Bruchstück  aus  dem  Nachlasse  von  Thomas  hinzugerügt.  Dasselbe  ent- 
hält in  seinem  grösseren  Theile  ein  blosses  Esoerpt  aus  der  vorhergehen- 
den Abhandlung.  Gegen  den  Sohluss  aber  sind  einige  Begriffe,  die  im 
Hauptwerk  blos  angedeutet  waren,  etwas  mehr  ausgeführt.  Duuach  sohliesst 
■ich  der  Begriff  Geld  an  den  Begriff  Preis  an.  Wenn  nümlich  bei  der 
Schätzung  eines  Gutes  noch  dem  Preise  regelmässig  so  verfahren  wird, 
dus  man  dabei  die  Schützuug  zu  Grunde  legt,  welche  der  Mitcontrahent 
auf  eine  ganz  bestimmte,  in  allen  ahnlichen  Fällen  immer  wieder  erschei- 
nende Güterart  richtet,  so  heisst  diese  letztere  GUterart  Geld.  Der  Be- 
griff Capitol  wird  an  die  Begriffe  Geld  und  Einträglichkeit  angelehnt 
.  Bd.  IV.  1:: 
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Das  Capital  ist  nämlich  Geld,  insofcrne  man  damit  eine  einträgliche  Gü- 
terquelle erwirbt.  In  etwas  erweitertem  Sinne  ist  auch  die  einträgliche 
Güterquelle  Capital ;  im  weitesten  Sinne  sogar  jeder  Gegenstand,  der  über- 
*haupt  einer  Geldsumme  gleichgestellt  werden  kann.  Es  ist  deutlich,  dass 
dieser  Capitalbegriff  mit  dem  von  den  Socialisten  aufgestellten  sich  nahe 
berührt. 

Fassen  wir  unser  IJrtheil  über  die  Thomas^sche  Arbeit  zusammen,  so 
ist  nicht  jede  seiner  Ausführungen  für  die  Nationalökonomie  bedeutungs- 
voll. Aber  vor  Allem  seine  Unterscheidung  zwischen  Werth  und  Preis 
ist  ebenso  vollkommen  selbständig  als  überaus  tief  gedacht.  Sie  übertrifft 
nach  unserm  Ermessen  bei  Weitem  den  herkömmlicher  Weise  aufgestell- 
ten mehr  oberflächlichen  Gegensatz  zwischen  Gebrauchswerth  und  Tausch- 
werth,  der  schon  unzählige  Schwierigkeiten  und  Unklarheiten  erzeugt 
hat.  Dazu  kommt,  dass  der  Verfasser,  indem  er  die  von  ihm  entwickel- 
ten Begriffe  als  Arten  der  Schätzung  behandelt,  den  wesentlich  subjekti- 
ven Charakter,  der  denselben  eigen  ist,  so  entschieden  als  möglich  her- 
vorhebt. Schon  auf  Grund  dieses  zweifachen  Verdienstes  meinen  wir,  die 
Schrift  sei  eine  der  besten  unter  den  kürzeren  Monographieen,  die  wir  in 
der  deutschen  nationalökonomiscben  Literatur  besitzen,  und  sie  könne  sich 
jedenfalls  jeder  der  bisherigen  Untersuchungen  über  den  Werthbegriff 
kühn  zur  Seite  stellen.  £.  Leser. 


rv. 

Stadtreohnungen  von  Tours. 

Begistre  des  Comptes  municipaux  de  la  ville  de  Tours. 
Publi^s  avec  notes  et  ^claircissements  par  J.  Delaville  le  Boulx, 
Archiviste  pal^ographe,  Membre  de  la  Soci^t^  Arch^ologique  de  Tou- 
raine.  Tours,  Georget - Joubert.  Paris,  A.  Picard.  Vol.  I  (1368  — 
1366)  1878.     Vol.  U  (1367—1380)  1881.     Pag.  440  et  424.     8«. 

Da  die  oben  bezeichnete  Publikation  in  Deutschland  bisher  wohl 
kaum  Beachtung  gefunden  hat,  einer  solchen  aber  bei  ihrer  über  das  lokal- 
historische Interesse  weit  hinausreichenden  Bedeutung  in  hohem  Maasse 
würdig  ist,  mag  ein  etwas  eingehenderer  Bericht  über  dieselbe  verstattet 
sein.  Und  zwar  an  dieser  Stelle,  weil  es  in  erster  Linie  die  Wirth- 
schaftsgeschichte  ist,  welcher  der  allgemeine  Ertrag  der  neu  eröffneten 
Quelle  zufliesst,  wenngleich  auch  die  Bechtsgeschichte  und  die  Kultur- 
geschichte nicht  leer  dabei  ausgehen. 

Die  vorliegenden  beiden  vorzüglich  ausgestatteten  Bände  stellen  erst 
den  Anfang  eines  weitaussehendeu  Unternehmens  dar,  das  Herr  J.  Dela- 
ville le  Boulx  mit  Unterstützung  der  Soci^t^  Arch^ologique  de  Touraine 
in  die  Hand  genommen  hat.  Es  handelt  sich  um  die  Veröffentlichung  der 
im  Arohiv  der  Stadt  Tours  aufbewahrten  städtischen  Jahresrechnungen, 
die  in  fast  ununterbrochener  Beihe  von  der  ersten  Einrichtung  eines  be- 
sonderen  municipalen  Haushaltes  bis  zur  Gegenwart  erhalten  sind.     Da 
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Irialwr  rnrr  die  Eeehnnngen  von  1358  bia  1380  (Registre  I— VII)  pubücirt 
sind,  läest  sich  über  Werlh  und  Charakter  des  Geeammtwerkes  ualürlicli 
noch  kein  Urtheil  falleii.  Doch  ist  schon  das  zur  Zeit  mitgetheilte  Ma- 
tnial  nach  TeTscbiedenen  Richtungen  hin  der  Beachtung  and  Ausbeutung 
werth.  Ja  gerade  an  diese  ältesten  Bestaudtheile  der  atadtisohen  Ktch- 
nuDgBregifiter  knüpft  sich  ein  ganz  besoadcres  Interesse,  weil  aus  so  früher 
Zeit  ron  wenigen  mittelaUerUehBu  Studien  ein  gleich  vollständiger  Aus- 
weis der  jährlichen  Einnahmen  and  Ausgaben  auf  unsere  Tage  gekommen 
sein  dürfte. 

Doch  bedarf  es  io  dieser  Hinsicht  von  vomherein  einer  eiusohrän- 
kenden  bemerkung,  um  nicht  zu  hoch  gespauate  Erwartungen  zu  erregen. 
Der  Haushalt-,  in  welchen  uns  hier  ein  so  Überraschend  genauer  Einblick 
gewährt  wird,  ist  nicht  der  Hauehalt  eines  in  republikanischer  Selbst- 
ständigkeit die  Aufgaben  des  Staates  im  Kleinen  lösenden  mittelalterlichen 
Ktadtgemeinwesens.  Es  ist  vielmehr  nur  der  Haushalt  einer  gcwisser- 
maassen  mit  dem  Bruohstüok  einer  Stadt  Verfassung  beliehenen,  für  einen 
bestimmten  Zweck  vom  Könige  mit  Einkünften  und  finauzteller  Selbstver- 
waltung ausgerüsteten  Bürgerschaft. 

Die  Stadt  Tours  befand  sich  nämlich  offenbar  in  der  hier  in  Frage 
stellenden  reriodu  nicht  im  Besitz  einer  wahren  Kommunalverlatisung. 
Weder  von  einer  anerkannton  beschworenen  „Commune"  mit  Major  uud 
jurati,  noch  von  einem  Schöffen ko lieg,  noch  endlich  von  einer  Konsulats- 
Verfassung  findet  sioh  hier  eine  Spur.  Die  munizipale  Organisation  be- 
schränkt sich  vielmehr  auf  eine  seit  dem  Jahre  1353  begründete  städti- 
sche Jinanzbehörde  mit  eng  bemessener  Kompetenz. 

Bis  zum  Jahre  1355  waren  die  alte  ,,CirilaB  Turonum"  und  das  um 
das  ErzBtift  des  h.  Martin  neu  entstandene  „CiBtmm  novum"  (Chäteau- 
neuf)  Kwei  räumlich  und  rechtlich  getrennte  Städte.  Beide  entbehrten 
der  munizipalen  Selbständigkeit.  Zwar  hatten  die  Bewohner  des  Castrum 
oovnin  zu  wiederholten  Malen  dem  Erzstifl  gegenüber  eine  „Communia" 
errichtet  und  behauptet,  dieselbe  aber  zuletzt  stets  wieder  aufgeben  müs- 
sen. Namentlich  war  die  von  König  Philipp  August  im  Jahre  1181  aus- 
gesprochene Bestätigung  ihrer  von  zehn  gewählten  Prud'hommcs  („probi 
homines")  zu  verwaltenden  „Communilas"  (gedruckt  in  den  Ordonances 
d«8  Bois  de  Frasoe  XI  p.  221)  nach  erfolgter  Intervention  des  Papstes 
Lucius  IIL,  welcher  durch  Eskommunikotion  die  Äbschwörung  der  oom- 
nnoia  und  die  ^S'iederunterwerfung  unter  das  Kapitel  erzwang  (1184  — 
1185),  vom  Könige  selbst  wieder  rückgängig  gemacht  worden  (1194), 
Später  hatte  zwar  Ludwig  IX.  die  Commune  des  Castrum  novum  bestätigt 
tI25»\  Philipp  der  Schöne  aber  dieselbe  auf  Klage  der  Kanoniker  von 
Üeuem  kassirt  (13115).  Beide  Städte  gehörten  daher  ZQ  der  Klasse  der 
Terfftsaunglosen  Städte,  welche,  unbeschadet  einzelner  Freiheiten  nad  Privi- 
legien ihrer  Bewohner,  lediglich  unter  den  königlichen  und  herrschaft- 
lichen Beamten  standen  {vgl.  Warnkönig,  franz.  Staats-  und  Bechts- 
l^esoh.  1  S.  264  snb  IV).  Diese  Klasse  war  namentlich  in  den  Kronlon- 
den,  zu  denen  die  Tonraine  seit    1203  gehörte,  zahlreich  vertreten. 

Eine  Aonderung  dieses  Zuetandes  erfolgte  erst  im  Zusammenhange 
mit  den  kriegerischen  Ereignissen,  welche  Tours  zn  einem  oft  genug  be- 
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drohten  Hauptstützpankt  der  Operationen  gegen  die  Engländer  nnd  za- 
gleich  zu  einem  Haaptmittelpankt  der  Maohtentfaltung  des  firanzösiftchen 
Eönigthums  machten.  Die  beiden  Städte  worden  nunmehr  in  eine  ge- 
meinsame Ummauerung  gezogen  und  zu  einer  einzigen  königlichen  Stadt 
verschmolzen.  Bei  der  Herstellung  der  neuen  grossartigen  Befestigongs- 
werke  scheint  die  Bürgerschaft  die  Initiative  ergriffen  und  fireiwiUig  be- 
deutende Opfer  gebracht  zu  haben,  ohne  doch  mangels  einer  rechtlich 
anerkannten  Organisation  und  einer  Zwangsbefugniss  zur  Aufbringung  von 
Umlagen  die  Sache  völlig  durchfuhren  zu  können.  So  wenigstens  motivirt 
König  Johann  der  Oute  seine  Verordnung  vom  30.  März  1355,  durch 
welche  die  Stadt  endlich  eine  selbständigere  Verfassung  erhielt  Nach 
dieser  Verordnung  soll  der  königliche  Bailli  oder  sein  Lieutenant  in  einer 
von  ihm  berufenen  Versammlung  der  Bürger  und  Einwohner  beider  Stände 
durch  deren  „major  et  sanier  pars"  sechs  „probi  viri'^  wählen  lassen  und 
die  Gewählten  „super  fortificatione  dicte  ville"  setzen.  Den  so  von  ihm 
Eri^annten  („per  vos  deputatis")  überträgt  der  König  („committimus")  das 
Eecht,  für  die  Zwecke  der  ihnen  anvertrauten  Befestigung  und  Verthei- 
digung  von  allen  Bewohnern  der  Stadt  und  ihrer  nächsten  Umgegend  mit 
Ausnahme  der  Geistlichkeit  Wachtdienste  zu  fordern  und  Steuern  (taillias, 
imposiciones  et  collectas)  zu  erheben.  Nur  sollen  sie  die  aufgebrachten 
Mittel  niemals  für  andere  Zwecke  verwenden.  Auch  werden  sie  ermäch- 
tigt, im  Beisein  eines  königlichen  Beamten  sich  zu  versammeln  und  über 
das  Beste  der  Stadt  zu  berathen.  Diren  Anordnungen  sollen  die  übrigen 
Bürger  Gehorsam  leisten,  welchen  erforderlichen  Falls  zu  erzwingen  die 
königlichen  Beamten  angewiesen  werden.  Dieses  Privileg,  das  in  eine  Be- 
stätigungsurkunde Karls  V.  vom  Februar  1371  wörtlich  aufgenommen  ist 
(Abdruck  in  den  Ordon.  V  457,  Varianten  XV  162,  neue  Bestätigung  v. 
1380  VI  545),  blieb  bis  zum  Jahre  1461  die  Grundlage  der  Stadtverfiu- 
sung.  Im  letztgedachten  Jahre  führte  Ludwig  XL  eine  neue  Verfassung 
mit  einem  jährlich  wechselnden  Maire,  25  ständigen  £chevins  und  75 
lebenslänglichen  Pairs  ein  (Ordon.  XV  332). 

Es  ist  zu  bedauern,  dass  der  Herausgeber  die  grundlegende  Urkunde 
von  1355  nicht  an  der  Spitze  seiner  Publikation  abgedruckt  und  überdies 
in  einer  Einleitung  die  wichtigsten  relevanten  Daten  aus  der  Verfossungs- 
geschichte  von  Tours  zusammengestellt  hat  Was  er  im  Vorwort  in  dieser 
Hinsicht  bemerkt,  ist  ungenau  (so  wird  das  Jahr  1356  statt  1355  als 
Zeitpunkt  der  ersten  Verleihung  einer  „Constitution  municipale''  ange- 
geben und  die  Kompetenz  der  Eins  allgemein  als  „autorit^"  über  die 
Stadt  bezeichnet)  und  völlig  unzureichend,  um  in  das  Verständniss  der 
Kechnungsregister  einzuführen.  Die  genaue  Bekanntschaft  mit  der  Lokal- 
geschichte kann  aber  doch  unmöglich  bei  Jedem  vorausgesetzt  werden, 
der  die  Register  benützen  will!  Nur  zum  Theil  wird  dieser  Uebelstand 
dadurch  ausgeglichen,  dass  die  veröffentlichten  Register  selbst  nicht  nur 
in  ihren  einzelnen  Posten,  sondern  namentlich  auch  in  ihren  Eingängen 
und  Abschlüssen  ein  ziemlich  vollständiges  Bild  der  damaligen  Stadtver- 
fassung angeben,  und  dass  einige  auf  dieselbe  bezügliche  besondere  Ur- 
kunden gelegentlich  in  den  Noten  oder  anhangsweise  mitgetheilt  sind. 

Wie   sich  aus  diesem  Material    ergibt,   trat  die  Behörde  der  ,^ub'* 
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alsbald  ins  Leben  nnd  wurde  von  Jahr  zu  Jahr  emeaert.  Aasweislioh 
einiger  in  den  Registern  mitgetheilter  Wahlprotokolle  (I  103  u.  11  252) 
wurden  die  geeigneten  Personen  in  einer  allgemeinen  Bürgerversammlung 
durch  die  Stimme  der  major  et  sanier  pars  („la  plus  grant  et  saine  partie 
des  bourgeois'')  bezeichnet.  Allein  es  war  der  königliche  Bailü  oder  sein 
Lieutenant,  der  auf  Grund  einer  jedesmaligen  besonderen  königlichen  Er- 
mächtigung (vgl.  ausser  den  in  die  beiden  angeführten  Wahlprotokolle 
aufgenommenen  Mandements  das  Mandement  für  1381  11  284)  die  Ver- 
sammlung berief  und  leitete,  die  Gewählten  zu  bestätigen  oder  zu  ver- 
werfen resp.  durch  geeignetere  Personen  zu  ersetzen  hatte,  die  Einsetzung 
in  das  Amt  vollzog,  die  Amtsvollmachten  ertheilte,  die  Vereidigung  vor- 
nahm und  den  Gehorsam  gegen  die  neue  Behörde  anbefahl.  Die  £lu8 
leiten  also  ihre  gesammten  Befugnisse  nicht  von  der  Stadt,  sondern  vom 
Könige  her.  In  ganz  ähnlicher  Weise  wurde  alljährlich  gleichzeitig  von 
den  l^lus  mit  Zustimmung  der  Bürgerschaft  ein  „Heceveur  g^n^ral^'  er- 
nannt und  kraft  königlicher  Ermächtigung  von  dem  Bailli  oder  seinem 
Stellvertreter  bestätigt  und  eingesetzt,  um  nach  Anweisung  der  £lu8  alle 
in  deren  Kessort  fallenden  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  bewirken  (I  106, 
205,  II  85,  252,  284).  Die  von  diesen  Generaleinnehmern  geführten 
Bechnungen  sind  es  eben,  welche  den  Gegenstand  der  Publikation  bilden. 
Ausserdem  scheint  es  nur  noch  untergeordnete  Municipalbeamte  gegeben 
zu  haben,  während  von  einer  weiteren  städtischen  Behörde  keine  Spur  be- 
gegnet. Denn  in  dem  regelmässigen  Ausgabeposten  „Gaiges  et  salaires'' 
werden  ausser  den  Gehältern  der  £lu8  und  des  Beceveur  nur  einerseits 
die  Gehälter  von  ständigen  Schreibern,  Wächtern,  Aufsehern,  Ausrufern 
und  anderen  Dienern  aufgeführt,  andrerseits  besondere  Vergütungen  für 
einzelne  der  Stadt  von  königlichen  Beamten,  Geistlichen  oder  Bürgern  ge- 
leistete Dienste  notirt.  Namentlich  ist  bei  dem  wiederkehrenden  Posten 
einer  Zahlung  „pour  sa  pancion  de  ceste  presente  ann^  d'avoir  est^  au 
conseil  de  la  dicte  ville''  nicht  etwa  an  einen  Stadtrath  zu  denken:  viel- 
mehr handelt  es  sich  dabei  um  eine  ständige  juristische  Eonsulententhätig- 
keit,  wie  dies  daraus  erhellt,  dass  an  andern  Stellen  der  Ausdruck  „avocat 
de  la  ville''  statt  „conseiller''  gebraucht  wird,  und  dass  dabei  stets  nur 
zwei  oder  drei  und  zwar  meist  dieselben  Personen  erscheinen,  von  denen 
die  am  häufigsten  erwähnten  (Pierre  des  Touches,  Jean  Perrigaut  und 
Jean  Hamelin)  zugleich  als  „avocats  du  roi^'  im  Seneschalat  der  Touraine 
fungiren  (vgl.  II  371  u.  374 — 375).  Wo  daher  die  Mitwirkung  der  Bür- 
gerschaft erforderlich  wird,  wie  bei  Auflage  neuer  Steuern  (z.  B.  I  268, 
269,  271,  327,  IE  10,  52,  88,  92,  357),  Bewilligung  grösserer  Geschenke 
(z.  B.  II  234  nr.  947  u.  948),  Abordnung  einer  ausserordeDtlichen  Ge- 
sandtschaft an  den  König  (II  145)  oder  Bestellung  der  Rechnungsrevisoren 
(II  4  7),  ist  lediglich  von  einer  Zustimmung  der  „bourgeois  et  habitants'' 
oder  ihrer  major  et  sanior  pars  zu  der  betreffenden  Anordnung  der  Elus 
oder  des  Königs  und  seiner  Beamten  die  Bede. 

Bei  einer  derartigen  Organisation  kann  offenbar  die  Stadt  nicht  als 
voll  entwickeltes  munizipales  Gemeinwesen  betrachtet  werden.  Um  so 
weniger,  wenn  in  Erwägung  gezogen  vrird,  eine  wie  beschränkte  Kom- 
petenz  dieser  einzigen   städtischen  Behörde   trotz  aller  Zurückführung 
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ihrer  Vollmacht  auf  königlichen  Auftrag  eingeräumt  ist.  £0  fehlt  ihr  an 
jeglicher  jurisdiktioneller  und  polizeilicher  Gewalt :  ihre  Befugnisse  liegen 
lediglich  auf  finanziellem  Gebiet  Auch  hier  aber  ist  sie  überall,  wo 
obrigkeitliche  Gewalt  in  Frage  steht,  an  höhere  Mitwirkung  gebunden. 
Ohne  Beisein  eines  königlichen  Beamten  darf  sie  sich  nicht  einmal  Ter- 
sammeln.  Die  „gens  du  roy'*  müssen  zustimmen ,  wenn  die  £lus  mit 
Konsens  der  Bürgerschaft  eine  Umlage  beschliessen  (I  '268  —  269,  271, 
327,  II  10,  52,  88,  92),  während  die  Einführung  der  zu  Gunsten  der 
Stadt  erhobenen  indirekten  Steuern  auf  königlichem  Oktroi  beruht  (II  141 
X.  1  u.  256).  Aller  Zwang  gegen  ungehorsame  oder  säumige  Zahler  geht 
lediglich  Ton  den  königlichen  Beamten  aus.  Der  Generaleiunehmer  erhält 
zwar  seine  Empfangs-  und  Zahlungsanweisungen  von  den  £)lus  und  ist 
zunächst  ihnen  verautwortlich:  allein  in  letzter  Instanz  schuldet  auch  er 
dem  Könige  Rechenschaft  und  wird  vom  Könige  oder  seinem  Stellver- 
treter entlastet  oder  belastet.  Denn  die  Rechnungslage  für  jedes  Jahr 
findet  kraft  eines  jedesmaligen  besonderen  königlichen  Dekrets  (vgl.  bes. 
I  95,  199,  II  49  vor  einer  hierzu  vom  Könige  ermächtigten  Kommission 
statt.  Den  Vorsitzenden  dieser  Kommission  ernennt  der  König  direkt  aus 
seinen  Beamten,  beauftragt  ihn  aber  zugleich  mit  der  Zuziehung  je  eines 
Vertreters  der  Bürgerschaft  und  der  Geistlichkeit.  Kraft  ihrer  königlichen 
Vollmacht  prüfen  diese  Revisoren  alle  einzelnen  Posten  der  Rechnung 
nebst  ihren  Belegen,  reduziren  die  Beträge  auf  eine  einzige  Münzeinheit, 
ziehen  die  Summen  und  verifiziren  das  Resultat.  Wo  sie  eine  Ungehörig- 
keit finden,  fügen  sie  ihr  Monitum  hinzu  und  ordnen  sodann  entweder 
die  nachträgliche  Einziehung  resp.  Rückerstattung  der  beanstandeten  Be- 
träge von  den  Betheiligten  an,  oder  belasten  den  Receveur  mit  der  durch 
seine  Schuld  versäumten  Einnahme  oder  mit  der  ohne  gehörige  Anweisung 
gemachten  oder  nicht  durch  Quittung  belegten  Ausgabe.  Am  Schluss  wird 
das  Facit  gezogen,  dem  Einnehmer  die  Auszahlung  einer  etwa  festgestell- 
ten Mehreinnahme  an  den  derzeitigen  Einnehmer  aufgegeben  und  die  De- 
charge  ertheilt.  Obschon  diese  Revision  meist  erst  nach  einer  Reihe  von 
Jahren  (zuerst  1367  für  1358 — 59)  erfolgte,  wurde  dabei  ausweislich  der 
Monita  mit  äusserster  Strenge  verfahren;  es  wird  besonders  bemerkt, 
wenn  bei  ganz  unbedeutenden  Ausgaben  von  der  Beibringung  einer  Quit- 
tung neben  dem  mandement  abgesehen  wird  (I  29 2\  Und  wie  der  König 
68  war,  der  Rechenschaft  forderte,  so  behielt  er  die  letzte  Entscheidung 
und  damit  geradezu  die  Verfügung  über  die  städtischen  Mittel  in  der 
Hand.  So  verfügte  er  nachträglich  die  in  der  ersten  Jahresrechnung  be- 
anstandete Zahlung  eines  Gehaltes  von  je  50  ^cus  an  die  £lu8  (I  86,  94, 
98,  194),  fixirte  die  Besoldungen  der  Einnehmer  und  ihrer  Gehülfen  (I  95, 
n  159),  schlug  Haftverbindlichkeiten  des  Einnehmers  nieder  (II  250) 
IL  8.  w.  Es  ist  kein  Zweifel,  dass  gerade  dieser  strengen  königlichen 
Kontrole  die  sorgfältige  Anlage  und  Aufbewahrung  unserer  Rechnungen 
sa  verdanken  ist. 

Trotz  solcher  Unselbständigkeit  nach  oben  erscheint  die  Stadt  als 
ein  besonderes  Rechtssubjekt,  das  als  solches  durch  die  J^lus  reprä- 
■eiitirt  wird«  Sie  sohliesst  Verträge,  macht  und  empfangt  Geschenke, 
ftthrt  Processe,  entsendet  Gesandtschaften,  nimmt  an  der  Versammlung  der 
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Etats  g^n^raux  des  Königreiches  Theil  (I  87).  So  ist  denn  auch  der 
städtische  Haushalt,  wie  unvollständig  und  unabgeschlossen  er  in  publi- 
cistischer  Hinsieht  sein  mag,  in  privatrechtlicher  Hinsicht  durchaus  der 
geschlossene  Haushalt  einer  für  sich  konstituirten  juristischen  Person. 

lieber  den  Umfang  freilich  der  so  zur  Stadtkorporation  vereinigten 
Gesammtheit  lässt  das  vorliegende  Material  manchen  Zweifel  bestehen. 
Zunächst  ist  es  nicht  ganz  ersichtlich,  bis  zu  welchem  Grade  die  zu  den 
Lasten  der  Befestigung  mit  herangezogenen  Ortschaften  der  Umgegend 
an  der  Stadtkorporation  betheiligt  sind;  doch  scheinen  sie  als  ausserhalb 
derselben  stehende  Verbände  behandelt  zu  sein ,  die  nur  in  jedem  Falle 
zu  einer  auch  ihnen  zu  Gute  kommenden  Aufwendung  verhältnissmässig 
kontribuiren  (vgl.  z.  B.  II  94).  Sodann  bleibt  das  Yerhältniss  der  Geist- 
lichkeit und  namentlich  des  Kapitels  zur  Bürgerschaft  einigermaassen  un- 
klar. Die  „gens  d'^glise^'  nehmen  an  der  Wahl  der  £lus  und  des  Hece- 
▼eur,  sowie  an  der  Heohnungsabnahrae  regelmässig  Theil  und  tragen  in 
gewissem  Umfange  zu  den  für  das  Befestigungswerk  erhobenen  Abgaben 
bei ,  während  andrerseits  die  aus  den  städtischen  Mitteln  hergestellten 
Anlagen  sich  auch  auf  geistliche  Besitzungen  erstrecken  (vgl.  z.  B.  I  303). 
Allein  das  Kapite]  und  die  Bürgerschaft  streiten  nicht  nur  vielfach  über 
den  Umfang  der  geistlichen  Steuerfreiheit  (z.  B.  II  135)  und  der  bürger- 
schaftlichen Pflicht  zur  Befestigung  der  geistlichen  Institute  (z.  B.  I  303), 
sondern  sie  fuhren  mit  einander  über  die  beiderseitigen  Ansprüche  auf 
den  Ertrag  gewisser  Abgaben  einen  formlichen  Process  vor  dem  Pariser 
Parlament  und  beenden  denselben  schliesslich  durch  einen  Vergleich,  der 
zu  einer  Zerlegung  des  bisherigen  einheitlichen  Haushalts  in  zwei  ge- 
trennte Finanz  Verwaltungen  führt.  Denn  in  diesem  unterm  2.  August 
1380  vom  Könige  bestätigten  Vergleich  vom  22.  April  1879  (abgedruckt 
II  353  ff.  im  Anhang)  wird  der  vierte  Theil  der  für  die  Stadtbefestigung 
erhobenen  Einnahmen  dem  Kapitel  zu  gesonderter  Verwendung  für  die 
„reparation  de  la  cit^  de  Tours  et  des  arsis'*  überwiesen.  Hiermit  hängt 
es  offenbar  zusammen,  dass  schon  seit  1372  die  l^lus  und  der  Beceveur 
nicht  mehr  als  Verwalter  des  Befestigungswesens  der  Stadt  schlechthin, 
sondern  als  Verwalter  der  Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  Befestigung 
der  Stadt  „des  la  porte  des  Jacobins  en  aval"  bezeichnet  werden;  dass 
dann  in  der  letzten  publicirten  Bechnung  von  1379 — 80  ein  kraft  des 
erwähnten  Vergleichs  an  das  Kapitel  gezahlter  Betrag  als  Ausgabeposten 
erscheint  (II  240  nr.  972);  und  dass  für  dieses  Jahr  von  den  königlichen 
Beamten  mit  Zustimmung  der  Bewohner  des  betreffenden  Stadttheils  be- 
sondere Elus  und  ein  besonderer  Beceveur  für  das  Befestigungswerk  „de 
la  cit^  et  de  Tarcif  de  Tours,  c'est  assavoir  entre  le  portal  des  Jacobins 
et  le  portal  de  la  tour  feu  Hugon'',  eingesetzt  werden ,  woraus  dann  na- 
türlich die  Aufmachung  einer  vollständigen  zweiten  Bechnung  (II  265 — 
283)  neben  der  Hauptrechnung  folgt.  Der  Herausgeber  hat  es  leider 
nicht  nur  unterlassen,  diese  Verhältnisse  klar  zu  stellen ,  sondern  er  hat 
auch  die  fragliche  zweite  Rechnung  mit  der  irreführenden  Ueberschrift 
„Compte  particulier  des  fortifications  de  Tours''  versehen.  Ist  diese 
Ueberschrift  einerseits  zu  weit,  da  es  sich  nur  um  einen  Stadttheil  han- 
delt, so  ist  sie  andrerseits  namentlich  deshalb  unpassend,   weil  mit  glei- 
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ohem  Beoht  sämmtliche  bisher  yeröffentlicbe  Rechnungen  dieselbe  Bezeich- 
nang  tragen  könnten. 

Denn  in  der  That  sind  es  eben,  wie  überall  ansdrücklich  hervorge- 
hoben wird,  die  für  die  Befestigung  der  Stadt  bestimmten  Oelder,  in 
deren  Erhebung  und  Verwendung  sich  der  ganze  städtische  Haushalt 
dieser  Periode  erschöpft.  Nur  für  diesen  Zweck  sind  der  Stadt  die  be- 
treffenden Einnahmen  überwiesen,  und  alle  in  den  Rechnungen  notirten 
Ausgaben  stehen  zu  der  Aufgabe  der  Stadtvertheidigung  in  näherer  oder 
entfernterer  Beziehung.  Gerade  deshalb  dürfen  wir  hier  nicht  ein  nor- 
males mittelalterliches  Stadtbudget  zu  finden  erwarten.  Es  ist  vielmehr 
ein  nach  Umfang  und  Inhalt  ausserordentlich  wechselndes  Bild  jährlicher 
ad  hoc  bewilligter  Einnahmen  und  vom  augenblicklichen  Bedürfhiss  ge- 
forderter Ausgaben,  welches  sich  uns  bietet. 

Zunächst  wird  hieraus  der  überaus  schwankende  Umfang  des 
Budgets  verständlich.  Begreiflicher  Weise  bedurfte  es  in  den  ersten 
Jahren  nach  Vereinigung  der  beiden  Städte  ungewöhnlich  grosser  Mittel, 
um  die  neuen  Befestigungsanlagen  herzustellen,  während  man  später  oft 
mit  geringen  Beträgen  auskommen  konnte.  So  belaufen  sich  in  der  That 
für  1358  —  59  die  Einnahmen  auf  10236  escus  12  sols  1  den.  (escu 
pour  20  sols),  die  Ausgaben  auf  10113  esc.  15  s.  8  d.;  für  1359 — 60 
noch  auf  7979  e.  2  s.  3  d.  resp.  7958  e.  5  s.  6  d. ;  für  1860—61  da- 
gegen nur  auf  1404  e.  15  s.  8  d.  resp.  1457  e.  4  s.  11  d.  Darauf  fol- 
gen Jahresbudgets,  welche  (mit  Ausnahme  des  durch  die  Kosten  grösserer 
Neuanlagen  und  namentlich  durch  die  in  einem  besonderen  Anhang  näher 
specificirten  Kosten  der  Befestigung  eines  Klosters  sehr  erhöhten,  jedoch 
nur  unvollständig  erhaltenen  Budgets  für  1363—64)  zwischen  1000  und 
1800  escus,  livres  oder  francs  balanciren.  (Die  Bezeichnungen  escu,  livre 
und  franc  wechseln  ohne  ersichtlichen  Grund  für  die  gebrauchte  Münz- 
einheit ,  die  in  den  Hauptsummen  regelmässig  zu  20  sols ,  mitunter  aber 
auch  zu  25  sols  angesetzt  ist;  in  den  einzelnen  Posten  dagegen  kommen 
nicht  nur  zahlreiche  andere  Münzbezeichnungen  vor,  sondern  es  werden 
auch  sehr  ungleiche  Beträge  von  „sols'^  bis  hinauf  zu  50  sols  als  in  je- 
dem Fall  maassgebende  Stückelung  des  escu,  livre  oder  frano  angegeben ; 
Schwierigkeiten  entstehen  dabei  namentlich  aus  der  Unsicherheit,  ob  in  den 
einzelnen  Fällen  der  sol  oder  vielmehr  die  höhere  Einheit  der  konstante 
Faktor  ist).  Sodann  wird  für  den  vierjährigen  Zeitraum  von  1374 — 78 
nur  eine  einzige  Gesammtrechnung  aufgemacht,  die  trotzdem  nur  mit 
1436  1.  11  s.  6  d.  Einnahme  und  1460  1.  5  s.  7  d.  Ausgabe,  also  mit 
einem  geringeren  Betrage,  als  die  meisten  Jahresrechnungen,  abschliesst. 
Das  nächstjährige  Budget  bewegt  sich  um  700  livres.  Dagegen  steigt  die 
Rechnung  für  1379 — 80  wieder  auf  mehr  als  2000  livres  in  Einnahme 
und  Ausgabe.  Hierbei  ist  indess  neben  dem  schon  erwähnten  Doppel- 
budget in  Betracht  zu  ziehen,  dass  diese  letzte  Rechnung  einen  Zeitraum 
von  14  Monaten  umfasst.  Denn  während  bis  dahin  das  Amts-  und  Rech- 
nungsjahr zu  Allerheiligen  begann  und  endete ,  wurde  durch  königliche 
Verordnung  v.  26.  Nov.  1380  (II  284)  das  laufende  Etatsjahr  um  2  Mo- 
nate verlängert  und  für  die  Zukunft  die  Amts-  und  Rechnungsperiode 
mit  dem  Kalenderjahr   in  Einklang   gebracht    —   Mit    dieser   im  Ganzen 
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koostanten  Yerminderang  des  zu.  yerwaltenden  Haashaltea  hängt  es  offen- 
bar zusammen ,  dass  die  ursprüngliche  Sechszahl  der  Julias  nur  bis  1364 
festgehalten  wurde,  während  in  den  nächsten  Jahren  nar  yier,  seit  1367 
nur  drei  und  seit  1372  sogar  nur  zwei  £lus  bestellt  wurden.  Diese  auf 
dem  jedesmaligen  königlichen  Mandement  beruhende  Herabsetzung  der 
Zahl  der  ]^lus  ist  zugleich  ein  neuer  Beweis  für  den  Mangel  einer  wirk- 
lichen Stadtverfassung. 

Nicht  minder  schwankend  und  unständig  nun  aber  ist  der  Inhalt 
der  einzelnen  Posten,  aus  denen  sich  der  städtische  Jahreshaushalt  zu- 
sammensetzt. 

Was  zuvörderst  die  in  den  Bechnungen  verzeichneten  Einnahmen 
angeht,  so  fehlt  es  durchaus  an  dauernden  und  nur  einigermaassen  sich 
gleich  bleibenden  städtischen  Einnahmequellen.  Die  bei  Weitem  über- 
wiegende und  in  manchen  Jahren  ausschliessliche  Einnahmequelle  bilden 
direkte  und  indirekte  Steuern.  Diese  aber  werden  immer  nur  für  einen 
bestimmten,  meist  einjährigen  Zeitraum  eingeführt  oder  doch  nur  für 
einen  solchen  Zeitraum  der  Stadt  überwiesen.  Ersteres  gilt  von  den  mit 
königlicher  Bewilligung  erhobenen  Umlagen  und  Taxen,  welche  von  Hause 
aus  einen  municipalen  Charakter  tragen.  Sie  werden  immer  nur  für 
das  laufende  Jahr  beschlossen  und  dienen  oft  zur  Deckung  eines  bestimm- 
ten einmaligen  Bedürfnisses.  In  manchen  Jahren  fiillen  sie  daher  ganz 
aus.  Dann  ist  die  Stadt  lediglich  auf  die  auch  sonst  am  meisten  ins  Ge- 
wicht fallenden  Steuerbezüge  aus  den  ihr  überlassenen  an  sich  könig- 
lichen Hebungen  angewiesen.  Der  König  selbst  bezieht  in  der  Stadt 
sowohl  ständige  als  vorübergehend  auferlegte  Abgaben,  überweist  aber 
den  von  ihm  für  die  Befestigung  der  Stadt  bestimmten  Theil  immer 
nur  für  das  betreffende  Jahr  der  städtischen  Finanz  Verwaltung.  Im 
üebrigen  wechseln  diese  IJeberweisungen  nicht  nur  nach  der  Art  der 
abgetretenen  Einkünfte  und  dem  Umfang  der  überlassenen  Quoten,  son- 
dern finden  auch  in  doppelter  Form  statt.  In  einigen  Fällen  nämlich 
wird  der  municipalen  Finanzbehörde  zugleich  die  Erhebung  der  frag- 
lichen Abgabe  übertragen.  Diese  Erhebung  erfolgt  dann,  ganz  wie  bei 
den  von  Hause  aus  municipalen  Steuern,  theils  direkt,  theils  im  Wege 
der  Verpachtung.  In  anderen  Fällen  dagegen  wird  nach  wie  vor  der 
ganze  Steuerbetrag  vom  königlichen  Einnehmer  erhoben  und  von  diesem 
der  städtische  Antheil  dem  städtischen  Einnehmer  ausgezahlt.  Letzterer 
hat  dann  statt  der  sonstigen  speciellen  Nachweisungen  einfach  den  Em- 
pfang der  aus  der  königlichen  Kasse  in  die  Stadtkasse  übergeführten 
Summe  zu  registriren.  In  der  Rechnung  für  1374 — 78  setzt  sich  sogar 
die  gesammte  vierjährige  Einnahme  lediglich  aus  derartigen  Posten 
zusammen.  Immer  aber  bleibt  neben  der  städtischen  Steuererhebung 
in  irgend  einem  Umfange  die  königliche  Steuererhebung  in  der  Stadt 
bestehen  und  wird  durch  königliche  Finanzbeamte  unmittelbar  gegen  die 
einzelnen  Bürger  und  Einwohner  ins  Werk  gesetzt.  Die  Orösse  der 
Steuerlast  jedes  Jahres  lässt  sich  daher  nicht,  wie  sonst  bei  dem  korpo- 
rativ abgeschlossenen  Haushalt  einer  mittelalterlichen  Stadt,  aus  den  in 
die  Stadtkasse  fliessenden  Beträgen,  sondern  nur  aus  deren  Zusammenfas- 
sung mit  den  die  Stadtbevölkerung  treffenden  königlichen  Steuereinnahmen 
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berechnen.  Nor  das  wechselnde  Yerhältniss  dieser  beiden  Faktoren,  nicht 
die  Veränderung  der  Gesammtbelastung  spiegelt  sich  in  den  grossen 
Schwankungen  des  städtischen  Budgets.  Ja  die  rapide  Abnahme  der  städ- 
tischen Einnahmen  mit  und  seit  dem  Jahre  1360  war  offenbar  von 
einer  beträchtlichen  Zunahme  des  Steuerdruckes  im  Ganzen  begleitet.  Die 
Rechnung  für  1360 — 61  erklärt  den  Ausfall  in  den  städtischen  Steuer- 
einnahmen ausdrücklich  aus  der  für  den  grössten  Theil  des  Jahres  vom 
Könige  vollzogenen  Niederschlagung  aller  anderen  als  der  für  seinen  Los- 
kauf bestimmten  Abgaben  (I  210).  Es  ist  aber  bekannt,  welche  Schwie- 
rigkeiten die  Aufbringung  des  enormen  an  die  Engländer  zu  zahlenden 
Lösegeldes  für  König  Johann  hatte  und  welche  finanzielle  Ueberbürdung 
des  Volkes  seitdem  auf  Jahre  hinaus  eintrat.  Die  wachsende  Grösse  des 
Steuerdrucks  lässt  sich  auch  in  unseren  Registern  aus  der  zunehmenden 
Höhe  der  als  nicht  eingegangen  verzeichneten  Beträge  und  aus  der  Länge 
der  von  den  Einnehmern  ihren  Nachfolgern  übergebenen  Restanteulisten 
erkennen.  Gehen  doch  die  letzten  Rückstände  des  Giebelgeldes  und  .der 
Weinsteuer  von  1363  erst  1379  ein  (ü  187). 

Wenden  wir  uns  nun  zur  Betrachtung  der  einzelnen  Steuern,  so 
treten  uns  vor  Allem  indirekte  Steuern  Jahr  für  Jahr  als  die  wich- 
tigste Einnahmequelle  der  Stadt  entgegen.  Sie  haben  fast  ausnahmslos 
den  Charakter  von  Verkehrssteuem ,  indem  sie  theils  als  Zölle  auf  den 
eingehenden,  ausgehenden  und  durchgehenden  Waaren  lasten,  theils  bei 
den  in  der  Stadt  vollzogenen  Waaren  Umsätzen  als  Verkaufsabgaben  ent- 
richtet werden.  Nur  beim  Wein  kommen  auch  andere  Besteuerungsfor- 
men vor.  Dabei  bleibt  kein  Artikel  des  Handels  oder  der  gewerblichen 
Produktion  verschont.  Wein,  Getreide,  Mehl,  Brod  und  andere  Back- 
waaren,  Fleisch,  Geflügel,  Honig,  Früchte,  Gewürze,  Salz,  Stroh,  Heu 
und  Hafer,  Holz  und  Kohle,  Schiefer,  Steine,  Kalk,  Kerzen,  Wolle  und 
Leinenzeug,  Tuchwaaren  und  Gewebe  jeder  Art,  Pelzwerk,  Waffen,  Sil- 
ber, Kupfer,  Pergament,  Leder,  Eisenwaaren,  die  Arbeitsprodukte  der 
Töpfer,  Seiler,  Sattler,  Glaser,  Schuhmacher,  Handschuhmacher,  Schlosser 
und  so  mancher  anderer  Gewerke  werden  speciell  mit  ihren  Steuersätzen 
und  Steuererträgen  aufgeführt.  Näherer  Forschung  sind  hier  zur  Ermit- 
telung des  Standes  von  Handel  und  Gewerbe  im  damaligen  Tours  die 
ausgiebigsten  Hülfsmittel  geboten.  Die  Steueransätze  erfolgen  nach  ver- 
schiedenen Maassstäben,  indem  bald  feste  Beträge  nach  der  Stückzahl 
oder  nach  Maass-  oder  Gewichtseinheiten,  bald  procentuale  Abgaben  nach 
dem  Werth  gefordert  werden.  Letzteres  ist  durchgängig  bei  den  Abgaben 
von  den  in  der  Stadt  geschlossenen  Waaren  verkaufen  der  Fall.  Die  von 
der  städtischen  Finanzbehörde  erhobenen  Steuern  dieser  Gattung  belaufen 
sich  in  den  ersten  beiden  Jahren  bei  den  meisten  Artikeln  auf  2  sous 
pour  livre  (also  ^|io)  ^^^  ^®^  ^^^  übrigen  auf  12  deniers  p.  1.  (*'jo)> 
später  dagegen  (ersichtlich  zuerst  1363)  blos  auf  6  den.  (^|4  0^  ^"^  ^^i^ 
1367  nur  noch  auf  4  den.  p.  1.  (^|eo)-  Dafiir  scheint  der  König  in  den 
ersten  Jahren  mit  Ausnahme  weniger  vorbehaltener  Artikel  besondere 
Verkehrssteuem  für  sich  im  Stadtgebiet  nicht  bezogen  zu  haben,  während 
er  seit  1360  durch  den  Einnehmer  der  Kriegssteuem  eine  allgemeine 
Verkehrssteuer  von   12  deniers  pour  livre  (1367  sogar  von  18  den.)  noch 
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neben  der  gleichartigen  städtischen  Steuer  (II  141  N.  l)  erheben  lässt. 
Doch  überweist  er  dann  mehrfach  wieder  den  sechsten  Theil  dieser  Ein- 
nahme der  Stadt  für  ihr  Befestigungswerk  (I  214,  II  165,  187,  213; 
im  Jahre  1367  II  10  den  vierten  Theil).  —  Was  die  Stadt  an  Zöllen 
und  Waarenabgaben  selbst  zu  erheben  hat,  lässt  sie  nur  zum  kleineren 
Theil  direkt  zu  ihren  Händen  („en  la  main  de  la  yille")  eintreiben  (so 
1358  I  11 — 12  die  Posten  nr.  36 — 44).  In  der  Hauptsache  und  je  spä- 
ter desto  ausschliesslicher  verpachtet  sie  die  einzelnen  nach  Steuerobjek- 
ten specialisirten  Einnahmeposten  an  die  Meistbietenden.  Aus  dem  Ver- 
zeichniss  der  Pachteingänge  von  diesen  zahlreichen  „fermiers  des  impo- 
sicions"  setzt  sich  stets  ein  Hauptposten  des  Einnahmeregisters  zusam- 
men. —  Gewisse  Steuerobjecte  indess  werden  in  der  einen  oder  anderen 
Beziehung  abweichend  behandelt  und  deshalb  regelmässig  auch  äusserlioh 
besonderen  Hauptrubriken  unterstellt  So  werden  die  während  des  füuf- 
zehntägigen  Marktes  von  St.  Christofle  verkauften  Tuohwaaren  niedriger 
besteuert  (I  17  nr.  66,  120  nr.  581,  182  nr.  973),  unter  Ezemption  von 
der  all  gemeinen  Steuerverpachtung  zeitweise  direkt  an  die  Stadt  verzollt 
(I  326,  II  8  nr.  31  —  32),  endlich  zum  Gegenstand  besonderer  Steuer- 
verpachtung gemacht  (11  93  nr.  424).  Eine  vielfach  eigenthümliche  Be- 
handlung erfahren  ferner  die  mannichfachen  und  ergiebigen  Abgaben  vom 
Wein.  Die  Stadt  befasst  sich  im  Jahre  1358  selbst  mit  dem  Detail  ver- 
kauf des  in  natura  an  sie  gelieferten  Weins  (I  3  ff.).  Eingangszölle  (I 
327  ff.)  und  Ausgangszölle  (I  271,  327,  363)  werden  zeitweise  direkt 
durch  städtische  coUecteurs  an  den  einzelnen  Thoren  erhoben.  Im  Jahre 
1363  wird  aller  in  städtischen  Häusern  mit  Ausnahme  der  geistlichen 
Gebäude  vorhandene  Wein  mit  einer  einmaligen  Abgabe  belastet,  welche 
nach  Parochieen  eingesammelt  wird  (I  271 — 72).  Mit  besonderer  Regel- 
mässigkeit aber  wird  eine  Schanksteuer  von  dem  in  der  Stadt  im  Detail 
verkauften  Wein  erhoben  (vgl.  schon  1358  I  19),  welche  seit  1363  unter 
dem  Namen  des  .,appetiBsement  des  mesures  k  vin"  Jahr  für  Jahr  beson- 
ders verpachtet  wird.  Sie  beträgt  ungefähr  den  zehnten  Theil  (II  141 
nr.  1\  Gerade  diese  Steuer  wird  auch  in  den  späteren  Jahren  vom  Kö- 
nige durch  mehrfach  erneuerte  Koncessionsurkunden  vollständig  der  Stadt 
überlassen.  Umgekehrt  behält  sich  der  König  schon  in  den  ersten  Jahren 
den  auf  Loire  und  Cher  für  Kriegszwecke  erhobenen  Salzzoll  von  2  escus 
für  den  Scheffel  vor,  gewährt  indess  1358  und  1359  den  vierten  und 
1361  den  dritten  Theil  dieser  Einnahme  an  die  Stadt  (I  12,  113,  237; 
daneben  städtische  Eingangs-  und  Ausgangszölle  auf  Salz  I  11  und  123). 
Ebenso  scheint  er  sich  stets  das  Getreideungeid  in  der  Hauptsache  reser- 
virt  zu  haben;  durch  Verfügung  vom  10.  Sept.  1369  (11  57)  weist  er  den 
„Beceveur  des  aides  pour  la  guerre'*  zur  Auszahlung  des  zehnten  Theiles 
der  Jahreseinnahme  aus  der  Mahlsteuer  und  gewissen  Weinsteuern  an 
die  Stadt  an. 

Neben  allen  diesen  Verkehrssteuern  treten  directe  Steuern  ver- 
schiedener Art  auf.  Zunächst  begegnet  gleich  1358 — 59  eine  Steuer  von 
allen  „rentes  et  louages  de  maisons*'  mit  Ausnahme  der  geistlichen 
Besitzungen.  Sie  beträgt  4  sols  pour  livre  und  für  die  Renten  auswärts 
wohnender  Besitzer  von  städtischen  Häusern  sogar  die  Hälfte,   und   wird 
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auf  ein  Jahr  für  1500  livres  verpachtet.  Dieselhe  Abgabe  kehrt  1364  und 
1865  in  der  Herabminderung  auf  2  sols  pour  livre  wieder  (I  327  u.  358), 
während  sie  1367  im  Betrage  von  18  den.  p.  1.  von  Einwohnern  und  3  sols 
von  Fremden  erhoben  wird  (II  10).  Die  Steuer  wird  aber  nunmehr  nicht 
wieder  verpachtet,  sondern  unmittelbar  nach  Parochien  eingesammelt,  so 
dass  die  darüber  angelegten  Verzeichnisse  einen  Einblick  in  den  Gesammt- 
betrag  der  von  den  weltlichen  Hauseigenthümern  bezogenen  Grundzinse 
und  Miethen  gewähren.  So  beträgt  in  der  Eechnung  för  1364 — 65  die 
wirklich  eingegangene  halbjährige  Steuerrate  aus  den  10  vom  Jakobiner- 
thor abwärts  gelegenen  Parochien  246  francs  11  s.  4  d.  (francs  pour  25 
sols),  die  geschuldete  Steuer  dagegen  im  Ganzen  462  L  9  s.  9  d.,  was  (bei 
Zugrundelegung  der  Münzeinheit  zu  25  sols)  einem  Jahresbetrage  von 
11550  1.  14  8.  7  d.  besteuerten  Renten  entsprechen  würde.  —  Eine  andere 
direkte  Steuer  wird  unter  dem  Namen  „Fouage"  (oder  auch  „taillee")  in 
mehreren  Jahren  auf  die  einzelnen  Einwohner  umgelegt  und  nach  Parochien 
eingesammelt.  Im  Jahre  1359 — 60  beläuft  sich  der  Betrag  dieses  Herd- 
geldes, über  dessen  Vertheilung  nichts  Näheres  erhellt,  auf  1351  esc.  9  s. 
3  d.  (I  114 — 115);  im  Jahre  1360  -61  wird  ein  ähnliches  Herdgeld,  das 
für  den  geringsten  Hausstand  4  deniers  für  die  Woche  und  im  Uebrigen 
verhältnissmässig  mehr  betragen  soll,  ein  halbes  Jahr  hindurch  erhoben, 
um  davon  zwei  als  Geiseln  für  den  König  nach  England  gesandte  Bürger 
zu  bezahlen  und  den  Rest  zur  Befestigung  zu  verwenden,  und  ergibt 
205  esc.  18  s.  5  d.  (I  213—214);  im  Jahre  1367-— 68  wird  ein  „demi- 
fouage"  in  halber  Höhe  des  gleichzeitig  dem  Könige  in  der  Stadt  zukom- 
menden fouage  ausgeschrieben,  worauf  129  1.  5  s.  7  d.  eingehen  (11  12 — 13). 
Wie  schon  aus  dem  letztgedachten  Posten  ersichtlich  ist,  erhebt  auch  der 
König  in  der  Stadt  unmittelbar  von  den  einzelnen  Einwohnern  ein  Herd- 
geld. Für  das  Jahr  1365 — 66  schenkt  er  der  Stadt  750  livres  „a  prendre 
sur  la  recepte  du  fouage  qui  estoit  lev^  en  la  dicte  ville  pour  la  provision 
du  Royaume"  (I  363),  und  für  die  Jahre  1374 — 78  tritt  er  ihr  den  dritten 
Theil  der  Einnahme  aus  dieser  Steuer  ab  (II 165).  Später  wird  auch  dem 
Herzog  von  Anjou  der  Bezug  eines  gleich  grossen  fouage  in  der  Stadt  und 
ihrer  Bannmeile  bewilligt,  wovon  dann  wieder  1379 — 80  die  Hälfte  der 
Stadt  für  ihr  Befestigungswerk  geschenkt  wird  (II  217).  —  An  Stelle  der- 
artiger Personalsteuern  wird  in  einer  Reihe  von  Jahren  unter  dem  Namen 
„Fes tage"  eine  städtische  Haussteuer  ausgeschrieben,  welche  in  einer 
festen  Abgabe  für  jeden  Giebel  (fest)  und  der  entsprechenden  halben  Ab- 
gabe für  jedes  Schirmdach  (appentiz)  besteht.  Sie  beträgt  für  1363 — 64 
(I  269)  6  sols  auf  den  Giebel  und  3  sols  auf  das  Schirmdach,  für  1369—70 
(II  52),  1370—71  (II  88)  und  1372—73  (II  135)  nur  5  sols  resp.  2  sols  6  de- 
niers. Ueber  die  Steuerpflicht  der  geistlichen  Grundeigenthümer  kommt 
es  dabei  zu  mancherlei  Kontentionen.  Insofern  die  Geistlichkeit  wider- 
spricht, vermag  die  Stadt  die  Erhebung  des  Giebelgeldes  nicht  durchzu- 
setzen (II  136  nr.  590).  Zum  Theil  indess  gestatten  der  Erzbischof  und 
andere  geistliche  Vorsteher  gegen  besondere  Vergütungen,  welche  dann  als 
städtische  Ausgabeposten  gebucht  werden  (II  80  nr.  364,  117  nr.  538,  153 
nr.  662),  die  Erhebunp:  der  Giebelsteuer  auf  ihren  Besitzungen.  Das  festage 
wird  nach  Parochien  fizirt  und  in  den  einzelnen  Parochien  von  städtischen 
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Einnehmern  gesammelt.  Dabei  wird  das  Schirmdach  als  „halber  Giebel'' 
gerechnet  Eine  Addition  der  in  den  verschiedenen  Stadtvierteln  be- 
steuerten Giebel  ergibt  für  1369—70  die  Zahl  1291  V>,  für  1272—73 
die  Zahl  1267  ^/j.  Die  Steuerbeträge  gehen  jedoch  sehr  unvollständig  ein. 
Ans  der  langen  Restantenliste,  welche  der  Einnehmer  für  1370 — 71  noch 
bei  der  Rechnungslage  von  1378  dem  derzeitigen  Einnehmer  übergibt  (II 
123 — 129),  lassen  sich  zugleich  Schlüsse  auf  die  Yertheilung  des  Grund- 
eigenthums  in  der  Stadt  ziehen.  Es  scheint  danach,  als  sei  dasselbe  haupt- 
sächlich in  den  Händen  der  Geistlichkeit,  des  Adels  und  einzelner  ange- 
sehener Bürger  gewesen,  während  die  geringeren  Bürger  und  Gewerbtrei- 
benden  die  von  ihnen  bewohnten  Häuser  nur  gegen  Zins  oder  Miethe 
innehatten.  So  wird  Jehan  de  Brion,  königlicher  Bailli  und  seit  1370 
königlicher  Rath,  in  fast  jeder  Parochie  als  Schuldner  von  Giebelgeld  für 
zusammen  14  fests  und  11  appentiz  notirt.  Ebenso  kehren  die  Namen  der 
sonst  als  Beamte  des  Königs,  als  Rechnungsrevisoren,  als  £lus  u.  s.  w.  er- 
wähnten Personen  in  dieser  Liste  mehrfach  wieder.  —  Endlich  sind  als 
direkte  Steuern  die  in  verschiedenen  Jahren  für  ein  bestimmtes  einmaliges 
Bedürfniss  beschlossenen  Umlagen  oder  „Tax es''  hervorzuheben,  welche 
offenbar  in  einer  auf  die  einzelnen  Bürger  nach  Yerhaltniss  ihrer  Vermö- 
genslage vertheilten  einmaligen  Eontribution  bestanden  (I  212,  275,  329). 
Einmal  wird  in  Folge  einer  „composition''  eine  solche  Taxe  speciell  auf 
2wei  Parochien  gelegt,  weil  dieselben  eine  unter  die  Pacochien  vurtheilte 
Arbeit  an  den  Mauern  zu  ihrem  Antheil  nicht  geleistet  haben  (I  122 — 123). 
In  den  Jahren  1369 — 70  und  1370 — 71  werden  die  MitglicKier  gewisser 
Gewerbe  (taverniers,  charetiers,  cousturiers,  pasticiers,  magons,  nottonniers, 
barbiers  et  tondeurs)  mit  einer  besonderen  Umlage  beschwert,  weil  sie 
weder  in  ihrem  Gewerbebetrieb  noch  als  Hausbesitzer  von  den  sonstigen 
Steuern  für  das  Befestigungswerk  betroffen  waren  (II  53  u.  92).  Zum  Theil 
aber  wurden  auch  von  denjenigen  Einwohnern,  die  kein  Geld  kontribuir- 
ten,  Arbeiten  in  den  Stadtgräben  zur  Ausgleichung  verlangt,  wie  dies  z.  B. 
für  1359 — 1360  aus  der  Registrirung  einer  Ausgabe  für  Zusammenbringung 
und  Beaufsichtigung  solcher  Leute  erhellt  (I  192  nr.  1038). 

Neben  allen  diesen  Steuern  treten  die  sonstigen  Einnahmen  der 
Stadt  sehr  zurück.  Die  Bürgerschaft  besass  kein  oder  doch  kein  irgend 
erhebliches  eignes  werbendes  Vermögen.  Wenn  in  mehreren  Jahren 
einige  geringe  Beträge  aus  dem  Verkauf  von  städtischem  Holz  gelöst  wur- 
den (I  11,  213,  326,  II  59,  93,  216),  so  musste  vielmehr  in  der  Haupt- 
sache die  Stadt  das  für  den  Festungsbau  erforderliche  Holz  selbst  kaufen, 
soweit  nicht  etwa  der  König  Holz  aus  seinen  Waldungen  schenkte  (z.  B. 
I  89  nr.  516).  Selbst  die  Fischerei  in  den  Stadtgräben  gehörte  dem  Kö- 
nige, der  nur  einmal  für  bestimmte  Zeit  deren  Nutzung  an  die  Stadt  ver- 
lieh (I  212).  Bisweilen  sind  Einnahmen  aus  der  Vermiethung  städtischer 
Häuser  notirt,  während  im  Ganzen  umgekehrt  von  der  Stadt  weit  höhere 
Beträge  ausgegeben  wurden,  um  Gebäude  und  Geschäftslokale  für  städtische 
Zwecke  von  Privaten  zu  miethen.  Ganz  gelegentlicher  Natur  sind  die 
Einnahmen  aus  dem  Verkaufe  von  Materialien  eines  Hauses,  das  die  Stadt 
selbst  gekauft  hatte,  um  die  Steine  daraus  für  den  Festungsbau  zu  ver- 
wenden,  und  dessen  sonstige  Bestandtheile  sie  nun  anderweit  veräussertQ 
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(1268  u.  296).  Oder  aus  dem  Verkaufe  von  Pferden,  welche  für  eine 
städtische  Gesandtschaft  erworhen  worden  waren  und  nach  deren  Hückkehr 
entbehrlich  wurden  (II  69  u.  93).  —  Ebensowenig  betrieb  die  Stadt,  wie 
dies  sonst  bei  den  mittelalterlichen  Städten  der  Fall  zu  sein  pflegte,  ein 
eignes  nutzbringendes  Gewerbe.  —  Auch  bezog  sie,  da  sie  Hoheitsrechte 
nicht  besass,  keine  oder  doch  fast  keine  obrigkeitlichen  Gebühren 
und  Gefälle.  Nur  für  versäumten  Wachtdienst  wurden  ein  paar  Mal 
Geldbussen  (amandes)  zu  Gunsten  der  Stadtkasse  auferlegt  und  durch  den 
Verkauf  genommener  Pfänder  (gaiges)  realisirt  (I  276  u.  329).  Auch  dürfte 
hierher  die  in  der  Rechnung  für  1359 — 60  (I  109  nr.  530 — 531)  verzeich- 
nete Einnahme  aus  dem  „prouffit  de  Tenseigne  de  la  ville*'  zu  stellen  sein, 
falls  dabei,  wie  es  den  Anschein  hat,  an  eine  Zeichnung  von  Waaren  mit 
dem  städtischen  Stempel  zu  denken  ist.  Dagegen  war  die  berühmte  Münze 
in  Tours  ein  rein  königliches  Institut,  und  es  beruhte  lediglich  auf  könig- 
lichem Gnadengeschenk,  dass  während  zweier  Jahre  der  vierte  Theil  des 
von  der  Münze  abgeworfenen  Vortheils  mit  628  resp.  202  escus  in  die 
Stadtkasse  floss  (I  122  u.  209).  —  Wie  in  diesem  Falle  und  bei  den  zahl- 
reichen schon  erwähnten  Verleihungen  von  Quoten  der  königlichen  Steuer- 
einkünfte die  städtischen  Einnahmen  durch  Geschenke  des  Königs  ver- 
mehrt wurden,  so  gingen  der  Stadt  auch  mehrfach  direkte  königliche  Geld- 
geschenke in  fizirten  Summen  zu  (II  58,  94,  142,  166).  Ausserdem  wurden 
ihr  in  den  ersten  Jahren  von  einzelnen  Bürgern  freiwillige  Gaben  in  Geld 
und  Wein  dargebracht.  Auch  wurden  ihr  einmal  zwei  freilich  sehr  un- 
bedeutende Beträge  letztwillig  vermacht  und  von  den  Testamentsezekutoren 
ausgezahlt  (I  216  nr.  1365  u.  1366).  —  Schliesslich  deckte  die  Stadt  einen 
Theil  des  sehr  bedeutenden  Geldbedarfes  der  ersten  Jahre  durch  Anlei- 
hen. Doch  ist  von  der  Kontrahirung  einer  ständigen  öffentlichen  Schuld, 
wie  sie  sonst  für  die  städtische  Wirthschaft  dieser  Zeit  bereits  charakteri- 
stisch ist,  noch  nicht  die  Rede.  Es  wurden  nur  erstens  der  Stadt  mehr- 
fach von  einzelnen  Bürgern  kleinere  und  grössere  Summen  zur  Deckung 
des  augenblicklichen  Bedürfnisses  dargeliehen  (I  25  u.  215),  deren  Rück- 
zahlung nach  kurzer  Frist  erfolgte  (I  87  ff.  u.  194).  Zweitens  übernahm 
die  Stadt  in  den  Jahren  1358  und  1359  gewisse  Schuldverbindlichkeiten 
der  Münze  mit  der  Abrede,  dass  die  Gläubiger  (mehrere  „Changeurs")  aus 
den  Münzeinkünften  (also  wohl  aus  dem  der  Stadt  überwiesenen  Antheil 
an  denselben)  befriedigt  werden  sollten,  und  erhielt  darauf  vom  Münz- 
meister die  Beträge  von  674  esc.  8  s.  4  d.  resp.  von  40  Mark  Silber  aus- 
gezahlt (I  12  u.  109).  Auch  diese  Schuld  wurde  bald  abgetragen.  Drit- 
tens verkauften  im  Jahre  1358  vier  Elus  und  andere  Bürger  für  Rechnung 
der  Stadt,  jedoch  ohne  dieselbe  hierbei  zu  nennen  und  unter  persönlicher 
üebernahme  der  Verpflichtung,  eine  Getreiderente  und  lieferten  den  em- 
pfangenen Preis  von  500  escus  an  den  städtischen  Einnehmer  ab  (I  13). 
In  dem  Ausgaberegister  für  1358 — 59  aber  wird  neben  dem  von  der  Stadt 
geleisteten  Ersatz  für  die  bisher  entrichteten  Getreiderenten  auch  bereits 
die  Zahlung  des  Ablösungskapitals  für  dieselben  aus  städtischen  Mitteln 
rcgistrirt  (I  91   nr.  520—522). 

Werfen  wir  nunmehr  einen  Blick  auf  die  Ausgaben  der  Stadt,    so 
bietet  sich  uns  ein  ungleich  bunteres  und  lebendigeres  Bild.     Denn  wenn 
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ancfc  ftlle  die  sahlreichen  und  bis  ins  Kleinste  special isirten  Posten  der 
Ausgaberegister  irgend  eine  Beziehung  zu  der  Befesligung  und  Vertiieidi- 
gung  der  Stadt  haben,  so  dreht  sich  doch  eben  um  dieeen  Ein«n  Punkt 
dos  geüammte  municijiale  Leben  der  Zeit ,  und  es  spiegelt  sich  lost  jedtr, 
sei  es  wichtige,  sei  es  noch  so  unbedeutende  Vorgang  desselben  in  irgend 
einer  Ausgabe  wieder. 

In  dieser  Hinsicht  koniineo  dieselben  Umstände,  welche  die  Unvoll- 
ständigki-it  und  Unubgtfschlossenhuit  des  atädlischeu  Uiiuehalts  bewirken, 
seiner  Aoschiiuliuhkdt  und  Ergiebigkeit  za  Gute,  Gurade  weil  die  Stadt 
weder  Hoheitsree.hte,  noch  nutzbare  GurBclitsanie ,  noch  grösseren  Grund- 
besitz hat,  ist  sie  darauf  augewiesen,  sich  Alles,  was  sie  zur  Sesln-itung 
ihrer  Bedürfnisse  braucht,  fiir  Geld  zu  verschaffen.  Mit  geringfügigen  Aus- 
nahmen muss  sie  alle  für  den  Festungsbuu  urfordcrlichen  Malerialiun,  selbst 
Holz,  Kalk  und  Steine,  durch  Kauf  erwerben.  Sie  muss  ebenso  Alles 
kaufen,  was  an  Lebensmitteln,  Wein,  Fuitor  u.  s.  w.  für  ihre  Kechuung 
rerbrancht  wird.  Selbst  die  für  die  Stadtverwaltung  erforderlichen  Uäum- 
lichkeiten  muss  sie  miethen.  In  gleicher  Weise  lüsst  sie  fast  alle  Arbeiten 
auf  Grund  freier  Verträge  g''gen  Lohn  verrichten.  Nur  Grabe  na  rbeiten 
und  Wachtdienste  werden  zum  Theil  aus  bürgerlicher  Fruhniiflicht  gelei- 
stet: doch  wird  auch  dann  sowohl  für  die  Beköstigung  als  für  die  Leitung 
und  Beaufsichtigung  der  Arbeiter  baares  Geld  ausgegeben  und  verrechoel. 
Alle  städtischen  Beamten  und  Diener  empfangen  eine  Besoldung  in  Geld 
und  nur  in  Geld.  Jeder  der  Stadt  geleistete  besondere  Dienst  wird  mit 
Oeld  vergütet,  jede  im  städtischen  Interesse  gemachte  Aufwendung  in  Geld 
erttattet,  jeder  im  Dienst  der  Stadt  erlittene  Schaden  in  Geld  ersetzt. 
Kuri,  in  diesem  Haushalt  ist  die  G  e  Id  wirthsch  aft  in  einer  Reinheit 
darchgcfuhrl,  wie  sie  kaum  in  einem  modernen  Gemein  de  budget  anzutreffen 
«ein  mächte. 

So  gewähren  denn  in  der  That  diese  Ausgaben  Verzeichnisse  einen  Über- 
raschend vollständigen  Einblick  sowohl  in  das  tägliche  Leben  der  Stadt 
als  in  nllü  mit  diesem  sich  irgendwie  berühreuden  Ereignisse  der  Zeitge- 
schichte. In  dieser  Hinsicht  bilden  sie  natürlich  vor  Allem  eine  reiche 
Fundgrube  für  die  Lokalgesohichtu  der  Stadt  und  Provinz  und  vielfach 
Buch  für  die  allgemeine  Geschichte  Frankreichs.  Zugleich  abtr  vermögen 
sie  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  über  die  Entwicklung  der  wirth- 
Bchaftlichen ,  socialen  und  rechtlichen  Verhältnisse  Licht  zu  verbreiten. 
Insbesondere  bieten  sie  für  die  Geschichte  der  Preise  und  Löhne  ein  ge- 
waltiges Material,  dessen  Verwerthung  freilich  nur  im  Zusammenhange  sehr 
umfassender  Studien  möglich  ist.  Uns  muss  es  genügen,  kompetente  For- 
scher hierauf  aufmerksam  zu  machen.  Nur  zur  allgemeinen  Charakteristik 
der  AusgabenrEgistor  soll  hier  noch  Einiges  bemerkt  werden. 

Die  Kubriken,  noch  welchen  diu  Ausgaben  gleich  den  Einnahmen  ge- 
ordnet sind,  werden  regelmässig  mit  der  Uauptrubrik  „Achat  de  niutieres 
«t  estoffes"  eröffnet,  worauf  dann  in  mancherlei  Unterrubriken  Zusammeo- 
slellungen  der  gezahlten  Kauf  preise  für  die  beim  Festlingsbau  ver- 
wandten Materialien  folgen.  Die  Hauptrolle  spielen  dabei  die  Ausgaben 
rur  Kalk,  Holz,  Eisen,  Kupfer,  Blei,  ^Steine,  Schiefer  und  Kohle;  duneben 
begegnen  Kaufgelder  für  die  verschiedenartigsten  Werkzeuge  und  Geräth- 
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BchafteD,  für  Seile,  Nägel,  Karren,  Tragkörbe,  Lederwerk,  Laternen  u.  s.  w. 
In  einer  eignen  Rubrik  („engins  et  artillerie'*)  werden  meist  die  Ausgaben 
für  die  Armirung  der  Festungswerke  registrirt  und  hierbei  erhebliche  An- 
schaffungskosten fiir  Armbrüste  und  Wurfmaschinen  verschiedener  Kon- 
struktion, zum  Theil  auch  schon  fiir  Feuergeschütze  und  Pulver  specificirt. 
Pulver  wird  mehrfach  auch  zum  Zwecke  von  Sprengungen  und  Brand- 
legungen gekauft.  Andere  aus  städtischen  Einkäufen  herrührende  Aus- 
gaben werden  gelegentlich  in  den  verschiedensten  Rubriken  (namentlich 
auch  unter  der  Sammelrubrik  „communes  mises  en  plusieurs  choses''  und 
in  der  für  die  Kosten  der  Rechnungsführung  bestimmten  Schlussrubrik) 
vorgetragen.  So  die  Kaufpreise  für  eine  Menge  von  Gegenständen,  welche 
den  Bedürfnissen  der  städtischen  Kanzlei  dienen,  wie  z.  B.  für  Pergament 
und  Papier,  Tinte,  Wachs,  Siegel  und  Kerzen.  Femer  die  Anschaffungs- 
kosten eines  städtischen  Banners.  Sodann  die  Kaufpreise  für  Wein  und 
Brod  zur  Beköstigung  städtischer  Arbeiter,  für  Pferde  zur  Ausrüstung  von 
Boten,  für  Lebensmittel  zur  Bewirthung  von  Ehrengästen,  für  Ehrenge- 
schenke u.  s.  w. 

Li  einer  besonderen  Rubrik  („louages  de  mesons'')  werden  gewöhnlich 
die  Miethen  zusammengestellt,  welche  die  Stadt  für  die  von  ihr  benützten 
Gebäude  und  Räumlichkeiten  zahlen  muss.  Darunter  befinden  sich  regel- 
mässig bestimmte  Jahresbeträge  (meist  je  10  escus)  für  die  Miethe  von 
Häusern,  welche  ständig  als  maison  du  tablier,  als  enseigne  de  la  ville,  als 
Zeughaus,  als  Kämmerei  u.  s.  w.  benützt  werden.  Ausserdem  aber  werden 
auf  längere  oder  kürzere  Zeit  für  Beherbergung  der  im  Literesse  der  Stadt 
anwesenden  königlichen  Beamten,  für  die  Unterbringung  städtischer  Ar- 
beiter, für  die  Aufbewahrung  städtischer  Vorräthe  (z.  B.  Wein  und  Holz) 
die  geeigneten  Räumlichkeiten  gemiethet. 

Zahlreiche  und  umfangreiche  Rubriken  sind  ganz  oder  in  der  Haupt- 
sache dem  Verzeichniss  der  von  der  Stadt  gezahlten  Arbeitslöhne  ge- 
widmet. Dabei  werden  die  geleisteten  Arbeiten  stets  genau  beschrieben, 
die  Zahlungsempfänger  genannt,  die  Löhne  specificirt.  Als  Zahlungsem- 
pfänger erscheinen  häufig  Unternehmer,  welchen  dann  zugleich  der  Lohn 
für  eine  näher  bezeichnete  Anzahl  von  Gehülfen  ausgehändigt  wird.  Die 
Löhne  sind  theils  Tagelöhne  (in  vielen  Fällen  2  sols  oder  etwas  darunter 
oder  darüber),  theils  Stücklöhne,  wie  dies  meist  schon  in  der  Ueberschrift 
fyk  journ^es  et  en  taiche*'  angedeutet  wird.  Die  Gruppirung  dieser  das 
städtische  Budget  stets  in  erster  Linie  belastenden  Ausgaben  erfolgt  vor- 
nehmlich nach  Gewerben.  In  besonderen  Rubriken  werden  die  vor  Allem 
ins  Gewicht  fallenden  Auszahlungen  an  Maurer,  Zimmerleute,  Erdarbeiter, 
Kärrner,  Steinhauer,  Strassenpflasterer,  Brettschneider,  Dachdecker,  aber 
auch  die  minder  beträchtlichen  Auszahlungen  an  Schlosser,  Kahnführer 
u.  s.  w.  zusammengestellt.  Sodann  werden  in  der  Rubrik  „engins  et  ar- 
tillerie*'  neben  den  schon  erwähnten  Kaufpreisen  zugleich  die  Arbeitslöhne 
für  Anfertigung  und  Aufstellung  von  Gegenständen  der  Festungsarmatur 
verzeichnet.  Ausserdem  kehren  in  jeder  Jahresrechnung  zwei  besondere 
Rubriken  für  Frachtlöhne  wieder,  die  für  Land-  und  Wassertransport  von 
Baumaterialien  and  anderen  Artikeln  gezahlt  sind  („voitures  par  terre"  und 
;,yoitttres  par  yeaue'').     Li  anderen  Fällen  werden   sämmtliche  für  ein  in 
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1  gesiälosseneB  Werh  oder  ciaca  bestimmten  auaserord entliehen  Zweck 
peleieteten  Arbeiten  hcBonders  zusam in en gestellt.  So  die  Arbeiten  fiir  einen 
grÖSBeren  Brüokenbau ;  für  die  Befestigung  eines  Klosteni;  für  die  Ankgu 
von  Ralköfen ;  für  die  Applanirung  des  Feetungsmyons  („Abatage  et  cha- 
pleiz  d'arbree  environ  la  «Uo  pour  veoir  clerement  a  l'enlour  affin  d'ub- 
Tier  aas  malices  et  embuchemens  des  anemiz"  und  „Affoibliesemenz  des 
lieos  fore  d'environ  la  ville  de  Tours  cjue  les  anemie  ne  ee  y  puiGBent  loger 
ne  y  faire  fors");  für  die  Schleifung  eines  von  den  Engländern  geräumten 
Fort«  u.  e.  w.  Oclegentlich  begegnen  auch  sonst  noch  oianeberlei  Lohn- 
zahlungen. Selbst  der  Buchbinderlohn  für  den  Einband  unserer  Register 
ist  nicht  vergessen. 

Unter  dem  Titel  „Oaiges  et  salairea"  wcrdeo  die  aus  stSdlischen  Mit- 
teln gezahlten  6 e fa ü  1 1 e r  und  Honorare  registrirt.  Darunter  befinden 
sich  die  ständigen  Jahrgehälter  der  Elus  (SO  esous,  später  nur  40)  und  das 
gleich  hohe  Gehalt  des  Rcceveur,  welcher  Letztere  aber  ausserdem  eine 
besondere  Vergütung  für  die  Aufmachuug  der  Rechnung  und  sonstige  nach 
Ablauf  seines  Amtsjahres  aufgewandte  Bemühungen  empfängt.  Ferner  wer- 
den zum  Theil  jäbrüche  oder  monatliche  Gagen,  zum  Theil  aber  auch  aus- 
serordentliche einmalige  Honorare  an  Schreiber  (Clercs)  und  Schreiberge- 
bUlfen>  an  Thurmwächter  und  Wachtaufseher,  an  Arbeitsinspektoren ,  an 
Steuersamtnler ,  an  die  bei  der  Versteigerung  der  Steuerpachten  thätigen 
Auerufer,  an  die  mit  der  Zwangsi^introibung  Btädtischer  Forderungen  be- 
fassten  königlichen  „Sergents"  u.  s.  w.  entrichtet.  Sodann  wird  mehrfach 
ans  der  Stadtkasse  der  Sold  ron  Bewaffneten  bestrittet) ,  welche  der  Stadt 
zur  Bedeckung  ihrer  Arbeiter  und  Boten  oder  sonst  zu  ihrem  speciellen 
Schutz  zugetheilt  sind;  in  der  Rechnung  für  1359 — 60  sind  sogar  die 
„(laiges  a  gens  d'armes,  archiers  et  arbalestiers ,  qui  ont  este  et  demourä 
en  In  dicte  ville  de  Tours  et  ailleurs  pour  la  garde  et  deffense  d'icellc"  in 
Höhe  von  323  escus  5  b.  unter  besonderem  Titel  specificirt  {I  187  nr,  1001 
— 1008);  und  seit  136B  muss  die  SUdt  kraft  königlichen  Befehls  (II  32 
nr.  142)  den  vom  Könige  ernannten  Capitaine  de  ville  nebst  20  hommes 
d'armes  dauernd  aus  ihren  Mitteln  besolden.  Weiter  begegnen  die  schon 
früher  besprochenen  Jahrgehältcr  der  conaeillers  ot  avocals  de  la  ville, 
zeitweise  auch  eine  gk-ich  hohe  jährliche  „pension"  von  4  francs  für  einen 
die  Stadt  in  allen  ihren  Rechtshändeln  vertretenden  „procureur  en  Parla- 
ment". Dazu  kommen  zahlreiche  mehr  oder  minder  ständige  Honorare, 
welche  die  Stadt  für  einzelne  in  ihrem  Interesse  gemachte  Bemühungen 
sahlt.  Derartige  Zahlungen  empfangen  namentlich  auch  die  königlichen 
Boamtf'n,  insoweit  sie  der  Stadt  einen  Dienst  erweisen;  selbst  für  die  Re- 
vision der  RochnuDgen  wird  dem  königlichen  Kommissär  eino  Vergütung 
aus  der  Stadtkasse  gewährt.  Auch  an  Kirchen  und  Geistliche  werden 
(ausser  den  schon  erwähnten  Summen  für  Zulassung  der  Steuererhebung 
tuf  geistlichen  Besitzungen)  allerlei  Vergütungen  für  geleistete  Dienste  aus- 
gezahlt; feste  monatliche  Qagen  begegnen  dabei  für  G lockenläuten,  Messo- 
lesen  nnd  Gebete  (vgl.  z.  B.  I  64:  „A  monsienr  Clement  Legal,  pour  sa 
pension  d'avoir  servi  la  ville  au  moia  janvicr  derenier  passd,  en  prient 
Dieu  qne  il  la  vousist  sauver,  d'nne  messe  chascun  jour,  et  pour  U  livres 
de  cire  ä  faire  un  cierge,  I  esc.  I  s.  IV  d.").     Insbesondere  aber  empfangen 
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in  vielen  Fällen  einzelne  Bürger  und  Einwohner  ein  besonderes  Honorar 
für  ihre  im  städtischen  Interesse  aufgewandten  Bemühungen.  Neben  der 
Aufsichtsführung  über  den  Festungsbau,  der  Inspicirung  der  Wachen  und 
anderen  in  der  Stadt  selbst  übernommenen  Funktionen  spielt  hierbei  die 
Ueberbringung  von  Briefen  und  Botschaften  die  Hauptrolle.  Doch  sind 
die  betreffenden  Honorarzahlungen  nur  zum  kleineren  Theil  in  der  Rubrik 
„Gaiges  et  salaires''  verzeichnet  In  der  Hauptsache  werden  sie,  da  mit 
ihnen  regelmässig  zugleich  der  Ersatz  von  Auslagen  verknüpft  ist,  theils 
in  der  Sammelrubrik  „Communes  mises"  oder  „Despance  commune*'  unter- 
gebracht, theils  in  einer  besonderen  für  die  „Messageries  faites  en  nom  et 
pour  la  ville*'  bestimmten  Rubrik  zusammengestellt.  Die  letztgedachte 
Rubrik  nimmt,  obwohl  sie  stets  noch  der  YervoUständigung  aus  anderen 
Rubriken  bedarf,  Jahr  für  Jahr  einen  beträchtlichen  Raum  ein.  Da  hier- 
bei der  Inhalt  der  überbrachten  Briefe,  der  Zweck  der  abgeschickten  Ge- 
sandtschaften und  der  Erfolg  der  aufgewandten  Bemühungen  immer  aus- 
führlich dargelegt  wird,  bieten  gerade  diese  Ausgabeposten  ein  sehr  viel- 
seitiges Interesse.  Es  spiegeln  sich  darin  die  Verhandlungen  mit  den  Fein- 
den, die  Berührungen  mit  anderen  Städten,  die  Beziehungen  zu  umwoh- 
nenden Grundherrn,  die  Bemühungen  der  Stadt  um  die  Kanonisation  des 
Herzogs  Karl  von  Bretagne  (II  153  nr.  663),  die  Theilnahme  an  den  Ge- 
neralständen vom  Mai  1359,  die  beim  Pariser  Parlament  geführten  Rechts- 
händel und  vor  Allem  der  rege  Verkehr  zwischen  der  Bürgerschaft  und 
dem  Könige  resp.  Regenten  wieder. 

Nicht  unbeträchtliche  Ausgaben  erwachsen  ferner  der  Stadt  aus  den 
mehr  oder  minder  freiwilligen  Liberalitätsakten,  die  sich  in  keinem 
Jahre  vermeiden  Hessen.  Zum  Theil  sind  sogar  die  Ausgaben  dieser  Gbit- 
tung  unter  der  Rubrik  „Dons  pour  le  proufit  et  honneur  de  la  ville"  be- 
sonders zusammengestellt.  Es  finden  sich  darunter  Ehrengaben  an  Beamte 
und  Herrn,  die  sich  um  das  Wohl  der  Stadt  verdient  gemacht  haben; 
Hochzeitsgeschenke  an  Mitglieder  des  Provinzialadels  und  an  den  Herzog 
von  Anjou  bei  Gelegenheit  seines  Einzugs  in  die  Stadt;  Geschenke  zur  Be- 
lohnung von  Waffenthaten,  zur  Verherrlichung  einer  Festlichkeit  städti- 
scher Arrabrustschützen  und  allerlei  Trinkgelder;  Gaben,  welche  der  Er- 
langung von  Privilegien  und  Geldbewilligungen  den  Weg  bahnen  sollen. 
Mit  besonderer  Regelmässigkeit  aber  kehren  die  Ausgaben  für  die  Bewir- 
thung  städtischer  Ehrengäste  wieder,  mögen  dies  nun  vorübergehend  in 
der  Stadt  anwesende  Mitglieder  der  königlichen  Familie  oder  hervorragen- 
der Adelsgeschleohter,  oder  Abgesandte  befreundeter  Städte,  oder  feindliche 
Parlamentäre,  oder  endlich  die  in  geschäftlichen  Angelegenheiten  mit  der 
Stadtverwaltung  verkehrenden  königlichen  Beamten  sein.  In  letzterer  Hin- 
sicht werden  namentlich  bei  Gelegenheit  der  Wahlen  und  der  Rechnungs- 
revisionen den  leitenden  Beamten  von  der  Stadt  stets  feierliche  „diners" 
gegeben,  an  denen  dann  auch  die  angesehensten  Geistlichen  und  Bürger 
Theil  nehmen.  Gleiches  geschieht  zu  Ehren  der  königlichen  Einnehmer 
bei  Gelegenheit  der  von  ihnen  bewirkten  Auszahlungen  der  vom  Könige 
an  die  Stadt  überwiesenen  Beträge  (oder,  wie  es  z.  B.  II  235  nr.  951  heisst, 
„affin  d'avoir  Targent  qu*il  devoit  k  la  dite  ville"). 

Bei  solchen  und  anderen  Gelegenheiten  charakterisirt  sich  ein  erheb- 
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licher  Theil  der  städÜBchen  AuBgaben  als  Ersatz  yon  Auslagen  und 
Verwendangen.  Insbesondere  tritt  dies  in  den  Rubriken  „Communes 
mises'^  ^^eseageries*'  und  „Dons"  bervor.  So  werden  z.  B.  Jabr  für  Jahr 
Beträge  yerrecbnet>  welche  an  einzelne  Bürger  für  Hergabe  ihrer  Pferde 
und  für  sonstige  Leistungen  zur  Ausrüstung  von  städtischen  Boten  und 
Dienern  gezahlt  werden.  Ebenso  werden  die  Kosten  der  Diners  und  man- 
cher Ehrengaben  vielfach  zunächst  von  einzelnen  Bürgern  bestritten  und 
diesen  sodann  auf  eingereichte  Liquidation  erstattet  In  anderen  Fällen 
wird  eine  für  die  Beköstigung  städtischer  Arbeiter  gemachte  Auslage,  eine 
für  Aufbewahrung  und  Fütterung  eines  wegen  rückständiger  Steuern  ge- 
pfändeten Pferdes  gehabte  Aufwendung  (I  69  nr.  399)  oder  ein  im  Inter- 
esse der  Stadt  geleisteter  Yorschuss  ersetzt.  Namentlich  aber  liquidiren 
regelmässig  die  zahlreichen  städtischen  Gesandtschaften  ihre  gesammte 
Beisezehrung  und  ihre  sonstigen  Auslagen.  Hierzu  gehören  bei  den  an 
den  König  abgeordneten  Gesandtschaften,  welche  für  die  Stadt  Privilegien, 
Geschenke,  Steuererleichterungen,  Wahlmandate  und  Bestätigungen  auswir- 
ken, nicht  nur  Siegel-  und  Kopialgebühren  für  Ausfertigung  der  betref- 
fenden Urkunden,  sondern  auch  „donz  faiz  a  plusieurs  personnes'*;  man 
vgL  z.  B.  den  Ausgabeposten  von  128  1.  15  s.  10  d.,  welche  in  der  Hech- 
nung  für  1872  —  78  (II  154  nr.  664)  auf  die  Liquidation  zweier  mit 
zwei  Dienern  und  vier  Pferden  nach  Paris  entsandter  Bürger  erstattet 
werden. 

Besonderes  Interesse  bieten  die  in  den  Ausgaberegbtem  verzeichneten 
Beträge,  welche  die  Stadt  zum  Ersatz  erlittener  Schäden  zahlt. 
Sehr  häufig  begegnen  städtische  Ausgaben  für  die  Kosten  der  Heilung  von 
Wunden,  Beinbrüchen  und  sonstigen  Körperverletzungen,  welche  im  städti- 
schen Dienst,  sei  es  im  Felde,  sei  es  bei  der  Arbeit,  erworben  sind.  In 
gleicher  Weise  ersetzt  die  Stadt  alle  in  ihrem  Dienste  erlittenen  Yermö- 
genffverluste,  wie  z.  B.  den  Verlust  von  Pferd,  Sattel,  Stiefel  und  Sporen 
durch  einen  in  feindliche  Gefangenschaft  gerathenen  Boten,  den  Verlust 
eines  Loire-Schiffes  (sentine)  u.  s.  w.  Auch  bezahlt  sie  das  Lösegeld  für 
ihre  von  den  Engländern  gefangen  genommenen  Angehörigen.  Sie  ent- 
schädigt femer  die  Steuerpächter  für  gewisse  ohne  ihre  Schuld  (z.  B.  durch 
unbegründeten  Arrestschlag  eines  Dritten)  erlittene  Ausfälle.  Wenn  sie 
zur  Enteignung  von  Grundeigenthum  im  Interesse  des  Festungsbaus  schrei- 
tet, sieht  sie  sich  zur  Gewährung  einer  Entschädigung  als  verpfdchtet  an 
(man  vgL  die  Feststellung  einer  solchen  durch  den  Capitaine  de  Tours 
und  eine  Kommission  von  Bürgern  I  90  nr.  519).  Eine  allgemeine  Ver- 
bindlichkeit zum  Ersatz  von  Kriegsschäden  scheint  sie  zwar  nicht  anzu- 
erkennen, bewilligt  aber  doch  einmal  einem  durch  die  Kriegsereignisse  ge- 
schädigten Geistlichen  ein  „Geschenk  um  Gottes  willen".  Endlich  bezahlt 
sie  sogar  die  Kosten  der  Absolution  eines  Bürgers,  der  wegen  einer  im 
Interesse  der  Stadt  vollzogenen  Brandlegung  exkommunicirt  worden  war 
(166  nr.  382:  „A  Pierre  de  Combelles,  pour  paier  son  absolucion  qu'il 
avoit  est^  ex  communis,  pour  avoir  este  bouter  le  feu  k  Azay  sur  Cher  .  . 
demi-escu"). 

Zu  allen  bisher  erwähnten  Ausgaben  treten  natürlich  in  einzelnen 
Jahren  mancherlei  ausserordentliche  Ausgaben  hinzu.     So  die  Beträge 
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für  die  EäckzahluDg  städtiBoher  Anleihen;  der  mehr  als  700  esouB  betra- 
gende Aufwand  für  die  im  Jahre  1360  als  Geiseln  für  den  König  nach 
England  gegangenen  Bürger ;  die  den  Engländern  für  gütliche  Eänmung  des 
Forts  y^retz  zugestandene  Summe;  die  Kosten  der  Processe  und  des  Ver- 
gleichs mit  dem  Kapitel  u.  s.  w. 

Das  Vorstehende  wird  indess  genügen,  um  von  dem  reichen  Inhalt 
dieser  Register  wenigstens  eine  Andeutung  zu  geben.  — 

Der  Herausgeber  hat  seine  dankenswerthe  Publikation  mit  fortlaufen- 
den „Notes"  und  angehängten  „Eclairoissements''  versehen.  Ausser  den 
Bemerkungen  über  die  Beschaffenheit  der  Handschrift  und  ihrer  Verzie- 
rungen, aus  welchen  letzteren  er  einige  sehr  hübsche  Initialen  wiedergibt, 
erläutert  er  vorzugsweise  die  vorkommenden  Personen-  und  Ortsnamen. 
Auch  die  bei  Gelegenheit  der  angehängten  Eclaircissements  aus  dem  städti- 
schen Archiv  publicirten  Urkunden  hat  er  fast  ausschliesslich  unter  dem 
Gesichtspunkt  einer  Aufhellung  der  Geschichte  einzelner  Personen  und 
Familien  ausgewählt  und  gruppirt.  Diese  Urkunden  bieten  jedoch  zum 
Theil  auch  ein  allgemeineres  Interesse.  Dazu  kommen  einzelne  für  das 
Verständniss  der  Begister  selbst  sehr  wichtige  Stücke,  welche  sich  nament- 
lich in  den  l^claircissements  zum  zweiten  Bande  finden. 

Im  Interesse  einer  möglichst  vielseitigen  Benützung  der  Publikation 
wäre  eine  Ausdehnung  der  Anmerkungen  und  Erläuterungen  auf  andere 
Punkte  sehr  wünschenswerth  gewesen.  Schon  oben  ist  darauf  hingewiesen, 
dasB  es  an  den  nöthigen  Aufklärungen  über  die  städtischen  Verfassungs- 
verhältnisse und  deren  Entwicklung  fehlt.  Ebenso  werden  Angaben  über 
die  Topographie  von  Tours  und  Umgegend  vermisst.  Höchst  nützlich  wür- 
den Nachweisungen  über  das  im  Einzelnen  vielfach  sehr  verworrene  Münz- 
system der  Rechnungen  sein.  Manche  sprachlichen  Schwierigkeiten  hätten 
^r  den  Leser  geebnet  werden  können.  Und  gewiss  würde  es  dem  Her- 
ausgeber bei  seiner  vieljährigen  Beschäftigung  mit  dem  Gegenstande  leicht 
gewesen  sein,  hier  und  da  auch  durch  Bachliche  Erläuterungen  das  Ver- 
ständniss der  Rechnungen  zu  fördern.  Es  mag  hinzugefügt  werden,  dass 
auch  die  alphabetischen  Inhaltsregister,  die  der  Verfasser  ausgearbeitet  hat, 
zwar  in  Bezug  auf  Personen-  und  Ortsnamen  nichts  zu  wünschen  übrig 
lassen,  dagegen  in  Bezug  auf  die  behandelten  Gegenstände  vollständiger 
und  genauer  sein  könnten.  Vielleicht  beseitigt  der  Herausgeber  bei  den 
zu  erwartenden  weiteren  Bänden  einen  Theil  dieser  Mängel  und  sichert 
dadurch  seiner  Veröffentlichung  in  noch  höherem  Grade  die  Beachtung, 
welche  sie  verdient. 

Breslau.  0.  Gierke. 
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in. 

Die  in  Deutsohland  erlassenen  wirthschaftlichen  Gtosetse  und  Ver- 
ordnungen eto.  des  Jahres  1870. 

ZoMunmengestellt  von  Dr.   Ludwig  Elster. 
(FortseUnng.     Vergl.  8.  114.) 

D.  Txmiifport-  imd  yarkahnwMen. 

1.     G.,  betr.  die  Abändenuig  der  Wegegesetzgebnng  fQr  die  Provinz  Scbleswig-Hol-    KOnifnldi 
stein  und   die  Herbeifabrang  eines  Ausgleichs   in  der  Wegebaapflicbt  iwiscben  den  Her-    ^^^^"^»»^ 
Bogthümem  Scbleswig  und  Holstein;  d.  d.  26.  Februar  1879.     (Nr.  8.  S.  94—98). 

8.     G.,  betr.  den  Erwerb   mehrerer  Privateisenbabnen   flr  den  Staat;    d.  d.  20.  De- 
sember  1879.     (N.  46.  8.  686—670). 

Die  Staatsregiemng  wird  ermicbtigt  die  Verwaltung  and  den  Betrieb  folgender  Eisen- 
bahnontemebmongeni  nimlich: 

1)  der  Berlin-Stettiner  Eisenbabnges. 
S)  der  Magdeb.-Halberst.  Eisenbabnges. 
S)  der  Hannover-Altenbekener  Eisenbabnges. 
4)  der  Cöln-lfindener  Eisenbabnges. 
sn  ftbemehmen.    Die  bes.  Verträge  und  weiteren  Best,  sind  hier  abgedruckt. 
1.     B.,  den  Schutz  und   die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung   des  Eisenbahnbetriebes  Ktfnignich 
betr.,  d.  d.  S.Mai  1879.     (Nr.  26.  8.  611—612.)  ^^^^ 

—  Desgl.  d.  d.  26.  August  1879.     (Nr.  52.  8.  989.)   —  Desgl.  d.  d.  12.  Nov.  1879. 
(Nr.  84.  S.  1621.) 

S.     B.,  die  Einf&hrung  des  Betriebsreglements  ffir  die  Eisenbahnen  Deutschlands  in 
Bayern  betr.;  d.  d.  8.  August  1879.     (Nr.  46.  8.  766—768.) 

1.     O.,  die  Aufhebung   der  Chausseeordnung   vom  7.  Mai  1810  betr.,    d.  d.  20.  Fe- Orotshength. 
bmar  1879.     (Nr.  9.  8.  90.)  ^^• 

1.     B.,  den  Transport   des  Schlachtviehs  betr.,    d.  d.  4.  November  1879.     (Nr.  418.  FOrstenthnm 
8.  187— ISS).  Reu«  jüngere 

'  liiiue. 

E.  Berölkemngt-  imd  ArmenweMn. 

1.  Vertilgung ,    betr.  die  Vermittlung   des  fiberseebchen  Transports  von  Auswande-   Königreich 
rem,  d.  d.  17.   AprU  1879.     (Nr.   11.  8.  98—98).     Best  zum  Geschäftsbetrieb  der  Aus- ^'^^^«°**»«^^' 
wanderongs-Agenten  (vergl.  oben  B.  (Kgch.  Württemberg)  6). 

2.  Verfügung,   betr.  die  Ausstellung  von  Heimathscheinen,    d.  d.  18.  August  1879. 
(Nr.  22.  S.  166—169). 

Zum  Ausweis  über  den  Besitz  der  Staatsangehörigkeit  werden  den  Württembergischen 

Staatsangehörigen  auf  Ansuchen  Heimathscheine  ausgestellt.     Pässe  oder  sonstige  Beise- 

papiere    im  Sinne   des  Reichsgesetzes  über    das  Passwesen    v.    12.  Okt  1867  werden 

jedoch    durch   Heimathscheine   nicht  ersetzt.     Die   vorliegende  Verfügung   enthiUt   die 

weiteren  Bestimmungen. 

1.     V.,  das  Armenrecht  betr.,  d.  d.  26.  Juni  1879.     (Nr.  29.  8.  318-319).  OroMhength. 

^  ^  Baden. 

1.     V.,  das  Armenrecht  betr.,  d.  d-  2.  September  1879.     (Nr.  48.  8.  679—681).  OroMhencth. 

Hierzu :  ^•^"• 

B.,  das  Armenrecht  betr.,  d.  d.  29.  September  1879.     (Nr.  63.  8.  697—702). 

1.     V.    zur  Regelung  des   Pflegekinderwesens,    d.  d.    28.  Dezember  1879.     (Nr.  49.  <}ro»»hen«th. 

8.  561-667).  ^^\ 

1.     O.,  die  Unterbringung  verwahrloster  Kinder  betr.,  d.  d.  20.  Mai  1879.     (Nr.  81.  Herzogthom 
8.  156-169.)  ^tÄ. 
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FÜntenthom 
Reau  S.  L« 


Fantenthom 
Lippe. 


Freie  Stadt 
Bremen. 


Freie  Stadt 
Hambarg. 


1.  Nachtrags-0.  zum  G.  vom  1.  Juli  1878,  die  Aasführnng  des  Bundesg.  Über  den 
Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870  betr.,  d.  d.  5.  Jnli  1879.  (Nr.  9.  S.  159 
bis  1 60.  Es  wird  verordnet,  dass  nicht  nur  jedem  hülfsbedürftigen  Deutschen ,  sondern 
auch  hülfsbedürftigen  AaslKndem  Unterstütznng  zu  gew&hren  sei. 

1.  y.,  die  Abänderung  des  §.11  des  G.  zur  Ausführung  des  Beichsgesetzes  über 
den  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870,  vom  12.  Sept  1877  betr.,  d.  d.  9.  Okt. 
1879.     (Kr.  30.  S.  835 — 886.)     Handelt  über  die  Deputation  für  das  Heimathwesen. 

1.  G.,  betr.  Aufhebung  des  §.  1  Abs.  2  (letzter  Satz)  der  V.  vom  2.  Januar  1871 
wegen  Ausführung  des  Bundesgesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz ,  d.  d.  2.  Nov. 
1879.     (Nr.  33.  S.  854.) 

2.  G.  wegen  Abänderung  des  G.  vom  1.  Dez.  1878,  betr.  die  stadtbremiscbe  Ar- 
menpflege, d.  d.  23.  Nov.  1879.     (Nr.  35.  S.  363—365) 

1.  B. ,  betr.  die  Beförderung  von  Auswanderern  vom  Bestimmungshafen  ins  Innere 
des  Landes,  d.  d.  30.  Mai  1879.     (Nr.  25.  S.  129—130.) 


Könicreich 
Bayern. 

Königreieh 
SacbMn. 


Oronheraof- 
thnm  Meck- 
lenburg- 
Schwerin* 


Orotshenog- 

thnm  Meck- 

lenbnni:  Stre- 

litz. 


Oronherxog- 

thum  SachMQ- 

Weimar. 

OroMherxoff- 
tham  Olden- 
burg. 


Herzogthnm 
Sachsen-Al- 
tenburg. 


Fttrstenthnm 
Waldeck. 


F.    Müns-,  Bank-  imd  yergiekenmggweton,  Sparkassenweten. 

1.  G.,  die  Pensionsanstalt  für  die  Wittwen  und  Waisen  der  Advokaten  des  König- 
reiches betr.,  d.  d.  18.  Aug.  1879.     (Nr.  52.  S.  987—- 988.) 

1.  G.,  die  veränderte  Einrichtung  der  Altersrentenbank  betr.,  d.  d.  2.  Jan.  1879. 
(Stück  1.  Nr.  4.  S.  3—11.)  Hierzu:  AusfÜhrungs-V.  des  Finanz-Ministeriums  zu  dem  G. 
vom  2.  Jan.  1879,  die  veränderte  Einrichtung  der  Altersrentenbank  betr.,  d.  d.  8.  Febr. 
1879.     (Stück  2,  Nr.  11.  S.  18—48.) 

2.  G.,  die  Kraftloserklärung  inländischer,  auf  den  Inhaber  lautender  Werthpapiere 
and  einige  damit  im  Zusammenhange  stehende  Bestimmungen  betr.,  d.  d.  6.  März  1879. 
(Stück  4,  Nr.  21.  S.  75—83.) 

1.  B.,  betr.  das  SUtut  der  Kaiser  Wilhelms-Spende,  d.  d.  8.  Mai  1879.  (Nr.  17. 
8.  109—124.) 

2.  B.,  betr.  die  Statuten  des  ritterschaftlicben  Kreditvereins,  d.  d.  16.  Juni  1879. 
(Nr.  81.  S.  316  u.  Beilage  zu  Nr.  31.  S.  1 — 4.)  Es  handelt  sich  hier  um  eine  andere 
Fassung  der  §§  70 — 75  der  Statuten  vom  19.  Dez.  1840;  die  bez.  §§.  handeln  „von 
Beitreibung  der  Zinsen  und  Kapital-Abtrags-Rückstände.'* 

Ueber  einige  allerdings  unwesentliche  Statuten- Veränderungen  der  Mecklenburgischen 
Hagel-  und  Mobiliar-Brand- Versicherungs-Gesellschaft  zu  Neubrandenburg,  wie  der  mit- 
verwalteten Immobiliar-Brand-Versicherungsgesellschaft,  desgl.  der  Statuten  der  Mecklen- 
burgischen Hypotheken-  und  Wechselbank  in  Schwerin,  der  Rostocker  Bank,  wie  endlich 
der  Domanial-Brandversicherungsanstalt  vom  1.  Mai  1874,  siehe  Regiemngs-Blatt  Nr.  17, 
26,  81,  55.  — 

1.  B.,  betr.  die  Kaiser  Wilhelms-Spende,  d.  d.  10.  Mai  1879.  (Nr.  18.  S.  101 
bis  119.) 

2.  Publikandum,  betr.  die  Abänderung  der  §§  70 — 75  der  Statuten  des  ritterschaft- 
lichen Kreditvereins,  d.  d.  24.  Juni  1879.     (Nr.  43.  S.  398—401.) 

(vergl.  die  bez.  Best.  Meckl.-Sch.  sub  2.) 

Bezüglich  weiterer  Versicherungs Verordnungen  siehe  die  Nrn.  2,  4,  11,  13  und  28. 

1)  B.,  das  Statut  der  Kaiser- Wilhelms-Spende  betr.,  d.  d.  17.  Mai  1879.  (Nr.  22. 
S.  333 — 350)  Hierzu:  Verleihung  der  Rechte  einer  milden  Stiftung  an  dieselbe,  d. 
d.  25.  Sept.  1879.  (Nr.  40.  S.  508.) 

1.  B.,  betr.  das  Statut  der  „Kaiser- Wilhelms-Spende'S  Allgemeine  deutsche  Stiftung 
für  Alters-,  Renten-  und  KapiUl- Versicherung,  d.  d.  13.  Mai  1879  (Stück  22.  S.  399 
bis  420.) 

2.  G.,  betr.  Abänderung  einiger  Best,  des  G.  vom  4.  April  1865,  betr.  die  Reor- 
ganisation der  Ersparungskasse,  d.  d.  14.  März  1879.     (Stück  12.  S.  140 — 142.) 

1.     G.,  die  Landes-Jmmobilien-Brandversicherungsanstalt  betr.,   d.  d.  7.  April  1879. 
(Nr.  25.  S.   119—189.) 
Hierzu : 

a)  Höchste  V ,  die  Ausführung  des  G.  über  die  Landes-Immobiliar-Brandversiche- 
rungsanstalt  betr.  d.  d.  8.  April  1879.     (Nr.  26.  S.  139—150.) 

b)  V.,  die  Landes-Immobiliar-Brandversicherungsanstalt  betr.,  d.  d.  1.  Mai  1879. 
(Nr.  29.  S.  155.) 

1.    B.,  die  Kaiser-Wilhelms-Spende  betr.,   d.  d.  9.  Mai  1879.     (Nr.  6.  S.  47—57.) 
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1.     G.,  betr.  die  Wittwenaostalt  f&r  bürgerliche  Beamte,  d.  d.  9.  Okt.  1879.    (Nr.  38.  Freie  Stadt 
8.  SS9— 347.)  Bremen. 

1.    Beyidirte  Leibhaos-OrdnaDg,  d.  d.  5.  Dez.  1879.     (1.  Abth.  Nr.  86.  8.  380-385.)  Fnd«  Stadt 

S.     B.,   betr.  Usancen  beim  Effektenhandel,    d.  d.  S.  Jan.  1879.     (8.  Abth.   Nr.  1.  ^•^^f^- 
8.  809—814.) 

O.    TinamweMB. 

1.     G. ,  betreff,  die  Bestenemng  des  Gewerbebetriebs  im  Umhersiehen.    d.d.  10.  Mftn    KOnlfreich 
1879.     (Nr.  10.  8.  143—161.)     Hierzu :  B.,  den  VoUang  des  Gesetzes  vom  10.  M&rz  1879     ^^^^' 
Qber  die  Besteaening  des  Gewerbebetriebs   im  Umherziehen  betr.    d.  d.  16.  Mftrz  1879. 
(Nr.  18.  8.  171—808.) 

8.     G.  über  die  Erbschaftssteuer,     d.  d.  18.  Aug.  1879.     (Nr.  51.     8.  883—900.) 
Hierzu : 

B. ,  den  Vollzug  des  Gesetzes  über  die  Erbschaftssteuer  betr.,  d.  d.  21.  8ept.  1879. 
(Nr.  66.     8.  1211—1849.) 

3.  G.  Über  das  Gebührenwesen,     d.  d.  18.  Aug.  1879.     (Nr.  58.     8.  903 — 987.) 
Hierzu: 

B. ,   den  Vollzug  des  Gesetzes  über  das  Gebühren wesen   v.  18.  Aug.  1879  betr., 
d.  d.  86.  8ept.   1879.     (Nr.  67.     8.  1881.) 

4.  K.  A.  V.,  das  Verfahren  in  Zollstrafsachen  betr.,  d.  d.  1.  Oktober  1879. 
(Nr.  78.     8.  1379—1408.) 

5.  B. ,  die  Wechselstempelsteuer  und  das  Verfahren  bei  Zuwiderhandlungen  gegen 
das  Wechselstempelsteuerges.  betreff. ,  d.  d.  8.  Okt.  1879.     (Nr.  78.     8.  1409.) 

In  Wechselstempelhinterziehungen  bleiben  zum  Verfahren  im  Verwaltungswege  die 
k.  SentJLmter  zustandig.  Das  Verfahren  richtet  sich  im  Allgemeinen  nach  den  Vor- 
schriften Über  das  Verfahren  in  Zollstrafsachen. 

6.  G.  den  Malzaufschlag  betr.,  d.  d.  31.  Oktober  1879. 

1.     B.  den  8pielkartenstempel  betr. ,  d.  d.   18.  Mai  1879.     (8tück  7,  Nr.  51,  8.  808    K0nignich 
— 809.)     Bezieht  sich  auf  die  zur  Abstempelung  von  8pielkarten  ermiLchtigten  Zoll-  und     Sscheeii. 
8teiierlmter. 

8.  G. ,  einige  Abänderungen  des  G.  über  die  Erbschaftssteuer  betr. ,  d.  d.  3.  Juni 
1879.  (8tflck  8,  Nr.  58,  8.  818 — 819.)  Bezieht  sich  auf  einige  Best,  in  Bezug  auf  die 
Zuständigkeit  der  Gerichte  und  das  8trafTerfahren  wegen  Zuwiderhandlungen. 

3.  G. ,  einige  Abänderungen  des  G.  über  den  Urkundenstempel  betr.,  d.  d.  3.  Juni 
1879.     (8tück  8,  Nr.  59,  8.  819—880.)     8trafverfahren  wegen  Zuwiderhandlungen. 

4.  B. ,  die  Besteuerung  des  Wanderlagerbetriebs  betr.,  d.  d.  1.  Dez.  1879. 
(Stück  18,  Nr.  182,  8.  415.) 

1 .     G  ,  betr.  das  Verfahren  der  Verwaltungsbehörden  bei  Zuwiderhandlungen  gegen    Königreich 
die  Zoll-  und  Steuergesetze,  d.  d    25.  August  1879.     (Nr.  25.     8.  259  —  271.)  WÄrttemberg. 

1.     G.,  die  Aufbringung  des  Gemeindeaofwandes  in  den  Städten,  welche  der  Städte- Orotshength. 
Ordnung  unterstchen,  betreffend,  d.  d.  6.  Februar  1879.     (Nr.  7.     8.  63—70.)  ^■**^- 

8.  G.,  die  Aufbringung  des  Gemeindeaufwands  betreffend,  d.  d.  84.  Februar  1879. 
(Nr.  8.     8.  71—81.) 

3.  G.,  die  Branntweinsteuer  betr.,  d.  d.  18.  Dezember  1879.   (Nr.  61.   8.  853 — 854.) 
Hierzu : 

V.,  die  Branntweinsteuer  betr.,  d.  d.  18.  Dezember  1879.     (Nr.  61.    8.  855—856. 

4.  B.,  die  Neckarzollgerichte  betr.,  d.  d.  26.  Juni  1879.     (Nr.  29.     8.  380.) 
Bezieht  sich  auf  die  Aufhebung  dieser  Zollgerichte. 

5.  V. ,  den  Vollzug  des  Erwerbsteuergesetzes  vom  25.  August  1876  betr. ,  d.  d. 
16.  Februar  1879.     (Nr.  5.     8.  15—21.) 

6.  B. ,  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  betr. ,  d.  d.  89.  No- 
vember 1879.     (Nr.  59.     8.  844) 

Taxe  für  Legitimationsscheine  (s.  oben  B.  [Grossh.  Baden]  18). 
1.     V..    die  allgemeine  Einführung  von  Stempelmarken  betr.,    d.  d.  80.  September OroMhength. 
1879.     (Nr.  49.     8.  683—685.)     Hierzu :  B.,  die  allgemeine  Einführung  von  Stempelmar-     fl«««n- 
ken  betr.,  d.  d.  23.  September  1879.     (Nr.  49.     8.  685—686.) 

1.     B.  zur  Ausf&hrung  des  Beichsgesetzes  vom  3.  Juli  1878,  betr.  den  Spielkarten- Oronhength. 
Stempel,  d.  d.  16.  Mai  1879.     (Nr.  19.     8.129-130.)  "säSJeri^" 

Bezieht  sich  auf  Aenderungen  und  Ergänzungen  in  dem  Verzeichniss  der  zur  Ab- 
stempelung von  Spielkarten  ermächtigten  Zoll-  und  Steuer-Stellen. 
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2.  V.f  zur  Abänderung  der  revidirten  Eollateral-Erbsteaer-Ordnung  vom  11.  Sep- 
tember 1858,  d.  d.  24.  Juni  1879.     (Nr.  34.     S.  379—381.) 

3.  V.    zur  Abänderung   der  V. ,    betr.    die  Stempelsteuer   vom    18.  Oktober    1873, 
d.  d.  25.  Juni  1879.     (Nr.  34.     S.  381—384.) 

OroMherzgth.  1.     B.,  betr.  die  zur  Abstempelung  von  Spielkarten  ermächtigten  Zoll-  and  Steuer- 

**«^*~^"«- behörden,  d.  d.  20.  Mai  1879.     (Nr.  22.     S.  141—142.) 

OroBsherzgth.  1-     ^- >    cli^  Rechte   an    den    auf  den  Inhaber  lautenden  Staatsschuldurkunden    und 

Sachsen-      die  Kraftloserklärung  der  leUteren  betr. ,  d.  d.  9.  April  1879.     (Nr.  13.     S.  145—163.) 
Weiroar.  2.     Provisorisches   G.     wegen   Einführung    des    königl.    Bayrischen    Gesetzes     vom 

31.  Oktober  1879,  den  Malzaufschlag  betr.,  als  Nachtrag  zu  dem  G.  vom  23.  Juni  1868 
wegen  Einführung  des  Bayrischen  Malzaufschlagsgesetzes  vom  16.  Mai  1868  im  Vorder- 
gericht Ostheim,  d.  d.  4.  November  1879.     (Nr.  44.     S.  529—633.) 
Hierzu : 

V.,  zur  Ausführung  des  vorstehenden  G.,  d.  d.  5.  November  1879.  (Nr.  44.  S.  535.) 
Oronhength.  1.     B.,  betr.  Zusatz  zu  den  Ausführungs-Best.  zum  Reichsgesetz  vom  3.  Juli  1878, 

OldenbuTf.    ^jgty    jg^  Spiolkartenstempel,  d.  d.   28.  Juli  1879.     (Stück  24.     S.  434—435.) 

Die  vorstehende  B.  erstreckt  sich  darauf,    dass  die  Herstellung   des  Buntdrucks  der 
Spielkartenbogen   in  Druckereien    ausserhalb  der  Spielkartenfabrik    der  behördlichen 
Genehmigung  bedarf  etc.,   —  wobei  eine  Buchführung  nach  Vorschrift  der  Steuerbe- 
hörde nöthig  ist. 
2.     B.,  betr.  das  Regulativ  über  die  Steuerfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerblichen 
Zwecken,  d.  d    27.  Dezember  1879.     (Stück  41.     S.  559—620.) 
Henogthnm  1.     G.,   die  Erhebung   einer  Veränderungssteuer   beim  Eigenthunswechsel   und    bei 

BrwiMchweig. Eintragung   dinglicher    Rechte    an    Grundstücken    betr.,    d.  d.  25.  Juni  1879.     (Nr.  32. 

S.  195—202.) 
Herzogthnm  1.     G.,    die  Entrichtung   der  Erbschaftssteuer    (des   sog.  Kollateralgeldes)    und    der 

iüteJb""      Groschenabgabe  betr.,  d.  d.  29   Mai  1879.     (Nr.  33.     S.  161  —  171.) 
'  Hierzu : 

V. ,   die  Ergänzung   des  Erbsthaftssteuergesetzes    vom   29.  Mai  1879  betr. ,    d.  d. 
31.  Juli  1879.     (Nr.  38.     S.  187.) 
Henogthttmer  1)  G.,  die  nachträgt.  Besteuerung  von  Neubauten  und  Bauerweiterungen  in  Städten, 

^ß^ih  ^"^  ^  welchen   die  Besteuerung   der  Gebäude   nach  dem  Miethertrage  geordnet  ist,  betr. ,  d. 
d.  4.  Juli  1879.     (Nr.  907.    S.  267—268.) 

(G.  nur  für  das  Herzogthum  Coburg.) 
Henogthnm  1.     B.  zur  Ausführung  des  G.  vom  3.  Juli  1878  betr.  den  Spielkartenstempel,  d.  d. 

^^^^      24.  März  1879.     (Nr.  520.     S.  426—426.) 
Fttntenthnin  1.     G.  einige  Abänderungen    des  O.    Über  die  Entrichtung   einer  Abgabe  von  Erb- 

^udouSS?"  ^c^^f'«**  be*r »  ^'  ^'  ®-  August  1879.     (Nr.  39.     8.  270—272.) 
Hierzu : 

V.,    betr.   die  Zuständigkeit   der  Rent-   und  Steuerämter    für  die  Regolirung  der 
Erbschaftsabgabe,  d.  d.  8.  August  1879.     (Nr.  40.     S.  273.) 
FBratenthnm  1.     G.  betr.  die  von  Wanderlagern    zu   entrichtende  Gewerbesteuer   and  Gkmeinde- 

^^htS".  *^K*H  d.  d.  22.  Februar  1879.     (Nr.  5.     S.  7—9.) 

FUntenthnm  !•  Patent,    die    für    das  Jahr  1879    zu   entrichtende  Einkommensteuer  betr.,    d.  d. 

Reuss  Mltere  6.  März  1879.     (Nr.  3.     S.  55.)    (Bezeichnet  die  Zahlungstermine.) 

Linie.  2.     G.,   die  kommunale  Besteuerung   der  Wanderlager   und  Waarenauktionen  betr., 

d.  d.   18.  April  1879.     (Nr.  5.     S.  91.) 
rontenthnm  1.     G. ,   einen  Nachtrag  zu  §.31  des  G.   über  Erhebung  der  Klassen-  und  klassifi- 

^'^^'J^  cirten  Einkommensteuer  vom  13.  April  1874  betr.,  d.  d.  12.  September  1879.     (Nr.  415. 
S.  116 — 117.)     Handelt  über  die  Strafen  bei  Verschweigung  eines  Theils  des  Einkommens. 
2.     G.,  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  betr.,  d.  d.  18.  Sep- 
tember 1879.     (Nr.  416.     S.  173—182.) 
Fttrstenthnm  i.     B.  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes  vom  3.  Juli  vor.  Js.    über  den  Spielkar- 

*''^^^-  tenstempel  betr.,  d.  d.  28.  Januar  1879.     (Nr.  10.     S.  105.) 

Es  wird  darauf  hingewiesen,    dass   für  den  Handel  mit  Spielkarten   die  allgemeinen 
Best,  des  Reichsgesetzes  gelten. 

2.  G. ,    Zusatzbest.  zu  dem  G.  vom  4.  März  1872    Über  die  Steuer  vom  Gewerbe- 
betrieb im  Umherziehen  betr.,  d.  d.  24.  Juni  1879.     (Nr.  20.     S.  205—206.) 

3.  G.,  Erhöhung  der  Hundesteuer  betr.,    d.  d.  26.  Juni  1879.    (Nr.   22.   S.  209— 
210.) 
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4.  G.,  die  Ab&ndemDg  des  G.  vom  3.  Februar  1879  betr.  die  EinfQhmDg  einer 
kUssificirten  Einkommenstener  betreffend,  d.  d.  5.  Joli  1879.     (Nr.  80.     8.  959.) 

1.     V.,  die  im  Laufe  des  Jahrs  eintretenden  Verfinderongen  in  der  Klassensteaer  und  FOntentlraa 
der  klassifieirten  Einkommensteuer  betr.,  d.  d.  16.  Januar  1879.     (Nr.  4.    S.  531—589.)      ^"^ 
Hiersu: 

V.,   die  Veranlagung  der  Klassensteuer  und   der   klassifidrten  Einkommensteuer 
betr.,  d.  d.   18.  M&rs  1879.     (Nr.  9.     8.  565.) 
Bei  Veranlagung  dieser  8teuer  sollen  di^enigen  Eintrittsgelder  und  Beitrige,  welche 
ein  Angestellter   sn  einer  Wittwenkasse  in  Folge  staatlichen  Zwanges   sn  entrichten 
bat,  von  seinem  Gehalte  in  Absug  sn  bringen  sein. 

5.  B.,  die  Besteuerung  der  Wanderlager  von  8eiten  der  Gemeinde  betreffend,  d.  d. 
S8.  August  1879.     (Nr.  24.    8.  755.) 

1.     G ,  betr.  die  Fortdauer  der  Wassersteuer,  d.  d.  93.  Mftrs  1879.    (Nr.  6.   8.  99.)  Frria  Stadt 
S.     G.,  betr.  die  Einkommensteuer  f&r  das  Jahr  1879,  d.  d.  3.  April  1879.     (Nr.  8.     ^'^"»^ 
S.  87.) 

3.  V.  fiber  die  Nachversteuerung  der  in  den  dem  deutschen  Zollgebiete  ansu- 
sehliessenden  bremischen  Gebietstheilen  vorhandenen  Bestände  ausländischer  Waaren, 
d.  d.  99.  Juli  1879.     (Nr.  19.     8.  820—221.) 

4.  V.,  betr.  die  Regelung  der  ZoUverhUtnisse,  d.  d.  29.  Juni  1879.  (Nr.  19. 
8.  221—237.) 

5.  G.,  betr.  die  Annensteuer  in  der  8tadt  Bremen,  d.  d.  31.  Desember  1879. 
(Nr.  39.     8.  401—402.) 

1.  B.,   betr.    den  Reichsstempel   von  8pielkarten,    d.  d.  25.  April  1879.     (Nr.  17.   Fnia  Stadt 
8.   120.)  Hainbui». 

2.  B.,  betr.  den  Reichsstempel  von  8pielkarten,  d.  d.  5.  8eptember  1879.  (Nr.  66. 
8.  286—287.) 

3.  B.,  betr.  die  vorläufige  Feststellung  eines  abgeänderten  amtlichen  Waarenver- 
seichnisses  sum  Zolltarif,  d.  d.  22.  August  1879.     (3.  Abth.    Nr.  4.    8.  511.) 

4.  B.,  betr.  die  Zollabfertigung  des  oberelbischen  8chiffiiahrt8verkehr8,  d.  d.  12.  Nov. 
1879.     (3.  Abth.     Nr.  5.     8.  512.) 

E.    Am  yerfoliiadeiieB  Oebieten. 
1.     G.,  betr.  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Venndgen,  d.  d.  4.  Mära    KönicrBlch 
1879.     (Nr.  8.     8.  102—108.)»)  PreMMn. 

1.     B.,  die  von  den  8tandesbeamten  fftr  statistische  Zwecke  aussuffillenden  Zählkar-   Könifralch 
ten  betr.,  d.  d.  29.  Juli  1879.     (8tück  10.     Nr.  75.     8.  312.)  Sachen. 

V.,  dass  verschiedenfarbige  Karten  f.  Lebendgeborene,  Todtgeburten  u.  Mehrlingsge- 
bnrten  benntst  werden  soUen. 
1.     Vertagung,  betr.  die  Beaufsichtigung  des  Verkehrs  mit  Fleisch,  d.  d.  21.  August   KSnifrdch 
1879  (mit  Beilage).     (Nr.  24.     8.  243— 2ö6.)  Württemberg. 

1.  G.,  betr.  die  Einrichtung  öffentlicher,  ausschliesslich  su  benutzender  8chlacht- QroMhength. 
häuser,  d.  d.  22.  Januar  1879.     (Stück  6.     8.  83—88.)  Oldenburf. 

2.  G.  über  die  Einrichtung  und  Erhaltung  des  Katasters  etc.,  d.  d.  1.  April  1879. 
(Stück  15.     8.  161—173.) 

Hieran: 

B.,  betr.  den  Eintritt  der  Wirksamkeit  des  vorstehenden  G.,  d.  d.   1.  April  1879. 

(Stück  15.     8.  174.) 

1.     G.,  betr.  das  Feuerlöschwesen,  d.  d.  7.  Januar  1879.     (Nr.  17.     8.  62 — 64.)        Henogthom 

Sachioi- 
Mdninfen, 

1.     G.,  Zusatzbest.    zu  dem  G.    über  die  Beitreibung  der  Forderungen  des  Staates,  HenogthOmer 

der  Domänen  und  der  Gemeinden  betr.,  d.  d.  7.  Juli  1879.     (Nr.  908.     S.  269—272.)      ^qJJ^J"* 

(G.  nur  für  das  Herzogthum  Coburg.) 

1)  Gesetze  über  die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen  auch  in 
Bayern ,  Mecklenburg-Schwerin ,  Mecklenburg-Strelitz  ,  Sachsen- Weimar ,  Braunschweig, 
Coburg-Gotha,  Anhalt,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Waldeck,  Beuss  j.  L.,  Lübeck,  Hamburg. 
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n. 

Die  AgrarstatlBtik  Grossbritanniena. 

Von  Prof.  H.  Pa Asche. 

England,  das  auf  den  meisten  Gebieten  des  Wirthschaftsleben  und 
der  wirthschaftlichen  Statistik  anderen  Ländern  yorausgeeilt  ist,  hat  be- 
kanntlich trotz  der  hohen  Blüthe  seiner  Landwirthschaft  der  Agrarsta- 
tistik  erst  spät  seine  Aufmerksamkeit  zugewandt.  Während  in  Irland  das 
Hungerjahr  1847  den  Beginn  regelmässiger  statistischer  Erhebungen  über 
die  landwirthschaftliche  Produktion  bezeichnet,  und  bereits  im  Jahre  1848 
die  ersten,  umfangreichen  „retums  of  Agricultural  produce  in  Ireland  in 
the  year  1847''  (97  Folio-Seiten)  erschienen,  während  in  Schottland  schon 
1853  die  ersten  „returns  relating  to  Agricultural  Statistics''  ausgegeben 
wurden,  blieb  England  noch  lange  Zeit  mit  ähnlichen  Veröffentlichungen 
im  Rückstand. 

Zwar  erfolgte  schon  im  Jahre  1845,  —  soweit  wir  nach  den  Listen 
der  Parlamentspapiere  für  die  letzten  45  Jahre  urtheilen  können,  —  die 
erste  Anregung  in  massgebenden  Kreisen,  und  im  Jahre  1847  ward  die 
erste  „Bill  to  provide  for  the  collection  of  Agricultural  Statistics''  yor  das 
Parlament  gebracht  Noch  in  demselben  Jahre  erschienen  dann  die  er- 
sten, schwachen  Versuche  einer  Agrarstatistik  unter  dem  Titel:  „Summary 
of  the  Kesults  of  the  Experiment  which  was  tried  under  the  Direction 
of  the  Lords  of  the  Committee  of  Priyy  Council  for  Trade,  in  the  Years 
1845  and  1846,  to  obtain  Agricultural  Statistics  in  the  Unions  of  Basing- 
stoke  and  Hartley  Wintney  in  England;  the  Gounty  of  Midlothian,  in 
Scotland;  and  the  Bailie  borough  Union  in  Ireland:  —  With  the  Details 
(from  which  the  Summary  is  compiled)  of  some  one  Parish  in  England 
and  Scotland  respectiyely,  and  of  a  Towland  in  Ireland,  omitting  the  ISTa- 
mes  of  Occupiers.''  (Ordered,  by  the  House  of  Gommons,  to  be  Printed, 
4.  June  1847.)  Leider  ist  den  9  Folio-Seiten  Tabellen  kein  erläuternder 
Text  beigegeben,  dem  man  entnehmen  könnte,  wie  diese  Versuche  ange- 
stellt, und  welche  Mängel  den  wenigen  Zahlen  für  einzelne  Grafschaften 
und  Unions  aller  drei  Theile  des  Königreichs  anhaften.  Die  Erhebun- 
gen erstrecken  sich  auf  den  Anbau  fast  aller  Feldfrüchte,  auch  auf  Wie- 
sen, Weiden,  Brache,  Holz  und  Oedeland,  sowie  auf  die  Anzahl  der  ge- 
haltenen Binder,  Schafe  und  Schweine;  sie  müssen  aber  doch  nur  wenig 
befriedigt  haben,  denn  bis  zum  Jahre  1854  scheinen  keine  neuen  Anre- 
gungen zu  ähnlichen  Erhebungen  im  Parlamente  laut  geworden  zu  sein. 
1856,  1857  und  1858  wurden  dann  nacheinander  drei  besondere  hüls  einge- 
bracht, um  auch  für  England  und  Wales  ebenso  wie  für  Irland  und 
Schottland  agrarstatistische  Erhebungen  ins  Leben  zu  rufen. 

Aber  auch  dieser  Anstoss  war  yorläufig  erfolglos;  denn  erst  yolle 
10  Jahre  später,  im  März  und  Juni  1866,  begann  man  mit  statistischen 
Ermittlungen  über  Englands  landwirthschaftlichen  Viehstand  und  seine 
Anbau  Verhältnisse.     1867  wurden  sodann  in  den  ersten  „Agricultural  Be- 
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tams  for  Great  Britain  with  Abstract  Retams  for  the  United  Eingdom 
1867'^  die  Besaltate  dieser  Erhebungen  mit  denen  des  Jahres  1867  der 
Oeffentlichkeit  übergeben. 

Seitdem  werden  diese  Berichte  alljährlich  ausgegeben  und  in  England 
von  den  Landwirthen  und  speziell  Ton  den  mit  der  Landwirthschaft  in 
Verbindung  stehenden  Kreisen  des  Handels  mit  Sehnsucht  erwartet  Sie 
bringen  yor  Allem  detaillirte  Angaben  über  die  Anbauyerhältnisse  der 
einzelnen  Fruchtarten  und  über  den  landwirthschaftlichen  Yiehstand  für 
Qrossbritannien  im  (Ganzen  und  für  jede  einzelne  Grafschaft  im  Besonderen. 

Es  fragt  sich  zunächst,  wie  weit  diese  Angaben,  die,  wie  gesagt,  Ton 
der  Praxis  als  Wegweiser  anerkannt  sind,  auch  auf  wissenschaftliche  Be- 
deutung Anspruch  machen  können. 

Der  Herausgeber  dieser  Zeitschrift  hat  bereits  yor  12  Jahren  in  sei- 
nem Artikel  über  „die  Statistik  der  landwirthschaftlichen  Produktion"  etc. 
(Jahrb.  X  S.  81 — 140)  die  damals  yorliegenden  Anbau-  und  Ernte-Statisti- 
ken einer  genauen  Kritik  unterzogen.  Er  stellt  mit  Recht  als  erstes  Kri- 
terium und  erstes  Erfordemiss  einer  brauchbaren  Statistik  den  Satz  auf, 
„dass  nur  das  yon  der  allgemeinen  Statistik  in  Betracht  ge- 
zogen werden  darf,  was  der  Landmann  im  Allgemeinen 
selbst  genau  anzugeben  yermag."  Dagegen  ist  aber  bei  fast  allen 
Erhebungen  mehr  oder  weniger  gesündigt,  und  zumeist  beruhen  die  An- 
gaben über  den  Anbau  der  einzelnen  Früchte  auf  Schätzungen,  die 
yielfach  yon  wenig  sachyerständigen  Kommissionen  ausgeführt  sind.  Da- 
her lautet  denn  Conrads  IJrtheil  über  den  wissenschaftlichen  Werth  der 
Anbaustatistiken  mit  yollem  Becht  sehr  ungünstig,  und  in  dieses  Ur- 
theil  sind  auch  die  englischen  Erhebungen,  die  damals  in  den  ersten  Ver- 
suchen yorlagen,  mit  einbegriffen.  Trotzdem  werden  die  Resultate  der 
nunmehr  seit  15  Jahren  in  wenig  yeränderter  Form  alljährlich  angestell- 
ten Erhebungen  nicht  werthlos  sein,  sondern  auch  für  wissenschaftliche 
Zwecke  eine  besondere  Bedeutung  beanspruchen  können,  obwohl  auch  sie 
der  Vorwurf  trifft,  dass  sie  nicht  feststehende  Thatsachen  bringen, 
sondern  auf  unsicheren  Schätzungen  basiren,  die  bei  dem  Fehlen  einer  all- 
gemeinen Landesyermessung  und  Katastrirung  in  England  schwer  zu  kon- 
trolliren  sind. 

üeber  die  Art  der  Erhebung  können  wir  nur  wenige  Andeutun- 
gen machen,  denn  die  Agricultural  retums  leiden,  wie  fast  alle  englischen 
Parlamentspapiere  statistischen  Inhalts,  an  dem  einen  Mangel,  dass  es  an 
jeder  geordneten  und  ausreichenden  Darstellung  der  Entstehung  und  der 
Schwächen  der  statistischen  Zahlen  fehlt  Sie  haben  alle  zunächst  einen 
praktischen,  nicht  einen  wissenschaftlichen  Zweck.  Es  sind 
Berichte  yon  ausführenden  Organen  an  yorgesetzte  Behörden,  yon  denen 
die  Ausführungsbestimmungen  erlassen,  denen  also  auch  die  Methoden  der 
Erhebung  bekannt  sind.  Eine  genaue  Besprechung  und  Kritik  —  wie 
wir  sie  so  yorzüglich  in  den  meisten  Publikationen  deutscher  statistischer 
Bureaus  finden  —  ist  für  jene  Zwecke  überflüssig  und  beschränkt  sich 
daher  zumeist  auf  das  AUemothwendigste. 

Soyiel  aus  den  einleitenden  Worten  des  ersten  Berichtes  yon  1867 
zu  ersehen  ist,  wurde  die  Erhebung   geleitet  durch   die  Beamten   des  In- 
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land  Reyenue  Departement  und  geschah  yermittelst  Formularen,  die  direkt 
an  die  derzeitigen  Inhaher  (occupiers)  des  Landes  und  an  die  Eigenthii- 
mer  Ton  Vieh  zur  Ausfüllung  übergehen  wurden. 

Diese  Methode  ist  für  die  späteren  Erhöhungen  heihehalten  worden. 
Nur  wo  die  Formulare  gar  nicht  oder  nicht  genügend  yon  den  Landwir- 
then  ausgefüllt  sind,  hahen  die  Behörden  durch  Schätzung  die  Lük- 
ken  zu  ergänzen.  Man  hat  dabei  stets  yersucht,  durch  Yertheilung  yon 
yorjährigen  Berichten  und  Bekanntmachung  der  Resultate  derselben  das 
Anfangs  nur  zu  natürliche  Misstrauen  der  Landwirthe  gegen  diese  Auf- 
nahmen zu  beseitigen  und  sie  zu  richtigen  Angaben  zu  yeranlassen.  Der 
Erfolg  hat  das  Unternehmen  begünstigt.  Während  1867  nur  yon  469,452 
Landbesitzern^)  ausgefüllte  Formulare  zu  erlangen  waren,  stieg  die  Zahl 
derselben  1874  auf  561,185  und  ist  seitdem  etwa  auf  dieser  Höhe  ge- 
blieben; 1875  wurden  yon  559,263,  1877  und  1878  yon  556,809,  1879 
yon  554,823  und  1880  yon  554,058  Occupiers  of  land  solche  Berichte 
abgegeben.  Namentlich  die  letzten  retums  heben  mit  besonderer  Genug- 
thuung  heryor,  dass  die  Geneigtheit  der  Landwirthe  die  müheyolle  Aus- 
füllung der  Formulare  gewissenhaft  zu  besorgen,  immer  mehr  steige,  nach- 
dem sie  eingesehen,  dass  keine  Nachtheile  aus  der  Bekanntmachung  ihrer 
Wirthschaftsweise  für  sie  entstehen.  Die  Schätzungen  der  Beamten  be- 
ziehen sich  daher  auf  immer  kleinere  Flächen,  nur  1,640,571  acres  sind 
es  1880,  die  eine  solche  Thätigkeit  derselben  erfordern,  gegen  1,768,703  acr. 
im  Jahre  1878  und  2,036,931  acr.  im  Jahre  1877.  Dabei  ist  noch  beson- 
ders zu  bemerken ,  dass  in  Schottland ,  wo  die  Erhebungen  bereits  seit 
1853  in  ähnlicher  Weise  gemacht  werden,  nur  noch  2  ^/^  der  gesammten 
Kulturfläche  durch  die  Regierungsorgane  eingeschätzt  werden  müssen. 

Die  geringe  Abnahme  in  der  Zahl  der  Berichte  gerade  im  allerletz- 
ten Jahre  wird  z.  T.  der  „depression  in  agriculture"  zugeschrieben,  indem 
in  yerschiedenen  Fällen  über  nicht  yerpachtete  nun  zusammen  mit  an- 
deren Farmen  berichtet  wurde. 

Der  Mangel  einer  allgemeinen  Landesyermessung  macht  sich  aber  bei 
all  diesen  Erhebungen  sehr  bedeutend  fühlbar,  denn  beispielsweise  hat 
sich  die  Gesammtfläche  des  kultiyirten  Landes  regelmässig  yon  Jahr  zu 
Jahr  yermehrt,  aber  ebenso  regelmässig  sahen  sich  die  Berichte  yeranlasst, 
hinzuzufügen,  dass  ein  bedeutender  Theil  dieser  Zunahmen  auf  eine  Yer- 
besserung  und  grössere  Sicherheit  der  Berichte  zurückzuführen  sein  werde. 

Man  tappt  aber  dabei  yöllig  im  Dunkeln,  weil  es  an  jeder  Kontrolle 
fehlt,  um  ermitteln  zu  können,  wieyiel  Neuland  wirklich  alljährlich  in  die 
Rotation  hin  eingenommen  ist.  Noch  der  letzte  Bericht,  yon  1880,  weist 
nachdrücklich  auf  die  Schwächen  der  Erhebung  hin  und  sagt,  dass  „bei 
dem  Fehlen  eines  yoUständigen  Katasters  stets  eine  bedeutende  Unsicher- 
heit existiren  müsse  zwischen  Grundherrn  und  Farmern  bezüglich  des  ge- 
nauen Areals  ihrer  Wirthschaften." 

Trotzdem  sind  die  Resultate  der  englischen  Berichte  im  Laufe  der 
Jahre  immer  zuyerlässiger  geworden,  und   sie  haben   yor   denen  anderer 

1)  Wo  wir  nicht  ausdrücklich  Lande! genthfimer  sagen,  sind  in  dem  Folgen- 
den mit  „Landbesitzern"  oder  „Lihabem  Ton  Land"  stets  die  „occupiers  of  land"  abo 
die  thatsftchlich  wirthschaftenden  Inhaber  Ton  Land  gemeint 
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Länder,  namentlich  auch  vor  den  Erhebungen  des  deutschen  Reiches, 
gewiss  den  einen  grossen  Vorzug,  dass  das  Rohmaterial  zum  über- 
wiegend grossem  Theile  yon  den  Landwirthen  selber  gesammelt  ist, 
von  denen,  namentlich  bei  der  intensiven  Kultur  Englands  und  Schottlands, 
jedenfalls  zuverlässigere  Angaben  zu  erwarten  sind,  als  von  Gemeindebe- 
hörden und  schätzenden  Kommissionen,  denen  man  in  den  meisten  Staa- 
ten Deutschlands  die  Sammlung  der  Thatsachen  überlassen  hat.  Die  re- 
gelmässige Wiederkehr  der  Aufnahme  bürgt  sodann  dafür,  dass  das 
Verständniss  für  die  Bedeutung  der  Massnahmen  sich  immer  mehr  ver- 
breite, und  gewährt  zugleich  in  den  früheren  Zahlen  die  Möglichkeit 
der  Yergleichung  und  Korrektur  unsicherer  Angaben.  —  Gerade  diese 
Vorzüge  einer  jährlichen  Erhebung  der  Anbau  -  Verhältnisse  hätten  es 
u.  £.  auch  in  Deutschland  wünschenswerth  gemacht,  den  1878  begon- 
nenen Versuch  einer  Anbaustatistik  regelmässig  zu  wiederholen;  man  würde 
dann,  wenn  auch  nicht  absolute  Genauigkeit,  so  doch  sicher  immer  zu- 
verlässigere Resultate  gewinnen. 

Die  englischen  Erhebungen  erstreckten  sich  Anfangs  ausschliesslich 
auf  die  Anbau-Verhältnisse  und  die  Viehhaltung,  und  auch  hierin  waren 
die  Berichte  Anfangs  nicht  vollständig.  Die  ersten  Aufnahmen  von  1866 
wurden  nur  bei  den  Inhabern  von  5  oder  mehr  acres  Land  gesammelt, 
weil  man  glaubte,  damit  die  Ghrenze  niedrig  genug  gesteckt  zu  haben,  um 
alles  landwirthschaftlich  benutzte  Land  zu  ermitteln.  Im  nächsten  Jahre 
wurden  dann  am  25.  Juni  die  Berichte  über  Areal  und  Viehhaltung  gleich- 
massig  auf  alle  Inhaber  von  Land  und  Eigenthümer  von  Vieh  (owners 
of  live  stock)  ausgedehnt.  Doch  legte  man  das  später  so  aus,  dass  die 
Berichte  „von  jedem  getrennten  Besitzthum  (separate  holding)  kultivirten 
Landes  von  mehr  als  ein  Viertel  acre  Ausdehnung"  gefordert  wurden,  mit 
Ausnahme  gewisser  Gartenparzellen,  von  denen  weiter  unten  die  Rede. 

Bei  den  Thieren  beschränkte  man  sich  Anfangs  auf  Rinder,  Schafe 
und  Schweine  und  zog  auch  die  in  den  Städten  zu  Meiereizwecken  ge- 
haltenen Kühe  mit  in  die  Berichte  hinein,  während  man  bei  den  Schwei- 
nen nur  die  von  den  Landbesitzern  gehalteneu  zählte,  dagegen  die  in  den 
Städten  oder  im  Besitz  von  cottagers  befindlichen  ausschloss. 

Die  in  der  Landwirthschaft  zur  Arbeit  oder  zur  Zucht  gehaltenen  Pferde 
und  Füllen  werden  erst  seit  1870  gezählt.  Bei  den  Rindern  scheidet  man 
von  Anfang  an  Milchkühe  und  tragende  Fehrsen  von  anderem  Rindvieh, 
bei  dem  wieder  die  noch  nicht  2  Jahr  alten  von  den  älteren  getrennt 
aufgeführt  werden.  Die  Schafe  zerfallen  in  zwei  Abtheilungen,  je  nach- 
dem sie  das  erste  Lebensjahr  überschritten  haben  oder  nicht. 

Die  Rubriken  der  Anbaustatistik  sind  im  Laufe  der  Jahre  gleichfalls 
zahlreicher  geworden.  Man  beschränkte  sich  Anfangs  auf  das  eigentlich 
landwirthschaftlich  benutzte  Ajreal,  indem  man  den  Anbau  der  einzelnen 
Getreidearten  und  Grünfrüchte  sowie  die  Ausdehnung  der  Wiesen  und 
ewigen  Weiden  getrennt  aufführte,  dabei  aber  Gebirgsweiden  von  der  Er- 
hebung ausschloss,  wohl  deswegen,  weil  sie  keiner  regelmässigen  Nutzung 
unterliegen. 

Seit  1871  wird  auch  die  Ausdehnung  des  Gartenlandes,  wenigstens 
theilweise,  berücksichtigt  und  seit  1872  scheidet  man  dabei  Obstplantagen 
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aller  Art  tod  Baumsohulen  and  denjenigen  Ländereien,  die  yon  „Markt- 
Gärtnern"  mit  Gemüse  und  anderen  Gartenprodukten  besteilt  werden. 

Man  dehnt  aber  die  Erhebungen,  wie  in  dem  Bericht  Ton  1875  aus- 
drücklich herrorgehoben  wird,  nicht  auf  dasjenige  Land  aus,  das  „als 
Garten-Grund  sich  an  die  Häuser  ansohliesst  oder  als  getrennte  Garten- 
parzelle Ton  landwirthscbaftlichen  Arbeitern  und  Handwerkern  besessen 
und  kultivirt  wird/'  Soviel  uns  bekannt,  sind  diese  letzteren  (garden  al- 
lotments  detached  from  cottages  and  other  houses)  nur  einmal,  im  Jahre 
1873,  gezählt  und  ihr  Umfang  geschätzt  worden.  Man  yerzeichnete  da- 
mals für  Grossbritannien  246,898  solcher  Gartenparzellen   mit  59,631  acr. 

Die  Ausdehnung  der  Wälder,  Gebüsche  und  sonstigen  Holzungen 
wurde  für  England  zuerst  1871,  dann  noch  einmal  1872  geschätzt,  seit- 
dem hat  man  die  Schätzungen  unterlassen,  und  erst  1880  sind  sie  wie- 
derholt worden.  Das  Ergebniss  der  letzteren  ist  für  Grossbritannien  eine 
Vermehrung  von  etwa  10«/^  von  2,187,000  auf  2,409,000  acres. 

Endlich  ist  betreffs  des  Inhaltes  der  Agricultural  returns  noch  hinzu- 
zufügen, dass  sie  ab  und  zu,  und  in  der  letzten  Zeit  in  besonderer  Aus- 
dehnung, werthvolle  Anhänge  enthalten  über  den  Handel  mit  landwirth- 
scbaftlichen Produkten,  sowie  über  die  Anbauverhältnisse  und  den  Yieh- 
stand  britischer  Kolonien  und  Nordamerikas. 

Die  beiden  Jahrgänge  1875  und  1880  bringen  sodann  noch  detaillirte 
Angaben  über  die  Zahl,  die  Grösse  und  die  Viehhaltung  der 
einzelnen  Wirthschaften,  auf  die  wir  zum  Schluss  dieser  Arbeit 
genauer  eingehen  wollen. 

Wir  wenden  uns  nun  zu  den  Zahlen  selbst  und  wollen  versuchen, 
das  reichlich  gebotene  Material  zunächst  in  einigen  übersichtlichen  Tabel- 
len zu  sammeln,  wobei  wir  wiederholt  darauf  aufmerksam  machen,  dass 
die  Zahlen  keineswegs  auf  absolute  Genauigkeit  Anspruch  erheben  können. 

Für  die  gesammte  land wirthschaftlich  benutzte  Fläche 
incL  Wiesen  und  Weiden,  aber  mit  Ausschluss  der  Charten  und  Waldungen 
ergiebt  sich  folgende  Steigerung: 

(1000  acres) 


Verein.  Königreich 

EngUnd 

1 

Wales 

Schottland 

Irland 

(incl.  der  Insel  Man 
a.  der  Kanalinseln) 

1867 

22.932 

2.519 

4.380 

15542 

45387 

1868 

23039 

2.503 

4-413 

15575 

45653 

1869 

23370 

2.631 

4438 

15.644 

46.100 

1870 

23.409 

2.548 

4451 

15653 

46.177 

I87I 

23.718 

2.605 

4.516 

15.71 1 

46.667 

1872 

23.830 

2.636 

4538 

15747 

46.868 

1873 

23894 

2.647 

4.562 

15.704 

46.927 

1874 

24.008 

2.679 

4.580 

15752 

47  H3 

1875 

24.112 

2.696 

4.608 

15-775 

47-314 

1876 

24.202 

2.712 

4.638 

15725 

47401 

1877 

24312 

2.731 

4.669 

15.427 

47.263 

1878 

24418 

2.747 

4690 

15345 

47.327 

1879 

24504 

2.759 

4.713 

15336 

47437 

1880 

24.596 

2.767 

4-738 

15.357 

47.386 
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In  allen  drei  Theilen  GroBsbritanniens  zeigt  sich  also  eine  fast  regel- 
mässige Steigerung  der  Kulturfläche,  und  ist  es  um  so  mehr  zu 
bedauern,  dass  man  aus  diesen  Zahlen  keinen  Einblick  gewinnt,  wieviel 
von  dieser  Zunahme  wirklich  als  Vermehrung  des  nutzbaren 
Landes  angesehen  werden  kann.  Nur  Irland  zeigt  seit  1875  eine  Ab- 
nahme der  landwirthschaftlich  benutzten  Fläche,  sodass  die  Zahlen  yon 
1880  um  c  200,000  acres  hinter  denen  von  1867  und  um  c.  420,000 
hinter  denen  von  1875  zurückbleiben  ^).  Granz  anders  gestaltet  sich  aber 
das  Bild,  wenn  wir  die  unter  dem  Pfluge  befindlichen  Flächen  mit  den 
als  ewige  Wiesen  und  dauernde  Weiden  benutzten  Fluren  in  ihrer  Ent- 
wicklung vergleichen. 

Es  waren  in  1000  acres: 


a.  In  Gross-Britannien 

b.  In 

Irland 

Pflagland 

Wiesen  u. 
ew.   Weiden 

PflagUnd 

Wiesen  a. 
ew.  Weiden 

1867 

17759 

11.136 

5.486 

10.057 

1868 

17.819 

12.136 

3.571 

10.004 

1869 

17.603 

12736 

5596 

10.047 

1870 

18.335 

12.073 

5652 

9.991 

I87I 

18.403 

12.436 

5.642 

10.069 

1872 

18.428 

12.576 

5.503 

10.242 

1873 

18.186 

12.916 

5283 

10421 

1874 

18.089 

13.178 

5.280 

10.472 

1875 

18.104 

13.313 

5343 

10.432 

1876 

18.038 

13516 

5.217 

10.507 

1877 

17984 

13728 

5.282 

10.145 

1878 

17943 

13911 

5.221 

10.125 

1879 

17.809 

14.167 

5.138 

10.198 

1880 

17.675 

14.427 

5.096 

10.261 

Die  Zahlen  zeigen  an  dem  stetigen  Anwachsen  der  als  Wiesen  und 
ewige  Weiden  benutzten  Flächen  im  Vergleich  mit  der  seit  1872  eintre- 
tenden Verminderung  des  Pfluglandes,  wie  Grossbritannien  im- 
mer mehr  den  Schwerpunkt  seiner  Landwirthschaft  in  die  Viehhaltung 
legt,  die  eigentliche  Ackerkultur  dagegen  fortdauernd  eingeschränkt  wird. 
Die  Zahlen  für  Irland  geben  ein  ähnliches  Bild,  und  die  erwähnte  That- 
sache  würde  noch  deutlicher  hervortreten ,  wenn  wir  von  dem  Pfluglande 
noch  diejenigen  Ländereien  in  Abzug  bringen  wollten,  die  dem  Futterge- 
wächsbau dienen;  denn  diese  letzteren  haben  sich  in  beiden  Hälfben  des 
britischen  Reiches  allmälig  vermehrt,  die  Klee-  und  Grasfelder  in  Gross- 
britannien von  3,990,000  acres  im  Jahre  1867  auf  4,434,000  im  Jahre  1880 
und  in  Irland  gleichzeitig  von   1,658,000  auf  1,910,000  acres. 

£s  ist  daher  der  Produktion  der  vegetabilischen  Nahrungsmit- 
tel des  Menschen  immer  mehr  Boden  entzogen,  und  namentlich  für  die 
Haupt-Brod^cht  des  britischen  Inselreiches,  für  Weizen,  zeigen  die  fol- 
genden Zahlen  deutlich,  wie  das  inländische  Erzeugniss  immer  mehr  und 
mehr  zurückgedrängt  wird. 

1)  Wie  der  Bericht  von  1880  S.  6  besagt,  ist  diese  Abnahme  auf  eine  veränderte 
ErhebuDgsweise  surfickzofilhren,  indem  seit  1877  eine  besondere  Rubrik  für  „onfhichtba- 
res  QebirgsUnd"  gemacht  wurde,  Ton  dem  früher  ein  Theil  noch  ab  Weide  verzeichnet  ward. 
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Eb  waren  mit  Weizen  bebaut: 

In  1000  acres: 

Verein.  König- 

Engluid 

Wales 

Schottland 

Irland 

reich  mit  den 
Inseln 

1856—57 

—. 

243 

544 

^_ 

1867 

3.140 

116 

III 

261 

3.640 

1870 

3.248 

127 

126 

261 

3.774 

1871 

3.313 

126 

131 

247 

3831 

1872 

3.337 

126 

136 

228 

3840 

1873 

3253 

117 

121 

168 

3.670 

1874 

3.391 

118 

121 

189 

3.831 

1875 

3  128 

112 

102 

161 

3.514 

1876 

2.823 

94 

78 

120 

3125 

1877 

2.987 

100 

81 

143 

3.321 

1878 

3041 

102 

75 

154 

3.382 

1879 

2719 

95 

77 

157 

3.056 

1880 

2.746 

90 

74 

149 

3.066 

Für  Schottland  und  Irland  haben  wir  noch  die  Anbauzahlen  für  den 
Durchschnitt  der  beiden  Jahre  1856 — 57  zur  Vergleiohung  mit  angefügt, 
C6  erscheint  dadurch  der  Rückgang  in  der  Weizenkultur  noch  viel  auf- 
fälliger, Ton  544,000  acres  geht  er  in  Irland  auf  149,000  zurück.  Wenn 
man  also  den  Zahlen  trauen  darf,  so  würden  sie  die  traurige  Thatsache 
verkünden,  dass  sich  der  Anbau  der  Brodfrucht  auf  etwa  ein  Viertel 
seiner  früheren  Ausdehnung  vermindert  hat  (im  Verhältnisse  wie:  100:27), 
in  Schottland  würde  die  Abnahme  eine  ganz  ähnliche  sein,  von  100  auf  30,5. 

Für  England  und  Wales  ist  ein  Vergleich  mit  früherer  Zeit  leider 
nicht  möglich,  die  Verminderung  des  Weizenbaues  erscheint  daher  ge- 
ringer, als  in  den  übrigen  Landestheilen ;  ob  sie  hier  thatsächlich  so  stark 
gewesen,  wagen  wir  nicht  zu  bejahen,  obgleich  kaum  ein  Grund  vorliegt, 
warum  England  gerade  eine  andere  Entwicklung  durchgemacht  haben  sollte 
als  Schottland,  das  in  seinen  südlichen  Theilen  den  vorzüglichsten  Boden 
zur  Weizenkultur  besitzt 

Dass  aber  diese  auffällige  Einschränkung  des  Weizenanbaues  fast  aus- 
schliesslich der  ausländischen  Konkurrenz ,  und  für  die  allerletzte  Zeit  spe- 
ziell der  Ausdehnung  der  amerikanischen  Weizen  Verschiffungen  zu- 
geschrieben werden  muss ,  wird  von  den  Berichten  wiederholt  zugestanden, 
und  dürfte  nach  der  gewaltigen  Steigerung  der  Weizeneinfuhr  kaum  zu 
bestreiten  sein.  Wir  unterlassen  es,  Zahlen  zum  Belege  für  diese  That- 
sache zu  citiren  und  verweisen  dafür  auf  unsere  in  dieser  Zeitschrift  ver- 
öffentlichten Untersuchungen  über  die  amerikanische  Konkurrenz.  Die 
Thatsache ,  dass  entfernte  Hinterländer  Weizen  in  reicher  Menge  zu  billigen 
Preisen  auf  die  englischen  Märkte  zu  bringen  vermögen ,  hat  die  britischen 
Landwirthe  veranlasst,  sich  anderen  Kulturen  zuzuwenden,  die  eine  hö- 
here Rentabilität  in  Aussicht  stellten;  andere  Ursachen  haben  dann  mit- 
gewirkt, gerade  die  Viehzucht  an  die  Stelle  des  Getreidebaues  zu 
setzen. 

Solcher  Uebergang  ist  jedenfalls  kein  Unglück,  und  der  verminderte 
Getreidebau  an  sich   gewiss  kein  schlechtes  Zeichen  für  die  Bentabilität 
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der  Landwirthscbaft ;  aber  vir  werden  veiter  unten  sehen,  daes  in  letzter 
Zeit  anch  die  Viehbaitang  weeentlich  bescbränkt  ist,  und  beide  Thatuchen 
zusammen  betrachtet,  werfen  allerdings  ein  trübes  Licht  auf  die  briti- 
sche, speziell  die  irische  Landwirthaohaft  Ehe  wir  genauer  darauf  ein- 
gehen ,  möge  die  folgende  Tabelle  noch  die  Entwicklung  zeigen ,  welche 
die  übrigen  Kulturen  in  Oroesbritannien  und  Irland  genommen  haben. 
Es  waren  bebaut  (in  1,000  acres)  mit: 

a.    In  GroBsbritannien. 


Otnit 

Htfer 

Roggen 

Bohnen 
and 

RRr- 

lofleln 

FlMh» 

Klee-  Q 

QruUnd 

Turuips, 
KUben, 

Brich« 

Erbian 

RoUtion 

KoU  «to. 

I. 

S. 

8 

*- 

6. 

6. 

7.  ■) 

6.') 

S. 

1867 

854 

_ 

2.582 

I  131 

27s? 

47 

856 

54^ 

4,262 

2-543 

958 

1869 

2-783 

64 

585 

3.8'5 

2.614 

2.372 

2763 

65 

«47 

588 

'4 

4,827 

2.677 

611 

■871 

1.386 

2.716 

2,316 

2706 

67 

886 

764 

15 

4-959 

2.607 

648 

,871 

2.676 

1648 

706 

7S74 

2,596 

47 

870 

S20 

9 

4.762 

2,639 

660 

i»7S 

j.S'O 

2.664 

S5 

881 

523 

4786 

2.709 

658 

1H76 

»798 

56 

8.1 

8 

4-930 

2.689 

65. 

.877 

2-4  "8 

2.751 

512 

7 

4936 

2630 

1878 

2.6« 

60 

821 

508 

7 

2,561 

632 

1879 

2.667 

2.657 

49 

551 

4921 

2.565 

721 

iSSo 

2,467 

2797 

4' 

661 
h. 

55' 

n  Irlant 

9 

4.8.5 

1.544 

8'3 

Rog- 

BohDon 

Kir- 

Klee-  n 

Gnuland 

2. 

3. 

Erbsan 
4. 

S. 

6, 

Rotation 

7,') 

Kohl  etc, 
8.') 

8- 

■856-57 

197 

2-O09 

_ 

_ 

1,126 

_ 

_ 

_ 

_ 

1,661 

1.696 

26 

1868 

188 

1700 

8 

1,035 

266 

1,728 

385 

24 

1869 

223 

i,68s 

9 

1042 

229 

1,708 

489 

1870 

1,649 

4'3 

223 

',634 

T,DS8 

'57 

1874 

407 

1872 

:.622 

9 

993 

'84s 

435 

"9 

231 

I  510 

13 

903 

129 

427 

13 

.874 

.480 

9 

892 

:07 

1-95' 

416 

1875 

23  s 

1-499 

900 

1992 

421 

.876 

1487 

9 

133 

1907 

437 

.877 

227 

872 

123 

1-973 

435 

'7 

245 

1,413 

9 

847 

1.987 

424 

'7 

9 

1-979 

119 

1,382 

7 

10 

158 

1,946 

4ro 

'5 

I)  In  d«r  Bubrik  „Klee-  und  Qrulaad  etc."    i»t  in  „Clover,  Sanfoin  ,   aod  Qruies 
r  BotatioQ,  —  Tor  b^y  «nd  nol   for  hay"  nocli  ftos  der  Babrik  „Oreeo  Craps"  hiD< 
irechnet  „Vetefaas,  Lncerne,  and  >ny  other  crop  (eicapl  CloTer  and  Orus)." 
i)  Tnrnips  >nd  Swadea,  Huigold,  Cairoti,  Cabbaga,  Kehl-Babi,  and  B^«. 
N.  F.  Bd.  IV.  l* 
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Die  Zahlen  dieser  Tabellen  können  zunächst  als  Beleg  für  unsere 
obige  Andeutung  gelten,  dass  sich  die  Futterkräuter  und  die  zur  Vieh- 
futterung  hauptsächlich  verwandten  Hackfrüchte  in  beiden  Ländern  nicht 
unerheblich  vermehrt  haben,  und  sie  verstärken  noch  das  Gewicht  der  vor- 
her angeführten  Zahlen  über  die  Ausdehnung  der  der  Yiehzucht  gewidmeten 
Flächen.  Die  Gerste  zeigt  im  Gegensatz  zum  Weizen  eine  geringe  Zu- 
nsJime  der  Anbauflächen,  in  Irland  sogar  im  Vergleich  mit  1856,  der 
Hafer  dagegen  hat  in  den  letzten  Jahren  stetig  an  Boden  verloren,  wäh- 
rend für  Grossbritannien  keine  merkliche  Veränderung  zu  verzeichnen  ist. 
Der  Roggenbau  hat  im  britischen  Reich  nie  eine  besondere  Bedeutung  ge- 
habt, ebensowenig  für  Grossbritannien  der  Flachs.  Für  Irland  dagegen 
war  letzterer  eine  wichtige  Kulturpflanze,  und  die  Verminderung  seines 
Anbaues  auf  zeitweise  weniger  als  die  Hälfte  des  früheren  Areals  ist  ge- 
wiss kein  gutes  Zeichen  für  die  irische  Bodenkultur  und  um  so  mehr 
zu  beklagen,  als  sich  die  Kultur  dieser  Pflanze  hauptsächlich  für  den 
Kleinbetrieb  eignet. 

Noch  trauriger  sind  die  Zahlen  für  den  Kartoffelbau  Irlands.  Dieses 
wichtigste  Nahrungsmittel  des  irischen  Volkes  hat  stetig  an  Areal  ver- 
loren, obwohl  die  Bevölkerungszahl  des  Landes  nur  wenig  abgenommen 
hat.  Es  kamen  noch  1870  auf  je  5,18  Einwohner  1  acre  Kartoffelland, 
während  1880  6,53  Einwohner  von  derselben  Fläche  zu  ernähren  sind. 

Die  Brache  hat  sich  in  Irland  vermindert,  in  Grossbritannien  dagegen 
zeigen  die  letzten  Jahre  eine  bedeutende  Vermehrung  des  unbenutzt  lie- 
genden Pfluglandes,  was,  wie  der  Bericht  für  1880  hervorhebt,  darauf 
zurückzuführen  ist,  dass  bei  der  ungünstigen  Lage  der  Landwirthschafl 
viele  Farmen  keine  Pächter  haben  und  nun  von  den  Eigenthü- 
mem  nicht  so  sorgfaltig  als  bisher  bestellt  werden.  Die  Abnahme  der 
Brache  von  1867 — 70  wird  wohl  zum  grössten  Theil  auf  eine  genauere 
Ausfüllung  der  einzelnen  Rubriken  der  Berichte  zurückzuführen  sein,  in- 
dem Anfangs  manches  als  Brachland  eingezeichnet  wurde,  was  später 
„Grasland  unter  Rotation''  genannt  ward. 

Um  das  ziffermässige  Bild  von  der  Lage  der  britischen  Landwirth- 
schaft  zu  vervollständigen,  müssen  wir  schliesslich  noch  einige  Zahlen 
über  die  Viehhaltung  des  Landes  anreihen.  Wir  lassen  dabei  die  ge- 
naueren Unterscheidungen  nach  dem  Alter  der  Thicre  ausser  Acht  und 
führen,  um  Raum  zu  sparen,  nur  für  Grossbritannien  und  Irland  die  be- 
treffenden Zahlen  auf. 

(In  1000  Stück.) 


LandwirthBchafU. 

benatste  Pferde 

Grossbr.      Irland 

1856-57 

1867 
1868 

— 

— 

1869 
1870 
I87I 
1872 

1.267 
1.254 
1.258 

474 
478 
490 

Binder 


Grossbr.  1    Irland 


Von  Grundbesitzern 
gehaltene  Schweine 

Grossbr.  i  Irland 


4-9Q3 
5.424 
5-313 
5.403 
5338 
5.625 


3.604 

_— 

3.573 

— . 

3.702 

28.919 

4.526 

2.967 

3.620 

30.711 

4.822 

2.309 

3.728 

29.538 

4.648 

1.930 

3.796 

28.398 

4-334 

2.171 

3.Q73 

27.120 

4.229 

2.499 

4.057 

27.922 

4262 

2.772 

1.087 

1-234 
862 

1.080 

1.459 

I.6I7 

1.385 
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1»;-.^^. 

Scbafe 

Von  Gnindbesitsem 

benutzte  Pferde 

tun 

lucr 

gehaltene 

Schweine 

Grossbr. 

Irland 

Grossbr. 

IrUnd 

Grossbr.      Irland 

Grossbr. 

Irland 

1873 

1.276 

474 

5.965 

4.151 

29.428 

4.486 

2.500 

1.044 

1874 

I.312 

468 

6.125 

4.118 

30314 

4438 

2.423 

1.096 

1875 

1.340 

470 

6.013 

4.012 

29.167 

4.248 

2,230 

1.249 

1876 

1.375 

480 

5.846 

4.014 

28.173 

4.008 

2.294 

1.424 

1877 

1.389 

490 

5.898 

3.996 

28.161 

3.989 

2.499 

1468 

1878 

1.413 

505 

5738 

3.985 

28.406 

4.094 

2.483 

1.269 

1879 

1433 

513 

5856 

4.067 

28.157 

4.018 

2.092 

1.072 

i88or 

1.42 1 

499 

5912 

3.921 

26.919 

3.561 

2.001 

849 

Das  Bild ,  das  nns  die  obigen  Zahlen  Ton  der  Viehhaltung  des  Verein. 
Königreichs  entrollen,  ist  ein  ziemlich  wechselvolles,  aber  im  Allgemeinen 
für  die  jüngste  Zeit  gewiss  kein  erfreuliches. 

Die  Pferde  zeigen  die  günstigste  Entwicklung.  Mit  Ausnahme  des 
letzten  Jahres  haben  sie  in  Irland,  wie  in  Ghrossbritannien  fast  gleich- 
massig  zugenommen,  woraus  man,  da  es  sich  hier  hauptsächlich  um 
Arbeitspferde  handelte,  yielleicht  auf  eine  bessere  Kultur  des  dem  Um- 
fange nach  stets  kleiner  gewordenen  Pfluglandes  schliessen  könnte. 

Für  die  übrigen  Nutzthiere  zeigt  sich  im  Anfang  der  70iger  Jahre 
ein  Gleichbleiben  oder  eine  geringe  Zunahme  den  früheren  Jahren  ge- 
genüber, dann  aber  bei  Rindvieh  und  Schafen  seit  1874,  bei  den  Schwei- 
nen seit  1871  resp.  1872  eine  Abnahme  der  Torhandenen  Viehbestände. 
Beim  Rindvieh  ist  die  Verminderung  weniger  auffallig,  —  für  Grossbri- 
tannien zeigen  die  letzten  drei  Jahre  schon  wieder  eine  allmählige  Ver- 
besserung — ,  bedeutender  ist  sie  für  Schafe  und  namentlich  Schweine. 
Erstere  sind  in  den  letzten  6  Jahren  um  c.  4,820,000  Stück  reduzirt  worden, 
und  im  Vergleich  mit  der  Schafhaltung  von  1868  ist  die  des  Jahres  1880 
sogar  um  mehr  als  5  Millionen  geringer  geworden.  Die  Schweine, 
die  wenigstens  in  Irland,  wo  die  Zahl  der  Schafe  im  Vergleich  zum  Rind- 
vieh auffallend  gering  ist,  den  hauptsächlichsten  Theil  der  Fleischnahrun^ 
des  niederen  Volkes  bilden,  sind  dort  seit  1871  sogar  um  beinahe  die 
Hälfte,  von  1,617,000  auf  849,000,  herabgegangen,  während  in  Ghross- 
britannien seit  1872  ein  Verlust  von  etwa  ein  Viertel  des  damaligen 
Bestandes  zu  verzeichnen  ist.  Dabei  ist  noch  zu  beachten,  dass  auch, 
wie  die  Berichte  hervorheben,  die  Zahl  der  in  den  Städten  gehaltenen 
Schweine  abnimmt,  weil  die  strengeren  gesundheitspolii^eilicheu  Massregeln 
dazu  zwingen. 

Halten  wir  diese  Zahlen  mit  den  obigen  über  die  Anbau  Verhältnisse 
zusammen,  so  erscheint  unser  Urtheil  über  die  traurige  Lage  der  bri- 
tischen, speziell  der  irischen  Landwirthschaft  gewiss  nicht 
voreilig.  Die  ausländischeKonkurrenz,  verbunden  mit  dem  Mangel 
an  geeigneten  Arbeitskräften,  drängte  zu  einer  Einschränkung  des  Ge- 
treidebaues, ebenso  verminderte  sich  der  Anbau  von  Flachs  und  nament- 
lich verlor  der  Kartoffclbau  sehr  erheblich  an  Ausdehnung.  Was  da- 
durch an  kulturfiihigem  Boden  für  die  Viehhaltung  gewonnen  wurde,  er- 
nährt aber  keineswegs  mehr  Thiere  als  bisher,  im  Gegentheil,   trotz 
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des  grösseren  Areals  ist  der  Yiehstand  vermindert  worden.  Wir 
wollen ,  um  diesen  Rückgang  klarer  hervortreten  zu  lassen ,  den  gesammten 
Nutzviehstand  Grossbritanniens  und  Irlands  auf  „Haupt- Grossvieh*'  redu- 
ziren  und  mit  der  dem  Futterbau ,  den  Wiesen  und  Weiden  gewidmeten 
Fläche  vergleichen.  Wir  nehmen  für  die  Reduktion  die  Zahlen  der  preussi- 
sehen  Statistik,  die  auch  Conrad  (Jahrb.  XVIII  S.  44)  acceptirte,  ob- 
wohl er  sie  nicht  als  richtig  anerkannte,  nämlich  1  Haupt  -  Grossvieh  = 
1  Rind  =3  10  Schafen  =  4  Schweine.  Für  englische  Verhältnisse  dürften 
diese  Zahlen  noch  weniger  als  zutreffend  gelten;  denn  die  frühreifen  und 
mastfähigen  Schafe,  die  fast  allgemein  auf  den  britischen  Inseln  gehalten 
werden,  und  ein  viel  höheres  Lebendgewicht  repräsentiren  als  die  deut- 
schen Rassen,  sind  bei  dieser  Vergleichung  den  Schweinen  gegenüber  je- 
denfalls zu  schlecht  gestellt.  Wir  sind  aber  hier  nicht  im  Stande  andere 
Zahlen  an  Stelle  der  für  Preussen  gebräuchlichen  zu  setzen. 


Viehstand  reduzirt  auf  Ilaapt- 
Grossvieh : 

Gesammt-Areal  der  Wiesen,   Weiden, 
Klee-,  Gras-  u.  BUben-  etc.  Lände- 
reien : 

(1000  Stück) 

(1000  acres) 

Grossbritannien 

Irland 

Grossbritannien 

Irland 

1867 

8.627 

4-493 

16.132 

12.146 

1868 

9.072 

4-317 

18.941 

12. 117 

1869 

8.749 

4463 

19.175 

12.114 

1870 

8.786 

4.594 

19.577 

12.221 

I87I 

8.675 

4.800 

19.916 

12.350 

1872 

9.IIO 

4.829 

20.141 

12.522 

1873 

9-533 

4.862 

20.536 

12.727 

1874 

9.762 

4.836 

20.579 

12.839 

1875 

9.487 

4-749 

20.807 

12.845 

1876 

9.236 

4.771 

21.124 

12.851 

1877 

9.139 

4.762 

21.294 

12.553 

1878 

9.200 

4.71 1 

21.466 

12.536 

1879 

9.195 

4-437 

21.653 

12.588 

1880 

9.104 

4.489 

21.785 

12.617 

Bis  zum  Jahre  1874  scheint  die  Viehzucht  durchaus  zu  prospe- 
riren,  seitdem  nimmt  die  Zahl  des  gehaltenen  Viehes  bedeutend  ab, 
während  in  Grossbritannien  gleichzeitig  die  der  thierischen  Ernährung  ge- 
widmeten Flächen  um  mehr  als  1  Million  acres  zunehmen,  in  Irland  da- 
gegen im  Vergleich  mit  der  Zeit  des  grössten  Viehstandes  eine  nur  ge- 
ringe Verminderung  des  betr.  Areals  stattfindet,  die,  wie  oben  gezeigt, 
einer  yeränderten  Form  der  Erhebung  zuzuschreiben  ist. 

Wir  glauben  auch  hier  nicht  fehl  zu  gehen,  wenn  wir  die  in  letzter 
Zeit  hervortretende  ungünstige  Lage  der  Thierzucht  zum  Theil  der  wach- 
senden Konkurrenz  Amerikas  zuschreiben. 

Ohne  die  kolossalen  Quantitäten  von  amerikanischem  Speck,  Schinken 
und  Schmalz  würde  ein  so  grossartiger  Kückgang  in  der  Schweinehaltung, 
wie  wir  ihn  oben  kennzeichneten,  nicht  möglich  gewesen  sein.  In 
den  returns  für  1880  S.  6  heisst  es  ausdrücklich:  „Pigs  have  further  de- 
creased,  .  .  .  the  competition  of  American  Bacon  bcing  statcd  to  make 
Pig  keeping  less  profitable  than  formerly,  while  the  sanitary  regulations 
in  populous  placea  tend  also  to  diminish  thoir  numbcrs.'*     Ebenso  ist  die 
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YerriDgening  der  Rinder-  und  Schafheerden  nicht  allein  auf  eine  Ter- 
min derte  Konsumtionefahigkeit  der  unter  der  Ungunst  der  geschäftlichen 
Lage  leidenden  Bevölkerung  zurückzuführen,  sondern  z.  Th.  auch  auf  die 
wachsenden  Zufahren  von  amerikanischem  Vieh,  das  in  lebenden  oder 
geschlachtetem  Zustande  über  den  Ozean  gebracht  wird  und  zu  biUigen 
Preisen  auf  die  grossen  Fleisohmärkte  Englands  und  Schottlands  kommt. 
Obgleich  die  agricultural  retums  für  1880  reichlich  Material  bieten,  diese 
Behauptung  ziffermassig  zu  begründen,  glauben  wir  doch  an  dieser  Stelle 
darauf  verzichten  zu  können,  zumal  wir  bis  zum  Jahre  1880  die  hieher- 
gehörigen  Zahlen  schon  an  anderer  Stelle  den  Lesern  dieser  Zeitschrift 
vorführten. 

Zum  Schluss  wollen  wir  noch  kurz  auf  diejenigen  Erhebungen  ein- 
gehen, die,  wie  schon  gesagt,  im  Jahre  1875  und  1880  über  die  Yer- 
theilung  der  landwirthschaftlich  benutzten  Fläche  unter 
die  einzelnen  Wirthschaften  gemacht  sind. 

Es  handelt  sich  also  hier  nicht  um  die  Yertheilung  des  Ghrund  und 
Bodens  nach  den  Eigenthumsverhältnissen,  sondern  die  hier  fol- 
genden Zahlen  sollen  zeigen ,  in  welcher  Gruppirung  das  vorhandene  Kul- 
turland thatsächlich  bewirthschaftet  wird;  was  bei  der  eigenthümlichen 
Gestaltung  des  Grundeigcnthums  und  dem  allgemein  herrschenden  Pacht- 
system in  Grossbritannien  zwei  ganz  verschiedene  Dinge  sind,  während 
man  in  anderen  Ländern  mit  der  Eenntniss  des  Eigenthums  zumeist  auch 
annähernd  über  die  Zahl  der  selbständig  Wirthschaftenden  orientirt  ist 

Im  Jahre  1875  wurden  die  Beamten  angewiesen,  besondere  Erhe- 
bungen vorzubereiten,  „welche  die  Zahl  der  Wirthschaften  (Hol- 
dings) von  verschiedener  Grösse  anzeigen,  ferner  das  gesammte 
Areal  im  Besitz  der  verschiedenen  Klassen  von  Wirthschaften  und  die 
Zahl  der  Pferde,  Binder  und  Schafe,  die  darauf  gehalten  werden''. 

Leider  tritt  hier  wieder  recht  empfindlich  der  Mangel  einer  genaueren 
Kritik  des  Materials  in  den  Berichten  hervor.  Man  weiss  nicht,  ob  die 
aufgeführten  die  Gesammtheit  aller  Wirthschaften  darstellen  oder  nur 
diejenigen ,  von  denen  Berichte  eingegangen  sind.  In  den  üeberschriften 
zu  den  Tabellen  heisst  es  bald  „abstract  of  the  total  numbcr  of  Holdings 
of  various  sizes'*  bald  „Statement  for  Holdings  etc.,  from  which  Keturns 
were  obtained".  Dabei  ist  die  Zahl  der  Wirthschaften  unter  beiden  üeber- 
schriften gleich  gross,  so  dass  wohl  nur  diejenigen  Wirthschaften  be- 
handelt sind,  von  denen  Berichte  eingegangen.  Es  scheint  aber  keines- 
wegs sicher,  dass  von  allen  selbständigen  Besitzungen  auch  Berichte 
einlaufen;  denn  noch  1880  wird  bei  Besprechung  der  Zunahme  des  Kul- 
turlandes als  Grund  derselben  angeführt,  dass  „the  Omission  of  out  of 
the  way  farms,  have  been  discowered". 

Ebensowenig  ist  genau  gesagt,  wie  weit  der  Begriff  einer  selbstän- 
digen Wirthschaft  (Holding)  ausgedehnt  ist.  Doch  glauben  wir  aus  dem 
Zusammenhang  entnehmen  zu  dürfen,  dass  hier  dieselbe  Grenze  gesteckt 
ist,  wie  bei  den  Agricultural  Keturns  überhaupt.  Von  letzteren  heisst 
es  1875,  dass  sie  in  Grossbritannien  gesammelt  werden  von  „every  se- 
parate holding  of  cultivated  land  above  oue  quarter  of  an  acre  in  extent, 
with  the  exception  of  land  attached  to    houses  as   garden   ground   and  of 
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detached  allotments  held  and  oultiTated  by  agricultural  labourers  and  ar« 
tisanB".  Es  würden  alsdann  nur  die  mehr  als  ^/^  acre  haltenden,  selb- 
ständigen Grundbesitze  aufgeführt  und  gleichzeitig  die  genannten  Garten- 
parzellen  sowie  überhaupt  der  städtische  Hau8-Gh*undbesitz  ausgeschlossen 
sein.  Die  Zahlen  über  das  Gesammt-Areal  der  einzelnen  Holdings  stimmen 
zwar  nicht  genau ,  aber  doch  einigermassen  genau  mit  denen  über  die 
landwirthschaftlich  nutzbare  Fläche  überein,  wodurch  also  die  obige  An- 
nahme unterstützt  würde. 

Die  folgenden  kleinen  Tabellen  geben  zunächst  die  wichtigsten  Zahlen 
dieser  Erhebung  wieder.  Wir  führen  dabei  nur  die  Ziffern  für  1880  an, 
weil  die  Veränderungen  seit  1875  verschwindend  klein  sind,  und  die 
Art  der  Beschaffung  des  Materials  nicht  zuverlässig  genug,  als  dass  wir 
es  wagen  möchten,  aus  der  geringen  Differenz  irgend  welche  Schlüsse  zu 
ziehen. 

a.    Zahl  der  Wirthschaften  (agricultural  holdings)  von  jeder  Klasse  (1880) 

und  Prozentsatz  der  Gesammtsumme. 


England 

Wales 

SchotUand 

Grossbritannien 

Klassifikation 

1 

1 

1 

der 
Wirthschaften 

Zahl 
Wirth. 
haften 

5 

s 

0 

Zahl 
Wirth- 
haften 

5 

a 

Zahl 
Wirth- 
haften 

5 

a 

N 

P 

Zahl 
Wirth- 
haften 

a 
9 

N 

0 

öS 

A4 

öS 

öS 

£ 

öS 

£ 

TS 

♦0 

»o 

•ö 

50  acres  and  darunter 

295-313 

71 

40836 

69 

55.280 

69 

391-429 

7» 

50 — IOC  acres      .     . 

44.602 

II 

9.767 

17 

9.726 

12 

64.095 

12 

100 — 300      „    .     .     . 

58.677 

14 

7.696 

13 

12.348 

15 

78.721 

M 

300—500      „    .     .     . 

II.617 

3 

454 

I 

2.007 

3 

14.078 

2 

500—1000    „    .     .     . 

4095 

I 

75 

— 

661 

I 

4831 

I 

Ueberiooo    „    .     .     . 

500 

— 

6 

— 

79 

— 

585 

— 

Samma 

414.804 

100 

58.834 

100 

80.101 

100 

553-739 

100 

b.     Areal  der  einzelnen  Klassen  von  Wirthschaften  und  Prozente  der 

Gesammtsumm  e. 


Klassifikation 

England 

Wales 

Schottland 

Orossbritannien 

der 

Wirthschaften 

1000 

Pro- 

1000 

Pro- 

1000 

Pro- 

1000 

Pro- 

acres 

zente 

acres 

sente 

acres 

zente 

acres 

zente 

50  acres  und  darunter 

3.529 

H 

648 

23 

653 

H 

4.830 

15 

50 — 100  acres     .     . 

3.233 

13 

708 

26 

722 

15 

4.663 

»5 

100—300      „        .     . 

10.198 

41 

1.202 

43 

283 

44 

13-483 

42 

300-500      „        . 

4.095 

18 

156 

6 

750 

16 

5.266 

16 

500—1000    „        .     . 

2.654 

II 

47 

2 

419 

9 

3.120 

10 

üeber  1000    „       .     . 

6.637 

3 

7 

— 

114 

2 

759 
32.121 

2 

Summa 

24.611 

100 

2.768 

100 

4.741 

100 

100 
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c.     Zahl  der  Pferde,  Rinder  und  Schafe  in  jeder  KlasBe  Ton  Wirthschaften 
in  Orosshritannien  und  Prozente  der  Gcsammtsumme. 


Klassifikation 

Pferde 

Rinder 

Schafe 

der 
Wirthschaften 

1000 
Stück 

Prosente 

1000 
Stück 

Prozente 

1000 
Stück 

Prosente 

50  acres  a.  darunter 
50 — 100  acres  .     . 

100—300      „      .     . 

300—500      „      .     . 

500—1000    „      .     . 
Ueber  lOOO    „      .     . 

195 

159 
400 

139 
73 
13 

20 
16 

41 

14 
8 

I 

1-398 
1.028 

2.369 
718 

313 
57 

24 
18 

40 

12 

5 
I 

4-572 

3  735 

9337 
4.581 

3-377 
852 

17    ^ 

14 

36 

17 

13 

3 

Summa 

980 

100 

5.882 

100 

26.453 

100 

Betrachten  wir  zunächst  die  Zahl  und  das  Areal  der  yerschiedenen 
Klassen  von  Agricultural  holdings,  so  fällt  vielleicht  am  meisten  die 
grosse  Zahl  kleiner  Wirthschaften  auf,  was  um  so  mehr  über- 
raschen wird,  als  man  in  Gfrossbritannien  eigentliche  Dörfer  nur  relativ 
sehr  wenige  kennt.  Da  nun  Hausgärten  sowie  die  Gartenparzellen  der 
landwirthschaftlichen  Arbeiter  und  Handwerker,  wie  oben  gesagt,  nicht 
mit  erhoben  sind,  so  muss  diese  grosse  Zahl  von  kleinen  Besitzungen  sich 
hauptsächlich  in  den  Händen  städtischer  Ackerwirthe  befinden.  Dies 
Ueberwiegen  der  kleinen  Wirthschaften  ist,  wie  die  Prozentzahlen  andeu- 
ten, in  den  drei  so  verschieden  gestalteten  Theilen  der  Insel  fast  gleich- 
artig zu  finden. 

Nicht  minder  interessant  dürfte  die  Yertheilung  des  Areals 
unter  die  einzelnen  Klassen  von  Wirthschaften  sein.  Man  geht  fast  all- 
gemein von  der  Ansicht  aus ,  dass  die  Landwirthschaft  speziell  in  England 
im  grossen  Style  betrieben  wird;  die  obigen  Zahlen  zeigen  —  wenn 
sie  auch  nicht  auf  absolute  Genauigkeit  Anspruch  haben  —  doch  mit  hin- 
reichender Zuverlässigkeit ,  dass  gerade  diemittleren  Wirthschaften 
den  grössten  Theil  des  Ackerbodens  der  britischen  Hauptinsel 
bedecken.  Mehr  als  40  ^/^  der  landwirthschaftlich  benutzten  Fläche  wird 
von  Wirthschaften  in  einer  Grösse  von  100 — 300  acres  kultivirt,  während 
auf  die  grossen  Farmen  (über  500  acres)  in  der  ganzen  Insel  nur  12  ^/q, 
in  Wales  sogar  nur  2  ^/^  kommen ,  und  gleichzeitig  die  kleineren  Wirth- 
schaften von  50 — 100  acres,  —  also  diejenigen,  die  in  Deutschland  die 
grosse  Zahl  der  Kossäten-  und  kleinen  Bauer-Güter  repräsentiren ,  —  nur 
einen  geringen  Prozentsatz  des  ganzen  Kulturlandes  innehaben. 

Ganz  ähnlich  vcrtheilt  sich  der  Viehstand  auf  die  verschiedenen 
Klassen  von  Farmen ,  auch  hier  ist  der  grösste  Theil  des  gehaltenen  Nutz- 
viehes im  Besitz  der  mittelgrossen  Wirthschaften  (von  100 — 500  acres); 
von  den  Kindern  sind  nur  6^/^  in  den  Händen  der  grösseren  Besitzer, 
von  den  Pferden  nur  9  ^/q,  während  bei  den  Schafen  naturgemäss  die 
grösseren  Wirthschaften  einen  höheren  Prozentsatz  der  Gcsammtsumme  in 
Anspruch  nehmen. 

Wenn  wir  aus  obigen  Zalilen  die  durchschnittliche  Grösse  und  den 
durchschnittlichen  Viehstand  der  einzelnen  Klassen  von  Farmen  berechnen, 
so  ei^ebt  sich  für  Grossbritannien  folgende  interessante  Zusammenstellung, 
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die  vielleicht  noch   klarer   als   die   obigen   kleinen  Tabellen   den  Zustand 
der  Wirthschaftsweise  darlegt. 


Klassifikation 

der 
Wirthschaften 


50  acres  a.  darunter 
50 — IOC  acres     .     . 

IOC — 300      „        .    . 

300—500      „        .     . 

500—1000    „        .     . 

Ueber  1000    „        .     . 


Zahl 

der   Wirth- 

Schäften 


391.429 
64.095 

78.721 

14.078 

4831 

5.585 


Durchschnitt- 
liches Areal 
jeder  Kategorie 


acres 


12.3 
72.8 

171.3 

3740 

708.0 

1297.0 


Durchschnittliche  Zahl  yon 
Pferden   1    Rindern  1    Schafen 


in  jeder  Kategorie  yon  Wirth- 
schaften 


0.5 

3.6 

2.5 

16.0 

5.07 

30.1 

99 

509 

151 

64.8 

23.0 

97.1 

11.7 

56.7 
II8.6 

325.4 

690.0 

1456.4 


Die  kleinen  Wirthschaften  (unter  50  acres)  sind  also  im  Durchschnitt 
als  nicht  ,,Bpannfähige"  zu  betrachten,  es  kommt  nur  auf  je  2  ein 
Pferd;  relativ  gross  ist  aber  für  diese  Parzellenwirthschaften  der  Rind- 
viehstand  und  namentlich  die  Zahl  der  Schafe.  Letzteres  erklärt  sich  je- 
doch sehr  einfach,  wenn  wir  bedenken,  dass  das  in  den  Agricultural  Kc- 
tums  verzeichnete  Areal  nur  die  als  Aecker,  Wiesen  und  Weiden  be- 
nutzten Flächen  umfiasst.  Nun  besitzt  aber  Wales  und  vor  allem  Schott- 
land eine  Masse  von  „wilden  Weiden''  in  den  öden  Gebirgsrücken  des 
Landes,  die  nicht  mit  in  die  statistischen  Erhebungen  hineingezogen  wer- 
den, aber  trotzdem  zeitweise  treffliche  Nahrung  für  grössere  Viehbestände 
bieten.  Die  kleinen  Wirthschaften  mit  weniger  als  50  Morgen  Areal  ha- 
ben z.  B.  in  England  durchschnittlich  nur  5.7,  in  Wales  dagegen  17.3 
und  in  Schottland  sogar  42.8  Schafe,  was  ohne  derartige  Aussenweiden 
nicht  möglich  wäre. 

Wir  glauben  ein  weiteres  Eingehen  auf  die  Zahlen  unterlassen  zu 
können,  so  unvollkommen  sie  sind,  geben  sie  doch  ein  leidlich  klares 
Bild  von  den  Grössen-Yerhältnissen ,  in  denen  die  Landwirthschaft  Gross- 
britanniens betrieben  wird.  Leider  lässt  sich  aus  der  Zahl  der  angeführten 
Wirthschaften  nicht  mit  Sicherheit  die  Zahl  der  selbständig  Landwirth- 
schaft treibenden  erkennen;  denn,  wie  es  im  Bericht  von  1875  heisst 
„some  occupiers  of  land  have  more  than  one  holding'',  und  diese  Doppel- 
wirthschaften  sind  nach  dem  vorliegenden  Material  nicht  auszuscheiden. 

Noch  mehr  bedauern  wir,  auf  einen  Vergleich  dieser  Zahlen  mit  denen 
über  die  Eigenthumsverhältnisse  verzichten  zu  müssen;  denn  unter 
der  Zahl  der  Grundeigenthümer ,  wie  sie  Prof.  Conrad  in  Band  XXVI 
S.  60—56  für  Schottland  und  Band  XXVII  S.  377—396  für  England  und 
Wales  den  Lesern  dieser  Zeitschrift  vorgeführt  hat,  sind  die  sämmt- 
lichen  Grundeigenthümer  einbegriffen,  also  auch  diejenigen  von  städti- 
schen Hausgrundstücken,  während  man  sich  hier  bemüht  hat,  nur  die 
rein  landwirthschaftlich  benutzten  holdings  von  mindestens  ^/^  acre  zu- 
sammen zu  stellen,  und  Hausgärten  und  Gartenparzellen  jeder  Grösse  aus- 
geschieden hat  Ebenso  handelt  es  sich  hier  nur  um  das  ausschliesslich 
als  Aecker,  Wiesen  und  Weiden  benutzte  Areal,  während  dort  die  Eigen- 
thumsverhältnisse, wenigstens  Schottlands,  für  den  gesammten  Grund- 
besitz, incl.  Oedeland,  Gärten  und  Waldungen  angegeben  sind.     Auch  die 
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dort  angeführten  Zahlen  für  die  Agricultural  holdings  in  Irland  (1873) 
sind  nicht  ohne  Weiteres  mit  den  oben  genannten  für  Grossbritannien  zu 
Tergleichen ,  da  sich  die  irischen  Erhebungen  auf  Grundstücke  jeder  Grösse 
erstrecken  y  und  auch  Gartenländereien  mit  eingeschlossen  sind. 

Für  die  Beurtheilung  der  sozialen  Verhältnisse  Englands  und  Schott- 
lands sind  sicher  jene  Eigenthums-Zahlen  hoch  bedeutsam,  für  die  Kennt- 
niss  der  landwirthschaftlichen  Zustände  des  Inselreichs  dürften  die 
hier  wiedergegebenen  über  die  Menge,  die  Grösse  und  den  Viehstand  der 
einzelnen  Wirthschaften  besondere  Beachtung  verdienen,  und  werden  da- 
her vielleicht  als  eine  willkommene  Ergänzung  der  Conrad 'sehen  Arbeit 
gelten  können. 


Nachtrag. 


Die  obigen  Betrachtungen  über  die  Agrarstatistik  Grossbritanniens 
wurden  gleich  nach  dem  Erscheinen  der  Berichte  für  1880  niedergeschrie- 
ben und  sind  bereits  seit  Juni  1881  gesetzt.  Da  aber  eine  baldige  Ver- 
öffentlichung nicht  möglich  war,  so  hat  der  Verf.  um  eine  noch  weitere 
Verzögerung  gebeten,  damit  er  den  bald  zu  erwartenden  Bericht  für  1881 
noch  nachträglich  in  einer  kurzen  Besprechung  dem  Obigen  anreihen 
könne.  Dieser  Bericht  liegt  jetzt  (Dezember  1881)  vor.  Er  ist,  das  sei 
voraasgesohiokt ,  weit  weniger  reichhaltig  als  die  der  letzten  Jsdire,  die 
stetig  an  Umfang  gewonnen  hatten,  und  wahrend  der  des  Vorjahres  auf 
157  Seiten  angewachsen  war,  füllt  der  letzterschienene  noch  nicht  ganz 
hundert  Er  bestätigt  aber  in  seinen  ziffermässigen  Resultaten  das  Bild, 
das  wir  nach  den  früheren  Berichten  von  der  jetzigen  traurigen 
Lage  der  englisohen  Landwirthschaft  entworfen  hatten,  vollständig. 

Auch  in  diesem  Jahr  hat  sich  die  Gesammtfläche  des  kultivirten  Lan- 
des in  Grossbritannien  gegen  das  Vorjahr  vermehrt,  aber  das  dem  Acker- 
bau als  Fflugland  gewidmete  Terrain  ist  wiederum  kleiner  geworden. 
Die  Zahlen  sind  für  1881  folgende  (in  1000  acres): 

England  Wales  Schottland  Irland 

Landwirthschaftlich  benutzte  Fläche  .     24.664  2.769  4762  15*304 

Pflogland 13.008  969  3  •590  10.092 

Wiesen  and  event.  Weiden  ....     II. 656  18 15  I.172  5  212 

Dem  gegenüber  hat  aber  auch  im  Jahre  1881  keine  entsprechende 
Vermehrung  der  Viehbestände  stattgefunden,  vielmehr  hat,  abgesehen  von 
der  gewiss  erfreulichen  Zunahme  der  Zahl  der  Schweine  (namentlich  in 
Lrland),  besonders  der  Schafstand  des  Inselreiches  eine  fernere  sehr 
auffällige  Abminderung  erfahren.  Es  wurden  gezählt  (in  1000 
Stück) : 

Rinder  Schafe  Schweine 

in  Grossbritannien     5.912  24.581  2.048 

„  Irland      .     .    .    3-954  3-259  1088 

9.866  27.830  3.136 

Danach  ist  gegen  das  Vorjahr  die  Zahl  der  Rinder  um  ca.  33.000 
gewachsen ,  die  der  Schweine  um  286.000 ;  aber  die  Schafheerden  des 
Vereinigten  Königreichs  haben    sich    um    2. 65  0. 000   vermindert,    so 
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da8B  gegen  das  Jahr  1874  eine  allmählige  Keduktion  von  nahezu  7  Mil- 
lionen stattgefunden  hat.  Die  letztjährige  ahermalige  starke  Verminde- 
rung der  Schafbestände  wird  im  Bericht  freilich,  und  sicher  nicht  mit 
Unrecht,  auf  die  ungünstige  Witterung  während  des  Winters  und  Früh- 
jahrs zurückgeführt,  betreffs  der  fortdauernden  Abnahme  des  Ffluglandes 
heisst  es  aber,  sie  sei  „unauimouslj  ascribed  bj  the  collect ors  in  the 
present  as  in  form  er  years  to  the  low  prices  of  grain  and  the  pressure 
ofamerican  competition/' 

Wir  wollen  darauf  verzichten,  zur  Ergänzung  der  weiter  oben  wie- 
dergegebenen Tabellen  alle  einschlägigen  Zahlen  für  das  Jahr  1881  nachzu- 
tragen, nur  eine  kleine  Zusammenstellung  wollen  wir  dem  jüngsten  Bericht 
noch  entlehnen,  deren  blosses  Vorhandensein  schon  als  charakteristisch 
für  die  jetzige  Lage  der  englischen  Landwirthschaft  anzusehen  ist.  Es 
ist  nämlich  in  Tabelle  VI  eine  Spezial-Erhebung  publizirt  „of  the  un- 
occupiedfarms  orparts  offarms  ofnot  less  than  fiveacres 
unoccupied  or  not  in  cultivation'',  die  in  Folge  eines  sehr  all- 
gemein geäusserten  Wunsches  mit  yeranstaltet  worden  ist 

Danach  waren  „unoccupied^'  am  4.  Juni  1881. 


Arable  Farms 

Detachod  Plots  of 

arable  Land  of  not 

less  than  5  Acres 

Total  Acreage 

of  unoccupied 

Farms  and 

Plots  of  Land 

Number 

Total  of 
Acreage 

Number 

Totel  of 
Acreage 

England 
Wales 

309 
12 

37269 
1-547 

179 
12 

4.729 
272 

41.998 
1.819 

Summa 

321 

38.816 

191 

5-001 

43-817 

Es  waren  also  321  Wirthschaftcn  von  durchschnittlich  ca.  180  Magde- 
burger Morgen  Grösse  und  191  Parzellen  Ton  durchschnittlich  ca.  40 
Morgen  Ausdehnung  ohne  „Occupier",  d.  h.  konnten  bei  der  gedrückten 
Lage,  in  der  sich  die  Landwirthschaft  befindet,  keine  Pächter  finden. 


in. 

Bevölkerung  Madrid's. 

Von  Ed.  Bratassevic 

Das  Königreich  Spanien  wie  dessen  Hauptstadt  Madrid  weisen  bezüg- 
lich der  Bevölk(;rung  ganz  eigenthümliche  Verhältnisse  auf,  indem  die 
Volkszahl  wiihrend  der  Perioden  zwischen  den  einzelnen  Zählungen  nicht 
in  einem  bestimmten  Verhältnisse  anwächst,  sondern  im  Lande  wie  in  der 
Stadt  Zu-  oder  Abnahme  der  Bewohnerzahl  zwischen  den  einzelnen  Zäh- 
lungen oder  bekannt  gewordenen  Berechnungen  ganz  regellos  abwechseln. 
Die  Gesammtbevölkerung  von  Spanien  ergibt  sich  nach  den  in  diesem  Lande 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  verflossenen  Jahrhunderts  vorgenommenen  Zäh- 
lungen folgenderart : 


Misee 

llen. 

s 

in  Vergleiohung  lar  früheren  Zlihlai 

im 

Jahre 

1768 

9,309.814  » 

)  Bewohner, 

daher 

-^^      — -^ 

»» 

«797 

10,541.221  1 

/          »> 

II 

mehr 

am 

1,231.407 

Bewohner 

•f 

1822 

11,661.865  > 

)          1» 

II 

II 

II 

1,120.644 

1826 

I3»940.334  » 

)          II 

II 

II 

tt 

2,278.369 

1833 

11,207.639« 

/          >» 

II 

weniger 

II 

2i732.595 

1836 

12,286.941 1 

}             n 

II 

mehr 

II 

1,079.302 

1846 

12,162.872* 

)             II 

1» 

weniger 

1» 

124.069 

1850 

10,942.280  « 

/             II 

II 

II 

II 

1,220.592 

1857 

15464340» 

/             II 

II 

mehr 

II 

4,522.060 

1860 

iSt673  481  * 

/             »1 

II 

II 

11 

209.141 

1865 

16,287.675  « 

/             II 

II 

II 

II 

614.194 

1870 

16,262.422  1 

/             II 

II 

weniger 

II 

25.253 

1875 

16,835.506  « 

)            II 

II 

mehr 

II 

573.084 

1877 

16,623.384  » 

)             II 

II 

weniger 

II 

212.122 
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Haben  auch  nicht  alle  diese  Zahlen  gleiche  Verlässlichkeit,  so  zeigt 
doch  der  bis  in  die  neueste  Zeit  anwährende  Wechsel  von  Zu-  und  Ab- 
nahme in  der  Gesammtzahl  der  Bevölkerung,  dass  noch  andere  Ursachen 
zu  Grunde  liegen  müssen  und  durch  diese  die  geringere  Zunahme  der  Be- 
völkerung von  nur  0.9  ®|q  im  Durchschnitt  aller  Jahre  bewirkt  werde.  In 
der  That  klärt  Spaniens  Geschichte  zum  Theile  das  Bäthsel  auf.  Die  vielen 
inneren  Kämpfe  und  Wirren  konnten  auch  auf  die  Entwickelung  der  Volks- 
zahl nicht  ohne  tiefeingreifende  Folgen  bleiben.  Wie  schon  vor  Jahrhun- 
derten die  Bevölkerung  durch  die  Vertreibung  der  Hunderttausende  von 
Mauren  und  Juden  stationär  bleiben  musste,  so  wurde  das  Land  in  spä- 
terer Zeit  durch  die  grossen  Auswanderungen  nach  den  spanischen  Colo- 
nien  entvölkert,  so  dass  erst  in  der  neueren  Zeit  eine  constantere  Zunahme 
der  Bevölkerung  eintreten  konnte.  —  Dieser  grosse  Wechsel  der  Gesammt- 
bevölkerung  musste  auch  seinen  Einfluss  auf  die  Hauptstadt  Madrid  selbst 
ausüben,  wenn  auch  noch  andere  Motive  hierzu  beigetragen  haben. 

Die  7762.4  Q  Kilometer  grosse  Provinz  Madrid  ist  ein  schlecht  be- 
wässerter und  deshalb  dem  Ackerbau  wenig  günstiger,  oft  öde  Hochebenen 
enthaltender  Landstrich,  der  durch  seine  grossen  und  plötzlichen  Tempe- 
raturwechsel (32  Grad  Wärme  bis  5  Grad  Kälte)  wenig  gesund  ist  und 
dessen  Bevölkerung  sich  vorzüglich  mit  Schafzucht  befasst.  Die  Bevölke- 
rung dieser  Provinz  betrug  nach  den  bekannt  gewordenen  einzelnen  Zäh- 
lungen derselben: 

in  Vergleichung  lur  früheren  Z&hlang 

im  Jahre  1849  405.737  Bewohner,  daher 

1857  475.785          „              „  mehr     um  70.048  Bewohner 

1860  489  332          „              „  „         „  13.547 

1865  471.984          n              »  weniger    „  17.348         „ 

1870  487.482           „               „  mehr       „  15.498         „ 


»»      »» 
»»      »» 

»T  »» 


1877      593.775 


»» 


»» 


106.293 


>» 


Die  Zunahme  der  Bevölkerung  ergibt  im  Jahresdurchschnitte  2.02  ^j^ 
und  die  Volksdichtigkeit  stellt  sich  in  dieser  Provinz  auf  61  Bewohner  pr. 


1)  Allgemeine  Volkszählungen. 

2^  Zählang  nach  Angabe  der  Polizei. 

3)  Berechnung. 

4)  Verdient  keinen  Olauben. 
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□Kilometer;  im  Vergleiche  der  übrigen  Provinzen  gehört  sie  zu  der  zwei- 
ten Kategorie  der  dichtbevölkertsten  Provinzen  Spaniens.  Eben  diese  dichte 
Bevölkerung  bei  einem  wenig  fruchtbaren  Boden  veranlasst  die  zahlreichen 
Auswanderungen  nach  Amerika  und  den  spanischen  Colonien.  Was  aber 
Madrid  selbst  anbelangt,  so  ist  sie  wohl  die  Hauptstadt  des  Landes,  führt 
aber  nicht  einmal  den  Namen  ciudad  (Stadt),  sondern  villa  oder  la  corte 
(der  Hof)  und  zerfällt  in  zwei  nördliche  und  zwei  südliche  Stadttheile  ohne 
strenge  Begrenzung,  von  welchen  der  südwestliche  ältere  Stadttheil  nur 
enge  Strassen  und  niedere  Häuser  aufzuweisen  hat.  Vergleichen  wir  die 
uns  überlieferten  Zählungen  dieser  Stadt,  so  betrug  die  Bevölkerungszahl 
von  Madrid: 

in  VergleichuDg  zar  früheren  Zfihlnng 

im  Jahre  1833   166.OOO  Bewohner,  daher 


1» 

1836  224.000 

mehr     um 

58.000  B 

ewo 

»» 

1842  157.000 

weniger    „ 

67.000 

1» 

1846  200.000 

mehr       „ 

43000 

1t 

1857  281.170 

it         »1 

81.170 

»» 

1860  298.426 

II         II 

17.256 

it 

1865  287.352 

weniger     „ 

11.074 

»1 

1870  332.024 

mehr       ,, 

44.672 

»» 

1875  333  553 

>}          1» 

1.529 

>» 

1877  367  284 

1»          1» 

33731 

Diese  grossen  Differenzen  durch  Zu-  und  Abnahme  bis  in  die  neueste 
Zeit  dürften  verschiedene  Ursachen  haben:  Madrid,  welches  hinsichtlich 
seiner  Lage  keine  andern  Naturvorzüge  hat,  als  dass  sie  im  Mittelpunkte 
der  iberischen  Halbinsel  liegt,  ist  in  volkswirthschaftlioher  Hinsicht  sehr 
unselbstständig  ^),  und  auch  in  industrieller  Hinsicht  bietet  die  Stadt  nichts 
Hervorragendes,  die  Anzahl  der  Fabriken  ist  eine  geringe,  daher  das  Zu- 
strömen der  arbeitenden  Bevölkerung  unbedeutend;  eine  in  den  meisten 
andern  Ländern  wie  Frankreich,  England  und  selbst  Schweden  bemerkte 
Erscheinung,  das  allzurasche  Zuströmen  der  Landbewohner  nach  den  Städten, 
scheint  in  ganz  Spanien  noch  nicht  fühlbar  zu  sein.  Eine  Hauptursache 
der  grossen  Differenzen  zwischen  den  einzelnen  Zählungen  dürfte  aber 
jedenfalls  in  der  Ungenauigkeit  der  Begrenzung  von  Madrid  selbst  liegen; 
es  finden  sich  für  die  Zählung  von  1857  nach  verschiedenen  Werken*) 
zweierlei  Angaben,  nach  der  einen  301.663  Bewohner  und  nach  der  an- 
dern 281.170  Bewohner  und  der  Gothaische  Almanach  führt  in  seinem 
Jahrbuche  1860  die  Note  an:  „Die  in  früheren  Jahrgängen  mitgetheilten 
Angaben  der  Bevölkerung  von  Madrid  mit  301.663  Bewohnern  beziehen 
sich  auf  die  Stadt  Madrid  inclusive  ihrer  Umgebung  und  sind  daher  un- 
gleich höher  angegeben."  Eine  ähnliche  Doppelzählung  findet  sich  im 
Jahre  1870:  Madrid  zählt  nach  dem  Institute  geographico  y  estadistico  di 
Madrid  eine  Bewohnerzahl  von  287.352  Köpfen  und  nach  der  allgemeinen 
Zählung  332.024  Köpfe.     Ebenso    dürfte   die   Zahl   367.284  Bewohner  für 


5)  Darauf  hat  schon  Röscher,  Nat.-Oek.  III.  Band  S.  4  aufmerksam  gemach t,  die- 
sem Umstände  aber  doch  eine  zu  grosse  Bedeutung  für  die  Bewegung  der  Volkszahl 
beigelegt. 

6)  K  0 1  b ,  vergleichende  Statistik  8.  Auflage  und  M.  Block,  Spaniens  Bevöl- 
kerung. 
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das  Jahr  1877  nach  den  geographischen  und  administrativen  Memoiren, 
welche  Guillem,  Bureauchef  des  Ministeriums  des  Innern  von  Spanien,  im 
Jahre  1877  veröffentlicht  hat,  entnommen,  die  Bewohnerzahl  von  Madrid 
mit  Umgebung  umfassen. 

Obgleich  somit  auch  die  Stadt  Madrid  infolge  der  inneren  Wirren  und 
Kämpfe  wiederholt  gleich  ganz  Spanien  und  der  Provinz  Madrid  an  Ein- 
wohnerschaft abgenommen  haben  mag,  und  überdies  die  durch  Kevolutio- 
nen  gehemmte  und  schon  durch  die  geringe  Energie  der  Bewohnerschaft 
wenig  ausgeübte  gewerbliche  Industrie  auf  die  Vermehrung  der  Bevölke- 
rung nicht  fördernd  wirkt,  so  dürften  doch  die  aus  den  verschiedenen  Zäh- 
lungen sich  ergebenden  verhältnissmässig  grossen  Differenzen  in  der  Be- 
völkerung der  Hauptstadt  Madrid  hauptsächlich  in  der  Verschiedenartigkeit 
liegen,  mit  welcher  bei  den  einzelnen  Zählungen  die  Begrenzung  der  Stadt 
angenommen  wurde,  indem  eine  Zahl  kleinerer  Ortschaften  bei  den  ver- 
schiedenen Zählungen  theils  zu  Madrid  zugerechnet,  theils  als  zur  Provinz 
gehörig  behandelt  wurden. 


IV. 

Ein  Beitrag  zur  Beurtheilung  der  japanesischen  Bevölkemngs- 

verhältnisse. 

Die  Mittheilungen  der  deutschen  Gesellschaft  für  Natur-  und  Völker- 
kunde Ostasiens,  herausgegeben  von  dem  Vorstande  in  Yokohama,  geben 
in  dem  Junihefte  1880  S.  429 — 442  die  Resultate  eines  Census  im  Regie- 
rungsbezirke Tokio,  welche  wir  in  dem  Folgenden  verarbeitet  vorlegen,  da 
sie  als  erster  Beitrag  zur  Bevölkerungsstatistik  Japans  wohl  auf  allgemei- 
nes Interesse  rechnen  können.  Es  heisst  in  dem  Artikel:  „Eine  Volks- 
zählung in  europäischem  Sinne  hat  in  Japan  bis  jetzt  noch  nicht  statt- 
gefunden. Die  Angaben,  welche  bisher  vom  Ministerium  des  Innern  über 
die  Bevölkerung  Japans  veröffentlicht  worden  sind,  beruhen  auf  den  von 
den  Beamten  der  Gemeindeämter  geführten  Listen,  in  welchen  die  An- 
zeigen der  Einwohner  über  Geburten  etc.  ohne  Controle  verzeichnet  sind. 
Für  den  Begierungsbezirk  Tokio  giebt  es  jedoch  eine  genaue  Statistik 
für  das  Jahr  1878,  welche  unter  dem  Titel  „Tokio  fu  Tökei  hio"  im  Jahre 
1879  erschienen  ist  und  welcher  die  unten  stehenden  Angaben  entnom- 
men sind.  In  diesem  Bezirke  nämlich  ist  für  die  von  den  Gemeindeäm- 
tern geführten  Listen  eine  Controle  möglich,  da  die  Polizei  wenigstens 
einmal  im  Monate  jedes  Haus  besucht  und  über  die  Veränderungen  im 
Hausstande  genau  Buch  führt.  Auf  einer  Vergleichung  der  Listen  der 
Polizei  und  der  Gemeindeämter  beruhen  die  Angaben  in  dem  erwähnten 
Buche." 

Die  Statistik  giebt  zunächst  die  Zahl  der  Haushaltungen  an  und  un- 
terscheidet sie  nach  ortsangehörigen  und  nicht  ortsan gehörigen,  aufgehobenen 
und  neu  errichteten,  dann  nach  drei  Ständen:  Kozoku,  Adel,  Shizoku,  Krie- 
gerkaste, Heimin,  untere  .Klasse;  schliesslich  zwischen  Stadt  und  Land. 
Darauf  werden  Gestorbene  und  Lebende  nach  Geschlecht,  Stand,  Wohnort 
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Die  AlterBverhältnisse  verhalten   sich  bei   der  lebenden  Bevölkerung 
folgendermaassen : 


M&nner 

Berlin   1 

Preussen     Fraaen 

BerUo  i 

Preussen 

Tokio-Fa 

1878 

1875 

Tokio-Fu 

1878 

1875 

— I 

Jahr 

14,^97 

M.     25,8 

Ä 

14,381  Fr. 

27,9  Ä 

1-4 

t» 

36,205 

„     65,9 

„ 

35t797    „ 

69,5 

„ 

4—10 

», 

56,988 

„    1037 

,t 

56,296    „ 

109,3 

„ 

— 10 

,» 

— 

„    195,4 

,» 

215,5 

253,3 

—       „ 

206,7 

„ 

210,1 

243,9 

10—15 

,» 

48,108 

„     87,6 

„ 

72.5 

107,8 

47,319    „ 

91,9 

„ 

70,8 

103,5 

15 — 20 

,» 

50.578 

„     92,2 

„ 

81,8 

98,6 

47,072    „ 

91.4 

„ 

90,9 

96,3 

20—30 

»» 

97,457 

„    177,4 

♦, 

247,1 

158,6 

88,350    „ 

171,6 

„ 

237,6 

162,6 

30—40 

„ 

83,334 

„   151,7 

„ 

183,9 

131,1 

74,779    „ 

145,2 

,, 

170,3 

132,7 

40—50 

,» 

69,855 

„   127,2 

t, 

104,2 

100,5 

61,370    „ 

119,2 

,, 

99,6 

101,6 

50 — 60 

», 

55^097 

„    100,3 

„ 

59,2 

80,8 

49,750    „ 

96,6 

1, 

66,2 

83,5 

60—70 

„ 

28,622 

„     52,1 

„ 

26,5 

45,6 

28,650    „ 

55,6 

„ 

36,9 

49,4 

70—80 

„ 

8,035 

„     H,6 

„ 

8,1 

9,921    „ 

19,3 

„ 

15,0 

80—90 
über  90 

845 

25 

549,346 

„       1,5 

„ 

„    1000 

„ 
„ 

„ 

1000 

22,0 

1,262    „ 
38    „ 

2,5- 

1, 
„ 

j   2,6 

25,0 

514,985   ,. 

1000 

„ 

1000 

Ud bekannt 

1,7 

1,7 

1000 


1000 


Nach  dieser  Tabelle  ist  das  Kindesalter  in  Tokio  fast  in  dem  gleichen 
Procentsatz  vertreten  wie  in  Berlin.  283,  l^^  unter  15  Jahren  von  der 
männlichen  Bev.  und  298,6  ^^^  von  der  weiblichen.  In  Berlin  288  und 
280,9 1/^.  Dagegen  in  Preussen  361,1  und  347,2^<^.  Dort  überwiegen 
die  weiblichen,  hier  die  männlichen  im  Verhältniss.  Das  thatkräftige 
Alter  von  20 — 50  J.  nimmt  bei  den  Männern  in  Berlin  mehr  als  die  Hälfte 
ein.  535,2 1/\^,  in  Tokio  456,3,  in  Preussen  390,2  ^V  Bei  den  Frauen 
lauten  die  Ziffern  507,5  436  und  696,9^.  Verhältnissmässig  gross,  we- 
nigstens für  eine  überwiegend  städtische  Bevölkerung,  ist  die  Zahl  der 
in  hohem  Alter  stehenden  Personen  in  T.,  über  60  Jahre  alte  Männer 
68,2^%,  über  70  noch  16,1  ^<^  alte  M.,  gegen  nur  35,8  und  9,3^^  in 
Berlin,  67,6  und  22,0^^^  in  Preussen.  Die  Frauen  erreichen  auch  in  Ja- 
pan ein  höheres  Alter  wie  die  Männer,  denn  es  gab  in  T.  77,4^^  über 
60  J.  und  noch  21,8^^  über  siebzig  J.  alte  Frauen.  In  Berlin  54,5  und 
17,6  ^<>^,  in  Preussen  74,4  und  25  ^0^. 

Man  sieht  die  Unterschiede  zwischen  Japan  und  Preussen  sind  nach 
den  vorliegenden  Angaben  nicht  gross.  Wichtig  wäre  es  nun  zu  wissen, 
wie  weit  die  in  Hede  stehenden  Ziffern  die  Eigenthümlichkeiten  der  Gross- 
stadt wiedergeben,  und  ob  die  gleichen  Verhältnisszahlen  in  Japan  auf 
dem  Lande  wesentlich  abweichende  sind,  doch  ist  nicht  zu  sagen,  wann 
wir  auf  solche  rechnen  können. 

Die  Sterblichkoitsverhältnisse  nach  Alter  und  Geschlecht  treten  aus 
der  folgenden  Tabelle  hervor : 
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Miscellen. 


Männer 
Tokio-Fu 


Frauen 
Tokio-Fu 


Zahl  der 
Gestorbenen 

pro 

Mille  der 

Berlin  Preussen 

Zahl  der 
Gestorbenen 

pro  Mille  der  Berlin  Preussen 

Alter 

Lebenden  der 

1879 

1875 

Lebenden  der    ] 

879 

1875 

^  ^  ^^%^  W^^ M    ^^^^MU^^mW 

Altersklasse 

Ä 

A 

^^  ^^Ow\ßm    ■#\^&A^AJ 

Altersklasse 

A 

A 

0— I 

I4I5 

99,7     ) 

12981 

90,3 

1—4 

1256 

34»7     } 

I204> 

33,6 

4—10 

817 

I4t3     ) 

749^ 

13,3 

J 

—  10 



32t4 

87,5 

59,0 

30,5 

73,5 

50,9 

10—15 

514 

10,7 

2,9 

4,1 

565 

11,9 

3,2 

44 

15—20 

540 

10,7 

5,3 

5,2 

505 

10,7 

3,6 

4,6 

20—30 

1073 

11,0 

7,5 

8,5 

997 

",3 

6,6 

7,6 

30—40 

1053 

12,7 

12,9 

10,7 

916 

12,2 

9,6 

10,6 

40-50 

1205 

17,3 

19,7 

16,4 

821 

13,4 

",7 

124 

50-60 

I46I 

36,5 

32,5 

27,0 

1060 

21,3 

18,7 

24,0 

60—70 

1399 

48,9 

56,3 

52,3 

1186 

41,4 

35.8 

45,7 

70—80 

810 

100,8 

122,2 

744 

75 

83,9 

80—90 
Qber  90 

~5| 

242,6 
360 

256,1 

134,6 

2I3( 
I2( 

168,8 
315,8 

1 1 

i8m 

128,5 

11,762 


21,4 


32,0     28,1        10,270 


19,72 


25,7     24,6 


Zunächst  ist  nach  dieser  Tabelle  ebenso  wie  in  Europa  auch  in  To- 
kio die  Sterblichkeit  der  Knaben  im  zarten  Alter  grösser  wie  die  der 
Mädchen.  Vergleicht  man  aber  die  Zahl  der  in  den  ersten  Lebensjahren 
Gestorbenen  mit  den  Geborenen,  so  erhalten  wir  das  umgekehrte  Resultat. 
Auf  100  in  dem  Jahre 

männl.  Geb.  starben  während  des  Jahres  im  I.  Lebensj.  9,09,  im  Alter  v.  i — 4  J.  8,07  m.  Kdr. 
weiDi.      „         „  „  „         ,,      „  „        9,14,  „      „      „     „     „  8,48  w.     „ 


Es  scheint  uns  dadurch  die  oben  ausgesprochene  Yermuthung  bestä- 
tigt zu  werden,  dass  die  Zahl  der  weiblichen  Geburten  zu  niedrig  ange- 
geben ist.  Fast  beschämend  erscheint  es  aber,  wie  viel  grösser  bei  uns  die 
Kindersterblichkeit  ist,  als  dort.  In  den  ersten  10  Lebensjahren  bei  Knaben 
ö^,ö^%  und  87,5^^  hier  gegen  32,4^^1^  der  Lebenden  in  T.  Von  den  Gebo- 
renen starben  im  ersten  Jahre  in  Tokio  9,09^,  in  Preussen  1876  exd.  der 
Todgeborenen  (die  in  Japan  nach  den  Zahlen  zu  urtheilen  offenbar  nicht 
berücksichtigt  werden,  wenn  uns  auch  eine  Angabe  darüber  nicht  vor- 
liegt) 16  ^,  in  Berlin  1879  30,8  ^.  Von  weibl.  Geborenen  in  Tokio  9,14§, 
in  Preussen  13,4^,  in  Berlin  26,3^.  Freilich  liegt  der  Verdacht  unvoll- 
ständiger Todesanzeige  bei  kleinen  Kindern  für  Japan  sehr  nahe,  der 
durch  den  niedrigen  Procentsatz  der  Gesammtsterblichkeit  nur  bestärkt 
wird.  —  Im  Alter  von  10 — 30  Jahren  ist  die  geringere  Lebensgefahr  bei 
uns  eine  ganz  auffallende.  Zur  Ergründung  der  Ursache  fehlt  uns  jeder 
Anhalt. 

Der  Procentsatz  der  durch  äussere  Gewalt  in  Japan  ums  Leben  Ge- 
kommenen ist  1,62^  der  gest.  Männer  und  0,95^  der  Frauen,  in  Preussen 
1876  aber  3,83  f  und  0,91^,  in  Berlin  1879  2,8  und  2,6^,  also  ganz 
beträchtlich  mehr.  Durch  Selbstmord  gingen  dort  1,22  ^  der  Männer  und 
0,82  {  der  Frauen  zu  Grunde,  in  Preussen  1,07  und  0,23.  Es  sind  die 
Yerunglückungen  aller  Art,  die  bei  uns  ungleich  häufiger  als  in  Japan 
den  Menschen  das  Leben  kosten.  Von  10,000  Lebenden  starben  in  Preussen 
1876  durch  Selbstmord  2,94  Männer,  0,55  Frauen,  durch  Mord  und  Todt- 
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schlag  0,28  M.  und  0,09  Fr.,  durch  Unglücksfälle  7,32  Männer  und  1,71 
Frauen. 

Schliesslich  erwähnen  wir  noch,  dass  in  Tokio  auf  10,000  lohende 
Männer  4,3  Tauhstumme,  4  Tauhe  und  19,6  Blinde  kommen  und  auf  die 
gleiche  Zahl  Frauen  2  Tauhstumme,  3,7  Taube  und  11,8  Blinde.  In 
Preussen  zählte  man  1871  auf  die  gleiche  Bevölkerungszahl  9,1  männliche 
und  9,5  weibl.  Blinde,  10,8  männl.  und  8,8  weibl.  Taubstumme. 

Es  wäre  natürlich  sehr  gewagt,  aus  den  vorliegenden  Zahlen  sofort 
allgemeine  Schlüsse  auf  die  japanesischen  Verhältnisse  thun  zu  wollen. 
Dazu  ist  der  berücksichtigte  Landstrich  mit  der  überwiegend  städtischen 
Bevölkerung  viel  zu  klein.  Ja,  es  ist  noch  nicht  einmal  zu  behaupten, 
dass  sie  für  Tokio  selbst  die  durchschnittlichen  Verhältnisse  characterisi- 
ren ,  da  wir  nur  ein  Beobachtungsjahr  vor  Augen  haben  und  wir  nicht 
wissen,  wie  weit  es  normalen  Zeiten  entspricht.  Es  ist  aber  zu  hoffen, 
dass  in  nicht  zu  ferner  Zeit  mehr  Material  vorliegen  wird,  welches  uns 
ein  sichereres  Urtheil  über  die  Bevölkerungsverhältnisse  jenes  interessanten 
Landes  gestatten  wird.  — 


V. 
Die  Coorse  der  sichersten  Creditpapiere  FreusBeiui  von  1807 — 1881. 

Wir  haben  schon  Bd.  14  S.  166  den  Versuch  gemacht  auf  Grund  des 
Courses  der  Börsenpapiere  die  Schwankungen  des  Landeszinsftisses  zu  be- 
stimmen ,  und  geben  hier  die  Vervollständigung  der  Zahlen.  Die  altem 
Angaben  sind  dem  preuss.  Jahrbuch  für  amtliche  Statistik  Bd.  IL  1868, 
die  späteren  den  berliner  Börsenberichten  entnommen,  wobei  der  Cours  des 
Ersten  jeden  Monats  ausgezogen  und  daraus  der  Durchschnitt  genommen  ist. 


"  —  ^—        -                ■                — 

Staats- 

%*■ V                 A 

Kor-  und 

Rittersch. 

Kur-  und 

schuld- 
Scheine 

Westpreuss. 
Pfandbriefe 

Neum&rk. 
Pfandbriefe 

Staats-Anl. 
von  1852 

Westpreuss. 
Pfandbriefe 

Neumirk. 
Pfandbriefe 

3H 

3H 

3H 

4J 

4« 

48 

1807 — 10 

51.99 

97.17 

80,08 

i8u— 15 

54.54 

62,62 

86,20 

i8i6— 20 

70,85 

59,02 

101,72 

1821— 25 

78,05 

87,99 

100,39 

1826 — 30 

91,09 

81,0 

103,36 

1831—35 

95.91 

92,8 

104,39 

1836—40 

102,5 

102,0 

101,5 

1841—45 

102,5 

100,6 

101,5 

1846 — 50 

86,6 

88,0 

94.0 

1851—55 

88,0 

92,0 

97.4 

1858— 1860 

1859 — 1860 

1856—60 

84,0 

81,75 

87,25 

94.0 

,        90,5 

95.0 

1861—65 

89.75 

85,0 

90,0 

97.5 

'       95.5 

100,0 

1866—70 

82,2 

74.9 

76,88 

87.5 

1       82,22 

85,15 

1871—75 

89.5 

82,37 

85,18 

96,29 

1       91,48 

91,84 

1876—80 

9375 

8545 

92,21 

97.25 

95.77 

96,35 

1880 

96,65 

90,80 

93,34 

99,67 

99,09 

90,86 

1881 

98,55 

91.52 

95,39 

100,82 

100,39 

101,01 

N.  J 

p.  Bd.  n 

r 
• 
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Staats- 
Schald- 
Scheine 

Westpreuss. 
Pfandbriefe 

Kur-  und 

Neumärk. 

Pfandbriefe 

Staats- Anl . 
von  1852 

Rittersch. 
Westpreass. 
Pfandbriefe 

1 

Kar-  and 

Neamirk. 

Pfandbriefe 

34« 

3i« 

3H 

48 

4« 

d  9 

1870 

78,5 

72,5 

76,4 

81,5 

79,1 

80,75 

I87I 

83,25 

76,6 

79,5 

89.75 

84,1 

85,5 

1872 

90,25 

82,75 

84,25 

95^9 

92 

92,4 

1873 

90,0 

81,0 

85^5 

97,5 

90,5 

90,5 

1874 

92,6 

86,0 

82,9 

99,6 

95,8 

95t8 

1875 

91,4 

85,5 

93,75 

98,7 

95,0 

95,0 

1876 

93.3 

83,8 

91,6 

98,3 

94,75 

95,0 

1877 

92,6 

82,3 

91,1 

95,1 

93,25 

94,2 

1878 

92,4 

83,5 

92,4 

95,25 

95,2 

95,5 

1879 

93.81 

86,83 

92,64 

97,94 

96,58 

97,17 

i88o 

96,65 

90,80 

93,31 

99.67 

99,09 

99,86 

1881 

98,55 

91,52 

95.39 

100,82 

100,39 

101,01 

Aus  den  vorgelegten  Zahlen  ergiebt  sich,  dass  der  Cours  der  Staats- 
Schuldscheine  und  der  Westprcussischen  Pfandbriefe  weit  mehr  unter  dem 
Druck  der  politischen  und  wirthschaftlichen  Conjuncturen  gelitten  hat  als 
jener  der  Kur-  und  Neumärkischen  Pfandbriefe,  dass  man  den  Landeszins- 
fuss  mithin  als  niedriger  annehmen  muss,  wie  dem  Course  entspricht.  Das 
ist  der  Fall  in  der  ganzen  Zeit  von   1807  —  35,  dann  von  1846 — 55. 

Es  zeigt  sich,  dass  in  der  Periode  von  1866 — 70  (richtiger  — 71,  wo 
die  Ziffern  nur  wenig  höher  waren)  die  Börsen notirung  so  niedrig  war, 
wie  sie  im  grösseren  Durchschnitte  bis  zu  den  Freiheitskriegen  zurück 
nicht  beobachtet  wurde.  Es  war  die  Zeit,  in  der  Kodbertus  in  seinem 
berühmten  Werke  eine  bedeutende  Zinserhöhung  des  allgemeinen  Landes- 
und besonders  auch  des  Hypothekenzinsfusses  annahm.  Wir  äusserten 
schon  damals  unsere  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  Annahme.  Die  ra- 
pide Erhöhung  seit  dem  Jahre  1872  (Staatsschuldscheine  von  78  im  J.  1870, 
83  im  J.  1871,  90  1872,  westpr.  Pfandbr.  72,5  i.  J.  1870,  76,0  i.  J. 
1871,  82,75  i.  J.  1872),  wonach  jene  Erniedrigung  nur  6  Jahre  gewährt  hat, 
dürfte  als  Bestätigung  anzusehn  sein,  denn  in  so  kurzer  Zeit  können  die 
Hypotheken  sich  der  Verschiebung  unmöglich  angeschlossen  haben.  Es  ist 
vielmehr  anzunehmen,  dass  ntir  das  Verhältniss  von  Angebot  und  Nach- 
frage in  Bezug  auf  sichere  Börsenpapiere,  die  ihr  besonderes  Publikum 
ha.ben,  unter  dem  Einflüsse  dos  auswärtigen  Geldmarktes,  sowie  der  wirth- 
schaftlichen Conjuncturen  des  Inlandes  den  Cours  modificirt  hat. 

Wir  entnehmen  aus  den  vorliegenden  Zahlen  ausserdem,  dass  die  Steige- 
rung der  Course  seit  1872 — 1879  eine  geringe  war,  dann  aber  bis  zum 
gegenwärtigen  Momente  einen  bedeutenden  Aufschwung  nahm,  indessen  ist 
die  gegenwärtige  Höhe  keineswegs  eine  exorbitante,  sondern  steht  noch 
erheblich  zurück  hinter  derjenigen  der  Periode  von  1836 — 45.  Setzen 
wir  die  Durchschnittscourse  dieses  Decenniums  =100,  so  ist  die  der 
weitern  wie  folgt  anzusetzen: 
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3}J  Staats- 

3H  West- 

318  Kur- 

Schald- 

preuss. 

u.  Neamfirk. 

ScheiDe 

Pfdbrfe. 

Pfdbrfe. 

1836-45 

100 

100 

100 

1846-55 

85.39 

89.38 

94,29 

1856—65 

84,81 

8236 

87,31 

1866—75 

83,86 

77,67 

79,83 

1876—80 

91,55 

84,44 

90,85 

1880 

94»38 

89.72 

91,96 

I88I 

96,14 

90,34 

93,98 

Es  ist  nicht  genug  zu  beklagen,  dass  noch  jede  statistische  Arbeit 
über  den  Hypothckcnzinsfuss  fehlt,  durch  die  wir  auch  erst  über  die  Höhe 
des  durchschnittlichen  Landeszinsfusses  ausreichenden  Aufschluss  erhalten 
würden.  J.  C. 
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L    G^tehiehte.    Enoyklop&diichM.    Lehrbfteher.    Systems.    Wirthsobafttichs 

Zast&nde.    Allgemeines. 

HergeDhahn,  T.,  die  Entwickelang  d.  Preussischen  Staates  mit 
besond.  Hervorbebg.  seines  deutseben  Berufs.  Vortrag.  2.  Aufl.  gr.  8®. 
59  SS.     Hildesbeim   1881. 

Uebersicbt  der  gesammten  Staats-  and  recbtswi  s  sen  scbaft  1  i  • 
eben  Literatur  des  Jahres  188  0.  Zusammengestellt  yon  Otto  Mühlbrecbt. 
Mit  einem  ausfUbrl.  Register.     XIII.  Jahrg.     Berlin  1881. 

Obige  Uebersicbt  ist  in  derselben  Weise  eingerichtet,  wie  die  früher  erschienenen. 
Im  Ganzen  sind  3756  Erscheinungen  der  Staats-  und  rechtswissenschaftlichen  Literatur 
verzeichnet,  von  denen  die  meisten  (1829)  in  deutscher  Sprache,  866  in  französischer, 
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discher und  62  in  spanischer  Sprache  erschienen  sind.  Die  praktische  Brauchbarkeit 
dieser  Zusammenstellung  ist  so  bekannt ,  dass  sie  einer  weiteren  Empfehlung  nicht  be- 
darf. — 

Comte,   A.,    Systeme  de  politiqae   positive,   outraitö    desociologie  institoant  la 

religion  de  rhumanitä.    Tome    II.,    contenant    la    statique    sociale,    oule  trait^ 
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de  Molinari,  G.,  Notice  sur  Joseph  Garnier.     Suivie    des    discours   prononcös  k 
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Passy,   F.,  Conference  sur   l'enseignement   ^l^mentaire  de  T^conomie  politi- 

que,    faite  le  25  aoüt  1878,    k   l'Exposition    univers.    internat.  k  Paris.     Par.,  impr. 

nation.,  1881.     8.     27  pag. 
Benjamin,    J.  P.,  Treatise  on  the  law  of  sale  of  Personal  Property;    with    refe- 

renc^  to  the  American  decisions,  and  to  the  French  code  and  civil  law.  3d  Amcric. 

edition  revis.  by  £.  H.  Bennett.     Boston,    Houghton ,  Mifflin  &  Co.,  1881.     8.     shp. 

$  6,50. 
Shearwood,   J.    A.,  A    concise  abridgement   of  the   law    of  Personal    Property, 

London,  Stevens  &  Sons,  1880.     8.     5/6. 
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1  I.  50  c 
Wattel,  H.  M.  J.,    De    wettelijke    Stelling    van    goederen    door    denselfden 

rechtsband  verbondcn.  Eene  bijdrage  tot  de  leer  der  stichtingen.    Leiden,  Coav^ 

&  Co,  1881.     8.     IV-IU  pp.     1  fl.  60  c. 
Wilkens,  C,  Samfunds  legemets  grnndlove     Et  grandrids  af  socio  I  ogien.    KJflben- 

havn,  Wroblewski,  1881.     8.     342  pp.     6  kr. 

Sancianco  yGoson,  O.,  El  progreso  de  Filipinas.  Estadios  econ6micos, 
administratives  y  politicos.  Parte  economica.  Madrid,  Per.  Dubrull ,  1881.  8. 
XlV-260  pp.     16  r. 

Vera  y  Gonzalez,  E.,  La  esclavitud  en  sus  relaciones  con  el  estado  social  de 
los  pueblos.  Estndio  historico.  Toledo,  de  Fando  e  hijo,  1881.  4.  XV-877  pp. 
16  r. 

2.     Die  Arbeit.     Die  Oesellsehaft    Die  Familie.    Verh&ltnisie,  Lage  und  Zustände 

der  arbeitenden  Klassen.    Arbeitslöhne.    Frauenfirage.    Frauenarbeit     Oenoisen- 

ichaftswesen.     Bocialismus.    Kommunismus.    Armenwesen. 

Ar boitsgesetz  ,  e.,  als  Lösung  unserer  Tagesfragen,  gr.  8<*.  81  SS. 
Breslau  1881. 

Franz  Mehring,  Herr  Ilofprediger  Stöcker:  der  Soc  iaipolitik  e  r. 
Eine  Streitschrift.     Bremen  1882.     8».     X  und   104  SS. 

Franz  Freiherr  Leonhardi,  Kollektiv-Vermögen.  Ein  Beitrag  zur 
Lösung  der  socialen  Frage.     Pressburg  1881.     8®.     14  SS. 

Bongartz,  Das  k  ath  o  lis  ch- soci  ale  Voreinswesen  in  Deutsch- 
land. Geschichte,  Bedeutung  und  Statistik  desselben.  Würzburg  1879.  kl.  8*.  IX  und 
192  SS. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  dem  Domkapitular  Dr.  Moufang  und  dem  Freiherrn  von 
Schorlemer  Alst  gewidmet.  Sie  ist  hervorgerufen  durch  die  ifingsten  Vorgänge  auf  dem 
social-politischen  Gebiete,  durch  die  ,  «eingeleitete  Bekämpfung  der  Socialdemokratio^'  und 
bezweckt  „die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise  auf  das  katholisch-sociale  Vereinswesen 
zu  lenken.**  Mit  den  jüngst  auch  von  protestantischer  Seite  ins  Leben  gerufenen  christ- 
lich-socialen  Vereinen  beschäftigt  sich  die  Schrift  nicht.  Der  extreme  Standpunkt  des 
Verf.  tritt  unausgesetzt  in  der  Arbeit  hervor  und  beeinträchtigt  hierdurch  die  ganze  Pu- 
blikation, die  aber  trotzdem  eine  wohl  beachtenswertho  Schilderung  giebt  von  der  zur 
Zeit  regen  Thätigkeit  auf  socialpolitischem  Gebiete. 

Locher,  Wetterleuchten.  Der  Staatssocialismus  und  seine  Konsequenzen. 
Zürich  1881.     8».     44  SS. 

Reformation,  die  sociale.  Konkurrensschrift ,  enthaltend  Vorschläge  zur 
Sanirung  der  socialistischen  Gebrechen  des  modernen  Staates  und  seiner  Gesellschaft. 
Von  e.  österreichischen  Patrioten.     Wien  1882.     8. 

Ueber  d  i  e  No  th  wendigkeit  einer  durchgreifenden  socialen  Re- 
form.    Ein  Wort  ernster  Mahnung  eines  Menschenfreundes.     Leipzig  1882. 

Findel,  Zur  politisch-socialen  Harmonielehre.  Ziel  und  Programm 
des  demokratischen  Vereins  für  Sachsen.     Leipzig  1881.     8®.     84  SS. 

Paul  V.  Lilienfeld,  Gedanken  über  die  Social  Wissenschaft  der 
Zukunft.  Fünfter  Tlieil :  Die  Religion ,  betrachtet  vom  Standpunkte  der  real-geneti- 
schen Socialwissenschaft,  oder:  Versuch  einer  natürlichen  Theologie.  Hamburg,  Gebr. 
Behrens  und  MiUu,  E.  Behre's  Verlag,  1881.     8«.     XLVI  u.  592  SS. 

Im  Anschluss  an  das  im  2.  Bd.  der  neuen  Folge  der  Jahrb.,  1881,  S.  826  ff.  Ge- 
sagte wollen  wir  zuerst  die  Gründe  anführen,  durch  die  sich  der  Verfasser  zur  Herausgabe 
dieses  Versuchs  bewogen  erklärt.  —  „Da  die  Bedenken*',  sagt  L.,  „ob  und  inwiefern  die 
real-genetisohe  Socialwissenschaft  mit  der  Religion  überhaupt  und  speciell  mit  der  christ- 
lichen Lehre  in  Einklang  zu  bringen  wäre ,  immer  lauter  von  verschiedenen  Seiten  aus- 
gesprochen wurden,  haben  wir  es  uns  zur  Aufgabe  gestellt,  in  diesem  Bande  den  Beweis 
XU  liefern,  dass  die  realgenetische  Behandlung  der  Socialwissenschaft  nicht  bloss  in  keinem 
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Widerspruche  mit  Religion  und  Christenthnm  steht«  sondern  dass  im  Gegentheil  die  Re- 
ligionswissenschaft und  die  christliche  Theologie  in  derselben  den  Berührungspunkt  finden, 
der  tde  an  die  allgemeine  Naturkunde  anknüpft*'.  —  „Noch  ein  anderes  Motiv  hat  uns 
bewogen ,  diesen  theologischen  Theil  den  Bänden  über  Rechtslehre  und  Politik ,  welche, 
dem  ursprünglichen  Plan  gemäss,  auf  den  vierten  Band:  die  ,Social-Physiologie'  folgen 
mussten,  yorauszuschicken.  Unser  System  ist  von  der  Kritik  nicht  selten  mit  denen  von 
Aug.  Comte,  Hill,  Spencer  und  anderen  Philosophen  und  Nationalokonomen  in  Zusammen- 
hang gebracht  worden.  Ja,  wir  sind  als  Nachahmer  und  Nachtreter  jener  Denker  und 
Sociologen  geschildert  worden.  Es  galt  den  Beweis  zu  liefern ,  dass  unser  System  etwas 
ganz  anderes  in  sich  schliesst,  als  die  positivistische  Philosophie  und  die  figürliche  und 
abstracte  Auffassung  der  organischen  Sociallehre.  Und  dieses  kann  dem  Leser  nur  voll- 
ständig klar  werden,  nachdem  der  Zusammenhang  unserer  Auffassung  mit  der  christli- 
chen Lehre  festgestellt  sein  wird.  Bis  jetzt  haben  alle  philosophischen  Systeme  und 
namentlich  die  der  oben  erwähnten  Denker  zu  offen  ausgesprochenen  oder  stillschweigend 
zugestandenen  Negirungen  der  positiven  christlichen  Dogmenlehre  gefuhrt.  Unser  System 
dagegen  liefert  die  festeste  wissenschaftliche  Grundlage  für  die  christliche  Dogmenlehre, 
sowie  auch  letztere  ihrerseits  als  höchste  Potenz,  als  letztes  Wort  der  real-genetischen 
Social  Wissenschaft  erscheint''.  —  Nur  nach  Begründung  der  Socialwissenschaft  auf  der 
real-vergleichenden  Methode  ist  nach  L.  eine  natürliche  Theologie  überhaupt  mög- 
lich. —  „Unser  Werk  gilt  dei:0®i>^fi>o'''S  heisst  es  weiter,  „welche  die  ganze  Bedeutung  des 
Zwiespalts  zwischen  Religion  und  Naturkunde  zu  würdigen  verstehen,  welche  den  durch 
diesen  Zwiespalt  bedingten  Kampf  innerlich  durchgefochten  und  durchgelebt  haben  und 
die  zur  Ueberzeugung  gelangt  sind,  dass  die  ganze  Zukunft  der  modernen  Cultnr  und 
der  geistigen  Entwickelung  der  Menschheit  von  der  Lösung  dieses  Zwiespalts  abhängig 
ist.  Die  Zahl  dieser  letzteren  ist  aber  eine  geringe ;  daher  wird  unser  Versuch  der  Mehr- 
zahl einerseits  der  Theologen,  andererseits  der  Sociologen  und  Naturforscher  kaum  will- 
kommen sein". 

Der  Raum  gestattet  uns  nicht,  auch  nur  die  Einleitung  dieses  Theiles  des  L. 'sehen 
Werkes  gehörig  zu  besprechen,  und  begnügen  wir  uns  nur  mit  einigen  Andeutungen.  — 
Im  Oegensatz  zu  der  abstract-buddhistischen  und  dialektisch- heidnischen  Methode,  deren 
sich  die  mittelalterliche  Scholastik  und  der  Talmud  bedienten,  soll  und  wird  die  Theolo- 
gie der  Zukunft  —  die  protestantische  hat  die  ersten  Schritte  in  dieser  Richtung  schon 
gethan  —  die  real-vergleichende  und  real-genetische  Methode  handhaben,  d.  h.  die  Me- 
thode Christi,  wie  es  denn  auch  im  Ev.  Marc.  4,  84  ausdrücklich  heisst,  dass  Chris- 
tus zu  ihnen,  d.  h.  zu  dem  Volke  und  seinen  Jüngern  nichts  ohne  Qleichuiss 
redete.  Wie  sich  die  Socialwissenschaft  definitiv  nur  auf  der  Biologie ,  so  wird  sich 
die  Theologie  als  die  höchste  aller  Wissenschaften  auf  der  roalgeuetischen  Sociologie  be- 
gründen müssen.  Sind  nun  auch  alle  Religionen  socialen  Ursprungs,  —  das  Christen- 
thnm ist  in  diesem  Sinne  die  socialste  aller  Religionen,  d.  h.  diejenige,  in  welcher 
die  gegenseitige  Solidarität  aller  Menschen  im  psych ophysischcn  Sinne,  als  Theile  eines 
gemeinschaftlichen  Ganzen ,  auf  die  höchste  Stufe  der  Potenzirung  und  Wechselwirkung 
erhoben  wird.  —  Es  ist  keine  andere  realere  und  zugleich  idealere  Religion  denk- 
bar. Das  ,  was  jetzt  erst  vom  menschlichen  Geiste  wissenschaftlich  erkannt  wird ,  das 
hat  bereits  vor  nahe  zwei  Jahrtausenden  das  Christenthnm  auf  dem  Wege  der  Inspiration 
und  Intuition  als  unerschütterliche  Wahrheit  aufgestellt  und  gelehrt.  —  In  den  vierzehn  Ka- 
piteln des  Werkes  behandelt  Verf.  die  christliche  Kirche  als  realen  Organismus,  das  Wort 
und  Sacrament,  die  religiöse  Physiologie,  Morphologie  und  Einheitslehre,  das  Entwicklungs- 
gesetz des  religiösen  Bewusstseins,  das  metaphysische  Bedürfniss  des  Menschen,  die  Drei- 
einigkeitslehre, die  religiöse  Psychogenesis,  den  geistigen  Aether  und  die  Unsterblichkeits- 
lehre, das  Wunder,  die  religiöse  Pathologie,  die  Erziehung,  und  schliesst  mit  der  Hervorhe- 
bung des  nicht  zu  übersehenden  Umstandes,  dass  bei  Anwendung  der  real-vergleichenden 
uud  real-genetischen  Methode  es  sich  nicht  um  ErgrÜndung  des  Wesens  der  Erscheinungen 
und  Offenbarungen ,  des  Wesens  Gottes  und  der  Welt  handeln  kann ,  sondern  nur  um 
Durchfuhrung  von  realen  Analogien ,  von  Gleichnissen ,  wobei  man  stets  eingedenk  sein 
muss  der  schönen  Worte  des  Apostels  (1.  Cor.  13,  12):  'Wir  sehen  jetzt  durch  einen 
Spiegel  in  einem  dunkeln  Wort;  dann  aber  von  Angesicht  zu  Angesicht.  Jetzt  erkenne 
ich  es  stückweise,  dann  aber  werde  ich  es  erkennen,  gleichwie  ich  erkannt  bin*.    — 

Der  vorliegende  Theil  zeigt  u.  E.  alle  die  gerühmten  Vorzüge  der  früheren;  er 
scheint  uns  äusserst  lesenswerth  auch  für  weitere  Kreise  der  Gebildeten,  u.  zw.  gerade 
unter  den  gegenwärtigen  immer  bedenklicher  sich  gestaltenden  gesellschaftlichen  Verhält- 
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nissen  ist  er  ganz  besonders  geeignet  zur  Demonstration  der  Wahrheit:  „Verfolgt  man 
den  Entwickelnngsgang  der  Naturkräfte  bis  zum  halben  Wege,  so  ist  man  gezwungen, 
die  Realität  des  religiösen  Princips  zu  negiren ;  potenzirt  man  dagegen  die  natürliche  Ge- 
setzmässigkeit bis  aufs  sociale  und  von  diesem  aufs  religiöse  Gebiet,  so  gelangt  man 
zur  Erkenntniss  der  Offenbarungsgesctze  als  im  Einklang  mit  den  Erscheinungsgesetzen 
stehend*^  Kozak. 

Falcoz,  La  loi  du  divorce.  R^ponse  k  M.  M.  L4on  Renault  et  Naquet.  Par.,  Haton, 

1881.     8.     1  fr. 
Qongeard,   La  cabse  des  inyalides  de  la  marine.     Sa   suppression.     Par.,   Berger- Le- 

vrault  &  C«,  1881.     8.     42  pag.     1  fr.  50. 
Gourdault,  J.,  La  femme  dans  tous  les  pays.     Par.,  Jouvet  &  Co,  1881.    8.    VIII- 

340  pag.     Mit  191  Holzschnitten.     10  fr. 
Rabourdin,  Gh.,  Louis  XVI.  et  Alexandre  II.    La  vöritö  auz  nihilistes.     Par., 

Ch.  Delagrave,  1881.     8.     1  fr. 
Tvaren,    P.,    Entretiens   d'un   vieux    mödecin  sur   Thygiine  et  la  morale.     Par., 

J.  B.  BaiUiöre  et  fils,  1881.     12.     XI-671  pag. 
Cabbe,  F.  P.,  The  duties  of  Womon.     A  course  of  lecturos.     2.  edition.     London, 

Williams  &  Norgate,   1881.     8.     190  pag.  5/—. 
Fowle,  T.  W.,  The  Poor  Law.     London  1881.     8.     3/6. 
Kingsbury,    E.,    Thoughts    on    Marriage.      London,   Simpkin,    Marshall  &  Co., 

1881.     12.     116  pp.  8/6. 
Lewis,   D.,   The  drink  problem   and   its   Solution.      London,  National   Temperance 

DepAt,  8.     380  pp.     4/6. 
Reese,    W.  M.,   Treatise  on  the   law   ofEzecutors,    administrators  and  guardians. 

Atlanta,  J.  P.  Uarrison  &  Co.,  1881.     8.     440  pp.  cloth.     $  4. 
Robinson,    H.H.,    Mrs.,   Massachusetts  in    the  Woman    Suffrage    Movement. 

Boston,  Roberts  brothers,  1881.     16.     cloth.      f  1,25. 
Racf?^}    A.    H.,  A  treatise   upon  the   Employer*s    Liability    Act    1880.     London, 

Butterworth,  1881.     8.     5|— . 
Sergeant,  L.,  Englands  Policy,  its  tradidons  and  problems.     Edinburgh,  Macni- 

yen,   1881.     8.     402  pp.   12/->. 
Thwaite,    B.  H.,  Our  Factories,  Workshops   and  Warehouses.     Their  sani- 

tary  and  fire-resisting  arrangements.     London,  Spon,  1881.     8.     282  pp.     9/ — . 
Ceneri,   G.,   Lezioni  su   temi  del    „jus   familiae."     Bologna,   Zanichelli,    1881.     8. 

386  pp.     5  1. 
deForesta,    A.,    L'adnlterio    del    marito.  —    Uguaglianza    della   donna.  —    Divorzio. 

Studio  sociale.     Milano,  Frat.  Treves,  1881       16.     VIII-386  pp.    4  1. 
Mammoli,    T.,   La  prostitnzione   considerata   ne'  snoi  rapporti   con    la   storia,    la 

famiglia,  la  societjL     Rocca  San  Casciano,  Cappelli,  1881.     16.     179  pp.     1  1. 
Sp osobin,    A.  D.,    Ueber   die  Ehescheidung  in  Russland.  St.  Petersb.  1882.    8.    6  M. 

(In  russischer  Sprache.) 

8.    Landwirthiohaft.    Omndeigentlmm.    Landwirthsehaftliohe  Oewwrbe. 

Irish  Land  Aeti.    FiiehereL 

Gesetze  u.  Verordnungen ,  österreichische.  Officielle  Handaus- 
gabo.    11.  Hft.     8».     V  u.  110  SS.     Wien  1881. 

Inhalt:  Gesetz  vom  24.f5.  1869,  üb.  die  Regelung  der  Grundsteuer , 
sammt  den  Nachtragsgesetzen  vom  21. |6.  1871,  20./1.  1876,  6./4.  1879,  28/3.  1880, 
30.|8.  n.  7./6.  1881.   — 

Kohli,  P.,  die  preussischen  Jagdgesetze  vom  allgemeinen  Land- 
rechte an  bis  auf  die  neuere  Gesetzgebung.  Zum  prakt.  Gebrauch  f.  Ju- 
risten etc.,  m.  Kommentar  in  Anmerkgn.     8<^.     VI  u.  98  SS.     Berlin  1882. 

Verhandlungen  d.  österreichischen  Forstkongresses  188  1.  gr.  8 
m  u.  208  SS.     Wien  1881. 

Albertin,  A.,  Du  tabac.  Origine  historiqne,  introduction  en  Europe,  monopole  des 
tabacs ,  vari^t^ ,  fabrication ,  vente  ,  description  de  la  cultnre  etc.  Grenoble ,  AUier 
p^re  k  fils,  1881.     8.     24  pag.  — >  50  c. 

ChaTie»Leroy,  Ktades  sur  le  rin,  le  ferment,  la  fermentation ,  la  vie,  la  respi- 
raüon  «te.    Laon,  Cortilliot,  1881.    8.    95  pag.    8  fr. 
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Musy,  H.,  SUtistique  sur  la  distribution  des  poissons  dans  les  lacs  et  les 
cours  d*eau  da  canton  de  Fribourg.  Fribourg,  impr.  Henseler,  1881.  8.  808  pp. 
w.  1  planche.     2  fr. 

Reib  er,  F.,  Etades  Gambrinales.  ffistoire  et  archöologie  de  la  bi^re  et  principalement 
le  la  bi^re  de  Strasbourg.  Nancy,  Berger-Levrault  &  C^,  1881.  gr.  in — 8. 
10  fr. 

de  Ludre  (comte),  L'Irlande  et  la  loi  agraire.    Par.,  Gervais,  1881.   8.   47  pag. 

Clerke,  A.  St.  J.,  and  T.  Brett,  The  Conveyancing  and  law  of  Property  Act 
1881.     London,  Butterworth,  1881.     8.     6/6. 

Copp,  H.  N.,  United  States  Mineral  Lands,  laws,  forms,  Instructions  and  decisions. 
Washington,  H.  N.  Copp,  1881.     8.     570  pp.     $  4,50. 

Hacdevitt,  £.  O.,  A  manual  of  the  Irish  Land  Acts  of  1870  and  1881,  and 
the  Statutes  incorporated  therewith  etc.     Dublin,  Thom,  1881.     8.     648  pp.     12/6. 

Peelen,  M.  P.,  De  regeling  van  het  grondbesit  in  Engeland.  Amsterd. ,  Erven 
H.  van  Munster  &  Zoon,  1881.     8.     IV-87  pp.     1  fl.  50  c. 

Seguin,  L.  O.,  Bural  England.  London,  Strahan  &  Co.,  1881.  Folio.  Illustra- 
ted.     7  £  7/. 

Tanner,  H.,  Elementary  lessons  on  the  sdence  of  Agricultural  Practice.  Lon- 
don, Macmillan  &  Co,  1881.     18.     304  pp.     8/6. 

Marsorati,  E.,  Elementi  di  economia  ed  estimo  rurale  e  cadastro.  Milano, 
Hoepli,  1881.     8.     XV-676  pp.     12  1. 

Berrocal  y  Oomes  de  Aguero,  E.,  Tratado  de  evalnacion  de  lapropiedad 
u  r  b  a  n  a  ,  solares ,  fincas  urbanas  y  edificios  de  destinacion  especial.  Contiene  mi- 
todos  y  förmulas  generales  con  datos  y  coeficientes  referentes  4  esta  capital.  Barce- 
lona, Sucesores  de  Ramirez  y  Co.,  1881.     8.     16  r. 

Lora,  Estndios  juridico-administrativos.  La  hacienda  y  el  catastro.  Madrid, 
impr.  de  „El  Liberal'*,  1881.     8.     880  pp.     18  r. 

Feddersen,  A.,  Fiskeavlen  efter  M.  v.  d.  Borne :  „die  Fischzucht.'*  Kjebenhavn, 
PhiUpsen,  1881.     8.     140  pp.     8  kr.  85  o. 

Jordbruk  och  boskapsskötse^  Sammandrag  af  Kgl.  M%j.  befallningshafvandes 
irsväxtberfittelser  för  ar  1881.  (Argäng  Vm.)  (Bidrag  tili  Sveriges  offic.  Statistik 
N.)   [Schwedische  Emtestatistik  fSr  das  Jahr  1881.] 

i.    Gewerbe  und  Induitrie. 

Gesetz,  betr.  das  Pfandleih-Gewerbe  vom  17.  Mfirz  1881.  Nebst 
Ausfuhrnngs- Vorschriften  d.  Ministers  d.  Innern  vom  16.  Juli  1881.  Gesetz,  betr. 
die  Errichtg.  etc.  öffentl.  Schlachthäuser  vom  9.  März  1881.  gr.  S^. 
u.   15  SS.     Berlin  1881. 

Innungs-Gesetz,  das,  f.  das  deutsche  Reich.  Nach  dem  Beichstags- 
beschluss  vom  9.  Juni  1881.     gr.  8«  12  SS.     Arnsberg  1881. 

Genzmer:  Die  neuen  Innungen  der  Gewerb  treibenden.  Gesetz  betr. 
die  Abänderung  der  Gewerbeordnung  vom  18.  Juli  1881,  für  Gewerbetreibende  u.  Ver- 
waltungsbeamte erläutert.     8o.     IV  u.  94  SS.     Strehlen  1881. 

Wintersperger,    A.,    Gesetz    betr.    den    Handel    m.    gebrannten    gei- 
stigen Flüssigkeiten,   den  Ausschank   u.    den   Kleinverschleiss   derselben,    sammt 
Durchführungs-Bestimmungen ,    und    Gesetz,    betr.    den   Spielkartenstempel. 
Populär  erklärt  und  an  Formularien  erläutert,     gr.  8®  u.  15  SS.     Wien  1881. 
de  Marc,    A.,   Historique    des  charbonnages    duRhin,  des  charbonnages  rhönans 

et  des  houill^res  de  Meiderich.  Par.,  Chaiz  &  C<).,  1881.  8.  94  pag. 
Monographie  des  Palais  de  l'Exposition  univers.  de  Paris  en  1878.  VIe  fasci- 
cttle.  Par.,  Ducher  &  C«,  1881.  gr.  in-8.  40  fr.  (Das  vollständige,  auf  2  starke 
Bände  berechnete  Werk  wird  8  Lieferungen  umfassen  und  ausser  zahlreichen  Abbil- 
dungen im  Text  94  theils  color.  Kupfertafeln  enthalten.  Preis  des  compl.  Werkes 
320  fr.) 
Pernolet,  A.  et  L.  Aguillon,  Exploitation  et  röglementation  des  mines  k  grisou 
en  Belgique,  en  Angleterre  et  en  AUemagne.  Rapport  de  mission  fait  k 
la  Commission  charg^e  de  l'^tudc  des  moyens  propres  k  pr^venir  les  explosions  de 
grisou  dans  les  houill^res.  3  vols.  Par.,  Diuiod,  1881.  8.  Av.  fig.  Volume  I.: 
Belgique  VU-118  pag.  Vol.  U.:  Angleterre  XI-835  pag.  et  2  pl.  Vol.  lU. :  AUe- 
magne XI-288  pag.  et  4  pl.     20  fr. 
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Boux,  L.,  Conf(irence  snr  la  dynamite  et  les  sabstances  ezplosiyes.  Par.,  impr. : 
nation.,  1881.     8.     82  pag. 

Witmear,  H.,  Royaume  de  Belgiqae,  BGiiistöre  des  travanz  pablics.  Commission  insti- 
tade  etc.  poar  Tötude  et  la  recherche  des  moyens  T^tendre  d'emploi  du  fer  par 
de  noavelles  applications  industrielles.  Rapports  et  docnments.  Bruxel- 
les,  Decq  &  Duhent,  1881.     8.     130  pag.  et  atlas  de  16  pl.     6  fr. 

Abbott)  Ch.  C,  Primitive  Industry;  or,  iUnstrations  of  the  Handiwork,  in  stone, 
bone,  and  clay,  of  the  native  races  of  the  Northern  Atlantic  Seaboard  of  America. 
Salem,  U.  S.  (London,  Trfibner  &  Co.,)  1881.     8.     15/-. 

Industrial  Progress  in  Gold  Mining.  A  review  of  the  Gold  Mining  Industry  in 
the  United  SUtes.     Philadelphia  1881.     8.     cloth.     5/—. 

Bergshandteringen.  Commerce-Collegii  berättelse  för  Ir  1 880.  Stockholm  1881. 
4.  (Bidrag  tili  Sveriges  officiela  Statistik  C.)  [Bericht  der  Handelskammer  zu  Stock- 
holm fiber  schwedische  Montanindustrie  im  Jahr  1880.] 

5.    Handel.    HandelageMtagebniig.    Handelspolitik.    Mflniweeen.    WUirung. 

Kaafs-  nnd  Gewiehtaweien.    Handelimarine. 

Beutner,  Materialien  zum  Abschlüsse  e.  Handels- Vertrages  zwi- 
schen Bnssland  u.  dem  deutschen  Reiche,     gr.  8<*.     101  SS.     Berlin  1881. 

Gegen  die  Goldwährung!  Von  e.  Grundbesitzer,  gr.  8®  lU  und  56  SS. 
Berlin  1881. 

Hennicke,  Mitth  eilnngen  üb.  Markthalle  n  i  n  D  eutschland,  Eng- 
land, Frankreich,  Belgien  u.  Italien.  Mit  22  Kapfertaleln.  Fol.  VUI  u. 
15  SS.  m.  eingedr.  Holzschn.     Berlin  1881. 

Zoll-Tarif,  allgemeiner,  d.  russischen  Kaiserreichs  u.  d.  Königr. 
Polen  f.  den  europSischen  Handel.  Allerhöchst  bestätigt  den  5.  Juli  1868. 
Mit  aiphabet.  Waarenverzeichniss ,  Tabelle  der  Tara-Berchng.  etc.  etc.  von  D.  A.  Ti- 
miriaseff.     gr.  8».     IV  u.  165  SS.     St.  Petersburg  1881. 

Verhandlungen  d«s  10.  Deutschen  Handelstages  zu  Berlin  am 
9.  und  10.  Dezember  1881.     Stenographischer  Bericht    Berlin  1882.    1  M.  20  Pf. 

Deloison,   G,   Traitö    des   sociöt^s   commerciales   fran9a]ses  et  ötrangöres.     2 

vols.     Par.,  Picard,  1881.     8.     CXLin-940  pp.  et  XXI  pp.     16  fr. 
Desjardins,    A.,   Trait^   de   droit   commercial   maritime.     Volame  III.     Par., 

Pedone-Lauriel,  1881.     8.     810  pag.  7  fr. 
Liögeois,  J.,  La  question  monötaire,  ses  origines,  son  ^tat  actuel.  Nancy,   Berger- 

Levrault  &  C».,  1881.     8.     1  fr. 
O  u  d  e  m  a  n  s ,   J.  A.  G.,   De  la  cröation  k  Paris   d'un   bureau   international  des  p  o  i  d  s 

et  mesures.     Par.,  impr.  nation.,  1881.     8.     4  pl. 
Roy  de  Saint-Florent,   G.,   Nouveau    trait^   encyclop^dique   des  lois   fran9aises  et 

des   Sciences   commerciales   et  industrielles.     Par.,  A.  Tramblay,    1881. 

gr.  in-8.     752  pag.     12  fr. 
Baldwin,    E.    T.,   A   concise  treatment  of  the  law   of  Bankruptcy.     2.  edition. 

London,  Stevens  &  Haynes,  1881.     8.     16 1 — . 
Campbell,  R.,  The  law  relating  to  the  Säle  of  Goods  and  Commercial  Agency. 

London,  Stevens  &  Haynes,  1881.     8.     80 — . 
Commercial  Almanack,    1882.     (89th  year  of  Publication.)     London,  M.  S.  Rickerby, 

8.     —6  d. 
Monetary  Conference.     Proceeding  of  the  international  Monetary  Conference  held 

at  Paris  in  1881.     Translated  from  the  official  proces-verbauz  with  notes  and  appeu- 

dices,    by  A.  CottereU  Jupp.     London,  P.  S.  King,  1881.     8.     cloth.     430  pp. 

12/-. 
N  i  m  m  o ,    J.,    (Chief  of  the  Bureau  of  Statistics ,    Treasury   Department)   Report  on  the 

Internal  Commerce  ofthe  United  States,  submitted  July  1,  1881.  (Com- 
merce and  Navigation.)    Washington,  Government  printing  Office,  1881.    8.    239  pp. 

mit  einer  Verkehrsstrassen-Karte  der  V.  St.  ha  gr.  Fol. 
Giannini,    E.,    Guida    sterico-commerciale     deUa     Toscana.     Firenze, 

Giannini  &  Co.     5  1. 
van  Otterloo,  A.,  Algemeene  handelsleer.     Dordrecht,  C.  Morks,  1881.     8.     IV- 

144  bl.    fl.  1,15. 
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FreizÄ  y  Babas6,  E.,  Libro  manual  de  las  pesas  y  meditas  antiguas  y  metrico- 
decimales  de  Castilla  y  de  las  cuarenta  y  nueve  provincias  de  Espana.  Madrid, 
Freixa,  1881.     4.     238  pp.     10  r. 

Estadistica  commercial  de  la  repüblica  de  Chile  correspondiente  al  ano  de 
1879.     Valparaiso,  G.  Helfmann,  1880.     gr.     in-8.     350  pp.  (publicirt  1881). 

6.    Verkehr. 

Berger,  Die  Jahresberichte  der  deutschen  Handelskammern  in 
ihren  Aeusserungen  fib.  Stromcorrec  tione  u  u.  Ka  nalbauten.  Vortrag, 
gr.  80.     152  SS.     BerUn  1879. 

Friedrichs,  Das  Gesetz  betr.  die  Anlegung  u.  Verände  rung  von 
Strassen  u.  Plätzen  in  Städten  u.  ländlichen  Ortschaften  v.  2.  Juli 
1875.     80.     VII  u.  76  SS.     BerUn  1882. 

Hagen,  Reisebericht  üb.  die  im  Auftrage  d.  Hrn.  Ministers  der 
öffentlichen  Arbeiten  im  Frfihjahr  1880  ausgeführte  Besichti- 
gung einiger  Ströme  Frankreichs.  Mit  6  Kpfrtaf.  Imp.-4.  16  SS.  Berlin 
1881. 

Bericht  über  die  Verwaltung  der  Eisenbahnen  in  Elsass-Lo- 
thringen  und  Luxemburg  i  m  Etats-Jah  re  1  87  9/80.  Strassburg  1880.  4® 
54  SS.     XVII  Anlagen  und  2  Karten. 

Inhalt:  I.  Bau  und  Ausrüstung  der  Bahn.  Allgemeines.  .1.  Bahnbeschrei- 
bung A)  Eisenb.  in  Elsass-Lothringen ;  B)  Wilhelm-Luxemburg-Bahn.  2.  Anlagekapital. 
II.  Betrieb.  1.  Betriebs-Organisation.  2.  Betriebs-Dienst.  8.  Verkehrs- Verhältnisse. 
4.  Ergebnisse  des  Betriebs.  5.  Leistungen  des  Betriebs-Materials.  6.  Finanzielle  Ergeb- 
nisse.    HI.  Erweiterung  der  Bahn. 

Mittheilungen  über  Lokalbahnen  insbesondere  Schmalspur- 
Bahnen.    Unter  Mitwirkung  in-  und  ausländischer  Facbgenossen,  hrgg.  von  W.  H  o  s  t  - 

manu  und  R.  Koch.     1.  Heft.     Wiesbaden  1882. 

Jährlich  sollen  in  zwangloser  Folge  zwei   bis  drei  Hefte   erscheinen.     Wir  kommen 

auf  diese  Mittheilungen  noch  ausführlich  zurück.  — 

Aucoc,  Conferences  sur  l'administration  et  le  droit  administratif.  Tome  lU:  Routes, 
pouts,  chemins  de  fer  etc.     Par.,  Dunod,  1881.     8.     17  fr.  50  c. 

Delboy,  P.  A.  et  de  Seigneux,  De  T^tablissement  d'une  legislation  inter- 
nationale sur  les  transports  par  chemins  de  fer.  (Rapport,  discussion  et 
resolations.)     Par.,  impr.  nation.,  1881.     8.     47  pag. 

Meinadier,  A.,  Monographles  industrielles.  Histoire  des  chemins  de  fer  Por- 
tugals.    Par.,  P.  Dapont,  1881.     4.     84  pag.  et  carte. 

Vauthier,  L.  L. ,  Conference  sur  les  conditio  ns  techniques  et  öconomiques 
d'une  Organisation  rationnelle  des  chemins  de  fer,  faite  le  13 juillet  1878.  Par., 
impr.  nation.,  1881.     8.     88  pag. 

— ,  Lepercement  du  Simplen  devant  les  cbambres  et  les  intörets  de  la  France. 
Par  ,  Cbaix  &  C«.,  1881.     8.     130  pag.  av.  2  cartes.     2  fr. 

L  a  y  s  o  n  ,  J.  F. ,  The  Stephensons'  and  other  Railway  Pioneers.  London  ,  Tyne 
Publ.  Comp.     1881.    8.     306  pp.     2|6. 

Post  Office  London  Directory  1882.     London,  Kelly  &  Co.,  1881.     8.     2  £. 

Bloch,  J. ,  Wplyw  drög  zelaznych  na  stan  ekonomiczny  Rosyi.  Tom.  I — V. 
Warszawa  1878 — 80.  4.  (Der  Einfluss  der  Eisenbahnen  auf  den  wirthschaftlichen 
Zustand  in  Russland.     Band  I — V  nebst  Atlas),     ca.  150  M. 

Memoria  de  la  Direccion  general  de  Correos  desde  1°  de  enero  de  1879  &  31  de 
diciembre  de  1880.  Montevideo,  tipografia  de  la  Espaüa,  1881.  gr.  in -8.  1346  pp. 
c.  mapp. 

Allmänna  arbeten.  Styrelsens  för  allmänna  väg  -  och  vattenbyggnadcr  borättelse 
för  aret  1880.  Stockholm  1881.  4.  (Bidrag  til  Sveriges  offic.  Statistik.  S.  Nr.  9). 
[Statistischer  Rechenschaftsbericht  üb.  die  öffentl.  Arbeiten  in  Schweden,  hauptsäch- 
lich über  Eisenbahn-,  Canal-,  Brücken-  und  Chauss^ebauten.] 

Jern  vägstyrelsens  i  Fin  land.  Berättelse  för  är  1880.  Helsingfors  1881.  4. 
247— LXXIV  pp.  u.  4  Karten  (Finländische  Eisenbahnstatistik  für  1880). 
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7.     Geld  nnd  Kreditwesen.    Banken. 

Einkommonsteuerf  die,  f.  das  König r.  Bayern  vom  19.  Mai  1881. 
2  Lfg.     80.     Würzburg  1881. 

Gaupp,  Das  deutsche  Reicfasgesetz  fib.  die  Reiehsstempelab- 
gaben  vom  1.  Juli  1881,  m.  den  Ausführ ungsbestimmun gen  d.  Bundesraths,  den  Mo- 
tiven etc.  etc.  u.  e.  Anh.  betr.  Ausführg.  d.  Gesetzes  an  der  Berliner 
Börse.     Text-Aasg.  m.  Anmerkgu.  u.  Sachregister.    16.    VIII  u.  186  SS.    Berlin  1881. 

Go  b  Uhren  gesetz ,  das,  vom  9.  Febr.  1850;  das  Taxgesetz  vom 
2  7.  Jänner  1840;  das  Ges.  über  den  Stempel  v.  Spielkarten,  Ka- 
lendern, Zeitgn.  u.  Ankündigungen  v.  6.  Sept.  1850,  sammt  allen 
lu  diesen  Gesetzen  erflossenen  Nachtrags- Verordnungen  nnd  Erl&utemngen  etc. 
8.  Aufl.     8«.     VIII  u.  508  SS.     Wien  1881. 

Gebühren-  n.  Steuerwoscn,  das,  im  König r.  Bayern  nach  dem 
neuesten  Stande  der  Gesetzgebung.  Eine  Sammig.  der  seit  den  J.  1878 — 
1880  auf  Gebühren-  und  Steuerwesen  bez.  bayer.  Ges.,  Vollzugs-Verordnungen  etc.  mit 
Anmerkgn.,  Verweisgn.  u.  Register.  2.  Abth.  Steuerwesen.  4.  n.  5.  Lfg.  8.  (S.  229 
—372).     Bamberg  1881. 

Geiger,  Das  Ges.  über  den  Branu  tweinaufschlag  vom  2  5.  Febr. 
1880  nebst  sfimmtl.  Vollzugsvorschrift eu,  mit  erl.  Anm.  u.  einer  Einl. : 
Die  Technik  des  Brennereibetriebes.     8o.     873  SS.     München  1881. 

Stokar  von  Neuforn,  Handbuch  der  gesammten  Finanzverwal- 
tung im  Königreich  Bayern.  3.  Aufl  Neu  bearb.  von  F.  Hock.  2  Lfg.  gr.  8®. 
(S.   113—224.)     Bamberg  1881. 

Wintterlin,  Das  Württemb.  Erbschafts-  u.  Sc  h  enkn  ngs-Steue  r- 
Gesetzvom  24.  März  1881.  Text-Ansg.  nebst  den  Vo  11  zngs Verfü- 
gungen mit  Anmerkgn.     8<».     X  u.   135  SS.  mit  3  Tab.     Stuttgart  1881. 

Malou,    J. ,   Le   budgct   desvoies    et  moyens    de   la  Belgique    de  1831   k  1880. 

Bruxelles,  Decq  &  Duhent,  1881.     4.     20  pag.  et  1  pl.     2  fr.  50. 
Mathieu-Bodet   (ancient   Ministro    des  financcs) ,    Les   finances  fran9aises  de 

1870   k  1878.      2  vols.     Par.,    Hachette  &  C«.,    1881.     8.     XII— 462    et   472  pag. 

15  fr. 
Adam  Smith  and  rccent  Finance,  by  the  author  of  „oor  deficient  Revenue  and 

the  Income  Tax**  London,  Simpkin,   1881.     8.     40  pp.     1/ — . 
Co  Hins,  C.  M. ,    The  history,  law  and  practice  of  Banking.     With  an  appendix  of 

Statutes.     London,  Cornish,  1881.     8.     7/6. 
Gilbart,  J.  W.,  History,  principles  and  practice  of  Banking.     New  edition.     Rcvi- 

sed  to  the  present  date   by   A.  S.  Michie.     2  vols.     London,    Bell  and  Sons,   1881. 

12.     10/—. 

8.    Versiohenmgswesexi. 

1)  Zustand  und  Fortschritte  der  deutschen  Lebensversiche- 
rungs-Anstalten im  Jahre  188  0.  (Bes.  Abdruck  aus  Nr.  1563  des  „Bremer 
Handolsblattes*')  Bremen  1881.     %^.     34  SS.  nebst  tabellarischer  Zusammenstellung. 

2}  Die  deutschen  Le  ben  s  versicher  ungsgesell  Schäften  im  Jahre 
18  80.     (Aus  No.  518  der  „Berliner  Börsen-Zeitung^'.) 

3)  Die  Assekuranz  in  Ziffern.  Deutschland,  Oesterreich-Ungam ,  Frank- 
reich, Russland,  Schweiz  etc.     Wien  1881.     S^. 

4)  Reper  torischer  Assekuranz-Almanach.  Handbuch  für  den  Asseku- 
ranz- und  Handelsstand  und  für  Juristen.  Hrgg.  von  Eisner.  XV.  Bd.  Berlin  1882. 
kl.  80.     XIX  u.  494  SS. 

5)  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Versicherungswesen.  188  2.  Hrgg. 
von  F.  Neumann.  (Lebens-,  Renten-  und  Unfall- Versicherung.)  Berlin  1882.  kl.  8^. 
IV  u.  339  SS. 

6)  Assekuranz- Jahrbuch.  Hrgg.  von  Ehrenzweig.  8.  Jahrg.  Wien  1882. 
gr.  80.     VI  u.  642  SS. 

7)  Zustand  nnd  Fortschritte  der  deutschen  Lebensversicherungs- 
anstalten.    (Bes.  Abdruck  aas  Nr.  1576  des  „Bremer  Handelsblattes**.)     7  SS. 
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8)  Dio  Begründung  und  fünfzigjährige  Wirksamlcoi t  der  Lebens- 
yersicherungsgesellschaft  zu  Leipzig.  1830 — 1880.  Leipzig  1881.  4<>. 
100  88.  n.  2  TabeUen. 

9)  Hüllmann:  Die  Sterbefftllo  der  Lebens-,  Pensions-  und  Leib- 
rentenversicherungsgesellschaft Iduna  in  Halle  a.  d.  S.  von  1871  — 
18  80.     Medicinisch-stotistische  Skizze.     Berlin  1881.     8<».     11  BS. 

10)  Berner:  Sechs  Assekuranz -Bri  efe.  Eine  Unterhaltung  über  Lebens- 
versicherung.   Leipzig  1881.     82  SS. 

11)  Fleischhauer:  Die  Sterbekassen- Vereine.  Eine  gemeinfassliche 
Anleitung  zur  Beurteilung  bereits  bestehender  Sterbekasse- Vereine  und  zur  zweckmässigen 
Einrichtung  neu  zu  gründender  etc.     Weimar  1882.     8^.     64  SS. 

12)  F.  F.  Hamburg:  kritische  Unter  s  uchun  gen  über  Mili  tfirdiens  t- 
versicherung.     Jena  1881.     S^.     48  SS. 

13)  Amtliche  Aktenstücke  über  Einführung  der  zwangsweisen 
Mobiliarversicherung  in  der  Schweiz.  (Heft  8  der  ,,Schweizer  Zeitfragen.") 
Zürich  1879.     80.     50  SS. 

Bei  dem  unverkennbar  überall  hervortretenden  grösseren  Literesse  für  das  Versiche- 
rungswesen kann  es  nicht  Wunder  nehmen ,  dass  auch  die  Literatur  dieses  Gebietes  in 
jüngster  Zeit  in  stetem  Wachsen  begriffen  ist  Wir  finden  sowohl  Schriften,  die  sich 
eingehend  mit  allgemeinen  principiellen  Fragen  beschäftigen,  theils  das  Wesen  der  Versiche- 
rung untersuchen  und  die  Fragen  über  Staats-  und  Privatvorsicherung  mehr  oder  minder 
leidenschaftlieh  prüfen,  theils  die  zweckmässigste  Art  der  bevorstehenden  Beichsgesetz- 
gebung  erörtern,  als  auch  andererseits  solche  Arbeiten,  die  sich  vorwiegend  an  die  Praxis 
des  Versicherungswesens  anschliessen  und  sich  mehr  mit  allgemeineren ,  minder  tief  das 
sociale  Leben  berührenden  Fragen  befassen,  statistische  Daten  über  die  Entwickelung 
des  Versicherungswesens  bieten  u.  s.  f. 

Diejenigen  Schriften,  welche  sich  vornehmlich  auf  theoretische,  allgemein  principielle 
Betrachtungen  erstrecken,  wie  die  kürzlich  erschienenen  Arbeiten  von  Hopf,  O.  Arendt, 
Ad.  Wagner  und  die  an  letztgenannte  Schrift  sich  anschliessenden,  gegen  dieselbe 
poiemisirenden  Publikationen  von  Emminghaus,  Bellstab  und  E  i  s  n  e  r  gedenken 
wir  ausfuhrlicher  in  einem  der  nächsten  Hefte  zu  besprechen.  Heute  soll  es  unsere  Auf- 
gabe sein  auf  die  oben  aufgefQhrten  ,  sich  mehr  an  die  Praxis  anlehnenden ,  kleineren 
Schriften  etc.  kurz  hinzuweisen,  die  gleichfalls,  zum  Theil  wenigstens,  die  Beachtung  wei- 
terer Kreise  verdienen. 

Wir  haben  an  die  Spitze  dieser  Besprechung  die  bekannte,  alljährig  wiederkehrende, 
tüchtige  Arbeit  aus  dem  „Bremer  Handelsblatt"  gestellt,  die  über  den  Zustand  und  die 
Fortschritte  der  deutschen  Lebensversicherungsanstalten  i.  J.  1880  berichtet.  Diese  Chro- 
nik ist  unzweifelhaft  die  beste  und  zuverlässigste  statistische  Arbeit,  die  sich  mit  der 
Entwickelung  des  Lebensversicherangswesens  in  Deutschland  beschäftigt,  sie  ist,  was  vor 
allem  rühmend  hervorgehoben  werden  muss,  weil  man  solches  in  der  Versicherungslite- 
ratur nicht  immer  findet,  frei  von  tendenziösen  Entstellungen. 

Nicht  das  Gleiche  gilt  von  der  an  zweiter  Stelle  genannten  Publikation  der  „Berliner 
Börsen-Zeitung".  Während  die  Bremer  Arbeit  aus  dem  Bureau  der  unter  der  Leitung 
von  Emminghaus  stehenden  Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  zu  Gotha 
stammt ,  soll  —  so  heisst  es  wenigstens  —  der  Bericht  der  ,3>  B.  Z."  aus  den  Bureaux 
der  „Germania"  und  „Victoria"  hervorgehen.  Diese  Chronik  treibt  Tendenz-Statistik  in 
optima  forma.  Die  den  Tabellen  hinzugefügten  an  Phrasen  reichen  Erörterungen  haben 
keinen  wissenschaftlichen  Werth ;  die  ganze  Zusammenstellung  hat  auch  wohl  lediglich  den 
Zweck  für  gewisse  Gesellschaften  Reklame  zu  machen.  Wir  können  daher  hier  über 
diese  Arbeit  fuglich  rasch  hinweggehen. 

Was  nun  die  Entwickelung  des  Lebensversicherungswesens  in  Deutschland  i.  J.  1880 
selbst  betrifit,  so  entnehmen  wir  der  Bremer  Publikation  folgende  Daten: 

In  dem  hier  berücksichtigten  Gebiete,  d.  h.  im  deutschen  Reiche,  in  Deutsch- Oester- 
reich  (ehemaliges  deutsches  Bundesgebiet)  und  in  der  deutschen  Schweiz ,  bestanden  im 
Ganzen  50  Versicherungsanstalten.  Bei  denselben  waren  an  neuen  Versicherungen  be- 
antragt 108  079  in  einer  Gesammtsumme  von  390  419  887  M.  Hiervon  wurden  perfekt 
83  983  Anträge ,  welche  den  50  Lebensversicherungsgesellschaften  82  058  neue  Personen 
bezw.  Policen  zuführten  und  zusammen  auf  eine  Summe  von  295  218  032  M.  Versiche- 
rungskapital lauteten.  Im  Ganzen  zeigte  sich  bei  dem  deutschen  Lebensversicherungs- 
geschäft folgende  Bewegung: 
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Beä'UDd  am  Aofaug  des  Jahres  .  .  .  799  921   Pen.  mit  2535.056294  If.  Vers.  S. 
Zugang  im  Laufe  des  Jahres 82  058       „       ..       295.2 1 8032    .,       ,«       ^ 

so  das«  lusammen  versichert  wareu  881  979  Per»,  mit  2830.274526  If.  Yen.  S. 
Ilienron  schieden  aas : 
dorch  TiMi  14699  P.  m.     4O.597860  M. 

,.     Abgang 
bei  Lebteiten     42467    ..     ..     1 27.978929  ..       S7  '^  **«"-  ■»>*     '68,576789  H   Vers    S. 
Mithin  Bestand  am  Jahresschlusse      824  813  Pers    mit  2661,697537  If.  Vers.  S^ 
und  Zuwachs  im  Laufe  Tun   1880  24  892  1 26.641 243  „        .,      ,, 

Von  dem  hier  aofgefnhrten  gesammten  Versichenuigsbestande  kamen  Ende  1880: 
M3Sa|  Pers.  mit  21 34244838  M.  Vers.  S    a.  d.  36  Anstalten  i    deatach.  Reiche, 

I$8i40  421234542 12  L  Dcntseh-Oesterreich, 

-2779  1062 181 57 ,2  .,         L  d-  deatschen  Schweiz, 

824813  Pers.  mit  2661697537  M.  Vers.  S.  a.  d.  50  deutschen  Anstalten. 

Die  Geschäfts- ErgebnLsse  verden  im  grossen  Ganzen  als  etwas  günstiger  gratrhikiert, 
als  in  den  drei  Vc>rjahren .  doch  glaubt  der  Bericht  ron  einem  Fortschritte  der  Lebens- 
ver^-berun£.  der  iu  einem  allgemeinen  Aufschwünge  unserer  wirth<rhaftiirhen  Verhältnisse, 
in  d*r  Neubelebung  der  gewerblichen  Thitigkeit  und  de*  Cnterartfungsgetstes  seinen 
GrujL«!  hane.  nicht  sprechen  zu  können.  Sehr  gross  und  daher  sehr  betrubcad  ist  anch 
wieder  in  diezfem  Jahre  der  hohe  Abgang  ron  Versichemngen  bei  Lebzeiten.  — 

Die  ust«r  3  genannte  ..Assekuranz  in  Ziffern**  ist  ein  grossen  Tabcilcnwerk 
und  Terauschanlicht  den  Geschäfts-  und  Vermögensstand  aller  Versicherangsbranchen  in 
DeutsckUnd.  Oesterreich- Ungarn .  Schweiz.  Frankreich  und  Rassland  im  Jahre  1880. 
S^>weit  wir  die  Zahlen  prüfen  konnten,  waren  sie  richt%.  Erkllrcnder  Text  ist  den  Ta- 
bellen nicht  weiter  hinzugefügt,  was  als  Xachtheil  keineswegs  besciehnet  werden  knnn 

Von  den  sub  4 — 6  genannten  Jahrbüchern  ^resp.  Ahnanachi  ist  das  iherte  der 
..Kepertorische  Asseknranz-Almanach**  ron  Eisner.  der  tos  Werth  ist 
wegen  der  hier  zusammengetragenen,  theilweise  ausfnhriieh  wiedei  gegebenen  GcscCie.  Die 
übrigen  Belrachtangen  mögen  rielleicht  ,  wir  möchten  jedoch  anch  dieses  besweiieln;  lu- 
den Ptak4iker  einiger.  Nutzen  haben,  für  den  Thcoretäer  sind  sie  ohne  Bedentug.  — 
Das  Tvn  J.  Neumann  heraoagegebene  ..Jahrbuch**  ist  nun  ToUends  werdiloa:  e»  i»t 
dieses  vice  Tendenz-Arbeit  Ton  der  ersten  bis  zur  letzten  Zeile  —  Am  mfiTtm  befrie- 
digt noch  das  im  3.  Jahrgax:ge  Torliegende  ..A  sseku  ran  z- Jahr  back**  tob  Ehren  • 
zweig.  Hier  äi;den  sich  einige  Assekuranz-Themata  gut  bearbeitet :  wir  mn eisen  s.  E. 
auf  den  Artikel  ..Die  SecTer s icherung  einst  und  jetzr*  t««  Caral  Seh. 
Vallebona.  femer  auf  den  kleinen,  interessanten  .Beitrag  zum  Kapitel  der 
Alters-  und  lnTaliden-Pensions-Kassen~  ron  Franz  Fischer.  Bn 
Artikel  ..über  Tendenz-Statistik**  von  Z  i  1 1  m  e  r  greift  die  oben  besprochene 
Chr^uLk  des  ..Bremer  HAndel>blatxes'*  in  röllig  ungerechtlcrtigter  Weise  an.  iwdim  er 
den  Verf  derselben  des  Missbranchs  der  Zahlen  beschoUigt.  Es  ist  hicranihzn  bereits 
eine  treffende  Erwiderung  erfolgt  «Sehe  die  obire  Schrift  sah  7'.  die  das  durchweg 
IlAliK>»e  der  Zillmerschen  Vorwürfe  nachweist.  In  diesem  .J^fsekunnz-Jahrbnche*' 
ist  anch  da«  Versicherungswesen  der  übrigen  Länder  Enropns .  so  u.  a.  jenen  T<m  Rns*- 
land.  SkandiaaTieü.  BeUien.  Italien,  der  Niederlande  etc^  berücksichtigt,  wns  unzweifel- 
haft den  Wenh  des  Jalffboches  erh->ht.  doch  würde  eine  noch  ftugrhfiWrf  Bcr^cksschti- 
gunc  dieser  Länder  wüuchenswerth  sein. 

AuflaUend  i>t  ci».    dass  diese  Tcrschiedencn  JahrbArher  cCc 
ko&aes      Es  i>t  £eses  kaom  anders  mccÜch.    ab  dass  die 
gröissere  Partieen  daron  aufkaufen,    oz^    doch    häaec  sie    an 
Mckr   wie    genug.     Im   Tcrgangcnen   Sommrr   zci^ie    Wallmaan    in    seiner   ^Vcrsiche- 
ma«cv-Z«itschrift'*  gleichfalls  an.  dass  er  ein  d«aitigcs  Jahrboeh  beranszngeben  benhsäch- 

—  ^h  insselbe  tes  Leben  gcrvüen  ist.    wissen  wir  nicht,  jedenfalls  is:  uns  bis  zur 
kein  Fifplii-  kkrnan  becegne:.     Als  ein  Verlntt  dürfte  das  N 


dieser  Pubfikatknen    aOreBeiziercs  Inhaks    anf 
da  mit 
zn   Lcipalg   über   ihre 
«Kurm  cvRanei   aueruancs   m 
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II.  Bd.  S.  227),  aber  sie  bietet  immerhin  ein  gutes  Stück  aus  der  Geschichte  dos  deut- 
schen Lebensversicherungswesens.  Die  leipziger  Gesellschaft  gehört  zu  den  ältesten  Ge- 
genseitigkeitsinstituten und  hat  einen  wohl  beachtenswerthen  Antheil  an  der  Entwickelung 
des  deutschen  Ijebensversicherungsgeschäftes  genommen.  '-Dieser  auch  vorzüglich  ausge- 
stattete Bericht  kann  mit  Fug  und  Recht  ein  allgemeineres  Interesse  in  Anspruch  neh- 
men. —  Die  unter  10  erwähnten  ^^Asseku  ranz -Briefe**  von  Berner  suchen  in 
populärer  Form  auf  die  volkswirthschaitliche  und  sittliche  Bedeutung  der  Lebensversicherung 
hinzuweisen.  Wissenschaftlichen  Werth  hat  diese  Arbeit  nicht  —  Ein  entschiedenes  Ver- 
dienst hat  sich  Fleischhauer  mit  seiner  Schrift  über  ,,die  Sterbekasse-Ver- 
eine** erworben  (11),  auf  die  wir  etwas  ausführlicher  an  dieser  Stelle  eingehen  wollen. 
Die  Arbeit  verfolgt  den  Zweck ,  einestheils  die  hervorragendsten  Mängel  der  zeitherigen 
Sterbekassen-Vereine  vor  Augen  zu  führen,  und  anderentheils  Mittel  und  Wege  zu  zeigen, 
wie  diese  Mängel  in  Zukunft  beseitigt  und  ferngehalten  werden  können.  Die  Ausfüh- 
rungen des  Verfassers  sind  klar  und  gemeinverständlich,  dieses  aber  war  nothwendig, 
wenn  die  Schrift,  wie  wir  hoffen,  Verbreitung  finden  und  Nutzen  stiften  soll.  Sie  muss 
eben  von  denjenigen  verstanden  werden  können,  die  an  der  Spitze  von  Sterbekassen 
stehen,  und  das  sind  meist  Persönlichkeiten,  die  den  mit  vielem  wissenschaftlichen  Ap- 
parat abgefassten  Darlegungen  zu  folgen  nicht  fähig  sind.  Mit  Recht  weist  der  Verf. 
darauf  hin,  dass  die  Hauptgefahr  der  heutigen  Sterbekassen  darin  beruhe,  dass  man  die 
technischen  Einrichtungen  der  Lebensversicherungsanstalten  bei  den  Sterbekassen  ganz 
und  gar  unbeachtet  gelassen  habe.  Viele  Leute  seien  noch  heute  der  Ansicht,  dass  bei 
so  kleinen  Anstalten  ein  blosses  instinktives  Gefühl  genüge,  um  Einrichtungen  treffen  zu 
können,  welche  den  Bestand  eines  solchen  Instituts,  soweit  als  irgend  möglich,  sichern. 
Das  Unrichtige  dieser  Anschauung  weist  Fleischhauer  treffend  nach.  Lebensver- 
sicherungsanstalten und  Sterbekassenvereine,  sie  verfolgen  ein  und  dasselbe  Ziel,  —  die 
Versicherung  einer  Geldsumme  für  den  Todesfall,  dennoch  aber  waren  und  blieben  die 
Wirkungskreise  dieser  beiden  Institute  nothwendigerweise  verschiedene.  Während  die 
Lebensversicherungsanstalten  nur  grössere  Summen  versichern  und  auch  im  Interesse 
ihres  ganzen  Geschäftes  nur  versichern  können,  übernehmen  die  Sterbekassen  nach  wie 
vor  nur  die  Versicherung  kleinerer  Summen.  Beide  Institute  konkurriren  daher  nicht 
mit  einander,  sondern  sie  ergänzen  sich  gegenseitig,  ähnlich  wie  die  gewöhnliche  Spar- 
kasse das  grössere  Kreditinstitut  ergänzt,  aber  nicht  ausschliesst.  Bei  der  Gleich- 
artigkeit dieser  beiden  Institute  liegt  gar  kein  vernünftiger  Grund  vor ,  jene  Grundsätze, 
die  sich  bei  den  Lebensversicherungsanstalten  in  so  hohem  Grade  bewährt  haben ,  bei 
den  Sterbekassen  nicht  nachzuahmen.  Im  Gegentheil,  die  Existenz  und  die  Leistungs- 
fähigkeit dieser  kleinen  Anstalten  wird  erst  gesichert  sein ,  wenn  man  die  Einrichtungen 
der  Lebensversicherung,  soweit  thunlich,  auch  auf  diese  überträgt.  Diese  Einrichtungen 
bespricht  der  Verf.  ausführlich  in  den  einzelnen  Abschnitten.  Es  ist  zu  hoffen,  dass  bei 
der  reichsgesetzlichen  Regelung  des  Versicherungswesens  auch  diese  kleinen  Unterneh- 
mungen^ die  meist  nur  einen  beschränkten  örtlichen  Geschäftskreis  haben,  Berücksichü- 
gung  finden  und  dass  diese  im  grossen  Ganzen  Jenen  Bestimmungen  mit  unterworfen 
werden ,  welche  für  die  Lebensversicherungsgesellschaften  in  Kraft  treten.  Ueber  diese 
reichsgesetzliche  Regelung  hat  sich  Fl.  wunderbarerweise  nicht  ausgesprochen.  Wenn 
wir  somit  im  Wesentlichen  den  Ausführungen  des  Verfassers  beipflichten,  so  müssen  wir 
uns  doch  andererseits  gegen  eine  seiner  Forderungen  auf  das  Entschiedenste  erheben. 
Fl.  sagt  nämlich:  „Die  schlimmsten  Feinde,  mit  denen  selbst  rationell  eingerichtete 
Sterbekassen  zu  kämpfen  haben ,  sind  ihre  Empfindlichkeit  gegen  grössere  Schwan- 
kungen in  der  Sterblichkeit,  welche  im  engen  Zusammenhange  mit  ihrem  Umfange  steht, 
sowie  ferner  der  Mangel  an  Kapital  und  Kredit,  um  alle  die  unvermeidlichen  Krisen 
leicht  und  bequem  überwinden  zu  können  ,  und  endlich  das  Fehlen  geeigneter  Kräfte  zu 
ihrer  Verwaltung.  Alle  diese  Feinde  würden  machtlos  werden ,  wenn  die  gewöhnlichen 
Sparkassen  sich  dazu  verstehen  wollten ,  die  Errichtung  und  Verwaltung  dieser  Sterbe- 
kassen in  die  Hand  zu  nehmen.**  Für  uns  war  dieser  Gedanke  neu ;  seine  Verwirk- 
lichung aber  schliesst  u.  E.  ganz  bedenkliche  Gefahren  in  sich,  sobald,  was  hier  erstrebt 
wird,  eine  Vermengung,  eine  Verquickung  beider  Institute  —  der  Spar-  und  Sterbekasse  — 
erfolgt.  Irgend  ein  Missgeschick  der  Sterbekasse  gefährdet  die  Sparkasse  und  umge- 
kehrt, —  und  doch  ist  ja  gerade  das  Ziel,  nach  dem  wir  hinarbeiten  und  das  auch  dem 
Verfasser  bei  seiner  Arbeit  unausgesetzt  vor  Augen  schwebte,  die  grösstmöglichste  Sicher- 
heit dieser  Institute  —  Diese  Differenz  jedoch,  die  wir  soeben  hier  zur  Sprache  gebracht, 
hindert  uns  nicht  die  vorliegende  Schrift  als  eine  recht  tüchtige  zu  bezeichnen.  — 
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Aus  der  allgemeinen  Lebensversicherung  ist  jüngst  das  Institut  der  MilitSrdienst* 
Versicherung  hervorgegangen.  Es  gehört  diese  Versicherung  zu  den  Erlebensversiche- 
rungen ,  d.  h.  ihr  Fälligkeitstermin  ist  nicht  an  den  Todesfall  der  versicherten  Person, 
sondern  an  den  Eintritt  eines  bestimmten  Ereig^^isses ,  speciell  also  an  die  Ableistung 
der  Wehrpflicht  geknüpft.  Man  hofft  durch  die  immer  weitere  Verbreitung  dieser  Ver- 
sicherungsart ein  freieres,  freudigeres  und  materiell  besseres  Dienen  su  ermöglichen, 
indem  man  durch  klug  berechnete  Vertheilung  eine  allgemein  drückende  Last  su  ver- 
ringern und  gerade  dadurch  die  Armee  vor  unzufriedenen  und  proletarischen  Hassen  zu 
schützen  bestrebt  ist.  Die  hier  zu  Grunde  liegende  Idee  ist  unzweifelhaft  eine  richtige, 
und  dass  diese  Versicherungsart  auch  einem  wirklich  vorhandenen  Bedürfniss  entspricht, 
dass  sie  der  Leistungsfähigkeit  nicht  entbehrt ,  beweist  der  Zuspruch ,  den  die  Militär- 
dienstversicherungs-Anstalt  in  Hamburg  aufzuweisen  hat.  Trotzdem  ist  auch  dieses  Un- 
ternehmen nicht  unangefochten  geblieben.  Die  oben  erwähnte  Schrift  von  F.  F.  Ham- 
burg (Franz  Fischer)  kritische  Untersuchungen  etc.  unterzieht  die  Blili- 
tärdienstversicheruug  einer  eingehenden  (u.  £.  nichts  weniger  wie  objektiven)  Prüfung  und 
kommt  dann  zu  dem  Endresultat :  ,,dass  die  Militärdienstversicherung  auf  ihrer  jetzi- 
gen Grundlage  den  Anforderungen  ,  welche  wir  an  eine  in  die  Praxis  eingeführte  Ver- 
sicherung^rt  stellen  müssen  ,  nicht  genügt  und  dass  es  ein  Vortheil  wäre ,  wenn  ihre 
Idee  das  Reich  der  Träume  nicht  verlassen  hätte  oder  nicht  früher  verlassen  hätte,  bis 
die  Grundlagen  geschaffen  sein  werden  ,  um  sie  rationell  und  haltbar  durchzuführen/* 
(S.  1).  Die  Schrift  ist  mit  mathematischen  Formeln  reich  gespickt,  doch  diese  Ausfüh- 
rungen, welche  die  Unzulänglichkeit  der  fragl.  Versicherungsart  begründen  sollen,  haben 
den  Referenten  nicht  zu  überzeugen  vermocht ,  zumal  nach  Kenntnissnahme  von  der 
kleinen  Schrift  des  früheren  Mathematikers  der  Gothaer  Gesellschaft  Dr.  Amthor,  der 
die  Erörterungen  von  F.  F.  Hamburg  zurückzuweisen  und  die  Korrektheit  der  ma- 
thematischen Grundlagen  der  Militärdienstversicherung  darzulegen  versucht  hat.  Der 
Ton  der  Satyre  herrscht  in  der  Hamburg'  sehen  Publikation  so  vor ,  dass  man  sich, 
trotz  der  gegentheiligen  Versicherungen  des  Verfassers ,  der  Ansicht  nicht  erwehren 
kann  ,  dass  eine  starke  Animosität  gegen  die  betheiligten  Gesellschaften  in  erster  Linie 
diese  unberechtigte  und  scharfe  Kritik  hervorgerufen  habe.  — 

Die  unter  13  erwähnte  Publikation  „Amtliche  Aktenstücke  der  Einfüh- 
rung der  zwangsweisen  Mobiliarversicherung  in  der  Schweiz*^  be- 
zieht sich  auf  bez.  Aktenstücke  der  Kantone  St.  Gallen,  Glarus,  Thurgau  und  Zürich.  — 

Zum  Schluss  noch  einige  wenige  Worte  über  die  Versicherungspresse. 

Ueber  die  Versicherungs-Zeitungen  und  -Zeitschriften  Deutschlands  ist  bereits  frü- 
her einmal  in  diesen  „Jahrbüchern'*  von  anderer  Seite  referirt  worden  (vergl.  38.  Band 
S.  128 — 131).  Wir  stimmen  jenen  Ausführungen  im  AIlgemeiDcn  bei,  nicht  in  allen 
Einzelheiten.  Was  zunächst  auffallen  muss,  ist  der  Reichthum,  der  Ueberfluss  an  Zei- 
tungen. Hier  herrscht  ein  wahres  embarras  de  richesse.  Dass  diese  Zeitungen  über- 
haupt alle  nebeneinander  bestehen  können,  ist  auffallend  genug.  Wirklich  Werthvolles 
bieten  nur  ganz  wenige.  Die  älteste  ist  die,  ehemals  vonMasius  gegründete  Wochen- 
schrift „Rundschau  des  d  eutschen  Versich  e  rungswesens".  Sie  beschränkt 
sich  fast  lediglich  auf  die  Besprechung  mathematischer  Fragen  und  hält  sich  von  wider^ 
wärtigen  Reklamen  fem.  Als  versicherungstechnisches  Organ  hat  diese  Zeitschrift  un- 
zweifelhaft Bedeutung  und  verdient  wohl  Beachtung.  Von  den  eigentlichen  Versiche- 
rung^-Zeitungen  sind  die  „Annalen  des  gesammten  Versicherungswe- 
sens'* besonders  in  ihren  letzten  Jahrgängen  noch  das  objektivste,  best  redigierteste 
Blatt.  Dieses  bringt  manche  werthvolle  Artikel  über  das  Versicherungswesen  in  Russland 
und  Skandinavien.  Die  übrigen  Zeitungen  entbehren  meist  jedes  wissenschaftlichen  Ge- 
haltes und  stehen  vielfach  unterhalb  jeder  Kritik.  Lob  und  Tadel  ist  in  dieser  Presse 
zur  Waare  geworden,  und  was  einst  Wuttke  in  seinem  so  unendlich  viel  Richtiges 
enthaltenden  Buche  „die  Deutschen  Zeitschriften  und  die  Entstehung  der  öffentlichen 
Meinung**  über  das  deutsche  Zeitungswesen  im  Allgemeinen  gesagt  hat,  es  gilt  ganz  be- 
sonders von  unserer  Versicherungspresse.  Die  älteren  Jahrgänge  von  Wallmanns 
„Versicherungs-Zeitschrift**  und  Eisners  „Deutsche  Versicherungs- 
Zeitung*'  enthalten  viele  gute  Artikel,  doch  bieten  sie  in  jüngster  Zeit  weniger 
Befriedigendes.  Objektivität  ist  nur  selten  zu  finden,  der  übliche  Ton  der  Polemik  aber 
widert  jeden  billig  Denkenden  an.  Letzteres  gilt  auch  ungeschwächt  von  Neumanns 
„Zeitschrift  für  Versicherungswesen**,  obwohl  nicht  verkannt  werden  kann, 
dass  diese  Zeitung  jüngst  einige  gute  Artikel  besonders  über  Unfallversicherung  gebracht 
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1.     unter    Berücksitht.    d.    Verwaltung»-    u.  d.  Hnndelsrechts    bedeutend    veno, 
gr.  8',     S  Bde.     Leipxig  tSSl. 
IWelse,    DeulEchof  Pfandrecht    bis    larRecepIiond.  rdmischen 
gr.  8*      IV  n.  80  SS.     Wien  1881. 
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,  Ocbicie 
8°  XL  0  181.  Kiel  1881. 
k  dnr  Deulücben  Reichi-  Post-  and  T elegraphe n ver wb I ■ 
>  Kalenderjahr  1  8  T  9.  Berlin  1881.  4.  81  SS. 
Wi)\e  vnrllegeiide  Slatisük  giebl  lunicbit  in  den  „Votbem erklingen"  ciiiigo  allge- 
^,  DiieaUrendo  Daten  Qbor  FiOcheuinliHlE  und  BevÜlkemng ,  Betriebunslalten  ,  ße- 
Iptrsand,  Verkehn-Ergcbnisse  etc.,  und  behandelt  dniin  ausfübrl icher  unter  A  dat 
fMCweien,  B,  da»  Telcgraphenwoaen,  C-  die  Finaniergebnisse,  unter  D,  E.  und  F  wer- 
du  t'abenivbien  über  di<n  Post-  nnd  Telegraphen -Verkehr  in  den  Ober- Post  diroktiotu- 
bealrken  des  deatschen  Reichs. Postge bietos ,  in  Gesaoimt- Deutschland  iiud  in  den  Lin- 
i^K«  Gnropu  mltgelheilt.  In  dar  Abtheilung  O.  werden  verschiedi^ne  Punkte  erSrlerl, 
"  I  Knlwtckelaug  de>  Post-  und  Telegraphen WMcns  in  Elsass-Lolh ringen  seil  1870, 
iscrgewühnliche  Leistougen  im  Post-  und  Telegraphenbetriebe  .  der  Briet- 
lihr  des  ileiitschen  Reich spostgebieivs   mit  Bayern,  Württemberg  und  dein  Aaslanda 
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etc.  Zum  Sehlau  findet  sich  eine  Uebersicht  aber  den  Post-  and  Telegraphen-Verkehr 
mit  Postämtern  I.  Klasse.  Die  bez.  Zahlen  erstrecken  sich  aaf  das  Jahr  1879,  doch 
sind  durchweg  die  betreffenden  Zahlen  far  1878  des  besseren  Vergleichs  wegen  hinsn» 
gefügt. 

Schon  aas  dieser  karxen  Inhaltsangabe  geht  die  Reichhaltigkeit  der  obigen  Statistik 
hervor ;  die  Zahlen  selbst  liefern  ein  lebendiges  Bild  von  der  Vielseitigkeit  und  Nach- 
haltigkeit, mit  welcher  Post  and  Telegraphie  fdr  den  Verkehr  der  Gegenwart  wirken. 
Wir  entnehmen  dieser  Pablikation  im  Folgenden  nur  einige  wenige  Zahlen,  die  aber  die 
Orossartigkeit  des  Geschäftsbetriebes  wohl  veranschaalichen,  wobei  wir  gleich  bemerken, 
dass  die  in  Klammem  geschlossenen  Ziffern  die  bes.  Angaben    für  das  Jahr  1878  sind: 

Das  Gesammtpersonal  betrag  62431  (62  060)  Personen ,  welche  in  den  Bnreaoz 
and  bei  den  7307  (7065)  Postanstalten  beschäftigt  warden.  Das  Personal  beforderte 
1279  770  203  (1224  381151)  Postsendungen.  Von  den  beforderten  Sendungen  waren 
80^  inländische  ,  16^  wurden  zwischen  Deutschland  und  dem  Auslande  gewechselt ,  4{ 
gingen  von  Ausland  zu  Ausland  durch  Deutschland  hindurch.  Der  Brief  war  unter  den 
Sendungen  am  zahlreichsten  ,  es  wurden  548  046  470  (537  934  310)  Stack  beiordert 
nierunter  befanden  sich  u.  a.  6  995  510  (7  309  000)  Werthbriefe  mit  7  000  087  350 
(7  178  110  200)  Mark  Inhalt,  sowie  39  017  196  (36  608  042)  Postanweisungen  nüt 
2  217  962  912  (2  033  172  826)  Mark  etc.  etc.  Der  Postpersonenverkehr  sinkt  von  Jahr 
zu  Jahr,  es  wurden  jedoch  noch  2  750  333  (3  210  550)  Personen  durch  die  Posten  be- 
furdert.  In  ähnlichem  Umfange  hat  der  Verkehr  im  Telegraphenwesen  sugenommen. 
Das  Finanz- Resultat  der  deutschon  Reichs  -  Post-  und  Telegraphenverwaltung  gestaltete 
sich  folgendermaassen  : 

Die  Gesammteinnahme  betrug  13 1  528  804    (126  233  156) 
Die  Ausgaben  dagegen  II6  C78  597    (II4  293  689) 

so  dass  ein  Ueberschuss  erzielt  wurde  von     15  450  207       (il  93Q  467).  —  E. 

Verwaltungsbericht  des  Rathes  der  königlichen  Haupt-  und  Re- 
sidenz stadt  Dresden  für  das  Jahr  1  880.  Dresden  1881.  4».  XII  u.  250  SS. 
Der  vorjährige  Bericht  ist  im  36.  Bande  (N.  F.  II.  B.)  S.  335  kurz  besprochen. 
Wir  wiesen  damab  auf  die  in  Dresden  erfolgte  Reorganisation  in  der  Armenversorgung 
hin ,  die  nnch  dem  Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  über  den  Unterstfltsungswohnsits 
nothwendig  erschien,  da  die  alten  Bestimmungen  vom  10.  August  1833  den  veränderten 
Verhältnis:ien  nicht  mehr  entsprachen.  In  dem  vorliegenden  Jahresbericht  finden  wir 
nun  die  ersten  Angaben  über  die  Ergebnisse,  die  nach  der  Einführung  der  neuen  Orga- 
nisation erzielt  sind.  Die  neue  Armenordnung  erstrebt  in  erster  Linie  die  möglichste 
Individualisirung  der  Armenpflege.  Während  bb  zum  1.  April  1880  auf  1914  laufend 
unterstützte  Personen  bez.  Partelen  89  Armenvorsteher  und  35  Armenpfleger,  zusammen 
also  74  Organe  kamen  ,  wurden  nach  der  neuen  Armenordnung  400  Bürger  als  Armen- 
pfleger ange>tellt,  von  denen  auf  Grund  öffentlicher  Aufforderung  die  Hälfte  freiwillig 
sich  gemeldet  hatte.  Es  heisst  dann  in  dem  Berichte  n.  a. :  „Die  an  die  neue  Organi- 
sation von  mehreren  Seiten  geknüpfte  Hoffnung,  die  Armenlast  werde  sich  nun  verrin- 
gern, hat  sich  für  das  erste  Jahr  des  Bestehens  der  neuen  Ordnung  leider  nicht  erfüllt ; 
es  hat  sich  nämlich  bei  der  Armenkasse  auf  das  Jahr  1880  eine  Mehrausgabe  von 
84  497  Mark  36  Pf.  herausgestellt"  etc.  Die  Zahl  der  Unterstützten  und  die  Almosen- 
beträge sind  in  den  meisten  Pflegervereinen  gestiegen ,  in  einigen  aber  auch  wesentlich 
herabgegangen.  Theilweise  wird  diese  Erscheinung  sich  aus  der  Thätigkeit  der  Armen- 
pfleger erklären  lassen,  da  es,  wie  solches  auch  in  dem,  in  dem  Berichte  zum  Abdruck 
gebrachten ,  Schreiben  eines  Obmannes  mit  Recht  hervorgehoben  wird ,  Thatsache  ist, 
dass  einige  Pflegervereine  es  besonders  streng  nehmen ,  andere  minder  genau  die  Almo- 
senempfänger  überwachen ,  was  zur  Folge  hat ,  dass  bestimmte  Bezirke  bei  den  Armen 
in  Verruf  kommen  und  daher  von  denselben  gemieden  werden.  Jedenfalls  bt  die  Un- 
gleichmässigkeit  in  der  Beurtheilung  und  Behandlung  der  Armen  von  Seiten  der  400 
Armenpfleger  eine  nicht  unbedenkliche  Schattenseite  des  neuen  Systems,  die  in  Dresden 
offen  zu  Tage  getreten  bt.  Sehr  richtig  weist  aber  der  Bericht  darauf  hin ,  dass  man 
bei  der  Armenpflegerreform  Geduld  haben  und  sich  vorerst  mit  bescheidenen  Früchten 
bei  einer  noch  so  jungen  Institution  begnügen  müsse.  Wir  sind  ausführlicher  auf  diesen 
Punkt  der  vorliegenden  Jahreschronik  eingegangen  ;  es  ist  hier  aber  auch  manch  werth- 
Tolles  Material  lusammengetragen ,  was  wohl  eine  besondere  Berücksichtigung  verdient. 
—  Im  Uebrigen  schliesst  sich  der  vorliegende  Bericht  im  Wesentlichen  an  die  früheren 
Berichte  an.  £. 
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Oesterreich-Ungarn. 

Aasweise  fiber  den  answfirtigen  Handel  der  österreichisch- anga- 
riechen  Monarchie  im  Jahre  187  9.  XXXX.  Jahrg.  I.  Abth.  Bericht  fiber 
die  Erhebung  der  Handelswerthe  und  Haupt-Ergebnisse  der  Waaren-,  Ein-  und  Ausfuhr 
nir  1879.  In  Vergleichung  mit  den  Voijahren.  Bearb.  von  Jos.  Piszala.  Hrgg.  von 
der  k.  k.  sUt  Central-Kommission.     Wien  1881.     40.     185  SS. 

Inhalt:  Bericht  über  die  Erhebung  der  Handelswerthe  für  1879.  (S.  13.)  Haupter- 
gebnisse der  Waaren-,  Ein-  und  Ausfuhr  1879  in  Vergl.  mit  den  Vorjahren:  Einleitung 
(8.  45),  Ausweise  über  Handels- Werth,  Zollertrag  und  Mengen  in  den  Jahren  1875 — 1879 
(S.  69),  Über  Mengen  der  wichtigsten  Ein-  und  Ausführwaaren  für  die  Jahre  1831 — 1879 
(S.  119).  —  Alphabet.    Nachschlageregister  (S.  125). 

Ausweise  über  den  aus wärtigen  Handel  der  österreichisch-un- 
garischen Monarchie  im  Jahre  1880.  XXXXI.  Jahrg.  IV.  Abth.  Waaren- 
Durchfuhr  durch  das  allgemeine  österreichisch-ungarische  Zollgebiet  Bearb.  von  Jos. 
Piszala.     Hrgg.  von  der  k.  k.  stat.  Centralkommission.    Wien  1881.     8".     88  SS. 

Inhalt:  Allgem.  Bemerkungen  (S.  3).  Ausweise:  Menge  der  Waaren-Durchfuhr  in 
den  Jahren  1855 — 80  (S.  6).  Waaren-Durchfuhr  im  Jahre  1880.  Menge  nach  Zoll- 
tarifs-Abteilungen (I)  und  Zolltarifs-Klassen  (U— IV)  dargestellt  (S.  22—83). 

Ausweise  Über  den  auswärtigen  Handel  der  österreichisch-un- 
garischen Monarchie  im  Jahre  1880.  XXXXI.  Jahrg.  V.  Abth.  Waaren-, 
£^-  und  Ausfuhr  sur  Appretur.  Bearb.  von  Jos.  Pizzala.  Hrgg.  von  der  k.  k.  stat. 
Centralkommission.     Wien  1881.     4«.     28  SS. 

Inhalt:  Allgem.  Bemerkungen  (S.  1).  Ausweise  eur  Vergleichung  der  Ergebnisse 
des  Jahres  1880  mit  jenen  früherer  Jahre  1876—1880  (S.  5).  Tabellen  für  1880  (S.  14 
—23). 

Die  Poliseiverwaltung  Wiens  im  Jahre  1880.  Zusammengestellt  von 
dem  Prisidium  der  k.  k.  Polizei-Direction.     Wien  1881,     161  SS. 

Mittheilungen  desComitö  fürdie  land-und  forstwirthschaftliche 
Statistik  des  Königreich  Böhmen  fiir  das  Jahr  1878  und  79.  Prag  1880  und 
für  das  Jahr  1880  Prag  1881. 

In  beiden  Bänden  geben  Prof.  K.  von  Koristka  und  Dr.  Jos.  Bemat  interessante 
üebersichten  über  die  agrarstatistischen  Erhebungen  der  letzten  Jahre,  wobei  die  Wit- 
tenmgsverhältnisse  und  Preise  mit  dem  Emteergebniss  in  Beziehung  gebracht  werden. 
Der  Emtauslall  in  seiner  relativen  Bedeutung  tritt  durch  den  Vergleich  mit  dem  zehn- 
jährigen Durchschnitt  prägnant  hervor,  da  die  Erhebungen  bereits  seit  1868,  besser  seit 
1869  gleichmässig  durchgeführt  sind,  während  uns  die  angestellten  Berechnungen  über 
Bedarf  und  Ueberschuss  des  Ernteertrages,  der  zum  Verkauf  bleibt,  doch  im  Werthe 
überschätzt  zu  werden  scheinen. 

Von  Interesse  sind  die  Tabellen  über  den  Anbau  der  einzelnen  Früchte  in  den  letz- 
ten 11  Jahren,  welche  auffallende  Schwankungen  zeigen.  Wir  machen  ferner  darauf  auf- 
merksam, dass  die  Ertragsverhältnisse  für  elf  natürliche  Hauptgebiete  des  Landes  und 
eine  Anzahl  Untergebiete  gesondert  dargestellt  sind,  um  die  Durchschnitte  nur  für  gleich- 
artige Territorien  zu  ziehen.  Für  das  Jahr  1878  sind  auch  die  Erträge  an  Milch,  But- 
ter, Käse,  Wolle,  Honig  und  Wachs  zu  ermitteln  versucht  and  ziffernmässig  angegeben 
und  sogar  die  zum  directen  Consum  verwendeten  Quantitäten  warme  und  abgerahmte 
Kuhmilch,  so  wie  die  Ziegenmilch.  Für  die  Jahre  1879  und  80  sind  dafür  die  Ergeb- 
nisse des  Hopfen-,  Wein-  und  Obstbaues  verzeichnet. 

Italien. 

Belaaione  statistica  sui  telegrafi  del  regno  d'Italia  neir  anno  1881. 
Roma  1881.  Qu.  201  SS. 

Statistique  internationale  des  banques  d'^mission.  Autriche-Hongrie  — 
Belgique  —  Pays-Bas  —  Su^de  —  Norvfege  —  Espagne.  (Bome,  imprimerie  höritiers 
Botta,  1881 ) 

Desgl.  France  (Rome,  imprimerie  h^ritiers  Botta,  1881.)     45  S. 

Desgl.  Bnssie  (Rome,  imprimerie  h^ritiers  Botta,  1881).     69  S. 

In  Folge  der  auf  dem  sutbtischen  Congress  zu  Haag  beschlossenen  Arbeitstheilung 

N.  F.  Bd.  IV.  16 
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behafs  Erlangung  einer  internationalen  Statistik  ist  dem  Königreich  Italien  die  Aufgabe 
angefallen,  eine  yergleichende  statistische  Darstellung  des  Zettelbankwesens  der  verschiede* 
nen  Linder  su  liefern.  Zwei  und  zwanzig  Fragen  hauptsächlich  waren  es,  die  der  Con- 
gress  beantwortet  xu  sehen  wünscht,  und  die  so  siemlich  Alles  umfassen,  was  Über  die 
Stellung  des  Staates  zu  den  Notenbanken,  über  die  Höhe  und  Deckung  ihrer  Notenaus- 
gaben, sowie  über  den  Geschfiftsbetrieb  derselben  der  Erwähnung  werth  ist.  Die  drei 
vorliegenden  Hefte  bilden  einen  Theil  der  vom  italienischen  statistischen  Bureau  zu  er- 
wartenden Publikationen.  Die  vom  Congress  gestellten  Fragen  werden  darin  f&r  die  oben 
genannten  Länder  —  und  zwar  fOr  jedes  Land  besonders  —  in  gewissenhaftester  Weise 
beantwortet  Die  den  einzelnen  Darstellungen  vorangesetzten  Quellenangaben  verrathen 
leider  eine  solche  Spärlichkeit  des  vorhandenen  Materials  der  Zettelbankstatistik,  dass 
das  Verdienst  Bodio's  und  seiner  Mitarbeiter ^  trotzdem  so  viel  geleistet  zu  haben,  nur 
noch  höher  anzuschlagen  ist.  Hoffen  wir,  dass  die  Fortsetzung  des  Unternehmens  rüstig 
fortschreite,  das  der  Wissenschaft  nicht  weniger  zum  Nutzen,  ab  es  dem  ital.  etat.  Bu- 
reau und  seinem  verdienstvollen  Leiter  zur  Ehre  gereichen  wird.  B.  F. 

Dänemark. 

Danmarks  Statistik.  En  Haandbog  af  V.  Falbe-Hansen  og  Dr. 
William  Scharling.     (Copenhagen,  Forlagsbureauet  1877—81.) 

Von  diesem  von  den  zwei  Professoren  der  Nationalökonomie  und  Statistik  an  der 
Copenhagener  Universität  herausgegebenen  Handbuche  sind  bis  jetzt  der  St«,  V»  und 
5te  Band  erschienen.  Die  zwei  ersten  Bände:  „Land  und  Bevölkerung**  und  „Agrar- 
und  Indnstriestatistik'*  werden  erscheinen,  sobald  die  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom 
1.  Februar  1881  sowie  einige  of&cielle  Untersuchungen  betreffend  Viehbestand  etc.  voll- 
ständig bearbeitet  sind« 

Ein  Handbuch  wie  das  vorliegende ,  welches  in  übersichtlicher  Form  die  wichtigsten 
der  zur  Beurtheilung  der  ganzen  ökonomischen  Lage  des  Landes  nothwendigen  statisti- 
schen Daten  mittheilt,  ffillt  unbedingt  eine  wesentliche  Lficke  in  der  Literatur  ans. 
Zwar  hatte  Bergsöe  in  den  Jahren  1842 — 1853  ein  ähnliches  Werk  herausgegeben, 
aber  obwohl  dasselbe  fQr  seine  Zeit  sehr  vollständig  war,  ist  es  natürlich  jetzt  kaum 
mehr  brauchbar.  Wenn  alle  statistischen  Arbeiten  dieser  Art  sehr  schnell  veralten,  so 
gilt  dieses  besonders  in  einer  Periode  rascher  Entwickelung  wie  die  der  letzten  dreissig 
Jahre.  Zwischen  dem  Erscheinen  der  Bergsöeschen  und  der  hier  besprochenen  Arbeit 
liegt  eine  völlige  Umgestaltung  der  wirthschaftlichen  Lage  Dänemarks.  Man  gedenke 
z.  B.  der  Einführung  der  Gewerbefreiheit,  der  Veränderung  der  Zollpolitik,  der  Ent- 
wickelung der  Handelsflotte  und  besonders  der  gprossen  Ausdehnung  des  Eisenbahnnetses 
(80  Kilometer  in  1850  und  1366  in   1877),  wie  auch  der  Bankwirksamkeit. 

Der  grösste  Theil  des  Werkes  ist  in  Einzeldarstellungen  von  den  zwei  Herausge- 
bern verfasst ,  doch  haben  sie  die  Ausarbeitung  einzelner  Abschnitte  Fach-Schriftstellern 
überlassen :  Professor  Denntzer  behandelt  Verfassung  und  Verwaltungsrecht ,  Dr. 
Krebs  und  Dr.  Smith  Medicinalwesen ,  Capitän  Dalberg  Heerwesen  und  Comman- 
deur  T  n  X  e  n  die  Marine. 

Im  dritten  Bande  g^ebt  Scharling  eine  eingehende  Besprechung  der  Ver- 
kehrsanstalten ,  darunter  eine  vollständige  dänische  Eisenbahnstatistik  mit  einer  ausführ- 
lichen historischen  Darstellung  des  Entstehens  des  Bahnnetzes  (Uebersicht  der  Reichs - 
tagsverhandlungen  etc.),  ferner  behandelt  er  Maass-,  Gewicht-,  Geld-  und  Bankwesen. 
In  dem  Abschnitte  über  Münzwesen  ist  eine  frühere  Arbeit  von  Scharling :  „Kort  Udsigt 
over  den  danske  Menthistorie,  ^öbenhavn  1869"  benutzt,  welche  eine  vollständige  und 
treue  Darstellung  der  dänischen  Münzgeschichte  von  den  ältesten  bis  zu  unseren  Zeiten 
enthält  In  demselben  Bande  behandelt  Falbe-Hansen  den  Handel  und  giebt  eine 
kurzgefasste,  aber  instructive  Geschichte  der  Handels-  und  Zollpolitik  von  der  Mitte  des 
i7tni  Jahrhunderts,  worin  er  die  Entwickelung  vom  cras-mercantilistischen  bis  zum  jetzi- 
gen gemässigt  fVeihändlerischen  Standpunkte  darlegt.  —  Die  historische  Darstellung  des 
Handelsumsatzes  ist  namentlich  auf  die  älteren  Arbeiten  von  Nathanson,  Martfeld,  Pon- 
toppidan  a.  A.  gestützt ,  und  die  Arbeit  wird  dadurch  sehr  erschwert,  dass  diese  Schritf- 
•t«Uer  wegen  des  niedrigen  Standes  der  Handelsstatistik  ihrer  Zeit  oft  sehr  unzuverlässig 
sind.  Es  war  Falbe-Hansens  Aufgabe,  durch  Zuhfllfenahme  von  Zollabrechnungen  und 
ähnlichen  Urkunden  das  Wahre  vom  Falschen  in  diesen  Werken  zu  trennen  und  dieselben 
■u  vervollständigen.  —  Der  vierte  Band  enthält  Verfassung  und  Verwaltung,  Statistik 
dar  Reiehstagswablen  nnd  im  grössten  Theile  des  Bandes  Finanastatistik.     Scharling 
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giebt  hier  eine  gfenaae  Darstellniig  der  Einnahmen  aus  Dom&nen  und  derartigen  Finanz- 
qnellen  sowie  der  Ausgaben  der  verschiedenem  Etats  und  einen  8ehl«ssabschnitt  fiber 
die  ganxe  finansielle  Stellung  des  Staats  von  1849  bis  1877,  wftbrend  Falbe -Hansen 
die  Behandlung  der  Einnahmen  aas  der  Besteuerung  nebst  einer  historischen  Uebersicht 
namentlich  der  Zollabgaben  und  der  Orundsteuem  fibemahm.  Hier  waren  die  Quellen 
natürlich  riel  genauer  als  bei  der  Handelsstatbtik.  Auf  vielen  Punkten  sind  hier  sowie 
auch  im  dritten  Bande  Vergleiche  mit  auslftndisohen  Verh&ltnissen  angestellt.  —  Der 
fünfte  Band  enthält  eine  Darstellung  der  wirthschaftlichen  und  socialen  Thfttigkeit 
der  Staatsbehörden  und  eine  vollständige  Communalstatistik.  Von  besonderem  Interesse 
ist  hier  die  Geschichte  und  jetsige  Wirksamkeit  der  Sffentlichen  Schulen  und  der  Uni- 
versitftt  (Falbe-Hansen)  sowie  die  der  Armenversorgnng  (Scharling). 

Wie  man  aus  dieser  gans  sunmarischea  Inhaltsangabe  ersiebt,  hat  das  Werk  (auch 
für  auslftndische  Leser)  den  Vorsug ,  dass  es  immer  die  Jetsigen  Zustände  in  ihrem  Zu- 
sammenhange mit  der  historischen  Entwickelung  aeigt,  und  während  man  es  als  Hand- 
buch snm  Nachschlagen  benutsen  kann ,  bilden  die  historischen  Abschnitte  eine  interes- 
sante Leetüre.  —  Um  die  Correctheit  der  verschiedenen  Angaben  kritisch  beurtheilen 
lu  können,  wäre  es  nothwendig  auf  allen  Punkten  eine  kaum  au  fordernde  Sachkennt- 
niss  SU  besitsen;  soweit  Referent  beurtheilen  kann  (seine  Untersuchungen  betreffen  na- 
mentlich den  dritten  Band)  sind  die  Angaben  im  Wesentlichen  eorrect.  Die  Darstel- 
lungsform ist  klar  und  gut,  vielleicht  au  viel  mit  Zahlen  überfüllt,  es  ist  aber  in 
dieser  Hinsicht  sehr  schwierig  die  rechte  Grenae  zu  ziehen ,  und  zu  viel  ist  wol  hier 
besser  als  au  wenig;  auch  schweifen  die  Verfasser  hie  und  da  au  viel  ins  Weite.  — 
Wenn  s.  B.  Scharling  bei  der  Behandlung  der  Eisenbahnen  in  detaillirte  Untersuchungen 
fiber  die  richtige  Tarifpolitik  verfällt  (S.  gehört  zu  den  Vertheidigern  einheitlicher  und 
niedriger  Tarifsätze),  dürften  diese  Untersuchungen  in  einem  solchen  Handbuche  wohl 
nicht  gans  an  ihrem  Platse  sein.  Diese  Einwendung  gilt  wohl  nur  in  geringerem  Grade 
▼on  Falbe-Hansens  Betrachtungen  über  die  Abwälzung  der  Bodensteuem,  allein,  was  diese 
Erörterungen  betrifft ,  muss  Referent  gestehen ,  dass  er  die  Resultate  derselben  ziemlich 
problematisch  findet.  —  Zum  Schluss  muss  hinzugefügt  werden,  dass  mehrere  Partien 
des  Werks  von  Karten  begleitet  sind,  wovon  besonders  die  erste,  welehe  die  Land- 
strassea,  Elisenbahnen,  Canäle,  Häfen  sowie  die  Beleuchtung  der  Gewässer  durch  Leucht- 
feuer seigt,  vorsfiglieh  ist. 

Kopenhagen.  £.  Meyer. 

Frankreich,  Schweden  und  Spanien« 

Aanvaire  statistique  de  la  France,  1881.     IV.  Ann4e.     Par.,  Imprim.  nation., 

8.     XXIV— 644  pag.     5  fr. 
Lebon,  L. ,   (Chef  de  bureau   an  Hinist^re  de  Tint^rieur  de  Belgiqne)   Recherche    des 

41Äments  les  plus  propres  k  l'ötablissement    d'une  statistique  de  Tindu- 

strie  primaire.     Par.,  impr.  nation.,  1881.     8.     16  pag. 
— ,  Becherches  bibliographiques  sur  les  annuaires   statistiques  existent 

dans  les  diffSrents  pays.     Par.,  impr.  nation.,  1881.     8-     66  pag. 
Kecensement  de  la  population.     Pröparation  du  recensement  de  1881  en  France. 

M^thodes  suivies  dans  les  principauz  pays   de  TEurope.     Nancy,    Berger-Levrault  & 

C«.,  1881.     8.     2  fr. 
Rättsv  äs  endet.     Ny  foljd  XXII.     Ghefens    for    kgl.  Justitie-Departementet    embets- 

berättelse   for  ar  1879.     Stockholm  1881.     4.     (Bidrag   tili  Sveriges  offic.  Statistik). 

(Schwedische  Civilgerichtsstatistik  für  das  Jahr  1879). 
Bosenberg,    CM.,    Geografiskt-statistiskt   bandlexikon   Öfver    Sve- 

rige.     Efter  nyaste  hufvudsakligen  officiella  källor  uUrbetadt.    Hafte  1—4.    Stook- 

hohot  Carlson,  1881.     8.     ä  H  1  kr. 
Salvi,  M.,  Tratado  elemental  de  estadistica.     Madrid,  Jnbera,  1881.     4.     899  pp. 
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A.     Frankreich. 

Annales  de  d^mographie  internationale.    Becaeil  trimestriel  etc., 
pttbllö    80U8    la   dlrection  de  A.  CherTin  (Paris)   re  Ann^e  1881  No.  17 

—  10  (Mars  k  Septembre  1881):  No.  17:  Esqnisse  d^ographique  de  la  Noa- 
vello-nalloB  du  8ud,  par  CauTin.  —  A  propos  du  prochain  recensement  De  la  centra- 
llsatlnn  dos  opt^ratlonn  statistiqaes ,  par  M.  Block.  —  Remarques  sor  les  variations  pi- 
rtodiquos  des  princlpslcs  maladies,  par  A.  Geissler.  —  A  propos  du  budget  de  TAlg^e. 

—  No  18:  La  dynastle  Cap^tienne,  par  V.  Goehlert  —  Les  demiers  d^nombrements 
de  la  popuUtion ,  par  A.  Chervin.  —  Geographie  nosologiqne  de  Tltalie,  par  G.  Sor- 
manl.  —  Chroniqne  d^mographiqne  —  etc.  No.  19:  Recherche  sur  le  nombre  ndni- 
muni  des  m^nages  irr^guliers  ezistant  dans  la  Tille  de  Paris,  par  Bertillon.  —  Les  Ro- 
mainii  eu  AfVique  ont-lb  ^t^  eztermin^s  par  le  climat?  par  R.  Riconx.  —  Recensement 
dl»  riude  de  1881.  Memorandum  de  M.  W.  C  Plowden.  —  Des  monyements  de  popn- 
lallon  k  Mnntauban  depuis  le  commencement  du  si^e  et  particnliirement  dans  les  ringt 
d^rni^rea  ann^es.  par  Guiraud  —  Statistique  des  naissances  et  des  d^c^  dans  la  popu- 
Ution annamit«»  de  la  Cochinchine  fran^se  pendant  les  six  ann^es  de  1879  k  1877 
(»aitf>.  ^  l-ne  applieation  de  Tanthropometrie.  ProcMe  d^identification  permettant  de 
retrouver  le  nom  d*un  r^cidiTiste  au  moyen  de  son  senl  Signalement,  et  pouTant  senrir 
d^  cadre  pi>ur  une  Classification  de  photographies  k  la  prefectnre  de  police,  k  la  sftret^ 
generale  etc..  par  A.  Bertillon.  —  Statistique  de  la  propri^t^  foncüre  et  des  lieax  ha- 
bit^s  de  la  Kussie  d'Europe ,  par  Vesselowsky.  —  Organisation  du  d^nombrcment  de  la 
France  de  1881.   — 

Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  compar^e,  D^cembre 
1881.  A.  France  Lois  portant  oarerture  de  cr^dits  smpplteentaires  et  «ztraordia. 
pour  Operations  milit.  en  Afriqne,  exercices  1881 — 82,  et  k  raison  de  raagmentatioB 
du  nombre  de«  deput^s  et  de  Torganlsation  actuelle  des  Ministirres.  exereic«  1881.  — 
l^  commerce  exterieur  de  la  France  en  1880.  —  Les  Talenrs  de  donaae  poar  1880.  — 
l«e  commerce  extcrieur  de  1881 ,  Janrier  k  NoTembre.  —  Lee  imp6ts  et  reveans  iadir. 
de  1881  ,  Janrier  k  Norembre  —  Enquete  sur  le  regime  des  boiasona.  Droits  per^ns 
par  le»  »ervioes  des  contribution;»  iadir.  etc.  Nombre  de*  contiaTCBtioas  roailsttm  1878 
— T$.  Nombre  d'assi^ttis  »oamis  k  Texercice  1889 — 79  Laste  chroa^  des  lois,  ordoa- 
naaces  etc.  couceraaat  la  perveptioa  de  rimp6c  1801 — 81.  —  La  aarigasioa  iattriei e 
en  1880.  —  Ia  recolte  de»  rins  et  des  cidrss  ea  1881  et  1880.  —  La  rfaolte  da  hli 
en  1881  —  B.  Ktraager:  Aagletcrre:  Les  credits  saiipirsasaisiins  —  Allein agnii 
l«a  Mtmatioa  finaacMce^  1/aaaexioa  doaaai^re  de  la  Till«  de  Haaiboarg  Le  ptojct  de 
recen>ement  pnMe«»ioanel.  —  Belgiqae:  La  poKce  das  BKtaaaaes.  —  haue:  Les  Boa- 
aaie»  diTi»i<inaaires  d*argeak  —  Pertagal:  Le»  recettes  Vadgefamii  ea  18T9  — 1880  et 
l$|)i\..l88l    —  KtatsA^ab:  Le  mossage  presidcaxicL  —  esc. 

Jlwrnal  de»  Kcoaemistes.  RcTue  de  la  scieace  ecoaemique  et 
de  la  slatistiqueL  IV.  Serie,  Ncl  48  —  48.  Decembre  188 1  et  Jaa- 
vier  l;f^8f  Decembre  ISSI:  Le  rac^a  des  rkwiai  de  fsr.  par  L.  Saj.  —  Le 
credit  agricole  «  la  baaqae  de  Fraaee ,  t « anidke .  par  J  Vml»«Ras.  —  Les  aeeoeia- 
tiMM  fq>ftfwB»oaae»es ,  t  *  aitwle,  par  H  Paacaac.  —  La  »e'paxmxium  de  regfise  at  de 
Teiai .  par  aa  mssaWi  de  la  S^weete  d^eeoaesaie  foiii  —  Pi  nyuiiTiim  de  loa  4e  JaL 
R<«cWe  ~  Le  tt*  0««gr^  de»  acaesic^  «Möa)«»  »sa«  k  Xkabfia ,  par  H  Tacke.  —  La 
Talear  et  le  e^pStal  Lscire  de  M.  ▲  Blaiee  ex  rep«aee  de  C%l  Gide  —  Gmalaires 
miaieierieDes  rslatiTe»  k  rexpleatatioB  dw  r^esaxa»  de  fer  —  Soocu  d«BomiHic  poH- 
Üfae.  IfteaaNia  da  8  dwe^hre  1881.  Pisrasckm:  De  HDamm  des  rnliwea  —  Jaa- 
vUr  l  $8t :  L'aaiae«  1881  ,  par  G  de  Soliaeri  ~  Les  finaane»  d«  I  Akaoc-Lrfnraiaa. 
|ar  P  W^IWr.  —  Ia  sJcaasmK  fiaaanire  ex  M*ABi«Biqae  6»  Em&^rais  Rappor:  aanaal 
4a  ViaistTe  da»  8aaaese,  par  F  Limi«  —  Rcv-ae  de»  prnieipaM»  untiücaänns  ecaamai- 
d^  recraagiu .  psr  Haar  IQMik.  —  L'nr  «x  laz^rfoii.  par  T  KresMr  —  La  pro- 
M  la  ee«s<«naaiHai  da  eafti .  par  Da]h;y  de  Tliienani  —  L'agric&hnre  ex  Iia- 
de^mm  la  leginlatina  d^aaaitre.  par  M  de  ISoaflW  dar  d  .Ayen  Repoaee  de 
K.  Ihatiaaaa    *^  lrt>  tndie  de  tiaaannie  avar  !'An|!lBiei!i  ic  >e»  äroi&>  sar  le» 

—  lrt>  dac  CAacr^  ^  ^  quaetini.  a^rure    —  Le  leimeisaniiim   de   la 
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Uüon  en  Orice.  —  L'acroissement  des  d^penses  militairef  en  Rnssie.  —  Le  300  •  an- 
niversaire  de  l'aimexioD  de  la  Sib^rie  k  la  Rtissie.  —  Soci^t^  d'^conomie  politique. 
B^onioii  du  5  janvier  1882.  Diaeiuaion:  le  ci^dit  agricole.  —  Chroniqae  Aconomi- 
que.  —  etc. 

Moniteur  des  Assurances.  Revaemens.  fond^e  parE.  Reboul,  con> 
tinaipar  A.  Thomereaa.  No.  167  ii  160,  160ctobrel881iil5Janvierl882: 
La  nouvelle  l^gislatore  et  Tassiirance ,  par  A.  Vaosanges.  —  L'assnrance  ouTrifcre  par 
rJStat.  —  De  rinilaence  du  marriage  sor  la  mortalit^  de  chaqne  sexe.  —  Le  comit^ 
des  compagnies  am^ricaines  d'assurances  contre  rmcendie,"['par  A.  Tbomereau.  —  Coup 
d*oeil  historiqne  sur  les  grands  incendies.  —  Operations  des  compagnies  d*as8urances 
maritimes  du  Hayre ,  par  El.  Sorel.  —  L'assnrance  contre  la  maladie ,   par  A.  J.  Cook. 

—  Le  socialbme  d'Etat  est-il  nn  progr^s?  par  A.  Vansanges.  —  Droits  d'enregistre- 
ment  et  de  timbre  payös  par  les  compagnies  d'assurances  pour  les  annöes  1878,  1879« 
1880.  —  Statistique  g^n^rale  de  la  marine  marchande  en  1881.  —  Introduction  de  la 
Stee  Mition  de  l'oeuTre :  ,,De  Tassurance  par  l'Etat,  par  A.  de  Courcy*'.  —  Les  incen- 
dies de  th^tres.  —  Notes  sur  la  l^gislation  des  assurances  dans  les  divers  Etats  de 
rUnion  amÄricaine,  par  L.  B^nard.  —  Operations  des  compagnies  suödoises  d'assurances 
sur  la  vie  pendant   Tannöe  1880,  par  O.  Samson.  —  etc. 

Revue  generale  d'administration.  IV.  Ann^e.  Döcembre  1881: 
La  police  sanitaire  des  animaux.  Loi  da  21  juillet  1881 ,  par  E.  Guerlin  de  Guer.  — 
Le  barreau  allemand.  Etüde  sur  les  Rechtsanw&lte  (avocats  avou^s)  8«  partie ,  par 
6.  Flach.  —  Jurispmdenee.  Tribunal  des  conflits.  Conseil  d'Etat  au  contentieux. 
Cour  de  Cassation.  Tribunal  de  Versailles  etc.  —  Documents  officiels:  Circulaire  du 
Ministre  de  l'interieur  aux  prifets.  Chemins  ruranx.  Loi  et  Instructions  minister.  Loi 
du  20  aoüt  1881  relative  au  Code  rural.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXI,  248«  livraison.  Di* 
cembre  1881:  Penetration  au  Sondan  (Senegal-Niger)  suite.  —  Notice  sur  les  pha- 
res,  fanaux,  bouees  et  signaux  sonores  (fin).  —  Station  d'Islande.  Campagne  de  p^che 
de  1881.  Rapport  d'ensemble  du  commandant  de  la  Station,  par  Dumas- Vencc.  —  Dic- 
tionnaire  des  croiseurs  et  avisos  rapides  (Angleterre,  Allemagne,  Russie,  Antriebe,  Italic, 
Etats-Unis),  par  Dupre  etc. 

B.     England. 

Nineteenth  Century,  the.  A  monthly  Review  edited  by  James 
Knowles.  No.  59  January  1882:  The  crisb  of  Parliamentary  Government,  by 
Fr.  Harrison.  —  Morley's  „Life  of  Cobden** ,  by  A.  J.  Balfour.  —  The  Agnostic  at 
Chnrch,    by  L.  Greg.    —  Canada's  Highway   to  the  Pacific,    by  H.  Stafford  Northcote. 

—  The  machinery  of  Elective  Government,  by  Goldw.  Smith.  —  etc. 

Transactions  of  the  Manchester  Statistical  Society.  Sessions 
1879  —  80,  1880—81.  1879—80:  The  revival  of  Trade.  Inaugural  address, 
by  E.  Helm.  —  NationaMnsurance,  considered  economically  and  practically,  by  W.  Le- 
wery  Blackley.  —  The  Silver  Controversy,  by  R.  Montgomery.  —  Stationary  Popula- 
tions ,  by  Th.  A.  Welten.  —  The  Border-land  of  Pauperism ,  by  Th.  Diclcins.  —  The 
economic  conditions  of  Good  Trade ,  by  W.  Hoyle.  —  The  Coffee-House  Movement,  b. 
E.  T.  Bellhouse.  —  1880  —  81:  The  Decimal-System  as  applied  to  Coinage,  Weights, 
and  Measures,  by  E.  Guthrie.  —  The  treatment  of  Juvenile  Offenders,   by  Th.  Dickins. 

—  Indien  Finance,  by  Th.  B.  Moxon.  —  Poor  Laws,  by  W.  A.  O'Conor.  —  Recent 
Savings  Bank  Legislation ,  by  W.  Langton.  —  Technical  Industrial  Edncation  in  con- 
nection  with  Mechanic's  Institutions  and  other  kindred  Associations,  by  E.  F.  Bellhouse. 

—  etc. 

C.     Oesterreich. 

Statistische  Monatschrift,  redig.  u.  hrsg.  von  der  k.  k.  Direction 
der  administrativen  Statistik.  Jahrg.  VIII  (1  88  2)  Jan  uarheft:  Ge- 
schichte und  Statistik ,  von  K.  Theod.  von  Inama-Stemegg.  —  Der  Verzehrungssteaer- 
ertrag  Wiens  in  den  Jahren  1871 — 1880,  von  J.  Pizzala.  —  Bewegung  der  Bevölkerung 
Oesterreichs  im  ersten  Halbjahr  1880.  —  Oesterreichisch-ungarische  Staatsangehörige  in 
Bosnien  und  in  der  Herzegowina  —  Die  registrirten  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossen- 
schaffcen  Galiziens  im  Jahre  1880,  von  C.  Zwilling.  —  Rekrutirungen  in  Oesterreich- 
Ungam,  von  B.  Windt.  —  etc. 
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E.     Italien. 

Annali  delT  indnstria  e  del  commercio  1881.  No.  30  —  39.  Homa 
1881.  No.  30:  Leggi  e  regolamento  sui  diritd  spettanti  agli  autori  delle  opere  dell' 
ingegno:  —  N  o.  3  1 :  Atti  della  Commissione  consultiva  per  la  pesca.  —  N  o.  3  2:  Pro- 
getto dl  convensione  intemazionale  sai  trasporti  di  merci  per  ferrovia,  formulato  nella 
confereoza  di  Berna.  —  No.  3  3:  Legislasione  sulla  proprietk  letteraria  ed  artistioa. 
Convenzione  tra  Tltalia  e  la  Spagna.  Legge  e  regolamenti  Tigenti  in  Ispagna  salla  pro- 
prietä  intellettuale.  —  No.  34:  Atti  del  Consiglio  dell'  indastria  e  del  commercio.  8e»- 
sione  1880.  —  No.  3  4^1»:  Allegati  agli  atti  del  Consiglio  dell'  indastria  e  del  com- 
mercio. Sessione  1880.  —  No.  35:  Dell'  arte  ceramica  in  Roma.  Discorso  del  pro- 
fessore  Fei.  barnabei.  —  No  36:  Relazione  solle  stanze  di  liquidazione  di  Livomo, 
per  G.  Mirone.  (Commissario  centr.  per  la  sorvegliansa  delle  banche  di  emissione.)  — 
N  o.  3  7 :  Suir  arte  applicata  all'  indastria  nell'  espozione  nasionale  in  Torino  dell'  anno 
1880.  Belazione  del  Comm.  Fr.  Fabi-Altini.  —  N  o.  3  8 :  Mostra  intemazion.  della  pesca 
tenata  a  Berlino  nel  1880.  Rapporte  del  Commissario  per  la  sezione  italiana  A.  Tar- 
gioni  Tozzetti.  —  N  o.  3  9:  Commissione  centrale  dei  yalori  per  le  dogane.  Atti  e  re- 
lazioni  per  Tanno  1880.  — 

F.    DXnemark. 

NationaloDkonomisk  Tidsskrift,  ndgiTCt  afV.  Falbe  Hansen  og 
W.  Scharling,  redig.  afA.  Peters en-Stadnitz.  188  1,  Hefte  lloglS: 
Die  Aosbreitang  der  positiven  Wissenschaften  in  Schweden ,  Ton  Cl.  Wilkens.  —  Be- 
sprechung des  Werkes:  ^^Et  grundrids  af  Sociologien,  af  C.  Wilkens**  von  C.  Krebs. 
—  Vortrag  des  Nationalbankdirektors  Levy  in  der  volkswirthschafUichen  Gesellschaft  sa 
Kopenhagen  über  die  Altersversorgungskassen  der  Kaschinen-  and  Schiffsbaagesellschaft 
von  Barmeister  &  Wain.  —  Nordamerika's  Handel  mit  Feldbaa-Prodakten.  —  Die  Bdr- 
sensteuer  in  Deutschland.  —  Die  Reformgesetse  der  deutschen  Gewerbeordnung  (1878 
— 81).  —  Besprechung  des  Werkes  aus  freihfindlerischer  Feder:  „Deutschlands  Industrie 
und  Handel  im  ersten  Jahre  der  neuen  Zollpolitik.  Berlin  1881*'.  —  In  welchem  Ver- 
hiUtniss  soll  die  Viehhaltung  zum  Ackerbau  stehen?  vom  Landwirthschaftsdirektor  J. 
Smitt  —  Kopenhagen,  statistisch  beleuchtet.  —  Die  Wehrsteuer  in  der  Schweiz,  Oester- 
reich  und  Deutschland.  —  etc. 
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Annalen  ffir  Gewerbe  und  Bauwesen,  hrsg.  von  F.  C  Glaser. 
No.  107— -9.  Band  IX  Heft  11  — IS  und  Band  X  Heft  1:  1.  December 
1881  —  1.  Januar  1882:  Erweiterte  Haftpflicht  oder  obligater.  Unfallversicherung, 
von  A.  POtsch.  —  Leuchtthfbrme  an  deutscher  Küste.  —  Sohienenmarkt  in  Amerika 
1860—80.  —  Die  Geschossgiesserei  zu  Woolwich,  von  J.  Davidson.  —  Die  Einrichtung 
des  Betriebes  auf  der  Berliner  Stadtbahn,  von  Oberbeck.  —  Projekt  einer  Wasserver- 
sorgung des  oberschlesischen  Industriebezirks,  von  Salbach.  —  Gewerbliche  Zeitfragen 
der  Gegenwart ,  von  Hoppe.  —  Dtr  jetzige  Stand  der  Panzerplattenfabrikation ,  von 
Brix.  — 

Arbeiterfreund,  der,  hrsg.  von  V.  Böhmert  und  R.  Gneist.  Jahrg. 
XIX  (1881)  Heft  6:  Das  romische  Recht  und  die  sociale  G^etsgebung  der  neueren 
Zeit,  von  Silberschlag.  —  Fortschritte  im  Sparkassenwesen,  von  V.  Böhmert.  Artik.  H. 
—  Vorschlag  zur  Einrichtung  von  Arbeiter-Pensionskassen,  von  H.  Tellkampf.  —  Mo- 
natschronik für  die  Monate  Oktober,  November  und  Dezember  1881.  —  etc. 

Archiv  f&r  Eisenbahnwesen.  Hrsg.  vom  Ministerinm  ffir  öffentL 
Arbeiten.  Jahrg.  1882  Heft  I;  (Januar  und  Februar):  Der  Personen-  und 
Gfitertarif  der  französischen  Staats-Eisenbahnen.  —  Maassregeln  zur  Erhöhung  der  Sicher- 
heit des  Betriebes  bei  den  französ.  Eisenbahnen.  —  Die  Ansrflstung  der  Eiäcnbahnafige 
mit  kontinuirlichen  Bremsen  auf  den  «Dgliachen  EUsenbahnen.  —  Betriebseinnahmen  der 
französ.  Hauptbahnen  im  I.  Semester  1880  und  1881.  —  Die  italienischen  Eisenbehnea 
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Jahn  1880.  —  EiseDbahnnnnille  in  Groasbriui 
ucn  und  TrUDiraxa  iu  den  in:<trftlischeD  Kotoniei 
Haubtiprecbang  upd  Geaotzgebaag.   —   etc. 

Archiv  fUr  Poal  und  Te  I  egrs  |>hi  e  1  88  1  No  S4:  Deiemher,  1883 
No.  1:  Januar:  Di«  ilaiiemscbeu  Paitiparkuseu  Im  Jabre  1880.  —  Stnibtik  dei 
öfCelTtivli.  Postwesans  im  Jabre  18T3.  —  Der  TelcgrapheiiTerkebr  Japans  im  Jabre 
1680.  —  Die  BBachüdigungeu  der  oberirdiacbeD  TeligrapbeDSnlafteii  durcb  Vügel  — 
Du  diDlache  Postwesen  im  Jahre  ltl7S— SQ.  ~  Die  Berliner  Sudlbahn.  --  Vod  Gua- 
Umala  lut  See  von  llopaugo.  —  etc. 

JmbTbacb  rOr  OenetagebuD  g,  Verwaltung  und  V  o  lb>  wirthic  haft 
im  dentachen  Beleb,  VL  Jabrg.  (ISei)  h  rag.  von  G.  Scbm»  I  ler ,  U  «rt  1: 
Die  geaebIcbÜich-geiellichaftUcbea  Grundlagen  der  Ethik,  von  B,  v.  ilbering.  —  Die  denlscba 
Handilutatiatik,  von  H.  v.  Scheel.  —  Die  Revii,ion  der  direkten  Sceuern  und  daa  Projekt 
der  allgeai.  EinkommeDiletier  in  Bajern.  von  K.  Tb  Ebebetg.  —  äonderatellnog  und 
ZollanacblUit  Hamburgs.  Ein  ItraclistQck  deutscher  lieschicble,  von  O.  Tuch.  —  Die 
amUicbe  »Utistik  Italiens  von  18IS~1S81.  —  Die  ameriknniacfae  Konkurreni  und  die 
liage  der  mittBlenrepIlscben,  besDnd.   der  deotacbeu  Landnirtbscbaft,  von  G.  ScbDioUer, 

—  Üai  oldenborgiache  Annenwesen,  von  F.  Aschrutl.  —  Butiatik  des  Weltpostverein« 
rOi  das  Jahr  1879.  —  Denkschrift  über  den  Stand  des  prenuisch.  Kanal-  und  Wwier- 
etrusenbausa  (im,  dem  ..StaaCsaniuger"  entnommenen  Anszugj.  —  Die  Ausstellung  in 
Melbourne  und  der  denlicbe  Export  nach  Ostasien,  Aoitralien  und  der  SQdsee  nacb  der 
Denkichiift  des  Beicbikanilers.  —  Das  rraniösiscbe  Geiet»  über  die  Bsudelsmarine  v. 
■9  Juinar  1881  und  die  Denkschrift  des  deutschen  Rei  chskanilers  Über  dasselbe.  — 
Die  Fortbildung  der  deutscben  Fabrikgcselxgebuug  durch  die  Verordnuagen  des  Bandei- 
ralhs  —  Die  Delegirleakanfereni  dentscber  Gewerbekammem  1881.  —  Dar  Österreich, 
Geweibelag  und  die  öalerrelth.  Innnngen.  —  e(«. 

LandiFirlhucbaftlicbe  JahtbUcber,  hrsg.  von  H.  Tbiei.  Band  XI 
(  1  8  8  :i )  U  e  f  l  1 :  Das  landwirthtcbaftlich  beouKtc  Grund  ei  gcntbum  als  Produktions- 
faktor,  von  A.  v.  Hiaskowski.  —  Beriebt  aber  die  Schafe  auf  der  Und  wirl  tisch  am.  Aua- 
ttellang  lu  Hannover  im  Jahre  1881,  erataltet  vou  R.  liebiner.  —  Beilifige  lur  Berle- 
ulnngtfrage  der  Wissen:  1.  Beschreibung  der  Versuchswieae,  von  H.  Hichaetis,  1.  Ver- 
(aderungen  und  Wirkungen  des  KieBelwaasen  bei  der  Berieselong,  von  J.  KÜnig  und 
6.  Knucb.  —  etc 

Monatshefte  lurStatistlk  dea  denlichen  Bei  cb«  fiir  1881.  No- 
vemberheCl:  Die  Branntitsin brenn erei  und  die  Braun Cweinbestenernng  im  deatsehan 
Zollgebiet  während  des  EtaEsjahres  1880—81.  —  Die  BcvSIkerung  dos  de uUcheu  Reichs 
nach  der  Volksaühlnog  vom  1.  Deiember  1880  (General üb ersicbl  und  nach  der  Vorfaa- 
nng  und  den  Gesetzen  des  Reichs  festzustellende  Bevölkerungszahlen,)  —  Durchscbnitts- 
preise  wichtiger  Waaren  im  Orosshaudel ,  Movember  1881.  —  Bin-  und  Ausfuhr  der 
wicbtigereo  Waarenjutikel  im  deutscbeu  Zollgebiet  Tilr  November  1881  und  fUr  die  Zeit 
vom  1,  Jaonar  bis  Ende  November  1881.  —  Vcraloaerte  Bilbenmongen  im  deutschen 
Zollgebiet,  aowie  Ein-  und  Ausfuhr  van  Zucker  im  November  1881 

Kundschau  der  Versicherungen,  begründet  von  B.A.Uaains,  hrsg. 
von  H.  Oesterle;.     Jahrg.  XXXI    (1881)    Lieferung    14  — SS      (1&.  Juli 

—  16.  Dezember):  Anleiluug  cur  AuafUhrung  mathematischer  Bechaungen  bei  Le- 
bens- und  Rentenversicherungsn.  B  Portsetiungon  und  Scbtuss.  —  Neue  Versloherungs- 
formen.  —  Allgem.  Vsnorgnngaanstalt  im  Grossherzogtb.  Baden  cn  Karlsruhe.  —  Le- 
bensveraicberangsgesellschaft  zu  Leipzig.  —  Der  Staat  und  das  Versieh erungawesen.  — 
K.  k.  privilegirte  Versicherangsgesellscbaft  Eeonione  Adriatica  di  Sicurik  in  Triest  — 
Zorn  funfaigj Ihrigen  Jobilünm  der  Hannoverachen  Lebensvenicherungsanslall.  —  Di« 
Pauerpoliiei  iu  den  Theatern  zu  Berlin.  —  Die  Atalcuraiioni  generali  in  Trittst.  —  Za- 
ttuid  nnd  Fortacbrltte   dar  deutschen  Lebeasversichernngsanstalten    im  Jahre  1680.    — 

—  EnUchkdlgungsansprilobe  aus  dem  deutschen  Boicbsbaflpfliclitgesetz.  —  Die  österrei- 
ehi*cbe  Uorulititstafel.   —  etc. 

Vereinablatt  fU  r  deutsches  Versicherungswesen,  redigirt  von 
t.  Nenroann,  IX,  Jabrg  No.  11— IS  und  X.  Jahrg.  No.  1-8  (Novem- 
ber 1881  bis  Februar  1881:  Die  Prkventivkonlrole  als  angebliches  Scbntzmittel 
tegCD  die  Znnahme  dar  Brände.  —  Vermeidung  uagünatigBr  Risicos  seilens  der  üfTontl. 
Fauenocietaten,  —  Der  PrKmiendrack  und  seine  Folgen.  —  Vorarbeiten  lUr  die  Reichs- 
(•••tagcbnng  Bbsr  das  Veraichernngsvesen.   —    Achte  urdentl.  Generalversammlung  doi 
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iDteroationalen  Transport  -  Versichenuigsverbaiides ,  abgehalten  su  Eisenach  vom  6.  bis 
7.  September  1881.  —  Beitrag  zur  Anfeindung  des  Privatversicherungswesens  durch 
preoss.  öffentliche  Societäten.  —  Besteuerung  der  Feuerversicherung&geseUschaften  sa 
Gunsten  der  Löscheinrichtungen.  —  Zur  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  und  anderer 
Gerichtshöfe  in  Versicherungsangelegenheiten.  — 

Vierteljahrschrift  für  Volkswir thschaft,  Politik  und  Kulturge- 
schichte. Hrsg.  vnn  £.  Wiss.  XIX.  Jahrg.  (1882)  Band  1:  Ueber  die 
Wirkungen  der  Getreidezölle ,  von  £.  Wiss.  —  VolkswirthschafUiche  Aphorismen ,  von 
V.  B.  —  Friedrich  der  Grosse ,  Friedrich  Wilhelm  III. ,  Graf  Mirabeau  und  Ffirst  Bis- 
marck  (Schlnss),  von  K.  Braun.  —  Volkswirthschaftliche  Korrespondenzen  aus  Paris  und 
Wien,  von  M.  Block  und  E.  Blau.  — 

Zeitschrift  fUr  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danckelmann, 
XIV.  Jahrg.  (1882)  Heft  1  (Januar):  Gemeindewald  und  Genossenwald,  IV., 
von  B.  Danckelmann.  —  Beitr&ge  zur  Statik  des  Waldbaues,  von  £.  Ramann  und  H. 
Will.  —  Ergebniss  der  Holzsamenernte  von  den  wichtigsten  Holzarten  in  Preussen  im 
Jahre  1881,  von  Weise.  —  etc. 

Zeitschrift  ffir  wissenschaftliche  Geographie,  hrsg.  vonJ.  I.  Kett- 
1er,  Band  II  (1881)  Heft  1  — 6:  Die  Geogpraphie  und  ihre  Hilfswissenschaften, 
von  E.  Loeffler.  —  Historische  Angaben  über  die  Veränderungen  in  den  Niederungen 
des  Amu  Darja,  von  W.  Lochtie.  —  Die  Kosmographie  des  Heinr.  Schreiber  von  Er- 
furt, von  S.  Günthers.  —  Die  römischen  Grenzlinien  im  Odenwald,  von  K.  Christ  — 
Geschichte  der  sJlchsischen  Kartographie  im  XVI.  Jahrhundert.  —  Kulturzustand  des 
oberen  Rheinthals  zur  Römerzeit,  von  J.  Nacher.  —  Zur  Geschichte  der  Kartographie, 
von  A.  Breusing.  —  Die  Wohnsitze  des  finnischen  Volksstammes  in  Schweden,  von  J. 
H.  Arosenius.  —  Ueber  die  Produktivitfit  Afrika's  von  H.  Fritz.  —  etc. 


FroBinaiuisehe  Bachdmekerel  (BetDianii  Fohle) 
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Beitrüge  snr  Frage  ftber  Ursachen  nnd  Wirkmigen 

des  Agios« 

Von 

Pro!  Dr.  BÜa  Földes  (Weiss) 

in  Badmpest 
(FortsetEnng  Ton  8.  168.) 

Dritter  Abschnitt.    Das  Agio  und  der  Geldumlauf. 

Das  Geld  spielt  im  wirthscbaftlichen  Leben  eine  ähnliche  Rolle, 
wie  im  geistigen  Leben  die  Sprache.  Diese  bringt  die  Begriffe  zum  Aus- 
druck, jenes  bringt  die  Werthe  zum  gemeinverständlichen  Ausdruck. 
Wenn  wir  nun  bedenken,  dass  die  Wirthschaft  nichts  Anderes  ist,  als 
die  Mechanik  der  Werthe,  so  können  wir  uns  leicht  eine  Vorstellung 
von  der  Wichtigkeit  des  Geldwesens  machen.  Wir  können  mit  Rück- 
sicht auf  den  uns  beschäftigenden  Gegenstand  die  Parallele  noch  fort- 
setzen. So  wie  es  nämlich  vollkommenere  und  weniger  vollkommene 
Sprachen  giebt,  solche,  welche  geeigneter  sind  alle  Schätze  des  Gei- 
stes und  der  Cultur  zum  Ausdruck  zu  bringen,  die  feinsten  Nuancen 
der  Gedanken  zu  bezeichnen,  andere,  welche  hiezu  weniger  geeignet 
sind,  so  sind  auch  unter  jenen  G^enständen,  welche  von  einzelnen  Völ- 
kern und  in  einzelnen  Perioden  ds  Geld  benutzt  wurden,  solche,  wel- 
che die  wirthscbaftlichen  Werthe  besser,  genauer  zum  Ausdrucke  brin- 
gen und  andere,  welche  dies  weniger  vermögen.  Die  Lehre  der  Ge- 
schichte spricht  dafür,  dass  von  allen  bekannten  Stoffen  die  Edel- 
metalle den  Dienst  des  Geldes  am  Besten  versehen,  zur  Vergleichung 
und  Messung  der  Werthe  die  besten  Maassstäbe  bieten  und  somit  die 
vollkommenste  wirthschaftliche  Sprache  repräsentiren.  und  diese  be- 
sondere Geeignetheit  verdanken  die  Edelmetalle  insbesondere  folgen- 
den Eigenschaften.  Erstens  dem  Umstände,  dass  deren  Werth  von 
den  meisten  Völkern,  namentlich  Culturvölkem  anerkannt  wurde,  in 
Folge  dessen  dieselben  sich  überall  als  allgemeines  Tauschmittel  leicht 
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einbürgern.  Zweitens  dem  Umstände,  dass  die  Edelmetalle  unter  allen. 
bekannten  Gegenständen  die  grösste  Wertbstabilität  zeigen  und  somit 
zur  Rolle  des  Wertbmaasses  —  dessen  erste  Eigenschaft  doch  eben  Un- 
yeränderlichkeit  —  besonders  geeignet  sind.  Hiezu  kommt  der  Umstand, 
dass  die  Edelmetalle  viele  Eigenschaften  besitzen,  welche  diese  Werthsta- 
bilität  befördern,  garantiren.  Und  diese  Eigenschaft  der  Stabilität  des 
Werthes  ist  um  so  wichtiger,  als  die  Messungen,  die  wir  auf  wirth- 
schaftlichem  Gebiete  vornehmen,  nicht  blos  theoretischen  Werth  be- 
sitzen, sondern  einen  höchst  praktischen,  einen  fQr  jedes  Glied  der 
wirthschaftlichen  Gemeinschaft  wichtigen  Werth.  Denn  Tag  für  Tag, 
ja  Stunde  für  Stunde  sind  wir  mit  solchen  Messungen  beschäftigt  und 
so  kann  es  auch  nicht  auffallend  sein,  wenn  auf  die  Stabilität,  auf 
die  UnVeränderlichkeit  der  Werthmasse  ein  so  grosses  Gewicht  gelegt 
wird.  Denn  wie  der  Baumeister  keine  Masseinheit  benutzen  kann,  welche 
gleichfalls  veränderlich  ist,  da  sonst  seine  Bauten  für  die  Bewohner 
höchst  gefährlich  werden  könnten,  so  können  auch  die  wirthtchaftenden 
Personen  kein  Werthmaass  benutzen,  welches  selbst  häufigen  Werth- 
veränderungon  unterworfen  ist  Diese  nachtheilige  Eigenschaft  der 
Werthschwankungen  haftet  aber  eben  in  hohem  Maasse  dem  Papier- 
gelde an. 

Unter  dem  Begriff  des  Papiergeldes  werden  in  Folge  der  Gemein- 
samkeit des  Stoffes  sehr  verschiedene  Umlau&mittel  begriffen.  Es 
giebt  nämlich  eine  Reihe  von  Creditpapieren,  Werthzeichen,  welche  ge- 
wisser Eigenschaften  wegen  im  Verkehr  an  Geldes  Statt  angewendet 
werden.  In  weiterm  Sinne  pflegt  man  auch  diese  unter  den  Begriff 
Papiergeld  mit  einzuziehen.  Unter  Papiergeld  im  engeren  und  ^ent- 
liehen Sinne  verstehen  ytir  jene  Geldzeichen,  welche  nicht  auf  eine  be- 
stimmte Summe  Metallgeldes  lauten,  sondern  jene,  welche  als  Geld,  ab 
gesetzliches  Zahlungsmittel  vom  Staate  in  Umlauf  gesetzt  oder  gehal- 
ten werden,  ganz  abgesehen  von  deren  innerm  Werth,  ganz  abgesehen 
von  einem  auf  Baargeld  oder  Einlösung  gerichteten  Versprechen.  Die 
Annahme  dieser  Geldsorten  beruht  auf  gesetzlicher  Anordnung,  die 
der  übrigen  Geldsurrogate  auf  dem  Vertrauen  des  Publikums  gegen- 
über dem  Emittenten.  Darum  ist  nur  jenes  wirkliches  Papiergeld, 
dieses  nur  Geldrepräsentant,  eine  Anweisung  auf  Zahlung.  Zwischen 
den  beiden  Sorten  von  Umlaufsmitteln  ist  also  ein  wesentlicher  Unter- 
schied. So  wird  namentlich  von  Tooke^)  das  Wesen  dieser  Umlaufs- 
mittel charakterisirt.    Er  unterscheidet  zweierlei  Papiervaluten:  die 

1)  Tooke-Newnuurch,  G^ohichte  d.  Praise,  deatsehe  Uebersetaung ,  I.  Bd.  8.  59.  EL 
S.  681  u.  s.  w. 
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eine  beraht  auf  Vertrauen,  die  andere  auf  öiSentlichem  Befehl.  Die 
eine  ist  in  Verkehr  gesetzter  Credit  und  beruht  auf  der  Verpflichtung, 
eine  bestimmte  Summe  Geldes  auf  Verlangen  auszuzahlen;  diese  Ob- 
ligation wird  von  den  Emittenten  dieser  Papiere  auf  Grund  des  von 
ihnen  genossenen  allgemeinen  Credits  an  Stelle  des  Geldes  gesetzt. 
Ein  Papier  dagegen,  welches  auf  öffentlichem  Befehl  beruht,  beruht 
auf  einer  von  der  Staatsmacht  ausfliessenden  und  durch  dieselbe  sank- 
tionirten  Verpflichtung.  Papiergeld,  wie  es  vor  der  Bankrestriction  in 
England  in  Verkehr  gesetzt  wurde,  ist  nach  Tooke  wesentlich  in 
Verkehr  gesetzter  Credit;  dag^en  die  in  Oesterreich,  Russland  etc. 
in  Vermehr  gesetzten  Umlaufsmittel  sind  Papiergeld. 

Der  Werth  des  eigentlichen  Papiergeldes  beruht  auf  der  Macht 
des  Staates  und  dem  Vertrauen  gegen  denselben ;  der  Werth  der  Geld- 
surrogate auf  der  Fähigkeit  der  Emittenten  sein  Zahlungsversprechen 
einzulösen. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  dem  Papiergeld  und  den 
Geldsurrogaten  zeigt  sich  auch  hinsichtlich  der  Emission  und  des 
Verkehrs.  Das  Papiergeld  wird  in  der  Begel  vom  Staate  in  Verkehr 
gesetzt,  gewöhnlich  in  Zeiten  grosser  finanzieller  Verlegenheit,  zur 
Anschaffung  gewisser  Gegenstände,  z.  B.  Kriegsmaterialien;  die  Geld- 
sorrogate,  namentlich  Banknoten,  werden  als  Darlehen  dem  Publikum 
übergeben«  Darum  kann  das  Papiergeld  gänzlich  im  Verkehr  zurück- 
bleiben: die  Banknoten  dagegen  kehren  zur  Bank  zurück,  wenn  das 
Publikum  die  Darlehen  tilgt,  oder  es  zahlt  mit  Baarmitteln,  wodurch 
die  im  Verkehr  zurückbleibende  Note  Deckung  erhält 

Da  das  Papiergeld  in  der  Regel  nicht  zu  dem  Zwecke  ausgegeben 
wird,  um  einem  Verkehrsbedürfniss  zu  entsprechen,  sondern  zur  Deckung 
von  Staatsbedürfnissen,  so  wird  bei  dessen  Ausgabe  in  der  Regel  die 
Masse  des  Geldes  über  das  Bedürfuiss  hinaus  vermehrt,  was  schon 
an  sich  zu  einem  Sinken  im  Werthe  des  Geldes  führen  muss.  Da  der 
Staat  nur  in  misslichen  Verhältnissen  und  bei  ungünstigen  Gredit- 
chancen  zu  dieser  Form  des  Anlehens  greift,  gegen  welches  das  Pu- 
blikum schon  aus  diesem  Grunde  und  noch  mehr  darum  misstrauisch 
ist,  weil  in  manchen  Staaten  der  Werth  des  Papiergeldes  gesetzlich 
herabgesetzt  wurde,  so  führt  auch  dieser  Umstand  zu  einer  Entwer- 
thung  des  Papiergeldes.  Diese  Eutwerthung  wird  um  so  grösser  sein, 
je  kritischer  der  Zeitpunkt  der  Ausgabe  des  Papiergeldes,  je  ungün- 
stiger bereits  die  Lage  des  Staates  und  der  Staatscredit  war  und  je 
grösser  die  emittirte  Papiergeldmenge.  Der  Staat  versuchte  den  Werth 
des  Papiergeldes  wohl  oft  auch  dadurch  aufrecht  zu  erhalten,  dass 
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er  demselben  Zahlungskraft  bei  gewissen  dem  Staat  zo  entrichtenden 
liCistungen,  Steuern  etc.  (die  sog.  Steuerfundation)  gab.  Die  Lehre  der 
Geschichte  zeigt  jedoch ,  dass  das  Papiergeld  fast  nie  gleichen  Werth 
mit  dem  Edelmetall  zu  behaupten  wusste,  sondern  im  Vei^leich  zu 
demselben  eine  grössere  oder  geringere  Werthverringerung  erfuhr.  Der 
Unterschied  zwischen  dem  Papiergeld  und  dem  auf  gleichen  Betrag  lau- 
tenden Metallgeld  oder  zwischen  dem  Nominalpreise  und  dem  Markt- 
preise des  Papiergeldes  ist  eben  das  Agio. 

Das  Papiergeld  verdankt  demnach  sein  Entstehen  nicht  dem  Stre- 
ben nach  Verbesserung  des  Geldumlaufes;  nicht  dieser  Umstand  hat  zu 
dessen  Erfindung  geführt.  Im  Gegentheil.  Zumeist  verursachten  un- 
günstige Verhältnisse,  dass  der  Staat  trotz  der  Ueberzeugung,  wonach 
dieses  Geldzeichen  den  Bedürfiiissen  des  Verkehrs  weniger  entspricht, 
als  das  Metallgeld,  durch  Nothlage  gezwungen,  diese  Geldzeichen  in 
Umlauf  setzte.  In  den  meisten  Fällen  giebt  igan  dies  sogar  offen  zu, 
indem  versprochen  wird,  die  Geldzeichen  einzulösen,  sobald  dies  die 
Verhältnisse  nur  erlaubten.  Wer  wird  da  noch  daran  zweifeln,  dass 
dieses  Geldzeichen  nur  dem  Willen  des  Staates  seinen  Werth  verdankt 
Der  Staat  vermag  das  Publikum  zur  Annahme  dieses  Greldzeichens  zu 
zwingen,  er  kann  aber  demselben  nicht  jene  Eigenschaften  verleihen, 
deren  es  bedürfte,  um  die  Aufgabe  des  Geldes  vollständig  zu  erfüllen. 
Folge  hievon  ist,  dass  der  Geldumlauf  gestört  wird,  und  da  „abusus 
abusum  parit^S  so  ist  es  nur  natürlich,  dass  diese  Störung  des  Um- 
laufes zurückwirkt  auf  alle  Kreise  der  Wirthschaft,  auf  die  Produk- 
tion, die  Einkommenvertheilung,  die  Consumtion  und  wie  ein  dem  Kör- 
per eingeimpfter  Krankheitsstoff  sich  fortbreitet  und  alle  Organe  in 
Mitleidenschaft  zieht 

Das  Papiergeld  besitzt  weder  inncm  Werth,  noch  Stabilität  des 
Werthes,  wie  die  Edelmetalle.  „The  issues  of  banknotes  depending 
80  much  on  the  State  of  credit,  their  circulation  must  be  peculiarly 
liablo  to  be  influenced  by  the  hopes  and  fears  of  the  public  who  receive 
them,  as  well  as  the  bankers  who  issue  them,  whereby  the  State  of 
the  currency  is  rendered  uncertain  and  very  liable  to  be  affected  by 
political  events,  as  well  as  by  changes  in  the  course  of  trade  (Yates, 
Essays  on  currency  and  circulation^^  S.  28).  —  Die  Ausgabe  von  Bank- 
noten ist  vom  Stande  des  Gredits  abhängig  und  den  Einflüssen  von 
Hoflhiuig  und  Furcht  von  Seite  des  empfangenden  Publikums  und  auch 
dttr  emittirenden  Bankiers  unterworfen;  darum  ist  der  Zustand  der 
ümlaufrinittel  ungewiss,  von  politischen  Ereignissen  und  vom  Wech- 
■d  im  Stande  des  Handels  beeinflusst    Das  Papiergeld  besitzt  auch 
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jene  secundären  Eigenschaften  nicht,  welche  die  Beständigkeit  des 
Werthes  garantiren.  Während  nämlich  die  besondere  Transportabili- 
tät  der  Edelmetalle  es  ermöglicht,  örtliche  Preisdifferenzen  leicht  aus- 
zugleichen, während  femer  deren  Produktion  und  Produktionskosten 
in  langem  Zeiträumen  weniger  Differenzen  zeigen,  fehlen  beim  Papier- 
geld alle  diese  Umstände,  da  dessen  Menge  und  Umlauf  nicht  durch 
wirthschaftliche,  sondem  durch  finanzielle  Momente  geregelt  werden. 
Die  Emission  erfolgt  oft  in  Zeiten,  wo  das  wirthschaftliche  Leben  dar- 
oiederliegt,  und  der  Umlauf  desselben  ist  auf  die  Grenzen  des  emit- 
tirenden  Staates  beschränkt  Da  femer  das  Papiergeld  keinen  innem 
Werth  besitzt,  so  ist  dasselbe  grossen  Werthschwankungen  unterwor- 
fen, ja  diese  Schwankungen  werden  durch  manche  Umstände  noch 
Qber  das  nothwendige  Maass  vermehrt.  Das  Papiergeld  wird  deshalb 
seine  Aufgabe  als  Werthmesser,  als  Zahlungsmittel  weniger  gut  lösen 
und  es  wird  um  so  mangelhafter  sein,  je  mehr  es  Preisvariationen 
unterliegt 

Denmach  besteht  der  grösste  Nachtheil  des  Papiergeldes  darin, 
dass  es  als  Geld  nicht  jene  Eigenschaften  besitzt,  welche  zur  Erfül- 
lung der  Funktion  des  Geld^  unbedingt  nothwendig.  Von  seinen 
übrigen  Mängeln,  als  grössere  Leichtigkeit  der  Fälschung  etc.  spre- 
chen wir  gar  nicht  Der  Werth  des  Papiergeldes  ist  zu  grossen  Schwan- 
kungen unterworfen  und  hieraus  entspringen  alle  jenen  üblen  Folgen, 
welche  mit  dessen  Gebrauch  verbunden  sind.  Dies  ändert  und  mil- 
dert auch  der  Umstand  nicht,  dass  der  Gebrauch  des  Papiergeldes 
auch  manche  Bequemlichkeit  bietet,  dass  dessen  Verlust  volkswirth- 
schaftlich  ohne  Nachtheil  ist  und  dass  endlich  dasselbe  ein  bedeuten- 
des Erspamiss  für  die  Volkswirthschaft  bedeutet,  da  der  Edelmetallum- 
lauf ein  grosses  Capital  in  Anspruch  nimmt. 

Das  Auftreten  des  Papiergeldes,  mag  dies  auf  dem  Wege  der  Ein- 
stellung der  Baarzahlung  bei  einem  Creditumlaufsmittel  oder  gleich  in 
Form  eines  nicht  gedeckten  Staatsgeldes  geschehen,  ruft  im  Umlaufis- 
wesen  eine  erschütternde  Revolution  hervor.  Vor  allem  wird  nämlich 
das  Edelmetallgeld  aus  dem  Verkehr  gedrängt,  wie  ja  immer  im  Geld- 
wesen die  merkwürdige  Erscheinung  eintritt,  dass  bei  einer  Circulation 
von  gutem  und  schlechtem  Gelde  alsbald  das  erste  verschwinden  und 
dem  letztem  den  Platz  einräumen  wird.  Es  ist  dies  die  natürliche  Folge 
dessen,  dass  der  Staat  das  Papiergeld  mit  Zahlungskraft  ausstattet 
und  nicht  gestattet,  dass  dem  Papier  im  Verhältniss  zum  Edelmetall, 
sofeme  beide  als  Zahlungsmittel  benutzt  werden,  ein  geringerer  Werth 
bdgel^  werde.    Da  aber  das  Edelmetall  unbedingt  einen  grossem 
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Werth  besitzt,  als  das  Papiergeldzeichen  gleicher  Benennuog,  so  tritt 
das  Edelmetall  aus  dem  inländischen  Verkehr  und  dringt  ins  Ausland, 
wo  dessen  Kaufkraft  nicht  zwangsweise  auf  die  Kaufkraft  eines  min- 
derwerthigen  Papiergeldes  herabgedrückt  wird. 

Der  Process,  welcher  mit  dem  Eindringen  des  Papiergeldes  und 
dem  Verdrängen  der  Edelmetalle  verbunden  ist,  hat  viel  Störungen 
im  Gefolge,  insolange  derselbe  sich  nicht  vollzogen  und  namentUcfa 
das  Publikum  hinsichtlich  der  beiden  Gteldsorten  und  der  zukünf- 
tigen Gestaltung  des  Umlaufswesens  orientirt  ist.  Dieser  üebeiigaiig 
geht  auch  nicht  ohne  einige  Deplacirung  von  Einkommen  zu  Wege. 
Diejenigen,  welche  vom  Staat  für  gewisse  Leistungen,  Lieferungen  etc. 
Papiergeld  erhalten,  femer  die  Agioteure,  die  in  Gegenden,  wo  die 
Geldverhältnisse  noch  nicht  genügend  bekannt  sind,  Edelmetallgeld  zu- 
sammenkaufen, werden  grosse  Gewinne  realisiren.  Das  Edelmetall  wird 
theils  nach  dem  Ausland  wandern,  theils  in  den  Gassen  der  Banken 
lagern,  theils  wird  es  thesaurirt  oder  zu  den  verschiedensten  Gegen- 
ständen aufgearbeitet.  Die  Masse  des  Edelmetalls  wird  jedoch  den 
erstgenannten  Weg  einschlagen.  An  Stelle  des  ins  Ausland  geführten 
Edelmetalls  werden  Waaren  eingeführt,  welche  entweder  direkt  der  Con- 
sumtion  dienen  oder  in  produktive  Capitalien  umgewandelt  werden. 
In  letzterm  Falle  wird  sogar  die  ungünstige  Wirkung  der  Edelmetall- 
ausfuhr gemildert,  indem  das  im  Edelmetallgeld  gebundene  Capital 
frei  wird.  Da  es  volkswirthschaftlich  wünschenswerth  ist,  dass  das 
aus  dem  Verkehr  gedrängte  Edelmetall  möglichst  in  dieser  neuen 
Werthgestalt  eindringe,  so  muss  auch  jede  staatliche  Verfügung  als 
imvortheilhaft  bezeichnet  werden,  welche  verhindert,  dass  möglichst 
das  ganze  Quantum  an  Edelmetall  diese  Metamorfose  durchmache; 
namentlich  gilt  dies  von  Ausfuhrverboten,  welche  es  verhindern,  dass 
das  im  Verkehr  gebundene  und  nun  frei  gewordene  Edelmetall  die 
zweckmässigste  Verwendung  finde.  Da  dassdbe  in  den  Verkehr  ohne- 
hin nicht  eintreten  wird,  ist  es  ganz  zwecklos,  dasselbe  zurückhalten 
zu  wollen.  Auch  das  Thesauriren  ist  nicht  wünschenswerth,  da  even- 
tuell auch  das  produktive  Capital  angegriffen  wird,  wenn  von  Einzelnen 
nicht  blos  das  überflüssige  Edelmetall,  sondern  vielleicht  auch  das  zu 
produktivem  Zweck  verwendete  Capital  der  Produktion  entzogen  und 
als  Schatz  verborgen  wird. 

Die  Folgen  der  Ausfuhr  des  Edelmetalls  sind  übrigens  mit  Obi- 
gem nicht  erschöpft  Die  Ausfuhr  des  Edelmetalls  ruft  nämlich  auch 
ttuf  den  ausländischen  Märkten  manche  Veränderung  hervor.  Die 
grössere  Nachfrage  nach  Waaren  wird  auch  im  Auslande  deai  Preis 
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der  Waaren  steigern  und  damit  nicht  nur  fCLr  das  Papiergeld  einfüh- 
rende Land  die  Consumtion  vertheuem,  sondern  auch  fQr  die  hieran 
ganz  unschuldigen  Unterthanen  der  ausländischen  Staaten.  Dagegen 
fillt  mit  dem  grössern  Angebot  an  Edelmetall  der  Preis  desselben, 
wodurch  gleichfalls  nicht  nur  das  ausführende  Land  Verluste  erleidet, 
sondern  auch  alle  übrigen  Staaten,  da  der  Werth  des  Edelmetallvor- 
raths  der  Welt  verringert  wird.  Die  Störung  des  Geldverkehrs  und 
damit  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  bleibt  also  nicht  auf  den  das 
Papiergeld  emittirenden  Staat  beschränkt  Einigermaassen  mildert  die- 
sen Umstand  die  Möglichkeit,  dass  das  aus  dem  Papiergeldland  ver- 
drängte Edelmetall  endlich  in  einen  Staat  gelangen  kann,  welcher  mit 
Hilfe  des  billigem  Edelmetalls  seine  zerrüttete  Valuta  reguliren  kann 
und  so  wird,  was  an  einem  Punkte  volkswirthschaftlich  gesündigt 
ward,  dadurch  gesühnt,  dass  es  an  andern  Punkten  zu  Nutz  und 
Frommen  dient  Von  diesem  Fall  aber  abgesehen ,  wird  die  Demone- 
tisirung  den  Werth  des  Edelmetallvorrathes  mindern  und  damit  die 
Fdgen  derselben  auch  auf  die  übrigen  Staaten  übertragen.  Einige  Ent- 
schädigung wird  dem  Auslande  nur  dadurch  geboten,  dass  das  Papiergeld 
emittirende  Land  beim  Austausch  der  Eddmetalle  gegen  Waaren  die 
letztem  zu  höherm  Preise  kaufen  muss,  demzufolge  nicht  der  Ge- 
sammtwerth  der  Edelmetalle  vom  Ausland  bezahlt  wird,  sondern  schon 
ein  geringerer  Werth.  Hiezu  kommt  noch  der  Umstand,  dass  der 
Impuls,  welchen  plötzlich  die  Einfuhr  erhält,  zur  Folge  haben  wird, 
dass  überhaupt  die  Nachfrage  auf  viele  geringwerthige  Gegenstände 
ausgedehnt  wird  und  denselben  einen  dankbaren  Markt  darbietet  Das 
Ausland  ersetzt  also  den  Werth  des  Edelmetalls  durchaus  nicht  voll- 
ständig in  den  gelieferten  Waaren.  Nichtsdestoweniger  sehen  wir  hier- 
aus, dass  sich  die  Folgen  der  hier  dargestellten  Erscheinung  auf  die 
gesanmiten  im  wirthschaftlichen  Verkehr  stehenden  Staaten  erstreckt, 
woraus  sich  die  wichtige  Consequenz  ergiebt,  dass  bei  jeder  be- 
deutenden Maassregel  auf  dem  Gebiete  des  Geldwesens 
alle  Staaten  interessirt  sind  und  hier  internationale  Maass- 
regeln ganz  besonders  gerechtfertigt  wären. 

Wenn  wir  nun  wieder  die  Gestaltung  des  Greld Verkehrs  im  In- 
lande  ins  Auge  fassen,  so  bemerken  wir  noch  folgende  Erscheinungen. 
Da  der  Geldumlauf  nicht  mehr  in  gleichem  Maasse  wie  bei  Edelmetall- 
geld von  dem  Bedarf  regulirt  wird,  so  kommen  hier  zwischen  Bedarf 
und  Deckung  viel  grössere  Inkongmenzen  vor.  Der  Verkehr  wird  oft 
mit  einem  Geldüberfluss,  dann  wieder  mit  Geldknappheit  zu  kämpfen 
haben.    In  Zeiten  des  Deberflusses  wird  die  Speculation  oft  übermäs- 
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sig  angeregt,  in  Zeiten  def  Knappheit  drohen  häufig  Krisen;  da  das 
Publikum  zwischen  Geld  und  Kapital  nicht  zu  unterscheiden  weiss, 
so  wird  jede  Vermehrung  der  Geldmenge  als  Vermehrung  des  Kapi- 
tals aufgefasst  und  umgekehrt.  Da  femer  in  Fällen  der  Inkongruenz 
zwischen  Bedarf  und  Deckung  die  Kegulirung  nicht  mit  gleicher  Si- 
cherheit und  Raschheit  erfolgt,  wie  bei  Metallgeld,  so  wird  der  Ver- 
kehr oft  gestört  Hier  ist  übrigens  noch  auf  einen  Disturbenzfall  auf- 
merksam zu  machen,  wenn  nämlich  ein  Theil  der  emittirten  Noten  in 
den  Gassen  zurückbleibt  Man  konnte  dies  —  wie  W  a  g  n  e  r  ^ )  erwähnt  — 
in  England,  neuerdings  in  Russland  und  in  Gestenreich  wahrnehmen. 
Die  Papiergeldmenge  wurde  in  Russland  von  1854 — 57  um  356  Mill. 
Rubel  vermehrt,  wovon  aber  ein  bedeutender  Theil  als  Einlage  bei 
den  Banken  deponirt  wurde.  Noch  auffallender  zeigte  sich  dies  bei  der 
österr.  Nationalbank;  im  J.  1859  stieg  nämlich  die  Papiei^dschuld 
um  147.2  Mlll.  Gulden,  da  aber  Lombard  und  Wechselportefeuille  von 
161.9  Mill.  Gulden  auf  90.7  Mill.  Gulden  fielen,  stieg  der  Notenumlauf 
von  388.5  Mill.  Gulden  nicht  auf  535.7  Mill.  Gulden,  sondern  blos  auf 
466.8  Mill.  Gulden;  im  J.  1866/67  war  sogar  ein  Theil  des  Papier- 
geldes verschwunden.  Da  in  manchen  Fällen  diese  Rückströmung  des 
Papiergeldes  unrichtig  erklärt  wird,  trachtet  man  oft,  Produktion  und 
Spekulation  künstlich  anzuregen,  weshalb  in  solchen  Staaten  die  Ein- 
leitung von  Spekulationsperioden  oft  auf  diesen  Umstand  zurückge- 
führt werden  kann. 

Endlich  sei  noch  auf  Folgendes  hingewiesen.  Die  Ausgabe  von 
Papiergeld  macht  das  Metallgeld  nicht  gänzlich  überflüssig.  Sowie 
der  Staat  und  dessen  Angehörige  aus  dem  Rahmen  ihres  Vaterlandes 
hinaustreten,  müssen  sie  Eddmetall  verwenden  und  dasselbe  theuer 
anschaffen.  Da  die  Papiergeldausgabe  die  Schuldform  jener  Staaten 
zu  sein  pflegt,  die  in  ungtLnstiger  finanzieller  Lage  sich  befinden,  so 
sind  das  gleichzeitig  auch  jene  Länder,  welche  am  häufigsten  an  den 
Weltmarkt  als  Darlehnsuchende  appelliren.  Dasselbe  gilt  auch  von 
den  Privaten,  welche  sehr  häufig  im  Auslande  Kapital  suchen  werden. 
Auch  die  in  neuerer  Zeit  so  stark  verbreitete  Reisegewohnheit  nöthigt 
zur  Anschafiung  bedeutender  Metallgeldsummen.  Alle  diese  Anschidf- 
fungen  erfordern  in  Folge  der  Geringwerthigkeit  des  Papiergeldes  be- 
deutende Opfer. 

Die  UnVollkommenheit  des  Geldumlaufes  bei  Papiergeld  besteht 
aber  nicht  allein  darin,  dass  die  Geldmenge  nicht  immer  in  richtigem 
Verhältniss  zum  Bedarf  sein  wird,  dass  der  Werth  des  Geldes  Schwan- 
kungen unterworfen  ist,  sondern  dass  auch  nach  einzelnen  Localitäten 

1)  Russisches  Papiergeld,  S.  99. 
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sich  grosse  Disparitäten  zeigen  werden.  Gregenden,  welche  mit  Ck)m- 
municationsmittehi  besser  versehen  sind,  werden  günstigere  Verhältnisse 
im  Geldumlauf  aufweisen ,  abseits  gelegene  Gegenden  ungünstigere  — 
dies  bemerkt  neuerdings  auch  Rocca^)  —  und  in  letzteren  wird  auch 
der  Umstand  häufig  eintreten,  dass  Greldknappheit  entsteht.  Auch  wird 
das  Papiergeld  häufig  zumal  in  den  untern  Schichten  grosse  Verbreitung 
gewinnen,  während  im  grossen  Verkehr  relativ  mehr  Creditumlaufs- 
mittel  Anwendung  finden. 

Nach  alledem  ist  es  also  gewiss,  dass  die  Ausgabe  von  Papier- 
geld auf  das  Umlaufswesen  einen  ungünstigen  Einfluss  ausübt,  wo- 
durch das  ganze  Verkehrs-  und  Handelsleben  Störungen  ausgesetzt 
ist  Da  bei  Papiergeldumlauf  die  Veränderungen  in  der  Menge  des 
Geldes  nicht  aus  den  Verhältnissen  des  Verkehrs,  sondern  aus  andern 
Ursachen  entspringen,  da  das  Papiergeld  die  wesentlichste  Eigenschaft 
des  Geldgutes,  die  Stabilität  des  Werthes  entbehrt,  da  es  femar  hin- 
sichtlich seiner  Verbreitung  nach  Ort  und  Zeit  grosse  Irregularitäten 
aufweist,  da  es  endlich  das  Land  eines  bedeutenden  TheUes  seines 
Kapitals  —  des  im  Metallgeld  investirten  —  beraubt,  ohAe  es  ganz 
überflüssig  zu  machen,  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dass  Pa- 
piergeld und  Agio  den  Geldumlauf  empfindlich  stören.  Das  Erspar- 
niss,  das  durch  Papiergeld  erreicht  wird,  kommt  dem  gegenüber  gar 
nicht  in  Betracht,  da  es  sich  hier  um  eines  der  wesentlichsten  Be- 
dingungen einer  gesunden  Volkswirthschaft  handelt,  um  ein  g^egeltes 
und  präcis  fnnktionirendes  Werthmaass,  welches,  wenn  entsprechend 
und  genau,  nie  zu  theuer  ist.  Sehr  richtig  ist  dies  in  folgenden  Worten 
des  Berichtes  des  amerikanischen  Gomptrollor  of  Currency  ausgespro- 
chen: A  currency  is  needed  which  will  act  automatically,  and  as  a 
regulator,  like  the  govemor  in  machinery  or  the  balance  whed  in  the 
Chronometer  and  its  relative  cost  should  not  be  taken  into  conside- 
ration,  for  the  best  money  is  always  the  cheepest  in  the  end  („Ein 
ümlaufsmittel  ist  erforderlich,  welches  automatisch  wirkt  wie  der  Re- 
gulator der  Maschine  oder  das  Balancirrad  im  Chronometer  und  die 
relativen  Kosten  desselben  dürfen  nicht  in  Betracht  gezogen  werden, 
denn  das  beste  Geld  wird  schliesslich  auch  immer  das  billigste  scin^^). 

Vierter  Abschnitt.    Das  Agio  und  die  Wechselkurse. 

Wenn  die  grossen,  in  den  Jahren  1810,  1819  und  1832  in  Eng- 
land abgehaltenen  EnquSten  keinen  andern  Nutzen  gehabt  hätten ,  als 
uns  einen  richtigem  Einblick  in  das  Wesen  des  Wechselkurses  zu  ver- 
schaffen und  eine  gründliche  Theorie  dieser  schwierigen  Erscheinung 

1)  U  corso  forzoso  in  BussU,  S.  449. 
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ZU  ermöglichen,  wir  müssten  denselben  in  der  Entwickelnngsgeschichte 
der  volkswirthschaftlichen  Ideen  eine  grosse  Bedeutung  beilegen.  Denn 
es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die  Theorie  der  Wechselkurse  zu 
den  schwierigsten,  dunkelsten,  man  möchte  fast  sagen ,  mystischsten 
Partieen  der  Volkswirthschaftslehre  gehörte,  bis  endlich  die  genauere 
Beobachtung  der  finanzwirthschaftlichen  Phänomene  zur  Ausbildung 
der  Theorie  der  Wechselkurse  führte,  wie  sie  namentlich  von  Mi  11 
und  Göschen  endgiltig  abgeschlossen  wurde.  Da  die  Gestaltung  der 
Wechselkurse  mit  der  Zahlungsbilanz  eines  Landes  in  engem  Zusammen- 
hange steht  und  der  Zusammenhang  zwischen  /Lgio  und  Wechselkurs 
auch  auf  diese  Frage  Licht  wirft,  so  wollen  wir  doch  der  Darstellung 
des  Einflusses,  welchen  das  Agio  auf  die  Wechselkurse  ausübt,  eine  kurze 
Erläuterung  über  das  Wesen  der  Wechselkurse  selbst  vorausschicken« 
Im  internationalen  Handel  und  Wirthschaftsverkehr  entstehen 
Forderungen  und  Schulden,  deren  Ausgleichung  auf  mannigfache  Weise 
vor  sich  geht  Am  häufigsten  geschieht  die  Tilgung  der  Schulden 
durch  Waarensendungen  und  durch  Ueberlassung  resp.  Uebergabe  von 
Schuldtitres.  Sofeme  aber  schliesslich  eine  Begleichung  der  Schulden  zu 
erfolgen  hat,  kann  dies  auf  zweierlei  Weise  geschehen.  Einmal  durch 
Uebersendung  von  Geld,  zumal  gemünztem  Gelde,  oder  Barren  von 
Edelmetall.  Die  Sendung  von  Edelmetall  ist  mit  verhältnissmässig 
bedeutenden  Spesen  für  Transport,  Versicherung  etc.  verbunden.  Zur 
Minderung  dieser  Spesen  werden  als  Zahlungsmittel  die  aus  dem  inter- 
nationalen Verkehr  herrührenden  Wechsel  verwendet  Diese  Wechsel 
unterliegen  Preisschwankungen,  welche  zunächst  aus  dem  Stande  der 
Zahlungsbilanz  entspringen.  Je  grösser  das  Angebot  von  Wechseln 
eines  gewissen  Landes  ist ,  desto  niedriger  wird  —  caeteris  paribus  — 
der  Preis  dieser  Wechsel  sein ;  je  grösser  dag^en  die  Nachfrage,  desto 
günstiger  wird  sich  der  Preis  der  Wechsel  —  der  sogenannte  W  e  ch  - 
selkurs  —  gestalten.  Angebot  und  Nachfrage  der  internationalen 
Wechsel  hängt  aber  von  der  Zahlungsbilanz  der  betreffenden  Länder 
ab;  Länder,  die  mehr  kaufen  als  verkaufen,  also  auch  viel  schulden, 
werden  mehr  Wechsel  in  Umlauf  setzen,  der  Curs  derselben  wird  sich 
also  ungünstiger  gestalten;  Länder,  welche  mehr  verkaufen,  als  kaufen, 
also  viel  fordern ,  werden  weniger  Wechsel  in  Umlauf  setzen,  der  Curs 
derselbe  wird  sich  also  günstiger  gestalten.  Neben  der  Waareneinfiihr 
und  Ausfuhr  verursachen  aber  auch  manche  andere  Umstände,  Auf- 
nahme von  Anlehen  etc.,  Aenderungen  in  der  Zahlungsbilanz,  welche 
wieder  im  Wechsdkurs  ihren  Ausdruck  finden,  weshalb  auch  der  Wech- 
leUrars  als  der  Compass  der  internationalen  Schuld-  und  Fcurderungs- 
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Verhältnisse  betrachtet  wird.  Freilich  gilt  dies  nur  bis  zn  einer  ge- 
wissen Grenze  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  unter  gewöhnlichen  Ver- 
hältnissen die  Wechselkurse  in  den  Kosten  der  Baaranschafiung ,  der 
Versendungsspesen  von  Baarmitteln  etc.  ihre  obere  Grenze  finden,  über 
welche  hinaus  sie  sich  nicht  erheben  können,  so  lange,  wie  gesagt, 
Baannittel  zur  Verftlgung  stehen. 

Die  dem  internationalen  Verkehr  angehörenden  Wechsel  erftUlen 
demnach  die  Rolle  eines  Zahlungsmittels  und  vielleicht  viel  besser  als 
irgend  welches  Credit^  oder  Umlaufswerthzeichen ,  welches  etwa  zu 
diesem  Behufe  —  wie  schon  öfters  vorgeschlagen  wurde  —  kreirt 
würde.  Die  Vortheile  ihrer  Verwendung  haben  dieselben  zu  einem 
beliebten  und  in  grossem  Maassstabe  angewandten  Liquidationsmittel 
gemacht 

Welchen  Einfluss  übt  nun  der  Umlauf  eines  minderwerthigen 
Papiergeldes  und  die  Existenz  des  Agios  auf  die  Gestaltung  des  Wech- 
selkurses? Wir  werden  dies  aus  folgenden  Bemerkungen  verstehen 
lernen.  Nachdem  der  Wechsel  —  wie  wir  gesehen  —  im  internatio- 
nalen Verkehr  die  Stelle  des  Baargeldes  und  zwar  des  Metallgeldes  ver- 
tritt, und  da  Credit  und  Umlauf  des  Papiergeldes  sich  blos  auf  das 
emittirende  Land  beschränkt,  so  muss  der  Wechsel  das  Schicksal  des 
Edelmetallgeldes  theilen.  Wenn  der  Preis  der  Edelmetalle  in  Folge 
der  zerrütteten  Valuta  steigt,  so  muss  auch  der  Wechsel,  als  Reprä- 
sentant von  Baargeld,  im  Preise  steigen;  wenn  der  Preis  der  Edel- 
metalle oscillirt,  so  muss  auch  der  Wechselkurs  variiren.  Die  Schwan- 
kungen des  Agios  werden  daher  auf  die  Wechsel  übertragen,  denn 
wenn  im  Inlande  zwischen  Edelmetall  und  Papiergeld  ein  Unterschied 
gemacht  wird,  so  ist  es  ja  unmöglich,  dass  auf  den  ausländischen 
Märkten,  die  sich  ja  um  die  Papierwährung  des  Landes  noch  weniger 
zu  kümmern  haben,  die  Wechsel  zu  den  gleichen  Preisen  in  Papier 
zu  kaufen  wären.  Der  Fall,  den  wir  vor  uns  haben,  ist  ganz  derselbe, 
als  ob  wir  sagen  würden,  die  Klafter  wird  nicht  mehr  in  6  Fuss  ge- 
thdlt,  sondern  in  12  Fuss.  Es  wird  sich  dann  natürlich  auch  das  Ver- 
hältniss  des  österreichischen  Fusses  zum  französischen  oder  deutschen 
etc.  ändern.  Dasselbe  gilt  auch  für  den  Werthmesser.  Mag  die  Ent- 
werthung  des  Geldes  eines  Staates  aus  welchem  Grunde  immer  ein- 
treten, diese  Entwerthung  oder  Werthminderung  wird  sich  auch  auf 
den  ausländischen  Märkten  geltend  machen  und  der  Wechselkurs,  wel- 
dier  vordem  zu  Gunsten  des  betreffenden  Landes  stand,  wird  sich 
jetzt  ungünstig  gestalten,  mit  Bezug  auf  Metallgeld. 

Bevor  wir  auf  die  weitere  Untersuchung  eingehen ,  möge  die  bis- 
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her  erörterte  Erscheinung  mit  Hilfe  einiger  Daten  beleuchtet  werden« 
Wir  wählen  hiezu  die  Gestaltung  der  Metallkurse  in  Russland,  Italien 
und  Oesterreich.  Vorerst  die  Daten  fttr  Russland.  (Werth  des  Rubels 
in  Silber  38  Pence) 

Wechselkurs  Agio  WechseUmn  Agio 

1863  36"/a4  471  >«69  30"/.  24.S4 

1864  32«»/.  1773  1870  2q  »/^  28.30 

1865  31»*/.  2160  1871  32  Ve4  ^9-l6 

1866  29*»/.  28.14  1872  32**/e  16.77 

1867  32«»/.  17.27  1873  32  »/i  1630 

1868  32«»/.  16.21  1874  32*'/ie  '^-77 

Oesterreich  (nach  Hertzka;  185S~-60  Augsburg,  1866—70  Hamburg) 
Wechselkurs  Agio  WechseULur«  Agio 

1851  126.19  26  1861  141.03  41.7 

1852  119.50  19.7  1862  128.50  28.1 

1853  11245  10.6  1863  113.23  13.2 

1854  127.75  27.7  1864  1 16.70  15.9 

1855  119.27  21.6  1865  108.98  84 

1856  106.17                    5.4  1866  120.89  20.— 

1857  106.34                   5-5  1867  124.50  24.8 

1858  104.31                   4.1  1868  114.19  14.8 

1859  124.56  20.6  1869  120.90  21.3 

1860  134.13  32.2  1870  127.79  22.2 

Italien.     (London  ma  S5  Francs) 
Differensen  awischen  dem  Curs  in  Paris  und  Italien 

1871  27.  Jan.     I.13  1876    30.  Juni     2.40 

1872  2.  Jan.     1.50  29.  Dec.     240 
2.  Juli     2. —             1877     30.  Juni     2.65 

28.  Dec.     2.83  28.  Dec.     2.60 

1873  27.  Juni  3.65      1878  28.  Juni  2.22 

30.  Dec.  4  16  27.  Dec.  2.75 

1874  30.  Juni     a.65  1879     26.  Juni     2.55 

29.  Dec.     2.75  30.  Dec    3.27 

1875  30.  Juni     1.92  1880     29.  Juni     2. 50 

31.  Dec.     2.10  30.  Sept    2.70 

Wir  sehen  aus  diesen  Daten,  dass  die  Veränderungen  des  Wechsel- 
kurses dem  Schwanken  des  Agios  folgen.  Hieraus  ergiebt  sich  als 
praktisch  wichtigste  Folge,  dass  neben  den  die  Wechselkurse  beein- 
flussenden Faktoren  auch  das  Agio  sich  geltend  macht,  die  Schwan- 
kungen der  Curse  v^mehrt  und  damit  die  Beständigkeit  des  Handels 
geÜUirdet  Da  nun  aber  der  Wechselkurs  nicht  blos  vom  Agio  beein- 
flusst  wird,  sondern  auf  dasselbe  wieder  zurückwirkt,  und  da  diese 
Umstände  auch  auf  den  Aussenhandel  von  Einfluss  sind,  so  ist  das 
durch  das  Agio  verursachte  Steigen  und  Schwanken  der  Wechselkurse 
Wenfalls  ein  nachtheiliges  Moment  im  Wirthschaftsleben  der  mit  min- 
teweirthigem  Papieigeld  behafteten  Länder.    Nicht  als  ob  ein  Auf- 
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und  Abwogen,  Ebbe  und  Flutfa  im  Handels-  und  Verkehrsleben  nicht 
vorkämen ,  sobald  kein  Agio  existirt ,  aber  das  Agio  ist  eine  Ursache 
mehr,  welche  die  Schwankungen  hervorruft  und  zwar  eine  Ursache,  wel- 
che nicht  aus  den  Verhältnissen  des  Handels,  sondern  demselben  feme- 
liegenden Verhältnissen  entspringt 

Wissen  wir  einmal,  dass  der  Wechselkurs  den  Schwankungen  des 
Agios  folgt,  so  können  wir  zur  Beantwortung  der  zweiten  Frage  ttber- 
gdien :  Wie  gross  kann  der  Cursabfall  der  Wechsel  in  Folge  des  Agios 
sein  ?  Erinnern  wir  ims  der  oben  gemachten  Bemerkung,  dass  die  Be- 
nutzung der  Wechsel  bei  internationalen  Zahlungen  dem  Umstände  zuzu- 
schreiben ist,  dass  hiedurch  an  den  Kosten  der  Versendung  etc.  erspart 
werden  kann.  Demnach  kann  der  Wechselkurs  für  ein  bestimmtes  Land 
in  der  Kegel  nicht  höher  sein,  als  die  Gesammtkosten,  welche  mit  der 
Versendung  von  Baarmitteln  verbunden  sind.  Würde  der  Wechselkurs 
sich  über  diesen  Betrag  erheben,  so  würden  die  Zahlungen  mit  Baarmit- 
teln erfolgen.  Wohl  ist  hier  noch  eine  Latitude,  da  Gewohnheit,  Bequem- 
lichkeit eine  weitere  Steigerung  gestatten;  das  natürliche  und  gesetz- 
mässige  Niveau  des  Wechselkiurses  bilden  aber  doch  immer  die  Ver- 
sendungskosten des  Baargeldes.  Gilt  dies  aber  auch  für  Länder,  welche 
eine  minderwerthige  Valuta  besitzen?  Lange  hielt  die  Theorie  an 
dieser  Vorstellung  fest,  doch  wird  nun  immermehr  zugegeben,  dass 
hier  die  Wechselkurse  eine  höhere  Obergrenze  haben.  Wir  wollen  dies 
ein  wenig  näher  beleuchten. 

Die  im  internationalen  Verkehr  entstehenden  Wechsel  werden,  wie 
wir  gesehen,  blos  aus  Ersparungsrücksichten ,  also  subsidiär  als  Zah- 
lungsmittel verwandt.  Würde  dessen  Preis  so  hoch  stehen,  dass  Baar- 
geld  mit  gleichen  oder  geringem  Kosten  versandt  werden  kann ,  dann 
wird  der  Wechsel  diese  Funktion  nicht  weiter  erfüllen.  Nun  verfügen 
aber  Länder  mit  Papiervaluta  über  eine  höchst  geringe  Baargeldre- 
serve.  Der  in  den  Versendungskosten  gegebene  Regulator  der  Wech- 
selkurse wird  hiedurch  bedeutend  abgeschwächt.  Was  geschieht  nun 
in  einem  solchen  Lande?  Auf  diese  Frage  hat  die  bisherige  Theorie 
keine  erschöpfende  Antwort  gegeben.  Länder,  welche  keine  oder 
nur  eine  geringe  Baargeldreserve  besitzen,  und  welche 
gegenüber  dem  Auslande  verschuldet  sind  —  was  einen 
ungünstigen  Wechselkurs  zur  Folge  hat  — ,  können 
Schulden  nur  auf  eine  Art  tilgen  und  zwar  durchHinaus- 
sendung  von  Waaren.  Demnach  —  von  Obligationen  ab- 
gesehen —  wird  der  Wechselkurs  nicht  mehr  von  den 
Transportkosten  etc.  der  Edelmetalle  abhängen,  sondern 
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Ton  den  Transportkosten  dieser  Wnnren,  eTentaell  noch 
der  für  dieselben  zu  erhaltenden  Edelmetalle:  EinDiü- 
tes  ezistirt  nicht  und  so  kann  eYentndl  in  sddien  Iiindeffn  der  aas- 
wirtige  WechselknrB  noch  höha*  steigen,  als  dies  in  den  Transport- 
kosten der  Eddmetalle  yorgesEdchnet  isL  Freilich  tragt  dieser  Modsi 
sogleich  sein  KonektiT  in  sich,  denn  die  Steigunng  der  a— a.^p  ^^rd 
endlich  die  Bilanz  Torbessem  und  somit  die  answirtigen  WechaeiknBe 
drücken. 

Dies  halten  wir  für  den  Erklärongsgnmd,  woraus  inLindcm  mit 
nngewdneter  Valuta  der  Wechselkurs  sich  so  ungünstig  gpflatew 
kann.  Daneben  kommen  aber  auch  noch  andere  Umstände  in  BetrachL 
So  sagt  Hock')f  dass  die  Tis  inertiae,  welche  im  wirthachaftlicheB 
Leben  sich  ebenso  geltend  macht,  wie  in  der  Mechanik,  in  der  ein- 
mal eingeschlagenen  Richtung  in  der  Begel  weiter  filhrt,  ab  dies  die 
herrschenden  Ursachen  erklaren.  So  ist  auch  das  Sinken  des  Wech- 
selkurses des  mit  minderwerthigem  Papieigdd  hrhaftjptcn  t^»Ai«^ 
weldies  Fdge  des  Agios  ist,  oft  grösser,  als  dies  das  Agio  rechtSer- 
tigt  Oft  kann  freilich  auch  der  entgegengesetzte  Fall  eintreten,  dass 
nimlirh  in  Folge  der  Tis  inertiae  der  Wechselkurs  die  Yeiandcmng 
des  Agios  nidit  ginzlich  mm  Ausdruck  bringt,  was  aber  wohl  adte- 
ner  Torkommen  dürfte,  da  jeder  den  Tollstindigen  Maiktwcrth  des 
Wechsels  in  Anspruch  nehmen  wird. 

Wenn  wir  endlich  noch  in  Betracht  ziehen,  dass  die  Schwankungen 
des  Agios  hinwieder  mit  dem  Stande  des  Staatskredita  und  der  intemar 
tkmalen  Geldsendungen  zusammenhängen,  so  erkennen  wir  hierin  wdtere 
Momente  der  Schwankungen  im  Wechsdkurae.  So  wie  politiadie  oder 
andere  Ereignisse  die  Yendilimmerung  des  Agios  Terursachen,  ao  wiift 
das  Ausland  die  bd  ihm  pladrten  Werthpapiere  in  Maanm  auf  den 
ii^ti^p^?^hfiii  Markt  und  die  hiedurch  nftthig  werdenden  Geldsendun- 
gen Teranlassen  eine  wdtere  D^ression  däi  Wechselkurses.  Solche 
unerwartete  Ereignisse  Terschlechtem  oft  in  hohem  Mtissp  den  Wedi- 
seUoDS,  wie  dies  die  Geschichte  der  Papiergddländer  Oe^eneich, 
Italien,  Bnssland  in  nraerer  Zdt  öfters  zeigte.  So  oft  ungünstige 
Ycrhiltnisse  eintreten,  machte  sich  eine  IX^pdstrümung  gdtoid, 
deren  jede  den  Wediselkurs  ungünstig  beeinfiusste.  Wahrad  nüm- 
Uck  einerseits  das  Ausland  die  Papi^e  des  betreSoiden  Landes  ks 
m  werden  traditete,  suchen  die  inliniii*vrhi*n  K^Tflo^rte  mo^bdist  Tid 
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Wechsel  ancuschafifen,  um  sich  vor  Eintritt  höherer  Curse  zu  decken. 
Beide  Strömungen  veranlassen  aber  ein  Fallen  des  Wechselkurses. 

Wir  sehen  hieraus,  dass  schon  in  der  Zahlungsbilanz  Momente 
liegen,  welche  bei  herrschendem  Agio  eine  Verschlechterung  der  Wech- 
seUnuBe  veranlassen  u.  z.  eine  Verschlechterung,  welche  über  die  des 
Agios  noch  hinausgeht.  Wir  gelangen  zu  derselben  Ueberzeugung, 
wenn  wir  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Agiolandes  zum  Aus- 
gangspunkt nehmen.  Staaten,  welche  zur  Emission  von  Papiergeld 
greifm,  befinden  sich  wirthschaftlich  und  finanziell  in  ungünstiger 
Lage  und  gehören  hinsichtlich  ihrer  Zahlungsbilanz  in  der  Regel  zu 
den  passiven  Staaten.  Folge  hievon  ist,  dass,  wenn  wir  noch  die  in 
Folge  des  Agios  in  den  Produktionsverhältnissen  eintretende  Ver- 
schtechterung  in  Betracht  ziehen,  eine  grössere  Nachfrage  nach  Edel- 
metallen eintritt  Dies  veranlasst  aber  eine  weitere  ungünstige  Ge- 
staltung des  Agios,  welches  sich  in  den  Wechselkursen  voll  ausdrückt, 
welcher  ja  in  der  Regel  zum  Mindesten  so  hoch  sein  wird,  als  der 
Preis  der  Edetanetalle.  Denmach  gehören  auch  die  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  des  Agiolandes  zu  den  Ursachen  der  Verschlechterung 
des  Agios. 

Ungünstig  ist  bezüglich  des  Wechselkurses  auch  der  mit  dem 
Agio  zusammenhängende  Umstand,  dass  auch  die  Unterschiede  im 
Wechselkurse  grösser  sind  dort,  wo  Agio  existirt,  ein  Umstand,  der 
ganz  natürlich  ist,  denn  bei  grossem  Summen  können  auch  die  Difie- 
renzen  und  Schwankungen  grösser  sein;  dies  ist  namentlich  vom  Stand- 
punkt der  Agiotage  und  Arbitrage  wichtig. 

Das  Schwanken  des  Wechselkurses  bleibt  endlich  nicht  ohne  Ein- 
fluss  auf  die  Gestaltung  der  Preise.  Wenn  nämlich  Producenten  und 
Kaufleute  den  grossem  Schwankungen  der  Wechselkurse  ausgesetzt 
sind,  so  müssen  sie  gegen  die  hieraus  drohenden  Verluste,  —  sowie 
gegen  die  mit  den  Agioschwankungen  verbimdenen  — ,  in  den  Preisen 
einen  Schutz  suchen,  weshalb  sie  dieselben  nach  Möglichkeit  höher 
setzen  werden,  als  dies  sonst  geschehen  würde.  Sie  überwälzen  die 
drohenden  Verluste  in  hohem  Preisen  auf  die  Consumenten.  Auch 
kommt  der  Umstand  in  Betracht,  dass  das  durch  die  Papiervaluta 
geschwächte  Vertrauen  des  Auslandes  auch  auf  die  Wechsel  Einfluss 
üben  wird.  Wechsel  solcher  Länder  werden  bei  der  In  -  Verkehrsse- 
tzung manchen  Schwierigkeiten  beg^^en,  was  eventuell  soweit  gehen 
kann,  dass  der  Verkehr  des  Auslandes  mit  solchen  Ländem  abneh- 
men wird. 

Die  gestörte  Valuta  und  das  Agio  berauben  das  Land  des  noth- 
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wendigen  Edelmetalles,  welches  die  Basis  des  internationalen  Veikdirs 
bildet,  und  erschwert  den  Ausgleich  der  Zahlungsbilanz.  Der  Wech- 
selkurs hat  die  günstige  Nebenwirkung,  auf  die  Vertheilung  der  Edel- 
metalle Einfluss  zu  üben  und  damit  auch  die  Zahlungsbilanz  zu  re- 
guliren,  da  durch  denselben  das  Verhältniss  von  Waaren  und  Edelme- 
tall dergestalt  modificirt  wird,  dass  dadurch  das  wirthschaftliche  Gleich- 
gewicht der  betreffenden  Länder  befördert  wird.  Staate,  deren  Va- 
luta nicht  regulirt  ist,  berauben  sich  dieses  empfindlichen  Ventils  und 
wenn  wir  auch  zeigten,  dass  selbst  bei  ungeordneter  Valuta,  wenn  audi 
langsam,  so  doch  mit  der  Zeit  eine  Preisrevolution  eintritt,  welche  die 
gänzliche  Verschlechterung  der  Zahlungsbilanz  des  Landes  hindert,  so 
beraubt  sich  das  Land  doch  durch  das  Agio  des  empfindlichsten  Mecha- 
nismus, welcher  uns  ebenso  den  Stand  der  wirthschaftlichen  Büaiiz 
zeigt,  wie  das  Pendel  die  Polhöhe  der  geografischen  Punkte. 

Fünfter  Abschnitt:  Das  Agio  und  der  Kredit 

Das  neuzeitige  wirthschaftliche  Leben  verdankt  wenig  Faktoren 
mehr,  als  der  grossartigen  Gestaltung  des  Kredits.  Wie  die  Früh- 
lingssonne  überall  die  schlummernden  Kräfte  zum  Leben  erweckt,  so 
sucht  der  Kredit  alle  Punkte  des  wirthschaftlichen  Ganzen  auf,  wo  durch 
Kapitalien  Thätigkeit  und  Wirthschaftlichkeit  hervorgerufen  werden 
können.  Es  entstehen  neue  wirthschaftiiche  Kräfte  und  alle  Kräfte 
werden  in  der  Regel  auf  den  fruchtbarsten  Punkt  hingelenkt,  in  ent- 
sprechendem Maasse  und  mit  möglichster  Geschwindigkeit  So  wird 
denn  die  Produktion  eine  raschere,  der  Verkehr  lebendiger,  die  Ein- 
kommengestaltung gerechter,  die  Konsumtion  befriedigender,  besser 
und  auch  produktiver. 

Wie  wenn  es  sich  nun  ergeben  sollte,  dass  unter  den  unheil- 
vollen Folgen  eines  hohen  und  häufig  schwankenden  Agios  die  Wir- 
kungen des  Kredits  verwirrt,  gestört  werden,  wenn  wir  sehen  sollten, 
das  ein  minder  werthiges  Papiergeld  auch  auf  die  Kreditorganisation 
und  das  Kreditleben  störend  einwirkt  ?  Und  das  ¥rird  sich  nicht  schwer 
beweisen  lassen. 

Günstige  Kreditverhältnisse  hängen  von  folgenden  Bedingungen 
ab :  1)  eine  genügende  Menge  von  Kapitalien,  welche  produktive  Ver- 
wendung suchen;  2)  Vertrauen  in  die  wirthschaftlichen  Zustände  und 
deren  Stabilität;  3)  Gelegenheit  zu  produktiven  Unternehmungen; 
4)  ungestörter,  regelmässiger  Geldverkehr  und  ungestörte  Beziehung 
mit  den  ausländischen  Geldmärkten;  5)  rationelle  Organisation  des 
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Kredits  nach  streng  wirthschaftlicben  Principien;  ö)  Sparsamkeit  bei 
der  Konsiimtiou ;  7)  überhaupt  planmässigeB  Wirthschaften.  In  dieRcn 
Punkten  überscbauen  wir  alle  relevanten  Faktoren,  primäre  und  se- 
kundäre, des  Kreditlebens  überhaupt.  Auf  diesen  FakUiren  beruht 
die  gesunde  Entwickelung  und  Organisation  des  Kredits  und  die  Ver- 
letzung dieser  Momente  des  wirthschaftlicben  Lebens  beeinträchtigt  in 
hohem  Maasse  den  Kredit  und  seine  wohlthätige  Funktion.  Das  Agio 
stört  aber  —  wie  in  anderen  Abschnitten  nachgewiesen  —  alle  oben- 
erwähnten Momente.  Es  kann  an  diesem  Orte  hierauf  nur  kurz  hin- 
gewiesen werden.  Die  pathologischen  Folgen  des  Agios  zeigen  sich 
auf  allen  Punkten.  Das  Agio  drängt  viele  Kapitahen  in  falsche  Rich- 
tungen, vernichtet  sogar  Kapitalien,  verdrängt  dieselben,  hemmt  deren 
Uehersljömeu ,  schwächt  die  Reproduktionsfäbigkeit  der  Wirthschaft; 
das  Vertrauen  in  die  wirthschaftlicben  ZustÄnde  wird  erschüttert;  die 
fortwährenden  Schwankungen  des  Agios  erschüttern  ununterbrochen  die 
Grundlagen  des  Geschäftslehens;  die  Kreditorganisation  schreitet  nicht 
vorwärts;  die  Konsumtion  wird  auf  der  einen  Seite  eingeschränkt,  auf 
der  anderen  Seite  leichtsinniger;  und  unter  solchen  Umständen  kann 
die  Wirthschaft  keine  planmässige,  kontin  ui  Hiebe  sein. 

Dies  die  allgemeinen  Ursachen,  welche  eine  günstigere  Gestaltung 
der  Kreditverhältnisse  unmöglich  machen.  Hiezu  kommt  nun  der  di- 
rekte Einäuss  der  Agioschwankungen.  Dieser  Einäuss  wirkt  nach 
zwei  Richtungen.  Einerseits  werden  die  Kreditgeschäfte  erschwert, 
da  die  Ungewissbeit  des  Geldwerthes  sowohl  Gläubigern  als  Schuld- 
nern Verluste  bringen  kann  und  so  werden  auf  der  schwankenden 
Basis  einer  gestörten  Valuta  so  Manche  vermeiden,  auf  eine  ferne 
Zeit  hinaus  Kreditgeschäfte  abzuschliessen.  Wohl  ist  es  möglieb,  dass 
Manchen  gerade  dieser  Umstand  als  Sporn  dienen  wird,  da  sie  auf  den 
evcnt.  grossem  Gewinn  rechnen;  diese  werden  aber  immer  nur  die  Aus- 
nahme bilden.  Es  werden  namentlich  jene  Produktionszweige  leiden, 
welche  in  hohem  Maasse  auf  Kredit  beruhen.  Ein  weiterer  ungün- 
stiger Umstand  ist  der,  dass  das  Oscilliren  des  Agios  den  Geldmarkt 
fortwährenden  Schwankungen  aussetzt;  nicht  als  ob  derselbe  in  voll- 
ständiger Ruhe  sich  befände,  sondern  weil  doch  die  störenden  Fak- 
toren jedenfalls  um  einen  vermehrt  werden. 

Die  Schwankungen  des  Kredits  hängen  auch  mit  der  Menge  des 
Papiergeldes  zusammen.    In  jenen  Perioden,  wo  das  Papiergeld  ver- 
ird,  wird  dies  oft  als  Kapitalsvermehrung  betrachtet;  es  ent- 
grösseres Kreditangebot.    Es  beruht  dies  auf  der  altern  irr- 
■  N.  F.  Bd.  rv.  18 
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thümlichen  Aaf&ssang,  welche  Geld  und  E[apital  verwechsdt,  eine  Auf- 
fassung, die  nicht  immer  mit  vollständiger  Klarheit  widerlegt  warde. 
Halten  wir  uns  nur  Folgendes  vor  Augen.  Bei  jedem  wirthschaftlichen 
Unternehmen  ist  Kapital  und  Arbeit  nöthig.  In  den  meisten  Fällen  tritt 
die  Nachfrage  nach  beiden  Produktionsfoktoren  in  der  Form  der  Nach- 
frage nach  Geld  auf.  Mit  Hilfe  des  Geldes  werben  wir  am  Harkte  um 
Kapital  und  Arbeit  Von  der  Menge  des  Kapitals  wird  der  Werth  und 
Preis  desselben  abhängen«  Sofeme  nun  Jemand  zur  BeschaflFung  von 
Kapital  Gelddarlehen  aufhinmit,  wird  das  Geld  als  Repräsentant  des 
Kapitales  fungiren.  Der  Preis  der  Kapitalien  wird  aber  von  der  Menge 
des  Geldes  in  der  R^el  und  auf  die  Dauer  nicht  beeinfiusst  Wird 
das  Geld  vermehrt,  so  werden  darum  die  Kapitalien  nicht  zonehsieD ; 
es  kann  also  wohl  der  Geldpreis  der  Kapitalien  sich  ändern,  aber  die 
Menge  der  Kapitalien  vermehrt  sich  nicht  und  Kapital  zu  produkti- 
ven Zwecken  steht  nach-  wie  vorher  nicht  in  grosserer  Abundanz  zur 
Verfügung.  Mit  der  Vermehrung  des  Geldes  kann  also  das  Angdx>t 
von  Kapitalien  nicht  zunehmen,  also  auch  nicht  die  Kreditgewährung 
an  Kapitalien.  Es  kann  also  in  Folge  der  Vermehrung  des  Geldka- 
pitales oder  des  Umlaufsmittels  wohl  dieses  leichter  angeboten  werden, 
der  Kapitalmarkt  wird  aber  direkt  keine  Veränderung  erleiden.  Aber 
auch  jene  Wirkung  ist  nur  für  den  ersten  Moment  von  Bedeutung. 
Sowie  später  mit  der  Vermehrung  des  Papiergeldes  dessen  Werth 
sinkt ,  vertritt  jetzt  die  grossere  Summe  nicht  mehr ,  als  früher  eine 
geringere  und  so  ist  also  im  Wesen  auch  im  Geldkredit  eigentlich 
keine  reelle  Veränderung  eingetreten« 

So  ist  denn  der  Umstand  an  und  für  sich,  dass  die  Menge  des 
Geldes  vermehrt  wird ,  noch  nicht  gleichbedeutend  mit  einer  Erweite- 
rung des  Kredits:  erstens  weil  diese  im  Wesen  nicht  von  der  Menge 
des  Geldes,  sondern  von  der  des  Kapitals  abhängt,  dann  weil  mit  der 
Vermehrung  des  Papiergeldes  wohl  eine  Zunahme  in  der  Menge  der 
Werthzeichen,  aber  nicht  in  deren  innerem  Werthe  eintritt  Der  Irr- 
thum  rührt  in  der  Regel  daher,  dass,  wie  wir  oben  zeigten,  Geld 
und  Kapital  verwechselt  werden ;  hiezu  kommt  noch  der  Umstand,  dass 
in  der  ersten  Zeit  der  grössern  Papiergeldemission,  sowie  eventuell 
bei  Hinzutritt  anderer  Faktoren,  mit  der  Zunahme  des  Geldes  das 
Angebot  desselben  vorübergehend  steigt  und  ^ele  die  Papiergeldemis- 
sion als  unerschöpfliche  Quelle  für  Kapital-  und  Kreditbeschaffung 
betrachten. 

Von  Nachtheil  ist  übrigens  die  Ausdehnung  des  Papiergeldum- 
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laufes  auf  den  Kredit  auch  deshalb,  weil  der  Verkehr  das  Papiergeld  gar 
rasch  aufsaugt  und  man  die  stets  hervortretenden  Unbequemlichkeiten 
durch  weitere  Ausgaben  von  Papiergeld  beseitigen  zu  können  glaubt. 
Befolgt  der  Staat  diese  Richtung,  so  wird  das  Papiergeld  in  solange 
vermehrt,  bis  der  Verkehr  damit  vollständig  imprägnirt  ist  und  die 
Basis  des  Kredits  immer  mehr  untergraben  wird.  Das  Papiergeld 
wird  für  den  gesunden  Kredit  also  auch  deshalb  zur  Gefahr,  weil  man 
die  Grenze  des  Kredits  für  zu  dehnbar  erachtet  und  fortwährend 
dessen  Erweiterung  hoffend,  denselben  leichtsinniger  in  Anspruch  nimmt 

Auch  darum  nimmt  der  Kredit  eine  ungünstige  Gestaltung,  weil 
Agioländer  zumeist  kapitalarme  Länder  sind,  die  in  hohem  Maasse 
ausländische  Kapitalien  benöthigen.  Diese  fremden  Kapitalien  sind 
aber,  dieser  ihrer  "Natur  entsprechend,  viel  empfindlicher,  wie  die  ein- 
heimischen und  fühlen  viel  intensiver  jedes  Moment,  welches  den  Kre- 
dit stört  Das  ausländische  Kapital  wird  demnach  ein  solches  Land 
viel  weniger  aufsuchen.  Ferner  ist  daran  zu  erinnern ,  dass  auf  län- 
gere Zeit  in  Anspruch  genommene  Kredite  überhaupt  weniger  gewährt 
werden,  wo  der  zukünftige  Geldwerth  für  Jeden  ganz  unbekannt  ist. 
Darum  wird  in  einem  solchen  Lande  namentlich  bei  solchen  Kredit- 
ansprüchen die  Konkurrenz  der  Gläubiger  eine  geringere  sein :  es  wer- 
den viel  häufiger  Unregelmässigkeiten,  drückende  Schuldverhältnisse 
vorkommen  und  auch  der  Wucher  findet  einen  bessern  Boden,  als 
sonstwo. 

Einer  der  wesentlichsten  und  weitverbreitetsten  Lrthümer  bezüg- 
lich des  Einflusses  des  Agios  auf  den  Kredit  ist  der,  dass  mit  der 
grössern  Menge  an  Papiergeld  der  Umfang  der  Kreditgeschäfte  resp. 
Gewährung  zunimmt  Wir  haben  versucht  bezüglich  dieses  Punktes 
statistisches  Material  zusammenzutragen ,  welches  uns  von  der  Unrich- 
tigkeit dieser  Auffassung  überzeugen  wird  und  wohl  von  Interesse  ist. 
Wir  beginnen  mit  England.    Die  englische  Bank  escomptirte: 

1801  y.qo$.ioo  £     181 1  14.355.400  £ 

1802  7.523.300  ,,     1812  14.2q1.600  „ 

1803  10.747.600  „     1813  12.380.200  „ 

1804  9.q82.400  „      1814  13.285.800  „ 

1805  11.265.500  „  1815  14.917.000  „ 

1806  12.380.100  „  1816  II.416.4OO  ,, 

1807  13.484.600  „  1817  3.960.600  „ 

1808  12.950.100  ,,  1818  4.325.200  ,, 

1809  15.475.700  „  1819  6.515.000  „ 

1810  20.070.600  „  1820  3.883.000  „ 

Vergleichen  wir  die  Summe  der  escomptirten  Effekten  mit  dem 
Betrage  der  umlaufenden  Banknoten,  so  erhalten   wir  folgendes  Be- 
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sultat    Auf  je  100  £  im  Umlauf  befindlicher  Noten  ent&llen  an  Es- 
compte: 


1801 
1802 
1803 
1804 
1805 
1806 
1807 
1808 
1809 
1810 


47 
49 
70 

58 
63 
69 

79 
71 
83 
95 


»♦ 

» 

>» 

»» 


1811 
1812 
1813 
1814 
1815 
1816 
1817 
1818 
1819 


61 
61 

53 
53 

54 
42 
14 

15 
26 


♦» 
*f 
»» 

»» 
»♦ 

»> 
f» 


alao 
bei  hohem 
Agio 


bei  niedrigem 
Agio 


I8IO 

95  ^ 

1801 

47« 

I8II 

61  „ 

1802 

49  1» 

I8I2 

61  „ 

1803 

70  »1 

I8I3 

53  „ 

1804 

58  » 

I8I4 

53  >i 

1805 

68  „ 

I8I5 

54  n 

1806 

69  » 

I8I6 

42  », 

1807 

79  » 

I8I7 

H    M 

1808 

71  »1 

I8I8 

15  II 

1809 

83  ,1 

I8I9 

26  „ 

Dorchschn.  47.7  65.4 

Demnach  wurde  bei  hohem  Agio  auf  je  100  £  Banknoten  nur 
47.7  £  Escompte  verabreicht,  bei  niedrigem  Agio  64.4  £.  Der  Kredit 
hat  also  bei  hohem  Agio  abgenommen. 

Nordamerika^). 


Jahre 

Jahre 

gprossen  Notenumlaufes 

geringen  Notennmlanfet 

Darlehen 

Notenuml. 

Darlehen 

Notenuml. 

MiU. 

Doli. 

MUl.  Doli. 

1867     608.4 

291.— 

1857 

684.4 

214.7 

1868     616.6 

294.3 

1858 

583-1 

155.2 

1869     644.9 

294.4 

1859 

657.1 

1933 

1870    688.8 

292.8 

1860 

691.9 

207.5 

1871     831.6 

317.4 

1861 

696.7 

202.— 

1872    877.2 

3351 

1862 

646.3 

183.7 

1873     944-2 

340.3 

1863 

648.6 

238.6 

1874    9544 

334-2 

1866 

498.8 

213.2 

1875     984.7 

319-1 

Durchscbn. 

638.3 

200.9 

1876    931.3 

292.2 

1877     891.9 

291.9 

1878    834.— 

301.9 

1879    878.5 

3138 

Darchsehn.  822. —  309.1 

Demnach  betrug  die  Ejreditgewährung  durchschnittlich  in  Jahren 
grossen  Notenumlaufes  822  Mill.  Doli.,  in  Jahren  niedrigen  Notenum- 

1)  Die  Daten  bezieben  sich  för   die  Periode  von  1857 — 71  auf  den  1.  Januar,  von 
1872—79  aaf  den  1.  Oktober.     Die  Daten  fOr  die  Jahre  1864—66  fehlten  ans. 
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laüfes  638.3 ;  in  Jahren  hohen  Notenumlaufes  betrug  die  Notenmenge 
durchschnittlich  309.1  Mill.  Doli.,  in  Jahren  niedrigen  Notenumlaufes 
betrug  die  Notenmenge  durchschnittlich  200.9  Mill.  Doli. 

Demnach  entfallen  in  Jahren  hohen  Notenumlaufes  auf  je  100  Doli. 
Noten  265.8  Doli.  Kreditgewährung,  in  Jahren  niedrigen  Notenumlaufes 
auf  je  100  Doli.  Noten  317.7  Dollar  Kreditgewährung. 

Oesterreich.    (Oesterreichische  Nationalbank) : 


Escompte     Notennmlanf 

Escompte  auf 

MiU.  fl. 

je  100  fl.  Not 

I85I 

45.9 

215.6 

21.29 

1852 

37-3 

194.9 

19.12 

1853 

55-3 

188.3 

29.37 

1854 

76- 

3834 

19.82 

1855 

902 

347.8 

25.93 

1856 

88.2 

380.1 

23.20 

1857 

82.8 

3834 

21.50 

1858 

80.6 

370  — 

21.79 

1860 

58.1 

474.8 

12.83 

I86I 

61.2 

468.8 

13-05 

1862 

66.9 

426.8 

15.67 

1863 

89.1 

396.6 

22.46 

1864 

95.5 

375-8 

25.41 

1865 

106.8 

3511 

• 

30.41 

1867 

77— 

548.1 

14.04 

1868 

81.9 

574.5 

H-25 

1869 

87.5 

598.7 

14.61 

1870 
betru 

109.6 

g  der 

649.— 

FiRCX)mpte : 

16.88 1) 

in  Jahren 

in  , 

Jahren 

grossen 

niedrigen 

Notenuml. 

Notennml. 

1860 

12.23 

1851 

21.29 

1861 

13.05 

1852 

19.12 

1862 

15.67 

1853 

29.37 

1867 

14.04 

1854 

19.82 

1868 

14.25 

1855 

25.93 

1869 

14.61 

1856 

23.20 

1870 

16.88 

1857 

21.59 

Dorchschn. 

14.39 

1858 

21.79 

1863 

22.46 

1864 

2541 

186$ 

30.41 

Dorchschn. 

23.67 

Demnach  ergiebt  sich  folgendes  Resultat: 

Der  Escompte  betrug  durchschnittl.  pr.  100  fl.  Noten  in  Jahren 
hohen  Notenumlaufes  14.39  Mill.  Gulden,  in  Jahren  niedrigen  Noten- 
umlaufes 23.67  Mill.  Gulden;  also  Sinken  des  Escomptes  bei  hohem 
Notenumlauf. 

1)  Die  Jahre  1859  und  1866  bleiben  als  Krieg^ahre  unbeachtet. 
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R  u  s  s  1  a  n  d.    (Beichsbank.) 


Jahre  hohen 
Kotenumlaufes 
Escompte  Notenumlauf 
Hill.  Doli. 


Jahre  niedrigen 

Notenumlaufes 

Escompte  Notenumlauf 

HUI.  Doli. 


1860 
1861 
1862 
1867 
1869 
1870 
1871 
1872 

1873 
1874 


39.9 
876 

73-5 

97-7 
122.8 

165.7 

107.8 

114. — 

153-3 
201.6 


679.9 

713— 

713.5 
709.— 

7244 
721.8 

7158 
718.8 

763.9 
7932 


1863 
1864 
1865 
1866 
1868 


63.8 

53-5 
62.9 

96.- 
75-5 


691. 1 

636.5 
651. 1 

649.5 
6575 


Durchschn.  II6.3 


7252 


70,3 


6571 


Russland  allein  zeigt  also  in  den  Jahren  hohen  Notenumlaufes 
auch  hohen  Escompte.  Doch  geschah  dies  nur  dann,  v^enn  der  grös- 
sere Notenumlauf  das  Agio  nicht  bedeutend  verschlechterte.  Denn 
wenn  wir  das  Agio  betrachten,  so  sehen  wir,  dass  bei  hohem  Agio 
der  Escompte  durchschnittlich  94.5  Mill.  Rubel  betrug,  bei  niedrigem 
Agio  108.5  Mill.  Rubel.  Uebrigens  scheinen  bei  Russland  auch  die 
in  den  70er  Jahren  sich  bedeutend  entwickelnden  Kreditverhältnisse 
das  Bild  zu  stören. 

Italien.    Escomptegeschäft. 


Jahre  hohen 
Notenumlaufes 
Escompte  Notenumlauf 
MilL  Lire 

1871  258.—             1263.5 

1872  342.8               1430.5 

1873  381.8               1523.1 

Jahre  niedrigen 
Notenumlaufes 
Escompte  Notenumlauf 
Mill.  Lire 

1866  155.6             6124 

1867  167.4             837.— 

1868  162.6             903.7 

1869  238.5             902.— 

1870  227.5            995-3 

Durchschn.  327.5                I405.2 

190.3 

850.1 

Demnach  war  die  Kreditgewährung  in  Jahren  hohen  Notenum- 
laufes 327.5  Mill.  Lire,  in  Jahren  niedrigen  Notenumlaufs  190.3  Mill. 
Lire.  In  Jahren  hohen  Notenumlaufes  betrug  die  Menge  der  Noten 
1405.2  Mill.  Lire.  In  Jahren  niedrigen  Notenumlaufs  betrug  die  Menge 
der  Noten  850.1  Mill.  Lire. 

Es  entfielen  also  in  Jahren  hohen  Notenumlaufs  auf  je  100  Lire  Noten 
23.30  Lire  Escompte,  in  Jahren  niedrigen  Notenumlaufs  aber  22.38, 
der  Escompte  war  in  Jahren  hohen  Notenumlaufs  nur  um  ein  Un- 
bedeutendes grösser. 

Fassen  wir  daher  das  Gesammtresultat  zusammen,  so  finden  wir, 
dass,  mit  Ausnahme  Rasslands,  in  England,  Oesterreich,  Nordamerika 
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die  Jahre  mit  grossem  Notenamlauf  nicht  nur  keinen  grössern  Kredit- 
Umlauf  aufweisen ,  sondern  dass  derselbe  in  solchen  Jahren  sogar  ge- 
ringer war.  Auch  in  Italien  beträgt  das  Plus  der  Kreditgewährung 
in  den  Jahren  grössern  Notenumlaufes  nicht  einmal  1  ^j^.  Sonach  be- 
weisen diese  Daten,  dass  eine  Ausdehnung  des  Notenumlaufes  durch- 
aus keine  Erweiterung  des  Kredits  mit  sich  bringt 

Sechster  Abschnitt.    Das  Agio  und  der  Kapitalzins. 

Wir  gehen  nun  auf  den  Kapitalzins  über.  Es  wird  leicht  zu  be- 
weisen sein,  dass  auch  dieser  sich  in  Folge  des  Agios  ungünstig  ge- 
staltet, wie  ja  Bonn  et  geradezu  sagt,  dass  aus  dem  Zwangskurs 
nothwendigerweise  eine  Erhöhung  des  Kapitalzinaes  folgt.  Der  Zins- 
fuss  hat  die  Richtung,  mit  der  Entwickelung  der  Wirthschaft  zu  fallen, 
im  entgegengesetzten  Falle  zu  steigen.  Die  ungeordnete  Valuta  stört 
die  wirthschafüiche  Entwickelung  und  steigert  demnach  den  Zinsfuss, 
wie  wir  sogleich  sehen  werden. 

Zu  den  konstitutiven  Elementen  des  Zinsfusses  gehören  folgende : 
1)  die  Brauchbarkeit  des  Kapitals,  dessen  Gebrauchs werth ;  2)  die 
Menge  der  Kapitalien,  also  auch  deren  Gestehungskosten  und  3)  die 
Versicherungsprämie  gegen  etwaige  Verluste.  Der  Gebrauchswerth 
der  Kapitalien  wird  in  der  Regel  durch  die  Valuta  ungünstig  beein- 
flusst,  da  im  Allgemeinen  die  Produktivität  der  Wirthschaft  abnimmt 
Die  Menge  des  Kapitals  wird,  wie  wir  bereits  sahen,  eher  abnehmen : 
viel  Kapital  wird  durch  unzweckmässige  Verwendung  vernichtet ;  vom 
Auslande  strömen  die  Kapitalien  schwerer  herein.  Wenn  wir  also 
von  der  Uebergangsperiode  absehen,  wo  in  Folge  des  Neuausströmens 
der  Edelmetalle  momentan  durch  Waarenausfuhr  das  Kapital  sich  ver- 
mehrt, so  wird  im  Allgemeinen  auch  in  Folge  der  Abnahme  der  Ka- 
pitalien und  deren  langsamerer  Reproduktion  als  Wirkung  der  gros- 
sem Unwirthschaftlichkeit ,  der  Zinsfuss  steigen  müssen.  Was  end- 
Uch  den  dritten  Faktor  betrifft,  so  resultirt  auch  hieraus  ein  Steigen, 
da  ja  mit  der  ungeordneten  Valuta  die  Zukunft  unsicherer  wird  und 
somit  die  Versicherungsprämie  bei  den  Kreditgeschäften  steigen  muss. 

Demnach  ist  unter  den  Faktoren  des  Kapitalzinses  kein  einziger, 
welcher  durch  die  ungeordnete  Valuta  nicht  ungünstig  beeinflusst 
würde  und  so  muss  denn  auch  hieraus  ein  Steigen  des  Zinsfusses 
resultiren.  Den  Einfluss  einer  ungeregelten  Valuta  haben  übrigens 
schon  Ricardo  und  Tooke  sehr  klar  erkannt    So  sagt  Ricardo: 

„To  suppose  that  any  increased  issues  of  the  Bank  can  have 
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the  effect  of  permanently  lowering  the  rate  of  interest,  and  satisfying 
the  demands  of  all  borrowers,  so  that  there  will  be  none  to  apply  for 
Dew  loans  or  that  a  productive  gold  or  silver  mine  can  have  such  an 
effect,  is  to  attribute  a  power  to  the  circalating  medium  which  it  can 
never  possess.  Banks  would ,  if  this  were  possible ,  become  powerfül 
engines  indeed.  6y  creating  paper  money,  and  lending  it  at  3  or  2 
per  Cent  under  the  present  market  rate  of  interest,  the  Bank  would 
reduce  the  profits  on  trade  in  the  same  proportion ;  and  if  they  were 
sufficiently  patriotic  to  lend  their  notes  at  an  interest  no  higher  than 
necessary  to  pay  the  expenses  of  their  establishment,  profits  would 
be  still  further  reduced ;  no  nation,  but  by  similar  means,  could  enter 
into  competition  with  us,  we  should  engross  the  trade  of  the  world.  To 
what  absurdities  would  not  such  a  theory  lead  us!  Profits  can  only 
be  lowered  by  a  competition  of  capitals  not  consisting  of  circulating 
medium.  The  increase  of  banknotes  does  not  add  to  this  spedes 
of  capital ,  as  it  neither  increases  our  exportable  commodities ,  our 
machinery,  or  our  raw  materials,  it  cannot  add  to  our  profits  nor 
lower  interest^)." 

Ferner  Tooke:  „When  the  amount  of  the  currency  bas  become 
settled,  for  any  length  of  time,  at  a  particular  level ,  it  is  immaterial, 
as  relates  to  the  rate  of  interest  whether  the  level  of  the  currency 
be  at  one  half  or  at  double  of  its  former  value:  the  rate  of  interest 
will  then  be  govemed  entirely  by  the  supply  of,  and  demand  for, 
capital,  as  resulting  from  circumstances  independent  of  the  currency  *), 

Zu  jenen  Täuschungen,  welchen  sich  die  Menschen  gerne  hin- 
geben, gehört  also  auch  jene,  dass  ein  Ueberfluss  an  Papiergeld  den 
Zinsfuss  drückt,  während  ein  unbefangener  Blick  auf  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  augenblicklich  diesen  Irrthum  aufklären  würde.  That- 
sächlich  haben  alle  Länder  mit  Papiervaluta ,  Oesterreich,  Italien, 
Bussland,  hohen  Zinsfuss. 

Ebenso  wichtig  ist  der  Einfluss,  welchen  das  Schwanken  des 
Agios  auf  das  Schwanken  des  Zinsfüsses  ausübt.  Dieser  Einfluss  des 
Agios  macht  sich  auch  gegenüber  dem  Kapitalzins  geltend.  Wenn 
derselbe  geringer  zu  sein  scheint,  so  ist  das  dem  Umstände  zuzu- 
schreiben, dass  der  Kapitalzins  auch  von  andern  Faktoren  beeinfiusst 
wird,  dass  beim  Kapitalzins  eine  gewisse  Stabilität  sich  wird  geltend 
machen  etc.  Auch  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die  grössere  Sta- 
bilität des  Zinsfüsses  in  solchen  Ländern  mit  der  Thatsache  zusam- 

1)  Ricardo,  Works,  London  1852.  S.  286. 

S)  Tooka,  Considerations  on  the  State  of  currency,  London  1826.  S.  23. 
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menhängt,  dass  der  Einfluss  der  ausländischen  Kapitalsmächte  abge- 
schwächt ist  Die  grössere  Stabilität  wird  auch  aus  dem  umstände 
erklärlich  sein,  dass  die  grössere  Unwirtbschaftlichkeit  in  den  Agio- 
ländem  gegen  schwächere  Einflüsse  abstumpft.  Auch  darf  nicht  ver- 
gessen werden,  dass  die  Abschliessung  gegen  Aussen  den  inländi- 
schen Kapitalsmarkt  mehr  unter  die  Botmässigkeit  der  inländischen 
Kreditinstitute  bringt,  welche  den  Zinsfiiss  möglichst  hoch  ansetzen 
und  möglichst  selten  verändern  werden.  In  Agioländern  wird  —  nament- 
lich wenn  an  der  Spitze  des  Kreditorganismus  eine  monopolistische  Bank 
steht  —  der  Zinsfiiss  weniger  Schwankungen  aufweisen. 

Es  wurde  manchmal  darauf  hingewiesen,  dass  in  Agioländern 
unter  gewissen  Umständen  der  Zinsfuss  eine  fallende  Tendenz  zeigt 
Auf  solche  Fälle  hat  auch  Nebenius  hingewiesen.  Es  geschieht  dies 
dann,  wenn  die  Baarzahlung  in  Aussicht  steht,  wo  dann  eventuell  der 
Zinsfuss  bei  in  Papier  abgeschlossenen  Darlehen  selbst  niedriger  sein 
kann ,  als  bei  Anlehen ,  die  auf  Metallgeld  lauten.  So  war  nach  Ne- 
benius am  6.  März  1816  in  Wien  der  Escompte  bei  Papierschulden 
8—90/0,  bei  Silberschulden  10— 12o/o. 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  kann  eine  günstigere  Ge- 
staltung des  Kapitalzinses  unter  dem  Einflüsse  des  Agios  höchstens 
vorübergehend  eintreten.  Davon  abgesehen,  werden  aber  alle  Fak- 
toren nur  dazu  beitragen,  dass  auch  der  Kapitalzins  sich  ungünstig 
gestalte.  Dass  sich  dies  auch  statistisch  nachweisen  lässt,  mag  zum 
Schluss  noch  mit  einigen  Daten  bewiesen  werden.  Was  vorerst  die 
Höhe  des  Zinsfusses  betrifft,  so  betrug  nach  dem  von  der  italienischen 
Regierung  veröffentlichten  Berichte  vom  1.  Jan.  1861—30.  Juni  1874 
der  Zinsfuss 

bei  den  italienischen  Notenbanken  5.17 — 5.54  ®/o 

„    der  englischen  Bank      ...  412  „ 

„     „    französischen  Bank     .    .  4.33  „ 

„     „    Österreich.  Nationalbank     5.07  „ 

„     „    russischen  Bank      .    .    .  6.41  „ 

Sonach  ist  in  den  vom  Agio  heimgesuchten  Ländern  jedenfalls  der 

Zinsfuss  am  höchsten,  wenn  auch  nicht  ausschliesslich  wegen  des  Agios. 

Was   die  Veränderungen  des  Zinsfusses  betrifft,  so  zeigen  die 

Daten  derselben  Quelle,  dass  in  dem  obgenannten  Zeitraum  der  Zinsfuss 

bei  den  italienischen  Banken  ....      34  Mal 


„  der  englischen  Bank    .    .    . 

„  „    französischen  Bank    .    . 

M  n    Österreich.  Nationalbank 

„  „    russischen  Reichsbank 


149    „ 
57  Mal 
79    „ 
63    „ 
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verändert  wurde,  also  in  den  vom  Agio  befreiten  Ländern  den  Aen- 
demngen  auf  dem  Geldmärkte  am  raschesten  folgt 
Nach  Lucam  0  wurde  der  Zinsfuss  von  1863 — 75 

bei  der  englischen  Bank 152  Mal 

,,     „   französischen  Bank    ....      46     „ 
„     „   Österreich.  Nationalbank  nur        12     ^ 
verändert 

Diese  Daten  beweisen  insgesammt,  dass  in  den  Ländern  mit  Pa- 
piervaluta der  Zinsfuss  unveränderlich,  steif  ist  und  den  Verhältnissen 
des  Geldmarktes  nicht  elastisch  genug  sich  anschmiegt 

Was  endlich  die  Differenz  zwischen  dem  Maximum  und  Minimum 
des  Zinsfusses  betrifft,  so  zeigt  sich,  dass  derselbe 

bei  den  italienischen  Banken 4    ®/o 

„   der  englischen  Bank 8      ^ 

„     „   französischen  Bank ^Vt  «i 

„     „   österreichischen  Bank       ....    2V2  n 
„     „   russischen  „         ....    3*/,  „ 

betrug,  was  gleichfalls  die  Ungeschmeidigkeit  des  Zinsfusses  in  Län- 
dern mit  Agio  zeigt 

Alle  diese  Daten  lassen  uns  demnach  erkennen,  dass  in  Ländern 
mit  entwerthetem  Papiergeld  der  Zinsfuss  in  fast  allen  seinen  Mo- 
menten sich  ungünstig  gestaltet 

Dies  wird  auch  durch  die  Bemerkungen  vieler  Schriftsteller  bestä- 
tigt.   Hier  nur  Einige: 

Woods'):  ,J[nterest  being  a  certain  proportion  of  a  capital 
is  not  at  all  dependent  upon  the  quantity  of  circulating  medium 
which  may  represent  this  capital.  —  Consequently  the  greater  or  less 
quantity  of  money,  or  circulating  medium  can  have  no  influence  on 
the  rate  of  interest'*  — 

Sumner'):  „Capital  is  not  currency  any  more  than  ships  are 
freight  If  currency  is  multiplied  it  is  a  delusion  to  suppose  tha  tcapital 
is  multiplied.  In  its  more  general  effects,  the  paper  currency  with  a 
fixed  limit  produces  a  steady  advance  in  the  rate  of  interest^ 

Italienischer  Bericht:  „La  maggiore  e  minore  frequenza  delle  va- 
riazioni  nel  saggio  degli  sconti  significa  in  generale  maggiore  0  minore 
sensibilitä  del  mercato.  Badando  alle  Banche  italiane,  la  frequenza 
delle  variazioni  fu  di  gran  lunga  maggiore  nel  periodo,  communque 

1)  Die  Ssterr.  Natioiialbaiik  wihrend  der  Dauer  des  dritten  PriTileginms.  Wien  1876. 
8.  71. 

S)  Obferratioiis  on  the  present  State  of  baUion  etc.    London  1811.    S.  17. 
8)  Hiitorjr  of  amricai^  enrreocj.    New*7ork  1878.    8.  17S  o.  SSO. 
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piü  breve,  a  cui  facemmo  risalire  le  Dostre  indagini,  avanti  il  corso 
forzato,  che  nel  piü  longo  periodo  successivo. 

II  corso  forzato  impedisce,  pu6  dirsi,  ed  elimina  le  mutazioni 
transitorie,  rende  meno  rapid! ,  ma  lasda  che  si  compiano  in  tutta  la 
loro  interezza,  i  cangiamenti  che  sono  tali  da  durare  lungamente. 

Sarebbe  lecito  indume  che  Tinteresse  doi  capitali  h  scemato  in 
Italia,  depo  Tintroduzione  del  corso  forzato  se,  durante  il  corso  for- 
zato, le  cagioni  ripetutamente  annoverate  non  avessero  piü  volte  dissu- 
aso  gli  istituti  nostri  di  circolazione  dair  elevare,  o  dal  mantenere 
elevato  il  saggio  dei  loro  sconti.  Poich^  non  ci  6  permesso  di  basare, 
per  questo  rispetto,  sopra  dati  sicuri  i  nostri  ragionamenti,  dobbiamo 
conchindere  essere  dubbio  se  il  corso  forzato  abbia  avuto  virtü  di 
mitigare  la  misura  delF  interesse,  consentendo  alle  Banche  di  rivol- 
gere  al  credito  una  maggior  somma  di  circolazione  cartacea  e  so- 
pra tutto  evitando  nnove  e  maggiori  emissioni  di  rendita  pubblica,  oy- 
vero  Fabbia  elevata  accrescendo,  per  Talea  deir  aggio,  i  rischi  a  cni 
il  soYventore  si  sobbarca  e  quindi  il  premio  d'assicarazione  che  gli  h 
forza  richiedere  ^)." 

Siebenter  Abschnitt    Das  Agio  und  die  Spekulation. 

Jeder  Umstand,  welcher  die  Ungewissheit  der  zuktlnfügen  wirth- 
schaftlichen  Gestaltung  eines  Landes  vermehrt,  befördert  die  Speku- 
lation, deren  Aufgabe  es  gewissermaassen  ist,  die  Zukunfk  vorherzu- 
sehen. Darum  ist  es  nur  zu  sehr  begreiflich,  dass  dort,  wo  die 
Schwankungen  der  Valuta  die  Ungewissheit  bezüglich  des  Werthes 
eines  der  wichtigsten  Gegenstände  permanent  werden  lässt,  wo  über- 
dies die  produktive  Thätigkeit  untergraben,  der  Leichtsinn  und  die 
Spiellust  angestachelt  wird,  wo  jede  wirthschaftliche  Produktion  in 
Folge  der  Schwankungen  der  Valuta  zum  Spiele  wird,  die  Spekulation 
weit  grössern  Umfang  gewinnt  und  immer  grössere  Schichten  der  pro- 
duktiv Thätigen  in  ihren  Bannkreis  zieht.  Eine  Art  der  Spekulation, 
die  mit  der  Valuta,  ist  jedem  aufgenöthigt;  so  wird  die  wirthschaft- 
liche Thätigkeit,  die  ja  immer  auch  Spekulation,  aber  Spekulation  auf 
viel  festerer  Basis  ist,  immer  mehr  zur  reinen  Spekulation.  Dazu  kommt, 
dass  jede  neue  Ausgabe  von  Geldzeichen  —  wie  wir  bereits  zeigten  — 
den  Glauben  hervorruft,  als  ob  das  Kapital  vermehrt  werde  und  so 
entsteht  eine  Spekulation,  welche  in  der  Gründung  der  verschieden- 
sten Unternehmungen  die  neuen  Reichthümer  produktiv  zu  machen 
sucht 


1)  Belaiione  solla  circolazione  cartacea.   Atti  parlamenti,  Roma.    Sessione  del  1874 
—76.     8.  271. 
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iHm  isnitu  Aofttosü  erhält  die  SpektdatioD  gewShoIidi  sdion  mit 
ihr  AuftKftbe  den  Papiergeldes,  wenn  der  Staat  gewisse  Waarea  in 
uronmr  Miüige  einkauft,  oder  wenn  anstatt  des  hinansgefllhrten  Edel- 
njf;taiU$if  vorn  AuHland  die  verschiedensten  KapitalsformeD  za  ons  her- 
eiriHtr^men.  Da  beginnt  gewöhnlich  die  Spekulation,  die  oft  zu  einer 
visrMChwenderiHchen ,  unproduktiven  Verwendung  der  Kapitalien  ver- 
MUiU  Die  Htetige  Inbctrachtnahme  des  Agios  verursacht  dann  weiter, 
dttHH  Hich  in  Handel  und  Gewerbe  ein  Spekulations-Element  mischt, 
wulclicH  ganz  verHchiedon  von  dem  ist,  das  die  Basis  jeder  wirth- 
Ntiliaftllcliün  Thätigkeit  bildet.  Früher  wurde  bei  jedem  wirthschaft- 
llchisn  (liitornehmeii  die  Spekulation  darauf  gerichtet,  die  wesentlichen 
Kluuiünto  dos  bctfüflenden  Betriebes  genau  zu  beurtheilen,  jetzt  wird 
iium  boHonders  die  Valuta  beachtet.  Man  sucht  nicht  allein  durch 
diu  nutttrlichisn  Bedingungen  der  betreffenden  Produktionszweige  zu 
ulnoin  richtigen  Itouultate  zu  gelangen,  sondern  dadurch,  dass  man 
Hlch  dun  Gewinn  an  der  Valuta  sichert  Die  Aufmerksamkeit  des 
Pruducontün  wird  also  von  den  wesentlichen  Momenten  seines  Ge- 
Hchäftos  abgelenkt  und  diese  Ablenkung  wird  natürlich  zur  Folge 
haben,  daHs  in  der  Organisation,  in  Richtung,  Umfang  der  Geschäfte, 
In  dem  Zeitpunkt  dos  Absdilusses  der  Geschäfte  mannigfache  Irr- 
thüuior  begangen  werden.  Darum  in  den  Agioländem  die  Irreleitung 
der  Spekulation,  die  unrichtigem  Geschäftskombinationen,  die  zahl- 
reldiern  Fallimeute,  Nach  und  nach  geht  die  Spekulation  in  die  wirth- 
schaftlicheu  Sitten  über  und  auf  dem  Altar  der  Börse  werden  jene 
Güter  geopfert,  welche  Landwirthschaft  und  Industrie  im  Schweisse 
ihresi  Angewehtes  geschaffen  haben.  Die  Spekulation  mit  der  Valuta 
vernichtet  jene  rationelle  Spekulation  mit  den  wesentlichen  Elementen 
der  NVirthschaft  und  damit  stiftet  sie  unendlichen  Schaden. 

Die  Kutwiokeluug  der  Spekulation  in  Ländern  mit  angeordneter 
Valuta  wir\l  durch  Thatsachen  bestärkt  So  sagt  der  Bericht  der 
ttieder\Vterreichisdieu  Handels-  und  Gewerbekammer  v.  J.  1869 :  „Die 
l^C^rse  hatte  ihre  eigene  Kraft»  sowie  den  allerdings  sehr  wichtigm 
K^tiMT  einer  Notencirkulation  von  600  MüL  Gulden  Qbersdiätzt  nnd 
ttittsste  nun  die  Futigen  dieser  Ueberschätzong  schwor  bdssen*^. 

Auch  die  im  J.  ISTS  in  Nordamerika  ansgebrochene  Krise  hingt 
mit  der  diuxh  das  P^^piergeU  herrorgentfeneB  Speknlatioa  zosam- 
■MMt    $^  sagt 

&«ittner^):  «We  hati^  seenia  the  hsturr  oC  the  Massadnsetls 
OilMQr  liial  e«clk  ae«  iäsa»  was  firiloweii  in  a  few  jears  by  a  wem 
«inü^  and  aa  MKx;  ateitt  hari  tioKs  avi  scacce  maoej.    Ibe  law 

9^  tlS^ 
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which  goyern  this  is  apparent  The  rise  of  prices  and  multiplication 
of  credit  Operations  will  go  on  to  absorb  any  amount  of  currency 
whateyer.  If  then,  the  amount  be  fixed,  the  expension  must  come  up 
to  and  press  against  this  fixed  barrier.  This  pressure  will  become 
apparent  first  at  that  season  of  the  year  at  which  the  normal  requi- 
rement  is  greatest.  At  that  time  there  will  be  great  distress  occa- 
sioned  by  the  need  of  withdrawing  currency  from  the  use  in  which 
it  is  engaged.  As  it  cannot  be  imported,  and  the  law  forbids  its 
increase,  there  is  no  relief.  It  must  be  withdrawn,  and  the  conse- 
quences  must  be  endured.^  — 

Die  furchtbarste  Erscheinung  jedoch  war  der  ^Goldring^S  welcher 
die  gesammten  auf  Gold  lautenden  Papiere  und  Goldcertificate  zu- 
sammenhäufte und  ein  ausserordentliches  Steigen  des  Agios  hervor- 
rief. Das  Agio  stieg  auf  160  ^/q.  Auch  in  neuester  Zeit  entstand 
auf  die  Nachricht,  dass  die  italienische  Regierung  die  Valuta  regu- 
liren  wolle,  eine  ungewöhnliche  Spekulation.  Und  ähnliche  Beispiele 
finden  wir  in  jedem  Agiolande,  denn  überall,  wo  das  Agio  sich  ein- 
nistet, steigt  auch  die  Spekulation,  die  Agiotage  ins  Maasslose.  Grescit 
sicut  Cancer. 

Der  Zusammenhang  zwischen  Agio  und  Ueberspekulation  lässt 
sich  demnach  nicht  bezweifeln.  Die  Spekulation  befördern  folgende  Ursa- 
chen: 1)  der  Glaube,  dass  mehr  Kapitalien  zur  Verfügung  stehen;  2)  dass 
auf  der  ganzen  Linie  der  Produktion  das  schwankende  Agio  stets 
berücksichtigt  werden  muss;  3)  dass  der  Zinsfiiss  oft  unrichtig  fest- 
gesetzt wird;  4)  dass  grössere  Unregelmässigkeiten  auf  dem  Ge- 
biete der  Produktion  und  Consumtion  sich  geltend  machen.  Hiezu 
kommt,  dass  in  solchen  Ländern  namentlich  die  Spekulation  mit 
Edelmetallen  einen  bedeutenden  Umfang  gewinnt.  Diese  Spekulation 
wird  oft  auch  vom  Staate  unterstützt,  soferne  derselbe  Zinsenzahlun- 
gen in  Edelmetall  zu  leisten  hat.  In  einem  solchen  Staate  dringt 
die  Spielsucht,  angeeifert  durch  das  Spiel  mit  der  Valuta,  immer 
weiter  und  die  Börse  und  das  Börsenspiel  saugen  yiel  mehr  Kapita- 
lien auf,  als  dies  sonst  geschehen  würde.  Mit  der  grossem  Ausbrei- 
tung der  Spekulation  treten  dann  häufiger  Krisen  ein.  Diese  werden 
um  so  häufiger  wüthen,  als  die  ganze  Produktion  auf  schwankender 
Basis  beruht.  Und  auch  der  Umfang  dieser  Krisen  wird  grösser  sein, 
weil  das  Papiergeld  eine  grössere  Solidarität  der  Wirthschaften  und 
ein  grösseres  Misstrauen  zur  Folge  hat.  Ja,  eigentliche  Geldkrisen 
werden  in  keinem  Lande  so  häufig  eintreten,  wie  in  Agioländem. 

Auch  muss  bemerkt  werden,  dass  in  solchen  Ländern  die  Speku- 
lation yiel  häufiger  misslingen  wird,  weil  sie  in  Hinblick  auf  einen  Um* 
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Stand  geschieht,  der  fast  gar  keine  Berechnung  zulässt,  indem  er  bd 
grosser  Empfindlichkeit  von  den  yerschiedensten  Momenten  beeinflusst 
wird.  Auch  die  grössere  Sorglosigkeit,  der  Schein  yon  Reichthum, 
welche  insgesammt  Folge  einer  starken  Papiergeldemission  sind,  wer- 
den zur  Ausdehnung  der  Spekulation  und  deren  grösserer  Leiditjfertig- 
keit,  Oberflächlichkeit  beitragen. 

Auch  hier  befinden  wir  uns  mit  den  Resultaten  der  Theorie  und 
Praxis  in  Uebereinstimmung.  Trefiend  sagt  über  diesen  Punkt  Lau- 
derdale^:  „This  extension  of  our  trade  can  indeed  be  surprising  to 
no  one,  who  has  with  any  degree  of  attention  examined  the  effecta 
of  an  increase  of  circulating  medium ;  for  the  commerce  of  this  country 
in  the  end  of  the  Century  before  last,  as  well  as  that  of  our  Ameri- 
can colonies  in  the  middle  of  the  last  Century,  the  recent  increase  of 
transaction  in  Ireland,  and  the  extravagant  augmentation  of  all  sorts  of 
mercantile  adventure  from  increase  of  demand,  during  Mr.  Laws  Ope- 
rations in  France,  shew  that  it  is  a  uniform  consequence  of  on  over- 
issue  of  paper  money.  Lord  Liverpool  states,  that  this  new  »ort  of 
fictitious  capital,  thus  introduced  within  the  Kingdom,  has  contributed 
more  than  any  other  circumstance  to  what  is  called  overtrading,  that 
is  rash  and  inconsiderate  speculations,  and  what  is  almost  a  necessary 
consequence,  unworthy  artifices  to  support  the  credit  of  adventurers 
ahready  ruined;  as  well  as  other  evils,  which  tend  to  corrupt  the 
morals  of  the  trading  part  of  the  Community,  and  to  shake  the  credit 
on  which,  not  only  paper  currency,  but  the  internal  commerce  of  the 
Kingdom  is  founded. 

Peel')  bei  der  Debatte  im  J.  1819:  „That  excess  of  commercial 
speculation  which  led  to  such  evils ,  was  the  consequence  of  an  over- 
issue  of  paper  currency,  was  a  fact  not  to  be  disputed.^^ 

Macculloch  (Anmerkungen  zu  Smith):  Nothing  teuds  so  much  to 
generate  a  spirit  of  over-trading  and  to  occasion  commercial  revulsions, 
as  sudden  changes  in  the  amount  and  value  of  money.  Those  who 
embark  most  readily  and  eagerly  in  time  bargains  and  other  specu- 
lative  adventures  are  not,  generally  speaking,  of  the  class  of  rieh  and 
old  established  merchants.  They  consist  principally  of  those  who 
have  but  recently  entered  into  business ,  and  who  are  tempted  by  the 
Chance  of  speedily  making  a  fortune,  to  engage  in  such  hazardous 
transactions.  And  while  any  unusual  facilities  in  the  obtaining  of  dis- 
oount  act  as  power,  ful  incentives  to  such  persons  to  speculate,  it  is 
at  the  time  obvious  that  the  rise  of  prices  consequent  to  an  increase 

i)  DeprecUtion  of  paper  cmrency.    S.  S8. 
9)  BoBMr,  8.  S99. 
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of  the  currency,  will  not  ooly  lead  them  to  believe  that  their  anti- 
cipations  are  being  realised,  but  will,  most  probably,  make  even  the 
mo6t  considerablo  merchants  withbold  their  produce  from  market,  in 
the  expectation  of  a  further  advance.  The  miscalculations  of  parti- 
cular  dasses  merely  affect  themselves,  or,  at  most,  exert  only  a  slight 
influence  over  the  rest  of  the  Community;  but  a  revulsion  occasioned 
by  a  sudden  change  in  the  amonnt  and  value  of  money  affects  every 
individnal  and  is  dways  productive  of  the  most  extensively  pemicious 
results.  — 

CowelP):  —  Paper-currency  induces  men  to  steer  boldly  on 
direful  rocks  while  they  believe  themselves  entering  ports  teeming  with 
riches  —  to  inchoate  enterprises  which  they  can  never  conclude  — 
and  to  contract  obligations  they  can  never  perform,  —  reciprocally 
victimisers  and  victims. 

Alison*):  It  is  usually  said  that  an  undue  facility  in  issuing 
papers  leads  to  extravagant  speculation  and  that  the  issue  of  small 
notes  must  be  stopped  in  order  to  prevent  this  disastrous  eflfect  taking 
place.  There  is  no  doubt,  that  this  evil,  if  not  guarded  against  by 
certain  and  very  obvious  checks,  may  take  place,  at  least  for  a  Short 
period.  If  the  paper  circalation  of  the  empire  is  40,000,000  L.  and 
by  a  sudden  expansion  of  trade ,  or  the  vast  variety  of  undertakings 
requiring  advances  which  are  set  on  foot,  it  is  increased  to  60,000,000  L. 
a  dangerous  Impulse  may  be  given  to  speculation,  and  serious  disasters 
brought  upon  the  trading  and  industrious  classes  in  consequence. 

Browning^):  By  experience  we  have  been  taught  that  panies 
invariably  commence  when  there  is  a  contraction  of  issues  incurrency. 

Italienischer  Bericht^):  E  impossibile  Stabilire  con  certezza  quäle 
influenza  abbia  avuto  il  corso  forzato  rispetto  air  agiotaggio  sfrenato 
che  determinö  Teccessiva  moltiplicazione  delle  societä  per  azioni ;  certo 
il  corso  forzato,  facendo  oscillare  i  prezzi  delle  merci  e  dei  titoli,  an- 
zieht per  le  sole  cagioni  che  intrinsecamente  li  riguardano,  eziandio 
in  ragione  delle  variazioni  deir  aggio  delF  oro,  porge  nuovo  e  pecu- 
liare  alimento  alle  speculazioni  arrischiate  ed  ai  giuochi  di  borsa. 


1)  Letters   to  the   right  hononrable   Francis  Thombill    Baring   on    paper    currency. 
London  1S48.   S.  37. 

S)  EngUnd  in  1815  and  1845.     S.  48. 

3)  The  correney  considered  with  a  yiew  to  the  effectoal  prevention  of  panies.  Edin- 
burgh und  London  1847.    S.  7. 

4)  ReUsione  soUa  circolasione  cartace«.     S.  S9S. 


Achter  Abschnitt.    Dms  Agio  and  der  AasseohrnndeL 

Obwohl  die  Wirthschaft  ein  orgmniacbes  Ganze  bildet  und  aomit 
die  ungünstigen  Wirkungen  des  Agios  aof  allen  Gebieten  sich  geltend 
machen  mössen,  so  wurde  doch  &hen  die  Befaanptong  «djeestelli, 
dass  die  Agioschwanknngen  aof  die  Bewegung  des  AnsBenhandds  einen 
günstigen  Einfloss  aosüben,  indem  bei  hohem  Agio  dk  Fmliihr  eine 
Ahnahme,  die  Aosfiihr  eine  Steigerung  zu  zeigen  piegt.  Wohl  wnrde 
schon  Ton  mdiran  Seiten  daranf  hingewiesen,  daas  diese  Erscheinung 
eine  besondere  Erfclirung  fordert  >).  Die  Baas  einer  gründlichen  Er- 
jSrterang  dieses  Themas  können  wir  aber  nur  in  der  Statistik  finden, 
an  welche  wir  uns  denn  aodi  wenden  w^rflen. 

Wir  haben  im  lY.  Jahrgang  der  juristischen  Montaachrift  (Wlen)^ 
uns  eingehend  mit  der  Erörterung  der  Frage  beschüftigt ,  welchen  Ein- 
faas  das  Agio  auf  die  Bewegung  des  Aassenhaadeis  in  Oesterreich  ge- 
habt? Wir  gelangten  auf  Gnmd  eines  reichea  statistiachcn  Mate- 
riaks  —  hegneHrh  aDes  Uebrigen  Terweiaen  wir  auf  jene  Arbeit  —  zu 


1)  In  der  in  Betracht  gezogenen  Periode  ist  der  AuBBtnhandd 
lihhinrig  und  trotz  der  Schwankungen  des  Agios  konstant  gestiegen, 
doch  zeigten  die  Jahre  hohen  Agios  einen  geringien  GesammIhandHy 
ak  jene  niedrigen  Agios. 

2)  Die  7uwahm<*  des  Hnndeh  zeigt  sich  »wohl  bei  der  Einfidir, 
als  bei  der  Ansfahr«  doch  in  der  Weise,  dass  bei  hohem  Agio  die 
Ansfahr«  bei  nkdrigem  Agio  die  Eüdukr  mehr  Turahm 

3|  Der  üeberschuss  in  der  Waaienbilaaz  war  am  höchsten  in  der 


4)  Dieselben  Benbate  ergeben  seh  fftr 
Uaasen  und  Waaren,  wenn  sich  anch  miiriii'  incoBsefuenaen  Terfolgen 


5^  Die  EdetmetaUpfnfuhr  und  das  Agio  iifiTidpii  in  umgekehrt 


Ol  Der  ijielmetairrerkehr  ging  mit 

7i  Der  i^^™<hg»  des  Agios  auf  den  HandelsTskeiir  sc  verschieden, 
je  nachdem  derselbe  tw  euer  AesdenxBg  des  PrecüS  der  FdrimrlaBe 
«dar  TOB  einer  Aendenias  de  Päpkrxeldwata^fs  hierrt&rt. 

•^)  Je  entukkeiBer  die  VoikswirtliädLift  cui  die  wirthischaiffidie 


Hcrtik« 

Wim  IKC  a  TT. 
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Einsicht,  desto  rascher  werden'  die  Preise  den  Schwankungen  des 
Agios  folgen,  desto  beschränkter  also  der  Einfluss  desselben  auf  die 
Handelsbewegong. 

9)  Ein  bestimmtes  Maass  anzugeben,  in  welchem  das  Agio  den 
Handelsverkehr  beeinflusst,  ist  unmöglich. 

10)  Die  mannigfachen  Abweichungen,  welche  in  den  Details  zu  kon- 
statiren  sind,  zeigen,  dass  auf  die  Bewegung  des  Aussenhandels  zahl- 
reiche, das  Agio  an  Bedeutung  häufig  übertreffende  Faktoren  Einfluss 
nehmen,  weshalb  auch  dessen  Einwirkung  auf  den  täglichen  Verkehr 
kaum  zu  verfolgen  ist.  Nicht  nur  folgt  keineswegs  jedem  Steigen 
oder  Fallen  des  Agios  eine  entsprechende  Veränderung  in  der  Waaren- 
bewegung,  sondern  auch  das  Maass  der  Veränderung  ist  dem  des  Agios 
durchaus  nicht  entsprechend,  woraus  wieder  gefolgert  werden  muss, 
dass  in  vielen  Fällen  die  Veränderung  von  der  Richtung  und  dem  Ein- 
fluss des  Agios  wohl  parallelgehenden,  aber  bei  weitem  stärkern  Fak- 
toren herrührt.  Einmal  steigt  das  Agio  um  400  ^f^ ,  die  Steigerung 
bei  der  Ausfuhr  beträgt  nur  123  ^/o ;  ein  anderes  Mal  fällt  das  Agio 
nur  um  l^loj  das  Deficit  bei  den  Fabrikaten  beträgt  464  ^/o-  Wer 
kann  da  behaupten,  dass  so  verschiedene  Wirkungen  das  Resultat  der- 
selben Ursache  seien? 

Dass  ein  Steigen  der  Ausfuhr  das  Steigen  des  Agios  zu  begleiten 
pflegt,  zeigen  auch  folgende  Daten: 

I.    England.    (Ueberschuss  der  Ausfuhr): 


Jahre 

hohen 

niedrigen 

Agios 

iSoi 

9.2  £ 

1802 

16.7  £ 

1809 

15  8  „ 

1803 

11—  „ 

1810 

9  3  »» 

1804 

10.6  „ 

1811 

5-6  „ 

1805 

9.8  „ 

1812 

14  9  n 

1806 

4.2  „ 

1813 

?   n 

1807 

13—  1» 

1814 

10.8  „ 

1808 

10.6  „ 

1815 

17.8  „ 

1817 

10.4  „ 

1816 

139  », 

1818 

9.3  »1 

1819 

4S  » 

Durchschn. 

,  12.2 

II. — 

N.  F.  Bd    IV. 


19 
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u. 

It 

alien. 

Jahre 

Jahre 

hohen  Agios 

niedrigen  Agios 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Ausfuhr 

Mill. 

Lire 

Mill. 

Lire 

1866 

870.— 

617.7 

1867 

885.9 

740— 

1868 

896.6 

787.1 

1872 

1 186.6 

1 167.2 

1869 

936.5 

791.6 

1873 

1287.8 

"335 

1870 

8957 

7563 

1874 

1304.9 

9854 

I871 

9637 

1085.5 

1875 

1215.4 

10343 

1876 

1324.4 

1216.8 

1877 

"54-3 

966.5 

Durchschu.  1032.7  906.92  =  -|-  i^in- 

fuhr  125.8  Mill.  Lire 


Durchschn.  I166.3         1006.5  =  +  ^o- 

fHhr  159.8  Mill.  Lire 


III.    Russland.    (Mehrausfuhr): 


1)  1856—65 

Jahre 
niedrigen 

Agios 
Mill.  Rubel 


1856 
1857 
1858 

1859 
1860 

1863 


37-6 

16.5 

2.4 

7.7 
24.7 

1.6 


1861 
1862 
1864 
1865 


hohen 


10.9 

27.5 
14.1 

432 


Durchschn.  15.I 


23.8 


2)  1866—71  (—  Einfuhrüberschuss) : 


1867  —  32.7 

1868  —  37.9 
1861    -|-    i.i 


1866   -f  12.4 

1869  —  84.2 

1870  -|-  21.6 


Durchschn.  —  23.2  —  16. 1 

Mit  Ausnahme  von  Italien  zeigen  uns  auch  diese  Daten  eine  Steige- 
rung der  Ausfuhr  mit  der  Steigerung  des  Agios. 

Was  folgt  hieraus?  Vor  Allem  sehen  wir,  dass  in  einzelnen  Jahr- 
gängen auch  hier  eine  Uebereinstimmung  absolut  nicht  zu  erkennen 
ist,  dass  aber  wohl  bei  Inbetrachtnahme  grösserer  Perioden  eine  solche, 
wenn  auch  nicht  in  bedeutendem  Maasse,  stattfindet.  Wir  haben  nun 
zu  untersuchen,  was  wohl  dieses  Steigen  der  Ausfuhr  zu  bedeuten  hat, 
dort,  wo  es  eintritt,  und  ob  es  als  günstiges  wirthschaftliches  Symp- 
tom betrachtet  werden  kann. 

Wenn  wir  sehen,  dass  bei  hohem  Agio  die  Ausfuhr  steigt,  die 
Einfuhr  erschwert  wird,  so  bedeutet  das  Folgendes:  Wenn  kein  Agio 
existiren  würde,  so  könnte  der  österreichische  Zuckerfabrikant  sein 
Fabrikat  nicht  nach  Deutschland  exportiren,  soferne  die  Produktions- 
kosten des  Zuckers  in  Oesterreich  25  fl.,  in  Deutschland  24  fl.  in  voller 
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Währung  betrügen.  Wenn  aber  in  Oesterreich  ein  mit  einem  Agio 
Yon  50  ^/o  belastetes  Papiergeld  umläuft,  dann  wird  Zucker  aus  Oester- 
reich exportirt  Da  die  Produktionskosten  des  Zuckers  sich  nicht 
geändert  haben,  so  ist  diese  Erscheinung  nicht  leicht  begreiflich.  Sie 
erklärt  sich  nur  dann,  wenn  wir  Folgendes  bedenken :  wenn  das  Agio 
50^/o  beträgt,  und  die  Produktionskosten  des  Zuckers  25  fl.  in  Silber  oder 
Gold  betragen,  also  25V«  +  12  V«  =  S^Vt  fl.  in  Papiergeld,  so  müsste 
das  Ausland  für  österreichischen  Zucker  37  Vt  A-  in  Papier  bezahlen, 
damit  die  Produktionskosten  gedeckt  seien,  von  Gewinn  hier  der  Ein- 
fachheit wegen  abgesehen.  Wenn  aber  der  österreichische  Zucker- 
producent  den  reellen  Werthunterscbied  beider  Geldsorten  nicht  streng 
Yor  Augen  hält,  was  namentlich  insolange  möglich,  als  im  Inlande  die 
Preise  in  der  schlechtem  Währung  noch  nicht  yoUständig  ausgeglichen 
sind,  so  wird  er  bereit  sein,  seinen  Zucker  auch  unter  37^/^  fl.  in  Pa- 
pier zu  verkaufen.  In  diesem  Fall  wird  das  Ausland  als  Käufer  auf- 
treten; der  Zuckerfabrikant  erhält  einen  höhern  Preis  in  Papier,  er- 
leidet aber  doch  in  der  Regel  einen  Verlust,  da  dieser  höhere  Preis 
dem  frühern  in  Metall  nicht  gleich  kommt.  Wir  begreifen,  dass  unter 
solchen  Umständen  bei  hohem  Agio  die  Ausfuhr  steigt,  die  Einfuhr 
abnimmt  Wir  begreifen  aber  auch,  dass  in  diesem  Fall  für  das  pro- 
dudrende  Land  sich  ein  Verlust  ergiebt,  und  ebenso  für  den  Produ- 
centen,  mit  Ausnahme  jenes  Falles,  wo  der  Producent  auch  seine  Be- 
triebs- und  Produktionsauslageu  noch  zum  alten  Preise  oder  nicht  zu 
vollständig  ausgeglichenem  Preise  macht.  Namentlich  kann  eine  Ueber- 
wälzung  auf  Kosten  der  Arbeitslöhne  stattfinden.  Auch  der  Fall  kann 
eintreten,  dass  die  Ueberwälzung  auf  Kosten  der  inländischen  Konsu- 
menten erfolgt  Immerhin  wird  also  für  das  Land  als  solches  ein  Verlust 
erwachsen  und  sonach  ist  der  eventuelle  Gewinn  auf  eine  Verschiebung 
der  Einkommensverhältnisse  zum  Nachtheile  irgend  einer  Klasse  zu- 
rückzuführen. Auch  das  muss  als  Nachtheil  erwähnt  werden,  dass 
eventuell  auch  eine  Verschiebung  der  Produktionsfaktoren  eintreten 
wird;  Kapitalien  werden  in  Exportindustrien  überführt  und  anderen 
Industriezweigen  und  Unternehmungen  entzogen,  woraus  gleichfalls 
eine  Verschiebung  der  Einkommens-  und  Wohlstandsverhältnisse  re- 
sultirt 

Das  Resultat ,  das  wir  gefunden ,  ist  aber  durchaus  nicht  befrie- 
digend und  somit  ist  auch  die  mit  dem  Steigen  des  Agios  öfters  eintre- 
tende Steigerung  des  Exports  durchaus  nicht  erfreulich.  Insolange 
in  den  Produktionsverhältnissen  und  den  Produktionskosten  der  ein- 
zelnen Industrien  keine  Veränderung  eintritt  —  und  das  Agio  hat 

19* 
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hierauf  direkt  keinen  Einfluss  — ,  insolange  kann  ein  Export  von  In- 
dustrieprodukten,  welche  früher  nicht  exportfähig  waren,  nur  auf  den 
Umstand  zurückgeführt  werden,  dass  dieselben  billiger  zu  Markte  ge- 
bracht werden.  Wohl  wäre  es  auch  noch  möglich,  dass  im  Auslande 
deren  Preis  steigt,  doch  auch  das  steht  mit  dem  Agio  in  keinem  er- 
sichtlichen Zusammenhang  und  somit  können  wir  zu  keinem  andern 
Ergebniss  gelangen,  als  dass  eine  mit  dem  Steigen  des  Agios  wach- 
sende Konkurrenzfähigkeit  der  einheimischen  Industrie  auf  den  aus- 
ländischen Märkten  nur  auf  Kosten  des  Inlandes  eintreten  kann. 

Dies  wird  uns  noch  klarer,  wenn  wir  Folgendes  vor  Augen  halten : 
Das  Agio  ist  nichts  Anderes,  als  der  Ausdruck  dessen,  dass  im  In- 
lande  und  Auslande  yerschiedene  Werthmaassstäbe  angewendet  wer- 
den. Der  Maassstab  des  Auslandes  ist  ein  besserer,  der  des  Inlan- 
des ein  schlechterer.  Messe  ich  die  Gegenstände  mit  dem  ausländischen 
bessern  Maasse,  so  erhalte  ich  kleinere  Werthe,  messe  ich  dieselben  mit 
dem  inländischen  schlechteren ,  so  erhalte  ich  grössere  Werthe.  Frei- 
lich ist  der  Unterschied  nur  scheinbar  und  beruht  darauf,  nicht  dass 
die  gemessenen  Werthe,  sondern  dass  die  Maassstäbe  yerschieden  sind. 
Wie  ist  es  nun  denkbar,  dass  die  Veränderung  des  Maassstabes,  eines 
rein  formellen  Behelfes,  einen  Einfluss  auf  die  Grösse  der  Handels- 
bewegung habe?  Es  ist  das  beinahe  dasselbe,  als  ob  man  behaupten 
würde,  dass  eine  Aenderung  der  Gewichtsmaasse  die  Grösse  des  Handels 
beeinflussen  könntet  Es  ist  das  nur  in  einem  Falle  möglich:  wenn 
die  Kaufleute  in  Folge  dessen  in  einem  Irrthume  befangen  sind,  wel- 
cher sie  in  ihren  Kombinationen  täuscht,  oder  welcher  es  ermöglicht, 
dass  Andere  durch  sie  irregeführt  werden.  Letzterer  Fall  tritt  ein, 
wenn  wohl  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  dem  neuen  Maasse  gemäss 
die  Werthe  umgerechnet  werden,  im  Inlande  jedoch  nach-  wie  vorher 
das  alte  Maass  in  Anwendung  kommt 

Sofeme  also  unter  dem  Einflüsse  des  Agios  der  Export  wirklich 
steigt,  der  Import  sinkt,  so  ist  das  auf  falsche  Werthkomputationen 
zurückzuführen,  welche  Verluste  für  die  Volkswirthschaft,  Verschie- 
bung der  Produktions-  und  Wohlstandsverhältnisse  zur  Folge  haben 
und  darum  ist  es  gewiss  zu  bedauern,  wenn  der  Handelsverkehr  eines 
Landes  den  Impuls  durch  das  Agio  empfängt  Denn  die  P'olge  hier- 
von kann  nur  die  sein,  dass  das  betreffende  Land  Verluste  erleidet; 
sofeme  Gewinne  resultiren,  können  diese  auf  Benachtheiligung  ein- 
zelner Klassen  beruhen. 

Die  Steigerung  der  Ausfuhr  bei  hohem  Agio  kann  aber  auch  dar- 
auf beruhen,  dass,  sofeme  das  höhere  Agio  in  den  Preisen  nicht  voll- 
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ständig  zum  Ausdruck  kommt  und  diese  billiger  ausgeführt  werden, 
zur  Ausgleichung  der  Einfuhr  in  Folge  dessen  Resultat  nunmehr  aus- 
geführt werden  muss,  als  sonst  nothwendig  wäre.  Diese  gesteigerte 
Ausfuhr  ist  aber  nur  Resultat  dessen,  dass  das  Agio  in  den  Preisen 
nicht  vollkommen  zum  Ausdruck  kommt;  das  Ausland  erhält  also  — 
wie  hierauf  schon  Wagner  (Russische  Papierwährung,  S.  163)  aufmerk- 
sam macht,  —  diesen  Ueberschuss  unentgeltlich. 

Der  Einfluss  des  Agios  auf  den  Aussenhandel  wird  natürlich  auch 
dadurch  gestört,  dass  Einfuhr  und  Ausfuhr  das  Resultat  der  gesamm- 
ten  wirthschaftlichen  Thätigkeit  eines  Landes  sind,  die  endlich  durch 
das  Auftreten  irgendwelches  Faktors  nicht  immer  sogleich  aus  ihrer 
Richtung  gehoben  werden  kann ;  die  Kontinuität,  wirthschaftliche  Träg- 
heit, oder  wie  wir  dies  immer  nennen  wollen,  macht  dies  unmöglich. 
Gewisse  Waaren  werden  immer  eingeführt,  resp.  ausgeführt  werden, 
mag  das  Agio  sich  wie  immer  gestalten. 

Es  ist  nicht  nothwendig,  dass  wir  den  Einfluss  des  Agios  auf 
die  Einfuhr  gesondert  in  Betracht  ziehen.  Wir  brauchen  nur  das 
negative  Bild  dessen  zu  nehmen,  was  wir  mit  möglichster  Ausführ- 
lichkeit über  dessen  Einfluss  auf  die  Ausfuhr  sagten,  um  auch  hier- 
über ins  Klare  zu  kommen.  Auch  die  Abnahme  der  Einfuhr  in  Folge 
höheren  Agios  ist  nur  dadurch  zu  erklären,  dass  das  höhere  Agio  in 
den  inländischen  Preisen  noch  nicht  zum  Ausdruck  gekommen.  Dies 
kann  auch  im  entgegengesetzten  Falle  nur  die  Ursache  sein,  dass  beim 
Sinken  des  Agios  die  Einfuhr  steigt,  weil  die  inländischen  Preise  noch 
auf  jener  Stufe  verweilen,  auf  welche  sie  in  Folge  des  Agios  stiegen. 
Der  im  hohen  Agio  vermuthete  Schutz  und  die  im  niedrigen  Agio 
drohende  Gefahr  sind  in  dem  Momente  illusorisch,  als  sich  die  in- 
ländischen Preise  dem  Agio  genau  akkommodiren. 

Fassen  wir  das  Resultat  unserer  Untersuchungen  zusammen ,  so 
kann  auch  der  auf  den  Aussenhandel  geübte  Einfluss  des  Agios  nicht 
als  günstig  aufgefasst  werden,  auch  dann  nicht,  wenn  wirklich  mit 
hohem  Agio  ein  Steigen  der  Ausfuhr  und  ein  Sinken  der  Einfuhr  ein- 
tritt. Dieses  Resultat  wird  übrigens  von  der  Theorie  und  Praxis 
gleichermaassen  bestätigt  ^ ). 


1)  Wir  seben  hier  davon  ab,  dass  die  Verwerthung  der  statisüscben  Daten  in  den 
vorangehenden  Untersuchungen  auf  der  Voraussetzung  basirt,  dass  dieselben  vollständig 
verlässlich  sind  und  dass  die  Feststellung  des  Werthes  der  Waaren  sowohl  bei  der  Ein- 
fuhr, als  bei  der  Ausfuhr  nach  denselbeu  Principien  und  mit  Hilfe  desselben  Werth- 
messers  geschieht. 
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Achter  Abschoitt    Das  Agio  uod  der  Binnenhandel. 

Wir  haben  in  den  vorangehenden  Kapiteln  gesehen,  wie  sehr  die 
wichtigsten  Lebensmomente  der  Wirthschaft  von  dem  Agio  beeinflusst 
werden.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  dieser  Einfluss  sich 
auch  in  der  Gestaltung  des  Binnenhandels  nur  zu  sehr  erkennen  lässt. 

Die  Aufgabe  des  Handels  ist  die  Vermittelung  zwischen  Produk- 
tion und  Konsumtion.  In  dieser  seiner  Aufgabe  trachtet  der  Handel 
nach  dem  Ausgleich  der  Unterschiede,  welche  dem  Ort,  der  Zeit  und 
endlich  auch  der  Menge  nach  bestehen.  In  dieser  Thätigkeit  liegt 
die  werthschaffende  Function  des  Handels.  Mit  dem  Auftreten  des 
Agios  wird  diese  Function  wesentlich  geschädigt.  Der  Kaufmann  kann 
sich  nicht  mehr  darauf  beschränken,  jene  Momente  allein  ins  Auge 
zu  fassen,  er  muss  auch  stets  auf  die  Schwankungen  im  Werthe  des 
Geldes  bedacht  sein.  Ja,  sofeme  die  Schwankungen  des  Agios  so  be- 
deutend sind,  dass  sie  mit  den  Grenzen  des  Gewinns  zusammenfallen, 
müssen  die  Agiokurse  die  gleiche  Berücksichtigung,  wie  die  wesent- 
lichen Momente  selbst  erfahren.  Die  Schwankungen  des  Agios  kön- 
nen sogar  die  maassgebenden  Momente  werden.  Folge,  dass  die  kauf- 
männische Komputation  auf  einen  unberechenbaren  Faktor  basirt  wird, 
und  somit  die  kaufmännische  Thätigkeit  in  ihren  Resultaten  sich  sehr 
problematisch  gestaltet.  „Wo  Verluste  und  Gewinne  von  30  ^/o  im 
Verlaufe  von  wenigen  Wochen  vorkommen  können  —  sagt  Strache  ^)  — , 
dort  verliert  das  Unternehmen  seinen  wirthschaftlichen  Charakter;  da 
es  unmögUch  ist,  die  Gestaltung  des  Agios  vorherzusehen,  so  wird 
der  Betrieb  zum  Glücksspiel.  Wo  aber  das  Spiel  herrscht,  dort  herrscht 
Leichtsinn.  Der  Kaufmann  verkauft  ohne  Gewinn  oder  vielleicht  mit 
Verlust,  in  der  Hoffnung,  die  im  Auslande  gekauften  Waaren  bei 
günstigerem  Valutastande  zu  bezahlen.  Die  entgegengesetzte  Berech- 
nung macht  er,  wenn  er  kauft ;  er  kauft  über  Bedarf,  weil  er  ein  wei- 
teres Sinken  des  Agios  befürchtet  Das  ganze  Land  wird  zur  Börse, 
überall  wird  um  Differenzen  gespielt  und  zum  Leichtsinn  des  Ver- 
schwenders gesellt  sich  noch  der  des  Spielers.** 

Das  Schwanken  des  Geldwerthes  macht  aus  dem  Handel  ein  Spiel 
und  dieses  ergreift  auch  jene  Momente  dieses  Berufes,  welche  genaue 
Berechnung,  Planmässigkeit  erfordern.  Die  Unternehmungen  werden 
aus  ihrer  Richtung  gedrängt,  ihre  Ausdehnung  wird  verändert,  die 
Einkaufs-  und  Verkaufsperioden  werden  verschoben,  die  Absatzmärkte 
werden  verändert,  die  gesammten  Betriebsfaktoren  werden  modificirt, 
alles  im  Hinblick  auf  das  Hin-  und  Herschwanken  der  Valuta.    Man 

1)  strache,  Die  Valate  in  Oesterreich.     Wien  1861,  S.  21. 
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kauft  und  verkauft  in  auderu  Quantitäten,  zu  andern  Zeiten,  zu  an- 
dern Bedingungen,  als  vorher.  Man  hält  mehr  oder  weniger  Waaren- 
vorräthe,  Baaireserve  als  sonst  Die  Dimensionen  des  Geschäfts  und 
sdner  wesentlichen  Momente  werden  geändert.  Kann  es  eine  ungün- 
stigere Erscheinung  geben? 

Die  Schwankungen  des  Agios  vernichten  das,  was  wir  den  eigent- 
lichen Geschäftsgeist  nennen,  jenen  Geist,  dem  die  grossen  handel- 
treibenden Nationen  ihren  Reichthum  verdanken.  Wir  verstehen  dar- 
unter die  klare  Erfassung  der  Faktoren  des  Handels,  deren  richtige 
Werthschätzung,  die  Genauigkeit  in  den  Berechnungen.  Wo  der  Geld- 
werth  häufigen  Schwankungen  ausgesetzt  ist,  was  grosse  Gewinne  oder 
Verluste  zur  Folge  haben  kann,  dort  wird  weniger  genau  gerechnet 
werden,  weniger  genau  mit  dem  Gelde  und  weniger  genau  auch  mit 
der  Zeit,  mit  Allem,  was  wirthschaftlich  von  Wichtigkeit.  Wie  der 
grössere  Druck  für  den  geringern  unempfindlich  macht,  der  grössere 
Schmerz  für  den  kleinern,  so  stumpft  auch  die  in  weiten  Grenzen 
sich  bewegende  Valuta  für  die  kleinem,  schwächern  Elemente  der 
Werthberechnung,  der  Betriebsberechnung  ab. 

Die  einzelnen  Zweige  des  Handels  zeigen  unter  dem  Einflüsse 
des  Agios  eine  ganz  ungleiche  Gestaltung.  Da  im  Aussenhandel  die 
Preise  dem  Schwanken  des  Agios  viel  rascher  folgen^),  so  wird  der 
Grosshandel  nicht  so  schädlich  beeinflusst,  wie  der  Kleinhandel,  wo 
die  Preise  viel  langsamer  folgen  und  viel  häufiger  unrichtig  festgesetzt 
werden.  Auch  ist  der  Grosshandel  mit  Benutzung  des  Kredits  viel 
mehr  in  der  Lage,  günstige  Konjunkturen  auszunutzen.  Der  kleine 
Kaufmann  wird  häufig  Vorräthe  besitzen,  welche  bei  hohem  Agio  ge- 
kauft wurden ,  und  wird  mit  jenem  Kaufmann  nicht  konkurriren  kön- 
nen, der  bei  günstigerer  Agiokonjunktur  sein  Lager  ergänzt  hat.  Der 
kleine  Kaufmann  verfügt  auch  nicht  über  die  genügenden  Kenntnisse, 
um  seine  Berechnungen  stets  dem  Agio  anzupassen.  Auch  wird  er 
jetzt  weniger  die  direkten,  ausländischen  Bezugsquellen  aufsuchen  kön- 
nen, da  er  in  den  Agioberechnungen  unbeholfener  ist  und  sich  nicht 
Verpflichtungen  auferlegen  will,  deren  innere  Bedeutung  er  nicht  fest- 
zustellen vermag. 

Auch  auf  die  Art  der  Handelsgeschäfte  wird  das  Agio  nicht  ohne 
Einfluss  bleiben.  Man  wird  geneigt  sein,  namentlich  solche  Geschäfts- 
zweige zu  kultiviren,  welche  es  gestatten,  die  Kapitalien  flüssig  zu 
erhalten,  also  Spekulationszweige,  Börsenunternehmungen.    Man  wird 

' — 

1)  Siehe  Földos  (Weisz),  Der  Einfluss  des  Agios  auf  die  Preise  (Statistische  Monats- 
schrift 1881.) 


284  Dr.  B^la  Feldes  (Weiss), 

bei  Geschäftsplänen  jenen  den  Vorzug  geben,  welche  auf  kürzeren 
Zeiträumen  basiren  und  sonach  jene  Geschäfte  vernachlässigen,  deren 
Prosperität  eine  kontinuirliche,  über  Jahre  sich  erstreckende  Thätig- 
keit  voraussetzt  Und  sofeme  der  Handel  ganz  besonders  auf  dem 
Kredit  beruht,  wird  —  wie  wir  dies  in  einem  vorhergehenden  Abschnitte 
gezeigt  haben ,  gleichfalls  manche  Beschränkung  erwachsen,  da  ja  bei 
schwankendem  Agio  weder  Gläubiger  noch  Schuldner  wissen,  was  sie 
zu  erwarten  resp.  zu  leisten  haben. 

Die  Beschränkung  des  Kredits  drückt  den  kaufmännischen  Ver- 
kehr. Aber  der  kaufmännische  Verkehr  leidet  auch  in  Folge  des  Um- 
standes,  dass  das  Agio  die  Konsumtionsfähigkeit  des  Volkes  schwächt, 
das  Einkommen,  namentlich  der  arbeitenden  Klassen  etc.  herabdrückt 
Auch  leidet  der  Handelsverkehr  durch  die  Erschwerung  der  Bezie- 
hungen zum  Auslande,  welche  eine  Folge  der  Agiowirthschaft  ist. 

Dort,  wo  der  Staat  den  Bahnen  gestattet,  dem  Schwanken  des 
Agios  entsprechend  die  Frachtgebühren  zu  ändern,  resultirt  auch  hier- 
aus ein  ungünstiger  Einfluss  auf  den  Handel.  Es  giebt  Geschäfts- 
zweige, wo  der  Gewinn  des  Kaufmanns  ein  minimer  ist  und  sich  dem- 
nach der  Gewinn  sehr  rasch  in  Verlust  umwandelt,  sobald  in  Folge 
der  Aenderung  des  Agios  die  Frachtkosten  sich  anders  gestalten.  Dies 
ist  um  so  schlimmer,  als  Bestellungen  oft  auf  Grund  von  Frachttarifen 
erfolgen,  welche  in  Folge  Aenderung  des  Agios  verändert  werden. 

Was  wir  hier  bisher  besprochen,  bezog  sich  zunächst  auf  den 
Waarenhandel.  Es  unterliegt  jedoch  keinem  Zweifel,  dass  dasselbe 
auch  von  allen  andern  Handelsunternehmungen  in  grösserm  oder  ge- 
ringerm  Maasse  gilt.  So  wird  namentlich  der  Speditionshandel  und 
das  Transportgeschäft  durch  die  Schwankungen  des  Agios  wesentlich 
beeinträchtigt  werden.  Die  Verbindungen  mit  dem  Auslande  werden 
hierdurch  wesentlich  erschwert,  der  Vermittelungshandel  bedeutend 
eingeschränkt  werden.  Auch  die  Kreditunternehmungen,  Bauten  etc. 
werden  den  ungünstigen  Einfluss  des  Agios  fühlen,  da  der  Kredit  ein- 
schrumpft, die  Schwankungen  des  Agios  zu  grösserer  Vorsicht  zwin- 
gen, die  ungünstige  Gestaltung  der  Produktionsverhältnisse  und  der 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  überhaupt  die  produktive  Thätigkeit 
eindämmen,  die  Kreditfähigkeit  schwächen.  Die  Einschränkung  des 
Kapitalmarktes  in  Folge  der  Abschneidung  vom  Auslande,  der  Er- 
schwerung des  Ueberströmens  der  Kapitalien  ist  hier  auch  in  Betracht 
zu  ziehen. 

Dass  der  Einfluss  des  Agios  auf  den  Binnenhandel  ein  nachthei- 
liger ist,  wird  auch  durch  die  Jahresberichte  der  niederösterr. 
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Handels-  und  Gewerbekammer  vielfach  bestätigt  Wir  wollen 
im  Folgenden  auf  einige  Bemerkungen  derselben  hioweisen : 

1852: 

„Durch  alle  Haupt-  und  Nebenadem  des  gesammten  Geschäfts* 
Verkehres  pflanzte  sich  die  einmal  hervorgerufene  ungünstige  Wechsel- 
wirkung unaufhaltsam  fort.  Der  Handel  in  fremden  Produkten  und 
Kolonialwaaren  en  Gros  wie  en  Detail  gerieth  schon  durch  den  hohen 
Stand  des  Silberkurses  in  eine  üble  Lage.*'    (Jahresbericht,  S.  H.) 

1853. 

„Der  Exporthandel  im  Jahre  1853  zeigt  zunächst  aus  Anlass  des  hie- 
für  günstigen  Geldkurses  einen  starken  Betrieb.  (J.  B.  S.  X.)  —  Die  Fluk- 
tuationen des  Kurses haben  auf  den  sonst  gewohnten  Gang  des 

Spekulationshandels  störend  eingewirkt.  —  Wenn  Valuten  und  Devisen 
bei  dieser  offenliegenden  Besserung  der  Verhältnisse  ebenfalls  eine  Er- 
höhung erlitten,  so  war  die  Ursache  hievon  keineswegs  Mangel  an 
Vertrauen,  sondern  Folge  eines  momentan  erhöhten  Begehrs  nach  edlen 
Metallen.  —  Man  kann  die  Hauptursache  des  bedauemswerthen  Bück- 
ganges, den  letzterer  Seeplatz  (Triest)  nimmt,  nur  in  unsrer  schwan- 
kenden Valuta  erkennen,  da  jeder  fremde  konsignirende  Kaufmann  es 
vorziehen  muss,  seine  Waare  an  Orten  zu  realisiren,  wo  er  bei  den 
Retouren  auf  die  Kourse  keinem  Nachtheile  unterliegt  und  nicht  etwa 
mehr  an  diesen  verliert,  als  er  an  der  Waare  verdient  hat  —  Die 
Lager  fremder  deutscher  Häuser  auf  dem  hiesigen  Platze,  wovon  im 
letzten  Jahresberichte  dieser  Kammer  die  Rede  wai-,  haben  sich  im 
Jahre  1853  eher  vermehrt,  als  vermindert.  Der  auswärtige  Konsig- 
nator bezahlt  auch  bei  dem  grossartigsten  Verkehr  weder  Erwerb- 
noch  Einkommensteuer,  sein  Agent  richtet  sich  bei  den  Verkäufen 
nach  dem  Tageskurse,  macht  seinem  Hause  augenblicklich,  nach  ge- 
machtem Geschäfte  die  Rimesse  und  somit  ist  dieses,  auf  welches  von 
den  ersten  Bezugsplätzen  zu  stabilen  Koursen  gezogen  wird,  auch  bei 
einer  plötzlichen  Besserung  unsrer  Valuta  in  einer  weit  günstigem 
Lage,  als  der  hiesige,  allen  Chancen  des  Silberkourses  ausgesetzte 
Kaufmann,  auf  den  sogleich  bei  Ertheilung  der  Faktura  und  oft  zu- 
fallig im  ungünstigsten  Momente  trassirt  wird,  etc.^'  (J.B.  S.53.) 

Neunter  Abschnitt.    Ueber  den  Einfluss  des  Agios  auf 

Industrie  und  Land wirthschaft. 

Obwohl  sich  aus  dem  Vorangehenden  zur  Genüge  der  Einfluss 
des  Agios  auf  die  Produktion  im  Allgemeinen  ergicbt,  so  wollen  wir 
doch  noch  einige  specielle  Bemerkungen  über  Industrie  und  Landwirth- 
schaft  beifügen. 
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Was  speciell  die  Industrie  betrifft,  so  ist  schon  der  oben  berührte 
Umstand  als  Irrthum  zu  bezeichnen,  als  ob  die  Industrie  kein  an- 
deres Interesse  haben  könnte,  als  Steigerung  der  Ausfuhr.  Es  ist  dies 
ein  Rest  merkantilistischer  Vorstellungen.  Wenn  wir  bedenken,  wie 
ungünstig  nach  verschiedenen  Richtungen  der  Einfluss  des  Agios  auf 
die  Industrie  sich  gestaltet,  so  ist  auf  die  eventuelle  Hebung  der 
Ausfuhr  —  ganz  abgesehen  von  den  im  vorigen  Abschnitt  gegebenen 
Erklärungsgründen  —  kein  besonderes  Gewicht  zu  legen.  Auch  das 
beruht  auf  unrichtiger  Auffassung,  wenn  die  hohem  Preise  als  für  den 
IndustrieUen  vortheilhaft  bezeichnet  werden,  da  diese  nur  den  Unter- 
schied in  dem  minderwerthigen  Gelde  ausprägen  und  in  der  Regel  auch 
der  Industrielle  alle  Anschaffungen  zu  hohem  Preisen  machen  muss. 
Dass  die  Schwankungen  des  Agios  auf  die  Industrie  keinen  günstigen 
Einfluss  nehmen  können,  ergiebt  sich  schon  aus  Folgendem: 

1)  Das  Agio  beeinflusst  in  ungünstiger  Weise  die  Industrie,  we- 
gen der  fortwährenden  Schwankungen,  welche  die  Produktionskosten 
verändem.  Da  nun  bei  vielen  Waaren  der  Preis  sich  zunächst  nach 
den  Reproduktionskosten  richtet,  so  müssen  ähnliche  Schwankungen 
auf  die  Produktion  von  Industriegegenständen  ungünstig  einwirken. 
Der  Industrielle  wird  entweder  an  den  zu  niedrig  festgesetzten  Prei- 
sen Verluste  erleiden  oder  durch  zu  hohe  Preise  die  Kaufenden  ab- 
schrecken. 

2)  Das  Agio  wirkt  ungünstig  auf  die  Industrie,  indem  es  den 
Kredit  beschränkt  und  den  Kapitalzins  steigert.  Wir  haben  an  einer 
frühem  SteUe  nachgewiesen,  dass  das  Agio  diese  Wirkung  hervorruft 
Nehmen  wir  noch  in  Betracht,  dass  der  gewerbliche  Kredit  sich  über- 
haupt sehr  langsam  entwickelt,  so  werden  wir  diesen  Umstand  nach 
Gebühr  würdigen. 

3)  Der  inländische  Markt  wird  kleiner,  da  das  Agio  das  Ein- 
kommen vieler  Klassen,  der  Beamten,  von  stehenden  Bezügen  Leben- 
den, der  Arbeiter  etc.  vermindert 

4)  Sofeme  das  Agio  die  Einfuhr  drückt,  schadet  dies  der  Indu- 
strie oft  dadurch,  als  dieselbe  Rohprodukte  vom  Auslande  bezieht,  oder 
die  Halbfabrikate  von  dort  einführt,  Maschinen  etc.  Femer  kann  die 
gesteigerte  Ausfuhr  eben  solche  Artikel  ergreifen  und  dem  inländischen 
Industriellen  deren  Anschaffung  erschweren,  vertheuem.  Ja  auch  die 
Fälle  sind  vorgekommen,  dass  inländische  Industrielle  den  im  Inlande 
erzeugten  Rohstoff  später  dem  Auslande  abkaufen  mussten. 

5)  Schädlich  der  Industrie  ist  die  Agiowirthschaft  auch  ans  dem 
Grunde,  weil  dieselbe  die  wirthschaftlichen  Sitten  verdirbt,  viel  Ea- 
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pital  zu  Grunde  richtet  oder  in  falsche  Bahnen  leitet.  Das  Agio  stört 
auch  den  Konnex  mit  dem  Auslande  und  erschnvert  die  Uebertragung 
von  Kapitalien  aus  dem  reichem  Auslande  in  das  kapitalsarme  Agio- 
land, während  sogar  inländische  Kapitalien  in  Folge  der  Furcht  vor 
Devalvation  nach  dem  Auslande  wandern. 

Hier  ist  also  nur  wenig  Raum  für  die  Hoffnung,  dass  das  Agio 
dauernd  und  allgemein  auf  die  Industrie  günstig  einwirken  könne. 
Vorübergehend  mag  dies  wohl  der  Fall  sein,  dann  aber  gleicht  der 
Vortheil  dem  Lotteriegewinn  und  mag  tausendfachen  Schaden  anrich- 
ten dadurch,  dass  der  Sinn  der  Industriellen  von  der  gesunden  wirth- 
schaftlichen  Rechnung  abgeht  und  nach  dem  Danaergeschenk  lechzt, 
das  eine  Aenderung  des  Agios  ihm  brächte.  Hier  haben  wir  es  dann 
nicht  mehr  mit  Wirthschaftenden,  sondern  mit  Spielern  zu  thun. 

Was  wir  hier  kurz  zusammenfassten ,  findet  gleichfalls  in  den 
Aeusserungen  theoretischer  und  praktischer  Autoritäten  vielfach  seine 
Bestätigung  und  verweisen  wir  namentlich  auf  die  Jahresberichte  der 
niederösterreichischen  Gewerbekammer,  auf  den  schon  mehrfach  ge- 
nannten italienischen  Bericht  über  den  Zwangskurs,  femer  Jeiteles: 
Zehn  Jahre  nach  dem  Handelsvertrage  (Wien,  1864),  Greeley:  The 
science  of  political  economy  (Philadelphia,  Porter  und  Goates)  und 
Andere.  Wir  wollen  wenigstens  die  niederösterreichische  Handels-  und 
Gewerbekammer  sprechen  lassen,  die  in  ihren  Jahresberichten  häufig 
das  Thema  der  Valuta  berührt. 

„Der  grösste  Nutzen,  den  der  industrielle  Verkehr  aus  jener  Zeit 
schöpfte,  war,  dass  von  da  an  die  grossen  Schwankungen  in  den  Wech- 
sel- und  Valutenkursen  aufhörten,  wodurch  die  Berechnungen  des  Ver- 
kehrs, sowohl  für  den  Export  als  für  den  Import,  eine  mehr  sichere 
und  günstig  sich  gestaltende  Gmndlage  erhielten,  welche  sich  von 
Monat  Mai  an,  zufolge  der  vom  Staate  unternommenen  Kreditopera- 
tionen, dauernd  befestigte.  —  Die  Kapitalanlagen  des  Auslandes  mach- 
ten sich  nach  der  stattgefundenen  Bessemng  der  Valuta  besonders 
bemerkbar."    (Jahresbericht,  1852,  S.  30.) 

„Erwägt  man,  dass  der  österr.  Handels-  und  Industriestand  nebst 
diesen  ungünstigen  Konjunkturen  für  den  Verkehr  im  Innern  und  nach 
Aussen  auch  noch  den  fortwährenden  Schwankimgen  der  entwertheten 
Valuta  preisgegeben  war,  wodurch  jedes  Unternehmen  der  zuverläs- 
sigen Basis  für  eine  voraussichtliche  Berechnung  gänzlich  entbehrt 
und  dass,  während  der  ungünstige  hohe  Agiostand  den  Bezug  auslän- 
discher Roh-  und  Hilfsstoffe  für  die  inländische  Industrie,  wie  z.  B. 
von  BaumwoUe,  Farbwaaren  etc.  einerseits  ungemein  erschwerte,  er 
andrerseits  dem  Industriellen  einen,  wenn  auch  erwünschten,  doch  un- 
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natürlichen  temporären  Schutz  gegen  die  Einführ  fremder  Fabrikate, 
ja  selbst  Anlass  zur  gesteigerten  Ausführ  seiner  Erzeugnisse  bot  etc.^ 
(J.  B.  1853,  S.  IV.) 

„ Unter  solchen  Umstanden    mussten  die  Resultate  einer 

Kammgarnspinnerei  im  Vergleiche  zu  einer  andern  sehr  verschieden 
sein  und  man  darf  sagen,  dass  die  ganze  Fabrikation  durch  die  Va- 
lutaschwankungen jeder  soliden  Basis  entrückt,  —  zu  einem  Eours- 
geschäfte  herabsank."  (J.  B.  1853,  S.  100.) 

Zum  Schluss  noch  einige  Bemerkungen  über  die  landwirth- 
Schaft  liehen  Interessen.  Auch  bezüglich  dieses  Punktes  begegnen 
wir  häufig  ganz  absonderlichen  Begrifi^verwirrungen.  Man  übersieht 
hier  das  volkswirthschaftliche  Interesse  und  das  dauernde  Einzel- 
interesse  und  bleibt  bei  der  Thatsache  stehen,  dass  eine  plötzliche 
AenderuDg  der  Valuta,  eine  Steigerung  des  Agios  dem  Exporteur  land- 
wirthschaftlicher  Produkte  einen  Gewinn  zu  bringen  vermag,  wenn  im 
Inlande  die  Preise  nicht  gleichzeitig  in  demselben  Maasse  gestiegen 
sind.  Doch  diesen  Fall  zugegeben,  so  ist  derselbe  doch  geringfügig 
im  Vergleiche  mit  den  mannigfachen  Schädigungen,  welche  das  Agio 
für  das  allgemeine  landwirthschaftliche  Interesse  und  für  das  dauernde 
Interesse  des  Einzelnen  mit  sich  bringt.  Auch  die  Landwirthschaft 
erhält  einen  aleatorischen  Charakter;  auch  in  der  Landwirthschaft 
werden  vorzugsweise  die  Exportprodukte  kultivirt,  wie  es  ja  keinem 
Zweifel  unterliegt,  dass  die  unverhältnissmässige  Ausdehnung  des  Wei- 
zenbaus in  Ungarn  —  dessen  schädliche  Wirkungen  leider  erst  jetzt 
erkannt  werden  —  auch  dem  Umstände  zuzuschreiben  ist,  dass  in  den 
fünfziger  Jahren  der  Export  des  Weizens  durch  das  hohe  Agio  noch 
besonders  angespornt  wurde.  Steigt  das  Agio,  so  muss  aber  in  der 
Regel  auch  der  Landwirth  alles  theurer  bezahlen,  die  Arbeiter,  die 
vom  Auslande  oder  auch  im  Inlande  anzuschaffenden  Maschinen,  Werk- 
zeuge, er  zahlt  höhere  Transportgebühren  etc.  Oeschieht  dies  nicht, 
so  bereichert  er  sich  nur  auf  Kosten  Anderer,  die  ihre  Leistungen 
dem  Agio  entsprechend  zu  erhöhen  eventuell  nicht  in  der  Lage  sind. 

Und  wie  wenig  wiegt  dieser  eventuelle  Vortheil  —  der  endlich  nur 
dem  Valutaspiel,  nicht  der  Produktionsleistung  zu  verdanken  ist  —  ge- 
genüber den  mannichfachen  Nachtheilen,  die  mit  dem  Agio  verbunden 
sind?  1)  Der  Landwirth  muss  —  wie  erwähnt  —  seine  AnschafFun- 
gen  zu  höheren  Preisen  machen.  2)  Seine  Berechnungen  werden 
schwankend,  unsicher,  unsicherer,  wie  bei  der  Industrie,  weil  die  Pro- 
duktionsperioden der  Landwirthschaft  viel  längere  sind.  3)  Die  Ver- 
theuerung  des  Credits  im  Allgemeinen  erstreckt  sich  auch  auf  den 
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laodwirthschaftlichen  Credit.  Ja,  der  landwirthscbaftliche  Credit  zeigt 
eine  noch  ungünstigere  Gestaltung;  die  Ueberströmung  der  Capitalien 
ist  hier  noch  schwerer,  weil  die  Landwirtbschaft  langen  Credit  bean- 
sprucht, die  Schwankungen  der  Valuta  hier  also  noch  abschreckender 
wirken,  als  beim  kaufmännischen  Credit  Dazu  kommt  noch  der  Um- 
stand, dass  in  Agioländem  die  Bodenkreditinstitute  die  Rückzahlung 
häufig  in  Metallvaluta  bedingen.  Dies  erschwert  die  Aufnahme  von 
Anlehen  für  den  kleinern  Landwirth,  der  sein  Produkt  zumeist  im 
Inlande  verkauft,  gegen  Papier,  und  der  auch  nicht  die  nöthige  Ein- 
sicht hat,  um  die  Last  zu  beurtbeilen,  welche  er  bei  Contrahirung 
eines  Metallanlehens  übernimmt  Für  den  grossem  Producenten  hat 
das  weniger  Bedeutung,  weil  auch  er  häufig  sein  Produkt  im  Aus- 
lande gegen  Metall  verkauft  So  kommt  es,  dass  dann  Bodenkredit- 
institute solche  Anlehen  nur  an  grössere  Landwirthe  ertheilen,  wie 
dies  mit  den  Golddarlehen  bei  dem  ungarischen  Bodenkreditinstitut 
in  der  That  geschieht  Dies  wird  auch  durch  folgenden  Passus  der 
häufig  citirten  italienischen  Operates  bestätigt:  Certo  il  credito  ipote- 
cario ,  a  nuovo  o  ad  antico  metodo ,  ha  dovuto  sentire,  a  cagione  della 
lunghezza  dei  termini  per  le  restituzioni,  Tazione  dannosa  del  corso 
forzato,  piü  profondamente  che  non  sia  stata  sentita  da  ogni  altra 
forma  di  credito.  4)  Die  landwirthscbaftliche  Produktion  ergiebt  ein 
um  so  besseres  Resultat  und  lässt  sich  um  so  rationeller  organisiren, 
auf  je  längere  Zeit  die  Betriebspläne  festgesetzt  werden  können ;  da- 
rum wird  die  Landwirtbschaft  besser  prosperiren  dort,  wo  Pachtkon- 
trakte auf  lange  Zeit  abgeschlossen  werden.  Wie  wir  sahen,  zwingt 
aber  dies  Hin-  und  Herscbwanken  der  Valuta  dazu,  dass  Verträge 
auf  den  möglichst  kürzesten  Zeitraum  beschränkt  werden,  da  die 
Zukunft,  je  entfernter,  desto  ungewisser  ist  Darum  werden  im  Agio- 
lande auch  vorzugsweise  nur  kurze  Pachtkontrakte  abgeschlossen. 
Kurze  Pachtkontrakte  sind  aber  in  gewissem  Maasse  von  Raubwirth- 
schaft  fast  unzertrennlich.  5)  Mit  dem  aleatorischen  Charakter  der 
Wirthschaft  in  Agioländern  hängt  es  femer  zusammen,  dass  —  wie 
oben  erwähnt  —  solche  Produktionszweige  in  den  Vordergrund  treten, 
welche  am  Meisten  die  Ausbeutung  der  Agiochancen  gestatten,  wo- 
durch gleichfalls  das  Gleichgewicht  des  landwirthschaftlichen  Betriebes 
gestört  wird. 

Ist  es  nach  air  dem  Gesagten  noch  nothwendig  darauf  hinzuweisen, 
dass  die  Landwirthschaft ,  als  Vertreterin  der  konservativen  Interes- 
sen par  excellence,  als  ein  Produktionszweig  mit  langen  Betriebsperio- 
den, als  ein  Produktionszweig,  der  strenge  Planmässigkeit  voraussetzt. 
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durch  die  fortwährenden  Schwankungen  des  Agios  in  arge  Mitleidenschaft 
gezogen  wird  ?  Ist  es  nöthig,  daran  zu  erinnern,  dass  der  Landwirth, 
dessen  Gewinn  bei  einem  Meterzentner  Getreide  oft  nur  einige  Kreu- 
zer beträgt,  durch  die  Erhöhung  der  Frachtgebühr  in  Folge  des  Agios 
anstatt  des  Gewinns  oft  Verluste  erleidet?  Wer  daran  zweifelt, 
braucht  nur  daran  erinnert  zu  werden,  wie  oft  eine  bedeutendere  Aen- 
derung  im  Stande  des  Agios  in  der  Getreidebranche  furchtbare  Falli- 
ments mit  sich  brachte. 


Wenn  wir  nun,  am  Schlüsse  angelangt,  noch  einmal  einen  retro- 
spectiven  Blick  auf  den  Gang  und  die  Resultate  unserer  Untersuchung 
zurückwerfen,  so  werden  wir  das  Charakteristische  derselben  in  fol- 
gendes Resum6  zusammenfassen  können.  Ursache  und  Wirkungen  des 
Agios  lassen  sich  —  obwohl  es  sich  hier  oft  nur  um  geringe  Diffe- 
renzen handelt  —  statistisch  verfolgen,  namentlich  wenn  wir  auf  die 
Untersuchung  derselben  das  System  der  Massenbeobachtung  anwenden. 
Nur  dort,  wo  wir  uns  der  Induktion  nicht  bedienen  konnten,  haben 
wir  die  deduktive  Methode  zur  Anwendung  gebracht.  Was  nun  zu- 
nächst die  Ursachen  des  Agios  betrifft,  so  glauben  wir  die  Theorie 
erweitert  und  auf  genauere  zahlenmässige  Basis  fundirt  zu  haben. 
Wir  haben  uns  gegen  den  Absolutismus  der  Theorie  ausgesprochen 
und  auf  jene  wichtigeren  Momente  hingewiesen,  welche  insgesammt 
einen  Einfluss  auf  das  Entstehen  und  die  Schwankungen  des  Agios 
ausüben.  Wir  haben  dann  nachgewiesen,  dass  das  Agio,  namentlich 
dessen  Schwankungen ,  die  Basis  der  Wirthschaft  und  Unternehmung 
fortwährenden  Gonvulsionen  aussetzt  und  dadurch  störend  in  das  Ge- 
triebe der  Produktion  eingreift;  dies  gilt  ebenso  von  der  Landwirth- 
schaft,  wie  von  der  Industrie  und  dem  Handelsgewerbe.  Zahlreiche 
statistische  Daten  haben  uns  ermöglicht,  jene  irrige  Vorstellung  zu 
widerlegen,  als  ob  die  Inflation  freigebigere  Creditgewährung  und 
günstigere  Gestaltung  des  Zinsfusses  mit  sich  brächte.  Unter  Hin- 
weis auf  zwei  ausführlichere  Arbeiten  konnten  wir  konstatiren,  dass 
das  Agio  in  der  Preisgestaltung  eine  steigende  Richtung,  in  dem  Han- 
delsverkehr einen,  wenn  auch  nicht  bedeutenden  Ucberschuss  der  Aus- 
fuhr zum  Vorschein  kommen  lässt;  doch  glauben  wir  auch  nachgewie- 
sen zu  haben,  dass  der  das  Agio  eventuell  begleitende  Ueberschuss  der 
Ausfuhr  durchaus  nicht  als  günstiges  Moment  aufgefasst  werden  kann. 
Wir  sahen  femer  das  in  Folge  des  Agios  eintretende  Hindrängen  Vie- 
ler zu  gewagten  Spekulationen,  sowie  das  Eindringen  eines  fremden 
spekulativen  Elementes  in  alle  Produktionszweige.     Wir  haben  den 
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störeDden  Einfluss  des  Agios  auf  die  Gestaltung  des  Geldumlaufes, 
auf  die  Einkommensverhältnisse  geschildert,  welche  eine  mit  vielen 
Ungerechtigkeiten  verbundene  Verschiebung  erleiden.  Die  Unsicher- 
heit des  Verkehrs,  die  Gestaltung  der  Gonsumtion,  die  Beeinflussung 
des  Wechselkurses,  die  Verschlechterung  der  finanziellen  Situation  des 
Staates  wurden  zum  Theil  ausführlich  dargestellt,  zum  Theil  wenig- 
stens angedeutet. 

Der  Einfluss  des  Agios  auf  das  wirthschaftliche  Leben  gehört 
noch  immer  zu  jenen  Dingen,  die  häufig  verschieden  beurtheilt  wer- 
den. Wir  glauben  zur  Genüge  den  Nachweis  geliefert  zu  haben, 
dass  das  Agio  volkswirthschaftlich  unbedingt  schädlich  ist  Wenn 
es  für  Einzelne  eventuell  privatwirthschaftlich  nützlich  ist,  so  ändert 
dies  an  der  Sache  eben  so  wenig,  wie  etwa,  wenn  in  Folge  vieler 
Konkurse  und  Fallimente  die  Advokatenkanzleien  stark  beschäftigt 
sind.  Wir  könnten  unzählige  Aeusserungen  bedeutender  Staatsmänner, 
gründlicher  Forscher  anführen,  welche  gleichfalls  in  energischen  Wor- 
ten das  Uebel  der  Agiowirthschaft  schilderten.  Wir  nennen  von  Deut- 
schen Tebeldi,  Wagner,  Julius  Faucher,  von  Amerikanern 
Webster,  Walker,  Hamilton,  von  Engländern  neuerdings  Bon- 
amy  Price.  lieber  die  russischen  Valuta  Verhältnisse  sagt  Ron  na 
in  seinem  neuesten  Werke,  la  circolazione  monetaria  in  Bussia  (S.  4ö0) : 
La  robustezza  delle  forze  economiche  —  concede  di  combattere  ancora 
il  SUD  secolare  nemico ;  ma  se  continua  lo  sperpero  che  il  Governo  ha 
usato  di  farne,  il  popolo  russo  finirä  col  soccombere  in  questa  perenne 
e  disuguale  lotta.^' 

In  neuerer  Zeit  haben  von  den  mit  Papiergeld  belasteten  Ländern 
Italien  und  Nordamerika  die  Ordnung  der  Valuta  unternommen.  Von 
grössern  Staateli  leiden  also  nur  Oesterreich-Ungam  und  Russland  an 
dem  Uebel  der  Papiergeldcirkulation.  Vielleicht,  dass  man  auch  dort 
die  Worte  des  nordamerikanischen  Comptrollor  of  Currency  bald  wür- 
digen lernen  wird:  A  currency  is  needed  which  will  act  automatically 
and  as  a  regulator  like  the  govemor  in  machinery  or  the  balance- 
wheel  in  the  Chronometer,  and  its  relative  cost  should  not  be 
taken  into  consideration,  for  the  best  money  is  always 
the  cheapest^)."  ^^^^  ^^  die  Frage,  wie  die  Regulirung  durchzu- 
führen, giebt  uns  ein  gewesener  Präsident  der  Vereinigten  Staaten, 
Greeley,  die  richtige  Antwort:  „The  best  scheme  to  regulato  the 
currency,  is  to  begin  it." 

1)  Bankers  Magasine.     New-Tork.    December,  1879,  S.  486. 


IV. 

Die  Gewerkschaften  der  Cigarrenarbeiter  in  flabana. 

Von 

A.  SartoriuB  von  Waltershausen. 

Es  ist  eine  Eigenthümlichkeit  der  auf  der  Insel  Guba  bestehenden 
Arbeiterverhältnisse,  dass  es  dort  zwei  Klassen  von  Handarbeitern 
nebeneinander  giebt,  die  hinsichtlich  ihrer  Lebenshaltung,  ihrer  allge- 
meinen Bildung  und  ihres  wirthschaftlichen  Charakters  auf  einem 
durchaus  verschiedenen  Niveau  stehen.  Da  diese  Scheidung  schon  seit 
vielen  Jahren  besteht,  so  hätte  man  es  für  wahrscheinlich  erachten  sol- 
len, dass  mit  der  Zeit  eine  Art  des  Ausgleiches  sich  zur  Oeltung  brin- 
gen würde,  dass  entweder  die  an  Gesittung  und  materiellen  Bedürf- 
nissen höherstehende  Schicht  auf  die  tiefere  einen  Einfluss  zum  Guten 
ausüben,  oder  dass  die  letztere  durch  die  UnvoUkommenheit  ihrer  mo- 
ralischen Eigenschaften  die  erstere  schädigend  berühren  würde.  Wenn 
auch  der  eine  Theil  bisher  dem  Institut  einer  Ganz-  oder  Halbsklave- 
rei unterworfen  war,  der  andere,  bessere  aus  freien  Lohnarbeitern  be- 
stand, so  hätte  man  doch  bei  den  vielen  BertLhrungspunkten  in  den- 
selben Produktionsstätten  und  bei  den  mannigfachen  Uebergangssta- 
dien  des  Rechtszustandes  der  Unfreiheit  zu  der  Freiheit  eine  Yenri- 
schung  der  Grenzen  vermuthen  sollen,  wenn  nicht  das  entscheidende 
Moment  der  Hautfarbe  oder  des  Racengesetzes  zu  der  Rechtsdifforenz 
hinzugetreten  wäre.  Ein  Mehr  oder  Minder  an  persönlicher  Freiheit 
bestimmte  freilich  auch  bei  der  schwarzen  Race  den  Negern,  und  bei 
der  gelben  den  Mongolen  die  Höhe  der  Arbeitsvergütung  wesentlich, 
aber  beide  wurden  von  den  Spaniern  und  Kreolen,  den  weissen  Be- 
wohnern der  Insel,  mit  seltenen  Ausnahmen  als  tiefstehende,  verächt- 
liche, nur  zum  Dienen  taugliche  Stämme  betrachtet,  so  dass  der  et- 
waige Verkehr  mit  ihnen  auf  das  nothwendigste  beschränkt  wurde, 
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UDd  trotz  des  häufigen  Beisammenseins  ein  ganz  formeller  blieb.  Von 
einer  Erziehung  zu  wirthschaftlichem  und  sittlichem  Leben  konnte 
daher  nie  die  Rede  sein.  Bei  den  Chinesen  wäre  ein  solcher  Versuch 
allerdings  übel  angebracht  gewesen ,  da  diese  gar  nicht  darauf  ein- 
gehen wollen,  der  europäisch-nordamerikanischen  Givilisation  in  irgend 
einer  Weise  theilhaftig  zu  werden,  sondern  bei  der  Auswanderung 
aus  dem  himmlischen  Reich  sich  stets  mit  dem  Oedanken  tragen,  nach 
einigen  Jahren  der  Arbeit  und  des  Verdienstes  im  Auslande  in  die 
Heimath  zurückzukehren,  in  der  sie  bei  der  dortigen  grossen  Kauf- 
kraft des  Metallgeldes  mit  den  Ersparnissen  von  einigen  hundert  Dol- 
lar, bis  an  das  Ende  ihrer  Tage  ein  bequemes  Leben  führen  kön- 
nen. Darüber,  dass  der  Chinese  sich  den  von  der  kaukasischen 
Race  geforderten  Culturbedingungen  nicht  anpassen  kann,  sind  die 
Meinungen  aller  Schriftsteller,  welche  die  dahingehörigen  Zustände,  sei 
es  nun  in  Cuba  sei  es  in  Australien,  sei  es  an  der  pacifischen  Küste  Nord- 
amerikas, beobachtet  und  beschrieben  haben,  einig,  wie  sie  auch  sonst 
zu  dieser  Racenfrage  stehen  mögen.  Gestalten  sich  auch  für  den 
gelben  Mann,  wie  es  namentlich  in  Cuba  die  Regel  war,  die  Lebens- 
verhältnisse oft  so,  dass  er  an  eine  Rückkehr  in  das  Vaterland  nie 
denken  kann,  so  wird  er  doch  fast  nie  auch  nur  zu  einiger  Geläufig- 
keit der  Sprache  seines  neuen  Aufenthaltsortes  gelangen. 

Anders  dagegen  sprechen  die  Erfahrungen,  die  mit  den  Negern 
gemacht  worden  sind.  Im  Süden  der  nordamerikanischen  Union  hatte 
man  zwar  vor  und  während  des  Secessionskrieges  aus  egoistischen 
Gründen  stets  an  der  Meinung  festgehalten,  dass  der  Schwarze  das 
Leben  in  der  Freiheit  nicht  vertragen  könne  und  von  Natur  dazu  be- 
stimmt sei,  in  den  Baumwollenplantagen  die  physisch  schwere  Arbeit 
zu  verrichten,  aber  die  Vorgänge  der  letzten  15  Jahre  haben  doch  den 
Beweis  geliefert,  dass  der  Neger  auch  an  seiner  Arbeit  Interesse  zu 
nehmen  versteht,  und  dass  seine  geistigen  Fähigkeiten  doch  nicht  so 
gering  sind,  als  man  wohl  früher  angenommen  hatte.  Da  Cuba  sich 
erst  kürzlich  zu  entschliessen  vermochte,  die  Sklaverei  aufzuheben,  und 
fQr  die  Ausführung  des  dahin  bezüglichen  Gesetzes  den  Zeitraum  von 
8  Jahren  festgesetzt  hat,  so  wird  es  sich  nun  an  der  Landwirthschaft 
bitter  rächen,  dass  die  Schwarzen  stets  als  eine  verachtete  Klasse  behan- 
delt und  von  jeder  Erziehung  —  um  die  Sklaverei  um  so  besser  durch- 
zuführen —  ferngehalten  sind.  Aus  den  Vereinigten  Staaten  konnten 
nach  Beendigung  des  Bürgerkrieges  die  emancipirten  Neger  nicht  aus- 
wandern, weil  sie  nicht  wussten,  wohin  sie  ihre  Schritte  lenken  soll- 
ten, aus  Cuba  werden  sie  aber,  soweit  die  grösseren  Städte  der  Insel 
N.  F.  Bd.  lY.  20 
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sie  nicht  in  neuen  Beschäftigungen  absorbiren,  nach  dem  nahegelege- 
nen nordamerikanischen  Gontinent  fortziehen.  Denn  es  steht  fest,  dass 
die  freigewordenen  Sklaven  auch  bei  günstigen  Lohnbedingungen  die 
Arbeit  hassen,  zu  der  sie  bisher  gezwungen  waren.  Die  Hofihung  fftr 
die  Gultur  des  Zuckerrohres,  dem  Hauptprodukt  der  Insel,  muss  sich 
denn  doch  wohl  an  eine  neue  europäische  Einwanderung  halten,  bei 
welcher  in  Bezug  auf  die  Nachfrage  es  Cuba  wohl  recht  schwer  wer- 
den möchte,  mit  der  amerikanischen  Union  zu  concurriren,  da  es  einer- 
seits erfahrungsmässig  nicht  leicht  ist,  die  Richtung  des  Auswanderer- 
stromes abzulenken,  indem  ein  Auswanderer  dem  anderen  nachzieht, 
und  anderseits  weder  die  klimatischen  Bedingungen ,  noch  die  politi- 
schen und  socialen  Zustände  der  Insel  für  den  Fremden  sonderlich 
verlockend  sind.  Eine  Aenderung  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes 
auf  der  Insel,  dadurch,  dass  aus  den  grossen  Plantagen  kleine  Par- 
cellen  für  die  Zuziehenden  gemacht  würden,  und  die  Einführung  einer 
neuen  technischen  Methode  der  Landwirthschaft  sind,  so  wichtig  sie 
auch  sonst  sein  mögen,  doch  nicht  eher  von  einer  Bedeutung,  ehe  die 
Möglichkeit  der  Einwanderung  gesichert  erscheint.  Auf  die  Chinesen 
ist  auch  nicht  zu  rechnen,  da  der  Zuwachs  an  diesen  ganz  erheb- 
lich Jahr  für  Jahr  abnimmt,  seitdem  die  sklavenähnliche  Behandlung 
des  Kulis  auf  der  Insel  in  China  bekannt  geworden  ist.  Wäre  dem  aber 
auch  nicht  so,  so  könnte  als  ein  Segen  diese  Einwanderung  doch  nie 
betrachtet  werden,  da  diese  Arbeiter  einen  ganz  abgeschlossenen  Staat 
im  Staate  bilden  würden,  und  auf  die  Hoffnung  der  Aenderung  dieses 
Zustandes  nicht  zu  rechnen  ist.  Für  den  Tabaksbau  kommt  die 
Schwierigkeit  des  plötzlichen  Arbeiterfortzuges  nicht  in  Betracht,  da 
er  fast  ausschliesslich  von  Weissen  im  Kleinen  betrieben  wird,  und 
für  die  Cigarren-  und  Cigarettenfabrikation  ist  ebenfalls  keine  Gefahr 
vorhanden,  da  diese  sowohl  im  Gross-  wie  im  Kleinbetrieb  von  Arbei- 
tern kaukasischer  Race  gehandhabt  wird. 

Aus  der  Racenabneigung  ergiebt  sich  nun  auch  anderseits,  dass 
die  weisse  Arbeiterbevölkerung  nur  wenig  von  dem  Einfluss  der  an- 
deren tiefer  stehenden  Klasse  zu  leiden  gehabt  hat,  obgleich  das  Zu- 
sammensein beider  Elemente  insofern  stattfinden  musste,  als  es  die 
Technik  der  Produktion  erforderlich  machte.  Damit  ist  aber  noch  nicht 
erklärt,  dass  die  Lebenshaltung  des  cubanischen  freien  Arbeiters  eine 
besonders  hohe  ist,  wodurch  der  Gegensatz  zu  den  Sklaven  noch  ver- 
schärft wird.  Diese  Thatsache  geht  von  den  Arbeitern  der  Tabaks- 
industrie aus,  welche  vermöge  ihrer  hohen  Löhne  auf  die  gesammte 
freie  weisse  Arbeiterbevölkerung  einen  entscheidenden  Einfluss  durch 


Die  Oswerkschnflcn 


das  Medium  der  Konkurrenz  ausgeübt  hatten.  Die  liohen  Löhne  erklä- 
ren sich  zunächst  daraus,  dass  das  Angebot  von  Arbeitskräften,  abge- 
sehen von  Zeiten  volkswirthschaftlicher  Krisen  keineswegs  die  Nach- 
frage überbietet.  Das  für  die  Arbeit  günstige  Verhältniss  von  Ange- 
bot und  Nachfrage,  das  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  aus  den  gros- 
sen natürlichen  Hilfskräften  und  dem  regen  Oiiternehniungsgeist  im 
Vergleich  zu  der  Bevölkerungszahl  erklärt,  hat  in  Cuba,  wie  bereits 
erwähnt,  neben  der  mächtigen  Konkurrenz  Nordamerikas  bei  dem 
Auftiaugen  der  europaischen  Auswanderung,  in  den  klimatischen  und 
politischen  Verbältnissen  der  Insel  seine  Ursache.  Der  Nordeuropäer, 
der  Deutsche,  der  Engländer  und  der  Skandinavier,  auch  der  Franzose 
können  die  körperliche  Arbeit  in  den  Tropen  nicht  ertragen,  und  selbst 
von  den  hinzuziehenden  Spaniern  und  Eiuwohneru  der  canarischen 
Inseln  wird  in  den  ersten  Jahren  nach  ihrer  Ankunft  ein  grosser 
Prozentsatz  von  dem  gelben  Fieber  hinweggerafft,  welches  das  ganze 
Jahr  hindurch  nicht  aufliört,  wenn  auch  im  Winter  nur  iu  schwäche- 
rer Weise,  seine  Opfer  zu  fordern. 

Die  schlechten  Wasserverhältnisse  in  den  grösseren  Städten,  vor 
allem  in  der  Hauptstadt,  für  welche  Kalamität  man  die  Regierung 
zum  grossen  Theil  verantwortlich  machen  muss,  sind  dabei  freilich 
nicht  zu  vergessen. 

Damit  haben  wir  das  nicht  zu  unterschätzende  zweite  Motiv  be- 
rührt, welches  den  Europäer  fern  halten  möchte,  die  traurigen  Regie- 
rungazustände,  welche  sich  in  einem  gewissenlosen  Beamtenthum  hab- 
süchtiger Steuereinnehmer,  iu  drückenden  ungleich  vertheilten  Steuern, 
in  den  verschiedensten  Hemmnissen  der  Ausfuhr  der  Landesprodukte 
und  in  lästigen  Importbedinguugen  zu  Gunsten  des  spanischen  Mutter- 
landes zu  erkennen  geben. 

Neben  dieser  Beschränkung  des  Arbeitsangebots  aus  natürlichen 
und  socialen  Gründen,  kommt  bei  der  Erklärung  des  Lohnsatzes  der 
in  der  Cigarrenfabrikation  beschäftigten  Arbeiter  auch  noch  der  hohe 
Grad  der  Geschicklichkeit  in  Betracht,  der  von  einem  solchen  in  der 
Havana  verlangt  wird.  Bei  dem  werthvullen  Material,  das  der  Ver- 
arbeitung unterliegt,  und  bei  der  Nutbwendigkeit,  so  vielen  Wünschen 
verschiedener  Nationalitäten  und  Gruppen  von  Rauchern  in  Bezug  auf 
Form,  Farbe,  Grösse  und  Mischung  der  Waaren  gerecht  zu  werden, 
ist  es  durchaus  für  den  Fabrikanten  erforderlich ,  Arbeiter  zur  Hand 
zu  haben,  die  nicht  bloss  mit  minutiöser  Sorgfalt  die  einzelnen  Cigar- 
ren  anfertigen,  sondern  die  auch  Je  nach  der  Bestellung  einer  von  der 
jfewOhnlichen  Ärbeitsgewohnheit  abweichenden  Leistung  gewachsen  sind. 
20  • 
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Als  Kinder  fangen  die  Arbeiter  schon  an,  in  die  vielen  Kleinigkeiten, 
die  von  so  grosser  Wichtigkeit  für  die  Fabrikation  sind,  eingeweiht 
zu  werden,  so  dass  der  einwandernde  erwachsene  Gigarrenarbeiter  bei 
der  überlegenen  Geschicklichkeit  der  bereits  ansässigen  Konkurrenten 
einen  schweren  Stand  hat. 

Bei  dem  Wickeln  einer  guten  Cigarre  ist  die  Arbeitstheilung  er- 
fahrungsmässig  ausgeschlossen,  da  es  durchaus  erforderlich  ist,  zur 
Erhaltung  der  Feuchtigkeit  in  dem  Tabak  die  Cigarre  so  zu  sagen 
aus  einem  Guss  herzustellen.  Ein  Ersatz  der  gelernten  Arbeit  durch 
ungelernte  oder  weniger  geschickte  ist  mithin  durch  die  Technik  des 
Betriebes  ausgeschlossen.  Ein  seit  vielen  Jahren  in  einer  der  grössten 
Fabriken  angestellter  Geschäftsführer  in  Habana  theilte  dem  Verfasser 
mit,  dass  ein  an  sich  beanlagter  Arbeiter  erst  im  Verlauf  von  5 — 6 
Jahren  dazu  befähigt  sei,  eine  Cigarre  mit  einer  wirklich  guten  Form 
und  mit  einer  genau  gearbeiteten  Spitze  zu  wickeln.  Der  Cigarren- 
wickler  ist  um  so  mehr  geschätzt,  je  besser  er  es  versteht,  eine  Ci- 
garre genau  so  wie  die  andere  zu  machen  und  das  Deckblatt  so  ge- 
schickt zu  legen,  dass  man  nicht  sehen  kann,  in  welcher  Richtung  es 
läuft.  Bei  10  Stunden  Arbeit  kann  er  von  den  gewöhnlichen  Sorten 
als  Maximum  150,  von  den  besseren  etwa  100  per  Tag  anfertigen, 
und  wenn  er  fleissig  ist  und  im  Stande,  die  feinsten  Sorten  zu  machen, 
kann  er  in  der  Woche  30  $  verdienen,  d.  h.  im  Jahre  etwa  6600  Mk. 
Weit  schwieriger  als  das  Wickeln  der  Cigarren  ist  das  Sortiren  der- 
selben, wofür  die  Löhne  auch  dem  entsprechend  höher  stehen,  so  dass 
ein  Arbeiter  der  ersten  Klasse  etwa  35  $  die  Woche  verdienen  kann. 
Hierzu  gehört  eine  ebenfalls  Jahre  lange  Uebung,  ein  scharfes  Auge 
für  Form  und  Farbe,  eine  gründliche  Kenntniss  der  Arbeit  des  Ver- 
fertigens  und  ein  Verständniss  für  sorgfältiges  Verpacken.  Die  hier- 
bei beschäftigten  Arbeiter  sind  die  intelligentesten  in  der  Cigarren- 
fabrikation,  wie  sich  auch  weiter  unten  bei  der  Darstellung  ihres  Ge- 
werkvereins zeigen  wird^). 


1)  Nachfolgende  Lohne  waren  im  Frül^ahr  1881  maassgebend: 

1.  Sortiren  in  ^  Kisten  $  i  Gold  per  mil.j 

»»   A       »»       i  ^'25  c-         »>       I   lose 
«wei  Bündel  ^      „      |  i.37i  c.       „       ) 

Brevas  ^       „       |  1.50  c.         „  enggepackt 

2.  Machlohn  per  mil  in  ^  Gold  — 100  per  Tag  von  IG  Stunden: 

Namen  der  Cigarren: 

Gesares 50 

Imperiales  reales 48 

Escepcionales  i 

Imperiales       } ^^ 
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Als  eine  dritte  Ursache,  welche  entscheidend  auf  die  Gestaltung 
der  Löhne  einwirkt,  ist  die  Organisation  der  Arbeit  anzuführen.  In 
einem  Abkommen  zwischen  den  Fabrikanten  und  den  Cigarrenarbeitem 
vom  19.  August  1880  sind  gewisse  Normen  vereinbart  worden,  die 
sowohl  als  Fabrikordnung  gelten,  als  auch  für  das  gegenseitige  Verhal- 
ten der  Association  der  Fabrikeigenthümer  und  der  der  Arbeiter  mass- 
gebend sind.  Ein  gedrucktes  Exemplar  dieser  Abmachung  ist  in  jeder 
Werkstätte  aufgehängt.  Nicht  bloss  die  Arbeiter,  sondern  auch  sämmt- 
liche  Unternehmer  und  zwar  jede  Partei  für  sich  gehören  einem  Ver- 
bände (gremio)  an  und  es  wird  von  beiden  Seiten  verlangt,  dass  jeder 
der  Cigarrenfabrikation  Zugehörige  sich  daran  betheilige,  für  welchen 
Zweck  ein  Zusammenwirken  gegen  renitente  Mitglieder  oder  neuhin- 
zukommende Tabakindustrielle,  die  sich  nicht  associiren  wollen,  ver- 
einbart worden  ist.  Die  Arbeiter  haben  sich  verpflichtet,  wenn  der 
Ausschuss  der  Fabrikanten  ihnen  die  Mittheilung  macht,  dass  ein 
Unternehmer  ausgetreten  sei  oder  ein  neu  hinzugekommener  nicht 
eintreten  will,  auf  den  Willen  des  Betrefienden  hinzuwirken,  eventuell 
die  Arbeit  einzustellen,  und  die  Genossenschaft  der  Fabrikbesitzer 
ist  dagegen  gehalten,  einen  Arbeiter,  der  in  der  Gewerkschaft  gegen 
deren  Wunsch  nicht  bleiben  will,  aus  der  Arbeit  zu  entlassen. 

Offenbar  ist  so  beiden  Gorporationen  eine  grosse  Macht  des  innern 
Zusammenhaltens  verliehen,  wie  sie  die  einzelne  Genossenschaft  durch 
Verträge  unter  den  Mitgliedern  nie  erreichen  kann.  Beide  Parteien 
waren  bisher  mit  der  Einrichtung  durchaus  zufrieden,  nicht  bloss, 

$  Gold  100  per  Tag: 
Para  la  Nobleza  \ 

Non  plus  ultra,  V 28 

Reg»^  Imperial     j 

Esquisitos 26 

R«g^  Especial   J  .     .  2^ 

Emperatriz  ( ^ 

f  Oold  100—125  per  Tag: 

Preciosos 21 

Reg^  chica 19 

Media  RegL.  |  .0 
Panetelas        ) 

$  Qold  150  per  Tag: 
Londres  finos^ 
CoDchas          l  ^ 

Trabucos         ' ^ 

Princesas 

Reg»_  Reina 
Tom  Ponce 

Brevas  \ 13 

Trabnquillos 
Londres 

Entreactos 12 
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weil  die  Strikes  meistens  vermieden  wurden,  da  alle  Unternehmer  und 
Arbeiter  in  fortwährender  Beziehung  standen,  sondern  auch  weil  alle 
langwierigen  zeitraubenden  Unterhandlungen  des  Einzelnen  mit  dem 
Einzelnen  ausgeschlossen  waren.  Das  Associationswesen  dieser  Art 
verdient  mithin  auch  vom  Standpunkt  des  Produktionsinteresses  — 
wegen  Zeit-  und  Eostenersparniss  —  wohl  beachtet  zu  werden.  Bei 
etwa  vorkommenden  Streitigkeiten  über  die  Arbeitsbedingungen  oder 
über  die  Innehaltung  der  gegenseitigen  Verpflichtungen  ist  ein  sofor- 
tiges Verlassen  der  Arbeit  unstatthaft,  vielmehr  Ast  die  Klage  vor  ein 
Schiedsgericht  zu  bringen,  welches  aus  drei  Fabrikanten  und  drei  Ar- 
beitern zusammengesetzt  wird,  welche  6  Personen  dem  Ausschuss  der 
einzelnen  Genossenschaften  entnommen  sein  müssen.  Die  Beschlüsse 
des  Schiedsgerichtes  können  angefochten  werden,  und  als  zweite  In- 
stanz gilt  die  Versammlung  sämmtlicher  Ausschussmitglieder  der  Ge- 
nossenschaften. 

Aus  der  vereinbarten  Ordnung  ist  noch  hervorzuheben,  dass  die 
Löhne  einmal  wöchentlich  ausgezahlt  werden,  an  einem  Tage,  den  der 
Unternehmer  im  voraus  zu  bestimmen  hat  Es  verpflichten  sich  ferner 
die  Arbeiter,  die  überall  nach  dem  Stück  beschäftigt  sind,  zu  einer 
bestimmten  täglichen  Minimalleistung,  wogegen  die  Unternehmer  hin- 
reichend brauchbares  Material  liefern  müssen,  damit  die  Arbeiter  un- 
ter allen  Umständen  genügend  Beschäftigung  haben  und  keine  Pausen 
bei  der  Arbeit  eintreten ;  schliesslich  wird  noch  besonders  hervorgeho- 
ben, dass  die  Leitung  der  Arbeit  allein  den  Fabrikherren  zusteht  und 
dass  diese  mit  der  Wahl  ihrer  Beamten  ganz  freies  Spiel  haben.  Da 
es  bekanntlich  oft  vorgekommen  ist,  dass  sich  die  Gewerkvereine  ge- 
gen die  ihnen  verhassten  Werkführer  gewandt,  und  deshalb  oft  Aus- 
stände stattgefunden  haben,  so  ist  hier  offenbar  im  Interesse  der  Ste- 
tigkeit und  Art  der  Produktion  die  Bestimmung  getroffen,  dass  über 
das  Entlassen  und  Annehmen  der  Beamten  der  Unternehmer  allein  zu 
entscheiden  hat,  wobei  jedoch  die  Beschwerde  beim  Schiedsgericht 
nicht  ausgeschlossen  ist ;  dieses  kann  aber  dem  einzelnen  Unternehmer 
nicht  befehlen,  den  Werkführer  zu  entlassen.  Da  das  Schiedsgericht 
kein  über  den  Parteien  stehendes  Gericht  ist,  wozu  ein  Landesgesetz 
erforderlich  wäre,  sondern  nur  eine  Ausgleichungsinstanz  auf  dem 
Boden  des  Vertrags  bildet,  so  ist  natürlich  die  ganze  Bestimmung 
nur  eine  dilatorische,  aber  nichtsdestoweniger  eine  bedeutungsvolle. 
Die  ultima  ratio  bleibt  immer,  je  nach  der  Machtstellung  der  Par- 
teien, Strike  oder  Arbeiterentlassung. 

Der  Gewerkverein  der  Gigarrenmacher  (Gremio  de  Obreres)  nimmt 
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jeden  freien  Arbeiter  in  sich  auf,  mit  welcher  Bestimmung  ein  schwa- 
cher wenn  auch  nicht  beabsichtigter  Versuch  gemacht  worden  ist,  der 
auf  der  Insel  herrschenden  Racenabneigung  entgegenzutreten.  Freie 
Neger  und  freie  Chinesen  können  dem  Verein  beitreten,  und  da  die 
Verhandlungen  in  der  Genossenschaft  fQr  alle  Theilnehmer  gemeinsam 
und  die  Interessen  auf  dasselbe  Ziel  gerichtet  sind,  so  ist  eine  gegen- 
seitige Annäherung  und  schliesslich  eine  Art  des  Zusammenlebens, 
wenn  auch  keine  Verschmelzung,  möglich.  Inwiefern  ein  solcher  Aus- 
gleich überhaupt  wünschenswerth,  ist  eine  Frage  für  sich ,  die  jeden- 
falls je  nach  dem  besonderen  Zusammensein  der  Racen  verschieden 
zu  beantworten  ist  und  hier  nicht  erörtert  werden  kann.  Es  sollte 
nur  daran  erinnert  werden,  dass  das  freie  Genossenschaftswesen  ge- 
wiss ein  schätzenswerthes  Mittel  sein  kann,  auch  in  dieser  Weise 
woblthätig  auf  die  Gesammtheit  einer  Nation  hinzuwirken.  Wir  sa- 
gen ein  freies,  denn  wenn  nicht  von  vornherein  auf  irgend  eine  Art 
gutwilligen  Vertragens  gerechnet  werden  kann,  so  ist  so  gut  wie  gar 
nichts ,  wie  es  sich  z.  B.  zwischen  Chinesen  und  Amerikanern  gezeigt 
hat,  zu  erwarten. 

In  den  Cigarrenfabriken  der  Habana  ist  ein  Erfolg  dieses  Aus- 
gleichversuches irgend  welcher  Art  bisher  noch  nicht  zu  verzeichnen 
gewesen,  da  die  Chinesen,  die  vielfach  dort  die  gewöhnlichen  Arbeiten 
verrichten,  sich  von  den  weissen  Arbeitern  ganz  fem  halten  und  ihre 
besonderen  Zünfte  gebildet  haben,  und  die  Neger  hauptsächlich  auf 
dem  Lande  beschäftigt  sind  und  dort  lieber  in  den  Zuckerplantagen 
als  bei  dem  Tabaksbau  und  der  Tabaksverarbeitung  gebraucht  werden. 

Die  Genossenschaft  ist  ausschliesslich  ein  Verein  zum  Schutz 
und  zur  Förderung  der  Arbeitsbedingungen  dem  Fabrikinhaber  gegen- 
über, ohne  die  Verbindung  mit  einer  Alters-,  Kranken-  oder  Sterbekasse, 
die  sonst  einer  solchen  Verbindung  in  der  Regel  auch  jenseits  des  Oceans 
zugehört,  aber  ausgerüstet  mit  einer  Strikekasse,  in  welche  10  cen- 
taros  (40  Pf.)  jede  Woche  eingezahlt  werden.  In  jeder  Fabrik  wäh- 
len die  Arbeiter  einen  besonderen  Kassirer  zur  Vermittelung  der  Zah- 
lung, welcher  mit  dem  Vorstand  in  direkter  Verbindung  steht.  Eine 
allgemeine  Bestimmung  legt  den  Mitgliedern  untereinander  die  mora- 
lische Verpflichtung  auf,  sich  gegenseitig  in  der  Noth  mit  Rath  und 
That  zu  unterstützen  und  verlangt  zudem  auch  ein  gemeinsames 
Vorgehen  in  öffentlichen  Angelegenheiten.  Zu  letzterer  Vorschrift 
haben  vermuthlich  gewisse  Vorgänge  in  den  grossen  Städten  an  der 
Südküste  der  Vereinigten  Staaten  geführt,  wo  z.  B.  in  New-Orleans 
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und  Galveston  die  Gewerkschaften  durch  politische  Thätigkeit  verschie- 
dene Gesetze  zu  ihrem  Schutze  durchzusetzen  wussten. 

Am  Ende  jedes  Jahres  findet  eine  Generalversammlung  statt,  die 
auch  als  außergewöhnliche  auf  den  Wunsch  des  geschäftsleitenden  Aus- 
schusses oder  von  wenigstens  30  Jditgliedem  berufen  werden  kann,  zur 
Prüfung  und  Gutheissung  der  Kassen  Verhältnisse  und  zur  Wahl  eines 
neuen  Ausschusses,  Der  letztere  oder  die  Direction  der  Gewerkschaft 
(Junta  directiva)  besteht  aus  einem  Präsidenten,  welcher  die  Ver- 
sammlungen einzuberufen  und  für  die  pünktliche  Einhaltung  der  Yer- 
einsstatuten  zu  sorgen  hat.  einem  Vicepräsidenten ^  einem  Sekretär 
zur  Führun»:  der  Bücher,  dem  ein  steUvertretender  Sekretär  beizu- 
lüeben  ist.  femer  einem  Schatzmeister,  welcher  alle  drei  Monate  dem 
Ausschuss  die  von  dem  Präsidenten  und  Sekretär  geprüfte  Kassen- 
bilaiii  vorzulegen  hat  und  schliesslich  aus  acht  Beisitzern.  Dieser 
Ausschuss  versammelt  sich  einmal  im  Monat  regelmäßig  zu  Sitzungen, 
zu  denen  die  Mitglieder  wenn  irgend  mC»glich  zu  erscheinen  verpflich- 
tet sind.  Die  Beschlüsse  erfolgen  nach  Ma>:'Tiiätsl»cschlu55  der  An- 
wesenden. Bei  der  Auflosung  der  Gesellschjrf:  entscheidet  die  Gene- 
rtlveis^ammlucg  über  die  vorhandenen  Geldmiitd. 

Man  sieht  oäenl:«ar.  dass  dieser  Gewerkverein  noch  in  der  Kind- 
heit seines  Etes:ehe£S  ist.  da.  wie  erwähLt.  alle  VcTsichtumgskassen 
ausser  der  Soikekasse  fehlen,  durch  dtrtiL  V*>rhaLdeiLscän  erst  ein 
festes  Zusamc^cchalles  der  Mitglieder  gescLif<äi  we^ks  k«:4inte.  und 
da  die  Kocipe:e2ircc  der  GrLeniversisimliiiig  v-ä  di=iica  der  Direktion 
nicht  s<-barf  aloc^r^ctr:  siiid  schliesslich  keise  Vi.rschriften  ülier  die 
/ulass:;!::^:  uzi  B^^ecdiiTurü  vtc  sirikts  existii«!.  s-:tdein  aBes  dem 
Attssc!i:3ss  zach  dessen  EeÜ-erefl  ül^rLkssen  is:. 

VkC  sorcSJürer  und  ietailincT  is:  die  K*:ci5iiTrb->c.  der  Gewerk- 
srisAn  dr7  CipkrreiLse'rt:T>cr  li  s^ci^did  pn:4cc:'>ri  id  ^reiav.  de  esco- 
«docvs  a:isp£4rtK-i:e; .  eir.-es  Ve^^iz^k  wel^ier  -ier  Ziii  der  Mitglie- 
4»  maci  wei:  periiLÄr  :s5,  acer  v<c  Leeret  ÄcGir:  wird,  die  ver- 

ais  die  gewiöirbcbec  Ci£aTT«tw5ckier.  ::z.-i  izrzl  ürr  vöeTöl  I>>hDe 
w«Ei  NedeoreBidencii  iLA:crk£ic£  ;:z^i  ilkcüj^iiiksl  LcC^SESSiai^ 
als  maz  Vn  ^umil  ±it^sL  kui2.    Sc^ic  iyt  I'i^T^se.  w>ä^be  des 

StaHKB  n^cxieiimdiT  2ä  -Väneiiifaxi:.  Art«:,  •j-rtcir^ä::.  Siniici- 

siraiäin  ^x^  lüitf  i^d  ax«> 
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Hierzu  kommt,  dass  der  Verein  bereits  10  Jahre  lang  besteht,  und 
so  schon  Gelegenheit  genug  hatte,  seine  Kraft  zu  erproben  und  seine 
Statuten  im  Einzelnen  zu  verbessern. 

Die  Gesellschaft  verfolgt  folgende  Zwecke.  Sie  ist  erstens  ein  Ge- 
werkverein, der  sich  zur  Aufgabe  macht,  den  Mitgliedern  möglichst 
gute  Arbeitsbedingungen  zu  schaffen  und  jedes  ungerechtfertigte  Aus- 
greifen des  Kapitals  zu  hindern,  und  zweitens  eine  Unterstützungs- 
gesellschaft zur  Erhaltung  der  Mitglieder  während  eines  von  ihr  ge- 
billigten Ausstandes  und  während  der  Arbeitslosigkeit,  die  nicht  eine 
selbstverschuldete  sein  darf,  also  in  Folge  einer  Geschäftsstockung 
oder  chikanöser  Entlassung  von  Seiten  des  Unternehmers,  femer  zum 
Beistand  in  Krankheitsfällen  und  zur  Deckung  der  Begräbnisskosten, 
sowie  zur  Hilfe  der  überlebenden  Familie,  wenn  ein  Mitglied  des  Ver- 
eines stirbt.  Der  Strike  ist  keineswegs  ein  sofort  zur  Anwendung 
kommendes  Mittel,  sondern  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  alle  Bemühun- 
gen eines  friedlichen  Ausgleiches  erfolglos  bleiben;  im  besonderen  ist 
der  Ausschuss  und  der  Präsident  damit  betraut  für  ein  gutes  Einver- 
nehmen zwischen  Kapital  und  Arbeit  zu  sorgen  und  die  Klagen  der 
Mitglieder  mit  grösster  Gewissenhaftigkeit  zu  prüfen. 

Bei  dem  Eintritt  in  den  Verein  ist  der  Nachweis  der  Arbeits- 
kenntniss  sowie  eines  bisherige  guten  Lebenswandels  zu  führen  und 
ein  Dollar  (Papier)  =2  Mk.  zu  bezahlen.  Die  monatlichen  Beiträge  sind 
nicht  von  vornherein  fixirt,  sondern  werden  nach  Bedürfiiiss  erhoben, 
indem  jeden  Monat  der  Bestand  der  Kasse  und  die  Anzahl  der  Mit- 
glieder geprüft  und  danach  der  zu  zahlende  monatliche  Betrag  be- 
stimmt wird.  Die  Leistungen  der  Gesellschaft  sind  in  den  jedermann 
zugänglichen  Statuten  nicht  genannt,  offenbar  um  den  Fabrikanten 
keine  Einsicht  in  die  ökonomische  Kraft  der  Association  zu  geben, 
und  können  auch  von  dem  Ausschuss  einer  Abänderung  unterworfen 
werden.  Wer  zwei  Monate  lang  keine  Beiträge  zahlt,  hat  keinen 
Anspruch  auf  Unterstützung,  kommt  er  dann  seinen  Verpflichtungen 
nach,  so  muss  er  doch  noch  sechs  Tage  warten,  ehe  er  einen  An- 
spruch erheben  kann.  Wenn  er  drei  Monate  lang  mit  seinem  Bei- 
tragsgeld rückständig  ist,  hört  er  auf  nach  Beschluss  des  Ausschusses 
Mitglied  des  Vereins  zu  sein,  falls  er  nicht  einen  ausreichend  ent- 
schuldigenden Grund  seines  Versäumnisses  nachzuweisen  vermag.  Li 
der  nächsten  Versammlung  kann  er  gegen  die  Verfügung  Protest  er- 
heben lassen,  ohne  selbst  zur  Anwesenheit  berechtigt  zu  sein.  Ein 
Neueintritt  nach  Zahlung  alles  Rückständigen  kann  von  dem  Aus- 
schuss gestattet  werden.    Wer  aus  dem  Verein  freiwillig  austritt,  hat 
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keinon  Anspruch  auf  bisher  geleistete  Beiträge  und  wünscht  er  später 
wieder  einzutreten,  so  hat  er  alle  Bedingungen  in  oben  angeführter 
Weise  /u  erfüllen  wie  ein  ganz  neues  Mitglied  mit  genauer  schriftli- 
cher Anmeldung  und  Prüfung  der  Persönlichkeit.  Wer  wissentlich  ohne 
Horechtigung  eine  Untei*stützung  annimmt,  hat  zur  Strafe  das  Dop- 
pelte bei  Gefahr  des  Ausstosses  aus  der  Gesellschaft  zurückzugeben. 
Sobald  ein  Mitglied  ohne  Arbeit  ist,  hat  es  dem  Sekretär  des  Ver- 
eines davon  Mittheilung  zu  machen,  und  wenn  festgestellt  ist,  dass 
es  keine  Schuld  an  dem  Vorgange  trägt,  werden  durch  diesen  die 
Arbeiter  der  verschiedenen  Fabriken  davon  benachrichtigt,  damit  sie 
sich  nach  einer  etwaigen  Arbeitsgelegenheit  umsehen.  Es  ist  dies 
eine  Institution  im  Kleinen,  die  sich  in  den  amerikanischen  Gewerk- 
vereinen so  sehr  bewährt  hat.  Dort,  wo  eine  Anzahl  Grewerkschaften 
national,  d.  h.  durch  die  Vereinigten  Staaten,  oder  international,  d.  h. 
daneben  auch  in  Canada  organisirt  ist,  kann  bei  der  Grösse  des  Ter- 
rains mit  den  verschiedenen  Produktionsbedingungen  ein  Ausgleich 
des  Angebi^ts  und  der  Nachfrage  nach  Arbeit  durch  das  Gentralbüreau 
der  Gewerkschaft  oft  erfolgreich  stattfinden«  indem  Mitglieder  von 
dort,  wo  rel>orÜuss  an  Arbeits  nach  Orten  fortziehen,  an  denen  Arbeit 
gesucht  wird,  und  die  dazu  von  dem  Vereine  gewährten  Reiseonter- 
stützungen  haben  die  Institution  erst  recht  in  Gang  gebracht 

IVr  Verwaltungsapparat  der  Genossenschaft  ist  ein  ziemlich  kom- 
plicirter,  wodurch  hauptsächlich  eine  ausreichende  Garantie  geschaffen 
worden  soIK  dass  die  verschiedenen  Fonds  den  Bedürfiüssen  der  Mit- 
gliciior  ontsprwhend  und  in  RHllicher  Weise  verwaltet  werden. 

Die  hiVhste  Instanz  in  allen  streitigen  Fragen  ist,  wodurch  sich  die 
denH>kratische  Tendenz  des  Vereines  kund  eiebu  die  Genendversamm- 
lung«  die  auf  den  schriftlich  angezeigten  Wunsch  von  mindestens 
äl>  MitgUedom«  oder  nach  Bestimmung  des  Ausschusses  stattzufin- 
den hat«  aussordem  rv^lmässig  zur  Wahl  der  Beamtai  im  Januar 
oittc«  >\)cii  Jahn?$  einberufen  wird.  Eine  Abänderung  der  Statuten 
kann  nur  in  ihr  vor^nommen  werden  und  die  Enischeidnng  wird 
stets  iMch  der  ahsoluten  Maioritäx  der  anwesenden  Mit^eder  getraf- 
feft.  Eiae  genaue  Geschäftsoninung  re^nnlin  die  Wahihandhmgen  und 
^  DfesküsSMnett.  IVr  cesSK^luftsleiiesde  Aos^^hsss  besteht  aus  don 
PtftsMMteik  <lett  Vio^fväksidexitem .  dein  ScHimreister ,  dem  ZaUmd- 
sl«r.  Ana  SekmÄr.  des  Vi«sseb>MÄr  os-i  II  Betstz>fn.  den«  f&r 

PftU  ikner  Verkiadcnusg  5  Ersatxiecite  Sessesec^^  ssd.    Die  £nt- 
<fM[^  aack  hkr  Kr  a^>^mer  MjgVri'iä;.  uad  bei  Stirn- 
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schttss  werden  sämmtliche  Verhandlungen  mit  den  Fabrikbesitzern  ge- 
führt, femer  über  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder  Beschlüsse  gefasst, 
ebenfalls  die  Mitglieder  aus  dem  Vereine  entlassen  oder  ausgestossen, 
wobei  eine  Appellation  an  die  Generalversammlung  dem  sich  verletzt 
fohlenden  stets  freisteht.  Der  Schatzmeister  ist  für  das  Vermögen  der 
Association  verantwortlich  und  hat  genau  über  dasselbe  Buch  zu  führen 
und  darf  über  die  Gelder  nur  verfügen,  wenn  der  Sekretär  seine  Gegen- 
zeichnung dazu  giebt.  Der  Rechenmeister  hat  die  Listen  über  den  Ein- 
und  Austritt  der  Mitglieder  zu  halten  und  danach  die  Beiträge  zu 
berechnen.  In  der  ordentlichen  Generalversammlung  hat  er  über  seine 
Thätigkeit  einen  genauen  Bericht  zu  erstatten.  Der  Sekretär  oder  in 
dessen  Verhinderungsfalle  der  Vicesekretär  hat  die  Protokolle  in  den 
Versammlungen  niederzuschreiben,  dem  Rechenmeister  schriftlich  den 
Aus-  und  Eintritt  von  Mitgliedern  mit  deren  Zahlungsverbindlich- 
keiten anzuzeigen  und  ausserdem  das  Archiv  der  Genossenschaft  in 
Ordnung  zu  halten.  Die  Beisitzer  sind  in  dem  Ausschuss  stimm- 
berechtigt und  dienen  zur  Ergänzung,  wenn  einer  der  Beamten  seine 
Stelle  nicht  ausfüllen  kann.  Zur  Geschäftserleichterung  ist  femer  noch 
die  Bestimmung  getroffen,  dass  in  jeder  Fabrik  ein  ,J)elegirter*^  er- 
nannt wird,  welcher  dem  Ausschuss  über  den  Bestand  des  betreffen- 
den Geschäfts,  über  Arbeitsbedingungen  und  etwaige  Klagen  Bericht 
zu  erstatten  hat.  Er  vertritt  die  Interessen  einer  besonderen  Gmppe 
der  Vereinsmitglieder.  Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  eine 
besondere  stehende  Kommission  gewählt  wird  „el  centro^^  zur  Schlich- 
tung aller  Differenzen  der  Genossen  untereinander,  welche  auch  dar- 
auf zu  sehen  hat,  dass  nicht  andere  Zwecke  mit  den  Gewerkschafts- 
bestrebungen vermischt  werden,  namentlich  religiöse  und  politische 
Erörterungen  aus  den  Versammlungen  fem  bleiben,  von  denen,  wie 
es  im  Statut  heisst,  zur  Evidenz  festgestellt  sei,  dass  sie  in  hervor- 
ragender Weise  Uneinigkeit  unter  die  Mitglieder  zu  säen  im  Stande 
seien.  — 

Ausser  den  beiden  näher  besprochenen  Gewerkschaften  giebt  es 
noch  einen  Verein  derjenigen,  welche  die  Tabaksblätter  zu  entrippen, 
und  derer,  welche  bei  dem  Verpacken  eine  rein  mechanische,  einfache 
Arbeit  zu  verrichten  haben,  z.  B.  die  Kisten  auskleben,  gewisse  Ci- 
garrensorten  mit  Verzierungen  bekleben,  den  Fabrikstempel  aufdrücken 
etc.  Die  Statuten  dieser  Gesellschaft  lehnen  sich  eng  an  die  zuerst 
besprochenen  an  und  sind  im  detail  noch  keineswegs  sonderlich  ge- 
bührend ausgearbeitet.  Alle  Vereine  haben  sich  zu  der  oben  darge- 
stellten Fabrikordnung  verpflichtet  und  haben  ihre  besonderen  Schieds- 


301  A.  Sartorius  von  WaltershAOsen, 

gerichte  in  gleicher  Zusammenselzuiig  wie  bei  den  Gewerkyereinen 
der  Gigarrenarbeiter. 

Zum  Schluss  dieses  Aufsatzes  sei  es  uns  gestattet  auf  ein  all- 
gemeines Urtheil  über  die  Gewerkvereine  hinzuweisen,  dass  sich  bei 
der  Betrachtung  der  cubanischen  Verhältnisse  aufdrängt.  Die  ausser- 
ordentlich hohen  Löhne  der  Gigarrenarbeiter  auf  der  Insel  erklären 
sich,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  allein  aus  der  socialen  Koalition, 
sondern  sind  wesentlich  die  Folge  einer  Anzahl  natürlicher  Bedin- 
gimgen.  üeber  die  Vertheilung  des  Einkommens  zwischen  Unter- 
nehmern und  Lohnarbeitern  sind  mithin  keineswegs  die  politischen 
und  socialen  Verknüpfungen  allein  maassgebend,  wie  z.  B.  staatliche 
Gesetze  zur  Fixirung  des  Arbeitsvertrags,  oder  die  durch  Vereini- 
gung gewonnene  Machtposition  der  Interessenten,  sondern  über  die 
wirklichen  Kräfteverhältnisse,  welche  die  Vertheilung  unter  beiden 
Parteien  herbeiführen,  entscheidet  eine  Anzahl  sehr  verschiedenartiger, 
treibender  Kräfte,  die  sich  auch  aus  den  natürlichen  Verhältnissen 
ergeben  können.  Heutzutage,  wo  man  so  vielfach  von  der  gesell- 
schaftlichen Gliederung  allein  alles  Heil  für  die  Menschheit  erwar- 
tet, möge  nicht  vergessen  werden,  dass  eine  exakte  Wissenschaft  die 
Wirklichkeit  nach  allen  Motiven  zu  untersuchen  und  die  Kraft  der- 
selben zu  messen  habe,  wobei  die  aus  der  äusseren  Natur  hervor- 
gehenden Antriebe  sorgfältig  von  den  historisch  erklärlichen  Ver- 
fassungszuständen  der  menschlichen  Gesellschaft  zu  trennen  sind. 
Die  alte  Manchesterlehre  sah  in  allen  Vorgängen  des  wirthschaftlichen 
Lebens  unverbrüchliche  Naturgesetze,  der  extreme  Socialismus  erklärt 
alle  Vorgänge  des  wirthschaftlich-socialen  Lebens  aus  der  Gestaltung 
der  Art  und  Weise  des  menschlichen  Zusammenlebens.  Die  rationelle 
Wissenschaft  aber,  welche  über  den  Parteiinteressen  steht,  hat  sich 
zu  bemühen  aus  den  Ideen  beider  Bestrebungen  den  wahren  Kern  her- 
aus zu  schälen. 

Die  Beschränkung  der  Einwanderung  durch  klimatische  Zustände, 
und  die  ausserordentliche  Befähigung  der  cubanischen  Natur  für  den 
Tabaksbau,  welche  der  Produktion  der  Insel  schon  seit  Jahrhunderten 
einen  Weltruf  verschafft  hat,  haben  einen  grossen  Einfluss  auf  die 
Lebensstellung  der  Lohnarbeiter  ausgeübt.  Man  kann  sagen,  dass  der 
Gigarrenarbeiter  der  Habana  an  dem  Ertrag  des  natürlichen  Mono- 
pols Antheil  nimmt,  welches  dies  gesegnete  Land  in  dem  internatio- 
nalen Verkehr  inne  hat.  Ein  werthvolles  Landesprodukt  bedingt  die 
Erziehung  eines  moralisch  tüchtigen  Arbeiterstammes,  und  die  nach  den 
Arten  der  Konsumenten  individualisirte  Nachfrage   nach  Arbeitslei- 
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Stangen  aus  allen  Theilen  der  Erde  verlangt  die  Heranbildung  einer 
weit  verzweigten  technischen  Geschicklichkeit. 

Es  wäre  mithin  verkehrt  den  Gewerkvereinen  ausschliesslich  die 
günstige  Lage  der  kubanischen  Gigarrenarbeiterbevölkerung  zuzuschrei- 
ben. Auf  sie  ist  nur  eine  Steigerung  dessen  zurückzuführen,  was  die 
Natur  bereits  garantirt  hatte.  —  Der  eigentliche* Gewerkverein,  d.  h. 
eine  sociale  Koalition  von  Arbeitern  desselben  Gewerbes  wird  um  so 
stärker  sein,  je  mehr  er  im  Stande  ist,  individualistische  Konkurrenz- 
erscheinungen auszuschliessen,  und  dies  wird  ihm  umsomehr  gelingen, 
je  mehr  die  Mitglieder  einem  schwer  zu  erlernenden  Gewerbe  ange- 
hören, und  je  günstiger  sich  das  Verhältniss  von  Angebot  und  Nach- 
frage für  die  Interessen  der  Arbeiter  dieser  Gattung  stellt 
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and  Förderang   deatscher  Interessen    im  Auslande,    gehalten  in  Berlin    am  26., 
27.  u.  28.  October  1880.     40  SS.  in  4.     2  M. 
d)  Die  deutschen  Kolonien  der  Provinz  Rio  Grande  do  Sui  (Süd-Brasilien).    Unter 
Mitwirkung  der  Zweigvereine  etc.  in  Südbrasilien,  herausgeg.  vom  Centralverein 
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Richard  Dilthey,  Landrichter  a.  D.  (Rheydt):  Die  deutschen  Ansiedelungen  in  Süd- 
brasilien, Uruguay  und  Argentinien.  Reisebeobachtungen  aus  den  Jahren  1880  und 
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Mit  dem  Jahre  1878  beginnt  in  der  deutschen  Literatur  über 
Auswanderung  und  Colonisation  eine  zweite  Periode.  Die  erste 
Periode  fällt  in  die  Jahre  1842  bis  1850.  Sie  umfasst  die  Werke  von 
Listy  Wappäusy  Koscher ,  Hötken.  In  des  letzteren  Schrift:  Deutsche 
Auswanderung  und  Kolonisation  mit  Hinblick  auf  Ungarn.  Wien,  1850. 
findet  sich  der  ausführlichste  Literaturnachweis  und  ein  ziemlich  umfas- 
sendes Bild  derjenigen  Bewegung  in  der  öffentlichen  Meinung  Deutsch- 
lands in  jenem  Jahrzehnt ,  aus  welcher  eben  diese  Literatur  hervorging 
und  welche  auch  damals,  ebenso  wie  dies  jetzt  der  Eall  ist,  zu  einer  leb- 
haften und  ausgedehnten  Vereinsthätigkeit  auf  dem  Gebiete  der 
Auswanderung  und  Colonisation  führte.  Vor  30  Jahren  wie  heute  war 
die  Fürsorge  für  die  deutsche  Auswanderung  das  Ergebniss  einer  gestei- 
gerten AnUieilnahme  des  grösseren  Publikums  an  den  politischen  Fragen 
und  eine  Ergänzung  der  im  Allgemeinen  den  Fragen  der  inneren  Politik 
geschenkten  Aufmerksamkeit.  Die  Literatur  der  jetzigen  zweiten  Periode 
steht  mehr  auf  den  Schultern  dieser  ersten  Periode,  als  sie  sich  dessen 
oft  bewusst  ist  Die  jetzigen  Yereinsbestrebungen  dagegen  sind  von  den 
damaligen  wesentlich  verschieden. 

Bis  in  die  Vierziger  Jahre  zeigte  nämlich  die  Beförderung  der  euro- 
päischen Auswanderer  nach  Amerika  Schäden ,  die  man  am  einfachsten 
mit  den  Worten  „Sclavenhandel"  und  „Yiehtransport''  bezeichnen  kann. 
Diese  Gräuel,  welche  heute  fast  vergessen  sind,  waren  für  die  deutschen 
Auswanderer  um  so  verhängnissvoller,  als  die  Mehrzahl  derselben  aus  ser- 
deutsche Häfen  aufsuchte  und  auch  in  den  deutschen  Häfen  in  Folge  der 
politischen  Zerrissenheit  es  an  jeder  centralen  polizeilichen  Aufsicht 
fehlte.  Gegen  diese  Schäden  kämpften  nun  und  zwar  mit  grossem,  wenn 
auch  in  manchen  Beziehungen  nur  vorübergehendem  Erfolg  die  damalige 
Vereinsthätigkeit  an.  Der  „Nationalverein  für  deutsche  Auswanderung 
und  Ansiedelung''  und  der  im  October  1848  in  Frankfurt  a./M.  abgehal- 
tene Gongress  sämmtlicher  deutschen  Vereine  für  Auswanderung  und  An- 
siedelung forderten  dem  entsprechend  Anstellung  von  besondem  Beichs- 
commissarien  in  den  deutschen  Häfen  für  specielle  Ueberwachung  der 
Auswanderung  und  Anstellung  besonderer  B^icbsconsuln  in  Amerika, 
Herabsetzung  der  TJeberfahrtspreise,  kurzum  Ueberwachung  und  Erleich- 
terung der  Auswanderung,  welche  man  eher  fördern  als  einschränken 
wollte.  Der  Nationalverein  sagte  dabei  von  sich  selbst,  dass  er  suche 
„darin  national  zu  sein,  dass  er  den  auf  den  Handel  und  die  Schifffahrt 
so  mächtig  einwirkenden  Transport  der  Auswanderer  und  den  materiel- 
len Gewinn  fremden  Häfen  zu  entziehen  und  deutschen  Häfen  zuzu- 
Ifenden  suche."     Dagegen   beschloss   der  Gongress   ausdrücklich  „von  der 
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ÄDlegung  selbBtändiger  Colonien,  wie  wünsohenswerth  auch,  solle  nooh 
abgesehen  werden/' 

Die  jetzigen  Bestrebungen  des  „Gentralvereins  für  Handelsgeographie 
und  Förderung  deutscher  Interessen  im  Auslande''  und  seiner  zahlreichen 
Zweigyereine  haben  mit  jenen  älteren  eigentlioh  nur  die  Fürsorge  für  das 
materielle  Wohlbefinden  der  Auswanderer  auf  der  Eeise  und  am  Ziel 
gemein.  Dagegen  glauben  die  jetzigen  Vereine  nicht  wie  die  von  1848 
es  als  ihre  Aufgabe  betrachten  zu  sollen :  ,,die  vaterländischen  Verhältnisse 
zu  yerbessem  durch  Beseitigung  der  Folgen  einer  bestehenden  Ueber- 
völkerung;"  sie  wollen  deshalb  die  Auswanderung  an  sich  nicht  för- 
dern, sondern  sie  rechnen  mit  derselben  als  mit  einer  gegebenen  That- 
Sache  und  wollen  nur  versuchen  „den  Strom  der  deutschen  Auswanderung 
in  nationale  Bahnen  zu  lenken",  die  deutsche  Nationalität  der  deutschen 
Auswanderer  auch  in  den  Golonialländem  zu  conserriren  und  die  deutschen 
Ansiedelungen  (weniger  den  Transport  der  Auswanderer)  für  Alt- 
deutsohland  wirthschaftlich  möglichst  nutzbar  zu  machen.  In  nationalen 
Beziehungen  unterscheiden  sich  die  Bestrebungen  beider  Perioden  dadurch, 
dass  die  von  1848  die  nationale  Flagge  nur  in  Deutschland  selbst 
entfaltete,  über  See  dagegen  sich  auf  „allgemein  humane"  Interessen  be- 
schränkte, während  die  mit  1878  beginnende  Periode  die  nationale  Flagge 
gerade  in  den  Golonialländem  aufzupflanzen  versucht,  da  die  in- 
zwischen eingetretene  politische  Veränderung  Altdeutschlands  und  die 
Existenz  von  „Reichskommissaren"  für  Auswanderung  in  den  deutschen 
Häfon  es  gestattet,  die  nationale  Behandelung  der  Auswanderungsfirage 
diesseits  als  etwas  selbstverständliches  zu  betrachten. 

Da  die  Veröffentlichungen  des  Vereins  für  Handelsgeographie  und 
Förderung  deutscher  Interessen  im  Auslande  eine  der  ersten  Stellen  in 
der  deutschen  Literatur  über  Auswanderung  und  Colonisation  einnehmen 
und  da  auch  der  grössere  Theil  der  übrigen  Literatur  auf  den  Verein 
Bezug  hat,  indem  die  in  demselben  vertretenen  Ideen  theils  unterstützt, 
theils  bekämpft  werden,  müssen  wir  uns  zuerst  eingehender  mit  den  oben 
aufgeführten  Veröffentlichungen  dieses  Vereins,  von  denen  der  „Export" 
die  hervorragendste  Stellung  einnimmt,  beschäftigen.  Wir  bemerken  so- 
gleich hierzu,  dass  wir  im  Wesentlichen  selbst  die  dort  vertretenen  An- 
schauungen theilen  ^ ). 


1)  Der  CentrAlverein  in  Berlin  warde  am  20.  November  1S78  begrflndet.  Die  Vor- 
gescbichte  des  Vereins  findet  sich  in  den  „Geographischen  Nachrichten"  Jahrg.  1879. 
S.  32  ff.  Die  hervorragendsten  Begründer  des  Centralvereins  sind  Dr.  Jannasch,  Dr. 
Henry  Lange  und  Dr.  O.  Kerstan.  Bereits  am  4.  Januar  1879  that  sich  in  Leipzig  ein 
Zweigverein  auf  und  seitdem  sind  Zweigvereine  in  Jena,  Marburg,  Barmen,  Freiburg  i. 
Br.,  Kassel,  Chemnitz  begründet  worden.  In  München  und  Stuttgart  ist  dies  in  nftchster 
Zeit  zu  erwarten.  Der  Verein  hat  aber  auch  überseeische  Zweigvereine  und  swar  10  in 
Sudbrasilien,  2  in  Argentinien  und  1  in  Australien. 

Eine  gewisse  Priorit&t  kommt  auch  Dr.  Franz  Heinrich  Moldenhaner  zu ,  insofern 
als  dieser  am  16.  Januar  1878  in  der  wissenschaftlichen  Sitzung  des  Geographischen 
Vereins  zu  Frankfurt  a.  M.  einen  Vortrag  hielt:  „Erörterungen  über  Colonial-  und  Aus- 
wanderungswesen, sowie  Vorschläge  zu  einer  erweiterten  Wirksamkeit  der  Geographischen 
Gesellschaften.''  Allerdings  hat  sich  Moldenhauers  Vorschlag,  die  vorhandenen  (wissen- 
schaftlichen) geographischen  Vereine  in  Deutschland  für  die  Zwecke  deutscher  Colonial- 
politik    organisch   mit   einander   zu   verbinden ,    nicht   verwirklichen   lassen.     Doch  steht 
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Die  Forderungen,  welche  der  Export  vertritt,  sind  im  WesenÜiehen 
die  folf^nndun:  „Förderung  der  deutschen  Ausfuhr,  Anbahnung  direo- 
torer  Handelsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  überseeischen  Lan- 
dern, Kinlenkung  der  deutschen  Auswanderung  in  nationale  Bahnen, 
FttrHorge  flir  die  Erhaltung  deutscher  Nationalität  der  ausserhalb 
der  Ueiohsgrenzcn  lebenden  Stammesgenossen,  Anregung  zu  colonialer 
Politik  durch  das  deutsche  Reich/' 

D(«r  Inhalt  dieser  Zeitschrift  beschränkt  sich  also  nicht  auf  die 
deulHüho  Auswanderung  und  Colonisation.  Sie  beschäftigt  sich  vielmehr 
auch  eingehend  mit  der  Beschickung  der  Weltausstellungen  in  Sydney  und 
Mulbourno  durch  das  deutsche  Reich,  mit  der  Organisation  der  dentsch- 
brasilianisühon  Ausstellung  in  Porto  Alegre,  mit  der  Sameafrage,  mit  dem 
Ansohluss  der  Hansestädte  an  den  Zollverein  und  mit  practischen  Yor- 
■ohliigen  zur  Erweiterung  des  deutschen  Wirthschaftsgebietes. 

Auf  diese  Gegenstände  können  wir  jedoch  an  dieser  Stelle  ebensowenig 
eingehen,  wie  auf  die  diesbezügliche  anderweite  reiche  Literatur  (von  die- 
ser nennen  wir  hier  nur:  Dr.  Reinhold  Pallmann:  „Der  deutsche  Export- 
handel der  Neuzeit  und  die  nordamerikanische  Concurrenz.  Eine  handels- 
Matistisohe  Studie/'  Hamburg,  188L  118  Seiten.  3  Mark.  Femer 
M.  F.  liahse:  „Die  Wirthschafts  -  und  Handelsverhältnisse  der  Fidschi-, 
Tonga-  und  Samoainsoln/'  Leipzig,  1881.  24  Seiten  und  H.  Loehnis: 
nDer  doutseho  Handelsverein  in  Berlin."     Bonn,   1881). 

In  Bezug  auf  die  deutsche  Auswanderung  und  Colonisation  vertreten 
die  Ver^iffentiiehungen  des  Vereins  für  Handelageographie  ungefähr  die 
folgi^ndou  Anschauungen. 

l>eut»ehland  steht  vor  der  Thatsache  einer  auseerordentlieh  starken 
UborMK»i»ohen  Auswanderung.  Die  Ursachen  derselben  sind  praotisoh  von 
uni«ur^^rdneler  Bedeutung.  Mag  die  deutsche  Auswandening  die  Folge 
«>iuer  «Kvg^^n.  ««absoluten**  Vebervölkerung  sein,  also  vielleicht  des  Umstandest 
da«*  jährlich  in  l>eul»chland  eine  halbe  Million  Menschen  mehr  geboren 
wt^rden«  al»  »terben«  oder  mag  sie  die  Folge  ^relativer^  üebervolkerang 
an  |s^wi«»en  l>nen  und  zu  gewissen  Zeiten  sein,  also  eines  mangelhaften 
>Vn»chnn<<«  der  Indusirie  oder  eine»  zu  rapiden  Fortschrittes  der  Ma- 
»ii>hincn*rbeil«  wt^iche  Menschenhände  entbehrlich  macht:  mag  sie  die  Folge 
M^alcT.  po;)t:$chcr  «.vier  persönlicher  ^^Militanüenst''  Unzufriedenheit  sein. 
Mit  dic*^n  Fragen  m^^  »ich  die  S«KiaIwi»en<«ehaft  ^"^  und  die  Gesetz- 
jßebuni:  N^iflUlf^i^en.     Die   £iiakran|r   zeigt,    dass   eine  auf  die   knnst- 
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liehe   Einschränkung  der  Auswanderung  gerichtete  Politik   eine   ver- 
gebliche ist. 

Aus  Deutschland  sind  seit  1820  mehr  als  3  Millionen  Menschen  nach 
überseeischen  Ländern  ausgewandert,  gerade  jetzt  ist  die  Auswande- 
rung wieder  sehr  lebhaft  und  stieg  1881  auf  210.547  Personen.  Vor- 
aussichtlich wird  auch  die  Auswanderung  bald  stärker ,  bald  schwächer 
fortdauern.  Hat  nun  die  deutsche  Auswanderung  bisher  Altdeutschland 
wirthschaftlich  und  politisch  die  Vortheile  gebracht,  die  man  von  ihr 
erwarten  konnte?  Und  wenn  nicht,  lässt  sich  daran  in  Zukunft  nichts 
ändern? 

Hierauf  muss  immer  wieder  die  Antwort  erfolgen:  Die  bisherige 
deutsche  Auswanderung  hat  Altdeutschland  viele  Kräfte  entzogen ,  aber 
wenige  wieder  zugeführt,  weil  die  Auswanderung  sich  im  Wesentlichen 
nach  Nordamerika  richtete,  wo  die  deutschen  Einwanderer  ihrer  deutschen 
Nationalität  verlustig  gehen,  nicht  einmal  ein  neues  Volk  bilden  helfen, 
sondern  in  englischer  Nationalität  untergehn,  wobei  es  ganz  gleichgültig 
ist,  dass  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  sich  politisch  von  Gross- 
britannien emancipirt  haben.  Auch  wirthschaftlich  sind  sie  Deutschland 
verloren  gegangen,  und  die  Gonsumenten  der  britischen  Industrie  gewor- 
den ,  da  Nordamerika  ebenso  wirthschaftlich  wie  national  nach  Gross- 
britannien gravitirt.  Als  Producenten  sind  sie  aber  unsere  Goncurrenten 
geworden.  Daher  ergiebt  sich  für  eine  deutsche  Auswanderungspolitik 
von  selbst  die  Parole:  „Los  von  Nordamerika'* ,  überhaupt  los  von  allen 
durch  den  britischen  Stamm   beherrschten  und  besetzten  Golonialgebieten. 

Die  nothwendige  Folge  ist  die  Aufsuchung  anderer  geeigneter  Golo- 
nialgebiete.  Der  Referent  hat  an  anderer  Stelle  (Meyer,  Supplement  IL 
1880 — 188L  S.  80)  die  Anforderungen,  welche  man  principiell  an 
ein  Land  stellen  muss,  welches  sich  für  das  Ziel  deutscher  Massenauswan- 
derung  eignen  soll,  in  die  folgenden  Punkte  zusammengefasst: 

„Das  Land  muss  a)  ausserhalb  der  Tropen  liegen  und  ein  Klima  be- 
sitzen, welches  dem  Deutschen  die  schwere  Feldarbeit  im  Freien  gestattet, 
wünschenswerth  ist  dabei  ein  etwas  milderes  Klima  als  das  Deutschlands; 
b)  das  Land  muss  an  einer  Küste  liegen  und  eine  leichte  Seeverbindung 
mit  Deutschland  ermöglichen;  c)  ein  grosses  Hinterland  besitzen,  um  eine 
Masseneinwanderung  aufnehmen  zu  können,  ohne  von  einer  extensiven 
zu  einer  intensiven  Kultur  übergehn  zu  müssen,  so  dass  es  d)  noch  auf 
Menschenalter  einen  Ackerbaucharakter  trägt  und  consumfahig  für  deutsche 
Industrie  bleibt;  e)  die  gegenwärtige  Bevölkerung  und  die  politischen 
Herren  des  Landes  dürfen  nicht  angelsächsischen  Stammes  sein,  sondern 
womöglich  einem  in  der  Degeneration  befindlichen,  zum  Ackerbau  wenig 
geneigten  Stamm  angehören;  f)  die  gegenwärtige  Bevölkerung  muss  noch 
dünn  das  Land  besiedeln,  so  dass  eine  lokale  deutsche  Majorisirung  mög- 
lich ist;  g)  es  dürfen  noch  wenige  grosse  Städte  vorhanden  sein;  h)  die 
staatliche  Entwickelung  muss  möglichst  wenig  abgeschlossen  sein,  sondern 
sich  noch  im  Fluss  befinden." 

Wir  glauben  nun,  dass  diese  Erfordernisse  am  besten  vom  subtropischen 
Südamerika  erfüllt  werden,  namentlich  von  den  3  südlichsten  bra- 
silianischen Provinzen  Bio  Grande  do  Sul,  Santa  Gatharina  und  Parand 
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sowie  Ton  ArgentinieD.  Der  Beweis  hierfür  ist  eigentlich  schon  von 
Wappäus  O^Deutsche  Aaswanderang  und  Colonisation/'  Leipzig,  1846 
und  „Geographie  und  Statistik  des  Kaiserreichs  Brasilien."  Leipzig,  1871) 
erbracht.  Auf  Ghnnd  erneuter  Untersuchungen  ^)  führen  diesen  Nachweis*) 
aber  auch  alle  Veröffentlichungen  des  Vereins,  namentlich  der  statistisohe 
Bericht  „Die  deutschen  Kolonien  der  Provinz  Rio  Grande  do  Bul''  und  in 
den  Geographischen  Nachrichten  die  Abhandlungen  yon  A.  W.  Sellin  und 
Karl  von  Koseritz  und,  was  Argentinien  anbelangt,  die  im  „Exporf'  ver- 
öffentlichten  Aufsätze  von  Gustav  Niederlein.  Dabei  stützen  sich  Sellin, 
Yon  Koseritz  und  Niederlein  ebenso  wie  die  Verfasser  zahlreicher  ander- 
weiter Gutachten  auf  eigene  persönliche  Untersuchungen  (vgl.  ans  jüng- 
ster Zeit  den  obengenannten  Eeiseberioht  des  Landrichters  a.  D.  Dilthey) 
und  zum  Theil  auf  langjährige  Erfahrungen. 

Ausser  dem  Umstände,  dass  die  genannten  südamerikanischen  Länder 
allen  den  obengenannten  Bedingungen  entsprechen,  kommt  ihnen  anöh 
noch  der  Umstand  zu  statten,  dass  dort  bereits  eine  starke  deutsche  Be- 
völkerung vorhanden  ist,  dass  es  also  nicht  gilt,  neue  Experimente  za 
machen;  sondern  man  kann  sich  auf  Erfahrungen  stützen  und  an  Vor- 
handenes anknüpfen. 

Schon  seit  einigen  Jahrzehnten  war  Südbrasilien  nächst  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  das  bevorzugteste  Ziel  der  deut- 
schen Auswanderung.  In  dem  Jahrzehnt  1871  bis  1880  wanderten  näm- 
lich 556,142  Deutsche  nach  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
aus  und  nur  20,904  nach  Brasilien.  Kein  anderes  Land  überragt  aber 
Brasilien ;  denn  es  folgen  dann  Australien  mit  9902 ,  die  anderen  süd- 
amerikanischen Staaten  ausschl.  Brasiliens  mit  4344,  Afrika  mit  1278, 
British  Nord-Amerika  1301,  Westindien  767,  Asien  281,  Centralamerika 
232  deutschen  Auswanderern  in  dieser  Zeit 

Wir  befinden  uns  nicht  in  der  Illusion,  an  die  Möglichkeit  zu  glau- 
ben, den  ganzen  Strom  oder  nur  einen  grösseren  Theil  der  deutschen 
Auswanderung  von  Nordamerika  ab  und  nach  Südamerika  zu  lenken,  auch 
schon   weil   erfahrungsgemäss   die   bereits  Ausgewanderten  ihre  Familien- 


1)  Wm  spedell  die  deutsche  Colonie  Dona  Francisca  anbelangt,  welche  auf 
der  Grenze  der  südbrasilianischen  Provinzen  St.  Catharina  und  Parana  von  dem  „C  o  1  o  - 
nisationsverein  von  1849  in  Hamburg"  angelegt  worden  ist ,  noch  jetzt  ge- 
fördert wird  und  wohl  gedeiht,  so  vgl.  darüber  die  Jahresberichte  dieses  Vereins  und  die 
oben  aufgeführte  Schrift  von  Holtermann. 

Der  genannte  Verein  ist  der  einzige,  welcher  von  vielen  Hunderten  aus  der  ersten 
Periode  der  deutschen  Interessenahme  an  Colonisationsangelegenheiten  seine  Existenz  bis 
in  die  Gegenwart  aufrecht  erhalten  hat.  In  Dresden  und  Frankftu^  a.  M.  führen  aller- 
dings noch  Reste  früherer  Colonisationsvereine  als  ,,Sectionen  für  Answanderungsangele« 
genheiten**  der  dortigen  geographischen  Gesellschaften  ein  Scheinleben  fort. 

2)  Das  einzige  abweichende  Urtheil  ist  das  Fernando  Schmid's  (bekannt  als 
Lyriker  unter  dem  Namen  Dranmor).  Aber  auch  wenn  man  den  persönlichen  Hinter- 
grand nicht  kennt,  auf  welchem  sich  die  Polemik  zwischen  Schmid  und  den  Vertretern 
des  Deutsehthums  in  Sfidbrasilien  selbst  abspielt,  so  l&sst  doch  die  Schrift  jedem  Unein- 
geweihten erkennen,  dass  Schmid  nicht  auf  dem  deutschen ,  sondern  auf  dem  brasiliani- 
Mhen  Standpunkte  steht  und  zwar  auf  dem  der  „patriotischen  Beklemmungen."  Ansser- 
dem  spielt  in  der  Sache  eine  Concurrenz  zwischen  den  Handelsplätzen  Bio  de  Janeiro 
ud  Porto  Alegre  sehr  übA  mit 
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glieder  und  Freunde  nach  sich  zu  ziehen  pflegen.  Es  giebt  aber  eine 
ganze  Gategorie  yon  Auswanderungslustigen ,  welchen  das  Ziel  yollständig 
gleich  giltig  ist  und  die  einer  yerständigen  Belehrung  wohl  zugänglich 
sind.  Man  ho£Pt  mehr  als  bisher,  solch  Auswanderungslustige  nach  Süd- 
amerika lenken  zu  können.  Befinden  sich  diese  später  materiell  wohl,  so 
werden  sie  ganz  von  selbst  eine  weitere  spontane  deutsche  Auswande- 
rung dorthin  veranlassen. 

Der  Durchführung  dieser  Absichten  stehn  jetzt  noch  2  Hinder- 
nisse im  Wege.  Das  eine  ist  das  unter  falschen  Voraussetzungen  auf 
ganz  Brasilien  erstreckte  preussische  Auswanderungsverbot  vom 
Jahre  1859.  In  der  bereits  mehrfach  erwähnten  Denkschrift  „Die  deut- 
schen Kolonien  der  Provinz  Rio  Grande  do  QuV*  ist  die  Haltlosigkeit  die- 
ses Verbotes  gründlich  nachgewiesen  worden.  Die  Deutschen  in  Südbra- 
silien  haben  sich  wiederholt  an  die  deutsche  Beichsreg^erung  mit  der 
Bitte  gewendet,  dieses  Verbot  aufzuheben  (ygL  auch  Dr.  Eobert  Av^ 
Lallemant  in  Lübeck:  „Die  deutsche  Kolonisation  in  Brasilien  und  der 
deutsche  Reichstag  am  10.  Mai  1872."  Hamburg,  1872.  21  S.  und  der- 
selbe: „Bedenken  über  eine  Depesche  des  kais.  deutschen  Minister-Resi- 
denten am  Brasilianischen  Hofe  vom  20.  April  1872.''  Lübeck,  1872. 
40  8.).  £s  bleibt  die  Aufgabe  des  Vereins,  auf  die  Beseitigung  dieses 
Verbotes  hinzuwirken.  Das  andere  Hindemiss  ist  der  Unterschied  der 
Ueberfahrtspreise  nach  Nord-  und  Südamerika,  wenn  auch  dieser  Un- 
terschied im  einzelnen  Falle  gewöhnlich  durch  die  in  Nordamerika  hinzu- 
tretenden Landtransportkosten  bis  nach  dem  „fernen  Westen''  aufgewogen 
wird.  Bs  ist  aber  die  Hoffiiung  vorhanden,  dass  ein  Zusammenwirken 
der  deutschen  Schiflfahrtslinien  mit  den  südamerikanischen  Regierungen 
auch  in  dieser  Beziehung  Erleichterungen  verschaffen  wird. 

Schon  aus  dem  Angeführten  geht  hervor,  wie  die  neueren  Cölonial- 
politiker  sich  deutsche  Golonisation  denken  und  welche  Mitwirkung  sie 
von  der  deutschen  Reichsregierung  erwarten.  Wir  halten  die  gewaltsame 
und  staatliche  Annectirung  überseeischer  grosser  Landgebiete  nicht  für 
eine  Voraussetzung  deutsohnationaler  Golonisation,  vielmehr  die  Goncen- 
trirung  der  deutschen  Auswanderung  auf  gewisse  Gebiete  zu  diesem 
Zwecke  ausreichend.  (Dabei  bleibt  die  Frage  offen,  ob  für  die  Zwecke 
der  Gultivation,  also  der  Anlage  von  Plantagen-  und  Handels-,  viel- 
leicht auch  Verbrecherkolonien,  die  staatliche  Erwerbung  der  geeigneten 
meist  in  den  Tropen  zu  suchenden  Ländereien  sich  nicht  doch  nöthig 
machen  wird).  Vom  Staate  verlangen  wir  in  Bezug  auf  die  Organisation 
der  Massenauswanderung  nichts  anderes,  als  die  Aufhebung  aller  Hinder- 
nisse, welche  Nordamerika  künstlich  noch  mehr  vor  Südamerika  begünsti- 
gen; femer  die  Abschliessung  geeigneter  Konsularvertäge  mit  den 
südamerikanischen  Staaten  zum  Schutze  der  privatrecbtlichen  Interessen 
der  Auswanderer  und  ihrer  in  der  Heimath  verbliebenen  Angehörigen; 
die  Anstellung  zahlreicher  Berufskonsuln  und  die  Unterstützung  directer 
Dampfschiffslinien  zwischen  den  deutschen  Auswanderungshäfen  und 
den  als  geeignet  anerkannten  überseeischen  Einwanderungshäfen.  Die 
Forderung  des  Schutzes  für  alle  Diejenigen,  welche  bei  der  Auswande- 
rung die  deutsche  Staatsangehörigkeit  nicht  aufgeben,   ist   eine  selbstver- 
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•tiiidliclie.  Dieter  t^hntz  wird  neh  tibeT  in  Sodmmerika  ans  Tielen  Gran- 
den leiditer  durchfahren  laieen,  aU  in  Nordamerika,  and  leidiler  andi 
aberall  da,  wo  geiehloieene  deatsche  Anaiedelangen  vorhanden  aind ,  als 
da,  wo  die  deaUcben  Ansiedler  über  einen  ganzen  Continent  serstieot 
werden.  Die  zakünftige  Entwickelang  deijenigen  Staatagebilde ,  welche 
als  Ziele  deutscher  Auswanderung  empfohlen  werden,  kann  getrost  diesen 
selbst  überlassen  werden,  wenn  nur  dafür  gesorgt  wird,  dass  das  deatsche 
Element  quantitativ  einen  bestimmenden  Einfluss  anf  diese  £ntwicke- 
long  ausüben  kann. 

Wenn  eine  derartige  Organisation  der  deutschen  Auswandemng  ge- 
lingty  so  steht  zu  hoffen,  dass  die  südamerikanischen  Staaten  in  Zukunft 
in  ein  ahnliches  Yerhältniss  zu  Deutschland  treten,  in  welchem  sich  jetzt 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zu  Grossbritannien  befinden. 
Ideell  und  materiell  sind  die  Vereinigten  Staaten  noch  immer  britische 
Colonien,  trotz  der  politischen  vollständigen  Emancipation.  Schon  jetzt 
ist  uns  die  Auswanderung  nach  Südamerika  ideell  und  materiell  viel  nütz- 
licher gewesen ,  als  diejenige  nach  Nordamerika.  Im  Norden  verschwin- 
det bei  dem  deutschen  Einwanderer  bereits  in  zweiter  Generation  der 
deutsche  Nationalcharacter ,  mithin  auch  der  Anhalt  an  der  deutschen 
Literatur.  Im  Süden  erhält  sich  das  Deutschthum  in  die  spätesten  Gene- 
rationen, so  dass  der  Bestand  der  Deutschen  die  Zahl  der  Eingewanderten 
um  das  Dreifache  überragt  Seilin  hat  auch  mit  Recht  darauf  hingewie- 
sen, dass  auf  jeden  Auswanderer  der  Jahre  1821  bis  1879  nach  Nord- 
bezw.  Südamerika  ein  jährlicher  Verkehr  (Durchschnitt  1873  bis  1878) 
beladener  Schiffe  von  Deutschland  nach  Nordamerika  von  nur  24  Begister- 
tonnen,  von  Deutschland  nach  Südamerika  aber  von  140  Begistertonnen 
entfällt 

Bleiben  unsere  deutschen  Auswanderer  die  Consumenten  unserer  In- 
dustrieerzeugnisse ,  werden  sie  die  Producenten  unserer  Rohstoffe  und 
ziehen  sie  im  Welthandel  uns  allen  europäischen  Völkern  vor,  dann  hört 
in  der  That  unsere  Au0wandf>rung  auf,  die  Quelle  von  materiellen  Ver- 
lusten zu  sein,  welche  nach  Milliarden  sich  berechnen  lässt,  und  sie  wird 
für  uns  vielleicht  ebeuBO  zur  Quelle  des  Reichthums  und  der  Weltmacht, 
wie  die  britische  Auswanderung  es  für  Grossbritannien  geworden  ist 

Dieses  sind  die  hauptsächlichsten  Gesichtspunkte ,  von  denen  wir  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  „Export**  u.  s.  w.  bei  Beurtheilung  dieser  Fra- 
gen ausgehn.  Hierdurch  ist  zugleich  der  nöthige  Vergleichungspunkt  fUr 
die  Beurtheilung  der  übrigen  sich  mit  Auswanderung  und  Colonisation  be- 
schäftigenden Literatur  gegeben. 

Principiell  ablehnend  gegen  diese  entwickelten  Gesichtspunkte  ver- 
halten sich  nur  Friedrich  Kapp,  F.  C.  Fhilippson  und  Otto  Za- 
ch arias^).  Sie  stehn  auf  dem  Standpunkte  des  laisser  aller,  und,  was 
Zacharias  anbelangt,  auf  dem  des  Neumalthusianismus. 


i)  Zam  Theil  auch  H.  Gebaaer  in  einer  Literaturüberiicht  „Zur  denUcben  Colo- 
DiMtionsfrage"  (Augsborger  Allgemeine  Zeitung.  1882.  Beilagen  %u  Nr.  18.  20.  22.  25. 
28.  80.  82).  Aaff&lliger  Weise  berficksicbtiii^  Gebaaer  nur  einen  Theil  der  oben  aufge- 
führten reichen  Literatur.  Sollten  ihm  sogar  die  fpundlegenden  Arbeiten  Hfibbe-Schlei- 
dens  unbekannt  sein ?  —  Der  ,,Katechismu8  der  Auswanderung"  steht  eben- 
falls auf  nordsmerikanischer  Seite.     Auch  die  ,,Weltpost**  stellte  sich  anfangs  auf  den 
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Unseres  Erachtens  gehn  sie  dabei  von  drei  wesentlichen  Irrthü- 
mem  aus.  Sie  stellen  das  individuelle  Wohl  des  Auswanderers  in  den 
Vordergrund  y  protestiren  gegen  jede  y,Becii^flassung"  des  Auswanderers, 
als  der  Freiheit  nicht  entsprechend,  und  glauben  nicht,  dass  die  Auswan- 
derung auf  die  Dauer  die  Uebervölkerung  beseitigen  könne. 

Zunächst  machen  sie  sämmtlich  nicht  einmal  den  Versuch  —  ein 
Versuch,  welcher  ihnen  misslingen  müsste  —  nachzuweisen,  dass  das  in- 
dividuelle, also  doch  wohl  materielle  Wohlbefinden  des  deutschen 
Einwanderers  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  durchschnitt- 
lich ein  grösseres  sei,  als  in  Siidbrasilien.  Die  Lobgesänge  auf  das  Schla- 
raffenleben, welches  die  Einwanderer  in  Nordamerika  erwarte,  sind  längst 
als  Lug  und  Trug  und  als  die  Lockspeise  interessirter  Spekulanten  ^) 
(namentlich  Eisenbahngesellschaften)  anerkannt  Wie  bedenklich  aber  ge- 
radezu die  Aussichten  des  deutschen  Einwanderers  in  Nordamerika  für  die 
nächste  Zeit  sind,  das  haben  ausser  Friedrich  Eatzel  (in  seiner  berühmten 
Geographie  der  Vereinigten  St  v.  N.  A.)  auch  die  oben  aufgeführten 
Schriften  von  Semler  und  Oetken  in  competentester  Weise  nachgewiesen. 
Wie  steht  es  denn  aber  überhaupt  mit  der  Freiheit  des  Entschlus- 
ses? Ist  wirklich  die  Mehrheit  der  Auswanderungslustigen  in  der  Lage, 
vor  der  Wahl  des  Für  und  Wider  zwischen  Nord-  und  Südamerika  abzu- 


Nordamerika  patronisirenden  kosmopolitischen  Standpiukt.  Sehr  bald  hat  nie  aber  auch 
entgegengesetzten  Anschauungen  Raum  gegeben  und  jetzt  ist  sie  im  Weaentlichen  ein 
Sprechsaal  fBr  Answanderungsangelegenheiten. 

Das  A  a  s  1  a  n  d ,  dessen  Redaction  jüngst  an  Prof.  Dr.  Friedrich  Rätsel  in  München 
fibergegangen  ist,  bat  jetzt  der  ffCbronik  der  deutschen  Interessen  im  Aaslande  der  Colo- 
nial-  und  AuswanderungsAragen"  eine  besondere  Rubrik  eingeräumt.  Nach  der  bisherigen 
SteUungnahme  R  a  t  z  e  1 '  s  ist  zu  erwarten,  dass  diese  Chronik  unsere  Anschauungen  theilt, 
während  bei  Friedrich  von  Hellwald  dies  nicht  der  Fall  war.  Die  „Stellung 
Friedrich  von  Hellwald's  zur  Auswandernngsfrage*'  ist  jüngst  von  Seilin  in  der  Badischen 
Landeszeitung  vom  2.  Febr.  1882  kritisirt  worden.  Seilin  macht  bei  dieser  Gelegenheit 
auf  den  eigenthümllchen  Umstand  aufmerksam,  „dass  Fr.  v.  Hellwald  der  dritte  O  e  s  t  e  r  - 
reicher  ist  (der  zweite  ist  der  obengenannte  Ferdinand  Schmid,  unter  dem  ersten  meint 
Sellin  jedenfalls  Karl  von  Scherzer),  der  die  Intentionen  des  auf  rein  nationaler  Basis 
beruhenden  und  rein  aus  eigener  Kraft  arbeitenden  Centralvereins,  die  deutsche  Auswan- 
derung nach  Südbrasilien  zu  lenken ,  vor  der  Oeffentlichkeit  bekämpft."  Sellin  knüpft 
daran  einen  Hinweis  auf  die  Stellung  des  Deutschthums  in  Oesterreich  in  Vergleich  mit 
dem  Deutschthum  in  Südbrasilien. 

1)  Erklärlicher  Weise  giebt  es  auch  noch  heute  eine. Anzahl  ehrlicher  Colonisations- 
projectemacher ,  welche  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  im  besten  Glauben 
empfehlen.  Dahin  gehört  Otto  Bmnner,  ein  Schweizer,  welcher  in  der  oben  aufgeführten 
Brochüre  eine  von  ihm  in  Kentucky  zu  begründende  Colonie  empfiehlt  Dass  die 
deutschnationale  Seite  der  Sache  bei  einem  Schweizer  eine  untergeordnete  Rolle  spielt,  ist 
erklärlich.  Doch  ist  immerhin  die  deutsche  Sprache  seine  und  seiner  engeren 
Landsleute  Muttersprache.  Da  ist  es  nun  immerhin  befremdlich,  wenn  er  sich  auch  hier 
auf  den  angloamerikanischen  und  nicht  auf  den  schweizerischen  Standpunkt  stellt.  In 
dieser  Schweizerischen  Colonie  „soll  im  Uebrigen  grundsätzlich  das  amerikanische  Ele- 
ment im  gewerblichen  und  commerciellen  Fach  möglichst  verwendet  werden,  um  so  rasch 
als  möglich  die  Kolonisten  mit  amerikanischen  Sitten  und  Gebräuchen,  mit  der  Sprache 
and  mit  der  Berufsthätigkeit  vertraut  zu  machen.**  Hier  ist  das  Aufgeben  der  eigenen 
Nationalität  wenigstens  etwas  bewusstes,  während  sonst  in  Amerika  oft  von  Deutschen 
dasselbe  gethan,  aber  das  Gegentheil  geheuchelt  wird. 
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wagen?  Folgen  sie  bei  ihrem  EntschloBS  nicht  in  den  meisten  Fallen 
äusseren  Einflüssen?  in  vielen  Fällen  den  Vorspiegelungen  interreseir- 
ter  Auswanderungsagenten,  aber  oft  auch  dem  Zureden  wenig  unterrich- 
teter Freunde  und  dem  Umstände,  dass  die  Ueberfahrt  nach  Nordamerika 
die  billigere  ist,  ja  sogar  der  Mode,  welche  die  Ver.  St.  v.  N.  A.  als 
das  selbstverständliche,  weil  vielen  allein  bekannte,  Auswanderungsziel 
darzustellen  beliebt  Auch  diese  Kritiker  einer  „deutschen  Colonialpolitik" 
(wenn  wir  unter  dieser  Bezeichnung  die  Vertreter  der  oben  ausgeführten 
Anschauungen  zusammenfassen  dürfen)  wagen  es  nicht  zu  behaupten,  dass 
die  Auswanderung  nach  den  Ver.  St  v.  X.  A.  im  deutsch  nationalen 
Interesse  liege  und  dass  es  politisch  nöthig  sei ,  sie  bei  diesem  Ziele  zu 
belassen.  Aber  indem  sie  aus  theoretischen  Bedenken  zu  keinem  ent- 
gegengesetzten positiven  Vorschlage  kommen ,  erhalten  sie  den  bisherigen 
Zustand  aufrecht,  plaidiren  ohne  es  zu  wollen  für  Nord- Amerika,  was 
gleichbedeutend  ist  mit  der  Förderung  angelsächsischer  und  Benachthei- 
liguniT  deutscher  Interessen.  Somit  entfallt  für  den  entgegengeeetzten 
Standpunkt  sogar  die  Noth wendigkeit  nachzuweisen,  dass  überall  und  un- 
ter allen  Umständen  die  Interessen  der  Gesammtheit  die  höheren  sind  und 
denen  des  Individuums  voranzugehen  haben  und  dass  zwar  die  Summe 
aller  individuellen  Interessen  nicht  gleich  dem  Interesse  des  Ganzen  zu 
sein  braucht  wohl  aber  dass  auf  die  Dauer  das  Wohlbefinden  des  Gliedes 
Tom  Wohlbefinden  de«  ganzen  Körpers  abhängt  Die  deutschen  Colo- 
nialpolitiker  denken  sich  den  Erwerb  deutscher  Ackerbancolonien  also 
auch  durchaus  anders,  als  den  Erwerb  der  englischen  Colonien  durch 
England,  und  halten  es  durchaus  nicht  pjj  selbstverständlich,  dass  auch 
Deutschland  und  zwar  heate  ,.in  ganz  derselben  Weise  colonisiren  müsse, 
wie  zur  Zeit,  als  Forbisher,  Raleigh.  Lane  und  Grenville  englische  Co- 
lonien erwarben*'  v^Loehnis"^. 

Aehnlich  steht  es  mit  den  neumalthusianischen  *;  Einwendungen 
gegen  eine  Colonialpolitik.  Wenn  e«  wahr  wäre,  da&s  die  Uebervölkerung 
doivh  die  Auswanderung  nicht  beeinflusst  wl.rde.  so  wäre  diese  Erkennt- 
nis« nur  dann  von  Belang,  wenn  die  Auswaniening  etwas  willkürliches, 
von  der  theoretischen  Ueberzcu^ng  einiger  Gelt^hrten  abhängiges  wäre. 
IHe  Neamalthusiacer  können  aber  tausendmal  die  Auswandeningalustigen 
belehwu:  ^.Bleibt  im  Lande,  zeugt  weniger  Kinder.  Das  ist  besser  für 
Euch.  Euere  Kinder  und  Euer  Vs:erla*:d,  als  wenn  Ihr  auswandert.'*  Das 
wini  doch  Alle«  nich:»  nützen.  Wir  wiederholen .  die  Auswanderung  ist 
eine  Thatsache.  mit  welcher  gerechnr:  werien  b::«ss.  welche  nicht  ge- 
ilttgeft  zu  werden  braucht  welche  aber  as^ch  nich:  künstlich  eingeschränkt 
w«vieB  kann.  Wir  können  hier  nichi  die  ganze  Bevölkerangipolitik 
fma|iti^  ahbaadcln.  Doch  gUuben  wir.  iius«  die  Potenz  eines  Volkes 
sne  üebcrräkenuKg  hervorxubhngen .  von  grvwä^-m  Vonheil  und  der 
tirfblt  Q«ril  g«»mgener  Macht  und  Srirke  f^r  dasselbe  is:.  dass  abso- 
"■»%•  rcberfSSikezungco  fssi  niecals  vork^^=er .  «c-der^  dass  Ueberröl- 
sMs  relaiiT   zu   s«tn   pde^^sc.   dass   aii«fr   die   AuswaBderang 
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allerdiDgB  ein  vorzügliches  Sicherheitsyentil  für  eine  BeTölkening 
iet,  deren  quantitative  Vergrösserung  ihre  intensiven  Cultarfortschritte  vor- 
übergehend überflügelt.  Bas  deutsche  Volk  wird  vom  französischen  und 
anderen  Völkern,  welche  an  Untervölkerung  leiden,  um  seinen  Ueberfluss 
an  Yolkskraft  thatsächlich  und  mit  Eecht  beneidet 

Es  ist  demnach  irrelevant,  wenn  Philippson  und  Oebauer  sich 
bemühen  zu  beweisen,  was  von  Niemand  angezweifelt  wird,  dass  Deutsch- 
land an  einer  absoluten  Uebervölkerung  nach  Maassgabe  des  Dichtigkeits- 
verhältnisses der  Bevölkerung  nicht  leiden  könne.  Wie  nichtssagend 
solche  Einwände  sind,  ergiebt  sich  sofort,  wenn  man  die  deutschen  Aus- 
wanderer nach  ihren  speciellen  Heimathsländem  ausscheidet  und  findet, 
dass  gerade  dünn  bewohnte  deutsche  Gebiete  eine  grosse  Auswanderung 
haben.  Eben  so  irrelevant  ist  der  fernere  von  dieser  Seite  gemachte 
Einwand ,  dass  andere  Länder ,  z.  B.  Skandinavien ,  einen  viel  grösseren 
relativen  Verlust  an  ihrer  Bevölkerung  durch  die  Auswanderung  erlitten, 
und  doch  falle  es  in  diesen  Ländern  Niemandem  ein,  aus  der  starken 
Auswanderung  die  Forderung  der  Colonisation  abzuleiten« 

Gewiss  verloren  auf  eine  Million  Einwohner  Norwegen  1879:  3986 
und  Deutschland  1879  nur  737  und  auch  1880  nur  2585  Auswanderer. 
Nur  der  Standpunkt  des  Atomismus  kann  es  aber  verkennen,  was  für  ein 
Unterschied  darin  liegt,  dass  aus  Norwegen  1877:  3229;  1878:  4818; 
1879  :  7638,  aus  dem  deutschen  Reiche  aber  1877  :  21  964;  1878:  24  217; 
1879:  33  327;  1880:  106  190  und  1881  ca.  200  000  Menschen  über  See 
auswanderten.  Sollten  jene  Tausende  wirklich  ebenso  leicht  im  Stande 
sein,  überseeische  nationale  Staaten  zu  gründen,  wie  diese  Hundert- 
tausende? Kleine  Völker  haben  sich  von  jeher  bescheiden  müssen,  die 
Bausteine  für  fremde  Weltreiche  zu  liefern.  Warum  aber  die  deutsche 
Nation ,  in  ihren  Heimstätten  grösser  als  die  englische ,  nach  wie  vor 
ihren  üeberschuss  dazu  verwenden  soll,  neuenglische  Staaten  begrün- 
den zu  helfen,  müsste  doch  erst  nachgewiesen  werden.  Mit  einem  Anflug 
von  Hohn  wird  den  Colonialpolitikern  „das  unablässige  Hinweisen  auf 
das  Beispiel  Englands"  (Loehnis)  vorgeworfen.  Als  ob  wir  blos  deshalb 
Colonien  haben  wollten ,  weil  wir  England  um  die  seinigen  beneiden ! 
Nein,  Deutschland  darf  auf  den  Besitz  von  Colonien  Anspruch  machen, 
weil  Deutschland  ebenso  das  Material  und  ebenso  die  Befähigung  zur 
Colonisation  besitzt,  wie  England,  und  ganz  besonders  noch,  weil  in  dieser 
Beziehung  keine  dritte  europäische  Nation  mit  der  britischen  und  deut- 
schen concurriren  kann.  Von  Schweden  und  Norwegern,  Dänen  und  Hol- 
ländern ist  in  Bezug  auf  coloniale  Angelegenheiten  nur  in  so  fern  zu 
reden,  als  sich  wohl  die  Wahrscheinlichkeit  erörtern  liesse,  dass  deren 
Auswanderung  ebensogut  von  deutschen  wie  von  britischen  neuen 
überseeischen  Staatsgebilden  absorbirt  werden  könne.  Allerdings  hat  die 
deutsche  Nation  über  See  bisher  meist  nur  eine  passive  Assimilations- 
fähigkeit bewiesen.  Das  ist  aber  nur  die  Folge  des  bisher  nicht  ent- 
wickelten Nationalstolzes.  Dass  in  früheren  ruhmreichen  Perioden  der 
Geschichte  die  deutsche  Nation  auch  active  Assimilationsfähigkeit  an  den 
Tag  zu  legen  wusste,  davon  haben  die  Slawen  ein  Lied  zu  singen. 

Will   man    die  Frage    der  deutschen  Auswanderung  und  Colonisation 
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darchauB  Tom  Standpunkte  der  üeberyölkerung  aus  behandeln,  so  ist 
unseres  Eraohtens  der  mechanisch-statistisohe  Weg  durchaus  der  irrige. 
Hier  ist  dann  das  wägen  mehr  am  Platze,  als  daa  zählen.  Und  da 
haben  denn  Fabri ,  Hermann  Wagner,  Adolf  Wagner  G^Volksyermehrung 
und  Auswanderung'*  in  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung  1880,  Bei- 
lagen zu  No.  160.  162.  163.  164.  165.  168.  170)  und  mit  besonderem 
Geschick  auch  Wilibald  Frey  auf  den  Umstand  hingewiesen,  dass  Deutach- 
land nicht  blos  an  einem,  hoffentlich  mit  besseren  gewerblichen  Conjunc- 
turen  minder  verschwindenden,  Ueberfluss  an  arbeitslustigen  Menschen- 
händen kranke,  sondern  namentlich  auch  an  einem  Ueberfluss  geistiger 
und  materieller  Capitalien.  Die  letzteren  werden  jetzt  im  Börsenspiel 
vergeudet,  statt  dass  sie  in  auswärtigen  und  zwar  nationalen  Unterneh- 
mungen angelegt  würden.  Die  geistigen  Capitalien  sehnen  sich  aber  naeh 
einer  ähnlichen  Verwendung,  wie  es  die  englischen  in  dem  weiten  Golo- 
nialreich  finden.  „In  unseren  studirenden  Ständen  und  verwandten  Yolks- 
kreisen  ist  die  Concurrenz  um  Amt,  Stellung,  ausreichenden  Erwerb  un- 
gewöhnlich gross.  Nach  unserer  ganz  einseitig  philologisch-historischen 
Schulbildung  eignen  sich  die  jungen  Leute  in  diesen  Kreisen  noch  heute 
nicht  sehr  für  andere  Berufe,  als  für  diejenigen  der  Väter :  für  Beamten-  und 
ähnliche  Lebensstellungen.  Unser  Schulwesen,  unsere  Militärverfassung 
mit  ihrem  Privileg  des  Einjahrig-Freiwilligen-Dienstes,  unsere  einseitige 
nationale  Oeistesrichtung  und  enge  Standesansichten  bewirken,  dass  von 
unten  her  beständig  ein  starker  Andrang  in  jene  Lebensstellungen  hinzu- 
kommt Eine  ausserordentliche  Ueberfüllung  der  betreffenden  Berufe,  eine 
übergrosse  Concurrenz  ist  vielfach  die  nothwendige  Folge'*  (A.  Wagner). 
Die  steigende  Frequenz  unserer  Universitäten  und  höheren  Bildungsanstal- 
ten war  bisher  der  Stolz  unseres  Staates  und  unserer  Gesellschaft 
Bald  wird  sie  für  beide  der  Gegenstand  ernsterer  Besorgnisse  sein. 
Die  Unzufriedenheit  unserer  gebildeten  Jugend,  welche  schwer  und  spät 
in  Amt  und  Brod  und  zur  Eheschliessung  gelangt,  ist  vielleicht  social- 
politisch  von  noch  grösserer  Gefahr,  als  die  Unzufriedenheit  ungebildeter 
Arbeitermassen.  „Der  Ueberschuss  an  Lebenskraft  und  Thatenlusf^  „die 
unbefriedigte  Kraft  der  Jugend'',  weder  befriedigt  „in  Arbeit,  noch  in 
Liebe''  rufen  laut :  „Wir  müssen  Colonien  haben !"  „Lasst  uns  leben, 
stett  zu  träumen!"  (Wilibald  Frey). 

Fabri  führt  das  Bedürfniss  des  deutschen  Volkes  besonders  auf  die 
socialwissenschaft liehen  Folgen  einer  unverhältnissmässig  steigen- 
den Bevölkerungszahl  zurück.  Bei  Fortdauer  der  gegenwärtigen  Progres- 
sion prophezeit  er  für  die  Zukunft:  „steigende  Theuerung  der  Lebensmit- 
tel, stetes  Herabsinken  des  Arbeitslohnes,  Schwächung  der  gewerblichen 
Production  und  des  Nationalvermögens,  oder  mit  einem  Worte:  rapides 
Wachsthum  des  Pauperismus  und  der  socialen  Noth."  Unter  Ajilehnung 
an  Stursberg's  bekannte  Schrift  („Die  Zunahme  der  Vergehen  und  Ver- 
brechen und  ihre  Ursachen"  Düsseldorf,  1879)  fordert  er  daher  nicht  blos 
die  Anlegung  von  Ackerbau-  und  Handelscolonien,  sondern  auch  von 
Straf  colonien. 

Da  die  Fabri'sche  Schrift  in  den  meisten  Punkten  mit  den  Anschau- 
ungen  der  Colonialpolitiker   des   Vereins  für  Kandelsgeographie  überein- 
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Btimmt  (er  ist  inzwischen  auch  Vorsitzender  des  Westdeutschen  Zweigyer- 
eins  geworden)  können  wir  uns  ein  näheres  Eingehen  auf  diese  geistvolle 
überaus  anregend  geschriebene  Brochüre  ersparen  und  wollen  als  für  den 
Standpunkt  des  in  überseeischen  Dingen  mit  reichen  Erfahrungen  ausge- 
statteten Verfassers  characteristische  Momente  nur  noch  auf  folgende  hin- 
weisen: Fabri  beurtheilt  die  gewerbliche  Erisis,  in  welcher  Deutschland 
sich  noch  jetzt  befindet,  zu  pessimistisch.  Er  hält  unsere  Kriegsma- 
rine für  zu  gross  und  zu  rasch  entwickelt  und  für  fast  unnöthig,  wenn 
man  ihr  in  dem  Schutze  überseeischer  Besitzungen  nicht  eine  entsprechende 
Aufgabe  stelle.  Gewiss  mit  Recht  hält  er  das  Zusammenwirken  der 
deutschen  äusseren  Mission^)  mit  einer  wirthsohaftlichen  deutschen  Co- 
lonialpolitik  für  wünschenswerth  und  hat  in  diesem  Sinne  auch  inzwischen 
durch  Begründung  „der  Evangelischen  Gesellschaft  für  die  protestantischen 
Deutschen  in  Amerika"  practische  Schritte  gethan.  Die  Mitwirkung  des 
Staates  bei  Lösung  der  Colonisationsfrage  lehnt  Fabri  nicht  ab.  Endlich 
bezeichnet  auch  er  Südamerika,  speciell  Südbrasilien,  als  daa  geeignetste 
Ziel  deutscher  Massenauswanderung. 

Hatte  schon  Fabri  die  Auswanderung  nicht  als  eine  isolirte  Frage 
behandelt,  sondern  im  Zusammenhang  mit  unserm  ganzen  Volks-  und 
Staatsleben,  so  hat  Hübbe-Schleiden  dieselbe  voll  auf  die  Höhe  eines 
nationalpolitischen  Standpunctes  erhoben.  Wenn  Hübbe-Schlei- 
den schon  in  seiner  Schrift  „Ethiopien.  Studien  über  Westafrika'',  Ham- 
burg, 1879.  die  Fragen  der  Colonisation  und  Cultivation  in  ganz  originel- 
ler Weise  behandelt  hatte,  so  ist  es  ihm  gelungen,  in  seinen  späteren 
Arbeiten :  „Ueberseeische  Politik"  und  „Deutsche  Colonisation"  diese  Fra- 
gen systematisch  zu  verarbeiten  und  ihre  Lösung  als  das  zwingende  Er- 
gebniss  unserer  historischen  Entwickelung  hinzustellen.  Ohne  Zweifel 
sind  die  Schriften  Hübbe-Schleiden's  nicht  nur  das  Originellste,  sondern 
auch  das  Bedeutendste,  was  seit  Wappäus  und  Röscher  über  Auswan- 
derung und  Colonisation  geschrieben  worden  ist;  ja  wir  glauben,  dass  er 
mit  einem  mächtigen  Ruck  die  Fragen  ein  gutes  Stück  weiter  als  Jene 
gebracht  hat,  da  er  nicht  blos  die  Vergangenheit  und  Gegenwart,  sondern 
auch  die  Zukunft  mit  hohem  und  klarem  Geiste   zu  durchdringen  scheint. 

Hübbe-Schleiden  macht  die  Lösung  der  deutschen  Colonisationsfrage 
von  einem  Umschwünge  abhängig,  der  sich  im  Denken  unseres  Volkes 
vollziehen  muss  und  dessen  Anfänge  sich  bereits  bemerkbar  machen.  Es 
ist  der  Umschwung  von  der  kosmopolitischen  zur  nationalen  Weltanschau- 
ung. Kein  Volk  ist  durch  Naturanlage  und  dreihundertjährigen  Zwang 
der  Verhältnisse  so  sehr,  als  das  deutsche  dazu  verführt  worden,  dem 
Internationalen  den  Vorrang  vor  dem  Nationalen  einzuräumen. 
Sollte  diese  selbstmörderische  Neigung  noch  fortdauern,  dann  entwirft  uns 

1)  In  diesem  Sinne  ist  aach  die  von  dem  Centr&lausschnss  für  die  innere  Mission 
der  deutschen  evangelischen  Kirche  heraasgegebene  Denkschrift  des  Pastor  A.  S  c  h  r  ö  - 
ter  in  Berlin  gehalten. 

Auch  Ferd.  Bahse  weist  aaf  den  betrübenden  Umstand  hin ,  dass  die  daatsche  Mis- 
tion auf  englischen  Culturgebieten  (Ostindien)  arbeite,  auf  deutschen  Culturgebieten  (Säd- 
see)  dagegen  nur  englische  und  französische  Missionsgesellschaften.  Die  practischen  Eng- 
länder erblicken  in  den  reichen  Colturkräften  und  auch  in  den  reichen  Oeldkrftften  der 
Mission  schätzbare  Mitarbeiter  auf  dem  Gebiete  nationaler  extenaiver  Politik. 
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Hübbe-Schleiden  ein  trauriges  Bild  von  der  Zukunft  Auf  Onind  der  bis- 
herigen WachBthumBYerhältnisse  prophezeit  er  für  das  Jahr  1980  den  ein- 
zelnen Stämmen  der  europäischen  Yölkerfamilie  folgendes  StärkeverhSlt- 
nisB  (in  Millionen):  englischer  927,  deutscher  146,  niederländischer  20, 
skandiuaYischer  24,  russischer  275,  romanischer  Stamm  212.  Mag  nun 
das  nach  den  bisherigen  Wachsthumsverhältnissen  berechnete  zukünftige 
Yerhältniss  der  europäischen  Stämme  schon  1980  oder  2000  eintreten, 
so  viel  steht  fest,  dass  die  Ueberlegenheit  des  englischen  Stammes  — 
nicht  bewirkt  wird  durch  grösseren  natürlichen  Uebersehnss,  sondern 
durch  Absoryirung  und  Assimilirung  des  Ueberschusses  der  anderen 
Stämme  in  den  überseeischen  Colonialgebieten  —  über  den  dentsohen  und 
den  romanischen  sich  im  Laufe  des  nächsten  Jahrhunderts  gestalten  wird, 
wie  9 :  n/,  und  2.  Das  deutsche  Volk  würde  dann  in  der  Weltwirth- 
schaft  ungefähr  dieselbe  Rolle  spielen,  wie  heute  die  Spanier  oder  die 
Magyaren. 

Den  Luxus  einer  kosmopolitischen  Weltanschauung  können  sich 
ohne  Gefahr  für  die  eigene  Existenz  nur  die  jeweilig  ersten  Weltmäohte 
gestatten;  niemals  solche,  welche  noch  nach  höheren  Zielen  zu  streben 
haben.  Uns  scheint  die  Analogie  der  preussischen  Politik  innerhalb 
Deutschlands  hier  sehr  nahe  zu  liegen.  Nicht  durch  frühzeitigen  Verzicht 
auf  eine  particular  preussische  Politik  hat  diese  „deutsche''  Ziele  erreicht^ 
sondern  durch  straffeste  innere  Sammlung.  Im  Welthandel  und  in  den 
nationalen  Weltbeziehungen  glaubte  aber  Deutschland  sich  bereits  in  dea 
Dienst  „der  Menschheit"  stellen  zu  dürfen,  noch  ehe  es  sich  selbst  die 
nöthigsten  Dienste  geleistet  hatte.  So  etwas  farbloses,  wie  es  sich  unsere 
philosophirenden  Träumer  unter  „der  Menschheit''  vorstellen,  giebt  es 
überhaupt  nicht.  Es  giebt  nur  „Nationen"  und  wird  noch  lange  nur 
solche  geben,  auch  wenn  sie  Mischungsergebnisse  sind.  „Der  nach  „„In- 
ternationali tat""  strebende  Kosmopolitismus  ist  heutzutage  für  jede 
nicht  angelsächsische  Nationalität  kaum  etwas  Anderes,  als  ein  Verrath 
der  eigenen  Nationalität  an  den  englischen  Stamm."  Und  was  speciell 
uns  Deutsche  anbelangt,  so  „haben  wir  seit  100  Jahren  mehr  als  irgend 
ein  anderes  Volk  der  Welt  —  die  Negersclaven  höchstens  ausgenommen 
—  zu  Gunsten  und  im  Dienste  des  englischen  Stammes  gearbeitet 
und  haben  unsere  auswandernden  Culturkräfte  demselben  willenlos  ge- 
opfert" 

Hübbe-Schleiden  weist  in  diesem  Sinne  nach,  dass  die  Entwickelung 
eines  selbstbewussten  Nationalgefuhls  und  eine  kraftvolle  übersee- 
ische Politik,  welche  im  Handel  und  in  der  Auswanderung  nur  natio- 
nale Flaggen  kennt,  geradezu  Existenzfragen  für  Deutschlands  Zu- 
kunft sind.  Hieraus  ergiebt  sich  mit  Nothwendigkeit  die  Folge,  in  der 
Auswanderungs-  und  Colonisationspolitik  zunächst  die  Loosung  auszugeben: 
„Los  von  Grossbritannien,  los  von  Nordamerika." 

Aber  Hübbe-Schleiden  zeigt  nicht  blos  die  Nothwendigkeit  einer 
extensiven  Gulturpolitik,  sondern  auch  die  Möglichkeit  deutscher  Colo- 
nisation.  Die  „weggegebene  Welt"  wie  „die  Armuth  des  deutschen  Vol- 
kes", welche  solchen  Unternehmungen  im  Wege  stehen  würden,  verweist 
er  ebenso  unter  die  „Ammenmärchen" ,  wie   die  „sonderliche  Kostspielig- 
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keit''  überaeeisoher  Unternehmungen.  „Die  Cultivation  Jaya's  Anfang  der 
dreisaiger  Jahre  dieses  Jahrhunderts  wurde  von  den  Niederländern  mit 
37  MilL  Gulden  begonnen  und  mit  nur  36  Mill.  Gulden  im  grossartigsten 
Maassstabe  durchgeföhrt'*  y,Die  Phrase,  dass  die  deutsche  Nation  gegen- 
wärtig nur  ein  armes  Volk  sei ,  beruht  ohnedies  auf  einer  durchaus  ein- 
seitigen Anschauung  der  Verhältnisse.  Besteht  denn  der  Beichthum  einer 
Nation  etwa  blos  in  ihrem  vorhandenen  Productiv-Capital?  ....  Als 
England  und  Niederland  es  unternahmen,  sich  reiche  überseeische  Wirth- 
schaftsgebiete  zu  erwerben,  waren  sie  auch  nur  arme  Länder,  viel  ärmer 
als  es  damals  Deutschland  und  vor  Allem  die  Hansestädte  waren.  Aber 
eben  durch  diese  überseeischen  Leistungen  sind  jene  beiden  Länder  gross 
und  reich  geworden.  Damals  waren  Hamburg  und  Bremen  zehnfach  Lon- 
don und  Liverpool  an  Grösse  und  Wohlstand  überlegen ;  Dank  der  über- 
seeischen Politik  der  britischen  Nation  haben  diese  Städte  jetzt  uns  um 
das  zehnfache  überholt'* 

Wir  müssen  es  ans  versagen  ^),  den  originellen  Gedankengang  Hübbe- 
Schleidens  weiter  zu  analysiren,  müssten  wir  doch  die  meisten  seiner  Aus- 
fohrungen  reproduciren,  wollten  wir  das  hier  besonders  hervorheben,  was 
originell  und  charakteristisch  an  denselben  ^ist  Ein  Jeder,  der  sich  mit 
den  Fragen  der  Auswanderung  und  Colonisation  beschäftigen  will,  wird 
doch  an  Hübbe-Schleiden  nicht  vorbeigehn  dürfen,  ja  er  wird  nach  seinen 
Schriften  zuerst  zu  greifen  haben.  Der  Vollständigkeit  wegen  müs- 
sen wir  nur  erwähnen^  dass  auch  Hübbe-Schleiden  auf  Südamerika  als  ein 
„nächstliegendes  Ziel"  der  deutschen  Massenauswanderung  hinweist  und 
dass  er  in  Bezug  auf  die  Mitwirkung  des  Staates  ganz  unsere  oben  ent- 
wickelten Anschauungen  theilt 

Wie  wir  schon  andeuteten,  geht  Hübbe-Schleiden  über  Auswanderung 
and  Colonisation  weit  hinaus.  Er  beschäftigt  sich  mit  dem  gesammten 
Gebiete  der  extensiven  Culturpolitik.  In  dieser  Beziehung  hebt  er  den 
Unterschied  zwischen  „Colonisation"  und  „Culti vation"  scharf  her- 
vor, bezeichnet  mit  dem  letzteren  Ausdruck  die  Thätigkeit  der  Engländer 
in  Ostindien,  der  Niederländer  in  Java,  hält  die  Cultivation  sogar  für  ren- 
tabler, entwickelungsfähiger  und  dauerhafter  als  die  Colonisation  und  möchte 
(schon  in  seinem  „Ethiopien")  Deutschland  zur  Cultivation  von  West- 
afrika anregen. 

Wenn  wir  diese  interessante  Seite  der  Studien  Hübbe-Schleidens  nur 
andeuten  konnten,  so  dürfen  wir  uns  mit  seinem  Anhang  zur  Uebersee- 
ischen  Politik  „Studien  über  die  Statistik  des  Welthandels"  an  dieser 
Stelle  gar  nicht  beschäftigen.  Dieser  Gegenstand  sollte  in  dieser  Zeitschrift 
besonders  behandelt  werden.  Wir  wollen  aber  nicht  verschweigen,  dass 
wir  hier  den  Ausfuhrungen  Hübbe-Schleidens  weniger  beipflichten  könnten. 

In  ähnlicher  Weise,  wie  Hübbe-Schleiden,  ist  auch  Ernst  von  We- 
ber von  der  Beobachtung  afrikanischer  Verhältnisse  („Vier  Jahre  in  Afrika 
1871  bis  1875")  ausgegangen,  um  bei  der  Behandlung  „der  Erweite- 
rung    des   deutschen    Wirthschaftsgebietes"    anzulangen,    nur 

1)  Eine  ausführlichere  Besprechung  der  jüngsten  Schrift  Hübbe-Schleidens  ,,Deatsche 
Colonisation**  haben  wir  unter  dem  Titel  ,,Deatschlands  Zukunft  und  seine  kommende 
Generation**  im  Export  1881  Nr.  21  gegeben. 


322  Literatur. 

dasB  Weber  sich  nicht  mit  dem  Westen,  sondern  mit  dem  Süden  und 
Südosten  Afrikas  beschäftigt  hatte.  Die  Schrift  Webers  ist  älter  als  die- 
jenigen Hübbe-Schleidens ,  sie  ist  in  keiner  Weise  von  so  grundlegender 
Bedeutung  wie  diese.  Immerhin  vertritt  sie  ähnliche  Anschauungen  in 
geschickter  fesselnder  Weise.  Weber  empfiehlt  die  Annexion  von  Trans-  ., 
T  a  a  1  durch  Deutschland.  Wenn  er  sich  damit  freilich  auf  ein  augenblick- 
lich nicht  practisches  Gebiet  begiebt,  so  ist  doch  die  Wichtigkeit  jener  nie- 
derdeutschen Colonisation  Südafrikas  für  den  deutschen  auswärtigen  Handel, 
vielleicht  auch  für  Bruchtheile  unserer  Auswanderung  anzuerkennen.  Auch 
an  die  Möglichkeit  einer  Emancipation  der  y,Afrikander"  von  Altengland 
muss  gedacht  werden.  Jedenfalls  ist  aber  an  eine  sofortige  Berücksichti- 
gung der  Weberschen  Vorschläge  nicht  zu  denken.  Uebrigens  empfiehlt 
auch  von  Weber  Südamerika  als  Ziel  deutscher  Massenauswanderung. 

Ein  zu  wenig  berücksichtigtes  Hinderniss  für  die  Einleitung  einer 
practischen  Colonialpolitik  durch  die  deutsche  Nation  ist  die  Zerstreu- 
ung der  Aufmerksamkeit  auf  die  verschiedensten  Colonialge- 
biete,  welche  durch  die  Liebhaberei  oft  sehr  hervorragender  Beisender  und 
Gelehrter  herbeigeführt  wurde,  gerade  diejenigen  Gegenden  als  Ziel  deut- 
scher Auswanderung  zu  empfehlen,  welche  sie  selbst  gesehen  und  bewun- 
dert haben,  oder  für  welche  sie  aus  anderen  Gründen  besonderes  Interesse 
hegen.  Hierher  müssen  wir  es  zählen,  wenn  Karl  von  Scherz  er  gleich- 
zeitig Guatemala,  Honduras,  Costa  Rica  und  Chile  empfiehlt  Seinem 
Urtheil  über  diese  Länder,  welche  er  kennt,  soll  nicht  widersprochen  wer- 
den. Jedenfalls  fehlt  ihnen  aber  das  Erforderniss  des  grossen  Hinterlan- 
des neben  andern  von  uns  oben  zusammengestellten  Erfordernissen.  Aber 
besonders,  warum  soll  die  Zersplitterung^)  der  deutschen  Auswan- 
derung in  Permanenz  erklärt  werden?  Warum  bemängelt  von  Scherzer 
diese  oder  jene  untergeordnete  Seite  der  südamerikanischen  Verhältnisse 
(die  er  aus  eigener  Anschauung  nicht  kennt)?  Warum  tritt  er,  in  den 
principiellen  Fragen  der  Auswanderungspolitik  einverstanden,  nicht  auch 
für  das  reiflich  erwogene  Ziel  mit  seiner  unzweifelhaften  literarischen 
Autorität  ein? 

Viel  energischer  muss  man  sich  dagegen  aussprechen,  wenn  N.  Gru- 
newald unter  dem  unverfänglichen  Titel:  „Wie  kann  Deutschland  Golo- 
nialbesitz  erwerben  ?  Practischer  Vorschlag  zur  Lösung  der  Colonialfhige" 
versucht,  die  deutsche  Auswanderung  nach  Ecuador  hinzuleiten.  Sind 
denn  die  hunderte  deutscher  Colonisationsexperimente  nach  Centralamerika 
und  nach  den  Tropen  noch  nicht  genug,  diese  Experimente,  welche  firüher 
Tausenden  Gesundheit  und  Existenz  gekostet  und  dazu  beigetragen  haben, 
alle  übrigen  Länder  Amerikas,  ausser  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, unberechtigter  Weise  in  Verruf  zu  bringen? 

Mit  einer  gewissen  Einschränkung  gilt  das  soeben  bemerkte  auch 
von  der  Schrift  Wilhelm  Liesenbergs  „Wohin  Auswandern?''.  Diese 
Schrift')  ist  gut,   insoweit  sie  auf  Ghrund  der  vorhandenen  Literatur   (na- 

1)  Die  Weltpost  1882  Nr.  1  empfiehlt  in  einer  Nummer   als    Ziel    deatscher  Aaa- 
wanderang  Mexiko,  Argentinien  und  Chile. 

2)  Wir  haben  dieselbe   im  Export  1881    Nr.  26  ausführlicher  besprochen.     Liesen- 
berg  antwortete  darauf  in  Nr.  27. 
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mentlich  Richard  Napp)  und  eignen  Erfethmogen  für  ArgentiDien  eintritt 
(Gefährlich  ist  sie  aber  insofern,  als  sie  gleichzeitig  Paraguay  auf  Grund 
zu  mangelhafter  Informationen,  gewiss  in  uneigennütziger  Absicht,  empfiehlt. 
Die  Untersuchungen  über  dieses  Land  müssen  noch  lange  in  objectivster 
Weise  fortgesetzt  werden,  ehe  es  mit  gutem  Gewissen  für  die  deutsche  Aus- 
wanderung empfohlen  werden  darf  (für  „Gultivation'^  könnte  es  bis  dahin 
immerhin  geeignet  sein).  Grundsätzlich  wird  auch  innerhalb  des  süd- 
amerikanischen  zukünftigen  Colonisationsgebietes  die  Concentration  vor 
der  Zersplitterung  zu  bevorzugen  sein. 

Eine  ganz  besondere  Stellung  innerhalb  der  Golonisationsliteratur  neh- 
men die  Schriften  von  Wülffing  und  Bläser  ein.  Wie  schon  der  Titel 
zeigt,  tritt  Bläser  für  die  Erwerbung  von  Tunis  und  Tripolis  durch 
das  deutsche  Reich  ein,  während  sich  hinter  dem  allgemeingehaltenen 
Titel  der  Schrift  von  Wülffing^)  der  Vorschlag  versteckt,  Marokko 
zu  annectiren.  Insofern  beide  die  Anlage  von  „Aokerbauoolonien''  an  den 
verschiedenen  Punkten  der  nordafiricanischen  Küste  empfehlen,  ergiebt  sich 
unsere  Stellung  zu  diesen  Vorschlägen  aus  dem  oben  Ausgeführten  von 
selbst 

Etwas  anders  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn  wir  uns  auf  den  Stand- 
punkt der  „Cultivation"  stellen.  Aber  auch  hier  könnte  eine  beding- 
ungsweise Zustimmung  nur  academischer  Natur  sein,  insofern  allerdings 
die  Nordküste  von  Afrika  sich  für  die  Zwecke  europäischer  Cultivation 
eignet     Praktisch  ausführbar  sind  aber  beide  Vorschläge  nicht. 

Die  Brochüre  Bläsers  war  schon  veraltet,  noch  ehe  sie  in  den 
Druck  gegeben  wurde;  denn  wenn  auch  das  Vorwort  vom  September  1881 
datirt  und  als  Verlagsjahr  sogar  1882  darauf  gesetzt  ist,  nimmt  sie  doch 
mit  keinem  Worte  Bezug  auf  die  neueste  Gestaltung  der  politischen 
Verhältnisse  in  Tunis.  Heute  ist  eben  Tunis  nicht  mehr  zu  vergeben. 
Thatsächlich  gehört  es  Frankreich.  Aber  auch  ohne  den  Eintritt  dieses 
Zwischenfalles:  hätte  Deutschland  mit  überseeischer  Politik  gerade  im  Mit- 
te Imeere  den  Anfang  machen  sollen,  mit  dem  es  nicht  grenzt  und  von 
dem  es  durch  Gibraltar  abgeschnitten  ist?  Hätte  es  in  die  Interessen- 
sphäre Frankreichs  eingreifen  sollen,  mit  dem  es  hinreichend  grenzt  und 
mit  dem  in  Ruhe  und  Frieden  zu  leben  die  erste  Sorge  Deutschlands  ist  ? 
Im  Mittelmeer  wird  Deutschland  auch  wirthschaftlich  seine  Interessen 
immer  nur  indirect  vertreten  müssen,  indem  es  in  dem  Interessen conflict, 
welcher  zwischen  England,  Frankreich,  Italien  und  Oesterreich  obwaltet, 
sein  Machtwort  im  Sinne  des  europäischen  Concertes  zur  Geltung  bringt. 
In  den  meisten  Fällen  wird  auch  hier  Deutschland  sich  der  österreichischen 
Vermittelung  bedienen  können.  Der  gemeinsame  Feind  deutscher  und 
Österreichischer  wirthschaftlicher  Interessen  im  Mittelmeere  ist  aber  nicht 
Frankreich,  sondern  Grossbritannien. 

Bei  Marokko  ist  die  Sachlage  anders  und  für  Deutschland  bei  weitem 
günstiger.  Marokko  liegt  an  der  Küste  des  uns  jederzeit  zugänglichen  atlan- 
tischen Oceans  und  würde  seinerseits  unserer  Marine  einen  Stützpunkt  für 
ihr  Auftreten  in  anderen  Welttheilen  geben.     Die  von  Wülffing  angeführ- 


1)  Wir  haben  dieie  Schrift  ansföhrlicher  im  Export  1881  Nr.  82  angezeigt. 
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ten  Gründe,  welche  die  baldige  Anncctirung  Marokkos  durch  eine  enropäi- 
sehe  Macht  nöthig  und  durch  Deutschland  wünschenswerth  machen ,  sind 
anzuerkennen  und  dürfen  nicht  auf  eine  Stufe  mit  anderen  gutgemeinten 
^^patriotischen  Phantasien*'  gestellt  werden.  Die  Erwerbung  Marokko^s  für 
deutsche  „Cultivation"  hängt  aber  von  einer  Vorfrage  ab,  die  in  acade- 
mischer  Weise  nicht  gelöst  werden  kann,  nämlich  der,  ob  unsere  leiten- 
den Staatsmänner  überhaupt  von  Staatswegen  eine  Ausdehnung  unserer 
Macht-  und  Wirthschaffcssphäre  über  See  wünschen  und  geneigt  sind,  die 
hier  ohne  Zweifel  nöthigen  auch  militärischen  Opfer  zu  bringen.  Um 
welchen  Aufwand  an  Machtmitteln  es  sich  in  solchen  Fällen  handelt,  das 
zeigt  heute  Frankreich  in  Algier  und  Tunis,  wenn  auch  Deutschland  viel- 
leicht etwas  practischer  verfahren  würde.  Denn  auch  Hübbe-Schleiden 
hat  in  seinem  „Ethiopien*'  nachgewiesen,  dass  Frankreich  in  seinem  Un- 
geschick in  der  Behandlung  colonialcr  Angelegenheiten  wohl  von  keiner 
Macht  übertroffen  werden  kann. 

Vielleicht  wird  dafür  gesorgt^  dass  bis  zum  Eintritt  günstiger  Momente 
Spanien  die  Wacht  hält,  um  die  allzugrosse  Ausdehnung  Frankreichs 
und  Englands  auf  jenem  Schauplatz  hintanzuhalten. 

Schliesslich  haben  wir  uns  mit  noch  einer  und  zwar  einer  wichtigen 
Seite  der  Colonisationsliteratur  zu  beschäftigen.  Bekanntlich  hat  Friedrich 
List  empfohlen,  die  deutsche  Massenauswanderung  nicht  über  See,  sondern 
„nach  den  fruchtbaren,  aber  dünn  bevölkerten  Theilen  Ungarns,  nach 
den  polnischen  Provinzen  von  Oesterreich  und  Preussen,  endlich  nach 
denjenigen  Theilen  der  Türkei  zu  lenken,  welche  künftig,  so  Gott  will, 
das  Erbe  Deutschlands  bilden  sollen.''  Diese  Ansicht  ist  dann  durch 
Röscher  und  Höfken  unterstüzt  und  vertreten  worden.  Neuerdings  sind 
nun  Fritz  Bobert  und  H.  Loehnis^)  darauf  zurückgekommen. 

Nun  ist  es  zwar  über  allen  Zweifel  erhaben,  dass  die  Germanisi- 
rung  des  europäischen  Südostens  das  höchste  Ziel  einer  ferneren  deut- 
schen Politik  sein  muss.  Es  fragt  sich  nur,  ob  die  Hinlenkung  der  Aus- 
wanderung in  diese  Gebiete  jetzt  empfehlenswerth  ist  und  dem  erstrebten 
Zwecke  dienen  kann.  An  der  Besiedelung  der  fraglichen  Gebiete  mit 
Deutschen  hat  es  seit  Jahrhunderten  nicht  gefehlt  Millionen  Deutsche 
sind  an  der  Donau  entlang,  nach  dem  Balkan  und  nach  Polen  vorgedrun- 
gen. Trotzdem  hat  die  Germanisirung  des  europäischen  Südostens  Büok- 
sch ritte  gemacht.  Dies  zeigt  deutlich,  dass  diese  Germanisirung  weniger 
eine  ethnographische,  als  eine  Machtfrage  ist. 

In  früheren  Perioden  der  Geschichte  ist  die  Germanisirung  südöst- 
licher europäischer  Länder  immer  nur  nach  vorausgegangener  Eroberung 
dieser  Länder  erfolgt.  Und  so  wird  es  auch  für  die  Zukunft  bleiben. 
Der  grössere  Theil  der  Länder,  welcher  durch  deutsches  Blut  den  Slawen 
und  Türken  abgerungen  worden  ist,  hat  Oesterreich  an  die  Magyaren 
ausgeliefert  und  damit  auf  die  Fortsetzung  einer  germanischen  Politik  im 
europäischen  Südosten  verzichtet.  Wenn  wir  die  Lrrlehren  der  Neumal- 
thusianer  nicht  befolgen,  wird  es  uns  an  Material  nicht  fehlen,  eine  deutsche 


1)  Unter  dem  Titel  „Die  deutscheu  Colouialprojecte  und   der  europäische  Sfldosten*' 
haben  mr  die  Schrift  von  Loebnis  im  Export  1881  Nr.  30  ausführlicher  besprochen. 
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Massenauswanderung,  statt  über  See,  nach  dieBen  Nachbarländern  hinzulen- 
ken. Das  sind  aber  Aufgaben ,  mit  denen  sich  die  gegenwärtige  Genera- 
tion nicht  zu  befassen  haben  wird. 

In  Oesterreich-Ungam ,  auf  dem  Balkan  und  in  der  Levante  haben 
wir  zur  Zeit  keine  andere  Aufgabe,  als  die,  das  zur  Genüge  vorhandene 
deutsch-germanische  Element  in  seinem  Bestände  und  bei  seiner  Natio- 
nalität zu  erhalten  (deutsche  Schulvereine)  und  in  Verbindung  mit 
Deutsch-Oesterreich  und  der  deutschen  Schweiz  an  die  Stelle  des  zu  ver- 
drängenden englischen  handelspolitischen  Einflusses  den  deut- 
schen zu  setzen  ^). 

Wenn  wir  auch  immer  geneigt  sind,  die  Interessen  des  Ganzen  über 
die  des  Einzelnen  zu  stellen ,  so  würde  doch  auch  gegen  die  Empfehlung 
des  europäischen  Südostens  als  Ziel  deutscher  Auswanderung  der  Umstand 
sprechen,  dass  sich  unter  den  gegenwärtigen  —  vielleicht  allerdings  vor- 
übergehenden —  Verhältnissen  die  Lage  des  Individuums  bei  einer  Aus- 
wanderung aus  Deutschland  dorthin  in  den  meisten  Fällen  nur  ver- 
schlechtern könnte.  Aber  auch  im  Allgemeinen  involvirt  die  Gegen- 
überstellung europäischer  Auswanderungsziele  gegen  überseeische  durchaus 
keine  „Kritik  der  deutschen  Kolonialprojecte."  Letztere  beschäftigen  sich 
mit  denjenigen  Auswanderern,  welche  man  oft  „Europamüde"  genannt  hat 
Es  ist  dies  eine  ganz  andere  Categorie  von  Menschen,  welche  zur  über- 
seeischen Auswanderung  entschlossen  sind,  als  diejenigen,  welche  Lust 
haben,  an  der  Donau  statt  an  der  Elbe  Ackerbau  zu  treiben.  Diejenigen, 
welche  Deutschland  über  die  Binnengrenzen  verlassen,  können  allerdings 
nur  schwer  gezählt  werden.  Jedenfalls  zählen  sie  heute  aber  nur  jährlich 
nach  Tausenden,  während  es  sich  bei  der  überseeischen  Auswanderung  um 
Hunderttausende  handelt. 

Die  Frage,  w  o  und  wie  diese  Hunderttausende  angesiedelt  werden 
sollen,  das  ist  der  Kern  der  Colonisationsfrage.  Und  diese  Frage  darf 
und  wird  von  der  Tagesordnung  der  öffentlichen  Aufmerksamkeit  nicht 
eher  wieder  abgesetzt  werden,  bis  sie  im  nationalen  Sinne  entschieden 
worden  ist.  Ob  dies  unserer  gegenwärtig  maassgebenden  Generation 
gelingen  wird,  ist  allerdings  billig  zu  bezweifeln  '). 

Leipzig  im  Januar  1882.  Ernst  Hasse. 


1)  In  seiner  zweiten  Schrift  hat  sich  Loehnis  von  dem  ihm  nicht  zuständigen  Ge- 
biete der  ,,Kritik  der  deutschen  Koloni&lprojecte"  auf  das  ihm  sehr  zuständige  der  Be- 
fürwortung einer  deutschen  Handelsgesellschaft  für  den  europäischen  Südosten  begeben. 
Diese  Vorschläge  haben  sogar  bereits  practische  Gestalt  gewonnen.  Vgl.  H.  Loehnis: 
„Der  deutsche  Handelsverein  in  Berlin.  Programm  und  Statuten/*  Bonn ,  1881.  Wir 
empfehlen  diese  Angelegenheit  aufmerksam  zu  verfolgen,  müssen  aber  hier  davon  absehn, 
uns  auch  mit  dem  auswärtigen  deutschen  Handel  zu  beschäftigen,  dessen  Interessen  aller- 
dings vielfach  mit  denen  der  Auswanderung  zusammenfallen.  —  Unter  dem  Titel  ,,Die 
Cultivation  der  Levante  und  die  Stiftung  der  deutschen  Handelsgesellschaft**  haben  wir 
uns  im  Export  1881  No.  40    eingehender   mit    den  Vorschlägen  von  Loehnb  beschäftigt. 

2)  Wir  behalten  uns  ausdrücklich  vor,  demnächst  an  dieser  Stelle  auch  den  Obigem 
entgegengesetzten  Standpunkt  zum  Ausdruck  zu  bringen.  D.  Bed. 


N.  F.  Bd.  lY.  22 
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IV. 

Das  preu88i80he  QesetB  über  gemeinsohaftliohe  HölBongen  Tom 

14.  MftTB  1881. 

Durch  §  4  des  bekannten  LandeskulturedikteB  vom  14.  Sept.  1811 
war  fiir  den  Geltungsbereich  des  A.  L.  R.  die  Bewirthschaftung  der  Pri- 
vatwaldungen  vollständig  frei  gegeben  worden.  Die  Einsohränkongeo, 
welche  theils  das  allgemeine  Landrecht,  theils  die  Provinzial-Forstordnnn- 
gen  in  Ansehung  der  Benutzung  der  Privatwaldungen  yorschrieben,  sollten 
gänzlich  aufhören  und  die  Eigenthümer  ihre  Wälder  nach  Gutbefinden  be- 
nutzen und  sie  auch  parzelliren  und  urbar  machen  können,  wenn  nicht 
Verträge  mit  einem  Dritten  oder  Berechtigungen  Anderer  dem  entgegen- 
stünden. Später  wurde  jedoch  die  Theilbarkeit  gemeinschaftlicher  Wälder 
durch  §  109  der  Gemeinheitstheilungsordnung  vom  7.  Juni  1821  wieder 
insofern  beschränkt,  als  die  Naturaltheilung  ganz  oder  theilweise  nur 
dann  zulässig  sein  sollte,  wenn  entweder  die  einzelnen  Antheile  zu  forzt- 
mässiger  Benutzung  geeignet  blieben  oder  sie  vortheilhaft  als  Acker  oder 
Wiese  benutzt  werden  könnten.  Ausser  diesen  Fällen  sollte  die  Ausein- 
andersetzung im  Mangel  einer  Einigung  nur  durch  öffentlichen  gericht- 
lichen Verkauf  bewirkt  werden  können,  eine  Bestimmung,  welche  aller- 
dings die  Absicht  des  Gesetzgebers  leicht  vereiteln  konnte.  Denn  der 
neue  Eigenthümer  konnte  an  der  Zerschlagung  seines  Besitzthums  gesetz- 
lich nicht  verhindert  werden.  Ja  er  konnte  sogar  die  einzelnen  Theile 
des  Waldes  an  die  früheren  Miteigenthümer  nach  Belieben  verkaufen. 

In  den  übrigen,  nach  1815  neu  erworbenen  Landestheilen  war  der 
Privatwaldbesitz  sehr  verschiedenartig  gestellt  In  einigen  Gebieten 
(Rheinprovinz,  Theile  der  Provinz  Hannover)  bestanden  zwar  gesetzliche 
beschränkende  Bestimmungen,  doch  waren  dieselben  in  der  Praxis  ganz 
ausser  Uebung  gekommen ;  in  anderen  (Hessen ,  Nassau ,  Bayern  etc.)  da- 
gegen waren  die  übernommenen  Gesetze  auch  thatsächlich  in  Kraft  ge- 
blieben. 

Nun  war  allerdings  schon  firüher  der  Wunsch  zu  erkennen  gegeben 
worden,  es  möchte  den  Schäden  einer  völlig  ungebundenen  Privatwaldwirth- 
schaft  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  abgeholfen  werden,  doch  begnügte 
man  sich  mit  einer  speziellen  Regelung  in  einzelnen  konkreten  Fällen 
durch  Erlaas  von  Gesetzen  für  die  Genossenschaftsforsten  in  den  Kreisen 
Siegen,  Altenkirchen,  Olpe  und  Wittgenstein. 

Erst  in  der  neuesten  Zeit,  nachdem  bereits  mehrmals  aus  dem  Schoosse 
des  Abgeordnetenhauses  hierzu  angeregt  worden  war,  hatte  man  sich  ent- 
schlossen, die  gesetzliche  Möglichkeit  für  Beschränkungen  in  allen  den- 
jenigen Fällen  zu  schaffen,  in  welchen  dieselben  als  dem  allgemeinen  In- 
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teresse  entsprechend  mit  genügender  Bestimmtheit  bezeichnet  werden 
könnten,  nnd  im  Uebrigen  die  Privatwaldwirthsohaft  im  ganzen  Umfange 
der  Monarchie  frei  zu  geben.  §  1  des  Waldschutzgesetzes  vom  6.  Juli  1875 
bestimmte  demgemäss,  dass  die  Benutzung  und  Bewirthschaftung  von 
Waldgrundstücken  nur  denjenigen  lan despolizeilichen  Beschränkungen  un- 
terliegen sollten,  welche  durch  dieses  Gesetz  vorgeschrieben  oder  zugelas- 
sen seien ;  doch  sollten  die  für  Staats-,  Gemeinde-,  Korporations-,  Genossen- 
schafts- und  Instituten-Forsten  bestehenden  besonderen  Bestimmungen  in 
Kraft  bleiben.  Jene  Beschränkungen  können  einmal  darin  bestehen,  dass 
zur  Abwendung  von  Gefahren  in  fremden  Waldungen  Schutzmaassregeln 
gefordert,  bezw.  durchgeführt  werden  können.  Dann  aber  können  auch 
in  Fällen,  in  welchen  die  forstmässige  Benutzung  neben  einander  oder 
vermengt  gelegener  Waldgrundstücke,  öder  Flächen  oder  Heideländereien 
nur  durch  das  Zusammenwirken  aller  Betheiligten  zu  erreichen  ist,  Majo- 
ritätsgenossenschaften für  Zwecke  des  Schutzes  und  der  Bewirthschaftung 
gebildet  werden. 

Femer  war  bestimmt,  dass,  wenn  eine  nach  den  bestehenden  Vor- 
schriften zulässigpe  Naturaltheilung  eines  von  einer  Realgemeinde  oder 
einer  Genossenschaft  besessenen  Waldgrundstücks  solche  Theilstücke  er- 
geben würde,  deren  forstmässige  Benutzung  nur  durch  gemeinschaftliche 
Bewirthschaftung  zu  erreichen  wäre,  dem  Antrage  auf  Theilung  nur  dann 
stattgegeben  werden  dürfe,  wenn  die  Mehrzahl  der  Betheiligten,  nach  den 
Theilnahmerechten  berechnet,  demselben  zustimme. 

Diesem  Gesetze  folgte  unter  dem  14.  August  1876  ein  weiteres,  wel- 
ches für  die  Gemeindewaldungen  der  östlichen  Provinzen  an  die  Stelle 
des  Systems  der  allgemeinen  Oberaufsicht,  wie  sie  überhaupt  über  die 
Vermögensverwaltung  der  Gemeinden  geübt  wird,  dasjenige  einer  speziel- 
leren Einwirkung  auf  die  Bewirthschaftung  der  Gemeindeforste  setzte. 

In  der  neuesten  Zeit  ist  man  nun  noch  einen  Schritt  weiter  gegan- 
gen in  der  Bichtung,  durch  die  Gesetzgebung  auf  die  Erhaltung  und  pfleg- 
liche Behandlung  von  Wäldern  hinzuwirken.  Nach  dem  oben  angefahrten 
neuen  Gesetze  soll  der  forstliche  Betrieb  und  die  Benutzung  einer  gewis- 
sen Kategorie  von  gemeinschaftlich  besessenen  Waldungen  der  Aufsicht 
des  Staates  nach  Maassgabe  der  gesetzlichen  Bestimmungen  unterstellt  wer- 
den, welche  in  den  einzelnen  Landesthcilen  für  die  Holzungen  der  Ge- 
meinden gelten.  Eine  Ergänzung  zu  diesen  Vorschriften  bildet  diejenige, 
nach  welcher  Theilungen  nur  unter  bestimmten,  im  Gesetze  näher  bezeich- 
neten Voraussetzungen  sollen  stattfinden  dürfen. 

In  den  Motiven  zum  Gesetzentwurfe,  wie  in  den  Verhandlungen  wurde 
zwar  ein  Hauptgewicht  auf  Erhaltung  der  Genossenschaft  und  ihrer  wirth- 
schaftlichen  Kraft  gelegt.  Doch  wurde  dieser  Gesichtspunkt  auch  öfter 
mit  einem  anderen  vertauscht,  indem  man  an  Stelle  der  Besitzer  einfach 
das  von  denselben  besessene  Objekt  setzte.  Ja  das  Gesetz  selbst  enthält 
eine  Stelle,  aus  welcher  hervorgeht,  dass  man  nicht  sowohl  die  Genossen- 
schaft und  deren  Zwecke,  sondern  besonders  auch  den  Wald  und  seine 
Behandlung,  ganz  abgesehen  von  seinen  Eigenthümem  und  deren  Interes- 
sen, im  Auge  gehabt  hat. 

22* 
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Als  Oeltangsbereich  des  Gesetzes  werden  diejenigen  Holxon- 
gen  und  mit  denselben  im  örtlichen  Zusammenhang  stehenden  Waldblöeeen 
bezeichnet,  an  welchen  bei  dem  Inkrafttreten  desselben  das  Eigenthnm 
mehreren  Personen  gemeinschaftlich  zusteht,  sofern  nicht  nachgewiesen 
wird,  dass  die  Gemeinschaft  durch  ein  besonderes  priratrechtlicheB  Yer- 
hältniss  entstanden  ist  Dahin  werden  auch  Holzungen  gerechnet,  welche 
Mitgliedern  einer  solchen  Genossenschaft  oder  welche  einer  Klaaee  von 
Mitgliedern  oder  von  Einwohnern  einer  Gemeinde  durch  eine  GemeinheitB- 
theilung  oder  Forstservitutenablösung  als  Gesammtabfindung  überwiesen 
werden  oder  bereits  überwiesen  worden  und  bis  zum  Inkrafttreten  dee  Ge- 
setzes gemeinschaftliches  Eigenthum  geblieben  sind  (§  1). 

Um  der  Bildung  von  Gemeinschaften,  welche  der  Wirkung  des  Ge- 
setzes zu  unterstellen  seien,  auch  in  Zukunft  Vorschub  zu  leisten,  wnrde 
Ton  der  Agrarkommission  mit  stillschweigendem  Einverständniss  der  Re- 
gierung und  nachheriger  Billigung  der  Kammern  in  §  1  noch  die  Bestim- 
mung aufgenommen,  dass  fortan  Abfindungen,  welche  den  näher  bezeich- 
neten Kategorien  von  Berechtigten  bei  einer  Gemeinheitstheilung  oder 
Forstservitutenablösung  als  Holzung  zu  gewähren  sind,  nur  als  Gesammt- 
abfindung überwiesen  werden  dürfen. 

„Keine  Anwendung  findet  das  Gesetz  auf  Holzungen,  bei  welchen  die 
Gemeinschaft  nachweislich  auf  einem  besonderen  privatrechtlichen  Verhält- 
nisse beruht ,  also  namentlich  auf  Holzungen ,  welche  zu  einem  Familien- 
fideikommisse  oder  welche  Miterben  gehören  oder  welche  Yon  Mehreren 
durch  Vertrag  gemeinschaftlich  erworben  sind,  femer  auf  Holzangen, 
welche  sich  nach  ihrer  Beschaffenheit  oder  ihrem  UmfiEmge  zu  einer  forst- 
mäaaigen  Bewirthschaftung  nicht  eignen''  (Motive). 

Zahlreiche  Gemeinschaften  der  oben  erwähnten  Art  sind  auf  Gtrond 
der  neueren  Gemeinheitstheilungsordnungen  oder  auch  schon  früher  and 
zwar  damals  nicht  selten  auf  Anregung  und  unter  Förderang  durch  die 
Regierung  selbst  aufgelöst  worden ;  andere  sind  in  den  modernen  politi- 
schen Gemeinden  aufgegangen,  und  so  handelt  es  sich  denn  nnr  noch  um 
einige,  theils  rein  zufällig  erhaltene  Ueberreste  mit  einem  Terrain  von 
rund  103,000  ha,  welche  sich  auf  etwa  2300  Besitzungen  vertheilen. 
Hier  wollte  man  eben  „retten,  was  noch  zu  retten*'  möglich  seL 

Diese  Möglichkeit  schien,  sofern  man  nicht  vollständig  mit  einer  fon- 
damentalen  Bestimmung  der  bestehenden  (Gesetzgebung,  welche  die  Privat- 
Waldungen  frei  gibt,  nicht  brechen  wollte,  nur  bei  jener  Klasse  von  Ge- 
meinschaften g^egeben  zu  sein,  welche  nicht  auf  rein  privatrechtlichem 
Boden  stehen  und  eine  Art  Mittelstufe  zwischen  Gemeinde  und  PriTsten 
einnehmen. 

Kon  ist  es  freilich  sehr  schwierig,  praktisch  eine  richtige  Gränze 
zwischen  rein  privaten  and  solchen  Gemeinschaften  zu  ziehen,  welche 
um  Theil  einen  öffentlich-rechtlichen  Charakter  tragen. 

Biese  Schwierigkeit  hat  das  Gesetz  aaf  sehr  einfache  Weise  amgan- 
gSB.  Es  erstreckt  sich  von  vornherein  auf  alle  Waldungen,  an  denen  das 
BigemkoB  mehreren  Personen  gemeinschaftlich  zusteht  und  verlangt  Ton 
deigeaigen  Inteiessenten,  welche  volle  Freiheit   der  Bewirthschsitang  be- 
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ansprucheDy  den  Nachweis,  dass  ihre  Gemeinschaft  durch  ein  besonderes  (!) 
privatrechtliches  Yerhältniss  entstanden  sei. 

Die  Begründung  des  Gesetzes  stützt  sich  vorzüglich  auf  zwei 
Argumente,  von  denen  das  eine  die  auf  der  historischen  Entwickelung 
beruhende  rechtliche  Zulässigkeit  der  staatlichen  Beaufsichtigung,  das  an- 
dere das  durch  die  Eigenthümlichkeit  der  Waldwirthschaft  und  die  wirk- 
liche Sachlage  gegebene  praktische  Bedürfniss  betont. 

Die  in  Rede  stehenden  gemeinschaftlichen  Wälder,  so  wurde  bemerkt, 
stammten  aus  derselben  Quelle  wie  die  Gemeindewaldungen.  Die  Eigen- 
thümer  derselben  bildeten  einen  sehr  wichtigen  und  gerade  den  wohl- 
habenderen Bestandtheil,  man  könne  sagen  den  Kern  der  politischen  Ge- 
meinde. Sie  seien  mit  ihren  Bedürfnissen  auf  den  Wald  angewiesen,  wel- 
cher eine  wesentliche  Grundlage  ihres  wirthschaftlichen  Gedeihens  bilde. 
Darum  habe  der  Staat  an  der  Erhaltung  und  pfleglichen  Behandlung  der 
gemeinschaftlichen  Wälder  das  gleiche  Interesse,  wie  an  derjenigen  des 
Gemeindevermögens  und  damit  der  dauernden  Leistungsfähigkeit  der  Ge- 
meinde. Im  Uebrigen  seien  gerade  bei  den  genossenschaftlichen  Waldun- 
gen Torzüglich  Devastationen  zn  befürchten  und  auch  schon  in  grossem 
Umfange  eingetreten.  Hiemach  würden  durch  die  neuen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen die  Interessen  der  Eigenthümer  nicht  nur  nicht  geschädigt, 
sondern  es  werde  den  letzteren  geradezu  eine  Wohlthat  erwiesen. 

Hiergegen  wurde  zunächst  eingewandt,  dass  per  fictionem  juris  der 
Begriff  des  privatrechtlichen  Titels  auf  der  einen  Seite  eingeengt,  auf  der 
anderen  ausgedehnt  werde  in  einer  Weise,  welche  jeder  Begründung  ent- 
behre. So  hätten  z.  B.  Fideikommisse  keinen  ausschliesslich  privatrecht- 
lichen, sondern  zugleich  auch  einen  staatsrechtlichen  Charakter,  und  doch 
wolle  man  dieselben  dem  Gesetze  nicht  unterstellen.  Dagegen  sei  den 
gemeinschaftlichen  Waldungen,  von  welchen  §  1  rede,  der  privatrechtliche 
Charakter  gar  nicht  abzusprechen,  wie  denn  überhaupt  das  Hervorgehen 
des  Privateigenthums ,  auch  desjenigen  an  Ackerländereien  das  gemeine 
Agrarrecht  der  deutschen  Vergangenheit  sei.  Wolle  man  auf  den  recht- 
lichen Ursprung  zurückgehen,  so  müsse  man  konsequenter  Weise  fast  alles 
Grundeigenthum  dem  Gesetz  unterstellen.  Bechtlich  und  verfassungsmässig 
unzulässig  sei  es,  zwei  ganz  spezielle  Kategorien  des  Waldeigenthums  in 
singulärer  Weise  zu  beschränken.  Sollten  übrigens,  wofür  die  Yert'assungs- 
urkunde  ja  eine  zureichende  Handhabe  biete,  aus  landespolizeilichen  In- 
teressen Einwirkungen  erfolgen,  so  müssten  diese  Interessen  selbstverständ- 
lich sich  auf  den  Wald  oder  den  Grund  und  Boden  ab  solchen,  nicht  auf 
bestimmte  Personen  als  Miteigenthümer  beziehen  (Reichensperger).  Als- 
dann würden  in  vielen  anderen  Fällen ,  insbesondere  auch  in  solchen  des 
Grossgrundbesitzes  gesetzliche  Beschränkungen  sich  als  nothwendig  erwei- 
sen, wie  denn  auch  in  der  That  die  Motive  viele  ihrer  Beispiele  stattge- 
habter Devastationen  ganz  anderen  als  Genossenschaftswaldungen  entlehnt 
hätten.  Gegenüber  einem  so  wichtigen  Eingriffe  in  das  Wesen  des  Pri- 
vatrechtes wird  der  Erfolg  des  Gesetzes  als  sehr  gering  angeschlagen,  da 
sioh  dasselbe  nur  auf  103,000  über  die  ganze  Monarchie  zerstreute  Hek- 
taren erstrecke,  während  es  5,400,000  ha  unberührt  lasse.  Nun  wird 
allerdings  hiergegen  angeführt,  es  werde  übersehen,  dass  jene  103,000  ha 
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•ioh  auf  2300  Gemeinden  vertheiltcn  und  demnach  doch  von  groeser  Wioh- 
tigkuit  aeien.  Doch  aoheint  mir  gerade  dieses  Argument  ein  anderes  su 
entkräften,  welches  zu  Gunsten  der  Beschränkung  angeführt  wnrde.  Bas- 
iulbn  spricht  gerade  dafür,  dass  in  sehr  vielen  Fällen  der  Genossenaohafte- 
Wttld  die  ihm  sugcsohriebene  Wichtigkeit  gar  nicht  besitzt,  daas  die 
„dauernde  Leistungsfähigkeit  der  Gemeinde''  sehr  wenig  durch  die  Erhal- 
iun^  oines  kleinen  Waldes  beeinflusst  wird,  dessen  Erträge  nicht  in  die 
Gemeindokasso,  sondern  in  die  Taschen  zahlreicher  Mitglieder  der  Ge- 
meinde tiiossen.  Denn  im  Durchschnitt  kommt  auf  jede  Gemeinde  doch 
nur  ttine  Wuldfläohe  von  44  Hektaren.  In  63  Fällen  beziffert  sich  der 
Beaitzesumfaug  auf  durchschnittlich  500,  in  403  auf  100  ha;  dagegen  be* 
läuft  er  sich  in  1808  Fällen  auf  weniger  als  50  ha  und  zwar  in  936  auf 
duri'hsohnittlich  23,  in  872  auf  noch  nicht  einmal  3  ha.  Nun  wird  zu- 
dem in  den  Motiven  bei  einer  anderen  Gelegenheit  hervorgehoben ,  dass 
bei  den  in  Kode  stehenden  Wäldern  der  Regel  nach  eine  grosse  Zahl  von 
Miteigonthümorn  betheiligt  sei,  dass  es  deren  oft  100  und  mehr  bei  einer 
einzigen  Holzung  gebe.  In  der  Regel  also  würde,  auch  wenn  wir  eine 
rooht  rt^utable  Bewirthschaftung  unterstellen,  pro  Kopf  ein  so  kleiner  An- 
iheil  au  den  Erträgt^n  entfallen,  dass  hier  von  einem  hohen  Gemeindeinter- 
esse lUglioh  doch  wohl  keine  Rede  mehr  sein  könnte. 

Die  ausschlie«(idiche  Betonung  der  historischen  Entstehung  des  jetzigen 
genossensi'haftliohen  Besitzes  würde,  wenn  sie  einen  genügenden  Grund 
Air  Hc^ohräiikungen  abgeben  solU  allerdings  insofern  bedenklich  seiii,  als 
si«  koDMH^uent  dahin  führen  müssle,  die  Slasisanfricht  anf  einen  grossen 
Theil  nicht  allein  der  Privatwälder,  sondern  anch  des  landwiithsehalt- 
lH>ben  iWländes  ausiudehnen.  Dieser  Konsequenz  ist  man  dadmch  ent- 
gangen, da*»  man  neben  das  Argument  der  rechtlichen  7nlissigkeit  das 
der  pnÜLtischen  ans  der  Eigenthümüchkeit  der  Waidwiitliichall  and  der 
B^^utuDg  des  Walde*  hergeleiteten  Zweckmassigkeit  stellte. 

Skh  auf  das  IrUtexe  allein  zu  stützen  und  dcBgcaiss  alle  Frivmt- 
Waldungen •  in  weichen  sine  schleehte  Wiiihsckaft  zm  bcs^igen  ist,  der 
;$laai$*u<^ch;  zu  netenteCen«  emehtete  man  nicht  l&r  lithlirh,  weil  man 
sieh  dav«r  scheute«  einen  Eckstein  der  Stein  - Hnrecmbcxg'sdieB  Guaulz 
gebtui^fL«  iet  ist  jTVKftwa  Gmazen  ssgenszeich  gewirkt  ksh«.  ganz  aber  den 
Uaal^  za  wertem.  Is:  «^x  Ihat  aber  hat  aaaa  trotzosK  ia  dea  fnada- 
swttlalea  Gxaaijatz  der  fiw£ea  Bewiitft»(hafkaag  des  Gnaä  aad 
aaf  wekC^Ma  die  Besttmm:tag«a  des  Waldnehatzxeseczes 
gri^CWheft  latsteme  er^.aweoe  TersckcifteiL  kü« 
etae  Rcveic^  gemdhoeeea  aad  den  %Bfsffi.f  xar  Ifja  ifii'iiftT'|^ii| 
eWr  rhvaiwa^nLages  g«»*fkt»  weueb  wedo*  Irtninawinw^afts   a^ahSckats- 


ftwaAc^is   hat   aaaa   im^iiBh   ^   AnwemSKa« 
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abgesehen,  indem  man  verlangt,  dass  bei  dem  üebergang  gemeinschaftlich 
besessener  Wälder  in  den  Einzelbesitz  die  für  Gemeinschaften  als  zulässig 
erklärte  Aufsicht  sollte  fortbestehen  können.  Es  sollte  nämlich  einerseits 
einem  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  häufig  versuchten  und  durch- 
geführten Manöver  entgegengetreten  werden,  durch  welches  alle  Theile 
einer  solchen  gemeinschaftlichen  Holzung  scheinbar  auf  einen  Theilhaber 
vereinigt  und  von  diesem  wiederum  und  zwar  nun  als  von  der  Staatsauf- 
sicht befreite  bezw.  veräusserliche  Eigenthumsstncke  zurückübertragen 
würden;  andererseits  wollte  man  principiell  die  Staatsaufsicht  über  ge- 
meinschaftlich gewesene  und  im  Ganzen  veräusserte  Holzungen  und  die 
mit  derselben  verbundene  technische  Leitung  auch  in  Zukunft  beibe- 
halten. 

Demgemäss  wurde  denn  auch  in  §  8  die  Bestimmung  aufgenommen, 
nach  welcher  bei  Bildung  und  Yeräusserung  von  Theilstücken  einer  Hol- 
zung dieselben,  wenn  sie  als  Holzungen  erhalten  werden,  auf  Verlangen 
der  Behörde  ihrer  Aufsicht  nach  Maassgabe  des  neuen  Gesetzes  unterstellt 
bleiben.  In  einer  Zirknlarverfügung  des  Ministers  für  Landwirthschaft 
etc.  vom  26.  April  d.  J.  wird  denn  auch  ausdrücklich  bestimmt,  dass 
über  veräusserte  Theilstücke  die  Aufsicht  „mit  besonderer  Sorgfalt"  aas- 
geübt und  „strenge"  darauf  gehalten  werden  soll,  dass  der  Wirthschafts- 
plau,  welcher  stets  schon  vor  Genehmigung  der  Yeräusserung  festzustellen 
sei,  genau  befolgt  werde. 

Sonach  ist  denn,  da  dem  Grund  und  Boden  in  den  in  Bede  stehen- 
den Fällen  der  öffentlich-rechtliche  Charakter  gar  nicht  anhaftet,  %  l  des 
Gesetzes  vom  6.  Juli  1875  thatsächlich  durchlöchert  worden.  Es  sind 
femer  durch  das  neue  Gesetz  wichtige  Ausnahmefalle  geschaffen  worden, 
einmal  insofern,  als  veräusserte  Gemeinde-  und  Staatswaldungen  gesetzlich 
nicht  weiter  gebunden  sind,  während  dies  bei  in  Einzelbesitz  übergegan- 
genen Interessenten-  und  Genossenschaftsforsten  der  Fall  sein  kann,  dann 
auch  dadurch,  dass  der  Privatwald  im  Allgemeinen  frei  ist,  während  in 
den  gedachten  Fällen  weitgehende  Beschränkungen  desselben  statthaben 
können. 

Mehreren  Abgeordneten  ging  die  vorgeschlagene  Kontrole  und  Be- 
vormundung über  das  Maass  dessen  hinaus,  welches  die  Achtung  vor  dem 
Privateigenthum  eigentlich  hätte  erwarten  lassen  sollen.  Es  wurden  des- 
wegen andere  Wege  in  Vorschlag  gebracht,  auf  welchen  mau,  ohne  die 
Nachtheile  der  Lust  und  Liebe  an  der  Waldwirthschaft  untergrabenden 
technischen  Aufsicht  in  Kauf  nehmen  zu  müssen,  vollständig  das  erstrebte 
Ziel  erreichen  könne. 

Von  einer  Seite  wurde  darauf  hingewiesen,  dass,  wenn  das  öffentliche 
Wohl  ein  Einschreiten  gebiete,  vom  Rechte  der  Enteignung  Gebrauch 
gemacht  werden  könne.  Dies  sei  der  Weg,  welcher  zu  guten  gesunden 
Zuständen  führe  und  der  von  vielen  Forstmännern  als  der  einzig  richtige 
gebilligt  werde,  nicht  aber  derjenige  der  ewigen  Maassregelungen  gegen 
die  Privatwaldbesitzer. 

Von  Anderen  wurde  gewünscht,  es  möchte  ganz  allgemein  nur  eine 
gesetzliche  Grundlage  für  statutarische  Begelung  der  Bewirthschaftung 
und   Benutzung  gemeinschaftlicher  Waldungen   durch   Mehrheitsbeschluss 
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gesohaffen  und  die  Aufsicht  über  Einhaltung  des  Statuts  dem  Waldsohnts- 
geriohte  (Ereisaussohuss  bezw.  Amtsaussohuss)   übertragen  werden. 

Gegen  die  in  dieser  Hinsicht  gestellten  Yerbesserungsanträge  wurde 
u.  A.  gellend  gemacht,  die  Staatsaufsicht,  wie  sie  für  die  Oemeindewal- 
dungen  neuerdings  eingeführt  sei,  greife  yerhaltnissmässig  wenig  und  nur 
soweit  in  die  Verwaltung  ein ,  als  dies  unbedingt  geboten  sei.  Dringend 
noth wendig  aber  sei  das  stete  Eingreifen  der  technischen  Behörden  da, 
wo  OS  sich  um  Aufstellung,  Ausführung  und  Abänderung  des  BetrielNiplar 
nos  handele.  Die  Regierung  bekenne  offen,  dass  mit  dem  Waldschuts- 
geselle,  welches  an  erheblichen  Mängeln  leide,  bisher  kein  nennenswer- 
ther  Erfolg  erzielt  sei.  Sie  müsse  daher  erhebliche  Bedenken  haben, 
Aehnliohes  für  die  durch  das  yorliegende  Gesetz  zu  treffenden  und  zu 
schützenden  Grundstücke  in  Vorschlag  zu  bringen  oder  anzunehmen. 
Auch  werde  der  Zweck  des  Gesetzes  durch  eine  statutarische  B^;elung 
der  Sache  nicht  immer  erreicht.  Nur  selten  werde  eine  auf  statutarischer 
Grundlage  ohne  technische  Mitwirkung  geschaffene  und  wirkende  Aufsicht 
unbt^rechtigten  Anforderungen  einzelner  Interessenten  gegenüber  sich  als 
stark  gonug  erweisen  und  selten  werde  dann  ohne  die  Möglichkeit  des  Ein- 
greifens der  forsttechnischen  Behörde  eine  Deyastation  verhütet  werden 
können.  Für  besonders  passende  Fälle  lasse  übrigens  §  5  des  Gesetzes 
genügende  Freiheit. 

Nach  diesem  Paragraphen  ist  die  nach  Antheilen  zu  berechnende 
Mehrheit  der  Eigenthümer  berechtigt,  die  Verwaltung  und  Bewirthsohaf- 
tung  ihrer  Holzung  durch  ein  Tom  Waldschutzgerichte  zu  bestätigendes 
Statut  zu  regeln.  Der  Zweck  dieser  Bestimmung  ist  der,  einen  XJebelstand 
lu  beseitigen,  welcher  in  vielen  Fällen  sich  als  sehr  drückend  fühlbar 
machte  und  der  darin  bestand,  dass  gegenseitig  bindende  Beschlüzse  nur 
durch  Stimmeneinhelligkeit  gefasst  werden  konnten.  Jene  Berechtigung 
er»trtH?kt  sich  übrigens  nur  auf  den  Kreis  der  Befugnisse,  welche  den 
Miteigeuthümem  in  den  einzelnen  Landestheilen  nach  Maassgabe  der  Ge- 
•eUgebung  zustehen,  sie  schmälern  in  keiner  Bezi«:hung  das  gesetzliche 
Auf^cht«recht  des  Staates, 

Nach  I  6  dürfen  die  Holzungen  der  oben  bezeichneten  Art  der  Ee- 
fel  nach  nicht  in  Natur  getheilt  werden.  Eine  solche  Theilung  ist  nur 
ittsoweil  zu  gestatten,  als: 

L  die  Holzung  zu  einer  forstmässigen  Bewirthjchaitnng  nicht  geeig- 
net ist  oder 

i.  der  Grand  und  Boden  zu  anderen  als  forstlichen  Zwecken  dauernd 
mit  erheblich  größerem  Vortheil  benutzt  werden  kann 
«nd  laadee-  oder  for»tp«iIizeiIiche  Interessen  nicht  entgcgenstdien. 

üeb«r  die  Statthaftigkeit  da*  Theilung  entscheidet  die  Auaeinander- 
•alinngibeMideu 

In  den  Landestheilen  de«  linken  Rheinnfm  ist  zur  Teilung,  wenn 
sie  mlit  in  de»  dnivli  da*  Gesetz  vom  19.  Mai  1$51  g<e«idcetai  Ter- 
ll^kvNi  eiMgt,  die  Genelttaignng  der  A;£fKchtsb<:hcnie  exf  JTOerüch. 

BaiifKek  der  Tbeilbnrkeit   der  hniben  G«^bnachswaIduagec  im  ror- 
KnfimentlinM  Hesaen  TncbMüEbt   c«    bei   oea  biiheci^^a.    geaeCz- 
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Diese  Vorschriften  enthalten  einige  Neaemngen.  Einmal  wird  die 
Zolässigkeit  der  Theilung  nicht  mehr  nur  auf  die  land-  oder  forstmässige 
Benutzbarkeit ,  wie  dies  seither  der  Fall  gewesen,  beschränkt;  dann  ist 
die  Theilnng  zu  anderweiter  Verwendung  nur  in  dem  Falle  gestattet, 
wenn  letztere  mit  erheblich  grösserem  Vortheil  yerknüpft  ist,  während  es 
seither  in  dieser  Beziehung  überhaupt  schon  entscheidend  war,  wenn  die 
Theilung  und  Ausstockung  y,Yortheilhaft",  ,,nützlich''  oder  mit  „grösserem 
Vortheil"  verbunden  war.  Die  letztere  Neuerung  war  in  den  Motiven 
mit  der  Bemerkung  begründet  worden,  dass  seither  Theilungen,  soweit  sie 
aus  anderen  Rücksichten  zulässig  waren,  nicht  hätten  verhindert  werden 
können,  wenn  sich  aus  einer  Vergleichung  der  forstlichen  mit  der  land- 
wirthschafilichen  Benutzung  für  die  letztere  die  Möglichkeit  eines  auch 
nur  minimalen  Mehrertrages  ergeben  habe.  Dass  in  einem  solchen  Falle 
die  Theilung  gestattet  werden  müsse,  erscheine  nicht  gerechtfertigt,  zumal 
wenn  berücksichtigt  werde,  wie  häufig  sich  die  Outachten  der  Sachver- 
ständigen in  der  Folge  nicht  bewährten,  indem  der  von  ihnen  angenom- 
mene Mehrertrag  überhaupt  nicht  oder  nur  vorübergehend  eintrete.  Liege 
es  im  öffentlichen  Interesse,  dass  die  vorhandenen  Waldungen  erhalten 
blieben,  so  dürfe  die  Niederlegung  derselben  nicht  schon  um  eines  gering- 
fügigen, oft  nur  unsicheren  Privatvortheils  willen  zugelassen  werden. 

Zu  §  6  waren  zwei  Anträge  gestellt,  welche  einander  vollständig 
entgegengesetzt  waren.  Der  eine  wollte  Theilungen  dadurch  erleichtert 
wissen,  dass  die  beschränkende  Bedingung  für  Zulässigkeit  derselben, 
welche  die  Worte  „wenn  landes-  oder  forstpolizeiliche  Interessen  nicht 
entgegenstehen''  enthalten ,  in  Wegfall  komme.  Er  wurde  jedoch ,  weil 
jene  Bedingung  eine  selbstverständliche  sei,  abgelehnt.  Der  andere  An- 
trag wollte  Theilungen  erschweren ;  es  sollte  zu  den  oben  erwähnten  noch 
die  weitere  Bedingung  hinzutreten,  dass  eine  Theilung  nur  auf  Antrag 
der  Mehrheit  der  Eigenthümer,  nach  Antheilen  und  Köpfen  berechnet, 
zulässig  sein  sollte.  Denn  jetzt  sei,  wenn  von  der  zuständigen  Behörde 
die  Theilung  für  statthaft  erklärt  worden  sei ,  die  Majorität  jedem  Ein- 
zelnen gegenüber,  welcher  eine  Auseinandersetzung  wünsche,  vollständig 
wehrlos,  und  doch  sei  gerade  die  Theilung  der  Wälder  eine  der  Haupt- 
ursachen der  jetzt  beklagten  üebelstäude.  Auch  dieser  Antrag  vnirde 
abgelehnt,  weil  ja  hinreichende  Sicherheit  gegen  etwaige  unberechtigte 
und  schädliche  Bestrebungen  geboten  sei.  Man  dürfe  aber  nicht  in 
Fällen,  in  welchen  die  Gesammtheit  gar  kein  Interesse  an  der  Erhaltung 
einer  Gemeinschaft  habe ,  die  Minorität  einer  nicht  selten  von  unsach- 
lichen Beweggründen  geleiteten  Mehrheit  gegenüber  geradezu  rechtlos 
machen.  — 

J.  Lehr. 
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V. 

Die  wirthsohafUiohe  Oesetsgebung  FrankreiohB  in  den  Jahren 

1879  bis  1881  i). 

Von  Freiherrn  von  Eeitzenstein,  BezirkB-Präsidenten  i.  D. 

(Portsetxnng  von  N.  F.  III  S.  489.) 

B.    Die  QesetBgebung  der  Verkehrs -Anstalten  und  Verkehrswege. 

EioMtoDf.  Die  GeBetzgebuQg   hat  während   der  letzten  Jahre   der  Entwickelnng 

Telegraphen-  der  Verkehrs- Anstalten  sich  mit  besonderer  Vorliebe  zugewandt.  Die  im 
weMo.  Gebiet  des  Post-  und  Telegraphenwesens  yoUzogenen  Eeformen  beieiohnen 
für  Frankreich  einen  bedeutenden  Fortschritt.  Dennoch  wird  von  einer 
detaillirten  Schilderung  derselben  hier  abgesehen  werden  können.  Denn 
zum  grossen  Theil  fallen  jene  Reformen  zusammen  mit  der  Ausführung 
der  durch  die  internationalen  Postverträge  vom  1.  Juni  1878  und  vom 
13.  Novemb.  1880  getroffenen  Bestimmungen;  sie  gehören  daher  dem  Bereich 
der  den  Nationen,  welche  dem  Weltpostverein  beigetreten  sind,  gemein- 
samen Institutionen  an.  Dasjenige,  was  von  diesen  Beformen  Frankreich 
eigenthümlich  ist,  hängt,  soweit  es  nicht  überhaupt  rein  technischer  Natur 
ist,  so  sehr  mit  dem  Detail  der  französischen  Ciyilrechts- ,  Stempel-  und 
frühern  Post-Gesetzgebung  zusammen,  dass  hierfür  das  Interesse  weiterer 
Kreise  kaum  in  Anspruch  genommen  werden  kann.  £s  mag  daher  genü- 
gen, hier  im  Anschluss  an  die  eingehenderen  in  dem  früheren  Aufsätze 
des  Herrn  Dr.  Friedberg  enthaltenen  Mittheilungen  der  wichtigsten  Ge- 
setze  lediglich   zu    erwähnen. 

Nachdem  der  Postvertrag  vom  1.  Juni  1878  durch  Decret  vom  19.  Dea 
desselben  Jahres  genehmigt  worden  war,  regelten  Decrete  vom*  13.  März 
1879  die  neuen  Tarifsätze  des  Auslands  -  Portos ,  sowie  den  Verkehr 
mit  Werthbriefen  und  Postanweisungen  mit  den  Staaten  des  Post -Ver- 
eins; gleichzeitig  erfolgte  die  Publikation  des  Postvertrages.  Ein  Ge- 
setz vom  5.  April  1879  führte  sodann  zwei  wichtige  Neuerungen  ein: 
es  regelte  die  Einziehung  des  Werthes  der  dem  Protest  nicht  unterwor- 
fenen Handelspapiere  durch  die  Postbehörden  und  es  autorisirte  das 
Abonnement  auf  Zeitungen  und  Journale  durch  Vermittelung  der  Post- 
Anstalten; das  erstgedachte  Verfahren  ist  inzwischen  durch  ein  weiteres 
(besetz  vom  19.  Juli  1880  mit  den  erforderlichen  Modificationen  auch  auf 
die  dem  Protest  unterworfenen  Handelspapiere  ausgedehnt  worden.  Im 
Anschluss  an  den  Vertrag  vom  13.  November  1880  ist  sodann  der  Ver- 
kehr mit  Postpaoketen  —  bis  zum  Gewichte  von  3  Kilogrammen  —  mit 
Deutschland ,  Belgien ,  Luxemburg  und  der  Schweiz  geregelt  worden ;  ein 
Reglement  vom  19.  April  1881  trifft  die  erforderlichen  Bestimmungen  in 
Betreff  der  Sätze  und  der  Verwendung  des  von  den  Adressen  der  Post- 
paokete  zu  erhebenden  Stempels.  Was  den  Telegraphen- Verkehr  anlangt» 
80  ist  der  Wort-Tarif,  welcher  bis  dahin  bereits  für  den  Verkehr  im  In- 
lande  und  mit  Deutschland  in  Anwendung  war,  durch  das  im  Anschluss 
an  den  Londoner  Telegraphen- Vertrag  vom  28.  Juli  1879  ergangene  Gesetz 

1)  DIt  DaritoUang  wird  fortan  aach  das  Jahr  1881  nmflMMn. 
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Tom  28.  März  1880  auf  den  Verkehr  mit  allen  zum  Telegraphen-Verein 
gehörigen  Staaten  ausgedehnt  worden.  Der  innere  Telegraphen- Verkehr 
(jedoch  aussohliesslich  der  Tarifsätze)  hat  vor  Kurzem  durch  das  Beeret 
vom  14.  April  1881  eine  neue  Regelung  erfahren.  Auch  ein  Decret  vom 
14.  Juni  1881  ist  Yon  einigem  Interesse;  dasselbe  gestattet  denjenigen, 
welche  die  Erlaubniss  zur  Herstellung  privater  mit  dem  Staatsnetz  in  Ver- 
bindung stehender  Linien  erhalten  haben,  sofern  die  Linien  bei  demselben 
Telegraphenamt  einmünden,  gegen  Zahlung  eines  hestimmten  Ahonnements- 
satzes  unmittelbar  mit  einander  zu  correspondiren.  Die  Vereinigung  der 
Leitung  des  Post-  und  Telegraphendienstes  bei  demselben  Ministerium  hat, 
wie  zu  erwarten  war,  sich  für  die  Gestaltung  des  Dienstes  nützlich  er- 
wiesen. 

Von  weit  allgemeinerem  Interesse  sind  die  Maassnahmen,  welche  in  j^*"2^![^J^ 
Bezug  auf  die  Vervollständigung  und  Verbesserung  der  Verkehrswege  zur  DanteUnnc. 
Durchführung  gelangt  oder  eingeleitet  worden  sind :  dieselben  umfassen  alle 
Kategorieen  von  Verkehrswegen:  Eisenbahnen,  schiffbare  Wasserläufe, 
Seehäfen,  Landstrassen  und  Wege.  Die  Maassnahmen,  welche  sich  auf 
die  erstgenannten  drei  Kategorieen  beziehen,  werden  hierbei  als  ein  Gan- 
zes betrachtet  werden  müssen;  sie  machen  den  Lihalt  des  von  dem  Mi- 
nister de  Freycinet  seiner  Zeit  aufgestellten  Arbeitsprogrammes  aus.  In 
loserem  Zusammenhange  mit  diesen  Maassnahmen  stehen  die  innerhalb  der 
Wegeverwaltung  durchgeführten  Beformen;  theils  sind  es  andere  Fonds, 
welche  für  dieselben  in  Anspruch  genommen  wurden,  theils  war  die  Lei- 
tung eine  andere,  da  die  Verwaltung  der  hier  vorzugsweise  in  Betracht 
kommenden  Wege,  der  Vicinal-  und  Eural-Wege  dem  Minister  der  öffent- 
lichen Arbeiten  nicht  unterstellt  ist  Naturgemäss  wird  daher  die  weitere 
Darstellung  in  zwei  Abschnitte  zerfallen,  deren  erster  die  auf  die  Eisen- 
bahnen, schiffbaren  Wasserläufe  und  Seehäfen  bezügliche  Gesetzgebung  um- 
fassen und  deren  zweiter  der  Darstellung  der  im  Gebiet  der  Landstrassen- 
und  Wegeverwaltung  durchgeführten  legislatorischen  Beformen  gewidmet 
sein  wird. 

Erster  Abiohnitt. 
Eisenbahnen,  schiffbare  Wasserläufe,  Seehäfen. 

Dem  Programm  *),  mit  dem  de  Preycinet  seine  Verwaltung  des  Mi°i- 5rof»mmlL 
steriums  der  öffentlichen  Arbeiten  einleitete,  liegt  der  Gedanke  zu  Grunde,  die  offenüiciMD 
vorzunehmenden  grösseren  Arbeiten  in  ein  auf  einen  bestimmten  Zeitraum 
berechnetes   und    auf  ein    bestimmtes  Maass   und    eine  bestimmte  Art  der 
Mittelbeschaffung   basirtes  System   zu   bringen;   durch  gesetzliche  Sanctio- 
nirung  der  wichtigsten  Bestandtheile    des  Arbeitsplanes   ist  versucht  wor- 


1)  Die  Auf  dasselbe  bezüglichen  Berichte  und  Gesetze  sind  sasamxnengestellt  im 
JanoArheft  des  ersten  Jahrgangs  (1880)  des  Bulletin  da  minist^re  des  travavx  publics; 
es  sind  dies  haupts&chlich :  die  Berichte  De  Freycinets  an  den  Präsidenten  der  Republik 
vom  2.  Januar,  sowie  von  der  Mitte  Januar  1878,  der  fernere  Bericht  desselben  Minbters 
vom  December  1879,  die  Gesetze  vom  17.,  18.  Juli  und  5.  August  des  eben  genannten 
Jahres. 
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deD,  demselben  eine  über  die  Dauer  der  persönlichen  Leitung  des  Urhe- 
bers hinausreichende  Ständigkeit  zu  geben.  Der  Einleitung,  Yorberathan- 
gen,  welche  der  Prüfung  der  in  den  Plan  aufzunehmenden  Arbeiten  naoh 
Wichtigkeit  und  Dringlichkeit  durch  die  gesetzgebenden  Körperschaften 
das  Terrain  ebnen  sollte,  ist  schon  in  dem  mehrfach  erwähnten  Aufsätze 
des  Herrn  Dr.  Friedberg  gedacht  worden ;  die  Gesetze,  welche  die  einzel- 
nen Eisenbahnbauten,  sowie  die  an  den  schiffbaren  Wasserläufen  und  den 
Seehäfen  vorzunehmenden  Arbeiten  klassiren,  sind  um  die  Mitte  des  Jah- 
res 1879  zur  Annahme  gelangt  An  diese  Elassirung  der  öffentlichen 
Unternehmungen  und  Arbeiten  aber  schliesst  sich  die  Aufstellung  neuer 
verwaltungsrechtlicher  Grundsätze;  bei  dem  engen  Zusammenhange,  in  wel- 
chem dieselben  mit  dem  Arbeitsplan  stehen,  wird  ihre  Erörterung  zweck- 
mässig in  die  Darstellung  der  letzteren  aufgenommen  werden  können. 
Den  Gesammtaufwand  für  sämmtliche  auszuführende  Arbeiten  schätzt  de 
Freycinet  nach  anfanglicher  Veranschlagung  desselben  auf  4,  in  seinem  im 
December  1879  dem  Präsidenten  der  Republik  erstatteten  Berichte  auf 
5  Milliarden  Franken,  zu  denen  noch  etwa  800  Millionen  für  den  Ankauf 
von  Eisenbahnen  —  zum  grösseren  Theile  bereits  verausgabt  —  hinzu- 
treten, so  dass  der  Gesammtbetrag  sich  auf  nicht  erheblich  weniger  alz 
sechs  Milliarden  beziffert;  diese  Summe  soll  dem  ausserordentlichen  Ein- 
nahmebudget entnommen  und  durch  successive  auf  einen  Zeitraum  von 
zwölf  Jahren  zu  ertheilende  Emissionen  dreiprocentiger  Rente  geeckt 
werden ;  die  Bemessung  des  Zeitraums  entspricht  derjenigen,  welche  bezüg- 
lich der  Ausführung  der  Arbeiten  zu  Grunde  gelegt  worden  ist.  Nach 
dem  Betrage  der  aufzuwendenden  Mittel,  der  Länge  des  betreffenden  Zeit- 
raums und  dem  Umfange  der  in  Aussicht  genommenen  Arbeiten  ist  dies 
wohl  der  grossartigste  Arbeitsplan,  welcher  je  von  einer  öffentlichen  Ver- 
waltung aufgestellt  worden  ist.  Der  weitaus  erheblichste  Theil  der  erfor- 
derlich werdenden  Mittel  wird  durch  die  Eisenbahnbauten  in  Anspruch 
genommen;  von  den  für  die  Arbeiten  in  Aussicht  genommenen  fünf  Mil- 
liarden entfallt  auf  dieselben  ein  Betrag  von  drei  und  einer  halben  Mil- 
liarde; hierzu  treten  noch  die  für  den  Ankauf  von  Bahnen  erforderlichen 
800  Millionen;  die  Eisenbahnen  bilden  zugleich  diejenige  Kategorie  der 
öffentlichen  Verkehrs  -  Anstalten ,  welche  Arbeit  und  Interesse  der  gesetz- 
gebenden Faktoren  bei  Weitem  am  meisten  in  Anspruch  genommen  ha- 
ben. Dem  Eisenbahnwesen  und  der  auf  dasselbe  bezüglichen  Gesetzgebung 
wird  daher  auch  der  erste  und  umfangreichste  Theil  der  nachfolgenden 
Darstellung  einzuräumen  sein. 
Wendepunkt  Dcs  Gcsctzcs  vom  18.  Mai  1878,  welches  den  Ankauf  von  zehn  so- 

bahnpoiitik  genannten  secundären  Eisenbahnen  autorisirte,  ist  bereits  in  dem  Au&atze 
AmeSkmOTt  ^®®  Herrn  Dr.  Friedberg   gedacht   worden*);   dieser   Ankauf  enthalt   die 
AJi^n      erste  legislatorische  Maassnahme,   in  welcher  die  neue,    mit  dem   in  der 
Sitzung  der  Deputirtenkammer  vom  22.  März  1877  angenommenen  Amen- 
dement Allain -Targets  eingeleitete  Richtung  der  Eisenbahn-Politik  sich  kund 
giebt.     Die  früheren  Regierungen   hatten   es   stets  vermieden,   den  Staat 


1)  Jahrg.  1879  dieser  Zeitschrift,  Band  U  S.  67. 
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mit  einer  direkten  Leitung  von  Kisenbahn-Ünternchmungen  zu  befaseen  '); 
indem  die  Leitung  des  Betriebes  grundbiitütioh  der  Privat- In duatrie  iiber- 
lawea  blieb,  bescbränkte  sich  die  änancielle  UetheiliguDg  dee  Staat«,  so- 
weit eine  solche  stattfand ,  auf  eine  lediglich  mittelbare.  Zwei  Fonnea 
EJtid  es  vorzugsweiBo ,  welche  die  frühere  Gesetzgebung  für  die  Unter- 
stutzuug  der  Eiseubahn-Unlernehniungen  durch  den  Staat  ausgebildet  hatte: 
die  der  Ueberaahme  eines  Theils  der  Bauleietuiigen  durch  den  Staat  und 
die  der  Zinegarantie.  Al§  die  für  die  Anwendung  aro  meisten  maassge- 
bend  gewordenen  Typen  beider  Arten  der  Subventiouirung  kennen  die 
bezüglichen  Voraohriften  des  Gesetzes  vom  11,  Juni  1842  und  die  Bestim- 
maagen  der  im  Jahre  1859  mit  den  grossen  Eisenbahn-Gesellschaften  ab- 
geschlosseuen  Vertrüge  angesehen  werden  '). 

Als  nach  langem,  aus  der  UnvollBtändigkcit  der  bis  dahin  erzielten ^J 
Erfahrungen  erklärlichem  unsicherem  Tappen  der  Gesetzgebung  auf  diesem 
Gebiet  das  Gesetz  vom  11.  Juni  1842,  indem  es  die  za  erbauenden  Haupt- 
linien  festsetzte,  für  die  Behandlung  der  Eisenbahn-Unternehmungen  und 
das  Verhältniss  des  Staats  zu  denselben  zuerst  gewisse  grundsätzliche  und 
bleibende  Normen  aufstellte,  befanden  sich  die  gesetzgebenden  Fnktoren 
unter  dem  Eindruck  der  ungünstigen  Besaltate,  welche  mit  den  an  Pri- 
vat-Gesellschaften  vergebenen  Eisenbahnon  erzielt  worden  waren ;  die  Pri- 
vat-Industrie  hatte  zumal  unter  den  misalichen  Conjuncturen ,  wie  sie  um 
das  Jahr  1840  vorhanden  gewesen  waren,  sieh  den  Anforderungen  nicht 
mehr  gewachsen  gezeigt ;  in  mehreren  Fällen  hatten  die  Concessionen  eiu- 
geeohrünkt,  in  anderen  von  den  Gesellschaften  zurückgegeben  werden 
müsseo.  DasB  ohne  namhafte  tinaazielle  Betheiligung  des  Staate  dem 
Eisenbahnbau ,  der  bis  dahin  hinter  dem  der  meisten  andern  Länder  sehr 
beträchtlich  zurückgeblieben  war,  eine  wirksame  Förderung  nicht  gesichert 
werden  könne,  wurde  allgemeiu  anerkannt;  nur  überdas  Wie  gingen  die  An- 
sioblen  beträchtlich  auseinander.  Während  die  Deputirtenkammer  noch  vor 
Kurzem  —  im  Jahre  1840  bei  Regelung  des  Verhältnisses  zur  Orleans- 
bahn  —  der  Zinsgarantie  als  der  passendsten  Art  der  Subventionirung  den 
Vorzug  gegeben  hatte,  prävalirte  bei  der  Berathung  des  Gesetzes  von  1842 
eine  andere  Ansicht  und  gelangten  Normen  zur  Annahme,  nach  welchen 
der  Staat  unter  Beihülfe  der  Departements  und  Gemeinden  ^)  den  Grund 
und  Boden  ankaufen  und  den  Unter-  uud  Hochbau  auf  seine  Kosten  aus- 
fuhren ,    der    Betrieh   dagegen    im   Wege  der    Verpachtung    Gesellschaftca 

1)  Qkiii  oabedoatende  UnterDchmanKoii  nbgcKschoet.  So  hntle  der  &l««t  Ende  des 
Jtliru  18S1  —  auscfaeiueDd  grosse ollieils  vüräbergeheiid  —  383  Kilomeler  iii  ButriBb. 
Felli  LncBS.  itodo  historiqne  el  gtatislic|ue  sur  les  voles  de  coaimaniolioD  de  U  Fruice, 
PuU,  impr.  naünnale  1873  (für  die  Wiener  Wclt«n*stellung  gearbeitet], 

S)  Die  beste  uod  Qbenichtlicb«le  Daratellang  der  Eutwickelung  der  fraataBi schau 
KiMohihngr^rtigebuuK,  toweit  sie  di«  Bahnen  van  allgemeinem  Interesse  (d'inl^rfit)  betrifft, 
entbtit  die  Schrift  fon  Ancac:  Des  moyens  euiplojrds  pour  cuiistiluer  1e  r^seau  du  chemine 
de  fer  fran^s,  et  en  pirticaller  des  canrentions  rslatives  k  la  garanlie  d'inl£rtt  et  an 
pailage  des  b«n£Gces.  Paris,  Cotillon ,  18T6.  Ich  habe  dieselbe  in  der  mit  werlhvollen 
Beilixen  Tersehenen  denlscbsD  Aasgabe  von  Wilhelm  von  Närdling,  Wien  lB7fi,  benalal. 
—  Eine  gute,  wenn  auch  vonugsweise  die  baulli:]ie  EntwicicelUDg  lierUcksi billigende  Dar- 
itellung  enthüll  auch  die  soeben  sttrEhnle  Schrift  von  Lacas. 

3}  Diese  BettadligangaTerpSichtaDg  der  Departements  Und  Oemeioden  nnrdc  durch 
dw  Gesell  com   IS.  Jali   184a  wieder  aulgehoben. 
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übertragen  werden  sollte,  welche  überdies  den  gesammten  Oberbau  mit 
Einschlass  der  Beschotterung  herzustellen,  das  Betriebs- Material  anzuBchaf- 
fen  und  die  Bahnunterhaltung  zu  besorgen  hatten;  die  Feststellung  der 
Dauer  und  Bedingungen  der  Betriebsführung,  sowie  der  Tarife  war  den 
mit  den  Gesellschaften  abzuschliessenden  Pachtverträgen,  welche  der  Ge- 
nehmigung der  gesetzgebenden  Körperschaften  unterliegen  sollten,  vorbe- 
halten. Nach  Ablauf  der  im  Vertrage  vorgesehenen  Paohtperiode  sollte 
der  Werth  des  Oberbaues  und  des  Betriebsmateriales  durch  Abschätzung 
ermittelt  und  der  abtretenden  Gesellschaft  durch  die  nachfolgende  besw. 
durch  den  Staat  vergütet  werden.  Indem  das  Gesetz  das  Beitxagsverhält- 
niss  des  Staats  in  dieser  Weise  regelte,  geschah  dies  jedoch  nicht  in  der 
Weise,  dass  hiermit  jenes  Verhältniss  zu  einem  völlig  ausschliesslichen 
gemacht  worden  wäre ;  im  Gegentheil  wurde  vorbehalten ,  je  nach  den 
Umständen  auch  Eisenbahnen  ganz  oder  theilweise  der  Privat  -  Industrie 
zu  concediren ;  nur  sollte  dies  mittelst  besonderer  Gesetze  und  unter  den 
durch  diese  besonders  festzustellenden  Bedingungen  geschehen.  So  bestand 
denn  auch  nach  dem  Gesetz  von  1842  in  Bezug  auf  das  Verhältniss,  in 
welchem  die  finanzielle  Betheiligung  von  Staat  und  Privat-Industrie  bei  den 
Eisenbahn -Unternehmungen  geregelt  war,  keinerlei  Gleichförmigkeit^); 
während  ein  Theil  der  grossen  Linien,  deren  Herstellung  das  Geseti  vor- 
gesehen hatte,  unter  den  durch  dasselbe  bezeichneten  Bedingungen  er- 
folgte, wurden  bezüglich  des  Baues  eines  andern  Theils  so  günstige  Of- 
ferten eingereicht,  dass  die  Vergebung  im  Concessionswege  erfolgen  konnte. 
Der  Aufschwung,  dem  das  Gesetz  den  Eisenbahnbau  entgegen  geführt 
hatte,  war  nicht  von  Dauer;  insbesondere  nachtheilig  wirkte  die  Erschüt- 
terung aller  Verhältnisse,  wie  sie  die  revolutionäre  Bewegung  des  Jahiea 
1848  mit  sich  gebracht  hatte.  Mehrere  Gesellschaften  sahen  sich  aasser 
Stande,  den  eingegangenen  Verpflichtungen  zu  genügen ;  der  Staat  mnsste 
theils  durch  Garantirung  der  Zinsen,  theils  durch  Verlängerung  der  Oon- 
cessionsdauer  ihrem  im  Sinken  begriffenen  Kredit  zu  Hülfe  kommen. 
ifuwnahmeii  Die  Bauthätigkcit  der  Gesellschaften  von  Neuem  in  Gang  zu  bringen, 

rateht^^ver- gehörte  zu  den  ersten  Sorgen  des  Kaiserreichs.  Zur  Erhöhung  des  Kre- 
coi^MioDra'  dits  und  der  Leistungsfähigkeit  der  Gesellschaften  bediente  die  Regierung 
Faiionen.  sioh  ciucs  Zwiefachen  Mittels;  sie  verlängerte  die  Dauer  der  Goncetsio- 
nen,  die  meist  auf  einen  weit  geringeren  '}  Zeitraum  bemessen  war,  aof 
99  Jahre ;  sie  begünstigte  sodann  die  Fusion  der  Gesellschaften  und  zwar 
letzteres  mit  so  grossem  Erfolge,  dass  im  Jahre  1857  sich  fast  das  ganze 
Netz  in  den  Händen  von  sechs  grossen  Gesellschaften  befand.  Dadurch 
wurde  es  möglich,  die  verschiedenen  Bahnen  einem  einheitlichen  Beding- 
nissheft  und  Tarifsmaximum  zu  unterwerfen,  überhaupt  einen  ineinander 
greifenden  Betrieb  herbeizuführen ;  vor  Allem  aber  benutzte  die  Begierung 
die  vortheilhaftere  Lage,  in  welche  sie  die  Gesellschaften  brachte,  dazu, 
eine  grössere  Ausdehnung  der  von  ihnen  übernommenen  Concessionen 
und  bezüglichen  Verpflichtungen  herbeizuführen.  Die  Gesammtlänge  aller 
conoessionirten  Bahnen,   welche  im  Jahre  1848    4034  Kilometer  erreicht 


1)  Siehe  dM  Nähere  in  der  Allegirten  Schrift  von  Ancoc  (v.  NördUng)  S.  II  fg. 
8)  Die  Dauer  schwankte  Bwischen  S7  und  79  Jahren. 
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hfttte  und  im  Jahre  1851  auf  3910  Kilometer  herabgetunken  war,  warde 
hierdoroh  bis  zam  Jahre  1855  auf  11,846  Kilometer  gebracht;  ja  diese 
Zahl  warde  im  Jahre  1857  noch  um  weitere  2597  Kilometer  erhöht, 
eine  Ausdehnung  der  Yerpfliohtnngen ,  zu  der  sich  die  Oeselisohaften 
ohne  Inanspruchnahme  von  Subrentionen  oder  Zinsengarantieen  bereit 
finden  liessen.  Der  AuÜBchwung  des  Unternehmungsgeistes  indessen,  wel- 
cher die  Gesellschaften  beim  Eingehen  dieser  Verbindlichkeiten  inspirirt 
hatte,  hielt  unter  den  Einwirkungen  der  Handelskrise  Ton  1867  nicht 
Stand;  eine  so  grosse  Steigerung  durch  die  Maassnahmen  der  Regierung 
auch  Kredit  und  Leistungsfähigkeit  der  Oesellschaften  erfieüiren  hatten,  so 
war  über  das  hierdurch  gegebene  Maass  doch  mit  der  Ausdehnung  der 
Verpflichtungen  weit  hinausgegangen  worden.  Ein  Rückschlag  konnte 
nicht  ausbleiben;  Kredit  und  Leistungsfähigkeit  der  Gesellschaften  wa- 
ren wieder  im  Sinken.  Es  ist  dies  die  Situation,  welcher  die  im  Jahre 
1859  abgeschlossenen  Verträge  ihren  Ursprung  verdanken. 

Die  schwierige  Lage  der  Gesellschaften  beruhte  im  Allgemeinen  dar-  ^^^^Si  ^^' 
auf,  dass  sie  zu  den  zuerst  ausgeführten,  die  flauptrichtnngen  des  Ver- 
kehrs repräsentirenden  Linien  eine  grosse  Anzahl  neuer,  meist  noch  her- 
zustellender und  in  Betrieb  zu  setzender  Linien  übernommen  hatten, 
welche  grossen  Theils  erst  im  Laufe  der  Zeit  und  mit  der  allmähligen 
Entwickelung  des  Verkehrs  einen  Ertrag  gewähren,  die  Rentabilität  der 
Hauptlinien  aber  niemals  erreichen  konnten.  Das  Kapital  zum  Ausbau 
der  neu  concedirten  Linien  war  durchgehends  durch  Ausgabe  Ton  Obli- 
gationen beschafft  worden  ^) ;  für  die  Aktionäre  lag  daher  die  Gefahr 
nahe,  dass  der  Reinertrag  der  alten  Linien,  welcher  ihnen  bisher  in  Ge- 
stalt der  Diyidende  zugeflossen  war,  durch  die  Anforderungen  der  Ver- 
zinsung der  für  die  neuen  Linien  absorbirt  werden  würde;  ja  es  konnte 
der  Fall  eintreten,  dass  selbst  jener  Reinertrag  zur  Beschaffung  der  be- 
hufs Verzinsung  der  Obligationen  erforderlichen  Summen  wenigstens  zeit- 
weise nicht  mehr  genügte.  Durch  eine  Garantirung  der  Zinsen  des  auf 
dem  gesammten  Netze  haftenden  Obligationen- Kapitals  hatte  zwar  eine 
Sicherstellung  der  Obligations-Inhaber  herbeigeführt,  nicht  aber  die  erst- 
gedachte Gefahr  abgewendet  werden  können;  wollte  der  Staat  eine  Ent- 
werthung  der  Aktien  und  die  damit  gegebene  Abwendung  des  Unterneh- 
mungsgeistes von  den  Eisenbahn  -  Unternehmungen  verhüten ,  so  musste 
ein  Verfahren  gefunden  werden,  das  die  Aktionäre  wenigstens  bis  zu 
einem  gewissen  Maass  im  Genüsse  ihrer  bisher  aus  dem  Ertrage  bezoge- 
nen Einkünfte  beliess.  Ein  solches  Auskunftsmittel  bot  sich  in  der  Durch- 
fuhrung einer  Scheidung  zwischen  den  alten  und  den  neuen  Linien  dar, 
eine  Scheidung,  welche  gestattete,  die  Zinsengarantie  auf  die  neuen 
Linien  zu  beschränken,  das  Einkommen  der  alten  dagegen  nach  anderen 
Grundsätzen  zu  behandeln. 


1)  Siehe  Ancoc  (y.  NördÜDg)  S.  82  Anm.  1.  Am  81.  Des.  reprttsentirte  das  Ak- 
üen-KapiUl  noch  ungeflUir  80  Procentf  im  Jahre  1855  nur  noch  40  Proaent  des  Anlage- 
Kapitals.  Am  1.  Januar  1870  betrug  das  angezahlte  Aktien- Kapital  aller  Hauptbahnen 
l,6S9f917,915  Fr.;  das  angezahlte  Obligationen  -  Kapital  6,596,947,178  Fr.,  jenes  also 
kaim  88  Procent  des  gesammten  Anlage-Kapitals. 
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^JJJ^JjJ  Eine    derartigo    Eintheilung    der    Gesammtnetze   jeder    der   groeeen 

Eisenbahn-Oesellsohaften  in  ein  altes  und  ein  neues  Nets  ist  es  daher, 
welohe  das  Fundament  der  in  den  Verträgen  von  1859  enthaltenen  und 
durch  GesetJK  vom  IL  Juni  dieses  Jahres  genehmigten  Arrangement«  bildet; 
das  alte  Neu  umfasst  im  Allgemeinen  die  bis  zum  Jahre  1867,  das  neue 
die  später  concedirten  Linien ;  die  Verzinsung  des  zur  Herstellung  und 
in  Botriebsotzung  der  neuen  Linien  verwendeten  bzw.  zu  verwendenden  Bau- 
oapitals  wird  bis  lu  einer  vertragsmässig  im  Voraus  festgesetzten  Hohe 
des  letzteren ,  vom  Staat  jedoch  mit  der  Maassgabe  garantirt ,  dass  diese 
Garantie  auf  einen  Zeitraum  von  fünfzig  Jahren  limitirt  und  auf  einen 
bestimmten  Zinsfuss  beschränkt  ist ;  der  letztere  auf  4  Prooent  normirt» 
so  jedoch,  dass  diesem  Betrage  noch  weitere  0,65  Prooent  als  der  für 
den  Zinsfuss  von  4  Procent  berechnete  jährliche  AmortisadoDabetrag 
hinzutreten.  Alle  auf  Grund  dieser  Garantie  vom  Staate  zu  leistenden 
Zahlungen  sollten  als  Vorschüsse  betrachtet  und  demselben  nebst  vier 
IVocent  Zinsen  erstattet  werden,  sobald  und  soweit  der  Beinertiag  der 
neuen  Bahnen  den  garantirten  Zinssatz  überschreiten  wurde.  Der  Ertrag 
des  alten  Netzes,  welchem  —  abgesehen  von  einzelnen,  früher  Tom  Staate 
mit  einer  Zinsgarantie  aosgeetatteten  Linien  —  eine  soldie  Garantie  nicht 
gewährt  war,  wurde  dagegen  bis  zu  einem  gewissen  Maaase  den  Aedonir 
ren  Hberlaseen;  aus  dem  Beinertrage  desselben  war  zu  entnehmen:  der 
zur  Verzinsung  und  Amortisirung  der  Obligationen  des  alten  Netzes  er- 
forderliche Betrag,  eine  —  nach  dem  l>urchschnitxe  der  letzten  Jahre, 
jedoch  mit  einem  gewissen  Abzüge  ermittelte  —  Dividende  für  die  Ac- 
tionäre  und  LI  Procent  des  auf  das  zweite  Netz  verwendeten  K^itals; 
dicee  LI  Pioeent  repräeentirten  die  präsumtive  Differenz  zwischen  dem 
fltr  Veninsung  und  Amortisation  vom  Staat  mit  4.65  Proeent  garantirten 
und  oem  naeh  Maassgabe  der  Emissionseane  von  den  Geselkchaftcn  wirk- 
lich aufzuwendenden  Betrage,  welcher  auf  5,75  Proccmt  amgcnommen 
wttxxie.  Ex9t  derjenige  Betzag.  um  welches  der  Bcinertrag  das  ans  den 
gedachten  drei  Elementen  sich  zusammenietzeiide  vorbehahene  Einkom- 
men übei^tieii^  war  dem  neuen  Nctje  ztizafuhren  nnd  hane  znr  Minde- 
nuBue  der  vom  Staate  zu  lebtenden  Venzns&ngsznadiQBse  zn  daencn;  der 
Tmustattd.  dass  so  der  eine  betfcoimte  Hohe  ^Nentcxgenie  Enzng  anf  das 
aeifte  Nets  gewts^zmasa»en  iibHmeoaseo  wxid.  hat  der  Einriehinng  in  den 
te^hoijchen  Kr«»Ki  den  Namen  ^deversoir*  JTebezfLIwnclu)  TirwhaJL 
Endlich  haNfft  —  uai  an»  ectfi^äl:  eiiLe  weitet«  Steherbei&ufmtnng  fär  die 
T»m  Scaa:e  'iben^xmenif  Z^nwa-Garaa::«  —  «ii«  Geseusebafbn  vnm  Jahre 
l$T:i  ab  ienjiMii^c  Uebench^a»  i»  BeLBertrages.  um 
eine  Nwcimitw  T«rtra^»LJssqt  fiwc^eiicellie  Sama«  ib^ascex^.  mit 
Scans*  in  thetleo. 

Tm  «ir«  iea  Vercntifea  eaä^cecÖKad«  BaLittsrxu  i«tit«r  Beicima 
nt  »ehienL.  wnxde  ire  A-ii^ceLltLo^c  ier  Bus.-  ind  E«cr:<iQKirecxtiiuhce& 
b«MCUB.3L:ea    V^ctblifea    x:i<i    eiaer    ieGuliirieii    ix    xemuL   ▼*icp&DCBisfin«fie& 
Fecmnm  ansinLäbenuvn  CootmCe  -ii»  Scusk»  mOKrwactxa  ^  .     Aixf  «en   Be- 

jeaer   1$^^   Tcrtt%c  btsniu  in»  TofiiL 


1}  Dm  Tif^t  hMTtt«  Wi  Aouuc  ^t.  Sasdiac  $.  J»  qp 
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den  groBsen  Gesellschaften  im  Allgemeinen  noch  heute ;  die  späteren  Er- 
gänzungen und  Abänderungen  haben  sich  weniger  auf  das  Prineip,  als 
auf  die  Abänderung  der  Yertheilung  der  Linien  unter  das  alte  und  das 
neue  Netz,  auf  die  Erweiterung  des  neuen  Netzes  durch  weitere  Con- 
cessiooen,  auf  die  Erhöhung  der  Mazimal-Kosten-Ziffer  des  garantirten 
Kapitales,  auf  Erhöhung  des  unter  dem  alten  Netz  vorbehaltenen  Endtermi- 
nes  und  auf  dementsprechende  Modification  der  Art,  in  welcher  sich  die 
Ueberschüsse  auf  das  alte  und  neue  Netz  yertheilten,  bezogen.  Bei  einer 
Anzahl  neuer  Linien  betheiligte  sich  der  Staat,  abgesehen  von  der  Lei- 
stung der  Zinsengarantie,  noch  dadurch,  dass  er  in  Anwendung  des  Gesetzes 
von  1842  Baarbeiträge  zu  den  Baukosten  in  Höhe  derjenigen  Beträge,  die 
für  den  Unterbau  aufzuwenden  waren,  gewährt. 

Jene  Vereinbarungen  von  1869,  das  meist  vielgepriesene  und  noch^«"^*»«""«* 
jetzt  von  namhaften  Autoritäten  warm  vertheidigte  Werk  de  Pranqueville's,  rangen  von 
des  langjährigen  Directors  der  mit  der  Verwaltung  der  Eisenbahnen  be-  ^^^* 
trauten  Abtheilung  des  Ministeriums  der  öffentlichen  Arbeiten ,  sind  in 
neuerer  Zeit  häufig  angefeindet  worden;  man  macht  ihnen  die  Schaffung 
eines  Monopols  für  die  grossen  Gesellschaften  zum  Vorwurf,  welche  der 
kräftigen  Entwickelung  des  Eisenbahnwesens  in  Frankreich  mannigfache 
Hindemisse  bereite.  Dass  die  Vereinbarungen  den  Eisenbahnbau  in 
Frankreich  mächtig  gefördert  haben,  erweisen  die  Zahlen ;  in  den  Jahren 
1863  bis  1870  ist  in  jedem  Jahre  durchschnittlich  eine  Länge  von  730 
Kilometern  neuer  Bahnen  der  Benutzung  übergeben  worden^);  die  Ge- 
sammtlänge  der  im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahnen  Frankreichs  belief 
sich  am  Ende  des  Jahres  1870  auf  17,484  Kilometer.  Aber  eine  ganz 
andere  Frage  ist  die,  ob  nicht  bei  jenen  Arrangements  die  Eücksicht  auf 
die  zukünftige  Entwickelung  zu  sehr  dem  zeitweiligen  Erfolg  geopfert 
worden  ist.  Zu  einer  abschliessenden  Beantwortung  dieser  Frage  würden 
grössere  Detailkenntnisse  gehören,  als  sie  mir  zu  Gebote  stehen;  immer- 
hin ist  das  gewiss,  dass  aus  dem  Inhalt  jener  Vereinbarungen  sich  ebenso 
für  den  Betrieb  wie  für  die  weitere  Ausbreitung  des  Netzes  mannigfache 
Nachtheile  ergeben  haben.  Eine  Wirkung  der  auf  das  neue  Netz  einge- 
schränkten Zinsen-Garantie  war  es  vor  Allem,  dass  das  Interesse  der  Ge- 
sellschaften in  Bezug  auf  den  Betrieb  wie  in  Bezug  auf  den  Ausbau  die- 
ses zweiten  Netzes  sehr  herabgemindert  wurde*);  dies  war  vorzugsweise 
dann  der  Fall,  wenn  die  Gesellschaft  das  Maass  des  Ertrages  des  alten 
Netzes,  welches  zur  Deckung  aller  drei  Bestandtheile  erforderlich  war, 
nicht  alsbald  zu  erreichen  hoffen  konnte ;  es  lag  dann  nahe ,  den  Betrieb 
des  zweiten  Netzes  zu  vernachlässigen  oder  gar  den  Verkehr  von  dem- 
selben zu  Gunsten  des  alten  Netzes  abzulenken ;  wird  doch  in  einer  neueren, 
offenbar  von  sehr  wohl  informirter  Seite  herrührenden  Brochüre  den  Ge- 
sellschaften der  Vorwurf  gemacht,   dass  von  ihnen  die  garantirten  Linien 


1)  Lucas,  Etude,  S.  46. 

2)  Diese  nachtheilige  Wirkung  der  Garantieverträge  wird  namentlich  auch  von 
Kranz ,  welcher  sonst  keineswegs  zu  den  Gegnern  des  Regimes  von  1859  gehört ,  aner- 
kannt. Siehe  dessen  sehr  lesenswerthe  Schrift:  Observations  an  sujet  des  chemins  de 
fer  d'int^r^t  g^n^ral  et  local  et  des  lois  des  10  jnillet  1865  et  12  aoüt  1871,  Paris,  De- 
lamothe  et  fils,  1875. 

N.   F.    Bd.  IV.  23 
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mit  Vorliebe  nur  zur  Rückbeförderung  leerer  Waggons  benutzt  werden  ^). 
Aber  jene  Minderung  des  Interesses  trug  auch  dazu  bei ,  dass  dem  Aut- 
bau des  zweiten  Netzes  geringerer  Eifer  gewidmet,  namentlich  auch  der 
Sparsamkeit  nicht  immer  hinreichend  Rechnung  getragen  und  die  Bauten 
den  wirthschaftlichen  Verhältnissen  nicht  überall  genügend  angepasst  wur- 
den. Der  schwerwiegendste  Nachtheil  aber  für  die  weitere  Veryolktän- 
digung  des  Eisenbahnnetzes  lag  darin,  dass  die  Uebertragung  neuer 
Goncessionen  an  die  sechs  grossen  Gesellschaften  stets  eine  Revision  und 
Abänderung  der  mit  denselben  geschlossenen  Verträge  erforderte  und  da- 
mit zu  Verhandlungen  führte,  welche,  wie  dies  die  über  die  Ergänzungs- 
yerträge  von  1863,  1868  und  1869  geführten  erwiesen,  von  den  Gesell- 
schaften benutzt  wurden,  um  mit  neuen  Ansprüchen  gegen  den  Staat  hervor- 
zutreten. So  erwies  sich  das  Monopol  als  ein  in  der  That  lästiges  und  für 
den  Staat  um  so  lästigeres  Hemmniss,  als  die  definitive  Erstattung  der  auf 
Grund  der  Zinsgarantie  geleisteten  Vorschüsse  nicht  überall  genügend  ge- 
sichert erschien,  da  die  einzige  Sicherheit  für  die  künftige  Rückgewähr 
vielfach  nur  in  dem  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Gonoession  vorhande- 
nen rollenden  Material  besteht. 

Es  scheint  mir  daher  immerhin  zweifelhaft,  ob  der  Staat  den  Eisen- 
bahnbau nicht  wenn  auch  möglicher  Weise  weniger  rasch,  doch  weit  naohhal- 
tiger  und  mit  geringeren  Opfern  seinerseits  dadurch  gefordert  haben  würde, 
dass  er  einmal,  statt  die  Beschaffung  des  gesammten  für  das  zweite  Netz  er- 
forderlichen Bau-Kapitals  durch  Begebung  von  Obligationen  zu  gestatten, 
auf  Erweiterung  des  Actien-Kapitals  gedrungen  und  dass  er  sodann  statt  der 
schematischen  Gewährung  einer  ein  grosses  Netz  umfassenden  Zinsgarantie 
die  Bauten  temporisirt  und  Maass  und  Art  der  Subventionirung  einer  von 
Fall  zu  Fall  zu  treffenden  individuellen  Entscheidung  vorbehalten  hätte. 
Von  der  Effecthascherei ,  welche  bei  aller  Grossartigkeit  der  Leistungen 
die  Verwaltung  des  zweiten  Kaiserreichs  hier  und  da  charaoterisirt ,  liegt 
etwas  auch  in  diesen  Verträgen. 
^eirneShttr!'  ^^®  Schwierigkeiten,  welche  sich  bezüglich  der  Befriedigung  der  neu 

Tortretenden  auftauchenden  Verkehrsbedürfnisse  daraus  ergaben ,  dass  der  Ausbau  der 
dQ^iJlg^^  Bahnen  durch  jene  Vereinbarungen  in  einen  nur  schwer  veränderliohen 
genUflfvn.  Rahmen  gebracht  war,  zeigten  sich  sehr  bald.  Da  die  Auhiahme  von 
Verhandlungen  mit  den  grossen  Gesellschaften  bei  dem  Umfange,  den 
solche  im  Allgemeinen  annehmen  mussten,  nur  in  den  wichtigsten  Fällen 
in  Frage  kommen  konnten,  so  blieb,  um  den  zumal  seit  dem  Abschluss 
der  Handelsverträge  mit  England ,  Deutschland  u.  s.  w.  rasch  anwachsen- 
den Anforderungen  genügen  zu  können,  für  den  Staat  nur  ein  doppelter 
Weg  übrig:  die  Ausführung  der  neu  anzulegenden  Bahnen  neuen  Gesell- 
schaften zu  übertragen  oder  aber  durch  Heranziehung  der  Departements 
und  Gemeinden  für  das  Inslebentreten  einzelner  Kategorien  von  Bahn-Un- 
ternehmungen anderweitige  leichtere  Bedingungen  zu  schaffen.  Beide 
Wege  wurden  von  der  französischen  Regierung  betreten. 


1)  La  qn«8tion  des  nouveanx  chemins  de  fer  et  destrAVAOz  pablics,  Paris,  GnillMiiiiiii 
1876.   S.  6. 
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Mit  der  ConceBsionirang  neuer  GesellschafteD  für  einzelne  Linien  wurde  ^J^ft^n*^"{„. 
in  der  That  nach  dem  Zustandekommen  der  Fusionen  sehr  bald  wieder  t^i^t  g^n^nü. 
begonnen;  vor  diesen  bestanden  bereits  29  derartige  Gesellschaften,  un-  Lebrnisfühic- 
ter  ihnen  nur  nicht,  deren  Netz  eine  Bahnlänge  von  mehr  als  hundert *'****"*«***•■• 
Kilometer  erreichte  ^ ) ;  unter  den  letzten  waren  die  bedeutendsten  die  Cha- 
rente-  und  die  Yend^ebahnen,  jene  ein  Netz  von  719,  diese  ein  solches 
von  449  Kilometern  umfassend.  Von  Hause  aus  fehlten  diesen  Unter- 
nehmungen, die  grossentheils  nicht  einmal  sich  im  Besitz  der  Zusicherung 
einer  Staate-Subvention  befanden,  die  Vorbedingungen  der  Lebensfähigkeit; 
da  es  eich  meistens  um  Linien  handelte,  welche  durch  Bahnen  der  grösseren 
GesellBchaften  von  allen  Seiten  begrenzt  bezw.  durch  solche  zerschnitte  nwur- 
den,  80  war  der  Betrieb  der  Natur  der  Verhältnisse  nach  nur  von  dem  der 
grösseren  Gesellschaften  durchaus  abhängig  und  der  mächtigen  Concurrenz 
dieser  Bahnen  völlig  preisgegeben;  andererseits  musste  bei  dem  kleinen 
Sjreise,  den  die  neuen  Unternehmungen  umfassten,  für  sie  das  Verhältniss 
der  Verwaltungskosten  ein  ungünstigeres  und  die  Kapitalbeschaffung  eine 
schwierigere  sein ;  in  der  That  wurden  die  Obligationen  von  den  letztge- 
dachten Gesellschaften  zu  einem  im  Vergleich  zu  denen  der  grossen  Ge- 
sellschaften niedrigeren  Kurse  begeben');  das  Verhältniss,  in  dem 
die  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  standen,  war  demnach  ein  um  so  weni- 
ger befriedigendes,  als  die  Anforderungen,  die  in  Bezug  auf  bauliche  und 
sonstige  Ausstattung  an  diese  Bahnen  gerichtet  wurden,  hinter  den  an 
die  Bahnen  der  grossen  Gesellschaften  gestellten  nicht  wesentlich  zurück- 
blieben. Lag  aber  in  dem  Maass  dieser  Anforderungen  ein  wichtiges 
Element  der  ungenügenden  Rentabilität,  so  lag  es  nahe,  für  Fälle,  die  sich 
hierzu  eigneten,  durch  Herabsetzung  jener  Anforderungen  eine  Verminde- 
rung der  in  Bede  stehenden  Schwierigkeiten  zu  erstreben. 

Der  Gedanke,  dass  in  Fällen  eines  weniger  umfangreichen  "^or^©^"- ^^^iJuSnen.''* 
bedürfnisses  und    günstiger  Beschaffenheit  des   Terrains  den  Anforderun-      Ente 
gen  mit   in    einfacherer   Weise  construirten    und   daher  einen  geringeren,     ^^ 
anderweitige  und   einfachere   Arten    der   Mittelbeschaffung   ermöglichenden 
Kostenaufwand  voraussetzenden  Bahnen  genügt  werden  können,  dieser  Ge- 
danke war  es,    welcher    zur   Schaffung  einer  neuen  Kategorie  von  Eisen- 
bahnen,  der    Bahnen   von  localem  Literese,  Anlass  gab.     Die  ersten  Ver- 
suche, mit  der  Anlage  derartiger  Bahnen  vorzugehen,   waren  gegen  Ende 
der  fünfziger  Jahre  in  den  beiden  Ebässischen  Departements  gemacht  wor- 
den*).    Es  gelang  hier,   mehrere  Linien   mit  einem  Kostenaufwande  her- 


1)  Die  Tabelle  bei  Lucas  —  S.  48  —  macht  fQr  den  Zeitpunkt  vom  31.  Dec. 
1870  22  kleiue  Gesellschaften  namhaft,  deren  Netze  —  einschliesslich  16  Kilometer 
ligues  diverses  —  Kilometer  umfasst. 

2)  Siehe  u.  A.  Krantz,  Observations  S.  21.  Interessantes  Material  Über  die  Opfer, 
welche  sich  die  kleinen  Gesellschaften  behufs  der  Kapitalbeschaffung  auferlegen  mussten, 
enthilt  der  Bericht  von  Ren^  Brice,  Annexe  1694  zum  Sehatz  der  Dep. -Kammer  vom 
17.  Juli  1879  Ann.  du  Sdn.  et  da  la  chambre  des  Ddp.  Jahrg.  1879  Band  8  S.  308. 
So  musste  die  Vogesen-Gesellschaft  7  anderen  Gesellschaften  9,  10  ja  11  Procent  des 
aufgenommenen  Kapitals  zahlen. 

3)  Siehe  Boulan  (chef  de  bureau  au  minist&re  de  Tintdrieur),  les  chemins  de  fer  d'intördt 
loeai  in  der  Bevne  gdndrale  d'administration  Jahrgang  1879  Band  I  S.  279.  —  Dieser 
Aufsatz  Boulan's,   im  gedachten  Bande  der  Revue  in  zwei  Abtheilongen   —  S.  274   und 

23* 
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zustellen,   der   zwischen    96,000  und  125,000  Fr.  pro  Kilometer  yariirte, 
allerdings  bei  einer  besonders  günstigen  Beschaffenheit    des  Terrains,    das 
weder   nennenswerthe  Steigungen,    noch  zu  überbrückende  beträchtlichere 
Wasserläufe  enthielt.     Den  Grunderwerb,  den  Unter-  und  Hochbau  besorg- 
ten Departements  und  Gemeinden,  den  Oberbau  und  die  Anschaffung  des 
rollenden   Materials   übernahm   die  Ostbahngesellschaft;    eine    Staats-Sub- 
yention  wurde  bewilligt.     Die  Gesammtkosten    vertheilten    sich  dergestalt, 
dass  yon  den  Departements  (durch  Anlehen  oder   Steuererträge  oder  Vor- 
wegnähme aus  dem  Special-Wege- Centimes)  1,974,557,   von   den  Gemein- 
den 2,015,428  beigetragen  und  vom  Staat  eine  Subvention  von   1,690,000 
Fr.    gezahlt    wurde;    den    Kest    des    Kostenaufwandes    im    Betrage    von 
4,877,000  Fr.  übernahm  die  Ostbahn- Gesellschaft.     Eines  besonderen  Acts 
der  Gesetzgebung  bedurfte  es  nicht,   da   die   bezüglichen  Operationen  der 
Departements-Verwaltungen  sich    auf  der  Basis  des  Gesetzes  über  die  Vi- 
cinalwege  bewegten.     Diese    so   günstigen  Ergebnisse  zogen  die  Aufmerk- 
samkeit  weiter    Kreise    wie   auch  der  Eegierung  auf  sich ;  eine  von  letz- 
terer   im    Jahre     1861    zur    Prüfung     der   Angelegenheit     niedergesetzte 
Kommission  empfahl  dringend ,    sowohl  der  Verwaltung   in  Bezug  auf  die 
Autorisirung    von    Localbahnen,    als    den   Concessionären    in    Bezug   auf 
deren  Bau-  und  Betriebsart  den  möglichst   weitesten  Spielraum   zu   lassen 
und   diesen  Bahnen  alle  mit  der  Eücksicht   auf  die  obwaltenden  Verhält- 
nisse vereinbarten  Erleichterungen   betreffs   der  Spurbreite,    des    Gewichts 
der  Schienen,   der   Art   des   rollenden  Materials,  Bauart  der  Stangen  und 
BÄder,  der  Curven  zu  gewähren;    namentlich   auch  ihnen,    wo  irgend  an- 
gänglich,  die  Abstandnahme  von  der  Anbringung  von  Einfriedigungen  und 
die  grösste  Vereinfachung   der  Stationsgebäude   zu    gestatten;   nur  darauf 
wurde  Werth  gelegt,  dass  innerhalb  jeder  Gruppe  möglichst  dieselbe  Spur- 
breite beibehalten  werde,   damit  sie  durch  dasselbe    rollende    Material  be- 
dient werden   könnte  ^).     Dieselbe    Auffassung    drückte  sich    in  den  Moti- 
ven aus,    mit    welchen    im  Jahre  1865    der  Entwurf  eines  Gesetzes  über 
die  Bahnen  von  localem  Interesse  vorgelegt  wurde;   dieselben    heben  aus- 
drücklich hervor,    dass  man  ausschliesslich  Bahnen,   die  zur  Vermittelung 
des    Localverkehrs     dienten    und    durch   welche    den    Hauptbahnen    Ver- 
kehr zugeführt,   nicht  aber  Concurrenz  geschaffen  würde,   im  Auge  habe. 
Der   Berichterstatter  im    gesetzgebenden    Körper    eignete    sich   im   vollen 
Maasse  die  Vorschläge  an,  zu  denen  eine  kurze  Zeit  vorher  berufene  Com- 
mission  von  Fachmännern  sich  vereinigt  hatte;  die  Localbahnen  sollten  ein- 
gleisige sein,  von  Einfriedigungen  und  selbst  von  Barrieren  bei  den  Niveau- 
Uebergängen   wie   auch  von   festen  Signalen   sollte    fast  vollständig   abge- 
sehen, endlich  in  Bezug  auf  Steigungsverhältnisse  und  Curven  die  grösste 
Toleranz    geübt   werden.     Alle    Dokumente    über   Vorbereitung   und    Ent- 
stehung   des    Gesetzes    stimmten    darin   überein,    dass    es   sich    lediglich 
um   auf  begrenzten  Verkehr    berechnete   und   um  von    keinerlei   Schwie- 


S.  400  fg.  —  abgedmckt,  enthält  dos  Beste,  was  bisher  über  die  Localbahnen  von  Frank- 
reich geschrieben  worden  ist,  und  giebt  namentlich   wichtige   Aufschlüsse   über  die   Ent- 
stehuDg  des  Gesetzes  von  1866  nnd  die  Ursachen  der  nachherigen  Ausartong  der  PrazU. 
1)  Boulan  a.  a.  O.  S.  281. 
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rigkeiten  darbietender  Terrainbeschaffenheit  begünstigte,  also  wenig  kost- 
spielige ßahn-Anlagen  handeln  sollte.  So  dentlich  nun  aber  bei  den  ge- 
führten Yerhandlnngen  die  eben  geschilderte  Auffassung  hervorgetreten 
war,  so  war  es  doch  nicht  gelungen,  derselben  in  dem  Gesetz  vom  12. 
Juli  des  genannten  Jahres,  welches  aus  jenen  Berathungen  hervorging, 
einen  hinreichend  klaren  Ausdruck  zu  verschaffen;  noch  mehr  aber  fehlte 
die  damalige  Gesetzgebung,  indem  sie  genügende  Garantien  dafür,  dass  die 
Ausführung  der  Bestimmungen  des  Gesetzes  innerhalb  der  durch  die  Mo- 
tive gegebenen  Grenzen  bleibe,  herzustellen  unterliess. 

Das  Gesetz  gestattet  die  Herstellung  von  Eisenbahnen  localen  Inter-  ^teBaimra^ 
esses  (chemins  de  fer  d^int^ret  local)  in  zwei  Pormen ;  entweder  durch  locaien  inter- 
die  Departements  oder  Gemeinden  unmittelbar  mit  oder  ohne  Zustimmung  ^'j^^ises.  ' 
der  bei  der  Anlage  interessirten  Grundeigen thümer ;  oder  durch  Goncessio- 
näre  mit  Hülfe  von  ihnen  durch  die  Departements  oder  Gemeinden  be- 
willigten Beiträgen ;  in  beiden  Fällen  liegt  der  Schwerpunkt  der  Entschei- 
dung über  die  Art  der  Ausführung  in  den  Departemental-Instanzen. 
Bichtung  der  Bahn  sowie  Art  und  Bedingungen  des  Baues,  ferner  auch 
die  zur  Sicherung  des  Betriebs  nöthigen  Verträge  und  sonstigen  Bestim- 
mungen setzt  der  Generalrath  fest;  die  definitive  Genehmigung  der  Pro- 
jekte und  der  Tarife  sowie  die  Eontrole  des  Betriebes  ist  Sache  des  Prä- 
fekten;  nur  die  als  Grundlage  der  Expropriation sbefugniss  erforderliche 
Erklärung  des  öffentlichen  Nutzens  der  Anlage  erfolgt  durch  vom  Staatsrath 
berathenes  Decret  des  Staatsoberhaupts.  Den  allgemeinen  bahnpolizeilichen 
Vorschriften  unterliegen  auch  diese  Bahnen,  jedoch  kann  der  Präfekt  von 
der  Verpflichtung  zur  Einfriedigung  des  Bahnkörpers  und  von  der  An- 
bringung von  Barrieren  an  weniger  frequenten  Uebergangsstellen  entbin- 
den. Die  Kosten  des  Bahnbaus  trägt  mit  Hülfe  der  etwaigen  Beiträge 
der  Interessenten  und  vorbehaltlich  der  vom  Staat  zu  gewährenden 
Subventionen  das  Departement  bezw.  die  Gemeinde;  letztere  darf  hierzu 
die  ihr  für  die  Vicinalwege  zu  Gebote  stehenden  Einkünfte  in  An- 
spruch nehmen.  Der  Beitrag  des  Staats  soll  ein  Drittel  der  den  Depar- 
tements, Gemeinden  und  Interessenten  vertragsmässig  definitiv  zur  Last 
bleibenden  Aufwendungen  nicht  übersteigen;  nur  für  diejenigen  Departe- 
ments, in  welchen  der  Ertrag  eines  Zuschlags- Centimes  zu  den  vier  direc- 
ten  Steuern  weniger  als  20,000  Franken  beträgt,  ist  das  Maximum  auf  die 
Hälfte  erhöht,  wogegen  es  für  die  Departements,  in  denen  der  Ertrag 
eines  solchen  Centimes  40,000  Franken  übersteigt,  auf  ein  Viertel  redu- 
cirt  ist.  Die  jährlich  vom  Staat  zu  Subventionen  bezüglicher  Art  zu  ver- 
wendende Summe  ist  auf  ein  Maximum  von  6  Millionen  Franken  normirt 

Wenn  das  Gesetz  davon  absah ,  eine  abschliessende  Definition  des  Mxngei  dei 
bahnlocalen  Interesses  zu  geben,  so  wird  hieraus  eine  Ausstellung  kaum  *^^^**' 
hergeleitet  werden  können;  die  Beantwortung  der  Frage,  ob  eine  Bahn 
lediglich  dem  localen  oder  auch  dem  allgemeinen  Verkehrs-Interesse  diene, 
wird  immer  Sache  wesentlich  concreter  Beurtheilung  sein.  Aber  es  fehlte 
im  Gesetz  auch  jede  Hindeutung  darauf,  dass  dasselbe  seiner  Absicht  nach 
nur  solche  Bahnanlagen  im  Auge  hatte,  welche  einem  weniger  umfang- 
reichen Verkehrsbedürfniss  zu  genügen  bestimmt  und  welche  mit  einem 
relativ    geringen   Eostenaufwande   auszuführen  waren.     Das  im  Anschluss 
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an  das  Gesetz  erlassene  Ministerialcircnlar  —  vom  12.  Juni  1865  —  ver- 
suchte zwar  diesem  Mangel  abzuhelfen;  es  bezeichnete  die  grösste  Be- 
schränkung des  Kostenaufwandes  als  unerlässliche  Voraussetzung.  yyNur 
bei  Einhaltung  dieser  Grenzen'^  heisst  es  daselbst,  „wird  es  ausfuhrbar  sein 
beim  Baue  derjenigen  Sparsamkeit  Bechnung  zu  tragen,  welche  allein  den 
Departements  die  Tragung  der  bezüglichen  Kosten  ermöglichen  kann;  nur 
auf  diese  Weise  wird  man  zu  verhüten  im  Stande  sein,  dass  unter  dem 
Namen  localer  Bahnen  Linien  entstehen,  die,  statt  den  grossen  Bahnen  Ver- 
kehr zuzuführen,  das  Gleichgewicht  der  vom  Staat  geschaffenen  Bahnnetse 
zerstören"  ^).  Diese  Hinweisung  fand  indessen  in  der  Anwendung  des 
Gesetzes  keineswegs  eine  genügende  Beachtung.  Es  fehlte  nicht  an  Fällen, 
in  denen  man  bei  Aufstellung  der  Entwürfe  für  die  Localhahnen*^  von  ähn- 
lichen Anforderungen  ausging,  wie  sie  an  die  grösseren  Bahnen  gestellt 
wurden ;  den  bezüglichen  Unternehmungen  war  hierdurch  von  vom  berein 
jede  Aussicht  auf  Rentabilität  oder  Lebensfähigkeit  entzogen.  Wenn  die 
Uebelstände,  welche  sich  hieraus  ergaben,  zunächst  noch  eine  grössere  Aus- 
dehnung nicht  erreichten,  so  beruhte  dies  darauf,  dass  in  der  nächsten  Reihe 
von  Jahren,  welche  auf  das  Gesetz  von  1 865  folgte,  überhaupt  nur  wenig 
Localbahncn  gebaut  wurden;  bis  zum  31.  December  1870  waren  nur  1770 
Kilometer  solcher  Bahnen  concedirt  und  von  ihnen  nur  268  Kilometer  in 
Betrieb  gestellt^).  Mangels  einer  Einsicht  in  die  Bedingungen,  unter  denen 
solche  Bahnen  gedeihen  konnten,  fehlte  eben  das  Vertrauen  in  die  Zu- 
kunft dieser  Unternehmungen.  Erst  das  Gesetz  über  die  Generalräthe  vom 
12.  August  1871  führte  zu  einer  ausgebreiteteren  Betheiligung  des  Publikums, 
aber  nur  dadurch ,  dass  es  einer  neuen  missbräuchlichen  Anwendung  des 
Gesetzes  von   1865  die  Thüre  öffnete. 

Das  Neue,  welches  das  Gesetz  von  1871  brachte,  bestand  darin,  dass 
es  nicht  nur  die  Zuständigkeit  der  Generalräthe  bezüglich  der  Beschluss- 
fassung  über  gemeinnützige  Anlagen  erweiterte  (Art.  46),  sondern  auch  in 
Fällen ,  in  welchen  jene  Anlagen  für  mehrere  Departements  von  Interesse 
waren,  den  Generalräthen  dieser  Departements  gestattete,  unmittelbar  mit 
einander  in  Verbindung  zu  treten  und  gemeinsame,  allerdings  demnächst 
auch  der  Ratification  durch  jeden  einzelnen  Generalrath  unterliegende  Be- 
schlüsse zu  fassen.  Es  war,  indem  die  Generalräthe  sich  über  die  Rich- 
tung der  Localbahnen  in  den  betreffenden  Departements  mit  einander  zu 
verständigen  in  der  Lage  waren,  nunmehr  der  weiteste  Spielraum  der 
Versuchen  geöffnet,  durch  Concessionirung  von  aneinander  anschliessenden 
Localbahnen  Seitens  der  einzelnen  Departements  Linien  zu  bilden,  die,  ob- 
wohl sie  sich  rechtlich  aus  verschiedenen  Bahnen  zusammensetzten ,  doch 
für  den  Betrieb  ein  Ganzes  bildeten  und  Goncurrenzlinien  für  die  grossen 
Bahnnetze  darstellten;  es  war  damit  gerade  diejenige  Sachlage  herbei- 
geführt worden,  welche  die  Urheber  des  Gesetzes  von  1865  hatten  ver- 
hüten wollen.  Es  lag  nahe,  dass  die  Speculation  sich  dieser  Sachlage  im 
ausgedehntesten  Maassstabe  bemächtigte.  Während  die  Unternehmer  vom 
Staat  Concessionen  zu  Concurrenzbahnen  für  die  grossen  Linien  grundsätz- 


1)  BonUn,  de«  chemins  de  fer  d'int^rSt  local,  a.  a.  O.  S.  283. 

2)  Lucas,  <tade  8.  76. 
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lieh  Überhaupt  nicht  und  andere  Goncessionen  mit  Bewilligung  von  Sub- 
yentionen  nur  mit  Schwierigkeiten  erlangen  konnten,  waren  sie  in  der  Lage, 
durch  Yerroittelung  der  Oeneralräthe  eich  in  Besitz  von  ConcesBionen  zu 
Linien  zu  setzen,  welche  auf  einen  durchgehenden  Verkehr  berechnet 
waren  und  für  deren  Herstellung  sie  ausserdem  beträchtliche  Subventio- 
nen vom  Staat,  den  Departements  und  Gemeinden  zu  erwarten  hatten. 
Das  Verfahren,  welches  sich  in  Ausfuhrung  der  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes von  1865  über  die  Anweisung  der  Staats-Subventionen  gebildet 
hatte,  war  vollends  geeignet,  solchen  Missbräuchen  den  grössten  Vorschub 
zu  leisten.  Der  Staatsbeitrag,  welcher  sich  nach  dem  Gesetz  auf  die  Hälfte, 
ein  Drittel  oder  ein  Viertel  der  von  den  Departements  u.  s.  w.  zu  veraus- 
gabenden Summe  belief,  wurde  der  Kegel  nach  den  Departements  in  halb- 
jährlichen Raten  angewiesen,  neuihdem  vorher  der  Nachweis  erbracht  war, 
dass  die  geleisteten  Arbeiten,  angelieferten  Materialien  und  Terrainerwer- 
bungen wenigstens  den  dreifachen  Werth  der  Rate  repräsentirten ;  ande- 
rerseits waren  in  den  Verträgen,  welche  die  Departements  mit  den  Con- 
eessionären  abgeschlossen  hatten,  bestimmte  feste  Zahlungstermine  derge- 
stalt beduugen,  dass  vor  jeder  Zahlungsanweisung  die  Unternehmer  die 
Verausgabung  des  doppelten  Betrages  der  zu  empfangenden  Zahlung  nach- 
zuweisen hatten.  „Die  Subvention",  sagt  Boulan  ^  in  seinem  Aufsatze 
über  die  Eisenbahnen  von  localem  Interesse,  „stellt  eine  wirkliche,  der 
Speculation  dargebotene  Prämie  dar;  sie  lieferte  derselben  den  ersten  sie 
zur  Unterhaltung  der  Arbeiten  während  der  Bauperiode  in  Stand  setzen- 
den Betriebs-Fonds,  ohne  den  betheiligten  Kapitalien  eine  Gewähr  für 
entsprechenden  Gewinn  und  ohne  den  Departements  eine  Sicherung  des 
Betriebes  zu  geben.  Was  konnte  hieraus  hervorgehen  ?  Nichts  anderes 
als  dass  die  Concessionäre  sich  in  den  Besitz  eines  zwiefachen  Vortheils 
setzten,  indem  sie  Obligationen  zu  ungerechtfertigten  Cursen  begaben  und 
Baucontracte  mit  schimpflichen  Preiserhöhungen  abschlössen,  was  übri-  - 
gens  nicht  ausschloss,  dass  demnächst  die  Speculanten  sich  von  den 
Unternehmungen  zurückzogen,  den  Departements  ihre  unvollendeten  Bah- 
nen und  den  Obligationären  die  werthlosen  Schuldtitel  überlassend.  Diese 
Misserfolge  wirkten  wieder  lähmend  auf  den  Unternehmungsgeist  zurück. 
Die  Länge  der  bis  zum  31.  December  1874  fertig  gestellten  Localbahnen 
belief  sich  auf'  1480  Ealometer ,  während  die  Gesammtlänge  derjenigen 
Linien,  für  welche  bis  zum  31.  Juli  1873  die  Concession  ertheilt  oder 
beantragt  war,  auf  17,412  Kilometer  angegeben  wird;  aber  auch  jene 
1480  £jlometer  befanden  sich  grossentheils  in  Händen  von  Gesellschaften, 
welche  keine  (Garantien  dauernden  Bestandes  gewährten. 

Die   Eutwickelung    des   Eisenbahnwesens    war  daher  gegen  die  ^^^^^w^!^  ^ 
der  siebziger  Jahre  auf  einen  Punkt  angelangt,   welcher  als  ein   Stadium    tMmga 
mindestens   der  Stagnation   bezeichnet   werden  kann;    mehrere  Schriften,     ^^*^' 
welche  dem  ebengedachten  Zeitpunkte  angehören,  geben  dieser  Auffassung 
Ausdruck^);   die  Leistungen  der  Bauthätigkeit  genügten  nicht  den  wach- 


i! 


a.  R.  O.  S.  286. 

so  Jules  Martin,  Rapport  pr^entä  an  nom  de  la  commission  municipale  de  P^ri- 
gaenz  d'ötndier  las  chemiDs  de  fer  d'intör&t  local ,  2me  ^d.  Limoges,  M.  Barbou.  1875 
(hanptsftchlich  auf  die  Localbahoen  bezüglich) ;  sodann  die  schon  citirten  Schriften  Krauts, 
Observations  1875  und  Boolan,  les  chemins  de  fer  d'int^rdt  local  1878. 
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senden  Bedürfnissen  des  Verkehrs.  Die  gprossen  Eisenbahn-Oesellschaften 
zu  einer  der  Entwickelung  jener  Bedürfnisse  folgenden  Erweitemng  ihrer 
Netze  heranzuziehen ,  fand  in  der  Art ,  in  der  das  Yerhältniss  zu  ihnen 
durch  die  Verträge  von  1859  geregelt  war,  Schwierigkeiten;  die  kleineren 
Gesellschaften  ycrmochten  es  nicht  zu  einem  genügenden  Grade  gesicher- 
ter und  nachhaltiger  Leistungsfähigkeit  zu  bringen ;  die  Schaffung  der 
neuen  unter  dem  Namen  ehern  ins  de  fer  d'interSt  local  in  der  Gesetz- 
gebung angeführten  Kategorie  von  Bahnen  hatte  die  an  diesen  Schritt  ge- 
knüpften Erwartungen  nicht  gerechtfertigt,  sondern  zur  Vermehrung  der 
nicht  lebensfähigen  gesellschaftlichen  Organismen  auf  diesem  Gebiete  nicht 
unerheblich  beigetragen.  Ein  Gesetz  vom  23.  März  1874,  welches  eine 
Anzahl  von  Eventual-Concessionen  zu  definitiven  erklärte  und  bezüglich 
mchrer  Bahnen  das  Baucapital  des  alten  und  neuen  Netzes  anders  normirte, 
vermochte  ausreichende  Abhülfe  nicht  zu  schaffen.  Es  bedurfte  umfassen- 
der und  energischer  Maassnahmen,  um  die  hervorgetretenen  Missstände  zu 
beseitigen  und  die  Entwickelung  in  eine  neue  Bahn  zu  leiten. 
Ankauf  noth-  Die  brennendste  Frage  war  die,  wie  einer  Anzahl  von  zehn  für  den 

non^i'm^^^hre  Verkehr  wichtigen  aber  in  besonders  ungünstiger  Lage  befindlichen,  theil- 
1878.  weise  dem  Bankerotte  nahen  Eisenbahn-Gesellschaften  aufzuhelfen  war; 
eine  Lösung  innerhalb  der  durch  den  bisherigen  Zustand  gegebenen  For- 
men zu  suchen,  lag  um  so  näher,  als  sämmtliche  Gesellschaften  — 
sechs  societes  d'interet  gen^ral  vier  d'interet  local  —  unter  ersteren  die  Cha- 
rente  und  Vendeebahnen  —  sich  im  örtlichen  Bereich  der  grossen  Orleans- 
bahnbefauden  und  als  die  Uebernahme  ihres  Betriebes  durch  die  Gesellschaft 
letztgedaohter  Bahn  besondere  Schwierigkeiten  nicht  darbot.  In  der  That 
bewegte  sich  nach  dieser  Richtung  hin  der  erste  Vorschlag  der  Regierung; 
nach  dem  mit  der  Orleansbahn  vereinbarten,  im  Jahre  1876  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  vorgelegten  Project  sollte  die  Gesellschaft  der 
ebengedachten  grossen  Bahn  sämmtliche  Linien  übernehmen;  die  Verpflich- 
tungen, welche  durch  das  bezügliche  Verhältniss  für  den  Staat  der  Or- 
leansbahn gegenüber  begründet  worden  wären,  erschienen  jedoch  der  De- 
putirten-Kammer  als  so  ausgedehnte,  dass  die  Mehrheit  Bedenken  trug, 
einem  solchen  Arrangement  zuzustimmen ;  ein  Amendement  AUain  Targe's, 
das  in  der  Sitzung  vom  22.  März  1877  Annahme  fand  und  mit  dem  sich 
auch  unter  gevrisser  Reserve  der  damalige  Minister  der  öffentlichen  Arbei- 
ten, Christophlc,  einverstanden  erklärte,  gab  der  Angelegenheit  eine  die 
weitere  Behandlung  bestimmende  Wendung.  Dasselbe  umfasst  folgende 
Punkte :  l)  Rückkauf  der  Linien,  deren  Betrieb  durch  ihre  ersten  Gonoes- 
sionäre  aufhört ,  nach  dem  wirklichen  Werthe  d.  h.  der  nützlich  verausgab- 
ten Herstellungskosten  unter  Abrechnung  der  ursprünglich  bewilligten  Bau- 
Sabyentionen  ^);  2)  Vereinigung  aller  dem  gprossen  Verkehr  dienenden  Li- 
nien desselben  Gebiets  unter  eine  Verwaltung,  dergestalt,  dass  die  Bildung 
iner  ebenso  für  den  Staatsschatz  als  für  die  Betriebsuntemehmer  und 
UdeBslieh  auch  für  die  Bevölkerung  verderblichen  Concurrenz  verhindert 
rd;  8)  Gewinnung  wirksamer  Garantien  und  Aufstellung  von  Reglements, 


'^  8«  bt  der  Aiudmck  tiP^  r^**  hier  —   wie  auch  im  Art.  12  des  Oesetses  Tom 
In  1874  —  offNibar  la  ventehen. 
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um  dem  Staat  eine  beständige  Einwirkung  auf  die  Tarife  und  den  Betrieb 
XU  Bichem  und  den  Betheiligten  Gelegenheit  zu  bieten,  ihre  Beschwerden 
amtlich  an  die  Verwaltung  gelangen  zu  lassen;  4)  unbedingter  Vorbehalt 
der  BefugnisB  für  den  Staat,  zu  jedem  Zeitpunkte  und  ohne  der  durch  Con- 
tracte  gewährleisteten  Finanzlage  Eintrag  zu  thun,  die  Errichtung  solcher 
neuer  Linien  anzuordnen,  deren  Anschluss  an  das  Netz  des  betreffenden  Ge- 
biets er  für  nothwendig  erachten  würde ;  5)  für  den  Fall,  dass  die  Gesell- 
schaft der  Orleansbahn  sich  weigern  würde,  auf  diesen  Grundlagen  zu  ver- 
handeln, Gründung  eines  siebenten,  vom  Staate  selbst  zu  betreibenden  Eisen- 
bahnnetzes. —  Der  grundsätzliche  Inhalt  dieses  Amendements  reicht  weit 
über  die  Frage,  welche  zur  Erledigung  vorlag,  hinaus ;  es  ist  damit  ein  neues, 
wenn  auch  noch  nicht  direct  die  Verstaatlichung  als  Ziel  bezeichnendesi 
doch  immerhin  eine  intensivere  Gestaltung  der  staatlichen  Einwirkung 
auf  das  Eisenbahnwesen  stark  betonendes  und  den  Ankauf  durch  den  Staat 
unter  die  Mittel  der  Lösung  der  Schwierigkeiten  aufnehmendes  Programm 
aufgestellt  worden  ^).  Die  erste  Frucht  desselben  —  nachdem  an  die 
Spitze  des  Ressorts  der  öffentlichen  Arbeiten  inzwischen  de  Freycinet  ge- 
treten war  —  war  das  Gesetz  vom  18.  Mai  1878,  welches  den  Ankauf 
der  nothleidenden  zehn  Bahnen  durch  den  Staat  genehmigte  und  den  Mi- 
nister der  öffentlichen  Arbeiten  ermächtigte,  die  sämmtlichen  Linien  — 
von  denen  die  zu  den  Localbahnen  gehörigen  gleichzeitig  dem  r^eau 
d'int^rdt  gdn^ral  einverleibt  wurden  —  provisorisch  für  Rechnung  des  Staats 
betreiben  zu  lassen.  Eine  derartige  Verwaltung  wurde  demnächst  auch  ein- 
gerichtet; die  Leitung  des  Baus  und  Betriebs  sämmtlicher  Linien,  allein 
ausgenommen  die  im  Unterbau  noch  nicht  vollendeten ,  wurde  einem  mit 
sehr  ausgedehnten  Vollmachten  versehenen,  aus  zehn  Mitgliedern  bestehen- 
den conseil  g^n^ral  d'administration  übertragen,  welcher  an  die  Stelle  der 
bisher  für  die  einzelnen  Gesellschaften  in  Function  gewesenen  Verwal- 
tungsräthe  trat  und  im  Wesentlichen  deren  Befugnisse  ausübte.  Eine  fer- 
nere Erweiterung  erhielt  der  Umfang,  in  welchem  der  Staat  eine  Leitung 
des  Baus  bezw.  Betriebs  der  Eisenbahnen  ausübte,  durch  die  Elassirung 
zahlreicher  neuer  Bahnen  als  Linien  von  allgemeinem  Interesse  und  vor- 
läufige Uebernahme  der  Herstellung  und  des  Betriebs  dieser  Bahnen  auf 
den  Staat:  diese  Erweiterung  fällt  mit  der  Aufstellung  und  Durchführung 
des  de  Freycinet'schen  Arbeitsprogramms  zusammen. 

Wie  oben  bemerkt,  bildete  den  grössten  und  wichtigsten  Theil  die- 
ses Programms  die  Vervollständigung  des  Eisenbahnnetzes;  Freycinet  ging 
davon  aus,  dass  nur  der  Staat  die  erforderlichen  Organe  und  Kräfte  be- 
sitze, um  den  seiner  Ansicht  nach  in  Frankreich  weit  zurückgebliebenen 
Eisenbahnbau  planmässig  und  mit  genügender  Schnelligkeit  zu  fördern. 
Um  eine  Grundlage  für  die  Aufstellung  des  Planes  zu  erhalten,  war  es  er- 
forderlich, eine  Auswahl  derjenigen  Linien   zu  treffen,    welche    sich   nach 


1)  Die  Wichtigkeit  des  AmeDdements  hebt  auch  Friedberg  —  Jahrbücher  Band  33 
8.  67  —  hervor.  Es  bemht  wohl  auf  Irrthum,  dass  er  dasselbe  als  ein  Geseta  beseich- 
net  Ein  noch  weiter  gehender,  die  Verstaatlichung  sftmmtlioher  Bahnen  fordernder  An- 
trag der  Deputirten  Wilson ,  R.  Waddington  ,  Le  Cesne  und  Bethmont  erhielt  nicht  die 
Migoritat.  Annales  du  S^nat  et  de  la  Chambre  des  döput^  Jahrg.  1877  Bd.  n  8. 
333  fg. 
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Maassgabe  ihrer  Wichtigkeit  für  den  Verkehr  zur  Klassining  als  Bahnen 
yon  allgemeinem  Interesse  eigneten  und  deren  Ausbau  für  die  nächste 
Zukunft  in  Aussicht  zu  nehmen  wäre;  zugleich  handelte  es  sich  bei  die- 
ser Aussondening  darum,  zwischen  dem  Gebiet  der  Bahnen  d'inter^t  ge- 
n^ral  und  d'int^ret  local  wieder  eine  erkennbare  Scheidung  her jnistellen ; 
diese  Scheidung  war  in  Folge  der  obwaltenden  unklaren  Yorstellungen 
eine  dergestalt  unsichere  geworden,  dass  in  nicht  seltenen  Fällen  dieselbe 
Linie  vom  Staat  bzw.  den  gprossen  Gesellschaften  als  d'int  g^n&«l  und 
yon  den  Departements  als  d'inter^t  local  reclamirt  worden  war.  Indem 
Freycinet  eine  individuelle  Bezeichnung  der  für  das  Netz  d'inter^t  gen^ 
ral  in  Anspruch  zu  nehmenden  Linien  für  nothwendig  erklärte,  ging  er, 
was  die  Einreihung  der  Linien  in  das  Netz  anlangt»  davon  aus,  dass  ein 
ausreichendes  Kriterium  dafür,  ob  eine  Bahn- Verbindung  sich  als  Linie 
allgemeinen  oder  localen  Literesses  qualificire,  sich  in  abstracto  nicht  ge- 
ben lasse,  dass  es  sich  hierbei  vielmehr  jedesmal  um  eine  concreto,  unter 
Würdigung  der  Gesammtlage  der  Verhältnisse  zu  treffende  Entscheidung 
handle^).  Auf  dieser  Auffassung  beruht  das  Gesetz  vom  17.  Juli  1879 
über  die  Klassirung  des  Ergänzungs-Netzes  der  Eisenbahnen  von  allgemei- 
nem Interesse;  dasselbe  klassirt  181  individuell  benannte  Linien  als  che- 
mins  d'int^r^t  g^n^ral  und  ordnet  vorbehaltlich  der  nach  vorschriftsmässi- 
ger  Instruktion  und  im  gewöhnlichen  gesetzlichen  Wege  herbeizuführenden 
Erklärung  dieser  Bahnen  zu  Unternehmungen  öffentlichen  Nutzens  nach 
Maassgabe  der  militärischen  und  commerciellen  Wichtigkeit  der  einzelnen 
Linien  und  der  Seitens  der  Departements,  der  Gemeinden  und  der  Interessen- 
ten etwa  anzubietenden  Beiträge  deren  successive  Ausführung  an;  die 
hiezu  erforderlichen  Ausgabe-Fonds  sollen  im  ausserordentlichen  Budget 
(budget  sur  ressources  extraordinaires)  —  welchem  die  erforderlichen 
Deckungsmittel  durch  jedesmal  mittelst  besonderen  Gesetzes  zu  genehmi- 
gende Emissionen  3procentiger  Rente  zugeführt  werden  —  jeden  Jahres 
nachgewiesen  werden.  Dem  Gesetz  ist  eine  ebenso  umfassende  als  rasch 
zu  Ende  geführte  Vorbereitung  vorangegangen.  Die  erste  Prüfung  der 
Vorschläge  erfolgte  durch  sechs  regionale  (den  Gebieten  der  sechs  grossen 
Eisenbahn-Gesellschaften  entsprechende)  und  aus  bewährten  Technikern 
zusammengesetzte  Kommissionen;  die  Ergebnisse  dieser  Prüfung  hatte  als- 
dann der  conseil  g^n^ral  des  ponts  et  chauss^es  zusammenzustellen;  auch 
den  Generalräthen  des  Departements  wurde  zur  Abgabe  gutachtlicher  Aeus- 
serungen  Gelegenheit  gegeben.  In  den  Motiven  des  Entwurfs  werden  als 
die  hauptsächlichsten  Gesichtspunkte,  welche  bei  der  Einreihung  in  das 
Netz  d'int^r^t  g^n^ral  maassgebend  waren,  angeführt,  dass  der  zu  klassi- 
rende  Weg  entweder  1)  für  die  Vertheidigung  des  Landes  vortheilhaft  ist 
oder    2)  zwei  umfangreichere  Theile  eines  Netzes  in  directere  Verbindung 


1)  Im  Bericht  de  Freycinet's  vom  2.  Juni  1878  heisst  es :  ,  Jl  est  donc  vrai  de  dSre 
qae  la  qaestion  du  classement  des  chemins  de  fer  est,  avant  toat,  une  question  d'Mpice. 
Elle  ne  peut  dtre  abord^  qae  sar  chaque  cas  isolöment.  C'est  en  ^tadiant  chaqae  fois  le 
ohemin  projet^,  en  examinant  toates  les  oons^quenses  dans  lesqaelles  il  se  präsente  le  ca- 
ractire  oomplexe  de  la  region  qu'il  traversef  l'enaemble  des  ^I^ments  öoonomiqiies  ou  mi- 
litaires  auxqaels  il  correspond,  qu'on  est  en  droit  de  prononeer  si  ce  chemin  est  TÖiita- 
blement  d*intördt  g^^ral  oa  s*U  est  d'int^rSt  local.'' 
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setzt  oder  3)  ein  Gentrum  von  einiger  Wichtigkeit  mit  dem  System  der  Eisen- 
bahnlinien in  Verbindung  bringt  oder  4)  die  politischen  oder  administrativen 
Beziehungen  erleichtert ;  der  Gedanke,  die  Linien  nach  Maassgabe  der  Dring- 
lichkeit ihrer  Ausführung  in  mehrere  für  die  Beihenfolge  ihres  Aushaus 
maaasgebende  Gruppen  zu  theilen,  wurde  wieder  aufgegeben  ^).  Zur  Aus- 
führung der  für  den  Ausbau  der  Linien  erforderlichen  Vorarbeiten  wur- 
den zahlreiche  Specialbaubureaus  bzw.  Bauyerwaltungen  ad  hoc  eingerich- 
tet*); zur  Begelung  und  Besorgung  des  Ankaufs  und  der  Abnahme  der 
Materialien  wurde  eine  besondere  Central  -  Behörde  ins  Leben  gerufen, 
neben  welcher  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  unmittelbar  unter- 
stellt eine  technische  Consultatiy  -  Commission  fungirte  *).  De  Freycinet 
berechnet,  dass  mit  der  Ausführung  der  neu  classirten  Linien  die  Gesammt- 
länge  der  Bahnen  von  allgemeinem  Interesse  um  18,000  Elilometer  yer- 
mehrt  und  damit  auf  42,000  Kilometer  gebracht  werden  würde  ^).  Wie 
wenig  übrigens  mit  jenem  Gesetz  der  Kreis  derjenigen  Eisenbahnen,  welche 
im  Interesse  des  allgemeinen  Verkehrs  als  wichtig  angesehen  werden, 
als  abgeschlossen  gelten  kann,  zeigt  die  grosse  Anzahl  der  inzwischen  er^ 
gangenen  Specialgesetze,  durch  welche  weitere  Klassirungen  ausgesprochen 
worden  sind. 

Mit  dem  Gesetz  vom  17.  Juli  1879  hatte  zwar  das  Gebiet  der  Eisen-  Rj^imn  der 
bahn-Untemehmungen  von  localem  Interesse  gegen  die  dem  grösseren  Ver-  über  di«  lo- 
kehr  dienenden  Anlagen  eine  bestimmte  und  erkennbare  Abgrenzung  er-  ^^^i''*^^!^ 
halten;  es  war  durch  Klassirung  einer  Anzahl  von  Localbahnen  zu  Bah- 
nen von  allgemeinem  Interesse  zugleich  einem  Theil  der  Uebelstände 
Abhülfe  geschafft  worden,  welche  in  zahlreichen  Fällen  sich  damit,  dass 
bei  der  Goncessionirung  und  dem  Ausbau  von  Localbahnen  die  für  Anla- 
gen dieser  Art  gegebenen  besonderen  Voraussetzungen  unbeachtet  geblie- 
ben waren,  ergeben  hatten;  es  war  hiermit  jedoch  noch  keineswegs  dem 
Bedürfhiss  einer  Reform  der  auf  die  Localbahnen  bezüglichen  G^etz- 
gebung,  deren  Mängel  die  Ursache  so  erheblicher  Ausartungen  gewesen 
waren,  genügt  worden.  TJm  diese  Mängel  zu  beseitigen,  legte  die  E«gie- 
rung  am  29.  April  1878  einen  Gesetzentwurf  über  die  Eisenbahnen  yon 
localem  Interesse  vor,  welchem  ein  zweiter  die  Begelung  der  Verhältnisse 
der  Tramways  bezweckender  Gesetz- Entwurf  correspondirte ;  beide  Gesetz- 
Entwürfe  wurden  auf  Antrag  der  Deputirten-Kammer  im  Laufe  der  Bera- 


1)  Siehe  die  Motive  des  Gesetzes :  Annexe  No.  794  sar  Sitsang  der  Depatirten-Kam- 
mer  vom  4.  Jani  1878.  Aonales  da  S^nat  et  de  la  Chambre  des  d^pat^  Jahrg.  1878 
Band  8  S.  93  der  Annexis. 

2)  Nach  dem  Bericht  de  Freycinet's  vom  December  1879  waren  circa  50  Baaver- 
waltnngen  gebildet  and  ein  Personal  von  circa  1000  Hilfsingeniearen  herangesogen. 

3)  Vgl.  die  beiden  Arrlt^  relatifs  k  l'acqaisition  da  mat^riel  fixe  des  ohemins  de 
fer  constraits  par  l'^tat  vom  5.  Jali  1880,  Balletin  da  ministire  des  travaax  pablios 
Jahrg.  1880,  Septemberheft  S.  152  fg. 

4)  Am  31.  Dec.  1880  erreichte  die  Gesammtlftnge  der  Bahnen  d'int^rdt  g^n^ral  den 
Betrag  von  28,747  Kilometer  (gegen  22,777  am  31.  Dec  1879).  Siehe  die  Zasammen- 
steliang  im  Balletin  du  ministire  des  finances  Jahrg.  1881  Aagastheft  S.  120.  In  das 
Aasgabebadget  sor  ressoarces  extraordinaires  für  das  Jahr  1882  sind  für  vom  Staat  aas- 
safahrende  Eisenbahn  -  Arbeiten  260,000,000  Fr. ,  aasserdem  zar  VoUendong  der  vom 
Staat  in  Folge  des  Gesetzes  vom  1878  and  sonst  angekaafUn  Linien  27,450,000  Fr.  einge- 
stellt worden ;  femer  5,000,000  für  Ankaaf  von  Eisenbahnlinien. 
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thungen  in  Einen  zusammengezogen  ^).  Das  demnächst  unter  dem  11.  Juni 
1880  erlassene  Gesetz  zerfallt  hiemaoh  in  zwei  Kapitel,  von  denen  das  eine 
die  Bahnen  von  localem  Interesse,  das  andere  die  Tramways  behandelt; 
auch  diesem  in  den  parlamentarischen  Körperschaften  wiederholt  zur  Be- 
rathung  gelangten  Gesetze  liegt  eine  sehr  eingehende,  auf  die  bisherigen 
Erfahrungen  gestützte  Erörterung  der  einschlagenden  Fragen  zum  Grunde. 
Wie  das  frühere  vermeidet  allerdings  auch  das  neue  Gesetz  eine  Definition 
der  Bahnen  von  localem  Interesse  zu  geben ;  die  Voraussetzung,  dass  die  Her^ 
Stellung  durch  die  Departements  oder  Gemeinden  mit  oder  ohne  Bethei- 
ligung der  interessirten  Grundeigenthümer  stattfinde ,  ist  ausdrücklich  bei- 
behalten *).  Dagegen  wird  für  die  Beschränkung  derartiger  Conoessionen 
auf  ihrer  .Natur  nach  hierzu  geeignete  Fälle  dadurch  gesorgt,  dass  eine 
Prüfung  der  von  den  General-  bzw.  den  Gemeinderäthen  gefassten  bezüg- 
lichen Beschlüsse  durch  den  Conseil  general  des  ponts  et  chauss^s  und  den 
Staatsrath  vorgeschrieben  und  die  Erklärung  des  öffentlichen  Nutzens 
ebenso  wie  die  Genehmigung  der  Ausführung  für  jeden  Fall  einem  auf 
Grund  jener  Prüfung  zu  erlassenden  Specialgesetz  vorbehalten  ist;  den 
vorangehenden,  die  Herstellung  und  die  Sicherung  des  Betriebs  regelnden 
Beschlüssen  des  Generalraths  bzw.,  wenn  es  sich  um  Herstellung  einer 
Bahn  innerhalb  des  Gebiets  einer  Gemeinde  handelt,  des  Gemeinderaths 
ist  jedoch  ein  vom  Staatsrath  festgestelltes  Schema  des  Bedingnisshefts 
dergeti^talt  zum  Grunde  su  legen,  dass  Abweichungen  von  demselben  sowohl 
durch  den  Vertrag  als  durch  das  die  Concession  ertheilende  Gesetz  aus- 
drücklich feetiusetien  sind  ').  Nach  Ertheilung  der  Ermächtigung  werden 
die  AusfUhruugsprojecte  vom  Generalrath  bzw.  vom  Gemeinderath  defini- 
tiv festgestellt;  die  dem  Staat  zustehende  Einwirkung  beedirankt  sich 
darauf,  dasts  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  auf  Antrag  des  Prä- 
fecten  und  nach  Einholung  des  Gutachtens  des  conseil  des  ponts  et  Chaus- 
see« eine  nochmalige  Besohlusafassung  des  General-  bzw.  Gemeinderaths 
über  die  Proeente  lu  fordern  bat  *\  Soll  die  Bahn  sich  über  mehrere  Depar- 
tvmetits  erstrecken,  so  bedarf  ee,  ehe  der  Erlass  eines  Concessionirunga^Ge- 
sette«  herbeigeführt  werden  kann,  eines  übereinstiinmenden  Beschlusses  sämmt- 
li«her  betheiligten  Generalräthe^);  treten  zwischen  denselben  bei  der  späte- 
ren Berathuug  der  Ausführungsprojekte  demnächst  Meinungsverschiedenheiten 
hervor«  so  entscheidet  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten.  Fusionen  der 
Vatemehmungen  bedürfen  wie  alle  wichtigeren  Aendemngen  der  Concession 
au  ihrer  Genehmigung  eine»  im  Staatsrath  berathenen  Decrets  des  Staats- 
oberhaupts *) ;   auch  hiermit  ist  Ausartungen ,   wie    sie  in  Folge  der  Vor- 
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Bohriften  des  Ges.  y.  1865  hervortraten,  ein  wirksamer  Biegel  yorgescho- 
ben  worden. 

Der  Concessions-Act  setzt  die  Maximal-Tarife  der  Bahnbenntzong  so- Bedinfimgea 
wie  der  Sach-  und  Personen-Beförderung  fest,  innerhalb   deren    sich  der  donf^n^ 
ConcessioDär  während  der  ganzen  Dauer  der  Concession  zu  halten  hftt^)>d|J^^^ 
im  Uebrigen    werden    die    Bechte    des    Concessionärs   während   der  Dauer  EriOKhent 
wie    beim   Erlöschen    der    Concession    durch  das  Bedingnissheft  bestimmt,  ^^^^ 
welches  auch  die  Voraussetzungen    zu  bezeichnen  hat,   unter    denen   yom 
Minister   der    öffentlichen    Arbeiten    yorbehaltlich    des    Becurses    an    den 
Staatsrath  der  Verlust  der  Concession  ausgesprochen  werden  kann.     Beim 
Erlöschen  der  Concession  tritt  derjenige,  welcher  dieselbe  ertheilt  hat,  an 
die  Stelle  des  Concessionärs;    die  ConcessioniruDg  concurrirender    Anlagen 
ist    Mangels   ausdrücklicher   anderweitiger   Festsetzungen    immer  gestattet. 
Die  Behörde,   welche  die  Concession    ertheilt  hat,   darf   femer  jeder  Zeit 
die  Abgrenzung    oder   den    Anschluss  anderer  Linien  autorisiren  oder  an- 
dern Unternehmungen  gegen  Festsetzung  der  im  Bedingnissheft  festgestell- 
ten Bahngelder  die  Benutzung   der   Bahn   gestatten;    sie    darf   endlich    zu 
jedem  ihr  geeignet  scheinenden  Zeitpunkte    unter    den  im  Bedingnisshefte 
vorgesehenen  Modalitäten  das  Unternehmen  zurückkaufen  oder  einen  Theil 
der  Linien  unterdrücken    oder   abändern;   eine   Einverleibung   der   Linien 
in    das    Staats-Eigenthum    oder   das    Netz   d'int^ret   gen^ral  ist   selbstver- 
ständlicher  Weise    stets    zulässig.     In    allen  diesen  Fällen   wird    die    dem 
Concessionär  zu  gewährende  Entschädigung,  soweit  sie  nicht  durch  den  Ver- 
trag oder  das  Bedingnissheft    im    Voraus    vereinbart  ist,    im  Wege   eines 
schiedsrichterlichen    Verfahrens   festgesetzt,    für    welches    das    Gesetz    die 
näheren  Bestimmungen  enthält '). 

Den  grössten  Theil  der  Erörterung,  deren  Gegenstand  das  Gesetz  in  8tut»^b- 
den  Kammern  gewesen  ist,  hat  die  Frage  der  vom  Staat  zu  leistenden  ^*°^'^* 
Subventionen  in  Anspruch  genommen*);  die  durch  das  Gesetz  von  1865 
aufgestellten  Grundsätze,  nach  denen  der  Staat  sich  beim  Bau  mit  be- 
stimmten Eapitalbeträgen  betheiligte,  sind  hierbei  gänzlich  verlassen  und 
durch  einen  Modus  ersetzt  worden,  nach  welchem  der  Staat  sich  inner- 
halb gewisser  Grenzen  an  der  Ergänzung  des  unzureichenden  Ertrages 
betheiligt;  Voraussetzung  ist  auch  hier,  dass  die  vom  Departement  bezw. 
den  Gemeinden  einschliesslich  der  Beiträge  der  Interessenten  zu  leisten- 
den Beihülfe  dem  Betrage  der  Staats-Subvention  mindestens  gleich  komme. 
Die  Unzureichlichkeit  des  Brutto-Einkommens ,  welche  eine  weitere  Vor- 
aussetzung der  Staats-Subvention  bildet,  muss  femer  eine  derartige  sein, 
dass  jenes  Einkommen  nicht  zureicht,  um  die  Betriebskosten  und  fünf 
Procent  Zinsen  des  Kapitals  der  ersten  Gründung,  wie  solches  im  Con- 
cessions-Art.  vorgesehen  ist,  zu  decken;  der  Minderertrag  der  Bauperiode 
wird  diesem  Kapitalaufwand  hinzugerechnet.  Unter  diesen  Voraussetzun- 
gen setzt  die  Staats-Subvention  sich  zusammen  1)  aus  einem  festen  Be- 
trage   von    500   Fr.    für  jeden   im   Betriebe  befindlichen   Kilometer    und 

1)  Art.  4  des  Oesetsea. 

2)  Art.  11  des  Gesetze«. 

3)  Art.  12  bis  17  des  G^etses.      Siehe  hierzu  insbesondere  den  schon  oben  cilirten 
B«richt  von  Benä  Brice,  a.  a.  O.  S.  308  fg. 
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2)  einem  Viertel  derjenigen  Summe,  die  nöthig  ist,  am  das  Bratto-Einkom- 
men  bei  solchen  Bahnen,  welche  Waggons  der  grossen  Bahnen  aufnehmen 
können,  anf  10,000,  bei  Andern  auf  8000  Fr.  pro  Kilometer  zu  erhöhen; 
in  keinem  Falle  darf  die  Subvention  den  Bratto-£rtrag  auf  über  10,600, 
bei  Bahnen  der  zweiten  Art  auf  über  8500  Fr.  pro  Kilometer  oder  die 
Verzinsung  des  Gründungs  -  Kapitals  auf  über  fünf  Procent  erhöhen;  so 
lange,  als  die  Brotto-Einnahme  diese  Beträge  übersteigt,  ruht  prorisorisch 
die  Staats -Subvention.  Sämmtliche  vom  Staat  bewilligte  Subventionen 
müssen  sich  innerhalb  der  Grenzen  der  im  Budget  hierzu  ausgewiesenen 
Summe  halten  und  dürfen  für  jedes  einzelne  Departement  den  Gesammt- 
betrag  von  400,000  Franken  pro  Jahr  nicht  übersteigen.  Erhöht  sieh  die 
Brutto-Einnahme  dergestalt,  dass  der  nach  Deckung  der  Betriebskosten  ver- 
bleibende Best  noch  sechs  Procent  der  ersten  Gründung  übersteigt,  so  wird 
der  jene  Verzinsuog  überschiessende  Betrag  zwischen  Staat,  Departements 
und  Gemeinden  nach  Verhältniss  der  von  ihnen  geleisteten  Beiträge  bis 
zur  völligen  Erstattung  ihrer  «Subventionen  vertheilt. 
vonchriftrii  Ebenfalls  gegen  die  firüher  beobachteten  Missbräuche  ist  eine  fernere 

'd^r^o^^^-^ wichtige  Bestimmung  des  Gesetzes  gerichtet,  welche  die  Ausgabe  von 
^T^  Obligationen  auf  derartige  Untemehmangen  bestimmten  Bedingungen  and 
Beschränkungen  unterwirft.  Die  Ausgabe  derartiger  Papiere  erfordert 
jedesmal  die  nach  Anhörung  des  Finanzministers  ertheilte  Genehmigung 
des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten;  sie  darf  nur  erfolgen,  wenn  das 
Aktien-Kapital  dem  Kapitalbetrage  der  Obligationen  mindestens  gleich  ist 
und  ersteres  wenigstens  die  Hälfte  des  Kapitals  in  sich  begreift,  das  nö- 
thig ist,  um  die  Bahn  vollständig  auszubauen  und  in  betriebsfiihigen  Zu- 
stand zu  setzen;  das  Aktien-Kapital  muss  femer  vollständig  in  Baar  —  Uber- 
irte  oder  nicht  in  baar  eingezahlte  Aktien  kommen,  überhaupt  nicht  in  Berech- 
nung —  eingezahlt  sein ;  endlich  müssen  bis  zur  Begebung  der  Obligationen 
vier  Fünftel  des  Aktien-Kapitals  duroh  Verausgabung  zu  Terrain- Ankäu- 
fen, Anlieferung  des  Materials  auf  die  Baustelle  oder  cautionsweise  Hin- 
terlegung verwendet  worden  sein.  Xur  ausnahmsweise  genügt  die  Ver- 
wendung der  Hälfte  des  Aktien-Kapitals  in  der  eben  bezeichneten  Weise; 
die  Begebung  der  Obligationen  kann  zwar  alsdann  mit  Genehmigung  des 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  erfolgen ,  es  muss  jedoch  der  Ertrag 
alsdann  bei  dei  caisse  des  d^pots  et  consignations  hinterlegt  und  darf  der- 
selbe nur  mit  Genehmigung  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  den 
Coneeesionären  zur  Verfügung  gestellt  werden. 

Für   die   Anlegung   von   Tramwajs   gelten    ähnliche   Bestimmungen; 
aa  tritt  hier,  der  in  der  BegeJ  minderen  Wichtigkeit  dieser  Unternehmun- 
gen entsprechend,  an  die  Stelle  des  die  Concession  ertheilenden  Gesetzes 
ein  nach  Bexathung  im  Staatsrath  vom  Staatsoberhaupt  erlassenes  Beeret; 
aneh  hier  wird  dem  Bedingnissheft   ein    vom  Staatsrath   vorgeschriebenes 
Bdieoia  sa  Gründe  gelegt;   Abweichungen  müssen  auch  hier  in  der  Con- 
«gflüoaa- Voriage  besonders  formulirt   sein.     Eine  Betheiligung  des  Staats 
«it  ZnaehfiMen  ist,  wenn  der  Tramway  sich  der  Lokomotive  bedient  und 
iin  er  ebensowohl  Personen  als  Güter  befördert,  ebenfalls  zulässig;  die 
adrittie  find  dieselben,   wie  bezüglich  der  Lokalbahnen;   es  tritt  hier 
Um  Stelle  eines  Bmtto-Erirages  von  10,000   besw.  8000  Franken  ein 
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solcher  yon  6000  Franken  pro  Kilometer,  dergestalt,  dass  das  ausser  dem 
festen  Betrage  von  500  Franken  pro  Kilometer  zu  gewährende  ein  Viertel 
des  Minderbetrags  der  Einnahme  sich  nach  der  letztgedachten  Somme  be- 
rechnet. —  Den  Gemeinden  ist  die  Befagniss  eingeräumt,  für  den  Fall, 
dass  sie  den  Ausbau  ihres  subventionirten  Wegenetzes  und  die  Unterhal- 
tung sämmtlicher  klassirten  Wege  gesichert  haben,  die  für  die  Yicinal- 
wege  yerfügbaren  Mittel  zur  Deckung  der  Ausgaben  sowohl  von  Lokal- 
bahn als  von  Tramways  zu  verwenden. 

Ueber  die  Wirkungen  des  Gesetzes  können  ausreichende  Erfahrungen  Beortheiianf 
in  der  inzwischen  verflossenen  kurzen  Zeit  nicht  constatirt  worden  sein;**^ 
in  den  technischen  Kreisen  haben  jene  Vorschriften  wenigstens  einen  völlig 
allgemeinen  Beifall  nicht  erworben ;  einzelne  Stimmen  haben  sich  noch  neuer- 
dings zu  Gunsten  der  Subventionirung  durch  einmalige  Kapitalbeiträge  er- 
hoben ^).  Dennoch  scheint  mir  der  in  dem  Gesetz  zum  Ausdruck  gelangte 
Gedanke  ein  durchaus  glücklicher  zu  sein;  es  ist  meiner  Ansicht  nach  voll- 
kommen richtig,  wenn  darauf  gehalten  wird,  dass  dem  geringeren  Umfange 
des  Verkehrsbedürfiiisses  auch  durch  eine  einfachere  und  minder  kostspielige 
Einrichtung  des  Baues  und  Betriebes  Bechnung  getragen  werde;  die  Be- 
stimmungen über  die  Form  der  Concessionsertheilung  —  durch  Gesetz 
oder  Decret  —  vor  Allem  aber  die  Modalitäten,  an  welche  die  Subven- 
tionirung durch  den  Staat  gebunden  ist  und  welche  die  Gewährung  des 
Zuschusses  von  der  Erhaltung  des  Aufwandes  innerhalb  enger  Grenzen 
abhängig  machen,  scheinen  mir  eine  wirksame  Garantie  dafür  zu  enthal- 
ten, dass  in  der  Art  der  Ausführung  jener  Anlagen  nicht  in  diejenigen 
Formen,  welche  auf  einem  umfangreicheren  Verkehrsbedürfniss  dienende 
Bahnen  berechnet  sind,  hinübergegriflfeu  werde.  Wird  die  Scheidung 
rein  erhalten  und  werden  als  Lokalbahnen  hauptsächlich  solche  Unter- 
nehmungen organisirt,  deren  Linien  den  grossen  Bahnen  die  Güter  ver- 
mittelst Umladung  zuführen  (chemins  de  fer  de  transbordement)  bezw.  welche 
mit  einem  hin-  und  demnächst  zurückkehrenden  Zuge  (4  la  navette)  be- 
trieben werden,  so  wird  es  möglich  sein,  wenigstens  bezüglich  eines  gros- 
sen Theils  dieser  Bahnen  der  Administration  eine  —  etwa  der  für  die 
Tramways  bestehenden  sich  nähernde  —  Einrichtung  zu  geben,  bei  welcher 
die  Verwaltung  in  sehr  einfachen  Formen  und  unabhängig  von  der  der 
grösseren  Gesellschaften  geführt  werden  kann.  So  könnten  diese  Bahnen 
fortfahren,  ein  Element  in  der  Selbstverwaltung  der  Departements  und  Ge- 
meinden zu  bilden.  Dem  durch  die  fortschreitende  Entwickelung  begrün- 
deten und  eine  Uebersicht  immer  mehr  erschwerenden  Anwachsen  des 
Umfangs  der  grossen  Unternehmungen  würde  so  doch  innerhalb  einer  ge- 
wissen Grenze  entgegengewirkt  werden. 

Am  Schluss  der  auf  die  Entwickelung  der  Eisenbahn-Gesetzgebung  be- 
züglichen Darstellung  mag  hier  eine  Erwähnung  des  Decrets  vom  24.  Nov. 
1880  ihre  Stelle  finden,  durch  welches  das  durch  das  Decret  vom  31.  Jan. 

1878  geschaffene,    dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten    zur  Seite   ge- 
stellte  Gonsultativ-Comit^    aufi  breiterer  Basis    reorganisirt  worden   ist. 

1)  Siehe  Jacqnier,    obsenrations  snr  Ioa  dispositions  finandferes  da  projet  de  loi  re- 
latif  anx  chemins    de  fer  d'int^ret  local   iu    der  Bevue  g^o^rale  d'admiDistrative.     Jahrg. 

1879  Bd.  IU  S.  144  fg. 
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Zu  seinen  sechs  und  zwanzig  Mitgliedern  gehören  nun  ausser  den  Dele- 
girten  des  Staatsraths,  der  Ministerien,  der  Handelskammer,  der  Gesell- 
schaft der  Ingenieure  u.  a.  auch  8  Mitglieder  des  Parlaments,  üeber  eine 
Beihe  generell  bestimmter  Angelegenheiten  m  u  s  s  dies  Comite  gehört  wer- 
den ;  ausserdem  beräth  und  begutachtet  es  alle  yom  Minister  ihnen  hierzu 
überwiesenen  Angelegenheiten.  Diese  Erweiterung  der  Organisation  soll 
dem  Minister  in  allen  Eisenbahn- Angelegenheiten,  die  aber  den  Bereich 
der  laufenden  Verwaltung  hinausgehen  und  bei  denen  politische,  land- 
wirthschaftliche  y  industrielle  oder  Handels  -  Interessen  in  Frage  kommen; 
yollständige  Information  über  alle  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte 
sichern  ^). 
WMMuruuS^.  ^*®  schiffbaren  Wasserläufe,    welche  Gegenstand    des  zweiten  Theils 

des  de  Freycinerschen  Programms  bilden,  sind  in  ähnlicher  Weise  wie  die 
Eisenbahnen  behandelt  worden;  der  Scheidung  zwischen  Linien  yon  all- 
gemeinem und  von  lokalem  Interesse  entspricht  die  Eintheilung  der  Kanäle 
in  Haupt-  und  Nebenlinien  —  lignes  principales  et  secondaires  — ;  diese  Ein- 
theilung ist  es,  mit  der  das  Gesetz  vom  5.  August  1879  über  die  Klas- 
sirung  der  schiffbaren  Wasserläufe  ein  neues  grundsätzliches  Element  er- 
ster Wichtigkeit  in  die  Gesetzgebung  eingeführt  hat;  die  Verwaltung 
und  der  Betrieb  der  Hauptlinie  gehört  grundsätzlich  dem  Staate,  derge- 
stalt, dass  diejenigen  Hauptlinien,  welche  zur  Zeit  sich  im  Besitze  Ton 
Goncessionären  befinden,  je  nach  Maassgabe  der  disponibeln  Mittel  Tom 
Staate  anzukaufen  sind.  Wie  das  Gesetz  über  die  Klassirung  der  Eisen- 
bahnen, so  hat  auch  das  über  die  Wasserläufe  die  der  Kategorie  der 
lignes  principales  eingereihten  Kanäle  und  kanalisirten  Flüsse  indiyidueU 
bezeichnet;  es  gehören  dazu  zwanzig  bestehende  oder  im  Bau  begriffene 
und  zehn  neu  hinzutretende  Linien ;  die  nicht  als  Hauptlinien  klassirten 
Kanäle  bilden  die  Kategorie  der  lignes  secondaires.  Die  Hauptlinien 
müssen  in  Bezug  auf  Tiefgang,  Länge  und  Breite  der  Schleusen  und  Höhte 
Höhe  der  Brückenöffnung  gewissen  Normalmaassen  entsprechen.  Dem 
Gesetz  ist  in  Form  einer  Tabelle  ein  Verzeichniss  sowohl  der  an  beste- 
henden Flüssen  oder  Kanälen  auszuführenden  Arbeiten  als  der  Neubauten 
(von  Haupt-  und  Nebenlinien)  beigefügt;  hinsichtlich  aller  dieser  Arbeiten 
erfolgt  nach  zunächst  vorgenommener  Prüfung  und  Instruktion  der  Pro- 
jekte die  Ausführung  successive,  je  nach  Maassgabe  der  im  ausserordent- 
lichen Budget  bereit  gestellten  Geldmittel  und  unter  Rücksichtnahme  auf 
die  von  Departements,  Gemeinden  oder  Privaten  angebotene  Betheili- 
gung*). — 
Seehifm.  Ein  Verzcichniss  der  in  den  Seehäfen  auszuführenden  Arbeiten  hatte 

das  dem  Gesetze  vom  28.  Juni   1879  über  die  Klassirung  dieser  Arbeiten 
beigefügte  Tableau  aufgestellt;    das  Gesetz  hat  zunächst  die  Prüfung  und 


1)  Siehe  den  Bericht  des  Min.  der  öffentl.  Arbeiten  vom  Nov.  1880  (Journal  officie 
Tom   iö.  Not.). 

2)  In  das  ausserordentliche  Budget  von  1882  sind  eingestellt  für  die  Verbestemng 
der  Flüsse  80,000,000,  für  den  Baa  von  Kanälen  50,000,000,  für  Seeh&fen  ebenfalls 
50,000,000  Fr.  —  Die  auch  hierher  gehörige  Massnahme  der  Aufhebung  der  Binnen- 
schiffahrtsabgaben ist  schon  im  vorigen  Artikel  behandelt  worden.  Nene  Folge  Bd.  £U 
S.  465. 
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Instraktion  der  bezüglichen,  den  dritten  Theil  des  de  Freycinet'schen 
Programms  ausmachenden  Projekte  angeordnet,  die  Ermächtigung  zur  Aus- 
fuhrung aber  weiterer  Bestimmung  vorbehalten. 

Wenn    die   Absicht   bestand ,    mit   diesen    Verzeichnissen   einen    ge-  ünhaitbarkeit 
wissen    Abschluss   zu  erreichen,    so    hat   diese  Intention    schon    insofern i^^^^^. 
sich   nicht   erfüllt,    als   seitdem    —    wie    betreffs    der   Eisenbahn    schon  ««tx^boag. 
oben  bemerkt   —   zahlreiche  neue  Anträge,    welche   zurückzuweisen    die 
gesetzgebenden    Körperschaften   sich  nicht   entschliessen   konnten,    hinzu- 
getreten sind;  namentlich  aber   ist  es  das  schwierige  Yerhaltniss,   in  das 
der   Staat   durch  den   Ankauf  bezw.    die   Herstellung    yon   Bahnen   und 
die  Uebemahme  des  unmittelbaren  Betriebes   derselben  gerathen  ist,  wel- 
ches fortgesetzt  auf  eine  Aenderung  hindrängt. 

Indem  Freycinet  das  Netz  der  chemins  de  fer  d'int^r^t  g^n^ral  um  schwitri^es 
eine  grosse  Anzahl  neu  klassirter  Linien  erweiterte  und  den  Ausbau  aT^uchen 
dieser  Linien  durch  den  Staat  in  Aussicht  nahm,  glaubte  er,  die  Art^^^^ 
der  Regelung  des  künftigen  Betriebes  der  gedachten  Bahnen  vorerst  da-  Miuciuüten. 
hingestellt  lassen  zu  können;  seine  Absicht  ging  nicht  dahin,  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  den  Betrieb  der  neuhergestellten  Linie  denjenigen 
grossen  Gesellschaften,  innerhalb  deren  Bereichs  sie  gelegen  waren,  zu 
übertragen.  In  der  That  wurden  mit  zwei  Gesellschaften  —  denen  der 
Nord-  und  Westbahn  —  Verhandlungen  angeknüpft;  die  demnächst  der 
Kammer  vorgelegten  Vertrags-Entwürfe  begegneten  indessen  daselbst  nur 
geringer  Sympathie,  was  den  Minister  in  der  Sitzung  der  Deputirten- 
Kammer  vom  29.  März  1879  veranlasste,  in  lebhafter  Weise  die  Kammer 
zu  einer  grundsätzlichen  Lösung  und  Verzeichnung  der  einzuhaltenden 
Direktion  aufzufordern^).  Am  meisten  aber  traten  die  Schwierigkeiten 
der  Sachlage  hervor  bei  dem  Betriebe  der  im  Jahre  1878  durch  den 
Staat  angekauften  Bahnen.  Die  Linien  dieser  Bahnen  werden  durch  die 
grossen  Linien  der  Orleansbahn,  in  welche  jene  der  Mehrzahl  nach  ein- 
münden, in  einer  Weise  umgrenzt  und  zerschnitten,  welche  die  Herstel- 
lung eines  selbstständigen  und  ineinander  greifenden  Betriebes  auf  dem 
neuen  Staatsbahnnetze  zu  einer  Unmöglichkeit  macht;  die  Concurrenz  der 
Orleansbahn,  welcher  gegenüber  vorher  die  kleinen  Bahngesellschafteu 
nicht  aufzukommen  vermocht  hatten,  bildet  auch  für  das  Gedeihen  des 
Staatsbahnnetzes  ein  am  so  grösseres  Hinderniss,  als  die  Orleans-Gesell- 
schaft  im  Vollbesitz  ihrer  früheren  auf  die  Normirung  der  Tarife  bezüg- 
lichen Funktionen  geblieben  und  daher  im  Stande  ist,  durch  Ausnahme- 
Tarife  eine  Ablenkung  des  Verkehrs  von  den  Staatsbahnen  zu  Gunsten 
ihrer  engen  Linien  in  erheblichem  Maasse  herbeizuführen.  Diese  TJebel- 
stände  veranlassten  de  Freycinet  ein  TJebereinkommen  mit  der  Orleans-Ge- 
sellschaft  anzubahnen,  wonach  die  östlich  von  der  Linie  Paris- Bordeaux 
belegenen  Staatsbahnlinien  auf  die  Orleansbahn,  die  westlich  von  jener 
Hauptlinie  belegenen  Linien  dagegen  auf  den  Staat  übergehen  sollten; 
letzterer  wäre  hierdurch  in  den  Besitz  eines  besser  zusammenhängenden 
Netzes  gelangt.     Für  die  zu  bringenden  Opfer  sollte  die  Orleansbahn  durch 

1)  Siehe  den  Bericht  des  Deputirteu  Baihaut,  Aunexe  No.  2489  zur  Sitzaog  der  De- 
patirteii-Kammer  vom  20.  März  1880,  Aonales  da  S^nat  et  du  Parlemens,  Jahrg.  1880, 
Band  4  S.  258  fg.  der  Annexe». 

N.  F.  Bd.  IV.  24 
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flif)  iloncj'.nniou  (U:n  lU-Xtihhim  auf  ^iOOO  Kilometcsr  vom  Staat  im  Unter-  und 
Obfirlfftu  ff;rtif(xufitf:llc:ndbn  xn:ueu  Linien  entschädiget  werden.  In  Folge 
fli;r  iinKiin*ttiK<:n  Aufnahme ,  welche  die  mit  der  Ost-  und  Nordbahn  ge- 
troffen on  Voreinharungcn  gefunden,  gelangte  das  Projekt  erst  im  Frühjahr 
IHKO  in  die  Kammer,  fand  jedoch  in  der  bezüglichen  Kommission  nur 
wf:nig  Anklang;  ch  überwogen  Tendenzen,  welche  sich  eine  radikalere 
lifmeitigung  der  Vorrechte  der  grosKcn  Gesellschaften  zum  Ziele  setzten. 
Indem  die  KommiHsion  die  Ablehnung  des  Projekts  befürwortete,  emp&hl 
n'iv^  behufH  Erwerbung  des  ganzen  Netzes  der  Orleans- Gesellschaft  Ver- 
hiindhingen  mit  der  letzteren  einzuleiten;  die  Verwaltung  eines  homogenen 
NetzeH  durch  den  Staat  soll  letzteren  in  die  Lage  setzen,  seinerseits  über 
xwefikmJiHHige  GcHtaltiing  des  lietriebn  und  über  die  finanziellen  Wirkungen 
der  gftfnrderten  Tarif- Itefoniien  Erfahrungen  zu  machen.  Ob  für  die  nächste 
/uknnfX  eine  rncrgiHche  Eördcrung  diescH  Projekts  zu  erwarten  ist  oder 
oh  dio  liOHung  der  Nchwirrigkeiten  auf  anderem  Wege  erstrebt  werden 
wird,  hiingt  vor  Allem  von  der  Art  dos  Ersatzes  ab,  den  der  mit  dem 
Kahini«t  Gamhetta  zuriiukgetrotene  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Al- 
hiin  Targe  lind  et;  letzter  würde  auf  dem  Wege  des  Ankaufs  grosser  Bah- 
nen nhnn  /weifnl  weiter  vorgeschritten  sein. 
NMiiiMi'niiiK  Kh  hteht  daher  Frankreich  in  einer  grundBÜtzliehen  Entscheidung  dar- 

Kiiiiiiil-u/n    in>er,  ob  eine  VtTHtautlichung   der    Bahnen    in    voller    Ausdehnung    angc- 
IiuiiV"i''i'^^^^^^^^  wi'nlen  oder  ob  die  Entwickelung  in  die  früheren    Bahnen    zurück- 

Nfiivi  fii  \f\  gleiten  soll ;  eine  nirht  giuiz  erwünschte  ist  die  Lage  der  gesetzgebenden 
KiwnMin  KörporKehut^en  hierbei  insofern,  als  der  Freiheit  der  Entscheidung  in  ge- 
i'nuiih.  wiHKt«ni  Muiuwe  dureh  die  Buhnanküufe  und  sonstigen  auf  die  Vervollstän- 
tligung  des  Gesumm  tuet /.es  bezüglichen  Muassnahmen  de  Freycinet's  vorge- 
grillen  wonlen  ist .  amirheinend  ohne  dass  die  Conscquenzen ,  zu  denen 
jenes  Vorgehen  nach  Muattsgabe  des  bestehenden  Zustandcs  führen  würde, 
niieli  allen  Seiten  hin  klar  übersehen  würden.  Von  der  Formulirung 
einen  rrtheils  darüber,  ob  jene  im  Jahre  1877  der  Eisenbahn-Gesetzgebung 
gegebene  Kiehtung  als  eine  heilsame  anzusehen  ist,  nehme  ich  an  dieser 
Stelle  Abstand:  e»  wäre  hierbei  grosseutheils  auf  die  allgemeinen  für  und 
wider  die  staatliehe  Aufsaugung  des  Eisenbahnwesens  sprechenden  Gründe 
«urüekiugnnfen  gewesen.  Nur  zwei  Punkte  werden  hierbei  nicht  unbe- 
merkt bleiben  können.  Einmal  scheint  es  ausser  Zweitel.  dass  einer  ein- 
heitliohen  Gestaltung  des  Betriebs-  und  Tarifwesens  im  Wege  der  Ge- 
•etJgt'bung  und  unter  Uoibehaltung  der  grossen  Gcsellsi  haft^netze  in  Frank- 
itMch  bei  Weitem  gi^ingiro  Schwierigkeiten  als  in  Deutschland  entgegenge- 
standen  haben  würden:  die  Vereinigung  des  weit  überwiegend  grüssten  Theils 
der  Kisenbahn>l'uternehmungen  zu  sechs  in  den  Händen  von  grossen  Gesell- 
•chalteu  bt^ändliohon  msammenhäncenden  Netzen,  denen  auch  die  kleineren 
Limeuohn«  tundamentalc  Umgestaltungen  hätten  uberw:e:&en  werden  können. 
WM«!«  alW  Reformen  der  bezucMcheu  Art  $ow:e  auch  die  Gewinnuzij  der  er- 
fcld«rliclifi^n  Krtahrunssen  uncemcir.  erleichtern :  die  31ei::*.ii:£.  das«  es  keinem- 
aoMichtslc«  gewc9^^n  s<:in  wurde,  die  Ge^J^. Lifte  =.  lur  eine  ent- 
tdhNid  ttmfM««nde  Kevisior.  der  mi:  ihiiei:  gcs:h'.c*5<;-c-  VcrrrJLse  zu  ge- 
■MB,  tclMint  in  c\>mp«'^C'c:eu  Kreisten  noch  immer  zimiiite  Vertreter  zu 
Hk  -—  Sodann  ab<r  vir\;  anruerkeziiien  Miic.  vijkss  üe  B«r:e2.ke£.  welche 
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sonst  gegen  die  Centralisirong  des  Eisenbahnwesens  in  den  Händen  des 
Staats  geltend  gemacht  werden  können »  sich  sehr  yerstärken  bei  einem 
Volke,  dessen  Staatslenkung  znmal  in  neuerer  Zeit  sich  in  einem  fortdauern- 
den Wechsel  zwischen  verschiedenen,  zum  Theil  einander  schroff  entgegen- 
stehenden politischen  Bichtungen  und  Systemen  bewegt.  Die  Kreise,  welche 
durch  jene  grossen  Eisenbahn-Gesellschaften  repräsentirt  werden,  gehörten 
zu  den  Elementen,  deren  Existenz ,  indem  sie  durch  die  Tom  Centrum  aus- 
gehenden Strömungen  weniger  berührt  wurde,  die  Wirkung  jener  Ueber- 
gänge  abzuschwächen  und  zu  einer  weniger  nachtheiligen  zu  machen  geeig- 
net war.  Es  war  daher  auch  vollkommen  erklärlich,  dass  die  Fortexistenz 
dieser  Elemente  sich  mit  den  cäsaristischen  Plänen  des  soeben  zurückge- 
tretenen Lenkers  der  französischen  Politik  nicht  vereinigte  ^). 

Wenn  aber  Bedenken  allgemeiner  und  dauernder  Natur  vorhanden  sind,  ^-^^  Say's 
welche  für  Frankreich  jener  Umwandlung  entgegenzustehen  scheinen,  so 
treten  diesen  Bedenken  noch  andere  sehr  schwerwiegende  temporärer  Art 
hinzu.  Biese  zu  klarem  Ausdruck  zu  bringen  war  die  Aufgabe,  welche 
L^on  Say  in  einer  vielbemerkten,  im  Decemberheft  des  Journal  des  ^o- 
nomistee  veröffentlichten  Abhandlung  in  meisterhafter  Weise  gelöst  hat*)! 
Indem  er  eine  Erschütterung  der  Solidität  der  Innungen  und  des  Budgets 
als  die  gröeste  Gefahr  bezeichnet  und  indem  er  davon  ausgeht,  dass  von 
dem  Ankaufe  der  Orleansbahn  nur  als  von  einer  Vorstufe  zu  einem  sämmt- 
liche  Eisenbahnen  umfassenden  Verstaatlichungsproject  die  Rede  sein  könne, 
ist  er  der  Meinung,  dass  dieser  erst  partielle,  dann  vollständige  Ankauf 
des  Bahnnetzos  die  Durchführung  der  im  Gange  befindlichen  Finanzope- 
rationen zu  einer  Unmöglichkeit  machen  würde.  Der  Plan  de  Freycinet's 
war  auf  die  Annahme*)  gegründet,  dass  die  jährlich  in  Frankreich  sich 
anhäufenden  Ersparnisse  hinreichen  würden,  um  die  Beträge  der  nach 
Maassgabe  des  Fortschreitens  der  Arbeiten  nothwendig  werdenden  Emis- 
sionen dreiprocentiger  Staatsrente  zu  decken  und  in  der  That  ist  hierbei 
über  die  nach  damaliger  Sachleige  begründeten  Erwartungen  wohl  kaum 
hinausgegangen  worden;  die  Vorbauten,  mit  denen  die  grossen  Gesellschaf- 
ten belastet  waren,  schienen  damals  sich  ihrer  Beendigung  zu  nähern;  da 
die  zu  diesen  Bauten  erforderlichen  Eapitalbeträge  von  jährlich  400  bis 
500  Millionen  ohne  Schwierigkeiten  durch  Begebung  von  Obligationen 
hätten  gedeckt  werden  können,  so  war  die  Annahme,  es  würde  fortan  der 
Staat,  ohne  der  Industrie  und  dem  Handel  die  zum  Fortbetriebe  und  zur 
Erweiterung  erforderlichen  Kapitalien  zu  entziehen,  den  gleichen  jährlichen 
Betrag  in  Eisenbahnbauten  festlegen  können,  umsomehr  eine  gerechtfer- 
tigte, als  dies  constante  Zunehmen  der  Steuorerträge  auch  für  die  Zukunft  er- 
hebliche zur  Sicherung  und  weiterern  Deckung  der  Finanzoperationen  des 
Staats  dienende  Mehrerträge  erhoffen  lässt.  Diese  Mehrerträge  sind  denn 
auch  keineswegs  ausgeblieben,   aber   sie  sind   fast  noch    rascher,    als   sie 


1)  Siehe  die  Aomerkung  am  Schlass. 

2)  Auch  besonders  erschienen  unter  dem  Titel:  le  Rachat  des  chemins  de  fer  par  M. 
L^on  Say,  Paris  Guillaamin  et  Comp.  1881. 

3)  Dass  dieser  Annahme  eine  eingehende  zwischen  dem  Minister  der  offentl.  Arbeiten 
nnd  dem  Finanzminister  geführte  Erörterung  zum  Grunde  lag,  bezeugt  Say  a.  a.  O. 
S.  6  (Say  war  damals  Finanz-Minister). 

24* 
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zni  Rechnnn);  kamen,  dnrch  das  WachMD  dn  Anfordernnj^en  Über- 
holt worden,  Anforderungon ,  zu  denen  eben  das  VorhandeDaein  erheb- 
liobor  verfügbarer  Mittel  nur  zn  leicht  Anlaas  gab;  bo  ist  denn  auch  — 
wie  Bchon  obon  gezeigt  worden  —  die  Oreuze  des  uraprün glichen  Fro- 
gramma  de  Frcyciucts  keineswega  eingehalten  worden,  sondern  ee  hat  durch 
fortwährende,  auf  die  Nachgiebigkeit  der  Kammer  gegen  lokale  und  par- 
tikulare Intoreaaen  zurückzuführende  Hinzufügung  immer  neuer  BisenbahD- 
unil  Kanaiprojecte  der  ursprünglich  in  Auaaicht  genommene  Kapitalauf- 
wand sieb  beträchtlich  —  nach  Seya  Annahme  von  4  auf  6  Ifillionen  — 
erhöht;  die  Befürchtung  beatebt,  doss  auch  dieae  Uronze  nicht  werde  ein- 
gehalten werden.  Andererseita  iat  das  Ergcbnias  der  letzten  Renten-Emia- 
eion  hinter  den  Erwartungen  zurückgeblieben;  es  iat  nicht  gelangen, 
die  im  Frühjahr  I8BI  begebene  Milliarde  vollständig  zu  klasairen ,  d.h. 
in  die  Hände  derjenigen  zu  bringen,  welche  in  dieaem  Papier  definitiv 
ihre  Kraparniaso  anlegen  wollen.  Say  führt  diese  auffallende  Encheinung 
auf  eine  zwiefache  Ursache  zurück:  auf  das  durch  die  Erwartung  zahl- 
reicher weiterer  Emissionen  geminderte  Interesse  des  Publikums  an  den 
bezüglichen  Anleiheoperationen  und  auf  die  durch  Hriindung  zahlreicher 
neuer  Ilnnken  beförderte  Spckulationasucht ;  er  schätzt  den  Betrag,  wel- 
cher ohue  NachthoiL  für  Handel  und  Industrie  zur  Zeit  jährlich  immobi- 
lisirt  werden  könne,  auf  nicht  über  ^r>(l  Millionen;  um  die  jährlich  sn 
▼erausgabendo  !fummo  auf  diesen  Betrag  zu  reduciren ,  räth  er,  das  Ter* 
zeichnisa  der  auszuführenden  Arbeiten  vorläufig  zn  achUesven,  die  An- 
leihe-Emissionen für  mehrere  Jahre  zu  siatircn  und  Jen  Versuch  zu  ma- 
chen, durch  Bcvisicu  der  tnit  den  grossen  (JeacUsobaften  bcatehenden  Vcr- 
trügo  denselben  einen  Thcil  der  Koeten  der  Neubauton  aufzuerlegen;  ja 
er  hält  ca  selbst  nicht  für  ausgcschloBSon,  dass  bi'i  dem  jetzigen  niedrigen, 
die  Aufnahme  von  Anleihen  Seitens  der  (icaclUehaften  begünstigenden 
Zinsfuasc  die  Wiederzuführung  der  auf  Urund  der  Garn ntio Verpflichtung 
vom  Staat  den  Oes  eil  Behalten  vorgeschossenen  zu  4  Procent  zn  vercinaen- 
den  Kapitals  —  dasselbe  repriisontirt  jetzt  den  Betrag  von  gegen  600  Hil- 
lionen *)  —  zur  StaatakoBsc  sich  würde  erzielen  lassen.  Das  Gegentheil 
aller  dicaer  Maasanahmcn  aber  wäre  der  Ankauf  der  Bahnen  daroli  den 
Stitat;  den  sonatigon  Anforderungen  an  den  letzteren  würden  aladann  noch 
alle  die  nicroala  :!U  einem  Abaihlasa  gelangenden  Ansprüche  hinmtrsten, 
denen  in  Bezug  nuf  Neubauten  die  Cesellii: haften  zu  g<?nügen  gehabt  haben 
würdon;  der  Stnatskredit  aber  würde  immerhin  nicht  diejentgr  t-i-intungsf«- 
higkeit  in  sich  vereinigen,  die  anderunfallfl  der  Kr<«Jit  des  Stauts  und  d« 
Ueacllschaftcn  zusammen  gehabt  haben  würde.  Der  Staat  werde  noch 
T^agc  der  geltenden  Bestimmungen  die  Bahnen  gegen  Zahlung  r 
schädigungsauramo  zu  ncquiriren  haben ,  deren  Zineerfordemissen  dl*  t 
den  Bahnen  zu  erwartenden  Erträge  nicht  und  am  so  wenigor  $ 
würden,  nla  der  Staat  in  Bezug  auf  die  Tarif-Riiduction  rieh  nw 
werde  zeigen  müaaen,  aln  die  (ileaellsRhaflen  es  waren ;  denelbo  1 
der  belgische  bald  statt  mit  einer  Rente^  mit  cinotn  [leSoit  1 
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Di«  Gewichtigkeit  dieser  Einwendungen   wurden   auch    die  Anhänger 
der  VentaatliohuDg  auerlcenneQ  müssen;   welcher  Einfluss  ihnen  bezüglich 
der  praktischen  Lösung  dos  Probleme   eingeräumt  werden  wird,   das  wird 
aller  WahreoheinUchkeit  nach  schon  die  nächste  Zukunft  zeigen  ^}. 
(Der  iweite  AlMchnilt  folgt  in  ainem  der  DXohtlao  H«fte.) 


BeichaverBloherungB-Gflaets  ■). 

„Der  Beichskauiler.      B«ichumt  des  Inngrn  Nr.   SIS. 

B«rlin,   IT,  NOTember  18B1. 

Die  Antwortscbrelbea ,  mit  welchen  dia  Haben  BnndesiegieniDKeii  ma(  mem  Schrei- 
ben vom  i.  August  18T9  (I  ISSO),  die  teicbsgeutilicbe  R«gelaiig  des  Venichsrungi- 
weseos  betreffend,  mich  beehrt  haben,  lassea  dkrQber  keiaeu  Zweifel  beatehan ,  dus  der 
Erleu  eiDM  BeichsTeraicheruDgi-OeMtEes  ia  weiten  KreiiM  kll  ein  dringendes  BedBrf- 
niss  empronden  wird. 

In  Folge  Desien  habe  ich  die  Vorbereitung  eines  eaUpreoheaden  Gesetienlworfes 
veruilasst.     Die  OmndiUge  desselben  bemhen  uit  folgenden  Hauptgesichtspanklen : 

I.     Der  Qesetientwurf  Ilsst  anberHhrt: 

1)  die  unter  der  Verwaltnng  oder  LeilnoK  staatlicher  oder  conimansier  Behörden 
bereits  stabenden  oder  nocb  xa  errichCendea  Sffbatlichen  Vera ichemngs- Anstalten ; 

2)  diejenigen  aaf  Regenseitigkeit  beruhenden  Vereinigungen ,  welche  bestitnmungs- 
gemüss  einen  in  persSnlicber  oder  Örtlicher  Hinsicht  beschränkten  Charakter  oder  Wir- 
kungskreis haben,  sich  keiner  Agenten  inr  HesehJlftsvermittelnng  bedienen  and  nnr  den 
Zweck  verfolgen,  ihren  Mitgliedern  für  den  Bedarfs-  oder  Verlnstfall  eine  Onterstütauigi- 
Garantie  an  gewihren ; 

3)  die  auf  besonderer  gesetilicber  Anordnung  beruhenden  gameinBchafUiehen  Var- 
eicherungi-Kassen  {Knappachsfls-,  gewerbliche  Uateratatiungs-  and  Krankenkassen  etc.); 

4)  dia  SflckTersichemngs-ßesellsehsften. 

U.  Beaüglich  der  übrigen  Veisichernngi-Oesellschallen  aller  Art  werden  im  Wesent- 
lichen noT  öffentlich  rechtliche  Bestimmungen  getroffen. 

lil.  Der  Oeaetcentwurf  geht  davon  au* ,  dasa  die  Znlannng  von  Versichern ngs- 
Anatalten  aum  Oeachurtsbetriebe  Im  Wege  der  Oenehmignng  (Conceasion)  lu  erfolgen 
hat,  welche  verweigert  werden  ksinn,  wenn  erhebliche  Bedenken  gegen  dia  finaniielle 
Fandirung  des  Unternehmens  oder  gegen  die  Zuverlässigkeit  der  Unternehmer  obwalten, 
oder  wenn  bei  Lebensversicherongen  und  tbulichen  auf  das  menschliche  Leben  gegrün- 
deten Versichemngs- Anstalten  die  SolidiUU  dea  OeacbSftsplans  nnd  die  Kchtigkeit  sein» 
tachniacben  Unterlagen  iweifelhaft  iat. 

tV.  Die  anf  Grund  der  landasgesati liehen  Bestimmungen  zur  Zeit  in  den  einselnen 
Bondesataaten  anm  Geschlftsbetriehe  lagelassenen  Anstalten  bedürfen  keiner  neuen  Zu- 
'"*~f  l&r  die  Fortsetiang  Ihres  Geschiftabetriebss  in  diesen  Lindern. 

T.  Di«  SnlMsang  (III)  soll  ohne  BDeksicht  auf  das  Bedürfnis!! ,  ahne  Beachrlin- 
kuDg  nir  Aeii  Umfiiiig    ili-^  Rrii'lis^cbiets    irfiilgen    durch    einen  Beachluss  eines  mit  den 

1)   Üju  HaDuacript  nurrie  in  den  Tsgcu  du  Stonai  des  Gambettaschen  Ministeriums 

abt;eicblaueii.      Mach  der  inzwischen  erfolgten  WladerSbemahmS  dar  Leilang  das  Finanz- 

li  ltiü(l«riuin>  durch  8ay  befindet  sich  dessen  Pragramm  bereits  in  der  Uehrzabl  der  Fälle 

'  c  AnafUhrung. 

^Wir    thdton    im  Folgenden    da      hürzlieh    publiolrta    Rundschreiben    dea  Reicha- 

^«11  die  vorhaitdelen  Regierung         dl«  raltdu^eaetiliehe  Begelung   des  Versiehe- 

"     V in.  Wvrtlaute  i  U  dMMlb*  die  Grundillge  dea  in  der  Vor- 

IL    Daa  jBngate  Schreiben    knSpft  an    das 

■  4^  Angnst  18T9  sn  nnd    zeigt,    dus  die 

hm§  de*  Tarsfabemngaweaens  an  maass- 

OMtUw»  geblieben  sind. 


362  NationaldkonomUche  Geaetigebaiig. 

nöthigen  Kräften  auszastattenden  Reichsversichening^-Amtes ,  welches  —  nach  Analogie 
des  Patent-Amtes  gebildet  —  im  Vereine  mit  den  Landesbehörden  aach  die  Aofaicbt 
über  die  Versichemngs-Anstalten  za  Üben  hat. 

In  Betreff  der  RechnnngsfÜhmng  nnd  Bilanzaufstellong  und  der  Veröffentlichang 
von  Rechnungen  und  Bilanzen  sind  genaue  Bestimmungen  rorgesehen. 

VI.  Stellen  sich  bei  der  Prüfung  der  Geschäftsführung  der  Anstalt  so  schwere 
Missstände  heraus,  dass  das  öffentliche  Wohl  oder  die  Wahrung  der  Rechte  der  Ver- 
sicherten die  Untersuchung  des  Geschäftsbetriebes  erfordern,  so  ist  das  Irierauf  gerich- 
tete Verfahren  durch  das  Versicherungs-Amt  zu  eröffnen.  Einem  desfallsigen  Antrage 
einer  Landes-Centralbehörde  muss  seitens  des  Versicherungs-Amtes  entsprochen   werden. 

In  dem  Falle  von  IV  oben  kann  ausserdem  die  in  den  einzelnen  Staaten  hienu  com- 
petente  Stelle  die  Genehmigung  für  den  betreffenden  Staat  zurücknehmen,  in  so  weit 
Dies  bisher  zulässig  gewesen  ist. 

Den  Motiven  des  Gesetzentwurfs  würden  zweckmässig  beizufügen  sein: 

A.  Eine  zusammenhängende  Darstellung  der  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  zur 
Zeit  geltenden  öffentlich  rechtlichen  Vorschriften  bezüglich  des  Versicherungswesens. 

B.  Tabellarische  Uebersichten  dieser  Vorschriften ,  damit  die  grossen  Verschieden- 
heiten ,  welche  auf  diesem  Gebiet  in  den  einzelnen  Ländern  bestehen ,  zur  Anschauung 
gebracht  werden;  während 

C.  durch  statistische  Nach  Weisungen  die  obwaltenden  thatsächlichen  Verhältnisse 
und  zugleich  die  wirthschaftliche  Bedeutung  des  Gegenstandes  klarzulegen  sein  würden. 

Zu  A  habe  ich  auf  Grund  des  von  den  Hohen  Bundesregierungen  gelUligst  mir  mit- 
getheilten  Materials  die  in  mehreren  Exemplaren  angeschlossene  Darstellung  ausarbeiten 
lassen,  um  deren  geneigte  Prüfung  auf  ihre  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  ich  mit 
dem  ganz  ergebenen  Ersuchen  zu  bitten  mir  erlaube,  ein  bezüglich  des  dortseitigen 
Staatsgebietes  berichtigtes  beziehungsweise  vervollständigtes  Exemplar  bis  zum  I.  März 
k.  J.  mir  wieder  zukommen  zu  lassen.  Auch  die  oben  unter  B.  erwähnten  tabellari- 
schen Uebersichten  sind  nach  den  in  duplo  angeschlossenen  Formularen  B.  I.  bb  IV. 
probeweise  aufgestellt  worden.  Die  vorhandenen  Unterlagen  reichten  indess  zur  Beant- 
wortung der  gestellten  Fragen  nicht  vollständig  aus ,  weshalb  ich  mir  die  fernere  Bitte 
gestatte  ,  je  ein  ausgefülltes  Exemplar  der  Tabellen  B.  I.  bis  IV.  für  das  dortseitige 
Staatsgebiet  (eventuell  dessen  einzelne  Theile  mit  verschiedener  Versichemngs-Gesetz- 
gebung)  gefälligst  bis  zu  dem  gleichen  Termine  mir  mittheilen  zu  wollen. 

Endlich  ist  behufs  Beschaffung  des  statistischen  Bfaterials  über  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  (zu  C.)  das  in  duplo  angeschlossene  Nachweisungs-Formular  entworfen,  des- 
sen geeignete  AusHillung  für  das  dortseitige  Staatsgebiet  event.  nach  Befragung  der  be- 
theiligten Versicherungs-Anstalten  ich  mit  besonderem  Dank  erkennen  würde.  Soweit 
mir  Uebersichten  zur  Verfügung  stehen,  welche  für  die  Ausfüllung  des  Formulars  sich 
verwerthen  lassen  möchten,  verfehle  ich  nicht,  diese  zur  eventuellen  Benutzung  ganz 
ergebenst  hier  auzuschliesseu. 

Der  Reichskanzler. 
In  Vertretung:  gez.  Bötticher.** 


M  i  s  c  e  1  1  e  n. 


VI. 
Forstliches  aus  Baden  ^). 

Die  Ergebnisse  der  badischen  Forstyerwaltung  worden  durch  die  dan- 
kenswerthen  Mittheilungen  der  Zentralbehörde  zu  Karlsruhe  in  regelmäs- 
siger  Reihenfolge  dem  Publikum  vor  Augen  geführt     Nach  den  Nachwei- 


1)  Statistische  Nachweisungen  aus  der  Forstverwaltung  des  Orossherzogthums  Baden 
für  das  Jahr  1879.     Karlsruhe  Chr.  Fr.  Müller'sche  Uofbuchdruckerei  1880. 
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46.94 

11  ^ 

»» 

2.51 

11 

11 

67.28 

11 

II.OI 

11 

21.71 

1t 

Waldfl&che 


sangen  für  1879  beziffert  sich  die  gesammte  Waldfläche  Badens  auf  527109  ha, 
sie  nimmt  nahezu  35  ^/^  der  ganzen  Oberfläche  des  Landes  ein.  Hiervon 
entfallen  auf 

1.  Das  Domänenärar 

2.  Die  Gemeinden 

S.  Die  Körperschaften 

I.  Also  Waldangen,  welche  unter  BefSrste- 

rang  stehen       354.644.69 

1.  Die  Standes-  und  Grundherrn    .     .     58.048.92  ha 

2.  Die  sonstigen  Privaten      ....  114.416.60   „ 

II.  Also    Waldungen,    welche   nicht   unter 

Beförsterung  stehen 172.464.92   ,, 


94.011.03  ha  oder  «=:  17.83  o/^  der  ganzen 
247415.91    11 
13.217  15    ,. 


32.72 


II 


Von  diesen  verschiedenen  Besitzeskategorien  entfallen  auf  die  einzel- 
nen Landestheile  in  Prozenten  der  Waldfläche  derselben: 


unter  Beförsterung 

stehende 

nicht  unter  Beförsterung 

stehende 

Waldungen 

Waldungen 

des  Uo- 

1            ^% 

der  Kör- 

der Stan- 

der  sonsti- 

•• 

der  Ge- 

zusam-   des-  und 

v%    * 

zusam- 

manen- 

meinden 

perschaf- 

men       Grund- 

gen Pri- 

men 

ärars 

ten 

herrn 

vaten 

Boden&eegegend    . 

10 

32 

7 

49            34 

17 

51 

Donangegend   .     . 

4 

57 

62            25 

13 

38 

Schwarzwald   .     . 

22 

37 

66              6 

34 

40 

Oberes  Rheinthal 

19 

56 

76               2 

22 

24 

Unteres  Rheinthal 

52 

43 

96            (0,3) 

4 

4 

Bauland .... 

7 

70 

78            12 

10 

22 

Odenwald    .     .     . 

9 

48 

6 

63            20 

17 

37 

Die  prozentige  Yertheilung  ist  also  nicht  überall  die  gleiche.  Ins- 
besondere ist  hervorzuheben,  dass  die  ,ySonstigen  Privaten'^  gerade  im 
Schwarzwald  34  ^/^ ,  im  oberen  Rheinthid  nebst  Yorbergen  des  Schwarz- 
waldes 22  ^Iq  der  Waldungen  besitzen.  Doch  kann  dies  schon  im  Hin- 
blick auf  die  Bestimmungen  des  badischen  Forstgesetzes  zu  keinerlei  Be- 
fürchtungen Veranlassung  geben.  Zwar  hat  dieses. Gesetz  den  Privat- Wald- 
besitzern die  freie  Benutzung  und  Bewirthschaftung  ihrer  Waldungen  zuge- 
standen, doch  darf  kein  Theil  der  letzteren  öde  gelassen  und  keine  Ausstockung 
(Rodung)  ohne  Erlaubniss  der  zuständigen  Behörde  vorgenommen  werden. 
Ferner  sind  die  Zerstörung  oder  Gefährdung  eines  Waldes  durch  ordnungs- 
widrige Bewirthschaftung  untersagt.  Zu  einem  Kahlhiebe  oder  einem  an- 
deren in  seinen  Folgen  ähnlichen  Hiebe  ist  die  Erlaubniss  der  Forstbe- 
hörden einzuholen.  Wenn  eine  Waldausstockung  oder  ein  Kahlhieb  oder 
ein  in  seinen  Folgen  ähnlicher  Hieb  ohne  Erlaubniss  vorgenommen  wird, 
oder  wenn  die  Bewirthschaftung  eines  Waldes  dessen  Zerstörung  befurch- 
ten lässty  insbesondere  wenn  derselbe  auf  eine  Weise  abgetrieben  wird, 
dass  die  sofortige  Wiedererziehung  eines  jungen  Waldes  durch  natürlichen 
Samenabfall  oder  durch  Stockausschlag  nicht  erwartet  werden  kann ,  oder 
wenn  die  Forstnebennutzungen  beharrlich  auf  eine  Art  ausgeübt  werden, 
dass  eine  Waldzerstörung  zu  besorgen  ist,  so  hat  die  Forstbehörde  ein 
solches  Verfahren  sofort  einzustellen,  wobei  die  mit  Handhabung  der  Öf- 
fentlichen Ordnung  und  Sicherheit  beauftragten  Personen  und  Behörden 
dieselbe  wirksam  zu  unterstützen  haben.  Die  Strafen,  welche  auf  Zuwider- 
handlungen gegen   diese  Bestimmungen  im  Jahre  1854   angesetzt  worden 
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warc'D,  fiind  im  ForBtstrafgcsctze  toxi  1879  erheblich  veiKrhärfl  worden.  Letz- 
tc-reft  bedroht  die  anerlaabte  Aii5£tockung,  Abholzung,  Zerstörung  oder  Ge- 
fiJjrdun?  eiues  Waldefa  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  loOO  Mk.  Diese  Strafe 
kann  bis  zum  Werthe  des  Torsc-hrifts widrig  gefällten  Holzes  ansteigen, 
wenn  derselbe  1500  Mk.  übersteigt  Auch  kann  in  diesem  Falle  neben 
der  Geldstrafe  auf  Gefängnissstrafe  bis  zu  C  Monaten  erkannt  werden. 
Endlich  kann  auf  Grund  eines  rechtskräftigen  Strafurtheil»  die  Verwal- 
tuntfsbehördo  den  Venirtheiiten  auf  Antrag  der  For»tbehörde  unter  Be- 
försterung  fitellen.  Und  diese  Bestimmungen  stehen  in  Baden  nicht  blos 
auf  dem  Papiere.  In  keinem  Theile  des  Landes  —  mit  Ausnahme  der 
Boden SL-egegend  mit  40  *»  ,j  —  stehen  weniger  als  60  •  ^  der  ganzen  Wald- 
flüche unter  BefÖrsterung.  Es  fehlt  also  nicht  an  den  nöthigcn  Organen 
zur  Durchführung  des  ficAetzcs.  In  der  That  sind  denn  auch  Waldaus- 
Ktockungen  von  grösserem  Umfange,  insbesondere  aber  solche,  welche  ir- 
gendwie bedenklich  sein  könnten,  in  Baden  nicht  vorgekommen.  Im 
Jahre  187H  waren  80  ha  Wald  im  ganzen  Lande  gerodet  worden,  im 
Jahre  1S79  nur  2'J  ha  und  zwar  5,6  im  Ticflande,  13,4  im  Hügel-  und 
10  ha  im  Berglande.  Und  diesen  29  ha  stehen  318  ha  neue  Waldan- 
lugen  g<:genübfr.  Nicht  wesentlich  hiervon  verschieden  sind  die  Resultate 
früherer  Jahre.  Um  so  auffallender  sind  die  Nachrichten,  welche  im  De- 
zember 1880  einige  Zeitungen  über  Verkehrsstörungen  und  Eisenbahnun- 
glücke in  Folge  von  Entwaldungen  in  Baden  brachten.  Ja  selbst  eine 
foristliche  Zeitrchrift  (Februarheft  1881  des  Zentralblattes  für  das  gesammtc 
Forstwesen  S.  92;  hatte  solche  Nachrichten  mit  der  etwas  naiven  Bemer- 
kung abgedruckt :  „Alle  die^c  unangenehmen  und  traurigen  Vorfälle  sind  im 
WeHentlichen  auf  Entwaldungen  zurückzuführen."  Leider  finden  derartige 
Mittheilungon  rasche  Verbreitung  und  man  begegnet  ihnen  später  wieder 
in  jenen  zahlreichen  Anmerkungen,  durch  welche  ein  Autor  seine  Darle- 
gungen als  richtig  zu  erweisen  sich  bemüht. 

In  den  Dom anial Waldungen  herrscht  der  Hochwaldbctrieb  vor.  Er 
nimmt  90  "/^^  der  Fläche  ein,  während  der  Mittel-  und  Niederwald  sich 
auf  10  "/q  beschränken.  Der  Materialertrag  der  letzteren  ist  relativ  sehr 
hoch.  Sie  ergeben  pro  ha  4,37  Festmeter,  während  der  Hochwald  4,28 
F(:Hlmeler  abgeworfen  hat.  Allerdings  sind  in  letzterer  Zahl  20  und  in 
crstcrcr  49  ^/^^  Kcihholz  enthalten,  aber  es  werfen  diese  Zahlen  doch  ein 
rigr;nthümlichc8  Streiflicht  auf  die  Anschauungen  Derjenigen,  welche  hohe 
Umtrielfhzeitcn  mit  der  Behauptung  verthcidigcn,  dass  bei  denselben  mehr 
Jiolz  ]iroduzirt  werde,  wie  bei  niederen.  Neuere  Untersuchungen  haben 
gerade  ergeben,  dass  die  grösste  Masse  bei  sehr  niedrigen  Umtrieben  er- 
zeugt wird.  Hatte  Anfangs  diese  Thatsache  überrascht,  so  wird  jetzt  ein 
grösserer  Nachdruck  darauf  gelegt,  dass  nicht  die  grösste  Masse,  sondern 
die  grösste  Werthsumme  erzeugt  werden  solle.  Für  dieses  Verlangen  glaubt 
man  eine  werth volle  Stütze  in  dem  nicht  gerade  glücklich  formulirten 
Satze  SchäfflcB  gefunden  zu  haben,  dass  der  volkswirthschaftlich  höhere 
<j(>sicht8punkt  die  reichlichste  v  o  1  k  s  wirthschaftlichc  ^)  Versorgung  der 
(feH(;lltichaft  mit  gebrauchswcrthcn  Hölzern  fordere. 

1)  Die  Zofligniig  dieses  Wortes  Tolkswirthscfaaftlieh  gestattet  gerade  hier  recht  ver- 
.•-(■hiedeiie  InterpreUtiouen.  ScUUfU  mnss  es  sieh  desshalb  schon  gefallen  lassen,  wenn 
or  von  Vertrettm  ealg%ingMifitü  Biektmigui  als  Oewahrsnumn  litirt  wird. 
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Dafl  Nutzholzprozent  ist  gegen  1878  geeiuiken  tod  30,2  auf 
27,1  •/(,.  Letztere  Zififer  war  in  der  Zeit  von  1186  bis  1870  nur  in  drei 
Jahren  erreicht  worden.  Die  Ursachen  jeuer  Erniedrigung,  welche  von 
1876  ab  ohne  Unterbrechung  stattgefunden  hat,  entziehen  sich  einer  voll- 
Btandigen  Ergründung.  Im  Wesentlichen  sind  es  wahrscheinlich  die  glei- 
chen, welche  die  atwteigende  Bewegung  nach  der  Glanzzeit  der  deutschen 
Foratwirthschaft  (1873 — ^76)  hervorgerufen  haben. 

Die  Durchschnittspreise  haben  aich  bei  allen  Holzsortimcnten 
(mit  Ausnahme  des  Stockholzes)  im  letzten  Jahre  ermäosigt  und  zwar  im  Oe- 
sammtdurchschnitt  von  10.46  auf  9.78  Mk.  Dagegen  haben  sich  die  Zurich- 
tungskosten pro  Festmeter  nicht  verändert ;  der  Aufwand  für  die  Kulturen 
pro  ha  ist  von  1,56  auf  1.48  Mk.  gesunken,  auch  derjenige  tiir  die  Holz- 
abfuhrwege hat  eich  vormindert.  Ueberbaupt  sind  die  gcaammten  Aus- 
gaben etwas  geringer  als  1878.  Wenn  trotzdem  der  Reinertrag  im  Gan- 
zen wie  pro  ha  kleiner  ist  als  in  1878,  so  beruht  dies  auf  dem  Sinken 
des  Uolzpreises  und  des  Nutzholzprozentee. 

Es  war: 
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16.14 

49.4s 

17.16 

347 

32.26 

7.66 

1873 

4-3' 

29  3 

18,74 

11.94 

52.64 

18.53 

3S.2 

34-" 

7-9" 

1874 

4.19 

314 

1866 

I2,6q 

55.8" 

19,70 

3S-3 

36.M 

8.62 

'fl 

4.45 

29.8 

19,52 

11.0s 

'347 

63.22 

21.40 

338 

9-40 

1876 

5 '3 

33-1 

.7.16 

"511  12.54 

69.16 

2326 

33.6 

45.90 

895 

'IH 

480 

33-4 

14.80 

931,  >o.4S 

S3-73 

2269 

42.2 

31.04 

6.47 

1878 

4.29 

30.2 

1586 

9.01  !  .0.46 

4617 

21.81 

47.2 

24.46 

S70 

1879 

4.29 

27.1 

"403 

8.97 

9.78 

43-09 

2(   13 

49.0 
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Unter  den  hier  erwähnten  .Ausgaben  sind  die  Abgaben  an  Berech- 
tigte etc.  mit  inbegriffen.  Bringen  wir  dieBolbcn  in  Abzug,  ^u  verbleiben 
etwas  über  19  M.  p.  ha,  wovon  4.8  M.  auf  diu  Vuiwaltung  (Forstpolizei, 
Forstdemänen-  und  Zentralv  er  waltung)  und  etwa  14,5  M.  auf  Schutz,  Kul- 
turen, Zurichtung,  Bringung  etc,  entfallen.  Etwas  höher  sind  die  rnt- 
sprechenden  Sätze  in  dem  benachbarten  Württemberg,  wo  auf  1  ha  rund 
22  M.  kommen,  aber  auch  pro  hu  (in  1878)  sich  ein  Nettoertrag  von 
29  H.  ei^bt  gegen  24. ä  in  Baden.  Im  Supplementhefte  V  zu  dieser  Zeit- 
schrift 8.  55  schlug  ich  nach  Danekelmann  bei  einer  Gelegenheit,  bei 
welcher  es  auf  Genauigkeit  überhaupt  nicht  ankam  und  auch  ganz  im  Gro- 
ben gerechnet  werden  durfte,  den  Verdienst  der  gemeinen  Arbeit  pro  ha 
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auf  4— 6  M.  an,  bo  datui  ako  auf  ganz  DcutiM;hland  bis  zu  70  000  000  M. 
kummen  würden.     Diese  Zahl  ist  neuerdings  als   viel  zu  gering  von  Hrn. 
CJberforstrath  v.  Fischbach  (Dezemberheft  des   forstw.    ZentralbUttes  von 
1880)  angegriffen  worden,  indem  Herr  v.  F.  besonders  auf  die  Ergebnisse 
der   würtU'mb.   Forstverwaltung  hinweist.     Nun   ist  gerade  die  Bewirth- 
bchaflung  der  württembergischen  und  badischen  Staatsforste   eine   vc^hält- 
uissmöjMiig  sehr  intensive,  die  Durchschnittssätze  derselben  würden,  auf  ganz 
DeuUchland  angewandt,  ein  zu  hohes  Resultat  ergeben.     Die  preussischen 
Htaat4iforste  haben  im  Jahre  1879  einen  Rohertrag  von  nicht  ganz  20  M. 
pro  ha  abgeworfen  (gegen  durchschnittlich  45  Hk.  in  Baden  und  Würt- 
temberg).    Von  diesem  Rohertrage  gehen  ab  nicht  ganz  6  Mk.  als  gemei- 
ner Arbeitslohn  und  etwa  3.80  Mk.  für  Besoldungen,   so  dass  etwas  über 
9  Mk,  als  Reinertrag  pro  ha  verbleibt  (gegen  etwa  25  Mk.  in  Baden  und 
Württemberg).      Die   preussischen   Staatsforste  nehmen  2  638  360  ha  ein, 
wovon  2  367  126  der  Holzzucht  gewidmet  sind.   Das  ganze  Land  Preussen 
enthält  8  Mill.,  ha.     Man  wird  keine  zu  niedrige  Zahl  erhalten,  wenn  man 
die  durchschuittlichen  Ausgaben  der  Staatsforste  auch  als  solche  der  übri- 
gen Waldungen   annimmt.     Demnach  würden  auf  Preussen  entfallen  gegen 
48  Mill.  Mk.  an   gemeinem    Arbeitsverdienst   und   etwa  30  Mill.   Mk.    an 
Verwaltungsaufwand.     Wäre    die  Wirthschaft  in   allen   übrigen   deutschen 
Waldungen  ebenso  intensiv   wie   in  Baden,   so  erhielten  wir  für  dieselben 
(6  Mill.  hu)  etwa  87  Mill.   und  gegen  29  MilL,  für  ganz  Deutschland  also 
135  Mill.  Mark  gemeinen  Arbeitsverdienst  und  rund  60  Mill.  an  Besoldun- 
gen, Zahlen,  welche  nicht  zu  niedrig  gegriffen  sind,    sondern  sehr   wahr- 
scheinlich die  der  Wirklichkeit  übertreffen.     Bei  Unterstellung  eines  Unter- 
hultsbedarfs  von   500  Mark  würden  nach  denselben  die  deutschen  Wälder 
nicht  bis  zu   140,000,    sondern    bis   zu  270,000  Arbeiterfamilien  voll  cr- 
uiihren.     Dazu  käme  dann  noch  das  Beamtenpersonal. 

Interessant  ist  nun  die  Vergleiohung  zwischen  Forst-  und  Landwirth- 
schaft.     Im   Jahre    1878   hatte   nach   den   statistischen   Mittheilungen    für 
Baden  dieses  Land  eine  landwirthschaftlich  benutzte  Anbaufläche  von  rund 
830,000  ha.       Der  gesammte    Ernteworth   wird   veranschlagt  auf    220 — 
230  Mill.  Mark,   welche  Zahl  dadurch  gewonnen  wurde,    dass   die  Ernte- 
ergebnisse der  einzelnen  Fruchtarten  mit  den  entsprechenden  Landesdurch- 
schnittsproisen   multiplizirt  wurden.     Hiemach  würde   ein  ha  landwirth- 
schuflliohos  Gelände,   welches  allerdings  die  besseren  Bonitäten  einnimmt, 
etwa  270  Mark,  also  beinahe  einen  6mal  grössern  Rohertrag  als  die  Forst- 
wirthsohaft  ergeben.     Nach   Walz,    landw.   Betriebslehre   S.  309    würden 
bei  intensiveren  Wirthschaften  durchschnittlich  37  Arbeiter  auf  100  Hek- 
tar  voll   beschäftigt  sein.     Dies   würde  pro   ha  einen   Arbeitsdienst  von 
180  Mark  ergeben,   wenn  wir  den   gesammten  Jahresverdienst,  wie  dies 
iiAoh  den  Angaben  der  statistischen   Mittheilungen   zulässig  sein  würde, 
auf  600  Mk.   veranschlagen.      Somit   würde   ein   ha  landwirthschaftliches 
Qdinde  in  Baden  etwa    12mal  so   viel  an  Arbeitsverdienst   abwerfen   als 
B  Hektar  Wald.     In  der  Forstwirthschaft  wären  30 — 35,   in  der  Land- 
Irthsohaft  etwa  3,7  ha  nöthig,  um  einen  Arbeiter  (bezw.  eine  Arbeiter- 
Uie)  voll  SU  ernähren. 
Natttriioh    erheben   diese    Zahlen   keinen    Anspruch    auf   volle    Ge- 
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nauigkeit  und  zwar  auf  volle  durchschnittliche  Genauigkeit.  Doch  würde 
eine  scharfe  Rechnung,  wie  sie  auf  Grund  vorhandener  benutzbarer  Daten 
möglich  ist,  von  den  Zahlen  12  und  6  wahrscheinlich  nicht  um  einen 
hohen  Prozentsatz  abweichen.  Eingehendere  vergleichende  Mittheilungen 
mit  Rücksicht  auf  verschiedene  Arten  von  Arbeit,  Ausgaben,  Erträgen 
und  Wirthschaftssystemen  behalte  ich  mir  für  eine  spätere  Gelegenheit  in 
diesen  Blättern  vor.  J.  Lehr. 


VII. 
Silberpreise  in  London. 

Fort«etzuDg  zn  Soetbeers  Zusammenstellang   N.  F.  Bd.  I.  S.  30   nach   ,,the  Economist.^' 


Silberpreise 

Wertverh&ltnis 

Angabe  in 

»/i  und  1 

/16  P«°ce 

des  Silbers  zu  1 

Gold 

Monat 

pro  U.  St. 

Jalure 

wöchentL 

wöchentl. 

Höchster 

Niedrigster 

Durchschnitt 

Höchster 

Niedrigster 

Durchschnitt 

184I— 1849 

Jan.-Dec. 

60.6 

58.8 

59.10 

15.62 

16.12 

15-82 

1850—1860 

Jan.-Dec. 

62.12 

596 

61.4 

1503 

15.88 

1540 

1861—1870 

Jan.-Dec. 

62.4 

60.2 

60.15 

1515 

15-68 

1547 

187I 

Jan.-Dec. 

610 

603 

60.9 

15.46 

1567 

1557 

1872 

Jan.-Dec. 

61.2 

59.4 

60.4 

1543 

15.92 

15-65 

1873 

Jan.-Dec. 

59.15 

58.0 

594 

15.73 

16.62 

15.92 

1874 

Jan.-Dec. 

59.8 

57-4 

58.5 

1585 

16.47 

16.17 

1875 

Jan.-Dec. 

57.10 

558 

56.12 

16.36 

16.99 

16.62 

1876 

Jan.-Dec. 

58.2 

46.12 

53.1 

16.22 

20.17 

17.77 

1877 

Jan.-Dec. 

58.3 

53.8 

54-12 

16.21 

17.63 

17.22 

1878 

Jan.-Dec. 

55-2 

49.5 

52.10 

17.II 

19.12 

17.92 

1879 

Jan.-Dec. 

53-12 

49.11 

51-10 

17.54 

18.98 

18.27 

1880 

Jan.-Juni 

52.12 

51.13 

52.3 

17.88 

18.20 

18.07 

»1 

Jali 

52.14 

528 

52.11 

17.83 

17.96 

17.19 

»» 

August 

52.14 

52.8 

52.10 

1783 

17.96 

17.92 

»» 

Septbr. 

52.8 

52.2 

525 

17.96 

18.09 

18.03 

»> 

October 

52.4 

51.14 

52.2 

18.05 

18.18 

18.09 

yt 

Novbr. 

51-13 

51.10 

51.11 

18.20 

18.27 

18.24 

»1 

Decbr. 

52.0 

51.12 

51.13 

18.13 

18.22 

18.20 

I881 

Januar 

51.12 

514 

51.6 

18.22 

18.42 

1835 

»1 

Februar 

52.10 

51-4 

51.13 

17.92 

18.42 

18.20 

»> 

Mära 

530 

52.0 

52.3 

17.79 

18.13 

18.07 

1) 

April 

52.2 

52.0 

52.1 

18.09 

18.13 

18.11 

»1 

Mai 

51  12 

51.8 

51.10 

18.22 

18.31 

18.27 

11 

Juni 

51.10 

510 

51.5 

18.27 

18.49 

18.38 

T» 

Juli 

52.6 

50.14 

516 

18.00 

18.53 

18.35 

»» 

Augudt 

5114 

5M     . 

519 

18.18 

18.42 

18.29 

»> 

Septbr. 

51.12 

51.10 

51. II 

18.22 

18.27 

18.24 

»> 

October 

52.2 

51.13 

51.15 

18.09 

18.20 

18.16 

»» 

Novbr. 

51.15 

51.14 

51.14 

18.16 

18.18 

18.18 

»J 

Dccember 

52.0 

51.12 

51.14 

18.13 

18.22 

18.18 

V.  d.  B. 
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vm. 

Jahresbericht  des  Finanzministan  der  Vereiiiigten  Staaten  über  daa 

Fiaeal-Jahr  1880;8L 

(TgL  N.  F.  U  p.  200  ff). 

Dem  als  Extra-Beilage  zu  der  New-Torker  Handels-Zeitong  uns  Tor- 
liegenden  Jahresbericht  des  Finanzministers  Charles  J.  Folger  über  das 
am  30.  Juni  1881  beendete  Fiscaljahr  entnehmen  wir,  wie  im  r.  J.  die 
von  der  Kedaction  der  N.-Y.  H.-Z.  eingeschaltete,  vergleichende  Aufstel- 
lung der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Bundes-Begierung  für  die  fünf 
letzten  Fiscaljahre,  welche  wir  durch  die  auf  Grund  der  wirklichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  im  ersten  Quartal  des  Fiscaljahres  abgeschätzten 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  1881/82,  sowie  der  Veranschlagungen  für 
1882  83  ergänzen.  Während  wir  im  v.  J.  neben  den  Gesammt- Ausgaben 
nur  die  Zinsen  auf  die  Bundesschuld  speciell  angegeben  haben,  müssen 
wir  diesesmal  auch  den  Posten  „Indianer  und  Pensionen"  besonders  her- 
vorheben ,  denn  wie  wir  weiterhin  zeigen  werden ,  droht  dieser  Ausgabe- 
posten (an  welchem  die  Indianer  übrigens  nur  mit  ca.  6  Millionen  $  be- 
theiligt sind)   eine  wichtige  Rolle  im  Budget  der  Ter.  Staaten  zu  spielen. 

Einnahmen. 

1883.        1882.         1881.         1880. 

$  t  $  $ 

Zölle 215  000000  00  21500000000  1^  159676  02   186522064  60 

Baude»  -  Steaern      .  .       .    15500000000  15500OOOOOO  135  264  385  51  12400937392 
Erlös  aUd  rerkaiifteii  Bun- 
de» -  iJiodereieD                     2  500000  00  2  500000  00  2  201  863   17  I  016  506  60 
Diverse  Qaelleu  .      ...     2750000000  27  500000  OO  25156367  87  21  978  665  86 

Oe»amint-EüiDahmen  .  .  .^|ÖoooooÖo  OO  4ÜO0ÖOOOO  OO  360782  2Q2  57  333  526  610  98 

1879.  1878.  1877. 

^  *  f 

Zölle 137  250047  70  130  170680  20  1309S6493  07 

Baiidc^-Steuero II3  561  610  58   HO  58 1  624  74  II8630407  83 

Krl«W  •O'»  verkaafteo  Buiide>  -  Läiidcreien  924  781  06        107^743  37  O76  253  68 

Diver>«  i^uellen 22090745  12      '5  931  8303Q     18^437  432  04 

Gesamint-EiDuahiiicn 273  827  184  4b  257763  878"  76"  269  ÖÖÖ586'62 

Ausgaben. 

1883.         1882.         1881.         1880. 

$  $  $  $ 

Indianer  und  Pensionen.   10584171}  qi      7630000000     56  573  44O  71     62722631  53 

Zinsen  au  d.  Bunde^M-liDld     6500000000     70700000  00     82  508  741   18     95  757  575  U 
l'ebri^  Ausgaben      .  .   .  1606207Q3  74   12300000000   121  630705  70   IO9162751   I4 

Gesanimt-An>gaben    .    ."T340462507  65  27000000000  260712887  59  267642Q57  78 

1879.  1878.  1877. 

Indianer  und  Pensionen  .  .  40327591  47  3176629936  3324075049 
Zins«o  auf  die  Bundesschold  105  327  949  OO  102  500874  65  97  124  51 1  58 
Cebrige  Aasfcaben 121  292  343  o^   102  607  152  79  108  294  737  86 

Gesammt-Aosfaben 266947883  53  236964326  80  238660008  93 

Obgleich    demnach    der    Ueberschu»    für    das    Fiscaljahr    1880   mit 
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$  100  069  404  98  um  10  Millionen  den  Yoranschlag  überschritt,  so  wurde 
die  Yon  Sherman  beabsichtigte  Tilgung  des  Deficits  des  Amortisations- 
fonds noch  nicht  vollständig  durchgeführt.  Dasselbe  beträgt  noch  ca.  16 
Millionen,  ist  also  zu  unbedeutend,  als  dass  wir  uns  weiter  mit  ihm  zu 
beschäftigen  haben. 

Wie  die  Verwendung  der  Ueberschüsse  auf  gesetzlichem  Wege  und 
zugleich  in  sparsamer  Weise  geschehen  soll,  setzt  den  Finanzminister  eini- 
germaassen  in  Verlegenheit.  Er  denkt  wie  sein  Vorgänger  zunächst  an 
eine  Beduction  der  jetzigen  Besteuerung  der  Bevölkerung  und  zwar  in  Bezug 
auf  dieselben  Objecte  und  zugleich  an  eine  Beduction  der  Zölle.  Hier- 
über äussert  sich  der  Bericht  wie  folgt : 

„Eine  Revision  des  Zolltarifs  erscheint  geboten,  um  den  Anfor- 
derungen mancher  Geschäftszweige  gerecht  zu  werden.  Diese  Anforderun- 
gen haben  sich  seit  Einführung  des  Tarifs  vom  Jahre  1864,  welcher  hin- 
sichtlich des  Imports  der  meisten  Artikel  die  Basis  dos  gegenwärtigen  Ta- 
rifs bildete,  wesentlich  geändert.  Die  specifischen  Zölle,  deren  Erhobung 
in  diesem  Tarif  verfügt  wurde,  z.  B.  für  Eisen  und  Stahl  in  ihren  ver- 
schiedenen Formen,  standen  damals  in  einem  richtigen  Verhaltniss  zu  den 
ad  valorem-Zöllen,  welche  für  aus  diesen  Metallen  fabricirte  Artikel  erho- 
ben werden ;  durch  den  bedeutenden  Bückgang  in  den  Preisen,  speciell  in 
denen  für  Eisen  und  Stahl  in  ihrer  ursprünglicheren  Form,  kommt  jetzt 
der  hierauf  gelegte  specifische  Zoll  in  manchen  Fällen  einem  ad  valorem- 
Zoll  von  über  100  Procent  gleich,  während  die  ad  valorem-Zölle  für  fabri- 
cirte Artikel  keine  Aenderuug  erfahren  haben.  Die  wachsenden  Ansprüche 
des  Handels  haben  ausserdem  zur  Importation  von  Eisen  und  Stahl  in 
Formen  und  unter  resp.  Bezeichnungen  geführt,  die  im  Zolltarif  nicht 
vorgesehen  sind,  und  das  grosse  Missverhältniss  zwischen  spezifischen  und 
ad  valorem-Zöllen  bietet  fortwährend  für  die  Importeurs  Anlass  zu  dem 
Bestreben,  ihre  Waaren  unter  die  ad  valorem-Bate  zu  classificiren.  Hier- 
aus ergiebt  sich  eine  Unbestimmtheit,  welche  wieder  Proteste  gegen  das 
Vorgehen  der  Zoll  -  Collectoren  und  Prozesse  zur  Folge  hat,  welche  sich 
sowohl  für  die  Geschäftsinteressen  als  für  die  Regierung  als  hinderlich 
und  beeinträchtigend  erweisen ;  und  was  hier  beispielsweise  im  Falle  von 
Eisen  und  Stahl  aufgeführt  worden,  das  gilt  auch  für  verschiedene  andere 
Artikel.  Eine  Gleichmässigkeit  des  Tarifs  sowie  eine  Vereinfachung  der 
in  demselben  getroffenen  Bestimmungen  erscheinen  desshalb  als  geboten. 
In  wieweit  eine  solche  Revision  des  Tarifs  auch  eine  Reduction  der  in , 
demselben  festgesetzten  Zölle  cinschliessen  soll,  dies  ist  eine  Frage,  welche 
der  Entscheidung  des  Congrcsses  unterliegt.  In  welcher  Weise  ferner 
diese  Revision  in  Augriff  genommen  werden  soll ,  dies  zu  bestimmen  ist 
gleichfalls  Sache  des  Congresses.  Der  gemachte  Vorschlag  für  Einsetzung 
einer  Commission  bietet  einzelne  empfehlenswerthe  Anhaltspunkte.  Eine 
Commission,  zusammengesetzt  aus  hervorragenden  Vertretern  der  Industrie, 
der  Landwirthschaft  und  des  Handels  des  Landes,  die  Sachverständige  in 
allen  einschlägigen  Tariifragen  sind,  und  die  zur  Erwägung  gewisser  An- 
gelegenheiten ohne  störende  Formalitäten  als  ein  Ausschuss  zusammentre- 
ten könnten,  dessen  Mitglieder  die  hierfür  erforderlichen  Kenntnisse  und 
Erfahrungen  von  vornherein  gleich  mitbringen,  sollte  im  Stande  sein,  ein 
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Tarifgesetz  zu  entwerfen,  dessen  Lasten  und  Wohlthaten  sich  das  Gleich- 
gewicht halten  und  das  die  verschiedenen  davon  berührten  Interessen  bis 
zu  einem  vemunftgemässen  Grade  zufriedenstellt.  Es  ist  bisweilen  dage- 
gen eingewendet  worden,  dass  die  Verzögerung,  die  sich  durch  den  Erlass 
eines  Gesetzes  zur  Einsetzung  einer  Commission  und  zur  Organisation  der- 
selben, sowie  durch  das  Abwarten  auf  das  Resultat  der  von  dieser  gepflo- 
genen Berathungen  ergeben  würde,  die  bezüglichen  Maassnahmen  des  Con- 
gresscB  zu  weit  hinausschieben  würde.  Doch  ist  dabei  zu  bedenken,  ob 
nicht  der  Bestand  dieser  Commission,  was  die  Zeitdauer  anbetrifft,  ein  so 
beschränkter  sein  dürfte,  dass  ein  solches  Resultat  von  vornherein  ausgeschlos- 
sen wäre.  Allerdings  wird  zugegeben,  dass  die  von  einem  Tarif  berührten  In- 
teressen so  zahlreich  und  so  verschiedenartig  sind,  dass  eine  eingehende  und 
sorgfältige  Kenntniss  derselben  behufs  einer  zuMedenstellenden  und  Terstän- 
digen  Behandlung  des  betreffenden  Gegenstandes  durchaus  nothwendig  ist 
Desshalb  liegt  es  auch  ausserhalb  des  Bereiches  der  Erwägung,  ob  das 
I^and  die  für  Ausarbeitung  eines  sachgemässen ,  weisen  und  unpassenden 
Tarifgesetzes  erforderliche  Zeit  daran  wenden  kann?  Sollten  besondere 
Umstände  bestehen  oder  eintreten,  welche  eine  sofortige  Abhülfe  auf  dem 
Wege  des  Gesetzes  verlangen,  so  könnten  hierfür  Maassregeln  temporärer 
Art  getroffen  werden,  bis  die  Ausarbeitung  eines  vollständigen  und  sach- 
gemässen Systems  vollendet  ist. 

Die  Aufmerksamkeit  des  Congresses  wird  auf  den  Bericht  des  Finanz- 
ministers für  1880  hinsichtlich  eines  Widerrufes  der  Differential-Zölle,  die 
in  Verfolg  von  Section  2501  der  Revidirten  Statuten,  speciell  auf  den  in 
den  niederländischen  Besitzungen  producirton  Thee  und  Caffee,  erhoben 
werden,  gelenkt  und  werden  die  in  demselben  enthaltenen  dahingehenden 
Empfehlungen  erneuert" 

Der  Finanzminister  erwähnt  indess  bei  Besprechung  der  empfohlenen 
Steuerreduktion,  „dass  dabei  auf  der  anderen  Seite  ein  Punkt  sehr  schwer 
in's  Gewicht  fällt  Der  Commissär  für  Pensionen  hat  nämlich,  wie  es 
heisst,  bekannt  gegeben,  dass  er  bedeutender  Summen  benöthigt  sei,  um 
rückständige  Pensionen  auf  solche  Forderungen  hin,  die  bereits  gutgeheis- 
sen  sind  oder  wahrscheinlicher  Weise  noch  von  ihm  gutgeheissen  werden 

d&rften,  lu  begleichen.    Er  berechnet  diese  Summe  auf  $  235  000  000. 

Das  Finanzministerium  sieht  sonst  keine  Veranlassungen,   in   Folge  derer 
sich  die  nothwendigen  Ausgaben  der  Regierung  wesentlich  erhöhen  dürften." 

„Die  Einnahmen  aus  den  verschiedenen  Quellen  der  Besteuerung  un- 
ter den  Inlands-Steuer-Gesetzen  betrugen  für  das  am  30.  Juni  1881 
beendigte  Fiscaljahr: 

Fflr  SpiritooMo 67  1 53  974  88 

„    Taback 42854991  31 

„     gegohreno  Gktränke  .  .  13  700  241  21 

Von  Banken  und  Banqniers  3  762  208  07 

Fftr  Steuermarken 7  375  255  72 

„     Geldstrafen 231  078  21 

„    Diverse 152  162  90 

Total  135  229912  30 

)  Knnahmen  aus  den  Einfuhrzöllen  während  des  verflossenen  Fiscal- 
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Jahres  beliefen  sich  auf  $  198  1 59  676  02,  eine  Zunahme  von  $  1 1  637  6 1 1  42 
verglichen  mit  dem  Torhergehendcn  Fiscaljahre. 

„Von  dem  Gesammtbetrage  der  erhobenen  Zölle  wurden  collectirt  für 

Zucker,  Melado  und  Melasse 47  977  137  63 

Wolle  und  Wollenfabrikate 27  285  624  78 

Eisen  und  Stahl,  sowie  Eisen-  und  Stahlfabrikate  .  21  462  534  34 

Seidenflabrikate 19  038  665  81 

BaumwoUfabrikate 10825  115  21 

Wein  und  Spirituosen 6469643  04 

Summa  133  058  720  8 1 

Bei  Besprechung  des  yorhergehenden  Jahresberichtes  hatten  wir  den 
Refundirungsplan  Sherman's  kurz  skizzirt;  der  Congress  vertagte  sich  in- 
dess,  ohne  die  betr.  Vorlage  zum  Gesetz  zu  erheben  und  der  Finanzmini- 
ster hatte  demnach  fiir  die  am  1.  Mai  und  30.  Juni  fällig  werdenden 
5  ®/q  und  6  ^Iq  Anleihen  im  Betrage  von  rund  670  Millionen  Vorsorge 
zu  treffen.  Aus  dieser  Verlegenheit  zog  er  sich  durch  eine  glänzende  Fi- 
nanzoperation, indem  er  nämlich  ein  Arrangement  zu  Stande  brachte,  dem- 
gemäss  ca.  178  Millionen  der  6^1^  und  ca.  401 V,  Mill.  der  ö^/^  Schuld 
zu  einem  Zinsfuss  von  nur  3  ^/^  ^/^  prolongirt  wurden.  Die  jährliche 
Zinserspamiss  durch  die  Prolongation  dieser  Bonds  beträgt  ca.  lO^/,  Mil- 
lionen/sodass  die  jährliche  Zinslast  auf  die  Bundesschuldy  wie  sie  am  1.  Nov. 
1881  bestand,  auf  $  60  962  245  25  reducirt  ist. 

Der  jetzige  Finanzminister  erachtet  eine  Beftindirung  dieser  3^/,  ^/^ 
Bonds  für  nicht  angezeigt  und  sagt  hierüber: 

„Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  die  Fundirung  der  öffentlichen 
Schuld  in  Bonds  zu  einer  niedrigeren  Zinsrate,  als  je  bisher  emittirt,  Ge- 
genstand der  Berathung  im  Congress  während  der  jetzigen  Session  werden 
wird.  Sollte  dieser  Gegenstand  aufgenommen  werden,  so  wird  ersucht,  im 
Sinne  zu  behalten,  dass  die  jetzt  ausstehenden  Bonds,  als  ö^/g  und  6^/^ 
"Extended"  bekannt,  bei  einer  Zinsrate  von  3^/,  ®/q,  eine  Eigenschaft  be- 
sitzen, die  selten  bei  einer  Begierungsschuld  gefunden  wird.  Diese  Eigen- 
schaft ist  das  Eecht,  welches  die  Eegierung  hat,  dieselben  zu  jeder  Zeit 
zur  Zahlung  einzuberufen  oder  ihre  Zahlung  auf  Jahre  hinaus  zu  verschie- 
ben. Dies  ist  ein  werthvoUes  Privilegium  für  die  Regierung,  und  fragt 
es  sich,  Ol)  es  weise  sein  würde,  dasselbe  aufzugeben.  Der  Besitz  dessel- 
ben setzt  die  Regierung  in  die  Lage,  die  Bezahlung  jenes  Theils  der 
öffentlichen  Schuld  je  nach  der  wechselnden  Lage  der  disponiblen  Öffent- 
lichen Mittel  vorzunehmen.  Es  würde  wahrscheinlich  schwer  sein ,  eine 
Anleihe  zu  einem  niedrigen  Zinsfusse  an  den  Markt  zu  bringen,  die  nach 
Belieben  der  Regierung  einlösbar  ist.  Ja  sogar,  ein  Erfordemiss  einer  zu 
einem  niedrigen  Zinsfusse  proponirten  Anleihe  ist,  dass  sie  auf  einen  lan- 
gen Termin  emittirt  werden  und  bis  zum  Ablauf  desselben  uneinlösbar 
sein  soll.  Der  Grund  liegt  klar  auf  der  Hand.  Eine  Anleihe  zu  einem 
niedrigen  Zinssatz  wird  wahrscheinlich  nur  von  Solchen  gesucht  werden, 
die  eine  permanente  Geld- Anlage  wünschen,  wie  öffentliche  Institutionen, 
Trustecs,  Vormünder  und  andere  Inhaber  von  Vertrauens-Fonds  oder  von 
reichen  Personen,  für  die  Sicherheit,  Stabilität,  Permanenz  und  Regelmäs- 
sigkeit  des  Einkommens  von  grösserer  Bedeutung  sind,  als  eine  hohe  Er- 
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tragsrate.  Es  ist  ferner  zu  überlegen,  dass  der  Gewinn,  welcher  der  Be- 
gierung  aus  einer  kleinen  Reduction  der  Zinsrate  erwachsen  würde,  in 
gewissem  Grade  durch  die  mit  dem  Abschluss  der  neuen  Anleihe  noth- 
wendigerwcise  verknüpften  Ausgaben  verloren  geht.  Ein  Theil  der  In- 
formationen, welche  das  Departement  von  Leuten ,  die  mit  Finanz-Opera- 
tionen zu  thun  haben,  besitzt,  geht  darauf  hinaus,  dass  eine  neue  3^/^ 
Anleihe  aufgenommen  werden  würde  unter  der  Bedingung,  dass  dienelbe 
unkündbar,  mit  Ausnahme  nach  einem  langen  Zeitraum.  Besondere  Em- 
phase wird  von  ihnen  auf  diese  Bedingung  gelogt.  Keiner  derselben  setzt 
den  Termin  auf  weniger  als  zehn  Jahre  an ,  die  Meisten  auf  zwanzig. 
Einige  haben  einen  Termin  von  vierzig  Jahren  vorgeschlagen,  mit  der 
Option  für  die  Regierung,  nach  Ablauf  von  zehn  Jahren  zu  bezahlen." 

Zum  Schlüsse  bringen  wir  die  auf  die  Währungsfrage  sich  beziehen- 
den Aeusserungen  des  Finanzministers : 

„Das  Departement  hat  durch  die  verschiedenen  ünterschatzämter 
Silbor-Certificate,  gegen  Dcponirung  eines  gleichen  Betrages  Gold 
beim  Unter-Schatzmeister  in  New-York,  und  auf  diese  Weise  Certificate 
für  nahezu  den  ganzen  Betrag  des  im  Schatze  vorhandenen  Silbers  aas- 
gcgcben.  Diese  jetzt  ausstehenden  Certificate  belaufen  sich  auf  oa. 
$  66  000  000.  Ungefähr  $  34  000  000  Silber  -  Dollars  befinden  sich  in 
Circulation.  Das  Total-Resultat  dieser  Silber-Prägung  ist  die  Vermehrang 
der  Circulationsmittel  des  Landes  um  ungeföhr  S  100  000  000  und  die 
Pfiicht  des  Bundos-Schatzmeisters,  die  Silberroünzen  zu  halten,  in  welchen 
diese  Certificate  zahlbar  sind.  Am  1.  November  1881  hatte  das  Departe- 
ment ungefähr  $  7  000  000  dieser  Certificate  und  ca.  $  250  000  der  Mün- 
zen, für  welche  keine  Certificate  emittirt  wurden,  in  seinem  Cassenbe- 
Rtande. 

Das  Gesetz  vom  28.  Februar  1878,  welches  die  Emission  von  Sil- 
ber-C/crtificatcn  gegen  Dcponirung  von  Standard  Silber  -  Dollars  anordnet, 
war  ein  Theil  der  Politik  der  llegicrung,  um  den  Standpunkt  des  Silber- 
Dollars  auf  oder  nahe  dem  Standpunkt  des  Gold-Dollars  zu  behaupten. 
Dasselbe  Gesetz  ordnete  an ,  dass  solche  Certificate  zu  Zoll-  und  Steuer- 
Zahlungen  sowie  zur  Entrichtung  aller  öfi'entlichen  Abgaben  verwendbar 
sein  sollen. 

Die  umfassenden  Ankäufe  von  Silber  -  Bullion  und  Prägung  von  Sil- 
ber-Dollars Seitens  der  Regierung,  sowie  die  Annahme  derselben  für  öffent- 
liche Abgaben  hat  verfehlt,  den  Preis  von  Silber-Bullion  an  den  Welt- 
märkten in  irgend  einem  hohen  Grade  zu  heben. 

Wie  bereits  an  anderer  Stelle  dieses  Berichts  gesagt,  erscheint  die 
Circulation  von  sechsundsechszig  Millionen  Silber-Certificaten  eine  unange- 
messene Vermehrung  der  Papiergeld- Circulation.  Sie  sind  zu  den  genann- 
ten Zwecken  mit  "Legul-Tender"-Kraft  ausgestattet,  trotzdem  sie  zu  ihrer 
Basis  nur  88  ^(^  ihres  Nomin alwerthes  haben.  Es  besteht  kein  Verspre- 
chcn  Seitens  der  Regierung,  die  Difi'erenz  zwischen  ihrem  wirklichen  und 
ihrem  nominellen  Werthc  gutzumachen. 

Befürchtungen  wogen  einer  zu  beschränkten  Papiergeld  -  Circulation 
braucht  man  nicht  zu  hegen.  Die  National-Bankon  sind  bereit,  ihre  No- 
ten in  dem  Moosse  zu  cmittiren ,   wie  die  Gesetze  des  Handels  es  Verlan- 
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geo,  uDd  als  Sicherheit  dafür  wird  die  Regierung  ein  Aequiyalent  in  ihren 
eigenen  Bonds  halten. 

Die  Unzuträgliohkeiten ,  welche  aus  dem  Bestreben  der  Anfrechter- 
haltung  verschiedener  Werthmesser  in  der  Form  von  Papiergeld  nothwen- 
digerweise  folgen  müssen,  liegen  zu  klar  auf  der  Hand,  um  erst  der  Dis- 
cussion  zu  bedürfen. 

Es  wird  daher  empfohlen,  Maassregeln  zur  Aufhebung  des  Gesetzes, 
welches  die  Emission  solcher  Certificate  yorschreibt,  und  zur  baldigen  Zu- 
rückzahlung derselben  aus  der  Circulation  zu  treffen. 

Der  Gold-DoUar  zum  Standard-Gewicht  von  25.8  Gran  ist  die  ge- 
setzliche Münzeinheit,  während  der  Standard  Silber-Dollar  nach  diesem 
Standard  jetzt  nur  circa  88  Cents  werth  ist 

Obgleich  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1870  die  Emission  von  Yer.  Staa- 
ten Bonds  '^einlösbar  in  Münzen  des  gegenwärtigen  Standard  -  Werthes^ 
Torschreibt,  worin  sowohl  Gold-  und  Silber-Münzen  jener  Währung  einbe- 
griffen sind,  so  wurde  doch  durch  das  Gesetz  vom  12.  Februar  1873  die 
fernere  Prägung  von  Silber-Dollars  aufgehoben,  und  die  Beridirten  Statu- 
ten erklärten  Goldmünzen  als  das  einzige  ''Legal  Tender"  für  Summen 
über  5  Dollars;  die  Billigkeit,  wenn  nicht  die  stricte  Ausleg^g  des  Ge- 
setzes, verlangt,  dass  die  Besitzer  solcher  Bonds  Zahlung  in  Gold  oder 
Aequivalent  dafür  erhalten  sollten. 

Durch  Gesetz  vom  28.  Februar  1878  wurden  Silber  -  Dollars  von 
Standard-Gewicht  und  Feinheit  wieder  zu  "Legal  Tenders'^  zu  ihrem  No- 
minalwerthe  für  alle  Schulden  und  Abgaben,  öffentliche  und  private,  ge- 
macht, ausgenommen,  wo  es  contractlich  anderweitig  stipulirt. 

In  der  Zwischenzeit  von  der  Adoption  der  Bevidirten  Statuten,  vom 
22.  Juni  1877  an  bis  1878,  waren  Silbermünzen  kein  ''Tender''  zur  Bezahlung 
von  Yer.  Staaten  Bonds,  und  kann  es  leicht,  besonders  von  ausländischen 
Besitzern,  welche  solche  Bonds  in  jenem  Zeitraum  erworben,  als  ein  Yer- 
trauensbruch  angesehen  werden,  wenn  Bonds-Gläubiger  gezwungen  würden, 
Bezahlung  in  einer  Münze  anzunehmen,  die  an  den  Weltmärkten  nur  88 
Cents  unseres  eigenen  Standard  Werthmessers  gilt. 

Unsere  Regierung  ist  mehr  als  hinreichend  in  der  Lage ,  allen  ihren 
YerpÜichtungen  im  Inlande  wie  auch  an  das  Ausland  in  einer  Geldart 
nachzukommen,  die  überall  als  richtiger  Werthmesser  angesehen  wird. 

Wie  durch  das  Gesetz  vom  28.  Februar  1878  bestimmt,  hat  das  De- 
partement jeden  Monat  mindestens  $  2  000  000  Silber-Bullion  in  Standard 
Silber-DoUars  ausprägen  lassen. 

Fortwährend  sind  Yersuche  gemacht  worden,  dieser  Münzart  Circula- 
tion zu  verschaffen,  indem  die  Kosten  des  Transports  derselben  nach  allen 
Punkten  des  Landes,  wo  sie  verlangt  wurden,  von  der  Regierung  bezahlt 
wurden. 

Nur  circa  vierunddreissig  Millionen  sind  jetzt  in  Circulation,  mehr  als 
Sechsundsechzig  Millionen  in  den  Schatzgewölben  erlassend ,  und  ist  kein 
Grund  zur  Annahme  vorhanden,  dass  ihre  Circulation  rapide  zunehmen 
sollte. 

Die  Silber -Frage  ist  mit  einer  Menge  Schwierigkeiten  verknüpft 
Die  Münz-Conferenz ,   zu  welcher  im  verflossenen  Jahre   eine   Commission 
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geeandt  wurde,  kam  nach  sorgfaltiger  DiscuBsion  zu  keinem  Beschlüsse, 
ausser  demjenigen,  sich  behufs  weiterer  Discussion  bis  zum  nächsten  April 
zu  yertagen.  Ob  eine  Erneuerung  der  Betrachtnahme  des  Gegenstandes 
durch  dieselbe  gegenwärtig  zu  irgendwelchen  practischen  oder  acceptir- 
baren  Besultaten  fuhren  wird,  erscheint  zweifelhaft  Dass  die  meisten 
europäischen  Nationen  ein  grosses  Interesse  an  der  zweckmässigen  Adjusti- 
rung  des  Verhältnisses  zwischen  Gold-  und  Silber-Prägung  haben,  vielleicht 
selbst  ein  grösseres  als  die  Yer.  Staaten ,  erscheint  unzweifelhaft  Wir 
versehen  die  Welt  mit  dem  grössten  Theil  von  Gold  sowohl  als  Silber, 
und  unsere  Export -Artikel  können  Bezahlung  in  dem  besten  Geld  der 
Welt  verlangen,  wie  sie  dies  auch  stets  thun  und  thun  werden,  wenn  wir 
uns  nicht  selbst  durch  Annahme  einer  geringeren  Münzart  binden.  Wir 
haben  nicht  nöthig,  irgendwo  als  Bittsteller  zu  erscheinen,  wenn  wir  kla- 
rer Weise  die  Beherrscher  sein  können.  Einige  der  europäischen  Natio- 
nen, deren  Mitwirkung  nöthig  ist,  um  irgend  ein  B.esultat  zu  erzielen, 
scheinen  noch  nicht  bereit  zu  sein,  Bi-Metallismus  zu  acceptiren,  und  mö- 
gen, wenn  bereit,  ein  Währungs-Verhältniss  verlangen,  dessen  Adoption 
für  uns  unbequem  sein  wird ,  indem  sie  das  Verhaltniss  des  Silbers  unter 
den  Standard  unserer  Prägung  herabsetzen,  während  der  Markt-  oder  wirk- 
liche Werth  von  Silber  ein  bedeutend  höheres  Verhaltniss  erforderlich  er- 
scheinen lässt.  Dass  ein  Uebereinkommen  der  leitenden  Nationen  Europa^s 
mit  uns  auf  grössere  Münzprägung,  dem  Silber  einen  grösseren  Markt 
schaffen  und  insoweit  den  Werth  desselben  erhöhen  würde,  ist  sicher,  der 
UeberschusB  desselben  über  den  Bedarf  zu  jenem  Zwecke  würde  aber  doch 
nur  den  Preis  eines  Markt -Artikels  holen.  Darum  ist  die  Feststellung 
eines  Verhältnisses  eine  ausserordentliche  delicate  Sache,  die  nach  allen 
Seiten  überlegt  sein  will. 

Das  wirksamste  Mittel,  ein  gemeinsames  Handeln  zwischen  den  ver- 
schiedenen Nationen  zu  Wege  zu  bringen,  scheint  für  die  Ver.  Staaten  zu 
sein,  gegenwärtig  die  weitere  Prägung  von  Silber -Dollars  zu  suspendiren. 
Dies  ist  die  entschiedene  Ansicht,  sowohl  in  Frankreich  wie  in  Ajnerica, 
der  höchsten  Autoritäten  über  Bi-Metallismus,  und  Derer,  welche  Silber 
in  allgemeinen  Gebrauch  bringen  und  den  Werth  desselben  erhöhen  wol- 
len; man  glaubt  sogar,  dass  eine  Einstellung  der  Prägung  sehr  bald  eine 
genügende  Betrachtnahme  des  ganzen  Gegenstandes  durch  die  hauptsäch- 
lichen Handels-Nationen  zu  Wege  bringen  würde. 

Die  Silberfrage  ist  augenscheinlich  eine  Angelegenheit,  welche  die 
baldige  Aufmerksamkeit  unserer  Gesetzgeber  verlangt,  oder  der  Gegenstand 
könnte  sich  unserer  Controlle  entziehen,  die  dann  nur  mit  grossen  Opfern 
wiedererkauft  werden  könnte.  Eine  Fortsetzung  der  monatlichen  Silber- 
prägung wird  uns  bald  keine  Wahl  mehr  lassen,  als  die  ausschliessliche 
Silber- Währung  zu  adoptiren,  uud  darauf  hinauslaufen ,  uns  in  der  Han- 
delswelt auf  einen  Platz  unter  den  untergeordneten  und  weniger  civilisir- 
ten  Nationen  zurückzubringen. 

Es  kann  angenommen  werden,  dass  ein  so  unternehmendes  und  pro- 
gressives Volk  wie  das  der  Ver.  Staaten ,  welches  eine  leitende  Stellung 
unter  den  Nationen  einnimmt,  nicht  einwilligen  wird,  die  Benutzung  von 
Gold  als  eines  der  als  Tanschmittel  benutzten  Metalle  aufzugeben,  und  kön* 
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nen  wir  keinenfalls  darin  einwilligen,  in  die  sehr  missliche  Lage  gebracht 
zu  werden y  für  Alles,  was  wir  kaufen,  im  Aaslande  in  Gold  bezahlen  zu 
müssen  und  dagegen  Alles,  was  wir  zu  verkaufen  haben,  in  Silber-Wäh- 
rung bezahlt  zu  nehmen. 

Es  wird  daher  anempfohlen,  die  Vorschrift  auf  Prägung  eines  be- 
stimmten Betrages  in  jedem  Monat  aufzuheben  und  den  Finanzminister 
zu  autorisiren ,  nur  soviel  zu  prägen ,  als  zur  Befriedigung  des  Bedarfs 
noth wendig  ist. 

Die  Wirkung  der  Aufstapelung  grosser  Beträge  von  Silbermünzen  in 
den  Schatzamtsgewölben ,  im  Zusammenhang  mit  der  gegenwärtigen  Ge- 
setzesvorschrift zur  Emission  von  Silber-Gertificaten ,  ist,  eine  Papiergeld- 
Girculation  zu  schaffen,  die  nicht  in  Gold  oder  Aequivalent  davon  zahl- 
bar ist.  Diese  Politik  ist  den  meisten  Objectionen  unterworfen,  die  gegen 
die  Vermehrung  der  Ver.  Staaten  Noten  oder  der  Gold-Oerti£icate  erbracht 
werden  können,  und  ausserdem  dem  Einspruch,  dass  sie  ein  minderwer- 
thiges  Circulationsmittel  schafft,  aus  der  Natur  der  Basis  selbst  heraus,  auf 
welcher  sie  ruht,  —  das  ist,  Silbermünze,  die  im  Vergleich  mit  Gold- 
münze minderwerthig  ist. 

Es  ist  kein  Ghrund  vorhanden ,  den  Begehr  nach  Silber-Dollars  zu 
wirklicher  Benutzung  im  Inlande  und  an  einigen  wenigen  ausländischen 
Märkten  nicht  voll  zu  befriedigen,  aber  so  lange  als  sie  im  Allgemeinen, 
auf  den  Weltmärkten,  weniger  werth  sind  als  der  Gold-Dollar,  müssen  sie 
als  Scheidemünze  (subsidiary  coin)  betrachtet  werden.  Man  nimmt  an,  dass 
der  in  Circulation  befindliche  Betrag  stetig  zunehmen  wird,  aber  nicht  so 
schnell,  um  für  Monate,  vielleicht  Jahre,  eine  Vermehrung  des  bereits  ge- 
prägten Betrages  zu  benöthigen.'' 

F.  Bitschi. 


IX. 
Ueber  die  handelspolitisohe  Bedeutung  West -Sibiriens. 

Von  Alfred  Kirchhoff. 

Die  hochwichtige  europäische  Tagesfrage,  in  wie  fern  es  angezeigt 
erscheine,  den  bisher  fast  allein  den  Bussen  überlassenen  Handelsverkehr 
mit  dem  ungeheuren  Sibirien,  diesem  Land  einer  unzweifelhaft  hohen  Be- 
deutung für  unberechenbar  umfangreiche  Boherzeugung,  im  viel  grösseren 
Stile  und  seitens  aller  an  der  atlantischen  Seite  unseres  £rdtheils  gelege- 
nen Staaten  aufzunehmen,  ist  durch  Nordenskiölds  Grossthat  der  Erschlies- 
sung des  Seewegs  von  Europa  nach  der  nordasiatisohen  Küste  aufs  leb- 
hafteste angeregt  worden. 

Je  mehr  sich  von  vorn  herein  vorschneller  Optimismus  an  dieser 
Frage  vergriff  durch  übergünstige,  mehrfach  recht  oberflächliche  Beant- 
wortung derselben ,  desto  freudiger  ist  eine  kleine ,  aber  äusserst  gehalt- 
reiche Schrift  zu  begrüssen,  in  welcher  uns  ohne  jede  vorgefasste  Mei- 
nung und  ohne  jede  Ueberschwenglichkeit  thatsächliohes  Material  geboten 
wird  zur  ruhigen  Beurtheilung  jener  grossen  Handelsfrage  zunächst  in 
Bezug  auf  das  uns  am  unmittelbarsten  berührende  Westsibirien: 

25* 
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Hage  UDd  Tegner.  Ueber  die  Bedingungen  einet  Han- 
deltTerkehrs  mit  dem  westlichen  Sibirien.  Bericht  iiber  eine 
Spexial-üntenachongs- Reise.  Ans  dem  Dänischen  fibersetst  ron  Dr.  R. 
Lehmann.  Mit  einer  Uebersichtskarte.  Halle  a.  S.,  Verlag  der  Bach- 
handlang  des  Waisenhaoses.     1881. 

£s  liegt  ans  in  dieser  Schrift  der  zasammengedrängte  fintlingsbericht 
aber  die  Ergebnisse  einer  handelsgeographischen  Expedition  Tor,  welchen 
1880  zwei  Dänen  von  gründlicher  rolkswirthschaftlicher  Yorbildang  und 
praktischer  Handelskenntniss  im  Auftrag  einer  grossen  Zahl  hervorragen- 
der Kopenhagener  Handelshäuser  (an  deren  Spitze  sich  der  hochTerdiente 
Etatsrath  Tietgen  gesteUt  hatte)  über  St  Petersburg  und  Moskau  nach 
Westsibirien  unternahmen:  der  Lieutenant  a.  D.  0.  Hage  und  der  Kam- 
merjunker  Henry  Tegner. 

Beide  erledigten  mit  Eifer  und  Geschick  ihre  Au^giabe  ,yZU  untersn- 
chen,  ob  es  möglich  wäre,  einen  regelmässigen  HandelsTerkehr  zwischen 
Westsibirien  und  Dänemark  zu  eröffnen";  und  indem  sie  für  ihr  Vater- 
land arbeiteten,  arbeiteten  sie  für  ganz  Europa.  Der  ausfuhrlicheren 
Darstellung  ihrer  Reise  und  ihrer  Reiseforschung  haben  wir  erst  für  spä- 
tere Zeit  entgegenzusehen,  denn  die  beiden  Verfasser  äussern  (auf  S.  2) : 
,ßie  Masse  des  Stoffes,  welchen  wir  zur  Beleuchtung  der  uns  gestellten 
Aulgabe  auf  dieser  Reise  gesammelt  haben,  ist  sehr  umfangreich;  doch 
ist  derselbe  von  solcher  Art,  dass  seine  Zusammenarbeitung  zu  einem  voll- 
ständigen und  leicht  überschaulichen  (Ganzen  eine  sehr  bedeutende  und 
langwierige  Arbeit  erfordern  wird.  Wieweit  uns  überhaupt  die  Zeit  üb- 
rig bleiben  wird,  diese  vorzunehmen,  muss  noch  dahingestellt  bleiben; 
jedenfEÜls  können  die  praktischen  Zwecke,  in  deren  Dienst  wir  die  Reise 
unternommen  haben,  die  Ausführung  derselben  nicht  abwarten." 

In  wenigen  grossen  Zügen  erhalten  wir  zunächst  das  Land  geschil- 
dert, welches  die  Reisenden  in  seinem  hier  wesentlich  in  Betracht  kom- 
menden Süden  (zwischen  Jekaterinburg  und  Tomsk)  beide  ziemlich  um- 
fassend kennen  lernten,  während  sich  mit  dem  übrigen  Theil  nur  Lieute- 
nant Hage  auf  einer  die  SchilFbarkeit  des  Ob  bis  zu  seiner  Mündung 
betreffenden  Bootfahrt  beschäftigte.  Das  Land  ist  besser  als  sein  Ruf 
Mehr  als  ^/,  des  Areals  von  ganz  Europa  bemessend,  reicht  es  als  eine 
fsst  vollkommen  horizontale  Tiefebene  bis  in  Genuas  Breite.  Bis  auf  den 
waldlosen  Norden  der  öden  Tundra  ist  es  noch  heute  reich  bewaldet, 
vornehmlich  mit  unabsehbaren  Nadelholzwaldem.  Nur  gen  Südosten  er- 
hebt sich  der  Boden  zum  stolzen  Altai-Gebirge,  in  dessen  üppig  bewach- 
senem Vorgelände  neben  Lärche  und  Zirbelkiefer  („sibirischen  Ceder") 
die  Linde  echt  russisch  als  Waldbaum  auftritt;  die  Eiche  fehlt  wie  in 
ganz  Sibirien. 

Der  breite  Gürtel  zwischen  dem  Altai'  und  dem  südlichen  Ural  ist 
Westsibiriens  Hauptgetreideland.  Hier  bedingt  dieselbe  Schwarzerde  („Tscher- 
noBJom")  wie  im  Süden  des  europäischen  Russland  die  Fruchtbarkeit,  und 
in  diesem  Gürtel  herrscht  die  Birke  vor  allen  anderen  Baumarten  vor. 
Der  Ackerbau,  der  etwa  bis  zum  Petersburger  Parallelkreis  über  die 
Schwarzerde  auf  den  gemischten  Thon-  und  Sandboden  des  weiteren  Nor- 
dens hinanaznreichen   vermag,   nimmt  zur  Zeit  nur  einen   ganz   kleinen 
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Theil  desjenigen  Flächenraums  ein,  auf  welchem  er  möglich  wäre,  unsere 
Berichterstatter  veranschlagen  die  Grösse  des  sich  zum  Ackerbau  eignen- 
den Bodens  von  Westsibirien  auf  ^/^  bis  ^/^  des  letzteren,  d.  h.  auf  die 
ungefähre  Ghrösse  Frankreichs  iind  der  britischen  Inseln  zusammengenom- 
men. Da  indessen  der  ganze  ungeheure  Raum  von  kaum  mehr  als  3  Mil- 
lionen Menschen  bewohnt  wird  (von  denen  '/^  Russen),  so  ist  das  Land 
unter  dem  Pflug  noch  gar  geringfügig.  Trotzdem  dehnen  sich  die  Feld- 
Auren  unverhaltnissmässig  weit  aus  gegenüber  der  Masse  des  geemteten 
Getreides.  Sie  dienen  eben  der  oberflächlichsten,  extensiven  Bewirthschaf- 
tung.  Ghrössere  Grundbesitzer  gibt  es  gar  nicht.  So  gut  wie  alles  Land 
gehört  der  Krone  und  wird  den  Dorfgemeinden  gegen  jährliche  Abgaben 
zur  Nutzung  überlassen ;  diese  theilt  das  Artland  im  Stil  der  altslavischen 
Flurgemeinschaft  an  ihre  Mitglieder  aus.  Die  spärliche,  in  den  kaum 
gepflügten  Acker  ausgeworfene  Saat  lohnt  das  fast  nie  gedüngte  Feld  bei 
der  Wärme  der  langen  Sommertage  reichlich  (Weizen  und  Roggen  10  — 
I2fach,  Hafer  5 — 8fach);  wo  der  Boden  reich  ist,  wird  bis  zu  10  Jahre 
lang,  wenn  auch  mit  dazwischenliegenden  Brachejahren,  Getreide  gebaut, 
erst  dann  pflegt  der  geduldige  Boden  ausgiebige  Ernte  zu  versagen,  man 
lässt  ihn  dann  einfach  liegen  und  nimmt  ein  neues  Stück  vor. 

Mit  vollstem  Recht  verhalten  sich  die  Verfasser  skeptisch  gegen  alle 
Angaben  der  officiellen  sibirischen  Statistik,  von  der  sie  aus  eigener  Er- 
fahrung versichern,  dass  dieselbe  zwar  „in  ihrem  Aeusseren  mit  einer 
lobenswerthen  Sorgfalt  selbst  für  die  Einer  auftritt'',  der  Kundige  aber 
stets  am  meisten  davor  warnen  müsse,  „selbst  auf  ihre  Millionen  zu  bauen''. 
Die  amtliche  Angabe  der  westsibirischen  Mittelemte  (einschliesslich  Buch- 
weizen, Erbsen,  Kartoffeln)  auf  23  Mill.  Hektoliter  wird  also  auch  nur 
mit  Reserve  anzunehmen  sein;  immerhin  dürfen  wir  aus  dieser  Zahl  die 
Yermuthung  schöpfen,  dass  der  gegenwärtige  Bodenertrag  an  Feldfrüchten 
von  ganz  Westsibirien  kaum  dem  des  kleinen,  noch  nicht  von  2  Millionen 
bewohnten  Dänemark  gleichkommt! 

Hauptprodukte  sind  Weizen,  Roggen  und  Hafer;  Weizen  ist  über- 
raschender Weise  das  gewöhnliche  Brotkom  Sibiriens  mit  Ausnahme  der 
nördlichsten  Striche;  der  Roggen  dient  allein  zum  Branntweinbrennen, 
der  Hafer  zum  Unterhalt  des  sehr  bedeutenden  Fferdebestands,  welchen 
die  Feldarbeiten  und  der  Transport  erfordern.  Interessant  ist  die  Mitthei- 
lung über  die  im  allgemeinen  äusserst  niedrigen  Getreidepreise  an  Ort 
und  Stelle  (die  natürlich  bei  den  höchst  mangelhaften  Yerkehrsverhältnis- 
sen  argen  Schwankungen  unterliegen).  Rechnen  wir  die  für  uns  zu  we- 
nig anschaulichen  russischen  Pud  (zu  16,38  Kilogramm)  und  die  Rubel 
(im  Sommer  1880  durchschnittlich  auf  2,1  Mark  stehend)  auf  die  uns 
geläufigen  Werthe  um,  so  erhalten  wir  als  gewöhnlichen  Preis  für  1  Zoll- 
centner  Weizen  im  Südosten  des  Gebiets  (Gouvernement  Tomsk):  1  Mark 
60  Pfennig;  im  Jahr  1877  sank  dieser  Preis  bei  besonders  reichlicher  Ernte 
auf  83  Pfennig,  er  stieg  bei  der  Missemte  von  1879  trotz  der  geringen 
Qualität  auf  3  Mark  20,  also  auf  das  Doppelte  des  gewöhnlichen.  Ganz 
ähnlich  variiren  die  Roggen-  und  Haferpreise;  der  Centnerpreis  für  Roggen 
sinkt  z.  B.  in  dem  nämlichen  Tomsker  Gouvernement  nicht  selten  bis  auf 
96  Pfennig,  um  zu  anderen  Zeiten  ganz  wie  der  Weizen  bis  auf  3  Mark 
20  zu  steigen. 
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Obwohl  nach  der  Aiufdhneite  über  den  Ural  zn  die  Getzeidepreise 
natiirgemäss  zanehmen ,  bleiben  sie  doch  selbst  da  immer  noch  yiel  zu 
niedrig,  am  den  an  sich  indolenten,  der  Branntweinflaache  sehr  zugetha- 
nen  westsibirischen  Bauer  zu  intensiver  Bodenkoltor  zu  ermmitan.  Des- 
halb bekommt  der  Beisende  nur  elende  Dörfer  zu  sehen,  in  deren  ban- 
falligen  Hätten  die  Bewohner  zwar  nicht  Noth  leiden  —  dazu  ist  der 
üeberflnss  an  Lebensmitteln  zu  gross  — ,  aber  doch  nicht  über  das  nied- 
rigste Maass  des  Nothdürftigen  hinauskommen.  Obstbäume  zu  ziehen  yer- 
bietet  den  armen  Sibiriern  die  furchtbare  Winterkälte ;  wenngleich  dieeelbe 
hier  im  Vergleich  gegen  die  Begion  des  ostribirischen  Kältepols  noch  mild 
zu  nennen  ist,  so  wurden  unseren  Beisenden  doch  in  Semipalatinsk  (unter 
der  Breite  von  Brüssel)  ein  paar  kleine  Apfel-  und  Kirschbäumchan  nur 
als  naturhistorische  Seltenheit  gezeigt 

Mehr  bedeutet  schon  jetzt  für  die  Ausfuhr  der  Betrieb  der  Vieh- 
zucht Unendliche  Striche  der  schönsten  Weide  sieht  man  freilich  un- 
benutzt, und  die  Pflege  des  gehaltenen  Viehs  ist  bis  zur  Grausamkeit 
vernachlässigt  (häufig  müssen  die  Thiere  im  Winter  ihr  Futter  unter  dem 
Schnee  suchen),  aber  numerisch  ist  der  Viehstand  dennoch  glänzend.  Nach 
der  Zahl  dürfen  wir  allerdings  wieder  nicht  genauer  fragen;  man  erfahrt 
hier  sogar  einen  ergötzlichen  antistatistischen  Aberglauben:  die  Kirgisen 
sehen  jedes  Stück  Vieh,  welches  der  russische  Beamte  gezählt  hat,  als  un- 
rettbar dem  baldigen  Tod  ver&llen  an!  Jedenfalls  ist  die  Anzahl  der 
Schafe  bei  den  Kii^sen  der  noch  zu  Westsibirien  gerechneten  Steppe  eine 
ungeheuer  grosse;  sie  soll  ungefähr  '/^  ihres  gesammten  Viehstandes  be- 
tragen, der  selbst  oMeiell  auf  6  Millionen  angegeben  wird.  Bei  der  sess- 
haften  (russischen)  Bevölkerung  spielt  Bind  und  Pferd  die  weit  g^röasere 
Bolle;  der  Altai*  bietet  ihnen  das  herrlichste  Futter.  Der  Preis  der  Thiere 
entspricht  der  erstaunlichen  Billigkeit  ihrer  Verpflegung;  eins  der  kleinen 
(nicht  voll  P/,  Meter  hohen),  aber  abgehärteten  Pferde  der  fast  allge- 
mein dort  verbreiteten  kirgisischen  Bace  ist  schon  mit  31  ^/^  Mark  zu 
kaufen.  Die  Butter  kostete  im  Sommer  1880  in  Bamaul  und  Tomsk  64 
Pfennig  das  Kilogramm,  dasselbe  Gewichtsmaass  Bindfleisch  sogar  höch- 
stens 13  Pfennig.  Westsibirische  Butter  geht  (als  Schmelzbutter  behufs 
besserer  Haltbarkeit  bereitet)  bis  St  Petersburg  und  Konstantinopel;  mas- 
senhafter ist  natürlich  die  Ausfuhr  von  Binder-  und  Schaffellen,  sodann 
von  Talg.  Beinahe  das  ganze  Quantum  des  westsibirischen  Talges  wird 
von  den  Kirgisen  produoirt,  besonders  der  Schaftalg  (da  ihre  Schafe  meist 
der  Fettschwanzrace  angehören).  Unsere  Verfasser  glauben  annehmen  zu 
dürfen,  dass  ungefähr  ^/^  Million  Zolloentner  Talg  aus  Westsibirien  in 
den  Handel  kommt,  wovon  fest  die  Hälfte  bis  St  Petersburg  geht,  die 
andere  in  den  Seifen-  und  Stearin&briken  der  Jekaterinburger  Gegend 
sowie  in  Kasan  verbraucht  wird. 

Trifft  die  Schätzung  zu,  dass  der  Wald  Westsibiriens  gegen  ein 
Drittel  des  Landes  bedeckt,  so  dürfen  wir  ihn  an  Grösse  gleichsetzen  den 
drei  grössten  ausserrussischen  Staatsgebieten  Europas,  also  Oesterreich- 
Ungam,  Deutschland  und  Frankreich  zusammengenommen.  Bücksichts- 
nnd  planloses  Holzschlagen,  ganz  in  der  Weise  wie  im  europäischen  Buss- 
land geübt,   hat  schon  diese  vor  kurzem  noch  so  jungfräulichen  Waldun- 
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gen  gefährlich  verheert,  denn  jedes  Dorf  hat  das  Recht  zum  freien  Schlagen 
von  Bau-  und  Brennholz  nach  Bedarf,  die  Dampfer  auf  den  Flässen  heizen 
ausschliesslich  mit  Holz ;  unberührt  stehen  nur  die  Forsten  im  hohen  Nor- 
den. Zum  Glück  ist  die  Bevölkerungszahl  zu  gering,  als  dass  die  fortge- 
setzte Waldverwüstung  den  Holzreichthum  im  allgemeinen  schon  allzu  be- 
denklich gemindert  hätte.  Benutzt  man  zum  Holzkauf  die  günstige  Jah- 
reszeit, den  Sommer,  so  bekommt  man  auch  im  Süden  noch  den  russischen 
Faden  (zu  2,13  Meter)  für  3—4  Mk. 

Eine  Ueberraschung  wird  uns  bescheert  hinsichtlich  der  Jagdausbeute 
des  Landes  an  Pelzwerk.  Durch  die  Jahrhunderte  lange  Verfolgung 
ohne  jegliche  Sorge  für  Schonzeit  sind  die  grünen  Jagdgründe  so  erschöpft, 
dass  von  einem  TJeberfluss  an  Kauchwaare,  dieser  alten  Glorie  Sibiriens, 
wenigstens  hier  im  Westen  kaum  noch  etwas  zu  spüren  ist.  Die  grosse 
Masse  der  Bevölkerung  benutzt  in  den  südlichen  Gegenden  Pelze  aus  Schaf- 
fell, in  den  nördlichen  aus  Renthicrfell.  Die  Hauptmasse  feinerer  Pelze 
kommt  jetzt  überhaupt  viel  mehr  aus  Nordamerika  als  aus  Sibirien.  A.uf 
dem  grossen  westsibirischen  Pelzmarkt,  der  alljährlich  im  Januar  zu  Ob- 
dorsk  abgehalten  wird,  sind  die  wichtigsten  Handelssorten  Eichhörnchen 
und  weisse  Füchse;  die  Eingeborenen  versehen  sich  daselbst  zwar  auch 
zur  Verbrämung  ihrer  Kleidungsstücke  z.  B.  mit  Biberfell,  aber  —  das- 
selbe kommt  aus  Kamtschatka  und  wird  in  Deutschland  zubereitet! 

Mehr  liefert  die  Fischerei.  Die  zahllosen  Flüsse  und  Seen  bergen 
eine  Menge,  zum  Theil  sehr  wohlschmeckende  Fische,  nur  ist  auch  hier- 
bei die  Verwerthung  der  kostbaren  Naturg^be  eine  sehr  mangelhafte.  Die 
besonders  ergiebigen  Ob  -  Fischereien  des  Nordens  liefern  eine  so  ordi- 
näre gesalzene  Waare,  dass  sie  ausser  bei  der  bäuerlichen  Bevölkerung  im 
Lande  selbst  nur  noch  im  angrenzenden  Perm'schen  €K>uvemement  Absatz 
findet.  Dagegen  gehen  die  im  Süden  gefangnen,  also  leichter  nach  den 
Hauptmärkten  zu  verfahrenden  Fische  im  winterlich  gefrorenen  Zustand 
weit  ins  europäische  Bussland.  Die  grossen  Fischhändler  in  Tobobk  glau- 
ben, dass  ein  so  hohes  Gewicht  an  Fischen  in  Westsibirien  umgesetzt 
wird,  wie  wir  es  oben  für  Talg  anführten,  und  rechnen  den  Durchschnitts- 
werth  eines  Kilogramm  zu  26  Pfennig  unserer  Münze  (mithin  verhält  sich 
Fischfleisch  zu  Rindfleisch  im  Werth  wie  2 : 1). 

Nachdem  unser  Bericht  noch  einen  Blick  auf  die  grossen,  aber  zum  guten 
Theil  noch  kaum  zur  Genüge  erforschten,  geschweige  denn  verwertheten 
Mineralschätze  geworfen  (am  wichtigsten  die  Eisenwerke  des  Ural,  wo 
auch  wie  im  Gouvernement  Tomsk  ausgedehnte  Steinkohlenlager),  endlich 
konstatirt  hat,  dass  die  Industrie  des  Landes  noch  auf  gänzlich  unent- 
wickeltem Standpunkt  verharrt,  grösseren  Umfang  nur  die  an  die  Roh- 
erzeugung unmittelbar  anschliessenden  Industriezweige  besitzen  (Brennerei, 
Gerberei,  Talgsiederei  und  Mühlengewerk),  wendet  er  sich  der  Betrach- 
tung des  Handels  zu. 

Abgesehen  von  dem  Durchgangs-  und  theilweisem  Zwischenhandel 
mit  China  (Thee)  sowie  dem  nicht  belangreichen  Handel  mit  Ostsibirien 
liegt  dabei  das  Schwergewicht  ganz  überwiegend  auf  der  Beziehung  zum 
europäischen  Russland,  selbst  der  Linenhandel  wird  grossentheils  über  die 
gegen  200  Mill.  Rubel  umsetzende  August-  und  Septembermesse  von  Nischni 
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Termittelt !  Der  Waarentausch  mit  den  Ostjaken  und  Samojeden  des  Nor- 
dens hat  bloss  ethnologisches  Interesse;  bedeutend  zeigt  sich  dagegen  der 
Handelsverkehr  mit  den  Kirgisen,  wenn  diese,  aus  ihren  Winterlagern 
aufgebrochen,  langsam  mit  ihren  Heerden  den  altgewohnten  Sommertrakt 
gen  Nordwesten  ziehen:  dann  werden  bei  der  Bestimmtheit  des  Eintref- 
fens dieser  Nomaden  an  gewissen  Stellen  der  unabsehbaren  Graaflur  die 
Märkte  mit  ihnen  etappenweise  abgehalten,  wobei  (der  Sprach-  und  Glau- 
bensverwandtschaft  halber)  indessen  meist  tatarische  Kaufleute  fungiren. 
Der  russische  Kaufmann  besorgt  das  übrige  Geschäft;  er  ist  in  der  Regel 
ein  durch  Pfiffigkeit  emporgekommener  Bauer,  der  auch  seinen  Sohn  die 
Schule  nur  in  Lagerraum  und  Laden  durchmachen  lässt  Höhere  Bildung, 
Yerständniss  für  abendländische  Verhältnisse  fehlt  folglich  diesem  Stande 
ganz ;  Hage  und  Tegner  haben  auf  all  ihren  Kreuz-  und  Querreisen  durchs 
Land  nur  einen  einzigen  Kaufmann  getroffen,  der  ein  wenig  Deutsch  ver- 
stand. Bei  der  Schwierigkeit  des  Waarentransports  auf  den  zeitweise  grund- 
losen Landstrassen  und  der  fehlenden  SpeciaUsirung  des  Waarenhandels 
ist  der  Jahrmarkt  das  Herz  des  Handelsverkehrs,  ähnlich  wie  bei  uns  im 
Mittelalter  und  wie  noch  heute  in  der  Türkei.  Man  zählt  160  solcher 
Jahrmärkte  das  Jahr  über,  der  grösste  derselben  (in  Irbit  während  des 
Februar)  hat  schon  mehr  den  Rang  einer  Messe,  nämlich  einen  Umsatz 
von  mehr  ab  50  MilL  RubeL  Welcher  Zeit-  und  Kostenverlust  mit  dieser 
Organisation  verbunden  ist,  zumal  die  grössten  Geschäfte  in  der  Regel 
auf  der  Messe  zu  Nischni  am  fernen  Wolga-Ufer  abgeschlossen  werden, 
ist  jedem  ersichtlich:  man  kauft  in  Tobolsk  z.  B.  eine  wollene  Decke, 
die  560  Werst  davon  in  Jekaterinburg  gefertigt,  vom  Fabrikanten  3750 
Werst  weit  über  den  Ural  nach  Nischni  geschickt  worden  und  von  da 
gemächlich  soeben  auf  dem  nämlichen  Riesenweg  zurückgekehrt  ist! 

„Lasciate  ogni  spcranza!''  muss  man  unseren  Grosshändlem  zurufen, 
wenn  man  hier  die  iingeschminkte  Schilderung  westsibirischen  Krämer- 
thums  liest  Ein  unmittelbarer  Handelsverkehr  mit  diesen,  wenn  auch 
oft  grosse  Summen  umsetzenden,  reich  werdenden  Kaufleuten  Westsibiriens 
wäre  unsererseits  gar  nicht  möglich.  Ueber  Moskau,  womit  die  Grösseren 
unter  ihnen  ständige  Geschäftsbeziehung  unterhalten ,  geht  ihr  merkantiler 
Horizont  nicht  nach  Westen.  In  den  kleinen  Landstädtchen  (nur  Tobolsk, 
Omsk  und  Tomsk  zählen  20 — 30  000  Einwohner)  wird  nach  orientalisch- 
russischer Manier  der  permanente  Ortsmarkt  auf  dem  Bazar  (dem  „Frem- 
denhof S  Gostiny  Dwor)  gehalten;  selbst  en  gros-Händler  sitzen  in  ihrem 
Laden  und  wägen  ihren  Kunden  pfundweise  die  verschiedenartigsten  Waaren 
ab.  Alle  Manufakturwaare  (fast  ausschliesslich  Einfuhr  aus  Russland)  ist 
theuer  und  in  der  Regel  schlecht,  daher  das  Leben  im  ganzen  Land  ebenso 
kostspielig  in  jeder  Rücksicht  des  bescheidensten  europäischen  Comforts 
wie  billig  in  der  Versorgung  mit  dem  Unentbehrlichsten. 

Wer  es  vermöchte  auf  wohlfeilere  Art  bessere  Fabrikate  nach  West- 
sibirien  zu  schaffen,  die  reichen,  aber  noch  so  ganz  mangelhaft  benutzt 
dort  vorliegenden  natürlichen  Hilfsquellen  des  Volkswohlstandes  zu  er- 
•eUieesen,  der  hätte  freilich  gewonnenes  Spiel!  Das  führt  zum  Schluss 
anf  die  Handelswege. 

Bis  vor  wenigen  Jahren  existirten  allein  die  Fluss-  und  Landhandels- 
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Btrassen,  von  denen  man  die  ersteren  bei  der  langwährenden  Eisdecke  der 
Ströme  nur  etwa  vom  Mai  bis  September  voll  benutzen  kann.  Die  Eben- 
heit des  westsibirischen  Bodens  legt  dem  Landverkehr  weiter  kein  Hin- 
derniss  in  den  Weg  als  die  Nässe;  wenn  das  Erdreich  aufgeweicht  ist, 
stockt  aller  Verkehr,  im  Winter  aber  wie  in  trockner  Sommerzeit  fahrt 
man  wie  auf  einer  Tenne  glatt  dahin.  So  billig  indessen  der  von  schlecht- 
genährten, immer  nur  Schritt  gehenden,  höchst  ausdauernden  Pferden  in 
den  langen  Karawanen  kleiner  Karren  beforderte  Transport  auch  ist,  — 
die  ungeheure  Länge  des  Wegs,  selbst  nur  bis  nach  den  Hauptstädten  des 
europäischen  Busslands,  yertheucrt  jede  Waare  dermaassen,  dass  an  ein 
gewinnbringendes  Ausdehnen  dieser  Handelswege  (auf  denen  fortwährend 
grosse  Güterwerthe  über  den  Ural  nach  Europa,  viel  geringere  in  ent- 
gegengesetzter Bichtung  sich  bewegen)  in  den  ferneren  Weste9  g^  nicht 
gedacht  werden  kann. 

Je  allgemeiner  alles  sibirische  Frachtgut  voluminös  ist  und  schwer 
wieg^,  desto  mehr  verlangt  es  den  Wasserweg  ohne  oder  mit  möglichst 
wenigen  Umladungen.  Die  gewaltigen  Stromadern,  welche  dem  Westen 
Sibiriens  über  500  Meilen  lange  Fahrstrassen  gen  Norden  bescheeren, 
weisen  auf  die  alleinige  Möglichkeit  eines  Gewinn  versprechenden  Han- 
dels zwischen  diesem  Lande  und  dem  westlicheren  Europa  durch  Ver- 
mittlung des  Eismeers.  Seit  1869  erst  erschlossen  kühne  norwegi- 
sche Bobbenschläger  für  die  Schifffahrt  das  Karische  Meer ;  sie  entdeckten 
die  Zugänglichkeit  dieses  verschrieenen  ,;^iskellers''  während  der  Hoch- 
sommermonate, wo  das  lauliche  Gewässer  der  sibirischen  Flussriesen  den 
Eispanzer  ihm  nimmt.  Nordenskiöld  war  der  erste,  der  diese  gewichtige 
Entdeckung  fortführte  und  praktisch  auskaufte:  er  brachte  den  ersten 
Dampfer  mit  Handelswaare  bereits  1876  bis  in  den  Obischen  Meerbusen, 
bis  zur  Jenisei'-Mündung  und  wieder  zurück.  Von  Norwegen,  England, 
Bremen  und  Hamburg  aus  ist  es  seitdem  wiederholentlich  geglückt  in  den 
Monaten  Juli  bis  September  diese  Bogenfahrt  um  Europas  höchsten  Norden 
zurückzulegen  und  nach  Löschen  wie  Laden  an  Ob-  oder  Jenisei'-Mündung 
heimzufahren.  Viel  bleibt  zur  Sicherstellung  solcher  Wagnisse  noch  zu 
thun  in  Lothungen,  Küstcnaufnahme ,  Seezeichenlegung ;  unberechenbar 
bleiben  auch  die  Jahr  für  Jahr  keineswegs  gleich  günstigen  Eisverhält- 
nisse  der  Kara-See.  Aber  man  wird  unbedingt  unseren  beiden  dänischen 
Führern  nachstehende  Folgerungen  zugeben  müssen: 

1.  Für  arktische  Fahrt  tüchtige  Dampfer  von  nicht  mehr  als  höch- 
stens 4  Meter  Tiefgang  dürfen  alljährlich  im  Juli  die  Ausfahrt  zum  Obi- 
schen Busen  versuchen. 

2.  Sorgt  eine  etwa  in  Tomsk  anzulegende  europäische  Faktorei  für 
Aufspeicherung  von  Handelsgut  vermittelst  der  Flussschifffahrt  an  der  Mün- 
dungsstelle des  grossen  Strompaars,  so  ist  auf  diese  Weise  ein  sogar  nahezu 
regelmässiger  und  umfangreicher  Handelsverkehr  möglich. 

3.  Ungeheure  Kapitalien  sind  dabei  zu  gewinnen,  weil  die  dann  cr- 
höhtcren  Preise  die  Produktion  der  westsibirischen  Bevölkerung  zusammen 
mit  ihrer  Kaufkraft  ganz  sicher  steigern  wird  und  somit  die  latenten  Bo- 
denschätze endlich  in  grösserer  Fülle  und  nicht  allein  für  Bussland  sich 
erschliessen  müssen. 
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L    Oeiehichte  Pommami  unter  tohwedUolier  Hemolwft  w&hrend 

der  Jalire  1687—1720. 

In  erster  Liui«  sollen  auf  Grund  authentischer  Quellen  die  äussern  Schicksale  jener 
Landschaften ,  namentlich  der  Verlauf  und  der  Einfluss  der  auf  ihrem  Boden  geführten 
Kriege  zur  Darstellung  gebracht  werden.  Daran  soll  sich,  soweit  es  der  durch  verschie- 
dene Unglücksfalle  notorisch  beschränkte  Quellenvorrath  gestattet,  die  Darlegung  der  Ver- 
hältnisse des  inneren  politischen  Lebens  in  Verfassung,  Gesetzgebung,  Verwaltung,  sowie 
des  gesammten  Kulturaustandes  anreihen. 

Hinsichtlich  der  Quellen  wird  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  fUr  die  in  dem 
Königlich  Schwedischen  Reichsarchiv  etwa  vorhandenen  Lücken  Ersatz  wohl  in  den  regel- 
mässigen Berichten  erhofft  werden  darf,  welche  schwedische  Agenten  im  Ausland  ausser 
an  die  Centralstelle  auch  au  Provinzialgouverneure  (z.  B.  den  von  Livland)  zu  erstatten 
pflegten.  (Vergl.  v.  Sybels  Historische  Zeitschrift  XXXVI  S.  370).  Sonst  dürfte  der  Stoff 
aufzusuchen  sein  im  Poromerschen  Provinzialarchiv ,  in  den  Stadtarchiven  der  Provinz, 
sowie  dem  Königlich  Preussischen  Geheimen  Staats-Archiv. 

Wir  wiederholen  die  nicht  gelöste  zweite  Au^abe  unseres  Ausschreibens  vom  Jahre 
1877: 

n.    Oeichichte  der  Landatände  in  einem  gegenwärtig  der  Preuaiiiehen 

Xonarchie  angehörigen  Territorium. 

Die  Geschichte  der  Landstände  in  den  Territorien,  aus  denen  der  gegenwärtige  Be- 
stand der  Preussischen  Monarchie  hervorgegangen  ist,  bildet  eine  der  wichtigsten  Vor- 
arbeiten für  die  Verfassungsgeschichte  de»  Preussischen  Staates. 

Die  vorstehende  Aufgabe  fordert  für  Eines  dieser  Territorien  eine  auf  selbständige 
Benutzung  der  Quellen  und  namentlich  der  landständischen  Verhandlungen  gestützte  ge- 
schichtliche Entwickelung,  bei  der  es  vorzugsweise  darauf  ankommen  wird,  die  Elemente, 
aus  denen  die  Landstäude  entstanden  sind,  wie  die  Bedeutung  derselben  für  die  Rechts- 
und  Verfassungsbildung  des  betreffenden  Territoriums  darzulegen.  Die  Darstellung  ist 
bis  zu  dem  Zeitpunkte  fortzuführen,  wo  die  Wirksamkeit  der  alten  landständischen  Ver- 
fassung aufhört.  Als  solcher  wird  für  die  Preussischen  Territorien  im  Allgemeinen  der 
Beginn  des  18.  Jahrhunderts  zu  betrachten  sein. 


Die  Bewerbungsschriften  sind  in  deutscher  Sprache  abzufassen.  Sie  dürfen  den  Na- 
men des  Verfassers  nicht  enthalten ,  sondern  sind  mit  einem  Wahlspruche  zu  versehen. 
Der  Name  des  Verfassers  ist  in  einem  versiegelten  Zettel  zu  verzeichnen,  der  aussen 
denselben  Wahlspruch  trägt. 

Die  Einsendung  der  Bewerbungsschriften  muss  spätestens  bis  zum  1.  März  188€ 
geschehen.     Die  Zuerkennung  der  Preise  erfolgt  am  17.  October  1886. 

Als  Preise  setzen  wir  für  die  würdig  befundenen  Arbeiten  je  1800  Mark  Reichs- 
münze fest,  jedoch  mit  der  Maassgabe,  dass,  wenn  Eine  der  Arbeiten  gar  nicht  oder 
nicht  genügend,  eine  Andere  aber  in  vorzüglichem  Grade  gelöst  werden  sollte,  der  Preis 
für  diese  Andere  erhöht  werden  kann. 

Greifswald,  im  Januar  1882. 

Rector  und  Senat  hiesiger  Königl.  Universität 

Dr.  L.  L»adoif. 
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und  des  Auslandes. 

1.     Oetohiehte,    Eneyklop&disehes.    Lelirbüoher.    Systeme.    WizthBolialtliehe 
Grundbegriffe.    Wirthsohaltliohe  Zust&nde.     Allgemelnee. 

Dr.  Georg  Satsiuger,  Die  Volkswirthschaft  in  ihren  sittiicben  Grundlagen. 
Etbisch-sociale  Studien  über  Kultur-  und  Civilisation.  Freiburg  i.  B.  Herder.  1881. 
XIV,  532  S. 

Ein  interessant  geschriebenes  populäres  Buch  vom  katbolisch-socialistischen  Stand- 
punkte. Marx  und  Lassalle  scheinen  den  Verf.  in  die  Nationalökonomie  eingeführt  zu 
haben ;  die  Kraftworte  derselben  kehren  bei  ihm  wieder ,  bis  auf  die  Mottos  aus  Goethe, 
Dante  u.  dgl.  Es  versteht  sich  dabei  vou  selber  eine  sehr  geringschStsige  Beurtheilung 
der  ganzen  bisherigen  Wbsenschaft,  lebhafte  Polemik  gegen  Malthus  u.  s.  w.  ,tWie  wenig 
die  sog.  historische  Schule  der  Nationalökonomie  den  Anspruch  auf  diesen  Titel  erheben 
darf ,  mag  man  daraus  abnehmen ,  dass  sie  von  der  centralen  Bedeutung  der  Lehre  des 
Welterlösers  kaum  eine  Ahnung  vorräth."  Auch  die  geistesverwandte  sog.  christlich- 
sociale  Demagogie  von  Berlin  wird  hart  abgefertigt.  Die  Frage  der  Kultur  der  n&chsten 
Zukunft  gipfelt  in  der  Rückkehr  zur  Einheit  der  Kirche  (S.  510);  aber  wenn  Verf.  seh 
auf  ein  fremdes  Zeugniss  beruft,  welches  lautet,  der  Katholicismus  mache  seine  Anh&nger 
geduldig  und  verleihe  den  Menschen  etwas  eigenthümlich  Sanftes  und  Mildes ,  so  be- 
dauern wir  bei  ihm  davon  ebensowenig  bemerkt  zu  haben  als  bei  seinen  protestantischen 
Brüdern  im  Geiste.  G.  C. 

Blanqui,    Histoire    deT^conomiepolitique    euEurope  depuis  les  anciens 

jusqu^ä  nos  jours.     V^e  Edition.     Par.,  Guillaumin  &  Oe,    1888.     8.     8  fr. 
Djuvara,  Tr.  T.,  Du  pret  &  int^ret  en  droit  romain  ,  dans  I'ancien  droit  fran9ais 

et  dans  le  droit  frau9ais  moderne.     Par.,  Derenne,  1881.     8.     444  pag. 
Fi  aus,  L. ,  Portraits  politiques  contemporains.     1.  Climen ceau.     2.  Louis  Blanc. 

Par.,  Marpou  &  Flammarion,  1882.     16.     k  — 50  c. 
G  a  i  n  e  t  (abbe),  Etüde  sur  la  Chine.     Abröge  de  son  histoire ,    son  etat  present  et 

son  avenir.     Besauen,  Jaequin,  1882.     8.     XII — 501  pag.     4  fr. 
Garnier,   J.,    Programme   d*un    cours    d'öconomie   politique.      Nancy,    impr. 

Berger-Levrault  &  Ce,    1881.     18.     86  pag. 
Glasson,  E.,    Histoire  du  droit  et  des  institutions  politiques,  civiles  et 

judiciaires    d'Angleterre ,    compar^s    au    droit    et  aux  institutions  de  la  France  depuis 

leur  origine  jnsqu'ä    nos  jours.     Tofne  I.     Epoque    anglo-saxonue,  Par.,    Pe- 

done-Lauriel,  1881.     8.     XL — 383  pag. 
Jourdain,  Ch.,  Notions  de  philosophie,  comprenant  des  notions  d' Economic  poli- 
tique.    Par.,  Hachette,  1881.     18.     520  pag. 
Lacroix,    A. ,    Conferences    sociales,    commerciales    et    industrielles 

faites  ä  uu  cercle  d'ouvriers    de  Saint-Germain-en-Laye.     Par.,    Reinwald,    1881.     8. 

304  pag.     4  fr. 
M^nard,  R. ,    La  vie  priv^e  des  anciens,  avec  dessins  d'apr^s  les  monumeuts  antiques 

par  Cl.  Sauvageot.     Volume  III :  le  travail  dans  l'antiquit^.    Par.,  Ve   A.    Mo- 
rel &  Ce,  1882.     8.     80  fr. 
de  Rober ty,E.,  La  sociologie,  es^ai  de  philosophie  sociologique.     Par.,  1881.    8. 
V a  1  e t ,  C.  T. ,  Guide  g^neral  de  la  vie  pratique  et  ^conomique,  des  actes  pub- 

lics,  de  la  bourse ,  des  propri^taires ,    des  locatairas  etc,     Par. ,   impr.  Tolmer  &  C «, 

1881.     32.     228  pag. 
Worms,  £.,  Le  droit  au  regard  de  l'economie  politique.     Par.,   Chevalier-Ma- 

rescq,  1881.     8.     35  pag.     1  fr.  50. 
Bain,A. ,   John  Stuart  Mill.     A  criticism,    with    personal    recollections.      London, 

Longmans  &  Co,  1882.     8.     210  pp.     2/6. 
George.    H.,   Progress    and   Poverty.      2^^   edition.    London,    Paul,    1882.     8. 

500  pp.     7/6. 
Low,  C.  R.,  Maritime  discovery.     A  history  ofnautical  exploration    from  the 

earliest  times.     2  vols.     London,  Newman,  1881 — 82.     8.     700  pp.     25/ — . 
Vyse,  G.  W.,    Egypt,    political,  financial  and  strategical.      Together  with  an 
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accouDt  of  its  Engineering   Capabilities    and  Agricnl tural    Resonrces. 

London,  Allen  &  Co,  1882.     8.     3S0  pp.     Mit  5  Karten  n.  Plänen.     9/— 
Agnetta  Gentile,    Fr.,    Della  donaziune    per  diritto  privato  internasio* 

nale.     Vol.  I.     Palermo,  tip.  dello  statato,  1881.     8.     323  pp.     5  1. 
Aibonico,  6.,    Nnovi  principii  di  scienza  economica.     Parte  I.     La  prodnnone, 

vol.  1.:  l'idea  economica  e  la  ricchezza.     Bergamo,  Gaffnri  &  Gatti ,  1881. 

8.     XV— 340  pp.     4  1. 
Bandrillart,  E. ,   L'economia  politica  alla  portata  di  tutti.     Venezia,    Coen  & 

figlio,  1882.     16.     X— 802  pp.     3  1. 
Gandolfi,  B.,   Catecbismo  di  economia  politica.     Savona,  Bertolotto,  1888. 

16.     184  pp.     2  1. 
Franklin,    B. ,    A  scientia  do  bon  bomen  Ricardo,    ou  meios  de  fazer  fortnna. 

Segnido  de  alguns  trecbos  selectos.     Par.,  Dcy ardin,   1881.     18.     36  pag. 
Brandes,  G. ,  Ferdinand  Lassalle.     £u  kritisk  Fremstilling ,    Kopenb. ,  Gylden- 

dal,  1882.     8.     360  pp.     4  k.  50  ö. 

8.  Soeiale  Frage. 

Franz  Ehrle  S.  J.,  Beiträge  zur  Gescbicbte  und  Reform  der  Armenpflege,  Er- 
gänzangshefle  zu  den  „Stimmen  aus  Bftaria-Laach.*^  Freiburg  i.  B.  Herder  1881.  Vin., 
133  S. 

Verf.  vertheidigt  zunächst  die  kircblicbe  Armenpflege  des  katholiscben  Mittelalters 
gegen  den  Vorwurf  der  principiellen  Kritiklosigkeit,  welcher  dann  in  Emminghaos'  Sam- 
melwerk ausgesprochen  ist  Er  begründet  das  christliche  Almosen  also :  „Der  Heiland 
Überträgt  sein  ganzes  Anrecht  auf  uusere  Erkenntlichkeit  auf  die  Armen :  in  ihnen  will 
er  gespeist ,  gekleidet ,  in  ihnen  für  seine  maasslose  Liebe  belohnt  werden  ;  w  e  r  w  i  1 1 
einem  Gläubiger  die  freie  Verfügung  über  seine  Schuldscheine  be- 
streiten; der  Heiland  macht  von  diesem  freien  Rechte  zu  Gunsten  der  Armea  Ge- 
brauch ;  und  so  kann  denn  fürder  Niemand  den  Erlöser  lieben ,  ohne  zugleich  die  Armen 
werkthätig  zu  lieben."  Wir  lassen  dahin  gestellt,  ob  dieses  eine  höhere  Stufe  sittlicher 
Kultur  ist,  als  jene  Art  werkthätiger  Nächstenliebe,  die  bereits  2.  Mos.  23,  5  vorgeschrie- 
ben ist.  „Wenn  du  dess ,  der  dich  hasset ,  Esel  siebest  unter  seiner  Last  liegen ,  hüte 
dich,  lass  ihm  nicht,  sondern  versäume  gerne  das  Deine  um  Seinetwillen.'*  Und  vollends 
lässt  sich  fär  das  Bewusstsein  der  Gegenwart  eine  höhere  Stufe  der  Barmherzigkeit  denken 
als  dieses  Schuldscheinverhältniss.  —  Verf.  bringt  dann  aus  dem  N.  Test,  und  der  Lite- 
ratur der  Kirche  die  Beweise ,  dass  auf  die  Bedürftigkeit  der  Armen  der  Nachdruck  ge- 
legt, die  Arbeitsscheu  als  Sünde  beurtheilt  wurde.  Es  sind  hier  goldene  Worte  der  httL 
Basilius,  Hierouymus ,  Ambrosius  u.  s.  w.,  desgleichen  die  Beschlüsse  mehrerer  Concilien 
angeführt.  Verf.  ist  aber  im  Irrthum,  wenn  er  meint,  dass  die  Berechtigung  der  säcu- 
larisirten  Armenpflege  im  heutigen  Staate  mit  dieser  Frage  steht  und  fällt;  letztere  ist 
durchaus  eine  Nebenfrage  angesichts  der  grossen  Auseinandersetzung  zwischen  der  mittel- 
alterlichen Kirche  und  dem  moderneu  Staate.  Auch  boweiseu  jene  Citate,  welche  übri- 
gens durch  Beispiele  aus  den  Reformbestrobungen  des  16.  Jahrhunderts  in  den  katho- 
lischen Niederlanden  u.  s.  w.  vermehrt  worden,  niclits  gegen  die  Thatsache  der  weit  vor- 
herrschenden Missbräuche  in  der  mittelalterlich-katholischen  Armenpflege  an  diesem  Punkte 
so  wenig  als  an  andern  Punkten. 

In  ziemlich  losem  Zusammenhange  mit  diesen  historisch-dogmatischen  Erörterungen 
steht  der  zweite  Theil  der  Schrift,  welcher  unmittelbar  die  Praxis  der  heutigen  Armen- 
pflege behandelt,  und  zwar  theils  auf  Grund  der  eigenen  Erfahrungen  des  Verf.  in  der 
Englischen  Armenpflege,  theils  anknüpfend  an  die  Elberfelder  Einrichtungen.  Die  Schil- 
derung des  Englischen  Workhouse  ist  interessant.  Wir  wissen  freilich  bereits  durch 
K  r  i  e  s ,  dass  diese  Institution  ihren  Zweck  nur  in  beschränktem  Maasse  erfüllt.  Und 
übereinstimmend  mit  Kries,  dessen  Buch  er  nicht  zu  kennen  scheint,  berichtet  Ehrle, 
wie  einerseits  das  Arbeitshaus  allen  nicht  ganz  verkommenen  Leuten  fast  als  Gefiingniss 
erscheint,  wie  anderseits  alle  Schrecken  dieses  Hauses  nicht  hinreichen,  um  den  Abschaum 
der  Bevölkerung  zurückzuhalten,  dessen  Arbeitsscheu  zu  bändigen  es  berechnet  ist. 
Freilich  bieten  ja  auch  die  andern  Länder  ganz  analoge  Erfahrungen  mit  ihren  Geftng- 
nissen,  deren  Unterkunft  wenigstens  in  harter  Jahreszeit  verkommenen  Existenzen  er- 
wünscht ist ,  so  dass  hier  selbst  die  Strafe  in  ihrem  Wesen  und  Zwecke  vereitelt  wird. 
Wenn  dann  der  Verf.  als  bestes  Abhülfsmittel  und  als  ceterum  censeo  die  katholische 
Religiosität  und  ihre  heilende  Kraft  betont,  so  heisst  es  wohl  dem  Glauben  im  Gegensatze 
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zum  Wissen  eine  etwas  starke  Zumuthung  machen,  dass  er  Irland  als  glXnxendes  Bei- 
spiel dem  protestantischen  England  und  Schottland  gegenüberstellt:  sollte  selbst  die  stati- 
stische Notia  richtig  sein,  die  er  anf&hrt,  so  müsste  hier  doch  etwas  n&her  geprüft  werden, 
was  so  flagrant  im  Widerspruche  steht  zu  den  allbekannten  Thatsachen.  Beachtens- 
wertiier  sind  die  Mittheilungen  Über  die  neuere  Englische  Organisation  der  freiwilligen 
Armenpflege  durch  einen  grossen  Central- Verein ,  die  Charity  Organisation  Sodety,  als 
dessen  Seitenstück  die  Elberfelder  Einrichtungen  behandelt  werden:  bekanntlich  giebt  es 
aber  seit  l&nger  als  einem  Jahrzehnt  in  Deutschland,  Oesterreich,  Schweiz  u.  s.  w.  eine 
ausgebreitete  Bewegung  zur  besseren  Organisation  der  freiwilligen  Armenpflege,  nament- 
lich zur  Unterdrückung  der  Bettelei,  wovon  der  Verf.  nichts  erwfihnt  Dass  es  sehr 
christlich  ist,  ein  fremdes  armes  Kind  in  die  eigne  Familie  aufzunehmen  und  gleich  dem 
eignen  Kinde  aufzuziehen,  das  ist  gewiss  wahr ;  aber  dass  in  der  „guten  alten  Zeit"  diese 
Barmherzigkeit  die  Regel  gewesen  im  G^ensatzo  zur  Gegenwart,  und  gar  in  katholischen 
Ländern  im  Gegensatze  zu  protestantischen,  muss  bestritten  werden.  Umgekehrt  in  der 
guten  alten  Zeit  und  mitten  im  katholischen  Frankreich  wurden  die  armen  Kinder  nicht 
blos  gegen  Entgelt  ausgethan ,  sondern  auch  aufs  ruchloseste  gleich  Sklaven  verdungen 
an  nichtsnutziges  Volk,  das  sie  missbrauchte. 

Principiell  erkennt  der  Verf.  neben  der  Armenpflege  der  Privaten  und  der  Kirche 
auch  der  Gemeinde  und  dem  Staate  eine  Aufgabe  zu;  dennoch  meint  er,  die  Armensteuer 
sei,  wie  ziemlich  allgemein  anerkannt,  immer  und  überall  ein  Uebel.  Sie  ist  das  offen- 
bar nicht  mehr  als  das  Almosen  der  Kirche.  G.  C. 

Er nest  Rolleston,  The  Land  Monopoly;  orLand,  Taxation,  and 
Pauperism.  With  a  Chapter  on  Ireland:  its  Discontent  and  Remedy. 
Manchester,  John  Heywood,  1881  79  SS. 

Die  sehr  geschmackvoll  ausgestattete  Broschüre  ist  desshalb  interessant,  weil  sie 
ganz  ohne  socialistische  Phrasen ,  aus  historischen,  rechtlichen  und  Opportunitfttsgründen 
die  allmählige  Verstaatlichung  des  ganzen  Grund  und  Bodens  Grossbritanniens  und  Ir- 
lands fordert.  Dieselbe  soll  bewerkstelligt  werden  theils  durch  Konfiskation  auf  Grund 
widerrechtlicher  Besitznahme  oder  nicht  erfüllter  Besitzbedingnngen ,  theils  durch  Er- 
hebung der  Erbschaftssteuer  in  Land  anstatt  in  Geld.  Der  Staat  soll  alleiniger  Grund- 
eigenthümer  werden,  dann  würde  der  Pachtertrag  die  Erhebung  von  Steuern  überhaupt 
unnSthig  machen. 

Dieses  iusserste  Ziel  des  Staatssocialismus,  welches  zugleich  eine  Wiederherstellung 
rein  lehnrechtlicher  Verhältnisse  sein  würde,  würde  man  in  Deutschland  heutzutage 
als  ein  zu  erstrebendes  wohl  kaum  aufzustellen  wagen.  In  England  ist  aber  sogar 
schon  in  der  Praxis  ein  Schritt  in  der  Richtung  gethan  worden  und  zwar  durch  die 
letzte  irische  Landbill,  welche  das  unbedingte  Eigenthumsrecht  am  Grund  und  Boden 
im  Sinne  des  römischen  Rechtes  aufhebt.  F.  R. 

Manatschal,    Socialpolitische    Streiflichter.      Ein    Beitrag    zur    Kenntniss 
vom  Wesen  des  Staates  und  der  Gesellschaft.     12.     Chur  1882. 

Bertheau,  Gh.,  Delatransportationdesr^cidivistesincorrigibles.   Par., 

A.  Marescq  ain^,  1882.     8.     2  fr.  50. 
Bonthouz,  A.,  Lar^partition  des  produits  du  travail.     Lyon,  impr.  Albert, 

16.     88  pag. 
de  Boucherville,  A.,  L'erreur  anti-sociale,  son  principe  et  ses  cons^quences. 

3e   Edition.     Par.,  Tardieu,  1882.     12.     48  pag. 
Bourdin,  A.,  De  la  condition  de  la  mire,    en  droit  romain  et  en  droit  fran^ais. 

Par.,  Derenne,  1882.     8.     269  pag.     5  fr.  50. 
Depierris,  H.  A. ,  Le  tabac  et  la  famille.     11  cause  la  raret^  et  la  st^rilite  des 

mariages ,    la  d^bilit^    native    et   ta  mortalit^   des   enfants,  la  d^population    des  pays. 

Par.,  J.  B.  Bailli^re,  1882.     8.     40  pag. 
Fresneau,  A.,  La  f^d^ration  et  la  petite  propriötä.     Par.,  Dentu,  1881.     12. 

12  pag. 

—  La  f^döration  et  les  domestiques.     Par.,  Dentu,  1881.     12.     16  pag. 

—  La  föd^ration  et  les  Oeuvres  charitables.     Par.,  Dentu,  1881.     12.    24  pag. 
Oirard,  F.,    Des  soci^t^s  de  secours  mutuels.     Pau,  imprim.  Veronfese,  1881. 

pet.-16o.     43  pag. 
Grandjean,  J.,    De  la    suppression    des    en  f  an  ts  tronv^s,    par    le    droit  k 
Tadoption.     Par.,  E.  Gauion,  1882.     8.     —50  c. 

—  Du  droit  au  refuge  des  oetogönair es.     Par.,  E.  Gauion,  1882.     8.     ^50  c. 
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John  Rolley,  on  travail  et  ^conomie.     Lille,  Lefort,  1881.     38.     64  pag. 
Joire,A. ,    Economie   poUtiqne    popnliüre.     Le   trarail,    richeaae   da    penple. 

I^re  Partie.     Par.,  Masson,  1881.     8.     VIII— 60  pag. 
Leroy^Beaniien,  P.,  La  qaestion  oarrüre  an  I9«8iicle.    S.  Edition.    Par., 

Cbarpentier,   1882.     18.     U— 344  pag.     3  fr.  50. 
Maze,  Uippol.f    L'eDseignement   de   r^conomie   politiqae   et    les  soci^t^s    de   ae- 

coursmutnels.     Versailles,  Cerf,  1888.     8.    80  pag.     (Pnblii  par  la  Soci^t^  d'ieo- 

Domie  polit  de  Lyon.) 
Mony,  8.,  Etadeaur  le  travail.     8.  Edition,  rerne,  augment^  et  mise  ao  eonrant 

des  faits  actuels.    8  vob.     Par.,  Hachette  k  Co,  1882.  8.  XX — 356,  404  pag.  et.  portr. 

et  tableanx.     10  fr. 
Pemjean,L.,    Propoa  socialistes;    le  socialisme   exp^rimentaL     Pur. ,    CarbiUet, 

1888.     16.     16  pag. 
Richard,  Gh.,    La  prostitntion  devant  le  philoaophe.     Par.,  Ghio ,    1888. 

18.     176  pag.     8  fr. 
Slave  Trade.     Correspondence    with  British   representatives   and   agents   abroad   and 

reports  from  naval  ofBcers  and  the  treasory,    relative    to  the  Slave  Trade.     London, 

printed  by  Uarrison  &  Sods,  1881.     Folio.     438  pp.     (Parliamentary  Paper  by  com- 

mand.) 
Semevskij,  V.  J. ,   Die  Bauern  während  der  Regierung  der  Kaiserin  Katharina  II. 

Band  I.     St.  Petersburg,  1881.     8.     570  pp.     10  rb.  (in  russischer  Sprache). 
Carcano,  G. ,    Dolinda  di  Montorfano:  novella  campestre.  —  Gli  orfani.  —  I  fan* 

ciuUi  di  Valsugana.     Milano,  U.  Hoepli,  1882.     38.     103  pp.     3  1. 
Carnevali,  T.,    Le  funzioni  amministrative  nell'  ordine  sociale.     Fermo, 

Bacher,  1888.     8.     93  pp.     2  1. 
Cenno  storico  dell' Associazione  generale  italiana  di  mutuo  soccorao  fira  i  viaggiatori 

di  commercio,  Milano,  5  maggio  1881.     Milano,  Bellini  e  Co,  1881.     8.     64  pp. 

8.    Land-  und  Fontwirthaduift.    OrnndeigeBthian.    Fiieherel 

Beiträge  zur  Kenntniss  der  fors twirthschaftlichen  Verhält- 
nisse der  Provinz  Hannover.  Den  Mitgliedern  der  10.  Versammlung  deutscher 
Forstmänner  zu  Hannover  im  Jahre  1881  gewidmet  von  der  Königlichen  Finanz-Direktion, 
Abtheilung  für  Forsten.  Hannover.  Klindworth's  Verlag  und  Druck.  148  8.  mit  5  Karten 
und  Tafeln. 

Die  „Beiträge**  geben  eine  Darstellung  der  geognostischen  Verhältnisse,  der  Wald- 
fläche, Verwaltung  und  Aufsicht,  des  Vereinswesens  sowie  der  Staatsforste  im  Beaondem. 
Hervorhebung  verdienen  hier  vorzfiglich  die  Mittheilungen  über  Bewegung  der  Holapreiae 
seit  dem  Jahre  1800,  Über  die  Durchschnittspreise  in  der  Periode  1870|80,  sowie  Über 
die  ForstarbeiterunterstÜtsungskasse  zu  Klausthal,  welche  bereits  seit  1718  besteht  Die 
Zahlungen,  welche  diese  Kasse  leistete,  trugen  ursprünglich  trotzdem ,  dass  die  Arbeiter 
in  dieselbe  Beiträge  entrichteten,  den  Charakter  einer  von  der  Verwaltung  verwilUgten 
Unterstützung,  welche  aus  Gründen  der  Disziplin,  zur  Strafe  etc.  verweigert  werden  konnte. 
„Den  Kassenmitgliedem  war  ein  rechtlich  zu  verfolgender  Anspruch  auf  eine  Unterstü- 
tzung überhaupt,  oder  auf  eine  bestimmte  Höhe  derselben  nicht  augesichert."  Hiermit 
im  Einklang  stand  auch  der  Ausdruck  „Gnadenlöhne".  Neuerdings  wurde  die  frühere  Un- 
sicherheit und  Willkürlichkeit  in  der  Bewilligung  beseitigt.  Grundprinzip  ist  jetzt  die 
Selbstverwaltung  unter  staatlicher  Aufsicht.  Den  Pflichten  der  Mitglieder  wurden  ent- 
sprediende  Rechte  gegenüber  gestellt  L. 

C.  Bertagnolli,  Delle  vicende  delT  agricoltnra  in  Italia.  Firenze, 
G.  Barb^a.     1881. 

Der  Verf.  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  wechselvollen  Schicksale  der  Bodenkul- 
tur auf  dem  Gebiete  des  heutigen  Königreiches  Italien  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf 
unsere  Tage  dannstellen  oder  besser  gesagt  zu  skizzieren.  Es  i^t  ein  farbenreiches  lebens- 
Tollea  Bild,  welches  Herr  Bertagnolli  immer  gestützt  auf  die  aus  dem  betreffenden  Zeit- 
abachnitte  erhaltenen  Chroniken,  Statuten,  privatrechtlichen  Urkunden,  Dichtungen  u.  a. 
TOT  den  Augen  des  Lesers  entrollt  Wie  viel  der  Abwechslung  bietet  schon  die  relativ 
bekanntere  Geschichte  des  italischen  Ackerbaues  im  Altertume  (S.  1 — 150)  beginnend 
vmi  den  selbstständigen  volkawirtschafUichen  Existenzen  der  Etrusker,  Sizilianer  und 
Oroaagi  lachen  bia  zu  ihrer  Abaorption   durch   die   römische  Grosamacht  im  U.  Jahrhun- 
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derte  v.  Chr.,  bis  sn  dem  Momente,  wo  sie  zu  Kreisen  wurden,  welche  wie  in  Thünens 
Bilde  die  römische  Zentrale  umgaben  und  von  den  Bedürfnissen  derselben  ihren  wirth- 
schaftlichen  Beruf  vorgeschrieben  erhielten.  Mit  nüchternem  Sinne  kehrt  sich  der  Verf. 
bald  wider  althergebrachte  Uebertreibungen  —  so  was  die  auf  Plinius  gestützte  Annahme 
einer  wunderbaren  Fruchtbarkeit  des  sizilischen  Bodens  betrifft  (S.  38  und  45)  —  bald 
gegen  wirthschaftlich  unhaltbare  Ansichten  —  so  was  die  auch  von  Mommsen,  dem  übri- 
gens der  Vf.  volle  Würdigung  angedeihen  IXsst,  aufgestellte  Annahme  betrifft,  dass  von 
allem  Anfang  an  der  Ackerbau  die  politische  und  soziale  Grundlage  der  Römer  gewesen 
sei  (S.  76).     La  vita   romana  —  meint  H.  Bertagnolli  —  era   una   vita   di   guerra  e  di 

conquista U  territorio  di  Roma  non  era   suflficiente  nh   per  la   quantitä   n^  per  la 

qualitk  dei  terreni  all'  alimentazione  della  popolazione  e  questa  per  necessitk  di  vita  do- 
veva  uscire  dai  suoi  confini  alla  conquista  ed  alla  preda.  La  gloriose  povertk  di  Fabri- 
zio, di  Manio,  di  Regolo  e  d'altri  insigni  ricorda  i  mal  sazi  bisogni,  che  mossero  i  po- 
poli  barbari  ad  invadere  Timpero  (romano)  e  che  trassero  gli  Arabi  dal  fondo  dei  deserti 
alla  conquista  dei  ricchi  paesi  dei  Mediterraneo  (S.  77).  Von  dem  Zustande  der  Volks- 
wirtschaft und  insbesondere  des  Ackerbaues  in  Italien  nach  den  Zeiten  des  II.  punischen 
Krieges  erflihrt  deijenige ,  der  Mommsens  Geschichte  Roms  inne  hat ,  im  Ganzen  nur 
wenig  neues. 

Fremdere  Gebiete  betritt  der  Vf.  in  dem  Abschnitte  Tagricoltura  italiana  sotto  i 
barbari.  Blit  der  Zivilisation  verschwanden  die  feineren  Bedürfnisse,  mit  der  Grundbe- 
steuerung die  Rentabilit&t  der  Bodenkultur,  die  grosse  Nachfrage  nach  Bodenprodukten, 
verschwand  mit  der  dichten  Bevölkerung ,  aus  dem  Verschwinden  dieser  letzteren  ergab 
sich  wieder  die  glebae  adscriptio  und  mit  dieser  verlor  sich  das  wirthschaftliche  Interesse 
und  der  Eifer  der  Ackerbauer.  Die  Schweinezucht  überwucherte,  Fett  und  Speck  ver- 
drängte das  Olivenöl,  die  hochbedeutende  Produktion  der  feineren  Schafwollen  kam  immer 
mehr  abhanden ,  der  Weizenbau  ging  ein  und  an  seine  Stelle  traten  geringere  Zerealien. 
Von  diesem  Verfalle  wurden  Süditalien  und  Sizilien  unvergleichlich  weniger  berührt  als 
Mittel-  und  Oberitalien. 

Während  der  fränkischen  und  der  deutschen  Periode  begann  die  Bodenkultur  wieder 
allmählich  sich  zu  heben  —  die  Formel  hiefür  wer  die  Emphyteusis ,  dagegen  war  hin- 
¥riederum  die  Konstituirung  der  Kommunen  im  XI.  und  XII.  Jh.  —  so  wohlthätig  sie 
auch  für  die  politische  Freiheit  und  für  die  Wohlfahrt  der  städtischen  Mittelpunkte  sein 
mochte  —  von  verderblichem  Einflüsse  auf  den  Ackerbau,  und  dies  vornehmlich  wegen 
des  durch  sie  herbeigeführten  Absentismus.  Die  siegreichen  Kommunen  zwangen  die 
adeligen  Grundbesitzer ,  ihre  Höfe  (Burgen)  zu  verlassen  und  in  den  Städten  ihren  blei- 
benden Wohnsitz  zu  nehmen;  der  Ackerbau  verblieb  dann  ganz  in  den  Händen  träger 
und  unwissender  Unterthanen.  Neil'  Inghilterra  e  nella  Germania  la  guerra  dei  communi 
coi  baroni  non  ebbe  luogo  o  fu  transitoria  o  finl  coUa  peggio  della  democrazia.  Ed  i 
grandi  proprietari  risiedono  ancora  nelle  loro  castella  che  sono  ridotte  a  masserie  e  che 
albergano  numerose  mandre  .  .  .  Die  städtische  Demokratie  behinderte  jedoch  noch  in 
anderer  Weise  die  Fortschritte  des  Ackerbaues,  indem  sie  einen  hauptsächlichen  Zweck 
verfolgte,  dem  alles  andere  geopfert  wurde :  die  stetige  und  reichliche  Ernährung  der  städti- 
schen Bevölkerung  um  jeden  Preis;  daher  die  Getreideausfuhrverbote,  die  rücksichts- 
losen Preissatzungen,  Naturalabgaben  u.  a.  (S.  177).  Le  campagne  erano  in  molteplice 
guisa  sacrificate  agl'  interessi  dei  centri  urbani.  Ein  weiteres  bedeutendes  Hemmniss  war 
die  Institution  des  kirchlichen  Zehnten,  weiche  von  jeder  Melioration  abhielt.  In  dieser 
ganzen  Periode  (bis  an  das  XIV.  Jh.)  blieb  der  Grossgrundbesitz  die  Regel  —  nicht 
aber  die  Grosskultur ;  das  charakteristbche  Merkmal  des  ökonomischen  Lebens  in  den 
ersten  Jahrhunderten  des  Mittelalters  ist  das  Ueberwiegen  der  Arbeit  über  das  Kapital  — 
daher  die  Emphyteusis  und  die  Kleinkultur.  Ein  sehr  interessantes  Bild  bietet  die  Ent- 
wickeluug  und  das  Gedeihen  Siziliens  unter  der  Herrschaft  der  Araber  (S.  180 — 193); 
an  dasselbe  knüpft  der  Vf.  eine  Untersuchung  über  das  Glück  und  Ende  der  sizilischen 
und  süditalischen  Baumwoll-  und  Zuckerproduktion. 

Die  letzten  Jahrhunderte  des  Mittelalters  bedeuten  für  die  italienische  Volkswirth- 
schaft  einen  hohen  Aufschwung.  Den  Wendepunkt  bildet  die  Niederwerfung  der  Zeit  und 
Arbeitslust  raubenden  Demokratieen  in  den  Kommunen  und  die  Errichtung  von  Oli- 
garchieen  oder  Alleinherrschaften.  Handel  (Geld!)  und  Industrie  (Wolleiiweberei !)  der 
ganzen  Welt  hatten  ihren  Brennpunkt  in  Italien;  „wo  der  Handel  lebhaft  und  einträg- 
lich und  die  Gewerbe  zahlreich  und  blühend  sind,  kann  der  Ackerbau  nicht  arm  blei- 
ben** (S.  217)  —  und  so  war  es  auch.  Grosse  Bewässerungsanlagen,  Wiederaufnahme 
des  Weizenbaues,   Erweiterung   der   Wein-   und  Olivenproduktion,   Zucht   edlerer  Racen 


388     Ueberddit  Aber  die  neaefteii  PnblikationeD  DeattehbuMb  und  da« 

von  Rindvieh  und  Pferden  n.  a.  sind  die  Kennzeichen  des  Aalschwanges.  Die  Dichtigkeit 
der  BeySlkemng  nahm  der  glebee  adscriptio  den  Gmnd  des  Seins  und  sie  beginn  am 
verschwinden. 

Die  Ereignisse,  welche  die  Marksteine  der  Neuzeit  bilden :  die  Eroberung  Konstaati- 
nopels  durch  die  TürkeUf  die  Entdeckung  des  Seeweges  am  das  Kap  der  gaten  Hoffiinng, 
die  Entdeckung  Amerikas  sind  tödtliche  Schllge  f&r  den  wirtschaftlichen  Wohlstand  Ita- 
liens. Dazu  trat  die  fortschreitende  gewerbliche  und  kommersielle  Entwickelnag  des 
Kontinents,  die  den  Italienern  u.  a.  ihre  bedeutendste  Industrie,  die  Wollenweberei,  welche 
auf  den  Import  kontinentaler  Wolle  angewiesen  war,  entzog;  dazu  trat  die  Misere  der 
Verwaltung ,  welche  f&r  einen  Teil  den  Spaniern ,  für  den  übrigen  den  verschwenderi- 
schen und  nur  zu  kunstsinnigen  heimischen  Fürsten  zur  Last  fallt;  das  savoyische  Fftr- 
btengeschlecht  bildete  eine  gl&nzende  Ausnahme.  Der  wirthschaftliche  Niedergang  erreichte 
diesmal  den  Süden  des  Landes  viel  früher  und  schneller  als  die  Mitte  und  den  Norden. 
Der  Bodenbesitz  zersplittert  sich,  die  Lebenshaitang  der  Bevölkerung  in  Stadt  und  Land 
(Arbeiter)  geht  zurück.  Das  Zeichen  des  Niederganges  ist  der  Kukuruz  (Mais),  die  Kar- 
toffel Italiens,  dessen  Anbau  grosse  Ausdehnung  erlangt. 

Im  XVIIL  Jh.  beginnt  sich  manches  zu  bessern;  an  vielen  Orten  helfen  Maass- 
regeln weiser  und  wohlwollender  Regierungen  kräftigst  nach  (in  Savoyen,  in  Toscana,  in 
Yenezien,  Karl  VL  und  Maria  Theresia  in  der  Lombardei);  nur  Süditalien  bleibt  weit 
zurück.  Neue  Produktionen  kommen  hinzu :  der  Kartoffel-,  Tabak-  und  Ridnasbaa.  Drei 
für  die  neuere  Zeit  besonders  wichtigen  Zweigen  widmet  der  Vf.  abschliessend  dgene 
Abschnitte :  das  sind  die  Kultur  des  Reises  und  des  verhassten  grano  tnreo  (Mais)  and 
die  Seidenproduktion ;  diese  letztere  wir  erstarkt  wie  nie  zuvor,  als  sie  in  unseren  Zeiten 
durch  die  Krankheit  des  Seidenwurmes  an  den  Rand  des  Verderbens  gebracht  wurde.  — 
Auf  die  Ausführungen  des  nun  noch  folgenden  Schlusswortes  (S.  334—540)  wollen  wir 
uns  nur  insoweit  einlassen,  als  wir  die  Behauptung:  Italien  könne,  wenn  sich  dies  wirth- 
schaftlich  als  vortheilhaft  erweist,  den  eigenen  Getreidebau  ohne  Scheu  und  Schaden  ge- 
trost aufgeben ,  wie  dies  zur  Romerzeit  geschehen  —  in  Frage  zu  stellen  uns  erlauben ; 
ob  wohl  der  Niedergang  des  Ackerbaues  in  Italien  nach  dem  Sturze  Roms  so  gross  und 
dauernd  gewesen  wftre,  wenn  zuvor  ein  althergebrachter  Oetreideban  im  Lande  heimisch 
geworden  wäre  ?  So  sehr  wir  in  den  meisten  allgemeinen  Erörterungen  mit  dem  Vf. 
übereinstimmen,  können  wir  doch  nicht  umhin ,  bei  diesem  Anlasse  hervorzuheben ,  dass 
an  manchen  Stellen  (so  in  der  letztbezogenen  und  dann  ganz  vornehmlich  auf  S.  120) 
viel  zu  sehr  (Gewicht  auf  die  blosse  Produktion  und  deren  Ergiebigkeit  und  Technik  ge- 
legt wird,  w&hrend  auf  die  richtige  Distribution,  als  die  weitere  Grundlage  des  allgemei- 
nen Wohlstandes ,  vielleicht  nicht  genug  Bedacht  genommen  wird.  Doch  sind  diese  nur 
hie  und  da  durchschimmernden  Grundfragen  der  allgemeinen  Lehre  da  von  nebensich- 
licher  Bedeutung,  wo  es  sich  um  die  exakte  historische  Darstellung  der  Schicksale  der 
Bodenkultur  in  Italien  handelt  Das  war  die  Aufgabe  und  H.  Bertagnolli  hat  sie  mit 
Geschick  und  Fleiss  glücklich  gelöst. 

Prag.  Dr.  Josef  Kaizl. 

W.  Wick,  Amtmann  inUlm,  Der  Fischereisch  nts  in  Württemberg. 
Ulm,  Wohler'sche  Bchhdlg.  1881   72  SS. 

Ausser  den  zum  Schutze  der  Fischerei  in  Württemberg  bestehenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen mit  Erläuterungen  gibt  uns  der  Verfasser  eine  systematische  Zusammen- 
stellung der  bis  jetzt  in  Württemberg  beobachteten  Fischarten,'  sowie  eine  nach  Ober- 
ämtem  geordnete  Uebersicht  der  Verbreitung  der  Fischarten  in  Württemberg.  Angaben 
über  den  Ertrag  der  Fischereien  fehlen.  Von  allgemeinerem  Interesse  ist  die  Einlei- 
tung und  darf  der  Verfasser  in  derselben  mit  Recht  behaupten ,  dass  in  Württemberg 
schon  seit  30  Jahren  viel  und  wohl  mehr  als  in  anderen  deutschen  Staaten  für  die 
Hebung  der  Fi&cherei,  auch  auf  dem  Wege  der  künstlichen  Fischzucht  und  mittelst  Be- 
lehrung und  materieller  Unterstützung  deijenigen,  welche  sich  mit  Fischerei  befassen, 
geschehen  sei.  F.  R. 

Petermann,  Die  Landwirthschaft  und  die  Statistik.  Vortrag.  8<>.  Dres- 
den 1882. 

F r. Pete rs-SiedenboUentin,  Revision  der gesammten  Wirthschaftsfüh- 
rnng.  Aekerbestellung  u.  Aussaat,  Bodenklassifikation,  Besprechung  wichtiger  land- 
wirthschafUicher  Fragen,  Fruchtfolge,  Mistproduküon,  Mistverwerthung  etc.  etc.  Wismar 
1882.    8«.     236  SS. 
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Blom,  Die  Entwickelang  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika 
in  Hinsiebt  ibrer  Prodnktion  auf  landwirtbscbafUicbem  Gebiete  etc.  8«.  40  SS. 
Leipaig  1882. 

^emler,  H. ,  Die  nordamerikaniscbe  Rindviehsncbt  n.  Milcbwirtb - 
Schaft     8.     88  SS.     Wismar  1882. 

de  Caux,  J.  W. ,  Herring  and  tbe  Herring  Fisbery.  Witb  cbapters  on  Fisbes 
and  Fisbing,  and  our  Sea  Fisberies  in  tbe  fütore.  London,  Hamilton,  1882.  8. 
167  pp.     S/— . 

de  Clercq,  A.,  La  piscicnltnre  et  le  repenplement  des  eanx  beiges. 
Rapport.     Bmxelles,    Weissen brucb ,    1882.     8.     47  pag.    av.  2  plancbes.     2  fr.  50. 

Foucher  de  Careil,  A. ,  (comte) ,  Discoars  prononc^  par  M.  —  sar  la  Situation 
de  notre  agricaltare,  dans  la  discnssion  dn  tarif  g^n^ral  des  doaanes,  k  la 
s^ance  du  S^nat  (15  Uvr.  1881).     Par.,  au  „Joarnal  officiel"  1882.     8.     82  pag. 

de  Lavergne,  L.,  Essai  sur  T^conomie  rarale  de  l'Angleterre,  deTEcosse 
et  de  1' Irland  e.  S«  Edition ,  saivie  d'nn  rapport  officiel  sar  ragriculture  da  Rny- 
aame-Uni  et  pr^c^döe  d'ane  notice  biogr.  par  H.  J.  Lesage.  Par.,  Gaillaamin,  1882. 
8.     XXIV— 474  pag. 

Pigeonneaa,  H. ,  Le  comit^  d'administr  ation  de  l'agricaltare  (1785 — 
87).  Par.,  Picard,  1882.  8.  86  pag.  (Extrait  da  „Compte  renda  de  TAcad^mie  des 
Sciences  mor.  et  polit.) 

Vallet,  A.,  La  crise  agricole.     Lan^ville,  impr.  George,  1882.     8.     23  pag. 

McDermot,  G. ,  Tbe  Land  I^aw  (Ireland)  Act,  1881,  and  Landlord  and  Tenant  Act, 
1870,  2»^  edition.     London,  Batterwortbs,  1881.     8.     10/—. 

Minates  of  evidence  taken  before  Her  Mi^.:'s  Commissioners  on  Agricultare.  Vol. 
IL  London  1881.  Folio.  (Presented  to  botb  Honses  of  Parliament  by  command.) 
980  pp.     10/3. 

Atti  della  Ginnta  per  la  in cbiesta  agraria  e  solle  condisioni  della  classe 
agricola.  Volame  UI.  fascic.  1 — 2.  Roma,  Forsani  e  C,  1881.  4.  Vol.  III.  1: 
La  Toscana  agricola  542  pp.  VoL  HI.  2 :  Allegati  alla  relasione  salla  provinc.  di 
Firenze,  Arezzo,  Siena,  Lacca,  Pisa  e  Livomo. 

Bertagnolli,  C. ,  DeUe  vicende  dell'  agricoltara  in  Italia.  Stndio  e  note.  Fi- 
renze, Barböra,  1881.     8.     344  pp.     8  1.  50  c. 

4.    Gewerbe  und  Indutrie. 

Albert  von  Randow,  Das  neue  Gewerbe-Gesetz  für  den  Kanton  ZQricb ,  im 
Lichte  seiner  Entwickelang  dargestellt  and  glossirt.   Zfirich,  CSsar  Schmidt,   1881.    61  S. 

Es  Ist  nicht  das  neue  Gewerbegesetz,  sondern  blos  der  Entwarf  zu  demselben, 
welcher  hier  abgedruckt  und  glossirt  ist.  Dieser  Entwarf  ist  von  dem  Kantonsrathe  An- 
fangs d.  J.  1881  darchberatben  and  anendirt  worden,  bat  aber  nicht  Gesetzeskraft  er- 
langt, weil  in  der  obligatorischen  Volksabstimmung  des  Kanton  Zfirich  die  Majorit&t  des 
Volks  denselben  ablehnte.  Eine  gründliche  Arbeit,  welche  die  lange  Reihe  der  älteren 
nud  neueren  bezQglichen  Aktenstücke  aaszubeaten  hätte,  wäre  für  die  nun  immer  noch 
schwebende  gesetzgeberische  Aufgabe  desto  mehr  erwünscht.  G.  C. 

G.  v.  Pacher,  Gesetzlicher  Schutz  gegen  gewerbliche  Fälschun- 
gen. Ein  Bei  trag  zar  Läuterung  des  österreichischen  Geschäftsle- 
bens.    Wien,  Carl  Gerold's  Sohn  1882  57  SS. 

Der  Verf.  wendet  sich  wesentlich  gegen  die  Fälschungen  des  Maasses,  des  Gewich- 
tes und  der  Stückzahl  von  Waaren  des  österreichisch-ungarischen  Handelsverkehrs,  so- 
fern diese  Waaren  nicht  vorgemessen,  vorgewogen  oder  vorgezählt  werden,  also  speciell 
von  Artikeln  der  Textilindustrie.  Er  glaubt  eine  schreiende  und  ungeheuerliche  Zu- 
nahme dieses  Uebels  in  Gestenreich  in  den  letzten  10 — 15  Jahren  beobachtet  zu  haben 
und  erblickt  darin  eine  grosse  Gefahr  für  die  Solidität  der  Industrie.  In  Betreff  der 
dagegen  anzuwendenden  Mittel  schwankt  er  zwischen  einer  Gesetzroaassregel  allgemeiner 
Fassung  und  Specialgesetzen  für  besonders  eines  Schutzes  der  Quantität  bedürftigen  Waaren- 
gattungen,  in  der  Art  des  französischen  Garnnumerirungsgesetzes  von  1810. 

Wenn  der  Verf.  in  der  so  rapide  umsichgreifenden  Demoralisation  des  Österreich. 
Handels  den  Einfluss  des  in  östlicher  Richtung  sinkenden  Standard's  der  Handelsmoral 
findet,  so  müssen  wir  ihm  darin  zustimmen ,  dass  diesen  besonderen  ethnischen  Verhält- 
nissen ein  grosser  Einfluss  zuzuerkennen  sei,   es  scheint  uns  indes«,    dass  der  Handels- 
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6.    Handel.    Handelsgesetigebiiiig.    Handelipolitik.    Handelimarine. 

HandelfsUtistik. 

F.  Holtse,  Die  Berliner  Handelsbes  teuer ung  und  Handelspoli- 
tik im  18.  und  14.  Jahrhundert.  Schriften  des  Vereins  f.  d.  Qesch.  der  Stadt 
Berlin  XIX.)     1881.     8«.     66  S.  ' 

Eine  Fortsetzung  der  frfiher  vom  selben  Verfasser  veröffentlichten  Studie  über  das 
Berliner  Handelsrecht  im  18.  und  14.  Jh.  (Schriften  des  Vereins  u.  s.  w.  XVI),  welche 
in  systematischer  Weise  den  Abschnitt  „der  Stad  rechticheit'*  im  Berliner  alten  Stadt- 
bnche  verarbeitet,  dessen  Abfassung  auf  Grundlage  und  unter  PrXcisirung  der  Forschun- 
gen von  Sello^)  in  das  Jahr  1891  oder  1898  verlegt  wird.  GemSss  dem  Titel  zerftlllt 
die  Arbeit  in  2  Theile,  von  welchen  der  erstere  als  der  bedeutendere  angesehen  werden 
mnss.  Es  seigt  sich  deutlich,  wie  viel  durch  genaue  localhistorische  Bearbeitung  eines 
noch  dazu  nicht  allzuwichtigen  wirthschaftsgeschichtlichen  Denkmals  gewonnen  werden 
kann:  der  Verf.  hat  Recht,  wenn  er  von  der  Pflege  solcher  Studien  zunächst  die  beste 
Förderung  der  Wirthschaftsgeschichte  erwartet.  —  Als  Formen  der  Handelsbesteuerung, 
in  welche  der  Verf.  mit  Recht  die  Besteuerung  der  wesentlich  für  den  Markt  arbeiten- 
den Industrien  hineinzieht,  ergeben  sich  der  Herrenzoll  und  die  Vergütungen  lür  die 
Niederlage,  der  Martinizins  —  eine  aus  verschiedenen  Einflüssen  nicht  blos  kommercieller 
und  industrieller  Natur  erwachsene  Abgabe  — ,  weiterhin  das  Stättegeld ,  eine  noch  jetzt 
in  den  märkischen  Städten  freilich  unter  verengtem  Begriff  vorkommende  Abgabe  für  den 
öffentlichen  Handelsbetrieb,  dann  das  Platzgeld  (Holzlagergeld),  das  Weinsetzen  mit  einer 
besondem  halbmonopolistischen  Ausbildung  iür  den  Ausschank  in  dem  begünstigten  Local, 
„op  der  Stad  rechticheit*^  der  Gewerkzins,  eine  (Gewerbesteuer  für  das  Recht  zum  aus- 
schliesslichen Vertrieb  gewisser  industrieller  selbstverfertigter  Produkte,  welche  zum  Theil 
in  Miethzins  für  die  obligatorische  Benutzung  von  städtischen  Verkaufslokalen  übergeht 
Wenn  der  Verf.  diesen  Formen  der  Handebbesteuerung  schliesslich  noch  den  Buden-  und 
Hänserzins  und  schliesslich  die  Einnahmen  aus  dem  Betrieb  des  städtischen  Ziegelhofes 
zurechnet,  so  geschieht  das  doch  wohl  nur  anhangsweise.  Der  zweite  Theil  der  Arbeit 
beschäftigt  sich  mit  innerer  und  äusserer  Handelspolitik.  Was  zum  ersten  Gegenstand 
ausgeführt  wird ,  geht  über  eine  allgemeine  Darstellung  der  kommerciellen  und  industri- 
ellen Organisation,  wie  sie  sich  in  jeder  Stadt  des  Mittelalters  vorfindet,  wenig  hinaus; 
der  besondem  Züge  sind  gar  zu  wenig ;  zur  Darstellung  einer  besondem  innern  Handels- 
politik giebt  das  Berlin  des  13.  und  14.  Jh.,  dessen  Einwohnerzahl  von  H.  wohl  zu  hoch 
auf  6000  incl.  Coln  9000  Einwohner  berechnet  wird ,  kaum  Handhabe  und  Anlass.  Die 
äussere  Handelspolitik  der  Stadt  aber  wird  sich  nur  im  Zusammenhang  mit  der  Handels- 
stellung der  übrigen  märkischen  Städte  voll  verstehen  lassen :  das  hierher  gehörige  Ma- 
terial ist  zwar  von  H.  nicht  übergangen ,  indess  hält  sich  doch  die  Darstellung  zu  ein- 
seitig an  blos  stadt-berlinische  Interessen.  Lamprecht 

Das  deutsche  Wirthschaftsjahr  1880.  Nach  den  Jahresberichten  der  Han- 
delskammern dargestellt  von  dem  General-Sekretariat  des  deutschen  Handelstages.  Ber- 
lin  1881.     8°.     442  SS. 

Diese  im  December  v.  J.  erschienene  Publikation  hat,  trotz  der  bei  mehreren  Gelegen- 
heiten laut  gewordenen  Anerkennung,  bisher  noch  nicht  die  allseitige  Würdigung  gefun- 
den, die  ihr  als  dem  ersten  geglückten  Versuch,  eine  systematische  Uebersicht  des  in  den 
Handelskammerberichten  aufgespeicherten  reichen  Stoffes  zu  geben  und  zu  einem  Gesammt- 
bilde  über  unsere  wirthschaftlichen  Verhältnisse  zu  gestalten,  mit  Recht  zukommt  Wird, 
wie  zu  hoffen  ist,  die  Arbeit  fortgesetzt,  so  dürften  diese  Veröffentlichungen  eine  reiche 
Fundgrube  für  die  Gewinnung  eines  thatsächlichen  Materials  abgeben ,  welches  sowohl 
für  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  als  auch  ganz  besonders  für  den  Handels-  und 
Gewerbestiind  selbst  von  ausserordentlichem  Werthe  sein  dürfte.  —  Einen  Wunsch 
möchten  wir  hier  gleich  vorwegschicken :  möge  es  gelingen  ,  die  zukünftigen  Veröffent- 
lichungen dieser  Art  frühzeitiger  nach  Abschluss  des  Berichtsjahres  erscheinen  zu  lassen. 
Die  Erfüllung  dieses  Wunsches  hängt  natürlich  in  erster  Linie  von  der  möglichst  früh- 
zeitigen Veröffentlichung  der  Handelskammerberichte  selbst  ab,  und  leider  steht  zu  be- 
fürchten ,    dass  diese  Voraussetzung  nach  dem   neuerlichen   vielbesprochenen  Erlasse  des 


1)  Die  Gerichtsverfassung  und  das  Schöffenrecht  Berlins.  Mark.  Forschgn.  16,  S.  1  ff., 
1881. 
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Herrn  Handelsministers  an  die   prenssischen  Handekkammem  in  Zukunft   noch    weniger 
latreilen  wird,  als  seither. 

Eän  eingehenderes  Stadium  des  442  Seiten  umfassenden  Werkes  bestfttigt  im  Grossen 
und  Gänsen  das  schon  vorher  bekannt  gewordene  Urtheil  der  überwiegenden  Mehrsahl 
der  deutschen  Handelskammern,  dass  das  Berichtsjahr  im  Allgemeinen  kein  gfinstiges 
gewesen  ist.  ,,Ueberproduktion  —  Mangel  an  Konsum flhigkeit  im  Inlande  —  niedrige 
Preise  —  das  sind  die  Klagen,  welche  in  nahem  sXmmtlichen  Industriesweigen  bei  der 
Beurtheilung  der  wirthschaftlichen  Thfitigkeit  im  Jahre  1880  wiederkehren,"  —  mit 
diesen  Worten  beginnt  der  wichtige  Abschnitt  über  die  allgemeine  Lage  von  Handel 
und  Industrie.  „Dass  unter  diesen  Umstinden  die  Erfolge  des  Gewerbebetriebes  nicht 
als  besonders  gfinstig  beschrieben  werden,  liegt  auf  der  Hand.*'  Die  mangelhafte  Ernte 
des  Jahres  1880  hat  wesentlich  dasn  beigetragen ,  dass  der  Gksundungsproeess  von  den 
Machwirkungen  der  Krisis  der  Vorjahre  aufgehalten  wurde.  Wenn  bald  darauf  trots- 
dem  Ton  einem  auf  allen  Gebieten  der  Erwerbsthitigkeit  nicht  su  verkennenden 
Uebergang  sum  Bessern  die  Rede  ist,  der  au  der  Hoffiiung  berechtige,  «tdass 
die  wirthschaftliche  Krisi.H  in  Deutschland  ihren  Höhepunkt  überschritten  habe  und  dass 
wir  uns  auf  dem  Wege  einer  swar  laugsam ,  aber  sicher  fortschreitenden  Genesung  be- 
fänden ,**  —  so  wollen  wir  uns  zwar  gern  lu  dieser  Hoffnung  bekennen ,  müssen  aber 
gestehen ,  dass  wir  in  den  thats&chlichen  Mirtheilnugen  nur  einen  geringen  Anhalt  für 
dieselbe  und  noch  weniger  für  den  auf  allen  Erwerbsgebieten  unverkennbaren  Ueber- 
gang zum  Bessern  au  finden  vermögen. 

Wie  weit  su  dieser  angeblichen  Besserung  die  Einführung  erhöhter  Zölle 
beigetragen  habe,  will  die  Berichtserstattung  des  Gkneralsekretariats  unerortert  lassen. 
Da  es  sich  aber  um  eine  objective  Znsammenstellung  der  vorliegenden  Handelskammer- 
berichte  handelt,  so  kann  die  Schilderung  der  einselnen  Industriezweige  diese  wichtige 
Frage  natürlich  nicht  einfach  übergehen ,  sondern  mnss  das  pro  et  contra  registriren ; 
als  Schlnssergebniss  stellt  sich  denn  heraus,  dass  nur  in  vereinzelten  Fällen  den  Zollen 
ein  solcher  belebender  Einfluss  zugeschrieben  ,  in  anderen  F&llen  aber  behauptet  wird, 
dass  sie  dem  kräftigen  Emporblühen  einzelner  Gewerbebetriebe  entgegengestanden  hätten. 
Im  Allgemeinen  wird  immerhin  eingeräumt ,  dass  die  Frist  eines  Jahres  zu  kurz  bemes- 
sen sei,  um  mit  Sicherheit  über  die  Wirkung  einer  so  tief  einschneidenden  Maassregel 
aburtheilen  zu  können  und  dass  es  wünschenswerth  und  nothwendig  erscheine,  den 
Zöllen  die  Zeit  zu  einer  „ehrlichen  Probe**  zu  gewähren  ,  bevor  man  nach  der  einen 
oder  andern  Seite  hin  Entschlüsse  fnsst.  —  Wie  diese  Zeit  der  ehrlichen  Probe  von 
schutzzöllnerischer  Seite  aufgefasst  wird,  hat  übrigens  die  Erhöhung  des  Mehlzolles  ge- 
lehrt! — 

Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  den  reichhaltigen  thatsächlichen  Inhalt  des  Werks 
hier  im  Auszuge  wiederzugeben ;  wir  beschränken  uns  auf  den  Hinweis,  dass  auch  dem 
inmitten  des  praktischen  Erwerbslebens  Stehenden  selbst  für  seine  eigene  Branche  man- 
ches Interessante  und  Wissenswerthe  geboten  sein  dürfte,  indem  das  Generalsekretariat 
bei  der  Zusammenstellung  nicht  nur  die  Handelskammerberichte,  sondern  —  wo  es  er- 
forderlich erschien  —  auch  sonstige  zuverlässige  Quellen  des  In-  und  Auslandes  be- 
nutzte, um  ein  möglichst  abgerundetes  Bild  von  der  Lage  der  einzelnen  Geschäftszweige 
zu  geben.  A.  Jürgens. 

Gesetz,  betr.  die  Errichtung  von  Han  delskamm  ern,  und  Verordnung, 
betr.  die  Errichtung  eines  Volks  w  irthschaftsraths.  Mit  den  Erlas- 
sen des  Handelsministers,  Fürsten  von  Bismarck  vom  November  1881  und  einem  Ver- 
zeichniss  der  in  Deutschland  bestehenden  Handelskammern  etc.  8.  Aufl.  Berlin 
1882. 

Solger,    Für    deutsche    Kolonisation.      Ein    Vortrag.      Leipzig   1882.      gr.    8. 

F.  Robert,  lieber  neue  Ausfuhr  gebiete.  V.  Das  Capland.  Wien  1881. 
8«.     19  SS. 

Die  vorliegende  kleine  Schrift  enthält  die  wichtigsten  wissenswerthen  Daten  über 
die  Capcolonie  in  Bezug  auf  Einwohnerzahl,  Viehzucht,  Ackerbau,  Minenwesen,  Indu- 
strie, Handel  etc.  Der  Zweck  derselben  ist,  die  österreichischen  Industriellen  auf  das 
Capland ,  als  ein  sehr  lohnendes  Ansfuhrgebiet ,  hinzuweisen.  Die  hier  zusammen- 
getragenen Daten  und  Mittheilungen  verdienen  auch  in  Deutschland  Beachtung  zu 
finden.  —  E. 

Pierson,  Die  Münzfrage.  (Heft  162  der  Deutschen  2<eit-  und  Streit-Fragen. 
Flugschriften  zur  Kenntniss  der  Gegenwart)     8*.     Berlin  1882. 
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Emile  de  Laveleye,  Der  Grund  der  Wer thsch wAnkungen  zwischen 
Gold  und  Silber.  Uebersetst  ron  Otto  ron  Bar.  (I.  Heft  der  Schrif- 
ten des  deutschen  Vereins  für  internationale  Doppelwährung.)     8<^.     Berlin  1882. 

Annuaire  du  commerce  pour  Tann^e  1882,  preeidi  d'un  guide  de  l'ötranger  revu 
et  corrig^.     Nantes,  Mellinet,  1882.     18.     S94  pag.     1  fr.  50. 

Annuaire  universel  du  commerce,  de  la  banque  et  de  Tindustrie,  publik  par 
A.  Lazard,  clötur^  le  ler  novembre  1881.  Par.,  impr.  Goupy  &  Jourdan,  1882. 
18.     S67  pag. 

Compte  rendn  de  la  Situation  commerciale  et  industrielle  de  la  circonscrip- 
tion  de  Marseille  pendant  l'annöe  1880.  Marseille,  Barlatier - Feissat ,  1882.  8. 
VI — 168  pag.  av.  tableauz. 

Forestie,  Ed.,  Les  livres  de  compte  d'un  marchand  montalbanais  an 
XlVe  si^cle.     MonUuban,  Forestie,  1882.     8. 

Lyou-Caen,  Gh.,  Examen  doctrinal  de  lajurisprudencc  commerciale  et  in- 
dustrielle en  1879  et  1880.  Par.,  Cotillon ,  1882.  8.  62  pag.  (Extrait  de  la 
„Revue  de  l^slation  et  de  jurisprud.^*) 

de  Schryver,  Le  port  d'Anvers.     Bruxelles,  Leb^gue  &  Co,  1881.     8.     140  pag. 

Farrer,  T.  H.,  Free  Trade  versus  F  air  Trade.  London  ,  Cassell ,  1882.  8. 
199  pp.     (Publication  des  Cobden-Clubs.)     1/—. 

Maude,  F.  P.  and  C.E.  Pollock.  A  compendium  of  the  law  of  Merchant 
Shipping.     4th  edition.     2  vols.  -  London,  Sweet,  1881.     Boy-8.     70/ — . 

Mongredien,A. ,  Pleas  for  Protection  examined.  London,  Gasseil,  1882.  8. 
48  pp.     —  6  d. 

Reports  on  Trade  at  the  Treaty  Ports  (of  Ghina)  for  the  year  1880.  Pn- 
blished  by  order  of  the  Inspector  General  of  Gnstoms.  Shanghai,  Statistical  Department, 
1881.     4.     282— LXXIV  pp. 

Thompson,  G.  H.,  Gommercial  Treaties  and  foreign  competition.  A  treatise  on 
Fair  Trade.     London,  Hamilton,  1882.     8.     1/6. 

Inchiesta  Parlamentäre  sulla  Marine  mercantile  (1881—1882).  Volume  I :  Riassunti 
deir  inchiesta  orale  e  scritta.  Roma,  tipogr.  £.  Botta,  1882.  Roy.  in-4.  711  pp. 
(Regierungsenquete  über  die  italien.  Handelsmarine.) 

Utrikes  handel  och  sjöfart.  Gommerce  Gollegii  underdaniga  berättelse  for  ar 
1880.  Stockholm  1881.  4.  (Bidrag  tili  Sveriges  offic.  Statistik  F.)  391  pp.  (Be- 
richt der  Stockholmer  Handelskammer  über  auswärt.  Handel  und  Schiffahrt  Schwe- 
dens im  Jahre  1880.) 

Comercinl  exterior,  Import  si  export  pe  auul  1876.  Bucuresci,  typographia 
statnlui,  1881.  4.  (Von  der  rumänischen  statbt.  Gentralcommission  publlcirte  Ein- 
und  Au^fnhrstatistik  pro  1876). 

6.     Verkehr. 

Max  Maria  Freiherr  von  Weber,  Die  Wasserstrassen  Nord-Europas.  Ergeb- 
nisse von  im  Auftrage  des  Herrn  Königl.  Preuss.  Ministers  für  öffentl.  Arbeiten  unter- 
nommenen Studienreisen.  Mit  sechs  Karten  und  drei  Plänen.  Leipzig,  Verlag  von  Wilh. 
Engelmann,  1881.     XU,  397  S. 

Im  Herbste  des  Jahres  1878  ging  eine  Notiz  durch  die  Zeitungen:  dass  im  Hin- 
blick auf  die  Hebung  des  Preussischen  Kanalwesens  eine  amtliche  Studienreise  durch 
Hrn.  M.  M.  v.  Weber  unternommen  werden  solle,  die  namentlich  das  Englische  Ka- 
nalwesen zum  Gegenstande  habe,  um  dessen  Ergebnisse  für  die  heimischen  Verkehrsbe- 
dürfnisse fruchtbar  zu  machen.  Ich  erlaubte  mir  schon  damals  am  anderen  Orte  zu 
bemerken ,  dass  es  sich  hierbei  weder  um  etwas  bis  jetzt  für  uns  Unbekanntes  noch  um 
etwas  positiv  Nachahmungswürdiges  handeln  könne ;  denn  in  meiner  Schrift  über  die 
Englische  Eisenbahnpolitik  habe  ich  aus  den  amtlichen  Urkunden  den  Nachweis  geleistet, 
dass  in  England  die  Kanäle  der  Vergangenheit  angehören  und  ihr  gegenwärtiger  Zustand 
wohl  geeignet  ist,  die  dominirende  Macht  der  Eisenbahnen  und  Eisenbahngesellschaften 
nach  seinem  Theile  zu  beleuchten ,  keineswegs  aber  für  solche  Bestrebungen  fruchtbar 
zn  werden,  welche  gleich  den  von  dem  Preussischen  Ministerium  unterstützten  Wünschen 
die  Kanäle  neben  den  Eisenbahnen  als  ein  wichtiges  Verkehrsmittel  der  Zukunft  betrach- 
ten: dieses  mögen  an  sich  nicht  hoffnungslose  Wünsche  sein,  aber  aus  England  sei  dafür 
wenig  zu  holen. 
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Die  jetzt  vorliegende  Schrift,  welche  als  das  nachgebome  und  letzte  Ersengniss  des 
rastlos  thätigen  Mannes  in  die  Welt  getreten  ist,  bestätigt  nun  ganz  und  gar  meine  da- 
malige Bemerkung;  sie  bestätigt  dieselbe  umsomehr,  weil  sie  keine  Spur  davon  enthält, 
dass  der  Verf.  meine  Arbeit  gekannt  hat.  In  einer  Darstellung,  welche  mancherlei  Ein- 
zelheiten, zumal  das  Technische,  ausführlicher  und  in  ansprechender  Weise  erörtert,  dabei 
sich  zum  Theil  auf  dieselben  Quellen,  wie  die  meinigen  stutzt,  gelangt  v.  Weber  an  dem 
ganz  und  gar  negativen  Ergebniss ,  welches  ich  auf  Grund  der  Parlamentspapiere 
und  besonders  der  parlamentarischen  Untersuchung  vom  J.  1872  gewonnen,  dass  ans  der 
Wechselwirkung  zwischen  Eisenbahnen  und  Kanälen  in  England  sich  schwerlich  für  die 
Neuschaffung  von  Kanälen  erspriessliche  Folgerungen  ziehen  lassen  (S.  152).  Er  fuhrt 
die  Aeusserung  des  Leiters  einer  KanalschiflTahrt  an ,  eines  Mannes ,  der  für  die  erste 
Autorität  im  Kanalwesen  Englands  gilt ;  dieser  gab  auf  die  Frage,  „ob  er  die  Nenanlage 
von  Kanälen  für  räthlich  halte" ,  die  Antwort :  „die  Kanäle  sind  ein  Ding  der  Ver- 
gangenheit ;  es  gab  nichts  besseres  als  Kanäle ,  zu  der  Zeit  wo  sie  gebaut  wurden ,  aber 
ich  bin  überzeugt,  dass  selbst  Brindley,  der  Vater  der  Kanalbaukunst  in  England,  nicht 
den  Bridgewater-Kanal  (zwischen  Liverpool  und  Manchester),  sondern  die  Liverpool-  nnd 
Manchester-Eisenbahn  gebaut  haben  würde,  wenn  er  jetzt  lebte." 

Den  zweiten  kleineren  Theil  des  vorliegenden  Buches  bildet  die  Behandlung  der 
Wasserstrassen  Schwedens  (S.  279 — 397).  Selbige  sind  nicht,  wie  in  andern  Län- 
dern, Kanäle,  sondern  grosse  Wasserflächen,  Seen,  Buchten,  selbst  Meere,  verbunden  durch 
kurze  KanuUtücke.  Ihr  Betrieb  hat  mehr  Aehnlifhkeit  mit  der  SchifiTahrt  auf  offenem 
Meere  als  mit  wirklichem  Kanalbetriebe.  Eben  wegen  dieser  Eigenthfimlichkeit  wird 
die  nützliche  Verwerthung  der  Einsichten  in  das  Wasserstrassen wesen  Schwedens  für 
Deutsche  Verhältnisse  nicht  leicht  sein ,  und  in  der  That  enthält  sich  der  Verf.  jedes 
Wortes,  welches  eine  solche  Verwerthung  andeutet.  Ja,  aus  dem  Schweigen  darf  wohl 
entnommen  werden,  dass  auch  die  Schwedischen  Erfahrungen  nichts  Anwendbares  zu  er- 
geben scheinen. 

G.  Gohn. 

Lenz,    Katechismus    der    deutschen    Reichspost.     Ein    Handbuch    für  den 

Post-    und    Telegraphen- Verkehr.     Leipzig    1882.     kl.    8«*.     17    Bgn.   mit    10  in  den 

Text  gedruckten  Formularen. 
Eisenbahnen,    die    öster  reichi  seh -un  ga  rische  n  ,    der    Gegenwart    und 

Zukunft.     Karte.     Neueste  Aufl.     Chromolith.     Fol.     Wien  1882. 
Gra  Winkel,  Die  allgemeinen  Fernsprecheinrichtungen  der  deutschen 

Reichs-Post-    und    Te  legraph  en- Ve  rwal  tung.     8®    mit   53    in    den  Text 

gedruckten  Holzschnitten.     Berlin  1882. 

Assolant,  C.     De  la  nöcessit^  et  des  avantages  du  rachat,  des  chemins  de  fer 

franyais  par  TEtat.     Par.,  impr.  Wattier,  1882.     8.     32  pag.     1  fr. 
Krantz,  J.  B. ,  Obsorvations  au  si^et  des  prix  de  transport,  des  tarifs  et  du  rachat 

des  chemins  de  fer.     Par.,  Delamotte  fils  &  C«,  1882.     8.     3  fr. 
Pratt's  Law  ofHighways.     Comprismg  the  Highway  Acts,  1835,  1862,  1864,  the 

South  Wales  Highway  Acts  ,  and  other  Statutes,  including  an  introduction.     Also  the 

Tramways  Act,  1870.     12^  edition ,   by  S.  Prentice.     London,   Shaw  &  Sons,  1881. 

8.     564  pp.     25/—. 
K a i  1  w a y  and  Commercial  Gazetteer  of  England ,  Scotland,  and  Wales  ,  compi- 

led  irom  offlcial  sources.     I^ndon,  Mc  Corquodale,  1881.     roy-8.     544  pp.     8/6. 
Statens  Jern  vägstr  afik    (f5r  at  1880.)     Bidrag   tili  Sveriges  oflSc.  sUtistik    L.   19K 

Stofkholm  1881.     Roy.  in-4.     (Schwedische  EisenbahnsUtistik  für  1880.) 

7.     Oald  und  Kreditwesen.    Banken.    Finansweeen. 

Emil  Struck,  Die  Effektenbörse.  Eine  Vergleichung  deutscher  und  eng- 
lischer Zustände.  Nebst  einem  Anhange:  Die  Entwickelung  des  Instituts  der  beeidigten 
Makler  in  Deutschland  im  neunzehnten  Jahrhundert  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,  1881. 
244  8. 

Die  Struck*sche  Schrift  zerfällt  in  drei  grössere  Abschnitte,  deren  erster  die  Ver- 
kebrsformen  der  Börse  sowie  die  Kursnotirungen  darlegt  und  zwar  unter  ausschliesslicher 
Berücksichtigung  der  englischen  und  deutschen  Verhältnisse.  Der  zweite  Abschnitt  sucht 
die  wirthschafUiche  Funktion  der  Börse  klar  zu  stellen,  wobei  der  Bolle  des  spekulativen 
Verkehrs  besondere  Aufmerksamkeit  zugewendet  wird.     Der  dritte  Abschnitt  endlich  zeich- 
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net   in    knrsen  Umrissen    das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht    der  Börse    in  England 
und  Deutschland  und  knüpfl  daran  Reformvorschlftge  namentlich  für  die  Organisation  des 
deutschen  Börsenwesens.     In  einem  Anhange  wird  dann  noch  das  Institut  der  vereideten 
Makler   in  Deutschland    in    seiner  £ntwickelung    bis    zur  Gegenwart   geschildert.  —  Die 
Worte  Gustav  Cohn's  in  dem  16.  Bande   dieser  Zeitschrift,  wonach    das  Gebiet  der  mo- 
dernen Börse  für  unsere  Wissenschaft  bisher   noch  so  g^t  wie  gar  nicht  erobert  ist,   be- 
anspruchen auch  heute  noch  ihre   relative  Giltigkeit   und  es   ist    daher    gewiss  eine  dau- 
kenswerthe  Aufgabe,    diese  Lücke  auszufüllen.     Einen    bedeutenden  Schritt    diesem  Ziele 
entgegen  bildet  die  Struck'sche  Arbeit,    die    mit   grossem  Fleisse  das  in    den    englischen 
Enqueten  und  in  den  von  der  Berliner  Kaufmannschaft  mit   der  Staatsregierung  gepfloge- 
nen Verhandlungen  steckende  Thatsachenmaterial    bemeistert   hat.     Dass    dem  Autor    in- 
dessen die  Lösung  seiner  Aufgabe    vollkommen    gelungen  sei,    müssen  wir  leider   vernei- 
nen.    Verf.  zeigt,    wenigstens   in   dem    vorliegenden  Buche,    einen    bedenklichen  Mangel 
systematischer  und  dogmatischer  Durchbildung,    der  ihn  nicht  hat  dazu  gelangen  lassen, 
die  Stellung   der  Börse    in    dem    gesammten    volkswirthschaftlicheu   Organismus   gehörig 
klar  zu  machen.     Dass  dieses  Urtheil  begründet  ist,  geht  schon  aus  der  fehlerhallen  An- 
ordnung des  Stoffes  hervor.     Gleich  im  ersten  Abschnitt  wird  von  der  Börse,    als  etwas 
ganz  Bekanntem ,  gesprochen  und  dann  sofort  dazu  übergegangen ,    die  einzelnen  Börsen- 
geschäfte, die  Kursnotirungeu  u.  s.  w.  darzulegen,  worauf  dann  erst  im  zweiten  Abschnitt 
geschildert  wird,  was  die  Börse  eigentlich  innerhalb  der  Volkswirthschaft  wolle.     Würde 
man  es  z.  B.  nicht  geradezu  komisch  finden ,  wenn  in  einer  volksw.  Vorlesung  die  Lehre 
vom  Kredit  damit  begönne,  dass  man  den  Zuhörern  das  DiskontogeschSft,  das  Lombard- 
geschäft u.  s.  w.  vorführte  und  ihnen  erst  am  Schlüsse  sagte,  wozu  diese  Geschäfte  nöthig 
:»ind ,    anstatt   zuerst   genetisch   vor   den  Augen    des  Schülers    den  Kredit   als  Hebel  des 
Tauschverkehrs  und  die  Nothwendigkeit  seiner  Vermittelung    durch  Banken  entstehen  zu 
lassen  und  ihnen  dann  erst  die  geschäftlichen  Formen  zu  schildern,  in  denen  die  Banken 
ihre    vermittelnde   Funktion    ausüben.     Wäre   der  Verf.   bei  seinem  Untersuchungsgegen- 
stande  ebenso  verfahren ,    hätte  er  uns  zuerst  das  ökonomische  Bedürfhiss  klar  gemacht, 
das  zur  Begründung  der  Börse  Anlass  geben    musste,    hätte  er  uns  gezeigt,    warum  ge- 
rade die  Effekten,  die  er  übrigens  ihrem  Wesen  nach  gleichfalls  als  bekannt  voraussetzt, 
und  einige  wenige  andere  Produkte  eines  besonders  konzentrirten  Marktes  benöthigt  sind, 
während  die  Masse  der  Waaren  keines  Börsenverkehres  bedarf,    so   wäre   es   ihm  wahr- 
scheinlich besser  gelungen,  die  Börse   als  Glied  des  Wirthschaftskörpers  zu  erklären  und 
uns  von  der  Nothwendigkeit  des  Börsenverkehrs  selbst  mit  seinen  spekulativen  Auswüch- 
sen zu  überzeugen.  ■  Charakteristisch  ist  ferner  für  die    mangelhafte  dogmatische  Behand- 
lung des  Stoffes,  dass  der  Verf.  fast  nirgends  versucht  hat,  das  Objekt  seiner  Forschung 
begrifflich  festzustellen.  Wo  einmal  Sätze  vorkommen,  die  an  eine  Definition  anklingen  ,  da 
ist  dann  auch  so  ziemlich  jedes  Wort  unhaltbar.     So  scheint  es   eine  Art  Definition  sein 
zu  sollen,  wenn  der  Verf.  das  zweite  Kapitel  in  folgender  Weise  beginnt:  „Effekten  sind 
Gegenstände,  welche  von  Hand  zu  Hand  gehen  und  dazu  bestimmt  sind  (sie!);    sie  sind 
Waaren.     Als  solche  haben  sie  das  Streben  sich    einen  Verkehrsmittelpunkt  zu  schaffen, 
auf  dem   Angebot    und    Nachfrage   sich   mit  Leichtigkeit   treffen    können.      Das    Produkt 
dieses  naturgemässen  Strebens  ist  die  Börse;    sie   ist   der  Markt  für   die  Kreditpapiere.** 
Was  zunächst    die  Bezeichnung   der  Effekten  als  Gegenstände  betrifft,   so  ist  dieselbe  so 
unglücklich  wie  nur  irgend  möglich.     Die  Effekten  sind  entweder  Schuldverschreibungen, 
also  Forderungsrechte ,    oder  Antheilsscheine ,    also  Miteigenthumsrechte ,    und  die  Gegen  • 
ständlichkeit  ist  daher  wohl  die  letzte  Eigenschaft,  die  man  ihnen  nachsagen  kann.    Dass 
es  femer  die  Bestimmung  der  Effekten  sein  soll,  von  Hand  zu  Hand  zu  gehen ,  ist  nicht 
minder   unrichtig.     Ihre  wirthschaftliche  Bestimmung   ist   die,    dem    disponibelen  Kapital 
eine  passende  Aulagegelegenheit  zu  geben.    Dass  sie  die  Fähigkeit  besitzen,  mit  Schnel- 
ligkeit von  Hand  zu  Hand  zu  gehen,  erleichtert  die  Erfüllung  ihrer  Bestimmung  wesent- 
lich,   aber  ihre  Bestimmung  selbst   darin  zu   suchen,    ist   grundfalsch.     Im  Gegentheil 
wird  es  mit  Recht  als  Schattenseite  beklagt ,  dass  die  leichte  Uebertragbarkeit  der  Effekten 
das  Publikum  zu  allzu  häufigen  Besitzveränderungen  verleite  und  dadurch  eine  Unruhe  in 
die  Besitzverhältnisse  bringe,  die  dem  Börsenverkehr  zwar  vortheilhaft,  der  soliden  Pro- 
duktion aber  höchst  nachtheilig  ist.  Wenn  ferner  die  Effekten  als  Waaren  qualifizirt  werden, 
so  liegt  in  dieser  unpräcisen  Ausdrucksweise    nicht   mehr    und  nicht   weniger  als  die  Er- 
neuerung der  abgethanen  Macleod'schen  Irrlehre.     Denn   wenn  F'orderungsrechte  Waaren. 
d.  h.  Güter  sind,  dann  ist  es  auch  unbestreitbar,  dass  der  Kredit  als  solcher  allein  neue 
Güter  zu  erzeugen  vermag.     Dass  der  Verf.  schliesslich    noch   die  Börse  als   den  Markt 
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der  Kreditpapiere  beseichnet,  ist  gleichfalls  irrig,  denn  der  Begriff  des  KreditiM|neres 
passt  nicht  aof  die  wichtige  Effektengattung  der  Aktien.  Schlimmer  aber  als  diese  klei- 
nen Inkorrektheiten  ist,  dass  diese  dem  wichtigen  sweiten  Kapitel  vorangestellte  Definition 
nicht  nur  nicht  erschöpfend,  sondern  absolut  nichtssagend  ist.  Wir  er&hren  darin  nicht 
das  Mindeste,  was  zur  begrifflichen  £Irfassnng  der  Börse  irgendwie  fordtflieh  sein  könnte. 
Dass  die  Börse  das  Produkt  des  Strebens  der  Effekten  sei,  sich  einen  Markt  an  schaffsn, 
wie  dieses  Streben  auch  bei  anderen  Waaren  vorhanden  ist,  sagt  nicht  nor  mehta  aas, 
sondern  eigentlich  noch  weniger  als  nichts,  indem  gerade  der  charakteriatiscbe  Unterscliied 
des  „Strebens**  der  Effekten  und  der  Waaren  verschwiegen  wird.  Denn  während  bei 
den  Waaren  meistentheils  durch  das  Vorhandensein  eines  regulären,  aber  nicht  borsen- 
mässig  koncentrirten  Handels  diesem  Streben  Genüge  geschieht,  bringt  es  die  besondere 
Natur  des  Effektenumsatses  mit  sich,  dass  derselbe  sich  nur  auf  dem  Wege  des  Börsen* 
Verkehrs  wirksam  durchführen  Usst,  und  gerade  auf  diesen  charakteristischen  Unterschied 
hatte  eine  sorgfältige  Begriffsbestimmung  ihr  Augenmerk  richten  müssen.  Bei  dieser  ge- 
ringen Rücksichtnahme  des  Verf.'s  auf  die  dogmatische  Seite  seines  Untersnehnngsobjekts 
kann  es  denn  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  das  zweite  Kapitel  die  schwächste  Putie  des 
gansen  Buches  ist.  Denn  um  eine  ökonomische  Erscheinung  in  ihrer  Bedingtheit  und 
in  ihrem  Kausalzusammenhange  mit  den  übrigen  Erscheinungen  des  Wirthschaftslebens 
aufzudecken,  dazu  bedarf  es  vor  allen  Dingen  einer  scharfen  begrifflichen  Analjumng 
des  letzteren,  erst  dadurch  erhält  die  so  dankenswerthe  Bewältigung  des  Thmtsachenmate- 
rials  ihren  Zweck  und  ihren  für  die  Wissenschaft  erspriesslichen  Abschluss. 

Hat  somit  die  Struck'sche  Schrift  in  der  Hauptsache  nicht  den  Erwmrtnngen  ent- 
sprochen, mit  denen  Ref.  an  dieselbe  herangetreten  ist,  so  bleibt  doch  im  Einzelnen  noch 
genug  des  Trefflichen  übrig,  um  dieselbe  zu  einer  werthvollen  zu  machen.  Wir  rechnen 
dahin  im  ersten  Kapitel  die  anschauliche  Schilderung  des  Londoner  Börsenverkehrs  mit 
seinen  verschiedenen  Gruppen  von  Geschäftsleuten.  Dass  die  bezügliche  Darstellung  der 
deutschen  Verhältnisse  nicht  in  gleichem  Maasse  fesselt,  liegt  daran,  dass  der  Verf.  hier 
nur  Bekanntes  bieten  konnte ,  was  zum  Theil  in  populären  Handbüchern ,  z.  B.  in  So- 
ling*s  Börsenpapieren,  ebenso  gut  zu  finden  ist.  Es  ist  dies  selbstverständlich  kein  Vor- 
wurf, da  der  Vollständigkeit  wegen  auch  auf  diese  Verhältnisse  eingegangen  werden  mnsste. 
Im  zweiten  Kapitel  scheint  uns  die  klare  Darlegung  der  betrügerischen  Auswüchse  der 
Spekulation  besonders  bemerk enswerth ;  dass  sonst  gerade  dieses  Kapitel  uns  am  wenig- 
sten angesprochen  hat,  ist  bereits  hervorgehoben.  Es  ist  dem  Verf.  eben  nicht  gelungen, 
über  die  Michaelis'schen  Auffassungen,  die  er  freilich  selbst  als  zu  optimistisch  erklärt, 
hinauszukommen.  Die  Lösung  des  Widerspruches,  dass  auf  der  einen  Seite  sich  man- 
ches Nützliche  von  der  Spekulation  aussagen  lässt ,  während  andrerseits  uns  von  Zeit  zu 
Zeit  ihre  verheerenden  Wirkungen  in  nicht  misszuverstehender  Weise  ad  oculos  demon- 
strirt  werden ,  ist  auch  von  Struck  unerledigt  geblieben.  Der  Glanzpunkt  des  Buches 
ist  unstreitig  das  dritte  Kapitel ,  welches  uns  ein  sorgfältig  ausgearbeitetes  Stück  verglei- 
chenden Verwaltungsrechtes  liefert  und  sich  somit  zwei  Disziplinen  gleich  nützlich  er- 
weut.  Die  maassvolle  und  umsichtige  Kritik,  welche  an  die  Darstellung  dieser  Rechts- 
verhältnisse geknüpft  wird,  kann  von  Jedem  unterschrieben  werden.  Nur  mnss  es  Wun- 
der nehmen  ,  dass  der  Verf.  bei  Durchführung  seines  Reformvorschlages ,  einer  mehr  in 
sich  abgeschlossenen,  genossenschaftlichen  Organisation  der  Börse,  von  jedem  staatlichen 
Eingriff  abgesehen  wissen  will.  Es  wird  dies  theils  damit  motivirt,  diss  die  staatliche 
Beschränkung  der  Börsenfreiheit  die  heftigste  Opposition  hervorrufen  würde,  theils  damit, 
dass  der  Staat  wohl  die  äussere  Form  einer  rechtlichen  Organisation,  aber  nicht  den  er- 
forderlichen genossenschaftlichen  Geist  zu  schaffen  vermöchte.  Dem  ersten  Argumente 
ist  wohl  schwerlich  ein  Gkwicht  beizulegen,  denn  ohne  den  Widerspruch  von  Interessen- 
ten gehts  nun  einmal  bei  wirthschaftlichen  Reformen  nicht  ab.  Wichtiger  ist  das  zweite 
Argument,  obwohl  aus  demselben,  wie  uns  scheint,  nicht  die  Folgerung  zu  ziehen  bt, 
dass  der  Staat  sich  einer  bewussten  Einwirkung  auf  die  Schöpfung  einer  solchen  Orga- 
nisation enthalten  müsse.  Thatsächlich  giebt  es  nur  zwei  Wege  für  Erreichung  der 
letzteren.  Entweder  der  Staat  erzwingt  sie  und  der  genossenschaftliche  Geist  ist  dann 
ein  Produkt  allmäliger  Eingewöhnung.  Oder  man  wartet  ruhig  ab,  bis  dieser  Geist  sich 
an  unseren  Börsen  Bahn  bricht,  indem  man  hofft,  dass  er  dann  auch  in  dner  entspre- 
chenden äusseren  Organisation  des  Börsenverkehrs  sich  manifestiren  werde.  An  die 
Möglichkeit  der  letzteren  Alternative  nun  auch  nur  einen  Augenblick  zu  glauben,  halten 
wir,  offen  gesagt,  für  einen  etwas  naiven  Optimismus.  Die  zusammengewürfelte  Masse 
von  Individuen,  die  unsere  heutigen  Börsen  frequentiren  und  die  hier  nicht  näher  charak- 


Ueberaioht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands  und  des  Auslandes.     397 

terisirt  werden  sollen ,  ist  sicherlich  nicht  für  die  Ausbildung  eines  genossenschaftlichen 
Sinnes  beanlagt«  Erst  wenn  gewisse  Elemente,  die  überall  eher  hingehören ,  als  auf  den 
Kapitalsmarkt,  auf  dem  der  Werth  des  Vermögens  eines  grossen  Theiles  der  Nation  be- 
stimmt wird  und  von  dem  das  Wohl  und  Wehe  tausender  von  Wirthschaften  abhängig 
ist,  definitiv  ausgeschieden  sind,  werden  die  Uebrigbleibenden  im  Stande  sein,  jene  höheren 
sittlichen  und  genossenschaftlichen  Anforderungen  zu  erfüllen.  Eben  deshalb  erscheint 
es  uns  aber  auch  nothwendig,  dass  der  Staat  mit  seiner  Initiative  vorangehe  und  sich 
nicht  lediglich  auf  die  Rollo  des  Zuschauers  eines  keineswegs  erquicklichen  Schauspiels 
beschränke.  Wenn  übrigens  der  Verf.  bezüglich  seines  dritten  Kapitels  in  der  Vorrede 
sagt,  dass  die  darin  erörterten  Gegenstände  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  kaum 
berührt,  geschweige  denn  eingehend  bebandelt  worden  seien ,  so  hätte  ihn  dies  vielleicht 
berechtigte  Selbstgefühl  doch  nicht  vergessen  lassen  sollen,  die  Schrift  eines  so  tüchtigen 
Juristen,  wie  Gareis ^),  zu  citiren,  der  bereits  sieben  Jahre  früher  als  der  Verf.  eine 
Anzahl  Reformvorschläge  des  bestehenden  Börsenrechts  formulirt  hat.  Der  Anhang  schliess- 
lich schildert  in  übersichtlicher  Weise  die  Entstehung  und  den  Verfall  des  Instituts  der 
vereideten  Makler  und  weist  überzeugend  nach,  dass  die  Zukunft  der  völligen  Abschaf- 
fung jedes  privilegirten  Maklerstandes  gehört.  Vielleicht  hätte  noch  der  Hinweis  Platz 
finden  können,  dass  auch  die  Tage  des  „Pfuschmaklers^*  in  seiner  bisherigen  Gestalt  ge- 
zählt sein  dürften.  Die  immer  mehr  in  die  Höhe  kommenden  sog.  Maklerbanken  bieten 
durch  ihr  Aktienkapital  und  die  relative  Oeffentlichkeit  ihres  Geschäftsbetriebes  ihren 
Auftraggebern  grössere  Garantien,  als  dies  der  selbst  meist  stark  spekulirende  und  in 
seinen  Vermögensverhältnissen  nicht  zu  durchschauende  Pfuschmakler  zu  thun  vermag. 
Eine  allmälige  Verdrängung  des  Pfuschmaklerthums  durch  jene  auf  eigene  Rechnung  und 
Gefahr  kaufenden  und  verkaufenden  Aktieninstitute  ist  daher  nicht  ausgeschlossen  und 
somit  dürften  die  Maklerbanken  eventuell  dazu  berufen  sein,  von  unseren  Börsen  die 
Rolle  des  soliden  englischen  dealer's  zu  übernehmen.  R.  Friedberg. 

Entwurfeiner  Verbrauchssteuer-Ordnung  und  ein  es  Verbrauchs- 
steuer-Tarifs  für  die  Haupt-  und  Residenzstadt  Karlsruhe.  Im  Auf- 
trage des  Stadtraths  ausgearbeitet  und  begründet  von  Bürgermeister  Schnetzler.  Karls- 
ruhe.    Buchdruckerei  von  Maisch  u.  Vogel  1879.     76  S. 

Nachträglich  sei  nur  kurz  auf  dieses  Werk  hingewiesen ,  in  welchem ,  gestützt  auf 
Vergleichungen  der  seitherigen  Finanzverbältnisse  der  Stadt  Karlsruhe  mit  denen  anderer 
Orte,  sowie  auf  eingehende  theoretische  Erörterungen,  in  geschickter  Weise  die  Zweck- 
mässigkeit und  Nothwendigkeit  einer  Erhöhung  verschiedener  Verbrauchssteuersätze  (für 
Getränke,  Mehl  und  Brod,  Schlachtvieh,  Wildpret,  Fleisch,  Geflügel,  Frische  Fische, 
Brennstoffe)  und  der  Einführung  neuer  für  einige  seither  unbesteuerte  Artikel  betont  wird. 
Die  vom  Stadtrath  beantragten  Sätze  wurden  inzwischen  mit  wenigen  Ausnahmen  von 
der  Regierung  genehmigt.  Diese  Ausnahmen  beschränken  sich  auf  Ermässigen  und  zwar 
für  Bier  (25  und  40  Pf.  statt  der  verlangten  45  und  60  pro  Kl.)  und  Farren  (1,80  Mrk. 
statt  3  Mrk.),  sowie  auf  Streichung  der  für  Steinkohlen  und  Coaks  (4,  bezw.  6  Pf.  pro 
100  Kilo)  gewünschten  Sätze.  L. 

Alph.  Courtois  Fils,  Histoire  des  banques  en  France.  Deuziime  edition.  Paris, 
Librairie  Guillanmin  et  Ci«,  1881.     375  S. 

Der  bekannte  Verfasser  des  traite  des  Operations  de  la  bourse  hat  sich  in  dem  vor- 
liegenden Buche  die  dankenswerthe  Aufgabe  gestellt,  eine  Geschichte  des  französischen 
Bankwesens  vom  Tode  Ludwig's  XIV.  an  zu  liefern.  Dass  er  dabei  nicht  erfolglos  ge- 
blieben ist,  beweist  der  Umstand ,  dass  seine  Arbeit  nunmehr  bereits  in  zweiter  Auflage 
vorliegt.  Die  Disposition  ist  die,  dass  in  einem  ersten  Abschnitt  das  System  Law's 
geschildert  wird,  ein  zweiter  die  caisse  d'escompte  (gegründet  1776)  und  das  Assignateu- 
wesen  behandelt,  während  ein  dritter  uns  die  Entwickelnng  des  Bankwesens  von  der 
Gründung  der  Bank  von  Frankreich  bis  zur  Gegenwart  vorfUhrt.  In  verschiedenen  An- 
hängen werden  dann  noch  speziellere  Beläge  für  das  in  der  Hauptdarstellung  Gegebene 
beigebracht.  Wie  weit  der  Verf.  sich  auf  eigene  Quellenstudien  stützt,  wagt  Ref.  nicht 
zu  entscheiden.  Der  erste  Abschnitt  macht  freilich  den  Eindruck,  als  ob  er  lediglich 
auf  den  ausgezeichneten  Vorarbeiten  Levasseur's  beruht,  während  die  beiden  anderen  Ab- 
schnitte bei  dem  Mangel  an  spezielleren  Citaten   schwer   kontrollirbar    sind.     Indes»,    ob 


1)  Gareis,  Die  Börse  und   die  Gründungen   nebst  Vorschlägen   zur  Reform  des  Bör- 
senrechts und  der  Aktiengesetzgebung.     Berlin  1874. 
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KomptUkion  oder  nicht,  Ut  eine  nntergei^rdnete  Frage  gegenüber  der  Thatoache.  da» 
Conrtou  darch  seine  geschickte  Arbeit  eine  wesentliche  L&cke  der  Banklitcratar  avage- 
f&Ut  haL  Allerdings  Terspricht  der  Titel  etwas  mehr,  als  gehalten  wird.  Die  ^histoire 
des  banqoes  en  France**  ist  weniger  eine  Grescfaichte  des  franzosischen  Bankweseas  im 
Allgemeinen,  als  eine  spezielle  Geschichte  des  Zettelbankwesens  and  wenn  Ref.  nicht 
irrt,  hat  anch  die  erste  Auflage  den  beschrankteren  Titel  „histoire  de  la  banqme  de  France^' 
geführt.  In  der  That  steht  in  der  ganzen  Darstellnng  die  Bank  von  Frankreich  im  Vor- 
dergründe und  es  werden  die  fibrigen  Institute  fast  nur  insoweit  erwihnt,  als  sie  irgend 
eine  mittelbare  Beziehung  zur  Nationalbank  haben.  Wenn  der  Verf.  übrigens  am  Schlüsse 
seines  Werkes  gegen  das  Monopol  der  Nationalbank  und  für  Zettclbankfreiheit  plaidirt, 
50  dürfte  diese  manchesterliche  Anschauung  wohl  beim  deutschen  Leser  eben  so  wenig 
Sympathie  finden,  als  in  Frankreich  in  maassgebenden  politischen  und  national-ökonomi- 
schen Kreisen  daf&r  yorhanden  ist.  R.  F. 

M.  Schraut,  Geh.  Reg.-Rath  u.  Tortrag.  R.  im  Reichsschatsamt, 
Die  Lehre  Yon  den  auswärtigen  Wechselkursen  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  deutschen  Verhiltn  isse.  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot  1882  39  SS. 

Dadurch,  dass  der  Verfasser  in  der  Vorrede  bemerkt,  dass  „bei  der  Ausarbeitung 
namentlich  das  Torzfigliche  Werk  ron  Göschen  „Theory  of  foreign  exchanges"  London 
1861,  sowie  die  vortrefflichen  Arbeiten,  welche  sich  über  einzelne  Punkte  in  den 
nationalökonomischen  Werken  insbesondere  deutscher  Schriftsteller  vorfinden,  zur  An- 
leitung gedient  haben'%  hat  er  unbewusster  Weise  den  Antheil  der  Schrift  von  Göschen 
in  den  Augen  der  Vielen,  bei  denen  dieselbe  in  Vergessenheit  gerathen  zu  sein  scheint, 
allzusehr  verwischt. 

Ohne  dem  Werthe  der  vorliegenden  Broschfire  fBr  das  deutsche  Publikum  irgend 
nahe  treten  zu  wollen,  ein  Wertb,  der  noch  dadurch  erhöht  wird,  dass  Gösehen's  Schrift 
so  rar  geworden  ist,  dass  Stöpel  1875  kein  Exemplar  aufzutreiben  vermochte  (es  be- 
findet sich  übrigens  eines  in  der  Konmierzbibliothek  in  Hamburg)  und  daher  L^n 
Say's  französische  Uebersetzung  in  das  Deutsche  übertrug,  dünkt  es  uns,  dass  der  Ver- 
fasser sich  und  den  anderen  deutschen  Schriftstellern,  auf  die  er  in  der  Vorrede  an- 
spielt, nichts  vergeben  haben  würde,  wenn  er  auf  den  Titel  anstatt  „die  Lehre*'  gesetzt 
lUUte:  „Göikchen's  Lehre.**  Denn  innerhalb  der  20  Jahre,  seit  Göschen  die  Kr&fle, 
welche  die  Bildung  der  Wechselkonrse  beherrschen,  klarlegte,  ist  ihm  kein  Irrthum 
nachgewiesen,  bt  kein  Znsatz  gemacht  worden.  Das  Verdienst  Gösehen's  lag  darin, 
dass  er  Vorgänge ,  die  den  internationalen  Banquiers  allgemein  bekannt  waren ,  metho- 
dbch  klassificirte  und  die  sie  herbeifHhrenden  bezw.  beeinflussenden  Ursachen  analysirte. 

Die  der  Praxis  entnommenen  Fälle  und  Verhältnisse,  an  denen  Göschen  die  Wir- 
kung jener  Ursachen  nachweist,  scheinen  uns  auch  noch  nicht  veraltet,  indess  erweckt 
doch  die  vorliegende  Broschfire  ein  lebhafteres  Interesse  dadurch,  dass  sie  statt  der  eng- 
lischen besonders  die  deutschen  Verhältnisse  und  Vorgänge  berücksichtigt.  Die  Weise 
aber,  in  welcher  sie  allseitig  von  der  deutschen  Presse  begrusst  worden  ist,  hat  uns 
nicht  nur  bewiesen ,  wie  zeitgemäss  ihr  Erscheinen  war ,  sondern  uns  anch  die  Pflicht 
auferlegt,  Göschen  das  Verdienst  zu  vindiciren,  die  Lehre  von  den  auswärtigen  Wech- 
selkonrsen  in  allen  Grundzügen  ganz  identisch  mit  der  von  dem  Verfasser  der  vorl. 
Schrift  vorgetragenen  zuerst  entwickelt  und  begründet  zu  haben. 

F.  Ritschi. 

Winiker,  Steuerkatechismus.  Kurze ,  aber  vollständig  systematische  Darstel- 
lnng der  direkten  Staatsstenem  in  Preussen;  nebst  Anhang  betr.  die  in  Berlin  zur 
Erhebung  kommenden  direkten  Kommunalsteuern,  kl.  8*.  XIV  u.  279  SS.  Berlin 
1882. 

Gesetz  betr.  die  Erhebung  von  Reichsstempelabgaben.  Aus  den  Mate- 
rialien und  den  Vollsugsvorschriften  ausführlich  erläutert  von  P.  Reinhold.  kL8. 
Berlin  1882. 

Tarif  für  die  Wechsel-Stempelsteuer  und  die  Reichs-Stempelabgabe 
für  in-  und  ausländische  Werthe.  Auf  Grund  des  Bundesraths-Beschlusses 
vom  19.  Januar  1882  berechnet  von  P.  Rein  hold.     kl.  8<>.     Berlin  1882. 

Reichs-Bankgesetz.  Mit  dem  Statut  der  Reichsbank,  den  Verordnungen  betr.  An- 
stellung etc.  der  Beamten,  und  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  den  Verkehr  mit 
der  Reichsbank  vom  Dezember  1881.     2.  Aufl.     kl.  8*.     Berlin  1882. 
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Budget   de   T Empire   (russe)    pour  Texercice    1880.     Reglement  definitif  du   — . 

Rapport  pr^sent^  au  Conseil  de  TEmpire  par  le  contröleur  de  TEmpire.     St.  Petersb. 

1881.     gr.  in-8. 
Conversion,  la,  des  dettes  espagnoles;   originc  des  dettes  espagn. ;    le  deficit, 

la  conyersion.     Par.,  impr.  Kugelmann,  1881.     8.     47  pag. 
Etüde  sur  les  finances  de  l'Italie.     Bruzelles,  Socidtö  g^ner.  d'imprim. ,  1881.     8. 

^6  P^-     (Extrait  du  Journal:  „l'Europe**.) 
Noel,  O. ,   La  question  de  l'argent   et  les  Instruments    de  credit    dans   la 

seconde  moitie  du  XlXo  siicle.     Paris,  k  la  „Revue  britannique"  1882.     8.     60  pag. 
Rates   of  Duty   (foreign    and  colonial)    on    British   Manufactures   or   Produce. 

Part  I.  sect  1.    (Parliam.  Paper,  House  of  C.,)  London  1881.     Folio.     71  pp. 
Skinner,  Th.,   Stock    Exchange    Year   book   for  1882.     London,  Cassell.     8. 

430  pp.     7/6. 
Strachey,  J.  and  R.,   The  Finances   and  public  works  of  India    from    1869    to 

1881.     London,  Paul,  Trench  &  Co,  1882.     8.     470  pp.     18/—. 

8.    Verfiohenmgsweten. 

Boehmert,  Fortschritte  im  Sparkassenwesen.     8.     Berlin  1882. 

Kuntze,  Sparkassen  und  Oemein  d  efi  nanzen ,  deren  gegenwärtige  und  zu- 
künftige   Gestaltung   und    Einrichtung.      S^.     IX    u.    176    SS.     Berlin    1882. 

lieber  diese  sehr  beachtenswerthe  Schrift  wird  in  einem  der  nächsten  Hefte  bei  einer 
Besprechung  der  neuesten  literarischen  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  des  Sparkasseu- 
wesens  ausführlicher  referirt  werden. 

▼  on  Bunsen,  Die  Rabatt-Spar- Anstalt.  Vortrag.  S^.  14  SS.  Berlin 
1882. 

Seeversich  erungs-Bedingungen ,  allgemeine,  1867.  Auf  Grundlage  des 
allgemeinen  deutschen  Handelsgesetzbuches  nach  Berathungen  von  Sachverständigen 
in  den  norddeutschen  Seestädten.     2.  Aufl.     8.     Hamburg  1882. 

Compagnies  (les)  d'assurances  fondöes  en  1880.     Par.,  impr.  Schloeber,  1881. 

8.     54  pag.     1  fr. 
deCourcy,  A. ,   De    Tassurance   par   Tötat.     3^i^  Edition,  revue  et  corrig^e  et 

suivie  d*une  lettre  de  M.  Magnin,  MinistrA  des  finances.     Par.,  A.  Auger,   1882.     8. 

87  pag. 
Mireur,  H. ,   La  syphilis   et   les    assurances   sur   la   vie.     Etüde   m^dico-legale. 

2e   edition.     Par.,  G.  Masson,  1881.     8.     106  pag. 
Heathman,  J.  H. ,    On  the  Preservation   ofLife   and  Proper  ty  from  F  i  r  e. 

London,  Simkin,  1882.     8.     130  pp.     2/6. 

9.    Setetsgebung  eto.    Jnriitisohes. 

GrafHue  de  Grais,  Handbuch  der  Verfassung  und  Verwaltung  in  Preussen 
und  dem  deutschen  Reiche.  2.  Aufl.  Berlin  1882,  Verlag  von  Julius  Springer.  VII,  466  SS. 
8». 

Das  Werk  will  eine  jedem  Gebildeten  verständliche  Darstellung  der  ofientlichen 
Verhältnisse  in  Preussen  und  dem  deutschen  Reiche  geben.  Es  ist  namentlich  für  solche 
Laien  bestimmt,  die  zu  den  öffentlichen  Geschäften  herangezogen  werden.  In  dem- 
selben wird  sowohl  die  Gesetzgebung  Preussens  als  die  des  deutschen  Reiches  berück- 
sichtigt. Es  beschränkt  sich  aber  nicht  auf  einfache  Wiedergabe  der  erlassenen  Vor- 
schriften ,  sondern  sucht  diese  nach  Entstehung  und  Bedeutung ,  so  wie  nach  ihrer  Ge- 
staltung im  praktischen  Leben  klar  zu  legen.  Vergleichende  Hinweise  auf  die  Gesetz- 
gebung fremder  Länder ,  statistische  Daten  und  technische  Erläuterungen  sind  ,  wo  es 
nöthig  scheint,  hinzugefügt.  Die  Gesetze,  deren  Inhalt  im  Werke  behandelt  wird,  sind 
in  den  Anmerkungen  citirt,  so  dass  das  Buch  zugleich  als  ein  Repertorium  der  preussi- 
schen  und  deutschen  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechtes  zu  dienen 
im  Stande  ist. 

In  neun  Kapiteln  werden  behandelt:  die  Organisation  des  deutschen  Reiches  und 
des  preussischen  Staates,  auswärtige  Angelegenheiten,  Militär  und  Bfarine,  Finanzen, 
Justiz,  Polizei,  Kulturpflege,  Wohlstandspflege. 

Eine  wissenschaftliche  Bedeutung  besitzt  das  Buch  nicht.  Aber  es  enthält  eine 
klare  und  übersichtliche  Darstellung  der  Verfassungs-  und  Verwaltungsverhältnisse  in 
Preussen  und  dem  Reiche  und  kommt   unzweifelhaft   einem  praktischen  Bedürfniss  ent- 
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gegen.     Dies  wird  dadurch    bestätigt,    dass  das  Buch    in    wenigen  Monaten  eine   sweite 
Auflage  erlebt  hat.  G.  M. 

Pröcis  of  officiai  Papors,  beeiug  abstracts  of  all  parliamentary  retums. 
Directod  to  bo  printod  by  both  houses  of  Parliament.  —  W.  H.  Allen  &  0>  13,  Water- 
loo  Place,  London. 

Dieser  Auszug  aus  den  amtlichen  Drucksachen,  der  uns  in  den  Jahrgängen  1880  und 
1881  vorliegt,  betrifft,  wie  der  Titel  besagt,  die  sämmtlichen  den  beiden  Häusern  des  engli- 
sehen  Parlaments  erstatteten  Berichte.  Die  Anordnung  ist  diese,  dass  suerst  die  dem 
Oberhause ,  dann  die  beiden  Häusern  zugleich ,  dann  die  dem  Unterhause  vorgelegten 
Drucksachen  in  der  Reihenfolge  ihrer  amtlichen  Numerirung  ihrem  wesentlichen  Inhalte 
nach  ausgezogen  sind ;  jedoch  ist  der  Inhalt  der  vereinbarten  G  e  s  e  t  s  e  daraus  nicht  er- 
sichtlich, vielmehr  sind  von  den  Public  general  Acts,  Statutes  und  Local  Acts  nur  die 
Titel  angegeben ;  so  dass  also  aus  diesen  Berichten  eine  Uebersicht  über  die  gesetzgebe- 
rische Thätigkeit  in  England  nicht  zu  gewinnen  ist.  Dem  englischen  Parlamente  wird 
bekanntlich  eine  ungeheure  Fülle  von  Material  zur  Kenntniss  der  Wirkungen  der  Ge- 
setzgebung ,  der  Thätigkeit  der  Verwaltung  und  des  öffentlichen  Lebens  überhaupt  zu- 
gänglich gemacht,  und  diese  Auszüge  sind  zur  Orientirung  über  dasselbe  bestimmt. 
Neben  diplomatischen  Korrespondenzen  finden  wir  hier  Berichte  über  den  Werth  der 
Erbswurst  für  die  Soldatenverpflegung,  neben  einer  Statistik  der  Gemeindesteuern  (Local 
tazation)  in  England  eine  Besprechung  der  Olcomargarin-Fabrikation  in  den  Vereinigten 
Staaten,  neben  Nachrichten  über  den  Nothstand  in  Irland  Nachweise  über  die  Hopfen- 
Einfuhr  in  Grossbritannien;  kurz  eine  grosse  Summe  von  Informationen,  die  in  regel- 
mässiger Wiederkehr  oder  wegen  ihrer  zeitweiligen  Wichtigkeit  den  englischen  €tesetz- 
gebern  vorgelegt  werden.  Titel,  Umfang  und  Preis  der  Originalvorlagen  sind  jedem 
Auszuge  vorgedruckt.  Es  ist  also  hiermit  ein  Hilfsmittel  zur  Kenntniss  der  amtlichen 
Literatur  Englands  geboten,  das  dem  Spezialforscher  sehr  willkommen  sein  muss.    v.  Seh. 

Report  of  the  Commissioner  of  Education  for  the  year  18  7  9. 
Washington  1881.     2  Theile,  CCXXX  u.  757  pp. 

In  diesem  Bericht  werden  alle  öffentlichen  und  Privatanstalten  in  den  Vereinigten 
Staaten,  in  welchen  irgend  etwas  gelehrt  wird,  behandelt,  von  Kindergärten  und  Taubstum- 
menanstalten bis  zu  Universitäten.  Die  Klassificirung  aller  dieser  Anstalten,  mit  Aus- 
nahme der  für  die  allemiedrigsten  Erziehungsstufen,  ist  indess  eine  rein  äusserliche  und 
die  Individualisirung  innerhalb  der  einzelnen  Klassen  eine  so  grosse,  dass  mit  dem  £in- 
(Iruck  eines  lebhaften  Strebens  nach  Erziehung  der  einer  unendlichen  Verwirrung  her- 
vorgerufen wird.  Nicht  einmal  jeder  einzelne  Staat  oder  jede  einzelne  Stadt  haben 
einen  festen  Maassstab  für  die  Leistungen  der  Lehrer  wie  der  Schüler.  Dieser  Mangel  wirkt 
wechselseitig  ungünstig,  indem  die  Normal  Schools,  die  Schullehrerseminare,  mit  der 
Schwierigkeit  der  ungleichmässigen  und  vielfach  ganz  unzureichenden  Vorbildung  ihrer 
eigenen  Zöglinge  zu  kämpfen  haben  und  wiederum  Lehrer  der  verschiedensten  Grade 
heranbilden.  Eine  Uebersicht  der  Examensgegenstände,  wie  sie  die  englischen  Reports 
of  the  Committee  of  Council  of  Education  enthalten ,  findet  sich  selbs verständlich  in  dem 
amerik.  Bericht  nicht,  da  eben  ein  allgemein  gültiger  Maassstab  für  die  Leistungen  der 
Seminare  hier  fehlt.  Unter  die  Normal  Schools  werden  alle  Anstalten  gerechnet,  welche 
irgend  eine  Klasse  von  Lehrern  oder  Lehrerinnen  heranbilden,  das  Charakteristische  der- 
selben liegt  also  in  der  pädagogischen  Ausbildung.  Die  von  den  einzelnen  Staaten  unter- 
haltenen State  Normal  Schools  bieten  auch  eine  gewisse,  allerdings  nur  auf  den  Staat 
beschränkte,  Gleichmässigkeit  der  Ausbildung.  Der  Bericht  wirft  aber  alle  Sorten  von 
Lehrerseminaren  zusammen.  Die  Zunahme  dieser  Seminare  in  den  Vereinigen  Staaten: 
in  1870  gab  es  58  Anstalten  mit  178  Lehrern  und  10  028  Seminaristen  ,  in  1879  207 
Anstalten  mit  1422  Lehrern  und  40  029  Seminaristen,  ist  indess  ein  erfreuliches  Zeichen 
dafür,  dass  die  Ueberzeugung ,  dass  zur  Ausbildung  zum  Lehrfache  auch  theoretische 
und  praktische  Pädagogik  nothwendig  sei,  mehr  und  mehr  um  sich  greift  Wie  voll- 
kommen inadäquat  aber  das  Verhältniss  von  Angebot  zur  Nachfrage  nach  fachmässig  aus- 
gebildeten Lehrern  sein  muss,  ist  offenliegend,  wenn  man  bedenkt,  dass  in  den  Volks- 
seholen  der  Vereinigen  Staaten  überhaupt  272  686  männliche  und  weibliche  Lehrer 
unterrichten.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Schulverhältnisse  der  sog.  farbigen 
Bevölkerung,  d.  h.  der  Bevölkerung  afrikanischer  Abstammung.  Es  waren  in  1879  42 
Lehrerseminare  bezw.  Departements  speciell  mit  der  Ausbildung  von  Lehrern  für  farbige 
Schalen  beschäftigt,  mit  181  Lehrern  und  6171  Seminaristen.     Im  Allg^emeinen  ist  das 
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Unterrichtswesen  der  Farbigen  indess  noch  sehr  vernachlSssigt  Ausser  jenen  Lehrer- 
seminarien  existirten  1879  in  den  früheren  Sklavenstaaten  speclell  fQr  die  farbige  Be- 
völkerung 14  341  Volksschulen,  deren  SchQlerzahl  auf  ca.  686  000  abgeschätzt  wird, 
ferner  42  höhere  Schulen  mit  5897  Schülern,  16  sog.  Universities  and  Colleges  mit 
1933  Schülern,  dann  28  Schools  of  Theologie  (unseren  theologischen  Seminaren  ähnlich) 
mit  768,  3  Schools  of  Law  mit  42  und  4  Schools  of  Medicine  mit  99,  endlich  swei  An- 
stalten für  Taubstumme  und  Blinde  mit  180  Schülern. 

Die  farbige  Bevölkerung  dieser  früheren  Sklavenstaaten  betrug  nach  dem  Census 
von  1880  ca.  6  100  000,  also  in  1879  etwa  5  880  000  Seelen,  demnach  werden  nur 
ca.  18  ^Iq  der  Bevölkerung  überhaupt  des  Schulunterrichts  theilhaftig.  Das  Schlimmste 
ist  aber,  dass  viele  dieser  Schulen  nur  1,  8  oder  3  Monate  im  Jahr  offen  bleiben.  Dies 
bezieht  sich  nicht  nur  auf  die  farbigen ,  sondern  auch  auf  die  weissen  Schulen  der  Süd- 
staaten, aber  natürlich  vorzugsweise  auf  die  ländlichen  Schulen. 

In  Mississippi  s.  B.  konnten  in  einer  Anzahl  Grafschaften  in  1879  die  Schulen  nur 
6  Wochen  bis  2  Monate  offen  bleiben.  Wenn  aus  irgend  einem  Grunde  der  Durch- 
schnittsbesuch einer  farbigen  Volksschule  in  Missouri  auf  unter  10  Schüler  fällt,  so  kann 
die  Schule  auf  6  Monate  geschlossen  werden,  was  bei  weissen  Schulen  nicht  statthat. 
Zu  bemerken  ist  noch ,  dass  ein  Schulmonat  meist  höchstens  80 — 22  Tage  zählt.  In 
Tennessee  musste  das  frühere  Schuljahr  von  77  Tagen  in  1879  auf  69  Tage  herunter- 
gesetzt werden.  In  Texas  soll  das  Schuljahr  gesetzlich  wenigstens  4  Monate  k  20  Tage 
betragen,  doch  ist  zu  befürchten,  dass  in  Folge  gesetzgeberischer  Maassregeln  den  freien 
Volksschulen  die  Existenzmittel  ganz  entzogen  oder  auf  ein  zweimonatliches  Schu^ahr 
beschränkt  werden.  Diese  Beispiele  umfassen  weisse  sowohl  wie  farbige  Schulen.  Die 
statistischen  Angaben  des  Berichtes  über  den  Schulbesuch  können  daher  in  keiner  Weise 
zum  Vergleich  mit  europäischen  Verhältnissen  dienen,  da  die  Durchschnittszahl  der  jähr- 
lichen Unterrichtstage  oder  -stunden  für  die  Vereinigten  Staaten  nicht  ermittelt  ist,  wohl 
auch  schwer  ermittelt  werden  kann. 

Mit  den  angedeuteten,  vielfach  sehr  traurigen  Verhältnissen  der  freien  Volksschule 
und  der  nothwendiger  Weise  höchst  ungleichmässigen ,  oft  ganz  unzureichenden  Ele- 
mentarvorbildung steht  im  schärfsten  Kontrast  das  höhere  Schulwesen  mit  seiner  An- 
maassung  der  Führung  von  Namen  oder  Bezeichnungen  und  der  Ertheilung  von  Wür- 
den, die  einen  wissenschaftlichen  Charakter  haben.  Der  Bericht  bringt  auf  18  Seiten 
ein  Verzeichniss  der  Würden  (degrees),  welche  von  281  „universities,  Colleges,  103 
scientific  and  other  professional  schools,  and  by  101  schools  for  the  Instruction  of  wo- 
men*'  in  1879  verliehen  worden  sind.  Die  ganz  überwiegende  Mehrheit  dieser  degrees 
bestehen  nur  in  einem  Abgangszeugnisse.  Dann  kommen  an  Zahl  die  Würden  A.  B. 
und  A.  M.  (artium  baccalaureus  bezw.  magister).  Mit  der  philosophischen  Doktorwürde 
ist  äusserst  sparsam  verfahren,  nur  48  sind  derselben  theilhaftig  geworden.  Auch  die 
höheren  weiblichen  Institute  verleihen  die  Würden  eines  A.  B.  oder  A.  M.,  aber  zwei 
derselben  verstehen  unter  A.  M.  nicht  Master  of  Arts,  sondern  „Maids  of  Arts'*  (sie).  — 
Die  berühmtesten  Universitäten  und  Colleges  der  Vereinigten  Staaten  müssen  es  sich  ge- 
fallen lassen  in  derselben  Tabelle  mit  Instituten  ganz  inferieurer  Gattung  zu  figuriren. 

Kehren  wir  von  diesem  unendlichen  Wirrwarr  der  höheren  Bildungsinstitute  noch 
auf  einen  Augenblick  zu  den  Unterrichts-  bezw.  Erziehungsanstalten  für  die  frühesten 
Jugendjahre  zurück,  den  Kindergärten.  Es  gab  deren  in  1873  42  mit  73  Lehrern  und 
1252  Kindern,  in  1879  dagegen  195  mit  452  Lehrern  und  7554  Kindern.  Der  Aus- 
breitung der  Fröbelschen  Kindergärten  stehen  indess  manche  Hindernisse  entgegen,  vor- 
züglich die  Schwierigkeit  sie  mit  dem  System  der  freien  Volksschule  in  Zusammenhang 
zu  bringen ,  da  sie  fast  ausschliesslich  aus  Privatmitteln  unterhalten  werden  und  etwas 
den  Charakter  von  Almosen  tragen.  Kindergärten  für  Kinder  nicht  armer  Eltern  scheint 
es  in  den  Vereinigten  Staaten  noch  nicht  zu  geben.  Uebrigens  treffen  sie  auch  auf 
principielle  Opposition,  und  wir  müssen  gestehen,  dass  wir  die  Einwände ,  die  Superin- 
tendent Eliot  in  seinem  Bericht  über  die  Volksschulen  in  Boston  in  1879  gegen  die 
Fröbelsche  Methode  vorbringt ,  auch  vielfach  in  Deutschland  gehört  haben.  Dieselben 
sind  wesentlich  in  seinen  folgenden  Bemerkungen  enthalten:  „Was  immer  der  Erfolg 
des  Kindergartens  theoretisch  sein  mag ,  praktisch  scheint  mir  der  Kindergarten  nicht 
die  Aufgabe  zu  erfüllen,  Aufmerksamkeit  anzugewöhnen'^  und  „wenn  die  Gewöhnung 
zur  Aufmerksamkeit  das  erste,  so  ist  die  zur  Selbstbeherrschung  das  zweite  Ziel  der 
frühesten  Erziehung ,  und  auch  hier  scheinen  die  Kindergartenübungen  verzögernd  ge« 
wirkt  zu  haben.''  F.  R. 


402     Uebersicht  fiber  die  neiiMtan  Pablikationen  DeutsehUnds  und  des  Antlandee. 

Hensel,  Die  Stellung  des  Reichskanslers  nach  dem  Staatsrechte  des 
deutseben  Belob s.  (Bes.  Abdr.  aus  den  Annalen  des  deutschen  Reichs.)  8". 
59  SS.     München  u.  Leipsig  1888. 

Fischer,  O.,  Das  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht  des  deutschen 
Reichs  u.  des  Königreichs  Sachsen  in  seinen  Grundzfigen  gemein- 
fasslich  dargestellt.     S^.     Leipzig  1882. 

Meissner,  Preussische  Verwaltungskunde.  '  Für  Verwaltungs  - ,  namentlich 
auch  Kassen-  und  Rechnungs-Beamte  bearb.  u.  hgg.  Bd.  L  Mit  chronolog.  n.  alpha- 
beüschen  Registern.     Grünberg  i|Schles.  1882.     gr.  8«.     XVIII  u.  278  SS. 

Der  hier  vorliegende  l.Bd.  handelt  1)  über  preussisches  Etatswesen,  2)  über  Banfonds. 
Der  demnächst  erscheinende  2.  Band  soll  an  grösseren  Darstellungen  enthalten:  „Die 
Organisation  der  Staats  -  Bau  Verwaltung**  und  „Das  preussische  Staats-Kassenwesen.** 
Das  Ziel,  welches  der  Verf.  sich  gesteckt,  ist  das:  die  „Preussische  Verwaltongs- 
kunde*'  nach  und  nach  zu  einem  wichtigen,  die  gesammte  Staatsverwaltang  berück- 
sichtigenden Fachbildungsmittel  für  den  Beamtenstand  zu  gestalten.  — 

Handbuch  für  die  schweizerischen  Civilstandsbeamten.  Hgg.  vom 
Schweiz.  Departement  des  Innern.     Bern  1882.     8®. 

Starke,  Ueber  die  Arbeit  der  Gefangenen  ausserhalb  der  Gefäng- 
nissräume, insbesondere  über  die  Beschäftigung  derselben  mit 
landwirthschaftl.  Arbeiten  und  die  Errichtung  von  landwirthschafÜ.  Kolonien  für  Ge- 
fangene.    Vortrag.     Berlin  1882.     8«.     46  SS. 

11.    Btatiitik.    Popnlationistik  und  Allgemeines. 

Deutschland. 

Stati  stische  Nachweisungen  au  s  der  Forstverwaltung  dcsGross- 
herzogthums  Baden  für  das  Jahr  1880.  Karlsruhe.  Chr.  Fr.  Müller'sche 
Hofbuchdruckerei  1881.     107  S. 

Eine  Fortsetzung  der  seither  aiyährlich  herausgegebenen  sorgfältigen  Bearbeitungen. 
Die  Reinerträge  der  Domanialwaldungen  weisen  eine  Wendung  zur  Besserung  auf.  Der 
Reinertrag  pro  ha,  welcher  im  Jahre  1879  seinen  niedrigsten  Stand  mit  21.96  Mk.  wäh- 
rend der  Periode  1867/80  erreicht  hatte,  hat  sich  auf  23.85  Mk.  in  1880  erhöht. 

L. 

Forststatistisches  aus  Elsass-Lothringen.  Nach  amtlichen  Quellen 
zusammengestellt  von  Frbrm.  v.  Berg,  Kaiserl.  Oberförster  und  ständigem  Hilfsarbeiter 
im  Ministerium  für  Elsass-Lothringen.  Strassburg.  C.  F.  Schmidts  Universitäts-Buch- 
handlung 1880.     55  S. 

Gibt  eine  kurze  Uebersicht  über  die  wichtigsten  forstlichen  Verhältnisse  von  Elsass- 
Lothringen  (Waldareal ,  Organisation  der  Verwaltung ,  Standorts-,  Bcstandsverhältuisse, 
Wirthschaft,  Erträge  und  zwar  Material-  wie  Gelderträge),  namentlich  auch  über  die 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  Staatsforste.  L. 

Preussische  Statistik  (Amtliches  Qnellenwerk).  Hgg.  in  zwanglosen  Heften 
vom  königl.  statistischen  Bureau  in  Berlin.  LXI.  4«.  XXXVIII  u.  287  SS.  Beriin 
1882. 

Das  vorliegende  Heft  behandelt  die  Bewegung  der  Bevölkerung,  mit  Einschluss  der 
Wanderungen,  im  preussischen  Staate  während  des  Jahres  1880  ,  mit  gelegentlichen  ver- 
gleichenden Rückblicken  auf  die  vorhergegangenen  Jahre.  Für  das  Jahr  1879  ist  eine 
gleiche  Bearbeitung  im  LVl.  Hefte  dieses  Quellenwerkes  veröffentlicht  (vergl.  diese  Jahr- 
bücher 37.  Bd.  S.  554).  Was  den  Inhalt  anbetrifft,  so  sind  im  Vergleich  mit  dem  LVI. 
Hefte  Aenderungen  in  der  sachlichen  Specialisirung  nicht  zu  verzeichnen,  nur  ist  bei  die- 
ser jüngsten  Publikation  eine  Bereicherung  insofern  eingetreten ,  als  in  einem  Schlussab- 
sehnitte  sich  eine  Zusammenstellung  über  „die  evangelischen  Taufen  und 
Trauungen  u.  s.  w.  während  der  Jahre  1876  — 188  0^*  befindet.  Aebnliche 
Nachrichten  Über  die  katholische  und  jüdische  Bevölkerung  konnten  nicht  mitgetheilt 
werden,  da  über  die  kirchlichen  bezw.  rituellen  Vorgänge  bei  diesen  amtlich  nichts  be- 
kannt wird. 

Wir  ersehen  aus  dem  vorliegenden  Hefte,  dass  innerhalb  der  Jahre  1872 — 1880  die 
natürliche  Bevölkerungsvermehrung  3 112  290,  und  zwar  1  585  501  männliche  und  1  576  789 
weibliche  Personen  betrug,  während  sich  aus  dem  Unterschiede  zwischen  den  Ergebnissen 
der  Volkszählungen  vom  1.  Dezember  1871  und  1.  Dezember  1880  für  nahebei  dieselbe 
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Zeitstrecke  nur  eine  wirkliche  Bevölkerungszunahme  von  2  623  381  (1  282  149  männlichen 
und  1841232  weiblichen)  Personen  ergiebt.  Hiemach  lässt  sich  der  Verlust,  welchen 
die  Bevölkerung  des  preussischen  Staates  innerhalb  der  letzten  neun  Jahre  durch  den 
Ueberschuss  der  Auswanderungen  und  Wegzüge  über  die  Einwanderungen  und  Zuzüge 
erlitten  hat,  auf  überhaupt  488  909  (253  352  männliche  und  235  557  weibliche)  Personen 
oder  im  Durchschnitte  jährlich  54  823  (28150  männliche  und  26173  weibliche)  Personen 
berechnen. 

Die  Ergebnisse  der  durch  Bundosraths-Beschluss  vom  7.  Dezember  1871  angeordne- 
ten statistischen  Erhebung  über  den  Erwerb  und  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsange- 
hörigkeit enthalten  nur  einen  Theil  der  vorgekommenen  Wanderungen.  Nach  Ausweis 
dieser  Statistik  haben  während  der  Jahre  1872—1880  im  preussischen  Staate  nur  297  457 
Personen  die  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit  verloren  und  55  050  Personen  dieselbe  ge- 
wonnen, woraus  sich  der  in  Folge  Mehrauswanderung  eingetretene  Bevölkerungsverlust 
für  die  letzten  neun  Jahre  auf  überhaupt  242  407  oder  im  Durchschnitte  jährlich  26  934 
Personen  berechnen  würde. 

Ein  ganz  anderes  Resultat  somit,  als  sich  aus  den  Ergebnissen  der  Volkszählungen 
und  Bevölkerungsbewegung  feststellen  lässt!  —  E. 

Statistik  des  Herzogthums  Sachsen-Meiningen.  1.  (Beilage  zum  Re- 
gierungs-Blatt Nr.  34,  vom  1.  März  1882).     4«.     21  SS. 

Inhalt:  A.  Gebäudesteuer- Veranlagung.  B.  Produktion  der  Bergwerke ,  Salinen 
und  Hütten,  sowie  die  Gewinnung  von  Steinen  und  erdigen  Mineralien  i.  Jahre  1881.  — 

Mayer,  A.,  Statistische  Beschreibung  des  Erzbisthums  München- 
Fr  eising,  fortgesetzt  von  G.  Weste rmay  er.     8®.     Regensburg  1882. 

Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde. 
Hgg.  von  dem  k.  statistisch  -  topographbchen  Bureau.  Jahrg.  1881.  4.  I.  Bd.  1.  u.  2. 
Hälfte;  II.  Bd.  1.  u.  2.  Hälfte.     Stuttgart  1881. 

Inhalt:  I.  Band,  1.  Hälfte:  Württembergischer  Hof-  und  Staatskalender  für 
1881.  Die  Vortheilung  des  landwirthschaftlich  benutzten  Grundbesitzes  in  Württemberg 
nach  der  Aufnahme  vom  10.  Januar  1873. 

I.  Bd.  2.  Hälfte:  Medicinal-Bericht  von  Württemberg  für  die  Jahre  1877  u.  78. 
—  Statistik  der  Gesetzgebung:  Uebersicht  über  die  in  Württemberg  Anwendung  finden- 
den Gesetze  des  Deutschen  Reichs.  —  Die  vorläufigen  Ergebnisse  der  Volkszählung 
vom  1.  Dezember  1880  in  Württemberg.  —  Die  landwirthschaftliche  Bodenbenutzung 
und  die  Erndte-Erträge  im  Jahre  1880.  —  Die  Ergebnbse  der  Frucht-  und  WoU markte 
i.  J.  1880.  —  Die  Bewegung  der  Bevölkerung  i.  J.  1880.  —  Die  definitiven  Ergeb- 
nisse der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1880  in  Württemberg.  — 

II.  Band  1.  u.  2.  Hälfte  enthält  die  württembergischen  Vierteljahrshcfte  fQr  Lan- 
desgeschichte.    Jahrgang  1881.     I.  II.  lU.  u.  IV.  — 

Oesterreich-Ungarn. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  1878.  VU.  Heft.  2.  AbUi.  Hgg. 
von  der  k.  k.  Statist  Central-Kommission.     S^.     S.  95—127.     Wien  1882. 

Inhalt:  Gebarung  der  Landes-Fonde.  Gebarung  der  Grundentlastungs-Fonde.  Do- 
tirte  politische  Fonde  für  Zwecke  des  Kultus  und  Unterrichts.  Gebarung  der  autonomen 
und  einiger  anderer  grösserer  Gemeinden. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  18  7  9.  V.  Heft.  Hgg.  von  der  k. 
k.  statistischen  Central-Kommission.     8o.     187  S.     Wien  1881. 

Inhalt:  Klerus  i.  J.  1880.  Hochschulen  und  andere  höhere  Fachlehranstalten  i.  J. 
1879  80.  Mittelschulen  und  Fachschulen  i.  J.  1879|80.  Summarische  Rekapitulation 
sämmtlicher  Lehranstalten  im  Schuljahre  1879|80.     Die  periodische  Presse  i.  J.  1879. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  1880.     XI.   Heft     Hgg.  von  der  k. 
k.  Statist.  Central-Kommission.     8<>.     24  SS.     Wien  1881. 
Inhalt:  Heer  und  Kriegsmarine  i.  J.  1880. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbau-Ministeriums  für 
18  80.     3.  Heft     2.  Lfg.     8«.     127  SS.     Wien  1881. 

Inhalt:  Der  Bergwerksbetrieb  Oesterreichs  i.  J.  1880;  und  zwar  I.  Räumliche 
Ausdehnung  des  Bergbaues ,  a)  Freischürfo ;  b)  Bergwerksmassen.  II.  Die  wichtigsten 
Einrichtungen  beim  Bergwerksbetriebe.  III.  Arbeiterstand.  IV.  VerunglUckungen. 
V.  Bruderladen.     VI.  Bergwerksabgaben.  — 


404    Uebeniebt  über  die  neaeBton  Publikationen  DeatscbUnds  und  des  Auslandes. 

Statistisches  Handbüchlein  der  königl.  Hauptstadt  Prag  für  das 
Jahr  1879  und  1880.  Hgg.  von  der  Statist.  Kommission  der  Königl.  Hauptstadt 
Prag  unter  Redaktion  des  Direktors  Prof.  Jos.  Erben.  VIU.  Jahrg.  8«.  XXVni  u. 
264  SS.     Prag  1881. 

Wir  haben  im  85.  Bd.  S.  505  über  den  7.  Jahrgang  des  statistischen  Handbüchleins 
der  Königlichen  Hauptstadt  Prsg  berichtet  Der  vorliegende  Jahrgang  ist  über  100  Sei- 
ten stärker  als  jener,  was  einmal  daher  rührt,  dass  dieses  Mal  ein  Zeitraum  von  2  Jah- 
ren behandelt  ist,  dann  aber  auch  darauf  surficksuführen  ist,  dass  einselne  Fragen ,  die 
bbher  nicht  erörtert  waren ,  in  den  Kreis  der  statistischen  Untersuchung  gezogen  sind. 
So  begegnen  wir  einer  ganz  neuen  Abiheilung,  (III),  die  über  Besitz-  und  Zinsverhält- 
nisse handelt ,  zunächst  eine  Uebersicht  des  Wechsels  im  Besitz-  und  Lastenstande  der 
Prager  Realitäten  i.  den  J.  1879  u.  1880  giebt  und  weiterhin  die  Zinsverhältnisse  in 
Prag  zu  Galli  1879  und  1880  (I.  Zahl  der  zinsenden  Gebäude;  II.  Haussinserträge  zu 
Galli  a)  überhaupt;  b)  Zuwachs  od.  Abnahme  gegen  1878  u.  79;  lU.  Uebersicht  der 
Miethzinse  in  Prag-Altstndt  1879)  schildert.  Ferner  ist  die  frühere  HI.  Abtheilung  über 
Erwerbs-  und  Kulturverhältnisse  in  zwei  Abtheilungen  zerlegt  in  Folge  ausführlicher  Er- 
örterung der  sclion  früher  behandelten  Fragen,  wie  HinzufÜgung  neuer  Artikel.  Im 
übrigen  ist  die  Eintheilung  und  Behandlung  des  Stoffes  dieselbe  geblieben. 

Da  mit  den  Jahren,  auf  welche  das  gegenwärtige  Handbüchlein  sich  bezieht,  zugleich 
das  erste  Decennium  der  Thätigkeit  der  Prager  statistischen  Kommission  abschliesst,  hat 
man  einen  Rückblick  auf  diese  Thätigkeit  der  vorliegenden  Publikation  beigefSgt  und  in 
diesem  Rückblicke  in  gedrängter  Kürze  zusammengefasst,  was  die  Kommission  in  diesem 
1.  Abschnitte  ihrer  wissenschaftlichen  Thätigkeit  erstrebt  und  was  sie  erreicht  hat.  — 

£. 

Italien,  Frankreich  etc. 

Annuario  statistico  per  la  provincia  di  Udine.  Publicazione  dell'  aca- 
demia  udinese  di  scienze,  lettere  ed  arti.     Anno  terzo.     Udine  1881.     S^.     251  SS. 

Inchiesta  Parlamentäre  sulla  marina  mercantile  (1881 — 1882). 
vol  I.     Riassunti  dell'  inchiesU  orale  e  scritta.     Roma  1882.     4».     LV  u.  711  SS. 

Annuaire  statistique  de  la  ville  de  Paris.  (Ann^e  1880.)  Par. ,  imprim.  natio- 
nale, 1882.  gr.  in-8.     XH— 628  pag. 

Qrandjean,  J. ,  De  la  d^croissance  de  la  population  fran9aise.  Par., 
E.  Ganion,  1882.     8.     —60  c. 

Census  of  Ireland,  1881.  Parti:  Area,Hou8es,  and  Population:  also 
the  ages,  civil  or  coi\|ugal  condition,  occupations,  birthplaces,  religion,  and  education 
of  the  people.  Vol.  I:  (Province  of  Lein  st  er  No.  1:  Country  of  Car- 
lo w).     Dublin  1881.     Folio.     63  pp.    (Parliament.  Paper  by  command.) 

W a  1  f 0 r d ,  C. ,  On  the  number  of  D e a t h s  from  accident  negligence,  vio- 
lence,  and  misadventure  in  the  United  Kingdom  and  some  other  coun- 
tries.  London,  E.  Stanford,  1881.  8.  84  pp.  (Read  beforo  the  Statistical  Society,  Febr. 
15,  1881.) 

Recensement  de  la  population  de  la  principaut^  de  Bulgarie  du  1/13  janvier 
1881.  Sofia  1881.  4.  Publik  par  le  Bureau  de  statistique.)  Russischer  Text  mit 
französ.  Uebersetzung. 

Annuario  statistico  per  la  provincia  di  Udine.  Pubblicazione  dell*  Accademia 
udinese  di  scienze,  lettere  ed  arti.  Anno  lU.  Udine,  G.  Seitz,  1881.  8.  251  pp. 
c.  tav.  graf.     5  1. 

Sormani -Moretti,  L. ,  La  provincia  di  Venezia.  Monografia  statistico-eco- 
nomico  -  amm  inistrativa.  Venezia,  Antonelli,  1881.  Fol.  616  pp.  c  14  tav. 
50  1. 

Uitkomstcn  der  VI.  tienjarige  volkstelling  in  het  Koningrijk  der  Nederlan- 
den  op  den  31.  December  1879.  12  Bände,  's  Gravenbage,  van  Weelden  &  Mingelen, 
1881.  Folio.  (Niederländischer  Census  vom  31.  Dezember  1879)  Bd.  I:  General- 
bericht. Bd.  II — Xn :  Proviozialberichte  fürDrenthe,  Friesland,  Gelderland, 
Groningen,  Limburg,  Noordbrabant,  Noord  ho  llan  d,  Overyssel, 
Utrecht,  Zeeland,  Zuidholland. 
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A.    Frankreich. 

Jonrnal  des  Economistes.  F^vrier  1882:  L  ^volatioo  politiqae  da  XIX« 
»iecle,  3«  article:  Les  gouTemements  de  l'ire  de  la  petite  iDdastrie,  par  6.  de  Molinari. 

—  Ktades  %vlt  TAmerique  latine.  Les  r^publiqaes  de  l'isthme  central:  La  NouTelle-Ore- 
nade,  le  Venesuela  et  l'Ecaador,  par  A.  F.  de  Fontpertois.  —  Quatre  congris  d'onvriers, 
par  Ch.  M.  Limoasin.  —  De  la  möthode  en  economie  politiqae,  par  6.  Faaveaa.  —  La 
biore  ,  le  vin  et  les  spiritueoz  en  Angleterre.  I.  la  biire ,  par  Lenglet.  —  La  po<<sie 
ecouomiste  au  XVIII«  si^le.  Le  th^tre,  par  E.  Benaadin.  —  Sodalisme  d'  je[<tat.  D^ret 
et  arret^  d'organisation  de  Tenseignement  secondaire  des  jeanes  filles.  —  La  crise  des 
bonrses  de  Paris  et  de  Lyon.  L*Union  g^n^rale.  L'empmnt  de  la  Compagnie  des  agents 
de  change.  —  Les  marches  k  terme  et  la  Chambre  de  commerce  de  Paris.  —  La  cote 
officielle  de  la  bonrse.  —  La  Convention  franco-belge  sar  la  propri^t^  litt^raire.  —  Un 
nouveaa  programme  socialiste  et  libre  pensear.  —  Soci^t^  d'öconomie  politiqae.  R^anion 
du  6  fi&vrier  1882.  Discussion:  la  crise  de  la  boorse  (caases  et  rem^des.)  —  Comptes 
rendus  par  J.  Simon  et  Coarcelle-Seneuil  snr  les  pablications :  „L*Irlande ,  le  Canada  et 
Jersey ,  par  G.  de  Molinari*^  et  ,,sul  riordinamento  delle  banche  in  Italia,  et«,  del  prof. 
G.  Boccardo/*  —  Chronique  economiqae.  —  etc. 

B.     England. 

British  Qnarterly  Review.  No.  CXLIX,  for  Janaary  1882:  Literary 
Clubs  of  Paris.  —  A  skotch  of  individual  development ,  by  6.  Mac  Donald.  —  Tbe 
Culdees,  and  their  later  history,  by  Prof.  Witherow.  —  Tbe  indastrial  resources  of  Ire- 
land,  by  F.  R.  Conder.  —  Richard  Cobden,  by  W.  Clarke.  —  etc. 

ContemporaryReview,  the.  February  1882:  Agricaltaral  Depression,  by 
the  Duke  of  Argyll.  —  The  fanctions  of  Wealth,    by  W.  H.  Mallock.  —  Free  Thonght 

—  french  and  english,  by  W.  S.  Lilly.  —  How  Money  does  it«  work,  by  Bonamy  Price. 

—  The  Art  of  Watts,  by  H.  Quilter.  —  The  Crisis  in  Serbia,  by  O.  K.  —  Municipal 
Gdvemment  of  London,  by  the  Chamberlain  of  London.  —  The  rise  of  the  Middle  Class, 
by  M.  G.  Mulhall.  —  Has  science  yet  foand  a  new  basis  for  Morality?  by  Goldw. 
Smith.  — 

Dublin  Review,  the.  Janaary  1882:  The  Mission  of  the  Zambesi.  —  Eng- 
li.«ih  Men  of  letters  ,  by  J.  Ch.  Earic.  —  The  condition  of  the  Catholics  of  Ireland  a 
hundred  years  ago,  by  the  Bishop  of  Ossory.  —    The  Land  League   and   the  Land  Act. 

—  etc. 

Edinburgh  Review,  the.  No.  317,  Janaary  1882:  Taine's  conquest  of 
the  Jacobins.  —  The  life  of  Mr.  Cobden.  —  Electro-motive  Power.  —   Irish  discontent. 

—  Parliamentary  Procedure.  — Du  Chailla*s  Land  of  the  miduight  san.  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Actuaries  and  Assurance  Magazine. 
No.  CXXIV,  October  1881:  On  the  valuation  in  Bankruptcy  proceedings  of  an 
annuity  determinable  on  Death  or  Marriage.  —  Does  Life-Insurance  insore  ?  (from  „Har- 
per's  monthly  Magaziners  Janaary  1881.)  —  Life- Assurance  does  assure.  (Abridget  from 
„Harper's  monthly  Magaz.*%  April  1881.)  —  etc. 

Journal  of  the  Statistical  Society.  Vol.  XLIV  part  3 — 4,  Septem- 
ber andDecember  1881.  September:  Report  of  the  Council  to  the  47t)>  an- 
niversary  Meeting  of  the  Statistical  Society.  —  On  the  number  of  Deaths  from  Accident, 
Negligence,  Violence,  and  Misadventure  in  the  United  Kingdom  and  some  other  countries, 
by  C.  Walford,  with  discussion  on  Walford's  paper.  —  The  English  stations  in  the  Hill 
Regions  of  India :  their  value  and  importance,  with  some  statistics  of  their  producta  and 
trade,  by  H.  Clarke,  with  discussion  on  bis  paper.  —  International  Statistics  of  Merchant 
Shipping.  —  The  Territorial  Acquisitions  of  Rnssia  during  the  reign  of  Alexander  II.  — 
Turkish  ofßcial  Statistics.  —  Bankruptcy  Statistics.  —  Censns  of  the  Congregations  of 
the  City  Churches  and  Chapels,  on  Sunday,  the  1.  May,  1881.  —  Statistics  of  the  News- 
paper  and  Periodical  Press  for  1881.  —  Summary  of  the  Censns  of  all  India,  1881.  — 
etc.  December:  The  British  Land  Question.  (Opening  address  of  the  President  of 
the  Statistical  Society   (Jam.  Caird)  delivered  15.  Nov.  1881,    with  proceedings   on   this 
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paper.  —  Economic  Science  and  Statistics.  (Address  of  the  President  of  Section  F  of 
the  British  Association  (Grant  Dafl)  at  the  51.  Meeting,  held  at  York,  in  August,  1881. 

—  Statistical  obserTations  on  the  growth  of  the  Human  Body  (Males)  in  Height  and 
Weiglit,  from  18  to  SO  years  of  age,  as  illustrated  by  the  records  of  the  Borougb  Gaol 
of  Liverpool,  by  J.  T.  Danson.  —  The  Industrial  Resources  of  Ireland ,  by  6.  Ph.  Be- 
van,  with  discussion  on  this  paper.  —  The  Agricultnral  retnms  for  1881.  —  Opium  in 
China:  how  many  smokers  does  the  Foreign  Drug  Supply?  —  Statistics  of  Failnres  in 
the  United  Kingdom  during  the  years  1880  and  1881.  —  etc. 

Macmillan's  Magazine,  No.  268,  February  1888:  The  French  De- 
tection  Police,  by  Laing  Meason.  —  Emigration  for  Women,  by  Adel.  Ross.  —  The  In- 
dustries of  the  United  States  in  relation  to  the  Tariff,  by  Lyon  Playfair.  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  No.  60,  February  188S:  The  cl6ture  and  the 
Tories,  by  Lord  Sherbrooke.  —  The  revision  of  the  French  Constitution,  by  J.  Reinach. 

—  Breakers  ahead,  by  F.  B.  Thurber  (Member  of  the  New  York  Chamber  of  Commerce.) 

—  Political  Opportunism ,  by  the  Marquis  of  Blandford.  —  Opium  and  Englands  Duty, 
by  Storrs  Turner.  ^  The  conflict  in  Germany,  by  Karl  Blind.  —  The  Grievances  of  the 
Farmers,    by    J.    W.    Barclay.    -^    The   proposed    Channel  Tunnel,    by  Lord  Dunsany. 

—  etc. 

C     O  es  ter  reich. 

Statistische  Monatschrift.  Hrsg.  von  der  k.  k.  Direktion  der  ad- 
ministr.  Statistik.  1888.  Februarheft:  Oesterreichs  Sparkassen  im  Jahre 
1880,  von  H.  Khrenberger.  —  Aus  den  Sitzungen  der  k.  k.  statistischen  Central -Kom- 
mission. —  Ausländer  in  Oesterreich.  —  Häusliche  Nutzthiere  in  Oesterreich,  von  Schim- 
mer. —  Gustav  Nachtigal's  Populationsschätsungen  in  den  Tside-Seeländem ,  von  Pan- 
litsfhke.  —  etc. 

Ungarische  Revue.  Hrsg.  v.  P.  Hunfalvy.  1888.  Heft  1  u.  8.  Ja- 
nuar und  Februar:  Die  Entstehung  Kroatiens,  von  Fr.  Pesty  in  10  Abschn.  —  Der 
allgem.  deutsche  Schulveroin  und  Ungarn,  von  A.  Nemönyi.  —  Zur  ungarischen  Schul- 
statistik. —  Die  Ungar.  Akademie  der  Wissenschaften  im  Jahre  1881.  —  Die  Universität 
Budapest  im  Studienjahre  lt80;81.  —  Ungarns  Nationalitäten  auf  Grund  der  Volkszäh- 
lung dos  Jahres  1880,  von  K.  Keleti.  —  Sitzungsberichte  der  Ungar.  Akademie  der 
Wissensch.  —  etc. 

D.     Rassland. 

Russische  Revue.  Monatsschrift  ffir  die  Kunde  Russlands,  hrsg. 
V.  C.  Rottger.  X.  Jahrg.  1881.  Heft  18:  Zur  Geschichte  und  Statistik  der 
landwirthschaftlichen  Ausstellungen  in  Russland,  von  A.  Blau.  —  Die  Industrie  Russ- 
lands 1879.  von  Fr.  Matthaei.  (Fortsetzung.)  —  Die  Fabrikation  landwirthschaftlicher 
Maschinen  in  Russland.  —  Ueber  die  AusfQJurang  des  Reichsbudgets  vom  Jahre  1880. 
Nach  dem  Bericht  des  Reichskontrolleurs.  —  etc. 

F.     Dänemark. 

Nationalekonomisk  Tidsskrift,  ndgivet  af  W.  Scharling  og  A.  Pe- 
tersen-Studnitz.     1888.     1«^  og  8^  Hefte:  Steaerreformen,  von  W.  Scharling. 

—  K<>sprcchuug  der  Brandes'schen  Schrift:  „Ferdinand  Lassalle",  von  A.  Thorsee.  — 
Die  volkswirthschaftliche  Gesetzgebung  im  deutschen  Reich  für  die  Jahre  1871  — 1881. 
I.  Artikel ,  von  A.  Petersen-Stndnitz.  —  Verhandlungen  der  volkswirthsch.  Gesellschaft 
vom  84.  Jan.  1888 :  Vortrag  des  Oberrichters  Rosenstand  fiber  verwickelte  westindische 
Verhältnisse.  —  Waarenumsatz  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  dem  Autlande. 
Bericht  ans  Washington.  —  etc. 

G.    Belgien  nnd  Holland. 

Economist,  de.  Tijdschrift  voor  Staathnishondknnde,  onder 
redactie  van  J.  L.  de  Brnyn  Kops.  XXXLJaarg.  (1888).  Jannari  en 
Febrnari:  Etwas  üb.  Bmtterlabrikation ,  nach  dem  ,,Swartz^*sc]ien  Verlahren.  von  N. 
H.  MAIIer.  —  IntematioMÜe  Leneblthärme ,  von  J.  8.  O.  Gramberg.  —  Der  Lampen- 
kandel  in  seiner  Bnwirknng  anf  die  ansteckenden  Krankkeilen,  von  Rsyech.  —  Die  ncne 
Wvttechnftapolitik  in  DeniacUnnd.  ^  Die  FreihandeheinricirtM^  nnd  der  KatioMiwoU- 
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stand.  —  Die  öffentl.  WohlfahrtseinrichtuDgen  in  England  unter  StaatsbeihUfe.  -—  Die 
Eisenbahnen  in  Ost -(Europa,)  von   A.  Jansen.    —  Einführung    des  Trunksuchtsgesetses. 

—  Direkte  Gemeiudeabgaben.  —  Die  Schutssolleinrichtung  in  den  Vereinigten  Staaten 
▼on  Amerika.  —  Die  internationale  M flnskonferenz  zu  Paris.  —  Ueber  Volksunterricht  in 
den  Niederlanden,  von  A.  Mayer.  —  Handelsfibersichten  ffir  1881,  betr.  Zucker-,  Tabak-, 
Leinwand-,  Kaffee-  und  Theebandel.    —   Der  niederliod.  Staatshaushalts  -  Etat  fBr  1881. 

—  Die  Kaffeekultnr  auf  Java.  ~  Diflerentialreehte  des  Freihandels  ?  Bede  von  Hr.  MfiUer 
in  der  I.  Kammer  der  niederlind.  Legislative.  —  etc. 

Revue  de  droit  international  et  de  l^gislation  comparöe.  Bruxel- 
1  e  s.)  T  o  m  e  I V.  1  8  8  S.  N  o.  1 :  Les  origines  de  Timp^alisme ,  par  Broeher  de  la 
Fl^ch^e.  —  Les  phases  du  droit  p^nal,  par  A.  Rolin.  Etüde  sur  le  contrat  d'affrite- 
ment  Principes  fondamentaux  d'une  loi  uniforme  internationale,  par  W.  L.  P.  A.  Molen- 
graaff.  I«*  article.  —  Bevue  de  la  jurisprudence  fran9.  en  matiire  de  droit  Internat, 
par  L.  Renault.  —  Chronique  des  (aits  internationaux.  —  etc. 

H.     Schweiz. 

Zeitschrift  fUr  schweizerische  Statistik.  XVL  Jahrg.  1881.  8. 
Quartalsheft:  Uebersioht  über  den  gesetzlichen  und  thatsächlichen  Bestand  des  Fort- 
bildungsschnlwesens  in  der  Schweiz.  —  Die  Emissionsbanken  der  Schweiz,  von  J.  Schmid. 

—  Die  Hauptresultate  der  Bewegung   der  Bevölkerung  in    der  Schweiz   im  Jahre  1880. 

—  Wichtigste  Angaben  aus  der  schweizerischen  Eisenbahnstatistik  für  die  Jahre  1871 — 
80.  —  Die  Käseiabrikation  in  der  Schweiz.  — 
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Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen.  Hrsg.  von  F.  C.  Glaser. 
No.  110  —  112,  15.  Januar  bis  15.  Februar  188S:  Projekt  einer  Wasserver- 
sorgung des  oberschles.  Industriebezirks,  von  Salbach.  (Schluss).  —  Verzeichniss  höherer 
maschinentechnischer  Beamten,  von  Schrey.  —  Ueber  Omnibuszüge,  von  v.  Borries. 
(Aus  den  Verhandlungen  des  Vereins  deutscher  Maschineningenieure.)  Snbmissionsbedin- 
gungen  für  Eisenbahnmaterial ,  von  Wedding.  (Ans  den  Verhandlungen  des  Vereins  für 
Eisenbahnkunde.)  —  Ueber  die  Ausbildung  der  angehenden  Maschinentechniker,  von  Lü- 
ders. —  Bergwerksindustrie  in  Griechenland  und  dem  türkischen  Reiche,  von  Gurlt  — 
Unfallversicherung.     Korrespondenz  von  Brettmann.  —  etc. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  18  8  3.  No.  8  und  3:  Gesetzent- 
wurf wegen  Einführung  von  Postsparkassen  in  Oesterreich.  —  Das  Postwesen  auf  Grön- 
land. —  Der  internationale  Elektriker  •  Kongress  zu  Paris.  —  Die  Verkehrsstrassen  des 
Harzgebirges.  —  Die  Beziehungen  der  französ.  Post-  und  Telegraphenverwaltnng  zu  den 
Secnnd&rbahnei)  und  Strassenbahnen.  Norwegens  Telegraphenwesen  im  Jahre  1880.  — 
Die  Reisen  des  Kaisers  Hadrian  (mit  Karte.)  —  etc. 

Monatshefte  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  für  1881.  De- 
cember-Heft:  Die  Eheschliessungeu ,  Geburten  und  Sterbef&Ue  im  deutschen  Reiche 
im  Jahre  1880  nebst  Berichtigungen.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waaren  im  Gross- 
handel für  1881.  (Mit  1  graphischen  Tafel.)  —  Besteuerung  des  Tabaks,  Ein-  und  Aus- 
fuhr von  Tabak  und  Tabakfabrikaten,  sowie  Ertrag  der  Tabakabgaben  im  deutschen  Zoll- 
gebiet während  des  Erntejahres  1880 — 81.  —  Vorlftufige  Uebersicht  über  die  Ergebnisse 
der  Rübenzucker-Fabrikation  in  dem  Betrieb^ahre  1881—82  (1.  August  bis  31.  Juli  1882). 
—  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Waarenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  Dezem- 
ber 1881  und  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis  Ende  Dezember  1881.  —  etc. 

Rund  schau  der  Versicherungen,  begr.  vonMasius,  herausg.  von 
H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXII.  Lief.  1  —  3,  1.  Januar  —  1.  Februar 
188  2:  Versuch  zur  Aufstellung  von  Sterblichkeits-  und  Invalidit&tstafeln  für  preussische 
Bergleute,  ven  A.  Morgenbesser.  —  Zustand  und  Fortschritte  der  deutschen  Lebensver- 
sicherungsanstalten. —  Ueber  den  Werth  der  Vorschätzung  und  der  sogenannten  Sehä- 
tzungsklausel  in  der  Feuerversicherung,  von  R.  Thiele.  —  Zum  Brande  des  Ringtheaters 
in  Wien,  von  F.  C.  Lukas.  —  etc. 

Unsere  Zeit.     Deutsche  Revue  der  Gegenwart.     Hrsir.  v.  R.  v.  Gott- 
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schall.  Jahrg.  1881,  Heft  11  —  12  and  Jahrg.  1882,  Heft  1—8:  Der 
Selbstmord  and  die  moderne  Civilisation ,  von  H.  ▼.  Scheel.  —  Die  Oesetse  der  Knltnr, 
von  O.  Henne-Am  Rhyn.  —  Gemeinsames  Maass  und  Gewicht.  —  Reformen  im  Verkehrs- 
wesen. Die  Elektricit&t  in  der  Technik,  von  Fr.  J.  Pisko.  S.  Artikel.  —  Zur  Philoso- 
phie  der  Geschichte,  von  Mor.  Brasch.  1.  Artikel.  —  Fabrikation,  Hansindostrie  und 
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V. 

Der  Cobdenclnb  und  die  deutsche  Waarenansfnhr« 

Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der  internationalen  Arbeitstheilung. 

Von 

Dr.  Erwin  ITaBse. 

Seit  dem  Umschwünge  in  der  Handelspolitik  der  deutschen  Reichs- 
regierung wiederholen  sich  von  Zeit  zu  Zeit  in  manchen  öffentlichen 
Blättern  Anklagen  gegen  den  Cobdenclub  und  seine  Agitationen.  Eine 
ausführliche  Begründung  und  Zusammenfassung  haben  diese  Anfeindun- 
gen erhalten  in  einer  anonymen  Brochüre  ^der  Cobdenclnb^  betitelt, 
welche  als  Motto  das  Wort  Cobdens  trägt:  our  sole  aim  is  the  just 
interests  of  England,  regardless  to  the  objects  of  other  nations.  Sie 
enthält  zunächst  einige  aus  den  Jahresberichten  des  Clubs  geschöpfte 
Nachrichten  über  seine  Organisation,  Ziele  und  Thätigkeit  Da  auch 
die  ängstlichsten  Gemüther  aus  diesen  Berichten  wohl  kaum  eine 
grosse  Furcht  vor  dem  Verein  und  seiner  Thätigkeit  in  Deutschland 
ge¥rinnen  möchten  und  da  die  bescheidenen  Mittel  des  Vereins  und 
die  Art  ihrer  Verwendung  den  Gedanken  an  eine  Bestechung  der 
deutschen  Presse  oder  an  eine  Besoldung  deutscher  Schriftsteller  gänz- 
lich ausschliessen ,  so  wird  angedeutet,  dass  in  den  Jahresberichten 
Manches  verschwiegen  werde.  Insbesondere  wird  z.  B.  behauptet,  es 
seien  Gründe  vorhanden  anzunehmen,  dass  für  die  Zwecke  des  Clubs 
ausser  dem  „sehr  massigen  officiellen  Budget"  von  mehr  als  einer 
Seite  erhebliche  Fonds  flüssig  würden,  besonders  jetzt  wo  zwölf  Mit- 
glieder desselben  im  Cabinette  sässen.  Aber  auch  nicht  ein  einziger 
der  vorhandenen  Gründe  für  diese  Behauptung,  der  Club  habe  ge- 
heime Einnahmen  und  Ausgaben,  wird  mitgetheilt  Weiter  erklärt 
der  Verf.,  aus  den  Jahresberichten  des  Vereins  gebe  hervor,  dass  seine 
Hauptbestimmung  sei,  der  Mittelpunkt  einer  dauernden,  energischen, 
auf  andere  Länder  gerichteten  Agitation  zu  sein.    Zweck  dieser 
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Agitation  aber  sei  die  Verbreitung  der  Principien,  mit  denen  der 
Name  Cobden  verknüpft  sei.  Den  grössten  Theil  der  Schrift  bildoi 
deshalb  Angriffe  auf  Cobden,  die  in  der  Hauptsache  darauf  hinaus- 
laufen, dass  Cobden  seine  Freihandelsagitation  nur  im  Interesse  der 
englischen  Grossindustrie  betrieben  habe.  Es  sei  von  ihm  selbst 
deutlich  ausgesprochen  worden,  dass  von  jedem  internationalen  Handel 
England  den  grössten  Vortheil  habe.  Die  englischen  Fabrikate  seien 
denen  anderer  Länder  weit  voraus.  England  müsse  darauf  ausgehen, 
diejenigen  Artikel,  welche  in  den  grössten  Massen  von  den  Bewohnern 
der  Erde  gebraucht  werden,  billiger  als  irgend  ein  anderes  Land  zu 
produciren.  Die  Arbeit  sei  jetzt  schon  in  England  billiger  als  an- 
derswo, sie  müsse  noch  billiger  gemacht  werden  dadurch,  dass  das 
Korn  von  dem  Punkte  der  Erde  eingeführt  werde,  wo  es  am  wohl- 
feilsten beschafft  werden  könne.  Dadurch  würden  überdies  in  den 
Getreide  producirenden  Ländern  die  Arbeiter  von  einer  mit  der  eng- 
lischen concurrirenden  Produktion  abgezogen.  Die  Vorstellungen  non, 
welche  diesem  egoistischen  Zweck  dienlich  sein  können,  habe  Cobden 
Principien  genannt  und  das  seien  die  Principien,  welche  der  Gobden- 
dub  verbreite.  Natürlicher  Weise  sei  eine  solche  Propaganda  gegen 
das  Interesse  anderer  Staaten  gerichtet.  Trotzdem  aber,  dass  nach 
der  Ansicht  des  Ver&ssers  die  Freihandelspolitik  nor  im  sdbstsficb- 
tigen  Interesse  der  englischen  Grossindustrie  erfunden  worden  ist, 
und  nur  in  diesem  Interesse  jetzt  vom  Cobdenclub  empfohlen  wird, 
soll  dieselbe  doch  das  Wohl  Englands  gefährden.  Der  Verl  sldlt 
einige  Zahlen  zusammen,  welche  den  Rückgang  des  enj^isdien  Ex- 
ports in  Folge  des  Freihandels  beweisen  sollen  und  constatirt  mit 
sichtbarer  Bdriedigung,  dass  der  Zweifel  an  der  Politik  Cobdens 
auch  in  England  um  sich  greife. 

Was  kann  nun,  fragt  der  Verf^  die  auswärtigen  Ehrenmitglieder 
bewogen  haben,  einem  solchen  Verein  beizutreten?  Manche,  meint 
er,  dürften  sich  gar  nichts  bei  der  Sache  denken,  wie  z.  B.  Olivier 
mit  dem  leichten  Herzen,  Manche  sich  nur  geehrt  ffthlen  dorch  das 
Diplom  der  Mitgliedschaft  einer  englischen  Gesellschaft,  der  so  be> 
rühmte  Namen  angehören.  Einige  mögen  in  der  VorsteOong  befangen 
sein,  dass  Alles  was  aus  dem  liberalen  England  komme  Rasinnessor, 
wie  pariamentarische  Institutionen  das  Beste  sein  müsse,  was  es  in 
der  Welt  gdie,  Andere  mögen  sich  in  die  Doktrin  des  laissez  füre 
verrannt  baboi,  der  Anstrengung  des  Prüfens  nnd  ürthdlens  auswei- 
chen und  absiditUch  Scheoklappen  tragen.  Noch  Andern  wird  es  am 
4ie  Gewinnong  einer  Unterstatzung  für  bestimmte  üntenidmiangeB 
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za  thon  sein.  Manche  mögen  sich  bei  einer  künftigen  Ministercom- 
bination  eine  Stelle  sichern  wollen  u.  s.  w.  Nachdem  der  Verf.  so 
über  die  Motive  der  Ehrenmitglieder  abgeurtheilt  und  sie  als  Männer 
charakterisirt  hat,  die  aus  Dummheit,  Eitelkeit,  oder  selbstsüchtigen 
Absichten  ausländischem  Interesse  dienen,  schreitet  er  zum  Schluss 
zu  namentlicher  Aufführung  der  VerurtheUten.  Es  sind  in  Deutsch- 
land nach  der  Reihenfolge  der  Aufnahme:  Schulze -Delitzsch,  Georg 
von  Bunsen,  Hermann  Wilke  (London),  Frh.  Fr.  von  Behr-Schmoldow, 
Karl  Braun,  Otto  Michaelis,  Erwin  Nasse,  Frh.  von  Stauflfenberg, 
Delbrück,  Bickert,  von  Keudell  (Rom),  Albert  Gröning,  Karl  Blind 
(London),  Leo  von  Romberg.  Ein  Diplomat  habe  beim  Anblick  dieser 
Liste  gesagt:  Mois  c'est  un  minist^re  Gladstone  tont  pr6t  Dass  man 
aus  diesen  sehr  verschiedenen  Partheien  angehörigen  und  zum  Theil 
den  öflfentlichen  Geschäften  fem  stehenden  Männern  ein  Ministerium 
bilden  könnte,  wird  der  Verf.  wohl  kaum  behaupten  wollen,  vielleicht 
will  er  nur  in  rhetorischer  Steigerung  mit  dem  höchsten  Vorwurf 
schliessen,  der  einem  deutschen  Politiker  seiner  Ansicht  nach  gemacht 
werden  kann. 

Nur  ungern  unterziehe  ich  mich  der  Abwehr  anonymer  Angriffe 
dieser  Art.  Aber  im  öffentlichen  Leben  giebt  es  kaum  eine  gehässi- 
gere und  doch  in  Zeiten  nationaler  Erregung  wirksamere  Art  dem 
Gegner  bürgerliche  Ehre  und  politischen  Einfluss  zu  rauben,  als  in- 
dem man  ihn  verdächtigt  aus  niederen  Beweggründen  mehr  dem  In- 
teresse des  Auslandes,  als  dem  Wohle  des  eigenen  Landes  zu  dienen. 
Diese  Art  der  Polemik  gegen  die  Männer,  welche  ausser  Stande  waren 
der  raschen  Wandlung  in  der  deutschen  Handelspolitik  zustimmend 
zu  folgen,  verdient  m.  Er.  einmal  in  ihrer  ganzen  Verwerflichkeit  dem 
gebildeten  Theile  unserer  Nation  dargelegt  zu  werden. 

Ich  werde  versuchen  zunächst  die  Angriffe  gegen  die  Person  und 
die  Bestrebungen  Cobdens,  zurückzuweisen,  durch  welche  der  Verf. 
offenbar  darthun  will,  dass  es  eines  Deutschen  nicht  würdig  sei  einem 
Verein  anzugehören,  der  den  Namen  Cobdens  trägt.  Ich  werde  so- 
dann zeigen,  wo  das  eigentliche  Feld  der  Thätigkeit  des  Cobdenclubs 
gewesen  ist  und  endlich  ausführen,  wie  die  Ziele  des  Cobdenclubs 
und  Deutschlands  Interessen  in  voller  Uebereinstimmung  sich  befinden. 
Den  letztem  Theil  halte  ich  für  den  hauptsächlichsten  Theil  meiner 
Aufgabe.  Gegenüber  der  Verblendung  derer,  die  jeden  Rückschritt, 
den  die  Sache  des  freien  Handels  in  fremden  Ländem  macht  und 
somit  jeden  Schlag,  den  die  deutsche  Exportindustrie  dadurch  erleidet, 
mit  Freuden  begrüssen,  möchte  ich  darthun,  wie  kein  Land  mehr 
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Ursache  hat  die  Verbreitung  der  handelspolitischen  Ideen,  mit  denen 
der  Name  Gobden  verknüpft  ist  und  die  Ausdehnung  liberaler  Han- 
delspolitik in  der  Welt  zu  wünschen  und  nach  Kräften  zu  fördern, 
als  unser  deutsches  Vaterland.  Insbesondere  werde  ich  nachzuweisen 
versuchen,  welch'  eine  für  beide  Theile  fruchtbare  Arbeitstheilong  sich 
zwischen  England  und  Deutschland  entwickelt  hat  und  wie  England 
in  Folge  seiner  liberalen  Handelsgesetzgebung,  für  deren  Erhaltung 
der  Cobdenclub  eintritt,  der  vorzüglichste  Abnehmer  unserer  indu- 
striellen Erzeugnisse  geworden  ist.  Man  hat  neuerdings  sehr  h&ufig 
behauptet:  die  internationale  Arbeitstheilung  sei  nur  zwischen  Ländern 
von  verschiedenem  Klima  und  ungleicher  Bodenbeschaffenheit,  oder 
sehr  verschiedener  Culturentwicklung  einer  bedeutenden  und  für  beide 
Theile  nützlichen  Entwicklung  fähig,  man  hat  übersehn,  welch'  eine 
grosse  Arbeitstheilung  zwischen  hochentwickelten  Culturstaaten  be- 
steht, die  unter  gleichartigem  Klima  und  mit  ähnlichen  mineralischen 
Schätzen  ausgestattet  den  industriellen  Vorrang  in  der  Welt  sich 
streitig  machen. 

In  diesem  Inhalt  meiner  Replik  sehe  ich  die  Berechtigung  mit 
derselben  in  einer  wissenschaftlichen  Zeitschrift  zu  erscheinen. 


Ohne  Zweifel  differiren  die  Grundanschauungen  Cobdens  von  dem 
Staate  und  seinen  Aufgaben,  sowie  von  dem  Verhältniss  der  Wirth- 
schaft  zu  den  anderen  Seiten  des  Volkslebens  nicht  wenig  von  der 
unter  den  Gebildeten  in  Deutschland  verbreiteten  Auffassang  dieser 
Verhältnisse.  Gobden  war  ein  Individualist  durch  und  durch.  Er 
übersah  manche  Nachtheile,  die  aus  möglichst  unbeschränkter  Freiheit 
des  Individuums  für  die  harmonische  Entwicklung  des  Ganzen  har- 
vorgehen  können.  In  dieser  Beziehung  aber  steht  er  vielen  der  her^ 
vorragendsten  Denker  und  Staatsmänner  Deutschlands  nahe.  Was 
ihn  viel  mehr  von  uns  trennt,  das  ist  seine  Uebertragung  privatwirth- 
schaftlicher,  ich  möchte  fast  sagen,  commerdeller  Erfahrungen  und 
Anschauungen  auf  Lebensverhältnisse,  für  welche  dieselben  nicht 
passen.  Er  war  gewohnt  die  Beziehungen  der  Menschen  unter  ein- 
ander vom  Standpunkt  der  Nachfrage  und  des  Angebots  zu  betrach- 
ten und  auch  die  Staatsgewalt  erschien  ihm  nicht  viel  anders  als  ein 
grosses  Handelsmonopol.  Nicht  als  ob  er  materialistischen  Grund- 
sätzen gehuldigt  hätte.  Die  Verbreitung  von  Volksbildung  lag  ihm 
kaum  weniger  am  Herzen,  als  die  Förderung  der  Handelsfreiheit  In 
wirtiiBchaftlicher  Arbeit  aber  sah  er  den  mächtigsten  Sporn  zur  Sitt- 
licbkeit  und  Raubte  den  sittlichen  Fortschritt  als  Folge  des  wirtb- 
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schaftlichen  mit  Sicherheit  erwarten  zu  könneD.  So  meinte  er  der 
wahren  Humanität  zu  dienen,  indem  er  gewerbliches  Gedeihen  und 
Wohlstand  als  vornehmste  Ziele  der  nationalen  Entwicklung  her- 
stellte. 

Nichts  aber  kann  verkehrter  sein  als  die  Auffassung  des  Ver- 
fassers jener  anonymen  Flugschrift,  welcher  Cobden  als  einen  von 
masslosem  nationalem  Egoismus  erfüllten  Mann  schildert,  der  zum 
Besten  der  englischen  Grossindustrie  den  Ruin  aller  Gewerbthätigkeit 
in  fremden  Landen  bezweckte.  L'homme  international  hat  ihn  einmal 
der  französische  Minister  Drouyn  de  Lhuis  genannt,  um  damit  auszu- 
drücken, wovon  auch  sonst  reiches  Zeugniss  vorliegt,  dass  C.  in  un- 
gewöhnlicher Weise  von  nationalen  Vorurtheilen  und  von  engherziger 
nationaler  Selbstsucht  frei  war.  Er  war  von  dem  Glauben  durchdrun- 
gen, dass  die  Interessen  verschiedener  Völker  im  Grunde  sich  nicht 
widerstreiten,  sondern  übereinstimmen.  Diese  Ueberzeugung  hat  ihn 
zu  seiner  unseres  Erachtens  oft  sehr  kurzsichtigen  Friedenspolitik 
verleitet,  aber  vor  einem  Streben  auf  fremdem  Ruin  die  Wohlfahrt 
des  eigenen  Volks  aufzubauen  gründlich  bewahrt.  Recht  deutlich  trat 
das  hervor  während  des  amerikanischen  Bürgerkriegs.  Cobden  hatte 
unzählige  Male  darauf  hingewiesen,  dass  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  und  nicht  einer  der  europäischen  Staaten  der  ge&hrlichste 
Nebenbuhler  der  industriellen  und  commerdellen  Grösse  Englands 
sei.  Nun  bot  sich  nach  der  Secession  der  Südstaaten  die  Gelegenheit 
durch  ihre  Unterstützung  ein  weites  Freihandelsgebiet  dem  Schutz- 
zollsystem des  Nordens  zu  entreissen  und  die  industrielle  Entwicklung 
der  nördlichen  Staaten  zu  hemmen.  Aber  nach  kurzem,  bei  einem, 
jedem  staatlichen  Zwange  abgeneigten  Individualisten  sehr  erklärlichem 
Schwanken  hat  Cobden  sich  entschieden  auf  Seiten  der  Gegner  einer 
solchen  Politik  gestellt.  Die  anonyme  Brochüre  behauptet,  nur  des- 
halb sei  Cobden  ein  Freund  der  Nordstaaten  in  jenem  Kampfe  gewesen, 
weil  freie  Arbeit  billiger  sei  als  Sklavenarbeit  Nun  wenn  freie  Arbeit 
billiger  ist,  als  Sklavenarbeit  und  wenn  Cobden  nur  auf  den  wirth- 
schaftlichen  Verfall  fremder  Länder  speculirte,  so  musste  er  ja  gerade 
die  Beseitigung  der  Sklaverei  in  den  Vereinigten  Staaten  bekämpfen 
um  die  wirthschaftliche  Entwicklung  Amerikas  zu  hindern.  In  der 
That  lag  ihm  aber  Nichts  ferner  als  eine  solche  Berechnung.  Unser 
Anonymus  führt  als  Beweis  für  seine  Auffassung  noch  an,  dass  Cobden 
bei  seiner  populären  Freihandelsagitation  immer  ausschliesslich  die 
Yortheile  seines  eigenen  Landes  hervorgehoben  und  betheuert  habe, 
nur  die  Blüthe  der  englischen  Industrie  im  Auge  zu  haben.    Aber 


414  ^^   Er  will  Nasse, 

wie  konnte  Cobden  anders  handeln!  Jedes  Volk  wird  in  seiner  Zoll- 
gesetzgebung nur  durch  sein  eigenes  Interesse  sich  bestimmen  lassen 
und  den  Redner  möchte  ich  sehn,  der  im  Deutschen  Reichstag  bei 
Tarififragen  den  Yortheil  anführte,  den  fremde  Völker  daraus  ziehn 
würden.  Ganz  besonders  aber  haben  die  dem  Freihandel  sich  zunei- 
genden Politiker,  wenn  sie  auch  nicht  überall  angeklagt  werden  in 
fremdem  Solde  zu  stehn,  doch  in  allen  Ländern  sich  gegen  die  Be- 
schuldigung eines  regen  Cosmopolitismus  zu  verantworten.  Da  sie 
diesen  Verdacht  mit  gutem  Gewissen  zurückweisen  können,  so  ist  es 
ihre  Pflicht  die  Zurückweisung  nicht  zu  unterlassen.  Das  Wort  Gob- 
dens,  welches  das  anonyme  Pamphlet  als  Motto  trägt,  war  daher 
durchaus  berechtigt  und  kann  kein  Befremden  erregen.  GobdeD  hat 
denn  auch  den  Vertretern  des  Freihandels  in  anderen  Ländern  den 
Bath  gegeben  ebenso,  wie  er  selbst  zu  handeln  und  nur  aus  dem 
eigenen  nationalen  Interesse  heraus  handelspolitische  Massregeln  zu 
befürworten. 

Ich  stehe  aber  auch  nicht  an  zu  behaupten,  Cobden  war  nicht 
nur  in  seltenem  Masse  frei  von  nationaler  Engherzigkeit,  sondern 
auch  in  seinem  ganzen  Streben  von  reiner,  edler  Gesinnung  getragen 
und  für  ideale  Ziele  begeistert  Viele,  die  in  Deutschland  jetzt  hoch- 
müthig  herabsehn  auf  die  „egoistische  und  materialistische  Manchester- 
schule^^  kommen  ihm  nicht  gleich  in  Hingabe  an  die  höchsten  Lebens- 
zwecke. Dass  Gerechtigkeit  und  Friede  unter  den  Menschen  walte, 
das  war  das  Ziel,  welches  er  in  seineu  unermüdlichen  Bestrebungen 
für  Freiheit  des  Handels,  Verbreitung  des  Volksunterrichts,  Friede 
zwischen  den  Völkern  immer  vor  Augen  hatte.  Und  wenn  wir  nicht 
alle  die  Wege  mit  ihm  gehn  können,  von  denen  er  glaubte,  dass  sie 
zu  diesem  Ziele  führen,  die  Anerkennung  sind  wir  ihm  schuldig,  dass 
es  nicht  niedrige  und  engherzige  Zwecke  waren,  welche  er  verfolgte. 
Darüber  wird  nicht  leicht  jemand  der  unbefangener  Weise  seine  öflfent- 
liche  Wirksamkeit  verfolgt  und  seine  privaten  Correspondenzen ,  wie 
sie  zum  Theil  in  seiner  Biographie,  zum  Theil  durch  Frau  Salis 
Schwabe  vor  Kurzem  veröffentlicht  sind,  im  Zweifel  sein  können^). 

Seinen  aufrichtigen  und  unermüdlichen  Bestrebungen  hat  denn 
auch  auf  dem  Gebiete,  das  für  uns  hier  allein  in  Betracht  kommt, 
das  Gelingen  nicht  gefehlt 

Mit  dem  Falle  der  Getreidezölle  beginnt  für  die  wirthschaftliche 

1)  The  Life  of  Richard  Cobden  by  John  Morley.  8  toIs.  London  1881  und  Richard 
Cobden,  Notes  sar  aen  Toyages,  correspondances  etc.  par  Mme  Salis  Schwabe  avec  one 
pr^fkce  de  Mg.  de  Molinari.  Parb  1879. 
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und  sociale  Entwicklung  von  England  eine  Periode,  welche  viel  glflck- 
licher  und  erfreulicher  ist,  als  die  beiden  vorangegangenen  Menschen- 
alter  waren.  Die  Thatsacheu,  welche  einen  sichern  Beweis  für  diese 
Behauptung  ergeben,  sind  so  oft  veröffentlicht,  dass  wir  von  ihrer  Auf- 
fQhrung  absehn  können.  Nur  die  eine  Zahlenreihe  kann  ich  nicht 
umhin  anzuführen,  die  mehr  als  viele  andere  spricht,  nämlich  den 
Werth  der  jährlichen  Ausfuhr  Englands  in  verschiedenen  Zeiten  dieses 
Jahrhunderts.  Der  deklarirte  Werth  der  Ausfuhr  von  Britischen  und 
Irischen  Produkten  betrug  in  dem  Jahrzehnt^) 


von  1800—1809 
1810—1819 
1820—1829 
1830—1839 
1840-1849 
1850—1869 
1860—1869 
1870—1879 
oder  in  den  Jahren*) 

1800 
1810 
1820 
1830 
1840 
1850 
1860 
1870 
1880 


398,412,224  £ 

428,979,769 

364,158,419 

439,307,837 

554,490,620 

1000,613,393 

1597,596,701 

2180,283,873 

39,471,203 

47,000,926 

35,569,077 

38,271,597 

51,406,430 

71359,184 
135,891,227 
199,586,822 


223,060,446 

Gewiss  ist  diese  Wendung  nicht  ausschliesslich  dem  Freihandel 
zuzuschreiben;  aber  Antbeil  daran  hat  die  veränderte  Handelspolitik. 
Das  leugnet  in  England  kein  kundiger  Mann  und  auch  in  Deutschland 
ist  bisher  nicht  ernstlich  mit  irgend  stichhaltigen  Gründen  bestritten 
worden,  dass  die  englische  Industrie  durch  Wegräumung  der  Schran- 
ken, welche  ihre  Rohstoffe  und  das  Brot  ihrer  Arbeiter  vertheuerte, 
Grosses  gewonnen  hat.  Nur  die  Ansicht  hat  man  mitunter  ausge- 
sprochen, dass  die  Freihandelspolitik  zwar  den  Interessen  des  ge- 
werblichen Capitals,  oder  der  Grossindustrie,  nicht  aber  denen  der 
Arbeiter  dienlich  gewesen  sei.  Indess  kann  es  keine  Frage  sein,  dass 
in  den  letzten  30 — 40  Jahren  in  Folge  der  günstigen  wirthschaftlichen 

1)  DeaUcbes  HaodelsbUtt  1881  S.  483. 

8)  Nach  Mac  CoUoch,   De«criptiye  and  Statut.  Accooot   of  the  BritUb  Empire  nod 
dem  Statistical  Abitract. 
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Verhältnisse  sich  die  Lage  der  Handarbeiter  im  Ganzen  sehr  wesent- 
lich gebessert  hat,  dass  eine  grosse  Zahl  von  Arbeitern  in  Gnltnr  und 
Gesittung  wesentliche  Fortschritte  gemacht  hat  und  dass  das  Ver- 
hältniss  zwischen  den  verschiedenen  Volksklassen  besser  geworden 
ist,  während  es  gleichzeitig  in  so  manchen  continentalen  Staaten 
immer  schlimmer  wurde.  Man  vergleiche  nur  den  Charakter  der 
jetzigen  trades  unions  und  der  früheren  Chartisten  vereine,  oder  die 
Art,  auf  welche  in  England  die  Baumwollennoth  der  Jahre  1861 — 64 
und  der  sich  daran  knüpfende  Stillstand  so  vieler  Fabriken,  die  Be- 
schäfligungslosigkeit  so  vieler  Arbeiter  und  dann  wieder  die  schwere 
gewerbliche  Depression  und  die  landwirthschaftliche  Krisis  der  letzten 
Jahre  ertragen  ist,  mit  der  Noth  und  den  Unruhen,  welche  Ahnlirhft 
Calamitäten  in  früherer  Zeit  zur  Folge  hatten  und  man  wird  sich  der 
Ueberzeugung  nicht  verschliessen  können,  dass  die  socialen  Verhält- 
nisse des  Landes  besser  geworden  sind.  Ebenso  aber  wird  ein  Ver- 
gleich der  Wirkungen,  welche  die  gewerblichen  Misserfolge  and  Rück- 
schläge des  letzten  Jahrzehnts  auf  das  englische  und  auf  das  deutsche 
Volksleben  ausgeübt  haben,  schwerlich  zu  Ungunsten  des  ersten  Lan- 
des ausfallen.  Gewiss  hat  England  schwere  Zeiten  gehabt  Durch 
Zollerhöhungen  in  vielen  fremden  Ländern,  eine  Reihenfolge  ganz 
schlechter  Ernten,  die  trüben  irischen  Zustände  bat  das  Land  noch 
ausser  der  allgemeinen  gewerblichen  Depression  gelitten.  Trotzdem 
kennt  man  kaum  jene  gegenseitigen  Anklagen,  jenen  Neid  nnd  jene 
Entfremdung  verschiedener  Volksklassen,  die  anderswo  das  öffentfiche 
Leben  verbittern  nnd  bedarf  man  nicht  der  Aasnahmegesetze  am  soda« 
listische  Volksbewegungen  zu  unterdrücken  ^).  Es  wäre  verkehrt  diese 
grössere  Widerstandskraft  gegen  das  Missgeschick  der  Zeiten  and 
vorkehrte  Doktrinen  überwiegend  oder  gar  ausschliesslich  dem  Frei- 
handel zuzuschreiben,  man  könnte  mindestens  mit  demselben  Redite 
die  Fabrik-,  die  Schal-  and  die  Gesundheitsgesetzgebung  der  letxtea 
Jahre  oder  die  unermüdliche  Anstrengung  zahlreicher  Männer  der 
hohem  Stände  für  das  Wohl  der  nntem  Klassen  als  Ursadie  heran- 
ziehn,  aber  das  lehren  doch  solche  Ver^eiche  anzweifelhaft,  dmss  der 
Fireiliandel  doD  socialen  Frieden  Englands  nicht  angünstig  gewesen  ist 

Was  die  EirQl&iaBg  des  britischen  Reichs  and  seiner  Colonien  fftr 
unser  eigenes  Land  bedeute,  das  behalten  wir  nodi  der  besonderen 
A  vl&hning  vor. 

Zs  dem  henroRigeoden  Antlidl,  den  Cobden  an  der  Wendung 
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genommen  hat,  welche  in  der  englischen  Handels-,  Schiflffahrts-  und 
Colonialpolitik  seit  1842  eingetreten  ist,  tritt  als  zweite  grosse  That 
seines  Lebens  das  Verdienst,  welches  er  sich  um  das  Zustandekom- 
men des  englisch -französichen  Handelsvertrags  von  1860  erworben 
hat  Gerade  gegen  diese  Thätigkeit  freilich  richtet  unser  Anonymus 
einen  besonderen  Angriff.  In  den  Bemühungen  Cobdens  für  diesen 
Vertrag  soll  eine  Inconsequenz  liegen,  welche  zeige,  dass  Cobden  seine 
freihändlerischen  Grundsätze  selbst  aufgegeben  oder  verläugnet  habe. 
Wenn  nämlich  die  Lehre  richtig  wäre,  dass  ein  Staat  der  Schutzzölle 
aufrecht  erhält,  sich  nur  selbst  schädigte,  so  folge  unabweislich,  dass 
ein  freihändlerischer  Staat  keine  Handelsverträge  schliessen  dtbrfe. 
Als  wenn  die  freihändlerische  Doktrin  lehrte,  dass  Schutzzölle  nur 
den  Staat  schädigten,  der  sie  einführt  und  nicht  durch  Unterbrechung 
oder  Störung  des  Produktenaustausches  auch  Andere  benachtheiligen 
könnten!  Warum  sollte  gegen  solche  Nachtheile  sich  ein  Land  vom 
extremsten  freihändlerischen  Gesichtspunkt  nicht  durch  Verträge  si- 
chern dürfen?  Aber  selbst  wenn  die  Ermässigung  der  französischen 
Schutzzölle  im  Jahr  1860  für  England  keinen  unmittelbaren  Gewinn 
gebracht  hätte  und  nur  für  Frankreich  vortheilhaft  gewesen  wäre,  konnte 
nicht  ein  Anhänger  der  Lehre  von  der  Harmonie  der  Interessen  von 
dem  Gedeihen  Frankreichs  günstige  Rückwirkung  auf  England  erwar- 
ten, durfte  er  nicht  hoffen,  dass  der  Vorgang  Frankreichs  bei  andern 
Völkern  Nachahmung  finden  und  eine  neue  freihändlerische  Aera  ein- 
brechen werde  ?  Gaben  sich  doch  auch  andere  Männer  damals  solchen 
Hoffnungen  hin.  Prinz  Albert  schrieb  vom  Schloss  Windsor  am  25.  Ja- 
nuar 1860  an  den  damaligen  Prinzregent  von  Preussen:  I  foresee, 
moreover,  that  the  adoption  by  France  of  the  fi*eetrade  system  must 
give  Germany  an  Impulse  in  the  same  direction,  and  that  the  advan- 
tages  of  that  system  will  be  greater  for  that  country  than  any  which 
can  be  foreseen  for  France  und  der  Prinzregent  antwortete  ihm  von 
Berlin  am  4.  März  1860  folgendermassen :  I  entirely  agree  with  you 
that  it  (the  Commercial  Treaty)  may  prove  to  be  of  importance  to 
Germany  and  that  the  Customs  Union  will  ultimately  adopt 
itself  to  the  Freetrade  principles,  after  which  Prussia 
has  constantly  been  striving,  but  striving  in  vain*). 

1)  The  life  of  H.  R.  H.  the  Prince  Consort  by  Theodore  Martin  vol  V.  S.  23  u.  48. 
Die  Briefe  sind  ohne  Zweifel  in  deutscher  Sprache  geschrieben,  die  deutsche  Fassung 
aber  liegt  mir  nicht  vor.  Ein  solches  Wort  ans  diesem  Munde  ist  wohl  eine  authentische 
Widerlegung  der  Behauptung,  dass  der  französische  Handelsvertrag  ein  Verlassen  der 
alten  traditionellen  Grundsatze  prenssischer  Handelspolitik,  das  ZoUgesets  von  1879  aber 
eine  Rückkehr  zu  denselben  gewesen  sei 
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Und  diese  Hoflfnangen  haben  sich  bewahrheitet.  Wir  wissen  AUe^ 
wie  ein  Handelsvertrag  dem  anderen  gefolgt  ist  und  wie  die  Ermässi* 
gungen  der  Eingangszölle,  welche  jeder  einzelne  Vertrag  brachte,  auf 
Grund  der  Meistbegünstigungs-Clausel  allen  andern  Völkern  zu  Gute 
kamen.  Unsrer  deutschen  Industrie  wurden  in  wachsendem  Masse 
fremde  Märkte  erschlossen  und  sie  durfte  sich  bei  ihren  Bemühungen 
auf  fremden  Gebieten  die  ihr  unentbehrliche  Erweiterung  des  Absatz- 
feldes zu  gewinnen  während  einer  leider  nur  zu  kurzen  Zeit  der  Si- 
cherheit erfreuen,  dass  nicht  plötzliche  Zollerhöhungen  fremder  Staaten 
alle  fOr  diese  Zwecke  gebrauchten  Opfer  und  Anstrengungen  mit  einem 
Schlage  des  Erfolges  berauben  würden. 

Der  Name  eines  Mannes,  der  dem  hohen  Ziele,  die  Völker  durch 
friedlichen  Verkehr  einander  zu  nähern,  in  so  hervorragender  Welse 
diente,  ist  der  Anerkennung  künftiger  Geschlechter  trotz  seiner  Ein- 
seitigkeiten sicher  und  es  wird  auch  in  Deutschland  einigen  von  eng- 
herzigem Parteisinn  erfüllten  Zeitungs-  und  Pamphletschreibem  nicht 
gelingen  in  den  Augen  des  gebildeten  Theils  unseres  Volks  die  Zu- 
gehörigkeit zu  einem  Vereine  deshalb  zu  brandmarken,  weil  derselbe 
den  Namen  Gobdens  trägt. 

Die  Thätigkeit  des  Cobdenclnbs  selbst  aber  ist  nicht,  wie  behaup- 
tet wird,  in  erster  Linie  darauf  gerichtet,  die  Principien  Gobdens  in 
fremden  Ländern  zur  Geltung  zu  bringen.  Bei  weitem  der  grösste 
Theil  der  vom  Club  veröffentlichten  oder  verbreiteten  Schriften  hat 
seine  specielle  Bedeutung  für  England.  Allerdings  war  es  bis  vor 
Kurzem  überflüssig,  in  England  fQr  den  Freihandel  einzutreten.  Aber 
die  agrarische  Frage,  die  Gommunalbesteuerung ,  die  Sorge  für  eine 
wirksame  Finanzcontrole  sind  in  den  Vereinsschriften  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  England  in  Schriften  erörtert  worden,  von  denen  meh- 
rere einen  dauernden  wissenschaftlichen  Werth  beanspruchen  können. 
'  Ich  hebe  hervor  die  Sammlungen  zum  Theil  ganz  vortrefflicher  Arbei- 
ten: on  Systems  of  land  tenure,  on  local  government  and  taxation, 
report  on  taxation  of  New- York  u.  s.  w.  ^).  Der  Verein  rechnet  nämlich 
zu  den  Consequenzen  der  freihändlerischen  Grundsätze  die  Abschaffung 


1)  In  dem  IntereMe,  welches  der  Club  der  Agrarfrage  widmet ,  und  nicht  in  meiner 
handelspolitischen  Stellang  liegt  anch  die  Ursache  meiner  Besiehungen  sn  dem  Verein. 
Derselbe  hat  eine  von  mir  verfasste  Schrift  über  englische  Agrargeschichte,  dnrchaus  ge- 
lehrten  Charakters,  bei  deren  Abfassung  mir  jeder  Gedanke  an  einen  praktischen  Zweck 
fem  lag,  in*s  Englische  fibersetzen  lassen  und  mich  in  Folge  dessen  zum  Ehrenmitgliede 
ernannt. 
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der  rechtlichen  GebundcDheit,  die  für  eineD  sehr  grossen  Theil  des  eng- 
lischen Grund  und  Bodens  besteht,  finanzielle  Sparsamkeit,  möglichste 
üebereinstimmung  des  Maass-  und  Grewichtssystems  verschiedener 
Völker  u.  s.  w.  Seitdem  aber  auch  in  England  der  Ruf  nach  Recipro- 
cität  in  Zollangelegenheiten,  nach  fair  trade,  statt  nach  free  trade,  sich 
hat  vernehmen  lassen ,  ist  die  Hauptthätigkeit  des  Clubs  auf  Bekäm- 
pfung dieser  Versuche,  in  England  eine  Schutzzollpartei  wieder  in's 
Leben  zu  rufen,  gerichtet.  Eine  Flugschrift  nach  der  andern  ist  zu 
diesem  Zwecke  herausgegeben  und  in  zahlreichen  Exemplaren  verbrei- 
tet worden.  Neben  dieser  Thätigkeit  auf  englischem  Boden  tritt  die 
Propaganda  im  Ausland  ganz  zurück.  Von  den  besonders  für  das 
Ausland  bestimmten  Schriften  behandeln  mehrere  die  französische  und 
die  amerikanische,  keine  einzige  die  deutsche  Zollpolitik.  Sechs  Sdirif- 
ten  sind  in  französicher,  einige  in  italienischer  Sprache  ausgegeben,  in 
deutscher  Uebersetzung  ist  nur  einmal  ein  Bericht  über  die  auf  einem 
Jahresdiner  gehaltenen  Reden  veröffentlicht  worden.  Die  ganze  Furcht 
der  Schutzzöllner  vor  Wühlereien  des  Gobdenclubs  und  vor  dem  Ein- 
fluss  seines  Geldes  in  Deutschland  ist  daher  eine  reine  Gespensterfurcht 
Auf  die  Beschuldigung,  dass  der  Cobdenclub  ein  geheimes  Budget  habe, 
mit  dem  er  die  Propaganda  für  den  Freihandel  im  Auslande  fiihre,  ist 
kaum  nothwendig  einzugehen.  Sie  ist  aber  besonders  charakteristisch 
für  die  Mittel,  zu  welchen  gewisse  Parteischriftsteller  greifen,  um  den 
Gegner  zu  discreditiren.  Ich  habe  deshalb  den  Honorary  Secretary 
des  Club  Herrn  Thomas  Bayley  Potter  M.  P.  um  eine  förmliche  Er- 
klärung über  diesen  Punkt  gebeten  und  dieselbe,  wie  folgt,  erhalten: 

London 
105  Pall  Mall 
March  23th.  82. 
Dear  Sir, 

The  Cobden  Club  has  no  secret  income  or  expenditure.  The 
published  accounts  show  all  the  money  it  receives  and  pays  out 
Last  year  we  solicited  subscriptions  to  enable  us  to  publish  a  volume 
of  essays  on  „Land  Tenure^^  and  a  special  fund  also  was  raised  to 
circulate  pamphlets  during  the  Fair  Trade  agitation  last  autumn. 
In  each  of  these  cases  all  the  donations  were  expended  on  books  and 
Pamphlets.  The  balance  sheets  published  in  1880  show  how  the  an- 
nual  subscriptions  are  used  and  it  is  needless  to  add,  that  we  give 
nothing  to  the  German  news  papers  and  economists,  who  advocate 
freetrade.    Similar  rumours  to  these  have  been  circulated  in  the  Uni- 
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ted  States  and  elsewhere,  but  I  have  always  treated  them  wi 
contempt  tbey  deserve. 

Yours  very  truly 

Thomas  P.  Potter. 

Die  Agitation  nun  aber,  welche  der  Cobdendub  wirtcfich 
hält,  führt  die  Geschäfte  Deutschlands  und  ihre  Erfolge  kommi 
ncm  andern  der  grossen  Cnlturstaaten  mehr  zu  Gute  als  unsei 
terlande. 

Schon  deshalb  ist  Deutschland  an  der  Wegrftmnung  dei 
den  Zollschranken  mehr  interessirt  als  die  übrigen  Grossstaate 
es  nach  seiner  geographischen  Lage  ein  viel  weniger  abgeru 
Wirthschaftsgebiet  bildet  und  weil  es  daher  auf  einen  Terhi 
massig  grossem  Waarenaustausch  mit  dem  Auslande  ange 
ist  So  wie  kleine  Staaten  durch  die  fremden  Zölle  mehr 
engt  werden  als  die  grossen  und  in  dem  eigenen  ZoDgebi 
heimischen  Industrie  nicht  denselben  Ersatz  bieten  können 
grosse  Reiche,  so  ist  zwischen  diesen  wieder  ein  Unterschied  ji 
ihrer  geographischen  Gestaltung.  Denn  je  kleiner  die  Grenzei 
Zollgebiets  im  Verhältniss  zu  seiner  Fläche  sind  und  je  wenig 
ZoUUnien  natürliche  wirthschaftliche  Beziehungen  zerreissen, 
mehr  wird  der  Güteraustausch  und  die  Arbeitstheilung  mi 
Auslande  zurücktreten  gegenüber  der  inländischen.  Das  gfin 
Verhältniss  haben  in  dieser  Beziehung  unter  den  grossen  Staat 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Dort  ist  es  fast  nur  der 
atlantische  Handel,  der  leiden  kann,  wenn  die  Einfuhrzölle  alh 
ben  vermehrt  werden,  dort  bietet  das  enorme  eigene  Gebiet 
liehe  Gelegenheit  zur  Arbeitstheilung  nicht  wie  ein  Einzelstaat 
dem  wie  ein  Welttheil,  dort  konnte  daher  auch  jene  Lehre  enU 
dass  man  sich  gegen  das  Ausland  absperren  und  ausschliessli 
inländische  Arbeitstheilung  entwickeln  müsse,  um  an  Transport 
zu  sparen.  Denn  aus  dem  Hafen  von  Newyork  aus  der  unmitte 
Nähe  der  amerikanischen  Manufakturdistrikte  wird  sowohl  die  ! 
wolle  verschifR;,  welche  die  englischen  Arbeiten  in  Lancashire  S] 
und  weben,  wie  der  Weizen  und  das  Fleisch,  von  welchem  si 
nähren.  Wamm,  fragt  der  nordamerikanische  Nationalökonom, 
Ben  diese  BaamwoUenarbeiter  nicht  bei  uns?  Den  grössten  ( 
aatz  zu  dieser  natürlichen  Geschlossenheit  bildet  Deutschland, 
flflditigste  Blick  auf  die  Karte  zeigt,  wie  viel  weniger  abgerund 
€hB8talt  des  deutschen  Reichs  ist,  als  die  der  anderen  Grosss 

die  Biehtoiig  der  natürlichen  Gonununicationswege,  die  geolo 
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Struktur  und  die  geschichtliche  Entwickelung  bewirken,  dass  die  in- 
nere wirthschaftliche  Geschlossenheit  wo  möglich  noch  geringer  ist, 
als  die  äussere  Configuration  der  Grenzen  erwarten  lässt    Auch  wir 
haben  an  der  Ostsee  und  Nordsee  noch  Küstenländer,  welche  einen 
üeberschuss  von  landwirthschaftlichen  Produkten  erzeugen,  aber  der 
Transport  von  dort  nach  den  dicht  bevölkerten  Distrikten  Deutsch- 
lands, welche  vorzugsweise  der  Vieh-  und  Weizenzufuhr  aus  der  Ferne 
bedürfen,  ist  kostspieliger,  als  der  auf  den  englischen  Weltmarkt 
Wir  erfreuen  uns  reicher  Kohlenlager,   auf  denen  sich  naturgemäss 
die  metallische  Industrie  unseres  Landes  mehr  und  mehr  concentrirt, 
aber  sie  liegen  zum  grossen  Theil  an  den  äussersten  Grenzen  unseres 
Landes    und  haben  nach  ihrer  geographischen  Lage   einen  grossen 
Theil  ihres  Absatzes  im  Auslande,  während  andererseits  die  Trans- 
portkosten der  Kohlen  und  des  Eisens  von  Newkastle  nach  Memel 
und  Königsberg  immer  geringer  sein  werden,  als  von  Oberschlesien 
oder  von  Dortmund.    Giebt  es  denn  noch  irgend  ein  anderes  Land 
von  gleichem  Umfang,   welches  in  Nahrungsmitteln  und  Rohstoflfen 
neben  einer  ganz  überwiegenden  Einfuhr  gleichzeitig  eine  so  bedeu- 
tende Ausfuhr  hätte  I    Und  selbst  in  Halbfabrikaten,  sobald  dieselben 
einigermaassen  voluminöser  Art  sind,  zeigt  sich  aus  rein  geographi- 
schen Gründen  in  Deutschland  Ausfuhr  und  Einfuhr  in  einem  anders- 
wo unerhörten  Grade  neben  einander.     Am  charakteristischsten  aber 
für  die  geographische  Cionfiguration  unseres  Zollgebiets  ist  der  Um- 
stand, dass  der  wohlhabendste  und  bevölkertste  Theil  von  Deutsch- 
land seinen  überseeischen  Import  und  Export  am  nächsten  und  wohl- 
feilsten über  fremde  Häfen  vermittelt,  während  das  Hinterland  von 
Hamburg,  Stettin  und  Danzig  zum  grossen  Theil  aus  nicht-deutschen 
Gebieten  besteht.    Man  hat  die  Kaufleute  dieser  Städte  deshalb  neuer- 
dings wohl  undeutsche,  polnische  oder  russische  Kaufleute  gescholten, 
aber  ihr  Handel  würde  dahinsiechen,  wenn  sie  diess  natürliche  Han- 
delsgebiet im  Auslande  nicht  hätten.     Ein  ähnliches  Verhältniss  be- 
steht weder  in  England,  noch  in  Frankreich,  noch  in  Spanien,  noch 
in  Italien.    Daher  ist  Deutschland  von  Natur  darauf  angewiesen,  die 
internationale  Arbeitstheilung  im  Verhältniss  zur  inländischen  mehr 
als  jene  Länder  zu  entvdckeln.    Jede  Störung  des  internationalen  Aus- 
tausches durch  Zölle  unterbricht  mehr  natürliche  Abhängigkeitsverhält- 
nisse und  deshalb  wird  einerseits  sich  Deutschland  niemals  mit  so 
hohen  Zöllen  umgeben,  wie  sie  in  den  Vereinigten  Staaten  oder  Russ- 
land noch  bestehen  und  in  vielen  anderen  Staaten  früher  bestanden 
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haben,  andererseits  aber  um  so  mehr  leiden,  wenn  andere  Staaten  in 
dieser  Richtung  entschieden  vorgehen.  — 

Für  Deutschland  ist  es  ferner  eine  ganz  unabweisbare  Nothwen- 
digkeit,  durch  zunehmende  Ausfuhr  industrieller  Erzeugnisse  eine  rasch 
wachsende  Bevölkerung  mit  den  unentbehrlichen  Nahrungsmitteln  und 
Rohstoffen  zu  versorgen.  Kein  anderer  Orossstaat  bedarf  so  sehr  der 
beständigen  Ausdehnung  des  Exports  von  Erzeugnissen  der  stoffver- 
edelnden Industrie  und  hat  zugleich  bei  der  fortwährenden  Erweite- 
rung des  Markts  für  seine  Fabrikate,  die  ihm  unentbehrlich  ist,  mit 
so  viel  Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  wie  Deutschland.  Daher  sind 
auch  für  kein  anderes  der  grossen  Culturvölker  die  Hemmnisse,  welche 
die  fremden  Zolllinien  dem  Absatz  der  eigenen  Produkte  entgegen- 
stellen, ein  so  störendes  Hindemiss  der  wirthschaftlichen  Entwicke- 
lung,  wie  für  das  deutsche  Volk. 

Es  ist,  um  den  Beweis  für  diese  Behauptungen  anzutreten,  zu- 
nächst ja  hinlänglich  bekannt,  dass  Deutschland  mit  den  Erzeugnissen 
der  stoffverarbeitenden  Industrie  die  grosse  Quantität  von  Rohstoffen 
und  Nahrungsmitteln  bezahlt,  welche  es  aus  dem  Auslande  bezieht 
Nach  den  vom  statistischen  Amt  berechneten  Werthen  betrug  im  Jahr 

1880  die  der  Uebersehnss  der 

Einfuhr  Ausfuhr  EinAihr        Ausfuhr 

1000  Mark  lOOO  Mark 

Rohstoffe  der  Industrie       .     .  1403942  929257  474685            — 

Fabrikate 57^305  I49376i               —  91745^ 

Nahmngs-  und  Qenussmittel  .  855335  623128  232207             — 

EdelmetaUe 40831  53321               —  12490 

Hauptsumme 2876413  3099467              —  2230541) 

Die  Einfuhr  von  Nabrungs-  und  Genussmitteln  würde  noch  grösser 
sein,  wenn  nicht  bei  vielen  Artikeln  die  Einführung  oder  die  Erhö- 
hung von  Zöllen  im  Jahr  1879  zu  ausserordentlich  gesteigerten  Ein- 
fuhren und  zur  Ansammlung  von  Vorräthen  geführt  hätte,  welche  im 
Jahre  1880  verminderte  Beziehungen  zur  Folge  hatten.  Dazu  kommt, 
dass  unter  den  ausgeführten  Nahrungs-  und  Genussmitteln  sich  Zucker 
im  Werthe  von  110,613,000  M.,  Branntwein  im  Werthe  von  29,612,000 
M.,  Bier  im  Werthe  von  19,181,000  M.  befinden,  Artikel,  die  doch 
schon  zu  den  weit  verarbeiteten  landwirthschaftlichen  Produkten  ge- 
hören. Deshalb  dürfte  folgende  Zusammenstellung,  die  wir  dem  Leip- 
ziger Handelskammerbericht  für  1880  entnehmen,  noch  deutlicher  die 
Lage  veranschaulichen: 


1)  H.  T.  Scheel  in  SchmoUer's  Jahrbuch  VI.  Jahrg.  8.  55. 
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Einfiihr  Ansfldir 

(in  MiUiooen  Hark) 

Nahrungsmittel,  anverarbeitet  861,7  402,9 

Rohstoffe  der  Industrie     .     .  1309,2  781,4 

Halbfabrikate 407*2  430,1 

Nahrungsmittel,  verarbeitet .  71,5  247,0 

Sonstige  Fabrikate       .     .     .  226,8  1248,1 

Nun  unterliegt  es  gewiss  keiner  Frage ,  dass  der  Export  von  Fa- 
brikaten durch  fremde  Zölle  viel  mehr  benachtheiligt  oder  verhindert 
wird,  als  der  von  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln.  Denn  erstens 
pflegt  man  auf  die  letztem  keine  so  hohen  Zölle  zu  legen  wie  auf 
jene.  Die  hervorragendsten  Theoretiker  des  Schutzzollsystems,  List 
und  Carey,  verwerfen  jeden  Schutzzoll  für  landwirthschaftliche  Pro- 
dukte und  andere  Rohstoffe  und  die  Gesetzgeber  sind  fast  allent- 
halben derselben  Meinung.  Rohstoffe  zu  gewerblicher  Verarbeitung 
sind  fast  ohne  Ausnahme  beim  Eingang  in  die  europäischen  Staaten 
ganz  zollfirei  und  die  wichtigsten  Nahrungsmittel,  Getreide  und  Pro- 
dukte der  Viehzucht,  unterliegen  in  den  festesten  Burgen  des  Schutz- 
zollsystems doch  nur  sehr  massigen  Zöllen,  die  in  keinem  Verhältniss 
stehen  zu  der  Belastung,  welche  die  Einfuhr  von  Fabrikaten  trifft. 
Aber  wenn  auch  in  dieser  Beziehung  eine  andere  Politik  herrschend 
werden  sollte,  die  Einfuhr  von  Rohstoffen  und  Nahrungsmitteln  wird 
durch  Eingangszölle  lange  nicht  in  dem  Maasse  beeinträchtigt,  wie 
die  von  Fabrikaten.  Denn  es  ist  in  einem  grösseren  Zollgebiet  von 
einiger  wirthschaftlicher  Gultur  viel  leichter  möglich  durch  Einfuhr- 
beschränkungen die  eigene  Produktion  von  Fabrikaten  als  die  von 
Rohprodukten  bis  auf  das  Maass  des  eigenen  Bedürfnisses  zu  steigern. 
Die  letztere  ist  viel  mehr  durch  die  Natur  beschränkt  und  bis  jetzt 
ist  es  keinem  Volke,  das  einmal  über  das  Maass  der  eigenen  land- 
wirthschaftlichen  Produktion  hinausgewachsen  war,  gelungen,  bei  zu- 
nehmender Bevölkerung  eine  wachsende  Einfuhr  von  landwirtbschaft- 
lichen  Produkten  zu  verhindern.  Damit  hängt  nun  endlich  zusammen, 
dass  unter  Umständen  durch  fremde  Zolleinrichtungen  ein  Zweig  der 
stoffveredelnden  Industrie  zur  theilweisen  oder  gänzlichen  Auswande- 
rung nach  dem  Auslande  genöthigt  werden  kann,  während  die  Pro- 
duktion von  Rohstoffen  durch  natürliche  Bedingungen  an  den  Ort  ge- 
fesselt ist  So  haben  z.  B.  mehrfach  in  den  letzten  Jahren  sachkun- 
dige Gewerbtreibende  die  Furcht  ausgesprochen,  dass,  wenn  England 
einen  erheblichen  Zoll  auf  ihre  Erzeugnisse  legen  sollte,  die  betref- 
fende Produktion  in  Deutschland  vernichtet  oder  doch  sehr  vermin- 
dert werden,  in  England  aber  sich  rasch  entwickeln  würde.  Wir  wer- 
den einige  dieser  Aussagen  noch  besonders  anführen.    Dagegen  wird 
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Niemand  glauben,  dass  es  England  gelingen  könnte,  die  amerikanische 
Weizen-,  Petroleum-  und  Baumwolleerzeugung  durch  Zölle  zur  Ueber- 
siedelung  nach  England  zu  zwingen. 

Daher  können  Länder,  wie  die  Vereinigten  Staaten,  Russland  und 
selbst  Oesterreich-Ungarn  die  fortschreitende  Bewegung  zu  allgemeiner 
Erhöhung  der  Grenzzölle  mit  viel  grösserem  Gleichmuth  ansehen,  als 
Deutschland.  Sie  werden  nicht  entfernt  so  sehr  leiden ,  wie  unser 
Vaterland.  Der  amtlich  ermittelte  Werth  des  Exports  der  Vereinigten 
Staaten  betrug  im  Jahre  1880  823,946,352  Dollars  0.    Davon  kamen 

288,036,835  D.  aaf  Getreide  und  Mehl, 
127,043,242  „      „    andere  Nahrungsmittel, 
211,535.905  „      „    rohe  BaamwoUe, 

36,218,625  „      „    Petroleum, 

18,442,273  „      „    Taback, 

15,882,120  „      „    lebende  Thiere,  also 

697,159,000  b.  auf  diese  6  Waarengattungen. 

Dazu  kommt  nun  noch  der  Export  von  Fellen  und  Häuten,  vegetabi- 
lischen Oelen,  Spiritus,  Harz,  Quecksilber,  Kupfer,  Steinen  und  ande- 
ren Artikeln,  die  alle  noch  in  die  Kategorie  der  Rohstoffe  oder  Nah- 
rungsmittel gehören.  Von  Fabrikaten  sind  Eisen-  und  Stahlwaaren, 
sowie  Baumwollenwaaren  die  Artikel,  deren  Ausfuhr  dem  Werthe  nach 
am  meisten  in's  Gewicht  fällt.  Die  ersteren  wurden  im  Werthe  von 
14,716,524,  die  anderen  im  Werthe  von  9,981,418  Dollars  exporürt 
Die  Ausfuhr  an  Fabrikaten  kommt  daher  neben  der  an  Rohstoffen  und 
Nahrungsmitteln  gar  nicht  in  Betracht*).     Aebnlich  liegen   die  Ver- 


1)  Wir  entnehmen  die  Zahlen  dem  annnaire  de  l'^conomie  politique  f.  1881. 

2)  Diese  wenigen  Zahlen  widerlegen  schon  die  in  den  letsten  Jahren  so  eifrig  ver- 
hreiteten  Fabeln  von  der  Goncurreni-  und  EzportfiUiigkeit ,  zu  welcher  die  nordamerika- 
nische Industrie  durch  das  Schutszolleystem  erstarkt  sei.  Der  Verfasser  unseres  Pam- 
phlets erachtet  die  englische  Baumwollenindustrie  schon  fUr  geschlagen  von  der  ameri- 
kanischen. Schiffsladungen  von  Baumwollenwaaren,  versichert  er,  gehn  Jetzt  Ton  Amerika 
nicht  nur  nach  den  auslftndischen  Märkten ,  die  bisher  von  England  Tersorgt  wurden, 
sondern  sogar  nach  Liverpool!  Aehnlichen  Behauptungen  begegnet  man  in  neuerer  Zeit 
nicht  selten  in  schutzzöllnerischen  Schriften.  Dieselben  werden  hinlänglich  charaktarisirt, 
wenn  wir  hinzufügen,  dass  England  im  Jahr  1880  für  75,564,056  £  BanmwoUengam 
und  Baumwollengewebe,  also  beinahe  das  Achtunddreissigfache  der  amerikanischen  Aus- 
fuhr, exportirt  hat  Dabei  dürfte  die  amtliche  Werthschfttzung  in  England  wohl  nicht 
unerheblich  niedriger  sein,  als  die  in  Amerika,  so  dass  in  der  Quantität  der  Unterschied 
noch  grösser  sein  dürfte.  Dazu  kommt,  dass  die  Ausfuhr  amerikanischer  Baumwollen- 
waaren eher  ab-  als  zugenommen  hat.  Sie  hatte  schon  im  Jahre  1860  einen  Werth  von 
11  MüUonen  Dollars  erreicht  (Scherzer,  Wirthschaftliche  Thatsachen  1881.  8.  9),  wih- 
rend  die  englische  Ausführ  an  Baumwollenwaaren  und  -Garn  1860  52,019,880  £  und 
1861  46,886,749  £  betrug,  also  in  20  Jahren  sich  dem  Werthe  nach  um  mehr  als  50  «[^ 
Ttrmelirt  bat    Sogar  die  deutsche  Ausfuhr  Ton  BanmwoUengam  und  BanmwoUengeweben 
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hältnisse  in  Russland  und  auch  Oesterreich-Ungam,  wenn  seine  Aus- 
fahr von  Fabrikaten  viel  erheblicher  ist,  gehört  doch  zur  Zeit  noch 
zu  den  Ländern,  welche  einen  bedeutenden  Ueberschuss  der  Ausfuhr 
über  die  Einfuhr  von  Getreide,  Holz,  Wein,  den  meisten  Produkten 
der  Viehzucht  u.  s.  w.  haben. 

Von  den  grossen  Staaten  sind  nur  Frankreich  und  Grossbritan- 
nien in  ähnlicher  Weise  wie  Deutschland  auf  eine  bedeutende  Ausfuhr 
von  Erzeugnissen  der  stoffveredelnden  Industrie  angewiesen.  Aber  ich 
glaube,  man  wird  nicht  verkennen  können,  dass  beide  Länder  gewisse 
Vorzüge  in  Bezug  auf  diesen  Absatz  haben,  welche  ihnen  die  fremden 
Zölle  doch  nicht  ganz  so  nachtheilig  werden  lassen,  wie  Deutschland. 
Der  französische  Export  besteht  viel  mehr  als  der  deutsche  aus  werth- 
volleren,  überwiegend  von  den  wohlhabenderen  Klassen  consumirten 
Waarensorten.  Diese  Consumenten  aber  vertragen  wegen  ihrer  grossem 
Zahlungsfähigkeit  leichter  eine  Vertheuerung  durch  Schutzzölle,  als  die 
ärmeren  Volksklassen.  Man  denke  nur  an  den  Einfluss  des  französischen 
Geschmacks  und  der  französischen  Mode  auf  die  reichen  Klassen  in  allen 
Welttheilen  und  die  sichere  Kundschaft,  welche  unter  diesen  daher  Paris 
trotz  aller  Eingangszölle  hat  Schon  das  Zusammenströmen  der  wohlha- 
bensten  und  am  meisten  verbrauchenden  Menschen  aus  allen  Weltgegen- 
den in  dieser  Stadt  ist  ein  enormer  von  allen  Zolllinien  unabhängiger 
Vortheil.  Uebrigens  pflegen  auch  die  Zölle  auf  die  werthvoUsten  Waa- 
rensorten schon  aus  Rücksicht  auf  die  Defraudation  verhältnissmässig 
niedriger  zu  sein,  als  die  auf  die  minder  werthvoUen.  Endlich  aber  ge- 
lingt es  den  Ländern  mit  noch  wenig  entwickelter  Industrie  viel  eher 
in  den  ordinären  Fabrikaten  die  ausländische  Concurrenz  auszuschlies- 
sen,  als  in  den  besten  und  feinsten  Sorten  und  Gattungen.  Denn  es  ist 
natürlich  leichter,  die  eigene  Gewerbthätigkeit  so  weit  zu  entwickeln, 
dass  sie  die  Gegenstände  des  gemeinsten  Gebrauchs  herstellt,  als  Pro- 
dukte von  technischer  und  künstlerischer  Vollkommenheit  Die  letz- 
teren können,  weil  überall  die  Zahl  der  Consumenten  nur  klein  ist, 
nur  bei  weit  ausgedehntem  Absatz  gedeihen.  Sie  bedürfen  des  Welt- 
marktes und  sind  in  Folge  des  hohen  Werths  im  Verhältniss  zum 
Volumen  fähiger  denselben  zu  gewinnen  und  zu  behaupten  als  minder 
werthvolle  Waaren.  —  England  unterscheidet  sich  in  dieser  Hinsicht 


erreichte  1880  einen  Werth  von  c.  100  MiUionen  Mark,  ohne  die  Strampfwaaren  ans 
Baumwolle,  deren  Ausfuhrwerth  36,175,000  M. ,  die  Posamentirwaaren  aus  Baumwolle, 
deren  Ausfuhrwerth  8,740,000  M.  betrug.  Sehen  wir  daher  von  den  gemischten  Gewe- 
ben, Kleidern,  Putzwaaren  gänzlich  ab ,  so  hat  doch  Deutschland  dem  Werthe  nach  uu- 
geflttir  3 — 4mal  soviel  Baumwollenwaaren  exportirt,  als  die  Ver.  Staaten. 

N.  F.  Bd.  IV.  29 
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nicht  in  gleichem  Maasse  von  Deutschland,  wie  Frankreich,  aber  seine 
günstigere  Lage  für  den  Welthandel,  sein  durch  die  Arbeit  vieler  Ge- 
schlechter erworbenes  maritimes  und  commercielles  Principat  und  seine 
nationalen  Beziehungen  zu  den  aufs  Rascheste  aufblühenden  abhängi- 
gen und  unabhängigen  englischen  Colonieen  jenseits  des  Meeres  si- 
chern ihm  für  den  ausländischen  Absatz  doch  ebenfalls  grosse  Vor- 
züge vor  unserm  Yaterlande. 

Wenn   nun  Deutschland   schon  jetzt  genöthigt  ist  unter  wenig 
günstigen  Verhältnissen  mit  der  Ausfuhr  seiner  Fabrikate  den  noth- 
wendigen  Lebensbedarf  für  seine  Bevölkerung  zu  gewinnen,  so  stei- 
gert sich  diese  Nothwendigkeit  von  Jahr  zu  Jahr  in  Folge  der  über- 
aus raschen  Zunahme   unserer  Bevölkerung.    Dieselbe  belief  sich  in 
der  letzten  Zählungsperiode  von   1875—1880,   die  sich  doch  gewiss 
nicht  durch  eine  besonders  günstige  wirthschaftliche  Entwicklung  aus- 
zeichnete, nicht  weniger,  als  jährlich  c.    Vt  Million  Köpfe.     Wenn 
unsere  Landwirthschaft  auch  noch  so  grosse  Fortschritte  macht,  man 
wird  nicht  hoffen  dürfen,   dass  auf  die  Dauer  eine  Mehrproduktion 
landwirthschafüicher  Produkte  ohne  zu  ganz  übermässig  kostspieligen 
Culturmethoden  überzugehn  möglich  sein  wird,   welche  dem  wachsen- 
den Bedarf  einer  so  rapide  zunehmenden  Bevölkerung  auch  nur  annär 
hemd  entspräche.    Denn  während  die  Bevölkerung  und  ihr  Gonsum  an 
Nahrungsmitteln  in  so  raschem  Masse  zunimmt,  werden  fortwährend  für 
menschliche  Wohnungen  und  Werkstätten,  für  Wege  und  Eisenbahnen 
fruchtbare  Grundstücke  der  landwirthschaftlichen  Benutzung  entzogen. 
Trotz  aller  Getreide-  und  Viehzölle  werden  wir  daher  immer  grössere 
Quantitäten  von  Erzeugnissen  des  Ackerbaus  und  der  Viehzucht  ein- 
führen müssen,  wenn  unsere  Volkszunahme  dieselbe  bleibt    Die  wach- 
sende Volkszahl  aber  bedarf  auch  eine  Menge  von  Artikeln  in  immer 
vermehrtem  Masse,  die  unsere  inländische  Landwirthschaft  gar  nicht 
herstellen  kann.     Baumwolle,  Rohseide,  Jute,  Kaffee,  Thee  und  Ge- 
würze, ausländische  Rohstoffe  der  manigfachsten  Art  sind  schlechter- 
dings unentbehrliche  Artikel,  die  in  jedem  Jahre  in  grösseren  Quan- 
titäten eingeführt  werden  müssen.    Für  alle  diese  Güter  kann  der 
Gegenwerth  nur  in  Produkten  unserer  stoffveredelnden  Gewerbe  ge- 
währt werden.    Sollte  es  nicht  gelingen  dafür  einen  Markt  zu  gewin- 
nen, so  würden  wir  sehr  bedenklichen  Zuständen  eutgegengehn.    Eine 
Repression  der  unserm  Volke  eigenen  Kraft  und  Tendenz  zu  rascher 
Vermehrung,  oder  eine  noch  weit  über  das  bisherige  Mass  hinausge- 
hende Entziehung  unserer  besten   Arbeitskräfte   und   eines   grossen 
Capitals  durch  Auswanderung  nach  fremden  Ländern  würde  nur  unter 
dem  schwersten  wirthschaftlichen  Drucke  und  wahrscheinlich  auch  nicht 
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ohne  grossen  sittlichen  Schaden  für  unser  ganzes  Volksleben  möglich 
sein.    Das  mögen  diejenigen  bedenken,  welche  meinen,  man  dürfe  die 
Gewerbthätigkeit  für  fremde  Märkte  nicht  zu  sehr  entwickeln.    Noch 
bei  den  Streitverhandlungen  über  den  Zolltarif  von  1879  äusserte  sich 
ein  hervorragender  Nationalökonom  in  diesem  Sinne.    Den  Schaden, 
welchen   unsere  Exportindustrien  durch  die  Zollerhöhungen   erleiden 
würden,  habe  man  nicht  gerade  sehr  zu   beklagen.     Die  Exportin- 
dustrieen  gäben   einzelnen  Häusern  grossen   Gewinn,  den  Arbeitern 
die  ungleichmässigste  Beschäftigung  und  den  ungleichmässigsten  Lohn. 
Sie  steigerten  am  meisten  die  sociale  Unzufriedenheit  und  die  Krisen. 
Diese  Vorwürfe  sind  durchaus  unrichtig.    Diejenigen  Industriezweige, 
welche  nur  einen  lokalen  Absatz  haben,  leiden,  wenn  auf  ihrem  Ifarkt 
eine  Absatzstockung  eintritt,  viel  mehr,  als  diejenigen,  deren  Produkte 
in  alle  Welt  gehen.    Denn  eine  Absatzkrisis  kann  nicht  überall  in 
gleichem  Masse  herrschen.    Die  geographische  Ausdehnung  des  Ab- 
satzes vermindert  vielmehr  das  Risico.    Ebenso  ermangelt  die  Behaup- 
tung^ es  würden  gerade  in  den  Exporündustrieen  besonders  grosse 
Gewinne  von  Einzelnen  gemacht  der  thatsächlichen  Begründung.    Aber, 
wie  es  auch  mit  diesen  Behauptungen  bestellt  sein  mag,  für  Deutsch- 
land bleibt  keine  andere  Wahl  als  die  zwischen  einem  raschen  Wach- 
sen seiner  Exportindustrie  und  einer  beständigen  Ausdehnung  des 
Markts  für  dieselbe  einerseits  und  einem  Verzicht  auf  die  bisherige 
Volksvermehrung  andererseits.    Die  letztere  aber  könnte,  wie  gesagt, 
nur  die  Folge  der  furchtbarsten  Krisen  sein  und  müsste  die  Wirkung 
haben,  dass  Deutschland  gegenüber  andern  fortschreitenden  Nationen 
germanischen  und  slavischen  Stammes  rasch  an  Bedeutung  verlöre. 
Wie  ganz  anders  liegen  die  Dinge  in   dieser  Hinsicht  doch  bei 
unsern  westlichen  und  östlichen  Nachbarn  oder  jenseits  des  Meeres 
in  den  Vereinigten  Staaten  I    Frankreich  hat  ein  milderes  und  der 
Vegetation  günstigeres  Klima  und  durchschnittlich  auch  einen  frucht- 
bareren Boden  als  Deutschland,  aber  trotzdem  nach  der  Zählung  von 
1876  nur  70  Einwohner  auf  den  Q  km.,  während  schon  1875  im  Deut- 
schen Reich  79,2  Einwohner  auf  den  Q  km.  kamen.    Die  französische 
Volkszunahme  aber  ist  bekanntlich  nur  eine  sehr  langsame  im  Ver- 
gleich mit  der  deutscheu  und   sie   nöthigt  daher  nicht  entfernt  in 
gleichem  Masse  zu  einer  Steigerung  der  Einfuhr  fremder  Nahrungs- 
mittel und  Rohstoffe,  wie  die  deutsche.    In  Russland,  und  noch  mehr 
in  den  Vereinigten  Staaten  gewähren  ausgedehnte  Strecken  noch  gar 
nicht  oder  nur  schwach  bebauten  Bodens  der  Landwirthschaft  noch 
ein  weites  Feld  der  Entwicklung  und  auch  Oesterreich-Ungam  hat 
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noch  einen  viel  weiteren  Spielraam  fQr  die  landwirthschaftlichen  Fort- 
schritte als  Deutschland.  Dennoch  hat  Oesterreich-Ungam  nicht  den 
Procentsatz  jährlicher  Volksvermehrung  wie  Deutschland  und  auch 
unsere  kleinem  Nachbarstaaten,  die  Schweiz,  Belgien,  Niederland  stehn 
uns  darin  nach. 

Unter  den  grössern  europäischen  Staaten  ist  in  dieser  Hinsicht 
nur  England  in  gleicher  Lage  wie  Deutschland  und  mit  England  haben 
wir  daher  das  Interesse  an  Wegräumung  aller  künstlichen  Hindernisse 
für  Ausfuhr  unserer  industriellen  Erzeugnisse  gemeinsam. 

Offenbar  verbreitet  sich  auch  gerade  in  den  letzten  Jahren  die 
Erkenntniss  der  Nothwendigkeit  unsern  Export  zu  steigern  in  wach- 
sendem Masse  in  Deutschland.  Ohne  dass  man  sich  über  die  Gründe 
immer  klar  ist,  fühlt  man  doch  in  weiten  Kreisen,  dass  für  das  Oe- 
deihn  unserer  wirthschaftlichen  Entwicklung  eine  zunehmende  Ausfuhr 
von  Erzeugnissen  unserer  Industrie  ein  dringendes  Bedürfniss  sei 
Sogar  entschiedene  Anhänger  des  Schutzzollsystems  sehen  ein,  dass 
eine  tüchtige  und  grossartige  Industrie  ohne  Absatz  auf  dem  Welt- 
markt nicht  gedeihen  kann  und  Manche  unter  ihnen  rechtfertigen  hohe 
Schutzzölle  hauptsächlich  damit,  dass  ein  Industriezweig  exportfähiger 
werde,  wenn  ihm  im  Inlande  ein  fester  Markt  gesichert  sei.  Irren 
wir  nicht,  so  machen  unter  allen  Vorwürfen,  welche  der  Zollreform  von 
1879  gemacht  werden,  die  Klagen  den  grössten  Eindruck,  welche 
von  so  vielen  Gewerbtreibenden  darüber  erhoben  werden,  dass  die 
Vertheurung  der  von  ihnen  verarbeiteten  Halbfabrikate  und  Rohstoffe 
durch  die  Eingangszölle  ihre  Exportfähigkeit  wesentlich  schmälern. 
Die  Reichsregierung,  welche  diesen  Klagen  Gehör  zu  gewähren  natür- 
licher Weise  wenig  geneigt  ist,  lässt  sich  dagegen  von  den  Consuln 
Bericht  erstatten  über  die  deutschen  Exportverhältnisse  in  den  transat- 
lantischen Ländern  und  veröffentlicht  Auszüge  aus  den  Berichten,  um 
die  deutsche  Industrie  und  den  deutschen  Handel  über  die  Bedingun- 
gen zu  unterrichten,  unter  denen  die  Ausfuhr  zunehmen  kann.  Das 
amtliche  deutsche  Handelsarchiv  hat  im  letzten  Jahr  fast  in  jeder 
Nummer  einen  Artikel  „zur  Hebung  des  deutschen  Ausfuhrhandels^^ 
gebracht  Auch  das  lebhafte  und  verbreitete  Verlangen  nach  deutr 
schen  Colonien  hat  seine  Wurzel  zum  grossen  Theil  in  dem  Wunsch 
ein  weiteres  und  günstigeres  Absatzgebiet  für  deutsche  Produkte  zu 
gewinnen.  Von  vielen  Seiten  wird  uns  daher  jetzt  die  Nothwendigkeit 
eines  rasch  wachsenden  Exports  unserer  industriellen  Erzeugnisse  und 
die  schwierige  Lage,  in  welcher  sich  Deutschland  dabei  befindet,  un- 
umwunden zugegeben  werden,  aber  über  die  Büttel,  durch  die  wir  eine 
Erweiterung  des  Markts  für  unsere  Produkte  erlangen  können  und 
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über  die  Bedeutung,  welche  in  dieser  Hinsicht  die  Handelspolitik 
anderer  Staaten  für  uns  hat ,  werden  die  Ansichten  auseinander  gehn. 
Vor  Allem  erwarten  wir  den  Einwand,  dass  der  Markt,  dessen  wir  be- 
dürfen, in  den  europäischen  Staaten  alter  Gultur  und  hochentwickelter 
Industrie  gar  nicht  gefunden  werden  könne.  Diese  Länder,  vor  Allem 
England,  demnächst  Frankreich,  Belgien,  die  Schweiz  u.  s.  w.,  so 
lautet  die  gewöhnliche  Rede,  sind  unsere  gefährlichsten  Concurrenten, 
nicht  unsere  Kunden.  Das  Zollsystem  dieser  Staaten  ist  uns  daher 
verhältnissmässig  gleichgültig.  Die  Länder  mit  überwiegendem  Acker- 
bau, die  transatlantischen  und  tropischen  Gegenden  vor  Allem  können 
da  allein  in  Betracht  kommen  und  auch  in  Bezug  auf  diese  Welttheile 
hält  man  es  für  selbstverständlich,  dass  je  mehr  die  Vereinigten  Staa- 
ten, oder  die  englischen  Golonieen  ihre  eigene  Industrie  entwickeln, 
desto  unbedeutender  der  Markt  sein  werde,  den  sie  der  deutschen 
Industrie  darbieten.  Die  Einen  befürworten  die  Gründung  oder  Er- 
werbung deutscher  Golonien,  gewiss  ein  höchst  erstrebenswerthes  Ziel, 
dessen  Erreichung  aber  noch  in  sehr  weiter  Feme  ist.  Selbst  wenn 
Deutschland  aber  zu  Golonien  kommen  sollte,  so  würden  Jahrzehnte 
oder  Menschenalter  vergehn,  ehe  die  Bevölkerung  und  Gonsumtionsfähig- 
keit  derselben  sich  so  entwickelt  hätte,  dass  sie  ein  bedeutendes  Ab- 
satzgebiet für  deutsche  Erzeugnisse  darbieten.  Andere  glauben  durch 
die  Thätigkeit  von  Gonsuln  oder  freien  Vereinen  im  Orient  oder  in 
transatlantischen,  wenig  cultivirten  Ländern  den  Markt  für  unsere 
Erzeugnisse  erweitem  zu  können.  So  sehr  auch  diese  Bestrebungen 
zu  billigen  sind,  so  gering  wird  der  Erfolg  sein,  welchen  dieselben  bei 
dem  heutigen  Stande  des  Welthandels  und  bei  der  Richtung  und  Art 
unseres  Exports  binnen  geraumer  Zeit  erreichen  können. 

Um  über  diese  und  ähnliche  Fragen,  die  sich  aufdrängen,  wenn 
einmal  die  gebieterische  Nothwendigkeit  unsem  Export  beständig  zu 
steigem  zugegeben  ist,  urtheilen  zu  können,  dürfte  eine  nähere  Be- 
trachtung und  Zergliedemng  unserer  gegenwärtigen  Waarenausfuhr 
die  nothwendige  Vorbedingung  sein.  Glücklicher  Weise  sind  wir  seit 
dem  1.  Januar  1880  im  Stande  die  relative  Bedeutung  der  fremden 
Märkte  für  deutsche  Erzeugnisse  einigermassen  zu  erkennen.  Die  auf 
Gmnd  des  Gesetzes  vom  20.  Juli  1879  zu  machenden  Anmeldungen 
aller  über  die  Zollgrenzen  ein-  und  ausgehenden  Waarensendungen 
müssen  das  Land  der  Herkunft  bezw.  Bestimmung  der  Sendung  ange- 
ben, wobei  als  Herkunftsland  dasjenige  Land,  aus  dessen  Grebiet  die 
Versendung  erfolgt  ist,  und  als  Bestimmungsort  dasjenige,  wohin  die 
Versendung  gerichtet  ist,  gilt,  während  diejenigen  Länder,  durch  welche 
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die  Waaren  auf  dem  Transport  unmittelbar  durchgeführt  oder  in  wel- 
chen sie  lediglich  umgeladen  oder  umspedirt  werden  ausser  Betracht 
bleiben.  Hiemach  ist  bei  Handelswaaren,  sagt  das  Gesetz,  in  der 
Regel  als  Land  der  Bestimmung  das  Land,  in  dessen  Eigenhan- 
del die  Waare  übergeht,  anzusehn.  Während  früher  wir  eigentlich 
nur  erfuhren,  über  welche  Grenzen  die  Waaren  ausgeführt  wurden, 
können  wir  jetzt  die  Abnehmer  unserer  Erzeugnisse  erkennen. 

Wir  haben  desshalb  aus  der  amtlichen  Handelsstatistik  für  das 
Jahr  1880,  die  leider  an  Uebersichtlichkeit  sehr  viel  zu  wünschen 
übrig  lässt,  folgende  Zusammenstellung  der  Richtungen  unseres  Exports 
in  den  verschiedenen  Waarengattungen,  wie  sie  die  officielle  Statistik 
unterscheidet,  gemacht.  S.  S.  432  u.  433.  Die  Tabelle  enthält  die 
Ausfuhr  Deutschlands  nach  den  13  wichtigsten  Absatzgebieten,  nach 
denen  95,86  ^/^  des  Werths  der  ganzen  deutschen  Ausfuhr  geht.  Wir 
geben  die  Ausfuhr  nach  dem  Werthe,  wie  er  vom  statistischen  Amt 
auf  Grund  umfassender  Ermittlungen  geschätzt  ist.  Gewiss  ist  diese 
Schätzung  eine  mangelhafte,  aber  im  Grossen  und  Ganzen  giebt  sie 
doch  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  eine  ziemlich  zutreffende  Anschau- 
ung von  der  Bedeutung  der  verschiedenen  Zweige  und  Richtungen 
unseres  Ausfuhrhandels,  für  deren  Würdigung  die  Zusammenstellung 
der  blossen  Quantitäten,  welche  von  verschiedenen  Artikeln  ausge- 
führt sind,  von  geringem  Nutzen  ist.  Es  gehört  viele  Sachkunde  und 
Ueberlegung  dazu,  um  die  letztern  nach  ihrer  wirthschaftlichen  Bedeu- 
tung gegen  einander  abzuwägen.  Durch  die  Werthschätzung  erst  wer- 
den die  verschiedenen  Waarengattungen  gewissermassen  auf  einen  ge- 
meinsamen Nenner  reducirt  und  für  jeden  vergleichbar. 

Wir  geben  überall  die  Ausfuhr  aus  dem  freien  Verkehr,  weil  die- 
selbe in  der  Regel  auch  die  Ausfuhr  deutscher  Produkte  ist  Denn 
alle  zollpflichtigen  Produkte  des  Auslands,  die  nach  Deutschland  ein- 
geführt und  wieder  ausgeführt  werden,  pflegen  nicht  in  den  freien 
Verkehr  zu  treten.  Sie  würden  dann  den  deutschen  Eingangszoll 
zu  entrichten  haben,  während  sie  von  demselben  frei  bleiben,  wenn 
sie  entweder  sofort  zur  Durchfuhr  deklarirt  oder  in  Entrepöt  einge- 
führt und  von  da  wieder  ausgeführt  werden.  Nun  sind  aber  zur 
Zeit  alle  Fabrikate  und  fast  alle  Nahrungsmittel  in  Deutschland  mit 
Zöllen  belastet.  Wenn  dieselben  aus  dem  freien  Verkehr  ausgeföhrt 
werden,  so  wird  man  annehmen  können,  dass  sie  deutsches  Produkt 
sind.  Nur  bei  denjenigen  Waaren,  welche  erst  mit  dem  I.Januar 
1880  zollpflichtig  wurden,  vorher  aber  zollfrei  waren,  wie  z.  B.  Getreide, 
kann  von   den  aus  dem  freien  Verkehr  ausgeführten  Quantitäten  ein 
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Theil  von  dem  1.  Januar  1880  zollfrei  eingeführt  worden  sein.  Anders 
ist  es  mit  den  zollfreien  Waaren,  also  haaptsächlich  gewissen  Rohstoifen. 
Bei  diesen  kann  die  Ausfuhr  aus  dem  freien  Verkehr  auch  fremdes 
Produkt  in  grösserer  oder  kleinerer  Quantität  enthalten.  Solche  Roh- 
stoffe werden  namentlich  yon  der  See  den  deutschen  Hinterländern 
(Oesterreich,  Russland,  Schweiz),  und  in  kleinerer  Quantität  auch  aus 
dem  Osten  Europas  nach  dem  Westen  durch  Deutschland  durchgeführt. 
Vor  Allem  wird  die  deutsche  Ausfuhr  nach  Oesterreich,  demnächst  die 
nach  Russland  und  der  Schweiz,  in  geringerem  Grade  auch  die  nach 
Frankreich  dadurch  auf  eine  höhere  Werthsumme  gebracht,  als  sich 
ergeben  würde,  wenn  nur  die  Ausfuhr  deutscher  Produkte  geschätzt 
würde.  Es  gingen  um  einige  Artikel  anzuführen,  die  jedenfalls  frem- 
des Erzeugniss  sind,  aus  dem  freien  Verkehr  nach 

Oesterreich-Ungarn     Rossland    Schweb  Frankreich 

(Werth  in   lOOO  M.) 

Rohe  Baumwolle 7  341                   i  o6o           I  531  1920 

Ungef&rbte  Seide,  auch  Seidenwatte                 5  090                   3  506         13  730  1 1  259 

lodigo 3  272                   I  733              383  — 

Zum  grossen  Theil  aus  fremden  Produkten  besteht  ferner  die 
Ausfuhr  aus  dem  freien  Verkehr 

nach 

Oesterreich-Ungarn       Rnssland  Schweiz  Frankreich 
▼on                                                                       (in  1000  M.) 

Schafwolle 10  201                    9 167  2  095  8  859 

Fellen  zur  Pelzbereitung                     8  791                    8  705  762  7  137 

Kupfer,  rohes   ....                     4143                     2915  151  438 

Flachs 9  896                      —  —  1 772 

Andererseits  ist  bei  der  Vergleichung  der  verschiedenen  Absatz- 
gebiete Deutschlands  zu  bedenken,  dass  die  Statistik  nur  die  ersten 
Abnehmer,  nicht  die  letzten  Consumenten  deutscher  Produkte  an- 
giebt  Das  tritt  besonders  hervor  bei  der  Ausfuhr  nach  den  deutschen 
Zollausschlussgebieten,  Hamburg  und  Bremen,  nach  denen  über  ein 
Viertel  des  Gesammtwerthes  der  deutschen  Ausfuhr  geht.  Wir  sind 
auch  leider  nicht  im  Stande  mit  einiger  Sicherheit  die  deutsche  Aus- 
fuhr nach  diesen  Städten  weiter  zu  verfolgen  bis  in  die  Gebiete,  wel- 
chen der  Zwischenhandel  der  Hansestädte  die  deutschen  Produkte 
zuführt.  Denn  einmal  scheidet  die  Hamburger  Ausfuhrstatistik  die 
aus  Hamburg  exportirten  Waaren  deutschen  Ursprungs  nicht  von 
den  aus  andern  Ländern  stammenden.  Die  Bremer  Statistik  hat  für 
manche  Ausfuhrartikel  diese  Unterscheidung  gemacht  Indess  lässt 
sich  doch  bei  sehr  vielen  Artikeln,  die  Hamburg  seewärts  ausführt, 
ungefähr  der  deutsche  oder  fremde  Ursprung  unter  Zuhülfenahme 
der  Einfuhrtabellen  erkennen.    Störender  ist,  dass  die  Hamburger  Sta- 
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Werth  der  Ausfuhr  aus  dem 


Bremen 

Hambarg- 
Altona 

Britisches 

Reich  in 

Europa 

Oester- 

reich-Un- 

gam 

Prmnkreieh 

mit 

Algier 

Niedeflii> 
disQk« 

Reicä  in 
Emopt 

5548 

57226 

12716 

6309 

20048 

5063 

3218 

26765 

535 

1312 
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ristik  bei  den  ausgeführten  Waaren  nicht  den  letzten  Bestimmungsort, 
'«rariern  den  Ort  angiebt,  wohin  die  Waare  in  ununterbrochenem 
Tranap«>rt  ohne  ümspedition  geführt  wird  ohne  Rücksicht  auf  die 
endgültige  Bestimmung  der  Waare.  Nun  wird  zwar  der  grösste  Theil 
der  überseeischen  AusAihr  Hamburgs  direkt  ohne  weitere  Ümspedition 
den  überseeischen  Häfen  zugeführt,  namentlich  ist  nach  der  Ansicht 
des  handelsstatischen  Bureaus,  das  so  freundlich  war,  uns  hierüber 
Mittheilongen  zu  machen,  das  bei  der  Ausfuhr  nach  Amerika  fast 
immer  der  Fall.  Bei  Sendungen  nach  Asien,  Australien  und  ge- 
wissen Küstenländern  Afrikas  aber  kann  der  Hamburg^"  Handel  die 
englischen  Schififahrtsverbindungen  nicht  ganz  entbehren.  Die  dort- 
hin gesandten  Waaren  werden  also  zum  grossen  Theil  in  England 
umspedirt  und  erscheinen  in  der  Hamburger  Ausfuhrstatik  als  nach 
Grossbritannien  ausgeführt.  Es  ist  diese  Unvollkommenheit  der  Ham- 
burger Handelsstatistik  sehr  zu  bedauern  und  für  den  femer  Stehen- 
den ist  nicht  recht  abzusehn,  warum  man  nicht  wie  in  Bremen  ver- 
langt, dass  nicht  der  Speditionsort,  sondern  der  Ort,  wohin  die  Waare 
fakturirt  oder  consignirt  wird,  in  den  der  Statistik  zu  Grunde  liegenden 
Deklarationen,  angegeben  wird.  Endlich  unterscheidet  die  Hambur- 
ger Statistik,  soweit  wir  sehen  können,  nicht  scharf  zwischen  dem 
durch  Hamburg  nur  durchgehenden  Speditionsgut  und  den  durch  den 
Hamburger  Handel  ein-  und  ausgeführten  Waaren.  Man  kann  daher 
in  der  Hamburger  Ein-  und  Ausfuhr  nicht  erkennen,  ob  von  Gütern 
die  Rede  ist,  die  in  der  deutschen  Statistik  als  nach  Hamburg  aus- 
geführt bezeichnet  sind,  weil  sie  in  den  Hamburger  Eigenhandel  über- 
gingen oder  ob  sie  Speditionsgut  sind,  das  in  der  deutschen  Statistik 
als  direkt  nach  fremden  Ländern  ausgeführt  erscheint.  Wir  können 
daher  nur  sehr  unvollkommen  verfolgen,  wohin  der  Hamburger  Handel 
die  grossen  Quantitäten  deutscher  Produkte,  die  er  in  alle  Welt  ver- 
führt, absetzt  Das  aber  ergiebt  sich  aus  der  deutschen  Handelssta- 
tistik des  Jahres  1880  zur  vollen  Evidenz,  wie  bedeutend  denn  doch 
der  Hamburger  Zwischenhandel  für  unsem  Export  ist  Trotzdem, 
dass  die  direkten  Beziehungen  unserer  Producenten  zu  fremden  Län- 
dern sich  in  neuerer  Zeit  sehr  vermehrt  haben  und  dass  Hamburg 
flDr  einen  grossen,  besonders  gewerbfleissigen  Theil  Deutschlands  gar 
nicht  der  natürliche  Exporthafen  ist,  wird  doch  über  22<^/o  der  deut- 
ihen  Ausfuhr  durch  den  Hamburger  Handel  vermittelt  Dabei  belief 
h  die  Ausfuhr  Deutschlands  nach  diesem  viel  geschmähten  „Entrepot 
ischer  Waaren  in  Deutschland''  fast  auf  das  Doppelte  des  Werths 
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der  Einfuhr  aus  Hamburg  nach  Deutschland  (689596000  M.  gegen 

361708000  M.). 

Auch  die  nach  England,  Niederland,  Frankreich  ausgeführten 
deutschen  Produkte  werden  zu  einem  gewissen  Theile  von  dort  weiter 
nach  fremden  Ländern,  insbesondere  transatlantischen  Plätzen  geführt. 
Die  Unterscheidung  derselben  von  den  in  diesen  Ländern  unmittelbar 
consumirten,  oder  weiter  verarbeiteten  deutschen  Erzeugnissen  ist  ganz 
unmöglich.  Sie  hat  aber  auch  für  unsern  Zweck  geringe  Bedeutung. 
Denn  immerhin  zeigt  der  Umstand,  dass  die  deutschen  Produkte 
nach  jenen  Ländern  verkauft  worden  sind,  dass  sie  dort  nicht  ebenso 
gut  oder  nicht  ebenso  wohlfeil  angefertigt  werden  konnten  als  in 
Deutschland  und  dass  also  eine  internationale  Arbeitstheilung  sich 
ausgebildet  hat,  bei  welcher  die  Herstellung  der  betreffenden  Erzeug- 
nisse Deutschland  zugefallen  ist.  Femer  ist  die  Zollpolitik  jener  Staa- 
ten auch  für  die  Ausfuhr,  der  in  denselben  nicht  consumirten  deut- 
schen Waaren  nicht  gleichgültig.  Die  Einfuhr  derselben  in  jene  Staa- 
ten kann  durch  Zollmassregeln  verhindert  und  der  Zwischenhandel 
genöthigt  werden,  statt  der  deutschen  die  Erzeugnisse  des  eigenen 
Handels  zu  vertreiben. 

Versuchen  wir  nun  an  der  Hand  der  amtlichen  Statistik  für  das 
Jahr  1880  die  Hauptrichtungen  unseres  Exports  für  die  einzelnen 
Waarengattungen  etwas  näher  zu  ergründen  und  zugleich  mit  der 
Hamburger  Handelsstatistik,  soweit  das  möglich  ist,  auch  die  weitere 
Bestimmung  der  nach  Hamburg  ausgeführten  Erzeugnisse  zu  erforschen. 

Für  fast  alle  Gattungen  landwirthschaftlicher  Produkte,  welche 
Deutschland  ausführt,  ist  Grossbritannien  weitaus  der  wichtigste  Markt 
und  für  die  Landwirthschaft  grosser  Theile  des  nördlichen  Deutsch- 
lands ist  der  englische  Absatz  noch  immer  eine  Lebensfrage.  Man 
übersieht  nicht  selten  diese  Thatsache  unter  Berufung  darauf,  dass 
im  Ganzen  Deutschland  an  Rohstoffen  für  Nahrung  und  Bekleidung 
der  Menschen  viel  mehr  importirt,  als  exportirt.  Aber  einmal  kommt 
die  oben  erwähnte  Configuration  des  deutschen  Reichs  in  Betracht, 
vermöge  deren  ein  Theil  Deutschlands  auf  den  ausländischen  Ab- 
satz landwirthschaftlicher  Erzeugnisse  angewiesen  ist,  während  ein 
anderer,  grösserer,  fremder  Zufuhr  bedarf.  Dann  aber  hat  sich  auch 
in  Bezug  auf  die  Landwirthschaft  eine  Arbeitstheilung  zwischen 
Deutschland  und  andern  Ländern  entwickelt,  insofern  dieselben  Ge- 
genden, welche  ausländisches  Getreide,  Wolle  u.  s.  w.  beziehn,  an- 
dere werthvollere  landwirthschaftliche  Produkte  wie  Zucker,  Hopfen, 
Spiritus,  u.  s.  w.  exportiren.     So  kommt  es,  dass  in  Klasse  I,  II 
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und  III  der  obigen  Tabelle,  die  fast  ausschliesslich  landwirthschaft- 
liche  Produkte  enthalten,  einer  Gesammteinfuhr  von  1005  Blillionen 
Mark  doch  auch  eine  Ausfuhr  von  mehr  als  681  Millionen  gegen- 
übersteht. 

Fassen  wir  im  Anschluss  an  unsere  Tabelle  zuerst  unter  den 
Ausfuhrgogenständen  Vieh  und  andere  lebende  Thiere  (Gruppe  I), 
ferner  Nahrungsmittel  thierischen  Ursprungs  (Gruppe  n  A)  zusammen, 
80  ergiebt  sich  aus  unserer  Tafel,  dass  die  Ausfuhr  nach  Hamburg 
am  bedeutendsten  ist  Sie  übertrifift  die  nächst  bedeutende,  nach 
Frankreich,  um  das  Dreifache,  dann  folgen  in  absteigender  Ordnung 
die  Schweiz,  Belgien  und  Grossbritannien,  das  also  erst  die  fünfte 
Stelle  einnimmt  Die  wegen  der  Viehseuchen  in  England  ergriffenen 
Massregeln  haben  die  früher  bedeutende  Rindvieh- Ausfuhr  aus  Schles- 
wig-Holstein schwer  getroffen.  Aber  das  von  Deutschland  nach  Ham- 
burg oxportirto  Vieh  geht,  soweit  es  nicht  für  den  lokalen  Markt  und 
für  Schiffsprovisionen  bestimmt  ist,  in  lebenden  oder  geschlachteten 
Zustande  fast  ausschliesslich  weiter  nach  Grossbritannien.  Hamburg 
führte  ein  aus  Deutschland 

5703  Stack     Pferde 
3  438      ,.        stiere 


Es  führte  aus 


10226 
22022 
20578 
29071 

352  359 
140359 


Kahe 

Ochsen 

Jangvieh 

K&lber 

Seh  weine 

Sehafrieh 


17  001  Stfick    Schweine 
102  428      n       Sohafrieb 
3  4S3      „        Pfwrde 

nach  Grossbritannien.  Die  ganze  übrige  Ausfuhr  aller  Sorten  seewärts 
botnig  keine  100  Stück.  Ausserdem  aber  wurden  von  Hamburg  see- 
wärts ausgeführt 

an  ftesaltenem  oder  gerftacbertem  Fleiseh :  190  692  m.  C.  naeh  Orotsbritaanien 

19 172      „         „      Schweden 
4680      .,         ^      Norwegen  o.  s.  w. 

Daiu  kommt  endlich  die  deutsche  Butterausfuhr  über  Hamburg  nach 
England.  Nach  unserer  Statistik  gingen  92  269  m.  G.  Butter  im  Werth 
von  15686000  M.  nach  Hamburg.  Die  Buttereinfuhr  Hamburgs  aus 
andern  europüsdien  L&ndem  ist  nicht  nennensworth.  Ausgeführt 
wurden  96230  nt  (X,  davon  nach  Grossbritannien  63877  m.  C.,  nach 
Korwegen  12405  m.  O,  Niederland  3494  m.  O,  landwärts  per  Berliner 
ud  Venlow  Bahn  6754  m.  a^). 
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Unter  Berücksichtigung  der  indirekten  Aasfahr  über  Hambarg  ist 
also  Grossbritannien  doch  das  weitaas  wichtigste  Absatzgebiet  für 
diese  Exportgruppe.  Die  ganze  übrige  Ausfuhr  dürfte  der  nach  Eng- 
land höchstens  gleichkommen. 

Bei  Getreide,  Kartoffeln  und  Mehlfabrikaten  (Gruppe  II,  B.  C.) 
behauptet  wieder  Hamburg  in  der  deutschen  Ausfuhr  weitaus  die  erste 
Stelle.  Dann  kommt  an  zweiter  Stelle  Grossbritannien.  Der  Werth  der 
nach  England  gehenden  Quantitäten  dieser  Waarengruppe  (39  901 000  M.) 
war  ungefähr  doppelt  so  hoch,  wie  der  nach  den  nächst  bedeutenden 
Absatzgebieten  Oesterreich-Ungam  und  Niederland.  Die  Ausfuhr  nach 
Hamburg  ist  aber  auch  in  diesem  Falle  fast  ganz  der  nach  Grossbri- 
tannien zuzurechnen.  Sie  hatte  einen  Werth  von  65919000  M.,  darun- 
ter Kartoffeln  für  22059000 M.,  2450956 m.C,  Gerste  für  16443000 M., 
757775  m.  C,  Mehl  aller  Sorten  10752000  M.,  314436  m.C,  Wei- 
zen 4439000  M.,  193406  m.  C.  Hamburg  aber  führte  aus  seewärts: 
2175613  m.  C.  Kartoffeln,  davon  nach  Grossbritannien  2162171  m.  C, 
Getreide  1 070435  m.  C,  davon  nach  Grossbritannien  932250  m.  C,  Mehl 
314113  m.C,  davon  nach  Grossbritannien  258017  m.C  Die  nicht 
nach  Grossbritannien  gehende  Getreideausfuhr  bestand  in  amerikani- 
schem und  russischem  Mais  und  Roggen,  die  deutsche  Einfuhr  ging 
offenbar  fast  ganz  nach  Grossbritannien.  Der  Export  deutscher  Er- 
zeugnisse dieser  Art  nach  England  erreicht  dadurch  einen  Werth 
von  90 — 100  Millionen  M.,  bei  einer  Gesammtausfuhr  nach  allen  Län- 
dern im  Werthe  von  194072000  M.  Es  geht  also  fast  die  Hälfte  der 
Ausfuhr  in  diesen  Waaren  nach  Grossbritannien,  ca.  10 ^/o  je  nach 
Frankreich  und  Niederland ,  c.  6|  ^/q  je  nach  der  Schweiz  und  Bel- 
gien. Gerade  bei  dieser  Waarengattung  ist  aber  hervorzuheben,  dass 
der  Export  des  Jahres  1880  auch  einen  seiner  Grösse  nach  bestimm- 
baren Theil  nicht  deutscher  Erzeugnisse,  insbesondere  russischen  Ge- 
treides enthält.  Im  Jahr  1881  wird  der  Gesammtwerth  der  deut- 
schen Ausfuhr  an  Getreide,  Mehl  und  Kartoffeln  aus  diesem  Grunde, 
dann  aber  auch  wegen  der  schlechten  Erndte  des  Jahres  1880  und 
des  Wegfalls  der  Conjunktur  für  die  Kartoffelausfuhr  viel  geringer 
sein,  als  er  1880  war. 


folge  der  Hambarger  Statistik  nach  Grossbritannien  gbgen,  anch  für  den  dortigen  Markt, 
nicht  zur  weiteren  Spedition  bestimmt  waren  und  dass  die  in  den  englischen  Eigenhan- 
del übergehenden  Quantitäten  (Zucker  allein  ausgenommen)  auch  in  England  verbraucht 
werden. 
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Von  grosser  Bedeotimg  sind  femer  in  Klasse  n  die  Grapftai  E. 
F.  G,  Specerei-  and  Materialwaaren,  wegen  der  darin  stedDeiideB  Aba- 
fahr  von  Zacker,  der,  mit  grossen  Verlasten  firdlich  fir  die 
kasse,  in  neaerer  Zeit  einer  anserer  wichtigsten  Exportartikel 
den  ist  Die  Aasfahr  des  Jahres  1881  überragt  die  des  Jahres  1880 
noch  in  erheblichem  Maasse.  In  dem  letzteren  Jahre  hatte  die  ge- 
sammte  deatsche  Aasfahr  an  Zacker,  Melasse,  Symp  einen  Wertk 
117576000  iL;  daron  ging  ange&hr  die  Hälfte  in  Hambofgi 
handel  übor,  nämlich 

Bokxscker I  02i  761  m  C.  filr  41  892000  M. 

Zacker   in  weissen    harten  Broten    nnter    13,5  KIL 

Ckwieht 134  94*      r.       r-      7760000  » 

Anderer  knrter  Zacker 1 23  436      „        «      6419000  „ 

Tranbcn-  nnd  Stirkesncker  IOC  676      „        ^      3423000  ^ 

Die  Hambarger  Aasfahrlisten  weisen  folgende  Aasfiihr  nadi: 

R<dmcker 

OfUMMtanftihr      .     .     2472155  blC 

dnrantcr  leewlrt»    .     .     2  468  862  ^ 

nndi  Orossbritnnnien        I  994  95 2  ^ 

,,     Pmnkrcich      .     .        254  2  lO  ^ 

„     NtcderUad  189  354  „     n.  s.  w 

Beffinede,  Melis,  Lampen, 

flfiimmUiifihr    .     .     .     234  302  ^ 

darunter  seewirts       .     .     214057  „ 

nach  Groesbritaanien  92  600  ^ 

„     Cfcffi 29079  ^ 

r,     Portacal   ....       25  851  ^     a.  s.  w. 
Stirke-  aad^Tranbenncker 

OnaMBireaHfiihr    .'    .     .     130  8Ö9  y- 

daToa  seewirts      .     .     .     130509  ^ 

aack  Groesbritaanien  112  469  ., 

^     Vereiaigte    Staaten       II 421  ,. 

Unbedeotendere  Sorten  Crjstallsand-,  Gandis-Zacker  a.  dergL  lasaca 
wir  anbeachtet  —  Die  Rohzackeraasfohr  Hambargs^  welche  übrigen 
ausser  dem  deatschen  auch  eine  grössere  Quantität  österreichischen  Zu- 
cker enthalt,  ist  also  za  fast  ^/^  fftr  Grossbritannien  bestimmt,  wifaread 
ca.  10^/0  nadi  Frankreich  gehn.  Man  kann  mit  ziemliche  Sicherheit  an* 
ndimen,  dass  die  nach  diesen  Ländern  gefährten  Quantitäten  Bfdizackcr 
Ton  den  dortigen  Raffinerien  verarbeitet  werden,  während  von  den  an- 
dern Zuckersorten  rielleicht  kleine  Quantitäten  nach  En^and  nur  zur 
weiteren  Spedition  gefuhrt  werden.  Im  Ganzen  kann  man  ungefilhr 
rechnen,  dass  ca.  '/^  der  deutschen  Zuckeransfnhr  nach  Hamburg  für 
England  bestimmt  gewesen  ist.  Dazu  kommt  nun  die  direkte  Ausfuhr 
nach  diesem  Lande.  Unsere  Ausfuhrlisten  geben  an  als  dorthin  ge- 
fthrt: 

Bokrocker     .     .     .     .  fnr  29420000  M. 
Harter  Zncker  wtim  in 

BrodcttToa  i2,SKil        .,       1568000^ 
•     -     -      w  845000  ^ 
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Von  den  übrigen  Sorten  ist  die  Ausfuhr  nach  Grossbritannien  wegen 
ihrer  geringem  Bedeutung  nicht  angegeben.  Fasst  man  diese  direkte 
Ausfuhr  mit  der  über  Hamburg  zusammen,  so  ergiebt  sich,  dass  bei- 
nahe */4  des  aus  Deutschland  ausgeführten  Zuckers  in  Grossbritan- 
nien ihren  Markt  finden.  Von  anderen  Abnehmern  sind  noch  die  Nie- 
derlande (für  5672000  M.  Rohzucker  in  direkter  Ausfuhr),  Schweden 
(für  957  000  M.  Rohzucker,  5 188  000  M.  Kandiszucker  und  Zucker  in 
grossen  Broden,  537  000  M.  anderer  harter  Zucker  in  direkter  Ausfuhr), 
sowie  Frankreich  (wegen  der  indirekten  Ausfuhr  über  Hamburg)  von 
einiger,  aber  gegenüber  England  doch  verschwindender  Bedeutung. 

Ausser  Zucker  ist  in  dieser  Gruppe  noch  Hopfen  ein  Ausfuhr- 
artikel von  erheblichem  Werth  (gesammte  Ausfuhr:  108  757  m.  C.  im 
Werth  von  30452000  M.).  Die  Hauptabnehmer  sind:  Grossbritannien 
22753  m.  C,  Hamburg  19679  m.  C,  Frankreich  13080  m.  C.  —  Die 
Ausfuhr  nach  Hamburg  ist  aber  wieder  fast  ganz  der  nach  Grossbri- 
tannien zuzurechnen,  denn  Hamburg  führte  aus  32,573  m.  C.  Hopfen, 
davon  nach  Grossbritannien  26  687  m.  G. 

In  den  anderen  Gruppen  dieser  umfangreichen  Klasse  (U,  H.  I.  K.) 
ist  Branntwein  der  hervorragendste  Ausfuhrartikel,  obwohl  derselbe  dem 
Werth  nach  den  bisher  betrachteten  nicht  gleichkommt  (29  214  000  M.). 
Der  Vermittler  des  Exports  ist  wieder  ganz  überwiegend  der  Hambur- 
ger Zwischenhandel.  Von  der  Gesammtausfuhr  (540  997  m.  C.)  gehen 
nach  Hamburg  411 170  m.  C,  nach  der  Schweiz  45567  m.  C,  Frank- 
reich 29  578  m.  C,  Grossbritannien  15  707  m.  C.  Die  nach  Hamburg 
geführten  Mengen  aber  werden  von  dort  überwiegend  nach  den  Wein 
producirenden  Ländern  des  südlichen  Europa's  gesandt  Von  der  Ge- 
sammtausfuhr Hamburgs  an  Spiritus  im  Betrage  von  571  269  m.  C, 
die  wohl  zum  grossem  Theil  deutsches  Erzeugniss  ist^),  gingen 
311651  m.  C.  nach  Spanien,  135837  m.  C.  nach  Frankreich,  58  946 
m.  G.  nach  Grossbritannien,  17  298  m.  G.  nach  Portugal.  Die  in  Ham- 
burg zu  edleren  Branntweinen  und  Liqueuren  verbrauchten  Sorten  zu 
verfolgen  lohnt  sich  nicht  der  Mühe. 

Branntwein  also  und  lebendes  Vieh  sind  unter  den  landwirth- 
schaftlichen  Ausfuhrgegenständen  Deutschlands  von  einiger  Bedeutung 
die  einzigen,  die  nicht  ganz  überwiegend  ihren  Markt  in  Grossbritan- 
nien haben.    Beide  Artikel    sind  auch  die  einzigen  fremden  Erzeug- 


1)  Unsere  Zolllisten  geben  eine  Dorchfahr  fremden  Brannivreins  nach  Hamburg  an 
von  283  516  m.  C. ,  nach  der  Hamburger  Statistik  wurden  femer  von  Russischen  Häfen 
zugeführt  22  653  Hektol.,  von  Amerika  15  649  Hektol. 
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nisse,  deren  Einfuhr  Grossbritannien  noch  gewisse  Restriktionen  ent- 
gegenstellt —  Seuchensperre  beim  Vieh  ^),  ein  kleiner  Schutzzoll  beim 
Branntwein  —  immerhin  schon  ein  beachtenswerthes  Zeichen  von  der 
Bedeutung  britischer  Zollpolitik  fttr  unsere  Ausfuhr. 

Wir  übergehen,  um  nicht  zu  lang  zu  werden,  die  Ausfuhr  einer  gan- 
zen Reihe  anderer  minder  wichtiger  Produkte  unserer  Landwirthschaft, 
die  in  ihrer  Gesammtheit  aber  doch  einen  bedeutenden  Werth  aus- 
machen, alle  die  Sämereien  und  Gewächse  nicht  zur  menschlichen 
Nahrung  (Klasse  III),  Bier  und  Wein,  Cichorien,  Eier  und  Käse  u.  s.  w. 

Offenbar  ist  unter  den  beiden  Ursachen,  welche,  wie  wir  oben  er- 
wähnten, eine  so  grosse  gleichzeitige  Ausfuhr  und  Einfuhr  landwirth- 
schaftlicher  Produkte  in  Deutschland  hervorrufen,  die  zweite,  die  wach- 
sende internationale  Arbeitstheilung  in  der  Landwirthschaft  und  ihren 
Nebengewerben  die  hauptsächlichste.  Der  Getreidebau  deckt  die  Be- 
dürfhisse der  Bevölkerung  nicht  mehr,  die  Einfuhr  von  Schafwolle 
übertrifft  fast  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  die  Ausfuhr,  aber  eine  Reihe 
von  werthvoUen  Produkten  der  Viehzucht,  manche  Handelsgcwächse 
und  vor  Allem  weiter  verarbeitete  Erzeugnisse  der  Landwirthschaft 
(Zucker,  Spiritus)  werden  in  wachsender  Menge  exportirt  Dass  diese 
Arbeitstheilung  —  gewiss  zu  allseitigem  Vortheile  —  sich  so  ent- 
wickeln konnte,  verdanken  wir  zum  grossen  Theil  der  liberalen  Han- 
delspolitik Englands,  denn  England  ist,  wie  wir  sahen,  der  vor- 
nehmste Abnehmer  unserer  landwirthschaftlichen  Erzeugnisse.  Ohne 
allen  Zweifel  wird  diese  Entwickelung  ferner  fortschreiten,  aber  das 
Maass  des  Fortschritts  ist  doch  abhängig  von  der  europäischen  Zoll- 
politik, ob  unserer  Ausfuhr  von  Zucker,  Spiritus  u.  s.  w.  im  Auslande 
Hindernisse  entgegengesetzt  werden  und  ob  wir  selbst  die  Einfuhr 
von  Mais,  Roggen,  die  für  manchen  landwirthschaftlichen  Betrieb  in 
Deutschland  schon  Rohstoffe  geworden  sind,  vertheuem  und  die  Oon- 
centration  unserer  Landwirthschaft  auf  die  Ausnutzung  ihrer  beson- 
deren Kräfte  erschweren. 

In  der  folgenden  Klasse  V  findet  sich  ein  Artikel,  in  dem  die 
deutsche  Ausfuhr  einen  sehr  erheblichen  Werth  erreicht  An  Stein- 
kohlen, Koaks  und  Braunkohlen  sind  für  ungefähr  50  Millionen  M. 
ausgeführt  worden.  Natürlicher  Weise  sind  für  die  Richtung  dieses 
Exports  die  geologischen  Verhältnisse  der  Nachbarländer  maassgebend. 
Es  lassen  sich  deuüich  die  drei  Richtungen  der  Ausfuhr  erkennen 


1}  Das  CSomit^  des  Cobdenclabt  hat  ein  eigenes  Sabcomit^  eingesetzt  lor  Erortening 
der  Frage ,  ob  die  Restriktionen  f&r  die  Einfahr  lebenden  Viehs  in  England  nicht  gemil- 
dert oder  beseitigt  werden  können. 
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Ruhrkohlen  nach  Niederland,  welches  der  grösste  Abnehmer  ist,  und 
nach  Belgien,  schlesische  Kohlen  nach  Oesterreich,  Saarkohlen  nach 
Frankreich  und  der  Schweiz. 

Die  Ausführ  von  Rohstoffen  und  Fabrikaten  der  chemischen  In- 
dustrie (Klasse  VI)  erreicht,  Dank  dem  mineralischen  Reichthum  un- 
seres Landes  und  vor  Allem  der  Tüchtigkeit  unserer  Techniker,  einen 
Werth,  der  nur  von  den  exportirten  Produkten  der  Gewebeindustrie 
und  der  Landwirthschaft  übertroffen  wird.  In  der  Ermittelung  und 
Vergleichung  der  Absatzwege  stossen  wir  aber  auf  besondere  Schwie- 
rigkeiten. Ungefähr  40  ^Iq  des  ganzen  Werths  (159  801 000  M  von 
402370000  M.)  gehen  nach  Hamburg  und  lassen  sich  über  Hamburg 
hinaus  nicht  verfolgen.  Denn  einmal  stellt  sich  bei  fast  allen  Fabri- 
katen die  oben  angedeutete  Schwierigkeit  ein,  dass  nicht  mit  Sicher- 
heit zu  ermitteln,  ob  die  von  Hamburg  als  nach  Grossbritannien  aus- 
geführten Quantitäten  auch  wirklich  für  Grossbritannien  bestimmt  ge- 
wesen sind,  dann  aber  ist  die  enorme  Ausfuhr  deutschen  Produkts 
nach  Hamburg  weder  in  den  dortigen  Einfuhr-  noch  in  den  Ausfuhr- 
tabellen zu  entdecken.  Nach  der  deutschen  Statistik  werden  neben 
allen  andern  einzeln  aufgeführten  Artikeln  dieser  Gattung  155,758 
m.  C.  „Säuren  und  Salze  anderweitig  nicht  genannt'*,  im  Werthe  von 
132  394000  M.  nach  Hamburg  ausgeführt  Es  liegt  nahe,  an  die  Kali- 
salze des  Stassfurter  Bergbaus  zu  denken  (Kochsalz  gehört  in  eine 
andere  Klasse).  Aber  unsere  deutsche  Statistik  führt  ausser  je- 
nen anderweitig  nicht  genannten  Säuren  und  Salzen  überdiess  auch 
327  465  m.  C.  Schwefel-  und  salzsaures  Kali  (Chlorkalium)  als  nach 
Hamburg  exportirt  auf.  In  den  Hamburger  Einfuhrlisten  ist  der  einzige 
Posten  unter  dem  jene  Salze  begriffen  sein  können,  vielleicht  „Dünge- 
salz'^  von  dem  per  Eisenbahn  und  von  der  Oberelbe  ca.  P/,  Mill. 
m.  C.  nach  Hamburg  gebracht  und  von  dort  grösstentheils  nach  den 
Vereinigten  Staaten  und  England  weitergeführt  sind,  ein  Artikel,  der 
aber  natürlich  von  sehr  viel  niedrigerem  Werthe  ist,  als  der  von  dem 
statistischen  Amt  für  „Säuren  und  Salze  anderweitig  nicht  benannt^' 
angenommene. 

Lassen  wir  die  etwas  räthselhafte  Ausfuhr  nach  Hamburg  ausser 
Betracht,  so  erscheinen  als  Abnehmer  für  die  ganze  Klasse  in  abstei- 
gender Ordnung  Grossbritannien,  Oesterreich-Ungam,  Vereinigte  Staa- 
ten, Russland  u.  s.  w.  In  der  Ausfuhr  nach  Oesterreich-Ungam  spie- 
len aus  dem  Ausland  herrührende  Rohstoffe  z.B.  Indigo,  Harze  eine 
nicht  geringe  Rolle,  während  bei  der  Ausfuhr  nach  Grossbritannien 
und  den  Vereinigten  Staaten  diese  Waaren  wegfallen.    Für  die  Pro- 

N.  F.  Bd.  TV.  30 


dakte  der  deatschen  chemischen  Industrie  treten  daher  die  letzte- 
ren Absatzgebiete  noch  mehr  in  den  Vordergmnd.  Die  Aosfohr  der 
wichtigsten  Erzeugnisse  dieser  Gattung  vertheilt  sidi  wie  folgt: 

Werth 

d.  Gesamiiit-  nachGroaa    d-Veranigl      HabImtk 
anafohr      britonnien        Staaten 

Anilinfarben    n.  andere  Tbeerfarben-  M.  IL  M.  M- 

Stoffe     .     .* 31037000  7209000  3651000  2552000 

Aliaarin 20607000  15004OOO  2065000  ?>) 

Ultramarin 7115000  208100O  498  000  972  000 

Bleiweiss.  Zinkoxjd 4  978  000  1 613  000  ?>)  I  I16000 

Weinsteinsinre 3124OOO  1588000  ?<>  ?M 

Kali.   ftchwefeUanres  and  salzsanres  8  503  OOO  502  175  1319855  49120OO 

Parfnmerien  aller  Art 15  940  OOO  5  920  OOO  308  000  IOO8000 

BleH  Rotb-Farbenstifte 2007000  509  000  177000  ?>) 

Sinren    und    Salze   nlcbt    besonders 

genannt 1 98  1 47  OOO  8  856  OOO  28  644  OOO  152594OOO 

Ein  Theil  der  Ausfuhr  nach  Hamburg  ist  jedenfalls  f&r  die  Ver- 
einigten Staaten  und  England  bestimmt  Natürlicher  Weise  gehen 
aber  gerade  auch  die  Artikel,  in  denen  die  deutsche  Industrie  eine 
solche  Virtuosität  erlangt  hat,  dass  sie  den  en^schen  Markt  nahezu 
bdierrscht,  auch  sonst  in  die  verschiedensten  Lander  der  Welt  Die 
Ausfuhr  mancher  chemischer  Produkte  nach  England  wfirde  flbrigens 
noch  bedeutender  sein,  als  sie  jetzt  schon  ist,  wenn  nicht  die  zu  ihrer 
Herstellung  erforderlichen  Rohstoffe  durch  EingangszöDe  Ti^theuert 
würden.  So  klagen  z.  B.  die  Handelskammerberichte  f&r  1880,  dass 
das  Exportgeschäft  in  Alizarin  besonders  nach  Grossbritannien  we- 
sentlich beeinträchtigt  w^rde  durch  den  Eingangszoll  von  4  IL  pro 
100  Kilogr.  auf  kaustische  Soda,  welcher  Artikel  einen  Hauptfaktor 
der  Alizarinfabrikation  bildet    (Das  deutsche  Wirthschaflsjahr  S.  187). 

Wir  sehen  in  dieser  chemischen  Industrie  das  erste  Beispiel  einer 
Produktion,  die  in  Deutschland  sich  zu  einer  solchen  Blüthe  ent- 
wickelt hat,  dass  sie  im  ersten  Industrieland  der  Welt  ihren  Hanpt- 
markt  findet,  während  sie  durch  keinerlei  natüriiche  Vorzüge  unsa^ 
Bodens  oder  Klimas  oder  sonstige  Produktionsvortheile  an  Deutsch- 
land gebunden  ist  Im  Gegentheil  die  Rohstoffe  werden  meistens  in 
England  reichlidier  vorhanden  und  bilUger  sein,  als  in  Deotschlaad. 
Ebensowenig  bat  diese  Industrie  Consumtionsvortheile  in  Deutschland. 
Der  en^ische  Markt  ist  für  sie  bedeutender  als  der  deutsche.  Eine 
adche  internationale  Arbdtstheilung  würde  schwerlich  ohne  Zollfrei- 
hmt  in  England  haben  entstehen  können  und  noch  jetzt  würde,  wie 
«koB  oben  herrorgehoben,  diese  und  manche  andere  in  ähnlicher  Lage 


)  b  4v  ■■HiifcMi  Statistik  wmimr  dem  Werthe.  Bocb  der  Menge  nkch  an^clBkrt. 
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befindliche  deutsche  Industrie  der  Gefahr  des  Untergangs  ausgesetzt 
sein,  wenn  in  England  die  schutzzöUnerischen  Tendenzen,  mit  welchen 
unsere  Gegner  sympathisiren ,  während  der  Gobdenclub  sie  bekämpft, 
zur  Herrschaft  kämen.  „Tritt  dieser  Fall  ein'^  sagte  ein  hervorragen- 
der Vertreter  dieses  Gewerbszweigs  auf  dem  socialpolitischen  Congress 
zu  Frankfurt  a.  M.,  „dann  ist  gerade  die  chemische  Industrie  aufs  ern- 
steste in  ihrem  Bestehen  bedroht.  Der  eigentliche  Boden  fQr  das  Ge- 
deihen der  chemischen  Industrie  liegt  in  England.  —  Es  ist  zu  be- 
fürchten, dass  bei  irgend  welchen  Erschwerungen  der  Einfuhr  in  Eng- 
land dort  selbst  von  deutschen  Fabrikanten  diese  Fabrikationen  ge- 
schaffen werden,  die  heute  den  Stolz  und  die  Blüthe  unserer  chemi- 
schen Industrie  ausmachen.^' 

Während  Klasse  VI  ungefähr  IS^Iq  der  ganzen  deutschen  Aus- 
fuhr enthält,  umfasst  die  folgende  Klasse  VÜ  (Erden  und  Steine, 
Stein-,  Thon-  und  Glaswaaren)  nur  3'/,  ^/q.  Beinahe  die  Hälfte  sind 
Rohmaterialien,  Steine  und  Erden,  von  denen  begreiflicher  Weise  die 
Ausfuhr  rheinabwärts  nach  den  Niederlanden  am  bedeutendsten  ist 
Die  Abnehmer  der  Fabrikate  sind  vor  Allem  Hamburg,  dann  in  ab- 
steigender Ordnung  Frankreich,  Grossbritannien,  Oesterreich-Ungarn, 
Vereinigte  Staaten  u.  s.  w.  —  In  den  Hamburger  Ausfuhrlisten  nimmt 
von  der  überseeischen,  überwiegend  aus  deutschen,  demnächst  aber 
wahrscheinlich  auch  österreichischen,  belgischen  und  englischen  Fabri- 
katen bestehenden  Ausfuhr  dieser  Artikel  fast  durchweg  Grossbritan- 
nien die  erste  Stelle  ein,  dann  kommen  die  Vereinigten  Staaten,  Bra- 
silien und  einige  andere  südamerikanische  Staaten,  Portugal,  China. 
Vermuthlich  ist  der  grösste  Theil  der  Hamburger  Ausfuhr  nach  Gross- 
britannien in  diesen  Artikeln .  für  transatlantische  Gebiete  (Ostasien) 
bestimmt  Aber  bleibt  auch  nur  ein  Theil  für  Grossbritannien  selbst 
übrig,  so  erscheint  dasselbe  doch  mit  den  Ver.  Staaten  als  der  bedeu- 
tendste Käufer  der  Produkte  dieser  Gewerbe,  obschon  dieselben  zu 
den  entwickeltsten  und  von  der  Natur  am  meisten  begünstigten  Er- 
werbszweigen in  England  gehören  ^). 

In  Klasse  VUI  (Rohstoffe  und  Fabrikate  der  metallischen  Indu- 
strie) lassen  wir  die  Gruppen  A  Erze  und  F  Edelmetalle  als  von  un- 
serm  Gesichtspunkt  aus  wenig  bedeutend  weg,  und  fassen  zunächst 


1)  Die  früher  bedeutende  Aasfuhr  von  Thonwaaren  nach  Oeaterreich  hat  unter  den 
dort  ergriffenen  ZoUma&ssregeln  erheblich  abgenommen  (Das  deutsche  Wirthschaftüjahr 
S.  109;.  Der  Absatz  von  Cement  nach  den  natürlichen  Absatzgebieten  Russland,  Oester- 
reich  nnd  der  Schweiz  leidet  ebenfalls  unter  den  hohen  Zollen  dieser  Staaten  (a.  a.  O. 
8.  lOS). 
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B — C,  rohe  unedle  Metalle  und  roh  bearbeitete  Metalle,  zusammen  im 
Werthe  von  142919000  M.  4,73  ®|o  der  Gesammtsumme.  Die  Ab- 
nehmer derselben  sind  in  absteigender  Reihenfolge  Russland,  Belgien, 
Grossbritannien,  Hamburg,  Oesterreich-Üngam,  Niederland,  Frankreich 
u.  s.  w.  Es  sind  aber  darunter  auch  Metalle  enthalten,  die  Deutsch- 
land fast  gar  nicht  oder  doch  in  einer  für  seinen  Bedarf  nicht  hin- 
reichenden Menge  erzeugt,  wie  Zinn  (für  8904000  M.)  und  Kupfer 
(für  2097  000  M.).  Die  davon  ausgeführten  Quantitäten  sind  ganz 
oder  fast  ganz  fremdes  Produkt.  Sie  gingen  zum  grössten  Theil  nach 
Russland  und  Oesterreich.  Die  Bedeutung  dieser  Staaten  als  Absatz- 
gebiete für  deutsche  Produkte  dieser  Art  ist  daher  geringer,  als  un- 
sere Zahlen  sie  erscheinen  lassen.  Sonst  sind  von  besonderer  Be- 
deutung: bei  der  Ausfuhr  nach  Russland:  schmiedbares  Eisen,  f&r 
7  748000,  Eisendraht  für  5444000,  Eisenplatten  für  2998000  M^ 
bei  der  nach  Belgien:  Roheisen  für  7  624000,  Luppeneisen  für  2657000, 
Eisendraht  für  2466000,  schmiedbares  Eisen  für  2  735000  M.,  nach 
Grossbritannien:  Eisendraht  für  9191000,  rohes  Zink  für  2  829000, 
gewalztes  Zink  für  1054000,  rohes  Blei  für  2137000  M.  Wir  müssen 
auch  hier  besonders  darauf  aufmerksam  machen,  dass  der  dem  Werth 
der  gesammten  Ausfuhr  (29  337  000  M.)  nach  wichtigste  Artikel  diesa" 
beiden  Gruppen,  Eisendraht,  in  dem  Lande,  welches  den  Prindpat  in 
der  Eisenindustrie  besitzt,  seinen  Hauptmarkt  hat.  Offenbar  hat  sich 
auch  hier  in  einer  Specialität  die  deutsche  Gewerbthätigkeit  zu  einer 
den  englischen  Markt  und  darum  die  Welt  beherrschenden  Industrie 
ausgebildet  Im  Jahr  1881  scheint  den  Handelsberichten  zufolge  be- 
sonders die  Ausfuhr  von  Eisen  draht  nach  den  Vereinigten  Staaten 
noch  grössere  Dimensionen  angenommen  zu  haben.  Ferner  verdient 
hervorgehoben  zu  werden  die  bedeutende  Ausfuhr  nach  Belgien,  dem 
Lande,  welches  nächst  England  seine  Eisenindustrie  am  meisten  ent- 
wickelt hat. 

Die  Gruppen  D  und  E  Metall waaren  (Ausfuhrwerth  136  577  000  M^ 
4,4  ^/o  der  Gesammtausfuhr)  sind  die  ersten,  bei  welchen  die  Ausfuhr 
nach  Grossbritannien  mehr  zurücktritt.  Am  meisten  wird  davon  nach 
Russland  und  Niederland  geführt,  demnächst  nach  Hamburg,  Belgien, 
Oesterreich.  Dem  Werthe  nach  sind  unter  den  einzelnen  Artikeln  am 
bedeutendsten  Eisenbahnschienen  (38524000  M.)  und  andere  grobe 
Eisenwaaren  (28  859  000  M.).  Es  ist  natüriich,  dass  so  voluminöse 
Artikel  ihren  Markt  vorzugsweise  in  den  Gegenden  finden,  die  unseren 
binnenländischen  Produktionsstätten  am  nächsten  liegen.  Die  feinen 
Eisenwaaren  und  Nähnadeln  dagegen  zeichnen  sich  durch  einen  ver- 
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hältnissmässig  bedeutenden  transatlantischen  Absatz  aus.  Von  den  ex- 
portirten  Nähnadeln  geht  über  ^\^  nach  China,  ca.  ^\^^  nach  Ostindien 
und  für  die  feinen  Eisenwaaren  sind  Amerika  in  allen  seinen  Theilen 
und  Ostindien  ebenfalls  bedeutende  Abnehmer.  Auch  die  nicht  unbe- 
deutende Ausfuhr  dieser  Artikel  nach  Hamburg  nimmt  nach  Ausweis 
der  Hamburger  Handelsstatistik  bei  weitem  zum  grössten  Theil  ihren 
Weg  entweder  direkt  nach  diesen  entfernten  Märkten,  oder  nach 
Grossbritannien  und  von  da  wahrscheinlich  zum  grössten  Theil  weiter 
nach  Ostasien.  Uebrigens  findet  sich  sogar  in  dieser  Gruppe  ein  nicht 
ganz  unbedeutender  Artikel,  nämlich  Drahtstifte,  für  welchen,  ebenso 
wie  für  Eisendraht  in  der  vorigen,  Grossbritannien  der  erste  Kunde 
ist  (Gesammtexport  von  Eisendraht  1880:  164503  m.  C.  im  Werthe 
von  3290000  M.,  davon  nach  Grossbritannien  46481  m.  C).  Sogar 
für  einzelne  feine  Eisenwaaren  z.  B.  Scheeren  ist  England  trotz  der 
Blüthe  seiner  eigenen  Industrie  einer  unserer  ersten  Märkte. 

In  Klasse  IX  A  und  B  (Bau-  und  Nutzholz,  Schnitz-  und  Flecht- 
stoffe) (Ausfuhrwerth  49857000  M.  1,61  o/o  der  Gesammtausfuhr)  ist 
Bau-  und  Nutzholz  der  bei  weitem  wichtigste  Ausfuhrartikel  (Werth: 
41832000  M.),  welcher  ganz  überwiegend  nach  Grossbritannien  geht. 
Auch  ein  Theil  der  Ausfuhr  nach  Hamburg  nimmt  von  dort  seinen 
Weg  nach  England.  Demnächst  kommt  für  unsere  Holzausfuhr  der 
französische  Markt  in  Betracht.  (10202000  M.).  Die  Vergleichung 
der  1880 — 1881  ausgeführten  Quantitäten  Holz  zeigt  aber,  dass  ein 
Theil  der  Ausfuhr  des  ersten  Jahres  wahrscheinlich  fremdes,  vor  dem 
1.  Januar  1880  zollfrei  eingeführtes  Holz  war^). 

Sowie  für  die  Rohstoffe  dieser  Klasse,  so  ist  auch  für  die  Fabri- 
kate (Ausfuhrwerth  50063000  M.  1,62  «/^  der  Gesammtausfuhr)  Eng- 
land der  bedeutendste  Abnehmer.  Die  Ausfuhr  nach  Hamburg  über- 
ragt zwar  etwas  die  nach  Grossbritannien,  aber  der  Hamburger  Zwi- 
schenhandel in  diesen  Waaren  scheint  wieder  einen  Hauptmarkt  in 
Grossbritannien  zu  haben.  Hamburg  führte  an  Mobilien  und  Holz- 
waaren  im  Jahr  1880  seewärts  aus :  78  719  m.  G.,  davon  nach  Gross- 
britannieu  46558  m.  C.    Wir  glauben  nicht  zu  irren,  wenn  wir  an- 


1)  Es  worden  ausgeführt  m.  C. 

z88o  i88l 
Bau-  and  Nutzholz  roh, 

enropjüsches    hartes        1 18688  604  53 1 

desgl.       weiches     3  301 790  200159z 
Bau-  and  Nutzholz  gesSgt, 

europäisches  hartes     I  196  444  995  493 

desgl.       weiches     2  454  439  2  270  959« 


nehmen,  dass  ein  Theil  der  letztem  Menge  nicht  zur  Weiterspedi- 
tion,  sondern  für  den  englischen  Markt  bestimmt  gewesen  ist  N&chst 
England  sind  Frankreich  und  Niederlande  die  Hauptabnehmer  der 
deutschen  Holz-,  Schnitt-  und  Flechtwaaren  gewesen,  aber  keines  der 
beiden  Länder  hat  für  die  Hälfte  des  Werths  der  Ansführ  nach  Eng- 
land bezogen. 

Dasselbe  Vorwiegen  des  englischen  Marktes  zeigt  sich  bei  Klasse 
X  (Ausfuhrwerth  Gruppe  A  Lumpen  und  Halbzeug  11895000  M. 
0,38  ^lo  des  Gesammtwerths  der  Ausfuhr,  Gruppe  B  Papier  und  Pappe 
32136000  M.  1,04 <>lo  des  Gesammtwerths,  Papier-  und  Pappwaaroi 
13170000  M.  0,43  o|o  der  Gesammtausfuhr).  Die  Ausfuhr  an  Haib- 
und Ganzfabrikaten  nach  England  übertrifft  die  nach  jedem  andern 
Absatzgebiete,  Hamburg  ausgenommen,  bei  weitem.  Die  Hamburger 
Ausfuhr  aber  seewärts  betrug  an  Papier  und  Pappe  130356  m.  G, 
davon  gingen  nach  Grossbritannien  71  791  m.  G.,  Brasilien  12  620  m. 
C.,  Spanien  1 1  305  m.  C.  u.  s.  w.,  an  Papp-  und  Papierwaaren  19  218 
m.  C.,  davon  nach  den  Vereinigten  Staaten  7  731  m.  C.,  nach  Oross- 
britannien  6  022  m.  C.  u.  s.  w.  Ein  Theil  der  Hamburger  Ausfuhr  nach 
Grossbritannien  wird  jedenfalls  dort  geblieben  sein. 

In  Klasse  XI  übergehen  wir  den  Rohstoff,  Häute  und  Felle,  weil 
Deutschland  davon  erheblich  mehr  importirt  als  exportirt  und  wdl 
bei  der  Zollfreiheit  des  Artikels  die  Ausfuhr,  welche  besonders  nach 
Frankreich,  Oesterreich,  Russland  stattfindet,  zum  grossen  Theil  nur 
Durchfuhr  fremder  Erzeugnisse  ist.  Auch  Leder  gehört  nicht  zu  den 
wichtigen  Exportartikeln  Deutschlands,  die  Einfuhr  erreicht  beinahe 
^Is  der  ohnehin  nicht  gerade  in's  Gewicht  fallenden  Ausfuhr.  Viel 
b^eutender  ist  Gruppe  C  Leder,  Riemer-  und  Täschnerwaaren.  (Aus- 
fuhrwerth 71092000  M.  2,29  o|o  der  Gesammtausfuhr).  In  diesem 
Artikel  sowie  in  der  Gruppe  C  Pelzwerk  (4  316000  M.  0,14 «lo  der 
Gesammtausfuhr)  ist  die  Ausfuhr  nach  England  wieder  grösser  als 
nach  jedem  der  anderen  Länder,  lieber  ^l^  der  Ausfuhr  geht  dort- 
hin, nahezu  ebensoviel  nach  Hamburg,  nicht  ganz  'l^^  nach  Frank- 
reich, die  andern  Länder  nehmen  kleinere  Quantitäten.  Bei  der  Ham- 
burger Ausfuhr  an  Ledcrwaaren  seewärts  erscheint  England  als  das 
wichtigste  Bestimmungsland.  Ungefähr  ^1^^  des  Hamburger  Exportes 
ist  zunächst  nach  England  bestimmt,  ohne  Zweifel  freilich  zum  gros- 
sen Theil  zur  Umspedition.  Ueber  die  Beeinträchtigung  der  Ausfuhr 
nach  Russland  durch  die  neuen  Zollerhöhungen  dieses  Landes  klagen 
die  Handelskammerberichte  mehrfach  (Deutsches  Wirthschaftsjahr  S. 
386,  390). 


Der  Cobdenclab  und  die  deutsche  Waareuausfuhr.  447 

Auch  bei  dem  wichtigsten  aller  deutschen  Industrie-  und  Export- 
zweige,  der  Textilindustrie,  kommen  die  Rohstoffe  für  unsem  Zweck 
fast  gar  nicht  in  Betracht  Deutschland  producirt  schon  lange  nicht 
mehr  seinen  eigenen  Bedarf  an  denselben  (Werth  der  Einfuhr  an  Spinn- 
stoffen 474214000  M.,  der  Ausfuhr  118297000  M.)  und  der  an  sich 
nicht  unbedeutende  Export  nach  Oestereich,  Frankreich,  England  und 
andern  Ländern  besteht  zum  grossen  Theil  aus  fremden  Erzeugnissen. 
Etwas  anders  ist  das  Verhältniss  schon  bei  Gruppe  G,  Garnen  und 
Watten.  Auch  davon  importirt  Deutschland  viel  mehr  als  es  ausführt 
(Einfuhr  269444000  M.,  Ausfuhr  149  301 000  M.)  und  trotz  aller  Zölle 
auf  fremde  Gespinnste  wird  das  wohl  auch  noch  lange  so  bleiben. 
Den  wichtigsten  Posten  in  der  Ausfuhr  bildet  überdiess  ein  fremdes, 
zollfrei  eingeführtes  und  deshalb  aus  dem  Innern  Verkehr  wieder  aus- 
geführtes Produkt,  Rohseide  (Ausfuhrwerth  39  744000  M.}.  Dazu 
kommt  Seide,  welche  in  Deutschland  gefärbt  oder  gezwirnt  worden  ist 
(Ausfuhrwerth  von  gefärbter  Seide  13920000  M.,  von  gezwirnter  Seide 
8 132  000  M.).  In  diesen  Artikeln  besteht  der  grösste  Theil  des  Aus- 
fuhrwertbs  dieser  Gruppe  nach  der  Schweiz,  Oesterreich  und  Frank- 
reich. Ein  gewisser  Export  von  Baumwollengamen  nach  Frankreich  ist 
ferner  auf  die  alten  Beziehungen  der  elsässer  Spinnereien  zu  diesem 
Lande  zurückzuführen.  Mindestens  *ls  des  gesammten  Exports  von 
rohem  eindrähtigen  Baumwollengarn  (Gesammt- Ausfuhrwerth :  6  732000 
M.)  gehört  dahin.  Ob  derselbe  bei  weiteren  Zollerhöhungen  in  Frank- 
reich fortdauern  wird,  muss  nach  den  Klagen  der  Spinner  zweifelhaft 
erscheinen.  Indess  so  wenig  auch  die  Spinnerei  im  Ganzen  für  eine 
absehbare  Zeit  zu  den  bedeutenderen  Exportindustrieen  Deutschlands 
gehören  wird,  auch  in  diesem  Industriezweige  hat  sich  in  der  Her- 
stellung einzelner  Specialitäten  die  deutsche  Industrie  zur  vollen  Con- 
currenzfähigkeit  auf  dem  Weltmarkt  entwickelt  und  für  diese  Export- 
artikel ist  Grossbritannien  mit  seinen  Colonien  wieder  der  erste  Markt 
Wir  meinen  die  Vigognegarnspinnerei,  deren  Ausfuhr  den  Werth  von 
24932000  M.,  fast  die  Hälfte  des  Werths  alles  ausgeführten  Baum- 
wollengarns (51362000  M.)  erreicht  Von  dem  exportirten  Vigogne- 
garn geht  für  14713  000  M.  nach  Grossbritannien.  Demnächst  ist 
Russland  der  bedeutendste  Markt  (4020000  M.).  Es  wird  aber  ge- 
klagt, dass  derselbe  in  Folge  der  Errichtung  von  Spinnereien  in  Po- 
len, welche  der  hohe  Zoll  hervorgerufen,  schlechter  werde.  (Deutsches 
Wirthschaftsjahr  1880  S.  211).  Wie  leicht  würde  nun  erst  die  Ver- 
pflanzung des  Industriezweigs  nach  England  durch  Schutzzölle  sich 
bewerkstelligen  lassen!    Damit  wäre  aber  der  Ruin  dieses  blühenden 
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deutschen  Industriezweigs  wahrscheinlich  entschieden,  denn  da  ^/g  der 
Produktion  der  deutschen  Vigognespinnereien  im  Auslande  abgesetzt 
werden,  so  könnte  ihnen  kein  Schutzzoll  helfen.  Eine  gewisse,  wenn 
auch  schon  sehr  viel  beschränktere  Exportfahigkeit  hat  die  d^itsche 
Nähgamindustrie  (Exportwerth  7  667000  M.).  Oesterrdch- Ungarn, 
Frankreich,  Italien,  Belgien  sind  die  Hauptabnehmer  und  zwar  arbd- 
tet  diese  Industrie  in  schärfster  Ooncurrenz  mit  der  englischen,  die 
auch  noch  einen  Theil  des  deutschen  Consums  versorgt  Sie  klagt 
deshalb  über  erhebliche  Benachtheiligung  durch  die  deutschen  Eän- 
gangszölle  auf  eindrähtiges  Baumwollengarn.  (Deutsches  Wirthschafts- 
jahr  S.  257).  Wichtiger  ist  von  unserm  Gesichtspunkte  aus  die  Garn- 
färberei.  Die  Ausfuhrstatistik  zeigt  zwar  nur  eine  Ausfuhr  von  ge- 
bleichtem oder  gefärbtem  ein-  und  zweidrähtigem  BaumwoUengam  f&r 
7460000  M.,  davon  nach  Grossbritannien  für  ca.  l*/4  Million  IL, 
Russland  für  2^^  Million  M.  Dazu  kommt  aber  noch  die  Färberei 
ausländischen,  hauptsächlich  englischen  Garns,  das  im  Veredelungs- 
verkehr eingeht  und  nach  England,  Ostindien,  der  Türkei  und  andern 
Ländern  wieder  ausgeführt  wird.  Für  diesen  Verkehr,  der  freilich 
unter  mannigfachen  ungünstigen  Verbältnissen  zu  leiden  und  deshalb 
abzunehmen  scheint,  hat  sowohl,  was  Eingang,  wie  Ausgang  dieses 
Artikels  angeht,  das  britische  Reich  innerhalb  und  ausserhalb  Eu- 
ropas  eine   alle  andern  Länder  weit  überwiegende  Bedeutung. 

Der  grosse  Antheil,  welchen  im  Ganzen  die  Produkte  dieser 
Klasse  an  dem  gesammten  Waarenexport  Deutschlands  haben,  ist  die 
Folge  der  Ausfuhr  von  Geweben.  Einem  Import  von  Zeug-  und 
Strumpfwaaren  (Gruppe  F.  G.)  im  Werthe  von  69715000  M.  steht 
eine  Ausfuhr  im  Werthe  von  455204  000  M.  gegenüber.  Fügen  wir 
die  zwei  folgenden  Gruppen  (H.  I.)  der  Textilindustrie ,  Posamentir- 
und  Knopfmacherwaaren ,  Spitzen  und  Stickereien  hinzu,  wie  es  die 
amtliche  Statistik  nach  den  Ländern  der  Herkunft  und  Bestimmung 
thut,  so  steigt  der  Werth  der  Einfuhr  auf  82290000  M.,  der  Ausfuhr 
auf  538047000  M.  und  wenn  endlich  auch  die  zu  Kleidern  und  Leib- 
wäsche verarbeiteten  Gewebe  und  die  Putzsachen  (Gruppe  K.  L.)  ein- 
gerechnet werden,  auf  89083000  M.  Einfuhr,  gegen  647  004000  M.  Aus- 
fuhr. Mit  den  Arbeiten  des  Webstuhls  und  der  Nadel  bezahlt  Deutsch- 
land den  grössten  Theil  der  fremden  Nahrungsmittel  und  Rohstoffe, 
welche  es  aus  fremden  Ländern  einführen  muss.  Oft  genug  ist  die  Ar- 
beit für  die  fremden  Märkte  in  diesen  Gewerbszweigen  eine  harte  und 
schlecht  gelohnte  und  recht  zweifelhaft  erscheint  auf  den  ersten  Blick 
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die  Weisheit  derer,  welche  durch  Vertheurung  der  Gespinnste  und 
der  Lebensmittel  die  Lage  unserer  wichtigsten,  dem  schärfsten  Mit- 
werben des  Auslandes  ausgesetzten,  Exportindustrie  verschlechtem. 

Den  ersten  Bang  in  der  Gewebeindustrie  unter  allen  Ländern  der 
Welt  behauptet  ohne  Zweifel  England.  Schwerlich  werden  vor  den  Ver- 
öffentlichungen unserer  neuen  Handelsstatistik  sich  Viele  darüber  klar 
gewesen  sein,  dass  England  nicht  nur  der  gefährlichste  Concurrent, 
sondern  auch  der  erste  Markt  für  unsere  Textilindustrie  ist.  Die 
Ausfuhr  dorthin  sowohl  in  den  Gruppen  F,  G,  H,  I,  wie  in  den  Grup- 
pen E,  L  übertrifft  dem  Werthe  nach,  wie  unsere  Tabelle  zeigt,  die 
nach  jedem  andern  Lande.  Am  nächsten  kommt  ihr  die  Ausfuhr 
nach  den  Vereinigten  Staaten,  dann  die  nach  Hamburg.  Keins  der 
andern  Wirthschaftsgebiete  bezieht  auch  nur  halb  so  viel  Waaren 
dieser  Gruppen,  wie  England. 

Verfolgen  wir  diese  überraschende  Erscheinung  ein  wenig  ins 
Einzelne,  so  ist  in  dem  Zweige,  in  welchem  England  bei  weitem  am 
meisten  hervorragt,  Deutschland  natürlich  am  wenigsten  exportfähig. 
Der  Export  Deutschlands  an  Baumwollengeweben  beträgt  c.  50  Millio- 
nen Mark  und  zwar  richtet  sich  derselbe  am  meisten  nach  Frankreich, 
wohl  in  Folge  der  alten  Verbindungen,  welche  die  Elsasser  Industrie 
dort  hat.  Wahrscheinlich  aus  demselben  Grunde  ist  die  Ausfuhr  nach 
der  Schweiz  verhältnissmässig  bedeutend.  Nach  Frankreich  gingen 
an  dichten  baumwollenen  Geweben  und  Sammten  für  12027000  M., 
nach  der  Schweiz  an  rohen,  gebleichten  und  gefärbten  baumwollenen 
Geweben  für  5  641 000  M.,  nach  Hamburg  und  von  dort,  wie  die  dor- 
tigen Ausfuhrlisten  ergeben,  hauptsächlich  nach  allen  Theilen  Amerikas 
für  780  6000  M.  dichte  baumwollene  Gewebe  und  eine  kleine  Menge 
von  Sammeten  und  undichten  Geweben  (Jaconnets  etc.).  Die  Ausfuhr 
nach  England,  welche  fast  nur  in  gefärbten  dichten  baumwollenen 
Geweben  von  Bedeutung  ist,  (für  1744000  M.)  tritt  ganz  zurück. 

Nicht  günstiger  steht  es  mit  der  Exportkraft  der  deutschen  Lei- 
nenindustrie. Die  Gewebe  derselben  haben  nur,  wenn  sie  weiter  zu 
Leibwäsche  verarbeitet  sind,  einen  weiten  Markt  in  der  Welt  An 
roher  Leinwand  überwiegt  in  Deutschland  die  Einfuhr,  an  gebleichter 
und  gefärbter  Leinwand  und  Damast  wird  für  8670000  M.  ausgeführt. 

Der  grosse  Ueberschuss  der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr  in  den  Er- 
zeugnissen der  Textilindustrie  wird  bei  wollenen,  seidenen  und  ge- 
mischten Geweben,  Strumpfwaaren,  Posamentirwaaren ,  Kleidern  und 
Leibwäsche  erzielt.  In  der  Mehrzahl  dieser  Artikel  tritt  aber  der 
britische  Markt  an  die  erste  Stelle. 


460  ^''  Erwin  Natse, 

Vor  Allem  bei  den  seidenen  und  gemischten  Geweben.  Zeng- 
waaren  von  reiner  Seide  wurden  ausgeführt  für  22876000  M.,  davon 
nach  Grossbritannien  für  7973000  M.,  nach  dem  nächst  bedeutenden 
Markt  den  Ver.  Staaten  für  4018000  M.,  Zeugwaaren  aus  Seide  in  Ver- 
bindung mit  Baumwolle  für  121456000  M.,  davon  nach  Grossbritannien 
47043000  M.,  nach  den  Vereinigten  Staaten  37692000  M.,  Zeugwaaren 
aus  Seide  in  Verbindung  mit  Leinen,  Wolle  etc.  45  459  000  M.,  davon 
nach  Grossbritannien  für  4329000  M.,  nach  den  Vereinigten  Staaten 
für  4159000  M.  Die  Bedeutung  der  verschiedenen  Märkte  für  diese 
Industriezweige  tritt  vielleicht  noch  schärfer  hervor  in  der  Uebersicht, 
welche  die  Grefelder  Handelskammer  über  die  verkauften  Fabrikate 
ihres  Bezirks  giebt.    Es  wurden  abgesetzt  Fabrikate  im  Werthe 

nach  von 

1879  iS^ 

Deutschland 23  4 13  409  M.  23831708]!. 

Oesterreich-Ungam  ....  i  208  446    ,*  ^  056  230    „ 

England 25024370    „  23731620    „ 

Frankreich 3  044  355    »»  3906030    „ 

andern  europäischen  Ländern  2  877  900    „  2  835  420    „ 

aasserearopäischen  Ländern  14202042    „  19120750    „ 

In  den  meisten  Zweigen  der  Wollenindustrie  sind  beide  Länder 
wieder  entschiedene,  zum  Theil  recht  scharfe  Concurrenten.  Von  dem 
wichtigsten  Artikel  dieser  Industrie  „unbedruckte  woUene  Tuch-  und 
Zeugwaaren"  wurden  ausgeführt  im  Ganzen  für  153599000  M^  da- 
von erhielt  Grossbritannien  nur  5719000  M.  Der  erste  Abnehmer 
für  diese  Waarengattung  ist  der  Hamburger  Zwischenhandel  (für 
38022000  M.),  welcher  die  Waare  in  der  ganzen  Welt  vertreibt  Nach 
den  Hamburger  Ausfuhrlisten  geht  von  dort  fast  die  Hälfte  der  dor- 
tigen Ausfuhr  von  Wollen-  und  Halbwaaren  nach  England,  wahr- 
scheinlich fast  ausschliesslich  zur  Umspedition  nach  dem  östlichen 
Asien  und  Australien.  Demnächst  ist  die  Ausfuhr  unbedruckter,  wol- 
lener Tuch-  und  Zeugwaaren  aus  Deutschland  am  beträchtlichsten 
nach  Frankreich  (für  12327000  M.),  Oesterreich-Üngam  (10928000  M.) 
Schweiz  (10684000),  Niederland  (10490000  M.)  u.  s.  w. 

Wichtiger  ist  der  englische  Markt  für  die  bedruckten  WoUen- 
waaren  und  die  Plüsche,  die  freilich  viel  minder  bedeutende  Ausfuhr- 
artikel sind,  als  die  unbedruckten  Tuch-  und  Zeugwaaren.  Von  der 
Gesammtausfuhr  der  erstgenannten  Artikel  (10841000  M.)  ging  etwa 
Vt  nach  England.  Die  übrige  Ausfuhr  vertheilt  sich  auf  die  ver- 
schiedensten Absatzgebiete  in  viel  kleinem  Portionen. 

Ein  verhältnissmässig  stark  für  das  Ausland  arbeitender  Zweig 
der  deutschen  Textilindustrie  ist  die  Sjtrumpfwirkerei.    „Eng^d  brachte 
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wie  immer  der  Branche  den  meisten  Umsatz  und  namentlich  im  Ja- 
nuar und  Februar  wurden  staunenswerthe  Aufträge  ertheilt,  allerdings, 
wie  das  auch  in  andern  Ländern  der  Fall  war,  zu  gedrückten  Preisen 
u.  8.  w."^).  Die  Ausfuhrtabellen  für  1880  weisen  in  den  Hauptpo- 
sitionen dieser  Gruppe  auf 

Oesammt-Ansfohrwerth     daTon  nach  nach 

a.  d.  f.  V.         Grossbritannien  Hambarg 

BanmwoUene  Strumpfwaaren     .     .     .      36175000M.       3046000M.  3  658  OOO  M. 

Wollene,  anbedruckte  Strumpfwaareu      19  154  000   „        6  660  000    „  2  70 1  000    „ 

WollenCf  bedruckte  StrumpfWaaren    .         I  485  000    „           54O  000    ,,  199  000    , , 

Grossbritannien  und  Hamburg  sind  die  beiden  bedeutendsten  Märkte. 
Eine  hohe  Entwicklung  hat  in  Deutschland,  besonders  in  Barmen 
und  Berlin,  die  Anfertigung  von  Posamentirwaaren  erlangt  Sie  ist 
auf  den  Absatz  im  Ausland  ganz  überwiegend  angewiesen.  Der  von 
der  EnquStekoromission  über  diesen  Industriezweig  vernommene  Sach- 
kundige gab  an ,  dass  ungefähr  75  ^Iq  der  Barmer  Produkte  dieser 
Gattung  ins  Ausland  gehen.  In  dem  für  diese  Industrie  sehr  wenig 
günstigen  Jahr  1880  erreichte  doch  die  Ausfuhr  ihrer  Waaren  einen 
höhern  Werth  als  die  von  allen  Sorten  baumwollener  Zeugwaaren  zu- 
sammengenommen. Es  wurden  nämlich  exportirt  im  Ganzen  und  nach 
den  vier  wichtigsten  Absatzgebieten 

Werth  der  Ausfuhr  aus  dem  freien  Verkehr 

in  1000  M. 

nach 
im  Oanzen,  Grossbritannien,  Vereinigten  St.,  Frankreich,  Hamburg 
Posamentir-  und  Knopfina- 

cherwaaren  aus  Baumwolle  874O  2386  944  646  932 

Leinene     Bänder,     Borten, 

Franssen  u.  s.  w.    .     .     .  666  23  86  27  114 

Posamentir-  und  Knopfma- 

cherwaaren,  seidene      .     .  4023  1503  315  267  167 

dergl.,  halbseidene     .     .     .         36526  14826  13892  553  591 

dergl.,  wollene      ....         21836  8754  758  2723  1288 

Die  Barmer  Industrie  klagt,  dass  ihr  die  Concurrenz  im  Auslande 
mit  dem  Auslande  durch  bedeutende  Erhöhung  der  Eingangszölle  auf 
englische  Weft-  und  baumwollene  Garne  ungemein  erschwert  sei  und 
noch  allgemeiner  sind  die  Klagen  in  den  Handelskammerberichten  über 
die  Hindernisse,  welche  die  fremden  Zölle  und  insbesondere  auch  die 
Zollerhöhungen  der  letzten  Jahre  der  Entwicklung  dieses  Industrie- 
zweigs entgegenstellen.  Weitere  Zollerhöhungen  in  Russland  stehn 
noch  bevor. 

Der  deutsche  Export  an  Posamentirwaaren  wird  noch  übertreffen 
durch  die  Ausfuhr  von  fertigen  Kleidern,  Leibwäsche  und  Putzwaareu 


1)  Deutsches  Wirthschaft^ahr  S.  328. 
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(Gruppe  K),  welche  dnen  Werth  von  78025000  IL  errekMe.  b 
unsrer  Tabelle  ist  diese  Grappe  mit  der  DächstfolgeDden,  Hfite,  Sdmnck- 
fedem,  künstlichen  Blumen  zusammengefiasst(Aasfiihnrerth  20932000 IL) 
Es  ergiebt  sich  ans  der  Tafel,  dass  ungefähr  21  Vo  ^^  Ausfohnrcrtfis 
der  beiden  Gruppen  auf  den  Export  nach  Grossbritannien  koBBCB. 
In  absteigender  Reihenfolge  kommen  als  Absatzgelnete  ferner  is  Be- 
tracht das  niederländische  Reich  in  Europa,  Hamburg,  die  Sdiweii; 
Russland,  Vereinigte  Staaten,  Frankreich,  OesterrddHÜugam.  Die 
Waaren  dieser  Gattung  sind  überall,  wo  man  dem  SchotzzoHsjsteB 
huldigt,  mit  besonders  hohen  Zöllen  belegt,  weil  es  Waaren  in  Iwdi- 
Terarbeitetem  Zustande  sind,  die  fast  nur  von  wohlhabenden  Conso- 
menten  verbraucht  werden.  Es  ist  daher  Iddit  erklärlidi,  dass  die 
drei  europäischen  Staaten,  welche  sich  durch  eine  liberale  Handds- 
Politik  auszeichnen,  an  der  Spitze  unserer  Abnehmer  stehn.  Der  Ab- 
satz nach  Grossbritannien  allein  beträgt  mehr  als  der  nadi  Rnssland, 
den  Vereinigten  Staaten,  Frankreich  und  Oesterreidi  -  Ungarn  zu- 
sammen. 

Auch  in  diesen  Gruppen  begegnen  wir  in  den  Handelskammer- 
berichten für  1880  Klagen,  dass  der  Zoll  auf  fremde  Gewebe  ilure 
Concurrenzfahigkeit  im  Auslände  beeinträchtige  und  dass  die  fremden 
Zölle  ihre  Entwicklung  sehr  hemmen. 

Es  bleiben  noch  zwei  EIxportindustrien  von  hervorragender  Be- 
deutung Klasse  XV  Maschinen,  Instrumente  und  Apparate  und  KL  XVI 
Kurzwaaren  und  Schmuck. 

Die  erstere  hat  ihren  Hanptabsatz  nachRussland  (über  i  der  gan- 
zen Ausfuhr),  nach  Oesterreich-Ungam  (über  ^  der  gesammten  Aus- 
fuhr), demnächst  in  absteigender  Reihenfolge,  nach  Hamburg,  Frank- 
reich, England  u.  s.  w.  Es  scheint  natfkrlich,  dass  der  wenig  indu- 
strielle und  schwach  bevölkerte  Osten  Europas  diese,  zum  Thefl  nicht 
sehr  transportabeln  Artikel  aus  dem  zunächst  gel^enen  Industrieland 
bezieht  und  wenn  nicht  die  russischen  und  österreichischen  Zölle  und, 
wie  es  scheint,  auch  ein  seitens  der  russischen  Regierung  ergangenes 
Verbot  des  Bezugs  von  Lokomotiven  aus  Deutschland  den  Absatz  nach 
diesen  Ländern  wesentlich  hemmten,  so  würde  derselbe  ebenso  wie  der 
gröberer  Metallwaaren  und  anderer  voluminöser  Fabrikate  da:  gröesten 
Entwicklung  fähig  sein.  Immerhin  ist  auch  jetzt  über  die  Hälfte  un- 
serer Ausfuhr  an  Maschinen  aller  Art,  Lokomotiven  und  Lokomobilen 
f&r  Russland  und  Oesterreich-Cngam  bestimmt.  Der  AntheQ,  den 
Hamburg,  Grossbritannien,  Niederiand,  die  Vereinigten  Staaten  an  der 
Auafnhr  dieser  Waarenklasae  nach  Ausweis  unserer  Tafel  haben,  kommt 
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fast  ganz  auf  Fortepianos  und  andere  musikalische  Instrumente.  Von 
Hamburg  gehn  dieselben  nach  den  dortigen  Ausfuhrlisten  meistens  nach 
Grossbritannien,  aber  gewiss  grossentheils  zur  Umspedition  nach  trans- 
atlantischen Plätzen.  Auffallend  ist  die  verhältnissmässig  bedeutende 
Ausfuhr  von  Maschinen  nach  Frankreich.  Sie  wird  wohl  auf  alte  Ver- 
bindungen mit  Fabriken  in  Elsass-Lothringen  zurückzuführen  sein. 

Bei  Kurzwaaren  und  Schmuck  endlich  ist  wieder  Grossbritannien 
der  erste  Markt  (23,1  ®/o  des  ganzen  Ausfuhrwerths)  Hamburg  (c.  1 1  ^/o) 
Oesterreich-Üngarn  (c.  8  ®/o)  Frankreich  (7,3  ®/o)  u.  s.  w.  Die  deut- 
schen Gold-  und  Silberwaaren,  Juwelen,  Blattgold,  Blattsilber,  welche  den 
Hauptposten  in  dieser  Waarenklasse  bilden  ( Ausfuhrwerth  28  440  000  M.), 
haben  einen  ungemein  ausgebreiteten  Markt  in  den  verschiedensten 
Ländern  und  Welttheilen.  Ungefähr  30  ^/o  gehn  nach  Grossbritan- 
nien, der  Rest  vertheilt  sich  über  viele  Absatzgebiete  in  sehr  viel 
kleinem  Portionen.  Die  Industrie  scheint  im  Aufschwung  begriffen  und 
weiterer  Entwicklung  fähig.  Die  fremden  Zölle  stören  den  ausländi- 
schen Absatz  viel  weniger  als  bei  andern  Exportindustrieen. 

So  wenig  nun  die  Uebersicht,  welche  wir  über  die  Richtungen 
des  deutschen  Exports  gegeben  haben,  eine  erschöpfende  genannt  wer- 
den kann,  aus  derselben  dürfte  doch  vor  Allem  die  enorme  Be- 
deutung des  englischen  Markts  für  unsere  Gewerbthätigkeit  sich 
deutlich  ergeben.  In  der  grossen  Mehrzahl  aller  Gewerbe,  deren 
Produkt  einen  erheblichen  Absatz  im  Auslande  haben,  überragt  die 
Ausfuhr  nach  England  die  nach  jedem  andern  Lande.  Man  kann 
unter  Berücksichtigung  der  verhältnissmässig  starken  Quantität  frem- 
der Erzeugnisse,  die  in  der  Ausfuhr  nach  Oesterreich-Üngarn  und 
Frankreich  stecken,  sagen,  dass  Grossbritannien  ohne  die  Ciolonien 
dem  Werthe  nach  ungefähr  doppelt  so  viel  deutsche  Produkte  kauft, 
wie  das  Land,  welches  der  demnächst  wichtigste  Markt  für  deutsche 
Erzeugnisse  ist.  Zu  dem  direkten  Export  nach  Grossbritannien  tritt 
aber  noch  ein  indirekter  über  Hamburg  hinzu,  der  sich  besonders 
in  landwirthschaftlichen  Erzeugnissen  constatiren  lässt,  aber  auch  in 
einzelnen  industriellen  Produkten  nicht  ganz  unbedeutend  zu  sein 
scheint.  —  Diese  grosse  Ausfuhr  deutscher  Produkte  nach  England 
überwiegt  bei  weitem  die  Einfuhr  englischer  Erzeugnisse  nach  Deutsch- 
land. Dem  Werthe  der  directen  Ausfuhr  im  Betrage  von  447  710000  M. 
steht  ein  Einfuhrwerth  von  354757000  M.  gegenüber  und  während 
die  Ausfuhr  fast  ausschliesslich  deutsche  Erzeugnisse  enthält,  befinden 
sich  unter  den  Einfuhrartikeln  aus  England  nach  Deutschland  sehr  viele 
transatlantische  Produkte,    die  für  unsere  Industrie  unentbehrlichQ 


454  ^^'  Br^in  Naise, 

Rohstoffe  sind.  Der  höchste  Werth  unter  sämmtlicheD  von  England 
eingeführten  Artikeln  haben  Schafwolle  (für  37 155  000  M.),  rohe  Baum- 
wolle (16293000  M.)  und  Felle  zur  Pelzwerkbereitung  (13  722000  M.). 

Die  Stellung  Grossbritanniens  unter  den  Käufern  deutscher  Pro- 
dukte dürfte  für  Manche  eine  überraschende  Thatsache  sein.  Von 
den  verschiedensten  Seiten  ist  England  so  oft  als  der  gefährlichste 
Concurrent  Deutschlands  dargestellt  worden,  gegen  den  man  sich  am 
besten  durch  eine  neue  Art  von  Gontinentalsperre  im  Verein  mit  an- 
dern europäischen  Staaten  sichern  würde,  dass  es  nicht  Wenige  be- 
fremden wird,  in  ihm  den  besten  Kunden  von  Deutschland  zu  ei^ 
kennen.  Man  verkennt  eben  noch  allzu  oft  die  Bedeutung  und  die 
Entwicklungsfähigkeit  der  internationalen  Arbeitstheilung.  Sie  hat 
sich  zwischen  den  beiden  Nationen,  die  so  viel  Gemeinsames  in  ihrer 
Wirthschaft  haben,  die  vor  Allem  beide  die  Textilindustrie  und  die 
Verarbeitung  der  Metalle  zur  höchsten  Blüthe  entwickelt  haben,  in 
einem  Umfang  und  einer  Fruchtbarkeit  ausgebildet,  wie  das  zwisch^ 
Deutschland  und  anderen  Nationen,  die  viel  grössere  Verschiedenha- 
ten  in  den  natürlichen  Bedingungen  und  weitern  Entwicklungsformen 
der  Volkswirthschaft  zeigen,  nicht  annähernd  der  Fall  ist  Dieses  er- 
freuliche Resultat  ist  möglich  geworden  in  Folge  der  liberalen  Han- 
delspolitik, welche  England  seit  einem  Menschenalter  sich  zur  Richt- 
schnur gemacht  hat  und  welche  bis  vor  Kurzem  auch  Deutschland 
im  Wesentlichen  verfolgte.  Wenn  unser  grosser  Historiker,  wenn 
Leopold  V.  Ranke  vor  etwa  einem  halben  Jahrhundert  aasrief:  „Wie 
grossartige  Erfolge  müsste  es  haben,  wenn  fremde  Staaten  sich  diesen 
(bei  der  Gründung  des  Zollvereins  massgebenden)  Ansichten  anschliessen 
wollten,  wenn  z.  B.  England  auf  die  Grundsätze  freien  Handels  und 
wahrer  Reciprocität  ernstlich  einginge'',  so  hat  sich  Wunsch  und  Vor- 
aussagung im  vollsten  Masse  erfüllt.  England  ist  über  die  Grund- 
sätze wahrer  Reciprocität  weit  hinausgegangen  und  nicht  nur  für  die 
deutsche  Landwirthschaft ,  wie  man  damals  hauptsächlich  hoffte,  son- 
dern für  die  meisten  Zweige  der  deutschen  Gewerbthätigkeit  das  wich- 
tigste auswärtige  Absatzgebiet  geworden.  Jetzt  könnte  unsere  Export- 
industrie kein  schwererer  Schlag  treffen,  als  wenn  England  zur  wahren 
Reciprocität  (fair  trade  statt  free  trade)  überginge. 

Es  würde  dann  vielleicht  ein  Theil  der  Waaren,  die  England  aus 
Deutschland  nicht  zur  eigenen  Consumtion,  sondern  zum  weitem  Ver- 
trieb im  Welthandel  bezieht,  andere  Wege  einschlagen  und  der  eng- 
lische Zwischenhandel,  sowie  manche  andere  englische  Gewerbszweige 
geschädigt  werden,  aber  das  wäre  doch  nur  ein  sehr  kleiner  Ersatz 
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und  ein  schlechter  Trost  fQr  die  schweren  Verluste,  die  unsere  6e- 
werbthätigkeit  jedenfalls  erleiden  würde. 

Sollte  die  Reaktion,  welche  sich  auf  dem  Gontinent  von  Europa  in 
der  Handelspolitik  überall  kundgiebt,  auch  England  ergreifen,  so  könn- 
ten in  England  aber  auch  die  nahe  verwandten  Gebiete  der  Schifffahrts- 
and Colonialpolitik  schwerlich  davon  unberührt  bleiben.  Die  Colonien 
mit  selbstständiger  Gesetzgebung  und  Volksvertretung  würde  man 
zwar  nicht  wieder  gesetzlich  in  ihrem  Handel  beschränken  können, 
aber  in  dem  weiten  übrigen  Colonialreiche  vermöchte  das  englische 
Parlament  der  Einfuhr  fremder  Erzeugnisse  doch  viele  Hindemisse  in 
den  Weg  zu  legea.  Zu  dem  Programm  der  Advokaten  des  fair  trade 
gehört  aber  bekanntlich  ein  freier  Zollverein  zwischen  den  englischen 
Colonien  und  dem  Mutterlande,  durch  welchen  Colonien  und  Mutter- 
land ihren  Erzeugnissen  gegenseitig  Zollbegünstigungen  gegenüber 
fremden  Waaren  sichern.  Man  wird  schwerlich  sagen  können,  dass 
ein  solcher  freier  Zollverein  unausführbar  wäre.  Was  nun  das  weite 
englische  Colonialreich  für  unsern  Export  bedeutet,  lässt  sich  aus  un- 
serer Ausfufarstatistik  leider  nicht  erkennen,  die  Ausfuhr  dorthin  ist 
zum  Theil  schon  in  der  Ausfuhr  nach  England  enthalten ,  aber  dazu 
kommt  noch  die  direkte  und  die  wahrscheÜüich  bedeutendere  durch 
Hamburg  vermittelte  Ausfuhr.  Jedenfalls  muss  dahw  die  Rücksicht 
auf  die  Colonien  das  wirthschaflliche  Interesse  Deutschlands  an  dem 
jetzt  in  England  geführten  Kampfe  um  die  Principien  der  englischen 
Handelspolitik  noch  wesentlich  erhöhen. 

Als  ein  weiteres  Resultat  der  Handelsstatistik  des  Jahres  1880 
dürfen  wir  die  Erkenntniss  bezeichnen,  dass  nächst  England  die  an- 
deren Culturstaaten  Europa's  und  die  Vereinigten  Staaten  Amerika's 
die  weitaus  bedeutendsten  Abnehmer  deutscher  Erzeugnisse  sind.  Auf- 
fallend klein  ist  jedenfalls  der  direkte  Export  nach  aussereuropäischen 
Ländern,  die  Vereinigten  Staaten  ausgenommen.  Von  dem  Werth  der 
gesammten  Ausfuhr  kommt  auf 


Hamburg  und  Bremen 24,81 

die  11  übrigen  Staaten  unserer  Tabelle    71,05  <»j^ 
die  ganae  übrige  Welt 4ii4®io 

Nach  aussereuropäischen  Gebieten  ohne  die  Vereinigten  Staaten  be- 
trug 
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die  Einfuhr        ,    die  Aneftilir 

in  den  ans  dem 

freien  Verkehr 

(in  1000  M.) 

Egypten 4578  2232 

Afrika      (mit     Ansschloss    von 

Egypten  und  Algier)          .     .  12537  2930 

•Britisch  Vorder-  u.  Hinterindien  16800  514I 

Ostindische  Inseln 4734^  74^ 

China 1320  11098 

Japan 546  2785 

Uebriges  Asien 467  700 

Britisch  Nordamerika  ....  7453  8223 

Mexiko  und  Centralamerika  2359  2163 

Westindischer  Archipel     .     .     .  4268  1702 

Brasilien 9662  9755 

La  Plata-Staaten 10946  3019 

Chile 7464  221 1 

Peru 4697  271 

Uebriges  Südamerika   ....  12395  5685 

Australien 7807  1824 

"150647  57163 

Offenbar  kann  der  deutsche  Export  nach  transatlantischen  Plätzen 
der  Vennittlung  der  Seestädte  weniger  entbehren,  als  der  Import  von 
dort.  Erreicht  doch  die  gesammte  Ausfuhr  nach  allen  aussereuropfti- 
schen  Ländern,  wenn  wir  von  den  Vereinigten  Staaten  absehen,  noch 
nicht  ein  Drittel  der  Ausfuhr  nach  der  Schweiz,  die  noch  keine  3  Mil- 
lionen Einwohner  hat,  ungefähr  ein  Drittel  der  Ausfuhr  nach  Belgien 
mit  ca.  5^1,  Mill.  Einwohnern.  Aber  auch  wenn  wir  die  durch  Ham- 
burg und  Bremen  vermittelte  Ausfuhr  nach  transatlantischen  Plätzen 
hinzurechnen,  kommt  der  Werth  des  Exports  nach  allen  aussereoro- 
päischen  Ländern  ohne  die  Vereinigten  Staaten  doch  noch  nicht  dem 
Werth  der  Ausfuhr  nach  einem  der  beiden  genannten  Staaten  gleich. 
Denn  in  der  Ausfuhr  nach  Hamburg  sind  Nahrungsmittel,  Rohstoffe 
zur  weiteren  Verarbeitung  und  edle  Metalle  im  Werthe  von  mehr  als 
300  Millionen  M.  enthalten,  von  denen  jedenfalls  nur  geringe  Quanti- 
täten nach  jenen  Gebieten  geführt  wurden ,  ca.  160  Millionen  beträgt 
der  Werth  der  nach  Hamburg  geführten  Rohstoffe  und  Fabrikate  der 
chemischen  Industrie,  von  denen  ebenfalls  nur  für  wenige  Millionen 
nach  den  aussereuropäischen  Plätzen  ohne  die  Vereinigten  Staaten  ge- 
gangen sein  kann.  Von  dem  Rest  der  deutschen  Ausfuhr  nach  Ham- 
burg im  Werth  von  ca.  220  Mill.  M.  ist  abzuziehen,  was  in  Ham- 
burg selbst  verbraucht  und  was  nach  anderen  europäischen  Staaten 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geführt  wurde,  um  die 
Ausfuhr  deutscher  Fabrikate  nach  den  übrigen  aussereuropäischen 
Ländern  zu  finden.  Die  durch  Bremen  vermittelte  deutsche  Aus- 
fuhr nach  diesen  Gebieten   ist  noch  viel  unbedeutender.     Die  ge- 
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sammte  Ausfuhr  Bremens  im  Durchschnitt  der  Jahre  1877 — 80  wird 
vom  Bureau  für  Bremer  Statistik  auf  460  936  336  M.  angegeben,  davon 
nach  transatlantischen  Häfen  79  043  130  M.  und  zwar  67  392  021  M. 
nach  den  Vereinigten  Staaten,  nach  allen  übrigen  transatlantischen 
Plätzen  nur  11  649 109  M.  und  darunter  befindet  sich  noch  ein  erheb- 
licher Theil  nichtdeutscher  Erzeugnisse. 

Ebensowenig  wie  die  transatlantischen  Gebiete  sind  die  europäi- 
schen, überwiegend  Rohstoffe  und  Nahrungsmittel  ausführenden  Län- 
der die  Hauptabnehmer  der  industriellen  Produkte  Deutschlands.  Ge- 
wiss würde  man  a  priori  erwarten  können,  dass  das  weite  russische 
Reich  mit  geringer  industrieller  Entwickelung  und  einer  grossen  Aus- 
fuhr von  Rohstofifen  und  unverarbeiteten  Nahrungsmitteln  in  den  reg- 
sten Produktenaustausch  mit  dem  angrenzenden  hochindustriellen  und 
Produkte  der  stofifveredelnden  Gewerbe  in  alle  Welt  ausführenden 
Deutschland  träte.  Aber  der  Werth  unserer  Ausfuhr  nach  Russland 
ist  nicht  so  gross,  wie  der  nach  dem  kleinen  Königreich  der  Nieder- 
lande und  die  deutsche  Ausfuhr  nach  Belgien  und  der  Schweiz,  zwei 
Ländern  ohne  Colonien  mit  zusammen  ca.  8^|4  Millionen  Einwohnern, 
übertrifft  die  nach  dem  grossen  russischen  Reich  mit  nahezu  90  Mil- 
lionen Einwohnern  dem  Werthe  nach  um  ungefähr  50^ |o.  Dagegen  je 
wohlhabender  ein  europäisches  Land  ist,  je  höher  seine  eigene  indu- 
strielle Entwickelung,  ein  desto  besserer  Kunde  ist  es  offenbar  für  die 
deutschen  Exportindustrien.  Nach  England  ist  unser  wichtigstes  Ab- 
satzgebiet, wenn  wir  die  bedeutende  Ausfuhr  fremder  Erzeugnisse  nach 
Oesterreich-Ungarn  in  Betracht  ziehen,  Frankreich,  ohne  Zweifel,  der- 
jenige der  europäischen  Grossstaaten,  der  in  industrieller  Entwickelung 
auf  England  unmittelbar  folgt.  Sehen  wir  von  Hamburg  und  Bremen 
ab,  so  kommt  von  der  gesammten  übrigen  deutschen  Ausfuhr  56,28  ^|(, 
auf  unsere  westlichen  Nachbarländer  England,  Frankreich,  Nieder- 
land, Belgien  und  die  Schweiz,  die  zusammen  doch  nur  einen  kleinen 
Theil  der  Welt  ausmachen,  aber  jedenfalls  der  Sitz  der  gefährlichsten 
Concurrenten  für  Deutschlands  Industrie  sind.  Die  scandinavischcn 
Staaten  Schweden,  Norwegen  und  Dänemark,  deren  Mitwerben  im 
Welthandel  von  unseren  Industriellen  gewiss  viel  weniger  gefürchtet 
wird,  als  das  der  Schweizer  und  Belgier,  beziehen  doch  nicht  den 
sechsten  Theil  der  Waaren  aus  dem  freien  Verkehr  Deutschlands,  wel- 
chen Belgien  und  die  Schweiz  mit  ungefähr  ebensoviel  Einwohnern 
erhalten. 

Die  Erscheinung,  auf  welche  wir  oben  bei  Besprechung  des  Waa- 
renaustausches  zwischen  England  und  Deutschland  aufinerksam  niach- 
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ten,  zeigt  sich  also  auch  bei  einer  Vergleichung  anderer  Ijänder.  So 
me  die  Arbeitstheilung  innerhalb  der  Wirthschaft  eines  und  desselben 
Volkes  sich  nicht  auf  die  innerhalb  derselben  vorhandenen  Unter- 
schiede des  Klimas,  der  Bodenbeschaffenheit,  oder  von  Stadt  und  Land 
beschränkt,  sondern  gerade  innerhalb  der  grossen  Städte  und  dicht 
bevölkerter  industrieller  Bezirke  zur  höchsten  Entwickelung  gelangt, 
so  ist  es  auch  mit  der  internationalen  Arbeitstheilung.  Sie  hat  sich 
zwischen  den  ersten  Cultumationen  trotz  aller  Hindernisse,  welche  die 
Zollgesetzgebung  ihr  in  den  Weg  legt,  in  Bezug  auf  die  stoffveredelnde 
Industrie  aufs  höchste  entwickelt.  In  denselben  Gewerbzweigen  fällt 
nicht  selten  die  eine  Verrichtung  oder  Specialität  den  Deutschen,  die 
andere  den  Engländern,  die  andere  den  Franzosen  zu.  Zu  den  Ar- 
beiten aber,  welche  von  Einwohnern  Englands  und  in  geringerm  Grade 
auch  Niederlands  und  Frankreichs  für  Deutschland  betrieben  werden, 
gehören  auch  Arbeiten  des  Handels.  Den  Engländern  und  Niederlän- 
dern kommen  dabei  die  Beziehungen  zu  ihren  Colonien,  und  die  ganze 
seit  Generationen  gewonnene  maritime  und  commercielle  Entwickelung, 
den  Franzosen  ihre  lang  erworbene  Kundschaft  im  Welthandel  zu 
Gute.  Deshalb  kommen  manche  deutsche  Produkte  entfernten  Ge- 
genden und  Welttheilen  erst  durch  die  sehr  oft  von  Kaufleuten  deut- 
scher Nation  betriebene  Vermittlung  Englands,  Niederlands  oder  Frank- 
reichs zu,  mitunter  ein  wenig  weiter  verarbeitet,  mitunter  auch  ganz 
unverarbeitet.  Deutschland  verhält  sich  zu  diesen  Ländern  nicht,  wie 
man  wohl  verkehrter  Weise  behauptet  hat,  wie  das  Land  zur  Stadt 
Auch  bei  voller  Freiheit  des  Verkehrs  könnte  ein  solches  Verhältniss 
zu  jenen  Ländern  niemals  wieder  entstehen.  Der  jetzt  schon  höchst 
bedeutende  Absatz  deutscher  Fabrikate  in  diesen  Staaten  könnte  bei 
Handelsfreiheit  nur  steigen.  Deutschland  ist  vielmehr  die  Vorstadt 
in  dem  grossen  industriellen  und  commerciellen  Centrum  der  Welt, 
das  aus  ganz  Mitteleuropa  besteht.  In  ihr  liegen  die  chemischen 
Fabriken,  die  Zuckerfabriken,  Destillerieen,  in  ihr  wohnen  die  haus- 
industriellen Arbeiter,  die  für  niedrigen  I^ohn  am  Webstuhl  und  der 
Nähmaschine,  am  Ambos  und  Schleifstein  arbeiten.  Auch  die  indu- 
striellen Distrikte  Frankreichs  und  Englands  stehen  zum  llieil  in  glei- 
chem Verhältniss  zu  Paris  und  London,  aber  die  Länder  im  Ganzen 
gleichen  doch  mehr  den  Centren  des  grossstädtischen  Verkehrs,  in  de- 
nen Handels-,  Geld-,  Luxusgeschäfte  sich  an  einander  reihen.  Das 
Verhältniss  ist  für  uns  Deutsche  durchaus  nicht  wünschenswerth.  Es 
kann  sich,  da  es  an  commercieller  Begabung  der  Deutschen  wahrlich 
nicht  fehlt,  mit  der  Zeit   um  so  mehr  bessern,  je  mehr  wir  unsem 
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internationalen  Zwischenhandel,  unsere  überseeischen  Handelsverbin- 
dungen und  Dampfschififlinien,  unser  Oeld-  und  Bankwesen  entwickeln 
und  vor  Allem  unsere  stoflveredelnde  Industrie  künstlerisch  und  tech- 
nisch vervollkommnen,  es  wird  sich  um  so  ungünstiger  gestalten,  je 
mehr  wir  selbst  oder  Andere  unserer  Theilnahme  am  Weltverkehr 
künstliche  Hindemisse  entgegensetzen. 

Sowie  die  Dinge  aber  zur  Zeit  liegen,  richtet  sich  der  Export 
unserer  deutschen  Erzeugnisse  fast  ganz  nach  den  wohlhabenden  und 
wirthschaftlich  fortgeschrittenen  europäischen  Staaten  und  den  Ver- 
einigten Staaten  und  wir  können  nicht  hofifen,  binnen  geraumer  Frist 
unsere  Beziehungen  zu  anderen  Weltgegenden  so  zu  vermehren,  dass 
dies  Yerhältniss  sich  wesentlich  ändern  sollte.  Wir  sind  daher  in 
Bezug  auf  eine  der  wichtigsten  Bedingungen  der  Entwicklung  und 
der  Gesundheit  unseres  ganzen  Volkslebens  abhängig  von  der  Zoll- 
politik der  Culturstaaten.  Wir  sind  das  in  höherem  Grade  als  selbst 
England,  das  in  der  Nothwendigkeit ,  die  Ausfuhr  seiner  Fabrikate 
immer  mehr  zu  steigern,  sich  in  ähnlicher  Lage  wie  Deutschland  be- 


findet. Denn  von  der  englischen  Ausfuhr  ging  im  Jahre  1880  über  ^j, 
nach  den  verschiedenen  britischen  Besitzungen  in  allen  Welttheilen  und 
ungefähr  '|g  nach  andern  aussereuropäischen  Ländern,  die  europäischen 
Golonien  und  die  Vereinigten  Staaten  ausgenommen.  Dass  aber  das 
Zollsystem  der  verschiedenen  Staaten  den  wesentlichsten  Einfluss  auf 
den  Absatz  deutscher  Erzeugnisse  in  denselben  hat,  das  bedarf  wohl 
kaum  des  Beweises.  Schon  in  den  Ausfuhrtabellen  des  Jahres  1880 
fällt  die  verhältnissmässig  hohe  Summe  des  Ausfuhrweri;hs  nach  Län- 
dern mit  liberalem  Handelssystem  in  die  Augen.  England,  Niederland, 
die  Schweiz,  in  geringerem  Grade  auch  Belgien  und  wenn  man  ihre 
geringere  Wohlhabenheit  und  industrielle  Entwickelung  in  Betracht 
zieht,  auch  die  scandinavischen  Staaten  zeichnen  sich  bei  einer  der- 
artigen Vergleichung  aus.  Indess  ist  doch  diess  Moment  unter  den 
vielen  anderen  auf  die  Ausfuhr  nach  einem  Lande  wirkenden  Kräften 
niemals  mit  voller  Sicherheit  festzustellen.  Es  dürfte  aber  auch  ge- 
nügen, auf  die  übereinstimmenden  und  glaubhaften  Aussagen  der  Ver- 
treter unserer  Exportindustrien  in  den  Handelskammerberichten  zu  ver- 
weisen. Wer  jemals  einen  Blick  in  dieselben  geworfen  hat,  der  weiss, 
welch'  eine  Fülle  von  Beeinträchtigungen  des  ausländischen  Absatzes 
darin  in  überzeugender  Weise  auf  die  fremden  Zölle  zurückgeführt 
werden. 

Wir  kehren  zurück  zu  unserm  Ausgangspunkte.     Den  Nachweis, 
dass  für  das  deutsche  Volk  eine  beständige  Erweiterung  des  Marktes 
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fQr  die  Erzeugnisse  seiner  stoffveredelnden  Industrie  Lebensbedingung 
ist  und  dass  die  Einfuhrbeschränkungen  fremder  Staaten  von  Deutsch- 
land in  besonders  hohem  Grade  als  Hemmnisse  seines  wirthschaft- 
lichen  Fortschritts  empfunden  werden  müssen,  glauben  wir  gefQhrt  zu 
haben.  Man  hat  in  früherer  Zeit,  ehe  der  Umschwung  in  der  engli- 
schen Handelspolitik  erfolgt  war,  wohl  gesagt,  dass  in  England  die 
Freihaudelslehre  für  den  Export  erfunden  sei:  Wahrlich,  wenn  irgend 
ein  Land  Uraache  hätte,  jene  Lehre  in  der  ganzen  Welt  zu  yerbreiten, 
so  ist  es  das  deutsche. 

Leider  bringt  uns  nun  zur  Zeit  jedes  Jahr  neue  Zollerhöhungen 
und  Unterbrechungen  vortheilhaften  internationalen  Verkehrs.  Als  die 
unermüdlichsten  Vorkämpfer  aber  für  Freiheit  des  internationalen 
Handels  stehen  die  Männer  da,  welche  sich  im  Cobdeuclub  zusammen- 
gefunden haben.  Unter  ihrer  Führung  hat  das  englische  Volk  sei- 
nen Markt ,  der  für  die  deutschen  Erzeugnisse  weitaus  der  wichtigste 
Markt  ist,  bisher  allen  fremden  Waaren  offengehalten.  Würde  diese 
Burg  des  Freihandels  fallen,  so  würde  das  Beispiel  des  grossen  und 
mächtigen  britischen  Reichs  noch  manche  andere  Staaten  in  dieselbe 
rückläufige  Bewegung  hineinziehen.  Viele  Völker  würden  davon  schwer 
getroffen  werden,  Deutschland  aber  in  seiner  ganzen  nationalen  Ent- 
wickelung  leiden.  Wir  können  es  daher  getrost  der  Zukunft  überlas- 
sen, dass  sie  richte,  ob  es  für  einen  Deutschen  ein  Vorwurf  ist,  jenen 
Männern  die  Hand  zu  reichen  und  mit  ihnen  einzutreten  für  mög- 
lichste Freiheit  friedlichen  Handelsverkehrs  zwischen  den  Völkern. 

Magnum  est  veritas,  et  praevalebit! 
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Arbeitszeit  und  Normalarbeitstag  in  den  Vereinigten 

Staaten  von  Amerilia. 

Von 

A.  SartoriuB  von  Waltershauaen. 

I.    ArbeitsbedinguDgen  in  der  Vergangenheit  und  der 

Gegenwart,  im  Osten  und  Westen. 

Die  beiden  bei  uns  bekanntesten  Nationalökouomen  der  Vereinigten 
Staaten,  Henry  C.  Garey  und  Henry  George,  welche  beide  in 
der  Verurtheilung  der  brittischen  Volkswirthschaftslehre  einig  sind, 
indem  der  erstere  auf  Grundlage  von  Produktionsgesetzen,  der  andere 
vom  Standpunkt  des  Socialismus  aus  die  Kritik  unternimmt,  vertreten 
eine  durchaus  verschiedene  Gonstruction  der  wirthschaftlichen  Ge- 
schichte der  Menschheit  und  zeichnen  sich,  dadurch  dass  sie  aus 
einem  leitenden  Princip  die  Wirklichkeit  erklären  wollen,  durch  jene 
rücksichtslose  Einseitigkeit  aus,  welche  schöpferischen  Naturen  so  oft 
eigen  ist. 

Nach  Carey  ist  bei  der  beginnenden  Cultur  der  Boden  werthlos, 
da  er  sich  in  unbegrenzter  Fülle  der  Occupation  der  Menschen  dar- 
bietet, und  die  Starken  machen  die  Schwachen  zu  Sclaven  und  ver- 
fügen über  sie  in  schrankenloser  Willkür  in  gleicher  Weise  wie  über 
ihre  Heerden,  dem  werthvollsten  Eigenthum  der  Nomadenvölker.  Ist 
mit  der  Einführung  der  Landwirthschaft  der  Grund  und  Boden  dauernd 
in  Besitz  genommen,  so  wird  der  Sclave  als  Leibeigener  an  den  Grund- 
besitz gebunden  und  die  Herrschaft  des  Herren  über  den  Untergebenen 
vollzieht  sich  durch  das  Mittel  des  Eigenthums.  Nun  steigt  der 
Reichthum  in  der  Volkswirthschaft  und  damit  auch  die  Bevölkerung, 
die  Bedürfnisse  vervielfältigen  sich  und  führen  zur  Arbeitstheilung. 
Der  eine  Mensch  ist  bei  der  Befriedigung  seiner  Bedürfnisse  auf  den 
anderen  angewiesen,  wodurch  allen  Volksgenossen  eine  höhere  Freiheit 
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garantirt  wird.  Zugleich  wird  der  Landbesitz  getheilt  UDd  so  seiner 
dominirendcn  Macht  entkleidet.  Die  Association  gewährt  gegenseitige 
geistige  Anregung,  die  Circulation  der  Güter  nimmt  einen  Aufischwung 
und  vertheilt  dieselben  gleichmässig,  so  dass  die  Individualität  Ge- 
legenheit hat,  sich  immer  schärfer  auszubilden.  Zugleich  mit  den 
Bodenpreisen  steigt  der  Werth  der  Arbeit  und  die  Vergütung  für  die- 
selbe. Schliesslich  entwickelt  sich  auf  Grundlage  dieser  natürlichen 
Vorgänge  der  Produktion  die  Harmonie  aller  Interessen.  „Der  Capi- 
talist  empfängt  einen  geringeren  Antheil  von  der  vermehrten  Quantität, 
während  der  Arbeiter  einen  beständig  wachsenden  Antheil  ao  der  be- 
ständig wachsenden  Quantität  erhält.^^ 

Die  erhöhte  Produktivität,  welche  in  Allem  das  treibende  Element 
ist,  hängt  nun  nicht  zum  wenigsten  von  der  Vermehrung  des  CSapitals 
ab,  welche  eine  erweiterte  Technik  erst  ermöglicht,  und  man  kann  dem 
Carey'schcn  Gedankengang  nur  gerecht  werden,  wenn  man  seiner  Vor- 
aussetzung eingedenk  ist,  dass  die  Arbeit  im  Besitz  des  decentrali- 
sirten  Gapitals  sich  befindet. 

Der  Nationalökonom  konnte  sich  zwar  nicht  verhehlen,  dass  die 
Wirklichkeit  mit  seiner  Geschichtsdichtung  nicht  übereinstimmte  und 
es  wird  daher  der  centralisirendcn  Macht  des  Handels  gegenüber,  auf 
welche  alle  Missverhältnisse  zurückgeführt  werden,  ein  politisches  HüIüb- 
mittel,  der  Zollschutz,  anempfohlen,  welcher  die  Harmonie  aller  In- 
teressen zur  Folge  haben  soll.  Carey  erkannte  damit  sehr  wohl,  dass 
es  eine  ausbeutende  Kraft  des  stärkeren  Besitzes  gäbe,  wobei  es  indess 
conscqucnter  gewesen  wäre,  dieselbe  nicht  bloss  in  der  entwickelteren 
Capitalmacht  des  Auslandes  zu  suchen,  sondern  sie  auch  im  Inlande 
in  gleicher  Weise  vorauszusetzen.  Die  amerikanischen  Verhältnisse 
hatten  ihn  in  seiner  Ansicht  bestärkt,  da  die  Perioden  der  Zollpolitik 
den  Wohlstand  des  Landes  bedeutend  erhöht  hatten,  während  die 
Zeiten  des  Freihandels  viele  Fabriken  ausser  Thätigkeit  setzten  und 
tausenden  von  Arbeitern  die  Gelegenheit  zur  Beschäftigung  entzogen. 
Daraus  aber,  dass  die  Lohnarbeiter  im  ersteren  Falle  zu  thun  hatten, 
folgte  aber  noch  keineswegs,  dass  ihre  Verdienste  hoch  waren  und  dem 
Einkommen  des  Gapitals  entsprachen. 

Eine  treffende  Analogie  seiner  Entwickelungsgeschichte  glaubt  der 
Philosoph  von  Philadelphia  in  den  verschiedenen  Stufen  der  volkswirth- 
schaftlichen  Entwickelung  zu  finden,  welche  von  dem  fernen  Westen  des 
grossen  Continents  bis  zu  den  Staaten  am  atlantischen  Ocean  erkennt- 
lich hervorträten.  Die  pacifischen  Länder  und  die  Gebiete  in  dem 
Felscngebirge  entsprechen  ihm  mit  ihrer  dünnen  Bevölkerung,  ihren 
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geringeren  Circulationsniitteln  und  ihrem  werthlosen  unoccupirten  Boden 
den  vergangenen  Zeiträumen  der  ersten  Cultur,  während  jeder  mehr 
ostwärts  gelegene  Staat  ein  immer  vollkommeneres  Gebilde  aufweist, 
das  der  Gegenwart  mehr  und  mehr  gleicht,  bis  schliesslich  in  den 
Neuenglandstaaten  die  höchste  Foim  wirthschaftlicher  Blüthe  nach- 
gewiesen wird.  Die  Parallele,  so  bestechend  sie  auf  den  ersten  An- 
blick erscheinen  mag,  stimmt  jedoch  mit  der  Thatsächlichkeit  sehr 
wenig  überein,  wie  man  sich  leicht  überzeugen  kann,  wenn  man  Nord- 
amerika durchreist,  weil  die  gleichen  politischen  Verhältnisse  im  Westen 
gelten  wie  im  Osten,  ein  gleicher  Erfindungs-  und  Unternehmungs- 
geist und  dieselben  Kenntnisse  aller  technischen  Fortschritte  am  at- 
lantischen Ocean  wie  am  mexikanischen  Golf  und  wie  an  dem  stillen 
Meere  Eigenthum  des  amerikanischen  Volkes  sind.  Geschichtlich  aber 
folgt  ein  Fortschritt  auf  den  anderen,  sei  es  nun  in  der  Kunst  der 
politischen  Formen  oder  in  der  Entdeckung  der  Mittel,  mit  denen  der 
Mensch  die  Natur  sich  unterthan  macht 

Ganz  anders  erklärt  George  die  Eutwickelung  der  wirthschaft- 
lichen  Vorgänge.  In  seinem  epochemachenden  Werke  „Progress  and 
Poverty^'  hat  er  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  das  Gesetz  aufzufinden, 
„welches  die  Armuth  an  den  Fortschritt  kettet  und  den  Mangel  mit 
der  Zunahme  des  Reichthums  vermehrt".  Dort  wo  die  grösste  Pro- 
duktion der  Güter  stattfindet,  wo  die  dichteste  Bevölkerung  lebt  und 
der  Austausch  der  menschlichen  Erzeugnisse  am  regsten  ist,  da  giebt 
es  nach  seiner  Meinung  am  meisten  Arme  und  Hülfesuchende,  auf 
denen  die  Sorge  um  die  Existenz  schwer  lastet  und  wenn  auch  der 
Verdienst  Einzelner  dort  ein  unendlich  grosser  ist,  so  werden  doch 
Schaaren  williger  Hände  von  den  Fabriken  zurückgewiesen,  welche 
ihre  Arbeit  für  geringeres  Entgelt  anbieten.  Dagegen  ist  das  Arbeitsein- 
kommen in  den  Ländern  auf  niederer  Cultur,  wo  die  Bevölkerung  dünn 
ist  und  der  Grund  und  Boden  nur  wenig  Werth  hat,  hoch  und  dieser 
Satz  gilt  ihm  in  gleicher  Weise  für  längst  vergangene  Zeiten,  in  denen 
heute  hoch  entwickelte  Staaten  sich  noch  in  ihrer  Kindheit  befanden,  wie 
für  die  im  fernen  Westen  der  Union  gelegenen  Gebiete,  auf  denen  noch 
vor  Kurzem  der  Indianer  alleiniger  Herr  war  und  wo  unabsehbare 
Prärien  und  ungelichtete  Urwälder  den  Schritt  des  rastlos  vorwärts- 
dringenden Kaukasiers  noch  nicht  kannten.  Je  theurer  das  Land  sei, 
um  so  mehr  Elend  stelle  sich  ein,  und  in  den  grossen  Städten,  wo  es 
nach  dem  Fuss  gemessen  wird,  erblicke  man  die  Extreme  der  Armuth 
und  des  Luxus. 

Die  Monopolisirung  des  Grundeigenthums  erscheint  dem  Socialisten 
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die  alleinige  Ursache  alles  Conflictes  über  das  materielle  Wohlergehen, 
und  demselben  Grunde  ist  es  allein  zuzuschreiben,  dass  die  unterste 
Klasse  des  Volkes  an  dem  Fortschritt  der  Technik,  die  unser  Jahr- 
hundert zu  einem  einzig  dastehenden  in  der  Weltgeschichte  gonacht 
hat,  keinen  Antheil  haben  konnte.  Bewiesen  ist  dieser  Satz  beüich 
nicht  von  ihm,  und  gerade  die  amerikanischen  Zustände  mit  ihroi 
ausserordentlichen  Verkehrserleichterungen  hätten  ihn  darauf  hinweisen 
sollen,  dass  der  Arbeiter  dort  in  Vergleich  zu  der  Vergangenheit  an 
Ruhe  gewonnen  hat,  die  doch  gewiss  einer  positiven  Lohnerhebung, 
die  übrigens,  wie  wir  zeigen  werden,  auch  stattgefunden  hat,  gleich- 
zusetzen ist.  In  wenigen  Minuten  befördert  z.  B.  die  Xew-Yorker  Hodi- 
bahn  für  fünf  Cents  am  Morgen  und  Abend  den  Arbeiter  von  seiner 
Wohnung  zu  seiner  Arbeitsstätte,  und  von  dort  zu  seiner  Familie  zu- 
rück. Früher  musste  der  Mann  täglich  zweimal  eine  Stande  geben, 
während  er  jetzt  am  Tage  zwei  Stunden  zur  Erholung  oder  zum  Ver- 
kehr mit  den  Seinigen  gewonnen  hat.  In  vergangenen  Zeiten  war  er 
an  die  Stadt  gebunden,  in  der  er  wohnte  und  musste,  wenn  zuviel 
Arbeit  angeboten  war,  sich  eine  Lohnreduction  gefaUen  hissen.  Jetzt 
ist  es  ihm  ein  Leichtes,  1000  Meilen  westwärts  zu  eilen  und  nach 
neuer  Beschäftigung  sich  umzusehen.  Die  moderne  Technik  hat  die 
Freizügigkeit  erst  in  vollkommener  Weise  ermöglicht  Richtig  dagcigen 
bemerkt  Henry  George,  der  lange  Zeit  in  Califomien  gelebt  hat, 
dass  die  Macht  der  Arbeit  bei  der  Vertheilung  des  Produktionsertrages 
um  so  grosser  wird,  je  mehr  man  nach  Westen  oder  besser  gesagt 
nach  neuen  Ansiedelungen  fortschreitet.  Die  Löhne  werden  höher, 
die  Arbeitszeit  kürzer  und  die  Controle  des  Unternehmers  über  die 
Arbeiter  geringer.  Denn  wo  jeder  leicht  zum  selbstständigen  Farmer 
sich  aufschwingen  kann,  da  müssen  günstige  Bedingungen  für  abhängige 
Leute  gestellt  werden.  Hinsichtlich  der  Parallele,  die  wir  bei  Carey 
als  verfehlt  hinstellten  zwischen  Westen  und  Osten  einerseits  und  Ver- 
gangenheit und  Gegenwart  andererseits,  hat  George  ebenfalls  wohl 
kaum  das  Richtige  getroffen,  da  in  früheren  Zeiten  wohl  der  Druck 
des  grossen  Capitals  nicht  so  stark  gewesen  sein  nuig  als  wie  jetzt^ 
dagegen  aber  die  unmittelbare  Unterwerfung  des  Menschen  unter  den 
Menschen  gewiss  für  die  arbeitende  Classe  kein  besseres  Loos  gewesen 
ist.  —  So  lange  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Sclaverei  bestand,  konnte 
sich  die  Handarbeit,  wie  sie  auch  rechtlich  sich  stellen  mochte,  keiner 
hohen  Achtung  erfreuen,  und  dies  galt  nicht  bloss  in  den  Süd- 
staaten, sondern  wurde  ebenfalls  im  Osten  wie  in  dem  Westen  em- 
piniiden. 
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Wenn  wir  mithin  die  beiden  amerikanischen  Schriftsteller  in  Bezug 
auf  die  Construction  der  wirthschaftlichen  Entwickelung  der  Einseitig- 
keit beschuldigten,  so  thaten  wir  es,  weil  Carey  die  socialen  Momente 
nicht  genügend  beachtete,  den  Einfluss  des  Besitzes  auf  die  capitallose 
Arbeit  nicht  ausreichend  würdigte  und  von  dem  frei  sich  entfaltenden 
Produktionsfortschritt  alles  erwartete,  während  wir  bei  George,  der 
nur  die  Monopolisirung  als  entscheidende  Kraft  bei  der  Vertheilung 
der  Güter  in  das  Auge  fasst,  ein  Eingehen  auf  die  Produktionsver- 
hältnisse —  wie  wir  an  dem  Beispiel  der  Verkehrsmittel  zeigten  — 
gänzlich  vermissen.  Die  Wirklichkeit  wird  im  wirthschaftlich  socialen 
Leben,  wie  überhaupt,  aus  einer  Menge  treibender  Ursachen  gebildet 
und  die  Wissenschaft  hat  es  sich  zur  Au^be  zu  machen,  dieselben 
im  Einzelnen  blosszulegen  und  zugleich  die  Stärke  derselben  zu  ver- 
gleichen. Damit  soll  aber  denen,  welche  die  einzelnen  Elemente  zuerst 
entdeckten,  wenn  sie  ihr  Erforschtes  auch  einseitig  zur  Geltung  brach- 
ten, das  Verdienst  nicht  geschmälert  werden.  Denn  es  ist  immer 
schwerer  Neues  au&ufinden  als  bereits  Vorhandenes  zu  combiniren. 
Von  George  sind  zudem  die  Rückwirkungen  nicht  in  Anschlag  ge- 
bracht, welche  aus  dem  Zusammenwirken  der  grossen  Capitalkrstfte 
und  der  fortgeschrittenen  Technik  mit  Nothwendigkeit  in  dem  Arbeiter- 
stande erzeugt  wurden  und  welche,  indem  sie  sich  in  den  verschie- 
densten Arten  von  Arbeiterbündnissen  zeigten,  auf  Lohn  und  Arbeits- 
zeit eine  Bedeutung  erlangten,  die  in  allen  Theilen  der  Vereinigten 
Staaten  deutlich  hervorgetreten  ist 

Für  die  Zwecke  unserer  Arbeit  kam  es  darauf  an,  zunächst  im 
Allgemeinen  festzustellen,  dass  die  Arbeitsbedingungen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  in  der  Gegenwart  besser  sind  als  in  den  vergangenen 
Jahrzehnten,  und  dass  zur  Zeit  der  Arbeiter  im  Westen  eine  günstigere 
Position  einnimmt  als  der  in  den  östlichen  Staaten. 

Es  bedarf  beides  aber  noch  einer  näheren  Begründung.  Eünsicht- 
lich  des  ersten  Punktes  ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  die  Organi- 
sation der  Arbeit  zur  Behauptung  und  Erweiterung  ihres  Lebens- 
standes sich  erst  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  in  umfassender  Weise 
herangebildet  und  seitdem  einen  entscheidenden  Einfluss  auf  Lohn  und 
Arbeitszeit  ausgeübt  hat.  Doch  sind  die  vorhergehenden  dahiubczüg- 
lichen  Bestrebungen  auch  nicht  nutzlos  gewesen,  wie  uns  die  Nach- 
richten über  verschiedene  Erleichterungen  des  Arbeiterstandes,  welche 
ohne  eine  umfassende  Agitation  wohl  kaum  zu  Stande  gekommen  wä- 
ren, beweisen  und  uns  verschiedene  Gesetze,  welche  zum  Schutz  der 
Arbeit  in  den  Fabriken  erlassen  worden  sind,  kundthun. 
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Der  erste  Grewerkverein  in  den  Vereinigten  Staaten,  der  zugleich 
eine  Krankenuntcrstützungskasse  war,  wurde,  soweit  es  mir  bekannt 
geworden  ist,  im  Jahre  1806  von  den  Schififszimmerleuten  in  der  Stadt 
New- York  gegründet,  und  im  folgenden  Jahre  erhielt  er  von  der 
Staatsregierung  die  juristische  Persönlichkeit.  In  Boston  und  Char- 
Icston  (Mass.)  vereinigten  sich  erst  1822  zu  gleichen  Zwecken  die 
Schiffsbaucr  und  Kalfater.  Es  waren  dies  nur  vereinzelte  Versuche, 
zu  denen  im  Jahre  1832  eine  Arbeiterverbindung  hinzutrat,  die  all- 
gemeiner Natur  war  und  den  Namen  der  New  England  Association 
of  farmcrs  and  mechanics  and  other  workmen  führte.  Mehrere  Jahre 
nachher,  wird  uns  berichtet,  sollen  die  Buchdrucker  in  Louisville  (Ky.), 
die  eine  locale  Strikekasse  sich  geschaffen  hatten,  einen  lange  dauern- 
den Ausstand  durchgemacht  haben,  und  zu  gleicher  Zeit  traten  in 
New- York  die  Schuhmachergesellen  zusammen,  um  sich  höhere  Löhne 
zu  erzwingen.  Von  weitgehenden  Organisationen,  die  sich  durch 
mehrere  Staaten  verzweigt  hätten,  war  aber  damals  noch  nicht  die 
Rede.  Der  erste  starke  Verband  „die  Typographia",  welcher  über  das 
gesammtc  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  sich  erstrecken  sollte,  was 
später  auch  gelang,  wird  auf  das  Jahr  1851  zurückgeführt.  Aber  erst 
1857  kann  als  das  Jahr  bezeichnet  werden,  in  dem  die  Trades  Unions 
allgemeiner  in  das  Leben  gerufen  wurden,  welche  von  jener  Zeit  zu- 
gleich mit  dem  gewaltigen  Aufschwung  der  amerikanischen  Industrie 
an  Verbreitung  und  Kraft  gewinnen.  Drängte  auch  der  Secessionskrieg 
die  Bewegung  zeitweise  zurück,  so  wurde  sie  doch  mit  dem  kommen- 
den Frieden  und  der  daran  sich  knüpfenden  Epoche  des  SchutzzoUs 
um  so  lebhafter  und  erreichte  in  den  Jahren  1868  u.  69  ihren  Höhe- 
punkt. Als  vier  Jahre  später  auch  Amerika  von  der  langdauernden, 
über  die  ganze  Erde  verbreiteten  Krisis  heimgesucht  wurde,  zeigten 
sich  viele  Gewerkschaftsorganisationen  ohne  genügende  Festigkeit  und 
gingen  zu  Grunde.  Seit  dem  Jahre  1879  ist  wieder  ein  Aufschwung 
wahrzunehmen,  der  sich  mit  solcher  Gewalt  und  Ausdehnung  seitdem 
vollzogen  hat,  dass  er  nur  mit  dem  beispiellosen  Prosperiren  der  ame- 
rikanischen Geschäfte  in  den  letzten  Jahrzehnten  verglichen  werden 
kann.  In  den  Vereinigten  Staaten  kennt  man,  wie  sich  leicht  aus 
dieser  Parallele  ergiebt,  kein  ehernes  Lohngesetz,  nach  dem  der  Ar- 
beitslohn die  Tendenz  habe,  stets  auf  das  Unterhaltsminimum  der  Ar- 
beiterfamilie herabzusinken,  sondern  die  dort  massgebende  Norm  lautet, 
dass  mit  dem  Aufblühen  der  Geschäfte  auch  die  Arbeitsbedingungen 
besser  werden,  und  dass  die  Löhne  sinken  und  die  Arbeitszeit  ver- 
ngert  wird,  wenn  die  Produktion  in  Stockung  geräth.    Das  wirth- 
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schaftliche  Leben  iu  den  Stiialen  hat  in  den  letzten  5i}  Jahren  bedeu- 
tend au  Kraft  gewonnen,  uud  zugleich  hat  der  Arbeiterstaiid  Fort- 
schritte geniacht.  Freilich  sind  die  Verbesserungen  nicht  gleicbniässig 
ausgefallen  und  es  ist  daher  der  Kernpunkt  der  Arbt^tcrbewegung  iu 
Nordamerika  auf  eine  Proportionalität  der  verschiedenen  Einkoniuiena- 
artcn  hinzuarbeiten.  Daas  mit  dem  Fortschritt  der  Industrie  auch 
der  Arbeiter  gewinne  und  wenn  jene  zurückgehe,  auch  er  verliere, 
behauptet  zwar  die  Theorie  des  Angebots  und  der  Nachfrage  auch,  wenn 
Ulan  diese  Behauptung  näher  statistisch  untersuchte,  vermochte  man  aber 
bei  dem  Fortschritt  nur  sehr  schwache  Wirkungen  zu  erkennen.  Wo  die 
Arbeiter  iu  Vereinzelung  lebten  der  concentrirtcn  Macht  des  Capitals 
gegenüber,  war  auch  nichts  anderes  zu  erwarten.  Die  amcrikaiiischtin 
Arbeiter  haben  ein  feines  Gefühl  dafür,  ob  die  ITandelacoiyuncturen 
sich  besser  gestalten  und  ihre  Führer  studiren  sorgfältig  die  Börsen- 
berichte. Sie  kommen  dann  sofort  mit  Lohnerhöhungen,  die  ihnen  iu 
der  Regel  bewilligt  werden.  Andernfalls  kommt  es  zum  Ausstand,  der 
in  der  Zeit  des  Geschäftsaufachwunges ,  wie  man  an  Hunderten  von 
Beispielen  in  den  Zeitungen  während  der  letzten  zwei  Jahre  lesen 
konnte,  für  die  Arbeit  günstig  ausfallen.  Andererseits  gehen  die  Strikes 
bei  zurückgehender  Industrie  ihr  in  der  Regel  verloren.  Somit  ist 
auch  das  Gesetz  über  die  Strikes,  das  man  in  den  Vereinigten  Staaten 
beobachtet  hat,  völlig  erklärlich,  dass  Ausstände,  die  um  F.rhöhung 
des  I/»hne8  geführt  werden,  für  die  Arbeiter  gut  ausfallen,  dagegen 
diejenigen,  welche  zur  Erhaltung  des  bestehenden  Lohnes  unternom- 
men worden,  durchweg  ohne  Erfolg  sind. 

Der  rastlosen  Thütigkoit  der  Coalitionen,  deren  es  neben  den  Ge- 
werkschaften noch  manche  andere  giebt  und  welche  die  Gesetzgebung 
der  Vereinigten  Staaten  und  die  der  Einseistaaten  vielfach  bceinflusst 
haben,  ist  es  jedenfalls  vor  Allem  zuzuschreiben,  dass  die  Gegenwart 
dem  Arbeiteratande  mehr  bietet  als  die  Vergangenheit,  wobei  wir  je- 
doch nicht  vergessen  wollen,  dass  von  den  Unternehmern  manches 
vorgenommen  wurde,  was  dem  Arbeiterstande  von  Nutzen  gewesen  ist. 
An  einer  anderen  Stelle*)  habe  ich  des  Näheren  nachgewiesen,  wie 
der  amerikanische  Geschäftsmann  durch  sein  weitschauendes  Interesse 
charakterisirt  wird,  welches  er  auch  durch  die  Einsicht  dokumentirl, 
dass  nur  ein  physisch  und  moralisch  tüchtiger  Arbeitsstamm  dauernd 
etwas  leisten  kann,  und  dadurch,  dass  er  auf  manche  Gelegenheit,  die 
ihm  durch  Niederhaltung  der  Arbeit  vermittelst  geringer  Löhne  und 
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langer  Arbeitszdt  momentanen  Vortheil  bringen  kann,  verzichtet  Wß 
sich  die  ArbeiterverfaältniBsc  in  Mordamerika  in  den  letzteo  Deceuiien 
verbessert  haben,  lässt  sieb  zudem  aus  folgenden  Zahleo  deotUch  er- 
kennen: 
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G«Jenile  Artwit  1«  WlBlar 

mit 
B.kö.tieu»g 

UDd  WohaanK 

Oboe 
nod  Wohnniig 

Düt 

neküUigmg 
and  Wahnong 

ofa» 

BaaMiguiic 

und  Woluux 

1860:1870' 1874 

i86o!.87o;i874 

1860I1870I1874 

0.70    1,09:  1^3 
0,53  !  0,92    0,86 
0,77    0.97    0,93 
o,s6io,69    0,69 
i."J  1  M7    '.S8 
1,38  1  1,63    1,09 

i86oll87o;i«74 

Neu  Koglud 
Mittlere  8tut«D   . 
WetUich«  Slulsu 
Stidlkbv  SlMleii 
Padetcaie  Stutan 
Temtorieu       .     . 

1,00 
0.74 
',03 
0,67 

'■M 

1.JJ  1  ■,I6 

2,06 1 1,67 

1,64  '  M4 

1,28 
1^3 
'.37 
0,91 
3.SJ 

1,96    1,93 
1,76    1.66 

..84    1,58 
1,20    1,09 
ifiS  ■  2,53 
3.»7  1  ',95 

Ofl9 
0,81 
1.17 
0-77 

1,88 

■■S5 

1,3* 
MO 
0.98 
».oo 
','9 

J*7 

Aus  vorstehender  Tabelle  ergiebt  sich  unzweifelhaft  eine  Stdge- 
rung  der  Löhne  in  den  14  Jahren  mit  Ausnahme  deijenigen  in  den 
pacifischen  Staaten,  wo  in  den  sechziger  Jahren,  nachdem  die  Ergie- 
bigkeit der  Groldlager  nachgelassen  hatte,  zunächst  ein  Rückschlag  der 
gosammten  wirthschaftlicbcD  Verhältnisse  eintrat.  Dass  1874  gegen 
1870  die  Löhne  um  einiges  gesunken  sind,  bÖngt  damit  zusammen, 
dasj  auch  die  allgemein  verbreitete  Gcschäftastockung  auf  den  Ver- 
einigten Staaten  schwer  lastete  und  beweist  zur  Genüge  die  oben  auf- 
gestellte Behauptung  der  Parallele  der  Prosperität  der  Geschäfte  und 
dem  Einkommen  der  Arbeiter.  Die  Südstaaten  haben  die  niedrigsten 
Löhne  und  aach  keine  so  bedeutende  Steigerung  au&uweisen,  welches 
letztere  leicht  aus  der  Lage  der  nach  dem  Kriege  so  tief  gedrückten 
Landwirthschaft  des  Südens  erklärlich  ist. 


IL     Tftglöhoei 

Q  de 

m  HiDdw 

•  rk  iD  $  Gold 

äcfamisde 

ie6oIi87o|i874 
i;89'T87~J.88 
iii3  i  2^88    2|66 

2.12,  2,68     2.« 

5,1-4,4514,67 
4,63  1  5,2«  1  3.80 

Uanrer 

,"86^|"^87"^i874 

Küfer 
T86^7^."8^ 

1860  1870 [1874 

V.U  EEglwd  .     , 
HlUlert  StuloD   . 
We»Hiche  Su»l«n 
Sädlichfl  SlMlmi  . 
Paciawhe  StuMn 

2.27 

2,41 
5.73 

S,'9 

3.SOj3.45 
3,33   3.32 
3.66  3.37 
3.09  3.20 

1,90  i  1,92 
1.46  1  1.50 
'.95    ^M 
I.9S    S.57 
4.06   4.41 
4.00  4.7<> 

2,,8 

i-)3 
2.50 

2,63 
4,00 
3.00 

1.83  i  2.79 
1.61    2.59 
2.10  1  2,98 
2.'3    '.95 
S.'S    4.fiS 
4.1615,40 

«.93 
2.S9 

2.71 

a.5ä 
4.33 
4.SS 

1)   Dia  bddao   nachfolgenden  Tafeln   und   enlDonmieu   ai 
JjHttM  by  ICdward  Tonne.»  WiaJungtOD  1875.  Saite  73B  ff. 
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Schuhmacher 

Steinhauer 

Schneider 

Qerber 

1860 

1870 

1874 

1860 

1870 

1874 

1860 

1870 

1874 

1860 

1870  1874 

Nea  England  .     . 

1,61 

2,42 

244 

2,22 

3,51 

3,55 

1,74 

2,60 

3,03 

1,84 

2,72 

2,72 

Mittlere  Staaten   . 

1,65 

2,34 

2,20 

1,96 

3,41 

2,86 

1,59 

2,3112,271 

1,62 

2,35 

2,05 

Westliche  Staaten 

1.97 

2,58 

2,11 

2,69 

3,50 

3,26 

2,09 

2,60 

2,22 

1,97 

2,73 

2,25 

SüdUche  Staaten  . 

1,81 

2,41 

2,27 

2,51 

3,29 

3,36 

1,84 

2,43 

2,75 

2,06 

2,59 

2,25 

Padfische  Staaten 

4»57 

4,02 

3»75 

5,78 

5*24 

5,33 

4,47 

3,91 

3,25 

4,57 

3*64 

4,üü 

Territorien       .     . 

4,17 

4,96 

3,44 

5,29 

6,96 

5,25 

4,00 

5,42 

3,37 

^00 

6,00 

3,00 

Die  Ergebnisse  in  dem  Handwerk  sind  ungefähr  dieselben  wie  die 
in  der  Landwirthschaft ,  nur  sind  die  Löhne  1874  im  Vergleich  zu 
1870  weniger  gesunken,  öfters  sogar  gestiegen  oder  haben  sich  ge- 
halten. Dies  erklärt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  die  Handwerker 
weniger  fQr  den  Massenabsatz  produciren  und  daher  von  den  Folgen 
der  Ueberproduktion  nur  indirekt  getroffen  werden. 

Um  indess  festzustellen,  ob  die  Lage  der  arbeitenden  Klasse  wirk- 
lich besser  geworden  ist,  muss  man  auch  wissen,  wie  hoch  die  Kauf- 
kraft der  Löhne  ist,  oder  die  Löhne  mit  den  Preisen  der  Lebens- 
bedürfoisse  einer  Arbeiterfamilie  vergleichen.  Es  stehen  mir  hierfür 
nur  die  Tabellen  des  Staates  Massachusetts  zur  Verfügung,  aus  denen 
ich  eine  Anzahl  der  wichtigsten  Daten  entnehme  ^).  Folgende  Tabelle 
zeigt  die  Steigerung  der  Löhne  in  Massachusetts  von  den  Jahren 
1860—1878  in  Procenten: 


Landwirthschaftliche  Arbeiter  per 

Tag 

Landwirthschaftliche  Arbeiter  per 

Monat 

Waffen-  and  Manitions-Arbeiter 
Werkzeuge-Verfertiger       .     .     . 

Schmiede 

Buchbinder,  Männer     .... 
y,  Frauen     .... 

Schnhmacher 

Kastenmacher,  M&nner      .     .     . 
„  Knaben 

Bäcker,  Männer 

„       Frauen 

Brauer 

Backsteinmacher 

Bürstenmacher,  Männer     .     .     . 
„  Knaben 

Baugewerbe 

Kunsttischler,  Männer  .... 

„  Frauen   .... 

Teppichmacher 


Steigerung 

in 
Procenten 


38  S 


15 
"9 
38 

47 

17 

14 
2,6 

3 

43 

38 

13 

15 
12 

9 

25 
16 

6 

16 

23 


Wagenbauer 

Tuchmacher 

BaumwoUenfabrik-Arbeiter  .     . 

Kleidermacher 

Lederarbeiter 

Leinen-  und  Jute-Arbeiter   .     . 

Maschinenmacher 

Messerschmiede 

G^ldschrankmacher     .... 

Lettemverfertiger 

Feine  Metallarbeiter   .... 

Putsmacher 

Verfertiger  musikal.  Instrumente 

Maler 

Papiermacher 

Drucker 

Seidenarbeiter 

Seifensieder 

Steinhauer 

Tabakarbeiter 

Wollenfabrikarbeiter  .... 
Gam-WoUweber 


Steigerung 

in 
Procenten 


30  % 
8 

19 

19 
28 

20 

27 

9 

15 
16 

25 

23 
8 

28 

41 
30 

45 

13 
8 

22 

33 
22 


»» 
»» 
»» 
»» 
>» 
»» 
»» 
»» 
»> 
»» 

»» 
»» 
ft 

»» 

»» 
»» 
1» 
»> 
»> 


1)  Tenth  annual  report  of  the  bureau  of  statistics  of  labor.  Botton  1879.  Seite  79  ff. 
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In  cinigcD  wenigen  Arbeitszweigen  sind   die  Lohne  in  demselben 
Zeiträume  auch  gesunken: 

Abnahme  in  Procenton. 


Bleicher,  Färber  n.  Farbendmeker 
Bürstenmacher,  Frauen   .... 
Schachtelmacher,  Frauen  u.  Mädchen 
Einmacher  von  Pickels  a.  Fleisch 

Schiffssimmerleate 

Briefcoavertmacher 


38 

128 


Bei  den  Bürsten-  und  Schachtelmachem  sind  offenbar  Knaben  an 
Stelle  von  Frauen  getreten,  während  letztere  in  den  Baumwollfabriken 
mehr  und  mehr  verwandt  werden.  Der  Schiffsbau  in  den  Vereinigten 
Staaten  liegt  überhaupt  darnieder,  wie  schon  der  Umstand  beweist, 
dass  das  Frachtgeschäft  von  und  nach  Europa  fast  allein  in  den  Hän- 
den der  Europäer  ist.  Die  hohen  liöhne  und  die  hohen  Eisenpreise 
in  den  Ver.  Staaten  verhindern  die  Concurrenz  mit  England,  Deutsch- 
land und  Frankreich,  während  zugleich  es  gesetzlich  verboten  ist,  dass 
im  Ausland  gebaute  Schiffe  unter  amerikanischer  Flagge  fahren.  Die 
vorstehenden  Erhebungen  sind  von  63515  Arbeitern  gemacht,  wobei 
sich  denn  herausstellt,  dass  im  Durchschnitt  der  Lohn  in  Massachu- 
sets  in  den  18  Jahren  um  24,4^  gestiegen  ist 

Zu  gleicher  Zeit  sind  mit  Ausnahme  der  dry  goods  (Kleidung 
etc.),  welche  98  billiger  geworden ,  die  Preise  der  Bedürfnisse  in  fol- 
gender Weise  erhöht  worden: 

Materialwaaren,  Brodstoffe,  Kaffee,  Zncker  etc.       .  7  |{ 

Andere  Ijebensmittel,  Fleisch,  Gemäse,  Rartoffeln  .  28  ^ 

Fenerang 5  {| 

Schahwerk 18  {| 

Hausmiethe 25  ({ 

Dry  goods — 9  • 

Im  Durchschnitt  sind  mithin  die  Untcrhaltsmittel  um  14}  in  den 
genannten  18  Jahren  gestiegen.  Man  wQrde  indess  einen  falschen 
Schluss  machen,  wenn  man,  da  die  Löhne  um  24$  gestiegen  sind, 
diese  14 Vt^  von  jener  Summe  abziehen  wollte  und  meinen  die  liage 
der  arbeitenden  Klasse  hätte  sich  um  9,9$  verbessert.  Man  muss  viel- 
mehr auf  die  einzelnen  Arbeiterbudgets  zurückgreifen,  um  ein  deut- 
liches Bild  der  Veränderung  zu  erlangen.  Nach  einer  sorgfältigen 
Beobachtung  des  statistischen  Bureaus  stellt  sich  ein  Budget  des 
amerikaiiischen  Arbeiters,  der  400  S  per  Jahr  Einnahme  hat,  wie 
folgt: 
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Einselne  Artikel: 

Badget  aaf  der 
Orandlage  v.  400  $ 

Preissteigerang  in  { 
von    1860—1878. 

betrSgt  in  | 

Materialwaaren 

Lebensmittel.  Fleisch   a.  Oemüse 

Kleidang 

Dry  goods  im  übrigen  .... 

Stiefel  and  Schabe 

Haasrente 

Fenerang 

Sonstige  Aasgaben 

188,00 
68,00 
16,00 
6,00 
46,00 
80,00 
24,00 
12,00 

+  7» 

+m 

-9« 
-9« 
+18« 
+25« 
+  5» 

201,16 

87,04 

I4»56 

5,4^ 
7,06 

100,00 

26,20 

12,00 

Total 

400,00 

452,50 

Wenn  das  Einkommen  eines  Arbeiters  1860  $  400  war,  so  ist  es 
1878  mit  der  Steigerung  von  24,4^  $  497,60,  während  bei  der  Beob- 
achtung der  Lebensmittelpreise  im  Einzelnen  ein  Mann  mit  $  452^ 
Einkommen  ebenso  gut  leben  kann  im  Jahre  1878,  als  1860  mit  400  $. 
Ein  Arbeiter  kann  mithin  1878  $  45,10  mehr  ausgeben.  Sein  wirk- 
liches Einkommen  ist  also  11  ^  gestiegen. 

Ausserdem,  so  berichtet  der  Report  des  Bureaus,  sind  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Etablissements  die  Arbeitsstunden  abgekürzt, 
worüber  zwar  eine  zusammenfassende  Statistik  nicht  vorhanden  ist, 
während  in  einem  früheren  Jahrgange  derselben  officiellen  Statistik 
eine  Anzahl  einzelner  dahingehöriger  Berichte  abgedruckt  ist  Jetzt 
wird  in  Massachussets  durchweg  10  Stunden  des  Tages  gearbeitet, 
während  die  Weber,  Stubenmaler,  die  Buchbinder,  Gerber  und  Sattler 
am  Anfang  der  sechziger  Jahre  täglich  12  Stunden  beschäftigt  wur- 
den, die  Wollspinner  13,  die  Baumwollspinner  13|,  die  Appreturarbei- 
ter 16  Stunden  Ende  der  fünfziger  Jahre  arbeiten  mussten. 

Die  zweite  Behauptung,  welche  wir  oben  aufstellten,  dass  die 
Arbeiterverhältnisse  im  Westen,  d.  h.  in  der  jüngeren  Gultur  sich  gün- 
stiger gestalten,  als  dort,  wo  die  Bevölkerung  dicht  ist,  und  die  Ca- 
pitalmacht  mit  der  Arbeit  sparenden  Maschinerie  einen  grossen  Ein- 
fluss  ausübt,  crgiebt  sich  statistisch  ebenfalls  aus  den  oben  angeführ- 
ten vergleichenden  Lohntabellen.  Es  ist  dieser  Zustand  aus  inneren 
Gründen  leicht  ersichtlich.  Der  amerikanische  Unternehmungsgeist 
schweift  über  den  ganzen  Continent  und  bethätigt  sich  dort,  wo  er 
reiche  natürliche  Schätze  als  Ergebniss  der  Speculation,  auch  wenn 
die  Mühe  und  der  Kostenaufwand  lange  Zeit  gross  sein  sollten,  in 
Aussicht  hat.  In  den  abgelegenen  Gebirgen  dringt  der  Bergmann  zu 
den  Metalladern  vor,  und  auf  bisher  unwegsamen  Berghöhen  wird  der 
Urwald  gelichtet,  um  dem  Schmelzofen  Platz  zu  machen,  der  die  ge- 
fundenen Erze   nahe  von   ihrem  Fundorte  verarbeiten  soll.     Ebenso 
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reizt  der  dunkele  an  Pflanzennährstoffen  reiche  Boden  der  Prärie 
des  unbebauten  Dakota  den  Gapitalisten  zur  Landwirthschaft  im  Rie- 
senumfange  und  durch  die  glühend  heissen  Steppen  von  Arizona 
werden  eiserne  Wege  gelegt,  welche  den  Handel  mit  dem  an  vie- 
len natürlichen  Hülfsquellen  gesegneten  Mexico  vermitteln  sollen.  An 
allen  solchen  Gebieten  ist  Arbeitskraft  gesucht  und  nur  spärlich  vor- 
handen. Die  Löhne  müssen  hoch  sein,  wenn  sie  den  Arbeiter  ver- 
locken sollen,  in  der  Wildniss  sein  Glück  zu  versuchen.  Wo  aber  die 
Arbeit  der  Zahl  nach  karg  ist,  so  dass  in  der  abgeschlossenen  Ein- 
samkeit der  Unternehmer  keinen  Ersatz  finden  kann,  und  die  ge- 
sammte  Bevölkerung  einer  jungen  Golonie  oft  nur  aus  Handarbeitern 
besteht,  die  wohl  disciplinirt  in  einem  Verein  associirt  sind,  da  be- 
stimmen ganz  andere  Gründe  die  Höhe  des  Lohnes  als  in  den  gros- 
sen Städten,  wo  eine  kleine  Erhöhung  schon  viel  bedeutet  und  bis- 
weilen einem  ausgebrochenen  Strike  die  Spitze  abbricht  Die  pacifi- 
schcn  Staaten  sind,  wie  sich  aus  obiger  Tabelle  auch  erkennen  lässt^ 
aus  dem  eben  geschilderten  Zustande  des  Arbeitsmangels  etwas  durch 
die  Chineseneinwanderung  herausgetreten,  und  die  dortige  Arbeiter- 
frage der  Weissen  gipfelt  seitdem  in  der  Frage  der  Goncurrenz  der 
billigen  mongolischen  Arbeitskräfte.  Ausserdem  ist  aber  auch  in  dem 
californischen  wirthschaftlichen  Leben,  wie  oben  schon  erwähnt,  eine 
Art  der  Erschlaffung  mit  dem  Nachlassen  des  Goldreichthums  einge- 
treten, welche  auch  die  Höhe  der  Arbeitslöhne  bceinflusst  hat. 

Ebenso  zeigt  sich  die  grössere  Machtstellung  der  Arbeiter  im 
Westen  durch  die  kürzere  Arbeitszeit 

Während  in  den  Neuenglandstaaten  die  Agitation  für  den  lOstün- 
digcn  Normalarbeitstag  besteht,  arbeitet  man  bereits  in  einer  Anzahl 
Gewerbe  der  westlichen  Städte  nur  noch  9  Stunden,  über  das  Acht- 
stundengesetz wird  in  öffentlichen  Versammlungen  debattirt,  und  das 
arbeitsstatistische  Bureau  von  Missouri  hat  bereits  eine  Reihe  von  Un- 
tersuchungen angestellt,  um  die  Zweckmässigkeit  oder  Unzweckmäs- 
sigkeit  einer  dahin  bezüglichen  Abkürzung  zu  ergründen  ^). 

Mit  dem  Bisherigen  haben  wir  zwei  wichtige  Argumente,  welche 


1)  1880  arbeiteten  im  Staat  Missouri:  Schuhmacher  9  Stunden  25  M. ,  Bergleute  in 
Kupferminen  8  Stunden,  Glasarbeiter  9  Stunden  6  M.,  Bergleute  in  Bleiminen  9  Stunden, 
Buchdrucker  9  Stunden  20  M. ,  Arbeiter  in  Sftgemiihlen  9  Stunden.  Ilinzukommt ,  dass 
diese  I^ute  keineswegs  308  Tage  (die  Arbeitszeit  im  Jahre  unter  Berücksichtigung  der 
Sonn-  und  Festtage  der  Vereinigten  Staaten)  beschKftigt  waren,  wodurch  die  durch- 
schnittliche tügliche  Arbeitszeit  noch  kflraer  ausfiUlt.  Second  Annual  Report  of  the 
Bureau  of  Labor  Statistics  of  BOssonri.     1881. 
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vielfach  gegen  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  Amerika  lawor-utge 
den  sind,  niedergelegt:  erstens,  dass  irgendwelche  Stundenreduktion 
mit  Nothwendigkeit  die  Industrie  vernichten  müsse,  und  zweitens,  dass 
diese  ebenfalls  nicht  bestehen  könne,  wenn  es  im  Lande  Goncurrenten 
gäbe,  die  längere  Zeit  arbeiteten.  Die  amerikanische  Industrie  ist  trotz 
fortwährender  Abkürzung  der  Arbeitszeit  fortwährend  lebensfähig  ge- 
blieben, ja  sie  hat  sogar  von  Jahr  zu  Jahr  an  Kraft  gewonnen,  vielleicht 
zum  Theil  sogar  durch  die  Herabsetzung  der  Stundenzahl,  und  ob- 
gleich die  Arbeitszeit  keineswegs  durch  die  Staaten  gleich  normirt 
ist,  vermochten  sich  doch  die  Gewerbe  nebeneinander  zu  erhalten,  ein 
Umstand,  der  sich  vor  allem  auf  die  Transportgestaltung  zurückführen 
lässt  Ehe  wir  jedoch  die  Folgen  der  Abkürzung  der  Arbeitszeit 
im  Einzelnen  ins  Auge  fassen,  wollen  wir  einen  Blick  auf  die  ge- 
sammte  Bewegung  der  arbeitenden  Klassen  und  deren  Erfolge  werfen, 
insofeni  sie  sich  auf  die  Reduktion  der  Arbeitsstunden  und  den  Nor- 
malarbeitstag bezieht. 

(Fortsetzung  folgt.) 


N.  F.  Bd,  IV.  32 
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VI. 

Zur  Ctosohiohte  und  Literatur  des  ArbeiterversioherungsweeeiiB 

in  Deutsollland. 

Von  A.  TOD  Miaskowski. 

Die  Frage  der  gesetzlichen  Organisation  der  Arbeiterversicherung  ist 
in  Deutschland  älteren  Daseins  als  man  gerade  annimmt. 

Bereits  bei  Gelegenheit  der  Revision  des  preussischen  Gesetzes  über 
die  polizeilichen  Verhältnisse  der  Gewerbe  vom  7.  September  1811  in  den 
vierziger  Jahren  beschäftigte  man  sich  eingehend  mit  dem  sog.  Hilfskaa- 
senwesen. 

Aehnlich  wurde  in  anderen  deutschen  Staaten  das  Hilfskassenwesen 
schon  früh  geregelt  In  den  süddeutschen  Staaten  geschah  dies  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  Niederlassuugs-  und  Armenwesen,  in  Preussen  in 
den  Jahren  1845,  1849  und  1854  im  Zusammenhang  mit  der  Wiederbe- 
lebung der  Innungen :  und  zwar  dort  wie  hier  im  Sinn  des  Kassenzwangs 
und  der  Zwangskassen. 

Hierher  gehören  auch  die  für  die  Bergbauarbeiter  bestehenden  Enapp- 
schaftsvereine  sowie  die  mit  denselben  verbundenen  Kassen,  welche  die 
Versicherung  ihrer  Mitglieder  auf  den  Fall  der  Krankheit,  der  Invalidität 
und  des  Todes  bezwecken.  Ja  diese  reichen  zum  Theil  bis  in  das  Mittelalter 
zurück  und  wurden  in  Preussen  1854  auf  alle  Bergleute  ausgedehnt  Auch 
in  anderen  bergbautreibenden  Staaten  bestehen  Knappschaftskassen  mit 
Kassenzwang,  so  z.  B.  für  die  Arbeiter  des  Erzbergbaus  im  Königreich 
Sachsen.  Wir  werden  im  folgenden  auf  diese  Art  der  Arbeiterkassen  je- 
doch nicht  näher  eingehen,  weil  sie  von  der  allgemeinen  Bewegung,  welche 
in  den  letzten  Jahrzehnten  in  der  Gesetzgebung  und  Literatur  stattgefun- 
den hat,  nur  wenig  berührt  worden  sind  und  die  speciellen,  auf  die  Knapp- 
schaftskassen gerichteten  Reformbestrebungen  eine  eigene  Behandlung  ver- 
dienen. 

Die  erwähnten  allgemeinen  auf  das  Hilfskassenwesen  gerichteten  Be- 
strebungen sind  wesentlich  auf  die  Initiative  der  Regierungen  zurückzu- 
führen und  erregten  bis  zu  den  sechziger  Jahren  auch  nur  das  Interesse 
der  gesetzgeberischen  und  allenfalls  noch  der  mit  diesen  in  näherer  Ver- 
bindung stehenden  Kreise. 

In  Preussen  war  ferner  der  von  der  Gesetzgebung  ausgesprochene 
Kassenzwang  nur  ein  indirekter,  indem  den  Gemeinden  die  Befugniss  er- 
theilt  wurde,   nach  Lage   der  Umstände   für   ihr  Gebiet   den  Zwang  zum 
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Beitritt  zu  bestimmten   Hilfskassen   für   einige  Kategorien    von  Personen 
auszusprechen  und  durchzuführen. 

Die  dem  Zwang  zu  unterwerfenden  Personen  bildeten  sodann  nur  einen 
verhältnissmässig  kleinen  Theil  sämmtlicher  Einwohner.  Es  gehörten  zu 
denselben  die  Gesellen  und  Gewerbegehilfen,  später  auch  die  Lehrlinge 
und  Fabrikarbeiter,  ferner  in  Preussen  auch  die  selbständigen  kleinen  Ge- 
werbtreibenden  und  im  deutschen  Süden  die  Dienstboten. 

Auch  durften  die  Arbeitgeber  zur  Zahlung  eines  Theils  der  Beitrüge 
der  in  ihrem  Dienst  stehenden  Personen  gezwungen  werden. 

In  den  meisten  Fällen  richtete  sich  der  Versioherungszwang  nur  auf 
den  Fall  der  Erkrankung  und  des  Todes  und  hatte  die  Erankenversor- 
gung  und  das  Begräbniss  zum  Gegenstande.  Nur  ausnahmsweise  wurde 
für  die  Innungsgenossen  auch  die  Verpflichtung  ausgesprochen,  den  be- 
stehenden Wittwen-  und  Waisenkassen  beizutreten. 

Im  deutschen  Süden  waren  die  selbständigen  Gewerbtreibenden  in  der 
Regel  von  dem  Versicherungszwang  nicht  betroffen,  wogegen  sich  dieser  hier 
auch  gegen  die  Dienstboten  richtete.  Auch  fand  keine  Anlehnung  der 
Hilfskassen  an  die  Innungen,  sondern  statt  dessen,  soweit  diese  Kassen  nicht 
Communalinstitute  waren,  an  bestehende  grössere  Krankenhäuser  statt. 
Die  Versicherungsprämie  war  hier  einer  besonderen  von  bestimmten  Klas- 
sen der  städtischen  Bevölkerung  (Gesellen,  Gewerbegehilfen,  Lehrlinge, 
Dienstboten,  später  auch  Fabrikarbeiter)  für  den  Zweck  der  Krankenver- 
soi^ng  erhobenen  Steuer  ähnlich. 

In  den  Arbeiterkreisen  selbst  tauchte  die  Frage  des  Hilfskassenwesens 
erst  im  Anfang  der  60er  Jahre  —  im  Zusammenhang  mit  der  Lassalle- 
schen Agitation  —  auf,  ohne  dass  diese  aus  der  Mitte  der  zunächst  Be- 
theiligten auftretenden  Bestrebungen  damals  irgend  welche  erheblichen  Re- 
sultate zu  Tage  gefördert  hätten. 

Erst  der  am  Schluss  der  60er  und  am  Anfang  der  70er  Jahre  sich 
immer  mehr  ausbreitenden  socialdemokratischen  Agitation  gelang  es,  eine 
Anzahl  von  Hilfskassen  für  ihre  Mitglieder  ins  Leben  zu  rufen,  denen 
aber  das  Socialistengesetz  vom  21.  Oktober  1878  ein  vorzeitiges  Ende 
bereitet  zu  haben  scheint. 

Um  dieselbe  Zeit  schufen  auch  die  im  Gegensatz  zu  der  socialdemo- 
kratischen Bewegung  gegründeten  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  in 
voller  Freiheit  ohne  Anregung  und  Unterstützung  des  Staats,  ja  zum  Theil 
erst  nach  Ueberwindung  der  denselben  von  autoritativer  Seite  in  den  Weg 
gelegten  Schwierigkeiten  eine  Anzahl  von  Versicherungskassen. 

Derselbe  Weg  der  freien  Initiative  wurde  auch  von  einzelnen  Fa- 
briken und  genossenschaftlichen  Verbänden  betreten.  Unter  den  letzteren 
nimmt  eine  hervorragende  Stelle  ein  der  im  J.  1866  gegründete,  im  No- 
vember 1878  aufgelöste  und  sodann  in  den  „Unterstützungsverein  deut- 
scher Buchdrucker*'  verwandelte  „deutsche  Buchdruckerverband''. 

Ein  weiterer  Act  der  Gesetzgebung  in  Sachen  des  Hilfskassenwesens 
lag  dann  in  der  ursprünglich  für  den  Norddeutschen  Bund  bestimmten, 
dann  auf  dos  deutsche  Reich  ausgedehnten  Gewerbeordnung  von  1869  vor. 
Dieselbe  lehnte  sich  bei  Regelung  des  Hilfskassenwesens  im  Wesentlichen 
an  die  Bestimroungen  der  preussischen  Allgemeinen  Gewerbeordnung  vom 

32» 


476  Literatur. 

17.  Januar  1845,  die  Gewerbenovelle  vom  9.  Februar  1849  und  das  Ge- 
netz  vom  3.  April  1854  an,  indem  sie  die  Gemeinden  zur  Beibehaltung 
und  Einführung  des  Kassenzwangs  fiir  Gesellen,  Gewerbegehilfen,  Lehrlinge 
und  Fabrikarbeiter  —  nicht  aber  auch  für  selbständige  Gewerbtreibende  — 
autorisirte.  Doch  Hess  sie  neben  den  Zwangskassen  auch  freie  Kassen  zu, 
deren  Kegulirung  sie  später  zu  erlassenden  Normativbestimmungen  vorbehielt 
Hierauf  führten  einige  um  dieselbe  Zeit  in  Bergwerken  und  Fabriken 
vorgekommene  höchst  bedauemswerthe  Massenunfalle,  von  denen  eine  An- 
zahl von  Arbeitern  und  ihre  Familien  aufs  Härteste  betroffen  wurden, 
zur  Erweiterung  der  gemeinrechtlichen  Haftung  des  Arbeitsgebers  für 
seine  Bevollmächtigten  mittelst  des  für  das  deutsche  Reich  erlassenen  Haft- 
p flieh tgesetzes  vom  7.  Juni  1871. 

Die  [Jnvollständigkeit  der  Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von 
1869  bezüglich  des  Hilfskassen wesens  veranlasste  sodann  den  Erlass  der 
beiden  Keichsgesetze  vom  7.  und  8.  April  1876,  durch  welche  die  bei 
Berathung  der  Gewerbeordnung  in  Aussicht  genommenen  Normativbestim- 
mungen zunächst  übrigens  nur  für  das  Gebiet  der  Krankenkassen  festge- 
stellt wurden.  Die  Befolgung  dieser  Bestimmungen  soll  den  freien  Kran- 
kenkassen die  Hechte  sog.  eingeschriebener  Kassen,  durch  welche  diese 
den  Zwangskassen  gleichgestellt  werden,  verleihen. 

Alle  diese  Gesetze  waren  theils  auf  Anregung,  theils  wenigstens  unter 
lebhafter  Betheiligung  der  liberalen  Parteien  an  den  Debatten  und  unter 
Zustimmung  derselben  entstanden.  Auch  wurde  in  den  beiden  Kranken- 
kassen-Gesetzen von  1876  auf  die  Wünsche  der  Hirsch-Dunckerschen  Ge- 
werkvereine, soweit  sich  diese  überhaupt  mit  dem  Princip  des  Kassen- 
zwangs vortrugen,  möglichst  liücksicht  genommen. 

Indess  haben  die  Gesetze  von  1871  und  1876  nur  geringen,  und  das 
Haftpflichtgesetz  von  1871  sogar  theil weise  nicht  einmal  den  gewünschten 
Erfolg  gehabt 

Was  zunächst  die  Hilfskassen-Gesetzc  von  1876  betrifft,  so  haben,  so- 
viel bekannt  geworden,  nicht  viele  Gemeinden  von  der  ihnen  durch  die 
Gesetzgebung  gewährten  Ermächtigung,  für  ihr  Gebiet  den  Kassenzwang 
einzuführen ,  Gebrauch  gemacht.  Und  auch  diese  wenigen  Gemeinden 
haben  dabei  nicht  einmal  immer  die  nöthige  Einsicht  und  Energie  entfal- 
tet Endlich  scheint  von  den  freien  Kassen  sich  bisher  nur  ein  verhält- 
nissmüssig  kleiner  Theil  durch  Unterordnung  unter  die  Normativbestimmun- 
gen in  sog.  eingeschriebene  Hilfskassen  umgewandelt  zu  haben. 

Zum  Theil  noch  schlimmer  sieht  es  mit  der  Ausführung  des  Haft- 
pflichtgcsetzes  aus ,  indem  dasselbe  nach  der  übereinstimmenden  Aussage 
der  verschiedenen  Interessenten  weniger  zur  Beilegung  als  zur  Verschär- 
fung des  Gegensatzes  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern  beigetragen 
haben  soll. 

Viele  der  durch  das  Gesetz  haftpflichtig  gewordenen  Unternehmer 
suchten  sich  vor  der  unter  Umständen  —  bei  grossen  Unfällen  —  sie 
ausserordentlich  stark  belastenden  Haftpflicht  zu  schützen,  indem  sie  ihre 
Arbeiter  gegen  die  Folgen  der  vom  Gesetz  vorgesehenen  Unfälle  bei  Pri- 
vatv  ersi  cherungsgeeellschaftcn  versicherten . 

Einige  der  Unternehmer  gingen  dabei  freilich  über  das  vom  Gesetz 
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yerlangte  Maass  hinaus,  indem  sie  ihre  Arbeiter  gegen  alle  aus  dem  Be- 
triebe entstehonkönnenden  Unfälle  versicherten.  Die  meisten  thaten  dies 
jedoch  nicht,  sodass  nach  einer  freilich  nicht  vollkommen  yorbürgton  An- 
gabe etwa  bei  80  ^[^  aller  beim  Botrieb  sich  ereignenden  Unfälle  für  die 
Arbeiter  nicht  gesorgt  war.  Je  grössere  Kapitalsummen  in  einzelnen  Fäl- 
len den  beschädigten  Arbeitern  von  den  Gerichten  zugesprochen  wurden 
—  dieselben  sollen  bisweilen  weit  über  die  Nothdurft  hinaus  gegangen 
sein  — ,  desto  stärkere  Opposition  setzten  die  Arbeitgeber  oder  vielmehr 
in  den  meisten  Fällen  die  Versicherungsgesellschaften  den  bei  ihnen  an- 
gemeldeten Entschädigungsansprüchen  entgegen.  So  war  denn  der  Arbeiter 
in  vielen  —  vielleicht  in  den  meisten  —  Fällen  in  die  Zwangslage  ver- 
setzt, das  ihm  vom  Gesetz  gewährte  Kecht  auf  gerichtlichem  Wege  er- 
streiten zu  müssen,  was  ihm  um  so  schwerer  fiel,  als  wegen  der  von 
der  Gesetzgebung  mangelhaft  geregelten  Anzeigepfilicht  der  Beweis  der  von 
ihm  behaupteten  Thatsachen  häufig  nur  schwer  zu  erbringen  war. 

Diese  Noth wendigkeit  des  Processirens  mochte  in  vielen  Fällen  ab- 
schreckend auf  die  Geltendmachung  der  gesetzlichen  Ansprüche  wirken. 
Und  in  denjenigen  Fällen,  in  denen  der  Arbeitgeber  die  Vertretung  des 
Arbeiters  gegenüber  der  Versichemng^esellschaft  nicht  übernahm,  steigerte 
sie  die  Missstimmung  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter,  statt,  wie  man 
bei  Erlass  des  Gesetzes  angenommen  hatte,  den  Gegensatz  zu  mildem. 

Auf  Grund  solcher  Erfahrungen  wurden  die  Mängel  des  Gesetzes  be- 
reits früh  erkannt.  Diese  bestanden  in  der  Beschränkung  der  Haftung 
des  Betriebsuntemehmers  für  diejenigen  Unfälle,  welche  durch  sein  und 
seiner  Angestellten  Verschulden  veranlasst  worden  waren,  in  der  engen 
Begrenzung  derjenigen  Gewerbe,  auf  die  das  Gesetz  Anwendung  fand, 
und  endlich  in  der  Forderung,  dass  der  Arbeiter  im  einzelnen  Fall  den 
Beweis  für  die  Haftbarkeit  des  Betriebsunternehmers  erbringe. 

Im  Keichstage  —  und  zwar  sowohl  aus  der  Mitte  der  liberalen 
wie  der  anderen  Parteien  heraus  —  wurde  dann  auch  wiederholt  das 
Verlangen  laut,  dass  das  Haftpfiichtgesetz  mit  Berücksichtigung  der  obi- 
gen Erfahrungen  emendirt  werde,  ohne  dass  dieses  Postulat  übrigens  den 
erwünschten  Erfolg  gehabt  hätte.  Und  zwar  lag  die  Schuld  hieran  theils, 
namentlich  in  früheren  Jahren,  an  dem  geringen  Entgegenkommen  der 
Regierung,  theils  in  der  geringen  Energie,  mit  der  der  Reichstag  die  Be- 
strebungen einzelner  seiner  Mitglieder  zu  den  seinigen  machte. 

In  eine  neue  Phase  tritt  die  Hilfskassenfrage  seit  Erlass  des  Socia- 
listengesetzes  vom  21.  Oktober  1878  und  seit  Inauguration  der  Schutz- 
zollpolitik im  J.  1879. 

Die  gegen  die  Socialdemokratie  zuerst  in  Vorschlag  und  dann  in  An- 
wendung gebrachten  Repressivmaassregeln  waren  von  der  gleichzeitigen 
Verheissung  begleitet :  dieselbe  nicht  nur  äusserlich  zu  bekämpfen,  um  den 
socialistischen  Infektionsheerd  zu  lokalisiren,  sondern  sie  auch  innerlich 
durch  Beseitigung  ihrer  Ursachen  zu  überwinden. 

Und  auch  bei  Befürwortung  der  Schutzzölle  argumentirte  man  häu- 
fig mit  der  schlechten  Lage  des  Arbeiterstands,  als  einer  Folge  der  in  den 
letzten  Jahren  befolgten  freihändlerischen  Politik.  Nicht  nur  dass  durch 
den  Schutz  der  inländischen  Industrie  in  Zukunft  die  Möglichkeit  gegeben 
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sein  sollte,  die  Löhne  der  Arbeiter  eu  erhöhen,  es  wurden  ausserdem  Audi 
besondere  direkt  auf  die  Wohlfdirt  der  Arbeiter  absielende  Maassregeln 
in  Aussicht  genommen. 

Diese  bei  Erlass  des  Socialistengesetzes  und  bei  Darchfohrang  der 
iSchatzcoUpolitik  geltend  gemachten  Gesichtspunkte  haben  seitdem  bis  in 
die  letzten  Monate  hinein  die  arbeiterfreundlichen  Bestrebungen  im  deut- 
schen Reiche  beherrscht. 

War  es  der  Staat,  der  mit  mächtiger  Hand  jede  berechtigte  und  un- 
berechtigte Lebensäusserung  der  Socialdemokratie  niederhielt  und  richteie 
sich  gegen  ihn  daher  das  ganze  Odium  der  Unterdrückten,  so  lag  es  nahe, 
den  Staat  für  die  arbeitenden  Klassen  nun  auch  in  einer  anderen  Rich- 
tung in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen.  Er,  der  niederhaltende  und  unter- 
drückende, sollte  nun  auch  der  aufrichtende  und  segenspendende  sein. 
Auf  diesem  Wege  mochte  es  dann  yielleicht  auch  gelingen,  denjenigen  Teil 
der  arbeitenden  Klassen,  der  sich  zu  der  bestehenden  Rechts-  und  Staatsord- 
nung feindlich  verhielt,  mit  dem  gegenwärtigen  Staatswesen  zu  Tersöhnen. 
Den  Versuch  zu  wagen  schien  in  dem  Staat  des  allgemeinen  Stimmieckti 
schon  der  Mühe  werth  zu  sein.  Zugleich  musste  der  Fürsorge  der  Reichs- 
regierung  für  die  arbeitenden  Klassen  eine  möglichst  allgemein  rentänd- 
liche  Gestalt  gegeben  werden.  Der  Erlass  eines  arbeiterfireundliohen  Ge- 
setzes allein  würde,  wie  man  an  maassgebender  Stelle  wohl  gemeint  haben 
dürfte,  nicht  genügt  haben.  Es  sollte  daher  ein  Griff  in  die  Reichskasse 
gethan  werden,  um  nun  auch  einmal  den  arbeitenden  Klassen  direkt  eine 
Unterstützung  zuzuführen,  wie  sie  die  anderen  Klassen  für  ihre  Zwecke 
mehr  oder  minder  oft  empfiingen  hatten. 

Und  andrerseits  fühlten  die  Fabrikanten  sehr  wohl,  dass  gegen  sie, 
denen  die  neuere  SchutzzoUpolitik  den  grössten  direkten  Vortheil  brachte, 
die  Abneigung  der  Massen  leicht  zu  err^en  sei,  weil  den  Letzteren  durch 
den  Schutzzoll  u.  A.  ein  Theil  der  nothwendigsten  Lebensbedürfiiisse  yer- 
thenert  werden  konnte. 

Aus  diesem  Gefühl  und  aus  dem  Bewusstsein  heraus,  dass  die  be- 
sitzenden Klassen  ihrerseits  in  Zukunft  in  kräftigerer  Weise  für  die  Inter- 
essen des  Arbeiterstandes  eintreten  müssten,  als  dies  bisher  geschehen  war, 
entsprang  eines  theils  die  Gründung  der  Concordia,  eines  hauptaaohlich 
aus  Fabrikanten  bestehenden  Vereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klas- 
sen. Und  einer  der  ersten  bedeutenderen  Schritte  dieses  Vereins  war  die 
Vorbereitung  zur  Gründung  einer  ArbeiterrersicheTungsanstalt,  deren  Thä- 
tigkeit  für  das  ganze  deutsche  Reich  bestimmt  war.  Der  allgemeine 
deutsche  Arbeiter- Versicherungs- Verein  der  Concordia  sollte  auf  Gegensei- 
tigkeit beruhen  und  in  oberster  Lastanz  durch  einen  halb  aus  Arbeitern, 
halb  aus  Arbeitgebern  zusammengesetzten  Verwaltungsrath  geleitet  wer- 
den. Vorgesehen  war  die  Versicherung  gegen  Invalidität  und  die  Versor- 
gung Ton  Arbeiter- Wittwen  und  -Waisen.  Mitglied  konnte  jeder  deutsche 
Arbeiter  und  ebenso  jeder  Arbeitgeber  werden,  welcher  die  ganze  Ver- 
sicherungsprämie oder  doch  wenigstens  '  j  3  derselben  für  die  bei  ihm  be- 
schäftigten Arbeiter  übernahm.  Wenn  die  von  berufener  mathematisch- 
tcehniseher  Seite  berechneten  Prämien  nicht  hinreichten,  so  konnte  Nach- 
erhoben werden.     Der   Verein   Concordia   übernahm   die    Einneh- 
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tangakosten  sowie  die  Leisiaug  eines  jährlichen  Zosohasses  von  vorläu- 
fig 10  000  Mark.  Wenn  dieses  Unternehmen  gleichwohl  bis  Enr  Stande 
nicht  ins  Leben  getreten  ist,  so  hat  das  seinen  Grand  in  den  um  dieselbe 
Zeit  auch  von  der  Reichsregierung  unternommenen  Schritten,  welche  an- 
fangs auf  die  Verstaatlichung  des  ganzen  Arbeitenrendcherungswesens  ge- 
richtet zu  sein  schienen,  in  jedem  Fall  aber  die  gänzliche  Neuregulirung 
dieses  schwierigen  Gegenstands  bezweckten. 

Aus  dem  Gefühl  der  Grossindustriellen,  dass  sie  einen  Theil  der  ihnen 
aus  der  Schutzzollpolitik  zufliessenden  Yortheile  auch  den  Arbeitern  zu- 
kommen lassen  müssen,  dürften  femer  zum  Theil  auch  der  vom  Berg- 
und  Hüttenwerkbesitzer  Stumm  im  Reichstag  gestellte  Antrag  und  der  auf 
die  Altersversorgung  der  Arbeiter  gerichtete  Plan  des  Commerzienrath  Baare 
herzuleiten  sein. 

Der  oben  genannte  Reichstagsabgeordnete  Stumm  beantragte  im  Jahre 
1879,  der  Reichstag  möge  die  Regierung  auffordern,  die  obligatorische 
Alters-  und  Invalidenversicherung,  wie  sie  gegenwärtig  für  die  Arbeiter 
des  Berg-  und  Hüttenwesens  bei  den  Knappschaftskassen  besteht,  in  Zu- 
kunft auf  sämmÜiche  Industriearbeiter  auszudehnen. 

Hatte  dieser  Antrag  die  Einführung  des  Eassenzwangs  und  der  Zwangs- 
kassen für  den  Zweck  der  Invaliden-  und  Altersversorgung  im  Sinn,  so 
beantragte  gleichzeitig  der  Nürnberger  Abgeordnete  Dr.  Günther,  die  Reichs- 
regierung aufsufordem,  dass  sie  eine  Erankheits-,  Invaliditäts-  und  Sterb- 
lichkeits-Statistik aufnehmen  lasse  und  dem  Reichstag  einen  Gesetzentwurf 
vorlege,  „welcher  die  Bildung  von  Alterversorgungs-  und  Invaliden-Kassen 
auf  Grund  freiwilliger  genossenschaftlicher  Theilnahme  für  sämmt- 
liche  Berufsklassen  ermöglicht."  Die  vom  Reichstag  zur  Bora thung  die- 
ser Anträge  niedergesetzte  Commission  sprach  sich  dann  im  Sinn  des 
Stummschen  Antrags  dahin  aus,  dass  die  Reichsregierung  aufzufordern  sei, 
dem  Reichstag  thunlichst  bald  einen  Gesetzentwurf  betreffend  die  Errich- 
tung von  Invaliden-  und  Alterversorgungskassen  für  Fabrikarbeiter,  wobei 
die  obligatorische  Beitragspflicht  ins  Auge  zu  feissen  sei,  vorzulegen,  ohne 
dass  diesem  Beschluss  oder  dem  Güntherschen  Antrag  seitens  der  Regie- 
rung bisher  Folge  gegeben  worden  wäre. 

Im  J.  1880  trat  dann  der  Commerzienrath  Baare  mit  einem  neuen 
Vorschlag  hervor :  die  Haftpflicht  der  Betriebsuntemehmer  durch  eine  Un- 
fallversicherung zu  ersetzen.  Zu  diesem  Zweck  sollte  von  Reichswegen 
eine  einheitliche  Unfallversicherungsanstalt  gegründet  werden ,  die  sich 
durch  örtliche  Unterabtheilungen,  Filialkassen,  vertreten  zu  lassen  hatte. 
Bei  dieser  Reichsversicherungsanstalt  waren  alle  industriellen  Arbeiter  gegen 
Unfälle  zu  versichern ,  es  sei  denn ,  dass  sie  bei  Unfall -Versicherungs- 
Genossen Schäften  oder  -Gesellschaften  bereits  genügend  versichert  waren. 
Die  Prämien  für  die  Versicherung  waren  zur  Hälfte  von  den  Arbeit- 
gebern, zum  Viertel  von  den  Armenverbänden  und  zum  Viertel  von  den 
Arbeitern  selbst  aufzubringen.  Die  Leistungen  der  Anstalt  sollten  in  Ren- 
ten bestehen,  welche  den  vom  Unfall  Betroffenen  resp.  ihren  hinterblie- 
benen  Angehörigen  in  einem  gesetzlich  fixirten  Procentsatz  des  von  ihnen 
bis  dahin  bezogenen  Jahres  Verdienstes  jährlich  zu  zahlen  waren.  Die 
Leistungen  der  Versicherungsanstalt   sollten  jedoch   erst  6  Wochen  nach 
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orlittenem  Unfiill  boj^nnen.  Voo  dem  Emp&og  denelben  waren  nur 
(iii^jonigon  vt>r8iohorton  Arbeiter  ausgeschlosseo ,  welche  den  Unfall  durch 
VorHUtx  oder  gn^be«  VonchuldeD  yeranlaMt  hatten. 

AuAser  den  oben  geltend  gcmaohton  MotiTeo  mag  die  Entstehung  die- 
b08  Kntwurf»  auoh  durch  die  Einsicht  yeranlasst  worden  sein,  daas  über 
lang  oder  kun  die  Ausdehnung  des  Uaftpflichtgesetzes  auf  eine  Beihe 
andon>r  Gewerbe,  ferner  die  Haftbarmaehnng  der  Unternehmer  Ifir  die 
durch  casus  und  leichtes  Versehen  der  Arbeiter  reranlassten  Unfälle,  end- 
lich die  l-eberwabsung  der  Beweislast  Ton  den  Arbeitern  aof  die  Arbeit- 
g«>lH«r  unrermeidlieh  sei,  und  dass  die  aus  einer  solchen  Beform  des  Ge- 
seixcs  —  wie  sie  in  der  Schweii  wirklich  durchgeführt  worden  ist  — 
den  Arbeitgebern  erwachsenden  Lasten  für  sie  unter  Umständen  uner- 
schwinglich sein  könnten. 

nie  Keiohsregierung  hatte  ihrerseits  kun  rorher  eine  beasere  Durch- 
führung des  Haftpflichtgesetxes  Tom  7.  Juni  1871  ins  Auge  geCust,  in- 
dem sie  einen  Gesetzentwurf  ausarbeiten  liees,  durch  welchen  die  Pflicht 
sur  Auieige  ron  Unfällen  bei  den  zustandigen  Behörden  genau  geregelt 
wcrviou  »ollte-  Während  der  bisherigen  Geltung  des  uaftpflichtgesetzes 
vv»ii  IST  I  war  nämlich  die  Erfahrung  gemacht  worden,  dass  eine  grosse  An- 
>ahl  Tvu  Unfällen,  die  unter  dieses  Gesetz  fielen,  entweder  gar  nicht  zvr 
Erledigung  kam  oder  dass«  wo  dies  dennoch  geschah,  das  nöthige  Beweif- 
macenal  hierfür  häufig  fehlte,  weil  den  Behörden  eicht  rechtzeitig  toc 
dem  becretfenden  Unfall  Anzeige  gemacht  worden  war.  und  in  Folge  dc:«- 
«en  die  Feststeilung  des  Thatbestandes  nicht  stattgefunden  hatte. 

Jetzt,  nachdem  ein  weitergehender  Plan  aufgetaucht  war.  iie»  die 
Kegte nuig  die  eben  erwähnten  Arbeiten  ruhen,  indem  sie  fortan  der  toc 
den  Commeraiecrath  Baare  gegebenen  InitiatiTe.  das  Un£Llwesen  im  Wege 
icr  VirrHcherung  zu  regeln,  folgte. 

IVr  übrigens  nicht  ohne  vorher  mit  dem  Rei<:hüanzLer  grwaunene 
VnMaüz  eocwortene  Plan  des  C£.  Baare  wurde  in  feinen  Gna^f^edsaken 
Tvu  -ier  Reichsregiering  accer-tirt  und  mit  einigen  ni«*£it  gerade  weaent- 
'■•:h*.'n  X^xüukasionen  in  Fcrm  eines  decaiZirt  lusgearbexteten  inti  mit  eu- 
»^a*iad*iü  ü^ciTvu  Tvrwhenen  Gesetzen twnrf»  'fem  Bei«:hscig  i^iez^iggt. 

IVr  Ke<*eEU?«ientw:zrf  unterKhied  «ich  tijei  dem  Badzeechen  Earv-zrl 
m:z  iem  er  prncipreL  auf  ienuelbeu  Boden  «cauiL  -in.  f-sLxcntien  PmJL^a: 
^:ui^*fitf€  wurde  der  Kre»  der  Ter?ieheru3^e9cii:>.'hü:geu  lutier»  xeaacexL  i3<iem 
nur  ir^jeuigen  Arbeiser  und  Beere beceam»!:  •!«?  f^zfe:!  im  OeaeCA  inf- 
^aäh^^n  Gtfwecbe  Tvnieixiffunxspifrcficz:!  «ein.  iOilrxa,  iei«a  iiar«hFr<s-EeniK 
an  Ltfhs  ^ind  i^«httl':  n:ch:  iber  itJO«)  Mk  becrion  Aidi  3iit!&  iem  Ee- 
gr«ntB^^BuWu=t  suLIüe  'ier  VarKcherse  retro.  wine  Anaeh^irgan  :m  FiZ 
etae»  eritcseBen  UuiSibli»  nur  eine  Binx%  imi  ninbz  ein  ^jarfSb.  la  beon- 
spnwfabirB  berevkcigt  sein.  Dieser  Aatfornm.  wtl^  jexiicxi  iir  bam  tnz" 
Uura«  weun  ^ier  Uoökl  aosuhciciL  iur*:iL  fim  tou  xifmiie:l}en  Becr-n&neu 
Webüti^et^Axt  worden  war.  EHe  Leivcanzr  ier  CsnLl'Terfii.-iiifr'iiucMatfOLr 
üehfi  TOT  den  BegnuL  iar  &xAbii  W  j«.'iii*  nuit  •iimpfcr'icentfm  TthiZ 
mM^ß^  Dbi  AmSbrrnyiny  ier  Präm:«  wilce  r^  -^rsciueixenifr  W^rm 
i«  iiihifiiiii  'hrr  TecttdliirTX  emifu  JaömmTrüenäC  t-jq  TjO  Xx. 

Tj*)  mii   T'JiJ*)  Wf    jiiuf  -fniÜiini 
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einen  solchen  zwischen  1000 — 2000  Mk.  bezog.  Im  enteren  Fall  hatte  der 
Betriebsuntemehmer  '/,  und  das  Keich  ^/g,  im  zweiten  Fall  der  Betriebs- 
Unternehmer  gleichfalls  '/g  und  der  Versicherte  ^j^,  im  letzten  Fall  end- 
lich der  Betriebsuntemehmer  und  der  Versicherte  je  ^/,  der  Prämie  auf- 
zubringen. Doch  haften  die  Betriebsuntemehmer  auch  für  die  Beibringung 
des  auf  den  Arbeiter  entfiallenden  Theils  der  Prämie.  Ausser  den  obigen 
Prämientheilen  sollte  das  Beich  auch  die  Kosten  der  Versicherungsanstalt 
tragen.  (Gegenstand  der  Versicherung  war  der  Ersatz  desjenigen  Schadens, 
der  durch  eine  Körperverletzung,  die  eine  völlige  oder  theilweise  Erwerbs- 
unfähigkeit von  mehr  als  4  Wochen  zur  Folge  bat,  oder  durch  Tödtung 
entsteht  Die  Versicherung  sollte  wie  nach  dem  Baareschen  Entwurf  bei 
einer  Keiohsanstalt  erfolgen.  Doch  war  es  den  Betriebsuntemehmem  der- 
selben Gefahrenklasse  gestattet,  zum  Zweck  der  Versicherung  ihrer  Arbeiter 
gegen  Unfälle  zu  Genossenschaften  auf  Gegenseitigkeit  zusammenzutreten. 
Für  solche  Genossenschaften  trat  dann  an  die  Stelle  der  für  die  einzelnen 
Arbeiter  zu  zahlenden  Prämienbeträge  eine  von  der  Genossenschaft  zu  zah- 
lende Pauschalsumme.  Statt  der  von  dem  Baareschen  Gesetzentwurf  in 
Aussicht  genommenen  Filialen  der  Beichsversicherungsanstalt  sollten  nach 
dem  Regiemngsentwurf  die  Geschäfte  der  Beichsanstalt  durch  die  Verwal- 
tungs-  und  Gemeindebehörden  der  Einzelstaaten  erledigt  werden. 

Für  diesen  Entwurf  trat  mit  der  ganzen  Wucht  seiner  Persönlichkeit 
der  Reichskanzler  ein,  indem  er  sowohl  in  den  Motiven  wie  in  einer  am 
2.  Februar  1881  im  Reichstag  gehaltenen  Rede  dem  christlichen  Staat  die 
Verpflichtung  zuwies,  hinfort  in  wirksamerer  Weise,  als  es  bisher  ge- 
schehen war,  für  die  arbeitenden  Klassen  und  ihre  Interessen  Sorge  zu 
tragen. 

Der  Entfaltung  dieses  Programms,  dasselbe  beeinflussend  und  von 
demselben  beeinflusst,  gingen  die  staatssocialistischen  Bestrebungen  parallel. 
Und  diese  wieder  berührten  und  durchkreuzten  sich  in  mannigfacher  Weise 
mit  der  christlichsocialen  Bewegung. 

Im  Sommer  1880  war  der  Entwurf  des  von  der  Regierung  einge- 
brachten Unfallversicherungsgesetzes  (Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die 
Unfallversicherung  der  Arbeiter  vom  8.  März  1881)  im  Reichstag  zur  Bo- 
rathung  gekommen,  nachdem  er  vorher  in  einer  Gommission  gründlich 
durchgesprochen  und  amendirt  worden  war. 

Sowohl  in  der  Gommission  wie  im  Reichstag  stiess  der  ursprüngliche 
Regierungseutwurf  auf  mancherlei  Opposition.  Den  stärksten  Widerstand 
fand  an  demselben  die  Büreaukratisirung  des  Unfallversicherungswesens, 
der  Ausschluss  der  Actiengesellschaften  und  der  Reichszuschuss. 

Die  zur  Vorberathung  des  Gesetzentwurfs  eingesetzte  Reichstagscom- 
roission  (Bericht  der  XIII  Gommission  über  den  Gesetzentwurf  betreffend 
die  Unfallversicherung  der  Arbeiter  v.  21.  Mai  1881)  brachte  folgende  Ver- 
änderungen in  Vorschlag. 

An  Stelle  der  einen  Reichsanstalt  für  das  Unfallversicherungswesen 
sollte  eine  Vielheit  von  Landesanstalten  treten.  Bei  grobem  Verschulden 
des  von  dem  Unfall  Betroffenen  hatte  er  oder  seine  Familie  nur  die  Hälfte 
der  sonst  zuständigen  Rente  zu  beanspruchen;  bei  grobem  Verschulden 
des  Betriebsunteraehmers  hatte  dieser  allein  den  Schaden  zu  tragen.    Ferner 
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wurde  die  üebernahme  eines  Theils  der  Yersichenmgspräinie  seiteiw  des 
Beichfi  gestrichen,  so  dass  die  Prämie  in  jedem  Fall  —  also  abgeaehen 
Ton  der  Höhe  des  Arbeitereinkommens  —  z^  '/s  ^on  dem  Betriebsanter- 
nehmer  und  zu  ^j^  von  dem  Arbeiter  aufzubringen  war.  Mit  Genehmi- 
gung der  Landescentralbehörde  sollte  es  zulässig  sein,  dass  die  Betriebs- 
untemehmer  zum  Zweck  der  Versicherung  ihrer  Arbeiter  gegen  Unfälle 
eigene  Genossenschaften  bilden,  und  dass  Kassen,  denen  nach  geaetslicher 
Vorschrift  die  Inyalidenversorgung  ihrer  Mitglieder  obliegt,  für  dieaelben 
auch  die  Unfallversicherung  auf  eine  für  ihre  Bechnung  zu  TerwalteBde 
Kasse  übernehmen. 

Diese  Abänderungsvorschläge  zu  dem  Gesetzesentwur^  denen  der  Beiehs- 
tag  grösstentheils  in  Folge  zufalliger  Coalitionen  unter  den  einzelnen  sdir 
zerbröckelten  Parteien  zustimmte,  machten  den  solchergestalt  veränderten 
Entwurf  für  die  Begierung  nicht  mehr  annehmbar. 

War  der  Entwurf  aus  der  allerdings  nicht  ganz  uninteressirten  Initia- 
tive des  Fabrikantenstands  und  aus  dem  Wunsch  der  Reichsregiemng,  für 
den  Arbeiterstand  etwas  Greifbares  zu  thun,  entsprungen,  so  stemmten 
sich  demselben  im  Reichstag  hauptsächlich  entgegen  die  bewussten  und  nn- 
bewussten  Vertreter  der  privaten  Versicherungsgesellschaften  and  fireien  G^ 
nossenschaften,  sowie  alle  diejenigen,  welche  überhaupt  einer  Erweiterung 
des  staatlichen  Wirkungskreises  und  einer  Engagirung  der  Staatsmittel  für 
einen  bestimmten  Stand  entgegen  sind. 

Die  Reichtagswahlen  vom  Herbst  1881  konnten  nicht  im  Sinne  einer 
Bestimmung  zu  der  von  der  Regierung  bisher  befolgten  Sodalpolitik  ge- 
deutet werden. 

Dies  hinderte  die  Ejrone  jedoch  nicht  —  ja  im  Gegentheil  es  veran- 
lasste sie  —  sich  in  der  kaiserlichen  Botschaft  vom  17.  November  1881 
in  feierlicher  Form  für  das  socialpolitische  Programm  des  Reichskanzlen 
zu  verpflichten. 

Hatte  der  bisher  eingeschlagene  Weg  nicht  zum  Ziel  geführt,  so 
musste  jetzt  ein  neuer  gesueht  werden :  und  zwar  ein  neuer  Weg ,  der 
bei  Fcsthaltung  der  ins  Auge  gefassten  hohen  Aufgabe  —  der  Hebung 
der  unteren  Klassen  —  sich  von  dem  Einfluss  der  Zwangslage,  die  durch 
das  Socialistengesetz  und  die  Schutzpolitik  geschaffen  war,  möglichst 
frei  hielt. 

Ehe  wir  auf  die  von  der  Reichsregierung  neuerdings  betretenen  Pfade 
näher  eingehen,  sei  hier  nur  noch  in  aller  Kürze  einiger  diesem  Vorgehen 
verwandter  Bestrebungen  gedacht. 

Denjenigen,  welche  die  schwierige  Frage  der  Arbeiterversicherung  mit 
Aufmerksamkeit  verfolgt  haben,  wird  nicht  entgangen  sein,  dass  in  einem 
kleinen  an  der  Grenze  des  deutschen  Reichs  liegenden  schweizerischen 
Gemeinwesen,  in  Basel,  schon  in  den  sechziger  und  siebenziger  Jahren 
und  dann  wieder  in  unseren  Tagen  auf  dem  Gebiet  des  Arbeiterversiche- 
rungswesens  dieselben  Gegensätze  auf  einander  geplatzt  sind  und  dieselben 
Fragen  discutirt  werden  wie  im  deutschen  Reich.  Hier  in  diesem  kleinen 
Boeialpolitischen  Mikrokosmus  —  mit  seiner  älteren  socialen  Kultur  und 
•einer  grösseren  Theilnahme  der  unteren  Ellassen  an  den  Segnungen  der- 
■elboi  —  hat  man    an   der  50jährigen  Geschichte  der  freien  Hilfskassen 
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die  Erfahrung  gemacht,  dass  auf  dem  Wege  der  Freiwilligkeit  eine  irgend 
genügende  Lösung  des  Problems  der  Arbeiteryersicherung  nicht  zu  erreichen 
ist  und  hier  auch  ist  —  trotz  der  auch  gegentheilig  vertretenen  An- 
sicht —  die  Unmöglichkeit  das  Arbeiteryersicherungswescn  selbst  in  den 
bescheidenen  Dimensionen  einer  Krankenversicherung  vollständig  auf  den 
Staat  zu  übertragen,  deutlich  zu  Tage  getreten.  So  sieht  man  sich  denn 
hier  zur  Durchführung  des  Erankenversicherungszwangs  auf  die  vorhande- 
nen genossenschaftlichen  Verbände,  sowie  auf  die  Begünstigung  neuer  Ver- 
bände für  diejenigen  Klassen,  die  noch  keine  eigenen  Kassen  besitzen, 
angewiesen. 

Auf  den  genossenschaftlichen  Weg  zur  Durchführung  der  Arbeiter- 
Versicherung  hatte  sodann  im  J.  1880  in  seinem  Bericht  über  verschiedene 
Ansichten  betreffend  die  Haftpflichtfrage,  welcher  den  von  dem  Verein  für 
Socialpolitik  veröffentlichten  Band  von  Outachten  über  die  Hai'tpflichtfrage 
abschloss,  der  leider  zu  früh  verstorbene  Prof.  Held  und  im  Anfang  des 
Jahrs  1881  in  dem  von  ihm  herausgegebenen  Jahrbuch  für  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Volkswirthschaft  im  deutschen  Eeich  (1881,  Heft  1,  S.  312, 
315)  Prof.  Schmoller  hingewiesen.  Für  diesen  Gedanken  trat  dann  im 
Oktober  desselben  Jahrs  —  nachdem  der  erste  Versuch  der  Eeichsregie- 
rung,  die  Unfallversicherung  in  einem  Eeichsversicherungsinstitut  zu  ceu- 
tralisiren,  gescheitert  war  —  mit  der  ihm  eigenen  Verve  der  frühere 
Oesterreichische  Handelsminister  Dr.  Schäffle  in  der  Augsburger  Allgemeinen 
Zeitung  (1881  Nr.  280  und  281)  ein. 

Weitere  Verhandlungen  SchäMe's  und  Prof.  A.  Wagner's  mit  dem  B^ichs- 
kanzler  führten  dann  zu  dem  Entwurf  von  Grundzügen  für  die  Durch- 
führung des  Kranken-  und  Unfallversicherungswesens  auf  genossenschaft- 
licher Grundlage,  welche  beide  Entwürfe  in  den  ersten  Monaten  des  Jahrs 
1882  dem  preussischen  Volkswirthschaftsrath  zur  Meinungsäusserung  vor- 
gelegt wurden. 

Die  gleichzeitige  Inangriffnahme  der  beiden  Gegenstände  —  Unfall- 
und  Krankenversicherung  —  war  zum  Theil  auf  Veranlassung  des  Heichs- 
tags  erfolgt,  welcher  auf  Antrag  seiner  Commission  bei  Gelegenheit  der 
Berathuug  des  ersten  Entwurfs  zu  einem  Unfallversicherungsgesetz  eine 
dahin  gehende  B^solution  angenommen  hatte.  Dann  aber  mochte  man 
sich  seitens  der  B«ichsregierung  doch  wohl  auch  selbst  davon  überzeugt 
haben,  dass  diese  beiden  Materien  vielfach  in  einander  greifen,  so  z.  B. 
bezüglich  der  sog.  Carenzzeit  für  die  Unfall-  und  Krankenversicherung 
und  dass  es  auch  sonst  zweckmässig  sei,  die  Organisationen  für  die  beiden 
Versicherungsarten  in  möglichst  enge  Beziehungen  zu  einander  zu  bringen. 
Diesem  engen  Zusammenhang  zwischen  Unfall-  und  Krankenversicherung  ent- 
spricht es  wohl  auch,  wenn  der  Krankenversicherungszwang  hinfort  nicht 
mehr  von  dem  Belieben  einzelner  Gemeinden  abhängig  gemacht,  sondern 
gleich  dem  Unfallversicherungszwang  mit  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes 
für  das  gesammte  Keich  durchgeführt  werden  soll. 

Für  beide  Gebiete  hat  die  Eegierung,  wie  bereits  oben  angedeutet 
wurde,  eine  vorwiegend  genossenschaftliche  Organisation,  und  wo  diese 
nicht  ausreicht,  die  Orts-  oder  Sammtgemeinde  als  Versicherungskörper 
in  Aussicht  genommen.     Damit  hofft  sie,   uachdem   sie   sich   davon    über- 
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zeugt  hat,  dass  die  in  dem  ersten  Entwurf  für  die  DurchführuDg  der  Un- 
fall Versicherung  projektirte  Keichsanstalt  „die  Gefahr  einer  büreaukrati- 
Bchcn  und  schabloncnmässigen  Erledigung  der  Geschäfte  schwerlich  würde 
haben  vermeiden  können'',  ,,nicht  nur  der  gewerblichen  Bevölkerung  die 
Möglichkeit  geboten  zu  haben,  Verständniss  und  Befähigung  für  die  selbst- 
vcrwaltende  Thätigkeit  auf  wirthschaftlichem  und  socialem  Gebiete  durch 
die  zunächst  nur  an  massigen  Aufgaben  zu  gewinnende  Uebung  allmälig 
auszubilden'',  sondern  „den  dann  bereits  vorhandenen  Organisationen  im 
Laufe  der  Zeit  auch  für  die  Lösung  grösserer  auf  diesem  Gebiete  noch 
vorliegender  Aufgaben  die  erforderliche  weitere  Ausbildung"  geben  zu  kön- 
nen. Und  wie  die  ganze  Bewegung  für  das  Hilfskassenwesen  in  der 
preussischen  Gesetzgebung  ihrem  Ursprünge  nach  Hand  in  Hand  mit  der 
in  den  J.  1845  und  1849  versuchten  Wiederbelebung  der  Innungen  ging, 
so  knüpft  auch  die  gegenwärtige  Phase  der  Arbeiterversicherung  wieder 
an  das  Innungsgesetz  vom  18.  Juli  1881  an,  indem  den  neuzuschaffenden 
öffentlich  rechtlichen  Innungen  in  der  Sorge  für  die  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung der  Gesellen  und  Gewerbegehülfen  ein  entsprechender  Inhalt 
gegeben  werden  soll. 

Die  mit  Berücksichtigung  der  von  dem  preussischen  Volkswirthschafts- 
rath  abgegebenen  Vota  ausgearbeiteten  und  mit  Motiven  versehenen  Ge- 
setzesentwürfe  werden  dem  B^ichstag  demnächst  von  der  B.egierung  vorge- 
legt werden. 

Wir  denken  auf  dieselben  nach  ihrer  Durchberathung  im  B^ichstag 
ausführlich  zurückzukommen. 

Einstweilen  verdient  hier  aber  noch  erwähnt  zu  werden,  dass  das 
von  der  Kegierung  proklamirte  socialpolitische  Beformprogramm  bereits 
eine  grosse  Macht  ist,  so  dass  sich  demselben  die  jedem  staatlichen  Zwang 
auf  diesem  Gebiete  feindlichen  Parteien  bis  zu  einem  gewissen  Grade  haben 
anbequemen  müssen.  Ein  von  Delegirten  der  liberalen  Parteien  im  An- 
fang des  J.  1882  ausgearbeiteter  und  dem  Beichstag  seitens  des  Abg. 
Dr.  Buhl  und  Genossen  unterbreiteter  Entwurf  zu  einem  Haftpflichtgesetz 
legt  hierfür  Zeugniss  ab.  Derselbe  acceptirt  den  Versicherungszwang,  will 
aber  zugleich  das  Fortbestehen  der  privaten  UnfaUversicherungsgesellschaf- 
ten  ermöglichen. 

Die  oben  geschilderten  Phasen  der  Arbeiterversicherungsfrage  sind 
jcwoilen  von  einer  Beihe  von  Schriften  begleitet  gewesen,  in  denen  die 
für  und  wider  die  aufgetauchten  Vorschläge  sprechenden  Gründe  sich  mit 
mehr  oder  minder  grosser  Objektivität  angeführt  finden. 

Wir  werden  dieselben,  soweit  sie  älteren  Datums  sind  oder  sich  sonst 
in  diesen  Jahrbüchern  bereits  besprochen  finden,  an  dieser  Stelle  der 
Vollständigkeit  wegen  nur  zu  erwähnen  haben,  während  wir  die  in  den 
letzten  Jahren  erschienenen  und  noch  nicht  gewürdigten  Arbeiten  wenig- 
stens kurz  charakterisiren  wollen. 

In  die  vierziger  und  fünfziger  Jahre  fallen  folgende  Schriften,  welche 
den  betreffenden  von  der  preussischen  Gesetzgebung  in  den  Jahren  1845, 
1849  und  1854  unternommenen  Versuchen,  das  Hilfskassenwesen  gesetz- 
lioh  zu  regeln,  parallel  gingen: 

Mehrere  Gutachten  und  Aufsätze,  welche  in  den  Mittheilungen 
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des  Central  Vereins  fär  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  (Jahrgang  1849, 

Lieferung  4  und  5  und  Neue  Folge  Bd.  1),    sowie  in  der  Zeitschrift  des 

Gentralyereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  (Bd.  I — III)  enthalten 

sind  und  femer: 

Heym,  Ueber  die  Einrichtung  der  Krankenkassen.     Leipzig  1855. 

Uarkort,    Ueber  Armenwesen,    Kranken-   und   Invalidenkassen.     Hagen 
1856. 
In  den  Anfang  und  die  Mitte  der  sechziger  Jahre  fällt  das  Erscheinen 

folgender  Schriften: 

Heym,  Die  Kranken-  und  Invalidenversicherung.     Leipzig  1863. 

K.  Brämer,  Invalidenversorgung  nebst  Anlage  über  eine  allgemeine  Pen- 
sionskasse, im  Arbeiterfreund  1863. 

Sonnemann,  Ueber  Aitersversorgungsvereine  für  die  arbeitenden  Klas- 
sen. Beridit  für  den  zweiten  Yereinstag  der  deutschen  Arbeitervereine 
1864. 

V.  Prittwitz,  Votum  über  die  Gründung  einer  allgemeinen  Kranken-  und 
Sterbekasse,  im  Arbeiterfreund  1866. 

Die  Yictoria-National-Stiftung,  im  Arbeiterfreund   1866. 

Gewerbliche  Unterstützungs-  und  Fabriksammelkassen,  im 
Regierungsbezirk  Liegnitz,  im  Ajrbeiterfreund  1868. 
In  der  Zeit  vom  Erlass  der  Norddeutschen  Gewerbeordnung  von  1869 

bis   zur  Ausführung  und  Ergänzung   der  auf  die  Hilfskassen  bezüglichen 

Bestimmungen   dieser  Ordnung   durch   die   beiden   Hilfskassengeset^e   von 

1876    war   die  Debatte  über  die  Arbeiterversicherung   gegen  Krankheit, 

Invalidität  und  Alter  eine  sehr  lebhafte   und    sind  aus  dieser  Zeit   ausser 

einer  Anzahl  kleinerer  Arbeiten  in  der  älteren  Gonoordia  (Jahrgänge  1872, 

1873,   1874  und  1875)  noch  besonders  hervorzuheben: 

K.  Brämer,  Gedanken  über  Richtung  und  Inhalt  eines  zu  erlassenden 
Bundesgesetzes  für  die  Vereine  zu  gegenseitiger  Hilfeleistung,  im  Ar- 
beiterfreund 1870. 

Hi Itrop,  Ein  Vorschlag  zur  Organisation  der  Arbeit,  im  Arbeiterfreund 
1871. 

Philippi,  Ueber  die  Einrichtung  von  gewerblichen  Kranken-  und  Pen- 
sionshilfskassen.    Bonn  1873. 

Ueber  die  Leistungsfähigkeit  der  deutschen  Verbandskas- 
sen für  die  Invaliden  der  Arbeit  Ein  Beitrag  zu  den  sta- 
tistischen und  mathematischen  Grundlagen  der  Invaliditäts-  und  Unfall- 
versicherung.    Danzig   1874. 

Oppenheim,  Die  Hilfs-  und  Versicherungskassen  der  arbeitenden  Klassen, 
in  der  Sammlung  deutscher  Zeit-  und  Streitfragen,  Heft  56.  Berlin 
1875. 

M.  Hirsch,    Die  gegenseitigen  Hilfskassen   und  die  Gesetzgebung    nebst 
Gutachten    über  den  Gesetzesentwurf  des  Reichskanzleramts   und    for- 
mulirten  Gesetzentwürfen.     Berlin   1875. 
Auch  der  Verein  für  Social politik  veröffentlichte   im  J.   1874 

einen  Band  von  Gutachten  über  Alters-  und  Invalidenkassen  für  Arbeiter 

mit  Beiträgen  von  Kalle,  Zillmer,  Hilltrop,  Ludwig -Wolf  und  Behm  und 

verhandelte  diesen  Gegenstand   auf  seiner   am  11.  und  12.  Oktober  1874 
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alifdbttIin«D  xweiteo  GeoeiBlTemmiiiliuig  (Bd.  6  il  9  der  Sehnften  det 


XaelideB  die  beiden  HilüikeweiifMetee  von  1876  io  Kimft  getreten 
waren  und  ihre  Folgen  fich  einigemuMMcen  oberblicken  liesaen,  mittlenreile 
aneli  die  WilhelaiMpende  ins  Leben  gerofen  wmr,  enehienen  folgende 
Arbeiten: 

G  n  e  i  •  t ,  Die  Wühelmicpende,  als  Altenyersorgnng  der  arbeitenden  Klas- 
sen, im  Arbeiterfrennd   1878. 
R.  Stammler,    Die  Kaiser -Wilhelmsspende.     Yersicherongsbedingangen 
nnd  Tarife.     Berlin  1878. 
Attfdie  im  Interesse  der  Gewerkvereins-InTalidenkasse  ge- 
sebriebene  Hchrift  des  Anwalts  der  deotschen  Oewericvereine : 
M.  Hirseh,  Die  Perle  der  dentschen  OewerkTereine.     Berlin   1880, 
in  welcher  n.  A.  ein   zu.  Ungunsten  der  Kaiser  -  Wilhelmsspende  ansgefal- 
lener  Vergleich  zwischen  dieser  nnd  der  Gewerkyereins-Inyalidenkasse  an- 
gestellt worden  war,    wurde  Seitens   des  Direktors   der  Kaiser -Wilhelms- 
spende eine  Gegenschrift  anter  dem  Titel  verfust: 

Stämmler,  Haben  sich  die  Inyalidenkassen  der  deutschen  Gewerkvereine 
bewährt?     Berlin   1881. 

Diese  Schrift  fand  dann  wieder  ihrerseits  mehrfache  Entgegnungen 
in  dem  Org^n  des  Verbandes  der  Deutschen  Oewerkvereine. 

Der  Arbeiterrersicherung  bei  PriTatversicherungsgesellschaften  suchte 
das  Wort  zu  reden  der  Direktor  der  Lebens- Versicherungs-Aktien-Gesell- 
schaft „Nordstern'*,  indem  er  auf  die  grossen  Erfolge  der  englischen  Lebens- 
▼ersicherungs  -  Gesellschaften  auf  dem  Gebiet  des  Arbeiterrersicherungs- 
Wesens  hinwies: 
Gerkrath,  Zur  Frage  der  Arbeiter- Versicherung.     Berlin   1880. 

An  diese  Schrift  schloss  sich  im  nächsten  Jahr  eine  andere  desselben 
Verfassers  an: 
Gerkrath,    Ueber  die  Höhe   der  Beiträge  fiir  die  Arbeiteryersiohemng. 

Berlin  1881, 
in  welcher  G.  einen  Beitrag  zur  Lösung  der  Frage  zu  geben  sucht,  ob 
und  wieweit  die  Versicherung  in  Rentenform,  von  der  ja  alle  neueren 
Bestrebungen  im  Gegensatz  zur  Versicherung  in  Kapitalform  ausgehen, 
durchführbar  ist.  Da  fttr  die  Beantwortung  dieser  Frage  die  Gesammt- 
höhe  des  zu  Versicherungszwecken  erforderlichen  Beitrags  wesentlich  ent- 
Kcbeidend  ist,  so  sucht  die  Arbeit  hauptsächlich  die  Höhe  der  Beiträge 
für  die  Krankengeld-,  Wittwen-  und  Waisen-,  namentlich  aber  für  die 
Inyaliditäts-Renten- Versicherung  zu  ermitteln  und  festzustellen. 

In  diese  Zeit  fällt  auch  das  Erscheinen  der  grösseren  Arbeit  von 
Brentano,  Die  Arbeiteryersicherung  gemäss  der  heutigen  Wirthschafts- 
ordnung.     Leipzig  1879. 
Hinsichtlich  ihrer  auf  die  deutschen  Gewerkyereine  bezügUehen  Aus- 
führungen fand  diese  Schrift  eine  Entgegnung  durch: 
M.  Hirsch,  Die  deutschen  Gewerkyereine  und  ihr  neuester  Gegner.    Berlin 

1879. 
(eine  Antikritik  Brentanos  findet  sich  in  Holtzendorff-Brentanos  Jahrbuch 
fUr  Gesetzgebung,   Verwaltung  und  Volkswirthschaft ,  3.  Jahrgang,  1879) 
und  theilweise  auch  durch 
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EL   Waloker,   Die   Arbeiterfrage   mit  besonderer  Berüoksiclitigang   der 
Deutschen  Qewerkyereine.     Eisenaoh  1881. 
Eine  eingehende  prindpielle  Wnrdigong  erhielt  die  Brentanosche  Ar- 
beit aber  erst  duroh 

Adickes,  Zar  Frage  der  Arbeiterversicherung  in  der  Tübinger  Zeitschrift 
für  die  gesammte  Staatswissenschaft,  Jahrgang  1879. 
Es  ist  o.  A.  das  Verdienst  von  Adickes,  dass  er  in  dieser  sowie  in 
mehreren  anderen  Arbeiten  und  namentlich  auch  in  der  Versammlung  des 
deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit  im  J.  1882  auf 
den  engen  Zusammenhang  zwischen  der  Arbeiterversicherung  und  dem 
Armenwesen  hingewiesen  hat. 

cf.  Stenographischer  Bericht   über  die   Verhandlungen    des 
deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit 
am  11.  u«  12.  November  1882  zu  Berlin.     Berlin  1882. 
Nähere  Auskunft  über  die  obenerwähnten  schweizerischen  Vorgänge 
im  Arbeiterversicherungswesen  giebt: 

Miaskowski,  Das  Kranken-  und  Begräbnissversicherungswesen  der  Stadt 
Basel.     Dnrstellung   des  gegenwärtigen   Zustands   und    Vorschläge  zu 
seiner  Reform.     Basel  1880  und 
Rathschlag   und  Gesetzentwurf  des  Begierungsraths   des  Kantons 
Baselstadt  betreffend  Obligatorische  Kranken-  und  Begräbnissversiche- 
rung vom  23.  Februar  1881. 
Ein   aus  radikalen  Kreisen   desselben   kleinen  Kantons   aufgetauchter 
Vorschlag,  den  Krankenversicherungszwang  auf  alle  Bewohner  dieses  Kan- 
tons ohne  Unterschied  auszudehnen,  befindet  sich  ausgesprochen  und  be- 
gründet in  dem  unter  folgendem  Titel  erschienenen  Schriftchen  des  Staats- 
schreibers des  Baseler  Begierungsraths: 

Goettisheim,    Bemerkungen  und  Gesetzentwurf   betreffend   eine  alige- 
meine obligatorische  Kranken-  und  Begräbnissversicherungsanstalt  für 
den  Kanton  Baselstadt  vom  23.  Aug.  1881. 
Dieser   Vorschlag    befindet    sich    gegenwärtig   noch   im  Stadium    der 
Prüfung  und  Berathung  und  soll  seiner  Zeit  von  uns  eingehend  besprochen 
werden. 

Ueber  die  Hilfskassengesetzgebung  und  ihre  Beziehungen  zur  Land- 
wirthschaft  verbreitete  sich: 

Wölbing,    Die   Hilfskassengesetzgebung    und    die    Landwirthschafb ,    im 
Arbeiterfreund   1877. 
Mit  dem  Versicherungswesen  der  fiskalischen  Forstarbeiter  beschäftigt 
sich  u.  A. : 

Jentsch,  Die  Arbeiterverhältnisse  in  der  Forstwirthschaft  des  Staats. 
Berlin  1882. 
Eine  Beihe  von  Publikationen  knüpfte  sich  sodann  an  den  von  dem 
Commerzienrath  Baare  in  Vorschlag  gebrachten  Plan,  die  Sicherung  der 
Arbeiter  vor  den  Folgen  erlittener  Unfälle  auf  dem  Wege  der  Versicherung 
zu  bewirken. 

Eingeleitet  wurde  diese  ganze  Phase  der  Arbeiterversichemngsfrage 
zunächst  durch  einen  Band  von  Gutachten,  den  der  Verein  für  Social- 
politik  über  den  gegenwärtigen  Stand  der  Haftpflichtgesetzgebung  in  Oester- 
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leich,  En^bkod,  Belgien,  Holland,  Frankreich ,  der  Schweix,  Kordamerika 
ond  Deatacbland  sich  von  Yenchiedenen  eompetenten  Autoritäten  erstatten 
liets,  am  sie  dann  in  einem  Sammelbande  zu  TeroiFentlichen.  Ein  diesen 
Gatachten  angehängter  Bericht  aus  der  Feder  des  onermüdlieh  eifirigen 
Vereinssecretars,  ProL  Adolf  Held  sehliesst  diesen  Band  und  xogleieh  die 
schriftstellerische  Thatigkeit  dieses  um  den  Verein  hochTerdienten  Han- 
nes ab. 

cf.  Die  Haftpflichtfrage.     Gatachten  und  Berichte  Teroffentlieht  Tom 
Verein  für  SocialpolitiL     Leipzig  1880. 
Ergänzt  wurde  die  eben  erwähnte  Publikation  für  Deutschland  durch: 
y.  Huber-Liebenau,    Ueber   das   sozial.  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Juni 
1871,   dessen  Abänderung   und  seinen  Ersatz  im  deutschen  Gewerbe- 
wesen in  Holtzendorff-Brentano's  Jahrbuch  4.  Jahrgang  1880. 
Der  Baare'sche  Entwurf  selbst  findet  sich  mit  ausführlichen  Motiven 
abgcsdruckt : 

Baare,    Gesetzentwurf  betreffend  die  Errichtung  einer  Arbeiter- Un&ll- 
Versicherungskasse,  in  der  Sammlung  wissenschaftlicher  und  kritiseher 
Schriften    aus    den    Gebieten    der    Volkswirthschaft   und    Technologie, 
Heft  30.     Berlin  1880. 
Zu  ähnlichen  Resultaten  wie  Baare  —  wenn  auch  nur  ganz  im  All- 
gemeinen —  gelangt  auch 
Grothe,    Haftpflicht    und    ArbeiterTersicherung.     Arbeiterpenaionzfonds. 

Berlin  1880, 
indem  auch  er  die  Ersetzung  der  Haftpflicht  durch  die  obligatorische  ün- 
fallTcrsicherung  bei  einer  Staatsanstalt  yeriangt  Im  Unterschied  von 
Baare  will  er  die  ünfallyersicherungsprämie  aber  allein  von  dem  Arbeit- 
geber tragen  lassen  und  mit  der  Unfallversicherung  zu^eich  sofort  eine 
allgemeine  InTalidenyersicheruug  Terbinden.  Auch  diese  soll  obligatorisch 
sein  und  seitens  des  Staates  in  die  Hand  genommen  werden  gegen  Prä- 
mien, die  aber  nur  zur  Hälfte  vom  Arbeitgeber,  zur  Hälfte  dagegen  Tom 
Arbeiter  zu  zahlen  sind. 

Die  gegen  den  Baare'schen  Entwurf  und  ebenso  gegen  den  bald  nach- 
her von  der  Reichsregierung  publicirten  Entwurf  eines  Un&ll  -  Versiehe- 
rungs-Gesetzes  gerichteten  Angriffe  gehen  alle  von  dem  Boden  des  Haft- 
pflichtgesetzes  von  1871  aus,  das  in  der  radikalsten  Weise  auszubauen 
sie  keinen  Anstand  nehmen.  Hierher  gehört  zunächst 
M.  Hirsch  in  einer  Reihe   Ton  Artikeln  des  Organs  der  deutschen  Ge- 

werkyereine  (Jahrgang  1880  und  1881),  sodann 
Blum,  Die  erste  Frucht  des  deutschen  Staatssocialismus.     Kritik  des  Ent- 
wurfs eines  Arbeiter -Unfedl-Versicherungs- Gesetzes  für  das  deutsche 
Reich.     Leipzig  1881  und 
▼.  Cotteritz,  Das  Reichs-Unfiall-Versicherungs-Project     Berlin   1881. 

Von  diesen  beiden  Arbeiten  richtet  die  Blum'sohe  sich  in  ebenso 
pathetischer  wie  flacher  Weise  gegen  den  Regierungsentwurf.  Düren  Haupt- 
werth  hat  sie  in  der  Darlegung  der  Rechtssprechung  des  Oberhand^s- 
gerichts  und  Reichsgerichts  in  sog.  Haftpflichtfallen,  indem  sie  nachzu- 
weisen bestrebt  ist,  dass  diese  Rechtssprechung  ebenso  consequent  und 
einheitlich  wie  human  gewesen  ist:  ein  Nachweis,  der  ihr  auch  wohl  ge- 
kiekt ist 
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y.  Gotteritz,  deBsen  Arbeit  ungleich  Bchärfor  und  treffender  ist,  greift 
den  OeBetzentwnrf  von  der  juristiBchen  Seite  an  und  sucht  zugleich  den 
Nachweis  zu  führen,  dass  der  VorBchlag,  das  Haftpflichtgesetz  von  1871, 
das  er  im  Uebrigen  selbst  sehr  weit  auszubauen  vorschlägt,  durch  die 
Unfallversicherung  zu  ersetzen,  hauptsächlich  dem  Interesse  der  Betriebs- 
untemehmer  entspreche. 

Ebenso   scharf  wie  die   v.  Gotteritz^sche  Arbeit,   nur  noch   ungleich 
bitterer  sind  die  von  einem  Industriellen   herrührenden 
Kritischen  Bemerkungen  zu  dem  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend 
die  Versicherung  der  io  Bergwerken,   Fabriken  und    anderen  Betrieben 
beschäftigten  Arbeiter  gegen  die  Folgen   der  beim  Betriebe   sich  ereig- 
nenden Unfälle.     Breslau  1881. 

Der  Verfasser  erblickt  in  dem  Baare'schen  wie  in  dem  Regierungs- 
Entwurf  eine  weitgehende  Goncession  an  die  Sodaldemokratie ,  und  ist 
ferner  gleichfalls  der  Ansicht,  dass  der  Baare'sche  Entwurf  aus  dem  Inter- 
esse der  Orossindustriellen  hervorgegangen  sei.  Den  Begierungsentwurf 
bezeichnet  er  als  „ein  theoretisches  Wunderwerk,  welches  die  bureaukra- 
tische  Allwissenheit  in  glücklicher  Abgeschiedenheit  vom  Leben  geschaffen 
hat'^  Aber  wenn  der  Verfasser  auch  ein  entschiedener  Gegner  dieses, 
wie  er  sich  ausdrückt,  gemeinsamen  Produkts  des  Socialismus  und  der 
Bureaukratie  ist,  so  fehlt  es  ihm  doch  an  opferbereitem  Wohlwollen  für  den 
Arbeiterstand  durchaus  nicht.  Nur  will  er  demselben  auf  seine  Manier 
helfen:  durch  den  Ausbau  des  Uaftpflichtgesetzes .  von  1871  etwa  im  Sinn 
der  schweizerischen  Gesetzgebung,  durch  Ausdehnung  der  Sparkassen  uod 
Begründung  von  Alterskassen. 

Für  den  Gesetzentwurf  traten  andererseits  wiederum  ein : 
R.    Mucke,   Die   staatliche  Unfallversicherung.      Kritische   Bemerkungen 

über  den  Gesetzesentwurf  vom  8.  März  1881.  Berlin  1881,  und 
O.  Arendt,  Die  Reichsunfallversicherung.  Eine  Kritik  des  Gesetzent- 
wurfs betreffend  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Unfälle.  Leip- 
zig 1881, 
indem  sie  freilich  zugleich  mehr  oder  minder  weitgehende  Modifikationen 
desselben  in  Vorschlag  bringen.  Auf  diese  näher  einzugehen,  nachdem 
der  Gesetzentwurf  selbst  hinfällig  geworden  ist,  hat  keinen  Zweck  mehr. 

Erwähnt  mag  an  dieser  Stelle  nur  noch  werden,  dass  Mucke  die  staat- 
liche Unfallversicherung  aus  der  Krause-Ahrens'schen  Staats-  und  Gesell- 
schaftsauffassung „vom  philosophischen  Standpunkt'',  wie  er  mehrfach  mit 
Nachdruck  betont,  zu  rechtfertigen  sucht,  und  dass  Arendt  für  möglichst 
gleiche  Beiträge  der  Versicherten  (25  Pfennige  per  Woche)  und  überhaupt 
für  eine  Verwischung  des  Versicherungscharakters  der  sog.  Unfallversiche- 
rung plädirt.  Diese  soll  nach  der  Arendt'schen  Auffassung  vielmehr  zu  einer 
öffentlichen  Funktion  werden,  die  der  Staat  gleich  seinen  übrigen  Funktionen 
ausübt,  so  jedoch,  dass  er  zum  Zweck  der  Bestreitung  der  aus  dieser  Funk- 
tion ihm  erwachsenden  Ausgaben  eine  spezielle  Zwecksteuer  erhebt.  Im  Ueb- 
rigen will  A.  die  Garenzzeit  vollständig  wegfallen  lassen,  so  dass  der  vom 
Unfall  Betroffene  die  Hilfeleistung  vom  ersten  Tage,  an  welchem  er  ihrer 
bedarf,  beanspruchen  darf.  Dieselbe  soll  ausser  den  Heilungskosten  ihm 
und  seinen  Hinterlassenen    das  Existenzminimum  gewähren,    welches  sich 
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in    der  Regel  oberhalb   der    üblichen   ArmcnunterBtützung   und    unterhalb 
des  niedrigsten  Tagelohns  zu  halten  hat. 

Mit  der  Frage  der  UnfallstatiBtik ,  deren  Mängel  sich  bei  den  Vor- 
arbeiten zu  dem  Unfall- Versicherungs-Oesetzentwurf  sehr  deutlich  und  zu- 
gleich sehr  unangenehm  fühlbar  machten,  beschäftigen  sich  sodann: 
K.  Mucke,  Die  tödtlichen  Verungliickungen  im  Eönigpreiche  Preussen  seit 
Einführung  der  Unfallstatistik.  Eine  statistische  Untersuchung.  Ber- 
lin 1881  und 
P.  Dehn,  Unfallstatistischcs  zur  UnfoUversicherung.     Leipzig  1881. 

Die  erste  Arbeit  beschränkt  ihr  Untersuchungsgebiet  auf  die  tödtlichen 
Verunglückungen  in  Preussen,  die  zweite  kennt  diese  sachliche  und  terri- 
toriale Beschränkung  nicht.  Beide  Verfasser  haben  sorgfältig  zusammen- 
gestellt, welche  Ermittelungen  bisher  auf  dem  von  ihnen  verschieden  ab- 
gesteckten Gebiet  der  Unfallstatistik  stattgefunden  haben,  welche  Mängel 
denselben  ankleben  und  zu  welchen  Resultaten  sie  führen.  Ist  dieses  Er- 
gebniss  namentlich  wegen  der  ungenügenden  Verzeichnung  der  leichteren 
Unfälle  ein  höchst  unvollkommenes,  so  liefern  die  beiden  Arbeiten  doch 
manchen  Fingerzeig  dafür,  wie  in  Zukunft  auf  diesem  Gebiet  verfahren 
werden  sollte,  um  vollständigere  und  sicherere  Resultate  zu  erzielen. 

In  einer  zweiten  Arbeit: 
P.  Dehn,    Arbeiterschutzmaassrcgeln  gegen  Unfall-  und  Erankheitsgefah- 

ren.  Berlin  1882 
bringt  der  fleissige  Mitarbeiter  der  zweiten  Coucordia  die  Unfallversiche- 
rung in  Zusammenhang  mit  der  Unfallverhütung,  diese  im  weitesten  Sinne 
aufgefasst  An  der  Hand  der  Gesetzgebung  und  Praxis  der  verschie- 
denen Länder  weist  er  nach,  wie  diese  beiden  Gebiete  einander  gegen- 
seitig ergänzen,  und  befürwortet  für  Deutschland  ähnliche  Einrichtungen 
zum  Schutze  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter,  wie  sie  im 
Elsass  und  in  der  Schweiz  bereits  bestehen. 

Hatten  die  letzten  der  bisher  erwähnten  Arbeiten  es  ausschliesslich 
mit  der  Sicherung  des  Arbeiters  und  seiner  Familie  vor  den  Folgen  von 
Unfällen  zu  thun,  so  beschäftigen  sich  folgende  Publicationen  ausschliess- 
lich mit  der  allgemeinen  Alters-  und  Invalidenversicherung: 
Corn.  Heyl,  Die  Arbeiter-Invalidenkasse  vor  dem  deutschen  Reichstage. 
Berlin  1879. 

Im  Gegensatz  zu  dem  Stumm'schen  Antrag   spricht  sich  für  freie  In- 
validenkassen und  zugleich  gegen  den  Kassenzwang  aus: 
WöUmer,    Ueber  die   Invaliden  -  Pensionskassen   und   die   Gesetzgebung. 
Berlin  1879. 

Dieser  Arbeit  ist  ein  im  Sinne  des  oben  erwähnten  Günther'schen 
Antrags  von  den  Abgeordneten  Dr.  Gareis,  Struve,  Günther  und  Wöllmer 
verfasster  Gesetzesentwurf,  betreffend  die  eingeschriebenen  Versorgungskassen, 
beigegeben. 

Die  letzte  hierher  gehörige  Schrift  ist: 
T.  Göbel,    Ueber  Alters-    und   Invaliden  Versorgung  der  Arbeiter.     Berlin 

1882. 

Der  Verfasser  sucht  zunächst  das  Bedürfniss  einer  Begründung  der 
Alters-  und  Wittwen  -  Versorgung   für   die  Arbeiter   des   deutschen  Reichs 
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auf  dem  Versioberungswege  nachzuweisen.  Zugleich  bemüht  sich  derselbe 
aus  den  für  die  Stadt  Naumburg  gewonnenen  Zahlen  die  Durchführbarkeit 
der  Alters-  und  Wittwenyersorgung  plausibel  zu  machen. 

Als  Modalitäten  der  Durchfuhrung  schlägt  er  im  Gegensatz  zu  Wöll- 
mer  die  Einführung  des  Versicherungszwangs  auch  für  diesen  Fall  und 
die  Uebemahme  des  Versicherungsgeschäfts  durch  eine  einzige  allgemeine 
Alters-  und  Wittwenversorgungskasse ,  welche  Reichsanstalt  sein  soll,  vor. 
Mit  der  Alters-  und  Invaliden-,  Wittwen-  und  Waisenversicherung 
beschäftigt  sich  sodann  —  neben  der  Kranken-  und  Erwerblosigkeits- Ver- 
sicherung —  auch  die  folgende  Arbeit: 

£.  Popper,  Gewerbliche  Hilfskassen  und  Arbeiterversicherung.  Ein  Bei- 
trag zur  Gewerbe-  und  Armen -Gesetzgebung.  Leipzig  1880. 
Diese  Arbeit  enthält  in  erster  Linie  eine  feine  analytische  Untersu- 
chung einzelner  namentlich  für  die  Versicherungstechnik  Mrichtiger  Punkte. 
Hervorzuheben  ist,  dass  gegenüber  der  zum  TJeberdruss  wiederholten  Un- 
gleichheit des  Risikos,  welches  den  Krankenkassen  aus  den  verschiedenen 
Berufen  ihrer  Angehörigen  erwächst,  hier  auch  ein  Mal  das  örtliche  Mo- 
ment in  seinem  Einfluss  auf  das  Risiko  betont  wird.  Es  können  dem- 
nach die  derselben  Berufsart  angehörigen  Personen  für  die  Krankenkassen 
ein  verschiedenes  Risiko  darbieten,  je  nachdem  sie  ihr  Domicil  an  einem 
mehr  oder  weniger  gesunden  Orte  haben.  Die  Betonung  dieses  Punkts 
zieht  eine  wichtige  praktische  Konsequenz  nach  sich.  Denn  während  die 
Berucksichtigping  der  Morbidität  verschiedener  Gewerbe  zur  Gliederung 
der  Krankenversicherungs-Organisation  nach  Gewerben  und  diese  wieder  zur 
nationalen  Gentralisation  dieser  Einrichtung  führt,  drängt  die  Berücksich- 
tigung der  lokalen  Abstufung  des  Risikos  zur  Decentralisation  und  zum 
Anschluss  der  Kranken- Versicherungs-Organisation  an  den  Gemeindeverband« 
Anerkennung  verdient  auch  Popper's  Untersuchung  der  verschiedenen  Mög- 
lichkeiten einer  Versicherung  gegen  Erwerbslosigkeit,  sowie  die  Bespre- 
chung der  auf  das  Arbeiterversicherungswesen  bezüglichen  Bestimmungen 
des  Oesterreichischen  Gewerbegesetz-EntwurfiB.  Im  Uebrigen  würden  wir 
gern  einen  grossen  Tbeil  der  vom  Verfasser  in  den  Text  aufgenommenen 
Citate  wegwünschen,  und  vermissen  dagegen  eine  erschöpfendere  Behand- 
lung des  Zusammenhanges  der  Arbeiter  -  Versicherung  mit  dem  Armen- 
wesen. 

Einen  allgemeinen  Standpunkt  in  der  Arbeiter  -  Versicherungsfrage 
nimmt  Brentano  mit  folgender  kleinen,  formell  ausserordentlich  gelungenen 
Schrift  ein: 

L.  Brentano,  Der  Arbeiterversicherungszwang,  seine  Voraussetzungen 
und  seine  Folgen  in  den  Deutschen  Zeit  -  und  Streitfragen.  Jahrgang 
X,  Heft  150|151.  Berlin  1881, 
die  im  Wesentlichen  eine  Reproduktion  der  in  seinem  grösseren,  aus  dem 
Jahre  1879  stammenden  Werk  enthaltenen  Gedanken  bringt.  Doch  wird 
auch  auf  die  seitdem  über  diesen  Gegenstand  erschienenen  Arbeiten  llück- 
8icht  genommen  ,  indem  dieselben  gelegentlich  erwähnt  und  kritisirt  wer- 
den. Zugleich  sieht  sich  der  Verfasser  veranlasst,  in  einem  Prolog  zur 
Behandlung  seines  eigentlichen  Themas  die  von  ihm  bei  seiner  Arbeit  be- 
folgte Methode  darzulegen  und  zu  begründen  und  in  einem  Epilog  auf  die 
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Geftdiren  hinzuweiBen,  die  angeblich  mit  der  Durchführung  des  Versiehe- 
rungszwangs  —  freilich  erst  soweit  diese  in  Verbindung  mit  anderen  von 
ihm  als  staatssocialistisch  bezeichneten  Maassregeln  erfolgen  sollte  —  für 
den  Bestand  unserer  heutigen  Cultur  verbunden  sein  würden. 

Der  dieser  sowie  der  grösseren  Arbeit  desselben  Verfassers  zu  Grunde 
liegende  Gedanke,  dass  man  socialpolitische  Institutionen  und  Maaasregeln 
nur  dann  vollständig  zu  würdigen  im  Stande  sein  wird,  wenn  man  sie 
im  Zusammenhang  mit  der  Gesammtordnung  ihrer  Zeit  betrachtet,  darf  als 
unzweifelhaft  richtig  anerkannt  werden.  Im  gegebenen  Fall  war  es  daher 
durchaus  verdienstvoll,  das  Arbeiterversicherungswesen  im  Zusammenhang 
mit  dem  Armenrecht  sowie  mit  der  gesammten  Erwerbs-  und  Wirthsohafts- 
ordnung  zu  behandeln.  Aber  zu  diesem  Zweck  hätte  die  Wirthschaftsord- 
nung  der  Vergangenheit  und  Gegenwart  doch  einer  sorgfältigeren  Analyse 
unterzogen  werden  sollen  als  wirklich  geschehen  ist  Die  Zurückfuhrung 
namentlich  unserer  heutigen  Ordnung  auf  einige  abstrakte  Grundsätze  wie 
Freiheit,  Gleichheit,  Selbstverantwortlichkeit  genügt  nicht,  wenn  nicht  zu- 
gleich angegeben  wird,  wie  weit  die  Tragweite  dieser  Grundsätze  in  der 
Ausführung  geht  und  welche  Einschränkungen  sie  nothwendig  erfahren 
müssen,  damit  überhaupt  eine  auf  ihrer  Grundlage  ruhende  Ordnung  nicht 
sofort  zusammenbreche.  Namentlich  hätte  auf  die  Begprenzung,  welche  die 
individuelle  Solbstverantwortlichkeit  durch  die  staatliche  und  communale 
Armen  Versorgung  in  einer  Anzahl  von  Staaten  und  unter  diesen  wieder 
besonders  in  Deutschland  erfährt,  näher  eingegangen  und  dieser  Zusammen- 
hang namentlich  besser  gewürdigt  werden  sollen.  Denn  kann  man,  so 
fragen  wir,  überhaupt  noch  von  einer  vollen  Selbstverantwortlichkcit  des 
Einzelnen  sprechen,  sofern  derselbe  die  letzten  Gonsequenzen  seines  Thuns 
oder  Unterlassens  nicht  selbst  trägt,  sondern  sie  dem  Staat  oder  der  Ge- 
meinde aufbürdet?  Mir  scheint,  dass  unter  solchen  Verhältnissen,  grade 
um  die  Selbstverantwortlichkeit  zur  Wahrheit  zu  machen,  der  Staat  oder 
die  Gemeinde  sich  genöthigt  sehen  sollten ,  die  nicht  besitzenden  Klassen 
in  gesunden  Tagen  zu  zwingen,  dass  sie  Theile  ihres  Einkommens  bei  Seite 
legen  oder  an  hierfür  errichtete  Versicherungsinstitute  abgeben,  um  dafür  in 
Zeiten  der  Krankheit,  der  Gebrechlichkeit,  der  Invalidität  u.  s.  w.  wirklich 
auf  eigenen  Füssen  stehen  zu  können.  Dass  ein  solcher  Zwang  ohne  Garan- 
tie des  Einkommens  seitens  des  Staats  undurchführbar  sei,  wird  aber  nicht 
schon  a  priori,  sondern  erst  nachdem  alle  in  dieser  Beziehung  einzuschla- 
genden Versuche  missglückt  sind,  behauptet  werden  dürfen.  Als  missglückt 
sehen  wir  den  Versuch  zur  Durchführung  des  Arbeiterversicherungszwangs 
aber  nicht  schon  dann  an,  wenn  ein  kleiner  Bruchtheil  der  Versicherungs- 
pflichtigen sich  der  Versicherung  zu  entziehen  weiss  oder  wenn  , einem 
solchen  die  Wohlthaten  des  Versichertseins  nicht  auch  immer  während  der 
Arbeitslosigkeit  zu  Gute  kommen.  Denn  sociale  und  politische  Institutio- 
nen gleichen  nicht  mechanischen  Apparaten,  welche  mit  mathematischer 
Präcision  arbeiten,  sondern  man  darf  von  ihnen  nur  erwarten,  dass  sie  in  der 
überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle,  für  die  sie  bestimmt  sind,  ihren  Zweck 
erfüllen.  Ob  und  wie  weit  der  Arbeiterversicherungszwang  die  ihm  ge- 
stellte Aufjgabe  aber  zu  erfüllen  vermag,  kann  erst  nach  seiner  vollstän- 
digen Durchführung   im   ganzen   deutschen  Beich    gesagt   werden.     Ja  es 
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macht  der  YerfaBser  der  obigen  beiden  Sohriften  in  seiner  letzten  Arbeit 
selbst  die  Concession,  dass  er  den  Unfall  Versicherungszwang  für  durchführ- 
bar halte,  weil  der  während  der  Arbeit  erlittene  Unfall  zugleich  voraus- 
setzt, dass  der  vom  Unfall  Betroffene  einen  Verdienst  habe,  aus  dem  dann 
auch  die  Prämie  gezahlt  werden  könne.  Qili  nun,  fragen  wir,  nicht  auch 
dasselbe  für  den  Krankenversicherungszwang,  wenn  man  nur  den  in  Arbeit 
und  Lohn  stehenden  Arbeiter  zwingt,  die  Versicherungsprämie  —  und 
zwar  pränumerando  —  zu  zahlen.  Gewinnt  der  Arbeiter  dadurch  nicht 
auch  für  die  Zeit  der  pränumerando  erfolgten  Zahlung  (1 — 3  Monate)  das 
Anrecht  auf  Versorgung  während  der  Krankheit,  mag  er  nun  während 
dieser  Zeit  erwerben  oder  nicht?  Und  wenn  er  den  Ort  seiner  Kasse  vor 
Ablauf  dieser  Frist  verlässt,  kann  er  nicht  durch  Kartelle,  welche  zwischen 
den  verschiedenen  Ortskassen  abzuschliessen  sind  oder  dadurch,  dass  er 
den  auf  die  Zeit  seiner  Abwesenheit  entfallenden  Theil  der  pränumerando 
bezahlten  Prämie  zurück  erhält  u.  s.  w.  vor  Verlusten  geschützt  werden? 
Dagegen  gestehen  wir  gern  zu,  dass  ohne  eine  entsprechende  Vorkehrung, 
dass  die  für  Zwecke  der  Alters-,  Invaliden-  und  Lebensversicherung  falli- 
gen Prämien  auch  in  Zeiten  der  Erwerbslosigkeit  fortgezahlt  oder  wenig- 
stens gestundet  werden,  diese  Arten  der  Arbeiterversicherung  leicht  un- 
wirksam werden  können.  Aber  auch  hier  sind  lange  noch  nicht  alle  Mit- 
tel versucht  oder  gar  erschöpft,  um  den  Arbeiter  auch  für  solche  Falle 
zu  sichern. 

Ein  Ausweg  aus  dieser  angeführten  Schwierigkeit  findet  sich  in  der 
folgenden  Schrift  angedeutet : 

F.  Falck,  Ein  Beitrag  zur  Arbeiterversicherungsfrage.  Hamburg  1880. 
In  dieser  Schrift  wird  eine  organische  Verbindung  von  Spar-  und 
Versicherungskasse  in  Vorschlag  gebracht,  in  der  Weise,  dass  der  Arbeiter 
eben  soviel  als  Sparkassen-Einlage  wie  als  Versicherungsbeitrag  einzahlen 
soll.  Kann  der  Einzahler  einmal  seinen  Versicherungsbeitrag  nicht  weiter 
zahlen,  so  müsste  derselbe  seinem  Sparkasseguthaben  entnommen  werden. 
Wäre  auch  dieses  aufgezehrt,  so  würden  —  um  den  Einleger  nicht  seine 
sämmtlichen  Einlagen  verlieren  zu  lassen  —  die  bisherigen  Einlagen  zu- 
sammen in  eine  beitragsfreie  Police  umgewandelt  werden  können. 

Ein  dem  Falckschen  Hilfsmittel  verwandtes  hat  neuerdings  auch 
Schäffle  in  der  weiter  unten  zu  erwähnenden  Schrift  in  Anregung  gebracht, 
indem  er  vorschlägt,  dass  die  Prämie  für  die  Unfall-,  Kranken-,  Alters- 
und Invaliden- Versicherung  um  soviel  erhöht  werden  möge,  dass  die  Kas- 
sen auf  die  Zahlung  derselben  in  Zeiten  vorübergehender  Erwerbslosigkeit 
verzichten  können. 

Doch  dürften  beide  Vorschläge  bei  vielen  Arbeitern  an  der  Unauf- 
bringlichkeit  der  durch  die  —  sei  es  nun  Sparkassen-  oder  Versicherungs- 
Zuschläge  —  sehr  stark  anwachsenden  Prämien  scheitern. 

Jedenfalls  liegt  grade  hier  eins  der  schwierigsten  Probleme  des  Ar- 
beiterversicherungswesens  vor. 

Von  einem  allgemeineren  Standpunkt  sucht 
Sartorius  von  Waltershausen,  Die  wirthschafÜich-sociale  Bedeutung 
des   obligatorischen  Zuschusses   der  Unternehmer    an  den  Arbeiterver- 
sicherungskassen.    Ein  Beitrag   zur  Kritik   der  Arbeiterfrage.     Göttin- 
gen 1880 
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die  Frage  zu  beantworten,  ob  es  zulässig  sei,  die  Arbeitgeber  zwangsweise 
zur  Bezahlung  eines  Theils  der  Prämien  für  ihre  Arbeiter  heranzuziehen. 
Wir  können  weder  an  der  Methode,  mittelst  einiger  allgemeiner  Begriffe 
eine  so  komplicirte  Frage  wie  die  vorliegende  zu  entscheiden,  noch  auch 
an  der  etwas  süffisanten  Art,  mit  der  der  Verfasser  über  Compromiss- 
8chwächlinge  aburtheilt,  Gefallen  finden.  Indess  nehmen  wir  an,  dass  der 
Verfasser  auf  seiner  amerikanischen  Reise  einen  tieferen  Einblick  in  die 
Realitäten  des  wirthschaftlichen  Lebens  gewonnen  haben  wird,  als  er  ihn 
zur  Zeit  der  Abfassung  dieser  Erstlingsarbeit  besass. 

Ein   wichtiges   allgemeines  Problem    der   Arbeiterversichenuig   findet 
sich  femer  berührt  und  auseinandergesetzt  bei 
O.  Arendt,  Allgemeine  Staatsversicherung  und  Versicherungssteiier.     Bin 

Beitrag  zur  Frage  der  Arbeiterversicherung.  Leipzig  1881 
indem  er  an  Stelle  des  in  den  bisher  gemachten  Vorschlägen  auf  einige 
Bevölkemngsklassen  beschränkten  Versicherungszwangs  den  auf  alle  Staats- 
bürger oder  vielmehr  Einwohner  auszudehnenden  Kassenzwang  postulirt. 
Wie  die  Gleichheitsidee  ihrer  Zeit  an  die  Mängel  im  Unterrichts-  und  Bil- 
dungswesen  der  unteren  Klassen  anknüpfte  und  zum  allgemeinen  Schulzwang 
führte,  wie  dieselbe  Idee  in  einigen  Schweizer  Kantonen  (Scha£fhansen,  Basel- 
stadt u.  B.  w.)  die  Aufhebung  des  Schulgelds  in  sämmtlichen  Schulen  incL 
des  Gymnasiums  durchgesetzt  hat ,  so  sucht  jetzt  Arendt  die  Consequenzen 
dieser  Idee  für  das  Gebiet  der  Kranken-,  Invaliden-  u.  s.  w.  Versicherung 
zu  ziehen.  Die  Arendtsche  Schrift  entwickelt  somit  theoretisch  einen  Ge- 
danken, der,  wie  oben  angeführt  wurde,  im  Kanton  Baselstadt  bereits  in 
das  Stadium  der  gesetzgeberischen  Diskussion  getreten  ist,  freilich  ohne 
hier  —  wie  wenigstens  ich  überzeugt  bin  —  in  der  nächsten  Zeit  zu 
einem  praktischen  Resultat  zu  führen.  Nichts  desto  weniger  bleibt  es  ein 
Verdienst  der  auch  sonst  sehr  anregenden  A.  Schrift,  diesen  wichtigen 
Punkt  der  Versicherungsfrage  zur  Diskussion  gestellt  zu  haben. 

Der  letzten  Phase  der  Arbeiterversicherung   endlich  gehört   die   eben 
erschienene  Arbeit  von 
Schaffte,  Der  corporative  Uilfskassenzwang.     Tübingen  1882. 

Wie  bereits  oben  erwähnt  wurde,  hat  Schaffte  den  in  dieser  Arbeit 
ausgeführten  Gedanken  bereits  in  seinem  1869|70  abgeCassten  Kapitalismus 
und  Socialismus  ausgesprochen,  ohne  wahrscheinlich  damals  zu  ahnen,  dass 
derselbe  schon  so  bald  die  Gesetzgebung  beschäftigen  werde.  In  dem 
ebenfalls  oben  angeführten  Aufsatz  der  Augsburger  Allgemeinen  Zeitung 
vom  Herbst  vorigen  Jahres  ist  der  sich  aus  dem  obigen  Gedanken  erge- 
bende Plan  in  seinen  allgemeinen  Umrissen  skizzirt  worden,  aber  erst  in 
dem  eben  erschienenen  Buch  liegt  derselbe  uns  bis  in  seine  einzelnen  Con- 
sequenzen durchdacht  vor.  Freilich  vermissen  wir  nur  ungern  eine  genü- 
gende Erwähnung  der  thateächlichen  Verhältnisse.  Für  diesen  Mangel  werden 
wir  aber  entschädigt  durch  eine  systematische  Ausgestaltung  des  der  Arbeiter- 
versicherung zu  Grunde  liegenden  Gedankens,  sowie  durch  eine  Verknüpfung 
desselben  mit  den  sonstigen  Aufgaben  des  Staats  auf  dem  Gebiet  des  Armen- 
und  socialen  Hilfswesens.  Ueber  die  culturhistorische  Bedeutung  der  allge- 
meinen Durchführung  der  Arbeiterversicherung  spricht  sich  Schaffte  folgen- 
dermaassen  aus:  „Es  ist  wohl  wahr,  dass  das  schrankenlose  Konkurrenzsystem 
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rascher  den  Sieg  des  grosaen  Geldkapitals,  vielleicht  auch  des  Grossgrund- 
besitzes herausarbeitet.  Aber  das  ist  die  Aufgabe  einer  wahrhaft  staats- 
männischen  Wirthschaftspolitik  nicht.  Dem  Staat  ist  gegen  äussere  Feinde 
und  innere  Barbaren  nicht  damit  gedient,  dass  er  einige  Hundert  Millio- 
näre mehr  bekommt,  sondern  damit,  dass  er  die  alten  Millionen  treuer 
Unterthanen,  zufriedener  Bürger,  patriotischer  Soldaten  behält''.  Wie  Adi- 
ckes durch  seine  praktische  Erfahrung  im  Communaldienst,  wie  der  Unter- 
zeichnete auf  Grund  des  Studiums  der  Schweizer  Verhältnisse,  so  ist  Schaffte 
auf  spekulativem  Wege  zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  dass  auf  dem  Ge- 
biet der  Arbeiterversicherung  ohne  Zwang  nicht  viel  zu  erreichen  ist. 
Auch  die  deutschen  Erfahrungen  bestätigen  dies,  und  die  englischen  Er- 
fahrungen sprechen  wenigstens  nicht  dagegen.  Eine  fernere  Ueberzeugung, 
der  Schaffte  in  dem  in  Rede  stehenden  Buch  Ausdruck  verleiht,  ist  diese  : 
dass  sich  zur  Uebernahme  der  verschiedenen  Zweige  der  Arbeiterversiche- 
rung die  spekulative  Aktienuntemehmung  ebenso  wenig  eignet,  wie  der 
ccntralisirte  Staatsmechanismus.  Vielmehr  ist  auf  Erfolg  nur  dann  zu 
rechnen,  wenn  es  gelingt,  die  industrielle  Arbeiterschaft  —  und  um  diese 
handelt  es  sich  vorläufig  allein  —  durch  die  Gesetzgebung  allgemein  zur 
Unfall-  und  Kranken- Versicherung  heranzuziehen  und  sie  zu  diesem  Zweck 
genossenschaftlich  zu  organisiren  resp.  sich  selbst  organisiren  zu  lassen. 
Nur  in  diesem  Bahmen  und  im  engsten  Zusammenhang  mit  der  Kranken- 
versicherung hat  die  Unfallversicherung  einen  Sinn.  Wird  die  letztere 
dagegen  aus  diesem  Zusammenhang  herausgerissen,  wie  das  durch  den 
vorjährigen  Regierungsentwurf  geschah,  so  dürfte  der  beabsichtigte  Zweck 
—  meines  Dafürhaltens  —  annähernd  ebenso  gut  durch  eine  Erweite- 
rung und  Reform  des  Haftpftichtgesetzes  —  etwa  nach  schweizerischem 
Muster  —  erreicht  werden  können.  Erscheinen  die  Contouren  der  künfti- 
gen genossenschaftlichen  Organisation  bei  Schaffte  auch  noch  nicht  ganz 
deutlich,  so  wird  die  Regierungsvorlage,  welche  ja  auf  demselben  Gedanken 
ruht,  wie  das  Schäffte'sche  Buch,  das  hier  nur  Angedeutete  kräftiger  und 
deutlicher  auszugestalten  wissen.  Für's  Erste  kommt  es  hauptsächlich  da- 
rauf an,  dem  Grundgedanken  des  corporativen  Hilfskassenzwangs  —  in  jener 
Beschränkung  auf  Kranken  -  und  Unfallversicherung  —  möglichst  viele  An- 
hänger zu  verschaffen.  Diesem  Zweck  zu  dienen  scheint  mir  das  für  den 
Scharfsinn  und  die  systematische  Begabung  des  Gelehrten,  wie  für  die  phan- 
tasievolle Gestaltungskraft  des  Staatsmannes  gleichmässig  zeugende  Buch 
besser  als  irgend  ein  anderes  angethan  zu  sein.  Ja  wir  stehen  nicht  an, 
das  neueste  Schäffte'sche  Werkchen  als  die  bedeutendste  unter  den  vielen 
über  die  Arbeiterversicherungefrage  bisher  erschienenen  Arbeiten  zu  be- 
zeichnen, was  natürlich  nicht  ausschliesst ,  dass  wir  mit  einigen  Ausfüh- 
rungen nicht  einverstanden  sind  und  gern  gesehen  hätten,  dass  der  Ver- 
fasser über  einige  Schwierigkeiten  der  Materie  weniger  rasch  hinwegge- 
gangen wäre. 

Mit  der  Tendenz  der  Schäffle'schen  Schrift  begegnet  sich  zum  Theil 
auch  die  neueste  Kundgebung  des  Unterstützungsvereins  deutscher  Buch- 
drucker.    Dieselbe  führt  den  Titel : 

Zur  Arbeiter  Versicherung.     Geschichte  und  Wirken  eines  deutschen 
Gewerkvereins  1866 — 81, 
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In  dieser  Schrift  werden  die  Yom  Reichskansler  auf  dem  Wege  der 
Socialreform  gethanen  ersten  Schritte  mit  Freuden  hegrüsst  und  wird  zu- 
gleich für  die  aus  der  Initiative  des  Arbeiterstandes  henrorgehcuden  Ver- 
bände grössere  Freiheit  der  Bewegung  verlangt.  Mit  einem  Wort:  es 
wünscht  der  Verfasser  dieser  Schrift  die  künftige  socialpolitische  Reform 
frei  zu  machen  von  den  Einflüssen  der  durch  den  Erlass  des  Socialisten- 
gesctzcs  geschaffenen  Zwangslage.  Und  in  der  That  kann  und  wird  die 
för  einen  Zustand  von  langer  Dauer  zu  schaffende  Reform  nur  dann  ge- 
lingen, wenn  sie  sich  frei  hält  von  den  Schatten,  die  eine  doch  nur  tem- 
poräre Maassregel  auf  sie  werfen  kann.  Um  uns  kurz  auszudrücken:  wir 
wünschen  allen  Arbeitern  —  unabhängig  von  ihren  Ueberzeugungen  auf 
religiösem,  politischem  und  socialwir^schaftlichem  Gebiet  —  innerhalb 
der  Grenzen  des  vom  Gesetz  auszusprechenden  Versicherungszwangs  freieste 
Bewegping  und  freieste  Bethätigung  am  Versicherungswerk.  Folgen  die 
übrigen  Arbeiter  dem  Beispiel  der  deutschen  Buchdruckergehilfen,  d.  h. 
wissen  sie  ihre  socialen  Organisationen  auf  Grund  der  bestehenden  Wirth- 
schaftsordnung  und  unbeschadet  ihrer  sonstigen  Ueberzeugungen  au&ubauen, 
so  wird  ihnen  diese  freie  Bethätigping  am  socialen  Werk  nicht  länger  vor- 
enthalten werden  können.  Und  dass  ein  solches  Auseinanderhalten  von 
theoretischen  Ueberzeugungen  und  praktischem  Thun  möglich  ist,  dafür 
liefert  uns  die  hochinteressante  fünfzehnjährige  Geschichte  des  Verbands 
deutscher  Buchdruckergehilfen ,  unter  denen  es  sicherlich  mehr  als  ein  in 
seinen  Ueberzeugungen  mit  der  Socialdemokratie  übereinstimmendes  Mit- 
glied giebt,  einen  voUgiltigen  Beleg. 

Das  Vorliegende  möge  für  dieses  Mal  genügen,  um,  wenn  auch  nur 
flüchtig,  über  den  bisherigen  Verlauf  des  Arbeiter  Versicherungswesens  in 
Deutschland  und  über  den  gegenwärtigen  Status  causae  et  controversiae  in 
der  Literatur  zu  orientiren. 

Auf  die  jüngste  Schrift  Schäffles,  sowie  auf  die  neuesten  beiden  Ge- 
setzcsentwürfe  über  Kranken-  und  Unfallversicherung  denken  wir,  nach- 
dem dieselben  im  Reichstag  durchberathen  sein  werden,  mit  grösserer  Aus- 
führlichkeit zurückzukommen. 

Breslau,  im  April  1882. 


vn. 

Literatur  sur  Frage  über  Ursachen  und  Wirkungen  des  Agios  ^). 

EnglftDd. 
Report  together  with  tninutes  of  evidence  and    accoants  from   the  Select  Committee 

appointed  to  acquire  into  the  caose  of  the  high  price  of  Gold  BoUion  etc.    London  1810. 
Tooke:  History  of  prices  (Deutsche  Uebenietzang  von  Asher,  Dresden  1858). 
Tooke:  Considerations  on  the  State  of  the  currency.     London  1826. 
Fullarton:  On  the  regulation  of  currencies  2.  edit.     London  1845. 
Ricardo:  High  price  of  buUionf  a  proof  of  the  depreciation   of  banknotes  („Works^O* 

London   1852. 
Ricardo:    Reply  to  Mr.  Bosanqaet's  practica!  observations  on  the  report  of  the  Ballion 

Committee  („Works"). 

1)  Anhang  sur  Abhandlung  von  B^a  Földes  H.  II,  III  und  IV. 


Literatar.  497 

Ricardo:  Proposais  for  an  eoonomical  and  secure  onrrency  („Works'*). 
Jones  Lloyd:  Remarks  on  the  management  of  the  circtüation.     London  1840. 
Woods:  Ol>seryations  on  the  present  State  of  Ballion  and  rates  of  eachanges.    London 

1811. 
Young:  On  Enquiry  into  the  progresslye   yalue  of  money  in  England.     London  1812. 
Boyd:  A  letter  to  the  right   honoorable  William  Pitt  on  the   inflaeuce  of  the   stoppage 

of  issues  in  specie.     London  1811. 
Alison:  Free  trade  and  a  fettered  currency .     Edinburgh  and  London   1847. 
Fester:  An  essay  on  the  principle  of  commercial  exchanges  etc.    with    an  inqoiry  into 

the  practical  effects  of  the  bank  restriction.     London  1804. 
Lauderdale:  The  depreciation  of  the   paper  currency   of  Great  Britain  proyed.    Lon- 
don 1812. 
Huskisson:   The   question  conceming  the   depreciation   of   the    currency   stated    and 

examined.     London  1810. 
K  i  n  n  e  a  r :  The  crisis  and  the  currency.    London  1847. 
Alison:  England  in  1816  and  1845  and  the   monetary   fiunine  of  1847  or,  a  sufficient 

and  a  contracted  currency.     Edinburgh  and  London  1847. 
S  a  n  d  a  r  s :  Suggestions  for  monetary  reform  and  a  national  currency ,  with  Observation» 

on  the  influence  of  com  laws  and  indirect  taxation  on   the  currency.     London   1852. 
Raithby:  The  law  and  principle  of  money  considered.     London  1811. 
Eliot:  Obsenrations  on  the  fallacy  of  the  supposed  depreciation  of  the  paper   currency. 

London  1811. 
Welsford  Cowell:    Letters    to   the   right   honourable  Francis  Thomhill   Baring   on 

the  Institution  of  a  safe  and  profitable  paper  currency.     London  1843. 
Bosanquet:  Practical  obsenrations  on  the   report  of  the  Bullion  Committee.     London 

1810. 
Heathfield:  Observations   on  trade  considered  in   reference  partlcularly  to  the   public 

debt  etc.     London  1822. 
James:  Considerations  on   the   policy   or    unpolicy   of  the   furtfaer   continuance   of  the 

Bank- Act.     London  1818. 
Thomas  Smith:  The  Bullion- Committee  unpartially  discussed.     London  1812. 
Thomas  Smith:  A  letter  to  the  Earl  of  Lauderdale  in   reply  to   bis   ,, depreciation  of 

paper-currency  proTed".     London  1814. 
Sinclair:  Letters  written    to  the  Govemor   and  directors   of  the  bank   of  England  on 

the  pecuniary  distresses  of  the  country  and  the  means   of   preyenting   them.     London 

1797. 
Leatham:  Letters  on  the  currency.     London  1840. 
Combe:  The  currency  question.     London  1856. 

S  i  o  r  d  e  t :  A  letter  to  the  right  honourable  Sir  John  Sinclair  etc.  second  edition.     Lon- 
don 1811. 
Sinclair:  Remarks  on  a  pamphlet   entitled :  The  Question  conceming  the  depreciation 

of  the  currency  stated  and  examined  by  William  Huskisson.     London  1810. 
Sinclair:  Observations  on  the  report  of  the  Bullion  Committee.     London  1810. 
(R  u  t  h  e  r  f  o  r  d) :   The  true  cause   of  depreciation    traced  to  the  State  of  our  silver  cur- 
rency.    London. 
Orenfell:  A  defence  of  Bank  Notes  etc.     London  1810. 

Lloyd:  Fortber  reflections  on  tse  State  of  currency  and  the  Action  of  the  Bank  of  Eng- 
land.    London  1837. 
Towers:  The  expedieney  and   practicability  of  the  resumption  of  cashpayments  by  the 

Bank  of  England.     London  1811. 
Brown  ing:  The  currency  considered  with  a  view  to  the  e£fectual  prevention  of  panics. 

London  1867. 
L  y  n  e :  A  letter  to  the  Right  Honourable  the  Earl  of  Liverpool  on  the    impossibility  of 

a  speedy  return  to  a  gold  currency.     London  1818. 
M  i  1  f  o  r  d :  Observations  on  the  proceedings  of  country  bankers  etc.  with  a  remedy  pro- 

posed  against  the  alarming   consequences  arising  from  the   circulation    of   promissory 

notes  1826. 
Maclaren:  The  effect  of  a  small   fall  in   the   value  of  Gold  upon   money:  the    secret 

progros  of  a  dedreciation  of  the  currency.     London  18öS. 
Leatham:  Letters  on     the  currency.     Second  series.     Lendon  1811. 


498  Liltralnr. 

(Pem  berto  n):  An  attempt  to  «ttimate  the   increase  of  the   nnmber  of  poor   Inclnding 

observations  ou  the  depreciation  of  the  earreucy.     London  1811. 
Beaumout  Payue:  A  letter  to   the  Marquess   of  Lansdowne  and   the  repnted   ezeess 

and  depreciation  of  Bank  Notes.     London  1823. 
Beaumont  Payne:  A  second  letter  etc.     London  1823. 
Beaumont  Payne:  A  third  letter  etc.     London  1824. 
Bonamy  Price:  Currency  and  banking.     London  1876. 
M  a  ü  1  e  o  d  :  Theory  and  practice  of  banking.     London  1856. 

Macculloch:  Geld  u.  Banken.     Deutach    von  Tellkampf  und  Bergius.     Leipzig  1859. 
Thornton:   Der  Papiercredit   von  Grossbritannien.     Deutsch  von  C.  H.  Jakob.     Halle 

1803. 
Göschen:  Theorie  der  ausw&rtigen  Wechselkurse.  Deutsch  von  Stöpel.    Frankfurt  a.  M . 

1875. 
Göschen:  A  few  short  observations  on  the  currency  by  an  old  mercliant.     London. 
M ushet:  An  enquiry  into  the  effects  produced   on  the   national   currency  and  Rates  of 

exchange  by  the  bank  restriction  Bill.     London.     Baldwin. 
Yates:  Essays  on  currency  and    circulation  and  on   the   influence   of  onr   paper-system 

ou  the  industry.  trade  and  revenue  of  Gr.  Britain.     Liverpool  1827. 
King:  Thoughts  on  the  effects  of  bank  restriction  2.  ed.     London  1804. 

Nordamerika. 

Annual  Reports  of  the  Comptrollor  of  the  currency.     Washington. 

Annual  Report  of  the  Treasures  of  the  United-States  to  the  Secretary  of  the  treasnry 

for  the  fiscal  year  ended  June  30. 
Adams:  The  currency  debates  of  1873 — 74  (North-American  Review  1874). 
Walker:  Money.     London  1878. 
Hamilton:  Money  and  value  1878. 

Gallatin:  Suggestions  on  the  banks  and  currency.     New-York.    1841. 
8  u  m  n  e  r :    A  history  of  American  currency  with  chapters  on  the  Euglish  bank  restriction 

and  Austrian  paper  money.     New-York  1878. 
Hock:  Die  Finanzen   und    die  Finanzgescbichte  der  Vereinigten    Staaten    von    Amerika. 

Stuttgart  1867. 
Stil  well:  National  finances.     A  philosophical   examination  of  credit.     New-York  1866. 
Carey:   Geldumlauf  und  Schutzsystem.     Deutsche  Uebersetzung.     Pest  1870. 
De  Im  er:    The  great  paper  bubble  or  the  coming  financial  explosion.     New-York  1864. 
—        On  the  present  derangement    of  the   currency    of  the  United-States.     London. 

Richardson. 
G  r  e  0  1  e  y :  Essays  to  illucidate  the  science  of  politlcal   economy.     Philadelphia.     Porter 

&  Coates.  , 

Juglar:  La   question    roon^taire   en   Am^rique   (Journal   d'Economistes  3.  serie  36  t.). 
R.  Uildebrand:  Papiergeld  der  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas  während  ihres  Un- 

abhäugigkeits-Krieges    von    1775—1781.     (Jahrbücher    für  Natioualök.    und    SUtisUk 

Jena,  1.  Bd.) 

Frankreich. 

Wal  ras:  Theorie  math^matique  du  billet  de  banque.     Bulletin    de   la  soc.  Vaud.  XVI. 

83.     Lausanne  1880. 
C  o  u  r  t  o  i  s :  Histoire  de  la  banque  de  France  et   des   principales   institutions   fran^aiset 

de  credit  depuis  1716.     Paris  1875. 
Leroy  Beaulien:  Trait^  des  finances.     U.  chap.  XV.     Paris  1877. 
Eichthal:  De  la   monnaie  de  papier  et   des   banques    d'dmissiou    (s.    Jahrbücher   für 

Nationalök.  u.  Statistik  Jena)  HI.  Bd. 
Clement:  Enquete  sur  la   circulation  mon^taire  et  fidnciaire  (Journal  des  Economistes 

3  Serie  47  p.). 
Hörn:  Liberty  des  banques.     Paris,  Guillaumin. 

Deutschland  und  Oesterreich. 

Nebenius:  Der  öffentliche  Kredit    2.  Auflage.     Karlsruhe  und  Baden  1829 
Wagner:  Papiergeld.     (Staatswörterbuch  von  Bluntschli  und  Brater.) 
Wagner:  Zur  G^eschichte  u.  Kritik   d.   österreichischen   Bancozettelperiode.     (Zeitschrift 
f.  Staatswissenacbaft  Tttbingon,  1868.) 


Literatar.  499 

Wagner:  Die  österr.  V&lata.     Wien  1862. 

P  aase  he:  Die  neueste  Entwickelung  der  Banknoten  und  Papiergeld-Cirkulation  in 
den  haupts&chiichsten  Kulturländern  der  Gegenwart  (Jahrbücher  für  Nationalökono- 
mie u.  Statistik.     Jena.     Bd.  XXX.) 

Li  e  8  i  g  a  n  g :  Die  Ursachen  des  Agio  und  seiner  Schwankungen  in  Oesterreich.  (Jahr- 
bücher für  Nationalökonomie  und  Statistik.    Jena.     Bd.  27  u.  28.) 

Strache:  Die  Valuta  in  Oesterreich.     Wien  1861. 

H  e  r  t  z  k  a :  Währung  und  Handel.     Wien  1 876. 

Neuwirth:  Bank  und  Valuta  in  Oesterreich-Ungarn.     Leipsig  1873. 

Wagner:  Das  neue  Lotterie- Anlehen   und   die  Reform   der  Nationalbank.     Wien  1860. 

Knies:  Der  Kredit.     Berlin  1873—1879. 

Knies:  Ueber  die  Oeldentwerthung  und  die  mit  ihr  in  Verbindung  gebrachten  Erschei- 
nungen (Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatsw.     Tübingen,  1858.) 

Helfer  ich:  Die  österr.  Valuta  (Zeitschrift  f.  d.  g.  Staatswiss.     Tübingen,  1856.) 

Prince-Smith:  Ueber  nneinlösbares  Papiergeld  mit  sogenanntem  Zwangskurs.  (Viertel- 
jahrsschrift für  Volkswirthschaft),  Berlin,  1864. 

Fauch  er:  Währung  u.  Preise  (Vierte^jahrsschrift  f.  Volkswirthschaft,  Berlin,  1869). 

Angerstein:  Fünfundzwanzig  Jahre  österr.  Finanzpolitik  1848 — 73.  Leipzig  und 
Kassel  1873. 

Pacher:  Zur  Bank-  u.  Valutafirage  in  Oesterreich-Ungarn.     Wien  1872. 

Jeiteles:  Zehn  Jahre  nach  dem  Handelsvertrage.     Wien  1864. 

Michaelis:  Noten  und  Depositen  (Viertel^ ahrsschrift  f.  Volkswirthschaft,  Berlin,  1865). 

—  —  Wiederherstellung  einer  festen  Valuta  in  Oesterreich  (Deutsche  Vierte^ahrs- 
schrift,  Stuttgart,  XXXV). 

—  —  Oeschäftsberichte  der  österr.  Nationalbank.     Wien  1867. 

—  —  Berichte  der  niederösterr.  Handels-  u.  Gewerbekammer.     Wien  1851 — 77. 
H.  Paasche:  Studien   über   die  Natur    der  Geldentwerthung   etc.     Erster  Theil.     Jena 

1878. 
Schindler:  Ueber  das  Ende  des  Silberagios.     Wien  1852. 

—  —  Wechsel-  und  Papierhandel.     Austria,  Wien,  1853.  Nr.   131. 

—  —     Werthschwankungen  des  Papiergeldes.     Austria,  Wien,  1859.  IH.  Bd. 

—  —  Die  Valutafrage  in  ihrem  einfachsten  nationalökonomischen  Ausdruck.  Au- 
stria 1861.  1.  Bd. 

Höfken:  Der  Zinsfuss  und  die  Valuta  (Warrens  Wochenschrift,  1880.    Nr.   13). 

—  —  Papiergeldcirculation  in  den  Staaten  des  deutschen  Zollvereins  1850  u.  1865 
(Jahrbücher  für  Nationalökonomie  u.  Statistik,  Jena  VUI.  Bd.). 

T  e  b  e  1  d  i :  Die  Geldangelegenheiten  Oesterreichs.     Leipzig  1847. 

von  Gentz:  Behandlung   des   Papiergeldes    im   Allgemeinen   und   des    österreichischen 

besonders.     (Schriften  HL  Theil.     Mannheim  1839.) 
von  Gentz:  Observations  g^nörales  sur  la  papier-monnaie  (ibidem). 

—  —  Ueber  eine  plötzliche  Tilgung  des  österr.  Papiergeldes  (Fragment ;  ibidem). 

—  —  Monnaie  Autrichiene  de  1811 — 16  (ibidem). 

—  —  Ueber  das  österr.  G^ld-  und  Kreditwesen  („aus  dem  Nachlasse  Fr.  v.  G."). 
Wien  1868  U.  Bd. 

Mayer:  Ein  Beitrag  zur  Valutaregulirung  in  Oesterreich.     Wien.     Manz. 

Italien. 

Relazione  sulla  circolazione  cartacea  presidentea  del  Consiglio  ministrö  delle 
finanze  (Minghetti)  e  dal  ministrö  di  agricoltura,  industria  e  commercio  (Finali)  nella 
toruatA  dal  15.  marzo  1875.     Roma.     Atti  parlamentari.     Sessione  del  1874 — 75. 

Documenti  a  corredo  della  esposizione  s^oria  delle  vicende  e  degli  effetti  del  corso 
forzato  in  Jtalia.     Atti  parlamentari.     Sessione  del  1874 — 75. 

Notizie  intorno  all'  ordinamento  bancario  e  al  corso  forzato  negli  Stati 
Uniti  di  America,  in  Russia,  nell'  impero  Austro-ungarico  e  in  Francia.  Parte 
prima.     Stati  Uniti  e  Russia.     Roma  1876. 

Ferraris:  Monetä  e  corso  forzoso.     Napoli.  Milano.     Pisa  1879. 

Boccardo:  Le  banche  ed  il  corso  forzato.  Roma  1879. 

Ferraris:  Nuovi  appunti  sulla  teoria  dell  aggio.     („Saggi**  1880.) 

Ferraris:  La  circolazione  cartacea.     (Nuova-Antologia  Firenze  1875.) 

Ellena:  Alcune  parole  sugli  scambi  internazionali  (Archivio  di  statistica  Roma  1878). 
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Ferrara:  Del    corso    forzato    e  dalU   maniera   dei  Abolirio  (Nnora-Antologia , 
1868.     Mano). 

—  —      Provredimenti  snl  aboUzione  del  corso  forzato  Atti  parlamentari  1880. 

R  u  s  8 1  a  n  d. 

Rocca:  La    circolasione   monetaria  et  il  corso    forzoso   in  Bossia  (Annali   di  stalistica 

Serie  2»   vol    24).     Borna  1881. 
Wagner:  Die  russische  Papierwährung.     Riga  1868. 
Goldmaun:  Das  russische  Papiergeld.     Riga  1866  (russisch). 

—  —  Zur  Frage  vom  Gkldomlanf  mit  specieller  Beziehung  auf  Bassland.  (Bus- 
sische  Bevue,  St  Petersburg  1879.) 

Schmidt:  Das  russische  Geldwesen  während  der  Finanzverwaltong  des  Grafen  Cancrin 
(1823—44).     Bussische  Berue  1875. 

Jakob:  Ueber  Bussland's  Papiergeld.     Halle  1817. 

Brfickner:  G^eschichte  des  russischen  Papiergeldes  (Jahrbücher  für  Nationalökonomie 
und  Stotistik,  Jena  1863). 

Goldmann:  Zur  Beform  des  russischen  Geldsystems.     Petersburg  1879  (russisch). 

K.  D. :  Das  Papiergeld.     Petersburg  1879  (russisch). 

Bunge:  De  la  circulation  fiduciaire  et  des  banqnes  en  Bussie  (Journal  des  Economistes 
3.  s^rie  t.  36.). 

Lamanski:  Saggio  Storico  sulla  circolasione  monetaria  in  Bussia  del  1650 — 1817. 
In  der  Sammlung  der  russischen  geografischen  Gesellschaft.     1854.     (russisch?)*). 

Besobrasof:  Di  alcuni  fenomeni  della  circolasione  monetaria  in  Bussia  1863  (rus- 
sisch) 1). 

Bunge,  Sul  rutabilimento  della  circolasione  metalli.     Bussia.     Rief.  1877  >). 


vm. 

Paul  Leroy-Beaulieu,  Essai  sur  la  rdpartition  des  liohesses  et 
sor  la  tendanoe  &  une  moindre  inegalite  des  conditioiis.  PariB, 
1881.     8«      VIU,  586. 

In  einem  Aufsätze  der  Beviie  des  deux  mondes  hat  Othenin  d^HaussoQ- 
ville  kürzlich  die  Nationalökonomen  der  Gegenwart  zu  zwei  Gruppen  zu- 
sammengefasst  Er  stellt  die  Optimisten  und  die  Pessimisten  einander 
gegenüber  —  die  „Jeans  qui  rient"  und  die  „Jeans  qui  pleurent*'.  Gestattet 
man  diese  Theilung ,  ohne  Annahme  einer  jeden  Mittelpartei ,  zu  welcher 
vielleicht  —  wenigstens  unter  den  Gelehrten  —  die  meisten  gehören  dürf- 
ten, so  zählt  Leroy-Beaulieu  zweifellos  zu  den  crsteren.  Mit  entschiedenem 
Wohlwollen  beurtheilt  er  die  ökonomische  Lage  der  Menschheit  und  schon 
der  Titel  deutet  an,  in  welchem  günstigen  Sinne  er  die  Frage  nach  der 
Yertheilung  der  Güter  beantwortet  wissen  will.  Er  will  ein  Streben  der 
modernen  Gesellschaft  nachweisen  die  bestehenden  Ungleichheiten  zu  ver- 
min dem. 

Mit  dieser  Auffassung  nimmt  der  Verf.  einen  von  der  heute  über- 
wiegenden Strömung  abweichenden  Standpunkt  ein ;  er  bricht  mit  den  gros- 
sentheils  doch  anerkannten  Anschauungen.  Für  ihn  hat  die  Malthusische 
Bevölkerungslehre  keine  Bedeutung,  Kicardo^s  Gundrenten-Theorie  ist  über- 
schätzt worden,  alle  Sätze  Turgot's  und  Adam  Smiths  über  die  Ab- 
hängigkeit des  Arbeiters  vom  Unternehmer  sind  hinfällig,  der  naturge- 
mässe  Arbeitslohn,  das  eherne  Lohngesetz  Träumereien,  welche  mit  der 
Wirklichkeit    nichts    gemeinsam    haben   —   kurz   alles  was  die  klassische 

1)  C^tirt  bei  Boeca. 
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Schule  der  Nationalökonomie  uns  überliefert  hat,  schmilzt  in  der  Unter- 
suchung zusammen,  die  der  Verf.  der  gegenwärtigen  Situation  angedeihen 
lässt.  —  Leroy  -  Beaulieu  geniesst  ein  berechtigtes  Ansehen  unter  den 
Nationalökonomen  der  Neuzeit.  Das  seltene  Talent,  mit  welchem  er  den 
yyEconomiste  f!ran9ais''  seit  dessen  Begründung  redigirt,  seine  von  der  Aka- 
demie gekrönten  Werke  über  die  Arbeiter-Frage  und  die  Arbeit  der  Frauen 
im  19.  Jahrhundert,  die  bedeutenden  Kenntnisse,  welche  er  in  seinem 
Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  (trait^  de  la  science  des  finances),  von 
welchem  neuerdings  eine  zweite  Auflage  erschienen  ist,  an  den  Tag  legte, 
liessen  ihn  als  einen  würdigen  Nachfolger  Michel  Chewalier's  am  College 
de  France  in  Paris  erscheinen.  Um  so  mehr  Beachtung  verdient  das 
neueste  Werk,  das  durch  die  Vorlesungen,  welche  dem  Verf.  an  der  Uni- 
yersität  oblagen,  veranlasst  ist  Unstreitig  ist  dasselbe  ein  rühmlicher 
Beweis  für  das  Geschick  des  Verf.  Nicht  Viele  verstehen  in  dieser  fes- 
selnden Weise  die  Probleme  des  Wirthschaftslebens  anschaulich  darzustel- 
len, einen  grossen  Apparat  von  Zahlen  und  Daten  gewandt  zu  hand- 
haben, wie  Leroy-Beaulieu  es  kann,  von  manchen  Schwächen  der  Beweis- 
führung allerdings  abgesehen.  Lebhaft  fühlt  man  sich  bei  der  Leetüre  an 
die  Stelle  des  Studenten  versetzt,  der  mit  gespanntester  Aufmerksamkeit 
dem  staunenerregenden  Gedankengange  des  verehrten  Lehrers  folgt,  der 
durch  Originalität  und  Frische  in  hohem  Grade  anziehend  ist  Wenn  aber 
den  Zuhörer  kaum  die  Empfindung  beschlichen  haben  mag,  dass  es  wohl 
auch  anders  sein  könnte  als  es  ihm  dargestellt  wird,  so  bleibt  diese  Wahr- 
nehmung dem  ruhig  besonnenen  Leser  nicht  erspart  Trotzdem  Bastiat 
wiederholt  bekämpft  wird,  lässt  sich  eine  gewisse  Anlehnung  an  ihn  nicht 
verkennen ;  es  weht  eine  manchesterliche  Luft  aus  dem  Buche,  die  mit  all 
den  Errungenschaften  der  modernen  Nationalökonomie  grell  contrastirt  — 
Leroy-Beaulieu  ist  ein  vielseitig  unterrichteter  Schriftsteller.  Er  weiss  den 
Sto£f  zu  seinen  Schlussfolgerungen  aus  den  verschiedensten  Quellen  zu  ziehen. 
Französische  Zustände  erläutert  er  durch  belgische,  englische  durch  deutsche, 
er  führt  auch  gerne  aussereuropäisohe  Verhältnisse  zum  Vergleiche  an.  Er 
dringt  in  das  Detail  der  Vertheilung  des  Grundbesitzes,  der  Einkommens- 
Steuerlisten,  der  Armen-Statistik,  der  Dienstboten-Haltung  ein.  Und  immer 
wieder  trotz  niederdrückender  unwiderleglich  scheinender  Zahlen  hebt  er 
siegreich  das  Haupt  zur  Beurkundung  seines  unverwüstlichen  Optimismus, 
der  ihn  die  Zukunft  im  rosigsten  Lichte  erblicken  lässt.  Die  Kluft  zwi- 
schen Arm  und  Beich  vermindert  sich,  es  giebt  nicht  viele  grosse  Ver- 
mögen und  Einkommen,  der  grosse  Beichthum,  das  recht  behagliche  Dasein 
(la  trcs  grande  existence)  werden  Ausnahmen,  der  Klein-  und  Mittel- 
Grundbesitz  nimmt  zu,  der  Arbeitslohn  hebt  sich  zur  ungeahnten  Höhe, 
einer  staatlichen  Intervention  bleibt  wenig  zu  thun  übrig.  Von  selbst 
lösen  sich  alle  Disharmonieen  auf,  aus  sich  selbst  heraus  erfolgt  die  Ver- 
einigung der  heute  sich  einander  gegenüberstehenden  Elemente  durch  all- 
mähliche Hebung  des  einen,  Herunterdrückung  des  anderen  Theiles.  Fast 
ist  mau  versucht,  den  armen  Capitalisten  zu  bedauern,  der  bei  dem  immer 
tieferen  Sinken  des  Zinsfusscs  —  vielleicht  auf  1  Prozent  —  Gefehr  läuft 
Hungers  zu  sterben. 

Es  ist  Beferenten  unmöglich   diesen  Grundgedanken   des  Buches    zu- 
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zustimmen.  Die  yenuchte  Beweisführung  lässt  in  den  einzelnen  Ab- 
schnitten zu  grosse  Lücken,  ruft  zu  sehr  den  Widerspruch  hervor,  ftb 
dass  sie  durchweg  überzeugend  und  zu  derartigen  Schlussfolgemngen  be- 
rechtigend genannt  werden  kann.  In  der  Einleitung  (8.  6 — 48)  z.  B.  wird 
der  Gedanke  ausgeführt,  dass  die  Civilisation  eine  Besserung  der  wirth- 
schaftlichen  Lage  der  Menschheit  hervorgebracht  habe.  Der  Weizen-, 
Fleisch-,  Weinconsum  in  Frankreich  hat  zugenommen,  die  Wohnungen, 
Kleidungen,  Möbel  sind  bessere  geworden,  die  Versicherung  gegen  Krank- 
heit, Unglücksfälle  u.  s.  w.  in  den  Gesellschaften  zur  gegenseitigen  Uülfe- 
leistung  ist  im  Wachsen  begriffen.  Gewiss  ist  dies  zum  Theil  ganz 
richtig.  Lassen  sich  aber  diese  Thatsachen  als  Beweis  für  eine  Vermin- 
derung des  Gegensatzes  zwischen  Arm  und  Reich  verwerthen?  Ist  die 
bei  Durchschnittsberechnungen  sich  ergebende  Zunahme  des  Consums  einer 
kleinen  Minorität  zu  gute  gekommen  oder  allen  Bevölkerungsschiehten 
gleichmässig  ?  Allerdings  kann  man  über  ein  gewisses  Quantum  an  Nah- 
rungsmitteln consumiren,  aber  sollte  dieses  bereits  von  Allen  erreicht 
sein?  Es  erscheint  mir  sehr  gewagt,  das  Besserwerden  der  Wohnungen 
an  dem  Steigen  der  Miethpreise  in  England  nachzuweisen !  Der  nahe- 
liegenden Vermuthung,  dass  auch  andere  weniger  erfreuliche  Gründe  das 
letztere  Resultat  haben  bedingen  können,  verschliesst  sich  der  Verf. 
freilich  nicht  Er  erinnert  sich,  dass  die  Miethen  überhaupt  in  die  Höhe 
gegangen  sind,  dass  seitens  der  zahlreicher  werdenden  Bevölkerung  eine 
grössere  Nachfrage  gehalten  wird,  dass  die  Reichen  einen  grösseren  Luxus 
entfalten.  Aber  daneben  ist  es  ihm  üeberzeugung ,  dass  auch  die  Ver- 
besserung der  Wohnung  des  Arbeiters  oder  Bauers  an  dem  Steigen  der 
Miethpreise  Theil  hat.  Er  stützt  sich  dabei  namentlich  auf  Frankreich, 
wo  die  Zahl  der  Häuser,  der  Fenster,  Thüren,  der  Oeffnungen  in  den 
Häussem  zunimmt  Die  Zahl  der  Häuser  mit  6  Oeffnungen  und  weniger 
vermindert  sich,  die  Gebäude  mit  6  und  mehr  nehmen  zu,  folglich  hat 
man  jetzt  mehr  Licht,  mehr  Luft,  wohl  auch  mehr  Raum  zu  seiner  Ver- 
fügung als  früher.  Sollten  aber  in  den  grösseren  Häusern  denn  die  Ar- 
beiter wirklich  besser  aufgehoben  sein?  Man  blättere  nur  in  den  Aus- 
führungen von  Herrn  Othenin  d'  Haussonville  über  Paris ' ).  Die  Com- 
mission,  die  dort  mit  der  Handhabung  des  Gesetzes  über  die  „logements 
insalubres"  betraut  war,  hat  in  5  Jahren  von  1871 — 76  nicht  weniger 
als  17434  Mal  einzuschreiten  Gelegenheit  gehabt  und  dabei  doch  keine 
Besserung  erzielt  Endlich  muss  es  nach  den  mitgetheilten  Zahlen  zwei- 
felhaft bleiben,  ob  der  Verfasser  berechtigt  ist  zu  behaupten  (S.  38):  die 
Mehrzahl  der  Arbeiter  sei  heute  bereits  gegen  Krankheit  versichert  Von 
den  36  905  788  Einwohnern,  die  Frankreich  nach  der  Zählung  von  1876 
hatte,  machen  die  901907  Mitglieder  der  Gegenseitigkeitsgesellschaften 
erst  2.4  Proz.  aus.  Und  beziffert  man  nach  der  internationalen  Statistik 
l*)die  im  Jahre  1872  in  Handel,  Industrie  und  Verkehr  beschäftigten  Per- 
sonen auf  1 2  000  000 ,  so  ergiebt  sich ,  dass  etwa  6^  Proz.  derselben  da- 
mals in   den   Gegenseitigkeitsgesellschaften   versichert   war').     Wie  gross 


1)  Revue  des  denx  mondes  1881  Tom  15.  Juni  S.  84  ff. 
Etat  de  U  popaUtioD,  Stockholm  1875—76  S.  112. 

Die  Zahl  der  MHi^lieder  im  Jahre  1878  nach  dem  BulletiD  des  soci^t^s  de  sacoan 
mntaels  anf  798  811  angenommen. 
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der  Prosentsatz  der  versicherten  eigentlichen  Arbeiter  ist»  kann  nach  den 
mir  vorliegenden  Statistiken  nicht  bestimmt  werden.  Da  der  Verf.  aber 
nicht  zu  beweisen  im  Stande  ist,  dass  er  beträchtlich,  so  ist  eine  gegen- 
theilige  Auffassung  nicht  ausgeschlossen. 

Von  den  20  Kapiteln  des  Buches  beschäftigen  sich  die  ersten  7  mit 
dem  ländlichen  Grundeigenthum ,  den  dasselbe  bebauenden  Personen  und 
dem  Immobiliarbesitz  in  den  Städten.  Kicardo's  Lehre  von  der  Grund- 
rente wird  hier  bekämpft;  sie  habe  praktisch  keine  Tragweite  mehr  (S.  94), 
weil  die  beiden  Hauptgrundlagen  derselben  heute  fehlen  (S.  101):  das 
Privileg  der  von  Hause  aus  natürlichen  Fruchtbarkeit  des  Bodens  und 
das  Privileg  der  günstigeren  Lage.  Ricardo  habe  eben  vor  der  Zeit  der 
Ausbeutung  Amerika^s  und  Australiens  gelebt  (S.  21).  Er  ahnte  nichts 
von  der  Vervollkommnung  der  Transportverhältnisse,  die  jenen  Gegenden 
die  Versorgung  Europa^s  mit  Lebensmitteln  ermöglichen  würden.  Mir 
scheinen  diese  Thatsachen  nicht  gegen  die  GKiltigkeit  der  Kicardo'schen 
Grundrente  zu  sprechen.  Die  Lehre  von  derselben  bezieht  sich  ja  nicht 
auf  ein  begränztes  Terrain,  nicht  ausschliesslich  auf  Europa.  Gegenwär- 
tig erscheinen  eben  gewisse  Gegenden  der  überseeischen  Länder  im  Sinne 
der  Ricardo'schen  Grundrente  bevorzugt.  Die  Fruchtbarkeit  des  von  ihnen 
occupirten  Bodens  gestattet  ihnen  dem  europäischen  Landwirthe  eine  den 
Qeneralwerth  herabdrückende  Concurrenz  zu  machen  und  durch  die  ver- 
besserte Communication  sind  sie  offenbar  dem  europäischen  Markte  näher 
gerückt  als  manche  Ackerbaugegend  in  Europa  selbst,  haben  mithin  auch 
den  Vorzug  der  günstigeren  Lage.  Am  schlagendsten  aber  scheint  mir 
die  Hicardo'sche  Grundrente  gerade  am  städtischen  Grundeigenthum  er- 
weislich. Leroy-Beaulieu  giebt  hier  selbst  zu,  dass  die  städtischen  Grund- 
eigenthümer  ihr  Einkommen  vermehrt  sehen,  ohne  dass  die  Arbeit  die 
Ursache  davon  ist  Ich  denke,  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  Prof. 
Adolf  Wagner's  Vorschlag,  dass  Staat  oder  Gemeinde  das  städtische  Grund- 
eigenthum erwerben  sollen,  zu  verstehen. 

Die  Kapitel  8 — 10  sind  Betrachtungen  über  das  Sinken  des  Zins- 
fusses  und  die  staatliche  Einmischung  in  die  B«gulirung  des  Zinswesens 
überhaupt  gewidmet.  Sie  gehören  mit  zu  den  besten  und  am  wenigsten 
anfechtbaren  Partien  des  Buches.  Kapitel  11  und  12  gehen  auf  die  Stel- 
lung der  Kaufleute  und  Industriellen  ein,  deren  Gewinne  immer  geringer 
werden,  sowie  auf  die  Zukunft  der  Actiengesellschaften,  die  zu  grossen 
Aufgaben  berufen  erscheinen.  Kap.  13  bespricht  die  liberalen  Professio- 
nen, deren  Lage  immer  beklagenswerther  wird.  Der  Vorzug  höherer  Bil- 
dung schwinde  stark,  nur  die  seltenen  Talente,  Sänger,  Schauspieler  u.  s.  w. 
werden  noch  gut  bezahlt.  Kap.  14 — 17  haben  zum  Gegenstand  ihrer 
Auseinandersetzungen  die  Lage  der  Lohnarbeiter,  das  Wachsthum  der 
Löhne,  die  staatlichen  Maassregeln  auf  dem  Gebiete  der  Fabrikgesetz- 
gebung, der  Arbeiterversicherung  u.  s.  w.  Während  die  Stellungen  aller 
Andern  sinken,  ist  es  die  des  Arbeiters  allein,  welche  steigt  Kap.  18 
und  19  erörtern  unter  Berufung  auf  die  Einkommens-Steuerlisten  in  Eng- 
land und  Preussen,  die  Miethsteuer  in  Paris,  auf  die  Ausgaben  bei  Be- 
stattungen, die  Vertheilung  des  Reichthums  in  der  modernen  Gesellschaft 
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In  einem  schwunghaften  Schlusswort  (Kap.  20)  wird  das  Facit  aus  allen 
Betrachtungen  gezogen,  welches  darauf  herauskommt,  dass  das,  was  man 
die  sociale  Frage  nennt,  ihrer  Lösung  von  seihst  entgegengeht.  Die  Zeit, 
die  Freiheit,  der  Unterricht,  das  Capital,  die  Menschenliehe  —  sie  werden 
alle  das  ihrige  dazu  thun. 

Dorpat,  im  Februar  1882.  Dr.  Wilh.  Stieda. 


Nationalökonomische  Gesetzgebung. 


Die  wirthsohaftliohe  Gtosetsgebiing  Frankreichs  in  den  Jahren 

1879  bis  1881 

von  Freiherm  yon  Keitzenstein,  Bezirkspräsidenten  z.  D. 

Fortsetsnng  von  S.  361. 

B.    Die  Geietsgebang  der  Verkehri-Anstalten  and  Verkehrswege.    Zweiter  Abselmitt 

Eiatheiiung  Die  Uehorsicht  üher  die  Entwickelung  des  französischen  Wegewesens 

J"  ''n'utd  ^^^  dadurch  erschwert ,    dass  die  einzelnen  Kategorien  der  Landstrassen 
wece.      und  Wege,  wie  schon  ohen  bemerkt  worden,  verschiedenen  Yerwaltungs- 
Kessorts  angehören. 

Das  ganze  Gebiet  der  Verkehrswege,  einschliesslich  der  Eisenbahnen 
und  Wasserstrassen  umfasst  die  Eintheilung  in  grande  und  petite  voirie  ^); 
zur  ersteren  gehören  die  Eisenbahnen,  die  schiffbaren  oder  flössbaren 
Flüsse,  Kanäle  und  Seehäfen,  sowie  die  Staats-  und  Departementalstrassen 
und  die  im  Zuge  derselben  liegenden  Strassen  *)  der  Städte,  Flecken  und 
Dörfer;  die  petite  yoirie  begreift  in  sich  die  voirie  rurale,  welche  die  Vi- 
cinal-  und  die  Ruralwege  umfasst  und  die  yoirie  urbaine,  welche  die 
Strassen  im  Innern  der  Städte,  Flecken  und  Dörfer,  soweit  sie  nicht  im 
Zuge  von  Staats- ,  Departemental-  oder  Vicinalstrassen  belegen  sind ,  an- 
gehören.    Staats-  und  Departementalstrassen  machen    der  Regel  nach  das 


1)  Die  gesammte  Voirie  behandelt  Aucoc  (Secdons-Präsident  im  Staatsrath  and  Pro- 
fessor an  der  Ecoie  des  Fonts  et  Chauss^es)  in  dem  Werke :  Gonf^reBcea  sur  radminiatra- 
tions  des  Fonts  et  Chauss^es,  Paris,  Danod,  1869 — 1876,  welches  in  Band  II  die  allge- 
meinen Grundsätze  Über  die  öflfentlichen  Arbeiten ,  in  Band  III  die  Staats-  und  Departe- 
mcntal-Strassen ,  Brücken  und  Fähren ,  Eisenbahnen  und  Pferdebahnen  enthält ,  wie  ich 
zugleich  zu  Abschnitt  1  ergänzend  hier  bemerke;  der  im  Band  III  enthaltene  Abschnitt 
über  die  Eisenbahnen  hat  das  im  vorigen  Artikel  vielfach  citirte  Buch  desselben  Verfas- 
Sern :  Des  moyens  employ^s  pour  constrnire  le  räseau  des  chemins  de  fer ;  zur  Zeit  ist 
eine  zweite  Auflage  im  Erscheinen  begriffen,  mir  jedoch  der  III.  Band  bis  jetzt  —  wih- 
rend  der  Correctur  dieses  Artikels  —  noch  nicht  zugegangen.  Der  IV.  Band  wird  die 
Vicinalwege  und  die  Wasserläufe  enthalten. 

2)  Letztere  gelten  in  rechtlicher  Hinsicht  stets  als  Theile  dos  betreffenden  größeren 
Strassenzuges,  wonach  sich  auch  die  Unterhaltungslast  regelt.  Ebenso  kommen  bezfigUch 
derjenigen  Strassen  der  Städte  u.  s.  w. ,  welche  im  Zuge  eines  Vicinalweges  lagen ,  die 
in  Betreff  der  Vicinalwege  und  ihrer  Unterhaltung  geltenden  Vorschriften  zur  Anwen- 
düng. 
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Gebiet  einer  gemeinsameD  Verwaltung  (ponts  et  chausB^s)  insofern  aus, 
als  das  Yerwaltungspersonal  für  beide  ein  zum  grössten  Theil  gemein- 
sames ist;  im  üebrigen  sind  die  routes  nationales,  da  ihre  ünterhaltang 
dem  Staat  obliegt,  der  Staatsverwaltung  und  zwar  in  oberster  Instanz  dem 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten  unterstellt,  wogegen  die  Angelegenheiten 
der  Departementalstrassen,  als  von  der  Departemental- Vertretung  und  -Ver- 
waltung dependirend,  ihre  Stelle  im  Ressort  des  Ministers  des  Innern  haben. 
Die  Angelegenheiten  der  Vicinalwege  und  der  Buralwege,  sowie  die  der 
yoirie  urbaine  gehören  als  Communal -Angelegenheiten  zum  Bessort  des 
Ministers  des  Innern.  —  In  der  nachfolgenden  Darstellung  wird  von 
einem  näheren  Eingehen  auf  die  voirie  urbaine  ^ )  Umgang  genommen 
werden  können,  da  im  Gebiete  derselben  wesentliche  Aenderungen  der 
Gesetzgebung  nicht  zu  verzeichnen  sind;  bezüglich  der  Staats-  und  De- 
partemental-Strassen  wird  eine  kurze  Erwähnung  genügen;  dagegen  wird 
es  einer  ausführlicheren  Behandlung  der  Vicinal-  und  Buralwege  bedür- 
fen, da  Gesetzgebung  und  Verwaltung  sich  der  Vervollständigung  und 
Weiterentwickelung  dieses  Theils  des  Wegenetzes  mit  besonderem  Inter- 
esse zugewendet  haben. 

Die  Staats-  und  Departemental-Strassen  sind  im  Allgemeinen  als  ab-  ^l?!^^^[^^_ 
geschlossene  Bildungen  anzusehen ;  sie  sind  dies  um  so  mehr ,  als  die  tai-stnuen. 
Stelle  der  Hauptverkehrsadern,  welche  herzustellen  der  Ausbau  jenes  Netzes 
vorzugsweise  bezweckt  hatte,  inzwischen  mehr  und  mehr  von  den  Eisen- 
bahnen eingenommen  worden  ist  Der  Ausbau  des  heutigen  Staats-  und 
Departementalstrassen-Netzes  fallt  zum  grössten  Theil  in  das  vorige  Jahr- 
hundert; die  Herstellung  der  Hauptlinien  gehört  zu  den  bedeutendsten 
Leistungen  der  alten  Monarchie,  Leistungen,  denen  das  erste  Kaiser- 
reich demnächst  wichtige  Ergänzungen  hinzufügte.  Die  Gesammtläuge 
des  Netzes,  welches  zur  Zeit  des  Ministeriums  Turgot  vorhanden  war, 
wird  auf  40  000  Kilometer  angegeben ;  etwa  drei  Viertel  der  für  den 
Ausbau  erforderlichen  Leistungen  waren  in  Frohnden  aufgebracht  wor- 
den^); vielfach  war  der  Ausbau  der  wirthschafüichen  Entwickelung  vor- 
augeeilt,  was  die  von  Arthur  Young  constatirten  mannigfachen  Fälle,  in 
denen  vortrefflich  ausgebaute  Strassen  ohne  jeden  Verkehr  waren,  bezeu- 
gen ^).  Als  durch  das  Gesetz  vom  24.  fractidor  V  (10.  Sept.  1797)  eine 
Neueintheilung  der  Staatsstrassen  festgesetzt  wurde,  berechnete  sich  die 
Gesammtlänge  des  Netzes  auf  circa  52  000  Kilometer  ^).  Napoleon  I.  än- 
derte dos  financielle  Begime,  indem   er    nicht   nur  bezüglich    der  Staats- 


1)  Eine  ebenso  gründliche  als  übersichtliche  Darstellung  dieses  Zweiges  des  Wege- 
wesens and  der  bezüglichen  Gesetzgebung  enthält  das  Bnch  von  Ouillaumc  —  Director 
im  Ministerium  des  Innern :  trait^  pratiqne  de  la  voirie  urbaine.  2te  Auflage.  Paris 
1878. 

2)  Lucas,  dtude  historique  et  statistique  sur  les  voies  de  communication  de  la  France, 
Paris,  imprimerie  nationale  1873,  S.  15.  Schon  im  vorigen  Abschnitte  citirt ;  die  beste 
zusammenfassende  Darstellung  der  Entwickelung  der  Verkehrswege  bis  zum  Jahre 
1870.  — 

3)  Arthur  Young,  Reisen  durch  Frankreich,  deutsch  von  Zimmermann,  Berlin  1793. 
Band  18.  15,  54,  G2.  Die  Beobachtungen  desselben  beziehen  sich  auf  die  Zeit  kurz 
vor  der  Revolution. 

4)  Lucas,  a.  a.  O.  S.  16. 
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TOB    ISI9    mad    6er 
TerritornBft  vn«B  S3  162 
kftkr  UMXsdMm    nd  2^  15»  Kü 
1%€<*0  KÜMi.  susdM 
äe  €i«iB«tiiii|,e    der 
der  PiiMiliMiBlililiMmi  413  033^ 

WcBA  B«A  sach  cfBtffpRciifikd  der  iciMladciteg  Wickti^xch 
XBB  Abttdibiai  grCBiigl»T   A 

lern  dnrdi  die  Gefctzfebaag  und  Tenrahong  i&  nascicrZät 
fcheheB  ist,  so  ist  daeielbe  docb  bei  der  TeithriT»Bg  der  des  Baatca 


■BSM  renieptliche  Bodgci  dco  Jmkru  18^2  vetst  oatcr 
Kredii  tob  4  M  illiOBeB  xbb  Ansba  biiher  Bidii  hctylilittr 
•en-^SCicckeB  orndb  *^ ;  kierxB  tntt  Boeh  der  tob  den  UiiNiiiieB  MefcffcorteB 
des  FtTsoaiii  snf  jeoe  AitMxtcs  faMradr  Anlhrit,  iBwieweh  aadi  Scstess 
der  DepsiteBeBts  grössere  LeisteBgeB  fvr  die  TerbcaservBg  der  I>epBiie- 
leatmlstrassfn  eiBgcCreien  siad,  lisst  sich  Mangel  des  bexlgSiclKB  slati* 
ttaathen  M Bterimls  aidit  eoastathcn  ^\  Eise  wiektige  VT»gy*T**  des  Eegi- 
»es  der  Depertc^entBlstiBsseB  sieh  TollxielieBde  Aendemg  eatluiitcB  die 
IkciBssiiiiBgec  soScber  Scimssen,  mit  veklieB  eiae  Aaialii  tob  I>epBiie- 
MeaU  TorgcgaBgcB  ist.  Die  Gmadlage  dieses  VorgelMms  catkah  du  Go- 
seu  ober  die  Gcaenlziüie  Tom  10.  Aogast  1871:  dasselbe  ibertngt  dea 
gedaehteo  Körpenebaftea  die  scttKUtiadige  KnlsrheidaBg  sovobi  aber  die 
Klassimng  der  DepartemealalstrMseB  ood  der  cbemias  de  gnade  cowaia- 
aiemdon  als  aber  die  EiaricbtaBg  des  auf  die  üalerbahaBg  dieser  Stras- 
sen bMCügueb»  Dieasles;  die  Terwandlong  tob  DepartcsDeataLstrassen  in 
ebemin«  de  grande  coBinmnicalion  d.  b.  ViciaalstiasseB  erster  OrdaaBg, 
velefae  zn  befcbliessen  hiemacb  den  Generalritben  die  OBbesebriakte  Be- 
fagbiss  mstebt,  Terfolgt,  wie  weiter  unten  gexeigt  werden  wird,  Tonags- 
weiM:  den  Zweek,  in  der  ünterbaltnng  der  PeparteaientalstTasii f a  an 
baartB  Geldanlwaod    zu  sparm  and  bierdnrtb  weitere  Mittel  far  die  Yi- 


1 ;  Uitae  BccWi&nw  wv4e  4ndb  4m  Fiuas-GcMCx  r.  25.  Wkn  1815 


t    Lmu.  a.  a.  O    S.  18. 

i,  Amamairt  sXASistk|«e  de  U  Fruce.  Jalirg.  1880.     &  244 — M7. 

4 1  Bviccs  4»  depcM»  imr  reMc«rees  cxtr»ordiaairc&.  ZMct  3  Xr.  7.  BalL  ds  Mm. 
4e«  &A.  Jahns  1881  S.  1«>4.  105.  Die  B^t^^erumt:  haut  asMerdcB  wirk  4  Uniiriar« 
fax  <>>rret£Brai  an  ^taaüati  aaaaMx  mmd  3  MiIHot»  (mr  mamt  Arbcitca  aa  90L 
mmA  xar  WicidcrberfteüaBC  4er  StciBbrnfan  amf  deB««lb<«  rerUai^ ;  die««  Kredite 
aker  r*m  dcai  ITiwiin  gmikWa. 

5»  la  Jakre  1877    vardca    fmr  XcabaateB.    fräiaere  RefaraSrnraa    vad 

7^55.810  Fr  augcgebem.  187«:  7. €12.298.   187:^ :  7iM8.478Fr. 
«tstbtiqae  a.  a,  O. 
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cinalwege  frei  zu  machen.  Die  Zahl  der  Departements,  welche  von  der 
erwähnten  Befdgniss  Gebrauch  gemacht  hatten,  belief  sich  bis  zum  31. 
December  1877  auf  14^);  es  lässt  sich  annehmen  ^  dass  diesem  Beispiel 
noch  weitere  Departements  folgen  werden.  —  Die  Zulassung  der  Bau- 
beamten für  den  Dienst  der  Fonts  et  chauss^es  ist  durch  Decret  vom 
22.  December  1877  —  sachlich  allerdings  fast  durchgehends  in  üeberein- 
Stimmung  mit  den  früheren  Bestimmungen  neu  geregelt  worden;  dasselbe 
enthalt  detaillirte  Vorschriften  über  die  von  ihnen  abzulegenden  Prüfun- 
gen u.  s.  w. 

Im  erheblichsten  Gegensatze  zu  dem  stationären  Zustande,  bei  wel- 
chem die  Ausbildung  des  Netzes  der  Staats-  und  Departementalstrassen 
angelangt  ist,  steht  die  gewaltige  Ausdehnung,  welche  das  Yicinalwege- 
wesen  ^)  in  den  letzten  Jahrzehnten  erlangte ;  während  bei  Beginn  der 
Kegierung  Louis  Philipps  kaum  30  000  Kilometer  Vicinalwege  mit  einer 
Steinbahn  yersehen  waren'),  befiEuiden  sich  am  31.  December  1877  im 
Zustande  der  Brauchbarkeit  386  443  372  Meter.  Dem  natürlichen  Gange 
der  Entwickelung  entspricht  es,  dass,  je  mehr  das  Hauptnetz  sich  der 
Vollendung  näherte,  bszw.  in  seinen  Functionen  durch  das  Eisenbahnnetz 
ersetzt  wurde,  desto  mehr  das  Interesse  des  Gesetzgebers  sich  den  über- 
wiegend dem  localen  Verkehr  dienenden  Wegeverbindungen  zuwandte; 
der  Process  dieser  Entwickelung  ist  ein  ähnlicher,  wie  ihn  nach  dem  im 
ersten  Theil  dieses  Abschnitts  Ausgeführten  in  einer  sehr  viel  kürzeren 
Zeitperiode  das  Eisenbahnwesen  durchlaufen  hat.  Von  den  hauptsächlich 
dem  localen  Verkehr  dienenden  Wegen  repräsentiren  die  Vicinalwege  die- 
jenige bei  Weitem  umfassendste  und  wichtigste  Kategorie,  bei  welcher 
gleichzeitig  auch  die  allgemeinen  Verkehrs-Interessen  in  mehr  oder  min- 
der ausgedehntem  Maasse  betheiligt  sind;  wiewohl  im  Princip  die  Vici- 
nalwege auch  heute  noch  als  Gemeindewege  gelten,  ist  doch  je  nach  dem 
Maasse,  in  welchem  dieselben  zugleich  dem  weiteren  Verkehr  dienen  und 
je  nach  der  Kategorie ,  welcher  sie  demzufolge  überwiesen  sind ,  die  Be- 
theiligung des  Departements  an  der  XJnterhaltungslast  und  der  Verwaltung 
eine  entsprechend  ausgedehntere.  Zwei  Gesetze  sind  es,  welche  der  zeit- 
herigen  Entwickelung   vorzugsweise   ihre  Bahn   gewiesen  haben;  das  Ge- 


1)  Annuaire  statistiqae  de  la  FrancOf  Jahrg.  1880.  S.  347. 

2)  För  die  beste  Bearbeitung  des  Vicinalwegerechts  erachte  ich  die  neuerdings  — 
1880  —  in  sechster  Auflage  erschienene  Schrift  von  Eugöne  Guillanme  (I)irector  im  Mi- 
nisterium des  Innern):  Trait^  pratique  de  la  voirie  vicinale,  Paris,  Paul  Dupont,  ein  wah- 
res Muster  einer  compendiösen  und  dabei  ebenso  gründlichen  und  voUst&ndigen  als  klaren 
und  übersichtlichen  Darstellung.  Beigefügt  ist  ein  die  wichtigsten  Gesetze  enthaltender 
Anhang.  —  Die  neuen  Reformen  im  Gebiet  der  Yicinalwege-Gesetzgebnng  sind  vorzugs- 
weise behandelt  in  den  Aufsätzen  von  Blerzy  —  Les  chemins  vicinaux ,  Icur  Situation 
actuelle  et  les  projets  de  reforme ,  in  Block ,  Revue  gön^rale  d'administration.  Jahrgang 
1878  Band  1  S.  493  f^.  und  von  de  Crisenoy  —  Les  r^formes  de  la  I^gislation  vicinale 
in  derselben  Zeitschrift  Jahrg.  1880  Band  I  8.  5  fg.  und  127  fg.  —  Die  Verhftltnisse  der 
durch  die  Ausführung  des  Eisenbahnnetzes  bedingten  Aenderungen  der  Wege  sind  Gegen- 
stand eines  besonderen  Werkes  von  L.  J.  D.  Föraud-Giraud  ,  Des  voics  publique»  et  pri- 
vecs ,  modifiees ,  dctruites  ou  crc^es  par  suite  de  Texöcution  des  chemins  de  ier,  Paris, 
Marchai,  Billard  et  Comp.  1878  gewesen ;  dasselbe  behandelt  die  betreffenden  Verhältnisse 
mehr  nach  der  technischen  und  juristischen  Seite  hin. 

3)  Blerzy  a.  a.  O.  S.  494. 

34* 
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setz  über  die  Yioinalwege  vom  21.  Mai  1836  nnd  das  Gesetz  über  die 
Yollendung  der  Vicinalwege  und  die  EinrichtuDg  einer  Wegekasse  behufs 
BeförderuDg  ihrer  Ausführung  vom  11.  Juli  1868.  Auch  die  neueren 
Gesetze  bezw.  Gesetzentwürfe  bewegen  sich  im  Wesentlichen  im  Ideen- 
kreise der  genannten  beiden  Gesetze:  sie  suchen  nur  deren  Bestimmungen 
weiterzubilden  und  sie  den  durch  die  neuere  Entwickelung  veränderten 
Verhältnissen  anzupassen, 
^z'^^u^^  Der  Aufschwung,  welchen  der  Ausbau  der  Yicinalwege  nahm,  datirt 

Gesetz  Tom  erst  vom  Gcsctz  vom  21.  Mai  1836;  wiewohl  die  Unterhaltungspflicht 
28.  Juu  issM.  ^^^  Gemeinden  bezüglich  der  dem  Verkehr  der  Ortschaften  unter  sich 
dienenden  Wege  im  Princip  schon  früher  anerkannt  war,  so  fehlte  es 
doch  für  die  Inswerksetzung  der  Verpflichtung  an  einer  praktischen 
Form  und  an  dem  nöthigen  Nachdrucke.  Einen  wichtigen  Fortschritt  in 
grundsätzlicher  Hinsicht  bezeichnet  das  Gesetz  vom  28.  Juli  1824;  es 
begreift  in  sich  bereits  fast  alle  Elemente  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1836; 
es  normirt  in  präciser  Weise  das  civilrechtliche  Verhältniss  der  Yicinal- 
wege, basirt  die  Unterhaltung  derselben  auf  bestimmte  für  den  in  Rede 
stehenden  speciellen  Zweck  der  Gemeinde  zur  Verfügung  gestellte  Mittel 
—  Special-Gentimes  und  Frohnden  —  führt  in  den  Kreis  der  der  Unter- 
haltung dieser  Wege  dienenden  Mittel  Beiträge  der  Industriellen  ein,  welche 
nachweisbar  den  betreffenden  Weg  in  ausserordentlichem  Maasse  abge- 
nutzt hatten  und  regelt  in  besonderer  Weise  das  Verhältniss  derjenigen 
Wege,  bei  denen  mehrere  Gemeinden  interessirt  sind.  Alle  diese  Bestim- 
mungen traten  jedoch  nur  in  geringem  Um&nge  in  Wirksamkeit,  weil  es 
an  einer  Handhabe,  dieselben  auch  ohne  und  gegen  den  Willen  der  Ge- 
meinden zur  Anwendung  zu  bringen  fehlte;  erst  das  Gesetz  von  1836 
ergänzte^)  diese  Lücke,  indem  es  dem  Präfecten  die  Befugniss  ein- 
räumte, die  Gemeinden  zur  Unterhaltung  und  zum  Ausbau  der  Vicinal- 
wege  innerhalb  der  durch  die  Specialeinnahme  gegebenen  Grenze  auch 
zwangsweise  anzuhalten. 
Inhalt  des  Der  Inhalt  des  Gesetzes   von    1836,   wie  derselbe  theils    dem  Gesetz 

2r*Mai'i83?. von  1824  entnommen  ist,  theils  der  ergänzenden  Thätigkeit  des  Gesetz- 
gebers von  1836  seinen  Ursprung  verdankt,  lässt  sich  unter  drei  Gesichts- 
punkte bringen:  es  handelte  sich  1)  um  die  Abgrenzung  der  Vicinalwege 
gegenüber  den  anderen  zur  petite  voirie  gehörigen  Wegekategorien  und 
um  sachgemässe  Elassification  derselben ,  2)  um  eine  dieser  Eintheilung 
entsprechende  Normirung  der  Verwaltungs-  und  Aufsichtsbefugniss  der 
Departemental- Organe,  3)  um  die  Neuregelung  des  Finanzwesens  der 
Vicinalwege  in  einer  Weise ,  welche  Unterhaltung  und  Ausbau  derselben 
sicher  zu  stellen  geeignet  war;  insbesondere  um  zweckmässige  Einreihung 
der  Frohnden  in  dies  System,  eines  Elements,  das  in  der  Folge  zum  Bau 
und  zur  Unterhaltung  der  Vicinalwege  den  ausgiebigsten  Beitrag  liefern 
sollte. 
BafoiiruDd  Das  Gesetz    vom    21.  Mai  1836    stellt   als  Grundsatz  auf,    dass    ein 

Vidnaiw^e.  Weg,  um  als  Vicinalweg  zu  gelten  und  um  dem  Regime  der  bezüglichen 
Bestimmungen  unterworfen    zu  sein,    durch    einen    bestimmten    formellen 


1)  Siehe  hierüber  De  Crisenoy  a.  a.  O.  8.  137. 
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Akt  als  solcher  aDorkanDi  sein  muss;  schon  in  den  früheren  gesetzlichen 
Bestimmungen  wiederholt  sich  die  Anordnung  einer  Aussonderung  der  für 
den  Verkehr  wichtigen  und  nöthigen  aus  der  Zahl  der  übrigen  Wege, 
um  die  Unterhaltnngspflicht  auf  jene  wichtigeren  Wege  beschränken  und 
die  überflüssigen  ausgeben  zu  können;  es  luitte  diese  Anordnung  jedoch 
keinerlei  allgemeine  Durchführung  gefunden.  Das  Gesetz  von  1836  über- 
trug die  Befugniss  der  Anerkennung  eines  Yicinalwegs  als  solchen  dem 
Präfocten;  indem  die  Regierung  der  Publication  des  Gesetzes  in  den  Ge- 
meinden, in  denen  die  Anerkennung  der  Vicinalwege  nicht  durchgeführt 
war,  die  Nachholung  derselben,  dort  wo  die  Arbeit  durchgeführt  war,  deren 
Revision  folgen  liess  ^),  gelangte  man  zuerst  zu  einer  nach  wenigstens  an- 
nähernd gleichartigen  Grundsätzen  gewonnenen  Basis  für  das  weitere  Ver- 
fahren. Aber  es  genügte  nicht,  die  Vicinalwege  den  übrigen  Wegever- 
bindungen  gegenüber  in  einer  äusserlich  kenntlichen  Weise  abzugrenzen; 
die  Vicinalwege  selbst  waren  in  der  Art  der  Verkehrsbedürfiusse ,  denen 
sie  genügten  und  in  ihrer  Wichtigkeit  für  die  letzteren  unter  sich  sehr 
verschieden  und  es  bandelte  sich  darum,  dieser  Verschiedenheit  durch  eine 
auch  für  administrative  und  financielle  Behandlung  derselben  maassgebende 
£intheilung  Ausdruck  zu  geben.  Aus  der  Zahl  der  gewöhnlichen,  nur  je 
eine  Gemeinde  interessirenden  Vicinalwege  (chemins  vicinaux  ordinaires) 
traten  zunächst  als  eine  besondere  Kategorie  diejenigen  heraus ,  welche 
für  mehrere  Gemeinden  ein  Interesse  haben  (chemins  d'int^rdt  cömmun) ; 
das  Verhältniss,  in  welchem  die  verschiedenen  Gemeinden  sich  bei  der 
Unterhaltung  dieser  Wege  zu  betheiligen  haben ,  bestimmt  der  Präfect ; 
derselbe  ist  es  demzufolge  auch,  welcher  über  die  Einreihung  der  Wege 
in  die  Kategorie  der  chemins  d'int^r^t  commun  entscheidet.  Aber  es 
giebt  weiter  Vicinalwege,  deren  Bedeutung  über  eine  sich  auf  den  ört- 
lichen Verkehr  zwischen  mehreren  Gemeinden  beschränkende  hinausgeht 
und  welche  auch  für  den  allgemeinen  Verkehr  von  Interesse  sind;  aus 
diesen  ist  eine  besondere,  bevorzugte  Kategorie  —  chemins  de  grande 
communication  —  gebildet  worden;  zur  Einreihung  in  diese  Kategorie 
genügt  nicht  die  blosse  Entscheidung  des  Präfecten,  vielmehr  hat  auf 
Vorschlag  desselben  und  vorheriges  Gutachten  der  Gemeinde-  und  Arron- 
dissementsräthe  der  Generalrath  die  Klassirung  als  chemin  de  grande  com- 
munication zu  beschliessen.  Wenn  daher  in  der  Kategorie  der  Vicinal- 
wege diejenigen  Wege  der  petite  voirie,  welche  den  relativ  weiteren  und 
wichtigeren  Verkehrsbedürfnissen  genügen  und  sich  daher  den  Wege- 
Kategorien  der  grande  voirie  am  meisten  nähern,  zusammengefasst  sind, 
so  vollzieht  sich  diese  Annäherung  in  einer  dreififtohen  durch  die  Klassen- 
eintheilung  der  Vicinalwege  zum  Ausdruck  gebrachten  Abstufung,  je  nach- 
dem die  betr.  Wege  hauptsächlich  für  eine  oder  für  mehrere  Gemeinden 
oder  zugleich  auch  für  den  grösseren  Verkehr  von  Interesse  sind. 


1)  Hauptsächlich  handelte  es  sich  hierbei  darum,  die  unnöthigerweise  ausgedehnten 
KlassiruDgen  auf  das  dem  Verkehrsbedtirfniss  entsprechende  Maass  zu  beschränken.  Wie 
unbedacht  man  früher  mit  dem  Klassiren  vorgegangen  war,  ergibt  sich  u.  A.  daraus,  dass 
nach  einem  im  Jahre  1838  dem  Könige  erstatteten  Bericht  in  einzelnen  Departements  die 
Vicinalwege  zwei,  in  anderen  gar  drei  Procent  der  Gesammtfläche  betrugen.  De  Critenoy 
a.  a.  O.  8.  137. 
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Befti«nitM  Ein  weiterer  Grundsatz,  welchen  das  Gesetz  yoif  1836  an  die  Spitze 

^nu^Pfnol  stellt,  ist  der,  dass  alle  Vicinalwege  zu  Lasten  der  Gemeinde  sind;  dem- 
n«!«  <ifr  viciQ|,(gpi.QQ)iQQ^  ist  die  letztere  auch  civilrechtlieh  Eigen  thümerin  des  Grundes 
waitanff.  und  Bodcns,  welchen  der  Weg  in  sich  begreift.  Die  Consequenz  dieser 
Regelung  des  rechtlichen  Verhältnisses  der  Vicinalwege  würde  dahin  füh- 
ren, dass  der  Gemeinde  auch  die  Verwaltung  in  selbstständiger  Weise  zu- 
stünde; aber  gerade  in  diesem  Punkte  äussern  die  allgemeinen  Interessen, 
die  bei  der  Herstellung  und  Unterhaltung  der  Vicinalwege  betheiligt  sind, 
eine  wesentlich  einschränkende  Wirkung.  Vor  Allem  gehört  es  zu  den 
Befugnissen  des  Präfecten,  die  Wegebeamten  zu  ernennen;  auf  (Grundlage 
dieser  Bestimmung  hat  sich  ein  von  Präfecten  dependirender  und  wesent- 
lich Yon  der  Departementalverwaltung  beeinflusster  Organismus  der  Vici- 
nalwege-Verwaltung  aufgebaut,  welcher  in  hierarchischer  Gliederung  Bepar- 
temental-y  Kreis-  und  Cantonal- Wegebeamte  (agents  yoyers  en  chef,  agents 
YOjers  d'arrondissement,  agents  voyers  cantonaux)  in  sich  begreift;  den 
agents  voyers  en  chef  pflegen  für  einzelne  Zweige  des  Dienstes  noch  tech- 
nischgeschulte  Beamte  (so  für  das  Rechnungswesen  agents  voyers  compta- 
bles)  zur  Seite  zu  stehen.  Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  einzelnen 
Strassen  wird  durch  ein  ständig  engagirtes  Personal,  die  cantonniers,  ge- 
fuhrt, deren  jedem  eine  bestimmte  Strassenstrecke  zugetheilt  ist:  die 
Schaffung  eines  derartigen  ständigen  Personals  hat  wesentlichen  Antheil 
an  den  günstigen  Ergebnissen,  welche  die  französische  Wegeverwaltung 
erzielt  hat.  Wenn  in  diesem  unter  den  Einfluss  des  Präfecten  gestellten 
Organismus  der  Wegeverwaltung  eine  wichtige  Sicherstellung  der  Einwir- 
kung der  Departemental- Verwaltung  auf  dieselbe  liegt,  so  ist  doch,  was 
die  chemins  de  grando  communication  anlangt,  das  Gesetz  von  1836  hierbei 
nicht  stehen  geblieben;  es  unterstellt  vielmehr  diese  für  den  Verkehr 
wichtigste  Klasse  der  Vicinalwege  unmittelbar  der  Verwaltung  der  Prä- 
fecten, bezw.  der  Beschlussfassung  des  Generalraths.  Letzterer  stellt  auf 
Vorschlag  des  Präfecten  die  Richtung  des  Weges  fest  und  bezeichnet  die 
Gemeinden,  welche  zum  Ausbau  und  zur  Unterhaltung  beitragen  lassen 
sollen;  die  einzelnen  Projecte  und  Anschläge  werden  vom  Präfecten  fest- 
gestellt, welcher  die  Ausführung  anordnet  und  die  Antheile,  mit  denen 
die  einzelnen  beitragspflichtigen  Gemeinden  sich  zu  betheiligen  haben, 
bestimmt  Hierin  nähert  sich  das  Verhältniss  der  chemins  de  grande 
communication  dem  der  Departementalstrassen.  Immerhin  indessen  wird 
schon  durch  den  Umstand,  dass  für  die  Vicinalwege  ein  besonderes,  von 
der  Verwaltung  der  Ponts  et  chaussees,  der  die  Departemental-Strassen 
unterstellt  sind,  meist  gänzlich  getrenntes  Personal  besteht,  eine  sehr  wesent- 
lich andere  Handhabung  des  Dienstes  bedingt ;  wenn  in  den  Organen  der 
Verwaltung  der  Ponts  et  chauss^es  im  Allgemeinen  eine  grössere  technische 
Befähigung  vertreten  ist,  so  bildet  eine  grössere  Vertrautheit  mit  dem 
complioirten  Verwaltungsmechanismus  der  Vicinalwege  und  den  einschla- 
genden Communaleinrichtungen ,  namentlich  aber  eine  durch  praktische 
Schulung  gewonnene  besondere  Gewandtheit  in  der  Benutzung  der  finan- 
ciellen  Hülfsquellen  und  der  Anpassung  der  Arbeiten  an  dieselben  den  cha- 
raoteristisohen  Vorzug  des  für  die  Vicinalwege- Verwaltung  bestellten,  tech- 
nischen Personals,  einen  Vorzug,  welcher  dies  Personal  zu  den  Aufgaben 
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der  in  Bede  stehenden  Verwaltung  mitzuwirken  in  besonderem  Maasse  be- 
fähigt hat 

Wenn  der  Satz,  dass  die  Vicinalwege-Yerwaltung  Sache  der  Gemeinden  Refeiunf  der 
sei,  wie  soeben  gezeigt  worden,  sehr  erhebliche  Einschränkungen  zu  Oun-  t^iaiuü 
sten  eines  der  Wichtigkeit  der  Wege  für  den  weiteren  Verkehr  correspon- 
direnden  Einflusses  der  Departemental-Instanzen  auf  die  Wegeverwaltung 
erfahren  hat,  so  gilt  das  Gleiche  von  dem  Satze,  dass  Bau  und  Unter- 
haltung der  Wege  Sache  der  Gemeinden  sei;  das  Gesetz  vom  21.  Mai 
1836  geht  davon  aus,  dass  thatsächüch  meist  auch  das  Departement  sich  an 
der  Last  wesentlich  betheilige,  ja  es  betrachtet  was  die  chemins  de  grande 
communication  anlangt,  eine  solche  Betheiligung  als  den  regelmässigen 
Zustand;  den  Gemeinden  und  den  Departements  die  Mittel  zuzuführen, 
um  die  gemeinsame  Aufgabe  zu  erfüllen  und  femer  eine  ineinandergrei- 
fende Verwendung  der  vorhandenen  Mittel  zu  sichern  —  das  waren  die 
Ziele,  welche  die  Gesetzgebung  jener  Zeit  anzustreben  hatte.  —  Was  die 
Gemeinden  anbelangt,  so  entsprach  es  dem  vorgefundenen  Beohtszustande, 
dass  dieselben  den  Vicinalwegen  den  durch  die  Bestreitung  anderer  Fflicht- 
ausgaben  nicht  in  Anspruch  genommenen  Theil  ihren  ordentlichen  Ein- 
nahmen zuzuwenden  hatten;  bei  dem  in  den  meisten  Gemeinden  sehr  be- 
schränkten Betrage  dieser  ordentlichen  Einnahmen  konnte  indessen  die 
Verpflichtung,  jenen  üeberschuss  für  die  Vicinalwege  zu  verwenden,  als 
eine  die  nachhaltige  Erfüllung  der  Unterhaltungspflicht  der  Gemeinden 
sichernde  Basis  nicht  angesehen  werden.  Es  handelte  sich  darum,  weitere 
für  die  Vicinalwege  ausschliesslich  verwendbare  und  in  ihrem  Ertrage  genau 
übersehbare  Einnahmen  zu  schaffen;  die  Schaffung  derartiger  Einnahmen 
vollzog  das  Gesetz,  indem  es  sich  anschliessend  an  die  bereits  im  Gesetz 
von  1824  enthaltenen  Bestimmungen  den  Gemeinden  die  Befügniss  bei- 
legte, behufs  des  Ausbaus  und  der  Unterhaltung  der  Vicinalwege  sich  ent- 
weder mit  Zuschlags-Centimes  zu  den  vier  directen  Steuern  bis  zum  Höchst- 
betrage von  fünf  oder  mit  von  den  Einwohnern  zu  leistenden  Frohntagen 
bis  zum  Höchstbetrage  von  dreien  oder  mit  beiderlei  Auflagen  gleichzeitig 
zu  belasten ;  ja  es  konnte ,  soweit  diese  Belastung  behufs  Sicherung  der 
von  der  Gemeinde  zur  Unterhaltung  und  zum  Bau  der  Vicinalwege  zu 
leistenden  Beiträge  nothwendig  waren,  bei  Säumniss  der  Gemeinden  in 
der  Votirung  jener  Leistungen  die  Zuschlags-Centimes  und  Frohntage  durch 
den  Fräfecten  zwangsweise  auferlegt  werden.  Ausserdem  nahm  das  Gesetz 
von  1836  jene  Bestimmung  des  Gesetzes  von  1824  wieder  auf,  nach  wel- 
cher Besitzer  bezw.  Unternehmer  von  Bergwerken,  Steinbrüchen,  Holz- 
schlägeu  und  anderen  Industrien  für  die  durch  ihre  Transporto  herbeige- 
führte ausserordentliche  Abnutzung  der  Strasse  einen  Unterhaltungsbeitrag 
zu  leisten  hatten. 

Das  wichtigste  Element  unter  den  Unterhaltungsmitteln,  welche  das  Frohnden. 
Gesetz  für  die  Vicinalwege  zur  Verfügung  stellte,  waren  wie  bereits  oben 
bemerkt  worden,  die  Frohnden ;  dem  relativ  geringen  Ertrage  der  Special- 
Centimes  gegenüber  bildeten  sie  eine  in  hohem  Grade  ausgiebige  Leistung; 
die  Art,  in  welcher  Veranlagung  und  Leistung  der  Frohnden  unter  mög- 
lichster SSchouung  der  Pflichtigen  und  sodann  ihre  Einordnung  in  das  Fi- 
nanzwesen  der  Vicinalwege  und   der  Gemeinden  geregelt  wurde,   gehört 
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zu  den  glänzendsten  Leistungen  der  französischen  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung. Die  Frohnden  bestehen  in  Hand-  und  Spanndiensten;  zu  den 
ersteren  ist  jeder  männliche  und  arbeitskräftige  Einwohner  der  Gemeinde 
im  Alter  von  18  bis  60  Jahren ,  zu  den  letzteren  jeder  Gespann-  oder 
Zugvieh  haltende  Einwohner  der  Gemeinde  verpflichtet  Die  Frohnden 
sind  immer  in  Geld  ablösbar;  hat  der  Pflichtige  sich  binnen  einer  bestimmten 
Frist  nicht  für  die  Ableistung  in  natura  entschieden,  so  ist  die  Verwal- 
tung das  Geldäquivalent  zu  fordern  befugt;  den  Tarif  für  die  an  die  Stelle 
der  Naturalleistungen  tretenden  Geldäquivalente  setzt  jährlich  der  Generalrath 
auf  Vorschlag  des  Arrondissementrathes  fest  Diejenigen  Frohntagc, 
welche  nach  der  von  den  Pflichtigen  getroffenen  Wahl  in  natura  geleistet 
werden,  werden  in  der  Regel  nach  einem  für  das  betreffende  Jahr  durch 
den  Gemeinderath  festgesetzten  Tarif,  in  Stückleistungen  umgewandelt, 
dergestalt,  dass  jeder  der  bezüglichen  Pflichtigen  an  Stelle  der  Leistung 
der  Frohntage  die  Aufgabe  erhält,  ein  bestimmtes  dem  Arbeitswerthe  jener 
Tage  entsprechendes  Quantum  von  Material  anzuliefern  oder  zuzubereiten; 
das  Verdienst  dieser  Bestimmung  ist  es ,  dass  an  den  Frohnen,  welche  die 
Pflichtigen  innerhalb  der  ihnen  bestimmungsmässig  gewährten  meist  mehr- 
mo Datlichen  Frist  an  beschäftigungslosen  Tagen  zu  leisten  oder  durch  Mit- 
glieder ihrer  Familien  leisten  zu  lassen  meist  in  der  Lage  sind,  grossen- 
theils  freie  wirthschaftliche  Kraft  zur  Verwendung  gelangt  und  dass  mit 
relativ  geringen  Opfern  der  Pflichtigen  ein  in  seinen  Wirkungen  sehr  be- 
deutender und  umfangreicher  Beitrag  zur  Unterhaltung  der  Vicinalstrassen 
geleistet  wird.  Die  Veranlagung  der  Frohnden,  ihre  zweckmässige  Auf- 
nahme in  den  Gesammt- Arbeitsplan,  die  Controle  der  Ausführung,  die 
Substituiruog  von  Lohnarbeit,  die  Abnahme  und  Verrechnung  bilden  den 
umfangreichsten  und  wichtigsten  Theil  der  Geschäfte  der  agents  voyers 
viciuaux,  deren  praktische  Brauchbarkeit  sich  hauptsächlich  in  der  glück- 
lichen Lösung  dieser  Aufgaben  zu  erkennen  giebt 
dJi^^oi^-  ^®^  Departements  stehen  für  die  Betheiligung  bei  den  Ausgaben  der 

meat»  bei  den  Vicinalwugo- Verwaltung  ebenfalls  zunächst  die  Ueberschüsse  ihrer  ordent- 
'tlrhXng»^  liehen  Einnahmen  zur  Verfügung ;  ausserdem  sind  die  Generalräthe  befugt, 
kokten.  Special-Centimes  für  die  Vicinalwege  zu  votiren ;  die  Belastung  mit  solchen 
Centimes  wie  die  Betheiligung  mit  Zuschüssen  überhaupt  ist  jedoch  für 
die  Departements  eine  blos  facultative.  Das  Gesetz  enthält  lediglich  die 
Bestimmung,  dass  für  die  chemins  de  grande  communication  und  in 
ausserordentlichen  Fällen  auch  für  die  anderen  Vicinalwege  Zuschüsse  aus 
Dopartemental-Fonds  gewährt  werden  können.  Wenn  hierdurch  in  erster 
Linie  die  chemins  de  grande  communication  ihrer  hervortretenden  Wich- 
tigkeit für  den  grösseren  Verkehr  gemäss  auf  Departemental-Zuschüsse 
augewiesen  worden  sind,  so  ist  denselben  in  Bezug  auf  die  Verwendung 
der  Gemeinde-Special-Centimes  und  der  Frohnden  eine  noch  viel  ausgepräg- 
tere bevorzugte  Stellung  eingeräumt  worden.  Die  Gemeinden  haben,  so- 
weit sie  aus  den  Ueberschüssen  ihrer  ordentlichen  Einnahmen  diese  für 
die  chemins  de  grande  communication  auferlegten  Beiträge  nicht  zu  decken 
vermögen,  für  diese  Wege  bis  zu  zwei  Dritteln  des  Maximums  der  fünf 
Wege-Centimes  und  der  drei  Frohntage  zu  verwenden,  eine  Bestimmung, 
welche  den  weitaiui  überwiegenden  Theil  ihrer  für  die  Vicinalwege  ver- 
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fügbaren  Einkünfte  zur  Disposition  der  Departementalbehörde  stellt.  Diese 
Bestimmung  ist  nun  aber  noch  wirksamer  dadurch  geworden,  dass  das  Ge- 
setz wie  vorher  bemerkt,  den  Gencralräthen  die  Befugniss  einräumt,  diejeni- 
gen Gemeinden  zu  bestimmen,  welche  in  concreto  zur  Unterhaltung  des  be- 
züglichen chemins  de  grande  communication  beizatragen  haben  und  dass 
dasselbe  innerhalb  dieser  durch  den  Generalrath  getroffenen  Festsetzung 
die  Normimng  des  Antrags  der  einzelnen  Gemeinden  den  Präfecten 
überlässt. 

Wenn  auch  das  Gesetz  vom  21.  März  1836  mit  dem  Erlass  der  zur 
Ausführung  desselben  erforderlichen  Reglements  die  Präfecten  beauftragte, 
so  sorgt  dasselbe  doch  für  eine  gleichförmige  Gestaltung  des  Dienstes 
dadurch,  dass  es  die  vorherige  Mittheilung  des  Reglements  an  den  Staats- 
rath  anordnete  und  die  Genehmigung  dem  Minister  des  Innern  vorbe- 
hielt; vorzugsweise  aber  diente  zur  Erhaltung  der  Gleichförmigkeit  das 
in  der  französischen  Verwaltung  so  allgemein  übliche  und  auch  hier  an- 
gewandte Verfahren,  wonach  den  von  den  Präfecten  aufzustellenden  Ent- 
würfe im  Ministerium  aufgestellte  Schemata  (Normal  -  Reglements)  zu 
Grunde  gelegt  werden  mussten;  so  ist  denn  auch  die  Richtung,  welche 
die  Entwicklung  des  Vicinalwege- Wesens  in  Folge  des  Gesetzes  in  den 
einzelnen  Departements  genommen  hat,  eine  überwiegend  gleichförmige 
geblieben  ^). 

Es  ist  behauptet  worden,  dass  das  Hauptinteresse  des  Gesetzgebers  wirkangm 
von  1836  auf  die  chemins  vicinaux  ordinaires  gerichtet  gewesen  sei  ^);  vom  21.  £ 
thatsächlich  indessen  hat  das  Gesetz  vor  Allem  den  Ausbau  der  chemins  ^^^' 
de  grande  communication  gefördert,  welchen  durch  die  Inanspruchnahme 
von  zwei  Dritteln  der  Gemeinde-Gentimes  und  Frohnen  und  durch  die 
Departemental-Subventionen  ansehnliche  Mittel  zugeführt  wurden;  dieGe- 
sammüänge  der  klassirten  chemins  de  grande  communication  betrug  im 
Jahre  1867  85  000  Ealometer,  von  welchen  75  000  im  Unterhaltungs-Zu- 
Btande  waren  und  nur  etwa  10  000  auszubauen  blieben.  Von  83  000 
Kilometern  chemins  d'  int^ret  commun  waren  dagegen  noch  29  000  aus- 
zubauen; an  Gemeinde-Vicinalwegen  waren  113  000  Kilometer  ausgebaut 
und  blieben  250  000  noch  herzustellen,  wenn  lediglich  die  bereits  classir- 
ten  Wege  in  Betiticht  gezogen  wurden  *).  Noch  ungünstiger  stellten  sich 
die  Aussichten  für  den  weiteren  Ausbau  der  zu  den  letzteren  beiden  Kate- 
gorien gehörigen  Wege.  Die  jährlich  für  den  Ausbau  der  chemins  de  grande 
communication  zur  Verfügung  stehenden  auf  42  Millionen  geschätzten  Mit- 

1)  Solche  Normal-ReglemenU  Uegen  den  unmittelbar  nach  Publication  des  Gesctzeh 
von  1836  tiowie  den  in  den  Jahren  1853  und  1855  von  den  Präfecten  erlasseneu  Regle- 
ments zum  Grande.  Eine  C^eneral-Iustruction  (jedoch  ohne  rechtsverbindliche  Kraft)  ist  im 
Ministerium  des  Innern  im  Jahre  1870  aufgestellt,  nachher  jedoch  umgearbeitet,  mit  dem 
Gesetz  über  die  Generalräthe  vom  10.  August  1871  in  Einklang  gesetzt  und  im  Jahre  1875 
nochmals  unter  dem  Titel  publicirt  worden:  Instruction  gönörale  sur  le  serviee  des 
chemins  vicinaux  rendue  executoire  a  partir  du  1.  Jaunier  1871.  Texte  mis  en  harmonie 
avec  la  loi  du  10.  aoüt  1871  et  les  circulaires  du  Minbtre  de  Tintcrieur,  Paris,  Übrairie 
administrative  (Paul  Dupont)  1875.  Hiermit  in  Zusammenhang  steht  ein  ebendaselbst 
1874  unter  dem  Titel:  Reglement  göncral  sur  les  chemins  vicinaux  erschienenes  Muster- 
Reglement,  bestimmt  als  Basis  für  die  von  den  Präfecten  zu  erlassenden  Reglements  zu  dienen. 

2)  De  Crisenoy,  a.  a.  O.  S.  137. 

3)  Blerzy,  a.  a.  O.  S.  498. 
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tel  reichten  nach  Abzug  der  Unterhaltungskosten  des  ausgebauten  Wege- 
netzes hin,  um  jährlich  1140  Kilometer  neu  herzustellen;  die  für  die  zweite 
Kategorie  verfügbaren  Mittel  die  auf  32  Millionen  berechnet  wurden,  ge- 
statteten den  weiteren  Ausbau  von  jährlich  etwa  2500  Kilometern;  wo- 
gegen das  Einnahmebudget  der  chemins  vicinaux  ordinaires  &st  ganz  durch 
die  laufende  Unterhaltung  absorbirt  wurde  ^).  Ueber  den  zurückgebliebe- 
nen Ausbau  der  Wege  dieser  Kategorie  erhoben  sich  um  so  lebhaftere 
Klagen,  je  mehr  der  nach  den  Handelsverträgen  eingetretene  Aufschwung 
der  volkswirthschaftlichen  Entwickelung  und  der  fortschreitende  Ausbau 
des  Eisenbahnnetzes  den  Mangel  ausreichender,  den  Absatz  der  landwirth- 
schafÜichen  Producte  erleichternder  und  die  Verbindung  mit  den  Eisen- 
bahn-Stationen herstellender  Verkehrswege  empfinden  Hess;  die  Wünsche 
einer  rascheren  Förderung  des  Ausbaus  zunächst  der  Gemeinde-Vicinal- 
wego  —  an  die  Ruralwege  war  vorerst  noch  nicht  zu  denken  —  ver- 
schafften sich  bei  der  landwirthschafUichen  Enquete  von  1867  besonders 
lebhaften  Ausdruck.  Auf  die  durch  diese  Enquete  gegebene  Anregung 
bezog  sich  Napoleon  III.,  als  er  in  seinem  berühmten  Brief  vom  15.  August 
1867  dem  Minister  des  Innern  die  rasche  Förderung  des  Aushaus  der 
Gemeinde- Vicinalwege  anempfahl');  der  Brief  deutet  bereits  die  Gesichts- 
punkte an,  von  denen  das  im  nächsten  Jahre  ergangene  Gesetz  über  die 
Vollendung  der  Vicinalwege  und  die  Gründung  einer  Special-Wegekasse 
den  Ausgangspunkt  für  die  Behandlung  der  Angelegenheit  nahm.  Schon 
vorher  hatte,  ebenfalls  im  Zusammenhange  mit  jenen  Tendenzen  ein  Ge- 
setz vom  24.  Juli  1857  den  Gemeinden  die  Befugniss  eingeräumt,  sich 
mit  drei  ausserordentlichen  ausschliesslich  für  die  Gemeinde- Vicinalwege 
zu  verwendenden  Zuschlags-Centimes  zu  belasten. 
Charakter  de*  Das  Gesetz  vom  11.  Juli  1868  hat  in  der  Hauptsache  die  Natur  eines 

^i.*^uif  1^ Finanzplancs ;  ungeachtet  seines,  sowohl  was  die  Kategorie  der  auszufüh- 
renden Arbeiten  als  was  die  zu  verwendenden  Mittel  anlangt,  weit  enger 
begrenzten  Objektes  kann  es  in  gewissem  Maasse  als  ein  Vorläufer  des  im 
vorigen  Kapitel  geschilderten  de  Freycinetschen  Programms  betrachtet 
werden.  Jenes  Schreiben  Napoleons  hatte  die  Vollendung  des  gesammton 
Netzes  der  Vicinalwege  —  aller  drei  Kategorien  durch  Zusammenwirken 
von  Staat,  Departements  und  Gemeinden  binnen  eines  zehnjährigen  Zeit- 
raumes —  in  Aussicht  genommen;  eine  solche  zehnjährige  Periode  war 
es  denn  auch,  auf  welche  das  Gesetz  die  Leistung  der  Arbeiten  und  die 
Verfügbarstcllung  der  Mittel  vertheilte.  Aber  die  Erörterungen ,  welche 
im  AnschlusB  an  den  Kaiserlichen  Brief  über  die  Lage,  in  der  sich  der 
Ausbau  der  Vicinalwege  in  den  Gemeinden  Frankreichs  befand,  eingeleitet 
wurden,  führten  bald  zu  der  Ueberzeugung ,  dass  die  Vollendung  des  ge- 
sammten  Netzes  innerhalb  dieses  Zeitraums  die  Kräfte  des  Landes  weit 
übersteige.     Man  nahm  daher  in  der  Hauptsache    nur  die  Vollendung  der 

1)  Blerzy,  a.  a.  O.  8.  499. 

2)  j.L'enqaete  agricole,  hoisst  es  daselbst,  a    d^montrc    d'uno  maniöre  evidente ,    que 
fa  constractioD  du  reseau  complet    des  chemins  vicinaux    est  une  condition    essentielle  de 

prospöritö  du  pays  et  du  bien  ctre  de  ces  populations  rurales  qui  m'ont  toujour:»  mon- 
tant  de  dövoueuient.  Siehe  das  Werk:  La  politique  imperiale  exposöe  par  les  discoura 
prodamatioutt  de  Napoleon  III.     Paris,  Plön  1868  S.  481  fg. 
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Gemeinde-Yicinalwego  und  zwar  aaoh  hier  nur  derjenigen  in  Aussicht, 
in  Bezug  auf  deren  Herstellung  das  Bedurfniss  als  ein  relativ  dringliches 
angesehen  werden  konnte;  es  waren  dies  etwa  1430Ü0  Kilometer^).  Die- 
ser Einschränkung  der  Aufgabe  entsprach  das  Maass  der  Mittel,  welche 
das  Gesetz  für  die  Durchführung  des  Planes  in  Aussicht  nahm  und  durch 
deren  Umgrenzung  mittelst  bestimmter  auf  feste  Zweckbestimmung  ge- 
gründeter Maxima  es  der  Durchführung  des  Plans  eine  möglichst  stabile 
Basis  zu  geben  sich  bemühte. 

Um  den  Aufwand  zu  finden,  dessen  es  für  eine  Durchführung  jener  Berechnung 
Aufgabe  binnen  des  in  Rede  stehenden  Zeitraums  bedurfte,  wurde  eine  mr  ^^^i ' 
Veranschlagung  der  Bau-  und  Unterhaltungskosten  zur  Grundlage  ß^^om- J«^^^j^^<jJ 
mcu ;  nach  dem  Maassstabe  eines  Baukosten- Erfordernisses  von  4100  Fr.  dnaiwege. 
und  eines  Unterhaitun gs- Aufwandes  von  140  Franken  pro  Kilometer  wurde 
der  zum  Ausbau  des  projektirten  Netzes  erforderliche  Betrag  auf  589,  der 
zur  Unterhaltung  sämmtlicher  Gemeinde-Yicinalwege  während  der  bezüg- 
lichen Periode  erforderliche  Aufwand  auf  252  Millionen  Franken  berech- 
net, was  ein  Gesammterfordemiss  von  841  Millionen  ergab.  Der  aus  den 
ordentlichen  Gemeinde-Einkünften,  den  communalen  Special- Wege-Centi- 
mes und  den  Frohnden  zu  gewinnende  Beitrag  wurde  auf  33  Millionen 
per  Jahr  angenommen  —  der  obenerwähnte  für  das  Jahr  1867  berech- 
nete Betrag  von  42  Millionen  iimfasste  auch  solche  Beiträge  der  Industriel- 
len, der  Gemeinden  und  der  Departements,  welche  zu  den  ordentlichen 
und  regelmässigen  Einnahmen  nicht  gehörten.  Hiernach  wurde  davon 
ausgegangen,  dass  es  sich  für  jene  zehn  Jahre  um  die  Deckung  eines  De- 
iicits  ven  510  Millionen  handle;  es  wurde  angenommen,  dass  von  diesen 
510  Millionen  etwa  200  —  d.  h.  jährlich  20  —  Millionen  durch  die  Ge- 
meinden und  Departements  noch  etwa  zu  besohafifen  sein  würden;  100 
Millionen  sollte  der  Staat  in  Form  von  Bau-Subventionen  hergeben ;  behufs 
Deckung  des  Bestes  des  Bedarfs  sollten  den  Gemeinden  bzw.  den  an  ihre 
Stelle  tretenden  Departements  Vorschüsse  aus  einer  zu  errichtenden  Spcciul- 
Kasse  gewährt  werden.  Um  nun  zunächst  die  Gemeinden  zu  grösseren  Lei-  Inhalt  des 
stungen  in  den  Stand  zu  setzen,  räumte  das  Gesetz  denjenigen  derselben, ^/^^^^^^^ 
deren  ausserordentliche  Belastung  bereits  zehn  Zuschlags-Centimcs  über- 
stieg, für  den  zehnjährigen  Zeitraum  die  Befugniss  ein,  an  Stelle  der  durch 
das  Gesetz  vom  Juli  1867  zugestandenen  drei  Wege  -  Centimes  sich  mit 
einem  weitereu  Frohntage  zu  belasten.  Das  den  Gemeinderäthen  einge- 
räumte Wahlrecht  enthielt  insofern  eine  beträchtliche  Erleichterung  der 
Mittelbcschaifung,  als  nunmehr  auch  die  Gemeinden,  deren  bereits  hohe 
Belastung  mit  Zuschlags  -  Centimes  eine  weitere  Erhöhung  der  letzteren 
unräthlich  erscheinen  liess,  mit  dem  verhältnissmässig  weit  ausgiebigeren 
Werthc  eines  Frohntagcs  sich  an  dem  Mehraufwande  betheiligen  konnten; 
die  Bewilligung  von  weiteren  Frohntagen  begegnet  ungeachtet  der  Be- 
denken ,  die  einer  Ausdehnung  dieser  Art  von  Belastung  entgegenstehen, 
in  den  ländlichen  Gemeinden  Frankreichs  in  der  Kegel  weit  weniger  Anti- 
pathien, als  sie  der  Erhöhung  der  Geldbeiträge  entgegenzustehen  pflegen. 
Abgesehen  von  dieser   temporären  Einführung   eines    weiteren  Frohntages 


1)  Siehe  das  Nähere  bei  Blerzy  a.  a.  O.  8.499,  500. 


516  NatkniAlSkoiioimMlie  GeseCsgelNug. 

bilden  die  Normirang  eines  Kredits  zur  Gewähnmg  von  Bau-Sabrentionen 
und  die  R^elung  der  Yertheilung  dieser  letzteren  sodann  aber  die  Ein- 
richtung einer  Specialkasse  für  Vicinalwege  und  die  Festsetzung  der  Be- 
dingungen für  die  aus  deneiben  zu  gewährenden  Vorschüsse  den  Inhalt 
des  Gesetzes  vom   11.  Juli   1868. 

Der  Kredit   zur  Gewährung  von  Subventionen   für   den  Ausbau   von 
Gemeinde- Vicinalwegen  ist,    wie  bereits  oben  erwähnt,   durch   das  Gesetz 
auf   100  Millionen    Franken,   zahlbar  in   zehn   Jahresraten   von  je   zehn 
Hillionen  von  1869  ab,  normirt  worden ;  an  den  auf  Grund  dieses  Kredits 
zu  bewilligenden  Vorschüssen  haben  jedoch   nur  diejenigen  Wegestreeken 
Antheily  welche  dem  vom  Minister  des  Innern  vor  Vertheilung  der  ersten 
Kate  seiner  kilometrischen  Länge  nach  festgestellten  Netz  ang^ören ;  diese 
Feststellung  des  participirenden  Gesammtnetzes  wird  vom  Gesetz  ausdrück- 
lich   angeordnet     Die    Vertheilung  jeder  Jahresrate    erfolgt  zunädist   auf 
die  Departements  mittelst  im  Staatsrath  berathenen  Decrets  des  Staatsober- 
haupts  unter   Berücksichtigung   der  Bedürfoisse   und  Kinnahmen    der  Ge- 
meinden und  Departements  sowie  der  von  ihnen  für  den  Zweck  gebrach- 
ten Opfer;  ein  Zehntel  des  Gesammtbetrages  kann  zurückbehalten  werden, 
um  diunit  denjenigen  Departements,  in  denen  der  Ertrag  eines  Departemental 
Zuschlags-Centimes  20,000  Fr.  nicht  erreicht,  zu  Hülfe  zu  kommen.    Inner- 
halb jeden  Departements  wird  die  Subvention  zusätzlich  der  Seitens  des  De- 
partements etwa  bewilligtenBeihilfen  vom  Generalrath  auf  die  einzelnen  Ge- 
meinden vertheilt.     Der  Kredit  der  100  Millionen  ist,  wie  bemerkt,  ledig- 
lich für  die  Gemeinde- Vicinalwege  bestimmt ;  um  wenigstens  in  einem  ge- 
wissen Maasse  auch  den  Ausbau  der  chemins  d'interet  oommun  zu  fordern, 
ist  behufs  desselben  ein  besonderer  jedoch  sehr   viel  beschränkterer  Sub- 
ventions-  Kredit  —   von  15  Millionen  —  ausgeworfen  worden,  der  eben- 
üüls    in   zehn    gleichen  Jahres-Raten   zahlbar  ist   und   dessen  Vertheilung 
in  derselben  Weise  wie  sie  für  den  Kredit  der  100  Millionen  vorgeschrie- 
ben ist,  erfolgt;  es  können  jedoch  an  diesen  Subventionen  nur  diejenigen 
chemins  d'interet  commun  Theil  nehmen,  welche  zur  Zeit  der  Publikation  des 
Gesetzes  bereits  als  solche  designirt  worden  sind.     Beide  Bestimmungen,  die, 
welche  die  Zulassung  der  Gemeindewege   von  der  Aufnahme    in   das  vom 
Minister   des  Innern    festgestellte  Netz   abhängig   macht   und    die  ebener- 
wähnte, welche  die  Vertheilung  der  Subventionen  für  die  chemins  d'interet 
commun    auf   die  bereits  vor  Erlass  des  Gesetzes  ab  solche  designirt  ge- 
wesenen W^e  beschränkt,   gehören  zu  den  wichtigsten  der  für  die  Ver- 
theilung  vorgezeichneten  Normen;   durch   dieselben    ist  unter   die  Grund- 
züge des  Gesetzes  eine  Unabänderlichkeit  des  Netzes  aufgenommen   wor- 
den, welche  zwar  die  an  der  Hand  des  Gesetzes  vorgenommenen  Operationen 
der  Verwaltung  beträchtlich  erleichtert,   dagegen    aber  auch  eine  Berück- 
sichtigung nun  auftauchender  Bedürfnisse  nahezu  ausgeschlossen  und  damit 
die  Anpassung  der  Operationen  an  den  Wechsel  der  Verhältnisse  unmög- 
lich  gemacht   hat.     Wenn   die  Vorschrift,    wonach    die  Vertheilung   nach 
Maassgabe   der  Bedürfhisse    und    der   Einnahmen   der  Departements   bzw. 
der  Gemeinden  sowie  der  von  ihnen  gebrachten  Opfer  erfolgen  soll,  eine 
freie  Würdigung  der  Verhältnisse    zum  Maassstabe    zu   machen  bezweckt^ 
60  ist  der  einer  solchen  arbiträren  Festsetzung  gegebene  Spielzmum   doch 
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durch  jene  dem  zu  subventionirenden  Netze  gegebene  ünveränderlichkeit  von 
vornherein  beträchtlich  eingeschränkt  worden. 

Die  Gewährung  von  Vorschüssen  an  die  Gemeinden  bzw.  an  die  De-  ^^^^^^^ 
partements  ist  durch  Errichtung  einer  besonderen,  unter  Garantie  des  Staats  vicinAiwefe- 
stehenden  Kasse  —  der  caisse  des  chemins  vicinaux  —  sicher  gestellt  ^"^  "*' 
worden ;  diese  Elasse  erhält  ihre  Fonds  aus  den  beim  tr^sor  und  der  caisse 
des  d^pdts  et  consignations  bestimmungsmässig  zu  belegenden  Geldern  der 
Gemeinden  und  Departements  und  steht  mit  der  letztgedachten  Kasse  unter 
einer  Verwaltung;  das  Maximum  der  zu  gewährenden  Darlehen  ist  durch 
das  Gesetz  auf  200  Millionen  Franken  normirt  worden;  die  Vertheilung 
dieser  Maximalsumme  auf  die  einzelnen  Departements  erfolgt  ebenfalls 
durch  ein  vom  Staatsrath  berathenes  Decret  des  Staatsoberhauptes ;  in  der- 
selben Form  können  auch  Abänderungen  der  ursprünglichen  Vertheilung 
erfolgen.  Bis  zur  Höhe  der  Maximalsumme  bzw.  der  von  derselben  den 
einzelnen  Departements  zugetheilten  Beträge  gewährt  die  Kasse  während 
der  zehnjährigen  Periode  denjenigen  Gemeinden,  welche  die  zur  Aufnahme 
der  bezüglichen  Darlehne  bestimmungsmässig  erforderliche  Ermächtigung 
erhalten  haben,  Vorschüsse  zur  Vollendung  ihrer  Gtemeindewege ;  an  Stelle 
der  Gemeinden,  welche  von  dieser  Befugniss  nicht  Gebrauch  machen  kön- 
nen, sind  die  betreffenden  Departements  zur  Entnahme  der  erforderlichen 
Vorschüsse  berechtigt;  jedoch  dürfen  dieselben  in  keinem  Falle  die  Vor- 
schüsse zur  Bestreitung  der  von  ihnen  für  die  Vicinalwege  bewilligten 
Subventionen  verwenden.  Die  Befugniss  der  Gemeinden  und  ev.  der  De- 
partements zur  Extrahirung  derartiger  Vorschüsse  beschränkt  sich  auf  die- 
jenigen Gemeinde- Vicinalwege ,  welche  nach  den  vorher  mitgetheilten  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  sich  zur  Berücksichtigung  bei  Vertheilung  der 
Subventionen  qualificiren  ^).  Unmittelbar  können  ferner  diejenigen  De- 
partements, in  denen  der  Ertrag  eines  Zuschlags-Centimes  20000  Fr.  nicht 
übersteigt,  aus  der  Kasse  diejenigen  Vorschüsse  entnehmen,  die  zur  Vol- 
lendung ihrer  chemins  de  grande  communication  und  d'interet  commun 
nöthig  sind;  doch  nehmen  an  diesen  Vorschüssen  nur  diejenigen  Wege 
der  bezüglichen  Kategorie  Theil,  die  als  solche  beim  Erlass  des  Gesetzes 
bereits  classirt  bzw.  designirt  waren.  Die  Bückzahlung  der  Vorschüsse 
Seitens  der  Gemeinden  des  Departements  erfolgt  in  dreissig  Jahres-Eaten, 
deren  jede  vier  Procent  des  vorgeschossenen  Kapitals  beträgt;  damit  ist 
dem  Ansprüche  der  Kasse  in  Bezug  auf  Kapital  und  Zinsen  genügt. 

Der  Aufschwung ,   der    der  Ausführung    des  Ausbaus   der  Gemeinde-   Wirkungen 
Vicinalwege  durch   das  Gesetz    von    1868  gegeben   wurde,   war   ein  sehr    von  ises. 
bedeutender,    er   war    dies  ungeachtet   der  Unterbrechungen,    welche   die^^^^J^^*^ 
neugebildeten  Operationen    durch   den  Krieg    von    1870/71    erfuhren  und»>ener  impuit. 
ungeachtet   der   weiteren    Hinausschiebung   des   für   die   Beendigung    der 
letzteren  in  Aussicht  genommenen  Zeitpunktes,  welche  in  Folge  der  ein- 
getretenen   financiellen    Bedrängniss    erfolgen    musste;    ein    Gesetz    vom 

1 )  Dass  diese  Beschränkung  aach  ftir  die  Extrahirung  von  Vorschüssen  gelte ,  ist 
zwar  im  Gesetz  selbst  nicht  ausdrücklich  gesagt,  ergibt  sich  indessen  aus  dem  Zusam- 
menhange der  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1868.  Dass  in  der  Praxis  so 
verfahren  worden,  bestätigt  u.  A.  der  Inhalt  der  Min.-Inst.  v.  12.  April  1879.  Bull  des 
Bün.  de  l'int.  Jahrg.   1879  S.  91  fg. 
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25.  Jani  1873  yerlängerte  den  Zeitraum  för  die  Darchftihrang  des  Gfesetzes 
um  fünf  Jahre  und  zwar  dergestalt,  dass  die  vom  Jahre  1874  fallig  wer- 
denden letzten  fünf  Subventions-Noten  für  Gemeinde-Yicinal-Wege  und 
chemins  d'inter^t  commun  statt  auf  fünf  auf  zehn  Jahre  yertheilt  worden 
und  hierdurch  sich  die  einzelnen  Jahres-Baten  je  nach  der  Hälfte  des 
durch  das  Gesetz  von  1868  in  Aussicht  genommenen  Betrages  ennSssig- 
ten.  Ein  Gesetz  vom  15.  August  1876  hat  nach  eingetretener  Besserung 
der  GesammÜage  demnächst  wieder  jene  durch  das  Gesetz  yon  1873  yor- 
gesehenen  zehn  Jahresraten  auf  neun  reducirt  und  den  Zeitraum  für  die 
Durchführung  des  Gesetzes  dementsprechend  um  ein  Jahr  yerkürzt.  Der 
Umfang,  in  welchem  eine  Erweiterung  des  ausgebauten  Yicinalwege-Netses 
eingetreten  ist,  ergiebt  sich  durch  Vergleichung  der  für  die  Zeitpunkte 
yom  31.  December  1869  und  31.  December  1877  ermittelten  Zahlen. 
Während  zu  ersterem  Zeitpunkte  die  Gesammtbeträge  des  im  Unterhal- 
tungs-  bezw.  Fahrbarkeits-Zustande  befindlichen  Yicinalwege  323  392  Ki- 
lometer 569  Meter  (bei  einer  GesammÜänge  des  klassirten  Netzes  yon 
551  792  Kilom.  801  Meter)  betrug,  erreicht  zu  letzterem  Zeitpunkte  die 
Gesammtlänge  der  im  Unterhaltungs-  bezw.  Fahrbarkeits-Zustande  befind- 
lichen Wege  —  bei  einer  Gesammtlänge  yon  569  742  Kilom.  254  Meter 
—  386  443  Kilometer  372  Meter  ^);  es  hat  also  eine  Erweiterung  yon 
rund  53  000  Kilometern  stattgeftinden ,  ungeachtet  des  sehr  erheblichen 
Abganges,  den  das  Wegenetz  Frankreichs  durch  die  im  Frieden  yon  1871 
eingetretene  Verminderung  des  Territoriums  erfahren  hat  Von  jener  Er- 
weiterung fällt  der  bei  Weitem  grösste  Theil  auf  die  Gemeinde-Vicinal- 
wege ;  die  Gesammtlänge  der  im  benutzbaren  Zustande  befindlichen  Wege 
dieser  Kategorie  betrug  am  31.  December  1877  223  720  Kilometer  887 
Meter  (178  398  702  Meter  im  ^tat  d'entretien  45  322  168  Meter  im  ^tat 
de  yiabilit^),  wogegen  im  Jahre  1867  nur  eine  Gesammtlänge  yon  etwa 
113  000  Kilometer  ausgebauter  Gemeinde-Yicinalwege  yorhanden  gewesen 
war  ^).  Die  Gesammtlänge  der  benutzbaren  chemins  d'inter^t  commun, 
welche  1867  etwa  54  000  Kilometer  betragen  hatte,  erreichte  am  31.  De- 
cember 1877  62  996  Kilom.  423  Meter  (55  476  637  im  dtat  d'^ntretien 
7  523  786  im  ^tat  de  yiabilit^);  die  Gesammtlänge  der  chemins  de 
grande  communication  belief  sich  zu  letztgedachtem  Zeitpunkte  auf  99  726 
Kilom.  82  Meter  (95  638  394  Meter  im  ^tat  d*entretien,  4  087  680  im 
^tat  de  yiabilit^. 
Befürrhtun-  Diesen  so  günstigen  Ergebnissen  standen  jedoch  auch  manche  Wahr- 

üSIthSie.  nebmungen  gegenüber,  welche  über  den  Verlauf  der  weiteren  Entwickelung 
zu  beunruhigen  geeignet  waren ;  es  gehört  hierher  das  beträchtliche  Wachs- 
thum  der  Unterhaltungs-Ausgaben,  das  zum  Theile  auf  die  Steigerung  der 
Löhne  und  Materialienpreise  vorzugsweise  aber  auf  die  Erweiterung  des 
Netzes  zurückzuführen  war.  Diesem  Mehr  der  Unterhaltungs- Ausgaben 
treten  noch  diejenigen  Mehrausgaben  hinzu,  welche  die  Kückzahlung  der 
aufgenommenen  Darlehne  in  dreissig  Annuitäten  yerursachte.  Um  Er- 
sparnisse zu    erzielen    bezw..   weitere  Mittel  für   die  Vicinalwege    frei    zu 


1)  Guillaumef  trait^  pratique  8.  7  fg. 

2)  Blerzy  a.  a.  O.  8.  499. 
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machen,  hatten  die  Generalräthe,  deren  auf  die  Wegeyerwaltang  bezügli- 
chen Befagnisse  durch  das  Gesetz  vom  10.  August  1871  eine  beträcht- 
liche Ausdehnung  erfahren  hatten,  verschiedene  Wege  eingeschlagen.  Es 
gehören  hierher  die  bereits  oben  erwähnten  Deklassirungen  der  Departe- 
mental-Strassen  zu  chemins  de  grande  oommunication ;  die  Bestimmung 
des  Art  46,  AI.  7  u.  8  des  Gesetzes  von  1871,  welches  den  General- 
räthen  die  Befugniss  der  Elassirung  und  Deklassirung  der  Departemeu- 
talstrassen,  der  chemins  de  grande  communication  und  d'interet  commun 
beilegt,  ist  so  verstanden  worden,  dass  auch  generell  sUmmtliche  Depar- 
temental-Strassen  eines  Departements  in  Yicinalwege  verwandelt  werden 
können.  Die  Wirkung  der  Umwandlung  ist  nun  die,  dass  für  die  Unter- 
haltung der  zu  chemins  de  grande  communication  deklassirten  Departe- 
mental-Strassen  nunmehr  auch  Frohndeleistungen  der  benachbarten  Ort- 
schaften in  Anspruch  genommen  werden  können,  dass  daher  der  Geld- 
aufwand sich  beträchtlich  vermindert,  so  dass  die  gewonnenen  nicht  uner- 
heblichen Ersparnisse  der  Unterhaltung  der  Yicinalwege  der  verschiede- 
nen Kategorien  zugewendet  werden  können.  Wie  oben  bemerkt,  waren 
es  bis  zum  31.  December  1876  vierzehn  Departements,  welche  von  dieser 
Befugniss  Gebrauch  gemacht  hatten.  Ein  andres  Auskunftsmittel  bot  die 
Yereinfachung  des  Personals  dar,  wie  sie  auch  abgesehen  von  Deklassi- 
rungen beregter  Art  durch  Ueberweisung  der  Yerwaltung  der  Yicinalwege 
an  die  Yerwaltung  der  Fonts  et  chauss^es  erzielt  werden  konnte;  eine 
solche  Ueberweisung  ist^  auch  als  generelle  Maassregel,  mehrfiach  in  Anre- 
gung gebracht  worden  ^),  es  fehlen  jedoch  Nachrichten  über  das  Maass,  in 
welchem  sie  thatsächlich  etwa  Anwendung  erlangt  hat  *).  Ueberall  führte  der 
gesteigerte  Bedarf  zu  einer  volleren  Ausnutzung  der  auf  die  Unterhaltung 
bezüglichen  Yerpflichtungen ;  in  der  Auflegung  von  Special-CentimeB  und 
Frohnden  rückte  man  näher  an  die  gesetzliche  Grenze  und  ebenso  wurden 
die  Ansprüche  auf  Leistung  industrieller  Subventionen  mit  grösserem 
Nachdruck  zur  Geltung  gebracht.  Während  so  die  Last  des  Aushaus  und 
der  Unterhaltung  der  Yicinalwege  überall  stärker  empfunden  wurde,  genügte 
doch  das  auf  diese  Weise  erzielte  Mehr  an  Einnahme  zur  Sicherung  des 
Ausbaus  des  noch  fehlenden  Theils  des  im  Jahre  1869  festgestellten 
Netzes  um  so  weniger,  als  der  der  Wege-Kasse  zu  Yorsohüssen  gewährte 
Kredit  nahezu  erschöpft  war.  Noch  weniger  war  für  die  in  Folge  der 
Yervollständigung  des  Eisenbahnnetzes  und  des  Aufschwungs  der  wirth- 
schaftlichen  Entwickelung  neu  hervorgetretenen  Bedürfhisse  Sorge  getragen, 
für  welche  die  nach  dem  Gesetze  von  1868  gewährten  lediglich  für  das 
damals  festgestellte  Wegenetz  bestimmten  Subventionen  nicht  verwendet 
werden  durften. 

Das  war  der  Zustand,  welchen  die  am  21.  Januar  1878  vom  Minister  Au%aben  der 
des  Innern  de  Marc^re  behufs  Prüfung  der  einschlägigen  Fragen  berufene   '^^^^  '*^' 
ausserparlamentari sehe  Commissi on  vorfand;  es  handelte  sich  um  eine  Er- 
gänzung der  bestehenden  Gesetzgebung  über  die  Yicinalwege  in  doppelter 

1)  Siehe  GuillAumef  Voirie  vicinale,  6.  Aufl.  S.  85  fg. 

2)  Dem  Werke  von  Aucoc  (Conferences,  Erste  Anfluge,  Band  III  S.  26)  entnehme 
ich  nachträglich,  dass  im  Jahre  1876  19  Departements  vorhanden  waren,  welche  die 
Verwaltung  der  Yicinalwege  durch  die  Ingenieurs  des  ponts  et  chaussöes  besorgen  Hessen. 
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KiohtuDg.  ErstenB  war  für  eine  Ergänzung  der  Dotation  bebnfs 
von  Vorschüssen  und  Subventionen  sowie  für  anderweitige,  die  Berücksich- 
tigung auch  der  neu  hervortretenden  Bedürfnisse  ermöglichende  Abgren- 
zung des  zu  subventionirenden  Wegenetzes  zu  sorgen ;  zweitens  bandelte  es 
sich  darum,  eine  dauernde  Vermehrung  der  für  die  Unterhaltung  yerfüg- 
baren  Mittel  herbeizuführen,  überhaupt  das  financielle  Regime  der  Vid- 
nalwege  den  durch  die  fortschreitende  Entwickelung  veränderten  Verhältnissen 
anzupassen.  Den  ersten  Theil  der  Angabe  haben  die  Gesetze  vom  10.  April 
1879  und  12.  März  1830  gelöst;  in  Betreff  des  zweiten  Theils  sind  die 
Erörterungen  zu  einem  abschliessenden  Ergebniss  bis  jetzt  nicht  gediehen. 
vor»chüs»e.  Das  Gcsctz  vom  10.  April  1879  überweist  der  Vicinalwege-Kasse  zur 

Gewährung  von  Vorschüssen  eine  neue  Dotation  von  300  Millionen  Fran- 
ken;   200  hiervon    sind  für   die  Bedürfnisse    des  vollen,    d.  h.,   des  nach 
dem  Gesetz  von   1869  subventionirten  Netzes,  60  Millionen  für  neue,   in 
jenes  Netz  nicht  begriffene  Wege,    40  Millionen    für  die  Vicinalwege- Al- 
geriens bestimmt.     Sowohl  was  die  200  als  was  die  60  Millionen  anlangt, 
ist  die  Theilnahmebefugniss  der  Departements  gegenüber  derjenigen,  welche 
ihnen  durch  das  Gesetz  von   1868  eingeräumt  war,    eine  beträchtlich  er- 
weiterte ;  nicht  diejenigen  Departements  allein,  in  denen  der  Ertrag  eines 
Zuschlags-Centimes  20  000  Mark  nicht  überschreitet,  sondern  alle  Depar- 
tements sind  berechtigt,    für  den  Ausbau   ihrer   chemins  de  grande  com- 
munication  und  d'interet  commun  Vorschüsse  aus  der  Wegekasse  zu  ent- 
nehmen.    Die  Vertheilung  erfolgt  durch  Decret  des  Staatsoberhaupts;  die 
Erhebung   der   Vorschüsse    ist   von   der   Genehmigung   des  Ministers   des 
Innern  abhängig,  welche  wieder  den  Nachweis  voraussetzt,  dass  die  betr. 
Departements  und  Gemeinden  die  zu   ihrer  Verfügung  stehenden  Special- 
Einkünfte   voll  für   die  Vicinalwege  verwenden;   ausserdem  ist,    wenn  es 
sich  um  Vorschüsse  für  Wege  des  neuen  Netzes  handelt.  Seitens  der  De- 
partements bezw.  der  Gemeinden  darzuthun,  dass  sie  im  Stande  sind,  ebenso 
die  Vicinalwege  ihres  alten  Netzes  als  diejenigen  Wegestrecken,  für  welche 
sie  Vorschüsse   in    Anspruch    nehmen,    zu   unterhalten.     Von    besonderer 
Wichtigkeit  ist  die  Art,    wie  bezüglich   der  Befugniss  zur  Erhebung  von 
Vorschüssen  das  Verhältniss   des  alten   zum  neuen  Netz   geregelt  wurde; 
das  alte  Netz  begreift    in    sich  sämmtliche   vor   dem  Erscheinen    des  Ge- 
setzes  (d.  h.    das    Ges.    v.  10.  April   1879)    klassirte    chemins   de    grande 
communication  und   d'inter^t  commun,   femer  von  den    chemins  vioinaux 
ordinaires  diejenigen,  welche  in  das  bisher,  d.  h.  nach  dem  Gesetze  von 
1868  subventionirte  Netz  einbegriffen  waren.     Aber  es  ist  das  alte  Netz 
zunächst  erweitert  durch   die  Bestimmung    des  Gesetzes,    dass    zu  diesem 
Netz    zu    zählen    fortfahren    alle    diejenigen    demselben    angehörigen    Ge- 
meinde-Vicinal- Wege  oder  Strecken  von  solchen,  welche  demnächst  durch 
Klassirung   zu  chemins    de  grande   communication    und  d'interet  commun 
in  eine  höhere  Slategorie   aufrücken,    sofern    sie  nicht   aus  Anlass  dieses 
Anfrückens  im   alten  Netz  durch    andere  entsprechende  Wegestrecken  er- 
setzt  worden    sind.     Die  Bedingungen,    unter    denen    es    auch    abgesehen 
von  Fällen    des   Aufriickens   in    eine    höhere  Kategorie    zulässig  ist,    den 
Linien    des    alten  Netzes   behufs   der   Inanspruchnahme    von  Vorschüssen 
neue  Wegestrecken  zu  substituiren,  regelt  eingehend  die  zur  Ausführung 
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des  Gesetzes  vom  10.  April  1879  yom  Minister  des  Innern  erlassene  In- 
stiuction  yom  12.  desselben  Monats^).  Diese  im  Wesentlichen  sich  an 
ein  früheres  Ministerial-Cirknlar  yom  4.  Januar ')  des  genannten  Jahres 
anschliessende  Instruction  erklärt  es  für  zulässig,  an  den  Stellen  solcher 
dem  alten  Netz  angehöriger  Wegestrecken ,  deren  Ausführung  durch  die 
betreffenden  Gemeinden  yor  dem  Jahre  1883  nicht  mehr  zu  erwarten  sei, 
Wegestrecken  derselben  oder  auch  anderer  Gemeinden  zu  setzen  und  die- 
sen die  auf  Vorschüsse  bezüglichen  Anrechte  zuzutheilen;  bezw.  auch 
die  gedachten  Anrechte  zu  einer  Departemental-Keserye  zu  yereinigen  und 
so  für  andere  Gemeinden  nutzbar  zu  machen;  sie  gestattet  ferner,  auf  die 
Dotation  der  200  Millionen  auch  Vorschüsse  für  solche  Wegestrecken  an- 
zuweisen,  die  ohne  in  das  alte  seiner  kilometrischen  Länge  noch  unmit- 
telbar nach  Publikation  des  Gesetzes  yom  11.  Juli  1868  festgestellte  Netz 
aufgenommen  zu  sein,  doch  Theile  eines  dem  alten  Netze  partiell  zuge- 
theilten  Strassenzuges  bildeten  ^).  Diese  ausdehnende  Anwendung  des  für 
das  alte  Netz  im  Betrage  yon  200  Millionen  gewährten  Kredites,  welche 
die  Berücksichtigung  zahlreicher  neu  heryorgetretener  Bedürfhisse  aus  die- 
sen Fonds  ermöglicht,  erklärt  es,  dass  das  Gesetz  sich  für  die  Bedürfiiisse 
des  neuen  Netzes  auf  die  relatiy  bescheidene  Summe  yon  60  Millionen, 
auf  die  überdies  noch  die  behufiB  Ablösung  yon  Brückenzöllen  ^)  zu  gewäh- 
renden Vorschüsse  anzuweisen  sind,  hat  beschränken  können. 

Die  üeberweisung  eines  neuen  Kredits  zu  Subyentionen  konnte  er- subTeutioo«!!. 
folgen,  nachdem  die  Rechnungs-Abschlüsse  für  die  Jahre  1876  und  1877 
so  erhebliche  üeberschüsse  ergeben  hatten,  dass  aus  denselben  eine  neue 
Dotation  entnommen  werden  konnte ;  diese  Dotation  wurde  durch  das  Ge- 
setz vom  12.  März  1880  auf  80  Millionen  Franken  festgesetzt  und  der 
bezügliche  Kredit  dem  Budget  von  1879  zugewiesen;  dieser  Kredit  um- 
fasst  jedoch  auch  diejenigen  Raten  der  durch  das  Gesetz  von  1868  be- 
willigten Subvention,  welche  in  den  Jahren  1880  bis  1882  fällig  gewor- 
den wären,  mit  zusammen  17  250  000  Fr.;  die  AnnuUirung  der  pro  1880 
schon  im  Budget  eingestellten  Baten  spricht  das  Gesetz  auBdrücklich  aus; 
als  wirklicher  Zugang  erscheint  daher  lediglich  der  Betrag  von  62  750  000 
Frcs.  Dieser  Zugang  soll  zu  Subventionen  für  Herstellung  von  Vicinal- 
wegen  verwendet  werden;  die  Vertheilung  bewirkt  der  Minister  des  In- 
nern; als  Grundlage  dienen  die  Beschlüsse  der  Generalräthe ;  die  letztern 
haben  jährlich,  was  1)  die  chemins  vicinaux  ordinaires  anlangt,  die  an  den- 
selben vorzunehmenden  Arbeiten  genau  zu  bezeichnen  und  dieser  Bezeich- 
nung die  Angabe  der  von  der  Gemeinde  hierzu  überwiesenen  Mittel  und 
des  auf  das  Departementalbudget  übernommenen  Beitrags  beizufügen;  was 
dagegen  2)  die  chemins  de  grande  communication  und  d*int^ret  commun 
anlangt,  die  an  denselben  vorzunehmenden  Arbeiten  direct  zu  beschliessen 

1)  Bulletin  da  Minist^re  de  riot^riear  Jahrgang  1879  S.  91  fg. 

2)  Ebendaselbst  S.  9  fg. 

3)  Siehe  insbesondere  Abschnitt  IV  der  Instr.  v.  12.  April  1879  a.  a.  O.  S.  96  in 
Verbindung  mit  der  Instr.  v.  4.  Janaar  1879. 

4)  Ueber  die  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  30.  Juli  1880  su  bewirkende  Ablö- 
sung der  Brücken-Zölle  siehe  Artikel  A  im  III.  Bande  der  Neuen  Folge  dieses  Jahrbuchs 
S.  466. 

N.  F,  Bd.  IV.  35 
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und  die  hierzu  zu  überweisenden  ausserordentlichen  Einkünfte  festzu- 
setzen. Alle  Subventionen  werden  nur  für  bestimmt  bezeichnete  Arbeiten 
gewährt;  sie  erlöschen,  wenn  die  Verwendung  in  dem  auf  die  Bewilli- 
gung folgenden  Jahre  nicht  erfolgt  bt;  Voraussetzung  der  Betheilig^nng  ist 
ferner,  dass  die  betr.  Departements  und  Gemeinden  die  Gesammtheit  ihrer 
für  die  Vicinalwege  verfögbaren  ordentlichen  Special-Einnahmen  anoh  voll 
für  dieselben  verwenden.  Im  Uebrigen  soll  die  Vertheilung  nach  dem 
Maassstab  der  Bedürfnisse  und  Einnahmen  der  Departements  und  Gemein- 
den, sowie  der  von  ihnen  gebrachten  Opfer  erfolgen,  nach  demselben 
Maassstabe  also,  der  schon  durch  das  Gesetz  von  1868  vorgezeichnet  war. 
Aber  derselbe  hat  durch  die  Art  seiner  diesmaligen  Durchführung  eine 
von  der  früheren  ganz  verschiedene  Bedeutung  gewonnen.  Zunächst  be- 
stimmt schon  das  Gesetz,  dass,  was  die  in  Bede  stehenden  Opfer  anlangt, 
nur  diejenigen  Beträge  für  die  Vertheilung  in  Betracht  gezogen  werden 
dürfen,  welche  die  Departements  und  Gemeinden  aus  dem  Ertrage  ausser- 
ordcnüicher  Einnahmen  bewilligen;  es  stellten  ferner  das  in  Ausführung 
des  Gesetzes  ergangene  Eeglement  d'administration  publique  vom  3.  und 
die  sich  anschliessende  Ministerial-Instruction  vom  5.  Juni  1880^)  einen 
Schematismus  fest,  nach  welchem  unter  Zugrundelegung  eines  bestimmten 
Ergiebigkeitsverhältnisses  der  Gemeinde-  bezw.  der  Departemental-Zusohlags- 
Centimes  das  Verhältniss  der  Betheiligung  von  Gemeinde,  Departement 
und  Staat  bei  den  betreffenden  Bau -Ausgaben  und  hiernach  der  Betrag 
der  Subvention  zu  berechnen  ist  Ein  Tableau  *)  theilt  zunächst  die  Ge- 
meinden nach  dem  Ertrage  je  eines  Gemeinde-Zuschlags-Centimes  in  10 
Klassen,  dergestalt,  dass  mit  dem  Steigen  jenes  Ertrages  auch  die  Quote 
wächst,  welche  die  Gemeinden  von  den  Baukosten  aus  eignen  Mitteln  zu 
bestreiten  haben;  während  auf  der  untersten,  diejenigen  Gemeinden ,  in 
denen  ein  Zuschlags-Centime  nur  einen  Ertrag  von  20  Fr.  oder  weniger  lie- 
fert, umfassenden  Stufe  der  von  der  Gemeinde  zu  übernehmende  Antheil 
20  Procent  beträgt  und  80  Procent  durch  Departemental-  und  Staats-Sub- 
vention zu  decken  sind,  haben  die  Gemeinden  der  obersten  Stufe  —  es 
sind  dies  die,  in  denen  der  Ertrag  eines  Zuschlags-Centimes  900  Franken 
übersteigt,  90  Procent  beizutragen  und  an  Subventionen  nur  eine  Quote 
von  10  Procent  zu  gewärtigen.  Der  Antheil,  welchen  von  der  hiemach 
Seitens  der  Gemeinden  zu  beanspruchenden  Subvention  die  Departements 
zu  übernehmen  haben,  wächst  ebenfalls  mit  der  Ergiebigkeit  des  Depar- 
tements-Zuschlags-Centimes; für  die  Stufenfolge  ist  jedoch  nicht  der  abso- 
lute Ertrag  des  Centimes,  sondern  der  bei  Vertheilung  desselben  auf  den 
Gcsammtflächen-Inhalt  des  Departements  für  den  Quadratkilometer  sich 
ergebende  maassgebend;  die  Zahl  der  Stufen  ist  auch  hier  auf  zehn  nor- 
mirt;  die  erste  umfasst  die  Departements,  in  denen  der  Ertrag  des  Cen- 
times pro  Kilometer  2  Fr.  und  weniger  beträgt,  die  letzte  diejenigen,  in 
denen  er  15  Franken  übersteigt;  die  nach  Maassgabe  dieser  Stufen  zu 
übernehmenden  Quoten  der  Subvention  sind  in  einem  zweiten  Tableau 
so  normirt,  dass  der  untersten  Stufe  ein  vom  Departement  zu  übemehmen- 

1)  Bulletiii  dn  Hinistöre  d^  l'int^rieor.     Jahr^j^ang  1880  S.   151. 
S)  ft.  A.  O.  8.  143.      Ein  weiteres  die  einselnen  Departements  hiemach   in  eine  B«i- 
hMkügt  steUendes  Tablean  S.  161  daselbst. 
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der  Beitrag  yon  20,   der  obersten  ein  solcher  von  90  Frocent  entspricht. 
Die  Beiträge,  welche  hiemach  die  Departements  zu  leisten  haben,  sind  für 
dieselben  rein  faonltative;    ihre  Bewüligung  enthält  lediglich   eine  Vorbe- 
dingung  für   die  Gewährung   des   betreff.  Subventionsbetrages  Seitens  des 
Staats;   es  dürfen   daher  auch  die  Gemeinden   in  Stelle  der  Departements 
den  betreffenden  Beitrag  übernehmen ,   wie  andererseits  die  Departements 
die  auf  die  Gemeinden  entfallende  Quote  aus  Departemental-Fonds  zu  be- 
willigen befugt  sind.     Ein  drittes  Tableau  —  C  —  stellt  die  Stufenfolge 
für    diejenige  Quote  fest,   welche   die  Departements   von   den  Kosten  des 
Baus  von  chemins  de  grande  communication  und  d'int^ret  commun,  für  welche 
sie   eine  Staats  -  Subvention   beanspruchen,    zu  übernehmen   haben;    diese 
Stufenfolge  umfasst  neun  den  neun  untern  Stufen  des  Tableau  B  entspre- 
chende Klassen;    die  oberste  Stufe  begreift   die  Departements  in  sich,    in 
denen  der  Firtrag  eines  Gentimes  pro  Quadrat-Kilometer   9  Franken  über- 
steigt    Der  vom  Departement  selbst  zu  übernehmende  Antheil  erhöht  sich 
In  der  gedachten  Stufenfolge  dergestalt,  dass  derselbe,  wahrend  er  auf  der 
untersten  Stufe   50  Procent  beträgt,   auf  der   obersten  90  erreicht     Der 
Umstand,  dass  der  Ausbau  der  beiden  ersten  Klassen  der  Yioinalwege  weit 
mehr  vorgeschritten  ist,   als  der  der  chemins  vicinauz  ordinaires  rechtfer- 
tigt es,  dass  bei  den  ersteren  die  Betheiligung  des  Staats  innerhalb  enge- 
rer Grenzen  bleibt     Während  nach  dieser  einer  freieren  Beurtheilung  nur 
wenig  Spielraum  lassenden  schematischen  Festsetzung  die  Yertheilung,  wie 
vorbemerkt,  dem  Minister  des  Innern  überlassen  ist,  behält  das  Gesetz  die 
Bestimmung  des  jährlich  einestheils  für  Kunstbauten,   für  die  Herstellung 
der  Karte  Frankreichs  und  für  andere  gemeinsame  Zwecke,   sowie  andern 
theils  für  Gewährung  von  Subventionen  in  Fällen,  in  denen  ausserordent- 
liche Umstände  oder  Bedürfhisse  vorliegen,  zu  reservirenden  Betrages  der 
Festsetzung  durch  ein   nach  Gutachten  des  Staatsraths  zu  erlassendes  De- 
cret  des  Staatsoberhauptes  vor*). 

Der  grosse  Umfang,  in  welchem  in  Folge  der  so  ausgedehnten  Ge-  ^^^^ 
Währung  von  Vorschüssen  wie  von  Zuschüssen  der  beim  Ausbau  des  Yici-  der  stutt- 
nalwegenetzes  betheiligt  ist*),  musste  Anlass  geben,  einer  jener  financiel- 
len  Betheiligung  correspondirende ,  die  Gleichförmigkeit  der  Ausfuhrung 
einigermaassen  sicherstellende  Stärkung  des  Staatseinflusses  in  Erwägung 
zu  ziehen;  für  eine  solche  intensivere  Einwirkung  des  Staats  das  Mittel 
zu  bieten,  war  der  Zweck  einer  in  den  Entwurf  des  Gesetzes  vom  10. 
April  1879  aufgenommenen  Bestimmung,  nach  welcher  eine  dem  Minister 
des  Innern  unterstellte  General-Inspection  des  Dienstes  der  Yicinalität  ein- 


1)  Gesetz  vom  12.   MXrz  1880  Art  9. 

2)  Das  Verhältniss  der  Leistangen  des  Staats  za  denen  der  Departements,  Gemeinden 
and  Privaten  wird  durch  die  vorhandenen  statistischen  Uebersichten ,  soweit  solche  mir 
bekannt,  nicht  völlig  klar  gesteUt:  die  Tabelle  vom  Annoaire  statistique  trennt  nicht 
Staats-  und  Departements-Zuschüsse  und  scheidet  unter  denselben  nicht  die  zum  Neubau 
und  zur  Unterhaltung  gegebenen.  1876  betrugen  die  Gesammt-Einnahmen  der  Vicinal- 
wege-Verwaltung  170  498  337  Fr.,  wovon  auf  Leistungen  der  Gemeinden  (einschliesslich 
des  Werthes  der  Frohnden)  97  970  494  Fr.  auf  Beiträge  des  Staats  und  der  Departements 
zusammen  68  361980  Fr.,  auf  Beitrage  der  Privaten  4  166  288  Fr.  kamen.  Annoaire 
von  1880  S.  350.  351. 
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gerichtet  werden  sollte  ^).  Die  Mehrzahl  der  Generalrathe  hatte  bei  Be- 
gatachtang  der  Bestimmung  sich  in  einem  derselben  günstigen  Sinne  ans- 
gesprochen;  ja  es  lagen  Fälle  vor,  in  denen  der  von  den  Generalräthen 
an  den  Minister  des  Innern  gerichteten  Bitte,  den  Zustand  der  Yidnal- 
wegeverwaltung  im  Departement  prüfen  und  constatiren  zu  lassen,  Mangels 
eines  geeigneten  Organs  vom  Minister  nicht  hatte  entsprochen  werden 
können.  Dennoch  wurde  in  Folge  des  Widerspruches,  welchen  die  Be- 
stimmung bei  der  Berathung  in  der  Deputirtenkammer  auf  mehreren  Sei- 
ten fand,  dieselbe  in  der  Sitzung  vom  25.  März  1879  von  der  Begierung 
zurückgezogen;  letztere  that  diesen  Schritt  mit  einer  Art  von  Yerwahning; 
sie  erklärte,  dass  ein  Recht,  den  bezüglichen  Dienstzweig  jederzeit  zu 
controliren,  für  sie  schon  durch  die  bestehende  Gesetzgebung  begründet 
werde,  dass  dagegen  die  Frage  der  Einrichtung  eines  ständigen  Personals 
zu  diesem  Behuf  füglich  noch  einer  weitem  Erwägung  unterliegen  könne. 
Inzwischen  ist  im  Wege  der  Verwaltung  ein  Schritt  in  der  Richtung  der 
Centralisirung  dadurch  geschehen,  dass  —  durch  Ministerial-Circular  vom 
3.  September  1879*)  —  die  Präfecten  angewiesen  wurden,  mit  der  Pen- 
sionirung  und  Entlassung  wie  mit  der  Ernennung  der  obersten  Wegebeam- 
ten der  Departements  —  der  agents  voyers  en  chef  —  erst  nach  zuvor 
eingeholter  Entscheidung  des  Ministers  des  Innern  vorzugehen. 
Reform-  Die  Yersuchc ,    das  financielle  Regime    der  Yicinalität   zu  verbeasem, 

dasselbe  der  Gesammtentwickelung  anzupassen  und  die  verfügbaren  Ein- 
künfte dem  Bedürfniss  entsprechend  zu  erhöhen,  hatten  schon  vor  dem 
Zusammentritt  der  ausserparlamentarischen  Commission  durch  den  im  Jahre 
1876  von  Camille  St^  in  der  Deputirten  -  Kammer  eingebrachten  Gesetz- 
Entwurf,  betreffend  Erhöhung  der  Zuschlags-Centimes  und  Yermehrung  der 
Frohntage,  sowie  durch  den  auf  facultative  Beseitigung  der  Frohnden  und 
ihre  Erhöhung  durch  Zuschlags  -  Centimes  gerichtete  Gegenantrag  von  Es- 
canyu,  Massot  und  Ronge  eine  neue  Anregung  erhalten');  drei  Viertel 
der  Generalrathe  —  61  gegen  13;  13  hatten  nicht  votirt  —  hatten  sich 
indessen  für  die  Aufreohthaltung  der  Frohnden  ausgesprochen;  die  par- 
lamentarische Commission  schloss  sich  mit  Stimmeneinhelligkeit  dieser 
Auffassung  an^).  Mit  der  Bejahung  dieser  Frage  war  das  Terrain  für 
die  Prüfung  der  weiteren  Reform -Vorschläge  geebnet;  bei  demselben  han- 
delte es  sich  vornehmlich  um  nachstehende  fünf  Punkte:  1)  die  Ueber- 
tragung  der   den  Gemeinderäthen   zustehenden  Befugniss,   die   Ableistung 

1)  Siehe  über  die  bezüglichen  Verhandlangen  <Us  Nähere  bei  De  Crisenoy ,  «.  a.  O. 
S.  10. 

2)  BalletiQ  du  mmistire  de  rint^rieor,  Jahrg.  1879,  S.  206. 

3)  De  Crisenoy  a.  a.  O.  S.  6.  7.   130. 

4)  Es  war  berechnet  worden,  dass  in  der  Mehrzahl  der  Departements  der  Werth  der 
drei  Frohntage  dem  Ertrage  von  circa  20,  in  anderen  dem  von  SO,  40  und  sogar  47 
Centimes  gleich  kam.  Wie  sich  für  ganz  Prankreich  der  Werth  der  Frohnleistnngen  mu 
den  haaren  Geldaosgaben  verhält,  bt  ans  den  Tabellen  der  Annaaires  statistiqnes  nicht 
genügend  ersichtlich :  danach  betrug  der  (Geldaufwand  für  die  Unterhaltung  im  Jahre 
1876  80  281901  Fr.,  wovon  25  523  946  Fr.  auf  Naturalleistungen  ,  54  757  059  auf  die 
baare  Oeldansgabe  kamen.  In  ersterem  Betrage  ist  indessen  der  Oeldwerth  der  etwa  in 
Datnra  geleisteten  industriellen  Subventionen  mit  enthalten ,  in  letzterem  die  ganze  Geld- 
Mugabe,  die  ans  dem  Erlöse  abgelöster  Frohnden  bestritten  worden  bt.  Ausserdem  worden 
in  natura  für  Neubauten  etc.  noch  9  479  833  Fr.  gelebtet 
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der  in  natura  zu  leistenden  Frohnden  in  Stückarbeit  zu  beschliessen  und 
den  Umwandlungs-Tarif  festzusetzen,  auf  die  Gencralräthe,  2)  die  Vermeh- 
rung der  für  die  Unterhaltung  verfügbaren  Einkünfte ,  3)  die  Trennung 
der  der  Unterhaltung  gewidmeten  von  den  zum  Ausbau  bestimmten  Ein- 
künften und  die  Beschränkung  des  Zwanges  auf  die  zur  Unterhaltung 
erforderlichen  Leistungen,  4)  eine  Vertheilung  der  Unterhaltungspfliobt 
wie  der  auf  dieselben  bezüglichen  Einkünfte  zwischen  Departement  und 
Gemeinde  nach  Maassgabc  der  Kategorie,  zu  welcher  die  einzelnen  Stras- 
senstrecken  gehören,  5)  die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Unterdrückung 
der  industriellen  Subventionen.  Die  Commission  sprach  sich  für  sämmt- 
liche  ad  1  bis  4  erwähnten  Aenderungen  —  für  die  ad  2  bis  4  bezeich- 
neten wenigstens  im  Princip  —  aus;  sie  beschloss  sodann  die  Aufrecht- 
haltung der  industriellen  Subventionen;  mit  der  Prüfung  des  Details  und 
der  Aufstellung  eines  Gesetz-Entwurfs  beauftragte  sie  eine  Subcommission. 
Die  letztere  beendigte  ihre  Arbeit  noch  während  des  Jahres  1878;  die 
Weiterführung  der  Vorberathung  wurde  im  Laufe  des  Jahres  1879  dem 
inzwischen  vom  Minister  des  Innern  berufenen  comiU^  consultatif  de  la  vi- 
cinalite  übertragen.  > 

Der  aus  den  Berathungen  dieser  Commission  hervorgegangene  Gesetz-  "^^ 
Entwurf^)  enthält  eine  umfassende  Aenderung  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung; er  vereinigt  zunächst  die  chemins  de  grande  communication  und 
d'interet  commun  zu  einer  Wegekategorie,  so  dass  nur  zwei  Kategorien 
von  Y icinal wegen :  die  chemins  de  grande  communication  und  chemins 
vicinaux  ordinaires  übrig  bleiben;  die  ersteren  hat  das  Departement,  die 
letzteren  die  Gemeinde  zu  unterhalten;  dem  entspricht  es,  dass  das  Eigen- 
thum  an  den  chemins  de  grande  communication  dem  Departement,  das  an 
den  chemins  vicinaux  ordinaires  der  Gemeinde  zusteht,  die  von  den  Ge- 
meinden zu  erhebenden  Special-Centimes  sind  auf  acht  festgesetzt,  das  Ma- 
ximum von  drei  Frohntagen  ist  beibehalten  ;  das  Maximum  der  von  den 
Departements  zu  erhebenden  Wege-Centimes  beträgt  zehn.  Von  den  Spe- 
cial -  Centimes  der  Gemeinden  können  die  Departements  vier ,  von  den 
Frohntagen  zwei  für  die  chemins  de  grande  communication  in  Anspruch 
nehmen ;  befinden  sich  in  der  Gemeinde  keine  Gemeinde  -Yicinalwege ,  so 
erhöht  sich  der  für  die  chemins  de  grande  communication  in  Anspruch 
zu  nehmende  Beitrag  auf  5  Centimes  und  die  vollen  drei  Frohntage.  Für 
beide  Kategorien  von  Wegen  können  für  den  Fall  ausserordentlicher  Ab- 
nutzung durch  Industrielle  u.  s.  w.  Beiträge  von  letzteren  erhoben  werden. 
Die  Unterhaltung  der  chemins  de  grande  communication  ist  für  die  Departe- 
ments, die  der  chemins  vicinaux  ordinaires  für  die  Gemeinden  obligato- 
risch; dies  Bchliesst  jedoch  nicht  aus,  dass  bei  der  Unterhaltung  der  erst- 
gedachten Woge  sich  der  Staat,  bei  der  der  letztgedachten  sich  der  Staat 
und  das  Departement  mit  Unterhaltungs -Subventionen  betheiligen;  kann 
auch  mit  Hülfe  dieser  der  Bedarf  nicht  vollständig  gedeckt  werden,  so  ist 
es  den  Gemeinden  überlassen,  die  Scha£fung  ausserordentlicher  Einnahmen 
durch  extraordinäre  Zuschlags-Centimes  u.  s.  w.  zu  beschliessen ;  diese  Be- 
lastung ist  indessen  eine  rein  freiwillige    und  ist  daher  der  obligatorische 


1)  Abgedruckt  bei  De  Crisenoy  a.  a.  O.  S.  139  fg. 
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Charakter  nicht  für  die  Last  in  ihrem  ganzen  Umfange  durchgeführt 
Nicht  bloss  für  die  an  Stelle  der  in  natura  nicht  geleisteten  Frohnden  zu 
zahlenden  Geldäquivalente,  sondern  auch  fiir  die  Umwandlung  der  Frohn- 
den in  Stückarbeit  setzt  der  Generalrath  die  Tarife  jährlich  fest;  das 
Geldäquivalent  für  den  Frohntag  darf  nicht  weniger  als  drei  Viertel  des 
üblichen  Tagelohns  betragen.  Bezüglich  der  Leistungen  für  den  Ausbau 
ist  der  obligatorische  Charakter  fallen  gelassen  worden ;  doch  will  die  eine 
der  vorgeschlagenen  Fassungen  denselben  insoweit  beibehalten,  als  es  sich 
lediglich  um  die  Inanspruchnahme  der  drei  Frohntage  und  um  bis  zu  fünf 
der  acht  Gemeinde-Special-Centimes  handelt,  soweit  von  diesen  Einkünften 
nach  Bestreitung  der  Unterhaltungskosten  noch  etwas  verfügbar  ist  ^). 
Ueber  die  Weiterförderung  des  Gesetz  -  Entwurfes  ist  inzwischen  Näheres 
nicht  bekannt  geworden;  eine  Eegelung  der  angeregten  Punkte  wird 
sich  indessen  bei  der  immer  mehr  hervortretenden  Unzureichlichkeit  der 
für  die  Unterhaltung  verfügbaren  Mittel  auf  die  Dauer  nicht  umgehen  las- 
sen. In  allen  seinen  Punkten  bezeichnet  der  Gesetz-Entwurf  einen  erhebli- 
chen Fortschritt.  Die  Reduotion  der  Klassen-Eintheilung  auf  zwei  Kate- 
gorien entspricht  dem  Zustande,  wie  derselbe  sich,  nachdem  das  Gesetz 
vom  10.  August  1871  unter  den  Generalräthen  die  chemins  d^intdret  com- 
mun  den  ohemins  de  grande  communication  fast  in  allen  wichtigen  Punkten 
gleichgestellt  sich  in  der  Praxis  herausgebildet  hat ;  die  Angelegenheiten 
beider  Kategorien  von  Wegen  gehören  sonach  thatsächlich  schon  jetzt  fast 
ausschliesslich  zur  Departemental-Yerwaltung.  Der  gesammte  Mechanismus 
wird  durch  diese  Aenderung  der  Klassen-Eintheilung  in*  zweckmässiger 
Weise  vereinfacht  Die  Uebertragung  auch  der  materiellen  Unterhaltungs- 
last  hinsichtlich  beider  zu  einer  Klasse  vereinigten  Kategorien  von  Wt^n 
wenigstens  im  Princip  auf  das  Departement  entspricht  ebenfiAlls  dem  Gange 
der  neueren  Entwickelung ;  die  Uebertragung  der  Feststellung  des  Frohnde- 
Umwandlungs  -  Tarifs  auf  den  Generalrath  endlich  enthält  eine  durchaus 
erwünschte  Reform,  da  die  Feststellung  durch  den  Gemeinderath  nicht 
selten  dazu  beitrug,  dass  durch  Annahme  hoher  Sätze  für  die  Stückarbeit 
die  Frohnleistung  in  ihrem  Effect  beträchtlich  geschmälert  wurde.  Eine 
glcichhcitliche  Heranziehung  der  Gemeinden  zur  Wegebaulast  innerhalb 
des  Departements  lässt  sich  lediglich  durch  Anwendung  einheitlicher  Ge- 
sichtspunkte bei  Festsetzung  der  Frohnden  -  Umwandlungs  -  Sätze  sicher- 
stellen. 
Randwege.  Die  Bezeichnung  Ruralwege  ^)   hat   sich  erst  allmählig  zu  einem  be- 

stimmten Begriffe  herausgebildet;  derselbe  ist  auch  jetzt  ein  wesentlich 
negativer;  es  werden  darunter  alle  diejenigen  im  öffentlichen  Gebrauch 
befindlichen  Gemeindewege  begriffen,  welche  weder  als  Yicinalwege  clas- 

1)  La  constmction  des  chemins  yicinaax  n'est  obligatoire  pour  les  commones  qne 
dans  la  limite  du  röliquat  des  cinq  Centimes  g^ndraux  et  de  trois  joum^es  des  pr^stations, 
aprös  prti^vemeot  des  cootingents  dos  aux  chemins  de  grande  communication  et  des  res- 
•ources  n^cessaires  k  Tentreticn :  lautet  jene  sweite  Fassung  des  Art.  21  des  Entwürfe. 
De  Crisenoy  a.  a.  O.  S.  liS 

2)  Die  beste  Bearbeitung  des  G^egenstandes  enthält  der  Aufsatz  von  Guillanme 
(dem  Verfasser  der  oben  citirten  Schrift  über  die  Yicinalwege)  Les  chemins  mraux  in 
der  Revue  g^drale  d'administration,  Jahrg.  1879,  Band  II,  S.  133  fg.  Auch  in  beson- 
derem Abdruck  erschienen. 
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fiirt  sind,  noch  zu  den  innerhalb  der  Städte,  Flecken  oder  Dörfer  belege- 
nen Strassen  (voirie  urbaine)  gehören^);  es  handelt  sich  daher  um  Wege, 
welche  hauptsächlich  dem  Verkehr  innerhalb  der  Gemeinde-Feldmark,  in 
weit  überwiegendem  Maasse  demnach  der  landwirthschaftlichen  Benutzung 
dienen.  Von  den  Vicinalwegen  unterscheiden  sie  sich  hauptsächlich  da- 
durch, daas  das  Eigenthum  der  Gemeinde  an  Grund  und  Boden  keine  un- 
bedingte Voraussetzung  ist,  dass  das  Priyilegium  der  Unyerjährbarkeit 
ihnen  nicht  ohne  Weiteres  zur  Seite  steht  und  dass  ebensowenig  das  Re- 
gime der  Unterhaltung  der  Vicinalwege  auf  sie  Anwendung  findet;  eine 
unbedingte  Verpflichtung  der  Gemeinde,  die  Ruralwege  zu  unterhalten,  besteht 
auch  nach  der  heutigen  Gesetzgebung  nicht.  Dass  die  frühere  Gesetz- 
gebung dieser  Wege  nur  sehr  vereinzelt  erwähnte,  erklärt  sich  daraus,  dass 
fast  überall  die  vorhandenen  Mittel  durch  die  Vicinalwege  absorbirt  wur- 
den. So  war  denn  auch  die  Bestimmung  des  Gesetzes  vom  21.  Juli  1870, 
welches  den  Gemeinden,  deren  Vicinalwege  völlig  ausgebaut  waren  und 
welche  der  Verpflichtung  zur  Unterhaltung  derselben  vollständig  genügten, 
gestattete,  den  nach  vollständiger  Erfüllung  jener  Obliegenheiten  noch  ver- 
bleibenden Ueberschuss  ihrer  Frohnden  —  jedoch  nicht  über  ein  Drittel 
derselben  hinaus  —  für  die  Buralwege  ihrer  Feldmark  zu  verwenden, 
von  nur  geringer  Wirkung.  Eine  im  Jahre  1873  veranstaltete  Zählung 
ergab  810  000  Ruralwege  mit  einer  GesammÜänge  von  1606  500  Kilo- 
metern'), von  denen  nur  ein  geringer  Theil  ausgebaut  war;  man  wird 
schwerlich  fehlgreifen,  wenn  man  annimmt,  dass  an  Ruralwegen  etwa  die 
dreifache  Gesammtlänge  der  classirten  Vicinalwege  noch  auszubauen  blieb. 
Grade  dies  Missverhältniss  zwischen  den  vorhandenen  Mitteln  und  dem 
Umfange  der  Aufgaben  musste  der  Gesetzgebung  die  grösste  Reserve  auf- 
erlegen; eine  absolute  und  intensive  Formulirung  der  Verpflichtung  zum 
Bau  und  zur  Unterhaltung  jener  Wege  hätte  bei  der  Beschränktheit  der 
im  Haushalte  der  Gemeinde  verfügbar  zu  stellenden  Mittel  leicht  unüber- 
sehbare Verlegenheiten  hervorrufen  können.  Dennoch  trafen  seit  geraumer 
Zeit  die  Ansichten  immermehr  darin  zusammen,  dass  etwas  geschehen  müsse; 
eine  wirksame  Förderung  des  Ausbaus  der  Ruralwege  erschien  als  ein 
begründeter  und  mit  dem  Fortschreiten  der  wirthsebaftlichen  Entwicke- 
lung  immer  weniger  abzuweisender  Anspruch  der  landwirthschaftlichen 
Kreise;  die  Vorschriften  über  die  Ruralwege  bildeten  denn  auch  einem 
wichtigen  Abschnitt  in  dem  Code  rural,  dessen  Entwurf  gegen  Ende  der 
sechziger  Jahre  bereits  ausgearbeitet  war  und  dessen  Berathung  im  ge- 
setzgebenden Körper  lediglich  durch  den  ausbrechenden  Krieg  verhindert 
wurde  ^).     Dieser  Entwurf  wurde  von  der  Regierung  im  Jahre  1876  wie- 


1)  Dtr  An.  1  des  neoen  Geatetxcs  Tom  20.  Angast  1881  (aiebe  weiter  iinten>  (or- 
malin  folgende  Definition:  ,.Les  cbemins  nuranz  sont  le»  cbcmtns  appartenant  anx  coni' 
mone:^  alTeetcs  ä  Tosage  da  pvbtic.  qni  n'ont  paa  eie  elaM^  eonuDe  cfaemins  Tieinaoz.'^ 
Diese  Definition  i^  weder  TöÜig  erschöpfend  noch  aach  in  dtr  Faeeuig  ganz  genau.  Es 
fehlt  die  Angabe  des  VerhiltniMe»  aar  Toirie  arfaanie ;  es  »ind  ferner  die  Worte  apparte- 
nant  zax  commones  nicht  »o  zn  Terstehen,  aU  ob  es  eine  anbedingte  Ytrraanftmng  Mri, 
das*  dtr  Weg  sich  im  Eigentham  der  Gemeinde  befinde. 

2i  Gaillaame  in  dem  oben  allegirtcn  Ao/sats,  Revae  g^a^rala  d'adniabtrataon 
Jahrg.  1879.  Band  IL  S.  135. 

3/  Siehe  das  Annexe  zor  Senata.Sitnuig  tob  IX  Jali  1878  (DrackMfa.  v.  108  Sc»- 
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der  aufgenommoD ;  die  darin  enthaltenen,  auf  die  Ruralwege  und  cheminB 
d'exploitation  bezüglichen  Bestimmungen  sind  es  wesentlich,  welche  den 
Inhalt  der  unter  dem  20.  August  1881  als  besondere  Gesetze  publioirten 
Soctionon  I  bis  III  des  Code  rural  ausmachen.  Die  Sectionen  yertheilen 
sich  auf  die  beiden  unter  dem  erwähnten  Datum  erlassenen  Gesetze  der- 
gestalt, dass  das  erste  Gesetz  unter  den  Sectionen  I  und  II  die  Vorschrif- 
ten über  die  Kuralwege,  das  zweite  unter  Section  lU  die  Yorsohriften 
über  die  chemins  et  sentiers  d'exploitation  umfasst;  unter  letztem  werden 
solche  Wege  und  Fusssteige  verstanden,  die  lediglich  die  Verbindung  zwi- 
schen verschiedenen  Privatgrundstücken  herstellen  und  bezüglich  deren 
die  Vermuthung  besteht,  dass  sie  sich  im  Eigenthum  der  Besitzer  der  an- 
grenzenden Grundstücke  befinden.  Von  den  beiden  ersten  Sectionen,  welche 
die  auf  die  Ruralwege  bezüglichen  Vorschriften  enthalten,  amfasst  die 
erste  sowohl  die  rechtlichen  Verhältnisse  dieser  Wege  als  die  Verpflich- 
tungen, welche  sich  auf  Bau  und  Unterhaltung  derselben  beziehen;  der 
zweite  behandelt  die  Genossenschaften,  welche  sich  behufs  Ausbau  und 
Unterhaltung  von  Buralwegen  bildeten  ^). 

Wie  schon  oben  erwähnt,  bezeichnet  die  an  die  Spitze  des  Gesetzes 
gestellte  Definition  als  Ruralwege  alle  der  Verfügung  der  Gemeinden  un- 
terstehenden, dem  öffentlichen  Gebrauch  dienenden  Wege,  welche  nicht  als 
^^^g^^<)  Vicinalwege  classirt  worden  sind.  Dass  der  Weg  dem  öffentlichen  Gebrauch 
v«rhmtiiiMr.  dient,  wird  durch  die  Zwecke,  welche  die  durch  den  Weg  hergestellte 
Verbindung  erfüllt,  in  Verbindung  entweder  mit  der  Thatsache  einer  all- 
gemeinen und  fortgesetzten  Benutzung  für  den  Verkehr  des  Publikums  oder 
mit  wiederholten  von  der  Gemeindeverwaltung  ausgegangenen  Acten  der 
Aufsicht  und  Verwaltung  erwiesen.  Dass  der  Gemeinde  das  Eigenthum 
zusteht,  gehört,  wie  schon  vorher  ausgeführt,  nicht  zu  den  unerlässlichen 
Voraussetzungen;  es  streitet  jedoch  für  dieses  Eigenthum  bis  zum  Beweise 
des  Gegentheils  eine  gesetzliche  Vermuthung.  Ebenso  fahren  die  Rural- 
wege fort,  der  Verjährung  zu  unterliegen;  dieselbe  wird  jedoch  ausge- 
schlossen, wenn  der  Weg  Gegenstand  einer  Anerkennungs- Verfügung  (ar- 
tet^ de  reconnaissance)  gewesen  ist  Diejenigen  Ruralwege  zu  bezeich- 
nen, welche  zum  Gegenstand  einer  solchen  Anerkennungs- Verfügung  ge- 
macht werden  sollen,  ist  Sache  des  Gremeinderaths;  die  Verfügung  selbst 
wird  auf  Gutachten  des  Gemeinderaths  und  auf  Vorschlag  des  Präfecten 
nach  öffentlicher  Enquete  von  der  Departemental-Commission  erlassen;  die- 
selbe hat  zugleich  die  civilrechtliche  Wirkung  der  Feststellung  des  Be- 
sitzstandes zu  Gunsten  der  Gemeinde  für  den  Possessorien-Process.  Indem 
das  Gesetz  es  den  Gemeinderäthen  übcrlässt,  die  anzuerkennenden  Wege 
zu  bezeichnen,  will  es  den  gedachten  Organen  Gelegenheit  geben,  die 
Maassnahme  auf  diejenigen  Wege  zu  beschränken,  deren  Unterhaltung 
die  Kräfte  der  Gemeinde   nicht  übersteigt;  eine    sorgsame   desfallsige  Er- 


lion  1876)  S.  2.     Dasselbe  enthält  den  erwähnten ,  damals  unTer ändert  vorgelegten  Ent- 
wurf nebst  Motiven. 

1)  Zu  den  Sectionen  I  und  II  hat  der  Minister  des  Innern  (Constans)  unter  dem 
J7.  August  1881  eine  Instruction  erlaj«iienf  die  im  Bulletin  du  Minist^re  de  l'ent^rien  des 
gedachten  Jahres  8.  417  ff.  abgedruckt  ist.  Derselbe  Jahrgang  enthält  auch  —  S.  888  fg. 
—  dsa  Text  der  beiden  Getetse. 
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wägung  ist  umBomehr  Aufgabe  der  Gerne! nderäthe ,  als  die  umfeingreichen 
Ansprüche,  welche  sonst  und  namentlich  für  die  Yicinalwege,  an  die  Gre- 
meinden  gerichtet  werden,  von  den  im  Haushalt  derselben  yerfügbaren 
Mitteln  selbst  im  günstigen  Falle  nur  ein  sehr  sparsames  Maass  für  die 
Kuralwege  übrig  lassen.  Um  diese  Mittel  einigermaassen  zu  vermehren, 
hat  das  Gesetz  den  Gemeinderäthen  die  Berechtigung  eingeräumt,  für  den 
Fall  der  Unzureichlichkeit  der  fraglichen  Einkünfte  zum  Behuf  der  Un- 
terhaltung der  Buralwege  einen  vierten  Frohntag  oder  ausserordentliche 
Steuer-Zuschläge  zu  den  indirecten  Steuern  zu  votiren;  der  durch  die 
Steuer-Zuschläge  zu  gewinnende  Zuwachs  ist  indessen  bei  dem  regelmässig 
geringen  Ertrage  dieser  Zuschläge  und  der  häufig  bei  den  Gemeinden  vor- 
handenen Abneigung  gegen  eine  Belastung  mit  solchen  wohl  kaum  als 
ein  besonders  erheblicher  anzusehen;  eine  mehr  ins  Gewicht  fallende  ist 
die  Erhöhung,  die  aus  dem  eventuellen  Hinzutritt  eines  vierten  Frohn- 
tages  sich  ergibt;  dennoch  wird  auch  diese  Erhöhung  in  der  grossen 
Mehrzahl  der  Fälle  zur  Deckung  des  Bedarfs  ebensowenig  ausreichen, 
als  der  Ertrag  der  etwaigen  freiwilligen  Beiträge  bezw.  der  sogenannten 
industriellen  Subventionen,  welche  das  Gesetz  nach  Analogie  der  für  die 
Vicinalwege  bestehenden  desfallsigen  Bestimmungen  den  Ruralwegen  eben- 
falls zugestanden  hat.  Um  der  Unterhaltung  der  letztgedachten  Kategorie 
von  Wegen  noch  weitere  Mittel  zuzuführen  und  ihrem  Ausbau  einen  grös- 
seren Aufschwung  zu  geben,  hat  daher  das  Gesetz  zu  einem  weitem  Aus- 
kunftsmittel  greifen  müssen;  es  hat  die  Formen  für  die  Bildung  von  Ge- 
nossenschaften der  Interessenton  —  sogenannten  Syndicaten  —  innerhalb 
der  einzelnen  Gemeinden  vorgezeichnet,  welche  in  diesen  sich  an  die  com- 
munale  Organisation  lose  anlehnend,  Ausbau  und  Unterhaltung  der  Bural- 
wege als  Specialaufgaben  in  die  Hand  nehmen.  Es  ist  hiermit  ein  im 
Gebiete  des  öffentlichen  Wegewesens  bisher  in  Frankreich  nicht  versuch- 
ter Weg  betreten  worden. 

Die  Formen,  in  denen  die  Bildung  der  Genossenschaften  zu  erfolgen 
hat,  sind  im  Allgemeinen  denjenigen  nachgebildet  worden,  welche  das  Ge- 
setz vom  21.  Juni  1865  für  die  Bildung  von  Deichverbänden  und  land- 
wirthschaftlichen  Meliorations-Genossenschaften  vorschreibt;  die  Syndicate 
stehen  selbstverständlich  unter  der  Aufsicht  und  Gontrole  des  Maires  und  des 
Fräfccten;  dem  Maire  verbleibt  auch  die  Handhabung  der  Polizei  bezüg- 
lich der  Ruralwege.  Verhandlungen  behufs  Bildung  einer  Genossenschaft 
kann  der  Maire  einleiten  sowohl  dann,  wenn,  nachdem  die  Eröffnung, 
Wiederherstellung  oder  Verbreiterung  eines  Buralwegs  von  der  Departe- 
mcDtal-Commission  in  bestimmungsmässiger  Weise  beschlossen  worden,  die 
bezüglichen  Arbeiten  unausgeführt  geblieben  sind,  als  auch  dann,  wenn 
ein  in  der  gesetzlichen  Form  als  solcher  anerkannter  Ruralweg  von  der 
Gemeinde  nicht  oder  nicht  genügend  unterhalten  wird;  er  muss  mit  Ver- 
handlungen bezüglicher  Art  vorgehen,  wenn  eine  Zahl  von  wenigstens  drei 
Interessenten  dies  verlangt.  Die  Voraussetzungen  sind  je  nach  der  Art 
der  Arbeiten,  welche  in  Frage  stehen,  verschieden;  handelt  es  sich  nur 
darum,  einen  bereits  vorhandenen  Buralweg  fahrbar  zu  machen  oder  ihn 
in  diesem  Zustande  zu  erhalten,  so  genügt  zur  Beschlussfassung  über  die 
Bildung  des  Syndicats  eine  Majorität  von  entweder  der  Hälfte  (plus  Einem) 
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der  InteressenteD ,  wenn  diese  Hälfte  zugleich  zwei  Drittel  des  FUUiImii- 
inhalU  der  betheiligten  Grundstücke  repräscntirt  oder  von  zwei  Drittein 
der  Interessenten,  wenn  durch  diese  zwei  Drittel  wenigstens  die  Uilfte 
der  Grundfläche  vertreten  wird;  die  Minorität  ist  in  diesem  Falle  eben- 
falls gebunden  und  erstreckt  sich  die  durch  derartigen  Majoritätsbescliliui 
zu  Stande  gekommene  Genossenschaft  auf  sämmtliche  Eigenthümer  von 
Grundstücken»  welche  bei  der  Benutzung  des  Weges  betheiligt  sind.  Haa- 
delt  CS  sich  um  Ausführung  einer  sich  auf  einen  Theil  des  Weges  be- 
schränkenden Verbesserung  und  Verbreiterung,  so  bedarf  es  einer  ICajoriti&t 
von  der  Hälfte  plus  £inem  der  Interessenten,  wenn  diese  drei  Viertel  der 
betheiligten  Grundfläche  oder  von  drei  Vierteln  der  Interessenten,  wenn 
diese  die  Hälfte  der  betheiligten  Grundfläche  repräsentiren;  bezieht  sick 
dagegen  die  Bildung  des  Syndicats  auf  Arbeiten,  welche  die  NeneröfEhiing; 
Wiederherstellung  oder  Verbreiterung  des  Weges  in  seiner  glänzen  Aus- 
dehnung zum  Gegenstande  haben,  so  ist  Stimmeneinhelligkeit  der  Interes- 
senten erforderlich.  In  dem  bezüglichen  Beschlüsse  sind  zugleich  der 
Zweck,  die  Dauer  der  Genossenschaft,  die  Zahl  der  Syndici,  der  Umfang 
ihrer  Vollmachten  und  die  Art  der  Aufbringung  der  zur  Deckung  der 
Ausgaben  nöthigen  Mittel  zu  regeln;  die  Festsetzungen  hieräber  bilden 
den  Inhalt  des  Statuts;  es  bedarf  zu  dem  Beschlüsse  der  GtendhmiguDg 
des  Präfecten,  die  jedoch  auf  Gutachten  des  Maire  und  des  Gemeindentlu 
jederzeit  ortheilt  werden  muss,  wenn  die  Formalitäten  beobachtet  worden 
sind;  nur  dann,  wenn  die  Gemeinde  sich  mit  einem  Beitrage  betheiligt» 
findet  eine  sachliche  Beurtheilung  Seitens  des  Präfecten  statt,  welcher  die 
Angemessenheit  jener  Betheiligung,  sowohl  was  die  Modalitäten,  als  wai 
den  Betrag  anlangt,  zu  prüfen  hat  ^ ).  Die  Syndici  werden  stets  dnroh  die 
General- Versammlung  der  Interessenten  gewählt;  hat  jedoch  die  Gemeinde 
sich  mit  einem  Beitrage  betheiligt,  so  hat  der  Maire  eine  dem  VerbältniM 
dieser  Betheiligung  entsprechende  Zahl  der  Syndici  zu  ernennen.  Die 
Syndici  sind  befugt,  die  Genossenschaft  im  Processe  zu  vertreten  und  Na- 
mens derselben  Verträge  zur  Erwerbung  des  zur  Verbesserung,  Verbrei- 
terung, Verlegung  u.  s.  w.  der  Wege  erforderlichen  Terrains  abzuschUes- 
sen ;  Eigenthümerin  des  so  erworbenen  Terrains  wird  jedoch  die  Gemeinde. 
Vor  Allem  aber  regelt  das  Syndicat  die  Art  der  Ausföhrung  der  Arbeiten, 
sowie  die  Aufbringung  der  Mittel;  die  letztere  soll  nach  Maasagabe  des 
Interesses,  mit  dem  die  einzelnen  Grundeigen thümer  bei  den  ArbeitMi  be- 
theiligt sind,  geschehen;  die  Beiträge  werden  auf  Grund  der  vom  FriÜBO- 
ten  für  vollstreckbar  erklärten  Bolle  in  derselben  Art  wie  die  öfEentEohes 
Abgaben  eingezogen^).  Die  Verfügung,  mittelst  deren  der  Präfect  die 
Bildung  des  Syndicats  genehmigt  hat,  kann  zurückgezogen  werden,  wenn 
die  Genossenschaft  die  Arbeiten,  zu  deren  Ausführung  sie  zusammenge- 
treten, auch  nach  vorheriger  desfallsiger  Aufforderung  in  Angriff  za  ndi» 
men  unterlässt 
chMninid'ex-  Das   zweito,   die   dritte    Section    des  Code   rural    umfetssende    Geseti 

'       ^^'   behandelt  wie  oben  erwähnt  die  chemins  und  sentiers  d'ezploitation ,  d.  h 


1)  Art.  22  der  Instruction. 

2)  Art.  27  des  Ges.  und  der  Instr. 
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diejenigen  Fahr-  und  FvLBswege,  welche  ausschliesslich  dem  Verkehr 
zwischen  den  verschiedenen  Grundstücken  bezw.  ihrer  Bewirthschaftung 
dienen.  Die  Vermuthung  streitet  für  das  Eigenthum  der  angrenzenden 
Gruadeigenthümer;  an  der  Benutzung  sind  alle  Interessenten  Theil  zu 
nehmen  berechtigt,  wogegen  dem  übrigen  Publikum  die  Benutzung  un« 
tersagt  werden  kann.  Zu  den  Arbeiten,  welche  erforderlich  sind,  um 
den  Weg  zu  unterhalten  oder  in  benutzbaren  Zustand  zu  setzen,  sind  alle 
Eigenthümer  von  Grundstücken,  für  welche  der  Weg  Ton  Nutzen  ist, 
nach  dem  Maassstabe  ihres  Interesses  beizutragen  yerbunden;  jeder  der- 
selben kann  sich  jedoch  yon  der  bezüglichen  Verpflichtung  durch  Ver- 
zichtleistung auf  sein  Benutzungsrecht  befreien  ^) ;  dem  entspricht  es, 
dass  das  Einverständniss  sämmtlicher  Eigenthümer  erfordert  wird,  wenn 
behufs  der  Herstellung  oder  der  Unterhaltung  eines  solchen  Weges  eine 
Syndicats-Genossenschaft  nach  den  Vorschnfton  des  Gesetzes  yom  21.  Juni 
1865  gegründet  werden  soU^).  Die  Unterdrückung  eines  chemin  d'ex- 
ploitation  kann  nur  mit  Zustimmung  sämmtlicher  Betheiligter  erfolgen; 
alle  Streitigkeiten  über  Eigenthum  und  Unterdrückung  solcher  Wege  wer- 
den im  summarischen  Verfahren  durch  das  Civilgericht  entschieden ;  über 
die  anlässlich  der  Unterhaltungs-Arbeiten  u.  s.  w.  entstehenden  Streitig- 
keiten entscheidet  vorbehaltlich  der  Appellation  der  Friedensrichter.  Dem 
Frävaliren  der  Privatinteressen  in  dieser  Materie  entspricht  die  Sicher- 
stellung  der  Ausführung  des  Gesetzes  lediglich  durch  die  Garantien,  welche 
die  Geltendmachung  der  Eechte  der  Betheiligten  im  Givilprocesse  bietet 
In  der  Entwickelung  der  Wege-Gesetzgebung  Frankreichs,  wie  ich 
sie  im  Vorstehenden  zu  schildern  versuchte,  entsrollt  sich  demnach  das 
Bild  eines  planmässigen ,  consequenten ,  mit  der  allgemeinen  wirthschaft- 
lichen  Entwickelung  Schritt  haltenden  Vorgehens;  von  einer  Vertheilung 
der  Wegelast  zwischen  Staat  und  Departement  zur  Ausbildung  deijenigen 
Formen  vorschreitend,  welche  auch  der  beschränkten  Leistungs&higkeit 
der  kleinen  und  kleinsten  Kreise  eine  wirksame  Verwendung  im  Gesammt- 
Organismus  zu  sichern  geeignet  waren,  haben  die  Begierungen  Frank- 
reichs es  verstanden,  überall  die  verfügbare  wirthschaftliche  Kraft  aufzu- 
suchen und  für  die  Zwecke  des  Ausbaues  und  der  Unterhaltung  der  Wege 
dienstbar  zu  machen;  auf  den  verdienstvollen,  wenn  auch  in  zunächst 
noch  rohen  Formen  ins  Leben  gerufenen  Anfangen ,  wie  sie  das  alte 
Regime  zurückgelassen,  ist  so  ein  Bau  errichtet  worden,  dem  auf  diesem 
Gebiete  kaum  eine  andere  Nation  Gleiches  an  die  Seite  zu  setzen  hat. 
Wie  sie  aber  nach  der  einen  Seite  hin  der  allgemeinen  wirthschaftlichen 
Entwickelung  folgte,  so  hat  anderseits  die  Gestaltung  der  Wegegesetz- 
gebung ein  wichtiges  Element  in  der  Organisation  der  Selbstverwaltung 
gebildet ;  in  dem  Wirkungskreise,  mit  dem  die  auf  diese  Organisation  be- 
zügliche Gesetzgebung  die  Departements  und  Gemeinden  ausgestattet  hat, 
nahmen,  zumal  was  die  Departements  anlangt,  die  Aufgaben  des  Wege- 
wesens eine  hervorragende  Stelle  ein.  In  der  Herstellung  der  auf  das 
Wegewesen   bezüglichen    Functionen    der   Selbstverwaltungskörper    macht 


1)  Art  34.  37  des  Ges. 

2)  Art.  5  dieses  Gesetses  (loi  sur  les  associatioiis  syndicales). 
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gleichwohl  eine  doppelte  Strömung  sich  bemerkbar:  der  allgemeinen  Ten- 
denz der  Gesetzgebung,  welche  die  Befugnisse  der  Departements  und 
Gemeinden  und  das  Gebiet  ihrer  selbständigen  Entschlieesnngen  zu  er- 
weitem bestrebt  ist,  entgegen  bewegt  sich,  wenigstens  was  das  zur  Zeit 
wichtigste  Gebiet  des  Wegewesens,  die  Vidnalitat  anlangt,  ein  auf  die 
starke  financielle  Betheiligung  der  Departements  und  des  Staats  sich  stut- 
zender centralisirender  Zug;  wie  in  dem  Gebiet  des  Yicinalwegewesens 
die  Befugnisse  der  Gemeinden  dem  wachsenden  Einflüsse  der  Departemen- 
tal-Yerwaltung  g^;enüber  immer  mehr  zu  blos  formellen  herabsinken,  so 
hat  auch  der  erhebliche  Umfang,  in  dem  der  Staat  neuerdings  mit  Vor- 
schüssen und  Subventionen  eingetreten  ist,  Anlass  zu  Versuchen  gegeben, 
dem  Staat  in  jenen  Zweigen  des  Wegewesens  einen  yerstärkten  Einfluss 
zu  sichern.  Die  sachliche  Einwirkung  bildet  auch  hier  ein  Gorrelat  der 
financiellen  Betheiligung;  für  die  Regelung  der  Verwaltungsbefugnisse  ist 
die  Art,  wie  die  Last  in  den  einzelnen  Gebieten  des  Wegewesens  auf  die 
verschiedenen  Verbände  vertheilt  ist,  wesentlich  bestimmend;  in  der  Her- 
ausbildung sachgemässer  Grundsätze  für  das  Ineinandergreifen  der  Lei- 
stungen des  Staats,  der  Departements  und  der  Gemeinden  bezw.  der  inner- 
halb der  letzteren  sich  bildenden  kleineren  Verbände  liegt  eine  der  am  mei- 
sten charakteristischen  und  verdienstvollsten  Seiten  der  auf  das  Wegewe- 
sen bezüglichen  Gesetzgebung  Frankreichs. 

Die  Vertheilung  der  Last  ist»  wie  die  vorstehende  Darstellung  gezeigt 
hat,  dergestalt  geregelt,  dass  einzelne  Zweige  der  Wegelast  —  Staats-  und 
Departementalstrassen,  Ruralwege,  dem  Staat,  den  Departements  bezw.  den 
Gemeinden  und  den  kleinem  Kreisen  innerhalb  derselben  ausschliesslich 
zugewiesen  sind,  dass  dagegen  innerhalb  des  für  die  heutige  Entwickelnng 
wichtigsten  Gebiets,  dem  der  Vicinalwege  die  Leistungen  von  Staat,  Do- 
partements  und  Gemeinden  concurriren ;  nach  der  Gestaltung,  welche  der 
Betheiligung  des  Staats  zumal  in  neuerer  Zeit  gegeben  worden,  hat  der- 
selbe in  erster  Linie  einen  namhaften  Antheil  an  dem  Aufwände  für  den 
Ausbau  neuer  Vicinalwege  übernommen ;  indem  der  Staat  die  unzureich- 
liche  wirthschaftliche  Eraft  der  Departements  und  Gemeinden  durch  Bei- 
hülfen und  Vorschüsse  ergänzt,  stuft  er  zugleich  das  Maass  jener  Ergän- 
zung nach  dem  Verhältniss  der  den  Verbänden  beiwohnenden  eigenen 
Leistungsfähigkeit  ab ;  in  den  Beihülfen  wird  zugleich  eine  theilweise  Aus- 
gleichung gewährt.  Beide  Ideen,  sowohl  die  des  ergänzenden  Eintretens  des 
Staats  behufs  Herstellung  gemeinnütziger  Anlagen  überhaupt,  als  auch 
die  der  Ausgleichung  enthalten  wichtige  Gesichtspunkte  für  die  Bestim- 
mung der  Art,  in  der  die  überschiessende  financielle  Eraft  des  Staats  zu 
Gunsten  der  engeren  Verbände  nutzbar  zu  machen  ist.  Wenn  unter  Um- 
ständen die  Abnahme  vorhandener  Lasten  wichtig  werden  kann,  so  steht 
doch  in  erster  Linie  die  Verhütung  des  weiteren  Anwachsens  und  der 
Vermehrung  der  Lasten;  die  gesetzliche  Normirung  von  Grundsätzen, 
welche  den  engeren  Verbänden  zur  Verhütung  solchen  Anwachsens  er- 
gänzende Beihülfen  des  Staats  sichern,  wird  vor  Allem  dann  ihren  heil- 
samen Zweck  erfüllen,  wenn  die  Beihülfen  bei  Herstellung  von  Anlagen, 
die  wieder  eine  Hebung  der  wirthschaftlichen  Eraft  des  Verbandes  zur 
Wirkung   haben,   Verwendung   finden.    In   der   Abstufung   der  Beihülfen 
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nach  der  Leistungsfähigkeit  der  engeren  Verbände  erfüllt  der  Staat  seinen 
Bemf^  der  ihm  die  Ausgleichung  in  letzter  Stelle  zuweist;  die  Verwirk- 
lichung dieser  Aufgabe  wird  dem  französischen  Staat  erleichtert  durch 
die  Gleichartigkeit  der  Organisation  der  Departemental  -  und  Gommunal- 
Verbände  und  ihres  Steuerwesens.  Wie  schematisch  auch  die  Grundlagen 
für  die  Beurtheilung  der  Leistungsfähigkeit  jener  Verbände  bleiben  mö- 
gen; im  grossen  und  Ganzen  wird  das  Ziel,  yorzugsweise  und  in  umfas- 
senderer Art  dem  wirthschaftlich  Schwachen  zu  helfen,  doch  erreicht. 

Mit  der  Behandlung  der  Ruralwege  habe  ich  bereits  das  Gebiet  der 
landwirthschaftlichen  Gesetzgebung  betreten,  das  ich  im  nächsten  Artikel 
weiter  darzustellen  beabsichtige. 


M  i  s  c  e  1  1  e  n. 


XI. 

Die  überaeeisohe  Auswanderung  Europfiisoher  Staaten  in  den 

Jahren  1371  bis  1881, 

Bei  der  heutigen  Entwicklung  internationaler  Freizügigkeit  entzieht 
sich  in  allen  Staaten  ein  nicht  unbeträchtlicher  Theil  der  Auswanderung 
der  amtlichen  Eontrole  der  Behörden.  Die  Nachweisungen  über  die  Zahl 
der  Auswanderer  sind  daher  ziemlich  lückenhaft,  besonders  in  denjenigen 
Staaten,  in  welchen  die  Auswanderer-Statistik  sich  auf  die  Zahl  der 
verlangten  Staats-Entlassungs-Urkunden  stützt.  Erscheint  somit  ein  in- 
ternationaler Vergleich  hinsichtlich  der  Zahl  der  Auswanderer  unzulässig, 
so  kann  doch,  weil  der  nicht  zur  Anschreibung  kommende  Prozentsatz  der 
Auswanderer  in  den  einzelnen  Staaten  jährlich  annähernd  gleich  gross 
sein  dürfte,  der  Gang  der  Auswanderung  d.  h.  die  Zu-  oder  Abnahme 
derselben  während  einer  fortlaufenden  Jahresreihe  vergleichend  betrachtet 
werden. 

Es  geschieht  dies  in  der  nachstehenden  Uebersicht  A.  Dieselbe  zeigt, 
dass  in  fiEkst  allen  aufgeführten  Staaten  die  überseeische  Auswanderung  in 
den  Jahren  1872  und  1873  ein  Maximum  hatte,  1874  bis  1876  abnahm, 
im  Jahre  1877  ein  Minimum  erreichte,  seitdem  aber  wieder  beständig  und 
rapide  zugenommen  hat.  Diese  übereinstimmende  Bewegung  dürfte  den 
Beweis  liefern,  dass  die  überseeische  Auswanderung  in  ihrer  Höhe  haupt- 
sächlich durch  den  Gang  von  Handel  und  Industrie  in  den  Bestimmungs- 
ländern und  nur  zum  geringen  Theil  durch  die  inneren  wirthschaftlichen 
Verhältnisse  der  genannten  Europäischen  Staaten  bestimmt  wurde. 

Die  Uebersicht  B  behandelt  die  Europäische  Einwanderung  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  in  den  Jahren  1871  bis  1880,  die  Ueber- 
sichten  C,  D  und  E  enthalten  speziellere  Angaben  über  die  Deutsche 
Auswanderung  nach  überseeischen  Ländern. 
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Uebersicht  A.     Die  überseeisohe  Aaswanderang  Earopäischer 

Staaten   1871  —  81. 


Staaten  1) 


I. 


1871. 


1872. 


1873. 


1874.      1875. 


1876.     1877. 


1878.  I  1879. 


1880.      1881 


3. 


6. 


7- 


8. 


9. 


10. 


II. 


Deutsches 
Reich«).  . 
Schweden     .  . 
Dänemark    .  . 
Orossbritan- 

nien  u.  Irland 
Frankreich  .  . 
Schweiz  .  .  .  . 
Italien 


•  •  • 


75  912  125  650 

13  186.   II  968 

3  906     6  893 

192  751  210494 

-     ,     8751 
3  852     4  899 


103  639 
9642 


45  112 
3569 


30773,  2836821964    24217,  33327 


3  689     3  786 


2997 


106  190 


12. 


21054: 


7  200;     3319:      2073       I581     1877 


228  345  197  272 


6832 

4  957 


6385 

2672 


I40  675;i09  469'95i95 


4400    12866      —     .     — 


3  785'  2  591 
I  772,  I  741 
—     I  22  392 


2972     3118J      —         - 
112  902' 164  274*227  542      — 


3348,      _     .      _     I      — 
1 691      2608     4288     725s,     — 
22  698    23  901    39  827 


Uebersioht  B.     Die  Europäische  Einwanderung  in  den  Vereinigten 

Staaten  von  Amerika  1871  —  80^). 


Herkunfts- 
länder. 

I871. 

1872. 

1873- 

1874. 

1875 

1876. 

1877. 

1878. 

1879. 

1880. 

ZnsBimnei 
1871/1880. 

I. 

2. 

3            4- 

5- 

6. 

7- 

31937 

8. 
29298 

9.     ]     10. 

II.    j       12. 

Deutsch.  Reich 

82554 

141  109 

149  671 

87291 

47769 

29313 

34602   84638    718 182 

Schweden .  .  . 

10699 

13464    14303 

S7I2 

5  573     5  603 

4991 

5390 

II  001:  39  186;   115922 

Norwegen    .  . 

9418 

II  421    16247 

10384 

6093 

5173 

4588 

4  759 

7  345    19895      95323 

Dänemark    .  . 

2015 

3690 

4931 

3082 

2656 

1547 

1695 

2  105 

3  474     6  576 

3177» 

Niederlande    . 

993 

IQ09 

3811 

2444 

1237 

855 

591 

608 

753 

3340 

1654! 

Grossbritan- 

nien u.  Irland 

142894 

153  641 

166843 

115728 

85861 

48866 

38150 

38082 

49967 

144876 

984908 

Belfpen  ,  .  .  . 

774 

738 

I  176 

817 

615 

515 

488 

354 

512 

I  232 

7221 

Frankreich  .  . 

3138 

9317 

14798 

9644 

8321 

8004 

5856 

4159 

4655 

4314 

72206 

Schweiz     .  .  . 

2266 

3650 

3107 

30931     1814 

1549 

1686 

1808 

3  161 

6156 

28293 

Italien    .  .  .  . 

2816 

4190 

8757 

7666     3631 

3015 

3  195 

4  344 

5791 

'2354 

5S7S9 

IJebrg.  Europ. 

Staaten  .... 

6978 

8136 

12736 

15371 

18065 

'3039 

14545 

9910 

II  809 

25  180 

135  778 

Europa  -  .  .  . 

264548 

351  265 

396380 

261  232 

181  635 

120  103 

105092 

100832 

133070 

347  747 

22C1904 

1)  Quellen:  Monatshefte  inr  SUtistik  des  Deutschen  Reichs  1882.  Märsheft. 
Bidrag  tUl  Soeriges  officieU  SUtbtik  A)  Befolknings-SUUstik  1871  S.  37,  1878  u.  73 
8.  81  ,  1874  S.  49,  1876  bis  79  S.  87.  Danmarks  Statistik:  Sammendrag  of  staüstiske 
Oplysninger  angaaende.  Nr.  8  8.  89.  Statistical  abstract  for  the  United  Kingdom.  Nr.  88 
(1866—80)  8.  160.  Annuaire  statistique  de  U  France  1880.  S.  58.  Schweiserische 
Htatbtik  L.  8.  118/119.     Italiana  Emigrasione  all'Estero  1879. 

8)  Die  Angaben  bestehen  sich  nur  auf  die  Über  Bremen ,  Hamburg ,  Stettin  und 
Antweipan  ansgewanderten  Deutschen. 

8)  Quelle:  Sutistical  Abstraet  of  the  United  SUtes  1880     S.  135  u.   136. 


üebeiB 

iohtC.     Si 

e  den 

tio 

tien 

äbeisaei 

laben   A 

niTftnderer 

1871—8  1. 

m 

1 

d»von  wurden  befördert 

Ober 

nach 

DcutHhe 

1 

n 

1 

1 

1 

Amerika,  und  iwar 

1 

derer  im 
J.hrP 

den  Verein. 
Stuten  v.Ä 

i 

3' 

ff 

lil 

aber.  1 

=  '  |- 

h.npt|    '.       -      I;.- 

1 

I- 

'■ 

3-     1     4-     i    5. 

6. 

7.      i  8.  1     9.     1    'C. 

.>.    )ll.|      13. 

187, 

7S9'3 

45658:  30S54.    —   !    — 

73816 

97,2J      920 

110 

18;      11           817 

.872 

1  .16 

.20056 

1,76 

1873 

103  63) 

48608I  5.4321   - 

1591 

9664. 

w 

.874 

45"- 

17907    240931536 

'S7t 

42492 

94,2'   IOI5 

61,. 

S{    3] 

900 

30  77' 

.1613I   15816'    26E 

2  066 

,»! 

'    « 

1026 

1876 

.0971,    12706!     IM 

44MI 

«767 

'0.3.  3432 

Wl 

541   31 

1877 

2mt^ 

93281  10715      75 

.8,6 

.8Z4C 

ii.S.   106; 

,M 

750;    3' 

noö 

24  ir; 

11329    11827,     85 

97t 

20373  84,. i   1046 

<>M 

391     5c 

1879 

33317 

15828    13165    145 

4  OH. 

30808192,7.   163c 

,6, 

23    31 

»74 

106  19c 

7t. 

*7,    3t 

2.054; 

98510 

844251' 434i*6  178 

*o6  189,97,9 

314!    35 

745 

In  den  II 

Jshren 

1 

1 

1871-81 

805698 

389^9935485514397157 '47 

762  33' 

94.6 

23006 

rso6 

1592  316 

10647 

Ton  j«  10 

10  Ana« 

ndorem   der  Jahre    187./8I 

! 

gingen  » 

ch  <len 

oben   gp 

nADaten 

Lind 

94,62 

2.85 

0,97 

0.20 

0,04 

1.31 

oht  D.     BeTÖlkerangflverloBt  der  Dentiohen  Staaten 
larcb  überseeiflohe  AaswandeiiiDg  1871  —  8  1. 


Prenssiurhe  Pro  vi  nie 

□ad 

deutsehe  SUulen. 


Deiitsohe  SUKten. 


Schles' 


„      Scbleewig-Holsl 
„      Huinover  .  ■ 
„      Waslfalon,  .  , 
„       Heasen-HiUMU 
„       BhelnUnd.  .  . 

UobensoUem 

Preussen    ohne 
Aiii;.be       . 


13791 
46738 


878 

525637 


SMhMI. 

26525 

Württemberg 

Sudeii 

33  '25 

28665 

Hecklenbüifc-Scbweriii 

HecklenburK-Strsliti    . 

'2  544 

Jidenhurg 

1426 
1074 

Waldeck 

ichanmburg.Lipp«  and 

Lippe   

'945 

..übeck 

inaoBD  

{■mbnrg  .  .       

11816 

ilsaas-LnthrLngeB  .  .   . 

3762 

:>entschl>nd    nhne    nlt- 

here  Angabe    .... 

1488 
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Ueberiioht  K.     Altersyerhältnisfle  der  Deutsohen  Aus- 
wanderer. 


Von  je  100  Personen 

unter  den 

in  der 

sind: 

Auswanderern 

Bevölkerung 

unter  lO  Jahre  alt.  .  . 

27,1 

24,6 

10  bis  anter  20  Jahre 

17,1 

19,7 

20     „       „      30       „ 

30,7 

15,9 

30    „      „      40       », 

14,1 

13,4 

40     „      „      50       „ 

6.3 

10,3 

50    „       „      60      „ 

3,1 

84 

60    „       „      70      „ 

1,3 

5.1 

70  und  mehr  Jahre  alt 

0,2 

2,5 

Alter  anermittelt .... 

0,1 

0,1 

Dr.  G.  Bötzow. 


xn. 

Beiträge  sur  Statistik  des  Agio's. 


Oeiterreic 

jh») 

Höchster 

Niedrigster 

Jahres- 

Monats-Dnrchschnitt 

Durofa  schnitt 

1848 

"4,5 

100,8 

109,37 

I84Q 

121,25 

106,13 

113.85 

1850 

129,25 

112,— 

1 19,82 

I85I 

135.25 

"9.3 

126,05 

1852 

124,25 

113,13 

"9,75 

1853 

115.55 

108,44 

1 10,62 

1854 

138J 

"7A 

127,75 

1855 

128^ 

"OjV 

1 20,62 

1856 

110} 

102 

105,37 

1857 

»07A 

104A 

105,50 

1858 

10614 

loiH 

104,12 

1859 

145.73 

101,78 

1 20,62 

1860 

141,25 

126,25 

132,25 

1861 

148,63 

135,63 

141,5 

1862 

138,50 

"7,75 

128,07 

1863 

"8,13 

110,25 

"3,09 

1864 

119,50 

113.38 

"5.72 

1865 

114.13 

105,20 

108,32 

1866 

'33,- 

102,65 

119,84 

1867 

130,50 

119.13 

124,48 

1868 

118,70 

113.25 

114,40 

1869 

122,75 

118,75 

121,02 

1870 

125,88 

118,78 

121,89 

I87I 

122,68 

116,18 

120,38 

1872 

113.50 

106,05 

109,27 

1873 

110,63 

106,55 

108,14 

1874 

107,03 

103,55 

105,24 

1875 

105,64 

100,94 

103,40 

18768) 

126,43 

114,14 

120,80 

1877 

129,06 

"8,34 

122,88 

1878 

122,12 

"5,47 

118,05 

1879 

116,85 

"5,13 

116,12 

1880 

118,48 

116,77 

"7,33 

Bussland') 

Jahres- 
Durchschnitt 


Höchster  |  Niedrigster 
Monats-Durchschnitt 


5,2 
4.5 
1,3 
2,1 
1,2 
0,2 

6,1 

7.5 
1,6 

3,8 

7,4 
104 

8,1 
13,6 
11,8 

5,5 
19,— 
22,7 

30,2 

18.- 

17,7 
264 

30,2 

20,7 

18,- 

'9»— 
16,1 

17,9 

25,1 
48,8 

56,2 
57.— 


1)  Auf  Orund  der  Daten   in  Herslca,  Wämng  und  Handel.     Wien  1876.     8.  18. 

S)  Die  weitem  Daten  besiehen  sich  auf  Gold,  die  vorausgehenden  auf  Silbar. 

3)  Rocea,  la  circnlazione  monetaria  ed  il  corso  forzoso  in  Bufsia.  Annali  die  St»' 
tistica.  Serie  8.  vol.-  84.  1881.  S.  469.  Das  Agio  der  Goldwährung,  berechnet  nach 
dem  durchschnittlichen  Monatskurse  des  Londoner  Wechsels  auf  die  Petersburger  BUtH. 


10,4 

2,4 

6,8 

2,8 

3,3 

0,9 

2,8 

1,3 

3,7 

4.5 

— 

13,6 

I,— 

10,3 

4.5 

6,— 

10,9 

0,6 

9,5 

4,5 

20,— 

5.9 

10,8 

6,- 

18,6 

9,8 

16,9 

8,3 

",3 

2,8 

30,5 

",9 

23,6 

21.5 

47,- 

21,6 

23,7 

10,2 

18,7 

— 

31,4 

18,- 

33.5 

25,8 

24,6 

17,5 

19,3 

16,9 

20,4  . 

18,- 

17,9 

15,2 

22,5 

15.6 

33,3 

22,8 

64,7 

30,3 

63,6 

47.2 

65,5 

49,4 

Miscellen. 

537 

Italien! 

)   " 

N 

ord  -Amer 

lka«y 

Höchster   | 

Niedrigster 

Jahres- 

Hdchster 

Niedrigster 

Jahres- 

Monats- Dorcbscbn  itt 

Dorcbscbnitt 

Monats-Durcbscb  nitt 

Durcbscbnitt 

1862 

32 

I« 

I3t 

i863 

62* 

25* 

46A 

1864 

153* 

55* 

1031 

1865 

116 

36* 

S8| 

1866 

20,50 

^25 

7,01 

27» 

52« 

41* 

1867 

1340 

4.87 

7.37 

43* 

34* 

38i 

1868 

I5»i5 

5,20 

9,82 

46* 

34* 

39* 

1869 

5,72 

2,02 

3,94 

46t 

21« 

33j| 

1870 

12,10 

1,72 

4,50 

21« 

10* 

«5 

1871 

7,30 

3,85 

5,35 

141 

9* 

12 

1872 

14.95 

6,70 

8,66 

«4* 

9* 

•sl 

1873 

17*65 

10,00 

14,21 

«7« 

9i\ 

'4i 

1874 

16,95 

9,50 

12,25 

13* 

9} 

"A 

187s 

10,80 

8,15 

8,27 

14,8 

1876«) 

9,65 

7,25 

847 

12,1 

1877 

1375 

7,65 

9,63 

5.8 

1878 

II 

7,90 

9,42 

0,6 

1879 

14,80 
bis  September 

9,00 

11,19 

0,0 

1880 

13,05 

8,75 

10,53 

Hoc 

b  ster  un< 

1  niedrigs 

ter 

Cours  11 

n  Monat 

für  Nord-Amerika. 

G 

oldagio 

")• 

I 

863 

1864 

Max.           ] 

tfin. 

Durchscbn 

Max.         Min. 

Darehschn. 

Jan. 

60* 

34 

47« 

60             51* 

55i 

Feb 

r. 

72* 

53 

62* 

61             57* 

591 

Mär 

z 

7't 

39 

55* 

69*          59 

64I 

Apr 

il 

59 

46 

52* 

87            66* 

76« 

Mai 

55 

43* 

49* 

90            68 

79 

Juni 

48* 

40* 

44* 

51            89 

120 

Juli 

45 

23* 

34* 

85          122 

»53» 

Aug 

29* 

22* 

251 

162           1314 

«46i 

Sept 

43* 

27 

351 

55           85 

120 

Okt 

56« 

♦o| 

48* 

29           89 

109 

Nov 

. 

54 

« 

48* 

60          109 

134* 

Dec. 

52 

47 

49* 

144           III 

•274 

I 

865 

1866 

Jan. 

134*          < 

^7* 

116 

44*          36g 

401 

Feb 

r. 

116* 

96* 

1064 

40*          35* 

38« 

Mär 

z 

lOI                i 

48* 

74* 

36*          25 

304 

Apr' 

l 

60 

M 

52 

29*          25 

271 

Mai 

45* 

28* 

36* 

41*          25J 

331 

Juni 

m 

35* 

41* 

67Ä          37« 

52* 

Juli 

46* 

38 

42* 

55*          47 

5>« 

Aug 

. 

48* 

45* 

46* 

52»          46* 

49g 

Sept 

. 

45 

♦2* 

43« 

47*          43* 

45« 

Okt. 

49 

44 

46* 

54»          45* 

49* 

Nov 

, 

48« 

454 

47* 

48*          37* 

43* 

Dec. 

468 

44* 

45« 

41*          31* 

36« 

1)  GoldHgio  nacb:  Provvedimenti   per  Tabolfzione   del    corso   forzoso.     Atti   parlam. 
XIV  Leg.    prim.  Sess.   1880.     S.  10. 

2)  Die  weitern  Daten  bezieben  sieb  auf  Gold. 

3)  Goldngio  nacb :  Notizie  interno  all*  ordinamento  bancaia  ed  al  corso  forsoso  (Minis- 
tero  d'  agricoltura,   industria  e  commercio,  Roma  1876).     8.  107. 

N.  F.  Bd.  IV.  36 
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1867 

Max. 

Min.    Dnrchschn. 

Jan. 

374 

32 

34* 

Febr. 

404 

351 

384 

Mftrs 

40« 

331 

365 

April 

41« 

32* 

371 

Mai 

384 

34J 

365 

Juni 

38JI 

36« 

37Ä 

JnU 

40» 

368 

38* 

Aug. 

421 

395 

4H 

Sept. 

46| 

41 

43fi 

Okt. 

45< 

40| 

425 

Not. 

411 

375 

394 

Dec. 

375 

33 

351 

H5 

chster  und  nied 

rigster 

Cours 

im  Mona 

t  f  Qr  E 

1877 

U 

J78 

I 

879 

Max. 

Min. 

Max. 

Min. 

Max. 

Min. 

Jan. 

30.09 

27,76 

56,11 

4271 

65,14 

61,35 

Febr. 

28,34 

27,96 

49,70 

44,66 

66,79 

62,53 

März 

32i8l 

28,16 

68,73 

46,40 

63,68 

62,73 

April 

48154 

38,83 

72,62 

59.22 

66,01 

63.30 

Mai 

49,78 

48,15 

66,99 

54.56 

67,96 

63.10 

Juni 

54.95 

49,51 

57,80 

49,90 

64,07 

62,16 

JaU 

58,35 

53,78 

55,13 

50,10 

48,53 

60.- 

Aug. 

54i75 

53- 

55.33 

51,06 

53,59 

52,03 

Sept. 

62,13 

56,50 

60,77 

55,13 

53,59 

48,73 

Okt. 

70,68 

56,70 

64,07 

58,44 

52,42 

49,5' 

Not. 

58,64 

5572 

64.27 

61,16 

52,82 

57.63 

Dec. 

60,38 

56,11 

66,79 

62,13 

53.39 

52,03 

1880 

Max.  Mio. 

53,20  48,73 

5», 06  47,38 

5  ».43  50.30 

51,63  50,10 

51,06  49,90 

50,66  49,90 

53,—  50,50 

52.60  52,03 
57,28  53,02 

59.61  57,68 
57,68  55,33 

B.  F. 


XJebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.    Oesehiehta.    Encjklop&discliM.     Lehrbilcher.    Syitame.    Wirthiehaftlielia 
Chrnndbegriffe.    WirthiclLaftliclie  Znstftnde.    AUgemeinei. 

Uebersicht  d  er  gesammten  Staats-  und  rech  tswissenscbaftl  icben 
Literatur  des  Jahres  1881.  Zusammengestellt  Ton  Otto  Mfihlbrecht.  IGt 
einem  ausführlichen  Register.     XIV.  Jahrg.     8».     Berlin  1882.     XXII  u.  274  SS. 

Die  im  Jahre  1881  hier  verzeichneten  3975  (gegen  3756  in  1880)  Erscheinungen 
der  Staats-  und  rechtswissenschaftlichen  Literatur  yertheilen  sich  auf  die  verachiedeoen 
Sprachen  folgendermaassen :  in  deutscher  Sprache  erschienen  1901,  in  franxösischer  Sprache 
897,  in  englischer  Sprache  317,  in  italienischer  428,  in  holllndischer  217,  in  dftnischer 
und    schwedischer  Sprache  137  und  in  spanischer  Sprache  78. 

Wie  das  Jahr  1881  im  Ganzen  eine  erheblich  grössere  Zahl  von  Publikatioiien  im 
Vergleich  zum  Vorjahre  aufzuweisen  Lut,  so  auch  in  den  einzelnen  Ländern.  Nur  die 
Zahl  der  englischen  Schriften  hat  sich  auffallend  verringert,  während  jene  in  italienischer 
Sprache  in  besonders  starkem  Maasse  angewachsen  sind.  —  Die  Brauchbarkeit  und  Zweck- 
mässigkeit der  vorliegenden  Uebersicht  ist  bekannt.  — 

Warneck,  D  ie  Noth  wendi  gkei  t  einer  soc  ialpolitischen  Propat- 
deutik.     Leipzig  1882.     &<>.     173  SS. 

1)  Maximum  und  Minimum  des  Goldagios  in  den  Jahren  1877 — 60  (Bocea  8.  401). 
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Hol  tzendorff ,  v.,  J.  C.  Blantschli  und  seine  Verdienste  um  die 
Staats  Wissenschaften.  Mit  dem  Bildniss  Bluntschlis.  (Heft  161  der  deutschen 
Zeit-  und  Streitfragen.     Flugschrift  zur  Kenntniss  der  Oegenwart.)     Berlin  1882.     8". 

*CauyöSf  Precis  du  cours  d'^conomie  politique.  Ili^e  ^d.  Paris 
1881  und  1882.     I.  t.  XI  und  751,  II.  t  347  SS. 

Schoenhof,  Ueber  die  volkswirthschaftlichen  Fragen  in  den  Ver- 
einigten Staaten.     Vortrag.     New-York  1882.     8**.     54  SS. 

Dieser  am  16.  Mai  1876  in  New-York  gehaltene  Vortrag  wurde  i.  J.  1880  als  180. 
Heft  der  von  Fr.  von  H o  1 1 z e n d o r f f  herausgegebenen  Zeit-  und  Streitfragen 
gedruckt.  Die  gegenwärtige  Ausgabe  ist  vom  Verfasser  an  verschiedenen  Stellen  revidirt 
und  bis  auf  die  neueste  Zeit  fortgeführt  worden,  kann  daher  nicht  als  ein  einfacher  Wie- 
derabdruck der  früheren  Veröffentlichung  angesehen  werden. 

Der  Vortrag  zerfällt  in  drei  unter  einander  aber  eng  zusammenhängende  Theile. 
Zunächst  spricht  der  Verf.  über  „das  Nationalvermögen  und  die  Finanzkrisis*' ,  dann 
über  die  „Wirkungen  des  Schutzzolles^*  und  schliesslich  über  „Schiffbau  und  Seehandel". 
Mit  Recht  weist  er  darauf  hin,  dass  die  Vereinigten  Staaten  in  ihrer  Verwaltung  und 
Gesetzgebung  nicht  auf  die  Rückkehr  reiner  Zustände  hoffen  könnten,  bevor  sie  nicht 
den  zersetzenden  Einfluss  der  Bestechung  ausgeschlossen.  Der  Handel,  die  Industrie,  die 
SchiflTahrt  würden  sich  nicht  zur  alten  Energie  aufraffen,  so  lange  es  vortheilhaft  bleibe, 
Schutz,  Monopole  und  Subsidien  von  der  Regierung  zu  erkaufen.  Vor  allem  aber  gelte 
es  dann  grössere  Freiheit  dem  Handel  und  Verkehr  zu  schaffen.  Weder  Kongress-Aus- 
schüsse  noch  Subsidien  würden  etwas  anderes  hervorbringen  als  Niederlagen,  solange  der 
Handel  des  freien  Verkehrs  entbehre.  Ob  jedoch,  wie  der  Verf.  annimmt,  mit  freien 
Gesetzen  für  Handel  und  Industrie  alles  Erstrebenswerthe  erreicht  werden  wird,  ob  mit 
dem  Freihandel  die  amerikanische  Industrie  sich  in  kurzer  Zeit  den  Weltmarkt  erobern 
und  Amerika  zum  Centrum  des  Welthandels  machen  wird,  erscheint  dem  Referenten  sehr 
zweifelhaft.  Wohl  aber  muss  trotz  dieser  Differenzen  anerkannt  werden,  dass  die  ein- 
zelnen Ausführungen  der  Schrift  Beachtung  verdienen.  B. 

Alfred  Sudre,  Geschichte  des  Communismus  oder  historische 
Widerlegung  der  socialistischen  Utopien.  Deutsch  von  Oscar  Friedrich. 
Mit  einem  ergänzenden  Nachtrag  von  Otto  Wenzel.  Berlin,  Staude,  1882.  XIU  und 
450  SS. 

Trotz  des  gesteigerten  Interesses,  welches  in  den  letzten  Jahrzehnten  der  Socialismus 
auf  sich  gezogen  hat,  fehlt  es  noch  heute  in  der  Literatur  an  einer  umfassenden  Geschichte 
der  socialistischen  Theorieen.  Verhältnissmässig  am  vollständigsten  registrirt  immer  noch 
die  in  Betracht  kommenden  Denker  das  zuerst  im  Jahre  1848  erschienene  französische 
Buch,  von  dem  uns  hier  zum  ersten  Mal  eine  deutsche  Uebersetzung  geboten  wird.  Diese 
Schrift  ist  fleissig  gearbeitet  und  zeichnet  sich  durch  eine  elegante  Darstellung  aus ,  und 
sie  bat  in  Frankreich  grossen  Erfolg  gehabt.  Allein  vor  Allem  der  Standpunkt,  auf  wel- 
chem der  Verfasser  sich  hält,  die  Tendenz,  die  er  verfolgt  und  auch  durch  den  zweiten 
Titel  des  Buches  zu  erkennen  gibt,  lässt  doch  die  Arbeit  den  Ansprüchen  gegenüber,  die 
wir  heute  an  eine  Geschichte  des  Communismus  stellen  müssten,  als  ungenügend  erschei- 
nen. Denn  wenn  auch  die  Lehren  der  besprochenen  Schriftsteller  in  ziemlich  eingehen- 
der Weise  dargelegt  werden  ,  so  beschränkt  sich  dagegen  die  jeweils  angeknüpfte  Kritik 
im  Wesentlichen  darauf,  dass  in  abwechselnder  Beweisführung  der  Communismus  immer 
Hufs  Neue  als  unmöglich  oder  als  verwerflich  hingestellt  wird.  Eine  solche  Darstellung 
kann  keinen  Ersatz  bieten  für  eine  allseitige  Würdigung  der  betreffenden  Autoren,  wo- 
nach wir  Verlangen  tragen  müssen,  für  eine  Kritik  der  zum  Theil  doch  nicht  ganz  werth- 
losen  Ideen  und  Vorschläge,  die  sich  bei  denselben  finden.  Immerhin  aber  behält  bei 
diesem  seinem  Charakter  das  Sudre'sche  Buch  Bedeutung  als  eine  gewandte  und  auf  der 
Kenntniss  der  verschiedenen  Systeme  und  praktischen  Erscheinungen  beruhende  Polemik 
gegen  den  Communismus.  Gewiss  wird  auch  eine  solche  Arbeit  heute  unter  uns  dem 
Wunsche  und  Bedürfnisse  mancher  Kreise  entsprechen,  und  die  vorliegende  Uebersetzung, 
die  in  der  Hauptsache  als  treu  bezeichnet  werden  kann  und  mit  stilistischem  Geschick 
ausgeführt  ist ,  dürfte  deshalb  von  Vielen  willkommen  geheissen  werden.  Nur  muss  in 
Betracht  gezogen  werden,  dass  das  Sudre'sche  Werk  in  zweifacher  Hinsicht  eine  fühl- 
bare Lücke  zeigt.  Denn  einerseits  fehlen  natürlich  die  Erscheinungen  seit  1848,  und 
so  ist  insbesondere  der  neuere  deutsche  Socialismus  mit  keinem  Worte  erwähnt.  Ausser- 
dem aber  glaubte  Sudre,   übergehen  zn  können,   was  seinen  Landsleuten   bereits  durch 
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das  Utere  Buch  Ton  Beybaud  vorgeführt  worden  war,  und  aus  diesem  Grunde  hat  er 
merkwürdiger  Weise  die  drei  einflnssreichsten  Socialisten  vom  Anfange  des  Jahrhunderts, 
Saint  Simon,  Fourier  und  Owen,  wohl  kurz  genannt,  ohne  aber  ihre  Lehren  genauer  sa 
entwickeln.  Die  letztere  Unvollstlndigkeit  hat  die  vorliegende  Uebersetaung  nicht  lu 
ergänzen  versucht.  Dagegen  enthält  dieselbe  einen  Anhang,  der  über  die  neuesten  socia- 
iistischen  Bestrebungen  und  Bewegungen  sich  verbreitet.  Wir  hätten  jedoch  gewünscht, 
dass  der  Verf.  dieser  Zusätze  hinsichtlich  des  Plans,  der  Oekonomie  der  Darstellung  sich 
enger  an  das  Hauptwerk  angeschlossen,  mit  andern  Worten  seine  Aufgabe  darin  gesucht 
hätte,  die  wichtigsten  neuerdings  hervorgetretenen  Theorieen  eingehender  auseinander- 
zusetzen und  zu  kritisiren.  Er  hat  vorgezogen,  Erscheinungen  der  Literatur  wie  des 
Lebens  in  möglichster  Menge  zu  erwähnen,  sodass  er  das  Einzelne  nur  skiszenhaft  be- 
handeln konnte.  Wir  glauben ,  dass  dieses  Verfahren  bei  einem  Stoff,  der  doch  in  sei- 
nen allgemeineren  Umrissen  den  Gebildeten  bereits  bekannt  ist,  einen  geringeren  Nutien 
bietet  als  die  detaillirte  Besprechung  der  maassgebenden  Persönlichkeiten.  Begreiflicher 
finden  wir  es,  dass  der  Verf.  des  Anhangs  in  einer  andern  Beziehung  dem  Beispiele  Su- 
dre*s  nicht  gefolgt  ist  Den  Umstand  nämlich,  dass  er  auch  in  der  Auffassung  und  Be- 
urtheilung  des  Socialismus  mit  dem  Franzosen  von  1848  nicht  fibereinstimmt,  möchten 
wir  ihm  nicht  zum  Vorwurf  anrechnen.  E.  Leser. 

H.  Eisenhart,  Geschichte  der  Nationalökonomik.  Jena,  Fischer,  1881 
V  u.  243  SS. 

Das  vorliegende  Buch  nimmt  unter  den  Darstellungen  der  Entwicklung  der  Natio- 
nalökonomie einen  besondem  und  einen  bevorzugten  Platz  ein.  Wenn  andere  bekannte 
Arbeiten  sich  mehr  auf  die  äussere  Geschichte  der  Wissenschaft,  auf  die  literargeschicht- 
liehe  und  bibliographische  Aufzählung  der  Autoren  und  ihrer  Schriften  beschränkt 
haben ,  so  erhalten  wir  hier  ein  Werk ,  welches  den  Lernenden  wirklich  in  den  Geist, 
in  die  charakterbtischen  Lehren  der  epochemachendsten  Vertreter  der  Nationalökonomie 
einfuhrt.  Der  Verfasser  hat  in  zutreffender  Weise  den  Kernpunkt  der  verschiedenen 
Systeme  hervorgehoben  und  von  den  Prinzipien  aus  die  Theorieen  der  maassgebenden 
Denker  entwickelt.  Eine  vielseitige  Belesenheit  setzt  ihn  in  den  Stand,  auch  auf  die 
entfernteren  Beziehungen  hinzudeuten,  die  an  die  einzelnen  referirten  Lehrsätze  sich 
knüpfen,  und  eine  nicht  nur  gewandte,  sondern  auch  schwungvolle  Darstellung^weise 
trägt  wesentlich  dazu  bei,  das  ganze  Buch  zu  einer  höchst  anregenden,  geistvollen  Lek- 
türe zu  machen.  Namentlich  wird  auch  auf  jeden  pietätvollen  Sinn  die  Hochachtung 
angenehm  wirken,  mit  der  der  Verf.  von  den  Heroen  der  nationalökonomischen  Wis- 
senschaft überall  spricht,  und  die  ihn  vor  einseitigem  Aburtheilen  bewahrt.  Gans  zweck- 
mässig ist  es  ferner,  dass  der  Verf.  den  Einfluss  der  wissenschaftlichen  Systeme  auf  die 
Gesetzgebung  durch  eine  Schilderung  der  wichtigsten  Reformepochen  der  letzten  hundert 
Jahre  veranschaulicht  hat.  Wegen  dieser  mannigfachen  Vorzüge  ist  zu  erwarten ,  dass 
das  Werk  den  Beifall  des  Publikums  finden  und  der  so  wichtigen  Geschichte  der  Na- 
tionalökonomie einen  zahlreichen  Kreis  neuer  Freunde  gewinnen  wird.  Es  möge  dess- 
halb  zum  Schlüsse  dieser  Bemerkungen  noch  gestattet  sein,  auf  einige  untergeordnete 
Versehen  aufmerksam  zu  machen,  die  bei  einem  erneuten  Abdruck  sich  leicht  berichtigen 
Hessen.  S.  24  Z.  16  ist  als  Erscheinungsjahr  von  Stewart's  Principles  1764  angegeben 
st  1767.  S.  39  Z.  2  ist  zuviel  gesagt,  wenn  es  heisst,  Turgot  habe  ein  Toleranzedikt 
geplant;  ebd.  Z.  17  ff.  enthält  die  mitgetheilte  Briefstelle  eine  nicht  authentische  Ein- 
schiebnng.  S.  95  Z.  19  ist  das  Wort  , Jährlich"  zu  streichen,  da  die  „Funds"  der 
Anti-corn-law-Ieague  einmalige  Beiträge  waren;  ebd.  Z.  5  von  unten  ist  der  Betrag  der 
DoUtion  Cobden's  in  75,000  £  zu  ändern.  S.  44  1.  Z.  lies  Blavet ;  die  Z.  2  v.  u.  ge- 
nannte Uebersetzung  Schiller  ist  von  1776  und  1778,  die  von  Draeby  von  1779  und 
1780.  E.  L. 

Martin  Geigel,  Die  wichtigsten  volks  wirthschaf  tliche  n  Theo- 
rieen verbunden  zu  einem  Grundriss  der  Geschichte  der  National- 
ökonomie.    Würzburg  1881.     32  SS. 

Wenn  auch  ein  kurzer  Abriss  der  Geschichte  der  Nationalökonomie  gewiss  Vielen 
erwünscht  wäre  ,  so  kann  doch  das  vorliegende  dem  Inhalt  nach  dürftige ,  in  der  Form 
ungewandte  und  an  Ungenauigkeiten  sehr  reiche  Schriftchen  zum  Gebrauch  nicht  empfoh- 
len werden.  E.  L. 

A.  Patuschka,  Mittelschullehrer,  Unterredungen  aus  der  Volkswirth- 
Schaftslehre.  Für  Fortbildungsschulen  und  zum  Selbstunterricht  bearbeitet.  Schmölln, 
K.  Bauer,  1882.     174  SS. 
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Dieses  Buch  wird  nameDtlich  von  Lehrern,  welche  die  Nationalökonomie  in  die  Schale 
einführen  wollen ,  mit  Vortheil  gebraucht  werden.  Sie  finden  darin  die  wichtigsten  na- 
tionalökonomischen Sätze  an  interest^ante ,  auch  an  sich  wissen swerthe  Thatsachen  der 
Oeschichto  and  des  heutigen  gewerblichen  Lebens  angeknüpft.  Auch  erhalten  sie  Fin- 
gerzeige, um  die  Disciplin  zu  Denkübungen  der  Schüler  zu  benutzen.  Wenn  auch  bei 
einer  Neubearbeitung  der  Verf.  im  Einzelnen  Manches  zu  verbessern  finden  wird,  so  hat 
er  doch  schon  jetzt  den  Stoff  mit  Oeschick  ausgewählt  und  hinsichtlich  der  Darstellung 
einen  recht  anregenden  Ton  getroffen.  £.  L. 

Arthur  Legrand,  £  tudes  ^conomiques.    Paris,  Guillaumiu,  1881.    428  pp. 

Die  hier  gesammelten  Aufsätze  sind  in  sehr  verschiedenen  Zeiten  entstanden.  Die 
zwei  umfangreichsten  handeln  über  die  Zinsbeschränkungen  (p.  75—197)  und  über  die 
Banknote  (p.  237 — 370).  In  dem  ersteren  (aus  dem  Jahre  1864)  ist  die  Abschaffung 
des  französischen  Wuchergesetzes  empfohlen.  In  der  Begründung  dieses  Vorschlages 
sind  die  allgemeinen  historischen  Ausführungen  dürftig  und  zum  Theil  irrthümlich;  da- 
gegen sind  die  Inconsequenzen,  zu  denen  sich  die  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz  in  der 
Behandlung  des  Wuchers  gedrängt  gesehen  hat,  gut  dargelegt.  In  der  Abhandlung  über 
die  Banknote  erklärt  sich  der  Verfasser  als  Gegner  der  ungedeckten  Noten.  Seine  Ar- 
gumentation ist  nicht  stark  genug,  um  Jemanden,  der  in  der  Frage  eine  andere  Ansicht 
hat,  zu  überzeugen.  Wenn  er  aber,  praktisch  genommen,  zuletzt  nur  zu  der  Empfehlung 
kommt,  dass  bei  der  französischen  Bank  die  ungedeckten  Noten  auf  einen  bestimmten 
Betrag  contingentirt  werden  möchten,  so  schliesst  sich  Ref.  dieser  Meinung  gerne  an, 
findet  aber ,  dass  der  Verf. ,  um  zu  diesem  Resultat  zu  kommen,  viel  zu  viel  bewiesen 
hat  Von  den  kürzeren  Erörterungen  hebe  ich  dic(jenige  als  besonders  gelungen  hervor, 
welche  die  Nachtheile  der  Besteuerung  des  Papieres  schildert  (p.  371 — 398).  Geringere 
Bedeutung  haben  die  drei  andern:  „über  die  Postsparkassen'*,  „über  die  amerikanischen 
Canäle"  und  „über  die  Erfindungspatente' ^  In  dem  letztgenannten  Aufsatz,  der  sich 
gegen  jeden  Patentschutz  erklärt,  ist  p.  64  der  englische  master  of  the  rolls  in  wenig 
glücklicher  Weise  als  directeur  des  Archives  wiedergegeben.  E.  L. 

Kodbertus- Jagetzow's  Sooialökonomische  Ansichten  dargestellt  von 
Theophil  Kozak,  Dr.  phil.     Jena,    Verlag    von  Gustav  Fischer    1882.     Preis  6  M. 

Das  vorliegende  Buch  ist  eine  T  h  a  t.  Dr.  K.  hat  es  unternommen ,  die  H  a  u  p  t  - 
summe  der  Lehre  des  R.  aus  dessen  verschiedenartigen  und  schwer  zugänglichen 
Monographien  zusammenzusuchen  und  nach  Möglichkeit  systematisch  geordnet  der  wis- 
senschaftlichen Welt  vorzulegen. 

Ref.  findet  die  von  K.  hierbei  befolgte  Methode  vortrefflich.  Dass  R.  eine 
„vollständig  neue  Weltanschauung  in  Natur  und  Geschichte'*  besass,  sowie  neben  dieser 
ein  vollständig  neues  ökonomisches  System,  und  dass  er  von  beiden  grosse  Partieen  aus- 
gearbeitet, die  übrigen  wenigstens  ihren  Hauptpunkten  nach  angedeutet  hat,  ist  leider  noch 
nicht  „bekanntlich*'.  K.  gibt  nun,  ausführlich  oder  in  kürzeren  Andeutungen,  je  nach- 
dem R.  das  Material  geliefert  hat,  1)  einen  Auszug  dieser  Geschichtsauffas- 
sung. Dieser  Auszug  dient  2)  als  Rahmen  für  die  Mittheilung  der  wirthschaft- 
lichen  Lehren  des  R.  Auf  jeder  G^schichtsstufe  werden  diejenigen  Lehren  einge- 
flochten, welche  für  dieselbe  in  Betracht  kommen.  Hierbei  entsteht  allerdings  der  Uebel- 
stand,  dass  mehrere  Lehren,  wie  die  von  der  Kostenarbeit,  vom  Werthe,  von  Geld  und 
Credit  etc.,  auseinander  gerissen  werden.  Allein  die  verschiedenen  Ausgestaltungen  die- 
ser Verhältnisse  und  Einrichtungen  treten  dafür  auch  in  ihrer  Bedingtheit  durch  die  all- 
gemeinen Zustände  der  einzelnen  Zeitalter  um  so  schärfer  hervor.  Mit  Recht  überlässt 
es  K.  der  eigenen  Bemühung  des  Lesers,  sich  die  einzelnen  Theile  dieser  Lehren  selbst 
zu  einem  Gesammtbilde  zu  vereinigen,  wobei  übrigens  ein  ausführliches  Register 
die  besten  Dienste  leisten  wird.  —  Endlich  werden  3)  alle  diese  Mittheilungen  weit  über- 
wiegend mit  den  eigenen  Worten  des  R.  durch  Aushebung  und  Aneinanderreihung 
passender  Stellen  aus  seinen  Schriften  gemacht  Nur  sehr  selten  hat  sich  K.  selbst  ver- 
nehmen lassen. 

Nicht  ganz  so  einverstanden  kann  Ref.  mit  der  Manier  sein,  in  welcher  K.  seine 
Methode  durchführt.  Es  konnte  nicht  fehlen,  dass  hie  und  da  in  den  Sätzen  des  R. 
kleine  Auslassungen  oder  Veränderungen  vorgenommen  werden  mussten,  endlich,  dass  K. 
gelegentlich  auch  selbst  das  Wort  ergreifen  musste.  Leider  hat  er  es  hierbei  unterlassen, 
durch  typographische  Mittel  (Punkte  bei  Lücken ,  Kursivschrift  oder  eckige  Klammern 
für  seine  eigenen  Hinzuiügungen  etc.)  scharf  zu  scheiden,  was  von  R.  selbst  herstammt, 
was  nicht.     Noch  schlimmer  aber  ist  es,   dass  K.  die  Worte   des  R.  auch  da  verändert« 
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wo  durchaus  keine  Nothwendigkeit  dasu  vorlag.  Durch  dieses  Verfahren  wird  swar  die 
Darstellung  der  Lehre  des  R.  im  Ganzen  nicht  geschädigt,  allein  zuweilen  ist  es  doch 
geschehen,  dass  K.  mit  seinen,  wie  er  glaubte,  rein  stilistischen  Veränderungen  der  Sätse 
des  R.  auch  deren  Inhalt  zu  nahe  gekommen  ist  Z.  B.  R.  sagt  £rk.  8.  4 :  „Erst,  wenn 
er  [der  Mensch]  das  Erarbeitete  hat,  beginnt  die  Wirthschaft*^  K.  macht  aus  hat  „be- 
sitzt'^  Der  Mensch  hier  ist  aber  gegenwärtig  der  Arbeiter.  Unsere  Wirthschaftsord" 
nuug  zeichnet  sich  nun  gerade  dadurch  aus,  dass  der  Arbeiter  von  dem,  was  er  als  Er- 
arbeitetes in  Händen  hat,  gar  nichts ,  und  erst  hinterdrein  einen  kleinen  Theil  davon 
besitzt.  —  K.  hat  sich  durch  solches  Verfahren  selbst  eines  grossen  Nutzens  beraubt, 
den  sein  Buch  hätte  haben  sollen  und  können ,  nämlich :  für  so  lange ,  als  noch  viele 
Schriften  des  R.  dem  grösseren  Publikum  so  gut  wie  unzugänglich  sind,  wichtige  Stellen 
derselben  in  authentischer  Wiedergabe  als  Unterlage  für  weitere  Dis- 
cussionen  darzubieten. 

Zu  dieser  Manier  K.'s  gehört  zweitens  noch ,  dass  er  nicht  in  dem  Umfang ,  als  er 
gesollt  hätte ,  selbst  das  Wort  ergriffen  hat.  Wo  R.  irgend  eine  wichtige  Erscheinung, 
die  er  weitläufig  erörtert ,  nicht  auch  noch  selbst  in  wenige ,  leicht  herauszuschneidende 
Sätze  zusammengefasst  hat,  gibt  uns  K.  mehrfach  entweder  gar  nichts  oder  nur  Andeu- 
tungen von  unverständlicher  Kürze.  Geradezu  zum  Fehler  wird  diese  Manier  in  zwei 
Fällen :  S.  85  bei  der  Darstellung,  wie  aus  den  römischen  Ackerbausklaven  sich  ein  Stand 
freier,  au  die  Scholle  gefesselter  Ackerbauer  entwickelte,  und  S.  102,  wo  die  Loslösung 
des  Einkommens  aus  Handel,  Gewerbe  und  persönlichem  Verdienst  von  dem  einen  Oiken- 
einkommen  berührt  wird.  Alle  diese  Vorgänge  sind  von  weltgeschichtlicher  Wichtigkeit. 
In  ihnen  vollzieht  sich  die  Auflösung  des  Menscheneigenthums  und  die  Grundlegung  un- 
serer heutigen  dreitheiligen  Wirthschaftsordnung.  Sie  sind  ein  Stück  der  socialen  Frage 
des  Alterthums  und  veranschaulichen  an  dem  Beispiel  der  römischen  Cäsaren  ,  wie  der 
Staat  sich  zu  solchen  Fragen  stellen  soll.  Sie  sind  ausserdem  von  R.  selbst  in  diesen 
Bedeutungen  erst  ans  Licht  gezogen  worden.  Ihre  Darstellung  hätte  am  allerwenigsten 
fehlen  dürfen. 

Ref.  würde  im  Stande  sein,  ein  ganzes  Verzeichniss  kleiner,  aus  der  soeben  gerüg- 
ten Manier  entsprungener  Unebenheiten  vorzulegen.  Aber  dies  würde  die  grösste  Un- 
gerechtigkeit von  der  Welt  gegen  das  Buch  und  seinen  Verfasser  sein.  Denn  nur,  wer 
R.  kennt,  vermag  zu  ermessen ,  wie  wenig  diese  kleinen  Mängel  dem  Zweck  des  Bu- 
ches schaden:  durch  einen  systematischen  Ueberblick  über  die  gesammte,  so 
vielseitige  und  originale  wissenschaftliche  Thätigkeit  des  R.  „das  Verständniss  der  bis- 
herigen wie  der  von  den  Herausgebern  des  Nachlasses  noch  zu  publicirenden  Schriften 
Rodbertus'  zu  erleichtern."  Neben  der  örtlichen  Zerstreutheit  der  R.'schen  Produc- 
tionen  dürfte  in  der  That  die  stoffliche  Verschiedenheit  derselben  einen  wesentlichen 
Grund  für  R.'s  geringes  Bekanntsein  bilden.  Bei  K.  jedoch  wird  der  Oekonom  end- 
lich Zutrauen  zu  den  scheinbar  so  abstrakten ,  gänzlich  aller  Realität  entrückten  wirth- 
schafllichen  Theoremen  fassen  lernen,  wenn  er  gleichzeitig  aus  den  geschichtlichen  Ab- 
schnitten ersieht,  wie  sich  jene  in  den  entlegensten  und  bisher  gar  nicht  verstandenen 
Erscheinungen  in  gleicher  Weise  wirksam  zeigen.  Umgekehrt  ist  dem  Philologen, 
dem  Juristen,  dem  Historiker  Gelegenheit  geboten,  in  einem  und  demselben  Buche 
die  Grundlehren  jener  neuen  ökonomischen  Wissenschaft  neben  den  überraschenden  Re- 
sultaten kennen  zu  lernen,  welche  R.  durch  Anwendung  dieser  Lehren  auf  jene  Discipli- 
uen  erzielt  hat.  Ja,  es  dürfte  sich  K.  das  Verdienst  erworben  haben,  durch  sei- 
nen Auszug  aus  den  bisher  so  gut  wie  nicht  beachteten  römischen  Abhandlun- 
gen erst  in  weiteren  Kreisen  auf  diese  Arbeiten  R.'s  mit  ihrer  Fülle  feinster  Forschun- 
gen,  schlagender  Resultate,  neuer  fruchtbarster  Gesichtspunkte  aufmerksam  zu  machen. 
Besonderen  Fleiss  endlich  hat  K.  auf  die  Mittheilung  der  praktischen  Vorschläge 
des  R. ,  des  Normalarbeitstages  und  des  Rentenprincips ,  verwandt.  Die  Knappheit  der 
Darstellung  erleichtert  die  Uebersicht,  ohne  der  Klarheit  Eintrag  zu  thun.  Und  auch 
ihnen  dürfte  die  Nachbarschaft  von  R.'s  geschichtlichen  Forschungen  zum  Vortheil  ge- 
reichen. Denn  allein  von  diesen  kann  der  Praktiker  sich  jenen  grossen ,  gleichsam  die 
Jahrhunderte  durchdringenden  Blick  holen ,  der  zur  Beurtheiinng  jener  Vorschläge  fast 
noch  mehr  nötbig  ist,  als  ihr  technisches  Verständniss. 

Möge  eine  Reihe  von  Auflagen  dem  Verfasser  und  Verleger  den  verdienten  Lohn 
ihres  Unternehmens  bringen,  dem  erst^'ren  aber  noch  die  Gelegenheit,  sein  Werk  bis  auf 
die  Nagelprobe  zu  vollenden,  als  ein  würdiges  Denkmal  für  unseren  Meister. 

Leipzig.  Moritz  Wirth. 
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Briefe  und  SocialpolitischeAafsätsevoo  Dr.  Rodber  tue- Jaget  so  w. 
Herausgegeben  von  Dr.  B.  Meyer.  Berlin  O.,  Adolf  Klein'»  Verlag.  I.  Band,  S.  1— 
352.     U.  Band,  S.  353—765.     Preis  15  M. 

Gehört  die  Veröffentlichung  von  Briefen  mit  zu  den  schftrfsten  Prüfungen,  denen  ein 
Schriftsteller  unterworfen  werden  kann,  —  vorausgesetst  dabei,  dass  es  echte  Briefe,  un- 
willkürliche Ergüsse  des  Augenblicks,  nicht  mühsam  in  Briefform  gebrachte  Eneugnisse 
seh w eissvoller  Stunden  sind  —  so  dürfte  kaum  Jemand  geAinden  werden,  der  diese  Prü- 
fung besser  bestände  ab  Rodbertus.  Nur  mit  dem  Oefühl  gesteigerter  Verehrung 
wird  der  Freund  und  Kenner  seiner  Lehre  auf  das  vorstehend  genannte  Werk  blicken 
können.  In  diesen  Briefen  bewährt  R.  in  hohem  Grade  eine  Eigenschaft,  die  sich  auch 
hin  und  wieder  in  seinen  grösseren  Schriften  zeigt,  dass  er  um  so  klarer  wird,  je  kürzer 
er  sich  auszudrücken  gezwungen  ist.  Ihren  Triumph  feiert  diese  Eigenschaft,  wenn  es 
gilt,  eine  ganze  Theorie,  womöglich  eine  ganze  Weltanschauung,  in  ein  einziges  Wort 
zusammenzufassen.  Ich  will  nur  den  Titel  des  einen  Aufsatzes:  „Physiokratie  und 
Anthropokratie*^  hier  anführen,  in  welchem  der  Inhalt  zweier  gegensätzlicher  Welt- 
ordnungen in  zwei  Worte  zusammengepresst  ist.  Daher  sind  diese  Briefe  freilich  auch 
nur  für  diejenigen  verständlich,  welche  das  System  des  B.  bereits  kennen.  Diese  aber 
werden  die  reichste  Ausbeute  an  Erläuterungen  und  Ergänzungen  finden,  von  denen  nach- 
stehend nur  die  allerwichtigsten  genannt  sein  mögen:  so  eine  Reihe  von  Gründen  gegen 
den  Normal  z  e  i  t  arbeitstag ,  die  Kritik  des  von  R.  Meyer  entworfenen  Programms  der 
socialconservativen  Partei  (Brief  117),  ein  ausführliches  Steuerprogramm,  in  welchem  das 
Tabaksmonopol  nur  einen  verschwindend  kleinen  Theil  ausmacht;  R.  erklärt  sich  selbst 
für  einen  wahren  „Harpagon  in  der  Besteuerung^^  Ferner  Erläuterungen  zum  Renten- 
princip  (hierher  die  grossen  Aufsätze  5,  10,  18),  Bemerkungen  über  Kollektiveigenthum, 
Agrarkommunismus  und  Produktivassociationen,  welche  auch  neue  Aufklärungen  Über  R.*s 
Beziehungen  zu  Lassallc  geben ;  Mittbeilungen  über  die  Vertheilung  des  Einkommens. 
„Niemals** ,  sagt  R. ,  „habe  ich  es  für  möglich  gehalten ,  dass  so  schwere  Anklagestücke 
gegen  das  „System**  existirten;  und  alle  aus  officiellen  Urkunden!** 

Dr.  M.  hat  seiner  Publikation  ein  inhaltschweres  Schlusswort  angehängt,  in  welchem 
er  nichts  Geringeres  als  eine  begümmde  Vdrarmiuig  Bnropai  nachzuweisen  sucht,  von 
welcher  wiederum  Deutschland  am  ehesten  werde  betroffen  und  am  schwersten  heimge- 
sucht werden.  M.  geht  soweit,  selbst  die  Vorschläge  des  R.,  Rentenprindp  und  Fixirung 
der  Lohnquote,  für  nicht  mehr  ausreichend  zu  erklären.  Meyers  Ausführungen  müssen 
bei  ihm  selbst  nachgelesen  werden.  Möge  man  es  sich  mit  Widerlegungsversuchen ,  die 
nicht  ausbleiben  werden,  nicht  zu  leicht  machen. 

Leipzig.  Moritz  Wirth. 
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Gamp,  (Begierungsassessor),  Die  wirthscbaftlich -sozialen  Auf- 
gaben unserer  Zeit  auf  industriellem  und  landwirthschaftlicbem  Gebiete.  Berlin 
1880.     828  SS. 

Der  Verf.  siebt  die  Gefahr  der  socialistiscben  Agitetion  als  eine  höchst  bedenkliche 
an,  weil  in  unseren  wirthscbaftlichen  und  socialen  Verhältnissen  der  Klassenhass  immer 
neue  Nahrung  erhält  Er  hat  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  die  Ursachen  dieses  Um- 
standes  klar  zu  legen  und  Vorschläge  zur  Besserung  zu  bieten.  Die  Grundanschauungen, 
▼on  denen  er  dabei  geleitet  wird,  sind  kurz  folgende:  Die  Entwickelung  der  deutseben 
Industrie  ist  eine  rapidere  und  einseitigere  gewesen,  als  die  der  anderen  Staaten  und  hat 
der  Arbeiterbevolkerung  besondere  Nachtbeile  zugefügt,  namentlich  hält  er  die  Koncen- 
tration der  Fabriken  in  den  grossen  Städten  för  eine  übermässige  und  sehr  schädliche 
iu  wirthschaftlicher  wie  socialer  Hinsicht  Künstlich  soll  sie  begünstigt  worden  sein 
durch  die  schwankenden  und  willkürlichen  Tarife  der  Privateisenbahnen,  gegen  welche 
nur  Koncentrirung  der  Interessen  schützen  konnte,  dann  durch  die  Kommunalstouerge- 
betzgebung,  welche  den  Fabrikbesitzern  gestattete  die  Kosten  der  Schulen  und  Armen- 
pflege auf  die  Schultern  der  Bevölkerung  abzuwälzen.  Er  schildert  dann  in  grellen  Far- 
ben die  durch  die  ausländische  Konkurrenz  und  Steuerüberbürdung  herbeigeführte  Noth- 
lageder  Landwirthscbaft.  Hülfe  erwartet  der  Verf.  in  der  Hauptsache  nur  vom  Staat, 
dessen  weitgehendes  Eingreifen  im  Sinne  der  Bismarck'scben  Wirtbscbaftspolitik  ihm  un- 
erlässlich  erscheint  Dabei  hält  er  sich  indessen  von  extrem  scbutszollnerischen  Ten- 
denzen fem,  bezeichnet  vielmehr  die  internationale  Arbeitstbeilung  im  Allgemeinen  als 
wünschenswerth,  für  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  aber  eher  zu  hemmen,  als  zu  be- 
günstigen. 

Originell  sind  die  Vorschläge  des  Verf. 's,  welche  dabin  gehen,  die  Fabriken  aus  den 
Städten  auf  das  Land  zu  verlegen  und  besonders  in  die  reinen  Agrarprovinzen  Preussens 
zu  vertheilen,  und  darin  liegt  der  Schwerpunkt  der  ganzen  Arbeit.  Er  hofft  damit  die 
Lage  des  Arbeiters  wesentlich  zu  verbessern,  da  derselbe  mit  demselben  Lohn  dort  besser 
leben  könne,  er  hofft  ihm  und  seiner  Familie  dadurch  ländliche  Beschäftigung,  allmälich 
Grundeigenthum  verschaffen  zu  können  und  ihn  dem  demoralisirenden  Einfluss  der  grossen 
Städte  wie  der  Besitzlosigkeit  zu  enuiehen.  Mit  Nachdruck  weist  der  Verf.  auf  den 
Nacbtheil  bin,  der  mit  der  gleichen  Lohnhöhe  der  verheiratheten  und  unverheiratheten 
Leute  verbunden  und  mit  den  kurzen  Kontrakten.  Die  Verlegung  auf  das  Land  wird  s.  A. 
n.  ländlichen  Usus  herbeiführen.  Naturallohn,  der  die  Familie  gegenüber  dem  Einzelnen 
begünstigt  und  grössere  Dauer  des  Dienstverhältnisses.     Er  setzt  voraus ,    dass  auch  die 
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Unternehmer  »ich  besser  dabei  stehen  werden ,  da  sie  den  Grund  und  Boden,  event.  die 
Arbeitskräfte  dort  billiger  haben.  Er  nimmt  an ,  dass  die  isolirte  Lage  allerdings  die 
plötzliche  Erweiterung  der  Produktion  zur  Ausnützung  günstiger  Koi^uncturen  erschwe- 
ren wird,  sieht  aber  darin  keinen  zu  grossen  Nachtheil,  da  zugleich  damit  auch  dem 
Eintreten  einer  Ueberproduktion  und  Krisis  entgegfengewirkt  wird.  Der  Staat  soll  die 
Verlegung  unterstützen,  besonders  durch  eine  angemessene  Eisenbahntarifpolitik,  event. 
Verkauf  von  Domanialterritorium ,  schliesslich  durch  (Bewährung  von  Darlehen  etc.  In 
den  grossen  Stitdten  soll  der  Arbeiterbevölkerung  geholfen  werden  durch  Begünstigung 
ihrer  Ansiedelung  ausserhalb  der  Grossstftdte,  durch  Prämien  für  längere  Dienste,  Grün- 
dung von  Konsumvereinen  ev.  mit  kommunaler  Unterstützung,  durch  Errichtung  von  Un- 
terstützung»- und  Pensionskassen  etc. 

Die  erwähnten  Erörterungen  sind  unzweifelhaft  sehr  zeitgemäss  und  dankenswerth. 
Der  Verf.  zeigt  dabei  unverkennbar  ernstes  Streben  nach  Erkenntniss  der  Wahrheit,  war- 
mes Interesse  für  den  Gegenstand,  Selbständigkeit  des  Urtheils  und  entschiedene  Bega- 
bung. Wir  können  daher  nur  wünschen,  dass  das  Werk  weite  Verbreitung  erlangt,  da 
es  in  günstiger  Weise  Anregung  bieten  wird. 

Nachdem  wir  so  versucht  haben,  dem  Verf.  volle  (Gerechtigkeit  widerfahren  zu 
lassen ,  können  wir  nicht  umhin ,  auch  auf  die  Ifängel  der  Schrift  aufmerksam  zu  ma- 
chen. 

Was  zunächst  die  positiven  Vorschläge  betrifft,  die  uns  durchaus  sympathisch  sind, 
so  scheint  er  uns  doch  die  wirthschafUiche  Bedeutung  der  Koncentrirung  der  Fabriken 
an  einzelnen  Orten  wesentlich  zu  unterschätzen ,  jene  von  ihm  erwähnten  künstlichen 
Koncentrirungsmaassregeln  zu  hoch  anzuschlagen.  Eine  gewaltsame  Zerstreuung  der  Etab- 
lissements würde  in  einiger  Zeit  sicher  wieder  beseitigt  sein,  -indem  eine  Anzahl  isollrter 
eingingen ,  während  sich  um  andere  in  Blüthe  befindliche  neue  derselben  Art  oder  er- 
gänzenden Branchen  gruppirten  und  zu  Städten  zusammenballten,  wie  das  ja  häufig  zu 
beobachten  war.  Auch  die  grosse  Vorliebe  der  Arbeiter  für  grosse  Städte  fällt  sehr  in 
das  Gewicht.  Auf  der  andern  Seite  giebt  der  Verf.  sich  doch  in  Betreff  der  Bedeutung 
des  Landlebens  für  die  Fabrikarbeiter  Illusionen  hin.  Ein  Blick  auf  die  auf  dem  Lande 
befindlichen  kleinen  Fabrikorte  genügt,  um  sie  zu  zerstreuen.  Ist  namentlich  die  Mora- 
lltät  in  Bergwerks-  und  Hüttendistrikteu  etwa  besser  als  in  den  grossen  Städten?  Es  bt 
ferner  sehr  zu  beachten,  dass  der  Unternehmer  die  Arbeiter  isollrter  Fabriken  und  be- 
sonders bei  Naturallohn,  oder  gar  wenn  sie  kleine  Grundbesitzer  sind,  leicht  übermässig 
in  die  Hände  bekommt  und  auszusaugen  vermag.  Der  Gutsbesitzer  hat  an  meinen  Nach- 
barn Konkurrenten,  der  Fabrikant  auf  dem  Lande  dagegen  nicht,  und  die  einmal  bei  ihm 
beschäftigten  Arbeiter  finden  sehr  schwer  ein  anderweites  Unterkommen.  —  Doch  dies 
nur  andeutungsweise.  Wir  möchten  nicht  missverstanden  sein.  Die  Vorschläge  des  Verf. 
scheinen  uns  beachtenswerth ,  doch  warnen  wir  vor  Ueberschätzung ,  und  wir  möchten 
dem  Verf.  dringend  ans  Herz  legen,  der  Sache  noch  näher  zu  treten  und  an  einzelneu 
Zweigen  genauer  zu  studiren. 

Für  sehr  wichtig  und  den  Zweck  vielleicht  noch  besser  erreichend  würden  wir  es 
halten ,  wenn  durch  gesetzliche  und  polizeiliche  Bestimmungen  die  neuen  Fabrikanlagen 
dem  Innern  der  Städte  unbedingt  fern  gehalten  und  in  die  weitere  Peripherie  verwiesen 
würden. 

Bei  Behandlung  der  Armenpflege  vermögen  wir  dem  Verf.  vielfach  nicht  zuzustim- 
men, da  er  einen  philanthropischen  Standpunkt  vertritt,  den  die  Erfahrungen  der  neueren 
Zeit  wohl  genügend  als  unhaltbar  erwiesen  haben.  Das  ist  z.  B.  der  Fall,  wenn  er  dem 
Almosenempfanger  jede  Missachtung,  die  Entziehung  gewisser  Rechte,  die  wie  das  Wahl- 
recht Selbständigkeit  voraussetzen  ,  ersparen  will.  Wir  glauben  im  Gegentheil ,  dass  in 
dieser  Beziehung  Verschärfungen  unerlässlich  sind  und  um  so  mehr,  wenn  man  durch 
die  unbedingt  zu  erstrebende  Erweiterung  des  Hülfskassenwesens  (und  soweit  durchführ- 
bar mit  Zwang)  die  Gelegenheit  der  öffentlichen  Armenpflege  anheim  zu  fallen  wesentlich 
verändert.  Doch  wir  begegnen  auf  diesem  Gebiete  dem  Verf.  wohl  noch  an  anderer 
Stelle. 

Wir  würden  hier  gerne  die  Besprechung  abbrechen,  wenn  wir  nicht  glaubten,  es  den 
wissenschaftlichen  Aufgaben  dieser  Zeitschrift  schuldig  zu  sein  ,  die  theoretischen  Erörte- 
rungen des  Verf.  einer  Kritik  zu  unterwerfen ,  und  können  daher  nicht  umhin  es  auszu- 
sprechen, dass  er  sich  hier  der  Aufgabe,  die  er  sich  gestellt  hat,  absolut  nicht  gewachsen 
zeigt.  Die  beiden  Abschnitte :  die  industrielle  Krisis,  dann :  die  Nothlage  der  Landwirth- 
schaft  und  die  zur  Beseitigung  vorgeschlagenen  Mittel,  welche  weit  mehr  als  es  der  Titel 
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besagt,  prinzipielle  Untersuchnngen  enthalten ,  sind  nicht  genügend  durchgearbeitet  und 
voller  Fehler.  Viele  das  Terrain  beherrschende  Leser  werden ,  wie  wir,  in  Versuebang 
sein,  die  Lektüre  als  eine  unfruchtbare  aufsugebeu  ,  weil  man  auf  jeder  Seite  durch  arge 
Verstösse  verletst  wird.  Indessen  freuen  wir  uns ,  der  Versuchung  widerstanden  sa 
haben ,  da  die  folgenden  Abschnitte,  in  welchen  konkrete  Fragen  behandelt  werden, 
wesentlich  besser  sind. 

Der  Verf.  tritt  mit  grosser  Entschiedenheit  und  Schärfe  gegen  die  Freihandelspartdi 
auf,  w&hrend  er  noch  ganz  in  der  Denkweise  der  alten  Freihand elsschnle  befangen  ist 
Ueberall  geht  er  von  ökonomischen  Gesetzen  aus,  auch  wo  gar  keine  vorhanden  sind, 
vielmehr  der  Ausdruck  nur  dazu  dienen  soll,  dem  Gegner  wohlbegründete  Einwendungen 
vorweg  abzuschneiden.  Der  Verf.  thut  sich  viel  auf  seine  Stellung  im  praktischen  Leben, 
seine  praktischen  Erfahrungen  zu  gute  und  sieht  hochmüthig  auf  die  Wissenschaft  herab, 
(Einl.),  die  seiner  Ansicht  nach  nicht  aus  jener  Quelle  schöpft.  Durch  seinen  Doktrina- 
rismus, sein  einseitiges  Generalisiren,  wodurch  er  an  sich  richtige  Behauptungen  ins  Ver- 
kehrte verschiebt,  zeigt  er  sich  allerdings  als  achter  Praktiker.  Jede  Seite  des  ersten 
Drittels  seiner  Abhandlung  liefert  Beweise  dafür.    Wir  greifen  nur  einzelne  Beispiele  heraus. 

S.  75 — 77  polemisirt  der  Verf.  gegen  den  Vorschlag,  die  Landwirthschaft  dnreh  Er- 
weiterung (von  dieser,  aber  nicht  von  einem  „Uebergang  zur  Viehproduktion'^  ist  gespro- 
chon)  der  Viehproduktiou  zu  heben,  und  sagt:  „Da  die  zur  Aufzucht  und  zur  Mast  des 
Viehs  verwandten  Vegetabilien  mehr  Nährstoffe  enthalten ,  als  in  deren  Fleisch  wieder- 
gewonnen werden,  und  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung  gegenwärtig  vorzugsweise,  ja 
fast  ausschliesslich  auf  vegetabilische  Nahrung  angewiesen  ist,  so  muss  der  durch  die  ge- 
steigerte Viehproduktiou  bewirkte  Ausfall  an  vegetabilischen  Nahrungsmitteln  durch  eine 
Steigerung  der  Getreideproduktion  in  andern  Ländern  ausgeglichen  werden,  sofern  über- 
haupt die  Ernährung  derselben  in  dem  bisherigen  Umlang  möglich  sein  soll**  u.  s.  w. 
Der  Verf.  hätte  Recht ,  wenn  das  Vieh  nur  mit  Getreide  gefuttert  würde ,  oder  die  Men- 
schen auch  Klee  etc.  ässen.  Er  identifidrt  einfach  Vegetabilien  und  Getreide,  und  muss 
so  SU  ganz  unhaltbaren  Schlüssen  kommen,  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Preise,  wenn  er  S.  76 
sagt:  „Wenn  also  in  dem  Fleisch  nur  50§  der  Nährstoffe  der  zur  Mast  des  Viehs  ver- 
wandten Vegetabilien  wiedergewonnen  werden ,  so  kann  der  Grundbesitz  für  dasselbe 
auch  nur  die  Hälfte  des  Preises  erhalten,  den  er  für  das  Getreide  b^Eommen  haben 
würde**.  Das  klingt,  wie  ein  mathematischer,  unverrückbarer  Beweis,  nur  schade,  dass 
die  Voraussetzungen  falsch  sind  und  damit  die  ganze  Ausfuhrung  verfehlt  Ist.  S.  77  schil- 
dert er  das  Verderbliche  der  empfohlenen  Aenderung  des  Wirthschaftsbetriebes ,  Indem 
dadurch  ,,gerade  Hunderttausende,  ja  fast  Millionen  von  bisher  in  der  Landwirthschaft 
beschäftigten  Arbeitern  zu  Grunde  gerichtet  würden ,  da  die  Viehproduktion  eine  ganz 
wesentlich  geringere  Anzahl  von  Arbeitskräften  beansprucht,  als  der  Getreidebau**.  Da 
es  Niemand  einfällt,  Deutschland  zuzumuthen,  zu  extensivem  Betriebe  herab  zu  gehen, 
englische  intensive  W^eidewirthschaft  in  den  Hanpttheileh  Deutschlands  aber  unmöglich 
Ist,  dies  in  dem  ganzen  Abschnitt  der  Verf.  auch  gar  nicht  im  Auge  hat ,  so  haben  wir 
es  wieder  mit  einer  völlig  falschen  Behauptung  zu  thun ,  auf  welche  nun  weitgehende 
Angriffe  gegen  Andersdenkende  basirt  werden. 

Seine  Hochschätxung  des  grossen  Grundbesitzes  S.  60  u.  w.  ist  uns  durchaus  sym- 
pathisch ,  aber  durch  die  Sucht  überall  zu  generalisiren  und  was  hie  und  da  als  richtig 
beobachtet  ist ,  mit  allgemeiner  Gültigkeit  anzunehmen ,  werden  auch  hier  seine  Behaup- 
tungen und  namentlich  die  Begründungen  schief.  Er  unterscliätst  dadurch  entschieden  die 
Bedeutung  der  Bauern wirthschaften. 

Die  gleiche  Einseitigkeit  zeigt  sich  S.  91  u.  w.  in  der  Beurtheilung  des  Handels, 
wenn  auch  an  andern  Stellen,  z.  B.  S.  S43.  244  wieder  eine  entsprechende  Beschränkung 
des  Crtheils  ausgesprochen  wird.  Die  Behauptung,  die  Schätze,  welche  der  Handel  auf- 
häuft, seien  allein  den  Taschen  des  einheimischen  Konsumenten  entnommen,  es  habe  da- 
bei nur  ein  volkswirthschaftlich  nicht  vortheilhafter  Besitswecbsel  statt- 
gefunden, dürfte  in  solchem  Buche  nicht  vorkommen.  Seine  Bekämpfong  eines  über- 
triebenen Zwischenhandeb  sind  wir  zu  unterstützen  durchaus  bereit,  wenn  wir  auch 
die  Illusion  des  Verf.*s  über  die  Bedeutung  der  Konsumvereine  und  sein  Streben,  sie 
durch  Gemeindemittel  zu  unterstützen  (S  S42),  nicht  zu  theilen  vermögen.  Verwahrung 
müssen  wir  aber  einlegen  gegen  die  Herabsetzung  der  volkswirthschaftlichen  Bedeutung 
das  Handfih,  mit  welcher  unser  Reichskanzler  vorangegangen  i»t  und  die  seitdem  in  einer 
Weise  Mode  geworden  ist,  die  wir  als  einen  argen  Anachronismus  bezeichnen  müssen. 
Der  Tart  weist  selbst  auf  die  unproduktive  Thätikeit  der  Industrie  in  der  Schwindel- 
periode hin,  und  er  ist  sehr  im  Inrthnm,  wenn  er  sie  in  der  Landwirthschaft  für  umiog- 
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lieh  oder  auch  nur  (tir  selten  h&lt  Ebenso  wie  es  eine  arge  Verirrung  ist,  su  meinen 
S.  57/58 ,  zu  hohe  Kaufpreise  seien  bei  Grund  und  Boden  unmöglich ,  und  andererseits 
der  Handel  ,,meide  vollstiindig  eine  Anlage  der  erworbenen  Kapitalien  in  Orundbo&itz 
oder  industriellen  Unternehmungen**  S.  92.  Auf  derselben  Seite  berührt  er  freilich  selbst 
wieder  die  Betheiligung  des  Handels  an  Aktiengesellschaften. 

Einen  sehr  charakteristischen  Beleg  für  unsem  oben  ausgesprochenen  Vorwurf  bietet 
der  Satz  S.  116:  ,4^  einem  abgeschlossenen  Wirthschaftsgebiet  muss  die  qualitativ  gleiche 
Arbeitsleistung  —  von  vorübergehenden  Schwankungen  abgesehen  —  stets  mit  dem  glei- 
chen Reallohne  vergütet  werden,  weil  so  lange  ein  Zuströmen  bu  der  besser  bezahlten 
Arbeit  stattfindet  bis  der  Preis  derselben  in  Folge  des  vermehrten  Ang^ebots  sich  auf  den 
Betrag  ermftssigt  hat,  welcher  für  andere  gleiehwerthige  Arbeit  vergütet  wird**.  Hier 
haben  wir  die  Freihandelsschule  in  ungetrübter  Reinheit  Der  Verf.  sollte  doch  einmal 
den  Real-  und  den  Geldlohn  eines  oberschlesischen  Arbeiters  mit  dem  in  Niederschlesieu 
oder  der  Provinz  Sachsen ,  den  Lohn  des  s&chsischen  Arbeiters  mit  dem  in  Hannover 
oder  Westphalen  vergleichen,  oder  den  Verdienst  der  Hausindustriellen  der  verschiedeneu 
Branchen  innerhalb  Thüringens  oder  im  Königreich  Sachsen,  um  sich  zu  überzeugen, 
dass  im  praktischen  Leben  die  überall  vorhandenen  Hemmnisse  solche  glatte  Ausglei- 
chung unmöglich  machen.  Das  Streben  nach  Ausgleichung  hat  die  Wissenschaft  zu 
betonen,  falsch  aber  ist  es,  wenn  die  volle  Erreichung  des  Strebens  von  den  Prakti- 
kern ohne  weiteres  angenommen  und  zur  Voraussetzung  ihrer  Aufstellungen  gemacht 
wird.  Man  vergleiche  dazu  S.  48  u.  49.  Von  der  Preissteigerung  der  landwirtbschaft- 
üchen  Produkte  in  Folge  des  Schutzzolls  soll  der  Vortheil  nicht  blos  dem  Grundbesitzer 
zu  Gute  kommen ,  sondern  „nach  unabänderlichen  ökonomischen  Gesetzen  (!)  ebenfalls 
allen  (!)  dei^enigen ,  durch  deren  Arbeit  die  landwirthschaftlichen  Produkte  hergestellt 
werden,  da  der  für  dieselben  erhaltene  Preis  die  Entschädigung  für  die  gesammte  Arbeit 
mitenthält**,  S.  117  heisst  es  mit  gleichem  Doktrinarismus:  „Nach  demselben  ökonomi- 
schen Gesetze  ist  auch  der  vom  Kapital  den  Besitzlosen  ertheilte  Rath,  durch  Sparen  sich 
allmälich  Vermögen  zu  sanmieln  und  auf  diese  Weise  ihre  ökonomische  Lage  dauernd 
umzugestalten,  ein  trügerischer.  Nur  richtig,  wenn  Niemand  (!)  oder  Wenige  ihn  befol- 
gen, vermag  derselbe,  von  Allen  befolgt,  Niemandem  Nutzen  zu  bringen**.  S.  65:  ,,Man 
behauptet  gewöhnlich,  dass  durch  die  Einführung  von  Maschinen  der  Werth  der  mensch- 
lichen Arbeit  sinkt,  aber  gerade  das  Gegentheil  ist  der  Fall**.  In  solcher  Generalisirung 
ist  die  eine  Behauptung  ebenso  falsch  wie  die  andere. 

S,  86:  „Während  die  Fürsorge  für  die  ArbeitsunfUhigfen  und  deren  Familien  nach 
allgemeinen  ökonomischen  Gesetzen  (!)  von  demjenigen  getragen  werden  muss,  welcher 
die  von  dem  Arbeiter  geschaffenen  Werthe  sich  angeeignet  hat,  also  vom  Arbeitgeber,  ist 
die  Erziehung  und  Heranbildung  des  Volkes  nicht  Sache  (!)  des  Einzelnen  oder  der  Ge- 
meinde, sondern  allein  des  Staates**.     Vergl.  dazu  S.  88.  — 

Auf  die  u.  A.  n.  sehr  falsche  Vertheidigung  der  Getreidezölle  gehen  wir  nicht  näher 
ein ,  da  wir  uns  über  dieselben  in  den  Jahrbüchern  ausführlich  ausgesprochen  haben. 
Wir  können  aber  nicht  unterlassen,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  der  Verf.  S.  82 
Schutzzoll  und  Prohibitivzoll  verwechselt,  was  für  die  weiteren  Ausführungen  verhäng- 
nissvoll wird,  während  er  S.  84,  87,  49  beweist,  dass  er  sich  über  die  Preisbildung  der 
landwirthschaftlichen  Produkte,  dann  über  die  Lohnregulirung  noch  nicht  zur  Klarheit 
hindurchgearbeitet  hat. 

Es  wäre  leicht,  die  Zahl  der  aufgeführten  Missgriffe  zu  verdoppeln,  doch  genügen 
die  obigen  zur  Charakterisirung  des  Werkes,  das  wir  nicht  so  eingehend  berücksichtigt 
hätten,  wenn  es  nicht  wieder  bezeichnend  wäre  für  eine  ganze  Kat^orie  von  Schriften, 
die  es  sich  in  den  letzten  Jahren  zur  Aufgabe  gemacht  haben,  für  die  volkswirthschaft- 
lichen  Lehren  des  Fürsten  Bismarck  Propaganda  zu  machen,  indem  sie  auf  die  geborstene 
Basis  des  Smithianismus  ein  bröckliches ,  ungefüges  Mosaikgebilde  setzen ,  zu  dem  die 
Steine  allerdings  der  praktischen  Erfahrung  entnommen  sind,  die  man  aber,  ungleichartig, 
wie  sie  sind,  nicht  zu  einem  festen  und  noch  weniger  harmonischen  Werke  zusammenzu- 
fügen vermocht  hat.  J.  Conrad. 

*  Friedensburg,  Zur  Arbeiterfrage.  Eine  volkswirthschaftliche  Studie. 
Breslau  und  Leipzig  1882.     8«.     X  und  322  SS. 

Uhlhorn,  Das  Christenthum  und  das  Geld.  (Sammlung  von  Vorträgen 
VU.  Bd.  5.  Heft)     8«.     Heidelberg  1882. 

Hardenberg,  Zur  Frauenfrage.     Leipzig  1882.     8®.     48  SS. 
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Waroeck,  „Ehret  die  Frauen".  Beiträge  zum  modernen  Ktütarleben  der 
Frauenwelt.     2.  Aufl.     Leipzig  1882.     8°.     281  88. 

Dabn,  F.,  Das  Weib  im  al  tgerman  iscben  Recht  und  Leben.  Prag 
1882.     8».     U  SS.     (Sammlung  gemeinnüUiger  Vorträge  Nr.  71.) 

Selchow,  V.,  Ackersmann,  Hand  werker  und  A  rbeiter,  ein  einig 
Volk  von  Brüdern!  oder:  Fehlts  dem  Ackersmann  an  Brod.  gibts  für  alle  Drei  nur 
Noth!     Breslau  1882.     8«.     31  88. 

Bericht,  stenographischer,  über  die  Verhandlungen  des  dent- 
schen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wo  hl  th  äti  gkei  t  am  11.  and  12.  No- 
vember 1881  zu  Berlin,  nebst  den  für  diese  Verhandlungen  erstatteten  Berichten  und  den 
Satzungen  des  Vereins.     Berlin  1882.     S^. 

Raschke:  Die  Genossenschaften  im  Mittelalter  und  die  heat  an- 
Bustrebenden  Innungen.  Ein  Beitrag  zur  Orientirung  in  den  social  -  politischen 
Wirren  unserer  Zeit.    Oldenburg  1882.     48  SS.     8o. 

Der  Verfasser  dieser  kleinen  Schrift  hat  wieder  einmal  die  sociale  Frage  gelöst, 
die  Panacee  heisst  obligatorische  Innung.  „Ohne  Innung  keine  befriedigende 
Lösung  der  Maschinenfrage ;  ohne  Innung  keine  Lösung  der  Kreditfrage ;  ohne  Innong 
keine  Lösung  der  Submissionsfrage;  ohne  Innung  keine  Vortheile,  wie  sie  der  Gross- 
betrieb hat ;  ohne  Innung  keine  wirksame  Bekämpfung  der  Börse ;  ohne  Innung  kein 
Normalarbeitstag;  ohne  Innung  Stagnation  der  Industrie;  ohne  Innung  keine  wahre 
Freiheit;  die  Innungen  als  Pionire  überseeischer  Kolonien**.  So  die  Kapitelüberschriften 
des  zweiten  Theiles  der  Schrift.  Auf  die  Fabriken  will  der  Verf.  das  Genossenschafts- 
wesen nicht  ausdehnen ;  hier  sollen  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Unternehmer  und  staat- 
liche Unfalls-  und  Altersversorgung  helfen.  Die  Krisen,  meint  Verf.,  würden  durch  eine 
derartige  Organisation  nicht  verschwinden ;  aber  sie  könnten  durch  öffentliche  Arbeiten 
gemildert  werden.  Die  vorgetragenen  Gedanken  bewegen  sich  in  einer  stark  nebligen 
Atmosphäre  und  damit  stimmt  die  oft  mehr  als  kühne  Phraseologie.  Was  den  ersten 
historischen  Theil  der  Schrift  betrifft ,  so  hat  Hr.  Raschke  mancherlei  über  mittelalter- 
liches Zunftwesen  nicht  ohne  Nutzen  gelesen;  allein  seine  Vorstellungen  über  dasselbe 
sind  doch  noch  recht  unklar  geblieben ,  was  beispielsweise  daraus  hervorgehen  dürfte, 
dass  er  die  Ilansa  fUr  eine  „altdeutsche  Kanfmannszunft*^  (8.  16  u.  44)  erklärt  und  dass 
er  (8.  39)  behauptet:  „Im  Mittelalter  waren  es  die  Zünfte,  bei  welchen  von  den  Städten 
Allleihen  kontrahirt  wurden*^  Ursachen  des  Verfalls  der  Zünfte  sind  „die  übermächtige 
Begünstigung  des  Kapitalinteressos  (speciell  des  spekulativen  llandelskapitals  zu  Anfang 
des  16.  Jahrh.)  auf  Kosten  der  redlichen  Arbeit  und  die  Einführung  des  romischen 
Rechts*S  —  Die  ganze  Schrift  steht  unterhalb  der  wissenschaftlichen  Kritik;  sie  kann 
bei  der  offenbar  guten  Absicht  des  Verfassers  nur  Bedauern  hervorrufen. 

München.  K.  Bücher. 

Bordes-Pages,  Da  d^mocratie  et  T^glise.     Par.,  Gluo,  1881.     8.     216  pag. 
Ganneron,  E. ,  Le  repos  du  dimanche  envisage  au  point  de  vue  de  bien-etre 

de  tous  les  travailleurs  et  de  la  prosperitc  de  Tindustrie.     Par. ,    impr.  Lev^* 

1882.     18.     44  pag. 
6  ^  r  a  u  d  ,  P. ,    L'unitcisme ,    religion  universelle.     Traitä    d 'Organisation  sociale, 

renovation  morale,  politique  et  ecouomique  etc.     Par.,  Zabieha,  1882.     18.    544  pag. 

3  fr.  50  c. 
George,  H.,    ProgressandPoverty.     2.  edition.     London,  Paul  Trench  &  Co, 

1882.     8.     500  pp.     7/6. 
M  erenda,  P.,  La  cassa  di  pension  i  per  la  ve  cch  iaia  in  Italia.     Palermo,  Virzi, 

1882.     8.     64  pp.     1  1.  25  c. 
Zorli,  Alb.,    E  manzipati  one    economica  della  classe  operaja.     Bologna, 

Zanichelii,  1881.     8.     636  pp. 

S.    Landwirthschaft.     Ornndeigcnthnm.    Landwirthsehaftliche  Enqueten.     Landkrieg 
in  Irland.     Landwirthsohaftliohe  Gewerbe.    Jagd  nnd  FischereL 

Dr.  Alexander  Peetz,  Die  Amerikanische  Konkurrenz.  Wien  1881. 
122  88.  80. 

Der  Verfasser  hat  es  verstanden ,  in  ganz  vortrefflicher  Weise  aus  der  schnell  an- 
gewachsenen Literatur  über  dieses,    wie  er  sagt,   „grösste  wirthschaftliche  Ereigniss  der 
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Gegenwart**  das  massenhaft  angehäufte  Material  sn  einem  prSzisen  und  fibersichtlichen 
Bilde  zusammen  bu  fassen.  Wäre  ihm  Semler's  Schrift  Über  denselben  Gegenstand  schon 
bekannt  gewesen ,  so  hätte  er  vielleicht  manches  weniger  optimistische  Urtheil  über  die 
muthmaassliche  Entwicklung  der  Ver.  St  abgegeben,  manche  Angaben  etwas  skeptbcher 
behandelt,  aber  da  sich  sein  Votum  hauptsächlich  auf  die  leidlich  zuverlässige  Bin»  und 
Ansfuhrstatistik  stützt,  so  wird  man  seiner  Ansicht  wohl  zustimmen  können,  dass  in  ab- 
sehbarer Zeit  auf  eine  Erleichterung  der  drückenden  Konkurrenz  für  unsere  Landwirth- 
Schaft  nicht  zu  rechnen  ist. 

Als  Mittel  zur  Abwehr  empfiehlt  er  zunächst  kurz  den  Ausbau  der  Verkebrsstrassen 
und  deutet  auf  eine  Reform  der  Kreditverhältnisse  hin,  fordert  möglichst  wohlfeilen  Zins- 
fuss  für  alte  Schulden  und  möchte  die  Neubelastung  des  Grund  und  Bodens  durch  „Be- 
seitigung der  gleichen  Theilung  bei  Vererbung  von  Bauergütem**  verhindert  sehen.  Vor 
Allem  aber  glaubt  er  durch  handelspoliüsche  Maassregeln  seinem  nothleidenden  Vater- 
lande helfen  zu  können. 

Er  fordert  Agrarzölle  und,  um  der  Landwirthschaft  im  eigenen  Lande  zahlungsfähige 
Abnehmer  zu  schaffen ,  Wiedereinführung  der  in  den  früheren  Handelsverträgen  geopfer- 
ten Industriezölle.  Auf  eine  Erörterung  der  Wirkungen ,  welche  die  Agrarzölle  auf  die 
Industrie  und  die  gewerblichen  Zölle  wiederum  auf  die  Landwirthschaft  haben  werden, 
geht  er  nicht  ein.  Aber  das  Bild,  das  er  von  der  künftigen  Gestaltung  der  wirthschaft- 
lichen  Verhältnisse  Englands  entwirft,  dürfte  nicht  sonderlieh  geeignet  sein,  die  Freihänd- 
ler zu  bekehren.  Denn  wenn  er  zeigt,  wie  die  englische  Industrie  zu  ihren  bisherigen 
Vorzügen  nun  auch  noch  den  der  billigen  Unterhaltsmittel  und  billigen  Löhne  durch  die 
ungehinderte  Einfuhr  der  amerikanischen  Rohprodukte  erhalten  habe  und  nun  erst  recht 
gefährlicher  Gegner  für  die  kontinentale  Industrie  auf  allen  Exportmärkten  sein  werde, 
so  ist  sicherlich  die  Frage  sehr  nahe  liegend,  warum  sollen  wir  dann,  die  wir  bisher 
an  Industrieprodukten  gleichfalls  mehr  exportirten  als  importirten,  unseren  lebensfähigen 
Industrien  die  Lebensadern  unterbinden  und  ihnen  das  nehmen,  was  sie  bisher  allein  vor 
der  englischen  Fabrikation  voraus  hatten,  die  billigen  Arbeitskräfte?  H.  P. 

Richard  Blum,  Die  Entwicklung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nord-Amerika  in  Hinsicht  ihrer  Pro  duktion  auf  lan  dwirthschaf  t- 
lichem  Gebiete  mit  besonderer  Berüc  ksich  tigung  der  Ein  Wanderung 
nach  den  officiellen  Berichten  der  Regierung  der  V.  St.  Leipzig  1882. 
40  SS.  gr.  8«. 

Das  klar  und  verständig  crezeichnete  Bild  der  Entwicklung  der  V.  St. ,  das  hier  ge- 
boten wird ,  ist  zwar  kein  vollständiges  und  im  Allgemeinen  wenig  Neues  bietend ,  aber 
für  denjenigen,  dem  die  amerikanischen  officiellen  Quellen  nicht  zu  Gebote  stehen ,  wer- 
den die  von  Seite  18  ab  mitgetheilten  Tabellen  von  Interesse  und  von  Werth  sein.  Sie 
geben  aus  den  Reports  of  the  Commissiones  of  Agriculture  für  1866,  1876  und  1879  — 
die  Titel  der  Quellen  sind  leider  nirgends  genannt  —  für  alle  einzelnen  Staaten  der  Union 
Anbaufläche,  Ernte  und  Werth  der  Ernte  der  einzelnen  Feldfrüchte,  soweit  wir  kontrol- 
liren  konnten ,  durchaus  korrekt  für  jene  drei  Jahre  wieder.  Daran  schliessen  sich  in 
derselben  Weise  Tabellen  über  Anzahl  und  Werth  der  im  landwirthschafüicben  Betriebe 
gehaltenen  Nutzthiere.  Tabelle  e  f  f.  entnimmt  denselben  Quellen  ebenso  ausführliche  Zah- 
len über  die  Lohn  Verhältnisse  und  Beköstigungskosten  der  ländlichen  Arbeiter,  und  Zah- 
len über  den  Export  landwirthschaftlicher  Produkte  speciell  nach  Deutschland  machen 
den  Beschluss. 

Wir  hoffen  an  anderer  Stelle  eine  ausführlichere  Darstellung  und  Kritik  der  Lei- 
stungen der  amerikanischen  Agrarstatistik  bringen  zu  können  und  wollen  deswegen  hier 
nicht  darüber  rechten ,  wie  weit  all  jenes  Material  zuverlässig  ist ,  gewünscht  hätten  wir 
jedoch ,  dass  der  Verf.  etwas  Kritik  geübt  und  wenigstens  hingedeutet  hätte  auf 
die  Schwächen  und  den  theilweise  geringen  Werth  der  vorgeführten  Zahlen.     H.  P. 

Heinrich  Semler,  Die  wahre  Bedeutung  und  die  wirklichen  Ur- 
sachen der  Nord-amerikanischen  Ko nkurrenz  in  der  landwirth- 
schaftlichen  Produktion.     Wismar  1881.     XVIH.     229  S.     8». 

Von  allen  Schriften,  welche  das  obige  Thema  behandeln  ,  hat  die  Semler*sche  wohl 
das  meiste  Aufsehen  erregt ,  und  fast  durchweg  sind  es  lobende ,  anerkennende  Urtheile, 
die  darüber  laut  werden ,  ja  einzelne  agrarische  Zeitungen  feiern  sogar  das  Werk  des 
„Deutschen  Heinrich  Scmler*'  wie  das  eines  Nationalhelden.  So  wenig  das  letztere 
berechtigt  ist ,  wird  doch  jede  unparteiische  Kritik  anerkennen  müssen ,   dass   die  vorlie- 
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|{ende  Arbeit  tu  dem  Besten  gehört ,    was  bisher   über  den  (Gegenstand  geschrieben  wor- 
den ist. 

Sie  ist  das  WeriL  eines  Deutsch-Amerikaners,  der  seit  mehr  denn  10  Jahren  in  den 
verschiedensten  Theilen  des  grossen  Staatenbundes  gelebt  und  mit  offenen  Augen  die  üin 
umgebenden  VerhUtnisse  beobachtet  und  stndirt  hat,  und  der  nun  in  der  aaerkennens- 
werthen  Absicht,  seinen  Faohgenossen  im  Hingst  verlassenen  Vaterlande  nfitzUche  Winke 
XU  geben  ,  die  Resultate  seiner  Beobachtungen  niederlegt.  Daxu  seiehnet  das  Bveh  eine 
Üiessende,  vielfach  glilnsende  Darstellungsweise  aus,  die  überall  den  Selbeterlebtes  enlb- 
londen  Beobachter  erkennen  Iftsst.  Semler  hat  vor  allen  Berichterstattern,  die  mir  wenige 
Monate  die  neuen  Eindrücke  des  grossartig  aufstrebenden  Landes  auf  sieh  haben  wirken 
lassen,  den  grossen  Voraug  voraus,  dass  er  kühl  und  nüchtern  die  Dinge  bctradilei,  die 
ihn  seit  Jahren  umgeben,  —  vielleicht  fUlt  er  dabei  in  den  entgegengceetsten  FeUer, 
dass  er  das  ihm  Ungst  Etekannte  au  ungünstig,  die  ihm  fremd  gewordenen  heimierben 
VerhUtnisse  sn  günstig  benrtheilt  Er  übt  sunichst  strenge  Kritik  an  den  bisherigen 
Berichten  über  den  Aufschwung  und  die  ConkurrensfSUiigkeit  der  amerikanisdien  Land- 
wirthschait,  die  man  nicht  gans  unbeachtet  lassen  kann,  wenn  auch  der  Vorwarf  (S.  11), 
„dass  sie  alle  an  dem  Mangel  leiden ,  oberflächlich,  einseitig  und  Ifickenhnit  na  sein**, 
wohl  allsusehart  ist  Gewiss  beachtenswerth  für  die  Benrtheilung  solcher  Berichte  ist  ea, 
dass,  wie  er  sagt,  „die  Aufgabe  in  wenigen  Monaten  die  landw.  Zastinde  eines  Gebietes 
von  der  Ausdehnung  der  Vereinigten  Staaten  und  Westkanadas  an  nntersnchen,  weit  über 
die  KrIUte  eines  Mannes  hinausgeht**,  und  ebenso  unmöglich  ist,  als  in  S  Monaten  die 
AckerbauverhXItnisse  gans  Buropas  au  untersuchen.  Auch  denen,  die  ohne  selbst  an  Ort 
und  Stelle  gewesen  in  sein ,  auf  Grund  des  offidellen  statistischen  Materials  Über  ameri- 
kanische VerhUtnisse  ein  Urtheil  au  f&llen  wagten,  entaieht  er  a.  Th.  den  Boden  nntw 
den  Füssen  durch  seine  geringschitsende  Kritik  der  amerikanischen  Landwirtbschafts- 
5tatistik,  von  der  er  $.  Sl  sagt,  „dass  sie  nicht  mangelhafter  gedacht  werden  kdnnte". 
Selbst  die  Resultate  des  lOjihrigen  Bundescensus  stellt  er  in  Frage  und  ermahnt  dringend, 
sie  „nicht  ohne  Vorsicht  und  Vorbehalt  aufaunehmen^S  eine  Mahnang,  die  woU  Bcfaar- 
aignng  verdient. 

Wir  müssoi  es  uns  versagen,  dem  Verf.  in  alle  die  interessanten  nnd  lehrreicfam 
Details  seiner  Arbeit  au  folgen,  glauben  abo-  sa  einer  kunen  Skissirang  des  Gedanken- 
ganges wohl  berechtigt.  Der  Grundgedaake  der  Schrift  ist  der,  das*  man  bei  aller  An- 
erkennung der  Lichtseiten  der  amerikanischen  Land-  und  Volkswirthschaft,  in  Enropa 
and  namentlich  in  Devtschland  die  Schattenseiten  derselben  nicht  ausser  Acht  lassen 
dürffr.  Dean  Amerika  sei  durchaus  kein  Paradies ,  wie  es  so  oft  geschildert  wird ,  mit 
nnermesslichen  Fliehen  leicht  bestellbaren ,  fast  umsonst  sa  erwerbenden  ,  fruchtbarsten 
Prairiebodcns,  der  mühelos  reiche  Ertrige  abweHe.  Er  behauptet  sogar.  —  wohl  etwas 
stark  übertrieben  —  (S.  2f^:  „Alles  gute  Regierungsland,  das  sich  aar  An- 
siedelung eignet,  ist  verkauft.  In  den  ganaen  Vereiaigtcn  Staaten  ist  nicht 
NMlir  soviel  Rc|:ierungsland,  das  ohne  bedeutende  Kapitalien  kulturf&hig  ge- 
mache weiden  konnte,  unverkauft,  um  damit  ein  Countj  in  Wiskonsin  -m^rnnMin  au 
»etaen**.  IH5  L<ws  des  Farmers  ist  auch  nach  seinen  Schilderungen  kein  sonderlich  bo- 
neidcaswerthes .  er  muss  sich  vielmehr  .Ja  der  weitaus  iberwiegcnden  Mehnahl  viafe 
Bewhrikakaagen  aufcrkfen  und  v«rmag  nur  unter  grosaen  Ansttcngungcn  das  Gleichge- 
wicht Im  Haashahungsbadget  hemstellen**.  Wenn  säth  trotadcm  der 
l.juKi«irth  ab  ge&hrlicher  Koakurrent  auf  dem  eorpp&isdien  Markte  gcacigt  hat.  so 
^  eicht  die  Voraftge  seiaer  natirlichea  Lage,  die  ihm  dazu  vcrhoUieB, 
dera  nach  des  Vert  Ansieht,  hauptsichl  ich  dessen  eigene  Tüchtigkeit. 
d«m  Amerikaner  aseltr  als  dem  Eurepicr  eigene,  gnsteigcrte  UmMchs.  Ausdaacr  and 
£ie.  die  ihn  befilhigen,  durch  Arbeitsthcüung.  rveckmicsige  V«rbindmif  ven  HandH 
LaadwirtksvhafL  durch  augedehnte  Bcnutanng  von  Zeit  and  Arbeit 
and  handliichett  Geräthcn.  durvh  wvtheilhaft»  sozial«  Ebuicktuxgcn 
den  V<>irsprung  an  gewinnen.,  einen  V^Yspreng.  ^icn  ikm  aber  nach  rkhägcr  Erki 
der  wahren  rrfarhen  der  Kenkurrena  die  deutsche  Laadwtrthe«<halt 
wiaa<n  k<e«ate  und  mK»te.  Darauf  aber .  das»  aameatläek 
re«  Landwirtlw  leraea  »Vkfen  v«a  Ihrca  ansgewaadertec 
aen  Landsleme«.  wnbt  der  VeK  stets  mit  aUem  NaeUnck  kia :  das  wirde  das  beste 
aad  aaf  die  Daaer  das  eiaatge  Mittel  sein,  dea  K«  akarrcazkampf 
glttckiick  darchaafechtea. 

wvlten  hier  aieht  dai^hcr  recittn .   «h 
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unserer,  mehr  als  Semler  bu  ahnen  scheint,  Noth  leidenden  Landwirthschaft  aufsuhelfen, 
er  sieht  wohl  die  VerhUtnisse  bei  uns  zu  g^ünstig  an  und  unterschitzt  die  drohenden  Ge- 
fahren. Aber  grade  deshalb  ist  sein  Buch  heutzutage  besonders  beachtenswerth  im  Ge- 
gensatz zu  der  immer  stilrker  hervortretenden  Richtung,  die  jetzt  die  Lage  der  deutschen 
Landwirthschaft  fibertrieben  grau  in  grau  zu  malen  bemfiht  ist  und  uns  irische  Zustände  in 
sichere  Aussicht  stellt,  wenn  der  Staat  mit  seiner  Omnipotenz  nicht  bald  die  rettende  Hand 
nach  dem  untergehenden  Bauernstande  ausstrecke.  Das  Richtige  liegt  wohl  auch  hier  in 
der  Mitte.  Das  ändert  aber  nichts  an  dem  Werth  des  Buches ,  das ,  wenn  auch  nicht 
allen  Ansprüchen  streng  wissenschaftlicher  Kritik  genügend,  doch  sicherlich  von  Nieman- 
dem ohne  grossen  Nutzen  wird  gelesen  werden.  H.  P  aas  che. 

Dr.  Karl  von  Scherzer.  Wirthschaftl  iche  Thatsachen  zum  Nach- 
denken.    Leipzig  1881.     82  SS.     8<>. 

Mancherlei  wissenswerthe  Thatsachen  sind  hier  in  8  kleinen  Aufsätzen  zusammenge- 
drängt. Mit  Ausnahme  des  ersten,  „einige  Wirkungen  des  nordamerikanischen  Schutz- 
zolles**, —  der  in  extrem  freihändlerischem  Sinne  gehalten  und  rein  doktrinär  unter  An- 
nahme einer  Vertheuerung  in  Höhe  des  Schutzzolles  filr  alle  geschfitzten  Fabrikate,  den 
Nachtheil  der  Zölle  für  die  Landwirthschaft  ziffermässig  abschätzt,  —  machen  die  übri- 
gen Abschnitte  den  Eindruck,  als  bildeten  sie  die  sorgsam  gesammelten  Materialien  zur 
Herstellung  eines  Jahresberichtes  des  Verf/s,  des  bekannten  osterreichbchen  (General- 
konsuls in  Leipzig.  In  Abschnitt  U  „die  Landwirthschaft  Sachsens  im  Jahre  1880**  wird 
all  der  zahl-  und  erfolgreichen  Bestrebungen  auf  den  Gebieten  des  Handelsgewächsbaues, 
der  Thicrzucht  und  des  Vereinswesens  gedacht,  die  dem  Landwirth  den  Konkurrenzkampf 
mit  dem  Auslände  erleichtern  sollen.  An  statistischen  Zahlen  werden  die  von  Amerika 
drohenden  Gefahren  gekennzeichnet  und  zum  Schluss  durchgreifende  sozialpolitische  und 
wirthschaftliche  Reformen  verlangt,  —  erleichterter  und  wohlfeiler  Verkehr,  Entlastung 
von  Grundschulden,  und  unkündbarer  Meiiorations-  und  Wirthschaftskredit.  Die  folgen- 
den Abschnitte  bringen  dann  nach  einander  Material  zur  Beurtheilnng  der  Lage  der 
sächsischen  Industrie  über  „das  Verkehrswesen  Sachsens  im  Jahre  1880** ,  „das  Bank- 
und  Kreditwesen  Sachsens  im  Jahre  1880**,  „die  Verbreitung  des  Sparsinnes  in  Sachsen**, 
„die  Bestrebungen  zur  Hebung  des  deutschen  Ausfuhrhandels**  und  behandeln  schliesslich 
„die  sozialen  Verhältnisse** ,  indem  die  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterver- 
sichemng,  der  Armenpflege,  der  Kolonisation  und  der  Volksemährung  kurz  berührt  wer- 
den. H.  P. 

Der  kleine,  mittlere  und  grosse  Grundbesitz  der  Provinz  Posen 
und  der  ihr  verwandten  Landesthelle.  Von  einem  Landwirth.  Berlin  1882. 
III.     239  SS.     80. 

Als  Beitrag  zur  Klärung  der  sog.  „agrarischen  Frage**,  ohne  irgend  welchen  Anspruch 
auf  wissen schafllichen  Werth  zu  machen ,  ist  die  Schrift  herausgegeben.  Ob  sie  ihren 
Zweck  erfüllen  wird,  ist  uns  sehr  zweifelhaft.  Sie  enthält  eine  Reihe  von  umständlichen 
Reinertragsberechnungen  für  kleinen ,  mittleren  und  grossen  Grundbesitz ,  die  aber  leider 
nicht  auf  Thatsachen  beruhen,  bei  denen  vielmehr  nicht  weniger  als  Alles  willkürliche 
Schätzung  ist.  Der  Verf.  sucht  eine  Durchschnittswirthschaft  für  die  ganze  Provinz 
zu  konstmiren,  die  nun  von  Allem,  was  die  Provinz  besitzt,  ihren  Antheil  erhält,  so  dass 
z.  B.  die  zu  24  Morgen  angenommene  kleine  Wirthschaft  nicht  nur  den  gleichen  Antheil 
an  Wiesen ,  Weiden ,  Gewässern ,  Oedeland  und  Holzungen ,  wie  die  grossen  Güter  hat, 
sondern  selbst  Wiesen,  Weiden  etc.  ihren  genau  berechneten  Prozentsatz  Lehm,  sandigen 
Lehm  und  Sandboden  besitzen.  Die  Erträge  und  die  Wirthschaftsweise  sind  ebenfalls  nur 
schätzungsweise  festgestellt.  Und  all  die  willkürlichen  Kombinationen  sollen  dann  das 
feste  Fundament  bilden,  auf  dem  das  staats-sozialistische  Gebäude  der  Vertheilung  des 
Grund  und  Bodens  errichtet  wird. 

Der  Staat  hat  nach  dem  Verf.  „die  durchschnittliche  Grösse  der  drei  Grundbesitz- 
arten ,  die  von  jeder  Art  einzunehmende  Fläche ,  den  Grad  ihrer  Verschuldbarkeit  und 
die  Art  ihrer  Vererbung  zu  bestimmen**.  Nach  den  Verhältnissen  der  Provinz  Posen 
sollen  auf  Grund  seiner  Berechnungen  die  Parzellen  nicht  über  2.5  Morgen,  kleinerer 
Besitz  nicht  unter  60  Morgen  Kulturland  haben,  mittlerer  von  160 — 180  Morgen  gross 
sein,  und  grosse  Güter  sollen  nicht  weniger  als  1100  Morgen  umfassen.  Alle  Zwischen- 
stufen sind  zu  vermeiden.  Die  Güter  sind  untheilbar,  die  mitUeren  sogar  unverkäufliche 
Majorate,  alle  nur  bis  zu  }  ihres  Werth  es  (sie!)  verschuldbar. 

„Den  Bestand  ,  die  Zu-  und  Abnahme  der  Anzahl  von  Besitsungen  für  jede  Grund- 
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besitsart  regelt  und  bestimmt  der  Staat,   damit  sein  Bestehen    nicht  abhängig   sei  Ton 
dem  Willen  von  Bevölkerungsschichten,  dessen  Entstehen  dem  Zufall  Überlassen  war**. 

H.  P. 

Buer  sten  bin  der ,  D  ie  Landwir  thschaft  des  Herzogthum  8  Braun- 
schweig.     Braunschweig  1888.     8<>.     VII  und  354  SS. 

Wiss,  Das  irische  Landgesetz  vom  Jahre  1881.  Berlin  188S.  8*. 
48  SS.  (VolkswirthschafUiche  Zeitfragen ,  VortrXge  und  Abhandlungen ,  etc.  Heft  26 
[Jhrg.  IV  Heft  2].) 

Das  preussische  Gemeinheits-  unä  Forsten-Theilungs-Verfahren 
und  das  Verfahren  der  wirthschaftlichen  Zusammenlegung  der  Grundstficke,  der  Ablesung 
der  Servituten-  und  Fischerei-Berechtigungen  sowie  der  Bildungen  von  Schutzwaldungeo 
und  Waldgenossenschaften  nach  Lage  der  neuesten  Gesetzgebung.  Von  einem  höhe- 
ren praktischen  Beamten.     Neuwied  und  Leipzig  1882.     148  SS. 

Der  Verf.  behandelt  in  dem  1.  Hauptstficke  das  Gemeinheits-Theilnngs-Ver&hren, 
im  2.  Hauptstficke  das  Porst  -  Theilungs-  und  Servituten  -  Ablösungs  -  Verfahren  vor  den 
Ausoinandersetsungs  -  Behörden ,  im  8.  Hauptstficke  das  Verfahren ,  betr.  die  Benntsung 
gemeinschaftlicher  Holzungen  und  die  Bildung  von  Schutzwaldungen  und  Waldgenossen- 
5chaften  und  Theilung  der  Forsten  ausserhalb  der  Auseinandersetzungs-Behörden  ,  das  4. 
Hauptstfick  hsndelt  von  der  Ablösung  der  Fischerei-Berechtigung.  Dem  Ganzen  ist  dne 
kurze  Einleitung  fiber  die  Entwickelung  der  Agrarverfassung  vorausgeschickt,  welche  die 
wesentlichsten  hier  in  Betracht  kommenden  Punkte  mit  Geschick  erörtert.  —         E. 

Martin,  Wegnetz,  Eintheilung  und  Wirthschaftsplanin  Gebirgs- 
Forsten.     S^.     Mfinden  1882. 

Hess,  R.  und  C.  Urich,  Ueber  den  Umfang  und  die  Bedeutung  der 
Forstwissenschaft  als  Uni  versi  t&ts-Disciplin.  Ueber  die  Lichtsei- 
ten des  forstl.  Universitäts-Unterrichts.     2  Beden.     Giessen  1882.     8*. 

Dr.  B.  Danckelmann,  Oberforstmeister  und  Direktor  der  Forstakademle  n 
Eberswalde,  Gemeindewald  und  Genossenwald.  Ein  Beitrag  anr  Benrtheilung 
des  preuss.  Gesetzes  fiber  gemeinschaftl.  Holzungen  v.  14.  Mira  1881.  Berlin  1882. 
J.  Springer.     83  S. 

Eine  interessante  und  auf  Sachken  ntniss  wie  auf  umfassende  authentische  Mittbei- 
lungcn  fiber  die  einschlägigen  Gebiete  gestützte  Abhandlung,  deren  Zweck  es  ist,  die 
Anwendung  des  oben  erwähnten  Gesetzes  zu  erleichtem  und  zur  Fortbildung  desselben 
anzuregen.  Nachdem  der  Verfasser  seinen  Erörterungen  ein  Kapitel:  ,,zur  Geschichte 
des  Gemeinde-  und  Genossen waldes*^  vorausgeschickt  hat,  bespricht  er  zunächst  die  Ge- 
meinde waldgesetzgebung ,  dann  die  Genossen  waldgesetzgebung  in  Preussen  und  deren 
Folgen ,  um ,  daran  anknfipfend ,  das  neue  Gesetz  fiber  gemeinschaftliche  Holsangen  in 
klarer  Weise  zu  erläutern  und  die  einzelnen  Bestimmungen  desselben  auf  ihre  Brauch- 
barkeit zu  prfifen.  Die  Darstellung  ist  knapp  und  präsb  gehalten,  die  Arbeit  erschöpfend 
und  grfindlich.     Sie  gewährt  eine  werthvolle  Uebersicht  fiber  den  behandelten  Gegenstand. 

J.  Lehr. 

Dr.  Fr.  Jentsch,  Die  Arbeiterverhältnisse  in  der  Forstwirthscbaft 
des  Staates.     Berlin,  Julius  Springer  1882.     103  S. 

Der  Verfasser  wendet  die  allgemeineren  Sätze  d«r  Nationalökonomie  Aber  den  Ar- 
beitslohn und  dessen  Bestimmgrfinde  auf  die  Forstwirthscbaft,  speziell  auf  di^enige  des 
Staates  an  und  zieht  mit  besonderer  Berficksichtigung  der  ökonomischen  und  technischen 
Kigenthfimlichkeiten  der  Waldwirthschaft  entsprechende  Schlussfolgerungen  fiber  Lohn- 
höhe, Lolinzahlungsart  und  Stellung  der  Waldarbeiter.  Besondere  Beachtung  verdienen 
die  Mittheilungen  fiber  deutsche  und  österr.  ständige  Waldarbeiterschaften,  insbesondere 
über  deren  Kassenwesen  und  die  Bestrebungen  von  Forstverwaltungeu ,  solche  Arbeiter- 
schaften zu  erhalten.  J.  L. 

Burdel,  E.,  La  vigne  et  le  vin.  Manuel  du  planteur  de  vigne  dans  les  terrains 
pauvres  et  sp^cialeraent  dans  la  Sologne.     Par.,  Masson,  1882.     18.     156  pag.     2  fr. 

C.inis,  Les  massacrcs  en  Irland  e.     Par.,  Dentu,  1882.     8.     226  pag. 

Layet,  A.,  Hygiöne  et  maladies  des  paysans.  Etüde  sur  la  vie  materielle  des 
campagnards  en  Europe.     Par.,  Masson,  1882.     18.     XVII — 570  pag.     7  fr. 

Pariset,  F. ,  Economic  rurale,  Industrie ,  moeurs  et  usages  de  la  Montagne-noire 
(Aude  et  Tarn).     Par.,  Tremblay,  1882.     8.     8  fr.  50  c. 
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Foarnier,  P.,  La  qnestion  agraire  en  Jrlande.     Par.,  Plön  &  C«,  1882.     18. 

XI~871  pag.     3  fr.  60  c. 
Aloi,A.,   L'organismo   agrario    della   provincia   di   Oirgenti.     Girgenti, 

Celeso,  1882.     8.     172  pp.     3  1. 
Condisioni  delT  agricoltura.     Notisie  intorno  alle   —   negU   anoi  1878  — 1879. 

Volame  U.     Roma,  stamperia  reale,  1881.     gr.  Lex. -8.     652  pp.     (Pubblicazione  del 

Bfiuistero  d'agricoltura,  indastria  e  commercio.) 
Bona  y  Garcia  deTejada,  C. ,  Memoria  sobre  la  explotacion  de  los  robles 

porlamarina   enla  provincia  de  Santander ,    y    noticia  acerca  de    las  bayas  de 

la  misma  provincia.     Madrid,    Impr.  de  la  Gaseta  de  los  Gaminos  de  Hierro,  1882. 

Fol.     128  pp.     Mit  1  Atlas.     120  r. 

4.    Gewerbe  und  Industrie. 

• 

Eman.  Sax,  die  Hausindustrie  in  Thüringen.  Wirthschaftsgescbichtliche 
Studie.     Tb.  L     Das  Meininger  Oberland.     Jena  (Gustav  Fischer)  1882.     S^.     186  SS. 

Die  Regierungen  wie  Nationalökonomen  haben  in  Deutschland  bisher  der  Hausindu- 
strie viel  zu  wenig  Auftnerksamkeit  geschenkt,  obwohl  dieselbe  beiden  besondere  theore- 
tische Probleme  zu  losen  und  praktische  Aufgaben  zu  erfüllen  giebt,  welche  durch  die 
landläufige  Erörterung  Über  Handwerk  und  Fabrikbetrieb  ebenso  wenig  berührt  werden, 
wie  durch  die  bisherige  Fabrikgesetzgebung.  Es  kann  die  vorliegende  Schrift  deshalb 
wohl  auf  besondere  Beachtung  Anspruch  machen,  welche  in  gewandter  Sprache  ein  über- 
sichtliches und  bis  in  die  Details  ausgearbeitetes  Bild  eines  wesentlichen  Theils  der  deut- 
schen Hausindustrie  entwirft.  In  dem  vorliegenden  Theile  wird  die  Holz-  und  Spielwaa- 
ren-Industrie ,  dann  die  SchiefergrilTel-  und  Schiefertafel- ,  schliesslich  die  Glas-Industrie 
bebandelt.  Der  Verf.  schildert  stets  zunächst  die  historische  Entwickelung  auf  Grund 
gedruckter  und  ungedruckter  Quellen,  welche  viele  interessante  Streiflichter  auf  die  Zunft- 
verhältnisse im  vorigen  und  diesem  Jahrhundert,  die  Regiemngsmaximen  jener  Zeit  etc. 
wirft.  Auf  Grund  amtlicher  Aktenstücke  und  Autopsie  behandelt  er  dann  die  gegenwär- 
tigen Verhältnisse.  Er  beschreibt  das  technische  Verfahren,  die  Ausbildung  der  Arbeits- 
theilung,  dann  den  Usus  des  kaufmännischen  Vertriebes.  Er  führt  uns  in  die  Fabriken 
wie  in  das  Haus  des  kleinen  Industriellen  und  in  das  Dachstübchen  des  Arbeiters.  Man 
erhält  ein  wirkungsvolles  Bild  von  dem  ganzen  Leben  der  Arbeiterklasse,  deren  unver- 
schuldete traurige  Lage  unwillkürlich  zu  der  Frage  drängt,  wodurch  dieselbe  herbeige- 
führt ist.  Darauf  sucht  der  Verf.  Antwort  zu  geben  und  dürfte  dem  Freihändler  wie 
Staatssociaiisten  bei  aufmerksamem  Lesen  Veranlassung  zu  mancher  Modification  seiner 
Ansichten  bieten.  Auch  an  praktischen  Fingerzeigen  ,  wie  bald  durch  Selbsthülfe ,  bald 
durch  Staatshülfe  Besserung  geschafft  werden  kann,  fehlt  es  nicht.  Ueberall  erhält  man 
den  Eindruck ,  dass  der  Verf.  mit  Gewissenhaftigkeit  bestrebt  gewesen  ist ,  die  Wahrheit 
objektiv  zur  Darstellung  zu  bringen.  Ref.  hat  in  mehreren  der  in  Rede  stehenden  Ge- 
genden die  Schiiderungen  persönlich  zu  kontroliren  gesucht ,  er  ist  in  vielen  der  als 
Beispiele  angeführten,  wie  in  andern  beliebig  gewählten  Werkstätten  und  Arbeiterfamilien 
gewesen ,  er  hat  mit  Industriellen ,  Kaufleuten  und  Beamten  eingehende  Rücksprache  ge- 
nommen und  hat  dem  Verf.  nirgend  eine  unrichtige  Behauptung  oder  Darstellung  nach- 
weisen können.  Das  schliesst  nicht  aus,  dass  er  in  Beurtheilung  der  einzelnen  That- 
sachen  hie  und  da  von  der  Schrift  abweicht. 

Der  demnächst  zu  erwartende  zweite  Theil  wird  andere  Gewerbsbranchen,  nament- 
lich die  Lichtenfelser  Korbwaarenindustrie,  Ruhlaer  Pfeifenfabrikation  etc.  betreffen  und 
auch  allgemeinere  theoretische  Ergebnisse  auf  Grund  der  dargestellten  Verbältnisse  bie- 
ten ,  was  in  diesem  ersten  Theile  nur  andeutungsweise  geschehen  ist. 

Hoffentlich  ist  die  Zeit  nicht  ferne,  wo  die  Regierungen  anerkennen,  dass  derartige 
Arbeiten  von  Jüngern  der  Wissenschaft,  die  dem  Beobaehtungsfelde  ganz  objektiv  gegen- 
überstehen, und  in  rein  wissenschaftlichem  Interesse  nicht  nur  Thatsachen  zu  konstatiren, 
sondern  auch  zu  ergründen  streben ,  wie  und  wodurch  sie  so  geworden  sind ,  mit  allen 
Mitteln  zu  fordern  und  selbst  von  ihr  hervorzurufen  sind.  Mit  besonderem  Danke  ist 
übrigens  von  dem  Verf.  hervorgehoben,  welche  wirksame  Unterstützung  ihm  von  der  Mei- 
ninger Regierung  zu  Theil  geworden  ist.  Den  Verwaltungsbearaten  fehlt  es  meist  an 
Zeit ,  oft  an  der  Begabung  und  der  Unabhängigkeit  gegenüber  der  Untemehmerwelt. 
Ihre  Referate  können  gründliche  historische  Untersuchungen  nicht  enthalten.  Die  Han- 
delskammern werden  in  solchen  Distrikten  mit  ausgedehnter  Industrie  meist  einseitig 
gefKrbte    Berichte    liefern ,    da«  in    der  gegenwärtigen  Znsammensetzung  thatsächlich    der 
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KaufniADiiaUind    zu   sehr  das  Uebergewicht  bat  und  namentUeb  der  kleine  Oewerbestend 
so  gat  wie  gar  nicht  zu  Worte  kommt. 

Schwierig  ist  es  unzweifelhaft,  eine  passende  Persönlichkeit  zu  solcher  Untersadimg 
zu  finden,  denn  es  gehört  besondere  Beobachtungsgabe ,  Menseben-  and  flbo'haiipft  Wdt- 
kenntniss,  Takt  und  Gewandtheit  im  Umgange  mit  Menschen  aller  Klassen,  Umsieht  md 
Darstellungstalent  dazu,  Eigenschaften,  die  nur  selten  vereinigt  sind.  In  herrorrageDder 
Weise  haben  Engels  und  Thun  sie  bewiesen,  aber  aueh  der  Verf.  der  ▼orllegendeB  Schrift 
hat  sich  seiner  Aufgabe  vorzftglich  gewachsen  gezeigt. 

J.  C. 

Die  Reorganisation  des  Handwerksstandes  ihre  Notbwendlgkeit 
Ein  Mahnruf  an  die  deutschen  Handwerker  und  das  deutsche  Volk  von  einem  Hand- 
werker.    Ahrenburg  1888.     S^.     58  SS. 

Die  vorliegende  kleine  Schrift  behandelt  in  einem  I.  Abschnitte  „die  Handwerker- 
Bewegung*^  im  II.  Abschnitte  „die  Nothwendigkeit  der  Reorganisation**  nnd  In  dem 
letzten  und  III.  Abschnitte  „die  Reorganisation  und  das  neue  Innungsgesetz**.  Der  Ver- 
fasser, der  hier  in  erster  Linie  zu  seinen  Handwerksgenossen  spricht,  weist  anf  die  we- 
sentlichen Vortheile,  die  das  neue  Innungsgesetz  bietet ,  hin ,  auf  dessen  Grandlage  viel 
Nfitzliches  geschaffen  werden  könne,  wenn  nur  im  Handwerkerstande  erst  selbst  die  nö- 
thige  Regsamkeit  sich  entwickele.  Nicht  mit  Unrecht  wird  hervorgehoben,  dass  vielfach 
die  zu  hohen  Jahresbeiträge  der  Innungs-Mitglieder  (dazu  noch  das  nicht  unerhebliche 
Eintrittsgeld)  eine  grosse  Anzahl  der  Genossen ,  die  weniger  bemittelten ,  vom  Beitritt 
zur  Innung  abhalte.  Man  setze  zu  grosse  BeitrSge  fest,  um  dem  Verein  die  Mittel  zur 
Repräsentation  zu  verschaffen,  und  lege  damit  von  vornherein  das  grösste  Gewicht  auf 
die  doch  gewissermaassen  tiberflfissige  Aussenseite.  Gerade  das  müsse  anders  werden! 
Es  müssten  Innungen  für  kleine  Kreise  geschaffen  werden ,  welche  derartig  einzurichten 
seien,  dass  Jeder  Handwerker  ohne  grosse  Kosten  und  Opfer  daran  Teil  nehmen  könne. 
Dann  würde  auch  die  Bildung  grösserer  Verbände  sich  leichter  bewirken  lassen. 

Die  Schrift  g^ebt  manchen  wohl  beachtenswerthen  Fingerzeig.  — 

E. 

Radtke:  Die  Hebung  des  Handwerks.  Eine  Zeitfrage,  beantw.  von 
e.  Handwerker.     Königsberg  1882.     S^. 

A.  Clauson  von  Kaas:  Ueber  Arbeitsschulen  und  Förderung  des 
Hausfleisses.  1.  Heft.  Nebst  Unterrichtsvorlagen.  Bremen  1881.  8<».  VIII  u. 
62   SS. 

Urban:  Der  Hausfleiss  in  Dänemark  und  seine  Verpflanzung  in 
die  Oberschlesischen  Nothstandsdistrikte.  Eine  Reise-  und  Studienskizze. 
Oppeln  1882.     8o.     32  SS. 

Die  in  der  Gegenwart  mehr  und  mehr  hervortretenden  Bestrebungen  den  Indnstrie- 
Unterricht  mit  der  Knabenschule  in  Verbindung  zu  bringen,  der  intellektuellen  Bildung 
auch  die  Ausbildung  der  körperlichen  Geschicklichkeit,  namentlich  die  der  Hand  zur 
Seite  treten  zu  lassen,  sind  der  Pädagogik  nicht  neu.  Schon  August  Hermann 
Francke  hat  diese  Idee  verfochten  und  in  dem  1713  erbauten  Paedagogium  zu  Halle 
praktisch  verwerthet.  Allein  von  einer  allgemeineren  Durchführung  dieser  Idee  bei 
uns  in  Deutschland  kann  zur  Stunde  nicht  gesprochen  werden,  wenn  auch  an  einzelnen 
Orten  eine  solche  Verbindung  der  Lernschule  mit  der  Arbeitsschule  besteht.  In  neuerer 
Zeit  ist  man  dieser  Frage  jedoch  wieder  näher  getreten ,  und  es  ist  ein  hervorragendes 
Verdienst  des  Verfassers  der  erstgenannten  Schrift,  des  dänischen  Rittmeisters  Ciauson- 
Kaas  ,  nicht  nur  in  seinem  eigenen  Vaterlande ,  sondern  auch  bei  uns  den  Anstoss  zu 
einer  neuen  Bewegung  auf  diesem  Gebiete  gegeben  zu  haben ,  welche  bereits  weite 
Kreise  erfasst  bat. 

In  der  vorliegenden  Schrift  entwickelt  Clauson-Kaas  seine  Ideen  und  legt  die  Er- 
fahrungen dar ,  die  er  bei  seinen  Bestrebungen  im  Laufe  der  Zeit  gesammelt.  Er  zeigt 
zunächst  den  Werth  der  Verbindung  der  Arbeitsschule  mit  der  Lernschule.  Aber  nicht 
soll  mit  dem  Abschluss  der  Schule  auch  die  Ernte  der  Frucht  erblickt  werden,  sondern 
hier  soll  nur  dem  Segen  der  Weg  gebahnt  werden ,  der  im  späteren  Leben  durch  die 
Erziehung  zur  Arbeit  erzielt  werden  soll.  Dann  gilt  es  weiter  durch  die  Haosfleiss- 
vereine  zu  wirken.  Der  Verf.  hofft,  dass  es  auf  diese  Weise  möglich  sei ,  die  verderb- 
liche Trägheit  zu  bekämpfen,  die  in  der  freudig  gethanen  Arbeit  quellende  Lebensfreude 
zu  zeigen,    die  Bande  der  Familie  zu  festigen,  den  Klasseubass    zu  mildern.     Dass    auf 


Uebertieht  über  die  neaesten  PablikationeD  Deatseblands  and  des  AniUndea.    556 

diesem  Wege  entsehieden  Maiiehes  erreicht  werden  kann,  ist  sweifellos,  desshalb  ver- 
dienen aber  aach  die  AnsfQhmngen  des  Hanptvertreters  dieser  Bestrebungen  überall 
Beachtung.  — 

Die  an  sweiter  Stelle  genannte  Schrift  beschäftigt  sich  mit  demselben  Gegen- 
stände. Der  Verfasser  derselben,  erster  Lehrer  in  Kobier,  war  seitens  der  K5n!gl.  Re- 
gierung SU  Oppeln  nach  DKnemark  entsandt,  um  einmal  die  auf  den  dänischen  Inseln 
stattfindenden  Ausstellungen  von  Hausfleissgegenständen  bu  besuchen  und  weiterhin  in 
Kopenhagen  an  einem  seohswdchentlichen  Kursus  zur  Ausbildung  von  Industrielehrem 
Theil  BU  nehmen.  Der  Verfasser  liefert  nun  in  der  vorliegenden  allerdings  nichts  Neues 
bietenden  Schrift  einen  Bericht  über  die  von  ihm  gemachten  Beobachtungen  und  sucht 
speciell  su  seigen,  dass  die  Einführung  des  Hausfleisses  in  den  Oberschlesischen  Noth- 
stands-Distrlkten  für  diese  von  Bedeutung  sein  würde. 

Dass  auch  das  prenss.  Kultusministerium  sich  diesen  Bestrebungen  günstig  gegen- 
überstellt und  das,  was  für  Deutschland  gesund  und  brauchbar  ist,  auch  bei  uns  in  der 
Schule  zu  fordern  gewillt  ist,  ist  bekannt  (Vergl.  den  Bericht  des  Gkh.  Ober-Keg.- 
Rathes  Schneider   in  der  Sitzung   des  Abgeordnetenhauses  vom  15.  Dezember  1880). 

B. 

Annuaire-almanach  du  commerce,  de  Tindustrie,  de  la  magistrature  et  de 

Tadministration ,   ou   almanach   des  1 500  000   adresses   (Didot-Bottin)   avec   annuaire 

llluströ  des  fabricants.    (85.  ann^e.)     1889.     2  vols.     Par.,  Bureau  de  TAnnuaire  Bot- 

tin,   1882.     8.     6242  pag.     26  fr. 
Augier,  A. ,  Des  brevets  d'invention,  des  marqnes  de  fabriqne  et  de  commerce 

et   du   nom   commercial  consid^r^   au  point  de  vue  international.     Par.,   Larose  & 

Forcel,  1882.     8.     141  pag.     8  fr. 
Deiacroix,  E.,  Commentaire  de  la  loi  du  27 juillet  1880  portant  k  la  r^vision 

de  la  loi  du  21  avril  1810  concernant  les  mines.     Suivi  d'une    4tude   sur   les 

chemins  du  fer  d'embranchement  des  mines  en  France  et  en  Belgique.     Par.,  Cheva- 

lier-Marescq,  1882.     8.     260  pag.     7  fr. 
Didot,  A.  F.,  Histoire  de  la  typographie.     Par.,  Didot  &  O,   1882.     8.     363 

pag.  (Extrait  de  TEncycIopödie  moderne.)     2  fr.  50  c. 
Qarnier,  E. ,   Histoire  de  la  oäramique,    poteries«    faiences  et  porcelaines  chez 

tous  les  peuples  depuis  les  temps  les  plus  anoiens  jusqu'ä  nos  jours.     Tours ,    Marne 

&  fils,  1882.,    8.    XV~576  pag.  av.  5  planches  et  illnstrations  dans  le  texte.     10  fr. 
Parant,  E.,  Etüde  sur  la  f  abr  icati on  des  tissus.     G^n4ralit^s;  filatures;  tissage. 

2.  edition.     Par.,  Ducrot,  1882.     8.     248  pag.  av.  14  planches  et  25  gravures  dans 

le  texte.     10  fr. 
Snuriau,  P. ,   Theorie  de  l'invention.     Par.,  Hachette  &  Ce,  1882.     8.    VIII  — 

156  pag.     3  fr. 
Vi  dal,  L. ,  Cours  de  reproductions  industrielles.     Expos6  des  principaux  pro- 

c^des  de  reproductions  graphiques,  h^liographiques ,  plastiques,  h^lioplastiques  et  gal- 

vanoplaatiques.     Par.,  Delagrave,  1882.     8.     XX — 495  pag.  av.  27  planches  et  figu- 

res.     8  fr. 
B a i  1  d o n ,  S. ,  The  Tea  Industry  in  India:  a  review  of  Pinance  and  Labour,  and 

a  guide  for  CapiUlists  etc.     London,  W.  H.  Allen  &  C»,  1882.     8.     10/6. 
Goal  and  Iren  Industries,    the ,   of  the  United  Kingdom.     London ,    Lockwood  & 

Co,   1882.     8.     900  pag.     28/—. 
Sharp,  P.,  Flax,  tow,  and  jute  spinning.     A   handbook  containing  informaüon 

on   the   various  branches   of   these   trades.     Dundee,   Mathews,   1882.     8.     182    pp. 

»,—  . 
Alcover,  J. ,  La  maquinaria  moderna.     Motores,  miquinas  de  vapor,  de  gas,  y 

de  aire  caliente.     Madrid,  Murillo,  1882.     4.     114  pp.     Mit  3  Tafeln.     16  r. 

5.    Handel.    Handelsgetetsgebuig.    Handelipolitik.    Handelsmarine. 

Beereoht.    HandelMtatistik. 

Affaire  Länderbank.     Wien  1882.     IVI  u.  171  SS. 

Affaire  Länderbank.     Replik.     Wien  1882.     VII  u.  48  SS. 

Die  beiden  vorliegenden,  anonymen  Schriften,  die  das  Verhältniss  der  österreichi- 
»chen  Regierung  und  der  Oppositionspartei  de»  Abgeordnetenhauses  zu  der  vor  circa 
zwei  Jahren    begründeten  „Länderbank"    in    einem  entgegengesetzten   Sinn   besprechen, 
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stehen  eigentlich  aosserhalb  des  Reiches  dieser  Anzeigen.  Es  sind  politiseh«  PiHtd- 
schriften ,  die ,  mit  einer  unangenehmen  Miene  der  ObjectivitSt ,  ihren  Gkgeostand  !«■• 
denzios  und  leidenschaftlich  abhandeln.  Wenn  wir  trotzdem  mit  einem  Worte  s«f  die- 
selben hinweisen ,  so  geschieht  es ,  weil  namentlich  die  zuerst  genannte  Schrift  dnreh 
die  Reproduktion  der  stenographischen  Protokolle  über  die  am  83.  November  1881  in 
Sachen  der  LSnderbank  eingebrachte  Interpellation  der  „vereinigten  Linken"  des  Seter- 
reichischen Abgeordnetenhauses,  die  Seitens  der  Regierung  am  8.  Desember  1881  er- 
folgte Beantwortung  derselben  und  endlich  die  am  14.  und  15.  Desember  1881  8ber 
den  Antrag  des  Abgeordneten  Herbst  auf  Einsetzung  eines  Ausschusses  zur  Beratbuig 
dieser  Beantwortung  stattgefundene  Debatte  des  Abgeordnetenhauses  einiges  Material  zur 
Beurtheilung  der  österreichischen  Actien-  und  Bankpolitik  liefert.  Namentlich  erflUui 
die  Frage  der  Emission  neuer  Actien  vor  erfolg^r  Volleinzahlung  der  Aetlan  fr&herer 
Emission,  die  der  Lftnderbank  gestattet  worden  war,  und  die  den  Kernpunkt  des  Streites 
in  der  sogenannten  „Affiiire  Länderbank*'  bildete,  eine  vielseitige  Beleuchtung.  Davon 
abgesehen  ist  der  Inhalt  dieser  Schriften  fQr  uns  gleichgültig  und  werthlos. 

H.  Er. 

Wohin  steuert  Fürst  Bismarck  mit  seiner  inneren  Politik?  Eia 
offenes  Wort  an  das  deutsche  Volk.     Neuwied  und  Leipzig  1881.     8<».     41  88. 

Der  Verf. ,  der  in  der  vorliegenden  Schrift  das  Schutzsoll-  und  EisenbahnweseB, 
die  indirekten  Steuern  und  das  Tabakmonopol,  die  „Handwerkerfrage*'  und  die  „Besse- 
rung der  Lage  der  arbeitenden  Klassen'*  der  Reihe  nach  behandelt,  ist  ein  unbeding- 
ter Anhänger  der  gesammten  Wirthschaftspolitik  des  Reichskanzlers.  Nor  der  Vert 
steht  auf  einem  objektiven  Standpunkte,  wer  gegen  ihn  ist,  wer  überhaupt  nicht  in  allen 
Punkten  der  inneren  Politik  des  Reichskanzlers  zustimmt,  handelt  aus  „Oppodtiotts- 
bedürfniss". 

Die  Schrift  entbehrt  jedes  wissenschaftlichen  Oehaltes.  Sie  ist  verfSssst,  um  bei  den 
letzten  Reichstagswahlen  in  der  bezeichneten  Richtung  zu  wirken,  sie  ist  daher  lediglich 
eine  Parteischrift,  in  der  auch  nicht  ein  einziger  der  behandelten  Punkte  eine  grfindUche 
Untersuchung,  keine  einzige  Behauptung  eine  sachgemässe  Begründung  erfahren  hat.  — 

S. 

Jahresbericht  (Branchen-Bericht)  der  Handels-  und  Oewerbekammer 
zu  Zittau  für  das  Jahr  1880.     ZitUu  1881.     8«.     VIU  u.  96  SS. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer  zu  Chemnitz 
18  77  und  187  8.     Chemnitz  1881.     VIH  u.  485  SS. 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  K51n  für  1880.  K51n  1881. 
8«      VIII  u.  176  SS. 

Jahresbericht  d  er  Handelskammer  zu  Leipzig  1880.  Leipzig  1881. 
8«.     VIII  u.  178  SS, 

Bericht  der  Bremischen  Gewerbekammer  an  den  Gewerbecon vent 
erstattet  am  2  1.  November  1881.     Bremen  1881.     8<>.     30  SS. 

Auf  die  Stellung,  welche  die  Gewerbekammer  Bremens  den  wirthschaftspolitischen 
Fragen  gegenüber  einnimmt,  haben  wir  bereits  im  8.  Bd.  der  Neuen  Folge  S.  298  hin- 
gewiesen. Der  vorliegende  Bericht  bespricht  in  seinem  allerdings  nur  kurzen  I.  allge- 
meinen Theile  das  neue  Innungsgesetz.  — 

Jahresbericht  der  Handelskammer  zu  Breslau  für  188  0.  Breslau 
1881.     8<>.     IX  u.  265  SS.  (nebst  mehreren  Anlagen). 

I.  T  h  e  i  1 :  Gutachten,  Ansichten  und  Wünsche  der  Handebkammer  Über  allgemeine 
und  besondere  Gegenstände  ihres  Bereichs. 

II.  Tb  eil:  Breslaues  resp.  Schlesiens  Handel  und  Industrie  i.  J.   1880. 

Jahresbericht  der  Handels-  und  Gewerbe -Kammer  zu  Stuttgart 
für  1880.     Stuttgart  1881.     4».     156  SS.  (n.  XXXV  SS.  Anhang). 

Der  vorliegende  Jahresbericht  bietet  manche  interessante  kleine  Abhandlung.  So 
verweisen  wir  gleich  auf  den  ersten  Artikel  über  das  Innungs-  und  Unfall  Versicherungs- 
gesetz, auf  die  Erörterungen  über  die  Währungsfrage  (S.  29),  über  die  surtaze  d'entrep6t 
(S.  51)  u.  a.  Die  im  Anhange  mitgetheilten  Kousularberichte  über  die  Hebung  des 
deutschen  Exporthandels  dürften  auch  für  weitere  Kreise  von  Interesse  sein.  — 

Hamburgs  Handel  im  Jahre  1881.  Hrgsg.  auf  Veranlassung  der  Handels- 
kammer.   Hamburg  1882.     8«.     136  SS. 
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Neben  dem  eingehenden  Bericht  über  die  Entwickelang  des  Hamborgischen  Handels 
im  Allgemeinen  wie  im  Speciellen  während  des  Jahres  1881 ,  enthält  die  vorliegende 
Pablikation  u.  a.  auch  die  Eingabe  der  Handelskorporationen  an  den  Reichskanzler  be- 
treffs des  Reichsstempelabgaben-Gesetzes  nebst  dem  Berichte  fiber  die  am  18.  n.  19.  Nov. 
1881  zu  Berlin  abgehaltene  Versammlang  Ton  Delegirten  mehrerer  Handelsvorstände 
nnd  eines  Vereins  betr.  die  Aoslegong  und  Anwendung  des  Reichsstempel  -  Gesetzes 
▼om  1.  Jali  1881.     (Vergl.  diese  Jahrbücher  N.  F.  3.  Bd.  S.  468  ff.) 

Wir  weisen  auf  diesen  letzten  Bericht  besonders  deshalb  hin,  weil  das  Reichsstem- 
pelgesetz den  Handeltreibenden  die  Aufgabe  auferlegt ,  rücksichtlich  eines  jeden  von 
ihnen  ausgehenden  bezw.  bei  ihnen  eingehenden  Schriftstückes  selbst  zu  prüfen  und  zu 
entscheiden,  ob  dasselbe  der  Reichsstempelabgabe  unterliegt,  und  weil  ferner  nach  §  28 
des  qu.  Gesetzes  den  von  den  Handelsvorständen  eingesetzten  Sachverständigen-Kom- 
missionen und  Schiedsgerichten  die  Verpflichtung  obliegt,  die  ihnen  vorkommenden  Ur- 
kunden zu  prüfen  und  ev.  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Reichsstempelgesetz  bei  der 
zuständigen  Behörde  zur  Anzeige  zu  bringen.  Unzweifelhaft  wird  somit  die  thätige 
Thei Inahme  der  Handeltreibenden  bei  Ausführung  des  Gesetzes  in  hervorragendem  Maasse 
in  Anspruch  genommen.  Gerade  deshalb  aber  ist  es  von  Bedeutung  zu  erfahren ,  in 
welcher  Weise  dieser  Stand  das  Gesetz  auslegt,  wie  er  eine  nicht  unbeträchtliche  Bieihe 
zweifelhafter  Fragen  beantwortet.  Es  sind  in  dem  Berichte  vor  allem  di^enigen  Punkte 
herausgegriffen  und  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen,  die  von  principieller  Bedeu- 
tung sind.  — 

HÜbbe-Schleiden:  Weltwirthschaft  und  die  sie  treibende  Kraft. 
Vortrag.     Hamburg  1882.     8«.     80  SS. 

Barth:  Wandlungen  im  Welthandel.  Vortrag.  Berlin  1888.  8«.  88  SS. 
(Volkswirthschaftliche  Zeitfragen,  Vorträge  und  Abhandlungen  etc.  Heft  87.  (Jahrg.  IV, 
Heft  3)). 

Annnaire  gön^ral  du  commerce  et  de  Tindustrie  de  la  Gironde,  de  la  Charante, 

de  la  Dordogne  et  des  Landes,  par  E.  Lagrell.     1882  (81.  Ann^e).     Bordeaux ,  Del- 

mas,  1882.     12.     1710  pp.     6  fr. 
Boeuf,  F.,   R^sumö   de  röpötitions  dcrites   sur  le  droit  commercial  (2^^iBe  examen 

de  licence).     6.  Edition.     Par.,  Dauvin  fr^ee,  1888.     18.     587  pag.     6  fr. 
Liste  des  bätiments  de  la  marine  fran9ai8e  (guerre  et  commerce)  et  de  lenrs 

signaux  distinctifs   dans   le   code  international   de  eignaux.     1882.     Par.,   Challamel, 

1882.     8.     91  pag.     3  fr. 
Nyssens,   A.  et  H.  de  Baets,    Ck>inmentaire   ligislatif  du   code   de  commerce 

beige,  tirö  des  discussions  Parlament,  et  des  travaux  pr^paratoires.     Tome  U.  livr.   1 

(3«  fascicule).    Bruxelles,  Larcier,  1882.    8.     152  pag.     5  fr. 
Rousseau,    R. ,   QuesUons  nouvelles   sur   les   soci^t^s  commerciales,   ^tudiöes 

d'apres  la  doctrine  de  la  jurisprudence.     Par.,  Rousseau,  1882.     8.     310  pag.     6  fr. 
Touzaud,  D. ,   Des   effets   de   commerce.     Etüde  de  l^gislation  comparöe.     Par., 

Larose  &  Forcel,  1882.     8.     300  pag.     6  fr. 
Allen,  A.  H. ,   The   practice   of  Commercial    Organic   Analysis.     Volume  II. 

London,  J.  &  A.  Churchill,  1882.     8.     (Hydrocarböns,  fixed  oil  and  fats,  sugars  etc.) 

574  pp.     15/—. 
Brassey,    T. ,   The   British   Navy.     Its  strength ,    resources ,   and  administrations. 

Volume  I.     London,  Longmans  &  Co,  1882.     8.     636  pp.     10/6. 
Fawcett,  H. ,  Free  Trade  andProtection.    IVüi  and  cheaper  edition.     London, 

MacmiUan  and  Co,  1882.     8.     3/6. 
Inchiesta  Parlamentäre   sulla   Marina   merca utile    (1881 — 188  2).      Volume    II: 

riassunti  dell'  inchiesta  orale  e  scritta.     Roma,  üpogr.  E.  Botta,  1882.     4.     755  pp. 

(Band  II  der  italienischen  Enquete  über  Handelsmarine.) 
Movimento  della  navigazione  nei  porti  del  Begno.     Anno  XX-1880.     Parte  2^. 

Roma,  tipogr.  Elzeviriana,  1882.     gr.  Lex.-8.     (Pubblicazione    del  Ministero    di    agri- 

coltura,   industria   e    commercio.)     [Enthält   die  Bewegung   der  Schiffahrt   in  sämmtl. 

Häfen  des  Königreichs  ,  italienische  Fischereistatistik  etc.] 
Dahlström,  I.  N. ,  Den  svenska  privata  sjörätten.     Stockholm,  Haeggström, 

1882.     8.     XU— 471  pp.     6  kr. 
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C     T«rk«lir. 

H.  Kosmb,  Gmk.  ezpcdir.  Sekretir  n.  KjükmLrtor,  Die  Verwaltaag  4cr  Pr««9- 
sischen  Staa ts-Eisenbahnen  and  der  mnter  Staatsvcrwaltvag  »t«- 
hendeii  PriTatbahneo  in  finansieller  B«xi«liBnf.  ZwmU  wt  «ncM  Ksc^ 
trage  versehene  Ausgabe.  Bcrtin  and  Lcipsig.  Verlag  too  J.  Gatteatag.  1881.  407  m. 
135  88. 

Gibt  etile  nach  Materien  ibenicbtiich  geordaelc  Miftbeilnag  der  die  FiMUvcrwal. 
taug  der  genamitea  Bahnen  berffibrendea  geeeCaliehcn  Betti— mng—  and  Verwahnag»- 
▼vrsehriften ,  daher  ein  geeignetes  Nachsehlageboch  Ar  die  in  jeacm  Otbite  ChitigBa 
Beamten«  J.  L. 

Wolfbauer:  Beitrag  sur  Frage  der  Wasserstrassen  in  Oesterreick- 
Ungarn.     8«.     VUI  n.  133  88.    Wien  1882. 

Ooets:  Das  Donangebiety  m.  Rficksicht  auf  seine  Wasserstrassen 
nach  den  Haaptgesichtspnnkten  der  wirthschaftliehen  Geographie 
dargestellt     Stuttgart  1882.     XVm  u.  481  88.  m.  3  Holsschn. 

Annnaire  du  bfttiment,   des  travaux  publics  et  des  arts  industriels,  par  8argeret- 

1883  (52.  Ann^).     Par.,  Baadoin  k  O,  1882.     8.     LVI— 1728  pag.     5  fr.  50. 
Annuaire   du  Ministfere   des   postes   et   des  tel4graphes  de  France   poar  1882. 

Manuel  k  Tusage  du  commerce,    de   la  finance   et  de  llndustrie,   par  H.  Coutery. 

Par.,  Dupont,  1882.     8.     886  pag.     8  fr.  50. 
Bureau,  G. ,  La  vapeur,  ses  prindpales  applicationt,  voies  ferrees,  naTigatiens. 

Par.,  Degorce-Cadot,  1882.     18.     351  pag.  av.  48  graTures.     2  fr.  50. 
Debauve,  A.,   Dictionnaire  admininistratif  des  travaux  publics.     Complement  oa 

20.  fascicule   du   manuel    de   ringdnieur   des   ponts    et   chsnsWes.      Tome  I.      Par., 

Dunod,  1882.     8.     770  pag.     Preis  f&r  das  compl.  3-bändige  Werk  40  fr. 
Barry,   J.  W. ,   and    F.    Bramwell,    Railways   and    LocomotiTcs.     Lieeuires 

deliTcred  at  the  8chool  of  military  eagineering  of  Chatam  in  1877.     London,  Long- 

manft  &  Co.,  1882.     8.     428  pp.     21/—. 


7.    Oald  und  KraditwaMB.    Bankan      FJnangwaian. 

Matthias:  Die  römische  Grundsteuer  und  das  Vektigalreeht.  Ha- 
bilitaUonsschrift.     8».     84  88.     Erlangen  1882. 

Börsensteuer ,  die.  Beichsgesets  vom  1.  Juli  1881,  betr.  die  Erhebung  von 
Beichsstempelabgaben ,  nebst  den  Ausf&hrungsbestimmnngen  und  sammtlicben  Anmel- 
dungsformnlaren ,  sowie  eine  Uebersicht  der  franaös. ,  englischen ,  hollind.  und  Italien, 
stempelgesetalichen  Bestimmungen.  Neueste  mit  Anm.  venehene  Ausgabe.  12*.  IV. 
u.  91  88.     Neuwied  1882. 

Steuergesetse,  die  königl.  sächs.  Das  Einkommenst euerge^ets. 
Das  Gesets  die  direkten  Steuern  betr.  Das  Grundsteuergesets  und 
das  Gesetz  fiber  die  Besteuerung  des  G  ewerbebetriebes  imUmher> 
sieben.  Nebst  den  dazu  erlassenen  Ansflihruagsverordnungen  etc.  Mit  Inhaltsver- 
seichniss  und  Sachregister.     2.  Aufl.     8».     XVI  u.  248  SS.     Leipzig  1882. 

Zürcher:  Branntwein  und  Branntweinbestenerung  im  Kanton 
Aargau.  Nach  einem  Referat  in  der  Kulturgesellschaft  des  Bezirks  Aarau.  8*.  20  SS. 
Aaraa  1882. 

Gesetze  und  Verordnungen,  österreichische.  Offic.  Handausgabe. 
69.  Heft. 

Inhalt:  Gesetz  vom  15.  April  1881,  betr.  den  Spielkartenstempel  sammt 
Vollzugsvorschrift.     Wien  1882.     8«.     62  SS. 

Vollzugsvorschriften,  nachträglich  erlassene,  zu  den  Gesetzen 
über  Einkommen-,  Kapitalrenten-,  Gewerbe-  und  Grundsteuer. 
Augsburg  1882.     9^. 

Kunze:  Sociale  Reform  und  Tabaksmonopol.     Berlin  1882.     8®. 

Das  Tabaksmonopol.  Eine  Freiheits-  und  Verfassungsfrage.  2.  Aufl. 
%•.     82  SS.     Magdeburg  1882. 

Schuhmacher:    Eine    Ansicht    über    die    vom    Staate    angestrebte 
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Einführung   des  Tabakmonopols   vom  Standpunkte   der  Gtomeininteressen.     8®. 
Leipzig  1882. 

Ernst,  Ein  Ersatz  für  das  Tabaksmonopol.  Steuerpolitischer  Vorschlag. 
Strassburg  1882.     8<».     8  SS. 

Das  Tabaks  mono  pol  ror  der  IL  Bad.  Kammer.  Sten.  Bericht  über  die 
Verhandlungen  in  der  Sitzung  vom  21.  M&rz  1882.     Mannheim  1882.     gr.  4. 

Puls,  O.,  Das  Beichs-Tabaksmonopol.  üaterialien  zur  Beurtheilung  des- 
selben.    1.  u.  2.  Heft.     Frankfurt  a/M.     8*. 

Taschenbuch  f.  die  k.  k.  österr.  Finanz-  und  Steuerbeamten  und 
den   Finanzwaohkörper.     1882.     8.  Jahrg.     16.     ISl    und  189  SS.     Wien  1882. 

Hecht,  Zur  Beform  des  Aktiengeseilschaftsrechts.  (Heft  25  [Jahrg. 
IV  Heft  1]  der  Volkswirthschaftl.  Zeitfragen.  Vorträge  und  Abliandluugen.)  8».  32  SS. 
Berlin  1882. 

Vierte  Jahressitzung  der  Oenerai  versamml  ung  der  Oesterrei- 
chisch'uugarischen  Bank   am  8.  Februar  1882.    Wien  1882.     4®.     VII  u. 

81  SS. 

Lobe,  Das  deutsche  Zollstrafrecht.  Die  Strafbestimmungen  des  Vereins- 
zollgesetzes vom  I.Juli  1869  unter  besonderer  Berfic^iehtigung  der  einschlagenden  Vor- 
schriften des  St.G.B.  und  der  St.P.0.  für  das  deutsche  Beieh  sowie  der  Spruch-  und 
Verwaltungspraxis  der  höchsten  deutschen  Gerichtshöfe  und  Finanzbehörden  erUutert. 
BerUu,  Wilh.  Baensch,  1881.     204  SS. 

In  der  Einleitung  (S.  1 — 18)  gibt  der  Verf.  einen  kurzen  Ueberblick  über  die  Zoll- 
strafgesetzgebung im  Zollverein  und  theiit  die  wichtigsten  der  von  den  deutschen  Begie- 
rungen  als  leitend  verabredeten  Grundsätze  für  Strafrecht  und  Verfahren  mit.  Da  die 
Beobachtung  derselben  erhebliche  Abweichungen  im  einseinen  nicht  ausgeschlossen  hatte« 
so  wurde  das  Zollstrafrecht  neu  und  einheitlich  durch  das  Vereinsxollgesetz  vom  1.  Juli 
1869  geregelt  Die  eingetretenen  wesentlichen  Aenderungen  hebt  der  Verfasser  hervor, 
erwähnt  femer  die  in  den  einzelnen  Staaten  ergangenen  Publikationsgesetze  und  bestimmt 
dann  eingehend  das  räumliche  Geltungsgebiet  des  Vereinszollgesetzes,  sowie  das  Ver- 
hältni&s  des  Beichs-StG.B.  und  der  St.P.0.  zu  den  ZoUstrafjgesetzen.  Es  folgt  dann  ein 
ausführlicher  Kommentar  zu  den  §§  184 — 167  des  VereinszoUgesetses.  Dass  bei  der  In- 
terpretation auch  die  einschlagenden  Materien  des  allgemeinen  Strafrechts  berücksichtigt 
werden ,  könnte  in  der  Art  und  Weise ,  wie  es  geschehen  ist ,  dem  Juristen  überflüssig 
erscheinen,  der  Zollbeamte,  dem  diese  Dinge  weniger  geläufig  sind,  weiss  dem  Verf.  wahr- 
scheinlich Dank  dafür.  Dasselbe  wird  man  von  den  Anmerkungen  zu  §  165  „Strafver- 
fahren^* sagen  müssen,  die  nicht  nur  den  verwaltungsrechtlichen  Strafbescheid,  §§  459 — 
466  St.P.0.,  behandeln,  sondern  die  ganze  StP.O.  in  nuee  enthalten  (S.  150 — 175).  Man 
kann  das  Werk  geradezu  als  eine  Darstellung  des  materiellen  und  formellen  Strafrechts 
in  seiner  Anwendung  auf  Strafsachen  bezeichnen.  In  einem  Anhange  werden  —  ohne 
Erläuterungen  —  mitgetheilt  das  Zollkartell  vom  11.  Mai  1833,  die  Gesetze  betr.  die 
Sicherung  der  ZoUvereinsgrenze  u.  s.  w.  vom  1.  Juli  1869  und  vom  28.  Juni  1879.  — 
Ein  sehr  ausführliches  Register  schliesst  das  verdienstliche  Buch.  v.  L. 

Hars  ter.  Versuch  einer  Speierer  Münzgeschichte.     Speier  1882.    S^. 

Buzin,  J.,    Etudes   compl&tes   sur   la   bourse.     1.  Sine.    Marches  ä  prime.     5 

^ition.    Par.,  Lecuir,    1882.     18.     54  pag.     1  fr. 
Ebstein,  G. ,  Etüde   sur  la  crise   financiöre   de    1882.     Situation   presente    du 

marche  fran^ais;  ses  origines  et  ses  cons^quences ;  Tdpargne  et  la  spöculation;  mesu- 

res  k  adopter.     Par.,  librairie  nouvelle,  1882.     8.     50  pag.     2  fr. 
Merouvel,  Ch. ,   Le  Krach.     Moeurs  du  jour.     Par.,  Dentu,  1882.     18.     428  pag. 

3  fr.  50  c. 
Mettetal,    H. ,    Lesjeuz  de    bourse   et   la  Ugislation.     Par. ,  Dentu,  1882.     18. 

180  pag.     2  fr. 
GuimerA,  V.,    Manual  pr&ctico  del  impuesto  de  derechos  reales  y  trasmisiön 

de  bienes.     Contiene  la  legislaciön  y    un  repertorio  alfab^tico    para  facilitar  las  con- 

sulta^.     Madrid,  Moreno  &  Rojas,  1882.     4.     160  pp.     8  r. 
Melgares,  J. ,    Novisima  legislaciön  del    timbre  del  est  ad  a.     Con    un  repertorio 

alfab^tico  etc.     Madrid,  VUlaverde,  1882.     8.     108  pp.     4  r. 
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8.    VeriiehenmgiWMeii. 

Toussaint,    Entwurf  eines    Haftpflicht-Gesetzes.     (Bes.  Abdr.   a.  d. 
Assekuriinz-Jahrbuche.)     gr.  S^.     80  SS.     Wien  1881. 

Ferot,  Q.,  Etnde  sor  les  assurances  k  prime  contre  l'incendie.     Par.,  Anger, 

1883.     8.     XII~418  pag.     8  fr. 
Manuel  p^riodique  des  compagnies  d^assurances  fran^aises  et  ötrang^es.    Hi- 

stoire.    Renseignements  g^nöraux.    Details  techniques.    Poor  l'annöe  1882.    Par.,  OUo, 

1882.     8.     XXXIX— 496  pag.     6  fr. 

9.    OeMtBgebnng  und  Verwaltmig,  JurUpradeni  «te. 

Dahn,  Das  Erb-  und  Familionrecht  des  Stadtbuchs  vonAugsburg 

▼  o  n  12  7  6.    Dogmatische  Darstellung.     8®.     84  SS.     Leipsig  1882. 

Annuaire  de  lögislation  ^traBgöre,  publik  par  la  Sociöt^  de  lögislation  compar^, 
contenant  la  traduction  des  principales  lois  vot^es  dans  les  pays  etrangers  en  1880. 
(10.  Annee.)     Par.,  CotiUon  &  O.,  1882.     8      XX— 779  pp.     12  fr. 

Archivos  parlamo  ntaires  de  1787  k  1880.  Recueil  complet  des  debats  l^gis- 
latifs  et  politiqnes  des  chambres  fran9aises,  imprim^  par  ordre  du  S^nat  et  de  U 
Chambre  des  d^put^  sous  la  direction  de  j.  Mavidal  et  E.  Laurent  2.  Sdrie 
(1800—1860).  Tome  50:  (du  27  fdvrier  1827  au  4  avril  1827).  Par.,  Dnpont, 
1882.     8.     784  pag.     k  2  col.     20  fr. 

Cabantous,  L.  et  J.  Li^geois,  (Professeurs  de  droit.)  Rep^titions  4erites  sor  le 
droit  administratif,  contenant  l'exposi  des  prindpes  göniranz,  leum  motifs  et 
la  Solution  des  questions  thioriques.  VI.  ödition.  Par.,  A.  Marescq  ain^,  1882.  8. 
1122  pag.     14  fr.  , 

Gavinsel,  J.  C. ,  Etüde  sur  la  Morgue  au  point  de  vue  administratif  et  me- 
dical.     Par.,  Bailliire  &  fils,  1881.     8.     48  pag.     1  fr.  50  c. 

▼  an  Mlghem,  U.,  Notice  sur  la  police  des  Etrangers  sous  le  rapport  des  droits 

et   des  devoirs    et   administrations   communales.     Bruxelles,  Decq  &  Duhent,    1882. 

8.     57  pag.     3  fr. 
Pay  ennevill  e,  A.  Essai  sur  la   röforme   des  justices  de   paix  en  France. 

Pricödö  d*une  etude  sur  Timportance  sociale  de  cette  Institution  etc.     Par.,  Pedone- 

Lauriel,  1882.     8.     XI— 290  pag.     5  fr. 
Chialvo,  A.,   Süll'   amministrasione    e  contabilitk.     Stndii  e  considerasioni. 

Torino,  Paravia  &  Vigliardi,  1882.     8.     VUI— 254  pp.     5  1. 
Ferraris,  G.,   Le   elesioni    amministrative.     Giurisprudensa.     Mantua,  Botto, 

1882.     8.     873  pp.     7  1.  50  c. 
Mellink,  F.  G.,    Vorst  en  volk.     Een  ovenicht    van   de    tegenwoordige    en  Troegere 

staatsinrichting   van  Nederland   en   z^ne  kolonien.     's  Gravenhage ,  Stern- 

berg,  1882.     8.     VUI— 191  pp.     1  fl- 
Snijder  van  Wissenkerke,  F.  W.  J.  G.,  Neerland's   staatsinrichtingen 

die  z^ner  kolonien.     's  Gravenhage,  Stemberg ,  1882.     8.     IV — 287  pp.     1  fl.  50  c 

11.    Versehiedenet. 

Meyer's  Konversations-Lexikon.  Bd.  XVIII.  Jahres  -  Supplement  1880 — 
81.     Leipzig  1881.     1030  SS. 

So  lange  eine  neue  Auflage  des  Bluntschli  und  Brater*schen  Staatslexikons  oder 
überhaupt  ein  neues  Staatswörterbuch  nicht  erschienen  ist,  hat  die  Behandlung  der  staats- 
wissenschaftlichen Fragen  in  den  grossen  Konversationslexika's  eine  ganz  besondere  Be- 
deutung. Deshalb  halten  wir  uns  für  verpflichtet,  auf  den  vorliegenden  Band  besonders 
aufmerksam  zu  machen,  der  in  seiner  Art  vortreffliches  leistet  Die  verschiedensten  Zeit- 
fragen sind  in  gedrängter,  aber  doch  ausreichend  umfassender  Weise  behandelt,  die  hanpt- 
sILchlichsten  Thatsachen  namentlich  mit  reichem  statistischen  Material  im  Ganzen  objeküv 
zur  Darstellung  gebracht,  während  das  Nebensächliche  in  den  meisten  Artikeln  geschickt 
bei  Seite  gelassen  ist.  Der  Standpunkt,  von  dem  aus  die  Fragen  behandelt  sind,  ist  der 
der  sozialpolitischen  Partei.  Die  einseitig  manchesterliche  Richtung  ist  so  wenig  wie  die 
staatssozialistische  vertreten.  Es  scheint  uns  in  solchem  Werke  aber  auch  nicht  die 
Aufgabe,  eine  bestimmte  Parteistellung  zu  vertreten  und  Vorschläge  zu  formuliren ,  son- 
dern nur  Thatsachen  zu  constatiren  und  zu  erklären.     Dartiber  gehen  einige  Artikel  z.  B. 
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der  sonst  Tortrefflich  geschriebene  über  Auswanderung  und  Kolonisation  allerdings  erheb- 
lich hinaus.  Wir  heben  aus  den  wirthschafUichen  Stichworten  folgende  hervor,  deren 
Besprechungen  besondere  Beachtung  verdienen  und  die  Reichhaltigkeit  des  Werkes  zu 
charakterisiren  vermögen :  ^Eisenbahnen*^ ,  wobei  die  Verstaatlichung  der  preussischen 
Bahnen  eingehend  erörtert  wird,  wie  die  Organisation  der  Staatseisenbahnen,  die  deutsche 
Eisenbahntarifireform ,  (Jesetsgebnng  und  Betriebsergebnisse  der  deutschen  wie  ausländi- 
schen Eisenbahnen.  „Erbpacht".  „Fabrikgesetzgebung** ,  wo  zuerst  in  Deutschland  das 
englische  Oesetz  von  1878  entsprechende  Berücksichtigung  fand.  Seitdem  ist  es  in  die- 
sen Jahrbüchern  ausführlicher  geschehn.  „Fabrikinspektoren**,  wobei  leider  nur  Preussen 
behandelt  wird.  „Findelh&user** ,  der  Verf.  hätte  in  einem  Artikel  der  Jahrbücher  im 
XII.  Bd.  viel  Material  zur  Ergänzung  seiner  Angaben  finden  können.  „Finanzlage  und 
Steuerreform  im  Deutschen  Reiche**,  mit  reichlichem  statistischem  üaterial  nach  Art  und 
Tendenz  der  Schrift  von  Gerstfeldt  In  dem  Artikel  „Frauenstudium*'  wird  eine  sehr 
hübsche  Uebersicht  Über  die  bisherigen  Bestrebungen  in  dieser  Hinsicht  gegeben.  ,i  Frei- 
hafenstellung**. „Geheimmittelunwesen**.  „Geldmarkt  und  Börse**  bieten  viel  Belehren- 
des in  korrekter  Ausführung.  Unter  „Handelsverträgen**  werden  die  hauptsächlichsten 
der  Neuzeit  ihrem  Inhalt  nach  vorgeführt  Unter  „Patentwesen**  wird  u.  A.  die  Ent- 
wickelung  des  Patentwesens  in  Deutschland  seit  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes 
ausführlich  gezeigt,  während  die  Art  „Secundärbahnen**,  „Volkszählung**  vortrefflich  über 
die  neuesten  Leistungen  auf  den  Gebieten  orientiren.  Die  Verf.  der  Besprechungen  der 
Socialdemokratie  und  der  volkswirthschaftlichen  Literatur  pro  1879 — 80  zeigen  sich  sehr 
wohl  bewandert,  während  der  des  Art.  „Uebervölkemng**  bei  Behandlung  des  heiklen 
Themas:  „Neumalthusianismus**  ebenso  feinen  Takt  wie  gesunden  Sinn  verräth. 

J.  C. 

J.  Bosenthal,  Bier  und  Branntwein  und  ihre  Bedeutung  für  die 
Volks gesundheit     Berlin,  Oppenheim,  1881.     61  SS. 

Die  Absicht  des  Verfisssers  bt,  die  Frage  der  Erhöhung  der  Braumalzstener  vom 
hygienischen  Standpunkte  aus  zu  erörtern  und  ihren  Zusammenhang  mit  dem  Gesetzent- 
wurf zur  Bekämpfung  der  Trunksucht  hervorzuheben.  Er  gibt  in  populärer  Darstellung 
eine  Uebersicht  der  wichtigsten  Ernährungsgesetze  und  findet  die  sachliche  Nothwendig- 
keit  eines  Reis-  und  Genussmittels  wie  des  Alkohols  darin,  dass  ein  grosser  Theil  unsrer 
Bevölkerung  sich  bezüglich  seiner  Ernährung  an  der  Grenze  der  Ezistenamögliehkeit  be- 
finde. Da  ein  solches  also  nicht  gänzlich  entbehrt  werden  kann,  so  handle  es  sich  vor- 
zugsweise darum,  eine  relativ  unschädliche  Form,  wie  das  Bier,  an  die  Stelle  des  viel 
schädlichem  Schnapses  zu  setzen.  Auch  Ka£fee  und  Thee  könnten  vielleicht  nach  dieser 
Richtung  eine  gewisse  Bedeutung  gewinnen. 

Fr.  Hofmann,  Die  Bedeutung  der  Fleischnahrung  und  Fleisch- 
conserven  mit  Bezug  auf  Preisverhältnisse.  Beitrag  zur  rationellen  Ver- 
pflegung vom  sanitären  und  wirthschaftlichen  Standpunkte  für  Aerzte  und  Beamte.  Leip- 
zig, Vogel,  1880.     120  SS. 

Das  Werkchen  besteht  aus  2  Abtheilungen,  von  denen  die  erste  einer  allgemeinen 
Vergleichung  zwischen  Pflanzenkoftt  und  Fleischnahnmg,  die  zweite  speciell  den  Fleisch- 
conserven  gewidmet  ist.  Der  Ueberblick  über  die  vegetabilische  und  animalische  Nah- 
rung berücksichtigt  zunächst  ihre  chemische  Zusammensetzung,  sodann  ihr  physiologisches 
Verhalten,  wo  besonders  die  beschränkte  Ausnutzung  des  pfianzlichen  Eiweisses  hervor- 
gehoben wird.  Bei  der  Bestimmung  der  zur  Erhaltung  nothwendigen  Mengen  wird  na- 
menUich  auch  der  Nützlichkeit  von  Zeit  zu  Zeit  stattfindender  reichlicherer  Nahrungs- 
aufnahme, im  Gegensatz  zu  einer  stets  gleichmässigen ,  Rechnung  getragen.  Als  Preis- 
bestimmungen der  Nahrungsmittel  sind  nach  H.  nur  die  faktischen  Marktprebe  zu  ver- 
werthen,  während  eine  von  König  versuchte  Bestimmung  von  „Nährgeld- Werthen**  sehr 
willkürlich  ist.  Die  Preis-Ermittelungen  (Leipziger  Engros-  und  Detail-Preise),  in  tabel- 
larischer Form  zusammengestellt,  zeigen,  wie  enorm  verschieden  dieselbe  Menge  von  Nähr- 
stoffen bezahlt  wird,  je  nach  dem  Nahrungsmittel,  in  dem  sie  sich  befindet.  Unter  Zu- 
grundelegung eines  reichen  Erhebungsmateriab  über  die  Kost  in  verschiednen  Anstalten 
sowie  in  privaten  Verhältnbsen  (Arbeiter-Familien)  wird  alsdann  erörtert,  in  welchem 
Umfange  die  Pflanzenkost  zur  Ernährung  geeignet  bt,  und  worin  es  liegt,  dass  trotz  des 
höheren  Preises  doch  immer  die  Nothwendigkeit  animalbcher  Zusätze  sich  herausstellt 
(die  schwerere  Verdaulichkeit,  das  grosse  Volumen,  der  hohe  Wassergehalt  der  Vegeta- 
bilien  etc.).  Von  besonderem  Interesse  wird  der  Nachweb  sein,  dass  die  Ausnutzung 
unter  Umständen  das  Preisverhältniss  umkehrt,    sodass  jener   des  grm.  gegessnen  Ei- 
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I»  la  4«r  |4iatli€liga.  de» 
y^farum^  wükHtnhn  wird. 

iMr  2.  Ahaghwtt  btapridbt  der  Reibe  udi  dca  Kldsichatnkt, 
Wtnath  I  tästfeueh),  4m  gtMlTn>,  dju  BäcfaMaflcücli,  dk  CHMvqae  iTwiegr;  Baii 
■NtliK     Kft  BAf  ftaif tft.  hier  n  cnrihaeav  dsM  dabtt  der  VAhrvcrtk.  GactaNKk«  Hah- 
iMvkcit,  Frcb,  Traiupoctirbarkcit   mitm    dk  ÜMt   gtgVBwftrtigaB  Gehraffci 
««rd«n,  Wkd  TorzoipkWctM  der  AUcbaitt  ibcr  da*  FleiAckaehl  dordi 
»er  Verftsd^  ndi  Ter»ehiediien  PrifMirifOTi  lehr  wcrtlrroll  mL     Asf  die 
de»  letzteren,  vtkiie»  d«a  an  eine  Fleuch-Coucnre  n  rteUeadea 
ia  jeder  Hia«kht  feaiircn  kaaa,  vird  Bacfadrfteklkh  hin^wieeea.    —   Da*  aahr  klar 
anxiebcad  feecliriebeae  Werkebea  wird  dem  Farfamaa»  sowohl   ab  dam 
lind  BeUlinutg  gcwibren. 

C,  k.  Meinert,  Armee-  and  Volk  s-Ernih rang.  Ein  Vcmck,  C.  v.  Voir't 
Km«lininff»theorie  Vb  die  Prajds  n  Terwerthen.     2  Bde.     Bertin  1880.     544  ■.  390  S». 

Ilieae»  amfangreicbere  Werk  ichliaeit  sich  inhaltlich  des  soeben  besprockacn  ron 
llcrftnann  dorehau  an ;  es  sacht  die  in  letzterem  dargelegten  PrindiMen  dnreh  ein  mdg- 
lichst  amfaiitndea  Thatsachen-lfateriAl  sa  »tfitsen  nnd  insbesondre  den  Nachweis  ra  fie- 
fern,  dass  durch  eine  Conserre  wie  das  Hofinnnn'sche  Fldschpolver  die  Emihnmg  eine 
besAere  and  billigere  werden  könne.  Diesem  Plan  entsprechend  gibt  ans  das  Werk  in 
d«r  Tbat  iosserst  reichhaltige  Zasammenstellnngen ,  sodass  mam  iber  die  Ananotabar- 
keit,  die  Preise  der  verBchiednen  Nahrangsmittel  ftber  die  fisktische  Zasammensetzong 
der  Nabrang  in  den  verschiednen  Lindem  and  Gesellschaftsklassen,  Anstalten  etc.  sich 
hl  eingehendster  Weise  belehren  kann  Pfir  jeden,  der  sich  mit  dem  betr.  Gegen- 
stand« beschAftigt ,  ist  daher  das  Meinert'sche  Werk  als  Nachschlagebach  anxwei- 
(«Ihaft  vieICseh  sehr  beqnem.  Das  greifbare  Keeultat  der  Untersachang ,  die  Em- 
pfehlung des  Hofmann'schen  Patent- Fleischpal vers ,  wird  man  gewiss  als  ein  wohlbe- 
grttndetes  anerkennen  müssen,  soweit  fiberhaapt  der  Werth  desselben  anf  Grand  ansrcr 
allgemeinen  Vorstellangen  über  die  Ernlhrnng  nnd  aaf  Grand  der  Untersachang  des 
PrM|iarates  nachgewiesen  werden  kann.  Wichtiger  indessen,  als  die  Häofong  des  Ma- 
terials nach  dieser  Richtung  hin ,  wären  wohl  fkktische  Versuche  gewesen ,  das  Präpa- 
rat bei  der  Kmährung  einer  grösseren  Ansah!  von  Menschen  eine  nicht  gar  an  kurse 
Zeit  hindurch  sa  Terwenden.  Hoffentlich  hat  das  Buch  den  Erfolg,  die  Terschiednen 
Verwaltaugen  fttr  Versuche  dieser  Art  so  interessiren.  Wenn  hierbei  die  su  erwartenden 
guten  Kesaltate  reichlich  gewonnen  werden,  so  ist  sa  vermuthen ,  das»  das  Präparat  die 
enorm  praktische  Bedeutung,  die  der  Verf.  ihm  vindicirt,  in  der  That  erlangen  wird. 
Die  Bemühung  desselben ,  möglichst  praktische  Formen  und  Zusammenstellungen  fUr  die 
verschiednen  (namentlich  militärischen)  Bedürfnisse  (Friedens-  und  Kriegs- Verpflegung, 
eiserner  Bestand,  Festuiigs-  nnd  Marine- Proviant)  xu  ermitteln,  dürfte  dann  ebenfalls  werth- 
voll  werden.  —  Hehr  ntttslich  ist  die  Ausriistung  des  Buchs  mit  einem  alphabetischen 
InhaltsverseichuisH,  sowie  mit  einer  Ansah!  Tafeln,  welche  die  Quanta  von  Eiweiss,  Koh- 
lenhydraten und  Fetten  einmal  in  der  Gewichtseinheit,  dann  in  der  für  1  RM.  käuflichen 
Menge  der  verschiedneu  Nahrungsmittel  in  einfachster  Weise  veranschaulichen. 

Freibarg  i/B.  v.  Kries. 

18.     Stotiftik. 

liaushofer,  Lehr-  und  Handbuch  der  Stati  stik.  2.  vollst  umgearb. 
AnflaHe.     Wien  1882.     8».    VI  u.  620  88. 

Braohelli,  Statistische  Skisie  der  Ear opäischen  S  taaten.  5.  verb. 
Aoll.     I^ipsig  1882.     8«.     8.  56—202. 

Dieses  bekannte  Werk,  das  eine  Ergänsung  su  der  siebenten  Auflage  von  Stein 
und  Wappäus*  Handbuch  der  Geographie  und  Statistik  liefert,  umfasst  die  statistischen 
Daten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  nicht.     Ueber  diese  siehe  unten  Oesterreich. 

Deutschland. 

Jahrbuch  tür  Bremische  Statistik.  Hgg.  vom  Bureau  für  Bremische  Sta- 
tistik. Jahrgang  1881.  I.  Heft:  Zur  Statistik  des  Schiffs-  und  Waarenverkehrs  im  Jahre 
1881.     Bremen  1882.     8«.     X  und  281  SS. 

Inhalt:  A.Schiffsverkehr.  I.  Seeschififahrt.  U.  Fluss&chifffahrt.  B.  Waaren-Ein- 
führ.  I.  Einführ  nach  den  Waarengattungen.  U.  Einfuhr  nach  der  Herkunft  C.  Waa- 
ren-AiufUhr.     I.  Ausfuhr  nach  den  Waarengattungen.     U.  Ausfuhr  nach  der  Bestimmung. 
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D.  Anhang.  I.  Das  Seeversicherungsgeschäft  in  Bremen  in  den  J.  1847 — 1881.  II.  Die 
Handelsflotte  der  Weser  (Uuterweser).  III.  Bremens  Auswanderungsbeförderung.  1)  im 
J.   1881 ;  8)  im  Vergleich  mit  den  früheren  Jahren. 

Thieme,  Statistisches  Unive  rsal-Handbuch ,  Ortslexikon  und 
Landeskunde  für  das  FU  rstenthum  Schwär  zburg-Bndolstadt.  Leipzig 
1882.     8». 

Beiträge  sur  Statistik  desGrossh.  Hessen.  28.  Bd.  8.  Heft.  Darmstadt 
1882.     4«.     56  SS. 

I.  Uebersicht  der  Geschäfte  der  ordentlichen  streitigen  Gerichtsbarkeit  bei  dem  Gross- 
herz. Oberlandesgerichte  zu  Darmstadt  und  bei  den  Gerichten  und  Staatsanwaltschaften 
im  Bes.  desselben  während  des  Geschäft^ahres  1880. 

II.  Beiträge  zur  Medicinalstatistik  des  Grossherz.  Hessen  i.  J.  1879  von  O.-Med.- 
Kath  Dr.  Pfeiffer. 

Oesterreich-Ungarn. 

Brachelli,  Statistische  Skizze  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  nebst  den  okkupirten  Ländern  Bosnien  und  Herzegowina  und  dem  zoll- 
vereinten  Fürstenthum  Liechtenstein.     8.  verb.  Aufl.     Leipzig  1881.     8®.     54  SS. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  1879.  II.  Heft.  Hgg.  von  der 
k.  k.  sUtist.  Central-Kommission      Wien  1882.     9^.    81  SS. 

Inhalt:  Landwirthschaftliche  Produktion  i.  J.  1879.  —  Viehstand  i.  J.  1880.  — 
Marktdurchschuittspreise  i.  J.  1879.  —  Seefischerei  Oesterreichs  in  den  Jahren  1877 — 
1879.  —  MonUn-Industrie  i.  J.  1879.  — 

Jos.  Piszala,  Ausweise  über  den  auswärtigen  Handel  der  österr.- 
Ungar.  Monarchie  i.  J.   1880.     Bericht  über  die  Erhebung  der  Handelswerthe  und 
Hauptergebnisse  der  Waaren-£in-   und  -Ausfuhr   für  1880  in  Verglelchung  mit  den  Vor- 
jahren.    1.  Abth.     Jahrg.  41.     Wien  1881.    4«.     151  SS. 

Italien. 

I  uchiesta  Parlamentäre  sulla  marina  mercantile.  1881 — 82.  Vol.  U. 
Roma  1882.     4».     752  SS. 

Della  leva  sui  giovani  noti  nelT  anno  1860  e  delle  vioende  del 
R.  esercito  dal  1  Ott  1880  al  SO  Sett.  1881. 

Relasionc  dal  Tenente  generale  Federico  Torre  a  S.  £.  il  Min.  deUa  guerra.  Roma 
1882.     4». 

Dänemark  und  Schweden. 

Danmarks  Statistik.  £n  Haandbog  af  V.  Falbe-Hansen  og  Dr.  W.  Schar- 
ling.     17.  Heft  (Kopenhagen,  Forlagsbureault,  1882). 

Wir  haben  die  bis  jetzt  erschienenen  Bände  dieses  Handbuchs  im  zweiten  Heft  die- 
ses Bands  besprochen.  Mit  diesem  17.  Heft  beginnt  der  erste  Band,  welcher  Land  und 
Bevölkerung  behandeln  soll,  und  die  Herausgeber  fangen  mit  einer  Beschreibung  der 
productiveu  Kräfte  des  Erdbodens  an.  Nachdem  Professor  Scharling  die  Ergebnisse  der 
Forschungen  des  verstorbenen  Forchhammers  über  die  Entstehung  der  jetzigen  Form 
des  Landes  mitgetheilt  hat,  folgt  eine  „Uebersicht  über  die  geognostischen  Verhältnisse 
Dänemarks^'  von  Professor  der  Geologie  F.  Johnstrup,  dessen  Name  dafür  bürgt, 
dass  die  im  besten  Sinne  des  Worts  populär  gehaltene  Schilderung  auch  jeder  wissen- 
schaftlichen Forderung  entspricht. 

Kopenhagen.  £.  M. 

1)  Statistiske  Oplysninger  an  c.  39000  Födsler  (Statistische  Erläuterung 
von  c.  39000  Geburten)  von  Dr.  med.  W.  Ditzel.  Kopenhagen  1882,  F.  H.  Eibe.  — 
113  88. 

2)  De  epidemiske  Sygdomme  som  Dödsaarsager  (Die  epidemischen 
Krankheiten  als  Todesursachen)  von  Marcus  Rubin,  Vorsteher  der  communalstatisti- 
ächen  Arbeiten.     Kopenhagen  1882,  Separatabdruck  der  «,Hospitalstidende".     52  SS. 

Zwei  mit  bedeutendem  Flciss  und  grosser  Gewissenhaftigkeit  ausgearbeitete  medici- 
nal-btatistiächo  Untersuchungen.  In  der  ersten  gibt  Dr.  Ditzel  die  Ergebnisse  der  Pro- 
tokolle von  73  Hebammen  in  10  jüdländischen  Districten,  indem  er  aus  sämmtlichen  Proto- 
kollen dieser  Districte  mit  Hülfe  der  amtlichen  Aerzte  die  best  geführten  ausgewählt  hat. 
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und  er  ist  dadurch  io  den  Stand  gesetzt  worden ,  38474  Geburten  statistiach  ni  beban- 
deln. Der  grösste  Theil  seiner  Untersuchungen  betrifft  Verhältnisse  von  spedellem  me- 
dicinisi'hen  Interesse,  doch  enthält  das  Buch  auch  Auskünfte  von  allgemeiner  statistischer 
Bedeutung,  von  welchen  die  folgenden  hervorgehoben  su  werden  verdienen:  Das  Dorch- 
scbnittsalter  der  Gebärenden  war  81,08  Jahre  (bei  den  unehelichen  Gebarten  35,S4)  and 
das  Maximum  sämmtlicher  Geburten  fiel  in  das  Alter  von  28  Jahren;  mehr  als  die 
Hälfte  der  Gebärenden  war  Über  30  Jahre  alt.  —  Was  das  Verhältniss  zwischen  Knaben  nnd 
Mädchen  betrifft,  weichen  die  Zahlen  des  Verfassers  ein  wenig  von  den  gewdhnlicfaen 
ab,  doch  nicht  so  viel,  dass  sich  bei  der  Beschränktheit  des  Materials  etwas  daraus  ab- 
leiten lässt;  seine  Untersuchungen  bestätigen  den  von  Ahnfeldt  aufgestellten  Sats,  dass 
das  Uebergewicht  der  Knaben  bei  älteren  Erstgebärenden  sehr  gross  ist:  im  gansen  kom- 
men auf  1000  Mädchen  1076,46  Knaben,  bei  Erstgebärenden  Über  30  Jahren  1SS4,S6, 
bei  Erstgebärenden  unter  30  Jahren  1064,70  und  bei  Erstgebärenden  unter  fO  Jahren 
975 ;  doch  muss  bemerkt  werden ,  dass  es  sich  bei  der  letzten  Klasse  nur  um  474  €le- 
burten  handelt.  —  1,85  ^/^  sämmüicher  Geburten  waren  Zwillingsgeburten  und  das  Dureh- 
schnittsalter  der  Zwillinggebärenden  war  82,66  Jahre ;  die  relative  Zahl  der  Zwillingsge- 
burten stieg  bedeutend  mit  dem  Alter  der  Mütter  bis  zum  vierzigsten  Jahre.  —  Bei  Be- 
rechnung der  Todtgeburten  ist  der  Verfasser,  wie  es  bei  solchen  Untersuchnngen  wegen 
der  mangelhaften  Feststellung  des  Begriffs  leider  oft  geschieht,  ziemlich  onsTstematisch, 
als  sicheres  Ergebniss  kann  nur  genannt  werden ,  dass  die  Todtgeburten  (im  weiteren 
Sinne)  mit  dem  Alter  der  Mütter  bedeutend  steigen.  —  Zum  Sdiluss  befürwortet  der 
Verfasser  eine  Beform  in  der  Einrichtung  der  Hebammenprotokolle. 

In  dem  sub  2  genannten  Buche  behandelt  M.  Bubin  auf  Grundlage  der  Jahresbe- 
richte des  städtischen  Arztes  (P.  A.  Schleisner)  im  Jahrzehnt  1871 — 80  die  Einwirkung 
der  sogenannten  epidemischen  Krankheiten  auf  die  Sterblichkeit  und  findet  zuerst,  dass 
diese  Krankheiten  zwischen  ^/^  und  ^/,  siLmmtlicher  Todesfälle  verursachen.  Indem  er 
danach  die  Mortalitätsprocente  der  von  den  einzelnen  Krankheiten  Angegriffisneii  unter- 
sucht, kommt  er  zu  dem  Resultat,  dass  diese  Procente  in  den  einzelnen  Jahren  mit  der 
Verbreitung  der  Krankheit  in  denselben  Jahren  in  keiner  Verbindung  steht.  —  Bei  den 
Untersuchungen  über  den  Einfluss  des  Alters  verwirft  er  die  nicht  selten  gebrauchte  Me- 
thode, das  Verhältniss  zwischen  gestorbenen  Kindern  und  gestorbenen  Erwachsenen  zu 
suchen,  weil  es  hieraus  gar  nicht  einleuchtet,  ob  eine  Krankheit  als  eine  geflhrliclie  Kin- 
derkrankheit betrachtet  werden  soll ;  er  sucht  deshalb  stets  das  Verhältniss  zwischen  den 
Gestorbenen  in  jeder  Altersklasse  und  den  Lebenden  in  derselben.  Er  behandelt  hier 
nur  die  Jahre  1879 — 80  und  das  Material  wird  dadurch  sehr  beschränkt,  die  Ergebnisse 
aber  desto  sicherer,  weil  er  sich  auf  die  Volkszählung  vom  1.  Februar  1880  stützen  kann 
und  die  oft  unsicheren  Interpolationen  vermeidet  —  Die  folgenden  Untersuchungen  be- 
treffen den  Einfluss  der  Temperatur,  und  es  wird  hier  gezeigt,  dass  die  gewöhnliche  Thei- 
lung  des  Jahres  in  Frühling,  Sommer,  Herbst  und  Winter  in  dieser  Hinsicht  irreleitend 
ist,  weil  man  dadurch  Monate  zusammenfasst ,  deren  Temparaturunterschied  sehr  bedeu- 
tend ist;  statt  dessen  benutzt  er  eine  Theilung  der  Monate  in  8  Gruppen:  Wanne  Mo- 
nate (Juni,  Juli,  August  und  September  —  Durchschnittswärme  15,i*),  Temperirte  (April, 
Mai  und  Oktober  —  Durchschnittswärme  7,9®)  und  Kalte  (November,  Deoember,  Januar, 
Februar  und  März  —  Durchschnitt  :-  0,4®).  Eine  solche  Eintheilung,  welche  sich  auf 
Temperaturbeobachtungen  in  Kopenhagen  stützt,  hat  natürlich  auch  nur  lokale  Gültigkeit. 
—  Das  Hauptergebniss  dieser  Untersuchungen  war,  dass  während  die  durch  Typhus,  Dys- 
senterie  und  Cholerine  verursachte  Sterblichkeit  mit  dem  Wärmegrad  proportional  stieg, 
war  gerade  das  Entgegengesetzte  bei  sämmtlichen  anderen  epidemischen  Krankheiten 
der  Fall. 

Kopenhagen.  E.  Meyer. 

Danmarks    Statistik.      Statistisk   Tabelvaerk.     Fjerde   Raekke.      Litra   D.    Nr.  4: 
Vare-Indfisrselen  og  Udferselen,  Handels-Flaaden ,  Skisfarten   samt  Braendevins-Frem- 

bringelsen,  etc.  i  Aaret  1880.     Udgivet  af  det  statistiske  Bureau.     Kopenh.,  Oylden- 

dal,   1882.     4.     332  pp.     4  kr. 
Bidrag  tili  Finlands  officiela  stetistik.     VI.  Befolkni  ngsstati  stik.  7.  '  Hel- 

singfors  1882.     gr.  in  -  4.     (Bewegung  der  finnischen  Bevölkerung  im  Jahr  1879). 

Frankreich,  Belgien  etc. 

Hochsteyn,    C.  L.  C,    Dictionnaire    g^ographique    beige,    contenaat    la 
nomenolatnre  complite   des  communes  et  hameaux,   considör^   an  point   de    Tue  de 
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toos  les  renseign  ements  d'atilitä  pabl.  Bmxelles,  L.  Hochsteyn,  1882.  Imp. 
in  -  8.     107  pp. 

Marchand,  A. ,  Meines  et  nonnes.  Histoire,  Constitution,  r^gle,  costume  et  stati- 
stique  des  ordres  religieuz.  Tome  II.  Par. ,  Fischbacher,  1882.  18. 
484  pag.     4  fr. 

de  Prat,  Th. ,  Annnaire  Protestant.  Statistiqne  g^nirale  des  diverses 
branches  du  protestantisme  fran^ais.  1882.  Toulouse,  impr.  Chauvin  &  fils, 
1882.     12.     VUI— 362  pag.     2  Ar.  50  c. 

Bevan,  G.  P.,  Statistical  Atlas  of  England,  Scotland  and  Ireland.  Part  XI— 
XV.  (Xl:  Sanitary;  XII:  Geological  and  Mining;  XIII:  Hydrographical  (Water 
Sapplyj;  XIV:  Political;  XV:  Population).     London,  Johnston,  1881—82.    Folio. 

Census  of  Hongkong,  8'^  April  1881.  Registrar  Generalis  Office,  Victoria.  Hong- 
kong 1881.  8.  Als  Supplement  hieran:  Statement  of  Governor  on  the  Census  Re- 
tums  and  the  progress  of  the  Colony".     Hongkong,  s.  a.     Mit  engl.  u.  chines.  Text. 

Martin,  Fr.,  Statesman's  Tear-book;  a  Statistical  and  hbtorical  annual  of 
the  States  of  the  civilised  world  for  the  year  1882.  (X^h  IX  annual  Publication.) 
London,  Macmillan  &  Co.,  1882.     8.     10/6. 

Direccion  deestadfstica  general  de  la  RepÄblica  oriental  del  Uruguay.  Cuaderno 
No.  XI.  Montevideo,  imprenta  de  „El  Siglo**  1882.  4-min.  (Bevölkerung,  Handel, 
Schiffahrt,  Industrie  etc.  f&r  die  Jahre  1879—1880). 
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A.    Frankreich. 

Annales  de  dömographie  internationale,  publik  sous  la  direction 
d'  A.  Ch ervin.  Ve  Ann^e.  No.  20,  D^cembre  1881:  L'^migration  des  ouvriers 
crensois  considir^  au  point  de  vne  hygi^nique  et  sanitaire,  par  F.  Villard.  —  Statistiqne 
mMicale  du  Japon,  par  L.  Ardouin.  —  Premier  et  second  rapport  pr^ent^  k  la  Com« 
mission  permanente  de  statistique  municipale  au  nom  de  la  sous  -  commission  charg^ 
d'^tudier  des  questions  k  introduire  dans  le  buUetin  de  recensement  de  la  ville  de  Paris, 
dans  sa  s^nce  du  1  juillet  1881  et  du  28  octobre  1881«  par  J.  Bertillon.  —  Instructions 
relatives  au  recensement  de  la  France  en  1881.  —  Resultats  du  recensement  du  18  d4- 
cembre  1881  dans  le  d^partement  de  la  Seine.  —  Chronique  d^mographique.  — 

Bulletin  de  statistique  et  de  l^gislation  comparie.  VIe  Ann^e, 
1882,  Janvier.  A.  France:  La  revision  de  la  Constitution  et  les  pouvoirs  budg^- 
taires  du  S^nat.  —  Le  commerce  ext^rieur  de  la  France  pendant  Tann^e  1881.  —  Les 
imp5ts  et  revenus  indirects,  d^embre  1881  et  1880.  —  Les  recettes  budg^taires  en  1881. 
Imp6ts  et  revenus  indirects,  av.  diagramme.  Contributions  dir. ,  taxes  assimil^es ,  imp6t 
sur  le  revenu  des  valeurs  mobili^res.  —  Les  octrois  en  France,  av.  diagramme.  —  Si- 
tuations  hebdomadair.  de  la  Banque  de  France  en  1881.  L'encaisse  m^tallique  de  la 
Banque  de  France  1879—81.  —  Produits  de  ^roctroi  de  Paris  en  1881  et  1880.  Le 
budget  de  la  ville  de  Paris  pour  1882.  —  B.  Etranger:  Angleterre:  Le  produit  des 
impots  en  1881.  Le  commerce  ext^rieur  1878 — 81.  —  Belgique:  Loi  sur  les  faux  bi- 
lans.  Le  budget  des  voies  et  moyens  pour  1882.  —  AUemagne:  Les  projets  de  r^for- 
mes  sociales.  —  etc. 

F^vrier.  A.  France:  Les  valeurs  successorales  par  d^partements  (1876 — 1880). 
—  Le  monvement  des  impdts,  janvier  1882.  —  Le  cabotage  en  1880.  —  Le  commerce 
ext^rieur  (l«*  mois  de  1882  et  1881).  —  Produit  des  contributions  indir.  (ann^s  1881 
et  1880).  —  B.  J^tranger:  Angleterre:  L'enqudte  anglaise  sur  les  revenus  publice  des 
^tats  de  l'Europe  continentale.  La  balance  du  commerce  et  les  statistiques  commercia- 
les.  —  Russie:  Les  oukases  du  9  janvier  1882.  L'imp6t  sur  les  successions.  —  AUe- 
magne: La  production  et  la  consommation  du  sei.  —  Italic:  Les  recettes  douani^res 
et  le  commerce  ext^rieur  en  1881  et  1880.  —  Belgique:  Etat  comparatif  du  produit 
des  impöts  en  1881  et  1880.  —  Su^de:  Le  projet  de  budget  pour  1888.  —  Egypte:  Le 
budget  ^gyptien  pour  1882.  Le  commerce  ext^rieur  de  l'Egypte  en  1880.  —  Japon: 
Les  budgets  de  TEmpire  et  la  dette.     Exercices  1880 — 81  et  1881—82.  —  etc. 

Journal  des  Miconomistes.     Mars  1882:   Les  march^s  ä  terme  et  les  jeux 
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de  bourse,  par  Math.  Bodet  —  L'^Ut  et  T^ole,  par  BoiueL  —  Bevne  de  TAcadänie 
des  ftciences  roorales  et  politiqueSf  par  Jos.  Lefort  —  Albums  de  statistique  graphiqae 
des  travaox  pablics,  par  Ad.  Blalse.  —  Loi  relat.  an  regime  donanier  applicable  anx 
prodaits  anglais.  Expose  des  motifs.  —  Lettre  de  la  Chambre  de  commerce  de  Bordeaux, 
au  stget  de  la  rupture  des  negociations  du  trait^  avec  l'Angleterre.  —  Le  budget  de 
1883.  Expose  des  motifs.  —  Soci^t^  d'^conomie  politique.  R^union  du  6  mars  1882. 
Discussion  :  Quelles  modifications  la  science  ^conomique  propose-t-elle  ä  la  loi  du  24  jnil- 
let  1867  sur  les  socidtes  .par  actions?  Soci^t^  de  statistique  de  Paris.  R^nnion  du  8 
mars  188S.  Discussion:  Evaluation  de  la  fortune  de  la  France.  La  mortalit^  des  en- 
fants  du  premier  ftge  et  les  l^gitimations.  —  Soci^t^  des  agriculteurs  de  Praiiee.  Session 
annuelle   de  188S.  —  Comptes  rendus.  —  Chronique  dconomique.  — 

Journal  de  la  Soci^t^  de  statistique  de  Paris.  XXIIL  Ann^e. 
No.  1.  Janvier  1882:  Procis-verbal  de  la  söance  du  9  novembre  1881.  —  Les  che- 
mins  de  fer  fran^ais  depuis  1841.  —  Influence  de  la  primog^niture  sur  la  aexualit4.  — 
Les  m4nages  Irr^guliers  ä  Paris.  —  L'Australie  et  la  colonie  de  Victoria.  —  Le  livret 
de  famille.  —  No.  2.  P4vrierl882:  Proc^-verbal  de  la  s^ancedu  14  döcembre  1881.  ~ 
Infiuence  de  la  masse  des  Operations  et  du  taux  de  Tescompte  sur  le  dividende  des  ac- 
tions de  la  Banque  de  France.  —  Du  calcul  du  taux  proportionnel  annuel  d*accroissement 
d*une  Population.  —  Les  valeurs  successorales  et  la  r^partition  territoriale  de  la  richesse 
en  France.  —  Renseignements  statistiques  sur  la  ville  de  Copenhague.  —  Vari^t^.  — 
No.  3.  Mars  1882:  Proc^-verbal  de  la  s^ance  du  11  janvier  1882.  —  Les  premiers 
r^sultats  du  d^nombrement  de  1881.  La  population  de  Paris  et  du  d^partement  de  la 
Beine.  —  Les  impots  directs  d'apr^  l'atlas  statistique  du  Ministire  des  finances.  —  Le 
canal  de  Sues.  Resultats  de  10  ann^es  de  navigation  (1870 — 1880).  —  Le  progr^ 
syndical.  —  La  production  et  la  consommation  g^n^rale  du  coton.  —  Vari^t^.  — 

Revue  g^n^rale  d'administration.  V^bm  Annde,  1882.  Janvier  et 
F  4  T  r  i  e  r :  La  loi  concemant  les  all4n4s.  Memoire  adress4  k  la  Commission  cliarg4e 
d*41aborer  un  nouvean  proJet  de  loi ,  par  J.  de  Crisenoy.  — ;  Logements  insalubres.  Ap- 
plication, k  Paris,  de  la  loi  du  18  avril  1800  (Conseil  d'EUt  an  contentieox.)  —  Des 
dons  et  legs  eharitables.  Capacit4  des  bureaux  de  bienfaisance  et  des  divers  Etablisse- 
ments publics,  par  L.  Biquet  —  Les  indigines  alg^riens  (Isra41ites  et  Musnfanans)  et 
rimp^^t  arabe,  par  C.  BasiUe.  —  Statistique  de  l'enseignement  primaire  (ann4e  scolaire 
18T9— 1880)  par  E.  Guignard.  —  Documents  officiels.  Cabinet  du  27  janvier  1882; 
Programme.  D4nombrement  de  la  population;  r4sultats  connus.  —  Jurispmdence.  — 
Chronique.  —  ete.  —  Mars:  Projets  de  loi  concemant  la  protection  de  Tenfance,  par 
L.  yhwm,  —  Les  Etablissements  d*utiUt4  publique ,  par  £.  de  Biran.  —  DEnombrement 
de  la  population.     Grandes  villes.     Resultats  provisoires.     Chronique  etc.  — 

Revue  des  deux  Mondes.  LL  Ann4e,  1881,  15  F4vrier  k  1  Jnin. 
15  F4vrier:  Les  crises  du  catholiciMne  naissant.  Le  montanisme,  par  E.  Ranan.  — 
Quatres  annEes  de  l*histoire  des  ^tats-Unis.  L  L*administration  de  M.  HaTes,  par  Co- 
eheval-Clarigny.  —  Un  homme  d*4tat  msse,  d'apr^  sa  correspond.  inEdite.  VI:  Les  lob 
aipraires  de  Pologne  et  les  demiires  aun4es  de  N.  Milutiae,  par  A.  Leroy-Beaulien.  — 
Le  grisou  et  les  poussiires  de  charbon,  par  J.  Jamin.  —  1  Mars:  Les  41ections  k  Rome 
vers  la  flu  de  la  rEpubliqae,  par  G.  Boissier.  —  Quatre  ann4es  de  llristoire  des  Btats- 
l-nis  II:  L*Election  de  GarMd,  par  Cncberal-Clarigny.  —  La  morale  contemporaine  en 
Alleraagne,  par  Alfr.  FouillEe.  —  La  question  du  Pbylloxera  et  le  role  des  vignes  am4- 
ricaines,  par  Pr.  de  Lafitte.  —  15  Mars:  La  France  dans  rOcean-Pacifiq«e.  Tahiti, 
par  C.  de  Varigny.  —  La  marine  franyaise  an  Mexiqae.  III.  Des  premiers  4v4ncmens 
de  Matamoros  k  r4vacuation«  par  H.  Rivi^re.  —  1  Avr^il:  Les  tendaaees  novveUes  de 
Teconomie  politiqne  en  Anglelerre.  Cltffe  Leslie,  par  E.  de  Laveleye.  —  L'Emperenr 
Alexandre  II.  et  la  misslon  du  nonTean  Tsar .  par  A.  Leroy  -  Beanliea.  —  Les  vignes 
Amerieaines,  par  la  dacbesse  de  Fits-Jamea.  —  Les  Boers  et  la  politique  anglaise,  par 
G.  Velbert.  —  15  Avril:  Rapport  hh  an  Roi  Louis  XVIII.  pendant  son  voyage  de 
Qaad  k  Paris,  par  le  prince  de  Talleyrand.  —  Llnstmction  pabliqne  en  1789,  d^aprca 
de  docnmens  inedils.  par  A.  Dnmy.  —  Les  Chinois  et  les  Rnsses  an  Konl^ja,  par  E. 
Plancbat.  —  1  Mai:  La  rEgion  da  Bas-Rbooe.  III :  La  barre  et  les  emboveliares 
da  ieave,  par  Cb.  Lentberic  —  La  vigne  Am4ricaine  en  Am4riquc.  par  la  daebessc 
de  FStx-James.  —  15  Mai:  Voyage  en  Syrie.  Impressions  et  Souvenirs.  I:  d'Alexaad- 
rie  k  J4rasalem,  par  G.  Charaies.  —  Les  oasis  et  la  cahnre  du  dattier  dans  le  Sahara, 
par  A.  DiqpoBcbeL  ~  Macb.  REcit  de  moeurs  de  la  Hante-Albanie,  par  P.  H.  ConstanL- 
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L'agricultnre  et  rindastrie  devant  la  I^slation  doaanifere.  I.  La  Situation ,  par  le  dac 
d'Ayeo.  —  1  Juin:  L'agricaltnre  et  Tindustrie  devant  la  Uf^slation  douani^re  ü.  Griefs 
et  propositions,  par  le  dao  d'Ayen.  —  etc. 

Revue  maritime.  NonveUe  s^rie.  Tome  I.  Janvier  &  Mars  1882: 
MbsioD  seientifique  en  Laponie,  par  A.  Martial.  —  Les  RonzlnelU.  Commerce  des  vieux 
filets,  par  A.  Masseau.  —  Organisation  de  la  Station  agronomiqne  de  la  Ri^nnion,  Compte 
rendu  de  ses  travanx,    par  A.  Delteil.  —  Penetration  au  Soudan  (S^n^gal  -  Niger)   suite. 

—  Ktude  snr  le  droit  hindou  (suite),  par  6.  de  Grois.  —  La  caisse  des  invalides  de  la 
marine.     Sa  suppression.  —  L^Acad^mie  royale  de  marine  de  1784  k  1793    (suite),    par 

A.  Doneaud  du  Plan  (suite).  —  Inventaire  sommaire  des  archives  de  la  marine.  — 

B.     England. 

British  Quarterly  Review,  the.  No.  GL,  for  April  1882:  Moham- 
medanism  and  the  Ottoman  Turks.  —  Lucretius,  Tyndall,  Picton  Martineau:  some  theo- 
ries  of  matter  and  its  relation  to  life.  —  The  union  with  England  of  Seotland  and  Ire- 
Und.  —  Democracy  in  France  in  1882.  — 

Contemporary  Review,  the.  March  and  April  1882:  March:  Agri- 
cultnral  Depression,  by  the  Duke  of  Argyll.  —  Government,  the,  of  London,  by  A.  Hob- 
house.  —  Disestablishment  in  Seotland,  by  P.  Rainy.  —  The  Pinandal  Crlsis  in  France, 
by  A.  Vitu.  —  Compensation  to  Irish  Landlords,  by  Brougham  Leech.  —  Land  and  La- 
bour,  by  W.  L.  Blackley.  —  Procednre  of  the  House  of  Commons,  by  J.  E.  Th.  Rogers. 

—  The  Channel  Tunnel,  by  Lord  Braboume.  —  etc.  April:  Egypt  and  constitutional 
rule,  by  an  english  Resident  in  Egypt.  —  Autumn  jottings  in  France.  Peasant  Proprie- 
torship  II,  by  Lady  Vemey.  —  The  tme  principle  of  Tenant-Right :  a  reply  to  the 
Duke  of  Argyll,  by  W.  E.  Bear.  —  Higher  Education  In  Wales,  by  Lewis  Morris.  — 
The  Opium  Trade  and  Sir  Rutherford  Alcook ,  by  B.  Possett  Lock.  —  Emigation  from 
Ireland,    by   J.  H.  Tnke.    —    The  Political   Condition  of  Belginm,   by   E.   de  Laveleye. 

—  etc. 

Edinburgh  Review,  the,  No.  818,  for  April  188  2:  The  Empire  of  the 
Khallfs.  —  Origins  of  English  History.  —  The  Panama  Canal.  —  Sir  Thomas  Brassey 
on  the  British  Navy.  —  Lord  Beaconsfield's  Speeches  and  literary  works.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  for  March  and  April  1882.  March:  Italy 
as  it  is,  by  J.  Helvin.  —  The  Anthropometric  Laboratory ,  by  Fr.  Galten.  —  The  De- 
cay  of  Criticism ,  by  Gr.  Allen.  —  Protection  in  yoong  Communities ,  by  G.  Baden  Po- 
well. —  Some  Irish  realities :  a  historical  chapter.  —  etc.  April:  The  present  condition 
of  Russia ,  by  E.  F.  G.  Law.  —  The  life  of  James  Mill ,  by  the  Editor.  —  Africa 
and  the  Empire,  by  A.  Aylward.  —  No  more  Commercial  Treaties,  by  James  Bird.  —  etc. 

Macmillan*s  Magazine.  No.  269,  for  March  and  April  1882. 
March:  The  Geological  Influences  which  have  affected  British  History,  by  Arch.  Geikie. 

—  The  Melbourne  Public  Library ,  by  H.  Mortimer  Franklyn.  —  Property  versus  Per- 
son  —  inequality  of  sentences ,   by  D.  H.  Macfarlane.  —  Russia  and  the  Revolution,  by 

B.  F.  C.  Costelloe.  —  etc.  —  April:  On  Moral  Duty  towards  Animals,  by  the  Bishop 
of  Carlisle.  —  James  and  John  Stuart  Mill:  traditional  and  personal  memorials,  by 
J.  S.  Stuart-Glennie.    —    The  story   of  the  Channel  Tunnel.     Told  by  our  granchildren. 

—  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  No.  61,  March  1882:  The  Channel  Tunnel.  1 
a  reply,  by  Colon.  Beaumont;  2,  a  rejoinder,  by  Admiral  Lord  Dunsany;  3,  a  civilian's 
view,  by  G.  Smith;  4,  an  alternative,  by  John  Fowler.  —  Landowning  as  a  business, 
by  W.  Bence  Jones.  —  The  spirit  of  Party ,  by  T.  E.  Kebbel.  ~  The  Opium  Contro- 
versy,  by  Alex.  J.  Arbuthnot  —    Annezation  and  South  Africa,    by  Lord  C.  Campbell. 

—  An  Englishman's  Protest,  by  the  Cardinal  Archbishop  of  Westminster.  —  etc.  N  o. 
6  2.  April  1882:  The  proposed  Channel  Tunnel:  a  protest.  —  What  is  money?  by 
V.  Sherbrooke.  —  Small-pox  and  Vaccination  in  1871 — 1881,  by  W.  B.  Carpenter.  — 
Landowning  as  a  business :  a  reply,  by  J.  Howard.  —  Oiling  the  Waves :  a  safeguard 
in  tempest,  by  C.  F.  Gordon  Cumming.  —  The  superstitlons  of  Modern  Greece,  by  le 
baron  d'Estournelles.  — 
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C.     Oesterreich. 

Oesterreichiscb  e  Monatsschrift  für  Gesellschaftswissenschaft 
etc.  Ton  C.  ▼.  Vogelsang.  Jahrgang  IV  1882,  Janaar  —  M&rs:  Wirth- 
schaftlich'Sociale  Metamorphosen.  —  Die  Zukunft  Triests.  —  Die  ehemalige  MUit£rgrenie 
in  Siebenbürgen.  —  Staatssodalismas  und  sociales  Königtham.  —  Die  Tmnksacht  in 
England.  —  Die  Agrarfrage  der  Gegenwart.  —  Der  gerechte  Preis.  —  Steaersahler  md 
Steaerzehrer.  —  Sociale  Chronik.  — 

Statistische  Monatschrift  Bedigirt  von  der  k.  k.  Direktion  der 
administrat  Statistik.  Jahrg.  VIII  (1882).  MKrsheft:  Die  einhefanisehe 
Bevölkerung  Oesterreichs  nach  der  Umgangssprache ,  von  G.  A.  Schimmer.  —  Oester- 
reiche  Sparkassen  im  Jahre  1880,  von  H.  Ehrenberger.  —  Oesterreichiscb  -  angariscbe 
Handelsmarine  im  Jahre  1881 ,  von  Killiches.  —  Schiffsverkehr  und  Seehandel  in  den 
österr.  Seeh&fen  im  Jahre  1880,  von  Killiches.  —  Die  Bevölkerung  Ungarns  nach  Sprach- 
stXmmen.  —  etc. 

—  Aprilheft:  Die  Statistik  des  GrundeigenthumM  und  die  sociale  Frage,  von  K.  Tb. 
von  luama-Sternegg.  —  Die  Bauth&tigkeit  in  und  um  Wien  in  den  Jahren  1843 — 81,  von 
J.  Pizsala.  —  Aus  den  Sitzungen  der  k.  k.  statistischen  Centralkommission.  —  Die  Ent- 
wickelang  der  Bevölkerung  Krains  seit  dem  vorigen  Jahrhundert,  von  V.  Goehlert.  — 
Die  körperlich  und  geistig  Gebrechlichen  in  Oesterreich.  —  Morbidität  in  der  k.  k. 
Kriegsmarine  1870 — 1880,  von  Killiches.  —  Die  Vereine  Böhmens  im  Jahre  1880,  von 
C.  Zwilling.  —  etc. 

G.     Belgien  und  Holland. 

De  Economist  Tij  dschrift  voor  Staathuishoudkunde,  onder  re- 
dactie  van  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  XXXI.  Jaarg.  1882,  Maart:  Ein  Wort 
Über  Zehntenpacht  als  Werthmesser  des  Grundeigenthums,  von  C.  J.  H.  van  den  Broek. 
—  Die  Zulassungsprüfung  zur  Militärakademie  1881,  von  Steyn  Parv^.  —  Kolon.  Kronik 
u.  Literatur,  von  J.  K.  W.  Quarles  van  Ufford.  —  Das  Bier  als  Volkstrauk,  von  C.  — 
Papierfabrik atioo  und  ansteckende  Krankheiten.  —  Noch  etwas  Über  die  Lumpenfrage, 
von  Ruysch.  —  Die  russischen  Fonds  an  der  Amsterdamer  Börse.  —  Ansfuhrrechte  in 
Niederl. -Indien.  —  etc. 
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Annalen  des  deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung  etc.  hrsg.  von 
G.  Hirth  und  M.  Seydel.  1881.  No.  11—12:  Die  Veterinär  -  Poliseiverwaltnng 
nach  den  reichsgesetzlichen  Bestimmungen  von  Ph.  Göring.  —  etc.  18  8  2.  N  o.  1 : 
Die  Stellung  des  Reichskanzlers  nach  dem  Staatsrechte  des  deutschen  Reiches ,  von  P. 
Hensel.  —  Arbeitslöhne  in  den  Fabriken,  von  Ch.  Grad.  —  etc. 

Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen  hrsg.  von  F.  C.  Glaser. 
No.  113  — 116  vom  1.  März  —  1.  April  1882:  Lieferungsbedingungen  für  Eisen- 
bahnmaterial,  von  Martens,  nebst  Diskussion  über  denselben  Gegenstand  von  Wohler  und 
Dircksen ,  Brauns ,  Haarmann ,  Kinel ,  Wedding.  —  Der  Maschinentechniker  im  prenssi- 
sehen  Staatsdienste.  —  Bergschule  zu  New-Tork.  —  Bituminöse  Steinkohle  in  Pensylva- 
nien.  —  Eine  Dampfkessel-Explosion  und  deren  Folgen,  von  Hülse.  —  Die  deutsche 
Roheisen-Industrie  im  Jahre  1881,  von  Wedding.  —  etc. 

Der  Arbeiter  freund.  Hrsg.  von  V.  Böhmert  und  R.  Gneist.  XX. 
Jahrg.  188  2.  Heft  1:  Grundbedingung  einer  Lösung  der  Arbeiterfrage,  von  V.  Böh- 
mert. —  Der  Arbeiterstand  Berlins  und  seine  Vergnügungen ,  von  Joh.  Bemdt.  —  Die 
sociale  Bedeutung  von  Volkskaffeehäusern ,  von  A.  Lammers.  —  Der  deutsche  Arbeits- 
markt in  den  Jahren  1880  und  1881.  Artikel  I  —  Die  Jahresberichte  der  deutschen 
Fabrikinspektoren.  —  Monatschronik  über  die  Monate  Januar  und  Februar  1882.  — 

Archiv  für  Eisenbahnwesen,  hrsg.  im  Ministerium  der  öffentli- 
chen Arbeiten.  Jahrg.  1882.  Heft  2,  März  u.  April:  Die  Eisenbahnfrage 
in  Italien ,  von  Pieck.  —  Zur  Eisenbahntari (Trage  in  Frankreich.  —  Verstaatlichung  der 
russischen  Bahnen.  —  Die  Eisenbahnen  in  Sizilien.  —  Die  italienischen  Eisenbahnen 
und  die  Malaria.  —  etc. 
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Archiv  ffir  Post  and  Telegraphie.  1882.  No.  4  —  6.  Februar  — 
M  &  r  s :  Die  Berathungen  im  Reichstage  über  den  Etat  der  Beichs-Post-  und  Telegraphen- 
Verwaltung  ffir  1882 — 83.  —  Die  Einführung  der  Postsparkassen  in  Frankreich.  —  Die 
Zeitrechnung  der  Mohammedaner.  —  Das  Kaiserreich  Japan.  —  Eine  Post  von  New- 
York  nach  Bremen.  —  Die  deutsche  Abtheil ung  der  Pariser  Elektrisitftts- Ausstellung.  — 
Die   Gotthardstrasse  und  die  Gotthardpost.  —  etc. 

Monatshefte  sur  Statistik  des  deutschen  Reichs  ffir  1882.  Januar- 
heft: Die  im  Laufe  des  Jahres  1881  ergangenen  Anordnungen  des  Bundesraths  fiber  die 
gemeinsame  Statistik  der  deutschen  Staaten.  —  Die  deutsche  Auswanderung  nach  fiber- 
seeischen  Ländern  im  Jahre  1881.  —  Die  Entweichungen  von  Seeleuten  der  deutschen 
Handelsmarine  im  Jahre  1880.  —  Produktion  und  Besteuerung  des  inländischen  Rüben- 
zuckers, sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  deutschen  Zollgebiet  für  das  Kampagne- 
jahr 1880 — 81.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waaren  im  Grosshandel.     Januar  1882. 

—  Ein-  und  Ausfahr  der  wichtigeren  Waarenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  fOr  Januar 
1 882.  —  Versteuerte  Rübenmengen  im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von 
Zucker  im  Januar  1882. 

—  Februarheft:  Vorläufiges Ergebniss  der  montansttatbtisehen Erhebungen  im  Jahr 
1881.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waaren  im  Grosshandel,  Februar  1882.  —  Ein-  und 
Ausfuhr  der  wichtigeren  Waarenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  Februar  1882.  — 
Versteuerte  Rübenmengen  i.  d.  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  Febr. 
1882. 

Preussische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  v.  Treitschke.  Band  XLIX, 
Heft  8,  März  1882:  Das  Unfallversieherunggesetz,  von  O.  Bahr.  —  Rom  und  die 
römische  Kampagna  in  Bezog  auf  die  modernen  Kulturverhältnisse,  von  Winterberg.  — 
Auswanderung,  Kolonisation  und  Zweikindersystem,  von  Frh.  von  der  Brüggen.  —  Un- 
sere Parlamente,  von  H.  v.  Treitschke.  —  etc. 

Rundschau  der  Versicherungen  ete.,  begr.  von  E.  A.  Masius,  hrsg. 
von  H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXI 1,  188  2.  Lief.  4  — 7:  16.  Febr.  —  I.April: 
Versuch  zur  Aufstellung  von  Sterblichkeits-  und  Invaliditätstafeln  für  preuss.  Bergleute, 
bearb.  von  A.  Morgenbesser.  (S  Fortsetzungen  und  Schluss).  —  Statistik  der  Theater- 
brände. —  Zur  Geschichte  der  Lebensversicherung  (in  Frankreich  und  England,  nach 
dem  „Argus'').  —  jtThe  Gresham*^  in  London.  —  Reichsversicherungsgesets.  —  Das 
Feuerversicherungsgeschäft  in  Deutschland  im  Jahre  1881.  —  Die  Feuerwache  in  den 
Theatern  Wiens.  —    Grundzüge  der  deutschen  Arbeiterunfall -Versicherungsgesetsgebung. 

—  etc. 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart,  hrsg.  v.  R.  v.  Gott- 
schall. Jahrg.  1882,  Heft  4:  Die  Elektricität  in  der  Technik ,  von  Fr.  Pisco. 
Artikel  HI.  —  Der  Einfluss  des  Waldes  auf  Klima  und  Wasserkreislauf,  von  Borggreve. 

—  Der  Hydromotor,  von  R.  Werner.  —  Das  Tabaksmonopol  und  der  Volkswirthschafts- 
rath.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  redig.  v.  J.  Neu- 
mann. X.  Jahrg.  No.  4,  April  1882:  Die  Rechte  der  Hypothek engläubiger  und 
die  Gesetzeskraft  der  Societätsreglements.  —  Die  Kriegsschäden  bei  der  Feuerversiche- 
rung. —  Sterblichkeitstafel  für  Männer,  aus  den  Erfahrungen  der  Gothaer  Bank  durch 
Ausgleichung  abgeleitet.  —  etc. 

Zeitschrift  des  kgl.  preussischen  statistischen  Bureau*s.  Redig. 
von  E.  Engel.  Jahrg.  XXI  (18  8  1).  Heft  III  — IV:  SUtisUk  der  Bäder  und 
Heilquellen  in  Preussen  während  der  Jahre  1870  — 1880,  von  A.  Guttstadt.  —  Boden- 
beschaffenheit und  Bevölkerung  in  Preussen,  von  C.  Bötzow.  —  Eisenbahnen  in  Britisch 
Indien ,  von  K.  Brämer.  —  Die  Produktionsbedingungen  der  europäischen  Baumwollen- 
Industrie  mit  besond.  Berücksichtigung  des  Oberrheins,  von  R.  Jannasch.  —  Die  Gebur- 
ten, Eheschliessungen  und  SterbefUlle  im  preussischen  Staate  während  des  Jahres  1880, 
von  A.  Frh.  v.  Fireks.  —  Die  Sparkassen  im  preussischen  Staate  im  Jahre  1880,  von 
G.  Koch.  —  Das  Rechnungsbuch  der  Hausfrau  und  seine  Bedeutung  im  Wirthschaftsleben 
der  Nation ,  von  E.  Engel.  —  Die  kirchlichen  Einrichtungen  in  der  evangelischen  Lan- 
deskirche der  älteren  preuss.  Provinzen  und  in  HohenzoUern ,  nach  einer  im  Dezember 
1880  veranstalteten  statistischen  Aufnahme,  sowie  das  Wachsthum  der  Bevölkerung  und 
der  christlichen  Hauptkonfessionen  in  den  Jahren  1871 — 1880.  —  Die  Stimmen  der  deut- 
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sehen  Handels-  nnd  Gewerbekummern  Über  das  Haftpflichtfresets  Tom  7.  Juni  1871  und 
den  Reichs-UnfallversicheruugS'Gesetzentwurf  vom  8.  März  1881,  bearbeit.  von  L.  Francke. 
—  Statistische  Korrespondeua.  —  Ferner  als  besondere  Heilagen:  Ergebnisse  der  Volks- 
sählung  vom  1.  December  1880  im  preussischen  Staate.  (FUlcheninhalt ,  Kommnnalver- 
bände,  Wohust&tten,  Haushaltungen  und  Bewohner  der  einseinen  Kreise,  Regiemngsbe- 
zirke  und  Provinzen).  —  Stand  nnd  Bewegung  der  Bevölkerung  in  den  landrfithlidica 
Kreisen  bezw.  Oberamtsbezirken  und  selbständigen  Städten  des  preussischen  Staates  wäh- 
rend des  Jahres  1880.  —  Wirkliche  und  Mittelpreise  der  wichtigsten  Lebensmittel  Ar 
Menschen  nnd  Thiere  in  den  bedeutendsten  Marktorten  der  preuss.  Monarchie  während 
des  Kalenderjahres  1881  bezw.  des  Emtejahres  1880  —  81.  —  Acceasionsverzeiehnisft. 
Neue  und  antiquarische,  der  Bibliothek  des  kgl.  Statist.  Bureaus  in  den  Monaten  April 
1880  bis  Ende  Mai  1881  einverleibte  Werke,  nach  Wissenschaften  geordnet,  von  P.  Lip- 
pert  — 

Zeitschrift  für  Forst-  und  Jagdweyon,  hrsg.  von  B.  Danckelmaun. 
Jahrg.  XIV,  188  2.  Heft  2  —  4:  Das  Vorkommen  gewisser  fremdländ.  Holsarten  in 
Deutschland,  von  Wei.«e.  —  Nadiweisung  der  in  dem  Zeitraum  vom  1.  August  1879  bis 
zum  31.  Juli  1880  und  vom  1.  August  1880  bis  zum  81.  Juli  1881  im  prense.  Suate 
ausgegebenen  Jagdscheine.  —  Die  Samenpreise  im  Frühjahr  1882.  —  Versuche  in  Korb- 
weiden-Kulturen,  von  Krabe.  —  Zur  Frage  der  Maikäfervertilgung  im  deutschen  Land- 
wirthschaftsrath.  —  Uebersicht  der  Wirthschaftsergebnisse  in  den  sächs.  Staatsfnrsten  1850 
—1879.  —  etc. 

Zeitschrift  für  wisseuschaftl.  Geographie,  hrsg.  von  J.  I.  Kettler. 
Band  III,  Heft  1:  Das  Relief  des  austral.-asiat  Mittelmeeres ,  von  O.  Krümmel.  — 
Klima  des  Bodens,  von  6.  Hellmann.  —  Eine  Beschreibung  der  Markgraf»chaft  Baden 
aus  dem  17.  Jahrhundert,  von  G.  Hartfelder.  —  etc. 
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Mit  der  Goncessionirung  neuer  Oesellgchaften  für  einzelne  Linien  wurde  ^JJJ^^Jn, 
in  der  That  naoh  dem  Zustandekommen  der  Pusionen  sehr   bald  wieder  UrM  K^nörai. 
begonnen;   im  Jahre  1875  bestanden  bereits  29  derartige  Gesellschaften,  ubratOMc- 
unter  ihnen  nur  acht,  deren  Netz  eine  Bahnlänge  von  mehr  als  hundert  *^**^*^»«^ 
Kilometer  erreichte^);   unter  den  letzteren   waren  die  bedeutendsten  die 
Charente-  und  die  Yend^ehahnen,  jene  ein  Netz  von  719,  diese  ein  solches 
Ton   449  Kilometern   umfassend.     Von  Hause   aus  fehlten   diesen  Unter- 
nehmungen, die  grossentheils  nicht  einmal  sich  im  Besitz  der  Zusicherung 


In  Folge  eines  Versehens  in  der  Druckerei  sind  leider  in 
der  Abhandlung  des  Herrn  Freiherrn  von  Beitzenstein 
über  die  wirtbschaftliche  Gesetzgebung  Frankreichs  in  den  Jah- 
ren 1879  — 1881  mehrere  sinnstörende  Druckfehler  stehen  ge- 
blieben. Die  Unterzeichnete  bat  die  betr.  Seiten  daher  noch- 
mals drucken  lassen  und  dieselben  liegen  dem  vorliegenden 
Hefte  bei.  £s  können  somit  beim  Einbinden  die  fehlerhaften 
Seiten  durch  die  neugedruckten  Cartons  ersetzt  werden. 

Die  Verlagshandlung. 


1)  Die  Tabelle  bei  Lucas  —  S.  48  —  macht  für  den  Zeitpunkt  Tom  Sl.  Dec. 
1870  22  kleine  Gesellschaften  namhaft,  deren  Netze  —  einschliesslich  15  Kilometer 
lignes  diverses  —  1700  Kilometer  umfassten. 

2)  Siehe  u.  A.  Krauts,  Obsenrations  S.  21.  Interessantes  Material  über  die  Opfer, 
welche  sich  die  kleinen  Gesellschaften  behufs  der  Kapitalbeschaffung  auferlegen  mussten, 
enthält  der  Bericht  von  Ren^  Brice,  Annexe  1694  lur  Sitzung  der  Oep. -Kammer  vom 
17.  Juli  1879  Ann.  du  S^n.  et  de  la  chambre  des  Döp.  Jahrg.  1879  Band  8  S.  808. 
So  musste  die  Vogesen  -  Gesellschaft  7,  andere  Gesellschaften  9,  10  ja  11  Procent  des 
aufgenommenen  Kapitals  zahlen. 

3)  Siehe  Boulan  (chef  de  bureau  au  minist^re  de  rint^rieur),  les  chemins  de  fer  d*int^rdt 
local  in  der  Revue  g^n^rale  d'administration  Jahrgang  1879  Band  I  S.  279.  —  Dieser 
Aufsatz  Boulan's,  im  gedachten  Bande  der  Revue  in  zwei  Abtheilungen  —   8.  874  und 
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li0niut«lleii«  der  swisehm  96,000  mid  185,000  Fr.  |rro  Eloseter 
ftllerdis^  bei  einer  beaonden  gosttigea  Beachaffeiiheit  d»  Terrnna,  dM 
weder  DeDiieoswerthe  Steigungen,  noch  zn  ftberiirackeode  betrichtiiclicrg 
W«Merl2ale  enthielt.  Den  Granderwerb,  den  Unter-  imd  HodÜMo  hrnuKg- 
ten  Dcrpartement«  und  Gemeinden,  den  Oberbea  und  die  Ansefanftnig  dai 
rollenden  Mmteriak  fibemehm  die  OitbahngeaelWiinfl ;  eine  Stnati-Sah- 
rention  wurde  bewilligt.  Die  Gesammtkoeten  rerthcilten  sieh  deri^alt, 
daM  Ton  den  Departemente  (durch  Anlehen  oder  Steoerertrige  oder  Ter- 
wegnähme  ans  dem  Special- Wege-Centimea)  1,974,557,  Ton  den  GemaoH 
den  2,016,428  beigetragen  und  rom  Staat  eine  Subrention  Ton  1,690,000 
Fr.  gezahlt  wurde;  den  Beat  des  Kostenaufirandes  im  Betarage  tob 
4,877,000  Fr.  übernahm  die  Ostbahn-Gesellschaft  fines  besondeiVB  Acts 
der  Oesetsgebung  bedurfte  es  nicht,  da  die  bezüglichen  OperatiaBen  der 
Departements-Verwaltungen  sich  auf  der  Basis  des  Gesetzes  über  die  Yi- 
cinalwege  bewegten.  Diese  so  günstigen  Ergebnisse  zogen  die  Aufmerk- 
samkeit  weiter  Kxme  wie  auch  der  Begierung  auf  sich;  eine  ron  letz- 
terer im  /abre  1861  zur  Prüfung  der  Angelegenheit  niedergesetzte 
Kommission  empfahl  dringend,  sowohl  der  Verwaltung  in  Bezug  auf  die 
Autorisirung  von  Localbohnen,  als  den  Concessionaren  in  Bezug  auf 
deren  Bau-  und  Betriebsart  den  möglichst  weitesten  Spielraum  zu  Insaen 
und  diesen  Bahnen  alle  mit  der  Eücksicht  auf  die  obwaltenden  VerhSlt- 
nisse  yereinbarten  Erleichterungen  betrefls  der  Spurbreite,  des  Gewichts 
der  Schienen,  der  Art  des  rollenden  Materials,  Bauart  der  Bampen  und 
Bedien  der  Gurren  zu  gewähren,  namentlich  auch  ihnen,  wo  irgend  an- 
gänglich,  die  Abstandnahme  yon  der  Anbringung  yon  Einfriedigungen  und 
die  grösste  Vereinfachung  der  Stationsgebäude  zu  gestatten;  nur  darauf 
wurde  Werth  gelegt,  dass  innerhalb  jeder  Gruppe  möglichst  dieselbe  Spur- 
breite beibehalten  werde,  damit  sie  durch  dasselbe  rollende  Material  be- 
dient werden  könnte  ^ ).  Dieselbe  Auffassung  drückte  sich  in  den  Moti- 
ven aus,  mit  welchen  im  Jahre  1865  der  Entwurf  eines  Gesetzes  über 
die  Bahnen  von  localem  Interesse  vorgelegt  wurde;  dieselben  heben  aus- 
drücklich hervor,  dass  man  ausschliesslich  Bahnen,  die  zur  Yermittelung 
des  Localverkehrs  dienten  und  durch  welche  den  Hauptbahnen  Ver- 
kehr zugeführt,  oicht  aber  Goncurrenz  geschaffen  würde,  im  Auge  habe. 
Der  Berichterstatter  im  gesetzgebenden  Körper  eignete  sich  im  vollen 
Maasse  die  Vorschläge  an,  zu  denen  eine  kurze  Zeit  vorher  berufene  Com- 
mission  von  Fachmänoem  sich  vereinigt  hatte;  die  Localbahnen  sollten  ein- 
gleisige sein,  von  Einfriedigungen  und  selbst  von  Barrieren  bei  den  Niveau- 
üebergängen  wie  auch  von  festen  Signalen  sollte  fast  vollständig  abge- 
sehen ,  endlich  in  Bezug  auf  Steigungsverhältnisse  und  Curven  die  grösste 
Toleranz  geübt  werden.  Alle  Dokumente  über  Vorbereitung  und  Ent- 
stehung des  Gesetzes  stimmten  darin  überein ,  dass  es  sich  lediglich 
um   auf  begrenzten  Verkehr   berechnete   und  um  von  keinerlei  Schwie- 


8.  400  fg.  —  abgedruckt,  enth&It  das  Beste,  was  bisher  über  die  Localbahnen  von  Frank- 
reich geschrieben  worden  ist,  und  giebt  namentlich  wichtige  Aufschlüsse  Über  die  Ent- 
stehung des  Oeseties  ron  1865  und  die  Ursachen  der  nachherigen  Ausartung  der  Praxis. 
1)  Boolan  a.  a.  O.  S.  S81. 
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Instruktion  der  besügliohen ,  den  dritten  Theil  des  de  Ereycinet'schen 
Programms  ausmaohenden  Projekte  angeordnet,  die  Ermäohtigung  zur  Aus- 
führung aber  weiterer  Bestimmungen  vorbehalten. 

Wenn  die  Absicht  bestand,   mit  diesen  Verzeichnissen  einen  gewis-  '][jJ*J2jjin' 
sen  AbschluBs  zu  erreichen ,   so   hat  diese  Intention   schon   insofern  sich  Lace  der  oe- 
nicht  erfüllt,  als  seitdem  —  wie  betreffs  der  Eisenbahnen  schon  oben  be-  ■•**^****^- 
merkt  —  zahlreiche   neue  Anträge,   welche   zurückzuweisen   die   gesetz- 
gebenden Körperschaften  sich  nicht  entschliessen  konnten,   hinzugetreten 
sind;  namentlich  aber  ist  es  das  schwierige  Yerhältniss,  in  das  der  Staat 
durch  den  Ankauf  bezw.  die  Herstellung  von  Bahnen  und  die  TJebemahme 
des  unmittelbaren  Betriebes   derselben   gerathen  ist,   welches  fortgesetzt 
auf  eine  Aenderung  hindrängt. 

Indem  Ereycinet  das  Netz  der  chemins  de  fer  d'int^r^t  g^n^ral  um  y^^^Jol^ 
eine  grosse  Anzahl  neu  klassirter  Linien  erweiterte  und  den  Ausbau  d.  staatuchoi 
dieser  Linien  durch  den  Staat  in  Aiissicht  nahm,  glaubte  er,  die  Art  dra^dw^c^ 
der  Begelung  des  künftigen  Betriebes  der  gedachten  Bahnen  vorerst  da-  ■eu«ch»(toii. 
hingestellt  lassen  zu  können;  seine  Absicht  ging  wohl  dahin,  in  der 
Mehrzahl  der  Eälle  den  Betrieb  der  neuhergestellten  Linien  denjenigen 
grossen  Gesellschaften,  innerhalb  deren  Bereichs  sie  gelegen  waren,  zu 
übertragen.  In  der  That  wurden  mit  zwei  Gesellschaften  —  denen  der 
Nord-  und  Westbahn  —  Verhandlungen  angeknüpft;  die  demnächst  der 
Kammer  vorgelegten  Yertrags-Entwürfe  begegneten  indessen  daselbst  nur 
geringer  Sympathie,  was  den  Minister  in  der  Sitziing  der  Deputirten- 
Kammer  vom  29.  März  1879  veranlasste,  in  lebhafter  Weise  die  Kammer 
zu  einer  grundsätzlichen  Lösung  und  Verzeichnung  der  einzuhaltenden 
Directive  aufzufordern  ^).  Am  meisten  aber  traten  die  Schwierigkeiten 
der  Sachlage  hervor  bei  dem  Betriebe  der  im  Jahre  1878  durch  den 
Staat  angekauften  Bahnen.  Die  Linien  dieser  Bahnen  werden  durch  die 
grossen  Linien  der  Orleansbahn,  in  welche  jene  der  Mehrzahl  nach  ein- 
münden, in  einer  Weise  umgrenzt  und  zerschnitten,  welche  die  Herstel- 
lung eines  selbstständigen  und  ineinander  greifenden  Betriebes  auf  dem 
neuen  Staatsbahnnetze  zu  einer  Unmöglichkeit  macht;  die  Goncurrenz  der 
Orleansbahn,  welcher  gegenüber  vorher  die  kleinen  Bahngesellschaften 
nicht  aufzukommen  vermocht  hatten,  bildet  auch  für  das  Gedeihen  des 
Staatsbahnnetzes  ein  um  so  grösseres  Hindemiss,  als  die  Orleans-Gesell- 
schaft  im  Vollbesitz  ihrer  früheren  auf  die  Normirung  der  Tarife  bezüg- 
lichen Funktionen  geblieben  und  daher  im  Stande  ist,  durch  Ausnahme- 
Tarife  eine  Ablenkung  des  Verkehrs  von  den  Staatsbahnen  zu  Gunsten 
ihrer  eignen  Linien  in  erheblichem  Maasse  herbeizuführen.  Diese  TJebel- 
stände  veranlassten  de  Freycinet  ein  Uebereinkommen  mit  der  Orleans-Ge- 
sellschaft  anzubahnen,  wonach  die  östlich  von  der  Linie  Paris-Bordeaux 
belegenen  Staatsbahnlinien  auf  die  Orleansbahn,  die  westiich  von  jener 
Hauptlinie  belegenen  Linien  dagegen  auf  den  Staat  übergehen  sollten; 
letzterer  wäre  hierdurch  in  den  Besitz  eines  besser  zusammenhängenden 
Netzes  gelangt.     Für  die  zu  bringenden  Opfer  sollte  die  Orleansbahn  durch 

1)  Siehe  den  Bericht  des  Deputirten  Baihaut,  Annexe  No.  2489  lar  Sitiung  der  De- 
patirten-Kammer  vom  80.  März  1880,  Annales  du  Sönat  et  du  Parlament,  Jahrg.  1880, 
Band  4  S.  858  fg.  der  Annexes. 
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die  Conoession  des  Betriebes  auf  8000  Kilometer  vom  Staat  Unter-  und 
Oberbau  fertigzustellenden  neuen  Linien  entschädigt  werden.  In  Folge 
der  ungünstigen  Aufnahme,  welche  die  mit  der  Ost-  und  Nordbahn  ge- 
troffenen Vereinbarungen  befunden,  gelangte  das  Projekt  erst  im  Frühjahr 
1880  in  die  Kammer,  fand  jedoch  in  der  bezüglichen  Kommission  nur 
wenig  Anklang;  es  überwogen  Tendenzen,  welche  sich  eine  radikalere 
Beseitigung  der  Vorrechte  der  grossen  Gesellschaften  zum  Ziele  setzten. 
Indem  die  Kommission  die  Ablehnung  des  Projekts  befürwortete,  emp&hl 
sie,  behufs  Erwerbung  des  ganzen  Netzes  der  Orleans  -  Gesellschaft  Ver- 
handlungen mit  der  letzteren  einzuleiten ;  die  Verwaltung  eines  homogenen 
Netzes  durch  den  Staat  soll  letzteren  in  die  Lage  setzen,  seinerseit  über 
zweckmässige  Gestaltung  des  Betriebs  und  über  die  finanziellen  Wirkungen 
der  geforderten  Tarif-Reformen  Erfahrungen  zu  machen.  Ob  für  die  nächste 
Zukunft  eine  energische  Förderung  dieses  Projekts  zu  erwarten  ist  oder 
ob  die  Lösung  der  Schwierigkeiten  auf  anderem  Wege  erstrebt  werden 
wird,  hängt  vor  Allem  von  der  Art  des  Ersatzes  ab,  den  der  mit  dem 
Kabinet  Gambetta  zurückgetretene  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  Al- 
lain  Targ^  findet ;  letzterer  würde  auf  dem  Wege  des  Ankaufs  grosser  Bah- 
nen ohne  Zweifel  weiter  vorgeschritten  sein. 
Nothwendi«^  Es    steht   daher  Frankreich    vor   einer  grundsätzlichen  Entscheidung 

KTundMtJdj-  darüber,  ob  eine  Verstaatlichung  der  Bahnen  in  voller  Ausdehnung  ange- 
doBf^ttb!^^  strebt  werden  oder  ob  die  Entwickelung  in  die  früheren  Bahnen  zurück- 
weit« IQ  rcr-  gleiten  soll ;  eine  nicht  ganz  erwünschte  ist  die  Lage  der  gesetzgebenden 
EtanStaha-  Körperschaften  hierbei  insofern,  als  der  Freiheit  der  Entscheidung  in  ge- 
^^^'  wissem  Maasse  durch  die  Bahnankäufe  und  sonstigen  auf  die  Vervollstän- 
digung des  Oesammtnetzes  bezüglichen  Maassnahmen  de  Freycinet's  vor- 
gegriffen worden  ist^  anscheinend  ohne  dass  die  Consequenzen ,  zu  denen 
jenes  Vorgehen  nach  Maassgabe  des  bestehenden  Zustandes  fuhren  würde, 
nach  allen  Seiten  hin  klar  übersehen  wurden.  Von  der  Formulirung 
eineB  ürtheils  darüber,  ob  jene  im  Jahre  1877  der  Eisenbahn-Gesetzgebung 
gegebene  Biohtung  als  eine  heilsame  anzusehen  ist,  nehme  ich  an  dieser 
Stelle  Abstand ;  es  wäre  hierbei  grossen theils  auf  die  allgemeinen  für  und 
wider  die  staatliche  Aufsaugung  des  Eisenbahnwesens  sprechenden  Gründe 
zurückzugreifen  gewesen.  Nur  zwei  Punkte  werden  hierbei  nicht  unbe- 
merkt bleiben  können.  Einmal  scheint  es  ausser  Zweifel,  dass  einer  ein- 
heitliohen  Gestaltung  des  Betriebs-  und  Tarifwesens  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung und  unter  Beibehaltung  der  grossen  Gesellschaftsnetze  in  Frank- 
reich bei  Weitem  geringere  Schwierigkeiten  als  in  Deutschland  entgegenge- 
standen haben  würden ;  die  Vereinigung  des  weit  überwiegend  grössten  Theils 
der  Eisenbahn-Unternehmungen  zu  sechs  in  den  Händen  von  grossen  Gesell- 
schaften befindlichen  zusammenhängenden  Netzen,  denen  auch  die  kleineren 
Linien  ohne  fundamentale  Umgestaltungen  hätten  überwiesen  werden  können, 
musste  alle  Beformen  der  bezüglichen  Art  sowie  auch  die  Gewinnung  der  er- 
forderlichen Erfahrungen  ungemein  erleichtem ;  die  Meinung,  dass  es  keines- 
wegs aussichtslos  gewesen  sein  würde,  die  Gesellschaften  für  eine  ent- 
sprechend umfassende  Revision  der  mit  ihnen  geschlossenen  Verträge  zu  ge- 
winnen, scheint  in  competenten  Kreisen  noch  immer  namhafte  Vertreter  zu 
finden.  —  Sodann  aber  wird  anzuerkennen  sein,  dass  die  Bedenken,  welche 
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sonst  gegen  die  Centralisirung  des  Eisenbahnwesens  in  den  Händen  des 
Staats  geltend  gemacht  werden  können,  sich  sehr  verstärken  bei  einem 
Volke,  dessen  Staatslenkung  zumal  in  neuerer  Zeit  sich  in  einem  fortdauern- 
den Wechsel  zwischen  verschiedenen,  zum  Theil  einander  schroff  entgegen- 
stehenden politischen  Eichtungen  und  Systemen  bewegt.  Die  Kreise,  welche 
durch  jene  grossen  Eisenbahn-Gesellschaften  repräsentirt  werden,  gehörten 
zu  den  Elementen,  deren  Existenz,  indem  sie  durch  die  vom  Centrum  aus- 
gehenden Strömungen  weniger  berührt  wurde,  die  Wirkung  jener  Ueber- 
gänge  abzuschwächen  und  zu  einer  weniger  nachtheiligen  zu  machen  ge- 
eignet war.  Es  war  daher  auch  vollkommen  erklärlich,  dass  die  Port- 
existenz dieser  Elemente  sich  mit  den  cäsaristisohen  Plänen  des  soeben 
zurückgetretenen  Lenkers  der  französischen  Politik  nicht  vereinigte  ^ ). 

Wenn  aber  Bedenken  allgemeiner  und  dauernder  Natur  vorhanden  sind,  ^d^ii^' 
welche  für  Prankreich  jener  Umwandlung  entgegenzustehen  scheinen,  so 
treten  diesen  Bedenken  noch  andere  sehr  schwerwiegende  temporärer  Art 
hinzu.  Diese  zu  klarem  Ausdruck  zu  bringen  war  die  Au^be,  welche 
L^on  Say  in  einer  vielbemerkten,  im  Decemberheft  des  Journal  des  ^co- 
nomistes  veröffenliohten  Abhandlung  in  meisterhafter  Weise  gelöst  hat*)! 
Indem  er  eine  Erschütterung  der  Solidität  der  Pinanzen  und  des  Budgets 
als  die  grösste  Gefahr  bezeichnet  und  indem  er  davon  ausgeht^  dass  von 
dem  Ankaufe  der  Orleansbahn  nur  als  von  einer  Vorstufe  zu  einem  sämmt- 
liehe  Eisenbahnen  umfassenden  Verstaatlichungsproject  die  Bede  sein  könne, 
ist  er  der  Meinung,  dass  dieser  erst  partielle,  dann  vollständige  Ankauf 
des  Bahnnetzes  die  Durchführung  der  im  Gange  befindlichen  Pinanzope- 
rationen  zu  einer  Unmöglichkeit  machen  würde.  Der  Plan  de  Preycinet's 
war  auf  die  Annahme^)  gegründet,  dass  die  jährlich  in  Prankreioh  sich 
anhäufenden  Ersparnisse  hinreichen  würden,  um  die  Beträge  der  nach 
Maassgabe  des  Portschreitens  der  Arbeiten  nothwendig  werdenden  Emis- 
sionen dreiprocentiger  Staatsrente  zu  decken  und  in  der  That  ist  hierbei 
über  die  nach  damaliger  Sachlage  begründeten  Erwartungen  wohl  kaum 
hinausgegangen  worden ;  die  Neubauten,  mit  denen  die  grossen  Gesellschaf- 
ten belastet  waren,  schienen  damals  sich  ihrer  Beendigung  zu  nähern ;  da 
die  zu  diesen  Bauten  erforderlichen  Kapitalbeträge  von  jährlich  400  bis 
500  Millionen  ohne  Schwierigkeiten  durch  Begebung  von  Obligationen 
hätten  gedockt  werden  können,  so  war  die  Annahme,  es  würde  fortan  der 
Staat,  ohne  der  Industrie  und  dem  Handel  die  zum  Portbetriebe  und  zur 
Erweiterung  erforderlichen  Kapitalien  zu  entziehen,  den  gleichen  jährlichen 
Betrag  in  Eisenbahnbauten  festlegen  können,  umsomehr  eine  gerechtfer- 
tigte, als  dies  constante  Zunehmen  der  Steuererträge  auch  für  die  Zukunft 
erhebliche  zur  Sicherung  und  weiteren  Deckung  der  Pinanzoperationen  des 
Staats  dienende  Mehrerträge  erhoffen  liess.  Diese  Mehrerträge  sind  denn 
auch  keineswegs   ausgeblieben,   aber  sie   sind  fast  noch  rascher,   als  sie 


1)  Siehe  die  Anmerkung  am  Schluss. 

2)  Auch  besonders  eritchienen  unter  dem  Titel :  le  Rachat  des  chemins  de  fer  par  M. 
L^on  Sajf  Paris  Guillaumin  et  Comp.  1881. 

3)  Dass  dieser  Annahme  eine  eingehende  zwischen  dem  Minister  der  dffentl.  Arbeiten 
und  dem  Finanzminister  geführte  Erörterung  zum  Grunde  lag,  beiengt  Say  a.  a.  O.  S.  6 
(Say  war  damals  Finanz-Minister). 
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zur  Erscheinung  kamen,  durch  das  Wachsen  der  Anforderungen  über- 
holt worden ,  Anforderuungen ,  zu  denen  eben  das  Vorhandensein  erheb- 
licher verfügbarer  Mittel  nur  zu  leicht  Anlass  gab ;  so  sind  denn  auch  — 
wie  schon  oben  gezeigt  worden  —  die  Grenzen  des  ursprünglichen  Pro- 
gramms de  Freycinets  keineswegs  eingehalten  worden,  sondern  er  hat  durch 
fortwährende,  auf  die  Nachgiebigkeit  der  Kammer  gegen  lokale  und  par- 
tikulare Interessen  zurückzuführende  Hinzufugung  immer  neuer  Eisenbahn- 
und  Kanalprojecte  der  ursprünglich  in  Aussicht  genommene  Kapitalauf- 
wand sich  beträchtlich  —  nach  Says  Annahme  von  4  auf  6  Millionen  — 
erhöht;  die  Befürchtung  besteht,  dass  auch  diese  Grenze  nicht  werde  ein- 
gehalten werden.  Andererseits  ist  das  Ergebniss  der  letzten  Benten-Emis- 
sion  hinter  den  Erwartungen  zurückgeblieben;  es  ist  nicht  gelungen, 
die  im  Frühjahr  1881  begebene  Milliarde  vollständig  zu  klassiren,  d.  h. 
in  die  Hände  derjenigen  zu  bringen,  welche  in  diesem  Papier  definitiv 
ihre  Ersparnisse  imlegen  wollen.  Say  fuhrt  diese  aufTallende  Erscheinung 
auf  eine  zwiefache  Ursache  zurück;  auf  das  durch  die  Erwartung  zahl- 
reicher weiterer  Emissionen  geminderte  Interesse  des  Publikums  an  den 
bezüglichen  Anleiheoperationen  und  auf  die  durch  Gründung  zahlreicher 
neuer  Banken  beforderte  Spekulationssucht;  er  schätzt  den  Betrag,  wel- 
cher ohne  Nachtheil  für  Handel  und  Industrie  zur  Zeit  jährlich  immobi- 
lisirt  werden  könne,  auf  nicht  über  250  Millionen;  um  die  jährlich  zu 
verausgabende  Summe  auf  diesen  Betrag  zu  reduciren,  räth  er,  das  Yer- 
zeichniss  der  auszuführenden  Arbeiten  vorläufig  zu  schliessen,  die  An- 
leihe-Emissionen für  mehrere  Jahre  zu  sistiren  und  den  Versuch  zu  ma- 
chen, durch  Revision  der  mit  den  grossen  Gesellschaften  bestehenden  Ver- 
träge denselben  einen  Theil  der  Kosten  der  Neubauten  aufEuerlegen ;  ja 
er  hält  es  selbst  nicht  für  ausgeschlossen,  dass  bei  dem  jetzigen  niedrigen, 
die  Aufnahme  von  Anleihen  Seitens  der  Gesellschaften  begünstigenden 
Zinsfusse  die  Wiederzufuhrung  des  auf  Grund  der  Garantieverpflichtung 
vom  Staat  den  Gesellschaften  vorgeschossenen  zu  4  Procent  zu  verzinsen- 
den Kapitals  —  dasselbe  repräsentirt  jetzt  den  Betrag  von  gegen  600  Mil- 
lionen ^)  —  zur  Staatskasse  sich  würde  erzielen  lassen.  Das  Gegentheil 
aller  dieser  Maassnahmen  aber  wäre  der  Ankauf  der  Bahnen  durch  den 
Staat;  den  sonstigen  Anforderungen  an  den  letzteren  würden  alsdann  noch 
alle  die  niemals  zu  einem  Abschluss  gelangenden  Ansprüche  hinzutreten, 
denen  in  Bezug  auf  Neubauten  die  Gesellschaften  zu  genügen  gehabt  haben 
würden;  der  Staatskredit  aber  würde  immerhin  nicht  diejenige  Leistungs- 
fähigkeit in  sich  vereinigen,  die  anderenfalls  der  Kredit  des  Staats  und  der 
Gesellschaften  zusammen  gehabt  haben  würde.  Der  Staat  werde  nach 
Lage  der  geltenden  Bestimmungen  die  Bahnen  gegen  Zahlung  einer  Ent- 
schädigungssumme zu  acquiriren  haben,  deren  Zinserfordemissen  die  von 
den  Bahnen  zu  erwartenden  Erträge  nicht  und  um  so  weniger  entsprechen 
würden,  als  der  Staat  in  Bezug  auf  die  Tarif-Eeduction  sich  nachgiebiger 
werde  zeigen  müssen,  als  die  Gesellschaften  es  waren ;  derselbe  werde  wie 
der  belgische  bald  statt  mit  einer  Rente,  mit  einem  Deficit  wirthschaften. 


1)   Am    31.  December    1878    hatten    diese  Vorschfisae   einen  Ges«nimtbel&ng    von 
511,949,899,66  Fr.  erreicht,  Say  a.  a.  O.  S.  15. 
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Zur  Währnngsfrage. 


Von 

W.  LeziB. 

Die  Versammlung  der  internationalen  Münzconferenz,  die  im  April 
dieses  Jahres  stattfinden  sollte,  ist,  wie  es  scheint,  auf  unbestimmte 
Zeit  vertagt.  Alle  Silber  besitzenden  Staaten  beharren  in  einer  zu- 
wartenden Haltung,  mit  der  unbehaglichen  Empfindung,  dass  der 
gegenwärtige  Zustand  ein  durchaus  unhaltbarer  ist,  aber  ohne  dass 
man  in  Betreff  des  einzuschlagenden  Ausweges  zu  einem  Entschlüsse 
gelangen  könnte.  Das  Werthverhältniss  der  beiden  Edelmetalle  hat 
sich  in  der  Nähe  von  18:1  leidlich  befestigt,  aber  das  neue  Gleich- 
gewicht ist  doch  nur  ein  labiles,  da  jedes  weitere  dem  Silber  ungün- 
stige Vorgehen  irgend  eines  Staates  sofort  wieder  einen  tiefen  Fall 
dieses  Metalls  hervorrufen  würde.  Vielleicht  wird  es  wirklich  eines 
solchen  aufrüttelnden  Ereignisses  bedürfen,  um  die  Währungsangele- 
genheit aus  der  gegenwärtigen  Versumpfung  herauszuziehen.  Diese 
Apathie  ist  allerdings  nur  bei  der  Mehrzahl  der  Regierungen  zu 
beobachten ;  im  Publicum  und  in  der  Presse  dagegen  hat  die  bimetal- 
listische  Agitation  immer  mehr  an  Lebhaftigkeit  gewonnen,  und  auch 
di(»  Vertreter  der  reinen  Goldwährung  haben  sich  daher  fortwährend 
wenigstens  zu  einer  defensiven  Betheiligung  an  der  Debatte  genöthigt 
gesehen. 

Das  bemerkenswertheste  Ereigniss  auf  dem  Gebiete  der  Währungs- 
frage war  in  der  letzten  Zeit  ohne  Zweifel  die  in  der  Nordd.  Allgem. 
Ztg.  (vom  5.  April  1882)  erfolgte  Veröffentlichung  einer  Denkschrift, 
als  deren  Verfasser,  ohne  Zweifel  mit  Recht,  der  Bankpräsident  v. 
Dechend  genannt  wird  und  die  jedenfalls  nicht  ans  Licht  gekommen 
sein  würde,  wenn  sie  mit  den  Anschauungen  der  Reichsregierung  im 
Widerspruch    stände.     Von  besonderer  Wichtigkeit   sind  die  princi- 
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indleo  Ziig«etäiKlo!ihü(e.  welche  die  Denkschrift  der  bimeuUisDächcs 
Theorie  eibräumt.  aud  wc^eri  dieser  ihrer  prindpielleD  Trftgvdte  volka 
wir  die  folgeoden  BetrachtangeD  an  ihre  Darlegaogen  junkDäpfen  lud 
dai>ei  aach  die  yod  Soetbeer,  nameDtlich  im  Deotscheo  Haodelsblan 
fTom  20.  April  oDd  4  Mai  1882;  gegebene  Kritik  d^aelben  berück- 
sichtigen. 

Herr  Ton  I>echend  erkennt  das  Vorhandensein  der  ^Goldnoth^ 
aosdrOcklich  an  und  gründet  seine  Vorschläge  gerade  auf  diese  That- 
»ache.  I>aniit  tritt  er  unbestreitbar  in  einen  entschiedenen  Gegensatz 
zo  der  Gold  Währungspartei,  welche  den  Goldmangel  energisch  bestrei- 
tet Wir  wollen  nicht  auf  diejenigen  Argumente  der  letzteren  ein- 
gehen, die  nur  auf  die  Unwissenheit  des  Publicnms  berechnet  sind. 
Wenn  z.  B*  kürzlich  eine  grosse  Zeitung  zur  Widerlegung  des  Mär- 
chc;ns  von  der  Goldnoth  triumphirend  auf  die  Gesammtsumme  des 
Baarvorrathes  in  den  grossen  europäischen  Centralbanken  und  den 
New- Yorker  Banken  im  Betrage  Ton  3480  Mill.  Mark  hinwies,  so  konnte 
sie  dadurch  doch  bei  jedem  halbwegs  Sachkundigen  nur  ein  staunen- 
des Befremden  hervorrufen,  da  in  jener  Summe  ungeCähr  1600  MilL 
in  Silberroünzen  enthalten  sind.  Auf  eine  Discussion  über  den 
Grail  der  Abnahme  der  Goldproduction  wollen  wir  uns  ebenfalls  nicht 
einlassen.  Man  freut  sich  im  monometallistischen  Lager  des  Zu- 
wachses der  Goldproduction  Victorias  im  Jahre  1881  (886,000  Unzen 
gegen  812^000  im  Vorjahre)  aber  im  Vergleich  mit  der  Production 
▼on  1865  (1,600,(J00  Unzen)  oder  gar  von  1856  (3,000,000  Unzen)  ist 
denn  doch  ein  gewaltiger  Rückgang  unbestreitbar.  Soetbeer  führt 
aoeb  die  im  Vergleich  mit  den  nächstvorhergegangenen  Jahren  wieder 
gritaer  gewordene  Ziffer  der  Einfuhr  von  australischem  Gold  nach 
England  an  (4.5  Mill.  £  gegen  3.6  und  3.2  Mill.) ,  aber  die  Differenz 
gegen  den  Durchschnitt  von  1858—77  (6.6  Mill.  £)  oder  der  einzel- 
nen Jahre  der  ertragreichsten  Periode  (1^^  z.  B.  9  Mill.  £)  bleibt 
dort  noch  sehr  bedeutend.  Die  amerikanische  Goldproduction  im  Fis- 
aUjahr  18«  ^»/«j  (36,500,000  D.)  hat  um  eine  halbe  Million  D.  gegen 
1880  zugenommen,  steht  aber  dem  Ergebniss  von  1879  (38.9  Mill.) 
und  vollends  dem  von  1878  (51.2  Mill.)  wie  auch  dem  Durchschnitt 
von  1850—1870  weit  nach.  Wir  wollen  es  jedoch  ganz  dahin  ge- 
stellt sein  lassen,  ob  die  von  Suess  prophezeite  Zukunft  des  Goldes 
schon  an  der  Schwelle  unserer  Gegenwart  oder  noch  in  weiter  Ferne 
liegt;  aber  es  ist  immerhin  eine  nicht  gerade  beruhigende  Thatsache, 
wenn  nach  den  werthvollen  Untersuchungen  Soetbcers  der  durchschnitt- 
Ueke  jährliche  Goldverbrauch  für  industrielle  Zwecke,  abzüglich  des 
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alten  Materials,  von  78  Mill.  M.  in  dem  Jahrzehnt  lS5l — üO  auf 
234  Mill.  M.  in  der  Periode  1871 — 80  gestiegen  ist,  während  die  durch- 
schnittliche Jahresproduction  nach  Soetbeer  von  563  Mill.  M.  in  dem 
ersten  Zeiträume  auf  475  in  dem  zweiten  abgenommen  hat  und  in 
den  letzten  Jahren  nur  etwa  410  Mill.  M.  betrug.  Soetbeer  beruft 
sich  nun  freilich  auf  die  Grösse  des  vorhandenen  Vorrathes  an  Gold- 
geld, den  er  auf  13,000  Mill.  schätzt.  Er  meint,  dieser  Bestand  würde 
in  normalen  Zeiten  sich  als  ausreichend  für  das  Münzbedürfniss  der 
Ilandelsstaaten  erweisen,  selbst  wenn  fernerhin  aus  dem  Ueberschuss 
der  laufenden  Production  über  die  sonstigen  Verwendungen  dem  Geld- 
vorrath  keine  erhebliche  Vermehrung  zukommen  sollte,  weil  der  Cre- 
dit und  die  Preise  automatische  Ausgleichung  bewirkten.  Aber 
das  ist  es  ja  gerade,  was  die  Bimetallisten  als  die  drohende  Gefahr 
bezeichnen  und  abwenden  wollen,  die  automatische  Ausgleichung  durch 
eine  Herabdrückung  der  Preise,  die  nicht  als  Folge  verbesserter 
und  erleichterte  Güterproduction  aufträte,  sondern  lediglich  durch  ein 
vermehrtes  Uebergewicht  der  Geldbesitzer  über  die  Producenten  ent- 
stände. Für  Rentner  und  Beamte  mag  eine  solche  Geldvertheuerung 
ihr  Angenehmes  haben,  aber  volkswirthschaftlich  ist  sie  unzweifelhaft 
ein  grosses  Uebel,  was  Soetbeer  früher  auch  ausdrücklich  anerkannt 
hat.  Auch  der  Ausgleichung  durch  Greditanspannung  stehen  grosse 
Bedenken  entgegen,  welche  die  meisten  Vertreter  der  Goldwährung 
früher  durchaus  getheilt  haben.  Daher  haben  sie  die  Girculation  der 
nicht  metallisch  gedeckten  Noten  durch  Festsetzung  hoher  Minimal- 
werthe  der  Stücke  zu  erschweren  gesucht.  Gegenwärtig  freilich  scheinen 
sie  darüber  anders  zu  denken,  und  selbst  im  englischen  Parlament  ist 
neulich  ein  Antrag  auf  Einführung  von  Ein-Pfünd-Noten  eingebracht 
worden.  Jede  weitere  Entwicklung  des  Creditsystems  bedarf,  soweit 
wir  die  Zukunft  übersehen  können,  einer  entsprechenden,  wenn  auch 
vielleicht  verhältnissmässig  geringeren  Erweiterung  der  metallischen 
Basis  der  Girculation.  Findet  diese  nicht  statt,  bleiben  bei  der  natür- 
lichen Zunahme  der  Bevölkerung  und  der  Geschäfte  die  normalen  Er- 
gänzungen des  Baarvorrathes  durch  neues  Geldmetall  längere  Zeit  ganz 
oder  theilweise  aus,  so  kann  zwar  die  volkswirthschaftliche  Bewe- 
gung mit  Hülfe  der  Creditmittel  sich  vielleicht  noch  einige  Jahre  hin- 
durch in  voller  Intensität  behaupten  und  die  Preise  können  dabei  so- 
gar noch  in  die  Höhe  gehen.  Schliesslich  aber  bricht  eine  Krisis  her- 
ein, welchem  die  Preise  übermässig  tief  herunter  wirft.  Dann  aber  wird 
sich  die  relative  Unzulänglichkeit  des  Baarvorrathes  rächen,  indem 
die  Preise  aus  diesem  tiefen  Stande  sich  nicht  mehr  zu   dem  früher 
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nonnalen  emporheben  können,  während  die  aus  der  Creditperiode  und 
aus  noch  früherer  Zeit  stammenden  Schulden,  die  ursprünglich  in 
durchaus  berechtigter  Weise  zu  productiven  Zwecken  aufgenommen 
sein  mögen,  mit  der  vollen  Last  ihrer  Nomimalsumme  auf  den  Pro- 
ducentcn  liegen  bleiben. 

Man  kann  überhaupt  nicht  von  einem  absoluten  Bedürfniss  an 
baarem  Grelde  in  einer  Volkswirthschaft  sprechen.  Wäre  immer  nur 
halb  oder  doppelt  soviel  (jold  producirt  worden,  als  in  Wirklichkeit, 
so  würde  sich  die  Welt  mit  6V2  <)der  26  Milliarden  M.  Geld  (wenn 
wir  vom  Silber  ganz  absehen)  ebenso  zurecht  finden,  wie  jetzt  mit 
13  Milliarden.  Das  Wort  Goldnoth  hat  nur  eine  durchaus  relative 
Bedeutung,  es  soll  damit  entweder  besagt  werden,  dass  die  neue  Zu- 
fuhr von  Gold  nicht  in  normaler  Weise  Schritt  hält  mit  der  Entwick- 
lung der  Volkswirthschaft  und  ihres  Creditsystems,  so  dass  also  Krisen 
mit  den  eben  angedeuteten  Folgen  eintreten  können;  oder  das  Wort 
will  sagen,  dass  die  Culturstaaten  sich  gegenseitig  mit  Goldentziehun- 
gen bedrohen,  die  dem  einen  Theile  höchst  empfindlich  sind,  Disconto- 
steigerungen  hervorrufen,  den  Geldmarkt  fortwährend  beunruhigen  und 
zu  eigentlichen  Geldkrisen  führen  können,  d.  h.  zu  solchen  Krisen, 
die  nicht  durch  irgend  welche  wirthschaftliche  Sünden,  nicht  durch 
ungesunde  Productionsverhältnisse ,  sondern  blos  durch  die  zufällige 
äussere  Thatsache  eines  momentan  gesteigerten  Bedürfnisses  nach  Me- 
tall in  natura  veranlasst  sind.  Welches  auch  der  absolute  Gcldvor- 
rath  einer  Volkswirthschaft  sein  mag,  der  Uebergang  zu  einem 
neuen  Zustande  mit  geringerem  Baarbestande  wird  für  die  productiven 
Int(Tcssen  stets  drückende  und  nacbtheilige  Wirkungen  haben,  und 
die  gegenwärtige  Organisation  des  Bankwesens  in  den  Culturstaaten 
bringt  es  mit  sich,  dass  diese  Wirkungen  sofort  in  aller  Schärfe  hervor- 
treten. Man  wird  dagegen  vielleicht  sagen,  die  für  Handel  und  In- 
dustrie allerdings  schädlichen  Discontoerhöhungen  seien  nun  einmal 
zur  Regelung  der  internationalen  Edelmetallbewegung  unumgänglich 
nöthig;  sie  würden  ebenso  wenig  vermieden  werden  können,  wenn  der 
Baai*schatz  aller  Banken  aus  Gold  und  Silber  bestände,  als  wenn  er 
nur  Gold  enthalte;  es  müsse  ja  zu  einer  allgemeinen  Inflation  führen, 
wenn  jedes  Land,  das  etwa  in  Folge  einer  ungünstigen  Ernte  100  Mill. 
Mark  haar  an  ein  anderes  abgegeben  habe,  diese  Lücke  sofort  durch 
neues  Edelmetall  ausfüllen  wolle,  anstatt  das  normaler  Weise  in  Aus- 
sicht stehende  automatische  Umschlagen  der  Bilanz  abzuwarten.  Dar- 
auf wäre  zu  erwidern,  dass  die  Empfindlichkeit  der  Banken  gegen  den 
Abfluss  von  Baarmetall  natürlich  um  so  grösser  ist,  je  niedriger  ihr 
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Vorratb  steht.  Der  Silberbesitz  der  deutschen  Beichsbänk,  der  fran- 
zösischen, der  niederländischen  Bank  kommt  gegenwärtig  bei  den  in- 
ternationalen Bewegungen  gar  nicht  als  vollgültiges  Deckungsraaterial 
in  Bechnung,  sondern  die  Banken  richten  sich  in  ihrer  Discontopolitik 
wesentlich  nur  nach  ihren  Goldbeständen.  Besässe  dagegen  das  Silber 
einen  allgemein  anerkannten  festen  Werth  gegen  Gold,  zu  dem  es  bei 
den  Banken  gegen  Noten  ausgetauscht  werden  könnte,  so  würden  me- 
tallisch ungedeckte  Noten  in  gewöhnlichen  Zeiten  kaum  noch  vorkom- 
men und  bei  internationalen  Zahlungen,  zu  denen  dann  unterschieds- 
los Gold  und  Silber  verwendet  werden  könnte,  würde  eine  Bank  weit 
grössere  Baarsummen  abgeben  können,  als  jetzt,  ohne  zu  einer  Hem- 
mungsmaassregel  genöthigt  zu  werden. 

Handelte  es  sich  indess  nur  um  die  gelegentlichen  Groldverschie- 
bungen,  die  aus  den  Gonjuncturen  des  internationalen  Handels  ent- 
stehen und  sich  im  Grossen  und  Ganzen  allmählich  wieder  ausgleichen, 
so  könnte  man  sich  in  Betrefif  des  möglichen  Goldmangels  vorläufig 
noch  leicht  beruhigen.  In  Wirklichkeit  aber  ist  die  Sachlage  die, 
dass  das  Gold  in  der  letzten  Zeit  nach  neu  eröffneten  Aufnahme- 
gebieteu  abgeflossen  ist  und  ;in  der  Zukunft  weiter  abzufliessen  droht. 
Es  handelt  sich  in  diesen  Fällen  um  den  Ersatz  anderer  Girculations- 
mittel  durch  Gold,  also  um  eine  definitive  einseitige  Absorption, 
der  nicht,  wie  bei  der  Ausgleichung  der  gewöhnlichen  internationalen 
Zahlungsbilanzen,  ein  entsprechender  Bückfluss  folgt.  Träte  aber  auch 
wirklich  ein  solcher  von  dem  neu  eröfheten  Gebiete  der  Goldcircu- 
lation  nach  dem  älteren  ein,  so  wäre  dies  wieder  ein  Beweis  für  den 
Goldmangel,  weil  eben  die  mit  in  den  Kampf  um  das  Gold  eingetre- 
tenen neuen  Concurrenten  ihren  Zweck  nicht  erreichen  könnten.  Als 
Kriterium  der  Geldknappheit  in  unserem  Sinne  ist  anzusehen  ein  an- 
dauerndes relatives  Höherstehen  des  durchschnittlichen  Discoutosatzes, 
das  lediglich  durch  die  gewissermaassen  technische  Unzuläng- 
lichkeit des  Circulationsmechanismus  bedingt  ist,  nicht 
also  durch  Erschütterung  des  Vertrauens  oder  durch  die  jeweilige 
Gestaltung  der  Handels-  und  Productionsverhältnisse  an  sich.  Die 
Wiederherstellung  der  Baarzahlungen  in  den  Vereinigten  Staaten  gab 
die  erste  Veranlassung  zu  einer  solchen  Erscheinung.  Vom  1.  Jan. 
1879  bis  zum  1.  Nov.  1881  weist  die  Union  eine  Mehreinfuhr  von 
Gold  im  Betrage  von  197.4  Mill.  Doli,  auf,  wozu  noch  die  gleichzei- 
tige eigene  Goldproduction  von  104  Mill.  Doli,  kommt,  die  man  als 
gänzlich  zurückgebalten  betrachten  kann.  Diese  Bückströmung  des 
Goldes  nach  Amerika  wurde  allerdings  zunächst  durch  die  europäische 
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Ernteverbältoisse  verursacht;  aber  ihre  nachhaltige  Wirkung  besteht 
darin,  dass  dieses  Gold  in  Folge  der  Reform  der  Umlanfsmittel  nan 
definitiv  in  Amerika  festgehalten  wird,  also  in  Earopa  einen  dauern- 
den Ausfall  hintcrlässt.  Allerdings  ist  die  Summe  der  Staatsnoteu  in 
Amerika  1879  nicht  erheblich  vermindert  worden  und  beträgt  noch 
immer  346.7  MilL  Doli.,  aber  der  Staatsschatz  sowohl  wie  die  Banken 
müssen  jetzt  zur  Gewährleistung  für  ihre  Einlösungspflicht  einen  weit 
grösseren  Goldvorrath  halten  als  früher.  Derselbe  betrug  im  Ganzen 
(im  Staatsschatze,  bei  den  National-  und  bei  den  Staatsbanken)  am 
1.  Jan.  1879  nur  158.7  Mill,  am  1.  Nov.  1881  dagegen  295.9  MiU. 
Doli.  Bei  der  grossen  Masse  seiner  brachliegenden,  durch  Silbercou- 
rant  noch  bedeutend  verstärkten  Edelmetallvorräthe  konnte  Earopa 
dem  damaligen  Abflüsse  nach  Amerika  noch  mit  ziemlicher  Gelassen- 
heit zusehen.  Am  25.  Sept.  1879  hatte  die  Bank  von  England  noch 
den  kolossalen  Baarvorrath  von  35.1  Mill.  £y  bei  einer  Notencircu- 
lation  von  nur  27.7  Mill.,  also  einer  Ueberdeckung  von  mehr  als  7  Mill. 
Die  Totalreserve  (Noten  und  baare  Kasse)  des  Bankdepartements  be- 
lief sich  auf  22.4  Mill,  der  Discont  stand  auf  2^.  Auch  beim  Jahres- 
schlüsse war  der  Stand  noch  ein  verhältnissmässig  günstiger :  27  MiU. 
Baarvorrath,  27.6  Mill.  Notencirculation,  Disconto  3  {.  Im  Jahre  1880 
hielt  sich  die  Notencirculation  mit  geringen  Schwankungen  auf  26 — 
27  Mill.,  der  Baarvorrath  auf  26—29  Mill.,  bei  einem  Disconto  von 
3  und  2^  Procent.  Im  December  jedoch  ging  der  Baarschatz  unter 
25  Mill.  herab  und  das  Jahr  1881  begann  mit  einem  Bestände  von 
24.3  Mill,  einem  Notenumlauf  von  26,953,0U0  £  und  einer  Total- 
reserve von  12.3  Mill.  Der  Disconto  blieb  noch  3{,  obwohl  die  Re- 
serve nur  36g  der  stets  fälligen  Verbindlichkeiten  betrug,  gqjen  60 jf 
im  September  1879.  Es  trat  daher  auch  schon  im  Januar  eine  Er- 
höhung der  Rate  auf  3|^  ein.  Im  Februar  hatte  sich  die  Lage  wieder 
gebessert;  der  Baarvorrath  blieb  in  den  folgenden  Monaten  immer  in 
der  Nähe  von  27  Mill.  und  stand  meistens  noch  etwas  höher  als  der 
Notenumlauf.  Der  Disconto  ging  von  3^  wieder  auf  3  und  im  April 
auf  2|^  zurück  und  es  schien,  als  ob  das  über  den  Ocean  gegangene 
Gold  verschmerzt  sei.  Im  Juli  aber  trat  eine  neue  Nachfrage  nach 
Gold  zum  Zweck  einer  dauernden  Absorption,  zum  Ersatz  eines  an- 
deren Umlaufsmittels  auf,  die  italienische  Anleihe,  welche  bekanntlich 
Italien  400  Mill.  Eres,  effectives  Gold  verschaffen  soll.  So  vorsichtig 
auch  die  Einzahlungen  über  einen  längeren  Zeitraum  vertheilt  sind, 
man  kann  zuversichtlich  behaupten,  dass  diese  Anleihe  deutliche  Symp- 
tome der  Goldknappheit  hervorgerufen  hat  und  auch  ferner  noch  her- 
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vorrufen  wird,  d.  h.  seit  August  1881  steht  der  Disconto  lediglich 
wegeu  der  Unzuläuglichkeit  des  Goldvorrathes  und  der  Goldproduction 
der  Welt  in  Folge  jener  Operation  ^ — 1  ^  höher,  als  es  der  Fall  gewesen 
sein  würde,  wenn  Amerika  seine  Papiercirculation  beibehalten  hätte, 
oder  wenn  im  lateinischen  Münzvereine  die  Silberprägung  noch  frei- 
gegeben wäre.  Während  in  der  zweiten  Hälfte  der  Jahre  1879  und 
1880  der  Discon tosatz  nur  auf  2  und  2^^  stand,  bis  er  sich  Ende 
November  resp.  im  December  auf  3^  hob,  stieg  er  1881  schon  im 
August  auf  3,  im  September  auf  4,  anfangs  October  auf  5^,  und  auf 
dieser  Höhe  blieb  er  während  des  Bestes  des  Jahres.  Am  13.  October 
betrug  der  Baarvorrath  21.1  MilL,  die  Notencirculation  26.9  Mill.  und 
die  Totalreserve  9.9  Mill.  oder  32^  der  stets  fälligen  Verbindlichkei- 
ten ^).  Gleichzeitig  stand  in  Paris  der  Londoner  Wechsel  auf  25.42^, 
die  Goldprämie  auf  6^  und  der  Discontosatz  der  deutschen  Reichs- 
bank auf  5^^.  Anfangs  Januar  1882  war  die  Lage  der  Bank  von 
England  noch  etwas  ungünstiger  geworden. 

Die  Goldknappheit  dauerte  also  schon  mehrere  Monate,  bevor 
die  Pariser  Krisis  vom  19.  Januar  1882  zum  Ausbruch  kam,  und  sie 
war  wesentlich  eine  Folge  des  Abflusses  nach  Italien.  Jene  Krisis  hatte 
nur  eine  andere  Vertheilung  des  Goldes  zwischen  Frankreich  und  Eng- 
land zur  Folge.  Frankreich  verkaufte  grosse  Massen  internationaler 
Werthpapiere  in  London  und  nöthigte  durch  eine  Goldausfuhr  von 
2  Mill.  £  Ende  Januar  die  Bank  von  England,  ihren  Zinsfuss  auf  6  f 
zu  erhöhen.  Am  2.  Februar  betrug  ihr  Baarvorrath  18.8  Mill.,  und 
die  Reserve  9.1  Mill.  Die  starke  Anspannung  des  Discontos  brachte 
natürlich  eine  Wirkung  hervor,  am  23.  Febr.  war  der  Baarvorrath 
wieder  auf  21.2  Mill,  die  Reserve  auf  12.4  Mill.  gehoben  und  der 
Discont  wieder  auf  5{  gebracht.  Aber  wenn  englische  Blätter  über 
diesen  Erfolg  triumphirten  und  darin  den  Beweis  sahen,  dass  England 
jeder  Zeit  soviel  Gold  herbeiziehen  könne,  als  es  brauche,  so  über- 
sahen sie  wieder  den  eigentlichen  Kernpunkt  der  Frage.  Das  Uebel 
der  Goldknappheit  bekundete  sich  eben  wieder  gerade  darin,  dass  aus 
einem  sozusagen  mechanischen  Grunde  der  Discont  so  ausserordent- 

1)  Diese  Ziffer  der  Reserve  motts,  wie  auch  die  folKonden ,  um  mit  den  friüier«ii 
vergleichbar  zu  sein ,  noch  um  750,000  £  vermindert  werden.  Denn  seit  dem  20.  April 
1881  ist  (auf  Grund  einer  Order  in  Council)  in  den  Banktibersichten  das  ungedeckte 
Notencuntiugcnt  um  diesen  Betrag  höher  (also  auf  15,750,000  £)  angesetzt,  indem  so- 
viel in  Staatspapioren  von  dem  Bankdepartement  an  das  Emissionsdepartement  fiber- 
tragen worden  und  ersteres  dafür  die  gleiche  Summe  in  Noten  erhalten  hat.  Vgl.  Eco- 
nomist,  v.  23.  April  1881. 
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lieh  gesteigert  und  dadurch  dem  Handel  und  der  Industrie  ein  em- 
pfindlicher Nachtheil  bereitet  werden  musste.  Und  wenn  England  als 
der  ökonomisch  mächtigste  Staat  sich  wirklich  immer  Gold  verschaf- 
fen kann,  so  ist  das  für  die  übrigen  Gold  Währungsländer  eine  keines- 
wegs erfreuliche  Aussicht;  es  heisst  das  soviel,  als  dass  die  letzteren, 
so  sehr  sie  auch  selbst  durch  Discontoerhöhungen  ihr  Gold  zu  ver- 
theidigen  suchen,  schliesslich  immer  von  England  überboten  werden 
können. 

Im  März  setzte  die  Bank  von  England  ihren  Zinsfuss  zuerst  auf 
4  und  bald  nachher  auf  3$  herab.  Auf  dieser  Höhe  stand  er  auch 
noch  am  25.  Mai,  während  der  Baarvorrath  auf  23.4  Mill.,  die  Total- 
reserve auf  13.3  Mill.  stand.  Gleichzeitig  hatte  die  Bank  von  Frank- 
reich ihren  Goldvorrath,  der  am  5.  Januar  1882  nur  649  MilL  Frcs. 
betrug  (neben  1151  Mill.  Frcs.  Silber)  auf  916  Mill.  (neben  1156  MilL 
Frcs.  Silber)  gebracht.  Die  Vermehrung  desselben  hatte  sich  in  den 
letzten  Monaten  fast  ununterbrochen  fortgesetzt,  obwohl  der  Discont 
schon  im  März  auf  3|^  herabgesetzt  worden  und  obwohl  die  Emis- 
sion der  zweiten  Hälfte  der  italienischen  Anleihe  (am  3.  und  4.  Mai) 
wieder  neue  efifective  Goldsendungeu  nach  Italien  in  ihrem  Gefolge 
hatte.  Da  überdiess  in  den  letzten  Monaten  auch  wieder  beträcht- 
liche Summen  Gold  aus  Amerika  herübergekommen  sind,  so  könnte 
man  die  Befürchtung  eines  Goldmangels  abermals  für  thatsäclilich  wie- 
derlegt halten.  Aber  man  muss  sich  stets  erinnern,  dass  die  Gold- 
knappheit nur  in  dem  oben  angegebenen  relativen  Sinne  zu  ver- 
stehen ist.  Es  bleibt  doch  die  Thatsache  bestehen,  dass  der  Discont 
von  August  1881  bis  Ende  Mai  1882  in  Folge  der  italienischen  An- 
leihe höher  gestanden  hat,  als  in  dem  entsprechenden  Zeiträume  der 
Vorjahre,  und  die  neuen  Einzahlungen,  die  bis  zum  15.  November  ver- 
theilt  sind,  werden  höchst  wahrscheinlich  den  grossen  Banken  in  den 
nächsten  Monaten  wieder  unbequem  werden  und  sie  zu  Schutzmaass- 
regeln für  ihren  Baarvorrath  führen.  Das  aus  Amerika,  aus  Russ- 
land und  Australien  neu  herbeigezogene  Gold  wird  noch  fortwährend, 
wie  auch  in  den  letzten  Monaten,  hauptsächlich  für  Italien  in  An- 
spruch genommen  werden;  die  grossen  europäischen  Gentralbanken 
erhalten  also  jetzt  nicht  mehr  die  normale  neue  Zufuhr,  nach  dem 
ihnen  in  den  nächstvorhergegangenen  Jahren  grosse  Summen  direct 
entzogen  worden.  Im  Ganzen  haben  sich  sicherlich  die  europäischen 
Geldverhältnisse  seit  der  durch  die  amerikanische  Geldreform  beding- 
ten neuen  Wendung  nicht  gebessert.  Am  29.  Mai  1879  hatte  die  Bank 
von  England  8.6  Mill.  £  mehr  Baarvorrath,   als  am  25.  Mai   1882; 
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ihre  Discontorate  war  damals  2  g  und  der  Gurs  der  C!onsols  99$, 
während  an  dem  letzteren  Tage  der  Discont  um  1  $  höher ,  die  C!on- 
sols  aber  auf  102|  standen,  also  der  Zinsfüss  der  festen  Gapi talan- 
lagen sich  noch  vermindert  hat.  Im  Ganzen  weist  die  englische  Sta- 
tistik in  den  Jahren  1879  — 1881  eine  Mehrausfuhr  von  Gold  im 
Betrage  von  12.2  Mill.  £  nach,  während  Frankreich  in  derselben  Pe- 
riode eine  Goldeinbusse  von  380  Mill.  Frcs.  erlitt  ^ ).  Dass  beide  Län- 
der im  ersten  Drittel  des  Jahres  1882  mit  Hülfe  besonderer  Anstren- 
gungen wieder  einen  Ueberschuss  der  Goldeiufuhr  erzielt  haben,  kommt 
gegen  jene  Verluste  noch  wenig  in  Betracht  und  bei  dem  wahrschein- 
lich nicht  lange  ausbleibenden  Umschlag  der  Bilanz  gegen  Amerika 
wird  sich  die  optimistische  Auffassung  schwerlich  als  gerechtfertigt  er- 
weisen. Doch  soll  überhaupt  nicht  behauptet  werden,  dass  die  bisher 
vorhandenen  Anzeichen  der  Goldknappheit  schon  eine  beunruhigende 
Bedeutung  hätten.  Wenn  keine  weiteren  Störungen  einträten, 
so  würde  nach  Befriedigung  des  Groldbedarfs  Italiens  der  Druck,  den 
die  Anleihe  1|  Jahr  hindurch  auf  das  europäische  Banksystem  aus- 
geübt hat,  bald  schwinden,  wie  sich  auch,  nachdem  die  amerikanische 
Circulation  einmal  genügend  mit  Gold  gesättigt  wäre,  allmählich  eine 
gewisse  Gleichmässigkeit  in  der  Hin-  und  Herbewegung  des  Goldes 
zwischen  Amerika  und  Europa  herstellen  würde.  Es  stehen  aber  eben 
weitere  Störungen  in  sicherer  Aussicht,  wenn  die  reine  Gold- 
währung auch  nur  in  einem  einzigen  der  gegenwärtig  noch  unentschie- 
denen Staaten  zum  Siege  gelangt.  Gegenwärtig  ist  die  Goldknapp- 
heit noch  in  ihrer  Incubationszeit  oder  nur  mit  ihren  ersten  Symp- 
tomen hervorgetreten.  Zum  vollen  Ausbruch  wird  sie  gelangen,  so- 
bald mit  der  vollen  Demonetisirung  des  Silbers  in  den  Culturstaaten 
definitiv  Ernst  gemacht  wird. 

Hier  liegt  der  Knotenpunkt  der  Währungsfrage.  Die  Goldwäh- 
rungspartei in  Deutschland  aber  weigert  sich  einfach  auf  eine  ob- 
jectiv  wissenschaftliche  Erwägung  der  an  diesem  Punkte  für  jeden 
Unbefangenen  oifen  daliegenden  Schwierigkeit  einzugehen ;  sie  verstopft 
sich  die  Ohren,  indem  sie  unausgesetzt  wiederholt:  wir  kümmern  uns 
nicht  um  die  übrigen  Länder,  wir  machen  keine  Propaganda  für  die 
allgemeine  Einführung  der  Goldwährung  (obwohl  sie  ursprünglich 
die  künftige  Währungseinheit  aller  Culturvölker  als  ein  Hauptargument 
für  die  Goldwährung  benutzt  hat),  wir  verlangen  nur,  dass  Deutsch- 

1)  Es  ist  auch  zu  bemerken,  dass  die  Summe  der  ungedeckten  Noten  der  Bank  von 
Frankreich  im  Juni  1882  wieder  auf  600  Mill.  Frcs.  angewachsen  ist,  während  im  Juni 
1879   der  Baarvorrath  etwas  grösser  war,  als  die  Noteucirculation. 
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land  seine  Münzreform  auf  dieser  Basis  vollende  und  zu  diesem  Zwecke 
seine  Silberverkäufe,  jährlich  etwa  50  Mill.  Mark,  wieder  aufnehme. 
Alle  Discussion  aber  hört  auf,  wenn  man  sich  nach  Aufstellung  dieser 
Forderung  weigert,  die  folgenden  Fragen  zu  beantworten:  Ist  —  Ja 
oder  Nein  —  auch  nur  mit  der  geringsten  Wahrscheinlichkeit  anzu- 
nehmen, dass  falls  Deutschland  jenen  entscheidenden  Schritt  thut,  die 
übrigen,  bisher  noch  zuwartenden  Staaten  mit  entwerthetem  Silber- 
geide, insbesondere  Frankreich,  Holland  und  die  amerikanische  Union, 
nicht  ebenfalls  sofort  in  gleicher  Richtung  vorgehen  werden,  da  sie 
sich  doch  nach  dem  Stande  ihrer  wirthschaftlichen  und  Cultur-Ent- 
Wicklung  mindestens  eben  so  reif  für  die  Goldwährung  fühlen  dürfen, 
als  Deutschland,  und  sie  nöthigenfalls  noch  grössere  Opfer  für  die 
Erlangung  eines  möglichst  vollkommenen  Geldwesens  zu  bringen  im 
Stande  sind,  als  das  an  Reichthum  hinter  ihnen  zurückstehende  deutsche 
Reich?  Wird  dann  die  Ersetzung  von  4000  Mill.  Mark  silbernem 
Gourantgeld  durch  Goldmünzen,  die  sich  auf  einen  Zeitraum  von  20 
Jahren  vertheilen  möge,  nicht  mindestens  während  dieses  ganzen  Zeit- 
raumes chronischen  Goldmangel  in  dem  oben  angegebenen  Sinne  er- 
zeugen, mit  allen  seinen  schlimmen  Folgen  für  die  Interessen  der  Pro- 
ducüon?  Wird  ferner,  wenn  die  fortdauernden  Verkäufe  von  ehemals 
gemünztem  Silber  den  Werth  dieses  Metalls  auf  einen  unbestimmt 
tiefen  Punkt  herabdrücken,  Indien  mit  der  Prägung  desselben  fortfah- 
ren können,  obwohl  es  dadurch  einen  ähnlich  unsicheren  Werthmass- 
stab  erhielte,  wie  sich  entwerthendes  Papiergeld?  Oder  ist  nicht  nach 
den  schon  aus  den  Regierungs-  wie  aus  den  Handelskreisen  Indiens 
laut  gewordenen  Kundgebungen,  so  wie  nach  der  einfachsten  vernünf- 
tigen Ueberlegung  zu  erwarten,  dass  in  Britisch-Indien  bei  nochmali- 
gem Herabsinken  des  Silberwerthes  dasselbe  Mittel  zur  Anwendung 
gebracht  werde,  das  in  Niederländisch-Indien  guten  Erfolg  gehabt, 
nämlich  Einstellung  der  Silberprägung  und  Anlehnung  der  als  Gredit- 
geld  mit  festem  Nominalwerthe  beibehaltenen  Silbermünzen  an  eine 
Goldvaluta,  am  einfachsten  an  das  Pfund  Sterling?  Und  würde  nicht 
die  Goldnoth  ins  Unbestimmte  verschärft  und  verlängert  werden,  wenn 
der  durchschnittlich  so  beträchtliche  an  Indien  jährlich  zu  zahlende 
Saldo  in  Gold  entrichtet  werden  müsste? 

Nach  meiner  Ueberzeugung  würden  die  Dinge  nicht  mit  Wahr- 
scheinlichkeit, sondern  mit  Gewissheit  den  oben  angedeuteten  Verlauf 
nehmen,  und  zwar  nicht  erst  von  einem  zukünftigen  Zeitpunkt  ab, 
sondern  sofort,  sobald  Deutschland  wieder  anfinge  Silber  auf  den  Markt 
zu  bringen.    In  Bezug  auf  Indien  sei  nur  noch  daran  erinnert,  dass 
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der  Vertreter  der  indischeD  Regierung  auf  der  Münzconferenz  von 
1881  nur  zu  der  Erklärung  aukorisirt  war,  dass  die  Regierung  sich 
zur  Beibehaltung  der  freien  Silberprägung  auf  eine  bestimmte 
Zeitdauer  verpflichten  wolle,  aber  auch  das  nur,  wenn  eine  Anzahl 
anderer  bedeutender  Staaten  sich  für  dieselbe  Zeit  zur  Freigebung 
der  Silberprägung  nach  dem  Werthverhältnisse  1 :  15^  verbindlich 
machten. 

Es  ist  im  obigen  angenommen  worden,  dass  die  neben  Deutsch- 
land der  Goldwährung  zustrebenden  Staaten  die  Abstossung  des  Sil- 
bers mit  möglichster  Vorsicht  und  Langsamkeit  durchfahren  würden. 
Der  Credit  des  FttnSrankenstückes  z.  B.  steht  ja  so  fest,  dass  vor 
Kurzem  die  belgische  Bank  von  der  französischen  25  Mill.  Fr.  in 
dieser  Münze  gegen  20  Mill.  deutsche  Reichsmark  in  Gold  übernom- 
men hat.  Frankreich  brauchte  sich  also  gar  nicht  zu  beeilen;  es 
könnte  sich  begnügen,  jährlich  etwa  ebenso  viel  Silber  einzuziehen 
und  zu  verkaufen,  wie  man  Deutschland  empfiehlt,  50  Mill.  Mk.  Es 
müsste  dann  also  in  diesen  beiden  Ländern  allein  eine  Reihe  von 
Jahren  hindurch  100  Mill.  Mk.  Gold  zur  Ausfüllung  der  in  der  Cu- 
rantcirculation  und  im  Baarvorath  der  Banken  entstehenden  Lücke 
jährlich  definitiv  absorbirt  werden.  Oder  soll  etwa  das  Silber  durch 
ungedeckte  Banknoten  ersetzt  werden?  Die  Vertreter  der  Goldwäh- 
rung reden  immer  nur  von  dem  Verkauf  des  Silbers,  nicht  aber  von 
der  Schwierigkeit,  den  Gegenwerth  desselben  in  G  o  1  d  herbeizuziehen. 
Glauben  sie  wirklich,  dass  Deutschland,  wenn  es  sich  in  Goncurrenz 
mit  der  englischen  und  französischen  Bank  auch  nur  um  jene  be- 
scheidene jährliche  Extrazufuhr  von  Gold  bemühen  müsste,  einen  be- 
quemen Stand  haben  würde?  Die  Misslichkeiten  dieser  Lage  aber, 
der  häufige  Wechsel  und  die  durchschnittlich  relativ  bedeutende  Höhe 
des  Discontostandes  bilden  eben  die  äussere  Erscheinung  der  Geld- 
noth.  Nach  8 — 9  Jahren  hätte  das  deutsche  Reich  sich  seines  ver- 
käuflichen Silbers  —  um  welchen  Preis?  —  entledigt,  indem  es  den 
Rest  mit  Rücksicht  auf  die  Zunahme  der  Bevölkerung  als  Scheide- 
münze verwerthen  könnte.  Aber  die  Goldnoth  bliebe  unverändert  be- 
stehen. Frankreich  könnte  nun  für  seinen  Theil  allein  jährlich  100 
Mill.  Mark  Silber  verkaufen,  so  dass  die  einseitige  Absorption  von 
Gold  und  das  „Zerren  an  der  zu  kurzen  Decke^^  seitens  aller  Gold- 
währungsstaaten noch  eine  lange  Reihe  von  Jahren  in  gleichem  Masse 
fortdauern  würde.  Dass  Deutschland  in  diesem  Ringen  meistens  den 
kürzeren  ziehen  würde  —  man  erinnere  sich  der  oben  erwähnten  zu- 
versichtlichen Aeusserungen  der  Engländer  —  ist  sehr  wahrscheinlich. 
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Nichts  ist  daher  falscher  als  die  Meinung,  Deutschland  wäre  aller 
Währungssorgen  enthoben,  sobald  es  einmal  sein  Silber  abgestossen 
hätte.  Wären  weiter  keine  Schwierigkeiten  zu  befürchten,  so  konnte 
man  den  Verkauf  des  deutschen  Silbers  (450  Mill.  Mk.)  um  jeden 
Preis,  selbst  mit  150—200  Mill.  Verlust,  wohl  befürworten. 

Auf  die  Vereinigten  Staaten  haben  wir  in  den  vorstehenden  Be- 
trachtungen gar  keine  Rücksicht  genommen,  obwohl  dieselben  auf  den 
Werth  des  Silbers  den  entscheidendsten  Einfluss  auszuüben  und  wegen 
der  raschen  Zunahme  ihrer  Bevölkerung  und  ihres  Reichthums  mehr 
neues  Gold  definitiv  aufzusaugen  vermögen,  als  irgend  ein  europäi- 
sches Land. 

Wahrscheinlich  wird  Amerika  in  Bälde  die  internationale  Wäh- 
rungsfrage zur  Krisis  bringen.  Der  Ausschuss  für  Geld-  und  Bank- 
wesen hat  bereits  dem  Repräsentantenhause  einen  Gesetzentwurf  zur 
Annahme  empfohlen,  welcher  besagt:  „Bis  eine  internationale  Verein- 
barung über  ein  Wcrthverhältniss  für  die  Ausprägung  des  Silbers  als 
vollgültigen  gesetzlichen  Zahlungsmittels  unter  den  leitenden  Handels- 
nationen zu  Stande  gekommen  oder  bis  die  Gleichheit  des  Metall- 
werthes  der  silbernen  Standard  Dollars  mit  den  Goldmünzen  der 
Ver.  Staaten  auf  irgend  eine  andere  Weise  herbeigeführt  sei",  sollten 
1)  keine  neuen  Silbercertificate  ausgegeben  werden,  die  vorhandenen 
jedoch  gegen  Silberdollars  wieder  in  Girculation  gegeben  werden  kön- 
nen; 2)  neue  Silberdollars  fortan  nicht  in  dem  durch  die  Bland-Bill 
angegebenen  Minimalbetrage,  sondern  nur  nach  Massgabe  des  Bedürf- 
nisses für  die  wirkliche  Girculation  geprägt  werden.  Es  ist  nicht  un- 
wahrscheinlich,  dass  diese  Vorlage,  deren  eigentliche  Tendenz  eine 
bimetallistische  ist,  Gesetzeskraft  erhalten  wird.  Der  amerikanische 
Schatzsekretär  wird  dann  das  Damoklesschwert  über  dem  europäischen 
Silber-Markte  halten.  Stellt  er  die  Prägungen  ein,  so  werden  die  28 
Mill.  Dollars,  die  bisher  in  Amerika  jährlich  als  überwerthete  Münzen 
festgehalten  wurden,  nach  London  fiiessen  und  den  Preis  des  Silbers 
vielleicht  noch  unter  den  1876  erreichten  tiefsten  Punkt  drücken. 
Behauptete  sich  die  Goldwährung  gegen  diese  Katastrophe,  so  würde 
Amerika  über  kurz  oder  lang  genöthigt  sein,  die  100  Mill.  Silber- 
dollars, die  es  bereits  geprägt  hat,  durch  Gold  zu  ersetzen  und  da- 
durch die  Goldknappheit  noch  weiter  zu  steigern. 

Soviel  über  die  Frage  der  Goldnoth.  Die  v.  Dechend'sche  Denk- 
schrift schlägt  den  in  der  Gegenwart  bereits  vorhandenen  Grad 
derselben  höher  an,  als  es  im  Obigen  geschehen  ist.  Für  die  Zukunft 
aber  steht  sie  beim  Siege  der  ausschliesslichen  Goldwährung,  deren 
angeblich  so  ausserordentlich  grosse  Vortheile  Deutschland  sich  nicht 
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allein  vorbehalten  kann ,  ganz  gewiss  auf  mehrere  Jahrzehnte  hinaus 
als  chronisches  schleichendes  Uebel  zu  erwarten. 

Als  ein  weiteres  wichtiges  Zugeständniss  der  erwähnten  Denk- 
schrift ist  hervorzuheben,  dass  sie  die  bimetallistische  Theorie  un- 
bedingt anerkennt,  nämlich  den  Satz  von  der  Möglichkeit,  durch  in- 
ternationale Vereinbarung  und  freie  Prägung  der  beiden  Edelmetalle 
ein  festes  Werthverhältniss  zwischen  denselben  in  der  Weise  aufrecht 
zu  erhalten,  dass  dasselbe  auch  für  den  freien  Barrenhandel  thatsäch- 
lich  massgebend  wird.  „Dass  das  vorgeschlagene  Mittel,'^  heisst  es, 
„hierzu  (d.  h.  zur  Vermeidung  der  Schwankungen  des  Silberpreises) 
in  hervorragendem  Masse  geeignet  ist,  lässt  sich  meines  Erachtens 
mit  Grund  nicht  bestreiten.  Es  ist,  wie  selbst  die  Gegner  zugeben, 
in  der  That  kaum  denkbar,  dass  das  Silber  unter  den  in  dieser  Art 
fixirten  Preis  wesentlich  herabsinke,  so  lange  alle  grossen  Staaten 
dasselbe  dazu  ausmünzen  lassen.^'  Wenn  der  Verfasser  auch  hinzu- 
fügt, er  trage  gleichwohl  Bedenken,  diesen  Vorschlag  anzunehmen 
„und  zwar  nicht  blos  aus  principiellen>  sondern  auch  aus  praktischen 
Gründen,''  so  ist  es  doch  schwer  verständlich,  wie  Soetbeer,  der  die 
erstere  Stelle  nicht  anführt,  auf  Grund  der  letzteren  behaupten  will, 
Herrn  v.  Dechend's  Erklärung  sei  eine  unzweideutige  Bestätigung  der 
rückhaltlosen  Declaration  des  Herrn  Goschen  auf  der  Pariser  Confe- 
renz  von  1878,  nach  welcher  die  Herstellung  eines  festen  Werth Ver- 
hältnisses der  Edelmetalle  „impossible  k  realiser,  impossible  ä  soute- 
nir  cn  th^orie  et  contraire  aux  principes  de  la  science''  wäre.  Wenn 
Herr  v.  Dechcnd  von  „principiellen"  Gründen  spricht,  so  können  das 
jedenfalls  nicht  theoretische  oder  wissenschaftliche  sein,  denn  er  er- 
klärt es  ja  für  „kaum  denkbar'',  dass  unter  den  angegebenen  Voraus- 
setzungen der  Silberpreis  nicht  stabil  bleiben  sollte.  Was  jenen  Go- 
schen'schen  Ausspruch  betriflFt,  so  gehört  er  zu  den  immer  wiederkeh- 
renden Redensarten,  gegen  welche  Götter  selbst  vergebens  kämpfen. 
Es  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  Soetbeer  dieses  Dictum  hier  heran- 
zieht, da  er  nach  seinen  wiederholten  Erklärungen  über  die  Wirkung 
des  französischen  Doppelwähningssystems  wenigstens  die  beiden  letz- 
ten Behauptungen  selbst  nicht  für  zutreffend  halten  kann.  Das  auf 
alle  Fälle  gesicherte  theoretisch  -  wissenschaftliche  Resultat  des  Wäh- 
ningsstreites  ist  eben  der  oben  angeführte  Satz,  durch  welche  frühere 
Geldthcorien  berichtigt  werden  und  die  praktische  Bedeutung  staat- 
licher EingrifiFe  auf  einem  bestimmten  volkswirthschaftlichen  Gebiete 
klar  gestellt  wird. 

Als   drittes  Zugeständniss  an   die   bimetallistische  Anschauung 


14  W.  Lezis, 

finden  wir  in  der  Denkschrift  die  Aufgebung  des  Princips  der 
reinen  Goldwährung  im  Deutschen  Reiche.  Die  Silberprägang 
soll  nicht  freigegeben  werden ,  das  wäre  die  Doppelwährung ,  deren 
einseitige  Annahme  kein  Urtheilsfähiger  für  Deutschland  empfdilen 
wird.  Aber  der  vorhandene  Thalerbestand  soll  als  Courant  beibehalten 
und  demnach  das  Gesetz  vom  6.  Jan.  1876,  das  dem  Bundesrath  die 
Bevollmächtigung  zur  Einziehung  der  Thaler  ertheilt,  aufgehoben  wer* 
den.  Goldcourant  bei  einer  beschränkten  Summe  von  Silbergeld  mit 
voller  gesetzlicher  Zahlungskraft  ausser  der  Silberscheidemünze  con- 
stituirt  aber  die  sogenannte  „hinkende^  Währung,  die  man  vielleicht 
angemessener  als  „unvollständige  Doppelwährung*' bezeichnet  und 
die  von  der  reinen  Goldwährung  principiell  verschieden  ist  Aller- 
dings hat  Soetbeer  darin  Recht,  dass  die  Veröfifentlichung  der  Denk- 
schrift des  Herrn  v.  Dechend  noch  keine  principielle  Entscheidung 
der  Reichsregierung  bedeutet,  aber  als  Symptom  für  die  in  den  mass- 
gebenden Kreisen  vorwaltenden  Ansichten  ist  sie  dennoch  sehr  be- 
achtenswerth.  Die  Beibehaltung  resp.  Umprägung  der  Thaler  zu  Sil- 
bercourantmünzen  habe  ich  in  dieser  Zeitschrift  schon  vor  zwei  Jahren 
(B.  XXXIV  S.  416)  empfohlen,  jedoch  sollte  diese  Massregel  nach 
meiner  Ansicht  verwerthet  werden,  um  von  den  Frankenstaaten  an- 
derweitige Goncessionen  zu  Gunsten  des  Silbers  zu  erlangen.  Hot 
V.  Dechend  hat  bei  seinem  Vorschlage  zunächst  nur  Deutschland  im 
Auge  und  zwar  ist  sein  Hauptzweck,  die  in  der  Reichsbank  aufge- 
häuften Thaler  wieder  grösstentheils  in  Circulation  zu  bringen  und 
sie  im  Bankschatze  durch  Gold  zu  ersetzen.  Um  daher  den  Verkehr 
zu  zwingen,  reichlicheren  Gebrauch  von  den  Thalem  zu  machen,  als 
bisher,  beantragt  er,  dass  das  Gold  sowohl  wie  das  Papiergeld  anf 
Stücke  von  wenigstens  20  M.  beschränkt  und  die  Stücke  unter  diesem 
Betrage  möglichst  bald  eingezogen  werden  möchten.  Bei  diesem  Vor- 
schlage handelt  es  sich  nicht,  wie  man  glauben  könnte,  vorzugsweise 
um  das  Interesse  der  Reichsbank,  sondern  hauptsächlich  um  das  wirth- 
schaftliche  Gcsammtwohl.  Je  mehr  Gold  und  je  weniger  Thaler  die 
Bank  in  ihren  Gewölben  besitzt,  um  so  weniger  wird  sie  genöthigt 
sein,  bei  massigen  Goldabflüssen  sofort  die  Discontoschraube  anzu- 
ziehen, wie  sie  das  jetzt  thun  muss,  weil  sie  der  silbernen  Grundlage 
der  verhältnissmässig  ziemlich  dünnen  Goldschiebt  zu  nahe  zu  kom- 
men fürchtet.  Uebrigens  möchten  wir  doch  die  in  der  Denkschrift 
ausgesprochene  Ansicht  bezweifeln,  dass  bisher  Deutschland  deswegen 
noch  einigermassen  gegen  Goldentziehung  geschützt  gewesen  sei,  weB 
das  Ausland  wisse,   dass  die  Reichsbank  zur  ausschliesslichen  Ein- 


Zur  W&hnmgsfrage.  X5 

lösung  ihrer  Noten  in  Gold  nicht  verpflichtet  sei  und  deshalb  nicht 
mit  Sicherheit  auf  die  Bank  calculiren  könne.  Mit  Recht  aber  weist 
Soetbeer  auf  die  energischen  Worte  hin ,  mit  denen  früher  der  Bank- 
präsident dem  Gedanken  entgegengetreten  ist,  dass  die  Bank  ihre 
Goldzahlungen  einstellen  könnte.  Entscheidend  ist  nicht  die  gesetz- 
liche Befügniss,  sondern  die  wirkliche  Haltung  der  Bank.  Sobald  im 
Auslande  der  geringste  Zweifel  darüber  aufkäme,  dass  die  Bank  in 
Gold  zahle,  würde  der  Wechsel  auf  Berlin  sofort  im  Preise  sinken.  Da- 
durch würde  zunächst  die  Ausfuhr  von  Gold  noch  begünstigt  werden, 
und  wenn  die  Bank  dann  wirklich  mit  der  Abgabe  dieses  Metalls 
Schwierigkeiten  machte,  so  würde  eine  Goldprämie  entstehen  und  die 
entwertheten  Silberthaler  würden  wieder  zur  Grundlage  der  Markva- 
luta  werden. 

Die  Denkschrift  macht,  wie  gesagt,  zunächst  nur  Vorschläge  für 
Deutschland,  aber  sie  regt  zugleich  den  Plan  an,  dass  auch  die  üb- 
rigen Staaten  nach  gemeinschaftlicher  Vereinbarung  alle  Goldmünzen 
unter  20  Frcs.  einziehen  sollten,  um  dadurch  der  Silbercirculation  — 
und  zwar  in  Gourantmünzen  —  einen  grösseren  Raum  zu  verschaffen 
und  den  Silberwerth  wieder  emporzubringen.  Einen  ähnlichen  Vor- 
schlag, nämlich  den  der  Ersetzung  aller  Goldmünzen  und  Papierwerth- 
zeichen  unter  20  Frcs.  durch  Silber  hat  schon  der  Vertreter  Däne- 
marks, Hr.  Levy,  der  Münzconferenz  von  1881  unterbreitet,  jedoch 
mit  dem  wesenlichen  Unterschiede  von  dem  obigen,  dass  in  den  Gold- 
währungsstaaten die  Silbermünzen,  sowie  die  auf  Grundlage  derselben 
auszugebenden  vollgedeckten  Siberscheine  nur  die  Zahlungkraft  von 
Scheidemünzen  besitzen  sollten  * ). 

Wäre  nun  aber  durch  solche  Massregeln  wirklich  eine  nennens- 
werthe  Hebung  des  Silberpreises  zu  erreichen?  Herr  v.  Dechend 
beruft  sich  darauf,  dass  in  den  auf  der  letzten  Münzconferenz  vertre- 
tenen Staaten  mit  Ausschluss  von  Oesterreich  und  Russland  2550  Mill. 
Mark  in  Stücken  unter  20  Frcs.  vorhanden  sind,  während  die  jähr- 
liche Silberproduction  nur  400  Mill.  M.  betrage.  Herr  Levy  will  die 
Massregel  auch  auf  die  Papierwährungsländer  ausgedehnt  wissen  und 
nimmt  an,  dass  2269  Mill.  Frcs.  in  kleinem  Papiergeld  und  1550  MilL 
Frcs.  in  kleinen  Goldmünzen  durch  Silber  ersetzt  werden  könnten. 
Die  letztere  Ziffer  ist  jedenfalls  zu  gering,  da  der  Gesammtbetrag  der 
deutschen  5  und  10  Markstücke  nur  auf  250  Mill.  Frcs.  statt  auf  483 
Mill.  M.  angesetzt  ist. 

1)  Ein  Artikel    des   früheren    russischen  Delegirten    v.  Thömer   in   der  Russischen 
Revue,  der  einen  ähnlichen  Standpunkt  vertritt,  ist  mir  nicht  xnr  Hand. 
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Es  kommt  aber  für  die  Hebung  des  Silberpreises  nicht  darauf 
an,  wie  sich  die  efifcctive  Silbercirculation  im  inneren  Veri^ehr  bei 
gleichzeitiger  Zunahme  der  Bankvorräthe  an  Gold  vermehrt,  sondern 
wie  viel  neues  Silber  zu  Prägungszwecken  dem  Markt  entnommen 
werden  müsste.  Für  Deutschland  schlägt  nun  Herr  v.  Dechend  eigent- 
lich gar  keine  Neuprägung  vor,  es  sollen  nur  die  vorhandenen  Thaler 
in  den  Verkehr  gebracht  werden.  Selbst  die  Einziehung  der  Fünf- 
markscheine soll  nicht  etwa  eine  durch  neue  Silbermünzen  auszufäl- 
lende Lücke  erzeugen,  sondern  die  Denkschrift  setzt  allem  Anschdne 
nach  voraus,  dass  diese  Scheine  durch  eine  gleiche  Summe  in  anderoi 
von  höherem  Nominalwerth  ersetzt  werden  sollen.  In  Frankrdch 
würde  die  Sachlage  die  gleiche  sein;  wenn  man  die  goldenen  5-  und 
10-Frankenstücke  auch  in  20-Frcs.-Stücke  umprägte,  so  würde  man 
doch  nicht  daran  denken,  neues  Silber  zu  prägen,  da  die  Bank  fort- 
während 1150—1200  Millionen  Frcs.  Silbermünzen  in  ihren  Kellern 
liegen  hat;  man  würde  durch  jene  Massregel,  welche  die  Gesammt- 
summe  der  Girculation  ungeändert  Hesse,  nur  den  Zweck  verfolgen, 
dem  Verkehr  einen  Theil  des  Silbervorrathes  der  Bank  aufzunöthigen, 
in  der  Erwartung,  dass  der  Zufluss  von  Goldstücken  sich  entsprechend 
vermehren  würde.  Auch  in  Amerika  würde  die  Umprägung  der  klei- 
neren Goldstücke  höchstens  eine  vermehrte  wirkliche  Girculation,  nicht 
aber  eine  vermehrte  Prägung  von  Silbermünzen  herbeiführen.  In  Eng- 
land allerdings,  das  bisher  nur  Silberscheidemünze  besitzt,  würde 
durch  die  Prägung  von  Silbercourantmünzen  diesem  Metall  die  Ge- 
legenheit zu  einem  einmaligen  auf  einige  Jahre  vertheilten  Absatz  von 
einigen  hundert  Mill.  M.  geboten  werden.  Aber  einen  dauernden 
Einfluss  auf  den  Silberpreis  könnte  eine  solche  Conjunctur  natürlich 
nicht  ausüben,  auch  wenn  zugleich  Italien  oder  die  kleineren  Staaten 
sich  bereit  erklären  sollten,  um  den  Betrag  ihrer  kleinen  Goldstücke 
neues  Silber  zu  prägen. 

Nach  dem  Levy'schen  Vorschlage  würde  allerdings  die  dem  Sil- 
ber err)frnete  neue  Verwendung  beträchtlich  grösser  sein,  aber  die 
Verwirklichung  desselben  würde  voraussetzen,  dass  Russland  und 
Oesterreich  bedeutende  Anleihen  machten,  um  ihr  Papiergeld  theil- 
weise  in  Silber  einzulösen,  das  dann  seinerseits  durch  vollgedeckte 
Certificate  repräsentirt  werden  könnte.  In  Oesterreich,  wo  sich  vor- 
aussichtlich das  Papiergeld  dem  Silber  gegenüber  dann  auf  Pari  be- 
haupten würde,  dürften  ausserhalb  der  Goldwährungspartei  solche 
Pläne  wohl  einigen  Anklang  finden;  dagegen  ist  schwerlich  zu  erwar- 
ten, dass  Russland  in  seinen  gegenwärtigen  Finanzverhältnissen  eine 
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Milliarde  Frcs.  als  verzinsliche  Schuld  aufnehmen  werde,  um  unver- 
zinsliches Papiergeld  zu  tilgen ,  und  selbst  dann  bliebe  es  noch  zwei- 
felhaft, ob  der  Rest  des  Papiers  —  dessen  Vermehrung  bei  finanziel- 
len Verlegenheiten  ebensowenig  ausbleiben  würde,  wie  früher  —  sich 
gegen  Silbermünzen  oder  Certificate  auf  dem  Paricurse  erhalten  könnte. 
Aber  auch  bei  ihrer  vollen  Ausführung  würden  die  Levy'schen  Vor- 
schläge dem  Silber  nur  für  eine  Reihe  von  Jahren  einen  vermehrten 
Absatz  und  einen  erhöhten,  nicht  aber  einen  festen  Preis  sichern; 
und  wenn  der  einmalige  ausserordentliche  Bedarf  gedeckt  wäre  und 
die  Münzstätten  dem  Silber  (abgesehen  von  dem  gar  nicht  ins  Ge- 
wicht fallenden  jährlichen  Bedarf  zur  normalen  Ergänzung  des  Münz- 
bestandes) wieder  verschlossen  würden,  so  träte  abermalige  Entwer- 
thung  ein,  die  wegen  der  vorhandenen  grösseren  Silbercirculation  dann 
doppelt  störend  sein  müsste. 

Für  den  Augenblick  und  für  die  Dauer  des  gegenwärtigen  Ueber- 
gangsstadiums  sind  die  v.  Dechend'schen  Vorschläge,  soweit  sie  nur 
Deutschland  betrefifen  und  lediglich  eine  bessere  Zusammensetzung 
des  Baarvorrathes  der  Bank  erstreben,  jedenfalls  beachtenswerth.  Sie 
lassen,  wie  Schäfile  in  der  „Augsburger  Allgem.  Ztg."  hervorhebt, 
Deutschland  für  die  Zukunft  nach  allen  Seiten  hin  völlig  freie  Hand. 
Der  Einziehung  der  Fünfmarkscheine,  die  unserem  Geldwesen  ohnehin 
nicht  zur  Zierde  gereichen,  und  der  goldenen  Fünfmarkstücke  kann 
man  von  vornherein  unbedenklich,  ja  mit  Befriedigung  zustimmen. 

Die  Einziehung  der  Zehnmarkstücke  dagegen  wäre  als  eine  durch 
die  gegenwärtigen  Umstände  gebotene  Nothmassregel  zu  betrachten, 
die  dem  Verkehr  zwar  einerseits  eine  Unbequemlichkeit  bereiten,  an- 
dererseits aber  durch  Verringerung  der  Gefahr  von  Discontoerhöhungen 
einen  noch  grösseren  Vortheil  bringen  würde.  Die  Einziehung  brauchte 
übrigens  nicht  auch  sofort  die  Einschmelzung  zur  Folge  zu  ha- 
ben :  die  Stücke  könnten  bis  auf  weiteres  unverändert  im  Baarschatze 
der  Bank  bleiben. 

Aber  wenn  solche  Massregeln  als  provisorisch  zweckmässig  an- 
erkannt werden  können,  so  ist  es  darum  nicht  weniger  gewiss,  dass 
eine  dauernde  Hebung  oder  Befestigung  des  Silberwerthes  nur  durch 
dauernde  Einrichtungen  möglich  ist,  vermöge  welcher  diesem  Me- 
talle nicht  nur  eine  vorübergehend,  sondern  eine  nachhaltig  erweiterte 
Verwendung  als  Geldstoflf  gesichert  wird.  Dieser  Zweck  lässt  sich 
aber  niemals  genügend  erreichen,  wenn  das  Silber  nur  auf  den  inneren, 
namentlich  auf  den  kleinen  und  mittleren  Verkehr  beschränkt  werden 
soll.    Für  den  Kleinverkehr  allerdings  ist  es  unentbehrlich ;  dem  mitt- 

N.  F.  Bd.  V.  2 
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leren  aber  ist  es  entschieden  unbequem  und  wenn  man  das  Publicum 
durch  Einziehung  der  kleineren  Goldmünzen  zwingt,  mehr  Silber  zu 
verwenden,  so  wird  dadurch  die  Beliebtheit  dieses  Metalls  sicherlich 
nicht  erhöht,  sondern  nur  für  die  reine  Goldwährung  Stimmung  ge- 
macht. Die  Vertheidiger  des  Silbers  handeln  gegen  ihr  eigenes  In- 
teresse, wenn  sie  dasselbe  dem  Verkehr  auch  für  solche  Verwendun- 
gen aufnöthigen  wollen,  in  denen  das  Gold  unzweifelhaft  wesentlich 
bequemer  ist  Die  Weltrolle  des  Silbers  ist  ausgespielt,  wenn  es  nicht 
volle  Brauchbarkeit  für  den  grossen  und  den  internationalen 
Verkehr  erlangt  Die  erste  Bedingung  dieser  Brauchbarkeit  ist  ein 
von  den  Staaten  allgemein  anerkanntes,  auch  im  freien  Verkehr  sich 
innerhalb  eines  minimalen  Spielraumes  behauptendes  Werthverhältniss 
gegen  Gold,  dessen  numerischer  Ausdruck  noch  unentschieden  blei- 
ben mag.  Das  Silber  würde  dann  neben  dem  Golde  die  Eigenschaft 
eines  absolut  sicheren  Werthübertragungs-  und  internationalen  Aus- 
gleichungsmittels besitzen,  es  würde  wie  das  Gold,  diese  Functionen 
noch  erfüllen  können,  wenn  internationale  Werthpapiere  wegen  Credit- 
erschütterungen  oder  anderweitig  verursachter  starker  Gursschwan- 
kungen  dazu  völlig  ungeeigiet  würden.  Der  Umlaufsmechanismus  der 
Weltwirthschaft  ruhte  dann  auf  zwei  festen  Säulen,  statt  auf  einer 
einzigen.  Die  zweite  Bedingung  für  eine  allgemeine  Verwendbarkeit 
des  Silbers  ist  eine  einfach  technische :  es  muss  dafür  gesorgt  werden, 
dass  das  Silbergeld  im  grösseren  Verkehr  nicht  in  natura  zu  erschei- 
nen braucht,  sondern  durch  vollgedeckte  Certificate  vertreten  wird 
oder  wenigstens  stets  vertreten  werden  kann,  indem  eine  unter  staat- 
licher Ijeitung  stehende  Anstalt  zu  beauftragen  wäre,  jederzeit  Silber- 
courantmünzcn  oder  unter  gewissen  Bedingungen  auch  Barren  gegen 
Silberniünzscheine  einzutauschen,  die  stets  gegen  Courantmünzen  ein- 
löslich sein  und  daher  gleich  den  letzteren  volle  gesetzliche  Zah- 
lungskraft nach  dem  festen  internationalen  Werthverhältnisse  gegen 
Gold  besitzen  müssten.  In  Amerika  besteht  bekanntlich  seit  der  Sil- 
berbill von  1878  eine  ähnliche  Einrichtung,  und  wie  sehr  sie  sich 
unter  den  ungünstigsten  Umständen,  trotz  der  starken  Abweichung  des 
inneren  Wcrthes  der  Standard  Dollars  von  ihrem  Nominalwerth  be- 
währt hat,  beweisen  folgende  Zahlen.  Die  Summe  der  vom  Schatz- 
amt ausgegebenen,  in  den  Händen  der  Banken  und  des  Publicums 
befindlichen  Silbercertificate  betrug  am  1.  Nov.  1879  nur  1,604,370  Doli.; 
am  1.  Nov.  1880  schon  19,780,240  Doli,  und  am  1.  Nov.  1881  war  sie 
auf  58,838,770  Doli.,  also  in  einem   Jahre   um  39,058,530  Doli,  ge- 
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stiegen  ^ ).  Wenn  also  von  den  bis  zu  dem  letztgenannten  Datum  ge- 
prägten 100,672,705  Doli.  66,576,378  Doli,  im  Schatzamte  aufgehäuft 
waren,  so  liegt  darin  kein  Grund  zum  triumphiren  für  die  Gegner  des 
Silbers,  da  von  der  letzteren  Summe  nur  7,737,609  Doli  dem  Staate 
gehörten,  der  Haupttheil  aber  durch  Vermittlung  der  Certificate  der 
Circulation  directe  Dienste  leistete.  In  jüngster  Zeit  wurde  sogar  von 
Gegnern  des  Silbers  zugestanden,  dass  der  Goldabfluss  aus  Amerika 
in  den  ersten  Monaten  dieses  Jahres  nicht  ao  glatt  von  Statten  ge- 
gangen sein  würde,  wenn  die  Umlaufsmittel,  namentlich  auch  in  den 
Kassen  der  Banken,  nicht  in  den  Silbercertificaten  eine  Verstärkung 
besessen  hätten.  Würde  aber  der  innere  Wei*th  des  Silberdollars  wie- 
der seinem  Nominalwerthe  gleich,  so  würden  die  Certificate  zweifellos 
noch  zu  einer  weit  grösseren  Bedeutung  gelangen.  Ja,  es  würden  dann 
die  vollgedeckten  Silbercertificate  der  verschiedenen  Staaten  sich  all- 
mählich zu  einer  Art  von  Weltgeld  ausbilden  können,  durch  welches 
internationale  Zahlungen  sich  noch  bequemer  als  durch  Gdd  ausglei- 
chen Hessen. 

In  einer  mehr  secundären  praktischen  Frage  stimmt  die  Denk- 
schrift des  Hrn.  v.  Decfaend  ebenfalls  mit  der  Ansicht  der  Bimetalli- 
sten  überein:  sie  erklärt  es  für  unmöglich,  dass  Deutschland  auch 
nur  40  Mill.  M.  Thalersilber  jährlich  verkaufen  könne,  trotzdem  that- 
sächlich  300  Mill.  neuproducirtes  Silber  und  auch  noch  viele  Millio- 
nen in  englischen  Begierungswechseln  alljährlich  auf  dem  Markte  ver- 
kauft würden.  „Das  Thalersilber  lässt  sich  nur  verkaufen,  wenn  und 
soweit  der  Bedarf  an  Silber  durch  das  Mineusilber  und  die  indischen 
Tratten  nicht  gedeckt  ist."  Dieser  Bemerkung  hat  sich  die  Goldpar- 
teipresse bemächtigt,  um  noch  der  beliebten  Art  der  Tagespolemik 
dem  Verfasser  der  Denkschrift  eine  Absurdität  unterzuschieben  und 
ihn  dann  siegreich  zu  verhöhnen.  Wozu  überhaupt  eine  Frage  dis- 
cutiren,  wenn  der  eine  Theil  eine  Meinung  bdcämpft,  die  der  andere 
gar  nicht  hat,  dagegen  das,  was  der  letztere  wirklich  vorbringt,  un- 
beachtet lässt  ?  Herr  v.  Dechend  wollte  selbstverständlich  nicht  sagen, 
dass  in  der  abstracten  Veilcäuflichkeit  des  neuen  Minensilbers  und 
des  deutschen  Thalersilbers  irgend  ein  Unterschied  bestehe,  sondern 
seine  aus  dem  Zusammenhang  klar  hervorgehende  und  wohlbegründete 
Meinung  ist  die,  dass  40  Mill.  Mark  deutsches  Silber  nur  zu  einem 
noch  weiter  herabgedrückten  und  deswegen  unannehmbaren 
Preise  abgesetzt   werden   könnten,  also  praktisch   unverkäuflich 


1)  Report  of  the  comptroUer  of  the  curreucy  for  1881.  p.  26. 


20  W.  Lezift, 


seien.  Das  MiDensilber  mnas,  wie  jede  andere  nen  pn)diiciite  Waane^ 
iioter  allen  Umständen  ond  zn  jedem  Preise  verkauft  werden.  Tritt 
also  das  deatscbe  Silber  als  neuer  Concurrent  auf  desa  Markt,  ohne 
dass  ein  neuer  Bedarf  fühlbar  geworden,  so  wird  der  Preis  des  Minea- 
Silbers  sofort  herabgesetzt  werden,  und  zwar  soweit  bis  sein  Absatz 
erzwungen  ist^.  J[n  der  ersten  Zeit^,  sagt  Herr  ▼.  Deehend,  ,jaad 
wiederholt  Versuche  gemacht  worden,  mit  dem  Minensilber  ond  den 
indischen  Tratten  zu  concurriren.  Aber  die  Folge  davon  war  nur, 
dass  der  Silberpreis  immer  weiter  zurückging  und  die  Versuche  moaBtea 
schliesslich  doch  aufgegeben  werden,  nachdem  der  Preis  in  deren  Folge 
unter  50  Pence  bis  auf  46f  Pence  gesunken  war.^  Es  ist  dies  auch 
ein  bemerkenswerthes  Zugeständniss  in  Betreff  der  yon  der  Goldpartei 
geläugneten  directen  Einwirkung  der  deutschen  Verkäufe  auf  die  enorme 
Silber-Baisse  des  Jahres  1876.  Höchstens  einige  20  MilL  H.  wOrden 
sich  nach  Hm.  v,  Dechends  erfahrungsmässig  begründeter  Schätzung 
durchschnittlich  jährlich  ohne  allzustaricen  Preisdruck  verkaufen  lassmu 
In  Wirklichkeit  würden  sich  aber  selbst  so  bescheidene  Operationen 
in  den  letzten  Jahren  nicht  mehr  als  ausführbar  erwiesen  haben,  da 
sie  eine  principielle  Bedeutung  gehabt  hätten,  die  auch  von  Seiten 
anderer  Staaten  entscheidende  Schritte  veranlasst  haben  würde.  Geht 
vollends  der  oben  erwähnte  amerikanische  Gesetzentwurf  über  die 
Suspension  der  Blandbill  durch,  so  konnte  von  einseitigen  deutschen 
Silberverkäufen  nur  dann  die  Rede  sein ,  wenn  man  zu  jedem ,  noch 
so  niedrigen  Preise  losschlagen  wollte. 

Was  die  freie  Silberprägung  betrifft,  so  lehnt  Herr  v.  Dechend 
sie,  wie  schon  erwähnt,  in  Bezug  auf  Deutschland  ab,  keinesw^s 
aber  setzt  er  voraus,  wie  Soetbeer  gegenüber  zu  bemerken  ist,  dass 
sie  auch  in  den  Doppelwährungsstaaten  beseitigt  werde.  Er  sagt  nur, 
er  sei  überzeugt,  dass  kein  Staat,  auch  nicht  Frankreich  und  die 
amerikanische  Union,  die  Verpflichtung  jede  Summe  Silber,  welche 
man  in  ihre  Münzen  bringe,  auszuprägen,  auf  die  Länge  erfüllen 
könne,  wenn  nicht  zuvor  für  das  Silber  ein  genügend 
grosser  Raum  geschafft  sei,  und  auf  die  Erfüllung  dieser  Be- 
dingung seien  eben  seine  Vorschläge  gerichtet.    Er  lässt  damit  also 

1)  Die  von  Oesterreich  ausgehenden  Silberverkftofe  beruhen  auf  im  freien  Verkehr 
entstehenden  Arbitrageoperationen ,  die  bedingt  sind  durch  den  Silberpreis  in  London, 
den  Londoner  Wechselcnrs  auf  Wien  und  den  Silberpreis  in  Oesterrcich,  wo  Silber  ein- 
fach Waaro  ist.  Uci  regem  Bedarf  für  Indien  können  möglicherweise  bedeutende  Quan- 
titäten österreichischen  Silbers  aufgekauft  werden ,  aber  dieses  Silber  drängt  sich  nicht 
•albst  auf  den  Markt,  sondern  es  wartet  die  Nachfrage  ab.  Es  kann  daher  auch  nicht 
im  Voraoa  die  Ilöhe  der  au  verkaufenden  Summe  festgesetzt  werden. 
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die  Möglichkeit  offen,  dass  die  übrigen  betheiligten  Staaten  einen  in- 
ternationalen Doppelwähruugsbund  schliessen,  während  Deutschland 
zur  Unterstützung  desselben  seinerseits  die  in  der  Denkschrift  ange- 
gebenen Goncessionen  machte.  Diese  letztere  Gombination,  bei  wel- 
cher also  England  (mit  den  auf  der  Münzconferenz  angekündigten  Zuge- 
ständnissen) und  Deutschland  ausserhalb  des  eigentlichen  Doppelwäh- 
rungssystems bleiben  würden,  hat  Arendt,  der  eifrigste  Vorkämpfer  der 
deutschen  bimetallistischen  Partei,  bei  der  Besprechung  der  Dechend'- 
schen  Denkschrift  in  dem  „Kampf  um  die  Währung"',  dem  Organe  des 
deutschen  Vereins  für  internationale  Doppelwährung,  für  annehmbar 
erklärt.  Ich  selbst  habe  in  meinen  früheren  Abhandlungen  ebenfalls 
nicht  die  Freiheit  der  Silberprägung,  sondern  die  Beibehaltung  des 
Thalersilbers  unter  der  Voraussetzung  eines  in  anderen  Staaten  be- 
stehenden Doppelwähruugssystems  empfohlen.  Deutschland  würde  dann 
eventuell  nur  mit  England  zusammen,  nachdem  der  Erfolg  des  Sy- 
stems thatsächlich  erwiesen  wäre,  in  den  grossen  Bund  eintreten.  Ob 
aber  wirklich  die  übrigen  Staaten  ohne  weitergehende  Mitwirkung 
Deutschlands  und  Englands  zu  einer  bimetallistischen  Einigung  auf 
Grund  des  Werth  Verhältnisses  15|:1  gelangen  werden,  scheint 
mir  nach  dem  bisherigen  Gange  der  Verhandlungen  mehr  und  mehr 
zweifelhaft.  Dieser  Punkt  soll  unten  noch  berührt  werden;  zunächst 
wollen  wir  noch  einen  Blick  auf  die  Stellung  Englands  werfen.  Herr 
V.  Dechcnd  erklärt,  nach  seiner  Ueberzeugung ,  werde  England  nie- 
mals zur  Doppelwährung  übergehen.  Man  kann  recht  wohl  diese  An- 
sicht des  Reichsbankpräsidenten  theilen  und  dabei  doch  von  der  Vor- 
trefflichkeit des  bimetallistischen  Systems  vollkommen  überzeugt  sein. 
Ich  selbst  habe  mich  in  dieser  Beziehung  ziemlich  pessimistisch  ge- 
äussert; doch  kann  man  in  der  neuesten  Zeit  dieser  Auffassung  gegen- 
über immerhin  auf  die  wenigstens  intensive  Bedeutung  hinweisen, 
welche  die  bimetallistischen  Bestrebungen  seit  einigen  Monaten  in 
England  gewonnen  haben.  Sie  haben  zwei  nicht  zu  verachtende  Stützen 
in  dem  Indischen  Amt  und  der  Bank  von  England,  und  als  Träger 
derselben  hat  sich  eine  „International  monetary  Standard  Association'" 
gebildet.  Die  eigentliche  Constituirung  dieses  Vereins  erfolgte  am 
22.  December  1881,  nachdem  eine  vorbereitende  Versammlung  im  ludia 
Office  unter  Theilnahme  des  Unterstaatssekretärs  Sir  Louis  Mallet  statt- 
gefunden hatte.  Unter  den  leitenden  Persönlichkeiten  sind  zu  nennen : 
H.  H.  Gibbs,  Präsident  des  Vereins,  früher  Gouverneur  der  Bank  von 
England,  englischer  Delegirter  auf  der  Conferenz  von  1878,  damals 
noch  Gegner  des  Bimetallismus;  H.  R.  Grenfell,  jetziger  Gouverneur 
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der  Bank  von  England;  R.  B.  Chapman,  ehemaliger  Finanzsekretir 
von  Indien;  femer  Sir  George  Campbell,  Rob.  Gladatone,  £.  Cazalet, 
P.  Tidman,  die  Parlamentsmitglieder  A.  J.  Balfour,  Aldemian  Cotton, 
Orr-Ewing,  St.  Williamson  u.  s.  w.  Eine  zahlreiche  Versammlong 
der  Association,  durch  die  sie  sich  vollständig  in  das  öfientlichc  Leben 
einführte,  fand  am  8.  März  1882  im  Mansion  House  unter  Vorsitz 
des  Lord  Major  statt.  Als  Organ  hat  der  Verein  das  Wochenblatt 
„Bullionist^*  gewonnen,  das  die  speciell  bimetallistischen  Artikel  in 
einer  besonderen  Beilage  veröffentlicht.  Die  literarische  Discussion 
der  Währungsfrage  in  Zeitschriften  und  Brochuren  ist  überhaupt  im- 
mer lebhafter  geworden.  £.  de  Laveleye's  Auseinandersetzung  mit 
Bonamy  Price  in  der  Contemporary  Review  liegt  schon  etwas  weiter 
zurück;  aus  der  neuesten  Zeit  ist  besonders  ein  monometallistischer 
Artikel  von  Lord  Sherbrooke  (dem  ehemaligen  Schatzkanzler  R.  Lowe) 
in  dem  Aprilheft  des  „Nineteenth  Century'^  und  eine  Antwort  darauf 
von  Grenfell  in  dem  Maiheft  derselben  Zeitschrift  bemerkenswerth. 
In  Betreff  des  ersten  Aufsatzes  soll  dieses  Beiwort  nicht  etwa  andeu- 
ten, dass  derselbe  irgend  einen  wissenschaftlichen  Werth  besitze.  Ge- 
stützt auf  eine  vollständige  Unkenntniss  selbst  der  landläufigsten  bi- 
metallistischen Literatur  wiederholt  d(.T  ehemalige  Finanzminister  un- 
nöthigcrweise  eine  Reihe  bekannter  Dinge  aus  den  Elementen  der 
Geldlehre  und  erklärt  als  „proper  definition  of  bimetallism'^ :  „a  frau- 
dulent  contrivance  by  which  the  purpose  for  which  moncy  was  in- 
vented  is  entirely  set  aside  in  order  to  enable  a  State  to  pälm  off  an 
inferior  metal  as  of  equal  value  with  a  superior  one.^^  Bemerkens- 
werth ist  nur,  dass  Männer  wie  Lord  Sherbrooke  sich  überhaupt  in 
ihrer  comfortablen  Ruhe  stören  lassen  und  durch  die  Wendung  der 
Dinge  soweit  aufgeregt  werden,  dass  sie  zur  Zurechtstellung  der  irre 
geleiteten  Welt  einige  Gemeinplätze  zum  Besten  zu  geben  sich  ent- 
schliessen.  Was  Lord  Sherbrooke  stutzig  gemacht  hat,  ist,  wie  er 
bemerkt  die  Thatsache,  dass  der  Gouverneur  der  Bank  von  England 
„comes  forward  as  a  bimetalist^^  und  dass  „a  Gentleman  of  the  ability 
and  authority  of  Mr.  Gazalet*^  den  Vorsitz  in  einem  bimetallistischen 
Meeting  geführt  hat.  Bemerkenswerth  ist  sein  Artikel  aber  auch  des- 
wegen, weil  er  die  Goldknappheit  als  nothwendige  Folge  der  Ausdeh- 
nung der  Goldwährung  auf  Deutschland  gar  nicht  bestreitet;  aber  er 
findet,  dass  es  „really  passes  the  bounds  of  patience'',  wenn  man  von 
der  möglichen  Verminderung  des  Goldes  als  einem  unheilbaren  Miss- 
geschick reden  höre.  Das  Heilmittel  ist  ja  nach  seiner  Ansicht  so 
einfach:  man  muss  dem  Golde  einen   besseren  Preis  bieten,   mit  an- 
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deren  Worten  die  Preise  der  Waareo  und  der  Arbeit  herabsetzen. 
Es  ist  ein  „disagreeable  remedy'^  das  gibt  er  zu,  aber  jedenfalls  könne 
es  leichter  von  einer  reichen,  als  von  einer  armen  Nation  angewandt 
werden.  Also  die  Geldvertheuerung ,  deren  Abwendung  den  Haupt- 
zweck der  Bimetallisten  bildet,  deren  Ankündigung  von  der  deutschen 
Goldpartei  für  eine  „Flunkerei^^  erklärt  wird,  ist  für  Lord  Sherbrooke 
etwas  selbstverständliches,  übrigens  aber  gleichgültiges.  Dass  er  wie 
der  spiessbürgerlichste  Rentenbezieher  kein  Auge  hat  für  den  Verlust, 
den  alle  productiven  Glassen  durch  eine  solche  nicht  auf  Productions- 
erleichterung  beruhende  Herabdrückung  der  Preise  erleiden,  mag  noch 
angehen;  unbegreiflich  aber  ist  es,  dass  der  ehemalige  Finanzminister 
eines  der  am  meisten  mit  Schulden  belasteten  Staaten  so  leichten 
Herzens  eine  bedeutende  Erhöhung  des  Schuldendruckes  hinnimmt, 
der  den  Gläubigern  lediglich  in  Folge  einer  Un Vollkommenheit  des 
Circulationsmechanismus  auf  Kosten  der  Schuldner  oder  —  im  Falle 
der  Staatsschuld  —  auf  Kosten  der  Masse  der  Steuerzahler  einen  gänz- 
lich unverdienten  Gewinn  in  den  Schooss  wirft 

Aus  der  Antwort  des  Bankgouverneurs  Grenfell  auf  Lord  Sher- 
brooke's  Artikel  verdient  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  dass 
auch  nach  der  Ansicht  dieses  jedenfalls  competenten  Sachverständigen 
die  Rolle  des  Silbers  nach  Wiederherstellung  des  ehemaligen  franzö- 
sischen Münzpreises  hauptsächlich  darin  bestehen  soll,  dass  es  als 
Deckung  von  Noten  oder  Münzscheinen  diene.  Er  erinnert  an  Ricardo^s 
Project  einer  Notenemission,  die  durch  Barrengold  gedeckt  sein  sollte, 
so  dass  also  eine  Einlösung  nur  für  Exportzwecke  zu  erwarten  ge- 
wesen wäre ;  denkt  man  sich  nun  ein  Theil  dieses  Barrengoldes  durch 
Barreusilber  ersetzt  und  überall  einen  gleichen  gesetzlichen  Münzpreis 
des  letzteren  gegen  Gold  angenommen,  so  wird  die  gemischte  Deckung 
genau  dieselben  Dienste  leisten,  namentlich  auch  bei  Ausgleichungs- 
zahlungen an  das  Ausland,  wie  die  einfache.  So  würde  ein  einheit- 
licher, wenn  auch  aus  zwei  Metallen  bestehender  internationaler  „Stan- 
dard", d.  h.  ein  einheitliches  internationales  Werth-  oder  Vermögens- 
mass  geschaffen,  das  nicht  vorhanden  sei,  wenn  Gold  und  Silber  in 
verschiedenen  Ländern  zwar  beide  als  Geldstoffe  dienten,  aber  nicht 
in  ein  festes  Werthverhältniss  zu  einander  gebracht  wären.  Herr 
Grenfell  ist  der  Ueberzeugung ,  dass,  wenn  die  übrigen  Staaten  durch 
eine  Vereinigung  die  Ausführbarkeit  des  bimetallistischen  Systems  that- 
sächlich  bewiesen,  England  durch  sein  eigenes  Interesse  ebenfalls  zum 
Beitritt  gebracht  werden  würde ;  aber  er  erkennt  andererseits  das  Ge- 
wicht der  von  den  anderen  Staaten  zu  erwartenden  Einwendung  an, 
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dass  man  ihnen  zumuthe,  für  England  die  Kastanien  aus  dem  Feaer 
zu  holen. 

Was  ist  nun  das  Programm  des  englischen  bimetallistischen  Ver- 
eins? Es  lautet:  Förderung  der  Stabilität  der  Werthe  durch  die  freie 
Zulassung  des  Silbers  zur  Prägung  und  zur  Verwendung  als  Geld, 
unter  gleichen  Bedingungen,  wie  sie  für  das  Gold  besteben;  sowie 
durch  Herstellung  einer  Internationalen  Vereinbarung,  durch  welche 
ein  festes  Werthverhältniss  zwischen  Gold  und  Silber  eingeführt  wird, 
so  dass  beide  Metalle  gemeinschaftlich  das  Umlaufsmittel  der  civili- 
sirten  Nationen  bilden  und  dadurch  die  Ausgleichung  der  internatio- 
nalen Zahlungsbilanzen  erleichtert  wird  und  das  gegenwärtig  im  in- 
neren und  auswärtigen  Handel  bestehende  unnöthige  und  übermässige 
Risiko  sich  vermindert 

Von  gegnerischer  Seite  hat  man  auf  dem  Ciontinent  den  englischen 
Bimetallisten  vorgeworfen,  dass  sie  die  freie  Silberprägung  nicht  fflr 
England  selbst,  sondern  nur  für  das  Ausland  verlangten.  Aber  die 
Angriffe  Lord  Sherbrooke's  und  anderer  englischer  Monometallisten 
genügen  zu  dem  Beweise,  dass  man  in  England  selbst  die  Tendenz 
des  Vereins  anders  auffasst.  Derselbe  will  in  der  That  auch  in  Eng- 
land dem  Silber  freien  Eingang  als  Geld  verschaffen,  wenn  er  auch 
über  die  Macht  des  tiefgewurzelten  Vorurtheils,  das  er  zu  bekämpfen 
hat,  keine  Illusionen  hegt.  Hervorzuheben  ist  in  dem  obigen  Pro- 
gramm namentlich  wieder  die  Betonung  der  Bedeutung  des  in  seinem 
Werthe  gesicherten  Silbers  für  internationale  Zahlungen,  sowie  ferner 
der  Umstand,  dass  ein  bestimmtes  Werthverhältniss  der  beiden  Me- 
talle, das  dem  internationalen  System  zu  Grunde  zu  legen  wäre,  nicht 
angeführt  wird.  Die  namhaftesten  Führer  der  Association,  so  beson- 
ders Gibbs  und  Grenfell,  sind  zwar  für  die  Wiederherstellung  des  so 
lange  durch  die  französische  Doppelwährung  aufrecht  erhalteneu  Ver- 
hältnisses 15| :  1,  und  Gibbs'  Darlegungen  in  dieser  Beziehung  haben 
auch  in  der  grossen  Versammlung  vom  8.  März  allgemeine  Zustimmung 
gefunden;  gleichwohl  wird  diese  Frage  mehr  als  eine  rein  thatsäch- 
liche,  denn  als  eine  principielle  behandelt  und  es  steht  jedem  frei,  sie 
als  eine  offene  zu  betrachten.  So  sagt  das  Organ  des  Vereins  bei  Be- 
sprechung der  von  Dechend'schen  Vorschläge  (die  nach  seiner  Ansicht 
die  Begründung  eines  internationalen  bimetallistischen  Systems  eher 
verhindern  als  fördern  würden):  „Eine  Steigerung  des  Silberpreises  ist 
eine  blosse  Beigabe  und  kein  nothwendiger  Theil  des  bimetallistischen 
Princips.  Wir  wollen  in  erster  Linie  einen  gemeinsamen  Massstab, 
nach  welchem  alle  Geschäfte  sicher  ausgeführt  werden   können ; 
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in  «weiter  Linie  streben  wir  nach  der  Nutzbarmachung  beider  Metalle, 
indem  wir  das  Werthverbältniss  dcnwlben  durch  einen  internationalen 
Vertrag  für  die  civilisirtc  Welt  bestimmt  haben  wollen."  Auch  in 
einer  Autwort  desselben  Organs  auf  Soetbeers  Zweifel  au  der  Auf- 
richtigkeit der  englischen  Bestrebungen  wird  das  Werthverbältniss 
löj :  1  nicht  als  wesentliches  Ziel  hervorgehoben,  ijondern  es  heisät 
vielmehr:  „Unsere  Association  hat  sich  nicht  gebildet,  um  den  Silber- 
preiä  auf  50  oder  6U  Peuce  zu  stellen,  sondern  um  ein  internationales 
Einverstäiidniss  über  einen  auf  beide  Edelmetalle  begründeten  Standard 
herbeizuführen."  Auch  in  den  oben  erwähnten  amerikanischen  Gesetz- 
entwürfe wird  nur  allgemein  auf  ein  festes,  international  anerkanntes 
Wertbverhältnias ,  nicht  aber  auf  das  frühere  französische  Bezug  ge- 
nommen. Ebenso  bezeichnet  es  die  v.  Dechend'sche  Denkschrift  als 
Gegenstand  einer  besonderen  Verständigung,  nach  welchem  Werthver- 
hältniss  von  Gold  und  Silber  die  SilbercourantmUnzcn  ausgeprägt 
werden  sollen;  eine  solche  werde  jedoch  leicht  zu  erzielen  sein,  wenn 
man  sich  erst  über  das  Ilauptprincip  geeinigt  habe.  An  einer  andern 
Stelle  (Schmollers  Jahrb.  V.  4.  H,  S.  253)  habe  ich  ebenfalls  die  Mög- 
lichkeit der  Annahme  eines  dem  gegenwärtigen  Marktwerthe  des  Sil- 
bers cutsprechenden  genieiusamen  Werthverhältnisses  (^etwa  18:11  ins 
Auge  gefasst.  Man  kann  recht  wohl  eine  solche  Lösung  der  Wuhrungs- 
fragti,  welche  unzweifelhaft  einen  Sieg  des  Grundjirincips  des  Bimctal- 
lismus  darstellen  würde,  für  discutirbar  und  doch  auch  das  Programm 
des  deutschen  Vereins  für  internationale  Doppelwährung,  der  für  das 
alte  Werthverbältniss  eintritt,  noch  für  vollkammen  berechtigt  halten. 
Jene  zweite  Lösung  würde  eben  erst  in  Betracht  kommen,  nachdem 
sich  die  Unerreichbarkeit  der  an  sich  wUnscheuswerthercn  herausgestellt 
hätte-  Für  die  Rückkehr  zu  dem  alten  Wertbverhältniss  spricht  vor 
allem  die  Thatsache,  dass  die  in  den  europäischen  Staaten  mit  un- 
vollständiger Doppelwährung  noch  vorhandenen  Milliarden  Sitbermüiizen 
genau,  und  die  amerikanischen  Silherdollars  wenigstens  einigcrmusscii 
annähernd  nach  diesem  Verhältnisse  geprägt  sind.  Insbesondere  also 
würden  die  450  Mill.  Mark  in  Deutschen  Thalern  wieder  mit  ihrem 
inneren  Werthe  ihrem  Nominalwerthe  gleichkommen,  und  die  (jetzt 
gesetzlich  zulässigen)  450  Mill.  M.  in  Silberscheidemünzen  würden  von 
24  "In  Minderwcrth  wenigstens  wieder  auf  die  gesetzliche,  freilich  noch 
ioinier  recht  grosse  Unterwerthigkeit  von  10  Proceut  gebracht  werden. 
Aber  das  Werthverhältniss  15^  :  1  liessc  sich  mit  Sicherheit  für  den 
Silberprois  im  freien  Verkehr  nur  dadurch  wieder  massgebend  machen, 
dass  eine  grössere  Anzahl  wirthschaftlich  bedeutender  Staaten  die  volle 
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Freiheit  der  Süberpragungeu  uacb  jenem  Verbältnifis  gewährten, 
würde  nun  zwar  uhtic  Zweifel  eine  Vereiiiigiiog  der  Krankenstaate 
Hollaudä  uud  der  umurikaiiischun  Union  zur  F-rreichuug  des  Ziel 
ausreichen,  wenn  Deutschland  seine  Thaler  uls  Counintgeld  beibehielt^ 
und  Englund  die  freie  Silberprägung  iii  Indien  auch  für  die  Zukunft 
sicher  ütelltc  und  die  Bank  wieder  regelmässig  ein  Fünftel  ihres  Baar- 
vurrathes  in  Silber  hielte.  Der  schliesäliche  rückhaltlose  Beitritt  Deutsch- 
lanils  zu  dem  binictallischen  Bunde  würde  dann  nur  eine  Frage  der 
Zeit  sein  und  auch  England  würde  sich  höcliHt  wahrscheiulich  später, 
wenn  der  Erfolg  des  Systems  unbestreitbar  zu  Tage  getreten 
durch  sein  eigenes  Interesse  Kum  Anschluss  bestimmen  lassen. 
US  bleibt  fraglich ,  ob  die  erstgenannte  Staatengruppe  ihre  luterea  _ 
die  im  Ganzen  mit  der  Silberfragu  mehr  veräochteu  sind  als  die  deut- 
schen, bis  zu  dem  Grade  richtig  versteht,  das»  sie  zunächst  allein, 
von  Deutschland  und  England  nur  durch  die  in  Aussicht  gestellten 
Zugeständnisse  unterstützt,  sich  zu  dem  eutscheideuden  Schritt  der 
Freigebung  der  Silherpragung  entschliesst.  Maehen  aber  diese  Staaten 
ihr  Veilchen  von  dem  süfortigen  Anschlüsse  Deutschlands  abhiuigig, 
so  wird  ein  internationales  bimetallisches  System  auf  Grund  des  Werth- 
vcrliältniases  151 :  1  höchst  wahrscheinlich  niemals  zu  Staude  kommen. 
Deutschland  wird,  wie  die  vorherrschende  MeinuugsstrÖuiung  einmal 
ist,  ohne  eine  bereits  thatsächlich  erfolgte  Hebung  des  Silberwerthes 
schwerlich  jeniak  die  Prägung  dieses  MetalLs  nach  dem  alten  \S'ertb- 
verhältuissü  freigeben;  mindestens  wird  es  die  Bedingung  stellen,  dass 
England  gleichzeitig  das  gleiche  thue.  England  aber  wird  sich  nie- 
mals durch  theoretische  Belehrung  oder  journalistische  Agitation  be- 
stimmen lassen,  eine  wesentliche  Acnderung  an  seinem  Geldaystem 
vorzunehmen,  auf  das  es  mit  Recht  stolz  ist  und  das  gegenwärtig  in 
der  Culturwelt  allein  völlig  intakt  dasteht.  Nur  wenn  die  überwie- 
gende Mehrheit  der  Interessen  in  England  fühlbar  aufgerüttelt  wird, 
wenn  der  überwiegenden  Mehrheit  der  wirthschaftlich  massgebenden 
Bevölkerung  ein  Uebel  in  dem  bestehenden  System  unmittelbar  em- 
pändlich  oder  der  geschäftliehe  Vortheil  einer  Neuerung  unmittelbar 
einleuchtend  wird,  darf  man  Englands  Betbeiligung  an  dem  bimetal- 
listischen  Projectc  erwarten.  Die  gegenwärtig  sich  entwickelnde  Av- 
iation für  das  letztere  beweist,  dass  die  Befestigung  des  Silberwerthes 
für  einflussreiche  Kreise  ein  erhebliches  Interesse  hat;  aber  danim 
fühlt  sich  die  Mehrheit  der  Interessen  noch  keineswegs  ebenfalls  durch 
die  Silberfrage  berührt,  Die  Ausfuhr  nach  Indien  wird  durch  i 
Silberentwerthung  geschädigt,  die  Importeure  indischer  Waaren  i 
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Europa  dagegen  ziehen  Vortheil  aus  derselben.  Die  indischen  Finanzen 
und  die  Beamten  und  Pensionäre  der  indischen  Regierung  erleiden 
Verluste,  aber  die  Engländer  in  Europa  lassen  sich  dadurch  ebenso 
wenig  aufregen,  wie  durch  theoretische  Auseinandersetzungen  über  die 
Gefahr  einer  allgemeinen  Geldknappheit,  zumal  angesichts  des  jetzigen 
durchweg  niedrigen  Zinsfusses. 

Als  gänzlich  unbegründet  würde  sich  meiner  Ansicht  nach  die  Er- 
wartung erweisen,  dass  England  durch  die  Einstellung  der  amerika- 
nischen Prägungen  in  eine  Nothlage  gebracht  und  dadurch  in  den  bi- 
metallistischen  Bund  getrieben  werden  könnte.  Jene  Massr^el  würde 
wahrscheinlich  nur  zur  Folge  haben,  dass  in  Indien  die  Silberprägungen 
ebenfalls  eingestellt  und  die'  vorhandenen  Münzen  unter  Einführung 
der  Goldrechnung  in  Greditgeld  umgewandelt  würden.  Durch  einen 
abermaligen  tiefen  Sturz  würde  überdies  das  Silber  in  der  vorherr- 
schenden Meinung  Europas  und  namentlich  Englands  noch  mehr  dis- 
creditirt  und  geradezu  verhasst  werden,  während  eine  thatsächliche 
Hebung  die  Gegner  immer  mehr  zum  Schweigen  bringen  würde. 

Die  Wiederherstellung  des  Werthverhältnisses  15^ :  1  hängt  also 
davon  ab,  dass  die  oben  bezeichnete  Staatengruppe  dasselbe  annimmt 
und  dem  Silber  unbedingt  ihre  Münzstätten  öfhet  Geschieht  dies,  so 
ist  die  Einziehung  der  Goldstücke  von  10  M.  und  10  Frs.  unnöthig, 
während  die  Beseitigung  der  kleineren  Stücke  sowie  des  Papiergeldes 
unter  20  M.  in  jedem  Falle  empfehlenswerth  bleibt.  Können  jene 
Staaten  aber  nicht  zu  diesem  Entschlüsse  gelangen,  so  würden  durch 
die  Ausführung  der  von  Dechend'schen  wie  der  Levy^schen  Vorschläge 
nur  eine  bald  vorübergehende  günstige  Preisconjunctur  für  das  Silber 
geschaffen  werden. 

Wenn  sich  nun  also  die  Scheu  vor  der  unbeschränkten  Silber- 
prägung in  allen  betheiligten  Ländern  als  unüberwindlich  herausstellen 
sollte,  —  und  eine  neue  Katastrophe  durch  Suspendirung  der  Bland 
Bill  würde  diese  Scheu  noch  vermehren  —  so  bliebe  für  die  Gultur- 
staaten  nur  übrig,  entweder  das  Silber  einfach  seinem  Schicksal  als 
gewöhnliches  industrielles  Rohmaterial  zu  überlassen  und  die  vorhan- 
denen Münzen  als  eine  Art  von  tarifirtcm  höheren  Nickelgeld  vorläufig 
beizubehalten  und  im  Laufe  einiger  Jahrzehnte  bis  auf  einen  als 
Scheidemünze  dienenden  Betrag  einzuziehen  und  mit  grossem  Verlust 
zu  verkaufen  oder  eine  solche  bimetallistische  Einigung  herbeizufüh- 
ren, welche  dem  Silber  einen  festen  Werth  gibt,  ohne  die  unbe- 
schränkte Prägefreiheit  zu  bedingen.  Der  erste  Ausweg  würde 
unzweifelhaft  zu  einer  unheilvollen  Goldnoth   und  Geldvertheuerung 
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führen;  der  zweite  wäre  ihm  unbedingt  weit  vorzuziehen,  wenn  die 
unheilbare  Unschlüssigkeit  und  Uneinigkeit  der  betheiligten  Staaten 
die  volle  Rehabilitirung  des  Silbers  unmöglich  machen  sollte.  Es 
würde  sich  in  diesem  zweiten  Falle  einfach  darum  handeln,  statt  des 
Werthverhältnisses  15|:1  etwa  18:1  oder  ein  anderes,  dem  jetzigen 
Marktwerthe  des  Silbers  sehr  nahe  stehendes  der  neuen  Silberprägang 
gemeinschaftlich  zu  Grunde  zu  legen.  Seit  zwei  Jahren  ist  der  Silber- 
preis kaum  über  die  Schwankungsgrenzen  von  51^  und  52|  Pence 
hinausgegangen.  Es  ist  dies  hauptsächlich  der  Regelmässigkeit  zn 
verdanken,  mit  der  die  Vereinigten  Staaten  jährlich  etwa  28  Mill.  DoIL 
neu  producirtes  Silber  als  Münzen  zurückgehalten  haben.  Für  den 
Rest  der  Production  fand  sich  in  Ostasien,  in  der  Industrie  sowie  zo 
Ausmünzungen  von  secundärer  Bedeutung  gesicherte  Verwendung.  Wenn 
also  die  massgebenden  Staaten  dem  Silber  unter  allen  Umständen  die 
Möglichkeit  eines  Absatzes  von  im  Ganzen  etwa  150  MilL  Mark  jähr- 
lich zu  dem  Werthverhältniss  von  18:1,  d.h.  zu  dem  festen  Preise 
von  sehr  nahe  52f  Pence  für  die  Unze  Standardsilber  in  ihren  Münz- 
stätten eröffnen  wollten,  so  würde  das  genügen,  um  den  Marktpreis 
des  Silbers  stets  in  der  nächsten  Nähe  dieses  Satzes  zu  erhalten.  Es 
wäre  also  nur  erforderlich,  dass  die  betheiligten  Staaten  jene  Summe 
unter  sich  repartirten  ^ ) ,  ohne  dass  sie  die  Prägung  auf  eigene 
Rechnung  zu  unternehmen  hätten.  Die  Regelung  des  Marktpreises 
würde  vielmehr  nur  dadurch  automatisch-sicher  erfolgen,  dass  die 
Silberbesitzer  stets  unmittelbar  ihr  Metall  bei  den  Münzstätten,  deren 
jährliches  Prägungscontingent  noch  nicht  erschöpft  wäre,  verwerthen 
könnten.  Fänden  sich  günstige  anderweitige  Absatzgelegenheiten,  z.  B. 
in  Ostasien,  so  würde  vielleicht  die  zulässige  obere  Grenze  der  Prä- 
gungen bei  weitem  nicht  erreicht  werden;  der  Marktpreis  des  Silbers 
könnte  jedoch  selbst  dann  nicht  merklich  über  den  Münzpreis  steigen, 
wenn  ein  genügend  grosser  Vorrath  von  Silbermünzen  in  Banken  oder 
öffentlichen  Depotanstalten  angesammelt  wäre,  während  dafür  Noten 
oder  Certificate  sich  im  Umlauf  befänden.  Gegenwärtig  allerdings  sind 
die  künstlich  überwertheten  Thaler  und  Fünffrankenstücke  als  Elxport- 
material  nicht  zu  verwenden,  weshalb  zeitweise  bedeutende  Steige- 
rungen des  Silberpreises  möglich  sind ;  wäre  aber  in  Deutschland  und 
Frankreich  dieselbe  Gewichtsmenge  Silber  in  vollwichtigen  Courant- 
münzen  nach  dem  neuen  Werthverhältnissc  vorhanden  und  wie  jetzt 

1)  Natürlich  würde  dann  die  jetzige  amerikanische  Silberprägung  bedeutend  Termin- 
dert.  Für  Indien  wird  selbstverständlich  die  Beibehaltung  der  freien  Silberprigoog 
Torausgesetzt. 
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grösstentheils  bei  den  Banken  concentrirt,  so  würde,  zumal  wenn  auch 
noch  eine  jährliche,  obwohl  an  sich  sehr  massige  Vermehrung  derselben 
stattfände,  allen  ungewöhnlichen  Ausfuhrbedürfhissen  entsprochen  wer- 
den können,  ohne  dass  eine  Silberprämie,  eine  Erhöhung  des  Markt- 
preises des  Silbers  über  den  allgemein  angenommenen  Münzpreis,  zu 
erwarten  wäre.  Höchstens  könnte  zeitweise  eine  Discontoerhöhung 
eintreten,  die  dann  gerade  den  Beweis  der  vollen  Gleichberechtigung 
des  Silbergeldes  mit  dem  Golde  liefern  würde.  Dass  die  voUwerthigen 
Silbermünzen  oder  die  statt  derselben  circulirenden  Certificate  bei  die- 
sem System  auch  im  grossen  und  im  internationalen  Verkehr  sich  toU- 
kommen  brauchbar  erweisen  würden,  unterliegt  keinem  Zweifel;  es 
wäre  also  ebenso  wie  bei  dem  Gemuschi'schen  Bimetallismus  das  Silber 
als  allgemein  anerkanntes  Werthübertragungs-  und  Ausgleichungsmittel 
im  Welthandel  restituirt;  es  würde  der  jetzige  Vorrath  von  Silber- 
courantmünzen  nach  einer  Einbusse  von  etwa  14  ^|o  seines  früheren 
Werthes  definitiv  der  Circulatlon  erhalten  bleiben  und  die  bei  dessen 
völliger  Demonetisirung  unzweifelhaft  bevorstehende  chronische  Geld- 
noth  somit  abgewendet  werden ;  es  würde  auch  für  die  absehbare  Zu- 
kunft durch  das  jährliche  Hinzutreten  einer  gewissen  Summe  Silber- 
geldes die  Besorgniss  wegen  Goldknappheit  beschwichtigt  und  anderer- 
seits auch  der  Furcht  vor  einer  Silberüberschwemmung  jeder  Grund 
entzogen  sein. 

Ein  solches  beschränkteres  bimetallistisches  System,  bei  dem  nur 
der  gegenwärtig  bestehende  Silberwerth  befestigt  und  das  Vielen  sehr 
gewagt  scheinende  Experiment  der  freien  Prägung  unnöthig  wird,  hätte 
ohne  Zweifel  an  sich  weit  mehr  Aussicht,  die  Zustimmung  aller  Staa- 
ten, selbst  Englands  eingeschlossen,  zu  gewinnen,  als  das  auf  dem 
Werthverhältniss  15^ :  1  beruhende.  Aber  es  stehen  ihm  thatsächlich  so 
grosse  finanzielle  Schwierigkeiten  gegenüber,  dass  die  in  erster  Linie  in 
Betracht  kommenden  Staaten  sich  schwerlich  zu  demselben  entschliessen 
werden.  Das  deutsche  Reich  müsste  beinahe  130  Mill.  M.  aufwenden, 
um  einerseits  den  Nominalwerth,  der  jetzt  durch  die  Thaler  repräsen- 
tirt  wird,  durch  vollwerthige  Silbercourantmünzen  zu  ersetzen  und 
andererseits  die  Silberscheidemünzen  in  solche  umzuprägen,  die  der 
gesetzlichen  Bestimmung  gemäss  nur  10  ^|o  unterwerthig  wären.  Frank- 
reich vollends,  dessen  Vorrath  an  Fünffrankenstücken  seines  Gepräges 
Manche  sogar  auf  3  Milliarden  Frcs.  schätzen,  hätte  für  die  Umprä- 
gung derselben  nach  dem  neuen  Werthverhältnisse  vielleicht  400  Mill. 
Frcs.  zu  opfern  ^).    Freilich  wäre  dieses  Opfer  nur  ein  Verzicht  auf 

1)  Die  von  Cernuschi   (Die  Reititutiou  des  Silbers,    deutoch  ▼.  Arendt,  S.  8)   ange- 
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einen  fictiven  Creditwerth,  kein  eigentlicher  Verlust,  ebenso  wie  die 
Einlösung  von  Papiergeld  nur  eine  Schuldentilgung  bildet.  Aber  für 
die  Staatsfinanzen  ergibt  sich  ein  rechnungsmässiger  Verlust  und  yor 
diesem  werden  in  Deutschland  und  Frankreich  wahrscheinlich  die  Re- 
gierungen und  Volksvertretungen  zurückschrecken.  Will  man  aber 
wirklich  diesem  Verluste  entgehen,  so  genügt  wieder  nicht  das  ein- 
fache Nichtsthun,  sondern  dann  ist  das  einzige  Hiilfsmittel  die  RQck- 
kehr  zu  dem  Werthverhältniss  15^ :  1  und  die  freie  SilberprftguDg. 
Denn  behält  man  einfach  die  Thaler  bei,  so  repräsentirt  die  Difierenx 
zwischen  ihrem  inneren  und  ihrem  Nennwerth  nicht  nur  schon  jetzt 
einen  thatsächlichen  Verlust  von  über  60  Mill.  M.,  sondern  dieser  Ver- 
lust kann  sich  noch  ins  unbestimmte  vergrössern,  wenn  alle  Aassichten 
auf  eine  bimetallistische  Einigung  verschwinden.  Schliesslich  wird  eine 
Umprägung  oder  Beseitigung  dieser  Münzen  dann  doch  unumgänglich 
werden.  Noch  früher  wird  die  Nothwendigkeit  einer  solchen  Mass- 
regel bei  der  Scheidemünze  sich  herausstellen.  Die  Beibehaltung  von 
450  Mill.  M.  Scheidemünzen  mit  25  und  später  vielleicht  40<^|o  Unter- 
werthigkeit  wäre  doch  ein  wahrer  Hohn  auf  unsere  gerühmte  Münz- 
reform und  würde  von  den  Urhebern  derselben  im  Jahre  1871  auch 
zweifellos  als  ein  solcher  anerkannt  worden  sein. 

Man  könnte  nun  auch  an  die  Möglichkeit  denken,  eine  internatio- 
nale Einigung  über  ein  zwischen  15^  und  18 : 1  liegendes  Werthver- 
hältniss und  eine  entsprechende  Begrenzung  der  Silberprägung  herbei- 
zuführen. Theoretisch  hat  man  allerdings  gewissermassen  freie  Wahl 
zwischen  dem  letztern  Werthverhältniss,  das  dem  jetzigen  Marktwerth 
des  Silbers  und  der  jetzigen  Verwendung  desselben  zu  Münzzwecken 
entspricht,  und  dem  ersteren,  das  die  unbeschränkte  Prägefreiheit 
voraussetzt.  Irgend  ein  Zwischenwerth  z.B.  17:1  würde  sich  eben- 
falls aufrecht  erhalten  lassen,  wenn  die  Gesammtsumme,  bis  zu  wei- 
cher die  Münzstätten  Silber  annähmen,  angemessen  vergrössert  würde 
Darin  liegt  kein  Widerspruch  gegen  die  „Naturgesetze",  es  ist  im 
Gegentheil  durchaus  natürlich,  dass  das  Silber,  ein  nicht  beliebig  ver- 
mehrbares Gut,  im  Werthe  steigt  in  dem  Masse,  wie  ihm  die  Ver- 
wendbarkeit als  Geldstoff  wieder  zurückgegeben  wird.    Indess  kann 


führte  Alternative  einer  Verminderung  des  Gebaltes  der  Goldmünzen  kann  in  den  LSn- 
dem  mit  unvollständiger  Doppelwährung  gar  nicht  in  Betracht  kommen.  In  diesen  Lin- 
dern ist  Gold  das  Werthmass,  die  vorhandenen  Silbermünzen  besitzen  einen  lediglich  auf 
dem  Staatscredit  beruhenden  Werthzuschlag  und  wenn  der  Staat  auf  diese  Aasnntsong 
seines  Credits  verzichten  will,  so  hat  er  einfach  diesen  Credit-Werthzuschlag  durch  einen 
Metallzuschlag  zu  ersetzen. 
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man  a  priori  nicht  bestimmen,  wie  gross  die  zulässige  Maximalziffer 
der  Prägungen  zu  bemessen  sei ' ),  damit  die  Festigkeit  eines  mittleren 
Werthverhältnisses  gesichert  sei  und  auch  im  Uebrigen  erscheint  es 
durchaus  fraglich,  ob  ein  Einvcrständniss  der  Staaten  über  einen  sol- 
chen Mittelweg,  der  auf  den  ersten  Blick  den  Anschein  der  Willkür- 
lichkeit hat,  leichter  zu  erzielen  wäre,  als  ein  solches  über  die  Rück- 
kehr zu  dem  alten  Werthvcrhältnisse ,  durch  welche  alle  sonst  dro- 
henden Verluste  am  Silber  TBrmiedtin  würden.  Vorläufig  indess  werden 
wahrscheinlich  alle  Staaten  noch  in  Unthätigkeit  verharren;  sobald 
aber  ein  einzelner  irgend  einen  Schritt  selbständig  versuchen  sollte, 
wird  ihm  durch  die  Thatsachen  gründlich  klar  gemacht  werden,  dass 
die  Interessen  der  einzelnen  Natiooen  in  der  Wähnmgsfrage  sich  nicht 
isoliren  lassen,  dass  zwischen  allen  eine  weitgehende  Solidarität  be- 
steht, kurz  dass  diese  Frage  nicht  blos  als  eine  nationale,  sondern 
auch  als  eine  internationale  aufzufassen  und  zu  behandeln  ist. 


1)  Die  Zalassnog  einer  Mazimalsumme  von  300  MiH.  M.  würde  mit  Rücksicht  aaf 
den  normalen  Bedarf  Ostasiens  und  die  bedeutende  industrieUe  Verwendung  des  Silben 
wohl  schon  genfigen,  um  das  Werthverhfiltniss  15*  |,  :  1  aufrecht  an  erhalten. 
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L 
Die  neuste  Literatur  über  Armenwesen  in  Deutschland. 

Besprochen  vob  J.  Conrad. 

Die  allgemein  constatirte,  traurige  Thatsache,  dass  Bettelei  und  Ya- 
gabondage  in  Deutschland  während  des  letzten  Decenniums  lu  geradem 
beunruhigender  Weise  zugenommen  haben,  so  wie  dass  die  Armenlast  der 
Gommunen  in  demselben  Zeitraum  wesentlich  gestiegen  ist,  hat  eine  um- 
fangreiche Literatur  hervorgerufen,  welche  eine  besondere  Beachtung 
verdient.  Wir  können  drei  Gategorien  aufstellen:  Yerwaltungsberichte, 
wie  sie  uns  von  mehreren  Landarmendirectionen  Preussens  vorliegen  und 
von  Gommunen,  wie  namentlich  Frankfurt  a  M.,  dann  von  grösseren  Ver- 
einen, wie  dem  Dresdener  Antibettelverein.  Eine  sehr  wesentliche  Er- 
gänzung zu  diesen  bilden  die  Referate  über  VeTeinsversammlungen  und 
Con grosse,  unter  welchen  der  stenogr.  Bericht  über  die  Verhandlungen  io 
der  Armenpfleger-Eonferenz  zu  Berlin  im  Nov.  1880  alle  anderen  ao 
lehrreichem  Inhalt  bei  weitem  überragt.  Für  beide  Gategorien  können 
wir  keine  vollständige  Uebersicht  bieten,  weil  das  Material  nicht  auf  dem 
Buchhündlerwege,  sondern  nur  durch  die  Güte  der  Herausgeber  zu  erlan- 
gen war,  indessen  werden  die  erwähnten  Berichte  zur  Gharacterisirung 
der  Verhältnisse  ausreichen ,  und  aus  den  Zeitungsberichten  geht  hervor, 
dass  in  den  kleineren  Versammlungen  nur  die  gleichen  Anschauungen  wie 
in  den  grösseren  und  in  ähnlicher  Weise  vertreten  wurden.  Die  dritte 
Gategorie  umfasst  die  Brochüren  und  in  Zeitschriften  verstreuten  Abhand- 
lungen, von  denen  die  hauptsächlichsten  bereits  unter  „eingesendete 
Schriften"  ihrem  Inhalte  und  Werthe  nach  characterisirt  wurden. 

Die  Fragen,  die  besonders  an  bestimmte  Thatsachen  anlehnend  dis- 
cutirt  wurden,  sind  unmittelbar  praktische,  wobei  allerdings  die  prind- 
piellen  Gesichtspunkte  nicht  ganz  unberücksichtigt  blieben,  aber  doch 
mehr  nebenbei  behandelt  werden. 

1.  Wodurch  ist  die  Zunahme  des  Bettel  Unwesens  und  der  Armen- 
last herbeigeführt  ? 

2.  Wie  hat  sich  das  deutsche  Gesetz  über  den  Unterstützung^wohn- 
sitz  bewährt? 

3.  Wie  ist  die  private  und  öffentliche  Armenpflege  neu  zu  organi- 
siren,  um  bessere  Kesultate  als  bisher  zu  erzielen. 
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Dabei  wird  der  Frage  über  das  Becht  der  Armen  auf  Unterstützung, 
über  das  Yerhältniss  der  privaten  zur  öffentlichen  Armenpflege  etc.  natürlich 
Berücksichtigung  zu  TheiL  Die  Aufgabe,  die  wir  uns  in  dem  Folgenden  ge- 
stellt haben,  ist  die :  aus  jener  Literatur  die  bezüglichen  Antworten  zusam- 
men zu  fassen  und  somit  zu  beleuchten,  welche  Resultate  die  neuste  schrifk- 
stellerische  Discussion  zu  Tage  gefordert  hat  und  mit  möglichster  Vollständig- 
keit Jeden,  der  sich  für  die  Frage  interessirt,  über  das  vorliegende  Material 
zu  Orientiren.  In  solcher  Weise  beabsichtigen  wir  fortan  auf  den  Gegen- 
stand wieder  zurückzukommen,  sobald  Neues  von  Bedeutung  genug  zur 
summarischen  Behandlung  vorliegt,  während  jede  einzelne  Publikation 
möglichst  bald  nach  dem  Erscheinen  unter  der  Rubrik:  „XJebersicht  über 
die  Literatur"  kurz  berücksichtigt  werden  wird. 

Die  im  Folgenden  besprochenen  neueren  Schriften  stellen  wir  unten 
übersichtlich  zusammen  ^). 

Mit  der  Zunahme  der  Bettelei  und  Armenlast  beschäftigen  sich  haupt- 
sächlich die  Schriften  von  Lammers,  P.  Chuchul,  Jagielski  und  Doell,  wie 
es  der  Titel  derselben  bereits  besagt;  dann  wird  die  Yagabundenfrage  er- 
örtert von  Stursberg  a.  a.  0.  und  Adiokes  in  der  Zeitschrift  für  die  ges. 
Staatswissenschaft  Tübingen  1881  S.  249  u.  f.  Man  findet  Zahlenmaterial 
in  den  Berichten  der  Städte  und  Provinzen  besonders  übersichtlich  und 
weit  zurücklaufend  in  den  statistischen  Nachrichten  über  das  Grhzth.  Olden- 
burg, dann  in  den  Protokollen  der  Verhandlungen  von  Vereinen  und  Congres- 
sen.  Die  Thatsache  wird  für  die  letzten  zehn  Jahre  allgemein  anerkannt, 
z.  Th.  als  anerkannt  ohne  Weiteres  vorausgesetzt  und  so  allgemein,  dass 
ein  Zweifel  darüber  nicht  aufkommen  kann. 

Die  Denkschrift  des  Oberbürgermeisters  Miquel  betreffend  die  Re- 
organisation der  Armen-  and  Wohlthätigkeits-Yerwaltung  der  Stadt  Frank- 


1)  1.  A.  Doell,  Die  Reform  der  Armenpflege.     Bremen  1880.     59  SS. 

2.  Ang.  Luthardt,  Armenpflege  nnd  Unterstfitzongswohnsitz.  Heilbronn  1880. 
69  SS.     (Zeitfragen  des  christlichen  Volkslebens.    H.  34). 

Ursachen  der  Verarmung  nnd  Mittel  zur  Abhfilfe.     Darmstadt  1879.     42  SS. 

3.  Maximilian  Steiner,  znr  Reform  der  Armenpflege  in  Gestenreich.  Wien  1880. 
104  SS. 

4.  A.  Frh.  von  Marschall,  lieber  Eheschliessong  und  Unterstfltzungswohnsitz.  Frei- 
bnrK  i.  B.  1879.     14  SS. 

5.  Stenograph.  Bericht  fiber  die  Verhandlungen  in  der  Armenpfleger-Konferenz  zu 
Berlin  am  26.  u.  27.  Nov.  1880.     F.     75  SS. 

6.  C.  Rocholl ,  Reform  des  Armenwesens.  Ein  Beitrag  znr  Lösung  der  socialen 
Frage.     Breslau  1880. 

7.  Denkschrift  betr.  die  Reorganisation  der  Armen-  und  Wohlthätigkeits- Verwaltung 
der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  v.  J.  Miquel.     1880. 

8.  A.  Lammers,  Die  Bettelplage.     Berlin  1879.     28  SS.     (Volks-  u.  Zeitfragen). 

9.  P.  Chuchul,  zum  Kampf  gegen  Landstreicher  nnd  Bettler.    Kassel  1881.    48  SS. 

10.  Jagielski,  Die  Ueberhandnahme  der  Bettelei  und  ihre  Bekämpfung.  Königsberg 
i.  Pr.  1881.     26  SS. 

11.  G.  Berthold,  Armenlast  und  Freizügigkeit,  mit  besonderer  Bezugnahme  auf  die 
Armenpflege  der  Stadt  Berlin.     Berlin  1881.     F.     44  SS. 

12.  Stenogr.  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege 
und  WohlthStigkeit  am  11.  u.  12.  Nov.  1881  zu  Berlin,  nebst  Berichten  etc.  Berlin 
1882.     324  SS. 

13.  Die  Vagabundenfrage,  erört  von  Stursberg.    Dfiaseldorf  1882.    82  SS. 
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furt  a.  M.  vom  11.  Februar  1881  spricht  von  einer  in  der  leisten  Zeit 
in  erschreokender  Weise  steigenden  Armenlast. 

Wir  geben  in  Folgendem  ausdrücklioh  nur  Angaben  ans  schwerer 
zugänglichen  Schriften. 

Dem  Jahresbericht  des  proyinzialständ.  Yerwaltungs-AusschaBses  über 
die  Ergebnisse  der  Verwaltung  pro  1878  8.  8,  enthalten  in  den  Ver- 
handlungen des  elften,  zwölften  und  dreizehnten  schleswig-holsteinischen 
FroTinziallandtags  Kiel   1880  und  81,  entnehmen  wir  folgende  Zahlen: 

£s  wurden  yon  den  Orts-  resp.  GesammtarmenTerbänden  unterstfitzt: 


dauernd 

mit  einem 

allein- 

mit einem 

nnterstfitste 

Aufwände 

vorüber- 

stehende 

Aufwände 

Landanne 

von 

gehend 

Familien 

von 

1874 

310 

27,794  Mk. 

402 

14 

14,464   Mk. 

1875 

371 

33,629     „ 

557 

32 

22,555     „ 

1876 

474 

45,172     „ 

542 

37 

26,890     „ 

1877 

671 

64,223      „ 

1162 

72 

39,109     „ 

1878 

829 

82,170     „ 

1575 

131 

53,986     „ 

1879 

1088 

99,824      „ 

2529 

144 

68,476     „ 

Von  dem  Landarmenverband  der  Frov.  Sachsen  wurden  laut  Ver- 
waltungsbericht des  Frovinzial- Ausschusses  der  Frov.  Sachsen  pro  1879  S. 
80  u.  81  folgende  Unterstützungen  gewährt: 


fortlaufende 

zeitweise 

1873 

für 

1017 

Fersonen 

57  881 

Mark. 

600 

Fersonen 

16  277  Mark. 

74 

f» 

1050 

63  027 

II 

731 

19 

16  345      „ 

75 

» 

1081 

57  035 

II 

984 

>» 

17  781      „ 

76 

ft 

922 

57  126 

19 

1156 

»I 

26  233      „ 

77 

7  8 

» 

1045 

79  133 

II 

2373 

II 

49  545      „ 

78 

79 

*f 

1188 

84  174 

II 

2232 

1} 

49  605      „ 

II 


II 


II 


Dem  oben  erwähnten  schlesw.-holsteinischen  Berichte  entnehmen  wir 
noch  die  Zunahme  der  Frequenz  von  16  Korrectionsan stalten  in  Freussen 
von  1874  bis  1877,  in  denen  fast  nur  Fersonen  untergebracht  sind,  die 
hier  in  Betracht  kommen.     Es  waren  in  denselben  detinirt: 

1874  8711   Männer  und  644  Weiber. 

1875  4303  „  „     717 

1876  5236  „  „     848 

1877  6046  „  „     911 

Uns  liegen  für  frühere  Jahre  keine  Angaben  zur  Vergleiohung  der 
Gesammtsummen  vor,  doch  giebt  der  Bericht  für  die  Frov.  Sachsen  S. 
125  die  Zahl  der  Detinirten  in  der  Arbeits-  etc.  Anstalt  zu  Gross -Salze 
bis  1850  zurück  an,  wo  die  Mazimalsumme  im  Jahresbestande  schon  340 
war  und  1856  auf  420  stieg  um  1861  auf  264  zu  sinken,  sich  1867 
wieder  auf  424  zu  erheben,  1872  auf  164  zu  fallen  und  dann  von  Jahr 
zu  Jahr  auf  189,  294,  320,  325,  398  und  424  anzuwachsen.  Die  neuste 
Ziffer  steht  daher  nicht  unerreicht  da. 

In  Berlin  betrug  die  Zahl  der  Almosonempfänger  1874  0,96^ {^  der 
Civilbevölkerung    1879    dagegen    1,13<>|q  ,   während    der  Betrag  pro  Kopf 
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und  Monat  von  10,55  Mrk.  auf  11,42^)  stieg.  Geht  man  indess  einige 
Jahre  weiter  zurück,  so  ergieht  sich  hier,  wie  bei  den  Verbrechen 
und  Detinirten,  dass  in  den  sechziger  Jahren  namentlich  1868  (1,1S^|q 
der  Giyilbeyölkerung  und  8,67  Mrk.  pro  Kopf)  die  Zahlen  schon  eben 
so  gross  gewesen  sind. 

Für  Halle  a.  S.  sind  wir  in  der  Lage  auf  Grund  der  Magistratsaoten 
noch  folgende  Zahlen  anzuführen: 


regelmässig  anter- 

Gesammtaosgabe  für    die 

Einwohner 

stütste  Personen 

Armenverwaltong 

i.HaUeajS. 

absol. 

pro 
1000  Einw. 

absol. 
Mark 

pro  Kopf 

d.   BevSlkrg. 

Mark 

1832 

24790 

732 

29 

56303 

2,23 

1842 

29477 

787 

27 

48  112 

1,63 

1852 

35076 

973 

28 

67298 

1.34 

1862 

42914 

907 

21 

84546 

1,97 

1863—67 

46188 

857 

19 

95364 

2,06 

1868—72 

51072 

943 

18 

118  118 

2,31 

1873-77 

59623 

750 

13 

118  403 

1,99 

1878 

64434 

852 

13 

137  038 

2,13 

1879 

67459 

847 

13 

153005 

2,27 

1880 

71393 

934 

13 

187  013 

2,62 

Das  Resultat  ist  hier  dasselbe.  Die  fortlaufend  Unterstützten  sind 
nicht  in  exceptioneller  Zahl  yorhanden.  Die  Armenlast  ist  allerdings  in 
dem  letzten  Decennium  sehr  gewachsen,  doch  nicht  erheblich  im  Ver- 
gleiche zu  früheren  Zeiten. 

Eür  Oldenburg  ergiebt  sich  nach  Kollmann  allerdings,  dass  trotz  der 
gestiegenen  Beyölkerung  die  Zahl  der  Unterstützten   sich  yormindert  hat. 

1856/60  10  980  =  4,64  o|o 

1861/65    10  579  =  4,35  „ 

1866/70  11445  =  4,67  „ 

1871/75  10121  =  4,11  „ 
1876  8  679  =  3,5  „ 
und  zwar  tritt  die  gleiche  Erscheinung  bei  dauernd  und  ausserordentlich 
Unterstützten  zu  Tage.  In  den  letzten  Jahren  dürfte  sich  das  Yerhält- 
niss  indessen  noch  geändert  haben.  Ein  anderes  Ergebniss  würde  un- 
zweifelhaft eine  gleiche  Untersuchung  in  Bezug  auf  die  Zahl  der  Bettler 
und  überhaupt  yorübergehend  Unterstützten  liefern,  wenn  dafür  brauch- 
bares Material  yorläge.  Wir  fürchten,  dass  auch  die  neusten  Bestrebun- 
gen der  Eeichsregierung  eine  Statistik  darüber  für  das  letzte  Jahr  aufzu- 
stellen nur  wenig  Brauchbarkeit  erzielen  werden.  Eollmann  ist  allerdings 
in  der  Lage,  auch  die  ausserordentlich  Unterstützten  anzugeben,  sie  machen 
y.  1856|70  nur  gegen  32,5  «[^  aller  aus,  yon  1871175  sogar  nur  28,19  o|j,. 
Das  zeigt  zur  Genüge,  dass  diese  Categorie  dort  gewohnt  ist,  sich  an  die  Pri- 
yatwohlthätigkeit  zu  wenden  und  man  aus  jener  Angabe  über  die  Aus- 
dehnung des  Bettelwesens  selbst  nicht  orientirt  wird.     Die  Zahl  der  Bet- 


1)  Statist.  Jahrbach  der  Stadt  Berlin,  fünfter  und  siebenter  Jahrg.  S.  154  n.  8.  165. 
1866  1,100/^,  1867  l,12o/o»  1869  ^A^^U^  ^870  1,14«/,,,  1871  1,08«/^,  1872  l,02Voi 
1873  0,970/q,  während  die  Aasgaben  pro  Kopf  ganz  allmäUg  von  8,36  Mrk.  im  Monat 
im  J.  1866  auf  9,31  Mrk.  1871  u.  s.  w.  stieg. 
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telndeu  festzustellen  ist  Datürlich  ganz  anmöglich,  man  kann  nur  die 
polizeilich  wegen  Betteins  Bestraften  ennitteln;  und  diese  sind  für  die  neoste 
Zeit  in  der  uns  yorliegenden  Literatur  für  Schleswig  bei  Lammers ,  für 
Sachsen  bei  Böhmert  angegeben.  1878  wurden  in  Schleswig  -  Holstein 
nicht  weniger  als  2437  Menschen  wegen  Betteins  und  Vagabondirens 
bestraft,  wovon,  was  sehr  bezeichnend  ist,  nur  463  in  der  Provinz  gebo- 
ren, während  also  81  ^/^  Auswärtige  waren.  Von  den  Letztem  waren 
wieder  1434  oder  über  68  ^^j^  Aller  erst  seit  3  Monaten  in  der  Provinz. 
In  Sachsen  wurden  1879|80  26  587  Personen  aus  dem  gleichen 
Grunde  bestraft,  wovon  48  ^|q  Nichtsachsen  waren  und  10  853  vagirten 
ohne  dauernden  Aufenthalt.  Für  den  Landgerichtsbezirk  Schwerin  giebt 
Stursberg  S.  15  6210  Yerurtheilungen  wegen  Betteins  und  Landstreicherei 
vom  1.  Oct  1879  bis  31.  Dec.  1880  an.  Unter  den  Yerurtheilten  be- 
fanden sich  nur  568  Mecklenburger.  Besonders  bedauerlich  ist  die  grosse 
Zahl  im  jugendlichen  Alter  stehender  Personen,  die  allgemein  darunter 
gefunden  werden. 

Als  die  Ursache  dieser  Erscheinung  wird  einmüthig  die  ungünstige 
wirthsohaftliche  Lage  des  ganzen  Landes  und  dadurch  herbeigeführte  Ar- 
beitslosigkeit angeführt,  die  auch  unzweifelhaft  die  starke  Zunahme  der 
Verbrechen  Ende  der  siebziger  Jahre  bedingt  hat.  Sie  reicht  aber  nicht 
aus  um  die  Zunahme  der  Vagabondage  in  der  zu  Tage  tretenden  Weise 
zu  erklären.  Es  müssen  noch  andere  Momente  hinzutreten,  und  hier 
findet  man  angegeben  den  noch  durch  die  Zünfte  bei  den  Handwerkern 
grossgezogenen  Wandertrieb,  die  schlechte  Organisation  der  öffentlichen 
wie  privaten  Armenpflege,  die  Lässigkeit  der  Polizei  in  Bezug  auf  die 
Unterdrückung  des  Betteins,  so  wie  hauptsächlich  das  gedankenlose  Al- 
raosengeben  der  Bevölkerung.  Es  tritt  hierzu  die  Erleichterung  des  Wan- 
dems  für  die  ganze  Bevölkerung,  auch  abgesehen  von  dem  Handwerker, 
durch  die  Freizügigkeit  und  die  Schwierigkeit  der  Controlle  der  Wan- 
dernden durch  die  Beseitigung  des  Zwanges  Legitimatiouspapiere  bei  sich 
zu  führen.  Um  diese  Punkte  gruppiren  sich  auch  alle  Vorschläge  zur 
Besserung  der  Zustände,  die  uns  hauptsächlich  zu  beschäftigen  haben. 

Wie  wir  glauben  mit  Hecht  machen  Lammers  S.  16,  Doell  S.  10 
darauf  aufmerksam,  dass  heutigen  Tages  der  alte  Usus  der  Handwerker 
von  Ort  zu  Ort  mit  dem  Wanderstabe  in  der  Hand  zu  ziehen  und  sich 
den  Unterhalt  von  Haus  zu  Haus  zu  erbitten,  keine  Berechtigung  mehr 
hat,  dagegen  eine  grosse  und  mehrfache  Gefahr  in  sich  sohliesst,  indem 
dadurch  die  Betreffenden  selbst  demoralisirt  werden ,  sie  sich  daran  ge- 
wöhnen, auch  ohne  Unterhaltsmittel  herumzustreifen  und  dies  einer  schnel- 
len Bahnfahrt  an  den  Bestimmungsort  vorziehen.  Wir  vermögen  nicht 
jenen  „Das  Wandern  des  armen  Handwerksburschen''  preisenden  Worten 
des  Herrn  Staatsanwalt  Ghuchul  S.  4  seiner  Schrift  zuzustimmen,  der 
dies  „hegen  und  pflegen"  will.  Er  definirt  selbst  „Land streichen'*  im 
Sinne  des  §  861  u.  s.  w.  des  Beichsstrofgesetzbuches  als:  „mittel-  und 
erwerbsloses  Umherziehen  von  Ort  zu  Ort",  hält  aber  dieses  selbe  Wan- 
dern „ohne  andere  Baarsohaft  als  sein  ehrliches  Gesicht  und  seine  jugend- 
jfieiaohe  Lust  die  Welt  kennen  zu  lernen"  beim  Handwerker  für  berech- 
H.     Die   gleiche  Lust  ist  wohl  bei  den  jungen  Leuten  fast  aller  Kreise 
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Yorhanden  und  das  Streben  den  Gesidhiskreis   wie  die  Fachkenntnisse  zu 
erweitem  an  sich  anzuerkennen    und  zu  fordern,   aber   in   der   Zeit   der 
Eisenbahnen,    welche  die  Verpflanzung  yon  Ort  zu  Ort  so  ungemein  er- 
leichtern,  dass   auch   der  Handwerker  reichlich  Gebrauch  dayon  machen 
kann  ,    yermögen    wir   Keinem  ein  Priyilegium  auf  anderer  Leute  Kosten 
zu  reisen  zuzusprechen   und   müssen   jene  AufPassung  als  einen  Anachro- 
nismus  schlimmster   Art    bezeichnen,    wodurch    Demoralisation   gefördert 
wird.     Auch  der  Handwerker  hat  sich  daran  zu  gewöhnen,  nur  auf  eige- 
nem Erwerb  zu  fussen.     „Wer  ohne  Mittel  ist,  soll  nicht  leichtfertig  eine 
Reise  antreten^S  sagt  Doell  S.  45  und  es  heisst  im  Strafgesetzbuch  nicht, 
„wer  ohne  Noth  bettelt,    sondern,   wer  bettelt,  wird  mit  Haft  bestraft.'' 
Jedenfalls  wird  man  nicht   dem  gesammten  Publikam,    sondern  höchstens 
den  Fachgenossen  zumuthen  dürfen,  den  nach  Beschäftigung  Anfragenden 
einen  Zehrpfennig  zu  bieten,  der  Handwerksbursch  aber,  der  fechtend  in 
jedes  beliebige  Haus  tritt,  ist  nicht  anders  wie  irgend  ein  beliebiger  Bett- 
ler anzusehen  und  zu  behandeln.     Ausser  den  Handwerksburschen  finden 
sich  aber  alle  sonstigen  Gewerbtreibenden  und  Arbeiter  auf  der  Wander- 
schaft, genug  Familienyäter,  die  sich  ihren  natürlichen  Pflichten  entziehen 
und  nicht  yon  jenen  unterschieden  werden  können. 

Hiermit  im  Zusammenhange  steht  der  schädliche  Einfluss  des  kritik- 
losen Almosengebens,  welches  yom  wirthschafUichen  wie  sittlichen  Stand- 
punkte gleich  scharf  zu  yerurtheilen  ist.  Sehr  treffend,  wenn  auch  etwas 
crass  sagt  Lammers  S.  19:  „Wir  müssen  uns  endlich  frei  machen  yon 
der  alten  Vorstellung,  die  dem  Menschen  im  Namen  Gottes  eingeimpft 
warde,  als  er  noch  eine  hartherzige,  mitleidlose  Bestie  war :  dass  das  Ge- 
ben an  sich  schon  yerdiensüich  sei,  gleichyiel  an  wen  und  mit  welcher 
Wirkung."  Auf  der  anderen  Seite  ist  aber  auch  zu  betonen,  dass  man 
die  Hartherzigkeit  in  beklagenswerther  Weise  yerallgemeinem,  und  einen 
schönen  Zug  der  Zeit  yemichten  würde,  wenn  man  das  Almosengeben 
unterdrücken  wollte,  so  lange  die  Beyölkerung  nicht  das  Bewusstsein  hat, 
dass  der  wirklich  Bedürftige  ausreichende  Unterstützung  am  angemessenen 
Orte  erhält,  wo  der  Würdige  yom  Unwürdigen  geschieden  wird.  Man 
kann  wohl  mit  Zuyersicht  sagen,  dass  das  Almosengeben  der  Priyaten  nie 
beseitigt  werden  wird,  so  lange  die  organisirte  Armenpflege  nicht  eine 
der  öffentlichen  Meinung  nach  yöllig  befriedigende  ist,  so  dass  sich  Bei- 
des gegenseitig  auf  das  Innigste  bedingt.  Dieser  Auffassung  gab  der 
Eefer.  über  die  Frage  der  Maassregeln  zur  Unterdrückung  der  Bettelei 
Stadtsyndikus  Beseler  auf  der  Armenpflegerkonferenz  in  Berlin  beredten 
Ausdruck.  (S.  Ber.  S.  4).  Die  Erkenntniss  der  Verderblichkeit  der  Ein- 
zelgaben Priyater  an  Unbekannte  wird  deshalb  als  eine  Vorbedingung  der 
'Durchführung  einer  Reform  des  Armen wesens  angesehen  werden  müs- 
sen. Die  erwähnten  Schriften  haben  unzweifelhaft  ein  grosses  Verdienst, 
dass  sie  eindringlich  und  klar  die  Folgen  jenes  gedankenlosen  Handelns 
gekennzeichnet  haben.  Sie  lassen  sich  in  folgende  Sätze  zusammenfassen : 
Der  Zudringliche  erhält  am  meisten ,  der  Bescheidene  lässt  sich  ab- 
schrecken ,  ihm  wird  yon  jenem  der  Bissen  yor  dem  Munde  fortgenom- 
men. Der  Erfolg  des  Betteins  yerleidet  auch  dem  Arbeitsamen  seine 
saure   und    wenig   einträgliche   Thätigkeit.     Namentlich   ist  dies  bei  Kin- 


38  Literatur. 

dem  der  Fall.  ,,£in  Leben,  das  mit  Betteln  beginnt,  ist  wohl  für  alle 
Fälle  für  die  Gesellschaft  verloren."  Die  Behandlang,  die  sich  der  Bett- 
ler meist  gefallen  lassen  muss,  stumpft  in  kurzer  Zeit  jedes  feinere  Ehr- 
gefühl ab.  Die  Heuchelei  wird  methodisch  gross  gezogen  und  die  Yer- 
brecherlaufbahn  yorbereitet. 

Die  Summen,  welche  in  Pfennigen  an  Bettler  umhergestrent  werden, 
sind  sehr  bedeutend,  sie  werden  segensreicher  Anlage  entzogen  und  wür- 
den in  geeigneten  Händen  concentrirt  eine  wirkungsvolle  Armenpflege 
ermöglichen,  ohne  besondere  Steuerlast  der  Bevölkerung  aufzubürden. 

Die  zur  Abhülfe  der  allgemein  anerkannten  Uebelstände  vorge- 
schlagenen Maassregeln  finden  sich  in  den  meisten  Schriften  gleichartig 
wieder,  so  dass  man  ganz  bestimmte  Resultate  aus  der  Öffentlichen  Dis- 
cussion  in  dieser  Beziehung  zu  ziehen  vermag. 

Allgemein  tritt  die  Auffassung  in  den  Vordergrund,  dass  die  Haupt- 
aufgabe der  Gesellschaft  selbst  zufällt,  wenn  sie  auch  der  Staatshülfe 
nicht  entrathen  kann.  Die  Scheu  auch  die  Letztere  in  Anspruch  zu 
nehmen,  hat  seit  dem  volkswirthschafblichen  Congress  in  Mainz  sehr  ab- 
genommen. Es  tritt  sogar  immermehr  das  Streben  hervor,  die  öffentliche 
Gewalt  grade  hier  mehr  als  bisher  eintreten  zu  lassen. 

In  der  Sitzung  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  am  12.  Nov. 
1881  wurde  von  Herrn  Stadtrath  Ludw.  Wolf  ein  Regulativ  verlesen, 
welches  in  einzelnen  Amtshauptmannschaftsbezirken  mit  Genehmigung  der 
Regierung  gesetzliche  Kraft  erlangt  hat  und  heilsam  gewirkt  hal)en  solL 
fis  lautet: 

§  1.  Sämmtliche  Ortschaften  des  amtsh.  Bez.  G.,  einschl.  der  Städte, 
treten  für  den  Zweck  der  Bekämpfung  der  Bettelei  zu  einem  gemeinsa- 
men Almosenverband  zusammen.  —  §  2.  Arbeitslosen  Reisenden  ist  wo- 
möglich eine  ihren  Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende  Arbeit  zuzu- 
weisen und  nur,  wenn  dies  nicht  gelingt,  den  mit  Legitimationspapieren 
Versehenen  ein  Almosen  zu  verabreichen.  —  §  3.  Die  Verabreichung 
von  Aimosen  darf  nur  an  den  hierzu  bestimmten  Stellen  und  von  den 
hierzu  angestellten  und  verpflichteten  Personen  erfolgen.  —  §  4.  Allen 
übrigen  Personen  jeden  Standes,  Alters  und  Geschlechtes  wird  die  Ver- 
abreichung von  Gaben  an  Bettler  bei  Strafe  bis  2  Mark,  welche  von  den 
Bürgermeistem,  Guts-  und  Gemeindevorständen  verhängt  wird  und  in  die 
Armenkasse  fliesst,  untersagt.  —  §  5.  Dieses  Verbot  wird  an  den  Ein- 
und  Ausgängen  aller  Ortschaften  des  Bez.  C  unter  Angabe  der  nächsten 
Gabenstelle  durch  Anschläge  bekannt  gemacht.  — 

Diese  Maasregel,  die  namentlich  für  Landgemeinden  schon  auf  dem 
inten  BerL  Congress  befürwortet  wurde,  scheint  um  so  mehr  gerechtfer- 
tigt^ je  mehr  die  Wirkungen  des  principlosen  Almosengebens  zu  Tage 
tnten«     Wenn  aach  die  Geschichte  die  directe  Wirkungslosigkeit  solcher 

genugsam    bekundet,   so   wird    die  grosse  Masse  damit  doch 

I  «Q%arüttelt  und  auf  das  Schädliche  ihres  Thuns  energisch  aufmerk- 


;  adintf  genug  wurde  bisher  betont,  dass  die  Polizei  sich  allge- 
iduiohtig   dem  Bettelunwesen   gegenüber   verhält   und  aus  Be- 
in  Ange   dabei  zudrückt     Durch  consequentes   Vorgehen 
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gegen  alle  Bettler  würde  entschieden  viel  zu.  erreichen  sein.  Freilich 
wird  sehr  aUgemein  darüber  geklagt,  dass  es  an  den  nöthigen  Einrich- 
tungen in  den  Gemeinden  fehlt,  am  den  Armen  gegenüber  so  aufzutreten, 
wie  es  das  Gesetz,  geschweige  denn  das  Princip  verlangt. 

Nach  dem  preass.  Gesetz  z.  B.  ist  das  Betteln  unbedingt  untersagt, 
jeder  Bettler  ist  daher  ein  lebender  Zeuge  für  die  Unzulänglichkeit  der 
Polizei.  Nach  dem  deutschen  Gesetze  soll  jedem  Hülfsbedürftigen  das 
Nothweudige  geboten  werden,  und  Doell  weist  mit  llecht  8.  44  darauf 
hin,  dass  die  Gemeinde  neben  dieser  Pflicht  auch  das  Recht  hat,  Gegen- 
leistung für  den  Aufwand  zu  fordern,  den  die  gewährte  Unterstützung 
verursacht  hat.  Meistens  aber  fehlen  die  Einrichtungen  völlig,  (8.  DoeU 
ebenda  und  Chuchul  S.  10),  um  diesen  Wiederersatz  durch  Arbeit  zu  er- 
möglichen. Energisch  wird  von  den  verschiedensten  Seiten  gefordert,  dass  es 
als  Hauptgrund satz  bei  der  Armenpflege  angesehen  werden  müsse,  jedem 
Arbeitsfähigen,  der  Hülfe  beansprucht,  nur  gegen  Arbeit  etwas  zu  verabfol- 
gen, denn  die  Vagabondage  könne  nur  beseitigt  werden,  wenn  man  ihm  das 
Treiben  verleidet.  Ebenso  einig  ist  man  darüber,  dass  das  bisherige  Verfah- 
ren der  öffentlichen  wie  privaten  Armenpflege  dies  keineswegs  erreicht.  Das 
Gewöhnliche  ist  noch  jetzt  die  Abfindung  mit  Geld,  welches  längst  als  das 
schädlichste  Verfahren  erkannt  ist.  Jeder,  der  sich  mit  Arbeitspflege  beschäf- 
tigt hat,  weiss,  dass  es  zu  den  schwierigsten  Aufgaben  gehört  Arbeit 
nachzuweisen,  und  noch  mehr  sie  sofort  an  Ort  und  Stelle  der  nothwen- 
dig  gewordenen  Unterstützung  zu  beschaffen.  Sehr  beachten swerth  scheint 
uns  da  die  Ausführung  des  Polizciraths  Jagielski  in  Königsberg  S.  22, 
der  fragt:  „muss  denn  aber  die  diesen  Personen  aufzuerlegende  Arbeit 
auch  gerade  lohnend  sein  ?'*  Die  Frage  ist  vollständig  gerechtfertigt. 
Worauf  es  ankommt,  ist  nicht  das  Product  der  Arbeit,  sondern  eben  nur 
diese  selbst.  Er  betont  ausdrücklich  auf  Grund  eigener  Erfahrung  in 
einer  Erziehungsanstalt  für  verwahrloste  Kinder,  welche  allein  die  Arbeit 
als  Erziehungsmittel  anwendet,  dass  nichts  so  durchgreifend  auf  Arbeits- 
scheu wirke  als  Arbeit,  die  sichtbar  keinen  Zweck  bat,  z.  B.  einen  Haufen 
Steine  von  einer  Seite  des  Hofes  in  die  andere  und  dann  wieder  zurück- 
zukarren.  Derartige  Arbeit  lässt  sich  überall  schaffen,  und  mancher  rück- 
fällige Bettler  könnte  dadurch  curirt  werden.  Wir  sahen  in  einem  gros- 
sen Zuchthause  Londons  einen  Gefangenen,  der  sich  widersetzt  hatte,  zur 
Strafe  ein  grosses  Rad  drehen,  mit  welchem  nur  ein  Messer  der  Um- 
drehungen, die  also  ganz  effectlos  blieben ,  in  Verbindung  gesetzt  war. 
Dergleichen  wäre  eine  zu  extreme  Aushülfe,  aber  wenig  lohnende  Arbeit 
müaste,  wie  Jag.  mit  Becht  annimmt,  überall  vorhanden  sein,  und  sicher 
wären  die  Summen,  die  als  Zuschuss  gewährt  werden  müssten,  besser  an- 
gebracht, als  unzählige  jetzt  in  der  Armenpflege  verausgabte. 

In  Weimar  hat  sich,  wie  auf  dem  Berliner  Vereinstage  (S.  64)  an- 
gegeben wurde,  eine  Holzspaltanstalt  sehr  bewährt.  In  Göttingen  (S.  43) 
lässt  man  die  Leute  die  Unterstützung  durch  Steineklopfen  abverdienen. 
Auf  dem  ersten  Berliner  Congress  wurde  von  Doell  der  Antrag  gestellt, 
die  Versammlung  solle  erklären :  „Es  erscheint  zur  Beschränkung  des  Bet- 
teins angemessen,  dass  in  allen  Fällen,  wo  ein  Straferkenntniss  wegen 
Bettelei  gefallt  wird,  der  Eichter    mit   der  Haft  auch  Arbeitsleistung  des 


40  Literatur. 

Verurtheilten  yerbinde,  der  letztere  also  angehalten  werde,  einen  Theil 
der  Kosten  ,  die  verursacht  worden  sind ,  abzuarbeiten."  Derselbe  wäre 
yon  der  Yersammlung  sicher  angenommen,  wenn  man  eine  Abstimmiing 
nicht  principioll  ausgeschlossen  hätte.  Wir  würden  nach  dem  oben  Ge- 
sagten den  Schlusssatz  in  Betr.  des  Kostensatzes  lieber  fortgelassen  haben. 

Die  Herren  Jagielski  und  Ghuchul,  ebenso  Stursberg,  welche  die 
Verhältnisse  sehr  wohl  beurtheilen  können,  bezeugen,  dass  die  Haft 
bei  ihrer  vorschriftsmässig  milden  Vollstreckung  auf  Landstreicher  und 
Bettler  fast  nie  als  „Strafe"  wirkt.  Ch.  beklagt  es  aber,  dass  in  Prena- 
sen  die  Ueberführung  in  ein  Arbeitshaus,  —  der  Schrecken  aller  Strolche 
—  verhält nissmässig  selten  geschieht,  weil  ein  zu  geringes  Zusammen- 
gehen zwischen  Urtheils-  und  Vollstreckungsbehörde  vorhanden,  und  die 
Arbeitshäuser,  so  wie  die  grössten  Strafanstalten  nicht  zur  Justisrerwal- 
tung  gehören.  Da  in  §  362  Abs.  2  nur  gesagt  ist:  „Bei  der  Vemrthei- 
Inng  zur  Haft  kann  zugleich  erkannt  werden,  dass  die  verartheilte 
Person  nach  verbüsster  Strafe  der  Landespolizeibehörde  zu  überweiaen 
sei.  Die  Landespolizeibehörde  erhält  dadurch  die  Befugniss,  die  verar- 
theilte Person  entweder  bis  zu  zwei  Jahren  in  ein  Arbeitshaas  unterza- 
bringen  oder  zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden.  Bei  Bettlem 
ist  dies  jedoch  nur  zulässig,  „wenn  der  Verurtheilte  in  den  letzten  drei 
Jahren  wegen  dieser  XJebertretung  mehrmals  rechtskräftig  verartheilt 
worden  ist,  oder  wenn  derselbe  unter  Drohung  oder  mit  Waffen  gebettelt 
hat."  Dies  kann  wünscht  der  Verf.  in  muss  verwandelt  zu  sehn,  am 
ein  verschärftes  Vorgehen  zu  erzielen.  Wir  halten  für  sehr  beachtens- 
werth,  was  er  über  die  Schwierigkeiten  sagt,  die  Vorstrafen  festzastellen, 
wodurch  verhindert  wird,  fremden  Delinquenten  die  entsprechende  erhöhte 
Strafe  angedeihen  zu  lassen.  Legitimationspapiere  braucht  Niemand  bei 
sich  zu  haben,  giebt  der  Betreffende  einen  falschen  Namen  an,  so  reicht 
die  kurz  bemessene  Klagefrist,  —  eine  Woche  —  nicht  aus,  am  volle 
Klarheit  über  das  Vorleben  desselben  zu  verbreiten. 

£r  schlägt  deshalb  vor,  dass  gesetzlich  jene  Erist  verlängert  wird 
im  Ealle  der  Inhaftirte  einer  Lüge  überführt  wird  und  zwar  bis  za  der 
Zeit,  wo  seine  Identität  festgestellt  ist.  Die  Vorstrafen  aber  sollen  sämmt- 
lieh  am  Geburtsorte  verzeichnet  werden,  nicht  am  Aufenthalts-  oder 
Heimatorte ,  damit  an  einem  bestimmten,  leicht  zu  ermittelnden  Punkte 
alle  bezüglichen  Angaben  vereinigt  zu  finden  sind.  Gegenwärtig  erhalten 
als  Civilcontrolbehörden  in  Preussen  die  Staatsanwaltschafben  und  Orta- 
polizeibehörden  Nachricht  über  die  verurtheilten  Verbrechen  und  Ver- 
gehen. Die  Uebertretungen ,  welche  oft  Zeugniss  von  grosser  Rohheit 
des  Individuums  ablegen,  werden  dort  nicht  verzeichnet. 

Der  Verf.  proponirt  deshalb  folgenden  Satz  (S.  S.  23)  womöglich  als 
Ergänzung  des  Tit.  X  des  Gerichts- Verfassungsgesetzes  für  das  ganze 
deutsche  Reich:  „Die  Staatsanwaltschaften  bei  den  Landgerichten  haben 
alle  Strafen  zu  kontroliren,  welche  gegen  in  ihrem  Bezirke  gebo- 
rene Personen  rechtskräftig  festgesetzt  werden.  Jede  Civil-  oder  Mili- 
tärbehörde, die  wegen  einer  in  den  allgemeinen  Gesetzen  vorgesehenen 
BtxafÜiat  Strafe  festsetzt,  bezw.  bei  gerichtlich  festgesetzten  Strafen  die 
AnUtfabehdrde  dea  Geriehta  erster  Instanz,   hat   sogleich  nach  einge- 
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tretener  Bechtskraft,  und  ebenso  dereinst  nach  Yollstreckong  oder 
Erlass  der  Strafe  diesföllige  Mittheil  angen  zu  machen  an  die  Staatsan- 
waltschaft bei  demjenigen  Landgericht,  in  dessen  Bezirk  der  nach  seinen 
Identitätsmerkmalen  zn  beschreibende  üebelthäter  geboren  isf 

Sollte  nicht  ein  alphabetisch  geordnetes  Generalbach  in  Berlin,  in 
welchem  alle  Personen,  die  wegen  Verbrechen  und  Vergehen  yerurtheilt 
sind,  mit  diesen  verzeichnet  werden,  noch  besser  zum  Ziele  führen,  ohne 
dass  die  Kosten  der  Führung  erheblich  über  die  Ersparnisse  der  gegen- 
wärtigen Hin-  und  Herschreibereien  zur  Feststellung  des  Thatbestandes 
hinausgehen  würden?  — 

Sehr  beachtenswerth  ist  dann  der  Besohluss  des  Vereins  für  Armen- 
pflege im  Noyemb.  1881  in  Berlin,  die  Kgl.  Staatsregierung  zn  ersuchen, 
der  Gesetzgebung  eine  Bestimmung  einzufügen ,  wonach  es  in  ähnlicher 
Weise,  wie  es  nach  dem  preuss.  Ges.  vom  21.  Mai  1855  Art.  XTTT  der 
Fall  war,  den  Behörden  wiederum  zustünde,  arbeitsfähigen  Personen,  wel- 
chen zu  ihrem  eigenen  Unterhalte  oder  zum  Unterhalt  ihrer  Familie 
öffentliche  Unterstützung  gewährt  werden  muss,  ohne  yorgängiges  gericht- 
liches Verfahren  durch  eine  Verwaltungsprozedur,  welche  mit  Garantieen 
des  Schutzes  gegen  etwaige  Willkür  ausgerüstet  ist,  zur  Arbeit  innerhalb 
oder  aasserhalb  des  Arbeitshauses  anzuhalten.'' 

Wir  legen  den  erwähnten  Bestrebungen  der  Vagabondage  entgegen- 
zutreten die  höchste  Bedeutung  bei.  Die  ganze  Armenpflege  wird  ausser- 
ordentlich erleichtert,  wenn  der  Haupttheil  der  Unwürdigen  ausgeschie- 
den und  besonders  behandelt  wird. 

Sehr  wichtig  ist  sicher  der  Hinweis  namentlich  yon  Krohne  und 
y.  Sauken-Tarputschen  S.  55 — 57  des  Ber.  des  Armenpfleger-Vereins  yon 
1881,  dass  vor  Allem  die  Korrigendenanstalten  zu  yerbessem  seien  und 
grade  hier  die  allgemeine  Einfuhrung  der  Einzelhaft  das  unbedingt  zu 
Erstrebende  ist,  durch  welche  die  Corrumpirung  noch  unyerdorbener  Ele- 
mente durch  Miteingesperrte  verhindert  und  dem  Strolch  die  härteste 
Strafe  zu  Theil  wird. 

Der  alte  Streit,  ob  öffentliche  oder  private  Armenpflege  ist  in  der 
neueren  Literatur,  wie  erwähnt,  nur  oberflächlich  berührt,  die  Noth wen- 
digkeit, die  Privatwohlthätigkeit  heranzuziehen,  allgemein  anerkannt,  aber 
ebenso  die  Nothwendigkeit  sie  zu  organisiren.  Der  Schwerpunkt  der 
öffentlichen  Discussion  liegt  in  der  Behandlung  der  Frage,  wie  die  Orga- 
ganisation  durchzuführen.  Die  meisten  der  vorliegenden  Schriften  beschäf- 
tigen sich  daher  mit  der  Vereinsthätigkeit  und  wir  haben  dabei  zunächst 
die  Antibettelvereine  zu  berücksichtigen,  deren  Ausbreitung  fast  allgemein 
als  nothwendig  betrachtet  wird.  Oberbürgermeister  Grumbrecht  (Harburg) 
allerdings  glaubte  sich  auf  dem  Berliner  Armenpflegercongress  entschie- 
den gegen  dieselben  aussprechen  zu  müssen.  Er  hält  eine  allgemeine 
Verbreitung  derselben  über  das  ganze  Land  für  unausführbar  und  Be- 
schränkung derselben  auf  kleinere  Kreise  für  „geradezu  schädlich.''  Die 
Begründung  dieses  auffallenden  Ausspruches  ist  aber  eine  völlig  unzurei- 
chende, da  sie  nur  in  der  Behauptung  beruht,  dass  man  zwischen  Wür- 
digen und  Nichtwürdigen  nicht  unterscheiden  könne  und  das  allgemeine 
kritiklose  Geben  demoralisirend   wirke.     Der   Bedner  entzog   seiner  Aus- 
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föhmng  sofort  selbst  den  Boden,  indem  er  hinzofagte,  dass  die  öffentliche 
Armenpflege  ebenso  wenig  eine  ausreichende  Prüfdng  durchzuführen  yer- 
möge  und  daher  „bis  dahin  mehr  zur  Demoralisation  der  Menschen  hin* 
gewirkt  habe  als  zur  Besserung."  Der  logische  Schluss  wäre  demnach 
offenbar,  dass  jede  Armenpflege  abgeschafft  werden  müsse.  Diesem  Sohlnsie 
entzieht  sich  der  Redner  und  plaidirt  nur  für  energisches  Yorgehen  der 
Gesetzgebung  gegen  die  Yagabondage.  Das  Unlogische  des  gansen  Vor- 
gehens liegt  auf  der  Hand.  Niemand  fällt  es  ein  zu  meinen,  daas  durch 
jene  Vereine  Alles  erreicht  werden  kann. 

Man  kann  also  wohl  yor  einer  IJeberschätzung  des  Einfluzaes  war- 
nen, dann  gewisse  Maassregeln  den  Vereinen  zur  Pflicht  machen,  aber 
ein  Zweifel  kann  darüber  nicht  obwalten,  dass  eine  solche  Organisation 
der  Bürger,  welche  sie  dazu  führt,  nach  bestimmten  gemeinsam  berathe- 
nen  Principien  die  Armenunterstützung  durchzuführen  Besseres  leisten 
wird,  als  wenn  Jeder  sich  selbst  überlassen  bleibt  und  sich  dem  momen- 
tanen Impulse  hingiebt.  Die  Zahl  der  Missgriffe  wird  sonst  offenbar 
noch  erheblich  grösser  sein.  In  diesem  Sinne  äusserten  sich  auch  die  fol- 
genden Redner.  Es  kommt  hinzu,  dass  die  Vereine  es  nicht  nur  mit 
Durchziehenden,  sondern  auch  sehr  erheblich  mit  Eingesessenen  au  thun 
haben,  die  absolut  nicht  der  öffentlichen  Armenpflege  allein  überlassen 
werden  können.  Die  Hauptaufgabe  der  Vereine  ist  aber  die  Abschaffung 
der  Bettelei  durch  Entwöhnung  der  Leute  vom  Geben  an  Unbekannte  — 
(Lammers  S.  25),  und  hiergegen  wenden  sich  die  Angriffe  nicht.  Dann 
soll  der  Verein  der  öffentlichen  Armenbehörde  zur  Seite  stehen,  nicht  an 
solche  geben,  die  schon  hinreichend  von  jener  erhalten,  sondern  wo  es 
Unglücklichen  die  Leiden  zu  lindem  gilt  und  die  öffentliche  Kasse  nicht 
ausreicht.     Er  hat  dann  besonders  fiir  Arbeit  zu  sorgen. 

Die  allgemeine  Einrichtung  der  Vereine  braucht  hier  nicht  weiter 
erörtert  zu  werden,  da  sie  als  genügend  bekannt  und  allgemein  gebilligt 
angesehen  werden  kann.  Als  Hauptmoment  ist  in  Berlin  von  dem  Refer. 
Stadtsyndikus  Beseler  ausgesprochen :  „Derjenige  Verein ,  der  nicht  als 
Hauptgrundsatz  in  seinem  Statut  aufstellt,  dass  unter  keinen  Umständen 
Geld  gegeben  werden  darf,  gräbt  sich  damit  selbst  sein  Grab.''  Allge- 
mein gelangt  msm  dazu,  dass  Durchwandernden  nur  das  Nothdürftigste 
gewährt  werden  darf,  und  in  Stuttgart  hat  man  es  bereits  dazu  gebracht, 
fast  nur  Naturalyerpflegung  zu  geben,  was  überaus  segensreich  gewirkt 
hat.  Hier  ist  die  Frage  nur  berechtigt,  soll  das  nicht  der  öffentlichen 
Behörde  yorbehalten  bleiben,  die  dazu  gesetzlich  yerpflichtet  ist?  Wir 
gehen  dayon  aus  und  kommen  darauf  zurück,  dass  auch  hier  die  siame- 
sischen Zwillinge,  wie  sie  Gneist  auf  dem  Mainzer  Congress  bezeichnete, 
die  öffentliche  und  priyate  Armenpflege  Hand  in  Hand  gehen  müssen, 
wodurch  jene  Frage  fortfallt. 

Hier  ist  aber  die  Untersuchung  wichtig:  Soll  eine  Prüfung  nach 
Würdigkeit  stattfinden  oder  nicht,  und  wie  ist  dieselbe  durchzuführen? 
Die  yerschiedensten  Anschauungen  stehen  sich  darin  gegenüber.  Auf 
der  einen  Seite  finden  wir  Doell,  auf  dem  Congress  iu  Berlin  den  Refer. 
Beseler  u.  A.  Der  Erstere  sagte  in  Berlin  (S.  19  des  Berichtes)  zur  Ab- 
weisung  des    yon   Grumbrecht    der  öffentlichen    Armenpflege   gemachten 
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Vorwurfs,  sie  unterstütze  die  IlDterwürdigsten  am  meisten:  »Wir  haben 
bei  der  Unterstützung  nicht  zu  untersuchen,  ob  Jemand  würdig  oder  un- 
würdig ist,  wir  haben  den  zu  unterstützen,  der  hülfsbedürftig  ist/' 

In  seiner  Schrift  führt  er  diesen  Gedanken  8.  22  u.  f.  weiter  aus 
und  fasst  ihn  dann  in  zwei  Sätzen  zusammen:  1.  „Die  freiwillige  Arbeit 
der  Armenpflege  beginnt  da,  wo  die  gesetzliche  Armenpflege  aufhört. 
Diese  hat  die  dauernd  nöthige  und  durchs  Gesetz  bestimmt  rorgeschrie- 
bene,  jene  die  nur  yorübergehend  erforderliche  Hülfe  zu  gewähren. 
2.  Wie  yor  dem  Arzte  alle  Kranken ,  so  sind  yor  der  Armenpflege  alle 
Hülfsbedürftigen  Menschen."  Auf  der  anderen  Seite  stehen  Ealle,  Sturs- 
berg  u.  A.  Dazwischen  finden  sich  eine  Unzahl  Schattirungen ,  die  aber 
in  den  uns  yorliegenden  Schriften  nicht  ganz  ausreichend  zum  Ausdruck 
gelangten. 

Es  will  uns  scheinen,  als  seien  die  Thesen  des  erstgenannten  yer- 
dienstyoUen  Autors  Doell  nicht  ganz  klar  und  oorreot  gewählt.  Der  erste 
Theil  des  ersten  Satzes  und  der  zweite  wird  wohl  nur  auf  wenig  Wider- 
stand stossen,  aber  sie  bedingen  nicht  ganz  den  Mittelsatz.  Es  ist  zu 
bedauern,  dass  gerade  diesem  Punkte  in  der  Literatur  nicht  eine  ein- 
gehendere Behandlung  zu  Theil  geworden  ist 

Wir  acceptiren  den  Satz  Doells,  dass  die  Priyatwohlthätigkeit  die 
öffentliche  Armenpflege  zu  ergänzen  hat.  Eben  deshalb  kommen  wir  zu 
einem  anderen  Schiuss.  Für  Staat  und  Gemeinde  trifft  seine  Behauptung 
zu,  man  habe  nur  die  Hülfsbedürftigkeit  ins  Auge  zu  fassen,  nicht  die 
Würdigkeit.  Sie  haben  überhaupt  nicht  Wohlthätigkeit  zu  üben, 
sondern  nur  Missstände  zu  beseitigen,  Aergemiss  zu  yerhüten, 
Veranlassung  zu  Verbrechen  fortzuschaffen.  Sie  haben  nicht  aus  Bück- 
sicht für  das  einzelne  Indiyiduum  zu  handeln,  sondern  nur  im  Interesse 
der  Gesammtheit.  Sie  operiren  mit  Zwangsbeiträgen,  die  nur  zur 
Leistung  des  zur  Förderung  des  Gesammtwohls  unumgänglich  Nothwen- 
digen  yerwendet  werden  dürfen.  Sie  haben  daher  gar  kein  Recht  zu  in- 
diyidualisiren.  Anders  dagegen  stehen  Priyat  -  Personen  und  Vereine  da, 
welche  freiwillig  gebotene  Mittel  zur  Disposition  haben.  Allerdings  blei- 
ben auch  ihnen  gegenüber  alle  Hülfsbedürftigen  —  Menschen.  Damit 
ist  aber  für  unsere  Frage  gar  nichts  gesagt. 

Wäre  eine  öffentliche  Behörde  nicht  yorhanden,  welche  gesetzlich 
zur  Unterstützung  yerpflichtet  wäre ,  so  bliebe  den  Priyaten  nichts  übrig, 
als  selbst  für  jeden  Bedürftigen  ohne  Unterscheidung  helfend  einzutreten, 
soweit  die  Kräfte  reichen,  und  da  jene  Behörden  yielfach  nicht  ihre 
Pflicht  thuen,  so  geschieht  es  auch.  Dagegen  muss  u.  A.  n.  danach  gestrebt 
werden,  dass  die  Armenbehörden  ihren  Verpflichtungen  yoll  nachkommen 
und  factische  Noth  mit  dem  Unumgänglichsten  stets  selbst  beseitigen. 
Die  schöne  Aufgabe  und  ein  weites  Feld  bleibt  den  Priyaten  ergänzend 
reichlicher  zu  geben,  wo  es  sich  um  einen  Unglücklichen  handelt 
und  man  sicher  ist,  nicht  einen  Verkommenen  im  Nichtsthun  und 
Tranksucht  zu  bestärken  und  weiter  zu  demoralisiren.  Wohlthun 
soll  doch  nicht  ausgeschlossen,  sondern  nur  auf  Würdige  be- 
schränkt werden.  Die  Prüfung  der  Würdigkeit  aufgeben  heisst  u.  £. 
nichts   Anderes   als   der    Wohlthätigkeit   und   damit  der  priyaten  Armen- 
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pflege  den  Boden  entziehen,  ihr  die  Berechtigung  nehmen.  Die  Pflicht  f&r 
die  Armengemeinde  ist  aber  gesetzlich  jedem  Hülfsbedürftigen  das  Nothdüzf- 
tigste  zu  gewähren,  gleichviel  ob  er  vorübergehend  oder  dauernd  bedürf- 
tig  ist  £s  ist  uns  deshalb  unerfindlich,  wodurch  es  gerechtfertigt  wer- 
den soll,  dass  die  vorübergehend  Bedürftigen  ganz  der  Vereinithätig- 
keit  zugewiesen,  die  anderen  ihr  entzogen  werden  sollen.  Gerade  unter 
den  dauernd  Bedürftigen  z.  B.  Witwen,  Leidenden  befinden  sich  Yiele^ 
bei  denen  durch  reichliche  Gaben  nicht  nur  Thränen  getrocknet,  sondern 
nachhaltig  wirthschafÜiche  Existenzen  in  ihrer  Produktivkraft  aufrecht 
erhalten  werden  können.  Bei  den  vorübergehend  Bedürftigen,  unter  denen 
sich  alle  Durchwandernden  befinden,  ist  es  aber  am  aller  schwierigsten 
Controlle  zu  üben  und  die  Gelegenheit  polizeilich  Verfolgte  zu  ergreifen 
so  günstig,  dass  es  weit  richtiger  erscheint,  diese  durch  die  Hand  der 
öffentlichen  Organe  gehen  zu  lassen,  wenn  man  nicht  absolut  jede  Prü- 
fung unterdrücken  will,  was  wir,  wie  erwähnt,  für  höchst  bedenklich  halten. 
Um  so  nachtheiliger  wäre  die  erwähnte  Scheidung,  wenn,  wie  Doell  in 
Berlin  als  wünschenswerth  hinstellte,  die  Vereine  ihre  Thätigkeit  auf- 
geben, also  die  Ausübung  der  Privatwohlthätigkeit  an  vorübergehend  Be- 
dürftige den  einzelnen  Personen  anheimfiele.  Wieder  auf  den  Beriiner 
Versammlungen  wurde  nachdrücklichst  auf  Grund  praktischer  Erfahrung 
davor  gewarnt,  im  kritiklosen  Geben  zu  weit  zu  gehen.  Das  cetemm 
censeo  ist  jetzt:  mehr  Strenge  als  Milde  walten  zu  lassen.  Wir  aocepti- 
ren  das  Wort  Kalle's  (S.  1 1  des  ersten  Berliner  Berichts) ,  dass  die 
grösste  Strenge  hier  die  grösste  Humanität  ist. 

Wie  lässt  sich  aber  die  Prüfang  durchführen? 

Der  Berliner  Referent  Beseler  hielt  sie  „für  eine  reine  Unmöglich* 
keit",  weil  die  Legitimationspapiere  gegenwärtig  keinen  Anhalt  zur  Beur- 
theilung  bieten.  Grumbrecht  ging  noch  weiter  und  glaubt,  dass  eine  Le- 
gitimation gar  nicht  gefordert,  zwischen  Würdigen  und  Unwürdigen  gar 
nicht  geschieden  werden  darf  Dagegen  erwiderte  Kalle  mit  Recht,  dass 
doch  in  den  meisten  Fällen  wenigstens  festgestellt  werden  kann,  ob  man 
einen  gewerbsmässigen  Bettier  vor  sich  hat,  oder  einen  nur  momentan 
Mittellosen,  der  gezwungen  ist,  einen  anderen  Ort  aufzusuchen,  und  aus- 
nahmsweise ÖffenÜiche  Unterstützung  anruft.  Als  geeignetes  Mittel  er- 
scheint ihm  der  Anspruch  einer  Legitimation  und  der  Abstempelung  der- 
selben und  Eintragung  der  Unterstützung  an  jedem  Orte.  Dr.  Knops 
(Siegen)  gab  an,  dass  der  Verein  in  Siegen  während  4  Jahren  bei  45  ^  ^ 
Bettelnden  ausreichende  Papiere  gefunden,  bei  35  ^/q  gar  keine,  bei  20  ^  q 
ungenügende,  dass  die  Controlle  regelmässig  durch  sich  freiwillig  dazu 
bereitfindende  Herren  und  mit  entschiedenem  Nutzen  geschähe.  Herr 
Höpfner  (Hannover)  gab  an  (S.  18),  dass  in  seiner  Stadt  von  dem  Ver- 
eine etwa  20  ^/^  wegen  Mangel  einer  Legitimation  fortgeschickt  werden. 
Chuchul  hebt  S.  33  die  Schwierigkeit  der  Prüfung  gleichfalls  hervor  und 
wünscht  deshalb,  dass  von  den  Vereinen  „die  rechtliche  oder  moralische 
Legitimation  des  Hülfesuchenden  nur  ganz  ausnahmsweise  vor  der  Hülfe 
in  Betracht  gezogen  werden  solle'^  dagegen  nach  gewährter  Unterstützung 
mit  Speise,  Obdach,  Kleidung  und  Arbeit,  sei  es  sogar  seine  Pflicht,  nach 
der  Veranlassung   des   Nothstandes,   nach   der  Möglichkeit  anderweitiger 
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Abhülfe  in  Zukunft  etc.  zu  forschen,  um  ihn  eveni  der  Polizei  zu.  über- 
antworten. Oelingt  es  die  Vereine  netzartig  über  das  Land  zu  yerbrei- 
ten,  und  dadurch  das  Almosenspenden  in  den  PriTathäusem  mehr  und 
mehr  zu  beseitigen,  wird  allgemein  nach  Legitimation  gefragt  und  nur 
mit  solchen  Versehenen  yon  Vereinen  Unterstützung  gewährt,  werden  die 
XJebrigen  der  Polizei  übergeben,  so  wird  auch  ohne  gesetzlichen  Zwang, 
den  auch  Staatsanwalt  Chuchul  nicht  wieder  einfuhren  will,  der  Gebrauch 
der  Bücher  bei  der  besseren  Sorte  der  Wandernden  wieder  allgemeiner 
werden.  Gegen  den  Legitimationslosen  wird  man  um  so  schärfer  yor- 
gehen  können. 

Es  ist  aber  nicht  zu  leugnen,  dass  dieser  Punkt  noch  weit  eingehen- 
der auf  Grund  praktischer  Erfahrung  erörtert  werden  muss.  Auch  auf 
dem  zweiten  Vereinstage  in  Berlin  standen  sich  die  Meinungen  noch 
ebenso  unyermittelt  gegenüber  wie  auf  dem  ersten. 

Allgemein  herrscht  in  der  Discussi«n  Einigkeit  darüber,  dass  die  ge- 
genwärtige Armenpflege  nicht  leiste,  was  man  yon  ihr  yerlangen  müsse, 
und  sie  mit  gleichen  Opfern  leisten  könne,  und  dass  dies  auf  mangelhaf- 
ter Organisation  derselben  beruhe.  Daher  wird  einmüthig  yerlangt,  dass 
einmal  die  priyate  Armenpflege  centralisirt  und  dann  mit  der  öffentlichen 
in  engste  Verbindung  gebracht  werde. 

Es  ist  eine  anerkannte  Thatsache,  dass  in  allen  grösseren  Städten 
stets  eine  ganze  Anzahl  yon  Wohlthätigkeitsyereinen  yorhanden,  yon  denen 
jeder  ohne  Bücksicht  auf  die  andern  seine  eigenen  Wege  zu  gehen  pflegt, 
so  dass  keiner  yon  der  Thätigkeit  des  andern  Details  erfährt.  Es  ist 
einleuchtend,  dass  in  Eolge  dessen  die  Schlausten,  XJnyerschämtesten,  die 
grössten  Heuchler  aus  mehreren  Quellen  zugleich  zu  schöpfen  wissen. 
Jede  Kontrolle  ist  unmöglich,  jede  TJebersicht,  wer  schon  Unterstützung 
empfangen  hat.  Dadurch  wird  die  Beyölkerung  methodisch  zu  Heuchelei 
und  Ausbeutung  der  Wohlthätigkeit  erzogen,  die  Vertheilung  der  Gaben 
ist  eine  ungleiche  und  ungerechte.  Mit  Becht  klagt  Doell  daher,  dass 
,,zu  yiele  Helfer  und  zu  wenig  Ordnung  yorhanden'',  und  erinnert  daran, 
dass  schon  auf  dem  Vereinstage  in  Nürnberg  1871  die  Resolution  ge&sst 
wurde:  „Festgehalten  muss  werden,  dass  auf  dem  Gebiete  der  Humanität 
die  Concurrenz  yerderblich,  ja  demoralisirend  auf  diejenigen  wirken  muss, 
denen  die  Wohlthätigkeit  zu  Gute  kommt.*'  Diese  fietctisch  yorliegende, 
unheilyoUe  Concurrenz  zu  beseitigen ,  ist  daher  als  die  Hauptaufgabe  der 
nächsten  Zukunft  erkannt. 

Das  reichste  Material  hierüber  findet  man  wieder  in  dem  ersten  Ber- 
liner Berichte,  dann  bei  Doell,  in  der  Schrift:  „Ursachen  der  Verarmung 
und  Mittel  zur  Abhülfe",  in  einer  Reihe  yon  Artikeln  im  „Arbeiter- 
freund" besonders  yon  Böhmert  über  das  Vorgehen  in  Dresden,  im  „Nord- 
west" und  anderen  Schriften. 

Drei  Wege  sind  nun  in  neuster  Zeit  theils  yorgeschlagen ,  theils  be- 
reits betreten,  um  eine  Besserung  zu  erzielen. 

Der  mildeste  ist  der  yon  Frau  Bürgermeister  Stemberg  in  Stettin 
yor  2^1,  Jahren  eingeschlagene,  welcher  yom  Berliner  Referenten  Stadt- 
rath  Roestel  (Landsberg)  empfohlen  wurde  (S.  Bericht  S.  28). 

Die   Dame    yeranlasste  eine   Conferenz   der  Vorstandsmitglieder  aller 
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Vereine  unter  Xnxiehang  der  städtitchen  Armenbehörde  und  bewirkte 
einen  lioiiohluM,  nach  welchem  im  Rathhaase  ein  grosses  Buch  ausgelegt 
wUrde,  und  die  Jietheiligteii  sich  yeq)flichteten ,  jede  anteretfLtzte  Person 
mit  dem  Hetrage  der  Unterstützung  darin  zu  verzeichnen  und  dies  Bnoh 
hei  jedem  neuen  OoNUoho  su  iiatho  zu  ziehen.  Die  Privatpersonen  wor- 
den aufgefnrdert,  sieh  des  Üuchos,  das  zu  Jedermanns  Einsicht  offen  liegti 
iti  gleioher  Weise  zu  bedienen.  Die  erwähnte  Gonferenz  der  Organe  der 
lifTentliehen  und  privaten  Armenpflege  wurde  seitdem  periodisch  wieder- 
hiilt.  Der  dadurch  herbeigeführte  fortgesetzte  Austausch  der  Er£ahningeii 
iler  leitenden  Porsfinlichkeiten ,  die  Möglichkeit  der  öffentlichen  Behörde 
auf  die  Vereine  durch  die  Betheiligung  an  den  Conferenzen  einen  Ein- 
Husn  Ru  gewinnen,  hat  bereits  in  sehr  erfreulicher  Weise  die  ErgSimiig 
der  Thtttigkeit  unci  Vermeidung  der  Concnrrenz  erleichtert  Es  ist  aber 
klar,  dass  damit  nicht  Alles  erreicht  wird,  was  man  erstrebt.  Die  seinr 
RU  herilcksichtigende  Categorio  der  verschämten  Armen  kann  man  nicht 
in  ein  offen  liegende  Buch  eintragen  nnd  viele  private  Wohlthäter  wer- 
dm  Bedenken  tragen,  was  sie  thun  an  die  grosae  Qlocke  zn  achlagea. 
Deshalb  wird  vielfach  weiter  gestrebt  Die  Yereinsthätigkeit  ihrer  Sdbst> 
ständigk«it  ganz  ru  l>erauben  und  sie  ganz  in  den  Dienst  der  Gominii- 
nnlverwaltxing  stellen,  hiesse  den  Wohlthätigkeitssinn  der  Privaten  kae- 
boln,  denn  e«  heisst  eine  ideale  Behörde  voraussetzen,  die  daa  nnbedisg- 
teste  Vertrauen  der  Bevölkerung  besitzt,  wie  es  factisch  nur  änaserat  adtea 
vorkommt  und  sicher  nur  in  kleinen  Gemeinden.  Wir  echlieeeen  uns  dem 
vortrefflichen  Aust\ihrungon  des  Berliner  Referenten  ^S.  29)  darüber  dnre^ 
AUS  an ,  der  aussprach :  ,  Jch  habe  wenigstens  immer  die  £r£üuiuig  ge- 
macht das»,  je  weniger  Selbständigkeit  so  ein  Verein  hatte,  desto  admat- 
ler  ging  er  iN^hlafen,  weil  das  Interesse  dafür  erkaltete  nnd  erlahmte.* 
Bomorkenswerth  ist  aber«  dass  die  prenas.  Rc^emng,  wie  in  demaelbai 
B<*ferate  (S.  26"^  erwähnt  wird,  eine  vollständige  Verachmelsang  der  Fd- 
vat  vereine  mit  der  städtischen  Armen  Verwaltung  anstrebt .  indem  aie  om 
t besuch  um  Verleihung  der  CorporationsroGhte  von  einem  Hülfrverein  la 
l^andsborg  a.  W.  mit  dem  Bemerken  ablehnte:  »."Wenn  die  Leitiing  des 
Von'ins  der  Armen direction  übertragen  würde*  nnd  der  Verein  von  denel- 
bon  ressortirto,  würde  auch  ein  Bedürfniss  zur  Verleihung  von  Gorpos»- 
tionnrcchten  wegfallen'^  und  zur  Förderung  der  Vcreinazwecke  aei  abv 
ein  engerer  Anschlusf  an  die  städti^rhe  Armenpflege  erwünacht  Die  Ge- 
meinde ging  unter  ausführlicher  l^louvimng  im  obigen  Sinne  niofat  da- 
rauf oin. 

Kine  Personalunion  in  der  Leitung  i«!  unzweifelhaft  wünaohenawerdi, 
und  dahin  gehend  sprach  man  sich  wiederholt  nua. 

Koch  einmüthiger  war  die  Rmpfehiong  des  £lhcrfeider  Bystema  Da- 
niel von  der  Hei  dt'«,  das  ab  allgemein  hekomii  voraosgeaetzt  werden  duf 
und  über  dessen  weitere  Rrfolgc  in  Krefeld.  Hannover  u.  a.  0.,  die  Jim- 
einfiihmng  in  Dresden  et-c.  Berichte-  vorliegen.  Die  Erkcnntniaa,  deas  da 
Pnbliknm  imr  freiwilligen  personlichen  Leistung  der  Armenpflepe  im 
Dienste  der  BehiMe,  also  als  verantwortliche  Beamu-  hcrangengen  wv- 
den  mnas.  wird  immer  allgemeiner.  Kur  auf  diest;  Weise  kann  bei  den 
Ortaaogehdrigen  dem  Kinzelnen  besondere  Fürsoiirt'  gewidmet  werden, 
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mag  man  darch  genaue  Gontrolle  die  Bedürftigkeit  genau  zu  beurthei- 
len.  Zugleich  wird  dem  natürlichen  Wohlthätigkeitssinne  der  gebildeten 
Clasae  Gelegenheit  persönliche  Opfer  zu  bringen,  die  wirksamer  und  noth- 
wendiger  sind  als  materielle.  Es  ist  ausserdem  von  höchster  Bedeutung, 
die  besser  Situirten  in  die  Wohnung  der  Armen  zu  führen,  damit  sie  ihre 
bevorzugte  Lage  würdigen  lernen,  und  der  Verkehr  der  beiden  Classen 
wird  zur  Milderung  des  Gegensatzes  wesentlich  beitragen.  Auf  der  an- 
dern Seite  gewinnt  die  städtische  Behörde  eine  nicht  zu  unterschätzende 
moralische  Unterstützung  durch  solch  Heer  angesehener  Bürger.  In  Dres- 
den wurden  auf  einmal  400  Armenpfleger  neu  angestellt,  als  man  das  El- 
berfelder  System  1880  einführte. 

Nur  eine  einzige  Stimme  ist  zu  unserer  Eenntniss  gekommen,  welche 
sich  gegen  solche  freiwillige  Armenpfleger  ausspricht  und  behauptet,  dass 
bezahlte  Diener  der  Gemeinde  erfahrungsgemäss  besser  zu  gebrauchen 
seien.  (Steiner  S.  14).  Die  Frage:  „Was  würde  man  dazu  sagen,  wenn 
der  Staat  die  Ausübung  richterlicher  oder  militärischer  Functionen  gratis 
Terlangte?"  scheint  uns  ohne  jede  Beweiskraft,  denn  factisch  liegen  solche 
Beispiele  in  Menge  vor. 

Nur  durch  ausgedehnte  Heranziehung  freiwilliger  Kräfte,  so  dass  einem 
Armenpfleger  nicht  mehr  als  2 — 3  Familien  zur  Ueberwachung  übergeben 
werden,  ist  es  möglich,  auch  in  der  ÖffenÜichen  Armenpflege  die  Geld- 
spenden an  die  Bedürftigen  zu  beseitigen,  an  die  Stelle  die  Naturalver- 
pflegung  treten  zu  lassen  und  unbedingte  Garantie  zu  gewinnen,  dass  das 
Gewährte  den  bedürftigen  Personen  (die  Suppe  dem  Kranken  selbst)  und 
so,  wie  es  die  Geber  wünschen,  zu  gute  kommt  (dass  das  gewährte  Brenn- 
material, Essmarken  etc.  nicht  verkauft  werden). 

Beachtenswerth  ist  es,  dass  in  Elberfeld  selbst  vor  zwei  Jahren  trotz 
der  auf  breitester  Grundlage  der  freiwilligen  Hülfe  Privater  ausgebildeten 
öffentlichen  Armenpflege,  welche  nicht  nur  in  erwähnter  Weise  die  Mildthä- 
tigkeit  des  Publikums  heranzieht,  sondern  auch  neben  den  Gemeindemit- 
teln noch  eine  durch  fireiwillige  Spenden  gefüllte  Kasse  zur  Verfügung 
hat,  noch  zur  Gründung  eines  Wohlthätigkeitsvereines  geschritten  ist. 
Es  ist  ein  allgemeiner  Frauenverein,  der  die  verschiedensten  Thätigkeiten 
übernimmt.  (S.  Bericht  der  Armenpflegerconferenz  in  Berlin  S.  43  u.  61). 
Er  ist  mit  dem  ausgesprochenen  Zwecke  errichtet:  „sich  helfend  und  er- 
gänzend in  den  Dienst  der  öffentlichen  Armenpflege  zu  stellen.  Er  will 
in  denjenigen  Fällen  aussergewöhnlicher  und  dringender  Hülfsbedürftigkeit, 
in  welchen  die  städtische  Armenverwaltung  nach  den  Bestimmungen  der 
Armenordnung  und  der  Instruction  für  die  Bezirksvorsteher  und  Armen- 
pfleger nicht  einschreiten  kann,  nach  dem  Maasse  seiner  Mittel  Hülfe  ge- 
währen. Insbesondere  stellt  er  sich  die  Aufgabe  durch  zweckentsprechende 
Einrichtungen  der  Verarmung  vorzubeugen  und  aus  der  Verarmung  heraus 
zu  eigener  Erwerbung  des  Unterhaltes  und  zu  bürgerlicher  Selbständigkeit 
zurückzuführen.  Der  Verein  hat  sich  genau  die  Organisation  der  städti- 
schen Armenverwaltung  gegeben:  er  hat  den  nämlichen  Modus  der  Ver- 
waltung angenommen  und  die  örtliche  Abgränzung  der  Bezirke  ist  genau 
dieselbe,  wie  in  der  öffentlichen  Armenpflege;  für  jeden  Bezirk  ist  eine 
Bezirksvorsteherin  und  eine  Stellvertreterin  gewählt  worden.     Der  Gang 
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ist  Bo,  dass  jedes  Gesaoh  um  Yereinshülfe  zunächst  an  die  Vorsteherin 
des  betr.  Bezirks  gerichtet  wird,  die  Vorsteherin  schickt  das  Oesuch  an 
die  Vorsitzende  des  Vereins,  Ton  der  dann  sämmtliche  Anträge  an  die 
städtische  Armenverwaltung  kommen;  diese  Anträge  werden  hierauf  an 
die  BezirksYorsteher  der  öffentlichen  Armenpflege  yertheilt  und  dann  mit 
einem  Outachten  dem  Frauen  verein  überwiesen. 

Dies  Verfahren  scheint  uns  mustergültig,  es  schliesst  CentralisatioD 
der  Priyatarmenpflege  im  engsten  Anschlüsse  an  die  öffentliche  ein,  ohne 
ihre  Selbständigkeit  zu  opfern  und  in  richtiger  Weise  jene  ergänzend. 

Auf  die  übrigen  Fragen  denken  wir  näher  einzugehen,  sobald  noch 
mehr  Material  darüber  yorliegt. 


Nationalokonomische  (resetzgebiuig. 


I. 

Das  deuteohe  BelohsviehBeuchengesets  vom  nationalökonomiBohen 
Standpunkte  aus  betrachtet  von  Dr.  H.  P&ts,  Professor  der  Thier- 
heilkunde  an  der  Universität  in  Halle  a/S. 

Die  Thierseuchen  sind  bekanntlich  ein  uralter  und  gefährlicher  Feind 
der  Viehwirthschaften.  Seit  je  und  allerorts  fordern  sie  ihre  Opfer, 
welche  nach  der  Beschaffenheit  der  betr.  Seuche,  nach  der  Zeit  ihres  Auf- 
tretens, so  wie  nach  den  vorhandenen  localen,  climatischen  und  sonstigen 
Verhältnissen,  bald  mehr,  bald  weniger  gross  sind. 

Manche  Thierseuchen  pflegen  eine  bedeutendere,  andere  eine  gerin- 
gere Sterblichkeit  im  Oefolge  zu  haben;  manche  sind  nur  einer  oder 
einigen  Spezies  eigenthümlich,  andere  können  bei  vielen  oder  bei  sämmt- 
lichen  Säugethier-Oattungen  und  einzelne  sogar  bei  den  verschiedensten 
Warmblütern  vorkommen. 

Auch  in  Bezug  auf  Dauer  und  Verlauf  zeigen  die  Thierseuchen  be- 
kanntlich mancherlei  Verschiedenheiten.  Einige  verlaufen  stets  acut,  an- 
dere bald  acut,  bald  chronisch  und  wieder  andere  verlaufen  stets  chronisch, 
d.  h.  in  sehr  verschiedenen  Cbraden  langsam.  Sie  schädigen  nicht  nur 
das  Nationalvermögen  der  Völker ,  indem  sie  eine  gprössere  Sterblichkeit 
unserer  Nutzthiere,  oder  sehr  verschiedenartige  Störungen  des  Wirthschafts- 
betriebes  verursachen,  sondern  sie  gefährden  zum  Theil  auch  die  Oesund- 
heit  und  selbst  das  Leben  des  Menschen  in  mehr  oder  weniger  auffallen- 
dem und  hohem  Orade. 

Ueber  das  Alter  der  verschiedenen  Thierseuchen  besitzen  wir  nur 
sehr  mangelhafte  Nachrichten.  Es  scheint  aber,  dass  bereits  in  den  älte- 
sten Zeiten  unter  den  Hausthieren  zuweilen  eine  aussergewöhnliche  Sterb- 
lichkeit aufgetreten  ist  Sowohl  die  profanen,  wie  auch  die  heiligen 
Schriften  des  Alterthums  (Homer,  Plinius,  Bibel,  Buch  Moses  II,  9,  Tal- 
mud etc.  etc.)  bekunden  vielfach,  dass  bald  hier,  bald  dort,  bald  in  grösse- 
rer,   bald   in    geringerer  Verbreitung  unter  Menschen   und   Thieren    eine 
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ansieokende  Krankheit  (Pest,  pestis  oder  pestilentia,  vocog  oder  vov6og) 
gewüthüt  habe.  So  z.  B.  berichtet  Homer  im  ersten  Buche  der  Ilias  über 
eine  im  griechischen  Belagerungsheere  sehr  verbreitete  Sterblichkeit,  welche 
zuerst  unter  den  Maulthieren,  dann  auch  unter  den  (schnellen)  Hunden 
auftrat  und  endlich  selbst  die  Menschen  in  einer  so  mörderischen  Weise 
heimsuchte,  doss  beständig  zahlreiche  Todtenfeuer  brannten.  Man  vermu- 
thet,  dass  es  sich  hier  um  Milzbrand  handelt,  den  Plinius  II.  bereits  deut- 
licher charakterisirt.  Im  4.  Capitel  seiner  historia  naturalis  erzählt  der- 
selbe, dass  im  Jahre  164  v.  Chr.  2  frühere  Consuln  (C.  Jul.  Bufus  und 
O.  Lccanius  Bassus)  an  Milzbrand  gestorben  seien.  Ebenso  finden  wir 
in  Virgils  Georgica,  in  Ovid's  Metamorphosen  und  bei  vielen  anderen  alten 
Autoren  die  Schilderung  von  Seuchen  unter  Menschen  und  Thieren.  So 
berichtet  Livius  über  eine  Käude-  und  Krätze-Seuche,  welche  im  5.  Jahre 
hundert  v.  Chr.  grosse  Verheerungen  unter  Menschen  und  Thieren  anrich- 
tete. Auch  Virgil,  Columella,  Yegetius  Kenatus  und  andere  Schriftsteller 
des  Alterthums  erwähnen  die  Krätze;  ebenso  die  Bibel.  Im  3.  Buche 
Moses  heisst  es  Cap.  22,  V.  22:  „Ist  ein  Bind  oder  Schaf  räudig  oder 
schäbig,  so  sollt  ihr  solches  dem  Herrn  nicht  opfern.'' 

Aristoteles  kannte  nicht  nur  die  Krätze,  sondern  auch  die  Krätzmil- 
ben. Diese  wenigen  Beispiele  liessen  sich  leicht  bedeutend  vermehren; 
sie  genügen  indcss,  um  zu  zeigen,  dass  bereits  vor  vielen  Jahrhunderten 
Menschen  und  Thierse uchen  grassirt  haben. 

In  jenen  alten  und  selbst  noch  in  den  neueren  Zeiten  betrachtete 
man  diese  und  andere  Calami täten  als  eine  Strafe  Gottes  und  beschränkte 
sich  demgeraäss  darauf,  die  erzürnten  Götter  durch  Incubationen,  Gebete 
und  Opfer  zu  erforschen,  resp.  zu  versöhnen.  Die  volkswirthschaftliche 
Bedeutung  der  meisten  Thierseuchen,  namentlich  solcher,  welche  das  Le- 
ben der  erki-ankten  Individuen  weniger  bedrohen,  wie  z.  B.  der  Räude, 
der  Maul-  und  Klauenseuche  etc.,  wurde  lange  und  wird  auch  heute  noch 
vielfach  unterschätzt.  Man  wird  sich  hiervon  bald  überzeugen,  wenn  man 
die  Summen  entsprechend  würdigt,  welche  für  einzelne  Districte  genauer 
ermittelt  und  veröflfentlicht  worden  sind.  So  beträgt  der  durch  die  Schaf- 
räude verursachte  Verlust  an  Wolle  im  Kreise  Erfurt  jährlich  etwa  90000 
Mark  (Jacoby);  im  Kreise  Greifswald  etwa  100  bis  120  Tausend  Mark 
(Fürstenberg).  Der  Verlust,  welchen  die  Maul-  und  Klauenseuche  verur- 
sacht, ist  für  das  Grossherzogthum  Baden  während  der  Jahre  1869  bis 
1872  auf  c.  6  Millionen  Mark,  für  Frankreich  während  des  Jahres  1871 
auf  etwa  30  bis  35  MiUionen  Francs  (Bouley)  für  die  Schweiz  jährlich 
auf  mehrere  MiUionen  Francs  veranschlagt  worden.  Die  Verluste,  welche 
dem  Nationalvermögen  durch  Viehseuchen  überhaupt  alljährlich  zugefügt 
werden,  sind  sehr  erheblich  und  nicht  einmal  annähernd  zu  taxiren. 

Erst  in  neuester  Zeit  hat  man  diese  Thatsache  gebührend  berück- 
sichtigt, indem  man  den  Kampf  gegen  die  Thierseuchen  auf  rationeller 
Grundlage  gesetzlich  organisirt  hat.  Zuerst  geschah  dies  gegen  die  Rin- 
derpest, deren  periodisches  Auftreten  westwärts  vom  russischen  Reiche 
derartige  Verheerungen  unter  dem  Rindvieh  herbeiführte,  dass  dadurch 
der  Wohlsland  der  betr.  Länder  in  empfindlichster  Weise  geschädigt  wurde. 

In  den  meisten  Culturstaaten   lag  die  Veterinär-Sanitätspolizei    bis  in 
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die  allemeiieste  Zeit  hinein  sehr  im  Argen,  so  dass  eine  Berinoa  der  in 
den  Terschiedenen  Reichen  vorhandenen  bezüglichen  Gesetze  ete.  nm  so 
dringender  geboten  erschien,  als  seit  der  Erleichtemng  des  YerkefaiB  dmdi 
die  Eisenbahnen  auch  der  Yiehtransport  nnd  damit  die  schnelle  Yeibreitmig 
von  Thierseachen  bedeutend  zugenommen  hat  Kamentlidi  g^lt  dies  für 
Länder  und  Provinzen,  in  welchen  die  WirthschaftsverhältniaM  einen  regen 
Yiehwechsel  bedingen. 

Bereits  im  Jahre  1853  erkannten  die  schweizerischen  Gantone  Aaigan, 
Bern,  Freiburg,  Neuenburg,  Zug  und  Zürich  die  ünzulanglidikeit  der  bis 
dahin  g^en  üiierseuchen  in  Anwendung  gekommenen  Maaaregrfn  nnd 
schlössen  zunächst  unter  sich  ein  Concordat,  welchem  im  Jahre  1872  ein 
für  die  ganze  Eidgenossenschaft  gültiges  schweizerisches  „Bnndesgeaetz 
über  polizeiliche  Massregeln  gegen  Yiehseuchen"  folgte.  — 

Bas  Königreich  der  Niederlande,  welches  in  den  Jahren  1865  bis  67 
in  Folge  seiner  bis  dahin  äusserst  mangelhaften  veterinärsanititipolizeili- 
chen  Institutionen  durch  die  Rinderpest  ganz  enorme  Yerlnste  erlitten 
hatte,  eriiielt  im  Jahre  1870  ein  Gesetz,  welches  den  Kampf  gegen  die 
Thierseuchen  auf  modemer  Grundlage  regelt. 

Für  das  Königreich  Preussen  kam  1875  ein  Yiehsenehengeeetz  zn 
Stande,  weldies  in  etwas  veränderter  Form  am  23.  Juni  1880  für  das 
ganze  deutsche  Reich  zur  Geltung  gelangt  ist. 

Für  Oesterreich  erschien  im  Jahre  1880  und  für  Frankreiefa  1881 
ein  Yiehseuchengesetz  u.  s.  w.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Bekämpfung 
der  Thierseuchen  in  neuerer  Zeit  die  Aufmerksamkeit  der  im  g^enseitigea 
Yerkehr  stehenden  Länder  auf  sich  gezogen  hat;  die  internationale  Re- 
gelung dieser  Angel^enheit  bildet  eine  wichtige  Aufgabe  der  nächsten 
Zukunft 

Es  dürfte  deshalb  angemessen  sein  zu  prüfen,  wie  sieh  die  Yiehsen- 
ehengesetze  der  betr.  Staaten  seither  bewährt  haben  nnd  wie  etwa  zn 
Ti^  getretene  Mängel  derselben  beseitigt  werden  können.  Eine  soldie 
Prüfung  ist  aber  nur  dem  möglich,  der  an  der  Senchentilgung  thltigen 
Antheil  genommen  und  die  betr.  Gesetze  selbst  angewendet  hat.  Ans 
diesem  Grunde  wird  nachstehende  Critik  sich  auf  das  dentsdie  Reich»- 
Yiehseuchengesetz  zu  beschränken  haben. 

Das  deutsche  Reichs- Yiehseuchengesetz  vom  23.  Juni  1880  enthält: 
1.  Allgemeine  Yonchriftoi;  2.  Besondere  Yorsduiften  für  einzelne  Seu- 
chen; 3.  Besondere  Yorschriften  für  Schlachtviehhöfe  und  öffentliche 
Schlachthäuser;  4.  Bestimmungen  über  die  zu  zahlende  Entschädigung  für 
die  auf  polizeiL  Anordnung  getödteten  Thiere. 

Dem  Gesetze  qu.  sind  2  Anlagen  beigegeben;  dieselben  enthalten  die 
Anweisung 

A.  für  das  Desinfeetionsrer&hren, 

B.  für  das  Obdnctionsrerfahren  bei  ansteckenden  Kiankheiten  der  Hana- 
thiere.  — 

Die  allgemeinen  Yorschriften  behand^  a)  die  Anzeigepfli^t,  b)  die 
Brmittlnng  der  SenchenaBsbrüehe  nnd  c)  die  Sehntzmasaiegeln  gegen  Sen- 


IKe  beaMidercn  Yonehriftai  fftr  anadne  Sendien,   so   wie    die  Be- 


etiininitngeti  der  zur  Ausführiing  des  ItcicheviehBeuchengeaetzes  (^rlaaaenen 
Instruction  Aet  BunJeeratheB  vom  24.  l'ebrnar  1 88 1 ,  bezieheo  sich  auf 
folgende  ansteckuDdc  ThicTkrankheiten : 

b]  Milzbrand; 

b)  Tollwuth; 

o)  Itotz-Wurmkrankheit; 

d)  Maul-  und  Elnuenaeuche ; 

e)  LungGüBGucho ; 

f)  PookenHeaohe  der  ßchafe; 

g)  Beschälseuche    und  Blüschenausschlag  an    den  Genitalien    dea  Ptcrdes 
und  Kiudvieha; 

h)  Ituude  der  Pferde,  Eeel,  Uaulthiere,  Maulesel  und  Schafe. 

Die  MnsBregeln  gegen  die  Uinderpea  aind  fiiv  den  früheren  Nord- 
deutecben  Bund  durch  ein  besonderes  Ueactz  vom  7.  April  186^  geregelt, 
wfilches  im  Jahre  1872  im  ganzen  deutschen  Reiche  in  Kraft  getreten  ist. 
Dieses  Gesetz  schreibt  mit  draconischer  Strenge  die  Tüdtung  aller  mit 
Rinderpestgift  inticirter  Viehbestände  vor,  wobei  die  auf  polizeiliche  An- 
ordnung getödteten  Thiere  im  vollen  Wertho  ane  Roichamitleln  culechtidigt 
iverden.  Ho  barbarisch  diese  Massacrc  auch  erscheinen  mag,  so  hat  sie 
leider  doch  bis  jetzt  allein  als  eicher  sich  bewahrt  und  deshalb  ziemlich 
allgemein  Nachahmung  gefunden.  England  und  Holland  haben  in  den 
Jahren  1865  bis  1868  neuerdings  die  traurige  Krfahning  gemacht,  das« 
die  VemaohlüsBigung  strengster  Maasregeln  gegen  die  Rinderpest,  in  er- 
schreckender Weise  durch  Viehverluste  bestraft  wird.  Sie  haben  seitdem 
gegen  die  verschiedenen  Thierseucben  sieh  möglichst  zu  schützen  gesucht, 
wie  dies  andere  europäische  Staaten  gegen  die  Rinderpest  bereits  frijher 
gethan  hatten.  — 

Das  deutsche  Reichsviehseuohengesotz  ist  eine  etwas  verbosserte  Auf- 
logo des  prcusaischen  Viehaeuchengeaetzes  vom  26.  Juni  1675.  Dasselbe 
kann  im  Allgemeinen  als  ein  auerkennenswertlier  Versuch,  „die  Thioraeu- 
clien  in  geeigneter  '^'eise  zu  tilgen",  bezeichnet  werden.  Seineu  schwUch- 
Blen  Punkt  bilden  die  Vorschriften  gegen  die  Lungenseuche.  Der  auf 
dieselbe  bezügliche  g  45  des  Gcseüscs  qu.  lautet: 

„Die  Polizeibehörde  hat  die  Tüdtung  der  nach  dem  Gutachten  dos 
beamteten  Thierarztes  an  der  Lungenseuche  erkrankten  Thiere  anzuordnen 
und  kann  auch  die  Tödtuug  verdächtiger  Thiere  anordnen." 

Dieser  g  wird  durch  die  Instruction  des  Bundesrathes  vom  24.  Fe- 
bruor  lä81  ,  welche  zur  Ausführung  des  Reichs  vi  ehseuchengesetzea  erlas- 
sen worden  ist,  näher  interpretirt  Der  §  71  dieser  Instruction  lautet 
nämlich  : 

„Wenn  in  einem  bibher  seuohenfreien  Gchöt'te  ein  Thier  unter  Er- 
scheinungen, welche  den  Ausbruch  der  Lungenseuche  befürchten  lasaeu, 
erkrankt,  nach  dem  motivirteu  aohriftlicheu  Gutachten  dea  beomteteu  Thier- 
arztea  aber  nur  mittelst  Zerlegung  des  Thieres  Gewissheit  darüber  eu  er- 
langen ist,  ob  ein  Fall  der  Lungenseuche  vorliegt,  bo  hat  die  Polizeibe- 
hörde die  Tüdtung  und  Zerlegung  des  Thieres  anzuordnen". 

Der  letzte  Abschnitt  dieses  §  sollte  lauten;  „ao  muss  die  Polizeibe- 
hürdo  die  Tödtuag  des  betr.  Thieres  anordnen",    weil  die  andere  Fassuug 
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vielfach  in  einer  Weise  interpretirt  wird,  wie  dies  den  Intentionen  des 
Seuchengesetzes  und  den  Interessen  des  Landes  nicht  entspricht.  Ich 
will  dies  an  einem  concrcten  Falle  näher  nachweisen. 

Der  §  9  des  preussischen  Ausführungsgesetzes  vom  12.  März  1881 
lautet:  „Die  Anordnung  der  Tüdtung  von  Rindvieh  in  GemUssheit  des  §  45 
des  lleichs^nehseuchengesetze8  steht  hinsichtlich  erkrankter  Thierc  der  Orts- 
polizeibehördc ,  hinsichtlich  verdächtiger  Thiere  dem  Eegierungspräsiden* 
ten  zu". 

Wenn  nach  Lage  dieser  Bestimmungen  der  Ereisthierarzt  zum  Zwecke 
der  Feststellung  der  Lungenseuche  die  Schlachtung  eines  verdächtigen 
Tliicres  beantragt,  so  kann  es  nicht  nur  vorkommen,  sondern  ist  that- 
sächlich  vorgekommen,  dass  man  auf  Grund  der  bestehenden  Vorschriften 
von  dem  besser  Unterrichteten  nn  den  schlechter  Unterrichteten  appellirt 
Der  llegieruugs-Prüfiident  selbst  hat  über  einen  derartigen  Fall  natürlicher- 
weise kein  eigenes  Urtheil,  ebenso  wenig  der  Decernent  für  das  Yeteri- 
närwesen  bei  den  Bezirksrogicrungen,  der  Regiorungs-Medicinalrath.  Wenn 
nun  keiner  dieser  beiden  Beamten  die  Verantwortlichkeit  für  die  anzu- 
ordnende Tüdtung  auf  Grund  des  vorliegenden  Berichtsmateriaies  überneh- 
men will,  so  wird  der  Departements-Thierarzt  entsendet,  um  das  betr. 
Thier  zu  untersuchen.  Dieser  kommt  nicht  selten  einige  oder  viele  Tage 
zu  spät,  um  die  früher  deutlicher  vorhanden  gewesenen  verdächtigen  Symp- 
tome wahrnehmen  zu  können.  Er  ist  deshalb  häufig  nicht  in  der  Loge, 
den  eigentlichen  Zustand  des  betr.  Thieres  so  richtig  und  sicher  beurthei- 
len  zu  können,  wie  der  Kreisthierarzt,  welcher  dasselbe  in  der  Regel 
mehrraal  und  zwar  zu  verschiedenen  Zeiten  und  in  verschiedenem  Gesund- 
heitszustande gesehen  und  untersucht  hat. 

Aus  Sparsamkeitsrücksichten  gegen  die  Staatskasse  und  um  sich  selbst 
vor  Unannehmlichkeiten  möglichst  zu  schützen,  lehnt  der  Departements- 
thierarzt  es  dann  manchmal  ab,  den  Antrag  auf  Tödtung  des  verdächtigen 
Thieres  zu  unterstützen.  In  Folge  dessen  wird  nach  §  74  der  Instruction 
zur  Ausführung  des  Reichs- Viehseuchengesetzes  der  betr.  Viehbestand  in 
der  Hegel  60  Tage  lang  unter  polizeiliche  Observation  gestellt.  Während 
durch  die  frühzeitige  Tödtung  des  zuerst  als  lungenscucheverdächtig  er- 
kannten Thieres  die  Woiterverbreitung  der  Seuche  wesentlich  beschränkt 
werden  kann  und  sollte,  wird  durch  jene  Sparsamkeit  am  unrechten  Orte 
das  weitere  Umsichgreifen  der  Seuche  nur  begünstigt,  oder  der  Besitzer 
unbilligerwcise  in  seinem  Verfügungsrechte  über  sein  Eigenthum  beein- 
trächtigt 

Ein  von  dem  beamteten  Thierarzte  als  lungenscucheverdächtig  befun- 
denes Thier  ist  entweder  lungenseuchekrank  oder  nicht.  Im  ersteren  Falle 
soll  dasselbe  im  Interesse  einer  billigen  und  schnellen  Seuchetilgung  mög- 
lichst bald  getödtet  werden,  damit  jede  Gefahr  einer  Verschleppung  des 
von  demselben  ausströmenden  Ansteckungsstolies  sicher  und  vollkommen 
beseitigt  werde.  — 

Verhältnissmässig  selten  wird  der  andere  Fall  vorkommen ,  dass  der 
beamtete  Thierarzt  sich  in  seiner  Wahrscheinlichkeits-Diagnose  geirrt  hat. 
Ist  dies  aber  geschehen,  so  erscheint  es  billig  und  recht,    wenn    der  Irr- 

mögliohat  bald  offenbar  und  der  Thierbesitzer  nicht  ohne  dringende 
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Nothwendigkeit  in  seinem  Verfüguugsrechte  über  sein  Eigen thum  beschränkt 
wird.  Jede  grössere  WirthscY^ft  wird  lieber  ein  Stück  Rindvieh  opfern, 
als  oTcnt.  ihren  ganzen  Kind  Viehbestand  (vielleicht  unnützerweise)  60 
Tage  lang  unter  polizeiliche  Beobachtung  stellen  lassen,  wie  dies  der 
§  74  der  Instruction  des  Bundesrathes  für  den  Fall  vorschreibt,  dass  sich 
unter  dem  Viehbestande  ein  der  Seuche  verdächtiges  Thier  befindet.  In 
Folge  dessen  werden  sich  die  Besitzer  grosser  Wirthschaften  oder  deren 
Bevollmächtigte  meist  leicht  bestimmen  lassen,  das  verdächtige  Thier  auf 
eigne  Bechnung  unter  amtlicher  Controle  schlachten  und  seciren  zu  lassen. 
Wird  alsdann  das  betr.  Thier  bei  der  Section  nicht  wirklich  lungensouche- 
krank  befunden,  so  verschmerzt  der  Eigenthümer  den  nach  entsprechender 
Ycrwerthung  von  Fleisch  und  Haut  ihm  verbleibenden,  verhältnissmässig 
kleinen  Verlust  in  der  Eegel  leicht,  da  er  durch  dies  geringe  Opfer  vor 
einem  grösseren  sich  bewahrt  hat.  Denn  der  §  74  bestimmt  in  seinem 
Schlusssatze  „dass  die  polizeiliche  Beobachtung  sofort  wieder  aufgehoben 
werden  muss,  wenn  der  Verdacht  durch  weitere  Ermittelungen  des  beam- 
teten Thiorarztes  vor  Ablauf  der  60tägigen  Frist  beseitigt  wird. 

Ergiebt  die  Section  die  Erscheinungen  der  Lungenseuche,  so  wird 
der  Eigenthümer  des  geschlachteten  Thieres  den  Schaden  nur  unwillig 
tragen,  weil  die  Tödtung  des  Thieres  qu.  im  Interesse  der  Seuchen tilgung, 
resp.  im  allgemeinen  Interesse  lag.  Man  hört  dann  nicht  selten  die  Aeusse- 
rung,  dass  die  gegenwärtige  Art  der  Lungenseuchetilgung  die  Verheimli- 
chung der  Krankheit  und  damit  die  Ausbreitung  derselben  nur  begünstige. 

Wird  aber  das  lungenseucheverdächtigo,  meist  wirklich  lungensouche- 
kranke  Thier  nicht  getödtet,  so  kann  dasselbe  entweder  still  durchscuchen 
und  zur  Verbreitung  der  Seuche  noch  längere  Zeit  hindurch  mit  beitragen, 
—  oder  CS  erkrankt  früher  oder  später  offenbar  und  wird  dann  nachträglich 
noch  gotödet,  nachdem  es  inzwischen  die  Vermehrung  des  Ansteckungs- 
stoffes fortgesetzt  gefördert,  und  an  Fleischwerth  nicht  selten  bedeu- 
tend verloren  hat.  In  beiden  Fällen  wäre  die  Gefahr  der  Seuchen- 
verbreitung und  der  pecuniäre  Verlust  gewiss  geringer  gewesen,  wenn 
das  Thier  so  bald  wie  möglich  nach  Feststellung  der  verdächtigen  Er- 
scheinungen getödet  worden  wäre. 

Wie  vorhin  bereits  angedeutet  worden  ist,  dürfte  es  im  Allgemeinen 
verhältnissmässig  selten  sein,  dass  der  beamtete  Thierarzt  die  Tödtung 
eines  lungenseucheverdächtigen  Thieres  beantragt,  welches  bei  der  Section 
nicht  lungcnseuchekrank  befunden  wird.  Die  hierdurch  etwa  herbeige- 
führten Einzel  Verluste  sind  ganz  gewiss  verschwindend  klein  gegenüber 
den  Nachtheilen,  welche  durch  das  Weiterlebenlassen  lungenseuche verdäch- 
tiger, resp.  occult  lungenseuchek ranker  Thiere  verursacht  werden.  Es 
liegt  zweifellos  im  Interesse  einer  weisen  Sparsamkeit  und  einer  verstän- 
digen Volkswirthschaft ,  wenn  zuweilen  einmal  ein  nicht  wirklich  lungen- 
seuchekrankes  Thier  der  Seuchentilgung  zum  Opfer  fällt,  als  wenn  ein 
wirklich  lungenseuchekrankes  Thier  am  Leben  bleibt.  Letzteres  geschieht 
aber  in  den  meisten  durch  Lungenseuche  inficirten  Viehbeständen  der 
preussischcn  Provinz  Sachsen  und  anderer  Gebiete  des  deutschen  Reiches 
unendlich  häufig,  so  dass  dadurch  die  Tilgung  der  Lungenseuche  nicht 
unbedeutend  erschwert  und  vertheuert  wird. 
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In  richtiger  Würdigung  dieser  ThaUaohe  schreibt  das  schweizer.  Yieh- 
seuchengesetz  die  Tödtung  sämmtlicher  Kind  Viehbestände  vor,  in  welchen 
ein  Fall  von  Lungenseuche  constatirt  worden  ist.  Niemals  darf  aus  einem 
solchen  Viehbestände  ein  Thicr  wieder  in  den  Handelsverkehr  gebracht, 
sondern  es  muss  als  Schlachtwaare  vorwerthet  werden. 

Auch  das  holländische  Gesetz  gestattet  eine  weitgehende  Tödtung 
solcher  Kinder,  welche  der  Ansteckung  durch  Lungenseuche  vordäcbtig 
sind.  Alle  nicht  getödteten  Kinder  eines  verseuchten  Bezirkes  werden 
mit  einem  Brandzeicheu  (V)  auf  dem  rechten,  event  auf  dem  linken  Home 
versehen;  wenn  beide  Homer  fehlen,  so  wird  das  Brandzeichen  anf  die 
rechte  Klaue  applicirt.  — 

Wenn  nun  auch  die  Kiicksicht  auf  den  grossen  Geldwerth  der  in  den 
industriollen  Wirthschaften  der  preuss.  Provinz  Sachsen  und  anderer  Ge- 
genden oft  sehr  zahlreichen  Viehbestände  die  Tödtung  aller  der  Ansteckung 
durch  Lungenseuchegift  verdächtigen  Thiere  verbieten  mag,  so  sollten 
doch  alle  nach  dem  Gutachten  des  beamteten  Thierarztes  mit  luugcnseuche- 
verdächtigen  Krankheitserscheinungen  behafteten  Thiere,  getödtet  werden. 
Diese  Massregel  dürfte  leichter  und  sicherer  ausführbar  sein,  wenn 
alle  Entschädigungen  für  Thiere,  welche  im  Interesse  der  Öeuchetilgung 
auf  polizeiliche  Anordnung  getödtet  werden,  aus  der  Provinzialkasso  be- 
zahlt würden.  Es  ist  der  Seuchentilgung  keineswegs  förderlich,  dass  die 
Entschädigung  für  solche  Thiere,  welche  auf  polizeiliche  Anordnung  ge- 
tödtet und  bei  der  Section  nicht  mit  der  betr.  Krankheit  behaftet  befun- 
den werden,  der  Staatskasse  zur  Last  fallen.  Denn  grade  dadurch  wird 
die  Tödtung  eines  lungenseucheverdächtigcn  Thieres  so  oft  hinausgescho- 
ben oder  ganz  unterlassen.  So  werden  dann  der  Staatskasse  in  jedem 
derartigen  Einzelfalle  etwa  einige  Hundert  Mark  erspart,  welche  der  Pro- 
vincialkasse ,  resp.  dem  Nationalvermögen,  nachträglich  nicht  selten  viele 
Tausend  Mark  kosten. 

In  den  Provinzen  des  preussischen  Staates,  in  welchen  die  Selbst- 
verwaltung bereits  eingeführt  ist,  scheint  mir  der  Landesdirektor  die 
eigentlich  berufene  Instanz  zu  sein,  in  der  betr.  Provinz  die  Geschäfte 
der  Vichscuchentilgung  zu  überwachen  und  zu  leiten. 

Das  gegenwärtige  Verfahren  gegen  die  Lungenseuche  wird  in  der 
preussischen  Provinz  Sachsen,  so  wie  in  anderen  Gebieten  des  deutschen 
Keiches,  in  welchen  grosse  Viehbestände  mit  regem  Viehwechsol  vorhan- 
den sind,  nicht  ausreichen,  um  in  Kede  stehende  Landplage  schnell,  sicher 
und  billig  zu  tilgen,  resp.  auf  ein  Minimum  zu  reduciren.  Nachstehende 
amtliche  Statistik  der  technischen  Deputation  für  das  preussische  Veteri- 
närwesen dürfte  die  Berechtigung  dieser  Behauptung  näher  begründen. 
In  der  preuss.  Provinz  Sachsen  wurden  auf  polizeiliche  Anordnung  wegen 
Lungenseuche  getödtet 

1876/77  :  344  Stück  Kindvieh 

1877/78  :  400      „ 

1878/79  :  438      „ 

1879if80  :  750 

1880/81  :  741       „ 
amerkang.    Mach  einem  Referate   des  preoM.  Landrathes  Ton  Rauchhaapt  (in 
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der  GeneralyersammlaDg  des  landwirthschaftl.  Central  verein»  der  preass.  Provinz  Sach- 
sen, der  thüringischen  und  ankaltischen  Staaten,  welche  am  23.  Mai  1882  in  Bitterfeld 
tagte)  sind  diese  Zahlen  durchgängig  etwas  su  niedrig;  nach  derselben  Quelle  beträgt 
im  Jahre  1881/82  die  Zahl  der  in  der  Provinz  Sachsen  auf  polizeiliche  Anordnung  ge- 
tödteten  Thiere  ungefähr  1000  Stück  Bindvieh. 

Demnach  ist  seit  der  Zeit,  wo  das  preossische  Yiehseuchengesetz  vom 
25.  Juni  1875  in  Kraft  getreten  —  und  ebenso  seit  der  Zeit,  wo  dieses 
Gesetz  durch  das  Reichsviehseuchengesetz  vom  23.  Juni  1880  ersetzt  wor- 
den ist,  in  der  preuss.  Provinz  Sachsen  (und  in  anderen  Bezirken  mit 
regem  Tiehwechsel)  ein  befriedigender  Erfolg  der  gesetzlichen  Tilgungs- 
massregebi  gegen  die  Lungenseuche  nicht  zu  constatiren. 

Weit  günstigere  Besultate  haben  Holland  und  die  Schweiz  im  Kampfe 
gegen  die  Lungenseuche  erzielt.  Ich  sehe  indess  hier  von  einem  Ver- 
gleiche mit  den  schweizerischen  Erfolgen  ab,  weil  die  bezüglichen  Ver- 
hältnisse der  Viehwirthschaft  dort  und  hier  ganz  verschieden  sind.  In 
Holland  aber  treten  der  Lungenseuchetilgung  eher  mehr  als  weniger  wirth- 
schaftliche  Schwierigkeiten  entgegen,  wie  dies  bei  uns  in  der  Provinz 
Sachsen  der  Fall  ist.  Und  doch  hat  Holland  weit  glänzendere  Resultate 
erzielt,  als  wir.  Der  Grund  hierfür  liegt  darin,  dass  man  dort  einerseits 
mit  Tödtung  der  von  Lungenseuche  inficirten  Viehbestände  bedeutend 
weiter  geht,  als  bei  uns,  andererseits  in  gewissen  Fällen  und  Disin'cten 
von  der  Zwangsimpfung  in  grösserem  Massstabe  Gebrauch  macht.  Den 
Werth  dieser  letzteren  Massregel  kann  ich  hier  nicht  ausführlicher  be- 
sprechen; ich  verweise  dieserhalb  auf  meine  beiden  Brochüren  1.  „Die 
Lungenseuche  als  Gegenstand  der  Veterinär-Sanitätspolizei,  Leipzig  1878,, 
und  2.  „Ueber  Ursache  und  Tilgung  der  Lungenseuche,  Halle  1881". 

An  dieser  Stelle  beschränke  ich  mich  auf  die  einfache  Gonstatirung 
der  Thatsache,  dass  die  Lungen  seuche-Impfung  zur  rechten  Zeit,  am  rechten 
Orte  und  in  kunstgerechter  Weise  ausgeführt,  einen  Schutz  gegen  die  na- 
türliche Krankheit  zu  gewähren  vermag,  wie  dies  alle  bis  jetzt  ange- 
stellten exacten  Versuche  beweisen.  Den  früher  bereits  mitgetheilten  der- 
artigen positiven  Versuchsergebnissen  will  ich  hier  in  Kürze  noch  folgen- 
des anreihen. 

In  dem  bis  dahin  seuchenfreien  Viehbestande  des  landwirthschaftlichen 
Institutes  der  Universität  in  Halle  a/S. ,  in  dessen  Nachbarschaft;  (im  Ver- 
suchsstalle der  hiesigen  Veterinärklinik)  eine  einzelstehende  Kuh  lungen- 
seuchekrank  befunden  worden  war,  impfte  ich  am  8.  Mai  und  30.  Septbr. 
1881  mit  schöner,  frischer  Lungenseuchelymphe  38  Stück  Rindvieh;  33 
derselben  wurden  beidemal,  5  nur  einmal  geimpft  Es  blieben  ungeimpft 
9  in  dem  nämlichen  Stalle  stehende  Rinder  verschiedenen  Alters  und  Ge- 
schlechts, so  wie  verschiedener  Racen.  Am  28.  October  1881  brach  bei 
einem  dieser  nicht  geimpften  Thiere  die  Lungenseuche  aus;  dasselbe  wurde 
am  29.  October  geschlachtet  und  bei  der  sofort  vorgenommenen  Section 
lungenseuchekrauk  befunden.  Am  8.  Novbr.  1881  nahm  ich  bei  den  noch 
vorhandenen  8  nicht  vorgeimpften  Rindern  die  Nothimpfung  vor;  bis  zum 
21.  Novbr.  erkrankten  von  diesen  Nothimpflingen  noch  3  an  Lungenseuche, 
was  allemal  durch  die  Section  positiv  erwiesen  wurde.  Seitdem  ist  in  dem 
ganzen  Viehbestande  kein  weiterer  Erkrankungsfall  mehr  vorgekommen. 
Es  sind  somit  von  9  nicht  vorgeimpften,  resp.  zu  spät  geimpften  Rindern 
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zweckentsprechender  Massregeln  gegen  die  yerschiodenen  Seuchen  hat  am 
23.  Mai  die  von  etwa  200  Mitgliedern  besachte  GeueralTersammlung  des 
landw.  Centralvoreins  der  preuss.  Provinz  Sachsen ,  der  thür.  und  anh. 
Staaten  einstimmig  beschlossen,  den  Minister  für  Landwirthschaft  etc.  zu 
ersuchen,  dahin  wirken  zu  wollen,  dass  das  deutsche  Bcichsviehseuchen- 
gesotz  in  Bezug  auf  Lungenseuche  im  Sinne  des  holländischen  Gesetzes 
abgeändert  —  und  das  Abdeckerei wesen  in  angemessener  Weise  geregelt 
werde.  — 

Von  einer  sacbgemässen  Organisation  des  Veterinärwescns  wird  es 
vorzugsweise  abhängen,  ob  unsere  Kenntnisse  über  Wesen  und  Ursachen 
der  verschiedeneu  ansteckenden  Thierkrankheiten  sich  in  befriedigender 
Weise  erweitem  werden.  Damit  würden  sich  gleichzeitig  rationellere 
Mittel  zur  Bekämpfung  frgl.  Krankheiten  ergeben.  Das  häufige  Tödten 
von  Thieren  im  Dienste  der  Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseuchen 
dürfte  sich  dann  vielfach    durch   billigere  Mittel   wirksam  ersetzen  lassen. 

Mit  Kücksicht  hierauf  hat  in  Rede  stehende  landwirthschaftliche  Ver- 
sammlung ferner  einstimmig  den  Beschluss  gefasst:  „der  Minister  für  Land- 
wirthschaft etc.  ist  durch  den  Vereinsvorstand  zu  ersuchen,  die  Thierarzuei- 
schulen  in  ähnlicher  Weise  wie  die  medicinischen  Faoultäten,  mit  den  nö- 
thigen  Einrichtungen  und  Mitteln  für  die  Zwecke  der  wissenschaftlichen 
Forschung  ausstatten  zu  wollen''. 

Die  weiteren  Mängel  des  deutschen  lleichsviehseuchongesetzes  hier 
ausführlicher  besprechen  zu  wollen,  dürfte  kaum  angemessen  erscheinen. 
Ich  beschränke  mich  deshalb  bezüglich  anderer  ansteckender  Thierkrank- 
heiten auf  folgende  Bemerkungen: 

Eine  den  Interessen  der  Nationalöcouomie ,  resp.  einer  verständigen 
Volkswirthschaft  entsprechende  Seuchengesetzgebung  verlangt  in  erster 
Linie  ein  sorgfaltiges  Studium  der  Ursachen  und  des  Wesens  der  betref- 
fenden Elrankheiten ,  somit  eine  den  Bedürfnissen  exacter  Forschungen 
angemessene  Einrichtung  und  Dotirung  der  thierärztlichen  Unterrichtsan- 
stalten. Sobald  die  Zeit  gekommen  sein  wird,  wo  die  Thiermedicin  der 
Seuchengesotzgebung  Brod  statt  Steine,  d.  h.  zuverlässige  Forschungsre- 
sultate statt  unzuverlässiger  Orakelsprüche  zu  bieten  vermag,  wird  auch 
die  Frage  ob  und  in  wie  fern  bei  Abwehr  und  Unterdrückung  von  Vieh- 
seuchen die  Impfung  eine  Rolle  zu  spielen  vermag,  in  objectiver  Weise 
ihre  Erledigung  finden.  Alsdann  wird  auch  in  unserem  Viehseuchonge- 
sctze  die  Lungenseuche-Impfung  die  ihr  gebührende  Berücksichtigung  fin- 
den und  die  heutigen  Vorschriften  gegen  Milzbrand  werden  vielleicht 
durch  eine  gesetzlich  geregelte  Schutzimpfung  in  wirksamster  Weise  ver- 
vollständigt werden  können;  vielleicht  wird  dann  auch  die  durch  das 
Reichsviehseuchengesetz  bei  Seite  geschobene  Schafpockenimpfung  in  ver- 
besserter Form  ihre  Auferstehung  feiern.  Auch  wäre  es  nicht  unmöglich, 
doss  alsdann  die  Rinderpest  nicht  mehr  bei  uns,  oder  nur  noch  ganz  aus- 
nahmsweise, durch  Niederkeulen  inficirter  Viehbestände,  sondern  durch 
eine  kunstgerechte  Schutzimpfung  in  den  russischen  Steppen,  resp.  an  den 
Brutstätten  dieser  Seuche,  zu  bekämpfen  wäre. 

Mögen  aber  die  Ergebnisse  der  wissenschaftlichen  Forschung  auf  die- 
sem Gebiete  ausfallen  wie  sie  wollen,    in  jedem  Falle    wird  ihre  Verwer- 


58  HationalSkoDomiaciie  €l<nfwg»bMy. 

thuDg  bei  der  Seuchengesetzgebung  die  Volkswohlüfthrt  fordern  helfen. 
Eine  den  modernen  Forschungsmethoden  enUprechende  Ausstattung  der 
thierärztiicbcn  Untcrricbtsanstalten  und  eine  zeitgemässe  Reorganisation 
des  gesammtcn  Vetorinärwesens  muss  deshalb  im  Interesse  einer  verstän- 
digen  Volkswirthschaft  unbedingt  gefordert  werden. 


n. 

Das  italieniache  Stempelateuergesets  für  Bönengesohftfte  vom 

13.  September  1876. 

Eingeleitet  tod  Dr.  Hobert  Friedberg. 

Die  in  Deutschland  bis  zur  Emanation  des  Gesetzes  Tom  1.  Juli 
1881  80  yiel  ycntilirte  Börsenstenerfirage  musste  noth wendig  die  Aufmerk- 
samkeit der  deutschen  Gesetzgeber  auf  die  ausländischen  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  fragliche  Materie  lenken.  So  haben  denn  auch  die 
Motive  des  Beichsstempelabgabengesetzentwurfes  vom  Jahre  1875  (Druck- 
sache Nr.  43)  eine  dankenswerthe  Uebersicht  über  die  Besteuerung  der 
Börsengeschäfte  in  Frankreich  und  England  gegeben,  aber  merkwürdiger 
Weise  Italien,  welches  das  yollkommenste  Börsen steuergesetz  besitzt,  Töl- 
lig  übergangen.  Die  Motive  der  Gesetzentwürfe  von  1878  und  1881 
haben  diese  Lücke  nicht  ausgefüllt ,  und  so  dürfte  es  sich  denn  recht- 
fertigen, wenn  das  italienische  Gesetz  an  dieser  Stelle  noch  nachträglich 
in  deutsche  Ucbertragung  abgedruckt  wird.  Zur  Entstehungsgeschichte 
desselben  sei  folgendes  bemerkt.  Als  man  Anfangs  der  siebziger  Jahre 
in  Italien  die  Einführung  einer  Börseusteuer  plante,  wollte  man  an  die 
gesetzliche  Regelung  dieser  schwierigen  Materie  nicht  herangehen,  ohne 
zuvor  alle  davon  berührten  Punkte  des  Börsenverkehrs  einer  genauen 
Prüfung  zu  unterwerfen.  Mit  dieser  Aufgabe  wurde  eine  Commission 
betraut,  deren  Erhebungen  unter  dem  Titel:  Belaz.  d.  Comm.  d.  27.  M.  1872 
im  Druck  erschienen  sind.  Neben  den  Englischen  Enqueten  Ton  1875 
und  1878  ist  dieser  Italienische  Commissionsbericht  wohl  die  vollständigste 
Untersuchung  der  Börsenverhältnisse,  die  wir  besitzen.  Der  Bericht  ver- 
breitet sich  über  das  Aufsichtsrecht  des  Staates,  die  Freiheit  des  Börsen- 
besuches, die  Stellung  der  öffentlichen  Vermittler,  die  Zulässigkeit  der 
Zeitgeschäfte,  die  Einrichtung  des  Curszettels  und  schliesslich  über  die 
Börsongerichtsbarkeit.  Fast  durchgängig  wird  dabei  auf  die  Gesetzgebung 
der  auswärtigen  Staaten  Rücksicht  genommen.  Die  eigenen  Ansichten 
der  Commission  neigen  sich  mehr  einer  freien,  durch  staatliche  Yorschrif- 
tcn  nicht  gebundenen  Gestaltung  des  Börsenverkehrs  zu ,  doch  wird  eine 
strenge  Aufsicht  seitens  der  Staatsregierung  gefordert.  Dieser  Enquete 
folgte  dann  zwei  Jahre  später  das  erste  Italienische  Börsensteuergesetz 
vom  14.  Juni  1874.  Dasselbe  verfolgte  die  steuerpolitisch  richtige,  aber 
technisch  schwer  durchführbare  Tendenz,  den  Steuersatz  nach  der  Höhe 
des  Umsatzes  abzustufen,  und  zwar  bewegte  sich  die  Skala  innerhalb  der 
Sätze  von  1  bis  15  Lire.  Die  praktischen  Schwierigkeiten,  die  sich  hier- 
bei ergeben,  führten  zur  Abschaffung  dieses  Gesetzes,  welches  durch  ein 
neues,  vom  13.  September  1876  datirtes  ersetzt  wurde.  Dasselbe  behält 
nur  noch  vier,  oder  wenn  man  will,  sogar  nur  zwei  verschiedene  fixe 
Steuersätze  bei.    Der  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  folgender: 
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Art.   1.     Es  unterliegen  der  Stempelsteuer: 

Der  Kauf  uud  Verkauf,  sowohl  gegen  baar,  wie  auf  Zeit,  fest,  auf  Prämie  oder  mit 
Report  oder  jedes  andere  übliche  Handelsgeschäft,  welches  zum  Gegenstande  hat  Schuld- 
titel des  Staates,  der  Provinzen,  der  Gemeinden  und  anderer  Corporationen ,  ferner  Ak- 
tien- und  Genossenschaftsantheile  oder  überhaupt  jeder  Titel  von  ähnlicher  Art ,  gleich- 
viel ob  inländische  oder  ausländische. 

Der  Kauf  und  Verkauf  von  Waaren  aller  Gattungen,  soweit  derselbe  auf  der  Börse 
abgeschlossen  worden  ist. 

Ausgenommen  von  der  Stempelsteuer  sind  die  Schlusscheine  Über  Wechsel. 

Art.  8.  Sowohl  bei  den  Zeit-  wie  bei  den  Kassageschäften,  welche  nach  dem  Wort- 
laut des  Art  1  der  Stempelsteuer  unterliegen,  müssen  Stempelbogen  verwendet  werden, 
welche  die  Finanzverwaltung  verkauft.  Dieselben  werden  angefertigt  werden  nach  den 
Vorschriften,  die  ein  königliches  Decret  in  den  AusfÜhrungsbestimmungeu  zu  diesem  Ge- 
setze aufstellen  wird. 

Die  Stempelbogeu  sind  von  zweierlei  Art  Diejenigen  für  Geschäfte ,  welche  zwi« 
sehen  den  Contrahenteu  direkt  abgeschlossen  sind ,  müssen  versehen  sein  mit  einem 
Stempel  von  2  lire,  soweit  es  sich  um  Zeitgeschäfte  handelt,  von  60  Centimes,  soweit  es 
Kassageschäfte  sind.  Die  Stempclbogen  bestehen  aus  zwei  Theilen ,  von  denen  jeder 
Contraheut  einen  für  sich  behält 

Von  den  Stempelbogen  ,  welche  für  durch  öffentliche  Vermittler  abgeschlossene  Ge- 
schäfte bestimmt  sind,  muss  ein  Original  und  ein  Duplicat  vorhanden  sein.  Jeder  Bo- 
gen muss  mit  einem  Stempel  von  1  lira  versehen  sein ,  wenn  es  sich  um  Zeitgeschäfte 
handelt,  und  mit  einem  solchen  von  85  Centimes,  wenn  es  Kassageschäfte  sind. 

Um  ein  Geschäft  mit  Beihilfe  der  öffentlichen  Vermittler  abzuschliossen,  sind  wenig- 
stens zwei  Bogen  nöthig,  deren  Original  im  Besitz  der  Vermittler  bleibt  Von  den  Du- 
plicaten  wird  je  eins  an  jeden  der  beiden  Contrahenteu  verabreicht  und  zwar  spätestens 
an  dem  ersten  Wochentage,  der  unmittelbar  auf  den  Tag  des  Geschäftsabschlusses 
folgt. 

Ari.  3.  Hat  ein  öffentlicher  Vermittler  einem  der  Contraheuten  den  Namen  des  an- 
deren nicht  genannt,  so  ist  er  selbst  gegenüber  dem  Contraheuten  für  die  Erfüllung  des 
Geschäftes  verantwortlich. 

Art  4.  Die  Zeitgeschäfte  im  Sinne  des  Artikel  1  dieses  Gesetzes  sind,  soweit 
sie  in  der  hier  vorgeschriebenen  Form  abgeschlossen  sind,  gerichtlich 
klagbar,  selbst  wenn  sie  nur  die  Zahlung  von  Differenzen  zum  Gegenstande  haben. 

Art.  5.  Die  Uebertretnng  dieses  Gesetzes  von  Seiten  der  Öffentlichen  Vermittler  wird 
mit  einer  Geldbusse  bis  zu  500  lire  bestraft,  unbeschadet  der  weiteren  Strafen  des  All- 
gem.  Strafgesetzbuches. 

Im  Rückfall  werden  ausserdem  die  öffentlichen  Vermittler  auf  3  bis  6  Monate  vom 
Amte  suspendirt  und  im  zweiten  Rückfall  ihres  Amtes  gänzlich  enthoben. 

Die  Contrahenteu  werden  mit  einer  Geldbusse  bis  zu  200  lire  bestraft,  wenn  sie  bei 
den  uuter  sich  selbst  abgeschlossenen  Geschäften  keine  gestempelten  Bogen  vorwendet 
haben  ;  uud  wenn  sie  bei  den  durch  öffentliche  Vermittler  abgeschlossenen  Geschäften 
als  Beweis  des  Geschäftsabschlusses  Bogen  entgegengenommen  haben,  welche  nicht  nach 
Vorschrift  dieses  Gesetzes  gestempelt  sind. 

Art.  6.  Die  Geschäfte,  welche  kraft  dieses  Gesetzes  der  Stempelsteuer  unterliegen, 
sind  befreit  vom  Registerstempel  und  die  auf  sie  bezüglichen  Quittungen  werden  als  ge- 
wöhnliche Empfangsscheine  angesehen  nach  den  Bestimmungen  der  Gesetze  über  die 
Stempelsteuer  und  den  Registerstempel  vom  13.  September  1874,  Nr.  2076  uud  2077 
(serie  2»). 

Art.  7.  Die  Streitfragen  und  Uebertretungen ,  welche  dieses  Gesetz  betreffen,  sind 
nach  den  Bestimmungen  des  Stempelsteuergesetzes  vom  13.  Sept  1874,  N.  2077  (serie  2«) 
zu  behandeln. 

Art  8.     Das  Gesetz  vom  14.  Juni  1874  Nr.  1971  (serie  2»)  ist  aufgehoben. 

Art.  9.  Die  Ausfuhrungsbestimmungen  werden  festsetzen,  in  welcher  Weise  die  zur 
Ausführung  dieses  Gesetzes  nöthige  Aufsicht  über  die  Öffentlichen  Vermittler  und  über 
die  Börsen  auszuüben  ist. 

Art.  10.  Dieses  Gesetz  tritt  an  einem  durch  königliches  Decret  festzusetzenden 
Tage  in  Kraft. 

Wir  verordnen,  dass  dieses  Gesetz  etc. 
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Die  in  Deutschland  erlassenen  wirthschaftlichen  Gtosetae  und  Ver- 
ordnungen etc.  des  Jahres  1880. 

Zusammengestellt  von  Dr.    Ludwig    Elster. 
/.     Deutsches  Heieh» 

A.  Bergbau;  Land-  und  Fontwirthsohalt ;  Fifekereiwaaen. 

1.  Internationale  Uebereinkunft ,    Maassregelu   gegen    die  Keblans  betreffend,    d.  d. 
17.  September  1878.     (K.G.Bl.  Nr.  4.  S.  15—23.) 

Hierzu : 

a)  B.,  betr.  den  Beitritt  des  Grossher sogthums  Luxemburg  zu  der  iDtematioaap 
Icu  Uebereiukunft  vom  17.  Sept.  1878,  Maassregelu  gegen  die  Beblaas  balr. 
d.  d.  5.  April   1880      (Eboud.  Nr.  9.    S.   108.) 

b)  B.  Ober  den  Beitritt  des  Pärstentbums  Serbien  zu  der  internal.  Uebcreinknnft 
vom  17.  Sept.  1878 ,  Maassregelu  gegen  die  Reblaus  betr.,  d.  d.  31.  Mai 
1880.     (Ebend.  Nr.  12.    S.  118.) 

2.  G.,  betr.  die  Abwehr  und  Unterdrückung  von  Viehseuchen,  d.  d.  83.  Joni  1880. 
(Ebend.  Nr.  16.    S.   153—168.) 

B.  Oawerbawaian. 

1.  V.  ,  betr.  den  Verkehr  mit  künstlichen  Mineralwässern ,  d.  d.  9.  Febr.  1880. 
(R.6  Bl.  Nr.  3.  8.  13.)  —  Es  wird  auf  Grund  der  Bestimmungen  des  §  6  Abs.  2  der 
Gew.-Ord.  v.  21.  Juni  1869  verordnet,  dass  unter  künstlich  bereiteten  Mineralw&sscm 
im  Sinne  des  Verzeichnisses  A  zur  Verordnung,  betr.  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln, 
vom  4.  Januar  1875  nicht  nur  Nachbildungen  bestimmter,  in  der  Natur  vorkommender 
Minei  alwisscr ,  sondern  auch  andere  künstlich  hergestellte  Lösungen  mineralischer  Stoffe 
in  Wasser  zu  verstehen  seien,  die  sich  in  ihrer  äusseren  Beschaffenheit  als  Mineralwässer 
darstellen  ,  ohne  in  ihrer  chemischen  Zusammensetzung  einem  natürliclien  Mineralwasser 
zu  entsprochen.  — 

2.  G  ,  betr.  den  Wucher,  d.  d.  24.  Mai  1880.  (K.G.Bl.  Nr.  10.  S.  109—111) 
vergl.  diese  Jahrb.  35.  Bd.  (N.  F.  L)  S.  140—161  u.  366—385. 

3.  G.,  betr.  die  Abänderung  des  §  32  der  Gewerbeordnung,  d.  d.  15.  Juli  1880. 
(Ebend  Nr.  18.  8  179.)  Die  bez.  Abänderung  bezieht  sich  auf  Schauspielnnterneb- 
mungcn.  Nach  der  früheren  F'assung  der  G.O.  soll  die  Koncession  ertheilt  werden,  wenn 
nicht  Thatsachen  vorliegen,  welche  die  UnZuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Beziehnog 
auf  den  beabsichtigten  Gewerbebetrieb  darthuu ;  in  obigem  Gesetz  wird  bestimmt ,  dass 
die  Koncession  versagt  werden  muss,  „wenn  die  Behörde  auf  Grund  von  Thatsacben  die 
Ueberzcuguug  gewinnt,  dass  der  Nachsuchende  die  zu  dem  beabsichtigten  Gewerbebetriebe 
erforderliche  Zuverlässigkeit ,  insbesondere  in  sittlicher ,  artistischer  und  finanzieller  Hin- 
sicht nicht  besitzlos 

C.    Handal. 

1.  FreundschaAs- ,  Handels-,  SchiffTahrts-  und  Konsularvertrag  zwischen  dem  Deut- 
sehen  Reiche  und  dem  Königreich  der  Hawaiischen  Inseln,  d.  d.  25.  März  und  19.  Sep- 
tember 1879.     (R.G.B1.   1880  No.   13.    S.   121—144) 

2.  Erklärung,  betr.  den  Handelsvertrag  zwischen  Deutschland  und  Oester reich- Un- 
garn, d.  d.  31.  Dezember  1879      (Ebend.  Nr.  1.    S.  9— 10  ; 

3.  Uebereiukunft  zwischen  Deutschland  und  Ocsterreich-Ungam  wegen  weiterer  pro- 
visorischer Regelung  der  Handelsbeziehungen,  d.  d.  11.  April  1880.  (Ebendas.  Nr.  14. 
S    146—147.) 

4.  B.,  betr.  die  Fortdauer  des  Handelsvertrages  zwischen  Deutschland  und  Belgien, 
d.  d.  31.  Dezember  1879.     (Ebend.  Nr.  1.    S.   10.) 

5.  Uebereiukunft  zwischen  Deutschland  und  Beigten  wegen  weiterer  provisorischer 
Regelung  der  Handelsbeziehungeit.  d.  d.  22.  April  1880      (Ebend.  Nr.   14.    8.   148.) 

6.  B. ,  betr.  die  F*ortdauer  des  Handels-  und  Zollvertrages  zwischen  Deutschland 
und  der  Schweiz,  d.  d.  31.  Dezember  1879.     (Ebend.  Nr.  1.    S.  lO.j 

7.  Uebereinkunft  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz  wegen  weiterer  provisori- 
scher Regelung  der  Handelsbeziehungen,    d.  d.  1.  Mai  1880.     (Ebend    Nr.  14.    8.   149.) 
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8.  Best,  betjr.  die  Nachweisnng  des  Waarenverkehrs  zur  See  über  die  Haupthäfen 
des  dentschen  Zollgebiets,  d.  d.  29.  Januar  1880.  (Centralblatt  für  das  deutsche  Reich 
Nr.  8.    8.  73—74.) 

9.  Regulativ  für  Privat-Transitlager  (von  Getreide,  Holz  u.  s.  w.)  ohne  Mitvcrschhiss 
der  Zollbehörde,  d.  d.  13.  Mai  und  24.  Mai  1880.  (Kbend.  Nr.  22.  S.  285—289  und 
Nr.  24.    S.  399—410.) 

10.  6.,  betr.  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Egypten,  d.  d.  5.  Juni  1880.  (R.G.B1. 
Nr.   14.    S.  146.) 

Dazu:  V.,  betr.  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Egypten,  d.  d.  23.  Dezember  1880. 
(Ebend.  Nr.  23.    S.  192.) 

11.  G. ,    betr.  die  Konsulargerichtsbarkpit  in  Bosnien  und  der  Herzegowina,    d.  d. 

7.  Juni  1880.     (Ebend.  Nr.   14.    S.   146.) 

Dazu :    V.,  betr.  die  Konsulargerichtsbarkeit  in  Bosnien    und  in  der  Herzegowina, 
d.  d.  23.  Dez.  1880.     (Ebend.  Nr.  23.    S.  191.) 

D.    Traniport-  und  VerkehrtweMn. 

1 .  Ucbereinkommen  zwischen  der  dentschen  Rcichs-Post Verwaltung  und  der  Postver- 
waltung der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  betr.  den  Austausch  von  Postanweisungen, 
d    d.  9.  Oktober  1879.     (Centralbl.  f.  d.  D.  Reich  Nr.  12.    S.  110— 12C.) 

2.  Ueberciukommen  zwischen  Deutschland  und  Frankreich,  betr.  Einziehung  von 
Quittungen,  Rechnungen,  Anweisungen,  Wechseln  u.  s.  w.  mittelst  PostauflrHg.s,  d.  d. 
24    März  1880.     (Ebend.  Nr.  33  S.542— 545.) 

Gleiche  Uebrreinkommen  sind  weiterhin  abgeschlossen  mit  Belgien  und  Luxemburg. 
(Centralbl.  1880  Nr.  44  u.  51),  ebenso  im  Jahre  1881  mit  den  Niederlanden  und  Rumä- 
nien.    (Centralbl.  1881  Nr.  8.) 

3.  Telegraphen-Ordnung  f.  das  Deutsche  Reich,  d.  d.  13.  August  1880.  (Ebcndas. 
Nr.  35.    S.  560-570.) 

4.  B.,  betr.  Abänderungen  des  Betriebsreglements  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands, 
d.  d.  13.  Juni  1880.     (Ebend.  Nr.  25.    S.  452—461.) 

Betriflt  §  48  resp.  50  des  Betriebsreglements  (Gegenstände,  die  von  der  Beförderung 
ausgeschlossen  oder  nur  bedingungsweise  zugelassen  sind.) 

5.  B. ,  betr.  Aendcrung  und  Ergänzung  der  Bestimmungen  im  Abschnitt  11^  der 
Signal- Ordnung  f.  die  Eisenbahnen  Deutschlands,  d.  d.  20.  Juni  1880.     (Ebend.  Nr.  26. 

8.  483—486.) 

E.    Bevdlkenmgi-  und  Armen wesen. 

Vacat. 

F.    M&ns-    und  Bankwesen;   Sparkaiienweien ;   Vertioliemngi -   und  Pensionswesen. 

1.  G.,  betr.  eine  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  27.  Juni  1871  über  die  Pensioni- 
rung  und  Versorgung  der  Militärpersonen  pp. ,  d.  d.  30.  März  1880.  (R.G.Bl.  Nr.  8. 
S.  99.) 

2.  V.  wegen  Ergänzung  und  Abänderung  der  V.  vom  23.  Dezember  1875,  betr. 
die  Pensionen  und  Kautionen  der  Reichsbankbeamten,  d.  d.  31.  März  1880.  (Ebendas. 
Nr.  7.     S.  97.) 

6.    Finanxwesen. 

1.  B.,  betr.  Abänderung  der  bayerischen  Uebergangsabgaben-  und  RückvergUtungs- 
Sätze  filr  Bier,  d.  d.  3.  März  1880.     (R.G.Bl.  Nr.  5.    8.  25—26.) 

2.  B.,  betr.  Abänderung  der  Sätze  der  badischen  Uebergangsabgabe  und  Steuer- 
lückvergütung  f.  Branntwein,  d.  d.  20.  Mai  1880.     (Ebend.  Nr.  10.    8.   112.) 

Dazu:  B.,  betr.  die  Uebergangsabgabe  und  die  Steuerrückvergütung  f.  Branntwein 
in  Baden,  d.  d.  9.  November  1880.     (Ebend.  Nr.  22.    8.  190.) 

3.  G ,  betr.  die  Abänderung  des  Zolltarifs  des  deutschen  Zollgebietes,  d.  d.  6.  Juni 
1880.     (Ebend.  Nr.  13.    8.   120.) 

Das  bez.  G.  vom  15.  Juli  1879  wird  dahin  abgeändert:  1)  „Nr.  8.  Flachs  und 
andere  vegetabilische  Spinnstoffe  mit  Ausnahme  der  Baumwolle,  roh,  geröstet,  gebrochen 

oder  gehechelt,    auch  Abfälle frei.'*     2)    Die  Anm.  zu  Pos.  22^   des  ZoUUrifs, 

welche  lautet:  „Jute,  Manillahanf  etc frei"  wird  gestrichen. 
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4.  B.,  betr.  die  Besteuerung  des  Tabacks ,  d.  d.  25.  M&rs  1880.  (Centmlbl.  f.  d. 
deutsche  Reich.     Nachtrag  zu  Nr.  18.     S.  153—164.) 

Dazu:  Dienstvorschrifteiif  betr.  die  Besteuerung  des  Tabacks,  d.  d.  29.  Mai  1880. 
(Kbend.  Nr.  23.    S.  827—385.) 

5.  Regulativ,  betr.  die  Kreditirung  der  Tabackgewichtsteuer ,  [nach  Bescbloss  des 
Bundesraths  vom  16.  Juni  1880.]     (Ebend.  Nr.  26.    S.  468—470.) 

6.  Regulativ ,  betr.  die  Niederlagen  f.  unversteuerten  inländischen  Taback ,  d.  d. 
29    Mai  1880.     (Ebend.  Nr.  23.    S.  386—387.) 

7.  B. ,  betr.  Abänderung  der  Uebergangsabgabe  für  Branntwein  und  Einfühmng 
einer  Steuerrfickvergfitung  für  solchen  in  Bayern,  d.  d.  9.  Nov.  1880.  (R.G.B].  Nr.  22. 
S.   189) 

H.    Ans  venohiedenen  Gebieten. 

1.  G.,  betr.  die  authentische  Erklärung  und  die  Gültigkeitsdauer  des  Gesetzes  ge- 
gen die  gemeingefährlichen  Bestrebungen  der  Socialdemokratie  vom  21.  Oktober  1878, 
d.  d.  31.  Mai  1880.     (R.G.BI.  Nr.  12.    S.  117.) 

luhalt:  1)  Die  im  §  28  Nr.  3  des  Ges.  vom  21.  Okt.  1878  getroffene  Best,  wird 
dahin  erläutert,  dass  dieselbe  auf  Mitglieder  d^s  Reichstages  etc.  keine  Anwendung  fin- 
det; 2)  die  Dauer  des  Ges.  wird  bis  zum  30.  Sept.  1884  verlängert. 

2.  V.,  betr.  das  Verbot  der  Einfuhr  von  Schwcinetieisch  und  Würsten  aus  Amerika, 
d.  d.   25.  Juni  1880.     (Ebend.  Nr.  15.    S.  151.) 

(Fortsetzung  folgt ) 
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I. 

Die  Eisenbahn-Enqudte  in  Italien. 

Von  Dr.  B^la  Földes  (Weisz)  in  Budapest. 

Italien  arbeitet  mit  ausserordentlichem  Eifer,  Ernst  und  mit  besonderer 
Ausdauer  an  seiner  wirthschaftlichen  Eegeneration,  nachdem  ihm  die  poli- 
tische gelungen.  Es  erfüllt  unbedingt  mit  Achtung  gegen  dieses  Volk, 
wenn  man  doch  bei  manchen  sonstigen  Schattenseiten  wahrnimmt,  dass  das- 
selbe es  nicht  an  Arbeit  fehlen  lösst,  um  Jahrhunderte  hindurch  Versäum- 
tes nachzuholen.  Ja  in  diesen  Arbeiten  —  .dies  muss  zugestanden  werden 
—  finden  wir  ein  Streben  nach  Grossem  und  es  lösst  sich  an  dieselben 
gar  nicht  der  gewöhnliche  Massstab  anlegen.  Man  fühlt  etwas  von  dem 
an  hohe  Massstäbe  gewöhnten  Geist  des  alten  Koms  und  vielleicht  wird 
Italien  in  diesem  Geiste  in  einer  späteren  Zukunft  auf  die  Culturentwick- 
lung  wieder  einen  grösseren  Einfluss  nehmen,  als  dies  momentan  geschieht 
Die  Kraft  hiefür  scheint  in  dem  Volke  noch  zu  liegen. 

Zu  diesen  Gedanken  fühlen  wir  uns  angeregt,  wenn  wir  uns  jener 
Keihe  volkswirthschaftlicher  und  statistischer  Arbeiten  erinnern,  welche 
uns  in  den  letzten  Jahren  Italien  geschenkt,  von  welchen  uns  diesmal  nur 
die  über  die  Eisenbahn-Enquete  veröffentlichten  Arbeiten  beschäftigen 
sollen.  Die  deutsche  Wissenschaft  hat  sich  bald  der  zahlreichen  interes- 
santen Daten    bemächtigt,    welche    in   den    die   Aufhebung    des  Zwangs- 
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kurses  yorbereitenden  Publicationen  des  italieni sehen  Ministeriams  enthal- 
ten waren.  Nan  liegen  uns  die  umfassenden  Arbeiten  dreier  Enqueten 
vor:  einer  Enquete  über  das  Eisenbahnwesen,  einer  über  das  Mannewesen 
und  einer  über  die  Agrikulturverhältnisse.  Wir  wollen  uns  im  Folgen- 
den in  einer  kurzen  Skizze  mit  den  Resultaten  der  Eisenbahnenquete  be- 
schäftigen ^). 

Die  erste  Regelung  des  italienischen  Eisenbahnwesens  geschah  mit- 
telst der  Gesetze  vom  4.  Januar  und  25.  August  1863  und  vom  14.  Mai 
1865.  Fünf  Gesellschaften  theilten  sich  in  das  damals  bestehende  Netz 
der  italienischen  Eisenbahnen.  Die  erste  Gesellschaft  ist  die  Societä  ferro- 
viaria  delV  Alta  Italia;  sie  umfasst  ausser  einigen  früher  dem  Staate  ge- 
hörigen Linien  die  lombardischen  und  mittelitalienischen  Linien ,  insge- 
sammt  2010  Kilometer.  Die  zweite  Gesellschaft  ist  die  Sooieta  delle  strade 
ferrate  romanc;  diese  umfasst  die  früheren  livornischen,  mitteltoskani sehen 
und  maremmanischen  Linien,  die  Linien  an  der  ligurischen  Küste,  die  Linie 
Carrara-Avenza  und  San-Severino-Avellino.  Diese  Gesellschaft  überliess 
der  Societa  meridionali  die  Linie  Bologna- Aneona  und  Castel-Bolognese- 
Rayenna.  Das  Netz  umfasst  circa  1730  Kilometer.  Die  dritte  Gesellschaft 
ist  die  Societä  delle  strade  ferrate  meridionali,  welche  1750  Kilometer 
besitzt.  Die  vierte  Gesellschaft  ist  die  Societä  Yittorio  Emanuele,  welche 
ausser  der  kalabrisch-sicilischen  Linie  zwei  Zweiglinien  besitzt,  Crati-Co- 
senza  und  Bisento-Potenza ;  das  Netz  beträgt  1260  Kilometer,  die  Linien 
Taranto-Brindisi  und  Palermo-Marsala  nicht  gerechnet,  welche  gleichfalls 
dieser  Gesellschaft  koncessionirt  wurden.  Die  fünfte  Gesellschaft  ist  die 
Compagnia  reale  delle  ferrorie  sarde,  welche  ein  Netz  von  400  Kilome- 
tern besitzt. 

Dies  war  der  Stand  des  italienischen  Bahnnetzes  im  J.  1865;  Ende 
1879  setzte  sich  dasselbe  folgendermassen  zusammen: 

Alta  Italia     2612  Kilom. 

ferro vie  romane  1617      „ 

„       meridionali  1446      „ 

„       kalabri  siculi     1155      „ 

kleinere  Gesellsch.       510      „ 

Ingesammt  waren  8348  Kilometer  in  Betrieb,  hiervon  waren  5384 
Staatsbahnen,  bei  444  war  der  Staat  Theilhaber,  auf  564  Kilometer  führt 
der  Staat  den  Betrieb.  Die  Alta  Italia  >vurde  vom  Staate  auf  Grund  der 
mit  Oestorrcich  zu  Basel  am  17.  Nov.  1875  abgeschlossenen  Convention 
angekauft,  der  Ankauf  der  ferrovie  romane  musste  wegen  der  ungünstigen 
finanziellen  Verhältnisse  der  Gesellschaft  erfolgen  und  geschah  mittelst 
Gesetz  vom  29.  Januar  1880,  resp.  am  31.  Dec.  1881.  Aus  denselben 
Gründen  wurde    der  Staat  Eigenthümer  der   sikubich-kalabrischen  Linien. 

Mit  dem  Ankauf  der  Bahnen  durch  den  Staat  war  aber  die  Bahnfrage 
noch  nicht  gelöst.  Schon  am  2.  Mai  1874  legten  die  Minister  Minghetti 
und  Spavcnta  der  gesetzgebenden  Kammer  einen  Entwurf  wegen  Verpach- 
tung   der   Staatsbahnen    vor.      Ein   ähnlicher   Entwurf  wurde   später   am 

1)  Attl  parlameutari :  Atti  della  commissione  d'inchiesta  soll'  exercizio  delle  ferrovie 
italiene  prescntati  dal  ministro  del  lavori  pablici  (Baocarini)  nella  tornata  del  31  marzo 
1881.     Roma  1881. 


Q4  Miscellen. 

22.  Nov.  1877  von  Depretis  vorgelegt.  Diese  Entwürfe  wurden  nicht  an- 
genommen. Die  Lösung  dieser  wichtigen  Frage  zu  befördern,  wurde  im 
J.  1878  eine  Eisenbahnen quet«  entsendet  mit  deren  llesolutioncn  wir  uns 
kurz  beschäftigen  wollen.  Die  Enquete  sollte  untersuchen ,  in  wie  weit 
die  bisher  in  Italien  angewendeten  Bahnsysteme  dem  Interesse  des  Staates 
entsprechen  und  sollte  prüfen,  welchem  „der  Privatbahnsysteme**  der  Vor- 
zug einzuräumen  wäre.  Die  Commission  hielt  ihre  erste  Sitzung  am 
19.  August  1878.  Es  wurde  ein  Fragebogen  entworfen  und  in  4000  Exem- 
plaren versendet.  Es  wurden  die  Bahndireotionen ,  Handelskammern,  die 
angesehenen  Journale,  die  bedeutendsten  Fachmännern,  aufgefordert,  das 
Questionnaire  zu  beantworten  und  jeder  sollte  vor  der  Commission  erschei- 
nen können ,  wer  über  die  Frage  sich  äussern  wollte.  Die  Enquete  hielt 
Sitzungen  in  Mailand,  Turin,  Genua,  Savona,  Venedig,  Padoa,  Vicenza, 
Verona,  Neapel,  Foggia,  Bari,  Catanzaro,  Reggio  di  Calabreä,  Messiua, 
Catania,  Sirakus,  Caltanisetta,  Girgento,  Palermo,  Bologna,  Ancona,  Livomo, 
Florenz,  Rom,  Cagliari,  Sassari.  Die  Arbeiten  der  Enquete  wurden  in  7 
Foliobänden  veröffentlicht.  Der  letzte  Band  „Relazione"  fasst  die  Argu- 
mente übersichtlich  zusammen.  Mit  dieser  Arbeit  hat  wieder  eine  wich- 
tige wirthschaftliche  Frage  eine  interessante  Beleuchtung  gefunden,  wie 
dies  für  das  Studium  der  Papiercirculationtheorie  gleichfalls  früher  geschah. 

Die  Enquete  beschäftigt  sich  vorerst  mit  der  Untersuchung  über  den 
Charakter  der  Bahn  als  Unternehmen.  Der  Bahnbetrieb  kann  nicht  als 
zu  den  Funktionen  des  Staates  gehörig  betrachtet  werden;  es  ist  falsch, 
die  so  aufzufassen  (Cotesta  idea  non  e  vera  nelia  soienza,  non  e  vera 
nelia  pratica,  Belazione  S.  111).  Diese  Idee  rührt  von  einer  falschen  For- 
mulirung  der  Staatsidee  her;  sie  ist  socialistischen  Inhaltes  und  würde  auf 
Umwege  wieder  den  Staatsabsolutismus  einführen.  Der  Bahnbetrieb  be- 
steht aus  einer  Reihe  von  Vorgängen ,  welche  theils  industriellen ,  thcils 
kommerciellen  Charakter  besitzen.  Der  Bahnbetrieb  ist  in  jeder  Beziehung 
ein  Geschäft.  Man  sagt,  dieses  Geschäft  besitze  einen  monopolistischen 
Charakter.  Dieser  monopolistische  Charakter  wird  aber  vielfach  durch  die 
Concurrenz  anderer  Verkehrsanstalten  gemildert.  Soferne  dies  aber  nicht 
der  Fall,  ist  das  Interesse  des  Publikums  doch  nicht  gefährdet,  da  der 
Staat  die  Aufgabe  hat,  den  Bahnen  gegenüber  das  Interesse  des  Publikums 
zu  vertreten  und  insoferne  ist  letzteres  sogar  besser  gewahrt  als  beim 
Staatsbahnsystem,  wo  es  keine  weitere  Appellation  giebt,  da  der  Staat 
Partei  und  Richter  in  einer  Person  ist. 

Man  hat  erwartet,  dass  bei  Staatsbahnen  die  Frachtkosten  sich  billi- 
ger gestalten  werden.  Auch  dieser  Anschauung  tritt  die  Enquete  entge- 
gen. Der  Staat  hat  in  neuerer  Zeit  in  mehreren  Ländern  durch  Einfüh- 
rung der  Transportsteuer  die  Fracht  geradezu  vertheuert.  In  Italien  be- 
trägt diese  Vertheuerung  für  die  der  Einführung  der  Steuer  folgenden 
ersten  fünf  Jahre  73  Millionen  Lire.  Auch  wird  des  Umstandes  Erwäh- 
nung gethan,  dass  der  Staat  in  mehreren  Fällen  die  durch  die  Bahnen 
beantragte  Herabsetzung  der  Frachtpreise  verbot,  aus  Furcht,  dass  die 
Zinsen  garantielast  wachsen  könne.  In  manchen  Staaten  muss  auch  die 
finanzielle  Lage  zu  der  gorechten  Befürchtung  Anlass  geben.  Der  Staat 
könnte  einmal  den  Frachtpreis  Steuern   gleich  behandeln  und  seinem  Be- 
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dürfhiss  gemäss  erhöhen.  Was  die  Praxis  hetrifft,  so  lässt  sich  nicht  be- 
haupten, dass  der  Staat  absolut  billigere  Tarife  habe.  So  werden  für  das 
Jahr  1876  folgende  Daten  angeführt:  Die  Betriebskosten  betrugen  von 
der  Boheinnahme 

bei  Staatsbahnen     bei  Privatbahnen 

in  Deutschland  59  53 

Oesterreich -Ungarn  76  50 

Belgien  63  59 

Dänemark  71  55 

Norwegen  74  63 

Schweden  63  57 

Im  Durchschnitt  betragen  die  Betriebskosten  bei  Staatsbahnen  63,  bei 
Privatbahnen  52  ^/^  der  Eoheinnahmen. 

Auf  Grund  dieser  Daten  hat  auch  die  im  J.  1878  in  Frankreich  ein- 
geführte Enquete  den  schwerwiegenden  Ausspruch  gethan:  „L'^tude  com- 
parde  de  ces  deux  exploitations,  les  tableaux  qui  nous  en  donnent  les  r^- 
Bultats  prouvent  que  partout,  aussi  bien  en  Italic,  qu'en  Allemagne  en  Autriche- 
Hongrie  qu'en  Belgique,  Texploitation  par  l'Etat  a  toujours  ^t^  plus  coü- 
teuse". 

Dass  die  Privatbahnen  kein  Interesse  hätten,  zukünftigen  Yortheilen 
Opfer  zu  bringen,  lässt  sich  nicht  behaupten,  da  sie  ja  zumeist  auf  Jahr- 
zehnte koncessionirt  sind;  mit  dem  dauernden  Interesse  der  Volkswirth- 
schaft  werden  also  auch  sie  nicht  in  Widerspruch  kommen,  da  auch  sie 
in  Zukunft  erst  zu  erreichenden  dauernden  Yortheilen  Opfer  zu  bringen 
im  eigenen  wohlverstandenen  Interesse  in  der  Lage  sind. 

Wohl  aber  werden  bei  Staatsbahnen  viele  Momente  sich  geltend  ma- 
chen, welche  eine  Belastung  des  Unternehmens  herbeiführen.  Die  fort- 
während steigenden  Anforderungen  des  Publikums  nach  grösserer  Bequem- 
lichkeit, Schnelligkeit,  Häufigkeit  der  Zahl  sind  hier  an  erster  Stelle  zu 
nennen.  Solchen  Anforderungen  werden  die  parlamentarischen  Parteire- 
gierungen schwer  zu  widerstehen  vermögen.  Schon  jetzt  verkehren  Züge, 
welche  einen  ganz  minimalen  Verkehr  aufweisen.  In  Zukunft  kann  das 
leicht  noch  schlimmer  werden ,  wenn  der  Staat  die  Bahnen  übernimmt. 
Das  Publikum  wird  viel  beanspruchen  und  wenig  bezahlen  wollen  (vog- 
liono  aver  di  piu  e  pagare  di  meno,  ErCl.  1.  120). 

Nun  glauben  Manche,  der  Staat  werde  den  Tarif  nur  auf  Basis  der 
Betriebskosten  berechnen  und  die  Zinsen-  und  Amortisationslast  auf  die 
Steuer  überwälzen.  Dem  darf  nun  absolut  nicht  beigestimmt  werden,  da 
dies  ein  ungerechtfertigtes  Geschenk  von  Seiten  der  Steuerträger  zu  Gun- 
sten der  Verfrachtenden  wäre.  Uebrigens  hat  diese  Frage  mit  der  vor- 
liegenden gar  nichts  zu  thun.  Will  der  Staat  die  Zinsen-  und  Amorti- 
sationslast übernehmen,  so  können  auch  die  Privatgesellschaften  viel  bil- 
ligere Tarife  stellen. 

Selbst  jenes  Motiv,  welches  am  nachdrücklichsten  zu  Gunsten  des 
Staatsbahnsystems  geltend  gemacht  wird,  das  wirthschaftspolitische,  ist 
nach  Ansicht  der  Enquete  ein  verfängliches.  Der  Staat  könnte  dadurch 
leicht  einen  zu  weitgehenden  und  oft  unheilvollen  Einfluss  auf  die  Ge- 
staltung  der  Produktions-   und  überhaupt  Wirthschaftsverhältnisse  gewin- 
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nen.  üebrigens  glaubt  die  Eoquete,  es  wäre  dem  Staate  die  freiere  Hand- 
habung der  Bahntarife  im  Falle  eines  Zollkrieges  zu  gestatten.  Femer 
wird  der  Vorschlag  gemacht,  der  Staat  soll  im  Interesse  der  Volkswirth- 
Schaft  das  Recht  haben,  eine  Herabsetzung  der  Tarife  zu  verlangen,  dann 
aber  das  hieraus  resultirende  Bisico  übernehmen. 

Sehr  eingehend  beschäftigt  sich  die  Enquete  mit  den  politischen  und 
finanziellen  Gefahren,  welche  das  Staatsbahnsystem  begleiten.  Die  Anhäu- 
fung der  Macht  in  Händen  der  Regierung,  das  Schwergewicht,  mit  welchem 
dieselbe  in  der  Sphäre  der  Produktion,  des  Verkehrs  und  der  Consumtion 
eintritt,  führt  zu  zahlreichen  Inconvenienzen,  trübt  und  verwirrt  das  ein- 
fache Verhältniss  zwischen  Staat  und  Unterthan,  erschwert  die  parlamen- 
tarische Gontrolle  und  macht  die  Aufstellung  hsdbwegs  verlässlicher  Bud- 
getvoranschläge fast  unmöglich.  Im  Dienste  der  italienischen  Bahpen  ste- 
hen mehr  denn  54000  Beamte,  welche  mit  den  sonstigen  Staatsbeamten 
ein  Heer  von  120000  Beamten  repräsentiren.  Diese  sind  über  das  Land 
zerstreut,  treten  bei  den  Wahlen  als  politische  Faktoren  auf,  die  von  der 
Regierung  abhängen,  von  dieser  jede  Gunst  erwarten.  Im  J.  1879  schrieb 
die  Alta  Italia  einen  Concurs  auf  120  Stellen  aus;  es  meldeten  sich  2781. 
Von  diesen  2731  mussten  also  2611  abgewiesen  werden.  Steht  es  nicht 
zu  befürchten,  dass  diese  Unzufriedenen  bei  den  Wahlen  als  höchst  ge- 
fahrliche Elemente  sich  bethätigen  würden  ?  Vergessen  wir  überdies  nicht, 
dass  schon  heute  Jeder,  der  auch  nur  auf  die  kleinste  Stelle  aspirirt,  sich 
Empfehlungen  von  einflussreichen  politischen  Capaoitäten  verschafft  und  so 
muss  die  Regierung  bei  der  Wahl  immer  zunächst  darauf  sehen,  ihre  Partei 
zu  stärken.  So  werden  die  Belohnungen  und  Strafen  nicht  mehr  gerecht 
ertheilt  Wenn  also  schon  an  und  für  sich  die  staatliche  Bureaukratie 
nicht  am  geeignetsten  ist,  geschäftsartige  Unternehmungen  zu  leiten,  so 
wird  nun  dieser  Beamtenkörper,  der  weder  so  belohnt,  noch  bestraft  wird, 
wie  er  es  verdient,  wenig  leisten.  Die  bessern  Elemente  werden  verbit- 
tert und  es  ist  noch  der  Uebel  kleinstes,  dass  die  Zahl  der  Beamten  kon- 
sequent vermehrt  werden  muss.  Als  die  Alta  Italic  in  Hände  des  Staates 
überging,  so  war  bald  die  Disciplin,  der  Fleiss  in  diesem  vordem  vorzüg- 
lichen Beamtenkörper  gelockert. 

Der  Staat  gewinnt  zuviel  Ingerenz  in  das  gesammte  wirthschaftliche 
Leben.  Er  ist  der  grösste  Unternehmer  und  so  wird  denn  er  die  Preise, 
die  Löhne  am  Markte  bestimmen.  Nun  müssen  die  andern  Unternehmer 
folgen;  aber  zwischen  diesen  und  dem  Staate  ist  ein  grosser  Unter- 
schied. Der  Staat  überwälzt  seine  Verluste  einfach  auf  die  Steuerzahler; 
was  sollen  aber  die  Privatunternehmer  machen,  die  eventuell  in  der  Steuer- 
erhöhung ihren  Schaden  und  den  der  Staatsunternehmungen  tragen  müssen? 

Auch  den  Arbeitern  gegenüber  ist  manche  Gefahr  zu  befürchten. 
Bios  in  den  Werkstätten  dreier  grösserer  Eisenbahngesellschaften  in  Italien 
sind  9000  Arbeiter  beschäftigt.  Der  Staat  wird  als  Bahn  Unternehmer 
gewiss  auch  Kohlen-  und  Eisenbergwerke  übernehmen  und  so  über  ein 
Heer  von  Arbeitern  gebieten.  Wenn  die  Arbeiter  höhern  Lohn  fordern, 
so  wird  der  Staat  oft  gedrungen  sein  nachzugeben.  Erstens  weil  dem 
Staate  gegenüber  der  Strike  gleich  den  Charakter  einer  Arbeiterunruhe 
annimmt ;  es  ist  kein  unparteiischer  Richter  da ;  der  Staat,  der  hier  Partei 
ist,  muss  mit  seiner  eigenen  Polizei  ev.  Soldaten  gegen  die  Arbeiter  auf- 
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treten.  Das  alles  ist  von  grossem  UebeL  Die  Regierung  wird  das  also 
nicht  thun :  sie  wird  die  Popularität  nicht  opfern.  Und  was  sagen  zu 
Alledem  die  Steuerzahler?  Man  sieht  hieran»,  wie  sich  das  Verhältniss 
zwischen  Staat  und  Bürgern  trübt  und  wie  der  Staat,  wenn  er  Partei  wird, 
aufhört  das  höchste  Forum  der  Gerechtigkeit  zu  sein. 

Der  Staat  schränkt  das  Gebiet  der  individuellen  Thätigkeit  ein  und 
die  Zahl  der  vom  Staate  unabhängigen  Bürger  muss  abnehmen.  Da  der 
Staat  femer  als  Unternehmer  selbst  bei  vielen  Fragen  interessirt  ist,  hört 
er  auf  das  unparteiische  Forum  für  Producenten  und  Consumenten  zu  sein. 
—  Der  Staat  wird  auch  in  vielen  Fällen  theuerer  bezahlen  müssen,  weil 
die  Betreffenden  schwerer  zu  ihrem  Gelde  kommen ;  so  ist  es  nicht  selten, 
dass  man  dem  Staate  Arbeiten  um  15 — 20  ^/^  theurer  anrechnet. 

Was  die  weiteren  politischen  Schwierigkeiten  betrifft,  so  wird  na- 
mentlich auf  folgendes  hingewiesen.  Ein  grosses  volkswirthschaftliches 
Interesse  wird  unmittelbar  in  die  Hände  eines  Organs  gelegt,  dessen  Haupt 
mit  jedem  Wechsel  der  parlamentarischen  Majorität  wechselt.  Die  Gon- 
trole  des  Parlaments  ist  gänzlich  illusorisch.  Auch  jetzt  werden  die  Staats- 
schlussrechnungen erst  nach  Jahren  vom  Parlamente  absolvirt  und  dann 
oft  in  2 — 3  Stunden.  Welchen  Werth  diese  Controle  besitzt,  lässt  sich 
leicht  denken.  Auch  zeigt  sich  das  daran,  dass  Staatsbahndirektionen  ganz 
unbesorgt  Arbeiten  ausführen  lassen,  Bestellungen  machen,  die  vom  Par- 
lamente nicht  votirt  wurden.  Und  ist  es  anders  möglich?  Kann  die 
Bahn  Verwaltung  mit  ihren  momentan  wechselnden  Ansprüchen  durch  das 
Budget  lahm  gelegt  werden  ?  Wenn  dies  aber  unvermeidlich  ist,  welchen 
Werth  hat  die  parlamentarische  GontroUe,  wenn  derselben  ein  Budget  ent- 
zogen ist,  das  z.  B.  in  Frankreich  —  nach  L^on  Say  —  2  Milliarden 
jährlich  repräsentirt? 

Endlich  folgt  aus  dem  Gesagten,  dass  die  Aufstellung  eines  halbwegs 
positiven  Budgetvoranschlags  gleichfalls  unmöglich  ist,  wie  dies  auch  Le 
Hardy  Beaulieu  in  seinem  Beferat  über  das  Budget  des  Gommunications- 
ministeriums  in  Belgien  unverhohlen  aussprach. 

Aus  Alledem  zieht  die  Enquete  den  Schluss,  dass  das  Staatsbahnsy- 
stem auch  die  politische  Freiheit  gefährde.  Die  Macht  des  Ministeriums 
wird  ausserordentlich  vergrössert;  persönliche  Interessen  verquicken  sich 
mit  denen  des  öffentlichen  Wohles,  Politik  und  Administration  vergiften 
sich  gegenseitig  und  so  mag  denn  der  Schein  der  Freiheit  bewahrt  wer- 
den, in  der  That  geht  aber  die  wahre  Freiheit  verloren. 

Darum  gelangt  die  Enquete  zu  dem  Resultate,  der  Staat  möge  den 
Betrieb  der  Bahnen  Privatgesellschaften  überlassen,  welche  dieselben  für 
längere  Zeit  in  Pacht  übernehmen  sollen.  Diese  Gesellschaften  hätten 
die  gesammten  Betriebsauslagen  und  Erhaltungskosten  zu  bestreiten  und 
aus  den  Roheinnahmen  ausser  der  Deckung  der  Betriebskosten,  der  Zin- 
sen und  Amortisutionsquote  des  investirten  Kapitals  auch  dem  Staate  für 
das  durch  ihn  investirte  Kapital  Zinsen  zu  zahlen.  Dies  kann  entweder 
in  der  Form  geschehen,  dass  die  Gesellschaften  eine  gewisse  Pachtsumme 
bezahlen  oder  den  Staat  in  einem  festgesetzten  Verhältniss  an  den  Roh- 
einnahmen betheiligen.  Um  das  grosse  Schwanken  des  Budgets  zu  ver- 
meiden,   könnte  in  letzterem  Falle  ein  Minimalbetrag  festgesetzt  werden. 
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Auch  soll  der  Staat  an  der  Reineinnahme  participiren,  wenn  dieselbe  z.  B. 
6  ^/q  betragen  sollte.  Bezüglich  der  Tarife  wäre  dem  Staate  namentlich 
das  Becht  vorbehalten,  im  Interesse  wichtiger  volkswirthschaftspolitischer 
Massregeln  eine  Herabsetzung  der  Tarife  zu  fordern,  doch  sollte  der  Staat 
in  diesem  Falle  das  hieraus  entspringende  Bisiko  übernehmen. 

Dies  in  Kurzem  die  Besultate,  welche  die  italienische  Eisenbahnen- 
quete dem  Parlament  vorlegt  In  eine  Kritik  dieser  Ergebnisse  wollen 
wir  uns  durchaus  nicht  einlassen.  Wir  halten  dieselben  absolut  nicht  für 
das  letzte  und  entscheidende  Wort,  das  in  dieser  Frage  gesprochen  wurde. 
In  den  letzten  Jahren  haben  aber  zumeist  nur  Anhänger  des  Staatsbahn- 
systems gesprochen:  zwar  sehr  gewandte  und  von  ihrer  Sache  begeisterte 
Vertheidiger.  Es  ist  lehrreich,  die  Motive  kennen  zu  lernen,  welche  dem 
heutigen  Stande  der  Frage  gemäss  von  der  Gegenpartei  geltend  gemacht 
werden.  Und  es  lässt  sich  nicht  läugnen,  dass  die  Arbeiten  der  italieni- 
schen Enquete  auf  eine  Beihe  von  Punkten  tiefer  eingeht,  als  dies  bisher 
geschehen,  wenn  dieselbe  auch  vielleicht  im  Allgemeinen  ein  zu  grelles 
Licht  auf  dieselben  fallen  lässt.  Namentlich  ist  es  derselben  gelungen, 
die  politischen  Gefahren  des  Staatsbahnsystems  besser  zu  pointiren  und 
dürften  hier  speciell  italienische  Erfahrungen  als  Grundlage  gedient  haben. 
Wenn  also  auch  nie  davon  die  Bede  sein  konnte  und  nie  war,  dass  das 
eine  oder  andere  System  einen  absoluten  Vorzug  verdiene,  so  ist  denn 
doch  durch  das  angeführte  manche  Gefahr  des  Staatsbahnsystems  näher  in 
unser  Gesichtsfeld  gerückt  worden.  Dieses  Verdienst  können  die  uns  vor- 
liegenden Bände  jedenfalls  beanspruchen,  die  ja  überdies  ausserordentlich 
reichhaltiges  Material,  Darstellungen  der  Bahnsysteme  verschiedener  Län- 
der etc.  enthalten,  wenn  es  auch  scheinen  mag,  als  ob  die  Gommission 
sich  zu  sehr  von  der  Furcht  vor  den  Gefsdiren  des  Staatsbahnsystems  be- 
herrschen liess.  Immerhin  hat  die  Enquete  die  Gesichtspunkte  erweitert 
und  uns  mit  Thatsachen  bereichert;  dies  ihr  Verdienst. 


II. 
Die  italienisohe  Agrar-Enqudte. 

Besprochen  tod  J.  Schuhmftnn  in  Rom. 

Die  Ausführung  des  italienischen  Gesetzes  vom  15.  März  1877  be- 
züglich einer  Enquete  sowohl  über  die  Verhältnisse  der  Landwirthschaft 
als  über  die  Lage  der  Landwirthschaft  treibenden  Klassen  hatte  geringe 
Fortschritte  gemacht,  als  auf  Betreiben  der  bezüglichen  Kommission  ein 
neues  Gesetz  vom  12.  December  1878  zu  Stande  kam,  das  eine  umfas- 
sende Thätigkeit  veranlasste.  Wenn  auch  nur  die  geringste  Aussicht  be- 
stünde, dass  bis  zu  dem  im  zweiten  Gesetz  als  Termin  genannten  31.  De- 
cember d.  J.  die  gesammte  Arbeit  vollendet  und  namentlich  der  definitive 
Schlussbericht  der  Kommission  vorgelegt  werden  könnte,  würden  wir,  um 
eventuell  nicht  in  Wiederholungen  zu  verfallen,  unsere  Mittheilungen  zu- 
rückhalten und  seiner  Zeit  mit  einem  Male  über  das  auf  mindestens  16 
Quartbände  berechnete  Werk  zu  berichten  suchen.  Da  aber  der  Termin 
um  mindestens  2  Jahre  wird  überschritten  werden  und  andrerseits  der  Um- 
fang der  bisher  erschienenen  4  Bände  nichts  weniger  als  verächtlich  ist, 
halten  wir  es  für  zweckmässiger,  schon  jetzt  mit  unserer  Besprechung  zu 
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beginnen.  Vielleicht  ist  es  nur  eine  Folge  ungenügender  Aufmerksamkeit 
unsererseitSy  wenn  wir  in  der  periodischen  Presse  Italiens  keine  Anhalts- 
punkte über  die  Agrar-EnquSte  als  Ganzes  gefunden  haben,  während  selbst- 
verständlich das  einzelne  Opus  und  die  vorbereitende  Thätigkeit  gewisser 
Kommissäre  nicht  ohne  Anerkennung  von  Freunden  und  Parteigenossen 
in  öffentlichen  Blättern  geblieben  sind.  Jedenfalls  begrüssen  wir  als  eine 
Erleichterung  unserer  Aufgabe  die  kurze  aber  inhaltreiche  Einleitung  des 
Senators  Jacini  im  ersten  Bande  (37  Seiten)  ^). 

Der  Lombarde  Jacini,  gewesener  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
(namentlich  vom  Sept.  1864  bis  zum  Februar  1867),  der  sich  schon  in 
frühster  Jugend  mit  den  landwirthschaftlichen  Fragen  beschäftigt  hat,  ist 
gewählter  Vorsitzender  der  Kommission ,  in  welche  der  Senat  noch  drei 
andere,  die  Abgeordnetenkammer  gleichfalls  vier  Mitglieder  entsendet  hat, 
während  die  Eegierung  die  übrigen  4  Mitglieder  der  Abgeordnetenkammer 
entnahm.  Allerdings  gehören  von  den  12  Mitgliedern  der  Kommission 
gegenwärtig  nur  10  dem  Parlamente  an,  da  einer  der  gewesenen  Ab- 
geordneten auf  seinen  Sitz  in  der  Kammer  verzichtet  hat  und  einem 
anderen  das  Schicksal  der  Urne,  um  eine  landesübliche  Metapher  zu  ge- 
brauchen, nicht  günstig  gewesen  ist.  Wer  die  italienische  Unsitte  kennt, 
den  Senatoren  und  Abgeordneten  auch  die  Besorgung  von  Wahlämtern 
der  Provinzen  und  Gemeinden  massenweise  zu  übertragen,  so  dass  die 
Eegierung  neuerdings  der  Kammer  vorgeschlagen  hat,  die  Unvereinbarkeit  sol- 
cher Aemter  gesetzlich  auszusprechen,  wird  sich  nicht  wundem,  in  den 
Sitzungsberichten  der  Kommission  (Bd.  I  S.  140 — 885)  zu  lesen,  wie  sehr  die 
Ueberhäufung  mit  Geschäften  aller  Art  die  Arbeiten  der  Kommission  gehin- 
dert hat  Hingegen  ist  es  doch  ungewöhnlich,  dass  einer  der  Kommissäre  und 
zwar  der  mit  Sammlung  der  Notizen  über  Toscana  beauftragte,  in  der 
Kammer  durch  seine  progressistisch  -  klerikalen  Beden  berühmte  Wein- 
producent  Abgeordnete  Toscanelli  sich  so  wenig  der  Sache  angenommen 
hat,  dass  schliesslich  der  Sekretär  der  Kommission,  Cav.  Mazzini  in  Ver- 
tretung an  Ort  und  Stelle  geschickt  werden  musste  und  in  der  That  hat 
der  letztere  viel  früher  als  die  meisten  seiner  Collegen  seine  selbständige 
Arbeit  beendet  (Bd.  III).  Ueber  das  Verhältniss  des  Ex-Abgeordneten  Ber- 
tani,  dem  der  Buhm  der  Initiative  des  Agrar-Enqu^te  gebührt,  zu  seinen 
Collegen,  die  ihm  beinahe  zwangsweise  den  Bericht  über  drei  Provinzen 
übertrugen,  während  er  als  Arzt  sich  nur  für  competent  erklärte,  die  Lage 
der  arbeitenden  Klassen  zu  studiren,  so  dass  ihm  schliesslich  aus  den  man- 
nigfachen Aufgaben  der  Kommission  eine  besondere  Enqu6te  über  die 
hygienischen  und  sanitärischen  Verhältnisse  der  Landarbeiter  zurecht- 
geschnitten  wurde  ') ,  werden  wir  allenfalls  später  das  Nöthige  bemerken, 
wenn  es  sich  wünschenswerth  zeigen  sollte,  den  Unterschied  der  vorge- 
schlagenen und  der  beliebten  Methode  etwas  näher  ins  Auge  zu  fassen. 
Die  Ansicht  Jacini's  findet  man  S.  32.  Indem  wir  noch  anführen,  dass 
die  am  26.  December  1877    bei    der  Bildung   des   Ministeriums  Depretis- 


1)  Atti  della  Ginnta  per  U  Inchiesta  Agraria  e  sulle  condisioni  della  classe  agri- 
cola  (Vol.  I  Fascicolo  1  Borna  1881).  Ausser  diesem  allgemeinen  Titel  fttr  alle  Bände 
hat  die  1.  Lieferung  des  ersten  Bandes  den  speciellen  Titel:  Proemio  del  Presidente. 

2)  Bertani  ist  schon  seit  Ende  1880  Demissionl&r  für  seine  specielle  Aufgabe ,  die 
er  indessen  mit  Fonds  des  Ministeriums  des  Innern  für  sich  allein  yerfolgt. 


70  Miscellen. 

Grispi  durch  königliches  Dekret  angeordnete,  später  unter  Cairoli  wieder 
rückgängig  gemachte  Aufhebung  des  Ackerbauministeriums,  dessen  Exi- 
stenz von  den  Gesetzen  über  die  Agrarenquete  vorausgesetzt  wird,  den 
Verlust  vieler  kostbaren  Zeit  verschuldet  hat,  wenden  wir  uns  wieder  zur 
Einleitung  Jacini's,  die  am  10.  März  1881  (inhaltlich  des  letzten  bishor 
veröffentlichten  Sitzungsberichtes),  von  8  anwesenden  Kommisaären  ein- 
stimmig gebilligt  wurde. 

£s  gibt  nunmehr  ein  industrielles  und  commeroielles  Italien,  aber  ein 
landwirthschaftliches  Italien  existirt  noch  nicht.  Abgesehen  vom  Klima 
und  von  den  äusserst  wichtigen  Unterschieden  in  der  Civilisation  ist  na- 
mentlich der  Mangel  eines  einheitlichen  Katasters  mit  der  daraus  folgen- 
den Ungleichheit  der  Besteuerung  hervorzuheben.  Kein  anderes  westeuro- 
päisches Land  hat  im  Verhältniss  so  viel  unproduktives  Terrain  als  Italien, 
das  auf  einer  Gesammtoberfläche  von  29  600  000  beinahe  19  ^l^^  nämlidi 
5  600  000  Hectaren  in  diesem  Zustande  und  in  der  einen  Hälfte  der  übrig 
bleibenden  24  Millionen  nur  dem  Namen  nach  fruchtbares  Land  besitzt 
Der  mittlere  Weizenertrag  per  Hectar  ist  in  Italien  1 1  Hectoliter ,  wäh- 
rend derselbe  sich  in  England  auf  32,  in  Holland  auf  22,  in  Belgien  auf 
20,  in  Frankreich  auf  15,  im  deutschen  Eeich  auf  23  belauft  Italien 
erzeugt  bei  einer  Bevölkerung,  die  *|^  der  Einwohnerzahl  Frankreidis 
ist,  für  nur  3  Milliarden  landwirthschaftficher  Güter,  während  Frankreich 
einen  Werth  von  12  Milliarden  erzielt  Jaoini  sagt  ausdrücklich:  ^fiie 
Benennung  eines  Paradieses  (wörtlich  eines  Gartens  der  Natur),  welche 
die  Fremden  dem  Comersee,  dem  Golf  von  Neapel  und  wenigen  anderen 
Gegenden  Italiens  beilegen,  die  zusammen  nur  einen  Minimalbmch  seiner 
Gesammtoberftäche  ausmachen ,  kann  nicht  zu  Gunsten  der  Halbinsel  und 
der  grossen  italienischen  Inseln  beansprucht  werden.  Unser  Vaterland  ist 
mit  Ausnahme  des  Pothals  und  anderer  kleinerer  Ebenen  ein  Gebirgsland 
mit  hohen,  zu  einem  grossen  Theile  schroffen  und  unwirthschaftUchen 
Bergen  .  .  .  /'  Ohne  Zahlenangabe  führt  Jacini  aus,  wie  in  den  alpini- 
schen und  apenninischen  Gegenden  Kiesanschwemmungen  und  magere 
Bergweide,  im  Centrum  der  Halbinsel  Maremmen,  im  Süden  und  auf  den 
Inseln  sumpfiges  Malariaterrain  häufig  sei  u.  s.  w.  Nur  Bussland  und 
Scandinavien  haben  einen  solchen  Frocentsatz  von  Land,  das  rettungslos 
für  die  Landwirthschaft  verloren  sei  oder  nur  nach  einer  langen  Beihe 
von  Jahren  und  mit  ungeheuren  Ausgaben  für  dieselbe  gewonnen  werden 
könne.  Die  natürliche  Fruchtbarkeit  des  besten  italieuischen  Bodens  über- 
trifft nicht  diejenige  vieler  Gegenden  Mitteleuropa's ,  z.  B.  eines  Theiles 
des  Beckens  der  Donau ,  des  Rheins ,  der  Loire ,  der  Seine ,  der  Scheide, 
noch  die  Fruchtbarkeit  Englands,  Holsteins,  der  dänischen  Inseln,  einiger 
Gouvernements  Südrusslands,  mit  dem  Unterschiede,  „dass  die  natürliche 
Feuchtigkeit  der  Atmosphäre  in  jenen  Ländern  eine  mächtige  Hülfe  der 
Vegetation  namentlich  für  die  Futterkräuter  ist,  während  in  Italien,  wo 
nicht  die  künstliche  Bewässerung  nachhilft,  die  brennende  Sonne  und  die 
hartnäckige  Dürre  die  genannten  Vegetalien  schädigen.^'  Wenn  die  künst- 
liche Bewässerung  Oberitaliens  nicht  in  gleichem  Maasse  in  Central-  und 
Süditalien  eingeführt  wurde,  so  erklärte  sich  das  mit  dem  Umstände,  dass 
die  AlpenfLüsse  im  Sommer  wasserreich  und  für  einige  derselben  die  Seen 
naturliche  Beservoirs  sind,    während    die   vom    Apennin  herabkommenden 
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Gebirgsflüsse  gerade  in  der  Jahreszeit,  wo  man  dee  Wassers  bedarf,  keines 
haben.  Die  Gunst  eines  milderen  Klimas  ab  das  mitteleuropäische  be- 
währe sich  in  den  Erzeugnissen  des  Seidenwurms,  des  Oelbaums,  in  den 
Südfrüchten  und  der  Menge  nach  im  Wein,  dessen  Qualität  übrigens  auch 
in  einigen  Gegenden  Siciliens,  in  der  Umgebung  Neapels,  in  Toskana  und 
in  Piemont  Lob  verdiene.  Jede  Eegion  Italiens  habe  in  einzelnen  Thei- 
len  der  Landwirthschaft  Ausgezeichnetes  vorzulegen  und  der  Fortschritt 
sei  unverkennbar.  Bei  dem  oben  erwähnten  Durchschnitt  des  Weizen- 
ertrags von  11  Hectohtem  auf  den  Hectar  sei  nicht  zu  übersehen,  dass 
manche  der  begünstigsten  Provinzen  Italiens  gar  nicht  auf  den  Kömerbau 
ausgehen,  sondern  den  Weizen  nur  als  eine  Kothwendigkeit  im  Frucht- 
wechsel auffassen,  femer  dass  der  Schatten  der  viel  abwerfenden  Obst- 
bäume den  Kornertrag  nothwendigerweise  schmälert.  Die  Pellagra  sei 
eine  erbliche  Krankheit,  die  sich  in  der  folgenden  Generation  fortsetze, 
auch  wenn  die  Ursachen ,  die  dieselbe  hervorgerufen ,  nicht  mehr  fort- 
dauern. Die  Auswanderung,  eine  Folge  nicht  sowohl  von  Schäden  im 
landwirthschaftlichen  Organismus  als  des  Missverhältnisses  zwischen  der 
Dichtigkeit  der  Bevölkerung  und  dem  möglichen  Frtrage  des  Bodens  habe 
Italien  mit  den  meisten  Ländern  Europas  gemein.  Der  Feldarbeiter  werde 
fast  überall  schlechter  bezahlt  als  der  städtische  Arbeiter,  und  im  Ver- 
gleiche mit  den  Löhnen  des  Auslandes  sei  das  grössere  Bedürfniss  einer 
substantielleren  Nahrung,  die  kostspieligere  Anschaffung  wärmerer  Klei- 
dung und  besserer  Wohnung  in  Nordeuropa  wohl  in  Anschlag  zu  bringen. 
Dass  die  Auswanderung  bei  den  heutigen  Tages  verminderten  Entfernun- 
gen sich  nach  gesunden  Klimaten  in  Amerika  und  Australien  wende  und 
nicht  die  einheimischen  entweder  unfruchtbaren  oder  von  der  Malaria 
heimgesuchten  Gegenden  in  Anspruch  nehme,  sei  natürlich.  Die  Klagen 
des  Grundbesitzes  erörtert  Jacini,  nicht  ohne  gleich  zu  Anfang  hervor- 
zuheben, dass  der  Handelswerth  der  ländlichen  Gebäude  in  allen  Theilen 
Italiens  im  Zunehmen  begriffen  und  dass  die  Produktion  seit  einem  Vier- 
teljahrhundert, wenn  auch  nicht  an  allen  Orten,  bedeutend  gewachsen  sei. 
Wohl  seien  auch  in  den  am  besten  angebauten  Provinzen  viele  Vervoll- 
kommnungen einzuführen  und  die  Landwirthschaft  sei  in  manchen  Pro- 
vinzen noch  im  Stande  der  Kindheit,  nicht  einmal  die  Benutzung  des 
Stallmistes  sei  überall  durchgedrungen  und  die  Wiederanpflanzung  der 
abgeholzten  Berge  und  die  Austrocknung  der  Sümpfe  erfolge  mit  einer 
entmuthigenden  Langsamkeit,  die  Lage  der  Landarbeiter  in  verschiedenen 
Provinzen  erheische  wirksame  Vorkehrungen ;  aber  die  Hoffnung  auf  eine 
Besserung  sei  gegeben  und  der  Pessimismus  sei  nicht  gerechtfertigt. 
Manche  hätten  allerdings  ein  rasches  Aufblühen  der  Landwirthschaft  in 
Italien  erwartet,  ohne  die  entgegenstehenden  Hindemisse  zu  kennen. 
Nach  der  gewöhnlichen  Anschauung  sei  Italien  das  Land  des  Ghrossgrund- 
besitzes,  man  spreche  von  den  Latifudien  Latiniens  und  Apuliens,  von 
den  Grossgütern  Calabriens,  Siciliens  und  Sardiniens ,  aber  im  Gegentheil 
sei  Italien  das  Land  des  kleinen  und  des  mittleren  Grundbesitzes.  Im 
Jahre  1877  habe  man  im  Ausschuss  für   die  Statistik^)  berechnet,   dass 

1)  Jacini  ist  billig  genug  zu  bemerken,  dass  den  trefflichen  Leiter  des  italienischen 
statistischen  Bareaus,  den  auch  in  Deutschland  wohl  bekannten  Professor  L.  Bodio  keine 
Schuld  trifft.     Blit  den  ihm  sor  Verfugung  stehenden   unyerhSltnissmfissig  geringen  IGt- 
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die  Sammlung  der  Daten  über  die  Gmndeigenthümer  80  000  Lire  erfor- 
dern würde.  Für  die  im  Gange  befindliche  landwirihsohaftliohe  Enquete 
seien  im  Ganzen  nicht  mehr  als  60  000  Lire  angewiesen,  abgesehen  von 
125  000  Lire,  die  später  als  Preise  für  die  Monographien  der  einzelnen 
Ackerbaudi strikte  bewilligt  wurden.  Viele,  die  gleichzeitig  Landwirth- 
schaft  und  ein  Gewerbe  treiben ,  geben  in  der  Bevölkerungsstatistik  nur 
das  zweite  Moment  an.  Die  in  den  Gemeinden  aufgestellten,  vom  Finanz- 
ministerium veröffentlichten  Steuerlisten  liefern  uns  auch  nicht  die  ge- 
naue Zahl,  weil  viele  Individuen  in  mehreren  Gemeinden  besitzen.  Die 
parlamentarische  Kommission  für  die  Wahlreform  hat  indessen  vom  Fi- 
nanzministerium folgende  Zahlen  erhalten: 

Nur  in  den  Listen  der  Grundsteuer  Eingeschriebene,  wenn  sie,  Staats- 
steuer und  Provinzialzuschlag  zusammengerechnet,  jährlich  weniger  als  20 

Lire  bezahlen 2  909  584 

Desgleichen  wenn  sie  20 — 40  bezahlen 368  776 

„  „       „    über  40         „         308  200 

Steuerzahler,  die  gleichzeitig  Grundsteuer   und  Gebäudesteuer 
oder  Steuer  auf  das  bewegliche  Vermögen  oder  diese  3  Ar- 
ten von  Steuern  bezahlen, 
wenn   sie  jährlich  weniger  als  20  Lire  entrichten     ....       624  943 
„       „  „        20—40  Lire  „  ....       269875 

„       „  „        über  40     „  „  ...  418024 

4  894  402 
Also   beinahe    5  Millionen  Menschen   sind    direkt  an  dem  ländlichen 
Grundeigenthum  interessirt.     Sämmtliche   das    Grundeigenthum  belastende 
Staats-,  Provinzial-  und  Gemeindesteuern    belaufen  sich  auf  durchschnitt- 
lich 30  ^Iq  des  Nettoertrags  der  ländlichen  Güter. 

Wenn  man  den  Katasterwerth  betrachtet,  so  handelt  es  sich  um  einen 
viel  höheren  Procentsatz.  In  einzelnen  Provinzen  der  Lombardei  z.  B. 
frisst  der  Steuerbetrag  40 — 50 ^|q  des  Beinertrags,  in  einzelnen  Gütern 
der  Provinz  Cremona,  wo  das  Missverhältniss  zwischen  Reinertrag  und 
Steuer  am  höchsten  ist,  selbst  60^|q,  „ohne  die  Hypothekenschuld  noch 
die  Registersteuer  zu  berücksichtigen,  welche  letztere  nur  im  Falle  der 
Uebertragung  des  Grundeigenthums  bezahlt  wird  und  unter  Schätzung  des 
Reinertrags  auf  Grundlage  regelmässiger  9-  oder  12jähriger  Pachtverträge.'' 
Der  StaatszuBchlag  der  keineswegs  aufgehobenen  Kriegszehnten ,  die  auf 
Grund  der  bestehenden  so  ungleichen  Staatssteuern  berechnet  werden, 
steigert  die  Ungleichheit  noch  um  ein  Beträchtliches.  Man  erwäge  ausser- 
dem die  hohe  Steuer  auf  das  bewegliche  Vermögen,  welche  den  Pächter 
und  den  Colonen  trifft,  den  hohen  Preis  des  Salzes  und  die  noch  nicht 
gänzlich  abgeschaffte  Mahlsteuer,  welche  auf  dem  Lohnarbeiter  lasten. 
Nicht  einmal  die  Einschreibung  von  Verträgen  über  den  in  einem  Lande 
mit  zerstückeltem  Grundeigenthum  so  wünschenswerthen  Umtausch  von 
Grundstücken  erfolgt  mit  Steuerred uction.  Was  nun  die  auf  den  länd- 
lichen Gütern  ruhende  Hypothekenschuld  betrifft,  so  kennt  man  dieselbe 
nicht  mit  Sicherheit,  da  u.  A.  in  den  vom  Finanzministerium  gelieferten 

teln  kann  derselbe  unmöglich  den  vielseitigen  Ansprächen  einer  parlamentarischen  Re- 
gierung genügen,    da  er  die  rein  wissenschaftliche  Seite  keineswegs  vernachlässigt. 
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Daten  auch  jene  Hypotheken  mitgereohnet  sind,  die  auf  der  Landwirth- 
Schaft  nicht  dienenden  Gebäuden  ruhen.  Indessen  glaubt  Jadni  die  die 
Landwirthschaft  belastende  verzinsliche  H3rpotheken8chuld  auf  4  Milliar- 
den beziffern  zu  können  und  stellt  folgende  Berechnung  auf:  Der  Werth 
des  Landbesitzes  in  Italien,  wenn  man  die  Verkäufe  der  Kirchengüter 
als  Maassstab  gebraucht,  beläuft  sich  auf  24  Milliarden,  so  dass  nach  Ab- 
zug obiger  Schuld  ein  Werth  von  20  Milliarden  zu  constatiren  ist  Vom 
geschätzten  Beinertrag  dieses  Werthes  —  kaum  1  Milliarde,  was  zu  dem 
durch  Schätzung  festzustellenden  Bruttoertrag  von  3  Milliarden  stimmt  — 
sind  zunächst  die  öffentlichen  Abgaben  zu  bestreiten.  Im  Jahre  1879 
betrugen    dieselben:    Grundsteuer,    Quote    des  Staates   124  695  028,98  c 

ProTinzialzuschläge     48  838  012,57 
Gemeindezuschläge     71874  839,70 

245  407  881,25  c 
Dazu  kam  die  auf  den  Schuldner,  Colonen  oder  Pächter  abgewälzte 
Steuer  auf  das  bewegliche  Vermögen,  welche  die  Hypothekenzinsen  mit 
jährlich  über  30  Millionen  trifft  und  die  Begistersteuer  jährlich  24  Mil- 
lionen, so  dass  die  Landwirthschaft  jährlich  300  Millionen  Steuern  auf- 
zubringen hat 

Die  in  der  Einleitung  (S.  25)  nach  der  Volkszählung  von  1871  an- 
gegebene Statistik  von  8  Kategorien  Ackerbautreibender  stellen  wir  zu- 
rück, da  der  Schlussband  bereits  die  Ergebnisse  des  yoxjährigen  Gensus 
wird  beibringen  können.  Wir  erwähnen  nur  kurz,  dass  5  272857  Män- 
ner (Eigenthümer,  Pächter,  Knechte  u.  s.  w.)  und  2  982  355  Frauen  in  der 
Landwirthschaft  thätig  waren,  und  dass  darunter  sich  1221241  jugend- 
liche Arbeiter  unter  1 5  Jahren  befanden.  Die  Besultate  der  Enquete  wer- 
den zeigen,  sagt  Jacini,  wie  in  Italien  der  Fall  nicht  selten  sei,  „dass 
der  besitzende  Landwirth  schlechtere  Nahrung,  Kleidung  und  Wohnung 
hat,  als  der  grösste  Theil  der  unständigen  auf  Lohn  arbeitenden  Acker- 
bauer. Dasselbe  könne  man  von  der  Halbpacht  sagen,  die  in  gewissen 
Gegenden,  wo  die  Katur  des  Bodens  und  des  Klimas  gewisse  Oulturen  als 
passend  anräth,  den  Fortschritt  des  Ackerbaus  nicht  hindert,  den  Colonen 
wohlhabend  macht  und  dem  Eigenthümer  eine  sichere  Beute  gewährt, 
während  in  anderen  Gegenden,  wo  die  Natur  des  Bodens  und  des  Klimas 
gewisse  Gulturen  nutzbringender  macht,  besonders  wo  die  Bewässerung 
mitwirken  soll,  die  Halbpacht  ein  unübersteigliches  Hindemiss  für  jede 
ernsthafte  agrarische  Verbesserung  ist,  den  Bebauer  unglücklich  macht 
und  den  Eigenthümer  des  Bodens  kahl  läasV*  (S.  25). 

Die  staatsmännischen  Ausführungen  Jacini's  über  die  direkte  und  in- 
direkte Heilung  der  Schäden  berühren  uns  hier  nicht  Wir  haben  viel- 
mehr die  Art  der  Thätigkeit  der  Kommission  in  Kürze  zu  schildern.  Der 
Ton  der  letzteren  aufgestellte  Fragebogen  findet  sich  auf  Seite  116  — 126 
des  ersten  Bandes.  Es  wurde  beschlossen,  die  Enquete  in  vier  Stadien 
zu  vollenden.  Die  erste,  nunmehr  zurückgelegte  bezweckte,  die  italieni- 
sche Landwirthschaft  thatsächlich  kennen  zu  lernen.  Zu  diesem  Zwecke 
wurde  Italien  in  12  Eegionen  eingetheilt  und  das  Studium  derselben  je 
einem  der  12  Kommissäre  übertragen,  der  in  der  betreffenden  Begion  sei- 
nen gewöhnlichen  Aufenthalt  hat  und  dieselbe  genauer  kennt.  Um  den 
Kommissären  ihre  Aufgabe  zu  erleichtem,  wurden  im  Ganzen  225  Preise 
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a  500  Lire  för  die  besten  Monographien  in  eben  so  viel 
ten  gegründet,  um  die  sich  174  Arbeiten  bewarben,  während  schon  Tor- 
her  einige  Monographien  eingelaufen  waren,  die  uicb.  das  Studium  einer 
ganxen  Region  yorgesetxt  hatten.  Diese  HilfBarbeiten  werden  zum  Theil 
ganz,  zum  Theil  im  Auszug  als  Anhang  zu  dem  Berichte  des  betraffen- 
den Kommissärs  Teröffentlicht  werden.  Im  zweiten  Stadium,  zu  dem 
aber  auch  schon  die  Ordnung  sämmtlicher  zusammengebrachter  Nachrich- 
ten durch  jeden  der  12  Kommissäre  und  somit  der  Einzelbericht  derwfH' 
ben  gehört,  soUen  gemeinsam  unternommene  Ausflüge  der  Kommission  an 
Ort  und  Stelle  die  zweifelhaften  Punkte  aufklären,  im  dritten  die  tozzu- 
schlagenden  Heilmittel  in  gemeinsamer  Berathung  festgestellt  werden  und 
yiertens  soll  ein  Schlussbericht  ausgearbeitet  werden. 

Unter  dem  Titel:  Generalita  sull'  Italia  agricola  (S.  339 — 356)  finden 
sich  3  Uebersichten,  deren  Daten  zum  Theil  auf  die  Volkszählung  yon 
1871,  zum  Theil,  was  die  Steuern  betrifft,  auf  das  Jahrbuch  des  Finanz- 
ministeriums Ton   1880  zurückgehen. 

2. 

Die  Beihe  der  Berichte  beginnt  der  über  die  7  Provinzen  ForK, 
Ravenna,  Bologna,  Ferrara,  Modcna,  Reggio-Emilia  und  Parma,  die  soge- 
nannte 6.  Region  der  Kommission  (Aemilia)  i).  Der  Berichterstatter, 
Marchese  Luigi  Tanari,  der  gewöhnlich  auf  dem  Lande  bei  Bologna  wohnt^ 
1859  Mitglied  der  proyisorischec  Regierung  der  Romagna  und  1860  Prä- 
fect  in  Pesaro  war,  seit  1861  dem  Senate  angehört,  ist  nach  dem  im  Octo- 
ber  1878  erfolgten  Tode  des  Agronomen  Berti-Pichat  von  der  ersten  Kam- 
mer in  die  Kommission  gewählt  worden.  Derselbe  hielt  es  für  angemes- 
sen, statt  des  ganzen  Fragebogens,  dessen  Ausdehnung  Viele  erschreckte 
und  der  Anderen  ganz  aus  dem  Gedächtniss  geschwunden  war,  den  Inter- 
essentf'n  Theile  dieses  Fragebogens  vorzulegen  und  denselben  auch  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  zu  ergänzen.  So  z.  B.  suchte  er  sich  durch  beson- 
dere Fragen  über  einige  hergebrachte  Ausdrücke  Gewissheit  zu  verschaf- 
fen ,  ob  sämmtliche  Antworten  den  gleichen  Begriff  damit  verbanden ,  in 
welchem  Falle  allein  die  Gleich werthigkeit  der  Daten  die  Möglichkeit 
sicherer  Schlüsse  gewährt.  Dem  Anscheine  nach  sind  die  gewiss  für  manche 
Leser  werh vollen  Feststellungen,  welches  Flächenmass  neben  dem  gesetzli- 
chen für  ganz  Italien  einheitlichen  in  jedem  der  20  Distrikte  seiner  Re- 
gion gebraucht  werde,  den  Nachfragen  Tanari's  zu  verdanken '). 

üebrigens  ist  derselbe  so  wenig  entzückt  über  die  Art,  wie  seinen 
Bemühungen  entsprochen  wurde,  dass  er  (Bd.  1  S.  72)  verdriesslich  die 
Frage  aufwirft,  ob  es  sich  der  Ausgabe  und  des  Apparats  einer  parlamen- 

1)  BelAsione  del  Commiasario,  MarcheM  Laigi  Tanari,  Senatore  del  Begno,  snlla 
S€sta  Circoscrisione  (ProWncie  di  Forlii  Ravenna ,  Ferrara,  Modena,  Reggio-Emilia  e 
Parma ,  Roma  1881).  Seltsamer  Weise  fehlt  der  Name  der  Provinz  Bologna  auf  den 
Titeln  der  ersten  Abtheilnng  des  Bandes.     Derselbe  ist  des  ganzen  Werkes  Z.  Band. 

Z)  Wenn  T.  auch  daf&r  Lob  verdient,  dass  er  nns  nach  ELräften  mittheilt,  wo  and 
wie  weit  das  lokale  Flichenmass  gebraucht  wird,  so  dürfen  wir  doch  nicht  vergessen, 
dass  eine  amtliche  Publikation  existirt,  welche  die  in  den  verschiedenen  Provinzen  üb- 
lichen Gewichte  und  Manse  in  die  Gewichte  und  Masse  des  Decimalsystems  und  diese 
in  jene  umrechnet.  Tavole  di  ragguaglio  dei  pesi  e  delle  misnre  eik  in  uso  nelle  varie 
provincie  del  regno  ool  sistema  metrico  decimäle.     Edizione  ufficiale.     Roma  1877. 
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tarisohen  Enqu^e  verlohne ,  wenn  Bchliesslich  nur  das  festgestellt  werde, 
was  man  mit  Fleiss  auch  schon  aus  den  bisherigen  Veröffentlichungen 
hätte  ziehen  können.  Aus  den  Bergdistrikten  kamen  wenig  sichere  No- 
tizen; grössere  Ortschaften  antworteten  öfters  gar  nicht  oder  weigerten 
sich  Auskunft  zu  geben,  da  es  eine  unnütze  Arbeit  sei;  Grundbesitzer  in 
angesehener  socialer  Stellung  —  Advokaten,  Inhaber  von  Eitterkreuzen, 
Ingenieure,  Orafen,  Marchesi  — ,  von  denen  unser  Senator  schon  aus  Ar- 
tigkeit Antwort  zu  erlangen  hoffte,  hüllten  sich  in  tiefes  Stillschweigen, 
das  nur  nach  wiederholter  Aufforderung  etwas  Rücksicht  auf  den  vater- 
ländischen Zweck  der  Enquete  bezeigte.  Namentlich  ist  ihm  in  Folge 
ungenügender  Unterstützung  der  von  ihm  zur  Hülfe  beigezogenen  öffent- 
lichen Organe  das,  was  statistischen  Charakter  haben  sollte,  weniger  ge- 
lungen (Bd.  I,  65).  Er  beklagt  sich,  dass  er  die  wahre,  d.h.  die  wirk- 
lich Landwirthschaft  treibende  ländliche  Bevölkerung,  das  wahre  länd- 
liche Territorium  und  die  wahre  Vertheilung  desselben  nach  den  ver- 
schiedenen Gulturen  nicht  anzugeben  vermöge  ^).  Im  Voraus  begegnet  er 
der  Einwendung,  dass  er  in  seinem  Berichte  die  bereits  bewirkten  oder 
im  Gange  befindlichen  Fortschritte  nicht  genügend  berücksichtige,  mit  dem 
Hinweis,  dass  er  eine  Gesammtphysiognomie  darzustellen  habe  und  nicht 
auf  die  Ausnahmen  blicken  könne.  Die  zahlreich  beigebrachten  Docu- 
mente  ermöglichen  jedenfalls  ein  anziehendes  Studium  der  Begion,  die 
allerdings  nicht  zu  den  in  Deutschland  besonders  ins  Auge  gefassten  gehört 
Auch  Tanari  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  in  Bezug  auf  die  land- 
wirthschaftlichc  Produktion  das  Klima  seiner  Begion  bedeutend  unter  dem 
Bttfe  stehe,  den  gewöhnlich  das  italienische  Klima  habe  (Bd.  2,  15).  Eine 
Hauptstelle  (2,  145)  lautet  so:  „Wenn  man  die  Theilung  des  Grundbe- 
sitzes und  die  Kleinheit  des  Beinertrags  des  Bodens  berücksichtigt,  der 
besonders  in  manchen  Bergdistrikten  unglaublich  tief  sinkt,  wenn  man 
erwägt,  welcher  Theil  dieses  Ertrags  dem  Besitzer  durch  die  Hypotheken- 
schuld entzogen  wird,  deren  Zinsen  sicherlich  viel  höher  sind  als  was  aus 
dem  entsprechenden  Kapital  in  Grundstücken  gezogen  werden  kann; 
wenn  man  ausserdem  die  bisweilen  sehr  schweren  Abgaben  für  Be-  und 
Entwässerung  und  die  auf  vielen  (Mundstücken  schwer  lastenden  Zehnten, 
Zinsen  u.  s.  w.  abzieht;  wenn  man  alle  thatsächlichen  Verhältnisse  des 
Grundbesitzes  und  auch  die  Anforderungen  der  gesellschaftlichen  Stel- 
lung an  die  Landeigenthümer  sich  gegenwärtig  hält,  wird  es  deutlich  er- 
scheinen, dass  der  Grundbesitz  in  dieser  Region,  die  doch  den  Buf  land- 
wirthschaftlicher  Productivität  geniesst,  was  die  Masse  der  Grundbesitzer 
betrifft,  an  keinem  festlichen  Mahle  sitzt''.  Neben  Anschwemmungen,  die 
bisweilen  grosse  Fruchtbarkeit  längs  des  Flusses  mit  sich  bringen,  sind 
mit  der  topographischen  Lage  alle  Schwierigkeiten  eines  regelmässigen 
Abflusses  der  Wasser  und  die  Gefahren  häufiger  Dammbrüche  und  Ueber- 
schwemmungen  verbunden  und  von  der  Alluvion  abgesehen,  ist  die  Frucht- 
barkeit in  der  Thalgegend  sehr  mittelmässig  und  oft  gering  (2,  14). 


1 )  Durch  Vergleichang  der  Generalstabskarten  mit  dem  Kataster  ergibt  sich,  dass  in 
3  Provinzen  allein  55598  Hectare  nicht  eingetragen  sind  (s.  Bd.  2,  158),  anderer  gerin- 
gerer Differenzen  zu  geschweigen.  Bisweilen  stimmen  die  Daten  der  Gemeindeverwal- 
tung nicht  mit  denen  des  Censns  und  eben  so  wenig  mit  denen  der  Monographien ,  die 
doch  von  Ortskundigen  herrühren. 
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Hänfig  kommt  Tanari  auf  den  Felddiebstahl  und  die  Waldverwüstong 
zu  sprechen.  Was  letzteren  Punkt  anbelangt,  so  bemerkt  er  (2,  25),  dass 
die  yerbesserten  Communicationsmittel  dazu  führen  „die  nicht  sdiwere  und 
doch  sichere  Industrie  des  VerkaufiB  der  Kohle  und  des  Holzes  zu  för- 
dern''. In  den  letzten  20  Jahren  seien  wenigstens  *l^  des  Holzreichthums 
seiner  Begion  entweder  schon  zerstört  worden  oder  im  Begriffe  Temichtet 
zu  werden.  Er  erzählt  wie  eine  Gemeinde  (Lizzano)  ihre  Buchenwälder, 
die  den  Bergbewohnern  in  der  Nutzbarmachung  des  Materials  (Fassbinder 
etc.)  viele  Arbeit  gaben,  in  der  Form  von  Kohlen  zur  Eisenbahn  schafft, 
wie  die  Gemeindeyerwaltung  eine  Jahreseinnahme  von  12000  Lire  decla- 
rirt,  als  ob  es  sich  um  den  Ertrag  einer  fortdauernden  Bewirthschaftung 
handle,  während  doch  ein  Kapital  nunmehr  aufgezehrt  sei.  Tanari  schlägt 
vor,  dass  die  Kommission  folgenden  zwei  Grundsätzen  zur  Geltung  ver- 
helfe: I)  Die  Waldungen,  die  in  irgend  einer  Hinsicht  das  öffentliche  In- 
teresse berühren,  sollen  Staatseigenthum  werden,  der  Betrieb  Seitens  der 
Regierung  erfolgen,  die  betreffenden  Grundstücke  dem  Demanium  einver- 
leibt werden;  2)  das  Privateigenthum  soll  keiner  Forstbeschränkung  un- 
terliegen, die  Waldkultur  aber  möglichst  unterstützt  werden.  S.  32 — 46 
finden  sich  werthvolle  Angaben  über  den  Wald;  in  Italien  nehme  der 
Wald  nur  12^1^  des  Flächengehaltes,  in  Oesterreich  30  <^/o  ein;  eine  An- 
merkung besagt,  dass  ein  Nebenfluss  des  Po^s,  der  Taro,  dokumentirter 
Massen  nicht  einmal  mehr  den  dritten  Theil  des  Wassers  hat  als  vor  300 
Jahren.  In  der  Provinz  Forli  mit  40  Gemeinden  sind  nur  in  10  Ge- 
meindemarkungen  Wälder. 

Da  die  Kastanie  in  gewissen  Gegenden  eine  Hauptnahrung  ist,  so  bt 
das  Umhauen  der  Kastanienbäume  „wahrhaft  vandalisch'* ,  wie  sich  Mit- 
glieder des  Gemeindeausschusses  von  Montese  in  einem  Schreiben  an  den 
Senator  Tanari  ausdrücken,  an  den  sie  sich  um  Vermittlung  wenden.  Das 
gesetzliche  Verbot  nütze  nichts,  denn  entweder  werde  die  Geldstrafe  nicht 
gezahlt  oder  erst  nachdem  die  Bäume  umgehauen  sind,  die  Geldstrafe  sei 
auch  zu  gering,  um  die  Kohlenbrennerei  zu  verhindern.  In  den  Eingaben 
an  die  Behörden  stelle  man  gewöhnlich  vor,  dass  die  umzuhauenden  Bäume 
alt  seien  und  keine  Früchte  mehr  gäben,  dass  man  Raum  für  Neupflan- 
zungen schaffen  müsse,  man  lasse  auch  einige  stehen,  die  man  erst  später 
umhaue  und  schliesslich  entwurzle  man  die  Bäume,  so  dass  an  keinen 
Nachwuchs  mehr  zu  denken  sei.  Und  dies  geschehe,  zu  grossem  Nachtheil 
der  Landwirthschaft,  auf  Boden  wo  nichts  anderes  gedeihen  könne.  In 
einem  späteren  Schreiben  wird  plausibel  genug  erklärt,  dass  die  Eigenthü- 
mer,  die  für  einen  vorübergehenden  Nutzen  sich  selbst  und  die  ganze 
Gegend  schädigen ,  vorzüglich  Käufer  von .  Kirchengut  sind ,  welche  die 
Ratenzahlungen  an  das  Demanium  im  vollsten  Wortverstande  herausschla- 
gen wollen  ^).  Der  Ertrag  des  Kastanienbaums  in  guten  Jahren  sei  nicht 
viel  geringer  als  der  Werth  der  Kohlen,  den  man  aus  dem  Holze  gewinne 
(2,  50).  Ferner  wird  angegeben,  dass  die  armen  Leute,  legitimer  oder 
illegitimer  Weise  Nahrung  für  4 — 5  Monate  und  ihren  ganzen  Holzbedarf 
aus  den  Kastanienwäldern    ziehen.     Während  etwa  eines  Monats  verdiene 


1)  Der  Verkauf  von  Kirchengütern  u.  s.  w.  mit  langen  Zahlungsfristen  und  darum 
oft  an  Unbemittelte  scheint  schädliche  Folgen  zu  haben,  die  Erbpacht  jedoch  weniger 
(8,  US). 
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der  Mann  ausser  seiner  Nahrung  200 — 300  Pfd.  ^),  die  Frauen  125 — 150 
Pfd.  Eastanienmehl.  Die  Kinder,  die  Alten  und  nicht  wenige  der  Er- 
wachsenen ziehen  Tor,  die  Kastanien  zu  stehlen,  wogegen  es  keinen  Schutz 
gebe  und  was  auch  einträglicher  sei  als  sich  den  Bauern  zu  verdingen. 
Nach  der  Kastanienernte  komme  die  Nachlese  zu  Gunsten  der  Armen. 
Ueber  den  Felddiebstahl  spricht  sich  T.  mehrmals  aus,  besonders  2,  250. 
Der  Felddieb  flösse  dem  Landwirthe  Furcht  ein,  da  das  Haus  oder  der 
Heuschober  so  leicht  angezündet  werden  könne.  Gebrauche  er  Selbsthilfe 
gegen  den  Felddieb,  riskire  er  verklagt  zu  werden  und  ins  Gefängniss  zu 
wandern,  während  der  Dieb  sein  Gewerbe  fortsetze.  Die  „Karabinieri" 
kämen  nicht  zeitig  und  fänden  nicht  immer  bereitwillige  Zeugen.  Oft 
habe  der  Tagelöhner  in  seiner  Hütte  genügend  gestohlenes  Gut,  während 
der  Besitzer  durch  einen  plötzlich  eingetretenen  Witterungswechsel  um 
seinen  Theil  komme.  Der  Felddiebstahl  erfolge  nicht  selten  in  grosser 
Begleitung  von  solchen,  die  ausdrücklich  zu  diesem  Zwecke  aus  der  Ent- 
fernung her  kommen.  Ein  wahres  Unglück  ist  die  unvermeidliche  Folge, 
dass  gewisse  Pflanzungen,  wie  Bohnen,  Erbsen  gar  nicht  mehr  gebaut, 
dass  Obst,  die  Trauben  und  der  türkische  Weizen  vor  der  Zeit  einge- 
heimst werden  und  jede  Möglichkeit  einer  Yerbesserung  der  Weinerzeug- 
niss  verschwindet  T.  beschwert  sich,  dass  die  Sonntagsjäger,  die  nament- 
lich den  Singvögeln  nachstellen,  ungestraft  auf  die  Grundstücke  überge- 
hen dürfen  und  berichtet  von  einem  weiteren  schrecklichen  Missbrauch. 
Einmal  habe  er  auf  dem  Gute  eines  Nachbarn  200  Individuen  mit  der 
Nachlese  von  Getreide  beschäftigt  gefunden,  während  die  Arbeiter  ihr  Ge- 
schäft noch  nicht  vollendet  hatten  und  auf  seinem  eigenen  Acker  von 
kaum  3000  Quadratmetern  —  gewöhnlicher  Umfang  des  Ackers  im  Bo- 
lognesischen  —  habe  er  72  Nachleser  jedes  Alters,  Geschlechtes  und  Stan- 
des gesehen,  die  ihm  sämmtlich  unbekannt  waren.  Trotz  der  höchsten 
Löhne  seien  dann  keine  Arbeiter  zu  finden,  weil  es  vortheilhafter  sei, 
Nachlese  zu  halten  als  das  Getreide  zu  schneiden  (2,  260). 

Nachweise  über  die  Fabrikation  des  Parmesankäses  von  Seiten  der 
Privaten  und  besonderer  Gesellschaften  2,  74 — 77.  Salz  für  landwirthschaft- 
liche  Zwecke  wird  in  ungenügender  Menge  verbraucht 

Die  Auskunft  von  235  Gemeinden  (40  antworteten  nicht)  bezüglich 
des  Thierarztes  fasst  T.  so  zusammen: 

Regelmässig  aus  Gemeidemitteln  bezahlte  Veterinarärzte  in  69  Gemeinden 
Patentirte  oder  solche,  die  guten  und  regelmässigen 

Dienst  leisten    „    57         „ 

Empiriker    „    62         „ 

ohne  Thierarzt  waren         47         „ 

Ungünstig  lautet  die  Meinung  des  Kommissärs  über  die  Vorbereitung 
der  Agronomen.  Dieselbe  wird  hauptsächlich  in  den  sogenannten  Sek- 
tionen für  Agronomen  und  Feldmesser  der  technischen  Institute  gesucht, 
welch  letztere  in  der  That  eine  ganz  ungebührliche  Mischung  von  allge- 
meiner Bildungsschule  (etwa  Realschulen  erster  Ordnung)  mit  Fachschulen 
darstellen.  T.  findet  den  Unterricht  nicht  speciell  genug  und  zu  sehr  mit 
allgemeinen  Bildungsfächern  überladen,   was  nur  durch  ungenügende  Lei- 

1)  Das   Pfd.  in  Montese   hat  361,8  Grammes.    Die   Umrechnung  hat   T.   offenbar 
übersehen. 
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Stangen  auf  der  Yorstofe  der  Gewerbeschulen  zn  erklären  sei.  Landwirth- 
schaftliche  Regionalausstellnngen  empfiehlt  er  mit  dem  Beisatse,  daas  in 
Italien  der  Stand  der  Landwirthe  nicht  genügend  geachtet  sei  (2,   126). 

In  den  Budgets  der  Gemeinden  sind  bisweilen  so  hohe  Summen  ans- 
geworfen,  um  Arbeitslose  für  Gemeindezwecke  zu  beschäftigen ,  daas  sie 
an  die  englische  Armentaxe  gemahnen  (2,  131).  Für  die  kostenfreie  Be- 
handlung der  Gemeindearmen  ist  gesorgt.  Der  Wucher  zu  Lasten  der 
dürftigen  Ackerbauer  zeigt  sich  besonders  in  zwei  Formen,  indem  entweder 
die  kleinen  Darlehen  in  natura  zur  Zeit  der  Ernte  mit  enormem  Zosohlag 
zurückgegeben  werden  müssen  oder  die  nöthigsten  Lebensmittel  und  der- 
gleichen zu  conyentionellen  Preisen  auf  Credit  gegeben  worden.  Der  eine 
Fall  trifft  zumeist  die  Colonen,  der  andere  die  Tagelöhner.  Es  kommen 
bisweilen  150 — 200  ^/^  Wucherzinsen  vor,  in  einer  Gemeinde  (2,  319] 
selbst  400  ^/q.  12^/0  ist  etwas  ganz  Gewöhnliches,  aber  es  kommt  auch 
schon  10  ^Iq  vor.  Auch  für  die  Gbrundeigenthümer  ist  der  Gebrauch  des 
Credits  für  landwirthschaftliche  Zwecke  fast  immer  ruinös.  T.  ist  gegen 
die  Abschaffung  der  sogenannten  monti  frumentari,  welche  Getreide  aus- 
leihen; in  der  That  entstehen  deren  neue  oder  Vereine  mit  demselben 
oder  ähnlichem  Zweck,  während  die  bestehenden  entweder  umgewandelt 
oder  abgeschafft  werden  (2,  133).  Ausser  den  Zehnten,  die  indessen  nicht 
überall  gelten,  ist  ein  namentlich  für  den  Kastanienwald  sehr  schädliches 
Weiderecht  zu  erwähnen,  wonach  jeder  Eigen thümer  sein  Vieh  auf  das 
Grundstück  des  Anderen  treiben  kann.  Fast  überall  existirt  das  Recht, 
Holz  in  den  Gemeindewaldungen  zu  fällen. 

In  der  Aemilia  lebt  eine  Familie  mit  dem  Ertrag  von  8 — 10  Hecta- 
ren  mittlerer  Fruchtbarkeit  in  der  Ebene  und  in  der  Hügelgegend,  von 
15 — 20  auf  den  Bergen  und  längs  des  Flusses.  Wir  verweisen  hier  auf 
einige  der  Uebersichten,  z«  B. 

1)  detaillirte  Rechnung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  eines  in  der  Ebene 
des  Kreises  Bologna  liegenden  Gütchens  mittlerer  Ausdehnung, 

2)  Kosten  und  Ertrag  des  Anbaues  verschiedener  Produkte,  auf  den  Hec- 
tar  berechnet, 

3)  Rechnung  über  das  Hornvieh,  das  zur  Hälfte  dem  Ackerbau  treiben- 
den Halbpächter  gehört, 

4)  Einnahmen   einer  Arbeiterfamilie  (wozu   auch  S.  2 ,  226   zu   verglei- 
chen ist). 

Wir  glauben  auch  die  Meinung  Tanari^s  über  die  mezzadria  berichten 
zu  sollen.  Mit  derselben  seien  viele  Entwicklungen  vollkommen  verein- 
bar, während  gewisse  Fortschritte  besonders  in  rein  industriellem  Sinne 
beinahe  zur  Unmöglichkeit  gehören  (2,  224).  Weniger  geläufig  ist  in 
Deutschland  die  Contraktvarietät:  la  boaria,  Lohn  in  Geld  oder  in  natura 
mit  Antheil  an  den  Erzeugnissen  in  gewissen  Fällen.  Die  reine  boaria 
ist  da,  wo  der  Lohn  in  Geld  oder  in  natura  fixirt  ist;  die  gemischte 
boaria,  die  beinahe  mit  der  unvollkommenen  mezzadria  zusammenfallt,  ha- 
ben wir,  wenn  der  Lohn  zum  Theil  nach  dem  ausgemachten  Antheil  an 
den  Erzeugnissen  wechselt.  Oft  beschränkt  sich  dieser  Antheil  auf  den 
türkischen  Weizen.  Nicht  selten  wird  dem  boaro  da,  wo  die  Milchwirth- 
schaft  vorherrscht,  ein  Procentsatz  vom  Ertrag  der  Melkerei  als  Prämium 
gewährt,    andererseits  werden  ihm  gewisse  Leistungen  wie  Eier,  Hennen 
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n.  8.  w.,  auferlegt.  Wenn  die  boaria  nicht  auf  festem  Lohnverhältniss 
beruht,  so  hat  der  Eigenthümer  so  gut  wie  bei  den  Formen  der  mezza- 
dria  die  Verpflichtung  die  Familie  zu  ernähren.  Dieselbe  bringt  nur  ihre 
Arbeitskraft  mit,  das  Vieh,  die  Aussaat  und  selbst  die  meisten  Werkzeuge 
gehören  dem  Eigenthümer.  Nur  die  zur  Ausfuhrung  bestimmter  Arbeiten 
durchaus  nothwendigen  Glieder  der  Familie  sind  gebunden,  die  übrigen 
arbeiten  als  Taglöhner;  wenn  dies  aber  auf  dem  gepachteten  Grundstück 
geschieht,  meistens  mit  reducirtem  Lohn.  Die  im  Ferraresischen  besonders 
häufige,  auch  in  den  Provinzen  Parma  und  Reggio  und  in  einem  grossen 
Theil  der  Proyinz  Modena  verbreitete  boaria  hat  gewöhnlich  Verträge  auf 
ein  Jahr;  in  den  übrigen  Theilen  der  Begion  Aemilia  überwiegt  die 
mezzadria  (221 — 225).  Genaueres  wäre  in  den  8.  278  aufgeführten  Ver- 
trägen zu  finden,  die  aber  nicht  einmal  auszugsweise  gedruckt  sind. 

In  einer  schlechteren  Lage  als  diese  boari  sind  die  kleinen  Ghrund- 
eigenthümer  (2,  233),  deren  oftmals  mikroskopischer  Besitz  nicht  den  An- 
forderungen einer  guten  Agrarkultur  entspricht  Tanari,  dem  seiner  gan- 
zen Veranlagung  nach  philanthropische  Deolamationen  zuwider  sind,  der 
z.  B.  beim  Paragraphen  über  den  Schulunterricht  unbefangen  betont,  dass 
gewisse  kleine  aber  wirthschaftlich  nothwendige  Arbeiten  von  den  Kin- 
dern besorgt  werden  müssen,  berichtet  traurige  Dinge  von  der  schlechten 
Ernährung  des  Tagelöhners.  Allerdings  ist  dieselbe  in  den  Zeiten  der 
schwersten  Arbeit  weniger  schlecht  und  gibt  ihm  gewöhnlich  der  Besitzer 
etwas  vinello,  das  ist  Tresterwein,  während  ihm  der  Bauer  etwas  von 
seinem  Essen  zulegt.  Wenn  aber  die  Arbeit  fehlt,  muss  er  sich  mit  Po- 
lenta  und  Wasser  begnügen.  Nun  verbessert  er  allerdings  durch  tempo- 
räre Auswanderung  im  Frühling  nach  der  Lombardei,  im  Winter  nach 
den  toskanischen  Maremmen,  nach  Corsika  und  Sardinien,  seine  Lage,  aber 
er  bringt  dafür  auch  Miasma-Fieber  in  seine  einheimische  Berggegend  mit 
Die  temporäre  Auswanderung  trägt  naturgemäss  zur  Verschlechterung  der 
Landwirthschaft  bei.  Nicht  selten  sind  die  Ställe  schöner  als  die  Woh- 
nungen. Besonders  jene  der  Tagelöhner  sind  gesundheitswidrig  und  wer- 
den es  immer  mehr,  da  die  Besitzer,  die  der  Miethe  nicht  sicher  sind, 
gerne  die  Häuser  einreissen,  um  nicht  die  Gebäudesteuer  entrichten  zu 
müssen.  Die  Vereinigung  in  den  Ställen  zum  Zwecke  der  Unterhaltung 
erfolgt  nur  da  wo  das  Brennmaterial  fehlt.  Die  Frauen  spinnen  oder 
weben,  die  Männer  spielen  oder  machen  den  Hof.  Die  Taglöhner  der 
Umgegend  eilen  herbei  und  bezahlen  mit  für  die  Beleuchtung.  Alle  Oefi^ 
nungen  sind  hermetisch  verschlossen  und  bisweilen  wird  das  Vieh  nur 
desshalb  eingelassen,  um  mit  zur  Erwärmung  zu  dienen  (2,  236). 

Von  S.  283 — 670  hat  T.  mit  grossem  Fleisse  die  gesammelten  Nach- 
richten distriktsweise  resümirt,  so  dass  in  diesem  zweiten  noch  mehr  als  im 
allgemeinen  Theile  ein  gutes  Stück  Material  zu  einer  Landesbeschreibung 
aufgespeichert  ist.  Die  viel  reichhaltigeren  Notizen  über  den  Distrikt  Fer- 
rara  einschliesslich  einer  Statistik  des  Strassennetzes,  des  Schätzungswer- 
thes  des  Grundbesitzes  u.  s.  w.  und  die  Notizen  über  den  Distrikt  Co- 
macchio  sind  vom  Verfasser  der  preisgekrönten  Monographie  über  den 
Distrikt  Cento  zusammengestellt  worden.  Den  Schluss  bilden  2  Monogra- 
phien, die  s.  Z.  nicht  um  den  Preis  concorrirten. 

(Fortsetzung  folgt) 
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Berlin  im  Anfang  des  Jahres  1882^). 

und  Wien  stellen  wir  in  dem  Folgenden  die  Coorse  der  hauptsAchlichsten  Anlage-  und  SpecnlAtionipapi« 
kommenden  Plätzen  zosammen : 
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g2       Uebenicbt  Über  die  iienesten  Pablikationen  Deatschlands  und  des  Anstendee, 

üebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  DeutBchlands 

und  des  Auslandes. 

1.    Oeschichte.    Encyklop&diicliec.    Lehrbftcher.    Bpeeielle  iheoretiflelie 

Untersucbimgen. 

Sacher,   Eduard,    Orundaüge    einer   Mechanik   der   Get ellachaft. 
I.  Theoretischer  Theil.     Jena,  Fischer,  1881.     Kl.  8».     246  S. 

Die  vorliegende  Schrift  gehört  nicht  an  der  Ciasso  der  mathematisch-okonomiicben 
Literatur ;  sie  macht  nur  in  geringem  Umfange  von  mathematischen  Formeln,  ond  zwar 
nur  durchaus  elementaren ,  Gebrauch  und  hält  sich  dabei  lediglich  an  die  concreten 
wirthschaftlichen  Erscheinungen.  Ihre  Eigeuthümlichkeit  aber  besteht  darin  ,  daas  sie 
diese  Erscheinungen  auf  ein  einheitliches  physikalbch-mechanisches  Maass  bringen  will. 
Nach  der  auf  die  mechanische  Wirme-Theorie  begründeten  Lehre  von  der  Erhaltung  der 
Kraft  ist  die  Summa  der  in  der  physischen  Welt  vorhandenen  mechanischen  Eneigie 
constant,  und  es  findet  nur  eine  fortwährende  Umsetzung  von  virtueller  in  aetaelle 
Energie  und  umgekehrt  in  verschiedenen  Formen  nach  bestimmten  Aequlvalenten  atatt. 
Als  Maasscinheit  wird  die  durch  eine  Wärmeeinheit  reprftsentirte  Energie  ,  n&mlich  424 
Kilogramm -Meter  angenommen.  Nun  besteht  der  eigentliche  Zweck  aller  wirthschaft- 
lichen  Thätigkeit  in  der  Beschaffting  der  für  die  mehr  oder  weniger  befriedigende  nnd 
bequeme  Erhaltung  des  menschlichen  Lebens  nöthigen  materiellen  Mittel,  und  swar  wer- 
den diese  Mittel  entweder  verwendet ,  um  direct  den  physiologischen  Verbrennungspro- 
cess,  der  mit  allen  bewuasten  oder  unbewuüsten  Lebenserscheinungen  parallel  geht,  in 
unterhalten  ,  oder  um  das  Individuum  gegen  äussere  Einrichtungen,  namentlich  Wlnne- 
entziehungen  ,  zu  schützen ,  oder  um  seine  mechanische  Leistungsfähigkeit  zn  erhöhen. 
Demnach  definirt  der  Verfasser  den  Gebrauchswerth  eines  Dinges  als  die  Energie,  die 
durch  Anwendung  desselben  von  Menschen  gewonnen,  erhalten  oder  erspart  werden  kann. 
Bezeichnet  man  die  oben  angegebene  Energie-Einheit  (424  Kg.-M.)  mit  W,  10  wäre  nach 
der  Schätzung  des  Verfassers  (seine  Schätzungen  sind  übrigens  meistens  sehr  vag  und 
theilweise  willkürlich)  der  Gebrauchswerth  eines  Kg.  Weizens  r=  1610  W,  d.  h.  also, 
durch  die  Verdauung  dieser  Woizenquantität  wird  im  erwachsenen  menzchlichen  Körper 
eine  mechanische  Arbeitskraft  disponibel ,  die  im  Stande  ist,  682640  Kil.  1  Meter  hoch 
zu  heben.  Man  wird  dem  Verfasser  zugeben  müssen,  dass  nach  dieser  Methode  filr  alle 
Nahrungs-  und  Genussmittel  eine  Art  von  Gebrauchswerthscala  aufgestellt  werden  konnte; 
aber  dieselbe  würde  doch  keineswegs  den  vollen,  die  gegenwärtig  bestehende  Nothfrage 
bedingenden  Gebrauchswerth,  sondern  nur  eine  Seite  desselben  darstellen ,  da  die  wirk- 
liche Werthschätzung  der  Nahrungsmittel  seitens  der  Einzelnen  doch  wesentlich  mit  von 
den  individuellen  unberechenbaren  Geschmacksneigungen  abhängt.  Der  Gebrauchswerth 
mechanischer  Motoren  wird  allerdings  einfach  nach  ihrer  Arbeitsleistungsfähigkeit  zn 
bestimmen  sein ;  bei  Werkzeugmaschinen  dagegen  ist  die  qualitative  Art  der  erseugten  , 
Bewegung  mindestens  ebenso  wichtig,  wie  die  mechanische  Energie,  und  ihr  Gebrauchs- 
werth müsste  daher  nicht  direct  nach  der  letzteren  ,  sondern  nach  der  Zahl  der  durch 
sie  ersparten  Menschenkräfte  bemessen  werden.  Durchaus  ungenügend  scheint  die  Sa- 
oher'scho  Schätzungsmethode  in  Bezug  auf  Wohnung  und  Kleidung,  deren  Gebrauchs- 
werth denn  doch  thatsächlich  nach  unendlich  viel  mehr  Rücksichten  und  Motiven  beur- 
theilt  wird,  als  nach  der  Wärmemenge,  deren  Ausstrahlung  aus  dem  menschlichen  Kor- 
per sie  verhindern.  Für  die  Werthschätzung  der  geistigen  Arbeit  versagt  die  Methode 
natürlich  vollends  den  Dienst.  Wenn  Sacher  an  einer  Stelle  sagt,  die  Arbeit  eines  Er- 
finders könne  geradezu  unschätzbaren  Werth  haben,  so  ist  damit  schon  zugegeben,  dass 
die  GeistcsArbeit  und  die  mechanische  incommensurabel  sind.  Niemand  kann  natürlich 
daran  denken,  die  erstere  nach  der  mit  ihr  parallelen  physiologischen  Wärmeentwicklung 
messen  zu  wollen.  —  Auch  den  Tauschwerth  führt  Sacher  auf  eine  Quantität  Energie  zu- 
rück, nämlich  auf  diejenige,  welche  von  den  Menschen  zur  Gewinnung  des  betreffenden 
Dinges  durchschnittlich  als  Arbeit  angewandt  worden  ist.  Es  entspricht  dies  also  der 
Ricardo-Marx 'sehen  Ansicht,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  Arbeit  nicht  durch  die 
Zeit,  sondern  durch  das  absolute  Enorgiemaass  gemessen  wird.  Der  Verfasser  schätzt 
z.  B.  das  Quantum  menschlicher  Arbeitskraft ,  das  zur  Gewinnung  einer  Weisenemte 
von  1  Hect.  Land  nothwendig  ist,  auf  81,000  W;  für  diesen  Aufwand  aber  liefert  die 
Natur  einen  Gebrauchswerth  an  Körnern  und  Stroh  von  4,810,000  W.     Das  Verhältniss 
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des  in  W  aasgedrfickten  Gebranchswerths  (G)  snm  Tauschwerth  (G  :  T)  nennt  er  s  p  e  - 
c  i  f  i  s  c  h  e  n  Werth  (S).  Dieser  wird  fQr  eine  Sache  mit  bestimmtem  Gebranchswerth 
um  so  grosser,  Je  Icleiner  T ,  je  geringer  also  der  Energie-Aufwand  ffir  die  Herstellung 
wird.  Dadurch  erhXlt  man  einen  sahlenmftssigen  Ausdruck  Hir  die  menschliche  Ar- 
beltsgeschicklichkeit, und  der  Verfasser  misst  nun  den  Werth  einer  speciellen 
menschlichen  Arbeit  nach  dem  zusammengesetzten  VerhUtniss  der  aufgewandten  mecha- 
nischen Energie  (E)  und  dem  speeifischen  Werth  des  Arbeitsproduktes  (also  A  srs  ES). 
Uebrigens  gesteht  er  zu,  dass  in  der  Wirklichkeit  die  Tauschwerthe  der  Dinge  seinen 
theoretischen  Bestimmungen  keineswegs  entsprachen;  er  findet  vielmehr,  dass  die  Preis- 
regulirung  in  einer  Weise  dem  Zufall  Überlassen  sei,  die  einer  denkenden  Gesellschaft 
unwürdig  sei ,  und  meint  daher ,  dass  hier  seitens  der  staatlichen  Organe  Abhülfe  ge- 
schaffen werden  müsse.  Ebenso  findet  er,  dass  sich  die  Vertheilung  des  Arbeitsertrags 
unter  dem  Drucke,  den  der  Stärkere  in  der  Gesellschaft  auf  den  Schwächeren  auszuüben 
vermöge,  im  Widerspruch  mit  den  rationellen  Formeln  gestaltet  habe,  und  er  gelangt 
dadurch  zu  einer  Kritik  des  Kapitalzinses  und  der  Bodenrente,  wobei  er  die  innere  Be- 
rechtigung des  den  Besitzern  lediglich  aus  dem  Eigenthnmsrecht  ohne  Arbeit  zufliessen- 
den  Einkommens  bestreitet,  ohne  Übrigens  die  positive  ReehtmSssigkeit  des  Bestehenden 
in  Frage  zu  stellen.  An  vielen  Stellen  merkt  man,  dass  der  Verfasser  kein  National- 
ökonom von  Fach  ist;  manche  seiner  volkswirthschaftlichen  Ausführungen  (z.  B.  über 
die  Sparsamkeit  und  die  Circulationsmittel)  sind  unhaltbar,  sein  Standpunkt  ist  über- 
haupt ein  einseitiger  und  nicht  zur  Erfassung  der  Gesammtheit  des  volkswirthschaftlichen 
Processes  geeignet ;  gleichwohl  aber  verdient  seine  Schrift  auch  in  den  Fachkreisen  volle 
Beachtung,  da  sie  unzweifelhaften  Schiurfsinn  bekundet  und  viele  originelle  und  anre- 
gende, wenn  auch  nicht  immer  unbedingt  annehmbare  Gesichtspunkte  enthält 

W.  Lezis. 

Emile  de  Laveleye,  Le  socialisme  contemporain.  Bnizelles,  Mnquardt, 
1881.     8».     481  S. 

E.  de  Laveleye  ist  ohne  Frage  derjenige  französisch  schreibende  Nationalökonom, 
der  sich,  ohne  Schutzzöllner  oder  Socialist  zu  sein,  am  vollständigsten  von  der  in  Frank- 
reich noch  immer  vorherrschenden  Say-Bastiat'schen  harmonistischen  Orthodoxie  und 
ihren  ab.stracten  Formeln  emancipirt  hat.  In  seiner  Eigenschaft  als  Belgier  hat  er  sich 
nicht  verleiten  lassen ,  seinen  Blick  lediglich  auf  die  französische  Wissenschaft  zu  rich- 
ten ;  er  ist  wohlvertraut  nicht  nur  mit  der  englischen ,  sondern  auch  mit  der  deutschen 
volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  Literatur  und  hat  überdies  alle  europäischen 
Länder  als  scharfblickender  Beobachter  durch  Reisen  persönlich  kennen  lernen.  Auch 
die  obige  Schrift ,  eine  Zusammenfassung  bereits  früher  erschienener  Abhandlungen ,  be- 
kundet sowohl  seine  Unabhängigkeit  von  der  französischen  Tradition ,  als  auch  seine 
(genaue  Kenntniss  der  deutschen  socialpolitischen  Verhältnisse.  Wenn  auch  in  Betreff 
dieser  letzteren  der  deutsche  Leser  keine  ihm  unbekannten  Thatsachen  erfährt,  so  wird 
ihm  doch  die  Wiederspiegelung  der  socialen  Bewegung  Deutschlands  in  dem  Geiste 
eines  vorurtheilsfreien  sachkundigen  Ausländers  von  vielfachem  Interesse  sein.  Jedoch 
nimmt  in  dem  Buche  die  Darstellung  des  Thatsächlichen  der  neueren  socialistischen  Er- 
scheinungen nur  den  kleineren  Theil  des  Raumes  ein ,  du  der  Verfasser  zugleich  seine 
eigenen  Ansichten  sowohl  Über  die  socialistischen  Theorien  wie  über  die  socialen  Probleme 
selbst  in  kritischen  oder  positiven  Erörterungen  darlegt.  Im  ersten  Abschnitte  bespricht  er 
die  neuen  Tendenzen  der  deutschen  social-politischen  und  historisch -realistischen  Schule, 
deren  Gegensatz  zu  der  abstracten  Orthodoxie  er  durch  Anführung  einer  Anzahl  bezeich- 
nender Sätze  aus  den  Schriften  der  bekanntesten  französischen  Nationalökonomen  passend 
illustrirt  Seinen  eigenen  Standpunkt  bekundet  er  durch  den  Nachweis,  dass  die  politische 
Oekonomie  nicht  als  eine  Naturwissenschaft,  sondern  als  eine  moralische  Wissenschaft  auf- 
zufassen sei.  Er  macht  Front  gegen  den  „physiokratischen  Optimismus*^  und  bekennt  sei- 
nen Unglauben  an  die  angeblichen  Naturgesetze,  vermöge  welcher  sich  in  der  menschlichen 
Welt  wie  in  dem  physischen  Universum  lediglich  durch  das  freie  Spiel  der  atomisti- 
schen  Kräfte  eine  harmonische  Ordnung  ausbilden  soll.  Er  findet  in  der  Volkswirth- 
schaft  nur  das  eine  Naturgesetz ,  dass  der  Mensch ,  um  zu  leben ,  sich  Nahrungsmittel 
versehn  ffen  muss  und  seine  materiellen  Bedürfnisse  um  so  besser  befriedigen  kann ,  je 
mehr  nützliche  Dinge  er  producirt.  Alles  übrige  sei  durch  Sitten,  Herkommen  und  ge- 
setzliche Institutionen  bestimmt,  die  sich  von  der  natürlichen  Ordnung,  die  einfach  durch 
Gewalt  und  Zufall  charakterisirt  sei ,  um  so  weiter  entfernten ,  je  mehr  Gerechtigkeit 
und  Moral  ihre  Herrschaft  erweiterten.     Im  zweiten  Kapitel  behandelt  der  Verfasser  den 
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deutschen  Socialismas.  Er  ^ebt  eine  interessante  Darstellong  und  Kritik  der  Lehren 
von  Rodbertus,  Mario  and  Marx,  der  Agitation  Lassalle*s,  der  Bestrebangen  der  christ- 
lich-socialen  (protestantischen  und  katholischen)  Partei  nnd  des  sogenannten  Staatasoeia* 
lismos.  In  dem  dritten  Kapitel  wird  die  Orösse  und  der  Niedergang  der  alten  Inter- 
nationalen (Yon  1864)  geschildert ,  deren  Standpunkt  von  der  anarchistischen  Partei 
schon  langst  überwunden  ist.  Mit  dieser  letsteren  Partei  und  ihrem  Führer  Baknnin 
und  den  neueren  internationalen  Umstursbestrebungen  Überhaupt  besehlftigt  sich  das 
folgende  Kapitel.  Den  fünften  Abschnitt  bildet  eine  Abhandlung  über  die  Besiehnngen 
der  Volks wirthschaftslehre  zur  Moral ,  zum  Recht,  zur  Politik  and  zur  Geschichte ,  in 
der  abermals  die  wesentliche  Uebereinstimmung  des  Verfassers  mit  den  in  Deatschland 
vorherrschenden  Anschauungen  zu  Tage  tritt  Der  letzte  Abschnitt,  der  zn  dem  Titel 
des  Buches  nur  in  einer  entfernteren  Beziehung  steht,  behandelt  unter  Anknfipf^g  an  das 
grosse  Werk  von  Baudrillart  den  Luxus  in  seinem  VerhiUtniss  zur  Moral ,  sam  Beekt 
und  zur  Volkswirthschaft.  Der  Verfasser  zeigt  in  der  Verurtheilnng  des  Laxos  einen 
Rigorismus,  der  theoretisch  gerechtfertigt  sein  mag,  aber  der  Praxis  gegenüber  wohl 
einiger  Milderung  bedarf.  Die  Ldsung  der  socialen  Frage  würde  ganz  von  selbst  er- 
folgen ,  wenn  die  Reichen  auf  allen  Luxus  verzichten  nnd  ihre  Ueberschüsse  nor  zu 
nützlichen  und  produktiven  Unternehmungen  verwenden  wollten;  aber  wenn  Eigenthoms- 
recht  und  freie  Vermogensverwendung  einmal  besteht,  so  bt  ein  solches  stoisches  Ver- 
fahren in  Wirklichkeit  nie  zu  erwarten.  Ein  Theil  der  Arbeitskräfte  bleibt  daher  stets  im 
Dienst  des  Luxus  beschäftigt,  und  andererseits  werden  die  Luxusgenüsse,  die  der  Reich- 
thum  ermöglicht,  für  viele  Menschen  stets  ein  Hauptmotiv  zn  wirthschaftlichen  Anstren- 
gungen bilden,  mag  diese  Thatsache  auch  an  sich  eine  bedauerliche  Unvollkonomenheit 
der  menschlichen  Natur  bekunden.  W.  Lexis. 

Bleicken,U.,  Der  Realkr ed i t  und  die  politische  Gemeinde.  (Ztirgn. 
des  chrisU.  Volkslebens.     Heft  45  (Band  VII.  Heft  5.))     8«.     45  SS. 

Von  Realkredit  handelt  das  Schriftchen  sehr  wenig.  Verf. ,  der  auf  dem  bekannten 
Rodbertus'schen  Standpunkt  steht,  fordert  zwar,  dass  jedes  Gemeindeglied,  welches  Real- 
kredit beansprucht,  denselben  nur  von  seiner  Gemeinde  nehmen  dürfe,  welche  dann  ihrer- 
seits Schuldnerin  des  Darleihers  werden  müsste  und  er  will  die  einzelnen  Gemeinden 
auch  zu  grösseren  Realkreditverbänden  zusammengelegt  sehen.  Auf  dieses,  sein  eigent- 
liches Thema,  geht  er  im  Einzelnen  aber  gar  nicht  ein  nnd  streift  dafür  lieber  im  Flöge 
die  meisten  der  brennenden  Tagesfragen.  Er  polemisirt  gegen  den  Liberalismus,  womn- 
ter  er  auf  politischem  Gebiete  den  Renaissancestaat  versteht,  d.  h.  die  Herrschaft  der 
Einzelnen,  sofern  sie  die  Mehreren  sind,  während  auf  wirthschaftlichem  Gebiete  der  Li- 
beralismus die  Herrschaft  der  individualistisch  freien  Konkurrenz  in  der  Form  des  romi- 
schen Privatrechts  bedeute.  Unsere  heutige  kommunale  Selbstverwaltung  sei  nun  nichts 
anderes,  als  die  politische  Herrschaft  des  Kapitalismus.  Um  diese  zu  brechen,  müsste 
die  politische  Gemeinde  zu  einem  Realkreditverbande  reorganisirt  werden,  diese  solle  dann 
zugleich  als  ein  Heilmittel  gegen  die  Uebervölkerung  dienen  (Verf.  ist  Malthnsianer),  in- 
dem die  Eheschliessung  von  dem  Erwerb  einer  Heimstätte  abhängig  gemacht  werde ,  sie 
solle  die  Grundlage  der  Betheiligung  am  öffentlichen  Leben ,  der  Wiüilen  u.  s.  w.  bilden 
und  so  wieder  eine  organische  Verbindung  und  Wechselwirkung  zwischen  den  grossen 
Rechts-  und  Lebensgebieten  des  privaten  und  öffentlichen  Rechtes  herstellen.  Unter  die- 
sen Voraussetzungen  billigt  er  denn  auch  die  Finanzreformpläne  des  Reichskanzlera ,  zn 
deren  Verwirklichung  ihm  das  Tabakmonopol  am  Geeignetsten  erscheint. 

So  sind  viele  Fragen  in  dem  Schriftchen  angeregt,  aber  keine  bt  irgendwie  erschö- 
pfend behandelt  und  trotz  vieler  frommen  Wünsche  und  manch  treffenden,  Tomrtheils- 
freieu  Bemerkungen  sieht  man  doch  nirgends  klare  Ziele ,  vermisst  jeden  positiv  brauch- 
baren Vorschlag.  St.  s.  P. 

Röscher,  Wilhelm,  System  der  Volkswirthschaft.  Ein  Hand-  nnd 
Lesebuch  für  Geschäftsmänner  nnd  Studierende.  II.  Band :  Die  Nationalökonomik 
des  Ackerbaues  und  der  verwandten  Urproduktionen.  10.  verm.  Aufl. 
Stuttgart  1882.     8».     XII  u.  685  SS. 

Die  vorliegende  zehnte  Auflage  bt  gleichzeitig  mit  der  neunten,  die  im  Sommer  1878 
erschien,  gedruckt.  Die  im  Laufe  dieser  vier  Jahre  für  die  Nationalökonomik  des  Acker- 
baues etc.  erschienenen  Schriften,  publicirten  Gesetze,  aufgeworfenen  Fragen  sind  jedoch 
von  dem  Verf.  in  26  kritischen  „Znsätzen**  (8.  669—685)  zu  dieser  Auflage  mit  be- 
rücksichtigt. — 
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Wirth,  Max,  Qrundzüge  der  Nation  al-Oekonomie.  II.  Band.  4. 
neubearb.  und  verb.  Aufl.     Köln   1888.     S^.     X  u.  506  SS. 

Der  vorliegende  Band  enth&lt  die  ,fVolkswirthschaftspflege'^  und  die  ,, Pflege  der 
Finanxwirthschaft*^ 

Sachtler,  Principien  einer  gesellschaftlichen  Reorganisation, 
relig.  und  philos.  begründet.     Leipzig  und  Berlin  1882.     S^.     19  SS. 

Cat,  E.,  Les  grandes  d^couvertes  maritimes  du  13.  au  16.  sifecle.     Paris, 

Degorce-Cadot,  1888.     18.     8  fr.  50. 
Colins,   Science   sociale.     Tome   VI :    Le  protestantisme  religieux,  politique  et  so- 
cial.    Bruxelles,  H.  Manceaux,  1882.     8.     348  pag.     5  fr. 
Fellens,  Gh.,   Les   droits  du  seigneur   sous  la  fäodalit^.     2    vols.     Paris, 

Lambert  &  Ce.,  1882.     18.     6  fr. 
Jourdan,A.,    Cours  analytique    d'^conomie   politique.     Paris,   Rousseau, 

1882.     8.     12  fr.  50  c. 
—  Du  r61e  de  T^tat  dans  Tordre  ^oonomique.     Paris,    Rousseau,    1882.     8. 

8  fr. 
Lacointa,    J. ,   Le   Play,    4tude  sur  sa  vie  et  ses  tr  avaux.     Paris,   Oenrais, 

1882.     8.     28  pag. 
Seignobos,  Gh.,  Le  rögime  fiodal  en  Bourgogne  jusqu*en  1360.     Paris, 

Thorin,  1882.     8.     7  fr.  50  c. 
Villard,  A.,  Histoire  du  prolötariat  ancien   et  moderne.     Paris,    Guillau- 

min  &  Ce-,  1882.     8.     6  fi-. 
Villey,  E.,  Du  r61e  de  PEtat  dans  l'ordre  öconomique.   (Ouvrage  couronnä 

par  rinstitut:  prix  du  comte  Bossi,  concours  de  1881.)     Paris,  A.  Durand  &  Pedone- 

Lauriel,  1882.     8.     8  fr. 
Wurtz,  A. ,  Les  hautes  ^tudes  pratiques   dans  les  universit^s  d*Alle- 

magne  et  d*Autriche.     2.  Rapport.     Paris,  Masson,  1882.     4.     30  fr. 
Toung,  Arthur,  Voyages  en  France  pendant   les    ann^es    1787,  1788, 

1789,   traduits,    annot^s   et    präc^des    d'nne   notice   biographique,    par   M.    Lesage 

(membre  de  la  Soci^t^  d*äconomie  polit).     2^e  Edition.     2  vols.     Paris ,  GuiUaumin 

&  Ge. .  1882.     8.     15  fr. 
Eider,  V.,  Gon versations  on  the  principal  subjects  of  Political  Eco- 

nomy.     Philadelphia,  H.  G.  Baird  &  Go-,  1882.     8.     316  pp.     10/6. 
Lalor,  J.  J. ,    Gyclopaedia   of  Political  Science,   Political   Economy  and  of 

Political  Hbtory  of  the  United  States^  by  the  best  American  and   Eureopean  writers. 

3  vols.     Ghicago,  1882.     8.     VIII— 849  pp.     SO/—.     (Das  compl.  Werk   ist   auf  3 

Bände  k  30/  veranlagt.) 
Fornari,  T. ,  Delle  teorie  economiche  nelle  provincie  napolitane  del 

secolo  XII L  al  173  4.     Milano,  U.  Hoepli,  1882.     8.     XI--376  pp.     5  M. 
Lampertico,  F.,  Scritti  storici  e  letterarii.     Vol.  I.     Firenze,    Le   Monnier 

Succ,  1882.     16.     4  1. 
Toniolo,  O.,  Dei  remoti  fattori  della   potenza    economica  de  Firenze 

nel  medio  evo.     Gonsiderazioni  sociali-economiche.     Milano,  U.  Hoepli,  1882.     8. 

XI- 220  pp.     4  1. 
Hawley,  F.  B.,   Gapital   and   Population:   a  study  of  the  economic  effects   of 

their    relations    to    each    other.     New -York,    D.  Appleton   &  Go.     1882.     12.  cloth. 

I  1,50. 

2.    Oeichiohte  und  Darttellung  dar  wirthiohaftliohen  Kultur. 

Dr.  Albin  Br&f,  Studien  über  nordböhmische  ArbeiterverhKlt- 
nisse.     Prag  1881.     8o.     162  SS. 

Es  ist  sehr  erfreulich,  dass  das  Gebiet  der  sozialen  Statistik,  das  trotz  seiner  Wich- 
tigkeit bisher  arg  vernachlässigt  worden  war,  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  culti- 
virt  zu  werden  anfängt.  Seit  der  sehr  dankenswerthen  Untersuchung  von  Alfous  Thun 
über  die  Industrie  am  Niederrhein  ist  eine  gleichwerthige  Schrift  von  Emanuel  Sax  über 
die  Hausindustrie  in  Thüringen  erschienen,  und  heute  begrüssen  wir  ein  Werk  von  Al- 
bin Br4f,  das  die  Darstellung  eines  der  hervorragendsten  Industriebezirice  Oesterreichs 
zum  Gegenstand  hat.  BrÄf  behandelt  fünf  Arbeitergruppen ,  die  den  wichtigsten  Pro- 
duktionszweigen Nordböhmens  angehören,  die  Brannkohlenarbeiter  unter  dem  Erzgebirge, 
die  Steinkohlenarbeiter  von  Kladno-Buschtehrad,  die  Arbeiter  der  nordböhmischen  Por- 
zellanindustrie,    die    Arbeiter   der   nordböhmischen  Glasraffinerie   und   die  Arbeiter   der 
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nordbdhmlschen  Textilindustrie.  Die  Darstellung,  in  der  Hauptsache  auf  amtlicben  Pub- 
llcatlon<tn  der  Behörden  und  Handelskammern  beruhend ,  sieht  sehr  fleissig  die  locale 
Literatur  heran  und  war  in  den  Abschnitten ,  welche  die  Gegenwart  betreffen ,  von  den 
l»er»onHch«n  Krfahrungen  und  Wahrnehmungen  des  Verfassers  vielfach,  wenn  aoch  oieht 
überall  lurelchend  ,  unterstütst.  Br&f  beklagt  selbst  das  UnsulXngliche  seines  QoeUea- 
materials,  wir  können  bei  aller  Werthsch&tsung  seiner  gewissenhaften  Arbeit  and  bei 
aMvr  Anerkennung  seines  Pleisses  und  der  Geschicklichkeit,  mit  der  er  insbesondere  die 
statistischen  Partien  behandelt«  dieses  Bedauern  nur  sehr  gerechtfertigt  finden,  besonders 
weil  der  Autor,  von  einer  relativ  unbedeutenden  Stelle  abgesehen,  seine  Darstellung 
nirgends  auf  arvhivalische  Studien  stQtat,  die,  so  wenig  wir  sonst  archivalische  Arbeiten 
au  OberschCtaen  geneigt  sind,  gerade  Untersuchungen  solcher  Art  einen  gans  besondem 
Werth  itt  verleihen  pflegen.  Auch  ist  nicht  su  besweifeln,  dass  Brif  beim  Znrüekgehen 
auf  die  Akten  ein  minder  lückenhaftes  und  einheitlicheres  Material  vorgefnnden  bitte, 
als  es  etwa  die  Publikationen  der  Handels-  und  Gewerbe-Kammern  in  ihrer  sjstemlosea 
Folge  danubieten  vermochten.  Trotsdem  enthält  die  Schrift  bedeutsames  Thatsacben- 
material  und  bietet  eine  solche  Pfllle  des  Wissenswerthen  und  Belehrenden,  dass  wir 
den  Autor  lum  grössten  Dank  verpflichtet  sind.  H.  Br. 

Frans  de  Larrinaga,  Die  wirthschaftliche  Lage  Cuba's,  anknipfend 
an  die  Kniwickelung  der  Insel.     Leipaig,  Duncker  &  Humblot.     18S1. 

Das  beste  bisherige  Werk  über  die  Wirthschaftskunde  der  grösslea  vnd  mercaatil 
wichtigsten  AntUlen-lnsel ,  Sagra^s  Historia  eeonomiea  de  la  isla  de  Cuba,  ist  bei  aas 
in  Deutschland  nur  wenig  bekannt  geworden  und  stellt  die  Verhihnisie  dar,  wie  »e  sich 
bis  tum  Beginn  dw  vieraiger  Jahre  gestaltet  hatten,  wo  das  Bach  ersdusB. 

In  der  vorliegenden  gans  ansgeaeichnetea  Arbeit,  die  natargemiss  anf  Sagrm's  Werk 
mit  beruht«  emplkugen  wir  dagegen  eine  amfisssende  Bearbeitmng  des  Oigimfindei  ssit 
gaui  voraehmÜcber  Berdcksichtigmkg  des  gcgeawirtigen  Standes  nach  Aulbebang  der 
^lawrei  and  Beendigung  des  traurig  langwierigen   cabanisehcn  Biigeikiiegs   der  Jahre 

Wir  erhalten  aunicksl  einen  klaren  Teberblick  über  die  geschichtfiche  Entwicketaag 
der  spanischen  Ansiedelungen  auf  Ceba  und  iber  die  wunderbare  VcrtheifaugawcBse  dss  dor- 
tigen Grmndbeftitaeev  der.  als  er  überkanpl  durch  etwas  geaanere  ArtalvenMSsaag  gesets- 
lich  rvgalirt  wurde,  jedesmal  mit  einer  Krebliaie  oder  der  Peripherie  eiaes  Fuljgeas 
mmschriebea  wurde«  was  bald  an  waiihKgea  rasieherheitea»  eadleaca  Piocenw 
li<^  lur  ultima  ratio  ftthrte,  um  aas  sekher  Wiirsal  heraaszakommca :  aar 
de»  ««Mlgiltaiieea  Besitastaades  aach  dem  slatas  qao. 

Sodaaa  geht  der  V«rC  aa  seiaem  Haaptgcfenstaad  iber. 
aad  Tabakbaa»  auf  Cube ,    s«wohI  hiasachlfich  des  techaischca  Betriehs 
der  9«wtalea  UMrcaalDea  uad  haadebpeütia^ihca  VcrkÜtaisse .    welche   aas  der  Art 
Aabaa»  sich  ergehea^  beaieheatKch  aaf  iha 

1%  der  V«rt:  seihst  Grmadbesilaer  aaf  Ckba  ist   uad   darck 
m«>«atlkhea  AuJeufhilt  aaf  der  lasel  speviell  dea  Betiieb  der  lageoWs  \4 
U^ea>  gifoaa  keaaea  gelernt  hat «  so  siad   die  hienaf  heaagfiehca 
darvhaa»  aaverttsMg   uad   aaeh    dem  XichOecha&er  volfig  uriMadfiih       Ni 
•wvtte  der  beaWa  soebea  uafeerschiedeaca  Seima   saiacs  lliBuirhiiaa  i»  k»> 
aber  dar  rapactetlitfhkiRt  des  Verl  s 
beskser  iiSt.     Aber  maa  wird  auTs 

NWhfis  v^Mi  dem  CSeaänk  der  »paaiachea  oad  «reofisdben  ParttMa  Cuba's 
wtr  da  11t  b^rett .    wie  es  «K>rt  im  Laade  salbet  «cn«  gana«  Flach 
titeracar    «mu^  bat.     IGl   ebemM   «abesieehfieh  amMsvelkm  Crthea   als 
S*(bJbiaaaa»  aa*i  «<ht  wisseasehadlicher  Mechede  äihrt  aas  dar  T«rl 
riev'b«»«  W«^  bc»  biaaa  tarn  eacscbeadaagsnnchen  Akt   der  1  ifhehiiMi^   dar  SfcksieiaL 
iVbet     K^  ^attht  aiKhfi»  als  daa  feaiirim'.he 
bis  and  da^ 

tfi«r  lasdade 

Kahiy  «ad  $ak*hli<h  «rktart   er 
igeiptaii.ber  Oiba  vva  den  letraa  •ins 
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die  breite  Hauptmasse  der  Insel  ganz  wesentlich  durch  Zuckerbau  florirte  und  dieser 
wieder  aus  klimatischer  Rücksicht  an  die  Sklavenhaltung  gebunden  war,  so  concentrirt 
sich  schliesslich  auf  diese  das  Hauptinteresse.  Wir  erfahren,  dass  im  Gänsen  die  cuba- 
nischen  Schwarsen  mehr  unter  patriarchalischem  als  tjrrannischem  Regiment  ihre  Pflanzer- 
arbeit tüchtig  verrichteten,  daher  zumeist  (jedoch  auch  mit  in  Folge  der  gleichzeitigen 
Aufhebung  des  Tabakmonopols)  seit  1817  Cuba  den  Spaniern  nicht  mehr  wie  früher  Un- 
kosten verursachte,  sondern  dem  Staat  gute  Zolleinnahmen  brachte,  dass  aber  wegen 
Kapitalmangel  immer  noch  kaum  ^/,  des  Zuckersaftes,  den  das  saftreiche  tahitische 
Ruhr  enthält,  wirklich  auf  Cuba  zur  Verwerthung  kommt.  Lehrreich  sind  auch  beson- 
ders die  Enthüllungen  über  die  Einführung  chinesischer  Kulis,  in  denen  der  Verf.  gewiss 
mit  Recht  ein  sehr  bedenkliches  Surrogat  für  die  Negersklaverei  erkennt;  höchst  schätz- 
bar endlich  die  im  Anhang  gegebenen  statistischen  Listen  über  Guba*s  Ein-  und  Ausfuhr, 
über  Einwirkung  des  Zollsytems  auf  diese  Handelsbewegung  und  über  die  Finanzlage 
Cuba's  in  den  verschiedenen  Zeiträumen.  Alfred  Kirchhoff. 

Fernando  Schmid,  Ueber  Handel  und  Wandel  in  Brasilien.  Berlin 
1881.     Verlag  von  Gebrüder  Pätel. 

Es  liegt  uns  hier  eine  Reihe  von  40  kürzeren  Aufsitzen  vor,  die  zuerst  in  der 
„Allgemeinen  Deutschen  Zeitung  für  Brasilien**  erschienen  sind  und  dann  zu  dieser  Bro- 
schüre vereinigt  wurden. 

Vielversprechend  klingt  die  Devise  auf  dem  Titelblatt:  „Amioa  Brasilia,  sed  magis 
amica  veritas**.  Durchaus  einverstanden  mnss  man  sich  auch  mit  dem  Bekenntniss  am 
Schluss  de«  Vorwortes  erklären ,  dass  „nur  ruhige ,  durchaus  objectiv  gehaltene  Bespre- 
chungen am  Platze  sind,  wenn  es  sich  auf  dem  kaufmännischen  Terrain  um  schwerwie- 
gende Interessen,  in  Colonisations-Angelegenheiten  aber  um  das  künftige  Wohl  oder  Wehe 
von  Hunderttausenden  handelt**. 

Indem  aber  diese  Lehre  dem  Berliner  „Central verein  für  Handelsgeographie  und 
Vertretung  deutscher  Interessen  im  Ausland**  sowie  seinem  Organ  „Export**  vorgehalten 
wird ,  gegen  dessen  Befürwortung  und  energische  Befordertmg  deutscher  Ansiedelungen  in 
Süd-Brasilien  vorliegende  Schrift  wesentlich  gerichtet  ist,  vermisst  man  In  dieser  selbst 
gerade  den  ruhigen  Ton  allzu  oft.  Sie  verbreitet  sich  über  commerdelle,  sociale,  poli- 
tische Verhältnisse  Brasiliens  in  ,Joumali8tischen  Skizzen**,  die  der  Natur  von  Zeitungs- 
artikeln gemäss  mehr  feuilletonistisch  reflectirender  als  wissenschaftlich  analysirender  Art 
sind  und  dabei  viel  Bitterkeit  athmen. 

Frisch  aus  der  Situation  heraus  in  Rio  de  Janeiro  niedergeschrieben,  sind  diese  Be- 
richte eines  den  amerikanischen  Kaiserstaat  aus  eigener  Erfahrung  kennenden  und  besonders 
mit  dessen  wirthschaftlichen  Verhältnissen  als  „Oesterreich  •  Ungarischer  General  -  Consul 
ad  Honores**  vertrauten  Mannes  nicht  ohne  Interesse.  Sie  spiegeln  vor  Allem  eines  ganz 
objectiv  in  ihrem  eignen  Ton  und  Wesen  wieder:  Das  unmhevolle  Parteiwesen,  das 
stete  Gefühl  der  Unsicherheit ,  der  Unzufriedenheit  mit  dem  Bestehenden ,  wie  es  in  der 
jetzigen  Aera  des  schwierigen  Uebergangs  von  der  Sklavenwirthschaft  zur  Verwendung 
bezahlter  Arbeit  zum  Typus  Brasiliens  gerade  in  seinen  leitenden  Kreisen  gehört.  Manch- 
mal fällt  bei  den  übrigens  mehr  wort-  als  thatsachenreichen  Erörterungen  des  Verfassers 
ein  grelles  Schlaglicht  auf  die  Unsolidität  des  brasilianischen  Grosshandels ,  das  heillose 
Streberthum  der  Hauptstädte,  zumal  Rios,  wo  jeder  Wortheld  Advocat  und  jeder  Advocat 
Minister  werden  möchte ,  die  Ministerien  unter  tausenderlei  Intriguen  daher  von  höchst 
ephemerer  Dauer  zu  sein  pflegen,  femer  auf  die  ekelhaften  letzten  Ausläufer  des  Sklaven- 
haltens  (denn  erst  die  nach  1871  geborenen  Sklavenkinder  sind  frei,  mancher  Geldprotz 
lebt  nur  vom  Verdingen  seiner  Schwarzen  zur  Arbeit  an  Fremde !) ,  endlich  auf  die  be- 
kannte ärgste  Misere  des  Riesenreichs,  die  Unwegsamkeit  seines  Urwald-Innem,  das  man 
im  Tropenraum  bald  hinter  dem  fast  allein  städtisch  besiedelten  Küstensaum  erreicht,  so 
dass  die  Reise  von  der  Regierungs-Hauptstadt  zum  fernsten  Provinzialstädtchen  zu  Was- 
ser 3  Wochen,  zu  Land  4  Monate  dauert. 

Indessen  der  oben  genannte  Hauptzweck  der  Broschüre  dürfte  von  ihr  kaum  er- 
reicht sein.  Der  Verf.  ergeht  sich  in  allgemeinen  Schildereien,  deren  schwarze  Schatten 
er  auch  auf  jene  ferne  Südprovinz  Rio  Grande  fallen  lassen  möchte,  die  sich  aus  gutem 
Grund  die  deutsche  Auswanderung  vornehmlich  erlesen  hat  wegen  ihres  gesunden,  durchaus 
nicht  tropischen  Klimas,  ihres  jungfräulichen  Bodens,  ihrer  Freiheit  vom  Fluch  der  Skla- 
verei. Wo  der  Verf.  einmal  den  Beweis  anzutreten  versucht,  dass  es  ernst  sachliche 
Gründe  seien,  die  ihn  zum  Gegner  dieser  Abzweigung  des  deutschen  Auswandererstroms 
nach  dem  südlichsten  Brasilien  machen,  ist  er  entschieden  unglücklich.  Wie  schwach  ist 
die  Kritik  des  Ausspruchs  der  „Deutschen  Zeitung**  in  Porto  Alegre,  es  könne  in  Rio  Grande 
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selbst  eiu  blosser  Tagelöhner  bei  tttchügem  Fleiss  und  gehöriger  Sparsamkeit  binnen 
5 — 10  Jahren  aum  freien  Eigenthum  eines  Ornndbesitzes  von  175 — 180  Morgen  gelan- 
gen, —  wie  schwach,  wenn  dem  nur  spöttisch  vornehm  hinzugefügt  wird:  „Also  6 — 10 
Jahr  härtester  Arbeit  sind  in  Rio  Grande  erforderlich ,  um  im  glücklichsten  Falle  ,  nach 
den  grausamsten  Entbehrungen  eine  Strecke  culturfiihigen  Landes  au  erwerben?  Nach 
unseren  Begriffen  kein  verführerisches,  ja  kein  zu  befürwortendes  Loos/^ 

Ein  ferneres  Beispiel  für  die  Ungründlichkeit  der  in  Rede  stehenden  gegnerischen 
Beweisführung  liefert  der  auch  stilbtisch  recht  charakteristische  Satz  auf  S.  50 :  „Auch 
der  schroffe  Temperaturwechsel  in  Rio  Grande  verhindert  uns,  die  Vorzüge  eines  durch- 
schnittlich gemXssigten  Klimas  allzusehr  zu  preisen ,  trotz  dessen  dass  wir  mit  den  Ge- 
fahren und  Belästigungen  der  Tropenhitze  genugsam  bekannt  und  Überwerfen  sind.*^ 
Nun,  die  180  000  Deutschen  Süd-Brasiliens  liefern  gerade  durch  ihren  guten  Gesundheits- 
stand  den  thatsächlichen  Beweis,  wie  gut  ihnen  dort  die  Luft  bekommt;  und  was  den 
„schroffen  Temperaturwechsel**  betrifft,  so  sind  wir  darüber  doch  besser  unterrichtet,  als 
der  Verf.  Für  Pelotas  s.  B.  im  Süden  von  Rio  Grande,  wo  sich  1851  eine  ansehnliche 
Zahl  Schleswig-Holsteiner  ansiedelte,  liegt  uns  eine  vertrauenswürdige  Reihe  mehrjähriger 
meteorologischer  Beobachtungen  vor,  welche  uns  die  Wärmebewegung  von  Pelotas  unge- 
fähr derjenigen  von  Palermo  gleich  zu  setzen  gestattet:  Die  Mitteltemperatur  des  Jahres 
ist  fast  die  nämliche  wie  in  Palermo,  der  kälteste  Monat  hat  ein  Mittel  von  12<*  C. 
(1*  höher  als  der  Januar  Palermos),  der  wärmste  ein  solches  von  84*  (1*  niedriger  als 
der  Juli  Palermos),  wobei  für  Pelotas  noch  der  höchst  günstige  Umstand  in  Betracht 
kommt,  dass  die  Sommermonate  nicht  wie  in  Sicilien  so  gut  wie  regenlos  sind,  sondern 
keiner  derselben  weniger  als  6  Regentage  hat.  Man  vergleiche  nur  mit  dieser  südbrasi- 
lischen Schwankung  der  mittleren  Monatstemperatur  um  12^  di^enige  von  Berlin ,  die 
sich  auf  18*  beläuft!  Meint  aber  der  Verf.  etwa  Schwankungen  zwischen  Tages-  und 
Nachtwärme,  und  griffe  er  hierfür,  um  seinen  obigen  Satz  zu  vertreten ,  Beispiele  heraus 
aus  dem  höher  gelegenen  Binnenland,  so  könnten  wir  ihm  ganz  andere  Temperatur-Ab- 
stürze aus  den  Vereinigten  Staaten  entgegenhalten ,  deren  Gebiet  er  doch  selbst  für  so 
geeignet  ansieht  zur  deutschen  Zuwanderung. 

Am  unangenehmsten  berühren  die  mehrfach  in  der  Schrift  vorkommenden  ironischen 
Seitenblicke  auf  die  „Eigennntzlosigkeit**  des  Berliner  Centralvereins ,  die  für  jeden ,  der 
die  Führer  des  letzteren  kennt,  vor  allem  und  jedem  Zweifel  gesichert  dasteht. 

Verschönerungen  sind  freilich  auch  die  in  bedenklicher  Conseqnenz  bei  griechischen 
Lehnworten  begegnenden  orthographischen  Verstösse  nicht,  das  ewige  „philantropisch** 
(offenbare  Assimilation  an  „tropisch** !),  die  „Cathegorie**  und  „Phillozera**  (warum  dann 
nicht  lieber  Fillozera?).  Und  am  häufigsten  belästigen  den  Leser  Unklarheiten  des  jour- 
nalistischen Stils ,  wie  z.  B.  die  am  Schluss  des  Ganzen :  „Des  Kaisers  (Dom  Pedro  II.) 
Gedanken  sind  unerforschlich ,  sein  persönlicher  Einfluss ,  wo  er  sich  in  laut  werdende 
Worte  kleidet,  ist  unermesslich.  Unsere  Gedanken  sind  nicht  so  tief ;  wo  sie  fehl  schies- 
sen, hat  es  nicht  viel  zu  bedeuten,  und  da  wir  Land  und  Leute  durch  eine  Brille  be- 
trachten ,  die  nicht  für  alle  Augen  geschliffen  wurde ,  so  wiederholen  wir  gerne  schon 
Gesagtes:  Gegenwart  und  Zukunft  sind  wie  ein  Kalleidoscop,  in  welchem  jede  Menschen- 
hand neue  Farbenbildungen  zusammenwürfelt.** 

Alfred  Kirchhoff. 

8.    BeTÖlkenuigtlelm  und  BeTÖlkenmgtpolitlk. 

Lebon,A.,    L' Angle terre   etl'ömigration   fran^aise    de  1794    klSOl. 

Par,  Plön  &  C«,  1882.     8.     7  fr.  50  c. 
Ler  oy-Beaul  ieu,   P. ,   De  la  colonisation    chez    les  pe  upl  es  mod  ernes. 

Iltoe    Edition,    revue,   corrig^e   et  augment^.     Par.,    Guillaumin    &   C«,    1882.     8. 

9  fr. 

4.    Bergbau;  Land-  und  Forttwirthfchaft ;  Fiflohtreiweien. 

Heinrich,  J.  im  Thum,  Der  Güterpacht  unserer  Zeit.  Ein  volkswirth- 
achaftlicher  Wegweiser  für  Pächter  und  Verpächter,  Staatswirthe  (Rentbeamtete),  Gemein- 
den u.  s.  w.     Aarau  1882.     gr.  8o.     54  SS. 

Bailliire,  P. ,  Du  domaine  public  de  I'^tat  k  Rome,  dans  Tancien  droit 
fran9ais  et  sous  le  regime  du  code  civil.     Paris,  Rousseau,  1882.     8.     4  fr. 

Block,  M.,  L'agricultnre.     Paris,  Hetzel  &  C«  ,  1882.     12.     1   fr.  50  c. 

Brelay,  E.,  Les  classes  agricoles  avant  et  apr^s  la  r^volution.  Paris, 
Guillaumin  &  C«-»  1882.     8.     64  pag.     2  fr. 
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Dnbrnofautf  Memoire  sur  la  saccharification  dob  fäcules,  pr^sent^ 
en  1822  k  la  Sociöt^  centr.  d'agricuiture  de  Paris  ,  pour  le  concours  qa*elle 
a  onvert  sur  la  cultore  de  la  pomme  de  terre  et  lemploi  de  ses  produits  etc.  etc. 
2.  Mition.     Paris,  Gauthier-Vlllars,  1882.     8.     214  pag. 

Loi  (beige)  snr  la  chasse  du  28  f^vrier  1882.  Reglements.  Instroctions. 
Brnzelles,  impr.  A.  Hertens,  1882.     8.     57  pag.     1  fr. 

Lois,  döcrets  et  arr^t^s  relatifs  au  phylloxera.  Compte  rendu  et  piöces 
Annexes  de  la  Ck>inmission  sop^r.  du  phylloxera,  Session  de  1881.  Paris,  imprim.  na- 
tionale, 1882.  gr.  in-8.  (Pablication  do  Ministire  de  ragricnlture.)  397  pag.  et  1 
carte  in  imp.-Fol. 

de  Tourdonnet,  Traitä  pratique  du  mötayage.  Paris,  Librairie  agricole, 
1882.     18.     3  fr.  50  c. 

Jones,  L.  A. ,  A  treatise  ou  the  law  of  Mortgages  of  Real  Property. 
2  Yols.  (850  pp.  each)  8^  edition.     Boston,  Honghton,  Mififlin  &  Co.,  1882.    8.  |  18.  — 

Atti  della  Giunta  per  la  inchiesta  agraria  e  sulle  condizioni  della 
classe  agricola.  Volume  VI.,  fasc.  1:  Relazione  del  Commissario  conte  St.  Ja- 
cini  sulla  decima  circoscrisione  (provincie  di  Pavia,  Milano,  Cremona,  Mantova,  Corao, 
Sandrio,  Bergamo  e  Brescia.)     Roma,  1882.     Roy.-in  4. 

5.    Oewarbe  und  Indnitrie. 

Marcbet,  Oustav,  Gutachten  über  die  su  Mfihlhausen  im  Elsass 
bestehende  Gesellschaft  zur  Hintanhaltung  von  Vor  unglfickungen 
durch  Maschinen.  An  die  Handels-  und  Gewerbekammer  für  das  Ersheraogthnm 
Oesterreich  unter  der  Ems  in  deren  Auftrage  erstattet     Wien  1822.     8<^.     68  SS. 

Die  Schrift  schildert  im  Einzelnen  die  Entstehung  und  die  Entwicklung  der  auf 
dem  Prinzipe  der  Selbstthätigkeit  und  Selbständigkeit  gegründeten  soci^t^  industrielle 
in  Mühlhausen.  Rühmend  hebt  Verf.  namentlich  den  opferwilligen,  humanen  Sinn  aller 
Fabrikanten  und  die  rastlose  Energie  des  Leiters,  Herrn  Engel  DoUfnss  hervor  und 
zeigt,  wie  die  ausserordentlich  günstigen  Erfolge  dem  Zusammenwirken  dieser  verschie- 
denen Faktoren  zu  danken  seien. 

Die  Pflicht  des  Arbeitgebers,  ausser  dem  Arbeitslohn  noch  in  jeder  Hinsicht  für  die 
Gesundheit  und  das  Leben  seiner  Arbeiter  Sorge  zu  tragen,  wird  auch  ohne  gesetzlichen 
Zwang  allseitig  anerkannt  und  keine  Kosten  gescheut,  um  ihr  so  erfolgreich  wie  mög- 
lich nachznkoounen. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Schilderung  der  Th£tigkeit  der  dortigen  Privat- 
Fabrikinspektoren  und  ein  Vergleich  ihrer  Rechte  und  Pflichten  mit  denen  der  offiziel- 
len deutschen  Fabrikinspektoren.  Verf.  sieht  die  weitere  Entwicklung  des  Fabrikinspek- 
torates  in  einer  immer  weitergehenden  Spezialisirung  der  Aufgaben  jedes  Fabrikinspek- 
tors. Die  Vorzüge  der  privaten  Inspektion  gegenüber  der  allgemeinen  offiziellen  beruh- 
ten vor  allem  auf  der  Spezialtüchtigkeit  des  Inspektors,  welcher  jedes  Detail  des  Be- 
triebes kenne  und  jedem  Fabrikanten  daher  nicht  nur  vollkommen  gewachsen ,  sondern 
überlegen  sei.  Also  möglichst  viel  Inspektoren,  von  denen  jedem  nur  eine  bestimmte 
Industrie  (bezw.  Gruppe  verwandter  Industrien)  zugewiesen  werde. 

Als  gegenseitige  ErgiLnzungen  bespricht  Verf.  dann  noch  das  Verh&ltniss  der  Arbei- 
terschutzmaassregeln  und  der  Arbeiterversicherungen  und  führt  einzelne  interessante 
Notizen  aus  den  Berichten  der  deutschen  Fabrikinspektoren  an. 

Wenngleich  im  Ganzen  eine  bessere  Systematik  und  gründlichere  Ordnung  des  Ma- 
teriales  zur  leichteren  Orientirung  und  Uebersicht  zu  wünschen  wäre,  so  ist  die  Schrift 
doch  als  brauchbarer  Beitrag  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterfrage  dankbarst  anzuerkennen 
und  namentlich  den  humanen  Anschauungen  des  Verf.,  seiner  hohen  Ansicht,  welche  er 
von  den  Pflichten  des  Arbeitgebers  hat  und  welche  er  unverhohlen  ausspricht,  nur  bei- 
zustimmen. St.  z.  P. 

Kinne  und  Troy,  Zeit  fragen  I.  Der  Streik  zu  Schlotheim.  Essen 
und  Leipzig,     kl.  8«.     30  SS. 

Block,  M.,  L'industrie.     Paris,  Hetzel  &  Ce. ,  1882.     12.     1  fr.  50  c. 
Drohojowska,  A.,    Les  grandes  Industries   de   la  France.     Paris,  P.  Du- 

pont,  1882.     18.     308  pag.     2  fr. 
deLafoIlye,   La    question    sociale    dusalairedansTindustrie.     Paris, 

impr.  Levä,  1882.     12.     11  pag. 
Napias,    H.,    Manuel    d'hygiine    industrielle.      Paris,   Masson,    1882.      8. 
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0.    HmUM  »4  Ttrluhr. 

Pf  OnütAtr  ftfoiiii,  f>i«  fltaatüBobyen  ti  one  n  für  Privat  baliatL 
WUn  IM«.     A)frtt4  ll5M#ir.     19«  H6. 

fy'fA  FmiKA  «l«r  flUiit<iiinhtrf!fitiofien  fBr  PriTAtbiifaneii  Iwt  fjfe^enwirti^  ia  IHwtiffcliii 
An  prnkWn^h^f  hmA^nimt^  «rhiihlich  «inijfebUsst,  weil  die  öffentliehe  9irSmmmig  des  Pri> 
▼iifKiiHn^n  nberfiAfipt  wenlfc  f^Himtig  kt.  Immerhin  aber  spielt  sie  aocli  bei  us  ciae 
nirtii  nnwichtiiKA  firylle,  noch  mehr  aber  in  anderen  Ländern,  besonder»  io  Outerrviih. 
tfp.r  VfirfasMr  h«t  «ich  demnsch  eine  dankenswerthe  Aufgabe  gestellt,  in  dem  er  die 
K<inMnnt«t  Kruge  einer  eingehenden  interessanten  Besprechnog  vntermieht,  die  Zvllirigkeit 
irofi  RnbT^nilon^n  cr/irtert  nnd,  gestfltzt  anf  reichhaltiges  Material  aas  der  Prasos  mck- 
r^rnr  fiMnder ,  die  Terschiedenen  Formen  der  Hnbvention  mit  einander  Teri^eiehend  nrf 
Ihre  flrnnchlriirlieit  and  Krfolge  prüft. 

Ifebrlgens  wili  das  Werk,  um  richtig  verstanden  zu  werden,  mit  AofiDerkaamkeit 
gelmiin  werden.  IMes  beruht  snm  Theil  «uf  dem  Umstande,  dass  die  AktiengaseUseliaf- 
iPti  l(>lder  niner  K.  79  n.  99  deutlich  hervortretenden  gar  switterhaften  Natar  sich  er- 
rri*ui*n ,  theils  nlier  nuch  damuf,  dass  der  Verfasser  mitunter  seine  Begriffe,  wie  i.  B. 
di*nJenlgHn  der  Krtmgsgarantin  (su  vergl.  H.  75,  84,  155)  etwas  willkarÜch  definirt. 

t>in  Anscheuungcn  des  Verfassers  über  den  Zweck  der  Subventionen  und  ~ 
vpnimg  irh  ntrht  gnns  RH  thollen.  Ich  botrschte  diese  Untorstütsungen  mehr  nor  all 
i*inrii  Nolhliehfllf,  su  welchem  der  Staat  sich  dann  entschliesst,  wenn  öffentlich  wicbtift 
tTnIüriirhmungen  midcrs  nicht  su  Stande  kiunmen.  Der  Staat  sollte  nor  so  weit  gehen, 
slfi  nt*  nsch  liHge  der  Dingo  oben  gehen  muss,  aber  auch  fflr  etwaige  Beihilfen,  ab 
wit|i>he  ilie  (tarantle  schon  an  und  für  sich  ansusehon  ist ,  auch  wenn  sie  nicht  bb 
IhatsNphllrhpn  Kuschttssen  Veranlassung  gab ,  sich  entsprechende  Gegenleistangen  si- 
rher«. 

Von  piner  allgemeinen  Verpflichtung  des  Staates,  deigenigen  Theil  der  Kapitalkoetea 
auf  Hin  Cleeammtheit  lu  nhernehmen  ,  welcher  auf  die  nicht  privatwirthschaftUeh  renta- 
b«>ln  Nuteungt^n  fllr  Staatsawecke  cntfKllt,  (Sax  II,  8.  947),  kann  darum  auch  meioes 
RitK^hlf^UK  gar  keine  Kede  sein.  Ks  mttsste  denn  dieselbe  noch  in  onBlbligea  and« 
Pullen  an«»rkannl  wenton ,  in  welchen ,  mit  oder  ohne  Rente  fBr  die  Unternehmer, 
Ntaati«  ein  direkter  oder  Indirekter  Nutaen  entspringt.  Dieser  Nntaen  giebt  wohl  eioea 
Kerhlfettlgungsgrund  ab  fUr  etwa  nothwendige  UnterstQtaungen :  dann  bildet  er  du 
MsaüR,  bis  «u  welchem  letatere  allenfalls  gewXhrt  werden  dfirften.  Nicht  aber  eoDte 
man  umgekehrt  mit  dem  VerlVisser  and  auch  mit  Sax  es  als  Zweck  der  Sabrentioa  he> 
sefvbnen»  nicht  allein  den  wirthschafUichen  Bau  und  Betrieb  der  Bahn  an  «mggUthsn, 
«lindem  auch  einen  Theti  der  daraus  entspringenden  I^asten  auf  den  Staat  am  iherw 
nehmen 

IVr  VeHlMser  stellt  sich  hier  auf  den  Standpunkt  der  sog.  .«ddefirltB 
mnnc'\  iVntelbe  bringt  uns  leicht  in  die  Gefahr,  den  Vortheil,  welchen  die 
b^'ii  fieht.  anf  der  einen«  und  die  Opfer,  welche  die  Aktionire  bringen,  anf 
S^^ttv  etwii!^  KU  hwh  an  vcrani»chlagen  IMese  OeCshr  hat  aach  der  Viifassij  nicht  voll- 
stliVidig  yn  meiden  x'eniH^bt  i9.n  vergl  S  tfi .  99  a  a  a  0.>  Anf  Gmnd 
>>fbseeng  Fobeint  mir  der  Vermoier  denn  doch  tu  viel  den  Intei^eseea  der 
\^>r(  fn  reden  nnd  den  lettteren  »elbj^t  hier  and  da  «nen  Eiafcss  anf  fie 
iitnfr  emrarJikamen.  S<^  a.  H  $.  1.S2,  wo  die  Antheilaahme  des  Staate»  am  Ccai— a  ob 
^\fif  «vii  über  den  Garantiex^enrag  binaasg^beade  Verpflichtung  der  Geeiillarhaft 
vY^i  «ii<d  :  dsnn  bei  den  l<h*^rtera?kg<rn  aber  die  Höbe  d»  au  antcnEtcDcaideB 
«-«oK«b<«  «am  Tbotl  d^cb  nur  bedingt  xaireffend  sind,  femer  ia  den  Aiaffikrungun  tbcr 
TtentabilttKl  und  Garantiedaaer  (^  t^  «  l50'i.  über  den  Sporn  aar  Spoenanakoit  fS.  97 
n     1N,V  n.  N  w 

Bin  icb  em^b  in  mobrereri  Pankten  mii  den  AnHicbten  de»  Vm  raaiiiii.  aicSit.  odv 
r.m  bedmpt  einx*erHtanden.  «u^  bebe  ich  doch  s^nne  Arbeil  über  einen  mix  gMdiar  Aos- 
ftihrlfohlcevt  brs  ,«^trt  e'S'b  nicbt  bvbandelTeii  Gegen rrtand  mit  Tfsrgnhgm  inJul  nad 
rNnW .  dK9^  mit  mir  anob  e/v>b  andere  lieber  aa>  derMÜbi»  willkammenen  Üntn^  air- 
y*^r\  kön?teT>  J.  Lchz. 

.Tabie>bfri<>i:  r.  er  HfcndrU-  ci.  c  Ge  wr  r  ><c  kam  m  er  xa  Sinti  gart 
t*.  r  Ztt\       Stnftijan   ;«?«      4V     ,•*  ^ 

TVr  Beriebt    ^ipfv»!»!    b«n^lie>i    d#r  Gm^sindmarir    vnr  einer 
Be-^^emnc  drr  Sifuafiot;  .  ^TÜirv^d  im  THil»*!-  an*"!  Kleingr^TTbe  eine 
"^reti  mobi  rn  veimetheii  ne*      Die  alm  Klagfoi  as^  dar  ▼' 
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hier  UDTer&ndert  wiederholt  and  als  Qrund  des  andauernden  Rückganges  des  Kleingewer- 
bes haapUächlich  die  Konkurrenz  der  Fabriken  und  des  Haust rhandels  bezeichnet.  — 

Block,  M.,  Le  commerce.     Paris,  Hetzel  &  Ce«,  1882.     12.     1  fr.  50  c. 

Dupr^,  F.,  Dictionnaire  des  marines  ötrangöres.  Paris,  Berger-Levault  & 
Ce  ,  1888.     8.     6  fr. 

Jooris,  N.  J. ,  Situation  du  commerce  eztörieur  de  la  Koumanie  pen- 
dant  Texercice  1880.  Rapport  adresse  au  Ministre  des  affaires  ^trang^res. 
BruxoUes,  C.  Muquardt,  1888.     8.     58  pag.     1  fr.  50  c 

Loche,  G.,  Rapport  sur  le  commerce  des  charbons  dans  le  Nord  de  la 
France,  en  Belgique  et  en  Angleterre.  Paris,  1881.  4.  (Publication  de 
la  Chambre  de  commerce  de  Paris,  ^cole  sup^rieure  de  commerce.) 

Crump,  A.,  A  review  of  the  position  and  prophecies  of  the  Bimetal- 
lists.     London,  Effingham  Wilson,  1882.     demy-8.     108  pp.     2/6. 

Commerce,  Mauufactures,  etc.  Reports  from  the  Consnls  of  the  United  States 
on  the  —  of  their  consular  districts.    No.  18.     April  1882.     Washington  1882.     8. 

Imports,  Exports,  Immigration,  and  Navigation  of  the  U  nited  Sta- 
tes. Quarterly  report  of  the  Chief  of  the  Bureau  of  Statistics  relative  to  the  — 
for  the  3  months  ended  December  31,  1881.  Washington,  Qovemment  Printing  Of- 
fice, 1882.     8.     296  pp. 

Bosio,  E.,  Della  bancarotta  secondo  la  dottriua  e  la  giurisprudenza. 
Torino,  Libr.  della  Minerva  Subalpina,  1882.     8.     4  1.  50  c. 

Marina  mercantile.  Inchiesta  Parlamentäre  suUe  —  (1881 — 1882.)  Volumen  III. 
Riassuuti  deir  inchiesta  orale  e  scritta.     Roma,  tipogr.  E.  Botta,  1888.     4. 

Sülle  con  dizioni  della  marina  mercantile  italiana,  al  31  dicembre 
18  81.     Relazione  a  S.  £.  il  Ministro  della  marina.     Roma  1888.     8.     25  pp. 

Vidari,  E. ,  Corso  di  diritto  commerciale.  Vol.  V.,  Üb.  III.  Milano,  Hoepli, 
1882.     8.     12  1. 

Statistiek  van  den  in-,  uit-  en  doorvoer  over  hetjaar  1880.  Uitgegeven 
door  het  Departement  van  financien,  Koningr\jk  der  Nederlanden.  II.  Gedeelte.  's 
Gravenhage  1881.  Folio.  (Dieser  II.  Theil  der  niederländischen  Handclsstatistik 
fiir  das  Jahr  1880  umfasst  die  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr  geordnet  nach  den  verschie- 
denen Ländern.) 

Annuaire  du  Ministire  des  travaux  publics  pour  Tann^e  1882.  Bru- 
xelles,  impr.  A.  Mertens,  1882.     18.     598  pag.     3  fr. 

Brioschi  et  Genala,  Extraits  du  rapport  sur  Texploitation  des  che- 
mins  de  fer  italiens.     Parist  Dentu,  1882.     8.     8  fr. 

Chemins  de  fer  fran^ais  d'int^rct  gönöral.  Documents  statistiques  ,  relatifs 
k  rannte  1872.  Par. ,  imprim.  nationale,  1881.  Roy.  in-4.  (Publication  du  Mi- 
nistöre des  travaux  publics.)     107  pag. 

Chemins  de  fer  fran9ais  d'int^rSt  gön^ral.  France  europöenne  et  Alg^rie. 
Documents  statistiques  relatifs  ä  Tann^e  1879.  (Publication  du  Ministöre  des  tra- 
vHux  publics.)     Par.,  impr.  nationale,  1881.     Roy.  in-4.     168  pag. 

Etat  de  Tdclairage  et  du  balisage  des  cötes  de  France  au  l«c  janvier 
18  82.  Paris,  impr.  nationale,  1882.  8.  203  pag.  (Publication  du  Ministöre  des 
tavaux  publics.) 

Haus,  M. ,  Memoire  sur  lestravaux  de  canalisation  de  laMeuse  entre 
Namur  et  la  frontiöre  fran9aise.     Bruxelles,  Callewaert  pöre,   1882.     8.     5  fr. 

Loisel,  F.,  Annuaire  special  des  chemins  de  fer  beiges.  Volume  X. 
Bruxelles,  Bruylant-Cristophe  &  C«,  1882.     8.     10  fr. 

Malo,L. ,  Lasccuritc  dans  les  chemins  de  fer.  Par.,  Dunod,  1882.  18. 
307  pag. 

Tomyar,  C. ,  L'Etat  et  les  chemins  de  fer.  L*£tat  doit-il  racheter  les  chemins 
de  fer  dans  un  intcrot  purement  militaire?  Par.,  Baudoin  &  C«,  1882.  8.  58  pag. 
1   fr.  50  c. 

Ilarcourt,  L.  F.  V. ,  A  treatise  on  Rivers  and  Canals.  8  vols.  London, 
Frowde,   1882.     8.     20/—. 

7.     Finaniwefen. 

Hans  Hauenschild,  Das  Tabakmonopol  und  das  deutsche  Volk.  Rren- 
uendo  Zeit-  und  Streitfragen,  herausgegeben  von  Ledersteyer.  Heft  L  Leipzig  1881. 
44  SS. 


92       üebenicht  ftber  die  neuesten  PablikAtionen  Deotschlands  nnd  des  Anslandes. 

Eine  populäre  Zusammenfassung  der  Orfinde  für  das  Monopol.  Die  Entschädigung 
will  der  Verf.  nur  auf  285  Mill.  Mark  normirt  sehen,  da  er  den  Profit  der  Händler  und 
Fabrikanten  als  x.  gr.  Th.  unberechtigte  ansieht  und  dem  entsprechend  behandelt  wis- 
sen will,     Etwas  Neues,  nicht  schon  oft  Gesagtes  ist  in  der  Schrift  nicht  zu  finden. 

H.  Anaper,  Die  Einführung  des  Tab  ack  smonopols  in  Deutsch- 
land.    Celle  1881.     48  SS. 

Die  Schrift  sucht  durch  detaillirte  Vergleiche  der  österreichischen  und  deutschen  Ver- 
hältnisse die  Erspriesslichkeit  des  Tabacksmonopols  nachsuweisen.  Die  Anlagen  fiber 
die  Unkosten  und  Preise  der  österreichischen  Tabacks-Regie  fBr  die  Jahre  1879  und  80 
auf  Grund  amtlichen  Materials  werden  Vielen  erwünscht  sein.  Wie  hoch  sich  der  Auf- 
schlag auf  geringe  und  feine  Sorten  beläuft,  ist  leider  aus  diesen  Angaben  ebenso  wenig 
ersichtlich,  wie  aus  den  Krfickl'schen.  Die  Regie-Verwaltung  behandelt  das  leider  als 
Staatsgeheimniss. 

Aug.  Maurer,   Das  Tabacks-Monopol.     Weinheim  1882.     60  SS. 

Der  Verf.  vertritt  den  extremen  Sats:  „Dass  Tabacksbau  und  Industrie  thatsächlich 
gesellschaftliche  Uebel  sind  und  darum  dem  selbstlosen  Kulturstaatsgedanken  die  sittliche 
Pflicht  auferlegt  ist,  ihrem  allmälichen  Aussterben  mittelbar  die  Wege  su  ebnen". 

Was  die  Verbote  des  Tabacks  und  die  rigorosen  Strafbestimmnngen  gegen  den  Ge- 
brauch desselben  durch  Friedrich  Wilhelm  I.  nicht  erreicht  haben,  das  hofft  er  durch 
das  Tabacksmonopol  des  Fürsten  Bismarck  in  vorzüglicher  Weise  zu  erzielen.  Der  Ta- 
backsbau ist  ihm  in  Europa  ein  sich  selbst  täuschendes  Parasitenthum,  (ebenso  sieht  der 
Verf.  übrigens  auch  den  Zuckerrübenbau  an),  das  dem  entsprechend  auch  behandelt  wer- 
den müsse.  „Jede  Ausgabe  fiir  Taback  ist  (nach  ihm)  in  letzter  Instanz  ein  absoluter 
individueller  nnd  gesellschaftlicher  Verlust**.  Den  Tabacksbanern  will  er  einen  Entschä- 
digungsanspruch nicht  zuerkennen,  ebensowenig  den  Grosshändlern ,  dagegen  den  Händ- 
lern, Fabrikanten  etc. ,  soweit  sie  einen  Reinertrag  nachweislich  durch  ihr  Geschäft  er- 
zielt haben.  Die  Mittel  zu  dieser  Entschädigung  sollen  durch  ein  „specifisches ,  in  50 
Jahren  tilgbares,  unverzinsliches  Reichstabackspapiergeld"  beschafft  werden.  Der  Verf. 
geht  dann  noch  weiter  auf  die  Steuerroformfrage  ein,  giebt  eine  natürliche  Lösung  der 
orientalischen  Frage  an,  macht  Vorschläge  internationale  Schiedsgerichte  anzubahnen, 
eine  kostenlose  Erhöhung  der  Wehrkraft  zu  bewirken ,  bebandelt  die  Börsenreform ,  die 
Judeufrage  etc.  Am  Schlüsse  fürchtet  er  selbst,  dass  sich  an  ihm  das  Sprichwort  bewäh- 
ren wird ,  der  Prophet  gilt  nichts  in  seinem  Vaterlande.  Wir  fürchten  das  auch ,  und 
zugleich,  dass  sein  Prophetenthum  nur  in  dieser  einen  Hinsicht  zu  Tage  treten  wird,  und 
wenn  er  sich  tröstet,  „dass  jeder  umfassende  neugestaltende  Gedanke,  welcher  seiner 
Zeit  vorauseilt,  nur  eine  kleine  hellsehende  Minderheit  für  sich  gewinnen**  kann,  so  müs- 
sen wir  leider  bekennen,  dass  wir  seinen  neugestaltenden  Gedanken  gegenüber  nicht  zu 
der  hellsehenden  Minderheit  gehören.  J.  C. 

E.  F.  G.  Kleinschrod,  bayr.  Advok.  u.  Prof.  Erörterungen  über  die  Einftihrun- 
gen  des  Tabak-Monopols  im  Deutschen  Reiche.     Leipzig  1882 .     82  SS. 

In  einer  für  die  Gegenwart  doch  gar  zu  naiven  Weise  tritt  der  Verf.  in  der  Ein- 
leitung principiell  gegen  Monopole  auf,  indem  er  sich  einfach  auf  Aussprüche  des  alten 
Rau  und  Holzschuber  stützt.  Die  weitere  Ausführung  erhält  aber  dadurch  einigen  Werth, 
dass  dabei  alles,  was  gegen  die  Einführung  des  Tabak •  Monopols  in  Deutschland  in 
Handelskammern ,  Commissions-Berichten  ,  besonderen  Denkschriften  nnd  sonstigen  Bro- 
schüren gesagt  ist,  übersichtlich  zusammengestellt  ist. 

Reglement  döfinitif  du  budget  de  T Empire  pour  l'ezercice  1880.  Rapport 
presentö  au  conseil  de  l'Empire  par  S.  Exe.  M.  le  contröleur  de  TEmpire.  St  Peters- 
bourg  1881.     gr.  8».     44  SS. 

Eine  detaillirte  Uebersicht  der  Finanzverhältnisse  Russlands  im  Jahre  1880  vergli- 
chen mit  den  vier  Voijahren.  Der  vorliegende  Bericht  ist  nach  demselben  Plan  wie  der 
entsprechende  pro  1879  bearbeitet.  — 

Das  Tabaksmonopol  vor  dem  deutschen  Reichstage,  hgg.  nach  dem 
amtl.  stenographischen  Bericht.    Leipzig  1882.     kl.  8°. 

T.  Glaeser,  Die  Besteuerung  des  destillati  onsreifen  Maischvo - 
In  mens.     Stargard  i|P.  1881.     44  SS. 

Schon  1867  hat  der  Verf. ,  ein  höherer  preuss.  Steaerbeamter,  eine  sehr  instructive 
Schrift  über  die  Branntweinbesteuerung  veröffentlicht ,  die  wir  trotz  der  Unzahl  Nachfol- 
ger noch   für  die  beste  halten ,    die   in  neuerer  Zeit    über   den  Gegenstand  publicirt  ist. 
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Schon  damals  schlug  er  vor,  das  sum  Verbrennen  bestimmte  Quantum  reifer  Maische 
durch  einen  aufzustellenden  Controllapparat  am  Eingange  in  die  Blase  zu  messen  und 
darnach  die  Steuer  aufzulegen.  Diesen  selben  Vorschlag  wiederholt  er  in  der  vorliegen- 
den Brochfire,  nachdem  er  den  Apparat  inzwischen  noch  verbessert  hat,  unter  Vorlegung 
der  Construction  desselben. 

Dass  die  Idee  Vieles  für  sich  hat,  leuchtet  sofort  ein.  Die  grossen  allbekannten 
Missstlnde  der  leichten  Steuerdefraudation  durch  UeberschSpfen ,  und  der  dadurch  nöthi- 
gen  ISstigen  Controll-  und  Strafbestimmnngen  der  Maischraumstener  fallen  dadurch  fort. 
Dass  der  Vorschlag  bisher  nur  wenig  Beachtung  gefunden  hat,  lag  wohl  daran,  dass  man 
bisher  die  Nachtheile  des  Dickmaischens,  welches  ja  auch  bei  dem  Qlaeser*schen  Steuer- 
modus pr&miirt  wird,  Überschätzte.  Die  bekannten  Versuche  von  Maercker  und  Behrend 
haben  aber  dies  Vortheil  beseitigt  und  damit  den  bedeutsamsten  Angriff  gegen  Olaeser 
gegenstandslos  gemacht  Kann  man  sich  nicht  entschliessen ,  zur  Fabrikatsteuer  überzu- 
gehen, weil  man  den  Siemens'schen  Controllapparat  für  zu  irritabel  hält,  oder  weil  man 
fürchtet,  dass  die  ausgedehnten  Pilchen  Preustens  mit  leichtem  Boden  eines  kleinen 
Zollschutzes  nicht  entrathen  können ,  so  erscheint  die  Acceptirung  der  Glaeser*schen 
Maischbestimmung  durchaus  wünschenswerth  und  das  Schriftchen,  welches  das  Verfahren 
und  seine  Vorzüge  klar  darstellt  und  auf  damit  gemachte  praktische  Versuche  hinweist, 
verdient  allgemeine  Beachtung.  J.  C. 

de  Boislisle,  A. ,  Semblan^ay  et  la  surintendance  des  finances.  No- 
gent-le-Rotrou,  impr.  Daupeley- Gouverneur,  1882.     8.     52  pag. 

Clergier,  M. ,  Notions  historiques  sur  les  impdts  et  les  revenus  de 
Tuucien  regime.     Paris,  Guillaumin  &  Ce,  1882.     8.     2  fr.  50  c. 

Courtois,  A. ,  fils,  Traitä  äl^mentaire  des  opörations  de  bourse  et  de 
change.     9.  Edition.     Paris,  Garnier  frferes,  18.     XII — 476  pag. 

Faillite  de  la  Sociötö  TUnion  gönörale.  Les  proc^  soumis  au  tribunal  de 
commerce  de  la  Seine  ,  proc^dure,  plaidoiries  et  jngements.  Par.,  Chevalier-Marescq, 
1882.     8.     104  pag.     2  fr.  50  c. 

Josat,  J.  (Sous-chef  de  bureau  au  Minist^re  des  finances),  LeMinistfere  des  fi- 
nances, son  fonctionnement,  suivi  d'une  ^tude  sur  Torganisation  gän^rale,  des  autres 
ministires.     Nancy,  Berger-Levrault  &  Ce,  1882.     8.     992  pag.     15  fr. 

Annual  report  of  the  Secretary  of  the  Treasnry  on  the  State  of  the  Finances  for  the 
year  1881.     Washington,  Government  printing  Office,  1881.     8.     666  pp. 

Benvenuti,  B. ,  Sulla  rifurma  delle  banche  di  emissione.  Milano,  U. 
Hoepli,  1882.     8.     IX— 68  pp.     2  1. 

Boccardo,  G.,  Sul  r  iord  inamento  delle  banche  in  Italia.  Torino,  Unione 
tip.  editr.,  1882.     8.     5  1. 

Cossa,  L. ,  Elementi  di  scienza  della  finanie.  Edizione  8.  Milano,  U.  Hoe- 
pli, 1882.     8.     M.  2.— 

Statistica  delle  banche  popolari  (Situazione  delle  banche  alla  fine  del  1880 
e  movimento  degli  affari  durante  l'anno  stesso.)  Roma,  ttpogr.  Bodoniana,  1882.  gr. 
in  —8.     CXLIU— 168  pp. 

Bescheiden  betreffende  de  geldmiddelen.  VI  stuk,  1 — 2  gedeelte  1880. 
IJitgegeven  door  het  Departement  van  finantien.  *s  Ghravenhage,  M.  Nyhoff,  1881 
— 82.  4.  (Mittheilungen  über  die  Ergebnisse  der  Erhebung  der  directen  und  in- 
directen  Steuern,  sowie  der  Communalabgaben  in  dem  K5nigr.  der  Niederlande.) 

8.    Geld-,  Bank-  und  Kreditwecen.    Verlichenmgtweten. 

F.  Thorwart,  Die  Frankfurter  Bank  unter  dem  Bankgesetze. 
Frankfurt  a/M.   1882.     40  SS. 

Die  Schrift  bietet  sehr  interessantes  statistisches  Material  zur  Beurtheilnng  des  Ein- 
flusses des  neuen  deutschen  Bankgesetzes,  sowie  der  Ausdehnung  der  Reichsbank.  Die 
Clrculation  der  Noten  an  der  Frankfurter  Bank  betrug  z.  B.  1861—65  64  Tage,  1880  dage- 
gen nur  8  Tage.  In  den  Kriegszeiten  von  1866  und  1870  konnte  die  Frankfurter  Bank  den 
Discont  niedriger  halten,  als  die  preussische  Bank,  wie  überhaupt  die  detaillirten  Zahlen 
die  vorzügliche  Leitung  der  Bank  in  der  ganzen  Zeit  des  Bestehens  derselben  von  1856 
— 1880  beweisen. 

Dennhardt,  Wilhelm,  Statuten-Entwurf  zur  Gründung  einer  ob- 
ligatorischen Beichs-Kranken-,  Invaliden-  und  Wittwenkasse  für 
alle  Angehörige  des  Deutschen  Reiches.  Das  einzige  und  sicherste  Mittel 
zur  Linderung  der  Armuth  etc.  etc.    Leipzig  1882.     8<>.     29  SS. 
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9.    Sociale  Frage. 

Stenographischer  Bericht  über  die  Verhandlongen  des  deat- 
sehen  Vereins  für  Armenpflege  und  Wohlthitiglceit  am  11.  n.  12.  Not. 
18  81  zu  Berlin.     Berlin  (C.  Heymann)  1882.     324  SS. 

Der  diesjährige  Bericht  ist  wieder  ausserordentlich  reichhaltig,  wenn  es  auch  in 
der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  Vieles  wiederholt  ist ,  was  schon  auf  der  vorjihrigen 
Versammlung  ausgesprochen  wurde.  Die  oben  beaeichnete  Ausgabe  aeichnet  sich  Tor  dem 
Berichte  des  Vereins  selbst  dadurch  aus,  dass  er  auch  die  sehr  werthvollen  Berichte  der 
Referenten  enthält,  die  gedruckt  zur  Vertheilung  gelangten  und  auf  welche  die  Redner 
sich  fortdauernd  beziehen.  —  Zur  Verhandlung  gelangten:  „Armenstatistik  und  Anstel- 
lung möglichst  gleichmässiger  Erhebungen  der  auf  die  Armenpflege  bezüglichen  Tbat- 
Sachen.'*  Referate  lieferten  Böhmert  und  Berthold.  Die  Unfallversicherung  in  ihrer 
Rückwirkung  auf  die  Armenpflege  (Ref.  I.iammers).  Ueber  die  Mittel  zur  Unterdrü- 
ckung der  vagabondirenden  Bettelei  (Ref.  Beseler  -  Oldenburg  und  Bokelmann  -  Kiel) 
Ausdehnung  des  §  361  No.  5  des  Strafgesetzbuches  auf  diejenigen  Personen,  welche  ab- 
sichtlich ,  namentlich  durch  Verlassen  ihrer  Familie ,  der  Unterstützung  der  Lietzteren 
sich  entziehen  und  dadurch  das  Eintreten  der  Armenpflege  nothwendig  machen. 

Bericht  des  vaterländischen  Franenvereins  über  die  Gestaltung  der  Verbindung  zwi- 
schen der  behördlichen  Armenpflege  und  der  Thätigkeit  der  Frauenvereine  (Ref.  Frie- 
denthal). 

Wie  lässt  sich  der  Aufgabe  der  Förderung  der  häuslichen  Gesundheitspflege  durch 
Zusammenwirken  der  kommunalen  Armenpflege  und  der  Vereinsthätigkeit  genügen? 
(Schrader-Berlin). 

In  wie  weit  kann  der  Staat  den  Gemeinden  die  Armenlast  erleichtem?  (Ref. 
Adickes-AItona). 

Ausdehnung  des  §  30  b  des  Unterstützungswohnsitzgesetzes  auf  Diejenigen ,  deren 
Unterstützungswohnsitz  nicht  zu  ermitteln  ist.     (Ref.  Pelman-Cöln). 

Nur  ein  Theil  der  verhandelten  Gegenstände  gelangte  durch  Beschluss  eines  Antra- 
ges zur  Erledigung,  meistens  beschloss  die  Versammlung ,  noch  einmal  darauf  zurück- 
zukommen. Schon  hieraus  ergiebt  sich ,  wie  gründlich  man  in  der  Berathung  zu  sein 
bestrebt  ist.  Ihre  Selbständigkeit  bekundete  die  Versammlung  noch  dadurch ,  dass  sie 
sich  in  den  meisten  Fällen  von  den  Anträgen  der  Referenten  emancipirte  und  abwei- 
chende Beschlüsse  fasste. 

Die  Vagabundenfrage.     Düsseldorf  1882.     92  SS. 

Die  sehr  empfehlenswerthe  kleine  Schrift  enthält  Vorträge  von  Pastor  H.  Stursberg, 
Geh.  Regiemngsrath  Lütgen  in  Hannover  und  Grubendirector  Knops  in  Siegen  und  ist 
von  der  Rhein.-Westphäl.  Gefäng^iss-Gesellschaft  herausgegeben.  Alle  drei  Reden  plä- 
diren  für  eine  Verschärfung  der  Maassregeln  gegen  das  Bettelunwesen.  Namentlich  der 
erste ,  umfangreichste  Vortrag  enthält  ausserordentlich  reiches ,  privatim  gesammeltes, 
statistisches  Material  ans  den  verschiedensten  Theilen  Deutschlands ,  welches  nur  mit 
grossem  Danke  aufgenommen  werden  kann.  J.  C. 

Bontemps,  G. ,   Extinction  du  paup^risme   par   l'association  du  capi- 

taletdutravail,    la  mobilisation  du  capital    et  Timmobilisation  du  travail.     Pa- 
ris, Guillaumin  &  Ce. ,  1882.     8.     51  pag. 
Coutance,  A. ,   La   lutte   pour  l*ezistance.     Paris,  Reinwald,  1882.     8.     7  fr. 

.50  c. 
Demolins,   E.,    Le   Play   et   son    oeuvre  de  r^forme  sociale.     Paris,  impr. 

Le  Giere,  1882.     8.     82  pag.     —  50  c. 
Guyot,  Yves,  (Membre  du  Conseil  municipal  de  Paris),  La  Prostitution.     Paris, 

Charpentier,  1882.     8.     600  pag.  et  25  graphiques.     3  fr.  50  c. 
Stuart,   J.  ,    Cur  social  errors  and    remedies  in  thought    and  practice. 

Edinburgh,  Edinburgh  Publishing  Co.,  1882.     8.     240  pp.     5/—. 
Proceedings  of  the  Vllltl^   annual  Conference  of  Charities  and  Correction,  held  at  Boston, 

July  25—80,    1881,  edited  by  F.  B.  Sanborn.     Boston,    October  1881.     gr.  in-8. 

830  pp. 
Allocchio,  St.,  II  reale  decreto  4  Marzo  1880   di  costituzione  della  Commis- 

sione  centrale  die  beneficenza  in  Milano,    amministratrice  della  cassa    di    risparmio  e 

gestioni  annesse.     Milano,  Hoepli,  1882.     8.     96  pp.     2  1. 
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Almerighi,  G.,  Sulla  necessitk  dei  giardini  di  infansia  popolari. 
Torino,  Parravia  &  Co. ,  1882.     8.     2  1. 

10.    Oesettgebong. 

Gesetz  über  die  Presse  vom  7.  Mai  18  74  nebst  den  bez.  Bestimmungen 
ans  der  deutschen  Gewerbeordnung,  dem  Reichs- Strafgesetzbuch  und  dem  Gesetz  gegen 
die  gemeingefXhrlichen  Bestrebungen  der  Socialdemokratie.     Berlin  1882.     8®.     16  SS. 

Preussische  Beamten-Gesetzgebung.  Enthaltend  die  wichtigsten  Beam- 
tengesetze in  Preussen.  (Anstellung,  Diensteid  etc.,  Nebenämter,  Hilft jirrerbtltnissc,  Dis- 
dplinarverhftltnisse  etc.  etc.)  Text-Ausgabe  mit  kurzen  Anmerkungen  und  vollst.  Sach- 
register.    Berlin  und  Leipzig  1882.     12».     XU!  und  224  SS. 

Brandt,  L.,  Das  Reichsgesetz  gegen  die  gemeingefährlichen  Be- 
strebungen der  Socialdemokratie  vom  21.  Oktober  1878  etc.    S^.     Berlin  1882. 

Reinwald,  C,  Das  Wuchergesetz  nebst  dem  Gesetz,  das  Pfand- 
leihgewerbe betreff.,  vom  21.  April  1882.     Mit  Erlftuternngen.     Leipzig  1882.    8<». 

Das  Pensionsgesetz  vom  2  7.  März  1872  in  der  durch  das  Ges.  vom 
31.  März  1882  abgeänderten  Fassung.  Gesetz  betr.  die  Abänderung  des  Peu- 
81  onsge  setzes  vom  31.  März  1882  und  Ges.,  betr.  die  Fürsorge  für  die 
Wittwen  und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten  vom  20.  Mai 
188  2.     Berlin   1882.     8«.     19  SS. 

Annaies  du  S^nat  et  de  la  Chambre  des  d^put^s.     Session  extraordinaire  de 

1881.  Tome  III.     Paris,  imprim.  du  Journal  officiel,  1882.     4.     15  fr. 
Barot,  O. ,    Le  casierjudiciaire.     Paris,  Bouff,  1882.     18.     8  fr. 
Celliez,  H.  et  Ch.  Le  Jeune,    Loi  de  1881  snr  la  presse.     Par.,  Chevalier- 

Marescq,  1882.     8.     12  fr. 
Codecs   fran^ais    et   lois    usuelles,     decrets,   ordonnance«   et   avis    du   Conseil 

d'Etat,    qui  les  compl^tent  etc.     Annot^s   des  arr§ts   de  la  Cour  de  Cassation  et  des 

clrculaires  minister.,  par  H.  F.  Rivi^re,  avec  le  concours  de  MM.  F.  H^lie  et  P.  Pont. 

Sdme  Edition.     Par.,  A.  Marescq  ainä,  1882.     8.     25  fr. 
Delaperriire,  E. ,    Manuel   de  l^gislation    et   d' adm  inistr  ation    mili- 

taires.     Par.,  Baudoin  &  Ce,  1882.     8.     12  fr. 
Laurent,    F.,    Avant-projet    de   r^vision    du    code   civil.      Art.    1  —  227. 

Bruxelles,  Bruylant  -  Christophe  &  C«,    1882.     4.     XIII  —  508    pag.    et    Supplement. 

60  pag.     15   fr. 

11.     Staats-  und  Yerwaltnngareoht,  ete. 

Dr.  Rudolf  Heinz e,  Hu ngari ca.  Eine  Anklageschrift.  Freiburg  i.  B. 
und  Tübingen  1882.     80.     XI  und  128  SS. 

Brecher,  H. ,  Les  r^volutions  du  droit.  Tome  II.  Gen^ve,  Georg,  1882.  8. 
4  fr. 

de  Falloux,  (comte),  Discours  et  m^langes  politiques.  2  vols.  Paris, 
Plön  &  Ce,   1882.     8.     15  fr. 

de  Hys,  E. ,  Des  principes  de  T  Organisation  judiciaire  en  France. 
Toulouse,  impr.  Douladoure-Privat,  1882.     8.     24  pag. 

Janvrot,  V.,    La  m agistra t ure.     I.     Par.,  Cotillon  &  C«,  1882.     12.     4  fr. 

Bagenal,  P.  H.,  The  Americ  an-Irish  and  their  influence  on  Irish  Po- 
litics.     London,  Paul,  Trench  &  Co,  1882.     8.     5|-— . 

Bissett,  A.,  A  sbort  history  of  the  English  Parliament.  London,  Wil- 
liams &  Norgate,   1882.     8.     4,'—. 

Mackenzie,  A.,  II ow  India  is  governed.  London,  Paul,  Trench  &  Co,  1882. 
12.     2i— . 

Luzzatti,  L.,  Previdenza  libera  e  previdenza  legale.     Milano,  U.  Hoepli, 

1882.  8.     128  pp.     3  1. 

Mantellint,  G.,  Lo  stato  e  i  1  codi  ce  ci  vile.  Firenze,  Barbara,  1882.  8. 
21   1. 

12.     BtatUUk. 

Deutschland. 

Statistik  des  Herzogth.  Sachsen-Meiningen,  herausgeg.  v.  Statist  Bttreau 
im  Staatsminist.     Bd.  I.     Nr.  9.     Meiningen  1882. 
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Inhalt:  Fenerversichernngswesen  i.  J.  1880.  —  Brandstatistik.  —  Oenotsenschafts- 
wesen,  Sparkassen,  Annenstatistik,  Krankbeitsstatis>tik  i.  J.  1880.  —  Oemeinderechnnngs- 
wesen.  —  Frequenz  des  Arbeitshauses  zu  Dreissigacker.  — 

Das  Ergebniss  der  Volkszählung  vom  1.  Decemb.  1880  im  Grosshersog- 
thum  Sachsen,  inAltenbnrg,  Seh  wars  b  urg-Sondersbausen,  Sehw.- 
Rudolstadt,  Reuss  Xltere  u.  jüngere  Linie,  berausgegeb.  vom  statistischen 
Bureau  vereinigt.  ThÜring.  Staaten  zu  Weimar.     Weimar  1882.     Qu.     188  SS. 

Statistik  der  zum  Ressort  des  Röngl.  preuss.  Minist,  des  Innern  gehörenden 
Straf-  und  Oefangenen-Anstalten  pro  1.  April  1880|81.     Berlin  188S.     811  SS. 

Der  tägliche  Durchschnittsbestand  an  Gefangenen  hat  im  J.  1880|81  noch  gegen 
1879|80  zugenommen,  sehr  beträchtlich  die  Zahl  der  Detinirten  überhaupt.  Die  Frequenz 
der  Zuchthäuser  war  stehen  geblieben  und  nur  die  der  Gefängnisse  hatte  sich  vermin- 
dert. Das  überaus  reiche  nnd  schön  geordnete  Material  dieser  »tatist.  Berichte,  die 
bereits  fUr  eine  grössere  Reihe  von  Jahren  vorliegen ,  verdiente  eine  eingehendere  Ver- 
werthung. 

G  emeindeverzeichniss  für  das  Königreich  Bayern.  Ergebnisse  der 
Volkszählung  vom  1.  Dec.  1880.  XXXXV.  Heft  der  Beiträge  zur  SUHst  des  Königr. 
Bayern.     München   1882. 

Ortsanwesende  Bevölkerung  nach  Geschlecht,  Civilstand,  Confession  und  Staatsange- 
hörigkeit etc.  für  jede  Gemeinde  bearbeitet  von  Regierungsrath  Dr.  L.  von  Müller. 

Breslauer  Statistik,  berausgegeb.  vom  städt.  Statist.  Bureau.  7.  Ser.  Heft  I. 
II.  III.     Breslau  1882. 

In  dem  ersten  Hefte  sind  ausser  den  gewöhnlichen  Monatsberichten,  das  Ergebniss 
der  Volkszählung,  die  Bauthätigkeit,  die  Zahl  der  schulpflichtigen  Kinder,  die  bebauten 
Grundstücke  und  deren  häusliche  Einrichtungen ,  der  versteuerte  Fleischverbrauch  nnd 
der  Ertrag  der  Mahl-  und  Sohlachtsteuer  von  1870  bis  1880|81,  die  Frequenz  der  Schul- 
anstalten, die  Pferde-  oder  Rind  Viehhaltung  u.  A.  angegeben.  In  dem  zweiten  Heft  fin- 
den wir:  meteorologische  und  physikalische  Verhältnisse  im  J.  1880.  —  Ueber  Stand 
und  Wechsel  der  Bevölkerung  im  J.  1880  und  von  1876  —  80.  Kirchliche  Handlungen 
im  J.  1880.  Verwaltungsbericht  über  die  städtische  Sparkasse,  die  Bank  etc.  Dann 
besonderer  Beachtung  werth:  die  aus  öflTentlichen  Mitteln  unterstützten  Armen  im  Jahre 
1880,81.  Die  milden  Stiftungen.  Schliesslich  die  Gesundheitsverhältnisse  Breslaus 
1876;80  von  Geh.R.   Dr.  Grätzer. 

Mittheilungen  des  statistischen  Bureau 's  der  Stadt  München. 
Bd.  V.     R.  R.  1882. 

Die  Einwohnerschaft  Münchens  nach  dem  Berufe  in  Verbindung  mit  der  Ausschei- 
dung nach  Alter  und  Civilstand,  sowie  nach  Stadtbezirken. 

Oesterreich-Ungarn. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  18  7  9.  HI.  u.  IV.  Heft.  Hgg.  von 
der  k.  k.  sUt.  Central-Kommission.     Wien  1882.     8«.     125  SS. 

Inhalt:  Gewerbl.  Industrie,  Handel,  Eisenbahnen,  Strassen,  Fluss-  und  See-Schiff- 
fahrt, Post,  Telegraphen. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  1879.  VI.  Heft.  Hgg.  von  der  k. 
k.  sUt.  Central-Kommission.     Wien  1882.     8<».     499  SS. 

Inhalt:  Privat-  und  Strafrechtspflege,  GefKlIsübertretungen. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  1880.     IX.  Heft     Hgg.  von  der  k. 
k.  sUt .  Central-Kommission.     Wien   1882.     8».     45  SS. 
Inhalt:  Sparkassen. 

Schweiz. 

Schweizerische  Statistik  LI.  Eidgenössische  Volkszählung  v.  1.  Dec.  1880. 
Bd.  L     Bern  1881.     XLVIH  u.  296  SS. 

Der  vorliegende  Band  enthält  die  Bevölkerung  nach  Geschlecht,  Altersperioden  ,  Ci- 
vilstand, Heimath,  Aufenthalt,  Confession  und  Sprache,  nebst  der  Zahl  der  Haushaltun- 
gen und  der  bewohnten  Häuser  und  Räumlichkeiten.  Eine  ausführliche  Einleitung  giebt 
einen  Rückblick  auf  die  frühem  Zählungen,  die  erst  seit  1850  den  modernen  Ansprüchen 
genügen  y  und  begründet  die  Beschränkung  der  Erhebung  auf  eine  Volkszählung  unter 
Fortlassnng  einer  Gewerbezählung.      Ifan   fürchtete   durch  Ueberlastong  das  Hauptwerk 
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za  sch&digen.  Die  Zählung  fand  noch  nach  HansbaltangslUteD  statt.  Es  fehlt  darauf 
die  Frage  nach  dem  Geburtsorte,  nach  geistigen  und  körperlichen  Oebreehen.  Dagegen 
ist  die  Muttersprache  für  jede  Person  erhoben  und  mdglichst  genau  der  Beruf.  Die  Ko* 
sten  der  Zilhlung  werden  auf  80,000  Pres. ,  des  Materials  auf  23,000 ,  der  Verarbeitung 
und  Publikation  auf  100,000,  im  Gänsen  203,000  Pres,  oder  7,1  Cent,  pro  Kopf  ange- 
geben.    Die  ortsanweeende  Bevölkerung  der  Schweiz  ergab  sich 

auf  2,846,102  Pers., 
die  Wohnbevölkerung  „     2,831,787     „ 

während  sich  die  erstere       1850     „     2,392,740     „ 

1860     „     2,507,170     „ 

1870     „     2,669,147     „      besifferte. 
Das  ist  eine  jährliche  Zunahme  von  4,4,  6,3  u.  6,4  pro  1000. 

Es  zeigt  sich,  dass  der  Ueborschuss  der  Geburten  über  die  Gestorbenen  in  den  zehn 
Jahren  (199,944)  um  28,889  grösser  ist  als  die  factische  Zunahme.  Die  Differenz  ist 
durch  Auswanderung  zu  erklären,  dann  durch  den  Rückzug  der  10,000  Franzosen,  die 
zur  Zeit  der  Zählung  von  1870  sich  auf  Schweizerboden  befanden.  — 

Schweizer  Statistik  LIII. 

Die  Bewegung  der  Bevölkerung  in  der  Schweiz  im  Jahre  1880.  Bern  1882.  Qu. 
124  SS. 

Frankreich,  Italien,  etc. 

Bulletin  trimestriel  du  commerce  ezt^rieur  de  TEgypte.     Deuz.  Ann.  No.  4  publ 
par  le  direction  de  la  statistique,  Minist,  de  Tint^rieure.     Le  Caire  1882. 

Sndicesima  relazione  sul  servisio  p  ostale  in  Italia.  1880.  Roma 
1881.     Pag.  CLXXVI  e   301. 

Aunuairestatistique  delaNorv^ge.  111.  Ann.  1881  publ.  par  le  bur. 
ceiitr.  de  Statist,  red.  par  Boye  Strom.     Kristiania  1882.     108  SS. 

Wir  verweisen  auf  das  über  die  ersten  beiden  Jahrgänge  Gesagte. 

Dictionnairedesvilles,  villages,  hameanz,  etc.  de  l'Egypte.  Le  Caire,  1882. 
Roy.  in~8.     147  pag. 

Janssens,  E. ,  Annuaire  d^mographique  et  tableauz  statistiques  des 
c  ans  es  de  d^c^s.  Ann^e  20  (1881).  Bruzelles ,  imprim.  de  Ve  J.  Baertsoen, 
1882.     8.     Avec  plan  et  diagramme  en  chromolithogr. 

Statistique  de  la  France.  Nouvelle  sörie.  Tome  VIU.  Statistique  annuelU. 
Ann^e  1878.     Par.,  imprim.  nationale,  1881.     Roy.  in  — 4.     482  pag. 

Statistical  abstract  for  the  principal  and  other  foreign  countries  in  each  year 
from  1870  to  1879—80.  (Vlllth  Number  of  the  publicatiun.)  London  1881.  8. 
(Paper  by  command  ) 

Porter,  R.  P.  ,  H.  Gannett  and  W.  P.  Jones,  The  West:  from  the  Census  of 
1880,  a  history  of  the  industrial ,  commercial,  social,  and  political  development  of 
the  States  and  territories  of  the  West  from  1800  to  1880.  Chicago,  Rand,  Mc  Nally 
&  Co,  1882.     630  pp.     With  maps  and  diagrains.     cloth.     f  3.— 

8  tatistical  abstract  of  the  United  States.  1881.  IV.  Number:  (Finance, 
Coinage  .  Commerce  ,  Immigration ,  Shipping ,  Postal  Service ,  Population  ,  Railroads, 
Agriculture,  Coal  and  Iron  etc.)  Washington,  Government  Printing  Office,  1882.  8. 
165  pp. 

Risultati  sommari  del  censimento  della  popolazione  del  Regno  (d'Italia),  eseguito  il 
31  dicembre  1881  (Pnbblicasione,  il  15  Aprile  1882:  risultati  provvisori).  Roma, 
tipogr.  nazionale  1882.     8.     66  pp. 

Vifejarig  overzigt  van  de  sterfte  naar  den  leeftyd  en  de  oorzaken  van  den  dood 
in  elke  gemeente  van  Nederland ,  gednrende  1875  —  80.  Uitgegeven  door  het  Depar- 
tement van  binueulandsche  aaken.  's  Gravenhage,  1882.  4.  1181  pp.  [Niederlän- 
dische MorUlitäUtötatistik  für  die  Jahre  1875—80]. 

FolkemflpngdensBev«Rgelse  iAarenel876 — 1880.  Udgivne  af  det  stati- 
sti.Hke  Centralbureau.  I.  Tabeller  for  Aaret  1876.  Kristiania  1882.  gr.  8.  (Norges 
offic.  SutisUk.  Ny  Raekke,  udgiven  i  Aaret  1882.  C.  No.  1.)  [Bewegung  der  nor- 
wegischen Bevölkerung  in  den  Jahren  1876 — 1880.] 
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B ö i n g ,    Dr.  H. ,    prakt  Arat   und  Impfarst   su  Verdingen  a.  Rh.     Thatsachen 
zur    Pocken-    und    Impffrage.      Leipzig,    Breitkopf  &   Härtel.      1882-      gr.  8®. 
112  SS. 

Der  Standpunkt  B.'s  ist,  kurz  gesagt,  ein  impfgegnerischer;  seine  Schrift  unterschei- 
det sich  aber  so  sehr  zum  Vortheil  von  den  meisten  andern  derselben  Tendenz,  dass 
wir  sie  nicht  wie  diese  auf  eine  Stufe  mit  Homöopathie,  Spiritismus,  Vegetarianismns  und 
ähnlichem  Schwindel  stellen  können  ,  sondern  sie  im  Oegentheil  als  besonders  verdienst- 
lich bezeichnen  m&ssen ,  weil  sie  die  Möglichkeit  eröffnet  auf  wissenschaftlicher 
Basis  die  einschlägigen  Fragen  zu  diskutiren. 

Die  Arbeit  (welche  dem  berühmten  Hallenser  Chirurgen  Richard  Volkmann  gewid- 
met ist)  ist  durchaus  ernst  und  würdig,  und  im  Orossen  und  Ganzen  auch  objektiv  ge- 
halten —  nur  manchmal  scheint  es  ,  als  Hesse  Verf.  sich  ein  wenig  hinreissen  —  und 
verdient  schon  darum  und  weil  sie  ein  Thema  von  der  grössten  und  allgemeinsten  Be- 
deutung behandelt ,  unser  Interesse ,  um  so  mehr ,  als  wir  aus  der  Einleitung  erfahren, 
dass  Verf.,  selbst  Impfarzt,  anOinglich  vom  Nutzen  der  Impfung  durchdrungen  war,  dann 
durch  eigene  bes.  btati&tische  Studien  von  Zweifeln  erfasst  und  schliesslich  zum  Gegner 
der  Impfung  wurde  —  dass  er  also  durch  sein  Amt  verpflichtet  ist,  jährlich  so  und  so 
viele  hundert  Male  gegen  seine  moralische  Ueberzeugung  zu  handeln. 

B.  fordert  (mit  Recht) ,  dass  die  Impfstatistik  nur  von  A  e  r  z  t  e  n  bearbeitet  werde ; 
es  genügen  dazu  nicht  Statistiker  von  Fach.  Einige  Beispiele,  die  wir  unten  besonders 
hervorheben  wollen,  werden  dies  deutlich  zeigen;  und  überhaupt  dürfte  er  viel  Wider- 
spruch mit  dieser  Ansicht  nicht  finden. 

Die  bisher  fast  ausschliesslich  augewandte  („officielle*')  Statistik  hat  grosse  Mängel ; 
und  wir  müssen  dem  Verf.  vollkommen  beistimmen,  wenn  er  dieselben  rügt.  Er  fuhrt 
(pag.  7)  ein  Beispiel  an,  das  dem  officiellen  Pockenschema  entspricht: 
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Mit  Recht  urgirt  Verf.  hier  zweierlei:  man  weiss  danach  nicht,  1)  welchen  Alters- 
klassen die  Erkrankten  und  Gestorbenen  angehören ,  2)  wie  viele  von  der  Bevölkerung 
geimpft  und  wie  viele  nicht  geimpft  waren.  Ad  1  führen  wir  noch  einen  Satz  des  V^erf. 
an  (pag.  3) ,  den  wir  Wort  für  Wort  unterschreiben :  „Wenn  von  100  Gestorbenen  40 
der  Altersklasse  0 — 1,  20  der  Altersklasse  2 — 5,  der  Rest  den  folgenden  Altersklassen 
angehört,  so  würde  die  Proportion  40  :  20  :  40  die  Mortalitätsziffer  dieser  Altersklassen 
nur  dann  richtig  ergeben,  wenn  das  numerische  Verhältniss  der  in  diesen  Altersklassen 
Lebenden  dasselbe  wäre.**  Es  bedarf  keiner  nftheren  Ausführung,  dass  dies  nicht 
annähernd  zutrifft,  und  dass  bes.  grosse  Verschiedenheiten  je  nach  den  Lokalitäten  sich 
zeigen  werden  —  z.  B.  wird  in  grossen  Städten  mit  zahlreicher  Fabrikarbeiter- Bevölke- 
rung und  mit  vielem  Militär  das  Verhältniss  ein  ganz  anderes  sein  als  auf  dem  platten 
Lande. 

Will  man  brauchbare  statistische  Daten  erlangen ,  so  muss  man  Morbidität 
und  Mortalität  nach  denselben  Grundsätzen  bearbeiten;  für  die  erstere  liegen  die 
Verhältnisse  noch  schwieriger  —  es  werden  leichte  Pockenfälle  oft  niclit  beobachtet  oder 
nicht  beachtet  oder  nicht  angezeigt  Die  Morbidität  wird  also  im  Allgemeinen  zu  niedrig 
ausfallen.  —  Die  Ermittlung  der  Altersklassen  stösst  begreiflicherweise  auf  grosse  Schwie- 
rigkeiten. 

B.  hat  nun  unter  Zugrundelegung  der  Bevölkerungszahlen,  welche  bei  der  am  1.  De- 
zember 1871  angestellten  Volkszählung  ermittelt  wurden,  und  der  offiziellen  Impfakten  die 
Pocken-Epidemieen  der  Jahre  1871 — 72  von  mehreren  kleinen  rheinischen  Orten  stati- 
stisch bearbeitet  und  ebenso  von  Krefeld,  wovon  ihm  zwar  nicht  alle  erforderlichen  Da- 
ten bekannt  waren ,  die  er  aber  z.  Th.  nach  Analogie  der  kleineren  Städte  berechnet  — 
was  wir  gelten  lassen  wollen. 

Es  zeigt  sich  nun  hier  fast  durchgehend ,  dass  die  Geimpften  häufiger  und  eher  er- 
krankten, als  die  Ungeimpften;    dass  die  Mortalität  der  Geimpften  keine  günstigere  war, 
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«  Muluriai  uuatige reichten  lassen  (au  äcsatu  Brnui^h- 
Ucli  bind)  und  den  BchlObScn  des  Verf.'i  in  Boiag 
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Verf    ist  ferner  geneii^t  zu  dedueiren,  duss  die  Intensität  der  ErkraiikuiiK ,  gemessen 

ihrer  Dnuer.  bei  den  Reimpften  eher  grosser  f[eiresen  sei,  als  liei  den  Nirhtgeiin[irieii 

^-  ein  Versuch  .  der  erliehiiolien   EinwKnden  anlerlieven  dUrfte.     Die  Fissnui;  des  Sutxtf. 

(piR-   13)^    Milen  Grad,  die  Inteueiläl  der  Erkrinknng  misBl  mau  uan  am  einfaulistan  an 

ihrer  Dauer-'  hellen  vir  lür  keine  glückliebe;   im  Falle  des  Todes  wKra  im  AUgemeiuen 

Oegentbeil  richtig.     (Gewiss  wQrde  mancher  uiclitmediiiniscbe  Statistiker  hJer- 

Anstosa  nehmen.) 

ehr  bedenkliuih  lialten  wir  ferner  die  Voraussetxuag  des  Vorf.'s,  daei  die  Ge- 
u  Erkrankungen  d.  Ii.  Kur  IiifaeUan  mit  Pocksngift  bei  Qeimpften  und  Unge- 
iflen  dieselbe  ist  Ja,  man  kann  geradeiu  sagen ,  du»  man  überhaupt  die  Fcilgorun- 
des  Vf.'s  niclil  aoerkennl,  wenn  mau  diese  Vuraussaliung  oicbl  gellen  läset.  (Auch 
»Brde  ohne  Zweifel  mancher  Nicht-Mediziner  Nichte  %u  erinneni  Snden.) 
Von  einer  „aimchmilssigkeit  im  Erkranken"  ist  bei  den  Pocken  ganz  gewiss  so  we- 
nig die  Bede,  wie  bei  den  Infektionskrankheiten  im  Allgemeinen  —  wir  erinnern  z,  B. 
an  die  anch  in  wütrm  Kreisen  bekannten  VorbUtnisse  bei  der  Cliülera.  Man  beubach- 
let  oR  ein  so  capriciSses  Verhalten  In  dieser  Beziehung ,  dais  man  selbsl  bei  den  „rein 
conlagiösen''  Kränkelten  (d.  h.  denjenigen,  die  ansst'hllesslicb  oder  hauptsBchlicIi  durch 
direkte  Ansteckung  von  Person  zn  Person  Übertragen  werden  snllen ,  wie  i.  B  eben  die 
Pocken)  noch  anderweitige,  vorllnfig  nicht  nlüier  bekannte  Moment«  als  Vermittler  der 
Erkrankung  (Infektion)  anuebmen  umss 

Bei  dar  Speilalstatistlk  jeder  einzelnen  Epidemie  kehrt  die  oblgo  VorauBsolÄUng  wie- 
der. Es  heisst  immer:  „es  erkrankten  ■  .  .  .,  bitten  aber  erkranken  müssen  ■  .  .  .. 
bei  glelchmKssigem  ErgrifTcn werden  QeimpftQr  und  lln|:eimpfter" ;  und  nun  eeigt  es  sich 
allerdings,  dass  meistens  in  mehr  oder  minder  anflallender  Weise  das  Oogenlhinl  oingc- 
trolFen  war,  und  zwar  zu  Ongunsten  der  Geimpften  —  So  lange  dies  aber  nicht  bei 
ilen  ,  grössern  Epidemioeu  und  xd  rerschiodenen  Zeilen  nachgewiesen  ist.  wird  sich 
Argument  gegen  den  Werth  der  Impfung  daraus  nicht  liehen  lassen 
Im  Vorstehenden  sind  die  Resnltate  ,  su  denen  Verf,  kommt,  bereite  implicila  ent- 
Schntxkraft  der  Impfung  ge^en  die  Btatlorn  ilt  mehr  eis  problematisch  oder 


beiti 


Felle 


sehr  knr 


>  Zelt,  ! 


.  das»  : 


(  Jahr 


limpfung   ist  demgemüss  unbedingl  nufzuheben   • 
Blattern  ■  Invasion,  dnrcb  zu  fuhren.       Eine  fakulteüve  Impfnug 
gestatten. 

nf  den  rein  medizinischen  Theil  des  Bnuhes  einzugeben,  ist  hier  niciit  der  Ort; 
wollen  nur  bemerken .  dass  auch  hier  an  manchen  Punkten  EinwKnde  lu  machon 
I  Die  Theorie  der  ScbntzimpfuDg.  viele  auf  die  Aetiologio  der  In  fektiorisk  rank  heilen 
Allgeineinen  bciüglirben  SHlze  u.  a.  m.  sind  nicht  grade  glücklich  in  nennen,  und 
als  AntoritSten  angeführten  Autoren  i.  Th.  recht  unbedeutende  Lichter,  wührend  z  B. 
'dt*  auch  in  weiteren  Kreisen  bekannten  uurgezei ebneten  „Zwnnzig  Briefe  Über  Menscben- 
pncken-  und  Knhpocken- Impfung"  (FrFlbnrg,   1S70)    von  Kussmaul  sehr  kurz  abgeferligt 

Wir  greifen  nur  ein  Beispiel  heraus,  mit  dem  es  sich  Verf.  nacli  unserer  Ansicht 
leicht  macht :  mit  dem  ausserordeallich  verschiedenen  Verhalten  der  deutschen  und 
frinaSsischen  Armee  gegenüber  den  Pocken  im  Kriege  IB70 — 71.  Während  liier  he- 
kaiintlich  itiiter  den  deutschen  Truppen  die  Blattern  keine  nennenswerthe  Verbreiliing 
erlangten  ,  wnrdrn  die  französischen  Soldaten  maaienhaft  befallen ;  mau  beeieht  dies  fatl 
allgemein  auf  die  vorzügliche  Organisation  der  Impfnng  (resp.  Revacciiiatian)  im  deatsr.hen 
~  e  einerseits    und    die  mangelhafte  resp,    (bei    einem  Theile    der  Truppen  wenigilans) 

nicht  durchgeführte  Impfung  beim  frnni6siichen  MiliKr      Verf  verwirft  diese  Erkll- 
{    und  sagt:    „Dasselbe  Verbüllniss  wiederhol!  sieh  überall    —    die  siegreich  und  un- 
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unterbrochen  vorrückende  Armee ,  getrsgen  von  der  Begebterang  des  Sieges ,  im  Voll- 
gefühl ihrer  physischen  und  moralischen  Kreft,  gut  und  kr&ftig  genährt,  flbenrindet  die- 
sellran  Strapasen  mit  Lfeichtigkeit,  welchen  der  geschUgenOf  innerlich  gebrochene,  schlecht 
verpflegte  Feind  keinen  Widerstand  entgegensusetzen  vermag,  nnd  dieselben  Krankheit»- 
keime,  welche  die  reaktive  Thätigkeit  des  energisch  funktionirenden  Orgaui«miis  spielend 
überwindet,  finden  in  dem  in  seinem  Oleichgewicht  erschütterten  Körper  des  Flüchtlings 
den  allergünstigsten  Boden  für  ihre  Aufnahme  und  ihre  Entwicklung." 

Wamm  ist  aber  Verf.  nicht  auf  die  Resultate  der  Impf^g  bei  der  deutschen  Annes 
überhaupt  eingegangen  ?  Hier ,  wenn  irgendwo ,  giebt  es  branchbares  Material  aar  Ent^ 
Scheidung  einschlägiger  Fragen,  und  mit  Recht  sieht  man  die  Erfolge  der  VaccinatioB 
beim  Militär  als  eins  der  glänzendsten  Beispiele  für  ihren  Werth  an. 

Wir  schliessen  unsere  Besprechung,  indem  wir  dem  Buche  einen  xahlreiohcu  Leser- 
kreis wünschen  und  hoffen ,  dass  es  gute  Wirkung  in  Besug  auf  die  Impfstatistik  thoo 
wird,  die  in  der  That  vielfach  sehr  verbesserungsbedürftig  ist.  Aber  trotsdem,  to  hoiTen 
wir  weiter,  wird  sie  dann  nicht  das  vom  Verf.  Intendirte  beweisen ,  sondern  ihn  wieder 
sum  Überaeugungstrenen  Anhänger  der  Impfung  machen. 

Halle.  B.  Küssner. 

Heiden,  E.,  Die  menschlichen  Ezcremente  in  nationalökonomi- 
seher,  hygienischer,  finanzieller  und  laud wirthschaftlicher  Betie- 
h  u  n  g ,  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Systeme  der  Ansammlung  und 
Verwerthung  derselben.     Hannover  1882.    B^. 

Oriessmayer,  Die  Verfälschung  der  wichti  gsten  Nähr  un  gs-  und 
Oenussmittel  vom  chemischen  Standpunkte.  2.  Aufl.  Mit  6  Tabellen. 
Augsburg  1882.     8<*. 

Weiss,  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  des  Reg.-Bez.  Stettin 
i.  J.  18  80,  dargestellt  nach  den  Sanitätsberichten  und  eigenen  Wahrnehmungen.  Ra- 
dolstadt  1882.     8<». 

Custer,  Die  hohe  Säuglingssterblichkeit  im  Kanton  St  Oallea. 
St.  Gallen  1882.     8«. 
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A.    Frankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  l^gislation  comparöe.  Mars  k  Mai 
188  2.  Mars.  A.  France:  Le  projet  de  budget  pour  l'ezercice  1888.  —  Le  projet 
de  lui  i»ur  le  vinage.  —  Les  impöts  et  revenus  indir.  France:  2  premiers  mois  1882, 
Alg^rie :  mois  de  janvier.  —  Crödits  suppi^mentaires  et  eztraordin.  vot^  on  demand^ 
pour  Texercice  1882  k  la  date  du  20  mars  188^2.  —  La  production  des  alcools  en  1881 
et  1880.  —  Droits  sur  les  boissons.  —  B.  Etranger:  Belgique:  La  caisse  g^n^rale 
d'^pargne  et  de  retraite  et  le  credit  agricole.  —  Allemagne:  Le  monopole  du  tabac.  La 
question  ouvri^re.  —  Autriche-Hongrie :  Le  nouveau  tarif  douanier  de  rAutriche-Hongrie 
et  son  commerce  eztcrieur.  —  Rus»ie:  Le  commerce  ezt^rieur  de  TEn^pire  en  1881  et 
1880.  —  Angleterre:  L'enquete  anglaise  sur  les  revenus  ^publics  des  Etats  de  TEurope 
continentale  (suite.)  —  Portugal :  Le  budget  et  la  dette.  —  Etats-Unis :  Le  Clearing-House 
de  New-York  —  etc.  April  1882.  A.  France:  Le  projet  de  loi  sur  les  caisses 
de  retraites  pour  la  vieillesse.  —  Les  impots  et  revenus  indir.  France  3  prem.  mois  de 
1882;  Algörie  2  prem.  mois.  —  Les  d^penses  et  les  recettes  de  l'Alg^rie.  —  Les  fabri- 
ques  de  sucres  et  leurs  procM^  de  fabrication.  —  Les  patentes  en  1881  et  1880.  — 
Le  commerce  eztcrieur  (3  prem.  mois  des  aniiöe»  18^82  et  1881.  —  Les  billets  de  la 
banque  de  France.  —  Le  droit  de  marchö.  —  B.  Etranger:  Union  postale  oniver- 
seile:  Les  resultats  financiers  du  service  po»tal  dans  les  pays  de  l'Union  en  1880.  — 
Angleterre :  L'enquete  anglaise  sur  les  revenus  publics  des  Etats  de  TEurope  continentale. 
(Suite.)  Les  recettes  budg^taires  de  Tezercice  1881 — 82.  —  Allemagne:  Le  monopole  du 
tabac  —  Fays-Bas :  Les  recettes  et  les  d^penses  du  royaume  deputs  vingt  ans,  avee  dia- 
gramme.  —  Belgique:  Les  vins  de  fruits  secs  et  l'impöt.  Les  pensions  en  Belgique.  — 
Italie:  Les  r^ultats  de  l'ezercice  1881.     Les  caisses  d'epargne  privces.  —  Portugal:  Le 
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tarif  donanier.  —  Bresil:  Les  finances,  le  commerce  exUrienr,  le  cafö.  —  R^publiqae  Ar- 
gentlDe:  Le  tarif  duuanier.  —  Mai  188 S.  A.  France:  Lois  portaot  approbation 
des  traiUs  de  commerce.  —  Le  projet  de  loi  sur  les  bous  de  poste.  —  Le  dögr^vemeiit 
des  Sucres.  —  L«  ddgrövemeut  des  vins  et  des  cidres.  —  Les  impots  et  revenus  indir. 
France:  avril  et  4  premiers  mois  de  1882;  Algdrie:  mars  et  3  premiers  mois.  —  Le 
commerce  extörieur  (4  premiers  mois  des  anuöes  1882  et  1881.)  —  Le  classemeut  des 
rentcs  par  cati^gories:  rentes  nominatives,  rentes  mixtes,  rentes  au  portoor  (1864 — 1881.) 

—  B.  btranger:  Angleterre:  L'exposö  bndgötaire  pour  1882 — 83.  —  Belgiqne :  Le 
nouveau  tarif  douanier.  Le  domaine  forestier.  —  Allemagne:  Le  monopole  des  tabacs 
(snite.)  —  Italic:  Projet  de  cröation  d'une  caisse  nationale  pour  la  Yieillesse.  —  Ron- 
manie: Le  regime  des  sucres.  —  Tnnisie:  Le  tarif  donanier.  —  etc. 

Journal  des  l^conomistes.  Avril,  Mai  et  Juin  1882.  April:  Le 
budget  de  1883,  par  A.  de  ToYÜle.  —  Nigociations  commerciales  avec  T Angleterre,  par 
L.  Ame.  —  De  la  libertc  des  soci^t^,  par  £.  Ollivier.  —  Le  crödit  agricole  et  la 
banque  de  France  (3«  artide),  par  J.  Valserres.  —  Bevne  des  priudpales  publications 
economiques  de  T^tranger,  par  M.  Block.  —  Loi  relative  k  la  restaoration  et  k  la  cou- 
servation  des  terrains  en  montagne.  —  Historiqne  des  n^gociations  du  traitö  de  com- 
merce franco-anglais.  —  Lettres  de  la  Chanibre  de  commerce  de  Lyon,  des  Ghambres 
syndicales  des  tlssus  de  Saint-Etienne  et  des  dentelles  de  la  Haute-Loire,  en  faveur  du 
renouvellement  du  trait^  avec  TAngleterre.  —  La  Constitution  de  Tötat  civil  des  mu- 
sulmans  en  Algörie.  —  Soci^t^  d'^conomie  politique.  Rtiunion  du  5  avril  1882.  Com- 
munications: Mort  de  MM.  Le  Pelletier  de  Saint-B^j  et  Newmarch.  L'euseignement 
de  Teconomie  politique  ä  Angonl^me.  —  Comptes  rendus.  —  Chronique  ^conomique.  — 
etc.     Mai:  Pens^es  et  mömoires  polit  in^ts  de  Vanban ,    recueillis  par  A.  de  Kochas. 

—  Les  th^oriciens  du  droit  public  au  XVlIe  siöcle,  par  H.  Baudrillart.  —  L'^volution 
politique  du  XIX«  si^cle  (4«  article) :  La  r^volution,  les  gouvemements  modernes ;  aper9U 
gönöral ,  par  6.  de  Molinari.  —  Revue  des  principales  publications  öconomiques  en 
langue  fran^aise,  par  Rouxel.  —  La  biöre,  le  vin  et  les  spiritueux  en  Angleterre ,  par 
I^angiet.  —  Cröation  d'une  mer  Interieure  en  Alg^rie ,  rapport  et  d^et.  —  De  l'in- 
dependance  necessaire  des  höpitaux  en  France,  par  A.  Despr^s.  —  Sociöt^  d'economie 
politique.  R^union  du  ö.  mai  1882:  Communications:  Mort  de  M.  Le  Play.  Discus- 
sion:  La  question  de  la  mer  int^r.  en  Afrique  au  point  de  vue  <$conomique.  —  etc. 
Juin:  Pensöes  et  memoires  politiques  inödits  de  Vanban  (snite  et  fin)  recueillb  par 
A.  de  Rocbas.  —  Negociations  commerciales  de  la  France  avec  la  Belgiqne,  l'Italie,  la 
Suisse,  l'Espagne,  le  Portugal,  la  Suöde  et  la  Norwige  et  les  Pays-Bas.  Objections  di- 
verses ;  caract^re  de  notre  nouveau  tarif  conventionnel,  par  L.  Amd.  —  Les  finances  de 
la  Prusse,  par  P.  Muller.  —  Le  credit  agricole  et  la  banque  de  France  (4^  et  dernier 
article),  par  J.  Valserres.  —  Revue  de  l'Acaddmie  des  sciences  morales  et  politiques  du 
1er  Jan  vier  au  l^'  juin  1882,  par  J.  Lefort.  —  Commission  des  valeurs  agricoles.  Rap- 
port de  G.  de  Molinari.  —  Resultats  du  concours  Pc^reire.  —  Soci^t^  d'öcouomie 
polit.  R^uuion  du  5  juin  1882.  Communications:  Les  banques  populaires  en  Italic.  La 
banquo  populaire  de  Milan.  —  Discussion:  L'institution  des  bourses  du  travail  est-elle 
possible  et,  dans  le  cas  de  Tafifirmative,  quelle  influence  aurait-elle  sur  les  gröves?  -- 
Sociötc  de  statistique  de  Paris.  R^nnions  des  10  et  24  mai  1882.  —  Comptes  rendus.  — 
Chronique  öconomique.  —  etc. 

Journal  de  la  Sociöt^  de  statistique  de  Paris.  XXIII.  Annöe. 
No.  4  k6,  Avril  k  Juin  1882:  Avril:  Proc^- verbal  de  la  s^ance  du  8  fevrier 
1882.  —  Les  principales  recoltes  de  la  France.  —  La  production  de  la  soie,  en  France 
et  k  Tetranger.  —  La  production  et  la  consonmiation  du  cafe  dans  le  monde.  —  L'emi- 
gratiou  aJlemande  (1871  k  1880.)  —  La  presse  franvaise  etc.  —  Mai:  Situation  mo- 
rale  et  finauciere  de  la  Sociöte  de  statistique  de  Paris.  —  Proc^-verbal  de  la  scance 
du  8  mar5  1882.  —  De  la  mortalit^  du  premier  &ge  et  des  lögitimations.  —  Suisse: 
R^capitulation  des  principaux  resultats  statistiques  du  dönombrement  de  1880.  —  L'Etat 
libre  d'Orange.  —  Recensement  des  chevaux  et  voitures  k  Paris.  —  La  valeur  des  im- 
ineublcs  npparteuant  k  U  ville  de  Paris  etc.  —  Juin:  Procös-verbal  de  la  sdance  du 
26  avril  1882.  —  De  la  duröe  des  gcn^rations  et  de  ses  applications  statistiques.  — 
Les  pompes  fun^bres  et  la  distribution  de  la  richesse  k  Paris.  —  L'euseignement  pri- 
inaire  en  France.  —  etc 

Revue  generale  d 'admi  n  is  tration.  V^ne  Annöe,  avril  et  mai 
18  82.     Avril:  L'impöt  des  prestations,    par   un  ancien  agent  voyer.    —    Les   octrois 
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en  France.  —  Loi  du  14  fövrier  1882  relative  aox  droiU  des  enfants  n^  d*«!  pin 
etranger  natnralise  apr^s  leur  iiaissance  ou  d*an  p4re  qni  a  recoarr^  la  qnalit^  de  Fraa- 
9ais,  par  J.  Salmon.  —  Cbemins  vicinaux.  Expropriation.  Police  des  cbemint  de  ftr, 
par  X.  Baudenet.  —  etc.  Mai:  Le  patronage  des  libör^  et  les  commissions  de  sv- 
veillance ,  par  Gaorlin  de  Gaer.  —  Les  institutions  nationales  de  sourda-miiets  et  U 
Ministöre  de  rintörienr,  par  Th.  Denis.  —  Les  dons  manaeb  an  point  de  me  fiscal,  pir 
II.  M.  —  Projet  de  loi  relatif  aux  attribations  des  conseils  mnnicipanx.  —  Cfarooiqne  etc. 
Kevue  des  deux  mondes.  LI.  Ann^e.  Livraisons  du  15  Jnin  — 
15.  döcembrel881:  Livr.  du  15.  ja  in:  La  misöre  k  Paris.  L  l«a  popalatkNi 
indigentc  et  les  quartiers  pauvres,  par  O.  d'Haussonyille.  —  Insimction  pabliqae  et  b 
rövolution.  IjCs  destmctions.  Les  projets,  par  A.  Dnruy.  —  La  vigne  amMcaiae  ei 
France,  par  Hme  la  duchesse  de  Fits-James.  —  Le  mouvement  financSer  de  la  quimaiae. 

—  etc.  Livr.  du  1.  juillet:  Une  loi  agraire  au  XIX«  siöcle.  L'Irlande  et  le  Laod- 
bill  de  M.  Gladstoue,  par  Anat.  Leroy-Beaulien.  —  etc.  Livr.  da  15.  juillet:  La 
morale  laiqne.  La  morale  ävolntioniste  de  M.  Herbert  Spencer,  par  E.  BeasasSre.  — 
La  r^gion  du  Bas-Rhone.  IV.  LVtang  de  Berre  et  les  canaux  du  Rhone  k  la  ner,  par 
Ch.  Lenth^c.  —  L*instraction  publique  et  la  rövolution.  III.  Les  oeavres,  par  A.  Oi> 
my.  —  etc.  Livr.  du  1.  aoüt  1881:  La  Situation  financiöre.  Le  badget  de  1881, 
la  banque  de  France  et  les  soci^t^  financiöres ,  par  Cucheval-Clarigny.  —  Linde  tt 
TAIg^rie,  par  G.  Valbert  —  etc.  Livr.  du  1  5.  aofit  1  88  1 :  Le  plaiatr  do  beao  st 
le  plaisir  du  jeu,  d'aprös  T^cole  de  I'^volution,  par  M.  Guyau.  — •  etc.  Livr.  da  1. 
septenibrel881:  La  question  monötaire,  par  J.  Bertrand.  —  Une  statiatiqoe  de  Is 
France  sous  Tan  cien  regime,  par  G.  Picot.  —  etc.  Livr.  du  15.  septembre  1881: 
Les  temps  quatemaires.  I.  L'extension  des  glaciers,  par  Gaston  de  Baporta.  —  L*iB< 
stniction  publique  et  la  r^vulution.  IV.  Les  öcoles  primaires  et  leur  organiaatloB  soet 
le  directoire,  par  A.  Duruy.  —  etc.  Livr.  du  1.  octobre  1881:  La  mis^re  k  Pa- 
ris. II.  La  Population  nomade ,  les  asil^s  de  nuit  et  la  vie  populaire,  par  O.  d*Hais- 
sonville.  —  Le  President  Garfield,  par  E.  de  Laveleye.  —  Livr.  do  15.  octobre 
18  81:  La  Situation  de  la  Turquie.  1.  I^a  politique  du  califat  et  ses  cons^uences,  par 
G.  Charmes.  —  Les  temps  quaternatres.  II.  Les  climats ,  les  plantes ,  les  popalations, 
par  Gaston  de  Saporta.  —  etc.  Livr.  du  1.  novembre  1881:  Souvenirs  littirai- 
res  VI :  En  r^volution.  La  tentation  de  Saint  Antoine,  par  Max.  Du  Camp.  —  Les  es- 
sais  d*<klairago  ölectrique  k  l'opera,  par  J.  Jamin.  —  Un  voyage  malheareax  k  travers 
la  Tripolitaine ,  par  G.  Valbert.  —  etc.  Livr.  du  15.  novembre  1881:  La 
Grande-Grice,  d'apr^  un  livre  r^cent :  (F.  Lenormant,  La  Grande-Grice,  paysages  et  bi- 
stoires.  2  vols.  Par.  1881),  par  G.  Boissier.  —  Moeurs  financiöres  de  la  France.  VL 
Les  nouvelles  soci^t^s  fonci^res ,  par  Bailleux  de  Marisy.  —  etc.  Livr.  du  1.  d^* 
cembre  1881:  Souvenirs  litt^raires.  VII.  Au  Caire,  k  travers  TOrient,  par  Max.  Da 
Camp.  —  Un  condottiire  Italien  au  XV.  siöcle:    Sig^smond  Malatesta,    par  Ch.  Triarte. 

—  Le  socialisme  de  M.  de  Bismarck  et  le  nouveau  Reichstag ,  par  G.  Valbert.  —  etc. 
Livr.  du  15.  decembrel881:  Les  finances  de  l'Italie.  I.  La  l^gislation  finaa- 
ciire,  par  Cucheval-Clarigny.  —  L'instruction  publique  et  la  r^volution.  V.  Les  ^coles 
centrales,  par  A.  Dnruy.  —  La  nonvelle  Serbie.  par  Edm.  Plauchnt.  —  etc. 

Revuemaritime  et  coloniale.  Livraison  de:  Avril  188S:  La  ga«Te 
maritime  et  les  ports  militaires  de  la  France,  par  Th.  Aube.  —  L'Acad^mie  royale  de 
marine  do  1784  k  1793  (suite) ,  par  A.  Doneaud  du  Plan.  —  Memoire  sar  les  huiles 
min^rales  employ^es  k  lubrifier  les  monvements  des  machines  et  sur  la  conservation  des 
chaudicres  k  vapeur  (fin),  par  J.  A.  Ortolan.  —  Annales  lorientaises.  Lorient,  arsenal 
royal  (1704 — 1720)  par  F.  J^gou.  —  Quelques  mots  sur  nos  arsenaux  maritimes,  par 
L.  Le  Prödour.  —  L*Industrie  du  hareng,  par  P.  Andrien.  —  etc.  Mai  188S:  Com- 
paraison  entre  les  budgets  de  la  marine  de  TAngleterre  et  de  la  France  poor  Texercice 
1882.  —  Notices  sur  les  colonies  anglaises,  par  E.  Avalle.  —  Annales  lorien- 
taises (1704 — 1720)  3«  partie  (suite),  par  F.  J^ou.  —  Les  peches  maritimea ,  lear  di- 
stribution  göogr.,  leur  exploitation  etc.  dans  les  annces  1 869  k  78  (suite) ,  par  A.  Mal- 
larmö  —  Souvenirs  de  Texp^dition  de  Tunisie ,  par  B.  Girard.  —  L*Acaddraie  royale 
de  marine  de  1784  k  1793  (suite),  par  A.  Doneaud  du  Plan.  —  De  la  repartition  des 
recrues  dans  les  diff^rents  corps  de  la  marine  et  des  conditions  k  exiger  poor  cbacon 
des  ses  corps  au  point  de  vue  de  la  vision,  par  E.  Maurel.  —  etc. 

B.    England. 
Contemporary  Review,  the.     June  1882:  Ireland.  1.  Self-Govenunent  for 
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IreUnd,  by  G.  B.  Finch.  2.  Ireland  ander  the  legislative  anion,  by  W.  J.  O'Neill 
Dannt.  —  Notes  on  the  Royal  Academy  Exhibition,  by  H.  Quilter.  —  The  revival  of 
Italian  Indiistry,  by  L.  Levi.  —  Jadicial  Rents,  by  W.  S.  Seton-Karr.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  for  May  1882:  Substitutes  for  Trial  by  Jury 
in  Ireland ,  by  J.  S.  Leadam.  Curiosities  by  the  law  of  Treason,  by  Fr.  Harrison.  — 
Finlaud,  by  A.  Gallenga.  —  Unnatural  Children,  by  Mrs.  Rossiter.  —  The  Honse  of 
Lords,  by  T.  E.  Kebbel.  —  The  Russian  Revolutionary  Party,  by  prince  Kropotkin.  — 

Journal  of  the  Statistical  Society.  Vol.  XLV,  part  1:  March 
18  8  2:  The  Economic  Progress  of  Italie  during  the  last  twenty  years ,  by  Leone  Levi. 

—  The  Tonnage  Statistics  of  the  decade  1870 — 80:  a  sequel  to  2  previous  papers,  by 
J.  Glover.  —  The  Worlds  progress  in  Trade  and  Industry.  —  Death  of  Mr.  W.  New- 
marcb.  —  Financial  and  commercial  History  of  1881.  —  Fires  in  London  during  1881. 

—  Emigration  and  Immigration  in  1881.  —  etc. 

Macmillan's  Magasine,  No.  271  for  May  1882:  Two  good  institutions : 
1.  The  little  Hospital  in  Cheyne  Walk,  by  Mrs.  Macquoid.  2.  Our  convalescent  guests, 
by  W.  Moggridge.  —  The  study  of  Customs,  by  E.  B.  Tylor.  —  etc.  No.  272  for 
June  1882:  Three  months  'Holiday  in  Norway,  by  E.  A.  Arnold.  —  County Govern- 
ment ,  by  J.  Taylor  Kay.  —  A  hungarian  report  on  English  Education,  by  A.  J.  Pat- 
terson.  —  Scotch  Funerals ,  by  W.  Mc  Queen.  —  Egypt :  1.  Cairo  in  April  1882,  by 
Sahib-el-Hag.     2.  An  Egyptian  Prison,  by  Percy  A.  Barnett  — 

Nineteenth  Century,  the.  No.  6  3.  May  1882:  The  Channel  Tunnel,  by 
L.  Simmons,  V.  Bury,  E.  Hamley,  J.  Reinach.  —  A  word  about  America,  by  M.  Arnold. 

—  What  is  a  Standard?  by  H.  R.  Grenfell  (Govemor  of  the  Bank  of  England.)  —  An- 
ti-vaccination :  a  reply  to  Dr.  Garpeuter,  by  P.  Taylor.  —  The  Duty  of  Moderate  Libe- 
rab,  by  Lord  Brabourne.  —  Town  and  Country  Politics ,  by  G.  Rogers.  —  N  o.  6  4. 
June  1882:  Home  Rule,  by  the  Marquis  of  Blandford  and  by  J.  Mc  Carthy.  —  Peel 
and  Cobden,  by  Goldw.  Smith.  —  The  friends  of  the  Farmer,    by  J.  W.  Flanagan.  — 

—  The  Birmingham  Caucus,  by  W.  T.  Marriott.  —  The  Allies :  a  political  dialogue,  by 
H.  D.  Traill.  —  Ireland,  by  Grey.  —  etc. 

C.  Oesterreich. 

Statistische  Monatschrift.  Redigirt  von  der  k.  k.  Direktion  der 
administrativen  Statistik  1882,  Aprilheft:  Die  Statistik  des  Grundeigen- 
thums  und  die  sociale  Frage,  von  K.  Th.  von  Inama-Stemegg.  —  Die  BauthXtigkeit  in 
und  um  Wien  in  den  Jahren  1843 — 1881  ,  von  J.  Piazala.  —  Aus  den  Sitsungen  der 
k.  k.  statistischen  Centralkommission.  —  Die  Entwickelang  der  Bevölkerung  Krains 
seit  dem  vorigen  Jahrhundert,  von  V.  Goehlert.  —  Die  körperlich  und  geistig  Gebrech- 
lichen in  Oesterreich.  —  Morbiditüt  in  der  k.  k.  Kriegsmarine  1870—1880,  von  Killi- 
ches.  —  Die  Vereine  Böhmens  im  Jahre  1880,  von  C.  Zwilling.  —  etc.  Maiheft: 
Volksdichtigkeit  und  Volksabnahme  in  Ungarn,  von  J.  H.  Schwicker.  —  Internationale 
Eiseubahnstatistlk,  von  R.  Hasenöhrl.  —  Die  Einnahmen  der  europäischen  Staaten.  I. 
Artikel.  —  Die  Bevölkerung  Oesterreichs  nach  Beruf,  Beschäftigung  oder  Erwerb  ,  von 
G.  A.  Schimmer.  —  Die  Eisenbahnen  Oesterreich-Ungams  im  Jahre  1881,  vvn  J.  Krafft. 

—  Die  Bearbeitung  der  alten  Kirchenbücher  in  Belgien.  —  etc.  Juniheft:  Die  Tem- 
peraturschwankungen  und  die  Sterblichkeit.  (Mit  1  Tafel),  von  Fr.  v.  Juraschek.  — 
Die  Einnahmen  der  europäischen  Staaten.  II.  Artikel.  —  Die  Bevölkerung  Oesterreichs 
nach  Alter  und  Civilstand  ,  von  Schimmer.  —  Ergebnisse  der  Aufnahmsprüfungen  an 
den  Mittelschulen  Oesterreichs  im  Jahre  1881.  —  Bevölkerung  der  Länder  der  ungari- 
schen Krone.  —  Schiffsverkehr  im  Kanal  von  Suez,  von  Killiches.  —  Die  Volkszählung 
in  Aegypten  1882,  von  Neumann-Spallart.  —  Die  europäische  Einwanderung  nach  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika,  von  Waldstein.  —  Literatnrbericht.  — 

Oesterreichisch  e  Monatsschrift  für  Gesellschaftswissenschaft 
etc  ,  hrsg.  von  C.  v.  Vogelsang.  April-,  Mai-  und  Juniheft  1882:  Die 
Gotthardbahn  und  deren  Konkurrenten.  —  Agrarreformen.  —  Der  gerechte  Preis  (Schluss.) 

—  Eine  Studie  über  die  menschliche  Arbeit.  —  Die  Volkswirthschaft  in  ihren  sittlichen 
Grundlagen.  —  Rückgang  des  deutschen  Exporthandels.  —  Bosnisches  und  Algerisches 
Agrarrecht.  —  Sociale  Chronik.  —  Ueber  die  Grenzen  des  Staatssocialismus.  —  Grund- 
entla.stung  und  Bodenersatz.  —  Zur  Frage  des  Arbeitsrechts.  —  Rückäusserung  des 
Herrn  Dr.  Ratzinger  auf  die  Besprechung  seines  Werkes:  ^Die  Volkswirthschaft.**  — 
Die  angeblichen  Irrthümer  der  Scholastik  in  der  Zinsfrage  und  die  Wahrheit  nach  Dog- 
ma, Vernunft  und  Recht.     Nebst  einem  unfreiwilligen,  aber  freimüthigen  Nachworte. 
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Ungarische  Revne,  hrsg.  von  P.  H  un  falvy  1  88  2.  März-  and  April- 
heft: Ungarns  Steuersystem  im  Jahre  1780,  von  II.  Marczali.  —  Ungarische  Journali- 
stik im  Jahre  1882.  —  Woher  der  Hass  gegen  Ungarn,  von  P.  Ilnnfalvy.  —  Die  erd- 
magnetischen Verhältnisse  Ungarns.  —  VoIkswirthschaHtliche  und  statistische  Kommission 
der  Akademie:  Ueber  die  internation.  MQnzkonferens  von  Hegedfis.  Ueber  das  Staats- 
bahnsystem mit  besonderer  Berficksichtigung   des  Votums   der  Italien.  EisenbahnenquSte. 

D.  Russland. 

Russische  Revue.  Monatsschrift  für  die  Kunde  Russlands,  hrsg. 
von  C  Röttger.  XI.  Jah  rg.  1882,  He  ft  3  —  5.  H  e  ft  8:  Der  auswärtige  Han- 
del Russlands  im  Jahre  1880.  —  Russisches  Verwaltungsrecht.  II.  Die  russische  Städte- 
verfassung im  XIX.  Jahrhundert,  von  O.  Eichelmann.  —  Die  Industrie  Rasslands  im 
Jahre  1879,  von  F.  Matthaei.  —  Ueber  die  Bewölkung    in   Russland,   von  W.  Koppen. 

—  Zur  Statistik  des  Gouvernements  Nishng-Nowgorod.  —  Notizen  üb.  das  Gouverne- 
ment Wjatka.  —  etc.  Heft  4 :  Die  Ermässigung  der  Ablosungszahlungen  und  die 
Zwangsablösung  des  Bauemlandes  in  Russland ,  von  J.  v.  Keusseler.  —  Der  auswärtige 
Handel  Russlands  im  Jahre  1880  (Schluss).  —  Ueber  das  russische  Telegraphenweseu 
im  Jahre  1880.  —  Reise  im  Kusnetzkischen  Gebiet.  —  etc.  Heft  5:  Der  Wald  im 
Wirthschaftsleben  Russlands,  von  W.  8t.  —  Zur  Geschichte  der  Gesetzgebung  in  Russ- 
land. Die  gesetzgebende  Versammlung  von  1767/68,  von  A.  Brückner.  —  Die  Indastrie 
Rasslands  im  Jahre  1879,  von  Fr.  Matthaei  (Fortsetzung).   — 

£.    Italien. 

Archivio  di  statistica,   fondato  da  T.  Pateras.     Anno   VI,    fasc.  3 

—  4 :  La  moneta  e  il  sistema  monetario  in  generale,  per  A.  Messedaglia.  —  BoUettino 
bibliografico,  per  A  Sarfatti  etc. :  Molmenti,  la  storia  di  Venezia  nella  vita  privata,  dalle 
origini  alla  caduta  della  repubblica  etc.  —  L'elemento  economico  e  l'elemento  teenico 
nelle  dogane,  per  V.  Ellena.  —  Dell*  inchiesta  Parlamentäre  sulla  marina  mercantile, 
per  R.  Bandarin.   —   Della  statistica  del  suicidio,  per  G.  Salvioli.  — 

G.    Belgien    und    Holland. 

Revue  de  droit  international  et  de  l^gislation  comparöe.  Tome 
XIV,  (Brnxelles)  188  2.  No.  2  —  3.  No.  2:  I^a  guerre  et  le  droit  constitution- 
nel,  par  Brocher  de  la  Fl^höre.  —  Les  droits  nationauz  et  un  projet  de  riglement  in- 
ternational des  prisee  maritimes,  par  A.  Bulmerincq,  (4^me  et  demier  artide).  —  La 
Conference  internationale  pour  la  protection  de  la  propridt^  industrielle,  tenue  k  Paris 
en  1880,  par  Ch.  Lyon-Caen.  —  La  haute  cour  de  justice  dans  l'dla  de  Cypre,  par 
F.  S.  Reilly.  —  Les  dölib^rations  de  la  commissi on  de  I 'Institut  de  droit  internat.  pour 
la  r^forme  du  droit  des  prises,  ä  Wiesbaden,  les  4,  5  et  6  septembre  1881,  par  A.  Bul- 
merincq. —  Chronique  des  faits  internationaux.  —  etc.  No.  3:  Le  droit  international 
dans  Tancienne  C^hine,  par  A.  Martin.  —  I/e  fondement  du  droit  international,  par  F. 
de  Martens.  —  Etüde  sur  le  contant  d*afirötement,  par  V.  L.  P.  A.  Molengraaff.  —  La 
doctrine  anglaise  en  matiire  de  droit  international  priv^ ,  par  Westlake,  2nd  artide.  — 
Revue  de  la  jurisprudence  fran^aise  en  matifere   de    droit  internattnnal ,    par  L.  Renault 

—  Institut  de  droit  Internat.  Application  du  droit  des  gens  curop4en  aux  nations  orien- 
tales.  Session  de  la  4«  commission,  k  Wiesbaden,  le  4  sept.  1881.  —  La  l^gislation 
anglaise  dans  l'ile  de  Cypre.  Courte  röponse  k  une  tr^s  courte  critiqne  ,  par  N.  J.  Sa- 
cripolos.  —  Bibliographie  etc. 

I.     Amerika. 

Journal  of  Social  Science,  containing  the  transactions  of  the 
American  Associaton,  Number  14  to  15  (November  1881  and  Fe- 
bruaryl88  2)  [SaratogaPapers  ofl881,  partl— 2.]  No.  14:  The  tbree- 
fold  aspect  of  Social  Science,  by  F.  B.  Sanborn.  —  Civil  Service  Reform,  by  G.  W. 
Curtis.  —  The  American  New.spaper,  by  Ch.  Dndley  Warner.  —  Prohibitory  Legislation, 
by  P.  E.  Aldrich.  —  Proviuce  of  legislation  in  the  Suppression  of  Intemperance ,  by 
F.  W.  Bird.  —  License  and  Prohibition,  by  L.  W.  Bacon.  —  The  Moral  SUtistics  of 
the  United  States,  by  Woolsey.  —  Divorce  Laws,  by  W.  C.  Robinson.  —  Laz  Divorce 
Legislation,  by  S.  W.  Dike.  —  Women  practising  Medicine ,  by  E.  F.  Pope.  —  etc. 
N  o.   16:  Papers  on  Infant  Development.  —  Homes  for  the  People,  by  R.  F.  Paine.  — 
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The  City  of  Homes  (Philadelphii),  by  A.  B.  Bork.  —  Homes  for  the  People  in  Washing- 
ton,  by  J.  Hits.  —  Art  in  its  relation  tothe  American  People,  by  Hart  Brimmer.  —  etc. 
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Annalen  des  deutschen  Reichs,  hrsg.  von  G.  Hirth  und  M.  Seydel. 
18  82.  N  r.  2  —  5.  N  r.  2  —  3 :  Das  deutsche  Gesandtschafts-,  Konsular-  und  Seerecht, 
von  Ph.  Zorn.  —  Hamburger  Waaren-Durchschnittspreise  für  das  Jahr  1880.  —  Nennte 
Denkschrift  über  die  Ausführung  der  Münzgesetzgebung.  —  Deutsche  Haushaltungsbud- 
gets, von  P.  Dehn.  (Fortsetzung.)  V.  Rheinllndische  Budgets.  —  Materialien  zur  Ta- 
bakmonopolfrage. —  etc.  Nr.  4:  Der  Abschluss  völkerrechtlicher  Verträge  durch  das 
deutsche  Reich  und  dessen  Einzelstaaten ,  von  Max  Proebst.  Von  der  juristischen  Fa- 
kultät der  Universität  München  gekrönte  Preisschrifl.  —  N  r.  5 :  Verwaltnngsbericht  der 
Reichsbank  für  das  Jahr  1881  —  Materialien  zur  Tabakmonopol-Frage.  —  Zur  Wäh- 
rungsfrage.  —  etc. 

Arbeiterfreuud,  der.  Jahrg.  XX  (1882).  Heft  2:  Die  moderne  Ge- 
werbehygiene und  die  Ausstellung  für  Hygiene  und  Rettungswesen  zu  Berlin,  von  W. 
Roth.  —  Schutzvorkehrungen  in  gewerblichen  Anlagen  gegen  Gefahren  für  Leben  und 
Gesundheit  der  Arbeiter,  von  Fr.  Woas.  —  Der  deutsche  Arbeitsmarkt  in  den  Jahren 
1880  und  1881.  II.  Artikel.  —  Naturforschung,  Religion  und  Volkswohl.  —  Deutsche 
und  französische  Schulsparkassen.  —  Zur  Frage  der  Gewinnbetheiligung  der  Arbeiter.  — 
Monatschronik  über  die  Monate  Bfärz  und  April  1882.  — 

Archiv  für  Eisenbahn  wesen.  Hrsg.  im  Ministerium  der  offen  tli- 
eben  Arbeiten.  Jahrg.  1882.  Heft  3:  Mai  und  Juni:  Die  orientalischen 
Eisenbahnen,  von  Jüttner.  —  Zur  Organisation  des  Staats-Eisenbahnbetriebes  in  Ocster- 
reich.  —  Die  bayer.  Staatsbahnen  im  Jahre  1880.  —  Die  Eisenbahnen  im  Grossherzog- 
thum  Baden.  —  Die  spanischen  Eisenbahnen  am  1.  Januar  1882.  —  Entwicklung  der 
mexikanischen  Eisenbahnen  in  der  Zeit  von  1872  bis  1880.  —  Die  Eisenbahnen  der 
Schweiz  im  Jahre  1880.  —  Betriebseinnahme  der  französischen  Hauptbahnen  in  den  Jah- 
ren 1880  und  1881.  —  etc. 

Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Vo  Ikswirth  schaft 
im  deutschen  Reich.  VI.  Jahrg.  (1882),  hrsg.  von  G.  Schmoller. 
Heft  2:  Einige  Bemerkungen  über  das  internationale  Verwaltungsrecht,  von  Lor.  v. 
Stein.  —  Die  deutsche  Gewerbeaufnahme  vom  1.  Dezember  1875  in  ihren  Hauptergeb- 
nissen ,  V.  P.  Kollmann.  —  Zur  Frage  der  Ueberwälsung  indirekter  Verbrauchssteuern 
auf  Grund  des  bayrischen  Malzaufschlags,  von  G.  Schanz.  —  Der  erste  deutsche  Armen- 
pfleger-Kongress  und  die  brennenden  Fragen  des  Armenwesens ,  von  F.  Adickes.  —  Die 
bäuerlichen  Zustände  Italiens.  Bericht  eines  Augenzeugen,  von  G.  Bernardi.  —  Der  länd- 
liche Grundbeaitz  in  Russland,  von  W.  Stieda.  —  Jahresbericht  Über  die  neueste  Völ- 
kerrechtsliteratur aller  Nationen ,  von  Bulmerincq.  —  Die  Interpellation  Hertling  Über 
Fortbildung  der  deutschen  Fabrikgesetzgebung.  —  Der  legislatorische  Stand  der  deut- 
schen Unfallversicheningsfrage  Januar  1881  bis  März  1882.  —  Die  bäuerliche  Erbfolge 
in  Preussen  nach  dem  Bericht  des  preuss.  Ministers  für  Landwirthschaft  Über  seine  Ver- 
waltung von  1878  bis  1880.  —  etc. 

Lan  dwirth  schaftliche  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  Thiel.  X.  Band. 
Supplement :  Beiträge  zur  landwirthschaftlichen  Statistik  von  Preussen  für  das  Jahr  1880, 
Theil  n,  bearb.  im  königl.  preuss.  Ministerium  für  Landwirthschaft  etc.  —  Band  XI, 
(18  82.)  Heft  2  — 3:  LandwirthschafUiche  Reiseskizzen  aus  Oberitalien,  von  H.  Wer- 
ner. —  Bemerkungen  zur  Denkschrift  des  deutschen  Landwirthschaftsraths  betreffend 
„die  Untersuchung  über  die  Entwicklung  der  landwirthschaftlichen  Produktion  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika**,  von  W.  Jüngst  in  Poppeisdorf.  —  Die  schädli- 
chen Bestand theile  des  Hüttenrauchs,  der  Kupfer-,  Blei-  und  Zinkhütten  und  ihre  Besei- 
tigung, von  Mor.  Freytag.  —  etc. 

Monatshefte  zur  Statistik  des  deutschen  Reichs  für  1882.  März- 
heft und  Aprilheft:  Statistik  der  allgemeinen  Wahlen  für  die  V.  Legislaturperiode 
des  Reichstags  im  Jahre  1881.  —  Waaren verkehr  des  deutschen  Zollgebiets  mit  dem 
Auslande  im  Jahre  1881-     Definitive  Hauptergebnisse.  —  Die  Ausmusterungen  von  Voll- 
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matrosen  nnd  anbefahrenen  Scbiffsjangen  bei  der  deutschen  Handelsmarine  im  Jahre 
1881.  —  Uoborsichten  über  die  unmittelbare  Durchfuhr  fremder  Waaren  durch  das 
deutsche  Zollgebiet,  sowie  Über  die  unmittelbare  Durchfuhr  durch  angrenzende  Staaten 
von  Waaren,  welche  in's  deutsche  Zollgebiet  ein-,  bezw.  ausgeführt  sind,  für  das  Jahr 
1881.  —  Darchschnitti»preise  wichtiger  Waaren    im  Orosshaudel ,    M&rz  und  April  1882. 

—  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Waarenartikel  im  deutschen  Zollgebiet  für  M&rz 
und  April  1882.  —  Versteuerte  Bübenmengen ,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im 
deutschen  Zollgebiet  im  Monat  März  und  April   1888.  — 

Vierteljahrsschrift  für  Volkswirthschaft,  Politik  und  Kulturge- 
schichte. Hrsg.  von  Ed.  Wiss.  XIX.  Jahrg.  Band  II:  Zollkriege  Sachsens 
mit  Oesterreich  und  Preussen  im  vorigen  Jahrhundert ,  von  K.  Biedermann.  —  Agra- 
rische Zust&nde  in  der  Provinz  Tschemigow,  von  A.  Thun.  —  Das  Haftpflichtgesetz 
der  deutschen  Literatur,  von  Ed.  Wiss.  —  Die  preussischen  Handelskammern  und  ihre 
Stellung  der  Staatsregierung  gegenüber,  von  M.  v.  Oesfeld.  —  Wilhelm  Boscher*s  wis- 
senschaftliche Stellung  und  seine  neueste  Nationalökonomik  des  Handels-  und  Oewerbe- 
fleisses ,  von  V.  Böhmert.  —  Die  Tabaksteuer  und  das  Tabaksmonopol.  —  Volkswirth- 
schaftliche  Korrespondenzen  aus  Paris  von  M.  Block,  aus  Wien  von  E.  Blau.  — 

Zeitschrift  für  die  gesammte  Staats  Wissenschaft.  XXXVIIL  Jahrg. 
18  82.  Heft  2:  BegriflT,  Umfang  und  System  des  Verwaltungsrechts,  von  C.  v.  Sten- 
gel. —  Ueber  Branntweinbesteuerung  und  deren  anzustrebende  Reform  im  deutschen 
Reiche,  von  Alex.  Grosse.  —  Die  Zuckersteuer,  ihre  Stellung  im  Steuersystem,  ihre  Er- 
hebungsformen und  finanziellen  Ergebnisse,  von  Jul.  Wolf,  U.  Artikel.  —  Die  Monroe- 
Doktrin,  von  Karl  Bücher.  —  Betrachtungen  über  die  schwebenden  Armenfragen  nnd 
die  Arbeiterversicherung ,  von  L.  Silberschlag.  —  Die  Dynastie  Wettin  Statistische 
Studie,  von  Vinc.  Goehlert.  —  Ueber  G.  Hirth's  Aufsatz :  Die  Vertheilung  der  Güter  n. 
das  souverftne  Gesetz  der  Preisbildung.  —  etc. 

Politische  Wochenschrift  Herausgegeben  von  Dr.  Hans  Delbrück  und 
Dr.  Stephan  Gans  Edler  Herr  zu  Putlitz.     No.  1—12. 

Ueber  Tabakbesteuerung,  Tabakmonopol  etc.  von  zu  Putlitz    (Nr.  1,   3,  4,  5,  6.) 

—  Blicke  auf  die  proletarische  Bewegung  der  Gegenwart  von  M  e  h  r  i  n  g  (No.  1 .)  —  So- 
cialpolitik  und  Unfallversicherung  von  zu  Putlitz  (No.  2.)  —  Ueberseeische  Dampfer- 
linien von  Tuch  (No.  3  u.  4.)  —  Stein  und  Hardenberg  von  Delbrück  (No.  8.)  Die 
bedeutendsten  Arbeiterorganisationen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  von  v. 
Waltershausen  (No.  4  u.  5.)  —  Der  korporative  Hülfskassenzwang  von  Dehn 
(No.  5.)  —  Das  Verbot  der  DiflTerenzgeschäfte  von  Lab  and  (No.  6.)  —  Der  neue 
österreichische  Zolltarif  von  Gross  (No.  6  u.  7.)  —  Social politik  und  UebervÖlkerung 
von  Zacharias  (No.  7.)  —  Reform  der  Gewerbeordnung  von  Eheberg  (No.  8.)  Ir- 
land und  die  Wirksamkeit  der  neuen  Land  Act  von  von  Ompteda  (No.  8.)  —  Das  Ver- 
wendungsgesetz von  Klöppel  (No.  9.^  —  Handelsminister  und  Handelskammern  (No.  9, 
11,13.)  —  Volksdichtigkeit  und  UebervÖlkerung  von  Zacharias  (No.  9  )  —  Arbeiterver- 
sicherung in  Oesterreich  von  Dehn  (No.  10  u.  11.)  —  Ueber  Erhöhung  der  Brannt- 
weinsteuer von  M.  Delbrück  (No.  10  u.  11.)  —  Erfahrungen  mit  Produkdvgenossen- 
Schäften  in  Nordamerika  von  von  Waltershausen  (No.  10)  —  Die  Nationalliberalen 
und  die  Steuerreform  von  zu  Putlitz  (No.  11.)  —  Die  Steuerreform  von  Klöppel 
(No.  12.)  —  Die  Unfallversicherung  von  BXhr  (No.  12.) 


Fromm»nnsche  Buchdrnckerei  (Hermann  Tohle) 
in  Jena. 


II. 

Arbeitszeit  ond  Normalarbeitstag  in  den  Vereinigten 

Staaten  Ton  Amerika. 

Von 

A.  SartoriuB  von  Waltershauaen. 

(Portsetsang  von  N.  F.  Bd.  IV  S.  478.) 

II.    Agitation  für  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  und  für 

den  Normalarbeitstag. 

Am  umfassendsten  und  nachdrücklichsten  wurde  selbstverständlich 
von  den  arbeitenden  Klassen  für  die  Regulirung  der  Arbeitszeit  ein- 
getreten. Daneben  haben  sich  auch  Unternehmer  in  mehreren  Staaten 
mit  Ernst  um  die  Ausführung  derselben  Idee  bemüht,  verschiedene 
Politiker  die  Angelegenheit  in  die  Hand  genommen,  und  eine  zeitweise 
ziemlich  einflussreiche  politische  Partei  hat  ihrem  Programm  den  acht- 
stündigen Normalarbcitstag  eingefügt.  Eine  durch  die  gesammten 
Vereinigten  Staaten  constituirte  politische  Arbeiterpartei  giebt  es  nicht. 
Die  socialistische  Arbeiterpartei,  deren  treibendes  Element  die  aus 
Deutschland  ausgewanderten  Socialdeniokraten  sind,  ist  numerisch 
nicht  bedeutend  und  hat  trotz  ihrer  Verbreitung  über  einen  grossen 
Theil  der  Union  keinen  Abgeordneten  im  Congress  zu  Washington 
aufzuweisen,  wenn  sie  auch  ausnahmsweise  in  den  Repräsentanten- 
häusern einiger  weniger  Staaten  mit  Hülfe  der  grossstädtischen  Ar- 
beiterbevölkerung, deren  Majorität  nur  einzelne  Punkte  des  sociali- 
stischen  Programms  billigt,  durch  den  einen  oder  den  andern  Abge- 
ordneten vertreten  ist. 

In  den  Vereinigten  Staaten  hat  der  entschiedene  Socialismus,  der 
zielbewusst  auf  die  Abschaffung  des  Capitaleigenthums  hinarbeitet,  kein 
günstiges  Terrain,  weil  die  Masse  der  Handarbeiter  an  den  gegebenen 
Verhältnissen  keineswegs  verzweifelt,  sondern  auf  Basis  des  indivi- 
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duellen  Wirthschaftsbetriebes  unter  Garantie  der  Goalitionsfreiheit  sich 
ein  genügendes  materielles  Wohl  zu  schaffen  im  Stande  zu  sein  glaubt 
Die  Lohnverhältnisse  haben  sich  in  Folge  des  dauernden  Ueberwie- 
gens  der  Nachfrage  nach  Arbeit  über  das  Angebot  durchweg  günstiger 
als  in  Europa  gestaltet,  und  in  der  Gegenwart  kann  man,  wenn  von 
den  Zeiten  wirthschaftlicher  Krisen,  welche  die  neue  Welt  zudem  we- 
niger als  die  alte  bedrücken,  abgesehen  wird,  in  Folge  der  rasch  fort- 
schreitenden Erschliessung  der  reichen  natürlichen  Hülfsquellen  und 
des  nie  erlahmenden  amerikanischen  Unternehmungs-  und  Erfindungs- 
geistes —  wurden  doch  im  Jahre  1881  17620  Patente  ausgestellt  — 
eher  eine  Verbesserung  als  eine  Verschlechterung  derselben  beobach- 
ten. Hierzu  kommt  noch  zu  Gunsten  der  Arbeit  eine  durch  vor- 
zügliche Verkehrseinrichtungen  und  durch  die  Sitte  hochrealisirte  Frei- 
zügigkeit, dann  das  billige,  unoccupirte  Land  im  Westen ,  welches  je- 
dem Lohnarbeiter  die  Möglichkeit  ein  selbstständiger  Farmer  zu  werden 
eröffnet,  und  zuletzt  die  weit  verzweigte  Vereinsorganisation,  die  schon 
oft  die  Ursache  besserer  Arbeitsbedingungen  geworden  ist.  Neuer- 
dings hat  die  socialistische  Partei  zunächst  auch  von  ihren  weitge- 
henden Plänen  Abstand  genommen  und  wendet  sich  der  Beförderung 
der  Gewerk vereine  und  anderer  freier  Genossenschaften  zu.  Die  Füh- 
rer zeigten  durch  die  Erkenntniss  des  richtigen  Sachverhalts  unzwei- 
felhaft eine  politische  Befähigung,  indem  sie  der  Einsicht  sich  nicht 
verschlossen,  dass  ihre  Partei  nur  langsam  gewachsen  ist,  während  die 
freien  Vereine  in  den  letzten  Jahren  des  Geschäftsaufschwunges  nicht 
selten  ihre  Mitgliederschaft  um  1000  ^/o  verstärkt  haben.  Die  Gewerk- 
schaften erklären  sich  nun  nach  dieser  Aenderung  auch  nicht  mehr  wie 
früher  vielfach  gegen  die  socialdemokratische  Bundesgenossenschaft, 
zumal  da  ihre  Organisation  weder  local  noch  national  vollendet  ist, 
glauben  aber,  dass  mit  Erreichung  einer  einheitlichen  und  verbreite- 
ten Verbindung,  die  socialistischen  Bestrebungen  in  den  Gewerkschafts- 
interessen aufgehen  d.  h.  verschwinden  werden. 

Die  socialistische  Arbeiterpartei  ist  mehrfach  für  die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  und  den  Normalarbeitstag  eingetreten,  da  dies  doch 
ein  Punkt  ist,  welcher  in  den  Parteiprogrammen  Europas  öfters  als 
eines  der  näherliegenden,  praktischen  Ziele  in  das  Auge  gefasst  wor- 
den ist  So  wurde  in  dem  zu  Philadelphia  festgestellten  Programm 
von  1876  die  Einführung  eines  Normalarbcitstages  von  vorläufig  8 
Stunden  und  einer  Bestrafung  aller  üebertretcr  verlangt,  welches  Ver- 
langen später  in  den  Verhandlungen  der  im  Jahre  1880  zu  AUegheny 
(Pa.)  tagenden  „National  Convention"  durch  folgenden  Satz  formulirt 
wurde :  „Strenge  Durchführung  des  Achtstundengesetzes  in  allen  natio- 
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nalen  öffentlichen  Werkstätten  und  ein  Amendement  der  Vereinigten 
Staaten-Gonstitution  dahin,  dass  acht  Stunden  ein  gesetzlich  festge- 
stellter Arbeitstag  in  allen  industriellen  Arbeitsplätzen  i8t'^  Ehe  dies 
erreicht  ist,  wird  vorläufig  von  den  Einzelstaaten  die  gesetzliche  Fest- 
stellung der  Achtstundenarbeit  erstrebt,  eine  Forderung,  die  sich  in 
den  Aufrufen,  die  bei  jeder  Wahl  ausgegeben  werden,  regelmässig 
wiederholt  findet. 

Wo  die  Einwendung  erhoben   wurde,  dass  wegen  der  Concur- 
renz  die  Fabrikanten  nicht  auf  eine  einzelstaatliche  Regelung  eingehen 
könnten,  eine  Ansicht,  welche  von  vielen  Arbeitern  getheilt  wurde, 
ging  die  socialistische  Meinung  dahin,  dass  auch  schon  die  Einführung 
der  Achtstundenarbeit  bei  Staats-  und  Municipalwerkstätten  und  bei 
allen  den  Betrieben,  die  irgend  ein  Staatsprivileg  genössen,  ein  wün- 
schenswerther  Fortschritt,  dem  keine   solche  Bedenken  entgegenstän- 
den, sei.    Von  Zeit  zu  Zeit  werden  von  der  Partei  öffentliche  Demon- 
strationen veranstaltet  wie  bei  der  Gelegenheit  nationaler  Festtage. 
So  z.  B.  am  4.  Juli  1879  in  fast  allen   grossen  Städten  des  Landes. 
In  Chicago  wurde  bei  dieser  Veranlassung  „beschlossen,  dass  während 
der  4.  Juli  vor  100  Jahren  im  Namen  der  Freiheit  begrüsst  wurde, 
wir  ihn  heute  im  Namen  der  grossen,  ökonomischen  Massnahme  der 
Achtstundenarbeit  oder  kürzeren  Tagesarbeit  für  alle  Lohnarbeiter  be- 
grüssen.    Denn  weniger  Stunden  Arbeit  jeden  Tag  bedingt  mehr  Ar- 
beitstage, und  Faulenzerei  zu  vermindern  heisst  die  Löhne  erhöhn^^ 
Und  weiter:  „Beschlossen,  dass  achtstündige  Arbeitszeit  den  Wohl- 
stand vermehren  wird,  weil  sie  den  Preis  von  menschlicher  oder  Hand- 
arbeit erhöht,  und  höher  bezahlte  Arbeiter  bedeuten  eine  Vermehrung 
der  Maschinerie,  und  diese  eine  noch  schnellere  und  reichlichere  Er- 
zeugung von  Wohlstand.    Zur  Erringung  der  Achtstundenarbeit  wollen 
wir  uns  daher  mit  allen  ohne  Unterschied  der  Politik,  der  Farbe,  der 
Religion  und  des  Geschlechts  verbinden  und  keine  Freunde  und  Feinde 
kennen,   ausgenommen  je    nachdem  dieselben   diese   so    lang  aufge- 
schobene und  die  ganze  Welt  einschliessende  Bewegung  unterstützen 
oder  bekämpfen". 

Achnlichc  Beschlüsse  wurden  an  demselben  Tage  in  St  Louis, 
Philadelphia,  Detroit  und  Boston  gefasst  und  von  der  Parteipresse 
weit  verbreitet.  Nur  in  Louisville  missglückte  die  Demonstration  aus 
einem  Grunde,  welcher  für  das  amerikanische  Leben  characteristisch 
ist.  Das  dortige  zu  diesem  Zweck  gebildete  Gomit6,  an  welchem 
verschiedene  Arbeiterkreise  theilnahmen,  beschloss  den  Aufzug  ohne 
rothe  Fahne  zu  unternehmen,  und  in  Folge  dessen  vereitelten  die  So- 
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cialisten  die  ganze  Komödie.  In  den  Vereinigten  Staaten,  wo  die 
Menschen  sich  als  so  sehr  fortgeschritten  erachten,  haben  recht  viel 
Leute  für  ganz  kindische  Aeusserlichkeiten  sehr  viel  Zeit  übrig,  wobei 
in  dieser  Beziehung  die  mit  wunderbaren  Namen  geschmückten  Orden 
der  Unterstützungsgesellschaften,  an  denen  es  in  keiner  Stadt  mangelt, 
allen  vorangehen. 

Im  Jahre  1880  als  die  neue  Präsidentenwahl  heranrückte  be- 
schlossen die  Socialisten  um  nicht  ganz  müssig  der  Bewegung  zuzu- 
schauen, und  da  sie  weder  von  den  Republikanern  noch  den  Demo- 
kraten auf  irgend  ein  Entgegenkommen  rechnen  durften,  mit  der  na- 
tionalen Greenback  -  Arbeiterpartei  zusammenzugehen,  und  auf  einer 
zu  diesem  Zweck  zu  Chicago  abgeschlossenen  Convention  wurde  ge- 
meinschaftlich ein  Candidat  für  die  Präsidentenwahl  nominirt  und  ein 
gemeinsames  Programm  vereinbart. 

Die  Greenback-Arbeiterpartei,  welche  nach  dem  Secessionskriege 
entstand  und  damals  hauptsächlich  aus  Handarbeitern  sich  zusam- 
mensetzte, hätte  wegen  ihrer  zeitweiligen  Macht  als  politische  Partei 
der  Arbeitersache  in  den  Vereinigten  Staaten  wohl  helfen  können, 
wenn  sie  nicht  mit  der  Zeit  den  Kern  ihrer  Mitglieder  dahin  geändert 
hätte,  dass  kleine,  selbstständige  Gewerbetreibende  und  Landwirthe  die 
entscheidende  Majorität  in  die  Hand  bekommen  hätten.  Die  Finanzre- 
form spielt  zudem  in  den  Bestrebungen  der  Partei,  wie  schon  der  Name 
sagt,  die  Hauptrolle,  und  es  wird  von  der  alleinigen  Ausgabe  des 
Geldes  durch  den  Staat  und  der  Rückzahlung  der  Vereinigten  Staa- 
ten Schulden  in  nationalen  Banknoten  das  Verschwinden  jedes  wirth- 
schaftlichen  Uebels  erwartet.  Wie  gegen  die  Monopole  der  grossen 
Bankhäuser  wendet  sich  die  Partei  auch  gegen  die  Concentration  der 
Eisenbahncapitalien  wohl  vor  Allem  im  Interesse  der  Landbevölkerung, 
welche  in  den  Tarifen  von  dem  Ausbeutungssystem  einzelner  der  Con- 
currenz  ermangelnden  Bahnen  schwer  geschädigt  wird. 

Für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  war  die  Partei  in  ihrem  Pro- 
gramm mehrfach  eingetreten,  ohne  dass  jedoch  von  einem  erfolgreichen 
praktischen  Vorgehen  etwas  verlautet  wäre.  Als  im  Jahre  1880  die 
Verbindung  mit  den  Socialisten,  denen  zu  Gefallen  man  in  das  Wahl- 
programm auch  einige  allgemeine  Declamationen  gegen  die  Eigen- 
tbumsordnung  einverleibte,  zu  Stande  kam,  wurden  die  Ansprüche  der 
Arbeiter  näher  präcisirt  und  erhielten  in  dem  zu  Chicago  gefassten 
Beschluss  folgenden  Wortlaut:  „Die  Arbeit  muss  von  Bundes-  und 
Staatsbehörden  derart  beschützt  werden,  dass  der  Arbeiter  seinen 
vollen  Antbeil  an   dem  Ertrage  bekommt;  das  im  Congress  passirte 
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Actitstuudeogesetz  niuss  durcligeffihrt  werdcu;  ebenso  mfissen  strikte 
geduniihcilHpulizüilicLu  Massregdu  Jd  Bezug  auf  die  Fabriken  getrof- 
fen werden;  die  Cuncurrcnz  der  Gefangenen- Arbeit  mit  freier  muss 
abgeschafft,  tsin  arbeitästatistiscbes  Bureau  errichtet,  Fabriken  und 
Bergwerke  müssen  durch  die  Behörde  inspicirt  werden;  Kinder  unter 
14  Jahren  zu  hescliäftigen  mus»  verboten  und  jeglicher  Lohn  haar 
bezahlt  werden".  Von  dieser  Grcenback-Partei  ist  jedoch,  selbst 
wenn  sie  die  Arbeiteraugelegenheiten  wirklicli  ernst  nähme,  nicht  viel 
zu  erwarten,  da  sie  in  den  letzten  Jahren  an  uumerisctier  Bedeutung 
sehr  veHorcn  hat.  In  den  schwersten  Tagen  der  Krisis  der  siebziger 
Jahre  hatte  sie  ihre  grössten  Eifolge  zu  verzeiclinen  und  war  einmal 
mit  14  Abgeordneten  im  Cougress  der  Vereinigten  Staaten  vertreten. 
Damals  gab  es  genug  Leute,  welche  die  Lähmung  des  Verkehrs 
allein  dem  Mangel  au  Werthzeidien  zuschoben,  seitdem  aber  auch 
ohne  die  Abschaffung  der  geltenden  „Hartgcldprincipien"  die  Ge- 
schäfte wieder  allgemein  flott  gingen,  haben  die  Apostel  der  Papicr- 
geldweisheit  erheblich  ihren  Credit  im  Volke  verloren. 

Die  bedeutendste  Thätigkeit  für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
entfalten  in  der  Gegenwart,  wie  es  auch  in  der  Vergangenheit  geschah, 
die  freien  Arbeitervereine,  deren  Zweck  es  ist  unter  Aufrcchtcrhaltung 
des  bestehenden  W'irthschaftsrechts  nach  dem  Grundsatz  „in  union 
is  strength"  den  Lohiivertrag  zu  einem  materiell  freien  zu  machen. 
Das  grösste  Verdienst  unter  diesen  Verbindungen  dürfen  gewiss  die 
Gewerkschaften  beanspruchen,  welche  bisher  sich  der  weitesten  Ver- 
breitung erfreut  und  die  Agitation  stets  am  entschiedensten  aufge- 
nommen haben.  Neben  ihnen  sind  dann  die  neuerdings  weitvensweig- 
ten  freien  Gesellschaften  zu  nennen,  deren  Mitglieder  verschiedenen 
Gewerben  angehören,  und  welche  sowohl  local  als  auch  national  or- 
ganisirt  sind.  Von  diesen,  welche  durch  ihre  einheitliche  Leitung  sich 
zu  politischen  Agitalioneu  vorzüglich  eignen,  hat  die  geheime  Ver- 
brüderung der  „Knights  of  Labor"  gegenwärtig  die  grösste  Macht- 
entfaltuDg  zu  verzeichnen,  wahrend  ein  anderer  mit  ganz  ühnlicbcn 
Zwecken  offen  organisirter  Verein  die  „Internationa!  Labor  Union" 
nur  knrze  Zeit  Erfolge  aufzuweisen  geliabt  bat.  Es  haben  sich  zudem 
öfters,  entsprechend  dem  der  amerikanischen  Volkswirthschaft  so 
eigenen  plötzlichen  AufÜackern  von  Reformideen,  bei  verscliiedeuen 
Veranlassnngcn  grössere  ArbeitorbUnduisse  gebildet  z.  B.  die  Wa- 
shingtoner Achtstundendelcgation  und  die  Zehnstundeuliga  in  Massa- 
chusetts, welche,  wenn  die  Begeisterung  auch  oft  schnell  verschwand 
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und  wenig  von  dem  Verein  zurückblieb,  doch  dadurch  von  bleibender 
Bedeutung  wurden,  dass  sie  die  Bewegung  im  Gange  erhielten  und 
selbst  die  Gesetzgebung  mehr  oder  minder  beeinflussten. 

Die  „International  Labor  Union'^  welche  den  Namen  international 
trägt  weil  sie  Arbeiter  jeder  Nationalität  und  Race  in  sich  aufnimmt, 
hat  den  Zweck,  alle  die  einzeben  Gewerbeangehörigen,  welche  zu 
einer  eigenen  Organisation  numerisch  zu  schwach  sind,  zu  sammeln, 
diejenigen  Gewerkschaften,  welche  nur  eine  locale  Vereinigung  bilden, 
zu  gegenseitigen  Schutz  heranzuziehen  und  alle  die  ungelernten  Hand- 
arbeiter, welche  bald  diese  bald  jene  Beschäftigung  treiben,  zu  wech- 
selseitiger Unterstützung  zu  vereinigen.  Alle  Mitglieder  entrichten  f&r 
eine  gemeinsame  Strikekasse  Beiträge,  während  die  Krankenkassen 
den  einzelnen  Arbeitszweigen  angehören,  aber  bei  dem  Fall  der  In- 
sufficienz  zu  gegenseitiger  Hilfe  verpflichtet  sind.  Die  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  ist  der  erste  Punkt  des  allgemeinen  Programms. 

Ein  erheblicher  Theil  der  Mitglieder  lebt  als  Spinner  in  Massa- 
chussets,  wo  seit  langer  Zeit  der  Kampf  um  den  zehnstündigen  Nor- 
malarbeitstag im  Gange  ist,  zu  dessen  Fortsetzung  die  „International 
Labor  Union''  mit  allen  den  Mitteln  eintrat,  welche  ihr  zur  Verftt- 
gung  waren. 

Von  viel  grösserem  Gewicht  für  die  Achtstundenbewegung,  wenn 
auch  nicht  für  die  vergangene,  so  doch  für  die  kommende  ist  die 
geheim  organisirte  grosse  Verbindung  der  „Knigbts  of  Labor'' >). 
Sie  ist  jedenfalls  zur  Zeit  die  grösste  in  den  Vereinigten  Staaten  und 
hat  wahrscheinlich  über  160000  Mitglieder  bei  1680  Zweigvereinen 
zu  verfügen.  Die  Coalition  lehnt  sich  nicht  unmittelbar  an  die  Ge- 
werkschaften an,  wenn  auch  viele  Arbeiter  zugleich  diesen  angehören, 
sondern  wendet  sich  an  die  Arbeitermassen  im  allgemeinen  und  sucht 
durch  politischen  Einfluss  ihre  Zwecke  zu  verwirklichen.  Diese  sind 
inhaltlich  denen  der  oben  besprochenen  Grcenback-Partei  sehr  ähn- 
lich, nur  dass  auf  die  Massregeln  zum  Schutz  der  Arbeit  das  Haupt- 
augenmerk gerichtet,  an  zweiter  Stelle  der  Monopol wirthschaft  entge- 
gengearbeitet wird,  und  die  Geld-  und  Finanzfragen  nur  am  Schlnss 
der  Constitution  behandelt  werden.  Hinsichtlich  der  Arbeitszeit  heisst 
es  in  dem  Generalstatut:  „Es  wird  verlangt:  (14.)  Die  Reduktion  der 
Arbeitszeit  auf  acht  Stunden,  damit  die  Arbeiter  mehr  Zeit  zu  ge- 
selliger Erholung  und  geistigem  Fortschritt  haben ,  und  in  den  Stand 


1)  Niherei  über  die  Organisation   und  Zwecke   dieser  Gesellschaft  habe  ich  in  der 
HÜMhmi  WochwuKshrift  1882  Nr.  4  a.  5  mitgetheilt. 
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gesetzt  werden  die  Vortbeile,  welche  durch  die  arbeitsparenden  Ma- 
schinen geschaffen  sind,  zu  ernten'^  Die  Knights  of  Labor  vermoch- 
ten bisher  in  den  Vereinigten  Staaten  nur  geringe  politische  Erfolge 
aufzuweisen,  da  sie  sich  von  den  beiden  bestehenden  alten  politischen 
Parteien  nicht  loslösten  und  sich  nicht  selbständig  constituirten. 

Politik  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  ein  gehässiges  Wort,  in 
der  Regel  ein  Geschäft  für  den  Gewählten  und  oft  eine  Täuschung 
für  den  Wähler.  In  der  Politik  sehen  manche  nur  ein  Mittel  sich  ein 
Amt  zu  erjagen,  andere  eine  Gelegenheit  sich  ohne  Unkosten  bei  der 
Wahl  einen  Rausch  anzutrinken.  Nicht  selten  wird  Politik  als  mit 
Schwindel  und  Betrug  gleichbedeutend  genannt,  und  dass  sie  auch 
sittlich  betrieben  werden  könne,  hat  man  wohl  in  Amerika  vergessen. 
Die  Knights  of  Labor  scheinen  neuerdings  die  Absicht  zu  haben  die 
alte  Politik  fallen  zu  lassen  und  eine  selbstständige  Stellung  ein- 
nehmen zu  wollen.  Die  Socialisten  haben  die  Knights  of  Labor  bis- 
her wegen  der  Geheimnissthuerei ,  welche  Unsitte  in  dem  amerikani- 
schen Logen wesen  bekanntlich  besonders  hervortritt,  bekämpft;  ge- 
genwärtig scheinen  beide  Arbeitergruppen  sich  zu  nähern,  ohne  dass 
jedoch  die  letztere  von  der  bestehenden  Eigenthumsordnung  irgend 
wie  abzuweichen  gesonnen  wäre. 

Die  Gewerkschaften  der  Vereinigten  Staaten  gehören  keiner  be- 
stimmten politischen  Partei  an.  Sie  stehen  zu  der  Politik  ganz  ähn- 
lich wie  ihre  Vorbilder  die  englischen  Trades  Unions,  welche  bei  den 
Parlamentswahlen  dort,  wo  sie  durch  ihre  Zahl  einen  Einfluss  haben, 
den  Candidaten  der  einen  oder  der  anderen  Partei  auf  die  Vorlegung 
oder  Unterstützung  eines  ihnen  zuträglich  erscheinenden  Gesetzent- 
wurfes verpflichteten ,  wie  dies  z.  B.  bei  dem  Erlass  des  Haftpflicht- 
gesetzes mehrfach  der  Fall  gewesen  ist  Bei  der  amerikanischen 
Corruptions-Politik  haben  die  Gewerkvereine  mit  diesem  wenig  plan- 
mässigen  Vorgehen  freilich  wenig  Erfolg  gehabt  und  sind  schon  oft 
die  Opfer  von  Täuschungen  geworden,  so  dass  unter  ihnen  Stim- 
men laut  geworden  sind  auf  jede  Staatshilfe  ganz  zu  verzichten  und 
auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe,  der  sie  so  viel  zu  verdanken  haben, 
allein  weiterzugehen.  Seitdem  jedoch  in  den  letzten  Jahren  die  guten 
Zeiten  wieder  gekonunen  sind  und  damit  hunderte  von  Gewerkschaf- 
ten wieder  entstanden,  viele  sich  national  und  international  (auch  in 
Ganada)  organisirten,  glaubten  die  Führer  wieder  eine  Macht  zu  ihrer 
Disposition  zu  haben,  die  sie  nur  politisch  richtig  zu  verwenden  mein- 
ten, zumal  da  viele  von  den  Genossen  die^  Ueberzeugung  hegen,  dass 
zwar  der  Weg  der  Selbsthilfe  der  consequeatere  aber  keineswegs  ein 
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80  kurzer  ist  als  der ,  welcher  zu  dem  Wohl  der  arbeitenden  Klassen 
durch  Staatshilfe  führt.  Neben  der  nationalen  Verbindung  eines  Ge- 
werbes giebt  es  iu  den  Vereinigten  Staaten  auch  einflussreiche,  locale 
Gewerkschaftsccutralisationen  die  Trades  Asscmblies,  zu  welchen  alle 
Unions  einer  Stadt  oder  Grafschaft  gehören.  In  diesen  ist  wegen 
ihrer  localen  Conceutration  ein  brauchbares  Mittel  gegeben  Politik  zu 
treiben,  und  durch  sie  ist  für  die  Einführung  des  Normalarbeitstages 
auch  schon  öfters  energisch  agitirt  worden. 

Seitdem  in  den  Vereinigten  Staaten  Gewerkschaften  bestehen, 
sind  sie  auch  für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  eingetreten.  Mei- 
stens ist  CS  aber  nur  der  Strike  gewesen,  dessen  sie  sich  als  Mit- 
tel zur  Durchführung  ihrer  Wünsche  bedient  haben.  Strikes  sind 
ausserdem  oft  zu  demselben  Zwecke  von  nicht  organisirten  Arbeitern 
ausgegangen,  die  sich  nur  zeitweise  zur  Erzwingung  dieser  speciellen 
Forderung  zusammenschlössen.  Zahlreiche  Ausstände  zum  Kampf  um 
die  Arbeitszeit  sind  zweifellos  verloren  gegangen,  andere  theil weise 
günstig  für  die  Arbeiter  verlaufen,  und  verhältnissmässig  wenig  sind 
den  Forderungen  der  Arbeiteinstellenden  in  jeder  Beziehung  entspre- 
chend durchgeführt  worden.  Doch  ist  die  ganze  Agitation  keineswegs 
vergeblich  gewesen,  da  von  manchen  Unternehmern  in  Folge  des  stets 
erneuten  Andringens  die  Zweckmässigkeit  des  Bestrebens  eingesehen 
wurde,  so  dass  von  ihnen  selbst  Hand  zur  Realisirung  desselben  ge- 
boten wurde,  und  da  ferner,  nachdem  die  Zeitungen  so  oft  davon  ge- 
redet hatten,  allmälig  die  öflfentliche  Meinung  in  der  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  den  einzigen  Weg  zur  sittlichen  Hebung  der  handarbei- 
tendcu  Klassen  erblickte,  und  schliesslich  sich  auch  die  Gesetzgebung 
der  Union  und  der  Einzelstaaten  veranlasst  fühlte  eingehende  Be- 
richte aufzunehmen  und  die  Arbeitszeit  regulirende  Bestimmungen  zu 
treflfcn  ^). 

Im  Jahre  1825  wurde  zuerst  die  Frage  der  Zehnstundenarbeit 
in  den  Baugewerken  angeregt,  und  1830  brachen  in  Boston  verschie- 
dene dahin  bezügliche  Strikes  von  kurzer  Dauer  aus.  Die  Zahl  der 
dabei  betheiligten  Zimmerleute  und  Maurer  belief  sich  nur   auf  50 — 


1)  Die  Bareaax  für  Arboitsstatistik  von  Massachusetts  und  Missouri  sind  nach  sahl> 
reichen  Untersuchungen  für  die  Forderungen  der  Arbeiter  eingetreten.  Der  Report  des 
ersten  von  1880  enthält  eine  Geschichte  der  Strikes  in  Massachusetts,  aus  der  ich  im 
folgenden  diejenigen  entnehme ,  welche  wegen  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  Scene 
gesetzt  worden  sind.  Die  folgende  Geschichtsdarstellung  ist  im  übrigen  nach  mündli- 
chen Berichten  mnerikanischer  Arbeiterführer  gemacht  worden.  Für  die  jüngste  Ver- 
gangenheit standen  mir  eine  Anzahl  Arbeiterzeitungen  zur  Verfügung. 
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100  und,  da  die  freigewordenen  Plätze  leicht  wieder  besetzt  wurden, 
so  waren  die  Bewegungen  meist  erfolglos.  Schon  damals  waren  manche 
Arbeitgeber  dem  Zehnstuudenplane  günstig  gesinnt  and  bereit  ihre 
Leute  stundenweise  zu  bezahlen,  so  dass  es  letzteren  freistand  ihre 
Arbeit  auf  täglich  zehn  Stunden  zu  beschränken.  Aber  trotzdem 
hatten  ähnliche  Ausstände  im  folgenden  Jahre  das  gleiche  Resultat 
Im  October  1831  strikten  etwa  60  Maschinisten  in  Taunton  und  ver- 
laugten bei  Sonnenuntergang  die  Arbeit  zu  verlassen,  während  die 
Fabrikherren  sie  durchweg  bis  7|  Uhr  abends  zu  halten  wünsch- 
ten. Die  Hafenarbeiter  von  New- York  wurden  damals  so  lange,  als 
es  hell  war,  beschäftigt,  und  jeden  Abend  wurde  auf  emem  am  Hafen 
liegenden  Thurm  mit  Sonnenuntergang  eine  Glocke  gerührt,  damit 
Niemand  zur  Ueberarbeit  zurückgehalten  werden  könne.  1830  setzten 
die  Schiflfsbauer  derselben  Stadt  einen  zehnstündigen  Arbeitstag  durch, 
den  sie  auch  mit  nur  kurzen  Unterbrechungen  zu  behaupten  wussten. 
Nach  zwei  Jahren  brach  in  Boston  der  Strike  der  Zimmerleute  von 
Neuem  aus,  dem  sich,  wenn  auch  nur  theilweise,  die  Maurer,  An- 
streicher und  Schieferdecker  anschlössen.  Doch  blieb  auch  dieser 
ohne  Bedeutung,  so  dass  von  den  150  ausständigen  Leuten  schon 
nach  Verlauf  von  10  Tagen  die  Hälfte  wieder  zur  Arbeit  zurückkehrte 
und  die  übrigen  Stellen  mit  neuen  Arbeitern  besetzt  wurden.  Im 
Mai  trat  eine  Versammlung  der  Maschinistenmeister  zusammen  um 
die  Möglichkeit  zu  berathen  ob  das  Zehnstundensystem  anzunehmen 
sei;  nach  einigen  Debatten  wurde  es  der  ungünstigen  Lage  der  Ge- 
schäfte im  allgemeinen  halber  für  nicht  rathsam  erachtet.  1833 
waren  75  Zimmerleute  in  ihrer  Forderung  ebenso  unglücklich,  ihre 
Stellen  wurden  sofort  ausgefüllt,  und  viele  blieben  über  6  Monate 
lang  arbeitslos.  In  den  folgenden  Jahren  setzten  sie  jedoch  ihre 
Agitation  fort  und  1835  schlössen  sich  die  Arbeiter  aller  Baugeschäfte 
der  Bewegung  an.  Mehrere  Paraden  und  Versammlungen  wurden  ab- 
gehalten, und  es  ward  beschlossen  nicht  eher  zur  Arbeit  zurückzu- 
kehren, als  bis  die  Fabrikherren  nachgegeben  hätten.  Etwa  500 
Arbeiter  waren  dabei  betheiligt,  aber  nach  14  Tagen  endete  der 
Ausstand,  ohne  dass  die  Arbeiter  irgend  etwas  erreichen  konnten, 
ja  viele  von  ihnen  verloren  sogar  ihre  Stellen  und  konnten  noch 
mehrere  Monate  lang  keine  Beschäftigung  finden.  Im  Staat  New-York 
entstanden  gleichzeitig  Gewerkvereine  der  Schuhmacher  und  in  Ken- 
tucky einer  der  Schriftsetzer,  welche  für  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit 
mehrfach  ausstanden.  Sie  hatten  zwar  zunächst  emigc  Erfolge,  ver- 
mochten sie  aber  dauernd  nicht  zu  behaupten.    1839  verursachte  ein 
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Strike  der  Eisenbahnarbeiter  in  der  Nähe  von  Salem  (Mass.) 
kurzen  Stillstand  ihrer  Beschäftigung,  und  im  folgenden  Mai  hatte  eis 
Streit  über  die  Arbeitsstunden  in  Bowly  einen  Aufstand  zur  Fdge. 
Denen,  die  nicht  zur  bestimmten  Stunde  zur  Arbeit  kamen,  wurde 
der  Lohn  verringert,  wofär  sie  den  Aufseher  angriffen  und  miss- 
handelten.  Diejenigen,  die  arbeiten  wollten  wurden  von  ihren  Ge- 
nossen daran  verhindert,  und  bald  darauf  begannen  die  Aufrflhrer 
Eigenthum  zu  zerstören,  worauf  ein  Sheriflf  mit  einer  Miliz -Kom- 
pagnie die  Ruhe  wieder  herstellte;  einer  der  BädeUfihrer  wurde  ver- 
haftet im  übrigen  wurde  die  Arbeit  wieder  wie  gewöhnlidi  au^enom- 
men.  Im  Jahre  1843  verlangten  die  Fabrikarbeiter  in  Lowell  (Mass.) 
kürzere  Arbeit,  jedoch  hatten  sie  keinen  Erfolg. 

Der  Zehnstundenplan  fing  an  in  den  Baugewerken  überhaupt 
Boden  zu  gewinnen.  Im  Jahre  1840  hatte  der  Präsident  van  Buren  >) 
die  Einführung  des  zehnstündigen  Arbeitstages  für  alle  Werkstatten 
der  Vereinigten  Staaten  Regierung  dekretirt,  und  bis  zum  Jahre  1844 
war  die  Bestimmung  in  voller  Kraft  gewesen.  Nach  dem  Jahre  1851 
arbeiteten  die  Zimmerer  und  Maurer  in  der  Regel  nur  10  Stunden 
des  Tags,  und  von  dieser  Zeit  an  wurden  Forderungen  für  das  neue 
System  von  den  Arbeitgebern  meist  ohne  Strikes  zugestanden.  Nor 
einige  weigerten  sich,  und  in  Lowell  brach  daher  noch  einmal  1851 
ein  Strike  aus. 

Das  erwähnte  Gesetz  wurde  nach  1844  nicht  streng  durchgeRlhrt, 
wie  sich  aus  einem  Befehl  des  Marineministers,  der  die  Arbeitszeit 
um  eine  Stunde  täglich  verlängern  wollte,  ergiebt.  Es  erfolgte  sofort 
ein  Strike  auf  der  Werft  von  Gbarlestown  (Mass.).  Nach  einigen  Tagen 
wurde  darauf  hin  der  Befehl  rückgängig  gemacht,  und  die  Leute  300 
an  der  Zahl  kehrten  zu  ihrer  Arbeit  zurück.  Die  Bewegung  verbrei- 
tete sich  von  dem  Baugewerbe  zu  anderen  Produktionsstätten.  So 
fand  am  1.  März  des  Jahres  1853  ein  Ausstand  von  200  Männern  und 
Knaben  in  den  Sägemühlen  des  schon  mehrfach  genannten  Lowell 
statt,  der  im  Verlauf  einer  Woche  die  Zebnstundenarbeit  nach  sich 
zog.  Ein  gleiches  Glück  hatten  daselbst  500  Seiler,  welche  nach  einer 
einwöchentlicben  Verhandlung  die  Löhne  erhöhen  und  die  Arbeitszeit 
herabsetzen  konnten,  da  die  weitverbreitete  Annahme  des  Zehnstun- 
densystems in  verschiedenen  Gewerken  die  Arbeitgeber  zur  Zeit  zur 


1)  GeseU  für  10  Stunden  in  allen  öffentlichen  Werken  von  BlArtln  van  Boren,  PriU 
sidenten  der  Vereinigten  Staaten.  10.  April  1840:  „Auf  den  Befehl  des  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staaten  werden  alle  öffentlichen  Werkstätten  hiemach  gehalten  für  die  Aibot 
das  ZehoftondeDsysteiii  einzaf&hren.'* 
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Nachgiebigkeit  gebracht  hatte,  während  gleichzeitig  die  Maschinisten 
derselben  Stadt  zu  keiner  Verbesserang  ihrer  Lage  in  Bezug  auf  die 
Arbeitszeit  gelangen  konnten. 

Es  kamen  jetzt  die  Jahre,  in  denen  sich  die  Trades  Unions  zu 
einiger  Bedeutung  entwickelten  und  man  einen  mehr  verbreiteten  und 
einheitlichen  Kampf  um  die  Erringung  des  Normalarbeitstages  wahr- 
nehmen konnte.  So  wurde  im  Jahre  1863,  da  die  Regierung  in 
dem  erwähnten  Gharlestown  die  Arbeitsstunden  verändern  wollte,  ein 
allgemeiner  Strike  hervorgerufen.  Der  Congress  hatte  2  Jahre  vor- 
her durch  ein  Gesetz  das  Dekret  des  Präsidenten  van  Buren  bei 
Seite  gesetzt,  und  an  Stelle  dessen  wurde  bestimmt,  dass  die  allge- 
mein übliche  Arbeitszeit  der  Privatwerkstätten  auch  bei  Regierungs- 
arbeiten als  Maassstab  gelten  sollte.  Die  Arbeit  sollte  im  Winter  bei 
Sonnenaufgang  beginnen,  und,  da  es  vielen  ausserhalb  der  Stadt  woh- 
nenden Arbeitern  unmöglich  war,  dieser  Forderung  zu  entsprechen, 
weil  kein  Bahnzug  früh  genug  fuhr,  um  sie  zur  anberaumten  Zeit  zur 
Stelle  zu  bringen,  so  wandten  sie  sich  an  den  Congress  um  eine  Aen- 
derung  des  Gresetzcs  zu  erlangen.  Ehe  jedoch  von  diesem  eine  Ent- 
scheidung getro£fira  wurde,  nahmen  die  Arbeiter  einen  zufriedenstellen- 
den Vergleich  an,  so  dass  der  Strike  innerhalb  einer  Woche  beendet 
war.  Ungefähr  25  Anführer  wurden  entlassen,  doch  wurden  sie  bald 
wieder  von  einem  neuen  Kommandanten  zur  Arbeit  zugelassen.  Die 
Schiffszimmerleute  im  allgemeinen,  nicht  blos  die  von  der  Regierung 
beschäftigten,  hatten  die  in  England  bestehende  Verfassung  der  Tra- 
des Unions  kennen  gelernt  und  fingen  darauf  an  sich  nach  diesem 
Muster  zu  organisiren.  Die  amerikanischen  Gewerkschaften  sind  zwar 
im  Ganzen  der  englischen  Einrichtung  gefolgt,  wozu  auch  die  Aus- 
wanderung englischer  Gewerkverdnsmänner  vielfach  Veranlassung  ge- 
geben hat,  doch  hat  der  pndctische  amerikanische  Sinn  entsprechend 
den  Landesverhältnissen  mancherlei  modificurt  und  auch  selbstständig 
geschaffen.  So  wurde  z.  B.  wegen  der  in  den  Vereinigten  Staaten 
üblichen  Fluctuation  der  Bevölkerung,  und  des  häufigen  Wechsels 
des  Berufs  auf  die  Einführung  einer  Alters-  und  Invalidenkasse  von 
vornherein  verzichtet;  die  Gewerkvereine  mussten  femer  zu  der  Ra- 
cenfrage  Stellung  nehmen  und  häufig  wegen  Sprachverschiedenheit 
der  Arbeiter  besondere  nationale  Sectionen  einführen. 

Die  Schiffszimmerleute  hatten  bald  nach  ihrem  festen  Zusammen- 
schluss  einen  Erfolg  aufzuweisen,  indem  sie  einen  Strike  zum  Zweck 
der  Achtstundenarbeit  mit  dem  Lohn  von  S  2^  gewannen.  Seit  1865 
hat  sich  der  Verein  über  ganz  Nordamerika  verbreitet    Nach  Been- 
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digUDg  des  Krieges  und  mit  der  Reduction  der  Kriegsflotte  und  den 
für  die  Handelsmarine  kommenden  ungünstigen  Zeiten,  welche  wir 
oben  bereits  berührten,  haben  sich  die  Verhältnisse  dieses  Gewerbes 
nicht  mehr  so  gut  für  die  Arbeiter  gestaltet,  wenn  sie  auch  für  kurze 
Arbeitszeit  noch  mehrmals  eingetreten  sind.  In  Buffalo  hatte  1866 
der  Verein  einen  internationalen  Congress  berufen,  auf  dem  man  be- 
schloss  unter  allen  Umständen  für  die  Achtstundenarbeit  einzutrrten. 
Um  bei  dem  deshalb  zu  führenden  Strike  erfolgreich  zu  sein  wurde 
verabredet,  dass  während  desselben  die  Arbeiter  dieses  Gewerbes 
weder  von  Osten  nach  Westen  noch  von  Westen  nach  Osten  ziehen 
dürften,  damit  jede  Concurrenz  ausgeschlossen  würde.  1866  hatte  in 
New- York  die  Localunion  zur  Ausführung  ihrer  Beschlüsse  einen  Aus- 
stand von  drei  Monaten  durchzumachen ,  konnte  aber  die  gewünsch- 
ten 8  Stunden  nicht  erreichen,  sondern  musste  sich  mit  dem  bisheri- 
gen Lohn  und  9  Stunden  begnügen.  Während  der  Krisis  in  den  sieb- 
ziger Jahren  schien  der  Verein  der  Auflösung  nahe,  organisirte  sich 
jedoch  1877  von  Neuem  und  zwar  diesmal  geheim.  Seit  dem  Auf- 
schwung der  Geschäfte  haben  seine  Mitglieder  ihre  frühere  Agitation 
wieder  aufgenommen  und  die  Achtstundenarbeit  in  den  letzten  Jahren 
bei  einem  Lohn  von  S  3  behauptet 

Von  1865  bis  1870  waren  die  besten  Zeiten  für  das  Gewerkver- 
einwesen. Die  Verbindungen  erstreckten  sich  über  den  ganzen  nörd« 
liehen  Continent,  und  in  den  meisten  grossen  Städten  hatten  sich 
Trades  Assemblies  gebildet,  welche  sich  in  die  Tagespolitik  mischten 
und  nicht  selten  bei  den  Wahlen  das  entscheidende  Wort  abgaben. 

Schon  1864  versammelte  sich  aus  allen  Kreisen  der  Handwerker 
eine  Labor-Reform-Association ,  welche  nach  allen  Theilen  der  Union 
ein  Circular  an  die  Arbeiterbevölkerung  absandte  mit  der  Auflforde- 
ruug  einen  genauen  Bericht  über  die  Hauptbeschwerden,  welche  sie 
von  dem  Capital  zu  erleiden  hätten,  einzuschicken.  Da  sich  ein  nen- 
nenswerther  Erfolg  aus  den  Antworten  nicht  einstellte,  so  trat  im 
August  1866  zur  Berathung  der  Arbeiterfrage  eine  Versammlung  von 
Delegirten  der  Trades  Unious  und  Trades  Assemblies  in  Baltimore  >) 
zusammen,  welche  die  National  Labor  Union  gründet  Vor  allem 
wurden  verschiedene  Vorschläge  zur  praktischen  Durchführung  der 
Achtstundenarbeit  gemacht.  Ausserdem  befürwortete  man  die  Er- 
richtung eines  nationalen  Bureaus  für  Arbeitsstatistik,  durch  wel- 
ches umfassende  Erhebungen  über  die  Arbeitszeit  angestellt  werden 


1)  Erwfthnt  in  Marx'  CapiUl  2.  Aufl.  S.  306. 
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sollten.  Im  folgenden  Jahre  fand  eine  neue  Convention  zu  Chicago 
statt,  auf  der  eine  eingehende  Constitution  ausgearbeitet  wurde, 
welche  die  Functionen  der  einzelnen  Beamten  feststellte,  die  Grün- 
dung einer  Zeitung  ins  Leben  rief  und  stehende  Commissionen  ein- 
setzte, von  denen  eine  sich  ausschliesslich  mit  der  Einführung  des 
Normalarbeitstages,  der  auf  8  Stunden  fixirt  wurde,  zu  befassen  hatte. 
Zugleich  beschloss  man,  zu  der  nächsten  Präsidentenwahl  Stellung  zu 
nehmen.  Es  soll  diese  Convention  die  bedeutendste  gewesen  sein, 
welche  jemals  in  Betreff  der  Arbeiterangelegenheiten  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  abgehalten  ist;  jedoch  schon  in  den  nächsten  -  Jahren,  als 
die  National  Ijabor  Union  in  New  York,  Philadelphia  und  Cincinuati 
tagte,  war  man  unter  sich  nicht  mehr  einig,  und  1872  schwand  das 
Vertrauen  vieler  Arbeiter,  welche  dem  Verein  den  Vorwurf  machten, 
dass  er  mehr  und  mehr  eine  „politische  Maschine^^  geworden  sei,  welche 
einzelne  Leute  zu  ihren  selbstsüchtigen  Zwecken  zu  benutzen  die  Ab- 
sicht hätten. 

1873  trat  ein  Congress,  der  sich  aus  den  Resten  der  vorigen  Ver- 
sammlung noch  einmal  constituirte ,  zu  Cleveland  zusammen,  und  der 
letzte  Versuch  einer  Verständigung  fand  in  Rochester  (N.  Y.)  im  fol- 
genden Jahre  statt.  Die  Uneinigkeit  hatte  aber  nur  noch  zugenommen, 
und  zudem  hatte  der  Niedergang  aller  Geschäfte  brennen,  welcher 
bald  zur  Auflösung  der  meisten  Gewerkschaften  führte.  Zu  bemerken 
ist  noch,  dass  die  National  Labor  Union  etwas  specifisch  amerikani- 
sches war  und  dem  Socialismus  fem  stand. 

Während  der  acht  Jahre,  in  denen  die  Arbeiterbewegung  so 
mächtig  war,  sind  auch  verschiedene  Erfolge  in  der  Verkürzung  der 
Arbeitszeit  zu  verzeichnen.  Der  lebhaften  Agitation  jener  Periode  ist 
es  unzweifelhaft  zuzuschreiben,  dass  am  25.  Juni  des  Jahres  1868  für 
die  Handarbeiter  der  Werkstätten  der  Vereinigten  Staaten-Regierung 
ein  achtstündiger  Normalarbeitstag  festgesetzt  wurde.  Vier  und  zwan- 
zig Jahre  früher  hatte  man  nur  an  10  Stunden  gedacht,  während  jetzt 
8  Stunden  durchgesetzt  worden  sind.  Aus  diesem  Vergleich  lässt  sich 
ersehen,  wie  die  Zustände  sich  geändert  hatten,  und  wer  aufrichtig 
und  parteilos  die  Dinge  betrachten  wollte,  musste  zugestehen,  dass 
in  Bezug  auf  die  Länge  des  Tageswerkes  für  die  Arbeiter  ein  grosser 
Fortschritt  zu  verzeichnen  war.  Wenn  die  Regierung  auch  verhält- 
nissmässig  wenig  Arbeiter  im  Dienst  hatte,  so  wurde  doch  auf  ein 
Gesetz  zu  Gunsten  dieser  geringen  Anzahl  mit  Recht  viel  Gewicht 
gelegt,  weil  dadurch  ein  wirksames  Agitationsmittel  geschaffen  wurde. 
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um  auch  in  den  Einzelstaaten  ähnliche  Oesetze  zu  verlangen,  wodurch 
man  wieder  eine  Handhabe  zu  weiterem  Vorgehen  hatte. 

Am  9.  Mai  1869  erliess  der  Präsident  eine  Verordnung,  in  wel- 
cher erklärt  wurde,  dass  auf  Grund  des  Achtstundengesetzes  keinem 
Dienstboten,  Arbeiter  oder  Handwerker,  der  für  die  Vereinigten  Staaten- 
Regierung  arbeitet,  ein  Abzug  am  Lohne  gemacht  werden  solle,  die 
Bestimmung,  welche  den  11.  Mai  den  Beamten  noch  einmal  einge- 
schärft, und  bald  darauf  den  18.  Mai  1872  durch  ein  neues  Gesetz 
noch  einmal  festgestellt  wurde.  Solange  die  Coalitionen  der  Arbdter 
stark  waren,  wurde  auch  dem  Gesetze  entsprechend  gehandelt,  wäh- 
rend seine  Bestimmungen  in  der  Zeit  der  Krisis  nicht  in  Betracht  ge- 
zogen wurden,  wozu  die  Beamten  noch  durch  eine  Verordnung  des 
Präsidenten  besonders  ermächtigt  waren.  Das  Gesetz  war  aber  nicht 
in  Vergessenheit  gerathcn,  denn  sobald  die  Löhne  sich  wieder  ho- 
ben, begannen  Stimmen  laut  zu  werden,  welche  seine  Missachtong 
energisch  tadelten.  Am  7.  Mai  1879  brachte  ein  Abgeordneter  Yon 
Maine  T.  H.  Murch  (früherer  Secretär  der  internationalen  Gewerk- 
schaft der  Steinhauer)  einen  Antrag  vor  das  Repräsentantenhaus,  nach 
dem  strenge  Einhaltung  des  Gesetzes  von  1868  mit  allen  seinen  spä- 
teren Interpretationen  verlangt  wurde,  und  die  Beamten  dnes  Ver- 
gehens schuldig  erklärt  wurden,  wenn  sie  in  irgend  einer  Weise  die 
strickte  Handhabung  desselben  hintertrieben  > ).  Die  Debatte  in  Wa- 
shington dauerte  zwei  Tage,  und  schliesslich  wurde  beschlossen,  das 
Gesetz  „auf  den  Tisch  zu  legen'S  womit  die  Entscheidung  zunächst 
noch  aufgeschoben  war. 

Als  die  Geschäftsstockung]  sich  dem  Ende  zuneigte,  wurde  von 
den  organisirten  Regierungsarbeitem  in  Boston  und  Philadelphia,  bald 
nachdem  die  Hayes'sche  Administration  das  Achtstundengesetz  ausser 
Kraft  setzte,  die  die  Bildung  eines  Gomit^s  angeregt,  wdches  mit 
aller  Kraft  für  das  genannte  Gesetz  eintreten  sollte.  Diese  soge- 
nannte Achtstundendelegation   suchte  fortwährend  auf  Congressleute 


1)  Gewerkschaftszeitung  1879  Nr.  8:  Ferner  sei  beschlossen,  dftss  hier- 
mit erklärt  wird,  dass  es  die  Pflicht  jedes  Beamten  oder  Agenten  der  Ver.  Staaten  Re- 
gierung ist,  das  Gesetz  vom  25.  Jani  1868  in  dem  Sinne  der  obigen  Einleitang  und 
Resolution  auszulegen  und  zu  handhaben ,  und  dass  jeder  Beamte  oder  Agent  der  Ver. 
Staaten  Regierung,  welcher  willkürlich  den  Lohn  irgend  einer  der  oben  genannten  Per- 
sonen auf  Grund  der  Arbeitszeit  in  der  Nachbarschaft,  wo  länger  als  8  Stunden  in  Pri- 
mat- oder  Gesellscbafts-Werkstätten  gearbeitet  wird,  verkürzt ,  eines  Vergehens  schuldig 
erklärt  und  in  einem  Ver.  Staaten  -  oder  District  -  Gericht ,  welches  an  dem  Orte ,  wo 
solcher  Dienst  geleistet  oder  Arbeit  gethan  wird,  Jurisdiction  hat,  processirt  werden  und 
im  FaUe  der  UeberfÜhrung  mit  nicht  mehr  als  $  500  Geldbusse  oder  nicht  mehr  als  6 
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einzuwirken  und  wandte  sich  mit  einer  motivirten  Adresse  direkt  an 
den  Präsidenten,  welcher  jedoch  erklärte,  in  der  Sache  nichts  thun  zu 
können,  und  dass  es  dem  Gongress  überlassen  werden  müsse,  dem  Ge- 
setze „eine  praktische  Form  zu  geben  i)/^ 

Am  15.  Juli  1880  nahm  sich  ein  Abgeordneter  der  Sache  von 
neuem  an  mit  einem  Antrag,  welcher  dem  des  vergangenen  Jahres 
dem  Inhalt  nach  gleich  ist*).  Diesmal  nahmen  die  Repräsentanten 
die  Resolution  an,  aber  in  dem  ^Senat  erfolgte  gegen  die  sofortige  Be- 
rathung  ein  formeller  Einwand,  so  dass  in  derselben  Session  eine  Dis- 
cussion  nicht  stattfinden  und  die  Entscheidung  des  Repräsentanten- 
hauses keine  Gesetzeskraft  erhalten  konnte.  Das  Cabinet  unter  Prä- 
sident Garfields  Leitung  schien  der  strikten  Durchführung  des  Acht- 
stundengesetzes nicht  ungeneigt  zu  sein,  wie  die  Arbeiterzeitungen  des 
Jahres  1881  in  Folge  mehrerer  dahin  bezüglichen  Anfragen  berichtet 
haben.  Eine  definitive  Entscheidung  ist  seitdem  in  dem  neuen  Gabi- 
net noch  nicht  getroflfen  worden. 

Doch  kehren  wir  wieder  zu  dem  detaillirten  Bericht  von  Mas- 
sachusetts zurück.  Die  allgemeine  Reduktion  der  Arbeitsstunden  für 
Handwerker  hatte  die  Bestrebung  in  ähnlicher  Weise  unter  den  Fa- 
brikarbeitern befördert.  Mehrmals  wurden  der  Legislatur  Gesetze 
unterbreitet,  welche  die  Regelung  der  Arbeitszeit  befürworteten.  Doch 
zunächst  war  kein  Erfolg.  Im  Jahre  1865  waren  die  Fabriken  von 
Southbridge  13  Stunden  pro  Tag  im  Gange  und  die  Arbeiter  strik- 
ten für  11  Stunden.  Die  Unternehmer  mit  Ausnahme  deijenigen  der 
Globe  Mill  gaben  sofort  nach,  so  dass  die  Sache  friedlich  zu  Ende 
gebracht  wurde.    In  der  letzteren  Fabrik  dauerte  die  Bewegung  zwei 

Monaten  GefKngniss ,  oder  beides  zugleich ,  nach  Gutdünken  des  Gerichts  bestraft  wer- 
den soll. 

1)  G.Z.  1880  Nr.  2.  Die  Glocken  und  andere  Signale,  welche  beim  Beginn  und 
Aufhören  der  Arbeit  gegeben  werden,  sind  nach  dem  Zehnstundensysteme  eingerichtet, 
und  die  Befehle  der  Kommandanten  richten  sich  nach  dem  Zehnstnndenplan.  Die  Leute, 
welche  es  vorziehen,  aclit  Stunden  t&glich  zu  arbeiten,  erhalten  die  Löhne  reducirt  und 
müssen ,  wenn  sie  den  Arbeitsplatz  verlassen  wollen ,  sich  Pässe  von  den  Exekutiv-Be- 
amten  verschaffen  und  dieselben  den  Wachtposten  vorzeigen;  die  Zehn-Stunden-Leute 
haben  dies  nicht  nöthig.  Dieses  legt  den  Arbeitern  einen  Zwang  auf,  welcher  den  Buch- 
staben und  den  Geist  des  Gesetzes  verletzt. 

2)  G.Z.  1880  Nr.  3.  Beschlossen,  dass  in  Uebereinstimmung  mit  der  wahren  Ab« 
sieht  und  Bedeutung  der  Sektion  3738  der  revidirten  Statuten  alle  Tagelöhner,  Arbeiter 
und  Handwerker,  welche  von  der  Regierung  beschäftigt  werden,  für  achtstündige  Arbeit 
einen  vollen  Tagelohn  erhalten  sollen ;  und  alle  Vorsitzende  von  Departements,  Beamten 
und  Agenten  der  Regierung  sind  hiermit  beauftragt,  das  Gesetz  zu  erzwingen,  wie  es 
hierin  ausgelegt  wird. 
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Tage  länger,  und  dann  entschloss  sich  auch  diese  Firma  wie  die  übri- 
gen zu  verfahren.  Da  einige  andere  Arbeitsstätten  im  östlichen  Mas- 
sachusetts die  Arbeitszeit  ebenfalls  verkürzt  hatten,  so  rief  dies  anch 
in  dem  westlichen  Theile  des  Staates  eine  Discussion  ins  Leben.  So 
setzten  in  Pittfield  die  Arbeiter  eine  Agitation  für  das  neue  System 
ins  Werk,  und  es  wurde  von  den  dortigen  Spinnern  nach  langen  Ver- 
handlungen beschlossen,  dass  sie  so  lange  bei  ihrem  Ausstande  ver- 
harren wollten,  bis  das  Ziel  ihrer  Wünsche  gesichert  sei.  Dies  ver- 
ursachte einen  Stillstand  von  ein  bis  zwei  Tagen.  Einige  Arbeiter, 
welche  besonders  zum  Ausstande  gerathen  hatten,  wurden  entlassen, 
während  die  Werkstunden  der  Forderung  gemäss  abgekürzt  wurden. 
Die  Bewegung  für  eine  weitere  Verbesserung  dauerte  indess  in  den 
Fabriken  fort  und  äusserte  sich  in  dem  Verlangen  nach  einem  Zehn- 
stundengesetz. Die  Meinung  im  Publikum  hatte  sich  im  Winter  1866 
— 67  so  sehr  dem  neuen  Gedanken  zugewandt,  dass  der  Director  der 
Wamsutta-Fabrik  in  New-Bedford  der  allgemeinen  Annahme  bei  den 
bedeutendsten  Fabriken  vorgreifend,  ohne  Auflforderung  bekannt  machte, 
dass  von  dem  neuen  Jahre  an  die  Arbeitszeit  in  seinen  Werken  auf 
10  Stunden  reducirt  werden  sollte.  Verschiedene  Vorgänge,  welche 
jedoch  bewiesen,  dass  dieses  Vorgehen  nicht  wohl  begründet  sei,  veran- 
lassten ihn  wieder  zu  der  Kundmachung,  dass  das  Zehnstundensystem 
nicht  angenommen  werden  könne,  bis  andere  concurrirende  Unterneh- 
mer ein  Gleiches  gotban  hätten.  Dem  widersetzten  sich  die  Arbeiter 
und  nach  einer  Gonferenz  mit  einem  Comit6,  welches  die  letzteren 
vertrat,  wurde  von  beiden  Parteien  verabredet,  dass  im  Februar  die 
Fabriken  zur  Probe  10  Stunden  lang  täglich  in  Gang  sein  sollten, 
wofür  die  Arbeiter  sich  einer  Reduktion  des  11.  Theils  ihres  Lohnes 
unterwerfen  mussten.  Nach  dem  1.  Februar  machten  die  Arbeiter 
ihrem  Ausschuss  den  Vorwurf  der  Competenzüberschteitung  und  wei- 
gerten sich,  etwas  zu  thun,  che  die  Zehnstundenarbeit ^ihnen  ganz  all- 
gemein zugestanden  wäre.  Am  22.  Februar  veröffentlichte  der  Direc- 
tor der  Corapagnie,  dass  alle  bisher  im  Dienste  gestandeÄen  und  jetzt 
am  Strike  betheiligten  Arbeiter  entlassen  seien,  dass  vom\  1.  März  an 
die  Fabrik  wieder  11  Stunden  lang  in  Thätigkeit  sein  solltte,  bis  die 
Unternehmer  von  Lowell  und  Lawrence  das  Zehnstundensyatem  ange- 
nommen hätten,  oder  ein  Gesetz  des  Normalarbeitstages  in  dOT  Staats- 
legislatur durchgegangen  sei.  Ferner  sei  die  Gesellschaft  gewtjllt,  die- 
jenigen wieder  aufzunehmen,  die  mit  den  Löhnen  zufrieden  sei^n,  die 
seit  1S66  ausgezahlt  würden. 

Angeregt  durch  die  allgemeine  Bewegung  strikten  am  l.Mpril 
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1867  die  BaumwoIIenspinncr  zweier  Fabriken  in  Lawrence  für  densel- 
ben Zweck.  Es  giebt  keine  genauen  Berichte  über  die  Zahl  derjeni- 
gen, die  die  Arbeit  einstellten,  doch  vermutbet  man,  dass  sie  150 
nicht  überschritt.  Der  Strike  endete  schlecht  für  die  Betheiligten,  da 
neue  Kräfte  bald  die  freien  Stellen  ersetzten.  Die  erste  Hälfte  der 
Zeit  verbrachten  die  Ausständigen  mit  den  gewöhnlichen  mit  Fahnen 
und  Musik  veranstalteten  Strassenparaden ,  worauf  die  verschiedenen 
Fabriken  aufgesucht  und  viele  Hochs  dem  Zehnstundensystem  gebracht 
wurden.  Zu  derselben  Zeit  strikten  derselben  Ursache  wegen  die 
BaumwoIIenspinncr  der  Hamilton-,  Boott-  und  Lawrencefabriken  in 
Lowell.  Etwa  100  Leute  verliessen  die  Arbeit  und  verlangten  im 
Einvernehmen  mit  der  nationalen  Baumwollspinnerassociation  die  Re- 
duktion von  11  auf  10  Stunden.  Die  Arbeitgeber  beachteten  jedoch 
den  Ausstand  nicht,  die  Fabriken  arbeiteten  mit  den  zu  erlangenden 
Leuten  weiter ,  und  nach  dem  Verluste  von  $  3,500  an  Lohn  kehrten 
die  Arbeiter  zurück.  Der  eintretende  Aufschwung  der  Geschäfte  und 
die  weitverbreitete  Gewerkschafts-Organisation  in  den  Jahren  1866 — 
1874  brachte  den  Fabrikarbeitern  in  Massachusetts  endlich  ein  er- 
wünschtes Gesetz.  Der  zehnstündige  Normalarbeitstag  wurde  für  die 
Frauen  und  für  alle  Arbeiter  unter  18  Jahren  gesetzlich  fixirt,  wel- 
che Bestimmung  auch  auf  die  Werkzeit  der  gesammten  männlichen 
Arbeiterbevölkerung  vortheilhaft  einwirkte.  Das  Gesetz  war  aber  nur 
so  lange  thatsächlich  in  Kraft,  als  die  guten  Zeiten  dauerten.  Wir 
ersehen  dies  daraus,  dass  im  März  1875  der  Versuch  der  Gesellschaft 
der  Merchants  Woolen  Mills  in  Dedham  die  Fabriken  länger  als  10 
Stunden  gehen  zu  lassen  einen  Strike  verursachte.  Die  Arbeiter  for- 
derten ihr  Recht,  aber  so  entschieden  sie  auch  auftraten,  ebenso 
fi^st  verweigerten  die  Fabrikherren  die  Werke  gehen  zu  lassen ,  bis 
die  ersteren  nachgäben.  Sie  versicherten,  keinen  Missbrauch  treiben, 
auch  die  Frauen  und  Kinder  Sonnabends  eher  entlassen  zu  wollen ,  e.s 
sei  ihnen  aber  nicht  möglich,  bei  dem  Zehnstundensystem  etwas  zu  ver- 
dienen. Sic  waren  gewillt,  die  verlängerte  Arbeitszeit  nach  Gebühr  zu 
bezahlen.  Doch  die  Leute  misstrauten  diesen  Gründen,  und  von  den 
umliegenden  Fabriken  beeinflusst  verharrten  sie  noch  14  Tage  lang  bei 
dem  Ausstande,  worauf  sie  zur  Arbeit  zurückkehrten,  nachdem  sie 
etwa  $  0000  an  Lohn  verloren  hatten  * ). 


1)  Andere  Gesetze  »ind  in  der  für  die  Arbeiter  günstigen  Zeit  erlassen  in  Cali- 
fornien^  Maine,  Minnesota,  Oregon,  Illinois  1867,  Rhode  Island, 
Wisconsin,  I  n  di  ana  1867,  New-Tork  1867,  Pensy  1  van  ien  ,  1868  citirt  in 
Studnitz  N.  a.  Arbeiterverhältnisse  S.  398  ff.   Für  Ohio  ist  noch  zu  erwähnen  Lab.  Stat. 

N.  F.  Bd.  V.  9 
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In  den  folgenden  Jahren  kommen  in  Massachusetts  keine  Aus- 
stände vor,  die  sich  auf  die  strenge  Einhaltung  des  Zehnstundensy- 
stems bezögen.  Alle  Anstrengungen  gingen  dahin  einen  erträglichen 
Lohn  zu  sichern,  den  die  Fabrikanten  oft  nicht  geben  konnten,  oder 
den  sie  herabsetzen  mussten,  wenn  sie  ihren  Betrieb  sich  erhalten 
wollten.  Sobald  die  Löhne  nach  der  Beendigung  der  Krisis  wieder 
stiegen,  begann  die  alte  Agitation  von  Neuem.  Im  Sommer  1880  nahm 
die  Staatslegislatur  ein  Gesetz  an,  welches  die  Uebertreter . (Fabri- 
kanten und  Gompagnien)  des  Zehnstundengesetzes  in  jedem  Falle  mit 
einer  Geldstrafe  von  $  100  belegte.  Gleichzeitig  beschloss  der  er- 
starkte Gewerkverein  der  Spinner  von  Fall  River,  um  diesem  neuen 
Gesetz  die  Ausführung  zu  sichern  $  50  an  Jeden  zu  bezahlen,  wel- 
cher eine  Ueberführung  und  Bestrafung  des  Uebertreters  herbeiführte. 
Die  Neuengland- Achtstundenliga ,  deren  Gründung  aus  der  Glanzpe- 
riode der  Gewerkschaften  stammt,  nahm  gleichzeitig  ihre  Thätigkeit 
wieder  auf  und  bemühte  sich  zunächst  das  in  Massachusetts  jetzt  that- 
sächlich  geltende  Zehnstundengesetz  auch  auf  die  anderen  Staaten  der 
Union  auszudehnen.  Unter  dem  Namen  der  Zehnstundenliga  begann 
sie  ihre  Thätigkeit  zuerst  in  Maine,  wo  sie  bei  der  Staatsregierung 
in  dem  Senator  Blaine  ein  bereitwilliges  Entgegenkommen  fand. 

In  anderen  Staaten  begann  mit  der  Besserung  der  Geschäfte  in 
gleicher  Weise  die  Bewegung  für  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  So 
fängt  seit  dem  Frühjahr  1879  die  Union  der  Möbelarbeiter  in  New- 
York,  Cincinnati,  Pittsburg,  Cleveland  und  Chicago  an  durch  Demon- 
strationen, Strikes,  und  Abhaltung  von  Delegatenversammlungen  für 
die  Achtstundenarbeit  einzutreten  ^). 


St.  Ohio  1880,  S.  316,  See:  Bei  allen  Anwerbangetif  um  in  einem  Gewerke  oder  in  einer 
Fabrik  zu  arbeiten  soll  eine  Tagesarbeit,  wenn  der  Contract  Über  den  Gegenstand  schweigt, 
oder  wo  kein  bestimmter  Contract  abgeschlossen  ist,  nur  10  Stunden  bestehen ;  und  alle 
Ueberciiikommcn,  Contracte  oder  Anwerbungen  besUglich  solcher  Arbeit  soUen  in  dieser 
Weise  ausgelegt  werden.  See.  6986  enthält  die  Arbeitszeit  weiblicher  Personen.  New- 
J  c  rsey -Verbot  der  Arbeit  für  Kinder  unter  10  Jahren  und  10  Stunden  Arbeit  für 
junge  Leute  unter  16  Jahren. 

1)  Proclamation  des  Centralcomitees  der  Gewerkschaftsunion  der  Möbelarbeiter  von 
Nordamerika  von  April  1879:  „In  Erwägung,  dass  schon  vor  3  Jahren  die  Majorität 
der  Chiengocr  Möbelfabrikanten  für  die  AbkUrzung  der  Arbeitszeit  agitirt,  und  in  neue- 
ster Zeit  die  Fabrikanten  von  Massachusetts  sich  dafür  erklärt  haben ,  wenn  dieselbe 
anderwärts  in  den  Vereinigten  Staaten  auch  eingeführt  würde  —  so  sei  beschlossen, 
dAss  wenn  bis  zum  5.  Juli  die  Majorität  der  Arbeiter  dieser  Industriezweige  sich  für 
die  Einführung  der  Achtstundenarbeit  ausgesprochen  hat,  so  soll  diese  Maassregel  nach- 
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In  der  letzteren  Stadt  war  zunächst  gar  kein  Erfolg  zu  verzeich- 
nen, da  sämmtliche  Möbelfabrikanten  sich  vereinigten  und  an  10  Stun- 
den festzuhalten  beschlossen.  Da  die  Geschäftsverhältnissc  noch  nicht 
so  lagen,  dass  alle  Möbelarbeiter  der  Stadt  Beschäftigung  hatten,  so 
kehrten  die  meisten  von  dem  Ausstande  zurück,  während  eine  geringe 
Anzahl,  welche  mit  etwas  Capital  versehen  war,  eine  Produktivgenos- 
senschaft gründete.  Um  bessere  Resultate  zu  erzielen  wurde  eine 
Gentralorganisation  der  „Vereinigten  Möbelarbeiter  und  verwandten 
Ocwerke^^  ins  Leben  gerufen,  welcher  bald  von  mehreren  Seiten  eine 
Reduktion  der  Arbeitszeit  mitgetheilt  wurde  ■).  Die  meisten  Arbeit- 
geber hatten  den  Wünschen  ihrer  Arbeiter  sofort  nachgegeben,  in 
6  Fällen  war  es  zum  Stricke  gekommen,  der  mit  grösserem  oder  ge- 
ringerem Erfolg  für  die  Arbeiter  günstig  ausfiel.  Ebenso  vereinigten 
sich  im  Frühjahr  1880  die  Hutmacher  der  Vereinigten  Staaten  wieder 
zu  einer  nationalen  Gewerkschaft,  setzten  ein  GentraIcomit6  zur  Ueber- 
wachung  der  Arbeitszeit  ein  und  verpflichteten  sämmtliche  Vereins- 
mitglieder nicht  länger  wie  10  Stunden  ohne  specielle  Erlaubniss  des 
Ausschusses  zu  arbeiten.  Ebenfalls  traten  die  Maschinenbauer  der 
Stadt  New- York  für  Verkürzung  der  Werkstunden  ein,  und  die  sich 
neu  gebildeten  Trades  -  Assemblies  entschlossen  sich  von  Neuem  zu 
einer  politischen  Agitation  für  den  Normalarbeitstag.  Im  letzten 
Jahre  hat  die  Bewegung  eine  grosse  Zahl  von  Gewerben  ergriffen,  die 
sich  um  so  weiter  verbreitet  hat,  je  besser  sich  die  allgemeine  Ge- 
schäftsconjunctur  gestellt  hat.  Gleichzeitig  haben  fast  sämmtliche 
Gewerkschaften,  welche  während  der  Krisis  zu  Grunde  gegangen  sind, 
sich  reorganisirt.  In  den  Vereinigten  Staaten  vollziehen  sich  oft  wirth- 
schaftliche  und  sociale  Angelegenheiten  so  ausserordentlich  rasch  und 
sprungweise.  1877  gab  es  in  Stadt  New- York  etwa  5000  Gewerk- 
schaftsmitglieder, während  im  Sommer  1881  30,000  registrirt  waren; 
davon  gehörten  3300  dem  internationalen  Verein  der  Gigarrenmacher 

dem  die  Fabrikanten  davon  gehörig  in  Kenntniss  gesetzt,  an    einem  vom  Centralcomit^ 
festzusetzenden  Tage  in  Kraft  treten.** 

1)  Die  Arbeitszeit,  welche  60  Stunden  betrug,  wurde  reducirt 
in  Fabriken  und  Werkstätten  auf  Stunden 
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an,  welcher  ein  Jahr  vorher  nur  380  Grenossen  zählte.  Eine  allge- 
meine Agitation  für  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  wird  jedenfalls  nicht 
ausbleiben ,  welche  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  diesmal  einen  besseren 
Erfolg  verspricht. 

Diese  Annahme  wird  dadurch  wahrscheinlich,  dass  die  Gewerk- 
schaften und  die  sonstigen  oben  besprochenen  freien  Arbeitergenossen- 
schaften erkannt  haben,  dass  umfangreiche  Unterstützungskassen  das 
beste  Mittel  sind  die  Mitglieder  gerade  dann ,  wenn  schlechte  Zeiten 
wieder  kommen  sollten,  fest  zusammen  zu  halten,  und  dass  sie  auch  dem 
entsprechend  für  grössere  Fonds  gesorgt  haben.  Ferner  ist  von  den 
Bureaus  für  Arbeitsstatistik  in  den  letzten  Jahren  viel  Material  über 
die  Einführung  des  Normalarbeitstages  gesammelt  worden,  aus  dem  nur 
Günstiges  für  die  Bewegung  gefolgert  werden  konnte ,  und  schliesslich 
hat  sich  die  öffentliche  Meinung  mehr  und  mehr  der  ganzen  Angele- 
genheit entgegenkommend  gezeigt,  und  von  Seiten  mehrerer  Unterneh- 
mer ist  sogar  die  Initiative  für  die  Fcsthaltung  weniger  Arbeitsstunden 
ergriffen  worden. 

Aus  der  im  Kurzen  vorgeführten  Geschichte  der  Bewegung  zur 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  lässt  sich  ersehen,  mit  welcher  Hartnäckig- 
keit der  Kampf  von  Seiten  der  Arbeiter  geführt  worden,  und  wie 
ihnen  trotz  vielßr  Niederlagen  nach  und  nach  eine  Erleichterung  ge- 
worden ist.  Gehen  auch  mit  dem  bei  den  Krisen  unvermeidlichen 
Niedergange  der  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Prosperität  die 
Löhne  herunter,  und  wird  dem  in  solchen  Zeiten  hülfslosen  Arbeiter 
auch  eine  Mehrarbeit  zugemuthet,  so  sind  doch  die  allmählich  gemach- 
ten Fortschritte  im  Ganzen  so  bedeutend  gewesen,  dass  ein  Rückgriff 
auf  ganz  Vergangenes  als  etwas  Unerhörtes  erscheinen  würde. 

Es  ergiebt  sich  ferner  aus  unserer  Betrachtung,  dass  nur  dieje- 
nigen Arbeiter  sich  für  den  verkürzten  Arbeitstag  interessiren,  welche 
hohe  L(')hne  empfangen.  Die,  welche  $  5  oder  $  6  per  Woche  ver- 
dienen —  in  den  Vereinigten  Staaten  ein  sehr  geringes  Einkommen 
—  haben  sich  aus  freiem  Antriebe  nie  gedrungen  gefühlt  für  die 
Beschränkung  des  Werktages  einzutreten.  Die  täglichen  Nahrungs- 
sorgen zu  beseitigen,  die  Miethsherren ,  die  Bäcker  und  Fleischer  zu 
bezahlen  und  sich  die  nöthigen  Kleider  zu  verschaffen,  ist  für  diese 
Klasse  der  Arbeiter  viel  wichtiger.  In  den  schlechten  Zeiten  schweigt 
die  Arbeiterbewegung  ausser  der  für  Lohnerhöhung  gänzlich,  während 
in  guten  diejenigen  Handwerker,  bei  denen  der  Beruf  eine  besondere 
Geschicklichkeit  voraussetzt,  und  in  Folge  dessen  die  Löhne  hochstehen, 
am  besten  organisirt  und  am  entschiedensten  und  nachhaltigsten  für 
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die  Reduktion  der  Arbeitsstunden  eingetreten  sind.  Die  Schifiisbauer 
und  Kalfater  waren  die  ersten,  welche  in  Amerika  den  zehnstündigen 
Arbeitstag  durchgesetzt  haben,  und  es  betrug  1853  ihr  Lohn  $  3  per  Tag. 
Es  war  dies  in  Massachusetts,  der  Wiege  der  amerikanischen  Arbeiter- 
bewegung. Die  Baugewerke  in  New- York  und  Chicago  bildeten  in 
den  sechziger  Jahren  die  Avantgarde  in  der  Bewegung  und  waren  die- 
jenigen, welche  die  höchsten  Löhne  erhielten.  Die  Backsteinleger 
der  Stadt  New- York  verdienten  in  der  Mitte  der  siebziger  Jahre 
iS  2  am  Tage  und  bis  zum  Jahre  1880  war  ihr  stetes  Bemühen  auf 
die  Erhöhung  ihres  Einkommens  gerichtet,  kaum  hatten  sie  aber  die 
alte  Lohnhöhe  von  $  3  erreicht,  so  wandten  sie  sich  zur  Erkäm- 
pfung des  achtstündigen  Arbeitstages,  den  sie  schon  zweimal  erlangt 
und  zweimal  verloi*en  hatten. 


ni.    Die  Folgen  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  den 

Vereinigten  Staaten. 

In  dem  Nachfolgenden  sollen  einerseits  die  Erfahrungen  darge- 
stellt werden,  welche  sich  in  der  nordamerikanischen  Union  bei  der 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  für  Arbeiter,  Unternehmer  und  C!onsumen- 
ten  ergeben  haben,  und  anderseits  auch  diejenigen  Meinungen  berück- 
sichtigt werden,  welche  in  der  politischen  oder  Arbeiterpresse  als  Aus- 
druck allgemein  verbreiteter  Ueberzeugung  gewissermaasscn  als  Prä- 
sumptiunen  künftiger,  weiterer  Verminderung  maassgebend  sind.  Zu 
letzteren  gehören  auch  die  Berichte  der  arbeitstatistischen  Büreaux, 
welche  durch  detaillirte  Fragestellung  an  den  verschiedenen  iuteres- 
sirteu  Gruppen  der  Bevölkerung  ein  umfangreiches  für  unsere  Frage 
werthvolles  Material  gesammelt  haben.  Die  Schlüsse,  welche  zu  6  u  n  - 
sten  oder  zu  Ungunsten  des  Normalarbeitstages  oder  der  Abkür- 
zung der  Arbeitszeit  aus  den  erkannten  Thatsachen  gemacht  werden,  und 
an  denen  namentlich  in  ersterer  Beziehung  die  Arbeiterzeitungen ' ) 
reich  sind,  haben  auch  für  die  Theorie  der  Nationalökonomie  ein  In- 
teresse, bedürfen  aber,  wenn  sie  mit  der  Wirklichkeit  übereinstimmen 
sollen,   vielfach  weitgehender  Einschränkungen.    An  sich  wahre  6e- 

1)  Die  GewerlLschaftszeitung,  New- York.  The  Exponent,  Cincinnati.  The  Union, 
St.  Louis  Mo.  The  Workingmen's  Union  Advocatc,  New-Orleans.  National  Labor  Tri- 
büne, The  Progressive  Age  (Knights  of  Labor).  —  Socialistische :  New- Yorker  Volksüei- 
tuug,  Philadelphia  Tageblatt,  California  freie  Presse,  Chicagoer  Arbeiterseitaug. 
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setze  des  wirthschaftlichen  und  sodaleu  Lebens,  werden  nch  nrir 
unter  allen  Verhältnissen,  in  denen  sie  möglich  sind,  zur  Gdtiig 
bringen,  daraus  folgt  aber  keineswegs,  dass  die  Wirklichkeit  nur  tw 
einer  treibenden  Ursache  abhängt,  und  man  mit  der  Erkenntoiss  dieser 
nun  den  Gang  der  wirthschaftlichen  Geschichte  voraussagen  kann.  Der 
Amerikaner  ist  gewiss  ein  praktischer  Mann,  und  man  kann  ihm  nicht 
nachsagen ,  dass  er  sein  öffentliches  und  privates  Verhalten  nach  dii- 
mal  vorgcfassten  Doktrinen  regelt,  aber  wenn  er  als  Schriftstdler  anf 
das  Gebiet  der  Theorie  sich  wagt,  so  zeigt  er  nicht  selten,  daw 
er  dort  noch  nicht  zu  Hause  ist,  indem  er  sich  Wunderlichkeiten  zd 
Schulden  kommen  lässt,  denen  die  gereiftere  Wissenschaft  fernbleibt. 
Auf  ein  Argument,  welches  von  denen  stets  ausgebt,  die  der 
Sache  der  Arbeit  sich  annehmen,  dass  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit 
eine  Forderung  der  Gerechtigkeit*)  sei,  wollen  wir  hier  nicht  näher 
eingehen.  So  sehr  auch  eine  affective  Behandlung  der  Frage  in  dieser 
Weise  vom  Staudpunkt  des  Parteiiuteresses  gerechtfertigt  erscheint, 
weil  grosse  Neuerungen  im  Volksleben  nie  ohne  die  Macht  des  Ge- 
müths  durchgeführt  werden,  und  so  gewiss  es  auch  die  Wissenschaff 
sich  zur  Aufgabe  machen  muss  mit  Kopf  und  Herz  zu  wirken,  d.  h. 
das  als  richtig  Erkannte  auch  warm  zu  vertheidigen ,  so  ist  es  doch 
in  unserem  Falle  richtig  von  dem  Beweisgrund  der  Gerechtigkeit  ab- 
zusehen, da  man  einen  Maassstab  bisher  noch  nicht  auffinden  konnte, 
nach  dem  sich  die  Vertheilung  des  Produktionsertrages  als  gerecht 
hätte  bemessen  lassen.  Ausschreitungen  von  beiden  Seiten  von  der 
des  Capitals  und  der  Arbeit,  wird  man  sehr  wohl  erkennen  können, 
wer  will  aber  behaupten  eine  Arbeitszeit  von  8  Stunden  sei  gerecht  eine 
H'/jg  dagegen  ungerecht?  So  lange  mau  kein  neues  Volkswirthschafts- 
System,  das  ebenso  produktiv  ist  als  das  gegenwärtige,  gefunden  hat, 
wird  man  die  Trennung  von  Arbeit  und  Untemehmerthum ,  welches 
als  Eigenthunisinhaber  Beschaffung  und  Leitung  des  Capitals  besorgt, 
als  nothwendig  und  damit  volkswirthschaftlich  auch  als  produktiv  er- 
achten. Lohn  und  Gapitalgewinn  sind  daher  beide  gerecht,  und  wenn 
den  Vertretern  beider  eine  gleiche  sociale  Machtstellung  garantirt  ist, 
wird  alles  geschehen  sein,  was  unter  gegenwärtigen  Verhältnissen  in 
dieser  Beziehung  zu  erreichen  ist*). 

1)  Mhii  Üiidct  sehr  liüufig  in  der  uincrikaui:icheii  Arbeiterpre»s»e  folgcuden  Passus: 
Ks  ibt  jjeri'clit,  dass  «ler  Taj;  des  Arbeiters  in  drei  gleiche  Theile  zerlalle.  8  Stunden 
Arl)eit,  8  Stunden  Sehlul',  8  Stunden  zum  l'reicn  Lebensgeuuss. 

2)  Kinc  Meinung,  welche  in  den  Staaten  viel  vorbreitet  ist:  ,, Freiheit  des  Coutracts 
hat  die  Arbeit  nöthig  und  sie  ist  da,  wo  beide  Parteien  gleichstehen  und  jede  frei  ist 
das  Anerbieten  des  andern  abzuschlagen  oder    auzunehmeu/*     luvestigation  by  a  select 
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Wenn  man  sieb  auf  den  Standpunkt  der  Humanität  stellen  und 
fragen  will,  ob  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  für  das  physische  und 
moralische  Wohl  der  Arbeiter  wünschenswerth  sei,  so  muss  man  eine 
ganz  bestimmte  Reduktion  der  Stunden  in  das  Auge  fassen,  und  von 
einer  solchen  Voraussetzung  gehen  auch  stets  die  Beweisführungen  für 
und  wider  aus,  welche  in  den  Vereinigten  Staaten  versucht  worden 
sind.  In  den  Ländern  des  Ostens  wurde  das  Hauptgewicht  früher 
auf  die  zehnstündige,  jetzt  aber  wie  im  Westen  mehr  auf  die  acht- 
stündige Tagesarbeit  gelegt.  Wir  wollen  daher  im  Folgenden  die 
Wirkungen  uns  veranschaulichen,  welche  mit  letzterer  kennen  gelernt 
oder  für  sehr  wahrscheinlich  gehalten  sind. 

Je  mehr  sich  die  Industrie  ausdehnt  und  die  grossen  Städte  sich 
erweitem,  um  so  entfernter  liegt  die  Wohnung  des  Arbeiters  von  der 
Produktionsstätte.  Wenn  auch  zu  gleicher  Zeit  die  Verkehrsmittel 
der  Stadt  wachsen,  so  sind  sie  doch  nicht  für  Jeden  in  gleicher  Weise 
zugänglich,  und  gar  mancher  Arbeiter  muss  im  Winter  sein  Haus  am 
Morgen  verlassen,  wenn  es  noch  dunkel  ist,  um  zur  rechten  Zeit  in 
der  Fabrik  anwesend  zu  sein.  Da  die  amerikanischen  Städte  durch- 
weg weitläufig  gebaut  sind,  so  braucht  mancher  Morgens  und  Abends 
für  den  Weg  eine  volle  Stunde,  so  dass  er  bei  einer  zehnstündigen 
Arbeit  und  der  Mittagspause  von  einer  halben  Stunde  12 ^|,  Stunde 
von  den  Seinigen  fern  ist.  Das  Mittagbrod  in  dem  Kreise  der  Fa- 
milie zu  nehmen,  ist  bei  solchen  Distancen  gänzlich  ausgeschlossen. 
Verbesserte  Communicationsmittel  können  vieles  lindern,  da  aber  eine 
Aendcrung  der  Verhältnisse  von  dieser  Seite  nicht  gleichmässig  wirkt, 
so  ist  von  ihr  kein  Einwand  gegen  die  Verminderung  der  Arbeitszeit 
zu  erwarten. 

Mehr  Schlaf  nach  anstrengender  Tagesarbeit,  ruhiges  Frühstücken 
des  Morgens  vor  dem  Beginn  der  neuen  Thätigkeit,  eine  längere  Pause 
zur  Mittagszeit  und  am  Abend  eine  stille  Stunde  vor  oder  nach  dem 
Essen,  werden  gewiss  die  Gesundheit  fordern  und  eine  kräftige  Ge- 
neration erwachsen  lassen. 

Vor  allem  sind  es  die  Frauen  und  Kinder,  welche  der  Ruhe  be- 
dürfen ,  und  wie  vortheilhaft  in  dieser  Beziehung  die  Folgen  der  Ver- 
kürzung sind,  haben  die  Erfahrungen  des  Zehnstundengesetzes  in 
Massachusetts  zur  Evidenz  gezeigt,  indem  nicht  blos  die  Berichte  der 
Arbeiter,  sondern  auch  die  der  Fabrikanten  es  übereinstimmend  be- 
kunden. 

Committeo  of  the  Uouse  of  Bepre«entativos,  relative  to  ttie  caase«  ot'  general  depreseion 
in  labor  etc.     Washington  1879  S.  199. 
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Die  Verbesserung  des  Gesundheitszustandes  würde  zugleich  eine 
wesentliche  Entlastung  des  Arbeiterbudgets  bedeuten.  Die  Beiträge 
für  die  Kranken-  und  Alterskasse  könnten  verringert  werden,  und  selbst 
die  Prämien  für  die  Unfallversicherung  müssten  kleiner  werden,  da 
viele  Unglücksfälle  durch  geistige  und  körperliche  Abspannung  des 
Arbeiters  verursacht  werden,  welche  mit  kürzerer  Arbeitszeit  nach- 
lassen würde.  Zudem  würde  an  Honorar  für  den  Arzt  und  an  den 
Ausgaben  für  Medizin  gespart  werden. 

In  gleicher  Weise  wie  die  physische  möchte  auch  die  moralische 
Gesundheit  der  Handarbeiter  gehoben  werden.  Gerade  in  der  heu- 
tigen Zeit,  in  welcher  der  Zug  der  Isolirung  durch  die  einseitige  In- 
teressenvertretung in  der  Gesellschaft  so  scharf  ausgeprägt  ist,  darf  man 
den  sittigenden  Einfluss  des  Familienlebens  nicht  gering  anschlagen. 
Der  Gewinn  von  zwei  freien  Stunden  am  Tage  kann  schon  viel  dazu 
thun  engere  Bande  um  die  Angehörigen  einer  Familie  zu  schlingen, 
indem  durch  Belehrung  und  Unterhaltung  der  eine  auf  den  andern 
in  vortheilhafter  Weise  erziehend  einwirken  kann.  Die  Frauen  kön- 
nen der  Pflege  der  Kinder  eine  grössere  Sorgfalt  zuwenden,  die  jungen 
Mädchen  zu  tüchtigen  Hausfrauen  herangebildet  werden,  und  die  Kna- 
ben dürfen  sich,  der  strengeren  Zucht  des  Vaters  folgend,  nicht  stun- 
denlang auf  der  Strasse,  auf  der  sie  wenig  Gutes  lernen  können,  um- 
hertreiben. Mit  dem  sittlichen  Fortschritt  würde  ein  geistiger  Hand 
in  Hand  gehen.  Der  ältere  amerikanische  Arbeiter  hat  unzweifelhaft 
den  Hang  sich  geistig  zu  beschäftigen,  er  liebt,  wenn  es  ihm  irgend 
möglich  ist,  täglich  seine  Zeitung  zu  lesen,  und  in  vielen  Wohnungen 
findet  man  die  Werke  hervorragender  Schriftsteller  und  Dichter.  Eine 
freie  Stunde  des  Abends  würde  hier  eine  schöne  Zugabe  sein  und  den 
Kreis  solcher  Bedürfnisse  erweitern,  deren  Befriedigung  dem  Leben 
einen  so  hohen  Reiz  verleiht.  Eine  lebhaftere  Theilnahme  an  öffentlichen 
Dingen  würde  die  Folge  sein,  und  das  Genossenschaftswesen,  dem  noch 
viele  Handwerker  und  Fabrikarbeiter  fernstehen,  ginge  sicherlich  einem 
bedeutenden  Aufschwung  entgegen.  Bei  uns  in  Deutschland  hört  man 
bisweilen  die  Meinung  aussprechen,  dass  der  geistig  emancipirte  Ar- 
beiter sich  ohne  weiteres  der  Socialdemokratie  zuwenden  und  damit 
dieser  Partei  eine  solche  Macht  verleihen  würde,  dass  unsere  gesammte 
gegenwärtige  Civilisation  in  Frage  gestellt  werden  könnte.  In  Nord- 
amerika hat  man  keine  Veranlassung  solche  Befürchtungen  auszu- 
sprechen, da  man  weiss,  dass  ein  hoher  Grad  praktischen  Sinns  im 
Volke  lebt,  welcher  das  Uebereilte  nicht  leidet,  und  den  Fortschritt 
nicht  anders  als  auf  dem  Boden  der  Gegenwart  kennt.    Dort  ist  unter 
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denjenigen  gebildeten  Klassen,  welche  dem  Parteiinteresse  fernstehen 
auch  die  Meinung  durchweg  verbreitet,  dass,  wer  es  mit  dem  geistigen 
Fortschritt  der  Masse  des  Volkes  ernstlich  meint  und  in  der  allge- 
meinen Bildung  eine  Erhöhung  des  Gulturlebens  erblickt,  für  die  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  eintreten  muss,  da  regelmässige  Müsse  das 
einzige  Mittel  ist  zu  einer  tieferen  und  freieren  Welt-  und  Liebensan- 
schauung  zu  gelangen.  Was  nützen  die  in  den  Schulen  erworbenen 
Kenntnisse,  wenn  sie  später  nicht  erhalten  und  vervollkommnet  wer- 
den, und  was  können  Sonntagsvorträge  nützen,  wenn  der  Arbeiter  er- 
müdet von  der  Anstrengung  der  Woche  am  siebenten  Tage  nichts  als 
Buhe  sucht? 

Die  grössere  Häuslichkeit  hat  zudem  nicht  zu  unterschätzende 
ökonomische  Vortheile.  Wenn  es  der  ganzen  Familie  möglich  wäre 
die  drei  Mahlzeiten  im  Hause  zu  halten,  so  wäre  schon  ein  Erspar- 
niss  gemacht.  Für  die  Frauen  käme  noch  hinzu,  dass  sie  ihre  Klei- 
dung zum  Thcil  und  die  Wäsche  der  Familie  selbst  besorgen  könnten. 
In  den  kleineren  Fabrikorten,  an  denen  die  Neuenglandstaaten  beson- 
ders reich  sind,  haben  viele  Fabrikarbeiter  etwas  Grund  und  Boden 
oder  können  ihn  leicht  seiner  Billigkeit .  wegen  erwerben,  und  die  jetzt 
nur  von  Einzelnen  betriebene  kleine  Gartencultur  zum  eigenen  Ver- 
brauch könnte,  wenn  im  Sommer  eine  freie  Abendstunde  wäre,  zu  Gun- 
sten der  Gesundheit  und  der  Oekonomie  vieler  tausend  Arbeiter  er- 
weitert werden.  In  einem  Bericht  aus  St.  Louis  wird  hervorgehoben, 
dass  die  dortigen  Handwerker,  Alles  was  sie  brauchen  am  Abend  ein- 
kaufen müssen  und  dabei  die  Qualität  der  Güter  schlecht  zu  erken- 
nen vermögen,  ein  Uebelstand,  der  durch  das  Achtstuudensystem  we- 
nigstens im  Sommer  gemildert  werden  könnte. 

Es  fehlt  anderseits,  vor  allem  bei  dem  Untcmehmerthum  nicht 
an  Stimmen ,  welche  aus  einer  Reduction  der  Arbeitszeit  die  grössten 
Nachtheile  für  die  Moralität  der  Arbeiter  prophezeihen.  Mehr  Müsse, 
hcisst  es  bei  ihnen  ist  nichts  als  mehr.Gelegeuheit  zum  Tabakrauchen 
und  zum  Umhertreibeu  auf  der  Strasse  und  bedeutet  eine  neue  Quelle 
des  Einkommens  für  Bier-  und  Whisky-Salons.  Trägheit  und  ünzu- 
verlässigkeit  bei  der  Arbeit,  Unwirthschaftlichkeit  im  Privatleben  und 
Pflichtvergessenheit  gegen  die  Familie  erscheint  so  als  Wirkung  der 
zweistündigen  Verkürzung  der  Arbeitszeit.     . 

Falsch  ist  es  zunächst  den  Hang  zum  Schlechten  bei  jedem  Ar- 
beiter vorauszusetzen;  denn  das  wäre  ein  vernichtendes  Urtheil  für 
das  amerikanische  Volk  und  nicht  in  Einklang  zu  bringen  mit  dem 
gewaltigen  materiellen  Fortschritt,  welchen  unser  Jahrhundert  in  Nord- 
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amerika  gesehen  hat  In  den  Staaten  Maine,  New -Hampshire,  Rhode 
Island,  Connecticut  und  New- York  antworteten  bei  einer  statistischen 
Erhebung  bezüglich  der  Frage,  wie  gross  der  Procentsatz  der  Ar- 
beiter wäre,  welche  einen  guten  Gebrauch  von  der  durch  Redudmng 
der  Arbeitszeit  gewonnenen  Müsse  machen  würden,  von  139  Gross- 
untemehmem  wie  folgt:  15  sagten  alle  Arbeiter  würden  die  Zeit  gut 
verwenden,  70  die  Majorität  würde  es  thun,  11  sagten  zwischen  10 
und  50  ^/o ,  3  weniger  als  10  ^Iq  ,  7  nur  die  Frauen,  23  sehr  wenige. 
Gleichzeitig  wurde  in  denselben  Staaten  von  412  Arbeitern  durcluuis 
verschiedener  Gewerbe  auf  dieselbe  Fragestellung  berichtet  401  er- 
klärten die  gewonnene  freie  Zeit  werde  gut  benutzt  werden,  und  nur 
11  versprachen  sich  eine  ungünstige  Wirkung  davon.  Zu  den  ersteren 
Angaben  bemerkt  das  Bureau  für  Arbeiterstatistik  von  Massachusetts, 
dem  wir  diese  2Sahlen  verdanken,  und  dem  man  gewiss  keine  Partei- 
lichkeit nachsagen  kann,  da  sowohl  die  Arbeiter  als  auch  die  Fabri- 
kanten behaupten,  dass  es  ihr  besonderes  Interesse  nicht  vertrete: 
„Bei  der  Verwaltung  der  Fabriken  beruht  die  Schwierigkeit  nicht  in 
dem  Benehmen  der  gutwilligen,  sondern  der  übelgesinnten  Arbeiter 
und  wenn  von  der  Verbesserung  einer  Arbeitsmethode  gesprochen 
wird,  sind  die  Gedanken  eines  Fabrikherren  zunächst  dort,  wo  ihm  die 
meisten  Unannehmlichkeiten  bereitet  werden.  Daher  meint  er  nur  zu 
leicht,  dass  in  weniger  Arbeitsstunden  die  ihm  lästigen  Arbeiter  noch 
eine  grössere  Last  aufbürden  würden,  und  er  fürchtet  von  einer  sol- 
chen Massregel  einen  üblen  Erfolg  überhaupt  und  sucht  ihm  im  In- 
teresse seiner  Selbsterhaltung  zu  widerstehen,  wie  der  Anwohner  des 
Meeres  einer  Ueberschwemmung.^^  Damit  sollen  die  Antworten,  wel- 
che doch  schon  bedeutend  in  der  Minderzahl  für  die  Beduction  sich 
ungünstig  aussprechen,  auf  ihren  richtigen  Werth  zurückgeführt  wer- 
den. Unzweifelhaft  ist,  dass  die  Frauen  und  Kinder  von  der  gewon- 
neneu Müsse  keinen  schlechten  Gebrauch  machen  werden,  da  die  er- 
wähnten Laster  doch  nur  ganz  ausnahmsweise  bei  ihnen  anzutreffen 
sind.  Mit  diesem  Gedanken  sind  wir  dem  Kernpunkt  der  ganzen 
Frage,  nach  dessen  Maassstab  auch  die  obigen  Antworten  zum  gros- 
sen Theil  gegeben  sind  ,näher  gerückt,  welcher  darin  besteht,  dass  die- 
jeuigcu,  welche  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  einen  leicht- 
sinnigen Lebenswandel  führen,  in  ihren  schlechten  Eigenschaften  nur 
noch  bestärkt,  wohingegen  diejenigen,  welche  jetzt  sparsam  und  häus- 
lich sind,  diese  Tugenden  noch  mehr  ausbilden  werden.  Die  Verkür- 
zung der  Arbeitszeit  hat  nicht  schlechthin  eine  üble  Wirkung,  sondern 
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mrd  diese  nur  bei  den  erbärmlichen  Elementen  des  Arbeiterstandes 
ausüben. 

Dabei  möchten  wir  fragen,  für  wen  soll  die  Gesetzgebung  ein- 
treten, für  die  Arbeiter,  welche  sich  gut  betragen  und  welche  zu- 
dem die  Migorität  bilden,  oder  fiLr  die,  welche  träge  und  leichtfertig 
in  den  Tag  hineinleben  ?  Die  Antwort  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  die 
letzteren  müssen  die  Folgen  ihres  Thuns  selbst  tragen,  und  den  bes- 
seren kann  nicht  zugemuthet  werden,  dass  sie  unter  den  Nachlässig- 
keiten jener  zu  leiden  haben. 

Zudem  mag  noch  Folgendes  bemerkt  werden:  In  manchen  In- 
dustrien, in  denen  wie  in  den  Eisenwerken  und  Brauereien  die  Ar- 
beiter besonders  von  der  Hitze  zu  leiden  haben,  oder  in  den  Stoin- 
schleifereien  und  Betrieben,  in  denen  Eisen  und  Holz  gefeilt  wird, 
wobei  der  Hals  des  Arbeiters  angegriffen  wird,  oder  in  Fabriken,  wo 
die  gesammte  Körperconstitution  schädlichen  Dämpfen,  wie  bei  der 
Zündholz-  und  Spiegelverfertigung  ausgesetzt  ist,  tritt  bisweilen  eine 
solche  körperliche  Abspannung  ein,  dass  leicht  zu  Beizmitteln,  die  er- 
frischen sollen,  gegriffen  wird.  Wie  leicht  kann  dabei  aus  dem  mas- 
sigen Gebrauch  der  Spirituosen  die  Gewohnheit  des  regelmässigen 
Trinkens  entstehen  I  In  solchen  Fällen  würde  die  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit als  Entlastimg  körperlicher  Beschwerden  sicherlich  auf  die 
Moralität  segensreich  einwirken. 

In  Amerika  sollte  man  auch  die  dort  gemachte  Erfahrung  nicht 
vergessen,  dass  die  erfolgreiche  Erziehung  zur  Sittlichkeit  nur  unter 
der  Voraussetzung  der  Selbstbestimmung  möglich  ist. 

Vor  und  auch  noch  kurz  nach  dem  Secessionskriege  war  die  Mei- 
nung stark  verbreitet,  dass  die  Neger  sich  der  Freiheit  unwürdig  zei- 
gen würden,  dass  sie  weder  ein  gesittetes  Familienleben  führen,  noch 
an  der  eigenen  Arbeit  je  ein  Interesse  gewinnen  könnten.  Und  wie 
ist  jene  Behauptung  durch  die  Vorgänge  der  neueren  Zeit  Lügen  ge- 
straft worden!  Die  Uebergangszeit  war  für  die  Südstaaten  zwar 
eine  recht  schwere,  aber  schliesslich  hat  die  Baumwollenproduction 
mit  freien  Schwarzen  einen  höheren  Aufschwung  genommen,  als  wie 
je  vorher,  während  zugleich  die  Negerbevölkerung  erheblich  von  Jahr 
zu  Jahr  steigt,  und  viele  der  früheren  Sclaven  zu  selbständigen  Far- 
mern geworden  sind.  Kürzere  Arbeitszeit  bedeutet  aber  mehr  Frei- 
heit zur  Selbstbestimmung  und  mehr  Müsse  zum  Nachdenken  über 
die  Gestaltung  der  Bedürfnisse. 

Gegen  die  Verminderung  der  Arbeitszeit  auf  acht  Stunden  wird 
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selbst  yoD  denen,  welche  sie  für  das  physische  und  moralische  Wohl 
der  arbeitenden  Klasse  höchst  vortheilhaft  erachten,  zuweilen  ein  Ar- 
gument vorgebracht,  welches,  wenn  es  wahr  wäre,  jene  guten  Wirkun- 
gen theilwcise  wieder  aufheben  könnte.  Es  ist  dies  die  Frage,  ob 
mit  verringerter  Stundenzahl  die  Löhne  sinken  würden.  Ist  dies  der 
Fall,  so  hat  zwar  der  Arbeiter  mehr  Müsse  und  Ruhe,  kann  aber 
seine  anderweitigen  Lebensbedür&iisse  nicht  in  der  Weise  befriedigen 
wie  früher,  und  was  er  auf  der  einen  Seite  an  Erhaltung  der  Lebens- 
kraft gewinnt,  verliert  er  auf  der  andern  durch  Entziehung  derselben. 

Eine  Herabsetzung  der  Löhne  könnte  eintreten,  wenn  die  Produc- 
tion  der  Waaren  beschränkt  würde.  Da  die  Arbeitslöhne,  wenn  wir 
von  der  grösseren  oder  geringeren  Machtposition  durch  Arbeiter-Cioa- 
litionen,  welche  durch  mehr  freie  Zeit  der  Arbeiter  zum  Nachdenken 
über  ihre  Lage  an  Verbreitung  nur  gewinnen  könnten,  absehen,  in  Be- 
zug auf  ihre  Schwankungen  von  dem  Verhältniss  des  Angebots  zur 
Nachfrage  nach  Arbeitskräften  bestimmt  werden,  so  können  sie  nur 
sinken,  wenn  entweder  das  Angebot  grösser  oder  die  Nachfrage  geringer 
wird.  Die  Unternehmer  könnten  nun  die  Meinung  haben,  dass  es 
für  sie  wegen  der  vertheuerten  Arbeit  rentabler  wäre  weniger  anzufer- 
tigen, indem  sie  bei  der  geringeren  Production  dieselben  Gewinne  hielten 
wie  vor  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  Ein  Theil  der  Arbeiter  würde 
überall  entlassen,  etwa  so  lange  bis  der  Lohn  um  20^|o  gesunken  wäre, 
in  welchem  Falle,  wenn  nun  die  Arbeitszeit  von  10  auf  8  Stunden  re- 
ducirt  wäre,   der  Arbeiter  denselben  Stundenlohn  wie  früher  erhielte. 

Wenn  die  Unternehmer  diesen  Weg  einschlagen  würden,  könnte 
ein^  erhebliche  Lohnreduction  aber  doch  nicht  für  längere  Zeit  statt- 
finden, da  die  Nachfrage  nach  den  Producten  höchstens  um  einiges 
geringer  ausfallen  würde,  nämlich  um  soviel,  als  die  in  ihrem  Lohn 
verkürzten  Arbeiter  in  ihrem  Gonsum  sich  beschränken  müssten,  wäh- 
rend doch  die  bei  weitem  grössere  Mehrzahl  der  Consumenten,  deren 
Einkommen  durch  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  nicht  berührt 
wird,  nach  wie  vor  dasselbe  fordern  würde.  Ein  grosser  Theil 
des  amerikanischen  Volkes  besteht  aus  kleinen,  selbständigen  Far- 
mern, welche  mit  ihrer  Familie  allein  das  Feld  bestellen.  Jedenfalls 
würden  die  Gehälter  der  Staats-Beamten  und  das  Einkommen  der 
Keutiers  nicht  sinken,  wie  auch  der  grössere  Theil  des  Fracht-  und 
Kaufgeschäftes  in  keiner  Weise  afficirt  werden  würde.  Die  Preise 
der  Waaren  müssten  mithin,  wenn  das  Angebot  dieser  erheblich  ver- 
ringert werden  würde,  die  Nachfrage  aber  fast  dieselbe  bliebe,  stei- 
gen, womit  dann  der   Impuls  zu  neuer  Arbeitsverwendung  und  zu 
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Lohnsteigerungen  gegeben  wäre.  Dürfte  man  die  amerikanische  Volks- 
wirtlischaft  als  etwas  Constantes  betrachten,  so  würde  nun  mit  der 
PreisBteigürung  ein  verringerter  Consum  der  entbehrlichen  Güter  ein- 
treten und  dadurch  die  Production  in  gewisser  Richtung  zurückgehen. 
Auf  eine  solche  Eventualität  braucht  man  aber  bei  dem  stets  rasch 
fortschreitenden  Gesammteinlcommeii  der  Nation  keine  Rücksicht  zu 
nehmen. 

Es  ist  aber  nicht  wahrscheinlich,  dos  die  amerikanischen  Arbeit- 
geber auf  eine  Productionsbeschränkung  verfallen  werden.  Denn  er- 
stens würden  viele  auf  den  Gebrauch  eines  Theiles  ihres  fixen  Capitals 
verzichten  müssen,  ein  Nachtheil,  der  obigen  unter  Umständen  mehr  als 
aufwiegen  möchte,  zweitens  aber  würden  sie  ihr  freigewordenes,  ver- 
fügbares Capital  doch  wieder  productiv  anlegen  wollen.  Bei  dem 
amerikapischen  Unternehmungsgeist ,  den  reichen  Uülfsquellen  des 
Landes,  dem  Zutrauen  zu  dem  Prosperiren  der  Nation  und  l)ei  der  N.i- 
tionaleitelkcit,  würden  sie  sich  aber  nicht  entschliessen  ihre  dispo- 
nibelen  Mittel  dem  Auslande  zuzuwenden.  Wollten  sie  dieselben  aber 
in  andere  amerikanische  Geschäfte  stecken,  so  könnten  sie  sie  auch 
ebenso  gut  den  eigenen  zuwenden,  welche  sie  doch  genau  kennen,  und 
bei  denen  sie  in  Bezug  auf  die  Rentabilität  sicherer  gingen. 

Den  Einwand,  dass  in  8  Stunden  weniger  geleistet  würde  als  in 
10  Stunden,  und  so  unter  allen  Umständen  die  Production  eitige- 
schrankt  werden  müsste,  werden  wir  mit  Rücksicht  auf  die  trans- 
atlantischen Erfahrungen  und  Vorstellungen  sogleich  nach  einem  kur- 
zen Zwischengedanken  betrachten. 

Unter  den  amerikanischen  Arbeitern  und  in  ihrer  Presse  ist  die 
Meinung  allgemein  verbreitet,  dass  nicht  bloss  bei  der  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  die  Löhne  dieselbeu  bleiben  würden,  sondern  sogar  noch 
steigen  müsston.  Dies  wird  iu  folgender  Weise  begründet'):  „Neh- 
men wir  einmal  an,  es  wären  in  diesem  Augenblicke,  wo  alle  Geschäfte 
blühen,  keine  Arbeiter  brodlos.  Es  gäbe  5  Millionen  in  den  Vereinigten 
Staaten,  die  sämmtlich  beschäftigt  wären  und  täglich  10  Stunden  ar- 
beiteten. Diese  Arbeiter  würden  alsdann  50  Millionen  Stunden  Arbeit 
liefern.  Nehmen  wir  an,  diese  Arbeit  würde  von  den  Fabrikanten  ge- 
hrnncht  und  nun  käme  plötzlich  das  Achtstundengesetz.  Was  wäi*e 
die  Folge?  Die  5  Millionen  Arbeiter  machten  40  Millionen  Stunden 
Arbeit,  und  den  Untemehracni  fehlten  10  Millionen  Stunden.  Jetzt 
sind   sie  in  Noth  unt  Arbeiter.    Jeder  Arbeiter  wird  ein  gesuchter 
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Artikel.  Die  Arbeiter  sind  rar  und  die  Löhne  müssen  steigen,  weil 
die  Fabrikanten  die  Forderung  nach  Lohnerhöhung  nicht  abschlagen 
können."  Bei  dieser  Argumentation  sind  aber  zwei  Möglichkeiten  ver- 
gessen. Entweder  wird  nun  weniger  producirt  bei  gleicher  Nachfrage 
als  wie  vorher,  wodurch  die  Preise  der  Waaren  erheblich  steigen  müs- 
sen, und  dadurch  werden  dann  auch  die  Arbeiter  belastet,  womit  wir 
nicht  sagen  wollen,  dass  Vortheil  und  Nachtheil  sich  decken,  da  es 
fest  steht,  dass  keineswegs  alle  Löhne  aus  dem  Arbeitereinkommen  be- 
zahlt werden^),  oder  es  wird  trotz  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
doch  ebenso  viel  producirt,  weil  die  Arbeiter  jetzt  in  Folge  der  besseren 
Gesundheit  leistungsfähiger  geworden  sind,  die  Maschinen  mehr  aus- 
genutzt werden,  und  gerade  in  Folge  der  hohen  Löhne  die  Unterneh- 
mer sich  genöthigt  sdien  an  neue  arbeitsparende  Maschinen  zu  den- 
ken. Für  letztere  Annahme  sprechen  die  Vorgänge  in  den  Staaten 
ganz  entschieden. 

Unzweifelhaft  ist  die  allgemeine  Verwendung  der  Maschinen  ui 
der  nordamerikanischen  Union  zum  grossen  Theil  durch  die  hohen 
Lc')hno  verursacht  worden.  Die  fortwährenden  Steigerungen  der  letz- 
teren verringerten  sehr  oft  die  Gewinne  der  Fabrikanten,  und  in  Län- 
dern ,  wo  die  Gultur  eben  erst  entstand,  aber  reiche,  natürliche  Schätze 
grossen  Gewinn  versprachen ,  waren  die  Forderungen  der  Arbeiter  so 
hoch,  dass  man  so  wenig  wie  möglich  von  ihnen  benutzen  wollte. 
Der  Erfindungsgeist  wurde  auf  diese  Weise  mächtig  angeregt  durch 
das  Streben  nach  wirthschaftlicher  Erhaltung  und  Fortschritt,  dass 
Aehnlichcs  in  der  Weltgeschichte  nie  erlebt  worden  ist 

Oft  waren  die  Errungenschaften  so  gross,  dass  vorübergehend 
grosse  Schaaren  von  Arbeitern  ausser  Verdienst  gesetzt  wurden,  aber 
die  allgemeine  Prosperität  des  Landes  vermochte  sehr  bald,  abgesehen 
von  Zeiten  volkswirthschaftlicher  Stockung,  den  Ueberschuas  aufzu- 
saugen. 

An  diesem  Zusammenhang  von  Löhnen  und  Technik  in  Verbindung 
mit  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  wird  eine  interessante,  aber  ein- 
seitige Construction  der  kommenden  wirthschaftlichen  Geschichte  der 
Union  und  der  Lösung  der  Arbeiterfrage  geknüpft,  welche  wir  wegen 
ihrer  Originalität  mit  den  Worten,  wie  sie  vor  einem  von  der  Ver- 
einigten Staaten-Regierung  eingesetzten  Commit^  zur  Erforschung  der 
Ursache  der  Geschäftsstockung  in  den  siebziger  Jahren  von  dnem  Ar- 


1)  Ueber  den  letsten  Punkt  Brentano :  das  Arbeitsyerh&ltniss  gemSss  dem  heutigen 
Recht.     S.  247. 
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beiterfQhrer  der  Stadt  Chicago  zu  Protocoll  gegeben  wurde  ^),  dem 
licser  nicht  vorenthalten  wollen. 

Mr.  Parsons  (der  Arbeitsführer.)  Hohe  Löhne  bringen  stets 
die  Erfindung  von  Maschinen  mit  sich.  In  China,  wo  der  Taglohn 
nur  6  Cents  betragt,  giebt  es  keine  Maschinen,  aber,  wo  die  Löhne 
hoch  sind,  sind  sie  immer  eingeführt. 

Mr.  Sherwin  (Committ^Mitglied.)  Dann  würde  das  Achtstun- 
dengesetz nur  ein  Schritt  sein  für  kommende  weitere  Verkürzung  der 
Arbeitszeit?  (weil  es  die  Löhne  steigern  soll,  dann  Maschinen  die 
Arbeit  ausser  Brod  setzen ,  und  um  alle  Arbeiter  zu  beschäftigen,  die 
Arbeitszeit  verringert  werden  müsste.    D.  Verf.). 

Mr.  P.  Das  Achtstundengesetz  ist  der  Anfang  der  wirklichen 
Lösung  der  Arbeiterfrage;  es  handelt  sich  nämlich  um  die  Begulirung 
der  Arbeitszeit  in  der  Weise,  dass  alle  Beschäftigung  haben.  Wenn 
dieser  Standpunkt  erreicht  ist,  können  die  Arbeiter  einen  wirklich 
freien  Lohnvertrag  abschliessen. 

M  r.  S.  Nehmen  wir  an ,  dass  dies  erreicht  sei  und  alle  Arbeiter 
würden  nach  dem  Achtstundensystem  beschäftigt  Die  Zeit  vergeht 
nun,  das  Geschäft  und  die  Bevölkerung  nehmen  zu,  wie  lange  glauben 
Sie,  dass  der  Zustand  der  Dinge  fortdauern  würde? 

Mr.  P.  Dafür  kann  ich  nur  eine  Vermuthung  aussprechen.  Ich 
glaube,  dass  wir,  wenn  das  Achtstundensystem  in  den  Vereinigten 
Staaten  allgemein  wäre  in  den  nächsten  5 — 10  Jahren  unter  dem 
Sechsstundensystem  arbeiten  würden. 

Mr.  S.  Wann  würde  mit  der  Abkürzung  der  Arbeitszeit  einge- 
halten werden? 

Mr.  P.  Die  Reducicrung  würde  aufhören,  sobald  der  Erfindungs- 
geist der  Menschen  nicht  mehr  im  Stande  sein  wird,  seine  Wünsche 
durch  Maschinen  zu  befriedigen,  bei  welchen  die  bewegende  Kraft  des 
Dampfes  und  der  Electricität  gebraucht  wird. 

M  r.  S.  Und  die  Zeit  mag  kommen ,  wenn  keine  Handarbeit  mehr 
verlangt  wird. 

Mr.  P.  Ich  glaube,  dass  ungefähr  die  Arbeit  von  vier  Stunden 
für  Gesundheit  und  Leibesübung  nothwendig  ist 

Mr.  S.  Nehmen  wir  aber  an,  dass  das  Angebot  von  Arbeit  so 
gross  wäre,  dass  nicht  alle  Menschen  vier  Stunden  arbeiten  könnten? 


1)  Investigation  by  a  select  Committee  of  the  Honse  of  the  Bepresentaüves  relative 
the  causes  of  the  general  depression  in  labor  and  buBinets  etc.  Washington  1879 
S.  99  ff. 
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Mr.  P.  Dann  könnten  sie  in  Gymnasien  gehen  und  sich  dort 
üben. 

Mr.  S.    Würde  dies  nicht  in  Communismus  ausarten? 

Mr.  P.  Keineswegs.  Es  würde  Cooperation  daraus  werden,  und 
dies  würde  das  natürlich  logische  Resultat  sein.  Durch  diesen  Vor- 
gang würden  die  Liöhne  steigen,  bis  die  Profite  an  der  Arbeit  anderer 
verschwunden  wären ,  und  das  Concurrenzsystem,  welches  jetzt  für  die 
Arbeit  gilt,  würde  sich  in  Cooperation  umsetzen.  Dies  involvirt  na- 
türlich eine  Aenderung  des  Volkes. 

Mr.  S.    Was  verstehen  Sie  unter  dem  letzteren  Vorgange? 

Mr.  P.  Ich  meine,  dass  die  Menschen  weit  mehr  Intelligenz  und 
Moralität  besitzen  müssten,  um  für  den  Cooperationsstaat  zu  passen. 

Mr.  S.  Sic  sagen,  dass  in  fünf  bis  zehn  Jahren  die  Arbeitszeit 
von  8  auf  6  Stunden  verkürzt  sein  würde  ?  Wodurch^  würde  dies  be- 
wirkt werden? 

M  r.  P.  Durch  das  Concurrenzsystem  in  Verbindung  mit  der  Er- 
findung von  Maschinen. 

Karl  Marx  knüpft  bekanntlich  in  seiner  Geschichtsphantasie  der 
Zukunft  auch  an  die  Concurrenzgestaltung  der  Gegenwart  an.  Nach 
ihm  zehrt  der  grosse  Besitz  den  kleinen  auf,  bis  schliesslich  auf  der 
einen  Seite  einige  wenige  Grossunternehmungen  übrig  bleiben,  während 
auf  der  anderen  die  Masse  des  Volks  als  Proletariat  steht.  Die  Ar- 
beiter werden  gleichzeitig  an  das  Gefühl  des  Zusammenlebens  und  der 
Gleichberechtigung  gewöhnt,  so  dass  schliesslich,  nachdem  sie  auch 
die  Geschäftsführung  erlernt  haben,  nur  noch  „die  capitalistische  Spitze" 
abgestossen  zu  werden  braucht.  Diesen  letzteren  Vorgang  kann  unser 
amerikanischer  Prophet  auch  nicht  umgehen ,  wenn  er  ihn  auch  nicht 
ausspricht.  Nach  ihm  —  man  bedenke,  dass  seine  Argumentation 
aus  der  Zeit  der  weitverbreiteten  Geschäftsstockung  herrührt,  in  der 
vielci  Arbeiter  ohne  Verdienst  waren  -  setzen  die  Erfindungen  und 
Benutzung  der  Maschinen  stets  von  Neuem  die  Arbeiter  ausser  Be- 
schäftigung, und  um  für  sie  wieder  Arbeit  zu  verschaffen,  giebt  es  nur 
das  eine  Mittel  der  Stundenverkürzung.  Da  in  8  Stunden  weniger 
geleistet  wird  als  in  10,  so  werden  die  überschüssigen  Elemente  auf 
diese  Weise  herangezogen.  Damit  steigen  die  Löhne,  und  dies  ist 
neue  Anregung  zu  arbeitsparenden  Maschinen,  und  damit  beginnt  der 
Procc'ss  von  Neuem.  Die  Stunden  werden  mehr  und  mehr  reducirt, 
bis  ein  Mass  der  Arbeitszeit  übrig  bleibt,  welches  für  die  Gesundheit 
des  Volkes  wünschenswerth  erscheint.  Es  ist  nun  aber  gar  nicht  ein- 
zusehen, warum  die  Löhne  so  hoch  steigen  sollten,  dass  der  Capital- 
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gewinn  schliesslich  ganz  verschwindet.  Dass  die  Löhne  mit  der  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  vorübergehend  steigen,  kann  man  unter  Um- 
ständen zugeben,  aber  sie  müssen  auch  wieder  auf  ihr  frü- 
heres Niveau  zurücksinken,  wenn  durch  die  neuen  Ma- 
schinen ein  üeberschuss  an  Arbeit  erzeugt  wird.  Die 
Löhne  würden  schliesslich  bei  zwei  Stunden  Arbeit  so  viel  betragen, 
wie  früher  bei  zehn  Stunden  und  die  Unternehmer  würden,  da  sie  immer 
noch  dasselbe  Quantum  produciren,  stets  die  gleichen  Gewinne  machen. 

Nimmt  man  nun  hinzu,  dass  die  Arbeiter  in  der  vielen  freien 
Zeit  sich  allseitig  geistig  heranbilden  (in  dieser  freien  Zeit  sollen  sie 
offenbar  auch  die  Moralität  —  die  Entsagung  des  Egoismus  —  gewin- 
nen, die  zum  cooperativen  System  erforderlich  ist),  ihre  Grenossenschaften 
stärken,  und  so  eine  eminente  sociale  Kraft  entfalten,  durch  welche 
die  Löhne  bedeutend  erhöht  werden  könnten ,  so  ist  doch  stets  ein  6e- 
waltact  nöthig,  den  auch  Marx  annimmt,  indem  die  „capitalistische 
Hülle"  gesprengt  wird.  Gewinn  muss  immer  noch  vorhanden  sein, 
wenn  es  Unternehmer  geben  soll ,  und  wenn  sich  diese  auch  eine  Re- 
duction  desselben  gefallen  lassen  müssen,  so  folgt  daraus  noch  keines- 
wegs, dass  sie  ihn  vollständig  gutwillig  abtreten  und  sich  so  ihren 
eignen  Untergang  dekretiren  würden.  Ausserdem  wird  die  ganze  Ge- 
schichtsconstruction  fraglich,  wenn  man  die  Behauptung  des  fortwähren- 
den technischen  Fortschrittes  bezweifelt.  Für  die  nächste  kommende 
Zeit  mögen  die  Dinge  zutreffen ,  da  in  der  amerikanischen  Volkswirth- 
schaft  noch  keine  Stabilität  bei  dem  allgemeinen ,  rastlosen  Streben  in 
Aussicht  steht.  Wo  jeder  arbeiten  will,  und  nur  ein  geringer  Procent- 
satz des  Volkes  von  Renten  zu  leben  Lust  hat,  wo  noch  gewaltige 
Landstrecken  und  Gebirge  von  der  Gultur  kaum  gestreift  sind,  da 
giebt  es  noch  viele  Motive  zu  Neuerungen  und  Fortschritten  aller 
Art,  die  man  weder  quantitativ  noch  qualitativ  ermessen  kann.  Es 
sind  ja  keineswegs  die  hohen  Löhne  allein,  welche  in  der  Gegenwart 
zu  technischen  Verbesserungen  angeregt  haben.  Ob  die  Technik  in 
sich  selbst  eine  Grenze  trägt,  wagen  wir  nicht  zu  ermessen  und 
sehen  daher  von  dieser  höchst  hypothetischen  Frage  gänzlich  ab. 

Wenn  wir  nun  den  Kern  der  obigen  Beweisführung  auf  den  Ueber- 
gang  von  10  auf  8  Stunden  anwenden,  scheint  es  uns  nicht  zweifel- 
haft zu  sein,  dass  die  Löhne  sich  in  Folge  dieser  Verkürzung  dau- 
ernd nicht  heben  können.  Wir  wollen  damit  nicht  sagen,  dass  die 
Löhne  in  den  Staaten  überhaupt  in  der  kommenden  Zeit  nicht  stei- 
gen werden,  sondern  nur  dass  sie  es  in  unmittelbarer  Folge 
der  verkürzten  Arbeitszeit  dauernd  nicht  thun  werden.    Wir  halten 

N.  F.  Bd.  V.  10 
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es  für  sehr  wahrscheinlich,  djass  zukünftig  in  Amerika  in  8  Stunden 
eben  so  viel  als  jetzt  in  10  geleistet  werden  kann.  In  dem  ersten 
Abschnitt  dieses  Aufsatzes  haben  wir  nachzuweisen  versucht,  dass  in 
den  letzten  30  Jahren  die  Arbeitszeit  bei  steigendem  Lohne  erheblich 
reducirt  ist.  Und  hat  dies  das  Unternehmerthum  irgendwie  herabge- 
drückt? Keineswegs,  es  hat  sich  vielmehr  durchweg  ein  gewaltiger 
Au&chwung  in  allen  Produktionsgebieten  gezeigt.  Die  allgemeine  Kraft 
des  wirthschaftlichen  Fortschrittes  hat  mit  Leichtigkeit  jeden  Ausfall, 
der  aus  der  kürzeren  Arbeit  hervorgehen  konnte,  neutralisirt ,  mag 
nun  der  Ersatz  durch  neue  Maschinen,  verbesserte  Arbeitstheilung, 
oder  glückliche  Ausbeutung  des  natürlichen  Reichthums  des  grossen 
Kontinents  bewerkstelligt  sein.  Wir  wollen  noch  auf  ein  hierher  ge- 
höriges Argument  hinweisen ,  welches  unzweifelhaft  seine  Berechtigung 
hat,  wenn  es  auch  verschiedenen  Einschränkungen  unterzogen  werden 
muss.  Es  wird  öfters  behauptet,  dass  in  kürzerer  Arbeitszeit  der 
Handarbeiter  vermöge  seiner  besseren  Gesundheit  dasselbe  leisten 
könne  als  wie  in  mehr  Stunden.  Hierbei  ist  jedenfalls  eine  genaue 
quantitative  Bemessung  sehr  am  Platze.  Dass  Jemand  in  zwei  Stun- 
den nicht  so  viel  leisten  kann  als  in  acht,  leuchtet  wohl  allgemein 
ein,  fraglich  ist  aber,  ob  in  acht  Stunden  nicht  dasselbe  geschafft 
werden  kann  als  in  neun  oder  zehn,  und  die  arbeitsstatistischen  Bu- 
reaux  haben  daher  bei  ihren  Fragen  auch  sich  sehr  bestimmt  gefasst 
Die  Antworten  darauf  sind  sehr  verschieden  ausgefallen ,  wie  sich  auch 
nicht  anders  erwarten  liess.  In  den  Industrien,  in  denen  das  fixe  Ca- 
pital fast  alles  thut,  und  der  Mensch  nur  sehr  geringen  Anstrengun- 
gen ausgesetzt  ist  und  etwa  nur  die  Kontrole,  wie  der  Ingenieur  bei 
der  Dampfmaschine,  zu  besorgen  hat,  fand  man  zwischen  der  ersten 
und  letzten  Arbeitsstunde  keinerlei  Ditferenz ,  je  mehr  es  sich  aber  bei 
der  Production  um  persönliche  Anstrengung  handelte,  um  so  mehr 
stellte  sich  heraus,  dass  die  letzten  Stunden  immer  weniger  günstige 
Resultate  lieferten.  Eine  ordentliche  Arbeitsdisciplin  liess  sich  nur 
mit  Mühe  aufrecht  erhalten,  so  dass  vielfach  der  Gewinn  der  letzten 
Stunde  als  illusorisch  betrachtet  werden  musste,  und  der  Aufwand  zur 
Durchführung  solider  Arbeit  die  damit  etwa  erzielten  Resultate  aufhob. 
Bei  der  Stückarbeit  zeigte  sich  in  den  verschiedensten  Geschäfts- 
branchen Missouris ,  dass  der  Arbeiter  in  acht  dasselbe  leistete  wie  in 
zehn  Stunden,  z.B.  bei  Buchdruckern^),  Steinarbeitern  und  Maurern; 
während  ein  ähnliches  Resultat  in  den  Neuenglandstaaten  bei  den  Spin- 


1)  Bureau  of  Labor  SUtistics  of  Biissoori  1881.  S.  186. 
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nern  und  Webern  bemerkt  wurde,  wenn  sie  statt  11  Stunden  nur  10  Stun- 
den beschäftigt  waren  ^).  Erst  wenn  dauernd  die  Achtstundenarbeit 
eingeführt  werden  wird,  Hesse  sich  ein  wesentlicher  Erfolg  ersehen, 
weil  man  dann  erst  die  Folgen  der  allgemein  verbesserten  Gesundheit 
ermessen  könnte. 

Die  amerikanische  Gewerkvcreinspresse  sieht  in  der  Verkürzung 
der  Stunden  ausser  der  oben  erwähnten  Steigerung  der  Löhne,  noch 
einen  anderen  bedeutenden  Vortheil  für  die  Arbeiterklasse.  Es  wird  zu- 
gleich der  Ueberproduktion  gesteuert  und  damit  die  Ursache  volks- 
wirthschaftlicher  Krisen  hinweggeräumt  Ist  die  Tagesarbeit  um  zwei 
Stunden  verringert,  wird  argumentirt,  so  kann  nicht  mehr  producirt 
werden,  als  wie  regelmässig  cousumirt  wird,  zumal  da,  wenn  alle  Ar- 
beiter mit  höheren  Löhnen  versehen  sind,  eine  breitere  Gonsumtions- 
basis  geschaifen  ist. 

Aber  wir  haben  bereits  gesehen,  dass  aller  Wahrscheinlichkeit  nach 
eine  massige  Verringerung  der  Arbeitszeit  auf  die  Produktion  in  den 
Vereinigten  Staaten  keinen  Einfluss  ausüben  wird;  vorübergehend  mag 
die  Quantität  der  Produkte  sich  um  einiges  vermindern,  aber  bald 
wird  der  mächtige  Aufschwung  des  ameiikanischen  Lebens  alles 
wieder  wie  vorher  gestalten.  Es  wäre  in  der  That  auch  höchst  merk- 
würdig, wenn  die  durch  Ueberproduktion  hervorgebrachten  Krisen, 
welche  ihre  W^urzeln  in  der  nach  Gesichtspunkten  des  Geschäftsge- 
winnes geregelten  isolirten  Produktion  haben,  ohne  jede  Aenderung 
dieses  Systems  fortfallen  könnten.  Das  Achtstundengesetz  als  Anfang 
des  goldenen  Zeitalters  können  nur  diejenigen  preisen,  welche  an  die 
Stelle  der  Wirklichkeit  Agitationsversprechungen  setzen,  und  als  solche 
mag  dann  auch  die  dahin  bezügliche  Litteratur  gewürdigt  werden. 
Nur  in  einer  Beziehung  enthält  die  Beweisführung  einen  richtigen  Ge- 
danken. In  den  Zeiten  des  flotten  Geschäftes  ist  es  oft  vorgekommen, 
dass  im  Interesse  der  Speculation  Ueberarbeit  für  Extralöhne  von 
den  Arbeitern  geleistet  worden  ist,  und  durch  die  damit  erfolgende 
Ueberschwemmung  des  Waarenmarktes  sind  entweder  kurze  Stockungen 
des  Verkehrs  verursacht  oder  tiefgreifende  von  allgemeinerer  Natur 
beschleunigt  und  verstärkt  worden.  Ein  wirksames  Gesetz  des  Nor- 
malarbeitstages könnte  in  dieser  Richtung  unzweifelhaft  förderlich 
wirken. 

In  dem  bisherigen  haben  wir  nachzuweisen  versucht,  dass  in  Ame- 
rika unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  mit  einer  Reducirung  der 


1)  Bureau  of  Labor  SUtistic«  of  Massachuaetto  1881.  S.  448. 
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Arbeitszeit  der  Lohn  des  Arbeiters  weder  vermindert,  noch  die  Pro- 
duktion des  Arbeitgebers  eingeschränkt  zu  werden  braucht.  Für  er- 
steren  ergeben  sich  ausserdem  noch  bedeutende  Vortheile,  welche  im 
Interesse  der  Humanität  und  des  allgemeinen  menschlichen  Fortschrittes 
gefordert  werden  müssen.  Da  die  Consumtionskraft  des  Volkes  durch 
eine  solche  Massregel  nicht  gefährdet  wird,  so  kann  dem  Unternehmer- 
thum  in  keiner  Weise  ein  Verlust  drohen,  welcher  es  der  Reduktion 
sich  feindlich  gegenüberzustellen  antreiben  könnte.  Daraus  ergiebt  sich 
nun  selbstverständlich ,  dass  die  Consumenten,  welche  als*  dritte  Klasse 
bei  jeder  allgemeinen  volkswirthschaftlichen  Untersuchung  in  Betracht 
kommen  müssen,  nicht  geschädigt  werden.  Da  die  Löhne  nicht  stei- 
gen und  die  Produkte  nicht  vermindert  werden,  so  ist  nicht  einzu- 
sehen, warum  die  Preise  der  Waaren  in  die  Höhe  gehen  sollten. 

Vorübergehende  Schwankungen  möchten  vielleicht  eintreten,  weil 
nicht  sofort  der  Ausgleich  der  veränderten  Arbeit  stattfinden  dürfte. 
Eine  Bedeutung  kann  man  aber  dahinzielenden  Ereignissen  nicht  bei- 
legen. Die  Preise  sind  zwar  in  den  Vereinigten  Staaten  in  den  letz- 
ten Jahren  vielfach  gesti^en,  aber  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
darf  man  dafür  nicht  verantwortlich  machen.  Und  ebenso  wird  es  in 
der  kommenden  Zeit  zu  halten  sein. 

Es  bleibt  uns  nun  noch,  nachdem  wir  die  Folgen  der  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  im  allgemeinen  von  verschiedenen  Gesichtspunkten  in 
das  Auge  gefasst  haben,  die  Erörterung  übrig,  welche  Folgen  die  Ein- 
führung des  gesetzlichen  Arbeitstages  auf  die  amerikanische 
Volkswirthschaft  ausgeübt  hat  resp.  ausüben  wird.  Die  Reducirung 
der  Arbeitsstunden  ist,  wie  wir  oben  in  dem  geschichtlichen  Abriss 
der  Kämpfe  zwischen  Capital  und  Arbeit  dargelegt  haben,  sehr  häufig 
auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe  erreicht  worden,  welche  theoretisch  be- 
trachtet am  consequentesten  in  das  von  den  Amerikanern  oft  geprie- 
sene System  der  Freiheit  und  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  passt 
Dass  dieses  System  ein  formelles  ist,  wenn  es  auch  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  mehr  dem  Inhalt  entspricht  als  dies  in  Europa  der  Fdl 
ist,  da  nirgends  die  Freizügigkeit  so  realisirt,  die  Berufswahl  so 
ungehindert,  der  Erwerb  von  beweglichem  und  unbeweglichem  Eigen- 
thum  so  leicht  ist,  hat  man  auch  in  Amerika  längst  so  gut  eingese- 
hen als  wie  bei  uns,  aber  auch  ohne  ein  solches  Verständniss  hätte 
die  übliche  praktische  Behandlung  der  Dinge  ohne  weiteres  zu  der 
Beseitigung  der  schädlichen  Einflüsse  jenes  formellen  Princips  ge- 
führt. Denken  wir  nur  an  die  Schutzzollgesetzgebung ,  welche  seit  fast 
zwanzig  Jahren  ununterbrochen  in  Kraft  ist,  oder  an  die  neueren  Be- 
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Stimmungen,  welche  das  Verbot  der  chinesischen  Einwanderung  be- 
trefifen,  an  die  Schififahrtsacte  und  die  Temperenzgesetze.  Auf  irgend 
welche  principielle  Einwände  der  Art  würden  daher  wohl  Diejenigen, 
welche  sich  des  Normalarbeitstages  annehmen  wollten,  kaum  stossen. 
In  Amerika  wird  das  gemacht,  was  als  allgemein  nützlich  erkannt 
wird,  und  was  zugleich  realisirbar  erscheint.  Die  Durchführung  der 
gesetzlichen  Arbeitszeit  kann  nun  freilich,  da  für  alle  Arbeiter  un- 
bedingte Coalitionsfreiheit  besteht,  auch  wohl  ohne  Staatsinitiative  durch- 
geführt werden ,  aber  welcher  Zeitraum  darüber  vergehen  würde,  lässt 
sich  nicht  ermessen. 

Entsprechend  der  allgemeinen  Unstetigkeit  des  transoceanischen 
Lebens  sind  die  Verhältnisse  der  arbeitenden  Klassen  noch  wenig  con- 
solidirt  Ihre  Verbindungen  schwellen  in  kurzer  Zeit  zu  gewaltiger 
Stärke  an,  sinken  aber  auch  dann,  wenn  eine  Geschäftsstockung  sich 
ereignet,  in  eben  solcher  Eile  in  nichts  zusammen.  Es  fehlen,  wenn 
auch  auf  diesem  Gebiet  viele  Anstrengungen  gemacht  werden,  die 
stark  fundirten  Unterstützungskassen,  welche  den  Gewerkschaften  in 
England  als  zusammenhaltendes  Band  eigenthümlich  sind,  so  dass 
der  einzelne  Arbeiter  keine  Bedenken  trägt  aus  dem  Verein,  dem  er 
bisher  zugehört  hatte,  auszuscheiden,  wenn  ihm  irgend  ein  geringes  Mo- 
tiv dazu  vorli^.  Und  an  solchen  ist  kein  Mangel ,  da  der  Wechsel 
der  technischen  Beschäftigung  nirgends  so  leicht  ist  als  in  Amerika 
und  wer  heute  Lohnarbeiter  ist,  morgen  vielleiclit  Unternehmer  oder 
Staatsbeamter  werden  kann.  Und  dazu  das  billige  Land  im  Westen, 
das  eine  grosse  Anzahl  Menschen,  welche  Lust  haben  selbständige 
Farmer  zu  werden,  jährlich  dem  Osten  entzieht. 

Unter  diesen  Umständen  ist,  wenn  man  die  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit einmal  für  recht  erkannt  hat,  der  Weg  der  privaten  Rege- 
lung gewiss  nicht  ge'boten,  sondern  die  gesetzliche  Einführung  un- 
zweifelhaft das  praktischere. 

Gegen  die  gesetzliche  Fixirung  des  Normalarbeitstages  ist  jedoch 
ein  Einwand  erhoben  worden,  den  wir  zu  besprechen  nicht  versäumen 
dürfen.  Es  wird  behauptet,  dass  eine  solche  schablonenhafte  Be- 
gelung,  welche  aus  einer  gleichen,  allgemeinen  Arbeitszeit  hervor- 
gehe, die  verschiedenen  Industrien  höchst  ungleich  treffe.  Daher 
sei  eine  individuelle  Ordnung  und  Abmachung  zwischen  Unterneh- 
mern und  Arbeitern  das  einzig  mögliche.  Die  Vernichtung  vieler 
Betriebe  sei  sonst  die  unausbleibliche  Folge.  Einige  für  diese  Kla- 
gen typische  Beispiele  mögen  die  Schwierigkeiten  erläutern,  welche 
von  dieser  Seite  entgegen  stehen.  Die  Fabrikanten  hängen,  wie  sie 
sagen,  in  der  Lieferung  ihrer  Güter  offenbar  von  der  Nachfrage  der 
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Gonsumenten  ab.  Nun  ist  diese  Cionsumtion  in  manchen  Branchen 
keineswegs  eine  regelmässige  durch  das  ganze  Jahr.  Landwirthschaft- 
liehe  Geräthe  werden  im  Winter  und  in  der  Zeit  des  Frühsommerg 
sehr  wenig  gebraucht,  um  so  mehr  aber  zur  Zeit  der  Bestellung  des 
Landes  und  der  Ernte,  ebenso  halten  die  Kleidermacher  und  Schuh- 
fabriken sich  von  der  Saison  abhängig,  wie  auch  die  Verfertiger  von 
Eautschukschuhen,  für  die  der  erste  Schneefall  von  Wichtigkeit  ist 
Andere  Fabrikanten,  welche  sich  mit  Reparaturen  von  Maschinen  etc. 
beschäftigen,  sprechen  sich  ebenfalls  gegen  eine  allgemeine  gleiche 
Regelung  der  Arbeitszeit  aus,  da  grosse  Aufträge  ganz  unregelmässig 
und  oft  ganz  unerwartet  einträfen.  Wieder  andere  behaupten,  sich 
nach  der  Mode  richten  zu  müssen,  und  diese  wechsele  so  oft  und  so 
schnell,  dass  es  durchaus  unthunlich  sei  grössere  Quantitäten  fertiger 
Güter  aufzuhäufen.  Denn,  wenn  die  Nachfrage  sicher  sei,  müsste  viel, 
wenn  unbestimmt  so  wenig  als  möglich  gearbeitet  werden.  Nament- 
lich wieder  die  Bekleidungsgewerbe  halten  sich  in  dieser  Beziehung  für 
exponirt.  Hie  und  da  ^ind  auch  die  Schwankungen  der  Preise  des 
Rohmaterials  die  Ursache,  dass  zur  einen  Zeit  wenig,  zur  anderen  viel 
gearbeitet  werden  muss.  Ist  es  billig  so  wird  die  Production  ausge- 
dehnt, ist  es  theuer  so  wird  sie  verringert  Schliesslich  sind  eine  An- 
zahl Industrieen  von  der  Natur  unmittelbar  abhängig,  einige  brauchen 
Sonnenlicht,  andere  kühles  Wetter,  und  wieder  andere,  die  mit  Wasser- 
kraft ihre  Maschinen  treiben,  sind  bald  dem  Mangel,  bald  dem  Ueber- 
fluss  an  Wasser  ausgesetzt,  wodurch  der  Stillstand  der  Fabriken  noth- 
wendig  werden  kann. 

Diese  Einwände  erscheinen  uns  jedoch  nicht  genügend,  um  die 
Einführung  eines  sonst  so  wohlthätigen  Gesetzes  fernzuhalten.  Bei 
den  beiden  letzten  Punkten  sehen  wir  vielmehr,  dass  doch  keineswegs 
die  Consumtion  schlechthin  die  Zeit  der  Production  bestimmt,  sondern, 
dass  letztere  auch  vielfach  das  Stattfinden  der  ersteren  anordnet  ohne 
ein  -erhebliches  üebel  dadurch  zu  verursachen.  Manche  Naturpro- 
ducte,  z.  B.  Luxusartikel,  wie  Wild  imd  Austern  sind  nur  einen 
Theil  des  Jahres  dem  Consum  lieferbar,  und  ebenso  kommt  es  für  das 
Wohlbefinden  der  Nation  nicht  wesentlich  darauf  an,  wenn  dem  Einzel- 
nen bei  der  Befriedigung  der  Bedürfhisse  der  Bequemlichkeit  eine  Verzö- 
gerung eintritt.  Anders  verhält  es  sich  mit  unentbehrlichen  Gütern,  die 
regelmässig  entsprechend  dem  Bedarf  geliefert  werden  müssen,  vor 
allem  mit  den  Erzeugnissen  der  Landwirthschaft.  Die  Arbeiter  der 
letzteren  sind  bisher  der  Bewegung  für  den  Normalarbeitstag  nicht 
nahe  getreten,  weil  der  grösste  Theil  der  Arbeit  auf  dem  Lande  durch 
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selbstständige  Farmer  besorgt  wird,  und  bei  diesen  nur  in  der  Zeit 
der  Ernte  eine  allgemeine  Nachfrage  nach  Tagelöhnern  existirt. 

Sollten  diese  durch  das  Gesetz  mit  umfasst  werden,  so  liesse  sich 
für  die  Zeit  der  Ernte  eine  Ausnahmebestimmung  treffen,  da  die  we- 
nigen Tage  der  Ueberarbeit  fär  Extralohn  keinen  Einfluss  auf  die  Ge- 
sundheit und  die  Moralität  der  Landarbeiter  ausüben  würden.  Jeden- 
falls, um  bei  unseren  obigen  Beispielen  zu  bleiben,  kann  die  Unter- 
brechung der  Gonsumtion  ebenso  wie  sie  bei  dem  Wassermangel  oder 
in  Folge  der  Schwankungen  des  Rohmaterials  stattfindet,  auch  ohne 
nennenswerthen  Nachtheil  bei  der  Mode  und  den  dahin  gehörigen 
Fällen  eintreten.  Und  was  die  Reparaturen  angeht,  so  liesse  sich 
auch  ein  Ausweg  finden,  in  dem  sich  ja  auch  statt  längerer  Arbeit 
mehr  Arbeiter  verwenden  Hessen,  welche  durch  eine  geringe  Erhöhung 
des  Lohnes  jedenfalls  fast  überall  zu  beschaffen  wären. 

Alle  die  vorgebrachten  Bedenken  sind  in  der  That  ganz  unter- 
geordneter Natur,  indem  sie  nur  einen  geringen  Theil  der  Gesammt- 
production  bezeichnen,  und  ausserdem  ist  das  heutige  Untemehmer- 
thum  und  besonders  das  amerikanische  doch  keineswegs  ungeschickt 
und  hat  es  stets  verstanden  sich  den  Aenderungen  im  politischen  und 
socialen  Leben  anzuschmiegen.  Es  würde  auch  wohl  in  die  hier  in 
Frage  kommenden  Eventualitäten  sich  bald  fiinden. 

Eine  allgemeine  Voraussetzung  muss  jedoch  im  Interesse  der  Unter- 
nehmer entschieden  gefordert  werden,  nämlich  die  gleichmässige  Be- 
handlung derer,  welche  demselben  Absatzgebiet  unterworfen  sind.  Be- 
steht z.  B.  das  Achtstundengesetz  in  Massachusetts  als  wirksame  Re- 
gel, so  muss  es  auch  so  im  Staate  New- York  sein.  Alle  die  Waaren, 
die  einen  und  denselben  Markt  haben,  dürfen  im  Interesse  der  Con- 
currenz  nicht  verschiedenen  Productionsbedingungen  ausgesetzt  sein. 
Träte  dies  auch  nur  zeitweise  ein ,  so  könnten  doch  die  grössten  Uebel 
für  die  Fabrikanten  daraus  entstehen.  Denn,  wenn  auch  durch 
Aenderung  der  Arbeitsmethoden,  oder  Einführung  neuer  Maschinen 
die  gleiche  Productionsmenge  zu  denselben  Kosten  geliefert  wird  wie 
vor  Erlassung  des  Gesetzes,  so  geht  es  doch  nicht  plötzlich,  und  ein 
oder  zwei  Jahre  des  Absatzmangels  sind  im  Stande  einen  Fabrikanten 
zu  ruiniren.  Diesem  Gedanken  folgend  ist  denn  die  Agitation  auch 
auf  den  Erlass  eines  Gesetzes  für  das  gesammte  Gebiet  der  Vereinig- 
ten Staaten,  oder  doch  wenigstens  gleicher  Gesetze  in  den  einzelnen 
Staaten  mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  gerichtet  worden,  aber  es  ist 
bisher  zu  etwas  Einheitlichem  noch  nicht  gekommen,  so  dass  wir  die 
Klagen  der  Fabrikanten  von  Massachusetts  verstehen  können,  welche 
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sich  gegen  die  längere  Arbeitszeit  in  den  anderen  Neuenglandstaaten 
wenden. 

Eine  gleichmässige  Gesetzgebung  über  das  gesammte  Gebiet  der 
Union  wäre  übrigens  in  der  G^enwart  noch  nicht  einmal  nöthig,  da 
in  den  Vereinigten  Staaten  keineswegs,  abgesehen  von  einigen  Artikeln, 
nur  ein  Markt  besteht,  der  alle  Preise  regulirt.  Das  Gebiet  ist  zu  gross 
und  der  Transport  noch  zu  theuer  um  diesen  zu  ermöglichen.  Die 
grossen  Entfernungen  schliessen  bei  vielen  Gütern  die  Cioncurrenz  aus 
und  gestatten  die  Bildung  besonderer  wirthschafüicher  Kreise  in  dem 
Thünenschen  Sinne.  In  dem  ersten  Capitel  dieser  Schrift  suchten  wnr 
darzustellen,  dass  die  Löhne  im  Westen  höher  seien  und  die  Arbeits- 
zeit kürzer  als  im  Osten.  Hinge  der  Preis  aller  Waaren  von  dem 
Weltmarkt  ab,  so  würde  es  schwerer  sein  für  die  ungünstiger  ge- 
stellten Fabrikanten  des  Westens  mit  dem  Osten  zu  concurriren. 

Die  Regelung  der  Arbeitszeit  durch  die  Gesetzgebung  in  den  ein- 
zelnen Staaten  hat  aber  wegen  der  Stimmverhältnisse  der  Arbeiter, 
welche  in  einigen  Staaten  ihnen  sehr  günstig  sind,  für  die  Gegen- 
wart mehr  Chancen,  als  die  durch  die  Legislatur  der  Union,  und  wir 
würden  diesen  Weg  als  den  richtigen  bezeichnen  müssen,  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  Staaten  gleichen  Marktes  sich  dazu  entschliessen.  Mit 
vervollkommneten  Transportmitteln  müsste  dann  allmälig  eine  allge- 
meine Ausgleichung  erfolgen  und  schliesslich  müsste  die  ganze  Union 
wenigstens  gleichem  materiellen  Recht  unterworfen  sein  ^). 

1)  Bei  der  Besprechung  der  Arbeitszeit  and  des  Normalarbeitstages  können  fireilich 
noch  andere  Fragen  gestellt  werden,  als  in  vorliegender  Arbeit ;  so  namentlich  ist  es  be- 
kanntlich streitig ,  ob  die  Arbeiter  wegen  der  verschiedenen  Anstrengungen ,  welche  die 
verschiedenen  Qewerbe  verlangen ,  eine  differente  Arbeitszeit  haben  sollen  oder  nicht 
Ich  habe  nur  fiber  die  amerikanischen  Angelegenheiten  berichtet  und  keine  Momente  be- 
rücksichtigt,   welche  sowohl  der  amerikanischen  Praxis  als  auch  der  Theorie  fem  liegen. 
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Dies  Werk  ist  einzig  in  seiner  Art 

Angelegt  nach  einem  grossartigen,  ja:  —  um  den  einzigen  Einwand 
gegen  das  Buch  gleich  hier  auszusprechen  —  allzu  weit  ausgreifenden  Plan 
ist  es  nun  in  vierzehn  Jahren  auf  seinen  mehr  als  188  Bogen  (3010  Seiten) 
zu  drei  starken  Bänden  gediehen  und  mit  einem  ausdauernden  Pleiss  gear- 
beitet, der,  selten  erreicht,  nie  übertroffen,  wahre  Bewunderung  desshalb 
verdient,  weil  zu  sehr  grossem  Theil  das  schwer  zu  yersammelnde  Material 
höchst  undankbar  der  aufgewendeten  Mühe  mit  nur  wenigen  Kömlein  ver- 
gilt, die  aus  einer  fast  erdrückenden  Menge  trockenster  Spreu  von  dem  un- 
ermüdlichen Verfasser  hervorgesucht  werden  müssen. 

Das  Buch  ist  hors  de  concours,  in  jedem  Sinne.  Kein  Andrer  wird 
diese  steinigen  Pfade  dem  Herrn  Verfasser  nachwandeln  und  in  manchen 
Partieen  muss  jeder  Beferent  ganz  einfach  „referiren"  d.  h.  berichten  was 
er  aus  dem  Buch  zum  ersten  Mal  gelernt  und  erfahren  hat,  ohne  jede  Mög- 
lichkeit von  Controle  oder  Kritik. 

Aber  auch  in  solchen  Gebieten  wird  jeder  Kundige  nicht  nur  den  em- 
sigen Fleiss,  auch  die  Yortrefflichkeit  der  Methode,  die  Gründlichkeit  der 
Forschung,  die  Klarheit  der  Darlegung  erkennen  und  rühmen  müssen. 

Bevor  wir  auf  Plan  und  Inhalt  des  Werkes  eingehen,  wollen  wir  ein 
für  allemal  den  oben  angedeuteten  Einwand  mundtodt  machen. 

Man  sollte  doch  wirklich,  nachdem  unter  der  Etikette  so  ganz  vorzüg- 
liche Waare  geboten  worden,  endlich  einmal  aufhören,  an  der  Etikette,  ih- 
rer Bichtigkeit,  ihrer  Möglichkeit  herum  zu  nergeln.  Es  gehört  herzlich 
wenig  Weisheit  dazu,  zu  erkennen,  dass  eine  erschöpfende  Darstellung  von 
Geschichte  und  Eecht  der  deutschen  Genossenschaft  (im  Sinne  dieses  Wortes 
bei  Gierke)  so  wenig  geschrieben  werden  kann  als  die  famose  „history  of 
human  error.'' 
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Denn  folgerichtig  Bind  dem  Herrn  Verfasser  Genossen  „alle  durch  ein 
Reohtsband  irgend  welcher  Art,  irgend  welchen  Zweckes,  jeder  Enge  oder 
Weite  verknüpften  Beohtssubjecte"  eine  „Oenossenschaft^'  sind  hiemach  Ver- 
käufer und  Käufer,  Mann  und  Weib  in  der  Ehe,  Aeltem  und  Kinder,  alle 
societates,  alle  juristischen  Personen :  Gemeinden,  Ejrche  und  Kirchen,  Ein- 
zelstaat, Bundesstaat,  Staatenbund,  yorübergehende  yölkerrechtliche  Al- 
lianzen, durch  Handels-  oder  Zoll-  oder  Auslieferungs-  oder  andere  Einxel- 
Verträge  verknüpfte  Staaten :  und  käme  die  oft  geträumte  Utopie  des  Weli- 
staats  zu  Stande  —  sie  gehörte  auch  hieher  bis  sie  an  ihrer  eignen  uner- 
träglichen Langweiligkeit  erblichen  wäre.  Dass  man  nun  Geschichte  und 
Becht  all  dieser  Verbände  darzustellen  nicht  vermag  oder  nur  in  einer  Zahl 
von  Bänden,  die  man  ebenso  wenig  lesen  wie  schreiben  kann,  leuchtet  ein. 
Wichtiger  ist,  dass  das  tertium  comparationis,  das  Einheitliche,  welches  alle 
diese  disparaten  Rechtsbildungen  allein  zusammen  halten  soll,  —  eben  das 
Verbundensein  durch  irgend  ein  Bechtsband  —  allzu  allgemein,  zu  abstract 
ist  um  sich  für  alle  diese  Glieder  gleichmässig  geltende  fruchtbare  Eolge- 
rungen  abgewinnen  zu  lassen. 

Halten  wir  uns  also  nicht  an  Namen  und  Böhmen,  sondern  an  Sache 
und  Inhalt  und  freuen  wir  uns  dankbar  des  vielen  Vortrefflichen,  zum 
Theil  zum  ersten  Mal  hier  Dargereichten. 

Ueber  das  Bedenkliche,  ja  zum  Theil  unlösbare  der  gestellten  Aufgabe 
macht  sich  der  Herr  Verfasser  keine  Täuschungen.  Er  sagt  p.  VIII  seq.  des 
Vorworts  zum  ersten  Band :  „leichter  ho£Ft  der  Verfasser  für  Mängel  im  Ein- 
zelnen die  Nachsicht  des  Kundigen  zu  erlangen  als  für  den  Bau  des  Werkes 
im  Ganzen.  .  .  .  Ein  Wagniss  in  der  That  ist  in  unseren  Tagen  hoch  ge- 
steigerter wissenschaftlicher  Arbeitstheilung  schon  an  sich  jede  Arbeit,  de- 
ren Gegenstand  an  Inhalt  und  Umfang  so  ausgedehnt  und  in  so  verschie- 
denartige Gebiete  verzweigt  ist,  wie  der  Gegenstand  dieser  Untersuchun- 
gen. Vergrössert  wird  im  vorliegenden  Falle  das  Wagniss  dadurch,  dass, 
während  zusammenfassende  Vorarbeiten  fehlen  und  für  viele  einzelnen 
Theile  die  vorhandenen  besonderen  Vorarbeiten  nicht  genügen,  überall 
ein  massenhaftes,  ja  erdrückendes  Quellenmaterial  vorhanden  ist,  dessen 
Erschöpfung  nur  zu  planen  Vermessenheit  wäre.  Dass  unter  diesen  Um- 
ständen der  Verfasser  genöthigt  war,  seine  Aufgabe  durch  gewisse  will- 
kürliche Schranken  willkürlich  zu  begrenzen,  ist  leicht  begreiflich.  .  .  . 
Durfte  er  beispielsweise  den  Zusammenhang  der  Bechtsentwicklung  mit 
der  gesammten  Culturentwicklung  nicht  ganz  ausser  Acht  lassen  noch  ganz 
von  der  vergleichenden  Heranziehung  des  aus  fremder  Wurzel  in  Deutsch- 
land und  des  aus  germanischer  Wurzel  im  benachbarten  Ausland  erwach- 
senen Rochts  absehn ,  so  wurde  er  vor  Allem  gehindert ,  seinen  Stoff  in 
eine  bestimmte  Fachabtheilung  der  Bechtswissenschaft  einzuschachteln. 
So  musste  er,  während  die  scharfe  Trennung  des  öffentlichen  und  des  pri- 
vaten Bechts  die  Grundlage  aller  Systeme  bildet,  vielmehr  von  der  Ein- 
heit alles  Bechts  ausgehn  und  die  Genossenschaft  als  ein  sich  selbst  glei- 
ches Institut  durch  öffentliches  und  privates  Becht  verfolgen.'*  (Es  fragt 
sich  nur,  ob  bei  diesem  Gesichtswinkel,  der  ja  an  sich  ein  logisch  ge- 
rechtfertigter ist,  nach  Abstreifung  alles  desjenigen,  was  den  speoies  der 
einzelnen  Genossenschaften  eigenthümlich  ist,  für  das  genus  des  Begriffes 
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noch  80  viel  OemeinsameB  übrig  bleibt ,  dass  dies  als  ein  wissenBohaftlich 
WerthYolles,  als  etwas  Lebendiges  erscheint  und  nicht  lediglich  als  eine 
unfmchtbare  Abstraction,  wie  man  etwa  zu  Zeiten  Tafingers  das 
Wesen  des  gemeindeutschen  Priyatrechts  dadurch  zu  finden  hoffte,  dass 
man  nach  Abstreifiing  aller  Abweichungen,  die  übereinstimmenden  Rechts- 
Sätze  der  unter  einander  verglichenen  Farticularrechte  als  das  ,,Gemeine" 
bezeichnete.)  Denn  dem  Verfasser  datirt  die  Genesis  dieses  ganzen  Un- 
terschiedes (von  öffentlichem  und  privatem  Becht)  erst  von  der  Vollen- 
dung des  Eörperschaftsbegriffs  und  dann  ist  auch  für  die  Gegenwart  der 
Begriff  der  Gesammtpersönlichkeit  ein  einheitlicher,  dem  ganzen  Becht  ge- 
meiner, wogegen  ihm  die  Abtrennung  einer  nur  durch  das  Frivatrecht 
und  für  das  Frivatrecht  bestehenden  juristischen  Ferson  für  einen  Grund- 
irrthum  der  herrschenden  Corporationslehre  gilt  .  .  .''  (Wie  sehr  wir 
hiermit  einverstanden,  mag  einstweilen  Verweisung  auf  unsere  Darlegung 
in  „Vernunft  im  Becht"  Berlin  1880  darthun:  wir  kommen  darauf  zu- 
rück). So  musste  der  Verfasser  über  die  Genossenschaften  hinaus  den 
Blick  auf  die  nach  entgegengesetztem  Frincip  construirten  Verbände  len- 
ken, er  musste  zugleich  die  genossenschaftUchen  Elemente  der  Gemein- 
den und  des  Staats  in  jenen  verschiedenen  Entwicklungsphasen  darzu- 
legen suchen  .  .  einen  Beitrag  zu  liefern  zur  Erkenntniss  des  Wesens 
jener  Kräfte,  welche  älter  sind  als  der  Staat,  welche  den 
Staat  selbst  erzeugt  haben  undwelche,  so  oft  dies  bestrit- 
ten ist,  auch  innerhalb  des  Staats  täglich  noch  schöpfe- 
risch wirken."  —  Sehr  beherzigenswerthe  Worte!  — 

Der  erste  Band  enthält  nun  die  Bechtsgeschichte  der  deutschen  Ge- 
nossenschaft in  fünf  Ferioden :  Erste  Periode.  Bis  800:  überwiegend 
patriarchaler  Charakter  der  Zeit:  Kampf  1.  von  Genossenschaft  und  Herr- 
schaft, 2.  von  Fersönlichkeit  und  Dinglichkeit.  A.  Die  freie  Genossen- 
schaft des  alten  Bechts.  I.  Als  persönlicher  Verband.  II.  Verknüpfung  der 
freien  Genossenschaft  mit  Grund  und  Boden.  B.  Der  herrschaftliche  Ver- 
band (mit  gleicher  Zweitheilung).  C.  Die  Exemtion  der  herrschaftlichen 
von  den  genossenschaftlichen  Verbänden.  D.  Die  Genossenschaft  im  herr- 
schaftlichen Verbände.  E.  Fremde  Einflüsse.  F.  Das  Beich  Karls  des  Gros- 
sen. Zweite  Periode  800 — 1200.  Charakter  des  Feudalsystems:  1. 
Herrschaft  und  Dienst,  2.  Dinglichkeit  und  Fatrimonialität.  3.  Trotzdem 
das  Genossenschaftswesen  in  dreifacher  Form  von  Bedeutung.  A.  Die  herr- 
schaftliche Genossenschaft  B.  Die  Beste  der  freien  Genossenschaft  des 
alten  Bechts.  C.  Die  freie  Einung.  D.  Die  Entstehung  des  städtischen 
Gemeinwesens  aus  der  Aufnahme  des  Einungsprincips  in  die  Gemeinde- 
genossenschaft. £.  Die  Elirche  und  die  Genossenschaft.  Dritte  Pe- 
riode 1200 — 1525:  Charakter  der  Zeit:  Bedeutung  des  Einungswesens 
als  herrschenden  Princips :  Unterschied  vom  späteren  Corporationswesen : 
Wirksamkeit:  Gründe  seines  endlichen  Verfalles.  A.  Die  Städte  als  Ge- 
nossenschaften. B.  Die  bürgerlichen  Genossenschaften.  C.  Der  Einfluss 
des  Einungswesens  auf  die  Familie,  besonders  im  Adel.  D.  Geistliche  und 
gelehrte  Genossenschaften.  £.  Berufsgenossenschaften  und  Genossenschaf- 
ten für  andere  Zwecke.  F.  Das  politische  Einungswesen.  G.  Der  Ein- 
fluss  des   Einungswesens   auf  die  Bildung   territorialer   Staaten.     H.  Das 
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ländliche  GenoBsensohaftswesen.  Vierte  Periode  1525  —  1 806  und 
Fünfte  Periode:  Seit  1806.  Das  Wesen  der  Obrigkeit,  der  Priyileg»- 
corporation  und  der  freien  Association.  I.  A.  Die  Genossenschaft  in  Ge- 
meinde, Staat  und  Reich.  B.  Die  Fortdauer  der  alten  Wirthsohalt-Ge- 
meinde  in  Agrargenossenschaften.  II.  Die  genossenschaftlichen  Elemente 
des  Staates.  IIL  Die  Genossenschaft  im  Beich.  lY.  Die  Genossenschaft 
in  der  Kirche.  C.  Die  freien  Genossenschaften.  I.  Das  Genossenschafts- 
wesen für  geistige,  sittliche  und  sociale  Zwecke.  II.  Das  freie  Genossen- 
schaftswesen für  wirthschaftliche  Zwecke.  Hier  werden  nun  zusammen- 
gestellt und  erörtert  die  verschiedenen  Arten  der  wirthschaftlichen  Orga- 
nismen: die  Schicksale  der  alten  Gewerbsgenossenschaften,  die  kaufinüa- 
nischen  Corporationen,  die  genossenschaftlichen  Organisationen  der  moder- 
nen Gewerb^esetze ,  die  Entstehung  und  Vollendung  der  Vermögensge- 
nossenschaft,  der  Actienverein,  die  Personalgenossenschaft  für  wirthschaft- 
liche Zwecke:  Garantie  -  Genossenschaften ,  Geldverkehrgenossenschaften, 
wirthschaftliche  Distributiv-  und  Productiv-Genossenschaften.  —  Diese  rei- 
che, umfassende  Systematik  spricht  für  sich  selbst  —  Selbstverständlich 
wird  man  nun  nicht  blos  in  zahlreichen  bestrittenen  Fragen  des  Details 
andrer  Ansicht  sein  können  als  der  Herr  Verfasser:  werden  doch  nach 
dem  Stand  unserer  Quellen  gar  manche  der  hier  berührten  Dinge  über 
Vermuthungen  hinaus  nie  aufgehellt  werden:  dies  gilt  für  die  germani- 
sche Urzeit  vor  Allem :  aber  auch  was  z.  B.  die  Entstehung  der  Städte 
als  selbständiger  Gemeinwesen  betrifft,  ist  das  letzte  Wort  noch  lange 
nicht  gesprochen:  (die  verdienstlichen  Arbeiten  von  Heusler  sind  be- 
trächtlich jünger  als  dieser  Band  und  wären  bei  einer  neuen  Auflage  zu 
verwerthen).  Man  wird  auch  gegen  die  Anlage,  gegen  die  Stoff-Gliede- 
rung dieses  Bandes  mancherlei  vorbringen  können:  so  würde  vielleichti 
geschichtlich  betrachtet,  eine  Analyse  des  Geschlechterverbandes  vor, 
dann  innerhalb  des  sesshaften  Gemeinde  -  Staats  sich  empfohlen  haben, 
ohne  die  Construction  zu  schädigen :  und  es  würde  das  germanische  G^ 
nossenrechts-  und  Genossengerichtsprincip  eine  selbständige  Betrachtung 
der  „Bechts-  und  Gerichts-Genossen"  als  solcher  rathsam  gemacht  haben: 
dann  wäre  wohl  auch  die  Standesgenossenschaft,  zuerst  Geburts- 
stände:  Volksadel,  Gemeinfreie,  Halbfreie,  Unfreie;  in  der  späteren  Periode: 
Fürsten,  niederer  Adel,  schöffenbar  Freie,  die  Minderfreien,  sowie  die  Be- 
rufsstände der  Bitter  (später  ebenfalls  Geburts stand  der  Bitterbürtigen), 
Bürger  (Eaufleute,  Handwerker,  Bauern,  Geistliche)  zu  einer  zusammen- 
fassenden Darstellung  gelangt,  während  die  vorliegende  Construction  diese 
Glieder  des  Ständebegriffes  ziemlich  zusammenhanglos  vorführt,  d.  h. 
eben  nicht  in  deren  geschichtlichem  und  lebensnatürlichem  Zusammenhang, 
belässt,  sondern  auseinander  bricht  und  auf  ganz  verschiedne  Zeit,  ge- 
mäss der  Construction  des  Systems,  verstreut. 

Uebrigens  läset  es  der  Verfasser  auch  bei  dem  II.  Band  an  beschei- 
dener und  einsichtiger  Selbstkritik  nicht  fehlen;  er  schickt:  Vorwort 
p.  V,  voraus,  dass  diese  Darstellung  nur  einen  Theil  dessen  erledigt,  was 
der  IL  Band  erschöpfen  sollte,  nämlich  die  Geschichte  des  deutschen 
Körperschaftsbegriffs  ohne  Aufnahme  der  romanistischen  Eorporationslehre : 
er  meint,  dass  die  Aufgabe,  die  Geschichte  eines  Begriffes,  nur  unvollkom- 
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men  gelöst  werden  könne:    das   können    wir   nun   zwar   in   dieser  Allge- 
meinheit  durchaus   nicht   zugehen:    die  Geschichte   eines   eng  hegrenzten 
Begriffes  wie  Mord,  Diebstahl,  Dienstbarkeit,  Pfandrecht,    aber  auch  Ge- 
richtshoheit,   Fressfreiheit,  ja  sogar  die  Geschichte  des  Staatsbegriffs  bei 
einem  bestimmten  Volk,  bestimmter  Perioden,  enger  begrenzter  Quellen- 
kreise kann  „vollkommen",  so  weit  das  Wort  auf  Menschenarbeit  überhaupt 
anzuwenden,  geschrieben  werden:  es  kommt  auf  die  Natur  des  fraglichen 
Begriffes  an.     Mit  Becht   aber   fahrt  er  fort:    Gerade  die  Ueberzeugung, 
dass  auf  dem  hier  beschrittenen  Wege  für  Dinge,  die  meist  nur  Sache  sub- 
jectiyer  Muthmassungen  von  zweifelhaftem  Werthe  zu   sein    pflegen,    ein 
positiver  Beweis  zu  erbringen  sei,  hat  mich  vor  Allem  darin  bestärkt,  un- 
beirrt  den   eingeschlagenen  Weg  bis  zum  Ende  zu  verfolgen.     Das   Vor- 
handensein eigenthümlicher  Begriffe  und  Anschauungsreihen  in  dem  Bechts- 
bewusstsein  eines  bestimmten  Volkes  und  einer  bestimmten  Zeit  ist  ebenso 
gewiss,  als  die  Feststellung  dieses  wahren  gedanklichen  Gehalts  meist  un- 
sicher und  schwankend  ist     Eine  solche  Feststellung   auf  rein  objectiver 
Basis  durch  die  Combination  deductiver  und   inductiver  Schlüsse  zu  voll- 
ziehen, schien  mir  daher   ein   im  Falle  des  Gelingens   auch   den  grössten 
Kraftaufwand    belohnender  Versuch."     Gewiss!     Und   der  Versuch  ist  in 
sehr  vielen ,    sehr  wesentlichen  Dingen    gelungen.     Es   ist  erfreulich ,   in 
einer  Zeit,  da  eine  wenig  gereifte,  wenig  vertiefte  und  wenig  an  umfas- 
senden Ueberbliok  der  Gesammt- Verhältnisse   eines  Volksthums  gewöhnte, 
sagen  wir  es  nur:  eine  philosophisch  und  geschichtlich  und  human  wenig 
geschulte,  eine  recht  herzlich  banausische  Ansicht  von  Becht  und  Bechtsge- 
staltung  die  historische  Schule  zu  behandeln  sich  herausnimmt,  wie  eben  nur 
ihre  Unkenntniss  der  Errungenschaften  des  Historismus  für  alles  mensch- 
liche Erkennen   (denn    durchaus   nicht  blos   um  die  geschichtliche  Schule 
innerhalb   der   Jurisprudenz  handelt  es    sich  hiebei)  es  erklärt  —  es  ist 
erfreulich,  wieder  einmal  Sätze  ausgesprochen  zu  vernehmen,  welche  frei- 
lich nur  nothwendige  Folgerungen  jener  altbewährten  Principien  sind,  aber 
von  der  modernsten  Weisheit  nicht  mehr  begriffen  werden.     Gerade   den 
lebendigen,  nothwendigen  Zusammenhang  Eines  Bechtsbegriffes  mit  ganzen 
Beihen  auch  femer  abstehender,  aber  gleichzeitiger  oder  gleichstammlicher 
hebt  der  Verfasser  scharf  hervor.    Dabei  verkennt  er  nicht,  dass  eine  grosse 
Umständlichkeit   und  Schwerfälligkeit  in  der  Beweisführung,    der  massen- 
hafte Umfang  des  Beweismaterials  in  den  entscheidenden  Partien  das  Buch 
nicht  eben  leicht  lesbar  macht:    doch   fügt  er  mit  berechtigtem  Selbstge- 
fühl die  Hoffnung  bei,  diese  Darlegungsweise  werde  den  hauptsächlichsten 
Besultaten   seiner  Untersuchung  den  Charakter  vollbewiesener  Thatsachen 
sichern.     Den  Angelpunct   der  Darstellung   bildet   überall    die   Geschichte 
des  Körperschaftsbegriffs   im  weitesten  Sinne   und  folgeweise  auch  seiner 
Steigerung   zum   Staatsbegriff.     Dabei   wurden   aber  —  und  das   erachten 
wir  einen  sehr  werthvollen  Vorzug  der  Methode  — ,  in  Vermeidung  jeder 
geistlosen,  leblosen  und  geschichtswidrigen  Isolirung,  (wie  sie  freilich  eine 
jetzt  modern   gewordene  Gonstructionsmanier  liebt,  weil  sie  Isolirtes  leich- 
ter in  ihrem  Procrustesbett  vergewaltigen  kann  und  die  Widerlegung  fal- 
scher Auffassungen  schwieriger  wird,  wenn  ihre  Gegenstände  aus  dem  ge- 
schichtlichen Zusammenhang  gelöst  sind,)  überall  die  benachbarten  in  Wech- 
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selwirkung  mit  dem  Körpenohaftebegriff  stehenden  BegrifGnreihen  in  rei- 
cher Fülle  entfaltet,  z.  B.  auch  die  QegenBätze  entwickelt  So  konnte  sich 
die  Untersuchung  nicht  beschränken  auf  denjenigen  Bechtsbegriff,  wel- 
cher ihren  Mittelpunct  bildet  Die  Verfolgung  der  Veränderungen ,  wel- 
che in  dem  Bechtsbewusstsein  des  deutschen  Volkes  die  Auffassung  der 
Einheit  in  den  menschlichen  Verbänden  erfahren  hat,  gewährte  AufscUüsse 
über  die  Wandlungen,  welche  dies  Bechtsbewusstsein  in  den  entscheiden- 
den Jahrhunderten  überhaupt  durchlebt  hat  Darin  liegt  allerdings,  wie 
der  Verfasser  hervorhebt,  eine  Hauptgewähr  für  die  Bichtigkeit  der  ge- 
wonnenen Besultate  und  der  Erweis,  dass  diesen  Untersuchungen  eine 
über  ihren  unmittelbaren  Oegenstand  weit  hinaus  ragende  Bedeutung  m- 
kommt  Es  ward  überall  den  Fäden,  welche  sich  yon  dem  Einen  Begriffe 
zu  den  anderen  Begriffen  hinüber  spinnen,  nachgegangen,  ohne  dass  na- 
türlich auf  den  benachbarten  Gebieten  gleich  ausgedehnte  Forschungen, 
wie  auf  dem  Hauptgebiet  der  Untersuchung  anzustellen  waren.  Bei  Bich- 
tigkeit der  Hauptergebnisse  mussten  die  mitbedingten  und  mitbestimmten 
anderweiten  Erscheinungen  im  Bechtsleben  unseres  Volkes  übereinstim- 
mende Erklärung,  helle  und  richtige  Beleuchtung  mit  erhalten. 

Gerade  diese*  den  lebendigen  Zusammenhang  aller  Bechtsgebilde  Ei- 
nes Volkes  und  Einer  Periode  überall  aufsuchende  und  yerwerthende  Me- 
thode ist  uns  das  Werthyollste  an  dem  grossen  Werk:  das  Beste  seiner 
Ergebnisse  ist  auf  diese  Methode  zurück  zu  führen:  und  dass  einmal  dies 
Princip  in  so  weitem  Um&ng  mit  so  reichen  Erfolgen  bethätigt  wurde, 
ist  so  erfreulich,  dass  dagegen  die  abweichende  Ansicht  in  manchen  Ein- 
zelfragen nicht  ins  Gewicht  fällt 

„An  ihren  Früchten  sollt  ihr  sie  erkennen":  dies  Wort  gilt  wie  von 
Menschen,  so  von  Methoden:  und  es  sind  yortreffliche  Früchte,  welche 
hier  gefordert  hat  der  Historismus:  so  nenne  ich  die  durch  Philosophie 
und  Ausdehnung  des  Gesichtskreises  Tom  Becht  hinüber  auf  alle  Gebiete 
menschlicher  Entfaltung  zumal  durch  Wilhelm  von  Humbold  auf  die  Spra- 
che, von  J.  Grimm  und  David  Strauss  auf  die  Beligion,  Moral,  Lebens- 
sitte der  Völker  weiter  entwickelte  „historische  Schule'S  welche  ich  durch- 
aus nicht  auf  das  Becht  beschränkt  wissen  und  von  ihren  romantischen, 
theologisirenden,  feudalen  Verunstaltungen  und  Missbräuchen  gereinigt  se- 
hen will:  in  diesem  Sinn  ist  der  Historismus  das  Princip,  die  Me- 
thode aller  philosophischen  und  nicht  minder  aller  empirischen  Forschung 
auf  sämmtlichen  Gebieten  der  menschlichen  Geschichte  geworden:  dies 
Princip,  diese  Methode  allein,  allerdings  der  Fortbildung  bedürftig,  ist  die 
Grundlage  aller  geistbelebten  Wissenschaft  überhaupt  geworden:  Männer, 
die  es  verleugnen,  sehen  wir,  oft  bei  zweifelloser  Begabung,  zurück  fal- 
len auf  den  Boden  des  ledernsten  Bationalismus  im  Stil  von  Christian  v. 
Wolff:  auf  dem  Gebiet  des  Bechts,  der  Bechtsphilosophie  also  in  das  ab- 
gestandene Naturrecht,  das,  wie  Hegel  sagen  würde,  aus  lauter  schlech- 
ten Beflexionsbestimmungen,  aus  den  todten  Abstractionen  des 
Verstandes  statt  aus  den  Ideen  des  allein  schöpferischen  Geistes  er- 
wachsen ist  in  seinen  modernsten  Wiederaufwärmungen  abermals  zu  er- 
wachsen droht,  bis  es  an  seiner  eignen  Langweile  und  Trockenheit  wie- 
der den  Tod  der  Verschrumpfung  sterben  wird,  noch  bevor  ihm  die  Speer- 
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würfe  dee  Historismus  die  ungezählten  Blossen  seines  Löschpapier-Hami- 
Bchesy  d.  h.  seine  Gesohichtswidrigkeiten,  durchbohrt  haben. 

Dieser  II.  Band  ist  folgendermassen  gegliedert.  Die  Einleitung  stellt 
die  Aufgabe  fest  (§1)  und  zeichnet  den  Bildungsgang  des  deutschen  B^chts- 
bewusstseins  in  diesem  Gebiet  (§  2).  Das  I.  Gapitel  behandelt  die  Grund- 
begriffe des  älteren  deutschen  Rechts.  I.  Die  Bechtssubjectivität :  den 
deutschen  Personenbegriff  im  Allgemeinen  (§  3),  die  Bechtssubjectivität 
der  Herren  und  Gesammtheiten  im  älteren  Becht  (§  4).  II.  Die  Bechts- 
objectivität:  den  deutschen  Sachbegriff  im  Allgemeinen  (§  5),  das  Becht 
der  Grundstücke  im  älteren  Becht  (§  6).  III.  Den  Begriff  des  Bechts: 
die  Hauptmerkmale  der  älteren  deutschen  Bechtsidee  und  die  Bichtung 
ihrer  Fortbildung  (§  7).  Das  II.  Capitel  enthält  die  Cardinalpuncte  die- 
ses Bandes:  Genossenschaft  und  Gesammtrecht:  im  Allgemeinen  (§  8),  dann 
das  Gesammtrecht  am  liegenden  Gut  (§  9),  Gesammtrecht  und  Souderrecht 
in  der  Mark  (§  10),  Genossenrecht  und  Nutzungsrecht  (§  II) ,  Genossen- 
schaft und  Gesammteigenthum  (§  12),  Gesammtgerechtsame  (§  13),  Ge- 
sammtfahr-Habe  (§  14),  Gesammt-Forderung  und  Gesammt- Verbindlichkeit 
(§  15),  Politisches  Gesammtrecht  (§  16),  der  Begriff  des  Bechts  und  das 
alte  Genossenschaftswesen  (§  17),  Willens-  und  Handlungs-Fähigkeit  der 
Gesammtheit  (§  18).  Das  III.  Capitel  erörtert  Ejrche  undBeich  alsBechts- 
subjecte:  die  Subjecte  des  Kirchenguts  (§  19),  das  Beich  als  Bechtssub- 
ject  (20).  Das  IV.  Gapitel  untersucht  die  8tadtpersönlichkeit :  den  ur- 
sprünglichen Zustand  (§21),  die  Bürgergenossenschaft  und  das  Stadtge- 
biet (§  22),  die  Bürgerschaft  in  ihrer  Organisation  (§  28),  die  Erhebung 
der  Stadt  zur  Person  (§  24),  die  Stadtpersönlichkeit  und  das  Stadtrecht 
(§  25),  die  Stadtpersönhchkeit  und  die  Stadtmark  (§  26),  die  Stadtpersön- 
lichkeit und  die  Bürger  (§  27),  die  Stadtpersönlichkeit  im  öffentlichen 
Becht  (§  28),  im  Priyatrecht  (§  29),  die  Willens-  und  Handlungs-Fähig- 
keit der  Stadt  (§  30),  das  Wesen  der  Stadtpersönlichkeit  (§31).  Das 
V.  Capitel  yerfolgt  die  Ausbreitung  des  Eörperschaftsbegriffs :  die  Arten 
der  Körperschaft  (§  32),  den  Staatsbegriff  (§  33),  den  Gemeindebegriff  (§  34), 
den  Genossenschaftsbegriff  (§  35),  das  Verhältniss  der  Begriffe:  Körper- 
schaft und  Bechtsgemeioschaft  (§  36),  Körperschaft  und  Anstalt  (§  37).  — 

In  manchen  wesentlichen  Dingen,  z.  B.  in  einigen  Constructionen  yon 
Gesammteigenthum,  können  wir  die  Ergebnisse  der  Untersuchung  aller- 
dings nicht  oder  nur  unter  dem  Vorbehalt  annehmen,  dass  die  Quellen 
auch  eine  Auslegung  zulassen,  welche  mit  den  römischen  Auffassungen 
yon  Miteigenthum,  Nutzungsrechten  Mehrerer  an  derselben  Sache,  oder 
statutarischen,  gewohnheitsrechtlichen  Ansprüchen  yon  Corporationsglie- 
dem  an  den  Nutzungen  und  auf  dereinstige  Vertheilung  des  Corporations- 
yermögens  yereinbar  ist  und  die  yon  dem  Herrn  Verfasser  behaupteten  ab- 
weichenden Bechtsbildungen  nicht  erforderlich  macht 

Dem  Verfasser  ist  aus  seinen  Vorarbeiten  zu  dem  III.  Band  eine 
ganz  ausgezeichnete  Monographie  erwachsen  über  Johannes  Althusius 
und  die  Entwickelung  der  Staatstheorieen  des  XVI.  und  XVlL  Jahrhun- 
derts: ebenfedls  eine  Wirkung  des  Historismus,  der,  wo  er  einbohrt,  leben- 
digen „ürsprinc''  der  Quellen  empor  fordert.  Diese  yorzügliche  Special- 
Untersuchung  ist  freilich  ein  unentrathsamer  Bestandtheil  des  grossen  Wer- 
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koB  geworden :  sie  hat  dem  YerfasBer  für  den  m.  Band  sehr  erheblich 
vorgebaut  und  ihm  ermöglicht,  denselben  mit  52  Bogen  abzusohliessen: 
EenntnisB  des  in  jener  Sonderschrift  Niedergelegten  wird  daher  im  HL 
Bande  stets  vorausgesetzt,  der  die  Staats-  und  Corporations-Lehre  des  Al- 
terthums  und  des  Mittelalters  und  die  Aufiiahme  derselben  in  Deutschland 
darstellt.  Wir  dürfen,  ohne  dem  Hauptwerk  Unrecht  zu  thun,  beifügen, 
dass  jene  Monographie,  weil  gelöst  von  den  Nachtheilen  des  aUzuumfu- 
senden  Bahmens  des  grossen  Buches,  auf  kleinerer  Leinwand  oft  mehr  in 
sich  Vollendetes  bietet  als  die  weiten  Flächen  des  Universal-Bildes ,  ich 
möchte  sagen,  des  drehbaren  Panoramas  der  GenossenschafL 

Der  Herr  Yerfasser  ist  sich  ganz  klar  darüber,  dass  sein  grosses  Un- 
ternehmen  sich  zu  einer  Beihe  unter  sich  verbundener,  jedoch  in  sich 
geschlossener  Werke   „erweitert  hat".     So  beschäftigt  sich  der  HI.  Band 
nur  zum  kleineren  Theil  mit  deutscher  Bechts-  und  Gedankenbildung. 
Um  die  Umwandlung  des  deutschen  Yerbandsrechts  und  der  ihm  immanenten 
Begriffe  durch  die  Aufnahme  der  fremden  Theorie  des  Yerbandsrechts  zu 
erforschen,  ging  die  Untersuchung  auf  Ursprung  und  Inhalt  dieser  Theo- 
rie zurück:   durch  Alterthum  und  Mittelalter  hindurch  ward  das  theore- 
tische Denken  über  die  menschlichen  Yerbände  im  Zusammenhange  ver- 
folgt :  dabei  galt  es  nicht  nur  der  Dogmengeschichte  der  juristischen  Per- 
son, auch  der  Entwickelung  der  wissenschaftlichen  Ansichten  über  Staat 
und  Kirche:  denn  das  ist  die  fruchtbringende,  erspriessliche  Methode  des 
Historismus,   die  juristischen  Theorieen  in  ihrem   lebendigen  Zusammen- 
hange mit  den  Gesammtanschauungen  der  Zeit  und  der  nationalen  Cultur 
ihrer  Entstehungsperiode   zu   erfassen    und  so  in   viel   tiefer   gründender 
Wahrheit  zu  begreifen  als  es  die   banausische  Haus-,  Feld-  und  Wiesen- 
Juristerei  vermag,  welche  durch  die  Nebel  der  Constructionen  ihren  Weg 
sucht,   mit  je  einer  Scheuklappe  vor  jedem  Auge  gegen  Philosophie  und 
Culturgeschichte;  denn  erschaute  das  Ghrauthier  auf  seinem  altausgetrete- 
nen Gang  um  die  Mühle  leeresten  Strohes  plötzlich  diese  Höhen  und  Tie- 
fen, —  es  strauchelte  schrecklings  in  den  Abgrund.     Wir  stehen  nicht  an, 
gerade   diese  Partieen   zu  den  werth vollsten  des  Werkes  zu  zählen.     An 
diese  Darstellung  reiht  sich  dann  erst  die  Untersuchung,  in  welcher  Weise 
bei  Beception  des  fremden  Bechts  dessen  Lehre  von  den  Yerbänden  mo- 
di£cirt  wurde  durch  die  gleichzeitigen  deutschen  Bechtsanschauungen  hier- 
über.    Damit  schliesst  der  HI.  Band.     Die  Fortsetzung  des  Werkes  wird 
die  modernen  Theorieen  über  juristische  Person  und  Zugehöriges  enthalten. 
Mit  Becht  sagt  der  Verfasser  Vorwort  des  HE.  Bandes  p.  VI :  „schwerlich 
wird  sobald  wieder  jemand  ganz  dieselben  Wege  beschreiten,  die  ich  zur 
Lösung    dieses    Theils   meiner   Aufgabe   (Darlegung   der   mittelalterlichen 
Staats-    und   Gorporationslehre)   in   langjähriger    ermüdender   Wanderung 
durchmessen  habe."     Man  muss  ihm  danken,  dass  er  das  Material  in  mög- 
lichster Fülle  vorführte,    das  Gefundene  vollständig  mittheilte:    denn  auf 
unabsehbare  Zeit  wird  diese  Zusammenfassung  des  Stoffes  allen  denjenigen 
als  Surrogat  der  Quellen   dienen    müssen,    welche   sich  über  diese  Dinge 
unterrichten  wollen,  ohne,  wie  der  Verfasser,  Jahre  auf  ihre  quellenmäs- 
sige  Erforschung   verwenden  zu  können.     Es   geht   hier   ähnlich   wie   in 
den  Naturwissenschaften,  wo  man  den  Ergebnissen  der  Experimente  und 
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Wahrnehmungen  anerkannt  solider  Forscher  Glauben  schenkt,  weil 
nicht  jeder  Fachgenosse  die  gleichen  Experimente  zu  wiederholen  in  der 
Lage  ist. 

Die  Einheitlichkeit  des  Gesammtbildes  erforderte,  dass  der  Yerfasser 
einzelne  Ausführungen  der  Monographie  über  Althusius  hier  wieder  ein- 
schaltete. Und  Dank  verdient  es,  dass  interessante  Theile  des  mittelalter- 
lichen Gedankensystems,  welche  der  Yerfasser  bei  seinen  Studien  neben 
her  am  Wege  fand,  nicht  vorenthalten  wurden,  auch  wenn  sie  mit  dem 
ursprünglichen  Zwecke  und  Gegenstand  des  Werkes  nicht  unmittelbar 
zusammen  hingen. 

So  ergab  sich  für  den  dritten  Band  der  folgende  reichgegliederte  In- 
halt: die  Einleitung  (§.  1)  betrachtet  die  Genesis  der  gelehrten  Staats- 
und Corporationstheorie.  Das  I.  Capitel,  die  Staats-  und  Corporationslehre 
des  Alterthums  in  §.  2  die  Entwickelung  des  Körperschaftsbegriffes  im 
Alterthum  überhaupt,  §.  2  den  Yerbandsbegriff  der  antiken  Philosophie, 
§.  4  den  der  römischen  Jurisprudenz,  §.  5  das  Christenthum  und  sein  Yer- 
hfldten  zu  dem  antiken  Yerbandsbegriff,  §.  6  speciell  die  Corporationslehre 
des  Corpus  Juris  civilis.  Das  U.  Capitel  ist  der  mittelalterlichen  Staats- 
und Corporationslehre  zugewendet:  es  untersucht  in  §.  7  die  Corporations- 
lehre der  Glossatoren,  in  §.  8  die  der  Canonisten,  in  §.  9  die  der  Legis- 
ten  von  der  Glosse  bis  zu  Bartolus,  in  §.  10  die  romanisch  canonistische 
Corporationslehre  in  ihrer  YoUendung,  in  §.  11  die  publidstischen  Leh- 
ren des  Mittelalters.  Das  III.  Capitel  schildert  die  Aufiiahme  der  Corpo- 
rationslehre in  Deutschland:  §.12  die  Aufnahme  der  fremden  Doctrin, 
§.13  die  Praxis  und  die  Corporationstheorie,  §.14  die  deutsche  Gesetz- 
gebung der  Eeceptionszeit  und  ihr  Yerhaltniss  zur  Corporationstheorie. 

Absichtlich  haben  wir  das  Inhaltsverzeichniss  genau  mitgetheilt,  den 
ausserordentlichen  Eeichthum ,  die  Mannichfaltigkeit  des  hier  gehäuften 
Stoffes  und  die  Schwierigkeiten  seiner  Behandlung  klar  zu  stellen. 

Ein  sehr  erfreulicher  Mangel  in  den  Gaben  des  Herrn  Yerfassers  ist, 
dass  ihm  die  heute  so  weit  verbreitete,  durchaus  nicht  auf  den  Pabst  be- 
schränkte Unfehlbarkeit  völlig  gebricht.  Er  will  nicht  nur  lehren,  er 
lernt  auch,  lernt  sogar  eigne  frühere  Ansichten  verbessern.  Das  ist  viel! 
Er  sagt  p.  YI  des  Yorworts  zum  III.  Band:  „dass  die  Fortentwickelung 
meiner  Studien  auch  zur  Fortentwickelung  meiner  Ansichten  gefuhrt  hat 
ist  begreiflich.  Die  in  den  früheren  Bänden  ausgesprochenen  Auffassun- 
gen sind  daher  zwar  auch  jetzt  in  ihrem  die  innere  Grundüberzeugung  con- 
stituirenden  Kemgehalt  festgehalten,  jedoch  in  einigen  wichtigen  Puncten 
berichtigt  worden.  Insbesondere  hat  sich  mir  .  .  .  ein  von  der  früher 
entworfenen  Skizze  nicht  unwesentlich  abweichendes  Bild  des  römischen 
Yerbandsrechts  ergeben.''  Andererseits  feuid  sich  ein  viel  stärkerer  Ein- 
fluss  germanischer  Eechtsgedanken  auf  die  italienische  in  Deutschland  re- 
cipirte  Doctrin  als  der  Yerfasser  vorausgesetzt  hatte. 

Wir  scheiden  mit  Bedauern  von  dem  Werke.  Diese  Anzeige  konnte 
fast  nur  eine  Inhaltsangabe  sein.  Jede  genaue  Analyse  würde  detailirte 
Erörterungen  aus  der  Bechtsgeschichte  und  der  Bechtsphilosophie  erhei- 
schen, welche  nicht  hierher  gehören ;  in  vielen  Partieen  kann  überhaupt 
kein  Mitlebender  den  Yerfasser  kritisiren,  weil  niemand  die  gleichen  Stu- 
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dien  gemaoht  hat.  In  manchen  Auffassungen  des  altgermanischen  Staa- 
tes, auch  der  Städteverfassung  des  Mittelalters  weichen  wir  ab  und  auch 
die  rechtsphilosophischen  Principien  vermögen  wir  nicht  sämmÜich  zu 
theilen.  Aber  wir  freuen  uns,  ausdrücklich  Zeugniss  geben  zu  können, 
dass  wir  im  Wesentlichen  völlig  übereinstimmen  mit  dem  wissenflohaÜ- 
lieh  WerthvoUsten  an  dem  ganzen  verdienstlichen  Werk:  das  heisst  mit 
soine,r  historisch-kritischen  Methode.  Das  ist  einmal,  sofern  es 
Kechtsphilosophie  ist,  keine  Phrasensammlung,  sondern  Begriffsarbeit  auf 
Grund  vergleichender  Kechtsgeschichte ,  d.  h.  jene  Art  von  Rechtsphilo- 
sophie, welche  wir  schon  seit  Jahrzehnten  fordern.  Und  so  weit  es  Bechts- 
darstellung  und  Bechtsgeschichte  ist,  stellt  das  Buch  das  Becht  nicht  auf 
den  Isolirschemel  der  Schablone ,  des  Dogmas ,  sondern  fasst  es  stets  in 
lebendigen  Zusammenhang  mit  allen  andern  Gebieten  des  Volkslebens,  des 
Yolkscharakters ,  des  Zeitalters,  als  Eine  der  nothwendigen  Bethätigun- 
gen  der  Yolkeseigenart  und  der  geschichtlichen  Einwirkungen  auf  dieselbe 
neben  anderen  solchen  Bethätigungen. 

Savignys  „Geschichte  des  römischen  Bechts  im  Mittelalter"  ist  eine 
Trophäe  der  historischen  Schule.  Der  Verfasser  dieses  Werkes  ist  kein 
Savigny.  Aber  er  hat  in  seinem  Werk  eine  andere  Trophäe  der  histo- 
rischen Schule  errichtet,  welche  jenes  Yorbildes  wahrlich  nicht  unwür- 
dig ist. 


m. 
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Be»proclMn  ron  Q.  Cohn 

Die  glücklichen  Erfolge,  welche  in  andern  Wissenschallen  und  zumai 
in  der  benachbarten  Bechtswissenschalt  seit  einer  Beihe  von  Jahren  mit 
enevclopadischen  ünteTnehmongen  erxielt  worden  sind,  an  denen  sich  eine 
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grössere  Anzahl  von  Fachmännern  je  mit  ihrer   speciellen  Sachkunde  he- 
theiligten,  haben  es  seit  geraumer  Zeit  nahe  gelegt,  etwas  Aehnliohes  für 
unser  Fach  zu  versuchen.      Einerseits  kennen  wir  alle  das  unentrinnbare 
Bedürfniss   nach  einem  Lehr-  oder  Handbuch,    welches   den  Studirenden 
und  den  weiten  Kreisen,    die   heutzutage    über    diese  Dinge   unterrichtet 
sein  wollen  oder  sollen,  einen  möglichst  treuen  Abriss  des  gegenwärtigen 
Standes  der  Forschung  in  allen  ihren  einzelnen  Partieen  liefert,  anderer- 
seits liegt  die  Zeit  Rau's  lange  hinter  uns,  in  welcher  ein  einziger  Mann 
sich  getrauen  durfte,  diese  ganze  Arbeit  nicht  nur  allein  zu  unternehmen, 
sondern  auch  den  Ansprüchen  seines  Zeitalters   zu  genügen;    haben  doch 
selbst  damals  schon  tiefer  grabende  Forscher  wie  Georg  Haussen,  die  eben 
darum  auch  Dauerndes  geleistet,    die  Nothwendigkeit  specialisirender   Be- 
schränkung empfunden.     Nun   hat    die   ungewöhnlich   grosse   Arbeitskraft 
Adolph  Wagner's,  welche  mit  hervorragender  Neigung  und  Begabung  für 
systematische  Zusammenfassung  gepaart  ist,  in  der  That  aufs  Wirksamste 
damit  begonnen,   für  uns  noch  etwas  Gleiches  zu  schaffen,    wie    es  Bau 
vor  einem  halben  Jahrhundert   gethan:  bereits   liegen   drei   starke  Bände 
davon  vor,  und  zwar  theilweise  in  wiederholten,  umgearbeiteten  Auflagen. 
Indessen    die    Grossartigkeit   dieser  Unternehmung   bedingt  nothwendiger- 
weise    eine  lange  Beihe   von  Jahren,    ehe  es  seinem  Ende  zugeführt  ist; 
auch  der  grösste  Eifer  für  dasselbe  hindert  nicht,  dass  zeitweilige  Pausen 
berechtigter  Unterbrechung  und  Abwechslung  eintreten,   die   darum  noch 
nicht  der  „passion  papillonne"  Fourier's   zugeschrieben   zu   werden  brau- 
chen ;  namentlich  aber  will ,  neben  der  schon  sehr  ansehnlichen  Verbrei- 
tung von  Wagner's  Bänden,  eine  grosse  Zahl  von  Leuten  etwas  gedräng- 
tere Belehrung  über  das  Fach  erhalten,    und    wie  sehr  dieses  Bedürfniss 
anerkannt  wird,  geht  wohl  daraus  am  deutlichsten  hervor,    dass  Wagner 
an  dem  uns  jetzt  vorliegenden   neuen   Handbuch    Schönberg's    den    aller- 
grössten  Antheil  geleistet  hat,  indem  er  zunächst  in  relativer  Kürze  Das- 
jenige beitrug,    was  in  seinem  grossen    Lehrbuch   erst  in  Zukunft,    dann 
aber  natürlich  weiter  ausgeführt,  erwartet  werden  darf. 

Während  nun  der  Vorzug  des  neuen  Handbuchs  vor  allem  darin  be- 
steht, dass  es  dem  grossen  und  treuen  Eifer  des  Herausgebers  gelungen 
ist,  in  überraschend  kurzer  Frist  das  Ganze  herzustellen,  ist  es  zunächst 
rein  äusserlich  angesehen  ein  ehrenvolles  Denkmal  unsrer  Wissenschaft, 
welches  beweist,  wie  bedeutend  die  Materie  angeschwollen  ist  für  jede 
Behandlung,  die  nur  einigermassen  erschöpfend  allem  Einzelnen  heute 
gerecht  worden  will  und  womöglich  durch  die  Feder  desjenigen  Mannes 
dies  leisten  will,  welcher  am  besten  für  jedes  Stück  geeignet  und  berech- 
tigt ist.  In  diesem  Sinne  werden  jedenfalls  die  übrigen  Fachgenossen, 
welche  nicht  an  der  Arbeit  theilgenommen  haben,  an  dem  fertigen  Werke 
ihre  Theilnahme  dadurch  bekunden  müssen ,  dass  sie  dem  Herausgeber 
und  allen  Mitarbeitern  danken,  den  aufrichtigen  Wunsch  damit  verbin- 
dend, es  möchte  ihre  Mühe  auch  fernerhin  nicht  ermatten,  um  die  unver- 
meidliche Nacharbeit  an  dem  Ganzen  vorzunehmen,  die  füglich  erst  dann 
gethan  werden  kann,  wenn,  wie  es  jetzt  der  Fall  ist,  das  Werk  fertig 
ihnen  vorliegt. 

Mit  leichtcrem    Herzen    könnte    man  ja   sagen:    die   Verschiedenheit 

11* 
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der  Eiohtnngen ,  Methoden,  Anschauungen,  Eeformideen,  Grundbegriffe  in 
einem  Fache  wie  dem  unsrigen  ist  einmal  nicht  zu  Termeiden ,  heute  am 
wenigsten  zu  vermeiden;  mag  auch  solch  ein  Handbuch  für  den  Gewinn, 
welchen  es  von  so  vielseitiger  Mitarbeit  hat,  der  ungeschminkte  Ausdruck 
dieser  nicht  wegzuleugnenden  Thatsache  sein;  mag  der  Lernende  unmit- 
telbar erfahren ,  wie  es  damit  bestellt  ist  und  sich  seinen  Weg  inmitten 
dieser  Widersprüche  suchen ;  mag  vollends  jenes  grössere  Publikum,  wel- 
chem man  umsonst  ein  Ganzes  giebt,  weil  es  das  Ganze  doch  zerpflückt, 
das  Stück  gleich  in  Stücken  vorgelegt  erhalten.  Indessen,  im  Grunde 
wird  diesen  Standpunkt  keiner  der  Fachgenossen  und  am  wenigsten  einer 
der  Mitarbeiter  vertreten  wollen;  vielleicht  auch  werden  die  drauasen 
Stehenden  damit  nicht  zufrieden  sein :  so  dass  es  eine  Aufgabe  für  sich 
bleibt,  diesen  Einklang,  an  welchem  augenscheinlich  der  Herausgeber  schon 
mit  bemerken swerthem  Fleisse  gearbeitet  hat,  mehr  und  mehr  zu  vollenden. 
Schwierig  wird  es  natürlich  sein;  aber  Einzelnes,  was  sehr  erwünscht 
ist,  lässt  sich  leichter  machen.  So  denke  ich  an  eine  etwas  mehr  aus- 
geführte Behandlung  der  Methodologie,  welche  vielleicht  im  An- 
schlüsse an  die  „Geschichte  der  politischen  Oekonomie"  gegeben  werden 
könnte,  und  gerade  deshalb  erforderlich  wäre,  um  einen  TJeberblick  über 
die  heutigen  Richtungen  der  deutschen  und  sonstigen  Wissenschaft  des 
Faches  zu  geben  und  damit  den  Leser  einigermassen  vorzubereiten  auf 
die  Gesellschaft  der  Mitarbeiter,  in  welche  er  geführt  werden  soll.  Auch 
von  diesem  Zwecke  abgesehen,  möchte  es  wohl  nicht  genügen,  dass  ez 
professo  nur  die  statistische  Methode  (bei  dem  Abschnitt  „Statistik'') 
behandelt  wird:  fallt  von  diesen  letzteren  Erörterungen  freilich  auch  ein 
helles  Licht  auf  die  Methode  des  Faches  im  Allgemeinen,  so  bleibt  doch 
manches  zu  reden  übrig,  von  der  —  ich  möchte  sagen  esoterischen  Er- 
fahrung an  den  verschiedenen  Wegen  zur  Erkenntniss,  wie  weit  man  mit 
der  Logik,  mit  der  Mathematik,  mit  der  Geschichte,  mit  der  Philosophie 
in  der  Sicherstellung  der  Wahrheit  des  Faches  bisher  gekommen  ist  oder 
kommen  kann,  kommen  wird. 

Femer  ist  es  wohl  eine  durch  die  Mannigfaltigkeit  der  Mitarbeiter 
erklärliche  und  verzeihliche  Lücke,  dass  bei  den  direkten  Steuern  eine  in 
verschiedenen  Ländern  (Schweiz,  Oesterreich)  bestehende ,  im  Deutschen 
Beiche  von  amtlicher  Stelle  1880 — 81  und  kaum  zum  letzten  Male  be- 
antragte Steuer,  nämlich  die  Wehrsteuer,  welche  unter  allen  Umstän- 
den —  neben  diesem  praktischen  Ansprüche  auf  Berücksichtigung  —  ein 
höchst  interessantes  Problem  wissenschaftlicher  Erörterung  bildet,  gar 
nicht  behandelt  ist  Der  Umstand,  dass  Wagner,  welcher  diesen  Abschnitt 
bearbeitet  hat,  die  Wehrsteuer  missbilligt  (wie  ich  aus  seinem  Munde  zu 
wissen  glaube,  während  andere  neuerdings  sich  dafür  erklärt:  Schmoller, 
Conrad,  Neumann),  könnte  doch  die  Discussion  nicht  überflüssig  machen, 
ebensowenig  wie  etwa  ein  Finanzschriftsteller,  welcher  die  Ghrundsteuer 
missbilligt,  darum  von  dieser  zu  reden  überhoben  wäre.  Selbst  Schaffte 
in  seinen  „Grundsätzen  der  Steuerpolitik''  redet  davon,  wenn  auch  dürf- 
tig und  missbilligend.  Ich  hebe  statt  anderem  dieses  hervor,  auf  die  Ge- 
fahr hin,  eine  oratio  pro  domo  zu  halten ;    die  domus  ist  dann  jedenfalls 
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Mieli  du  Lnud,  in  dorn  ich  lobo,    uud  dasaou  GeBeUgebaug  mir  den  An- 

lasB  zu  wisHeiisulial'lüulmu  iielraLliluugeti  über  diese  !5leuer  gegebun  lial. 
Feruer  möchtu  iuh  uub  dem  Anblick  dtiK  Gauifi'n  utwa  uoab  fragcu,  ob 
dm  Namu  „politi  seh  u  Üoko  uomi  e"  au  SU'llu  dov  iüugst  herraülieod  ge- 
würdeuen  „ Volks wirtbschaftsluhrtj"  uud  „Natioualökauomie"  wieder  dum 
Leben  erweckt  werduu  soll  ?  Bei  Wagner's  Lebibuoh  erklärte  e«  sich 
durch  den  iiuBsem  ÄuBchluss  au  Eau's  Lehrbach  i  es  war  wie  eine  alto  gut« 
Firma,  welche  man  geruc  beibehalt,  uucb  wenu  ein  neuer  Inhaber  sie 
äbornimmt.  Im  übtigou  hängt,  wie  mir  vorkommt,  an  dem  Namun  ein 
Duft  von  V  e  räch  olle  n  heil,  welcher  mich  hJudern  würde,  ihn  eiuem  neuen 
Tuutling  eu  geben.  Der  wissenschaftliche  und  der  an  saer  wissen  schaftliche 
Sprachgebrauch  hat  sich  einmal  aeit  lange  dagegen  erklärt ,  ich  enluinue 
mich  keines  Paehgenossen,  der  mir  jemais  von  „politischer  Oekgnomie" 
gesproclieu  hätte  j  auch  findet  man  die  ItezeichuuDg  kaum  in  den  heuti- 
gen LeotlouK-Catalogeu.  Daa£  der  Name  in  England  und  Frankreich  der 
heut«  noch  herrschende  ist,  würde  am  wenigsten  ein  Grund  für  mich 
sein,  ihn  ia  Deutschland  aufzuf'ri scheu  ;  gerade  dort  vorbindet  sich  mit 
dem  Nomen,  in  engem  Zusammenhange  mit  dem  orthodoxen  Character  des 
Faches ,  ein  Etwas  vou  altem  Seetenglauheu ,  das  schnurstracks  unserer 
heutigen  Deutschen  Nationalökouomie  zuwideilüuft ;  ja  hetcrodoxe  Müuuor, 
welche  unseren  Anschauungen  nahe  stehen ,  wie  D.  Syme  in  Euglaud 
haben  bezeichnenderweise  für  ihre  buchet  andere  Namen  gewählt ,  weil 
sie  schou  auf  dem  Titel  zeigen  wollten ,  duss  sie  dieser  alten  „political 
oconomy"  entgegentreten.  ludess,  wer  dieses  gleiohgiUig  findet,  dem  halte 
iuh     den    erwähnten    Sprachgebrauch    entgegen ,    welcher    doch    dann    um 


wenigsten  zu  verachteu  ist , 
selber  ist,  uud  der  nun  einmal  sein 
zunehmen,  das  Andere  abzustoasen, 
es  z.  B.  mit  der  Natioualökouomik '' 
Im  vorliegenden  Falle  scheint 
,  um  darunter    —    nach    Hau' 


der  Sprachgebrauch  der  Gelehrten 
e  eignen  Wege  geht,  um  das  Giuu  au- 
Manehes  überhaupt  abnulehueu  (wie 
tau  Ahrens  and  Koscher  gcschoheu  ist). 
uun  aber  der  Name  so  gewählt  zu 
Vorgänge  —  Finanz wi  säen scbafl  und 
(mit  veränderter  Auorduuug  gegen  Unu)  auch  Verwaltuogalehre  mit  zu 
begieifun,  und  auf  diese  Weise  die  „Volks wirthschaftslehre"  als  Ue;$eich- 
nuug  des  ersten  Theiles  zu  brauchen,  welcher  den  beiden  gonaunteu 
coordinirt  ist.  Da  scheint  mir  doch  ßoseher's  Bezeichnung  glücklicher 
gewählt  KU  sein,  indem  getreu  dem  jetat  herrschenden  gelehrten  uud  all- 
lüglichen  Sprachgebrauch  das  Ganze  sich  „System  der  Volkswirthsohaft" 
nennt  und  zugleich  die  äussere  Anordnung  des  geaammton  tStofFes  die 
uusern  Anschauungen  alleiu  cutsprechonde  Einheit  der  Volkswirthschaft 
mit  logischer  Klarheit  vorführt,  so  daas  Finanz  und  Verwaltung  oothweu- 
dige  Uestandtheile  dieses  Einen  siud,  statt  gleichsam  in  eine  fremde  Ab- 
hängigkeit hiuüberzuBchieleu  uud  eine  Art  von  „aujet  mixte"  Ku  sein. 
Freilich  würde  sachlich  mit  dieser  Äucrdnung  vielleicht  eine  Aeuderuug 
sich  ergeben:  es  möchten  einzelue  Abschnitte  der  „Verwaltungslehre''  als 
nicht  zugehörig  eutferut  werdeu,  und  der  Best  deraulben  in  den  einzel- 
der  Volkswirt hschaftstehre  aufgehen. 

vom  Ganeen.     Wollte    ich  jetzt    auf   das    Einzelne  eingehen, 
1  ja  sehr  gut,    wie  schwer  es  schon  Ist,    dem  Lehrbuch  aus 
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der  Feder  eines  einzigen  Yerfiissers,  sofern  es  hervorragende  Bedentung 
hat,  referirend  und  arteilend  gerecht  zu  werden:  hält  man  sich  in  den 
gebotenen  Schranken  des  verfügbaren  Baumes,  so  bleibt  man  durchaus  im 
Allgemeinen ;  üasst  man  ein  lebhafteres  Interesse  auch  nur  für  diesen  oder 
jenen  einzelnen  Punkt,  so  geräth  man  sehr  bald  über  diese  Grenzen  hin- 
aus und  hat  am  Ende  doch  nur  das  Gefühl,  die  Sache  über's  Knie  ge- 
brochen und  vielen  andern  gleich  berechtigten  Punkten  ein  Unrecht  an- 
gethan  zu  haben.  So  ist  es  mir  wenigstens  bei  Manchem,  was  ich  in 
diesen  Jahrbüchern  besprochen,  zu  Muthe  gewesen.  Wie  nun  gar  erst 
bei  einem  Werke,  welches  von  so  vielen  Autoren  herrührt.  Hier  ver- 
wandelt sich  das  einseitige  Interesse  für  einen  Gegenstand  alsbald  in  das 
einseitige  Interesse  für  einen  einzelnen  Mann,  und  wenn  das  auch  nor 
so  scheint,  so  bleibt  doch,  trotz  bestem  Gewissen,  die  angerichtete  Unge- 
rechtigkeit die  gleiche.  Wie  sehr  möchte  man  nun  so  etwas  vermeiden 
bei  einem  Anlasse,  wo  man  allen  Betheiligten  sich  zu  grossem  Danke  ver- 
pflichtet weiss! 

Es  giebt  aber  hier  vielleicht  einen  Ausweg,  welcher  sich  freilich  nahe 
an  das  Persönliche  des  BefL,  aber  durchaus  an  die  Sache  des  vozli^en- 
den  Ganzen  schliesst  Der  Referirende  wird  nämlich  ans  natürlichen 
Gründen,  zumal  da,  wo  viele  einzelne  Specialisten  ihr  schönes  Theil  zum 
Ganzen  beigetragen  haben,  diejenigen  Punkte  bevorzugen,  an  welchen  er 
selber  einmal  seine  geringen  Kräfte  versucht  hat:  das  ist  menschlich,  das 
ist  billig,  das  ist  wünschenswerth ;  denn  hier  ist  er  am  ehesten  urtheils- 
fahig.  Erlaubt  er  sich  ausserdem  noch  ein  Wort  zu  sagen  und  aus  Grün- 
den der  Ordnung  vor  dem  Andern  voraus,  so  mag  das  mit  seinen  Erfish- 
rungen  als  Docent  gerechtfertigt  sein.     Also  hier  nur  Dieses. 

Für  die  Anordnung  der  einzelnen  Partieen  würde  mir  zweckmässig 
erscheinen,  die  Grundbegriffe  voranzustellen,  und  bei  diesen  zuerst 
einmal  den  nothwendigerweise  ersten  oder  zuerst  zu  erklärenden  BegrilT, 
nämlich  „Wirthschaff,  zum  Ghrundstein  des  Ganzen  zu  machen.  Ich 
habe  nach  mancherlei  Nachdenken  gefunden,  dass  alle  die  herkömmlichen 
ersten  Definitionen  unserer  Wissenschaft,  welche  mit  „Bedürfriiss*^  oder 
„Gut"  beginnen,  einen  schiefen  Weg  führen,  weil  der  eigentliche  Funda- 
mentalbegriff noch  nicht  festgestellt  ist.  Offenbar  muss,  wer  die  philoso- 
phischen Elemente  der  Bechts Wissenschaft  geben  will,  zuerst  sagen ,  was 
B  e  c  h  t  ist :  ebenso  soll  der  Oekonom  zuerst  klar  machen,  was  Wirthschaft 
ist,  wo  das  ausscheidende  Moment  gegenüber  andern  menschlichen  Thä- 
tigkeiten,  Interessen  u.  s.  w.  liegt,  warum  etwas  wirthschaftlichen  Charak- 
ter hat,  wo  das  herkommt,  wo  das  seinen  Sitz  hat?  Im  Menschen?  in 
der  Natur,  die  ihm  zur  Verfügung  steht?  und  an  welchen  Eigenschaften 
des  Menschen,  der  äusseren  Natur  liegt  das:  Wann  ist  es  so,  wann  ist 
es  anders?  Und  dergl.  mehr.  Andeutungen  hierzu  habe  ich  in  einer 
Besprechung  von  Wagners  Grundlegung  in  den  Göttinger  Gelehrten 
Anzeigen  1880  gegeben  und  etwas  näher  bin  ich  darauf  eingegan- 
gen in  der  Tübinger  Zeitschrift  für  die  gesammte  Staats  wissen  schaft 
(„Ehre  und  Last  in  der  Yolkswirthschaft''  Jahrg.  1881).  Die  „Grundbe- 
griffe'', (welche  Neumann  als  4.  Capitel  der  Volkswirthschaflslehre  giebt) 
stellen  in  der  That  die  Frage  nach  den  „wirthschaftlichen  Dingen"  voran 


Literatur.  \Q\ 

(S.  117),  geben  aber  darauf  eine  Antwort,  welche  eine  tiefere  psyeholo- 
giflche  Analyse  Termissen  lässt,  wie  mir  denn  überhaupt  der  hier  festge- 
haltene Standpunkt  eines  Gegensatzes  zwischen  Yolkswirthschaftslehre  und 
Ethik  etwas  veraltet  erscheint,  da  die  Ethik  nach  heutiger  Ansicht  viel- 
mehr das  Ganze,  die  Wirthschaftslehre  so  gut  wie  die  Rechts-  und  Staats- 
lehre ein  speci eller  Theil  derselben  ist.  Soll  ich  mit  einem  Worte  sagen, 
was  ich  im  Sinne  habe,  und  zwar  unmittelbar  praktisch  meinen  Wunsch 
äussern,  so  würde  ich  bemerken:  ein  Mann  etwa  wie  Bümelin  sollte  eine 
psychologische  Grundlegung  zur  Wirthschaftslehre  schreiben,  für  welche 
so  manche  Winke  in  seinen  schönen  Beden  und  Aufsätzen  bereits  ent- 
halten sind. 

Gelegentlich  dieser  Elementarfragen  läge  es  mir  nahe,  ein  Wort  über 
den  Begriff  der  Gemeinwirthschaft  zu  sagen.  Dass  meine  wider 
denselben  gerichtete  Kritik  nicht  unfruchtbar  gewesen ,  beweist  mir  u.  a. 
die  Thatsache,  dass  Emil  Sax  in  seinem  trefflichen  Abschnitt  über  die 
Transportmittel  jetzt  von  mir  eben  diejenige  Unterscheidung  für  die  ver- 
schiedenen Yerwaltungs  -  Grundsätze  bei  staatlichen  Anstalten  annimmt, 
welche  ich  in  dem  Aufsatze  „Der  Staat  und  die  Eisenbahnen''  (Conrad's 
Jahrb.  1879)  gelegentlich  seines  Werkes  entwickelt  habe.  In  jener  Un- 
terscheidung liegt  der  Schwerpunkt,  um  den  es  sich  handelt  Dass  jene 
Kritik  „negativ''  sei,  wie  hie  und  da  gemeint  worden  ist,  würde  zunächst 
gar  nichts,  auch  nichts  Negatives  beweisen.  Wenn  man  gegenüber  einer 
mehr  und    mehr    um    sich   greifenden   Terminologie  den   Nachweis  liefert 

1)  unter  den  mannigfaltigen  Schöpfern  des  Sprachgebrauches  herrsche  ein 
bedeutender  Grad  von  Vieldeutigkeit  und  Unklarheit    desselben  Terminus, 

2)  bei  dem  scharfsinnigsten  Vertreter  desselben  sei  diese  Unklarheit  ge- 
radezu darauf  basirt,  dass  er  mit  dem  fraglichen  Begriffe  nicht  die  Wirk- 
lichkeit der  Erscheinungen  (im  Gebiete  der  staatlichen  und  communalen 
Anstalten  nach  deren  im  Wesen  der  Sache  begründeten  verschiedenartigen 
Grundsätzen),  sondern  seine  Wünsche  für  die  Zukunft  ausdrückt: 
so  hat  solche  Kritik  zunächst  ihr  Theil  geleistet.  Ihr  Werth  hängt  ab 
von  den  Gründen,  mit  welchen  sie  beweist,  was  sie  beweisen  will.  Es 
bleibt  dann  eine  Aufgabe  für  sich,  eine  bessere  Terminologie  an  die  Stelle 
zu  setzen ;  und  diese  Aufgabe  hätte  zuerst  Derjenige  zu  erfüllen,  welcher 
in  der  Förderung  der  Dogmatik  und  Systematik  seinen  wissenschaftlichen 
Hauptzweck  sucht.  Am  wenigsten  aber  ist  damit  gethan,  dass  man  ohne 
Widerlegung  der  Beweisgründe  einfach  erklärt,  man  bleibe  eben  bei  sei- 
ner Meinung.  Die  Folge  davon  ist  einfach  die,  dass  auch  die  Kritik 
künftig  bei  ihrer  Meinung  bleibt  d.  h.  schweigt:  wodurch  allerdings  die 
wissenschaftliche  Sache  wenig  gefordert  wird. 

Sollte  nun  wirklich  das  Wort  „Gemeinwirthschaft"  seinen  Wohn- 
sitz ersessen  haben  und  nicht  mehr  abgeschoben  werden  können,  nun, 
dann  bleibt  uns  nichts  mehr  übrig  als  ihm  die  unvermeidliche  Unterstütz- 
ung zu  gönnen,  und  denen,  die  mir  die  positive  Ergänzung  nicht  erlassen 
wollen,  sage  ich ,  um  ungefähr  auszudrücken ,  was  ich  will :  man  muss 
zum  mindesten  unterscheiden  zwischen  formeller  und  materieller 
Gemeinwirthschaft,  oder  äusserer  und  innerer  Gemeinwirthschaft,  oder 
wie  man  sich  sonst   deutlicher   verständigen    will.     Worauf   es   ankommt, 
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d^  ist  in  typischen  Beispielen  der  Unterschied  zwischen  der  SiaaUeifleii- 
bahn  und  der  unentgeltlichen  Staatsschule.  Man  brauche  einen  Namen 
welchen  man  will,  aber  man  erkenne  diesen  Unterschied  an,  wenn  anders 
mau  das  heutige  Leben  richtig  darstellen  wilL 

Um  dann  weiter  zu  gehen,  so  sei  der  von  Lexis  bearbeitete  Abschnitt 
„Handel'^  hier  rühmend  herrorgehoben :  es  ist  eine  Leistung  von  Tor- 
züglicher  Gediegenheit,  in  welche  eine  Masse  Literatur  mit  gewandter 
Hand  hinein  verarbeitet  ist. 

In  dem  zweiten  Theile  des  Abschnitts  „Gewerbe''  hat  L.  Brentano 
das  ihm  eigene  Gebiet  der  Arbeiterfrage  auf  Grund  seiner  früheren  Sefarif* 
ten  mit  bekannter  Fertigkeit  behandelt.  Neu  ist  dabei  und  für  mioh  von 
Wichtigkeit,  dass  er  die  Fabrikgesetzgebung  in  Hinblick  auf  inter- 
nationide  Gemeinsamkeit  wesentlich  ebenso  auffasst,  wie  ich  es  in  diesen 
Jahrbüchern  (1881)  ausführlicher  dargelegt  habe.  Es  wäre  nur  zu  wün- 
schen gewesen,  dass  die  principielle  Ansicht,  welche  die  Fabrikgesetz- 
gebung durch  die  gegebene  Lebenshaltung  der  Arbeiterfamilien  bedingt 
erkennt,  nicht  blos  erst  da  zur  Geltung  gebracht  worden  wäre,  wo  von 
der  internationalen  Fabrikgesetzgebung  die  Rede  ist  Die  Meinong, 
welcher  ich  entgegengetreten  bin,  ist  ja  zunächst  auf  nationalem  Boden 
zu  bekämpfen,  während  es  häufig  ausgesehen  hat,  als  sei  die  Fabrikge- 
setzgebung blos  gegen  die  Fabrikanten  und  deren  Eigennutz  oder  Ver- 
blendung, nicht  gegen  das  Elend  der  Arbeiterfamilien  durchzusetien.  In 
dem  Referat  Brentauo^s  auf  dem  Eisenacher  Congress  zur  Besprechung 
der  socialen  Frage  (1872)  waltet  der  letztere  Standpunkt  noch  vor,  und 
daher  wird  dort  auch  noch  einer  internationalen  Fabrikgesetzgebung  das 
Wort  geredet. 

Ein  anderer,  in  dieses  Kapitel  gehöriger  Punkt  ist  die  Frage  des 
abusiv  sogenannten  Normalarbeitstagcs,  über  den  ich  mich  ebcnfidls 
a.  a.  0.  näher  geäussert  habe.  Sofern  es  sich  darum  handelt,  gegen  so- 
ciuldcmokratische  Uebcrtreibungon  Front  zu  machen,  kann  man  sich  nicht 
vorsichtig  genug  gegenüber  dieser  Forderung  verhalten;  wenn  aber  nach 
der  andern  Seite  hin  arge  Missbräuchc  einzuengen  sind ,  wenn  beispiek- 
halber  es  erwiesen  ist,  dass  in  der  heutigen  Deutschen  Fabrikindustrie 
14 — 168tündige  Arbeitszeit  noch  vorkommt,  so  möchte  ich  mich  gar  nicht 
besinnen,  zum  Schutze  der  Gesundheit  der  Arbeiter,  auch  für  erwachsene 
Männer  eine  Arbeitszeitschranke  von  etwa  12,  vielleicht  11  Stunden  zu 
befürworten.  Dass  unter  gewissen  andern  Umständen,  wohl  gar  in  frem- 
den Ländern,  es  den  Arbeitern  gelungen  ist,  ohne  staatliches  Eingreifen 
dieses  Gleiche  und  Mehr  für  sich  durchzusetzen  —  wie  B.  betont  —  be- 
weist nicht,  dass  nun  alle  anderen  Arbeiter  in  jedem  anderen  Lande  das 
auch  können :  ich  habe  bereits  nachdrücklich  auf  die  schweren  Missstände 
bei  den  Englischen  Eisenbahnbediensteten  hingewiesen,  welche  ein  Beispiel 
dafür  sind,  dass  in  gewissen  Gebieten  der  Arbeit  die  Selbsthülfe  versagte, 
welche  gleichzeitig  in  anderen  Gebieten  desselben  Landes  stark  genug  war. 
Und  wenn  selbst  heute  der  seit  10  Jahren  bestehende  Gewerkverein  der 
Englischen  Eisenbahnbediensteten  das  durchsetzte,  was  seit  20  Jahren  ver- 
gebens ihre  Petitionen  beim  Parlamente  durch  Gesetz  zu  erreichen  suchten, 
80  wäre  immer  die  Yersäumniss  dieser  20  Jahre  mit  all  den  Unfällen  und 
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Leiden  eine  Bohwere  Schuld  der  Englischen  Gesetzgebung,  herbeigeführt 
durch  das  Ydrurtheil  einer  falschen  Doctrin.  Ebenfalls  habe  ich  be- 
reits a.  a.  O.  die  Inconsequenz  dieser  Doctrin  in  der  Englischen  Gesetz- 
gebung gezeigt,  welche  den  mittelbaren  Einfluss  der  Zehnstunden  -  Ge- 
setzgebung für  Kinder  auf  die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  der  Erwachsenen 
preist  (wie  es  jetzt  auch  wieder  Brentano  S.  973  thut)  und  doch  einen 
offen  ausgesprochenen  Zwang  zur  Abkürzung  der  Arbeitszeit  Erwachsener 
ablehnt.  Auch  die  Meinung,  dass  der  elfistündige  Arbeitstag  des  schwei- 
zerischen Gesetzes  blos  durch  die  eigenthümliche  politbche  Verfassung  mit 
ihren  zahlreichen  Abstimmungen  und  die  daher  erforderliche  Müsse  zur  Be- 
theiligung an  öffentlichen  Dingen  gerechtfertigt  sei,  deutet  auf  einen 
öfters  berührten  Gesichtspunkt,  welchen  man  in  den  grossen  Ländern 
des  allgemeinen  Wahlrechts  Deutschland  und  Frankreich  heute  mit  eben 
so  gutem  Grunde  geltend  machen  kann  und  geltend  gemacht  hat,  und  zwar 
mit  ebenso  gutem  Grunde,  weil  die  Abstimmungen  in  der  Schweiz  nicht  so 
zahlreich  sind,  wie  man  wohl  meint:  es  yergehen  Monate  ohne  eine  ein- 
zige Abstimmung,  und  im  Canton  Glarus,  welcher  das  Experiment  zuerst 
gemacht  hat,  besteht  die  Verfassung  der  alten  Landsgemeinde,  welche  die 
Bürger  regelmässig  nur  ein  einziges  Mal  im  Jahre  zusammenföhrt  (am  1. 
Sonntag  des  Mai). 

üebrig^ens  räumt  B. ,  was  bei  ihm  bemerkenswerth  genug  ist ,  ein : 
„wo  die  männliche  Arbeiterbevölkerung  eines  Landes  oder  einer  bestimm- 
ten Klasse  derselben  sich  Töllig  unfähig  zeigen  sollte,  sich  selbst  zu  hel- 
fen, dürfte  eine  Festsetzung  des  Arbeitstages  durch  den  Staat  nicht  zu  ver- 
meiden sein.''  Es  kommt  bei  der  Erfüllung  dieser  Bedingung  natürlich 
darauf  an,  wie  viel  zeitlichen  Spielraum  man  für  den  Beweis  der  Fähig- 
keit oder  Unfähigkeit  zur  Selbsthülfe  verlangt;  es  kommt  wesentlich  auch 
auf  die  höhere  oder  niedere  Meinung  von  der  Macht  der  Coalition  unter 
den  Arbeitern  an :  Brentano's  sehr  hohe  Meinung  wird  von  vielen  Andern 
nicht  getheilt;  über  die  Erfolge  der  Gewerkvereine  selbst  in  England  legen 
ganz  neuerdings  so  geachtete  und  kundige  Stimmen,  wie  diejenigen  der 
christlichen  Socialisten  Thomas  Hughes  und  Vansittart  Neale  kein  erfreu- 
liches ZeugnisB  ab,  wenn  sie  (a  Manual  for  Gooperators  1881  p.  38)  con- 
statiren:  „eine  Tendenz  zur  Erniedrigung  der  Löhne,  welcher  die  Arbei- 
ter, trotz  aller  Versuche,  sie  durch  Vereinigung  aufzuhalten,  sich  wohl 
unterwerfen  müssen,  nachdem  sie  vergeblich  alle  ihre  Hül£squellen  in  einem 
fruchtlosen  Widerstände  aufgebraucht  haben,  nach  dem  Grundsatze,  dass 
ein  halbes  Brot  besser  als  gar  kein  Brot  ist;  die  Geschichte  der  Kohlen-, 
Eisen-  und  Baumwollindustrie  in  den  letzten  4  oder  5  Jahren  liefert  ein 
schlagendes  Beispiel  für  diese  Behauptung.''  So  diese  Stimmen  aus  Eng- 
land. Die  Deutschen  Erfahrungen  aber  sind  vollends  nicht  ermuthigend 
genug,  um  die  Selbsthülfe  der  Arbeiter  als  ausreichend  erscheinen  zu  lassen. 

Uebrigens  hindert  ja  eine  gewisse,  aus  Gründen  der  Gesundheit 
bemessene ,  Zeitgrenzc ,  welche  noch  immer  ziemlich  weit  gesteckt  ist, 
durchaus  nicht,  dass  nun  die  Selbsthülfe  der  Arbeiter,  wie  beim  Kampfe 
um  die  Lohnhöhe,  so  bei  dieser  andern  Seite  des  Preises  der  Arbeit  das 
Ihrige  durchsetzt;  ja  meine  in  diesen  Jahrbüchern  entwickelte  Ansicht  be- 
tont gerade  —  im  Gegensatze  zu  dem  socialdemokratischen  Programme  — 
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die  Nothwendigkcit,  diesoB  Mehrere  den  Arbeitern  selber  anheim  zu  geben, 
damit  der  Staat  ihnen  nicht  wehe  that,  statt  ihnen  wohl  zu  thun. 

Zu  diesem  Kapitel  noch  eine  fernere  Bemerkung,  von  mehr  prind- 
piellem  Charakter.  B.  yertritt  eine  Auffassung  des  Begriffes  der  wirth- 
schaftlichen  ,,Freiheit",  über  welche  nichts  weniger  als  Einstimmigkeit 
herrscht,  welche  aber  so  sehr  wie  irgend  eine  Terminologie  von  folge- 
schworer  Bedeutung  für  die  ganze  Ansicht  des  Wirthschaftslebens,  wenig- 
stens des  heutigen  Wirthschaftslebens  ist.  Er  spricht  von  „der  Verwirk- 
lichung der  Freiheit  des  Arbeitsvertrages"  —  in  diesem  Buche  wie  bei 
früheren  Anlässen,  und  giebt  damit  dem  Worte  „Freiheit"  im  volkswirth- 
schaftlichen  Sinne  einen  positiven  Inhalt,  welcher  ihm  nach  dem  üblicher 
Weise  damit  verbundenen  Sinne  abgeht.  Der  entscheidende  Gesichtspunkt 
für  den  heutigen  Sprachgebrauch  ist  die  Theorie  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts und  ihrer  Nachfolger  im  neunzehnten  Jahrhundert,  welche  in  der 
Aufhebung  der  staatlichen  Schranken,  also  in  etwas  wesenüich  Negativem 
die  Freiheit  suchten:  das  Positive  lag  für  sie  darin,  dass  sie  voraussetzten, 
in  dieser  „natürlichen"  Befreiung  von  künstlichen  Gesetzen  liege  bereits 
die  Bürgschaft  der  Fähigkeit  für  jedes  Individuum,  sein  eigenes  Interesse 
angemessen  zur  Geltung  zu  bringen.  Wir  stehen  nicht  mehr  auf  diesem 
Standpunkte ;  wir  sind  vielmehr  davon  überzeugt,  dass  die  Freiheit,  welche 
man  in  radikaler  Weise  gefordert  und  theilweise  auch  in  zu  radikaler 
Weise  eingeräumt  hat,  der  Einengung  bedarf :  man  spricht  in  diesem  Sinne 
fortwährend  von  Schranken  der  wirthschaftlichen  Freiheit,  ihrer  beding- 
ten, begrenzten  Sphäre,  und  zwar  sowohl  in  der  heutigen  Wissenscludft 
als  im  Leben,  man  spricht  aber  nicht  von  der  Verwirklichung  der  Frei- 
heit, d.  h.  man  verbindet  mit  diesem  Worte  nicht  den  Sinn :  frei  sei  Der- 
jenige, welcher  der  Fiction  der  Physiokraten  u.  s.  w.  thatsächlich  ent- 
spricht, indem  er  die  Kraft  besitzt,  welche  jedem  Einzelnen  nöthig  ist,  um 
sein  Interesse  durchzusetzen ;  sondern  man  redet  von  wirthschafÜicher  Frei- 
heit gerade  so  wie  von  den  andern  individuellen  Freiheiten,  welche  die 
französische  Bevolution  in  ihren  Folgen  allenthalben  in  den  Vordergrund 
gedrängt  hat,  von  der  Lehrfreiheit,  der  Vereinsfireiheit,  der  Versammlungs- 
freiheit, der  Pressfreiheit  u.  s.  w. ,  und  wie  man  bei  diesen  einzelnen 
Zweigen  am  Stamme  der  individuellen  Freiheit  nachweist,  dass  dieselben 
einerseits  den  Individuen,  für  welche  sie  un unterschiedlich  verlangt  wer- 
den, nicht  das  sind,  was  vorausgesetzt  wird,  andrerseits  dass  sie  ohne  durch 
die  Umstünde  bedingte  Schretnken  für  das  Ganze  gar  nicht  vernünftig  sind: 
also  auch  bei  der  wirthschaftlichen  Freiheit. 

Allerdings  ist  es  nicht  zum  ersten  Male,  dass  jener  andere  Sinn  mit 
dem  Worte  verbunden  wird.  Vor  einigen  Jahren  (Tübinger  Zeitschrift  für 
die  gesammte  Staatswissenschaft,  Jahrg.  1877)  habe  ich  an  der  Englischen 
Gesetzgebung  der  älteren  Zeit  zu  zeigen  versucht,  dass  ein  ähnlicher  Dop- 
pelsinn des  Wortes  „Freiheit"  auch  den  schwankenden  und  widerspruchs- 
vollen Charakter  der  Gesetzgebung  erzeugt  habe.  Brentano  hat  das  nicht 
widerlegt,  sondern  von  vornherein  die  Behauptung  aufgestellt,  die  Geltend- 
machung desselben  sei  „ein  Spiel,  das  ich  mit  dem  Worte  Freiheit  treibe." 
Wenn  der  hierin  und  in  ähnlichen  Wendungen  angeschlagene  Ton  der 
Polemik  mir  damals  die  Lust  zu  einer  Beplik  verdorben  hat,  so  muse  ich 
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)  Oraa  duriiber  gewaobBen  ist  —  zur  Sache  bemürkeu :  dae  Le- 
ne  lÜBsTcrBlUndfliBSO  treiben  diescB  Spiel,  uiuht  Üerjemgc,  wul- 
i  beleuchtet,  um  es  zu  yerhindcrD. 
Jedoch,  wollte  ich  nun  nach  allen  den  Seiten  hin,  nach  wclcbeo  mich 
mein  lutureeee  für  den  Uegejistand  zieht ,  dieees  in  iUiuUeher  Woi^e  be- 
kunden, so  müsste  ich  ja  über  den  zehnfuchen  Kiium  zu  TerftlgoD  hüben, 
Wollte  iuh  z.  B.  auf  Wagner'e  neue ,  umfungrciche  Boitriige  ku  dem  vor- 
liegouden  Werke  ein{;ehen,  so  käme  ich  gor  nicht  zu  Ende.  Es  sei  mir 
nur  zu  eonstatiren  erlaubt,  dass  W.  seine,  von  gowisB  nicht  vielen  Faeh- 
gcnoBsen  getheUte,  Begründung  der  Bleuer  auf  daa  Bog.  „rein  Finauziclle" 
und  das  „SocialpolitiBehe"  Piincip  einfach  aufrecht  erhalt :  ich  an  meinem 
geringen  Theile  glaube  ihm  uachgowieHeu  zu  haben ,  dase  sie  nicht  auf- 
recht zu  halten  l^t ,  und  hoffe ,  daes  er  bei  kommender  bcBser  gecigutiter 
Gelegenheit  darauf  noch  einmal  eingeht. 

IAIbo,  mit  Vielem  auf  dum  Herzen,  namentlich  aber  mit  den  besten 
ttosuhen  für  dos  ueue  Werk  Gchlicsso  ich  für  dieses  Ual. 
Uoltingen,  Ende  Juli  l»S'2. 
\ 
1)  Die  bai.  GeBclzo,  Verordnuugtsu  etc.  iiud  unlnuiouieu  uud  die  Angabeu  der  N am- 
rn  uud  äBiUniahlcn  beiielmu  aicb  bei  Preussen:  Qosett-SammluDt!.  itnyeru:  Oe- 
Mtx'  uud  Vururduuigsblktt,  Sachaün:  QuacU-  tuid  Verordiiuug«bliLlt,  W  U  r  teniberg; 
Begiorungi'BljtU ,  Baden;  Oussts-  uud  Verorduuiigsblatt ,  Hessen;  Begierungs-BiKtt, 
Ueckloubuig-ScUwerin;  Kegiscunga-BltK,  HecklaDburK-Slieliti:  OffiiieUer 
Auxeiger,  Sac  lis  eu  -  WeimKr:  RegieruuKa  '  Biall ,  Oldenburg:  GeseU-Sunmlung, 
B  tkaDBohWEii;:  Oeseti-Sammlung ,  3kchBcu-M  eiuiugen  :  Suamluae  dar  luides- 
lietrlidien  Voiurdiiuugeu ,  Saclisen- Aiteubnrg:  GusetE-Sammlnng ,  üoburg-Gu- 
tb«;  QemainSGh>fUii:bB  Geieti- Sammlung  und  gosuudert:  Qoseti^Siuniöluug  Uli'  du  Her- 
lugtbuDi  Coburg  und  fllr  du  Hurzugltium  Gotha,  Anball:  Ges.  -  Sammlung, 
Schwariburg-Rudoistadt:  Gogeli-äammluug ,  S  cli  warib  urg- Son  d  ersban- 
san:  GoaotK-SiuniDlung,  Waldock:  RDgieruiigs-Blalt,  Rouss  i.  h  :  GeseU-äammlung, 
Bouaa  j.  L. :  GeBeCz-Suumluug ,  Lippe;  Landes-Verordnoagcn,  Schaumburg- 
Lippe:  LaDdes-VarurdnunKon ,  Oromeo:  Oeasu  -  Blatt ,  Lübeck:  Sammlung  der  Lab, 
Varorduungeu  uud  Bekaunlmadiungen .  Hamburg:  Gesetz-Sammlung  —  lOmmtliDh 
Jahrgang  1880.  Auf  die  lUii'htgesoiKe .  die  ealuns  der  Einzalatuleii  nocbmals  publiurt 
sind,  iil  iu  ubiger  ZuiamminslcUiuig  nicht  vuu  Neuem  liiugewiesen.  — 
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I  in  SeutHchlaad  erlaaBensii  wlrthschaftliclisn  Oesetse  und  Ver- 
ordnungen etc.  des  Jahres  1880. 

Zusa,imi«ugcBlclH  vüi,  Dr.  Ludwig  Elster. 
iPoitaeWung-      Vergl,   S.   6g,) 

//.     Diu  finsel/ic/i  UundesataatcH  '). 
Bargbaa,  Land-  and  FarBtwirthBoh&ft,  Fiaoheieiweieti. 


\Qß  KatloiiAldkoaomiMlie  Gesetegebuig. 

2.  G  ,  betr.  das  Verfahren  in  Auaeinandersetanngsangeiegenheiten ;  d.  d.  18.  Febnutf 
1880.     (Nr.  9.     8.  59—83.) 

8.  G.,  betr.  das  Hoferecht  in  der  Provinz  Hannover ;  d.  d.  84.  Febmar  1880.  (Nr. 
10.  8.  87.)  —  Es  wird  verordnet:  1)  Der  8.  Abs.  des  %  5  des  Gesetses  vom  8.  Juni 
1874  wird  durch  folgende  Bestimmungen  ersetst:  „Als  Hof  kann  Jede  landwirthschaft- 
liche,  mit  einem  Wobnhaose  versehene  Besitzung  in  der  HÖferoUe  Mugetragen  werden. 
LandUgsföbige  Bittergüter  sind  nicht  eintragungsOhig.*'  8)  Der  §  6  und  die  Nr.  1  des 
§  21  des  Ges.  vom  2.  Juni  1874  werden  aufgehoben. 

4.  G.,  betr.  die  Abänderung  des  Fischereigesetses  für  den  preussiscben  Staat  vom 
80.  Hai  1874;  d.  d.  80.  M&rs  1880.     (Nr.  19.     8.  228—229.) 

6.    Feld-  und  ForstpoliseigeseU ;  d.  d.  1.  April  1880.     (Nr.  19.     8.  280—251.) 
OroMhenoff-  i.     G. ,    die    Errichtung    einer  Landeskulturrentenbank  betr.,   d.  d.  20.  Hin  1880. 

tbam  H«««i.^jjj    g      g    33—37.) 

2.  G.,  Maassregeln  gegen  die  Beblaus  betr.,  d.  d.  80.  Mai  1880.  (Nr.  20.  S.  135 
—187.) 

27.  Desemb.  1870 

üroMberzoff-  1.     Nachtrag    su   den  Gesetsen  vom und   vom   26.    Mira   1879 

thomSueiueB-  27.  Februar  1872 

Weinur.     zum  Schutze  der  Holzungen,  Baumpflanzungen,  Wiesen,  Felder  und  Gfirten,  d.  d.  25.  No> 

vember  1880.     (Nr.  29.     S.  283—284.) 

Umogtham  i.     Höchste  V.,  das  Verfahren  bei  Güter-  und  Grundstücks-Zerschlagungen  betr.,  d. 

Jä£^     d.  27.  Nov.  1880.     (Nr.  21.     S.  51.) 

Henogthfimer  1.     Feld-  und  Forstpolizei-GeseU ,    d.  d.  26.  Mai  1880.     (G.-S.    f.    Gotha:   Nr.    12. 

^oSL!"*  ®-  *»— «8 ;  G--8-  f   Coburg :  Nr.  942.     S.  43—68.) 

F^tenthum  1.     Weiterer  Nachtrag  zu  den  (besetzen  vom  27.  Dezember  1870  und  15.  M&ra  1879 

FUidoliiUdt*  '*""  Schutze  der  Holzungen ,  Baumpflanzungen ,  Wiesen ,    Felder  und  G&rten ,    d.  d.  20. 

Oktober  1880.     (18.  Stück,  Nr.  80.     S.  113—114.) 
FUrttenthom  i.     Q.,  enthaltend  Abänderungen  und  Nachtragsbestimmuiigen   zu  dem  Gesetze  vom 

KeoM  H.  L.  27,  Februar  1873,  die  Grund-  and  Hypothekenbücher  und   das  Hypothekenwesen  betref- 
fend;  d.  d.  10.  Doz.  1880.     (Nr.   11.     S.  99—102.) 
KUntoathum  i.     Nachtrag  zu  den  Verordnungen  vom  27.  Dezember  1870  und  vom  17.  Juni  1871 

]*I^J^'^und  zu  dem  Nachtrage  dazu  vom  22.  Februar  2879,  den  Schutz  der  Holzungen,  Baum- 
Pflanzungen,  Wiesen,  Felder  und  G&rten  betr.,  d.  d.  20.  Dez.  1880.  (Nr.  427.  S.  240 
—242.) 

2.     G.,  einen  Nachtrag  zu  dem  G.  vom  15.  Juli  1870,  die  Ausübung  der  Fischerei 
in  fliesseuden  Gewässern  betr.,  d.  d.  24.  Dez.  1880.     (Nr.  428.     S.  243—244.) 
FUntenthum  i.     G.,  betr.  die  Errichtung  und  Verwaltung    des  Landeskatasters,   d.    d.    20.  April 

ypjj*"^"  1880.     (Nr.  9.     S.  869—872;  Gebühren-Tarife  dazu:  873—885.) 

Dazu :  V.,  zur  Ausführung  des  Gesetzes  vom  20.  April  1880,  betr.  die  Errichtung 
und   Verwaltung   des   Landeskatasters,    d.  d.  21.  April  1880.     (Nr.  9.    8.  387 
—892.) 
2.  Feld-  und  ForstpoUzeigesetz,  d.  d.  28.  April  1880.     (Nr.  11.     S.  469—489.) 
FUrtienthum  1.     G.,  die  Zusanmienlegung  der  Grundstücke  betr.,   d.  d.  20.  Mai  1880.     (Nr.  16. 

^^^^-       8,  85—100.) 

2.     Fischerei  Gesetz,  d.  d.  4.  Nov.  1880.     (Nr.  28.     S.  198—206.) 

(Dazu  Berichtigung  Nr.  80.     S.  209.) 

^ViK^^f^'  1.     B.,  die  Uypothekenordnung  für  den  Lübeckischen  Freistaat  betreffend  ,    d.  d.  5. 

Lübeck,      jjj^  jgg^      ^jjj,    ^Q      g    73—88.) 

Freie  Stadt  i .     G.,  betr.  die  Statuten  der  Entwässerungs-  und  Bewässerungsgenossenschaflen ,  d. 

Bremen.  ^    ^^    Dezember  1880.     (Nr.  29.     S.  183—184.) 

^ie  Stadt  1.     B.,  betr.  Abänderung  des  Gesetzes  über  Grundeigenthum  und  Hypotheken,  d.  d. 

^»^^^'  12.  Juli  1880.     (I.  Abth.     S.  70—71.) 

B.    Oewerbeweaen. 

12;^*^  1.     G.,  betr.  die  Besteuerung  des  Wanderlagerbetriebes ,    d.    d.    27.    Februar  188a 

**•***'''•     (Nr.  16.     S.  174—177.) 
iberx^h.  1.    V.,  betr.  die  Dienstanweisung  für  den  Fabrikinspektor,   d.   d.    2.    Januar  1880. 

*•*•      (Nr.  1.     S.  1—6.) 
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1.    V.,  betr.  die  Wanderlager,  d.  d.  17.  April  1880.     (Nr.  13.    S.  62—63.) 
Es  wird  verordnet,  dass  Inhaber  von  Wanderlagem 

a)  offentl.  Ankündigungen  ihrer  Waaren  nnr  unter  dem  in  ihrem  Legitimationsscheine 
aufgeführten  Namen  mit  HinsufÜgung  des  Wohnortes   erlassen  dürfen ,   und  dass  sie 

b)  verpflichtet  sind,  einen  ihren  Namen  und  Wohnort  in  deutlicher  Schrift  enthaltenden 
Aushang  vor  ihrem  Geschftftslokale  an  einer  für  Jedermann  sichtbaren  Stelle  ansu- 
bringen.  (Dieselbe  Verordnung  in  Mecklenbnrg-Strelitz ,  d.  d.  17.  April  1880.  Nr. 
15.     S.  111—112.) 

1 .  V. ,  den  Umfang  der  Befugnisse  und  Verpflichtungen  und  den  Geschäftsbetrieb 
der  Pfandleiher  betr.,  d.  d.  11.  Mära  1880.     (7.  Stück,  Nr.  11.     8.  78—83.) 

1.  G.,  betr.  die  Pfandleiher-Ordnnng ,  d.  d.  10.  Deaember  1880.  (I.  Abth.  S.  99 
—102.) 

C.    HandeL 
Vacat. 

D.    Tra&iport  nnd  Verkehnwaten. 

1.  Allerh.  Erlass,  betr.  die  anderweitige  Organisation  der  Verwaltung  der  Staats- 
Eisenbahnen  und  der  vom  Staate  verwalteten  Privatbahnen,  d.  d.  24.  November  1879. 
(Central-Blatt  der  Abgaben-,  Gewerbe-  und  Handels-Gesetzgebung  etc.  Beilage  au  Stück 
7  des  C.-Bl.  vom  20.  M&rs  1880.) 

2.  Vertrag,  betr.  den  Uebergang  des  Rheinischen  Eisenbahnnntemehmens  auf  den 
Staat,  d.  d.  18{18.  December  1879.     (Nr.  4.     S.  84— S5.) 

3.  Vertrag,  betr.  den  Uebergang  des  Berlin-Potsdam -Magdeburger  Eisenbahnunter- 
nehmens auf  den  Staat,  d.  d.  24.  December  1879.     (Nr.  4.     S.  36—42.) 

4.  G. ,  betr.  den  Erwerb  des  Rheinischen  nnd  des  Berlin-Potsdam-Magdeburger 
Eisenbahnunternehmens  für  den  Staat,  d.  d.  15.  Februar  1880.     (Nr.  4.    S.  20—42.) 

5.  Allerh.  Erlass,  betr.  die  Errichtung  der  neuen  Staatsebenbahn- Verwaltungsbehör- 
den, d.  d.  21.  Februar  1880.     (Nr.  6.     S.  49—50.) 

6.  G.,  betr.  den  Ankauf  der  Homburger  Eisenbahn,  d.  d.  25.  Februar  1880.     (Nr. 

8.  S.  55—58.) 

7.  G. ,  betr.  den  Ankauf  der  im  Chx>8shen(oglich  Hessischen  Gebiete  belegenen 
Strecken  der  Main-Weser  Bahn  und  den  Bau  einer  Eisenbahn  von  Colbe  nach  Laasphe 
d.  d.  8.  Mira  1880.     (Nr.  13.     S.  157—166.) 

8.  G.,  betr.  die  Erweiterung  der  Staatseisenbahnen  und  die  Betheilignng  des  Staa- 
tes bei  mehreren  Privateisenbahn-Untemehmnngen ,  d.  d.  9.  Mftrz  1880.  (Nr.  15.  S. 
169—172.) 

9.  G. ,  betr.  Abänderungen  des  Gesetzes  über  die  Erweiterung  der  Staatseisenbah- 
nen und  die  Betheiligung  des  Staates  bei  mehreren  Privat-Eisenbahnnnternehmungen,  vom 

9.  März  1880,  d.  d.  18.  Dezember  1880.    (Nr.  37.     S.  377—378.) 

1.  B.,  das  Bahnpolizei-Reglement  für  die  Eisenbahnen  Bayerns  betr.,  d.  d.  20.  Mai 
1880.     (Nr.  34.     S.  357—385.) 

2.  B.,  die  Einführung  des  Betriebsreglements  für  die  Eisenbahnen  Deutschlands  in 
Bayern  betr.,  d.  d.  23.  Juli  1880.     (Nr.  44.     S.  511—529.) 

3.  B. ,  den  Schutz  nnd  die  Anf^echthaltung  der  Ordnung  des  Eisenbahnbetriebs 
betr.,  d.  d.  23.  November  1880.     (Nr.  59.     S.  631.) 


Oronherzos- 
thum  Meck- 
lenburg- 
Schwerin. 


Forttenthom 

Schwanbargr- 

Sonden- 

hauien. 

Freie  Stadt 
Hambiuf. 


Königreich 
Prennen. 


Königreich 
Bayern. 


E.    BevSlkemngi-  nnd  Armenwefen. 

Vacat 


F.    Müni-  und  Bankwesen,  Sparkatienweaen,  Vertiohemngi-  und  Peniionaweien. 
1.     V.,   SU  Ausführung   der  Lehrer  -  Pensions  -  Gesetse ,   d.  d.    23.  September  1880. 


Königreich 
Sachsen. 


Baden. 


(8.  Stück.     Nr.  48.     S.  120—126.) 

1.  G. ,    die  Rechtsverhältnisse    und  die  Verwaltung  der  mit  Gemeindebürgschaft  ver- CroMherzgth. 
sehenen  Sparkassen  betreffend;  d.  d.  9.  April  1880.     (Nr.  15.     8.  109—114.) 

Dazu:  Landesherrl.  V.,  den  Vollzug  des  Gesetzes  über  die  Rechtsverhältnisse  und 
die  Verwaltung  der  mit  Gemeindebürgschaft  versehenen  Sparkassen  betr.,  d.  d. 
9.  April  1880.     (Nr.  15.     S.  115—116.) 
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Heno^thümer  1.  G.,  die  Bezahlung  der  RnhesUndsgehalte  a.  Wartegel  der  der  Volksschnllehrer  betr. 

^Gotha!"*  d.  d.  15.  Nov.  1880.  (Nr.  29.  8.  139—140.)  (G.  nur  für  Gotha.  Es  wird  verfugt, 
dass  hinfort  sowohl  die  zu  gewährenden  Ruhestandsgehalte  sowie  die  zu  gewährenden 
Wartegelder  ans  der  Staatslcasse  bezahlt  werden  sollen.  Zur  Deckung  dieser  der  Staats- 
kasse erwachsenden  Ausgaben  haben  sftmmtliche  Gemeinden  des  Herzogthums  Gotha  all- 
jährlich festzustellende  Beiträge  zu  entrichten.) 


Königreich 
Preanen. 


KSnigreich 
Bayern. 


Königreich 
Sachsen. 


Grottherzog- 
thnm  Baden. 


O.    Finaniweien. 

1 .  G. ,  betr.  die  Verwendung  der  aus  dem  Ertrage  von  Reichssteuem  an  Preossen 
zu  überweisenden  Geldsumme,  d.  d.  16.  Juli  1880.     (Nr.  28.     S.  287—289.) 

2.  G.,  betr.  die  Besteuerung  des  Wandcriagerbetriebes.     (Siehe  oben  sab  B,  1.) 

1.  G.,  die  Abänderung  einiger  Bestimmungen  in  dem  Gesetze  über  die  Einkommen- 
steuer betreffend,  d.d.  25.  Februar  1880.  (Nr.  11.  S.  33—35.)  Es  handelt  sich  um 
Art.  5  des  Einkommensteuergesetzes  vom  31.  Mai  1856 ;  der  dort  in  fl.  und  kr.  bezeich- 
nete Steuerbetrag  ist  hier  in  Mark  und  Pfennige  umgerechnet  fiir  die  drei  Abtheilungen 
von  Steuern  angegeben. 

2.  G.,  den  Branntweinanfschlag  betreffend ;  d.d.  26.  Februar  1880.  (Nr.  12.  S.  37 
-71.) 

Dazu: 

a)  K.  A.  y.,  den  Vollzug  des  Gesetzes  über  den  Branntweinanfschlag  betr.,  d.  d. 
29.  Mai  1880.     (Nr.  36.     S.  393—894.) 

b)  B.,  den  Vollzug  des  Ges.  über  den  Branntweinaufschlag  betr.;  d.d.  1.  Juni 
1880.  (Nr.  36.  S.  395.)  Hierbei  als  Beilage:  Auszug  aus  der  Instruktion 
zum  Vollzuge  des  Gesetzes  vom  25.  Februar  1880,  betr.  den  Branntwein-Auf- 
schlag.    (Nr.  36.     S.  1—213.) 

c)  B.,  die  Erhebung  einer  Nachsteuer  von  Branntwein  betreffend,  d.  d.  3.  Juni 
1880.     (Nr.  37.    S.  397—410.) 

d)  B.,  die  Rückvergütung  des  Aufschlages  für  ausgeführten  Branntwein  nnd  die 
Erhebung  einer  Uebergangsabgabe  bei  der  Einfuhr  von  Branntwein  betr.,  d. 
d.  7.  Juni  1880.     (Nr.  40.     S.  473—504.) 

e)  K.A.V.,  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  des  Gesetzes  über  den  Branntwein- 
aufschlag betr.,  d.  d.  15.  Juni  1880.     (Nr.  39.     S.  469—470.) 

f)  B.,  die  Aufschlagfreiheit  des  Branntweins  zu  gewerblichen  Zwecken  betr.,  d. 
d.  17.  Juni  1880.  (Nr.  88.  S.  413.)  Hierzu  Regulativ,  die  Aufschlagfrei- 
heit des  Branntweins  zu  gewerblichen  Zwecken  betr.    (Nr.  38.   S.  414—465.) 

g)  B.,  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  des  Gesetzes  über  den  Branntweinauf- 
schlag betr.     (Nr.  39.     S.  471.) 

1.  G.,  einige  weitere  Abänderungen  des  Gesetzes  vom  13.  November  1876  über  die 
Erbschaftssteuer  betr.,  d.  d.  9.  März  1880.     (2.  Stück.     Nr.  14.     S.  16—17.) 

Vorliegendes  G.  bezeichnet  die  verschiedenen  Procentsätse ,  die  von  den  der  Erb- 
schaftssteuer unterliegenden  AnflUlen  als  Steuer  abzuführen  sind.     (Art.  8  Abs.  1.) 

1.  G.,  die  Abänderung  des  Art  10  des  Erwerbsteuergesetzes  vom  25.  Aug^t  1876 
betreffend,  d.  d.  12.  Februar  1880.     (Nr.  V.     S.  25—26.) 

Art.  10  in  seiner  neuen  Fassung  bestimmt:  „Der  gesammte  orwerbstenerpflichtige 
persönliche  Verdienst  aus  dem  Betriebe  der  Landwirthschaft  wird,  unabhängig  von  dem 
thatsächlichen  Ertrage,  nach  dem  Grundstenerkapital  der  sämmtlichen  von  einem  Land- 
wirthe  auf  einem  oder  mehreren  inländischen  Gemarkungen  bewirthschafteten  Grundstücke 
(wobei  der  Waldbesitz  ausser  Betracht  bleibt)  bestimmt  und,  wie  folgt,  angenommen: 

wenn  das  bez.  Grundsteuerkapital  unter  15  000  M.  beträgt,  zu  jährlich     500  M. 

wenn  dasselbe  15  000  bis  ausschliesslich  30  000  M.  beträgt,  zu  jährlich  1000  M. 

wenn  dasselbe  30  000  bis  ausschliesslich  50  000  M.  beträgt,  zu  jährlich  1500  M. 

wenn  dasselbe  50  000  M.  oder  mehr  beträgt,  zu  jährlich  ....  2600  M. 
für  die  ersten  50000  M.  und  zu  jährlich  1000  M.  für  je  weitere  volle  50000  M.  Grund- 
steuerkapital.'' —  In  dem  vorliegenden  G.  findet  sich  weiterhin  noch  die  Best ,  dass 
Personen,  welche  das  65.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  ferner  ledige  Frauenzimmer, 
Wittwen  und  von  ihrem  Ehemanne  getrennt  lebende  Frauen  für  ihren  personl.  Verdienst 
ans  der  Landwirthschaft,  sofern  solcher  nach  obigen  Bestimmungen  den  Betrag  von  1000 
M.  jährlich  nicht  erreicht,  steuerfrei  bleiben  sollen. 

2.  G.,  die  Aufbringung  des  Kreisanfwands  betr.,  d.  d.  2.  März  1880.     (S.  35.) 
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3.  V.,  die  Steuerrückvergütung  für  Branntwein ,  welcher  zu  gewerblichen  Zwecken 
verwendet  wird,  betr.,  d.  d.   12.  April  1880.     (Nr.  XV.     S.  118—120.) 

4.  Vm  die  Branntweinsteuer  betr.,  d.  d.  24.  Juli  1880.  (Nr.  XXVIII.  S.  286 
—289.) 

1.  Provisorisches  Gesets  wegen  Einführung  des  Königlich  Bayrischen  Gesetzes  vom  GroMhenog- 
25.  Februar  1880  im  Vordergericht  Ostheim  betr.,  d.  d.  16.  Juni  1880.  (Nr.  13.  S.  **'"^J^'^- 
85—111.)  BiteMclu 

Weiterhin  sind  die  obengenannten  bez.  Bayrischen  Verordnungen  sub  2  a  o.  d  eben- 
falls für  das  Vordergericht  Ostheim  publicirt;   ersteres   d.    d.  26.  Juni  1880.     (S.  125— 
126),  letzteres  d.  d.  6.  Juli  1880.     (S.  142—170.) 
Dazu : 

a)  G. ,   betr.    die   definitive  Fortdauer   des  provisorischen  Gesetzes  vom  4.  Nov. 
1879    wegen    Einführung   des   Königl.    Bayrischen  Gesetzes  vom  31.  Oktober 

1879,  den  Malzaufschlag  betr.   im  Vordergericht  Ostheim,    d.    d.    25.  Novbr. 

1880.  (Nr.  27.  S.  264.)  (cf.  die  bez.  Gtesetzes-Znsammenstellung  pro  1879 
in  diesen  Jahrb.     N.  F.  IV.  B.     S.  196.) 

b)  ^G.,  betr.  die  definitive  Fortdauer   des  provisorischen  Gesetzes  vom    16.  Juni 

1880,  wegen  Einfiihrung  des  Königl.  Bayrischen  Gesetzes  vom  25.  Februar 
1880,  den  Branntweinaufschlag  betr.,  im  Vordergericht  Ostheim,  d.  d.  25. 
Nov.  1880.     (Nr.  27.     8.  265.) 

2.  Dritter  Nachtrag  zu  dem  revidirten  Gesetz  vom  19.  Mirz  1869  über  die  allge- 
meine Einkommensteuer;  d.  d.  24.  Dezember  1880.  (Nr.  30.  S.  292.)  —  Zu  dem  §  62 
des  Ges.  vom  19.  111.  1869  ist  nachfolgende  ergänzende  Bestimmung  erlassen :  „Bei  der 
Abschätzung  des  Einkommens  von  Grund  und  Boden  ist  der  Jahresbetrag  der  Grund- 
Steuer  (s.  g.  alte  Landsteuer)  von  den  Grundstücken,  welche  ein  Steuerpflichtiger  in  der 
Flur  des  Ortes  eigenthümlicb  oder  niessbräuchlich  inne  hat ,  als  ein  von  dem  Wirth- 
schaftsrohertrage  in  Abzug  zu  bringender  Aufwand  zu  berücksichtigen.*' 

1.  Instruktion  über  Behandlung  der  Einnahmen  aus  den  Erträgen  der  Gemeinde-  Orostheno;- 
waldungen  und  der  sich  darauf  beziehenden  Ausgaben,  d.  d.  15.  Juni  1880.  (Nr.  22.^°™^^**^* 
8.  147—241.) 

1.  G.,  die  Ausdehnung  der  KoUateralsteuerpflicht  auf  Schenkungen  unter  Lebenden  Fttntenthiim 
betr.,  d.  d.  20.  Dez.  1880.     (Nr.  427.     S.  237—238.)  '^ÜS**^ 

1.  G.,  den  Urkunden-Stempel  betr.,  d.  d.  26.  April  1880.     (Nr.  10.     S.  401—426.)  Faratonthnm 
Dazu :  Sc^umburg- 

V.,   zur    Ausführung   des   Gesetzes,   betr.   den  Urkundenstempel  vom  26.  April 
1880.  d.  d.  21.  Mai  1880.     (Nr.  13.     S.  497—499.) 

2.  G.,  betr.  die  Erbschaftssteuer,  d.  d.  26.  April  1880.     (Nr.  10.    8.  427—450.) 
Dazu: 

V.,  zur  Ausführung  des  Gesetzes  betr.  die  Erbschaftssteuer  vom  26.  April  1880, 
d.  d.  21.  Mai  1880.     (Nr.  13.     S.  500.) 
1.  Nachtrag  zu  der  V.  vom  22.  Sept.  1869,    die  Erhebung   einer  Hundesteuer  betr.,    Freie  Stadt 
d.  d.  20.  Dez.  1880.     (Nr.  40.     S.  148.)  '''^'•<^^- 

Es  wird  verordnet,  dass  vom  1.  Jan.  1881  an  die  erhobene  Hundesteuer  nach  Ab- 
zug der  Kosten  an  denjenigen  Ortsarmen verband  abzuliefern  sei ,  aus  dessen  Bezirk  die 
Steuer  eingegangen. 

1.  G.  ,   betr.  die  Einkommensteuerpflicht   des    Ertrages    einzelner   gewinnbringender  Freie  Stadt 
Geschäfte,  d.  d.  13.  April  1880.     (Nr.  10.     S.  41.)  Brtmtax. 

2.  G.,  betr.  Rückvergütung  der  Mehlabgabo  bei  der  Ausfuhr  hier  gebrauten  Biers, 
d.  d.  22.  Mai  1880.     (Nr.  14.     S.  54—55.) 

3.  G.,  betr.  Abänderung  der  Skala  für  die  Einkommensteuer,  d.  d.  16.  November 
1880.     (Nr.  28.     S.  117—118.) 

4.  G.,  betr.  die  Einkommensteuer  der  Inhaber  von  Handels-  oder  Fabrikgeschäften, 
d.  d.  16.  November  1880.     (Nr.  28.     S.   119.) 

H.    Auf  verfchiedenen  Oebieten. 

1 .  G. ,  betr.  die  Bewilligung  von  Staatsmitteln  zur  Beseitigung  des  durch  Ueber-  KKoigreich 
schwemmung  und  Missemte  herbeigeführten  Nothstandes  in  Ober-Schlesien,  d.  d.  10.  Fe-  P*"®"»»«"' 
bruar  1880.     (Nr.  3.     S.  17—18.) 
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riTr  ^    n,  m—zu,) 

%MHtf^%  I.     O,,    «««r«rtplieW   Sdnika   bttr.,   d.  4.  3.  April  1S80.    (4.   Stick.    Xr.  tS.    8. 

*^*^'      W9-1A) 

i^tmilhtim^'  1      KUrkefcUteiiMMrdMiic,  <L  d,  10,  April  1980.     (Nr.  11.     8.  57— €S.) 

Imxtmktifm  Ahr  di«  KlcifefabetauMcr,  d.  d.  10.  April  1880.    (Kr.  lt.    8l  88— «S.) 
9,     O,,  dim  V«rk«lir  mH  explotiven  SCoflea  betr.,  d.  d.  S.  Jni  1880.     (Mr.  Sl.     8. 
IM     148) 
orM«*Mn<A.         ]^    B,,  d«n  B«trkb  der  SoMebUcblerd  bttr.,  d.  d.   1.  Dcscaber  1880.    (Hr.  S7.    8. 

itftmhfftMi'  ^,    G,f  b«tr.  di«  ZwMigMrzMifliiif  TerwAlirlofter  Kinder  md  jngeiidliciMr  Uebdtbft- 

fhnmjji40n    ^^  ^    4    |,    y^yj^UM  1880.     (47.  »tlek.     8.  665—678.) 

llNinHi: 

V.,  betr.  dM  O.  Totn  lt.  Kebmar  1880,  betr.  die  ZwAngserriebaag  Terwaliriotler 
Kinder   und  Jogendlicber  Uebeltblter,   d.    d.    12.   Febraar   1880.     (47.    Stflck. 
8.  674.) 
8.     II,,  betr.  den  Verkehr  mit  explotiTen  Stoffen ,   d.  d.  24.  Mai  1880.     (58.  Stfiek. 
8.  711—725.) 
iinmhtint*fi  \,     V.,   betr.    den    Verkehr   mit  explosiven  Stoffen,  d.  d.  15.  Marx  1880.     (Nr.  10. 

^''k.nJIrr^    8.  48—52.)    (DleMlbe  V.  In  Mecklenborg-Strelito,  d.  d.  6.  Ja»  1880.     (Nr.  SS.     8.  155 
Miirwl».     —165.) 
Ifm/iglhuin  1.     ||/)oh0te  V,,   die  Regelung  des  Pflegekinderwesens   betr.,   d.  d.  1.  Dexbr.  1880. 

lluntuffllinin  1.     0.,   den   Verkehr   mit  explosiven  Stoffen  betr.,    d.  d.  21.  Jani  1880.    (Nr.  15. 

nrMifiirhirHff.fi    fl3._7fl.) 

lfiir«t«tliHfii  I,     o.^  betr.  den  Verkehr  mit  Sprengstoffen,    d.   d.    17.  Mlrs  1880.     (Nr.  563.    8. 

Anhalt.      |5_53.) 

8.     (I.,  betr.  die  Knssere  IlollighaUung  der  Sonn-  und  Festtage,  d.  d.  23.  April  1880. 
(Nr.  567.     H.  59—64.) 
KnrRlMthiim  1.     ]|     den  Verkehr  mit  Sprengstoffen  botreffend,  d.  d.  4.  Februar   1880.     (Nr.  420. 

Ä*^»    1 88-- 202.) 

8.     O.,  die  Abl^isung  der  Abdeckereigerechtsame  betr.,    d.   d.    25.  Nov.   1880.    (Nr 
485.     8    980-2.32.) 
I^trttiinthiiin  ].     (}.,  hutr.  die  Zwangsvollstreckung  und  Vollsiehung  des  Arrestes  in  das  unbewq^- 

"    Mmlr*    "«*•*•  Verm«gi«n,  d.  d.  24.  April  1880.     Nr.  9.     S.  393—400.) 


V. 
O  CS  ter  reich -Ungarn. 

Q080t8  vom  28.  Mai  1882  betrefftod  die  EinfOhrong  von  Postspar- 
kawMm  in  den  im  Beioharathe  Tertretenen  Königreichen  und 

Lftndem. 

Kingeleltet  von  Ludwig  Elster. 

Daii  HandolsminiMoriuin  in  Cloeterreich  hat  sich  seit  dem  Jahre  1870 
wiodorholt  mit  der  Frage  der  Postsparkassen  beschäftigt  Besonders 
BohäffU  legte  s,  Z.  hohen  Werth  auf  diese  Institution  und  bezeichnete 
\\\  kAxwxol  Briefe  an  den  Kaiser  die  Einführung  der  Postsparkaasen  in 
iV!H»tern')oh  als  eint'  Reform,  durch  welche  ^ein  mächtiger  Hebel  dea  wirth- 
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Bchaftlichen  Fortschrittes    und  der  praktisch    versöhnenden   Socialreform" 
gewonnen  werden  würde  (cf.  „Wiener  Zeitung"  vom  3.  Juni  1871.)     Man 
entsandte  zu  jener  Zeit   auch  einen  höheren  Beamten  des  Handelsministe- 
riums zu  eingehenderem  Studium  der  englischen  Einrichtungen  nach  Lon- 
don.    Allein  man  erachtete  nachher  den  Zeitpunkt  (1870;  1881)  als  nicht 
geeignet,  diese  Institution  in's  Leben  zu  rufen  und  späterhin  —  so  heisst 
es  in  den  Motiven  zu  dem  Gesetzentwurf,  betr.  die  Einführung  der  Post- 
sparkassen ^)  —  schreckte  der  Eintritt  ungünstiger  Verhältnisse  davon  ab. 
Die  inzwischen  jedoch   gemachten  Erfahrungen    in   anderen  Ländern, 
das    unausgesetzte   Hinweisen   auf  die  Vorzüge  dieser   Institution   in    der 
Presse,   in    einzelnen   Schriften,   im  Abgeordnetenhause   des   Reichsrathes 
haben  schliesslich  zur  Verfassung  des  bez.  Gesetzentwurfes  geführt,  der  in 
der   Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom   23.  Nov.   vor.  Js.    eingebracht, 
dort  von  allen  Seiton  des  Hauses  begrüsst  wurde  und  schnell  erledigt  un- 
term 28.  Mai  ds.  Js.   als  Gesetz   publicirt   ist     Nur  wenige,   vorwiegend 
formelle,  Aenderungen   hat   der  Gesetzentwurf  erfahren.     In  allen  wesent- 
lichen Punkten  stimmt  das  österreichische  Gesetz  mit   den   bez.  Postspar- 
kassen-Gesetzen Englands,  Belgiens,  Italiens,  der  Niederlande  und  Frank- 
reichs überein.     Nur  einige  Bestimmungen   mögen   hier  besonders  hervor- 
gehoben werden :     Im  Art  7    wird  die  Höhe   der  in  einem  Jahre  einzu- 
legenden Gelder  im  Maximum   auf  300  fl..  festgesetzt,   die  Höhe  der  Ge- 
sammteinlage    auf  1000  fl.  beschränkt,    während   in  England  3000  Pfund 
Sterling  (cf.  Ges.  vom  7.  Sept.  1880;   die  Motive  sprechen  hier  falschlich 
von  150  Pfd.  St),   in  Belgien    3000  francs,   in  Frankreich  2000  fr.,    in 
Italien  2000  Lire    und  in   Holland   800  fl.   als   Gesammteinlage   gestattet 
sind.     Gerade  diese  Beschränkung  ist  wohl  geeignet,    etwaige  Befürchtun- 
gen der  Vertreter  des  Privatsparkasseninteresses   noch  mehr  zu  beruhigen. 
—  Die  einzelne  Einlage   muss   mindestens  50  Kr.  betragen;   die  Ausgabe 
von  Postsparmarken    ist   in   Aussicht  genommen.   —    Bemerkenswerth  ist 
ferner   die    Bestimmung,    dass    auf  die   bei   dem  Postsparkassenamte  ein- 
gelegten   Spargelder,    beziehungsweise    auf    die    Postsparkassen   Einlege- 
bücher  weder   ein    Verbot   gelegt,   noch    ein   Pfandrecht   erworben   wer- 
den    kann;    auch    die    exekutive    Einantwortung    eines    Postsparkassen- 
buchs  ist  nicht  zulässig.     Diese  Bestimmungen   sind  aus  dem  italienischen 
Gesetze  herübergenommen,  da  man  erkannte,  dass  dieselben  sich  vollstän- 
dig   bewährten;    auch   die    englische   Praxis   huldigt  seit  jeher  denselben 
Grundsätzen.     Es  erscheint  dieser  Schutz  auch  um  so  gerechtfertigter,   als 
es  sich  hier  ja  grösstentheils  um  kleinere  Beträge  handelt,    die  unter  an- 
deren Verhältnissen    leicht  jeder  gerichtlichen  Procedur  als  Baargeld  ent- 
zogen werden  können,  und  auch  sicherlich  in  sehr  vielen  Fällen  entzogen 
werden,  während  die  Sparer  durch  Einlage  dieser  Beträge  in  die  Postspar- 
kasse  bei    dem  Nichtbestande    des   durch   obige  Bestimmungen    gewährten 
Schutzes  in  eine  viel  schlechtere  Lage  kommen  würden,  als  sie  sich  jetzt 
befinden,  abgesehen  von  den  zahllosen  Verhandlungen,  welche  dadurch  fiir 
die  Postämter   entstehen  würden,    und    die   eine  unverhaltnissmässige  Ar- 


1)  397  der  Beilagen  zu  den  stenogr.  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses.     IX.  Ses- 
sion. 
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im«  '^xSitant^fFEra.  fniscfUUfa.  ^ifumm.  «iftttiBiir.  "r»  wuttb»  3l  ien  MocrfVft 
am:  S^wni:  Sffrrwßtfuuimi  -vnei.  vn:  S^ifiioBRttc  «uf  m  3*iMrftrriBÜcmg  ^ff 
Käfiiai^  «IUI»  -ßiänff   wif  -Irt^l  ±    mit    tsr  'uwmjmKmuagg  nf   I<H1if  C 

«iif(  ¥iiiaut  ftaxSBmmm^  iimi'wil  ^Mfui»    -onntt.  flEhmaont    ül    ök 

'wMtJt^  tum  tnrm  ^LesnÖBOBosz  ür 

f'!frya<uyiri'.'iMiifff>.  lüfk  tio.  'ümoRiML  mnp^suiia,  rsui  w±  -bsna. 
jnumn^r  T^tvzuduMA ,    im  W  't^a 


Mr  wvpiit   ^Jta0:  Thnriäiwtht   %0tbr  W^eifcdfc   icsk:    o&  <ä 

Jh^ttw:  «ftjBii^  i»icm ,  ^aw  aber  ot  kLencK  Emjcccr  Fi>g»twfe  vb4  der 
idb^^irrini  iJu^jKf   la  Occ^^rret^ii    ib.  ^eriKerer  Zah.  TorikBuica  smL     Yht- 

>gr«rz*h.  K.:t  <Ut  fceT*>Ikemng3Mrah- :  m  Ec^ia&d  jl  B.  komaca  mof  1000 
KfB;v>bft«T  U/7  Eiti'jt^rTf  m  CHgumith  ssr  69.  Dkm»  os^'^ndXtse  Ter- 
lu^.tr.i«t  «tH  tot  Vvlesi  dem  Mjcngel  s&  OeLegCBheit.  den  geriB|s?teii  Sf«r- 
pf^rT.f;;^  n'3tzf>hc^e&d  «czalegtt«,  zagcsciniebieii  verden  mÜKc  Wihraid 
fif*t^Mfi,4  ctt  d^L  F«>ttA|ArkaM«ii  62S3  Einla^cstellen  besitzt,  vesst  Ocrtcr- 
r^fitY»  dffT^ati  nar  ^14  aöf.  Von  den  22495  Gemeindeii  OesseTTciehs  and 
22  iO  ob&e  j^e  Hp^riuMe;  kommen  noc  za  den  bestehenden  Sporknffen 
'r^f'l;  .SuLi&^.üt^llen,  «ie  solches  darch  da«  Gesetz  bestimnit  wird,  to  wird 
^if»^  0«^«4n.rr.tz^l  tod  4317  SpareioIagecteUen  gcachaffen  and  die  Paritil 
u,ix  KriirlÄfid  ^rrreicht  werden-  — 

In  d^r*  Motiven  begegnen  wir  noch  manchen  intereManten  Daten  ober 
d:^;  hihheriicert  Krfo.ge  der  Poibtsparkafcen  in  den  Ländern ,  wo  fie  einge- 
f-.hr.  wf,T*if:n  frir.d«  Dieae  Erfolge  haben  ja  anch  Oesterreieh  dieselben 
Hixh(,f:ti  lachen  heiMen  and  eine  Insütation  in^s  Leben  zu  rufen  nunmehr 
v*rxL.^M  ,  von  der  e«  in  dem  Motiven- Bericht  mit  Recht  heisst,  dass  sie 
,..r/.  hu-Tiht^,  der  Kthik  die  Volkserziehung  befordert**,  weit  „über  den 
'AixU.f:t.}>f:'/nH    der  eingelegten  Kapitalien  hinausreicht,    eine  nationalökono- 
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mische  Institation  im  besten  Sinne  des  Wortes''  sein  wird.  Wir  stimmen 
diesen  Aasführungen  toU  und  ganz  zu,  möchten  nur  noch  auf  einen  Um- 
stand aufmerksam  machen,  der  in  den  Motiven  nicht  zur  Sprache  gebracht 
ist,  der  aber  besonders  erwähnt  zu  werden  yerdient:  durch  die  Begrün- 
dung der  Postsparkassen  wird  auch  dem  Lottospiel  entgegengewirkt  wer- 
den können,  —  wir  weisen  hier  yor  allem  auch  auf  Italien  hin  — ,  da- 
mit aber  ein  Erfolg  erzielt,  der  viele  andere  auf  diesem  (Gebiete  noch  weit 
übertrifft. 

Das  Gesetz,  das  in  dem  am  31.  Mai  1882  ausgegebenen  XXI.  Stück 
des  B.G.Bl.  unter  Nr.  56  enthalten  ist,  hat  folgenden  Wortlaut: 

Mit  Zastimmoog  der  beiden  H&nser  des  Beichsrathes  finde  Ich  anzuordnen,  wie  folgt : 

Artikel  1 .  Unter  staatlicher  Verwaltung  und  Qewährleistong  wird  in  Wien  eine 
dem  Uandelsminister  unterstehende,  dem  Ressort  der  Postverwaltung  angehörige  Staats- 
sparkasse mit  dem  Titel:  „k.  k.  Postsparkassenamt"  errichtet. 

Der  Wirkungskreis,  Organismus  und  Personalstand  des  Postsparkassenamtes  wird 
im  Verordnungswege  festgesetzt. 

Als  Sammelstellen  des  Postsparkassenamtes  haben  die  vom  Handelsminister  hiesu 
bestimmten  Postämter  in  den  im  Beichsrathe  vertretenen  Kdnigreichen  und  Lfindem  su 
dienen. 

Dem  Postsparcassenamte  obliegt  die  Leitung  und  Ausübung  der  durch  dieses  Oesets 
zugewiesenen  Geschäfte;  dasselbe  hat  hiebei  die  Staatsverwaltung  nach  aussen  hin  zu 
vertreten. 

Zur  Erstattung  gutachtlicher  Aeusserungen  so  wie  zur  Antragstellung  in  Angelegen- 
heiten, welche  die  Postsparkassen  betreffen,  wird  ein  Beirath  bestellt 

Die  Bestimmungen  über  die  Zusammensetaung  dieses  Beirathes  so  wie  die  nähere 
Festsetzung  seines  Wirkungskreises  erfolgen  im  Verordnungswege. 

Artikel  2.  Das  Postsparkassenamt  vereinnahmt  die  bei  den  Postämtern  einflies- 
senden  Spareinlagen  und  zahlt  durch  Vermittlung  der  Postämter  die  gekündeten  Einlagen 
zurück. 

Artikel  3.  Alle  die  laufenden  Erfordernisse  übersteigenden  Spareinlagen  hat  das 
Postsparkassenamt  fruchtbringend  anzulegen. 

Die  Fructificirung  der  Spareinlagen  findet  durch  Ankauf  von  verzinslichen  österrei- 
chischen Staatsschuldverschreibungen  statt. 

Artikel  4.  Aus  dem  Ertrage  der  fructifidrten  Spareinlagen  sind  die  Zinsen  hie- 
für  so  wie  die  gesammten  Verwaltungs-  und  sonstigen  Auslagen  zu  bestreiten. 

Insolange  das  Erträgniss  der  Anlagefonds  zur  Verzinsung  der  Spareinlagen  und  zur 
Deckung  der  Verwaltungsauslageu  nicht  ausreicht,  sind  der  Abgang,  gleichwie  die  Kosten 
der  ersten  Einrichtung  des  Institutes  aus  Staatsmitteln  zu  Lasten  des  Postetats  vorschuss- 
weise zu  leisten. 

Diese  Vorschüsse  sind  aus  den  mit  Schluss  des  Verwaltung^ahres  sich  ergebenden 
Ueberscbüssen  an  den  Postetat  unverzinslich  rückzuersetzen. 

Der  nach  gänzlicher  Tilgung  obiger  Vorschüsse  verbleibende  Ueberschuss  ist  zur 
Bildung  eines  Beservefonds  zu  verwenden. 

Artikel  5.  Jeder  Einleger  erhält  von  der  Sammelstelle  (Postamt) ,  bei  welcher 
er  seine  erste  Einlage  erlegte,  ein  Einlagebuch,  in  welches  jede  Einzahlung,  Bückzah- 
Inng  und  der  capitalisirte  Zinsenbetrag  einzutragen  ist.  Jede  folgende  Einlage  kann  ge- 
gen Eintragung  in  das  Einlagebuch  bei  jeder  Sammelstelle  (Postamt)  bewerkstelligt 
werden. 

Als  Einleger  hat  Derjenige  zu  gelten,  zu  des.sen  Gunsten  die  Einlage  erfolgte. 

Das  Einlagebuch  wird  unentgeltlich  verabfolgt  und  ist  stempelfrei. 

Das  Postsparkassenamt  eröffnet  jedem  Einleger  ein  Conto. 

Artikel  6.  Das  Einlagebuch  wird  auf  den  Namen  Defgenigen,  für  welchen  der 
Sparbetrag  eingelegt  wurde,  ausgestellt  und  enthält  die  zur  Identität  desselben  nöthigen 
Vormerke  so  wie  die  Unterschrift  des  Einlegers. 

Einleger,  die  nicht  schreiben  können  ,  haben  einen  vertrauenswürdigen  Mann  mit- 
zubringen, der  die  Identität  des  Einlegers  zu  bestätigen  und  das  Einlagebuch  an  seiner 
Stelle  zu  unterzeichnen  hat. 

12* 
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Eine  Abtretung  des  Einlagebuches  an  einen  Anderen  wird  vom  PosttparkaMenamte 
nur  dann  berücksichtigt,  wenn  der  Uebertragungsact  vor  einem  mit  dem  Postspai^aasea- 
dicnstc  betrauten  Postamte  stattgefunden  hat. 

Ist  dies  geschehen,  so  wird  der  CessionKr  als  Eigen thOmer  des  Einlagebnches  ange- 
sehen (Artikel  21,  Alinea  8). 

Auch  Minderjährige  sind  berechtigt,  selbständig  Sparbeträge  eininlegen,  und,  inso- 
fern nicht  von  dem  gesetzlichen  Vertreter  biegegen  schriftliche  Einsprache  bei  dem  Poet^ 
Sparkassenamte  erhoben  wird,  Rückzahlungen  zu  empfangen. 

Im  Falle  des  Verlustes  eines  Einlagebuches  wird  nach  Durchführung  des  im  Arti- 
kel 14  vorgeschriebenen  Verfahrens  ein  Dnplicat  ausgefertigt. 

Für  eine  und  dieselbe  Person  darf  nur  Ein  Postsparkassen-Einlagebnch  ausgefertigt 
werden. 

Wer  sich  zwei  oder  mehrere  Einlagebücher  hat  ausfertigen  lassen,  geht  der  Zinsen 
des  in  dem  zweiten  oder  in  den  übrigen  später  ausgefertigten  Büchern  eingeschriebenen 
Capitals  verlustig. 

Uebertrifit  jedoch  der  Gesammtbetrag  der  Einlagen  in  den  zwei  oder  mehreren  Ein- 
lagebüchern, welche  ein  Einleger  sich  hat  ausfertigen  lassen,  1000  fl.,  oder  bat  ein  Ein- 
leger binnen  einem  Jahre  in  den  für  ihn  ausgefertigten  zwei  oder  mehreren  Einlage- 
büchern mehr  als  300  fl.  eingelegt,  so  geht  der  Einleger  in  dem  ersten  Falle  jenes  Ca- 
pitalstheiles ,  welcher  den  Betrag  von  1000  fl.,  im  zweiten  Falle  jenes  Capitabtheües, 
welcher  den  Betrag  von  300  fl.  übersteigt,  verlustig. 

Der  Handelsminister  ist  ermächtigt,  aus  rücksichtswürdigen  Gründen  den  nach  dem 
vorstehenden  Absätze  eintretenden  Capiialsverlust  nachzusehen. 

Den  Postbediensteten  ist  es  untersagt,  ausser  an  ihre  Vorgesetzten,  an  irgend  jemand 
Auskünfte  über  Namen  von  Spareinlegern  und  die  von  ihnen  eingelegten  Beträge  zu  tx- 
theilen. 

Artikel  7.  Jede  einzelne  Einlage  muss  mindestens  50  kr.  oder  ein  Mehrfaches 
von  60  kr.  betragen.  Die  Gesammtsumme  der  Einlagen  in  einem  Jahre  darf,  nach  Ab- 
schlag der  in  diesem  Jahre  erfolgten  Rückzahlungen  den  Betrag  von  300  fl.  nicht  über- 
steigen. 

Das  Guthaben  eines  Einlegers  an  geleisteten  Einlagen  und  capitalisirten  Zinsen 
darf  nach  Abschlag  der  Rückzahlungen  nicht  mehr  als  1000  fl.  betragen. 

Einlagen  im  Betrage  von  50  kr.  können  auch  in  Briefmarken  oder  in  besonderen 
Postsparmarken,  sobald  die  Ausgabe  solcher  durch  den  Handelsminister  erfolgt,  geleistet 
werden.     Dieselben  sind  auf  kostenfrei  auszufolgenden  Formularen  aufzukleben. 

Artikel  8.  Die  Höhe  des  Zinsfusses  für  Spareinlagen  wird  mit  Drei  von  Einhun- 
dert Gulden  per  Jahr  festgesetzt. 

Dieser  Zinsfuss  kann  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  abgeändert  werden. 

Artikel  9.  Die  Verzinsung  der  Spareinlagen  beginnt  von  dem  auf  die  Einzah- 
lung folgenden  1.  oder  16.  des  Monates  und  endigt  mit  Ablauf  des  dem  Eintreffen  der 
Kündigung  beim  Postsparkassenamte  in  Wien  vorhergegangenen  letzten  oder  16.  Mo- 
natstages. 

Beträge  unter  Einem  Gulden  werden  nicht  verzinst. 

Mit  31.  December  eines  jeden  Jahren  werden  die  erwachsenen  Zinsen  dem  Capitale 
zugeschlagen  und  von  da  ab  gleichfalls  verzinst. 

Für  die  Interessen-Berechnung  wird  jeder  Monat  zu  30  Tagen  angenommen. 

Die  amtiich  aufgelegte  Zinsentabelle  wird  bei  den  Sammelstellen  (Postämtern)  öffent- 
lich angeschlagen. 

Artikel  10.  Ein  die  Summe  von  1000  fl.  übersteigender  Betrag  des  Spargut- 
habens wird  nicht  verzinst. 

Artikel  11.  Das  Postsparkassenamt  ist  verpflichtet,  sobald  Einlagen  und  capi- 
talisirte  Zinsen  eines  Einlegers  die  Ziffer  von  1000  fl.  überschreiten,  den  Einleger  mit- 
telst recommandirten  Schreibens  zur  Verminderung  seines  Sparcapitales  aufzufordern. 

Wenn  binnen  des  der  Avisirung  folgenden  Monates  der  Einleger  sein  Guthaben 
nicht  vermindert  hat,  werden  nach  Ablauf  dieser  Frist  für  denselben  von  Amts  wegen 
Obligationen  der  in  Noten  verzinslichen  einheitlichen  Staatsschuld  im  Nominalbetrage 
von  200  fl.  zum  Tagescurse  angekauft  und  der  Einleger  hievon  verständigt. 

Für  die  Zeit  von  der  Ausfertigung  des  Aviso  bis  zur  eingetretenen  Reduction  des 
Guthabens  eines  Einlegers  wird  keinerlei  Verzinsung  geleistet. 

Im  Falle  der  betreffende  Einleger  die  für  ihn  angekauften  Rententitel  nicht  an  sich 
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gesogen  haben  sollte,  bebebt  das  Postsparkassenamt  die  HUligen  Zinsen  von  den  in  sei- 
ner Verwahrung  befindlichen  Obligationen  und  trägt  diese  Zinsen  als  neue  Einlage  sn 
Gunsten  des  betreffenden  Einlegers  in  den  Büchern  der  Anstalt  yor. 

Ueber  die  im  Postsparkassenamte  erliegenden  Staatspapiere  eines  Einlegers  wird  die- 
sem ein  Buch  ausgefertigt. 

Artikel  12.  Ueber  Verlangen  des  Einlegers  und  nach  Zulänglichkeit  seines  Gut- 
habens kann  die  Einlage  zum  Ankaufe  eines  österreichischen  Staatspapieres  verwendet 
werden. 

Artikel  13.  Die  Rückzahlung  des  Guthabens  oder  eines  Theiles  desselben  an 
den  Einleger  oder  dessen  Rechtsnachfolger  oder  Bevollmächtigten  erfolgt  über  eine  Kün- 
digung, welche  bei  jeder  von  dem  Kündigenden  zu  bezeichnenden  Sammelstelle  (Post- 
amt) geschehen  kann. 

Die  Auszahlung  wird  durch  die  in  der  Kündigung  bezeichnete  Sammelstelle  (Post- 
amt) gegen  Vorweisung  des  Einlagebuches  auf  Grund  einer  Anweisung  des  Postsparkas- 
senamtes effectuirt,  ausgenommen  den  Fall,  dass  das  nach  Artikel  14  eingeleitete  Ver- 
fahren oder  eine  geschehene  Einsprache  (Artikel  6  und  17)  die  Auszahlung  hemmt. 

Gekündigte  Beträge  bis  10  fl.  werden  vom  Postsparkassenamte  mit  Postwendung 
angewiesen  und  von  den  Sammelstellen  (Postämtern)  unmittelbar  nach  Eintreffen  der 
Anweisung  des  Postsparkassenamtes  ausgezahlt. 

Die  Rückzahlung  von  Beträgen  zwischen  10  und  100  fl.  findet  längstens  fünfzehn 
Tage,  diejenige  von  Beträgen  zwischen  100  und  5(H>  fl.  längstens  einen  Monat,  diejenige 
von  Beträgen  über  500  fl.  längstens  zwei  Monate   nach  Eintreffen   der  Kündigung  statt. 

Artikel  14.  Wenn  ein  Einlagebuch  in  Verlust  geräth,  so  tritt  das  folgende  Ver- 
fahren ein ; 

Der  Eigenthümer  hat,  um  ein  Duplicat  zu  erlangen,  sofort  den  Verlust  unter  mög- 
lichst genauer  Angabe  der  Merkmale  des  Buches  dem  Postsparkassenamte  entweder  dl- 
rect  oder  durch  die  nächste  Sammelstelle  (Postamt)  anzuzeigen. 

Das  Postsparkassenamt  verfügt  sofort  die  Beschlagvormerkung  in  den  Büchern  mit 
der  Wirkung,  dass  bis  auf  Weiteres  an  niemand  eine  Zahlung  auf  das  verlorne  Einlage- 
buch geleistet  werden  darf. 

Zugleich  lässt  das  Postsparkassenamt  bei  jenem  Postamte,  welches  das  abhanden  ge- 
kommene Buch  ausgefertigt  hat ,  und  jenem ,  an  welches  das  Buch  etwa  überwiesen 
wurde,  durch  öffentlichen  Anschlag  ein  Edict  kundmachen,  durch  welches  jedermann  er- 
innert wird,  dass  nach  Ablauf  eines  Monates,  vom  Tage  der  Kundmachung,  wenn  bin- 
nen dieser  Frist  kein  Anspruch  auf  das  verlorene  Buch  angemeldet  wurde,  dasselbe  als 
null  und   nichtig  erklärt  und  ein  neues  Buch  ausgefertigt  werden  wird. 

Wird  innerhalb  Monatsfrist  kein  Anspruch  erhoben,  so  wird  vom  Postsparkassenamte 
gegen  Entrichtung  einer  Gebühr  von  10  kr.  österr.  Währ,  ein  Duplicat  ausgefertigt  und 
das  in  Verlust  gerathene  Einlagebuch  für  null  und  nichtig  erklärt. 

Wird  innerhalb  der  Monatsfrist  ein  Anspruch  erhoben,  so  hat  das  Postsparkassen- 
amt die  Parteien  an  den  ordentlichen  Richter  zu  verweisen  und  weder  ein  Duplicat  aus- 
zufertigen, noch  irgend  eine  Verfügung  bezüglich  des  verlornen  Buches  zuzulassen  ,  be- 
vor über  den  gestellten  Anspruch  durch  richterliches  Erkenntniss  rechtskräftig  entschie- 
den ist. 

Artikel  15.  Die  Bestimmung  des  §  1480  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buches, wonach  die  Forderungen  an  rückständigen  Zinsen  binnen  drei  Jahren  verjähren, 
findet  auf  die  Zinsen  von  Einlagen  bei  den  Postsparkassen  keine  Anwendung. 

In  Bezug  auf  die  Verjährung  von  Postsparkassen-Einlagen  gelten  die  allgemeinen 
gesetzlichen  Bestimmungen. 

Verjährte  Einlagen  fallen  dem  Postärar  zu. 

Die  Verjährung  wird  durch  jede  neue  Einlage ,  durch  jede  Kündigung  und  durch 
jede  im  Einlagebuche  erfolgte  Eintragung  von  Zinsen  unterbrochen. 

Artikel  16.  Die  von  Amts  wegen  oder  auf  Verlangen  der  Einleger  angekauften 
und  von  dem  Postsparkassenamte  verwahrten  Staatspapiere  fallen  dem  Postärar  anheim, 
wenn  durch  40  Jahre  weder  um  den  Bezug  der  Werthpapiere  selbst ,  noch  der  Zinsen 
davon  jemand  sich  gemeldet  hat,  noch  endlich  der  Einleger  während  dieser  Zeit  bezüglich 
des  Capitales  oder  der  Zinsen  irgend  welche  andere  Verfügung  an  das  Postsparkassen- 
amt  hat  gelangen  lassen. 

Artikel    17.     Auf  die   bei   dem   Postsparkassenamte  eingelegten  Spargelder ,   be- 
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ziehuDgsweise  auf  die  Postsparkassen-Einlagebttcher  kann  weder  ein  Verbot  gelegt,  noch 
ein  Pfandrecht  erworben  werden. 

Auch  ist  die  ezecutive  Einantwortung  eines  Postsparkassenbaches  nicht  sulässig. 

Diese  Bestimmungen  haben  auf  die  in  Artikel  1 1  und  1 8  erwähnten ,  über  ange- 
kaufte Staatsrente  ausgefertigten  Bücher  keine  Anwendung. 

Befindet  sich  ein  Einleger  im  Concurse,  so  ist  der  Co ncursmasse- Verwalter  berech- 
tigt, das  Guthaben  an  das  Postsparkassenamt  lu  kündigen,  einsusiehen  und  darüber  in 
quittiren. 

Eine  Einsprache  gegen  die  Bücksahlung  von  Spareinlagen  kann  nur  im  Falle  eines 
über  das  Eigenthumsrecht  an  dem  Einlagebuche  anhängigen  Rechtsstreites  oder  unter  der 
im  Artikel  6  enthaltenen  Voraussetzung  Beachtung  finden. 

Die  Anbringung  einer  derartigen  Einsprache  hat  bei  dem  Postsparkassenamte  in 
Wien  schriftlich  stattzufinden  und  zwar  mit  den  zur  Beurtheilung  erforderlichen  Vor- 
weisen. 

Artikel  18.  Der  Reservefunds,  welcher  zunächst  dazu  dient,  allflUlige  Verluste, 
von  denen  die  Postsparkasse  betroffen  werden  sollte,  zu  decken ,  ist  durch  Hinterlegung 
jener  Ueberschüsse  zu  bilden ,  welche  nach  Abschlag  der  bestrittenen  Zinsen ,  Verwal- 
tungs-  und  sonstigen  Auslagen,  dann  nach  Rückerstattung  der  aus  dem  Postetat  empfan- 
genen Vorschüsse  mit  Schluss  des  Verwaltung^ahres  aus  der  Fructificirung  der  eioge> 
legten  Spargelder  verblieben  sind. 

Der  Reservefonds  ist  allmälig  auf  die  Summe  von  5  pCt.  der  Gesammtsumme  der 
Spareinlagen  zu  ergänzen,  darf  jedoch  die  Höhe  von  zwei  Millionen  Gulden  5sterr. 
Währ,  nicht  Übersteigen. 

Artikel  19.  Das  Vermögen  des  Reservefonds  ist  fruchtbringend  anzulegen  und 
das  jeweilige  Erträgniss  dem  Reservefonds  iusolange  zuzuschlagen ,  als  der  letztere  das 
festgesetzte  Maximum  nicht  erreicht  hat. 

Hat  der  Reservefonds  die  vorgeschriebene  Höhe  erreicht ,  so  wird  der  ganze  Ge- 
schäftsüberschuss  als  Einnahme  dem  PostgefKUe  gutgeschrieben. 

Artikel  20.  lieber  die  Gebahrung  mit  den  bei  den  Sammelstellen  (Postämtern) 
eingelegten  Spargelderu  hat  das  Postsparkassenamt  vorschriftsmässig  Rechnung  zu  legen, 
und  obliegt  die  bezügliche  Controle  dem  Obersten  Rechnungshofe. 

Mit  Ablauf  jedes  Solaijahres  wird  der  Handelsminister  einen  detaillirten  Geschäfts- 
bericht über  die  Gebahrung,  die  Wirksamkeit  und  den  Stand  des  Postsparkassenamtes 
den  beiden  Häusern  des  Reichsratlies  mitthoilon  und  im  amtlichen  Theile  der  „Wiener 
Zeitung*'  veröffentlichen. 

Das  Postsparkassenamt  wird  den  jeweiligen  Stand  der  Anstalt  in  der  ,, Wiener  Zei- 
tung'' periodisch  vor  lautbaren. 

Artikel  21.  Die  Correspondenz  des  Postsparkassenamtes  und  seiner  Organe  mit 
den  Spareinlagen  ist  portofrei. 

Das  Einkommen  der  Postsparkassen  ist  steuerfrei. 

Die  an  das  Postsparkassenamt,  die  Postbohörden  und  ihre  Organe  gerichteten  Ein- 
gaben der  Einleger,  ihrer  gesetzlichen  Vertreter  oder  Bevollmächtigten  in  Angelegenhei- 
ten des  Postsparkassendienstes  so  wie  die  im  Artikel  6  erwähnten  Uebertragungsacte 
sind  Stempel-  und  gebührenfrei  ebenso  sind  die  Zinsen  von  Spareinlagen  von  der  Ent- 
richtung der  Einkommensteuer  und  jeder  in  der  Folge  an  deren  Stelle  tretenden  Steuer 
befreit. 

Artikel  82.  Der  Zeitpunkt,  mit  welchem  d^  Postsparkassenamt  in  Wien  sowie 
die  Sammelstellen  ihre  Thätigkeit  beginnen,  wird  vom  Handelsminister  festgesetzt. 

Artikel  22.     Mit  dem  Vollzuge  dieses  GeseUes    ist  der  Handelsminister  betraut 
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IV. 

Die   Preisentwiokelung  während   der  letzten  Deeennien   nach  den 

Hamburger  Börsennotirungen. 

Im  XXIII.  Bande  der  Jahrbb.  findet  sich  eine  Miscelle,  iu  der  die 
Bewegung  der  Preise  in  den  Jahren  1868 — 1872  mit  der  in  den  Jahren 
1847-1867  verglichen  wird.  Von  den  beiden  Tabellen,  die  derselben 
beigegeben  sind,  verdient  besonders  die  zweite  Beachtung,  in  der  die 
durchschnittliche  Preisbewegung  einzelner  Waarengruppen  unter  Berück- 
sichtigung der  consumirten  Quantitäten  dargestellt  wird.  Zur  Begründung 
dieser  Berechnungsweise  führt  der  Verfasser  folgendes  aus: 

„Preis  ist  der  Werth  einer  Waare,  in  Geld  ausgedrückt;  die  Preis- 
veränderung einer  Waare  wird  sich  also  kundgeben  durch  die  Verschieden- 
heit der  Geldsummen,  die  in  verschiedenen  Zeiten  für  die  gleiche  Quan- 
tität ausgegeben  werden  müssen.  Soll  nun  im  Durchschnitt  verschiedener 
Waaren  eine  Preisveränderung  vor  sich  gegangen  sein ,  so  muss  sich  die 
Summe  Geldes  geändert  haben,  die  für  die  gleiche  Menge  der  einzelnen 
Artikel  zu  verschiedenen  Zeiten  gezahlt  werden  muss."  Um  zu  zeigen, 
dass  das  arithmetische  Mittel  aus  den  einfachen  Verhältnisszahlen  der 
Preise  nicht  geeignet  ist,  die  Preisveränderung  ganzer  Waarengruppen 
klarzulegen,  zieht  der  Verf.  das  Beispiel  der  Gruppe  der  unedlen  Me- 
talle an. 

Im  Jahre  1868  seien  im  Zollverein  consumirt: 

Kohes  Eisen      25  977  278  Centn. 

„       Zink  620  095       „ 

Zinn  43  780      „ 

„       Kupfer        209  649      „ 

„       Blei  727  197      „ 

Es  sei  also  etwa  590  mal  so  viel  Eisen  verbraucht  als  Zinn.  Wenn 
nun  der  Preis  des  Zinn  steige  im  Verhältnisse  von  100  :  150,  während 
die  andern  4  Metalle  gleich  blieben,  so  ergebe  das  arithmetische  Mittel  im 
Durchschnitt  eine  Steigerung  von  100  auf  110,  während  andrerseits  bei 
einer  Erhöhung  des  Eisenpreises  um  nur  wenige  Procente  das  arithme- 
tische Mittel  aus  den  Verhältnisszahlen  eine  kaum  merkliche  Vermehrung 
ergeben  würde.  Und  dennoch  sei  in  Wahrheit  die  letztere  Zunahme  eine 
viel  bedeutendere,  als  die  erstere;  denn  die  für  den  Gesammtconsum  un- 
edler Metalle  zu  zahlende  Geldsumme  werde  dadurch  erheblich  vermehrt, 
die  Preissteigerung  des  wenig  consumirten  Zinns  dagegen  könne  nur  sehr 
geringen  Einfiuss  auf  das  Gesammtergebniss  haben.  Es  sei  also  nothwen- 
dig,  die  consumirten  Quantitäten  mit  in  Anrechnung  zu  bringen. 

Diese  Ausführungen  sind  unbestreitbar.  Nicht  minder  einleuchtend 
ist  die  Art  und  Weise,  wie  der  Autor  die  consumirten  Quantitäten  in  An- 
rechnung bringen  will,  wobei  er  in  Gegensatz  zu  Drobisch  tritt  Während 
dieser  verlangt,  man  solle  den  Preis  des  ersten  Zeitabschnittes  multiplicirt 
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mit  dem  damaligen  Consum,  zu  dem  Produkt  aus  dem  Preise  des  zweiten 
Zeitabschnittes  und  der  zu  jener  Zeit  yerbrauchten  Menge  mit  100  in 
Proportion  setzen,  wobei  dann  die  Verbältnisszahl  die  durchschnittliche 
Preissteigerung  ausdrücken  solle,  fordert  der  Verfasser,  dass  man  nur  die 
Quantitäten  des  einen  Zeitabschnitts  in  Anrechnung  bringt  und  sagt:  ,,Die 
jetzt  yerbrauchte  Menge  yerschiedener  Waaren  würde  nach  früheren  Preis- 
yerhältnissen  so  und  so  yiel  gekostet  haben,  nach  jetzigen  so  und  so  yidy 
die  Differenz  kann  allein  durch  den  Preisunterschied  bedingt  sein,  also 
muss  die  Verhältnisszahl,  welche  den  Unterschied  ausdrückt,  der  sich  für 
die  Summen  yieler  Waaren  in  diesen  beiden  Geldmengen  zeigt,  die  durch- 
schnittliche Preisänderung  jener  Produkte  ergeben.'' 

Diese  Art  der  Berechnung  hat  den  Vorzug,  dass  sie  sich  unverändert 
auf  ein  ganzes  Land  auch  dann  anwenden  lässt,  wenn  zwischen  dem  er- 
sten und  zweiten  Zeitabschnitt  sich  die  Zahl  und  die  Bedürfnisse  der  Be- 
yölkerung  geändert  haben. 

Auf  Grund  dessen  hat  nun  der  Verfiisser  in  der  IL  (und  der  dazu- 
gehörigen ILL)  Tabelle  die  Preisbewegung  yon  22  Artikeln  dargel^t,  de- 
ren Gesammtwerth  1872  fast  ^|,  des  Werthes  der  Gesammteinfohr  aus- 
machte, die  also  wohl  ausreichen,  einen  Anhalt  zur  Beurtheilung  der  Ent- 
wickolung  zu  geben.  Diese  22  Artikel  fasst  er  in  einzelne  Gruppen  zu- 
sammen und  zeigt,  wie  sich  die  Entwickelung  gestaltet  in  den  einzelnen 
Jahren  yon  1868 — 1872  und  im  Durchschnitt  derselben  gegenüber  dem 
Durchschnitt  der  Jahre  1847 — 1867.  Wir  wollen  das  Gesammtresnltat 
seiner  Berechnung  noch  einmal  angeben,  über  die  Einzelheitmi  giebt  die 
betreffende  Tabelle  genügenden  Aufschluss. 

Für  den  Durchschnitt  der  22  Artikel  zeigt  das  Jahr  1868  eine  Preis- 
erhöhung yon  18,5*|q  ,  trotzdem  nur  8  Artikel  im  Preise  gestiegen  sind, 
unter  denen  sich  freilich  die  Getreidearten  befinden,  die  fast  '|^  des  Ge- 
sammtwerthes  ausmachen.  Mit  dem  Sinken  der  (}etreidepreisc  wird  daher 
auch  die  durchschnittliche  Preiszunahme  eine  geringere,  im  Jahre  1869 
nur  noch  7,7 ^|q,  1870  tritt  sogar  ein  Rückgang  um  2®|q  ein.  In  den 
Jahren  1871  und  1872  steigen  die  Kompreise  wieder,  diese  Jahre  weisen 
daher  auch  eine  Steigerung  yon  8,7  resp.  16,6^; ^  auf.  Für  den  Durch- 
schnitt der  5  Jahre  1868  ~  1872  stellt  sich  die  Erhöhung  auf  9,17*j,, 
gleichfalls  durch  den  Kinfln»«  des  Getreides  so  hoch  getrieben.  Das  ariüi- 
metische  Mittel  aus  den  Verhältnisszahlen  der  Preise,  in  denen  dieser  Ein- 
ffuss  nicht  zum  Ausdruck  kommen  kann,  ergiebt  für  1868  eine  Steige- 
rung yon  4«;^,  für  1869  yon  6«{o  ,  1870  3«,^,  1871  9^,^,  1872  21»|, 
und  für  den  Durchschnitt   yon  1868 — 1872    eine  Steigerung   yon    8,1  *|q. 

Aus  dieser  Rekapitulation  ist  also  ersichtlich,  wie  nothwendig  es  ist» 
den  Consum  zu  berücksichtigen,  wenn  man  die  Preisbewegung  yon  Waa- 
rengruppen  constatiren  will,  und  wie  wenig  das  blosse  arithmetische  Mit- 
tel die  Schwankungen  der  Jahrespreise  henrortreten  lässt 

An  diese  Tabelle  schliesst  sich  die  gegenwärtige  Arbeit  an,  sowohl 
was  den  Inhalt,  als  auch,  was  die  Art  der  Berechnung  betrifft. 

Wir  haben  dieselben  22  Artikel  genommen  und  sie  in  die  nämlichen 
Gruppen  zusammengefasst,  wie  unser  Vorgänger;  die  Preissteigerung  der 
einzelnen  Gruppen  und  des  Gesammtdurehsehnitts  haben  wir  in  genaa  der- 
selben Weise  emirt,  wie  sie  oben  gekennzeidmet  ist. 
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Eine  Abweichung  von  dem  früheren  Verfahren  haben  wir  nur  bei 
der  Berechnung  des  Getreideconsums  Torgenommen.  Dort  waren  die  Zah- 
len, welche  Haussner  in  seiner  ^^vergleichenden  Statistik  Europas"  (1864) 
angiebty  der  Consumtionsberechnung  zu  Grunde  gelegt,  während  von  uns 
die  Emteerhebungen  im  deutschen  Beiche  von  1878 — 80  benutzt  wurden. 
Vor  dem  Jahre  1878  fehlen  leider  auch  in  der  Beichsstatistik  die  Ermit- 
telungen der  inländischen  Ernteergebnisse.  Für  die  Jahre  1873 — 1877 
incl.  haben  wir  daher  zu  einem  ähnlichen  Mittel  wie  unser  Vorgänger  ge- 
griffen, nur  schienen  uns  die  Haussner'schen  Angaben  zu  weit  von  denen 
der  Beichsstatistik  für  1878 — 1880  abzuweichen,  und  wir  haben  statt  des- 
sen die  Angaben ,  welche  X.  von  Neumann-Spallart  in  seinen  „Uebersich- 
ten  der  Weltwirthschaft"  1878  bietet,  auf  Centner  umgerechnet  und  die 
durchschnittliche  Mehreinfuhr  hinzuaddirt 

Die  Berechnung  des  Consums  der  anderen  Waaren  stützt  sich  ganz 
auf  die  Angaben  der  Beichsstatistik ,  sowohl  in  Bezug  auf  die  inländische 
Produktion,   wie  die  Aus-  und  Einfuhr,    aus  denen  der  Consum  resultirt. 

Die  Preise  sind  den  Uebersichten  über  „Hamburg's  Handel  und  Schiff- 
fahrt" entnommen,  welche  die  Hamburger  Börsennotirungen  enthalten,  in 
denen  die  Preisentwicklung  in  Deutschland  für  unsere  Zwecke  hinreichend 
zum  Ausdruck  kommt 

Das  Gesagte  wird  zum  Verständniss  der  folgenden  Tabellen  genügen, 
obwohl  in  denselben  nur  die  Endresultate  unserer  Berechnungen  aufgeführt 
sind. 

Tabelle  I  enthält  die  Preise  für  jede  der  22  Waaren  in  den  Jahren 
1868—1880  und  den  Durchschnittspreis  der  21  Jahre  von  1847 — 1867, 
den  wir  zum  Ausgangspunkt  unserer  Berechnung  gemacht  haben,  und  zeigt 
dann  die  Preisentwicklung  für  sechs  Waarengruppen  im  Verhältniss  zu 
der  erwähnten  Periode.  Für  die  Zeit  von  1868 — 1872  incl.  haben  wir 
sowohl  in  Tabelle  I,  als  auch,  um  dies  gleich  vorweg  zu  bemerken,  in 
Tabelle  II  einfach  die  Besultate  recipirt,  welche  in  der  erwähnten  frühe- 
ren Miscello  gewonnen  waren.      (S.  Tabelle  IS.  180  und  181.) 

Es  kann  nicht  unsere  Absicht  sein,  hier  bis  in's  Einzelne  hinein  die 
gegebenen  Zahlen  zu  erläutern;  ein  Blick  auf  die  Tabelle  wird  leicht  das 
ergänzen  lassen,  was  wir  übergehen.  Nur  die  Hauptergebnisse  sollen  hier 
registrirt  werden,  und  zwar  beschräuken  wir  uns  zunächst  auf  diu  Jahre 
1873 — 1880,  da  wir  ja  das  Endresultat  der  früheren  Berechnung,  welche 
die  Jahre  1868 — 1872  umfasst,  schon  kurz  auseinandergesetzt  haben. 

Im  Jahre  1872  hatte  sich  für  die  Gesammtsumme  der  22  Artikel 
eine  Steigerung  gegenüber  dem  Durchschnitt  von  1847 — 1867  von  100  : 
116,6  ergeben.  Damit  war  aber  der  Gipfelpunkt  der  Preiserhöhung  noch 
nicht  erreicht,  denn  das  Jahr  1873  zeigt  eine  solche  von  100  :  120,13,  und 
zwar  findet  bei  sämmtlichen  Gruppen  eine  Steigerung  statt,  am  meisten 
bei  Steinkohlen  um  71,6^1^;  ihnen  am  nächsten  kommen  die  unedlen  Me- 
talle mit  70,86^1^.  Die  nächst  höchste  Steigerung  weist  dann  die  Gruppe 
der  Colonialwaaren  auf,  nämlich  25,35^  |q  ,  die  übrigen  drei  Gruppen  er- 
reichen noch  nicht  10 ^1^.  Von  einzelnen  Waaren  sind  im  Preise  zurück- 
gegangen nur  Kakao,  Theo,  Beis,  Zucker  und  Fischthran,  bei  allen  übri- 
gen Artikeln  ist  eine  Erhöhung  eingetreten,  die  zum  Theil  recht  bedeutend 
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Ttl 


Preis     pro     Ceutner 


Waare 


1847 

—1867 

Durch- 

schuitt 

Mk. 


1868 


Mk. 


1869 

1870 

1871 

1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1877 


Mk. 


II. 


1)  Kaffee 

5)  Kakao 
8)Thce 
4)  Pfeffer 
ft)  Reis 

6)  Zuoker 

17)  Baumwolle 
8)  Seide 


9)  Indigo 
,,,  110)  Salpeter 
'"•'ll)Fisclitiiraü 
19)  Palmöl 

18)  Roh  Eisen 
14)    M     2ink 
lV.<lft)Zinn 

16)  Kupfer 

17)  Blei 

V      18)  Steinkohlen 


Vi. 


19)Weiaen 
1 90)  Roggen 
i91)  Gerste 
99)  Hafer 


46,82 
49,08 

"5M3 
36,45 
13»35 
2376 

80,49 
1848,93 

599»  10 
13*28 

3579 
36,69 

372 
19,86 

109,05 

9174 
20,46 

0,81 

10,89 

7.83 
11.07 

774 


42,99 

44.85 

48,51 

47.31 

169,02 

154.50 

26,70 

41.76 

II 79 

9,60 

23.82 

24,21 

7776 

96,24 

2574.36 

2484.39 

784.35 

867,06 

12,09 

15.18 

32,94 

33.54 

41,04 

41,52 

3.36 

20,10 

96.45 
76,86 

20,28 

0,78 

13,65 

10,47 
10,83 

0.09 


3.30 

20,70 

120,87 

77.76 
19,80 

0,75 

1144 

8,79i 
10,26 

8,76 


48,03 

47,67 
138.30 
47,88 
10,98 
24,12 

84,21 
2270,04 

871,41 

15.69 
36,66 

39.54 

3.48 

19.38 

128,94 

75.57 
20,49 

0,75 

10,05 

7,83 
8,10 
7,26 


55.53 
49,98 

137,52 
55.08 

11,19 
26,10 

73.77 
2268,87 


71,04 

55.41 

14742 

65.61 

11,41 
26,55 

83.61 
2504,94 


815,47  808,92 

15.54  14,84 

33.27  34.54 

51,54  38,08 


3.63, 

17,94 
138,24 

77.79 
19,65; 

0,78  j 

11,97 
9,36 
9,18 
7,80 


6,27 

22,95 

15571 

95,01 

26,85 

i,ii 

12,46 

7,91 

10.95 

7.51 


85,24 

86,47 

48,07 

49,44 

140,10 

13871 

71.83 

67,98 

10,21 

11,98 

22,04 

25.29 

76,82 

74,05 

2506,41 

1892,12 

709.00 

738,09 

14.48 

11,98 

31.15 

30,57 

37,12 

35,40 

7.18 

5.13 

27,82 

23.04 

14877 

106,39 

9575 

88,88 

31,54 

22,54 

1,39 

i,ii 

12,97 

11,66 

9,08 

9,24 

11,41 

11,07 

8,25 

1 

9,24 

86,56 

77,39 

51,43 

6545 

143." 

139,61 

56,26 

43,10 

9,65 

9.94 

22,52 

33,80 

65,69 

55,54 

1667,51 

1971,94 

725.69 

651,67 

11.57 

11,56 

30,12 

30,17 

35,15 

36,98 

4,10 

4.04 

24,07 

25.45 

91,56; 

25,11; 


90,80 
23,96 


81,66 

86,09 

119,08 

4148. 
10,61 

24,00 

55,75 
210749 

657,49 

13,8« 

29,1s 
38,86 

3,59 
22,37 

81.69 

85,57 
22,06 


0,90       0,831      0,77 


12,16 
8,86 

1047 
844 


10,25' 

8,32. 

10,92: 

8,84 


10.62 
8,60 

975, 
8,72i 


Das  arithmetische  Mittel 
lahlen  der  Preise  wurde 

ist  DtT  Coneum  jener  5  Artikel  ist  aber  nicht  stark  genug,  um  auf  die 
Prt'iBbewegung  der  Gruppen  und  des  Gesammtdurchschnitts  von  grossem 
KinÜU8H  sein  su  können;  daher  kann  das  Emporschnellen  der  Preise  nicht 
auffallend  erscheinen.  Im  Jahre  1874  ist  gegen  das  Vorjahr  schon  ein 
Kttckstihlag  eingetreten,  aber  der  Geeammtdurchschnitt  zeigt  immer  noch 
die  beträchtliche  Erhöhung  Ton  14,12^1^.  Hinter  dem  Durchschnitt  Ton 
1847 — 1867  ist  nur  die  II.  Gruppe  (Baumwolle  und  Seide)  zurückgeblie- 
ben, deren  Consum  aber  nicht  allzusehr  in's  Gewicht  fallt.  Dann  aber 
folgt  im  Jahre  1875  ein  ziemlich  bedeutender  Sprung,  indem  der  Ge- 
sammtdurchschnitt  sich  nur  noch  um  3,23*^  über  dem  von  1847 — 1867 
hilC  Die  11.  und  111.  Gruppe  sind  unter  denselben  gegangen  und  die 
durch  die  Gröeae  ihres  Consums  Btshr  ei nfl usareichen  Getreidearten  stehen 
nur  noeh  um  etwas  mehr  als  1^|^  über  demselben.     Das  Jahr  1876  weist 
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Procentale  Preisveräuderaug  der  einselnen  Gruppen  und  der  Gesammtsomme 
gegenüber  dem  Durchschnitt  von  1847 — 1867  s=  100. 


1868 

1880 

1880 

Durch- 

schnitt 

Mk. 

lik. 

1868 


1869 


1870 


1871 


1878 


1873 


1874 


1875 


1876 


1877     1878 


1879 


1880 


1868 
—1880 
Durch- 
schnitt 


67,16 

65.81 

118,58 

43,41 

9,91 
20,84 

61,20 
1680,10 

652,37 
I5»24 
22,86 

32,59 

3»27 
19,92 

89,21 

65,91 
18,50 

0,66 

10,87 
9,18 


67,21 
61,07 

137,17 
48,20 

10,77 
24,09 

71-30 
2083,26 

733.42 
13,93 
3045 
38,52 

4,11 

22,59 

108,03 

81,94 

22,38 

0,86 

11,50 
8,62 


10,591     10,35 
7,42!      8,12 


94.5 


107 


119,5 


9«,3 


97 


127,8 


102,2 

104 

110,3 

125,6 

125 

110,3 

100,6 

114,2 

126,6 

«33,1 

128,2 

105,4 

90,5 

93.6 

96,02 

152,6 

93 

93 

97 

138 

110,9 

95,3 

112 

107 

125^35 


107,86 


106,95 


170,86 


171,60 


109,08 


131,71 


94.98 


102,23 


131.35 


138 


109,76 


129*39 


84,47 


98,82 


109,63 


III, II 


101,17 


«49,17 


79,26 


97,13 


127,91 


106,09 


78,90 


72,19 


101,55 


101,94 


108,57   97,81 


88,61 


102,47 


95,06    87,65 


101,561105,98 


93,21 


98.81 


109,87 


116,02 


71,65 


96,56 


7«,25 


98,67 


93,53 


114,83 


77,80 


8148 


93,96 


86,85 


81,48 


103,78 


110,10 


106,17 


105.19 


Summa 
en  Verhältniss- 
mg    von     100 


118,5 


:  104 


«07,7 


:  106 


98 


:  103 


108 


:  109 


116,6 


:  121 


120,13 


:  124 


114,12 


:««3 


103,22 


:  106 


102,94 


:  106 


104,08 


:  105 


92,06 


:96 


90,35 


198 


96,88 


:87 


105,85 
:  106 


ähnliche  Verhältnisse  auf;  die  gesammte  Preiszunahme  erreicht  noch  nicht 
3^1  q;  die  Gruppen  II  und  III  sind  noch  weiter  gefallen,  die  Getreidearten 
sind  nur  noch  wenig  hoher,  als  der  Durchschnitt  von  1847 — 1867,  und 
ihnen  schliessen  sich  diesmal  die  Steinkohlen  an.  Also  gerade  die  cin- 
flussreichsten  Gruppen  erheben  sich  nur  wenig  über  IOC,  gestatten  daher 
auch  den  Colonialwaaren  trotz  ihrer  Preiszunahme  um  49,1 7  ^1^  keinen 
bedeutenden  Einfluss.  Wenn  das  folgende  Jahr  den  Durchschnitt  etwas 
weiter  hinter  sich  lässt,  nämlich  um  4,08 ^|q,  so  ist  dies  hauptsächlich  dem 
Wachsen  der  Getreidepreise  zuzuschreiben ;  denn  von  den  übrigen  Gruppen 
ist  nur  die  dritte  gegen  dEis  Vorjahr  heraufgegangen. 

Damit  ist  jedoch  die  Preiszunahme  yorüber,    denn    im    Jahre    1878 

ist  die  Verhältnisszahl  für  alle  22  Artikel  92,06,    1879    nur    90,35  und 

,       1880  etwas  mehr,  nämlich  96,88.     Ein  Blick  auf  die  Tabelle  erklärt  die 
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187S  stand  bai  Tier,  1879  bei  aUen  and  1880  wieder  bei  vier  Clmppeii 
dit)  VeihäliDisssahl  unter  100,  und  ewoi  sind  es  1878  und  1880  aehr 
oinfluBBreiche  Waarengruppen,  die  eioh  niedrig  halten.  Etwas  besser  ge- 
staltet sich  das  Itesultat,  wenn  man  den  DarGluohnitt  von  1868 — 1B80 
mit  dem  von  1847 — 1867  -rergleiobt;  es  ergiebt  sieb  dann  nSmlioli  nur 
für  die  zweite  Omppe  eine  Freiirermindemng ,  alle  nbrigen  und  dabet 
auch  der  Oeaammtdurohaohnitt,  weisen  eine  Erhöhung  auf,  die  sich  bfd 
letzterem  auf  5,83  "jg  belänft.  Wenn  man  nur  das  arithmetisobe  Hittel 
BUS  den  Verhältuisszohlen  der  Preise  ohne  Berttokuohtigung  de«  Censnau 
in  Betracht  zieht,  eo  erhält  man  das  folgende,  oft  merkwürdig  abwd- 
ohende  Resultat:  für  1873  ei^ebt  sich  eine  Bteigerung  auf  120,13,  fSi 
1874  auf  114,12,  fUr  1675  auf  103,22,  für  1876  auf  106,  für  IB77  auf 
105,   für  1878  eine  Verminderung  auf  96,   für  1879  auf  98,    für  1880 
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Knf  87  and  für  den  Dwohaohnitt  der  Zeit  von  1868 — 1880  ein  Anwach- 
sen aof  106. 

Das  iat  in  kanen  Zügen  diu  Bild ,  welches  qdb  Tabelle  I  entrollt. 
Weit  mehr  Gewicht  legen  wii  jedoch  auf  Tabelle  II.  Dieselbe  enlhölt 
einmal  dos  Bndreanitat  der  erwähnten  früheren  Hiscelle,  also  den  Darch- 
schnitt  der  Jahre  1868 — 1872  gegenüber  dem  Ton  1847 — 1867  nnd  Ter- 
gleicht  dann  mit  dem  letzteren  die  Durchschnitte  tod  je  3  Jahren,  und 
zwar  haben  wir  dabei  zusammen gefosst  die  Jahre  1872 — 1674,  1875 — 
1877,  1878 — 1880.  Ansserdem  haben  wir  am  Sohlnss  angefügt,  wie  sich 
die  PreisTeräudemng  t&i  den  Conanm  von  1880  gestaltet  nach  den  Dnrch- 
HchDittspreisen  Ton  1876 — 1880  gegenüber  denen  von  1847 — 1875, 

Gegenüber  der  ersten  Periode,  welche  die  VerhSltnisseahl  109,17 
erreicht,  weist  die  zweite  von  1872 — 1874   eine   solche  von  100:117,21 
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auf,  und  nach  dem  arithmeiiftohen  Mittel  der  Yerbiltnisasahleo  der  Fraiae 
sogar  100:119.  Sammtliche  Grappeu  sind  im  DurchBclinitt  dieser  drei 
Jahre  gestiegen ,  am  stärksten  die  unedlen  Metalle  nnd  die  Steinkohlen ; 
Ton  allen  22  Waaren  sind  nur  4  im  Preise  zurückgegangen.,  und  xwar 
ist  dieser  Rückgang  Tcrhältnissmässig  uneriieblich  gegenüber  dem  gewal- 
tigen Anwachsen  bei  vielen  der  übrigen  Gegenstände ;  zudem  sind  es  nur 
weniger  bedeutende  Artikel  wie  Thee,  Beis,  Baumwolle  und  Fischthran, 
die  sich  nicht  an  der  allgemeinen  Preiserhöhung  betheiligt  hmbeu.  Die 
dritte  Periode,  die  Jahre  1875 — 1877  umfiMsend,  weicht  dagegen  für  die 
Gesammtsumme  schon  um  7,04^/^  gegen  die  Torhergehende  zurück;  Ton 
den  einzelnen  Gruppen  stehen  zwei  unter  dem  Durchschnitt  und  haben 
vier  eine  Preisrerminderung  gegen  die  Jahre  1872 — 1874  erlitten,  welche 
gerade  bei  denjenigen  am  grossesten  ist,  wo  in  der  Torigen  Periode  die 
Preiszunahme  die  stärkste  war.  Das  arithmetische  Mittel  aus  den  Yer- 
hältnisszahlen  der  Preise  dagegen  würde  für  die  Beihe  der  hier  betrach- 
teten Waaren  nur  eine  Steigerung  Ton  6*/^  gegenüber  dem  zu  Grunde 
liegenden  Durchschnitt  ergeben.  Noch  ungünstiger  stellen  sich  die  Pims- 
Terhältnisse  in  dem  nächsten  Zeitabschnitt  1878 — 1880,  in  dem  Ton 
sammtlichcn  Gruppen  nur  die  erste  um  wenige  Procente  über  unserm 
Durchschnitt  steht,  wahrend  alle  übrigen  denselben  nicht  mehr  erreichen 
und  das  Geeammtresultat  daher  ein  Herabsinken  der  Preise  um  mdir  als 
6*/^  erkennen  lässL  Tergleichen  wir  zuletzt  die  Durchschnittspreise 
der  letzten  fünf  Jahre  des  rergangenen  Deeenniums  mit  denen  Ton  1847 
— 187d  an  der  Hand  des  Consums  tou  1880,  so  ergiebt  sich  in  der  Ge- 
sammtsumme ein  Bückg-dng  Ton  mehr  als  5  ^/^,  und  ausser  der  ersten  sind 
alle  Gruppen  unter  den  Durchschnitt  gesunken. 

Es  wäre  sicher  zu  weit  gegangen,  aus  dem  gefundenen  Preisrückgang 
ohne  Weiteres  auf  eine  Yertheuerung  des  Goldes  schÜessen  zu  wollen. 
Dazu  wäre  man  erst  berechtigt,  wenn  dieselbe  EntwickluBg  der  Preise 
für  die  grosse  Mehrzahl  aller  Waaren  und  auch  f^  die  andern  in  Be- 
tracht kommenden  Lander,  namentlich  England  und  Amerika  nachge- 
wiesen wäre,  und  eine  genaue  Untersuchung  die  Ursache  nicht  in  den 
Eradtererhältnissen ,  der  Ausdehnung  und  Verbesserung  der  Gosnmnnika- 
tionsmittel  und  sonstiger  Terbilligung  der  Produktion  zu  finden  Tenaöchte. 
Das  Ueberwiegen  des  Einflusses  des  Getreides  in  unserer  Tabelle  nothigt 
zu  besonderer  Vorsicht  in  der  Schlussfolgerung,  da  dieses  bekanntlich  un- 
ter besonderen  Concurrpuzrerhältnissen  leidet.  Das  arithmetische  Mit- 
tel aus  den  Verhältnisszahlen  der  Preissteigerung  ron  100  Waaren ,  wie 
sie  Soetbeer    in    den  Jahrbüchern    1881    Bd.  IlL    Sl  312  berechnete  Ton 

1847 — 50  zu   1851—75  ist    100:125,39,  ron 
1847—50    zu  1876 — 80  ist   100:127,15. 
Die  letzte  Periode  steht  mithin  höher  als  die  erste,  während  das  arithm. 
Mittel  aus  den  Preisen    der   Ton    uns   ausgewählten    22  Waaren  sich  Ibl- 
gendemaassen  rerhält : 

1847—50  zu   1851—75  wie   100:121,70 
1847—50  zu  1876 — SO  wie  100:121,15. 

Unser  Ergebniss  bleibt  hiemach  stets  hinter  dinn  ron  SoeCbcer  ge- 
fundenen zurück,  und  bleibt  sich  in  beiden  Pezioden  tut  gloch,  wonadi 

ist»  dass  die  tou  uns  berüekschtigtai  Gegmsliiide  im 
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rem  Maasse  die  Neigung  zum  Preisrückgänge  zeigen  als  die  Oesaxnmtheit. 
Wir  behalten  uns  deshalb  Tor,  die  Untersuchang  entsprechend  auszudeh- 
nen, sobald  noch  neueres  Material  erschienen  sein  wird. 

Wir  können  aber  nicht  umhin  die  Au^erksamkeit  darauf  zu  lenken, 
dass  die  erwähnte  Preisreduction  Hand  in  Hand  mit  der  Entwerthung 
des  Silbers  geht,  wie  das  Folgende  ergiebt. 

Die  3  Jahre  1872 — 1874  nehmen,  wie  ersichtlich,  eine  ganz  excep- 
tionelle  Stellung  ein;  so  hoch  wie  hier  haben  die  Preise  in  der  Zeit  yon 
1868 — 1880  nie  wieder  gestanden.  Wir  können  den  Grund  hierfür  nur 
in  dem  raschen  Aufschwung  der  ganzen  Yolkswirthschaft  erblicken,  der 
sich  nach  dem  Kriege  allgemein  geltend  machte.  Das  durchschnittliche 
Yerhältniss  zwischen  Oold  und  Silber  war  während  dieser  Zeit  1:15,65 
resp.  15,92,  resp.  16,17.  In  den  drei  folgenden  Jahren,  also  nach  der 
Münzreform,  sehen  wir  einen  Preisrückgang  um  mehr  als  6  ^/q  gegen  den 
Yorhergehenden  Zeitraum  eintreten;  das  Werthyerhaltniss  zwischen  Gold 
und  Silber  war  in  den  drei  Jahren  dieser  Periode  1 :  16,62  resp.  17,77,  resp. 
17,22,  also  schon  erheblich  ungünstiger  für  das  Silber  als  in  dem  vor- 
hergehenden Zeitraum.  Hier  trifft  demnach  das  Sinken  der  Preise  zusam- 
men mit  der  Entwerthung  des  Silbers.  Im  Jahre  1876,  als  der  Werth 
des  Silbers  am  tiefsten  in  dieser  Periode  stand,  tiberragten  die  Preise  der 
Waaren  auch  am  wenigsten  den  Durchschnitt  der  Jahre  1847 — 1867. 
Nun  folgen  die  Jahre  1878 — 1880,  in  denen  nach  unserer  Tabelle  die 
Preise  am  meisten  heruntergegangen  waren.  Vergleichen  wir  damit  die 
Angaben  über  das  Werthverhältniss  der  beiden  Münzmetalle ,  so  lauten 
diese  für  1878  1:17,92,  für  1879  1:18,27,  für  1880  1:18,01.  Es  trifft 
also  der  niedrigste  Stand  der  Waarenpreise  zusammen  mit  dem  niedrig- 
sten Stand  der  Silberpreise  oder,  was  dasselbe  sagt,  mit  dem  höchsten 
Werthstande  des  Goldes  in  dem  verflossenen  Jahrzehnt.  Ziehen  wir  die 
einzelnen  Jahre  in  Betracht,  so  finden  wir  1878  für  den  Gesammtdurch- 
schnitt  aller  22  Waaren  die  Yerhaltnisszahl  92,06 ,  als  Werthverhältniss 
zwischen  Gold  und  Silber  1:17,92.  Im  nächsten  Jahre  sinkt  das  letz- 
tere auf  1 :  18,27,  steht  also  am  niedrigsten  während  der  siebenziger  Jahre; 
und  in  demselben  Jahre  1879  zeigt  uns  Tabelle  I  ebenfalls  den  niedrig- 
sten Stand  der  Waarenpreise,  der  fast  um  10  ^/^  unter  den  Durchschnitt 
von  1847 — 1867  gesunken  ist.  Im  Jahre  1880  steigt  der  Silberpreis 
wieder  etwas  (das  Werthverhältniss  zum  Golde  ist  1  :  18,01);  aber  auch 
unsere  Waaren  zeigen  wieder  eine  höhere  Verhältnissziffer,  96,88.  Doch 
wäre  das  alles  bedeutungslos ,  wenn  sich  etwa  ein  anderes  Resultat  bei 
einer  Vergleichung  der  letzten  5  Jahre  des  vorigen  Jahrzehnts  mit  der 
Zeit  von  1847 — 1875  herausstellte,  eine  Zeit,  die  lang  genug  erscheint, 
um  eine  Ausgleichung  der  Preisverhältnisse  in  den  einzelnen  Jahren  her- 
beiführen zu  können,  und  die  sich  noch  deshalb  besonders  empfiehlt,  weil 
sie  die  Zeit  der  Münzreform  in  sich  begreift.  Aber  auch  hier  ergiebt 
sich  nach  Tabelle  I  ein  Preisrückgang  von  100  auf  94,62.  Nimmt  man 
dazu  den  Umstand,  dass  seit  dem  Jahre  1876  sich  das  Yerhältniss  zwi- 
schen Silber  und  Gold  stets  ungünstiger  stellt  als  in  der  ganzen  vorher- 
gegangenen Zeit,  so  wird  man  nicht  umhin  können,  dieser  Thatsache 
einige  Bedeutung  zuzumessen. 

Arb.  d.  st.  Sem.  z.  H.  R.  v.  d.  B. 
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30.  Juli    (6  g)    und    am    9,   August    (6  11),    während    in    den    Bbrigen    Jahren    des    letilen 

sicli  iioeh  einmal  4   Distontänderungen  (7—*  g),  darnnler  S  im  November.     In  den  lecli- 

(»— *.H1-  "l""    '"»    8  mal    tl— S'gt,    1881  und    1866  je  7  mal    (7—8  nnd  5— lg). 

selben  meist  auf  1  pro  Jahr.      In  der  Zeil  van   1800  lils  1840  inclaa,  randen    uoeh  niuht 

1800  (!0.  Febr.)  6  g.  18(U  (17.  Aug.)  8  g.  1806  (13.  Jan.)  4  g.  1806  (14.  Nov.)  5  g.  I8O7 

(ft,  Ang.)  4)1.   1814  (l.MKr.)  6  g,  IBUO.Ang.)  4  g,  1814  (l.  Sept.)  8  ](,  1819  (1.  Juni) 

4  resp,  5  <) ,    IBSO  (1.  Febr.}  4  8      Auf  4  g    blieb    der  UistoMsati   dann   stehen  bU  «um 

14.  Jan.  1847,    wa  er  anf  6  g    orhüht  wurde.     Der    hUcbile   Sata  «Khrend    der  Ztit  von 

1800—1881    war    10  H    (11.  Nov.  1857),    der    niedripitP  8  g    (1877.   6.  April  und  1879, 

H.  Mai).         Arb    d.  Biat.  Sem.  »    H.                                                             B.  t.  i.  B. 
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und  des  Auslandes. 

1.     Gesehiohte.    Eneyklop&difohei.    Lehrbücher.    Bpeeielle  thaoretiflehe 

Untertuohungen. 

Adolf  Held,  Zwei  Bücher  sur  socialen  Geschichte  Englands.  Ans 
dem  Nachlasse  heransgegeben  von  O.  F.  Knapp.  Leipzig,  Duncker  &  HnmbloL  1881. 
XIV.  776  8. 

Die  Anzeige  dieses  Baches  ist  präoccupirt  dnrch  den  wehmüthigen  Zusammenhang 
desselben  mit  dem  plötzlichen  Tode  seines  Verfassers.  Irgend  ein  nachdrückliches  Wort 
der  Kritik,  welches  man  wohl  zu  sagen  hätte,  verstummt  vor  diesem  Gefühle,  und  man 
beschränkt  sich  auf  die  lobende  Hervorhebung  des  Fleisses,  mit  welchem  vielerlei  Mate- 
rial zusammengetragen  und  gesichtet  worden  ist.  Die  Hauptbestandtheile  des  vorliegen- 
den Bandes  (welchem  zwei  weitere  hätten  folgen  sollen)  sind:  eine  Geschichte  der  natio- 
nalökonomischen und  politischen  Literatur  von  1776  bis  1838,  und  eine  Darstellung  der 
Entwicklung  der  Grossindustrie.  In  beiden  Theilen  ist  nicht  sowohl  die  Neuheit  des  In- 
haltes als  vielmehr  die  Klarheit  der  Anordnung  und  der  Sprache  neben  der  Beherrschung 
eines  immerhin  ansehnlichen  Stoffes  anzuerkennen :  zumal  für  weitere  Krebe  des  Publi- 
kums, welche  sich  ja  gegenwärtig  von  Jahr  zu  Jahr  immer  mehr  diesen  Interessen  öff- 
nen, ist  darin  vieles  Anziehende  und  Belehrende  zu  finden.  Weniger  vermögen  wir  den- 
jenigen Partieen  des  Buches  zuzustimmen  ,  in  welchen  der  Verf.  recht  eigentlich  kritisch 
und  polemisch  zu  werden  unternimmt,  wie  u.  a.  in  der  Beurtheilung  Ricardo*8.  Bei  dem 
Gewichte,  welches  er  gerade  darauf  zu  legen  scheint,  bedauern  wir  um  so  mehr,  von  ihm 
nicht  überzeugt  worden  zu  sein,  auch  abgesehen  von  dem  besonders  harten  Tone,  welcher 
gegen  Ricardo  angeschlagen  wird.  Selbst  wenn  es  wahr  wäre,  dass  Ricardo  ein  so  ein- 
seitiger und  engherziger  Vertreter  der  Geldinteressen  war,  wie  H.  behauptet,  so  bliebe  sein 
wissenschaftliches  Verdienst  davon  gänzlich  unberührt.  Das  was  seine  Grundrententheo- 
rie etwa  werth  ist,  das  bleibt  sie  werth,  selbst  dann,  wenn  es  wahr  wäre,  dass  ihm  der 
schlimmste  Klassenhass  dabei  Hebammendienste  geleistet  hat.  Nun  ist  aber  neuerdings 
hervorgehoben  worden ,  dass  Malthns ,  der  Vertreter  des  Landinteresses ,  diese  Theorie 
zuerst  aufgestellt  habe ;  und  das  würde  doppelt  stark  beweisen ,  wie  wenig  der  wissen- 
schaftliche Werth  der  Theorie  mit  jenem  Klassenkampf  zu  schaffen  hat.  (Jebrigens  giebt 
es  ja  Verhältnisse,  unter  denen  auch  im  Klassenkampf  ein  leidenschaftlicher  Vertreter 
des  „Geld-Interesses"  Recht  haben  kann ,  und  die  Verhältnisse  jener  KornschutszoUpoli- 
tik  in  England  waren  einigermaassen  derartige.  Dazu  kommt,  dass  Ricardo,  gleich  so 
manchem  Andern ,  den  Erwerb  aus  der  Welt  des  flüssigen  Kapitals  im  Grundeigenthum 
angelegt  hatte ,  als  er  in  seine  literarische  und  parlamentarische  Thätigkeit  eintrat 
Vollends  sind  die  herkömmlichen  Vorwürfe  der  Menschenfeindlichkeit,  des  Mammonismus 
n.  8.  w. ,  welche  seit  Sismondi  (1819)  immer  und  immer  wiederholt  werden,  wenn  von 
der  Stellung  Ricardo's  zur  Arbeiterfrage  geredet  wird ,  einfach  eine  Täuschung ,  welche 
durch  Lektüre  seiner  eignen  Sätze  in  Nichts  zerrinnt.  Und  schliesslich :  es  wird,  so  lange 
es  eine  Wissenschaft  giebt ,  immer  dabei  bleiben ,  dass  man  die  Logik  nur  mit  der  Lo- 
gik bekämpfen  kann. 

Wir  lassen  hier  eine  Uebersicht  der  einzelnen  Capitel  folgen. 

Erstes  Buch:  1.  Cap.  Die  älteren  Individualisten.  8.  Cap.  Die  Nationalökonomen. 
3.  Cap.  Die  neueren  Individualisten.  4.  Cap.  Die  Radicalen.  5.  Cap.  Die  Sodalisten. 
Zweites  Buch:  1.  Cap.  Verfall  der  alten  Handwerksordnung.  2.  Cap.  Entartung  des 
Mercantilsystems.  3.  Cap.  Der  Sieg  des  grossen  Capitals.  4.  Cap.  Die  Fabrikindustrie. 
5.  Cap.    Die  Lage  der  Fabrikarbeiter.     6.  Cap.   Rückblick.  G.  C. 

Channing,  Oeuvres  sociales.  Traductionfran9aise,  pr^cöd^e  d'nn  essai  sur 

sa  V ie  et  sa  doctrine,  d'une  introduction  et  de  notices  par  Ed.  Laboulaye.     Par., 

Charpentier,  1882.     18.     XLIV— 372  pag.     3  fr.  50  c. 
de  Foulques  de  Villaret,  A.,  MHe.,  L'in struction  primaire  avant  1789 

ä  Orleans  et  dans  les  communes  de  Tarrondissement.     Orions,   Herluison,    1882. 

8.     XU — 384  pag.     Avec  carte  scolaire  etc. 
Laboulaye,  Ch.,    Dictionnaire   des    arts  et  manufactures  et  de  l'agri- 

culture  par  Ch.  Laboulaye  et  une  r^union  de  savants,  d'ing^nieurs  et  de  fabricants. 


Üeborsicbt  Qtrer  diu  ii 


niüu  Londupieases  »nd  (nu 
(OovuDRieal  Public*! iiin.) 
illon,  W.,  Tha  Dismkl  8 
Dumy     Dublin,  Gill,  188!. 


u  Publikiitiou«!!  Deutsobluids  und  d 
>  a  col.,  illustrvs  du  GOOO  \(tamte» 
.itEäwAtd  I     Hiid  Edw*id  II 


Loitdou  1888.   S 
a  English  Politioal  Kco 


SSB  pp- 

ofScotlBiid,    14!4^ISI3.      Editod    by  Jum, 

(GoverEmBiil  PublicBtioti,)      16/.- 
otuli  socorii  rogum  Scolorum.     The 

G,  BuriielL     Vol.  V;    k.  D.   1137— 14S4. 
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lAUioui,  G. ,  De'  primi  iDventPri  dellc    leltere   estkinpe.     Bo 
L  nagaoli,  1889.     8.     B  1 

I  8.     OoHhicht«  nnd  DariUlluiiB  dar  wirt)iHb«ltUcb«n  Kultur. 

Touluuae,  Imiir.  St.-Cyprien,   ISHi.      IB.      71  png.     fr. 


moire  inodit  du  XVni»  titele. 
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rcluttona  of  tho  Sattlers  with  the  ladiins.  Transliled  >Jid  edil 
11*1  record»,  aoder  the  diracüoD  of  Jo».  B.  Carr.  by  B.  Keruc 
Vurk)  188!.     1.     317  pp.     18/  — 

ZoH'B  CI»ufiod  Unlled  Stulax  Businass  Directory,  glviug  Populkllou 
of  lowns  down  to  lud  induding  3000  liih.litwiU  for  I88»i  logoUier  with  list  uf 
Post  Offices.     IVlh   issue.     Philadelphia,   1882.     8.     bd».     1306  pp.     S0{.— 

Tiibfll>«rk  til  KJobeuhivae  SlHtihtik  So.  fl:  TabeUarisk  tVcmsülling  af 
KanultalernearFolkelitllingen  deu  Ist«  F«b  tu  ir  188(1  for  Süden 
KJnbenhavn  Udgiret  if  Kjebenliavns  HaglBtntt.  KJubenbnTn ,  1883.  4  SSI  pp. 
(Krgebniise  der  Zählung  der  Kopenhagcner  Bevölkerung  TOm   1     Februar  18S0.) 

4.    Bargban;   Land-  und  FontwirtlucliaA ;  FiMbateiwetMl. 
Block,  H.,  L'agrivulture,  ou  buil  jours   au    concoun    de  Bagtiols.      Paris,  Uuliel 

&  C«.    1881.      16       IIB  pag 
Ch  i  t  i  a  r  ,  A.,  Etüde  <!ur  le>  cauies  du  d^boiiDmont  enAlg^rio  et  las  muyeus 

d'y  rem^dier.     Hiliauo,  Legeudre,  1883.      18.      66  piig 
de  Foleourt,  J.  L..  L'agrlvultnre  ec  Prasse  pendautlesauiitluB   187  8, 

1879,  1880.  D'aprts  las  documeals  üfRciols  da  MiniatAra  de  Tagriculture  de  Prusse. 

Par,,  impr.  Koitette.  188S      8.     IS  pag. 
dt  L,a  Tour  de  Saiut-Ygoit.  E,  Culture  d«  lacanueHanBrekrilaUau- 
rice.     Par..  impr    V«   Verl,   1883.     8      6»  pag. 
Pmehe,  L,  Etüde  sur  Ucondilion  juridiqneelJronomiquadDSrermlerj. 

Paris,  Larose  A  Force),  1883.     1  (r. 
Man«  et  Liorscl,  TiaiU  de  ta  p^che  &  la  Hgue  et   au  filet  dam  les  rivi»- 

ra«  et  daui  les  ^tanga,  conteaiot  tuutes  les  loin.  y  compris  l'ordonnauce  du  Ifl. 

ftoai  1875.      Par..  Leßvre  &  O.    1881.      18.     S16  pag    avoc  fignres      I  fr. 
Bnrrows,  A.  J,,  Tbe  Agricultural  De  preis  Ion.   and    liow  to  meat  il  i    binti  to 

Lindowiiers  and  Tenant  Farnieri.      London,  Si.iipkiu,   IBSS.     8.      104  pp.      116. 
■  trank,  J.  H. .    Sutistii»    of   Ih«    Jron  and   Steel  Prodaetiou  of  tbe  ßuited 

8  t  a  t  e  a.     WaBbiuglon,  auvernmout  priutiug  Olficu,   1881.     4-     180  pp      Mit  6  lUr- 
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ten  in  qu.-Fol.  (Bildet  einen  Theil  der  indnstr.  Enquete  zum  X.  Census  der  Ver- 
einigten Staaten,  hrsg.  y.  F.  A.  Walker.) 

Bordiga,  L'agricoltura  e  gli  agricoltori  delNovarese:  memoria.  No> 
vara,  tip.  della  Rivista  di  oontabiliU,  1882.     8.     245  pp.  ed.  nna  tav. 

Clerici,  Fabr.,  La  coltivazione  delle  barbabietole  e  la  fabbricasione 
dello  zucchero  in  Sassari.     Milano,  tip.  Cogliati,   1882.     8.     46  pp. 

6.     Gewerbe  und  Industrie. 

Block,  M.,  L'Indnstrie,  ceuz  qni  dirigent  et  ceux  qui  ex^cutent  le  travul.  Par., 
Hetzel  &  Ce.,  16.     128  pag.     1   fr.  50  c. 

Deschamps,  E.,  Etüde  sur  la  propri^tä  industrielle,  litt^raire  et  artistique 
an  point  de  vue  de  la  cession  des  droits  de  Tinventeur,  du  fabricant  et  de  l'autenr. 
Par.,  Larose  &  Forcel,  1882.     8.     120  pag. 

Evrard,  A.,  Les  moyens  de  transport  appliqu^s  dans  les  mines ,  les  usines  et 
les  travanx  publics :  Organisation  et  mat^riel.  Tome  II,  2^n^  partie  (pag.  289  & 
727).  Par.,  Baudry,  1882.  8.  avec  an  atlas  in-folio.  (Der  erste  Theil  des  IL  Ban- 
des erschien  im  März  1874.) 

Picou,  R.  y. ,  Manuel  d'^le  c  trom^  trie  industrielle.  Par.,  G.  Masson, 
1882.     8.     159  pag.  et  38  figures. 

Art,  the,  ofTea  Blending.  A  handbook  for  the  Tea  Trade.  London,  Whitting- 
ham  &  O- ,  8.     68  pp.     3|6. 

Beck,  S.  W.,  The  Drapers'  Dictionary.  A  manual  of  Textile  Fabrics:  their  hi- 
story  and  applications.     London,  CoUinridge»  8.     377  pag.     3|6. 

Bevan,  O.  P.,  Handbook  to  the  Industries  of  the  British  Isles  and  the 
United  States.     London,  D.  Bogue,  1882.     12.     220  pp.     4|6. 

Overzicht  der  naamlooze  vennootschappen  vulgens  de  Patentregisters  over  deja- 
ren  1861|62  —  1880|81.  Uitgegeven  door  de  vereeuiging  vor  de  statistiek  in  Ne- 
derland.     's  Gravenhage,  H.  L.  Smits,  1882.     Roy.-8.     VUI— 100  bl.     f  1  — . 

6.    Handel  und   Verkehr. 

Combanaire,  A.,  (Anden  President  de  la  chambre  fran^.  de  commerce  k  Lima  (Le 
commerce  fr an^ai 8  dans  TAm^rique  du  Sud;  cr^tion  de  chambres  de 
commerce  fran^aises  k  l'^tranger ,  leur  utilit^ ,  leur  but  etc.  Par. ,  impr.  Tolmer  & 
Ce,  1882.     8.     15  pag. 

Deschamps,  E.,  Des  effets  du  cautiounement  dans  les  rapports  de  la  caution 
avec  le  cr^ancier,  en  droit  romain :  des  cessions  en  matiire  de  propri^ti  industrielle, 
litt^raire  et  artistique,  en  droit  fran9ais.  Par.,  Larose  &  Forcel,  1882.  8.  LXVI — 
122  pag. 

Dictionnaire  des  postes  de  la  r^publique  fran9aise.  7c  Edition,  divis^ 
en  2  parties:  (1«  la  France  continent.  et  la  Corse,  2<>  l'Algörie)  Par.,  Oberthur  & 
fils,  1882.     iu-4.     1546  pag.  k  3  coL     15  fr. 

Esnault,  J.  et  L.  Planquette,  Trait^  des  faillites  et  banq  ueroutes. 
Nouvelle  Edition,  faseic  1  h  2  <»  pag.  1  h  304.  Versailles  et  Par.,  Cerf.,  1882.  8. 
3  fr.  75  c. 

Jacob,  M.,  Le  rachat  et  les  tarifs  de  chemins  de  fer  en  France  et  k  retrau- 
ger.     Par.,  Chaix,  1882.     8.     62  pag.     2  fr. 

Railway  Accidents.  Returns  for  1881.  London  1882.  Folio.  (Parliamentary 
Paper).     6|9. 

Trade  of  the  United  Kingdom  with  foreign  countries  and  british  potsessions. 
Annual  Statement  of  the  —  for  the  year  1881.  CompUed  in  the  Custom  House 
from  documents  collected  by  that  Department.  London,  printed  by  G.  £.  Eyre  & 
W.  Spottiswoode,  1882.     Roy  in  —4.     282  pp.     (Parliam.  Paper  by  command.) 

Bonificamen to  delle  regioni  di  Malaria  lungo  le  f errovie  d' Italia. 
Progetto  di  legge,  presentato  dal  Senate  Torelli,  relative  a  provvedimenti  pel  — .  Ro- 
ma 1882.     4.     (Atti  parlamentari,  sessione  de  1880 — 81 — 82.) 

Codice  di  commercio  pel  regno  d'Italia:  approvato  coUa  legge  2  aprile  1882, 
e  relazione  del  gnardasigilli  Villa  alla  Camera  dei  deputati.  Torino ,  stamp.  reale, 
1882.     32.     XXXU-<347  pp.     1.  1,20. 

Giacomazzi  Favara,  S.,  Stato  e  bisogni  della  nostra  marina  mer- 
cantile:  poche  idee.  Palermo,  tip.  del  Giornale  di  Sicilia,  1881.  8.  35  pp.  (Nen 
in  commercio.) 
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Marina    mercantile    (1881  — 1888)    Inchiesta  Parlamentäre   ealla    — . 

Volame    IV:    Riassunti  dell'  inchiesta  orale  c  scritta.     Roma,   tipogr.  Fredi  Botta, 

1888.     4. 
Movime  nto  commerciale   del    regno    d'ltalia   nell'   anno    1881.     Roma, 

£.  Botta,  1888.     i-maj.     (Pubblicazione  del  Ministero  delle  finanee.)     318  pp. 
Movimento  della  navigazione  nei  porti  del  regno  (d'ltalia)  nell*  anno  1881. 
Roma,    E.  Botta,    1882.     4-mig.     (Pubblicazione  del  Ministero  deUe  finanee.)    368  pp. 
Mongredien,  A.,  Het  rrij  handelsstelsel  en  de  handel  van  Engeland. 

Uit  het  Engelach  vertaald  door  A.  Ledeboer.     Ensched^,  M.  J.  van  der  Loeff,  1888. 

8.     XVI— 118  bl.     f.  0,30. 

7.    FinaniwMan. 

Dr.  Joeef  Kaial,  Die  Lehre  von  der  Ueberwälsang  der  Steuern. 
Leipzig  1888,  Dunker  und  Hnmblot.    X,  131  S. 

Dr.  Oeorg  von  Falck,  Kritische  Rückblicke  auf  die  Entwicklung 
der  Lehre  von  der  Ste  nerüberwilsnng  seit  Ad.  Smith.  Dorpat  1888, 
Schnakenburg's  Verlag  VI,  807  S.  Nachtrag  VU. 

Die  beiden  vorliegenden  Schriften  bekunden  in  erfreulicher  Weise  das  rege  Inter- 
esse, das  gegenwärtig  wieder  den  Prinxipienfragen  der  Finanswissenschaft  entgegenge- 
bracht wird.  Die  Kaisrsche  Schrift  zunächst  zerfällt  in  einen  dogmengeschichtlichen 
und  in  einen  dogmatischen  Theil.  Der  erstere,  der  beinahe  drei  Viertel  des  gesammten 
Inhaltes  ausmacht,  schildert  anschaulich  den  Verlauf  der  Ueberwälzungstheorie.  Er  zeigt 
wie  sich  allmählich  aus  dem  Dogma  der  Reineinkommensbestenerung  bei  Smith,  Ricardo 
u.  A.  die  Ueberwälzungsidee  herausleiteten,  um  schliesslich  in  Canard  ihren  Höhe- 
punkt zu  erreichen;  wie  die  Canard'sche  Lehre  sich  allmählich  zur  Produktionskosten - 
theorie  verflochten,  die  ihre  consequentesten  Vertreter  in  Thiers  und  Stein  fand;  und 
wie  es  sich  schliesslich  die  neuere  Finanzwissenschaft,  besonders  Held,  Wagner  und 
Schäffle,  angelegen  sein  Hess,  die  begangenen  IrrthQmer  auf  ein  immer  geringeres  Ifaass 
zurfickzuführeu.  Ueberall  versteht  es  Kaizl  hierbei ,  die  Hauptideen  des  einzelnen  Au- 
.toren  geschickt  zu  gruppiren  und  das  Wesentliche  vom  Unwesentlichen  zu  scheiden. 
Der  dogmatische  Theil  beschäftigt  sich  zunächst  mit  der  BegriflEisbestimmung  der  Ueber- 
wälzung,  die  gegen  ähnliche  ökonomische  Erscheinungen  scharf  abgegränzt  wird ,  sowie 
mit  einer  Eintheilung  der  verschiedenen  Arten  der  Ueberwälsuog.  Auch  hier  hat  Kaizl 
überall  das  Richtige  getroffen  und  namentlich  die  Hock* Wagnerische  Terminologie  er- 
heblich verschärft.  Die  „Ueberwälzung  im  Lichte  der  Einkommenbesteuerung'*  end- 
lich führt  den  Nachweis,  dass  eine  gleichmässig  nach  Blaassgabe  des  Einkommens 
veranlagte  Steuer  nicht  überwälzbar  ist.  Die  Steuer  wird  aus  dem  Reinertrage  oder 
dem  Einkommen  gezahlt  und  hat  daher  mit  den  Produktionskosten  überhaupt  nichts 
zu  thun.  Wollte  jemand  seine  Einkommensteuer  auf  einen  anderen  überwälzen,  so 
hiesse  dies  nichts  anderes,  als  dass  er  sein  Einkommen  um  den  Stenerbetrag  auf  Kosten 
anderer  erhöhen  könne.  Dies  wiederspricht  aber  der  Voraussetzung,  denn  die  wirk- 
liche Einkommensteuer  lässt  eben  das  dynamische  Verhältniss  der  Wirthschaften  unver- 
ändert. Das  Prinzip  der  Einkommensteuer  ist  eher  geeignet ,  den  Erbfeind  der  Steuer- 
politik ,  die  nicht  gewollte  Ueberwälzung  zu  Überwinden ,  die  überhaupt  die  nicht  ihr 
von  der  älteren  Theorie  zugeschriebene  Ausdehnung  besitzt.  Halten  wir  dieses  Resultat 
der  Kaizl'schen  Untersuchungen  auch  nicht  gerade  für  durchaus  neu  —  es  wird  wohl 
kaum  einen  Finanztheoriker  der  Oegenwart  geben ,  der  im  Grunde  nicht  denselben  Ge- 
dankengang gehabt  hat  —  so  ist  es  doch  so  klar  und  bewusst  noch  nirgends  ausge- 
sprochen und  begründet ,  und  dieser  Umstand  allein  genügt ,  um  dem  Verf.  die  vollste 
Anerkennung  zu  zollen. 

Die  Falck'sche  Schrift  bildet  in  mancher  Beziehung  eine  brauchbare  Ergänzung 
der  Kaizl'schen  Arbeit  Sie  behandelt  einzelne  Schriftsteller  ausführlich  (z.  B.  Thü- 
nen ,  Mill  u.  A.) ,  die  bei  Kaizl  nur  flüchtig  oder  gar  nicht  erwähnt  sind.  Dennoch 
geht  dem  Verf.  das  eigentliche  dogmengeschichtliche  Talent  ab.  Seine  Ausführungen 
sind  zu  breit  und  verweilen  zu  sehr  bei  Nebenpunkten,  als  dass  sich  ein  klares  Bild 
von  der  Entwicklung  der  Ueberwälzungslehre  gewinnen  liesse.  Dass  er  Canard  selbst 
gar  nicht  besprochen  hat ,  ist  ein  fundamentaler  Mangel ,  der  damit  nicht  zu  entschul- 
digen ist,  dass  Canard's  Schriften  in  der  dem  Verf.  zu  Gebote  stehenden  Bibliothek  nicht 
aufzutreiben  waren.  Wer  das  Material  für  eine  dogmengeschichtliche  Arbeit  nicht  zu- 
sammen hat,  der  warte  noch  mit  seiner  Publikation,  bis  die  Lücke  ausgefüllt  ist!     Da- 
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gegen  sind  die  dogmatischen  Partien  der  Falck*schen  Schrift  entschieden  beachtenswerth. 
Die  Resultate  sind  denen  Kaizl*s  gerade  entgegengesetzt  und  wenn  Ref.  mehr  den  lets- 
teren  zuneigt ,  so  soll  doch  nicht  verkannt  werden ,  dass  F.  auch  für  seine  Ansichten 
sehr  gewichtige  Gründe  vorzubringen  weiss.  Beide  Schriften  werden  somit  nicht  ver- 
fehlen, zur  Klärung  der  schwierigen  Ueberwälzungsfrage  beizutragen.  Schade  ist,  dass 
Falck  durch  eine  sozialpolitische  Schrulle  seine  Arbeit  geradezu  verunstaltet  hat.  Von 
dem  Grundsatz  ausgehend ,  dass  die  leidige  Ueberwälzung  mit  dem  gegenwärtigen  Pro- 
duktions- und  Verkehrsprozess  eng  verbunden  ist  und  nur  bei  sozialistischer  Wirth- 
schaftreorganisation  durch  Vorwegnähme  des  Staatsbedarfes  aus  dem  nationalen  Produkt 
vermieden  werden  kann,  kommt  er  zu  einer  der  wunderlichsten  Konsequenzen.  Da  eine 
sozialistische  Organisation  vorläufig  nicht  denkbar  ist,  solle  der  Staat  wenigstens  immer 
mehr  die  einzelnen  Produktionsarten  in  die  Hand  nehmen,  um  dadurch  die  gegenwar- 
tigen Preiskämpfe  des  Verkehrs  und  die  mit  ihnen  verbundenen  UeberwSlaungen  auf 
ein  geringeres  „Maass  zurückzuführen*^  Was  würde  nun  wohl  die  Folge  dieses  Falck'- 
schen  Vorschlages  sein?  Wenn  der  Staat  der  Reihe  nach  einzelne  Sachgüterprodnktio- 
nen  für  sich  monopolisirt  und  durch  den  Gewinn  aus  diesen  Produktionen  die  beste- 
henden Steuern  zum  grösseren  Theile  ersetzt ,  so  ist  dieser  Gewinn  eine  Besteuerung 
der  Konsumenten  der  betreffenden  Sachgüter.  Wir  konmien  abo  zu  einer  Kon- 
sumtionsbesteuerung, die  zwar  nicht  überwälzbar,  aber  dafür  progressiv  nach 
unten  ist!  Die  Sozialpolitiker,  von  denen  der  Verf.  stark  beeinflusst  ist,  können  hier 
mit  Fug  und  Recht  ausrufen :  „Gott  möge  uns  vor  unseren  Freunden  schütsen*^ 

R.  Friedb  erg. 

Aliz,  G.,  La  l^gislation  budgdtaire  en  France  comparee  arec  celle  des 
autres  Etats;  le9on  &ite  le  29  mars  1882,  ä  l'Ecole  des  sciences  poUtiques.  Par., 
Putois-Crett^,  1882.     8.  46  pag. 

Documents  concemant  le  regime  des  boissons,  imprimös  en  vertu  de  la  r^solation 
no.  34.     Paris,  impr.  du  Journal  ofBciel,  1882.     4.     103  pag.     1  fr. 

Dreyfous,  F.  C. ,  Les  budgets  de  TEurope  et  des^tats-Unis.  Par.,  Marpon 
&  Flammanon,  1882.     12.     4  fr. 

Gaultier  de  Claubry,  X.,  Un  casse-cou,  ou  le  budget  de  la  Cochinchine 
en  18  82.     Par.,  impr.  Le  Cl^re,  1882.     8.     67  pag. 

KÜSS,  Th. ,  Manuel  complet  de  Taspirant  au  surnumdrariat  de  l'enregistre- 
ment  des  domaines  et  du  timbre.  Paris,  Delamotte  fils  &  O,  1882.  8. 
10  fr. 

Societä  anonima  italiana  per  la  regia  cointeressata  dei  tabacchi.  Assemblea 
gener.  ordin.  del  29  aprile  1882.  Relazione  e  bilanci  dell'  esercizio  1881  e  processo 
verbale  dell'  assemblea.  Roma,  tipogr.  Bodoniana,  1882.  4.  Cou  93  tavoU  Statist 
e  3  dimostrazioni  grafici  in  roy-Fol.  No.  1 :  movimento  delle  vendite  in  quantitk  e 
prodotti  negli  anni  1867—81,  No.  2:  dimostraz.  grafica  delle  quantita  dei  tabacchi 
venduti  et  del  prodotto  del  monopolio,  No.  3  :  dimostraz.  graf.  del  valore  medio  ^ 
cousumo  individuale  proporzionatamenti  alia  popolazione  etc. 

8.    Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen.    Vertiehemngfweien. 

Chastenet,   G.,   Etüde    sur   les  ch&ques.     Paris,    Larose  &  Forcel,    1888.    8. 

4  fr. 

Courtoisfils,   A. ,    Defense   deTagiotage.     4^  Edition.     Corbeil,  impr.  Cr^e, 

1882.     18.     372  pag. 
Ddsert,  E. ,    Traitd  th^orique  et  pratique  de  l'ömission  de  la  monnaie  fidn- 

ciaire.     Paris,  Cotillon  &  Ce,  1882.     8.     IV— 360  pag.     5  fr. 
Goda,  A.,    De  l'alea;  jeuz,    Operations  de  bourse,   loteries  et  tombolas,    va- 

leurs   k   lots,    credit   foncier.      Reims,   Delamotte    fils    &   O,    1882.     8.     191    pag. 

5  fr. 

Crawley,  C. ,  The  law  of  Life  Insurance.  London,  Clowes,  1882.  8.  12|6. 
Life    Assurance    Companies.      Returns   on    —    (for    the   year    1881).      London, 

1882.     Folio.     4|4. 
Temple,    J.   A.,    German   Marks    reduced   to    the    Standard.      Value   of 

England,    France   and    America.     London,    Temple,    1882.      18.      16    pp. 

6|-. 
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Wilson,  H.  B. ,  Currency;   or,  the  fundamental  principles  of  Monetary  Science,  po- 

stniated,  ezplained,  and  applied.     New  York  1882.     12.     309  pp.     7|6. 
Levi,  F.,  Le  banche  e  la  borsa:   studii  e  proposte.     Torino,   E.  Loescher,  1882. 

16      79  pp.     1  1.  50. 
Messedaglia,   A.,   La  moneta   e   il  sistema  monetario    in  generale.     Roma, 

E.  Loescher,    (tip.  Elseviriana  del  Ministero  delle  finanse)  1882.     8.     123  pp.     3  1. 

0.    Soeiale  Frage. 

Buch^re,  A-,  Commentaire  de  la  loi  du  27  fävrier  1880  sur  Tali^nation  des 
▼  aleurs  mobili^res,  appartenant  aux  mineurs  et  interdits  et  la  cou- 
version  de  ces  valeurs.     Par.,  Chevalier-Marescq,  1882.     8.     159  pag.     8  fr.  50  c. 

Desmarest,  E.,  Legislation  et  Organisation  des  soci^t^s  de  seconrs  mu- 
tuelsenEnrope.     7«  Edition.     Par.,  P.  Dupont,  1882.     18.     251  pag.    2  fr.  50.  c 

Gros,  L.  A.  L.,  Becherches  sur  les  droits  successifs  des  enfants  natu- 
reis.     Lyon,  Charrat,  1882.     8.     173  pag.     5  fr.  , 

LavolHe,  B.,  Lesclassesouvriires  enEurope.  Etudes  sur  leur  Situation 
materielle  et  morale.  Tome  I :  Allemagne,  Pays-Bas,  Etats  scandinaves.  Paris,  Quil- 
laumin  &  O,  1882.     8.     XLII—  368  pag.     16  fr. 

Matrat,P.,  La  caisse  des  retraites  deTEtat  et  les  societ^s  de  secours 
mutuels.    Par.,  Quillaumin  &  C«,  1882.     8.     24  pag. 

P^rin,  Ch.,  De  la  richesse  dans  les  soci^t^s  chr^tiennes.  3^»^  Edition. 
3  vols.     Paris,  V.  Leeoffire,  1882.     8.     10  fr.  50  o. 

Peulevey,  Discours  prononc4  ä  la  s^ance  de  la  Chambre  des  däput^s  du  13  mai  1882, 
relat  k  la  respousabilite  des  accideats  dont  les  ouvriers  sont  vic- 
times.     Par.,  impr.  du  Journal  officiel,  1882.     12.     23  pag. 

Protestat iou  des  souteneurs  adress^e  k  M.  Camescasse ,  prüfet  de  police.  Par., 
B.  Gabillaud,  1882.  1  page  in-Folio  k  2  col.  (Aktenstück  sur  neuesten  Geschichte  der 
Pariser  Prostitution.) 

Jevons,  W.  S.,  The  State  in  relation  to  Labour:  the  English  Citisen.  Lon- 
don, Macmillan,  1882.     8.     162  pp.     3|6. 

Nimmo,  Jos.,  Comparative  Rates  of  Wages  in  the  United  States  and  in 
foreigu  countries.  A  report  in  reply  to  Senate  resolution  of  deeember  21 ,  1881. 
Washington,  Government  printing  Office,  1882.     8. 

de  Benedetti,  Adele,  Dialoghi  famigliari  popolari  d'economia  domestica, 
preceduti  da  un  discorso  sulla  societä  e  famiglia.  Firenze ,  tip.  Cellini,  1882. 
18.     64  pp.     1.  0,40. 

Sörensen,  T. ,  Statistik  over  ül  ykkestilfnlde  under  Arbejde.  Kopen- 
hagen, Reitzel,  1882.     8.     (Dfinische  Arbeiter-UnfallsUtutik.)     2  kr. 

10.    Oeaetagebnng. 

Brecher  de  la  Flöchbre,  H.,  Les  r^Tolutions  du  droit.  :^tudes  historiques 
destinäes  k  faciliter  Tintelligence  des  institutions  sociales.  Tome  II:  L'enfante- 
ment  du  droit  par  la  guerre.     Par.,  E.  Thorin,  1882.     8.     4  fr.  50  c. 

Ch^non,  £m.,  Origines,  conditions  et  effets  de  la  cassatio  n.  Paris, 
L.  Larose  &  Forcel ,  1882.  8.  (Memoure  couronnö  par  la  facultö  de  droit  de 
Paris.) 

Combier,  A. ,  La  justice  criminelle  k  Laon  pendant  la  rdvolution 
(1789—1800).     2  tomes  k  346  pag.     Laon  et  Par.,  Champion,  1882.     8.     15  fr. 

Cresp  et  A.  Laurin,  Cours  de  droit  maritime.  Annote,  complötä  et  mis  au 
courant  de  la  jurisprudence  la  plus  r^cente  etc.  Tome  III — IV.  Par.,  Chevalier- 
Marescq  aine,  1882.     8.  473  pag.  et  276  pag.     16  fr. 

Fauchille,  P.,  De  la  thöorie  des  risques  dans  la  vente,  en  droit  romain ; 
du  blocus  maritime,  en  droit  fran^ais.     Par.,  Rousseau,  1882.     8.     407  pag. 

Fenet,  C,  De  rdlection  desjuges  (par  l'auteur  de  la  „R^forme  efficace  de  la 
magistrature'').     2«  Edition.     Par.,  Charavay  fr^res,  1882.     64.     107  pag.     1  fr. 

Glasson,  E.  ,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  politiques,  civiles  et  judiciai- 
res  de  l'Angleterre,  compar^s  au  droit  et  aux  institutions  de  la  France  depuis 
leur  origine.  Tome  III:  la  Grande  Charte;  la  fusion  entro  les  Saxons 
et  les  Normands.     Par.,  Pedone-Lauriel,  1882.     8.     X — 659  pag. 

Leganeur,  R.  S. ,  De  la  compötence  dujury  en  matiire  de  presse,  (loi 
du  20  juillet  1881).     Par.,  A.  Rousseau,  1882.     8.     5  fr. 
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Martin-SarEesud,  G.,   La   röforme   de    Tinstmction    criminelle«     Par., 

Marchai,  Billard  &  C«,  1882.     8.     2  fr. 
de  Solandf  Discoars  k  la  söance  de  la  Chambre  des  döpnt^s  du  6  juin  1888,  dans  la 

premi^re  d^liböration  snr    la   r^formo    de    Tor ganisation   judiciaire.     Par., 

impr.  dn  Joomal  officiel,  1882.     8.     Cl  pag. 
Ilenrici  de  Bracton,  De  legibus  et  consne  tndin  ibns  Angliae  libri  qnin- 

qne.      Edited    by   Tr.    Twiss.     Volumen   V.    Londini    1882.      8.      (Gouvernement 

Publication.)     10/.— 
James,  C. ,    Cnriosities  of  Law   and  Lawyers.     London,    S.  Low,    1882.    8. 

600  pp.     7/6. 
Marchesini,  B.,    Studii  dl  diritto  civile   e  penale.     Bologna-Modena ,   Nie 

Zanichelli,  1882.     8.     376  pp.     6  1. 
Immink,  A.  J.,  De   regterlijke    organisatie   van    Nederlandsch-Indie. 

Uitgegeven    van    den  minister    van  kolonicn.     's  Gravenhage  1882.     8.     XXXVIII — 

532  bl.     f.  7,60. 

11.     Staats-  und  Verwaltungtreeht  etc. 

Annuaire  diplomatique  et  consulaire  de  laR^publique  fran9aise  pour 

1882.     Paris,  Berger-Levrault  &  C«,  1882.     8.     8  fr.  60  c. 
Fauchille,  P. ,    Dn  blocus  maritime ,    ätude  de  droit   international   et 

de  droit  compar6.     Par.,  Rousseau,  1882.     8.     412  pag.     9  fr. 
Mispoulet,  J.  B.,  Les  institutions  politiques  des  Romains  ou  expos4  bis- 

torique   des    r^gles  de  la  Constitution  et  de  Tadministration  romain«^,  depuis  la  fon- 

dation  de  Rome  jusqu'au  r^gne   de  Justinien.     2  vols.     Par.,  A.  Durand  &  Pedone- 

Lauriel,  1882.     8.     18  fr. 

(Band  11  noch  unter  der  Presse;  nicht  in  einzelnen  Bänden  verkäuflich.) 
Bauer  0  ft,  G.,  H  istory   ofthe    formation  of  th  e   Constitution    of   the 

United  States  of  America.    2  vols.     London,  S.  Low,  1882.     8.     24.J — 
Chadbourne,  P.  A.  and  W.  B.  Moore,  State  of  New  York:  the  Public  Service 

of  the  State  of  NewTork  during  the  administration  of  A.  B.  Comell,  Govemor; 

historical ,    descriptive ,    and  biographical  sketches  by    various  anthors.     Volume  111. 

Boston   1882.     8.     XXI— 564  pp. 
Egypt.  Parliamentary  Papers    on  Egypt.,    Not.  6 — 7:    Correspondence.     London 

1882.     8.     2./11. 
Lacava,  P.,  Sulla  riforma  della  legge  elettorale.  Napoli,  A.  Morano,  1882. 

8.     177  cd  appendice  CCCCXXVIU  pp.     6  1. 
Marselli,  N.,La  politica  dello  stato  italiano.    Napoli,  Morano,  1882.  16.  41. 
Jjzerman,  M.  J. ,    Schets  van    de  geschiedenis    onaer  staatsregeling. 

Haarlem,  H.  D.  Tjeenk  Willink,   1882.     8.     218  bl.     f.   1,25. 
Wetgeving,  de  Indo-Nederlandsche,  staatbladcn  van  Nederlandsch  Oost-Indii, 

bewerkt  en  met  aanteekeningen    voorzien    door  J.  Boudewijnse  en  G.  H.  van  Soest 

19e  afl. :  1873 — 74.  Haarlem  en  Batovia,  H.  M.  van  Dorp,  1882.  roy-8  ä  2  col.  f .  6.  — 

12.     BUtUtik. 

Deutschlan  d. 

Preussische  Statistik  herausgegeb.  vom  k.  Statist.  Bureau  in  Berlin  XXXIX. 
(zweite  Hälfte).  Actenmässige  Darstellung  der  Vorbereitung  und  Ausfuhrung  der  Volks- 
und Gewerbezählung  vom  1.  Dec.  1875  im  preuss.  Staate  nebst  Nachträgen  zu  den  de- 
finitiven Ergebnissen  der  Volkszählung  betr.  die  Alters  Verhältnisse  der  Bevölkerung  mit 
8  graph.  Darstellungen.     Berlin  1882. 

Bericht  über  die  Ergebnisse  der  Reichs-,  Post-  und  Telegra- 
phenverwaltung während  der  Jahre  1879 — 81.     Berlin  1882.     71  SS. 

Aus  der  vorliegenden  Uebersicht,  die  in  Bezug  auf  Knappheit,  Präcision  und  Klar* 
heit  der  Darstellung  ein  wahres  Meisterwerk  ist,  ergiebt  sich  wieder  eine  ausserordent- 
liche Entwickelung  des  in  Rede  stehenden  Verkehrs  in  Folge  wesentlicher  Verbesse- 
rungen und  Erweiterungen  der  Anlagen  durch  unsem  unermüdlichen  und  genialen  Staats- 
secretär  des  Reichspostamtes. 

Die  Vereinigung  des  Post-  und  Telegraphenbetriebes,  dann  die  Einrichtoog  des 
Weltpostvereins ,   welche    beide   der  eigensten  Initiative    des  Dr.  Stephan  au    verdanken 
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sind,  haben  den  seegensreichsten  Einfloss  aosgeübt.  Eine  Haaptau^abe  der  neusten 
Periode  war  die  Neugestaltung  des  Landpostdienstes,  für  deren  Durchführung  6  bis  6 
Jahre  in  Aussicht  genommen  sind,  um  den  19  Millionen  Landbewohnern  den  Verkehr 
mehr  su  erleichtern.  Von  besonderer  Bedeutung  waren  swei  Ereignisse,  die  in  diese 
Periode  fielen.  Der  am  3.  Nov.  1880  erfolgte  Abschluss  einer  Uebereinkunft  betreffend 
den  Austausch  von  Postpacketen  oline  Werthangabe  zwischen  den  bedeutenderen  Staaten 
des  Weltpostvereins.  Dann  die  Eröffiiung  der  ersten  directen  Telegraphenverbindung 
swischen  Deutschland  und  Amerika. 

Die  Zahl  der  Postanstalten  im  Reichsgebiet  stieg  von  7068  im  Jahre  1878  auf 
9143  i.  J.  1881.  Die  Zahl  der  Telegraphenanstalten  konnte  durch  die  Vereinigung  mit 
der  Post  von  1686  i.  J.  1875  auf  5114  i.  J.  1870  und  5896  Ende  1881  gebracht 
werden. 

Das  Gesammtpersonal  stieg  von  62,431  Personen  des  Jahres  1879  auf  67,075  Per- 
sonen des  Jahres  iSSl. 

Die  Zahl  der  Landbrieftriger  und  Hülfsboten  a^ein  stieg  von  il}740  auf  14,729 
Personen. 

1878  1881 

Die  Gtesammtzahl  der  Briefsendungen       .     .  war        537}934}3lO  607,505,620 


Postkarten    .     .    .     .     „  108,093,840  l59»594)36o 

Drucksachen      .     .     .     „  117,301420  151,071,270 


Waarenproben  .     .     .     „  9,663,370  12,812,930 

Postanweisungen    .     .     „  36,608,042  44,808,975 


»»  >» 

»>  1» 

»  n 

»»  »» 

„  „     Zeitungsnummem  und 

BeUagen „         343,829,365  385,765,457 

die  Gesammtzahl  der  Packete „            57,105,900  68,640,080 

„             „               „     der  durch  die  Post  be- 
förderten Sendungen „       1,224,381,151  1,441,800,282 

Gesammtbetrag  des  durch  die  Post  vermittel- 
ten Geldverkehrs  in  Mark „     13,672,813,190  14,701,546,060 

Gesammtgewicht  der   durch    die  Post  beför- 
derten Päckereisendungen „  245,207,440  Kilo.  282,873,270  Kilo. 

Gesammtzahl  der  durch  die  Post  beforderten 

Personen „               3,210,550  2,402,139 

Gesammtzahl  der  beforderten  Telegramme   .     „              11,682,371  15»  53  $1^83 

1879I80  I88ij82 

Die  Einnahmen  betrugen 131,528,802  144,721,663 

,,     Ausgaben           „             114,026,111  121,763,563 

einmalige  ausserordentliche  Ausgabe        2,052,484  2,873,127 

Ueberschuss       15,450,208  20,084,973 

Besondere  Hervorhebung  verdienen  die  Einrichtungen  zur  Hebung  der  wirthschaft- 
lichen  Lage  der  Beamten  auf  dem  Wege  der  Selbsthülfe. 

Der  Spar-  und  Vorschussverein  für  Angehörige  der  Reichs-  Post-  und  Telegraphen- 
Verwaltung  zählte  Ende  1878  30,401  Mitglieder,  welche  1,445,188  Mrk.  Jahresbeiträge 
lieferten.  Ende  1881  41,697  Mitglieder  mit  2,247,868  Mrk.  Jahresbeiträgen.  Das  ge- 
sammte  Vereinsvermögen  stieg  von  4,624,942  auf  8,Ol8,Il8  Mrk. 

Die  Gesammtzahl  der  unter  Mitwirkung  der  Post-  und  Telegraphenverwaltung  ab- 
geschlossenen Lebensversicherungen  von  Beamten  und  Unterbeamten  betrug  am  81.  März 
1879  7134  mit  einer  Versicherungssumme  von  17,147,141  Mrk.  Ende  März  1882  war  sie 
auf  20,856,992  Mrk.  gestiegen,  weiche  auf  8544  Versicherungen  fiel.  — 

AI.  Spiess,  Meteorolog.  Verb,  und  Bevölkerungsverhältnisse 
von  Frankfurt  a.  M.  für  das  Jahr  1881.     Frankfurt  1882. 

Kaienderund  statistisches  Jahrbuch  für  d  as  Königreich  Sach- 
sen pro  1883.     Dresden  1882.     215  SS. 

Wir  können  es  uns  nicht  versagen ,    aus  dem  reichen  Inhalt  der  Schrift  einige  der 
interessantesten  Ziffern  z.  Th.  nach  Durchschnitten  reducirt  wiederzugeben. 
Im  Königreich  Sachsen  kamen 

1871  1880 

1  Blinder  auf  1255  Einw.,  auf  I406 

1  Taubstummer  auf  1594       „         „     1702 
1  Geisteskranker  „     485       „        „      421 
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Aaf  je  10,000  Einwohoer  kommen  von  1857I59  2,35  Selbstmorde  von  1879I81  3,97. 
Im  Metall-  und  Kohlen-Bergbau  waren  1855I59  in  682  Gruben  23,495  Beamte  und 
Arbeiter  thfitig  1876' 80  in  376  Gruben  27,335. 

Der  Werth  der  Producte  war  in  der  ersten  Periode  durchschnittlich  14,832,250  Mrk. 
in  der  zweiten  31,019,638  Mrk. 

Auffallend  zurückgegangen  ist  die  Zufuhr  zu  den  Wollmärkten.     Von  1867 — 69  be- 
trug sie  durchschnittlich   auf  4  M&rkten :   492,073  Kilo  von  l879!8l   nur  151,796  Kilo. 
Die  Consumtion    von  Fleisch    ist   in   erfreulicher  Weise    gestiegen,    wenn  auch  die 
letzten  Jahre  sich  nicht  ganz  auf  der  Höhe  von  1875I76  halten  konnten. 
Von  1840J49  war  die  Consumtion  pro  Kopf  14,65  Pfd.  Rindfl.  18,49  Pfd.  Schweinefl. 
185059     „      „  „  „        „     15,80      „         „       19,91 

186069     „      „  „  „        „     19,37      „         „       26,42 

1870I79     „      „  „  „        „     21,51      „         „       3340 

1880       „      „  „  „        „     21,9        „         „      35,5 

Im  Jahre  1848  war  der  durchschnittliche  Werth  eines  Sparkassebnches  136,05  Mrk. 

1860     182,76 
1870 
1879 

Das  durchschnittliche  Guthaben  Ein  Sparkassenbuch  kam 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf  Bewohner 

1848  5,38    Mk.  25,55 

1860  2142       „  8,34 

1870  46,23       „  5,26 

1879         107,35       „  3,44 

Ueber  die  Entwicklung  der  Brand  Versicherung  erfahren  wir  folgendes: 


I, 

,» 


,, 
1, 
ff 


ff 
f, 
,f 
f. 


243,48 
36942 


„ 

„ 


„ 


Zahl  der  Gebinde 


1852 
1860 

i8;o    650,560 

1870     700,794 


Zahl  der 
Brände 


636 

675 
940 

1557 


beschädigte 
Gebäude 


2581 

2235 
2350 
2778 


au  vergüten- 
der Immobi- 
lienschaden 

Mrk. 

Gesammtbetrag 
der  Versiche- 
rungen 

2,830,533 
2,204,769 
2,779,209 
3,460,651 

674,205,993 
930,677,232 

1,747,703,070 
2,886,897,650 

Wegen  Betteins  und  Vagirens  waren  bestraft: 

Männer     Frauen       davon 

Sachsen 


1880  21,355    982    11,536 

1881  18,222   1155    10,857 

Derartige    mit    den    Kalendern    verbundene 
sehr    empfehlenswerth    zur  Verbreitung   des  Interesses   für   Statistik   und    der  Kenntniss 
statistischer  Zahlen. 


waren  aus 

ausser- 

anderen 

deutschen 

deutschen 

Staaten 

Staaten 

8866 

1893 

7098 

1419 

statistbche 

Jahrbücher 

sind     gewiss 


O  es terre  ich -Ungarn. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  18  7  9.  Herausgegeben  von  der 
k.  k.  Österreich.  Statist.  Centralcommission ,  Sanitätsanstalten  und  Wohlthätigkeitsan- 
sUlten  etc.  1880.  H.  VU  (vergl.  Abth.)  Staatshaushalt,  Staatseinnahmen,  Staatsschuld. 
1881.  H.  I  (erste  Abth.)  Flächeninhalt,  Bevölkerung,  Wohnorte.  H.  V  Klerus,  Lehr- 
anstalten, periodische  Presse.     Wien  1882. 

Fr.  v.  Juraschek,  Die  Volkszählung  von  1880  inOesterreich- 
Ungarn.     Czernowitz  1882  40  SS. 

Der  Verf.  führt  den  leitenden  Organen  in  Oesterreich  scharf  zu  Gemfithe,  was  man 
für  einen  Fehler  begangen  habe,  bei  der  letzten  Zählung  nicht  die  Zählblättchenmethode 
zur  Anwendung  gebracht  zu  haben ,  wodurch  es  sich  von  Ungarn  bedeutend  überflügelt 
sehen  muss.     Er   hebt    dann   die  auffallend    geringe  Zunahme  der  Bevölkerung  Ungarns 
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seit  1869  berror,  die  in  dieser  Zeit  jährlich  nur  0,132<^|o  betrug  and  führt  sie  anf  starke 
Aaswanderang  der  nicht  magyarischen  Bevölkerung  zurück ,  welche  unter  den  gegen- 
wärtigen Regime  verdrängt  werde.  Die  weitere  Untersuchung  der  Resultate  der  Natio- 
nalitäten-Zählung in  Oesterreich-Ungam  ist  mit  grossem  Geschick  und  Schärfe  durch- 
gefiihrt. 

Dänemark. 

Bevölker  ungs-   und  W  ohn  ungsstatistik   für    Kopenhagen: 

,,Statiske  Opiysninger  omStaden  Kj6benhavn,  2"  (91  SS.)  und 
,,Tabelvsrk  til  Kjobenhavns  Statistik  No.  6**  (XLVII  und  821  SS.)  heraus- 
gegeben von  der  Kommunalverwaltung  Kopenhagens  (1881 — 82). 

Marcus    Rabin:  ,,Bidrag    til    Kjobenhavns    Be  folkningsstatistik  * 
i  Hundredaaret    1630  — 173  0*'.      Kopenhagen    1 882  ,    Separat- Abdruck    der    lli- 
storish  Tidsskrift  (65  SS.) 

Die  Kommunalverwaltung  Kopenhagens  machte  im  Jahre  1876  mit  ,,Statistike  Op- 
lysninger  am  Staden  Kj6benhavn  1**,  eine  Arbeit  die  im  28.  Band  der  Jahrbücher  be- 
sprochen ist,  den  Anfang  einer  Reihe  statbtischer  Publikationen.  Die  Herausgabe 
dieser  Publikationen  ressortirt  unter  die  Finans  -  Abtheilung  der  Kommunalverwaltung 
(Bürgermeister  Geh.  Etatsr.  Pen g er)  und  die  statistischen  Arbeiten  werden  von  Herrn 
M.  Rubin  geleitet.  Das  jetst  erschienene  zweite  Heft  der  ,, Statistische  Oplysninger** 
ist  nach  einem  ähnlichen  Schema  wie  das  frühere  ausgearbeitet,  doch  ist  die  Zahl  der 
Tabellen  bedeutend  erweitert ;  im  Folgenden  werden  wir  diesem  Werke  nur  solche  Daten 
entlehnen,  die  mit  der  Bevölkerungsstatistik  in  Verbindung  stehen. 

Das  Tabellenwerk  No.  6  giebt  die  Ergebnisse  der  am  1.  Februar  1880  statt- 
gehabten Volkszählung  und  enthält  ausser  der  Einleitung  9  detaillirte  Tabellen.  Die 
früheren  Volkszählungen  wurden  für  das  ganze  Land  von  dem  staatlichen  statbtischen 
Bureau  bearbeitet;  diesmal  hat  aber  die  Kommunalverwaltung  Kopenhagen  die  Bear- 
beitung der  Zäblungslisten  für  Kopenhagen  übernommen,  und  man  gewann  dadurch  den 
Vortheil ,  die  Fragebogen  für  Kopenhagen  mit  specieller  Rücksicht  auf  einige  Verhält- 
nisse, die  man  statistisch  zu  untersuchen  wünschte,  einrichten  zu  können.  Ausser  den 
gewöhnlichen  Fragen,  die  für  das  ganze  Land  galten,  enthielten  die  Kopenhagener- 
Listen  folgende  Rubriken :  l)  M iethlohn  pro  Halbjahr.  2)  Anzahl  von  Zimmern  mit 
Fenstern*)  darunter  Z.  für  Gesinde  und  Logirende.  Ferner  verlangte  man  einige  Aus- 
küntte  über  Verhältnisse  von  populationsstatistischer  Bedeutung,  die  aber  ans  verschie- 
denen Ursachen  noch  nicht  bearbeitet  sind. 

Kopenhagen  hatte  am  1.  Februar  1880  234850  Einwohner  (1870  181291),  davon 
108852  männliche  und  125998  weibliche  Individuen.  Der  Zuwachs  der  SUdt  war  1860 
—  70  l»57o/o  und  1870—80  2,620/^.  Theilt  man  die  letztere  Periode  in  zwei  llälften, 
so  zeigt  es  sich,  dass  die  grösste  Steigerung  in  die  erste  Hälfte  fällt:  1870—75  3,ll<>/o 
und  1875—79  2,18°/o.  Wie  in  allen  grösseren  Städten  ist  auch  hier  ein  bedeutender  Theil 
der  Steigerung  durch  Einwanderung  veranlasst  und  in  der  Periode  1870 — 75  vertheilte 
sich  der  Zuwachs  folgeudermaassen :  Geburtsüberschuss  0,5<>/o,  Einwanderungsüberscbuss 
2,6^/o.  Der  ökonomische  Aufschwung  in  dieser  Periode  veranlasste  eine  Überaus  grosse 
Einwanderung;  dann  trat  aber  eine  Reaktion  ein,  und  in  der  nächsten  fünQährigen  Pe- 
riode machten  sowohl  Goburts-  als  Einwanderungsüberschüsse  ca.  1,1  ^/g  der  Bevölke- 
rung aus.  —  Im  Ganzen  waren  von  der  Bevölkerung  Kopenhagens  45,7®/o  ausser  der 
Stadt  geboren  (37,4<'/p  im  übrigen  Dänemark,  8,3^*/^  im  Auslaude).  —  Was  die  Ver- 
theilung  in  Altersklassen  betrifft,  heben  wir  nur  hervor,  dass  2,5<*/o  der  Bevölkerung 
unter  1  Jahr  alt  waren,  und  dass  die  produktivste  Altersklasse  (20 — 60  Jahre)  56, 1^/^ 
der  Bevölkerung  ausmachte.  —  Was  die  sogenannte  wahrscheinliche  Lebensdauer  be- 
trifft, zeigt  es  sich,  dass  dieselbe  berechnet  für  1870 — 79  durchschnittlich  ca.  1^/,  Jahre 
liöher  als  für  1860—69  ist.     Die  Geburtenziffer  ist  34,30|og  und  die  Sterblichkeitsziffer 

26,lVoo- 

Unverheirathet  waren  60,7^/p  der  genannten  Bevölkerung  und  38,3^ {^  der  Bevölke- 
rung über  20  Jahre.  Von  den  Weibern  Über  35  Jahre  waren  48,3^1^  unverheirathet, 
verwittwet  oder  geschieden.     Es  hat  bei  der  Diskussion  über  die  Betheiligung  der  Frauen 

*)  Man  hat  diese  Fragestellung  der  in  Deutschland  gewöhnlichen  Frage  nach  heiz- 
baren Zimmern  vorgezogen,  weil  in  Wohnungen  mit  2  oder  3  Zimmern  das  eine  oft 
ohne  Ofen  ist. 
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an  der  Erwerbsthltigkeit  eine  nicht  in  antenchltaande  Bedentang,  das«  ungefihr  die 
Hälfte  aller  Weiber  in  dem  Alter,  wo  die  Versorgung  im  yftterlicben  Hause  gewShnlieh 
aufgehört  hat ,  ohne  legalen ,  männlichen  Versorger  sind.  Die  Zahl  der  Familien  war 
55090;  ausserhalb  der  Familien  lebten  20841  Indiyidnen.  Ungefähr  1000  Familien 
waren  bei  anderen  Familien  eingemiethet.  —  Die  Mittheilungen  über  Erwerb,  Glaubens- 
bekenntnisse abnorme  Individuen  sind  —  weil  zum  grossen  Thelle  unsuverlässig  —  nicht 
eingehend  behandelt;  man  ist  aber  damit  beschäftigt  auf  andere  Weise  eine  Gewerbe- 
statistik heriustellen. 

Die  Wohnungsstatistik  umfasst  5078  Häuser,  und  wir  theilen  aus  derselben  erat  die 
Ergebnisse  der  Untersuchungen  über  den  von  jedem  Individuum  eingenommenen  Kaum  mit. 
Man  hat  denselben  frilher  gewöhnlich  nach  Grundareal  berechnet;  wenn  diese  Berech - 
'nung  auch  ihre  grosse  Bedeutung  haben  kann,  wird  sie  doch  wegen  der  so  sehr  ver- 
schiedenen Höhe  der  Hänser  mangelhaft,  und  man  hat  es  deshalb  diesmal  vorgesogen 
das  Etageareal  xu  benutsen,  was  sehr  leicht  geschehen  konnte,  weil  sämmtliche  private 
Wohnungen  in  Kopenhagen  sowohl  einer  staatlichen  als  einer  kommunalen ,  nach  dem 
Etageareal  berechneten  Steuer  nnterliegen ,  und  also  genaue  Messungen  dieser  Areale 
vorliegen. 

Auf  je  100  Q Ellen  (39,3  QMeter)  Eugeareal  wohnten: 

in  56,3  <*|q  sämmtlicher  Wohnungen  unter  2  Individuen 
»)  33*9^1 0  n  n  Bwischen  2  und  4  Individuen 

♦,     9,8° lo  »1  n  4  tind  mehr  do. 

In  8^|o  sämmtlicher  Häuser  wohnten  mehr  als  IOC  Individuen  pro  Haus. 
In   den  verschiedenen  Räumlichkeiten   der  Gebäude   wohnten   in  Procentaahlen   der 
Bevölkerung : 

in  Vordergebäuden       77»5®!o         ^n  Kellerwohnungen     4,9®|o 
„  Zwischengebäuden  lOeö^^j^  „  Etagen  ^7i9^\o 

„  Hintergebäuden        llf9®lo  m  Dachsimmern  7i^^\o 

i6,8"|o  sämmtlicher  Wohnungen  hatten  nur  i  Zimmer,  32,9«|0  2,  3i,3®{o  3  bis  4, 

i4i3^lo  5  ^*"  7  ^"^  4'4°lo  ^obi*  ^*  7  Zimmer. 

Von  den  Untersuchungen  über  den  Miethlohn  soll  nur  hervorgehoben  werden ,  dass 
derselbe  fttr  Wohnungen  mit  nur  1  Zimmer  durchschnittlich  ca.  60  Kronen  (ca.  65  Mark) 
und  fSr  solche  mit  2  Zimmern  ca   90  Kronen  (ca.  100  Mark)  pro  Halbjahr  beträgt. 

Von  bedeutendem  Interesse  ist  die  Vertheilung  in  Altersklassen  in  den  verschie- 
denen Arten  der  Wohnungen.  Von  der  gansen  Bevölkerung  war,  wie  früher  bemerkt, 
2,5®  lo  unter  1  Jahr  alt.  Durch  eine  genauere  Theilung  des  Materials  leigt  es  sieh, 
dass  bei  den  Bewohnern  der  Vorgebäude  die  Procentzahl  2,3®|o  war,  in  den  Zwischen- 
gebäuden S^Iq  und  in  den  Hintergebäuden  3,3®|o.  Ferner  seigt  es  sich,  dass  wenn 
man  sämmtliche  Strassen  der  Stadt  in  3  Klassen  theilt,  nämlich  1)  solche  wo  unter 
SO^Ig,  2)  Holcho  wo  50 — 750]^  und  3)  solche  wo  mehr  als  75<*|o  der  Wohnungen  nur 
1  oder  2  Zimmer  haben,  waren  in  der  ersten  Klasse  ly9^\^,  in  der  sweiten  8,1<>|q  und 
in  der  dritten  3,8°  1^  der  Bevölkerung  unter  1  Jahr  alt  Was  die  Ursache  dieses  Phä- 
nomens betrifi^ ,  meint  Rubin  feststellen  au  können ,  dass  die  ärmeren  Familien  mehr 
Kinder  als  die  besser  situirten  zeugen;  es  ist  dies  eine  auch  von  andern  Schriftstellern 
vertretene  Meinung,  die  in  vielen  Hinsichten  die  Wahrscheinlichkeit  für  sich  hat,  gegen 
direkte  Deduktion  aus  den  hier  genannten  Zahlen  sich  aber  natürlich  Einwendungen 
machen  lassen.  Zwei  solcher  Einwendungen  finden  in  der  Einleitung  zum  Tabellenwerk 
eine  Erwähnung :  Gegen  die  Annahme,  dass  die  Familien,  wenn  die  Kinder  älter  werden 
in  grössere  Wohnungen  umziehen,  stellt  R.  die  Ueberzeugung,  dass  zwischen  Wohnungen 
mit  1  bis  2  Zimmern  auf  der  einen  und  grösseren  Wohnungen  auf  der  anderen  Seite 
ein  solcher  sozialer  Unterschied  besteht,  dass  eine  Herumziehung  ans  der  einen  in  die 
andere  Klasse  als  ausgeschlossen  betrachtet  werden  muss.  Ich  glaube  dem  Verfasser  in 
diesem  Punkte  beistimmen  zu  können  und  bei  der  Betrachtung  der  Sache  muss  es  m.  Er. 
in  Erwägung  gezogen  werden ,  dass  die  ökonomische  Lage  der  in  den  kleinsten  Woh- 
nungen lebenden  Arbeiterfamilien  mit  dem  Heranwachsen  der  Kinder  sich  nicht  eben 
zu  bessern  pflegt;  auch  zeigen  sowohl  eine  unmittelbare  Betrachtung  als  viele  statisti- 
sche Daten,  dass  die  Besserung  der  Wohnungen  zu  den  Bedürfnissen  gehören,  für  die 
unsere  Arbeiterbevölkerung  am  wenigsten  geneigt  ist  Opfer  zu  bringen.  Eine  andere 
Einwendnng,  nämlich  die,  dass  ein  Theil  der  heranwachsenden  Mitglieder  der  ärmeren 
Familien  dieselben  verlässt  um  als  Gesinde  bei  den  besser  situirten  Familien  an  leben, 
wird  durch    die   folgende  Berechnung   abgeschwächt:    Setzt    man   voraus ,   dass   nur  die 
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Bewohner  der  Strassen  wo  unter  ÖO^I^  der  Wohnungen  1  oder  2  Zimmer  haben,  Ge- 
sinde halten,  und  dass  die  Hälfte  des  Gesindes  von  den  übrigen  Strassen  herstammen 
—  was  gewiss  sehr  übertrieben  ist  —  und  bewerkstelligt  man  die  Verfinderungen  der 
Zahlen ,  welche  uöthig  sind  um  diese  Ursache  zu  eliminiren ,  seigt  es  sich ,  dass  die 
obenerwähnten  Verhältnisse  sich  nur  dermassen  yerändert ,  dass  die  Procentzahl  der 
Kinder  unter  1  Jahr  in  der  ersteren  Klasse  von  Strassen  2,2° jg  und  in  der  zweiten 
Klasse  B**]^  wird.  Wenn  man  dem  Verf.  in  seiner  Abfertigung  der  hier  erwähnten  Ein- 
wendung Hecht  geben  kann ,  lässt  es  sich  aber  nicht  läugnen ,  dass  weitere  Einwen- 
dungen ähnlicher  Art  sich  aufdrängen:  es  ist  z.  B.  wahrscheinlich,  dass  ein  Theil  der 
jungen  Leute  aus  den  ärmeren  Familien  als  Lehrjungen ,  Gehülfen  in  Detailgeschäften 
u.  s.  w.  bei  ihren  Princi palen  wohnen,  die  Zahl  lässt  sich  aber  natürlich  aus  dem  vor- 
handenen Material  nicht  ermitteln.  Für  die  Behandlung  der  Frage  würde  es  von  gros- 
ser Bedeutung  gewesen  sein ,  wenn  man  sich  nicht  damit  begnügt  hätte ,  die  Procent- 
zahlen einer  einzelnen  Altersklasse  (0 — 1  Jahr)  zu  geben;  man  hätte  der  Kritik  feste 
Anhaltspunkte  gegeben ,  falls  man  für  die  Bewohner  der  verschiedenen  Räumlichkeiten 
eine  vollständige  Theilung  in  Altersklassen  vorgenommen  hätte.  Bfan  hat  wol  mit  Recht 
gefürchtet,  dieser  speciellen  Untersuchung  einen  gar  zu  grossen  Platz  im  Tabellenwerke 
einzuräumen ,  da  das  Material  aber  vorhanden  bt ,  darf  man  wol  hoffen,  dass  die  Unter- 
such ung  bei  einer  anderen  Gelegenheit  weiter  geführt  wird. 

in  einer  kleinen  Specialuntersuchung:  „Bidrag  til  ^6benhavens  Befolkningsstati- 
stik  etc.*'  hat  M.  Rubin  aus  gedruckten  und  ungedruckten  Quellen,  besonders  aus  den 
in  vielen  Kirchen  noch  bewahrten  Protokollen  die  Verzeichnisse  der  in  allen  Kirchen 
in  der  Periode  1630 — 1730  getauften  Kinder  gesammelt  und  berechnet  daraus  die  Zahl 
der  Einwohner.  Seinen  Berechnungen  zufolge  hatte  Kopenhagen  in  der  Periode  1630 
—39  ca.  25000  Einwohner,  1650—59  ca.  29000,  1660—69  ca.  31000,  1670—79 
ca.  42000,  1680—89  ca.  60000,  1690—99  ca.  62000,  1709  ca.  66000.  Im  Jahre  1711 
raffte  die  Pest  ca.  22500  Menschen  hinweg;  die  Bevölkerungszahl  stieg  aber  rasch  und 
war  anfangs  1728  (das  Jahr  in  welchem  ein  grosser  Theil  der  Stadt  durch  Feuersbrunst 
zerstört  wurde)  ca.  76000.  Die  Resultate  dieser  Untersuchung  sind  dem  Tabellen  werke 
einverleibt.  E.  Meyer,  Kopenhagen. 

Th.  Sörensen.  SUtistik  over  Ulykkes  tilfalde  under  Arb^de.  (SUtistik  über 
Unfälle  während  der  Arbeit).     Kopenhagen  1882.     C.  A.  Reitzel.     103  S.     S^o. 

Ein  Jeder,  welcher  der  statistischen  Literatur  gefolgt  ist,  weiss,  wie  wenig  Positives 
über  Unßille  und  Invalidität  vorliegt.  Fast  sollte  man  glauben,  es  wäre  mit  unübersteig- 
baren  Schwierigkeiten  verbunden,  eine  nur  verhältni-ssmässig  brauchbare  Unfallstatistik 
herzustellen.  Das  vorliegende  Werkchen  ist  allerdings  ein  Beweis  dafür,  dass  dieses 
nicht  der  Fall  ist.  Der  Verfasser,  ein  Dänischer  Arzt,  hat  durch  das  freunUliclie  Ent- 
gegenkommen seiner  Kollegen  in  Jütland  ein  Material  geschaffen ,  welches  viele  höchst 
interessante  Thatsachen  enthält,  und  für  die  Zukunft  sehr  viel  verspricht,  wenn  der  Ver- 
fasser ,  wie  es  zu  hoffen  steht ,  seine  gründliche  und  gewissenhafte  Untersuchung  fort- 
setzen wird. 

Aus  der  Fülle  der  Thatsachen  will  ich  nur  sehr  wenig  hervorheben,  denn  Jeder, 
der  sich  für  die  Frage  interessirt,  wird  ohne  Schwierigkeit  durch  den  Text  sich  so  hin- 
durcharbeiten können ,  dass  er  die  in  der  Schrift  niedergelegten  Resultate  verwerthen 
kann.  Im  Ganzen  liegen  für  das  Jahr  1880  756  UnfKUe  vor,  eine  Zahl,  welche  aller 
Wahrscheinlichkeit  nach  der  wirklichen  sehr  nahe  kommt.  Unter  1000  männlichen  Ar- 
beitern wurden  circa  8  von  Unfällen  betroffen,  unter  Frauen  ca.  2  p.  m.  29  oder  gegen 
4  pCt.  waren  tödtlich ;  64  oder  ca.  8  pCt.  hatten  dauernde  Invalidität  zur  Folge,  während 
die  Arbeitsunfähigkeit  sonst  4  Wochen  dauerte.  Dieses  Ergebniss  steht  in  gutem  Ein- 
klang mit  den  Erfahrungen  (Dänemark  betreffend)  der  Unfallversicherungsgesellschaft 
Wiuterthur,  und  liefert  also  einen  Beweis  für  die  Zuverlässigkeit  der  Resultate.  Ein  beson- 
deres Interesse  hat  die  Abhandlung  wegen  der  Untersuchungen  über  Ackerbau  und  land- 
wirth schaftliche  Maschinen ,  aus  denen  hervorzugehen  scheint ,  dass  eine  grosse  Menge 
von  Unfällen  durch  strenge  Maassregeln  und  grössere  Vorsicht  vermieden  werden  könn- 
ten. Es  gehört  zu  den  erfreulichsten  Aufgaben  der  Statbtik  ,  in  dieser  Vfelse  auf  man- 
nigfache gesellschaftliche  IJebelstäude  aufmerksam  zu  machen,  mit  deren  Beseitigung  un- 
zweifelhaft bessere  sociale  Zustände  geschaffen  werden  können. 

Kopenhagen.  Harald  Westergaard. 
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Jsarcijfers  over  1881  en  vorige  Jaren,  omtrent  bevolking,  Undboaw,  hsndel,  be- 
lutingen,  onderw^s  ens.  Uitgegeven  door  de  vereeniging  roor  de  sta- 
tistiek  in  Nederland.  No.  1.  's Gravenhage ,  U.  L.  Smits,  1882.  Roy.-  8. 
XV— 179   bl.     f.   1,60. 

Wiadomösoi  statystycsneo  stosunkacbKrajowych  wydane  pnex  Kra- 
jowe  binro  statystycsne  pod  redakcyaProf.  Dra.  Fad.  Pilata.  Rocznik 
si6dmy.  (Statistische  Mittheilangen  über  die  Verhftitnisse  Gklisiens,  hrsg.  Tom  sta- 
tistischen Bnrean  des  galisischen  Landesansschasses ,  redig.  von  Th.  Pilat.  VII. 
Jahrgang.     Lw6w  (Lemberg)  1882.     4.     189  pp. 

Rnssland. 

Beitrag  lar  Statistik  derGeb&nde  und  Gran  dp  litse  in  der  Stadt 
Riga  für  das  Jahr  1879,  von  Fr.  v.  Jong-StUling.     Riga  1882.  Qa.  140  SS. 

Ks  sind  nicht  nar  die  Gebäude  in  verschiedene  Categorien  getbeilt,  gexlUilt,  son- 
dern es  ist  aach  der  Miethwerth  festgestellt  und  mit  dem  Resultate  der  Schätsnng  von 
1866  verglichen.     Derselbe 

war  i866     1,802,971  Rubel 
„     1879     4,271,602       „ 
Der  Capitalswerth  dem  entsprechend 

1866     27,044,572  Rubel 
1879     64,074,180       „ 
Trota  der  Entwerthung  des  Rubels  in  dem  sweiten  Jahre  und  obgleich  die  Schfits- 
ungsmethode  sich  etwas  verändert  hat,    ist  der  Unterschied  gross  genug  um  als  charak- 
teristisch Beachtung  xn  verdienen. 

Riga 's  Handel  und  Schiffahrt  Jahrg.  1880.  Tlerausgegeben  von  der  han- 
delsstatist.  Section  des  Rigaschen  Borsen-Comit^s.     Riga  1881    Q.  161  SS. 
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A.    Frankreich. 

Bulletin  de  stattstique  et  de  Kgislation  compar^e.  VI^*«  Ann^e 
(18  8  2)  Juin:  A.  France.  Loi  portant  Ouvertüre  ou  annnlation  de  crMits.  (Exerci- 
ces  1879,  1880,  1881  et  1882V  —  Le  nouveau  tarif  conventionnel  compar^  avec  le  tarif 
g<^n^ral  et  Taucien  tarif  conventionnel  —  Le  mouvement  des  impots,  nuü  1882.  —  Les 
impots  et  revenus  indirects.  France  et  Alg^rie  (5,  resp.  4  premiers  mois  de  1882). 
Le  commerce  ext^rieur  (5  premiers  mois  de  1882  et  1881.)  —  B.  Etranger.  Angleterre: 
Les  dep«»ts  dans  les  banqnes.  Le  monnayage  en  1881.  Allemagne:  L'alcool;  prodac- 
tjon.^impot  et  consommation.  —  Inde  anglaise:  Le  budget  de  TEmpire  pour  1882 — 83. 
—  Etats-Unis:  Le  nouveau  bill  sur  la  monnaie  d'argenC  — 

Journal  de  la  Soci^t^  de  statistique  de  Paris.  Ann^e  1882.  No.  7, 
juillet:  Proc^- verbal  de  la  s^ance  extraordinaire  et  du  banqnet  du  10  mal.  —  Pro- 
c^-verbal  de  la  seance  du  24  mai.  —  La  distribution  de  la  population  au  Br&ul.  — 
Le  mouvement  de  la  population  de  la  France  pendant  Tann^  1880  —  Les  nationali- 
ti&s  en  Hongrie.  —  Les  ^coles  primaires  en  Hongrie.  —  L*i&stmctk>n  primaire  en 
Italie.  —  etc. 

Moniteur.  le,  des  assurances.  Revue  mensuelle,  fond^e  par  E. 
Reboul,  continuee  par  A  Thomereau.  No«  161  — 166  (15  f<6vricr  k  15 
juin  1882):  Les  compagnies  d^assurances  fran^aiscs  an  1«  janvier  1881^  par  A.  Vassan- 
ges.  —  L*assurance  sur  la  vie  dans  rAutricbe-Hongrie  en  1880.  —  Vingt  amiees  d*as- 
smraaces  sur  la  vie  aux  Etats-Dnia,  par  L.  Bcaard.  —  De  la  propri^t«  des  portefcuilles, 
par  F.  Dttbns.  —  Une  nouvelle  statistique  des  accidents,  par  TyogeL  —  OpcratioMS  des 
coaspagnies  fran^aises  d'assurances  sv  la  vie  en  1881,  par  A.  Vaasaagea.  —  La  solatkw 
de  la  questioB  sociale  par  les  assurances,  par  A.  Vauxanges.  —  La  mortalit^  dans  les 
▼flies  et  les  campagnes.  —  L'^lairage  electrique  et  rassarance  contre  rincesdie,  par 
L.  Rfnird.  —  Un  nouveau  projet  d'assurance  ouvrüre  soumis  au  ParlcHMBt  sHimsad. 
par  A.  L.    ~    SCatislique  des  ex  plosioBS  d'appareib  k  vapeur  en  1880  et  des 
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sonrenos  par  lear  emploii  par  L.  B  —  Operations  des  compagnies  d'assorances  mariti- 
mes da  Havre  (2«  semestre  1881),  par  £.  Sorel.  —  Lettres  de  8t.-Petersboarg,  de  Borne 
et  de  Londres,    par  Newslci,  A.  Mondelli,  O.  Gordon.    —    Consaltation   sar    la   sitaation 


_„  patrons  ,         _    ,  ^__  __. ,  ^__    _. 

G.  —  Le  noaveaa  projet  d'assarance  oavri&re  de  M.  de  Bismarck ,  par  L.  Balase.  — 
Operations  des  compagnies  ätrangbres  d'assurances  contre  IMncendie  aax  Etats-Unis  de 
1877  k  1881,  par  L.  Böuard.  —  La  presse  financiire,  les  compagnies  d'assarances  et  le 
marche  des  volears  d'assarances,  par  A.  Vaazanges.  —  L'assarance  par  TEtat  en  Angle- 
terre,  par  C.  Tyogel.  —  L'assarance  d'apr^s  le  noaveaa  Code  de  commerce  Italien  ,  par 
L.  B.  —  etc. 

Bevae  gönirale  d'administration.  Jain  et  JaiUet  1882:  Laqaestion 
des  grives  soas  l'ancien  r^me.  La  gr&ye  de  Lyon  en  1744.  Episode  de  Thistoire  com- 
merciale  et  indastrielle  de  la  France,  par  P.  Bonassieax.  Partie  1  li  2.  —  De  ravenir 
des  biens  commanaax  en  France  et  particaliirement  dans  les  pays  secüonnaires ,  par  F. 
JaiUet  Saint-Lager.  Partie  1  li  2.  —  Le  projet  de  l'organisation  cantonale.  —  Enfants 
assist^s.  D^penses  da  serrice.  Contingent  de  TEtat,  par  X.  Baadenet.  —  Droits  respec- 
tifs  des  coartiers  et  des  factears  aax  halles.  —  Des  aatorisations  et  des  contrats  portant 
concession  en  ce  qai  concerne  T^clairage  aa  gas  dans  les  villes,  par  B.  Toatain.  —  etc. 

Beyae  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXIII.  249«  ä  260«  liTrai- 
son,  Jain  k  Jaillet  1882:  Les  progr^s  de  la  marine  k  vapear  et  Tamdlioration  de 
nos  ports.  Le  Havre,  par  ViaL  —  Notices  sar  les  colonies  anglaises  (saite),  par  E. 
Avalle.  —  Delimitation  de  la  mer  li  l'emboachare  de  la  Seine  (saite  et  fin.)  —  Le  roate 
d'Aastralie  par  le  thermomitre,  par  EUatreax.  —  L'Acadömie  royale  de  marine  de  1784 
k  179S  (saite),  par  A.  Doneaad  da  Plan.     etc. 

B.     England. 

British  Qaarterly  Beview,  the.  No.  CLIfor  Jaly  1882:  Becent  Japa- 
nese Progress.  —  The  sitaation  in  Ireland.  —  The  Ministry  and  Parliament.  —  etc. 

Edinbargh  Beriew,  the.  No.  819,  Jaly  1882:  Siemens's  Theory of Solar 
Heat.  —  Indian  Administration  and  Finance.  —  The  Bed  Book  of  Menteith.  —  North 
Bomea.  —  Lecky's  England  in  the  XVIIIth  Centary.  —  etc. 

Nineteenth  Centary,  the.  A  monthly  reyiew,  edit  by  J.Knowles. 
No.  66,  Jaly  1882:  The  „Home  Bale"  Fallacy,  by  Goldw.  Smith.  —  The  Caacos 
and  its  critics,  by  F.  Schnadhorst.  —  Climate  in  town  and  coantry,  by  Frankland.  — 
Civil  Service  Examinations ,  by  W.  Bapt.  Scoones.  —  Theory  of  Political  Epitheta ,  by 
G.  J.  Holyoake.  —  Electric  Light  and  Force,  by  (the  Viscoant)  Bary.  —  Fair  play  to 
Landlords,  by  the  Earl  of  Belmore.  —  With  the  Emigrants,  by  J.  H.  Take.  —  etc. 

C.     Oesterreich. 

Statistische  Monatschrift.  Bedigirt  von  der  k.  k.  Direktion  der 
administrat.  Statistik.  VIIL  Jahrg.  (1882)  Heft  7,  Jnli:  Statistik  des 
Markenschatses  in  Oesterreich-Ungarn  in  den  Jahren  1859 — 1880 ,  von  E.  Mischler.  — 
Die  Einnahmen  der  earopäischen  Staaten  (Schlass).  —  Bewegung  der  Bevölkerang  Oester- 
reichs  im  zweiten  Halbjahre  1881  and  im  Solarjahre  1881.  —  Statistische  Mittheilungen 
Qber  die  Verhältnisse  Oalisiens.  —  etc. 

Ungarische  Bevae,  hrsg.  von  P.  Hanfalvy.  1882.  Heft  5  —  6,  (Mai 
—  Juni):  Ueber  die  deutsche  Kolonisation  in  Sfidangam  anter  Joseph  U.,  von  E.  Sient- 
klÄray.  —  Die  Goldschmledekunst  in  Ungarn ,  von  B.  v.  Badv&nsxky.  —  Denkrede  aaf 
William  Stephen  Atkinson,  von  Th.  Daka.  —  Das  angarische  Unterrichtswesen  in  der 
I.  Hälfte  des  XYIU.  Jahrhunderts,  von  Mor.  Darval.  —  etc. 

D.  Bassland. 

Bussische  Bevue,  hrsg.  von  C.  Böttger.  XL  Jahrg.  (1882)  Heft  6. 
Das  Ferghana-Thal ,  nach  Middendorff.  —  Zur  Geschichte  der  Gesetsgebung  in  Bass- 
land. Die  gesetzgebende  Versammlung  von  1767|68,  von  A.  Brückner  (Fortsetsung).  — 
Die  Industrie  Busslands  im  Jahre  1879,  von  Fr.  Matthaei  (Fortsetsung).  —  Ueber  das 
Einlaufen   der   Beichseinnahmen   vom  1.  Januar  bis   zum    1.  April    1881    and    1882.   — 

N.  F.  Bd.  V.  14 
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Ländliche  BeTÖlkening  in  Sibirien.  —  Kohlenprodaktion  im  Lande  der  donischen  Ko- 
saken. —  etc. 

F.    DInemark. 

Natio  nalflkonomisk  Tidsskrift  udgivet  af  W.  Scharling  og  A. 
Petersen-Stndnits.  1882.  Hefte  3 — 7.  Hefte  8:  Die  sociologisebe  Methode, 
von  C.  Wilkens.  —  Haftpflicht  des  Arbeitgebers,  4'    Artikel,  von  A.  Petersen-Stndnits. 

—  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  von  lebendem  Schlachtvieh  und  frischem  Fleisch 
nach  Europa,  vom  Ministerresident  C.  St.  A.  Bille.  —  Dänemarks  auswärt.  Handel,  nach 
der  Ein-  und  Ausfnhrstatistik  für  1880.  —  Positivismus  in  Schweden ,  von  H.  Forssell. 

—  Sitsung  der  volkswirthsch.  Oesellschaft  in  Kopenhagen:  Vortrag  des  Prof.  Seharling 
und  Staatsraths  Levy  Über  Besteuerungsreformen  und  Kompensationsfragen.  —  H  e  f  t  e  4 : 
Haben  Kooperationen  eine  Zukunft  vor  sich?  von  H.  Westergaard.  —  Die  wirthsehaft- 
liohe  Oesetzgebung  im  deutschen  Reiche.  II.  Artikel,  von  A.  Petersen-Stndnits.  —  Ans- 
Aihr  einiger  der  wichtigsten  Waaren  des  KR.  Dänemark  im  Jahr  1881 ,   von  E.  Meyer. 

—  Bevölkerungszunahme  in  Schweden.  —  Norwegische  Volksmenge  und  deren  jährliche 
Zunahme  seit  1876.  —  Hefte  5:  Kopenliagens  Bevölkerungs-  und  Wobnungsverfaält- 
nisse.  Vortrag  in  der  volkswirthsch.  Oesellschaft  von  M.  Rubin.  —  Die  wirtlischafiliche 
Gksetsgebung  im  deutschen  Reiche,  1871 — 78.  Abtheil.  III,  von  A.  Petersen-Stndnits.  — 
Die  Bevölkerung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Nach  dem  Census  vom  1.  Juni 
1880.  —  Schwedens  auswärt.  Handel  und  Schiffahrt  im  Jahre  1880.  —  Hefte  6:  Die 
SUtistik  der  dänischen  Waldwirthschaft ,  von  P.  E.  Müller.  —  Die  direkte  Verbindung 
Kopenhagens  mit  New- York  durch  die  Linien  der  Thingvalla-Dampfschiflkhrtsgesellschaft, 
Korrespondenz  aus  Washington.  —  Ueber  unseren  Münz-  und  Effisktenvorrath,  resp.  Status 
der  dänischen  Banken  in  den  Jahren  1880—82,  von  M.  Levy.  —  Amerikanische  Stati- 
stik :  (Excerpte  aus  ,,Spoffbrd ,  Amerikan  Almanac  etc.  1882.'*)  Nekrologe  von  New- 
march,  F.  le  Play.  —  etc.  Hefte  7:  Ein  Beitrag  zur  Beleuchtung  der  Freilageriimge, 
von  J.  Schovelin.  —  Zollverhältnisse  in  Norwegen,  Schweden  und  Dänemark,  von 
Falbe-Hansen.  —  Diäten  der  nordamerikanischen  Volksrepräsentanten.  —  Norwegische 
Eisenbahnen  in  den  Jahren  1864 — 79.  — 

G.   Belgien    und   Holland. 

Economist,  de.  Tijdschrift  voor  s taathuishondkunde,  onder  re- 
dactie  van  J.  L.  de  Bruyn  Kops.  Jaarg.  XXXI,  1882,  April  —  Juni. 
April:  Die  schottischen  Banken  und  ihr  Arbeitsfeld,  von  J.  Luden.  —  Unsere  Marine- 
schulen, von  Steyn  Parv^.  —  Ueber  die  Lebensdauer  in  Verbindung  mit  der  Ehe  ,  von 
A.  S.  van  Reesema.  —  Noch  etwas  Ober  den  Luxus,  von  A.  Beaujon.  —  Landwirth- 
schaftlicher  Gesetzentwurf  fOr  England  und  Schottland,  von  H.  M.  Hartog.  —  Mei: 
Aufschlüsse  Über  das  Liemur'sche  Kanalisationssystem  in  seiner  Anwendung  auf  Amster- 
dam, von  F.  de  Bas.  —  Die  Münzfrage  (und  die  Stellung  des  holländ.  Geldmarkts  zu  den 
Beschlüssen  der  Pariser  Konferenz).  —  Noch  etwas  über  den  Luxus ,  von  A.  Beaqjon 
(Fortsetzung).  —  Kleine  Lebensversicherungen  und  die  Postsparkassen  in  England.  — 
Das  Budget  von  Englisch-(Ost-)Indien.  —  Juni:  Eisenbahn-Tarifwesen,  von  de  Bordes. 

—  Die  Ernährung  des  holländischen  Militärs ,  von  Winckel.  —  Unsere  Handwerkalente, 
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m. 

Die  Zillmer'sche  Theorie  der  Reserreberechnnng 
und  die  znknnftige  Versichernngsgesetzgebniig. 

Von 

Prof.  Dr.  Heym. 

Da  man  wohl  bei  den  wenigsten  Lesern  darüber  genügende 
Kenntniss  voraussetzen  kann,  was  man  unter  Reserve,  Reservefond, 
Deckungscapital  und  wie  man  sonst  diese  wichtige  Grösse  bei  einer 
Lebensversicherungsgesellschaft  genannt  hat,  versteht,  so  soll  zunächst 
kurz  und  möglichst  allgemein  verständlich  ohne  mathematische  Zeichen 
eine  Erläuterung  darüber  gegeben  werden.  Wer  dies  Alles  schon 
weiss,  wolle  den  ersten  Theil  dieser  kleinen  Abhandlung  überschlagen. 

1. 

Die  einfachste  Form  des  Leben&vcrsicherungsvertrags  würde  die 
sein,  dass  die  Mitglieder  eines  aus  glcichalterigen  Personen  zusammen- 
gesetzten Vereines  sich  unter  einander  verpflichten,  den  Hinterlasscnen 
der  gestorbenen  Mitglieder  eine  gewisse  vorher  bestimmte  Summe  zu 
zahlen,  die  Kosten  dafür,  oder  der  Verwaltung  wegen  etwas  mehr, 
am  Ende  jedes  Jahres  durch  Umlage  bei  den  Mitgliedern  gleichmässig 
aufbringen ,  wie  es  z.  B.  heutigen  Tages  noch  einige  Unfallversiche- 
rungsgesellschaften  machen. 

Da  aber  die  Sterblichkeit  der  Mitglieder  mit  jedem  Jahre  grösser 
wird,  so  wird  auch  die  von  jedem  Mitgliede  zu  zahlende  Summe  mit 
jedem  Jahre  grösser  werden.  Auch  wenn  ein  solcher  Verein  seine 
etwaige  Abgeschlossenheit  aufgiebt  und  alljährlich  die  gestorbenen 
durch  neue  Mitglieder  desselben  Alters  ergänzt,  wird  dieses  Wachsen 
der  Beiträge  eintreten.  Auch  selbst  dann  noch,  wenn  sich  mehrere 
solcher  Vereine  verbinden.  Dies  wird  eine  gewisse  Reihe  von  Jahren 
dauern  und  dann  ein  sogenannter  Beharrungszustand  eintreten. 

Die  Mitglieder  eines  solchen,  mit  so  primitiver  Finanzwirthschaft 
ausgestatteten  Vereins  sind  nur  durch  ein  sehr  loses  Band  mit  ein- 

N.  ¥,  Bd.  V.  1 5 


208  ^'  Heym, 

ander  verbunden  und  wenn  sie  wieder  aus  einander  gehen,  so  verliert 
scheinbar  Keiner  etwas;  Geld,  was  zu  vertheilen  wäre,  ist,  gemäss 
der  ganzen  Einrichtung  nicht  vorhanden. 

Allein  die  Mitglieder  haben  sich  doch  das  Versprechen  gegeben, 
den  Hinterlassenen  der  Gestorbenen  eine  gewisse  Summe  auszuzahlen, 
was  bei  der  Auflösung  aufhören  muss.  Man  sieht  also  leicht,  dass 
doch  ein  Yejrlust  vorhanden  ist,  zwar  nicht  für  das  Mitglied  selbst, 
aber  doch  für  die  Angehörigen  desselben  und  dass  dieser  Verlust  ge- 
rade für  die  Mitglieder  am  grössten  ausfällt,  welche  am  längsten  Mit- 
glieder gewesen  sind.  Um  diesen  ungenügenden  Zustand,  unter  wel- 
chem eine  Lebensversicherungsgesellschaft  im  heutigen  Sinne  unmög- 
lich ist,  zu  beseitigen,  hat  man  einen  ganz  einfachen  Weg  eingeschla- 
gen, die  zu  zahlende  Prämie  für  die  ganze  Dauer  des  Lebens  gleich 
hoch  und  so  angenommen,  dass  sie  Anfangs  grösser  ist,  als  der  durch 
die  Sterblichkeit  herbeigeführte  Bedarf  erfordert,  dass  sie  also  Gelder 
zur  Bildung  eines  Fond  übrig  lässt,  um  dann,  wenn  die  Sterblichkeit 
im  vorgerückten  Alter  mehr  fordert,  als  die  Prämie  beträgt,  aus  dem 
gebildeten  Fond  das  Fehlende  wieder  zuschiessen  zu  können.  Es 
versteht  sich  von  selbst,  dass  bei  allen  solchen  Betrachtungen  immer 
grosse  Mengen  von  Personen  vorausgesetzt  werden,  die  man  sich  zu 
Gruppen  gleichalteriger  Personen  vereinigt  denken  muss.  Für  die 
einzelne  Person  einer  einzelnen  gegenüber  ist  der  Lebensversicherungs- 
vertrag überhaupt  nicht  möglich  oder  nur  ein  Hazardspiel.  Das  Ge- 
setz der  grossen  Zahlen  spielt  hier  die  Hauptrolle. 

Man  sieht  leicht  ein,  dass  bei  dieser  Einrichtung  einer  Lebens- 
versicherungsgesellschaft, nach  welcher  zwar  Jeder  eine  seinem  Alter 
entsprechende,  aber  für  die  ganze  Lebenszeit  gleichbleibende  Prämie 
zahlt  und  zwar  von  solcher  Höhe,  dass  sie  Anfangs  grösser  ist,  als 
die  seinem  Eintrittsalter  entsprechende  Sterblichkeit  fordert,  die  Bil- 
dung des  Fond  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  sein  muss.  Dieser 
Fond  ist  bezüglich  seiner  Höhe  nicht  willkürlich,  sondern  unterliegt 
ganz  bestimmten  Gesetzen. 

Es  kann  selbstverständlich  nicht  unsere  Absicht  sein,  auf  die  Be- 
stimmung dieses  Fond  hier  näher  einzugehen,  was  auch  ohne  Zuzie- 
hung mathematischer  Hülfe  nicht  möglich  wäre.  Allein  die  allgemeinen 
Principien,  wonach  diese  Bestimmung  erfolgen  muss,  sind  so  über- 
raschend einfach,  dass  man  sie  jedem  gebildeten  Manne  ohne  Schwie- 
rigkeiten darlegen  kann.    Dies  soll  zunächst  mitgetheilt  werden. 

Bei  jedem  Lebensversicherungsvertrage  stehen  sich  zwei  Lei- 
stungen gegenüber,  nämlich  die  Leistung  der  Gesellschaft,  eine  gewisse 
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Summe  beim  Eintritt  eines  gewissen,  vorher  festgesetzten  Ereignisses 
zu  zahlen,  z.  B.  beim  Eintritt  des  Todes  des  Versicherten,  sodann  die 
Leistung  des  Versicherten,  eine  gewisse  Summe,  die  Prämie,  an  die 
Gesellschaft  zu  entrichten,  so  lange  der  Versicherte  lebt  Beide  Lei- 
stungen müssen  selbstverständlich  beim  Abschluss  des  Vertrages  gleich 
sein,  denn  die  Leistung  des  Versicherten  ist  das  Kaufgeld  für  die 
Leistung  der  Gesellschaft.  Beide  Leistungen  hängen  von  Ereignissen 
ab,  wie  Leben,  Sterben,  Invalidwerden,  Krankwerden  u.  A.,  deren  Ein- 
tritt menschliches  Wissen  nicht  ergründen  kann.  Allein  wenn  man 
viele  solche  Ereignisse  beobachtet,  so  tritt  das  Gesetz  der  grossen 
Zahlen  ein,  wonach  immer  ein  ganz  bestimmter  Procentsatz  von 
einer  sehr  grossen  Menge  lebender  Personen  nach  einer  gewissen  Zeit 
noch  lebt,  oder  gestorben,  oder  invalid  geworden,  oder  der  Krank- 
heit verfallen  ist  und  dergleichen  mehr.  Für  den  einzelnen  Menschen 
ist  es  also  nicht  möglich  zu  sagen,  wann  er  stirbt,  invalid  wird  u.  s.  w^ 
aber  für  eine  grosse  Menge  kann  unter  Voraussetzung  der  Kenntniss 
der  Altersverhältnisse  genau  angegeben  werden,  wieviel  davon  in  einem 
gewissen  Jahre  sterben,  invalid,  krank  werden  u.8.  w. 

Man  kann  also  z.  B.  für  eine  gewisse  Person  einen  durchschnitt- 
lichen Werth  angeben,  welchen  eine  an  diese  Person  bei  deren  Tode 
zu  zahlende  Summe  hat  und  ebenso  bei  anderen  Fällen.  Man  nennt 
einen  solchen  Werth  allgemein  den  wahrscheinlichen  Werth. 

Um  nun  unseren  Lesern  die  ganze  Sache  recht  deutlich  zu  ma- 
chen, wollen  wir  den  einfachsten  und  häufigsten  Fall  als  Beispiel  neh- 
men, das  ist  der  einfache  Lebensversicherungsvertrag.  Hier  verpflichtet 
sich  die  Gesellschaft,  an  eine  bestimmte  Person  beim  Eintritt  des 
Todes  derselben  eine  bestimmte  Summe  auszuzahlen,  die  bestimmte 
Person  dagegen,  der  Versicherte,  macht  sich  verbindlich,  an  die  Ge- 
sellschaft einen  Beitrag,  die  Prämie,  alljährlich  abzuführen,  so  lange 
er  lebt.  Bestimmt  man  die  wahrscheinlichen  Werthe  beider  Leistun- 
gen, so  müssen  diese  beim  Abschluss  des  Vertrages,  wie  schon  oben 
erwähnt,  gleich  sein,  oder  viehnehr,  die  zu  zahlende  Prämie  muss 
eben  in  der  Weise  bestimmt  werden,  dass  diese  Gleichheit  stattfindet. 
Allein  je  länger  die  Versicherung  besteht,  desto  ungleicher  werden 
diese  wahrscheinlichen  Werthe  und  zwar  wird  der  wahrscheinliche 
Werth  der  Leistung  der  Gesellschaft  im  Laufe  der  Zeit  immer  grösser, 
während  der  wahrscheinliche  Werth  der  Leistung  des  Versicherten 
immer  kleiner  wird.  Für  die  Gesellschaft  ist  der  wahrscheinliche 
Werth  ihrer  Leistung  ein  Passivum,  dagegen  der  andere  ein  Activum. 
Zieht  man  vom  Passivum  das  Activum  ab,  so  erhält  man  eben  die 

U* 
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Summe,  die  man  Reserve,  Deckungscapital,  Zeitwertb,  oder  sonst  wie 
genannt  hat.  Die  Summe  aller  dieser  für  die  einzelnen  Versicherten 
berechneten  Zcitwerthe  ihrer  Policen  heisst  gewöhnlich  der  Reserve- 
fond. 

Da  hiernach  der  Reservefond  für  die  Gesellschaft  immer  ein  Pas- 
sivum  ist,  wenigstens  so  lange,  als  man  nicht  durch  Vorkehrungen 
verschiedener  Art  das  Qegentheil  herbeiführt,  wenn  auch  nicht  für 
den  gesammten  Reservefond,  so  doch  für  die  Reserven  einzelner  Ver- 
sicherter, so  gehört  der  Reservefond  nicht  der  Gesellschaft,  sondern 
der  Gcsammtheit  aller  Versicherten.  Durch  diese  Bemerkung  soll 
jedoch  nicht  die  heikle  noch  nicht  gelöste  Streitfrage  in  Anregung 
gebracht  und  noch  weniger  hier  behandelt  werden,  dass  der  Reserve- 
fond einer  Lebensversicherungsgesellschaft  wie  anvertrautes  Out  zu 
behandeln  sei.  Es  ist  dies  auch  viel  mehr  eine  juristische  als  tech- 
nische Frage,  die  wohl  auch,  je  nachdem  die  betreffende  Lebensver- 
sicherungsgesellschaft eine  auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Anstalt  ist, 
oder  eine  Actiengesellschaft,  verschieden  zu  beantworten  sein  dürfte. 

Es  lässt  sich  mit  ziemlicher  Sicherheit  nachweisen,  dass  die  ersten 
im  vorigen  Jahrhundert  in  England  entstandenen  Gesellschaften  den 
Reservefond  nicht  richtig,  sondern  nur  durch  willkürliche  Abschätzung 
bestimmt  haben.  Und  dies  geschah  zweifelsohne  bei  einzelnen  An- 
stalten auch  noch  im  ersten  Viertel  dieses  Jahrhunderts.  In  Deutsch- 
land entstanden  die  ersten  Lcbcnsversicherungsgesellschaften,  es  waren 
nur  drei,  zu  Ende  der  zwanziger  Jahre  des  laufenden  Jahrhunderts. 
Von  zweien  dieser  Gesellschaften  weiss  man  bestimmt,  dass  sie  keine 
klare  Vorstellung  von  dem  Reservefond  hatten  und  dass  sie  sich  aus 
England  Rath  geholt  haben.  Aber  bereits  wenig  Jahre  nach  ihrer 
Gründung  wurden  die  richtigen  Principien  in  Anwendung  gebracht. 
Als  aber  zuerst  in  England  aus  mehrfachen  Gründen  die  Zurückstel- 
lung des  Reservefond  für  viele  Lebensversicherungsgesellschaften  eine 
immer  grössere  Last  wurde,  so  dachte  man  dort  schon  viel  zeitiger 
als  bei  uns  auf  scheinbar  mathematisch  zu  begründende  Mittel,  die 
Reserve  kleiner  zu  nehmen,  als  sie  nach  den  oben  nur  allgemein  an- 
gedeuteten Principien  sich  herausstellen  musste.  Ein  solches  Mittel 
bestand  darin,  dass  man  bei  Bestimmung  der  Schuld  des  Versicherten 
nicht  die  Nettoprämie  in  Anwendung  brachte,  sondern  die  vom  Ver- 
sicherten wirklich  gezahlte  Bruttoprämie,  die  wegen  der  Erhöhung  zu 
Gunsten  der  Verwaltungskosten  mehr  oder  weniger  grösser  war  als 
die  Nettoprämie.  Dadurch  musste  die  Schuld  des  Versicherten  viel 
grösser,  die  Reserve  dagegen  viel  kleiner  werden,  als  sie  bei  Anwen- 
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duDg  der  Nettoprämie  sich  herausstellte.  Dieses  beinahe  an  Betrug 
grenzende  Mittel  haben  unseres  Wissens  deutsche  Lebensversiche- 
rungsgcsellschaften  niemals  angewandt,  in  England  ist  es  aber  wohl 
bei  einzelnen  Anstalten  noch  jetzt  in  Gebrauch.  In  Deutschland  er- 
fand man  aber  zu  gleichen  Zwecken  ein  anderes  Mittel,  dem  man 
zwar  wissenschaftliche  Begründung  nicht  absprechen  kann,  das  aber 
doch  auch  seine  grossen  Schattenseiten  besitzt.  Bevor  wir  aber  zur 
näheren  Darstellung  desselben  gehen,  ist  noch  eine  andere  Frage  kurz 
zu  berühren. 

Man  fragt  sich  nämlich  unwillkürlich  nach  den  Gründen,  die  die 
Gesellschaften  in  diese  gefahrliche  Bahn  drängten,  den  Reservefond, 
der  doch  der  nothwendige  Fond  ist,  wenn  die  Gesellschaft  ihre  über- 
nommenen Verpflichtungen  auch  noch  in  femer  Zukunft  pünktlich  er- 
füllen will,  zu  vermindern.  Die  Sache  ist  einfach  genug :  Die  oft  sehr 
verschwenderischen  Verwaltungskosten  und  die  Sucht,  der  Concurrenz 
wegen  ein  sehr  grosses  Geschäft  zu  machen,  sehr  hohe  Dividenden  zu 
zahlen  und  dergleichen,  sind  die  Ursachen  des  Wunsches,  den  Re- 
servefond möglichst  zu  verkleinem.  Wo  soll  auch  eine  Lebensver- 
sicherungsgesellschaft für  zu  hohe  Verwaltungskosten  das  Geld  her- 
nehmen, wenn  nicht  aus  dem  Reservefond?  Bei  Actiengesellschaften 
würden  die  Actionäre  solcher  Verwaltung  sehr  bald  ein  Ende  machen, 
wenn  man  sie  fortwährend  zu  Nachschüssen  herbeizöge,  um  die  Kosten 
der  Verwaltung,  welche  aus  den  laufenden  Prämien-Einnahmen  nicht 
mehr  gedeckt  werden  können,  zu  ersetzen,  wenigstens  dann  nicht  mehr 
gedeckt  werden  können,  wenn  man  den  Reservefond  in  der  älteren 
Weise  besetzen  will. 

Die  früher  verhältnissmässig  geringen  Verwaltungskosten  einer 
LebensversicheruDgsgesellschaft  wurden  aber  durch  Einfühmng  der 
Abschlussprovisiou  vor  etwa  30  Jahren  in  Deutschland  gewaltig  ge- 
steigert. Früher  bekam  der  Agent  für  den  Abschluss  der  Versiche- 
rung selbst  gar  nichts,  sein  Lohn  bestand  nur  in  der  Incassoprovision 
für  Einziehung  der  Prämien,  die  allerhöchstens  5  Procent  der  Prä- 
mien betrug. 

Das  war  in  der  That  ein  karger  Lohn  für  die  vielen  Bemühungen, 
welche  es  macht,  Versicherungen  durch  Ueberredungskunst  zu  erwer- 
ben, namentlich  noch  in  einer  Zeit,  wo  man  das  Institut  der  Lebens- 
versicherung noch  sehr  wenig  kannte.  Bekommt  der  Agent  nur  In- 
cassoprovision und  ist  er  ein  thätiger  Mann ,  d.  h.  schliesst  er  viele 
Versicherungen  ab,  so  mehrt  sich  zwar  seine  Einnahme  mit  den  Jah- 
ren, allein  in  Wirklichkeit  hat  er  bei  seinem  Tode  nur  für  seinen 
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Nachfolger  gearbeitet,  der  die  Früchte  einheimst  und  sich  in  ein  war- 
mes Nest  setzt 

Durch  die  Einführung  der  Abschlussprovision,  wonach  für  jede  zu 
Stande  gebrachte  Lebensversicherung  ein  gewisser  Procentsatz  der 
Versicherungssumme  (1  bis  IVa  Procent)  gewährt  wird,  ist  dies  an- 
ders und  man  kann  nicht  leugnen,  besser  geworden,  denn  der  Agent 
und  zwar  gerade  der  thätigste,  arbeitet  nun  nicht  mehr  f&r  sdnen 
Nachfolger.  Ausserdem  bezieht  er  auch  noch  die  Incassoprovision, 
die  freilich  seit  Einführung  der  Erwerbsprovision  beträchtlich  kleiner 
geworden  ist  und  jetzt  kaum  noch  3  Procent  der  Prämie  überschreiten 
dürfte.  Das  ist  die  Lichtseite  der  Abschlussprovision.  Sie  hat  aber 
auch  eine  Schattenseite. 

Früher  war  ein  guter  Agent  gewissermassen  mit  seiner  Gesell- 
schaft verwachsen,  er  fühlte  deren  Wohl  und  Wehe  mit  und  Wechsel 
in  der  Person  des  Agenten  traten  selten  ein,  es  bildete  sich  ein  freund- 
schaftliches, auf  gegenseitiger  Hochachtung  beruhendes  Bündniss  zwi- 
schen Gesellschaft  und  Agenten  aus,  was  meistens  erst  durch  den 
Tod  des  letzteren  gelöst  wurde.  Wie  ganz  anders  jetzt  nach  Ein- 
führung der  Abschlussprovision.  Ein  thätiger  Agent  macht  jetzt  durch 
dieselbe  meistens  einen  ansehnlichen  Gewinn,  die  Incassoprovision  ist 
ihm  Nebensache.  Er  hat  nicht  mehr  dasselbe  Interesse  an  der  Ge- 
sellschaft als  früher,  es  ist  ihm  gleichgültig,  ob  das  Risico  ein  gutes, 
oder  weniger  gutes  ist,  ob  es  lange  besteht  oder  nicht,  er  hat  ja  mit 
Abschluss  der  Versicherung  seinen  Gewinn  eingestrichen.  Das  freund- 
schaftliche Band  zwischen  ihm  und  seiner  Gesellschaft  ist  zwar  nicht 
ganz  aufgehoben,  aber  doch  ein  sehr  loses  geworden,  kleine  Diffe- 
renzen reichen  oft  bei  empfindlichen  Agenten,  und  solche  giebt  es 
viele,  aus,  es  aufzuheben.  Es  ist  ein  sehr  bewegliches  Element  in  das 
Agentenwesen  durch  die  Abschlussprovision  gekommen.  Wer  mehr 
bietet,  hat  den  Agenten,  er  geht  zu  jeder  unsoliden  Gesellschaft,  wenn 
dort  nur  die  Abschlussprovision  grosser  und  die  Gewissenhafti^eit 
bei  der  Annahme  der  Risiken  geringer  ist  Doch  ist  zu  bemerken, 
dass  es  auch  noch  ehrenwerthe  Ausnahmen  giebt,  die  aber  immer  sel- 
tener werden. 

Die  Abschlussprovision  wurde  aber  je  länger  je  mehr  eine 
drückende  Last  für  die  Lebensversicherungsgesellschaften  und  um  so 
drückender,  je  grosser  die  Zahl  der  neuen  Versicherungen  anwuchs. 
Es  musste  ein  Mittel  geschafft  werden,  diese  Last  auf  andere  Schul- 
tern abzuwälzen,  denn  aus  der  jährlichen  Prämien-Einnahme,  woraus 
alle  Yerwaltongskosten  zo  nehmen  sind,  konnten  die  Abscfalussprovi- 
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sionen  nicht  mehr  gedeckt  werden.  Sie  verschlingen  in  den  jüngeren 
Altersjahren  fast  die  ganze  normale  Prämie,  eine  genügende  Besetzung 
des  Reservefond  in  der  älteren  Weise  war  nicht  mehr  möglich.  Ge- 
sellschaften,  welche  dies  bis  zum  heutigen  Tage  versucht  haben, 
werden  wegen  ihres  kleinen  Geschäftes  mit  geringschätzenden  Blicken 
angesehen.  Denn  nicht  die  ehrliche  Arbeit,  sondern  nur  der  Erfolg 
giebt  den  Ausschlag.  Dieser  verächtliche  und  unchristliche  Grundsatz 
vergiftet  leider  seit  einer  Reihe  von  Jahren  unser  ganzes  Cultur- 
leben. 

In  dieser  Noth  erfand  Herr  Dr.  Zillmer,  damals  Techniker 
einer  grösseren  Lebensversicherungsgesellschaft,  jetzt  Privatmann,  die 
Theorie  der  Reserveberechnung,  welche  von  da  ab  seinen  Namen  trägt 
und  in  gerechter  und  ungerechter  Weise  vielfach  angegriffen  wor- 
den ist 

2. 

Die  Zillmer 'sehe  Theorie  besteht  ganz  einfach  darin,  dass  man 
die  für  die  Gesellschaften  unerschwingliche  Abschlussprovision  von 
den  Versicherten  selbst  zahlen  lässt  Das  klingt  nun  freilich  beinahe 
wie  ein  schlechter  Witz,  denn  die  Gesellschaft  hat  gar  keine  Mittel, 
die  Versicherten  zur  Zahlung  dieser  nicht  ganz  unbeträchtlichen  Sunmie 
zu  zwingen.  Im  Gegentheil,  wenn  man  es  versuchen  würde,  möchten 
wohl  alle  Versicherten  ohne  Ausnahme  die  Zahlung  nicht  nur  ver- 
weigern, sondern  auch  sicher  ihren  Versicherungsantrag  zurückziehen 
und  zu  anderen  Gesellschaften  gehen,  die  solche  Unerschrockenheit 
im  Fordern  nicht  haben  und  zwar  für  Bemühungen  der  Agenten,  an 
denen  die  Versicherten  nicht  nur  nicht  das  geringste  Interesse  haben, 
sondern  auch  noch  die  oft  ganz  ungewöhnlichen  Belästigungen  der 
Agenten  auszuhalten  hatten. 

So  plump  ist  man  allerdings  auch  nicht  verfahren.  Man  lässt 
vielmehr  diese  Abschlusskosten  in  jährlichen  Raten  tilgen,  schlägt  die 
leicht  festzustellende  Tilgungsrate  zur  Normalprämie,  ebenso  wie  man 
ganz  allgemein  bei  jeder  Lebensversicherungsgesellschaft  die  Normal- 
prämie um  gewisse  Procente  der  Verwaltung  wegen  erhöht  Die  Til- 
gungsrate ist  hier  also  in  der  tarifmässigen  Prämie  mit  enthalten, 
wovon  der  Versicherte  nichts  weiter  erfalut,  er  sieht  nur  aus  den 
Tarifen  der  Gesellschaft,  dass  er  für  eine  seinen  Verhältnissen  ent- 
sprechende Versicherungssumme  so  und  so  viel  Prämie  jährlich  zu 
zahlen  hat  Wollte  man  dazu  setzen,  wie  die  Prämien  berechnet 
worden  sind,  nach  welcher  Sterblichkeitstafel,  zu  wie  viel  Procent, 
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welche  Erhöhung  die  unmittelbar  aus  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung 
hervorgehenden  Normalprämien  erfahren  haben,  ob  sie  auch  eine  Til- 
gungsrate für  die  Abschlussprovision  enthalten  und  dergleichen  mehr, 
so  wären  dies  fQr  die  Meisten,  welche  versichern  wollen,  ganz  nutz- 
lose, ja  sogar  störende  Zusätza 

Es  scheint,  als  wenn  Alles  dies  mit  der  Reserveberechnung  gar 
nichts  zu  thun  hätte,  allein  die  Sache  ist  anders.  Nach  den  olHgen 
allgemeinen  Auseinandersetzungen  erhält  man  die  Reserve,  wenn  man 
von  dem  wahrscheinlichen  Werthe  der  Schuld  der  Gesellschaft  den 
wahrscheinlichen  Werth  der  Schuld  des  Versicherten  abzieht  An 
dem  ersteren  (Schuld  der  Gesellschaft)  wird  durch  die  Zi  Um  er 'sehe 
Theorie  nichts  geändert,  dagegen  an  dem  letzteren  (Schuld  des  Ver- 
sicherten). Der  wahrscheinliche  Werth  der  Schuld  des  Versicherten 
wird  einfach  dadurch  berechnet,  dass  man  die  Normalprämie  mit  dem 
Werthe  der  jährlichen  Leibreute  1  für  das  Alter  des  Versicherten  zur 
Zeit  der  Reserveberechnung  multiplicirt  Nun  ist  aber  nach  Zill- 
mer's  Theorie  die  Normalprämie  um  die  durch  die  Abschlussprovi- 
sion entstehende  Tilgungsrate  vergrössert,  es  wird  also  dadurch  auch 
die  Schuld  des  Versicherten  grösser,  folglich  die  Differenz  zwischen 
der  Schuld  der  Gesellschaft  und  der  Schuld  des  Versicherten  kleiner. 
Die  Zillmer'sche  Theorie  der  Reserveberechnung  bewirid;  also  eine 
Verminderung  des  Reservefond. 

Ein  tabellarisches  Zahlenbeispiel  wird  dies  Alles  erläutern. 

Es  werde  zu  diesem  Zwecke  angenommen,  dass  eine  Person, 
40  Jahre  alt,  eine  gewöhnliche  Lebensversicherung  auf  10000  Mark 
lautend,  zahlbar  beim  Tode  überhaupt,  bei  einer  Anstalt  abschliesst, 
die  ihre  Normalprämien,  sowie  auch  ihre  Reserven  zu  4  Procent  nach 
der  bekannten  Sterblichkeitstafel  der  17  englischen  Gesellschaften  be- 
rechnet und  dem  Agenten  eine  Abschlussprovision  von  IVs  Procent 
der  Versicherungssumme,  das  sind  hier  150  Mark,  haar  gewährt 

Die  folgende  Tafel  I,  welche  durch  ihre  Ueberschriften  deutlich 
genug  ist,  gewährt  nun  einen  genügenden  Einblick  in  den  rechneri- 
schen Verlauf  dieser  Versicherung. 
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Tafel  I. 

Eintrittsalter  40.  Versicheraugssumme  10000.  Jährliche  normale  Prämie  236^77. 
Abschlussprovbion  l^/,  Procent  der  Versicherangssnmme  oder  150  Mark. 

Jährliche  Tilgungsrente  9,3 S  Mark.  Daher  die  jährliche  Normalprämie  nach  Zill- 
mer*s  Theorie  236,77  -f-  d)3S  «=  246,09. 


A. 

B. 

C. 

A— B. 

ABC. 

Nachdem 
die  Ver- 

Wahrschein- 
licher Werth 

Wahrschein- 
licher Werth 

Wahrschein- 
licher Werth 
der  Tilgungs- 
rate«). 

Reserve  nach 

der 

älteren 

Methode. 

Reserve  nach 
Zillmer's 

sicherung 

bestanden 

hat 

der  Schuld 

der 
Gesellschaft. 

der  Schuld 

des 
Versicherten. 

Methode. 
Der  Haupt- 

Jahre 

Passiv-Posten. 

Activ-Postcn. 

Activ-Posten. 

Passiv-Posten. 

Passiv-Posten. 

I 

3899,70 

3755,52 

147,84 

144,18 

-      3,66 

2 

3991,80 

3698,62 

145,60 

293,18 

147,58 

3 

4087,10 

3639.90 

H3.29 

447,20 

303,91 

4 

4185,10 

3579,65 

140,92 

605,45 

464,53 

5 

4285,70 

3517,71 

13848 

767,99 

629,51 

6 

4388,60 

3454,38 

135,98 

934,22 

798,24 

7 

4493,50 

3389,85 

133,44 

1 103,65 

970,21 

8 

4600,20 

3324.15 

130,86 

1276,05 

1145,19 

9 

4708,80 

3257.32 

128,23 

1451,48 

1323,25 

10 

4819,10 

3189,41 

125.55 

1629,69 

1504,14 

»5 

5393,10 

2836,03 

111,64 

2557,07 

2445,43 

20 

5994.30 

2465.93 

97,07 

3528,37 

3431,30 

25 

6601,80 

2092,04 

82,36 

4509,76 

4427,40 

30 

7185,70 

1732,49 

68,20 

5453,21 

5385,01 

35 

7725,00 

1400,39 

55.13 

6324,61 

6269,48 

40 

8207,30 

1103,52 

43,44 

7103,78 

7060,34 

Man  erkennt  sofort,  dass  der  wahrscheinliche  Werth  der  Til- 
gungsrate von  Jahr  zu  Jahr  kleiner  wird,  wie  sich  von  selbst  ver- 
steht, und  nach  Ablauf  eines  Menschenalters  etwa  nur  noch  dem 
dritten  Theile  der  gezahlten  Abschlussprovision  gleich  ist.  Und  da 
dieser  wahrscheinliche  Werth  zugleich  dem  Unterschied  zwischen  der 
Reserve  nach  der  älteren  Theorie  und  derjenigen  nach  Zillmer's 
Theorie  gleich  ist,  so  wird  dieser  Unterschied  mit  jedem  Jahre  kleiner 
und  beide  Reserven  nähern  sich  immer  mehr.  Gewährt  die  Gesell- 
schaft anstatt  IVs  Procent  3  Procent,  oder  tilgt  sie  überhaupt  eine 
Summe,  welche  3  Procent  des  Versicherungscapitals  beträgt,  so  wird 
selbstverständlich  der  wahrscheinliche  Werth  der  Tilgungsrate  doppelt 
so  gross.  Bei  dem  hier  gewählten  Beispiel  ist  am  Ende  des  ersten 
Jahres  eine  kleine  negative  Reserve  vorhanden.  Darüber  werden  wir 
weiter  unten  noch  sprechen.  Diese  negative  Reserve  erscheint  nur, 
wenn  die  Versicherten  im  jungen  Alter  beigetreten  sind,  oder  wenn 
man  die  zu  tilgende  Summe  sehr  gross  genommen  hat.    Erfolgt  der 


1)  auch  Unterschied  zwischen  der  Reserve  nach  der  älteren  Theorie  und  der  Ziii- 
m  er 'sehen  Theorie. 
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Abschlass  der  VersicheruDg  im  20.  Lebensjahre,  so  sind  bei  1  ^/,  Pro- 
oent  Abschlossprovision  nur  die  Reserven  am  Ende  des  ersten  und 
zweiten  Versicherungsjahres  negativ.  Im  Eintrittsalter  60  tritt  unter 
gleichen  Umständen  die  negative  Reserve  gar  nicht  mdir  auf,  andi 
dann  nicht,  wenn  man  3  Procent  Abschlussprovision  gewährte.  Die 
beiden  nachstehenden  Tafeln  geben  darfibor  näheren  Aufschluss. 


TtiÜBl  IL 

EintrittsaJtar   SO.     Venkbeniiigssuiiiiie  10000.    Jibrüdie 
AbsdÜBssproTÜioB  1<|,  Proeent  der  VeraklicniiigMaiimieY  also  150 

Jihrlich«  Tilgangsrmte  7,71.     Daher  die  jihrliclie   Naniial|irimie   nach 
Theorie  1W,51  +  7,71  =  137,»j. 
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Tafbl  m. 

Eintnttsalter  60.     Versicbenuigssuninie    10000.     JihrUche 
AbecblussproTision  l'l,  Proceat  der  Versicherungssusnw,  abe  160  _ 
Jährliche  Tilgungsrate  14,40.     Daher  die  jihrliche  NorMal|»rinüe 
575.56  -|-  14.40  ■=  589,96. 
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1)  aach  Unterschied  swiichcn  der  Bescrre  nach  der  alteren  Theorie   und  der  Bill 
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Gewöhnlich  berechnet  man  die  Reservt:  nicht  in  der  Weise,  das3 
man  Schuld  der  üeselladiaft  und  Schuld  des  Versicherten  getrennt 
im  Rechenschaftshuricbt  augiebt,  auch  da  nicht,  wo  die  ZiUiuer'sche 
Theorie  nicht  in  Gebrauch  ist,  weil  os  einfachere  RecbnuugsmethodcD 
gicbt,  was  uns  indessen  hier  nicht  berührt.  Soviel  uns  bekannt  ist, 
thut  dies  nur  eine  Gesellschaft  in  Deutschland.  Wenn  es  allgemein 
geschähe,  würde  es  einen  besseren  Einblick  in  den  finanziellen  Zustand 
der  Gesellschaften  zulassen.  Indessen  soll  deshalb  kein  Tadel  aus- 
gesprochen werden,  wenn  man  nur  die  Differenz  beider  Posten,  das 
ist  eben  die  Reserve,  als  Passivum  in  die  Hilanz  der  Gesellschaft 
einsetzt.  Noch  weniger  gehen  die  nach  Zillmer's  Theorie  rechnenden 
Leheusversicherungsgesellschaften  den  gegenwärtigen  Werth  der  Til- 
gungsrate für  die  Abschlussprovisiou,  welcher,  wohl  gemerkt,  ein  Ac- 
tivura  ist,  besonders  an,  vereinigen  ihn  vielmehr  mit  der  Reserve 
nach  der  älterren  Theorie,  wodurch  diese  vermindert  wird.  Dies  ist 
nicht  zu  loben.  Nach  der  ZiUmer'schen  Theorie  wird  nun  diese  vcr- 
mindeite  Reserve  schlechthin  als  Reserve  betrachtet  und  die  Lebens- 
versicherungsgüsellscliaften,  welche  dies  tliun,  berechnen  auch  die  Re- 
serve so,  dass  eben  gleich  diese  verminderte  Reserve  nach  Zillmer's 
Theorie  aus  der  Rechnung  unmittelbar  hervorgeht.  Wer  einige  ma- 
thematische Kenntnisse  besitzt,  wird  ja  erkennen,  wie  man  da  die 
Rechnung  am  bequemsten  zu  gestalten  hat  Hier  haben  wir,  weil 
alles  Mathematische  vermieden  werden  sollte,  nicht  weiter  darauf  zu 
achten. 

Sind  also  der  wahrscheinliche  Werth  der  Schuld  des  Versicherten 
und  der  wahrscheinliche  Werth  der  Tilgungsrate,  welche  beide  Activ- 
posten  sind,  natürlich  am  Ende  desselben  Jahres ,  zusammen  genom- 
men griisser  als  der  wahrscheinliche  Werth  der  Schuld  der  Gesell- 
schaft, so  wird  die  Reserve  negativ,  oder  die  nach  Zillmer's  Theorie 
berechnete  Reserve  würde,  anstatt,  dass  sie  bei  der  älteren  Berech- 
nung ein  Passivposten  ist,  in  einen  Activposten  übergehen,  d.h.  nur 
für  die  einzelne  Versicherung.  Dieser  Posten  ist  aber  nicht  in  baa- 
rem  Gcldc,  oder  in  sonst  unzweifelhaften  Werthschaften  in  der  Ge- 
sellschaftscasse vorhanden.  Das  ist  hier  ebensowenig  der  Fall,  als 
bei  dem  wahrscheinlichen  Werth  der  Tilgungsrate,  die  auch  ein  Acti- 
vum  ist,  beide  fehlen  der  Gesellschaftscasse  und  müssen  eiustweilen 
aus  dem  bereits  vorhandenen  Reservefond,  oder  bei  Actiengesellschaf- 
tcn,  wenn  vielleicht  die  Herren  Actionäre  su  nobel  sein  sollten,  aus 
dem  Actiencapital  genommen  werden,  Die  Herren  Actionäre  wissen 
aber  von  der  ganzen  Sache  nichts,  oder  haben  es  wieder  vergessen 
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und  würden  sich  sehr  wundern,  wenn  man  Summen  von  ihnen  for- 
derte, die  möglicherweise  das  ganze  Actiencapital  nach  und  nach  ver- 
schlingen könnten.  Wir  wollen  aber  ganz  ausdrücklich  bemerken, 
dass  das  Fehlende  bei  negativer  Reserve  kern  Verlust  ist,  die  Ver- 
sicherten decken  diesen  Verlust  meist  schon  im  nächsten  Jahre. 

Auch  dann  entsteht  kein  Verlust,  wenn  die  Versicherung  durch 
Rückkauf  erlischt,  denn  dann  gewährt  die  vorhandene  Reserve  für  die 
noch  rückständigen  Tilgungsraten  Deckung  genug.  Denn  Rückkauf 
der  Versicherung  geschieht  nie  in  den  ersten  Jahren  des  Bestehens 
derselben.  Allein  so  darf  man  die  Sache  überhaupt  nicht  ansehen. 
Wenn  z.  ü.  ein  Versicherter  im  ersten  Jahre  seiner  Versicherung 
stirbt,  so  hat  er  nur  eine  Prämie  gezahlt  und  der  wahrscheinUche 
Werth  der  noch  nicht  gezahlten  Prämien  darf  selbstverständlich  nicht 
als  Verlust  betrachtet  und  von  der  zu  zahlenden  Versicherungssumme 
abgezogen  werden.  Das  wäre  gegen  den  Vertrag  und  wtUrde  das  Le- 
bensversicherungsinstitut illusorisch  machen.  Die  Prämie  ist  eben  in 
der  Weise  berechnet,  dass  die  länger  und  sehr  lange  lebenden  Ver- 
sicherten das  decken  müssen,  was  an  die  bald  sterbenden  mehr  ge- 
zahlt winl,  als  sie  an  Prämien  eingezahlt  haben. 

Mau  erkennt  also  aus  den  mitgetheilten  kleinen  Tafeln,  dass  es 
eine  Zillmer'sche  Theorie  gar  nicht  geben  könnte,  wenn  man  im  Re- 
clienschaftsberichte  der  betreffenden  Gesellschaft  die  in  Betracht  kom- 
menden Posten  so  getrennt  angäbe,  wie  es  in  den  mitgetheilten  Tafehi 
gesdiehen  ist.  Eine  besondere  Theorie,  nämlich  die  Zillmer'sche  Theo- 
rie, ist  es  erst  dadurch  geworden,  dass  man  diese  Posten  zu  einem 
oimugcu  Posten  zusammengezogen,  also  gewisscrmassen  den  Versicher- 
tOQ  gegenüber  Vorsteckens  gespielt  hat 

Die  ZiUmer'sche  Theorie  ist,  zum  Theil  veranlasst  dordi  die  von 
ihrem  £rfiiid«r  selbst  gegebene  sonderbare  Darstellangswdse  ^ ,  viel- 


1)  8«  vk  M  Mir  gwAtbea  ist,   IibImb  weder  ZUIbo*  selbst,   Docb  aach 
■lital  QsiMr  ^m  ÖmIm  deifssteUt,   sie  ss^cb  rielnekr,   es  wird   uath  di 
ThiM»!  WiWi  iil  til  III  s<  bamf  ^M   das   gmue   UAtn  himdwrck 

Wk%  M  se  WstUMMl«    dass   humi   »e  im   «rsten  Jahre   der 

> «  (dfo  AWc4iMpi«TisieB) 
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fach  angegriffen  worden  und  wir  wollen  jetzt  rein  sachlich,  ohne  Zu- 
oder  Abneigung  gegen  ihren  Begründer,  untersuchen,  was  an  jenen 
Angriffen  Wahres  oder  Falsches  ist. 

Die  Gegner  der  Zillmer'schen  Theorie,  welche  sie  mathematisch 
und  technisch  für  unrichtig  halten,  sind  zwar  gegenwärtig  so  ziemlich 
verstummt,  trotzdem  aber  scheint  es  wünschenswerth,  etwas  näher  dar- 
auf einzugehen. 

Solche  Gegner  sagen  nämlich :  wenn  es  richtig  ist,  die  Abschluss- 
provision durch  die  Versicherten  tilgen  zu  lassen,  so  müsste  man 
auch  bei  jeder  Lebensversicherungsgeseltschaft  ein  Capital  leihen  und 
durch  Ratenzahlungen  während  der  Lebensdauer  zurückzahlen  können, 
also  in  der  Weise,  dass  diese  Ratenzahlungen  mit  dem  Tode  aufhö- 
ren, mag  dieser  bald  oder  erst  nach  langer  Zeit  eintreten.  Freilich 
würde  ein  solcher  Leihversuch  im  Allgemeinen  von  jeder  Gesellschaft 
mit  Lächeln  zurückgewiesen  werden.  Aber  doch  nur  aus  dem  Grunde, 
weil  die  meisten  dieser  sehr  kindlichen  Anträge  von  Personen  aus- 
gehen würden,  die  keine  Sicherheit  für  die  Ratenzahlung  gewähren 
können,  weil  sie  eben  nichts  haben.  Wir  wollen  aber  annehmen,  dass 
der  Darlehnsucher  die  Ratenzahlungen  durch  ein  sicheres  Pfand  ver- 
bürgen könnte,  so  wäre  dies  ein  eben  so  gutes  Geschäft  wie  jede  Le- 
bensversicherung, vorausgesetzt,  dass  auch  der  Gesundheitszustand  des 
Betreffenden  durch  ärztliches  Attest  bewiesen  werden  könnte.  Bei 
der  Zillmer'schen  Theorie  findet  nun  Beides  statt  Die  Versicherten 
nehmen  bei  der  Gesellschaft  ein  kleines  Darlehn  in  der  Höhe  der  Ab- 
schlussprovision,  welche  die  Gesellschaft  einstweilen  für  sie  verlegt 
und  dafür  ratenweise  Rückzahlung  bis  zum  Tode  des  Betreffenden 
verlangt.  Die  Versicherten  sind  nun.  erstens  alle  ärztlich  untersucht 
und  zweitens  gewähren  sie  durch  ihre  Reserve  ein  tadelloses  Pfand. 

Wem  das  noch  nicht  hinlänglich  klar  ist,  der  stelle  sich  vor,  dass 


ist ,  wo  p  die  gewöhnliche  Normalprämie ,  a  die  Abschlassprovision ,  <p  der  dem  Alter 
des  Abschlusses  entsprechende  Werth  einer  jShrlichen  Leibrente  1  and  daher 

a 

die  Qrösse  bedeutet ,  welche  wir  im  Obigen  als  jährliche  Tilgungsrate  bezeichnet  haben. 
(S.  darüber  eine  kleine  Schrift  vom  Verfasser  dieser  Abhandlung  in  der  deutschen  Ver- 
sichcrungszeitung  vom  JahreJlSSO  Nr.  85  und  26).  Diese  Darstellnngsweise  hat  zu  den 
albernsten  Missverständnissen  Veranlassung  gegeben,  die  noch  weiter  im  Verlaufe  der 
obigen  Abhandlung  besprochen  werden  sollen.  Wer  übrigens  sich  in  der  Sache  nament- 
lich durch  eine  Anzahl  instructiver  Tabellen  weiter  belehren  will,  lese  die  vom  Erfinder 
der  Zillmer'schen  Theorie  selbst  verfasste  vortreffliche  Abhandlung:  Theorie  der  Prämien- 
reserve u.  s.  w.     Stettin  1863  bei  Th.  v.  d.  Nahmer. 
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es  eine  Gesellschaft  gäbe,  die  Gapitalien  an  jede  gesunde  Person  ge- 
gen ratenweise  jährliche,  vom  Leben  abhängige  Rflckzahlung  ausliehe, 
wenn  die  Darlehnsucher  im  Stande  wären,  die  richtige  Einhaltung  der 
jährlichen  Tilgungszahlungen  bis  zu  ihrem  Tode  auf  irgend  eine  zwei- 
fellose Weise  sicher  zu  stellen.  Und  dann  nehme  man  an,  dass  dieses 
Geschäft  gut  ginge ,  d.  h.  dass  das  Gesetz  der  grossen  Zahlen  statt- 
fände, so  wäre  ein  solches  Creditgeschäft  ein  ebenso  gutes,  als  eine 
gutfundirte  solide  Lebensversicherungsgesellschaft  Nur  die  beiden 
Bedingungen  müssten  erfüllt  werden,  erstens,  dass  die  Darlehnsuch^ 
gesunde  Personen  wären  und  zweitens,  dass  sie  in  zweifelloser  Weise 
die  von  ihrem  Leben  abhängigen  jährlichen  Zahlungen  der  Tilgungs- 
rate verbürgen  könnten. 

Bei  der  Zillmer'schen  Theorie  wird  dieses  Darlehngeschäft  nur 
ohne  Wissen  des  Versicherten  gemacht.  Es  ist  hier  ähnlich  wie  bei 
der  indirectcn  Steuer,  die  der  Käufer  einer  Waare  zugleich  mit  dem 
Preise  ohne  sein  Wissen  bezahlt.  Auch  in  der  Beziehung  trifft  der 
Vergleich  zu,  dass  die  indirecte  Steuer  ebenso  wie  die  Tilgungsrate 
sehr  kleine  Theile  beziehentlich  vom  Preise  und  der  Versicherungs- 
summe sind. 

Das  umgekehrte  Geschäft  tritt  bei  jedem  Leibrentenkaufe  ein, 
ohne  dass  irgend  ein  Bedenken  dagegen  erhoben  wird.  Auch  hier 
kann  die  Gesellschaft  nur  bestehen,  wenn  sie  viele  Leibrentner  hat, 
damit  das  Gesetz  der  grossen  Zahlen  stattfindet. 

Es  ist  also  von  der  Seite  her  nicht  das  geringste  Bedenken  ge- 
gen die  Zillmer'sche  Theorie  aufzubringen,  oder  gar  ihre  Unrichtigkeit 
daraus  zu  beweisen ,  nur  möchte  man  jedem  Versicherten  vorher  sa- 
gen, dass  in  seiner  Prämie  eine  kleine  meist  geringfügige  Erhöhung 
enthalten  ist  Das  thun  auch  einzelne  Gesellschaften,  wenn  auch 
nicht  deutlich  genug.  Wie  soll  man  aber  auch  das  ganze  Wesen  der 
Zillmer'schen  Theorie  in  wenigen  Worten  für  Jeden  klar  l^en  oder 
von  wem  klar  legen  lassen  ?  Doch  nicht  etwa  vom  Agenten  oder  In- 
spector,  oder  Acquisitorl  was  würde  da  für  sonderbare  Weisheit  zu 
Tage  kommen.    Ob  es  dann  doch  nicht  besser  ist,  zu  schweigen? 

Ein  ebenso  unhaltbarer  Einwand  ist  der,  dass  die  Zillmer^sche 
Theorie  die  Zukunft  zu  Gunsten  der  Gegenwart  belastet  Das  ist 
wohl  wahr,  allein  thut  man  dies  nicht  tausendfältig  schon  seit  langer 
Zeit?  Der  Staat  nimmt  eine  grosse  Anleihe  auf  und  überlässt  die 
Tilgung  dem  kommenden  Geschlechte.  Die  grossen  Communen  thun 
dasselbe.  Ebenso  grosse  Privatgesellschaften  durch  die  Aufnahme  der 
Begründungsschuld,  des  Garanticcapitals,  oder  wie  man  es  sonst  nennt 
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Wenn  eine  solche  Belastung  der  Zukunft  zur  Erreichung  guter  Zwecke, 
die  mehr  der  Zukunft  als  der  Gegenwart  nützen,  oder  aus  grosser 
Noth,  etwa  weil  ein  Genieindewesen  durch  Krieg  in  Schulden  gerathen 
ist,  stattfindet,  so  lässt  sich  doch  kaum  ein  Tadel  darüber  ausspre- 
chen. Wie  hätten  z.  B.  die  heutigen  grossen  Yerkehrsanstalten  ent- 
stehen können,  ohne  einen  Theil  der  Last  dem  zukünftigen  Gcschlechte 
aufzuerlegen.  Auch  in  dieser  Beziehung  wird  man  kaum  etwas  auf 
die  Zillmer'sche  Theorie  bringen  können,  wenn  man  es  nicht  bei  den 
Haaren  herbeiziehen  will. 

Nicht  minder  ist  ein  dritter  Einwand  gegen  die  Zillmer'sche  Theo- 
rie unhaltbar,  wonach  man  sie  als  ein  Mittel  zur  Fälschung,  oder  als 
eine  Fälschung  der  Versicherung  selbst  hinstellt  Da  das  Gesetz  gegen 
Fälschung  der  Lebensmittel  einschreitet  und  solche  bestraft,  so  wäre 
dann  auch  gegen  die  Lebensversicherungsgesellschaften  einzuschreiten 
und  beziehentlich  Strafe  zu  verhängen,  welche  die  Reserven  nach 
Zillmers  Theorie  berechnen.  Man  sieht  nicht  gut  ein,  worin  hierbei 
die  Fälschung  bestehen  soll.  Zahlen  solche  Lebensversicherungsgesell- 
schaften  die  Versicherungssummen  beim  Tode  nicht  voll  aus,  oder 
in  schlechter  Münze,  oder  nicht  zur  gehörigen  Zeit,  oder  thun  sie 
sonst  etwas,  was  die  Versicherten  schädigte «  oder  wird  durch  die 
Zillmer'sche  Theorie  der  Vertrag  der  Gesellschaft  mit  dem  Versicher- 
ten rechtsungültig  oder  doch  wenigstens  gelockert,  so  dass  die  Zah- 
lung der  Versicherungssumme  verweigert  werden  kann?  Es  ist  auf 
Alles  dies  mit  Nein  zu  antworten.  Worin  beruht  und  besteht  nun 
die  Fälschung? 

Höchstens  könnte  man  sagen,  eine  Schädigung  des  Versicherten 
findet  doch  in  dem  Falle  statt,  wenn  der  letztere  seine  Versicherung 
zurückkauft,  wobei  er  nach  der  Zillmer'schen  Theorie  weniger  be- 
kommt, als  nach  der  älteren  Methode.  Darauf  ist  indessen  zur  Er- 
wägung anheim  zu  geben,  dass  die  Principien,  nach  welchen  die  Le- 
bensversicherungsgesellschaften die  Policen  zurückkaufen,  sehr  ver- 
schieden sind  und  dass  in  Folge  dessen  eine  Lebensversicherungsge- 
sellschaft, welche  nach  der  älteren  Methode  rechnet,  weniger  beim 
Rückkauf  giebt,  als  eine  nach  der  Zillmer'schen  Theorie  rechnende. 

Zwar  nicht  einen  Fehler,  sondern  nur  eine  bereits  oben  bespro- 
chene, scheinbar  merkwürdige  und  durch  unwissende  Menschen  fast 
zu  einem  Verbrechen  gemachte  Erscheinung  bietet  die  Zillmer^sche 
Theorie  dar,  nämlich  die,  dass  unter  Umständen  die  Reserven  negativ 
werden  können,  aus  welchem  Grunde  man  sie  auch,  obschon  ganz 
sinnlos,  das  Princip  der  negativen  Reserven  genannt  hat 
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Bei  der  oben  mitgetheilten  kleinen  Tafel  I  für  das  40.  Lebens- 
jahr als  Eintrittsalter,  ist  die  Reserve  am  Ende  des  ersten  Jahres 
negativ.  Für  das  Eintrittsalter  20  giebt  die  Tafel  II  die  nöthigen 
Zahlen,  woraus  man  ersieht,  dass  die  Reserve  sogar  noch  am  Ende 
des  zweiten  Jahres  negativ  erscheint,  während  bei  dem  Eintrittsalter 
60,  siehe  Tafel  III  und  auch  bei  noch  höheren  Altem  diese  Erschei- 
nung nicht  mehr  stattfindet.  Ueberhaupt  kommen  negative  Reserven 
bei  massiger  Abschlussprovision  nur  in  den  jüngeren  Eintrittsaltem 
vor  und  können  auch  da  zum  Verschwinden  gebracht  werden ,  wenn 
man  die  Abschlussprovision,  überhaupt  die  zu  tilgende  Summe,  klein 
genug  nimmt.  Es  lässt  sich  immer  für  jedes  Eintrittsalter  eine  Ab- 
schlussprovision berechnen,  bei  welcher  die  negativen  Reserven  ver- 
schwinden müssen.  Hätte  man  die  drei  wahrscheinlichen  Werthe  (in 
den  Tafeln  durch  A.  B.  C.  bezeichnet),  um  welche  es  sich  handdt, 
getrennt  in  die  Jahresbilanz  eingesetzt,  so  würde  Alles  übersichtlicher 
geworden  sein  und  man  würde  keinen  Grund  gehabt  haben,  von  ne- 
gativen Reserven  zu  sprechen.  Freilich  hätte  man  dann  auch  Kennt- 
niss  von  dem  wahrscheinlichen  Werthe  der  zu  tilgenden  Abschluss- 
provision erhalten,  was  allerdings  für  einige  Lebensversicherungsgesell- 
schaften als  nicht  wünschenswerth  erscheinen  düifte.  Die  negativen 
Reserven  können  niemals  grosse  Summen  erreichen  und  niemals  in 
der  Bilanz  erscheinen,  wenigstens  dann  nicht,  wenn  die  Gesellschaft 
schon  einige  Jahre  bestanden  hat.  Gewöhnlich  setzt  man  sie  gleich 
Null  und  macht  dadurch  die  Reserve  um  eine  kleine  Summe  grösser. 
Das  hat  wenig  zu  bedeuten  und  ist  fast  ebenso,  als  wenn  ein  Verschwen- 
der mit  Pfennigen  zu  geizen  anfängt,  um  seine  Finanzen  zu  verbessern. 

Nun  protestirt  freilich  der  Erfinder  dieser  Theorie  feierlichst  ge- 
gen Annahme  einer  Abschlussprovision  von  der  Höhe,  dass  negative 
Reserven  erscheinen  und  sagt,  das  sei  gar  nicht  seine  Theorie  und 
dürfe  nicht  Zillmer'sche  Theorie  genannt  werden.  Dieser  Protest 
findet  sich  zwar  schon  in  der  oben  genannten  Schrift:  „Theorie  der 
Prämienreserve  u.  s.  w."  von  Herrn  Director  Dr.  Zillmer  mehr  als 
freundschaftlicher  Rath  und  nebenbei  ausgesprochen.  Auch  verwirft 
Herr  Director  Dr.  Zillmer  darin  die  Einstellung  negativer  Reserven 
nicht  so  unbedingt  wie  später.  Allein  die  Zillmer'sche  Theorie  wird 
trotzdem  nicht  verletzt,  wenn  eine  Lebensversicherungsgesellschaft  den 
Rath  des  Herrn  Director  Dr.  Zillmer  nicht  befolgt  und  die  negativen 
Reserven  mhig  stehen  lässt,  wo  sie  nach  der  ganz  richtigen  Rech- 
nung erscheinen.  Wer  einmal  A  sagt,  d.  h.  die  Zillmer'sche  Theorie 
anwendet,  muss  auch  B  sagen,  d.  h.  die  negativen  Reserven  mit  in 
den  Kauf  nehmen.    Wenn  in  der  jüngeren  Zeit  Herr  Director  Dr. 
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Zillmer  mit  einer  gewissen  Reizbarkeit  dies  als  seine  Theorie  nicht 
gelten  lassen  will,  so  ist  er  im  Unrecht  und  alle  Bemühungen  seiner- 
seits, die  negativen  Reserven  zurückzuweisen,  sind  vergeblich.  So  ist 
namentlich  das  Beispiel  in  No.  20  (1880  Mai  24)  der  Zeitschrift  für 
Versicherungswesen,  herausgegeben  von  Neumann  in  Berlin,  ganz  un- 
passend, nach  welchem  Herr  Director  Dr.  Zillmer  die  negative  Re- 
serve mit  der  negativen  Wurzel  einer  quadratischen  Gleichung  ver- 
gleicht, aufweiche  eine  gar  nicht  hierher  passende  Aufgabe  aus  einer 
algebraischen  Aufgabensammlung  führt  Wollte  Herr  Director  Dr. 
Zillmer  aus  anderen  Theilen  der  Mathemathik  passende  Beispiele  zur 
Erläuterung  anführen,  so  hätte  er  bessere  in  der  neueren  Geometrie 
gefunden,  nicht  in  der  Euklideischen,  die  von  negativen  Grössen  noch 
nichts  weiss.  Dann  würde  er  aber  auch  erkannt  haben,  dass  da,  wo 
negative  Reserven  kommen,  immer  noch  die  Zillmer'sche  Theorie  be- 
steht und  dass  es  keine  Ausnahme  giebt 

Dass  Herr  Director  Dr.  Zillmer  jetzt  mit  solcher  Reizbarkeit  von  den 
negativen  Reserven,  die  ohnehin  das  Unschädlichste  seiner  Theorie  sind, 
nichts  mehr  wissen  will,  kann  man  eigentlich  nicht  gut  erklären.  Es 
scheint  fast,  als  wenn  ihm  die  ganze  Sache  leid  thäte  und  er  sie  gern  aus 
der  Welt  schaffen  möchte.  Man  möchte  fast  glauben,  er  befindet  sich  in 
ähnlicher  Lage  als  jener  Teufelsbeschwörer,  der  geglaubt  hat,  der  Teu- 
fel sei  ein  adonisartiger  Jüngling  von  prächtiger  Gestalt ,  und  der ,  als 
anstatt  des  schönen  Jünglings,  ein  haariges  garstiges  Ungethüm  er- 
schien, heftig  protestirte,  das  sei  nicht  der  richtige  Teufel.  Aber  Beel- 
zebub antwortete  ihm  unter  Lachen,  dass  die  Hölle  nach  ihren  eige- 
nen Satzungen  handle.  Herr  Director  Dr.  Zillmer  hat  aus  gutem 
Grunde  gewarnt,  die  Abschlussprovision  nicht  höher  zu  nehmen,  als 
bis  die  Reserve  am  Ende  des  ersten  Jahres  gleich  Null  wird,  minde- 
stens die  negativen  Reserven  nicht  in  die  Bilanz  einzusetzen,  falls 
welche  entstehen  sollten,  sondern  Null  dafür  anzunehmen.  Jedenfalls 
ist  ihm  bekannt  geworden,  dass  die  Lebensversicherungsgesellschaften 
sich  wenig  um  diese  Warnung  gekümmert,  sondern  nach  ihren  eige- 
nen Satzungen  gehandelt  haben  und  zwar,  wenn  man  einmal  diese 
Bahn  betritt,  mit  Recht,  denn  die  Zillmer'sche  Theorie  enthält  nichts 
von  Grenzen,  über  welche  die  Höhe  der  Abschlussprovision  nicht  hin- 
ausgehen dürfe  und  auch  nichts  davon,  dass  negative  Reserven  un- 
richtig seien,  sie  sind  eine  nothwendige  Folge  der  ganzen  Theorie^). 

1)  Negative  Reserren  kommen  äbrigens  auch  da  vor,  wo  die  Zillmer 'sehe  Theorie 
gar  nicht  in  Anwendung  kommt ,  nämlich  bei  den  Wittwenpensionen ,  wenn  die  Fraa 
viel  älter  als  der  Mann  ist,  Überhaupt  bei  Ueberlebensversicherongen. 

N.  F.  Bd.  V.  16 
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Auch  machen  die  negativen  Reserven  eine  Gesellschaft,  die  die  Zill- 
mer'schc  Theorie  angenommen  hat,  nicht  bankerott,  sie  betragen  nur 
einen  sehr  kleinen  Theil  des  gcsammten  Reservefond.  Viel  verhäng- 
nissvoller  ist  es,  wenn  eine  Lebensversicherungsgesellschaft  die  ge- 
sammten  Abschlusskosten,  die  bis  3  Procent  der  Versicherungssumme 
und  höher  steigen  können,  nach  dieser  Theorie  tilgt  Kommen  dann 
noch  wirkliche  Verluste  hinzu,  durch  zu  splendide  Verwaltung,  durch 
Verthcilung  nicht  verdienter  Dividenden,  durch  Verluste  aus  zu  grosser 
Sterblichkeit  und  dergleichen,  so  kann  allerdings  eine  solche  Gesell- 
schaft auf  eine  so  geneigte  Ebene  gerathen,  dass  keine  Macht  der 
Erde  die  mit  wachsender  Schnelle  dem  Abgrunde  zueilende  Gesell- 
schaft aufzuhalten  im  Stande  ist.  Es  müsste  denn  sein,  dass  ein 
grosser  Capitalist  aus  allzugrosser  Güte  das  fehlende  Capital  der  Ge- 
sellschaft schenkte. 

Man  sieht  aus  allen  diesen  Betrachtungen,  dass  allerdings  eine 
massige  Anwendung  der  Zillmer'schen  Theorie  keine  Gesellschaft  zu 
Grunde  richten  kann  und  dass  eine  junge  Gesellschaft,  um  nur  eini- 
germaassen  die  Concurrenz  aushalten  zu  können,  gezwungen  ist,  ent- 
weder ihr  Geschäft  nur  schrittweise  auszudehnen,  oder  durch  Einfüh- 
rung der  Zillmer'schen  Theorie  zu  einer  schnelleren  Ausdehnung  die 
nöthigen  Mittel  zu  erhalten.  Lässt  sie  sich  dann  verleiten,  mehr  als 
1  Procent  Abschlusskosten  von  den  Versicherten  tilgen  zu  lassen,  so 
befindet  sie  sich  bereits  auf  schiefer  Ebene  und  es  ist  ihr  der  Rück- 
zug meistens  abgeschnitten. 

Es  giebt  aber  noch  einen  Nachtheil,  den  die  Zillmer'sche  Theorie 
seit  etwa  20  Jahren  über  das  deutsche  Lebensversicherungswesen  ge- 
bracht hat  und  das  ist  ein  wirklicher  Nachtheil,  während  die  bisher 
berührten  Mängel  nur  dann  Schaden  anrichten,  wenn  man  maasslos 
vorgeht  Dieser  wirkliche  Schaden  ist  allerdings  zunächst  auf  sitt- 
lichem Grund  und  Boden  zu  suchen  und  wirkt  nur  mittelbar  auf  das 
Materielle  ein.  Die  Zillmer'sche  Theorie  hat  uns,  um  das  gelindeste 
Wort  zu  gebrauchen,  seit  20  Jalircn  eine  zuchtlose  Concurrenz  zu 
Wege  gebracht  Man  wird  allerdings  fragen,  wie  soll  denn  die  Zill- 
mer^sche  Theorie  an  diesem,  in  der  That  grossen  Uebelstande  schul- 
dig sein,  der  in  gar  keiner  Beziehung  zur  Reserveberechnung  steht? 
Es  ist  auch  bereits  ausgesprochen  worden,  dass  diese  zuchtlose  Con- 
correDi  der  neueren  Zeit  nur  mittelbar  der  Zillmer'schen  Theorie  zu 
Last  gel^  werden  kann.  Sie  hat  reichliche  Mittel  dazu  geboten, 
dass  die  Lebensversicherungsgesellschaften  ein  fast  zahlloses  Heer 
ton  Agenten,  Inspectoren,  Acquisitoren,  Zutreibem  und  wie  man  diese 
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oft  sehr  unsauberen  Diener  der  Lebensversicberungsgesellscbaften  sonst 
nocb  nennen  mag,  balten  und  bezahlen  können.  Gute  feine  und  an- 
ständige Acquisitoren  und  Inspectoren  sind  keineswegs  in  Menge  vor- 
handen, es  gehört  zur  Erwerbung  von  Versicherungen  ein  gewisses 
natürliches  angeborenes  Geschick,  was  nicht  immer  bei  wohlanstän- 
digen, kenntnissreicheB,  wohl  unterrichteten  und  sonst  geschulten  Per- 
sonen zu  finden  ist  Es  kommt  oft  genug  vor,  dass  gerade  ziemlich 
ungebildete  Personen  in  der  Erwerbung  von  Versicherungen  Ausser- 
ordentliches leisten.  Dann  wird  manche  andere  unangenehme  Eigen- 
schaft solcher  Leute  übersehen.  Man  darf  auch  nicht  einwenden,  dass 
die  von  jenen  Aussenbeamten  begangenen  Unregelmässigkeiten  von  den 
Directionen  selbst  nicht  veranlasst  worden  seien  und  gebilligt  würden, 
da  es  ja  doch  mit  unendlichen,  grosse  Kosten  verschlingenden  Schwie- 
rigkeiten verbunden  sein  würde,  eine  Beaufsichtigung  dieser  Beamten 
von  oben  herab  auszuüben.  Das  klingt  sehr  beruhigend,  allein  es  findet 
leider  sehr  oft  das  Gegentheil  statt.  Die  Directionen  der  Gesellschaften 
geben  gedruckte  Anleitungen  für  diese  Aussenbeamten  aus,  bisweilen 
in  Katechismusform  geschrieben,  worin  man  die  Concurrenzgesellschaf- 
ten  einer  kritischen,  sehr  unchristlichen  Musterung  unterwirft,  die  auf 
dem  Grundsatz  beruht:  calumniare  audacter,  semper  aliquid  haeret. 
Macht  man  sich  z.  B.  die  Mühe,  alle  von  den  Aussenbeamten  derselben 
Gesellschaft  über  andere  Gesellschaften  ausgesprochene  Verunglim- 
pfungen zu  mustern,  so  bemerkt  man  ohne  Schwierigkeiten,  dass  eine 
wie  die  andere  lautet,  dass  sie  also  von  einer  Centralstelle  ausgehen 
müssen.  Es  offenbart  sich  darin  eine  schulmässige  Abrichterei,  die 
auf  die  Dummheit  ihrer  Schüler  berechnet  ist 

Dann  beachte  man  femer  diese  zuchtlose  Goncurrenz  bei  den  zum 
Ekel  gewordenen  Streitigkeiten  über  die  Höhe  der  Dividenden,  wozu 
nicht  blos  in  dem  oben  erwähnten  Katechismus  sehr  ungenügende  und 
noch  ungenügender  von  den  meist  ganz  unwissenden  Aussenbeamten 
verstandene  Darlegungen  gemacht  werden.  Es  wird  auch  die  grosse 
und  kleine  Presse  dazu  benutzt  Nun  weiss  jeder,  der  mit  der  Presse 
in  Berührung  gekommen  ist,  dass  keine  Zeitung,  namentlich  keine 
grosse,  solche  für  die  Leser  wenig  Interesse  bietende  Streitigkeiten 
über  die  Höhe  der  Dividenden  aufnimmt,  wenn  sie  nicht  vorher  durch 
reichliche  und  gut  zu  bezahlende  Bekanntmachungen  gewonnen  wor- 
den ist.  Auch  diese  Ausgabe  ist  heutigen  Tages  für  die  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften nicht  gering  und  würde  nicht  gemacht  wer- 
den können,  wenn  die  Zillmersche  Theorie  nicht  auch  hierzu  die 
Mittel  gewährte.    Früher  noch  vor  30  Jahren  war  diese  zuchtlose 
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CoDCurrenz  UDbekannt.  In  Schwung  ist  sie  erst  von  der  Zeit  ab  ge- 
kommen, wo  der  Gebrauch  der  Zillmerschen  Theorie  sich  bei  den 
Lebensversichenmgsgesellschaften  immer  mehr  Freunde  verschafite. 

Waren  wir  im  Stande,  die  meist  aus  Unkenntniss  und  falscher 
Anschauung  entstehenden  Angriffe  auf  die  Zillmersche  Theorie  zurück- 
zuweisen oder  zu  mildem,  so  können  wir  dag^en  die  mehr  auf  dem 
sittlichen  Gebiete  liegenden  Nachtheile  der  Theorie  nicht  hart  genug 
geissein.  Der  materielle  Schaden  steht  erst  in  zweiter  Linie.  Das 
ganze  Versicherungswesen  ist  durch  die  Zillmersche  Theorie  auf  fal- 
sche Bahnen  gelenkt  worden.  Denn  das  Institut  der  Lebensversiche- 
rung ist  kein  Institut,  was  den  Zweck  hätte,  Geld  zu  machen,  son- 
dern es  hat  eine  sittliche  Aufgabe  zu  lösen :  den  Wohlstand  der  Fa- 
milie nämlich  durch  Sparsamkeit  und  Massigkeit  in  allen  Dingen  zu 
befördern.  Die  mehrfach  hier  besprochene,  durch  die  Zillmersche 
Theorie  grossgezogene  zuchtlose  Goncurrenz  hat  diesen  sittlichen  Zweck 
der  Lebensversicherung,  wenn  nicht  ganz  vernichtet,  doch  sehr  in  den 
Hintergrund  gedrängt  und  als  Nebensache  behandelt.  Im  dunkeln 
Mittelalter,  wie  man  es  gewöhnlich  nennt,  obschon  mit  Unrecht,  hatte 
jedes  menschliche  Thun  und  Treiben  einen  Schutzpatron  und  wenn 
das  Versicherungswesen  bis  dahin  seine  Ahnen  verfolgen  könnte,  so 
würde  es  auch  einen  Schutzpatron  gehabt  haben.  Wenn  dieser  jetzt 
vom  Himmel  herunterstiege  und  dem  zuchtlosen  Treiben  und  Jagen 
beim  Versicherungswesen  zusähe,  so  würde  er  wohl  ausrufen:  Du 
hast  mein  Heiligthum,  der  Wittwen  und  Waisen  Zuflucht  in  bitterer 
Noth,  zu  einem  Viehstall  gemacht! 

3. 

Es  fragt  sich  nun,  welche  Sicherheitsmassregeln  soll  das  zukünf- 
tige Versicherungsgesetz  aufstellen,  um  vergangene  Ausschreitungen  zu 
bessern  und  zukünftige  zu  verhüten. 

Das  Aeusserste  wäre,  dass  man  die  Anwendung  der  Zillmerschen 
Theorie  bei  der  Reserveberechnung  in  Zukunft  ganz  verböte  und  an- 
ordne, dass  die  Reserven  nach  der  älteren  Methode  fortan  berechnet, 
sowie  innerhalb  einer  gewissen  Frist  die  vorhandene  Reserve  wieder 
ergänzt  werde,  sowie  es  die  ältere  Methode  verlangt  Die  erstere 
Vorschrift  würde  sofort  die  Gesellschaften  nöthigen,  ihre  Ausgaben 
einzuschränken  und  auf  das  geringe  Mass  zu  setzen,  was  die  Erhö- 
hung der  Normalprämie  gestattet  Denn  die  Goncurrenz  würde  es 
meistens  verbieten,  den  Prämienau&chlag  sehr  zu  vergrössem,  um 
mehr  Mittel  zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  zu  erhalten.    Was 
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die  andere  Vorschrift  anlangt,  so  würde  man  je  nach  der  Grösse  der 
noch  nicht  getilgten  Summe  (Abschlussprovision)  eine  längere,  meist 
wohl  eine  sehr  lange  Frist  gestatten  müssen.  Bei  Gegenseitigkeits- 
gesellschaften würde  es  die  Existenz  der  Gesellschaft  gcfärden,  wollte 
man  binnen  kurzer  Zeit  verlangen,  den  Reservefond  wieder  vollzählig 
zu  machen.  Was  in  vielen  Jahren  für  Ausübung  jener  zuchtlosen 
Concurrenz  ausgegeben  worden  ist,  lässt  sich  in  einigen  Jahren  auch 
durch  die  grösst«  Sparsamkeit  der  Gesellschaft  nicht  wieder  ersetzen. 
Das  gewaltsame  Vorgehen  gegen  solche  Gesellschaften  würde  mehr 
einreissen  als  aufbauen.  So  lange  auch  nur  noch  einige  Hoffiiung 
vorhanden  ist,  dass  eine  Gesellschaft  ihren,  durch  die  Zillmersche 
Theorie  herbeigeführten  mangelhaften  Zustand  verbessern  kann,  muss 
man  Liquidation  vermeiden.  Diese  schädigt  das  Vertrauen  zum  ge- 
sammten  Versicherungswesen.  Grosse  und  sonst  gut  situirte  Lebens- 
versicherungsgesellschaften scheinen  dahin  zu  streben,  solche  mangel- 
hafte Gesellschaften  zur  Liquidation  zu  drängen,  auch  nicht  etwa 
aus  Abneigung  gegen  die  Sünde,  sondern  aus  eigennützigen  Gründen, 
weil  sie  glauben,  dass  die  Concurrenz  dadurch  kleiner  wird.  Sie 
dürften  aber  sehr  irren. 

Ungleich  besser  ist  es  aber,  wenn  man  die  Zillmersche  Theorie 
durch  das  Versicherungsgesetz  nicht  verbietet,  sondern  nur  fordert, 
dass  in  den  Rechenschaftsberichten  die  drei,  in  den  oben  mitgetheilten 
Tafeln,  durch  A.,  B.,  C.  bezeichneten  wahrscheinlichen  Werthe  getrennt 
angegeben,  nicht  in  einem  einzigen  Posten  zusammengezogen  werden. 
Man  würde  also  in  den  Passiven  den  wahrscheinlichen  Werth  der 
Schuld  der  Gesellschaft,  in  den  Activen  erstens  den  wahrscheinlichen 
Werth  der  Schuld  der  Versicherten  und  zweitens  den  wahrscheinlichen 
Werth  der  Tilgungsrate,  alle  drei  Posten  getrennt,  einzustellen  haben. 
Die  zu  tilgende  Summe  (Abschlussprovision)  dürfte  aber  nicht  über 
ein  Procent  der  Versicherungssumme  hinausgehen  und  wäre  für  jede 
Versicherungsart  getrennt  anzugeben.  Doch  Hesse  sich  über  die  Höhe 
dieser  Grösse  noch  streiten,  auch  darüber,  ob  die  Tilgung  über  die 
ganze  Lebenszeit  ausgedehnt  werden  soll,  oder  abgesehen  von  der 
Art  der  Versicherung  schon  in  kürzerer  Frist,  etwa  nach  10  Jahren^) 
vollzogen  werden  muss.  Wenn  die  Versicherung,  wie  bei  abgekürzter 
Lebensversicherung  schon  bei  einem  im  Voraus  bestimmten  Alter  ab- 
läuft, versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Tilgung  spätestens  mit 
diesem  Alter  aufhören  muss.  Endlich  selbstverständlich  müsste  Sterb- 
lichkeitstafel und  Zinsfuss,   sowie   die  nöthigen  Fundamentalzahlen, 

1)  S.  das  österreichische  Verf. -Gesetz  §  18. 
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welche  die  Gesellschaften  bei  ihren  Rechnungen  benutzen  ^  f&r  Jeder- 
mann zugänglich  gemacht  werden. 

Wenn  man  dem  jährlichen  Rechenschaftsberichte  diese  Form  giebt, 
so  hört  die  Zillmersche  Theorie  von  selbst  auf.  Denn  diese  Theorie 
besteht  ja  eben  nicht  darin,  dass  man  die  Abschlussprovision  oder 
sonst  andere,  nur  beim  Abschluss  der  Versicherung  und  nur  einmal 
auftretende  Spesen  von  den  Versicherten  tilgen  lässt,  sondern  darin, 
dass  man  den  wahrscheinlichen  Werth  dieser  Tilgungsrate  mit  der 
Reserve  (Difierenz  zwischen  den  beiden  oben  durch  A.  und  B.  be- 
zeichneten Posten)  vereinigt,  das  letzte  Wort  im  algebraischen  Sinne 
genommen.  In  welcher  Form  diese  Vereinigung  bewirkt  wird,  ist 
nebensächlich,  sie  muss  unbedingt  durch  das  Gesetz  verbot^  werden. 

Wird  einmal  ein  Versicherungsamt  durch  das  Gesetz  geschafifen, 
so  wird  es  auch  dessen  erste  Pflicht  sein,  öfter  die  Rechenschaftsbe- 
richte zu  prüfen  und  festzustellen,  ob  die  Angaben  derselben  mit  den 
Büchern  und  sonstigen  Acten  der  Gesellschaft  übereinstimmen. 


IV. 

Preussisches  Yolkseinkommen  i.  J.  188L 

Von 

Dr.  Ad.  Soetbeer. 

In  einem  vor  drei  Jahren  unternommenen  Versuch  einer  Schätzung 
des  Umfangs  und  der  Vertheilung  des  Volkseinkommens  im  preussi- 
sehen  Staate  machten  wir  ausdrücklich  den  Vorbehalt,  dass  die  hier- 
über vorzulegenden  statistischen  Ausstellungen  weit  entfernt  davon 
seien  auf  Genauigkeit  und  Vollständigkeit  Anspruch  zu  erheben  und 
dass  eine  blos  negirende  vornehme  Kritik,  welche  die  Unsicherheit 
und  UnVollkommenheit  aller  solcher  Ermittelungen  beweisen  wolle,  so 
zu  sagen  eine  offene  Thür  einzustossen  sich  abmühe.  Allein  trotz 
dieser  Verwahrung  hat  es  an  solchen  Auslassungen  nicht  gefehlt,  wäh- 
rend überzeugende  positive  Nachweisungen  zu  sachgemässen  Berich- 
tigungen der  Methode  oder  der  Resultate  der  annähernden  Schätzun- 
gen uns  nicht  bekannt  geworden  sind.  Wir  würden  gewiss  dahin  zie- 
lende Belehrungen  und  Vorschläge  für  die  Fortführung  der  in  Rede 
stehenden  Untersuchungen  gerne  berücksichtigt  haben,  sind  aber  durch 
das  Ausbleiben  derselben  ebenso  wenig  wie  durch  jene  überflüssige 
Kritik  bestimmt  worden,  nachdem  auch  für  die  Jahre  1879,  1880  und 
1881  die  Uebersichten  der  Veranlagungen  zur  Klassensteuer  und  zur 
Einkommensteuer  dem  preussischen  Landtage  in  gewohnter  Weise 
vorgelegt  worden  sind,  von  der  Fortsetzung  unserer  hierauf  begrün- 
deten Schätzungen  abzulassen.  Wie  unvollkommen  und  anfechtbar 
solche  an  sich  auch  sein  mögen,  so  können  sie  doch  in  ihrer  Konti- 
nuität Anregung  und  Material  zu  manchen  Betrachtungen  und  Folge- 
rungen gewähren,  namentlich  im  Vergleich  mit  mehr  oder  minder 
entsprechenden  Verhältnissen  anderer  Länder  und  in  Bezug  auf  die 
Fragen  der  Besteurung. 

Wir  gehen  aus  von  einem  im  34.  Bande  dieser  Jahrbücher  veröf- 
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fentlichten  Aufsatze  und  der  als  AkteostQck  Nr.  15  zu  den  Verband- 
langen  des  Hauses  der  Abgeordneten,  Session  1882,  vorgelegten  „Nach- 
weisung  Ober  die  Anzahl  der  für  das  Jahr  vom  1.  April  1881 — 1882 
A  zur  Klassensteuer,  B  zur  klassifizirten  Einkommensteuer  veran- 
lagten Personen  und  den  Betrag  der  für  dasselbe  Jahr  veranlagten 
Steuern."^ 

Vergleicht  man  nach  diesen  Nachweisungen  für  die  Jahre  1876 
und  1881—82  die  Ergebnisse  der  dort  vorangestellten  Bemeriningen, 
so  treten  im  Verlauf  der  5  Jahre  vornehmlich  folgende  Verandorangen 
hervor: 


1876  1881 

EinkoBUMBSteaerpfliebtige  Penonen      .     .     .  S7I.97S  ^5^919  I2y9*i^ 

KUssensteaerpflicbtige  Personen        ....     17,890,953  18,245,001  2,0 

VoA  der  Klassensteaer  beireite  Personen  .     .       6,369,856  7,825,781  22,8 

BeTolkenmg  nacb  der  SteaeroUen  Personen:      24,832,784  26,716,701 


Einkommensteaer :  HAosbaltangen 

.,  :  Einxelnerwerbende 

Klassenstener :  Hansbaitnngen      .     . 


„  :  Einielenrerbende 


Staserfrei:  Haosbaltnngen 
„       :  Einselerwerbende 


»30,747  147*703  13.0 

26^9  30,286  15,0 

3,8o9,4«5  31863,313  14 

1,188,743  1,183352  (—  0,5) 

1,133,946  1372,899  21,1 

2,177,806  2,558,332  17,1 

(Die  Hebnng  der  Klassen«  und  Einkommensteaer  in  Prensscn  geschieht  in  der  Begel 
(h  Hftnshaltnngen.) 
Anf  je  100  Hanshaltnngen  kommen  Personen : 

1876  1881       Znnahme 

bei  den  Einkommenstenerpflichtigen     417  426  2,1  *j^ 

„      „    KlAssenstenerpflicbtigen  438  442  0,9 

„      „    Steverfreien 369  384  4,1 

Ein  vergleichender  Ueberblick  der  vorstehenden  amtlidioi  Nach- 
weise muss  sofort  die  Aufmeri^samkeit  auf  den  Umstand  lenken,  dass 
von  1876  bis  1881  die  Zahl  der  Censiten  (far  sich  aUein  wie  mit  Eän- 
schluss  ihrer  Angehörigen),  welche  der  Klassensteuer  unterfiegen, 
deren  geschätztes  jährliches  Einkommen  also  zwischen  420  und  3000  H. 
liegt,  nur  in  sehr  geringem  Maasse  gewachsen  ist  (weniger  als  die 
Bevölkerung),  dass  hingegen  die  Zahl  der  Steuerfreien  (also  derjeni- 
gen, deren  Einkommen  geringer  als  420  M.  angenommen  wird)  viel  be- 
trächtlicher gestiegen  ist,  während  auch  die  Zahl  der  Einkommoi- 
steuerpflichtigen  sich  stärker  als  im  Verhältniss  der  Bevölkerungszu- 
nahme gehoben  hat  Es  liegt  nahe,  hieraus  den  Schluss  zu  ziehen, 
dass  im  Laufe  der  fünf  Jahre  1876  bis  1881  im  preussischen  Staate 
verhältnissmässig  die  Verarmung  der  grossen  Masse  der  Bevölkerung 
gewachsen  sei,  dagegen  der  untere  Theil  des  sg.  Mittelstandes  ver- 
loren habe,  während  gleichzeitig  die  schon  wohlhabenden  und  reidien 
Familien  durchschnittlich  noch  an  Rdchthum  gewonnoi  hättoi.    Bei 
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weiterer  Erwägung  erscheint  indess  eine  solche  Scblussfolgerung  noch 
nicht  hinlänglich  gerechtfertigt.  Thatsüchlich  rang  es  um  die  Ent- 
wickelung  der  Einkommen  Verhältnisse  30  stehen,  wie  eben  angedeutet, 
allein  die  obigen  allgemeinen  Angaben  au  sieb  beweisen  es  noch  nicht. 
Vor  allem  ist  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  dass  die  Praxis  der  schär- 
feren Einschätzung  in  den  letzten  Jahren  erbeblich  mit  dahin  gewirkt 
haben  kann,  nach  und  nach  eine  grössere  Anzahl  von  Censiten  aus 
den  obersten  Stufen  der  Klasseusteuer  in  die  untersten  Stufen  der  Ein- 
kommensteuer und  aus  diesen  wieder  manche  in  die  nächst  folgenden 
höheren  Stufen  zu  versetzen,  ohne  dass  in  Wirklichkeit  ein  entspre- 
chendes Steigen  der  Einkommen  stattfand,  und  dass  umgekehrt  die 
Praxis  der  Einschätzung  gleichzeitig  in  manchen  Theilen  des  Staats 
weniger  dahin  neigte,  bei  den  neu  hinzukommenden  Haushaltungen 
und  Einzelerwerbeuden  der  dürftigen  Klasse  ein  jährliches  Einkommen 
von  über  420  M.  zu  präsumireu,  was,  wenn  solches  in  grösserer  Aus- 
dehnung geschieht,  selbstverständlich  die  Zahl  der  Klassensteuerpflich- 
tigen mindern  und  die  der  Steuerfreien  vermehren  muss.  Sodann 
kommt  in  Betracht,  dass  hei  Beurtheilung  der  verbältnissmässigcn 
Zunahme  oder  Abnahme  des  Wohlstandes  in  den  verschiedenen  Ver- 
mogensklassen  die  oberen  Stufen  der  Klassensteuer  mehr  mit  den 
unteren  Stufen  der  Einkommensteuer  wirthschaftlich  zusammenfalten 
und  demgemäss  betrachtet  werden  müssen.  Um  die  Entwickeluug  der 
Einkomuienverbältuisse  in  den  verschiedenen  Vermögensklassen  der 
Bevölkerung  auf  Grund  der  successiveu  Veranlagungen  zu  der  Klassen- 
und  Einkommensteuer  zu  beurtbeilen,  genügt  nicht  die  gegebene  fis- 
kalische Eintheilung  in  Ein  kommen  steuerpflichtige  (mit  über  30(K)  M. 
geschätzten  Einkommen),  in  Klasaensteuerpflichtige  (mit  Einkommen 
zwischen  420  und  3CXX)  M.)  und  Steuerfreie  (mit  Einkommen  unter 
420  M.},  sondern  hierzu  ist  eine  andere  speziellere  Theiluiig  unent- 
behrlich. 

Wie  solche  am  passendsten  zu  trefi'en,  darüber  können  die  An- 
sichten sehr  von  einander  abweichen  und  thun  dies  auch,  und  ein 
förmlicher  objektiver  Beweis,  dass  eine  bestimmte  Modalität  die  mög- 
lich beste  oder  die  allein  riclitige  sei,  lässt  sich  nicht  beibringen. 
Das  subjektive  Ermessen  des  den  Gegenstand  eingebend  behandeln- 
den Autors  und  die  Rücksicht  auf  frühere  Zusammenstellungen  müssen 
hierüber  entscheiden. 

Die  neue  Einkommenstatistik  des  Königreichs  Sachsen  macht  vier 
ibtheilungen :  1)  Aermere  Klasse  bis  zu  800  M. ;  —  2}  Mittlere  Klasse 
i  Ober  800  bis  3300  M.;  -  3)  Wohlhabende  Klasse  von  über  3300 
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bis  9600  M.;  —  4)  Reiche  Klasse  von  Aber  9600  11  jährlichen  Ein- 
kommen. 

Wir  haben  bei  unseren  Schätzungen  des  preussischen  Volkseinkom- 
mens seit  1872  beständig  folgende  sechs  Abtheilungen  festgehalten: 

A.  Dürftige  Einkommen  bis  525  M.  (bei  Haushaltungen  durch- 
schnittlich 500  M.,  bei  Einzelerwerbenden  350  M.). 

B.  Kleine  Einkommen,  525  bis  2000  M. 
G.  Massige  Einkommen,  2000  bis  6000  M. 

D.  Mittlere  Einkommen,  6000  bis  20,000  M. 

E.  Grosse  Einkommen,  20,000  bis  100,000  M. 

F.  Sehr  grosse  Einkommen  über  100,000  M.  ^). 

Auch  haben  wir  in  Rücksicht  auf  die  vielfach  nicht  den  vollen 
Betrag  des  wirklichen  Einkommens  trefifenden  Einschätzungen  diese 
durchschnittlich  um  25«/o  (bzw.  bei  Klasse  F.  um  lO^/o)  erhöhen  zu 
sollen  geglaubt,  um  hierdurch  der  Wirklichkeit  näher  zu  kommen. 

1)  Nachdem  bereits  der  yorliegende  Aufsats  niedergeschrieben  war,  ist  ans  ein  be> 
achtenswerther  Artikel  des  Herrn  Samt  er  in  Königsberg  bekannt  geworden,  welcher 
die  Aufschrift  führt :  „Die  EinkommenverhXltnisse  des  preussischen  Volkes  in  den  Jahren 
1877—81**  und  wesentlich  das  gleiche  Thema  behandelt  hat.  Hier  wird  folgende  „Glie- 
derung des  Einkonunens'*  den  Berechnungen  und  Betrachtungen  tum  Grunde  gelegt: 
„Die  Steuerbefreiten  gehören  unbedenklich  der  Volksklasse  an,  welche  ab  auf  der  un- 
tersten Stufe  befindlich  zu  betrachten  sind,  und  ihr  kann  auch  die  unterste  Steuerstofe 
mit  einem  Einkommen  bis  su  600  M.  angereiht  werden.  Diejenigen  deren  Einkommen 
bis  zu  660  M.  auch  nur  abgesch&tzt  ist  (es  ist  der  Hoffiiung  Raum  zu  geben,  dass 
es  thatsächlich  höher  ist),  können  anter  den  gegenwärtigen  WirthschaftsyerhUtnissen 
nur  als  in  dürftiger  Lage  befindlich  bezeichnet  werden,  zumal  es  sich  hier  schon 
um  recht  viele  Familienhaushaltungen  handelt.  Die  Einkommen  yon  660 — 1500  M. 
können  als  kleine  bezeichnet  werden,  die  von  1500  —  3000  M.  als  mittlere.  Ent- 
sprechend werden  die  Einkommensteuerpfiichtigen  in  drei  Stufen  eingetheilt  werden  kön- 
nen: die  Einkommen  von  3000—9600  als  gute,  die  von  9600 — 36000  M.  ab  reich- 
liche, die  über  36000  M.  (sie  gehen  bis  zu  2,520,000  M.)  als  grosse  zu  bezeichnen 
sein.**  —  Diese  Gruppirung  weicht  erheblich  von  der  unsrigen  ab. 

Die  Bezeichnung  „mittlere  Einkommen**  für  unsere  Gruppe  D  haben  wir  (wie  schon 
früher  bemerkt  worden)  nur  deshalb  gewählt  und  beibehalten,  weil  uns  eine  passendere 
bisher  nicht  bekannt  geworden.  Wir  haben  hierbei  an  solche  Einkommen  gedacht, 
welche  in  der  Mitte  liegen  zwischen  „massigen**  und  „grossen**  Einkonmien,  jene  mit 
6000  M.  abschliessend,  diese  mit  20,000  M.  beginnend.  Eine  in  Vorschlag  zu  brin- 
gende passendere  Bezeichnung  für  die  Einkommeng^uppe  würden  wir  für  die  Zukunft 
gern  annehmen.  Für  den  sg.  „Mittelstand**  scheinen  uns  Einkommen  von  1500  bis 
3000  M.  zu  niedrig  gegriffen  zu  sein.  —  Herr  Samter  vergleicht  die  neuesten  Nachwei- 
sungen über  die  Klassen-  und  Einkommensteuer- Veranlagungen  mit  denen  für  das  Jahr 
1877,  während  wir  das  Jahr  1876  hierzu  gewählt  haben,  weil  in  diesem  Jahre  die  Nach- 
weisungen bereits  die  früher  entbehrten  Vervollständigungen  erhalten  hatten  und  zu 
einer  fünfjährigen  Uebersicht  Material  boten. 
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Wir  wissen  sehr  wohl,  dass  diese  ÄDnahme  anf  keiner  irgend  sicheren 
Grundlage  beruhet,  dass  solche  Zuschläge  für  einige  Steuerbezirke  zu 
hoch,  für  einzelne  andere  vielleicht  zu  niedrig  zu  erachten  sind,  allein 
motivirte  Auseinandersetzungen,  dass  dieselben  im  Durchschnitt  für 
den  ganzen  Staat  berechnet  richtiger  in  einem  anderen  Verhältnisse 
zu  berechnen  wären,  sind  uns  nicht  vorgekommen  und  so  bleiben  wir 
mit  allen  Vorbehalten  einstweilen  bei  der  bisherigen  Berechnungs- 
weise. Dass  diese  Zuschläge  nicht  ganz  fehlgegriffen  sein  werden, 
dafür  möchte  vielleicht  gelten  zu  machen  sein,  dass,  wie  weiter  unten 
nachgewiesen  wird,  mit  Einrechnung  dieser  Zuschläge  das  durch- 
schnittliche Einkommen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im  preussischen 
Staate  ziemlich  übereinstimmt  mit  dem  entsprechenden  Einkommen  in 
Sachsen,  wo  bekanntlich  eine  genaue  scharfe  Einschätzung  stattfindet, 
welche  an  sich  der  Wirklichkeit  so  nahe  kommt  wie  irgend  thunlich. 
Wir  stellen  die  demgemäss  nach  gleicher  Methode  berechneten 
Schätzungen  des  gesammten  Volkseinkommens  im  preussischen  Staate 

für  die  Jahre  1876  und  1881  nachstehend  zur  Vergleichung : 

1876 


Einkommenklassen 


{ 


Zahl  der  Censiten 


ohne  Angehörige 


ürftige  Einkommen*) 

ieine  Einkommen 
ässige  Einkommen    . 
[ittlere  Einkommen    . 
rrosse  Einkommen 


ehr  grosse  Einkommen 
Zusammen 


Personen 

2,177,806 

3i3ii,752 

4.704757 
384,248 

58,286 


7,50a 
532/ 


'I. 


39," 

55,57 

4^53 
0,69 

0,10 


mit  Angehörigen 
Personen 


4,192,050 
2,177,806 

6,369,856 

16,840444 

1,381,044 

212,200 


27,300^ 
1,940/ 


1, 


25,65 
67,82 

5,56 
0,85 


0,12 


Betrag  des  Einkommens 


im  Gänsen 
M. 


1, 


1,324,701,000  16,86 
4,354,426,600'  55,42 
1,219,543,600115,52 

559,639,100     7,12 

285,736,000 


103,146,000 


3,64 


1,44 


8,467,076 


100,00 


24,832,784    I  100,00 
1881 


7,857,192,3001100,00 


Einkommenklassen 

Zahl  der  Censiten 

Betrag  des  Einkommens 

ohne  Angehörige 

mit  Angehörigen 

im  Oansen 

pro  Censit 

pro  Kopf 

Personen 

I0 

Personen 

•lo 

M. 

0 

M. 

H. 

/ 

1,372,899 

10 

5,267449 

1  u 

686,449,500 

>ürftige  Einkommen*)/ 

2,558,332 

2,558,332 

895,416,200 

l 

3,931,231 

42,94 

7,825,781 

29,29 

1,581,865,700 

19,22 

402 

202 

Ueine  Einkommen  .  .  . 

4,751,744 

5^89 

17,178,786 

64,30 

4,320,735.094 

52,51 

909 

251 

lässige  Einkommen    .   . 

397,100 

4,34 

1,437,347 

5,38 

1,262,826,896 

15,35 

3,179 

877 

üttlere  Einkommen    .  . 

66,935 

0,73 

242,906          0,91 

640,667,625 

7,79 

9,572 

2,638 

Crosse  Einkonmien     .  . 

8242    \ 
543     / 

29,910) 

311,267,250 

3,78 

37,766 

10,407 

0,10 

>       0,12 

Sehr  grosse  Einkommen 

197 1     ß 

110,817,300 

1,35 

204,083 

56,224 

Zusammen 

9,155,885 

100,00 

26,716,701 

100,00 

8,228,179,815 

100,00 

899 

308 

*)  Bei  der  Gruppe  A.  sind  die  Haushaltnngsvorst&nde  nnd  die  Einzelerwerbenden  separat  angegeben  worden. 
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Anffallende  oder  wichtige  VeränderuDgen  im  umfange  und  in  der 
Yertheilnng  des  Volkseinkommens  treten  bei  einem  Vergleich  der  vor- 
stehenden Uebersichten  der  Jahre  1876  und  1881  nicht  hervor;  es 
bestätigt  sich  nur  in  mehr  detaillirter  Weise  die  schon  vorhin  be- 
merkte verhältnissmfissig  grössere  Zunahme  des  gesammten  Einkom- 
mens der  dürftigen  Klasse.  Die  Zahl  der  Personen,  welche  sich  gros- 
ser bezw.  sehr  grosser  Einkommen  erfreuen,  hat  im  Ganzen  zuge- 
nommen, nicht  aber  das  durchschnittliche  Einkommen  derselben,  wel- 
ches vielmehr  eine  Abnahme  aufweist  Die  Behauptung,  dass  im  all- 
gemeinen die  Reichen  fortwährend  noch  reicher  würden,  wird  durch  die 
preussische  Einkommenstatistik  nicht  bestätigt 

Die  grossen  und  sehr  grossen  Einkommen  in  Preussen  waren  in 
den  einzelnen  Jahren  1872  bis  1881  wie  folgt: 


Grosse  Einkommen 

Sehr  grosse  Einkommen 

(20,000—100,000  M.) 

(Aber  100,000  M.) 

Jahre 

Präsnmtiyes  Einkommen 

Prfisumtiyes  Einkommen 

Censiten 

durchschnitt!. 

Censiten 

dorchschnittl. 

im  Ganzen         p^  OnsU 

im  Gänsen 

pro  Censit 

MUl.  M.                  M. 

MiU.  M. 

M. 

1872 

6077 

226,3                 37,200 

357 

8i,l 

227,200 

1873 

7138 

270,5 

37»900 

508 

114,2 

224,800 

1874 

7065 

289,1 

40,900 

551 

121,7 

220,500 

1875 

7381 

283,9 

38,500 

533 

"4,5 

214,800 

1876 

7501 

285,7 

38,100 

532 

113,1              212,700 

1877 

7602 

287,9 

37.900 

505 

105,8 

209,400 

1878 

7671 

289,4                 37700 

491 

101,8 

207,300 

1879 

77" 

277,8 

36,000 

501 

100,9 

201,400 

1880 

8017 

304,2 

37,<K)0 

525 

104,9 

108,700 

1881 

8242 

311.3 

37,800 

543 

110,8 

204,100 

Das  Verhältniss  der  präsumtiven  grossen  und  sehr  grossen  Ein- 
kommen zusammen  zum  präsumtiven  gesammten  Volkseinkommen  war 
im  Jahre  1872:  4,41^lo;  —  im  Jahre  1876:  5,08«lo;  —  im  Jahre 
1881:  5,13®|o;  aber  das  durchschnittliche  Einkommen  in  der  reich- 
sten Klasse  ist  von  227,200  M.  auf  204,100  M.  herabgegangen. 

In  früheren  Aufsätzen  über  die  Einkommenverhältnisse  haben  wir, 
um  die  auffallende  Ungleichheit  des  Verhältnisses  der  unbesteuerten 
Erwerbenden  in  den  verschiedenen  Regierungsbezirken  anschaulich  zu 
machen,  das  Beispiel  von  vier  Bezirken  mitgetheilt,  welches  seitdem 
häufig  angeführt  worden  ist.  Es  wird  daher  von  Interesse  sein  zu 
konstatiren,  ob  solches  Verhältniss  auch  noch  im  Jahre  1881  wieder- 
kehrt   In  Prozenten  der  Bevölkerung 
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entrichteten  Eink.-  oder       blieben  unbe- 
Klassonsteuer  steuert 

50,i8<»|o 

58,95^1o 
38,45«l« 
42,32»|o 

24,29*lo 
24,820|^ 


m  Reg.-Bez. 

Königsberg 

im 

Jahre 

1875 

49,820  ^ 

»»          »» 

11 

11 

»» 

1881 

4i»05«  0 

m  Reg.-Bez. 

Liegnitz 

11 

)f 

1875 

61,550!^ 

»>         »» 

11 

11 

11 

1881. 

57,680  ^ 

im  Reg.-Bez. 

Hannover 

11 

11 

1875 

75,71% 

»»         »» 

»» 

11 

11 

1881 

75»i8o  ^ 

m  Reg.-Bez. 

Düsseldorf 

11 

11 

1875: 

.   85,380^ 

>»          »» 

}} 

11 

11 

1881: 

83 ,47*  0 

Im  Regierungsbezirk  Hannover  ist  das  Verhältniss  fast  unverän- 
dert geblieben,  in  den  übrigen  drei  erwähnten  Regierungsbezirken  ist 
die  Zahl  der  Uubesteuerten  nicht  unerheblich  gestiegen,  hingegen  die 
ausserordentliche  Verschiedenheit  des  Verhältnisses  der  Steuerbefrei- 
ungen zwischen  den  einzelnen  Bezirken  ziemlich  die  nämliche  geblieben 
wie  früher. 


Wir  gehen  über  zu  einem  Vergleich  der  Ergebnisse  der  preussi- 
sehen  Einkommenübersichten  für  1881  mit  denen,  welche  im  König- 
reich Sachsen  für  das  Jahr  1880  veröffentlicht  worden  sind.  Die 
sächsische  Einkommenstatistik  ist,  soweit  uns  bekannt,  gegenwärtig 
die  am  genauesten  eingerichtete  und  zuverlässigste,  deren  Nachweise 
von  den  wirklichen  Einkommenverhältnissen  nur  wenig  abweichen 
dürften.  —  Das  Gesammteinkommen  im  Königreich  Sachsen  ist  für  das 
Jahr  1880  wie  folgt  geschätzt  worden: 

Bmtto-Einkommen  aus  dem  Grundbesitz  .     .  222,211,780  M. 

„  „  „  Renten 115,510,708   „ 

„  „  „  Gehalt  und  Löhnen  379,865,945    „ 

„  „  „  Handel  und  Gewerbe  353,394,567   n 


Zusammen  1070,983,000  M. 
Abzuziehende  Schuldzinsen       88,844,585    „ 


Verbleibendes  Gesammteinkommen    982,140,716  M.  ^). 

Dieses  Einkommen  vertheilte  sich  auf  1,119,546  eingesch&tzte  Personen,  von  denen 
physische  Personen  1,115,918  mit  951,398,116  M.  Einkommen 
juristische         ,,  3628     „       3 1, 053,85 ^    „  „ 

Unter  letzteren  befinden  sich  627  Aktiengesellschaften  mit  21 
Millionen  M.  Einkommen,  deren  besondere  Besteuerung  für  das  Ein- 
kommen sächsischer  Angehörigen  aus  dem  Besitze  inländischer  Aktien 
eine  betreffende  Doppelbesteuerung  zur  Folge  hat 

Auf  die  städtische  Bevölkerung  (1,122,131  Einwohner  nach  der 
Zählung  von  1880)  kamen  558,306,827  M.  oder  durchschnittlich  pro 
Kopf  der  Bewohner  424,84  M.  und  pro  Kopf  der  Eingeschätzten 
1131,44  M.,   dagegen  auf  die  Bevölkerung  auf  dem   platten  Lande 

1)  Nach  den  Indiyidualkarten  war  das  gesammte  Bmtto-Einkommen  982,451,967  M. 


236  ^*  ^^'  Soetber, 

(1,750,674    Einwohner)   512,676,163  M.   oder   durchschnittlich  bezw. 
264,44  und  702,66  M.  jährliches  Einkommen. 

Rechnet  man  nach  dieser  amtlichen  Aufstellung  die  Bevolkoung 
in  den  Städten  und  auf  dem  Lande  zusammen  (2,972,805  Einwohner), 
so  würde  sich  als  allgemeiner  Durchschnitt  des  Einkommens  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  366  M.  und  pro  Kopf  der  Eingeschätzten  956  M. 
ergeben,  wogegen  wir  als  entsprechende  Durchschnitte  fär  den  preossi- 
sehen  Staat  im  Jahre  1881  bezw.  nur  308  und  899  M.  gefunden  haben, 
ungeachtet  des  gemachten  Zuschlags. 

Diese  beträchtliche  Differenz  entspringt  aber  nur  daraus,  dass  in 
obiger  officieller  Berechnung  das  sächsische  Gesammteinkommen  ohne 
Abzug  der  Schuldzinsen  und  des  Einkommens  der  juristischen  Per- 
sonen in  Anschlag  gebracht  ist  Macht  man  diese  Abzüge,  so  erhält 
man  als  vergleichbares  (resammteinkommeh  951,394,116  M.,  und  dies 
ergibt  als  Durchschnitt  pro  Kopf  der  Bevölkerung  320  M.  und  pro 
eingeschätzte  physische  Person  853  M.  Dass  in  Preussen  auf  die  Ge- 
sammtheit  der  Eingeschätzten  ein  durchschnittlich  geringeres  Ein- 
kommen fällt  als  in  Sachsen,  während  das  Gegentheil  hinsichtlich  des 
Einkommens  pro  Kopf  der  Bevölkerung  stattfindet,  erklärt  sich  ein- 
fach dadurch,  dass  in  Preussen  in  der  Regel  jeder  Haushalt  nur 
als  1  Censit  veranlagt,  also  der  Erwerb  der  sämmtlichen  Mitglieder 
des  Haushalts  zusammengenommen  wird,  in  Sachsen  aber  die  Kinder, 
sobald  sie  einen  selbständigen  Erwerb  haben,  auch  wenn  sie  noch  zum 
elterlichen  Haushalt  gehören,  besonders  eingeschätzt  werden.  — 

Was  das  Yerbältniss  der  wohlhabenderen  Klassen  in  den  beiden 
Staaten  betrifft,  so  zeigen  die  neuesten  speziellen  Einkommen-Ueber- 
sichten 

in  Preussen  in  Sachsen 

Censiten  Einkommen  Censiten  Einkommen 

Einkommen  von  6000  (bezw.  6300)  M.  M. 

bis  20,000  M ^1935  640,668,000  8554  86,475,000 

Einkommon  von  20,000  bis  1 00000  M.        8242  311,267,000  1355  47,617,000 

Einkommen  Über  100,000  M.     ...         543  110,817,000  67  11,566,000 

Die  factische  Bevölkerung  war  nach  der  Zählung  vom  1.  Decem- 
ber  1880  in  Preussen  27,251,067,  in  Sachsen  2,970,220  Einwohner, 
das  Verhältniss  also  rund  wie  100:11.  Hiemach  würde  das  Verhält- 
niss  der  sehr  grossen  Einkommen  in  den  beiden  Ländern  ziemlich 
gleich  auskommen,  hingegen  in  den  Einkommenklassen  von  6000 
(6300)  bis  100,000  M.  Sachsen  einen  nicht  unerheblichen  durchschnitt- 
lichen Mehrbetrag  aufweisen.  Procentweise  berechnet  war  das  Ver- 
hältniss der  Einkommen  nach  den  von  uns  angenommenen  Klassen: 
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A. 

in 

Preossen : 

19,22  0!^ 

in 

Sachsen : 

23,85  •! 

B. 

52,51  „ 

41,68  „ 

C. 

15,35  „ 

20,16  „ 

D. 

7,79  „ 

9,09,, 

E. 

3,78  „ 

5,00,1 

P. 

1,35  „ 

1,20  „ 

Wie  bei  früheren  Erörterungen  des  preussischen  Volkseinkommens 
mögen  auch  dies  Mal  die  Resultate  der  britischen  Einkommensteuer 
zu  einer  theilweisen  Vergleichung  herangezogen  werden.  Die  Bevöl- 
kerung Preussens  zu  Ende  1880  ist  vorhin  schon  angegeben  worden, 
diejenige  des  Vereinigten  Königreichs  um  die  nämliche  Zeit  ist  rund 
zu  34,700,000  Einwohner  anzunehmen,  das  Verhältniss  also  nahezu  wie 
100 :  127. 

Ueber  das  Volkseinkommen  im  Vereinigten  Königreich  finden  wir 
in  den  Aufstellungen  zur  dortigen  Einkommensteuer  nur  die  Einkom- 
men über  je  100  bezw.  150  SB  verzeichnet.  Englische  Statistiker  haben 
früher  die  sonstigen  dortigen  Einkommen,  welche  bei  den  Einschätzun- 
gen nicht  berücksichtigt  worden  sind,  auf  ungefähr  den  gleichen  Be- 
trag wie  die  zur  Steuer  herangezogenen  grösseren  Einkommen  veran- 
schlagt und  hat  dieser  Anschlag,  der  selbstverständlich  nur  die  Be- 
deutung einer  ungefähren  annähernden  Schätzung  beanspruchen  kann, 
soweit  uns  bekannt,  keinen  Widerspruch  erfahren.  Seit  dem  Finanz- 
jahr 1875/76  ist  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  auf  alle  Ein- 
kommen unter  150  £  erweitert  worden ,  und  wird  demzufolge  von  da 
an  der  Antheil  des  steuerfreien  Einkommen  am  Gesammteinkommen 
zu  dem  von  der  Steuer  betroffenen  etwas  höher  zu  veranschlagen  sein, 
sagen  wir  zu  55®|o. 

Jahre.  Präsumtives  Präsnmtiyes 

Volkseinkommen  im 

Vereinigten  Königreich. 

Millionen  M. 

19293,6 
20552,3 
21976,9 
22842,2 
23176,2 
25350,2 
25704,0 
25688,9 
25640,0 


1872 

1873 
1874 

1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 


Präsumtives 

Volkseinkommen  im 

Preussischen  Staat. 

Millionen  M. 

6969,4 

7195,6 

7532,4 
7628,3 

7857,2 
7992,2 

8069,8 
8085,0 
8149,6 


Veranlagung  zur  Einkom- 
mensteuer im  Vereinigten 
Königreich. 
£ 

482,338,307 
513,807,507 

549,422,760 

571,056,167 

579,405,642 

570,331,389 

578,341,194 
578,046,207 

576,896,901 


8228,2 

Wir  wiederholen  den  Vorbehalt,  dass  die  Veranschlagung  des  6e- 
sammteinkommens  im  Vereinigten  Königreich  noch  unsicherer  und  ge- 
wagter erscheint  als  die  übrigen  hier  mitgetheilten  Schätzungen  des 
Volkseinkommens,  weil  die  Annahme  des  Verhältnisses  der  Einkommen 
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unter  100,  bezw.  150  iP  gänzlich  auf  Muthmassung  mit  weiten  Fehler- 
grenzen beruhet. 

Die  annähernde  Richtigkeit  angenommen,  würde  sich  als  durch- 
schnittliches ungefähres  jährliches  Einkommen  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung ergeben: 

1872  1881 

im  Prenssischen  Staate:  293  H.  308  H. 

im  Vereinigten  Königreich:         581    „  669   ,,  , 

wonach  im  letzteren  Lande  (Irland  eingeschlossen)  das  durchschnitt- 
liche Einkommen  im  Ganzen  jetzt  über  das  Doppelte  des  preussischen 
betragen  würde.  Bei  dieser  Berechnung  muss  indess  nicht  ausser  Acht 
gelassen  werden ,  dass  in  Grossbritannien  vieles  zur  Einkommensteuer 
eingeschätzt  wird ,  was  in  Preussen  als  Staats  -  oder  Gommunal-Ein- 
kommen  bei  der  Einkommenstatistik  ausser  Rechnung  bleibt,  allein 
nichtsdestoweniger  mit  als  Volkseinkommen  zu  betrachten  ist.  Femer 
haben  die  Zinsen  der  ohne  directen  Ertrag  verwendeten  älteren  Staats- 
anleihen in  England  eine  grössere  Bedeutung  für  das  rechnungsmässige 
Volkseinkommen  als  in  Preussen. 

Mehr  noch  als  im  allgemeinen  Durchschnitt  zeigt  sich  der  grössere 
Wohlstand  im  Vereinigten  Königreich  in  den  oberen  Gruppen.  Denn 
die  dort  allein  steuerpflichtigen  Einkommen  von  über  150  £  betrugen, 
wie  oben  schon  erwähnt,  im  Jahre  1880  über  11500  Millionen  M.  ge- 
gen etwa  1625  Millionen  M.  aus  den  Einkommen  über  3000  M.  im 
Preussischen  Staate.  Die  Zahl  der  zur  Einkommensteuer  im  Vereinig- 
ten Königreich  herangezogenen  Personen  oder  Haushaltungen  lässt 
sich  bekanntlich  nur  für  das  Einkommen  aus  Handel  und  Industrie 
(Sched.  D.) ,  sowie  der  aus  öffentlichen  Kassen  Besoldeten  (Sched.  E.) 
feststellen,  indem  die  Einkommen  aus  dem  Grundbesitze,  vom  land- 
wirthschaftlichen  Betriebe  und  aus  einheimischen  wie  fremden  Fonds 
vorweg  gleich  an  der  Quelle  der  Steuer  unterliegen.  Berücksichtigen 
wir  nur  diese  beiden  Klassen,  so  war  die  Zahl  der  Personen,  welche 
im  Vereinigten  Königreich  im  Jahre  1879 — 80  aus  Handel  und 
Industrie  ein  jährliches  Einkommen  von  1000  bis  5000  £  bezogen, 
18,177  mit  zusammen  874  Millionen  M.  Einkommen,  und  derjenigen, 
die  über  5000  £  Einkommen  hatten ,  2691  Personen  mit  698  Millio- 
nen M.,  gegen  bezw.  nur  8242  Personen  mit  311  Millionen  M.  und 
543  Personen  mit  111  Millionen  M.  Einkommen  jederArtin  Preussen. 
Die  Zahl  der  Angestellten  im  Vereinigten  Königreich,  welche  aus  öf- 
fentlichen Kassen  jeder  ein  Gehalt  von  mehr  als  400  £  (8000  M.)  be- 
zogen, war  im  genannten  Jahre  ausserdem  19,399  Personen  mit  273 
Millionen  M.  Einkommen.    Wie  gering  hingegen  wird  in  Preussen  die 
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Zahl  der  Beamten  sein,  welche  sich  eines  jährlichen  Gehalts  von  über 
8000  M.  zu  erfreuen  haben  *)! 

Bedenkt  man,  dass  bei  den  zuletzt  mitgetheilten  Angaben  über 
die  bedeutende  Zahl  der  Personen,  welche  in  Grossbritannien  ein  jähr- 
liches Einkommen  von  mehr  als  20,000  M. ,  bezw.  100,000  M.  haben, 
alle  Einkommen  aus  Grundbesitz,  Landwirthschaft,  öffentlichen  Fonds 
ganz  ausser  Betracht  geblieben  sind ,  so  muss  man  erstaunen  über  die 
dort  verbreitete  Wohlhabenheit  im  Vergleich  mit  den  entsprechenden 
Verhältnissen  in  Deutschland.  Man  sollte  meinen,  dass  unter  diesen 
Umständen  grade  in  England  die  social-politischen  Tendenzen  für  eine 
beträchtliche  und  progressive  Einkommensteuer,  um  die  Lage  der 
grossen  Masse  der  Bevölkerung  zu  erleichtem,  ein  fruchtbares  Feld 
und  bei  der  Bevölkerung  mehr  und  mehr  Anklang  finden  müssten. 
Dies  ist  jedoch  keineswegs  der  Fall  und  die  Bewegung  gegen  die  ge- 
genwärtigen agrarischen  Zustände  bleibt  meistens  fem  von  der  An- 
feindung der  grossen  Ungleichheit  des  beweglichen  Vermögens.  In 
Deutschland  hingegen,  wo,  wie  nachgewiesen  wurde,  die  grossen  Ein- 
kommen verhältnissmässig  so  selten  sind,  scheint  die  Missgunst  gegen 
dieselben  und  das  Streben,  im  Wege  der  Besteuerung  die  Vertheilung 


1)  V^ir  glauben  diesen  Anlass  benntaen  in  dürfen,  um  noch  den  vor  knnem 
(Februar  1881  und  Januar  1882)  dem  deutschen  Beichstage  und  dem  prettssischen  Land- 
tage vorgelegten  Denkschriften  einige  statistische  Notizen  aber  den  Betrag  der  Einkorn- 
meUf  welche  den  unmittelbaren  Beichs-Beamten  und  preussischen  Staatsbeamten  aus  der 
Reichskasse  und  der  preussischen  Staatskasse  zufliessen,  hier  beizufügen.  Für  Betrach- 
tungen über  die  Zusammensetzung  des  gesammten  Volkseinkommens  erscheinen  diese 
Angaben  nicht  ohne  Interesse;  sie  weisen  namentlich  auch  darauf  hin,  einen  wie  bedeu- 
tenden Theil  des  nach  der  Steuer  berechneten  aUgemeinen  Einkommens  jetzt  sg.  „ab- 
geleitetes'*  (nicht  ursprüngliches)  Einkommen  bildet. 

„Die  runde  Summe  des  pensionsf&hlgen  Diensteinkommens  und  der  Ruhegeh&lter  be- 
trägt: 

a)  für  die  Funktionäre  der  Militär-  und  Marineverwaltung  nach 

dem  Reichshaushaltetat  für  1880|81 H.       97,636,000 

b)  für  die  Beamten  der  Zivilverwaltung  (43,742  Beamte)       .     .       „       73,056,000 

für  sämmtliche  Funktionäre  des  Reichsdienstes H.     170,692,000/* 

Für  Preussen  rechnete  man  für  April  1881  rund  97,000  unmittelbare  Staatsbeamte 
mit  einem  pensionsberechtigten  Einkommen  (bis  9000  M.)  von  182,700,000  M.  Hierin 
sind  aber  nicht  einbegriffen  die  Lehrer  an  den  öffentlichen  Schulen  (abgesehen  von  den 
bei  den  technischen  Hochschulen)  und  an  den  Universitäten.  Rechnet  man  diese  hinzu 
sowie  die  von  den  Kommunen ,  Korporationen ,  Kirchen  etc.  angestellten  Funktionäre, 
wird  sich  der  Betrag  der  Einkommen  aus  öffentlichen  Mitteln  selbstverständlich  noch 
sehr  viel  höher  stellen.  —  Im  Vereinigten  Königreich  betrug  die  Zahl  der  i.  J.  1880 
unter  Schedula  £  veranlagten  Personen  im  Ganzen  162,656  mit  einem  Einkommen  von 
zusammen  32,140,177  £. 
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des  VolkseinkommeDs  gleichmässiger  zn  gestalten,  bei  den  Wortführern 
der  aUgemeinen  Wirthschaftsinteressen  zu  wachsen.  Wir  müssen  in 
Bezug  hierauf  die  schon  früher  von  uns  vertretene  Ansicht  immer 
aufs  neue  wiederholen,  dass  es  leider  in  Deutschland  zu  wenig  grosse 
Einzel-Vermögen  und  Einkommen  gibt  und  dass  in  England  und  Frank- 
reich gerade  deshalb  der  Wohlstand  viel  allgemeiner  und  fester  ist 
als  in  Deutschland,  weil  in  jenen  Ländern  die  Zahl  der  Reichen  im 
Kreise  des  Handelsstandes  und  der  Industrie  ungleich  beträchtlicher 
ist  als  hier.  Dies  erscheint  auch  leicht  erklärlich,  denn  es  liegt  in 
der  Natur  der  Sache  und  wird  überall  durch  die  Erfahrung  bestätigt 
„dass  heutigen  Tags  in  civilisirten  Ländern  die  freie  Verfügung  über 
Massen  von  Kapital  in  den  Händen  einzelner  tüchtiger  Individuen  die 
Bedingung  jedes  grösseren  socialen  Fortschrittes  ist^*  Bei  grossen 
Einkommen  denkt  man  in  Deutschland  meistens  nur  an  die  glücklichen 
Besitzer  grosser  Fideikommisse  und  durch  Börsenspekulationen  reich 
gewordene  Parvenüs ,  und  übersieht  die  enorme  wohlthätige  Wirksam- 
keit sonstiger  grosser  Vermögen  für  den  allgemeinen  wirthschaftlichen 
Wohlstand  und  Fortschritt.  Jene  Ausnahmen,  die  kein  Verständiger 
loben  wird,  muss  man  in  den  Kauf  nehmen,  allein  nicht  ihretwegen 
übei'haupt  die  Vermehrung  grosser  Einkommen  anfeinden  und  zu  hem- 
men suchen.  Es  gibt  keine  ärgere  Täuschung  als  die  Meinung,  durch 
künstliche  Erschwerung  der  Bildung  grosser  Kapitalsvermögen  den  all- 
gemeinen Wohlstand  zu  heben  und  die  Lage  der  handarbeitenden 
Klassen  zu  verbessern.  Aus  theoretischen  Erwägungen  lassen  sich 
ohne  besonderen  Scharfsinn  Pläne  zur  progressiven  Besteuerung  gros- 
ser Einkommen  aufstellen  und  anpreisen,  allein  man  wird  in  Deutsch- 
land, dessen  wirthschaftliches  Gedeihen  sich  jetzt  von  Jahr  zu  Jahr 
mehr  auf  die  Ausdehnung  des  Absatzes  seiner  Industrieerzeugnisse 
nach  den  auswärtigen  Märkten  angewiesen  sieht,  besser  thun,  in  der 
Abweisung  höherer  Einkommensteuern  lieber  dem  praktischen  Beispiele 
der  reicheren  Länder  England  und  Frankreich  zu  folgen,  als  jenen 
Theoretikern,  welche  gewiss  die  besten  Absichten  haben,  aber  dem 
grossen  Geschäftsleben  meistens  ferne  stehen.  In  diesem  Sinne  haben 
wir  auch  bei  dieser  Gelegenheit  den  Vergleich  der  durch  die  Veran- 
lagungen zur  Einkommensteuer  in  Preussen  und  England  konstatirten 
so  verschiedenen  Vertheilung  des  Volkseinkommens  als  höchst  lehr- 
reich wieder  aufgenommen,  ohne  den  zu  erwartenden  Vorwurf  lästiger 
Wiederholungen  zu  scheuen. 
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James  E.  Thorold  Bogers,  M.  A.  A  History  of  Agricultnre 
and  prioes  in  England.  Vol.  in  u.  lY.  Oxford  1882.  711  und 
770  SS. 

Bereits  zweimal  ist  in  den  Jahrbüchern  Bd.  X  S.  71  und  Bd.  XIX 
S.  123  auf  die  Bedeutung  des  Werkes  von  Bogers  aufmerksam  gemacht, 
und  es  sind  auch  Resultate  daraus  mitgetheilt.  In  dem  grossen  Zeitraum, 
der  seit  dem  Erscheinen  der  ersten  beiden  Bände  verflossen  ist,  hatte  man 
fast  die  Hoffnung  aufgegeben,  dass  der  auch  parlamentarisch  viel  beschäf- 
tigte berühmte  Gelehrte  yon  Oxford  im  Stande  sein  würde,  seine  epoche- 
machende Arbeit  fortzusetzen.  Um  so  grösser  ist  die  Freude  und  Dank- 
barkeit für  den  reichen  Schatz,  der  uns  mit  den  beiden  vorliegenden  Bän- 
den zugegangen  ist.  Während  die  älteren  Theile  die  142  Jahre  von  1259 
bis  zum  2.  Jahre  der  Begierung  Heinrichs  IV.  umfassen,  behandeln  die 
jetzt  vorliegenden,  welche  uns  hier  hauptsächlich  beschäftigen  sollen,  die 
Periode  von  1401  bis  1582;  also  bis  zu  dem  Momente,  wo  die  Königin 
Elisabeth  die  schwerste  Zeit  ihrer  Begierung  zu  bestehen  hatte,  indem  sie 
zugleich  gegen  die  Intriguen  der  fanatischen  Agenten  Maria  Stuart's  wie 
gegen  die  offene  Feindseligkeit  Philipps  IL,  dem  ein  A.lba  zur  Seite  stand, 
kämpfen  musste.  Die  Periode  gehört  deshalb  zu  den  interessantesten  in 
der  älteren  Preisgeschichte,  weil  sie  die  gewaltige  Geldentwerthung  in 
Folge  der  Goldüberfluthung  Europas  durch  den  amerikanischen  Import 
umfasst  und  damit  in  einem  bedeutungsvollen  Gegensatz  zu  der  frühem  steht, 
in  welcher  die  tiefgreifenden  Wirkungen  des  schwarzen  Todes,  sowie  der 
Beseitigung  der  Leibeigenschaft  in  der  ganzen  Volkswirthschaft  und  somit 
auch  in  den  Preis-  und  Lohn  Verhältnissen  Englands  scharf  zum  Ausdruck 
kommen. 

Durch  die  drei  Arbeiten,  die  uns  die  letzten  Jahre  gebracht  haben, 
von  Ochenkowski,  Schanz  und  Bogers  ist  die  Wirthschaftsgeschichte  Eng- 
lands zur  Zeit  des  Uebergangs  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  aufgeklärt,  wie 
keine  andere  Periode  in  irgend  einem  der  früheren  Jahrhunderte  und  in 
irgend  einem  Lande.  Gerade  unsem  deutschen  Historikern  und  National- 
öconomen  kann  aber  der  Satz  Bogers'  nicht  dringend  genug  zur  Beach- 
tung an*s  Herz  gelegt  werden:  „dass  in  nicht  femer  Zeit  alle  Geschichte, 
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welche  das  Stadium  des  VolkalebenB  yemachlässigt,  und  alle  politische 
Oeconomie,  welche  ihre  theoretischen  Aufstellungen  nicht  durch  Studium 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  corrigirt,  als  unyoUkommen ,  wo  nicht 
werthlos  angesehen  werden  wird/'  Der  Historiker  wird  fortan  nur  auf  Grund 
nationalökonomischer  Studien  Zeitgemässes  leisten  können,  während  der 
Nationalöconom  nur  auf  breiter  Basis  der  Kenntniss  der  Thatsachen  und 
ihrer  historischen  Entwicklung  seine  Wissenschaft  nachhaltig  fördern  kann. 
Dabei  ist  freilich  im  Auge  zu  behalten,  dass  historische  Untersuchungen 
erst  dann  für  die  Nationalöconomie  fruchtbar  werden,  wenn  sie  den  Zu- 
sammenhang der  älteren  Erscheinungen  mit  der  Gegenwart  nachzuweisen 
vermögen  oder  wenn  überhaupt  eine  Yergleichung  yerschiedener  Zeiten 
durchzuführen  ist.  Grade  so,  wie  Zahlenreihen  erst  durch  Yergleichung 
statistische  Thatsachen  liefern.  Das  yergessen  so  viele  deutsche  National- 
Ökonomen,  das  behält  indessen  Rogers  durchaus  im  Auge,  der  sein  Werk 
auf  Ghrund  gleicher  Quellen  bis  zur  Gegenwart  fortzusetzen  strebt  und 
schon  jetzt,  wie  erwähnt,  sehr  verschiedenartige  Epochen  zur  Yergleichung 
bringt 

Auf  Grund  von  mehr  als  hunderttausend  verschiedenartiger  Doku- 
mente ist  hier  mit  enormem  Fleiss  und  feiner  Combinationsgabe  ein  Bei- 
trag zur  Geschichte  der  wirthschaftliohen  Cultur  geliefert,  der  fast  vier 
Jahrhunderte  umfasst,  und  mehr  bietet  als  er  verspricht.  Eine  Geschichte 
der  Landwirthschaft  und  der  Preise  war  in  Aussicht  gestellt,  aber  wie 
diese  nicht  zu  verstehen  wäre  ohne  Kenntniss  der  politischen  und  socialen 
Yerhältnisse,  so  ergiebt  sich  daraus  unwillkürlich  ein  Bild  des  ganzen  Cul- 
turlebens  aus  seiner  Darstellung,  weil  er  fortdauernd  seine  Betrachtung 
auch  auf  jene  richtet.  Allerdings  ist  dies  Bild  kein  völlig  abgerundetes, 
nach  allen  Seiten  hin  detaillirt  durchgearbeitetes;  bei  Weitem  im  Yorder- 
gprund  steht  die  Behandlung  der  Preisstatistik,  in  zweiter  Linie  steht  erst 
die  Geschichte  der  Landwirthschaft  und  hier  ist  es  weniger  der  landwirth- 
schaftliche  Betrieb  selbst,  der  in  jener  Periode  nur  geringen  Aufschwung 
erfahrt,  als  die  Neugestaltung  der  Grundbesitzverhältnisse  und  die  Lage 
der  arbeitenden  Glassen,  die  zur  Darstellung  gelangen.  Mehr  hatte  aber 
der  Yerf.  auch  nicht  in  Aussicht  gestellt. 

Treten  wir  nun  aber  dem  Werke  näher  und  suchen  zunächst  mit  we- 
nig Strichen  den  Zustand  des  Landes  in  den  betr.  Zeitabschnitten  nach  den 
Ausführungen  Eogers*  darzustellen,  um  auf  diesem  Hintergrunde  die  haupt- 
sächlichsten Details  sich  abheben  zu  lassen.  Yor  Allem  ist  zu  constatiren, 
dass  der  gesammte  Wohlstand  vom  Beginn  des  15.  bis  zum  Ende  des  16. 
Jahrhunderts  in  beständigem  Aufschwünge  begrififen  war,  und  man  wird 
nicht  leugnen  können,  dass  die  alte  Redensart  von  der  „guten  alten  Zeit" 
für  die  Arbeiterclasse  Englands  hier  eine  gewisse  Berechtigung  hat  Frei- 
lich war  das  schwer  genug  erkauft.  Der  schwarze  Tod,  der  zuerst  1348 
auftrat,  und  die  Bevölkerung  Englands  fast  auf  die  Hälfte  reducirte,  hatte 
eine  allgemeine  bedeutende  Lohnerhöhung,  welche  vielfach  eine  Yerdop- 
pelung  repräsentirte ,  herbeigeführt,  die  man  vergebens  durch  gesetzliche 
Mittel  aufzuhalten  oder  rückgängig  zu  machen  suchte.  Die  Yerhältnisse, 
der  Arbeitermangel,  erwiesen  sich  stärker  als  alle,  auch  die  schärfsten 
Yerfügungen  der  Behörden.     Das  alte  Körigkeitsverhaltniss   war  faktisch 
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beseitigt.  Durch  Alles  Hess  sich  der  grosse  Ghrundbesitzer  bewegen, 
fortan  sein  Land  nicht  mehr  selbst  zn  bewirthschaften ,  resp.  durch  Ver- 
walter bewirthschaften  zu  lassen,  sondern  es  zu  verpachten,  gewöhnlich 
auf  5  bis  7  Jahre  zu  einem  festen  Pachtsatze.  Höchstens  reservirte  er 
sich  noch  die  Schafheerden.  Sein  Interesse  an  dem  landwirthschaftlichen 
Betriebe  hörte  auf,  er  bezog  seine  Bente  und  nahm  eine  eximirte  Stellung 
ein.  Die  bei  dem  Grundbesitz  im  15.  Jahrhundert  allgemein  platzgreifende 
Primogenitur  that  das  Ihrige,  dem  Stande  eine  besondere  Stellung  zu 
geben. 

Darüber  kann  aber  kein  Zweifel  sein,  dass  im  15.  Jahrhundert  die 
ländliche  Bevölkerung  sich  in  ausserordentlich  günstiger  Lage  befand.  Bei 
niedrigen  Preisen  der  Subsistenzmittel  wurde  die  Arbeit  gut  bezahlt. 
Die  bereits  durchgeführte  Geldwirthschaft  gestattete  die  Kapitalbildung 
und  nach  Fortfall  der  alten  Hemmnisse  einem  Jeden  die  Erwerbung  von 
Grund  und  Boden.  Der  Handel  nahm  einen  erfreulichen  Aufschwung,  die 
Bevölkerung  stieg,  namentlich  die  Ghrafsohaft  Norfolk,  der  bedeutendste 
Sitz  der  Leinewand-  und  WollenmanufEiktur  war  reich  und  stark  bevöl- 
kert, was  seine  Rückwirkung  auf  die  Landwirthsohaft  nicht  verfehlen 
konnte.  Trotz  der  günstigen  Lage  der  Landwirthe  machte  aber  der  land- 
wirthschaftliche  Betrieb  weder  im  15.  noch  im  16.  Jahrh.  wesentliche 
Fortschritte.  Nur  die  Schafzucht  scheint  eine  rationellere  geworden  zu 
sein.  Bogers  stützt  sich  dabei  besonders  auf  zwei  Schriften  aus  Anfong 
des  16.  Jahrhunderts  von  Fitzherbert,  der  selbst  die  Landwirthsohaft  be- 
trieben hat,  daher  wohl  als  competent  anzusehen  ist. 

In  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  herrschte  in  England  bekanntlich 
die  grösste  Anarchie  durch  die  Parteikämpfe  des  Adels.  Nach  dem  fran- 
zösischen Kriege  waren  im  Lande  verwilderte  Söldnerbanden  entlassen, 
die  in  den  Kämpfen  Verwendung  fanden.  Die  Kirche  wie  der  Adel  wa- 
ren im  höchsten  Grade  corrumpirt  Obwohl  der  Begierungsantritt  Hein- 
richs VIL  die  Parteikämpfe  zum  Abschluss  brachte,  besserten  sich  die 
politischen  Verhältnisse  nicht  wesentlich,  denn  der  neue  Herrscher  war  ein 
ebenso  habsüchtiger  wie  feiger  Mann,  der  unter  dem  Schein  freiheitlicher 
Institutionen  die  administrative  Despotie  einbürgerte.  Gleichwohl  schritt 
die  wirthschaftliche  Entwicklung  des  Landes  beständig  fort.  Das  15.  Jahr- 
hundert und  die  ersten  Jahre  des  16.  bilden  in  England  für  die  Arbeiter 
das  goldene  Zeitalter  in  Stadt  und  Land.  Eine  Vergleichung  der  Getreide- 
preise mit  der  Höhe  der  Lohnsätze  zeigt  eine  sehr  bedeutende  Kaufkraft 
der  Letztem  und  beweist  zugleich,  dass  ein  Bückgang  der  Löhne  bis  da- 
hin noch  nicht  stattgefunden  hat.  Trotz  dieser  günstigen  Verhältnisse, 
die  noch  durch  die  Ausbreitung  der  Ziegelbauten  in  jener  Zeit  besonders 
gekennzeichnet  wurden,  ist  aber  von  einem  Fortschritt  der  geistigen  Cul- 
tur  nichts  zu  beobachten.  Unterricht  und  Erziehung  sind  gleich  Null, 
alle  Genüsse,  die  man  kennt,  sind  rein  materieller  Natur.  Fürst  wie  Volk 
waren  nur  bestrebt,  Beichthümer  aufzuhäufen  und  beide  thaten  es  mit 
Erfolg. 

Heinrich  VIIL  übernahm  die  Begierung  unter  den  günstigsten  Um- 
ständen. Sein  Vater  hinterliess  ihm  einen  wohlgefüllten  Schatz.  Beide 
rivalisirende  Parteien  erkannten  ihn  als  legitimen  Nachfolger  zweier  Herr- 
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scherhäuser  an,  und  überreiche  Erndten  in  den  ersten  Jahren  seiner  Be- 
giemng  trugen  wesentlich  zu  einer  günstigen  Stimmung  im  Lande  bei. 
Der  Weizenpreis  war  1508 — 9  fast  der  niedrigste  in  der  ganzen  schon 
sehr  günstigen  Periode  von  1401 — 1582,  1509 — 10  war  er  sogar  absolut 
der  niedrigste  dieser  Zeit.  Heinrich  VIII.  hat  aber  die  auf  ihn  gesetzten 
Hoffnungen  arg  getäuscht.  So  verschieden  er  auch  beurtheilt  wird,  seine 
masslose  Verschwendungssucht  wird  allgemein  anerkannt.  Der  von  ihm 
mit  Gütern  und  Ehren  überschüttete  A.del  zeigte  sich  in  widerwärtigster 
Weise  unterwürfig  und  das  Haus  der  Gemeinen  wagte  nicht,  ihm  ent- 
gegen zu  treten.  Wohl  mag  der  Verf.  Recht  haben,  wenn  er  annimmt, 
dass  seine  Verschwendung  allein  schon  zur  Aufhebung  der  Klöster  geführt 
hätte,  auch  wenn  der  Conflict  mit  dem  Papste  vermieden  wäre.  Er  er- 
langte dadurch  nach  der  Angabe  Lord  Herbert's  den  dritten  Theil  des 
Grund  und  Bodens  in  die  Hand  mit  einem  Jahres- Ertrage  von  161,000 
Pfd.,  dazu  eine  Masse  mobiler  Werthschätze.  Gleichwohl  war  er  schon 
1540  und  42  genöthigt,  sich  um  jährl.  Zuschuss  und  zur  Deckung  seiner 
Schulden  an  das  Parlament  zu  weuden  und  grifif  dann  bekanntlich  zur  Münz- 
verschlechterung,  wodurch  die  circulirende  Münze  auf  die  Hälfte  ihres 
früheren  Werthes  reducirt  wurde.  Unter  Eduard  VI.  wurde  dies  fortgesetzt, 
so  dass  die  Entwerthung  auf  */^  stattfand,  wobei  allerdings  die  Entdeckung 
der  Silberminen  von  Potosi  1546  wesentlich  mitwirkte. 

Die  allgemeine,  colossale  Preissteigerung  wurde  den  untern  Olassen 
verhängnissvoll,  sie  verfielen  der  grössten  Noth.  Dazu  kam,  dass  Eduard 
VL  sich  verleiten  liess,  das  Vermögen  der  Gilden  zu  confisciren,  welche, 
wie  der  Verf.  ausführt,  die  Unterstützungsvereine  des  Mittelalters  gewesen 
sind,  und  vermehrte  dadurch  den  Pauperismus  in  den  Städten ,  wie  der 
Fortfall  der  Klöster  die  Beseitigung  der  bisherigen  Armenpfi.ege  in  sich 
Bchloss. 

Unter  der  Königin  Marie  verschlimmerten  sich  die  Zustände  noch 
durch  das  Zusammentreffen  mehrerer  Misserndten,  die  eine  intensive  Kun- 
gersnoth  zur  Folge  hatten.  Seit  1554  stiegen  die  Preise  des  Brodgetrei- 
des rapide.  Am  25.  December  1556  kostete  der  Quarter  Weizen  32  sh. 
8  d.  und  während  des  ganzen  Winters  wurde  er  nicht  billiger  als  25  sh. 
4  d.  Unter  solchen  Verhältnissen  konnten  die  alten  Lohnsätze  nicht  mehr 
ausreichen.  Englands  Ansehen  im  Ausland  war  gesunken  und  im  Innern 
herrschte  der  schlimmste  Pauperismus.  Die  ganz  wankelmüthige  Königin 
zeigte  sich  durchaus  ihrer  Aufgabe  nicht  gewachsen,  so  dass  man  den 
Thronwechsel  nur  mit  allgemeinster  Freude  begrüsste.  Elisabeth  fand 
ausser  der  Noth  der  untern  Classen  noch  die  Staatskasse  gänzlich  geleert, 
die  Finanzen  zerrüttet  Es  ist  bekannt;  wie  vorzüglich  sie  es  verstanden 
hat,  in  alle  Verhältnisse  Ordnung  zu  bringen,  und  wie  sie  dabei  auch  vom 
Glück  begünstigt  wurde.  Nur  der  Arbeiterclasse  vermochte  sie  nicht  die 
frühere  Behäbigkeit  zu  verschafiPen,  die  Preise  und  Löhne  hatte  sie  nicht 
in  ihrer  Gewalt.  In  der  Verschwendung  Heinrichs  VIII.,  seiner  willkür- 
lichen Verschleuderung  und  ungleichen  Vertheilung  der  Klostergüter,  den 
häufigen  Münzverschlechterungen,  dann  der  Confiscation  des  Vermögens 
der  Gilden  und  ähnlicher  Gorporationen  sieht  Rogers  die  Ursache  des  eng- 
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lischen  PauperismuB.     AIP  das  konnte  Elisabeth  freilich   nicht  rückgängig 
machen. 

Haben  wir  so  die  Gesammtentwicklung  kurz  characterisirt ,  so  gehen 
wir  jetzt  etwas  näher  auf  die  Details  ein. 

Der  3.  und  4.  Band  des  Bogers'schen  Werkes  sind  ungefähr  einge- 
theilt  wie  die  beiden  ersten.  Der  3.  ist  ganz  den  Preisen  aller  Art  wäh- 
rend des  15.  und  des  16.  Jahrhunderts  gewidmet  Die  meisten  Thatsachen, 
die  in  diesem  kostbaren  Verzeichnisse  angegeben  sind,  wurden  aus  den 
Rechnungsbüchem,  die  in  den  diversen  Colleges  der  Universitäten  zu  Oxford 
und  zu  Cambridge  aufbewahrt  werden ,  ausgezogen.  Die  anderen  Quellen, 
welche  meistentheils  die  Rechenbücher  der  Klöster  und  Abteien  bilden, 
werden  in  dem  National- Archiv  zu  London  aufbewahrt.  In  dem  Freis- 
verzeichniss  hat  der  Verfasser  gewöhnlich  nur  die  Waaren  erster  Qualität 
herangezogen  und  somit  die  höchsten  Preise  angegeben.  Alle  diese  Rech- 
nungen, mit  drei  oder  vier  Ausnahmen,  sind  noch  ungedruckte  Quellen.  Der 
4.  Band  enthält,  nachdem  ein  Expos^  über  den  landwirthschaftlichen  Be- 
trieb im  15.  und  16.  Jahrhundert,  nach  den  Angaben  des  Fitzherbert, 
vorausgeschickt  ist,  ein  Oesammtbild  der  Wohlstandsverhältnisse  in  dieser 
Periode.  Wie  wir  es  oben  angefiihrt  haben,  erfreute  sich  England  wäh- 
rend des  15.  und  des  Beginnes  des  16.  Jahrhunderts  eines  steigenden  Wohl- 
standes. Während  dieser  Zeit  erwarben  sich  auch  die  Gilden  den  grössten  Theil 
ihrer  Güter.  Innerhalb  dieser  125  Jahre  wurde  England  dreimal  von  einer 
schrecklichen  Epidemie,  dem  sogen,  englischen  Schweiss  (sweating  sickness) 
heimgesucht,  welche  die  Bevölkerung  stark  decimirte.  Sie  wüthete  am  hef- 
tigsten 1478  und  1517,  während  der  zweite  Ausbruch  der  Krankheit,  1506, 
nicht  so  bedeutend  war.  Indessen  hatte  diese  Krankheit  bei  weitem  nicht 
die  Bedeutung,  wie  der  schwarze  Tod  des  vorhergehenden  Jahrhunderts. 
Gleichwohl  machte  sich  in  Folge  dessen  ein  allgemeiner  Menschen-Mangel 
fühlbar.  1527  war  ausserdem  eine  Hungersnoth  zu  verzeichnen.  Im  ganzen 
Westen  Englands  war  der  Weizen  sehr  theuer,  die  Preise  von  Cambridge 
stiegen  bis  zu  18  sh.  3  d.  der  Quarter,  die  von  Bardney  zu  18  sh.  8  d. 
Der  Durchschnitt  der  Preise  in  Bardney  war  während  des  ganzen  Jahres 
13  sh.  P/^  d. ,  derjenige  von  Cambridge  15  sh.  2  d.  Malz  war  sehr 
theuer  in  Cambridge,  Bardney  und  Sion  (Abtei);  die  Durchschnittspreise 
waren  respektive  9  sh.  3  d. ,  9  sh.  4  d.,  und  10  sh.  9  d.  Roggen  und 
Mehl  erreichten  sehr  hohe  Preise;  Bohnen  und  Erbsen  ebenfalls.  Der 
Hauptdurchschnittspreis  des  Jahres  zuvor  war  6  sh.  2^/^  d.  für  Weizen, 
5  sh.  für  das  Malz  gewesen.  Man  kann  auch  behaupten ,  dass  um  diese 
Zeit  die  Blüthe  der  mittelalterlichen  englischen  Gesellschaft  bereits  im 
Schwinden  begriffen  war.  Das  Parlament  wurde  mit  Petitionen  und  Be- 
Bchwerdeschriften  überschüttet  An  vielen  Orten,  wo  bis  dahin  zwei  und 
drei  Hundert  Personen  mit  Ackerbau  und  Viehzucht  beschäftigt  waren, 
wurde  die  Bevölkerung  nun  verdienstlos,  da  das  Ackerland  in  Weide  um- 
gewandelt wurde.  Städte  verfielen,  Kirchen  wurden  zerstört,  der  Gottes- 
dienst vernachlässigt  oder  aufgehoben,  die  öffentliche  Gesundheit  und  die 
Sicherheit  der  Personen  schwer  gefährdet:  überall  sah  man  Häuser  in 
Trümmern  liegen,  überall  herrschte  Schmutz  und  Unreinlichkeit  Eine 
Parlamentsakte  bedrohte  die  Eigenthümer  vergebens  mit  Yermögensconfis- 
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cation  (forfaiture) ,  wenn  sie  nicht  die  Häuser  in  wohnlichen  Zustand  her- 
stellen würden.  Im  Jahre  1541  gab  es  yielleicht  in  ganz  England  keine 
einzige  Stadt,  welche  sich  nicht  in  dieser  traurigen  Lage  befand. 

Allmählich  fing  auch  das  Landvolk  den  Rückgang  in  dem  allgemeinen 
Wohlstand  zu  empfinden  an.  Die  Lohnsätze  blieben  noch  für  einige  Zeit 
wenigstens,  ziemlich  hohe,  aber  seit  Beginn  des  Jahrhunderts  stieg  auch 
der  Preis  des  Weizens  fortdauernd;  1501  steht  er  zu  5  sh. ,  1510  zu 
5^/,  sh.,  1520  zu  6  sh.  7»/^  d.,  1530  zu  7  sh.  7  d.,  1540  zu  7  sh.  8^«  d., 
1550  zu  11  sh.  7^/^  d.  In  dieser  Zeit  wurden  zahlreiche  Petitionen  an 
das  Parlament  gerichtet,  um  die  Nichterfüllung  des  alten  Arbeitergesetzes 
anzuzeigen  und  neue  Herabsetzung  der  Löhne  zu  erbitten.  Im  Anfang 
der  Regierung  Heinrichs  YIIL  wurde  der  Vogt  eines  landwirthschaftlichen 
Gutes  jährlich  mit  26  sh.  8  d.,  und  5  sh.  für  Kleidung  bezahlt ;  der  Kärr- 
ner und  der  Hirt  erhielten  20  sh.,  und  5  sh.  für  Kleidung;  der  Knecht 
16  sh.  8  d. ,  und  4  sh.  für  Kleidung;  die  Magd  10  sh.,  und  4  sh.  für 
Kleider;  Kinder  unter  14  Jahren  bekamen  6  sh.  8  d.,  und  4  sh.  Kleider- 
gelder. Die  Löhne  der  erw.  Arbeiter  waren  folgendermassen  festgestellt: 
der  Maurer,  der  Zimmermann,  der  Ziegelstreicher,  der  Dachdecker,  der 
Glasmacher,  der  Steinhauer,  der  Schreiner  bekommen  6  d.  täglich  ohne 
Nahrung  und  4  d.  mit  Nahrung  von  Ostern  bis  zum  15.  October,  und 
5  d.  oder  3  d.  vom  15.  October  bis  Ostern,  unter  den  gleichen  Verhält- 
nissen bekommen  die  Handarbeiter  4  d.  oder  2  d. ,  und  3  d.  oder  P/,  d. 
Vor  der  Einführung  der  Reformation  war  der  Wein  allgemeines  Getränk; 
es  war  viel  Wein  vorhanden  und  zu  billigen  Preisen.  In  dieser  Zeit 
wurde  er  bereits  zum  Luxus  gerechnet  Die  Vergnügungen  der  Mittel- 
classen  wurden  sehr  beschränkt,  ja  selbst  die  der  reicheren  Klassen  wur- 
den von  nun  an  sehr  bescheidener  Natur.  Einen  besonderen  Ueber- 
blick  gewähren  die  grösseren  Durchschnitte,  denen  wir  uns  jetzt  zuwenden 
wollen. 

Von  1260  bis  zu  1582,  d.  h.  während  einer  Periode  von  320  Jahren  er- 
giebt  sich  der  40jährige  Durchschnittspreis  des  Weizens ,  der  Gerste ,  des 
Hafers,  Roggens  und  Malzes,  wie  folgt: 

40j&hrige  DnrchschmttopreUe.     (1261— 1582). 


Weizen 

Gerste 

Hafer 

Boggen 

Malz 

Qu. 

Qu. 

Qa. 

Qa. 

Qa. 

s.       d. 

8.       d. 

8.       d. 

8.       d. 

8.     d. 

I26I— 1300 

5      4l 

3  "l 

2        Oj 

4   IG 

4  4l 

I30I— 1340 

6   3S 

4   4J 

2    6 

5   5 

5  li 

I34I— 1380 

6   48 

3   8 

2   7i 

4  "i 

5  o- 

I38I— 1420 

5   4l 

3   6| 

2    3* 

4   0} 

4  3 

I42I — 1460 

S   8 

3   4l 

2    0} 

4   3i 

4  8} 

I46I— 1500 

5   5i 

3   63 

I   II 

4   38 

4  3J 

I50I— 1540 

6   91 

4   3J 

2    5i 

6    2\ 

5  3 

1541— 1582 

13  104 

8   51 

5   5i 

— 

IG  5 

Wie  aus  dieser  Tabelle  zu  ersehen  ist,  schwanken  von  1261  — 1500, 
also  während  2^/,  Jahrhunderten,  die  angegebenen  Preise  verhältnissmäsaig 
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wenig;  jedoch  ißt  in  der  Periode  1301 — 1340  der  Preis  merklich  erhöht, 
was  durch  die  Theuerung  einzelner  Jahre  herheigefuhrt  ist,  da  der  Weizen 
1304  zu  10  sh.,  1307  ehenfalls  zu  10  sh.,  1308  zu  8  sh.  Bd.,  1309  zu 
11  sh.  9  d.  verkauft  wurde.  Im  Jahre  1310  yariiren  die  Preise  zwischen 
8  sh.  8  d.  und  9  sh.  4  d.  Im  Jahre  1315  und  1316,  trotzdem  die  Preise 
noch  hohe  sind,  sinken  sie  allmählich,  1321  dagegen  und  in  den  4  folgen- 
den Jahren  steigen  sie  wieder  zu  einem  den  Durchschnitt  ühersteigenden 
Satze.  Im  J.  1326  sinken  endlich  die  Preise  auf  2  sh.  8  d.,  1340  stehen 
sie  auf  3  sh.  2  d.  Die  Preise  des  Roggens,  der  Gerste  u.  s.  w.  folgen  ge- 
wöhnlich in  dieser  Periode  derselben  steigenden  oder  sinkenden  Bichtung. 
Der  Gesammtdurchschnittspreis  der  140  Jahre,  für  dieselbe  Zeitdauer,  er- 
giebt  sich  aus  folgender  Tabelle: 

140jährige  Durchschnittspreise.     (1261 — 1540). 


Weizen 
Qu. 


Gerste 
Qn. 


Hafer 
Qu. 


Boggen 
Qn. 


Mals 
Qu. 


1261— 1400 
1401— 1540 


8. 

5 
5 


10} 
iii 


8. 

4 
3 


31 


8.     d. 

2    5i 

2    2I 


8.     d. 

4    4| 
4    7i 


8. 

4 
4 


10 
I 


Also  während  nahezu  drei  Jahrhunderten  veränderte  sich  der  Preis 
des  Weizens  im  Durchschnitte  nicht,  und  die  Andere,  —  mit  Ausnahme 
des  Weizens  und  des  Boggens,  die  in  der  2.  Periode  ein  wenig  höher 
stehen  —  sind  sogar  während  der  2.  Periode  niedriger  als  während  der 
1 .  Periode.  In  der  nächstkommenden  verhält  es  sich  ganz  anders :  seit 
1540  tritt  eine  bedeutende  Erhöhung  aller  Preise  ein  und  der  Vergleich 
zwischen  der  2.  von  140  Jahren,  1401 — 1540  und  den  42  letzten  Jahren, 
d.  h.   1541 — 1582  ergiebt  folgendes  Eesultat: 

Vergleich  der  Durchschnittspreise  zwisch.  1401 — 1540  n.  1541^82. 

(Entwerthnng  des  Geldes). 


Weizen 
Qu. 


Gerste 
Qu. 


Hafer 
Qu. 


Boggen 
Qu. 


Malz 
Qu. 


1401— 1540 

1541— 1582 

(12  Jahre) 


8.      d. 

8.      d. 

8.     d. 

t.     d. 

5    "1 
13    loi 

3     8f 
8    Si 

2  ^ 

5    Si 

4    7* 

8.    d. 

4     I 
IG    5 


Während  dieser  42  Jahre,  giebt  es  noch  einzelne  Jahre,  wo  die  Preise 
relativ  niedrig  stehen,  so  ist  1542  der  Preis  des  Weizens  unter  8  sh.,  1547 
unter  5  sh. ,  1546,  1548,  1557  steht  er  zu  9  sh. ;  er  reicht  nicht  bis  zu 
10  sh.  im  Jahre  1541,  1543,  1544,  1558,  er  bleibt  unter  11  sh.  im  Jahre 
1552,  1553  (10  sh.)  1562,  1564,  1565;  unter  12  sh.  im  Jahre  1559, 
1567,  1568,  1569;  unter  13  sh.  im  Jahre  1571 ;  im  Jahre  1572  varürt  der 
Preis  von  13  bis  14  sh.  Dagegen  in  gewissen  Jahren  stiegen  die  Preise  zu 
ausserordentlicher  Höhe:  im  Jahre  1545  ist  der  Weizen  zu  15  sh.  6^/^  d., 
1549  16  sh.  4  d.,  1550  18  sh.,   1551  20  sh.  4  d.,   1555  22  sh.  O^s  d.,   1556 
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28  Bh.  51/3  d.  Von  1574  bis  1582,  wo  Bogers  seine  Enquöie  schlieMt, 
ist  der  Preis  nie  unter  den  Durchsohnittsatz  der  ganzen  Periode  gefallen. 
Im  Jahre  1556 — 57,  Hungemothsjahr,  steht  der  Preis  des  Weizens  Tor 
Weihnachten  auf  32  sh.  8  d.,  and  der  niedrigste  Preis  des  Jahres  ist  25  sh. 
4  d.     Vom  Ifärz  bis  Mai,  wird  der  Quarter  mit  40  sh.  bezahlt 

Berechnet  man  das  Yerhältniss  zwischen  den  Durchschnittspreisen  der 
1.  Periode  Ton  140  Jahren  und  der  2.  von  42  Jahren,  so  ergiebt  sich 
Folgendes,  die  Zahlen  der  1.  Periode  gleich  100  gesetzt: 

1 541—  1 582  Verhältnifts 

8,     d, 

13  100 

8     5 

5     5»' 
10    5 

Das  durchschnittliche  Yerhältniss  der  Preise  beider  Perioden  ist  so- 
mit 100  :  239. 

Wir  geben  in  Folgendem  Einiges  über  die  Preise  verschiedener  Haus- 
thiere  in  der  gesammten  Periode  1260 — 1582.  Die  Preise  sind  nach  40- 
jährigen  Durchschnitten  berechnet,  wie  folgt: 

40jfthrige  Durchschnittspreise  der  Haosthiere.    (1261 — 15 12). 


14OI— 1540 
«.  d. 
Weisen  5  11 
Gerste  3  8 
Hafer  2  2 
Mals        4       I 


»» 


»» 


232 
227 
240 

255 


Ochsen 

Eber 
(Bosrs) 

Schafe 

Hammel 

Lftmmer 

Schweine 
(Porci) 


1261- 
1301- 

1341- 
1381- 
1421- 
1461- 
1501- 
1541. 


8,         d. 

8.       d. 

«.     i. 

t.    d. 

8.     d. 

1300 

IG        7 

4       li 

•       44 

>  n 

0      II 

1340 

13       4 

5     " 

I      6 

I  2 

0      7 

1380 

14      6i 

3     "i 

I       9 

I       2J 

G      8| 

1420 

14      IG 

6      o\ 

I      9J 

I     4J 

0    io| 

1460 

17      II 

1     94 

I     II 

I     4 

G      IG 

1500 

17      5i 

8      4i 

I     loi 

I    31 

I        G 

1540 

26    84 

9      6i 

t    104 

'     Z* 

I        3 

1582 

70      7i 

23       74 

6      4 

3    8 

3      H 

8. 

2 

3 

3 

2 

I 
I 
I 


5i 
o 

44 


Hier  findet  sich  also  eine  fast  fortdauernde  Progression  seit  der  Mitte 
des  13.  bis  zum  Ende  des  15.  Jahrhunderts;  weiter  von  1501  bis  1582  stei- 
gen die  Preise  in  constanter  und  rascher  Weise.  Der  Durchschnittspreis, 
welcher  bis  zum  Anfang  des  15.  Jahrh.  13  sh.  P/^  d.  für  Ochsen,  4  sh. 
7^/,  d.  für  Eber  (boars),  1  sh.  5  d.  für  Schafe  gewesen  war,  steigt  von 
1401  —  1450  bis  zu  20  sh.  7  d.  für  Ochsen,  zu  8  sh.  6'|^  d.  für  Eber, 
auf  2  sh.  2*1^  d.  für  Schafe.  Es  folgt  hier  der  Durchschnittspreis  zwischen 
1260 — 1400  einerseits,  und  1401 — 1540  andrerseits,  also  für  zwei  Perio- 
den von  je   140  Jahren: 

14G jährige  Durchschnittspreise  der  Hausthiere.     (1261 — 154G). 


1261 — 14GG 
I401— 154G 


Ochseo 

Eber 
(Boars) 

Schafe 

Hammel 

Lämmer 

8.       d, 
20     7 

8.     dL 

4    7i 
8     6} 

8.      d. 

I    5 

2      2{ 

«.    d, 

I      2 

I    5i 

s.     d, 

0      8 
0     II( 

Schweine 
(Porci) 


2 
I 


"I 

7 
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Ochsen 

Eber 
(Boars) 

Schafe 

Hammel 

Lämmer 

Es  tritt  hervor,  dass  der  Durchschnittepreis  der  Ochsen,  Eber  (boars) 
und  Schafe  in  der  2.  Periode  bis  zum  Doppelten  der  1.  Periode  steigt, 
dagegen  ist  der  Durchschnittspreis  für  Schweine  (porci),  Hammel  und  Läm- 
mer in  der  2.  Periode  nur  um  ein  weniges  höher;  für  die  Schweine  ist  er 
sogar  niedriger.  Aber  seit  1540  ist  die  Progression  der  Preise  ganz  ausser 
Verhältniss  mit  den  2  vorigen  Perioden,  wie  aus  folgender  Tabelle  er- 
sichtlich: 

Vergleich  der  Durchschnittspreise  zwischen  1401 — 1540  and  1541 — 82. 

(Entwerthang). 

Schweine 
(Porci) 

8.     d, 

1401— 1540      20    7  8     6}         2    2f         I     5l        O     114         17 

1541 — 1582 
(12  Jahre) 

Man  sieht  also,  dass  im  16.  Jahrhundert  die  Preise  rasch  und  in  be- 
deutendem Maasse  steigen.  Ochsen,  Eber  und  Schafe  erreichen  den  drei- 
fachen Werth,  den  sie  in  der  vorigen  Periode  hatten;  diese  Proportion 
ist  sogar  noch  überschritten  für  Hammel  und  Lämmer.  Die  Preise  sind 
jedoch  für  fette  Thiere  bester  Qualität  angegeben.  Wir  können  an  vor- 
stehenden Thieren  auch  die  Pferde  anreihen.  Von  1260 — 1400  hat  der 
Verfasser  nur  die  Preise  der  Arbeitspferde  ermitteln  können ;  ein  solches 
Pferd  wurde  in  dieser  Periode  durchschnittlich  mit  19  sh.  3^|^  d.  bezahlt. 
In  der  nächstfolgenden  Periode  sind  die  Preise  der  Sattelpferde  angegeben. 
Auch  hier  sind  während  des  ganzen  15.  Jahrhunderts  die  Preise  niedrige; 
von  1520  an  steigen  dieselben  und  gelangen  zu  ausserordentlicher  Höhe, 
wie  aus  Folgendem  zu  ersehen: 

30jährige  Darchschnittspreise  der  Sattelpferde.     (1401 — 1582). 


8.      d. 

8.       d. 

8.     d. 

8.       d. 

8.         d. 

20     7 
70    7\ 

8     6} 

23    74 

6    4 

3    8 

0    114 

3        2} 

Sattelpferde 

I40I--I430 
1431— 1460 
1461—1490 
I49I— 1520 

I52I— 1550 
I55I— 1582 

8,       d, 

53  2 
60    6^ 

52    7 

54  5 
88    8[ 

143    8 

Indem  man  die  Durchschnittspreise  der  ersten  Periode  mit  denen  der 
2.  vergleicht,  erhält  man  folgende  Zahlen : 

B.      d. 

58 
132 

Das  Progressionsverhältniss  der  Preise  in  der  letzten  Periode,  berech- 
net wie  für  die  Getreide,  gibt  nachstehendes  Besultat*. 


1401 — 1540 
1541— 1582 


114 
5i 
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14OX— 1540 
8.       d. 


1541— 1582 
8.       d. 


Verhältniss 


Ochsen  20 

Eber  (boars)  8 

Schafe  2 

Hammel  i 

Lfimmer  o 

Sattelpferde  58 


7 

70 

7»l4 

6*l4 

23 

7*1. 

2»  ^ 

6 

4 

5*, 

3 

8 

"'If 

3 

''!* 

II»  , 

132 

5*L 

100 


343 
252 

284 

251 

337 
259- 


Wir  kommen  jetzt  zu  einigen  anderen  Produkten  der  Landwirthschaft, 
vor  Allem  zu  dem  Geflügel.  Es  folgt  hier,  auf  40jährige  und  140jährige 
DurchBchnittspreise  berechnet,  der  Preis  des  Geflügels  in  der  Hälfte  des 
13.  und  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts: 

40  jährige  Durchschnittspreise  des  Geflügels,     (i  261  — 1582). 


Kapaunen 

G&nse 

Hennen 

Hühnchen 

8,      d. 

8. 

d. 

8. 

d. 

8.     d. 

I26I— 1300 

0     2\ 

0 

41 

0 

iJ 

0     Oj 

I30I— 1340 

0     2J 

0 

4 

0 

U 

0    04 

I34I— 1380 

0    3 

0 

44 

0 

2 

0      I 

I38I— 1420 

0    3i 

0 

41 

0 

2» 

0    14 

I42I— 1460 

0    4 

0 

4 

0 

2 

0      Ij 

I46I— 1500 

0    4i 

0 

44 

0 

*i 

0      li 

I50I— 1540 

I     oj 

- 

0 

3J 

0     il 

I54I— 1582 

I     ij 

0 

10 

0 

4l 

0    3 

1260— 1400 

0    3 

0 

3t 

0 

ijt 

0    I 

I40I— 1540 

0    6} 

0 

4i 

0 

2} 

0    1} 

Von  1260 — 1400  bis  1401 — 1540  hat  sich  der  Durchschnittspreis  der 
Kapaunen  und  der  Hennen  verdoppelt,  dagegen  steigt  derjenige  der  Gänse 
und  Hühnchen  nur  unwesentlich.  In  der  nächstfolgenden  Periode  ,  die 
von  1401 — 1540  und  1541 — 1582,  ist  der  Durchschnittspreis  aller  Viere 
mehr  als  verdoppelt,  wie  aus  Folgendem  zu  ersehen : 

Vergleich  zwischen  den  140  ersten  Jahren  und  42  letzten.     (14OI — 15S2). 


1401— 1540 
1541— 1582 


B.     d. 
O    6J 


8,     d. 

o      4f 
o    10 


8,     d. 
O      2j 

o    4! 


8.    d. 

o    ij 
o    3 


Die  landwirthschaftlichen  Producte,  Käse,  Butter,  Eier,  Oel  u.  b.  w., 
in  drei  Perioden  vertheilt,  die  beiden  ersten  von  140,  die  letzte  von  42 
Jahren,  ergeben  folgendes  Resultat: 

Ländliche  Producte  von  1260 — 1582.     (140  und  42  Jahre). 


Käse 

per  wey 

oder  pisa 

=  224  üb. 

Butter 
(12  Pfd.) 

Eier 
c.  B3  120 

Oel 
Gallon. 

Honig 
Gallon. 

Wachs 
12  Üb. 

Lichter 
12  Üb. 

1260 — 1400 
I40I— 1540 
I54I— 1582 

8.      d. 

9     "1 
10     lOj 

26      34 

8,      d. 

2      8 

8.        d. 

0     4l 
0     6 
2      6 

8.       d. 
I        2 

2     8i 

8.      d. 

3  4 

8.      d. 

6      I 
6     3 
9      I 

8.       d, 

I      Ili 

1  3| 

2  74 

Die  fortschreitende  Erhöhung  der  Preise  für  die  beiden  letzten  Perioden 
für  Geflügel  und  sonstige  agricole  Producte  ist  hierunter  zusammengeÜABst: 


Litera 

tar. 

1 

[401 

-1540 

154X- 

-1582 

VerhSltniss 

s. 

d. 

8. 

d 

Kapaonen 

0 

6»L 

I 

I»4 

100  :  204 

Gänse 

0 

4«  4 

0 

10 

210 

Hennen 

0 

2«  ^ 

0 

4»|4 

211 

Hühnchen 

0 

II  ^ 

0 

3 

240 

(244  lib.)  K&se 

10 

10«    ^ 

26 

3*1. 

243 

(12  lib.)  Butter 

I 

II  ^ 

2 

8 

237 

(gaU.)  Honig 
(12  lib.)  Wachs 

I 

2»  ^ 

3 

4 

281 

6 

3 

9 

I 

145 

(id.)  Lichter 

I 

3'U 

2 

7M. 

207 

251 


Die  Darchschnittspreise  für  Heu  und  Stroh  für  die  Periode  von  1401 
— 1582  zeigen  in  30  Jahren  die  Zahlen  der  folgenden  Tabelle.  Wie  es 
zu  ersehen  ist,  steigt  der  Preis  immer  sehr  bedeutend  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  d.h.  grade  seit  der  Zeit  der  grossen  Münz- 
Verschlechterung. 

30j&hrige  Darchschnittspreise  von  Heu  and  Stroh. 


(1401— 1582) 


1401  — 1430 
143 1— 1460 
1461— 1490 
149 1— 1520 
1521— 1550 
1551—1582 


Hea 

(Load) 

8, 

d. 

3 

7 

3 

II 

3 

"4 

3 

5 

4 

5 

10 

9 

Stroh 
(Load) 


s. 

I 
I 
I 

I 

2 

4 


d. 

n 

5i 

91 
o 

10 


Der  Vergleich  zwischen  den  Durchschnittspreisen  der  1.  und  2.  Pe- 
riode ergiebt,  dass  Heu  dreimal  und  Stroh  viermal  so  theuer  in  der  2.  Pe- 
riode geworden.  Der  Durchschnittspreis  von  1401 — 1540  ist  3  sh. 
8^1^  d.  für  Heu  und  9  sh.  6  d.  von  1541  — 1582;  Stroh  1  sh.  5  d.  in 
der  1.  Periode  ist  zu  4  sh.  1  d.  in  der  zweiten. 

Die  Preise  der  Wolle  sind  nicht  immer  zu  ermitteln  gewesen.  Für 
die  erste  Periode  sind  die  Preise  von  1260 — 1400  angegeben,  es  ist  aber 
dem  Verfasser  nicht  möglich  gewesen,  für  die  anderen  Perioden  die  Preise 
zu  liefern,  wenigstens  nicht  mit  derselben  Fülle.  Für  die  angegebenen 
Preise  ist  der  Gesammtdurchschnittspreis  von  1401 — 1540  per  Maass  — 
Tod  genannt  (Stein),  zu  6  sh.  2^|^  d.,  und  von  1541 — 1582,  zu  17  sh.  4  d. 
Der  Durchschnittspreis  per  20  Jahre  der  1.  Periode  ist  wie  folgt: 

20  jährige  Darchschnittspreise  der  Wolle.     (1260 — 1400). 


WoUe  (gr.) 

Lämmerwolle 

Wolle 

clove  von  7  lib. 

clove  von  7  lib. 

das  kl.  Pfhnd 

8.       d. 

8.       d. 

d. 

1260 — 1280 

2      3i 

*    ij 

3 

I28I— 1300 

2      I 

»    9 

n 

I30I— 1320 

2      4i 

2        2J 

31 

I32I— 1340 

2       ij 

I      8i 

3! 

»341— 1360 

I      8J 

I      oj 

3 

1361— 1380 

2      6J 

I      84 

1381— -1400 

2      0} 

I      4ä 



140  jährige 

Dnrchschnitts- 

preis  von 

1260— 1400 

2      if 

I     III 

3i 
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Der  GeBammtdurchBchnittspreis  für  140  Jahre  ist  für  die  Wolle  der 
1.  Sorte  2  sh.  1»/^  d.,  für  die  der  2.  1  sh.  11  »/t  d.,  und  fdr  Wolle  per 
Ffiind:  8^/^  d.     Die  Progression  ist  folgende: 

1401— 1540  1 541— 1582  VerhftltiiiM 

8,         d.  8»         d. 

Wolle  (per  Tod)         62}  l?      4  IOC :  281. 

Was  die  ausländischen  Producte  betrifft,  wie  Wein,  Pfeffer,  Reis,  Zu- 
cker, sowie  auch  Häringe,  welche  einen  der  bedeutendsten  Conffumartikel 
ausmachen,  so  ist  die  Erhöhung  der  Preise  in  den  2  letzten  Perioden, 
trotzdem  sie  eine  grosse  ist,  dennoch  nicht  eine  yerhältnissmässig  so  be- 
deutende als  die  Erhöhung  der  Preise  der  anderen  Artikel,  Ton  welchen 
bis  jetzt  die  Bede  war.  Die  80  jährigen  Durchschnittspreise  von  Wein, 
PfefPer,  Reis  und  Zucker  von  1401 — 1582  sind  folgende: 

30jährige  Darchschnittspreise  von  aasl&ndischen  Produkten.    (1401 — 1562). 


Wein 

.^ 

Pfeffer 

Reis 

Zacker 

12  Üb. 

12  Üb. 

12  lib. 

Roth. 

12  Gall. 

Sfiss.  12  GaU. 

$. 

dL 

9.       d. 

t.       d. 

s.       d. 

8.       d. 

140I— 1430 

7 

li 

15      9 

20       3 

I         li 

— 

I43I— 1460 

7 

9 

— 

12        0 

2         11 

20        0| 

I46I — 1490 

8 

8 

15      4 

14      0 

2        3i 

IG        G 

I49I— 1520 

8 

3i 

13       8 

16       6^ 

I       10 

4         7 

I52I-I550 

9 

II 

17      4 

22         I 

2        IG 

8       IJ 

I55I— 1582 

20 

4 

27      4 

35      4 

3        9 

13       6 

Aller  „englischer''  Wein  war  nicht  vom  Auslande  bezogen.  England 
selbst  producirte  Wein ,  aber  in  geringen  Quantitäten ;  doch  musste  der 
Windsorwein  in  immerhin  erheblicher  Menge  vorhanden  gewesen  sein,  da 
er  regelmässig  zum  Verkauf  gelangte.  Man  findet  rothen  Windsorwein  zu 
20  sh.  die  Tonne,  was  allerdings  nicht  für  eine  besondere  Qualität  spricht 
Oxford  und  Cambridge  hatten  ebenfalls  Weinstöcke.  Der  Wein,  welcher 
gewöhnlich  consumirt  wurde  und  ebenfalls  zu  den  niedrigsten  Preisen  zu 
haben  war,  kam  vom  Westen  Frankreichs  und  wurde  von  La  Kochelle  und 
Bordeaux  aus  importirt.  Die  Tonne  umfasste  252  Gallonen.  Der  bevor- 
zugte Wein  war  der  süsse,  dessen  Preis  fast  immer  das  Doppelte  des  or- 
dinären rothen  Weines  betrug.  Von  1520  an  beginnt  die  Erhöliung  der 
auswärtigen  Productenpreise ,  und  diese  Erhöhung  steigt  fortwährend  bis 
zum  Ende  dieser  Periode. 

Pfeffer  bildet  den  bedeutendsten  und  gemeinsten  der  ostindischen 
Producte.  Von  1411 — 1430  steht  der  Preis  sehr  hoch,  er  steigt  bis  zu 
einem  Durchschnittsatz  von  20  sh.  3  d.  per  12  Pfund.  Im  Jahre  1412  ist 
der  Preis  pro  12  Pfund  34  sh.,  im  J.  1414:  29  sh.  11  d.,  im  J.  1418  ist 
er  wieder  ausserordentlich  hoch,  der  Durchschnittspreis  dieses  Jahres  ist 
28  sh.  6  d.  Von  1431 — 1480  ist  der  Preis  dieser  Waare  verhältnissmässig 
billig,  er  ist  öfters  zu  8  d.  das  Pfund.  1445  findet  man  den  Pfeffer  so- 
gar zu  7*1,  d.  In  den  Jahren  1521 — 1540,  welche  der  Eroberung  Egyp- 
tens  durch  die  Türken  folgen,    ist  der  Durchschnittspreis  zu  23  sh.  4  d.. 
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d.  h.  zu  ungefähr  35 ^j^  über  dem  Durchschnitt  der  Periode.  Von  1561 
— 1570  ist  er  wiederum  sehr  theuer,  sogar  bis  zu  64  sh.   für  12  Pfund. 

Beis  kostete  im  Anfang  des  1 5.  Jahrhunderts  ungefähr  1  d.  das  Pfund. 
Seit  1431  steigt  der  Preis  und  geht  bis  zu  2  und  sogar  3  d.  das  Pfund. 
Während  der  letzten  20  Jahre  ist  der  Reis  verhältnissmässig  theuerer  als 
die  anderen  ausländischen  Producte. 

Im  letzten  Theil  des  15.  Jahrhunderts  kosten  12  Pfd.  Zucker  19  sh. 
Er  wird  immer  theuerer  bis  zu  der  1.  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts.  Zwi- 
schen 1490  und  1510  fallen  die  Preise  schnell  und  bedeutend.  Im  Jahr 
1495  und  1503  kosten  12  Pfd.  nur  2  sh.  9  d.  Nach  der  Eroberung  Egyp- 
tens  steigen  diese  Preise  auf  mehr  als  das  Doppelte.  Vergleichen  wir  die 
beiden  Perioden,  von  1401 — 1540  und  1541 — 1582,  so  finden  wir  fol- 
gende Durchschnittspreise : 

Durchschnittspreise  der  ersten  140  Jahre  and   letaten  42  von   ansUndischen  Producten. 

(14OI— 1582). 


Both.  12  Gall. 

sin 

Süss.  12  Oall. 

Pfeffsr 
12  Hb. 

Beis 
12  Üb. 

Zucker 
12  üb. 

I40I— 1540 
I54I— 1582 

8.         d 

8       5i 
16      4i 

8.        d. 

14      6 
26      6^ 

8.        d. 

17       l 
32      6i 

s.      d. 

1       II 
4        4 

8.           d 

12         0 
12        10} 

Häringe,  die  viel  consumirt  wurden,  gab  es  in  zweierlei  Sorten: 
rothen  und  weissen.  Von  1401  bis  1450  Yarilrt  der  Durchschnittspreis 
nicht  bedeutend;  aber  dann  tritt  in  der  2.  Periode  gleichfalls  eine  grosse 
Erhöhung  ein: 

30jfthrige  Durchschnittspreise  der  Hiringe. 


(I40I— 1582) 

Bothe 

Hftringe 

(cade) 

Weisse 

Häringe 

(Brl.) 

I40I— 1430 
143 1— 1460 
I46I— 1490 
I49I— 1520 
I52I— 1550 
1551—1582 

8.      d 

6  8 

7  0 

5    6 

7    8 

10    5 

8.        d. 

16     10 
10      8^ 

10      10 
10        0 
15        2 

23      7 

Vergleich  zwischen  den  ersten  1 40  Jahren  und  den  letaten  42  Jahren  (140 1  — 1582). 


14OI — 1540 
1 541— 1582 


Bothe 

H&ringe 

(cade) 


8.      d 

6    4t 
10    14 


Weisse 

Häringe 

(Brl.) 


8.     d. 

II     6 
22     9 
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Im  Vergleich  der  Preise  der  Periode  1401 — 1540  mit  denen  der  letz- 
ten findet  man  eine  Erhöhnng  von  6  sh.  4*|^  d.  bis  10  sh.  I^j,  d. ,  also 
4  sh.  5^1^  d.  für  die  weissen,  und  11  sh.  bis  22  sb.  9  d. :  also  11  sbu  3  d. 
für  die  rothen  Häringe.      Die  Entwicklniig   der  Erhöhung   war    folgende: 


I40I — 1540 

1541- 

-1582 

Verbal  tniss 

«.     d. 

i. 

d. 

Both-Wein  (12  gaU.)     8       51 1, 

16 

4M. 

100  :  193 

Sfisser  Wein  (id.)         14       6 

26 

6»l, 

183 

Pfeffer  (13  Pfd.)          17       i 

32 

6'U 

190 

Beb           (Id.)                 I     II 

4 

4 

226 

Bothe  Hlringe  (cade)    6       4*!^ 

10 

i'U 

158 

Weisse      „       (baril)  Ii       6 

22 

9 

198 

Wir  haben  schon  wiederholt  Gelegenheit  gehabt  zu  sagen  ,  dass  Tor- 
zugsweise  seit  dem  2.  Viertel  des  16.  Jahrhunderts,  alle  Artikel  eine  fahl- 
bare und  constante  Erhöhung  der  Preise  erfuhren,  Die  Geldentwerthung 
war  eine  eclatante.  Von  1520  bis  1540  correspondirt  diese  Erhöhung 
noch  ziemlich  mit  den  Lohnsätzen,  aber  seit  1530  bis  zu  Ende  dieser  Pe- 
riode, 1582,  steigen  die  Waarcnpreise  immer  mehr  und  mehr,  ohne  dass 
die  Löhne  auch  nur  annähernd  eine  analoge  Entwicklung  aufzuweisen 
hätten.  Der  Verfasser  hat  den  Durchschnittspreis  des  Weizens  für  jedes 
Jahr,  von  1520 — 1582,  verglichen  mit  dem  durchschnittlichen  Lohnsatze 
der  folgenden  Categorien  von  Arbeitern :  Schreiner,  Maar  er  und  sein  Hand- 
langer, Holzsäger  (zwei  Arb.),  Dachdecker,  Ziegelstreicher  und  Gehülfe. 
Indem  wir  denselben  Vergleich,  aber  für  5jährige  Durchschnittspreise, 
durchführen ,  finden  wir  folgende  Zusammenstellung : 

Vergleich  zwischen    den    5j&hrigen  Dorchschnittspreiaen    des  Weizens  (pro  Quarter)  nnd 
dem  5  jährigen  Durchschnittslohn  der  Arbeiter  (pro  Woche)    Ton  1520 — 1582. 


Dnrchschnitts- 

preis  des 

Weizens 

per  Qoarter 

Durchschnitts- 
lohn der 
Arbeiter 
pro  Woche 

Durchschnitts* 

preis  des 

Weizens 

per  Quarter 

Durchschnitts- 
lohn der 
Arbeiter 
pro  Woche 

1520— 1525 
1525— 1530 

1530- 153  5 
1535—1540 
1540—1545 

1545— 1550 

t.       d. 

6       84 
8      5 
8      3 
8      6^ 
8       2i 
IG       5i 

s.       d. 

2       8 
2       9 

2      9 
2     104 

2  II 

3  Oi 

1550-1555 
1555— 1560 

1560— 1565 
1565— 1570 

1570- 1575 

1575-1582 

7  Jahre 

».        d. 

15        oi 
15      II 

14        3 
12        9 

>5        3i 
21       10 

«.         d, 

4         0 

3  10 

4  6 

3  9i 

4  8 

5  7 

Man  sieht  hier,  dass  in  der  ganzen  Periode  nach  dem  Jahre  1550, 
wo  der  Durchschnittslohn  3  sh.  die  Woche  beträgt,  die  Erhöhung  nur  bis 
an  das  Doppelte  der  Periode  vor  diesem  Jahre  gelangt,  während  dagegen 
der  Durchschnittspreis  des  Weizens  der  2.  Periode  das  Dreifache  des  Durch- 
schnittspreises der  1.  Periode  überschreitet.  Dann  und  wann  fällt  der  hohe 
Preis  des  Weizens  mit  einer  Erhöhung  der  Löhne  zusammen;  in  den  mei- 
sten Fällen  jedoch  manifestirt  sich  diese  Erhöhung  nur  in  dem  Jahre, 
welches  demjenigen  Jahre,  wo  die  Preise  den  gewöhnlichen  Durchschnitts- 
preis überschritten  haben ,    folgt     Wie  dem  auch  sei ,  fügt  Rogers  hinzu. 


NationalökonomUche  GesetzgeboDg.  255 

es  ist  ganz  gewiss,  dass  die  Löhne  in  dieser  Periode  nicht  mehr  hinreich- 
ten,  um  eine  Familie  völlig  zu  ernähren,  selbst  wenn  man  annimmt,  dass 
die  Frau  das  Ihrige  zu  dem  Gesammtyerdienst  beiträgt,  und  dass  folglich 
die  Arbeiter  in  das  tiefste  Elend  gesunken  waren,  vorzugsweise  aber  die- 
jenigen, welche  ihren  geringen  Lohn  nicht  ergänzen  konnten,  indem  sie 
ausser  ihrer  gewöhnlichen  täglichen  Arbeit  noch  ein  kleines  Landstück 
bebaueten.  —  Rogers  stellt  folgende  Entwicklung  der  Löhne  für  die  bei- 
den Perioden  auf.     Der  Lohn  ist  der  eines  Tages: 

1401— 1540  1541— 1582  VerhUtoiss 

Schreiner  (voller  Preis)            O     6'|,  O  il>|,  100:167 

„        (Durchschnittspr.)     05»!^  O  IG  „     170 

Maurer 06  O  9»|,  „     158 

Maurer-Gehilfe       ....04  O  6>|^  „     169 

SÄger  (iwei) 10  »  5*li  .»     H^ 

Sfiger  (100  Fuss)  ....II  14  »«123 

Ziegelstreicher 06  O  9*!^  „     162 

Dachdecker O     S^k  ®  9*l4  »»     '7^ 

Dachdecker-Gehilfe     •     •     .     O    S^L  O  6^\^  ti     186 

Bleiarbeiter O    6^]^  o  ^^\^  „     146 

Handarbeiter O    4  ^  ^^li  »1     I^^* 

Der  Durchschnitt  des  Verhältnisses  dieser  elf  Sorten  Arbeit  ist  100  : 
160.  Indem  man  diesen  Durchschnitt  mit  dem  des  Viehs,  100  :  262,  des 
Getreides,  240,  der  landwirthschaftlichen  Froducte,  253,  der  Fische,  162, 
der  Wolle  und  anderer  Textilwaaren,  208,  der  Kleider,  212,  und  der  aus- 
ländischen Froducte,  203  resp.  188  vergleicht,  kann  man  sich  einen  Be- 
griff von  dem  enormen  Unterschiede  machen,  welcher  zwischen  der  Stei- 
gerung der  Subsistenzmittelpreise  und  der  der  Lohnsätze  in  der  Feriode, 
welche  den  vierten  Band  des  Werkes  von  Rogers  sohliesst,  bestand. 

Die  grosse  Freisrevolution  im  16.  Jahrhundert,  hauptsächlich  die  Folge 
der  Entdeckung  Amerika's,  und  ihr  EinfLuss  auf  die  Lage  der  arbeitenden 
Glassen,  ist  erst  durch  dieses  Werk  in  ihrer  ganzen  Eigenart  zur  Darstel- 
lung gelangt  und  zur  richtigen  Würdigung  gebracht 

Indem  wir  hier  die  schöne  Arbeit  des  gelehrten  Frofessors  verlassen, 
sprechen  wir  die  Hoffnung  aus,  dass  es  ihm  möglich  sein  wird,  in  nicht 
idlzu  femer  Zeit  das  Ende  dieser  grossartigen  social-historischen  Untersuchung 
zu  veröffentlichen,  welche  ein  völlig  neues  Licht  über  die  Culturgeschichte 
Englands  zu  verbreiten  begonnen  hat.  x. 
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VI. 

Die  bei  der   Verstaatlichiing  von   preussischen  Piivateisenbahnen 
erlassenen  sog.  finanziellen  und  wirthschafUichen  GkurantiegesetBe. 

Eingeleitet  von  F.  Ri  tsc hl -Halle  a.  d.  8. 

Als  die  preuBsische  Regierung  im  Herbst    1879    dem   Landtage   den 
Gesetzentwurf  betreffend  die  Erwerbung  der  Unternehmungen  der  Magde- 

N.  F.  Bd.  V.  18 
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burg-Halberstädter ,  Hannover- Altenbekener ,  Berlin-Stettiner  und  Köln- 
Mindener  EisenbahngesellBchaften  yorlegte  und  damit  den  ersten  grossen 
Schritt  auf  dem  Wege  der  Verstaatlichung  der  preussischen  Privateisen- 
bahnen  unternahm,  war  es  selbstyerständlich,  dass  die  Stellung  des  Staats- 
eisenbahnetats im  Staatshaushalte,  seiner  erhöhten  Bedeutung  angemessen, 
derart  gesetzlich  geordnet  werde,  dass  das  Budgetrecht  des  Landtages 
nicht  geschmälert  werde.  Dieses  nannte  man  die  finanziellen  Garantieen. 
Daneben  erklärte  sich  die  Regierung  bereit,  auch  sog.  wirthschafbliche 
Garantieen  zu  geben ,  d.  h.  Einrichtungen  zu  treffen ,  die  eine  gewisse 
Garantie  dafür  geben  würden,  dass  die  Staatsbahnen  nicht  als  eine  Steuer- 
quelle benutzt,  sondern  ausschliesslich  und  ohne  Willkürlichkeit  zur  He- 
bung der  productiTen  wirthschaftlichen  Ejräfbe  des  Landes  verwaltet  wür- 
den. Da  die  Begierung  im  Abgeordnetenhause  durch  das  Zusammenge- 
hen der  ConseryatiTen  mit  dem  grössten  Theile  der  Nationalliberalen  mit 
Sicherheit  auf  eine  dem  Yerstaatlichungsprincip  günstige  Majorität  rech- 
nen konnte,  so  bildete  die  Eormulirung  der  Garantieen  den  Angelpunkt 
der  ganzen  Berathungen.  Die  Freunde  der  Verstaatlichungsidee  im  Ab- 
geordnetenhause beabsichtigten  zuerst,  die  Eisen bahnverwaltimg  finanziell 
von  der  übrigen  Staatsverwaltung  unabhängig  zu  machen ,  indem  nach 
der  Verzinsung  der  Kapitalschuld  und  der  Deckung  des  damals  noch 
schwebenden  Deficits  von  M.  2,200,000  zuerst  ein  Reserve-  oder  Aus- 
gleichungsfonds bis  zur  Höhe  von  1^/^  des  Schuldkapitals  zur  Ueber- 
tragung  der  schlechten  Jahre  gebildet  werden,  und  sodann  eine  ausser- 
ordentliche Amortisation  auf  Höhe  von  ^  ^/^  stattfinden  sollte.  Der  dann 
etwa  noch  verbleibende  Rest  erst  sollte  etatsmässig  behandelt,  entweder 
mit  Zustimmung  des  Abgeordnetenhauses  als  EinniJime  eingestellt,  oder 
sonst  zur  Schuldentilgung  verwendet  werden.  Dieses  waren  die  Grund- 
sätze, welche  vom  Abgeordnetenhause  für  die  finanziellen  Garantieen  fest- 
gestellt wurden.  Auf  die  gleichzeitig  festgestellten  Grundsätze  der  wirth- 
schaftlichen Garantieen  kommen  wir  später  zurück.  Das  Abgeordneten- 
haus machte  seine  Zustimmung  zu  dem  Gesetzentwurfe  von  der  Zusage 
der  Staatsregierung  abhängig,  dass  dieselbe  dem  Landtage  noch  in  der- 
selben Session,  jedenfalls  bei  dessen  nächstjährigem  Zusammentritt  Gesetz- 
entwürfe vorlege,  welche  die  betr.  finanziellen  und  wirtlisohafblichen  Grund- 
sätze feststellen.  Uober  zwei  Jahre  hat  es  nun  gedauert,  bis  das  Ver- 
wendungsgesetz und  das  Gesetz  betr.  die  Errichtung  von  Bezirkseisen- 
bahnräthen  und  eines  Landeseisenbahnrathes  perfect  geworden  sind.  Die 
Schuld  dieser  Verzögerung  lag  nicht  au  der  Regienmg,  welche  auf  die 
loyalste  Weise  ihre  Zusage  einzulösen  bereit  war,  sondern  an  einer  Wand- 
lung der  Ansichten  des  Landtages.  Derselbe  wich  nach  und  nach  von 
dem  Standpunkte  einer  abgesonderten  Eisen bahnkasse  zurück  und  Hess 
sowohl  den  Reservefonds  wie  die  ausserordentliche  Schuldamortisation 
fallen.  §.  4  des  Verwendungsgcsetzes  spricht  allerdings  auch  von  einer 
Amortisation  der  Eisenbahnkapitalschuld,  es  ist  dies  indess  nur  eine  rech- 
nerische, in  Wirklichkeit  wird  die  Eisenbahnschuld  nicht  von  den  übri- 
gen Staatsschulden  getrennt  und  nicht  besonders  getilgt,  wie  es  in  dem 
Beschluss  von  1879  vorgesehen  war.  Die  Amortisation  der  Eisenbahn- 
untemehmungen  war   übrigens   ein   altes  Princip   der   preuBs.  Regierung. 
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Schon  in  den  §§.  38  u.  39  des  Gesetzes  vom  3.  Nov.  1838  über  die  Eisen- 
bahnuntemehmungen  wurde  die  „Erhebung  einer  Eisenbahnabgabe''  Tor- 
gesehen,  deren  Erträgnisse  —  neben  der  Entschädigung  der  Staatskasse 
für  die  durch  die  Eisenbahnen  ihr  entzogenen  Einnahmen  (Postverwal- 
tung)  —  lediglich  zur  Amortisation  des  in  den  Eisenbahnen  angelegten 
Kapitals  verwendet  werden  sollten.  Das  Ausfuhrungsgesetz  vom  30.  Mai 
1853  hielt  diesen  Grundsatz  fest,  und  es  wurden  in  den  folgenden  Jah- 
ren erhebliche  Summen  zum  Ankaufe  von  Actien  der  Privatbahnen  ver- 
wendet. Aber  bereits  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1859  wurde  diese 
Massregel  wieder  aufgehoben. 

Wir  wollen  noch  darauf  hinweisen,  dass  es  eine  Partei  gab,  welche 
eine  noch  weit  über  den  Besohluss  des  Landtages  von  1879  hinausge- 
hende finanzielle  Selbständigkeit  der  Eisenbahnverwaltung  forderte.  Auf 
dem  letzten  deutschen  Handelstage  wurde  von  den  Beferenten  der  An- 
trag gestellt,  zu  erklären,  dass  „das  in  den  Staatsbahnen  investirte  Slar 
pital  als  ein  selbständiges  Yermögensobjeot  zu  verwalten,  mithin  Ueber- 
sohüsse  nicht  an  den  allgemeinen  Staatshaushalt  abzuführen,  vielmehr  zur 
Verbesserung  des  Verkehrswesens  zu  verwenden  seien.*' 

Noch  zahlreichere  Wandlungen  erlitten  die  Anschauungen  über  die 
sog.  wirthschaftlichen  Garantieen.  Die  Begierung  erklärte  in  der  Gene- 
raldebatte im  J.  1879,  sie  beabsichtige  den  von  ihr  schon  aus  eigener 
Initiative  eingerichteten  periodischen  Gonferenzen  der  königl.  Eisenbahn- 
direktionen mit  Vertretern  der  wirthschaftlichen  Körperschaften  des  Di- 
rectionsbezirks  eine  gesetzliche  Grundlage  zu  geben  und  dazu  einen  Lan- 
deseisenbahnrath  zu  schaffen. 

Was  die  Bezirkseisenbahnräthe  anbetrifft,  so  stand  von  vornherein 
fest,  dass  ihre  Funktionen  keine  weiterreichende  zu  sein  haben  würden, 
als  die  der  sog.  freien  Eisenbahnconferenzen.  Die  Hauptpunkte,  über 
welche  Meinungsverschiedenheiten  obwalteten  und  sich  die  Meinungen  im 
Landtage  sowohl  als  auch  bei  der  Begierung  im  Laufe  der  zwei  Jahre 
veränderten  waren  folgende:  1.  sollen  die  freien  wirthschaftlichen  Ver- 
eine, welche  keine  Funktionen  in  der  Staatsverwaltung  haben,  das  Wahl- 
recht erhalten  ?  Die  Majorität  des  Handelstages  befürwortete  diese  staats- 
rechtliche Anomalie,  die  nun  auch  Gesetz  geworden  ist.  Vom  volkswirth- 
schaftlichen  Standpunkte  können  wir  uns  nur  vollkommen  einverstanden 
damit  erklären.  2.  Soll  die  Wahl  der  Vertreter  eine  directe  sein,  wie 
die  der  Delegirten  zu  den  Eisenbahnconferenzen,  oder  einer  Sichtung  durch 
die  Provinzialausschüsse  unterliegen  ?  Li  diesem  Punkte  hat  die  Begierung 
ihren  1880  noch  sehr  festen  Widerstand  gegen  absolut  directe  Wahl  auf- 
gegeben. 3.  Sollen  die  Vertreter  auf  3  Jahre  fest  gewählt  werden  oder, 
wie  es  bei  den  Eisenbahnconferenzen  üblich  war,  von  den  betr.  Körper- 
schaften für  jede  einzelne  Conferenz  speciell  delegirt  werden?  Dieser 
Differenzpunkt  trat  erst  in  der  letzten  Landtagssession  hervor.  Die  Be- 
gierung war  nicht  für  die  Wahl  auf  3  Jahre,  legte  aber  weniger  Gewicht 
darauf,  und  der  Minister  beschwichtigte  auch  die  im  Herrenhause  gegen 
diesen  Beschluss  des  Abgeordnetenhauses  erhobenen  Bedenken  damit,  dass 
er  dem  ganzen  Gesetz  überhaupt  wenig  eingreifende  Bedeutung  beilegte. 
Dass   die  feste  Wahl   auf  3  Jahre  mancherlei  Missstände  mit  sich  fuhrt, 
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wird  wolil  Tou  Alten ,  welüho  an  den  bislierigeu  Eisenbalincoiifereiizeik 
&!s  Delegirte  theilgenommeu  haben,  zugegeben  werden.  Sehr  cbarakt«- 
ristiach  ist  os,  daas  gerade  die  Abneigung  der  Bogierung  dagegen  fiir 
inaocbe  den  Ausschlag  giebt,  sieb  damit  oinveratanden  zu  erklären,  indem 
sie  nicht  ganz  unrichtig  hervorhoben,  äans  ein  ständiges  Mitglied  des  Be- 
zirksratha,  wenn  uns  der  Ausdruuk  erlaubt  ist,  nicht  so  leicht  in  die  Tasche 
gesteckt  werden  kann,  wie  ein    zu  einer  einzelnen  ConfereDE  Delegirter. 

Die  bedeutungsvollsten  Uifferenzpunkte  traten  in  den  Berathungen 
betr.  die  ZusamniensetzuDg  und  Competenz  des  LandeseiaenbahnratheH  ber- 
Tor.  In  dem  mit  Formulining  der  Garantieen  betrauten  Specialaussch' 
der  Ei  senbabj)  commissi  OD  des  Abgeordnetenhauses  (Mitte  Nov.  18791  *'*r 
es  auffallend,  dass  die  Conserrativen  dem  Landoseisenbahnrath  die  Stel- 
Ivmg  einer  ControlcommisBion  mit  beachlies sendet  Stimme,  die  Freicon- 
serrativen  mit  nur  berathender  zu  geben  wilnschten.  Doch  konnte  die 
erstere  Forderung  als  unconstitutionell  nicht  aufrecht  erhalten  werden, 
da  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  Controle  der  parlamentarischen 
Eörperschaften  die  (Jnindlagen  des  ganzen  Yerhältnissee  bleiben  musst«D. 
Die  Hauptfrage  in  18S0  war  die  Deputirung  von  Landtagamitgliedem  zum 
Landeseisenbahnrath.  Selbst  in  dor  Majorität  des  Hausee  herrschte  hier- 
über eine  tiefgreifende  H  ei nungs Verschiedenheit,  das  Centnim  bestand  be- 
aenders  hartnäckig  auf  dieser  dirocten  Theilnahme  des  Landtages,  von. 
anderer  Seite  wurde  hervorgehoben ,  das»  hierdurch  nur  ein  politäaehes 
Element  in  eine  rein  wirthscbaftliche,  beratbende  Versammlung  hlnaingo- 
tragen  würde.  Mit  der  wachsenden  Erkenntniss,  dass  auch  der  Landee- 
eisenbahnrath  nur  eine  wirthsahaftliuh  borathende  Stimme  haben  kenne, 
verlor  auob  diese  Frage  an  Bedeutung.  Eiii  gleiches  war  der  Fall  mit 
der  Frage,  welche  Veränderungen  im  Tarifwesou  demselben  „zur  Aeusse- 
rung"  vorzulegen  seien.  Es  waren  beantragt  worden  sowohl  Ermässigun- 
gen wie  Eiböhungen;  nur  die  Begutachtung  der  Letzteren  ist  verblieben. 
Wir  können  principiell  keinen  Unterschied  in  Behandlung  der  beiden  se- 
ben,  eine  Ennässigung  mag  wirthschaftlich  gänzlich  ungerechtfertigt  sein 
und  nur  auf  Kosten  der  Beibehaltung  anderer  wirthschaftlich  zu  hoher 
Tarife  stattfinden)  wir  sind  sogar  überzeugt,  daas  die  Gefahr,  sich  durch 
Interessen tenagitation  drängen  zu  lassen ,  zu  Ermässigungen ,  welche  bu 
parlamentarischen  Interpellationen  Aulass  geben  können ,  grösser  für  die 
Staats  ei  seobabn  Verwaltung  ist,  als  diejenige,  Erhöhungen  vorzunehmen. 
Die  Sachlage  betreffs  der  wirthsohaftUchen  Garantieen  scheint  uns  so  EU 
liegen:  hätte  man  nicht  die  Ueberzeugiing  gehabt,  dass  die  Staatsregie- 
rung wenigstens  den  aufrichtigen  Willen  habe,  die  Staatsbahnen  zum 
Allgemeinen  Besten ,  zur  Förderung  des  Wohlstandes  des  ganzen  Staates 
zu  verwalten ,  so  hätte  man  überhaupt  nicht  der  VerstaaÜichuitg  zustim- 
men dürfen.  Keine  gesetzlichen  Garantieen  schützen  vor  Irrthümem  oder 
Missbrauoh.  Die  Vortheile  der  Verstaatlichung  bleiben  immerhin  so  be- 
deutende ,  dass  man  manche  Fehler  und  Missgriife  mit  in  den  Kauf  neh- 


« 


N»tionAl5konomiscIie  Gesetigebosg.  259 


Gesetz,  betreffond  die  Einsetzung  von  Bezirkseisenbahnräthen  und 
eines  Landeseisenbahnrathes  für  die  Staatseisenbahnverwaltung. 

Vom  1.  Juni  1882. 

Wir  Wilhelm,  von  Oottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc.  verordnen,  mit  Zustim- 
mung beider  Häuser  des  Landtages  der  Monarchie,  was  folgt: 

§.1.  Zu  beiräthlicher  Mitwirkung  in  Eisenbahnverkehrsfragen  (§§.  6,  14)  werden 
bei  den  für  Rechnung  des  Staates  verwalteten  Eisenbahnen  errichtet: 

a)  Bezirkseisenbahnrfithe  als  Beiräthe  der  Staatseisenbahndirektionen; 

b)  ein  Landeseisenbahnrath  als  Beirath  der  Central  Verwaltung  der  Staatseisenbahnep. 
§.  2.     A.     Besirkseisenbahnräthe.      Zahl.     Für    den   Besirk    einer    jeden 

Staatseisenbahndirektion  wird  ein  Besirkseisenbahnrath  errichtet.  Auf  Anordnung  der 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten,  für  Handel  und  Gewerbe  und  für  Land  wir  thschaft,  Do- 
mänen und  Forsten  kann  jedoch  ausnahmsweise  statt  dessen  der  Besirkseisenbahnrath  ffir 
mehrere  Staatseisenbahndirektions-Besirke  errichtet  werden. 

§.8.  Zusammensetzung  und  Wahl.  Die  Besirkseisenbahnräthe  werden 
aus  Vertretern  des  Handelsstandes ,  der  Industrie ,  der  Land  -  und  Forstwirthschaft  zu- 
sammengesetzt. 

Die  Mitglieder,  sowie  die  im  Falle  der  Behinderung  von  Mitgliedern  eintretenden 
Stellvertreter  werden  von  den  Handelskammern,  kaufmännischen  Korporationen  und  den 
landwirthschaftlichen  Provinzialvereinen  (Centralbezirksvereinen) ,  sowie  von  anderen, 
durch  die  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten,  für  Handel  und  Gewerbe  und  für  Land- 
wirthschaft,  Domänen  und  Forsten  zu  bestimmenden  Korporationen  und  Vereinen  auf 
drei  Jahre  gewählt. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  und  Stellvertreter,  sowie  deren  Vertheilang  auf  die  ver- 
schiedenen Interessentenkreise  bestimmen  die  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten,  für  Han- 
del und  Gewerbe  und  für  Landwirthschaft,  Domänen  und  Forsten. 

§.4.  Zulassung  ausserpre ussischer  Theilnehmer.  Wo  der  Bezirk 
einer  Staatseisenbahndirektion  ausserpreussisches  Gkbiet  —  innerhalb  des  deutschen  Reiches 
—  umfasst,  können  auf  den  Wunsch  der  betheiligten  wirthschaftlichen  Kreise  unter  Zustim- 
mung der  betreffenden  Regierung  auch  aus  diesem  Gebiet  Vertreter  des  Handelsstandes,  der 
Industrie  oder  der  Land-  und  Forstwirthschaft  zur  Theilnahme  an  den  Verhandlungen 
des  Bezirkseisenbahnrathes  zugelassen  werden.  Die  Anzahl  derselben  und  die  Art  ihrer 
Einladung  bestimmt  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten. 

§.  5.  Ausschüsse.  Jeder  Bezirkseisenbahnrath  kann  zur  Vorbereitung  seiner  Be- 
rathungen  einen  ständigen  Ausschuss  aus  seiner  Mitte  bestellen. 

§.  6.  Zuständigkeit.  Der  Bezirkseisenbahnrath  ist  von  der  betreffenden  Staats- 
eisenbahndirektion in  allen  die  Verkehrsinteressen  des  Bezirks  oder  einzelner  Distrikte 
desselben  berührenden  wichtigen  Fragen  zu  hören.  Namentlich  gilt  dies  von  wichtige- 
ren Massregeln  bei  der  Feststellung  oder  Abänderung  der  Fahrpläne  und  der  Tarife. 

Der  Bezirkseisenbahnrath  kann  in  Angelegenheiten  der  vorbezeichneten  Art  auch 
selbständig  Anträge  an  die  Staatseisenbahndirektion  richten  und  von  dieser  Auskunft 
verlangen. 

Wenn  die  Eisenbahndirektion  wegen  Gkfahr  im  Verzuge  ohne  vorherige  Anhörung 
des  Bezirkseisenbahnrathes  wichtigere  zur  Beirathszuständigkeit  des  letzteren  gehörige 
Massregeln  getroffen  hat,  so  muss  sie  hiervon  dem  ständigen  Ausschusse  (§.  5)  und  dem 
Bezirkseisenbahnrathe  bei  deren  nächstem  Zusammentritt  Mittheilung  machen. 

§.  7.  Geschäftsordnung.  Der  Geschäftsgang  des  Bezirkseisenbahnrathes  und 
des  Aasschusses,  so  wie  die  Organisation  des  letzteren  wird  durch  ein  von  dem  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  zu  genehmigendes  Regulativ,  welches  der  Bezirkseisenbahnrath  ent- 
wirft, geordnet. 

Das  Regulativ  hat  auch  die  erforderlichen  Bestimmungen  über  den  Vorsitz  im  Be- 
zirkseisenbahnrath und  Ausschuss,  sowie  über  die  periodischen  Sitzungen  des  ersteren 
zu  treffen. 

Es  muss  eine  wenigstens  zweimal  im  Jahre  stattfindende  Znsammenberufung  des 
Bezirkseisenbahnrathes  anordnen. 

§.8.  Zuziehung  anderer  Eisenbahnverwaltnngen  und  Staatsbe- 
hörde n.     Den  Sitzungen  des  Bezirkseisenbahnrathes   können   auf  Einladung  des  Präsi- 
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denten  der  Staatseisenbahndirektion  auch  Vertreter  anderer  Eisenbahnverwaltungen  oder 
Staatsbehörden  beiwohnen. 

§.9.  Vorerhebnngen.  Erachtet  der  Beiirkseisenbahnrath  bei  seiner  Beschlossf&s- 
sang  Vorerhebangen  für  erforderlich,  so  erfolgen  dieselben  durch  die  betreffende  Staats- 
ebenbahndirektion. 

§.  10.  B.  Landeseisenbahnrath.  Z  nsammensetxung.  Der  Landes- 
eiienbahnrath  besteht: 

a.  ans  einem  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreter; 

dieselben  werden  vom  Könige  und  swar  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ernannt ; 

b.  aus  drei  von  dem  Minister  für  Landwirthschaft,  Dom&nen  und  Forsten,  drei  von 
dem  Minister  fQr  Handel  und  Gewerbe,  zwei  von  dem  Minister  der  Finanzen,  sowie  swei 
von  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  für  die  Dauer  von  drei  Jahren  berufenen 
Mitgliedern ,  nebst  einer  gleichen  Anzahl  von  Stellvertretern ; 

ausgeschlossen  sind  unmittelbare  Staatsbeamte; 

c.  aus  je  einem  Mitgliede  für  den  Regierungsbezirk  Cassel,  den  Regierungsbezirk 
Wiesbaden,  die  Stadt  Berlin  und  die  Stadt  Frankfurt  a.  M. ; 

aus  je  zwei  Mitgliedern  für  die  Provinzen  Ostpreussen,  Westpreussen ,  Pommern, 
Brandenburg,  Posen,  Schleswig-Holstein,  Hannover; 

aus  je  drei  Mitgliedern  für  die  Provinzen  Schlesien,  Sachsen,  Westfalen  und  die 
Rheinprovinz, 

nebst  einer  gleichen  Anzahl  von  Stellvertretern. 

Dieselben  werden  durch  die  Bezirkseisenbahnräthe  aus  den  Kreisen  der  Land-  und 
Forstwirthschaft ,  der  Industrie  oder  des  Handelsstandes  innerhalb  der  Provinz,  bezie- 
hungsweise des  Regierungsbezirks  oder  der  Stadt  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  ge- 
wählt, nach  Massgabe  eines  durch  königliche  Verordnung  festgestellten  Vertheilungsplanes. 

§.  11.  Zuziehung  von  Sachverständigen.  Dem  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten  bleibt  es  vorbehalten ,  in  geeigneten  Fällen  Spezialsachverständige  bei  den  Be- 
rathungen  behufs  Auskunftertheilung  zuzuziehen. 

§.  18.  Ausschuss.  Aus  seiner  Mitte  bestellt  der  Landeseisenbahnrath  einen  stän- 
digen Ausschuss  zur  Vorbereitung  seiner  Berathuugen. 

§.  18.  Zusammensetzung  des  Ausschusses.  Der  Ausschuss  besteht  aas 
dem  Vorsitzenden  des  Landeseisenbahnrathes  oder  dessen  Stellvertreter  (§.  10  Litt,  a.), 
und  vier  von  dem  Landeseisenbahnrathe  aus  seiner  Mitte  gewählten  Mitgliedern  und 
vier  Stellvertretern. 

§.  14.  Zuständigkeit  des  Landeseisenbahnrathes.  Dem  Landeseisenbahnrathe  sind 
zur  Aeusserung  vorzulegen: 

1.  die  dem  Entwurf  des  Staatshaushalts-Etats  beizufügende  Uebersicht  der  Normal- 
traniportgebühren  für  Personen  und  Güter; 

2.  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Anwendung  der  Tarife  (Allgemeine  Ta- 
rifvorschriften nebst  Güterklassifikation) ; 

8.  die  Anordnungen  wegen  Zulassung  oder  Versagung  von  Ausnahme-  und  Differen- 
tialtarifen (unregelmässig  gebildeten  Tarifen) ; 

4.  Anträge  auf  allgemeine  Aenderungen  der  Betriebs  -  und  Bahnpolizei-Reglements, 
soweit  sie  nicht  technische  Bestimmungen  betreffen. 

Auch  hat  der  Landeseisenbahnrath  in  allen  wichtigeren ,  das  öffentliche  Verkehrs- 
wesen der  Eisenbahnen  berührenden  Fragen  auf  Verlangen  des  Ministers  der  öffentlichen 
Arbeiten  sein  Gutachten  zu  erstatten. 

Der  Landeseisenbahnrath  kann  in  Angelegenheiten  der  vorbezeichneten  Art  auch 
selbständige  Anträge  an  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  richten  und  von  diesem 
Auskunft  verlangen. 

§.  15.  Berufung  des  Landeseisenbahnrathes.  Der  Landeseisenbahnrath 
wird  von  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  nach  Bedürfoiss ,  mindestens  aber 
zweimal  im  Jahre,  nach  Berlin  berufen. 

Die  Tagesordnung  für  die  Sitzungen ,  insoweit  dieselbe  Gegenstände  der  im  §.  14 
bezeichneten  Art  umfasst ,  ist  mindestens  acht  Tage  vorher  von  dem  Vorsitzenden  zur 
öffentlichen  Kenntniss  zu  bringen. 

§.  16.  Nachträgliche  Mittheilung  vorläufiger  Anordnungen  der 
Staatsregierung  an  den  Landeseisenbahnrath  und  Ausschuss. 

Die  von  der  Staatsregierung  bei  (Gefahr  im  Verzuge  ohne  vorherige  Anhörung  des 
Landeseisenbahnrathes   in   Angelegenheiten   der    im   §.14  bezeichneten   Art   getroffenen 
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Anordnungen   sind    dem  Ausschusse    und    dem  Landeseisenbahnrathe   bei    dem    nächsten 
Zusammentritt  mitzutheilen. 

§.  17.  Qeschäfcsordnung.  Der  Ge!>cbfiftsgang  in  den  Sitzungen  des  Landeseisen- 
bahuratlies  wird  durch  ein  von  diesem  zu  entwerfendes  und  von  dem  Staats-Ministerium 
zu  genehmigendes  Regulativ  geordnet. 

Der  Ausschuss  regelt  seine  Geschäftsordnung  selbständig. 

§.  18.  Vorerhebungen.  Erachtet  der  Landeseisenbahnrath  oder  der  Ausschuas 
Vorerhebungen  für  erforderlich ,  so  erfolgen  dieselben  durch  den  Minister  der  öffentlichen 
Arbeiten. 

§.  19.  Mittheilung  der  Verhandlungen  des  Landeseisenbahnra- 
thes  an  den  Landtag.  Die  Verhandlungen  des  Landeseisenbahnrath  es  werden  von 
dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  unter  Beifügung  einer  übersichtlichen  Darstellung 
des  Ergebnisses  und  der  darauf  getroffenen  Entscheidungen  ebenso  wie  die  Normaltrans- 
portgebühren   für  Personen  und  Güter  dem  Landtage  regelmässig  mitgetheilt. 

§.  20.  Festsetzung  der  Normaltransportgebühren.  Unbeschadet  der 
dem  Reiche  verfassungsmässig  zustehenden  Einwirkung  auf  das  Eisenbahntarifwesen  kön- 
nen Erhöhungen  der  für  die  einzelnen  Klassen  des  Gütertarifschemas  zur  Zeit  der  Pub- 
likation dieses  Gesetzes  bestehenden  Normal-  (Maximal-)  Transportgebühren ,  soweit  sie 
nicht  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  der  Tarife  oder  in  Folge  von 
Aenderungen  des  Tarifschemas  vorgenommen  werden,  nur  durch  Gesetz  erfolgen. 

§.  21.  Freie  Fahrt  und  Diäten.  Die  Mitglieder  des  Landeseisenbahnrathes 
und  die  Seitens  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  zugezogenen  Sachverständigen 
(§.  11)  erhalten  für  die  Reise  nach  und  von  dem  Orte  der  Sitzung ,  sowie  für  die 
Dauer  der  Sitzung  täglich  je  15  M. ,  soweit  dieselben  nicht  schon  anderweit  Diäten  aus 
der  Staatskasse  beziehen. 

Auch  erhalten  dieselben ,  sowie  auch  die  Mitglieder  der  Bezirkseisenbahnräthe  be- 
hufs Theilnahme  an  der  Sitzung  freie  Fahrt  in  beliebiger  Wagen klasse  für  die  Reisen 
nach  und  von  dem  Orte  der  Sitzung. 

§.  22.  Erlöschen  der  Mitgliedschaft  im  Bezirkseisenbahnräthe 
und  Landeseisenbahnrath e.  Jeder  in  der  Person  eines  Mitgliedes  des  Bezirks- 
eisenbahnrathes  oder  des  Landeseisenbahnrathes  (§.  10  Litt.  b.  und  c.)  eintretende  Um- 
stand, durch  welchen  dasselbe  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  dauernd  oder  auf 
Zeit  unfähig  wird,  ebenso  wie  die  Eröffnung  des  Konkurses  über  das  Vermögen  solcher 
Mitglieder,   hat  das  Erlöschen  der  Mitgliedschaft  zur  Folge. 

Scheidet  aus  dieser  Veranlassung  oder  durch  Tod  oder  Verzicht  ein  Mitglied  vor 
Ablauf  der  Periode,  für  welche  dasselbe  gewählt  oder  berufen  ist,  aus,  so  ist  für  den 
Rest  der  Periode  ein  neues  Mitglied  zu  wählen  beziehungsweise  zu  berufen. 

§.  23      Dieses  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1883  in  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchst  eigenhändigen  Unterschrift  und  beigedrucktem 
Königlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  I.Juni  1882. 

(L.  S.)  Wilhelm, 

von  Bismarck.     von  Puttkammer,     von  Kameke.     Maybach.     Lucius. 

Friedberg,     von  Gossler. 

Gesetz,  betreffend  die  Verwendung  der  Jahresübersehüsse  der  Ver- 
waltung der  Eisenbahnangelegenheiten.     Vom  27.  März  1882. 

Wir  Wilhelm ,  von  Gottes  Gnaden  König  von  Preussen  etc.  verordnen ,  unter  Zu- 
stimmung der  beiden  Häuser  des  Landtages  der  Monarchie,  was  folgt: 

§.  1.  Die  Jahresüberschüsse  der  Verwaltung  der  Eisenbahnangelegenheiten  werden 
vom  Etatsjahre  1882/83  ab  für  folgende  Zwecke  in  der  nachstehenden  Reihenfolge  ver- 
anschlagt beziehungsweise  verwendet: 

1)  zur  Verzinsung  der  jeweiligen  Staatseisenbahnkapitalschnld  (§.  2); 

2)  zur  Ausgleichung  eines  etwa  vorhandenen  Defizits  im  Staatshaushalt,  welches  an- 
dernfalls durch  Anleihen  gedeckt  werden  müsste,  bis  zur  Höhe  von  2  200  000  M.\ 

3)  zur  Tilgung  der  Staatseisenbahnkapitalschnld  nach  Masagabe  des  §.  4  dieses 
Gesetzes. 

Unter  Ueberschüssen  der  Verwaltung  der  Eisenbahnangelegenheiten  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  sind  die  Beträge  zu  verstehen,  um  welche  die  Einnahmen  die  ordentlichen  Aus- 
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gaben  übersteigen,  nachdem  in  die  letzteren  die  Tom  Staate  noch  nicht  selbatsdinldne* 
risch  übernommenen  nnd  von  den  übernommenen  die  auf  die  Hanptrerwaltong  der  Staats« 
schulden  noch  nicht  übergegangenen  Zins-,  Renten-  and  Amortisationsbetrfige  aus  den 
mit  Priyateisenbahngesellschafteu  vom  Jahre  1879  ab  abgeschlossenen  Betriebs-  und 
Eigenthumsüberlassungsvertrftgen  eingerechnet  worden  sind. 

§.  8.  Zam  Zweclce  der  Ansfllhrung  dieses  Gesetzes  wird  die  Staatslcapitalschnld  für 
den  Zeitponlct  vom  1.  April  1880  auf  den  Betrag  von  1  498  858  100  if.  festgestellt  und 
als  Staatseisenbahnkapitalschnld  angenommen. 

Sofern  nicht  in  dem  betreffenden  Gesetze  oder  im  Staatshaushalts-Etat  etwas  Anderes 
bestimmt  ist,  vermehrt  sich  dieselbe  um  die  Betr&ge  der  auf  Grund  von  Eisenbahnkre- 
diten seit  dem  1.  April  1880  verausgabten  und  in  Zukunft  zu  verausgabenden  Staats- 
schnldverschreibuugen ,  sowie  um  die  Betrüge  der  für  Eisenbahnzwecke  ausserordentlich 
durch  den  Staatshaushalts-Etat  oder  durch  besondere  (besetze  bewilligten  und  in  Zukunft 
zu  bewilligenden  anderweiten  Staatsmittel,  endlich  im  Falle  des  Eigen thumserwerbes  von 
verstaatlichten  Eisenbahnen  um  die  Betrfige  der  von  dem  Staate  selbstschuldnerisch  zu 
übernehmenden  Prioritätsschulden  derselben,  sobald  und  soweit  letztere  auf  die  Haupt- 
verwaltung der  Staatsschulden  übergehen. 

Sie  vermindert  sich  dagegen  um  die  Betrftge  der  in  Gem&ssheit  des  §.  4  dieses  Ge- 
setzes stattgehabten  Tilgungen. 

§.  8.  Der  für  die  Verzinsung  der  am  1.  April  1880  vorhandenen  Staatseisenbahn- 
kapitalschuld  erforderliche  Betrag  wird  auf  63  914  824  M.  festgesetzt 

Bei  der  Bewilligung  neuer  Geldmittel  f^  Eisenbahnzwecke  (§.  2)  treten  demselben 
noch  die  wirklich  auszogebenden  Zinsen  der  bewilligten  Summen,  bei  den  aus  ander- 
weitigen Staatsmitteln  beschafften  Betr&gen  die  Zinsen  zu  4  Prozent  gerechnet  hinzu,  so- 
fern nicht  in  dem  betreffenden  Gesetze  etwas  Anderes  bestimmt  ist.  Ausserdem  treten 
hinzu  die  Zinsen  für  die  im  Falle  des  Eigenthumserwerbes  von  verstaatlichten  Eisen- 
bahnen vom  Staate  selbstschuldnerisch  zu  übernehmenden  Prioritäts-  etc.  Schulden,  sobald 
letztere  auf  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden  übergehen. 

Dagegen  vermindert  sich  derselbe  um  denjenigen  Betrag,  welcher  an  Zinsen  fiir  die 
in  Gemässheit  des  §.  4  getilgten  Staatsschuldverschreibnngen  aufzubringen  war,  beziehungs- 
weise aufzubringen  sein  würde,  im  letzteren  Falle  zu  vier  Prozent  gerechnet. 

§.  4.  Die  Staatseisenbahnkapitalschuld  ist  aus  den  Ueberschüssen  der  Verwaltung 
der  Eisenbahuangelegenheiten,  soweit  diese  reichen,  alljährlich  bis  zur  Höhe  von  *{^  Pro- 
zent de^enigen  Betrages  zu  tilgen,  welcher  sich  jeweilig  aus  der  Zusammenrechnung  der 
im  §.  2  Alinea  1  für  den  Zeitpunkt  des  1.  April  1880  festgestellten  Staatseisenbahnkapi- 
talschuld und  der  im  §.  2  Alinea  2  bezeichneten  späteren  Zuwüchse  derselben  am  Schlüsse 
des  betreffenden  Rechnungsjahres  ergiebt. 

Inwieweit  über  den  Betrag  von  *L  Prozent  hinaus  eine  weitere  Tilgung  stattfinden 
soll ,  bleibt  der  Bestimmung  durch  den  Staatshaushalts-Etat  vorbehalten. 

Die  Tilgung  ist  derart  zu  bewirken,  dass  der  zur  Verfügung  stehende  Betrag  von 
der  Staatseisenbahnkapitalschuld  abgeschrieben  und 

1)  zur  planmässigen  Amortisation  der  vom  Staate  für  Eisenbahnzwecke  vor  dem  Jahre 
1879  aufgenommenen  oder  vor  und  nach  diesem  Zeitpunkte  selbstschuldnerisch  über- 
nommenen oder  zu  Übernehmenden  Schulden,  so  weit  letztere  auf  die  Hauptverwal- 
tung der  Staatsschulden  Übergegangen  sind  oder  übergehen, 

2)  demnächst  zur  Deckung  der  zu  Staatsausgaben  erforderlichen  üittel,  welche  anderen- 
falls durch  Aufnahme  neuer  Anleihen  beschafft  werden  müssten, 

3)  endlich  zum  Ankaufe  von  Staatsschuldverschreibungen,  verwendet  wird. 

§.  5.  Die  Verwaltung  des  Staatseiseubahnkapital-Tilgungsfonds  wird  der  Hauptver- 
waltung der  Staatsschulden  unter  Kontrole  der  Staatsschuldenkommission  übertragen. 

Die  Herausgabe,  Wiederverwendung  oder  Vernichtung  der  diesen  Fonds  bildenden 
Staatsschuldverschreibuugon  kann  nur  durch  ein  besonderes  Gesetz  verfügt  werden. 

§.  6.  Die  Ausführung  dieses  Gesetzes  wird  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
und  dem  Finanz-Miniäter  übertragen. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Unterschrift  nnd  beigedrucktem  Kö- 
niglichen Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  27.  März  1882. 

(L.  S.)  Wilhelm, 

von  Bismarck.     von  Puttkammer,     von  Kameke.     Maybach.     Bitter. 
Lucius.     Friedberg,     von  Boetticher.     von  Gossler. 
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Gesetz  betreffond  die  Abftnderung  des  Zolltarife  vom  2L  Juni  1882. 

Eingeleitet  von  F.  Ritschi -Halle  a|8. 

Während  die  zuerst  in  1879  aufgestellte  Behauptung,  dass  das  Aus- 
land die  Zölle  trage,  noch  immer  in  der  sohutzzöUnerischen  Presse  zu 
yertheidigen  gesucht  wird,  werden  yon  allen  Seiten  aus  dem  sohutzzöU- 
nerischen Lager  der  Industriellen  selbst  Wünsche  laut  nach  weiteren  ZoU- 
Brückrergütungen  bei  der  Ausfuhr.  Nicht  wenig  zu  diesem  Umschlag  in 
den  Ansichten  selbst  der  extremsten  Schutzzöllner  hat  die  Erfahrung  bei- 
getragen, die  man  in  den  letzten  zwei  Jahren  bezüglich  der  Wirkung  der 
Getreidezölle  auf  die  Mühlenindustrie  Deutschlands  gemacht  hat.  Die  aus 
allen  Theilen  Deutschlands  gemeldeten  Konkurse  von  Mühlenetablissements 
haben  gezeigt,  dass  diese  grosse,  auf  der  Höhe  der  technischen  Leistung 
stehende  Industrie  sich  auf  dem  Wege  zum  Buin  befindet.  Schuld  daran 
hatte  im  hohen  Maasse  das  BegulatiiT  betr.  die  Zoll-Bückrergütungen  bei 
der  Ausfuhr  yon  Mehl,  welches  die  Erlangung  der  Bückyergütung  so  gut 
wie  illusorisch  machte,  abgesehen  dayon,  dass  ihre  Bemessung  bis  zum 
1.  Juli  1881  auch  überhaupt  dem  AusbeuteyerhaLtniss  nicht  entsprach, 
sondern  unzureichend  war.  Die  Zollyergütung  war  yon  dem  Nachweise 
der  Identität  des  yermahlenen  Getreides  abhängig  gemacht,  ein  Nachweis 
der  bei  dem  continuirlichen  Betriebe  der  grossen  Mühlen  sehr  schwer 
herbeizuschaffen  war  und  keinenfalls  ohne  grosse  Belästigung  durch  die 
Steuercontrole.  Die  schlimmste  Wirkung  dieser  Forderung  des  Identitäts- 
nachweises war  indess,  dass  bei  der  Production  yon  Mehl  aus  einer  Yer- 
mischung  yon  inländischen  mit  ausländischen  Getreide  der  Identitätsnach- 
weis selbstyerständlich  gar  nicht  geführt  werden  konnte  und  daher  eine 
Zollrückyergütung  für  das  yerarbeitete  ausländische  Getreide  in  diesem 
Falle  ausgeschlossen  war.  Die  deutsche  Mühlenindustrie  ist  aber  unbedingt 
yielfach  zu  einer  solchen  Mischimg  gezwungen,  einmal  zur  Yerbesserung 
des  inländischen  Getreides,  sei  es  in  Folge  mangelhafter  Ernte  oder  wie 
speciell  beim  Eauhweizen  allgemein  inferieurer  Qualität  (Mangel  an  Eleber- 
gehalt)  dann  auch  zur  Herstellung  einer  billigeren  Mittelqualität  yon 
Mehl,  wo  die  den  betr.  Mühlen  zu  Gebote  stehenden  inländischen  Ge- 
treidequalitäten sich  zu  theuer  stellen. 

Die  Wirkung  der  Getreidezölle  und  der  Schwierigkeit,  stellenweisen 
Unmöglichkeit,  der  Begünstigung  der  Zoll  -  Bückyergütung  theilhaftig  zu 
werden,  war  eine  erschreckend  schnelle  und  drastische.  Der  Export  yon 
Mehl  sank  yon  rot  200  000  Tonnen  in  1879  auf  rot  80  000  Tonnen  in 
1880  und  rot  50  000  Tonnen  in  1881. 

Jede  Einschränkung  des  Betriebes  der  grossen  Handelsmühlen,  welche 
seit  1875  sowohl  an  Zahl,  wie  an  quantitatiyer  und  qualitatiyer  Leistungs- 
fähigkeit bedeutend  zugenommen  haben,  bedeutet  selbstyerständlich  Ent- 
werthung  des  Anlagekapitals  und  Erhöhung  der  Generalunkosten.  Da 
ihnen  der  Export  so  gut  wie  abgeschnitten  war,  warfen  besonders  die 
grossen  Nord-  und  Ostseemühlen  ihre  ganze,  früher  hauptsächlich  nach 
HoUand,  Dänemark,  Schweden  und  Norwegen  gehende  Production  auf  den 
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Deutschen  Markt.  Durch  die  herheigefuhrte  Concurrenz  litten  besonders 
die  Mühlen  im  Westen,  sie  wurde  aber  in  allen  Theilen  Deutschlands 
schwer  empfunden. 

Schon  die  Handelskammerberichte  för  1880  schilderten  die  ungünstige 
Lage  der  Mühlenindustrie ;  die  yerbündeten  Begierungen  konnten  sich  in- 
dess  noch  nicht  entschliessen,  die  Forderung  des  Identitätsnachweises  auf- 
zugeben. Sie  versuchten  erst  kleine  Palliatiymittel.  Durch  Bundesraths- 
beschluss  Tom  14.  Mai  1881  wurde  bestimmt,  dass  an  Stelle  der  im  §.11 
Absatz  1  der  Bestimmungen  yom  13.  Mai  1880  festgesetzten  Mehlausbeute 
bei  Weizen  für  75  kg.  (anstatt  80  kg.),  bei  Koggen  für  65  kg.  (anstatt 
70  kg.)  ausgeführten,  aus  ausländischem  Getreide  hergestellten  gebeutelten 
Mehls  100  kg.  Getreide  zollfrei  abzuschreiben  sind.  Fem  er  wurde  durch 
das  Gesetz  yom  21.  Juni  1881  der  Eingangszoll  für  Mühlenfabrikate  von 
2  auf  3  M.  pro  100  kg.  erhöht.  Die  Folge  der  letztern  Maassregel  war 
allerdings  eine  Ausdehnung  des  inländischen  Absatzes,  indem  der  Mehl- 
import Yon  rot  42  800  t.  im  L  Semester  auf  rot  18  900  t.  im  11.  Sem. 
herunterging.  Eine  Yerbesserung  der  Lage  der  Mühlenindustrie  ist  durch 
diese  Maassregeln  nicht  erreicht  worden,  zumal  da  die  reichliche  Kartoffel- 
ernte 1881  die  inländische  Nachfrage  verminderte.  Da  diese  Industrie  auf 
Basis  der  langjährigen  zollfreien  Einfuhr  von  Getreide  ihre  Productions- 
fahigkeit  über  den  deutschen  Bedarf  ausgedehnt  hat  und  der  Export  so 
gut  wie  ganz  aufgehört  hatte,  so  wurde  ihre  finanzielle  Lage  immer  be- 
denklicher, die  Goncurse  nahmen  zu  und  in  Folge  der  übermässigen  Con- 
currenz und  des  dadurch  veranlassten  leichtsinnigen  Greditgebens  zeigten 
sich  die  Deroute  auch  in  weiteren  Kreisen.  Es  fehlen  uns  allerdings 
statistische  Daten  sowohl  über  die  Goncurse  von  Mühlenetablissements, 
wie  über  die  von  Bäckereien ,  doch  wurde  uns  von  sachkundiger  Seite 
versichert,  dass  das  leichtsinnige  Creditgeben  der  Mühlen  auch  zahlreiche 
Goncurse  innerhalb  des  Bäckergewerbes  nach  sich  gezogen  habe. 

Der  Theil  der  Yorlage  der  Yerbündeten  Begierungen,  welcher  die 
Forderung  des  Identitätsnachweises  aufhob,  fand  daher  im  Beichtstag  keine 
Gegner.  Beigetragen  mag  hierzu  haben,  dass  die  Landwirthschafb  in  erster 
Linie  an  der  finanziellen  Lage  von  Mühlenetablissement  interessirt  ist. 
Die  Landwirthschaft  hat  aber  auch  directes  Interesse  daran,  dass  minder- 
werthige  inländische  Qualitäten  durch  die  Möglichkeit  der  Yermischung 
mit  besseren  ausländischon  Sorten  absatzfähiger  werden. 

Die  tiefe  Schädigung,  welche  die  Deutsche  Mühlenindustrie  erlitten, 
wird  sicherlich  lange  zur  Heilung  bedürfen,  denn  in  den  letzten  Jahren 
sind  in  Folge  der  Exportunfahigkeit  Deutschlands  grade  in  denjenigen 
Staaten,  welche  unsere  besten  Absatzgebiete  waren,  bedeutende  Mühlen 
entstanden,  so  besonders  in  Dänemark  solche,  die  russisches  Getreide  ver- 
mählen und  nach  Holland  und  England  exportiren,  und  ebenso  sorgen  in 
Holland  neu  entstandene  Mühlen  für  den  Bedarf  des  eigenen  Landes  (vgl. 
Jahresbericht  der  Berliner  Kaufmannschaft  für  1881). 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von  Preussen  etc.  ver- 
ordnen im  Namen  des  Reichs ,  nach  erfolgter  Zustimmong  des  Bundesraths  und  des 
Reichstags,  was  folgt: 

§.  1.     An  die  Stelle  des  §.  7  Ziffer  3   des  Gesetzes    vom  15.  Juli  1879,    betreffend 
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den  Zolltarif  des  Deutschen  Zollgebiets  etc.  (Reichsgesetsblatt  Seite  ^7) ,   tritt  folgende 

Bestimmnng : 

Den  Inhabern  von  Mühlen  wird  f&r  die  Ausfahr  der  von  ihnen  hergestellten 
Mühlenfabrikate  eine  Erleichterung  dahin  gew&hrt,  dass  ihnen  der  Eingangssoll  für 
eine  der  Ausfuhr  entsprechende  Menge  des  sur  Mühle  gebrachten  ausländischen  Ge- 
treides nachgelassen  wird.  Der  Ausfuhr  der  Mühlenfabrikate  steht  die  Niederleg^ung 
derselben  in  eine  Zollniederlage  unter  amtlichem  Verschluss  gleich.  Ueber  das  hierbei 
in  Rechnung  su  stellende  Ausbeuteverhältniss  trifft  der  Bundesrath  Bestimmung.  Das 
sur  Mühle  zollamtlich  abgefertigte  ausländische,  sowie  auch  sonstiges  Getreide,  wel- 
ches in  die  der  Steuerbehörde  sur  Lagerung  des  erstbezeichneten  Getreides  angemel- 
deten Bäume  eingebracht  ist,  darf  in  unverarbeitetem  Zustande  nur  mit  Genehmigung 
der  Steuerbehörde  veräussert  werden.  Zuwiderhandlungen  hiergegen  werden  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  eintausend  Mark  geahndet. 
§.  2.     Der  Zolltarif  su   dem   im  §.  1  bezeichneten  Gesetze   wird   in   nachstehender 

Weise  abgeilndert: 

1)  Die  Anmerkung  No.  8  zu  6b  ist  zu  streichen  und  hinter  6d  su  setzen: 

Anmerkung  su  b  und  d: 
Schmiedbares  Eisen  in  Form  von  Stäben  oder  Walzdraht  zur  Kratzendraht- 
fabrikation  auf  Erlaubnissschein  unter  Kontrole  .  0,50  M.  für  100  Kilogramm. 

2)  Die  Anmerkung  zu  No.  20b  1  erhält  folgende  Fassung: 

Elfenbein-  und  Perlmutterstücke,  vorgearbeitet  für  Gegenstände  der  No.  20  b  1 
...  30  Mark  für  100  Kilogramm. 
§.  3.     Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Juli  1882  in  Kraft. 
Urkundlich  etc. 
Gegeben  etc. 

Die  beiden   letzten  im   Gesetz   enthaltenen  Abänderungen   sind   von 
keiner  besondem  prinzipiellen  Bedeutung. 


M  i  8  c  e  1  1  e  n. 


VL 
Die  italienisohe  Agrar-Enqudte. 

Bespr.  von  J.  S  c  Iru  h  m  a  n  n  in  Rom. 
(PortBeinuif .    Vergl.  diiisn  Band  S.  79.) 

3. 

Toskana  ist  diejenige  landwirthschaftlicbe  Begion  Italiens,  die  im 
Ausland  am  meisten  studirt  worden  ist.  Die  Denkschriften  der  in  Flo- 
renz schon  im  Jahre  1753  gegründeten  Accademia  dei  Georgofili,  des 
ältesten  derartigen  Vereines  in  Italien,  haben  dazu  nicht  wenig  beigetra- 
gen. Der  Bericht  Mazzini's,  des  ständigen  Sekretärs  des  obersten  Land- 
wirthschaftlichen  Bathes,  über  die  9^®  Begion  ^)  behandelt  indessen  nur 
die  6  toskanischen  Provinzen  Florenz,  Arezzo,  Siena,  Lucca,  Pisa  und 
Livorno  mit  zusammen  12  Kreisen  und    219  Gemeinden,   nicht   aber  die 


1)  La  Toscana  Agricola.  Relasione  sulle  condizioni  dell'  agricoltura  e  degli  agri- 
coltori  nella  IX  circoscrizione  (provincie  di  Firenze ,  Arezzo,  Siena,  Lucca,  Pisa  e  Li- 
vorno) compilata  per  incarico  della  Giunta  dal  Cav.  Carlo  Massimiliano  Maszini.  Roma 
1881. 
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ProTinz  Orotteto»  die  ihres  Tenohiedenen  Charakters  wegen  sn  der  römi- 
schen Region  geschlagen  wurde.  Maszini,  dessen  Arbeit  nicht  nor  mit 
vielen  üebersichten,  sondern  auch  mit  6  Karten»  worunter  1  orographi- 
sehe,  1  geologische  und  l  hydrographische»  geziert  ist,  beginnt  liebens- 
würdig mit  einer  Liste  Ton  158  freiwilligen  Mitarbeitern,  die  auf  seinen 
Fragebogen  geantwortet  haben. 

Wenn  man  die  Staats-Orundsteuer  und  die  auf  den  Betrieb  des  Han- 
dels und  der  Mannfiacturen  gelegte  Steuer  auf  das  bewegliche  Vermögen 
in  ganz  Italien  mit  einander  yergleicht,  so  ergiebt  sich,  dass  die  Land- 
wirthschaft  beinahe  4  mal  so  viel  zahlt  als  Handel  und  Industrie,  in 
Toskana  aber»  wo  die  Gfrundsteuer  als  sehr  drückend  anerkannt  wird,  be- 
trägt die  staatliche  Quote  der  Grundsteuer  nur  6*1,  Millionen,  während 
die  andere  genannte  Steuer  4  Millionen  abwirft.  Auch  der  Umstand,  dass 
in  Toskana  dO,42<>|o  der  BcTÖlkerung  Ackerbau  treibt,  während  diese 
Zahl  für  ganz  lUlien  sich  auf  32,460|o  beläuft  (Zählung  Ton  1871)  illu- 
strirt  eigenthümlich  den  Satz,  dass  Toskana  eine  in  hohem  Grade  acker- 
bautreibende Region  sei.  Nach  einer  zusammenfassenden  Beschreibung 
Toskana's  lehnt  M.  die  freundliche  Bezeichnung  eines  „Gartens  Italiens" 
ab,  welche  die  Fremden  Toskana  beigelegt  haben  (S.  60).  Die  Dichtig- 
keit der  Bevölkerung  ist  übrigens  bedeutend,  indem  105  Einwohner  auf 
den  Quadrat -Kilometer  kommen  (für  ganz  Italien  90),  ron  denen  33 
Ackerbauer  sind  (in  It.  39).  ^j^,  der  BeTÖlkerung  leben  in  Städten, 
'liji  in  zahlreichen  kleineren  Ortschaften,  ^\^^  zerstreut  auf  dem  Lande. 
Die  Beyölkeruug  nimmt  beträchtlich  zu.  Wo  das  Terrain  Tor  50  Jah- 
ren 100  Menschen  ernährte,  ernährt  es  jetzt  150,  nur  dass  anstatt  jener 
100  Armen  jetzt  150  arm  sind  und  auch  der  Eigenthümer  ist  verarmt, 
dem  das  Gehölz  oder  das  Weiderecht  früher  einen  grösseren  Reinertrag 
gewährte  als  jetzt  das  „Gütchen"  (S.  101).  Aber  noch  ist  ein  ansehn- 
licher Theil  des  Areals  der  Produktion   entzogen.     Nach   Schätzung   sind 

in  der  Ebene ,      in  der  Hügelgegend  ,      auf  den  Bergen. 

in  Anbau      Hectaren         348  600                 472  800  92  700 

bewaldet              „                    3  200                  196  500                  268  300 
unangebaut         „  17700 118  700 184  000 

Gesammtoborfläche     369  500  788  000  545  000 

lieber  die  Waldverhältnisse,  beziehungsweise  die  Waldverwnstung, 
die  von  dem  grossartigen  schwer  zu  unterdrückenden  Holzdiebstahl  mit- 
vorsohuldet  wird,  vergleiche  S.  150,  156,  527.  M.  schlägt  vor,  dass  der 
Staat  die  im  öffentlichen  Interesse  wieder  zu  bewaldenden  Grundstücke 
auf  eigene  Rechnung  übernehme. 

Die  Kornsaat  auf  über  360  000  Hectare  =»  *|^  des  angebauten 
Landes  ist  gewöhnlich  Pj,  Hectoliter  per  Hectar,  der  Ertrag  im  Ge- 
birge 3 — 6,  in  der  Hügelgegend  6 — 11,  in  der  Ebene  10 — 16  Hectoliter. 
Das  türkische  Korn  wird  auf  120  000  Hectaren  gewonnen.  Baut  man  es 
allein,  so  werden  wohl  15 — 30  Hectoliter  per  Hectar  erzielt  Gute  Wie- 
sen im  Pisauischen  werden  gedüngt  und  liefern  etwa  30  Doppelcentner 
per  Hectar.  In  der  Ebene  von  Pistoia  findet  man  Bewässerungswieeen, 
die  alle  4  bis  6  Jahre  gedüngt  werden  und  etwa  20  Doppel-Centner  Heu^ 
10  D.-Centner  Grummet  und  6 — 7  D.-C.  als  dritten  Schnitt  ergeben. 
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Nur  ausnahmsweise  hängt  die  Weinlese  von  einer  besonderen  Erlaub- 
niss  der  Gemeindeverwaltung  ab.  Im  Allgemeinen  wird  zu  früh  gelesen, 
da  die  Ueberwachung  der  Trauben  gegen  die  Felddiebe  zu  anstrengend 
ist  In  manchen  Gegenden  zwingt  die  Weinlese  des  Einen  alle  Anderen 
zur  Nachfolge,  weil  eine  Sitte  nach  beendigter  Weinlese  jedem  gestattet, 
auf  die  Weinberge  der  Anderen  zu  gehen  und  sich  die  h&ngen  gebliebe- 
nen Trauben  anzueignen.  Eventuell  würden  ja  die  Felddiebe  in  den 
Weinberg  sich  zurückziehen,  wo  ihnen  niemand  etwas  anhaben  kann  (S. 
205).  In  Toskana  werden  im  Falle  der  Theilpacht  je  nach  der  Gegend 
die  Trauben  oder  der  Wein  getheilt.  Für  den  Gebrauch  der  Gefösse  sei- 
tens des  Eolonen  erhebt  der  Herr  einen  Theil  „conio"  von  7 — lO^j^. 
Der  toskanische  Tafelwein  führt  den  Namen  Ghianti. 

Die  Zucht  des  fast  un erlässlichen  Schweins,  von  dem  der  Halbpäch- 
ter dem  Herrn  nur  einen  Schinken  zu  bringen  hat,  kann  als  onerös  gel- 
ten, aber  sie  ist  immerhin  eine  gute  Gelegenheit,  Ersparnisse  festzuhalten, 
die  sich  sonst  im  Einzelnen  verlieren  würden  (235).  Die  Grossgüter  exi- 
stiren  in  Toskana  nur  als  Ausnahme,  die  Eleingüter  nehmen  ^|g  der 
Oberfläche  ein.  Hauptgrund  dieses  Yorwiegens  der  Eleingüter  ist  die 
höchst  mannigfaltige  geologische  Beschaffenheit  und  die  topographische 
Gonfiguration  der  Hegion,  die  eine  fast  ununterbrochene  Kette  von  Hü- 
geln bildet;  es  fehlen  alle  Vorbedingungen  einer  Grosscultur.  Im  Allge- 
meinen hat  das  Gütchen  (podere)  eine  Grösse  von  2 — 4  Heotaren  in  der 
Ebene  von  Lucca,  von  5 — 10  in  den  anderen  Ebenen  und  im  Hügelland; 
in  der  Berggegend  ist  die  Ausdehnung,  ungerechnet  das  dazu  gehörige 
Gehölz ,  1 5 — 20 ;  in  den  Maremmen  und  in  den  sogenannten  crete  bei 
Siena  30 — 50  und  steigt  manchmal  bis  zu  100  Heotaren;  in  den  Ebenen 
mit  gemischter  Grosscultur  12 — 15. 

Das  Yerhältniss  der  EopfEahl  der  Eolonenfamilie  zum  Grundstücke 
ist  sehr  wichtig  für  die  Theilpacht  (mezzadria  oder  mezzeria),  weil  even- 
tuell entweder  die  Ernährung  der  zu  zahlreichen  Familie  nicht  gesichert 
wäre  oder  andrerseits  der  Anbau  nicht  den  möglichen  Ertrag  liefern 
würde,  denn  häuflg  hält  es  der  Eolone  für  vortheilhafter,  sich  mit  einer 
geringeren  Ernte  zu  begnügen  als  Dienstleistungen  von  nicht  zur  Fami- 
lie gehörigen  Leuten  zu  bezahlen.  (Uebrigens  ist  es  gar  nicht  selten, 
dass  auf  einem  podere  ein  Junge  als  Hirte  gehalten  wird,  dessen  Geschäft 
recht  gut  von  der  Familie  besorgt  werden  könnte).  Auch  beim  Bindvieh 
wird  fast  allgemein  darauf  gesehen,  dass  es  mit  den  Erzeugnissen  des 
Gütchens  gehalten  werden  kann,  ohne  baares  Geld  auszulegen.  Selten 
kommt  ein  Stück  Grossvieh  auf  den  Hectar,  häufig  erst  auf  2 — 3  Heotare. 
Mit  Ausnahme  der  Ebene  von  Lucca,  wo  die  Sorgfalt  für  die  Auswurfs- 
stoffe so  weit  geht,  dass  die  Lucchesen  auswärts  darüber  verspottet  wer- 
den, ist  die  Düngung  mangelhaft.  Der  Roh-  und  Beinertrag  von  mehr 
als  einem  Dutzend  Gütchen  in  verschiedenen  Gegenden  Toskana^s  ist  in 
klaren  TJebersichten  mit  einigen  Erläterungen  nachgewiesen ,  dann  folgen 
Boh-  und  Beinerträge  einiger  specialisirten  Culturen,  die  wir  dem  Studium 
des  Agronomen  überlassen  müssen.  Die  die  Tabakspflanzung  betreffende 
Aufstellung  ist  S.  311  zu  finden. 

Der  Weinberg  giebt  in  Toskana  ein  Beinprodukt   (ohne   das  im  Bo- 


deo  steDkende  fixe  Kapital  eq  beiücksi  cht  igen)  Ton  390  Lira  per  Ueol 
die  gemiacht»  Kleincultur  ia  der  Hügelgegend  nur  durch echnittlich  201 
Kechnet  man  bingegen  im  erstereu  Falle  das  zur  UmwaDdlung 
Kapital  und  die  verlorene  Ernte  tu  den  ersten  Jahren,  ■ao  zeigt  sich,  daai 
das  geringore  kleinere  Kohprodukt  oft  vorth eilhafter  ist  als  die  speoiaüsirt« 
Kultur.  Ueberdies  ist  das  Betriebe  kapital  fiir  die  gemischte  Cultur  3äO 
Lire  per  Hoctar,  für  den  Weinberg  etwa  äOO,  Die  Kapitalieo  hat  der 
(jtuudeigenthiimer  herbei  zu  schaffen ,  der  Agraruredit  existirt  kaum  in 
TuBuana.  Eine  besondere  Abtheilang  des  Monte  de'  Paschi  in  Sieua,  die 
nach  dem  Gesetz  vom  21.  Juni  lS6ä  sich  mit  eolchea  Operationen  be- 
faast,  fungirt  nur  in  der  Provinz,  wo  sie  ihren  Sitz  hat  Wa»  die  Aua- 
Bast  anbelangt,  bo  wird  sie  noch  vor  der  Theüung  zwischen  dem  Qatsbc- 
sitzer  und  dem  Theilpiichter  zurückgelegt.  In  schlechten  Jahren  macht 
der  Gruodbesitiser  dem  Kolonen  die  nöthigen  Vorschusae  in  natura.  Die- 
selben werden  aber  selbstverständlich  gleich  in  Geld  umgerechnet,  so  daas 
der  Pächter,  der  erat  nach  einer  guten  Grnte  seine  Schuld  bezahlen  kann, 
eine  viel  grössere  Menge  dafür  hingeben  muss.  Der  Eigeuthtimer, 
der  keine  Zinsen  für  die  Vorschüsse  berechnet,  hat  überdies  den 
Kuchtheil ,  nicht  über  die  betreffende  Summe  vorfügen  zo  können. 
Wahrend  in  den  meisten  Füllen  in  Toskana  der  Haudelswerth 
den  Kolonen  keine  rechte  Uedeutung  hat,  da  ja  Alles  anf  die  selbständi 
Erzeugung  der  zum  Leben sgebrauch  nöthigen  Güter,  auf  die  Natural' 
schuft  hinzielt,  achlägt  U,  die  Steigerung  des  Uandelswerthus  der 
wirllischaftlichen  Produktion  seit  1B30  auf  durohschuittlich  iO'']^  a: 
bringt  die  Durchschnittspreise  einiger  Artikel  auf  dem  Markte  von  Areziti' 
nobst  dem  in  der  genannten  Gemeinde  bezahlten  Grund  Steuersatz  für  den 
Zeitraum  von  1830—1879  bei.  Da  die  toskani sehe  Lire  der  alten  Kat«- 
Bterschätzung  nur  X4  oentesimi  der  heutigen  italienischen  Lire  war  und 
die  Lasten  der  Landwirthschaft  sehr  bedeutend  gestiegen  sind,  so  kann 
man  sagen,  dass  das  SteuerverhültnisB  das  gleiche  geblieben  ist.  In  der 
Region  als  Ganzes  genommen  ist  der  thataächliche  Ertrag  das  Doppelte 
der  Ealasterschätzung  vom  Jahre  1B:14  (S.   369). 

Zur  Würdigung  der  Natur  des  in  Toskana  überwiegenden  Kleinbe- 
sitzes macheu  wir  auf  folgende  Ziffern  aufmerksam: 

Nur  279  Einträge  in  den  Steuerlisten  beziehen  sich  auf  einen  Besitz  mit 

einem  Schatzungs ertrag  von  über  10  000  Lirau 

5  613 Eintrage  hingeg.  a.  Güter  m.  e.  Schätz ungsertrag  v.  1 000 — 10  000     „    I 

30  688       „  „       „       „     „    „  „  „        lOü— 1000    „     ' 

141574       „  „       „       „     „    „  „       von  weniger  als  100     „ 

UebrigeuB  iet  auch  der  Grossgrundbesitz  fast  immer  in  kleine  Güter 
getheilt  und  hat  gemischte  Cnitür. 

Die  toskanischen  Provinzen  haben  noch  für  31  MiLlioneu  Pfarrgüter, 
das  Domanium  besitzt  für  lä'/,  Millionen,  die  milden  Stiftungen  für  S, 
zusammen  51 '/j  Millionen,  etwas  mehr  als  4"/^  der  1200  Millionen  Ge- 
sammtwerth  an  Grundbesitz.  Und  da  das  reine  Einkommen  derselben  aof 
62  Millionen  gesohätzt  wird,  no  kommen  davon  aof  Privatgüter  Ö9  UU- 
lionen.    Die  Qemeindegüter  sind  in  Ausführung  eines  Gesetzes  vom  23.  Üti 


für 
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1774  gegen  das  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  entweder  veräussert  oder 
in  Erbpacht  gegeben  werden. 

Die  Zunahme  der  Grundbesitzer  ist  mit  den  Steuerlisten  in  der  Hand 
leicht  zu  yerfolgen;  1870 — 1880  hat  die  Zahl  der  Einträge  um  11  000 
zugenommen.  Theilung  des  Grundbesitzes  unter  die  Erben  ist  die  Begel» 
ausserdem  ist  es  in  Toskana  Sitte,  einen  Theil  der  Ersparnisse  in  Grund- 
stücken anzulegen,  sei  es  der  grösseren  Sicherheit  willen»  sei  es  um  auf 
eigenem  Grund  und  Boden  den  Landaufenthalt  nehmen  zu  können.  An- 
dere vorübergehende  Ursachen  führt  Mazzini  an,  z.  B.  3975  Verkäufe 
von  Kirchengut  im  letzten  Decennium,  von  denen  sich  aber  manche  auf 
Häuser  beziehen.  Die  wenn  gleich  verspätete  Ausführung  einer  Ablö- 
sungs-Ordonnanz Kicasoli^s  als  Gouverneur  von  Toskana  vom  9.  März  1 860 
hat  in  der  Gemeinde  Fiombino  die  Zahl  der  Grundbesitzer  um  650  ge- 
steigert, von  denen  etwa  500  Tagelöhner  und  Proletarier  sind  (S.  355), 
deren  Besitzverhältnisse  allerdings  nichts  weniger  als  consolidirt  sind. 
Ferner  erwähnen  wir,  aber  ohne  Zahlenangaben  machen  zu  können,  die 
Art,  wie  im  Distrikt  Kocca  San  Casciano  häufig  Eigenthum  erworben 
wird.  In  dieser  Bergzone  finden  sich  Grundstücke,  die  sich  zu  Weinber- 
gen, aber  wenig  für  den  Kornbau  eignen.  Der  kapitalarme  Besitzer  lässt 
von  einem  Tagelöhner  oder  Bauern  die  nöthigen  Erdarbeiten  ausführen 
und  die  Weinstöcke  pflanzen,  ohne  etwas  dafür  zu  vergüten.  An  Stelle 
des  Lohnes  gehört  der  Ertrag  bis  zum  8^°  oder  9^^  Jahre  dem  Arbeiter, 
der  nach  dieser  Zeit  Eigenthümer  der  Hälfte  des  Weinberges  wird  und 
oft  die  Hälfte  des  Eigenthümers  gegen  feste  Entschädigung  oder  als  Halb- 
pächter zu  bearbeiten  fortfährt.  Bei  besseren  Grundstücken  bekommt  der 
Eigenthümer  schon  einige  Jahre  vor  der  Theilung  des  Grundstücks  ^/^ 
des  Ertrags  (S.  161).  Aber  in  den  anderen  Gegenden  Toskana's  wird 
man  keine  Arbeitskräfte  finden ,  die  so  lange  ohne  Lohn  existiren  kön- 
nen (S.   161  u.  321). 

Nach  der  Ansicht  Mazzini's  gleicht  sich  das  pro  und  contra  des 
Gross-  und  Kleinbesitzers  ziemlich  aus,  nur  wäre  ein  weniger  zerstückel- 
ter Besitz  wünschenswerth  um  die  Entwässerung  leichter,  dauernder  und 
billiger  herzustellen  und  vielleicht  um  den  Fortschritt  in  der  Weinberei- 
tung zu  beschleunigen.  Der  Nachtheil  des  Kleinbesitzes  sei  jedoch  reich- 
lich durch  die  auf  socialem  Gebiete  erreichten  Yortheile  ausgeglichen  (S. 
408).  Indessen  besagt  ein  von  Mazzini  selbst  zu  seinen  Ausführungen 
vorgeschlagener  Zusatz:  „Die  socialen  Yortheile,  geringerer  Abstand  zwi- 
schen Besitzer  und  Arbeiter,  Verhütung  des  Klassenhasses,  Vorrücken  des 
Arbeiters  in  die  Klasse  der  Besitzer  sind  nur  zu  erwarten,  wenn  die 
Theilung  des  Grundbesitzes  nicht  übermässig  ist."  Aber  sie  ist  über- 
mässig. Von  den  oben  angegebenen  141  000  Einträgen  in  die  Steuerlisten 
mit  einem  geschätzten  Einkommen  von  weniger  ab  100  Lire  scheinen  nur 

35  000  über  50  Lire 

40  000  20—50      „ 

40  000  10—20       „ 
und  somit  26  000    weniger  als  10  Lire 
geschätztes  Steuereinkommen    zu  haben.     Die    letztere   Klasse   habe   wohl 
ein  Steuereinkommen  von  nicht  mehr  als  25  Lire  und  eine  Bruttoeinnahme, 
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nach  Abzug  der  Steuern,  von  weniger  als  70  Lire  jährlich.  Diese  Klasse 
Yon  Eigenthümern  erhiQt  sich  nur  durch  die  temporäre  Auswanderung 
und  in  Abwesenheit  des  verdienenden  Mannes  allzu  häufig  durch  den 
Felddiebstahl  (409).  Die  Umlegung  der  Grundstücke  sollte  auf  jede  Art, 
namentlich  durch  Befreiung  von  der  proportionell  steigenden  Register- 
Steuer  befördert  werden,  meint  M. 

Auf  einen  Werth  von  618  Millionen  für  die  Gebäude  und  1191  Mil- 
lionen für  die  Grundstücke,  zusammen  1809  Millionen  lasteten  am  1.  Ja- 
nuar 1880  im  Ganzen  ib^j^  Hypothekenschulden  :  826  Millionen,  von 
denen  456  die  Ghrundstücke  allein  zu  treffen  scheinen.  Die  Hypotheken- 
schuld  ist  in  Zunahme  begriffen.  Die  Grundsteuer  einschliesslich  der  Zu- 
schläge der  Provinzen  und  Gemeinden  frisst  14^1,  Millionen  von  dem 
Beinertrage  von  62  Millionen,  wozu  zu  bemerken  ist,  dass  die  zwischen 
1825  und  1860  mehr  als  verdoppelte  Grundsteuer  in  den  letzten  20  Jah- 
ren um  75 ^/q  gestiegen  ist.  Die  Anforderungen  der  Provinzen  und  Ge- 
meinden sind  sehr  ungleich.  Während  z.  B.  in  Siena  das  geschätzte  Ein- 
kommen von  100  Lire  8,53  Gemeindezuschlag  entrichtet,  steigt  dieser  in 
der  Gemeinde  Pian  Gastagnaio  auf  78,02,  so  dass  die  Gesammt-Grund- 
steuer  das  geschätzte  Einkommen  um  ein  Zehntel  übertrifft.  Das  Studium 
der  Gemeinderechnungen  ergibt,  dass  gewöhnlich  Verzinsung  und  Schul- 
dentilgung dieses  schauderhafte  Missverhältniss  verschulden. 

In  Italien  repräsentiren  auf  je  100  Lire  der  Provinzial-  und  Ge- 
meinde-Ausgaben 28  Lire  das  Opfermaass  der  Gegenwart  für  die  Yergan- 
genheit,  in  Toskana  lassen  die  42<>|0  für  die  Vergangenheit  nur  58®|o 
für  die  Gegenwart  übrig.  Mazzini  stellt  folgende  Berechnung  des  wahren 
Reinertrags  auf: 

Grundsteuer    14  500  000  Lire;   Unterschied  zwischen  den  5^1^  Zinsen  der 

Hypotheken  schuld  von  456  Millionen  und 
den  4^1  ()    als   mittlerem   Ertrag  der  Land- 
wirthschaft ; 
4  560  000      „  ;   Steuer  auf  das  bewegliche  Vermögen,  näm- 
lich   IS^IgOl^     von    den    17  800  000    Lire 
Zinsen,  indem  100  Millionen  verschiedener 
Abgaben    als     steuerfrei   von    der    obigen 
Schuld  abgezogen  werden: 
2  349  600      „ 
150  000      „      Abgaben  an  die  die  Flussregulimng  besor- 
genden Consortien ; 
1  225  000      „      Registersteuer  auf  Verträge  unter  Lebenden; 

22  784  60Ö  Lire;  ohne  die  Erbschaftssteuer  und  die  meistens 
vom  Kolonen  bezahlte  Eolonatssteuer.  Der  Landbesitz  gibt  also  39  Mil- 
lionen Reineinkommen,  3,2 7 ^^j^  auf  den  obigen  Kapitalwerth  von  1191 
Millionen. 

20 ^lo  der  Ackerbau  treibenden  Bevölkerung  sind  Tagelöhner  (107  567 
auf  543  565  jedes  Alters  und  Geschlechtes),  die  das  Land  selbst  bebauen- 
den Eigenthümer  (70  730),  Emphyteuten  (1133)  und  Pächter  (12  035) 
sind  etwa  ^|^  der  328  014  Halbpächter  (die  Zahlen  in  der  Uebersicht  auf 
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S.  121  können  3  Hechnungsfehler  wegen  nicht  stimmen).  Mazzini  spricht 
sich  zu  Gunsten  der  mezzadria  aus,  ganz  im  Gegensatze  zu  BertagnoUi 
(La  Colonjfa  Pazziaria,  Roma  1877),  den  er  übrigens  nicht  citirt  „Ge- 
wöhnlich sagt  man,  oft  auch  mit  IJebertreibung ,  dass  der  Bauer  willkür- 
licher Weise  mehr  als  die  ihm  zustehende  Hälfte  erhebt:  leider  ist  es 
wahr,  dass  eine  gewissenhafte  Ehrlichkeit  in  der  Theilung  der  Erzeugnisse 
unter  den  Kolonen  nicht  häufig  ist,  aber  diejenigen,  zu  deren  Lasten  man 
diesen  Missbrauch  beklagt,  sind  meistens  Halbpächter,  für  welche  die  nor- 
male jährliche  Belohnung  der  Arbeit  sehr  gering  ist,  so  dass  trotz  des 
unerlaubter  Maassen  genommenen  Zuschusses  die  Quote  nicht  zur  Ernäh- 
rung der  Familie  ausreicht  und  sich  die  letztere  an  den  Eigenthümer  um 
Vorschüsse  wenden  muss.  Wo  solche  Vorschüsse  beinahe  als  Regel  noth- 
wendig  sind,  ist  ein  Mangel  im  Vertrag.  Das  System  der  Halbpacht  ist, 
im  Ganzen  genommen,  in  Toskana  für  yortrefflioh  zu  halten ;  in  den  Ein- 
zelheiten jedoch  wären  einige  Modificationen  nöthig,  durch  welche  man 
viele  Uebelstände  wegschaffen  und  die  Beziehungen  der  Kolonen  und 
Eigenthümer  beständiger  zu  herzlichen  machen  würde.  Damit  der  Halb- 
Pachtvertrag  gesellschaftlich  und  sittlich  g^t  sei,  muss  er  vor  Allem  ge- 
recht sein,  und  dieses  ist  er  nicht  immer,  weil  nicht  in  allen  Fällen  die 
Hälfte  des  Bruttoertrags  eines  fleissig  angebauten  Gütchens  als  billige  Be- 
zahlung der  Arbeit  erscheint,  welche  zur  Erlangung  jenes  Ertrags  nöthig 
ist;  manchmal  ist  die  Hälfte  überreich,  manchmal,  auf  den  hohen  Hügeln 
und  im  Gebirge  sogar  oft,  ist  sie  ungenügend,  so  dass  es  Familien  von 
Halbpächtern  giebt,  die  för  eine  fleissige  Arbeit  in  normalen  Jahrgängen 
kaum  das  Nothwendige  beziehen,  in  schlechten  Jahren  den  Eigenthümem 
verschuldet  werden,  ihre  Lage  immer  verschlimmern,  hierauf  gradweise 
muthlos  werden,  weil  sie  sehen,  dass  sie  vom  Grundstück,  gleichviel  was 
sie  thun,  niemals  einen  genügenden  Ertrag  ziehen  und  den  Grund  und 
Boden  in  Verfall  gerathcn  lassen ,  bis  dann  der  Eigenthümer  sie  verab- 
schiedet, sie  zur  schlechteren  Lage  der  Tagelöhner  herabdrückt  und  das 
Gütchen  einer  anderen  Familie  anvertraut,  die  wahrscheinlich  dieselben 
Phasen  durchmachen  wird.  In  solchen  Umständen  wäre  eine  Vermehrung 
des  Betriebskapitals  seitens  des  Eigenthümers  noth wendig,  um  Melioratio- 
nen im  Gütchen  auszuführen,  je  nachdem  mehr  Vieh  anzuschaffen  oder 
neue  Wein-  und  Olivenpflanzungen  anzulegen  u.  s.  w. ,  oder  es  sollte 
mittelst  einiger  secundärer  Bedingungen,  wie  es  jetzt  auf  fruchtbaren 
Grundstücken  zu  Gunsten  des  Landbesitzers  zu  geschehen  pflegt,  die  Quote 
des  Kolonen  erhöht  werden.  Aber  meistens  verschliesst  die  8pärlichkeit 
der  Mittel  den  ersten  Weg  der  Verbesserung  und  den  zweiten  Weg  be- 
treten die  Eigenthümer  ungern,  da  sie  von  Steuern  gar  zu  sehr  beschwert 
nicht  deu  Muth  haben,  ihr  Einkommen  noch  zu  schmälern.  Der  Halb- 
pacht, welche  das  Uebergewicht  der  Arbeit  repräsentirt,  fehlt  zur  Zeit  die 
Mitwirkung  des  Kapitals  und  die  Verbreitung  des  Unterrichtes''  (462). 

Nach  verschiedenen  Studien  in  den  Atti  der  Georgofili  u.  s.  w.  sind 
für  die  Erhaltung  jedes  miethfrei  im  Pachthause  wohnenden  erwachsenen 
Mannes  in  Toskana  210 — 220  Lire,  für  Frauen  und  Kinder  verhältniss- 
ihässig  weniger  nothwendig.  Die  Preise  der  Lebensmittel  sind  nach  dem 
Verkaufswerth  für  den  Kolonen    angesetzt  und   die   zur  Umwandlung   in 

N.  F.  Bd.  V.  19 
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Als  Anhang  zum  dritten  Band  haben  wir  u.  A.  eine  Agrar-Monogra- 
phie  über  die  Insel  Elba,  aus  welcher  wir  nur  hervorheben,  dass  1B71 
auf  eine  Bevölkerung  von  21755  Seelen  7218  Grundeigenthümer  kamen 
und  die  Zahl  der  letzteren  im  Steigen  begriffen  ist.  In  den  Notizen  über 
die  landwirthschaftlichen  Arbeiter  im  Kreise  Pistoja  finden  wir  die  Nah- 
rung derselben  mit  genauester  Kostenberechnung  beschrieben.  Ausserdem 
entnehmen  wir  diesen  Nachrichten  eine  für  den  friedlichen  Sinn  der  Be- 
wohner charakteristische  Sitte.  Wenn  ein  Landmann  einen  Wortwechsel 
gehabt  hat  oder  bedroht  worden  ist,  so  geht  er  aufs  Bureau  der  staatli- 
chen Sicherheitswache,  welche  den  Oegner  ruft  und  ihn  ermahnt,  nichts 
gegen  den  Kläger  zu  unternehmen,  da  er  sonst  bis  zum  Beweise  des  Ge- 
gentheils  für  den  Urheber  gehalten  würde.  Wenn  man  weiss,  dass  in 
einigen  Gegenden  Italiens,  z.  B.  in  der  römischen  Provinz,  es  für  eine 
Schande  gilt,  mit  der  Obrigkeit  zu  thun  zu  haben,  so  dass  die  Bevölke- 
rung auch  da,  wo  eigentlich  nichts  zu  fürchten  ist,  nicht  einmal  als  Zeuge 
auftreten  will,  so  muss  man  diese  präventive  Vertheidigung  lobend  aner- 
kennen. 

4. 

Der  Bericht  über  die  11.  Eegion  (Venetien)  stammt  aus  der  Feder 
£.  Morpurgo's,  der  im  letzten  Ministerium  Minghetti  Generalsekretär  im 
Ministerium  für  Ackerbau,  Handel  und  Industrie  gewesen  ist,  vor  einigen 
Jahren  auf  seinen  Sitz  in  der  Kammer  verzichtet  hat  und  nunmehr  an 
der  Universität  von  Padua  Statistik  lehrt  Bei  Anlass  der  letzten  Debatte 
über  die  Militärgesetze  hat  man  sich  im  Parlament  auf  seinen  Bericht  ^) 
berufen,  hingegen  auch  die  Bichtigkeit  der  Ausführungen  desselben  ange- 
zweifelt, die  auch  sonst  zu  kritischen  Bemerkungen  in  der  Presse  Anlass 
gegeben  haben.  Sicherlich  wird  die  Kommission,  welche  die  bestrittenen 
und  zweifelhaften  Punkte  an  Ort  und  Stelle  zu  untersuchen  hat,  auf  gar 
manche  Einzelheiten  der  vorliegenden  Arbeit  zurückkommen  und  es  sich 
angelegen  sein  lassen,  dieselben  zu  ergänzen.  Dass  die  von  Morpurgo 
mit  Angabe  seiner  Quellen  mitgetheilten  Daten  förmlich  unrichtig  seien, 
können  wir  nicht  annehmen,  obwohl  es  uns  ganz  deutlich  ist,  dass  sowohl 
sein  entschiedenes  Eintreten  für  eine  Besserung  der  von  ihm  geschilderten 
Zustände  als  die  trotz  aller  Wissenschaftlichkeit  ziemlich  subjektiv  ge- 
färbte Art  seiner  Darstellung  Anstoss  erregen  mussten.  Während  die 
Kommission  hauptsächlich  darauf  Gewicht  legt,  dass  die  verschiedenen  Fra- 
gen in  ihrer  gegenseitigen  Wechselbeziehung  studirt  und  dargelegt  werden, 
scheint  M.  seine  Aufgabe  von  einem  andern  Standpunkte  aus  betrachtet  zu 
haben.  Für  dieses  Mal  beschreibt  er  uns  die  Lage  der  ländlichen  Arbeiter 
und  Pächter  im  Yenetianischen  und  wird  erst  in  einem  zweiten  Bande 
die  Verhältnisse  der  Grundeigenthümer  vornehmen.  Wer  demselben  aber 
nicht  wissentlich  Unrecht  thun  will,  als  ob  er  ohne  Bücksicht  auf  die 
möghchen  Leistungen  der  Landwirthschaft  seiner  Eegion  für  alle  Betheiligte 
einen  Gefallen  daran  fände,  die  bedauernswerthe  Lage  der  ländlichen  Ar- 


1)  Le  Condizioni  dei  ConUdini  nel  Veneto.  Parte  prima  della  relasione  del  com- 
missario  Comm.  Emilio  Morpurgo  solla  XI  drcoscrizione  (provincie  di  Verona,  Vicenza, 
Padova,  Rovigo,  Venezia,  Treviso,  Belluno  e  Udine).     Roma  1882. 
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beiter  vor  das  Publikum  zu  bringen,  den  verweisen  wir  namentlich  auf 
ein  Schreiben  vom  20.  Januar  1881  (Bd.  1,  102),  mit  dem  er  seine  Ar- 
beit an  den  Präsidenten  der  Kommission  einsendet  Bas  Geheimniss  bes- 
serer Schicksale  der  Landwirthschaft ,  sagt  er  daselbst  so  deutlich  als  ir- 
gend einer  seiner  Gollegen,  beruht  auf  einer  möglichst  raschen  und  siche- 
ren Anbahnung  einer  grösseren  Produktion.  Indessen  ist  es  ihm  eine 
schwere  Aufgabe  die  Produktivität  seiner  ziemlich  ausgedehnten  Begion 
kennen  zu  lernen,  da  sie  grosse  Verschiedenheiten  aufweist  und  sehr  zu 
befürchten  sei,  dass  die  Schätzung  des  Durchschnitts  die  wahre  Thatsache 
verdunkele.  Die  ungleiche  Besteuerung  des  Grundbesitzes,  der  abzuhelfen 
erst  kürzlich  der  Kammer  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt  wurde,  dessen  par- 
lamentarische Behandlung  so  bald  nicht  zu  erwarten  ist,  erwähnt  Mor- 
purgo  in  seinem  Begleitungsschreiben  eben  so  gut,  ab  die  edeln  Anstren- 
gungen des  Grossgrundbesitzes,  welche  in  einem  Menschenalter  100,000 
Hectare  dem  nutzbaren  Anbau  zugefügt  haben  und  die  Einrichtung  der 
Gesellschafts-Melkereien  im  Bellunesischen  bezeichnet  er  geradezu  als  die 
schönste  und  gelungenste  Aeusserung  der  modernen  Cooperativ-Bewegung. 
Das  erste  Kapitel  des  Berichtes  handelt  von  den  Wohnungen  der 
ländlichen  Arbeiter.  Die  Vertrauensmänner  der  8  Provinzen,  deren  Aus- 
sagen Morpurgo  zusammenfasst,  erschöpfen  alle  Ausdrücke  des  Wörter- 
buchs für  elende  Zufluchtsörter  gegen  die  Unbilden  der  Witterung.  Und 
der  Bewohner  dieser  Löcher  ist  fast  immer  der  Besitzer;  die  Miether  ent- 
richten für  jedes  Zimmer  jährlich  5  Lire  oder  wenig  mehr  (S.  8).  Häu- 
fig wird  vorgeschlagen,  dass  solche  neue  Gebäude,  an  denen  Mangel  ist, 
von  der  Besteuerung  temporär,  wie  unter  der  österreichischen  Eegierung 
die  ersten  zehn  Jahre,  oder  gänzlich  befreit  werden.  Was  das  Einkom- 
men der  ländlichen  Arbeiter  betrifft,  so  wird  dasselbe  distrikt-  und  ge- 
meindeweise besprochen.  Von  einem  Theile  Friauls  wird  berichtet,  wie 
die  Frauen  die  schwersten  Landarbeiten  verrichten,  auch  säen  und  heuen, 
während  sich  die  Männer  als  Handwerker  im  Auslande  befinden.  Der 
Tagesverdienst  einer  Frau  ist  30 — 40  centesimi.  Im  Distrikte  von  Bel- 
luno verdient  der  unständige  Arbeiter  ausser  der  Kost  zwischen  60  c.  und 
1  Lire  25  c. ,  die  Frau  zwischen  25  und  80  c.  In  Lozzo  Cadore  be- 
kommt die  Frau  durchschnittlich  1  Lire  oder  25  c.  und  die  Kost  Nicht 
besser  geht  es  in  der  Provinz  Padua,  wo  doch  der  Hectar  häufig  2500 
— 3000  Lire  kostet.  In  Gampolongo  Kreis  Bassano  erhalten  die  im  Ta- 
bakbau beschäftigten  Männer  1  L.  50  c.  Taglohn,  die  Frauen  5  c,  in 
einer  anderen  Gemeinde  7  centesimi  die  Stunde.  Der  Umstand ,  dass  an 
manchen  Orten  besonders  anstrengende  Arbeiten  höher  bezahlt  werden, 
hat  keine  ökonomische  Bedeutung;  diese  Epoche  der  Mehreinnahme  dauert 
nur  kurze  Zeit  und  der  Verdienst  ist  nicht  hinreichend.  Abgesehen  von 
dem  Zuschuss  an  Ersparnissen  der  Auswanderer  wird  das  Minus  häufig 
vom  Salz-  und  Tabaksschmuggel  an  der  Grenze  und  vom  Felddiebstahl 
gedeckt  Von  einer  Gemeinde  sagt  man  sprichwörtlich :  man  säet  Bohnen 
und  es  wachsen  Diebe.  (23).  In  einem  anderen  Dorfe,  heisst  es,  sind  2 
ganze  Strassen  Felddiebe.  Auch  an  den  Industrieorten  sind  die  Löhne 
der  Landarbeiter  niedrig   (34).     Erwähnenswerth  ist  eine  Lohnform ,    wo- 
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nach  dem  Landarbeiter  für  die  Bestellang  eines  Grondstückes  ausser  dem 
Lohn  i|j,  i|^,  ^Ig  des  Ertrags  an  türkischem  Weizen  überlassen  wird. 

Sehr  hübsch  liest  sich  das  dritte  Kapitel  über  die  moralischen  Ver- 
hältnisse und  die  gesellschaftlichen  Beziehungen  auf  dem  Lande.  Das  pa- 
triarchalische Leben  sei  im  Verschwinden  und  erhalte  sich  als  kostbare 
Eeliquie  nur  noch  in  der  Alpenregion.  Die  Lockerung  der  Familienbande 
durch  die  Auswanderung,  die  IJeberbürdung  der  Frauen,  auch  wenn  die 
Männer  zurückgekehrt  sind,  die  Gfründung  neuer  Familien  unter  Vernach- 
lässigung der  Pflichten  gegen  die  bejahrten  Eltern  werden  hervorgehoben. 
Die  Bemerkungen  über  zunehmende  Thätlichkeiten  und  Processe  unter 
Blutsyerwandten  dürften  den  Bearbeiter  der  Statistik  der  Oerechtigkeits- 
pflege  zu  einigen  interessanten  Untersuchungen  führen.  Die  Aeusserung 
eines  Einzelrichters  (pretore) ,  dass  man  die  todte  Kuh  mehr  beweine  als 
die  yerstorbene  Frau  und  die  so  ziemlich  dasselbe  besagende,  man  pflege 
mit  mehr  Liebe  ein  krankes  Stück  Vieh  als  einen  Verwandten,  citiren 
wir  nur,  weil  wir  sie  für  ein  Zeichen  lebendiger  Auffassung  der  Verhält- 
nisse halten,  nicht  als  ob  wir  darin  etwas  speciell  auf  Italien  oder  die 
betreffende  Gegend  Anwendbares  zu  erblicken  vermöchten. 

In  dem  Paragraphen  über  die  Beate  gegen  die  Person  und  gegen  das 
Eigenthum  wird  zunächst  der  Satz  erläutert:  „Der  Diebstahl  nimmt  im 
Quadrat  des  Abstandes  von  den  Bergen  zu".  Die  Bevölkerung  betrachtet 
den  Holzdiebstahl  ebensowenig  für  sittlich  verwerflich,  als  die  falsche 
Steuerfassion  oder  den  Schmuggel  von  Salz ,  Tabak ,  Zucker  u.  s.  w.  von 
jenseits  der  österreichischen  Grenze.  Je  näher  die  Stadt  mit  ihrer  unbe- 
schäftigten, nicht  am  Ghrundeigenthum  betheiligten  Bevölkerung,  desto  häu- 
figer ist  der  Felddiebstahl.  Gerne  lesen  wir,  dass  die  7  deutschen  Ge- 
meinden in  der  Provinz  Vicenza  zu  der  Zone  gehören,  die  nicht  an  die- 
sem Erbübel  leidet  Die  Verwundungen  sind  im  Venetianischen  selten 
und  erfolgen  hauptsächlich  im  Zustande  der  Trunkenheit  und  wegen  Eifer- 
sucht. 1866—1877  kamen  auf  1  Million  Einwohner  jährlich  16  Todt- 
schläge  im  Venetianischen,  in  Ligurien,  welches  den  zweitbesten  Posten 
hatte,  25,  in  Latium,  das  zuletzt  in  der  Beihe  steht,  135  (im  Durchschnitt 
der  Jahre  1872—77). 

Der  Verbrauch  der  alkoholischen  Getränke  ist  nach  den  Mittheilungen 
Dr.  Easeri's ,  der  diesen  Gegenstand  besonders  behandelt  hat  ^) ,  sehr  be- 
deutend in  den  venetianischen  Städten:  3,4  Liter  per  Kopf;  die  lombar- 
dischen Städte  verbrauchen  4,1;  Süditalien  weniger  als  2^/^  Liter  per 
Kopf.  Dagegen  zeigt  sich  der  Gonsum  von  Wein  und  Bier  in  den  vene- 
tianischen Städten  130,4  Liter  per  Kopf  weniger  gross  als  in  Rom  und 
IJmbrien,  wo  die  Verhältnisszahl  auf  190,7  steigt  Die  Wirkungen  des 
Alkoholismus  (plötzlicher  Tod,  Säuferwahnsinn,  Selbstmord)  sind  im  Vene- 
tianischen höchst  betrübend  (S.  47).  Eine  Beschränkung  der  Zahl  der 
Schenken,  die  in  der  Provinz  Padua  allein  in  den  Jahren  1870{80  von 
373  auf  1205  gestiegen  sind,  und  der  Stunden,  wann  die  Schenken  offen 
gehalten  werden  dürfen,  erscheint  Morpurgo  hygienisch  und  moralisch  ge- 

1)  Material!  per  Tetnologia  itaüanaf  raccolti  per  cora  deUa  societä  italiana  di  antro- 
pologia  ed  etnologia,  riassanti  e  commentati  dal  dott.  Enrico  Rasen.  Annali  di  Stati- 
süca,  Serie  2a  yoI.  8. 
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boten.     Die  Anbringung  von  Klagen  wegen  TrinkBcholden  sollte  nicht  ge- 
stattet sein. 

Die  socialen  Ungleichheiten  werden  heatigen  Tages  auf  dem  Lande 
schmerzlicher  gefühlt  als  früher.  Die  alten  Leute  eines  Distriktes  behaup- 
ten, dass  man  sich  jetzt  besser  kleide  und  ausser  dem  Hause  sich  grös- 
seren Genuas  gönne,  dass  man  aber  fniher  zu  Hause  mehr  Arbeit  und 
mehr  Polenta  gehabt  und  die  Pellagra,  jene  entsetzliche,  nicht  selten  zum 
Wahnsinn  führende  Hautkrankheit  nicht  gekannt  habe.  Die  Yeränderung 
könne  man  durch  eine  Art  Budget  veranschaulichen,  in  dessen  Aktivum 
die  Zunahme  der  Produktion  und  des  Lohns,  die  Billigkeit  der  Kleidung, 
die  Leichtigkeit  des  Verkehrs  und  der  verbreitetere  Unterricht,  in  dessen 
Passivum  die  Zunahme  der  Bevölkerung  und  des  Preises  der  Lebensmittel, 
die  staatlichen  und  die  Gemeindesteuern  und  die  geringe  Nachfrage  an 
Arbeit  stehen.  Uebrigens  bemerkt  M.,  dass  gerade  die  letzten  Ernten 
schlecht  gewesen  sind  und  das  Umkommen  der  Seidenwürmer  und  der 
Verlust  der  Weinernte  an  manchen  Orten  eine  Krisis  hervorgebracht  habe. 
Der  Verbrauch  an  Salz  und  Tabak  habe  nicht  abgenommen  und  von 
einer  absoluten  und  dauernden  Verschlechterung  könne  nicht  die  Rede 
sein.  Die  Eigenthümer  könne  man  nicht  anschuldigen,  da  viele  derselben 
sich  in  der  gleichen  traurigen  Lage  befinden,  wie  die  Arbeiter  (54).  Von 
2000  Familien  im  Distrikt  Piove  (Provinz  Padua),  wo  die  Pachtverträge 
nur  auf  ein  Jahr  abgeschlossen  zu  werden  pflegen,  gehen  vielleicht  200 
im  Jahr  von  einem  Grundstück  auf  ein  anderes,  100  von  einer  Gemeinde 
in  die  andere  über  und  10  verlassen  den  Distrikt  Die  Tagelöhnerfamilien 
wechseln  alle  Jahre  und  öfters  noch.  Die  9jährige  Pachtzeit  im  Padua- 
nischen  wird  selten  mehr  erreicht,  da  häufig  der  Pachtschilling  nicht  zu 
erschwingen  ist,  an  manchen  Orten  ist  die  Liebe  zum  bebauten  Stück 
Feld  so  gross,  dass  man  beinahe  das  Becht  des  Eigenthümers  verkennt, 
den  Pächter  zu  entlassen.  Nicht  nur  die  Arbeiter  und  die  Pächter  wech- 
seln zu  leicht  ihre  Herren,  das  Answanderungsfieber  ergreift  auch  die 
Kleingrundbesitzer. 

Unter  den  Vorschlägen  zur  Verbesserung  der  Lage  der  Landwirth- 
schaft  erwähnen  wir  nicht  so  sehr  den,  dass  der  Staat  einige  Dienstzweige 
wieder  übernehme,  die  er  aus  ökonomischen  Gründen  den  Provinzen  und 
Gemeinden  aufgewälzt  hat,  als  den  bereits  in  die  Kammer  gedrungenen, 
aber  vorerst  zu  Boden  gefallenen  Antrag  auf  Verminderung  des  Salz- 
preises von  55  centesimi  das  Kilo.  Ausserdem  machen  wir  gerne  auf  die 
Frage  des  vagantivo  aufinerksam,  die  einer  gesetzlichen  Lösung  entgegen- 
sieht. An  einigen  Orten  sind  nämlich  ehemals  der  Gemeinde  angehörige 
Grundstücke  bonificirt  worden,  auf  denen  die  armen  Leute  freien  Fisch- 
fang und  andere  Nutzniessung  hatten.  Die  Gbrosscigenthümer,  die  viel  Ka- 
pital in  diese  Grundstücke  gesteckt  haben  ,  sind  nicht  in  ihrem  Besitze 
sicher  und  die  armen  Leute  —  in  zwei  Dörfern  sind  es  wenigstens  *\^ 
der  Bevölkerung  —  für  die  seiner  Zeit  das  oben  genannte  Recht  vorbe- 
halten blieb,  müssen  öfters  mit  Aufwand  militärischer  Kräfte  im  Zaum  ge- 
halten werden  (83). 

Das  vierte  und  kürzeste  Kapitel:  Das  flache  Land  und  das  Gesetz 
beantwortet  die  Frage,  welchen  Grad  der  Achtung  die  staatlichen  Organe 
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gemessen.  Wir  entnehmen  nur  eine  charakteristiBche  Aensserang  aus  der 
Provinz  Eovigo:  Unter  den  Italienern  befiehlt  nicht  mehr  die  Regierung, 
befehlen  die  Herren.  Die  Steuern  fuhren  den  bezeichnenden  Kamen 
magnerie. 

Im  Eingang  des  Kapitels  über  die  Auswanderung,  über  die  gleich- 
&11B  gesetzgeberische  Massnahmen  vorbereitet,  aber  nicht  durchgeführt 
worden  sind,  bemerkt  M.,  dass  die  bezüglichen  Ziffern  der  officiellen  Sta- 
tistik zu  niedrig  sind,  weil  viel  mehr  wirklich  auswandern,  als  die  Orts- 
vorstände mittheilen.  In  der  Provinz  Belluno  nimmt  die  transoceanische  Aus- 
wanderung seit  1876  einen  grossen  Aufschwung.  Auf  eine  Bevölkerung,  die 
am  31.  Decbr.  d.  1.  J.  174  114  Seelen  betrug,  sind  1880  ausser  8933  vorüber- 
gehend Auswandernden  754  und  wahrscheinlich  mehr  jenseits  des  Meeres  aus- 
gewandert. Das  Hauptcontingent  steht  im  Alter  von  20 — 50  Jahren.  Der 
einzelne  Auswanderer  nimmt  etwa  150,  die  Familie  400 — 700  oder  800  Lire 
und  mehr  mit.  Es  ist  schwer,  dass  das  auf  diese  Weise  dem  Lande  defi- 
nitiv entzogene  Betriebskapital  wieder  ersetzt  wird.  Anders  scheint  es 
sich  mit  der  vorübergehenden  Auswanderung  zu  verhalten,  da  nach  der 
Meinung  des  Präfecten  der  Provinz  etwa  300  000  Lire  aus-  und  P/^ 
Millionen  Lire  eingeführt  werden,  wobei  allerdings  nicht  zu  übersehen  ist, 
dass  „die  Auswanderung  die  Sitten  und  die  Sittlichkeit  verdirbt  und  dass 
oft  trefifliche  Bürger  voll  Laster,  vom  Müssiggang  verdorben  und  dem 
Landstreichertbum  ergeben,  in's  Vaterland  zurückkehren'^  Die  Provinz 
Udine  ergab  1880  eine  europäische  Auswanderung  von  16  538  und  eine 
aussereuropäische  von  1262  Seelen.  In  den  anderen  6  Provinzen  Vene- 
tiens  ist  die  Gewohnheit,  einige  Monate  des  Jahrs  Arbeit  ausser  dem 
Lande  zu  suchen ,  weniger  verbreitet  und  auch  in  den  letzten  6  bis  7 
Jahren  hat  sich  dies  nicht  besonders  geändert,  während  andrerseits  die 
permanente  Auswanderung  zunahm.  In  der  ganzen  Region  sind  bei  einer 
Bevölkerung  von  2  800  337  Seelen  (Zählung  von  1881)  im  Jahre  1880: 
29  949  temporär  ausgewandert  und  3711   ausser  Europa  gegangen. 

Die  Abmahnungen  der  Behörden  gegen  Auswanderungsagenten  fruch- 
ten wenig ,  weil  man  glaubt ,  die  erstere  spiele  mit  den  Gutsherren  unter 
einer  Decke,  um  das  arme  Volk  zurückzuhalten  und  billige  Lohnarbeiter 
auszunutzen.  An  manchen  Orten  muss  das  arme  Volk  noch  gar  zu  un- 
wissend sein,  wenn  es  den  Agenten  glaubt,  in  den  transatlantischen  Län- 
dern gebrauche  man  massivgoldene  Hacken,  Spaten  und  Pfiüge  (109). 
Bisweilen  werden  die  Betrügerien  schon  an  der^  Einschiffungsstation  Genua 
entdeckt;  einmal  muss  eine  Gemeinde  1500  Lire  für  Unterstützung  aus- 
geben, als  101  ihrer  Angehörigen  unerwarteter  Weise  sich  nicht  einschif- 
fen konnten.  M.  kann  nach  dem,  was  in  Frankreich  vorgefallen,  nicht 
umhin  zu  fragen,  was  geschehen  werde,  wenn  der  Arbeitsmarkt  in  Deutsch- 
land und  Frankreich  für  40  000  dieser  jährlichen  Auswanderer  verschlos- 
sen würde ;  es  sei  durchaus  nothwendig ,  nach  und  nach  Arbeit  in  der 
Heimath  zu  schaffen;  der  mit  den  Gesellschaftsmelkereien  gemachte  An- 
fang müsse  auf  anderen  Gebieten  fortgesetzt  werden.  Im  Ausland  seien 
höher  liegende  Orte  als  die  betreffenden  italienischen  industriereich,  an 
Begabung  und  Arbeitslust  seien  die  letzteren  überlegen. 

Im  sechsten  Kapitel   haben    wir    über   den  Verbrauch    von  Salz  und 
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Tabak  den  Ansatz  zu  einer  höchst  fruchtbaren  Studie.  Ziffern  werden 
vorgetragen  und  erläutert,  die  sich  auf  die  9jährige  Periode  1871 — 79 
beziehen :  In  der  Provinz  Belluno  ist  der  jährliche  Durchschnitts  verbrauch 
von  Salz  Lire  1,80  auf  den  Kopf;  den  höchsten  Verbrauch  in  Venetien 
hat  die  Provinz  Bovigo  mit  8,61 ;  dagegen  ist  die  jährliche  Durchschnitts- 
ausgabe für  Tabak  in  Belluno  2,24,  in  Rovigo  8,18,  in  Venedig ,  der 
Stadtbevölkerung  wegen  9,26.  Aber  wer  ergänzt  die  officiellen  Ziffern 
durch  die  unbekannten  des  Schmuggels  und  berechnet  die  Differenz  der 
selbstverständlich  verbotenen  Wiederherstellung  des  Weidesalzes  für  den 
menschlichen  Gebrauch  und  den  Zusohuss  an  Salz,  der  heimlich  durch  die 
Ausdünstung  des  Meerwassers  gewonnen  wird? 

Noch  interessanter  werden  die  Zahlen,  wenn  man  die  Distrikte  und 
der  verschiedenen  Lebensgewohnheiten  wegen  das  flache  Land  von  der 
Stadt  unterscheidet  und  nicht  übersieht,  dass  man  in  Sumpfgegenden  häufig 
als  Gegengift  gegen  das  Malariafieber  Tabak  raucht. 

Die  allgemeine  Lage  auf  dem  Lande  ist  im  Glänzen  etwas  gebessert, 
lautet  der  erfreuliche  Schluss  M's.,  der  wohl  weiss,  dass  dies  dem  An- 
scheine nach  seinen  früheren  Aufstellungen  widerstreitet  Die  Thatsache, 
dass  der  Tabak  verbrauch  weniger  schwankt,  scheint  denjenigen  Recht  zu 
geben,  welche  das  Elend  nicht  sowohl  von  der  Verschlechterung  des  frühe- 
ren Zustandes,  als  von  den  gesteigerten  Bedürfhissen  der  gegenwärtigen 
Zeit  ableiten  wollen. 

üeber  die  Ernährung  der  Landwirthschaft  treibenden  Klassen  sind 
im  7^  Kapitel  die  Notizen  provinzen-  und  gemeindeweise  aufgeführt,  wir 
ziehen  einige  derselben  aus.  Eine  Familie  von  6  Personen  in  Cividale 
(Udine)  verbraucht  Mais  31,89  Hectoliter,  Hülsenfrüchte  2,80  Hectoliter, 
Oel  12,50  Kilo's,  Salz  70  K.  und  Gemüse  vom  Garten,  ein  Schwein  im 
Gewicht  von  120  K.  Kleider  durchschnittlich  400  Lire.  In  Gasarsa  della 
Delizia  berechnet  man,  dass  jedes  Individuum,  Gross  und  Klein,  jährlich 
5  Hectoliter  türkisches  Korn  und  50  Liter  Bohnen  und  dergleichen  ver- 
zehrt, eine  aus  12  Köpfen  bestehende  Familie  braucht  ein  Schwein  im 
Gewichte  von  etwa  150  Kilogr.  Der  Hühnerstall  muss  für  das  Salz,  den 
Pfeffer  und  für  die  Anschaffung  von  etwas  Wäsche  sorgen.  Wenn  ein 
Mädchen  in  der  Seidenspinnerei  arbeitet,  so  legt  man  mit  dem  Gewinn 
die  Mitgift  zusammen.  Man  pflügt  das  Stückchen  Acker  des  Schneiders 
für  die  von  ihm  geleisteten  Dienste.  Wenn  man  Wein  erzeugt,  so  wird 
er  zum  Theil  verkauft,  um  den  Apotheker  zu  bezahlen  und  gewisse  Ge- 
genstände zu  kaufen,  zum  Theil  an  den  Tagen  getrunken,  wann  die  Ar- 
beit mühsamer  wird.  Mit  den  Trestem  macht  man  den  Tresterwein,  der 
in  der  Hitze  leicht  verdirbt  und  dann  durch  Essig  ersetzt  wird.'' 

Eine  Familie  von  6  Individuen  besitzender  Landleute  braucht  in  Ti- 
ziano  di  Zoldo  (Belluno)  täglich  8,  anderswo  2^/^  Lire,  an  einem  dritten 
Orte  wird  die  tägliche  Ausgabe  auf  50  c.  den  Kopf  geschätzt.  Im  Di- 
strikte Agordo  verzehrt  die  Familie  jährlich  900  Lire.  Aus  Montebelluna 
(Treviso)  hören  wir,  dass  der  Landbebauer  für  Speise,  Trank  und  Klei- 
dung durchschnittlich  180  Lire  gebraucht  Die  Familie  zu  5  Personen 
berechnet,  ist  die  Ausgabe  im  Distrikt  von  Verona  für  den  Pächter  jähr- 
lich 800,  für  den  Halbpächter  700,  für  den  boaro  (Ochsenhirt)  560,  für 


Miscellen.  279 

den  Verwalter  680,  für  eine  Art  von  Arbeiter,  der  zu  längerem  Dienet 
angenommen  ist,  500,  für  den  gewöhnlichen  Lohnarbeiter  wenig  mehr  als 
300.  Aus  Lendinara,  Provinz  Rovigo,  liegt  folgendes  Badget  vor  (Eltern, 
4  Kinder,  Grossvater  in  ziemlich  guten  Verhältnissen): 

Weizen,     8  Doppelcentner  L.   200 

Türkischer         „        10  „  „    180 

250  Kilo  Schweinefleisch  „    275 

Hühner,  Eier,  Butter,  Milch,  Käse  „    150 

Oel,  Salz,  Petroleum,  Apotheker  u.  s.  w.  „    150 

Kleidung  und  Wäsche  „    300 

Verschiedenes  „    150     Lire  1405. 

Eine  Tagelöhnerfamilie  hat  sich  wie  folgt  einzurichten: 
Weizen,     4  Doppelcentner  L.    100 

Türkischer         „        14  „  „    252 

Hühner,  Eier  u.  s.  w.  „      20 

Oel,  Salz,  Petroleum,  Apotheker  „      40 

Kleider  und  Wäsche  „      80 

Verschiedenes,  worunter  Arbeitslohn  für  Fremde  bei 

der  Maisernte,  von  der  man  ^\^  bezieht  „      50     Lire     542. 

Der  Zusatz,  dass  jedes  hinzukommende  arbeitsföhige  männliche  Glied 
der  Familie  den  Aufwand  um  75 — 80  c,  jede  arbeitsfähige  Frau  um  60  c. 
Alte  und  Kinder  um  40  c.  steigern ,  kann  sich  natürlich  nur  auf  die  er- 
stere  Kategorie  beziehen,  was  aber  eigentlich  hätte  gesagt  werden  müs- 
sen. Nach  den  Mittheilungen  des  Generals  Torre  über  die  Aushebungen 
in  dem  Zeitraum  von  1863 — 1876  hat  Venetien  weniger  Individuen, 
welche  wegen  ungenügenden  Körpermasses  zurückgewiesen  wurden,  als 
irgend  ein  anderer  Theil  Italiens,  nämlich  4,44  ®/q  der  einer  Untersuchung 
Unterworfenen.  Dagegen  ist  die  Zahl  der  wegen  Krankheit  und  beson- 
ders wegen  Schwächlichkeit,  Magerheit  und  Dickleibigkeit  zum  Militär- 
dienst Unbrauchbaren  in  Venetien  verhältnissmässig  grösser  als  anderswo, 
nämlich  31,84  und  S,20^Iq,  (in  ganz  Italien  30,69  und  6,29  o/^)  der  bei 
der  Aushebung  Untersuchten  ^). 

Die  Pellagra  nimmt  in  erschreckender  Weise  im  Venetianischen  zu  *). 
Nur  das  Distrikts-Sanitäts-CoUeginm  von  Thiene  (Vicenza),  das  überhaupt 
eine  Besserung  der  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  annimmt,  spricht  von 
einer  merklichen  Verminderung  dieser  Krankheit,  was  aber  mit  den  S.  246 
für  die  letzten  10  Jahre  veröffentlichten  Zahlen  nicht  recht  stimmt.  Auf 
eine  (berechnete)  landwirthschaftliche  Bevölkerung  von  977  346  Köpfen 
kommen  29  836  oder  30,52®  ^^  mit  dieser  Krankheit  Behaftete.  Zu  be- 
merken ißt,  dass  dieselbe  nach  (Jeberschwemmungen,  nach  einer  schlechten 
Ernte  und  nach  sonstigen  Unfällen  drohender  und  zahlreicher  auftritt  und 
auch  in  latentem  Zustande  in  bedenklichster  Weise  existirt.  Ueberdies 
hat  in  der  Provinz  Padua  ein  Vorein  für  Hygiene  1880  durch  einen  Arzt 
eine  besondere  Zählung  vornehmen  lassen,  nach  welcher  es  statt  der  offi- 


1)  Man  vergleiche  Sormanni,  Geografia  nosologica  dell*  Italia.     Annali  di  Statistica 
Serie  2*,  vol.  VI.     1881. 

Siehe  Annali  di  Agricoltura.     La  Pellagra  in  Italia  1879.     Borna  1880. 
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oiell  coDstatirten  Pellagrosi  deren  18  000  und  mehr  gab.  Wenn  man  das- 
selbe YerhältnisB  auf  ganz  Yenetien  anwendet,  so  hätte  dasselbe  etwa 
67  000  und  Italien  nicht  mehr  97  855,  sondern  216  000  (S.   173). 

Den  Mittheilungen  einiger  ab  Documente  gedruckter  Berichte  von 
Aerzten  und  Distrikts-Sanitäts-CoUegien  entnehmen  wir,  dass  in  der  Ge- 
bend von  Este  die  Ochsenhirten  von  ihren  Herren  gezwungen  werden, 
im  Stalle  zu  wohnen  und  zu  schlafen  und  niederträchtiger  Weise  fortge- 
jagt werden,  wenn  sie  arbeitsunfähig  geworden  sind  (186).  Das  Le- 
ben in  den  Ställen  während  des  Winters  zeitigt  im  Frühling  Krankhei- 
ten der  Athmungsorgane  (230).  Der  Arzt  eines  Ortes  im  Paduanischen 
spricht  sich  deutlich  über  den  jetzigen  Zustand  und  die  Möglichkeit  einer 
Verbesserung  aus  (S.  186):  „Es  ist  ein  Problem  schwieriger  Lösung,  wie 
über  ein  Drittel  der  Landleute  sich  am  Leben  erhält.  Und  was  für  ein 
Leben!  Positiv  ernähren  sie  sich  Tom  türkischen  Korn  allein.  Und  doch 
sehen  Sie  alle  Tage  Schwärme  von  Bettelkindem,  die  vom  frühen  Morgen 
bis  zum  Abend  die  Strassen  durchlaufen,  um  arbeitsunfähige  oder  laster- 
hafte Eltern  zu  erhalten.  Die  Bettelei  ist  zum  System  erhoben  und  so 
weit  getrieben,  dass  viele  Nicht-Bedürftige,  sogar  Besitzende  die  Kinder 
auf  die  Strasse  schicken,  wo  sie  sich  demoralisiren.  Noch  mehr,  man  hält 
dem  Kinde  das  Brod  vor,  das  es  sich  nicht  durch  Betteln  erworben  hat.  . 
Im  Allgemeinen  beherrscht  die  Hülfslosigkeit  den  Ackerbauer,  der  alles 
von  der  öffentlichen  Armenpflege  verlangt  und  will.  Der  moralische  Sinn 
ist  also  zerrüttet,  die  menschliche  Würde  unbekannt,  als  ob  sie  nicht  exi- 
stirte.  Er  hasst  aus  allen  Kräften  den  Reichen,  den  er  verwünscht  und 
den  er  auch  berauben  würde,  wenn  das  Strafgesetz  nicht  dem  entgegen- 
stünde. Der  religiöse  Sinn  ist  in  ihm  sehr  vermindert  und  nul  die  Be- 
obachtung des  äusseren  Cultus  erhält  ihn  bei  dem  ersteren.  Der  Gesell- 
schaftssinn hat  keine  Verbindungskraft.  Der  Ackerbauer  glaubt  sich  von 
dem  gebildeten  Menschen  verachtet  und  vergilt  es  ihm  von  ganzem  Her- 
zen, aber  so  bald  er  ein  Stück  Land  besitzt,  erhebt  er  die  Stime  und 
sucht  die  Jacke  abzulegen.  Selbstsüchtig  kennt  er  nicht  den  Vereinsgeist. 
Im  Allgemeinen  hat  er  die  Familie  zerstört.  Jene  zahlreichen  Kolonen- 
familien,  die  bis  zu  hundert  Personen  umfassten  und  alle  einem  Haupte 
unterworfen,  ein  Ziel  verfolgend,  wohlhabend  und  in  Frieden  lebend,  die 
Bearbeitung  ausgedehnter  Besitzungen  übernahmen,  existiren  nicht  mehr. 
Jedermann  will  eine  Familie  gründen  und  hülfs-  und  mittellos  setzt  man 
die  Zukunft  aufs  Spiel.  Was  ist  die  Folge?  Beim  ersten  Fieber,  das 
ihn  oder  seine  Gefährtin  überfällt,  ist  das  Unglück  da  und  macht  ihn 
überdrüssig  und  muthlos.  Die  Arbeit  wird  zu  schwer  für  ihn.  Er  hat 
keine  Ersparnisse.  .  .  . 

Li  dieser  Gegend  war  der  Pacht  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  we- 
niger als  ein  Fünftel  von  dem,  was  nunmehr  gefordert  wird.  Und  einige 
Grundherren  zahlen  dem  Arbeiter  heutigen  Tags  einen  Lohn,  der  wenig 
verschieden  ist  von  dem  vor  50  Jahren.  Zwei  Extreme  sind  also  da : 
Nachfrage  nach  übermässig  theurem  Lande  von  seiten  des  Arbeiters  und 
Angebot  einer  Minimalbezahlung  für  die  Arbeit.  Kommentare  sind  über- 
flüssig." 

Es  bleibt  also  nichts  anders  übrig   als   „das  Aussehen  des  Landes  zu 
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erneuern ,  die  Eigenthümer ,  die  Eeichen  anzureizen ,  permanent  auf  dem- 
selben ssu  wohnen,  Spar-  und  Leihbanken  zu  gründen,  Kleinkinderbewahr- 
anstalten  zu  eröffnen,  den  Eolonen  zu  moralisiren,  indem  man  ihn  ans 
Sparen  und  an  Wirthschaftlichkeit  gewöhnt,  ihn  an  den  so  zahbreichen 
Mussetagen  zu  beschäftigen,  den  Gewerbefleiss  zu  beieben,  besonders  um 
so  viele  Handarbeit  zu  benutzen,  die  in  der  langen  Winterszeit,  während 
der  die  Feldarbeiten  ruhen,  unwiderbringlicher  Weise  verloren  wird,  ge- 
genseitige Hülfskassen  zu  gründen,  in  denen  auch  die  Regierung  den  Ar- 
men unterstützen  kann,  die  Kolonen  zu  einem  verschiedenen  Anbau  des 
Bodens  zu  veranlassen  und  die  ungenügende  und  verhängnissvolle  Anpflan- 
zung des  türkischen  Korns  aufzugeben,  mit  Beispielen  und  Belohnungen 
den  Familien-  und  Yereinssinn  wieder  zu  beleben  und  zu  stärken,  die 
ünterpachtungen  zu  verhindern  ,  so  wenig  als  möglich  sich  der  Zwischen- 
personen, Agenten  oder  Factoren  zu  bedienen.  Und  besonders  wiederhole 
ich,  muss  man  den  Eigenthümem  die  Noth wendigkeit  einschärfen,  so  lange 
als  möglich  unter  ihren  Bauern  auf  dem  Lande  zu  wohnen." 

Im  achten  Kapitel  weist  Morpurgo  documentarisch  nach,  wie  die  Pro- 
vinzial-Ausschüsse,  (die  ständigen  Vertretungen  der  Provinziallandtage),  in 
denen  die  conservativen  Interessen  des  Grundbesitzes  überwiegen,  seine 
übrigen  Nachrichten  bestätigen.  In  der  Provinz  Udine  wird  geklagt,  dass 
die  direkten  und  indirekten  Steuern  ^|^  bis  ^{^  des  Beineinkommens  ver- 
schlingen;  der  ganze  Provinzialzuschlag  und  ^|^  des  Gemeindezuschlags 
werde  von  den  Grundbesitzern  getragen,  während  sie  doch  nicht  allein 
die  y ortheile  der  Verwaltung  der  Gemeinden  und  Provinzen  gemessen. 
Das  Geld  kostet  50,  100  und  noch  mehr  Procente.  Die  öffentliche  Ar- 
menpflege erfordert  immer  mehr  Opfer;  allein  die  irrsinnig  gewordenen 
Pellagrosi  der  Provinz  stiegen  von  365  im  Jahre  1877  auf  402  und  509 
in  den  folgenden  zwei  Jahren. 

In  der  Provinz  Belluno  wird  u.  A.  über  Waldverwüstung  geklagt; 
wenn  es  mit  der  Wiederbewaldung  ernst  werden  soll,  müsse  sie  der 
Staat,  wenn  auch  nur  nach  und  nach  übernehmen,  die  Gemeinden  seien 
nicht  dazu  geeignet.  Die  arme  Provinz  muss  60000  Lire  für  Waldauf- 
seher ausgeben  ^).  Die  Provinz  Treviso  rühmt,  dass  einige  Familien  nach 
Apulien  auswandern  konnten  und  beschwert  sich,  dass  in  Folge  hoher 
Steuern  die  Gebäude  nur  2^/q  abwerfen,  die  Ländereien  kaum  3^1^  inter- 
essiren  u.  s.  w. 

In  Venetien,  belehrt  uns  das  9.  Kapitel,  sind  die  Volksbanken  sehr 
verbreitet,  es  gibt  deren  25  mit  22,000  Theilhabem,  4^|,  Million  einbe- 
zahltem Kapital  und  einer  Beserve  von  1^|^  Million.  Da  die  Volksban- 
ken nur  auf  kurze  Zeit  Credit  gewähren,  so  verleihen  die  Wucherer  zu 
Codroipo  (Udine)  zu  50,  60  und  120^1^  Kapitalien,  die  sie  sich  daselbst 
zu  6^1  Q  verschaffen.  Wenn  die  Bauern  nur  eine  Unterschrift  haben,  zah- 
len sie  bedeutend  für  die  Leistung  der  anderen  (206).  In  Feltre  (Belluno) 
belauft  sich  der  Hypothekenzins,  einschliesslich  der  Gebühren  und  Steuern 


1)  Von  13  Gemeinden  des  Agordino  beziehen  nar  2  oder  3  eine  Rente  aas  dem 
Gemeindeholz ;  die  anderen  erzielen  nach  Abzug  ihres  Hausbedarfs  kaum  genug,  um  den 
Waldhüter  und  die  Grundsteuer  bezahlen  su  können. 
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auf  1^\q.  Eine  Gemeinde  sagt,  dass  die  Eigenthümer  15— 40^|o  bezah- 
len, ihr  Besitz  musa  sohlieBslich  in  die  Hände  der  Ausleiher  fallen,  die 
meistens  Lieferanten  ron  türkischem  Korn  sind.  In  Castelfranco  (Treviso) 
bezahlt  der  Bauer  zuerst  seine  Schulden  an  den  Bäcker,  an  den  Wurst- 
händler, an  diejenigen,  die  ihm  Vorschüsse  an  türkischem  Korn  machen, 
ehe  er  an  den  Gutsherrn  denkt.  Für  Korn,  das  30  Lire  werth  ist,  ist 
or  verpflichtet,  Heu  oder  Dünger  im  Werthe  ron  40 — 45  Lire  zu  über- 
geben.   In  Badia  (Rovigo)  kommen  lOO^j^  Wucherzinsen  vor. 


üebersioht  über  die  nenesten  Publikationen  DentsohlandB 

und  des  Auslandes. 

1.    Oesehiohte.    Snoyklop&disohet.    Lehrbftoher.    Speeielle  theoretiflohe 

üntersnohimgen. 

Ernst  Jäger,  Beacbtenswerthe  Fftlle  und  neue  Skizsen  aus  dem 
Gebiete  der  Buchhaltung,  Privatdocenten  fürNat-Oek.  und  Buch- 
führung an  der  K.  Technischen  Hochschule  Stuttgart.  Stuttgart,  A. 
Lieschiog  k  Co.     1882.     80  S. 

Die  uns  vorliegende  Schrift  des  auf  dem  Gebiete  der  Buchführung,  namentlich  nach 
der  historischen  Seite  hin,  bew&hrten  Verfassers,  bringt  zunächst  auf  Grund  von  Ent- 
scheidungen des  deutschen  Reichsgerichts  eine  Reihe  streitiger  Fälle  —  die  kaufmännische 
BnchfOhrung  betreifend  —  sur  Besprechung.  Ausserdem  greift  nie  aus  Zeitungen  und 
Broschüren  einselne  Mittheilungen,  welche  auf  die  kauftnännische  Rechnungsführung  Be- 
zug haben,  heraus  und  giebt  sie  entweder  blos  referirend  wieder  oder  knüpft  daran  eine 
kurze  Kritik.  Endlich  enthält  sie  auch  einige  geschichtliche  Erörterungen  über  die  Ver- 
knüpfung des  Wechsels  mit  der  Buchhaltung  und  die  Buchführung  der  alten  Girobanken, 
»owie  zum  Schluss  eine  Zusammenstellung  neuer,  zum  Theil  unbedeutender  Schriften  Über 
Buchführung,  die  der  Herr  Verfasser  —  wie  er  selbst  sagt  —  zum  Theil  nur  dem  Titel 
nach  kennt.  Die  einzelnen  Themata  stehen  unter  einander  nicht  in  logischem  Zusammen- 
liang  und  sind  nur  äusserlich  durch  fortlaufende  Numerirung  —  im  Ganzen  40  Punkte  — 
mit  einander  verbunden.  Selbst  die  durch  ihren  Inhalt  verwandten  Abschnitte  sind  nicht 
an  einander  gereiht,  und  es  macht  den  Eindruck,  als  ob  der  Herr  Verfasser  die  gesam- 
melten Notizen  in  der  Reihe  veröffentlicht  hat,  wie  sie  ihm  zufällig  in  die  Hand  kamen. 
Dabei  hat  er  Fragen  mit  hineingebracht,  welche  mit  der  Buchführung  entweder  gar  nicht 
oder  doch  nur  sehr  lose  zusammenhängen.  Seine  Fehde  mit  dem  Schulze'schen  General- 
i>ekretär  Dr.  Schneider  Über  die  Gefahren  der  Genossenschaften,  sowie  sein  Referat  über 
die  Raiffeisen'schen  Darlehnskassen  haben  mit  der  kaufmännischen  Bucbführang  nichts  zu 
thun.  Ebensowenig  können  wir  seine  Notizen  Über  die  Rechenmaschine  oder  Über  den 
Ursprung  der  arabischen  Ziffern  mit  dem  Titel  seiner  Broschüre  in  Einklang  bringen. 
Mit  demselben  Recht  hätte  man  auch  Bemerkungen  über  jeden  andern  beliebigen  Gegen- 
stand in  die  Schrift  aufnehmen  können.  Aber  auch  die  die  Buchführung  wirklich  betref- 
fenden Fälle  sind  zum  Theil  selbstverständlich  ,  zum  Theil  zu  einer  nochmaligen  Repro- 
duktion zu  wenig  interessant  (siehe  z.  B.  Punkt  11).  Der  Umstand,  dass  sich  in  der  Schrift 
auch  einzelne  beachtenswerthe  Winke  finden,  kann  die  Oberflächlichkeit  des  ganzen  Ver- 
fahrens nicht  rechtfertigen.  Wir  halten  die  Herausgabe  von  zusanunenhanglosen  Notizen 
sowohl  in  wissenschaftlicher  als  auch  in  praktischer  Beziehung  für  ziemlich  nutzlos. 

Notizen  sammelt  man,  um  sie  mit  anderen  Hilfsmitteln  zur  Erkennung  irgend  eines 
Fortschritts,  zur  Erforschung  irgend  einer  Wahrheit  zu  benutzen.  Gut  gewählt  und  ge- 
schickt verwerthet  können  sie,  namentlich  auf  volkswirthschaftlichem  Gebiete,  der  wissen- 
schaftlichen Untersuchung  gute  Dienste  leisten,  während  sie  —  lose  publizirt  —  nur  ge- 
ringen Nutzen  gewähren.  Selbst  ihr  praktischer  Werth  ist  in  dieser  Form  für  den  Kauf- 
mann nur  sehr  gering,  weil  oberstrichterliche  Entscheidungen  und  beachtenswerthe  Fftlle 
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der  Praxis  fast  in  allen  besseren  Tagesblftttem  za  finden  sind,  und  der  Kaufmann  erfah- 
runf^gemäss  nach  des  Tages  Mfihen  viel  hSofiger  und  lieber  ans  einem  Journal  als  aus 
einer  Broschüre  Belehrung  schöpft  —  Es  ist  deshalb  su  wUnscheUf  dass  der  Herr  Ver- 
fasser sein  schriftstellerisches  Talent  wieder  in  gründlicheren  und  belehrenderen  Publika- 
tionen yerwerthe.  A.  Adler. 

Cl.  Westmann,  Nationalekonomiens  grunddrag.  3^*  höftet.  Stock- 
holm, Fahlcrantz  &  Co. 

Die  früheren  Hefte  dieser  Arbeit  sind  im  3.  Band  dieser  Zeitschrift  besprochen.  Im 
vorliegenden  Hefte  wird  die  Werththeorie  und  namentlich  die  Theorie  des  Oeldes  behan- 
delt Besonders  widmet  der  Verf.  der  brennenden  Tagesfrage:  „Einzel-  oder  Doppel- 
währung'' eine  ungeheure  Behandlung;  er  schiigt  die  Ordnung  vor,  dass  man  Silber 
neben  dem  Gk)lde  als  Zahlungsmittel  nach  dem  Tagescourse  benutzen  soll ,  und  dass  — 
um  die  damit  bei  den  jetzigen  Mfinzsystemen  verbundenen  Schwierigkeiten  zu  beseitigen 
—  das  metrische  System  in  das  MÜnzwesen  eingeführt  werden  soll.  Eine  fthnliche  Ord- 
nung war  bekanntlich  der  Lieblingsgedanke  Joseph  Gamiers,  sie  beruht  aber  m.  Er.  auf 
einer  Verkennung  des  eigentlichen  Characters  des  Geldes.  Es  ist  eine  nicht  unwichtige 
Aufgabe  der  Münzpolitik  die  Geldzahlungen  soweit  als  möglich  von  jedem  Coursspecula- 
tionsmoment  zu  befrein,  ein  solches  Moment  wird  aber  eben  durch  die  erwilhnte  Ordnung 
eingeführt. 

Im  übrigen  besitzt  das  vorliegende  Heft  im  hohen  Grade  die  Vorzüge  der  früheren: 
Eine  klare,  populäre  Darstellungsform,  verbunden  mit  wissenschaftlicher  Schärfe. 

E.  Meyer. 

Dr.  J.  A.  Leffler,  Grundlinien  bil  Nationalekonomiken,  Stockholm, 
P.  A.  Norstedt  st6ner  1881. 

Ein  kurzes  Kompendium  für  Anfilnger  in  der  nationalökonomischen  'Wissenschaft. 
Der  Verfasser  hat  in  Deutschland  studirt  und  ist  namentlich  von  Boscher  beeinflusst. 
Er  giebt  in  sehr  gedrängter  Form  die  Grundbegriffe  der  Nationalökonomie  und  zeichnet 
sich  durch  klare  und  scharfe  Definitionen  und  eine  sehr  grosse  Literaturkenntniss  aus. 
Zum  Schluss  liefert  er  eine  kurze  Geschichte  der  Wissenschaft.  Ein  Mangel  des  Buches 
ist  es,  dass  der  Verf.  es  fast  niemals  versucht  hat  durch  statistische  Mittheilungen  die 
abstracten  Definitionen  und  Entwickelungen  näher  an  die  Wirklichkeit  su  knüpfen. 

£.  M. 

H.  Dietzel,    Ueber  das  Verhältniss  der  Volkswirthschaftslehre   zur  Staatswirthschafts- 
lehre.     Berlin. 

Spencer,    Herb.,    Political   Institntions.    (Principles   of  Sociology, 

partV.)     New  York,  D.  Appleton  &  C«  ,  1882.     12.     cloth.     |  1,  50. 
de  IIa  Bona,  G.,  Prolegomeni  allo  studio  delle  scienze  sociali:    saggio.     Mi- 

lano,  Luigi  di  G.  Pirola,  1882.     8.     121  pp.     2  1.  50  c. 
Mar tinelli ,  A.,   Laciviltä   e  i  1  cristianesimo   nel   mo v  imento  econo- 

mico,   politicoe  morale  deir  Italia ,   del  Europa  e  dell*  umanitä.     2 >  edizione. 

Roma,  tip.  Vaselli ,  1882.     8.     192  pp.     1  1.  50  c. 
Nazzani,  Em.,  Sunto  di  economia  politica.     S>  edizione  con  aggiunte.     Mi- 

lano  ,  frat.  Dumolard ,  1882.     16.     XX  —  209  pp.     3  1. 

2.    Oeiohiohte  und  Dantellimg  der  wirthiohaftliohen  Kultur. 

Dr.  K.  H.  Lübben,  Beiträge  zurKenntniss  der  Rhön  in  medizi- 
nischer Hinsicht.    Weimar.     R.  Wagner.     1881.     8<>.     107  SS.     3  Taff. 

Vf.  bietet  in  der  vorliegenden  Schrift  eine  Darstellung  der  Rhön  und  ihrer  Bewoh- 
ner nicht  blos  in  medizinischer,  sondern  auch  vielfach  in  sozialer  Beziehung,  und  giebt 
dadurch  ein  anschauliches ,  leider  wenig  rosig  gefärbtes  Bild  von  diesem  im  Herzen 
Deutschlands  gelegenen  Gebirge.  Die  Schilderung  wird  um  so  interessanter  dadurch, 
dass  mannigfach  die  Verhältnisse  vergangener  Zeiten  zum  Vergleich  herangezogen  wer- 
den, welche  freilich  im  Grossen  und  Ganzen  darthun,  dass  die  ganze  Lage  der  heutigen 
Rhönbevölkerung  eine  wesentlich  schlechtere  ist. 

Die  Witterungs Verhältnisse  sind  höchst  ungünstige,  der  Ertrag  des  Bodens  ist  sehr 
gering ;  andere  Erwerbszweige  existiren  kaum ,  die  Armuth  ist  daher  im  Allgemeinen 
gross.  Die  KörpergrÖsse  der  Bewohner  ist  eher  gering.  Kropf  ist  häufig.  Idioten 
und   Geisteskranke   scheinen   nicht  selten   vorzukommen.     Taubstumme   kommen    14}78 
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unter    10,000  Einwohnern   vor ;   bei  Mftnnern    ist   das  Leiden  bfiufiger   als   bei  Weibern 
(17tl5  :  18,89).     Blinde  waren  dagegen  nur  10,25  unter  10,000. 

Was  die  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  anlangt,  so  ist  diese  in  den  einzelnen  Ge- 
genden natürlich  verschieden ;  für  die  ganse  Rhön  berechnet  beträgt  sie  im  Durchschnitt 
60,7  auf  1  Quadrat-Kilometer.  Die  unter  16  Jahre  alten  Individuen  machen  35 — 37  ^/^ 
der  Qesammtbevölkerung  aus,  die  fiber  60  Jahre  alten  8 — 9  <*/q.  —  Die  Sterblichkeits- 
siifer  ist  keine  grosse,  die  Kindersterblichkeit  sogar  geringer  als  in  den  meisten  Ge- 
genden Deutschlands. 

Die  Wohnungsverhftltnisse  sind  schlecht,  s.  Th.  miserabel  und  erinnern  lebhaft  an 
diejenigen  in  Gegenden  mit  polnischer  Bevölkerung.  Abgesehen  von  dem  engen  Zu- 
sammenwohnen in  schlecht  oder  gar  nicht  gelüfteten  Stuben,  in  denen  oft  gleichzeitig 
Gftnse ,  Schweine  etc.  loglren ,  von  äusserst  geringer  persönlicher  Reinlichkeit  u.  s.  w. 
hat  Vf.  beispielsweise  ermittelt ,  dass  in  den  ländlichen  Bezirken  nur  58,7  ^/^  der  Häu- 
ser Abtritte  haben ,  und  zwar  z.  Th.  höchst  primitive.  —  lieber  die  Ernährung  bringt 
Vf.  besonders  genaue  Angaben,  aus  denen  hervorgeht,  dass  zwar  durchschnittlich  die 
Nahrung  nicht  der  von  Voit  für  den  „mittleren  Arbeiter'*  postulirten  entspricht,  aber 
immerhin  besser  ist ,  als  sie  vielfach  in  praxi  gefunden  wird.  Sehr  verbreitet  ist  der 
Schnapsgenuss. 

Seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  sind  Epidemieen  von  grosser  Verbreitung  nicht 
vorgekommen,  beschränkt  auftretende  natürlich  wie  fiberall.  —  Tuberkulose  ist  nicht 
selten;  „entzündliche  Brustkrankheiten**  kamen  unter  je  10,000  Kranken  1973  mal, 
Magen-  und  Darmleiden  1138  mal  vor  etc.  (Die  Gesammtzahl  der  Kranken  ist  aller- 
dings gering ,  ca.  12,000 ,  und  von  verschiedenen  Aerzten  in  verschiedenen  Jahren  be- 
obachtet) Die  Zahl  der  Aerzte  ist  gross,  wohl  deshalb  weil  die  meisten  eine  Subven- 
tion vom  Staate  erhalten ;  im  Uebrigen  sind  die  pekuniären  Verhältnisse  derselben  spott- 
schlecht Auf  100  Quadrat-Kilometer  kommen  1,62  Aerzte;  „ebenso  viele  wie  im 
Regierungsbezirke  Potsdam** ;  nach  der  Bevölkerungszahl :  1  Arzt  auf  3639  Einwohner. 
Das  Kurpfuscherthnm  steht  in  höchster  Blüthe.  Küssner  (Halle). 

Dr.  Georg  Liebscher,  Japan 's  landwirthschaft  liehe  und  allge- 
mein wir  th  seh  aft  liehe  Verhältnisse,  nach  eignen  Beobachtungen  dargestellt 
Mit  einer  Terraindarstellung  und  fünf  statistischen  Karten.     Jena  (G.  Fischer)  1882. 

Der  Verf.  dieses  ausserordentlich  inhaltreichen  Buches  hat  als  agrikulturchemisches 
Mitglied  der  geologischen  Landesaufnahme  von  Japan  gute  Gelegenheit  gehabt  die  Haupt- 
grundlage der  japanischen  Volkswirthschaft ,  den  dortigen  Ackerbau  ,  zu  studieren.  Er 
hat  diese  Gelegenheit  vorzüglich  ausgenutzt  und  liefert  uns  nun  nicht  etwa  bloss  eine 
äusserliche  Beschreibung  der  Landwirthschaftspraxis  in  Japan,  sondern  mit  Beiziehung 
der  ganzen  einschlägigen  Literatur  und  mancher  werthvollen  statistischen  Erhebungen, 
entlehnt  aus  den  Akten  des  japanischen  Ministeriums,  eine  causative  Erklärung  der 
wunderbaren  Bodenbau  Verhältnisse  des  Mikadoreichs  und  auf  dieser  Grundlage  eine 
scharf  umrissene  Skizze  der  wirthschaftlichen  Verhältnisse  desselben  überhaupt. 

Kritische  Vorsicht  in  der  Benutzung  der  officiellen  Berichte  und  derjenigen  anderer 
Autoren ,  die  er  stets  zu  controUieren  vermochte  durch  die  eigene  Anschauung  oder 
wenigstens  durch  seine  gründlichen  fachwissenschaftlichen  Kenntnisse,  zeichnet  dieses 
Werk  ebenso  aus  wie  Freiheit  von  pessimistischer  oder  optimistischer  Voreingenommen- 
heit und  klare ,  knappe  Darstellungsform.  Es  ist  eben  eine  echt  wissenschaftliche  Lei- 
stung ,  die  weder  loben  noch  tadeln ,  sondern  die  Ursachen  aufdecken  will. 

Wie  hoch  das  gerade  bei  diesem  Gegenstand  zu  veranschlagen  ist,  wird  derjenige 
ermessen  können,  der  irgendwie  Veranlassung  hatte  die  bisherige,  sich  so  vielfach  total 
widersprechende  Literatur  Über  Japans  Volkswirthschaft  zu  benutzen.  Da  schilderte 
einem  Dr.  Maren,  der  sonst  so  wohlverdiente  agronomische  Fachreferent  der  preussi- 
schen  ostasiatischen  Expedition ,  Japans  Bodennutzung  als  das  lauterste  Ideal,  vor  dem 
die  fortgeschrittensten  Kulturmethoden  Europa's  schlecht  beständen  („die  europäische 
ist  Scheinkultur  und  der  Betrug  wird  über  kurz  oder  lang  zu  Tage  kommen ,  die  japa- 
nische ist  wirkliche ,  wahre  Kultur**),  während  andere  umgekehrt  die  japanische  Wirth- 
schaft,  namentlich  in  ihrer  modernen  Verquickung  mit  unseren  Kulturelementen  ans 
als  eitel  Blendwerk  ausmalten. 

Unser  Verf.  stellt  nüchtern  Japan's  Wirthschaftsbetrieb  vor  und  nach  der  groasen 
Reform  von  1868  unter  die  Doppelbeleuchtung  der  geographischen  Gegebenheit  und  der 
im  Fortgang  der  historischen  Entwicklung  erfolgten  Benutzung  derselben.  Wir  haben 
selten   von   einAm   fangen  Forscher,    der   sich  nicht   einmal   eigentlich   geographischen 
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Stadien  gewidmet ,  so  glünzend  den  Sats  thatsSchlich  bewährt  gefunden :  die  wirklich 
den  Orundursachen  der  Volkswirthschaft  beikommende  Untersuchung  muss  im  letzten 
Ende  die  geographische  sein,  denn  der  Mensch  benutzt  für  seine  materielle  Wollfahrt 
doch  nichts  anderes  als  die  möglichst  vollständige  Summe  der  Naturanlagen  seines 
Wohnraums.  Das  nun  wussten  wir  wohl ,  dass  der  Japaner  gerade  hierin  noch  sehr 
einseitig  verfährt,  weil  er  noch  bis  zur  Stunde  nach  altchinesischem  Recept  die  Vieh- 
zucht ausschliesst ,  zu  der  sein  Land  durch  die  prächtigen  Grasflächen  der  ««HAra"  so 
trefflich  geeignet  wäre ;  wie  sich  aber  nun  eben  ohne  Spannthiere ,  vor  allem  ohne 
Viehdünger  Methode  und  Ertrag  des  Feldbaus  stellt  unter  den  ausnehmend  günstigen 
Bedingungen  des  Monsunklimas  —  das  sehen  wir  hier  vorzüglich  erläutert. 

Das  Ergebniss  ist  überraschend  genug:  kaum  Über  >|,q  des  Bodens  wird  bestellt, 
der  Ertrag  ist  bei  sorgfältigster  Benutzung  von  Aschendnng ,  Fischguano ,  vornehmlich 
aber  menschlichen  Fäkalien  (stellenweise  auch  allein  mineralischer  Düngung  vermittelst 
Berieselung)  trotz  aller  Klimagunst  keineswegs  höher  als  bei  den  entsprechenden  Kultu- 
ren der  europäischen  Staaten.  Wir  erhalten  einen  Einblick  in  das  seltsamste  Getriebe 
dieses  uralten  Agrikulturstaats  von  der  Volkszahl  der  britischen  Inseln ,  der  sich  heute 
wie  je  wesentlich  von  der  Arbeit  seines  schwer  mit  Steuern  belasteten  Bauernstands 
das  Dasein  fristete.  An  der  Hand  der  Nachweise  über  den  Aussenhandel  wird  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Buchs  Japans  wirklicher  Fortschritt  seit  1868  nebst  den  bizarren 
Auswüchsen  so  mancher  Nachäffnng  zumal  yankeehafter  Vorbilder  bestens  illostrirt. 
Auch  für  allgemeine  volkswirthschaftlicbe  Theorien  sind  die  nur  176  Seiten  dieses  Werks 
sicher  von  hohem  Interesse.  Alfred  Kirchhoff. 

H.  Löbnis,  Die  wichtigsten  Ergebnisse  einer  Informationsreise 
in  die  Levante  an  Bord  des  Dampfers  ,,Lucifer*'.     Leipzig  1882. 

Unter  der  Leitung  des  hochverdienten  Gründers  des  ,,Deutschen  Handels- Vereins'*, 
des  Herrn  Löhnis  in  Bonn,  unternahm  im  Interesse  dieses  Vereins  eine  Anzahl  von 
Fachleuten  des  Industrie- ,  Eisenbahn-  und  Ingenieurfachs  im  Herbst  1881  eine  Reise 
nach  der  Levante.  Man  fuhr  die  wichtigsten  Hafenorte  der  europäischen  und  asiati- 
schen Türkei  sowie  Griechenlands  an,  besuchte  Adrianopel  und  PhUippopel,  von  Jafia 
aus  Jerusalem  und  Bethlehem. 

Löhnis  hat  nun  in  der  vorliegenden  Broschüre  in  dankenswerther  Genauigkeit  und 
Unparteilichkeit  rein  sachlich  alles  das  zusammengestellt ,  was  diese  Informationsreise 
an  Aufklärung  eingebracht  hat  über  die  Verhältnisse  des  wirthschaftlichen  Lebens  jener 
gerade  in  dieser  Hinsicht  viel  zu  wenig  gekannten  Länder. 

Nach  Mittheilung  kurzer  allgemeiner  Urtheile,  welche  seine  Beisegenossen  Über 
diesen  Gegenstand ,  ein  jeder  von  seinem  Fachstandpunkt  aus,  abgegeben ,  gibt  uns  der 
Verf.  selbst  eine  sehr  lehrreiche  Verarbeitung  der  Antworten,  welcher  auf  einschlägige 
24  Fragen  eines  an  dortige  Consularbeamten ,  Grosshändler,  Industrielle,  Techniker 
u.  s.  w.  gerichteten  Fragebogens  erhielt.  Diese  mittlere  Hauptabtheilung  des  Buches  ist 
um  so  höher  zu  schätzen ,  als  sie  uns  über  Handel  und  Bodennutzung ,  Gewerbe  und 
Verkehr,  Preishöhen  und  Gesetzgebung  aus  Staatsgebieten  unterrichtet,  die  entweder 
gar  keine  irgendwie  verlässliche  amtliche  Statistik  besitzen  oder  die  (wie  das  Königreich 
Hellas)  chronisch  um  mehrere  Jahrgänge  mit  ihren  statistischen  Veröffentlichungen  hin- 
ter der  jedesmaligen  Gegenwart  zurückstehen.  Den  Schluss  des  Ganzen  bildet  eine 
detaillierte  Darlegung  der  Einzelerfahrungeu  ,  welche  man  über  die  nämlichen  Dinge 
beim  Besuch  der  einzelnen  von  der  Expedition  berührten  Hafenstädte  und  Binnenland- 
orte gesammelt  hatte.  Wir  erhalten  also  scharf  geschieden  das  Selbstbeobachtete,  be- 
ziehentlich Selbsterkundete ,  von  dem  durch  fremde  Mittheilung  in  Erfahrung  Gebrach- 
ten, dürfen  jedoch  sicher  sein,  dass  auch  letzteres  nur  guten  Quellen  entnommen  wurde. 

Die  Idee ,  welche  dem  Unternehmen  zu  Grunde  liegt ,  ist  jedenfalls  im  deutsch- 
nationalen Interesse  freudig  zu  begrüssen.  Es  gilt  diesen  uns  nächstliegenden  Theil  der 
orientalischen  Welt  mit  seinen  nicht  erschöpften ,  sondern  nur  noch  zu  mangelhaft  aus- 
gebeuteten Mineralschätzen,  seiner  keineswegs  geminderten  natürlichen  Fruchtbarkeit, 
seiner  gutentheils  intelligenten  und  regsamen  Bevölkerung  dem  deutschen  Unter- 
nehmungsgeist zu  erschliessen.  Ab  Mittel  zu  einer  ebenso  für  uns  wie  für  die 
Orientalen  nutzbringenden  mercantilen  Erschliessung  wird  vernünftiger  Weise  bezeichnet : 
bessere  Ermöglichung  des  Absatzes  der  dortigen  Erzeugnisse  durch  Verbesserung  der 
Verkehrswege ,  dadurch  geförderter  Wohlstand  der  jetzt  an  Kapital  so  armen  Bevölke- 
rung von  SO  Bfillionen ,  Ausnutzung  der  hierdurch  wiederum  gesteigerten  Consumtions- 
fähigkeit  für  den  Absatt  deutscher,  schweizerischer  und  österreichischer  Waaren.     Denn 
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Stellung  verbunden  mit  ▼ollkommener  Freiheit  von  jeder  Voreingenommenheit  lassen 
uns  die  Schrift  als  eine  absolut  mustergültige  erscheinen.  Wenn  man  an  den  Mangel 
an  Methode  und  den  Ueberfluss  an  Parteilichkeit  denkt,  die  so  mancher  modernen 
Enqudte  den  Charakter  einer  wüsten  Anhäufung  von  gans  uncontrolirtem  und  unver- 
arbeitbaren  Rohmaterial  oder  des  Suchens  nach  Argumenten  cur  Motivirnng  einer  vor- 
hergefassten  Absicht  gegeben  haben  und  die  vorliegende  Arbeit  damit  vergleicht,  so 
möchte  man  zu  dem  Schluss  kommen ,  dass  eine  Enpuöte  am  besten  von  einem  Einsei- 
nen ausgeführt  werde;  es  müsste  dies  aber  allerdings  Jemand  mit  der  Gründlichkeit, 
Wissenschaftlichkeit  und  Wahrheitsliebe  des  Verfassers  sein. 

Alle  Factoren ,  welche  die  Productionskosten  bilden ,  werden  auf  das  lorgfSltigste 
berücksichtigt,  und  die  Vergleiche  swischen  verschiedenen  Lftndern  mit  grösster  Vor- 
sicht gesogen.  Auf  die  höchst  interessanten  sowohl  praktischen  wie  theoretischen  Re- 
sultate ,  zu  denen  der  Verf.  gelangt ,  hier  einsugehen  würde  uns  su  weit  führen.  Ab- 
gesehen aber  auch  von  den  Ergebnissen,  hat  die  Arbeit  einen  nicht  hoch  genug  su 
schätzenden  Werth  durch  die  Methode,  sodass  man  sie  gradesu  als  ein  Lehrbuch  der 
statistischen  Methode  der  Analyse  gewerblicher  Productionsbedingungen  beseichnen  und 
benutsen  kann.  Insbesondere  wünschen  wir  das  Studium  dieser  Schrift  bei  denjenigen, 
die  in  der  Zukunft  mit  Anstellung  einer  gewerblichen  Enqudte  betraut  werden ,  voraus- 
setzen SU  können. 

Nur  an  eine  Berechnung  möchten  wir  eine  Bemerkung  knüpfen.  Nachdem  der 
Verf.  (S.  95)  die  betr.  positiven  Zahlen  gegeben  hat,  führt  er  fort:  „Während  die  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  sich  auf  84  Pros,  beschränkte,  ist  von  1838  bis  1876  die  Zahl 
der  europäischen  Spindeln  um  891  Proz.,  der  Baumwollen-Consum  derselben  um  368  Pros, 
gestiegen.  (NB.  muss  heissen  886  Pros.)  Eine* bessere  Illustration  für  die  gesteigerte 
wirthschaftliche  Bedeutung  der  gesanmiten  Baumwollen-Industrie  sowie  speciell  des  Baum- 
woIlen-Consums  für  die  europäische  Bevölkerung  kann  es  kaum  geben.*'  Der  Vergleich 
der  procentualen  Zunahme  der  Bevölkerung  mit  der  der  Spindelsahl  und  des  verarbei- 
teten Rohmaterials  ist  ein  müssiger;  es  versteht  sich  von  selbst,  dass  eine  aufblühende 
Industrie  in  grösserem  procentualen  Verhältniss  sunimmt,  ab  die  Bevölkerung.  Ein 
anschauliches  Bild  der  gesteigerten  Bedeutung  der  Industrie  für  die  Bevölkerung  kann 
man  nur  gewinnen,  indem  man  das  Verhältniss  dieser  beiden  su  einander  am  Ausgangs- 
und Endpunkte  bestimmt  und  vergleicht ,  wenn  man  abo  sagt :  es  kamen  auf  je  100 
Köpfe  der  Bevölkerung  5,88  Spindeln  in  1838  und  19,14  Spindeln  in  1876.  Dies  ist 
eine  Zunahme  von  867 ^^l^.  Die  Zunahme  des  Baumwollenconsums  der  Spindeln 'Euro- 
pas in  seinem  Verhältniss  zur  Bevölkerung,  bietet  von  der  Steigerung  der  Bedeutung  der 
Industrie  für  die  Bevölkerung  dagegen  kein  richtiges  Bild.  Es  kam  auf  den  Kopf  in 
1832  ein  Baumwollenconsum  der  europäischen  Baumwollenspinnerei  von  1,806  kg,  in  1875 
von  3,469  kg,  das  sind  nur  188  ^j^  Zunahme.  Diese  geringere  procentuale  Zunahmeaahl 
hat  ihre  Begründung  darin,  dass  1888  durchschnittlich  von  1  Spindel  88,1  kg,  in  1875 
nur  18,1  kg  Baumwolle  consumirt  wurde.  Dies  weist  wieder  daraufhin,  dass  die  Produc- 
tion  der  feineren  Oamnummem  in  höherem  Grade  sugenommen  hat  als  die  der  gröberen, 
da  der  Rohstoffverbrauch  bei  der  Production  der  letzteren  ungleich  grösser  ist  (vgl.  S.  86 
Anm.  1).  F.  Ritschi. 

Description  des  machines  et  proc^d^s  pour  lesquels  de  brevets  d'in- 
V  e  n  t  i  o  u  ont  &t6  pris  sous  le  regime  de  la  loi  du  6  juillet  1844  ,  publice  par  les 
ordres  de  M.  le  ministre  de  commerce.  Tome  XXIII.  (Premiere  partie,  ann^e  1877.) 
Nouvelle  sörie.    Par.,  imprim.  nationale,  1888.     4.  ä  8  col.    884  pag.  et  61  planches. 

Monrcean,  H. ,  La  fabrication  des  tapis,  tapisseries  et  autres  tissus  d'a- 
meublement  k  l'Exposition  univ.  intern,  de  1878  k  Paris.  Par.,  impr.  nation.  1888. 
8.     146  pag. 

Napias,  H. ,  Manuel  d'hygiöne  industrielle,  comprenant  la  l^gislation  firan- 
9aise  et  4trangöre,  et  les  prescriptions  les  plus  habituelles  des  conseils  dliygiöne  et 
de  salubrit^  relatives  aux  Etablissements  insalubres,  incommodes  et  dangereuz.  Pa- 
ris, G.  Masson,  1888.     8.     VIII— 684  pag.  av.  86  figures. 

Manufactures,  Commerce,  etc.  Reports  of  H.  Majesty's  Consnls  on  the 
—  of  their  consular  distiicts.  18  88.  Part.  1—8.  London  1888.  8.  (Parlia- 
mentary  paper  by  command.) 

Metropolitan  Board  of  Works,  1881.  Report  of  the  — .  London,  16.  May 
1882.     Folio.     149  pp. 

N.  F.  Bd.  V.  20 
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Metropolitan  Gas  Companies.     Accoants  of  the —  for  thc  year  1881.    Lon« 
don,  30  June  1882.     Folio.     (Parliam.  paper.) 

6.    Handel  und  Verkehr. 

Diezmann,  Max,  Professor  an  den  technischen  Staatslehranstal- 
ten zu  Chemnitz.  Deutschlands  aussereur opSischer  Handel.  Chem- 
nitz, M.  Bülz  1882.     40.     100  S. 

Der  Verfasser  ist  von  den  Gesichtspunkten  ausgegangen ,  dass  der  Waarenhandel 
zwischen  verschiedenen  Ländern  im  Grunde  Tauschhandel  ist  und  eine  Gegenseitigkeit 
der  Bedürfnisse  voraussetzt,  dass  also  die  Entwickelung  der  Ausfuhr  nach  einem  bestimm- 
ten Lande  nicht  nur  davon  abhttngt,  dass  wir  demselben  Waaren  bieten,  deren  es  bedarf, 
sondern  auch  davon,  dass  dasselbe  uns  Waaren  im  Tausch  bietet,  deren  wir  bedürfen. 
Die  Statistik  des  auswärtigen  Waarenverkehrs  Deutschlands  in  1880  bot  ihm  zuerst  Ma- 
terial, um  die  Richtigkeit  dieser  Gesichtspunkte  in  Bezug  auf  den  deutschen  Handel  mit 
aussereurop&ischen  Ländern  zu  prüfen,  da  dort  zum  erstenmal  anstatt  der  Grenzstrecken  der 
Ein-  und  Ausfuhr,  die  Herkunfts-  und  Bestinunungsländer  angegeben  waren.  Die  Er- 
gebnisse der  äusserst  schwierigen  Untersuchung  scheinen  durchaus  die  vorgefasste  Idee 
sowohl  durch  positive  wie  negative  Beweise  zu  bestätigen.  Von  den  ersteren  ist  die  Elnt- 
wickelung  unseres  Waarenverkehrs  mit  den  Ver.  Staaten  in  erster  Linie  bedeutungsvoll. 
Zu  den  negativen  Beweisen  gehört  die  äusserste  Dürftigkeit  des  Waarenverkehrs  mit  den- 
jenigen Ländern,  die  wesentlich  nur  Zucker  produciren,  uns  also  nur  eine  Waare  liefern 
können,  die  wir  selber  in  grossem  Umfange  auf  dem  Weltmarkt  anbieten. 

So  interessant  und  verdienstvoll  der  Versuch  ist,  ein  Bild  des  aussereurupäischen 
Handels  Deutschlands  zu  geben ,  so  wird  uns  der  Verfasser  selbst  zugeben ,  dass  die 
Schwierigkeiten ,  die  er  in  der  Unvollständigkeit  und  Fehlerhaftigkeit  des  statistischen 
Materials  gefunden  hat,  zur  Zeit  noch  nicht  ganz  zu  überwinden  waren. 

Den  Hauptwerth  der  Arbeit  erblicken  wir  daher  in  der  Vergleichung  der  Reichssta- 
tistik mit  der  Bremer  und  Hamburger  Handelsstatbtik,  den  ofüciellen  Statistiken  anderer 
Staaten  und  den  Berichten  der  deutschen  und  der  österreichisch-ungarischen  Consuln. 
Die  englischen,  amerikanischen,  belgischen,  französischen  etc.  Consularberichte  waren  dem 
Verfasser  wie  es  scheint  nicht  zur  Hand. 

Aus  dem  Vergleiche  ergiebt  sich  erstens  die  sehr  grosse  Unzuverlässigkeit  der  Reichs- 
statistik in  Bezug  auf  die  Angabe  der  Herkunfts-  und  Bestimmungsländer.  Das  KAiser- 
liche  Statistische  Amt  wird  von  diesem  Vorwurf  nicht  betroffen,  einestheils  ist  der  Zoll- 
ausschluss  von  Bremen  und  Hamburg  daran  Schuld ,  dann  der  indirecte  Handel  und  die 
indirecte  Verschiffung,  femer  die  sog.  Canal-Ordres  (durch  welche  Schiffe  erst  bei  Berüh- 
rung eines  ihnen  vorgeschriebenen  Hafens  im  Canal  Kenntniss  erhalten,  wohin  ihre  La- 
dung verkauft  worden  und  welches  demnach  ihr  wirklicher  Bestimmungsort  ist),  endlich 
die  Unrichtigkeit  der  Angaben  von  Importeuren  und  Exporteuren.  Was  die  500  Doppel- 
centner  Chinarinde  anbelangt,  als  deren  Herkunftsland  China  angegeben  worden  ist,  so 
kann  eine  Verwechselung  mit  Cassia  vera,  die  der  Verfasser  für  möglich  hält,  nur  in 
Form  einer  Zolldefraude  stattgefunden  haben,  da  Chinarinde  frei  eingeht,  Zimmt  aber 
50  M.  p.  100  kg  Zoll  zu  zahlen  hat. 

Eine  andere  Sache  aber  ist  es  mit  der  Werthschätzuug  in  der  Reichsstatistik.  Der 
Vergleich  der  Einfuhrswerthe  deutscher  Waaren  in  den  Statistiken  anderer  Länder  mit 
unseren  Ausfuhrswerthen  hat  einzelne  flagrante  Widersprüche  ergeben. 

Den  Fehler,  den  das  Kais.  Statist.  Amt  in  Bezug  auf  die  Werthschätzung  der  Posi- 
tion „Säure  und  Salze,  nicht  besonders  genannt^*  begangen,  hat  dasselbe  im  Juniheft  1882 
anerkannt.  Wir  möchten  uns  aber  die  Frage  erlauben :  hat  die  Sachverständigen-Commb- 
sion  den  Werth  auf  M.  850  per  100  kg  festgesetzt,  mit  Wissen,  dass  es  sich  um  einen  Posten 
von  233  000  Doppeicentner  handelte?  Der  Werth  ist  nun  bei  der  Ausfuhr  von  850  M. 
auf  95  M.  heruntergesetzt  und  der  Ueberschuss  der  Ausfuhr  Deutschlands  über  die  Einfuhr 
ist  durch  diese  einzige  Correctur  von  223,1  Millionen  Mark  auf  86,3  Millionen  reducirt. 

Die  Vermuthung  des  Verfassers  S.  36,  dass  die  Preisschätzuug  der  Reichsstatistik 
in  Betreff  von  Nähnadeln  weitaus  zu  hoch  sei,  finden  wir  bei  näherer  Untersuchung  voll- 
kommen richtig.  Die  Reichsstatistik  nimmt  den  Werth  bei  der  Ausfuhr  als  M.  2500 
pro  100  kg  an.  Die  Hamburger  Handelsstatistik  pro  1880  dagegen  die  Durchschnitts- 
werthe  der  per  Venlo-Hambnrger  Eisenbahn  eingeführten  Nähnadeln  zu  M.  628,  der  per 
Berlin-Hamburger  E.-B.  M.  562,  diese  beiden  Posten  betragen  zusammen  1744  Doppei- 
centner von  der  Gesammteinfuhr  von  1830  D.  Z.     Der  Jahresbericht  der  Handelskammer 
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för  Aachen  and  Bartscheid  pro  1875  gibt  an,  dass  von  gewohnlichen  Nähnadeln  8000 
Stück  aaf  1  kg  kommen,  dass  aber  die  Nationen,  welche  sich  in  gröbere  and  dickere 
Stoffe  kleiden,  auch  gröbere  und  dickere  Nadeln  gebrauchen,  von  denen  5000  Stfick  1  kg 
wiegen.  Der  Bericht  derselben  Handelskammer  fUr  1880  rechnet  auf  1  kg  Nähnadeln 
von  weniger  als  5  cm  Länge  9000  Stück ,  von  mehr  als  5  cm  Länge  5000  Stück.  Da 
Nähnadeln  per  1000  Stück  gehandelt  werden,  so  steigt  selbstverständlich  der  Werth  des 
KUogram  mit  der  Feinheit  der  Nadeln. 

Der  Jahresbericht  der  Handelskammer  für  den  Kreis  Iserlohn  für  18^  theilt  mit, 
dass  in  den  8  grösseren  Nadelfabriken  des  Bezirks  ca.  1800  Millionen  Nadeln  (Näh-, 
Pack-  und  Stopf-)  gefertigt  wurden  im  Werth  von  M.  1  500  000,  dies  ergibt  für  die  klei- 
neren Nadeln  einen  Durchschnittswerth  von  M.  749,  für  die  grösseren  von  M.  416  pro 
100  kg.  Die  Production  in  1880  betrug  ca.  2400  Millionen  im  Werth  von  M.  2150000, 
oder  M.  810  und  M.  450  pro  100  kg. 

Die  Aachener  Handelskammer  (Jahresbericht  pro  1880)  berechnet  femer,  dass  die 
Erhöhung  im  neuen  französischen  Zolltarif  des  Zolles  auf  Nähnadeln  von  weniger  als 
5  cm  Länge  von  frs.  200  auf  frs.  848  pro  100  kg  8  bis  6^\^  des  Werthes  ausmache, 
der  Werth  betrüge  demnach  firs.  960—1600  oder  M.  768 — 1880. 

Die  März  1881  von  Schanghai  datirte  ConsularenquSt«  gibt  eine  Lbte  der  dortigen 
Marktpreise  von  Nähnadeln,  nach  welcher  dieselben  pro  Kiste  zu  ^/,  Million  von  70  bis 
zu  125  Taels  (ä  6  M.)  rangiren,  also  von  420  bis  750  M. 

Diese  Preise  gelten  für  No.  1 — 5,  die  Länge  von  No.  1  ist  2  inehes,  also  etwas  über 
5  cm. ,  das  richtige  Verhältniss  zum  Gewicht  dürfte  demnach  etwa  8000  Stück  auf  1  kg. 
sein,  dann  würde  sich  der  Preis  für  100  kg.  auf  M.  672  bia  M.  1200  stellen  (wenn  wir 
9000  Stück  per  1  kg.  nehmen  M.  756  bis  M.  1350). 

Ein  anderer  Berichterstatter  in  der  Enquete  bestätigt,  dass  die  deutschen  Nadeln, 
beste  Sorte  (ovale  Goldöhre)  pro  Kiste  zu  ^/,  Million  für  125  Taels  verkauft  werden. 

Es  kann  also  nicht  dem  geringsten  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Ausfuhrwerth  der 
deutschen  Reichsstatistik    für   die  nach  China  exportirten  Nähnadeln  weitaus  zu  hoch  ist. 

Hinzufügen  wollen  wir  noch,  dass  nach  dem  Aachener  Handelakammerbericht  pro  1881 
die  Verkaufspreise  von  Nähnadeln  in  China  und  Ostasien  um  80  ^1^  in  1881  zurückge- 
gangen sind  und  deutschen  Fabrikanten  anstatt  Nutzen  Verlust  gebracht  haben. 

Man  fragt  sich  nun ,  wie  ist  es  möglich ,  dass  die  Reiehsstatistik  die  Werthe  von 
M.  3000  und  2500  angesetzt  hat.  Auch  hierfür  haben  wir  in  den  Aachener  Handelskam- 
merberichten  Auskunft  gefunden ,  der  Bericht  für  1875  gibt  als  Durchschnittswerth  von 
Nähmaschinennadeln  Thlr  24  per  1000  Stück.  Da  1000  Stfick  von  diesen 
290  gramm  wiegen ,  so  stellt  sich  der  Werth  für  100  kg.  auf  ca.  M.  2450.  Die  Reiehs- 
statistik hat  daher  offenbar  den  Durchschnittswerth  von  Nähmaschinennadeln  als  den  für 
Nähnadeln  aller  Sorten  angenommen.  Die  Aachener  Handelskammer  klagt  schon  seit 
Jahren  darüber ,  dass  während  andere  Staaten  die  Einfuhr  deutscher  Nähmaschinennadeln 
durch  specielle  hohe  Schutzzölle  hindern,  Deutschland,  welches  für  dieselben  nur  den- 
selben Zoll  erhebt  wie  für  gewöhnliche  Nähnadeln,  der  ausländischen  Concorrenz  offen 
stehe ,  da  der  Zoll  von  60  M.  pro  100  kg.  nicht  hinreichenden  Schutz  gebe.  Da  wir 
nicht  sachverständig  sind,  können  wir  nicht  beurtheilen,  ob  der  Einfnhrswerth  der  Reichs- 
statistik von  3000  M.  zu  hoch  gegriffen  ist,  wenn  die  Einfuhr  hauptsächlich  ans  Nähma- 
schinennadeln bestehen  sollte,  da  indess  die  Gesammteinfuhr  von  Nähnadeln  1880  nur 
74  Doppelcentner  betrug,  ist  dies  bedeutungslos.  Die  Gesammtausfuhr  von  Nähnadeln  aus 
dem  freien  Verkehr  Deutschlands  in  1880  betrug  aber  7248  Doppelcentner,  deren  Werth 
die  ReicbssUtistik  auf  M.  18  120  000  schätzt.  Wenn  der  Werth  von  M.  2500  auf  M.  1000 
herabgesetzt  wird,  eine  Reduction,  die  nicht  übermässig  erscheint,  so  erhalten  wir  als  Ott' 
sammtausfuhrswerth  nur  M.  7  248  000,    also  einen  Ausfall  von  ca.  10^ /g  Millionen  Mark. 

Das  Kaiserliche  Statistische  Amt  hat  obige  Werthe  auch  für  1881  beibehalten,  es 
wäre  interessant  zu  erfahren,  ob  die  Handelskammern  zu  Aachen,  Iserlohn  und  Altena,  auf 
deren  Bezirke  wohl  34  der  nach  der  Gewerbestatistik  von  1875  überhaupt  in  Deutseh- 
land  existirenden  40  Nähuadelfabriken  entfallen,  zu  der  Schätzung  hinzugesogen  wor- 
den sind? 

Wir  haben  obige  Untersuchung  unternommen,  um  die  Andeutung  des  Verf.  durch 
den  Beweis  der  Un Zuverlässigkeit  der  Reichsstatbtik  auch  in  diesem  Falle  zu  ergänzen 
und  um  den  Nachweis  zu  führen,  dass  man  in  den  Werthschätzungen  selbst  mit  dem 
dürftigen  Material,  das  uns  zu  Gebote  steht  und  ohne  Heranziehung  von  Sachverstän- 
digen zu  wenigstens  einigermassen  genügenden  Resultaten  kommen  kann. 

20* 
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Die  Erkenntniss  der  UnznrerlSssigkeit  der  WerthschitzQDgen  der  Reichsstatistik  hat 
das  Resultat  gehabt,  dass  während  frfiher  eine  allgemeine  Opposition  gegen  Einführung 
der  obligatorischen  Werthdedaration  bei  Ans-  und  Einfuhr  bestand,  jetzt  aus  den  Kreisen 
des  Handelsstandes  rielfach  die  Bereitwilligkeit  erklärt  wird,  auch  diese  Belästigung  auf 
sich  SU  nehmen,  um  eine  zuverlässige  Statistik  zu  schaffen.  Das  Princip  der  Werthde- 
daration bietet  aber  die  Gefahr,  dass  die  statistische  Arbeit  zu  einer  rein  mechanischen 
wird  und  die  Verantwortlichkeit  des  Kais.  Statistischen  Amtes  nur  in  Bezug  auf  Richtig- 
keit der  Addition  bestehen  bleibt.  Die  Fragestellung  und  die  Anweisungen  zur  Beant- 
wortung der  Circuläre,  die  den  Handelskammern  Ende  vor.  Jahres  zugegangen  sind,  er- 
scheinen uns  aber  so  wenig  geeignet,  branchbares  Material  für  die  Werthbestimmungen 
hervorzubringen,  dass  wir  eine  radicale  Aenderung  der  Methode  nnd  auch  des  Princi- 
pes,  nach  welchen  die  Werthschätzungen  der  Reichsstatistik  vorgenommen  werden,  für 
dringend  erforderlich  halten. 

Dem  Verfasser  gebührt  das  Verdienst  durch  seine  mühevolle  und  vortreffliche  Arbeit, 
den  Anfang  gemacht  zu  haben ,  die  Reichsstatistik  des  Waarenverkehrs  einer  ganz  ten- 
densAreien,  rein  sachlichen  Kritik  zu  unterziehen.  F.  Ritschi. 

J.  lanschul,  Der  Englische  Freihandel.  Eine  historische  Skizze  der 
Entwickdung  der  Ideen  Über  freie  Konkurrenz  und  über  das  Princip  der  Staatseinmi- 
schung. Ister  Thdl:  Die  merkantilistische  Periode.  Moskau  1876.  SS.  XII  und  228. 
2ter  Theil:  Die  Penode  des  Freihandels.  Moskau  1882.  SS.  XXI  und  475.  8».  (In 
russischer  Sprache.) 

Die  beiden  Theile  können  als  ganz  abgesonderte  Arbeiten  betrachtet  werden.  Sie 
verbinden  sich  auch  nur  unvollständig,  indem  der  Verfasser  uns  im  zweiten  Theile  so- 
fort in  die  ökonomische  Bewegung  des  19.  Jahrhunderts  einführt  (vom  J.  1820  an),  im 
ersten  dagegen  die  merkantilistische  Periode  erörtert.  Zum  Schluss  derselben  behandelt 
er  zwar  die  Zdt  der  sogenannten  klassischen  Nationalökonomie ,  ohne  uns  aber  darin 
mehr  als  ein  flüchtiges  Bild  zu  bieten ,  das  als  Verbindungsglied  nicht  gelten  kann.  — 
Die  beiden  Theile  unterscheiden  sich  ausserdem  von  einander  durch  ihren  Inhdt.  Die 
Beherrschung  des  Gegenstandes  bt  offenbar  im  zweiten  Theile  viel  grösser  als  im  ersten. 
In  jenem  sieht  man ,  dass  der  Verfasser  die  Sache  mit  Vorliebe  behandelt.  Den  ersten 
Theil  können  wir  nur  als  eine  Einleitung  ansehen,  und  als  solche  müsste  derselbe  kür- 
zer ausgefallen  sein.  —  Das  hier  benutzte  Quellenmaterial  ist  gering ;  daher  kommt  es, 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach,  dass  der  Verfasser  sich  gern  auf  Meinungen  Anderer 
stützt.  Der  Einfluss  von  Travers  Twiss  und  von  einem  anonymen  Verfasser  eines  kur- 
zen Aufsatzes  (Edinburgh  Review  April  1847)  lässt  sich  deutlich  in  den  Ansichten  des 
Herrn  lanschul  erkennen.  Die  erwähnten  Autoren  zeichnen  sich  aber  keineswegs  durch 
eine  vollständige  kritische  Kenntniss  des  Merkantilismus  aus.  Wir  begreifen  femer  nicht, 
wie  der  Verfasser  zu  einer  ganz  besonderen  Hervorhebung  eines  in  der  merkantil  isti- 
schen Litteratur  untergeordneteren  Schriftstellers  wie  E.  Misseiden  gdangt.  Dies  Alles 
ist  wohl  der  Tendenz  desselben,  nur  eine  Skizze  zu  liefern,  zuzuschreiben,  aber  gerade 
desshalb  geht  auch  der  dem  ersten  Theile  zu  Grunde  liegende  richtige  Gedanke,  dass 
man  zum  Zweck  des  Verständnisses  der  modernen  ökonomischen  Richtung  auf  die 
frühere  Zeit  zurückgreifen  muss,  nicht  in  voller  Wahrheit  und  Bedeutung  daraus  hervor. 

Viel  inhaltreicher  ist ,  wie  erwähnt ,  der  zweite  Theil.  Der  Verfasser  verfolgt  die 
moderne  Gestaltung  des  ökonomischen  Lebens  mit  ihren  Folgen ,  zugleich  aber  und 
ganz  besonders  die  sich  gegen  dieselbe  regende  Opposition.  Die  letztere  führt  er  auf 
vier  Ursachen  oder  Erscheinungen  zurück:  1)  Alltmismus  oder  das  Gefühl  der  Gesell- 
schaft für  die  Lage  der  unteren  Klassen  ,  2)  Sozialismus ,  3)  Induktivismus ,  4)  Pro- 
tektionismus. Die  zwei  ersteren  berühren  sich  oft.  Der  Sozialismus  reicht  ausserdem 
in  seinen  Anfängen  dem  politischen  Radikalismus  die  Hand.  Cobbett's  Schriften  und 
andere  ähnlicher  Richtung  werden  daher  behandelt,  um  dann  den  Chartismus  mit  O'Con- 
nor  und  die  christlichen  Sozialisten  wie  Kingsley  und  Andere  besser  ins  Licht  zu  stellen, 
um  ihre  litterarische  und  sonstige  Thätigkeit,  überhaupt  ihr  Erscheinen  zu  begründen 
nnd  um  die  Entwickelung  des  Socialismus  in  seiner  Trennung  von  politischen  Fragen 
treffend  darzustellen.  Die  Vertreter  der  historisch  -  induktiven  Methode  gruppiren  sich, 
könnte  man  sagen ,  um  Samuel  Laing,  während  die  Protektionisten  ihren  hervorragend- 
sten Vertreter  in  Sir  B.  Byles  finden.  Selbstverständlich  behandelt  der  Verfasser  auch 
die  freihändlerische  Richtung  und  was  damit  zusammenhängt,  aber  die  derselben  ent- 
gegengesetzte nimmt  die  Aufinerksamkdt  des  Lesers  hauptsächlich  in  Anspruch.  Das 
Hanptresoltat;  das  der  Verfasser  ans  dem  Ganzen  sieht ,  besteht  in  der  Nothwendigkdt 
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des  Schutzes  der  Arbeit  als  einer  Konsequenz  des  Individualismus  in  der  Volkswirth- 
ttchaft  und  in  der  Nothwendigkeit  der  Staatseinmischung  in  die  letztere.  Im  ganzen 
Verlaufe  seiner  Arbeit  versteht  der  Verfasser  das  Interesse  zu  wecken  und  zu  erhalten. 
Sein  Werk  verdient,  glauben  wir,  Beachtung.  —  v.  Ochenkowski. 

Block,  M.,  Le  commerce,  ou  comment  on  Studie  les  affaires,  histoire 

de   3   apprentis    commer9ants.     Par.,    Hetzel   &  C«,    1882.     16.     128   pag. 

1  fr.  60. 
Chr^tien,  J.,   Tramway  ^lectrique  agrien.     Projet.  Paris,  impr.  Capiomont  & 

Renault,    1882.     8.     16  pag.  av.  fig.     (Extrait  des  M^moires  de  la  Sociöt^  des  ing^- 

nieurs  civils.) 
Lebrun,  C,  La  campagne  des  protection  nistes  au  S^nat;   les  trait^  de 

commerce  ou  Tisolement  et  les  guerres  de  tarifs.     Par.,   Guillaumin  &  O,  1882.     8. 

101  pag.     1  fr.  50  c. 
Loi  du  29  Jan  vier  1881    sur    la  marine  marchande.     Reglement  d'administration 

publique  pour  Tapplication  de  la  loi  et  tableau  des  distances  de  port  k  port;  instruc- 

tiun  pour  Temploi  du  tableau   des  distances  annexö  au  r^glement  d'administration  pu- 
blique.   :ädition  du  21  janvier  1882.     Par.,  impr.  nation.,    4.    XVIII— 585  pag.     6  fr. 
Procfes-verbauz  des  s^ances  de  1881  du  Comit^  international  des  poids  et 

mesures.     Par.,  Gauthier-Villars ,  1882.     8.     140  pag.     5  fr. 
Browne,  W.  A. ,    The  Money,  Weights,  and  Measures  of  the  chief  commer- 

cial  natioDs  in  the  world,  with  the  british  equivalents.     6.  edition.     London,  Stanford, 

1882.     12.     96  pp.     2|6. 
China.     Commercial    reports   fromH.  Hj. 's    Consuls   in  China    for  1880. 

London  1881.     8.'    145  pp.     (Parliam.  paper  by  command.) 
Clark,  S.  S.,    Atext-book   on    Commercial  Law:    manual  of  the  ftmdamental 

principles  governing  Business  Transactions.     New  York,  Clark  &  Maynard ,  1882.     8. 

314  pp.  cloth.     f  1—. 
Danvers,  J. ,  Railways  in  India.     Report  to  the  Secretary  of  state  for  India  for 

the  year  1880  —  81;  together  with  a  Statement  relating  to  Canals.    London  1881. 

Folio.     64  pp.  with  chart.     (Parliam.  paper  by  command.) 
Japan.     Commercial  reports  by  H.  Mj.'s  Consuls  in  Japan.    London,  August 

1881.  8.     88  pp.     (Parliament.  paper  by  command.) 

Mi  not,  R.  S. ,  Railway  travel  in  Europe  and  America;  with  25  tables  of 
recent  and  novel  statistics  of  joumeys ,  speed ,  fares  etc.     Boston  ,    A.  Williams  &  C  o, 

1882.  8.     53  pp.     I  —  50  c. 

Railway  returns  for  England  and  Scotland,  and  Ireland  for  the  year 
18  81.     London  1882.     Folio.     90  pp.    (Parliam.  paper  by  command.) 

Sea  Casualties.  Abstracts  of  the  returns  made  to  the  Board  of  Trade  of  Sea  Ca- 
sualties,  which  occurred  on  and  near  the  Coasts  of  the  United  Kingdom 
from  the  l«t  Jaly  1800  to  the  30th  June  1881.  London  1882.  Folio.  161  pp.  with 
6  Charts.     (Parliam.  paper  by  command.)     7|6. 

Wells,  D.  A.,  Our  Merchant  Marine:  how  it  rose,  increased,  became  gn^eat, 
declined  and  decayed ;  with  an  inquiry  into  the  oonditions  essential  to  its  resuscita- 
tion  and  future  prosperity.  New  York,  G.  P.  Putnam's  Sons,  1882.  8.  VI— 219  pp. 
cloth.     f  1 — . 

Lucca,  F.,  I  curatori  del  fallimento:  guida  pratica,  compil.  sulle  tracce  del 
Codice  dl  conmiercio  da  attivarsi  al  1«  gennaio  1888,  ecc  Milano,  L.  di  G.  Pirola, 
1882.     8.     160  pp.     1  1.  50  c. 

Rubrica  di  tntti  i  falliti  d'Italia  nelT  anno  1881,  compUata  sui  dati  fomiti 
dal  giomale  „il  Commercio ,  Monitore  dei  fallimenti** ;  preceduta  dalla  continuazione 
di  quella  dell'  anno  1880,  ecc.  Milano,  tip.  degli  Operai,  1882.     8.     85  pp.     5  1. 

7.    Finaasweien. 

Constantin  Frantz,  Die  sociale  Steuerreform  als  die  conditio 
sine  qua  non;  wenn  der  socialen  Revolution  vorgebeugt  werden 
soll.     Mainz,  Franz  Kirchheim  1881.     VII,  206  S. 

Die  Frantz'sche  Schrift  giebt  zunächst  eine  Darstellung  des  sozialistischen  Stand- 
punktes des  Verf. 's.  Derselbe  unterscheidet  sich  nicht  wesentlich  von  der  socialpoliti- 
schcD  Richtung  überhaupt,  vielmehr  läuft  er  gleichfalls  darauf  hinaus,  dass  das  Eigen- 
thum   nicht    individualistisch,   sondern  gesellschaftlich   gestaltet   werden  muss.     Da  der 
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privatwirthschaftliche   Prodoktionsprosess   aber   zur  Zeit   unentbebrlicb   ist,    müsse   der 
Staat   die  Härten   des  Privateigenthnms  zu  mildem   und  den  plutokontiscben  Ausartun- 
gen desselben  entgegensuwirken  suchen.     Ein  Mittel  dazu  ist  die  Besteuerung,  die  nicht 
mehr,  wie  bisher,    lediglich  als  Deckung  des  Staatsbedarfes,    sondern  in  ihrer  sozialen 
Bedeutung    f&r  die  Einkommensvertheilung    aufgefasst  werden  soll.     Eine  solche    sozial- 
politische Besteuerung    müsse  auf  zwei  Grundpfeilern  beruhen ,    nämlich   auf  einer  pro- 
gressiven Einkommenssteuer   und    einer  eben  solchen  Erbschaftssteuer.     Doch    soll   sich 
der  Steuerfuss  nicht  nur  nach  der  Grösse  des  Einkonmiens  resp.  der  Erbschaft  abstufen, 
sondern   auch    nach   der  Erwerbsquelle,   aus  welcher  sie    geflossen  sind.     Es  sollen  die 
Einkommen  resp.  die  Erbschaften  ans  industriellem  Erwerb  höher  besteuert  werden,  wie 
die  aus  landwirthschaftlichem ,   die  aus  Handels-  und  Bankgeschäften    höher  als  die  aus 
industrieller  Thätigkeit;  die  Steuer  soll  also  mit  der  Leichtigkeit  des  Erwerbes  steigen  — . 
Man   wird    dem  Verf.    zugeben    müssen,   dass    er  seine  Ideen    geschickt  entwickelt    und 
begründet,    wenngleich  sie  nicht  gerade  den  Reiz  der  Neuheit  haben,    wie  F.  sich  dies 
einzubilden  scheint.     Auch  wird  man  sein  Streben  nach  Objektivität  anerkennen  müssen, 
das    ihn    nirgends   zur  Liebedienerei    für  eine    politische  Partei   veranlasst    hat.     Nichts 
desto  weniger  fehlt  es  auch  nicht  an  fundamentalen  Mängeln  und  crassen  Uebertreibun- 
gen.    In   die   letztere  Kategorie   gehören   die    gelegentlichen  Schlaglichter,    die  auf  die 
moderne  Wirthschaftsordnung  geworfen  werden  und  die  letztere  fast  immer  in  übertrie- 
ben   ungünstiger   Beleuchtung   erscheinen   lassen.      Ein    fundamentaler   Irrthum    ist   es, 
wenn  F.  eine  verschiedene  Produktivität  der  einzelnen  Berufsthätigkeiten  annimmt,  wo- 
rauf er   sein  „Differentialsteuersystem**    begründet.     Den  richtigen  Satz ,    dass  jeder  Er- 
werb ein  gesellschaftlicher  ist,  d.  h.  dass  er  nur  unter  Beihilfe  der  Gesellschaft  gemacht 
werden  kann,   verzerrt  F.-    in  die  Behauptung,    dass  Jeder   mehr  oder  weniger    die  Ge- 
sellschaft  ausbeute.     Und   zwar   geschehe    die  Ausbeutung   in    verschiedenem    Grade, 
der  Handel  beute  mehr  aus  als  die  Industrie,  die  letztere  mehr  als  die  Landwirthschaft. 
Dass  jede  gesellschaftlich  nothwendige  Berufsthätigkeit  produktiv  ist,  scheint 
der  Verf.    nicht  einzusehen ,    doch    hätte   ihn  darüber  jedes  Handbuch  der  Nationalöko- 
nomie   belehren    können.     Hand    in  Hand   mit   dieser   schiefen  Auffassung    des  Verhält- 
nisses  der  einzelnen  Berufsarten    geht  die  Idee    von  der  verschiedenen  Leichtigkeit  des 
Erwerbes   in    denselben.     Der   mehr  Ausbeutende    erwirbt   schneller   und    leichter ,    also 
der  Kaufmann    mehr    als   der  Industrielle  etc.     Der  bis    zum  Ueberdruss   in  Volkwirth- 
schaftslehren  breitgetretene  Satz ,   dass  die  Erträge  der  mit  Kapitalverwendungen  wirth- 
schaftenden  Erwerbsquellen   die  Tendenz   sich  auszugleichen  besitzen,   hätte    dem  Verf. 
wohl   bekannt   sein   können.     Wenn    scheinbar  z.  B.    die  Landwirthschaft   geringere  Er- 
träge  liefert   als  die  Industrie,    so  liegt  dies  lediglich    an  dem   schwächeren  Risiko  der 
ersteren.     Je  nachhaltiger  und  regelmässiger  ein  Ertrag  ist ,    desto  sicherer  wird  er  ka- 
pitalisirt ,    desto   mehr   nimmt   er   den  Charakter   einer  Rente ,    die    dem   landesüblichen 
Zinsfuss  gleich  ist,  an.     Eine  relativ  höhere  Besteuerung  der  Industrie  und  des  Handels 
gegenüber  der  Landwirthschaft  wäre  daher  die  denkbar  grösste  Ungerechtigkeit,  es  wäre 
in  den  meisten  Fällen  eine  stärkere  Belastung  derjenigen,  welche  ein  prekäres  Kapital- 
vermögen   besitzen   zu   Gunsten    derjenigen ,    deren   Vermögen    ganz    sicher    fundirt    ist. 
Nicht  minder  schwach   ist  die  Herleitung    der    von    dem  Verf.    sogenannten   temperirten 
Progressivsteuer.     Dieselbe   besteht  darin,    dass  die  Progression  mit  dem    höheren  Ein- 
kommen   zwar  immer  noch  steigt,    aber    in  immer  geringerem  Tempo.     Es  soll    zu  die- 
sem Zweck  die  Steuer  so  eingerichtet  werden,  dass  Einkommen  von  verschiedener  Grösse 
bis  zu  einem  gewissen  Betrag  dieselbe  Steuer  zahlen ,  dass  aber  für  jedes  Einkommens- 
plus   über    diesen  Betrag    ein    höherer  Steuerfuss    eintritt.     Es  bezahlen  also  z.  B.  die 
ersten  5000  Mk    eines  Einkommens  1  ^j^,  die  zweiten  5000  2  0/^.  die  dritten  5000  Mk. 
3  0/q,    so  dass  ein  Einkommen    von  15000  Mk.  50  +  100  +  150  Mk.  zu  entrichten  hat. 
Doch  sollen  die  Zuschläge  für  jedes  neue  Einkommensplus  nicht,    wie  in  dem  eben  ge- 
gebenen Beispiel ,    eine    steigende ,    sondern    eine    fallende  Reihe    bilden ,    also    etwa   so, 
dass  das  erste  5000  1  <>/o  ,  das  zweite  l  +  io/^^,    das  dritte  (l  +  l)  +  J**lo»    ^«w  vierte 
(1 -f- 1 -|-|)-[- J ''■q   u.  s   w.   zahlen  muss.     Der  Verf.  übersieht  hierbei,  dass  diese  Tem- 
perirung ,  die  vielleicht  zur  Vermeidung  der  starken  Sprünge  der  Progressionsskala  ganz 
zweckmässig    wäre ,    seinem   eigenen    Grundgedanken    widerspricht.      Eine   solche    Skale 
würde    relativ    immer  schwächer  steigen ,    also  je  höher  man    in  den  Einkommensstufen 
gelangt ,    desto    weniger    würde  sie    nivellirend   auf  die  Einkommensvertheilung    wirken 
können.     Die   Temperirung    hat  F.    empfohlen ,    um    den  Einwand    zu    entkräften ,    dass 
eine   conscquente  Steuerprogression    bis    in    infinitum    schliesslich    zur    Confiskation    des 
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Einkommens  führen  muss.  Der  einzig  mögliche  Ausweg  aus  diesem  Dilemma  ist  aber 
nicht  die  „temperirte  Progressivsteuer'* ,  sondern  die  Degressivsteuer ,  die  F.  bei  jeder 
Gelegenheit  verächtlich  bei  Seite  schiebt,  weil  er  sich  ihren  Sinn  nicht  su  erklären 
vermag.  Auch  hier  hätte  der  Verf.  erxt  gründlich  sich  informiren  sollen,  ehe  er  leicht- 
hin verdammt  Trotz  aller  dieser  Mängel  indessen  können  wir  die  F. 'sehe  Schrift  we- 
gen ihrer  klaren  und  frischen  Schreibweise  allen  denen  empfehlen ,  die  sich  über  den 
Zusammenhang  von  Sozialpolitik  und  Besteuerung  orientiren  wollen.  Dem  Fachmanne 
allerdings  wird  sie  kaum  etwas  Neues  bieten.  R.  F. 

Compte,  en  mati^res  et  en  deniers,  de  l'ezploitation  du  monopole  des  ta- 
bacs,  pour  Tannde  187  8.  (Achat,  fabrication  et  vente.)  Paris,  imprim.  nation. 
1881.     4.     156  pag.     Nicht  im  Handel. 

Tarif  des  douanes  de  France.  Tableau  des  droits  d*entröe  et  de  sortie  applica- 
bles d*  aprös  le  tarif  gön^ral  et  d'aprös  le  tarif  conventionnel.  Paris,  Hachette&C«, 
1882      4.     (Publication  du  ministire  des  finances).     5  fr. 

Customs.  XXVI.  Report  of  the  Commissioners  of  Her  My's  Customs  for  the  year 
1881.     London  1882.     8.     99  pp.    (Parliam.  paper  by  command.) 

Finance  accounts  ofthe  United  Kingdom  of  Great  Britain  and  Ireland  for 
the  financial  year  1880  —  81,  ended  31.  March  1881.  London,  August  1881, 
8.     (Parliam.  paper.  Blue  book.) 

Disposi  zioni  legis  lative  concernenti  la  riscossi  one  delle  imposte 
dirette.     Milano,  Luigi  di  G.  Pirola,  1882.     8.     108  pp.     1  1.  50  c. 

Mancardi,  Fr.,  Debito  turco:  relazione  alla  Camera  di  conunercio  ed  arti  di 
Koma.     Roma,  tip.  frat.  Centenari,  1882.     8.     189  pp. 

Staatsbegrooting  voorhet  dienstjaar  18  81  (zitting  1 880—81 )  (s'Gravenhage  1 882. 
2  deelen  k  11  stukken.  Folio.  (Staatshaushalt  des  KR.  der  Niederlande  für  das 
Etatsjahr  1881 ,  hrsg.  vom  niederl.  Finanzministerium  in  2  Folianten  von  c.  2200 
Seiten.) 

8.    Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen.    Yeriiohernngiweiai. 

Baradez,  B.,  Du  conseil  de  surveillance  dans  la  Sooi4td  en  comman- 

dite  par  actions.     Par.,  Larose  Forcel,  1882.     8.     4  fr. 
Chenevier,    P.,  La  question  du  feu  dans  les   th^atres;   moyens  pr^ventifs 

contre  Tincendie  et  r^lementation  concemant  la  constmction  des  salles  de  spectade 

et  de  caf^s-concerts.     Par.,  Dncher  &  G«,  1882.     gr.  in-S.     68  pag.     3  fr. 
Nullitö  de  la  Banque  de  Lyon  et  de   la  Loire,    ses   cons^quences  j  u- 

r  i  d  i  q  u  e  s.     Consultation   de  MM.    R.    Rousseau   et   Vavasseur.  —   Consultation   de 

L.  Oudin    2  brochures.  Par.,  A.  Marescq  ainö,  1882.     4.     2  fr.  50  c. 
R^flexions  sur  le  credit  foncier   colonial   argentin.     Par.,   impr.  Alcan- 

Lövy,  1882.     8.     20  pag.  et  carte. 
Kougier,   P.,   Les   röformes   proposdes  sur   les   Operations   de  bourse. 

Rapport  ä  la  Sociöt^  d'öconomie  politique  de   Lyon.     Suivi  du   compte   rendu   ana- 

lytique   de  la  discussion  Paris,  Guillaumin  &  C«,  1882.     8.     58  pag. 
Thaller,    £.,  Des  actions  nouvelles  souscrites  et  non  encore  ämises. 

Par.,  Larose  &  Forcel,  1882.     8.     57  pag. 
Grant's  Treatise  on  the  law  relating  to  Bankers  and  Banking  Companies. 

4th  edition  by  Claude  C.  M.  Plumptre.    London,  Butterworths ,    1882.     8.     806  pp. 

26/.  — 
Joint  Stock  Companies.     Returns  of —  to  be  made  up  to  31*^  December  1881. 

London,  7  March  1882.     Folio.     97  pp.     (Parliam.  paper.) 

9.    Boeiale  Tnge, 

Schober,  Die  Noth  und  ihre  Ursachen.     III.  Th.     Wien  1882      176  SS. 

Die  sociale  Frage,  eine  Erziehungsfrage.     Leipzig.     60  Pf. 

Project  über  Haftpflicht  und  Vorsorge   bei  Arbeitsunfähigkeit   ohne  Staatshülfe.     Berlin. 

30  Pf. 
W  i  n  t  e  r  e  r  ,  Der  Socialismus  in  den  letzten  drei  Jahren.     Uebers.     Köln.     74  SS. 
A.  Sohn,    Frauenarbeit  in  der  Armen-  und  Krankenpflege ,   daheim  und  im  Auslande. 

Berlin.     1882. 

Bottard,   £.,   Du  n ihilisme  e  t  des  soci^t ös  secrötes.     Chäteauroux,    impr. 
Majest4,  1882.     8.     47  pag. 
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1882.     12.     8  fr.  50  c. 
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anr  la  conatitntion  d'une  caiaae  g^n^rale  de  retraite  poor  lea  onvriera.     Ljon,  impr. 

Girand,  1882.    8.     79  pag. 
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Accariaa,   C. ,   Pr^ciade    droit   romain.     3«   Mition,    corrigte   et   notablement 

augment^e.     2  vola.     Paris,  Cotillon,  1882.     8.     28  fr. 
Botton,  H.,    Dea  coli  ^gea  d*artiaana,   en  droit   romain;   deaaaaocia- 

tiona  ayndicalea,  en  droit  fran9ai8.     Par.,  Rousseau,  1882.     8.     192  pag. 
Cellies,  H.  et  C.  Le  Senne,    Loi  de  1881  sur    la  presse,    accompagn^e  dea 

travauz  de  rödaction:    (le  rapport    de   la  commisaion  d'initiative ,    lea  3  dilib^rations 

de  la  Chambre  dea  döputös,    le  rapport  au  S^nat  etc.  etc.)     Par.,    Cbevalier-Mareaq, 

1882.     8.     XXVII— 757  pag.     12  fr. 
Duvergier,  Collection  complite  dea  lois,  d^crets,  ordonnances,  r^^lements  et 

avis    du  Conseil  d'Etat.     Tome  81.     Ann^e  1881.     Par.,  A.  Larose  &  Forcel, 

1882.     8.     12  ßr. 
Faachille,  A. ,    De   l'exfjcution    des    fid^icommis   univeraela,    en  droit 

romain;  de  la  propriöt^  dea  deasina  et  mod^lea  induatriels,  droit  fran^aia,  Idgialations 

^trangires,  droit  international.     Paria,  Rouaaeau,  1882.     8.     421  pag. 
Griffaton,  J.  L.  M.  V.,    De    Testimation    de    la  dot,    en  droit  romain.     De  la 

cloture  des  h^ritages,  en  droit  franfaia.    Ch&teauroux,  impr.  Majest^,  1882.    8.  107  pag. 
Maynx,    C. ,    Esquisse    historique     du    droit    criminel    de    l'ancienne 

Rome.     Paris,  Larose  &  Forcel,  1882.     8.     72  pagea. 
Kecueildes   arr  Sts  da  Conseil   d'Etat,    atatuant   au    contentieux,    da 

Tribunal  des  conflits   et  de    laCour   dea   comptea.     Tome  LL     Ann^e 

1881.     Par.,  Larose  &  Force!,  1882.     8.     20  fr. 
Riyi6re,  H.  F.,    Röp^titions  ^critea  sur  le  code  de  commerce,    contenant 

Texposö  des  motifs  g^nöraux,    leura  motifis,    Tanalyae  des  opinions  de  pluaienrs  pro- 
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fesseurs  ou  satears  et  de  la  jorispradence  snr  les  questions  controvers^es.    8.  Edition. 

Par.,  Cbeyalier-Marescq,  1882.     8.     1088  pag.     12  fr.  50  c. 
Schadet,  B.f    Encore  nos  magistrats;   ce  qnils  seront  par   le  suffrage 

nniyersel.     Par.,  impr.  Cotillon  &  C«,  1882.     8.     15  pag. 
—  Nos  magistrats,    ce   qa'il   faut  ponr   qn'ils   soient   tons   ce   quMls 

doiyent   §tre.     Par.,  impr.  Cotillon  &  C«,  1882.     8.     16  pag. 
Fasanotti,  N.,    La  legge  notarile,    coli*  annessa    tariffa  ed   il  regolamento,  ecc. 

Blilano,  L.  di  G.  PiroU,  1882.     8.     264  pp.     8  1. 
Scevola,  A.,   11  giadizio   penale  dinansi   i  pretori.     2*  ediz.    Napoli,    L. 

Vallardi,  1882,     8.     IV— 217  pp.     4  1. 

11.    Staats-  und  Yerwaltnngsreoht 
Die  Beaction  in  d.  preoss.  Verwaltangsreform  von  e.  ehem.  Abgeordneten.    Bannen  1882. 

de  Leon,  £. ,    Egypt  ander  its  Khedives;    or,  the  old  hoose  of  bondage  ander 

new  masters.     New  edition.     London,  Low,  1882.     8.     277  pp.    4|. — 
Tarry ,  H.,  (inspecteor  des  finances,  membre  de  la  Commission  sapär.  da  transsaharien.) 

L'occnpation  d'Insalah;    lettre   an   gouyernear   gönöral    de    TAlg^rie.     Paris, 

Tardiea,  1882.     8.     11  pag. 
Thiers,  Discoars  parlementaires.     Pabli^s  par  Galmon,  (sönatear,  membre  de 

rinsütut]    IV^e   partie   (1871).     Tome   XUI.      Par.,    C.   L^yy,    1882.     8.     680  pp. 

7  fr.  50  c 
Valframbert,    Regime  manicipal   et  institntions   locales   del' Angle- 

terre,  de  l'Ecosse  et  de  l'Irlande.    Noayelle  Edition.    Par.,  Larose  &  Forcel, 

1882.     8.     6  fr. 
Welschinger,   H.,   La  censare  soas  le  premier  Empire.    Paris,   Charayay, 

1882.     8.     7  fr.  50  c. 
Uarwood,  G.,   The   Coming  Democracy.     (S  books:    1.  Democracy  and  foreign 

politics;    2.   Democracy    and    home   politics;    S.  Democracy   and  Religion.)  London, 

Macmillan,  1882.     8.     386  pp.     6|. 
Tremenheere,  H.  S.,   A  manaal   of   the  principles  of  Goyernment  as  set 

forth  by  the  Aathorities   of  ancient  and  modern  times.     New  edition.     London,  Paal, 

1882.     8.     274  pp.     5|. 
Marselii,  N.  (deputato),   La  politica   dello   Stato   italiano.     Napoli,   A.  Mo- 

rano,  1882.     16.     448  pp.     4  1. 
Sani,  G.,  Commento   alla  naoya   legge  elettorale   politica.     2*  edizione, 

completata   con   le  disposisioni   solle   scratinio   di   lista  e  relatiyo  commento,  con  la 

tabella  delle  circoscrizioni  elettorali  ecc.  Firenze,   C.  Carnesecchi  e  figli,    1882.     16. 

253  pp.     3  1. 
(Balgarische     Par  1  amen  tsyerhan  d  langen.)      Stenographische     Berichte    der 

II.  Session  der  bulgarischen  Legislative,  eröffnet  den  15.  Oktober  and  geschlossen  den 

20.  December  1880.     3  B&nde.     Sofia  1881.   4.     (Durchweg  in  balgarischer  Sprache.) 

12.     Statiitik. 

Tabellarische  Uebersichten  des  Hambar gischen  Handels  i.  J. 
1881.   Zusammengest.  yon  dem  handelsstatistischen  Bareaa.    Hamburg  1882.    Q.    248  SS. 

Es  hiesse  Eulen  nach  Athen  tragen,  wollten  wir  auf  die  Bedeutung  dieser  Tabellen 
besonders  aufmerksam  machen.  Sie  enthalten  bekanntlich  nicht  nur  eine  Darlegang  des 
Seehandels,  sondern  es  wird  auch  die  FlussschiflfTahrt  behandelt,  dann  die  Seeyersiche- 
rung ,  die  Betriebsresultate  der  in  Hamburg  mündenden  Eisenbahnen  ,  die  Auswanderer- 
Beförderung  ,  die  Banken ,  der  Wechsel-  und  Geldyerkehr.  Von  besonderem  Interesse 
ist  die  detaillirte  Uebersicht  über  Waaren  -  Aus  -  und  Einfuhr ,  wobei  die  werthyoUe 
Tabelle  über  die  Durchschnittspreise  jetzt  yon  1847 — 81  incl.  yollstftndig  yorliegt. 

Statistik  des  Hamburg.  Staates,  bearbeitet  vom  Statist  Bureau  der  Depu- 
Ution  für  directe  Steuern.  Heft  XII.  I.  Abth.  Hamb.  1882.  Inh.:  Statistik  der  Reichs- 
tagswahlen im  J.  1881.  —  Die  Bewegung  der  Beyölkerung  i.  J.  1881.  —  Die  Volks- 
zählung y.  1.  Dec.  1880.  2.  Tb.  —  Die  Auswanderung  über  Hamburg.  Die  berufs- 
statistischen Erbebungen  im  Juni  1882. 

Beiträge  zur  Statistik  des  Grhsth.  Hessen.  Bd.  28.  H.  I.  Darm- 
stadt 1882.     Q.    31  SS.    Inh.  Uebersicht  der  Waldungen  und  Kommunaldomainen.     Er- 
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gebnisse   des   Forstschntses.    Waldbrände.     Mittheilongen   aus   der  Verwaltung  der  Do- 
manialwaldungen. 

Statistik  des  Hersth.  Sacbsen-Heiningen.  3.  Inb.  Emdtestatistik, 
Feaerversicbernngswesen  und  Genossenschaftswesen  i.  J.  1881. 

Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  8.  Jahrg.  Statistik  des 
Jahres  1880.     Herausgegeb.  y.  Rieh.  Böckh.     Berlin  1882. 

Wenn  dieser  Jahrgang  auch  eine  Erweiterung  gegen  früher  erfkhren  hat,  so  können 
wir  doch  nicht  umhin  sehr  su  beklagen,  dass  unsere  grosse  Besidenz,  die  jetst  Welt- 
stadt geworden  ist  und  sich  in  sehr  günstigen  Finanzverhältnissen  befindet,  ihren  ver- 
dienten Statistiker  die  Bogenzahl  in  dieser  Publikation  übermfissig  knapp  zumisst 
Welche  Fülle,  des  interessantesten,  wichtigsten  Materials  wächst  ihm  aiyährlich  zu,  er 
versteht  es  dasselbe  zu  bemeistem  und  die  Kargheit  der  ihm  zugemessenen  Mittel  ge- 
statten ihm  nicht,  es  mit  ganzer  Ausgiebigkeit  dem  Publikum  darzulegen.  Immerhin 
haben  wir  eine  Erweiterung  gegen  das  Vorjahr  zu  constatiren.  Die  Hauptergebnisse 
der  Zählung  von  1880  sind  diesmal  gebracht,  eine  Berechnung  der  Invaliditätsversiche- 
rung den  Versicherungstafeln  hinzugefügt,  das  Material  des  Gewerkkrankenvereins  und 
der  Irrenanstalt  verwerthet,  u.  A.  — 

A.  Petersilie,  Die  öffentlichen  Volksschulen  in  Prenssen  und  die 
zur  Unterhaltung  derselben  erforderlichen  persönlichen  und  sächlichen  Gesammtaufwen- 
dnngen  i.  J.  1878.  Ergänzungsheft  zur  Zeitschrift  des  k.  preuss.  Statist.  Bureaus.  Berlin 
1882.     gr.  Q.     132  S. 

Die  preussische  Regierung  hat  i.  J.  1879  über  den  Bestand  des  öffentlichen  Volks- 
schulwesens eine  eingehende  Erhebung  im  ganzen  Lande  veranstaltet,  um  die  Frage  be- 
antworten zu  können,  in  welcher  Weise  eine  gerechte  Vertheilung  der  Unterhaltungs- 
kosten durchzuführen  ist.  Das  Resultat  der  Erhebung  ist  hier  Übersichtlich  verarbeitet 
vorgelegt. 

Wir  geben  durchaus  zu,  dass  für  die  ins  Auge  gefasste  Frage  die  herangezogenen 
Momente  ausreichen,  bei  einigem  Interesse  und  Verständniss  für  Statistik  hätten  die 
betreffenden  Behörden  aber  sicher  die  Formulare  so  eingerichtet,  dass  sie  mit  denen  der 
früheren  Erhebungen  harmoniren ,  was  jetzt  leider  nicht  der  Fall.  Sollte  man  es  für 
möglich  halten,  dass  eine  allgemeine  Landeserhebung  Über  das  Volksschulwesen  veran- 
staltet wird  ohne  die  Geschlechter  der  Schulkinder  zu  trennen  und  den  Schulpflichtigen, 
die  der  durchschnittlichen  Schulbesucher  gegenüberzustellen  ?  Und  doch  ist  dem  so. 
Trotz  dieser  umfassenden  statistischen  Aufnahme,  kennen  wir  die  Zahl  der  männlichen 
Volksschüler  in  den  letzten  7  Jahren  nicht,  während  die  Antwort  ebenso  wichtig  wie 
leicht  zu  erreichen  war.  Auch  dass  die  Volksschulen  nicht  isolirt  betrachtet ,  sondern 
einschliesslich  der  Mittelschulen  und  höheren  Mädchenschulen  behandelt  werden,  ist  un- 
begreiflich ,  da  eine  getrennte  Aufzählung  und  spätere  Snmmirung  kaum  mehr  Mühe 
verursacht  hätte.  Die  Zuziehung  von  Fachleuten  ist  weit  wichtiger  zur  Fragestellung 
Als  zur  Verarbeitung.  —  Von  Wichtigkeit  sind  indessen  die  vorgelegten  Details  der  Unter- 
haltungskosten der  Schulen,  die  Quellen,  aus  denen  die  Deckung  geschöpft  wird,  etc. 

A.  Petermanns  Mittheilungen  aus  Justus  Perthes  geograph.  Anstalt,  her- 
ausgegeben von  Dr.  E.  Behm.  Ergänzungsheft  No.  69 :  Behm  und  Wagner ,  Die  Be- 
völkerung der  Erde.     VII.     Gotha  1882.     7  Mrk.  40  Pf. 

Das  vorliegende  Heft  hat  einen  besonderen  Anspruch  auf  Beachtung,  weil  darin  die 
Resultate  der  Volkszählungen  der  letzten  beiden  Jahre  enthalten  sind ,  und  da  noch 
niemals  früher  in  allen  Culturstaaten  in  solcher  Weise  gleichzeitig,  gleichartig  und  mit 
so  viel  Sorgfalt  die  Aufnahmen  durchgeführt  sind,  so  haben  wir  hier  zum  ersten  Male  ein 
wirklich  befriedigendes  Bild  der  Bevölkerungsverhältnisse  der  civilisirten  Länder  und 
unnähernd  der  ganzen  Erde. 

Statistisches  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbau-Ministeriums  für  1881. 
II.  III.  Der  Rcrgwerksbetrieb  Oesterreichs  i.  J.  1881.  Erste  Lieferung:  die  Produc- 
tion.     Wien   1882.     146  SS. 

Schweizerische  Statistik.  LH.  Pädagogische  Prüfung  bei  der  Rekru- 
tirung  i.  J.   1882.     Bern  1882. 

Statistik  der  Alpen  von  Deutsch-Tyrol,  red.  v.  Graf.     Innsbruck. 

Kgger,    Morbiditäts-SUtistik    v     Niederbayern   f.  d.  J.  1877,    1878,    1879  und  1880. 
Piissau  1882. 
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Alex,  von  Oettingen,    Die  Moralstatistik   in   ihrer  Bedeutung  f&r  eine  Socialethik. 

3te  Aufl.     Erlangen  1882. 
M.  K  ö  n  i  g  e  r ,  Cholera  und  Typhus  in  München.     Ein  Beitrag  zur  Sanitätsstatistik  der 

Stadt  München.     H.  I.     Die  Choleraepidemie  y.  1873 '74.     München. 

Strelbitsky,  J.,  Superficie  de  l'Europe.  Publication  du  Comit^  central  russe 
de  statistique.  Traduit  du  Russe  par  Nestor  Masson.  St  Pötersbourg  1882.  Roy. 
iD-4.     227  pag.     accompagn^es  de  deux  cartes  de  l'Europe. 

Statistical  abstract  relating  to  British  India  from  1870|71  to  1879/80. 
XVth  number.     London  1881.     8.     (Parliam.  paper  by  command.)     204  pp. 

Statistical  abstract  for  the  several  colonial  and  other  possessions 
uf  the  United  Kingdom  in  each  year  trom  18  66  to  1880.  XVUIüi  number.) 
London  1882.     8.     116  pp.     (Parliament.  paper  by  command.) 

Orano,  6.,  La  criminalitfc,  nelle  sue  relazioni  col  clima:  studio  sta- 
tistico-sociale.     Roma,  tip.  E.  Botta,  1882.     8.     156  pp.     2  1.  50  c. 

Danmarks  Statistik.  Sutistisk  Tabelvaerk,  IV.  Raekke,  Litra  A.  Nr.  2:  Vi  eiser, 
Fddsler  og  Dedsfald  i  Aarene  1875  — 1879  samt  D0dsaarsageme  i  Aarene 
1876—1879.  Udgivet  af  det  Statistiske  Bureau.  Kj^benhavu,  Gyldendal,  1882.  4. 
355  pp.  (Statistik  der  Trauungen,  Geburten  und  SterbeHUle  in  Dänemark  in  den 
Jahren  1875 — 79;  Statistik  der  Todesursachen  in  Dänemark  in  den  Jahren  1876 
bis  1879). 

Danmarks  Statistik,  En  Haandbog  of  Falb  e-Hansen  og  W.  Schar- 
ling  18do.  (2deb.  Binds  Iste)  Hefte.     Kopenhagen,  Forlagsbureauet. 

Das  vorliegende  Heft  enthält  die  Statistik  der  dänischen  Forstwirthschaft  und  ist 
vom  Oberförster ,  Dr.  P.  E.  Müller  ausgearbeitet.  Nach  einer  historischen  Einleitung, 
welche  namentlich  die  Voraussetzungen  und  Wirkungen  der  die  Forstwrirtbschaft  stark 
regulirenden  Verordnung  vom  Jahre  1805  sowie  die  Qeschichte  der  Walddomänen  (welche 
ungefähr  22^/^  des  ganzen  Waldareals  einnehmen)  behandelt,  folgt  eine  gründlidie  und 
detaillirte  statistische  Darstellung  des  jetzigen  Zustandes  der  Wälder.  Diese  Darstellung 
enthält  eine  solche  Fülle  von  interessanten  Thatsachen,  dass  es  unmöglich  wird,  auf  einem 
beschränkten  Räume  eine  Auswahl  zu  thun  und  ich  hebe  daher  nur  hervor,  dass  das 
Waldareal  eine  Grösse  von  c.  176  000  HecUren  (319104  Tonnen  Land  —  ^-6  <^|o  des 
ganzen  Areals  des  Landes  —  hat,  und  dass  circa  60  ^1^  des  Waldbodens  mit  Buchen  be- 
wachsen  ist,  welcher  Baum  nach  und  nach  die  Eiche  verdrängt  hat,  jetzt  aber  auf  vielen 
Stellen  bedroht  ist  von  der  Fichte  verdrängt  zu  werden.  E.  M. 

13.    Yenohiedenes. 

Dr.  K.  H.  Lübben,  Die  Krankheiten  Thüringens.  Nosologische  Studien 
auf  Grundlage  von  Aufzeichnungen  aus  den  Jahren  1869  — 1876  von  Mitgliedern  des 
allgemeinen  ärztlichen  Vereins  von  Thüringen  und  unter  Benutzung  der  Zusammenstel- 
lungen des  Vereinssekretärs  Dr.  L.  Pfeiffer  in  Weimar.  Strassburg,  Trübner,  1880. 
80.     66  SS. ,  5  Taff. 

Auf  Veranlassung  des  allgemeinen  ärztlichen  Vereins  von  Thüringen  wurden  meh- 
rere Jahre  hindurch  die  Krankheitsverhältnisse  in  den  thüringischen  Staaten  statistisch 
bearbeitet,  und  zwar  durch  Mittheilungen  einer  grossen  Zahl  von  Aerzten  (leider  nicht 
von  allen)  aus  allen  Gegenden  Thüringens.  Grosse  Statistiken  der  Art  haben,  wie  Vf. 
sehr  richtig  bemerkt,  viel  mehr  Werth  als  nur  die  in  Krankenhäusern  gesammelten, 
welche  aber  in  der  Litteratur  vorwiegend  existiren.  Die  Meldungen  liefen  zwar  nicht 
ganz  regelmässig  und  gleichmässig  ein  ,  indessen  giebt  die  grosse  Zahl  der  Contribuen- 
ten  und  die  Beobachtungsdauer  (1869 — 1876)  immerhin  relativ  grosse  Sicherheit  dafür, 
dass  die  hier  niedergelegten  Morbilitätsziffem  der  Wirklichkeit  möglichst  entsprechen. 
Am  genauesten  sind  die  Berichte  für  die  Jahre  1874 — 75.  Die  Gesammtzahl  der  be- 
richteten Krankheitsfälle  beträgt  über  200,000,  die  für  die  Jahre  1874—75  allein  über 
100,000.  —  (Ausser  den  reinen  Morbilitätsverhältnissen  rühren  auch  von  einzelnen  Or- 
ten makrorologische  Beobachtungen  her.) 

Die  einzelnen  Beobachtungsstationen  wurden  in  folgende  Gruppen  gebracht:  Thü- 
ringer Becken ,  Gebirge ,  Voigtland ,  Werrathal.  —  Zur  Vergleichung  werden  öfters 
herangezogen  die  Genfer  Statistik  von  Lombard ,  die  von  Haller  für  das  allgemeine 
Krankenhaus  in  Wien,  Hirsch's  Handbuch  der  historisch-geographischen  Pathologie  u.  a. 

Vf.  macht   sich   selbst  den  Einwand,    daaa  jede  Morbilitäts  -  Statistik   im  Prinzip 
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sowie  in  der  Ansfühning  bedenkliche  Seiten  habe.  Die  vorliegende  erscheint  ans  prin- 
zipiell durchaus  vernünftig;  wenn  manche  Einzelheiten  in  den  Resultaten  befremdlich 
sind ,  so  liegt  dies  ohne  Zweifel  zum  grössten  Theil  an  den  Krankheits-Diagnosen.  Im 
Orossen  und  Oanzen  wird  aber  das  Bild  ein  richtiges  sein  ,  und  die  vorliegende  Arbeit 
ist  darum  eine  entschieden  verdienstliche.  —  Wir  können  referirend  natürlich  nur  Ein- 
zelnes herausgreifen. 

Hinsichtlich  der  allgemeinen  Morbilität  nimmt  das  Frühjahr  die  erste  oder 
zweite,  der  Herbst  die  letzte  oder  vorletzte  Stelle  ein;  der  krankenärmste  Monat  war 
durchschnittlich  der  Oktober ,  der  krankenreichste  der  Januar.  Grosse  Schwankungen 
(bis  17  ®/q)   in  den  einzelnen  Jahren  und  in  den  verschiedenen  Gegenden  kommen  vor. 

Die  Sänglings-Morbilität  stellt  sich  durchaus  anders  dar  —  die  kranken- 
reichste Zeit  war  der  Sommer  (speziell  Monat  August),  die  krankenftrmste  der  Winter 
(Januar).  Dies  stimmt  vollstftndig  mit  den  sonst  bekannten  Thatsachen.  Die  Schwan- 
kungen betrugen  bis  zu  35  ^f^.  Am  häufigsten  waren  Krankheiten  der  Verdauungsor- 
gane,  demn&chst  solche  die  der  Athmungsorgane,  endlich  die  des  Centralnervensystems, 
einschliesslich  der  Krftmpfe. 

,,Entzündungskrankheiten  und  ihre  Ausgänge,  oder  wie  ein  betref- 
fender französischer  Ausdruck  lautet  Malad i  es  saisonni&res*'  —  gegen  diese 
Rubrik  möchten  wir  gelinde  Einsprache  erheben;  es  ist  alles  Mögliche  darunter  gerech- 
net. Zunächst  Magenleiden  verschiedenster  Art  Was  diese  Erkrankungen  anlangt,  so 
nUlt  der  Kurvengipfel  auf  Juli  und  August,  entsprechend  der  Kurve  der  Luft -Tempe- 
ratur, der  niedrigste  Punkt  auf  den  Februar;  das  Ansteigen  der  Kurve  ist  ein  absolut 
gleichmässiges.  —  Brechdurchfälle  (Erwachsener)  sind  am  häufigsten  im  August  und 
September  —  der  Kurvengipfel  trifft  einen  Monat  später  als  der  der  Luft  -  Temperatur 
und  entspricht  etwa  dem  der  Boden-Temperatur  (1  Meter  Tiefe);  analog  des  Minimum. 
Die  Häufigkeit  dieser  Erkrankungen  beträgt  443  unter  10,000 ;  Todesfälle  treten  durch- 
schnittlich bei  2,17  «/^  der  Erkrankten  ein. 

Kehlkopfs  leiden  (Katarrhe)  kamen  unter  108,453  Fällen  5264  mal  vor,  also 
z.B.  viel  häufiger  als  an  der  norddeutschen  Küste;  Lungenkatarrh  (incl.  Emphy- 
sem) 8405  mal  mit  250  Todesfällen.  Die  Mortalität  war  im  Gebirge  viel  geringer  als 
in  der  Ebene  (2,45  ^1^  :  4,74  o/^). 

Im  Allgemeinen  kommen  Krankheiten  der  Respirationsorgane 
in  Thüringen  viel  häufiger  vor  als  in  der  norddeutschen  Ebene. 

Fleischsucht  wurde  bei  275 ^/^ „ ^  beobachtet 

„Skrophulose  und  Rachitis*'  waren  relativ  häufig,  Tuberkulose  dagegen 
auffallend  selten  —  ein  Resultat ,  das  aufs  Aeusserste  befremden  muss ,  da  man  heute 
fast  durchweg  geneigt  ist  Skrophulose  und  Tuberkulose  als  dem  Wesen  nach  identisch 
anzusehen;  ganz  dasselbe  Verhältniss  kehrt  bei  den  Rubriken  Croup  und  Diph- 
therie wieder. 

Von  „Infektionskrankheiten'*  wurden  4110  Fälle  von  Blattern ,  7679  Fälle  von 
Masern ,  4408  Fälle  von  Scharlach,  5566  Fälle  von  Typhoid  (Darmtyphus)  mit  543  To- 
desfällen ,  2445  Fälle  von  Ruhr  beobachtet  etc.  Milzbrand  war  besonders  häufig  im 
Thüringer  Becken;  ein  Arzt  sah  in  13  Jahren  209  Fälle  davon.     Küssner   (Halle). 

L.  Pfeiffer  u.  C.  Ruland.  Pestilentia  in  nummis.  Geschichte  der  gprossen 
Volkskrankheiten  in  numismatischen  Documenten.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Medizin  und  der  Cultur.     Tübingen  1882. 
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A.     Frankreich. 

Bulletin  de  statistique  et  de  Hgislation  comparöe.  Vl^me 
Annde.  Juillet  1882:  A.  France.  Loi  relative  k  la  cröation  de  bons  de  poste 
de  sommes  fixes.  —  Loi  portant  ouverture  et  annulation  de  crödits.  Exercices  1881  et 
1882.  —  Le  projet  de  loi  sur  la  n^ociation  des  valeurs  mobili^res.  —  Achats  et  ventes 
de  rentes  efiectu^  pour  le  compte  des  d^partements,  2^  trimestre  de  1882.  —  Le  com- 
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merce  ext^rieur  de  la  France,  6  premiers  mois  de  1888.  —  Les  contribntions  directes, 
les  taxes  assimilöes  et  rimpöt  de  3  p.  ^/^  sur  le  revenu  des  valeurs  mobili^res.  —  Los 
impöts  et  revenus  indirects.  France  (6  premiers  mois)  Alg^rie  (5  premiers  mois).  —  Les 
produits   de  Tenregistrement  dn    timbre  et  des   domaines.  —  Le  timbre    des   qnittances. 

—  B.  Etranger,  Ailemagne :  Le  bndget  de  l'Empire  pour  1888 — 83.  Le  budget 
de  la  Prasse  ponr  1888 — 83.  Le  monopole  du  tabac.  Le  commerce  ext^rieur  en  1880.  — 
Russie :  La  taxe  communale  sur  les  loyers  k  Saint-Pötersbourg.  —  Etats-Unis :  La  pro- 
duction  du  tabac.  — 

Journal  de  laSoci^t^  de  statistiquede  Paris.  XXIIfe  Ann^e.  No.  8, 
aoüt  1888:  Proc^-Torbal  de  la  s^ance  du  88  juin  1888 ,  avec  annexe :  (lettre  de  M. 
de  Foville).  —  Le  mouyement  des  prix  dans  le  commerce  extdrieur.  — .  Le  d^gr^vement 
des  Sucres.  —  Le  dögr^vement  des  vins  et  des  cidres.  —  Le  mouvement  de  la  popu- 
lation  de  la  Suisse  pendant  l'ann^e  1880.  —   Les  caisses  d'äpargne   scolaires  en  Suisse. 

—  Les  mariages  en  Gr^ce.  —  La  population  de  l'ile  de  Chypre.  —  Indes  anglaises. 
La  population  de  la  colonie  des  Detroits.  —  etc. 

Moniteur  des  assurances.  Tome  XIV,  No.  166:  15  juillet  1888: 
Situation  et  progr^s  des  assurances  sur  la  vie  en  France.  I.  Rösum^  des  opcJrations 
faites  par  les  compagnies  fran^aises  depuis  leur  origine  jusqu'au  l«r  janvier  1888 ,  par 
A.  Vauzanges.  II.  Statistique  des  Operations  en  1881 ,  par  P.  Moulin.  III.  Actif  des 
compagnies  au  81  döcembre  1881  ,  par  A.  V.  —  Gomptes  rendus  des  compagnies 
d'assurances  sur  la  vie:  Compagn.  d'assurances  g^n^rales;  l'Union,  Nationale,  Phönix, 
Caisse  patemelle ;  Credit  viager ;  Caisse  ginir.  des  familles ;  TUrbaine  ;  Monde ;  1* Alliance ; 
Soleil ;  1* Aigle ;  Confiance ;  Patrimoine ;  l'Abeille ;  Temps ;  France ;  Fonci^re  ;  Centrale ; 
Nord;  Metropole.  — 

B.     England. 

Contemporary  Review,  the,  July  1888:  Law,  physical  and  moral,  by 
the  Bishop  of  Carlisle.  —  Home  Rule  from  an  English  point  of  view ,   by  A.  V.  Dicey. 

—  The  financial  aspect  of  Home  Rule ,  by  M.  Q.  Mulhall.  —  South  Africa ,  by  D. 
Wedderburn.  —  The  War  of  Creeds  in  America,  by  a  non-resident  American.  —  The 
Industrial  Training  of  Pauper  and  neglected  Girls,  by  Ellice  Hopkins.  —  Contemporary 
Life  and  Thought  in  France,  by  G.  Monod.  —  August  1888:  The  Salvation  Army. 
I.  by  W.  Booth.  II.  by  Fr.  P.  Gobbe.  III.  by  Rand.  T.  Davidson.  —  Canada  and  the 
North- West  as  an  Emigration  Field ,  by  J.  Mac  Gregor.  —  Medical  Women  for  India, 
by  F.  E.  Hoggan.  —  Co-operative  Agriculture  in  Germany,  by  J.  Rae.  —  The  official 
Expenses  of  Elections,  by  Sidn.  C.  Buxton.  —  Church  and  Democracy  at  Geneva,  by  C. 
Fremantle.  —  l^gypt  and  England,  by  Sh.  Amos.  —  etc. 

Dublin  Review,  July  1888:  Electric  Lighting.  —  Catholicism  in  North 
Africa.  —  Ireland.  —  etc.  — 

Fortnightly  Review,  the,  for  July  1888:  A  voice  from  the  Nile,  by  the 
anthor  of  the  city  of  Dreadful  Night.  —  Philosophy  in  the  Roman  Church,  by  S.  Da- 
vidson. —  Mr.  Lecky  and  Georg  III.,  by  T.  E.  Kebbel.  —  Egyptian  Policy:  a  retro- 
spect.  —  etc. 

Ma  cm  i  11  an's  Magazine  No.  87  3.  July  1888:  The  London  Police,  by  Laing 
Meason.  —  Some  thoughts  of  Browning ,  by  A.  Lewis.  —  The  Poisons  of  the  day :  a 
new  social  evil,  by  H.  W.  Hubbard.  —  Personal  reminiscences  of  General  Garibaldi, 
by  bis  aide-de  camp.  —  etc.  No.  87  4.  August  1888:  The  prelude  to  the  Franco- 
Prussian  War  of  1866 — 67,  by  E.  Strachey.  —  „Death  and  Life*S  by  A.  P.  Stonley. 
In  memoriam  July  18,  1881.  —  The  Educational  Question  in  Belgium,  by  H.  Leach.  — 
London  Playgrounds,  by  D.  Holland.  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  A  monthly  Review,  edited  by  James 
Knowles.    No.  6  6.    August  1888:  England's  Intervention  in  Egypt,  by  E.  Dicey. 

—  An  american  view  of  Ireland ,  by  E.  L.  Godkin.  —  A  cry  from  Indian  Mahomme- 
dans ,  by  Syed  Ameer  Ali.  —  Homes  of  the  Poor  in  London ,  by  R.  A.  Cross.  —  The 
Jew  and  the  Eastem  Question,  by  L.  Oliphant.  —  Comets,  by  W.  Huggins.  —  The 
Laws  of  War.  1.  Biaritime  Capture,  by  E.  de  Laveleye.  —  Cetshwayo  and  Zululand, 
by  Lady  Florence  Dixie.  —  Parliamentajry  Oaths,  by  V.  Sherbrooke.  —  etc. 

Quarterly    Review,    the.     No.  807:   (15   July  1888).     The   Fall   of  the 
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Monarchy  of  Charles  I.  —  State  and  prospects  of  Agriculture.  —  Oxford  reminiscences. 
—  The  Paralysis  of  QoTernment.  —  etc. 

C.     Oesterreich. 

Statistische  Monatschrift.  Redigirt  und  hrsg.  von  der  k.  k. 
Direktion  der  administrativen  Statistik.  VIII.  Jahrg.  18  8  2.  Augnst- 
nnd  Septemberheft:  Das  Areal  Europas.  Eine  kritische  Studie  im  Gebiete  der 
Arealstatistik  auf  Grundlage  von  J.  Strelbitzky's  grossem  Werke :  ,,Ia  superficie  de  TEurope, 
von  H.  Wagner.  —  Ans  den  Sitzungen  der  k.  k.  statistischen  Centralkommission.  — 
Realitfttenverkehr  und  Realitfttenbelastung  im  Jahre  1880.  —  Die  anwesende  einhei- 
mische Bevölkerung  nach  Zuständigkeit  und  Aufenthalt.  —  Die  Wälder  Oesterreich- 
Ungarns ,  von  K.  Krafft.  —  Die  Getreidepreise  im  XIX.  Jahrhundert  mit  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Preisschwankungen,  von  Böla  Földes.  —  etc. 

£.     Italien. 

Annali  di  agricoltura  188  1.  No.  81:  Roma  ed  il  Lazio  dal  punto  di 
vista  agrario  ad  igienico.  Considerazioni  di  A.  Alessandrini.  —  N  o.  3  2 :  Atti  del 
Consiglio  di  agricoltura.  Sessione  1880.  —  N  o.  3  3:  La  legislazione  intorno  alla  caccia 
vigente  nelle  varie  provincie  del  Regno.  —  No.  3  4:  Relazione  intorno  ai  lavori  della 
R.  Stazione  di  entomologia  agraria  di  Firenze  per  gli  anni  1877 — 78 ,  per  Av.  Targ. 
Tozzetti.  Parte  scientifica.  —  No.  3  5  :  La  Fillossera  in  Italia  (dair  agosto  1879  al 
giugno  1881,  623  pp.  con  8  tavole.  —  No.  3  6:  Elenco  delle  specie  di  nccelll  che 
trovansi  in  Italia  stazionarie  o  di  passaggio,  colle  indicazioni  delle  epoche  della  nidifi- 
cazione  e  della  migrazione ,  per  E.  H.  Giglioli.  —  N  o.  3  7:  Concorsi  intemazionali  di 
macchine  agrarie.  Concorso  di  piccole  trebbiatrici  a  vapore.  Perugia,  anno  1880.  — 
N  o.  3  9:  Concorsi  agrari  regional!  No.  13 :  Concorso  di  Caltanissetta.  —  N  o.  4  0 : 
Studi  intorno  al  riordinamento  del  servizio  ippico,  (210  pp.)  —  N  o.  41:  Atti  della 
Commissione  consultiva  per  la  fillossera  (4 — 8  luglio  e  15 — 17  sett.  1881).  —  Annali 
di  agricoltura  1882  (No.  1):  La  Fillossera  in  Itolia  nel  1881.  Atti  della  Com- 
missione consultiva  per  la  Fillossera  (424  pp.). 

Annali  delT  industria  e  del  commercio  1881  (No.  4  0):  Atti  del 
Congresso  del  credito  fondiario.  285  pp.  —  18  82  (No.  1) :  Sülle  applicasioni  industri- 
ali  della  corrente  elettrica  alla  mostra  internazionale  di  elettricitä  tenuta  in  Parigi  nel 
1881.  Relazione  di  Gal.  Ferraris.  175  pp.  —  (No.  2):  Le  principali  applicazioni  in- 
dustriali  dell'  elettricitä  all'  Esposizione  internazionale  di  Parigi  del  1881.  Relazione 
presentata  il  Ministro  di  agricoltura,  industria  e  commercio  dair  ing.  D.  V.  Piccoli.  — 

Annali  di  statistica.  Serie  2»  (1881)  Vol.  24  e  2  5.  Vol.  24:  La  cir- 
colazione  monetaria  ed  il  corso  forzoso  in  Russia.  Studio  storico-critico  di  F.  de  Rocca. 
(485  pp.)  —  Vol.  2  5:  Süll'  ammonizione  e  sul  domicilio  coatto  secondo  la  legislazione 
italiana.  —  Terzo  censimento  generale  della  popolazione  del  Regno  da  farsi  il  81  di- 
cembre  1881.  — 

H.     Schweiz. 

L'Union  postale.  (Berne)  Vol.  VII:  No.  8,  1.  aoüt  1882:  L'i^change 
postal  international  depuis  1875  jusqu'en  1880.  — ^Service  international  des  caisses 
d'epargne  postales,  entre  la  France  et  la  Belgique.  — 
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Annalen  des  deutschen  Reichs  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  and 
Statistik,  hrsg.  von  G.  Hirth  und  Max  Seydel.  1882.  Nr.  7/8:  Materialien  zur 
Tabakmonopolfrage.  Schluss.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waaren  im  Grosshandel 
1881.  —  Die  Zukunft  der  deutschen  Fabrikinspektion,  von  P.  Dehn.  —  Wahlergeb« 
nisse  der  allgem.  Wahlen  für  die  V.  Legislaturperiode  des  Reichstags  im  Jahre  1881.  — 
Ghmndsfttze  für  die  Besetzung  der  Subaltem-  und  Unterbeamtenstellen  bei  den  Reichs- 
dod  Staatsb^örden  mit  Militärauwllrtem.  —  Einfuhr  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Waaren- 
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artÜcel   im    deatschen  Zollgebiet  vom  1.  Januar  bis   Ende  Dezember  1881.  —  Der  kor- 
porative Hülfskassenzwang  (Besprechung  der  besügl.  A.  Schaeffle'schen  Schrift). 

Arbeiterfreund,  der.  Zeitschrift  des  Centralvereios  für  dasWohl 
der  arbeitenden  Klassen.  Hrsg.  von  V.  Böhmert  und  B.  Gneist.  Jahrg.  XX. 
(1882).  Heft  3:  Dis  socialen  Aufgaben  der  Gemeinden,  von  V.  Böhmert.  —  Zur  Mo- 
ralstatistik.  Untersuchungen  über  den  Selbstmord,  von  A.  G.  —  Eine  &nische  Alters- 
versorgungskasse, von  P.  Schmidt.  —  Zwanzig  Vorschriften  der  Hygiene  und  Lebens- 
klngheit.  —  Die  Erfolge  der  fakultativen  Fortbildungsschulen  in  Berlin.  —  Monatschro- 
nik über  die  Monate  Mai  und  Juni  1882.  — 

Journal  für  Landwirthschaft,  hrsg.  von  W.  Henneberg  und  G.  Drechs- 
ler in  Gatt  in  gen.  Band  XXX.  1882.  Heft  2:  Der  Atlas  der  Bodenkultur  des 
deutschen  Reichs,  von  H.  Grüner.  —  Untersuchungen  über  die  naturgesetzlichen  Grund- 
lagen der  Hopfenkultur,  von  R.  Braungart.  —  Düngungsversuche  mit  Kalisalpeter  zu 
Kartoffeln,  von  Edler.  —  Versuche  über  den  Einfluss  der  Temperatur,  des  Futters  und 
des  öfteren  Scheerens  auf  die  Wollproduktion,  von  H.  Weiske  und  B.  Behmel.  —  Ueber 
Pflanzenverg^ftungen,  von  C.  Krauch  etc.  — 

Monatshefte  zur  Statistik  des  deutsch  en  Reich  s  für  18  8  2.  Juni- 
heft: Uebersicht  über  die  Einnahmen  an  Zöllen  und  gemeinschaftl.  Verbrauchs-  und 
Stempelabgaben  im  deutschen  Reiche  während  des  Etatsjahrs  1881 18 2.  —  Die  Haupter- 
gebnisse der  Waaren Verkehrsstatistik  des  deutschen  Zollgebiets  im  Jahre  1881.  —  Ueber- 
sicht über  den  Tabakbau  und  die  Ergebnisse  der  Tabakemte  im  deutschen  Zollgebiet 
für  das  Erntejahr  1881|82.  —  Nachweisung  des  Verbrauchs  von  gestempelten  Blankets 
und  Stempelmarken,  sowie  der  Einnahme  an  Wechselstempelsteuer  im  deutschen  Reiche 
während  des  Etatjahres  1881|82.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waaren  im  Gross- 
handel, Juni  1882.  —  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Waarenartikel  im  deutschen 
Zollgebiete  für  Juni  1882  und  die  Zeit  vom  Januar  bis  Juni  1882.  —  Versteuerte  Rü- 
benmengen im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und  Ausfuhr  von  Zucker  im  Juni 
1882.  — 

Rundschau  der  Versicherungen,  begründet  von  E.  A.  Masins,  hrsg.  von 
H.  Oesterley.  Jahrg.  XXXII.  Lief  er.  13  —  14  vom  15.  Juli  1882:  Der 
Stand  der  Assekuranzwissenschaft.  —  Rechtsfragen  der  Feuerversicherung.  —  Zur  Mor- 
talitätsstatistik. —  Neue  Bahnen  für  die  Lebensversicherung.  —  Die  Hagelschläge  und 
deren  Entstehung.  —  Rionione  adriatica  di  sicnrtä  in  Triest  —  Allgem.  Versorgungsan- 
stalt im  Grossherzogth.  Baden  zu  Karlsruhe.  —  Theaterreglement.  —  Rundschau  über 
die  Tagesbegebenheiten  etc.   — 

Unsere  Zeit.  Deutsche  Revue  der  Gegenwart,  hrsg.  von  R.  v.  Gott- 
schall. Jahrg.  1882.  Heft  7 — 8:  Französische  Stimmen  über  Deutschland  und  die 
Deutschen,  von  L.  Teilenbach.  Artikel  I — IL  —  Die  Administration  Garfield's  und  der 
Guiteau-Prozess,  von  R.  Doehn.  Artikel  I — II.  —  Ueber  die  letzterschienenen  Kometen, 
von  M.  W.  Meyer.  —  Die  Parteien  im  deutschen  Reichstage,  von  Joh.  Berg.  Art  lU.  — 
Afghanistan  und  der  englisch-afghanische  Krieg,  von  W.  Balck.  Artikel  UI.  —  Reise- 
skizzen aus  dem  westlichen  Himalaya-  und  dem  Karakornmgebirge,  von  K.  E.  v.  Ujfalvy. 
Artikel  I.  —  Aegypten  und  die  Konsulate,  von  H.  Wachenhusen.  —  Aus  Metternich's 
nachgelassenen  Papieren,  von  W.  Rogge  etc.  — 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen.     X.  Jahrg.    No.  5 

—  7:  Mai  —  Juli  1882:  Die  deutschen  Feuerversicherungs - Actiengesellschaften  im 
Jahre  1880.  —  Die  Feuerlöschkassen  -  Beiträge  im  Königreich  Sachsen  betreffend.  — 
Statistische  Erhebungen  der  „Germania**,  Lebensversicherungs-Actiengesellschaft  zu  Stet- 
tin ,  über  die  Sterblichkeitsverhältnisse  bei  verschiedenen  Berufsarten.  —  Geschäftsstand 
des  Rückversicherungsverbandes  deutscher  Lebensversicherungs-Gesellschaften,  Ende  1861. 

—  Annahmeverpflichtung  und  Ablehnungsbefug^iss  der  öffentlichen  Brandkassen.  —  etc. 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  red.  von  J. 
Neumann.  Jahrg.  X.  Nr.  8,  August  1882:  Die  Rechte  der  Hypothekengläubiger 
im  rheinisch-französischen  Rechtsgebiete.  —  Zur  Statistik  der  Brandursachen  im  Jahre 
1881.  —  Ueber  Heredität  etc. 

Vierteljahrsschrift  für  Vol  ks  wi  rthschaft,  Politik  und  Kultur- 
geschichte, Hrsg.  von  £.  Wiss.  XIX.  Jahrg.,  1882,  Band  3:  Ueber  die 
Bedingungen  des  Krieges  und  Friedens ,  von  Ed.  Wiss.  —   Die  geschichtliche  Entwicke- 


302  ^^®  periodische  Presse  Deutschlands. 

lang  der  Arbeiterversichening ,  yon  Zeller.  —  Ueber  wirthscbaftliche  Zustände  in  den 
Niederungen  des  nordwestlichen  Deutschlands ,  von  F.  M  e  y  n.  —  Die  Entwickelang  der 
Champagnerfabrikation  in  Europa,  yon  F.  Gätschenberger.  —  Die  Finanzen  Frankreichs, 
von  W.  Gossrau.  —  Volkswirthschaftl.  Korrespondenzen  aus  Paris  und  Wien ,  von  M. 
Block  und  E.  Blao.  —  etc. 

Zeitschrift  für  das  Berg-,  Hätten-  und  Salinenwesen  im  preussi- 
sehen  Staate.  Band  XXX,  Heft  2:  Der  Bergbau  am  nordwestlichen  Oberhane, 
von  F.  Schnell.  —  Die  Ursachen  der  bedeutenderen  Explosionen  schlagender  Wetter 
auf  den  englischen  Kohlengruben  im  Jahre  1880  und  die  Untersuchungen  von  A.  Abel 
fiber  den  Einfluss  von  Staub  auf  Explosionen  in  Kohlengruben ,  von  R.  Nasse.  —  Die 
Maschinenanlage  des  bergfiskalischen  Wasserwerkes  zu  Malstatt  bei  Saarbrücken ,  von 
G.  Pinno.  —  Wirksamkeit  der  neuen  gusseisemen  Winderhitzungsapparate  auf  der  Glei- 
witzer  Hütte,  von  Wiebmer.  —  Die  Stein kohlengruben  Preussens  nach  der  Art  ihrer 
Wetterführung,  von  Hasslacher.  —  Heft  3:  Das  Wasserrecht  am  Oberharze,  von  Engels. 
—  Der  Grubenbrand  auf  der  Steinkohlengrube  Cons.  Floren tine  bei  Ober-Lagiewnick  in 
Oberschlesien  am  3.  April  1881,  v.  Kosmann.  —  Notizen  über  die  Dachschiefergewinnang 
zu  Angers,  von  Nasse.  —  Versuche  und  Verbesserungen  bei  dem  Bergwerksbetriebe  in 
Prenssen  während  des  Jahres  1881.  —  Schwefel  vorkommen  in  Oberschlesien,  von  Wil- 
liger. —  Die  Kohlenaufbereitung  auf  der  Steinkohlenzeche  Rheinpreussen  bei  Homberg 
am  Rhein,  von  Hochstrate.  —  Der  Schlussbericht  der  französischen  Schlagwetter-Kommis- 
sion, von  Hasslacher.  — 

Zeitschrift  des  königL  bayerischen  Statist.  Bnreau's,  redig.  von 
dessen  Vorstand  L.  von  Müller.  XIII.  Jahrg.  188  1.  Nr.  4:  Bewegung  der 
Bevölkerung  im  Königr.  Bayern  in  den  5  Jahren  1876  bis  1880  mit  einigen  Rückblicken 
von  K.  Rasp.  —  Die  Ernten  des  Jahres  1881  in  Bayern,  von  v.  Müller.  —  Ergebnisse 
der  Civil-  und  Strafrechtspflege  bei  den  Gerichten  des  Königr.  Bayern  im  Jahre  1880. 
Veröffentlicht  vom  kgl.  Staatsministerium  der  Justiz.  —  Nach  Weisungen  über  den  Ver- 
kauf von  Getreide  auf  den  bayerischen  Schrannen  pro  IV.  Quartal ;  desgleichen  für  die  6 
hauptsächlichsten  Schrannen  nach  einzelnen  Wochen  pro  lU-  Quartal.  —  Viktualienpreise 
an  verschiedenen  Orten  Bayerns  pro  UI.  Quartal.  —  Nachweisungen  über  den  Verkauf 
von  Getreide  auf  den  bayerischen  Schrannen  für  das  Kalenderjahr  1881.  —  Die  Getreide- 
preise des  Ernt€jahres  1880/81  nach  einzelnen  Monaten.  —  Jahresdurchschnittspreise  der 
Viktualien  für  das  Jahr  1881.  — 

Zeitschrift  des  K.  Sächsischen  statistischen  Bureau's.  Redigirt 
von  V.  Böhmert.  XXVII.  Jahrg.  1881,  Heft  1  u.  2:  Die  sächsische  Volks- 
zählung vom  1.  Dezember  1880,  von  V.  Böhmert.  — 

Zeitschrift  für  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danckelmann. 
Jahrg.  XIV,  Heft  5  (Mai):  Aus  v.  Bauer's  Rothbuche ,  von  Weise.  (Mit  Bachen- 
Ertragstafeln.)  —  Die  Vertheilung  und  Benutzung  des  Bodens  in  den  Stadt-  and  Land- 
gemeinden, Guts-  und  Forstbezirken  und  im  Gesammtgebiete  Preussens,  bearbeitet  durch 
von  Alten.  —  etc.  Heft  6  (Juni):  Aphorismen  über  die  preussische  Staats- Forstver- 
waltung, von  Frh.  von  der  Reck.  —  Beiträge  zur  Statik  des  Waldbaues,  von  £.  Ra- 
mann n.  H.  Will.  —    Die  Kreuznacher  und  St.  Goar-Bopparder  Lohrinden  Versteigerung 

1881  und  1882,  von  v.  Alten.  —  Das  neue  Ministerium  der  Landwirthschaft  in  Frank- 
reich, etc.  —  Heft  7,  Juli:  Aphorismen  über  die  preussische  Staatsforstverwaltang, 
von  Frh.  von  der  Reck.  —  Loh-  und  Rindenpreise  auf  dem  Rindenmarkt  zu  Heilbronn 
während  der  22  Jahre  1861 — 1882,  von  O.  Mundt  —  Die  Ausfuhr  von  Holz,  Holz- 
waaren,  Gerb-  und  Farbstoffen  aus  dem  österr.-ungar.  Zollgebiete  nach  und  über  Deutsch- 
land während  des  Jahres  1879,  von  B.  Dauckelmann.  —  Heft  8,  August:  Holsver- 
werthung  und  Holzverwerthungs-Konjunkturen  im  Buchenhochwald  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung des  BÜdinger  Waldes ,  von  Urich.  —  Aphorismen  über  die  preuss.  Staatsforst- 
verwaltung, von  Frh.  von  der  Reck.  —  Versammlung  des  Harzer  Forstvereins  im  Joni 
1882.  —  Die  XXXX.  Generalversammlung  des  schlesischen  Forstvereins  am  8.,  4.,   5.  Juli 

1882  in  Ohlau,  von  Guse.  —  Ergebnisse  des  Betriebes  der  kgl.  Kiefemsamendarren  für  das 
Wirthschaftsjahr  vom  1.  Oktober  1880/81.  —  Der  1882er  Rindenmarkt,  bearbeit.  durch 
V.  Alten.  — 
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V. 

Die  städtische  BeTolkernDg  froherer  Jahrhunderte. 

Nach  urkundliohen  Materialien  aus  dem  BathB-Arohiye 

der  Stadt  Bostook. 

Von 

Prof.  Dr.  H.  Paasohe  in  Bestock. 

A.    AUgeiidMer  ThdL 

Wer  einen  tieferen  Einblick  in  die  Verhältnisse  früherer  Zeiten 
thun  will  und  Ursache  und  Wirkungen  in  den  wechselvollen  Erschei- 
nungen des  politischen,  wirthschaftlichen  und  sozialen  Lebens  ver- 
gangener Jahrhunderte  zu  erforschen  sucht,  der  wird  ebenso  wenig, 
wie  zur  Erkenntniss  der  heutigen  Zustände,  einer  statistischen 
Grundlage  und  annähernden  Kenntniss  der  Zahlenverhältnisse 
vöUig  entbehren  können,  in  denen  die  Kräfte  auf  einander  wirken. 
Und  wie  man  gegenwärtig,  um  die  Macht  und  Bedeutung  der  einzel- 
nen staatlichen  und  städtischen  Gemeinwesen  zu  beurtheilen,  es  fQr 
die  erste  und  selbstverständliche  Voraussetzung  hält,  dass  man  die 
Grösse  ihrer  Bevölkerung  kenne,  so  sollte  man  meinen,  dass 
es  auch  für  die  Beurtheilung  früherer  Jahrhunderte  ein  unab- 
weisbares Bedürfhiss  sei,  zu  wissen,  wie  gross  die  Volksmenge 
der  in  der  Geschichte  auftretenden  kleineren  und  grösseren  Staatenbil- 
dungen gewesen  sei.  Eine  solche  Kenntniss  scheint  aber  für  vergangene 
Zeiten  noch  um  so  nothwendiger,  da  wir  weniger  als  für  die  Gegen- 
wart die  intellektuellen  und  moralischen  Kräfte,  die  über  Macht  oder 
Ohnmacht  der  einzelnen  Staaten  mit  entscheiden,  zu  beurtheilen  und 
in  Rechnung  zu  stellen  vermögen. 

Leider  ist  es  aber  als  absolute  Unmöglichkeit  zu  bezeichnen, 
für  ganze  Territorien,  so  weit  das  germanische  Mittelalter  in 
Frage  kommt,  nachträglich  Aufschlüsse  über  die  Volkszahl  derselben 
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ZU  geben;   denn  es  fehlt  an  jeder  Grundlage  zu  einer  auch  nur  leid- 
lich sicheren  Schätzung. 

Wohl  aber  wird  man  es  a  priori  für  möglich  erachten,  für  die 
Städte  des  Mittelalters,  diese  Brennpunkte  des  Verkehrs  und  des 
politischen  Lebens,  die  Bevölkerungsverhältnisse  zu  erforschen,  und 
dass  auch  diese  beschränktere  Aufgabe  schon  wichtig  genug  ist,  dürfte 
wohl  kaum  zu  bezweifeln  sein.  Denn  wie  ist  es  möglich,  ohne  eine 
Vorstellung  von  der  Grösse  und  der  Steuerfähigkeit  der  städtischen 
Bevölkerung  sich  die  Macht  der  Städte  des  Mittelalters  klar  zu  machen, 
die  es  einzeln  oder  im  Bunde  mit  Ihres  gleichen  wagen  konnten, 
mächtigen  Fürsten  und  Königen  in  blutigen  Schlachten  entgegenzu- 
treten? Wie  kann  man  die  Bedeutung  der  Kämpfe  zwischen  den 
Geschlechtem  und  dem  zünftigen  Handwerk,  wie  die  sozialen  Ver- 
hältnisse innerhalb  der  Bürgerschaft  selbst  recht  würdigen,  wenn  man 
keine  Kenntniss  hat  von  der  Vertheilung  der  Bevölkerung  auf  die  ein- 
zelnen Berufsklassen,  von  der  Zahl  der  selbständigen  und  der  Hülfs- 
arbeiter,  des  Gesindes  und  dergleichen? 

Um  so  auffallender  ist  es,  dass  so  überaus  selten  sich  in  den 
Ueberlieferungen  aus  früherer  Zeit  zahlenmässige  Angaben  über 
die  Volksmenge  in  den  Städten  finden,  und  dass  dieser  Mangel  selbst 
noch  in  einer  Zeit  hervortritt,  wo  die  Verwaltung  der  Stadtgemeinde 
bereits  eine  so  weit  ausgebildete  und  durchgebildete  war,  dass  man 
von  den  städtischen  Behörden  eine  ziemlich  genaue  Kenntniss  der 
Grösse  der  Einwohnerzahl  mit  Sicherheit  voraussetzen  muss.  Wur- 
den doch  beispielsweise  aussergewöhnliche  Ansprüche  an  die  Stadt- 
kassen vielfach  durch  Umlegung  von  Kopfsteuern  gedeckt,  und  da 
hierbei  gar  häufig,  je  nach  dem  momentanen  Bedarf  das  halbe,  ganze 
oder  doppelte  Kopfgeld  ausgeschrieben  wurde,  hie  und  da  auch  ^nach 
dem  Stande^*  verschieden  hoch  bemessen,  so  muss  man  wohl  anneh- 
men, dass  die  Verwalter  der  städtischen  Finanzen  einen  Ueberblick 
über  die  muthmaasslichen  Einnahmen  aus  diesen  Steuern  hatten,  also 
auch  über  die  Grösse  der  vorhandenen  Bevölkerung  leidlich  unter- 
richtet waren.  Ebenso  beweisen  die  meist  sehr  sorgfältig  im  voraus 
angelegten  Steuerbücher  für  regelmässige  Steuern,  —  auf  die  wir 
weiter  unten  zurückkommen,  —  dass  die  polizeiliche  Controle  der 
Einwohnerschaft  eine  weit  ausgebildete  war,  und  trotzdem  finden  sich 
in  den  gleichzeitigen  Ueberlieferungen,  namentlich  auch  in  den 
Städtechroniken  unseres  Wissens  nicht  die  geringsten  Zahlen- 
angaben über  die  Volkszahl  der  Städte.  Wenn  sich  die  Geschichts- 
schreiber verpflichtet  fühlen,  zur  Verherrlichung  ihrer  Vaterstadt  ein 
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Bild  voD  der  Grösse  und  Pracht  derselben  zu  entrollen,  so  wird  wohl 
in  einzelnen  Fällen  die  Zahl  der  Häuser  geschätzt^),  häufiger  sind 
Angaben  über  die  Zahl  der  Kirchen  und  Klöster,  der  Thore  etc.  oder 
über  den  Umfang  der  Stadt  und  die  grösste  Längenausdehnung  der- 
selben; um  die  politische  Macht  zu  kennzeichnen,  finden  sich  wohl 
Angaben  über  die  Zahl  der  Bewaffneten,  die  zum  Kampfe  gestellt 
werden  oder  über  die  Zahl  der  Kanonen,  die  die  Wälle  der  Stadt 
schützen,  aber  nirgends  eine  Zahl  über  die  Grösse  der 
städtischen  Bevölkerung. 

Selbst  noch  im  17^  Jahrhundert  scheint  der  Sinn  für  derartige 
statistische  Angaben  dem  Volke  fast  ganz  gefehlt  zu  haben,  denn 
was  heutzutage  selbstverständlich  in  jedem  Handbuch  der  Geographie, 
die  Bevölkerungsziffer,  suchten  wir  vergeblich  in  den  umfang-  und 
inhaltreichen  topographischen  und  geographischen  Handbüchern  da- 
maliger Zeit.  Weder  die  bekannte  Kosmographie  Sebastian  Münster's 
noch  die  für  die  norddeutschen  Verhältnisse  besonders  schätzbare 
Topographia  Saxoniae  Inferioris^)  enthalten  derartige  Daten. 

Wir  haben  daher  gerade  in  Bezug  auf  die  statistische  Grundlage 
eine  recht  empfindliche  Lücke  in  unserer  Erkenntniss  des  wirthschaft- 
lichen  und  sozialen  Lebens  im  Mittelalter  zu  verzeichnen,  eine  Lücke, 
die  um  so  empfindlicher  war,  als  es  bisher  fast  an  jeder  Möglichkeit 
fehlte,  sie  mit  einiger  Sicherheit  auszufüUen. 

An  Versuchen  dazu  hat  es  freilich  nicht  gefehlt,  aber  sie  blieben 
fast  durchweg  anfechtbare  Schätzungen,  bei  denen  man  von  un- 
bewiesenen Hypothesen  ausging  und  vielfach  unter  Zugrundelegung 
moderner  Zustände  aus  einzelnen  Anhaltspunkten  auf  die  damals 
wahrscheinlich  wesentlich  anders  gestalteten  Verhältnisse  schloss. 

Wir  sind  durch  die  Arbeiten  Schönbergs*),  vor  Allem  aber 
durch  die  kürzlich  erschienene,  verdienstvolle  Abhandlung  von  Dr. 
Bücher^)  über  die  Frankfurter  Bevölkerung  der  Mühe  überhoben, 


1)  Topographia  Saxoniae  Inferioris,  Das  ist  Beschreybung  der  Vymehmsten  Stiitte 
unnd  Platz  in  dem  hochl.  nider  Sachfi:  Krayfi  Frankfurt.     MDCLIII. 

2)  Dr.  G.  Schdnberg,  ,,Finanz Verhältnisse  der  Stadt  Basel  im  XIV.  und  XV. 
Jahrhundert/'     Tübingen  1879. 

3)  Dr.  K.  Bücher  in  München:  „Zur  Mittelalterlichen  Beyölkenmgsstatistik  mit 
besonderer  Bücksicht  auf  Frankfurt  a.  M.*'  in  der  Zeitschrift  ftir  die  ges.  Staatsw.  1881, 
S.  535—580  und  1882  S.  28—127. 

Wir  hatten ,  als  der  erste  Theil  dieser  Abhandlung  erschien ,  bereits  ein  gut  Stück 
der  vorliegenden  Arbeit  vollendet  und  haben  dann  in  der  Erwartung  des  sweiten,  spe- 
ziellen Tlieils  mit  dem  Abschluss  unserer  Untersuchungen  gesdgert.  Leider  ist  aber  auch 
in  der  zweiten  Hälfte  der  Arbeit,  so  fleissig  und  bis  ins  kleinste  Detail  yordringend  sie 
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alle  diese  zahlreichen  Versuche  hier  vorzufQhren  und  zu  besprechen. 
Wir  können  uns  namentlich  für  die  früheren  Arbeiten  den  Ausfüh- 
rungen Buch  er 's  (S.  546  ff.)  in  den  meisten  Punkten  anschliessen. 
Alle  jene  Schätzungsversuche  leiden  an  dem  einen  Fehler,  dass  man 
einzelne  Faktoren  der  Berechnung  den  modernen  Verhältnissen  ent- 
lehnte und  keinerlei  Sicherheit  vorhanden  ist,  dass  jene  Annahmen 
wirklich  zutreffend  sind.  Bei  der  Verschiedenheit  der  Grundlagen, 
von  denen  man  dabei  ausging,  ist  es  auch  kein  Wunder,  dass  für  ein 
und  dieselbe  Stadt  die  oft  recht  geistvollen  Konjekturen  der  verschie- 
denen Forscher  weit  auseinander  gingen  in  ihren  Resultaten  und  zu- 
weilen die  doppelte  und  dreifache  Zahl  angenommen  wird,  die  ein 
anderer  glaubt  behaupten  zu  dürfen^). 

Dass  mit  solchen  Schätzungen,  deren  Grundfaktoren  un- 
sicher und  unzuverlässig  sind,  der  Wissenschaft  nicht  gedient 
sein  kann,  liegt  klar  auf  der  Hand,  sie  verwirren  mehr,  als  dass  sie 
zur  Klärung  der  Anschauungen  beitragen.  Es  ist  aber  leichter,  die 
bisherigen  Schwächen  zu  erkennen,  als  etwas  Besseres  an  deren  Stelle 
zu  setzen,  denn  es  fehlt  bisher  an  jeder  zuverlässigen  Verhältniss- 
zahl, um  auf  Grund  vorhandener  Angaben  über  einzelne  Bestandtheile 
der  Bevölkerung  die  Gesammtzahl  berechnen  zu  können.  Bücher, 
der  diesen  Mangel  besonders  betont,  kommt  zu  dem  Resultat,  dass 
für  alle  Bevölkerungsberechnungen  die  bürgerliche  Familie,  als 
„die  Grundlage  der  politischen,  sozialen  und  wirthschaftlichen  Glie- 
derung in  den  mittelalterlichen  Städten^^  die  Einheit  bilden  müsse. 
„Gelänge  es,  für  die  durchschnittliche  Kopfzahl  einer  städtischen  Fa- 
milie eine  zuverlässige  Ziffer  zu  ermitteln,  so  müsste  sich  ohne  Zweifel 
die  Berechnung  der  gesammten  bürgerlichen  Einwohnerzahl,  einschliess- 
lich des  hausangehörigen  Dienstpersonals,  in  ziemlich  sicherer  Weise 
vornehmen  lassen,  und  diese  würde  von  der  Gesammtzahl 
der  Einwohner  nicht  sehr  weit  abweichen.'^ 

Diese  Durchschnittszahl  glaubt  er  aber  mit  voller  Sicherheit 
der  Nürnberger  Volkszählung  von  1449  entnehmen  zu  können, 
die  er  für  absolut  zuverlässig  und  von  unschätzbarem  Werth  für  Ar- 
beiten der  vorliegenden  Art  taxirt. 

Wir  gestehen  ihm  gerne  zu,  dass  die  Basis  für  alle  Bevölkerungs- 
berechnungen unendlich  viel  sicherer  wäre,  wenn  es  gelänge,  eine 

ist,  erst  ein  geringer  Theil  des  yorhandeneo  Materials,  das  Bürgerverseichniss  von  1387, 
benntst,  uid  dies  Kateiial  ist  ein  dorchaos  anderes,  als  die  uns  in  dem  Bostocker  Archiv 
i^r  Verfliffang  steheadeD  QneUen  ergeben.  Aof  die  Resultate  dieser  Schfttzong  kommen 
mir  VDtm  snrftek. 

1)  ViffL  8eh<Siiberg  a.  a.  O.  8.  510  u.  611. 
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solche  Durchschnittsziffer  für  die  Grösse  der  bürgerlichen  Familie  zu 
finden.  Es  hat  uns  aber  einigerroaassen  überrascht,  dass  gerade  er, 
der  so  scharf  und  richtig  die  Mängel  anderer  Berechnungsmethoden 
aufzudecken  versteht,  sich  selbst  zu  solcher  Einseitigkeit  verleiten 
lässt  und  in  der  einen  Ziffer  für  Nürnberger  Verhältnisse  den  Schlüs- 
sel zur  Lösung  des  Räthsels  für  alle  anderen  gefunden  zu  haben 
glaubt  Macht  er  doch  selbst  mit  Recht  auf  die  wechselvollen 
Erscheinungen  des  mittelalterlichen  Lebens  aufmerksam,  die  ein  Gene- 
ralisiren  nicht  zulässig  erscheinen  lassen!  Wie  kann  er  aber  dann 
das  hier  zufällig  für  eine  Stadt  von  eigenartiger  Bedeutung 
gefundene  Resultat  auf  alle  anderen  Verhältnisse  übertragen  wollen? 
Denn  wenn  schon  in  der  Gegenwart,  wo  der  lebhafte  wechselseitige 
Verkehr,  viel  eher  als  im  Mittelalter,  eine  äusserliche  Gleichheit 
schaffen  könnte,  trotzdem  Verschiedenheiten  der  einschneidensten  Art 
sich  finden,  Verschiedenheiten,  die  sich  von  Land  zu  Land,  von  Volks- 
stamm zu  Volksstamm  geltend  machen,  so  werden  solche  Unterschiede 
gewiss  nicht  minder  existiren  in  mittelalterlichen  Städten.  In  Städten, 
von  denen  jede  ihre  eigenartige  Entwicklung  aufzuweisen  hatte,  wo 
nicht  nur  hier  Gewerbe,  dort  Handel  oder  Land-  und  Garten wirth- 
schaft  dem  städtischen  Leben  einen  eigenartigen  Stempel  aufdrückten, 
sondern  wo  namentlich  die  Verschiedenheit  der  politischen  Stellung, 
die  mehr  oder  minder  häufigen  Verwicklungen  in  kriegerische  Strei- 
tigkeiten, die  Wiederkehr  verheerender  Seuchen  und  Pestilenzen  die 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  ganz  verschieden  beeinflussten,  und 
der  Zuzug  von  Aussen  bald  stark,  bald  schwach  war,  je  nachdem 
den  Nichtbürgem  das  Wohnen  innerhalb  der  Ringmauern  erleichtert 
oder  erschwert  wurde. 

Darum  ist  es  unseres  Erachtens  absolut  unmöglich,  die  eine 
für  Nürnberg  gefundene  Zahl,  selbst  wenn  wir  annehmen  wollten,  dass 
sie  zuverlässig  und  unantastbar  sei,  auf  andere  mittelalterliche  Städte 
zu  übertragen.  Denn  Zufälligkeiten  mancherlei  Art,  die  herrschende 
Kriegsnoth,  ev.  Stocken  des  Absatzes  für  gewerbliche  Produkte,  vor- 
hergegangene Epidemien  können  und  werden  gerade  diese  einzelne 
Zahl  beeinflusst  haben,  so  dass  es  rein  zufällig  wäre,  wenn  sie 
dem  Durchschnitt  entsprechen  sollte.  Denkt  doch  auch  gegenwärtig 
Niemand  daran,  die  Ziffern  für  die  Vertheilung  der  Bevölkerung,  wie 
sie  aus  einer  einzigen  Volkszählung  in  einer  einzigen  Stadt 
gewonnen  werden,  auf  alle  Städte  eines  Landes  oder  auch  nur  auf 
Städte  von  gleicher  Bedeutung  mit  dieser  zu  übertragen.  Wir  werden 
auch  weiter  unten  noch  Material  bringen,  um  zu  zeigen,  wie  wenig 
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die  Nürnberger  Ziffern  Anspruch  darauf  erheben  können,  den  Durch- 
schnitt zu  repräsentiren. 

Die  Kopfeahl  der  bürgerlichen  Familie  hat  aber  femer  nur  dann 
Bedeutung,  wenn  man  die  Zahl  der  Bürger-Familien  kennt  und  dazu 
gleichzeitig  das  Verhältniss  der  Nichtbürger  einigermaassen 
zuverlässig  ermitteln  kann.  Beides  wird  aber  nur  in  äusserst  sel- 
tenen Fällen  möglich  sein  und  selbst  wenn,  wie  das  in  Frankfurt 
a.  M.  für  das  Jahr  1387  der  Fall  ist,  Bürgerverzeichnisse  vor- 
handen sind,  bleibt  der  Konjektur  noch  immer  ein  weiter  Spielraum 
für  die  Zahl  der  Einwohner,  die  nicht  Bürger  sind,  auch  nicht  als 
Mitglieder  einem  bürgerlichen  Haushalt  angehören.  Bücher  schätzt 
die  Zahl  der  letzteren  gering,  wir  glauben  zu  gering;  denn  wenn 
auch  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  nicht  nur  für  politische  Rechte, 
sondern  auch  für  die  wirthschaftliche  Stellung  des  Einzelnen,  nament- 
lich für  die  Aufnahme  in  den  Zunftverband,  in  der  Regel  die  noth- 
wendige  Vorbedingung  war,  so  beweisen  doch  die  wiederholt  vorkom- 
menden Erlasse  der  städtischen  Behörden»  wodurch  alle  Säumigen  oft 
unter  Androhung  harter  Strafen  zur  Erwerbung  des  Bürgerrechtes 
aufgefordert  werden,  dass  trotz  alledem  ein  beträchtlicher  Prozentsatz 
von  Nichtbürgem  sich  innerhalb  der  städtischen  Ringmauern  aufhielt 
Desgleichen  deutet  der  Wortlaut  vieler  Verordnungen,  die  sich  an 
Bürger  und  Einwohner  zugleich  wenden,  darauf  hin,  dass  neben  den 
ersteren  die  letzteren  keineswegs  unbeachtet  blieben.  Laurent^), 
der  nach  den  ältesten  Bürgerbüchern  der  Stadt  Hamburg  durch  Be- 
rechnungen, deren  Grundlage  Bücher  mit  Recht  als  unrichtig  be- 
zeichnet, aus  der  Zahl  der  Bürger  für  die  Zeit  von  1311  bis  1451 
und  von  da  bis  1595  die  Gesammtbevölkerung  der  alten  Hansestadt 
festzustellen  sucht,  nimmt  für  „die  Fremden,  die  Unverheiratheten, 
die  für  sich  lebenden  Nichtbürger"  sogar  „ein  Verhältniss  von  2  :  1 
zu  den  Familienvätern"  an.  Einen  Beweis  für  die  Zuverlässigkeit  die- 
ser Hypothese  versucht  er  nicht  einmal,  und  es  fehlt  uns  absolut 
an  Material,  um  zu  prüfen,  wie  weit  derartige  Annahmen  auf  Wahr- 
scheinlichkeit Anspruch  machen  können.  Nur  das  eine  scheint  uns 
sicher,  dass  man  nicht  regelmässig  und  dauernd  ein  solches  Ver- 
hältniss annehmen  kann.  Denn  die  einzelnen  Gommunen  verhielten  sich 
ganz  verschieden  in  Bezug  auf  die  Annahme  der  Fremden  zu  Bürger- 
recht, und  zu  verschiedenen  Zeiten  übten  dieselben  Gommunen  eine  ganz 
verschiedene  Praxis,  Nach  schweren  Kriegen  und  verheerenden  Seuchen, 

1)  Dr.  J.  C.  M.  Laurent,  f,Ueber  das  älteste  hambargische  Bürgerbuch**.     In  der 
Zeitschrift  des  Vereins  fUr  hamburgische  Geschichte,  Band  I  S.  141  ff. 
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welche  die  Bürgerschaft  dezimirten,  wurden  die  Bestimmungen  meistens 
lax  gehandhabt,  während  zu  anderen  Zeiten  die  Erwerbung  des  Bürger- 
rechtes an  eine  Menge  von  drückenden  Fesseln  geknüpft  war  und  da- 
durch die  Zahl  der  Nichtbürger  bedeutend  gesteigert  wurde  ^). 

1)  Es  sei  uns  gestattet,  wenigstens  in  der  Anmerkaog  etwas  abaaschweifen  und  auf 
Rostocker  Verhältnisse  zu  exemplificiren.  Hier  heisst  es  zunfichst  in  der  „Policey  •  Ord- 
nung eines  Ebrbarn  Rhats  der  Stadt  Rostock.  Publiciret  Anno  MDLXXVI  den  14.  Apri- 
lis**  (Rostock.     Gedruckt  durch  Augnstin  Ferber): 

,fWir  wollen  auch  nach  dieser  Zeit  keinem  Frembdeu  alhie  zu  wohnen  gestatten,  Er 
habe  den  zuuor  ein  zeugnis,  von  denen  da  er  zuuor  gewohnet  vns  gezeiget  ynd  fttr- 
gebracht,  vnd  damit,  das  er  sich  aufrichtig  vnd  wol  verhalten  glaublich  bescheiniget.** 
Der  Aufenthalt  innerhalb    der  Ringmauern  der  Stadt  wird    also  keineswegs  von 
der  Erwerbung  des  Bürgerrechtes  abhängig  gemacht,    sondern  den  Niehtbürgem 
nur    dann  das  Wohnen  in   der  Stadt  polizeilich  untersagt«    wenn    sie  kein  gutes  Leu- 
mundszeugniss  beibringen  konnten.     Auch   scheint  damals    die  Aufnahme  in    die  Bürger- 
schaft nicht  sonderlich  schwer  gemacht  zu  sein ;  denn  die  Zahl  derer,  die  alljährlich  neu 
aufgenommen  werden,  ist  ziemlich  bedeutend  (s.  unten)  und  andererseits  sind  die  gezahl- 
ten Abgaben  nur  gering. 

Wir  haben  fßr  die  Stadt  Rostock  leider  keine  Bfirgerverzeichnisse  aus  dem  Mittel- 
alter zur  Verfügung  gehabt,  vielmehr  gehen  die  ältesten,  die  wir  in  dem  —  an  archiva- 
lischen  Schätzen  überaus  reichen,  aber  trotz  mehrfacher  Versuche  bisher  wenig  ge- 
ordneten —  Rathsarchiv  der  Stadt  Rostock  auffinden  konnten,  nur  bis  zum  Jahre  1567 
zurück.  Ein  Pergament-Folio-Band  mit  dem  Titel:  „Anno  1567  den  3.  Junii  is  ange- 
fangen dyth  Book  dar  inne  men  schrenen  werth,  wa6  de  borger,  6o  van  buten  her 
inkamen,  vnd  nicht  inheymisch  gebaren  sind,  der  Stadt  gegeuen  hebben** 
enthält  die  Namen  und  Geldbeiträge  der  bis  1579  aufgenommenen  Fremden.  Ein  ande- 
rer Pergamentband,  ähnlich  eingerichtet,  in  dem  aber  noch  andere  städtische  Einnahmen 
verzeichnet  sind,  führt  die  Listen  fort  bis  1597.  Von  da  an  sind  für  jedes  einzelne 
Etatsjahr  Rechnungen  über  das  erhobene  Bürgergeld  in  je  einem  gesonderten  Foliobänd- 
chen  bis  in  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  vorhanden,  und  wird  darin  sehr  detaillirt 
über  jeden  einzelnen  Neubürger  berichtet,  wesshalb  man  ihm  die  Bürgerschaft  gerade 
für  das  angegebene  Geld  gelassen. 

Wir  entnehmen  diesen  Verzeichnissen  die  folgenden  Zahlen,    die  für  die  Grösse  und 
Bedeutung  der  Stadt  Rostock  Zeugniss  ablegen.     Es  wurden  als  Bürger  neu  aufgenommen : 
1576       102      davon  als  Bürgersöhne  kenntlich  gemacht       O 
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Trotzdem  der  Titel  des  ersten  Verzeichnisses  die  Annahme  ausschliessen  müsste, 
sind  doch  einzelne  Neubürger  als  Bürgersöhne  gekennzeichnet,  wir  bezweifeln  aber, 
dass  darin  alle  einheimischen  Bürger   mit  enthalten   sind.     Denn  da   sie  nur  aosnahms- 
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Nach  alle  dem  glauben  wir  nicht,   dass  für  statistische  Berech- 
nungen der  vorliegenden  Art  so  viel  Gewicht  auf  die  bürgerliche  Fa- 


weise  zu  Beiträgen  herangexogen  worden,  alle  jene  Verzeichnisse  aber  einfache  Rechnongs- 
bücher,  keine  amtlichen  Dokumente  zur  Beglaubigung  des  Bürgerrechtes  sind, 
so  wird  gewiss  mancher  Bürgersohn  gar  nicht  erst  mit  in  diese  Listen  eingetragen  sein. 
Die  im  Vergleich  zu  den  zahlreich  zuziehenden  Fremden  verschwindend  kleine  Zahl  derer, 
die  als  Bostocker  Kinder  das  Bürgerrecht  gewinnen,  wäre  anders  auch  kaum  zu  erklären. 

Während  nun  bis  zum  Jahre  1684  die  Beiträge  gering  waren  und  durchschnittlich 
nur  0.  10  Mark  Sundisch  erhoben  wurden,  scheint  am  Ende  dieses  Jahres  eine  neue 
Bürgerordnung  in  Kraft  getreten  zu  sein.  Denn  einmal  werden  die  gezahlten  Geldsum- 
men jetzt  wesentlich  höher,  steigen  bis  zu  160  Mark,  sodann  ist  verschiedentlich  direkt 
auf  die  neue  Ordnung  verwiesen;  so  findet  sich  z.  B.  zum  ersten  Male  solche  Notiz 
„Chin.  Wilde,  wile  he  vormals  vor  der  nien  ordenung  affgedinget,  gaff  den  S.  Oct. 
10  Mark**,  zum  letzten  Male  findet  sich  eine  ähnliche  Bemerkung  am  31.  July  1585. 
Die  Zahl  der  Nenbürger  vermindert  sich  unter  diesem  neuen  Reglement  Anfangs  ganz 
erheblich,  was  nicht  Wunder  nehmen  kann,  wenn  man  liest,  dass  ,,oin  arbeidesmann*' 
30  Mark,  ein  anderer  24  Mark,  ein  Hammerschmied  60  Mark,  ein  Schneider  gar  90  Mark, 
„borgergelt**  zahlen  musste,  ja  einem  Herrn  von  der  Luhe  am  18.  Martii  1587  sogar 
300  Mark  für  das  Bürgerrecht  abgenommen  wurden. 

Im  Beginne  des  17.  Jahrhunderts  scheint  man  mit  der  Ertheilung  des  Bürgerrechtes 
sehr  viel  freigebiger  gewesen  zu  sein,  es  wird  sogar  mehrfach  unentgeltlich  verliehen,  so 
wird  im  Jahre  1608  den  11.  Juni  an  4  Personen,  „weil  sie  sich  verpflichtet,  dass  sie 
die  todten  so  in  der  Pest  weckfillen,  zur  kulen  tragen  wollten  vnd  man  sunst  keine 
dazu  haben  vnd  bedingen  konnte,  eine  frye  bürgerschafft  nebenst  dem  schreibgelde  durch 
einen  Ehrbam  Rhadt  gegeben  und  verehret.**  Im  folgenden  Jahre,  1604,  werden  169 
Neubürger  verzeichnet,  darunter  76  Bürgersöhne,  einem,  der  „In  die  Neun  Jahre 
ohne  Bürgerschafft  gewohnet,  wird  die  Bürgerschafft  umb  seiner  großen  armudt 
willen  gelassen  zu  2  fi.**;  einem  anderen,  der  25  Jahre  als  Bötticher  Knecht  in  der 
Stadt  gedienet  und  „das  ampt  nicht  erhalten,  sondern  für  einem  tagelohner  bei  den  bot- 
tichem  furthan  dienen**  will,  wird  das  Bürgerrecht  zu  9  fl.  gelassen.  Bei  26  Neubürgem 
ist  angegeben,  dass  sie  „eine  arme  Wittwe**  heirathen,  zumeist  „mit  vielen  kleinen  Kin- 
dern und  vielen  Schulden**  —  (mehrmals  sind  4,  5  oder  6  Kinder  erwähnt)  und  wird 
ihnen  deshalb  die  Bürgerschaft  billiger  gelassen.  Dass  aber  dieses  eine  Jahr  nicht  aus- 
nahmsweise günstig  gewesen,  zeigen  die  folgenden  Jahre,  in  denen  z.  Th.  noch  zahl- 
reichere Aufnahmen  stattfanden.     So  z.  B. 

1605  156  161 I  15S 

1606  148  1612  165 

1607  190  1613  173 

1608  142  1614  143   +   25 

1609  145 

1610  161  1620  187 

Dass  trotz  dieser  zahlreichen  Neu-Aufnahmen  noch  immer  Nichtbürgcr  in  nicht  un- 
beträchtlicher Zahl  sich  in  der  Stadt  aufhielten,  beweist  eine  Notiz  im  Register  von  1614. 
Hier  findet  sich  nach  Aufzählung  von  143  Neubürgern  eine  Rubrik  überschrieben  :  „Innahmo 
▼on  den  Inliggem,  so  etliche  Jahr  ohne  Bürgerschafft  allhie  gewohnett, 
damitt  sie  sich ,  weil  sie  sich  sonsten  darin  vorstecken,  der  Stadt  dennoch 
mit  eidt  vnd  pflicht  verwandt  machen  müchten,  auB  beuehligt  eines  Ehrb.  Rhates  ao  1618 
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milie  zu  legen  sei,  und  dass  eine  ev.  Erforschung  der  durchschnitt- 
lichen Grösse  derselben  uns  wirklich  zu  sicherer  Erkenntniss  der 
Wahrheit  führen  würde.  Vielmehr  möchten  wir  glauben,  dass  Quellen, 
wie  die,  aus  denen  Schönberg  (a.  a.  O.)  geschöpft  hat,  weit  mehr 
und  bessere  Aufschlüsse  über  die  Bevölkerungsverhältnisse  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  geben  können,  als  Bürgerlisten  und  Bür- 
gerverzeichnisse, wenn  freilich  auch  aus  ihnen  keine  absolut  siche- 
ren Schlüsse  über  die  Grösse  der  Bevölkerung  gezogen  wer- 
den können. 

Schönberg  widmet  einen  besonderen  Abschnitt  seines  obenge- 
nannten Buches  der  wichtigen  Frage  nach  der  Bevölkerungszahl  der 
Stadt  Basen )  und  glaubt  sie  nach  den  in  Leonhard's  Archiv  aufge- 
fundenen Steuerbüchern  für  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  „ziemlich 
sicher  entscheiden"  zu  können.  Er  benutzt  zu  seinen  Berechnungen 
hauptsächlich  die  Verzeichnisse  der  Vermögens-  und  Personalsteuern 
von  1446  und  1454,  —  in  denen  jeder  Einwohner  über  14  Jahre  alt 
zur  Steuer  herangezogen  wurde,  —  daneben  auch  die  Zahl  der  Haus- 
haltungen, wie  sie  sich  aus  den  Steuerlisten  von  1429,  1446,  1454 
und  1471—75  ergeben.  Danach  berechnet  er  für  das  Jahr  1446  eine 
Bevölkerung  von  höchstens  10000,  für  1454  eine  solche  von  höchstens 
7650  Personen  und  meint  (S.  521)  „dass  die  Bevölkerungszahl  kei- 
nenfalls  die  von  15  000  überstieg»  dagegen  wahrscheinlich 
eine  geringere  und  in  normalen  Zeiten  sogar  eine  erheblich  ge- 
ringere war." 

Wenn  man  dagegen  bedenkt,  dass  Arnold  die  Bevölkerung  der 
Stadt  Basel    zur  Zeit  ihrer  Blüthe  auf  40—60000  Seelen  schätzte, 

den  1 1  Dec€mbris  angefangen."  Bis  zum  Schluss  des  Jahres  werden  hier  schon  25  Per- 
sonen als  Bürger  zwangsweise  recipirt.  Im  Jahre  1623  finden  sich  ähnliche  Angaben. 
Nachdem  95  Personen  aufgezählt  sind,  ,fSO  difi  Jahr  ordinarie  ihre  Bürgerschaft  gewon- 
nen** ,  folgt  die  ,,Einnahme  von  den  Inliegern ,  so  innerhalb  3  Tagen  sich  angeben  und 
die  Bürgerschaft  gewinnen  oder  sich  aus  der  Stadt  machen  oder  für  Soldaten  sich  sollen 
bestellen  lassen.''  Danach  werden  am  14.  Juli  11,  am  15.  4  und  am  16.  18  Personen 
recipirt  und  dann  die  Summa  berechnet,  „von  den  Einliegem  vnd  zu  Soldaten  vn- 
duchtigen  Persohnen.*'  Es  sind  meist  „alte,  gebrechliche,  arme  Männer**.  „Th.  Koppe 
ein  alter  gebrechlicher  Mann,  so  nur  ein  Auge  hatte  und  mit  dem  andern  auch  nicht  viel 
sehen  konnte,  die  bürgerschaft  desswegen  gelassen  zu  8  fl."  Heinrich  Russow,  ein  beut- 
Schneider,  so  in  die  19  Jahr  in  der  Stadt  ohne  Bürgerschaft  gewohnet, 
dieselbe  gelassen  zu  22  fl.*',  einem  armen  Arbeitsmanne ,  ,,so  lange  Jahre  in  der  Stadt 
gelegen  die  bürgerschaft  gelassen  zu  18  fl.** 

Diese  Beispiele  dürften  genügen,  um  unsere  obigen  Behauptungen  einigermaassen  zu 
begründen. 

1)  Schönberg  a.  a.  O.  S.  510^522. 
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Os er  für  das  15.  Jahrhundert  30,000  und  Heus  1er  25000  Einwoh- 
ner annahm^),  so  leuchtet  ein»  wie  sehr  die  Seh önberg 'sehen  Be- 
völkerungsziffern, wenn  sie  als  zuverlässig  angenommen  werden,  die 
ganze  Anschauung  über  die  Grössenverhältnisse  des  städtischen  Le- 
bens im  Mittelalter  verändern  müssen.  Wie  ist  es  möglich,  fragt  man 
unwillkürlich,  dass  eine  solche  Stadt,  die  nach  heutigen  Begriffen  einer 
kleinen  Landstadt  gleichen  würde,  eine  so  hochbedeutsame  Rolle  als 
eine  der  sieben  freien  Reichsstädte  in  der  Geschichte  Deutschlands  zu 
spielen  vermochte?  Worin  liegt  die  Kraft  des  deutschen  Bürgerthums, 
das  in  so  geringer  Anzahl  dem  kriegsgeübten  Adel,  den  Heeren  der 
Fürsten  erfolgreichen  Widerstand  entgegenzusetzen  vermochte? 

Höchst  geistvoll  sucht  Rudolf  Sohm,  der  die  reichhaltigen 
Schönberg  'sehen  Materialien  in  diesen  Jahrbüchern  * )  einer  ein- 
gehenden Verarbeitung  unterzogen  hat  und  dabei  die  obigen  Bevöl- 
kerungsziffern als  richtig  acceptirt,  —  in  der  Vertheilung  des  Ver- 
mögens, in  der  Benutzung  des  öffentlichen  Kredites,  überhaupt  in  dem 
finanziellen  Ueberge wicht  der  Städte  die  politische  Grossmachtstellung 
derselben  zu  begründen.  Aber,  wenn  auch  diese  inneren  Gründe  ge- 
wiss das  Uebergewicht  der  Städte  t  heil  weise  erklären,  so  reichten 
sie  doch  allein  wohl  nicht  dazu  aus,  wenn  nicht  die  physische 
Kraft  der  Städte  eine  grössere  gewesen  wäre,  als  Schönberg 
behauptet  und  nach  ihm  auch  von  anderen')  als  sicher  angenom- 
men ist 

Wir  gestehen,  dass  wir  uns  von  Anfang  an  gewisser  Zweifel  gegen 
die  grundlegenden  Berechnungen  nicht  erwehren  konnten;  aber  erst 
nachdem  wir  glauben,  durch  Vergleichung  mit  ähnlichem  Material  un- 
sere Kritik  stützen  und  begründen  und  damit  zugleich  die  Erkennt- 
niss  der  Wahrheit  ein  klein  wenig  fördern  zu  können,  wollen  wir  diese 
Bedenken  auch  öffentlich  aussprechen. 

Zunächst  bezweifeln  wir,  ob  diejenigen,  die  im  Jahre  1446  die 
Steuer  bezahlt  haben,  resp.  als  steuerpflichtig  verzeichnet  stehen,  wirk- 
lich die  Gesammtzahl  der  über  14  Jahre  alten,  weltlichen  Perso- 
nen darstellen. 

Das  Steuergesetz  scheint  zwar  jeden  Zweifel  auszuschliessen ; 
denn  es  ordnet  an  (s.  Schönberg  S.  202  u.  206),  dass  Niemand 


1)  Vergl.  Schönberg  a.a.O.  S.  610  u.  511. 

2)  R.  Sohm,    „Städtische  Wirthschafl    im    fanfsehnten  Jahrhundert*'.     Jahrbücher 
für  Nationalökonomie  etc.     Band  XXXIV  S.  853—266. 

3)  Vergl.  die  Becension  der  S c h ö n b e r g 'sehen  Schrift  von  Otto  Gierke  in  der 
ZeiUchrift  für  die  gesammten  Staatswissenschaften.     Band  XXXVl  S.  175  ff. 
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von  der  Steuer  ausgenommen  sein  solle,  er  sei  edel  oder  unedel,  Mann 
oder  Weib,  Dienstknecht  oder  Dienstjungfrau,  arm  oder  reich,  dass 
femer  die  Rathsberm  in  der  Stadt  und  den  Vorstädten  von  Haus  zu 
Haus  gehen  sollen  und  alle  Leute,  so  über  14  Jahre  alt  sind,  an- 
schreiben und  bei  ihren  Eiden  nach  ihrer  Habe  fragen  sollen.  Aber 
trotzdem  glauben  wir  in  den  Steuerlisten  manche  bedeutsame  Lücke 
vermuthen  zu  dürfen. 

Denn  einmal  kann  kein  Steuergesetz  von  Alters  her  rechtlich 
bestehende  Privilegien  aufheben,  und  die  Zahl  derer,  die  aus 
irgend  einem  Grunde  steuerfrei  waren,  eximirt  von  allen  Abgaben 
wird  auch  in  Basel,  wie  in  anderen  mittelalterlichen  Städten  nicht 
unbedeutend  gewesen  sein.  Sodann  ist  es  zum  mindesten  wahr- 
scheinlich, dass  auch  hier,  wie  fast  überall,  die  städtischen  Be- 
amten steuerfrei  waren,  und  in  den  Steuerlisten  scheinen  sie  auch 
nicht  verzeichnet  zu  sein.  Ihre  Zahl  war  aber  nicht  unbedeutend,  wie 
das  S.  558 — 60  mitgetheilte  Verzeichniss  ergibt,  und  betrug  wohl  ca. 
100,  obwohl,  da  für  mindere  Beamte  die  Zahl  derselben  nicht  ange- 
geben ist,  eine  genaue  Berechnung  nicht  möglich  ist.  Hundert  selb- 
ständige Beamte  würden  aber  schon  4 — 500  Einwohner  repräsentiren. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  wonach  jeder  „by  den  eiden^^ 
gefragt  werden  soll,  liesse  auch  die  Vermuthung  aufkommen,  dass  nur 
die  Bürger,  welche  sich  der  Stadt  durch  Eide  verpflichtet  haben,  zur 
Steuer  herangezogen  werden  sollten.  Wenn  nun  auch  im  Jahre  1446 
,Jedem,  der  in  Basel  zu  bleiben  meinte,  vergönnt  wurde,  unentgeldlich 
Bürger  zu  werden",  (Schönberg  S.  256)  so  wird  gewiss  trotzdem, 
oder  vielleicht  grade  desshalb  die  Zahl  der  Nichtbürger  eine  nicht 
unbedeutende  gewesen  sein ,  denn  die  städtischen  Behörden  hatten  ja 
dann  wenig  Interesse,  die  Leute  zur  Eidesleistung  heranzuziehen^). 
Es  könnte  also,  obwohl  wir  darauf  kein  Gewicht  legen,  zu  der  Zahl 


1)  Wenn  Schönberg  aus  dieser  Leichtigkeit  Bürger  zu  werden,  auch  die  Diffe- 
renz der  Bevölkerung  von  1446  und  1454  mit  erklären  will,  eine  Differenz,  die  sich  auf 
900  Familien  beziffert,  indem  von  ca.  3000  Haushaltungen  nachher  nur  noch  2100 
vorhanden  sind,  so  scheint  uns  das  mit  dem  mittelalterlichen  Leben  wenig  in  Einklang  zu 
stehen.  Denn  wer  einmal  das  Bürgerrecht  in  der  grossen  freien  Reichsstadt,  damit  die 
persönliche  Freiheit  und  die  Möglichkeit  des  Eintritts  in  die  Zunft  erworben  hat,  wird 
schwerlich  geneigt  sein,  wenige  Monate  oder  gar  Wochen  nachher  wieder  auTs  Land 
hinaus  zu  ziehen  und  all'  jene  Vortheile  zu  opfern.  Nach  Schöuberg  (S.  254)  sind 
in  St.  Peter  ca.  70  ^/^  aller  Steuerpflichtigen  Zunftgenossen,  soll  man  nun  wirklich  glau- 
ben, dass  die  fluktuirende  Bevölkerung  ,  die  vor  den  Gefahren  des  Krieges  in  die  Stadt 
flüchtenden  Bewohner  der  Umgegend ,  ebenso  wie  in  den  Bürgerverband ,  auch  in  die 
Zünfte  für  wenige  Monate  Aufnahme  gefanden  hfttten? 
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der  Steuerzahler  vielleicht  noch  ein  erhebliches  Kontingent  Nichtbflr- 
ger  hinzukommen. 

Sodann  findet  sich  bei  Schönberg  (S.  215)  die  Notiz,  dass  auf 
jeder  Seite  des  Steuerbuches  die  Zahl  „der  bei  der  ersten  Aufnahme 
verzeichneten  personalsteuerpflichtigen  Personen^^  angegeben  sei,  — 
„manche  der  bei  der  ersten  Aufnahme  verzeichneten  haben  die  Steuer 
nie  bezahlt,  andere  sind  erst  später  dazu  geschrieben.  Die 
Differenz  zwischen  diesen  Zahlen  ist  aber  keine  grosse^S  Jedenfalls 
deuten  doch  diese  Bemerkungen  selber  an,  dass  hier  von  Genauig- 
keit keine  Rede  ist,  und  wenn  auch  nur  wenige  Haushal- 
tungen ganz  übergangen  sein  konnten,  so  wird  die  Zahl  der  steuer- 
pflichtigen Personen  innerhalb  der  einzelnen  Haushalte  wohl 
erst  recht  nicht  zuverlässig  angegeben  sein,  und  man  wird  na- 
mentlich bei  armen  Leuten,  von  denen  eine  Zahlung  der  Steuer  doch 
nicht  zu  erwarten  war,  ein  Verschweigen  von  einigen  Hausgenossen, 
Einliegem  und  dergl.  nicht  sonderlich  genau  genommen  haben.  Eine 
leicht  anzustellende  Berechnung  bestärkt  jedenfalls  unsere  Zweifel  an 
der  Genauigkeit  der  Steuerlisten  und  ihrer  Bedeutung  für  Zählungs- 
zwecke. Die  folgende  Tabelle  ist  nach  Schönberg 's  Angaben  für 
das  Jahr  1446  zusammengestellt  resp.  berechnet: 


Zahl  der 

lieber  14  Jahr 

Danach  be- 

pro Haushalt 

pro  Haus- 

weltl. Haas- 

alte welU. 

rechnete  Zahl 

ttber  14  Jahr 

halt  Ein- 

haltungen 

Personen 

d.  Einwohner 

alte  Personen 

wohner 

Kleinbasel   .     . 

.     .     422 

I194 

1705 

2.83 

404 

St.  Leonhard    . 

.     .     822 

1801 

2573 

2.19 

3.13 

St.  Alban     .     . 

398 

728 

1040 

1.83 

2.61 

St.  Ulrich    .     . 

.          367 

702 

1003 

I.9I 

273 

St.  Peter      .     . 

•     .     753 

1624 

2405 

2.23 

3.20 

St.  Martin    .     . 

.     .       ? 

Zunächst  müssen  in  dieser  Zusammenstellung  die  bedeutenden 
Unterschiede  jeden  stutzig  machen ,  die  in  den  pro  Haushalt  berech- 
neten erwachsenen  und  sonstigen  Personen  sich  ergeben ;  denn  es  ist 
kaum  denkbar,  dass  die  Bevölkerung  in  den  verschiedenen  Stadtthei- 
len  so  ungleich  situirt  sein  sollte.  Sodann  sind  aber  auch  die  einzel- 
nen Zahlen  so  niedrig,  dass  man  fast  mit  Sicherheit  hier  einen  Fehler 
vermuthen  kann.  Wie  ist  es  denkbar,  dass  in  ganzen  Kirchspielen, 
bei  einem  Durchschnitt  aus  etwa  400  Haushaltungen  noch  nicht 
einmal  zwei  über  14  Jahr  alte  Personen  in  jedem  Haushalt  gewe- 
sen sein  sollen?  also  jede  Familie  durchschnittlich  nicht  einmal  aus 
Mann  und  Frau  bestehen  sollte,  von  Gesinde,  Gesellen,  Lehrjungen, 
erwachsenen  Töchtern  etc.  gar  keine  Rede  sein  könnte?  —  Wie  ist 
das  denkbar  bei  der  vielgerühmten  Wohlhabenheit  jener  Zeit,  in  der 
durchschnittlich  die  Hälfte  der  Bevölkerung  zur  Vermögenssteuer  und 
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die  übrigen  zu  drückenden  Personalsteuern  herangezogen  werden  kön- 
nen? Die  Zweifel  an  der  Richtigkeit  der  vorhandenen  Listen  wach- 
sen noch,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  grosse  Masse  des  Volkes  aus 
zünftigen  Handwerkern  bestand,  und  dass  mit  der  Erlangung 
des  „Amtes'^  zumeist  die  Verbeirathung  verbunden  war,  dass  femer 
die  Gewerbegehülfen  jener  wohl  situirten  Handwerker,  die  Gesellen 
und  Lehrlinge  fast  ausnahmslos  unverheirathet  waren  und  dem  Haus- 
halte ihres  Meisters  angehörten. 

Unsere  Bedenken  gehen  daher  dahin,  dass  trotz  der  schein- 
baren Genauigkeit  alle  jene  Erhebungen  unsicher  und  unzu- 
verlässig sind,  indem  mancher  Haushalt  in  Kellerwohnungen 
oder  Hintergebäuden  gar  nicht  beachtet,  mancher  Arme,  von 
dem  eine  Zahlung  doch  nicht  zu  erwarten  war,  gar  nicht  in  die 
Listen  mit  aufgenommen  wurde,  und  endlich  bei  Angabe  der 
Steuerpflichtigen  innerhalb  der  Haushaltung  erst  recht  nicht 
mit  der  nöthigen  Sorgfalt  verfahren  ist.  Unsere  Materialien 
für  die  Rostocker  Bevölkerungsverhältnisse  werden  für  manche  der 
angeregten  Zweifel  die  Berechtigung  klarer  zeigen. 

Auch  die  Vertheilung  der  Steuerzahler  auf  die  einzelnen  Be- 
rufszweige, das  gewaltige  Ueberwiegen  der  zünftlerischen 
Handwerker,  wie  sie  die  Steuerlisten  für  1429  ergeben,  sind  jeden- 
falls nicht  im  Stande,  unsere  Zweifel  an  der  Vollständigkeit  der  be- 
nutzten Listen  zu  beseitigen,  und  wollen  wir  deshalb  auf  die  Zunft- 
verzeichnisse noch  etwas  genauer  eingehen. 

Dr.  Bücher^)  meint  zwar,  dass  es  nicht  möglich  sei,  aus  der- 
artigen Quellen  Rückschlüsse  auf  die  vorhandene  Bevölkerung  zu  ma- 
chen, weil  „entweder  bereits  die  Grundzahl,  auf  welcher  die  Berech- 
nung basirt,  unsicher  ist,  oder  doch  ein  zuverlässiger  Reduktionsfaktor 
für  die  Umsetzung  derselben  in  die  Bevölkerungsziffer  nicht  zu  finden 
ist,^^  und  er  hat  damit  insofern  Recht,  als  man  alle  jene  Zahlen  nicht 
zur  ausschliesslichen  Grundlage  einer  genauen  Berechnung 
machen  kann ;  aber  trotzdem  behalten  solche  Angaben  u.  E.  ihre  hohe 
Bedeutung  zur  Kritik  etwaiger  Berechnungen,  und  mancher  zuver- 
lässige Fingerzeig  wird  dadurch  gegeben  werden. 

Schönberg  giebt  für  Basel  nach  den  Steuerlisten  von  1429  fol- 
gende Tabelle  über  die  Vertheilung  der  Bevölkerung  unter  die  ein- 
zelnen Berufsklassen  (S.  183). 


1)    Dr.   K.  Bficher,    Zeitschrift    für   d.    ges.    Stutswissenschaften.      Jahrg.  1881. 
S.  653  fL 
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Bitter  nnd  Barger       .     .  89 

kooflüte 77 

hasgenossen 56 

cr6mer 181 

winlüte I2I 

grautAcher  rebI6te      .     .  213 

smide 172 

gartener 159 

metziger 95 

brotbecken 70 

snider  kürsener  123 

simberlAte  marer   .     .     .  219 

scherer  maier  aattler  .     .  76 

linweber  weber       ...  93 

schifflAte  visscher  ...  95 

schiimacher  gerber      .     .  — 

mynnem  Basel  .     .     .     .  213 

allerley  rolkes  nitzünftig  484 

Summa  2536 

Da  er  später  (S.  51 7)  die  Zahl  der  weltlichen  Haushaltungen  auf 
höchstens  2500—2600  annimmt,  so  geht  er  also  von  der  Ansicht  aus, 
dass  die  obengenannten  Berufszweige  die  Gesammt-Bevölkerung 
der  Stadt  ausmachen. 

Es  sind  nun  aber  beinahe  drei  Viertel  aller  Steuerzahler  direkt 
als  Angehörige  einer  Zunft  gekennzeichnet  und  unter  den  213 
Einwohnern  von  Kiein-Basel»  sowie  den  484  „nichtzünftigen"  sind  noch 
zahlreiche  Handwerker  genannt.  Was  nach  Abzug  dieser  von  je- 
nen ca.  700  übrig  bleibt,  müsste  also  die  grosse  Masse  derer  dar- 
stellen, die  nicht  unter  der  obigen  Liste  zu  finden  sind,  und  doch 
nothwendig  in  der  städtischen  Bevölkerung  vertreten  sein  müs- 
sen. Aber  bei  genauerer  Durchsicht  findet  man,  dass  jene  übrig 
bleibende  Zahl  abermals  stark  zu  reduciren  wäre,  denn  nach 
Schönberg 's  Tabelle  U  (S.  180  u.  181)  sind  unter  die  Rubrik  „al- 
lerley  Volkes  nitzünftig"  allein  323  weibliche  Steuerzahler  mit  auf- 
genommen, in  Kleinbasel  ca.  60. 

Der  dann  noch  verbleibende  Rest  würde  aber  eine  so  geringe 
Anzahl  von  Personen  darstellen,  dass  er  zur  Ausfüllung  der  vor- 
handenen Lücken  absolut  unzureichend  erscheinen  muss. 

Denn  wenn  auch,  wie  Bücher  (a.  a.  O.  S.  562  ff.)  sehr  richtig 
darlegt,  aus  der  geringen  Zahl  der  angeführten  Zünfte  — 
trotz  der  mannigfachen  Gliederung  des  mittelalterlichen  Handvrerks, 
nicht  immer  darauf  geschlossen  werden  kann,  dass  einzelne  Hand- 
werkszweige nicht  mitgezählt  seien,  sondern  man  zu  der  Annahme 
berechtigt  ist,  dass  vielfach  verwandte  Berufsarten  sich  unter  einer 
Zunft  vereinigten,  so  bleiben  für  Basel  doch  selbst  in  der  Zahl  der 
Handwerke  bedeutende  Lücken. 
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Man  könnte  also  vielleicht  annehmen,  dass  unter  den  172  zur 
Schmiedezunft  steuernden  Personen  alle  Feuerarbeiter  in  ihren 
zahlreichen  Unterabtheilungen,  wohl  gar  incl.  der  Klempner,  Blech- 
schmiede, Kupferschmiede,  Messerschmiede,  Gürtler  etc.  enthalten 
seien.  Auch  die  in  damaliger  Zeit  meist  recht  zahlreichen  Zinn-  und 
Grapengiesser,  die  Schwertfeger ,  Hamischmacher  und  sonstigen  Waf- 
fenschmiede unter  dem  Sammelbegriff  der  Schmiede  zu  vermuthen, 
wird  uns  schon  schwerer. 

Wo  sind  aber  in  die  obige  Liste  die  grossen  Massen  von  H  o  1  z  - 
ar bei torn  einzureihen,  die  Tischler,  die  Bötticher,  die  Becher- 
macher, die  Rademacber,  Holzdreher,  Pantoffelmacher 
und  dergl?  Wo  die  Töpfer  und  Glaser?  Wenn  auch  in  der  Stadt 
kein  einziger  Bierbrauer,  deren  Zunft  in  den  norddeutschen 
Städten  eine  so  hervorragende  Rolle  spielt,  gewesen  sein  sollte  und 
die  Wein-  und  Rebleute  allein  den  Bedarf  an  geistigen  Getränken  ge- 
liefert haben,  so  müssten  doch  zum  mindesten  die  Bötticher  eine 
sehr  ausgedehnte  Zunft  gebildet  haben,  zumal  da  auch  die  Kauf- 
mannsgüter grossentheils  in  Fässern  zum  Versand  kamen  und  die 
Zahl  der  Handeltreibenden  in  der  Stadt  nicht  unbedeutend  war. 

Vor  allem  aber  muss  es  in  einer  handeis-  und  gewerbefleissigen 
Stadt,  wie  Basel  es  nach  den  obigen  Listen  gewesen  sein  muss,  auf- 
fallen, dass  neben  den  stark  besetzten  Zünften  nur  so  wenige  Steuer- 
zahler übrig  bleiben,  unter  denen  man  die  eigentlich  dienenden 
Elemente  der  Bevölkerung  zu  suchen  hätte,  die  Träger,  die  Kar- 
renführer, die  Handlanger  und  besonders  die  eigentlichen 
Handarbeiter,  die  viel  zahlreicher  waren,  als  man  gewöhnlich  an- 
zunehmen scheint^). 

Bedenken  an  der  Richtigkeit  der  Schön berg 'sehen  Schätzungen 
erwecken  endlich  noch  die  grossen  Zahlen  für  Bäcker  und  Flei- 
scher, deren  Produkte  doch  gewiss,  im  Gegensatz  zu  denen  anderer 
Handwerke,  auf  den  Absatz  innerhalb  der  städtischen  Bevölkerung 
angewiesen  waren.  Wie  ist  es  möglich,  dass  70  Brodbäcker  und 
95  Metzger  Nahrung  und  Verdienst  gefunden  haben  in  einer  Stadt, 
deren  Bevölkerung  auf  7  800  bis  10400  Seelen  für  die  ganze  Stadt 
geschätzt  wird,  nicht  blos  für  Gross -Basel,  wofür  jene  Handwerker 
genannt  sind?  Wie  wäre  das  möglich  in  einer  Zeit,  wo  Bäcker  und 
Fleischer  nicht  so  wie  heutzutage  fast  ausschliesslich  die  städtische 


1)  Wir  verweisen  als  Belag  daför  auf  unsere  weiter  unten  folgende  Darstellung  über 
die  Vertheilnng  der  Bostocker  Bevölkerung  nach  Berufsklassen. 
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Bevölkerung  mit  Brod  und  Fleisch  versorgten,  sondern  wo  jeder  Haus- 
halt viel  mehr  als  gegenwärtig  darauf  angewiesen  war,  den  eigenen 
Bedarf  selbst  zu  decken,  wo  die  Hausfrau,  wie  sie  selbst  das  Bier 
für  den  Haushalt  gebraut  ^),  auch  den  Brodteig  geknetet  haben  wird, 
und  der  viel  allgemeinere  Viehbesitz  die  städtischen  Bewohner  zum 
Selbstschlachten  veranlasste. 

Positive  Beweise  lassen  sich  freilich  schwer  bringen,  dass  zu 
einer  solchen  Zahl  von  Handwerkern  auch  eine  grössere  Bevölkerung 
gehöre;  aber  wahrscheinlich  lässt  es  sich  doch  machen.  Nach 
einem  auf  dem  Rostocker  Raths- Archiv  aufbewahrten  Protokoll  des 
Gewettsekretairs  über  eine  von  ihm  am  9.  September  1659  vorge- 
nommene amtliche  Visitation  des  Bäcker- Amtes  zur  Feststellung 
des  Brodgewichtes  sind  damals  in  Rostock  vorhanden  gewesen  23 
Bäcker,  davon  4  „Losebecker",  die  nur  Weissbrod  backen.  Zwei  von 
diesen  23  sind  zwar  namentlich  genannt,  es  sind  aber  Wittwen  und 
steht  dabei  „haben  nicht  gebacket".  Aktive  Bäcker  sind  also  nur  21 
vorhanden,  die  ausreichten  für  eine  Bevölkerung,  die  selbst  damals 
nach  den  Stürmen  des  30jährigen  Krieges  noch  mindestens  7000  See- 
len zählte.  Wenn  es  gestattet  ist,  einmal  trotz  der  verschiedenartigen 
Verhältnisse  einen  Vergleich  mit  der  Neuzeit  anzustellen,  so  hatte 
z.  B.  Rostock  im  Jahre  1880  nahezu  37  000  Einwohner,  der  gleich- 
zeitige Adresskalender  giebt  aber  50  Bäcker- Amtsmeister,  19  Bäcker 
und  6  Kuchenbäcker  an,  femer  101  Scharrenschlächter,  4  Hausscbläch- 
ter  und  1  Rossschlächter,  die  Zahl  der  Schneider  beträgt  131,  die 
der  Schuhmacher  262,  der  Tischler  122  etc.  Wie  wir  sehen,  genügt 
also  gegenwärtig,  wo  das  Publikum  viel  mehr  auf  die  Leistungen  der- 
selben angewiesen  ist,  fast  die  gleiche  Zahl  von  Bäckern,  Fleischern 
und  Schneidern  für  eine  Bevölkerung  von  37  000  Seelen,  die  im  Jahre 
1429  für  c.  7—10000  vorhanden  sein  soll*). 


1)  Die  Thatsache  ist  ja  an  sich  bekanut  genug,  trotzdem  dürfte  eine  SteUe  aus  der 
zwischen  dem  Rath  der  Stadt  Rostock  and  der  Universität  am  19.  Octobris  1577  abge> 
schlossenen  „Formnla  Concordiae'*  (nach  einem  Abdruck  v.  1619  citirt)  nicht  uninteres- 
sant  als  Beleg  für  obige  Ansicht  sein.  Da  heisst  es  „zum  Sechsten*%  dass  „hinforth  alle 
Professom  und  andere  Gliedmassen  der  Universitet  ....  der  Bier,  Sack,  Maltz  und  aUer 

andern  Accisen darchauß  frey  sein,    und  jeder  derselbigen  so  wohl  zu  seiner  und 

der  seinen  als  auch  der  jennigen,  die  er  von  membris  Universitatis  bey  sich  in  kost  vor 
geldt  oder  vmbsnnst  hat ,  notturft  in  ihren  eigenen  oder  anderen  Heusern 
brawen,  vnd  zu  solchen  brawcn  in  seinem  Hause,  vund  aufT  daselbst  wesenden  Bohnen 
oder  Darren,  zu  obberürter  notturft  auch  Mültzen  mUge/' 

2)  Bosch  er,  „System  der  Volkswirthschafl''  Band  Ul  (Stuttgart  1881)  citirt  auf 
fikite  595  die  Beschränkungen,    die   man   in  Frankreich  gleich    nach   der  Revolution  flir 
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Wir  sind  selbstredend  weit  entfernt,  aus  diesen  Vergleichen  auf 
die  muthmaassliche  Bevölkerung  Basels  fQr  damalige  Zeit  schliessen 
zu  wollen,  dürfen  aber  nach  alle  dem,  was  bisher  gesagt,  wohl  die 
Behauptung  aufrecht  erhalten,  dass  zahlreiche  Lücken  in  den 
Steuerlisten  der  Stadt  Basel  nicht  unwahrscheinlich 
sind,  und  dass  eine  Gliederung  der  Bevölkerung  in  der  von  Schön- 
berg  angedeuteten  Weise  wohl  kaum  denkbar  ist^). 

Ebenso  glauben  wir  für  die  wissenschaftliche  Behandlung  der 
ganzen  Frage  nach  der  städtischen  Bevölkerung  im  Mittelalter  aus 
dem  Vorhergehenden  den  Schluss  ziehen  zu  dürfen,  dass  Rechnungs- 


die  Bäcker  wieder  einführte  und  erw&hnt  dahei,  dass  in  Paris  auf  1800  Einwohner 
nnr  je  ein  Bäcker  zugelassen  wurde. 

1)  Als  Gegenstück  wollen  wir  nochmals  kurz  auf  die  schon  erwähnte  Arbeit  von 
Laurent  verweisen ,  in  der  gerade  umgekehrt  der  nicht  handel-  und  handwerk-treiben- 
den  Bevölkerung  eine  übermässige  Bedeutung  beigelegt  wird.  L.  rechnet,  dass  im  Jahre 
1376  264t  Bürgerfamilien  in  Hamburg  vorhanden  gewesen  seien,  und  citirt  dann  das 
folgende  gleichzeitige  —  im  Vergleich  zu  der  obigen  Schdnberg 'sehen  Liste  gewiss 
interessante  —  Verzeichniss  aller  ,,Meister  der  Gewerke  und  Zünfte,  die  kauftnännischen 
mitgerechnet**  (a.  a.  O.  8.  147): 


Anno   1376. 


Mercatores  de  Flandern  ....  84 

Mercatores  de  Anglia       ....  35 

Pannicidae 19 

Braxatores  de  Aemestelredamme  .  126 

Cerdones 52 

Carnifices 57 

Satores 47 

Sartores 28 

Pictores     .     .     • 9 

Linifices .  9 

Pistores 36 

Doliatores 104 

Fabri 36 

Piscatores 31 

Tomatores 16 


Kannenghe]rter  . 
Pellifices    .     .     . 
Funifices  .     .     . 
Haringwaseher  . 
Kertzengether 
Institores  .     .     . 
Carpentarii     .     . 
De  lubeker  vaar 
Braxatores  de  Stau! 
In  der  rodingesmarke 
In  nova  platea  pistorum 
In  parochia  St.  Jacobi 

Aurifabri 

Wullenweuere     .     .     . 
Stubbarii 


12 

8 

6 

10 

9 
21 

30 
40 

55 
46 

33 
197 

9 
6 

4 


»f 


Summa  1075 
«Demnach  fallen**  —  so  fährt  er  wörtlich  fort  —  „(Ür  alle  nicht  zünftigen  Kauf- 
leute, für  alle  nichtgeistlichen  Gelehrten,  Aerzte,  Advokaten,  Dichter,  Künst- 
ler und  Kriegsleute  höheren  Ranges  und  endlich  für  Alle,  die  vom  Ertrage  ihrer 
Landgüter  oder  sonst  von  ihrem  Vermögen  lebten,  für  alle  diese ,  sage  ich, 
fallen  1566  Individuen  aus;  eine  ganz  annehmbare  Zahl  für  eine  blühende  Stadt** 
Mit  dem  Schlusssatze  werden  sich  wohl  wenige  einverstanden  erklären,  denn  es  ver- 
räth  wenig  Kenntniss  des  mittelalterlichen  Lebens  im  Jahre  1376  in  einer  aufblühenden 
Handelsstadt  c  ^/^^  der  Bevölkerung  für  Gelehrte,  Aerzte  (!),  Advokaten, 
Dichter  (!),  Künstler  (!),  Offiziere  und  Rentiers  zu  erklären.  Hätte  er  den 
Rest  seiner  Bevölkerungszahl  hauptsächlich  unter  Schiffer,  Bootsleute,  Karrenfahrer, 
Hafenarbeiter,  Sackträger  etc.  vertheilt,  so  könnte  man  eher  mit  seinen  Angaben  rechnen. 

N.  F.  Bd.  V.  22 
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bücher  über  gezahlte  Vermögens-  und  Personalsteuern 
nach  unserer  bisherigen  Kenntniss  von  der  Gliederung  des  Volkes 
nicht  ausreichen  zu  einer  leidlich  zuverlässigen  Berech- 
nung der  Volkszahl  damaliger  Stadtgemeinden. 

Wenn  wir  trotzdem  fQr  die  folgenden  Untersuchungen  aus  ähn- 
lichen Quellen  schöpfen,  wie  Schönberg,  so  geschieht  es  einmal, 
um  daran  zu  zeigen,  dass  unsere  Zweifel  nicht  unberechtigt  waren, 
vor  Allem  aber  weil  wir  glauben,  durch  Benutzung  dieses  Materials 
nach  verschiedenen  Richtungen  hin  die  Erkenntniss  der  mittelalter- 
lichen Bevölkerungszustände  erweitem  und  vertiefen  zu  können. 


B.    Spedeller  Theil. 

Die  Bevölkerung  der  Stadt  Rostock  im  15.  und 

16.  Jahrhundert. 

1)  Die  vorhandenen  Quellen  zur  Berechnung 

der  YolkBzahl. 

Rein  zufallig  sind  wir  bei  Gelegenheit  anderer  Arbeiten  auf  die 
Behandlung  dieser  einen  Spezialfrage  geführt  worden.  Seit  längerer 
Zeit  damit  beschäftigt,  die  überaus  reichen,  leider  so  gut  wie  unge- 
ordneten Schätze  des  Rostocker  Raths  -  Archivs  zur  Bearbeitung  der 
Finanzgeschichte  der  Stadt  zu  durchforschen,  sticssen  wir  auf  ein 
höchst  interessantes  Dokument,  das  uns  verleitete,  auf  kurze  Zeit  das 
Hauptziel  nicht  weiter  zu  verfolgen,  sondern  die  Bevölkerungsfrage  in 
Angriff  zu  nehmen. 

In  einem  Pergament-Buchdeckel  mit  dem  Titel: 

„Pro  Memoria  Alter  und  Neuer  Cassae  Schriften" 
fand  sich  unter  einem  Gonvolut  von  Handschriften  verschiedensten 
Inhalts  und  Alters,  die  alle  nichts  mit  der  Stadtkasse  zu  thun  haben 
und  unter  der  Rubrik  „Privilegien"  aufbewahrt  werden,  ein  Foliobogen, 
auf  dem,  nach  den  Schriftzügen  zu  urtheilen,  unverkennbar  von  dem 
damaligen  Stadtkassenschreiber  ein  eigenthümlicher  Schuldentilgungs- 
plan im  Jahre  1584  entworfen  ist^). 

1)  Wir  geben  im  FolgeDden  den  Inhalt  des  interessanten  Schriftstücks  hier  getreu 
wieder : 

,,Ein  Einfaltiges  bedenken,  wie  man  der  Stadt  innerhalb  20  Jahrren  ohn 
Accisei  Vnd  sonderliche  beschwerang  der  Burgerschafft  anft  den 
schulden  helfen  konnte.  Also  wan  die  Stadt  schuldig  wehr  3  tonnen  goldes  ohn 
der  fürsten  vnd  Moltkengeldei    Vnd  in  der  Stadt  wären  1000  Heuser  vnnd  1400  Buden. 
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400  Hens^  darinnen  Brawer,  Vomeme  Kaofflente ,  gewandt  snäder,  Krämer,  gast- 
geber,  Wein  vnd  Bierschenken  Nemen  an  Kapital  von  der  schaldt  zu  sich  500  fl.,  ist 
die  Samma  2  t.  Qoldes ,  die  500  fl.  dragen  ihn  20  jarren  255  fl.  Rente  dan  man  von 
jarren  zu  jarren  ableget  ist  Kapital  vnd  Rente  755  fl.  die  ihn  20  Delle  gedelt  kompt 
einem  ichlichen  alle  jar  sn  40  fl.  jerlich l6  000  fl. 

Die  Vbrigen  Heuser  mnste  man  nach  ihrer  wirde  schetzen 

Einfi  so  6ooo  fl.  werdt  neme  auflf  sich  300  fl. 
so  5000  fl.      „  „       „       „     250  „ 

so  4000  fl.      „         „       „       „     200   „ 
so  3000  fl.      „         „        „       „     150  „ 

so  2000  fl.       ,,  ,,         „         „      100    ,, 

SO  1000  fl.      „         „       „       „       50  „ 

300  achte  ich  der  Heuser  so  6.  5.  4  vnd  8000  fl.  werdt.  EinB  dem  Anderen  sn 
Hülffe  durch  die  bancke  auff  4000  fl.  gerechnet,  die  Nemen  an  Kapital  su  sich  200  fl., 
ist  72  000  fl.  Die  200  fl.  dragen  ihn  20  jarren  104  fl.  12  schl.  ist  Kapital  vnd  Zinse 
304  fl.  dieselben  in  20  Delle  gedelt  kompt  einem  alle  jar  16  fl.    Bringet  jerlich     4  800  fl. 

300  Tleuser  durch  die  Bänke  geschetzet  auf  1000  fl.  Nemen  von  der  schuldt  zu 
sich  15  000  fl.  ist  einem  Jchlichen  Hause  50  fl.,  die  50  fl.  dragen  ihn  20  jar  26  fl.  8  seh. 
ist  Kapital  vnd  Zinse  79  fl.  geben  jerlich  4  fl. 

Bringet  alle  jar I  200  fl. 

Werden  diese  1000  Heuser  an  Kapital  auff*  sich  Nemen  287  000  fl.  Vnd  geben 
jeriich 22000  fl. 

Wenn  aberst  die  600  Heuser  ein  Jehlicher  Nach  seiner  wirde  alse  den  halben  Hun- 

der.«iten   gebe  wurde    er   vil  hoger  kommen.     Die   ersten  400  Heusser  mfiste  man  nicht 

werderen,  sondern  bey  den  40  fl.  bleibenlassen,  weil  sie  die  vornemeste  Narung 

haben. 

1400  Buden  darunder 

400  So  ich  auff  looo  fl.  schetse  geben  jerlich  4  fl.  ist  1600  fl. 

400  So  vnder      IqOO  fl.  werdt  geben  jerlich  3  fl.  ist  1200  fl. 

600  So  vnder        500  fl.  werdt  geben  jerlich  2  fl.  ist  1200  fl. 

Die  Ligenden  Grunde  alse  Garden,  Hopponhoue ,  Acker,  Wisen  vnd  M&llengUder 
wen  die  auff  2  Toonen  goldes  geschetzet  vnd  man  gebe  von  jchlichem  hundert  gülden 
8  seh.  bringet 7000  fl. 

Darzu  das  Kopgeldt  von  Man  vnd  frauw  8  seh.  von  Kinder  vnd 
Gesinde   4  seh.     Wan  na  jn   der  Stadt   werren  42  000  Heupter   Nur 

jeder  auff  4  seh.  gerechnet  bringet 7000  fl. 

Summarum  Summa  39  800  fl.  ich  setze  40  000  fl. 

Von  den  40  000  fl.  jerlich  abgeleget  20  000  fl.  ist  das 

1.  jar  35000  fl.  Kapital  vnd  Zinse     Bleibet  übrig 5000  fl. 

2.  jar  gibet  man  von  280  OOO  fl.  14000  fl.  Rent  bleibet 6  OOO  fl. 

3.  jar  von      .     .     .     260000  fl.   13  000  fl.  Rent  bleibet 7  OOO  fl. 

4.  jar  von      .     .     .     24OOOO  fl.  12  000  fl.  Rent  bleibet 8  OqO  fl. 

5.  „      „        ...     220000   „   II 000  „      „  „        9000  „ 

6.  „       „         ...     200000    „    10  000   „       „  „         10  000  „ 

etc.         etc. 

15.  jar  von      .     .     .       20  000  fl.     1000  fl.  Rent  bleibet 19000  fl. 

16.  jar 40000  „ 

17.  „ 40000  „ 

18.  „ 40000  „ 

19  „ 40000  „ 

20.  ,, 40000  „ 

22* 
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Es  wird  darin  zunächst  eine  Vermögenssteuer  in  Vorschlag  ge- 
bracht, welche  die  liegenden  Gründe  und  die  in  der  Stadt  vorhande- 
nen Wohnhäuser  tragen  sollen.  Dabei  wird  die  Zahl  der  letzteren 
auf  1000  Giebelhäuser  und  1400  Buden  geschätzt  Femer 
wird  ein  jährliches  Kopfgeld  proponirt  und  die  städtische  Be- 
völkerung auf  42  000  Einwohner  angenommen,  die  bei 
einem  durchschnittlichen  Steuersatz  von  4  Schilling  pro  Person  7000 
Gulden  zahlen  könnten^). 

Diese  gewaltige  Bevölkerungsziffer  musste  uns  selbst- 
redend stutzig  machen  und  gab  um  so  mehr  zu  denken,  als  sie  von 
einem  Manne  aufgestellt  wird,  der  nicht  nur  Zeitgenosse  ist,  sondern 
der  zugleich  einen  der  wichtigsten  Posten  in  der  städtischen  Verwal- 
tung inne  hat  und  durch  seine  fast  zwanzigjährige,  mit  peinlichster 
Sorgfalt  und  Genauigkeit  geführte  Verwaltung  der  Stadtkasse  die 
finanziellen  Kräfte  der  Stadt  und  zugleich  die  Bevölkerungsziffer  bes- 
ser als  jeder  andere  kennen  musste,  da  bereits  mehrfach  die  Ein- 
nahmen von  Personalsteuem  durch  seine  Hände  gegangen  waren.  So- 
dann war  das  Schriftstück  augenscheinlich  bestimmt,  dem  Rathe  vor- 
gelegt zu  werden,  so  dass  in  einem  solchen  pro  memoria  des  ersten 
Finanzbeamten  der  Stadt  sicherlich  kein  Grund  zu  einer  absichtlichen 
Uebertreibung  zu  finden  ist,  sondern  umgekehrt  eher  eine  Unter- 
schätzung der  muthmaasslichen  Einnahmen  zu  erwarten  wäre. 


Kan  die  Stadt  in  den  20  jarren  ohn  die  Rente  so  man  jerlich  wider  heben  konte 
ervbem  880  000  fl.  ist  fast  bey  4  tonnen  goldes. 

Wan  nun  jerlich  za  erhaltung  des  tiffs'*  ( —  des  Fahrwassers  im  Hafen)  f,vnd  son- 
sten  der  Stadt  Notturft  jerlich  abgenonmien  wirdt  5000  fl.  jst  in  den  20  jarren  1  Tonne 
Goldes  bleibet  gleichwoU  fast  bey  3  tonnen  golt  vbrich/' 

Auf  der  4.  Seite  des  Foliobogens  flndet  sich  dann  von  derselben  Hand  geschrieben 
die  folgende  Znsammenstollung  der  städtischen  Schulden: 

,,28.  Jan.  Anno  1584 
85  000  fl.  Anno  60  Von  den  Fürstlichen  schulden  angenommen. 
30  000  fl.  Von  der  Denschen  expedition  schuldig  gewesen. 
60  000  fl.  Hertzog  Johan  Albrechten  in  der  Stadt  Rozstogk  erlegt. 
80  000  fl.  Hertzog  Vlrichen  gegeben. 
30  000  fl.  Fürstliche  Schulde  angenommen. 
10  000  fl.  FUr  die  Festunge.'' 
1)  Da  der  damalige  Gulden  in  24  Schilling  lü bisch  getheilt  wurde,  beweist  die  Zahl 
von  7000  Gulden,   dass  hier  in  Bezug  auf  die  Bevölkerung  kein  Schreibfehler  vorliegen 
kann.     Ob  der  durchschnittliche  Steuersatz    bei  Berechnung  des  Ertrages    darum  gleich- 
massig  auf  4  Schilling  angenommen  ist,   weil  der  Verf.  des  Schriftstückes  wosste^    dass 
nicht  von  jedem  Einwohner   die  gesetzliche  Steuer  einzutreiben  sei,    lässt  sich  nur  ver- 
muthen,  nicht  beweisen. 
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Die  Glaubwürdigkeit  der  vorliegenden  Schätzungen  wird  aber  noch 
erhöht  dadurch,  dass  die  Kahl  der  Wohnhauser  und  Buden  nachweis- 
lich genau  angegeben  ist,  so  weit  bei  einer  solchen  sunimariüchen 
Schätzung  überhaupt  von  Genauigkeit  die  Rede  sein  kann. 

Der  bekannte  Rostocker  Chronist  Peter  Lindeberg  sagt  beispiels- 
weise in  seiner  fast  gleichzeitigen  Chronik:  „£s  seiu  in  dieser  stadt 
über  1000  Giebelhäuser  nach  gewohuheit  dieser  Seestädte,  die  ande- 
ren, welche  in  die  quere  gesatzt,  sein  unzchlig,  unter  diesen  allen 
250  Brauheuser."  Nach  einer  auf  der  Roatocker  Universitätsbiblio- 
thek ')  aufbewahrten,  mit  dem  Original  etwa  gleichzeitigen  Kopie  der 
Resultate  einer  1614  Vürgenommenen  Zählung  der  Uäuser,  Buden, 
Keller  etc.  waren  damals  —  etwa  30  Jahre  später  —  vorhaudeu 
„voUenkommene  Heuser  .  .  739 
„Buden  so  für  l'/i  gerechnet        60 

„rechte  Boden 1263 

„Domsen  Keller 851 

„WohDkeller 346.« 

Hier  ist  freilich  die  Zahl  der  vollen  Häuser  geringer  als  1000, 
aber  der  BegriS'  der  Buden  und  Häuser  und  Dornseukeller  war  kein 
feststehender,  so  dass  die  Zahl  der  hier  spoziäzirten  selbständigen 
Wohngebäude  wohl  als  eiuigermaasscn  mit  der  früheren  Annahme 
übereinstimmend  angeschen  werden  kann. 

Nach  alledem  ist  mau  jedcufalls  nicht  berechtigt,  die  obige  Be- 
völkerungsziffer ohne  Weiteres  als  werthlose  llebertreibung 
bei  Seite  zu  setzen,  sondern  ein  derartiges  Zcuguiss  eines  hervor- 
ragenden Zeitgenossen  verdient  gewiss  einige  Beachtung,  zum  minde- 
sten, wenn  möglich  eine  gründliche  Prüfung.  Eine  Reduktion 
dieser  hohen  Ziffer  war  ja  nach  den  Schüuberg'schen  Berech- 
nungen für  Dasei  höchst  wahrscheinlich;  denn  wie  wäre  es  möglich, 
dass  eine  Stadt  wie  Rostock  damals  42  004)  Menschen  in  seinen 
Mauern  beherbergen  konnte,  wenn  das  viel  bedeutendere  Basel  zur 
Zeit  seiner  Blüthe  nur  allerhöchstens  15  000  Seelen  zählen  sollte  V 


t)  Mu.  Hokl.  O.  48/4S.  ~  t>u  OHgiual  ist  im  Batlis- Archiv  snb  Nr.  3()HG  eluK«- 
tngon,  wAT  kber  nicht  Kufiufindea. 

Dio  Zshlmi  lind  in  dem  ScliriftelUclc  doUJUirt  filr  jodci  Klrchipisl  nngcgobon,  dabei 
>ucli  die  Kircbeabadcn ,  Kiailerbudca  «Ic,  ipoxieU  i^eaiiint ,  vuan  ai*ii  diasu  eititelacn 
Zahlen  nDDimin ,  kommea  nit  Ilttntflr  und  Buden  clwiu  liöliere  Zahlen  liGruus ,  ili  die 
oben  geuinnten ,  welcbe  die  achlieisliibc  Sunumning  dsi  Maouskriptt  diralellcD. 


t 
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Andererseits  drängte  sicli  vod  selbst  die  frage  auf,  ob  es  dei 
bar  tind  möglich  sei,  doäs  in  der  Altstadt  Rustock,  wie  sie  noch  heul 
ihrem  Umfange  und  ihrer  Strasseuetntlieilung  nach  fast  uuvurändi 
besteht,  sich  eine  solche  Müiischonmciige  zusaiumt:ud rängen  kunni 
während  heutzutage  die  uocb  nicht  zu  jener  i3cvülkeruDgszlffer  aoi 
wachseuc  Stadt  längst  über  ihre  alten  Grenzen  hinaus  sich  erweil 
hat  und  in  weit  ausgedehnten  Vorstädten  Tauseude  von  Mensel 
beherbergt. 

Wir  bcächlossen  daher  auf  Grund  der  vorhandenen  Steuerbuch) 
dem  Beispiele  Schönberg's  folgend,  zu  prüfen,  ob  jene  Schätzung 
Glauben  verdiente.  Das  Resultat  versprach  auch  in  sozialer  Be- 
ziehung für  die  Beurtbeilung  der  Frage,  wie  unsere  Vorfahren  ge- 
lebt und  gewohnt  nicht  uninteressant  zu  werden;  und  eudlich 
musäte  sich  ja  auch  aus  der  liehandlung  ähnlichen  Materials  maiidier 
Schluss  ziehen  lassen  auf  die  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  der  Ba- 
seler Zahlen.  Der  letztere  Vergleich  scheint  freilich  weit  her  geholt, 
wenn  wir  für  die  Stadt  Itostock  und  für  den  Ausgang  des  16.  Jahr- 
hunderts die  RevÖlkcrung  dieser  nordischen  See-  und  Handelsstadt 
berechnen  und  aus  den  hier  gewonnenen  Resultaten  auf  die  /uvi 
lässigkeit  jener  Berechnungen  für  die  Mitte  des  15.  Jahrhundei 
schliessen  wollen.  Aber  alhiu  heterogen  sind  die  VerhälluiBse  ducb 
nicht  und  eine  Vergleichuug  ist  sicher  nicht  völlig  ausgeschlossen. 
Rostock  war  als  Mitglied  des  mächtigen  Städtebundes  der  Iliuisa 
lauge  Zeit  hindurch  eine  bochangeseheue  Handelsstadt,  von  ihren  Ver- 
bündeten geschätzt,  von  ihren  Feinden  geforclitet  und  hat  mehr  als 
einmal  ihre  Kraft  im  Kampfe  mit  Fürsten  und  Königen  erprobL  Aber  in 
der  Zeit,  für  welche  wir  die  Bevölkcrungsverhältuisae  der  Stadt  haupt- 
säcldich  betrachten  wollen,  war  ihre  politische  Macht  nach  Aussen  hin 
gehrochen.  Die  langjährige  Fehde  mit  den  Fürsten  Jobann  Alhrucht 
und  Ulrich  von  Mecklenburg  hatte  sie  zu  einer  anerkannten  Erbunter- 
thätiigkeit  vom  Hause  Mecklcnbun^  herabgedrückt,  so  dass  gewiaa 
nicht  mit  Unrecht  gesagt  werden  kann,  die  Zeit  der  Blüthe  war  vor- 
über. Wenn  sich  nun  ergicbt,  dass  in  dieser  Zeit  Rostuck  wahr- 
scbeinlich  eine  viel  bedeutendere  Bevölkerung  gehabt  hat,  als 
Schönberg  für  die  Blüthezeit  der  politisch  wichtigeren  Stadt  Basel 
annimmt,  so  folgt  daraus  zum  Mindesten,  dass  auch  jene  Baseler  Zif- 
fern mit  Vorsicht  aufzunehmen  und  nicht  ohne  Weiteres  auf 
andere  Städte  nach  Vcrhältuiss  ihrer  muthmaasslicbcQ 
Macht  zu  übertragen  sind. 


adt^H 
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Bevor  wir  uns  jedoch  in  die  Details  unseres  archivalischen  Mate- 
rials vertiefen,  müssen  wir  noch  kurz  auf  eine  andere  Quelle  verwei- 
sen, die  Anhaltspunkte  zur  Beurtheilung  der  obigen  Schätzung  bieten 
kann. 

Es  findet  sich  auf  der  Rostocker  Universitätsbibliothek  eine  bis- 
her ungedruckte  Chronik^)  von  Rostock,  in  der  aus  dem  Jahre  1565 
von  einer  „greulichen  Pest"  berichtet  wird,  „welche  über  9000  Men- 
schen, 7  Professores  und  48  Studenten  hinweg  nahm".  Da  diese  An- 
gabe auch  anderweitig  bestätigt  wird,  namentlich  auch  in  den  durch 
die  damalige  Fehde  mit  den  Fürsten  veranlassten  Schreiben  des  Rathes 
an  den  Kaiser  die  gleiche  Zahl  genannt  wird,  und  ebenso  der  gewiss 
glaubwürdige  Zeitgenosse,  der  bekannte  Rostocker  Professor  und  da- 
malige Rektor  der  Universität  Dr.  D.  Chytraeus  in  seiner  Sachsen- 
chronik sie  wieder  giebt'),  so  wird  man  auch  diese  Angabe  einer 
genaueren  Erwägung  unterziehen  müssen. 

Bücher  hat  zwar  all  derartigen  Schätzungen  von  Zeitgenossen 
jeden  Werth  abgesprochen,  indem  er  darauf  hinweist,  wie  schwer  es 
sei,  nur  einigermaassen  genau  eine  grössere  Volksmenge  zu  taxiren 
und  die  Lust  zu  Uebertreibungen ,  wo  es  sich  um  notorisch  grosse 
Mengen  handele,  bei  den  damaligen  Geschichtsschreibern  sehr  ent- 
schuldbar und  begreiflich  sei  Derartige  Zweifel  sind  gewiss  vollbe- 
rechtigt und  wenn  z.  B.  von  Lübeck ')  berichtet  wird,  dass  dort  die 
Pest  im  Jahre  1350  an  90000  Menschen  hinweggerafft  habe,  so  wird 
selbstverständlich  daraus  Niemand  einen  Schluss  auf  die  damalige 
Grösse  der  mächtigen  Handelsstadt  ziehen  wollen  und  können.  Wenn 
es  aber  in  derselben  Quelle  vom  Jahre  1548  heisst:  „In  diesem  Jahre 
über  seyn  zu  Lübeck  jung  und  alt,  meistentheils  aber  Binder  vnd 
junges  Volk  vber  16277  Menschen  gestorben,  vnd  wurden  die  meiste 
Zeit  auf  einen  Tag  160,  170  minder  oder  mehr  vnd  den  13.  Augusti 
200  Menschen  begraben";  —  so  würde  man  mit  Recht  des  Leicht- 
sinns geziehen  werden,  wollte  man  derartige  Notizen  einfach  ignoriren. 


1)  ,,Chronika  der  Stadt  Rostock  von  1866-- 1664*'.    Manuskript.  K.  1.  71. 

2)  ,,Davidis  Chytraei  Newe  Sachsen  Chronika  vom  Jahre  Christi  1500  bis  auflfs 
xcvü.''  Leipzig  MDXCVIII.  Der  Ander  Theil  8.  194.  ,,Dieweilen  aber  denselbigen 
sommer  eine  grewliche  pestilentz  in  der  Stadt  grassirte,  welche  vber  die  neontausendt 
menschen  hinwegnahm**   etc. 

3)  In  der  ,,Topographia  Saxoniae  inferioris.  Das  ist  Beschreybnng  der  Vymehm- 
sten  Stätte  vnnd  Plätze  in  dem  hochl.  nieder  -  Sachß :  Krayfi  Frankfurt.**  MDCLUI. 
heisst  es  S.  159  von  Lübeck:  ,,Anno  1850  hat  die  Pest  allhie  viel  tausent  vnd  wie 
Theils  schreiben,  90  000  vnd  allein  am  Abend  Laorentii  von  der  einen  Vesper  lur  an- 
dern über  1500  Menschen  hinweggenommeu.** 
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Denn  in  jener,  weit  mehr  als  man  gewöhnlich  annimmt,  büreau- 
kratisch  verwalteten  und  überaus  schreibseligen  Zeit,  in  der 
die  unwichtigsten  auf  die  Stadtverwaltung  bezüglichen  Dinge  sorgfäl- 
tig zu  Papier  gebracht  und  aufbewahrt  wurden,  könnte  es  sehr  wohl 
möglich  sein,  dass  die  obigen  Angaben  über  die  Zahl  der  täglichen 
Beerdigungen  auf  Thatsachen  beruhen  und  nicht  aus  der  Luft  gegrif- 
fen sind. 

Ebenso  wird  man  auch  in  dem  vorliegenden  Falle  für  Rostock, 
wo  der  Autor  der  Nachricht  ein  Vertreter  der  Wissenschaft  von  hohem 
Rufe  ist,  an  seine  Nachrichten  einen  etwas  anderen  Maassstab  anlegen 
müssen,  als  an  die  Zahlen  der  gewöhnlichen  Chroniker. 

Es  ist  aber  klar,  dass,  wenn  in  einem  einzigen  Jahre  über  9000 
Menschen  das  Opfer  einer  Epidemie  werden  konnten,  dann  auch  jene 
Schätzung  der  Gesammtbevölkerung  auf  42000  Menschen,  20  Jahre 
später,  keineswegs  unwahrscheinlich  ist;  denn  Rostock  hat 
trotz  dieser  verheerenden  Seuche  den  Widerstand  gegen  die  Fürsten 
von  Mecklenburg  fortgesetzt  und  die  Kraft  der  Städter  scheint  in  dem 
damaligen  Kampfe  keineswegs  gebrochen. 

Wenn  nun  die  bisher  citirten  Quellen  die  Annahme  einer  grös- 
seren Bevölkerungsziffer  für  Rostock  in  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts zu  rechtfertigen  scheinen^)  und  wahrscheinlich  machen, 
so  lässt  sich  leider  aus  den  vorhandenen  Steuerbüchern  und  sonstigen 
Quellen  die  Wahrheit  einer  solchen  Vermuthung  nicht  erweisen. 

Auf  den  ersten  Blick  scheint  das  zu  statistischen  Zwecken  ver- 
wendbare Material  ziemlich  reichhaltig  auf  dem  Rostocker  Archiv  vor- 
handen zu  sein,  denn  es  existirt  noch  eine  grosse  Reihe  von  Steuer- 
büchern, die  bis  in  das  14.  Jahrhundert  zurückreichen  und,  wenn 
auch  nicht  in  ununterbrochener  Reihe,  durch  das  15.  und  16.  Jahr- 
hundert weitergehen.  Diese  ältesten  Steuerbücher  sind  in  den  Ueber- 
schriften  der  Regale  als  „Schossbücher''  bezeichnet  und  unter  diesem 
Titel  auch  die  aus  dem  14.  Jahrhundert  noch  vorhandenen  zur  Her- 
stellung des  Mecklenburgischen  Urkundenbuches  z.  Z.  nach  Schwerin 
gesandt.  Wohl  nur  durch  Zufall  ist  ein  einziges  Steuerbuch  aus  jener 
Periode  vom  Jahre  1378,  wie  es  scheint  das  älteste  noch  vorhandene, 


I)  Für  die  Grösse  und  Macht  der  Stadt  Rostock  spricht  aach  die  Thatsache,  dass 
sie  sich  im  Erbvortrage  von  1573  verpflichtet  „in  zutragenden  feltzugen  jren  F.  6.  auff 
derselbigen  semptlichs  begehrn  ein  gerüstet  Fenlein  knechte,  von  vierhundert  Man- 
nen stark,  neben  sweyen  Falkennetlein  vnd  aller  derselben  Zugehörung  vnd  munition 
zuschicken'^ ,  dazu  verspricht  sie  in  gemeiner  Noth  darüber  hinaus  „noch  sterker  vnd 
gleicher  gestalt  wie  die  anderen  Landsassen  ihrem  besten  vermögen  nach  zu  ziehen.** 


Die  städtische  Bevölkerung  frftherer  Jahrhunderte.  327 

dieser  Sendung  nicht  mit  angeschlossen  und  konnten  wir  uns  daraus, 
ohne  uns  direkt  nach  Schwerin  zu  wenden,  über  den  Charakter  dieser 
Steuerlisten  informiren. 

Wenn  alle  diese  Register  nur  Schossbücher  wären,  würden  sie 
für  unsere  Zwecke  von  vornherein  wenig  Werth  besitzen,  da  der 
Schoss  nur  vom  Vermögen,  namentlich  von  den  städtischen  Haus- 
grundstücken gezahlt  wurde.  Die  Zahl  der  Besitzer  zu  ermitteln 
hätte  aber  nur  untergeordnete  Bedeutung,  da  man  daraus  nur  wenig 
für  die  gesammte  Zahl  der  Einwohner  ersehen  könnte. 

Aber  die  ältesten  Schossbücher  enthalten,  wie  es  scheint,  ausser 
den  Schosszahlenden  offenbar  noch  andere  Namen  und  ist  deshalb 
ein  völliges  Ignoriren  derselben  wohl  nicht  am  Platze,  sondern  eine 
kurze  Prüfung  ihres  Inhaltes  noth wendig,  obwohl  zuverlässige  Resul- 
tate für  die  Bevölkerungsstatistik  nicht  daraus  gewonnen  werden 
können. 

Das  bereits  erwähnte  Steuerbuch  von  1378  —  ein  Quartbuch  in 
Pergament  geheftet,  ohne  allen  Titel  —  enthält  die  durchstrichenen 
Namen  und   die  Steuerbeiträge   derer,   welche  die  Steuer  entrichtet, 
und  dazwischen  verstreut  viele  nicht  durchgestrichenen  Namen  ohne 
Steuervermerk.    Es  ist  eingetheilt  in  drei  Abschnitte  für  die  antiqua, 
media  und  noua  ciuitas  und  in  jedem  Stadttheil  sind  die  Namen  der 
Steuerpflichtigen  nach  Strassen  geordnet  und  zwar  ist  die  Reihenfolge 
und  Bezeichnung  der  Strassen  fast  genau  dieselbe,  wie  sie  noch  200 
Jahre  später  in  den  Schossbüchem  auftritt    Die  ganze  Einrichtung 
des  Buches  deutet  darauf  hin,   dass  es  vor  der  Erhebung  sorgfältig 
angelegt  ist  und  dann  bei  Zahlung  der  Steuer  nachträglich  die  Namen 
durchgestrichen  und  der  Steuerbeitrag  sowie  sonstige  Bemerkungen 
dazu  gesetzt  wurden.    Am  Schlüsse  der  „Noua  ciuitas'^  folgt  unmittel- 
bar unter  den  Namen  der  Steuerpflichtigen  eine  ausführliche  Angabe 
über  den  Eingang  der  Steuer,  aus  der  erhellt,  dass  die  Steuereinneh- 
mer allwöchentlich  am  Sonnabend  zur  Annahme  der  Beiträge  ihre 
Sitzungen  hielten.    Eingeleitet  wird  dieser  Nachweis  durch  die  Worte : 
„Notandum  sit,  quod  sub  anno  domini  m»  ccco  Ixxvino  Tertia 
feria  ante  festum  beati  martini    Sedentibus  ad  collectam  honora- 
bilibus  viris    Dominis  Johanne  de  aa  proconsule,  Lamberto  rooden, 
Eucrhardo  bcscler,  Hinrico  pilgermen,  Johanne  nachtraben  et  Jo- 
hanne calen  consulibus,   dominus  Johannes  nachtraben  praedictus 
percepit  infra  scripta. 

Man  darf  daraus  wohl  entnehmen,  dass  es  sich  hier  nicht,  wie 
man  vielleicht  vermuthen  könnte,    um  eine  aussergewöhnliche 
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Umlage,  sondern  um  eine  regelmässig  wiederkehrende  Steuer 
handelt,  also  in  erster  Linie  um  den  Schoss  vom  Grundbesitz.  Dass 
aber  nicht  nur  die  Haus-Grundbesitzer  in  dem  Register  verzeichnet 
wurden,  geht  aus  diesem  selbst  klar  hervor.  Denn  wenn  man  auch 
die  mehrfach  neben  dem  Namen  stehenden  Worte  „in  cell.^^  =  in 
cellario  nicht  auf  Kellerwohnungen  unter  anderen  Häusern,  sondern 
auf  die  später  als  selbständige  Hausgrundstücke  oft  genannten  Dom- 
senkeller  beziehen  woUte,  so  müssen  doch  die  häufig  vorkommenden 
Zusätze  „cum  eo^^  oder  „cum  ea'^  unter  allen  Umständen  auf  Mi  et h s- 
leute  bezogen  werden^). 

Zur  Bestätigung  dieser  Ansicht  möchten  wir  noch  auf  ein  ande- 
res Steuerregister  hinweisen,  auf  das  von  1410,  das  wir  seiner  beson- 
ders gut  erhaltenen  und  leserlichen  Schrift  wegen  aus  anderen  aus- 
gewählt haben.  Es  ist  in  seiner  Anlage  dem  von  1378  ganz  ähnlich 
und  auch  hier  wird  der  Schlussnachweis  der  wöchentlichen  Einnahmen 
durch  eine  Notiz  eingeleitet,  nach  der  es  sich  um  die  regelmässige 
collecta  citdtatis  handelt').  Das  Register  enthält  aber  noch  weit 
mehr  als  das  von  1378  Andeutungen,  dass  neben  den  Hausbe- 
sitzern auch  Miethsleute  zur  Steuer  herangezogen  wurden. 

Zunächst  findet  sich  auch  hier  massenhaft  die  Bezeichnung  „cum 
eo^'  oder  „cum  ea^S  sodann  sind  in  diese  Listen  auch  eine  Menge  von 
Klosterbuden  „bodae  claustri^^  mit  aufgenommen,  die  zumeist  steuer- 
frei waren  und  von  denen  oft  tres,  quatuor,  selbst  „sex  bodae  claustri'^ 
gleichzeitig  ohne  den  Namen  der  Einwohner  aufgeführt  sind,  während 
hie  und  da  die  letzteren  als  Steuerzahler  genannt  sind,  z.  B.  „domus 


1)  Aaf  dem  G&rberbruch|  dem  ,,palus  cerdonum**  finden  sich  allein  aaf  der  rechten 

Seite  der  Strasse  sieben  Steuerzahler ,  die  mit  ihren  Vorgängern  durch  et cum 

CO  in  Verbindung  gebracht  sind,  s.  B. 

Jo.  Heinemann  zxvii  sei. 

et  Jo.  langhe  cum  eo  xxii  sol. 
Tideke  voghedeshagen  xii  sol. 

et  stetinsche  cum  eo  xvii  sol.  ii  d. 
Reimarus  koltzelo  XI  sol. 

et  filius  ejus  cum  eo  VIII  sol. 
etc.    etc. 

2)  ,,Notaudum  sit,  quod  anno  domini  m^c^scc^x^^  sedentibus  adcollectam  ciui- 
tatis  dominis  Nicoiao  Storin,  Jo.  Krogere,  Gerard  loyman  et  Jo.  tule  proconsulibus« 
Hinrico  businge,  Bertold  horstman,  Euerhardo  bukstok,  Hermanno  kropelin  consulibus 
dominus  Uermannus  van  den  broke  Camerarius  percepit  infra  scripta.*'  Dass  es  sich 
hierbei  um  eine  regelmässig  wiederkehrende  Abgabe  handelt ,  beweist  auch  eine  Notiz 
auf  der  letzten  Seite  dieses  Buches,  in  der  angegeben  wird,  welche  Mitglieder  des  Rathes 
im  nächsten  Jahre  „ad  coUectam  ciuitatui  sedebunt.** 
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claustri  Anneke  in  ea  v  sol/'  oder  „quatuor  bodae  claustri  EsthemaDn 
in  una  viii  soP'  etc.  Ausserdem  finden  sich  zahlreich,  meist  am  Rande 
nachgetragen,  Angaben  wie  „mulier  in  cellario^^  „unus  cum  eo^^  „duo 
cellaria^^  „muliercs  cum  eo^'  „cellarium  sub  eo^^  „II  cellaria  sub  eo^^ 
„due  pauperes  in  cellario^'  und  dergl,  aus  denen  unzweifelhaft  hervor- 
geht, dass  nicht  blos  die  Besitzer,  sondern  auch  zahlreiche  Miether 
der  StcuerkontroUe  unterlagen,  um  ev.  zur  Steuerleistung  herange- 
zogen zu  werden. 

Was  für  eine  Steuer  aber  von  diesen  zur  Miethe  wohnenden 
Leuten  möglicherweise  erhoben  wurde,  ist  schwer  zu  ermitteln,  denn 
wir  vermochten  leider  nicht  eine  Spur  von  einer  Verordnung  zu  ent- 
decken, welche  angiebt,  nach  welchen  Grundsätzen  der  Schoss^)  er- 
hoben wurde,  und  ob  und  event  welche  Steuer  mit  ihm  verbunden 
gewesen. 

Nur  ein  einziges  Mal  fanden  wir  in  einem  der  Schossbttcher  selbst, 
in  dem  von  1493  eine  Notiz  über  die  Erhebung  des  Schosses.  Hier 
steht  nemlich  über  der  Liste  für  die  Neustadt: 

„Incipiunt  collecta  a  domibus  singulis  parochie  sancti  Jacobi  anno 
m"cccco  xcüio  etc." 

Danach  wurde  also  damals  nur  von  Hausgrundstücken  die 
Steuer  erhoben,  und  es  finden  sich  daher  neben  den  Namen  der  ein- 
zelnen Steuerzahler,  anfangs  nicht  regelmässig,  nachher  aber  aus- 
nahmslos Bemerkungen,  ob  das  versteuerte  Grundstück  ein  domus, 
boda  resp.  casa,  oder  ein  cellarium  gewesen.  Wo  ausnahmsweise 
Miether  genannt  sind,  zahlen  sie  keine  Steuer')  und  es  fehlen  wohl 
deshalb  in  diesem,  wie  in  den  übrigen  Registern  aus  jener  Zeit,  all 


1)  Dass  diese  regelmässig  wiederkehrende  collecta  ciuitatis  wirklich  die  später  als 
„Schoss**  bezeichnete  Abgabe  ist,  lässt  sich  mit  Sicherheit  aiu  der  Reihenfolge  der 
Register  nachweisen ,  in  denen  bis  zum  Jahre  1507  stet»  von  collecta  gesprochen  wird 
oder  von  liber  collecte,  während  auf  dem  Deckel  des  Registers  von  1509  zum  ersten 
Male  „Schotregister'*  steht.  Innen  heisst  der  Titel  ffDsit  Schotbock  vom  jare  xv^ixo*^ 
aber  über  der  ersten  Seite  steht  ,,antiqua  cinitas.  collecta  anno  ix."  In  den  folgenden 
Büchern  wird  Schoss  und  coUecta  abwechselnd  gebraucht.  —  Dass  collecta  aber  schon 
früher  als  Schoss  bezeichnet  wurde  geht  aus  einzelnen  Notizen  hervor,  die  am  Ende  des 
Buches  über  Schuldabtragungen  gemacht  werden,    z.  B.  1418  „Witlik  sy   dat  de  rad  to 

rozstock  myt  Lambert  wulue  ene  geworden  sint,  So  dat  he heft  en  bref  sprekent 

uppe  iiic  mk  houestols  dar  em  jn  desse  jar  affgeslägen  is  an  synem  schote  xx  mk, 
so  bliuet  em  de  rad  iic  mk  vn  Ixzx  mk  plichtich  vn  schuldich  van  des  suluen  breues 
wegen.'* 

2)  Z.  B.  ,,Cort  Wilmers  cum  iiu  casis  et  duabus  domibus"  zahl  vi  Mk  darunter 
steht  „Gregorius  kelman  vnam  iiUiabitat**  ohne  Stenervermerk. 
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die  zahlreichen  RandbemerkimgeD,   die  anf  Miethsleote  als  Steuer- 
zahler schliessen  lassen. 

Wir  wagen  es  aber  nicht,  diese  Erkläning  der  Schos8|riUclitigkdt 
anch  für  die  Zeit  von  1378  und  1410  gelten  za  lassen ,  sdion  wegen 
der  angedeuteten  Verschiedenheit  in  der  Antstelhing  der  listen,  son- 
dern müssen  wohl,  da  in  Rostode  Ifibisches  Recht  geiteod  war,  aof 
die  allardings  nur  dürftige  Notiz  in  dan  letzteren  zorOckgreifeii.  !■ 
Codex  III  der  Hach'schen  Ausgabe  des  n^ten  Inbisden  Bedites^) 
XUV  hdsst  es: 

,,Eyn  juwelik  borgher  sdial  sdiotoi  tot  syn  gut  ¥nde  vor  sjnes 
„wjues  vnde  sjner  kyndere  gut  dat  he  sonderlyken  heeft  Tai 
^TOnnunderscop  weghea  dat  gut  st  bynnen  der  stat  edder  butcn 
Jie  bebbe  dat  Tom  beren  edder  Tan  Torsten  edder  jd  sy  wer  dat 
^  sy  he  dene  den  bere&  dar  äff  edder  bebbe  dat  god  wo  he  id 
,,bebbe  doch  jo  so  mot  he  der  Slat  dar  Tan  sdioten  alse  tib  synen 
„anderen  goden."^ 

Scbosspfliditig  sind  danach  nicht  blos  alle  Hänser,  sondern 
alle  Güter  innerhalb  und  ausserhalb  der  Stadt,  andi 
Aedxr,  Hopfengärten,  sdbst  Lehngüter  etc.  —  ob  aach  die  mobi- 
leiL  Güter,  ist  nidit  mit  ToUer  Sicherheit  ans  dem  Wonlante  zn  est- 
nehmen,  doch  deuten  einzelne  Beispiele'  i  darauf  hin,  dass  1410  anch 
mobile  Kapitalien  Terstenert  wurdoL  Uas  bewegliche  Vermögen 
hatte  aber  noch  wenig  Bedentang  in  jener  Zeit  und  nach  uml  nach 
dckeint  der  Gebnunch  sich  eingebürgert  za  haben«  aar  immobile 
Güter  zu  verschossen,  bis  zn  Aasi^aag  des  Id.  Jahilinaäiiu,  um 
alle  Ungkkhkcitea  za  beseitigea.  tou  aQen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Gütern  der  Sci>ass  ausdracäikh  i.tiuidai  wird*^ 


1^  Dr    ^    r  H»c^  J>u  ab«  Lttlofdbc  MmAr-     häahetk  3J3».  &  SfT     War 

2    ncc  f^ierfiÄci&bcba-  iHetkätia  k»i*aK  wir  aar  4 
t»    vtrofa    ^«Bfe^    1    JLk  m»^  jrt  C    x^^     t     JL  l    |n   L  anL  ^     S 
3lXT  luL-    SBC    4    XXT  wil     |c-t   Ol  C    ink    n.    neu  Soeiibeqp   r^-     £i 
iR  '«n«  nKK  ccvcks  ktöi   g;'in'MAwiJt.'tL 

S    I^»  xa.  öv  ICctt   öl»  :< 
«B^tnbcK  ^rmrL.  uckmas,  ■■»  cur  iccmaüm.  rnnricsittr  vm  IM^ 

dcvc  .        lle^ticci    t^riicc    iirc  SiLt-^tri  {raut:!    arm.  Ka^öife^x 
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Nehmen  wir  nun  auch  fQr  jene  älteste  Zeit  die  Schosspflichtigkeit  in 
ihrem  weitesten  Umfange  an,  so  könnten  selbstverständlich  viele,  die 
kein  eigen  Haus  besitzen,  ausserhalb  der  Stadt  Gärten  und  Grund- 
stücke oder  mobile  Kapitalien  ihr  eigen  nennen  und  dafür  zum  Schoss 
herangezogen  werden;  aber  wir  möchten  behaupten,  dass  das  nur  für 
einen  Theil  der  Miethsleute  angenommen  werden  kann,  all  jener  zahl- 
reichen mulieres  in  cellario  u.  dergl.  dürften  kaum  zu  den  Vermögen- 
deti  zu  zählen  sein. 

Wenn  also  jene  ältesten  Schossbücber  auch  ausser  den  Schoss- 
pflichtigen noch  andere  Personen  enthalten,  so  kann  man  doch  wohl 
mit  Sicherheit  behaupten,  dass  es  sich  hier  nicht  um  eine  Art  von 
Personalsteuer  handelt,  zu  der  alle  Einwohner  oder  wenigstens 
alle  Haushaltungs vorstände  hätten  in  die  Listen  eingereiht 
werden  müssen.  Die  Zahlen  bleiben  daher  nur  insofern  interessant, 
als  aus  ihnen  ein  Minimum  der  Bevölkerung  herausgerechnet  wer- 
den kann,  und  sich  aus  ihnen  ergiebt,  dass  Rostock  schon  zu  Ende 
des  14  und  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  eine  sehr  respek- 
tabele  Volksmenge  in  seinen  Mauern  beherbergt  haben  muss. 

Im  Jahre  1378  ergibt  sich  durch  Summirung  der  einzelneu  Namen : 

Steuerpflichtige  Davon 

1)  In  der  Altstadt 

2)  ,,     ,,   Mittebtadt 

3)  „     ,,   Neustadt 


....  675 

dt     .     .     .     817 
...     668 

als  Miether  kennt- 
lich gemacht 

34 
42 

In  Kellern 
wohnend 

33 
16 

34 

Summa  2157 

118 

83 

Erklärung,  wie  das  Lübische  Recht  nach  der  Stadt  Gewohnheit  auszulegen  sei,  in  welcher 

es  zu  über  Secundus,  titulus  III  heisst: 

,,Zu  dem  andern  Articul  dieses  Tituls  gehöret  unser  altes  Statntum,  vermöge 
,, welches  wir  das  Schoss  jährlich  zu  verkündigen  pflegen,  und  weil  Wir  UnB  solches 
,, Schosses  halben  mit  Unserer  Ehrliebenden  BQrgerschafft  und  Sie  mit  UnB,  zu  Auf- 
„hebung  aller  Ungleichheit,  die  darunter  flirgelaufen,  und  zu  Stiftung  durchgehender 
„Gleichheit  dahin  verglichen,  dass  hinfUhro  ein  jeder  Bürger  und  Einwohner  einen 
„Gulden  zum  Vorschosse  und  dann  von  1000  fl.  20  B  LÜbisch,  von  Hundert  Gulden 
„2  Schilling  Lübisch  und  von  50  fl.  1  Schilling  Lttbisch ,  was  sowoll  die  unbe- 
„wegliche    alB    bewegliche    Qüther    betrifft,    Vermöge   UnB   geleisteter 

„Pflicht    und  Eyde  auf  Martini   in    den   zuvor  benandten  Tagen unweigerlich 

„zu  geben  schuldich  seyn  soU,  alB  wollen  wir**  etc.  etc. 
Der  Titel  2  libri  secundi  des  auf  Verlangen  der  Stadt  Rostock  ihr  unterm  14.  Dec. 

1585  übersandten  lübischen  Rechtes  lautet  aber: 

,,£in  jeglicher  Bürger  zu  Lübeck  soU  alles  sein  seines  Weibes  vnd  Kinder  gutt  auch 
„was  er  alfi  ein  Vormunder  vnder  seiner  Gewalt  hatt,  desgleichen  seine  Lehngutter, 
„ehr  habe  sie  von  Fürsten  oder  Herrn,  Vnd  wan  ehr  gleich  daruon  RoBdienst  leisten 
„musste,  jnn  vnd  Außerhalb  der  Stadt  zuuorschossen  schuldig  sein.** 
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Eine  Zählung  nach  dem  Steuerbuche  von  1410  liefert  dagegen 
folgende  Resultate: 

1)  Alt 

2)  Mit 

3)  Neustadt  90 1 


Altstadt  815  Personen  oder  selbständige  Wohnungen 

2)  Mittelstadt    107 1  „  „  ,,  ,, 


»»  »»  »I  »» 


Summa    2787  „  „  „  „ 

Von  air  diesen  sind  kenntlich  gemacht: 

Durch  ,,cnm  eo**  als  bodae  oder  als  Keller-  als  domos  oder 

als  Miether  cellaria  claustri  Wohnungen  bodae  desertae 

1)  AltsUdt           60  13                        66                       31 

2)  Mittelstadt      55  16                        78                       42 

3)  Neustadt         39  122                       61                       20 

Summa     154  157  205  93 

Ehe  wir  auf  die  Ziffern  selbst  eingehen,  müssen  wir  noch  einige 
Bemerkungen  über  die  obige  Einthcilung  der  Zahlen  vorwegschicken. 
Wir  bezeichnen  zuerst  für  1378  die  Gesammtzahl  als  diejenige  der 
„Steuerpflichtigen"  weil  wir  von  Steuerzahlern  nicht  reden  können, 
da  lange  nicht  alle  die  Steuern  entrichtet  haben.  Aber  auch  der  Aus- 
druck Steuerpflichtige  ist  nicht  ganz  zutreffend;  denn  es  sind  wahr- 
scheinlich unter  den  verzeichneten  Personen  manche,  die  nicht  zur 
Steuerzahlung  verpflichtet  waren.  Im  Jahre  1410  mussten  wir  den 
obigen,  ausführlicheren  Titel  wählen,  weil  in  vielen  Fällen  nicht  die 
Personen,  sondern  nur  die  Wohnräume  genannt  werden,  z.  B.  „sex 
bode  claustri"  oder  „cellarium  sub  eo"  etc.  AIP  diese  Wohnräume 
waren  unzweifelhaft  bewohnt,  die  Klosterbuden  scheinen  aber  von  der 
Steuer  befreit  gewesen  zu  sein,  und  die  Einwohner  der  Keller  waren 
wohl  ihrer  Armuth  wegen  nicht  im  Stande  zu  zahlen. 

Man  führte  aber  alle  diese  Wohnungen  mit  auf,  weil  man  ver- 
muthlich  die  Steuerlistcn  so  aufstellte,  dass  man  strassenweise  Haus 
für  Haus  notirte.  Was  nun  die  in  der  letzten  Golumne  erwähnten 
domus  oder  bodae  desertae  anlangt,  so  müssten  darunter  wohl  an 
und  für  sich  leerstehende,  wüste  Häuser  verstanden  werden;  wir 
haben  sie  aber  trotzdem  hier  mitgezählt,  weil  vielfach  neben  einem 
solchen  Hause  verzeichnet  steht,  wer  darin  wohnt,  oder  durch  Aus- 
drücke wie  „unus  in  ea",  „pauperes"  etc.  angedeutet  wird,  dass  sich 
obdachlose  Leute  hier  einquartirt  Hatten.  Es  ist  letzteres  auch  an 
sich  gewiss  glaubwürdig,  wenn  man  sieht,  wie  die  Stadt  sich  in  letz- 
ter Zeit  ausgedehnt  hat,  und  eine  Menge  Menschen  sich  ausserhalb 
der  Ringmauern  ^)  ansiedelten ,  weil  es  innerhalb  derselben  an  Raum 
zu  mangeln  scheint 


1)  Die  Zahl  der  ,,Stenerpflichtigen**,  die  z.  B.  „ante  valuam  bramow^'  wohnen  ,  ist 
1410  bereits  auf  33  angewachsen,    w&brend  1378   nur  6  Namen  daselbst   genannt  sind. 
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Vergleichen  wir  nun  die  Resultate  der  beiden  Berechnungen  mit 
einander,  so  muss  zunächst  die  bedeutende  Zunahme  der  „Steuer- 
pfiichtigen^'  (wenn  wir  der  Kürze  wegen  den  Ausdruck  brauchen  dür- 
fen), auffallen.  Von  2157  steigt  die  Ziffer  in  etwa  30  Jahren  auf 
2787  und  zwar  in  allen  drei  Stadttheilen  ziemlich  gleichmässig.  Ob 
diese  Zunahme  auf  eine  wirkliche  Vermehrung  der  Bevölkerung  oder 
auf  eine  genauere  Aufstellung  der  Listen ,  oder  auf  beides  zurückzu- 
führen, ist  schwer  zu  entscheiden.  Wahrscheinlich  ist  das  letztere 
der  Fall.  Die  Zunahme  der  Wohnungen  vor  den  Stadtthoren  deutet 
auf  eine  wachsende  Volksmenge,  ebenso  die  grössere  Zahl  der  Keller- 
wohnungen. Von  diesen  Kellerwohnungen  werden  aber  viele  nur  der 
genauem  Aufstellung  der  Listen  zu  danken  sein  und  ebenso  die  Zahl 
der  Klosterbuden  und  wüsten  Hausstätten. 

Die  absoluten  Zahlen  geben  aber  nur  geringen  Anhalt  für  die 
Schätzung  der  Bevölkerung ;  denn  es  ist  schwer,  den  Begriff  der  Ein- 
heit dieser  Zählung  genau  zu  erfassen.  Mit  dem  modernen  Haus- 
haltungsbegriff können  wir  ihn  nicht  ohne  Weiteres  identifiziren,  weil 
es  ja  meistens  ganze  Häuser  sind,  die  durch  den  Namen  in  den  Steuer- 
registern repräsentirt  sind,  und  es  ist  durchaus  wahrscheinlich,  dass 
in  vielen  Häusern  und  Buden  mehr  als  eine  Familie  Obdach  fand. 
Da  es  sich  aber  hier  nur  darum  handeln  kann,  ein  Minimum  von 
Bevölkerung  herauszurechnen ,  so  können  wir  unzweifelhaft  jede  Ein- 
heit doch  zum  Mindesten  als  einen  Haushalt  annehmen. 

Für  den  Begriff  der  Haushaltung  ist  aber  wieder  der  Konjektur 
ein  ziemlich  weiter  Spielraum  gelassen,  jedenfalls  dürfen  wir  in  die- 
sem Falle  wohl,  ohne  der  Gefahr  einer  Ueberschätzung  uns  auszu- 
setzen, eine  hohe  Ziffer  für  die  Haushaltsgenossen  der  Berechnung 
zu  Grunde  legen  *). 


Ante  valuam  malendinomm  wohnen  1878  5,  1410  dagegen  27  Familien,  —  Ante  va- 
Inam  allecinm  werden  im  letzteren  Jahre  16  Haushaltungen  aufgeführt,  ante  valuam  an- 
tiqnam  27  und  ante  valuam  Sancti  Petri  30,  w&hrend  all  diese  Bezeichnungen  1378 
noch  gar  nicht  vorkommen. 

1)  Wir  dürfen  um  so  eher  eine  hohe  Zahl  annehmen ,  als  wir  die  massenhaft  vor- 
kommenden Notizen,  wonach  Jemand  als  „tutor**  für  die  Güter  seiner  Mündel  gesteuert 
hat,  bei  der  Z&hlung  nicht  beachtet  haben;  denn  diese  Mündel  werden  wohl  vielfach 
als  unmündige  Kinder  anderen  Haushaltungen  zugewiesen  sein  und  würden  dann  deren 
Angehörige  vermehren,  sie  können  und  werden  aber  auch  öfters  unter  Leitung  von  Er- 
wachsenen einen  selbständigen  Haushalt  geführt  haben,  so  dass,  wenn  wir  sie  nicht  be- 
sonders aufzählen,  auch  deshalb  schon  eine  höhere  Ziffer  für  den  Haushalt  gerechtfertigt 
erscheint. 


334  ^'  H.  Paasch e, 

Schönberg  ^ )  glaubte  zwar  für  das  von  ihm  benutzte  Material 
nur  3—4  Personen  auf  jeden  Haushalt  rechnen  zu  sollen,  in  unserem 
Falle  dürfen  wir,  nach  dem  eben  Gesagten,  unbedenklich  das  von 
ihm  als  Maximum  aufgestellte  Verhältniss  von  1  : 5  grundleglich  ma- 
chen und  haben  dann  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  gegriffen. 

Es  würde  aber  unter  dieser  Voraussetzung  Rostocks  Bevölkerung 
bereits  1378  mindestens  10785  Einwohner  stark  gewesen  sein 
und  1410  in  minimo  13935  Köpfe  gezählt  haben,  also  schon 
damals  grösser  gewesen  sein,  als  Schönberg  für  die 
Freie- Reichsstadt  Basel  zur  Zeit  ihrer  Blüthe  heraus* 
rechnet. 

Wir  betonen  aber  nachdrücklichst,  dass  damit  nur  das  unter  allen 
Umständen  vorhandene  Minimum  der  Bevölkerung  konstatirt  ist; 
denn  man  mag  den  Begriff  der  Schosspflichtigkeit  dehnen,  so  weit 
man  will,  man  wird  immer  zugeben  müssen,  dass  keineswegs  die 
gesammte  Einwohnerschaft  in  den  als  Grundlage  für  obige 
Berechnungen  dienenden  Steuerbüchern  verzeichnet  sein  kann.  Der 
Schoss  bleibt  unter  allen  Umständen  eine  Vermögenssteuer,  und 
es  fehlt  daher  in  den  Listen  der  grösste  Theil  der  Unvermögenden, 
es  fehlen  wahrscheinlich  auch  viele  Steuerfreie,  Privilegirte  oder 
Stadtbeamte,  und  endlich  deuten  die  Listen  selbst  darauf  hin,  dass 
noch  mancherlei  Lücken  in  ihnen  vorhanden  sind.  Die  zahlreichen 
Randbemerkungen,  die  bei  manchen  Strassen,  offenbar  nachträglich, 
gemacht  sind,  beweisen,  wie  wenig  sorgfältig  man  bei  der  Aufstellung 
der  Steuerverzeichnisse  verfahren  ist,  andererseits  lässt  der  Umstand, 
dass  bei  einzelnen  Strassen  diese  Zusätze  in  Menge,  in  anderen,  fast 
den  meisten ,  wieder  gar  nicht  vorhanden  sind ,  sicher  darauf  schlies- 
sen,  dass  keineswegs  alle  in  Kellern  oder  Hinter-  und  Seitengebäuden 
wohnenden  Personen  mit  verzeichnet  sind,  sondern  dass  man  diese 
Miethsgelassc ,  deren  Insassen  doch  keine  Steuer  entrichteten,  keiner 
besonderen  Beachtung  würdigte.  Eine  Art  von  Beweis  Hesse  sich 
dafür  durch  einen  Vergleich  mit  dem  Schossregister  von  1409  erbrin- 
gen. Ohne  den  Vergleich  im  Einzelnen  durchzuführen,  sei  nur  kurz 
bemerkt,  dass  die  Verschiedenheit  in  der  Zahl  der  angeführten  „Steuer- 
pflichtigen'* in  diesen  beiden,  unmittelbar  auf  einander  folgenden  Jahr- 
gängen sehr  viel  grösser  ist,  als  man  erwarten  sollte,  und  zwar  sind 
vielfach  in  der  Liste  für  1409  Steuerzahler  genannt  und  Kellerwoh- 
nungen verzeichnet,  die  im  folgenden  Jahre  vollständig  fehlen,    wäh- 


1)  Schönberg  a.  a.  O.  S.  520. 
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rend  umgekehrt  die  Verzeichnisse  für  1410  in  vielen  Strassen  eine 
grössere  Anzahl  von  Namen  aufweisen.  Namentlich  sind  die  im 
späteren  Jahre  so  zahlreich  auftretenden  Bodae  claustri  in  dem  frü- 
heren Register  nur  selten  zu  finden  0,  in  letzterem  sind  dagegen 
viel  häufiger  Steuern  für  mobile  Kapitalien,  auch  für  Leibrenten  und 
dergl.  erwähnt,  ebenso  Darlehen,  die  der  Stadt  gemacht  sind,  von 
denen  dann  der  fällige  Schoss  abgerechnet  wird.  —  All  das  beweist 
zur  Genüge,  wie  wenig  genau  diese  Art  Steuerbücher  geführt  sind, 
ein  wie  weiter  Spielraum  für  die  Schätzung  der  vorhandenen  Bevöl- 
kerung noch  bleibt,  und  dass  wir  jedenfalls  berechtigt  wären,  das  vor- 
hin angeführte  Minimum  der  Yolkszahl  nicht  unwesentlich  zu 
erhöhen. 

Obwohl  nun  für  das  15.  und  den  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
eine  grosse  Zahl  von  Schossbüchem  vorhanden  ist,  wollen  wir,  nach 
der  eingehenden  Besprechung  der  beiden  älteren,  darauf  verzichten, 
die  späteren  Register  in  ähnlicher  Weise  zur  Schätzung  der  muth- 
masslichen  Bevölkerung  zu  benutzen,  —  die  Resultate  würden  die 
aufgewendete  Mühe  kaum  lohnen,  zumal  die  folgenden  Verzeichnisse 
weniger  reichhaltig  sind  als  die  bereits  besprochenen. 

Nur  auf  das  Schossbuch  von  1493  sei  es  uns  gestattet  noch  kurz 
einzugehen.  Wie  schon  erwähnt,  ist  darin  der  Schoss  fast  ausschliess- 
lich als  eine  Abgabe  von  den  städtischen  Wohnhäusern  aufgefasst, 
und  den  Namen  der  Steuerzahler  eine  Notiz  beigefügt,  die  über 
den  Charakter  des  Steuerobjektes  Aufschluss  giebt  Es  lässt  sich 
also  aus  diesen  Materialien  mit  einiger  Sicherheit  die  Zahl  der 
vorhandenen  Wohnhäuser  der  verschiedensten  Art  berechnen, 
wenigstens  auch  hier  das  Minimum,  das  unter  allen  Umständen  vor- 
handen gewesen.  Das  Resultat  einer  sorgfältigen  Zählung*)  ist  fol- 
gendes : 

Häuser  Buden  KeUer 

1)  Alt-Stadt   .     .     246  261  31 

2)  Mittel-SUdt    .     440  319  I16 

3)  Neu-Stadt .     .     265 525 128 

Somma     95 1  II05  275 

2331 


1)  Die  grosse  Menge  der  EJosterbnden  kann  als  Beispiel  gelten ,  wie  zahlreich  im 
Mittelalter  diese  von  Steuern  und  Abgaben  befreiten  Hausgrundstücke  in  den  Städten 
waren,  denn  dass  Rostock  nur  eine  Ausnahme  von  der  Regel  gewesen  sei,  ist  kaum  an- 
zunehmen. 

2)  Wir  müssen  hinzufügen,  dass  betreffe  der  Unterscheidung  in  die  einzelnen  Arten 
von  Grundstücken  keine  absolute  Genauigkeit  zu  erreichen  war,  da  auf  den  ersten  Sei- 

N.  F.  Y.  28 
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Es  war  also  damals  bereits  die  gewiss  respektabele  Zahl  von 
mindestens  2331  selbständigen  Hausgrundstücken  in 
der  Stadt  Rostock  vorhanden^). 

Wir  müssen  aber  auch  hier  wieder  auf  das  „mindestens'^  ein  ganz 
besonderes  Gewicht  legen;  denn  es  ist  wohl  wahrscheinlich,  dass  er- 
stens manches  Haus  nicht  mit  in  das  Steuerbuch  eingetragen  wurde, 
weil  es,  wie  die  zahlreichen  Grundstücke,  die  den  Klöstern  und  Kir- 
chen, oder  dem  Rathe  der  Stadt  oder  sonst  privilegirten  Personen 
zugehörten,  steuerfrei  war,  und  zweitens  kann  die  Zählung  nicht 
auf  absolute  Zuverlässigkeit  Anspruch  machen ,  weil  man  berechtigt 
ist,  einige  Zweifel  gegen  die  Genauigkeit  der  Aufzeichnungen  im  Ein- 
zelnen zu  hegen.  Es  kommt  nämlich  nicht  selten  vor,  dass  von 
einem  Bürger  mehrere  Häuser  versteuert  werden,  —  deren  Zahl  ein- 
mal sogar  auf  8  Buden  in  einer  Strasse  steigt,  —  die  betr.  Bemer- 
kungen sind  aber  so  beiläufig  gemacht,  dass  man  wohl  vermuthen 
darf,  dass  in  den  Steuerbeiträgen  öfters  solche  Doppelbesteuerungen 
enthalten  sind,  ohne  dass  sie  kenntlich  gemacht  sind.  Denn  die 
Steuer  ist  sehr  verschieden  hoch ,  es  werden  z.  B. ,  oft  sogar  in  der- 
selben Strasse,  für  ein  Haus  6  mk.,  5  mk.,  4V^  mk.,  24  Schilling, 
selbst  2  mk.  und  1  mk.  (=  8  Schilling)  bezahlt,  für  1  Bude  3  mk., 
2Vi  mk.,  1  mk.,  20,  12  11,  sogar  8,  7,  6.  5  und  3  Schilling  entrich- 
tet, für  1  Keller  variirt  die  Steuer  von  2—20  Schilling.  Wie  man 
sieht,  sind  die  Unterschiede  sehr  auffallend  und  vielleicht  mit  daraus 
zu  erklären,  dass  die  höhere  Steuer  für  mehr  als  ein  Grundstück  der 
bezeichneten  Art  gezahlt  ist. 

Wir  unterlassen  es,  au  die  Zahl  der  Häuser  Betrachtungen  über 
die  muthmassliche  Volksmenge  zu  knüpfen,  die  sie  beherbergten ;  denn 
wenn  es  schon  schwer  ist,  Ziffern  für  die  Grösse  des  mittelalterlichen 
Haushaltes  einzusetzen,  so  ist  es  erst  recht  ein  unsicheres  Beginnen,  die 
Zahl  der  Bewohner  eines  damaligen  Hauses  schätzen  zu  wollen.  Wir 
möchten  nur  davor  warnen,  die  Zahl  dieser  Hausinsassen  zu  unter- 
schätzen; denn  obwohl  wir  das  nicht  strikte  beweisen,  sondern  aus 
den  späteren  Materialien  nur  wahrscheinlich  machen  können,  möchten 
wir  doch  behaupten,   dass   unsere  Vorfahren  in  Bezug  auf  Wohnung 


ten  des  Heftes  die  Bezeichnungen ,   ob  Haus  oder  Bude ,   yielfach    fehlen   und    aus    den 
Steuerbeiträgen  nur  vermuthet  werden  können. 

1)  Die  Gesammtzahl  stimmt  sonderbar  mit  der  oben  erwähnten  Schätzung  in  dem 
Schuldentilgungsplane  überein,  wonach  1584  1000  Giebelhäuser  und  1400  Buden,  also 
2400  Grundstücke  vorhanden  sein  sollten. 
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sehr  viel  beschränkter  waren  und  sehr  viel  gedrängter  wohnten,  als 
das  im  Allgemeinen  heute  der  Fall  ist. 

Namentlich  für  die  grossen  Giebelhäuser  wird  man,  obwohl  die 
oberen  Stockwerke  meist  durch  Kornböden  und  Speicherräume  einge- 
nommen waren,  doch  fast  ausnahmslos  mehr  als  eine  Familie 
annehmen  können,  von  denen  die  eine  im  Keller  oder  in  Hinter-  und 
Seitengebäuden  Unterkunft  fand.  All  diese  Kellerwohnungen  sind  aber 
in  der  obigen  Zusammenstellung  nicht  mit  inbegriffen;  denn  was 
dort  als  „Keller^'  gezählt  ist,  wird  unzweifelhaft  zu  den  selbständigen 
Hausgrundstücken  gerechnet  werden  müssen  und  entspricht  dem,  was 
in  späteren  Steuerbüchern  als  Dornsenkeller  ^)  im  Gegensatz  zum 
Wohnkeller  bezeichnet  wird.  Wir  dürfen  daher  wohl  mit  Sicherheit 
annehmen,  dass  sich  die  Bevölkerung  gegen  den  Beginn  des  Jahrhun- 
derts nicht  vermindert  hat. 

Die  femer  noch  vorhandenen  Schossbücher  wollen  wir  nicht  wei- 
ter zu  selbständigen  Schätzungen  heranziehen,  wir  denken  zur  Genüge 
gezeigt  zu  haben,  dass  sie  nicht  als  alleinige  Grundlage  einer  genaue- 
ren Berechnung  dienen  können,  nur  zum  Vergleich  mit  anderen  Quel- 
len werden  wir  sie  benutzen  können.  Wir  wenden  uns  daher  den 
anderweitig  vorhandenen  Steuerbüchern,  namentlich  denjenigen  zu,  in 
denen  ausser  über  Vermögenssteuern  noch  über  Personal- 
oder Kopfsteuern  berichtet  wird. 

Leider  ist  derartiges  Material  nicht  mehr  für  die  Zeiten  des  Mit- 
telalters auf  dem  Rostocker  Archive  vorhanden,  sondern  findet  sich 
erst  in  der  zweiten  Hälfte   des  16.  Jahrhunderts  vor.     Wir  müssen 
aber  annehmen,  dass  schon  vor  dieser  Zeit  Kopfsteuern  erhoben  wur- 
den, denn  in  der  bereits  mehrfach  erwähnten  formula  concordiae  wird, 
den  Professoren  noch  besonders  Freiheit  von  allen  muneribus  perso— 
nalibus  zugestanden,  und  in  der  ergänzenden  Concordienformel   voi^ 
1577  werden  diese  letzteren  ausdrücklieh  auf  das  „Kopfgeld'^  bezogei^ 
indem  abgeredet  und  bewilligt  wird,  „dass   die  Professoren  vnd   al\^ 
andern  Gliedmassen  der  Universitet,  sampt  deren  Weibern,  Wittw 
vnnd  Haussgesinde   mit  dem  Kopffgelde  keines weges  beleget 
den  sollen''.     Obgleich  also  die  Personalsteuem  auch   schon  vorl 


1)  Unter  „Dornsenkellern**  dürfen  wir  wohl  nicht  mit  Unrecht    die    in  abgelegt 
Strassen  der  Altstadt  von  Rostock  noch  heute  nicht  selten  yorkommenden,  kleinen, 
üäuschen  vennuthen  ,    die  neben  der  Thür    nur  ein  einsiges  Fenster    besitzen    un<l 
sclteu  ausser  dem  Erdgeschoss  über  der  Thür  noch  eine  Art  von  Erkeraufbau  aufw^^ 
während    die  Buden   im  Gegensatz   zu   den  Giebelhftusem   „in  die  Quere*'    gebaut 
und  noch  ein  zweites  Stockwerk  aufweisen. 
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bekannt  gewesen,  datirt  doch  das  erste  Register,  in  dem  Kopfsteuern 
verzeichnet  sind,  erst  aus  dem  Jahre  1566.  Es  ist  in  einen  noit  alten 
Noten  beschriebenen  Pergament-Umschlag  gebunden  und  zeigt  innen 
folgenden  Titel:  „Anno  1566  den  9  Aprilis  is  angeuangen  tho  sam- 
meln dat  Hussgelt,  dat  Houetgelt  vnd  is  ingesammelt  dorch  de  Er- 
samen^'  (weiter  nichts.)  Der  ganze  Band  besteht  aus  68  paginirten 
Folio-Blättern,  doch  sind  davon  nur  die  ersten  52  Blätter  mit  der 
Steuerliste  beschrieben,  folio  53—65  sind  leer.  Auf  der  Rückseite 
von  fol.  65  und  auf  fol.  66  sind  die  „proueners  tho  sunte  Jurgen^^  und 
„thom  hilgen  geyste''  namentlich  aufgeführt,  dahinter  die  Zahl  der 
„Houet"  die  sie  versteuern.  54  Proueners  steuern  für  83  Köpfe.  Auf 
den  letzten  Seiten  endlich  steht  ein  Yerzeichniss  der  neu  aufgenom- 
menen Bürger  und  ihres  Bürgergeldes. 

Das  eigentliche  Steuerregister  ist  so  angelegt  0)  dass  ohne  irgend 


Handerste 

dt.  (—  dedit) 

dt. 

dt. 

dt. 

du 

dt. 

dt. 


1)  Um  ein  Bild  von  der  Eintheilong  des  Registers,  (das  selbstverständlich  so  wie 
aUe  hier  benatzten  Steuerbücher  noch  angedruckt  ist,)  und  über  die  Höhe  der  Steuer  zu 
geben ,  wollen  wir  im  Folgenden  einige  Notizen  aus  dem  Anfange  desselben  zum  Ab- 
druck bringen : 

Hussgelt 

Hinrich  blyff  hirnicht 

Benedictus  dobe 

Casper  schermer 

Clawea  spandert 

Clawes  Eier 

Jürgen  will 

Baltzer  Smit  vor  syn  huss 

vor  dat  achter  huss 

vor  den  ordt  vp  den  Borchwal 

vor  II  boden  vorm  Herinkdore 

vor  I  bode  vorm  olden  dore 

vor  I  bode  vp  dem  vischer  brokc 

vor  I  bode  in  der  eseluote  strate 

vor  den  hoff  mit  der  schune 

vor  j  morgen  Haues  by  den  reper  boden 

vor  II  molen  glind 

vor  I  morgen  Ackers 

peter  ratke  im  keller 

Her  Hans  drewes  vor  II  Huse 

noch  vor  II  Huse 

vor  I  schone 

noch  vor  ene  bode 

noch  vor  II  boden 

noch  ein  verde  pert  vom  vemdel  Iloues 


dt. 
dt 


Houetgelt 

vm  fl. 

III  Houede 

XIII 

fl. 

vm      „ 

VU       „ 

ir 

XVIII 

fl. 

VI       „ 

XIII 

fl. 

mi     „ 

XVII  fl. 

X        „ 

VII 

fl. 

X 

fl. 

IUI 

fl. 

• 

J 

fl. 

•  • 

u 

fl. 

I 

fl. 

ni 

fl. 

V 

mk. 

XX 

mk. 

lub. 

1 

mk. 

1   Houet 

XXIIII 

fl. 

VII  Houede 

xxn 

fl. 

I 

fl. 

U  mk. 

I 

fl. 

• 

J 

fl. 
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welche  Eintheilung  in  Stadtviertel  oder  Strassen  vom  unter  dem  Ti- 
tel „Hunderste''  verzeichnet  steht,  ob  die  Steuer  bezahlt  ist,  dann 
unter  der  Ueberschrift  „Hussgeld"  die  Namen  der  Steuerzahler,  ev. 
die  Yermögensobjekte,  die  versteuert  werden  und  die  gezahlte  Steuer 
eingetragen  ist,  und  endlich  unter  der  Rubrik  „Houetgelf'  in  römi- 
schen Ziffern  die  Zahl  der  „Houede^'  angegeben  ist,  für  welche  die 
Steuer  entrichtet  wird.  Bemerkt  muss  noch  werden,  dass  am  Schlüsse 
der  Steuerzahler  sich  keinerlei  Anzeichen  finden,  dass  das  Register 
zu  Ende  sei,  vielmehr  macht  die  ganze  Anlage  den  Eindruck,  als 
wenn  man  einfach  jeden,  der  zur  Steuerzahlung  sich  einfand,  in  die 
Listen  eintrug,  wenigstens  sind  aus  dem  vorliegenden  Buche  keine 
Anzeichen  zu  finden,  dass  man  eine  genaue  C!ontrolle  geübt  hätte,  ob 
auch  alle  Steuerpflichtigen  zur  Zahlung  sich  einstellten.  Unsere  Hoff- 
nung, aus  diesem  Yerzeichniss  mit  Angabe  der  Zahl  der  Familien- 
angehörigen jedes  Steuerzahlers  genauere  Aufschlüsse  über  die  Yolks- 
zahl  zu  erhalten,  erwiesen  sich  daher  als  trügerisch,  vielmehr  sind  die 
Resultate  der  Berechnungen,  die  wir  danach  angestellt  haben,  fast 
werthlos.  Eine  genaue  Summirung  derer,  für  die  thatsächlich  nach 
Ausweis  des  Buches  die  Kopfsteuer  bezahlt  ist,  ergibt  die  ver- 
schwindend kleine  Summe  von  5684  Köpfen,  obwohl  in  der 
ersten  Hälfte  des  Registers  ziemlich  zahlreiche  Familien  mit  8 — 10 
Angehörigen  nicht  selten  sind,  während  in  der  zweiten  Hälfte  die 
Zahl  derer  überwiegt,  die  nur  für  1,  2  oder  3  Personen  steuern. 

Dass  diese  5684  Köpfe  nicht  die  Bevölkerung  der  Stadt  Rostock 
ausmachen  können,  ist  auch  ohne  einen  Vergleich  mit  den  weiter  un- 
ten besprochenen  Registern  selbstverständlich,  es  bliebe  nur  zu  erör- 
tern, wie  es  kommt,  dass  so  wenige  zur  Steuerleistung  sich  einfinden. 
Die  Erklärung  dürfte  nicht  so  schwer  fallen,  wenn  man  bedenkt,  dass 
nach  Angabe  der  Chronikenschreiber  (s.  oben)  im  Jahre  zuvor  eine 
greuliche  Pest  die  Stadt  heimsuchte,  und  über  neuntausend  Opfer  ge- 
fordert haben  soll,  ferner  dass  damals  die  Stadt  in  die  grösste  poli- 
tische und  finanzielle  Bedrängniss  gerathen  war.  Herzog  Johann  Al- 
brecht war  mit  grosser  Heeresmacht  in  die  Stadt  eingedrungen,  ihm 


Hassgelt 

Houetgelt 

noch  II  boden  by  den  yerglinden,  dar  von 

hört  my  dat  verde  pert 

1  mk. 

noch  ein  yerde  pert  in  der  verglinden  molen 

11^.  lab. 

noch  III  morgen  ackers 

I  fl. 

noch  I  vemdel  Hanes 

Uj  mk. 

noch  vor  II  boden  vp  dem  borchwal 

III  fl. 
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war  sein  Bruder  Herzog  Ulrich  gefolgt  und  beide  hatten  der  Stadt 
grosse  Contributionen  auferlegt,  einen  Tbeil  der  Stadtmauer  nieder- 
gerissen und  vor  den  Thoren  eine  gewaltige  Festung  als  Zwingburg 
erbauen  lassen,  die  Bürger  waren  entwaffnet,  ein  Theil  der  Raths- 
herren  gefänglich  eingezogen,  und  die  Truppen  der  Fürsten  hauste 
nach  Willkühr,  so  dass  zu  der  Zeit,  als  der  Rath  durch  die  Eintrei- 
bung dieser  Steuer  sich  aus  der  grössten  finanziellen  Verlegenheit 
helfen  wollte,  von  geordneten  Verhältnissen  gewiss  nicht  die  Rede 
war.  Wie  wir  an  anderem  Orte  genauer  darzulegen  suchen  wollen, 
griff  der  Rath  damals,  um  die  Forderungen  der  Fürsten  erfüllen  zu 
können,  zu  dem  verzweifelten  Mittel  eine  Art  von  Zwangsanleihe  bei 
den  Bürgern  zu  erheben  und  in  grossen  Massen  wurden  1566  und 
1567  die  verzinslichen  und  unverzinslichen  Schuldverschreibungen  der 
Stadt  an  die  Bürger  ausgegeben,  so  dass  es  wohl  kein  Wunder  ist, 
wenn  in  dieser  Noth  ein  regelrechter  Eingang  der  ausgeschriebenen 
Steuer  nicht  vorliegt. 

Nicht  viel  besser  waren  die  Zustande,  als  im  Jahre  1569  die 
zweite  Steuer  der  Art  ausgeschrieben  wurde,  deren  Resultate  uns  er- 
halten sind.  Zwar  war  im  Jahre  1567  von  den  in  der  Noth  zur  Einig- 
keit zurückgekehrten  Bürgern  und  Rathmannen  eine  geordnete  Kas- 
senverwaltung durch  Errichtung  der  „Stadtkasse'',  unter  ControUe  des 
Rathes  und  der  Bürgerschaft,  angebahnt,  aber  die  Fehde  mit  den 
Fürsten  war  noch  immer  nicht  beendigt,  alle  Vergleichsversuche  blie- 
ben vergeblich,  Rostock  war  ohne  den  Schutz  der  Stadtmauern  der 
Gnade  der  Fürsten  überliefert,  und  ein  gleichmässiger  Eingang  der 
Steuern  war  daher  in  diesen  unruhigen  Zeiten  nicht  zu  erwarten. 

Trotzdem  bleibt  das  Steuerbuch  von  1569  in  vielen  Punkten  nicht 
uninteressant  und  auch  für  unsere  Zwecke  einer  kurzen  Besprechung 
werth.  Der  Titel,  der  über  den  Inhalt  der  Steuer  Aufschluss  gibt, 
lautet : 

„Anno  Ixix  den  ersten  Decembris  is  angefangen  tho  Sammeln 
de  halue  hunderste  von  der  B orgers c hop  vnd  eren  liggenden 
Gründen,  vnd  von  den  armen  dat  Houetgeld,  von  dem  Houede 
6  Schill,  lüb.  vnd  is  gesammelt  dorch  de  Ersamen  Her  Peter  landes- 
berch,  Herr  Henninck  beselin  vnd  Her  Nicolawes  Eier  radessherm, 
Frantz  pankow,  Jochim  bysteruelt,  Jochim  reymers  vnd  Hans  lepeler 
borger." 

Es  treten  afeb  hier  die  Armen  in  Gegensatz  zu  den  vermögenden 
Bürgern,  letztere  zahlen  eine  prozentale  Vermögenssteuer,  während 
nur  die  ersteren  zu  einer  Personalsteuer  herangezogen  werden.     Eine 
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genaue  Berechnung  der  Kopfzahl  ist  daher  nicht  möglich,  weil  nur 
ein  Theil  der  Einwohnerschaft  die  Kopfsteuer  entrichtet;  wohl  aber 
könnte  man  vermuthen,  dass  hier  wenigstens  alle  Haushaltungen 
genannt  sind,  da  ausdrückUch  gesagt  ist,  dass  auch  „die  Armen"  mit 
zur  Steuer  herangezogen  werden  sollen.  Prüfen  wir  aber  die  vorlie- 
genden Listen  etwas  genauer,  so  schwindet  auch  diese  Hoffnung,  denn 
die  Zahl  der  Armen,  die  nur  Personalsteuer  entrichten,  scheint  we- 
nig genau  zu  sein.  Nach  der  Schreibweise  und  der  verschiedenen 
Tinte  zu  urtheilen,  hat  man  unzweifelhaft  zuerst  strassenweise  die 
Besitzenden,  vermuthlich  nach  den  Schossbüchern,  ziemlich  weitläufig 
in  das  Buch  eingetragen,  mit  blasserer  Tinte  dann  die  Vermögens- 
Objekte  sowie  die  Steuerbeiträge  der  Wohlhabenden  und  die  Namen 
derjenigen  dazwischen  geschrieben  und  nachgetragen,  die,  meist  in 
Kellerwohnungen  untergebracht,  Personal-steuerpflichtig  waren,  so  dass 
manchmal  halbe  Seiten  lang,  eng  geschrieben  nur  Arme  stehen  ,4n 
cell"  wohnend.  Da  nun  von  letzteren  keineswegs  immer  die  Steuer 
eingeht,  sondern  im  Gegen  theil  recht  oft  kein  Kopfgeld  gezahlt  wird, 
ohne  dass  immer  die  Worte  „pauper"  oder  arm"  die  Zahlungsunfähig- 
keit andeuten,  so  wird  man  mit  der  Yermuthung  nicht  fehl  gehen, 
dass  man  oft  die  Namen  derer,  von  denen  man  eine  Steuer  nicht  er- 
warten konnte,  gar  nicht  erst  in  die  Listen  eintrug.  Die  vielen  durch- 
strichenen  Namen  deuten  gleichfalls  darauf  hin ,  ebenso  der  Umstand, 
dass  einmal  ganze  Seiten  lang  fast  zwischen  jede  ursprüngliche  Zeile  1 
oder  2  solcher  Kellerbewohner  zwischengeschrieben  sind,  dann  wieder 
durch  mehrere  Strassen  nicht  eine  einzige  solche  Zwischenbemerkung 
gemacht  worden  ist 

Trotz  dieser  wahrscheinlichen  Lücken  ist  aber  die  Zahl  der  Armen 
und  in  Kellern  wohnenden  Personen  eine  ganz  auffallend  grosse,  und 
daher  diese  Angaben  besonders  beachtenswerth,  namentlich  auch  zum 
Vergleich  mit  anderen  Steuerregistern.  Wenn  wir  sämmtliche  Namen, 
die  hier  eingetragen  sind,  zusammen  addiren  und  auch  diejenigen  mit 
rechnen,  die  nachher,  weil  sie  keine  Steuer  entrichtet,  wieder  durch- 
gestrichen wurden,  so  ergibt  sich  eine  Anzahl  von  2622  Haushal- 
tungen 

nemlich  in  der  Altstadt  .  715 
in  der  Mittelstadt  ...  987 
und  in  der  Neustadt  .    .    920 

Summa  2622  Haushalte. 

Eine  Zählung  aber,  soweit  sie  genau  möglich  ist,  Aller  derer,  die 
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nur  Personalsteuer  gezahlt  haben,  sowie  derer,  die  ausdrücklich  durch 
die  Worte  „pauper^^  oder  „arm^'  als  unfähig  zur  Steuerzahlung  gekenn- 
zeichnet sind,  endlich  derer,  die  in  Kellern  wohnend  Nichts,  oder 
wenigstens  keine  Vermögenssteuer  entrichten,  ergibt  1231  Haus- 
haltungs-Yorstände  oder  beinahe  die  Hälfte  aller  ver- 
zeichneten Steuerpflichtigen.  Wir  werden  weiter  unten  bei 
Besprechung  der  Besitzverhältnisse  noch  einmal  kurz  darauf  zurück- 
kommen, hier  sei  nur  noch  erwähnt,  dass  die  obige  Zahl  von  2622 
Haushaltungen  wohl  genügend  die  Unzuverlässigkeit  des  vorher  be- 
sprochenen Registers  von  1566  darlegt.  Denn  rechnen  wir  den  Haus- 
halt auch  nur  zu  4  Personen,  so  würde  die  Yolkszahl  doch  mit 
10  488  Seelen  fast  doppelt  so  gross  sein,  als  die  dort  bei  scheinbarer 
Genauigkeit  heraus  gerechnete  Zahl. 

Obwohl  nun  nach  Inhalt  der  Rechnungsbücher  der  neuerrichteten 
Stadtkasse  im  Jahre  1571  das  „halbe  Huß-  vnd  Kopgeld''  und  1572 
der  halbe  Hundertste,  das  halbe  Haus-  und  Kopfgeld,  und  1574  das 
ganze  Hausgeld  zur  Tilgung  und  Verzinsung  der  Stadtschuldeu  erho- 
ben wurde,  konnten  wir  doch  von  diesen  Steuern  keinerlei  Nachweise 
finden,  erst  für  1576  ist  ein  detaillirtes  Steuerbuch  vorhanden,  das 
aber  hier  auch  nur  einer  kurzen  Erwähnung  bedarf,  weil  es  keine 
genaueren  Aufschlüsse  über  die  Volksmenge  gibt  als  die  bisher  ge- 
nannten. 

Der  Titel  lautet: 

„Anno  1576  den  24  Septembris  jß  angefangen  to  Sammeln  dorch 
beleuinge  eines  Erbarn  Rades  vnnd  der  gemeine  borgerscop,  zu  affle- 
ginge  gemeiner  Stadt  schulde  dat  halue  Hußgelt,  die  halue  Hunderste 
vnnd  dat  Kopgelt  alse  von  Mann  vnnd  fruwe  jeder  4  ß  lub.  Vnnd 
iß  eingenommen  vnnd  gesamlet  durch  die  Erbarn  H.^'  etc.  etc. 

Es  soll  also  hier  neben  der  Vermögenssteuer  und  Haussteuer 
das  Kopfgeld  nicht  blos  von  den  Armen  erhoben  werden,  sondern 
gleichmässig  von  allen  Ständen,  aber  mit  der  Beschränkung,  dass  nur 
von  „Mann  und  Frau"  die  Steuer  gezahlt  wird.  Wahrscheinlich  sind 
damit  nur  Ehemänner  und  Ehefrauen,  resp.  Wittwer  und  Wittwen 
gemeint  und  erwachsenes  Gesinde  ausgeschlossen,  ebenso  wie  erwach- 
sene Hauskinder;  denn  es  werden  bei  derartigen  Steuern  stets  Mann 
und  Frau  den  Kindern  und  dem  Gesinde  gegenüber  gestellt.  Die 
Steuer  wird  also  nur  die  Haushaltungsvorstände  und  deren  Frauen 
treffen  sollen,  und  der  Umstand,  dass  fast  nie  mehr  als  2  Houet  ver- 
steuert werden,  lässt  diese  Annahme  wohl  zur  Gewissheit  werden. 
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Diese  Beschränkung  der  Kopfsteuer  vermindert  aber  den  Werth  des 
Buches  für  unsere  Zwecke  sehr  bedeutend,  denn  wir  würden  danach 
im  günstigsten  Falle  nur  wieder  eine  leidlich  sichere  Zahl  für  die  vor- 
handenen Haushalte  bekommen  und  über  die  Details  der  Vertheilung 
der  Bevölkerung  doch  keinen  Aufschluss  erhalten. 

Das  Register  hat  aber  in  der  Anlage  das  Eigenthümliche  und 
Beachtenswerthe,  dass  zuerst  für  die  alte,  mittel  und  neue  Stadt  nach 
Strassen  geordnet  die  Namen  der  in  Häusern  und  Buden  wohnenden 
Vermögenden  aufgeführt  und  ihre  Steuern  und  versteuerten  Liegen- 
schaften genannt  sind,  während  dann,  nachdem  einige  leere  Blätter 
überschlagen  sind,  für  jeden  Stadttheil,  wieder  nach  Strassen  geordnet, 
die  Namen  derer  folgen,  die  in  Kellern  wohnen  und  meistens  nur 
Kopfsteuer  zahlen^).  Der  Grund,  warum  eine  solche  Trennung  vor- 
genommen, leuchtet  nicht  ein,  denn  man  hätte  ja  sonst  auch  Häuser 
und  Buden  von  einander  scheiden  müssen. 

Namentlich  die  Angaben  über  die  in  Kellern  wohnenden  Haus- 
halte machten  den  Eindruck,  als  ob  hier  mit  grosser  Genauig- 
keit verfahren  wäre,  und  wenn  man  kein  anderes  Material  hätte,  als 
nur  dieses  Buch  für  damalige  Zeit,  würde  der  ärgste  Skeptiker  kaum 
erhebliche  Bedenken  gegen  die  Zuverlässigkeit  der  Zahlen  aus  dem 
Register  selbst  herauslesen  können.  Und  doch  werden  wir  sogleich 
sehen,  wie  unzuverlässig  auch  diese  Angaben  sind.  Wir  hatten  vor- 
hin gesagt^  dass  in  dem  Steuerbuch  für  1569  die  Kellerbewohner  und 
sonstigen  „Armen",  wie  es  schiene  wenig  zuverlässig,  später  mit  blas- 
serer Tinte  nachgetragen  seien.  Wir  haben  uns  nun  der  Mühe  unter- 
zogen, für  jede  einzelne  Strasse  den  Vergleich  zwischen  beiden  Re- 
gistern durchzuführen  und  kommen  dabei  zu  dem  interessanten  Re- 
sultate, dass  in  der  früheren  Epoche  die  Zahl  der  verzeichneten  Kel- 
lerwohnungen ganz  erheblich  grösser  war,  als  7  Jahre  später.  Als 
Beispiel  führen  wir  die  Zahlen  für  einige  Strassen  an,  die  besonders 
eklatante  Unterschiede  zeigen: 


1)  Die  Einfuhrung  zu  diesem  Theil  des  Registers  ist  die,  dass  unter  der  lakonischen 
Ueborschrift  „Keller"  die  Namen  der  Steuerzahler  folgen,  z.  B. 

Keller. 

Auer  den  vier  Glinden 

dt.     ClauB  nordtmann  incell.      .     .     .     2.  Ho.  (es  Houede) 

dt.     Hans  eggerstorg ...     2      „     vnd  */,  Hund. 

etc.     etc. 


tß'X'X 


Dr.  H.  Paasch 

•> 

1.    In 

der  Altstadt. 

Bewohner  yon 

Keller- 

H&osem u. 

Baden 

bewohner 

1569 

1576 

1569 

1576 

Aaer  den  yier  glindeu     . 

•     54 

56 

26 

16 

Jegen  dem  Kerkhaue 

.     13 

13 

18 

5 

Garwer  Brock  and 

Banen  deme  G.  Brock 

•     50 

50 

20 

8 

Olde  markt 

.     18 

18 

5 

II 

Wullenueberstrate  .     .     . 

.     30 

30 

25 

12 

Moltkenstrate     .... 

.     16 

16 

8 

II 

Boddeker  Strate      .     .     . 

•    43 

41 

8 

I 

Olde  dor 

•     17 

17 

0 

4 

Achter  dem  Thorne     .     . 

.     13 

12 

13 

6 

MitteUtadt 

Borchwall 

•    35 

36 

13 

7 

VageUank 

.     18 

19 

2 

4 

Dregerstrate 

II 

0 

12 

q 

Waterstrate 

.     16 

16 

10 

12 

Beginenberg 

.     30 

35 

27 

24 

Stenstrate 

.     18 

'9 

II 

14 

By  S.  Jobanns  .... 

•    39 

34 

4 

I 

Blottstrate 

•    30 

36 

13 

19 

et 

c.     etc. 

Der  Hauptunterschied  besteht  also  bei  den  Kellerwohnungen  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  in  der  früheren  Erhebung  zumeist  sehr  viel 
mehr  Kellerbewohner  namentlich  aufgeführt  sind,  als  in  dem  späte- 
ren, in  manchen  Strassen  mehr  als  doppelt  so  viel,  z.  B.  im  Verhält- 
uiss  von  18  :  5,  20  :  8,  25  :  12,  13  :  6  und  sofort.  Es  ist  aber  abso- 
lut nicht  denkbar,  dass  die  im  Jahre  1569  bewohnten  Keller  in  so 
grosser  Anzahl  im  Jahre  1576,  nachdem  Ruhe  und  Frieden  wieder  in 
das  Land  eingekehrt  waren,  hätten  leer  stehen  sollen ;  im  Gegentheil, 
die  Erklärung  für  diese  Unterschiede  kann  nur  in  der  Ungenauig- 
keit  der  Listen  gesucht  und  gefunden  werden.  Aus  einem  Ver- 
gleich der  obigen  Beispiele  ergibt  sich  aber  auch,  dass  in  nicht  sel- 
tenen Fällen  in  dem  späteren  Verzeichniss  mehr  Kellerwoh- 
nungen stehen,  als  in  dem  früheren.  Auch  dafür  möchten  wir  die 
Erklärung  in  der  Mangelhaftigkeit  der  Aufzeichnungen  suchen  und 
dürften  die  angeführten  Zahlen  wohl  mit  als  Beweis  dafür  dienen 
können,  dass  wir  nicht  mit  Unrecht  in  die  Vollständigkeit  der  nach- 
träglichen Einschreibungen  in  das  Steuerbuch  von  1569  Zweifel  ge- 
setzt haben. 

Wir  haben  dieses  Beispiel  absichtlich  etwas  ausführlicher  behan- 
delt, weil  wir  dabei  den  Beweis  liefern  konnten,  wie  gerechtfer- 
tigt unser  Misstrauen,  das  wir  im  ersten  Theil  dieser  Arbeit 
aussprachen,  gegen  die  Brauchbarkeit  von  Steuerbüchern 
im  Allgemeinen  zu  statistischen  Zwecken  ist 
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Haben  wir  bis  dahin  die  uns  zugänglichen  Quellen  fQr  Volksbe- 
rechnungen als  wenig  brauchbar  bezeichnen  müssen,  und  sie  dieser 
verneinenden  Kritik  wegen  nur  kurz  behandelt,  so  müssen  wir  bei 
einem  der  folgenden,  bei  dem  Steuerbuch  von  159 4/ 95  länger  ver- 
weilen, weil  es  für  die  Kenntniss  der  Bevölkerungsverhältnisse  frühe- 
rer Jahrhunderte  von  unverkennbarer  Bedeutung  ist 

Dieses  Steuerbuch  ist  in  2  Exemplaren  vorhanden,  von  denen 
das  eine  wohl  als  die  Reinschrift  des  anderen  angesehen  werden  kann, 
da  es  sehr  viel  sauberer  geführt  ist,  und  die  Einzelheiten  detaillirter 
angegeben  sind. 

Ueber  die  Art  der  Steuererhebung  geben  die  Steuerbücher  selbst 
wenig  Aufschluss.  Die  Aufschrift  des  einen  ist  einfach:  „Anno  1595 
ist  dieß  Register  zur  großen  Schätzung  eingerichtet'^  und  auf  dem 
anderen  steht  nichts  weiter  als:  „Alte  St.  Anno  1594  Ausgangs";  wir 
können  uns  aber  über  den  Inhalt  orientiren  aus  einem  in  beschriebe- 
nen Pergament  gehefteten  „Protokollum  Mandatorum  amplissimi  senatus 
Rostochiensium"  etc.,  in  welchen  verschiedene  Verordnungen  über  die 
vorliegende  Steuer  mit  enthalten  sind.  Die  eine,  die  am  24.  Nov.  in 
St.  Marien  Kirchen  von  der  Kanzel  verkündet  worden,  lautet: 

„Vnnd  die  weill  auch  vom  Erbarn  Rhatt  vnd  den  hundert  Bürgern 
von  allen  liggenden  vnd  vnbeweglichen  guttern  der  hun- 
derster  Pfennig  eingewilliget  vnd  zu  rechtmeßiger  taxirung  solcher 
liggenden  gründen  etliche  gewisse  Persohnen  so  auß  dem  Rhate  vnd 
Burgerschafft  deputiret  vnd  verordnet  worden,  vnd  dieselben  sowohl 
alß  auch  ein  Erbar  Rhat  ihre  liggende  gründe  albereits  taxiren 
laßen,  So  will  auch  ermelter  Rhatt,  ihre  Burg  er  vnd  Einwohner 
dieses  Kirchspiels  hiemit  citiret  vnd  ihnen  bey  Poen  funff  gidden  auf- 
erlegt haben,  das  sie  auif  kuniftigen  Donnerstagk  Freitagk  vnd  Sonn- 
abendt  für  den  Deputirten erscheinen  vnd  eine  glaub- 
würdige vnd  volnkommene  Verzeichuuße  vnd  tax  aller  ihrer  liggen- 
den grunder  ahn  Heuser,  boden,  scheunen,  garten,  ecker  landt  vnd 
Muhlengueter,  die  sie  selbst  besitzen  oder  von  anderen  zur 
Miethe  inhaben,  der  gestalt  wie  sie  dieselben  mit  ihrem  christ- 
lichen Eide  zu  erhalten  sich  vertrewen,  vbergeben" 

In  einer  weiteren  Veröflfentlichung  vom  I.Januar  1595  heisst  es: 
„Nachdem  auff  des  Erbarn  Raths  vnnd  den  von  der  gemeinen  Bürger- 
schaflft  verordneten  hundert  Burger  geschehenen  Bewilligung  von 
allen  heussern,  garten,  ecker  vnd  andern  liggenden  und 
unbeweglichen  Guttern  der  hunderste  Pfennig  wie  dann 
auch  daß  K  opf  f  gel  dt  erstes  Tages  noth  wendig  auffgebracht  werden 
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ich«, 


iDUSS,    lest  gemelter  Rhatt  anzeigen,    dass  die  dazu  verordnete   des 
RhatB  vnnd  burger  an  kunfftigen  Donnerstage"  etc.  etc. 

Es  soll  also  nur  von  allen  liegenden  Gründen,  nicht  vom  be- 
weglichen Vermögen,  nach  vorheriger  Selbstdeklaration  des  Wer- 
thcs  der  hundertste  Pfennig  gezahlt  und  daneben  zugleich  das  Kopf- 
geld erhoben  werden.  Wer  zur  Entrichtung  des  letzteren  verpflichtet 
Bei,  wird  nicht  besonders  gesagt,  man  darf  aber  wohl  annehmen,  dass, 
weil  man  sich  einfach  an  „Bürger  und  Einwohner"  wendet,  die  ganze 
Bevölkerung  der  Stadt,  jung  und  alt,  soweit  sie  nicht  aus  sonsti- 
gen Gründen  steuerfrei  war,  zur  Kopfsteuer  herangezogen  werden 
sollte.  Das  letztere  lägst  sich  auch  aus  der  Eintheilang  und  Ein- 
richtung der  Register  herauslesen,  denn  es  sind  hier  Frauen,  Kinder, 
Gesinde,  Gäste  etc.  detaillirt  aufgeführt,  wodurch  das  Buch  besonders 
werthvoll  ist.  Die  Anlage  des  in  Reinschrift  vorhandenen  Exemplars 
ist  nemlich  folgende  >):  Die  Steuerzahler  sind  strassenweise  einge- 
tragen, hinter  jedem  Namen  steht  sodann  ein  Vermerk,  ob  er  in  einem 
Hause,  einer  Bude,  einem  Domsen-Keller,  Wohnkeller  oder  „auffen 
Sahle"  wohne,  zumeist  ist  dann  auch  der  Beruf  des  Betr.  angegeben, 
und  sehr  häufig  auch  die  Miethe,  die  für  die  Wohnung  gezahlt  wird, 
oder  der  Werth  des  eigenen  Hauses.  Ausserdem  sind  bei  denen, 
die  noch  sonstige  liegende  GrQnde  besitzen,  diese  genau  verzeichnet 
Endlich  sind  noch  durch  Linien  acht  Rubriken  hergestellt,   mit   den 


1}  Zar  VerftaBchudichoDK    dir  EinricbtUDg  wollen    wir  einiges  * 
Steaerbacfaeg  hier  Folgen  laeien. 

Cber  die  Vier  gücd«  hinder  der  Altenn  Hühle. 


Peter  Linke.    D.  H. 

Hm*  Otte.     w.  k 

Hrdi  Bruhn  Cell.     Drolcher.     D.  k.   .     . 
4  fl.  Hear. 

Jacob  HiatM.     B 

700  mk  knofft    .... 

Chln.  Bönniehoff  Cell,  pp 

HuiB  Wegener  Cell.     D.  k 

Jochim  Bartflla  schaflicker.      B 

Die  w»rfl  fmw   bqj  ihm  in 

ChiD  grlbbeniti  Schopenbrower.     B.     ■     . 

k>an  100  fl. 

CIbiu  PoMendehl  Bentachneider.    B.    .     . 

6  fl.  Haut  PeoUIn 

Harten  Zandtr  Zimmennum.     B.     .     .     . 

1  ä.  Haur  PentiiD 

Clani  PenMD.     U 

Hani  Bekmann  i  D.  k 

Hinrich  SlemebanA  t  i  1  Hanr     .     .     . 
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üeberschriftcn  Vir,  üxor,  filius,  filia,  Servus,  Ancilla,  fl.,  Schill.,  in 
denen  dann  die  Zahl  der  versteuerten  Erwachsenen,  Kinder  und  Dienst- 
boten, sowie  endlich  die  Steuerbeiträge  notirt  sind. 

Gerade  diese  letzteren  Unterscheidungen  machen  das  Register  für 
statistische  Zwecke  hauptsächlich  wichtig,  denn  es  dürften  wohl 
wenige  Nachweise  so  detaillirter  Art  aus  dem  16.  Jahrhundert  vor- 
handen sein.  Mag  dann  das  Buch,  wie  es  ja  wahrscheinlich  ist,  man- 
cherlei Schwächen  und  Mängel  enthalten,  mag  es  immerhin  wenig 
brauchbar  sein  zu  einer  genauen  Ermittelung  der  absoluten 
Yolkszahl,  es  ist  und  bleibt  werthvoll  deswegen,  weil  man  hier  fQr 
den  überwiegend  grössten  Theil  der  Bevölkerung  die  Einzelheiten 
der  Vertheilung  nach  Familienstand  und  Geschlecht,  die 
Zahl  der  Kinder  und  Dienstboten,  das  Zusammenwohnen  etc. 
in  einer  nach  der  Seite  wenig  bekannten  Zeit  zu  ermitteln  vermag. 
Wir  werden  unten  noch  auf  mancherlei  Einzelheiten  des  vorliegenden 
Materials  genauer  zurückkommen  und  wollen,  ehe  wir  an  eine  Kritik 
des  Ganzen  in  Bezug  auf  seine  Zuverlässigkeit  gehen,  zunächst  in 
diesem  der  Volkszahl  gewidmeten  Abschnitte  die  Resultate  der  vor- 
genommenen Berechnungen  vorführen. 

Die  Zählung  ist  nicht  so  einfach,  als  nach  dem  oben  Gesagten 
scheinen  möchte;  denn  es  haben  keineswegs  alle,  deren  Namen  ver- 
zeichnet sind,  auch  Kopfsteuer  gezahlt,  theils  weil  sie  von  persön- 
lichen Abgaben  frei  waren,  theils  weil  sie  bei  Abschluss  der  Steuer- 
listen mit  der  Steuerzahlung  noch  im  Rückstand  waren.  Für  all  diese 
Personen  sind  aber  die  Rubriken  für  die  steuerpflichtigen  Familien- 
glieder leider  nicht  ausgefüllt  Wenn  wir  also  die  angegebenen  Män- 
ner, Frauen,  Kinder  und  Dienstboten  zusammen  addiren,  so  erhalten 
wir  damit  immer  nur  einen  Theil  der  Bevölkerung;  aber  wenigstens 
einen  so  beträchtlichen  Theil,  dass  aus  den  gewonnenen  Resultaten 
schon  immer  mit  einiger  Sicherheit  allgemeine  Schlüsse  gezogen  wer- 
den können. 

Eine  Summirung  derer,  für  welche  die  Personalsteuer  bezahlt 
worden  ist,  ergibt  nun  zunächst  folgendes  Resultat: 


Altstadt 

Mittelstadt 

Neustadt 

Summa 

1.  Männer     .... 

2.  Frauen      .... 

3.  Söhne  

4.  Töchter     .... 
6.  Knechte    .... 
6.  Mägde       .... 

658 
821 
620 
641 

243 
368 

855 

1073 
906 

967 
536 
633 

837 
I  069 

863 

921 

257 
422 

2350 
2963 

2389 

2529 
1036 

1423 

Summa 

3351 

4970 

4369 

12690 
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Wir  wollen  vorläufig  davon  absehen,  dass  diese  12  610  Seelen 
nur  einen  Theil  der  Bevölkerung  bilden  und  wollen  einmal  an- 
nehmen, dass  dieses  Gros  der  Volksmasse  in  seiner  Zusammensetzung 
die  Gesammtheit  repräsentire,  d.  h.  dass  auch  der  Rest  der  Einwoh- 
nerschaft sich  nach  Geschlecht  und  Familienstand  ebenso  gruppire 
wie  dieser  Theil.  Die  Annahme  ist  jedenfalls  nicht  unberechtigt,  denn 
wir  werden  weiter  unten  sehen,  dass  die  vorhandenen  Lücken  durch- 
aus nicht  allein  aus  den  untersten  Schichten  der  Bürgerschaft,  den 
Zahlungsunfähigen,  ausgefüllt  werden  müssen,  sondern  dass  alle  Stände 
daran  partizipiren.  Unter  dieser  Voraussetzung  sind  aber  die  obigen 
Zahlen  für  den  Statistiker  und  Kulturhistoriker  gewiss  nicht  uninter- 
essant Denn  wenn  sie  auch  nicht  mehr  für  das  eigentliche  Mittel- 
alter als  vollgültiger  Beweis  der  Volksgliederung  angesehen  werden 
können ,  so  dürften  sie  doch  zum  Vergleich  mit  jener  Zeit  sehr  wohl 
benutzt  werden  können  und  bieten  ein  Material,  so  detaillirt  und  ge- 
nau, wie  es  unseres  Wissens  sonst  noch  nicht  an  die  Oeffentlichkeit 
gezogen  ist. 

Das  einzige,  ähnlich  ausführliche  Material  aus  früherer  Zeit,  die 
Nürnberger  ßevölkerungsaufnahme  von  1449  hat  Dr.  Bücher^)  für 
die  Statistik  der  Volksgliederung  einer  sorgfältigen  Bearbeitung  unter- 
zogen, und  wir  freuen  uns,  durch  die  hier  veröffentlichten  Resultate 
zum  grössten  Theil  die  Schlüsse,  die  er  aus  jenen  Zahlen  gezogen 
hat,  unterstützen  und  damit  die  Beweiskraft  der  beiderseitigen  Zahlen 
erhöhen  zu  können. 

Um  einen  leichteren  Ueberblick  über  die  Gliederung  der  Bevöl- 
kerung nach  Familienstand  und  Geschlecht  zu  ermöglichen,  wollen 
wir  zunächst  den  prozentischen  Antheil  berechnen,  den  jede  einzelne 
der  obigen  Gruppen  in  Anspruch  nimmt.  Wir  behalten  dazu  auch 
die  Scheidung  in  die  einzelnen  Stadtbezirke  bei,  um  zugleich  zu  zeigen, 
welche  Schwankungen  innerhalb  dieser  Unterabtheilungen  vorkommen. 
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Das  Auffälligste  an  dieser  Gruppirung  der  Bevölkerung  ist  gewiss 
das  bedeutende  Ueberwiegen  des  weiblichen  Elementes 
in  allen  drei  Kategorien.    Beinahe  fünf  Prozent  mehr  Frauen 

1)  Bücher  a.  a.  O.  Jahrg.  1881.    S.  563  ff. 
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und  Wittwen  sind  vorhanden  als  Ehemänner  und  Wittwer;  um 
mehr  als  1  ^/o  überwiegt  die  Zahl  der  Töchter  die  der  Söhne,  und 
um  3,15  ^/o  die  der  Dienstmägde  jene  der  Knechte,  Lehrlinge  und 
Gesellen.  Die  Addition  der  betr.  Rubriken  gibt  für  Rostock  das 
höchst  beachtenswerthe  Resultat,  dass 

6915  weibliche  Wesen  einer  männlichen 
Bevölkerung  von  5775  Seelen 
gegenüberstehen,  so  dass  auf  je  1000  männliche  1198  weibliche  kommen. 

Schliesst  man  die  Kinder  von  der  Betrachtung  aus,  so  stellt  sich 
das  Yerhältniss  noch  mehr  zu  Ungunsten  der  Frauen,  denn  3386  er- 
wachsene Männer  (Ehemänner,  Wittwer,  Knechte,  Gesellen  und  Lehr- 
linge) stehen  der  Zahl  von  4386  erwachsenen  Frauen  (Ehefrauen,  Witt- 
wen und  Mägden)  gegenüber,  so  dass  schon  bei  diesen  geringen  Zif- 
fern ein  Ueberschuss  von  gerade  1(XX)  Frauen  zu  verzeichnen  ist,  und 
in  relativen  Zahlen  ausgedrückt  sich  das  Yerhältniss  von  Män- 
nern und  Frauen  zu  einander  wie  1000:1295  gestaltet. 

Vergleicht  man  endlich  die  Zahl  der  verheiratheten  Männer  und 
Wittwer  allein  mit  derjenigen  der  Ehefrauen,  so  kommen  auf  1000 
Männer  nicht  weniger  als  1261  Frauen,  und  wollten  wir  selbst 
annehmen,  dass  alle  Männer  verheirathet  wären,  so  würden  immer 
noch  613  oder  etwa  20  Prozent  aller  Frauen  ohne  Männer 
sein,  d.  h.  zumeist  bereits  ihre  Männer  verloren  haben. 

Die  Differenz  zwischen  beiden  Geschlechtem  ist  so  bedeutend, 
dass  man,  wäre  die  Erscheinung  nicht  auch  anderweitig  zu  konstati- 
ren,  gewiss  mit  vollem  Recht  Zweifel  in  die  Richtigkeit  der  Zahlen 
setzen  müsste.  Aber  die  oben  erwähnte  Nürnberger  Zählung  führt, 
allerdings  für  eine  fast  150  Jahre  frühere  Zeit,  zu  ähnUchen  Resulta- 
ten, so  dass  Bücher  auf  Grund  dieses  Materials  und  einer  nach 
Schönbergschen  Ziffern  aufgestellten  Berechnung  sich  zu  dem  Schluss 
berechtigt  glaubt,  „dass  es  sich  hier  um  eine  dem  Mittelalter  eigen- 
thümliche  Erscheinung  handelt,  welche  ihre  besondere  Erklärung  ver- 
langt.'' Die  obigen  Rostocker  Zahlen  werden  seine  Behauptung  nur 
noch  bekräftigen  können;  dennn  wir  finden  hier  ein  noch  stärkeres 
Ueberwiegen  des  weiblichen  Elementes,  obwohl  doch  manche  Gefahren, 
die  das  unruhige,  fehdereiche  Mittelalter  für  die  Männerwelt  mit  sich 
brachte,  am  Schlüsse  des  16.  Jahrhunderts  nicht  mehr  vorhanden 
waren. 

Zum  Vergleich  mit  unseren  Resultaten  sei  es  gestattet,  einige 
Zahlen  aus  der  citirten  Arbeit  zu  rekapituliren.  Es  betrug  in  Nürn- 
berg im  Jahre  1449  die  Zahl  der 
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Bürger   .     . 
Frauen  .     . 
Kinder    .     . 
Knechte  i 
Mägde    i     ' 
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In  allen  8  Stadt-            In  den  letzten  i) 
vierteln                     sieben  Vierteln. 
3753  —  21,4  •/o          3404  —  21,6  0  ^ 
4383  =  24,9    „           4016  =  25,5    „ 

6173  —  35»i    »           5531  =  35»2    „ 
X2i^         186                 "'9  —     7»8    „ 
3274         18,6    n           ,363-=    9,9    « 

Summa  der  bürgerlichen 
Bevölkerung 

17583 

15733 

Die  Unterschiede  zwischen  beiden  Geschlechtern  waren,  wie  man 
sieht,  in  Nürnberg  nicht  ganz  so  bedeutend  als  in  Rostock,  aber  im 
Vergleich  zur  Neuzeit  auffällig  genug.  Es  kommen  auf  1000  Bürger 
1168  Frauen  und  auf  1000  Bürger  und  Knechte  1207  Frauen  und  Mägde. 

Für  Basel  hat  Bücher  aus  dem  Jahre  1454  nach  Schönberg'- 
schen  Materialien  für  2  Kirchspiele  die  Vertheilung  der  über  14  Jahre 
alten  Bevölkerung  berechnet  und  zählt  im  St.  Alban  und  Leonhard 
Sprengel  438  Männer,  546  Frauen,  172  Knechte  und  110  Mägde,  so 
dass  sich  ohne  Rücksicht  auf  das  Dienstpersonal  das  Verhältniss  der 
Männer  zu  den  Frauen  gestaltet  wie  1000 :  1246  und  mit  Einschluss 
der  Knechte  und  Mägde  wie  1000 :  1075.  Auf  die  Baseler  Zahlen 
wird  man  allerdings  ihrer  Kleinheit  wegen  kein  besonderes  Gewicht 
legen  können;  aber  sie  unterstützen  doch  immer  mit  den  Satz,  dass 
in  früheren  Jahrhunderten  das  weibliche  Element  einen  viel  grösseren 
Prozentsatz  der  Bevölkerung  einnimmt  als  gegenwärtig. 

Worin  liegt  nun  aber  der  Grund  dieser  auffallenden  Erscheinung? 

In  einer  neuerdings  publicirten  Arbeit  von  Dr.  Bücher*)  über 
„die  Frauenfrage  im  Mittelalter'',  in  der  ausser  dem  früheren  statisti- 
schen Material  noch  einige  Frankfurter  Notizen  zur  Bekräftigung  her- 
angezogen werden,  hebt  der  Verf.  als  die  hauptsächlichsten  Ursachen 
des  Ueberschusses  der  erwachsenen  weiblichen  Bevölkerung  über  die 
männliche  folgende  vier  Punkte  hervor: 

1)  die  zahlreichen  Bedrohungen,  welchen  das  männliche  Leben  in 
den  mittelalterlichen  Städten  in  Folge  der  fortwährenden  Fehden,  der 
blutigen  Bürgerzwiste  und  der  gefahrvollen  Handelsreisen  ausgesetzt 
war ;  2)  die  grössere  Sterblichkeit  der  Männer  bei  den  oft  sich  wieder- 
holenden pestartigen  Krankheiten ;  3)  die  Unmässigkeit  der  Männer  in 
jeder  Art  von  Genuss;  4)  das  Gölibat  der  zahlreichen  Geistlichkeit" 

1)  Die  besondere  AoffÜhrnng  der  letzten  7  Stadtviertel  ist  deshalb  noth wendig,  weil 
für  das  erste  Viertel  eine  Trennung  in  Knechte  und  Mägde  nicht  vorgenommen  ist,  daher 
eine  Berechnung  der  Erwachsenen  beiderlei  Geschlechtes  leider  nicht  für  die  ganse  Stadt 
möglich  ist. 

2)  K.  Bacher  „Die  Franenfrage  im  Mittelalter**.  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatsw. 
1882.    S.  344—397. 
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Für  das  Ende  des  16.  Jahrhunderts  wird  manche  dieser  dem 
Mittelalter  sicherlich  eigenthümlichen  Ursachen  kaum  noch  anzuer- 
kennen sein,  namentlich  fällt  in  dem  protestantischen  Rostock  der 
letztere  Grund  ohne  Weiteres  fort,  ebenso  ist  die  Zeit  der  fortwäh- 
renden Fehden  und  blutigen  Bürgerzwiste  vorüber,  und  Pesten  und 
andere  ansteckende  Krankheiten  scheinen  grade  im  letzten  Viertel 
des  Jahrhunderts  unsere  nordische  Seestadt  nur  wenig  heimgesucht 
zu  haben.  Man  könnte  aber  auf  den  Gedanken  kommen,  dass  in 
Folge  des  Seehandels  in  Rostock  aussergewöhnliche  Verhältnisse 
existirt  hätten,  indem  hier  besondere  Gefahren  der  Schifffahrt 
treibenden  Bevölkerung  drohen  und  viele  Männer  auf  See- 
reisen abwesend  sein  könnten.  Aber  wir  erinnern  daran,  dass 
die  Steuer  Ende  Dezember  und  Anfang  Januar  eingefordert  wurde, 
also  zu  einer  Zeit,  wo  das  Schiffsvolk  mit  seinen  Fahrzeugen  im  siche- 
ren Heimathshafen  weilte.  Die  Gefahren  der  Seereise  sind  sodann 
unzweifelhaft  grösser  gewesen  als  in  den  gewaltigen,  eisernen  Schiffs- 
kolossen der  Gegenwart;  aber  die  Reisen  beschränkten  sich  dafür 
auch  auf  einen  Verkehr  zwischen  den  nahegelegenen  Küsten  der  Ost- 
seeländereien  und  es  war  doch  immer  nur  ein  kleiner  Theil  der  Be- 
völkerung, der  sich  dem  trügerischen  Elemente  anvertraute,  so  dass 
dem  Schifffahrtsbetrieb  wohl  kaum  eine  besondere  Rolle  bei  der  frag- 
lichen Erscheinung  zugedacht  werden  kann.  Man  wird  aber  kaum 
eine  andere  Erklärung  für  dieselbe  finden  können  als  die,  dass  den 
Gefahren  der  gewerblichen  Arbeit  und  des  ganzen  damaligen  Lebens 
ein  grösserer  Theil  der  erwachsenen  männlichen  als  der  weiblichen 
Bevölkerung  zum  Opfer  fiel;  denn  unsere  Steuerregister  zeigen,  dass 
es  hauptsächlich  Wittwen  sind,  die  das  Plus  auf  Seiten  des  schönen 
Geschlechtes  bedingen.  Wir  haben  für  die  Altstadt  die  Listen  noch- 
mals nach  diesem  Gesichtspunkte  durchgezählt  und  konnten  von  den 
zur  Zeit  nicht  verheiratheten  Frauen,  die  in  die  Rubrik  „uxores"  ein- 
getragen waren,  bei  nicht  weniger  als  125  mit  ziemlicher  Gewissheit 
konstatiren,   dass  sie  schon  verehelicht  gewesen  i),  bei  53  war  das 


1)  Wir  zählten  dabei  als  Wittwen  zunächst  die,  die  aasdrücklich  als  solche  bezeich- 
net sind  oder  als  Matter  der  Hausfrau  auftreten,  femer  diejenigen  weiblichen  Steuerzahler, 
welche  gleichzeitig  Kinder  versteuern,  sodann  die,  bei  denen  durch  den  Vornamen  des 
Mannes  angedeutet  wird,  dass  sie  vorheirathet  waren  (z.  B.  „Hinrich  Roversche"  steuert  in 
der  Rubrik  uxor  und  filius),  endlich  haben  wir  hierher  gezählt  auch  diejenigen,  bei  denen 
der  Name  des  Mannes  genannt  war,  die  Steuer  aber  nur  für  die  Frau  ev.  die  Kinder  aber 
nicht  für  den  Mann  gezahlt  wurde.  Aus  diesen  letzteren  Fällen  könnte  man  nicht  mit 
Unrecht  den  Schluss  ziehen,    dass    es   sich    dabei   nicht   um  Wittwen  handele,    sondern 

N.  F.  Bd.  V.  24 
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Verhältniss  zweifelhaft,  obwohl  die  Einreihung  dieser  Personen  unter 
die  uxores  darauf  schliessen  lässt,  dass  es  sich  auch  hier,  wenigstens 
in  vielen  Fällen,  wo  nur  der  einfache  Name  der  weiblichen  Person 
genannt  ist,  und  sie  allein  ihren  Hausstand  fQhrt,  um  verwittwete 
Frauen,  nicht  um  alte  Jungfern  handelt  >).  Nebenbei  bemerkt  ist  die 
Zahl  der  allein  stehenden  Männer  ganz  verschwindend  klein,  von  652 
Männern  nur  15,  während  femer  in  der  Altstadt  unter  den  allein- 
stehenden Frauen  12  als  „ihre  Mutter''  oder  „seiner  Frauen  Mutter^ 
bezeichnet  sind,  finden  wir  nur  zwei  „Väter''  im  Altentheil  sitzen,  ge- 
wiss wiederum  ein  Beweis,  dass  die  erwachsenen  Männer  eher  zu 
Orunde  gingen  als  die  Frauen. 

Auf  die  sog.  Frauenfrage  wirft  aber  das  Vorhandensein  einer 
solchen  Zahl  von  Wittwen  ein  eigenthQmliches  Licht  Wir  sahen, 
dass  in  der  Altstadt')  163  mehr  Frauen  als  Männer  vorhanden  waren, 
15  Männer  waren  unbeweibt,  es  lebten  also  im  Ganzen  178  Frauen 
ohne  Männer.  Wenn  nun  davon  125,  also  fQnf  Siebentel  nachweislich 
Wittwen  waren,  und  von  dem  Rest  wohl  auch  noch  ein  weiteres  Sie- 


dass  entweder  nur  aus  Versehen  die  Rabrik  für  den  Mann  nicht  ansgefUHt  sei,  oder  die- 
ser yielleicht  fttr  seine  Person  steuerfrei ,  oder  auf  Reisen  abwesend  gewesen  sei.  Ab 
und  zu  ist  das  gewiss  der  Kall  gewesen,  so  dass  sich  dann  die  Zahl  der  Wittwen  um 
einzelne  Personen  vermindern  würde,  aber  es  scheinen  das  nur  wenige  Ausnahmen  ge- 
wesen zu  sein.  In  einzelnen  Fällen,  wie  den  folgenden  Beispielen,  Ifisst  sich  ziemlich 
sichere  Entscheidung  treffen. 


,fHans  Lorentsen     D.  K. .  i   4  fl. 
Chinr.  Otte  mit  ihr  in     .  (  Haur. 
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Josper  Krüger     cell i       ^         '         ^        ^        ^ 

Ein  Alt  Man  mit  ihm  in       .     .  /        i         O        o        o        O 
Ein  Schlachterknecht  mit  ihm  in  1       O        o        O        o         i 

1)  Wie  viele  davon  ledig  sind,  lässt  sich  schwer  ermitteln.  Dass  nicht  alle,  ob- 
gleich sie  unter  uxores  steuern ,  verheirathet  gewesen ,  ist  sehr  wahrscheinlich  und  bei 
einzelnen  ziemlich  sicher  nachzuweisen;  s.  B.  steuert  „eines  Predigers  Docliter  auff  dem 
Sahle**  wohnend,  unter  der  Rubrik  uzor,  ebenso  einmal  „seiner  Frauen  Schwester",  man 
wird  aber  beide  wohl  fUr  Mädchen  halten  dürfen.  Andererseits  ist  beispielsweise  ,»Ka- 
tharinc  Eckholtzesche  in  cell.  5  mk  Haur"  ausdrücklich  als  „virgo"  bezeichnet  und 
unter  die  Mägde  gezählt,  während  „noch  eine  mit  ihr  inne"  als  uxor  steuert.  Da  nun 
von  Mann  und  Frau  pro  Person  8  Schilling,  von  Kindern  und  Gesinde  nur  je  4  Schilling 
crlioben  wurden ,  lässt  sich  wohl  annehmen ,  dass  die  meisten  derer ,  welche  die  höhere 
Steuer  entricliton,   auch  wirklich  den  „Frauen"  angehören. 

2)  Wir  sprechen  dabei  immer  nur  von  dem  Theil  der  Bevölkerung,  für  weichen 
die  Stcuerlistcn  ausgefüllt  sind,  und  setzen  dabei  voraus,  dass  in  dem  verbleibenden  Rest 
das  weibliclic  Element  dieselbe  Rolle  spielt.  Obwohl  ein  strikter  Beweis  dafür  nicht  er- 
hrncht  werden  kann,  scheint  aus  der  grossen  Zahl  weiblicher  Steuerzahler  hervorzugehen, 
(lass  unter  diesem  Kost  zum  mindesten  derselbe  Ueberschuss    von  Frauen  vorhanden  ist 
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bentel  als  solche  angesehen  werden  könnte,  so  wird  man  zugeben 
müssen,  dass  dann  die  Frauenfrage  damals  nicht  darin  gipfelte,  dass 
ein  grosser  Theil  der  weiblichen  Bevölkerung  niemals  seinen  natür- 
lichen Beruf  als  Mutter  und  Hausfrau  erfüllen  konnte,  sondern  dass 
das  Ueberwiegen  des  weiblichen  Elementes  nur  dadurch  wirthschaft- 
liche  und  soziale  Unzuträglichkeiten  hervorrief,  dass  die  Lebenskraft 
der  Männer  eher  aufgerieben  ward,  als  die  der  Frauen^). 

Jedenfalls  nicht  im  Widerspruch  mit  dieser  Auffassung  steht 
das  Verhältniss  der  verschiedenen  Geschlechter  bei  den  Kindern, 
das,  wie  wir  oben  gezeigt  haben,  keine  besonders  starken  Differenzen 
aufweist.  Diese  Differenzen  können  um  so  weniger  auffallen  zu  einer 
Zeit,  wo  die  heranwachsenden  Söhne  der  Handwerker  als  Lehrlinge 
bei  fremden  Meistern  untergebracht  wurden,  oder  als  Gesellen  in  die 
Fremde  wanderten,  um  dort  Handwerkssitte  und  Gebrauch  kennen 
zu  lernen,  während  die  Töchter  viel  weniger  als  Dienstboten  das 
Elternhaus  werden  verlassen  haben.  Andererseits  könnte  der  Ueber- 
schuss  des  weiblichen  Dienstpersonals  über  das  männliche  die  An- 
schauung unterstützen,  dass  doch  viele  Mädchen  gezwungen  seien, 
ledig  und  los  zu  bleiben  und  in  unselbständiger  Stellung  bei  anderen 
Leuten  ihr  Leben  zu  vollbringen.  Möglich  wäre  es  aber  auch,  dass 
ein  grosser  Theil  dieser  Mägde  nur  vorübergehend  in  der  Stadt  ver- 
weilte, um  nach  einigen  Jahren  auf  das  Land  zurückzukehren. 

Wir  müssen  bei  der  Zahl  der  Dienstboten  noch  einen  Augen- 
blick verweilen.  In  Nürnberg  machten  die  Knechte  und  Mägde  1449 
18,6  ®/o  der  ganzen  Bevölkerung  aus;  für  Rostock  ist  das  Verhältniss 
noch  günstiger,  indem  trotz  der  grösseren  Kinderzahl  19,09  *^/o  der 
Einwohnerschaft  der  Klasse  der  Dienenden  angehören,  und  während 
dort  auf  je  100  Bürger  35  Knechte  und  46  Mägde,  zusammen  81 
Dienstboten  kommen,  dienen  in  Rostock  je  44  Knechte  und  60  Mägde 
derselben  Zahl  von  100  Bürgern.  Wenn  daher  Bücher  schon  für 
Nürnberg  mit  Recht  sein  Verwundem  über  den  hohen  Prozentsatz 
dieser  Klasse  der  Bevölkerung  ausspricht,  so  wird  man  dazu  für  die 
hiesigen  Verhältnisse  erst  recht  Veranlassung  haben,  und  zwar  um 
so  mehr,  als  hier  wie  in  Nürnberg  nicht  die  Gewerbegehülfen,  die 
Handwerks-Gesellen  und  Lehrlinge  das  Gros  ausmachen,  sondern  die 


1)  Wir  haben  weiter  oben  bei  Besprechung  der  rostocker  Bürgerverzeichnisse  darauf 
aufmerksam  gemacht,  wie  viele  ViTittwen  durch  Heirath  mit  einem  Handwerksgesellen 
diesem  den  Weg  in  die  Zunft  und  zum  Bürgerrecht  bahnten,  vielleicht  kann  das  als  ein 
Beweis  gelten,  dass  man  Seitens  der  Stadt-Verwaltung  auf  eine  möglichste  Verminderung 
der  Zahl  der  Wittwen  hinarbeitete. 

24» 
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rein  zum  häuslichen  Dienst  bestimmten  Mägde.  Freilich  waren  die 
Arbeiten  im  Haushalt  wohl  zahlreicher  als  gegenwärtig  (Backen, 
Brauen,  Spinnen,  Viehwarten  etc.),  aber  es  zeugt  trotzdem  von  gros- 
sem Wohlstande,  wenn  eine  solche  Menge  von  Dienstpersonal  gehal- 
ten werden  konnte.  Sehen  wir  die  Listen  etwas  genauer  an,  so  sind, 
abgesehen  von  den  oft  genannten  „Warßfrawen^^  2 — 3  Mägde  im  Hause 
einfacher  Handwerker  nicht  selten,  und  einige  Male  sind  selbst  vier 
Mägde  für  einen  Haushalt  aufgeführt.  Die  Zahl  der  Knechte  ist 
gleichfalls  bei  einzelnen  Handwerken  verhältnissmässig  bedeutend. 
Wenn  1  Wantmacher  mit  8  Knechten  und  2  Mägden,  ein  anderer 
mit  7  Knechten  und  2  Mägden  arbeitet,  so  geht  das  über  den  Begriff 
eines  einfachen  Handwerks  schon  hinaus.  Ein  Kannegiesser  hält 
6  Gesellen  und  3  Mägde,  4  männliche  Hülfsarbeiter  sind  bei  ihnen, 
ebenso  wie  bei  Nagel-  und  Kupferschmieden  nichts  Seltenes;  die 
Schnittcher  arbeiten  z.  Th.  mit  4 — 5  Gesellen,  und  Bäcker  und  Bot- 
ticher  beschäftigen  fast  regelmässig  eine  grössere  Zahl  von  Gewerbe- 
gehülfen.  Unter  den  Bäckern  fanden  wir  nur  einen,  der  sich  mit 
einem  Gesellen  begnügte,  die  andern  trieben  ihr  Handwerk  mit  2,  3, 
4  oder  gar  mit  5  und  6  männHchen  Gehülfen.  Wir  können  hier  nicht 
genauer  auf  diese  Einzelheiten  eingehen;  wenn  man  aber  bedenkt, 
dass  neben  all  diesen  Hülfsarbeitern  auch  noch  mancher  erwachsene 
Sohn  und  manche  Tochter  des  Hauses  in  Küche  und  Keller  und  in 
der  Werkstatt  des  Vaters  thätig  gewesen  sein  mag,  so  wird  man  ge- 
wiss die  Ausdehnung  der  Gewerbebetriebe  damaliger  Zeit  nicht  unter- 
schätzen. 

Bücher  glaubt  endlich  aus  den  Nürnberger  Ziffern  herauslesen 
zu  dürfen,  dass  eine  geringe  Anzahl  von  Kindern  eine  eigen- 
thümliche  Erscheinung  des  Mittelalters  gewesen  sei.  Un- 
sere obigen  Zahlen  bestätigen  diese  Annahme  nicht  ohne  Weiteres. 
Denn  man  winl  den  Prozentsatz  von  38,72  ®/o,  mit  dem  die  „Kinder" 
an  der  Volkszahl  partizipiren,  an  und  für  sich  nicht  niedrig  nen- 
nen können,  und  er  ist  beträchtlich  höher  als  in  Nürnberg,  wo  nur 
35,2  ®/o  auf  die  Kinder  entfallen,  während  die  Bürger  und  Frauen 
dort  47,1  ®/o,  in  Rostock  dagegen  nur  42,19  **/o  ausmachen.  Ein 
Vergleich  mit  unserer  Zeit  ist  aber  schwer  durchzuführen  and  es 
lässt  sich  daher  auch  kaum  sagen,  der  Prozentsatz  sei  hoch  oder 
niedrig;  denn  in  den  modernen  Statistiken  scheidet  man  nicht  die 
Kinder  von  dem  Gesinde,  sondern  zählt  einfach  die  Altersklassen  zu- 
sammen.    Wenn    daher  z.  B.    1875   im   ganzen    Deutschen    Reich  *) 

1)  H    vuu  Scheefs  Ausgabe  des  „Handbachs  der  SUtistik  von  M.   Block*'   8.  240. 
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34,8  ^/o  der  Bevölkerung  unter  15  Jahr  alt  sind,  in  Berlin  dagegen 
nur  26  ®/o  und  in  Stuttgart  0  1867  nur  23,4  »/^  im  Kindesalter  stan- 
den, so  ist  daraus  ein  Vergleich  mit  unseren  Zahlen  kaum  anzustellen, 
weil  in  der  obigen  Rubrik  „Kinder''  auch  über  15  Jahr  alte  Söhne 
und  Töchter  enthalten  sein  werden,  und  andererseits  mancher  unter 
dem  Gesinde  gezählte  Lehijunge  das  15.  Lebensjahr  vielleicht  noch 
nicht  erreicht  hatte.  Die  angeregte  Frage  lässt  sich  also  aus  den 
wenigen  vorliegenden  Zahlen  kaum  entscheiden,  wenn  wir  aber  die 
Rostocker  Steuerlisten  im  Einzelnen  prüfen,  so  muss  es  doch  auffallen, 
dass  so  wenig  kinderreiche  Familien  vorhanden  sind.  Nur 
ein  einziges  Mal  sind  4  Söhne  und  5  Töchter  genannt,  ebenso  nur 
einmal  8  und  nicht  viel  öfter  7  Kinder,  2,  3  und  4  Kinder  kommen 
am  häufigsten  vor.  Da  es  sich  hier  aber  nicht  blos  um  die  im 
Kindesalter  stehenden  Familienangehörigen  handelt,  sondern  erwach- 
sene, noch  ledige  Töchter  und  mannbare  Söhne,  die  dem  väterlichen 
Haushalt  noch  angehören;  mit  unter  die  Kategorie  der  „Kinder''  fallen, 
so  muss  es  doch  einigermaassen  Wunder  nehmen,  dass  nicht  zahl- 
reichere Familien  vorkommen,  und  wird  man  im  Allgemeinen  zugeben 
müssen,  dass  die  damalige  Zeit  sich  nicht  durch  besonde- 
ren Kinderreichthum  auszeichnet  Es  kommen  ja  auf  einen 
Familienvater  durchschnittlich  nur  1  Sohn  und  auf  jede  Hausfrau  noch 
nicht  einmal  1  Tochter,  und  das  Alles  in  einer  Zeit,  wo  Rostock  nach 
allen  Anzeichen  in  einer  Periode  wirthschaftlichen  Aufschwunges  be- 
griffen war,  von  äusseren  Feinden,  wie  von  ansteckenden  Krankheiten 
seit  Jahren  nicht  belästigt 

Wir  kehren  nach  diesen  Darlegungen  über  die  Gliederung  des- 
jenigen Theils  der  Bevölkerung,  für  den  die  genaueren  Angaben  vor- 
liegen, zu  unserem  eigentlichen  Thema,  zur  Ermittelung  der  Volks- 
zahl zurück. 

Es  handelte  sich  bei  den  bisher  den  Betrachtungen  zu  Grunde 
gelegten  12  690  Einwohnern,  wie  wir  wiederholt  hervorgehoben  haben, 
nicht  um  die  gesammte  Bevölkerung  der  Stadt,  vielmehr  sind  in  den 
Steuerbüchern  noch  eine  ganze  Reihe  von  Haushaltungsvorständen 
namentUch  aufgeführt,  ohne  dass  die  Rubriken  für  die  Personalsteuer 
ausgefüllt  wären.  Will  man  also  die  Einwohnerzahl  schätzen,  so  muss 
man  zum  Mindesten  diese  Haushaltungen  in  die  Berechnungen  hin- 
einziehen, und  es  kommt  daher  zunächst  darauf  an,  einen  Reduktions- 


1)  Rümelin,  Reden  und  Aaf^ätze  (1875)  S.  387. 
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faktor  zu  finden,   um  auch  für  die  nicht  versteuerten  Hanshalte  die 
Kopfzahl  festzustellen. 

Wir  dürfen  dabei  wohl,  ohne  allzuviel  von  der  Wahrheit  abzu- 
schweifen, von  der  Annahme  ausgehen,  dass  sich  die  Haushaltungs- 
ziffer, welche  für  diejenigen  gilt,  deren  Steuer  verzeichnet  ist,  auch 
auf  die  übrigen  übertragen  lasse.  Ein  Haushaltungsbegriff  ist 
aber  naturgemäss  aus  den  Listen  nur  herauszukonstruiren,  und 
zwar  nicht  ohne  Schwierigkeiten.  Denn  es  sind  gar  häufig  in  Ver- 
bindung mit  einer  Familie  ausser  dem  eigentlichen  Gesinde  noch 
fremde  Personen  genannt,  die  nicht  zur  Familie  im  engeren  Sinne 
gehören.  So  werden  z.  B.  öfters  als  Miteinwohner  die  Mutter  oder 
der  Vater  des  Hausherrn  resp.  der  Hausfirau  erwähnt,  auch  verwitt- 
wete  Töchter  mit  oder  ohne  Kinder  und  Gesinde  haben  das  Eltern- 
haus wieder  aufgesucht,  daneben  finden  sich  aber  auch  völlig  fremde 
Personen,  die  theilweise  als  „Gäste^^  bezeichnet  sind,  oder  als  Kost- 
gänger anzusehen  sind,  endlich  sind  zahlreiche  alte  Frauen  oder  Witt- 
wen  als  Miteinwohner  eines  Hauses  genannt 

Wir  haben  nun  bei  der  Zählung  der  Haushalte  den  Grundsatz 
befolgt,  dass  wir  Familienangehörige,  Mütter,  Töchter,  Brüder,  Muh- 
men etc.,  wenn  sie  allein  stehen,  keine  Kinder,  kein  Gesinde  haben, 
als  Glieder  des  Haushaltes  betrachtet  und  folglich  nicht  besonders 
gezählt  haben,  ebenso  alleinstehende  nicht  verwandte  männliche 
Personen,  von  denen  wohl  kaum  anzunehmen  ist,  dass  sie  einen  ge- 
sonderten Haushalt  geführt  haben.  Umgekehrt  haben  wir  nicht 
alleinstehende  Verwandte  und  allein  stehende  fremde  Frauen  und 
Wittwen,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  als  Wartefrauen  bezeichnet 
waren,  als  selbständige  Haushaltungsvorstände  gezählt,  und  haben 
auch  dann  jede  Wittwe  oder  Frau  einzeln  gezählt,  wenn  ihrer  zwei 
als  gemeinsam  einen  Keller  bewohnend  und  gemeinsam  Miethe 
zahlend  verzeichnet  stehen. 

Der  also  konstruirte  Haushaltungsbegriff  ist  nicht  etwa,  wie  wir 
besonders  betonen,  dem  „dehnbaren,  schwankenden  Begriff  unserer 
heutigen  Zählkarten"  nachgebildet,  sondern  dürfte  ungefähr  den  Ver- 
hältnissen damaliger  Zeit  entsprechend  sein. 

Denn  nach  unseren  Materialien  hat  Bücher  keineswegs  Recht, 
wenn  er  behauptet  ^ ),  die  Haushaltung  „fällt  im  Mittelalter  völlig  mit 
der  Familie  zusammen.  Ihr  gehören  nur  der  Hausvater  mit  Weib 
und  Kindern  und  ausserdem   die  der  Familie  völlig  eingegliederten 


1)  Bücher  a.  a.  O.  Jahrg.  1881.    S.  569  and  70. 
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Dienstboten  und  gewerblichen  Hülfsarbeiter  an^^ Jene  zahl- 
reiche Klasse  von  Haushaltungsangehörigen,  wie  Schläfer,  Zimmer- 
miether, Pensionäre,  mit  welchen  die  moderne  Städtestatistik  zu  rech- 
nen hat,  findet  im  Bahmen  der  mittelalterlichen  Bevölke- 
rungsgliederung keinen  Baum."  Aus  der  Fülle  von  Beispielen, 
die,  wenn  auch  nicht  direkt  für  das  Mittelalter,  beweisen,  dass  alle 
jene  Kategorien  von  Haushaltsmitgliedem  auch  in  der  damaligen  Be- 
völkerung nicht  fehlten,  führen  wir  nur  einzelne  besonders  interessante 
in  der  Anmerkung  an').  Sie  beweisen  wohl  zur  Genüge,  dass  der 
Haushaltungsbegriff  für  die  städtische  Bevölkerung  früherer  Jahrhun- 
derte nicht  minder  komplizirt  ist,  als  gegenwärtig. 

Wenn  wir  nun  nach  dem  oben  charakterisirten  Haushaltungsbe- 
griff unsere  Listen  durchzählen,  so  finden  wir,  dass  die  bisher  behan- 
delten 12690  Einwohner  sich  auf  2778  Haushaltungen  vertheilen, 
während  ausserdem  475  Haushalte  vorhanden  sind,  deren  Ange- 
hörige nicht  gezählt  sind,  und  44  Wohnungen  resp.  Häuser  als 
wüst  bezeichnet  sind.  Durch  einfache  Division  der  Zahl  der  ver- 
steuerten Haushalte  in  die  der  versteuerten  Personen  erhalten  wir 
also  die  Haushaltungsziffer,  nemUch  4,57  Köpfe  pro  Haushalt^), 


1)  Hans  Hilgendorf  hat  6  Kinder,  1  Magd,  1  Amme,  „1  Studenten  bei  den  Rindern". 
Jacob  Netlenbladt  hat  „4  Studemten  zu  Tisch";  ein  Schwertfeger  hat  „7  Studenten  zn 
Tisch".  Joachim  Zeger  stenert  ausser  seiner  Familie  für  „2  frombde  Kinder*'  nnd  „Anflfm 
Sahle  wont  der  Student".  Bei  Jochim  Bulle  steht  „Ein  Knecht  mit  Ihm  zu  hauB,  seiner 
frawen  Freundschaft".  Claus  Lorf  Schipfer  nnd  Kauffmann  hat  „8  Bofileute  mit  ihm  in" 
Bei  Pawel  Kastens  ist  „ein  kaufitean  mit  ihm  in,  non  duis**.  Anke  Sagers  hat  „Lisebet 
ein  Kriegsweib  bei  ihr  in"  mit  1  Sohn.  Bei  der  schraderschen,  die  selbst  6  Kinder  hat, 
ist  „1  Junge,  so  in  die  Schreibschule  gehet";  1  Gast  wird  oft  genannt.  Claus  Brunn 
hat  ausser  seinen  Oehülfen  „1  Jungen  bey  ihm  in  kost."  Jochim  Busse  „1  kind,  so 
umb  gottes  willen  gefodet".  Karsten  Beselin  hat  den  „Organist  von  St  Nicolans  bei 
ihm  zu  Tische".  Vicke  Schurler  hat  „4  Studenten  mit  ihm  in  nnd  8  Studentenjungen**. 
Hans  Geissei  der  losebecker  hat  in  seinem  „1  knecht,  1  Student  und  1  Kanffman  Arent 
Krobin".  Der  Haushalt  Heinrichs  von  der  Lippen  besteht  aus  den  Eheleuten,  4  Kindern, 
2  M&gden,  1  Knecht,  „8  nobiles,  1  Ihr  praeceptor,  1  Ihr  Junge"  etc.  etc. 

2)  Ein  Vergleich  unserer  Haushaltungsziffer  mit  einer  solchen  von  Nürnberg  fUr  1449 
ist  leider  nicht  möglich,  weil  dort  ein  Hanshaltungsbegriff  nicht  konstruirt  werden  kann. 
Wollte  man  annehmen,  dass  die  Zahl  der  bürgerlichen  Haushalte  deijenigen  der  Bürger 
entspricht ,  so  würden  auf  jeden  Bürger  4,68  Einwohner  entfallen ,  eine  Ziffer ,  die  der 
unsrigen  sehr  nahe  kommt,  aber,  wie  gesagt,  nicht  als  vergleichbar  gelten  kann,  weil 
nach  unserer  Fassung  des  Haushaltungsbegriffs  die  Zahl  der  Haushalte  in  Nürnberg 
wahrscheinlich  viel  grösser  gewesen  wäre.  In  Basel  war  nach  Schönberg 's  Angaben 
bei  einer  der  obigen  ähnlichen  Fassung  des  Begriffs  der  Haushaltung  im  Jahre  1847 
das  Verhältniss  zur  Gesammtbevölkerung  wie  1  :  4,7,  im  Jahre  1870  wie  1  :  5,  also  dem 
hier  berechneten  fast  gleich. 


356  ^'  ^'  Patsche, 

und  unter  der  Annahme,  dass  die  übrigen  Haushalte  gleich  stark  ge- 
wesen seien,  würde  in  den  nicht  gezahlten  475  Haushalten  eine  Be- 
völkerung von  2175  Seelen  vorhanden  sein,  so  dass  in  den  überhaupt 
namentlidi  genannten  Haushalten  eine  Gesammtbevölkerung  von 
14,865  Menschen  existirt  hätte. 

Wenn  die  3253  Haushaltungen,  die  wir  bisher  betrachtet  haben, 
die  Gesammtzahl  aller  vorhandenen  Haushalte  reprasentirte,  so  würde 
man  gegen  die  obige  Berechnung  der  Volkszahl  wohl  kaum  etwas 
eidwenden  können;  denn  der  grosste  Theil  derselben  ist  thatsächlich 
gezahlt,  und  für  die  nothwendig  werdende  Schätzung  des  Restes  ist 
die  Reduktionsziffer  derselben  Zeit  und  derselben  Quelle  entlehnt 
und  deren  unveränderte  Anwendung  sicherlich  zulässig  i),  da  die- 
jenigen, welche  keine  Personalsteuer  gezahlt  haben,  allen  Schichten 

1)  Wir  woRcB  hier  in   aUer  Knrse  aocb  darmaf  hinweisen,    dass  die  Schitsong  der 
Frankfvter  BeTÖÜLening  fir  1387,    wie   sieB&cher    in  seinem  S.  Artikel  (Zeitsrhr.  C 
d.  ges.  Stantsw.   18S8.    S.  SS— 117)  Torgenommen   hat,    vns   am  wenigsten  den  strengen 
Anforderungen  xn  entsprechen  scheint,    die    er   selbst   im   ersten  Artikel  aalgesteUt  haL 
Er  benotit  als  Basb  seiner  Berechnungen   ein  Frankfiirter  Borgerrerzeiehniss  ron  1397« 
in  dem  alle  Bürger  nnd  Einwohner,  sowie  ihre  über  18  Jahre  alten  Sohne  rer- 
seichnet    sein   sollen.     Es   enthält    snnichst  S7S1  Namen.     Za   diesen  rechnet  der  Voi. 
noch  80  Personen  hinxo,  die  auf  einem  losen  Zettel  standen«  als  solche,  die  nicht  ge- 
schworen haben,  nnd  endlich  die  bekannte  Zahl  der  Sathsmitglieder  =  43.     Die  so  ge- 
wonnene Ziffer   ron  8904   nennt   er   eine   „ohne  Zweifel   gans    zarerlissige  Graadtahl**. 
Es  regen  sich    aber  gegen  deren  Zarerlässigkeit  eine   ganxe  Reibe  ron  Zwüfeln.     Denn 
selbst   wenn    anter   den  8781  Namen,    was   ans   keineswegs   sicher  schont,    alle    aber 
18  Jahr  alten  Söhne  mit  inbegrüTen  sind,  so  sind  doch  mindestens  die  Sohne  der  Raths- 
mitgUeder  nicht  beachtet ,  and  jene  80  Namen  derer ,    die  dem  Rathe  als  Restanten  be- 
kannt wareo.  sind  wahrscheinlich  anch  nar  die  ron  Familienrätem ,    nicht  ron  Söhnen 
derselben.     Wer  bürgt  sodann  dafar,    dass   nar   eio    solcher  loser  Zettel  Torhandea  ge- 
wesen   sei?     Bei   der   notorischen  Cngenaoigkeit   all    solcher  Arbeiten    im  Mittelalter   ist 
eine  grössere  Zahl  Ton  Restanten  sehr  wahrscheinlich.     Bacher  fahrt  selber  ^S.  106) 
an.  dass  in  dem  Bedebach  Ton   1380  anter  2548  stenerpflichtigen  männlichen  Perso- 
nen. 202  Nicht-Barger  waren,    die  übrigen  mössten    also  Bürger   gewesen    sein.     Er  be- 
rechnet aber  S.  42  für  1387  die  Zahl    der  über  26  Jahre   alten  Personen   mit  Hülfe  der 
modernen  Statistik  aas  jenen  oben  genannten  2904    über  12)ährigen  aof  2085  Perso- 
nen.    Wie  stimmt  das  mit  der  Mheroi  Angabe,    xnmal  in  der  kleineren  Zahl  anch  alle 
NichtbüTf^er  mit  enthalten    sein  sollen?     Nachdem    er  so.    wie  man  sngeben  wird,    nicht 
gerade  zuverlässig,    die  Zahl    der   über  85  Jahre  alten  Männer  konstroirt    hat,    stellt  er 
diese  den    in    der  Nömberger  Zählang    Torkommenden  „Bürgern**    gleich    and    berechnet 
nan  nach  Verhütniss  der  dort  im  Vergleich  an  den  Bürgern  rorhandenen  Fraaen.    Kin- 
dern und  Dienstboten,  wie  Tiel  Ton  diesen  einzelnen  BeTÖlkenmgsklassen  wahrscheinlich 
in  Frankfurt  vorhanden  warm.     Das  Resnltat    ist  eine  Einwohnersahl  Ton  9638  Seelen. 
3fan  wini  zusreben .  dass  die  ganze  Berechnang  anf  schwachen  Füssen  steht  and 
«ien  Erwartungen  nicht  entspricht,    die  man  nach  der  im  ersten  Artikel  geübten,  grönd- 
lichen  Kritik  der  bisherigen  Leistangen  hegen  durfte. 
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der  Bevölkerung  angehören,  den  reichen,  aber  steuerfreien  Mitgliedern 
des  Raths  und  der  Universität,  den  „Herren^^  wie  denen,  die  zu  arm 
zur  Steuerzahlung  waren. 

Es  bliebe  also  nur  noch  zu  untersuchen,  ob  die  Steuerbücher 
so  zuverlässig  sind,  dass  man  annehmen  kann,  es  seien  wirklich 
alle  vorhandenen  Haushalte  in  die  Liste  aufgenommen  worden.  Wenn 
man  sich  der  oben  erwähnten  Schätzung  erinnert,  wonach  im  Jahre 
1585  nicht  weniger  als  42  000  Menschen  in  Rostock  gewesen  sein 
sollen,  so  könnte  man  geneigt  sein,  grosse  Lücken  in  dem 
Buche  zu  vermuthen.  Wir  halten  nun,  wie  wir  sogleich  begrün- 
den wollen,  die  Steuerbücher  durchaus  nicht  für  zuver- 
lässige Quellen  der  Bevölk»?ungsstatistik,  aber  nie  und 
nimmer  können  die  etwaigen  Fehler  so  gross  sein,  dass  sich  nur  an- 
nähernd eine  solche  Volksmasse  in  den  Mauern  des  alten  Rostock 
vermuthen  Hesse. 

Um  die  Berechtigung  unserer  Zweifel  zu  erweisen,  müssen  wir 
noch  einmal  auf  die  Anlage  der  Bücher  genauer  eingehen.  Wir  haben 
bereits  hervorgehoben,  dass  zwei  Exemplare  des  Steuerregisters  vor- 
handen sind,  von  denen  wir  das  eine  für  die  Reinschrift,  das  andere 
für  das  Konzept  erklärten.  Eine  Vergleichung  beider  Listen  schien 
uns  deshalb  zur  Kritik  nicht  unwichtig,  weil  in  dem  „Unreinen'^  man- 
cherlei Notizen  nachgetragen  zu  sein  schienen,  namentlich  über  Stu- 
denten, Einlieger,  Knechte  etc.  Und  in  der  That  ergibt  schon  eine 
oberflächliche  Vergleichung,  dass  keineswegs  alle  steuerpflichtigen 
Personen  mit  in  das  andere  Exemplar  übertragen  sind,  vielmehr  fehlt 
in  der  Reinschrift  eine  ganze  Reihe  von  Personen,  die  in  dem  ande- 
ren Exemplar  verzeichnet  sind,  besonders  sind  die  steuerfreien  Stu- 
denten nur  ausnahmsweise  mit  übertragen.  Die  Mühe  wäre  aber  zu 
gross  und  doch  zu  wenig  lohnend  gewesen,  wenn  wir  die  ziffermässi- 
gcn  Resultate  beider  Bücher  genau  mit  einander  hätten  vergleichen 
wollen;  wir  glauben  aber  doch  mit  Bestimmtheit  behaupten  zu  kön- 
nen, dass  nicht  einmal  für  diejenigen  Haushalte,  welche  Personal- 
steuer gezahlt  haben,  die  Liste  über  die  Angehörigen  auf  Genauigkeit 
Anspruch  erheben  darf.  Vielmehr  gewinnt  man  den  Eindruck,  dass 
wahrscheinlich  manches  kleine  Kind,  mancher  Dienstbote  oder  son- 
stige Angehörige  des  Haushaltes  der  Steuerzahlung  entzogen  seien. 
Wenn  wir  trotzdem  für  die  obigen  Berechnungen  über  Geschlecht  und 
Familenstand  die  Zahlen  ohne  Bedenken  benutzt  haben,  so  geschah 
das,  weil  wir  zu  einer  genauen  Correktur  derselben  nicht  im  Stande 
waren,  und  weil  die  Fehler,  die  wir  hier  vermuthen  können,  wahr- 
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scheinlich  zu  anbedeutend  sind,  um  die  obigen  aUgemeinen  Betrach- 
tungen ihres  Werthes  zu  entkleiden. 

Weit  grössere  Lücken  möchten  wir  in  der  Zahl  der  vorhandenen 
Haushaltungen  vennuthen  und  wir  glauben  dafür  schon  in  der  ganzen 
Anlage  einen  Beweis  zu  finden.  Die  ursprüngliche  Steuerliste  ist 
nemlich  ganz  unzweifelhaft  eine  Kopie  des  gleichzeitigen  Schossbaches 
von  1594.  Nicht  nur  die  Eintheilung  nach  Strassen  ist  genau  die- 
selbe, sondern  es  sind  auch  die  Namen  der  Steuerzahler  aus  dem 
Schossbuch  in  derselben  Reihenfolge  mit  genau  denselben  Bezeich- 
nungen in  das  Schatzungsregister  mit  übernommen.  Ja  sogar  die  bei 
der  letzten  Eriiebung  des  Schosses  im  Jahre  1594  vorgekommenen 
Veränderungen,  die  von  dem  Steuereinnehmer  mit  Bleistift  nadige- 
tragen  waren,  finden  sich  hier  wieder,  selbst  nebensächliche  Bemer- 
kungen, die  für  die  Personalsteuer  ganz  zwecklos  waren,  sind  mit 
übernommen  worden ' )  (z.  B.  „soll  Schot  und  Wachtgdd  geben"^  etc.). 

Das  Steuerregister  war  also  wohl  ursprünglich  zur  Erhebung  des 
Schoss-  und  Wachtgeldes  angefertigt  und  es  sind  dann  zwischen  die 
ziemlich  weitläufig  geschriebenen  Namen  oder  am  Rande  mit  anderer 
Tinte  die  Steuerbeitrage,  die  Vermögensobjekte  und  die  Personalsteuer 
zahlenden  Haushaltungsangehörigen  eingetragen.  Ab  und  zu  sind 
auch  ganze  Familien  zwischengeschrieben,  doch  nur  äusserst  selten, 
ebenso  sind  auch  einzelne  Haushaltungen,  bei  denen  im  Schossbuch 
verzeichnet  stand,  dass  sie  steuerfrei  (lib.)  waren,  gar  nicht  mit  auf- 
genommen. Eine  Zählung  der  im  „Schoss  und  Wachtr^ster^  von 
1594  aufgeführten  Personen  ergibt  ftir  die  Altstadt,  die  wir  allein  ge- 
zählt haben,  916  Namen,  während  in  dem  Schatzungsbache  nur  892 
Haushaltungen  vorhanden  sind.  Die  kleine  Differenz  zu  Ungunsten 
des  Steuerbuches  eriilärt  sich  wohl  daraus,  dass  wir  hier  nicht  jeden 
Namen,  sondern  nur  die  Haushalte  gezählt  haben.  Jedenfalls  deoten 
diese  Zahlen  darauf  hin,  dass  nicht  mehr  als  die  zu  regel- 
mässigen Schosszahlungen  und  Wachtgeld  verpflichte- 
ten Qn wohner  zu   der  allgemeinen  Kopfsteuer  herangezogen  wurden. 

Es  wurden  also,  wie  wir  nochmals  betonen,  nicht  etwa  zum  Zweck 
dieser  allgemeinen  Personal-  und  Verm^enssteuer  Seitens  der  Stadt- 
diener von  Haus  zu  Haus  die  Nachforschungen  angestellt  und  alle 
Insassen  der  Häuser  genau  kontrolirt  sondern  man  nahm  einfach  das 
vorhandene  Verzeichuiss  derer,  die  bis  dahin  die  regelmässigen 


1  Dr>6  nicht  etwa  dj^  Scho>sbach  dem  $:«iiAiMr«n  Steseme^pster  nackf^bädcC  ist, 
><  cierr  ;in:4rekehr:  die^e«  jenem,  beweist  ün  Vefgletch  mit  dem  SchossbiKli  tcb  1593w 
ddL5  b:<  laf  ^ericge  Per<oiuÜTerii.deraBgeii  mit  dem  «piterea  ToUi;g  idencisck  ist. 
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gezahlt  hatten,  und  schrieb  nun  die  verschiedenen  Steuerobjekte  hinein, 
wahrscheinlich  erst,  wenn  der  Einzelne  seine  Steuer  zahlte.  Die  That- 
Sache,  dass  für  diejenigen,  welche  keine  Personalsteuer  entrichtet 
haben,  auch  keine  Angaben  gemacht  sind,  sowie  einzelne  Randbemer- 
kungen, wie  „diese  Bude  ist  zu  revidiren^'  oder  „Nota,  ob  Wonung 
bei  ihr  mehr  sein^^  oder  „zu  erkundigen,  ob  auch  welche  in  seinem 
Hofe  wohnen'^  deuten  darauf  hin,  dass  unsere  Annahme  richtig  ist, 
beweisen  aber  auch  die  Unzuverlässigkeit  der  Erhebung. 

Für  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  weitere  Lücken  in  der  Zahl 
der  verzeichneten  Haushalte  zu  vermuthen  seien,  kommt  es  also  dar- 
auf an,  zu  wissen,  wer  eigentlich  schoss-  und  wachtgeldpflichtig  ge- 
wesen sei.  In  einer  bereits  weiter  oben  erwähnten  Verordnung  des 
Rathes  aus  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts,  betreffend  die  Auslegung 
des  lübischen  Rechtes  „nach  der  Stadt  Gewohnheit'^  heisst  „dass  hin- 
füro  ein  jeder  Bürger  und  Einwohner  einen  Gulden  zum 
Vorschosse  und  dann  von  1000  fl.  20  Schilling  Lübisch,  von  100  fl. 
2  Seh.  lüb.  und  von  50  fl.  1  Seh.  lüb.,  was  sowohl  die  unbeweg- 
liche alß  bewegliche  Güther  betrifft,   vermöge  Unß  geleisteter 

Pflicht  und  Eyde unweigerlich   zu  geben  schuldich  sein  soll.'' 

Aus  dem  Wortlaute  dieser  Verordnung  müsste  man  entnehmen,  dass 
der  Schoss  zunächst  in  Form  des  Vorschosses  von  jedem  Bürger 
und  Einwohner  erhoben  sei,  so  dass  dann  im  Schossbuche  auch 
alle  Bürger  und  Einwohner  verzeichnet  stehen  müssten.  Diese  Ver- 
ordnung kann  aber  zur  Zeit  der  Erhebung  der  vorliegenden  Steuer 
noch  nicht  in  Kraft  gewesen  sein;  denn  es  wird  durchaus  nicht  von 
Jedem  ein  Gulden  oder  mehr  Schoss  gezahlt,  vielmehr  sind  kleinere 
Beträge  unendlich  viel  häufiger,  so  dass  von  dem  Vorschoss  hier 
noch  nicht  die  Rede  sein  kann.  Dann  gelten  aber  noch  die  Bestim- 
nmngen  des  lübischen  Rechtes,  wonach  jeder  von  seinem  Gut,  seinem 
Vermögen  den  Schoss  zu  zahlen  hat,  also  nur  „die  Vermögenden"  in 
den  Schossregistem  Platz  finden.  Nun  ist  aber  neben  dem  Schoss 
gleichzeitig  das  sog.  „Wachtgeld"  erhoben  worden  und  es  könnte 
mancher  noch  dieser  Abgabe  wegen  in  die  Register  eingetragen  sein. 
Zur  Erklärung  des  Wachtgeldes  vermögen  wir  nur  auf  die  Bemer- 
kungen der  mehr  erwähnten  formula  concordia  zu  verweisen,  in  deren 
erster  Fassung  von  1563  „das  Wachen  und  Wall  oder  Grabengehn 
nach  Gewonheit  dieser  Stadt"  als  „onera  realia"  bezeichnet  werden. 
In  dem  ergänzenden  Vertrage  von  1577  wird  dann  den  Professoren  etc. 
auferlegt,  dass  sie  deswegen  „von  jedem  Brawhause  einen  Thaler  vnd 
von  einem  Wohnhause  eine  Mark  lübisch  einem  Erbam  Rathe,  vnd 
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da  sie  gleich  in  solchen  Heusern  auch  nur  zur  Hewre 
oder  miete  wohn  et  en,  hinfurth  entrichten"  sollen.  Wenn  min 
danach  auf  die  allgemeine  Praxis  in  der  Steuerzahlung  schliessen  daif, 
so  würden  also  mit  Recht  die  Miether  in  die  Listen  des  Wadit- 
geldes  eingetragen  sein,  aber  es  könnte  dann  immer  nur  einer  der 
Hausbewohner  zur  Zahlung  verpflichtet  sein.  Die  Thatsache,  dass  in 
dem  gleichzeitigen  Schossbuch  da,  wo  mehrere  zusammen  wohneo, 
fast  immer  nur  in  einer  Summe  das  Wachtgeld  entrichtet  wird,  scheiot 
die  letztere  Annahme  zu  bestätigen.  Wenn  das  der  Fall  ist,  so  hät- 
ten wir  also  in  dem  Schossbuche  nur  die  Namen  aller  derer  zu  er- 
warten, die  Vermögen,  wenn  auch  sehr  wenig,  besitzen,  so  wie  fBr 
jedes  Haus  zum  Mindesten  einen  Insassen,  der  die  onera  des  Wacht- 
geldes  trägt 

Da  nun  das  vorliegende  Steuerbuch  dem  Schossbuche  fast  wort- 
lich nachgebildet  ist,  und  nicht  mehr  Steuerzahler  als  dort  vorbanden 
sind,  so  ist  gewiss  die  Möglichkeit  anzuerkennen,  dass  ausser  den 
Schosspflichtigen,  also  nicht  ganz  Vermögenslosen  noch  eine  Menge 
armer  und  zahlungsunfähiger  Einwohner,  in  Kellerwoh- 
nungen oder  Seiten-  und  Hintergebäuden  existirten,  die  der  Personal- 
steuer entgangen  sind.  Wie  gross  aber  die  Zahl  derselben  gewesen, 
das  lässt  sich  nicht  einmal  vermuthen;  wir  glauben  aber,  dass 
die  Summe  dieser  Haushalte  nicht  allzu  bedeutend  gewesen 
ist.  Denn  es  sind  in  den  vorliegenden  Steuerbüchern  sehr  zahlreich 
Kellerwohnungen  unter  anderen  Häusern  genannt,  nicht  selten  von 
2  Familien  bewohnt,  ebenso  sind  vielfach  Arme,  die  keine  Steuer 
zahlen  konnten  und  durch  den  Zusatz  pauper  als  solche  kenntlich 
gemacht  sind,  doch  in  die  Listen  —  selbst  in  die  Schossbücher  mit 
aufgenommen.  Dass  aber  ausser  diesen  noch  zahlreiche  Arme  vor- 
handen gewesen  sind,  ist  wohl  unzweifelhaft,  es  werden  z.  B.  „vier 
Armenhäuser"  in  der  forraula  concordiae  von  1577  genannt,  denen 
konfiscirtes  Getreide  etc.  zu  gleichen  Theilen  mit  „der  armen  Studen- 
ten Tisch"  überwiesen  werden  soll,  nur  eins  ist  aber  in  dem  Steuer- 
buch erwälint,  ohne  Angabe  der  Zahl  der  Insassen,  —  ebenso  finden 
sich  auch  mehrfach  Randbemerkungen,  wonach  ^^arme  leuthe"  in  einer 
Wohnung  seien,  ohne  dass  sie  gezählt  worden. 

Ausser  diesen  zahlungsunfähigen  und  deshalb  nicht  kontrolirten 
werden  aber  noch  manche  gut  situirte  Haushaltungen  fehlen,  deren 
Zahl  wir  natürlich  ebenso  wenig  feststellen  können.  Es  gab  ja,  wie 
fast  überall,  so  auch  hier  eine  Reihe  von  Freihäusem,  der  Stadt,  den 
Kirchen,  Hospitälern  und  Klöstern  oder  der  Universität  und  Herren 
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Yom  Adel  gehörig i),  und  es  ist  kaum  zu  erwarten,  dass  diese  alle 
in  die  Listen  aufgenommen  wurden,  da  eine  Steuer  aus  ihnen  doch 
nicht  einging.  Aber  bei  genauerer  Durchsicht  der  vorhandenen  Quel- 
len kommt  man  zu  der  Ueberzeugung,  dass  auch  hier  nicht  all- 
zu grosse  Lücken  vorhanden  sein  können;  denn  es  sind  in  den 
Verzeichnissen  erstlich  zahlreiche  Personen  als  steuerfrei  bezeichnet, 
sodann  sind  Rathswohnungen,  Predigerhäuser,  Gotteskeller,  Kloster- 
buden, die  Wohnungen  von  Professoren  und  sonstigen  Mitgliedern  der 
Universität^),  von  Edelleuten  u.  s.  w.  gar  häufig  angeführt  und  einer 
ihrer  Bewohner  genannt,  wenn  auch  keinerlei  Steuern  entrichtet  sind. 
Alle  diese  sind  aber  unter  den  oben  erwähnten  475  Haushaltungen 
mit  gezählt,  es  ist  also  gewiss  ein  grosser  Theil  der  privilegirten 
Häuser  mit  in  die  obige  Schätzung  hineingezogen;  doch  könnten  in 
diesen  Häusern  ausser  den  genannten  Familien  gar  leicht  noch  andere 
wohnen,  die  der  Zählung  entgangen  sind*). 


1)  Es  finden  sich  in  den  Stadtkassenrechnnngen  nicht  selten  ziemlich  hohe  Einnahme- 
Posten,  die  einer  vom  Adel  gezahlt  hat,  nm  damit  der  Stadt  „alle  Unpflicht**  abznkanfen, 
wenn  er  ein  Haus  in  Rostock  erwarb.  Eine  Notiz  im  Steuerbuch  ,,nota  dass  aus  diesem 
Hanse  der  Edelleute  wegen  nichts  kommt"  spricht  gleichfalls  dafür.  Die  Universitftt 
hatte  zum  Mindesten  vier  Freihäuser,  „der  vier  Fakulteten  Wohnheuser*\  die  nicht  zu 
Bürgerrecht  lagen  und  von  den  Senioribus  in  qualibet  facnltate  bewohnt  wurden.  Wie 
viel  Kloster-,  Kirchen-  und  Stadt-Buden  ungefähr  vorhanden  waren,  darauf  deutet  das 
bereits  genannte  Verzeichniss  der  Häuser  von  1614  hin  (Mss.  Med.  O.  48/42),  in  wel- 
chen 10  Predigerhäuser,  2  Häuser  der  Marien  und  St.  Johanniskirche ,  12  vollkommene 
Kirchenboden ,  37  kleine  Kirchenboden ,  so  für  Keller  Schätzung  geben ,  ferner  6  Uni- 
versitet  Boden ,  4  SLlosterboden ,  3  kleine  Klosterboden ,  25  vollenkommene  Stadtboden 
und  8  kleine  Stadtboden  genannt  sind,  in  Summa  106  Wohnhäuser. 

2)  Die  Mitglieder  der  Universität  waren  frei  von  allen  Personalsteuem ,  und  da  in 
dieser  Schätzung  ausser  der  Kopfsteuer  nur  von  liegenden  Gründen  Steuer  erhoben 
wurde,  so  würde  man  alle  diejenigen  der  ersteren,  die  keinen  Immobiliarbesitz  hatten, 
nicht  in  den  Steuerlisten  vermuthen  können.  Dass  man  aber  den  Begriff  der  Mitglied- 
schaft ziemlich  weit  fasste,    beweist  der  Wortlaut    der  formula  concordiae  v.  1577.     Da- 

nacli  sollen  erstlich  „alle  Docentes,  Legentes  vnd  Audientes,  so  alhie  Immatriculiret 

sampt  allen  Predigern  vnd  Schulgesellen,  so  gleichfalls  allhie  immatriculiret,  zusambt 
derselbigen  allen  Haufifrawen,  Wittwen  vnd  Oesinde  pro  veris  membris  Acade- 
miae''  gehalten  werden,  ebenso  „alle  graduirte  Personen,  die  nicht  publice  oder 
privatim  lesen,  noch  andere  hören,  sondern  entweder  ihrer  Renten  leben,  oder  sich  ad 
praxin  gantz  begeben,  vnd  davon  ihren  gantzen  vnterhalt  haben,  vnd  gleichwol  Bürger- 
licher hantierung  vnd  gewerb  sich  enthalten.*' 

3)  Eine  Bestimmung  der  form,  concord.,  wonach  „in  der  Universitet  oder  Professorn 
vnd  anderer  Gliedmassen  der  Universitet  Heusem ,  so  nicht  zu  Bürgerrecht  liegen ,  kein 
Bönhase  ohne  des  Herrn  Rektoris  Erlaubniss  gesucht  vnd  angenommen  werden  solle,** 
lässt  vermuthen,  dass  auch  nicht  privilegirte  Personen  in  diesen  Häusern  wohnten  und 
nicht  gezählt  wurden. 


364  ^^'  ^'  Pik»»ohe, 

Wir  kommen  also  zu  dem  Resultat,  dass  allerdings  von  Ge- 
nauigkeit auch  bei  diesem  Steuerregister  nicht  die  Rede  sein 
kann,  so  dass  wir  nicht  im  Stande  sind,  daraus  mit  Zuver- 
lässigkeit die  Bevölkerungszahl  der  Stadt  zu  ermitteln. 
Aber  die  Lücken,  die  unzweifelhaft  vorhanden  sind,  scheinen  nicht 
übermässig  gross  zu  sein,  und  man  müsste  schon  starke  Konzessionen 
machen,  wenn  man  nur  die  Hälfte  der  oben  angegebenen  Volksmenge 
von  42000  Seelen  aus  den  Steuerlisten  vermuthen  wollte. 

Auch  das  wäre  aber  noch  eine  Bevölkerungsziffer,  die  zeigt,  wie 
wenig  man  berechtigt  ist,  nach  Maassgabe  der  von  Schönberg  für 
das  mittelalterliche  Basel  berechneten  Einwohnerzahl  die  Anschauung^ 
über  die  Grösse  der  städtischen  Bevölkerung  früherer  Jahrhunderte 
allzuweit  herabzustimmen. 

2)  Einiges  über  die  Art  zu  wohnen,  die  Vertheilung  des 
Verroögcns  und  der  Berufsklassen  zu  Rostock. 

Nachdem  wir  bis  dahin  das  uns  zugängliche  Material  nur  mit 
Rücksicht  auf  seine  Brauchbarkeit  zu  statistischen  Zwecken  der  vor- 
liegenden Art  geprüft  und  einige  allgemeine  Resultate  für  die  Glie- 
derung der  Bevölkerung  nach  Familienstand  und  Geschlecht  daraus 
zu  gewinnen  versucht,  wollen  wir  noch  kurz  auf  einige  interessante 
Details  aufmerksam  machen,  die  uns  einen  Einblick  in  die  Art  des 
Wohnens  und  der  Vertheilung  der  Bevölkerung  nach  Beruf  und  Wohl- 
stand ermöglichen. 

Man  ist  wohl  im  Allgemeinen  geneigt,  zu  glauben,  dass  unseren 
Vorfahren  all  die  komplizirten  Verhältnisse  des  Micthens  und  weiter 
Vermiethens  von  Wohnungen  weniger  bekannt  gewesen  seien,  als  der 
gegenwärtigen  Generation  und  geht  dabei  leicht  von  der  Vorstellung 
aus,  dass  die  meisten  der  achtbaren  Bürger  der  guten,  alten  Zeit  in 
ihrem  eigenen  Hause  sassen,  und  an  Miethen  und  Vermiethen  nicht 
viel  dachten.  Wenigstens  gestehen  wir  offen,  dass  wir  einigermaassen 
in  diesem  Vorurtheil  befangen  und  daher  nicht  wenig  erstaunt  waren, 
zu  sehen,  wie  unendlich  gross  der  Prozentsatz  derer  ist,  die  schon 
in  früheren  Jahrhunderten  in  fremden  Häusern  Unterkunft  suchen  und 
zur  Miethe  wohnen  mussten.  Jedenfalls  dürfte  auch  für  bessere  Ken- 
ner der  Vorzeit  ein  ziffermässiger  Nachweis  dieses  Verhältnisses  nicht 
ganz  uninteressant  sein,  da  unseres  Wissens  ein  solcher  bisher  nicht 
versucht  ist,  und  das  Material  dazu  auch  selten  vorhanden  sein  wird. 

Schon  bei  Besprechung  der  ältesten  Schossbücher  wiesen  wir 
darauf  hin,  dass  hier  zahlreiche  Steuerzahler  als  Miether  bezeichnet 
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seien;  aber  eine  genauere  Berechnung  des  Prozentsatzes  derselben 
war  nicht  möglich,  da  offenbar  nicht  alle  Miether  als  solche  kenntlich 
gemacht,  resp.  in  die  Listen  überhaupt  eingetragen  waren.  Einiger- 
maasscn  Klarheit  über  dies  Vcrhältniss  gewinnen  wir  erst  aus  einem 
Steuerbuche  von  1522  mit  dem  Titel:  „Register  des  vpgehauenen 
geldes  van  huseren,  boden  vnd  liggengrunden  dar  mede  den  Kncch- 
tcnn  gelonet  is  anno  xxn/^  Es  sollte  also  eine  extra  Grundsteuer 
von  den  liegenden  Gründen  erhoben  werden  und  diese  Steuer  wurde 
nicht  etwa,  wie  das  beim  Schoss  oft  vorzukommen  scheint,  von  den 
Miethem  ausgelegt,  sondern  von  den  Eigenthümern  selbst  gezahlt. 
Wir  gewinnen  aber  einen  Einblick  in  die  Miethsverhältnisse  dadurch, 
dass  die  Steuerlisten  nach  den  Schossbüchem  angefertigt  sind,  indem 
man  Strassen-  und  häuserweise  die  Namen  der  Schosspflichtigen  ein- 
trug und  nun  diejenigen,  die  als  Eigenthümer  eines  Hauses,  einer 
Bude  etc.  zur  Steuerzahlung  herangezogen  werden  sollten,  bei  den 
Häusern,  die  sie  selbst  bewohnten,  durch  ein  kleines  e  vor  dem  Na- 
men kenntlich  machte,  oder  bei  Wohnräumen,  in  denen  die  Eigen- 
thümer, nicht  wohnten,  hinzuschrieb  „hört  bemt  broker^,  oder  „hört 
dem  rade  tho"  „hört  Sunte  Jacob''  oder  dergl.  Dabei  sind  zumeist 
mehrere  Namen,  oft  6 — 8  hintereinander,  mit  einer  Klammer  umspannt 
und  der  betr.  Eigenthümer  dazu  geschrieben.  Die  Zahl  der  Häuser 
aber,  die  von  einzelnen  Privatpersonen,  abgesehen  von  den  oft  ge- 
nannten Klöstern  und  Kirchen  etc.,  versteuert  wird,  ist  oft  ganz  er- 
staunlich gross.    Z.  B.  zahlt  Michel  Berkholt  an  Steuer 

vor  syn  huefi 15  mk. 

noch  1  hueB ^     v 

den  ort  vp  dem  borchwal ^S     tt    (nach  dem  Scbossbnch  1  Haus 

und  1  Bude) 
den  ort  bynnen  der  lagestraten 

myt  hueB  vnd  boden 9     n    (dto.    1  Haus  und  4  Buden) 

vor  1  ort  myt  2  boden  in  der  Wokren testraten     7     „ 

vor  1  Hueß 6     „ 

vor  5  boden  in  der  pumperstraten 6     „ 

vor  8  boden  mit  dem  Haue  vor  dem  olden  Dore     4     ,, 
noch  vor  1  hoff  vor  dem  sten  Dore     ....     3     „ 

Summa     .  71  mk. 

Dieser  eine  Steuerzahler  besitzt  also  nicht  weniger  als  5  grosse 
Giebelhcäuser  und  20  Buden,  d.  h.  zweistöckige  Häuser,  die  „in  die 
Quere"  gebaut  sind.  Auffälliger  Weise  sucht  man  aber  gerade  die 
Namen  derjenigen  Privatpersonen,  denen  nach  dem  Register  am  mei- 
sten Häuser  zu  eigen  gehören,  vergeblich  unter  der  Zahl  der  Steuer- 
zahler, obwohl  hinter  den  ihnen  gehörigen  Häusern  und  Buden  stets 
das  „dedit"  verzeichnet  ist.  Wahrscheinlich  haben  diese  meist  dem 
Bathc  angehörigen  „Herren",   wie  es  damals  in  Zeiten  des  Krieges 
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nicht  selten  vorkam,  bei  der  Verwaltung  ihrer  Aemter  der  Stadtkasse 
Vorschüsse  gemacht,  oder  direkt  baares  Geld  geliehen  und  zogen 
dann  die  Steuer  einfach  von  ihren  Schuldforderungen  ab,  —  ein  Ver- 
fahren, das,  wie  sich  aus  zahlreichen  Aufzeichnungen  in  den  Schoss- 
büchern nachweisen  lässt,  bereits  früher  ziemlich  allgemein  im  Ge- 
brauch war. 

Zählt  man  nun  die  Namen  derer,  die  als  Miether  kenntlich  ge- 
macht sind,  sowie  derer,  die  in  eigenen  Häusern  wohnen,  zusammen, 
so  ergibt  sich  das  folgende  Resultat: 

.  Davon  sind  kenntlich  als: 

eingetragenen  .,.  ^,  „.       ^,  _ 

Name  Miether  Eigenthfimer 

1.  Altstadt  ....     538  283  =  52,6  0/^       255  =  474  •/• 

2.  Mittelstadt  ...     839  461  =  55,0    „        378  «=  45,0    „ 

3.  NeusUdt      .     .     .     710  442  =  62,3    ,,        268  =  37,7    „ 

Summa  2087         iiiB6  =  57,0  •J^      901  =  43,0  o/^, 

Es  ist  also  mehr  als  die  Hälfte  aller  in  die  Listen  eingetragenen 
Haushaltungen  in  Miethswohnungen  untergebracht,  nur  43  ®/o  wohnen 
in  eigenen  Häusern  und  in  der  Neustadt,  wo  ausser  der  Universität 
und  deren  Professoren  namentlich  die  St  Jacobikirche,  sowie  die  Klö- 
ster zum  heiligen  Geiste  und  heiligen  Kreuze  zahlreiche  Häuser  be- 
sitzen, machen  die  Miether  sogar  beinahe  zwei  Drittel  aller  Ein- 
wohner aus.  Es  ist  aber  noch  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  vor- 
auszusetzen, dass  die  Zahl  der  Miether  grösser  ist,  als  oben  ange- 
gedeutet; denn  da  man  nur  die  Haus-  und  Grundbesitzer  zur  Steuer- 
heranziehen wollte,  hatte  man  wenig  Interesse  daran,  alle  diejenigen 
Familien  mit  in  die  Listen  einzutragen,  die  kein  Haus  oder  sonstige 
Liegenschaften  besassen.  Andererseits  dürfen  wir  in  den  Schoss- 
büchern, nach  welchen  das  vorliegende  Verzeichniss  angefertigt  zu 
sein  scheint,  auch  nur  die  schosspflichtigen  Einwohner  d.  h.  diejenigen 
vermuthen,  die  etwas  zu  verschossen  haben,  und  die,  welche  keinen 
Schoss  zahlen  können,  sind  gewiss  gerade  am  meisten  auf  Mieths- 
wohnungen angewiesen.  Die  Zahl  der  Hauseigenthümer  dürfte  schon 
eher  den  thatsächlichen  Verhältnissen  entsprechen,  obwohl,  wie  wir 
bereits  hervorgehoben,  auch  hier  einige  Lücken  wahrscheinlich  sind 
und  vermuthlich  auch  die  Besitzer  von  Freihäusern  in  den  Listen  fehlen. 

Noch  besseren  Aufschluss  über  die  Art  zu  wohnen  vermag  uns 
das  Steuerbuch  von  1594/95  zu  geben.  Wir  haben  bereits  oben  her- 
vorgehoben, dass  darin  ausser  den  detaillirten  Angaben  über  die  Zahl 
der  steuerpflichtigen  Personen,  das  versteuerte  Vermögen  etc.  auch 
die  Miether  grösstentheils  kenntlich  gemacht  sind,  und  in  zahlrei- 
chen Fällen  auch  der  Miethspreis  angegeben  ist,  der  für  die  ver- 
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schiedensten  Wohnungen  gezahlt  wird.  Wir  haben  nun  aus  diesem 
Verzeichniss  die  Zahl  derjenigen  Haushaltungen  auszuscheiden  ver- 
sucht, von  denen  mit  leidlicher  Sicherheit  behauptet  werden  kann, 
dass  sie  wirklich  zur  Miethe  wohnen.  Die  Scheidung  bot  insofern 
einige  Schwierigkeiten,  als  erst  festzustellen  war,  wer  als  Miether  ge- 
zählt werden  solle,  denn  wir  konnten  Kostgänger,  Pensionäre  etc. 
nicht  unter  die  in  Miethswohnungen  lebenden  Haushalte  rechnen,  um 
die  es  sich  hier  allein  handeln  konnte,  da  wir  sie  mit  der  Zahl  aller 
Haushaltungen  in  Vergleich  setzen  mussten.  Wir  haben  daher  den- 
selben Haushaltungsbegriff  wie  oben  der  Zählung  zu  Grunde  gelegt 
und  alle  die  Personen,  die  wir  dort  als  Angehörige  eines  fremden 
Haushaltes  aufgefasst  haben,  auch  hier  nicht  als  selbständige  Miether 
gezählt.  Eine  andere  Schwierigkeit  besteht  darin,  dass  es  nicht  immer 
leicht  ist,  das  Miethsverhältniss  zu  erkennen.  Wir  haben  daher  unter 
die  Miether  erstlich  diejenigen  Haushalte  gerechnet,  bei  denen  das 
Miethsverhältniss  klar  erkenntlich  ist  durch  den  beigeschriebenen 
Miethspreis  (hur,  hure,  heur,  haur)  mit  oder  ohne  den  Namen  des 
Vermiethers,  ferner  diejenigen,  bei  denen  die  Worte  „mit  ihm  in", 
oder  „in  des  Rades  bude",  „in  des  Klosters  bude",  in  N.N.'s  Bude 
oder  Haus  etc.  auf  Miethswohnungen  schliessen  lassen.  Auch  Stadt- 
Diener  und  -Beamte,  welche  ihre  Wohnung  „um  ihren  Dienst"  haben, 
sind  unter  die  Miether  gerechnet  Wo  aber  solche  Angaben  nicht 
vorliegen,  da  ist  noch  nicht  immer  auf  den  Besitz  eines  eigenen 
Hauses  zu  schliessen,  vielmehr  erkennt  man  gar  häufig  das  Mieths- 
verhältniss daraus,  dass  eine  Reihe  von  Namen  durch  eine  Klammer 
zusammengefasst  ist,  und  für  alle  gleichzeitig  die  Haussteuer  in  einer 
Summe  gezahlt  ist.  Wenn  dann  der  erstgenannte  zugleich  in  einem 
Giebelhause  wohnt,  die  folgenden  aber  im  Keller  oder  auf  dem  Sahle, 
so  geht  daraus  wohl  unzweifelhaft  hervor,  dass  die  Letzteren  bei 
Ersteren  zur  Miethe  wohnen. 

Mit  voller  Genauigkeit  liess  sich  aber  die  Scheidung  nicht  durch- 
führeu,  darum  können  auch  die  hier  mühsam  berechneten  Zahlen  nicht 
auf  absolute  Zuverlässigkeit  Anspruch  erheben,  vielmehr  wird  man 
unbedenklich  behaupten  können,  dass  die  Zahl  der  Miether  selbst 
unter  den  im  Steuerbuch  verzeichneten  Haushaltungen  noch  weit  grös- 
ser ist,  als  sie  in  den  unten  folgenden  Ziffern  erscheint;  denn  wir 
haben  nur  da,  wo  mit  Sicherheit  das  Miethsverhältniss  konstatirt  wer- 
den konnte,  ein  solches  angerechnet,  alle  zweifelhaften  Fälle  dagegen 
ausgeschieden.    Das  Resultat  der  Zählung  ist  folgendes: 

N.  F.  Bi  V.  26 
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Zahl  der  Hanshaitangen        Dayon  in  Miethswohnungen 

AltsUdt     ....       878  413  «=  47 X»  • 

Mittelstadt      .     .     .     1199  629  e=  52.5  0 

NeusUdt    .     .     .     .     1176  634  =  53.9  • 


Summa    3253  1676  «»  51.5  «|^ 

Die  Zahl  der  MiethswohnuDgen  ist  also  trotz  der  wahrschein- 
lichen Lücken  noch  immer  so  gross,  dass  mehr  als  die  Hälfte 
aller  Haushaltungen  zur  Miethe  wohnt 

Dabei  sind  aber  nicht  etwa  blos  kleine  Wohnungen,  Keller  und 
Buden  in  Händen  von  Miethern,  sondern  selbst  grosse  Giebel-  und 
Brauhäuser  werden  von  Privaten  an  andere  Privatleute  vermiethet, 
und  werden  für  einzelne  Brauhäuser  bis  zu  100  fl.  (k  24  Schilling) 
Miethe  gezahlt  0,  also  im  Vergleich  zum  damaligen  Werth  des  Gel- 
des sehr  bedeutende  Summen.  Die  grosse  Masse  der  Miethswohnun- 
gen sind  natürlich  Keller  und  Buden  und  die  Zahl  der  ersteren  ist 
bei  einzelnen  Häusern  nicht  unbedeutend.  Z.  B.  versteuert  ein  Pehser 
sein  Giebelhaus  mit  13  fl.  12  Seh.  und  hat  ausser  einem  Stall  für 
3  Gulden  noch  4  Kellerwohnungen  vermiethet,  für  welche  er  in  Summa 
13^1,  Gulden  Miethe  erhält  Ein  Deckenmacher  bewohnt  seine  eigene 
Bude,  die  er  für  500  fl.  gekauft  und  versteuert  nur  diese,  aber  nicht 
weniger  als  sechs  Haushaltungen  sind  genannt,  die  ihm  Miethe  zah- 
len, —  davon  wohnen  5  im  Keller  und  1  „auffm  Sahle^^  Unter  Jür- 
gen von  Moltken's  Hause  sind  sieben  Kellerwohnungen  genannt,  die 
22  Seh.  oder  1  fl.  8  Seh.  und  1  fl.  16  Schill.  Miethe  eintragen. 

Von  Behaglichkeit  und  Bequemlichkeit  des  Wohnens  scheint  da- 
bei wenig  die  Rede  gewesen  zu  sein,  denn  nicht  selten  wohnen  zwei 
Familien  zusammen  in  einem  Keller  und  zahlen  gemeinsam  die  ge- 
ringe Miethe  von  1 — 2  fl.  Solche  Keller  sind  aber  nicht  etwa  den 
hoch  aus  der  Erde  herausragenden  Souterrains  modemer  Häuser  zu 


1)  D«r  Miethpreis  erscheint  um  so  hoher,  als  die  kleineren  Wohnungen  ma  sehr 
billigen  Preisen  vermiethet  sind.  Kellerwohnungen  ^  in  denen  oft  sahireiche  Familien 
wohnen,  geben  %.  Th.  16  Schilling,  mebt  1  fl. ,  l>/j  fl.  bis  2  fl.  Miethe,  DomsenkeUer 
zaiilen  3  und  4  fl. ,  Baden  meist  5 — 6  fl.  Der  Kaufpreis  für  letstere  ist  etwa  300— 
600  d. 

Vm  den  damaligen  Sachwerth  des  Geldes  einigermaassen  benrtheilen  so  können,  ge- 
iK'n  wir  aas  den  Kechnungsbüchem  der  Kammereigüter  für  1594  95  einige  Notixen  über 
Preise  an<l  Löhne  hier  wieder.  Es  wurden  von  den  Gutem  gekauft  resp.  rerkaoft  1  Paar 
Pferde  zu  16—18  fl  ,  1  junger  Zugochse  su  9—10  fl  ,  1  gemisteter,  alter  Eber  sa  4>|,  fl., 
1  dreijährig  Schwein  durchschn.  xu  S^],  fl..  1  Gans  zu  4  Schilling,  1  Huhn  zu  8  Schil- 
linc.  I  Pfd  Butter  zu  2  Schilling.  10  Eier  zu  1  Schilling  etc.  1  Paar  Schuhe  mr  die 
Miürde  kostete  11  — 12  Schilling,  der  Jahreslohn  derselben  betrug  2>j^  fl.  baar  und  2 
Pnar  Schuhe,  ein  Knecht  erhilt    6  fl.    baares  Geld    und  Schnhzeng  f&r  1  fl.    2  Schilling. 
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vergleichen,  sondern  sind  eigentliche,  tief  in  der  Erde  liegende  Kel- 
ler, wie  sie  noch  im  Beginne  dieses  Jahrhunderts  zahlreich  zu  Woh- 
nungen benutzt  sein  sollen,  bis  die  luftigen  und  geräumigen  Neubau- 
ten der  Vorstädte  der  Arbeiterbevölkerung  bessere  und  gesündere 
Wohnungen  boten. 

Wie  wenig  Ansprüche  man  an  die  Wohnungen  machte,  darauf 
deuten  auch  einige  Notizen  über  Studentenquartiere  damaliger  Zeit. 
Zumeist  wohnen  sie  auf  dem  Hofe  oder  in  „Achterbuden'',  selten  dass 
ihnen  „eine  Stube"  im  Vorderhause  eingeräumt  wurde.  In  einer 
Bude  „wohnen  in  3  Stuben  Studenten.  18  fl.  Haur",  am  Rande  ist 
die  Zahl  derselben  angegeben  „6  Studenten".  Also  6  Studirende  be- 
gnügen sich  mit  3  Stuben  und  zahlen  jeder  3  fl.  Miethe  pro  Jahr. 
Bei  einem  Buchbinder  wohnt  „ein  Student  auf  der  Stube  gibt  4  fl. 
heur",  „ein  Schneider  hat  1  Studenten  auff  seinem  Sahle,  gibt  ihm 
haur  10  fl."  Jacob  Nehlenbladt,  der  für  sein  Brauhaus  100  fl.  Miethe 
zahlt,  hat  4  Studenten  bei  sich  in  Kost,  ein  Schwertfeger  gar  7 
etc.  *). 

Wir  haben  auch  den  Versuch  gewagt,  die  Zahl  der  Wohnungen 
in  einzelnen  Strassen  mit  der  Gegenwart  zu  vergleichen,  um  ev.  kon- 
statiren  zu  können,  in  welcher  Zeit  auf  demselben  Räume  mehr  Men- 
schen wohnten.  Aber  der  Vergleich  ist  schwer  durchzuführen  und 
seine  Resultate  sind  nicht  sicher,  da  wir  für  die  Neuzeit  zur  Fest- 
stellung der  Zahl  der  Häuser  und  Haushaltungen  auf  die  Adressbü- 
cher angewiesen  sind,  und  diese  Quelle  für  die  Zahl  der  Haushalte 
sehr  unsicher  ist,  da  alle  selbständigen  Personen,  selbst  wenn  sie 
einem  anderen  Haushalt  angehören,   mit  aufgeführt  und  schwer  aus- 


1)  Dass  übrigens  die  meisten  Studenten  in  einer  Art  von  Alumnat  untergebracht 
waren,  scheint  aus  der  formula  concordiae  von  1563  deutlich  hervorzugeheUi  wo  es  unter 
Anderem  heisst:  ,,Soyiele  nun  aber  die  Kollegia,  Regentien  vnd  Heusere  der  Universität, 
darin  die  Studenten  ihre  Wohnung  und  Aufenthalt  haben  müssen,  vnd 
derselben  Verwaltung  belangt*'  etc. ,  femer  ,,wanner  die  Studenten  sich  vntereinander, 
oder  mit  Bürgern  oder  Einwohnern ,  citra  sanguinis  eflfüsionem  reuffen  vnd  schlagen, 
dass  die  Verbrechere  alsdann  in  einer  Regentien  oder  KoUegio,  darinnen  die  verbrechunge 
geschehen,  oder  der  Verbrecher  gehöret,  vnd  seine  Wohnung  hat,  in  ein 
Loch  oder  sonsten  dazu  verordnetes  Gemach  gesetzet,  geschlossen  vnd  also  gezüchtiget 
werde". 

Man  will  femer  die  Könige  von  DSnemark  und  Schweden  um  Unterstützung  zur  Er- 
bauung „der  Regentien  des  halben  Mons**  angehen,  um  dann  „dieselbige  Regentie,  .  .  . 
denn  Dänischen,  Nordischen  vnd  Schwedischen  Studenten,  für  ein  ziemlichs  Locarium  zu 
bewohnen"  zugeben. 

25* 
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zuscheiden  sind.    Es  sei  daher  nur  Einiges  von  jenen  Vergleicben 
hier  kurz  angeführt. 

Das  Steuerregister  von  1594|95  führt  in  der  grossen  Mönchen- 
strasse  ausser  der  Stadtwage  nicht  weniger  als  22  Brauhäuser,  21  Gie- 
belhäuser, 2  Buden  und  5  Domsenkeller  an.  Selbst  wenn  wir  die 
Keller  alle  als  eigentliche  Keller  resp.  als  Hintergebäude  annehmen, 
so  würden  noch  immer  45  Häuser  vorhanden  gewesen  sein.  Davon 
sind  6,  fQr  welche  die  Listen  der  Personalsteuer  nicht  ausgefüllt  sind, 
für  die  übrigen  sind  in  Summa  ca.  304  Personen  versteuert,  so  dass 
also  incL  der  6  nicht  gezählten  Häuser  etwa  340—350  Personen  si- 
cherlich in  dieser  einen  Strasse  wohnten  ^).  Gegenwärtig  zählt  die 
Strasse  nur  33  Häuser,  von  denen  ein  Speicher  unbewohnt  ist,  so  dass 
also  an  Stelle  der  früheren  45  bewohnten  Häuser  gegenwärtig,  (nach 
dem  grossen  Brande  Ende  des  17.  Jahrhunderts)  nur  32  getreten 
sind.  Ein  Vergleich  mit  der  Volkszahl  ist  freilich  aus  dem  uns  zu- 
gänglichen Material  nicht  zuverlässig  durchzuführen,  weil  die  vielen 
Einzelpersonen  nicht  als  solche  zu  erkennen  sind.  Da  aber  nach  Ab- 
zug der  Studenten  und  einiger  Personen,  die  offenbar  alleinstehende 
junge  Leute  sind,  nur  ca.  50 — 60  Haushaltungen  vorhanden  sind,  so 
wird  man  unbedenklich  behaupten  können,  dass  vor  300  Jahren  mehr 
Menschen  in  dieser  einen  Strasse  wohnten  als  gegenwärtig,  zumal  da 
für  die  frühere  Zeit  erhebliche  Lücken  in  den  Zahlenangaben  nicht 
ausgeschlossen  sind*).  Ein  weiterer  Vergleich  der  Häuserzahl  auch 
anderer  Strassen  mit  dem  heutigen  Adressbuche,  ergibt  fast  immer 
eine  grössere  Anzahl  von  Wohngebäuden  für  die  damalige  Zeit,  und 
wollen  wir  noch  ein  Jahrhundert  weiter  zurückgreifen,  so  sind  auch 
damals  bereits  ähnlich  so  viele  Häuser  vorhanden  gewesen  als  1594 
Das  Schossbuch  für  1493  weist  z.  B.  in  der  grossen  Mönchenstrasse 
47  Häuser  auf  und  schon  1410  sind  ^48  Steuerzahler  daselbst  genannt 


1)  Als  ein  Beweis,  wie  berechtigt  wir  waren,  die  Znverl&ssigke it  der  Li- 
sten anzuzweifeln,  kann  es  gelten,  dass  bei  einem  Vergleich  der  beiden  neben  ein- 
ander geführten  Register  in  dem  Konzept  12  Personen  und  3  Studenten  in  dieser  Strasse 
mehr  aufgeführt  sind,  als  in  der  Reinschrift ,  nach  der  wir  unsere  obigen  Berechnungen 
angestellt  haben ,  und  dass  in  letzterer  eine  ganze  Familie  von  6  Köpfen  ^nfach  anage* 
lassen  ist. 

2)  Die  Zahl  der  Häuser  ist  in  dem  Steuerbuch  „der  dubbelden  Landbede'*  von  1686 
auf  50  Iläuser,  2  Buden  und  1  Keller  angegeben  ,  und  dass  ausserdem  noch  KeUerwob- 
iiungen  vorhanden  sein  konnten  ,  darauf  deutet  eine  unter  Bemt  Turkow's  Hause  nach- 
träglich mit  anderer  Tinte  gemachte  Notiz  „hat  6  Keller^^,  ohne  dass  Einwohner  genannt 
sind. 
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Wenn  daher  Dr.  Bücher^)  davor  warnt,  aus  der  später  innerhalb 
der  Stadtmauern  vorhandenen  Häuserzahl  die  Bevölkerung  früherer 
Zeit  zu  schätzen,  weil  er  „in  den  mittelalterlichen  Städten  grosse 
Gärten,  Höfe  und  Wirthschaftsgcbäude'^  glaubt  vermuthen  zu  dür- 
fen ,  „an  deren  Stelle  später  Wohnhäuser  traten^' ,  so  bestätigen  un- 
sere Materialien  seine  Motivirung  keineswegs,  sondern  beweisen  im 
Gegentheil  eher,  dass  eine  grössere  Anzahl  von  Häusern  auf  der  glei- 
chen Fläche  in  früheren  Jahrhunderten  vorhanden  gewesen  ist. 

Die  grosse  Zahl  der  Miethswohnungen ,  die  wir  oben  kennen  ge- 
lernt, wirft  aber  zugleich  einiges  Licht  auf  die  Vermögensverhältnisse 
der  bürgerlichen  Bevölkerung,  und  ohne  das  Thema  erschöpfend  be- 
handeln zu  können,  sei  es  gestattet,  noch  einige  Notizen  hier  anzu- 
fügen. 

Schönberg  hat  in  seiner  oft  von  uns  erwähnten  Arbeit  der 
Vermögensvertheilung  in  der  Stadt  Basel  besondere  Aufmerksamkeit 
gewidmet,  und  R.  Sohm  (a.  a.  0.  S.  255) ,  der  die  dortigen  Resultate 
übersichtlich  zusammengestellt  und  verarbeitet  hat,  glaubt  aus  den 
Vermögenssteuerlisten  herauslesen  zu  können,  dass  die  äussere  Macht 
der  an  Zahl  geringen  städtischen  Bevölkerung  durch  eine  äusserst 
günstige  Vertheilung  des  Vermögens  mit  bedingt  sei.  Er  meint,  die 
Vertreter  des  Handwerks,  „die  Masse  der  städtischen  Bevölkerung^' 
stände  wirklich  auf  goldenem  Boden,  man  habe  es  mit  einem  behä- 
bigen Handwerkerstande  zu  thun,  „der  selber  Eigenthümer  des  Kapi- 
pitals  ist,  dessen  er  zu  seiner  gewerblichen  Unternehmung  bedarf.'^ 
Wir  können  leider  die  Verhältnisse  nach  den  Seh ö übergesehen  Zif- 
fern nicht  in  so  rosigem  Lichte  sehen;  denn,  wenn,  nach  heutigem 
Geldwerthe  etwa  die  Hälfte  der  Handwerker  im  Jahre  1429  und  1454 
ein  Vermögen  von  200—3000  Mark  versteuern,  20— 22o|o  noch  nicht 
einmal  200  ihr  Eigen  nennen,  und  nur  26— 30®|o  mehr  als  3000  Mk. 
besitzen,  so  will  es  uns  nicht  scheinen,  als  ob  solche  Vermögen  der 
Stadt  ein  sonderliches  Uebergewicht  geben  könnten.  Denn  das  hier 
deklarirte  Vermögen  umfasst  nach  den  vonSchönberg  mitgetheilten 
Steuergesetzen  jeglichen  Besitz,  beweglichen  und  unbeweglichen,  und 
wir  glauben  nicht  fehl  zu  gehen  mit  der  Annahme,  dass  dabei  die 
kleineren  Vermögen  fast  nur  in  unbeweglichem  Besitz  bestehen.  Wenn 
dann  aber  mehr  als  20^ |o  des  durch  Zünfte  und  Privilegien  geschütz- 
ten Handwerkerstandes  ausser  dem  nöthigen  Hausrath  und  dem  üb- 
lichen Schmuck  so  gut  wie  gar  nichts  besitzen,  weitere  50^|o  dann 


1)  Dr.  Bücher  a.  a.  O.  Jahrg.  1881  S.  548. 
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vielleicht  das  Häuschen,  in  dem  sie  wohnen,  ihr  eigen  nennen,  und 
nur  ein  Viertel  bei  verschiedenen  Ansprüchen  als  „Vermögend^  be- 
zeichnet werden  kann ,  so  will  uns  bedünken ,  als  ob  damit  nicht  die 
politische  Grossmachtstellung  der  freien  Reichstädte  erklart  werden 
könne. 

Bedenkt  man  sodann,  dass  die  Handwerker  damaliger  Zeit  doch 
nicht  ohne  Weiteres  als  „Gevatter  Schneider  und  Handschuhmach^' 
den  unteren  Klassen  der  Bevölkerung  zugesellt  werden  können,  son- 
dern dass  die  Zünfte  Theil  nahmen  am  Stadtregiment,  und  ihre  Ver- 
treter im  Rathe  der  Stadt  Sitz  und  Stimme  hatten,  so  wird  man  sich 
bei  solchen,  zu  den  angesehensten  Bürgern  zählenden  Handwerkern 
doch  ebensowenig  über  Vermögen  von  10—20,000  Thaler  allzusehr 
wundem  dürfen,  als  heutzutage  bei  Gewerbtreibenden ,  die  der  stadti- 
schen Verwaltung  als  Stadträthe  und  Stadtverordnete  ihre  Kräfte 
weihen. 

Die  vorhandenen  Quellen  ermöglichen  es  uns  leider  nicht,  auf  das 
von  Schönberg  betretene  Gebiet  zu  folgen  und  eine  Nach  Weisung 
der  Vertheilung  des  Vermögens  zu  Rostock  zu  versuchen;  denn  wir 
haben  es  da,  wo  das  Material  leidlich  zuverlässig  ist,  nicht  mit  all- 
gemeinen Vermögenssteuern  zu  thun ,  sondern  z.  B.  15d4|95  nur  mit 
Abgaben  vom  Immobiliarbesitz  allein,  während  grade  damals  schon 
ein  bedeutender  Mobiliarbesitz  vorausgesetzt  werden  darf,  wir  können 
daher  nur  auf  einige  nicht  uninteressante  Einzelheiten  der  Vermögens- 
vertheilung  aufmerksam  machen. 

Bei  Besprechung  des  Steuerbuches  von  1522,  in  dem  nur  von 
liegenden  Gründen  eine  Abgabe  gefordert  wurde,  zeigten  wir  bereits, 
dass  nicht  weniger  als  1186  von  2087  Haushaltungen  in  fremden  Häu- 
sern Unterkunft  suchen  müssen,  das  heisst:  beinahe  57®/o  der  ange- 
schriebenen Bevölkerung  sind  ohne  allen  Grundbesitz;  ob  damit  über- 
haupt vermögenslos,  ist  freilich  nicht  zu  ermitteln. 

Dass  aber  das  bewegliche  Vermögen  noch  eine  untergeordnete 
Rolle  spielte,  scheint  uns  ein  Steuerbuch  von  1535  zu  beweisen,  in 
welchem,  obwohl  nach  dem  Titel  des  Buches  „van  hufien,  hauen, 
boden,  liggenden  gründen,  vnd  ock  van  allen  anderen  eines  ie- 
deren  bewechlyke  guderen  vnd  varender  haue"  der  hun- 
dertste Pfennig  erhoben  werden  sollte,  fast  ausschliesslich  Im- 
mobilien versteuert  sind.  Die  Zahl  derer,  die  damals  Vermögens- 
steuer zahlten ,  ist   aus  dem  sehr  sauber  geführten  Register  ^)  mit 


1 )  Das  Buch ,  in  Pergamentomschlag  mit  Schliesshaken  gebooden ,    enthalt  siierst  3 
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Leichtigkeit  festzustellen,  sie  beträgt  nach  genauer  Zählung  im  Gan- 
zen nur  932,  —  eine  Zahl,  die  um  so  geringer  erscheinen  muss,  als 
Bestock  gerade  damals  in  der  Blüthe  seiner  Macht  stand,  und  mit 
dem  Könige  von  Dänemark  in  langjähriger  Fehde  liegend,  gerade  zu 
dieser  Kriegsführung  die  aussergewöhnlichen  Mittel  brauchte. 

Nur  wenig  grosse  Vermögen  sind  vorhanden.  Die  höchste 
Steuer  beträgt  158  Mark  sundisch.  Wenn  also  richtig  deklarirt  ist, 
so  würde  das  bei  einer  Steuer  von  1  Prozent  ein  Vermögen  von 
15,800  Mk.  sundisch  repräsentiren ,  oder  wenn  wir  nach  heutigem 
Sachwerth  des  Geldes  die  Mark  sundisch  gleich  etwa  10  Reichsmark 
setzen,  eine  Summe  von  158,000  Reichsmark.  Dabei  versteuert  dieser 
Krösus  nicht  weniger  als  drei  grosse  Giebelhäuser  „mit  den  achter- 
beden  und  aller  tobehoringe^,  femer  ca.  20  Buden,  ein  „orth^^  am 
Mittelmarkt,  1  Scheune  mit  Hof  in  der  Stadt,  4  verschiedene  Hopfen- 
höfe ausserhalb  derselben  und  4  sog.  „molenglinde^',  die  allein  54  Mk. 
Steuer  tragen.  Der  nach  ihm  Höchstbesteuerte  zahlt  107  Mk.,  dann 
kommt  je  ein  Steuerzahler  mit  95,  91,  82  und  77  Mark.  Sieben  mal 
wird  sodann  zwischen  60  und  70  Mark  gezahlt,  fünf  mal  von  50—60, 
nur  2  mal  von  40 — 50,  dann  16  mal  von  30—40  und  31  mal  von 
20-30  Mark.  Alle  Anderen  zahlen  weniger  als  20  Mark,  besitzen 
also  weniger  als  2000  Mk.  an  Vermögen. 

Wie  schon  gesagt,  ist  es  fast  ausnahmslos  nur  Immobiliarbesitz, 
der  versteuert  wird,  das  mobile  Kapital  kann  daneben  nicht  bedeutend 
gewesen  sein,  denn  sonst  wäre  eine  solche  alleinige  Belastung  des 
unbeweglichen  Besitzes  kaum  erklärlich.  Wie  sehr  letzterer  vor- 
herrscht, beweist  auch  die  Thatsache ,  dass  z.  B.  die  Professoren  der 
Universität  öfter  als  Besitzer  vieler  Häuser,  Aecker,  Höfe  und  Müh- 


leere,  dann  auf  103  paginirtcn  Blättern  die  Einnahme  an  Steuer,  Blatt  104  ist  unbeschrie- 
ben, die  folgenden  7  Blätter,  die  nicht  paginirt  sind,  enthalten  die  Ausgaben,  die  ,,van 
dussen  vorgen.  Sammelgelde  vth  der  kisten  des  hundersten  Pfg.^*  gemacht  sind.  Die  Ge- 
sammt-Ausgabe  berechnet  sich  auf  20,700  Mark ,  meist  zur  Ausrüstung  und  Besoldung 
der  Kriegsschiffe  verwandt.  Bei  932  Steuerzahlern  würde  die  durchschnittliche  Steuer 
jedes  Einzelnen  22,2  Mark  betragen  haben,  und  danach  das  durchschnittliche  Vermögen 
ca.  2,200  Reichsmark,  was  nach  den  obigen  Zahlen  absolut  unmöglich  ist,  da  im  Gan- 
zen nur  67  Steuerzahler  mehr  als  20  Mk.  geben,  sehr  häufig  aber  nur  1 — 2  Mk.  gezahlt 
werden.  Es  muss  also  entweder  die  Liste  der  Steuerzahler  sehr  viel  grösser  sein,  als 
hier  angegeben ,  oder  die  Ausgaben  sind  auch  aus  anderen  Quellen  entnommen.  Das 
Einnahme-Register  ist  so  geordnet,  dass  jedesmal  deijenige,  der  seine  Steuer  brachte,  ein- 
getragen wurde,  unter  dem  Datum  der  Steuerleistnng ,  so  dass  eine  Kontrolle  nach  die- 
sem Steuerbuch  schwierig  war. 
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lenantheile  genannt  werden ,  ein  Beweis ,  dass  auch  sie  ihren  Erwerb 
nicht  anders  als  in  Immobilien  anlegen  konnten. 

Sehen  wir  uns  aber  die  einzelnen  Besitzobjekte  etwas  genauer  an, 
so  ist  in  den  meisten  Fällen  das  Haus,  in  dem  der  Betr.  wohnt,  Al- 
les, was  er  versteuert  Die  Zahl  dieser  Personen  beträgt  nicht  we- 
niger als  540,  also  beinahe  58  ®|o  aller  Vermögenden.  Einige  wenige 
besitzen  nicht  einmal  ein  Haus,  sondern  nur  einen  Hopfengarten,  eine 
Seilerbude  etc.,  oder  versteuern,  in  fremden  Häusern  wohnend,  ihr 
„gud^\  während  der  Best  mehr  als  ein  Haus  oder  ausserdem  noch 
Gärten,  Aecker  und  Mühlen  besitzt  Der  Werth  der  einzelnen  Häuser 
ist  nach  dem  Steuerbuch  z.  Th.  ein  sehr  bedeutender.  Ein  Wohnhaus 
in  der  Mönchenstrasse  wird  mit  30  Mark  versteuert,  repräsentirt  also 
einen  Werth  von  etwa  30,000  Reichsmark,  ein  anderes  Haus  daselbst 
„mit  dem  byhufie  vnd  dem  achterhuß^^  zahlt  22  Mk.  Für  ein  Wohn- 
haus „by  dem  Hoppenmarket  mit  den  achterhufi,  schune  vnd  2  boden 
darachter  in  der  Swansche  Strate  belegen^  werden  32  Mark  gezahlt 
Gewöhnlich  werden  die  Häuser  mit  5—15  Mark  versteuert,  je  nach 
der  Strasse,  in  der  sie  belegen  sind.  Die  kleinen  Häuser  dag^en, 
die  Buden ,  haben  oft  nur  geringen  Werth ,  so  zahlt  z.  B.  die  „Hans 
Hermensche  vor  en  Hu£  in  der  monnekestrate  15  Mk/^  nnd  „vor  1 2 
boden  in  der  batstoucrstraten^  nur  4  Mk.,  während  sonst  meist  die 
Bude  mit  1  Mark  versteuert  wird,  also  einen  Werth  von  ca.  1000 
Reichsmark  besitzt 

Für  die  Bevölkerungsstatistik  sind  auch  die  zahlreichen  Bemer- 
kungen über  Beihäuser  und  Achterbuden  von  Werth.  Die  Zahl  der- 
selben ist  nicht  selten  auf  4 — 6  angegeben  und  bei  105  Häusern  sind 
solche  Nebengebäude  ausdrücklich  erwähnt,  in  denen  sicherlich  eine 
ganze  Menge  von  Menschen  Unterkunft  finden  konnte. 

Von  Interesse  ist  auch  die  grosse  Zahl  von  Hopfenhöfen,  die  hier 
zur  Anschrcibung  gelangen  und  meist  einen  hohen  Werth  repräsen- 
tiren,  sodass  jeder  Hof  von  ein  viertel  Morgen  (1  femdel  Hoppen- 
houes)  mit  einer  Mark  versteuert  wird,  während  3  Morgen  gewöhn- 
lichen Ackerlandes  nur  die  gleiche  Steuer  tragen.  Eine  genaue  Zäh- 
lung ergibt  unter  den  932  Vermögenden  nicht  weniger  als  232  Be- 
sitzer von  Hopfengärten,  und  die  Zahl  der  letzteren  war  weit  bedeu- 
tender, da  selten  nur  ein  Hof,  sondern  häufig  3  und  4  oder  mehr 
versteuert  werden.  Von  einem  „Herrn  Berendt  croen"  werden  sogar 
29  Mk.  an  Steuer  für  Hopfengärten  gezahlt  Von  diesem  ausgedehn- 
ten Ilopfenbau,  der  auch  in  dem  Steuerbuch  von  159495  erkennbar 
ist,  sucht  man  heute  vergebens  irgend  welche  Spuren,  nur  die  Namen 
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einzelner  Ackerstücke  deuten  noch  auf  diese  Kulturen,  die  in  frühe- 
ren Zeiten  einen  grossen  Theil  des  bürgerlichen  Vermögens  repräsen- 
tirten.  Im  Gegensatz  zu  den  Hopfenbauem  ist  die  Zahl  der  Acker- 
besitzer auffallend  klein.  Nur  26  Personen  sind  als  solche  kenntlich 
gemacht,  und  250 — 260  Morgen  ist  das  ganze  Areal,  das  versteuert 
wird,  der  grösste  in  einer  Hand  vereinigte  Besitz  beträgt  nur  36 
Morgen.  Dass  wirklich  ein  so  minimaler  ländlicher  Besitz  in  den 
Händen  der  städtischen  Bevölkerung  gewesen,  erscheint  uns  trotz  des 
weit  ausgedehnten  städtischen  und  klösterlichen  Grundeigenthums, 
sehr  unwahrscheinlich;  denn  es  haben  nachweislich^)  verschiedene 
Bürger  grossen  Grundbesitz  in  dem  der  Rostocker  Jurisdiction  unter- 
worfenen Landgebiete  gehabt,  und  es  müssten  viele  Hunderte  von  Mor- 
gen versteuert  sein,  wenn  all  dieser  Grundbesitz  thatsächlich  zur 
Steuer  herangezogen  wäre. 

Leider  lässt  sich  aus  dem  Steuerbuch  von  1535  —  ebensowenig 
aus  dem  von  1594|95,  das  wir  deswegen  hier  übergehen  —  eine  Sta- 
tistik der  Vermögensvertheilung  nicht  berechnen,  da  nur  die 
Vermögenden  angegeben  sind,  und  ein  Vergleich  mit  den  Vermögens- 
losen nicht  durchführbar  ist  Wir  müssen  aber  noch  darauf  hinwei- 
sen, dass,  obwohl  das  Register  im  Einzelnen  so  genau,  so  sauber  und 
korrekt  geführt  ist,  dass  man  glauben  könnte,  wirklich  alle  Vermö- 
genden vor  sich  zu  haben,  doch  die  Zahl  derer,  die  verpflichtet  ge- 
wesen wären  zur  Steuerzahlung,  jedenfalls  viel  grösser  war.  Denn 
das  Schossbuch  von  1533,  das  wir  zum  Vergleich  herangezogen,  ent- 
hält nicht  weniger  als  1839  Steuerzahler,  also  beinahe  doppelt  so 
viel  als  diese  Listen.  Unter  den  dort  aufgeführten  schosspflichtigen 
Personen  sind  aber  Einzelne,  die  sehr  bedeutende  Summen  an  Schoss 
zahlen  und  in  dem  vorliegenden  Steuerbuche  fehlen.  Da  nun  der 
hundertste  Pfennig  etwa  das  Fünffache  des  Schosses  zu  betragen 
scheint*),  so  würden  z.  B.  die  Wittwe  des  Herrn  Hinrich  Gerdes,  die 


1)  Die  Stadtkassenrechnangen  führen  namentlich  im  Beginne  des  17.  Jahrhunderts 
zahlreiche  Beispiele  an  von  Land  verkaufen  Seitens  der  Bilrger  an  die  Stadtgemeinde. 
Z.  B.  verkauft  Henuingk  Behselin  1606  ,,8ein  Antheil  Guts  in  Bartelstorff  vmb  7000  fl.'S 
1602  Claus  Fresen  ,,6inen  Pauren**  daselbst  fdr  2068  fl. ,  1617  Stephan  Wehdige  |,sein 
Gatt  oder  Bawhoff  in  der  Bentwische  mit  seinen  dazu  gehörigen  Leuten,  Viehe  vnd  faren- 
der  Habe  vmb  3031  fl.'S  1617  Claus  Fresen  f,sein  Antheil  Guts  in  Bernstorff  vnd  Euerds- 
hagen  für  16000  fl.^^  etc.  etc. 

2)  PIs  zahlt  z.  B.  ,,Clawes  Knake  vor  syn  huß  mit  II  boden  darachter  in  der  wock- 
renterstrate  20  mk.*^  und  n^or  7  boden  vp  dem  baginenberg  vnd  Bammefiberge  3  mk.** 
Sein  Schoss  beträgt  4^  Mark,  also  etwa  ein  Fünftel  der  Steuer.  Ein  anderer  zahlt  11 
Mark  Schoss  und  56  Mark  Steuer  etc. 
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40  Mk.  Schoss  zahlt,  200  Mk.  Vennögenssteaer  entrichten  mfisseD, 
ihr  Name  fehlt  aber  in  dem  Steuerbuche,  ebenso  der  einiger  anderen, 
die  20—30  Mk.  Schoss  zahlen,  also  mit  100—150  Mk.  zur  Vermö- 
genssteuer heranzuziehen  waren.    Es  lässt  sich  also,  wie  diese  weni- 
gen Beispiele  zeigen,  keine  zuverlässige  Vermögensstatistik  anf  das 
Register  von  1535  aufbauen,  aber  das  Eine  scheint  uns  doch  daraus 
hervorzugehen,  dass  der  Beichthum  nicht  so  gross  und  die  Vermö- 
gensvertheilung  nicht  so  gOnstig  gewesen  ist,  als  man  wohl  anzundi- 
men  pfl^t    Denn  wenn,  wie  es  scheint,  noch  lange  nicht  die  Hälfte 
aUer  Einwohner  im  eigenen  Hause  wohnt,  und  davon  wiederum  c. 
60^/o  nichts  als  das  Haus,  in  dem  sie  wohnen,  zu  versteuern  haben, 
und  nur  ganz  wenige  grosse  Vermögen  neben  einer  Masse  von  Ver- 
m(^enslosen  existiren,  so  hätte  man  wohl  keine  Ursache,  die  alten 
Zeiten  der  Neuzeit  gegenüber  allzusehr  ins  Licht  zu  stellen. 

Zum  Schluss  wollen  wir  nach  dem  Steuerr^ster  von  1594|95 
noch  einige  kurze  Bemericungen  über  die  Gliederung  der  Bevöl- 
kerung nach  ihrem  Beruf  hinzufügen.  Wir  haben  bereits  oben 
darauf  hingewiesen,  dass  wir  in  den  Schönbergschen  Materialien  grosse 
Lücken  vermutheten,  weU  wir  an  eine  BerufBvertheilung,  wie  sie  daraus 
hervortritt,  nicht  glauben  konnten;  denn  es  prävalirte  das  zünftige 
Handwerk  in  einer  Weise,  dass,  wie  wir  besonders  hervorhoben,  na- 
mentlich für  die  eigentlich  dienenden  Elemente  kaum  Platz  blieb. 
Auch  aus  den  Darstellungen  Buch  er X  der  mit  besonderer  Sorgfalt 
und  ausserordentlichem  Fleiss  die  Gruppirung  der  gewerblichen  Be- 
völkerung von  Frankfurt  a.  M.  behandelt  hat,  erhalten  wir  kein  Bild 
davon,  wie  viel  neben  diesen  Handwerksleuten  in  anderen  Berufszwei- 
gen  vorhanden  waren.  Man  hat  vielmehr  auch  bei  ihm  das  Gefühl, 
als  ob  diese  von  ihm  mit  so  besonderer  Sorgfalt  behandelten  Hand- 
werke auch  das  eigentliche  Gros  der  Bevölkerung  bildeten  und  könnte 
leicht  dahin  kommen,  den  Rest  zu  unterschätzen.  So  mangelhaft  da- 
her auch  unsere  Materialien  für  die  Zwecke  der  Gewerbestatistik  sind, 
können  sie  doch  vielleicht  nach  dieser  einen  Richtung  hin  eine  kleine 
Lücke  ausfüllen  helfen  und  mögen  einige  daraus  gewonnene  Resultate 
vorläufig  hier  noch  Platz  finden.  Vielleicht,  dass  wir  später  noch 
einmal  ausführlicher  auf  den  Gegenstand  zurückkommen. 

Zu  einer  detaillirten  Gewerbestatistik  reicht  leider  das  vorliegende 
Material  nicht  aus,  weil  die  Bezeichnungen  des  Berufs  nicht  regd- 
mässig  gemacht  sind,  sondern  oft  seitenlang  keine  Angaben  über  das 
Gewerbe  der  einzelnen  Steuerzahler  vorliegen.  Die  Zahl  der  selbst- 
ständigen Haushalte,  bei  denen  ein  Beruf  nicht  ang^eben  ist,  be- 


Die  st&dtische  Bevölkeronfl^  ft-fiherer  Jahrhunderte.  377 

trägt  in  Summa  nicht  weniger  als  c.  1400.  Davon  wohnen  222  in 
Brauhäusern,  werden  also  auch  meistens  als  Brauer  zu  bezeichnen 
sein,  femer  leben  115  in  Giebelhäusern,  272  in  Buden,  158  in  Dom- 
senkellern,  216  in  eigentlichen  Wohnkellem,  endlich  11  auffm  Sahle. 
Dazu  kommen  noch  Wittwen,  die  einen  eigenen  Haushalt  führen,  bei 
denen  aber  der  Bemf  des  Mheren  Mannes  nicht  kenntlich  ist,  im 
Ganzen  381,  davon  216  in  Kellerwohnungen,  111  in  Buden,  49  in 
Häusern.  Ausserdem  sind  noch  9  volle  Haushalte  und  21  Wittwen 
ausdrücklich  als  paupcres  bezeichnet. 

Neben  diesen  1^5  ist  bei  c.  1634  selbständigen  Personen  der 
Beruf  angegeben,  und  wenn  wir  diese  Angaben  in  der  folgenden  Ta- 
belle zusammenstellen,  so  kann  eine  derartige  Uebersicht  natürlich 
nicht  darauf  Anspmch  erheben,  ein  Bild  von  der  Gestaltung  des  ge- 
werblichen Lebens  zu  bieten.  Denn  es  sind  unverkennbar  unter  den 
obigen  1400  sehr  viele,  die  dem  eigentlichen  Gewerbe  angehören. 
Z.  B.  sind  auf  dem  Fischerbruche  29  meist  in  Buden  wohnende  Haus- 
halte ohne  Berufsangabe  verzeichnet,  die  man  wohl  unbedenklich  alle 
den  Fischern  zuzählen  dürfte,  die  dort,  wie  noch  heute,  von  Alters 
her  ihre  Wohnungen  hatten.  Ebenso  ist  in  den  folgenden  Listen  nur 
ein  einziger  Gärber  verzeichnet;  auf  dem  Gärberbruche  aber,  wo  das 
Gewerbe  betrieben  wurde,  sind  ausser  diesem  noch  13  Haushalte  ohne 
Berufsbezeichnung  notirt,  die  wahrscheinlich  alle  demselben  Handwerk 
angehörten.  Bei  den  Brauern,  von  denen  nur  3  ausdrücklich  als 
solche  bezeichnet  sind,  wird  man  sich  meist  begnügt  haben,  die  betr. 
Wohnung  als  Brauhaus  zu  bezeichnen,  und  so  liesse  sich  noch  — 
auch  durch  Vergleichung  mit  den  gleichzeitigen  Schossbüchern  — 
für  viele  Einwohner  der  Beruf  annähernd  genau  feststellen.  Wir  un- 
terlassen es  hier  und  können  daher  für  die  folgende  Liste  nur  des- 
wegen einige  Beachtung  beanspmchen,  weil  sie  neben  dem  zahlrei- 
chen, mannigfaltig  gegliederten  Handwerkerstande  die  Verschiedenheit 
der  sonstigen  Lebensstellungen  wenigstens  andeutet,  was  aus  ander- 
weitigen Materialien  unseres  Wissens  noch  nicht  versucht  ist. 

Wir  stellen  in  der  folgenden  Tabelle  die  Hülfsarbeiter  voran,  dar- 
auf die  Handel  treibende  Bevölkerung,  lassen  dann  in  alphabetischer 
Ordnung  die  eigentlichen  Handwerke  folgen  und  fügen  zum  Schluss 
die  sonst  erwähnten  Bemfszweige  an: 
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A.    Bie  HulfsarbeitsT. 
.  Arbeitsleute  (openrii,  Dog- 

löhner)  1 

.  Bootsleute  1 

.  Boten  (Bütten) 
.  Dreger 
.  DroBoher 

.  Fohimuiu,  Karrenführer 
.  Kutscher,  Kotzkcr 
.  Nohthülper 
.  Pramsobuaer 
.  Plegiesmaon 


B.     Handeltreibende. 

1.  Appelhöker 

2.  Bienohenken 

3.  OewandBobneider 

4.  Haken 

5.  Eaoflente 
fi.  Kremer 

7.  Eremer  u.  Harbargier 

8.  LciDwondsobnoidor 

9.  Uokcler 

10.  Pferdekeuffor 

11.  Salzhakon 

12.  SpHcfeschneidor 

13.  ThcrhakoD 

14.  Yellkeuffer 

15.  Vorkoper 

16.  Weinschenke 

17.  Sohüttiiige 


C.     Handwerker. 

1.  Aelsteober 

2.  Ablatenbecker 

3.  Altlepper 

4.  Altscbneider 

5.  Ankerschmidl 

6.  Apotbeker 

7.  Barbiere 

8.  Btirnowinflbamer 

9.  liatstouiiur 

10,  Becker  (mit  66  Rnecbten) 

1 1.  Bentscbneider 


Traasport 

.  Beatler 

.  Bilderecha  eider 

.  Botticher 

.  Bottichcrkn  echte  (rerbeir) 

.  Brawer 

.  Bremelsmacber 

'.  Buchbinder 

'.  Bucbtrueker 

'■  Buntmacher 

.  Buttenmacher 

'.  Decke  am  acher 

'.  Dielemann 

>.  Ewigbrawer 

>.  Farber 

.  Fechter 

>.  Fischer 

I.  Fiscfaforer 

I.  FreiBoblachter 

.  Garber 

I.  Garbreder 

I.  Gart«neT 

,.  Glaser 

i.  Ooldschmidt 

i.  Gorteler 

'.  UrapcngicBcr 

L  tinittcnmacher 

>.  Hakenmacher 

I.  Huefer 

.  K  äffe  utosbra wer 

I.  Kanneugicßer 

>.  Kernmacher 

.  Ketfllboter 

.  KlciuBchmidt 

1.  Rnocbeuhauer 

,  Knütter 

i.  Korbmachor 

'.  Koracbner 

i.  Xuchenbeckor 

.  KunBlmaker 

''.  Kupferschmidt 

>.  Lademachor 

.  Leinwandachwerzer 

.  Ledderberoiter 

'.  Leuchten maoher 

.  Linnen  Weber 
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TranBport 

449 

Transport 

844 

58.  Losebeoker  (5  Gesellen) 

3 

100.  Töpfer  (Potter) 

11 

59.  Mahler 

9 

101.  Tuohscherer 

4 

60.  Maurmann 

24 

102.  Tüffler 

17 

61.  Müller 

27 

103.  XJhrichenmacher 

3 

62.  Nagelschmid 

3 

104.  Yeldtscherer 

2 

63.  Netler 

6 

105.  Weisgarber 

1 

64.  Farlenstioker 

1 

106.  Wnllenweber  und  Wand- 

65. Pelzer 

11 

macher 

15 

66.  Pipenlegger 

4 

107.  Zimmermann 

51 

67.  Platenschläger 

2 

108.  Zuschleger 

5 

68.  Possementmacher 

2 

109.  Zwilchmacher 

1 

69.  Puluermacher 

2 

~ 

954 

70.  lUuiemacher 

12 

71.  Reußgarber 

72.  Eiemenschneider  u.  Sattler 

1 
5 

D.   Sonstige  Berufszwei 

ge. 

73.  Eieper  (EiepBolüäger) 

10 

1.  Professores 

5 

74.  Eothgießer 

5 

2.  Doctores 

32 

75.  Sager 

11 

3.  Magistri 

14 

76.  Salpetersieder 

1 

4.  Schulmeister 

4 

77.  Schiffer 

59 

5.  Eechenmeister 

2 

78.  Sohiffszimmermann 

20 

6.  Prediger 

5 

79.  Schmidt 

14 

7.  Organiste 

4 

80.  Schneider 

35 

8.  Pustemacher 

1 

81.  Schnittcher 

11 

9.  Klockenluder 

4 

82.  Schopenbrawer 

35 

10.  Eöster 

3 

83.  Schuhfficker 

2 

11.  Schriuer 

11 

84.  Schuster 

36 

12.  Wechter 

3 

85.  Segelneier 

1 

13.  Hopfenmesser 

2 

86.  Seifurer 

2 

14.  Kohlenmesser 

5 

87.  Senkler 

1 

15.  Ziegelmeister 

2 

88.  Seuikenmaker 

1 

16.  Eulemann 

1 

89.  Spielmann 

12 

17.  Eattenfänger 

1 

90.  Spinnradmaker 

7 

18.  Torffschreiber 

2 

91.  Sporer 

1 

19.  Wagenknecht 

2 

92.  Steinbrügger 

2 

20.  Stalknecht 

2 

93.  Steinhewer 

2 

21.  Thorschließer 

2 

94.  Steinschneider 

1 

22.  Wischwärter 

1 

95.  Stoffirer 

2 

23.  Secretarius  TJniversitatis 

1 

96.  Stolkenmaker 

1 

24.  Schweinehirte 

1 

97.  Schwertfeger 

6 

25.  Schweineschneider 

1 

98.  Therwracker 

2 

26.  Futterschneider 

1 

99.  Teschenmacher 

3 

27.  Rentner 

1 

844 
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Ausserdem  sind  noch  24  städtische  Beamte  erwähnt,  nemlich  4 
Reitende  Diener,  4  Rahts-Diener,  1  Richteknecht ,  1  Heitvoigt,  1  Zie- 
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senzeicheneiniiehmer,  1  Walmeister,  1  Stadtbote,  1  Gerichtsdiener,  2 
Strandvoigte,  1  Prachervoigt,  1  Münzmeister,  1  Richteschreiber,  1  No- 
tarius,  1  protonotarios ,  1  secretarias,  1  Rahtsschmid  und  1  Rahts- 
Zimmermann.  Endlich  sind  als  Herren  oder  nobiles  bezdchnet  34 
Personen. 

Der  Mangel  an  Raom  und  die  Unvollständigkeit  des  Materials 
verbieten  es  uns,  genauer  die  Einzelheiten  der  obigen  Zusammenstel- 
lung zu  besprechen.  Es  ist  ein  mannigfaltiges,  vielseitiges  Bild,  das 
uns  darin  von  dem  stadtischen  Leben  früherer  Jahrhunderte  entrollt 
ist,  und  wenn  es  auch  in  unvollendeter  Gestalt  auftritt,  wird  es  doch, 
wie  wir  hoffen,  für  die  Erkenntniss  damaliger  Yolkswirthschaft  im- 
merhin als  schatzbares  Material  gelten  können. 

Wir  schliessen  damit  für  dieses  Mal  unsere  Untersuchungen  ab, 
sind  auch  die  positiven  Resultate,  die  wir  gewonnen  haben,  kaum  im 
Stande,  die  viele  Mühe  zu  lohnen,  die  mit  derartigen  Untersuchungen 
nothwendig  verbunden  ist,  so  hoffen  wir  doch ,  in  manchen  Einzelhei- 
ten der  Wahrheit  näher  geführt  und  darum  nicht  ganz  vergeblich  ge- 
arbeitet zu  haben. 


Literatur. 


V. 
Die  neueste  Idteratur  über  Versicherungswesen  in  Deutsehland  ^). 

Von  Ludwig  Elster. 

Als  Emanuel  Herrmann  im  Jahre  1868  seine  y^Theorie  der 
Yersicherung  vom  wirthschafÜiohen  Standpunkte"  sohrieb,  wies  er  in  der 
Einleitung  mit  Beoht  darauf  hin,  dass  das  Versicherungswesen  das  Stief- 
kind der  Yolkswirthschafbslehre  bilde ,  dass  während  die  Theorien  des 
Tausches,  Preises,  Geldes,  des  Bankwesens,  der  Yerkehrseinrichtungen 
aller  Art  mit  behaglicher  Breite  behandelt  würden,  flir  die  Darstellung 
der  Assekuranz  in  den  nationalökonomischen  Lehrbüchern  nur  ein  kleines 
Plätzchen  übrig  bliebe.  Dieser  Yorwurf  ist  auch  späterhin  noch  yer- 
schiedentlich  erhoben;  heute  aber  würde  man  denselben  mit  aller  Ent- 
schiedenheit zurückweisen  müssen.  Die  Bedeutung  des  Yersicherungswe- 
Bens  für   das  wirthschaftliche   und  sociale  Leben   eines  Yolkes  ist  gegen- 

1)  Die  Schriften,  welche  in  dieser  Besprechung  Berücksichtigung  finden  sollen,  sind 
folgende : 
Wagner,  Adolph,  DerStaat  und  das  Versicherungswesen.    Socialoko- 

nomische    und    socSalrechtliche   Studie.      1.  Heft.     Tübingen  1881.     8®. 

72  SS.     (Bes.  Abdr.  aus  der  Zeitschrift  f.  die  gesammte  Staatswissenschaft.     37.  Jhrg. 

S.   102  fg.). 
Emminghans,    Staats-Versichernng.     Adolph  Wagner:    „Der   Staat    und    das 

Versicherungswesen**.     Bremen    1881.     8®.     19  SS.     (Bes.    Abdr.    aus    dem    Bremer 

Handelsblatt). 
Rellstab,  Ernst,    Der  Staat  und    das  Versicherungswesen.     Berlin  1882. 

8».     64  SS. 
Eisner,   A. ,    Kritische    Betrachtungen    über    eine    Studie    des    Herrn 

Prof.    A.  Wagner:    DerStaat    und    das    Versicherungswesen.    Berlin 

1882.     8«.     37  SS. 
Mazel,  Carl,  Die  Verstaatlichung  des  Versicherungswesens.     Vortrag. 

(Bes.  Abdr.  aus  der  „Beamten-Zeitung")*     Wien  1882.     8«.     19  SS. 
Wagner,  Adolph,   Das  Versicherungswesen,    in  „Handbuch    der  politischen 

Oekonomie**  hgg.  von  Schönberg.     Tübingen  1882.     I.  Bd.     S.  1138—1192. 

Hopf,  Julius,  Aufgaben  der  Gesetzgebung  im  Gebiete  der  Feuerver- 
sicherung.    Berlin  1880.     8».     115  SS. 
lieber  anderweite  Versicherungsliteratur   cf.   mein  Referat   in  diesen  „Jahrbüchern** 
Bd.  38  S.  230  fg. 
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wärtig  allgemein  erkannt^  und  es  ist  dementsprechend  auch  eine  eingehen- 
dere wissenschaftliohe  Behandlung  dieses  Zweiges  der  YolkswirthBchaft  er- 
folgt. Allerdings  erst  seit  kurzer  Zeit.  Daher  lässt  sich  auch,  wie  solches 
unter  diesen  Verhältnissen  ganz  begreiflich  ist,  noch  nicht  von  einer 
gründlichen  Durcharbeitung  der  einzelnen  Zweige  der  Assekuranz  reden, 
wir  befinden  uns  gleichsam  noch  in  dem  ersten  Stadium  der  wissenschaft- 
lichen Arbeit,  die  Literatur  erstreckt  sich  Torwiegend  auf  „principielle 
Erörterungen'%  während  es  an  tüchtigen  Specialuntersuchungen ,  —  ich 
sehe  hier  von  jenen  Qelegenheitsschriften ,  die  sich  Torwiegend  auf  die 
gesetzgeberische  Begelung  des  Yersicherungswesens  beziehen,  ab  —  feist 
gänzlich  fehlt.  Nur  eine  und  zwar  die  jüngste  Branche  des  Assekuranz- 
wesens die  sogen.  Arbeiter-  speciell  die  ünfallyersicherung  hat  aus  ja 
bekannten  Ghründen  eine  eingehendere  Behandlung  erfeihren  ^),  aber  gerade 
die  bei  dieser  Gelegenheit  stattgefundenen  Diskussionen  haben  mit  zu 
jenen  weiteren  für  das  Versicherungswesen  überhaupt  bedeutsamen  Prin- 
oipienfragen  geführt,  auf  welche  im  folgenden  auch  zunächst  eingegangen 
werden  solL 

Die  Schrift,  auf  welche  ich  hier  in  erster  Linie  hinzuweisen  habe, 
ist  jene  yielgenannte  und  yielbekämpfte  Untersuchung  Adolph  Wag- 
ner's  „der  Staat  und  das  Versicherungswesen",  in  welcher  der  Verf 
schliesslich  zu  dem  Ergebniss  gelangt:  „die  Versicherung  ist  ihrer  Natur 
nach  kein  „Geschäft'^  das  der  „freie  Verkehr''  übernehmen  und  ausfuhren 
soU ;  sie  ist  eine  „öffentliche  Einrichtung''  und  muss  als  solche  behandelt 
werden."  Daher  muss  das  Versicherungswesen  aus  der  privatwirthschaft- 
lichen  in  die  gemeinwirthschaftliche  Organisationsform ,  aus  der  wesent- 
lich priyatrechtlichen  in  die  öffentlichrechtliche  Stellung  hinübergeführt 
werden.  XJeberwiegende  Tolkswirthschaftliche,  socialpolitische  und  ethische 
Gründe  erfordern  eine  solche  völlige  Umgestaltung  und  Neuorganisation 
des  Assekuranzwesens.  Die  Abhandlung,  welche  hier  genauer  zu  be- 
handeln ist,  um  jene  erwähnten  Gründe  eingehend  prüfen  zu  können,  zer- 
fallt in  vier  Abschnitte. 

Li  dem  ersten  Abschnitte  weist  Wagner  darauf  hin,  dass  die 
eigentliche  Frage,  um  welche  es  sich  hier  handle,  die  sei,  ob  för  das 
Versicherungswesen,  ob  mindestens  für  einige  Hauptzweige  desselben, 
gegenwärtig  in  einem  Kulturyolke  wie  dem  deutschen  es  passend  sei  an 
Stelle  der  privatwirthschaftlichen  Organisationsform  die  gemeinwirthschaft- 
liche zu  setzen.  Der  Hauptgegensatz  sei  „öffentliches"  und  „privates" 
Versicherungswesen.  Eine  Analogie  zum  Uebergange  zu  gemeinwirth- 
schaftlicher  Thätigkeit  finde  man  besonders  auf  jenem  Gebiete,  das  sich 
unter  dem  Namen  „Verkehrswesen"  zusammenfassen  lasse.  (Geld-,  Münz-, 
Kommunikationswesen  etc.  etc.)  Das  Charakteristische  dieser  Bedürfiusse 
sei,  dass  sie  überhaupt  so  erst  im  Gemeinschaftsleben  hervorträten,  selbst 
erst  durch  dasselbe  geschaffen  würden,  oder  doch  einen  wesentlich  anderen 
Charakter  annähmen :  das  individuelle  Moment  in  ihnen  trete  zurück, 
das  sociale  hervor.     Für  nun  aber  noch  streitige  Gebiete  oder  für  solche. 


1)  Ueber  die  Literatur  des  Arbeiterversichernngswesens  in  Deutschland   vergl.  von 
Miaskowski  in  diesen  „Jahrbttchem**  Band  38  S.  474  fg. 
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bei  denen  die  Eventualität  gemeinwirthschaftlicher  Organisation  zum  er- 
sten Male  in  Erwägung  gezogen  werde,  dürfe  wohl  auf  die  Analogie  so- 
viel Gewicht  gelegt  werden,  dass  daraus  eine  gewisse  Vermuthung 
der  Zweckmässigkeit  oder  Nothwendigkeit  einer  gleichen  oder  ähnlichen 
Gestaltung  abgeleitet  werde.  So  liege  auch  heute  die  Frage  in  Bezug 
auf  das  Versicherungswesen.  Der  Hinweis  auf  verwandte  Gebiete  könne 
jedoch  nur  als  Beginn  einer  solchen  Beweisführung  dienen;  für  letztere 
müssten  andere  Argumente,  die  den  speciellen  Verhältnissen  etc.  ent- 
nommen seien,  hinzugezogen  werden. 

Diesen  speciellen  Verhältnissen  wendet  sich  der  Ver£  im  zweiten 
Abschnitt  zu.  Er  sucht  den  Nachweis  zu  führen,  dass  diejenigen  Wirth- 
Bchaften,  welche  in  der  privatwirthsohaftlichen  Organisation  die  Versi- 
cherung als  Versicherer  leiteten,  jene  „künstlichen  Bildungen  des  Bechts'' 
(die  Aktiengesellschaften  und  Gegenseitigkeitsanstalten)  allerdings  mannig- 
fache privatökonomische  und  technische  Glanzseiten  zeigten,  aber  auch 
andererseits  höchst  bedenkliche  volkswirthschaftliche  und  sooialpolitische 
Schattenseiten.  Wenn  auch  das  private  Assekuranzwesen  unverkennbar 
Bedeutendes  erreicht  habe,  so  seien  doch  diese  Errungenschaften  und 
Vorzüge  keineswegs  identisch  mit  der  volkswirthschaftlichen  Ausgezeich- 
netheit und  XJeberlegenheit  der  ganzen  Betriebsart.  Denn  die  rein  pri- 
vatwirthschaftliche  Organisation  volkswirthsohaftlioher  Verhältnisse  führe 
unter  dem  Walten  der  freien  Konkurrenz  zu  einer  ungeheueren  Vergeu- 
dung von  Arbeitskräften  und  Kapitalien  für  die  ganze  Volkswirth- 
schaft.  Viele  Verluste  seien  zu  vermeiden  bei  der  einheitlichen  Lei- 
tung und  Koncentration  in  grosse  öffentliche  Anstalten.  Hier  sei  der 
Grundsatz :  planmässig  geregelter,  einheitlich  geleiteter,  zweckmässig  cen- 
tralisirter  wirthschaftlioher  Betrieb;  Minimum  von  Kraftaufwand  und 
Maximum  von  Effekt. 

Aber  noch  ein  weiteres  Moment  spreche  zu  Gunsten  des  öffentlichen 
und  gegen  das  private  Versicherungswesen;  man  entgehe  nämlich  durch 
eine  solche  tiefgreifende  Umgestaltung  den  ausserordentlichen  Schwierigkei- 
ten einer  Regelung  des  Verwaltungsrechts  der  privaten  Versicherung  und 
komme  auf  diese  Weise  aus  den  vielen  peinlichen  Dilemmas,  die  sonst 
hierbei  nicht  zu  vermeiden  seien,  heraus. 

In  dem  dritten  entschieden  bedeutungsvollsten  Abschnitt  wird  ein 
weiteres  Argument  principieller  Art  zu  Gunsten  gemeinwirthschaftlichen 
oder  öffentlichen  Versicherungswesens  hervorgehoben,  das  sich  ans  der 
ökonomisch- technischen  Natur  aller  Versicherung  überhaupt  ableiten  lasse, 
bisher  aber,  wie  Wagner  richtig  bemerkt,  kaum  beachtet  sei.  Indem 
nun  der  Verf.  auf  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Assekuranz  eingeht, 
bemerkt  er,  dass  die  praktische  Aufgabe  im  Versicherungswesen  darin 
bestehe,  die  Gemeinschaften  Einzelner,  welche  das  wirklich  eintretende 
Eisiko  unter  sich  ausgleichten,  möglichst  passend  in  versichernngstechni- 
scher  Hinsicht  und  zugleich  möglichst  so  zu  bilden,  dass  der  wahrhaft  volks- 
wirthschaftliche und  sooialpolitische  Vortheil  ein  höchst  möglicher  werde. 
Bei  den  privatwirthsohaftlichen  Unternehmungen  treffe  aber  dieses  nur 
in  ungenügender  Weise  zu.  Hier  sei  die  „Bisikokraft''  (ganz  besonders 
bei  den  Aktiengesellschaften   mit  dem  System    der  festen  Prämie)  sohwä- 
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eher ;  es  zeige  sioh  daher  die  Tolkswirthschaftlich  sehr  bedenkliche  Folge, 
dass  die  Eisiken  genauer  ausgesucht,  die  besseren  allein  übemonxmen,  die 
schlechteren  sich  selbst   überlassen    würden,    d.  h.    praktisch  häufig  ohne 
Versicherung  blieben.     Man   vertheidige   diese    strenge  EÜassifikation    als 
„wahrhaft   rationell",    als   „allein   gerecht"    und   hebe    dabei    gleioluseitig 
ihre    gute   „wirthschaftspädagogische  Wirkung"   hervor.     Indeasen    dieses 
Lob  sei  unbegründet.     Die  privaten  Wirthschafts-  und  VermögenByerhält- 
nisse,  die  Betriebsformen   und   die  Eigenthumsobjekte  etc.  etc.    seien  ge- 
gebene   geschichtliche  Thatsachen    der   Einzelwirthschaften   wie 
der  Volkswirthsohaft,    mit  denen    man    rechnen    müsse.     Nach  solchen 
Thatsachen,   nicht  nach  abstrakten,  nur  in  kleinem  Maassstabe  sofort 
zu  verwirklichenden  Möglichkeiten  müssen   sich  die  wirthschafUichen  In- 
stitutionen richten,  auf  solche  Thatsachen  müsse  aber  auch  das  Versiche- 
rungswesen Hüoksicht  nehmen.    Nicht  mit  naturgesetslich  unabänderlichen, 
sondern  mit  historisch  gebundenen  Verhältnissen  der  Wirthschaften 
und   der  Eigenthumsobjekte   habe   man   es   zu   thun.     Aach    die    Kisikos 
dieser  letzteren  gehörten   zu  diesen   grossentheils  gebundenen  Verhältnis- 
sen.    Die  Volkswirthsohaft   sei   Staat swirthschaft,    sie    sei    ein   Orga- 
nismus,  wo  die  einzelnen  Glieder  in  ihrem  Wohl  und  Wehe  sich  gegen- 
seitig beeinflussten.     Das  strenge  Klassifikationssystem   baue    auf  den  an- 
gegebenen Unterschieden,  wie  auf  naturgegebenen  Thatsachen  weiter, 
daher  erhalte,  ja  verstärke  es  dieselben  noch,   während  es  eben  histo- 
risch gegebene^  dem  Einzelnen  nicht  unbedingt  zum  Verdienst  oder 
zur   Schuld   zu    setzende  Unterschiede   seien,   welche   durch    eine   billig« 
Abweichung  vom  Klassifikationssystem  einer  gewissen  Ausgleichung 
entgegengeführt   werden    müssten.      Unter    den    Versicheningskategorieen 
aber   sei   es   die   Öffentliche  Versicherung,    die   ihrem    ganzen  Wesen 
nach    zu   einer   solchen    Abweichung   vom    strengen  Klassifikationssystem 
der  Kisiko*s  und  Prämien  neige,    daher  auch  diese  den  Vorzug  in  volks- 
wirthsohaftlicher,  socialpolitischer  und  sittlicher  Beziehung  verdiene. 

In  dem  vierten  und  letzten  Abschnitt  entwickelt  der  Vert  ein  wei- 
teres Argument  allgemeiner  Art  zu  Gunsten  des  öffentlichen  Ver- 
sicherungswesens, welches  er  der  eingangs  erwähnten  Schrift  Herr- 
mann ^s  entnommen  hat  Herr  mann  reiht  die  Versicherung  als  ein 
besonderes  Gl^ed  unter  die  „Methoden  zur  Bewältigung  ungünstiger  Um- 
stände'*  und  bezeichnet  die  beiden  anderen  Methoden  als  ^Konkurrenten 
der  Versicherung'*;  diese  beiden  Methoden  sind  die  „Meidung^'  and  die 
.«Unterdrückung'^  der  Gefahr.  Wagner  hebt  nun  weiter  hervor,  dass 
eine  richtige  Organisation  und  Ausführung  der  Meidung,  UnterdrückuDg 
und  —  des  Endgliedes  in  die^ser  Kette  —  der  Versicherung  zur  Be- 
kämpfung wirthschafllioher  Störungen  und  Schaden  im  einzel-  wie  im 
voIkswirthsohafUiehen  Interesse  von  hö<;hster  Bedeutung  seL  Nun  könn- 
ten die  beiden  ersten  Methoden  der  Bekämpfung  der  Gefishr  nor  zom 
Theil  Sache  des  Einzelnen  sein,  zu  einem  anderen  und  wohl  zum  grösse- 
ren und  wichtigeren  Theile  dagegen  seien  sie  nothwendig  ttne  Angele- 
genheit der  Organe  der  öffeatlichen  Gewalt  oder  mindestens  des  finäea 
Vvreinswesensw  Die  bedeutenden  Kosten  dieser  Thäti^eiten  k5«i>tMi  aber 
aar  Iheilwaise  —  nach  den  Gebahrenprinctpien  —  denj^iigea  Iadividne% 
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für  die  sie  erfolgten  und  denen  sie  zu  gute  kamen ,  zugeblirdet  werden, 
sie  müssten  yielmehr  grossentheils  aus  allgemeinen  Mitteln  der  betreffen- 
den öffentlichen  Körper  gedeckt  werden.  Um  so  mehr  sollten  die  mate- 
riellen y ortheile,  welche  durch  gute  Öffentliche  Einrichtungen  der  Mei- 
dung und  Unterdrückung  der  Gefahren  in  der  Verminderung  wirklicher 
Schäden  und  in  der  Ermässigung  der  Kosten  des  Versicherungswesens 
erzielt  würden,  möglichst  den  Versicherten  selbst,  als  Gliedern 
der  öffentlichen  Körper,  in  der  Beduktion  der  Prämien  zu  gute  kommen, 
oder  wenigstens  diesen  Körpern  in  Gewinnantheilen  aus  dem  Versiche- 
rungswesen, nicht  aber  Dritten,  wie  den  gewerbsmässigen  Unternehmern, 
den  Aktionären  der  Versicherungsinstitute.  Gerade  in  dieser  Hinsicht 
drohe  bei  den  Erwerbsunternehmungen  eine  besondere  Gefahr.  Besonders 
wichtig  für  die  Begründung  dieser  Forderung  sei  aber  noch  ein  weiterer 
Gesichtspunkt,  nämlich  der,  dass  die  Thätigkeiten  zu  beiden  Zwecken  und 
die  Leitung  und  Einrichtung  der  Versicherung  sich  vielfach  unterstützen 
müssten,  deshalb  sei  es  erforderlich,  diese  drei  Thätigkeiten  in  dieselbe 
leitende  Hand  zu  legen,  damit  sie  nach  einheitlichem  Plane  ausgeführt 
würden,  —  dann  erst  könne  man  erhoffen,  ein  Maximum  von  Erfolg  in 
der  Bekämpfung  der  Gefahr  zu  erzielen. 

Das  sind  die  Hauptgedanken  jener  kleinen,  inhaltreichen  und  lebhaft 
anregenden  Schrift,  die  kein  objektiv  Urtheilender  aus  der  Hand  legen 
kann,  ohne  die  Buhe  in  der  Behandlung,  ohne  die  Klarheit  und  Schärfe 
in  der  Diktion  zu  bewundern,  ohne  immer  und  immer  wieder  im  Geiste 
auf  jene  mannigfachen  bedeutsamen  Forderungen  Wagners  zurückzu- 
kommen. Hier  liegt  keine  mit  heisser  Feder  geschriebene  Parteischrift 
vor,  sondern  eine  ernste  wissenschaftliche  Untersuchung,  die  mit  ge- 
wich tvollen  Gründen  Front  macht  gegen  die  heutige  Gestaltung  des  Ver- 
sicherungsbetriebs und  nur  in  einer  radikalen  Umgestaltung  desselben,  in 
der  „Verstaatlichung''  des  Assekuranzwesens  eine  weitere  befriedigende  £nt- 
wickelung  dieses  wichtigen  Zweiges  der  modernen  Volkswirthschafb  erkennt. 
Volkswirthschaftliche ,  socialpolitische  und  ethische  Gründe  haben  den 
Verfasser  zu  dieser  Forderung  der  völligen  Neuorganisation  geführt,  — 
treten  wir  daher  in  eine  kritische  Betrachtung  dieser  verschiedenen 
Gründe  ein. 

Ich  sehe  hier  zunächst  ganz  ab  von  jener  Ansohauung  Wagners, 
die  ja  auch  in  dieser  vorliegenden  Publikation  wiederum  hervortritt,  dass 
nämlich  unsere  Volkswirthschaft  eiuen  immer  mehr  kommunistischen  Cha- 
rakter annehme,  dass  dieses  durch  die  höhere  Entwiokelung  der  Kultur 
sich  erkläre  und  auch  völlig  berechtigt  sei.  Ich  lasse  weiterhin  die  von 
Wagner  in  seiner  Grundlegung  zunächst  eingeführte  und  in  diesem 
Aufsatz  ebenfalls  angewendete  Terminologie  von  „Gemeinbedürfnissen" 
und  „Gemeinwirthschaften''  unberührt;  dass  sich  gegen  diesen  Sprachge- 
brauch Vieles  und  zwar  Beachtenswerthes  einwenden  lässt,  hat  Gustav 
Gohn  in  seinem  Aufsatze  über  „Gemeinbedürfniss  und  Gemein wirthschaff' 
gezeigt  1 ).  Für  die  hier  zu  erörternden  Punkte  sind  die  soeben  erwähn- 
ten mehr  oder  minder   nebensächlich.     Denn    selbst   wenn  man  jene  An- 


1)  Zeitschrift   für  die  gesammte  Staatswissenschaft    Jahrg.  87  S.  464  fg. 
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sieht  vertritt,  der  auch  ich  zum  Theil  mich  anschliesae,  dass  beim  Fort- 
schreiten der  Kultur  das  Gebiet  der  Staatszwecke  sich  fiberall  erweitere 
so  wird  es  doch  dringend  erforderlich  sein,  jeden  einzelnen  Fall,  wo  es 
sich  darum  handelt  einen  bisher  der  privatwirthschafüichen  TJotemehmung 
gehörenden  Betrieb  in  die  gemeinwirthschaftliche  hinüberzafuhren ,  auf 
das  eingehendste  und  gewissenhafteste  zu  prüfen.  Mag  man  immerhin 
Wagner  Recht  geben,  wenn  er  behauptet,  dass  für  noch  streitige  Ge- 
biete oder  für  solche,  bei  denen  die  Eventualität  gemeinwirthaohaftlicher 
Organisation  zum  ersten  Male  in  Erwägung  gezogen  wird ,  auf  die  Ana- 
logie Gewicht  gelegt  werden  darf,  so  viel  Gewicht,  dass  daraus  eine  ge- 
wisse Yermuthung  der  Zweckmässigkeit  oder  Nothwendigkeit  einer 
gleichen  oder  ähnlichen  Gestaltung  abgeleitet  werden  könne ,  weiter  aber 
darf  man  unter  keinen  Umständen  gehen  und  darf  auch  nicht  unbewusst 
einer  solchen  Analogie  einen  höheren  Werth  beilegen,  als  man  ihr  bei- 
zulegen berechtigt  ist.  Zur  eigentlichen  Beweisführung  kann  sie  nicht 
herangezogen  werden,  sie  kann  auch  nicht  einmal  als  „Beginn"  einer 
solchen  betrachtet  werden,  für  diese  sind  und  können  erst  diejenigen  Ar- 
gumente von  Bedeutung  sein,  die  den  speciellen  Verhältnissen  entnommen 
sind,  in  unserem  Falle:  Gründe,  welche  im  Wesen  der  Versicherung  liegen. 
Die  Gründe  aber,  welche  Wagner  für  den  gemeinwirthschaftlichen  Betrieb 
dieses  Wirthschaftszweiges  ausschlaggebend  bezeichnet,  sind,  so  beachtens- 
werth  sie  auch  erscheinen,  m.  E.  nicht  stichhaltig. 

Wagner  weist  in  erster  Linie  auf  jene  verschiedenartigen  Mängel, 
welche  den  privaten  Versicherungsunternehmungen  anhaften,  hin,  Mängel, 
die  sich  nicht  in  ungenügenden  Leistungen  der  privatwirthschaftlichen 
Organisation  sondern  in  den  Mitteln  der  Kopkurrenz  zeigten.  Auch  auf 
dem  Gebiete  des  Versicherungswesens  habe  die  Konkurrenz  dahin  gefuhrt 
in  der  Wahl  der  Mittel  zur  Erhaltung  und  Ausdehnung  des  Geschäfts 
nicht  gerade  wählerisch  zu  sein.  Dies  ist  sicherlich  richtig.  Die  im 
Versicherungsbetriebe  zu  Tage  getretenen  bedenklichen  Schattenseiten: 
das  Agentenunwesen,  die  über  Gebühr  gestiegenen  Abschlussprovisionen, 
die  Einführung  der  sogen.  „Zillmerschen  Methode"  bei  Verrechnung  der 
Abschlussprovisionen  und  so  manches  Andere  ist  durch  die  freie  Konkur- 
renz erzeugt.  Noch  ganz  kürzlich  hat  Heym,  der  den  „Verstaatlichungs- 
ideen" so  fern  wie  nur  möglich  steht,  in  diesen  „Jahrbüchern"  die  zucht- 
lose Konkurrenz  auf  das  allerheftigste  angegriffen,  die  dahin  gefuhrt  habe 
den  sittlichen  Zweck  der  Lebensversicherung  immer  mehr  und  mehr  in 
den  Hintergrund  zu  drängen  und  als  Nebensache  zu  behandeln.  Jeder, 
der  den  Dingen  objektiv  gegenübersteht  und  sie  ohne  Voreingenommenheit 
betrachtet  wird  jene  Angriffe  Wagners  daher  als  berechtigte  anerkennen 
müssen.  Deshalb  vor  allem  ist  ja  auch  der  Wunsch  nach  einer  gesetz- 
lichen Kegelung  des  Versicherungswesens  laut  geworden  und  derselbe  wird 
nicht  eher  zum  Schweigen  gebracht  werden,  als  bis  hier  eine  Aenderung 
eingetreten  ist. 

Aber  sind  diese  Mängel  denn  solche ,  die  man  als  „i  n  h  a  e  r  e  n  t  e 
Mängel"  des  privaten  Versicherungswesens  bezeichnen  darf?  Meines 
Erachtens  sicherlich  nicht!  So  betrübend  diese  Erscheinungen  auch  sein 
mögen,  so  sehr  man  auch  bemüht  sein  muss  dieselben  zu  beseitigen,  ihnen 
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treten  andererseits  die  glänzendsten  Lichtseiten  gegenüber,  sobald  wir  die 
eigentlichen  Leistungen  der  deutschen  Assekuranz  yerfolgen,  sobald  wir 
die  auf  diesem  Gebiete  hervorgetretene  Rührigkeit,  Intelligenz  und  Pflicht- 
treue berücksichtigen,  sobald  wir  vor  allem  einen  Vergleich  ziehen  zwi- 
schen dem  Versicherungswesen  Deutschlands  und  jenem  anderer  Länder. 
Das  deutsche  Versicherungswesen  hat  seine  Aufgabe  in  vorzüglichster 
Weise  gelöst,  und  es  wäre  nur  zu  hoffen,  dass  auch  auf  anderen  Gebieten 
des  Wirthschaftslebens  solche  Erfolge  zu  verzeichnen  wären.  Man  ver- 
gesse nie,  dass  all  das,  was  hier  erreicht  worden  ist,  die  private  Industrie 
geschaffen  hat,  und  zwar  nicht  etwa  wesentlich  unterstützt  durch  die  Ge- 
setzgebung und  die  öffentlichen  Organe,  sondern  im  Gegentheil  vielfach 
von  diesen  zurückgewiesen,  durch  deren  Maassnahmen  gehemmt.  Ist  jene 
Hoffnung  nicht  berechtigt ,  dass  wenn  sich  jetzt  der  Staat  des  Assekuranz- 
wesens annimmt,  dasselbe  durch  ein  zu  organisirendes  Versicherungsamt 
beaufsichtigt  und  die  Solidität  des  Betriebes  —  so  weit  wie  möglich  — 
überwacht,  auch  jene  oben  erwähnten  argen  Misstände,  die  durch  die 
zu  scharfe  und  zuchtlose  Konkurrenz  hervorgerufen  sind,  allmählich  ver- 
schwinden oder  doch  auf  ein  Minimum  reducirt  werden?  Nun  ist  Wag- 
ner allerdings  der  Ansicht,  dass  die  ausserordentlichen  Schwierigkeiten 
einer  Eegelung  des  Verwaltungsrechts  der  privaten  Versicherung  ebenfalls 
als  ein  Moment,  das  zu  Gunsten  des  öffentlichen  Versicherungswesens 
spreche,  anzusehen  seien.  Diese  Schwierigkeit  scheint  aber  der  Verf.  er- 
heblich zu  überschätzen.  Wenn  auch  über  die  Principien  und  die  einzel- 
nen wichtigen  wie  nebensächlichen  Bestimmungen  der  betr.  gesetzlichen 
Eegelung  die  Ansichten  immerhin  noch  weit  auseinander  gehen,  der  Eine 
dies,  der  Andere  jenes  fordern  zu  müssen  glaubt,  so  ist  es  doch  jedenfalls 
sehr  fraglich,  wo  die  grössten  Schwierigkeiten  zu  überwinden  sein  wer- 
den, bei  der  verwaltungsrechtlichen  Regelung  des  privaten  Versicherungs- 
wesens oder  bei  der  Hinüberführung  desselben  in  den  öffentlichen  Betrieb. 
Man  unterschätze  nicht  jene  grossen  Schwierigkeiten,  die  mit  der  Ex- 
propriation der  Versicherungsgesellschaften  und  mit  der  „Verstaatlichung'' 
verbunden  sind!  — 

Jedoch  nicht  nur  die  erwähnten  Mängel  allein  erheischen  die  „Ver- 
staatlichung'', sondern  man  wird  dieselbe  nach  Wagner  vor  allem  deshalb 
fordern  müssen,  weil  die  Koncentrirung  des  Versicherungsgeschäfts  in  der 
Hand  des  öffentlichen  Dienstes  wegen  der  hierdurch  ermöglichten  Erspa- 
rung von  persönlichen  und  sachlichen  Kosten  vortheilhafter  erscheint,  weil 
weiterhin  die  erforderlichen  Verrichtungen  mit  anderen  Thätigkeiten  der 
inneren  Verwaltung,  insonderheit  der  Polizei-  und  Finanzverwaltung  grosse 
Aehnlichkeit  haben.  Mit  anderen  Worten:  weil  das  Princip  der  Wirth- 
Bchaftlichkeit  „Minimum  von  Kraftaufwand  und  Maximum  von  Effekt" 
erzielt  werde,  weil  der  Staat  mindere  Kosten  haben,  dennoch  aber  bessere 
Leistungen  aufweisen  würde. 

Beweise  lassen  sich  hier  nicht  beibringen,  weder  von  Seiten  Wagners 
noch  von  der  meinigen.  Ich  bezweifle  aber  jene  Behauptung  auf  das 
Entschiedenste.  Wer  je  den  Betrieb  einer  Versicherungsgesellschaft  ken- 
nen gelernt  hat,  wird  die  Rührigkeit  und  den  Eifer,  die  sich  hier  oft  in 
der  Erledigung  der  kleinsten  Dinge  zeigen,  bewundern  müssen,  und  wer  mit 


388  Literatur. 

dieser  Art  der  Arbeit  die  Art  der  Arbeit  in  den  Ver waltun gsbureaux  des 
Staates  vergleicht,    wird   zu  Ghinsten  der  Privatindustrie  daß  Facit  ziehen 
müssen.    Die  theilweise  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen   erzielten  Er- 
folge   der  Versicherungsgesellschaften   sind   hierfür   ein    beredtes  Zeugnis«. 
Doch,  wie  gesagt,  Beweise  sind  dieses  nicht,  und  irgend  welche  Vergleichs 
mit  den  Erfolgen  des  Staates  auf  anderen  verwandten  Gebieten  laasen  sich 
wegen  der  eigenthümliohen  Natur  der  Versicherung  nicht  ziehen.     Dass  die 
einzelnen  Privatgesellschaften  um  die  Ausdehnung  ihres  Geschäftes  zu  fordern 
verschiedentlich  Kapital   und  Arbeit    vergeudet  haben ,    gebe  ich  zu ,   man 
darf  dabei  aber  nicht  verkennen,  dass  gar  viele  Ausgaben  als  überflüssige 
erscheinen,  die  bei  genauer  Prüfung  sich  als  unvermeidbare  herausstellen, 
wenigstens  so  lange  nicht  vermieden  werden  können,  so  lange  das  Publi- 
kum nicht  von  selbst  die  Versicherung  sucht,    sondern  aufgesucht  werden 
muss,    so    lange   also  Ausgaben   für  Agenten,  Reisen  etc.    dringend  noth- 
wendig  sind.     Dass  durch  die  Zersplitterung   des  Betriebs  in  verschiedene 
Anstalten  diese  bezüglichen  Kosten  nicht  geringere  werden,  im  Gegentheil 
sich  noch    erhöhen,   ist  ebenfalls  richtig,    aber  durch    die  Decentralisation 
und  den  Wetteifer  der  verschiedenen  Institute  unter  einander  ist  das  Ver- 
sicherungswesen in  erster  Linie    gefordert  worden.     Wohin  in   aller  Welt 
würden  wir  gerathen,  wenn  wir  alle  diejenigen  Geschäfte  dem  Staate  über- 
weisen wollten,    die    er  mit    seinen  Organen    vielleicht  billiger  und  even- 
tuell vollkommner  verrichten  könnte  — ?    „Wenn  wirklich  bewiesen  werden 
könnte'' ,   sagt  Emminghaus  in  seiner  Polemik  gegen  Wagner,    „dass 
Bier,    welches  in  Staatsbrauereien  gebraut,  Spiritus,    der  in  Staatsbrenne- 
reien gebrannt,  Zucker,  der  in  Staatssiedereien  bereitet,  mindestens  so  gut 
und  billig  geliefert  werden  könnte,  als  dieselben  Artikel,  wenn  sie  privat- 
wirthschaftlich    producirt   werden   —   möchten    wir   um  deswillen    es  wa- 
gen, diese  Produktionszweige  dem  Staate  zu  überweisen?     Beinahe  überall 
in  Deutschland  laborirt  der  Frischfleisch -Verkauf  an  einem  grossen  Uebel- 
stande,  welcher  den  Fleisch- Verbrauch  der  unbemittelten  Klassen  empfind- 
lich einschränkt;  das  Fleisch  wird  zu  wenig  sortirt.     Staats-Schlächtereien 
und  Fleischhallen  würden  diesen  Uebelstand  mit  einem  Schlage  beseitigen 
können;  angenommen,  dieses  Geschäft  könne  auch  sonst  im  gemeinwirth- 
schaftlichen  Betriebe   des  Staates   gedeihen    —   soll  es   um  deswillen  dem 
modernen  Staate  empfohlen  werden?'' 

Und  dennoch,  so  frage  ich  weiter,  handelt  es  sich  in  diesen  Fällen 
nicht  auch  um  „Gemeinbedürfnisse",  und  zwar  theilweise  um  ungemein 
wichtige?  — 

Indessen  vor  allem  ausschlaggebend  für  den  öffentlichen  Versiche- 
rungsbetrieb ist  nach  Wagner  die  hier  mögliche  und  zu  bewirkende  Ab- 
weichung von  der  strengen  Logik  individualistischer  Bemessung  der  Ge- 
fahr und  demnach  der  Versicherungsprämie.  Weil  Art  und  Höhe  des 
Risiko^s  z.  B.  der  Feuersgefahr  für  ein  Haus  nur  in  ganz  verschwinden- 
dem Maasse  von  dem  Eigenthümer  selbst  abhängt,  vielmehr  hauptsächlich 
beeinflusst  wird  von  der  Beschaffenheit  des  Hauses  etc.  etc.,  so  muss  das 
Versicherungswesen  auf  solche  Thatsachen  Bücksicht  nehmen.  Das  indi- 
vidualistische Klassifikationssystem  übersieht  dieses  gänzlich;  dieses  baut 
auf  derartigen  Unterschieden  wie  auf  naturgegebenen  Thatsachen  auf»  wäh- 
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rend  es  sich  hier  um  historisch  gegebene  dem  Einzelnen  nicht  unbedingt 
zum  Verdienst  oder  zur  Schuld  anzurechnende  Unterschiede  handelt,  bei 
denen  durch  eine  billige  Abweichung  vom  Klassifikationssystem  eine  gewisse 
Ausgleichung  herbeigeführt  werden  muss.  Ist  es  denn  aber  um  alles 
in  der  Welt  Aufgabe  der  Versicherung  solche  Unterschiede  zu  beseitigen? 
Gewiss  hat  Wagner  Recht,  wenn  er  behauptet,  dass  es  sich  hier  sehr 
häufig  nicht  mehr  um  persönliches  Verdienst  oder  um  persönliche  Schuld 
handelt,  —  aber  in  wie  viel  tausend  anderen  Fällen,  wo  uns  ähnliche 
Ungleichheiten  und  Unterschiede  begegnen,  gilt  genau  dasselbe?  Soll  der 
Staat  oder  irgend  eine  Öffentliche  Institution  denn  auch  in  diesen  Fällen 
die  erwünschte  Ausgleichung  bewirken?  Wohin  gelangen  wir,  wenn  wir 
diesen  Gedanken  weiter  verfolgen?  Wo  ist  die  Grenze,  die  einer  ferneren 
Ausgleichung  historisch  gegebener  Ungleichheiten  ein  Ziel  setzt?  — 

Sicherlich  ist  es  die  unverrückbare  Aufgabe  der  Socialpolitik  die  so- 
ciale Ungleichheit,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Zeit  entwickelt  hat,  zu  be- 
kämpfen, ihr  mit  allen  Mitteln  entgegenzutreten,  allein  es  kann  sich  hier- 
bei immer  nur  handeln,  um  eine  Beseitigung  jener  Ungleichheiten,  die 
durch  die  Gesellschaft  entstehen  und  als  „gesellschaftliche''  bezeichnet 
werden  können.  Gewisse  Ungleichheiten  müssen  als  Naturnothwendigkeit 
hingenommen  werden,  und  zwar  zumeist  gerade  solche,  die  weder  auf 
Verdienst  noch  Schuld  der  Einzelnen  beruhen.  Hält  Wagner  an  diesem 
Princip  der  Nothwendigkeit  der  Ausgleichung  historisch  gegebener  Unter- 
schiede fest,  so  ziehe  er  auch  die  weiteren  Konsequenzen.  Neu  ist  eine 
solche  Anschauung  ja  nicht,  neu  ist  es  nur  dem  Versicherungswesen  diese 
Aufgabe  zu  vindiciren. 

Der  Verfasser  weist,  gleichsam  um  eine  Konsequenz  dieser  seiner 
Auffassung  zu  ziehen  und  die  Richtigkeit  derselben  darzuthun,  auf  das 
Arbeiterversicherungswesen  hin.  Die  Arbeiter  Versicherung  könne  nicht 
mit  den  Mitteln  der  Arbeiter  allein  und  nach  den  Prämientarifen,  welche 
speciell  für  diese  Klasse  aufgestellt  werden  müssten.  genügend  wirksam 
und  erspriesslich  ausgeführt  werden,  vielmehr  sei  auch  hier  eine  Ueber- 
tragung  von  Mitteln  aus  den  übrigen,  also  namentlich  aus  den  wohlhaben- 
deren, besitzenden  Schichten  nothwondig  und  gerechtfertigt,  wofür  sich 
verschiedene  Wege  böten ,  u.  a.  eine  allgemeine  Versicherung  der  ganzen 
Bevölkerung,  wobei  für  gewisse  Maximalversicherungen  die  Tarife  mit 
nach  dem  Wohlstande  abgestuft  werden  müssten.  Angenommen,  ein  der- 
artiger Zwang  zur  Versicherung  wäre  durchführbar,  so  würde  von  einer 
eigentlichen  Versicherung  nicht  mehr  die  Bede  sein  können. 

Ich  gebe  gerne  zu,  dass  bei  der  Arbeiterversicherung,  die  allerdings 
in  anderer  Weise  geregelt  werden  dürfte,  als  Wagner  es  hier  vorschlägt, 
von  einer  „Ausgleichung"  die  Bede  sein  kann,  dass  die  wohlhabenden 
Schichten  des  Volkes  mit  einzutreten  haben,  um  eine  Hebung  des  Standard 
of  lifo  der  Arbeiter  zu  ermöglichen,  allein  diese  „Ausgleichung''  ist  weit 
verschieden  von  jener,  die  der  Verfasser  überhaupt  im  Auge  iiat  und  die 
bei  allen  möglichen  Unglücksfällen:  Hagelsgefahr,  Feuersgefahr,  Viehster- 
ben etc.  ihre  Anwendung  finden  soll.  Dort  handelt  es  sich  um  die  Errei- 
chung eines  bestimmten  Zweckes,  um  eine  nothwendige  aber  engbe- 
grenzte Aufgabe,  hier  um  eine  Forderung,  die,  sobald  sie  als  berechtigt 
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anerkannt  wird,  eine  anendliche  Reihe  Ton  anderen  im  Gefolge  haben 
wird,  die  nie  und  nimmer  erfüllt  werden  können.  In  unsern  Tagen  ist 
man  leicht  geneigt  zu  vergessen,  dass  der  Staat  nicht  nur  zu  wenig,  dass 
er  auch  zu  viel  thun  kann;  das  letztere  ist  aber  schädlicher  und  gefahr- 
licher als  das  erstere,  da  es  nothgedrungen  dahin  führt,  dem  Einzelnen 
das  Gefühl  unbedingter  Verantwortlichkeit  für  das  eigene  Thun  und  Trei- 
ben im  wirthschaftlichen  Leben  zu  nehmen;  damit  fiele  aber  zugleich  das 
wichtigste  Fundament  des  wirthschaftlichen  Fortschrittes. 

Doch  hiermit  genug!  Es  ist  nicht  möglich  all  das  in  der  gebühren- 
den Weise  hier  zur  Sprache  zu  bringen,  was  Wagner  in  seinem  Aafiuitz 
behandelt  hat,  und  wogegen  ich  Einwendungen  vorzubringen  hätte.  80 
halte  ich  z,  B.  die  in  dem  vierten  Abschnitt  seiner  Abhandlung  zu  Gunsten 
der  Verstaatlichung  des  Versicherungswesens  vorgebrachten  Argumente  als 
theil weise  irrig  und  im  Widerspruch  stehend  mit  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen, wenigstens  soweit  ich  hier  an  die  Angriffe  gegen  die  priva- 
ten Feuerversicherungsgesellschaften  denke,  ganz  speciell  gegen  die  Ak- 
tiengesellschaften. Es  ist  z.  B.  entschieden  zu  weit  gegangen ,  behaupten 
zu  wollen ,  dass  die  Vervollkommnung  des  Löschwesens  die  Interessen 
der  Versicherungsanstalten  beeinträchtige!  Das  ürtheil  Wagners  über 
die  Versicherungsaktiengesellschaften  überhaupt  ist  vielfach  m.  £.  unberech- 
tigt. Ich  denke  hier  auch  an  die  Ausführungen  des  Verfassers  in  diesen 
„Jahrbüchern''  (36.  Bd.  S.  164  fg.)  im  Anschluss  an  meine  Arbeit  über  die 
Lebensversicherung.  Bezüglich  des  dort  Vorgebrachten  habe  ich  Manches 
auf  dem  Herzen,  das  ich  gerne  zur  Sprache  bringen  würde ;  allein  weitere 
Bemerkungen  nach  dieser  Eichtung  würden  über  den  Rahmen  dieser  litera- 
rischen Anzeige  hinausgehen.  Nur  das  sei  bemerkt,  dass  ich  in  manchen 
Einzelheiten  die  Wagnerschen  Einwendungen  meinen  Ausführungen 
gegenüber  als  richtig  anerkenne,  dass  ich  aber  in  den  Hauptprincipienfiragen 
nicht  überzeugt  bin.  Gerade  das  gilt  von  der  Bedeutung  der  Aktienonter- 
nehmung  im  Versicherungswesen,  die  ja  sicherlich  ihre  grossen  Schattensei- 
ten hat,  deren  Lichtseiten  aber  nicht  verkannt  werden  dürfen,  das  gilt  wei- 
terhin von  der  Natur  der  Lebensversicherung,  die  auch  ökonomisch 
betrachtet  als  Sparanstalt  nicht  als  Versicherung  erscheint.  In  meinem 
Gutachten  für  den  deutschen  Juristentag  über  die  Frage,  ob  das  Recht 
auf  die  Lebensversicherungssumme  zum  Nachlasse  des  Versicherten  gehöre 
(Verhandlungen  des  16.  deutschen  Juristentags  I.  Bd.  S.  200  fg.)  habe  ich 
meinen  Standpunkt  abermals  kurz  zu  begründen  und  auch  den  Darlegungen 
Wagners  gegenüber  aufrecht  zu  erhalten  gesucht  Allerdings  konnte 
dieses  an  jener  Stelle  nicht  eingehend  geschehen,  ich  hoffe  aber  bei  ande- 
rer Gelegenheit  gerade  diesen  strittigen  Punkt  noch  einmal  ausführlicher 
behandeln  zu  können.  — 

Dass  die  Wagnerische  Arbeit  bald  von  den  verschiedensten  Seiten 
auf  das  heftigste  würde  angegriffen  werden,  lag  nahe.  Die  Versicherungs- 
praktiker sahen  ihre  Interessen  gefährdet  und  traten  für  das  private  Versi- 
cherungswesen in  die  Schranken.  Das  ist  theils  mit  Sachkenntniss  und 
Geschick,  theils  in  unbegreiflich  plumper  Weise  geschehen.  Die  zweifellos 
beachtenswertheste  Entgegnung  ist  jene  von  Emminghaus;  es  ist  nur  zu 
bedauern,   dass  sie  so  wenig  ruhig  gehalten,    so  leidenschaftlich  geschrie- 
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ben  ist.  Mehr  oder  minder  dasselbe  gilt  von  der  Schrift  Rellstabs,  die 
jedoch  eine  Menge  ftir  die  eigentliche  Frage  überflüssige  Bemerkungen  ent- 
hält Der  Vortrag  Mazals  beschränkt  sich  auf  allgemeine,  hinreichend 
bekannte  Erörterungen  über  die  Bedeutung  des  Privatbetriebs  und  sucht  die 
entgegenstehenden  Anschauungen  Wagners,  Schäffles  und  Arendts 
zu  bekämpfen.  Das  Hauptmoment  aber,  was  nach  Wagner  für  die  Ver- 
staatlichung spricht:  die  Ausgleichung  der  von  der  Natur  oder  durch  die 
historische  Entwickelung  geschaffenen  Ungleichheiten  bleibt  so  gut  wie 
unberührt. 

Das  wunderbarste  Produkt  aber  auf  diesem  Gebiete  ist  die  Publika- 
tion Ton  Eisner;  der  Verfasser,  irgend  ein  Versicherungspraktiker,  hat 
weder  die  Arbeit  Wagners  verstanden,  noch  verfügt  derselbe  über  irgend 
wie  genügende  Kenntnisse  auf  dem  Versicherungsgebiete.  Diese  Schrift 
steht  unterhalb  einer  jeden  wissenschaftlichen  Kritik  und  kann  nur  Be- 
dauern hervorrufen.  Von  einer  sachlichen  und  unbefangenen  Widerlegung 
ist  keine  Bede,  eine  solche  ist  nicht  einmal  versucht  worden.  Die  Eis- 
ner'sehen  Darlegungen  erinnern  lebhaft  an  die  Ausführungen  gegen  Wag- 
ner in  der  Versicherungsfachpresse.  — 

Wagner  hat  die  Absicht,  wie  solches  am  Schluss  seines  Aufsatzes 
bemerkt  ist,  in  weiteren  Abhandlungen  in  eine  Betrachtung  der  Verhält- 
nisse einiger  Hauptzweige  der  Versicherung,  zunächst  der  Feuerversiche- 
rung, einzutreten.  Es  soll  in  diesen  Specialuntersuchungen  die  Eichtig- 
keit  des  Ergebnisses  dieser  allgemeinen  Erörterungen  konkret  im  Einzel- 
nen und  die  Anwendbarkeit  der  gemeinwirthschaftlichen  Organisationsform 
auf  die  einzelnen  Zweige  speciell  nachgewiesen  werden.  Leider  sind  die 
versprochenen  Aufsätze  bis  zur  Stunde  noch  nicht  publicirt;  einen,  wenn 
auch  nur  theilweisen  Ersatz  hierfür  bietet  uns  aber  seine  Abhandlung  in 
dem  Seh Ö übergehen  „Handbuch  der  politischen  Oekonomie".  Aber 
da  hier  manche  strittige  und  wichtige  Punkte  wohl  in  Folge  der  lehr- 
buchartigen Behandlung  nur  kurz  erörtert,  nur  ungenügend  begründet 
worden  sind,  da  weiterhin  das  ganze  landwirthschaftliche  Versicherungs- 
wesen, die  Hagel-  und  Vieh  Versicherung ,  vom  Verf.  unberührt  gelassen 
ist,  so  ist  von  einem  wirklichen  Ersatz  nicht  zu  reden.  Hoffen  wir  daher 
im  Interesse  der  Sache,  dass  der  Verfasser  sein  gegebenes  Versprechen 
demnächst  einlöst,  da  eine  gründliche,  specielle  Behandlung  der  einzelnen 
Versicherungszweige  sehr  erwünscht,  ja  dringend  erforderlich  ist. 

Die  Abhandlung  über  „Versicherungswesen'^  im  Schönberg'schen 
Handbuch  ist  im  übrigen  im  Vergleich  mit  den  Erörterungen  über  Asse- 
kuranz wesen  in  anderen  Lehrbüchern  als  die  vollkommenste  zu  bezeichnen. 


Zum  Schluss  sei  hier  noch  einer  Schrift  gedacht,  die  allerdings  die 
Frage  der  Verstaatlichung  des  Versicherungswesens  nur  nebensächlich  be- 
handelt, mit  den  bisherigen  Betrachtungen  dieses  Referats  daher  weniger 
Berührungspunkte  hat,  indess  als  hervorragende  Erscheinung  auf  dem  Ge- 
biete der  Versicherungsliteratur  an  dieser  Stelle  berücksichtigt  zu  werden 
verdient.  Ich  meine  die  Schrift  Hop  f 's,  des  Bevollmächtigten  der  Feuer- 
versicherungsbank für  Deutschland  zu  Gotha,  über  die  „Aufgaben  der  Ge- 
setzgebung im  Gebiete  der  Feuerversicherung.'' 
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Der  Yerfasser  knüpft  an  das  Rundschreiben  des  BeichskanzlerB  vom 
4.  August  1879  an,  wobei  er  jedoch  nur  die  Feuerversicherung  zum  Vor- 
wurf seiner  Arbeit  nimmt,  dabei  aber  weiter  auf  eine  eingehende  Formu- 
lirung  und  Begründung  aller  Einzelheiten  verzichtet,  an  deren  manche 
sich  ja  auch  kein  tiefergehendes  und  allgemeineres  Interesse  knüpft  Er 
will  vielmehr  nur  die  wichtigsten  Punkte,  welche,  zum  Theil  lebhaft  um- 
stritten, das  Bild  des  künftigen  Rechtszustandes  in  seinen  wesentlichen 
Zügen  bestimmen  werden,  in  das  rechte  Licht  setzen.  Wenn  Hopf  dabei 
den  Wunsch  ausspricht,  dass  durch  seine  Arbeit  namentlich  ausserhalb  der 
Kreise,  die  unmittelbar  genöthigt  sind,  sich  mit  dieser  Gesetzgebungsfrage 
zu  beschäftigen,  das  Yerständniss  derselben  gefordert  werde,  so  mnss  eine 
objektive  Kritik  hinzufügen,  dass  er  durch  die  Art  der  Behandlung  des 
Stoffes  wenigstens  Alles  gethan  hat,  um  seinen  Wunsch  erfüllt  zu  sehen. 
Selbst  diejenigen,  die  mit  den  Zielen,  die  der  Verfasser  verfolgt,  nicht 
einverstanden  sind,  werden  seinen  Darlegungen  Beachtung  und  Anerken- 
nung schenken  müssen. 

Der  Verfasser  behandelt  nach  einigen  einleitenden  Vorbemerkungen 
das  auf  dem  Versicherungsgebiete  so  dringend  hervortretende  Bedürfiuss 
der  Rechtseinheit,  die  Verstaatlichung  und  den  öffentlichen  Botrieb,  du 
Unternehmen,  die  Geschäftsführung,  die  üeberversicherung  und  Polizeikon- 
troUe,  die  Gentralstelle  und  schliesslich  die  Besteuerung.  Er  bezeichnet 
mit  Recht  als  die  hervorragendste  positive  Aufgabe  des  Reichsversiche- 
rungsgesetzes: die  Rechtserfordernisse  einheitlich  und  zweckentsprechend 
festzustellen,  unter  denen  fortan  Assekuranzunternehmungen  ins  Leben 
treten  und  bestehen  können.  Mit  dem  Koncessionssystem  muss  seiner  An- 
sicht nach  gebrochen,  die  Forderung  völliger  Publicität  hingegen  geltend 
gemacht  werden.  Diese  Publicität  soll  aber  nicht  nur  auf  die  Interessen- 
ten beschränkt,  sondern  sie  soll  eine  schlechthin  allgemeine  sein,  so  dass 
dadurch  der  Organismus  der  Anstalt  auch  der  öffentlichen  Diskussion  und 
der  sachverständigen  Kritik  erschlossen  und  unterstellt  werde.  Bezüglich 
der  Geschäftsführung  hält  Hopf  Normativ  Vorschriften  für  ebenso  zulässig 
wie  geboten;  er  verlangt  die  Veröffentlichung  der  Rechnungsabschlüsse, 
die  von  in  Eid  und  Pflicht  genommenen  Revisoren  zu  prüfen  und  mit- 
zuvollziehen  seien.  —  Das,  hauptsächlich  in  den  dreissiger  Jahren,  in  der 
grossen  Mehrzahl  der  deutschen  Staaten  entstandene  System  der  Präven- 
tivkontrolle  verwirft  Hopf  als  ungehörig  und  nutzlos;  ja,  er  geht  noch 
weiter  und  fordert,  dass  man  den  ganzen  Begriff  der  üeberversicherung 
und  ihre  Strafbarkeit  über  Bord  werfe.  —  Die  Begründung  einer  Gentral- 
stelle für  das  Versicherungswesen  im  Reiche  wird  für  nothwendig  gehal- 
ten, auch  das  Beschwerderecht  den  Versicherten  bei  dieser  Gentiralstelle 
eingeräumt.  M.  £.  muss  jedoch  dieses  zu  errichtende  Versicherungsamt 
weitergehende  Befugnisse  erhalten,  als  der  Verfasser  demselben  einräumen 
will.  Im  grossen  Ganzen  aber  wird  man  den  Forderungen  Hopfs  zu- 
stimmen müssen,  wenn  auch  hie  und  da  dem  Einen  oder  Andern,  so  auch 
dem  Referenten,  strengere  Bestimmungen  erwünscht  erscheinen,  wenn  auch 
manche  Angriffe  gegen  die  Societäten  als  unbegründet  zurückgewiesen 
werden  müssen.  Die  vorliegende  treffliche  Schrift  muss  als  werthvoller 
Beitrag  der  Versichcrungsliteratur   begrüsst  werden,   als   ein  Beitrag,    aus 
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dorn    die  Bedeutung   und   die    Erfolge    des   priTaten   YerBichorungBweBeiiB 
zugleich  erkannt  werden  können. 

Auf  einen  glücklichen  Aufschwung  blickt  das  deutsche  Assekuranz- 
wesen  zurück,  reicher  noch  —  meint  Hopf  mit  Recht  —  schwebt  uns 
seine  Zukunft  vor.  „Aber  um  kräftig  und  sicher  vorwärts  zu  schreiten, 
braucht  es,  was  ihm  das  Reich  und  sein  Gesetz  bringen  sollen:  festen 
Boden  unter  den  Füssen  !*' 


Nationalokonomische  Gesetzgebung. 


vm. 


Verordnung  der  k.  k.  ÖBterreichischen  Ministerien  des  Innern,  der 
Justiz,  des  Handels  und  der  Finanzen  vom  18.  August  1880, 
betr.  Eonoessionirung  und  staatliehe  BeauDüchtigung  von  Versi- 
cherungsanstalten. 

Eingeleitet  von  Ludwig  Elster. 

Da  man  äugen  blick  lieb  bei  uns  in  Deutschland  mit  der  gesetzlichen 
Kcgelung  des  Versicherungswesens  beschäftigt  ist ,  wir  verweisen  auf  das 
Rundschreiben  des  Reichskanzlers  an  die  verbündeten  Regierungen  vom 
17.  November  1881,  die  Reichsversicherungsgesetzgebung  betreffend  (ab- 
gedruckt in  diesen  Jahrbüchern  N.  F.  IV.  Bd.  8.  361  u.  362),  so  dürfte 
es  wohl  am  Platze  sein,  auf  die  jüngste  gesetzliche  Regelung  des  Ver- 
sicherungswesens im  Auslande,  auf  das  österreichische  Versicherungs-Regu- 
lativ hinzuweisen. 

Bis  zum  Erlass  der  weiter  unten  zum  Abdruck  gebrachten  Verord- 
nung sind  in  Oesterreioh  nur  zwei  Normen  zu  verzeichnen,  welche  speciell 
auf  das  Versicherungswesen  und  auf  dessen  besonderen  Charakter  Bezug 
haben,  nämlich  die  Allerhöchste  Entschliessung  vom  5.  November  1859, 
womit  den  staatlichen  Ueberwachungs-Organen  eine  möglichst  wirksame 
XJeberwachung  der  Versicherungs-Gesellschaften  eingeschärft  wird,  und  der 
Staatsministerialerlass  vom  23.  November  1860,  womit  den  landesfürstli- 
eben  Kommissären  eine  Belehrung  über  die  Bildung  der  Assekuranzfonds 
und  über  die  Oebahrung  mit  denselben  mitgetheilt  wurde.  Im  weiteren 
Verlaufe  der  Zeit  stellte  sich  jedoch  immer  mehr  das  Bedürfniss  einer 
staatlichen  Regelung  des  Versicherungswesens  heraus,  zumal  jene  „Beleh- 
rung*' wegen  ihres  rein  mathematischen,  technischen  Inhaltes  in  der  Pra- 
xis die  beabsichtigte  Wirkung  nicht  erzielte,  obendrein  aber  auch  mannig- 
fache Vorkommnisse  das  Vertrauen  in  das  Versicherungswesen  nicht  uner- 
heblich erschüttert  hatten.  Zwei  Wege  konnten  zu  einer  Regelung  des 
Assecuranz Wesens  führen  :  der  Weg  der  Gesetzgebung  und  der  Weg  einer 
geregelten  Staatsaufsicht.  Die  Regierung  entschloss  sich  zunächst,  den 
zweiten  der  bezeichneten  Wege    zu  betreten.     Die  Motive   sprechen   sich 
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darüber  wie  folgt  aus:  „Es  uoterliegt  wohl  keinem  Zweifel,  daes  durch 
die  Erlassung  eines  Versicherungsgesetzes  die  fragliche  Aufgabe  am  voll* 
ständigsten  und  wirksamsten  gelöst  worden  wäre;  es  kann  aber  auch  nicht 
verkannt  werden,  dass  ein  Versichernngsgesetz ,  das  sowohl  den  meritori- 
schen  Theil  durch  Regelung  der  aus  dem  Versicherungsverträge  entsprin- 
genden vielfachen  Rechtsverhältnisse,  als  den  formellen  Theil  durch  Vor- 
schriften für  die  Bildung  und  Verwaltung  von  Versicherungsanstalten  zu 
umfassen  haben  wird,  ein  so  umfangreiches  und  schwieriges  Operat  bilde, 
dass  zu  dessen  Zustandekommen  ein  längerer  Zeitraum  erforderlich  sein, 
und  mittlerweile  das  obige  Ziel  unerreicht  bleiben  würde. 

Dagegen  kann  auf  dem  Wege  der  Staatsaufsicht  Manches  geschehen, 
was  vorläufig  zur  Regelung  und  Konsolidirung  des  Versicherungswesens 
erspriesslich  beizutragen  geeignet  ist. 

Gerade  im  Versicherungswesen,  das  oft  das  Interesse  von  Generationen 
berührt  und  das  vermöge  seiner  Eigenart  dem  Einzelnen  meist  unverständ- 
lich bleibt,  ist  die  Eontrole  des  Staates  eine  unbedingte  Nothwendigkeit, 
damit  die  jederzeitige  Erfüllbarkeit  der  künftigen  Verpflichtungen  gesichert 
und  das  Publikum  vor  Schaden  gewahrt  werde. 

Die  Eontrole  des  Staates  kann  aber  nur  dann  wirksam  gehandhabt 
werden,  wenn  die  Objekte  und  die  Formen  ihrer  Thätigkeit  näher  be- 
stimmt und  wenn  Regeln  und  Gh*undsätze  aufgestellt  sind,  nach  welchen 
sie  zu  pflegen  ist/' 

Die  nun  hier  getrofPenen  Bestimmungen,  welche  bis  zum  Zustande- 
kommen eines  Versicherungsgesetzes,  ein  verwaltungsrechtliches  Regulativ 
für  Versicherungs- Anstalten  bilden,  beziehen  sich  im  allgemeinen  auf  das 
gesammte  Versicherungswesen,  nehmen  jedoch  auf  die  Eigenthümliohkeiten 
der  Lebensversicherung  besondere  Rücksicht.  Das  Regulativ  zerfallt  in 
zwei  Abtheilungen.  Der  erste  Theil,  umfassend  die  §§  1 — 23,  bezieht 
sich  auf  die  Koncessionirung  von  Versicherungsanstalten, 
handelt  über  die  materielle  Fundirung  (Aktien,  Kapital,  Gründungsfonds), 
über  die  Versicherungsbedingungen,  über  Rückversicherungen  und  Amor- 
tisationen, über  Rechnungsabschlüsse  und  Gewinnvertheilung  etc.  etc.,  in- 
dem bald  positive  Normen  als  Koncessionsbedingungen  festgesetzt  werden, 
bald  nur  im  allgemeinen  angeordnet  wird,  dass  bez.  jener  Punkte  die  Sta- 
tuten nähere  Bestimmungen  zu  treffen  hätten. 

Der  zweite  Theil  (§§  24 — 34)  ist  überschrieben  „für  die  staat- 
liche Beaufsichtigung  von  Versicherungs-Anstalten''.  Die 
Staatsaufsicht  hat  insbesondere  die  richtige  Berechnung  der  Prämienreservo, 
die  vorschriftsmässige  Anlage  der  Kapitalien ,  sowie  die  richtige  vollstän- 
dige und  möglichst  klare  Darstellung  aller  Gebahrungs-  und  Vermögens- 
verhältnisse im  Rechnungsabschlüsse  und  Rechenschaftsberichte  zu  über- 
wachen. Die  Grundsätze ,  nach  denen  dieses  geschehen  soll,  werden  ein- 
gehend in  diesem  Theile  des  Regulativs  dargelegt.  Hieran  reihen  sich 
noch  Formularien  für  den  Rechnungsabschluss  sowohl  für  die  gemischten 
Versicherungs-Gesollschaften ,  wie  für  die  reinen  Lebensversioherungs  -  An- 
stalten. 

Zur  Durchführung  der  mannigfachen  Verordnungen  und  zur  wirksamen 
Handhabung  der  Staatsaufsicht  wird  (cf.  §  34)  im  Ministerium  des  Innern 
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ein  vcrsicherungstechnisches  Bareau  errichtet.  Ein  solches  Organ  erschien 
um  so  nothwendiger,  da  ein  wichtiger  Theil  der  Staatsanfsicht  technischer 
Natur  ist  und  eine  genaue  Kenntniss  der  mathematischen  Grundlagen  des 
Versicherungswesens  hedingt.  Bei  den  meisten  Versicherungsarten  muss 
ein  Theil  der  von  den  Versicherten  eingezahlten  Prämien  zur  Erfüllung 
der  künftigen  Verhindlichkeiten  aufbewahrt  werden.  Dieses  gilt  nament- 
lich von  der  Lebensversicherung,  deren  Bestand  und  Sicherheit  von  der 
richtigen  Berechnung  und  Bedeckung  der  Prämienreserve  in  erster  Linie 
abhängt.  Das  Publikum  ist  aber  schwerlich  im  Stande  die  hier  erforder- 
lichen Prüfungen  vorzunehmen,  desshalb  soll  an  die  Stelle  des  Einzelnen 
die  Vorsorge  des  Staates  für  die  Gesammtheit  treten,  das  versicherungs- 
tcchnische  Burean  soll  in  allen  technischen  Versicherungsfragen  als  Hilfs- 
organ des  Ministeriums  dienen. 

„Durch  die  Bestellung  eines  solchen  Organes'%  heisst  es  in  den  Mo- 
tiven zu  dem  Regulativ,  „soll  die  in  Angriff  genommene  Regelung  der 
Staatsaufsicht  ihre  Ergänzung  und  Vervollständigung  erhalten  und  die  Eon- 
trole  des  Staates  durch  die  Einheitlichkeit  and  Gleichartigkeit,  mit  der  sie 
geübt  wird,  zu  erhöhter  Wirksamkeit  gelangen'^  — 

Durch  das  in  Rede  stehende  Versicherungs-Regulativ  und  durch  die 
Einrichtung  des  vcrsichcrungstechnischen  Bureaus  ist  allerdings,  wie  sol- 
ches auch  in  den  Motiven  mit  Recht  hervorgehoben  ist,  das  grosse,  weite 
Gebiet  des  Versicherungswesens  nicht  erschöpft,  eine  vollständige  Regelung 
nicht  erfolgt.  Trotz  alledem  aber  bedeutet  dieses  Regulativ  einen  bedeut- 
samen Abschnitt  im  österreichischen  Versicherungswesen.  Es  soll  hiermit 
nur  der  erste  Schritt  zu  einem  Versicherungsgesotze  gethan  werden,  ein 
Stadium  von  Versuchen  soll  beginnen,  man  will  sehen,  wie  weit  man  mit 
der  Staatsaufsicht  gehen  kann ,  man  will  wissen,  ob  ein  Versicherungsamt 
sich  bewähren  wird.  Es  soll  mit  anderen  Worten  zunächst  Material  ge- 
sammelt werden  zu  einem  späteren  Versicherungsgesetz.  — 

Wir  werden  in  Deutschland  ein  solches  Uebergangsstadium  aller  Wahr- 
scheinlichkeit nach  nicht  durchzumachen  haben,  dennoch  aber  wird  bei 
der  gesetzlichen  Regelung  des  Versicherungswesens  bei  uns  auch  auf  diese 
österreichischen  Bestimmungen  zurückgegangen  werden  müssen,  die  nach 
gar  mancher  Richtung  hin  wohl  beachten swerth  sind. 

Die  bez.  Verordnung,  die  in  dem  am  26.  August  1880  ausgegebenen 
XXXVIIL  Stücke  des  R.G.Bl.  unter  Nr.  110  abgedruckt  ist,  hat  folgen- 
den Wortlaut: 

Verordnang  der  k.  k.  österreichischen  Ministerien  des  Innern,  der 
Justiz,  des  Handels  und  der  Finanzen  rom  18.  Aagast  1880,  womit  Be- 
stimmungen für  die  Concessionirang  und  staatliche  Beaufsichtigung  ron  Versicherungs-An- 
stalten  kundgemacht  werden. 

Zur  Sicherung  der  steten  EriUllharkeit  der  von  den  Yersicherungs-Anstalten  über- 
nommenen Verpflichtungen  und  zur  Wahrung  der  Interessen  der  Versicherten  werden  für 
die  Errichtung  und  staatliche  Beaufsichtigung  von  Versicherungs  -  Anstalten  die  nach- 
stehenden Bestimmungen  aufgestellt: 

A.     Für  die  Concessionirung  von  Versicherungs-Anstalten. 

§.  1.  Zur  Errichtung  von  Versicherungs-Anstalten  ist  die  staatliche  Concession  er- 
forderlich, und  haben  hierfür  die  Vorschriften  des  Vereinsgesetzes  vom  26.  November  1852, 
B.-G.-B.  No.  253,  und  des  Handelsgeseties  vom  17.  December  1862,  R.-6.-B.  No.  1  ex 
1863,  dann  die  nachstehenden  Concessions-Bedingungen  zu  gelten: 

§2.     Die  zum  G^sch&ftsbeginne  und  zur  Deckung  eventueller  Verluste  erforderliche 
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Gmodlage  bildet  bei  Actien- Gesellschaften  das  Actiencapital ,  bei  aaf  Gegenseitigkeit  be- 
mhenden  Vereinen  der  Gründungsfonds  and  die  gemeinsame  Haftung  der  Vereinsmit- 
glieder. Der  Umfang  and  die  Art  der  Geltendmacbang  dieser  Haftung  sind  statutarisch 
festzustellen. 

§.  3.  Das  Actiencapital  von  Versicherungsgesellschaften  ist  künftig  derart  festzu- 
setzen,  dass  beim  Gesch&ftsbeginne  wenigstens  ein  Betrag  von  so  viel  Mal  100,000  fl. 
baar  eingezahlt  werde,  als  Versicherungszweige  (Feuer-,  Hagel-,  Unfall-,  Transport-  ein- 
schliesslich der  Seeversicherungen  u.  s.  w.)  betrieben  werden ;  doch  muss  das  eingezahlte 
Capital  mindestens  800,000  fl.  betragen.  In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann 
auch  unter  diesen  Betrag  herabgegangen  werden. 

Die  emittirten  Actien  sind,  wenn  sie  auf  Inhaber  lauten,  im  vollen  Nominalwerthe, 
wenn  sie  auf  Namen  lauten ,  wenigstens  mit  30  pCt.  des  Nominalbetrages  einzaz4Üilen, 
und  ist  in  letzterem  Falle  der  Best  durch  Schuldurkundeu  oder  Sola- Wechsel  sicherzn- 
stellen  und  das  Verzeichniss  der  s&mmtlichen  Zeichner  mit  Angabe  ihres  Namens,  Wohn- 
ortes und  Standes,  sowie  der  Anzahl  der  von  Jedem  gezeichneten  Actien  vorzulegen. 

§.  4.  Der  Gründungsfonds  bei  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Anstalten  ist  in  einer 
den  obwaltenden  Verhältnissen  und  dem  voraussichtlichen  Gescbäftsumfange  entsprechen- 
den Höhe,  bei  gegenseitigen  Lebensversicherungs-Anstalten  aber  auf  mindestens  20,000  fl. 
festzusetzen,  welche  mit  Ausschluss  von  Antheil-  oder  Haftscheinen,  von  Wechseln  n.  s.  w. 
baar  einzuzahlen  sind.  Eine  Verzinsung  und  Rückzahlung  desselben  kann  nur  aas  den 
Ueberschüssen  und  die  Rückzahlung  nur  in  dem  Maasse  stattfinden,  als  die  Bildung  des 
aus  den  Ueberschüssen  zu  dotirenden  Gewinn-Reservefonds  (Prämien-Ersparniss,  Reserve) 
fortschreitet,  daher  nach  vollständiger  Rückzahlung  des  Gründungsfonds  ausser  der  rech- 
nungsmässigen  Prämien-Reserve  noch  eine  Garantie-Reserve  mindestens  in  der  Höhe  des 
ursprünglichen  Gründungsfonds  vorhanden  sein  muss. 

Von  der  Forderung  eines  Gründungsfonds  kann  bei  der  Bildung  von  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Versicherungs- Vereinen ,  bei  welchen ,  durch  besondere  Verhältnisse 
und  Einrichtungen  (Carenz  -  Zeit ,  Renten  -  Reducirungen  u.  s.  w.)  anderweitige  Sicherheit 
geboten  wird ,  Umgang  genommen  werden. 

Bei  auf  Wechselseitigkeit  beruhenden  Lebensversicherungs-Anstalten  insbesondere  ist 
der  Geschäftsbeginn  an  eine  im  voraus  fixirte  Minimal-Summe  von  abgeschlossenen  Ver- 
sicherungen zu  knüpfen. 

§.  5.  Das  Gesellschafts -Statut  hat  vor  Allem  jene  Bestimmungen  zu  enthalten, 
welche  im  §.  9  des  Vereinsgesetzes  vom  26.  November  1852,  R.-G.-B.  No.  263,  und  für 
Actiengesellschaften  in  den  Artikeln  207  bis  249  des  Handelsgesetzbuchs  vorgeschrie- 
ben sind. 

Bei  auf  G^enseitigkeit  beruhenden  Gesellschaften  sind  insbesondere  noch  Bestim- 
mungen aufzunehmen: 

1)  über  die  Firma  und  den  Sitz  der  Gesellschaft; 

2)  über  die  Bestellung  und  Zusammensetzung  des  Vorstandes  und  die  Formen  für 
die  Legitimation  seiner  Mitglieder  und  der  übrigen  Organe  der  Gesellschaft; 

8)  über  das  Stimmrecht  der  Mitglieder  und  die  Art  seiner  Ausübung; 

4)  über  die  Form  der  rechtsverbindlichen  Kundmachung  mit  Angabe  der  öffentlichen 
Blätter,  in  welchen  dieselbe  zu  erfolgen  hat; 

6)  über  die  Einberufung  der  Generalversammlung  auf  Verlangen  der  Mitglieder. 

§.  6.  Der  Plan  einer  Versicherungs-Anstalt  hat  die  einzelnen  Versicherungszweige 
(Lebens-,  Feuer-,  Hagel-,  Unfall-,  Transpoit-,  einschliesslich  der  Seeversicherung  u.  s.  w.), 
auf  welche  sich  die  gesellschaftliche  Thätigkeit  erstrecken  wird,  dann  die  Grundzüge,  nach 
welchen  die  Erfüllbarkeit  der  künftigen  Verpflichtungen  sichergestellt  werden  soll,  und 
die  allgemeinen  Versicherungsbedingnisse  zu  enthalten.  Es  ist  darin  auch  zum  Ausdrucke 
zu  bringen,  ob  die  Gesellschaft  das  Versicherungsgeschäft  direct  oder  indirect  (durch 
Rückversicherung),  ob  im  Inlande  oder  auch  im  Auslande  betreiben  wird. 

{.  7.  Bei  der  Gründung  von  Lebensversicherungs-Anstalten  sind  insbesondere  noch 
die  Prämientarife,  welche  bei  den  Versicherungen  in  Anwendung  kommen  sollen,  und 
eine  schriftliche  Darstellung  ihrer  Berechnungs  -  Grundlagen  beizubringen.  Letztere  hat 
die  Netto-Prämien,  die  bei  ihrer  Berechnung  angewendeten  statistischen  Tabellen  (Morta- 
litäts  - ,  eventuell  Invaliditäts  -  oder  Morbilitäts-Tafeln) ,  den  zu  Grunde  gelegten  Zinsfuss 
und  die  benutzten  Berechnungsformeln  zu  enthalten  und  sind  ausserdem  noch  die  Höhe 
der  Regie-Zuschläge  und  die  Grundsätze  für  die  Berechnung  der  Prämien-Reserve  darin 
anzugeben. 
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§.  8.  Die  Statuten  der  Versichemngs  •  Anstalten ,  and  bei  Lebeusversichernngs  -  An- 
stalten die  Netto  -  Prämientarife  bedürfen  ,  wie  jede  Aendemng  derselben ,  der  staatlichen 
Genebmigung.  Die  Genehmigung  der  Tarife  erfolgt  aaf  Grund  einer  vorausgegangenen 
versicherungstechnischen  Prüfung. 

Die  Brutto  •  Prämientarife  der  Lebensversicherungs -Anstalten  sind  der  Staatsbehörde 
cur  Kenntnissnahme  vorzulegen. 

§.  9.  Der  staatlichen  Genehmigung  bedürfen  femer  die  allgemeinen  Versicherungs* 
bediugnisse  jeder  Versicherungs  •  Anstalt ,  welche  den  von  derselben  geschlossenen  Ver- 
sicherungsverträgen in  der  Regel  au  Grunde  zu  legen  sind ,  sowie  jede  nachträgliche 
Aenderung  der  allgemeinen  Bedingnisse.  Durch  den  Bestand  solcher  genehmigter  Ver- 
sicherungs-Bedingnisse  wird  nicht  ausgeschlossen,  dass  seitens  einer  Versicherungs-Anstalt 
einzelne  Versicherungsverträge  unter  besonderen  Bedingnissen  geschlossen  werden. 

Bei  gegenseitigen  Versicherungs-Anstalten  haben  die  aligemeinen  Versicherungs-Be- 
dingnisse  einen  Bestandtheil  der  Statuten  zu  bilden. 

§.  10.  Die  allgemeinen  Versicherungs-Bedingnisse  haben  insbesondere  Bestimmungen 
zu  enthalten: 

1)  über  die  Gefahren,  gegen  welche  die  Versicherung  geleistet  wird,  beziehungsweise 
über  die  Ereignisse,  bei  deren  Eintritt  die  Gesellschaft  eine  Zahlung  zu  leisten  sich  ver- 
pflichtet ; 

2)  über  die  Feststellung  und  Leistung  des  vom  Versicherungsnehmer  an  die  Gesell- 
schaft zu  entrichtenden  Entgeltes; 

3)  über  die  Bedingungen  und  den  Zeitpunkt  des  Eintrittes  der  Haftung  der  Ge- 
sellschaft ; 

4]  über  die  Bedingungen  und  den  Zeitpunkt  des  Wegfalles  der  Haftung  der  Gesell- 
schaft, wie:  unrichtige  Angaben  im  Antrage,  Aenderungen  während  der  Vertragsdauer, 
Nichterfüllung  der  Verbindlichkeiten  des  Versicherungsnehmers  oder  Versicherungsnehmers 
oder  Versicherten  u.  dgl. ; 

5)  über  die  Feststellung  des  Umfanges  und  der  Art  der  der  Gesellschaft  bei  Eintritt 
des  Versicherungsfalles  obliegenden  Leistung,  sowie  der  Zeit  der  Erfüllung; 

6)  über  die  gänzliche  oder  theilweise  Aufhebung  des  Versicherungsvertrages  und  die 
Verpflichtung  der  Gesellschaft  im  Falle  einer  solchen  Aufhebung  (Storni,  Rückkauf  u.  dgl.) ; 

7)  über  das  Verfahren  im  Falle  von  Streitigkeiten  aus  dem  Versicherungsvertrage; 

8)  über  die  Verjährung  der  Rechte  aus  dem  Versicherungsverträge. 

§.  11.  Um  die  stete  Erfüllbarkeit  der  von  der  Anstalt  übernommenen  Verpflichtung 
zu  sichern,  kann  nach  Bfaassgabe  der  Umstände  und  Zeitverhältnisse  als  Concessionsbe- 
dingung  auch  der  Erlag  einer  Caution  gefordert  werden. 

§.12.  Versicherungs-Gesellschaften  dürfen  neben  den  Versicherungsgeschäften,  welche 
den  Gegenstand  ihres  Unternehmens  bilden ,  nur  solche  Geschäfte  betreiben ,  welche  in 
der  fruchtbringenden  Aülage  der  Gesellschaftsfonds  ihren  Grund  haben. 

§.  13.  Die  Anlage  der  Gelder  von  Versicherungs  -  Anstalten  ist  in  den  Statuten 
genau  festzusetzen. 

Die  Anlage  der  Prämien-Reservefonds  kann   nur   in  nachstehenden  Weisen  erfolgen: 

1)  in  zur  Anlage  von  Pupillar- Vermögen  geeigneten  Werthpapieren ; 

2)  in  zinstragenden  Realitäten,  wenn  sie  nicht  über  ^\^  des  Ankaufspreises  belastet 
bleiben ; 

3)  in  pupillarsicheren  Hypotheken; 

4)  bei  soliden  Credit-Instituten  im  Contocurrentgeschäfte  oder  gegen  Cassescheine ; 

5)  im  Escompte  solcher  Wechsel,  welche  sich  zum  Escompte  bei  der  österrdchisch- 
ungarischen  Bank  eignen  würden ; 

6)  in  Darlehen  auf  eigene  Lebensversicherungs  -  Policen  nach  Maassgabe  der  Ver- 
sicherungsbedingnisse ; 

7)  in  Darlehen  auf  die  sub  1  angeführten  Wertheffecten,  und  zwar  nur  bis  zum  Be- 
trage von  90  pCt.  des  börsenmässigen  Courswerthes ,  welcher  Betrag  jedoch  bei  verlos- 
baren Papieren  den  Nominalwerth  nicht  übersteigen  darf; 

8)  in  Darlehen  an  Genossenschaften,  bei  welchen  die  Aufnahme  fremder  Gelder  an 
dio  statutenmässige  Bedingung  geknüpft  ist,  dass  selbe  nicht  die  Höhe  der  eingezahlten, 
haftungspflichtigen  Einlagen  überschreiten. 

§.  12.  Neu  zu  gründenden  Versicherungs  -  Anstalten ,  welche  Lebensversicherungs- 
Geschäfte  betreiben  wollen,  kann  nicht  auch  der  gleichzeitige  Betrieb  von  Feuer-,  Hagel-, 
Vieh-,  Transport-  und  ähnlichen  Versicherungen  gestattet  werden. 
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§.  15.  Lebeosversichernngs- Anstalten  können  berechtigt  werden ,  Tontinen ,  Erbf^e- 
Seilschaften,  Ueberlebens-Assodationen  a.  dergl.  unter  ihrer  Leitung  zu  bilden,  bei  wei- 
chen die  Anstalt  nicht  selbst  als  Versicherer  erscheint,  jedoch  deren  Geschüftsluhniog 
und  Vermögensverwaltung  unter  Controle  der  versicherten  Mitglieder  übernimmt.  Das 
Vermögen  solcher  Associationen  ist  daher  als  ein  der  Anstalt  an  vertrautes  Gut  zu  be- 
handeln und  unter  Angabe  der  das  Eigenthum  der  Associationen  nachweisenden  Daten 
getrennt  au  verwalten. 

§.  16.  Auf  Wechselseitigkeit  beruhende  Gesellschaften  dürfen  die  von  ihnen  über- 
nommenen Risken  in  Bückversicherung  geben ,  nicht  aber  Bisken  anderer  G^esellschafteo 
in  Bückversicherung  nehmen. 

§.  17.  Die  Belastung  von  Versichernngs-Anstalten  zum  Zwecke  des  Cantionserlages 
wegen  Ausdehnung  des  Qeschftftsbetriebes  in's  Ausland  ist  nur  zulässig,  wenn  die  erfor- 
derlichen Auslagen  durch  vorhandene  Mehrein  Zahlung  des  Actiencapitals,  durch  Ausschrei- 
bung weiterer  Einzahlungen  auf  die  emittirten  Actien,  durch  die  Emission  neuer  Actieu 
oder  durch  bereits  gebildete  Gewinnst-Beserven  gedeckt  werden. 

§.  18.  Bezüglich  jener  Auslagen,  welche  ihre  Bedeckung  erst  in  den  Einnahmen 
und  den  Gewinnen  der  Zukunft  finden  sollen,  kann  gestattet  werden,  dass  die  Organisa- 
tionskosten und  Abschluss  -  Provisionen  in  einer  Beihe  von  Jahren  amortisirt,  und  bis 
dies  erfolgt  sein  wird,  der  verbleibende  Best  als  Activum  vorgetragen  werde. 

Die  Statuten  haben  über  die  Objecte  und  die  Modalitfiten  der  Amortisation  genaue 
Bestimmungen  zu  enthalten. 

Die  Amortisirung  der  mit  der  Begründung  der  Gesellschaft  sowie  mit  der  eventuellen 
Eröflbung  neuer  Versicherungs  -  Branchen  verbundenen  Organisationskosten  hat  IXngstens 
binnen  fünf  Jahren  vom  Zeitpunkte  der  Gründung,  beziehungsweise  der  Eröffnung  neuer 
Branchen  an  gerechnet ,  die  Amortisirung  von  Abscbluss-Provisionen  aber  binnen  läng- 
stens zehn  Jahren  zu  erfolgen ,  und  ist  letztere  Amortisationsdauer  entsprechend  herab- 
zusetzen, wenn  sich  nach  den  gemachten  Erfahrungen  die  mittlere  Versicherungsdaaer 
niedriger  stellt. 

§.  19.  In  den  Statuten  sind  auch  genaue  Bestimmungen  Über  den  Bechnungs-Ab- 
schluss,  über  die  Bildung  von  Special-Beserven,  dann  über  die  Berechnung  und  Verwen- 
dung der  sich  ergebenden  Ueberschüsse  oder  Über  die  Bedeckung  allfllliger  Verluste 
aufzunehmen.  Bei  Actiengesellschaften  kann  eine  den  Betrag  von  5  pCt.  des  eingezahlten 
Actiencapitals  übersteigende  Dividende  unter  die  Actionaire  erst  dann  vertheilt  werden, 
wenn  die  im  §.18  bezeichneten  Amortisationsposten  bereits  getilgt  sind. 

Bei  auf  Gegenseitigkeit  gegründeten  Versicherungsgesellschaften  kann  ein  Ueberschoss 
des  Bechnung^ahres  erst  dann  zur  Vertheilung  gelangen,  wenn  der  Gründungsfonds  und 
die  Amortisationsposten  vollständig  getilgt  sind. 

§.  20.  Für  die  Modalitäten  der  Auflösung  einer  Versicherungsgesellschaft,  insbe- 
sondere für  die  Art  und  Weise,  wie  die  Geschäfte  einer  auflösenden  Gesellschaft  abge- 
wickelt und  die  den  Versicherten  gegenüber  eingegangenen  Verpflichtungen  sichergestellt 
werden  sollen,  ist  die  staatliche  Genehmigung  vorzubehalten. 

§.  21.  Desgleichen  ist  für  ein  jedes  Ueberkommen,  wodurch  der  Versicherungsbe- 
stand einer  Versicherungsgesellschaft  in  seiner  Gesammtheit  oder  in  einzelneu  Zweigen 
mit  den  darauf  bezüglichen  Beserven  und  Prämien  -  Ueberträgen  in  was  immer  für  einer 
Form  von  einer  Gesellschaft  an  eine  andere  übertragen  resp.  übernommen  wird,  die  staat- 
liche Genehmigung  vorzubehalten. 

§.  22.  Für  die  Errichtung  von  BÜckversicherungs  -  Gesellschaften  haben  dieselben 
grundsätzlichen  Bestimmungen,  welche  für  die  übrigen  Versicherungs-Anstalten  gelten, 
sinngemässe  Anwendung  zu  finden. 

§.  23.  Die  Statuten  ausländischer  Versicherungsgesellschaften,  welche  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  29.  März  1873,  R.-G.-B.  No.  42,  und  der  kaiserl.  Verordnung  vom 
27.  November  1865,  R.-G.-B.  No.  127,  zum  hierländigen  Geschäftsbetriebe  zugelassen 
werden,  müssen  im  Sinne  dieser  Gesetze  den  vorstehenden  grundsätzlichen  Bestimmungen 
im  Wesentlichen  entsprechen. 

B.     Für  die  staatliche  Beaufsichtigung  von  Versicherungs- Anstalten. 

§.  24.  Die  Staatsaufsicht  über  Versicberungs-Anstalten  hat  sich  im  Allgemeinen  auf 
die  genaue  Beobachtung  der  gesetzlichen  und  statutarischen  Vorschriften  sowie  auf  jene 
Umstände  zu  erstrecken,  von  welchen  die  jederzeitige  Erfüllbarkeit  der  künftigen  Ver- 
pflichtungen der  Anstalt  bedingt  wird. 

Die  Staatsaufsicht  hat  daher  insbesondere   die  richtige  Berechnung  der  Prämien  -  Be- 
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serve,  die  vorschriflsmässige  Anlage  der  Capitalien,  sowie  die  richtige  YollstSndige  und 
möglichst  klare  Darstellang  aller  Oebabraogs-  nnd  Vermdgens-Verh&Itnisse  im  Rechnungs- 
Abschlüsse  and  Rechenschafts-Berichte  nach   den  folgenden  Gmnds&tzen  zu  überwachen: 

I.     Prämien-Reserven: 

§.  25.  Die  zur  ErfÜllang  der  künftigen  Verpflichtang  bestimmten  Prämien  -  Theile 
sind  nach  im  roraus  festgestellten  Grandsätaen  zu  berechnen,  yorschriitsmässig  anzu- 
legen und  in  den  jährlichen  Rechnungs-Abschlüssen  vorzutragen. 

Rücksichtlich  derselben  hat  insbesondere  zu  gelten: 

1)  Bei  Lebensversicherungs- Anstalten : 

a)  Die  Prämien  -  Reserven  der  Lebensversicherungen  sind  für  die  in  Kraft  stehenden 
Versicherungsverträge  nach  mathematischen  Grundsätzen  durch  einen  Sachverständi- 
gen jedes  Jahr  zu  berechnen. 

b)  Die  Berechnung  hat  mit  Zugrundelegung  von  Netto  -  Prämien  nnd  mit  Anwendung 
jener  Mortalitätstafeln  und  jenes  Zinsfusses  zu  erfolgen,  welche  der  genehmigten  Ta- 
rif-Berechnung zu  Grunde  gelegt  worden  sind. 

c)  Die  Berechnung  der  Prämien-Reserve  hat  unverkürzt,  ohne  Einrechnung  der  Auf- 
nahms-Provisionen  stattzufinden.  Deren  Ergebniss  ist  unvermengt  mit  anderen,  nicht 
aus  dem  Versicbeningsgeschäfte  entspringenden  Verpflichtungen  auszuweisen. 

d)  Die  Prämien-Reserven  der  Rückversicherungen  sind  nach  den  eigenen  Tarifen  der 
in  Rückversicherung  nehmenden  Gesellschaft  zu  berechnen. 

e)  Die  Prämien-Reserven  sind  mindestens  nach  den  einzelnen  Hauptgattnngen  der  Ver- 
sicherungen getrennt  auszuweisen. 

In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  können  Ausnahmen  von  den  vorstehenden 
Bestimmungen  gestattet  werden. 

2)  Bei  Feuerversicherungen 
ist  die  Prämien-Reserve  nur  von  den  eingezahlten  Prämien  pro  rata  temporis  der  laufen- 
den Versicherungen  oder  bei  Quotientirung  mit   einer  Reserve  von  mindestens  33^1,  pCt. 
zu  berechnen  und  einzustellen. 

In  beiden  Fällen  dürfen  vor  der  Berechnung  die  Storni  und  Rückversicherungen  nnd 
im  ersteren  Falle  auch  die  entfallenden  Kosten  in  Abzug  gebracht  werden. 

3)  Bei  Transportversicherungen 
ist  die  Prämien-Reserve   für    die   Zeitversicherungen    pro    rata   temporis,    für  Reise -Ver- 
sicherungen mit  dem  vollen  Betrage  der  für  die  noch  nicht  abgelaufenen  Versicherungen 
gezahlten  Prämien  zu  berechnen. 

In  beiden  Fällen  kommt  nur  die  nach  Abzug  des  Rückversicherungs-Antheiles  und 
der  entfallenden  Kosten  erübrigende  Netto-Prämie  in  Berechnung. 

4)  Bei  Hagelversicherungen 
sind  die    für   die  späteren  Jahre  vorausbezahlten  Prämien    abzüglich    der  Kosten  als  Re- 
serve vorzutragen. 

Die  fachmännische  Ueberprüfnng  der  Prämien -Reserven  kann  jederzeit  vom  Ministe- 
rium des  Innern  angeordnet  werden. 

IL     Capitals-Anlage. 

§.  26.  Die  Anlage  der  Gelder  von  Versicherungs- Anstalten  hat  unter  genauer  Be- 
achtung der  statutarischen  Vorschriften    zu  erfolgen. 

Sofern  die  Statuten  keine  bezüglichen  Vorschriften  enthalten,  dürfen  insbesondere  bei 
neuen  Capitals-Anlagen  für  Prämien-Reserve  keinesfalls  die  im  §.  13  gesetzten  Grenzen 
überschritten  werden. 

Im  Allgemeinen  ist  bei  der  Anlage  der  Gelder  auf  deren  leichte  Realisirbarkeit  thon- 
lichst  Bedacht  zu  nehmen,  damit  nicht  durch  eine  Ueberlastung  mit  schwer  realisirbaren 
Objecten,  wie  Häuser  etc.,  die  Erfüllbarkeit  der  Verbindlichheiten  der  Anstalt  gefährdet 
werde.  Bei  Credit  -  Instituten  können  nur  die  nicht  zu  dauernder  Anlage  bestimmten 
Gelder  angelegt  werden. 

III.     Rechnungs-Abschluss. 
§.  27.     Der  jährliche  Rechnungs-Abschluss  einer  Versicherungs-Anstalt  besteht 
I.  aus  der  Betriebs-Rechnnng  (Gewinn-  und  Verlust-Conto), 
II.  aus  der  Bilanz. 

N.  1\  Bd.  V.  27 
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Der  Reohiiangs-Abschlass  hat  die  geeAmmt«  Oebahnmgs-  und  Verniggens-Waclii 
sang  der  Versichemngs-Aiistelt  klar  und  deotUch  daranstellen.  Er  ist  der  tfumüchttaB 
Pablicitftt  saBofQhren,  and  ftind  Exemplare  desselben  snr  Einsicht  der  Versidierten  stete 
bereit  xa  halten. 

Die  Kandmachong  hat  Jedenfalls  in  der  ,,Wiener  Zeitung**  and  im  Amtsblatte  jenes 
Landes,  in  welchem  die  Anstalt  ihren  Sitz  hat,  in  erfolgen. 

Die  Rechnungs-Abschlilsse  von  Versicherangs-Anstalten  bilden  auch  einen  Gegen- 
stand besonderer  Staatsaufsicht,  and  vom  Standpunkte  derselben  ist  die  Anfttellong  ge- 
wisser Formen  und  Grundsiltze  nothwendig,  welche  in  Zukunft  von  den  Versichemngs- 
Anstalten  bei  Verfassung  des  Rechnungs-Abschlusaes  und  bei  FOhrung  der  demselben  ni 
Grunde  liegenden  VersicherongsgeschAfle  bu  beobachten  sein  werden. 

§.  SB.  Für  die  Verfassung  des  Bechnungs-Abschlusses  von  Versichemiigs-Anstalten 
haben  daher  die  beigefügten  Formularien  und  swar: 

A.  für  reine  Lebensversicherungsanstalten   j  ^  Beto^ebs-Reehnung, 

B.  mr  gemUchte  Versicherungsanstalten      |  ^   Be^ebs-Rechnang, 

Geltung  und  Anwendung  su  finden,  wobei  bonerkt  wird : 

a)  dass,  wenn  eine  Anstalt  ausser  den  im  Formulare  j^annten  Versiehemagssweigeii 
noch  andere  betreibt,  die  letsteren  wie  die  übrigen  im  Formnlare  geaanntea  aosss- 
weisen  sind, 

b)  dass  der  Rechnungs-Abschluss  einer  gemischten,  d.  i.  einer  solchen  Versichemngs- 
Anstalt,  welche  neben  der  Lebens-  noch  andere  Versicherungen  betreibt,  swar  eioe 
gemeinsame  Bilans  (Fonnular  B  II)  anstellen  kann,  jedenCalls  aber  swei  getrennte 
Betriebs-Rechnungen 

/Fonnalar  A  and  B\  ,  .    ^ 

I . I  ju  umfassen  hat 

§.  89.  Ausserdem  wird  die  Staatsaufsicht  in  Betreff  des  Rechnungs-Abecblusses  und 
der  demselben  su  Grunde  liegenden  Gebahrung  insbesondere  folgende  Momente  cu  be- 
achten haben: 

1)  dass  im  Allgemeinen  der  Gebahrungs-  und  VermSgensstand  der  Lebensversiche- 
rung im  Interesse  seiner  Klarstellung  von  jenem  der  übrigen  Versicherungssweige  mög- 
lichst gesondert  dargestellt  und  ausgewiesen  werde; 

8)  dass  der  Gründungsfonds  sowie  der  Nominalbetrag  des  emitürten  Actieneapitab 
in's  Passivom,  dagegen  etwaige  Forderungen  an  die  Actionaire  IVr  das  noch  nicht  einge- 
aahlte  Capital  in's  Activum  der  Bilanz  eingestellt  werden.  Nicht  emittirtes  Actiencapital 
darf  weder  im  Rechnnngs-Abschlusse ,  noch  in  anderen  fBr  die  Versicherungsnehmer  be- 
stimmten Kundmachungen  aufgeführt  werden; 

S)  dass  die  Vermögensstücke  und  Forderungen  nach  dem  Werthe  einsasetxen  seien, 
welcher  ihnen  sur  Zeit  des  Rechnungs- Abschlusses  beisulegen  ist,  und  dass  rechtzeitig 
die  erforderlichen  Abschreibungen  vorgenonunen   werden. 

Daraus  soll  übrigens  die  Nothwendigkeit  j&hrlicher  Realitäten-Schifinngen  niebt  ab- 
geleitet werden.  Denn,  da  Realititen  im  Allgemeinen  eine  danemde  Vermögens>Anlagt 
darstellen  und  nicht  die  Bestimmung  haben,  in  jedem  Augenblicke  realisirt  sa  werden,  so 
können  für  die  Beurtheilung  ihres  Werthes  die  augenblicklichen  Coiguncturen  nicht  un- 
bedingt oder  allein  maassgebend  sein:  doch  werden  allenialls  sich  ergebende  Differenzen 
richtig  zu  stellen,  fictive  Werthe  aber  unter  allen  Umstlnden  hintan  anhalten  sein. 

Der  auf  den  Realitäten  haftende  Lasteastand  wird  abgesondert  als  Passivpost  ersicht- 
lich zu  machen  sein; 

4)  dass  die  Prämien-Reserve,  welche  zur  Deckung  der  künftigen  Verpflichtnagea 
zurückgelegt  werden  muss,  voll  und  ganz  und  nach  den  im  §.  86  anfgestellten  Grund- 
sätzen berechnet  eingestellt  werde; 

5)  dass  die  Pr&mien-Uebertrige ,  n&nüich  die  schon  eingezahlten,  jedoch  erst  das 
folgende  Jahr  betreffenden  PrimientheUe,  nach  Hauptkategoriea  gesondert^  ersichtlicb  ge- 
macht und  wie  die  allfälligen  Zinsenvorträge  eingestellt  werden; 

6)  dass  die  Schaden-Reserve,  nämlich  der  zur  Bedeckung  bereits  falliger  Leistnngen 
aus  Versicherungsverträgen  erforderliche  B^rag,  nach  Hanptversicherungs-ZweigeB  ge- 
sondert, eingestellt  werde,  und  swar: 

a>  bei*  Lebensversicherungen  die  ganze  Summe  der  nach  Eintritt  des  veraidMiteB  Er- 
eignisses fälligen  Verzkherangsbelräge, 
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b)  bei  anderen  Versichemngen  die  Summe  der  angemeldeten  SchadenbetrSge  nach  mufh- 
maasslicher  Schfitzung  und  mit  Rücksicht  aof  die  gepflogenen  Erhebungen; 
7.  dass  die  Special-Resenren,  welche  ausser  der  Prämien-Reserve  unter  verschiedenen 
Benennungen  zur  besseren  Fundirung  der  Anstalt  oder  bu  bestimmten  Zwecken  surück- 
gelegt  werden  (Capital-Reserve,  Gewinn-Reserve,  Sicherheits-Reservef  allgemeiner  Reserve- 
fonds, Garantiefonds,  Prämien-Erspamiss  u.  s.  w.)  nach  Maassgabe  der  Statuten-Bestim- 
mungen ,  eventuell  der  Generalversammlungs-Beschlüsse  in  den  Rechnungs-Abschluss  auf- 
genommen werden; 

8)  dass  die  Amortisirung  nur  in  Uebereinstimmung  mit  den  Statutenbestimmungen 
vorgenommen  und  in  Ermangelung  solcher  Bestimmungen  auf  die  thunlichste  Verminde- 
rung der  Amortisationsposten  hingewirkt  werde. 

Die  einzelnen  Amortisationsposten  können  nur  dann  als  deckungsfiUiiges  Activum 
anerkannt  werden,  wenn  bei  ihrer  Feststellung  die  Bestimmungen  des  §.  18  Anwendung 
gefunden  haben. 

9)  dass  die  ärztlichen  Kosten  vollständig  in  die  Betriebsauslagen  eingestellt  werden 
und  daher  eine  Amortisation  derselben  nicht  stattfinde; 

10]  dass  in  Betreff  der  Üeberlebens-Assodationen  ihrer  Geschäfte  und  Vermögens- 
theile,  sofern  die  Statuten  nicht  Anderes  bestimmen,  eine  gesonderte  Machweisung  mit 
eigener  Betriebsrechnung  und  in  der  Bilanz  derart  getrennt  stattfinde,  dass  die  Forderung 
der  Associationen  im  Passivum,  dagegen  die  zu  deren  Bedeckung  bestimmten  Vermögens- 
theile  abgesondert  und  detaülirt  im  Activum  ersichtlich  gemacht  werden; 

11)  dass  die  von  der  Vcrsicherungs  •  Anstalt  f&r  die  Besorgung  der  Geschäfte  der 
Ueberlebens-Associationen  bezogenen  Verwaltnngs-Gebfihren  nach  Abzug  der  Agentenpro- 
visionen für  jede  Association  auf  die  ganze  Dauer  derselben  vertheilt  und  sohin  der  auf 
die  späteren  Jahre  entfallende  Antheil  als  Reserve  vorgetragen  werde; 

12)  dass  die  Debitoren  und  Creditoren  der  Gesellschaft  gesondert  ausgewiesen  und 
unter  der  Pos.  „Debitoren"  nur  die  der  Anstalt  aus  dem  statutenmässigen  Geschäftsbe- 
triebe entstandenen  Forderungen  und  zwar  nach  Maassgabe  ihrer  Einbringlichkeit  einge- 
stellt werden; 

13)  dass  die  Forderungen,  welche  der  Anstalt  aus  der  Verrechnung  mit  ihren  Agen- 
ten und  Organen  erwachsen  sind,  abgesondert  ab  „Aussenstände  bei  Agenten'*  aufgeführt 
und  dass  von  denselben^  damit  diese  als  ein  deckungsf&higes  Activum  gelten  können,  die 
entsprechenden  Abschreibungen  vorgenommen  werden; 

14)  dass  die  bei  mehijährigen  Feuerversicherungen  vorkommenden  Verpflichtungs- 
scheine für  spätere  Prämienzahlungen  (Prämienscheine  u.  dgl.)  nicht  in  den  Rechnungs- 
Abschluss  aufgenommen,  sondern  nur  im  Anhang  zur  Bilanz  nachgewiesen  werden. 

IV.     Rechenschaftsbericht 

§.  30.  Im  Interesse  der  Klarstellung  und  um  die  volle  Einsicht  in  den  eigentlichen 
Geschäftsstand  der  Anstalt  zu  bieten,  hat  der  Rechenschaftsbericht  einer  Versicherungs- 
Anstalt  nicht  nur  die  Nachweisungen  der  Gebahrungsergebnisse  (Betriebs-Rechnung)  und 
des  Vermdgensstandes  (Bilanz)  zu  enthalten,  sondern  auch  die  auf  den  Geschäftsumfang 
und  die  Entwickelung  der  Anstalt  Bezug  habenden  statistischen  Daten,  insbesondere  die 
Bewegung  des  Versicherungsstandes  in  den  einzelnen  Zweigen ,  dann  bei  Lebensversiche- 
rungen das  Verhältniss  der  erfahrungsmässigen  gegenüber  der  erwartungsmässigen  Sterb- 
lichkeit, den  Nachweis  der  eingetretenen  Todesfälle  mit  Angabe  der  Versicherungsdauer 
und  Todesursache ,  die  Objecto  und  die  Modalitäten  der  Amortisation  u.  s.  w.  genau  dar- 
zustellen. 

Ausserdem  sind  zur  genaueren  Beurtheilung  der  einzelnen  Posten  des  Rechnungs- 
Abschlusses  entweder  im  Rechenschaftsberichte  selbst  oder  in  besonderen  Beilagen  dessel- 
ben noch  folgende  Nachweisungen  zu  geben: 

1)  über  die  Zinseneinnahme  nach  Anlagearten  der  Capitalien  in  Werthpapieren,  Rea- 
litäten, Hypotheken,  Wechseln,  Darlehen  u.  s.  w. ; 

2)  über  den  Besitz  an  Werthpapieren  mit  Benennnng  der  Effecten,  Stückzahl,  No- 
minal- und  Courswerth; 

3)  über  den  gesellschaftlichen  Realitätenbesitz  mit  Bezeichnung  der  Objecte,  des 
Buchwerthes  und  Lastenstandes  derselben; 

4)  über  die  Hypotheken  mit  Angabe  der  etwaigen  Rückstände  an  Zinsen  und  Ca- 
pital; 

5)  über   den  Stand  der  Amortisationen   mit  Angabe  der  während  der  statutarischen 

27* 
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Amortisationsfrist  in  den  einzelnen  Jahren  entstandenen,  bereits  getilgten  und  noch  rer- 
bleibenden  Amortisationsposten ; 

6)  über  die  erfolgten  Abschreibungen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  vorbehalten ,  aus  erheblichen  Gründen  einzelne  Abwei* 
chnngen  von  den  in  Betreff  des  Rechnungs  -  Abschlusses  und  Rechenschaftsberichtes  ge- 
gebenen Bestimmungen  zu  bewilligen. 

Allgemeine   Bestimmungen. 

§.  31.  Die  Qesellschaften  bleiben  verpflichtet,  den  Organen  der  Staatsaufsicht  jeder- 
zeit alle  Behelfe  und  Aufkliruugen  zu  geben ,  welche  in  Ausübung  des  staatlichen  Auf- 
sichtsrechtes gefordert  werden,  und  ihnen  zu  diesem  Zwecke  die  Einsicht  in  die  Bücher, 
Rechnungen  u.  s.  w.  der  Gesellschaft  jederzeit  zu  gestatten. 

Die  Gesellschaften  haben  jährlich  ihren  Rechnungsabschluss  und  Rechenschaftsbericht 
in  authentischer  Form  im  Wege  der  politischen  Landesstelle  dem  Minbterium  des  Innern 
vorzulegen. 

§.  32.  Beliufs  wirksamer  Ausübung  der  Staatsaufsichst  in  jenen  Fftllen,  in  welchen 
es  sich  um  die  Auflösung  einer  Versicherungsgesellschaft  oder  um  die  Uebertragung  des 
Versicherungsbestandes  in  seiner  Gesammtheit  oder  in  einzelnen  Zweigen  sammt  den 
darauf  bezüglichen  Reserven  etc.  von  einer  Gesellschaft  an  eine  andere  handelt,  haben 
die  Versicherungsgesellschaften  auch  dann,  wenn  in  ihren  Statuten  eine  staatliche  Ge- 
nehmigung nicht  vorbehalten  ist,  die  Modalitäten  der  Auflösung  sowie  die  auf  eine  solche 
Uebertragung  resp.  Uebernahme  bezüglichen  Abmachungen  vor  ihrem  recht&giltägen  Zu- 
standekommen den  Organen  der  Staatsaufsicht  mit  allen  zu  ihrer  Beurtheilung  erforder- 
lichen Behelfen  mitzutheilen ,  und  dürfen  solche  Abmachungen  nur  dann  zur  Ausführung 
gebracht  werden,  wenn  das  Organ  der  Staatsaufsicht  keine  Einsprache  zu  erheben  er- 
klärt hat. 

Bei  Prüfung  dieser  Mittheilungen  ist  zu  beachten,  dass  die  gegenüber  den  Versicher- 
ten zu  Recht  bestehenden  Verpflichtungen  unverkürzt  aufrecht  erhalten  und  sichergestellt 
werden,  dass  im  Falle  der  Auflösung  (Liquidation)  alle  der  Gesellschaft  zu  Gebote  stehen- 
den Hilfsmittel  zur  Sicherstellnng  der  aus  dem  Versicherungsgeschäfte  erwachsenen  künf- 
tigen Verpflichtungen  herangezogen  werden  und  dass  im  Falle  der  in  welch  immer  einer 
Form  beabsichtigten  Uebertragung  resp.  Uebernahme  des  Versicherungsbestandes,  deren 
Ausfuhrung  von  der  Zustimmung  der  Versicherten  abhängig  gemacht  werde,  dass  die  für 
die  Erfüllbarkeit  der  Übertragenen  künftigen  Verpflichtungen  rechnungsmässig  erforder- 
liche Bedeckung  in  ihrem  vollen  ungeschmälerten  Betrage  und  in  vorschriftsmässigen 
Werthen  von  der  übertragenden  Gesellschaft  geleistet,  eventuell  von  der  übernehmenden 
Gesellschaft  ergänzt  werde,  und  dass  endlich  im  Falle  einer  solchen  Ergänzung  oder 
einer  entgeltlichen  Uebernahme  des  Versicherungsbestandes  nachgewiesen  werde,  aus 
welchen  Mitteln  die  Ergänzung  oder  das  Entgelt  geleistet  werden. 

§.  83.  Die  Grundsätze  für  Ausübung  der  staatlichen  Aufsicht  haben  auch  auf  Rück- 
versicherungs-Gesellschaften ,  soweit  es  die  Natur  des  Rückversicherungswesens  gestattet, 
sowie  auch  auf  die  zum  Geschäftsbetriebe  in  Oesterreich  zugelassenen  ausländischen  Ge- 
sellschaften Anwendung  zu  flnden. 

§.  34.  Zu  Zwecken  der  Staatsaufsicht  über  Versicherungs-Anstalten  wird  im  Mini- 
sterium des  Innern  ein  versicherungstechnisches  Bureau  nach  verfassungsmässiger  Be- 
deckung des  damit  verbundenen  Aufwandes  errichtet  und  zur  Berathang  wichtiger  Ver- 
sicherungs  -  Angelegenheiten  die  Einberuftang  eines  aus  Fachmännern  bestehenden  Bei- 
rathes  vorbehalten. 

Formularien  für  den  Rechnungs-Abschluss  von  Versicherungs- 
Anstalten. 

A.     Reine  Lebensv  ersicherungs- Anstalten. 

I.    Betriebs-Rechnung.    (Gewinn-  und  Verlust-Conto.) 

Ausgaben:  1.  Rückversichern ngs-Prämien.  2.  Zahlungen  für  fällige  Versicherungen 
abzüglich  der  Rückversicherungs-Antheile,  und  zwar:  a.  für  Todesfälle,  b.  für  Erlebens- 
fälle, c.  für  Renten,  mit  Trennung  der  wirklich  ausgezahlten  und  reservirten  Fälle. 
8.  Zahlungen  für  zurückgekaufte  Lebensversicherungs-Policen.  4.  Prämien- Reserven  und 
Prämien-Ueberträge  nach  Hauptkategorien  für  Todesfall,  Erlebensfall  und  Reuten  und  mit 
Abzug  der  Rückversicherungs-Antheile.     6.  Aerstliche  Kosten.     6.  Provisionen,  und  zwar : 
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Incasso  •  Provisionen  und  die  diesem  Jahre  rar  Last  fallenden  Abschluss  -  Provisionen. 
7.  Verwaltungskosten  (möglichst  detaillirt).  8.  Steuern  und  Gebühren.  9.  Eventueller 
Coursverlust  auf  Effecten  und  Valuten.  10.  Abschreibungen  an  dubiosen  Posten,  Reali- 
täten,  Inventar  und  event  Gründungs-  und  Einrichtnngskosten.  11.  Gewinn  aus  dem 
Bechnungsjahre. 

EinnaJimen:  1.  Eventueller  Gewinn  •  Uebertrag  aus  dem  Vorjahre.  2.  Pr&mien- Re- 
serven, Prämien-Ueberträge  aus  dem  Vorjahre.  3.  Reserven  für  unerledigte  SterbefiUle. 
4.  Prämien-Einnahme  im  Betriebijahre  (nach  Hauptkategorien  getrennt  für  Todesfall,  Er- 
lebensfall und  Reuten).  5.  Verwaltungs-Einnahmen  von  Associationen  u.  s.  w.  6.  Policen- 
Gebühren.  7.  Zinsen-Einnahmen.  8.  Eventueller  Coursgewinn  auf  Effecten  und  Valuten. 
9.  Sonstige  Einnahmen. 
IL    Bilanz. 

Activum:     1.    Forderung    an    die    Actionäre    für    nicht    eingezahltes    Actiencapital. 

2.  Cassestand  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres.  Disponible  Guthaben  bei  Creditin- 
stituten.  4.  Realitäten  der  Gesellschaft  im  Bruttowerthe.  6.  Werthpapiere  zum  Cours- 
werthe  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres  (detaillirt  mit  besonderer  Ausweisung  der  lau- 
fenden Zinsen).  6.  Wechsel  im  Portefeuille.  7.  Hypothekar-Darlehen.  8.  Darlehen  auf 
Werthpapiere.  9.  Vorschüsse  auf  eigene  Policen.  10.  Diverse  Debitoren.  11.  Guthaben 
bei  Rückversicherungs-Gesellschaften.  12.  Ausstände  bei  Agenten.  18.  Vortrag  der  zu 
amortisirenden  a,  Provisionen,  b.  Organisationskosten.  14.  Werth  des  Inventars,  Agen- 
ten-Materials, der  Drucksorten,  Bibliothek  etc.  nach  erfolgter  Abschreibung. 

Passivum:    1.   Emittirtes   Actiencapital    oder   Gründungsfonds.     2.   Prämien-Reserve. 

3.  Prämien-Ueberträge  nach  Hauptgattungen.  4.  Reserve  für  schwebende  Todesfall-  und 
andere  Versicherungszahlungen.  5.  Hypothekarschulden  auf  den  gesellschaftlichen  Reali- 
täten. 6.  Diverse  Creditoren.  7.  Andere  Passiven  (Special  -  Reserven  u.  s.  w.).  8.  Ge- 
winnst- oder  Capitals-Reservefonds.  9.  Gewinn-Uebertrag  aus  dem  Vorjahre.  10.  Ge- 
winn des  Rechnungsjahres. 

B.     Gemischte  Versicherungs- Gesellschaften. 

I.    Betriebs-Rechnung  (Gewinn-  und  Verlust-Conto). 

Ausgaben:  1.  Rückversicherungs-Prämien:  a.  auf  Feuerversicherung,  b.  auf  Trans- 
portversicherung, c.  auf  Hagelversicherung  u.  s.  w.  2.  Schadenzahlungen  (einschliesslich 
der  Erhebungskosten),  a.  Zahlungen  für  erledigte  Feuerschäden:  ab  Rückersatz  für  die- 
selben. Reservirt  für  schwebende  Feuerschäden  :  ab  Antheil  der  Rückversicherer,  b.  Zah- 
lungen für  erledigte  Transportschäden:  ab  Rückersatz  für  dieselben.  Reservirt  für 
schwebende  Transportschäden:  ab  Antheil  der  Rückversicherer,  c.  Zahlungen  für  er- 
ledigte Hagelschäden:  ab  Rückersatz  für  dieselben.  Reservirt  für  schwebende  Hagelschä- 
den :  ab  Antheil  der  Rückversicherer  u.  s.  w.  8.  Baar-Prämien-Reserve  für  laufende  Ver- 
sicherungen abzüglich  der  entfallenden  Kosten :  a.  auf  Feuerversicherung :  ab  Rückver- 
sicherung; b.  auf  Transportversicheruug:  ab  Rückversicherung;  c.  event.  auf  Hagelver- 
sicherung :  ab  Rückversicherung  u.  s.  w.  4.  Provisionen  für  a.  Feuerversicherung,  b.  Trans- 
portversicherung,  c.  Hagelversicherung  u.  s.  w.  5.  Verwaltungskosten  exclusive  des  An- 
theiles  der  Lebensversicherung  (möglichst  detaillirt).  6.  Steuern  und  Gebühren.  7.  Even- 
tueller Coursverlust  an  Effecten  und  Valuten.  8.  Abschreibungen  von  dubiosen  Posten, 
Realitäten,  Inventar,  eventuell  Gründungs-  und  Einrichtnngskosten.  9.  Gesammtgewinn 
ans  dem  Rechnung^ahre ,  und  zwar :  a.  Gewinn  der  Feuer- ,  Transport- ,  Hagel- ,  event. 
anderer  Versicherungen,  b.  Gkwinn  der  Lebensversicherung,  c.  Gewinn-Uebertrag  aus 
dem  Vorjahre. 

Einnahmen:  1.  Gewinn-Uebertrag  aus  dem  Vorjahre.  2.  Prämien-Reserve  aus  dem 
Vorjahre,  und  zwar:  a.  für  Feuerversicherung:  ab  Rückversicherung;  b.  für  Transport- 
versicherung: ab  Rückversicherung;  c.  für  Hagelversicherung:  ab  Rückversicherung  u.  s.  w. 
3-  Reserve  für  unerledigte  Schäden  abzüglich  des  Antheiles  der  Rückversicherer,  und 
zwar :  a.  Feuerschäden ,  b.  Transportschäden ,  c.  Hagelschäden  u.  s.  w.  4.  Prämien-Ein- 
nahme abzüglich  der  Storni  und  sonstiger  Rückvergütungen:  a.  für  Feuerversicherung, 
b.  für  Transportversicherung ,  c  für  Hagelversicherung  u.  s.  w.  5.  Policengebühren. 
6.  Zinsen -Einnahme  exclusive  des  Antheiles  der  Lebensversicherung.  7.  Eventueller 
Coursgewinn  auf  Effecten  und  Valuten.  8.  Sonstige  Einnahmen.  9.  Gkwinn  der  Lebens- 
versicherung laut  Special- Abschluss  (Betriebs-Rechnung). 

II.    Bilanz. 

Activum.     1.   Forderungen   an   die  Actiouaire  für   nicht   eingciahltes   Actiencapital. 
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2.  Gassestand  am  Schlosse  des  Rechnungsjahres.  3.  Disponible  Oathaben  bei  Creditin- 
stitnten.  4.  Realitäten  der  Gksellschaft  im  Bnittowerthe.  5.  Werthpapiere  mm  Cours* 
werthe  am  Schlosse  des  Rechuong^ahres ,  detaillirt,  mit  besonderer  Aoswebung  der  lan- 
fendcn  Zinsen.  6.  Wechsel  im  Portefeoille.  7.  Hypothekar-Darlehen.  8.  Darlehen  auf 
Werthpapiere.  9.  Vorschüsse  aof  Lebensyersicherongs- Policen.  10.  Diverse  Debitoren. 
11.  Gothaben  bei  Rockversicherongs  -  Gesellschaften.  12.  Gothaben  bei  Agenten:  for 
Lebensversicherong,  für  andere  Versicheroogs-Branchen.  18.  Vortrag  der  so  amortisiren- 
den  a.  Provisionen  der  Lebensversicherong,  b.  Organisationskosten.  14.  Werth  des  Inven- 
tars, Agenten  -  Materials ,  der  Drucksorten,  Bibliothek  etc.  nach  erfolgter  Abschreibung. 

Passivom.  1.  Emittirtes  Actiencapital  oder  Gründongsfonds.  2.  Prämien  •  Reserve 
abzüglich  Rückversicherung:  a.  Feoerversicherong,  b.  Transportversicherong,  c  eventoell 
Hagel-  oder  andere  Versicherongs-Branchen ,  d.  Lebensversicherong.  3.  Prämien-Ueber- 
träge  der  Lebensversicherong.  4.  Reserven  für  schwebende  Schäden  abzüglich  des  An- 
theiles  der  Rückversicherer:  a.  Feoerversicherong,  b.  Transportversicherung,  c.  eventuell 
Hagel-  oder  andere  Versicherongs- Branchen,  d.  Lebensversicherung.  5.  Hypothekar- 
schulden  auf  gesellschaftlichen  Realitäten.  6.  Diverse  Creditoren.  7.  Andere  Passiven 
(für  Specialreserven  etc.).  8.  Gewinnst -Reservefonds.  9.  Gewinn -Uebertrag  aus  dem 
Vorjahre.     10.  Gewinn  des  Reohnungijahres. 

Taaffe  m.  p.       Streit  m.  p.      Kremer  m.  p.       Duni^^^s^  ^^  P- 


IX. 
Der  Abändenmgs-Entworf  zur  österreiohiBOhen  Gtowerbe-Ordnung. 

(Nach  den  Beschlüssen  des  Gewerbegesetz -Ausschusses  des  österr.  Abgeordnetenhauses.) 

Bespr.  von  Dr.  Eduard  Popper. 

Durch  das  Gesetz  vom  20.  December  1859  wurde  der  Betrieb  der  Ge- 
werbe, mit  einzelnen  aus  Öfifentlichen  Kücksichten  für  geboten  erachteten 
Ausnahmen,  in  Oesterreich  freigegeben.  Dies  Gesetz  ist  seit  seiner  Ein- 
führung Gegenstand  fortgesetzter  Aenderungs-Bestrebungen.  Nicht  aber  ge- 
gen die  Regel,  nicht  gegen  die  Gewerbefreiheit,  sondern  gegen  deren  Aus- 
nahmen, gegen  das  für  einzelne  Gewerbe  beibehaltene  Concessionswesen, 
richteten  sich  bis  in  die  letzten  Jahre  jene  Angriffe,  vornehmlich  aber 
auch  gegen  die  im  Gesetze  auferlegte  Zugehörigkeit  der  Gewerbstätigen 
(der  Unternehmer  als  „Mitglieder'%  der  Gehilfen  und  Lehrlinge  als  „An- 
gehörige'') zu  einer,  die  Beflissenen  gleicher  oder  verwandter  Gewerbe 
innerhalb  einer  Gemeinde  oder  in  nachbarlichen  Gemeinden  vereinigenden 
Genossenschaft  (Zwangsgenosseuschaft).  Es  galt  bisher  als  Aufgabe,  die 
wirtschaftlichen  Einzelkräfte  von  jedem  gesetzlichen  Bande,  aber  auch 
Verbände,  frei  zu  machen.  Diese  gewerbe- politische  Strömung,  welche 
auch  in  den  Gesetz-Entwürfen  aus  den  J.  1862,  1874  und  1877  Ausdruck 
gefunden  hat,  wurde  in  neuerer  Zeit  durch  eine  andere,  die  entgegenge- 
setzte, abgelöst  und  verdrängt.  —  Der  Kleingewerbsmann  (richtiger:  der 
Handwerker),  betreffs  der  Erzeugung  besonders  nach  Menge,  nicht  selten 
aber  auch  Güte  vom  Grossbetriebe  weit  übertreffen,  hinsichtlich  des  Ab- 
satzes (Kundschaft)  grossenteils  vom  Handel  abhängig  geworden,  hin- 
sichtlich der  Preise  seiner  Waaren  aber  von  Beiden,  sowol  vom  Grossbe- 
trieb als  auch  vom  Handel  (als  dem  Besteller  und  Abnehmer)  gedrückt, 
erblickt  auch  in  Oesterreich  vielfach  in  der  Einschränkung  der  Mitwer- 
bung sein  Heil  oder  doch  Besserstellung.     Erfordernis  eines  Befahigungs- 
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nachweises  zum  Gewerbsantritt  und  Handhabung  dieser  Yorschrift  durch 
je  gewerblich  und  räumlich  gesonderte,  auch  anderweitige  gemeinsame 
Angelegenheiten  wahrnehmende  Zwangsgemeinschaften  (obligatorische  In- 
nungen)  stehen  auch  in  Oesterreich  obenan  auf  der  Wunsch-  und  Eorde- 
rungsliste  der  Kleingewerbtreibenden.  Die  politische  Machtverschiebung 
im  Beichsrate,  angesichts  welcher  die  in  die  Minderheit  yersetzten  libera- 
len Volksvertreter  bemüssigt  sind,  mit  den  Stimmen  und  Stimmungen  des 
Kerns  der  städtischen  Bevölkerungen  ernstlich  zu  rechnen,  aus  deren  Wah- 
len sie  hervorgegangen  sind,  mehr  noch  die  dem  Liberalismus  auch  in 
seiner  besondem  Erscheinungsform,  dem  Wirtschaftsliberalismus ,  gegne- 
rische Parlaments-Mehrheit  sind  diesen  Ansprüchen  günstig.  Zudem  hat 
die  öffentlich-rechtliche  Bedeutung  des  Eleingewerbsmannes  durch  die  von 
beiden  Häusern  des  Beichsrats  beschlossene  und  der  Sanction  durch  die 
Krone  harrende  Verleihung  des  Beichsratswahlrechts  an  die  Fünf-Gnlden- 
Steuerträger  erheblichen  Zuwachs  gewonnen.  Der  Kleingewerbsmann  ist 
eine  vielumworbene  politische  Machtgrösse  geworden;  seine  Forderungen 
sind  der  Berücksichtigung  und  —  wie  es  scheint  —  meist  auch  ihrer  Verwirk- 
lichung sicher.  —  Im  nahen  Hintergrunde  der  Bühne  aber  lagert  warnend, 
drohend,  schreckend  die  moderne  Sphinx,  die  Arbeiterfrage.  Die  Arbei- 
terschaft Oesterreichs  —  bisher,  sei's  im  Parlament,  sei's  ausserhalb,  ohne 
irgend  welche  gesetzliche  Vertretung  —  pocht  sehr  vernehmlich  an  die 
ihr  verschlossenen  Pforten  des  Volkshauses.  Nicht  so  sehr  auf  Wahl- 
rechte und  Parlamentsitze,  diese  derzeit  vorwiegend  als  circenses  erachte- 
ten Genüsse  und  Güter,  geht  ihr  Buf,  als  vielmehr  auf  unmittelbar  (oder 
doch  weniger  mittelbar)  sachliche  Besserstellung  im  Gesetzgebungswege. 
Panem,  gesicherten,  gemehrten  und  gebesserten  Lebensunterhalt!  Nicht 
verkannt  soll  jedoch  werden,  dass  in  der  Arbeiterbewegung  Oesterreichs 
auch  ein  tieferer  sittlicher  Gehalt  kräftig  hervortritt:  das  Verlangen  nach 
staatlicher  Sorge  für  ausgiebigen  Volksschul-,  aber  auch  gewerblichen  Un- 
terricht, dann  das  Verlangen  nach  Versorgung  der  Arbeitsunfähigen.  Li 
den  Besolutionen  und  Petitionen  der  Arbeiterschaft  findet  die  von  der 
antiliberalen  Mehrheit  des  Abgeordnetenhauses  angestrebte  Herabsetzung 
der  8jährigen  Schulpflicht  auf  eine  6jährige  entschiedenste  Zurückweisung, 
dagegen  das  Verlangen  nach  Lehrwerkstätten  und  überhaupt  staatlichem 
Beru&unterricht  oft  wiederholten  Ausdruck. 

Die  Fragen  der  Gewerbegesetzgebung  sind  in  hervorragendem  Maasse 
sociale  Fragen.  Und  hier  ist  zu  erinnern,  dass  in  dem  grossen  Massen- 
bestande  von  Fragen,  welchen  man  mit  dem  Einen  Worte :  „Sociale  Frage" 
zu  bezeichnen  pflegt,  zwei  Gebiete  als  integrirende  und  zwar  insbesondere 
gesetzgeberisch  nicht  wol  trennbare  Bestandteile  sich  erweisen:  einerseits 
kulturelle  (das  ist  wirtschaftliche,  sittliche  und  intellectuelle)  Hebung  der 
untern  Volksschichten,  anderseits  Bewahrung  der  mittlem  (und  der  obem) 
vor  dem  Herabsinken  von  ihrem  kulturellen  Lebensstande.  —  Es  sei  ge- 
stattet, unter  Festhaltung  dieser  Doppelaufgabe  jeder  Socialgesetzgebung 
nunmehr  die  wesentlichen  Bestimmungen  des  Abänderungs-Entwurfs  zur 
Gew.-O.  vom  J.  1859,  wie  solchen  der  Gewerbegesetz  -  Ausschuss  des 
österr.  Abgeordnetenhauses  nach  mehrjähriger  Tätigkeit  in  der  Sitzung 
vom  23.  Mai  1882  mit  Stimmenmehrheit  endgiltig  festgesetzt  hat,    einer 
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timlichBt  gedräng^n,  stellenweise  kritisch  glossirenden  DarsteUnng  zu 
unterziehen.  Die  in  verwandter  Weise  in  Flnss  befindliche  G^werbegesetz- 
Reform  im  deutschen  Reiche  möge  auch  den  nicht-österreichischen  Leser 
dem  an  dieser  Stelle  unternommenen  Versuche  geneigt  machen. 

Der  österr.  Gewerbegesetz-Ausschuss  beabsichtigt  laut  seines  auf  den 
24.  Mai  1882  zurückdatirten  Nachtragsberiohts ,  die  in  der  Sitzung  des 
deutschen  Reichstags  vom  4.  März  1878  vom  Vorsitzenden  des  Reichs- 
kanzler-Amts belobte  ,yMethode  des  schrittweisen  Vorgehens  in  der  Wei- 
terbildung unseres  Gewerberechtes''  zu  bewahrheiten.  In  Veifolg  dessen 
werden  —  unter  Aufrechtbelassung  der  den  Marktverkehr,  das  gewerb- 
liche HilfiBpersonal ,  die  Uebertretungen  und  Strafen,  die  Behörden  und 
das  Verfahren,  dann  die  Arbeitsbücher  betreffenden  Hauptstucke  5,  6,  8, 
9  und  Anhang  der  Gewerbe-Ordnung  yom  J.  1859  —  lediglich  behandelt 
als  Hauptstück     I:  Die  Einteilung  der  C^ewerbe; 

II:  Die  Bedingungen  des  selbständigen  Gewerbebetriebs; 
UI:  Das  Erfordernis  einer  Genehmigung  der  Betriebs- 
anlage bei  einzehien  C^ewerben; 
IV:  Umfang  und  Ausübung  der  Gewerberechte; 
yy  VIT:  Genossenschaften. 
Das  erste  Hauptstück  gliedert  (§.  1)  die  Gewerbe  in  a)  freie,  b)  con- 
cessionirte  und  c)  handwerksmässige.  Als  concessionirte  werden  jene 
bezeichnet,  bei  denen  öffentliche  Rücksichten  die  Nothwendigkeit  begründen, 
die  Gestattung  der  Ausübung  derselben  von  einer  besondem  Bewilligung 
abhängig  zu  machen.  Als  handwerksmässige  haben  jene  zu  gelten, 
bei  denen  es  sich  um  Fertigkeiten  handelt,  welche  die  Ausbildung  im 
Gewerbe  durch  Erlernung  und  längere  Verwendung  in  demselben  erfordern 
und  für  welche  diese  Ausbildung  in  der  Regel  ausreicht  Handelsgewerbe 
(i.  eng.  S.)  und  fabriksmässig  betriebene  Unternehmungen  werden  von  der 
Einreihung  unter  die  handwerksmässigen  Gewerbe  ausgenommen.  Die 
nicht  als  concessionirte  oder  handwerksmässige  erklärten  Gewerbe  sind 
freie  Gewerbe.  Der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  hat  jene  Gewerbe  im  Verordnungswege  zu  bezeichnen,  welche 
als  handwerksmässige  anzusehen  sind,  wie  auch  im  Zweifel  zu  entscheiden, 
ob  ein  gewerbliches  Unternehmen  als  ein  fabriksmässig  betriebenes,  bezw. 
als  Hundeisgewerbe  i.  eng.  S.  anzusehen  sei.  —  Damit  ist  die  Aufgabe 
der  bisher  yergebens  gesuchten,  auch  kaum  jemals  genau  erlangbaren  Ab- 
grenzung Ton  Handwerk  und  Fabrik  von  den  Schultern  der  Gesetzesyer- 
fasser  weg  auf  die  der  Verwaltung  gelegt  Vermag  aber  die  Verwaltung 
diese  bisher  in  Leben  und  Lehre  gleichermaassen  als  unlösbar  erachtete 
und,  wie  es  scheint,  mit  der  stetigen  Vervollkommnung  und  zugleich  Aus- 
breitung der  Technik  immer  schwieriger  werdende  Aufgabe  zur  Befriedi- 
gung zu  lösen?  Es  dürfte  zu  bezweifeln  sein.  Der  Nachtragsbericht  des 
Ausschusses  enthält  hierüber  Folgendes:  „Es  findet  die  Dreitheilung  der 
Gewerbe  ihre  Begründung  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen,  welche  im 
Gesetze  Ausdruck  und  Berücksichtigung  finden  müssen,  wenn  es  auch 
noch  keiner  Gesetzgebung  gelungen  ist,  für  „Handwerk**  oder  „Fabrik'^, 
ja  nicht  einmal  für  den  B^riff  des  „Gewerbes'*  eine  denselben  vollkom- 
men deckende  Definition   zu  geben  ....     Handwerker  bt   in  technischer 
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Beziehung  derjenige  Gewerbetreibende,  welcher  als  technigeher  Vorarbeiter 
die  ganze  Geschäftsleitung  seines  Unternehmens  in  sich  vereinigt,  in  wirt- 
schaftlicher Beziehung  derjenige  Gewerbsunternehmer,  dessen  aus  dieser 
technischen  Tätigkeit  hervorgehender  Arbeitsgewinn  d^  wesentlichen  Theil 
seines  Geschäftseinkommens  bildet;  in  socialer  Beziehung  derjenige,  der 
es  auf  der  Stufenleiter  des  Lehrlings  und  Gesellen  zum  selbständigen  Un- 
ternehmer, Meister  gebracht,  mag  er  als  solcher  mit  oder  ohne  Gesellen 
arbeiten.  Der  Executive  muss  es  überlassen  bleiben,  die  Einreichung  der 
Gewerbe  in  diese  Kategorien  und  notwendige  Aenderungen  von  Fall  zu 
Fall  zu  verfügen."  (8.  5). 

Laut  des  zweiten  Hauptstücks  wird  zum  selbständigen  Betriebe 
überhaupt  eines  oder  mehrerer  Gewerbe  in  der  Kegel  Berechtigung 
zur  selbständigen  Verwaltung  des  eigenen  Vermögens  erfordert;  das  Ge- 
schlecht macht  hierbei  keinen  Unterschied.  Ausgeschlossen  sind  Jene,  die 
vermöge  bestimmter  strafbarer  Handlungen  die  Besorgnis  des  Misbrauchs 
begründen.  Bei  freien  Gewerben  bedarf  es  nebstdem  vorheriger  Anmel- 
dung bei  der  Gewerbs-  (d.  i.  politischen  Bezirks-)  Behörde  (§§.  2,  5,  9,  1 1). 
Als  concessionirte  Gewerbe  benennt  §.  14  folgende  Unternehmungen: 

I)  mechanische  oder  chemische  Vervielfältigung  literarischer  oder  artistischer 
Erzeugnisse  oder  Handel  mit  denselben;  2)  Bücher-Leihanstalten  und  Lese- 
cabinete;  3)  periodische  Fersonentransporte ;  4)  Bereithaltung  von  Perso- 
nen-Transportmitteln an  öffentlichen  Orten  zu  Jedermanns  Gebrauche  oder 
von  persönlichen  Diensten;  5)  Schifffahrt  auf  Binnenwässern;  6)  das  Ge- 
werbe der  Bau-,  Brunnen-,  Steinmetz-,  Maurer-,  Zimmer-  und  Dachdeckcr- 
meister;  7)  das  Rauchfangkohrer  - ,  8)  das  Canalräumer-  und  9)  das  Ab- 
decker-Gewerbe ;  1 0)  Verfertigung  und  Verkauf  von  Waffen  und  Munition ; 

II)  dann  von  Feuerwerk-  und  Sprengstoffen;  12)  das  Trödler-  und  13)  das 
Ffandleiher-Gewerbe ;  14)  Bereitung  oder  Vertrieb  von  Giften,  Arzneien 
und  künstlichen  Mineralwässern;  15)  die  Gast-  und  Schankgewerbc  [und 
zwar  laut  §.15  einzeln  oder  verbunden:  Fremdenbeherbergung  (a),  Ver- 
abreichung von  Speisen  (b)  oder  von  warmen  Getränken  und  von  Er- 
frischungen (f),  Ausschank  (das  ist  A'erabreichung  an  Sitz-  und  Stehgäste, 
oder  über  die  Gasse  in  unverschlossenen  Gefassen)  von  Bier,  Wein  und 
Obstwein  (c)  oder  von  Kunst-  und  Halbweinen  (e),  Ausschank  oder  Klein- 
vertrieb von  gebrannten  geistigen  Getränken  (d),  Haltung  erlaubter  Spiele 
(£^)]i  1^)  Erzeugung,  Verkauf  (und  Ausschank)  von  Kunst-  und  Halb- 
weinen; 17)  Ausführung  von  Gasrohrleitungen,  Beleuchtungseinrichtungen 
und  Wassereinleitungen;  18)  Dampfkessel-Erzeugung;  19)  Spielkarten -Er- 
zeugung; 20)  Hufbeschlag;  21)  Vertilgung  von  Ratten.  Mäusen,  schäd- 
lichen Insecten  u.  dgl.  durch  gifthaltige  Mittel.  Zu  jeder  Concessions-Er- 
teilung  ist  Verlässlichkeit  hinsichtlich  des  betreffenden  Gewerbes  und  bei 
den  im  §.  14,  Punkt  1,  2,  5—8,  10,  11,  14,  17,  18,  20  und  21  benann- 
ten eine  besondere,  vcrordnungsmäfsig  nachweisbare  Befähigung  erforder- 
lich. Bei  Verleihung  der  im  §.  14,  Punkt  1—4,  7,  9,  12,  13,  15  und 
16  erwähnten  Gewerbe  ist  überdies  auf  die  Localverhältnisse  Bedacht  zu 
nehmen  und  die  Verleihung  der  im  §.  14  aufgeführten  Gewerbe  ist  über- 
haupt davon  abhängig,  dass  kein  sicherheits- ,  sittlichkeits- ,  gesundheits-, 
feuer-  oder  verkehrs-polizeiliches  Bedenken  obwaltet  (§.  22). 
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BeKüßlich  Zulassung  zu  oinem  Gast-  oder  Schankgewörbe  wwfl 
besondere  VerläsBlichbeit  und  Cnbeech ölten h ei t  orfordert  und,  unter  Aa- 
honiug  der  übordies  recursberechtigteD  (>enieinde,  das  Bedürfnis  der  Be- 
TülkerUDg,  Eiguung-des  Loools  und  Thunliobkeit  polizeilicher  Deberwacbuog 
berück sichti gl  (.§.  17).  Eine  und  dieselbe  PerBon  darf  in  einet  und  der- 
bclbeu  Ortschaft  bohufs  Ausschanks  und  EieinTerscbteisBee  gebrannter  gei- 
itliger  (letrünke  nur  Eine,  behufs  der  Übrigen  Gast-  und  Schonkge werbe 
liöuhstona  zwei  Concessionen  erwerben,  pachten  oder  als  StellTertreler 
betreiben  {§.  18).  Uebertragung  eines  Ausschanks  oder  KleinTerschleieaea 
geistiger  (jetriinke  oder  von  KaJI'eeBchünkeii  in  eine  andere  Käumlichkeit 
derselben  Ortschaft  erhuiacht  gew  erbe  behördliche  Genehmigung  (§.  19). 
PrcBsgowerbe  dürfen  in  der  Kegel  nur  an  Sitzen  politischer  Bezirk&be- 
horden  errichtet  werden  (§.  2ü).  Der  Handeleini  nister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern  darf  allgemein  oder  Tür  bestimmte  Bezirke 
im  Vorordnungswege  sowohl  andere  als  die  oben  (§.  14)  benannten  Gewerbe 
an  eiue  Concession  binden,  als  auch  bisher  concossionirte  Gewerbe  rom 
Erfordernia  der  Concession  entbinden  (§,  23),  Zum  Antritt  haudworks- 
müsisiger  Gewerbe  wird  durch  §.  24  uin  Beftihigungs-Nacbweis  erfordert, 
welcher  durch  das  Lebrzcugoie  und  ein  Arbeitazeugnis  über  eine  mehr- 
jährige —  hinsichtlich  der  Dauer  im  Yerordnungswege  zu  regelnde  — 
Verwendung  als  Gehilfe  in  demselben  Gewerbe  erbracht  wird.  Das  Lehr- 
uud  auch  das  Arboilszeugnis  ist  in  Gemeinden,  in  welchen  eine  tienossen- 
eubaft  für  daa  betretfeode  Gewerbe  besteht,  vou  dem  UcnoaseascbaftsTor- 
steher  und  dem  Gemeindevorsteher,  andernorts  von  dem  Letztem  zu  be- 
sliitigon.  Diese  Beluhigungs-Nach weise  kann  ein  Zeugnis  über  den  er- 
folgreiaheu  Besuch  einer  gewerblich- praktischen  Fach- Lehranstalt  erseUten 
und  behufs  Uebergangs  zu  einem  verwandten  Gewerbe  oder  bohufs  gleich- 
zeitigen Betriebs  verwandter  Gewerbe  die  politische  Landesbehörde  Hund- 
wurksinhaberu  erlassen.  Diese  Behörde  vermag  überdies  von  der  Bei- 
bringung des  Lehrzeuguisses  ausuahmsweiBo  zu  outbinden.  Behufs  eine« 
gcmoiniglich  von  Frauen  betriebenen  Handwerks  kann  von  Frauensperso- 
nen der  BefahigungB -Nachweis  auch  in  anderer,  und  zwar  freier  gewerba- 
behöidlichor  Würdigung  überlassenur  Weise  erfolgen.  —  Die  Anforderung 
eines  Berahigungs  -  Nachweises  für  nicht  -conoesaionlrte  Gewerbe  ist  ein 
durohgreilondor  Bruch  mit  der  bisherigen  und  der  Kernpunkt  der  neu- 
bcabsichtigteu  Gowerbcgcsetzgebung.  Der  Nachtrags  -  Bericht  äussert  eiub 
hierüber  (S.  S):  „Ebenso  notwendig  als  bei  den  oonaessionirton  Gewerben 
stellt  sich  die  l'Tbringung  eineB  Befahl gungs- Nachweises  beim  Handwerk  dar. 
Duraelbe  ist  —  richtig  aufgefasst  —  weit  weniger  eine  Schranke,  welche 
den  Zutritt  zum  Gewerbe  erschwert  und  die  Möglichkeit  des  Erwerbes  ein- 
engt, als  ein  höchBt  notwendiger  Schutz  der  redlichen  Arbeit  und  der  be- 
stehenden Gewerb sbotriebe  gegen  Concurrenz  und  Sehleuderproductioo, 
ein  Schutz  gegen  Unorfahrenheit,  ungenügendes  Eüanen  und  Vermögen, 
sowie  Leichtsinn  beim  Antritt  des  Gewerbes,  sowie  ein  Schutz  der  Con- 
sumenten,  der  Käufer  vor  unsolider  Wuare  (:).  Der  Betohigungs- Nach- 
weis schützt  also  sowohl  die  Froduction  als  Consumtion."  Bemerkenswert  | 
ist,  dass  der  Kutwurf  das  Verlangen  zahlreicher  Wortführer  des  Hand-i 
werkorslandes,  es  sei  der  Antritt  eines  Handwerks  auch  von  einer  Uaister^l 


KationAMkonomUohd  GesetifgebilDg.  409 

prüfung  abhängig  zu  machen,  unbefriedigt  gelassen  hat  Eine  kaum  ge- 
ringere Erschwerung  liegt  aber  in  der  Anforderung  eines  Lehrzeugnisses 
und  mehrjähriger  Verwendung  als  Gehilfe;  denn  hiedurch  sind  Jene,  welche 
nicht  im  Handwerk,  sondern  im  Fabriksbetriebe  die  gewerbliche  Schulung 
und  Uebung  erlangt  haben,  bei  Mangel  der  Mittel  zum  selbständigen 
Fabriksbetriebe  von  der  Selbständigwerdung  geradezu  ausgeschlossen.  Si- 
cherlich ist  es  anerkennenswert,  wenn  die  Gfesetzgebung  für  Aufrechter- 
haltung des,  grossenteils  aus  Handwerkern  und  Kleingewerbtreibenden  be- 
stehenden Mittelstandes  Sorge  trägt,  misslich,  ja  verderblich  aber,  wenn 
diese  Sorgfalt  sich  im  Wege  der  Verhinderung  der  „aufsteigenden  Klassen- 
bewegung'' zum  Nachteil  der  breiten  Unterschichten  betätigt.  Der  Klein- 
gewerbsmann  vermag  übrigens  den  Wettbewerb  mit  dem  Qrossbetrieb  kaum 
anders  als  durch  Herübemahme  der  machinellen  und  tunlichst  auch  der 
übrigen  Vorteile  desselben  zu  bestehen;  zu  diesen  gehört  in  hohem  Maasse 
die  Arbeitsgliederung.  So  liegt  denn  die  Erhaltung  und  das  Gedeihen 
des  Kleingewerbtreibenden  wesentlich  mit  in  der  Specialisirung  seiner  Un- 
ternehmung, in  der  in-  und  extensiven  Erzeugung  vorwiegend  einzelner 
Arten  von  Waaren.  Durch  machinellen  und  arbeitsteiligen  Betrieb  tritt 
aber  das  Handwerk  mehr  und  mehr  dem  Fabriksbetriebe  näher  und  die 
im  Nachtragsberichte  (S.  5)  als  technisches  Kennzeichen  des  Handwerks 
bezeichnete  Fähigkeit,  „als  technischer  Vorarbeiter  die  ganze  Geschäfts- 
leitung seines  Unternehmens  in  sich  zu  vereinigen'',  kann  für  specialisirte 
Kleingewerbe  unleugbar  auch  anders  als  im  Handwerk  durch  Lehrzeit 
und  mehrjährige  Gehilfenthäljigkeit  und  sicherlich  auch  in  Fabriken  er- 
worben werden. 

Dem  dritten  Hauptstück  zufolge  ist,  nach  beschleunigter  Prüfung 
der  in  Frage  kommenden  Uebelstände,  behördliche  Genehmigung  für  die 
Betriebsanlagen  all  jener  Gfewerbe  vor  deren  Errichtung  nötig,  welche 
mit  besonderen,  für  den  Gewerbsbetrieb  angelegten  Feuerstätten,  Dampf- 
maschinen, sonstigen  Motoren  oder  Wasserwerken  betrieben  werden,  oder 
welche  durch  gesundheitsschädliche  Einflüsse,  durch  die  Sicherheit  be- 
drohende Betriebsarten,  durch  üblen  Geruch  oder  ungewöhnliches  Geräusch 
die  Nachbarschaft  zu  gefährden  oder  zu  belästigen  geeignet  sind  (§.  25). 
§.27  enthält  ein  durch  Verordnung  des  Handelsministeriums  abänderba- 
res Verzeichnis  von  Gewerben,  deren  Betriebsanlagen  ein  besonderes  edic- 
tales  und  commissionelles  Verfahren  voraussetzen;  Einwendungen  aus  Fri- 
vatrechtstiteln,  deren  gütliche  Beilegung  bei  der  Verhandlung  nicht  gelun- 
gen ist ,  sind  auf  den  Rechtsweg  zu  verweisen  (§.  30).  Wird  der  Betrieb 
einer  Anlage  nicht  binnen  Jahresfrist  nach  ihrer  Genehmigung  begonnen 
oder  durch  mehr  als  3  Jahre  unterbrochen,  so  erlischt  die  Genehmigung; 
diese  Fristen  sind  aus  rücksichtswürdigen  Gründen  erstreckbar  (§.  34). 
Die  Laudesbehörde  kann  für  solche  Orte,  in  welchen  zureichende  öffent- 
liche Schlachthäuser  vorhanden  sind,  auf  Antrag  der  Gemeinde  die  fernere 
Benutzung  bestehender  und  die  Anlage  neuer  Schlachthäuser  untersagen 
und  hat  die  betreffenden  Gebühren tarife  zu  genehmigen  (§.  35). 

Das  vierte  Hauptstück  regelt  Umfang  und  Ausübung  der  Gewerbe 
wie  folgt:  Jeder  Gewerbtreibende  hat  laut  §.37  das  Eecht,  alle  zur  voll- 
kommenen Herstellung  seiner  Erzeugnisse  nötigen  Arbeiten  zu  vereinigen 
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und  die  hieKU  erforderlichen  HilfBarbeitor  auoh  anderer  Gewerbe  zn  halteat 
bei  hEtndwerkninäesigeD  Geworben  bezieht  sioh  dies  jedoch  nioht  auf  Lehr- 
linge undiirer  Gewerbe.  Jene,  welche  freie  oder  handworkemÖABigo  Ge- 
werbe betreiben,  können  in  der  Gemeinde  ihres  Standorts  gegen  Anmel- 
dung bei  der  Gewerbebeborde  eowol  mehrere  feete  Betriebsetatten  (^'ork- 
etättcn  oder  Verkaufslocale)  halten,  als  dieeelben  oa  einen  andern  Stand- 
ort Terlcgen.  Verlegung  eines  eine  feste  Betricbstatte  bedingenden  cod- 
ceHBionirten  Gewerbes  an  einen  andern  Standort  in  derselben  Gemeinde 
oder  in  demselben  tiewerbobezirk  erheischt  gewerbebehördliche  Genehmi- 
gung (§.  39).  Zur  Errichtung  von  Zweigetablissements  oder  Niederlagen 
ausserhalb  der  Gemeinde  seines  Standorte  bedarf  jeder  Gewerbtreibeni' 
der  Anmeldung  bei  der  Gewerbsbebörde ,  bei  coDcesstonirten  Gewerl 
aber  einer  eigenen  Couccssion  (§.  40).  Die  Gew  erbtreiben  den 
auch  ausserhalb  der  Gemeinde  ihreB  Standorts  die  Artikel  ihres  Oewerbi 
überallhin  bei  Gewerbsleuten,  die  aolohe  Erzeugnisse  führen  dürfen 
Comnjissiou  geben,  auf  ijestellung  liefern  und  bestellte  Arbeiten  überall 
verrichl.eu;  (doch  dürfen  die  GemeiDdevertretnngen  grösserer  Städte  für 
die  Ausübung  des  Bauohfaugkehrer-  und  des  Canalrtiumer-Gewerbee  räum- 
liche Abgrenzungen  festsetzen)  (§.  41).  Bei  allen  Gewerben  ist  die  Ueber- 
BiedeluDg  in  den  Bezirk  einer  andern  Gewerbsbehorde  als  die  Begründung 
eines  neuen  Gewerbes  anzusehen,  ohne  dnss  jedoch  der  bei  einigen  Go- 
wurben  Torgeschri ebene  Nachweis  der  sachlichen  Befähigung  von  Neaem 
zu  fordern  ist  {§.  42),  Die  Gewerbetreibenden  sind  verpflichtet,  sich  einer 
entsprochen  den  äussern  Bezeichnung  auf  ihren  festen  Betricbetätt«n  oder 
ihren  Wohuungen  zu  bedienen  {§.  43).  Wenn  ein  Gewerbetreibender 
UuüHern  Bezeichnung  seiner  Betriebsstätte  oder  Wohnung,  sowie  in  Cir«i 
larien,  öffuullichen  Ankündigungen  oder  Preiaconrants  den  Namen, 
Pirma,  das  Wappen  oder  die  besondere  Bezeichnun};  des  EtablissemcnU' 
uines  andern  (inländischen,  bei  staatlicher  Reciprocität  auch  einea  auslän- 
diachen)  Unlernthmers  widerrechtlich  sich  aneignet  oder  gleicherweise  die 
Gegenstände  seines  Gewerbebetriebs  fälschlich  als  aus  einer  andern  Be- 
triebsstätte hervorgegangen  bezeichnet,  kann  der  Verletzte  bei  der  Ge- 
werbsbehorde auf  Einstellung  des  fernem  Gebrauchs  der  widerrechtJicheo 
Bezeichnung,  und  bei  so  geartetem  wissentlichen  Eingriff  auch  auf  gewerbe- 
rechtliche Vebcrtretungestrafe  dringen;  dieser  Schutz  wird  dadurch  nicht 
ausgeschlossen,  dass  die  widerrechtliche  Bezeichnung  uuter  Veränderungen 
erfolgt,  welche  bei  gewöhnlicher  Aufmerksamkeit  nicht  wahrzunehmen  sind 
(SS-  ■!■'.  45,  4fi).  Nach  §.  47  macht  sich  ferner  einer  Uebertrctung  schuldig 
jeder  Gewerbetreibende,  welcher  aich  heim  Betriebe  seiner  Geschäfte  ent- 
weder eines  ihm  nicht  zustehenden  Namens  widerrechtlich  bedient 
nicht  verliehene  Auszeichnungen  sich  beüegt,  oder  eine  Bezeichnung,  welcl 
die  Annahme  eines,  thatsiichlich  aber  nicht  bestehenden,  Geseilaohaftevei 
hältnisBea  zulösst,  anwendet  oder  —  ohne  inhaltlich  der  HandeUregiater 
hiezu  berechtigt  zu  sein  —  sei  es  nicht  seinen  vollen  Vor-  und  Zunamen, 
sei  CS  bei  Bestand  eines  Gesellschaftsverhaltuisses  eine  Beeeichnung  ge- 
braucht,  welche  nicht  blos  Namen  von  GeBellschaftom,  sondern  aueeerdem 
einen  das  Vorhaudeneeio  einer  Gesellschaft  andeutenden  Zusatz  enthatl 
Für  den  Kleinverkauf  von  Artikeln,    die   Jiu   den    notwendigsten  Bedürf« 
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nissen  des  täglichen  Unterhalts  gehören,  dann  für  die  Bauchfangkehrer-, 
Canalräumer-,  Abdecker-,  Transport-  und  Flatzdienst-Gewerbe  können  von 
der  politischen  Landesbehörde  auf  Antrag  der  Gemeindevertretung  Maxi- 
maltarife festgesetzt  werden  (§.  49).  Für  den  Kleinverkauf  von  Artikeln, 
die  zu  den  notwendigsten  Bedürfnissen  des  täglichen  Unterhalts  gehören, 
sowie  für  die  Gast-  urd  Schankgewerbe,  dann  für  Transports-  und  Flatz- 
dienst-Gewerbe  hat  die  Gewerbsbehörde  die  Ersichtlichmachung  der  Preise 
mit  Bücksicht  auf  Quantität  und  Qualität  anzuordnen  (§.  50).  Die  In- 
haber von  Bäcker-,  Fleischer-,  Eauchfangkehrer-,  Canalräumer-  und  Trans- 
port-Gewerben müssen  die  beabsichtigte  Betriebseinstellung  vier  Wochen 
früher  der  Gewerbsbehörde  anzeigen  (§.  51).  Jeder  Gewerbetreibende  kann 
sein  Gewerbe  auch  durch  einen  Stellvertreter  (Geschäftsführer)  ausüben 
oder  dasselbe  verpachten;  doch  muss  der  Stellvertreter  oder  Pächter  die 
für  den  selbständigen  Betrieb  des  betreffenden  Gewerbes  erforderlichen 
Eigenschaften  besitzen  und  ist  bei  concessionirten  Gewerben  der  Gewerbs- 
behörde zur  Genehmigung  anzuzeigen;  Afterverpachtung  ist  nicht  gestattet 
(§.  53).  Fortführung  eines  Gewerbes  durch  Erben  oder  Legatare  oder 
durch  Bechtsnachfolger  unter  Lebenden  erheischt  Neuanmeldung  auf  eige- 
nen Namen,  bei  concessionirten  Gewerben  eine  neue  Concession.  Nur  für 
Eechuung  entweder  der  Witwe  für  die  Dauer  des  Witwenstandes  oder 
der  minderjährigen  Erben  bis  zur  Gfrossjahrigkeit  kann  ein  concessionirtes 
oder  handwerksmässiges  Gewerbe  auf  Gbrund  der  alten  Concession ,  bezw. 
des  alten  Gewerbscheins  fortgeführt  werden  (§.  54).  Wegen  überwiegen- 
der Nachteile  und  Gefahren  für  das  Gemeinwohl  kann  von  Amtswegen 
oder  auf  Einschreiten  die  fernere  Benutzung  einer  mit  behördlicher  Ge- 
nehmigung errichteten  Betriebsanlage  durch  die  politische  Landesbehörde 
auf  Grund  commissioneller  Verhandlung  —  bei  Gefahr  im  Verzuge  einst- 
weilen auch  durch  die  erstinstanzliche  Gewerbsbehörde  —  gänzlich  oder  teil- 
weise untersagt  werden  (§.  55).  Dem  Eigentümer  ist,  wenn  er  die  Nach- 
teile und  Gefahren,  wegen  deren  die  Einstellung  des  Betriebes  erfolgt, 
weder  durch  Verschulden  herbeigeführt  oder  vermehrt  hat,  noch  nach  den 
Betriebsverhältnissen  abzuwenden  im  Stande  ist,  Schadloshaltung  zu  leisten; 
zu  dieser  haben,  je  nachdem  die  Einstellung  des  Betriebes  im  Interesse 
sei's  einzelner  Personen,  sei's  einer  oder  mehrerer  Gemeinden  erfolgt,  diese 
nach  Maafs  der  von  denselben  abzuwendenden  Nachteile  beizutragen.  In 
Fällen,  in  denen  die  Schadloshaltung  die  Kräfte  der  Interessenten  übersteigt, 
kann  durch  Landes-  bezw.  B^ichsgesetz  eine  Beitragsleistung  des  Landes, 
Staates  oder  Beider  verfügt  werden.  Die  Höhe  sowohl  der  Entschädigung 
als  der  Beitragsleistungen  ist  von  der  politischen  Landesbehörde,  gleich- 
zeitig mit  der  Entscheidung  über  die  Betriebs-Einstellung,  festzusetzen,  ist 
über  im  Bechtswege  anfechtbar.  Die  Betriebs-Einstellung  selbst  darf  — 
Gefahr  im  Verzuge  ausgenommen  —  erst  dann  eintreten,  wenn  die  Auf- 
bringung des  endgiltig  festgesetzten  Entschädigungsbetrags  sichergestellt 
ist  (§§.  56 — 58).  Die  Gewerbsleute  sind  berechtigt,  im  Umherreisen  selbst 
oder  durch  Bevollmächtigte  Bestellungen  zu  suchen,  dürfen  jedoch  hiebei, 
ausser  auf  Märkten,  keine  Waaren  zum  Verkaufe,  sondern  nur  Muster 
mitführen.  Jene  Handlungsreisenden  und  stabilen  Handelsagenten,  welche 
ein  Geschäft  daraus   machen,    für  mehrere  Gewerbetreibende  Bestellungen 
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ZU  suohen,  haben  diesen  Beibstäadigen  Grweibszweig  nach  §-11  aDSomcJ- 
dou  (§■  69).  Bas  FeilbieteD  im  Umherziehen  von  Ort  zn  Ort,  ungser  auf 
Märkten,  und  das  Herumtragen  nnd  Anbieten  von  Waaren  von  Haue  zu 
Haue  iliirf  onr  von  den  noch  dem  Hausirgesetze  hierzu  üefuj^ten  betrieben 
werden.  Diese  Benohränkang  fiedot  jedoch  auf  die  Feilbiotung  von  Ar- 
tikeln des  liiglichen  GebrauchoB,  wie  z.  S.  Uilob,  Butler,  Obst,  Gemüae. 
Blnmun,  Uolz  u.  dgl.  von  HauE  zu  Haus  oder  auf  der  Straeee  keine  An- 
wendung. Auch  kann  die  Oewerhsbehörde  in  ihrem  Bezirke  aneiüsigen 
kleinem  Gewerbaleuten  da»  Feilbieten  ihrer  Erzeugnisse  innerhalb  der 
(lemeinde  von  Hnus  zu  Haue  gestatten  (§.  60).  Im  Palle  der  Reciprocitüt 
kuDucn  im  Ausland  wohnende  Oewerbetretbende  solche  Oewerbsarbciten, 
XIX  deren  Verrichtung  keine  Contession  erforderlich  ist,  auf  Besteiinng  im 
lulande  ausführen  (§.  61). 

Das  siebente  Hauptstück  regelt  die  Genossenschaften.  §.  106 
bestimmt:  Unter  Denjenigen,  welche  gleiehe  oder  verwandte  Gewerbe  in 
einer  oder  in  nachbarlichen  Oomoindon  bolrcüion,  snmmt  den  Hilfsarbeitern 
(Ciehilfen,  Ocsollen,  Lehrlingen)  derselben,  ist  der  bestehende  gemeinschaft- 
liche Verband  aufrecht  xu  erhalten  und,  insofern  lt  noch  nicht  bostol 
nach  Rinvemehmuug  der  Handele-  und  Gewerbekummer,  welclie  dJesfl 
die  Beteiligten  zu  hören  hat,  soweit  es  die  Örtlichen  Verhältni 
unmöglich  machen,  durch  die  Gewerb  ab  eh  ürde  herznetellen.  Die  Gewei 
inhobcr  sind  Mitglieder,  ihre  Hilfsarbeiter  Angehörige  der  GenoBseneuhaft. 
Wer  in  dem  Bezirke  einer  solchen  OL-nossenschafl  das  Gewerbe,  für  wel- 
ches dieselbe  besteht,  selbständig  betreibt,  wird  schon  durch  den  Antritt 
des  Gewerbes  Mitglied  der  Gen  esse  nschaft  (bei  Betrieb  mehrerer  verachte- 
doiiartiger  Gewerbe  Mitglied  mehrerer  Genossenschaften)  (§.  1U7).  Die 
VeriJ flichtung  nur  Teilnahme  an  der  Oenossenschaft  tritt  fiir  die  Inhaber 
fabriksmüBsig  betriebener  üntemehmungoD  uicht  ein  (§.  lOH).  Don  räum- 
lichen Umfang  der  einzelnen  Genossenschaften  kann  jederzeit  die  politjscfae 
Laudesbchorde  bestimmen  (§.  109).  Zweifel,  ob  ei UKclue  Gewerbe  in  eine 
GeuoBsenschaft  und  lu  welche  einzureihen  sind,  werden  von  der  Gewerba- 
behördc  entsohiodcu  (§.  112).  Durch  die  Errichtung  von  Genossenschaften 
darf  für  Niemanden  der  Antritt  oder  der  Betrieb  eines  Gewerbes  weiter 
beschränkt  werden,  als  durch  das  vorhegende  Gesetz  bestimmt  ist  (§.  113). 
Dem  §.  114  zufolge  besteht  der  Zweck  der  Genossenschaft  in  der  Pflege 
des  Gemeingeistee,  in  der  Erhaltung  und  Hebung  der  Standesehre  unter 
den  Genosse nscliafla-Uitgliedem  und  -Angehörigen,  sowie  in  der  Ferde- 
rang  der  gemeiusamon  gewerblichen  Interessen  ihrer  Mitglieder  und  An- 
gehörigen durch  Krrichtung  von  Vorsebuss  -  Gössen ,  Rohslotflagem ,  Ver- 
kaufshallen,  durch  Einführung  des  gern  ein  seh  oftUchen  Maschinenbetriebes 
und  anderer  Erzeugungsmetboden  u.  s.  w.  Insbesondere  obliegt  ihr:  a)  die 
Sorge  für  geregelte  Zustände  zwischen  den  Ocwerbsinhabern  und  ihrett, 
Gehilfen,  sowie  die  Errichtung  und  Erhaltung  von  Genossen schaftsherl 
gen  und  die  Einführung  einer  Zuschickordnung;  b)  die  Vorsorge  fiir 
georJoetes  Lehrilugswesen  durch  Erlossung  von  behördlich  zu  genefai 
gonden  Bestimmungen  über:  die  sachliche  und  sittliche  Ausbildung  der 
Lehrlinge,  die  Lehrzeit,  die  Lehrliugsprüfungen  u.  dgl,,  sowie  die  Ueber- 
wachung  der  Einhaltung  dieser  Bestimmungen ,    dann  die  Bestätigung  der 


tiaß- 


"dB 


NAtiooftlSkonomisehe  Gesetigebimg.  413 

Lehrzeugnisse;  die  Festsetzung  von  Bedingpingen  für  das  Halten  von  Lehr- 
lingen überhaupt,    sowie  über  das  Verhältnis    der  Letzteren  zur  Zahl  der 
Gehilfen  im  Gewerbe;  c)  die  Bildung  eines  schiedsgerichtlichen  Ausschusses 
zur  Austragung   der  zwischen    den  Gtenossenschaftsmitgliedem   und   ihren 
Hilfsarbeitern  aus  dem  Arbeits-,  Lehr-  und  Lohnverhältnisse  entstehenden 
Streitigkeiten ;  dann  die  Förderung  der  schiedsgerichtlichen  Listitution  zur 
Austragung   von   Streitigkeiten   zwischen    den   Genossenschaftsmitgliedern. 
Zur  Errichtung  eines  genossenschaftlichen  Schiedsgerichts  können  sich  auch 
mehrere  Genossenschaften  vereinigen;    d)  die    GMindung   oder  Förderung 
und    die    Beaufsichtigung    gewerblicher    Fachlehranstalten    (Fachschulen, 
Lehrwerkstätten  u.  dgl.);    e)  die   Vorsorge   für   die   erkrankten    Gehilfen 
durch  Gründung  von  Krankenkassen  oder  der  Beitritt  zu  bereits  bestehen- 
den  Krankenkassen;   f)  die   Fürsorge   für  erkrankte   Lehrlinge,    insofern 
nicht  bereits   die  gesetzliche  Verpflichtung  des  Lehrherm  eintritt;    g)  die 
alljährliche   Berichterstattung   über  alle  für   die    Gewerbestatistik   belang- 
reichen   Vorkommnisse   innerhalb    der   Genossenschaft.     Ausserdem   haben 
die  Genossenschaften  über   die  ihren  Zweck  berührenden  Verhältnisse  an 
die  Behörden   und  an    die  Handels-  und  Gewerbekammem   ihres  Bezirks 
auf  Verlangen  Auskünfte  und  Gutachten  zu  erstatten  und  können  in  die- 
sen Beziehungen  auch   aus  eigenem  Antriebe  diese  öffentlichen  Organe  in 
Anspruch  nehmen.     Die  Genossenschaften  eines  Bezirks   können   zur  bes- 
sern Wahrung  ihrer  Interessen  Verbände  errichten,    welche  entweder  aus 
den  gleichartigen   und  verwandten  oder  auch   aus  verschiedenartigen  Ge- 
nossenschaften  durch   freien   Beitritt   derselben   gebildet   werden   können. 
Die   für   die  Erfordernisse   der  Genossenschaften   mit  Ausnahme   der  Bei- 
träge  für    die  Krankenkasse  (§.  121)  nötigen   und   nicht   aus    den  Zinsen 
des  vorhandenen  Vermögens  gedeckten  Geldmittel  werden   auf  die  Genos- 
senschaftsmitglieder umgelegt  und  dürfen  im  Verwaltungswege  eingetrieben 
werden.     Zu  den  im  Alinea  1  des  §.114  genannten  und    zu  andern  ähn- 
lichen gewerblichen  Geschäftsuntemehmungen  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung und  zur  Herstellung  oder  Bestandnahme   von  gewerblichen  Anlagen 
behufs  gemeinschaftlicher  Benutzung  kann,  ausser  wenn  letztere  aus  Öffent- 
lichen Eücksichten  errichtet  oder  angeordnet  werden,    kein  Mitglied  oder 
Angehöriger  der  Genossenschaft  wider  seinen  Willen  zur  Teilnahme  heran- 
gezogen werden  (§.  115).     Bei  den  Genossenschaften,  und  insbesondere  in 
den   für   einzelne   derselben   bestehenden  Gesellenherbergen    sind  Vormer- 
kungen zur  Einsicht  aufzulegen,    in  welchen   die  arbeitsuchenden  Hilfsar- 
beiter und  die  nachfragenden  Gewerbsinhaber  eingetragen  werden  (§.  116). 
Die  Genossenschaftsversammlung   ist  jährlich   wenigstens  einmal, 
ferner  wenn  der  Genossenschaftsvorsteher  oder  der  Ausschuss  es  für  not- 
wendig erkennen  oder  auf  Verlangen  des  vierten  Teils  der  Mitglieder  ein- 
zuberufen  und   besteht   aus   sämmtlichen   stimmberechtigten  (nicht  wegen 
strafrechtlicher,    vom   passiven   Gtemeindewahlrechte   ausschliessender  Ver- 
urteilung, wegen  Crida,  Gewerbe-Entziehung  oder  Curatel  ausgeschlossenen) 
Mitgliedern.     Jeder    Genossenschaftsversammlung   sind    2   bis   höchstens  6 
Vertreter   der  Gehilfenversammlung    mit  beratender   Stimme   behufs    Vor- 
bringung  von  Wünschen  oder  Beschwerden  beizuziehen  (§§.  117 — 119  a). 
In   den   Wirkungskreis   der   GenoBsenschaftaversammlung   gehören :    a)  die 
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Wahrnehmung  und  Erörterung  der  im  ICohmen  der  Zwecke  der  OeDouen- 
schoft  liegenden  InteTciieea  ihrer  Mitglieder  und  die  Beschluaefassang  liirr- 
iiber;  b)  die  Wahl  dee  Genosseuachaftsvorstandes  und  der  Mitglieder  ans 
dem  Stande  der  CewerbBinhiLbeT  für  deu  Bohiedagcrichtlichen  Ausschuss, 
für  deu  Vorstand,  den  L'eberwachunpauHaohusB  uud  die  OeneralTersatiini- 
lung  der  gen oasenschaftli eben  Krankenkasse;  c)  Prüfung  nnd  Genehmigung 
der  KechuungeabBchlÜseo  uud  Jahreavoranscbliigc  der  Geuossensehaft  und 
IteütiniDung  des  durch  Umlagen  aufzubnugendeu  Betrages;  ä)  Syetemi 
BiruDg  des  besoldeten  HiUBporsonals;  o)  BeschluBBfasauug  über  Errichtui 
und  Aenderuug  der  im  §.  114d  bezeichneten  Unterrichteanstalteu  und  üb« 
die  UingeBtattung  bostehender  Krankeukassen  in  Anpassung  ni 
GeeelK;  f)  Besohl uBstasBung  Über  die  Lehrzeit  und  die  Art  der  I,ebriia| 
Prüfungen;  g)  die  grundsätzlichen  BeschlÜBsc  über  die  Errichtung  odi 
Umänderung  genoaseuscbafthcher  Anatalten  zu  Lehr-,  Arbeita-,  "Dutep-J 
Gliltzungs*  und  Wirteohaftsz wecken ;  h)  SchlussfasBung  über  das  Gi 
BchaftsBtatut  und  deHsen  Aenderungen,  sowie  in  andern,  durch  das  Statut 
zu  bezeichnenden  wichtigen  An  gelegen  hei  leu ;  i)  Verfügung  über  das  Ge- 
uosBenschuftsvermögeti,  doch  nur  zu  Oenosseuachaftszwceken.  Die  (hin- 
sichtlich Funkt  a — i)  erforderlichen  Vorlagen  sind  der  Versammlung  vom 
Vorstande  xu  machen  (§.  119b).  Die  Gen  oBaenschaftsvo  rsteh  ung 
beBteht  aus  dem  behördlich  zu  bestätigenden  GenoBsenschaftaTorsteher, 
dessen  Stellvertreter  und  dem  GeDOBaenschaftaauEscbuBsc ,  sämmtlich  regel- 
uiÜBsig  mit  Sjähriger  Amtsdauer.  Den  Statuten  bleibt  vorbehalten,  zu  be- 
stimmon,  inwiefern  den  Gehilfen  oiue  Vertretung  im  GenossenschaftsauB- 
Bchusse  eingeräumt  werden  kann  ^§§.  ]19c — I19e).  In  den  Wirkungs- 
kreis der  Genoascnathaftovoratehung  gehören  alle  Angelegenheiten,  weicht] 
nicht  der  (leiiosscRachaftsversammlung,  dem  schiedsgerichtlichen  Ausochi 
oder  den  Orgaueu.der  Krankeukaase  zugewiesen  sind  (§.119  f.).  I 
GenossenschaftsTorstehung  kann  gegen  Hitglieder  und  Angehörige  der  Qo- 
nuHscnsohoft  iu  atatuten  müsfa igen  Füllen  OrdnuugBstrafi'u,  als  Verweise  und 
Geldstrafen  bis  lu  Gulden,  verhängen  (§.  125).  Lant  g.  120  haben  die 
Gehilfen  (GeBcUeu)  sich  als  Gehilfen-  (Gesellen-)  Versammlung 
zu  constituircn  und  aus  ihrer  Mitte  einen  behördlich  eu  bestätigenden 
Obmann  und  2  —  6  AuBSchussmitglieder  je  für  3  Jahre  zu  wählen.  Die 
Tätigkeit,  die  Hechle  und  die  PÜichten  der  Gehilfen  Versammlung  werden 
durch  ein,  behördlicher  Genehmigung  u uteri icgeu des  Statut  geregelt.  Die 
Gehilfen  Versammlung  wird  (nur!)  auf  Aufforderung  des  GenoBsenschafta- 
Vorstehers,  und  unter  Anzeige  an  diesen  und  die  Oewerbsbehörde,  Tom 
Obmann  einberufen.  „Kin  Keehl  zur  Vertretung  der  Interessen  der  einer 
OenossenBchaft  angohörondcn  Gehilfen  (Gesellen]  und  zur  Vornahme  von 
Wahlen  steht  deneelbeu  (!)  nur  insofern  zu,  als  ihnen  das  Gesetz  —  (iD>)| 
%.  11»  und  130a  —  bezw.  die  GenoBBcnschafts-Statuten  (§.  119,  e) 
solches  zuerkennen."  (Diese  Fassung  erscheint  mangelhaft,  da  aie 
gesetKÜehe  Coalitionsreoht  der  Gehilfen  allgemein  aufheben  würde;  die 
Absicht  der  Verfasser  dürfte  dahin  gegangen  sein,  lediglich  die  Rechte  der 
Gehilfen  Versammlung,  nicht  auch  die  der  Gehilfen,  abzugrenzen).  Gehilfen, 
welcbe  bereits  durch  H  Tage  ausser  Arbeit  stehen,  werden  der  Teilnahme 
an  der  Gehilfen  Versammlung  uud  der  ihucn  anvertrauten  Functionen  ver- 
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lustig  (ein  Mittel  für  die  Oewerbsherren,  miBsliebige  Gehilfen  von  den 
Öffentlichen  Gewerbsangelegenheiten  zu  entfernen).  Die  Genossenschafts- 
Yorstehung  kann  in  die  Gehilfenversammlung  2  —  6  Gtewerbsinhaber  zur 
Teilnahme  mit  beratender  Stimme  abordnen  (§.  120).  In  den  Wirkungs- 
kreis der  Gehilfenversammlung  gehört:  a)  die  Walumehmung  und  Erörte- 
rung der  Interessen  der  zur  Genossenschaft  gehörigen  Gehilfen,  soweit 
die  Förderung  dieser  Interessen  den  Zwecken  der  Genossenschaft  (§.  114) 
nicht  widerstreitet  (also  nicht  auch,  wie  nach  §.  119b  bei  der  Genossen- 
schaftsversammlungy  Beschlussfassung  über  solche  Interessen?);  b)  die  Wahl 
der  Mitglieder  des  schiedsgerichtlichen  Ausschusses,  des  Vorstandes,  des 
XJeberwachungsausschusses  und  eventuell  der  Delegirten  zur  Generalver- 
sammlung der  Krankenkasse  aus  dem  Stande  der  Gehilfen;  o)  die  Wahl 
der  mit  beratender  Stimme  in  die  Gehilfenversammlung  abgeordneten  Ge- 
hilfen, dann  die  Wahl  des  Obmanns  und  der  Mitglieder  des  Gehilfenaus- 
Bchusses  (§.  120a).  Die  Genossenschaften  sind  verpflichtet,  zur  Unter- 
stützung der  Gehilfen  für  den  Fall  der  Erkrankung  Krankenkassen 
zu  gründen  und  zu  erhalten  oder  einer  bestehenden  Krankenkasse  bei- 
zutreten, (all)  deren  Statuten  den  nachbezeichneten  Bestimmungen  ent- 
sprechen müssen.  Zu  den  Krankenkassen  haben  die  Gewerbsinhaber  und 
sämmtliche  bei  den  Genossenschaftsmitgliedern  beschäftigte  Hilfsarbeiter, 
mit  Ausnahme  der  Lehrlinge,  beizutragen,  und  zwar  die  Gewerbsinhaber 
für  jeden  (ihrer)  Gehilfen  nicht  höher  als  die  Hälfte  der  Beiträge  jedes 
Gehilfen,  die  Gehilfen  nicht  mehr  als  3  ^/^  vom  Lohngulden.  Das  Kran- 
kengeld hat  für  Männer  mindestens  die  Hälfte,  für  Frauen  mindestens 
ein  Drittel  des  auf  einen  Tag  entfallenden  Lohns  zu  erreichen  und  ist 
bei  längerer  Krankheit  mindestens  durch  13  Wochen  zu  gewähren.  Die 
Gewerbsinhaber  haben  die  während  der  Arbeit  fälligen,  nicht  von  den 
Gehilfen  selbst  entrichteten  Beiträge  derselben  auf  Bechnung  des  Lohns 
an  die  Kassenverwaltung  abzuführen.  Die  Gebarung  und  Verwaltung  der 
Krankenkassen  muss  selbständig  und  unabhängig  von  den  sonstigen  bei 
den  Genossenschaften  etwa  bestehenden  Unterstützungs  -  Anstalten  sein. 
Die  Kassenbeiträge  können  im  Verwaltungswege  eingetrieben  werden. 
Genossenschaften,  welche  ihren  Verpflichtungen  in  Bezug  auf  die  Vorsorge 
für  Krankenverpflegung  (§.  114)  nachgekommen  sind,  sowie  Gewerbsin- 
haber, welche  den  Bestimmungen  des  §.  121,  betreffend  die  Einhebung 
und  die  Leistung  der  Beiträge  entsprochen  haben,  können,  wenn  die  Kran- 
kenkasse die  ihr  obliegenden  Leistungen  nicht  erfüllt,  nicht  verhalten 
werden,  für  die  Verpflichtungen  der  Krankenkasse  aufzukommen.  Die 
Krankenkassen  werden  durch  einen,  zu  '/j  aus  Gehilfen,  zu  ^j^  aus  Ge- 
werbsinhabern von  der  Gehilfen-  und  bezw.  der  Genossenschafts- Versamm- 
lung gewählten  Vorstande  vertreten  und  vorwaltet,  welchem  ein  in  glei- 
cher Weise  zusammengesetzter  üeberwachungsausschuss  zur  Seite  gesetzt 
ist.  In  der  Generalversammlung,  welcher  insbesondere  die  Beschlussfassung 
über  den  Jahresbericht  des  Vorstands  und  dessen  Entlastung,  über  Statu- 
tenangelegenheiten, Aufnahme  von  Darlehen  und  im  Falle  des  Eingehens 
der  Genossenschaft  über  die  Auflösung  der  Kasse  vorbehalten  ist,  hat  jedes 
anwesende,  nicht  beitragssäumige  Mitglied  (Gehilfe)  eine  Stimme.  Die 
Generalversammlung   kann  —  wenn   die  Kasse  mefajr   als  800  Mitglieder 
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zählt,  muBB  —  aus  gewählteu  Delegirt«Q  beEtelien,  deren  Zahl 
diui  FuuJlaohe  der  Zuhl  der  Vorstand amitglicder  eu  betragen  hat.  Die  0»^ 
werbsinhaber  haben  das  Recht  auf  die  Uülfte  der  den  Kassen- Mitgliedern.. 
(Oehilfen)  austehonden  Stimmen  in  der  General-  hezw.  De!egirteu-Vor- 
Bammlung  und  küDnen  sich  duruh  £evollmacbtigte  vertreten  toBseo,  I>ie 
politisuhe  Laadesbehörde  hat  die  Statuten  der  Krankeakasse  zu  bestätigen, 
sowie  deren  Befolgung  zu  überwachen,  kann  diese  durch  Ordnungestrafea 
gegen  die  Vorstandmoitglieiler  er:!wingcn,  wie  auch  jederzeit  die  Bücher, 
Rechnungen  und  Bestünde  prüfen  (§§.  121 — 121  h).  §.  122  verorduet  zur 
Austragung  der  im  §.  114,  o  bezeichneten  Streitigkeiten  die  Bildung  eines 
Hchieilegcrichtlichon  A  uascbussea,  dessen  UompeteuK  dadurch 
begründet  wird,  dass  beide  Struitteile  sich  demaelben  unterwerfen  oder 
dase  auf  eiuseitigc  Anrufung  d&äselben  die  Gegenpartei  auf  Vorladung  rar 
ihm  erscheint  und  seine  Zuständigkeit  anerkenut.  Die  Zahl,  Wahl,  Amts- 
dauer und  Functionenreihe  der  Ausschussmitgiieder,  dann  die  Wahl  und 
Amtsdauor  dee  Obmanns  und  seines  !^tellTer treters  wird  durch  ein  beson- 
deres, landeabehördlicb  zu  gen  c  lim  igen  des  Statut  geregelt,  für  welches  fol- 
gende Urundsätze  maossgebeud  sind;  der  schiedsgerichtliche  AusacbuES 
aus  einer  gleichen  Anzahl  von  Gewerbsinhabem  und  Gehilfen  zu  beatelieit^ 
der  jeweilige  Obmanu  und  dessen  Stellvertreter  werden  von  den  UitgUl 
deru  des  Ausscbusaes  aus  ihrer  Mitte  gewählt;  diese  beiden  Function! 
haben  abwechselnd  (von  Wahlperiode  zu  Wahlperiode)  dem  Stande  der 
Gewerbsinhabor  und  der  Gehilfen  anzugehören)  dabei  ist  der  Obmann  und 
dessen  Stellvertreter  aus  dem  ti^tande  der  Oewerbsinhaber  von  den  dem 
Gehilfen  stände  angehörenden  Ausschussmitgliedeni ,  und  der  Obmann  und 
ilessen  Stellvertreter  ane  dem  Stande  der  Gehilfen  von  den  dem  Staadfli 
der  Gewerbsinhabor  angehürendL-n  AuHschussmilgüedem  2U  wählen 
Die  Austragung  der  iu  den  §§.  114  und  122  bezeichneten  Streitigkeil 
durch  den  schiedsgerichtlichen  Auasohuss  kann  entweder  durch  Vergleieh 
oder  durch  Erkenntnis  [Ent«choidung)  erfolgen.  Zu  ersterem  ist  ausser 
dem  Obmann  oder  dessen  Stellvertreter  noch  die  Gegenwart  von  zwei,  je 
dem  Staude  der  ßewcrbsinhaber  und  der  Gesellen  augehürigeo  Schieda- 
richtern  erlorderlioh.  Die  Erkenntnisse  aber  erheischen  die  Anwesenheit 
des  Obmannes  uud  von  vier,  je  zur  Hälfte  dem  Stande  der  Gewerbein- 
haber und  der  Gesellen  angehorigen  Schiedsrichtern ;  sie  erfolgen  durch 
Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichbeil  wird  jene  Entscheidung  zum  Be- 
schlüsse erhoben,  welcher  der  Obmann  beitritt.  Diese  Vergleiche  und  Er- 
keunlnisse  sind  im  Verwaltungswege  vollziehbar,  letztere  aber  auch  bin- 
nen 8  Tagen  nach  Kundmachung,  von  jedem  Streitteil  durch  gerichtUoha 
Klage,  doch  ohne  Suspensivwirkung,  aufechtbar  (§.  123).  —  Innerhalb  deC] 
lirincipiellon  Bestimmungen  dieses  Abschnitts  sind  für  jede  OcnoBaeusohi 
specielle,  landesbebördlich  zu  genehmigende  Statute  zu  entwerfen,  welehei 
die  Statuten  für  den  schiedsgerichtlichen  Ausschuss ,  für  die  Gehilfeaver- 
sammluug  und  für  die  Krankenkasse  als  integrirende  i5estandteile  anzoreihea 
sind  (§.  126).  Die  GenoBsensohafl«u  stehen  unter  der  Aufsicht  der  Be- 
hörde, welche  über  Beschwerdon  gegen  die  Beschlüsse  der  VerBamnlungfln. 
oder  der  VorHtehimg  entäcbcidet  und  zur  üeberwachung 
mÜBsigen     Vorgehens    bei     den    Üenoaae&Bohafteu    eigene    CommiMÖre 
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stellt.  Streitigkeiten  über  innere  GenossenBchaftsangelegenlieiten  gehören 
ausschliesslich  auf  den  Verwaltungsweg.  Die  von  der  Genossenschaftsver- 
sammlung  ordnungsmässig  geÜEUssten  Beschlüsse  über  gesetzlich  genossen- 
schaftliche Angelegenheiten  sind  auf  Ansuchen  der  Vorstehung  von  der 
Gewerbsbehörde  im  Verwaltungswege  durchzuführen  (§.  127). 

Es  erscheint  mehr  als  zweifelhaft,  ob  die  im  Entwürfe  geplante  Neu- 
ordnung der  Zwaugsgenossenschaften  sich  mehr  als  ausnahmsweise  be- 
währen werde  und  könne  und  ob  dabei  das  zu  fordern  gesuchte  Elassen- 
interesse  der  derzeitigen  Handwerks-XJntemehmer  jene  gesellschaftlichen 
Nachteile  aufzuwiegen  vermag,  welche  die  Einschränkung  des  Anspruchs 
auf  Verwertung  wie  immer  erlangter  Untemehmungskraft  zweifellos  mit 
sich  bringt  Auch  bleiben  laut  §.  108  die  Fabriksunternehmer  (und  mit 
ihnen  die  Fabriksarbeiter)  ausserhalb  der  Genossenschaft.  Diese  Bestim- 
mung findet  in  dem  Wesen  einer  blossen  Handwerksgesetzgebung  ihre 
Begründung,  schliesst  aber  insbesondere  die  vielfach  grossem  geistigen 
und  finanziellen  Mittel  der  Gfrossbetriebstätigen  von  der  Mitwirkung  bei  den 
grossen  Fragen  der  Organisation  aus;  ausser  etwa  in  grossen  Städten 
werden  namentlich  für  gewerbliche  Lehranstalten  und  für  Kranken-  (und 
anderweitige  Hilfs-)  Kassen  die  Mittel  der  Genossenschaft  kaum  Belang- 
reiches und  Zureichendes  zu  leisten  vermögen.  Bef.  erachtet,  dass  zur 
Ordnung  des  Gewerbewesens  eine  gesetzlich  einheitliche  Zusammenfassung 
der  Interessen,  Kräfte  und  Mittel  aller  Gowerbstätigen  in  sowohl  engem 
als  stufenweise  auf  diesen  sich  aufbauenden  weitem  und  hohem  Verbän- 
den nötig  ist,  innerhalb  welcher  Verbände  den  einzelnen  Interessengrup- 
pen für  ihre  besondem  Angelegenheiten  das  geeignete  Maass  von  Selbst- 
ständigkeit zu  wahren  wäre.  Den  Aufriss  zu  einer  solchen  einheitlichen 
und  doch  die  Besonderheiten  pflegenden  Organisation  zu  zeichnen,  sei 
eingehender  Darstellung  an  anderer  Stelle  vorbehalten. 


M  i  s  c  e  1  1  e  IL 


VIT. 
Hauptsahlen  der  deutsohen  Handelsstatistik  für  das  Jahr  1S8I. 

Von  H.  y.  Scheel. 

Im  Jahrgange  1881,  N.  F.  III  S.  597  haben  wir  eine  Zusammen- 
stellung der  hauptsächlichsten  Zahlen  der  Waaren-£in-  und  Ausfuhr  des 
deutschen  Zollgebiets  im  Jahre  1880  gebracht;  hier  folgt  nun  eine  solche 
für  das  Jahr  1881  auf  Grund  der  im  54.  Bande  der  Statistik  des  deut- 
schen Eeiohs  enthaltenen  Nachweise. 

Ueber  die  Art  der  Aufzeichnungen  ist  nichts  Neues  zu  bemerken. 
Eine  Darstellung  der  gegenwärtigen  Einrichtung  der  deutschen  Handels- 
statistik auf  Grund  des  Gesetzes  vom    20.  Juli    1879   ist   vom  Verfasser 
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yiscellen. 


Einfuhr  und  Ausfuhr  im  deutsohen  Zoll 


Einfahr  and  Ausfulir   im   freien  Verkehr 

des  deutschen  Zollgebiets  (besonderer 

Wsaren- Verkehr)  nach  folgenden 

Omppen : 


Mengen  von  looo  kg  (Tonnen) 

Einfahr  Aasfnhr 

im  Jahre 

1880     I      1881      II      1880      I      1881 


I.  Nahrangs-  and  Genassmittel       .     . 

II.  Gegenstände  der  Landwirthschaffc 

a)  Nutzvieh 

b)  Sämereien 

c)  Düngemittel  (und  Abfälle)    .     . 

BrennstolSe 


in. 

IV. 


Baumaterialien 

a)  Bau-  und  Nutshola 

b)  Mauersteine,    Kalk,    grobe   Stein- 
metzarbeit       


V. 


VI. 


Gegenstände    der    Stein-  Thon-  Glas- 
Industrie       

1.  Rohstoffe 

S.  Fabrikate        

Gegenstände  der  Holz-  Schnitz- 

Flecht-Industrie 

1.  Rohstoffe 

9.  Fabrikate 


VU. 


Gegenstände  der  Leder-  und  Rauch* 
waaren-Industrie 

1.  Rohstoffe 

8.  Fabrikate 


VIII.  Gegenstände  der  Papier-Industrie 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

Lumpen  als  Rohstoffe  zu  VIII  n.  IX  .     . 

IX.  Gegenstände   der   Textil   und   Kaut- 
schuk Industrie 

1.  Rohstoffe 

8.  Fabrikate        


X. 


XL 


Gegenstände  der  Metall-Iudustrie  . 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 


Gegenstände    der  chemischen  Indust 

1.  Rohstoffe 

2.  Fabrikate 

XII.  Fahrzeuge,  Maschinen,  Apparate 

XIII.  Kurzwaaren  und  Schmuck  .  .  . 

XIV.  Gegenstände  d.  Literatur  u.  Kunst 


Summe  I  bis  XIV 
Dazu  Edelmetalle  . 


2  707  637 

730  537 

27  106 

247  852 

455  579 

5  826  693 

2  365  969 
1  787  991 


627  978 

224  824 

202  040 

22  784 

78593 
65  515 

13  078 

62920 

56  290 

6  630 

15336 
8  808 
6  528 

34348 

404  981 

346  405 

58  576 

97*  325 
927  831 

43  494 

717709 

697  706 

20  008 

26465 

333 
3237 


3  010  234I  2  239  102 


14  170  907 
128 


816857 

24  814 

277  938 

514  105 

5715070 

2  551  368 
1  893  987 

657  381 

276  204 

251  881 

24  323 

82757 
68  753 
14  004 

64724 

56  959 

7  766 

16  881 
9  722 
7  159 

38045 

464  698 

399  849 

64  849 

989  213 

945  918 

43  295 

790464 

769  212 

212521 

28031 

368 

3284 


14  848  198 

92I 


33*  726 

7  301 

130  124 

194  301 

7  947  793 

2336904 
827  136 

1  609  768 


315025 
194  633 
120  392 


54124 
10  519 
48  606 


30259 
18  696 
11664 

65416 
14  543 
50  873 
34780 

185  882 

103  678 

82  304 

2  401  003 

1  700  T67 

700  236 

355006 

334  400 

20  606 

89701 

5531 
8811 


16  401  063 
148 


1  842  Ol  I 

334700 

7  642 

111  597 

215  461 

8  223  484 

2  159832 
687  846 

I  672  586 


422  067 
288  335 
133  738 

51964 

9  667 

42  897 

34285 
81052 

18  233 

78287 

19  368 
68  929 
36886 

210794 

127  063 

83  741 

2  751  454 
1  935  079 

816  375 

409633 

387  277 

22  356 

loi  519 

6256 

8944 


16672  116 
133 


KUaalUa. 

gebiet  in  den  J&hten  1880  and  1S8I. 
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im  Jahrgange  1880,  N.  F.  I  S.  138  und  ansführliolier  im  Jahrgange   1882 
von  Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  geliefert  worden. 

Auch  die  Art  der  Nachweise  ist  im  amtlichen  Quellen  werk  für  1881 
dieselbe  geblieben  wie  die  für  1880  im  49.  Bande  der  Reichs-Statistik. 
Es  werden  nämlich  gegeben:  1.  Generalübersichten  des  Waaren Verkehrs 
in  der  Ordnung  des  statistischen  und  des  systematischen  Waaren-Yerzeioh- 
nisses,  TJebersichten  der  Zollerträge  und  der  Niederlagen;  2.  Uebersichten 
des  Waarenverkehrs  nach  den  Yerkehrs-Ländem,  in  der  Ordnung  des  sta- 
tistischen Waaren- Verzeichnisses ;  3.  TJebersichten  über  den  Yeredelungs- 
Verkehr.  Alle  Nachweise  sind  nach  Mengen  gegeben,  und  die  über  den 
Waaren- Verkehr  in  der  Ordnung  des  systematischen  Waaren- Verzeichnis- 
ses auch  nach  Werthen. 

Es  muss  aufßällen,  dass  die  Gruppirung  der  608  unterschiedenen  ein- 
zelnen Waarengattungen  nach  zwei  Verzeichnissen,  dem  „statistischen" 
und  dem  „systematischen"  erfolgt.  Das  erstere  sohliesst  sich  an  den 
Zolltarif  an,  die  Eintheilung  nach  ihm  ist  deshalb  för  die  Zwecke  der 
Zollverwaltung  willkommen  und  seiner  Einrichtung  nach  für  diese  genü- 
gend verständlich,  während  für  das  Publikum  das  „systematische"  Yer- 
zeichniss  brauchbarer  ist,  welches  die  Waarengattungen  nach  ihrer  Zage- 
hörigkeit zu  Industriezweigen  zu  ordnen  sucht.  An  Baum  würde  gespart 
und  wohl  auch  an  Uebersichtlichkeit  gewonnen  werden,  wenn  das  „sta- 
tistische" Waaren- Verzeichniss  ganz  beseitigt  werden  könnte. 

Für  uns  kommt  es  darauf  an,  das  weitschichtige  amtliche  Zahlen- 
material in  eine  thunlichst  kurze  und  klare  Uebersicht  zusammen  zu 
drängen  und  wir  halten  hierzu  die  auf  S.  418  u.  419  enthaltene  Tabelle 
geeignet,  welche  die  Zahlen  für  1880  und  1881  nach  Mengen  und  Wer- 
then   neben  einander  stellt. 

Diese  Tabelle  giebt  die  Einfuhr  von  Waaren  in  den  „freien  Ver- 
kehr" des  deutschen  Zollgebiets  d.  h.  die  Einfuhr  während  des  Jahres 
1880  bezw.  1881  von  1.  zollfreien  Waaren,  2.  zollpflichtigen  Waaren, 
die  unmittelbar  bei  der  Einfuhr  bei  Zollämtern  an  der  Grenze  oder  im 
Innern  verzollt  wurden,  und  3.  zollpflichtigen  Waaren,  die  aus  den  Zoll- 
Niederlagen  nach  Entrichtung  des  Zolls  entnommen  und  dadurch  in  den 
„freien"  Verkehr  gesetzt  wurden.  Die  eigentliche  Einfuhr  auf  Nieder- 
lagen dieser  zu  3  genannten  Waaren  fcUlt  selbstverständlich  zum  Theil 
in  ein  früheres  Jahr  (vor  1880  bezw.  1881);  den  zu  1 — 3  bezeichneten 
Waaren  ist  aber  gemeinsam,  dass  sie  in  einem  der  beiden  genannten 
Jahre  für  den  inländischen  Verbrauch  verfügbar  wurden.  Von  den 
zollpflichtigen  Waaren  ist  hierbei  vorauszusetzen,  dass  sie  auch  wirk- 
lich in  den  innem  Verbrauch  übergingen,  wenn  sie  auch  nicht  gerade  in 
demselben  Jahre  wirklich  consumirt  wurden;  denn  soweit  es  sich  um 
länger  lagerungsfahige  Güter  handelt,  können  sie  ja  auch  zur  Gonsumtion 
bezw.  Verarbeitung  in  späterer  Zeit  aufbehalten  worden  sein.  Bei  den 
zollfrei  eingeführten  Waaren  trifft  jene  Voraussetzung  nicht  ganz  zu, 
denn,  während  man  zollpflichtige  Waaren  regelmässig  nur  dann  in  den 
„freien  Verkehr"  setzen  wird,  wenn  man  sie  auch  wirklich  dem  Inlande 
zuführen  will,  mag  bei  zollfreien  zum  Theil  die  Wieder- Ausfuhr  beabsich- 
tigt und  auch  wirklich  geschehen  sein;   mithin  erscheint  ein  unbesümm- 
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bar,    aber  yerhältnissmässig  gewiss  nicht   grossen  Theil  der  zollfreien 
Einfuhr  auch  in  der  Ansfahr,  ist  also  thatsächlich  Durchfuhr. 

Die  in  der  Tabelle  angegebene  Ausfuhr  begreift  die  Gesammtheit 
der  in  dem  Jahre  1880  bezw.  1881  über  die  Zollgrenze  ausgeführten 
Waaren,  also  einschliesslich  jenes  eben  als  Durchfuhr  charakterisirten 
Theils  der  zollfrei,  in  demselben  Jahre  oder  auch  früher,  eingeführten, 
aber  ohne  diejenigen  Waaren,  welche  nur  auf  Zollniederlagen  eingeführt 
also  nicht  in  den  freien  Verkehr  gesetzt  waren.  Soweit  also  nicht  eine 
Wieder-Ausfuhr  zollfrei  eingeführter  Waaren  in  Betracht  zu  ziehen  ist, 
stellt  die  „Ausfuhr  aus  dem  freien  Verkehr"  die  aus  der  inländischen 
Produktion  stammenden  und  in  dem  betreffenden  Jahre  ausgeführten 
Waaren  dar. 

In  der  Tabelle  sind  neben  die  Mengen  die  Werthe  gesetzt.  Die 
Gewichts-Mengen  sind  zum  Vergleiche  der  Zu-  und  Abnahme  der 
Ein-  und  Ausfahr  der  einzelnen  Waaren gattungen  brauchbar,  wenn 
man  auch  im  Auge  behalten  muss,  dass  die  in  den  ämtlichen  Verkehrs- 
Nachweisungen  unterschiedenen  Waarengattungen  zum  grossen  Theil  schon 
eine  mehr  oder  weniger  grosse  Anzahl  von  Waaren-Arten  begreifen  und 
die  Vertretung  dieser  Waaren-Arten  von  Jahr  zu  Jahr  nicht  ganz  gleich, 
ja  vielleicht  recht  verschieden  ist;  dass  also  durch  die  ungleiche  Vertre- 
tung verschieden-wiegender  und  verschieden-werthiger  Waaren  innerhalb 
einer  Waarengattung  der  Vergleich  von  Jahr  zu  Jahr  an  Sicherheit  ein- 
büsst.  Die  Geld-Werthe  geben  natürlich  sowohl  für  die  einzelnen 
Waarengattungen,  als  für  das  Verhältniss  der  Waarengattungen  zu  ein- 
ander, als  auch  für  die  Gesammtsumme  den  eigentlich  brauchbaren  Beurthei- 
lungs-  und  Vergleichs-Maassstab ,  indem  sie  angeben  sollen  wie  viel  vom 
Inlande  an  das  Ausland  und  vom  Ausland  an  das  Inland  in  Folge  des 
Waaren-Austausches  gezahlt  worden  ist  Die  hier  eingesetzten  Werthe 
sind  die  vom  kaiserlichen  statistischen  Amt  nachgewiesenen.  Dasselbe 
berechnet  dieselben  durch  Multiplikation  der  Gewichtsmengen  mit  Ein- 
heitspreisen,  welche  letztere,  gesondert  für  Einfuhr  und  Ausfuhr,  durch 
eine  Commission  von  Sachverständigen  der  verschiedenen  Handelszweige 
festgestellt  werden.  Üeber  die  Grundsätze  der  Abschätzung  der  Einheits- 
werthe  ist  in  der  Einleitung  zu  den  genannten  Veröffentlichungen  Bechen- 
schaft  gegeben. 

Die  Gruppirung  der  Waarengattungen  in  unserer  Tabelle 
weicht  von  derjenigen  des  amtlichen  „systematischen  Waaren- Verzeich- 
nisses" ab,  welches  18  Haupt- Abtheilungen  mit  einer  grösseren  Anzahl 
von  Unter- Abtheilungen  aufweist.  Um  denjenigen  Lesern,  welche  die 
Zusammensetzung  unserer  Waarengruppen  aus  den  amtlich  nachgewiesenen 
Waaren-Gattungen  ersehen  wollen,  hierzu  die  Möglichkeit  zu  gewähren, 
folgt  hier  eine  Uebersicht  der  Zusammensetzung  unserer  Gruppen  aus 
den  Nummern  des  „systematischen  Waaren- Verzeichnisses'',  nach  welchem 
die  Waaren  in  den  Bänden  49  und  54  der  Statistik  des  deutschen  Beichs 
sich  geordnet  finden. 
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^  .       ,  ,  m  t  11  Nnmmern  des  amOicIieii  »yrtematUchaii 

Gruppenbezeichnung  UMerer  TabeUe.  Waaren-VeneichnLiaes. 

I.     Nahnmgs- and  OenosBinittel     4 — 12,  15 — 120 

n.     Gegenstände  der  Landwirth- 
Bohaft 

a)  Nntzrieh 1>  2,  8,  18,  14 

b)  Sämereien 121—124,   126—188 

c)  Düngemittel  (a.  AbfäUe)     134—144 

III.     Brennstoffe     (Kohlen    etc., 

Brennholz,  Petroleum)  .     .     145 — 151,  239 

lY.     Baumaterialien 

a)  Ban-  und  Nutzholz  .     .     380—383 

b)  andere  rohe  Baumateria- 
lien (Mauersteine,  Kalk 

etc.) 234,  281—284,  288,  289,   292,   29 

—296 

y.     Gegenstände     der    Stein-, 
Thon-  u«  Glas-Industrie 

1.  Bohstoffe    (Kaolin    eto.)  285 — 287 

2.  Fabrikate 290,  291,  293,  297—316 

VI.     Gegenstände     der    Holz-, 
Schnitz-   u.    Flecht-Indust 

1.  Bohstoffe 384— 399  a 

2.  Fabrikate 400—412 

YlL     Gegenstände  der  Leder-  u. 
Bauchwaaren-Industrie 

1.  Bohstoffe  (Hauten.  Felle)     425—434 

2.  Fabrikate  (Leder,  Leder- 
waaren etc.  Pelzwerk)  .     435 — 443  b 

ynL     Gegenstände     der    Papier- 
Lidustrie 

1.  Bohstoffe 414—417 

2.  Fabrikate  (Papier,  Pappe 

und  Waaren  daraus)  418 — 424  b 
Lumpen    (zur  Papier-  und  Textil- 
industrie)     413 

IX.     Gegenstände     der    Textil- 
Filz-  und  Kautsohuk-Ind.) 

1.  Bohstoffe  (Haare,  Federn 

Spinnstoffe,   Kautschuk)     444—465,  561—563 

2.  Fabrikate    (Game,   Ge- 
webe ,     Strumpfwaaren, 

Kleider  etc.)    ....     46f— 560  b,  564— 572b 

X«     Gegenstände  der  Metall-In- 
dustrie 

1.  Bohstoffe    (Erze,    Boh- 

eiMU,  rohea  Blei  etc.)  .     817—334,  878  a,  379 

2.  Fabrikate 335—374 
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^  u      •  V  m  1.  II  Nummem  des  amtlichen  systematischen 

Gruppenbeaeichnung  unserer  Tabelle.  Waaren-Veraeichnisses. 

XI.     Gegenstände  der  chemischen 
Industrie 

1.  Bohstoffe  (Salze,  Säuren, 
Gerhstoffe,  Farbmaterial, 

Droguen  etc.)  ....     125,  152—238,  235—238,  240,  249, 

260— 277  b,  280  a 

2.  Fabrikate  (Aether,  Es- 
senzen, Firnisse,  Lichte, 
Seifen ,       Parfiunerieen, 

Zündwaaren)    ....     241—248,  250—259,  273—280 

Xn.     Fahrzeuge,     Maschinen, 

Apparate 578 — 589 

XTTT.  Eurzwaaren  und  Schmuck 
(auch  Edelsteine,  Galante- 
riewaaren  etc.)     ....     590 — 600 

XIY.     Gegenstände    der  Literatur  • 

und  Kunst 601—608 

Edelmetalle    (Gold   u.  Silber)   roh, 

in  Barren,  gemünzt      ....     375 — 378 

Die  letztgenannte  Abtheilung  „Edelmetalle^'  haben  wir  ganz  aus  der 
Hauptsumme  der  Waaren-Yerkehrs-Bilanz  herausgenommen,  sowohl  weil 
es  sich  hierbei  zu  einem  nicht  näher  bestimmbaren  Theile  nicht  um 
Waaren,  sondern  um  Zahlungsmittel  handelt,  als  weil  die  Anschreibungen 
hierüber  naturgemäss  unyollständig  sind. 

Durch  die  unserer  Tabelle  beigegebenen  Frozentberechnungen  sind 
die  Grössenverhältnisse  der  einzelnen  Hauptgruppen  und  des  Verkehrs 
mit  Bohstoffen  and  Fabrikaten,  soweit  sich  diese  überhaupt  unterscheiden 
lassen,  übersichtlich  dargestellt. 

In  dieser  Zusammenstellung  über  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  ist,  wie 
aus  dem  vorhin  Gesagten  hervorgeht,  überhaupt  nicht  enthalten  die 
Durchfuhr,  welche  das  Inland  nur  in  so  weit  interessirt,  als  dasselbe 
einen  Gewinn  aus  der  Fracht  der  durchgeführten  Waaren  zieht,  und 
ebenso  wenig  ist  darin  berücksichtigt  der  sogenannte  Yeredelungs- 
V erkehr  d.  i.  die  zur  Bearbeitung  im  Inlande  und  Wieder- Ausfuhr  im 
bearbeiteten  Zustande  eingeführte  und  die  zur  Bearbeitung  im  Auslande 
und  Wieder-Einfnhr  in  bearbeitetem  Zustande  ausgeführte  Waarenmenge. 
Deber  diesen  sehr  wichtigen  und  auf  die  Zahlungs-Bilanz  einflussreichen 
Verkehr  mit  dem  Auslande  liegen  in  der  amtlichen  Statistik  zwar  sehr 
detaillirte  Angaben  vor,  welche  denselben  nach  Herkunfts-  und  Bestim- 
mungs-Ländern und  nach  den  Zwecken  der  Einfuhr  bezw.  Ausfuhr  un- 
terscheiden, jedoch  nur  nach  Gewichts-Mengen,  und  es  fehlen  die  Anhalts- 
punkte, um  eine  Werth-Bilanz  für  diesen  Verkehr  zu  ziehen,  die  ver- 
muthlich  zu  Gunsten  Deutschlands  ausfallen  und  demgemäss  seine  Han- 
delsbilanz erhöhen  würde.  Zur  Veranschaulichung  der  Grösse  des  Ver- 
edelungs-Verkehrs geben  wir  hier  die  wichtigsten  Fositionen  aus  denselben 
gleichüalls  für  die  beiden  letzten  Jahre. 
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YeredlungsTerkehr  1880  and  1881. 


Deatoches  Zollgebiet 


Oftttang  der  Waaren. 


Mengen  in  Tonnen  zu.  looo  kg  netto. 
Veredlang  im 


InUnde 


l88o 


Auslände 


InUnde    |  Auslände 
i88i 


Baomwollengam     .  . 
Baumwollene  Gewebe 

Wollengam 

WoUenwaaren  .... 

Leinengarn 

Leinenwaaren    .... 

Roheisen 

Grobe  Eisenwaaren  . 


2  217 

459 

2484 

4819 

310 

4180 

228 

358 

276 

638 

214 

449 

645 

I  296 

571 

213 

358 

«39 

70  118 

98124 

2263 

126 

2474 

164 

«74 
308 

265 
301 

104 


vm. 

Die  flnamdellen  Ergebnisse  der  deutsohen  Aotiengemllaoliaflen 

im  Jahre  1880. 

Zusammengestellt  von  B.  van  der  Borgbt. 

Bei  der  grossen  Bedeutang,  welche  die  Actiengesellsohaften  im  heutigen 
Eulturlehen  einnehmen,  ist  es  wesentlich,  sich  über  den  jedesmaligen  Stand 
der  einzelnen  Gesellschaftsgruppen  wie  der  einzelnen  Qesellschaften  selbst 
Orientiren  zu  können.  Für  Oesterreich  ist  durch  die  Veröffentlichungen 
des  yyTresor"  über  den  finanziellen  Stand  der  Acdeugesellschaften,  die  zu- 
erst im  Jahre  1878  (für  1877)  erschienen  und  seitdem  jahrlich  wiederholt 
wurden,  die  Möglichkeit  einer  derartigen  Orientirung  gegeben,  und  zwar 
in  einer  sehr  klaren  und  übersichtlichen  Weise.  Die  Zusammenstellungen 
sind  in  Tabellenform  gehalten  und  bringen  nur  die  Hauptresultate,  ge- 
wissermassen  das  Gerippe  der  Bilanz:  Actienkapital ,  Reingewinn,  Divi- 
dende und  Verlust.  Diese  Knappheit  des  Stoffes  ist  ein  grosser  Vorzug 
bei  einer  Uebersicht,  die  den  Stand  der  Gesellschaften  von  Jahr  zu  Jahr 
zur  Eenntniss  bringen  will.  Leider  hat  bisher  für  Deutschland  eine  der- 
artige tabellarische  Darstellung  nicht  existirt,  da  die  bekannte  vorzügliche 
Arbeit  von  £ngel  über  die  £rwerbsgesellschaften  sich  nur  auf  Preussen 
bezieht.  Man  kann  sich  zwar  aus  Saliugs  Börsen  Jahrbuch  orientiren,  aber 
eine  leicht  übersichtliche  Zusammenstellung  ist  dadurch  nicht  unnöthig  ge- 
macht. Wir  haben  in  der  folgenden  Tabelle  eine  solche  uebersicht  zu 
geben  gesucht  auf  Grund  der  Bilanzauszüge,  die  sich  in  dem  erwähnten 
Börseojahrbuch  von  Saling  (für  1881/2)  finden,  und  stellen  unter  A.  die 
Industricgesellschaften,  unter  B.  die  Versicherungsactiengesellschaften,  unter 
C.  die  Banken  und  unter  D.  die  Eisenbahnen  nach  ihren  Hauptresultaten 
zusammen.  Es  ist  naturgemäss  nicht  möglich,  aus  einer  solchen  Zusam- 
menstellung allgemeine  Schlüsse  zu  ziehen.  Unsere  Tabelle  will  nur  die 
finanzielle  Lage  der  deutschen  Actiengesellschaften  der  Hauptsache  nach 
zeigen,  und  schliesst  schon  dadurch  die  Forderung  öfterer  Wiederkehr 
ein.  Eine  Erläuterung  zu  den  Zahlen  ist  unnöthig;  dieselben  sprechen 
für  Jeden,  der  sehen  kann  und  will,  bo  deatlich,  dass  jede  weitere  Aus- 
einandersetzung  nnr  eine  Wiedexbdnng  wttre.    Wir  lassen  daher  jetst  die 


Tabelle  ohne  weiteren  Commentar  folgen,  welche  an 
rceultate  EUBammcugefaBst  enthält, 
inanzielle  ErgobniBBe  der  deutschen  Aotiei 


.  SotiluBB  die  Oesammt- 
geeelUchaften  lüt 


n 


A.    Indastrle-OaBellBobafteii. 
[.   BergtwQ-  nmd  HQtMn-QeMUaohaftMi. 

1)  Aaubsn-HÖDgeuar  Bergwerk 
8}  A.-ß.  d.  EiiBD-  u.  Sulilnerke  i.  Oanii- 
brfl«k 


4)  A.-G   der  Stadlbergir  Hlitts     . 

5)  Aabitldscbe  Kahlenwarka    .     ■ 

6)  Annener  OBiuMhlwerk  .    .     . 

7)  A[ilerheckar  Verün  lüi  Bergtiiu 

8)  ArBDbetgivhe   A.-Q.  fiir   Bargbai 
llÜltcDbelriab     ...... 

9)  Baniiberg-Glwlbacher    Bergwerkb 
UUttea-A.-O.   „BarMÜus"      .      . 

10)  Bergbiu-A.-«.  „Buriusi»"  .     . 

11)  „  „  „Plulo"  .  , 
lU)  Birglach-Hürkiicber  Bergwerktvereiii 
iS)  Bargisober  Oruben-  a.  UUtleuvareiu 
U)  Bergwerk a-A.-O.-VacoinllDniric ins  b. 

GsUankirclieu 

16;  Bargwarka-    a,     BüUen-A -G.     „Vur- 


5750000 
Sasoi 


3417500 
SLPr. 

i  250  000 

1 100  000 

.875 

2400000 


3000000 
1800000 

4414400 


139972 

587  497 
7662s 

'09S3S 
ISS  858 

8J144 


JiBiDarkbÜlta  in  KiiUowiU  .     .      .      . 
locbumar  Ber^warki-A -G.       .     . 
Joubamer  Vereiii  flir  Bergbau  n.  Giui 

.labirabrikolioD 

3raaiiiivbwaigar  KoLlenwerka  ■     ■ 

-     D.    IlUltan' 


ralD 


31)  Consolidirte  Radanbülte 

SS)  CuDHil.   BrauukDhlanbargw.  „Haria" 

3S)  UaunertinaikbUtte  ....... 

S4)  Dorlmniider  Bargbau-A.-ß.       .     .     . 

ItS)  ,.  Slainkohlenbargw  „Louisi 

Tiefbau" 

!6)  Du«!  Koiilenverain 

SI)  Ei»ohUtlenwerk  „Thale"      .      .      -     . 

S8)  Eilenwerk  „CartshüRa" 

39)  Etcb Weiler  Bergwerksrerein     .     . 

30)  Eueoer  Bergwerks« eraln  „König  Wil- 

31)  Geliankirchener  Bergwerks- A.G. 

SB)  Georg»- Marieu-Borgwerkt-  u.  Hülten- 


2150  000 

13  704  600 
3300000 


'43437 
36457; 


St.Pr, 

512  630 
67500 


165000 
74  '44 


950811 
332500 


NomioKl- 
kapiUJ 


83)  „OiDduof",  A.-a.  ffir  Braunkohlen- 
renrertbiujg 

St)  BMHier  Bergbau-   n,  KupferbBIku- 

A.-G 1871 

36)  UBgeaer  OuiMUhlwerka  ....  1S7I 
3«)  Hukorl'Bclio  Bergwerke       ....     1S71    I 

37)  JIu-p«iier  BergliiiQ.A.-0 1856    ; 

38)  Huiet  Werke  zu  BübeUod  a.  Zorga       " 

39)  Heis.-Bhcin    Bergbau Terein       .     .     .  1S74 

40)  Hibernia  u.  Sbunrock  (Bergwerkige*.)  1873 

41)  Härder  Bergwerks-  n.  IlüUeiivcreiii  .  1856 
4B)  KÖluer  BergwerkivereiD  ....  1849 
48)  KUln-Müsenar  Bergwerkn verein     .     .  1856 

44)  Künigin  MarianhUtle  ......     1873 

45)  „Lkuchhammer" .  ver.  vorm.  grJLH. 
ElDBicdelBChe  Werke 1S73 

4«)  Lothringer  Eiienwsrke    .....     1S73 

47)  HHrk.VVDittphX].  Bergwerk ive rein      .     1854 

48)  Hagitoburgor  Bergwsrki-A.-ß.       ,      .     1856 

49)  Hechemivher  Bergwerks  verein      .     . 

60)  UoriUhDIte 

6t)  „Pbünli",  A.-Q.  flir  Berghau  a.  Bfil- 

tepbetrieb  In  LiULt 

eS)  Kbeiu.  Subiwerke.     ...... 

63)  Kheln.-MaMauischsBergwsrki-u  HQI- 
Wd-A.-G 

G4)  Hlchi.-TbUr.  A.-G.  FDr  Bnunkohleu- 

verwerUinng 

58)  SKcbii.  GuusUblfabrik  In  Dählnn  .  1S5S 
66)  Bcblet.  A.-O    für  Bergbau  und  Zink- 

büttenbetrieh 1S5}  t: 

al)  Schles.  Kohlen-  u.  Koakewerke  „Got- 

58)  TarnowilMr  A.-O.  (Er  Bergbau  und 
ElienhUlte  »betrieb 

69)  „Union-,  A,-0.  fUr  Bergbau-,  Eieen- 
n.  JilRblhiduiilrie     . 

60}  'Verein.   Kunigt-  u.  LaDTahillte      .      . 

61)  "VgTeinlgnngiges.  Hir  Stein kohlepbau 
im  Wunnrovler 

eS)  VicIaHabUIte 

03)  „Vulkan"  in  Uulaburg 

64)  Wariileiuer  Gruben-  n.  HUttenverein 
66)  We>lphBI,  Union,  A.-G.  (tlr  Berghau-, 

Eisen-  u.   ürafallndustrie       ... 
66)  WlManer  Bergwerks-  u.  Haiten-A.-G. 


S4OOOO 
6800000 
7368900 
S4O0r-- 


5625000 
6  36]  $00 
1400  000 


4S0OOO 

I 

nicht  er-  135000 
icbtlicb 
41791  37000 
509503 

nicht  ersichtlich 

148678  I        — 

534  205  j  ■''■*'  <" 
nicht  eniclitlich 


3} 

PTJt.3 

8t.A.  — 


ULAlB. 


198000 
366700 


nicht  veröffentlicht 


983  968  \    600  0( 
3  1 16  993  I  1  755  0( 

'99  9')3    nicht  er«. 

nicht  ertichllich 


nicht  ersichtlich 


398694 
633  0]0 


MUe«lIeii. 


427 


Name 


.1 


In  Liquidation  oder  Concurs 
befindlich. 

1)  A.-Q.  Steinhäuser  HUtte      .... 

5)  „Constantia** ,     N.-M.     Braunkohlen- 
Comm.-A.'G 

8)  Deutscher  Bergwerksverein      .     .     . 
4)  Essener  Bergwerk  Centrum     .     .     . 

6)  Halberst&dter  Eisenwerke     .... 

6)  Harser  Union 

7)  Heilenbecker  Oussstahlwerke  .     .     . 

8)  M&gdesprung-Neudorf 

9)  Massener  Kohlenbergbaugesellschaft 

10)  Neu-Oeger  Bergwerks- A.-G.     .     .     . 

11)  Oberschles.  Eisenwalzwerke     .     .     . 
18)  Preuss.  Bergwerks-  u.  Hfitten-A.-O. 
18)  Remscheider  Stahlwerke      .... 
14)  Sieg-Rheinische  Bergwerks-  u.  HUtten- 

A.-G 

16)  Siegener  Bergwerksverein  ,,Siegena** 

16)  Steinkohlenbergwerk  „Ritterburg** 

17)  „Union**,  Eisenwerk  su  Pinneberg    . 

18)  Vereinigte  Werke  auf  Tippeiskirchen 

19)  Westphfil.  Bergban-A.-Q.  (Courl.)     . 

80)  Westphäl.  Stahl-  n.  Puddlingswerke 
in  Haspe 

81)  Westpreuss.  Eisenhfltten-Ges.  in  El- 
bing 

IL   Bau-  und  TerraiiifpeeiilationigeMll- 

■fthafUm. 

1)  Actien-Bauges.  Ostend     .... 
8)  Actien-Bauverein  Friedrichshain   . 
„  „  Passage    .     .     . 

t,  „  Unter  den  Linden 

A.-Q.  flir  Bauausföhrungen      .     . 

AUg.  H&userbau-A.-O 

Baugesellschaft  flir  Mittelwohnungen 
Berlin-Charlottenburger  Banverein 
Berliner  Cementbau-A-G.    .     .     . 
Berliner  Hotel-Gesellschaft  (Kaiserhof) 

„  Immobilien- A.-G.  .  .  . 
Chemnitzer  Baugesellschaft .  .  . 
City,  Baugesellschaft  in  Berlin 
Deutsche  Baugesellschaft  .  .  . 
„  Eisenbahnbaugesellschaft 
Eisenbahn-Hotelgesellschaft   (Central 

hotel) 

Frankftirter  Baubank      .... 
Hannoversche  Bangesellschaft  .     . 
Landerwerb-  u.  Bauverein  (Berlin) 
Land-  u.  Banges,  auf  Actien  (Lichter- 
felde)   

21)  Liebterfelder  Bauverein  .... 


8 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 
18 
19 
20 


1871 


1873 
1872 
1870 
1872 
1872 
1872 
1872 
1872 
1872 
1874 
1864 
1872 
1872 
1872 
1871 

1877 
1872 
1872 
1871 

1871 
1872 


Nominal- 

Aotien- 

kapital 

Mk. 


Rein- 
gewinn 

Mk. 


Dividende 


Mk. 


4  $00  000 


828600 
I  559  400 
6000000 
7200000 
3000000 

I  477  500 
3000000 

5  924  400 

I  209600 

6000000 

I  800000 

558000 

I  800000 

15000000 

18  416  400 

2250000 

6000000 

6000000 

820800 

3750000 
2700000 


Bilanz  nicht  erh&ltlich 


61  413 
82516 


60000 


75000 


nicht  ersichtlich 


nicht  ersichtlich 


113  289 

98221 

4650 

77592 


90000 

90000 

4650 

75000 


nicht  ersichtlich 

nicht  ersichtlich 
nicht  ersichtlich 


% 


o 
o 
I 
o 

o 
o 
o 
o 

n 

5 

t 

o 

♦ 

o 

o 
o 
o 
o 

o 
o 


Verlust 
Mk. 


212  201 
I  661  126 


628  933 
292  058 


597  488 
10  325  024 

750000 

353893 
3067516 


428 


i8e«ll«ii. 


Name 


4 


Nominal- 

Aotien- 

kapital 

Mk. 


Rein- 
gewinn 

Ifk. 


Dividende 


Ifk. 


% 


Verlust 
Mk. 


22)  Magdeburger  Bau-  n.  Creditbank 
83)  Rhein.  BangeseUschaft  (Köln)  .     .     . 
24)  Süddeutsche  Immobilienges.  (Mains) 
85)  „Union**,  Baugesellschaft  (Berlin)      . 

In  Liquidation  oder  Concnrs 
befindlich. 

1)  Baugesellschaft  Johannisthal  (Berlin) 

2)  „  Belle-AUiance  (Berlin) 

3)  Berlin.  Bauvereinsbank  (Wäsemann) 

4)  Ho(jäger-Corsostras8en-A.-0.     .     .     . 

5)  Actienbauverein  Konigsstadt     .     .     . 

6)  Actienbauverein  Thiergarten     .     .     . 

7)  A.-G.  fQr  Bau-  u.  Orunderwerb  (Chem- 
nitz)      

8)  A.-0.  Sfidende  (Berlin) 

9)  Baugesellschaft  Cottage 

10)  „              für    Eisenbahnunter- 
nehmnngen  C.  A.-O 

11)  Berlin-Tempelhof  er  Baugesellschaft   . 
18)  Berliner  Centrabtrassen-A.-G.  .     .     . 

13)  Berliner  Nordend 

14)  Berolina  (Hfiuserbau-A.-Q.)      .     .     . 

15)  Charlottenburger  Baugesellschaft  .     . 

16)  Deutscher  Centralbauverein      .     .     . 

17)  Dortmunder  Brfickenbau-A.-O.      .     . 

18)  Gewerbliche  Baubank  (Hannover) 

19)  Immobilien-Bank  (Berlin)    .... 

20)  Magdeburger  BrüdLcnbaugesellschaft 

21)  NiederschSnhauser  Baugesellschaft 

22)  Thiergarten-Westend 

23)  Westend-Oesellschaft  Qubtorp      .     . 

24)  Westend-Potsdam,  Baubank     .    .     . 

IXL    BanmaterUlgeiellieliafteii 

(OMnent-,  Ofen-,  Ziegäüabriken«  Kalk- 

brennereini  eto.)- 

1)  A^O.  für  Ofenfabrication  (Berlin),  gen. 
Dankberg 

2)  Berliner  Emaille-,  Ofen-  u.  Olasur- 
fabrik  (Ameburger  Ofenfabrik)     .     . 

3)  Birkenwerder,  A.-O.  für  Baumaterial 
rBerUn) 

4)  Greppioer  Werke  (Berlin)  .... 

5)  Oppelner  Portlandcementfabrik     .     . 

6)  Sdiles.  A.-G.  für  Portlandcementfabr. 

In  Liquidation  oder  Concors 
befindlich. 

1)  WestphJU.  Marmorwerke      .... 

2)  Berliner  Ziegelei-Heegermühle      .     . 

3)  Centralfactorei  für  Baumaterial    .     . 

4)  Dresdener  Dampfkiegelei     .... 

5)  FrankAirter  Dampfkiegelei  (FrankAirt 
•/O.) 


1871 
1872 
187 1 
1872 


1873 
1872 

1872 

1872 


1872 


1870 


1872 

1872 

1872 
187 1 
1872 
1872 


1872 
1872 

I- 


4  500000 

3  988  200 

7  800000 

450000 


I  200000 

360000 

6000000 

4  200000 


2550000 


5  881  200 


I  250000 

150000 

I  680000 

990000 

3000000 

I  950000 


2  175000 
I  950000 


85455  I  75000 
nicht  ersichtlich 

nicht  ersichtlich 

nicht  ers.  gooo 


o 
o 

2 


81  047 
Berichtnichterhfiltlich 


27387 
151  H3 
175  138 


19800 
127  500 
126750 


o 

2 


S»me 

f 

Nominal- 

Actien- 

kapiUl 

Uk 

Rüin- 
gewinn 

Dividende 

Verin.t 

O 

Mk. 

Uk. 

% 

Mk. 

1871 

1275000 

„ 

__ 

_ 

_ 

1)  Junliiihiilte  C.  M-Q 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1)  AclienbrÄaisrei  Friodricbshain    ,     .     . 

1869 

1950000 

139978 

17s  Soo 

9 

_ 

1871 

1620000 

40J7g 

32400 

3)  Actlenbraoorei  Uoabit 

1B71 

J  550000 

94385 

76500 

4)             „             FriadnchafaäbB  (Palien- 

hofer)                    

1871 
1871 

J77  770 
174996 

116000 

6)  Berliner  Ädlerbicrbranerei   .... 

1950000 

z 

.871 

24750«' 

51105 

495°° 

7)        „         BriuereigeBellicInft  Tiroii  . 

1857 

5  885  100 

214767 

196  170 

3) 

8)         „          Unionibnaerei  (Bonnwltt)    . 

1870 

10)         .,                         „                 (Landri) 

1871 

610000 

^250 

11400 

187z 

1650000 

11.7789 

140  J50 

H 

11)  Böhm.  Brauhau. 

1870 

j  300  000 

403  437 

197000 

12)  Brauerei  Künig.udt 

1B71 

2400000 

[91716 

1871 

360000 

224  834 

.871 

1059900 

'5°  947 

15)  NUroberger           „                (lienniDger) 

187» 

3900000 

308  338 

153  5™» 

H 

16)  Poiener  Spritfabrik 

187J 

750000 

76010 

12500 

11)  SehlüMbraoerei  OraDicnbnrK     .     .     . 

.871 

1100  000 

74772 

1871 

iSooooo 

131  668 

161000 

IB)  Veroinibriuerei  d,  berliner  Oastwlrthe 

.871 

53.8 

(873 

900000 

21251 

iSooo 

— 

In  LiqoidBtioD  oder  Concors 

berlndllch. 

1}  PoUdamer  Brauerei-A.-Q,  Hone 

187I 

1  155000 

_ 

_ 

_ 

_ 

borg 

187» 

3600000 

hbrik 

8)  Werderscha  Brauerei 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

V.     Chmniieh»  r.brik«,  rirbweiea. 

1)  A.-G.  fUr  BlUckflirberei  (QebRuer) 

187J 

975000 

Beriebt  nie 

terbKhlich 

S)      „        Kgeslorffs  Süliwerke .     .     . 

1871 

5445000 

S3'  78' 

326700 

S)  Cbemi-che  Fabrik  (Schering)   .      ,      . 

1871 

361  377 

331000 

4)            „                 „       lU  UeiuriobMball 

1871 

780000 

91015 

70300 

B)            „                 „       Oranieuburg      .      . 

(87. 

471000 

J31  70s 

(871 

750000 

8715s 

51500 

lS8i 

1876 

3500ÜOO 

479  59« 

37SOOO 

B)  StaiafurtBr  Cham.  Fabrik  (VorMor&O.) 

187t 

1290000 

94  OSO 

10)  „UdIoh",  Fabrik  chun.  Produkte      . 

187. 

900000 

61535 

4SOOO 

187J 

900000a 

599  757 

353760 

— 

In  Liquidation  oderConcnri 

1871 

3000000 

_ 

— 

— 



1}  Cü,>enl.'kor  cl.<Mn    Fabrik,  A  -O.    . 

187 1 

2150  000 

— 

— 

- 

— 

490 


Mis'celleo. 


Name 


og 


Nominal- 

ActieO' 

kapital 

Ifk. 


Rein- 
gewinn 

Ifk. 


Dividende 


Mk. 


« 


Verlost 
Mk. 


3)  A.-G.  für  Kunst-  u.  Schönfärberei    . 

4)  Appretur,  Dekatur  u.  Färberei  (Ull- 
rich)      

5)  Berliner  ehem.  Produkten-  u.  Dampf- 
knochenmehl-Fabrikf  A.-Q.  (Vilter)  . 

6)  Chemische  Fabrik  Berlin-Charlotten- 
burg      

7)  Gotha.  Salzsiederei  u.  ehem.  Fabr.,  A.-G. 

VI.    SiMnbahnbedarft-  und  Xaiehinen- 
bau-GeielLiohaftan. 

1)  A.-G.   für  Brückenbau  u.  Eisenindu- 
strie (vorm.  Harkort) 

2)  A.-G.  f.  den  Bau  landwirthschaftl.  Ma- 
schinen u.  f.  Wagenfabrikatioo  (Eckert) 

3)  A.-G.  für  Fabrikation  von  Eisenbahn- 
material in  Görlitz  (Lüders)     .     .     . 

4)  A.-G.    Görlitzer   Maschinenbauanstalt 
(Lüders) 

5)  Berliner  A.-G.   für  Eisengiesserei   u. 
Maschinenfabrikation  (Freund)      .     . 

6)  Berl.  Maschinenbau-A.-G.   (Schwartz- 
kopfif) 

7)  Berliner    Werkzeug -Maschinenfabrik 
(Sentker,  Werkzeug-Maschinenfabrik) 

8)  Breslauer  A.-G.  f.  Ebenbahn-Wagen- 
ban  (Breslauer  Wagenfabr.  Lincke)  . 

9)  Chemnitzer  Werkzeug-Maschinenfabr. 
Zimmermann 

10)  Dampf-  u.  Spinnerei-Maschinenfabrik 
Wiede 

11)  Hallesche  Maschinenfabrik   u.  Eisen- 
giesserei     

12)  Hannoversche    Maschinenbau-A.-G. 
(Egestorffä  Maschinenbau-Ges.)     .     . 

13)  Harzer  A.-G.  für  Ebeubahnbedarf  etc. 
(Harzer  Eiseubuhnbedarf)    .... 

14)  Märk.-schlcs.  Maschinenbau-  u.  Hütten- 
A.-G.  (Egells  Maschinenfabr.)  .     .     . 

15)  Mark.  Maschinenbauanstalt,    vormals 
Kamp  &  Co 

16)  Mecklenburg.  Maschinen-  u.  Wagen- 
bau-A.-G 

17)  Nienburger  Eisengiesserei  u.  Maschi- 
nenfabrik       

18)  Oberschles.  Eisenbahnbedarfs- A.-G.  . 

19)  Pommersche   Eisengiesserei-    u.   Ma- 
schinenbau-A.-G  

20)  Bostocker  A.-G.  für  Schiff-  u.  Maschi- 
nenbau       

21)  S&chsische  Maschinenfabr.  in  Chemnitz 

22)  „         Stickmaschinenfabr.inKap- 
pel 


1871 


1872 

1871 

1869 

1872 

1871 

1870 

1871 

1871 

1871 

1872 

1872 

1871 

1872 

187 1 

1873 
1872 

1872 
1871 

1871 

1871 
1870 

1872 


390000 


2250000 

1  950000 

2  142600 
885000 

I  200000 
6000000 

900000 
3300000 
5400000 
2400000 

900000 
10500000 

750000 
6900000 
3600000 

405000 

600000 
9000000 

675000 

900000 

7  500000 
1350000 


nicht  ersichtlich 


79295 
43369 

236790 


259  402 


24002 
251  838 


64278 


210000 


220000 


24000 
180000 


soll  zur  Hälfte  her- 
abgesetzt werden 


9683 
74  733 


44910 

17288 

769499 
214498 


72000 


30000 

13500 

600000 
108000 


o 

7i 

3 
o 

o 

n 

o 

H 

O 
I 

20 

o 
o 
o 

2 

o 

5 
o 


o 

8 

8 


44  355 


270699 


25526 


I  540  161 
125084 


280049 


Miseellen. 


431 


Name 


mm 

tu 


Nominal- 

Actien- 

kapiUl 

Mk. 


ReiD- 
gewinn 

Mk. 


Dividende 


Mk. 


% 


Verlost 
Mk. 


S)  Stettiner  Mitöchinenbauanstalt u.  Schiffs- 
werft, A.-G.  (Möller  u.  Holberg)  .     . 

4)  Sudenbnrger  Maschinenfabr.  u.  Eisen- 
giesserei,  A.-G 

5)  Vormals  herzogl.  Anhalt.  Maschinen- 
bauanstalt  (Anhalter  Maschinenbau)  . 

6)  Waggon  fabrik  Gebr.  Hofmann  &  Co. 
A.-G.  (Hofmannsche  Waggonfabrik)  . 

7)  Wilhelmshütte,  A  -G.  für  Maschinen- 
bau u.  Eisengiesserei 

8)  Wöhlertsche  Maschinenbauanstalt  n. 
Eisengiesserei,  A.-Q 

9)  Zeitzer  Eisengiesserei-  u.  Maschinen- 
bau-A.-G 

In  Liquidation  oder  Concurs. 

1)  A.-G.  für  Eisenbahnbedarf  in  Berlin 
8)       „      für  Fabrikation  von  Eismaschi- 
nen in  Nordhausen 

3)  A.-G.  Norddeutsche  Fabrik  für  Eisen- 
bahn-Betriebsmaterial       

4)  Königsberger  Maschinenbau  -  A.-Ges. 
„Vulcan" 

5)  Baltische  Waggon-  u.  Maschinenfa- 
brik, A.-G 

6)  Berliner  Eisengiesserei  u.  Werkzeug- 
Maschinenfabrik,  vorm.  Tietsch    .     . 

7)  Berliner  Phönix,  Werkzeug- Maschinen- 
fabnk  Ohm  &  Co 

8)  Berliner  Union,  A.-G.  für  Eisengiea- 
serei  u.  Maschinenfabrik      .... 

9)  Berliner  Vulcan,  Eisengiesserei  n.  Ma- 
schinenfabrik für  Eisenbahn-  u.  Bau- 
wesen, A.-G 

0)  Chemnitzer  Eisengiesserei,  A.-G.  (Bock- 
stroh)   

1)  Chemnitzer  Maschinenbauges.  (MÜn- 
nich) 

8)  Eisenbahnwagen-Bauanst.  in  Hamburg 

3)  Elbinger  A.-G.  für  Fabrikation  von 
Eisenbahnmaterial 

4)  „Hansa'S  Werfte  f.  eis.  Schiffe  n.  Ma- 
schinenbauanstalt, vorm.  Tischbein  in 
Bostock 

5)  Seh  lesische  A.-G.  für  Eisengiesserei, 
Maschinen-  u.  Wagenbau,  vormab 
Schmidt  &  Co 

6)  Stettiner  Eisenbahnbedarf-  n.  Maschi- 
nenbau-A.-G.  Arthursberg    .... 

7)  Thüringer  A.-G.  für  Fabrikation  von 
Eisenbahnmaterial 

8)  Waggon-  u.  Locomotiv- Bauanstalt  in 
Hamm 

9)  „Westphalia^S  Waggonfabr.  auf  Actien 

N.F.  Bd.  V. 


187a 
1872 
1872 
1872 
1870 
1872 
1871 


1872 
1869 
1871 
1872 
1872 


2  033  400 
525000 
750000 

1  125000 

2  250000 
4875000 
I  200000 

4500000 
600000 

4500000 
900000 

1 650000 

I  200000 


98159 

15474 
26728 


81028 


68250 
15000 
22500 


60000 


o 

2 
2 
o 
o 

5 


246  749 


317675 
439  25« 


29 


432 


Miseellett. 


Name 


Nominal- 

Actien- 

kapital 

Mlc. 


Vn.     Oaa  und  Wasser. 

1)  A.-G.  für  Wasserheiznng  (Oranger  & 
Hyan) 

2)  A.-O.  f.  Wasserversorgung  in  Gotha 
li)  Alldem.  Ga8-A.-G.  in  Magdeburg 

4  )  Deutsche  Coutinent.-Ga.H-Go8.  in  Dessau 

5)  Neue  Gas-A.-G.  (Nolte)  in  Berlin 

6)  Schlesiache  Gas-A.-G.  in  Breslau 

7)  Thüringer  Gas-Ges.  in  Leipzig     .     . 

In  Liquidation  oder  Concurs. 

1)  „Globus",  A.-G.  f.  Gas-  u.  Wasser- 
heizungs-Anlagen  ,  vorm.  Hollerbacb 

2)  „8aiurn*S  A.-G.  ftti  Wasser-  u.  Gas- 
leitungsbedarf, vorm.  Röder      .     .     . 

8)  ContinenUl-A.-G.  für  Wasser-  n.  Gas- 
anlagen      

4)  „Neptun",  Continental- Wasserwerks- 
A.-G.  in  Berlin 

Vm.     Glas  und  PorseUan. 

1)  Deutsche  Spiegelglas-A.-G.  in  Freden 

2)  Kathenower  optische  Industrieanstalt 
Busch 

3)  Schlesische  Porzellan-  n.  Steingut-Ma- 
nuf-A.-G 

In  Liquidation  oder  Concurs. 

1)  Berliner  Porzellanfabrik       .... 

2)  AlbertinonhUtte,  A.-G.  fUr  Glasfabri- 
kation   

8)  CbarlottenhUtte  f.  Giasfabr.  in  Waitze 

IX.     Oammi-Oesellsohaften. 

1)  A.-G.  f.  Fabrikat,  technischer  Gummi- 
waarcu  (Schwanitz  &  Co.)  .... 

2)  Gummi naarcn-Fabrik  Voigt  &  Winde 
A.-G 

3)  Deutsche  Gummi-  u.  Guttaperchuwaa- 
ren-F'abrik,  A.-G.,  vorm.  Volpi  & 
Schlüter 

4)  Norddeutsche  Gummi-  u.  Guttapercha- 
waaren-Fabrik ,  A.-G.,  vormals  Fon- 
robcrt  &  Keiniann 

i:.    ICetall-Indostrie-Oesellsohaften  inol. 
V&hinasoliinen. 

1)  A.-G.  f.  Fabrikation  v.  Brouzewaaren 
(Spinn  &  Soho) 

2)  A.-G.  für  Feilenfabrikation,  vormals 
Schaaf  &  Co 

8)  Berliner  A.-G.  für  Central-Heizungs-, 
Wasser-  u.  Gasaul.  (SchÄffer  &  Walker) 


1872 
1871 
1857 

I8S5 
1872 
1872 
1867 


1872 
1873 


1871 
1872 
1872 

1871 


1874 
1873 

1871 
1871 


499800 
900000 
2  400000 
15  000000 
4  500000 
I  050000 
I  500000 


1872 
1871 
1871 


900000 
I  050000 


3000000 
825  000 
300000 

900000 


Rein- 
gewinn 

Mk. 


Dividende 


Mk. 


45  000 

232916 

2  124504 

277  483 
96  217 

190  265 


69979 
51  812 


45000 
192  000 

I  950  OOOj 

217  5oo| 

73  5«> 
«57  5«>| 


35750 


nicht  ersichtlich 


C50000 
900000 

I  440000' 

I  440000 


nicht  ers.    106  500  t 


109952 


91  148 


2  000 


72  000 


840000 
840000 


45  188 


37800' 


O 

5 
8 

13 
4S 


o 

4i 


15 

8 


1950000J        96566;        87750, 


44 
o 

4i 


277^ 


Misoellen. 


433 


Name 


Nominal- 

Actien- 

kapital 

Ifk. 


Rein- 
gewinn 

Mk. 


Dividende 


Mk. 


« 


4)  Berliner  Lampen-    u.  Bronzewaaren- 
Fnbrik,  vorm.  Stobwasser    .     .     .     . 

5)  EKseiihüttenwerk  Marieuhiltte  b.  Kotzen 
ao.    \.-G.  (Marienhutte  b.  Kotzenaa) 

6)  Eiseii-lnduätrie  zu  Menden  u.  Schwerte 
A.-G 

7)  Fa^un-,  Schmiede-  u.  Schraubenfabrik, 
A.-G 

8)  Guss&tahl-  u.  Waffenfabrik  in  Witten, 
vorm.  Berger  &  Cu 

9)  Ludwig  Löwe  &  Co.,  Kommanditges. 
auf  Actien 

10)  Nähmaschinen-Fabrik,  A.-G.,   vorm. 
Fri^ter  &  Ro.sbUiann 

11)  Westfälischer    Draht-Industrie-Verein 
in  Hamm 

In  Liquidation  oder  Concurs. 

1)  ITamburg-Amerik.-Nähmaschinenfabr., 
vorm.  Pollack,  Schmidt  &  Co.  in  Berlin 

2)  Berliner  Pateut-Feiieu-Fabrik  .     .     . 

3)  Neue  Berliner  Measingwerke ,    vorm. 
Borchert 

4)  Metall-Inaustrie,  A.-G.  in  Berlin  .     . 

XI.  Papier-,  Pappen-  und  Tapeten- 
Fabriken. 

1)  A-G.  f.  Pappen-Fabrikation  (Berliner 
Pappenfabrik) 

2)  A.-G.  f.  Tapetenfabrikation  in  Nord- 
hausen  (Nordhaus.  Tapetenfabr.)  .     . 

3)  Cröllwitzer    Actien-Papier-Fabrik    su 
Cröllwitz 

4)  Hannoversche  Papierfabriken  (Alfeld- 
Gronau,  Papierfabriken)       .... 

In  Liquidation  oder  Concurs. 

1)  Berliner  A.-G.  fUr  Papierfabrikation 

2)  Norddeutsche  Papierfabrik ,    A  -G.  in 
Aoslin       ...••..•.. 

3)  „Wolfswinkel'S  Papierfabr.  auf  Actien 

xn.    Traniport-Oeaellsohaften  excl.  der 
Locomotiv-Eiienbalmen. 

1)  Aachener   u.  Burtscheider  Pferde-Ei- 
senbahn-Ges.  in  Aachen       .... 

2)  A.-G.  f.  Möbeltransport  u.  Aufbewah- 
rung (Möbeltransport-Ges.)  in  Berlin 

8)  A.-G.  für  öffentliches  Fuhrwesen  .     . 

4)  Allgem.  Berliner  Omnibus-Ges.     .     . 

5)  Augsburger  Trambahn  in  Augsburg 

6)  Berliner     Pferde-£isenbahn-Ges.     (J. 
Lostmann  &  Co.) 

7)  Berliner  Spediteur- Verein,  A.  G.  .     . 


1871 
1872 
1872 
1872 

1873 
1869 

1871 

1872 


1873 


2  400000 
2  700000 
4500000 
375«» 
4  500000 
2  250000 
2550000 
6000000 


2550000 


1872 
1871 
1871 
1872 


2  400000 
900000 
900000 

I  050  OoO 


1880 
1872 

1873 

1868 
1880 

1865 
1872 


2000000 

C25000 
I  800000 

2  730000 
625  000 

I  680000 
I  450  200 


363  910 


179  910 
82857 

954  591 


140  928 

79307 

235  197 
III  838 


364005 


183  813 
136  172 


180000 


117  000 

76500 

540000 


120000 
63000 

108000 
76500 


109  200 

168000 
94263 

29* 


o 
o 

4 
o 

o 

6 

3 
9 


5 

7 
12 

51 


o 
o 

4 


10 
61 


Verlust 
Mk. 


I  379  463 


553  425 


7551 


434 


Miseellen. 


Name 


Nominal- 

Actien- 

kapital 

Mk. 


Rein. 

gewinn 

Mk. 


Dividende 


Kk. 


« 


Verlost 


8)  Breslauer  Strassen-Eisenbahn-GkiB.     . 

9)  Central-Bazar   f.   Fuhrwesen ,    vorm. 
Beeskow 

10)  Continental-Pferde>Ei8enbabn>A.>G.    . 

11)  Grosse  Berliner  Pferde>Eisenb.>A.-G. 

12)  Königsberger  „  „         „ 

13)  Magdeburger  Strassen-Eisenbahn-Ges. 

14)  Potsdamer  Strassenbahn 

15)  Provinzial  •  Tramway  •  Compagnie  in 
Berlin 

16^  Pyrmonter  Strassenbahn- A.-G.       .     . 

17)  Stettiner  Strassen-Eisenb.-Ges.       .     . 

18)  Strassen-Eisenb.-Gks.  in  Hamburg     . 

In  Liquidation  oder  Concurs. 
1)  Baltischer  Lloyd  in  Stettin       .     .     . 

XTTT.    Tnoh-Fabriken. 

1)  Elsfisser    WoUmannfactnr    in    Bisch- 
weiler   

2)  Luckenwalder  Tuch-  u.  Buckskinfabr., 

3)  Tuchfabrik  Langensalza,    vorm.  Qt' 
brfider  Gräser 

In  Liquidation  oder  Concurs. 

1)  Hessische  Tuchfabrik  in  Wanfried 

2)  Aachener  „  

8)  Forster  „  in  Forst,  A.-G. 

XIV.    Webereien,  Spinnereien,  Kattnn- 

Fabriken. 

1)  A.-G.    fQr    schles.    Leinen-Industrie, 
vorm.  Kramsta 

2)  Braunschweiger,    A.-G.  fQr  Jute-   u. 
Flachsindustrie 

3)  Berliner  Kammgarnspinnerei  Schwen- 
dy,  A.-G 

4)  Erdmannsdorfer  A.-G.  für  Flachsgarn- 
Maschinenspinnerei      

5)  Eilenburger  Kattun-Manufaktur-A.-G. 

6)  Ravensberger  Spinnerei 

7)  Sftchsische     Kammgarnspinnerei     zu 
Harthau 

8)  Spinnerei  „Vorwirts**  in  Brackwede 

In  Liquidation  oder  Concurs. 

1)  Dannenbergsche  Kattunfabrik,  A.-G. 

2)  Sohlesisohe  WoUwaarenfabrik ,  A.-G. 
in  Liegnitz 

XV.    Znoker-Fabriken. 

1)  Stftrkezucker-Fabrik,    A.-G.,    vorm. 
KöUmaon 


1876 

1872 
1871 
1872 
1881 
1871 
1880 

1880 
1879 
1879 
1880 


1870 

1872 
1872 
1872 


1873 


2000000 

900000 

2  580000 

12000000 

650000 
I  200000 
I  050000 

2000000 

200000 

I  050000 

2000000 


6000000 


1871 
1868 
1871 

1872 

1873 
1855 

1871 
1855 

1872 
1873 

187 1 


600000 

I  218000 

900000 


I  020000 


9000000 

I  902600 

720000 

3750000 

900000 

4  200000 

2040000 
I  500000 

7  500000 
I  590000 

I  800000 


140  862 

24967 

148  731 

1271  135 

95908 
20976 


66360 


93500 

24000 

103  200 

I  080000 

84000 
18375 


63000 


nicht  ersichtlich 


6421 
Bilanz  nicht  erhältlich 


70527 


«0573 


664138 
500687 

53  «44 

27597 

47 
83506 
148   8 


177  187 


544138 
169  974 

43100 


21  000 
231  000 

81  600 
90000 


14400 


5i 

2 

4 
9 

7 
3 

o 
o 
6 
6 


o 
o 


6 

9 

3 

o 

H 

5t 

4 
6 


8 


247  453 


isoellen. 


435 


Name 


S^  Zackerfabrik  Glaazig 

8)  „  Kdrbisdorf      .... 

In  Liquidation  oder  ConourB. 

1)  BoBtocker  Zuckerfabrik 

S)  Frankfurter  Act.-St&rkesyrup-,  Trau- 
benzuckerfabrik in  Frankfurt  a/0.    . 

8)  Brandenburger  Stärkesyrupfabr.,  A.-G. 

4)  Altenburger  Zuckerfabr.  u.  landwirth- 
BchafUicbe  InduBtrie-Ges 

XVI.    Gemeinnfttiige  Anitalton. 

1)  Admiralsgarten-Bad  iu  Berlin  .  .  . 
8)  A.-G.  Flora  io  Charlottenbnrg  .  . 
8)  A.-G.  Zoologischer  Garten  .... 

4)  Berliner  Aquarium 

5)  „        Viehmarkt-A.-G 

XVn.    Diverse  Oeaellsehaften. 

1)  A.-G.  für  Holzarbeit  in  Berlin      .     . 

2)  A.-G.  für  Bbein.-WestflU.  Industrie  in 
Cain  (Rhein.-WeBtnU.  Industrie-Gee.) 

8]  A.-G.  fQr  Wagenbau,  vorm.  Neuss  . 

41  Bazar,  A.-G 

5^  Berg.-Mftrk.  Industrie-Ges.  in  Barmen 

6)  Berliner  Brodfabrik,  A.-G 

7)  „        Cichorienfabrik,  A.-G.,  vorm. 

Voigt 

8)  „        Holzcomtoir,   A.-G.     .     .     . 

9)  „        WoUbank  u.  Wäscherei  .     . 

10)  „Dampfpflng**,  A.-G.  f.  Verkauf  land- 
wirthschafUicher  Maschinen      .     .     . 

11)  Danziger  OelmÜble,  Kommandit-G^. 
auf  Actien  (Petschow  &  Co.)  .     .     . 

12)  Deutsche  Asphalt-A  -G.  der  Limmer 
n.  Vorwohler  Grubenfelder      .     .     . 

18)  Norddeutsche  Eiswerke,  A.-G.      .     . 
14^  Preussisches  Leihhaus 

15)  S&chsische  Nähfadenfabr.,  vorm.  Hey- 
denreich 

16)  Sächsische  Webstuhlfabr.  in  Chemnitz 

17)  Saline  u.  Soolbad  Salzungen     .     .     . 

18)  Skating-Rink,  A.-G 

19)  Stralsunder  Dampfmühlen-A.-G.    .     . 

20)  Vereinigte  Breslauer  Oelfabriken,  A.-O. 

21)  Tabacks-Ges.  Union  zu  Dresden,  vor- 
mals Leop.  Kronenberg 

22)  Vereinigte  Stralsunder  Spielkartenfa- 
briken, A.-G 

28)  Vereinigte  Thüringische  Saline,  vorm. 
Glenkiche  Salinen,  A.-G.  in  Hein- 
richshall   


I 


Nominal- 

Actlen- 

kapital 

Mk. 


Bein- 
gewinn 

Mk. 


Dividende 


Mk. 


» 


1872 
1872 


1872 
1871 
1869 
1869 
1872 


1869 

1871 
1872 
1871 
1871 
1856 

1871 
1872 
1871 

1881 

1875 

1873 

1873 
1880 

1872 
1872 
1872 
1880 
1872 
1872 

1871 

1872 


1880 


4500000 
2  700000 


1  500000 

2  250000 
300000 
900000 

6000000 


3000000 

6000000 
I  800000 
2550000 
3  646  200 
900000 

I  050000 

5011  800 

300000 

500000 

I  000000 

I  225000 
2400000 
5000000 

2550000 

3000000 

I  950000 

700000 

1  200000 
4500000 

2  200000 
900000 


2500000 


1523 
301  037 


243000 


nicht  notirt. 
II  699  I        9000 


300000 


12  143 
231  764 
197  210 


179852 


136045 

35276 
17672 


92  718 
274  584 

141  779 
52089 


122450 
19  112 

107  208 


240000 


9000 

150990 
170 156 

135000 

52500 
175  413 

100  000 

30625 
12000 


76500 

240000 
107000 

36000 

337500 

99000 
18000 

100  000 


o 
3 


o 
o 

I 

4 


o 

i 

21 

41 
15 

5 

o 


10 


21 
i 


3 

8 

6 

3 

7i 

4i 


Verlust 
Mk. 


53926 
166  528 


915  iii 
4189304 


214792 


436 


isoeilen. 


Name 


Nominal- 

Actien- 

kapital 

Mk. 


Reio- 
gewinn 

Mk. 


Dividende 


Kk. 


i 


Verlust 


Mk. 


In  Liquidation  oder  Concnrs. 

1)  Ä.-G.  fQr  Tabacksfabrikation ,  vorm. 
Prätorius 

2)  Altmfirkische  Industrieges.  in  Berlin 
3]  ifOermania'S  Eisenbabn-Leihanstalt  . 
4}  Potsdamer  Holzfaktorei  auf  Act,  vor- 
mals Gebr.  Saran 

5)  Ä.-G.  fQr  Telegrapbonbedarf ,    vorm. 
Schomburg  in  Moabit 

6)  Deutsche  Holzindustrie-Ges.  in  Lands- 
berg a/W 

7)  „Benais8an9e'S  A.-G.  fQr  Holz-  u.  Mö- 
belfabrikation      

8)  Sommerfelder  Federfabrik,  A.-G.  .     . 

9)  Verein    für    Fassfabnkation ,    fVtther 
Wunderlich 


1872 

1873 
1873 

1872 
1872 
1875 


I  350000 

750000 

3  000000 

I  500000 

810000 


Es  waren  demnach  im  Jahre  1880  in  Thätigkeit: 


Zahl  der  Gesellschaften 


Actienkapital 
Mk. 


Reingewinn 
Mk. 


Indttstriegesellschaften      .     . 
Davon  waren 
L  Bergbau-  u.  Httttengesellschaften 
IL  Baugesellschaften     .... 
UI.  BaumaterialgeselUchaften 
IV.  Brauereien  u.  Brennereien    . 
V.  Chemische  Fabriken     .     .     . 
VI.  Eisenbahn bedarfsgesellschaften 
VII.  Gas-  u.  Wassergesellschaften 
VIII.  Glas-  u.  Porzellangesellschafteu 
IX.  Gummigesellschaftcn    .     .     . 
X.  Metallindustriegesellschaften 

XI.  Papierfabriken 

XU.  Transportgesellschaften     .     . 

XIIL  Tuchfabriken 

XIV.  Webereien,  Spinnereien  etc. 

XV.  Zuckerfabriken 

XVL  Gemeinnützige  Anstalten 
XVn.  Diverse  Gesellschaften     .     . 


247 

66 
26 
6 
20 
II 
29 

7 

3 

4 
II 

4 
18 

3 
8 

3 

5 

23 


Summa     247 


934  727  100 

418083  600 
112  032  900 

9020000 
71  550000 
32  211  000 
82  266  000 
25  849  800 

5025000 

4430000 
28905000 

5250000 
42  540  200 

2  718000 
24012600 

9000000 
10  950  000 
50  883  000 


36041345 

16  113  926 
473  136 

434715 
2  467  189 

2  307  238 

2  246  696 

2  966  385 

121  791 

201  100 

1  723022 
567  270 

2  452  929 

76948 
I  477  650 

479  747 
311  699 

I  619902 


934727  100   36041345 


Dividende 
Mk. 


Verlust 
Mk. 


25534289  I  32  272780 


9  445 
478 

274 

I  551 

1473 
1687 

3  535 

35 
250 

1039 
367 

1837 
20 

I  180 
257 
249 

I  849 


25534 


774 
650 

050 

720 

160 

528 

500 

750 
500 

050 

500 

538 

573 
912 

400 

000 

684 

289 


I 


3  290  624 
1 7  888  239 

492  332 

221705 

3  289  550 

277888 


I  932  888 

7551 

247  453 

220  454 
4  404096 


32  272780 


Uit  VeiluBt  arbeiteten 

VoD  den  IpdailriegescIlschkrteD  Uberba 
if          1.  Bergbau-  u.  IlUttiugesflllacbaften  .     . 
II.  Baugeaellschafteu 

III.  BrtamaterialgGiellschatlen       .... 

IV.  Brauereiiii  a.  Brinnereien      .... 
V.  CliemiechB  Fabrikfn 

VI.  Eiüenbahnbcdfirrs-ActleDgeBellicbarten 
VII.  «ns-  a.  Wassergnellichanen  .  .  . 
VIU.  6I«3-  u.   PorietlangesetluhaftaD       .      . 

XI.  Oumniigeiellschaften 

X.  MetallinduolriGgeielUchaTteD  .... 

XI.  PapiarfaLrikea 

Xll.   Tran sportgcsall Schäften      ..... 

XIII,  Tnchfabriken 

XIV.  Webereieu 

XV.  Zuckerfabriken 

XVI.  OemainaÜtzige  Geiellgcharieii     .      .     . 
XVII.  Divenfl  GeseUiehaftsn 


ipt     45.     üavau  kamen 


1 1  |l  T 


irfege, 


icbafte 


Davon  entGeleii  auf: 

1.  Bergwerks-    n.  HUttangeieU- 

II.   BaugesellscbafleD 
111.  BaumilerialgoellscbarieD 

V.  ChemiBche  Fabriken     .     . 
VI.  EiseDbabnbedar&geiellachaf- 

ten  a.  Maschinenbau  .  .  . 
Vll.  Oas-  n,  WassargessUscbaften 
VIII.  Qlu-  n.  PoraellangesellBChaf- 

IX.  GunnDigeaellBchafteD  ,     . 

X.  MatalUudustriegesellscbartan 
XI.  Papierfabriken  ..... 
XII.  TranspoTlgesellacbaften     .     . 

XIU.  Tucbfabriken 

XIV.  Webereien 

XV.  Zuckerfabriken 

XVI    GemeinuUUige  Qeullscbaften  1 
XVII.  Diverse  Oesellschaften  .  | 


B.    TerstahenmgflgesellMhafteii  auf  Axtüeix. 


Im  Jahr*  iSSo  buIuidaD 


L  Fanarraniahenuig*- 

{[•HllKluAen .     .     . 

II.  Higel*enich«rnngi- 

gMeU*ch>ft<D  .     .     . 

IIL  Labaiuveniehcningt- 

gSMltichalton  .     .      . 

IV.  BnokTenichgningi- 

gaHlUcbaRcD  .     ,     ■ 

V.  TnuiipaTt-   n.  »Uga- 

meiue  TenicheruDgi- 

guellicfa&nsn  .     . 


11314*857 
33000000 
67  641  S40 
34885680 

61  178  850 


130  loi  671 
16  669  071 

160  533  aoi 
13876801 

49*79695 


S  S"  S"> 

30000 

1 877 198 

1 65»  716 


Somma  dcrTtriiclisniDg*- 

gaiellschaftgo  .     .     .      $a     309850217      370460443        99S1414  1  88S 084 

Mit  VerluBt  bilaii£irt«n  zwei  Gesellschaften,  die  „Freuasisohe  Hagel- 
versicheningisgesellBcliaft"  in  Berlin  und  die  „RheiniBoh-'Westpbäliecbe  Bück- 
vetdchenmgBgesellaohafl". 

Es  vertheilten  eine  Dividende  Toa 


t 

1 

ll 

ii" 

it 

JT 

IT 

4 

— 

; 

3 
3 

3 
3 

- 

I 

i 

- 

.id..n„.«.Ka^U^an.,.    .      .      . 

1 

Summa 

10 

I 

M 

8 

7 

s 

3 

3 

2 

1 

Die  höchste  Dividende  (100 })  vurde  erzielt  von  der  „Leipziger 
Fenerversicherungsanstalt",  die  sich  seit  187S  ununterbrochen  in  der  Ls^ 
befand,  100{f  eu  vertheilen. 

C.    Banken. 


Im  Jahre  1880  wkrao 
Torhandan 

Zahl 

ActiankapEtal 
Mk. 

Mk. 

Hk. 

VcriBat 
Uk. 

U.  HTpothekeabanken  . 
IV.  DiTcrM  BaDkan  .     . 

IS 
59 

1513«  "57 
371  16S  500 
II  500000 
664737000 

9  »74  900 
16955732 

,  6,8  593 
58757004 

8  361  J35 

13  691  914 

47  168  147 

59S475 
333  133 

Somma 

99 

11008*7657 

86&0&119 

70434306    1 

938608 

Der  VerluBt  vertheilt  sich  auf  2  Banken. 


■)  Der  BeingswiDii   iit  n 


SoHUacbftrtan  aruchülch ;    dar  Olsich- 


it  dahar  Bb«r»U  dar  Brnttogswimi  In  B«trMht  guogan. 


Miseellen. 
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Es  erzielten  eine  Dividende  von 


0« 

Übero 
-5» 

über  5 
—  104 

Aber  10 

über  15 

—  20# 

^_ 

2 

13 

_ 

^_ 

2 

4 

15 

2 
I 

«^ 

3 

20 

33 

2 
I 

fiber  20  § 


Noteobanken  .  . 
Hypothekenbaoken 
Maklerbaoken  .  . 
Diverse  Banken    . 


Summa  |  5        |        26        |        61        |  3        |  3        |  i 

Die  höchste  Dividende  (40^)  yertheilte  die  „deutsche  Nationalbank" 
in  Bremen. 

In  Concurs  befanden  sich  2  Banken  mit  13  518  100  Mk.  Actienkapi- 
tal,  in  Liquidation  40  Banken  mit  ca.  314,6  Mill.  Mk.  Kapital. 

D.    Eisenbahnen. 

Salings  Börsenjahrbuch  pro  1881|2  führt  76  Eisenbahnen  an,  von 
denen  sich  8  in  Liquidation  oder  Goncurs  befanden  (mit  47,709  Mill.  Mk. 
Stamm-Actien  und  63  095  000  Mk.  Stomm-Prioritäts-Actien),  während  10 
mit  694,741  Mill.  Mk.  Stamm-Actien  und  92,880  Mk.  Stamm-Prioritäts-Ac- 
tien  verstaatlicht  waren.  Eine  entstand  erst  1880;  mithin  bestanden  1880 
57  Eisenbahn- Actiengesellschaften,  welche  ein  Kapital  von  915  232  436  Mk. 
in  Stamm-Actien  und  von  328  720100  Mk.  in  Stamm -Prioritäts-Actien 
aufwiesen.  Eine  dieser  Gesellschaften  schloss  mit  einem  Verlust  von 
41  070  Mk.  ab,  während  der  Gesammtreingewinn ,  soweit  ersichtlich,  sich 
auf   92  946  875  Mk.  belief.     An    Dividende   wurden    40 155  090  Mk.   ver- 

theilt. 

Die  Stamm-Actien  erhielten  eine  Dividende 

von  o  J  bei  28  Gesellschaften*) 
von  Über    o —  $%    „    16 
5— IO§    „     II 

15»    »      2 


»» 


11 


»» 
ff 
ff 


ff 


ff 


Die  Stamm-Prioritäts-Actien  erhielten  eine  Dividende 

von  0}  bei     8  Gesellschaften 
von  über    o —  S  t    ff    '^  ff 

ff       5—104    ff      3  ff 

Den  höchsten  Gewinn  erzielte  die  Bockwaer  Eisenbahngesellschaft 
(40^),  die  sich  in  der  glücklichen  Lage  befindet,  den  Eeingewinn  voll- 
ständig vertheilen  zu  können,  da  Keserve-  und  Emeuerungsfond  die  sta- 
tutenmässige  Höhe  erreicht  haben. 


*)    Wir  zerlegen   dabei   die    ,,Pfalzische  Eisenbahn**  in  ihre  drei  Theile:    Ludwigs-, 
Maximilians-  und  Nordbahn. 
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MUcellea. 


IX. 

Die  durchsohnittliohe  Frequenz  der  deutschen  und  altpreussischen 
Universitäten  (pro  Semester)  von  1830 — 82.  Zusammengestellt  auf 
Orund  der  amtlichen  Personalverzeichnisse. 


Bis  1871  a\if  20,  seit  dem  a\if  den  21  Universitäten  Deutschlands: 

Gesammtsumme 

der 

Juristen 

Medi- 

Theologen 

Phüo- 

Immatricalirten 

oinAi* 

sopben 

incl.  Pharm. 
X5751 

KfitA^Ä 

evangelische 

katholische 

i8M— 31 

4472 

2503 

4184 

1800 

2792 

18H-36 

13006 

3672 

2579 

3103 

1286 

2366 

I8I5-4I 

II  489 

3179 

2294 

2326 

Q30 

2717 

i8Ji-46 

"593 

3407 

1939 

2117 

994 

3091 

i8«-5i 

II  987 

4029 

1827 

1798 

1255 

3078 

18H-56 

X2314 

4157 

2291 

1751 

1263 

2852 

18W-61 

II  985 

2763 

2I3I 

2353 

1202 

3536 

1844-66 

13248 

2850 

2435 

2437 

1122 

4392 

i8«-7i 

13592 

3003 

2838 

2154 

963 

4634 

18H-76 

16  112 

4103 

3491 

1780 

824 

5914 

18^1- 81 

19  553 

5087 

3734 

1961 

664       , 

8107 

18IJ-82 

23357 

5318 

5041 

2947 

726     ! 

9325 

Aaf  100  000  Einwohner  in  Deutschland  kommen  Studenten: 

18M-31 

52.5 

15^1 

84 

14.I 

6,1 

8,8 

18I4-36 

42,4 

12,0 

8,4 

10,1 

4.2 

7.7 

18H-41 

354 

10,0 

7.1 

7.x 

2,9 

84 

1815-46 

34.0 

lO.I 

5.7 

6,2 

2,9 

9.1 

18IJ-51 

34.1 

".5 

5.2 

5.1 

3.6 

8.7 

18SJ-56 

34.2 

".5 

64 

4.9 

3.5 

7.9 

18M-61 

32,0 

74 

5.7 

6,3 

3.2 

<)4 

18JI-66 

33.8 

7'3 

6,2 

6,2 

2,9 

",3 

i8^f-7i 

33.5 

74 

7.0 

5.3 

24 

IM 

I8JJ-76 

38,0 

9.7 

8,2 

4.2 

h9 

14,0 

i8^f-8i 

43.7 

"4 

8.3 

44 

1.5 

18,1 

i8gi-82 

51.0 

"3 

11,0 

64 

1.6 

20,7 

Procentsatz  der  Facult&ten. 

I8JJ-3I 

100 

28,3 

15,8 

26,8 

"4 

X7.7 

18I5-36 

100 

28,2 

19,8 

23^9 

9.9 

18,2 

i8jf-4i 

100 

28,2 

19.9     1        20,1 

8,1 

23.7 

18IJ-46 

100 

297 

16,8 

18,3 

8,6 

26,6 

i8lf-5i 

100 

33.6 

15,2 

15.0 

10,5 

25.7 

i8*J-56 

100 

33,8 

18,6 

14.2 

10,2 

23.2 

18M-61 

100 

23.1 

17,8     i        19,6 

10,0 

29.S 

i8|iJ-66 

100 

21^5 

18,2 

18,3 

8,5 

33.5 

I8S4-7I 

100 

22,1 

20,9 

»5.9 

7.1 

34.0 

18^5-76 

100 

25.5 

21,7 

11,0 

5.1 

36,7 

1 8^1— 81 

100 

26,0 

19,1 

lO.O 

34 

4».S 

i8|i-82 

100 

22,6 

21,5 

12,5 

3,1 

40,3 

Anm.     Cam.,  Pharm,  etc.  sind  in  der  Philos.  enthalten. 


Mi  8  Collen. 
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auf  den  7 

altpreußsißchen  Universitäten: 

Gesammtsamme 

der 

Jaristen 

Medi- 

Theologen 

Philo- 

Immatncohrten 

f*1TI  AI* 

sophen 

incl.  Pharm. 

UIUCI 

evangelische 

katholische 

I8H-3I 

6031 

1526 

705 

2126 

750 

924 

i8|i-36 

5218 

1292 

837 

1602 

600 

887 

i8Jf-4i 

4546 

1008 

912 

I178 

420 

1028 

18IJ--46 

4569 

1076 

812 

1013 

470 

1198 

i8lf-5i 

4502 

1399 

642 

750 

577 

1134 

18H-56 

4826 

T536 

700                                   762 

627 

1201 

18M-61 

5084 

973 

795             1096 

657 

1563 

I84J-66 

5908 

926 

1060 

1073 

641 

2208 

18S4-71 

6193 

IIOO 

13" 

870 

556 

2356 

18^1-76 

6252 

1550 

1242               584 

415 

2461 

i8^f    81 

7892 

2079 

1290              687 

246 

3590 

i8fJ-82 

0788 

2214 

1858             1166 

271 

4279 

A 

uf  100  000  Einwc 

»hnor  in  de 

n  altpreassischen  Provinzen  kommen 

* 

i8iy-3i 

46,2 

11,8 

5,4 

16,4 

5,8 

6,8 

i8Ji-36 

38,5 

9,5 

6,2 

11,8 

44 

6,5 

i8if-4i 

31,1 

6,9 

6,2 

8,0 

2,9 

7,2 

i8t4-46 

29,1 

6,9 

5,2 

6,5 

3,0 

7,6 

i8lf-5i 

27.5 

8,5 

3,9 

4,6 

3,5 

6,9 

18H-56 

28,2 

9,0 

4,1 

4,4 

37 

7,0 

18M-61 

28,2 

5,4 

4,4 

6,1 

3.6 

8,7 

i8Ji— 66 

307 

4^8 

5,5 

5,6 

3<3 

",5 

i8J.?-7i 

31. 1 

5,5 

6.6 

4,4 

2,8 

11,8 

i8?J-76 

29.8 

7,4 

5,9 

2,8 

2,0 

"7 

185J--81 

35'5 

9,4 

5,8 

3,1 

1,1 

16,1 

i8»J-82 

43,0 

9,8      i 

9.0 

5,2 

1,1 

17,9 

Proceutsat 

z  der  Facultäten. 

18M-31 

100 

25,3 

11,6 

35,2 

12,4 

15,5 

18JJ-36 

100 

24.8 

16,0 

30,7 

i>,5 

17,0 

i83«-4i 

100 

22,2 

20,1 

25,9 

9,2 

22,6 

i8iJ-46  1 

100 

23,5 

17,8 

22,2               10,3 

26,2 

i8lf-5i   , 

100 

31,0 

14,3 

16,7 

12,8 

25.2 

18H-56  1 

100 

31,8 

H,5 

15,8 

13,0 

24,9 

i8}^-6i 

100 

19,1 

15,6 

21,6 

12,9 

30.8 

I85J-66 

100 

157 

17,9 

18,2       1        10,8 

37,4 

i8|*-7i 

100 

17,8 

21,2 

14,0 

9,0 

38,0 

18^4-76 

100 

24,8 

19,9 

9,3 

6,6 

39,4 

i8^$-8i 

100 

26,3 

16,3 

87 

3,1 

45,6 

18B4-82 

100 

22,4 

18,5 

11,8 

2,8 

44,5 

A  n  m.  Wir  werden  in  einem  der  nächsten  Hefte  der  Sammlung  von  Abhandlungen 
des  staatsw.  Seminars  zu  Halle  ausführlicher  auf  diese  Zahlen  zurückkommen  und  sie 
ergänzen.  J.  C. 
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Vlicellan. 

1 

1 

1 

Die  Ztmalime  der  BeTÖUcerUQg  In  den  baupta&chliobsten  (nM 

PreUHOD 

BacbMn 

Bayom 

■4 

■ 

lir 

3 

a 

S-3 

3 

llr 

ä 

^ 

llr 

ä 

II 

1!' 

', 

■  a 

°- 

_^J. 

^ 

■  ca 

0. 

N-, 

■  ä 

0. 

I8l6 

10  349  031 

35.3 

.8.5 

1  178  B02 

;8,6 

1818 

3  707  966 

4S,S 

l8lä 

um 

1822 

11664133 

39:8 

[Bi. 

1  26t  602 

84,3 

M7 

1827 

4  044  569 

52-9 

1822 

iss; 

l»3l 

13  038  060 

44.5 

1-3 1 

1830 

1  402  066 

93,5 

Ii3 

1830 

4  133  760 

54, « 

0.73 

.«3 

1840 

14928501 

50,9 

1,61 

.840 

1  706  276 

'13,9 

.840 

4370977 

57-3 

0,57 

1840 

16,61 

17«! 

18,9 

16331  187 

55:9 

1,04 

.849 

1894431 

.16,4 

1849 

453075. 

59.2 

0,38 

1849 

iBsS 

1?  73«  913 

60,5 

0-95 

.858 

2  121  902 

13*,9 

'■34 

1858 

46.5748 

60,4 

0,33 

1858 

H90I 

1867  ') 

19  671  841 

.867 

1426300 

161,9 

■  ,58 

1867 

48244s' 

63.6 

0,50 

.867 

'TTia 

1867 

24  047  934 

69,] 

i8?5 

1  760  586 

184,3 

1.71 

■87s 

»5  693  634 

73,8 

0,85 

'87s 

5022390 

ä6,2 

□.5> 

1872 

ISIIJ 

1880 

27  179  n  1 

78,4 

in 

18S0 

2  972  805 

198,3 

1.54 

1880 

S  384  778 

69.7 

1,04 

1880 

19711 

Frankreich 

EngUnd  und  W»1m 

Schaltlind 

'1 

1801 

8  89a  536 

59-0 

1801 

1  608  420 

20.3 

iSoi 

5"*a 

1806 

19107425 

53. 1 

iSii 

10  164  256 

67.3 

'-43 

.811 

1805864 

22,8 

i-=3 

1811 

5  95i<t 

IS21 

30471  87s 

55,6 

0.31 

1821 

,2000236 

79-9 

1,81 

1811 

2091  521 

'6.5 

1.58 

1821 

6iotb 

.83. 

ji  569 123 

59,4 

0.69 

1831 

13  896  797 

93,0 

1,58 

1831 

1364386 

30.0 

1.30 

183. 

n<n* 

1841 

34230178 

63,4 

0.51 

1841 

15914148 

105-3 

1-45 

1841 

1610  184 

33,2 

1.08 

.841 

8  i;j  11 

18s. 

35783170 

6S.3 

0,45 

1851 

17  927  609 

MB.7 

1,26 

185« 

2  888  742 

36,6 

(,02| 

185: 

6S5UI 

1861  •) 

36713166 

67,0 

0,26 

1861 

20066124 

132,8 

1,19 

1861 

3062294 

38,8 

0,60 

1861 

5  79<9S 

,872  ■ 

36  .02  921 

677 

1871 

21  712  166 

150,4 

1-3^ 

.871 

3360018 

42.6  0.97  1 

1871 

S4lJI?l 

1876 

36  905  788 

70,0 

0  55 

188: 

25  968  286 

"71,9 

1-43 

1881 

3  734  370 

47.3   •," 

1881 

5'i?'« 

S,..l.. 

SthweAm, 

Norwegen                 | 

'1 

■7»7 

10409879 

20,5 

;?ä 

1  785  727 

2  347  303 

3.9 

5,2 

D.6t 

■  788 

17  700  CD 

1810 

3377851 

5-3 

0.13 

.815 

885  467 

I812 

9800W 

.832 

11158264 

21.9 

1B20 

2  584  690 

5,7 

0,87 

.825 

1051318 

34 

'.87 

1846 

[2162872 

n-9 

0,64  1830 

2  888  083 

6.4 

1-17 

'835 

I  194  8U 

i^i 

1857 

15464340 

30,4 

2,47 

.B40 

3138B87 

6,9 

0.86 

'84s 

1328471 

4,4 

1860 

15673536 

30,R 

0,45 

1850 
1S60 

3481541 
3  859  738 

il 

1.09 
108 

IUI 

.490786 
[  701 478 

49 

5.6 

.'22     1861 
,41     1871 

15  013  Sil 

26  8o.rj 

.877 

16615860 

32.7 

0,86 

1870 
1880 

4168515 
4  565  668 

9.5 
10,1 

0,80 

0.95 

1875 

1  806900 

6.0 

3,61     1879 

8437=91 

1)  Alte  Pro 
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ten  während  der  letzten  Deoennien.    (Nach  amüioheii  Quellen.) 
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XL 
Der  IS'ormalarbeitstag  in  der  Schweiz. 

Von  Gustav  Cohn. 

In  dem  Aufsatze  über  „internationale  Fabrikgesetzgebung''  (Jalirb. 
N.  F.  III)  sind  die  Jahresberichte  der  Schweizerischen  Fabrikinspektoren 
mit  gebührender  Aufmerksamkeit  verwerthet  worden,  namentlich  für  die 
wichtige  Frage  des  sog.  Normalarbeitstages  (für  erwachsene  Männer  elf 
Stunden  tägliches  Maximum),  eines  gesetzgeberischen  Experimentes,  wel- 
ches aus  allgemein  wissenschaftlichen  Gründen  wie  im  Hinblick  auf  die 
Socialpolitik  des  Deutschen  Reiches  und  deren  neuere  Anregungen,  ein 
näheres  Eingehen  beanspruchen  durfte  und  darf. 

Leider  haben  die  bis  dahin  erschienenen  Schweizerischen  Berichte 
nicht  sonderlich  reichliche  Ausbeute  für  dieses  Problem  geliefert;  das 
meiste  ergab  sich  schon  damals  aus  dem  Bericht  des  eidgenössischen  In- 
spektors Dr.  Schuler,  eines  Mannes,  welcher  nach  seiner  langjährigen  Er- 
fahrung (zuvor  im  Canton  Glarus)  und  seiner  ärztlichen  Bildung  ein 
schweizerisches  Ebenbild  jener  vortrefflichen  Englischen  Fabrikinspekteren 
(der  Homer,  Baker,  Bedgrave)  zu  sein  bestimmt  ist.  In  dem  zu  Ende 
Juli  d.  J.  veröffentlichten  Jahresberichte  für  1881  ist  er  es,  welcher  zum 
ersten  Male  seit  Erlass  des  Gesetzes  von  1877  eine  gründlichere  Analyse 
des  Gegenstandes  vornimmt  an  der  Hand  der  Beobachtungen  in  der  schwei- 
zerischen Industrie.  Seine  Ergebnisse  bestätigen  im  Wesentlichen  meine 
Ansicht  von  dem  Normalarbeitstage,  welche  in  dem  genannten  Aufsatze 
dargelegt  ist,  dass  nämlich  diese  Massregel,  mit  Vorsicht  angewendet, 
zweckmässig  sei,  aber  wegen  ihrer  Zweischneidigkeit  Masshalten  und  lang- 
same Durchführung  erfordere. 

Hier  nun  die  Quintessenz  des  amtlichen  Berichts. 

Ich  erwähne  nur  beiläufig  solche  Bemerkungen,  welche  das  in  den 
voraufgegangenen  Berichten  Gesagte  wiederholen  und  bloss  in  Einzelheiten 
ergänzen.  So  giebt  jetzt  Dr.  Schuler  die  Zahl  der  Fabriken  seines  Be- 
zirkes auf  1227  an  (der  Bezirk  ist  jetzt  etwas  anders  abgetheilt,  er  ent- 
hält den  ganzen  Kanton  St.  Gallen,  Zürich,  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden, 
Glarus,  Zug,  Graubündten) ;  von  diesen  ihm  unterstellten  1227  Fabriken 
hat  er  im  J.  1881:  820  d.  h.  zwei  Drittel  inspicirt.  Es  stellt  sich  immer 
mehr  heraus,  dass  öftere  Besuche  durchaus  erforderlich  sind,  wenn  das 
Fabrikgesetz  „wirklich  zur  That  und  Wahrheit  werden  soll".  Die  Kan- 
tone suchen  möglichst  die  ganze  Last  der  A\ifsicht  über  die  Durchführung 
des  Gesetzes  den  eidgenössischen  Beamten  zuzuschieben,  da  sie  selbst  nur 
zu  oft  mit  der  Schwierigkeit  kämpfen,  Leute  mit  einigem  Yerständniss 
für  die  Sache  und  genügender  Unabhängigkeit  von  lokalen  Einflüssen  zu 
finden,  die  sich  mit  dieser  Aufgabe  befassen  mögen. 

Am  empfindlichsten  stellte  sich  dieser  Mangel  einer  regelmässigen 
Gon trolle  bei  den  Unfällen  heraus,  für  welche  die  gesetzliche  Anzeige- 
pflicht ganz  ungleichmässig  beachtet  wird.  In  einem  Etablissement  waren 
im  J.  1881  nicht  weniger  als  30  Unfälle  vorgekommen,  von  denen  auch 
nicht  ein   einziger  angezeigt  worden   war.     Und  ähnliche  Beobachtungen 
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in  andern  Fabrilien.  Je  niich  der  Denkweise  des  Fabrikanten  wird  ent- 
weder jeder  Unfall  angezeigt ,  der  auch  nur  eintägige  Arbeitsunfähigkeit 
zur  Folge  hat,  oder  aber  es  bleibt  sclbiit  ein  schwerer  UnfaU  unangemeldet, 
weil  schliflBBlich  der  Betroffene  ohne  bleibenden  Nachtheil  geheilt  worden 
ist.  Oft  hält  die  Scheu  vor  einer  amtlichen  Untersuchung  von  der  An- 
zeige ab,  wührend  andern  Fabrikanten  wiederum  dieselbe  sehr  erwünscht 
ist,  weil  sie  am  besten  böBwilligen  Gerüchten  über  Terachuldung  des  Ar- 
beitgebers duruh  fahrlässigen  Betrieb  ein  Ende  macht  und  etwaige  tlebel- 
stände  durch  die  Üntersuehung  abgestellt  worden  können.  Inzwischen  ist 
im  Laufe  des  Jahres  1SS2  endlich  eine  Kegel  von  Seite  dea  Bundesraths 
feslgestellt  worden,  damit  über  dasjenige,  was  „unerheblich"  sei,  die  Praxis 
ein  für  allemal  im  Klaren  sei;  aber  diese  Praxis  wird,  gerade  weil  sie 
neu  ist,  energischer  Controllen  nicht  entbehran  können.  Abermals  wird 
bestätigt,  wie  wenig  dazu  die  Gemeindebehörden  geeignet  sind,  da  sie 
„nicht  gar  selten  nach  Gutdünken  ein  Vorkomraniss  als  unerheblich  ver- 
schweigen und  die  Anzeige  ou  die  Kantonsbehörde  unterlassen",  Selbst- 
verständlicli,  sagt  der  Bericht,  ist  ein  «olches  Verhalten  für  die  Interessen 
der  Arbeiterschaft  namentlich  da  sehr  gefahrlich,  wo  die  betreffenden 
Fabrikinhaber  Bugleii;h  die  einflussreichsteo  Mitglieder  der  Behörden  sind. 

Ein  zweiter  Uebelstand  war,  daas  die  VemaohlJissigung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  hinsichtlich  Führung  von  Arbeiterlisten  und  Anschlagen  der 
Fabrikordnung  im  J.  1881  noch  häufiger  beobachtet  wurde  als  im  J.  1880. 
In  vielen  St.  Gallischen  Stickereien  behauptete  man  sicher  zu  wissen,  dass 
die  Stickfiibriken  in  nächster  Zeit  dem  Gesetze  nicht  mehr  unterstellt 
sein  werden,  und  hielt  es  daher  nicht  mehr  für  nöthig,  seine  Beatim- 
mungen  zu  beachten :  während  thatsächlich  das  Gegentheil  der  Fall  war 
und  der  Bundesrath  gerade  in  letzter  Zeit  wiederholte  Verordnungen  zur 
Ausführung  des  Gesetze»  angesichts  der  Umgehungen  in  der  St.  Galliaohen 
Stickerei,  ja  sogar  ein  ermahnendes  Rundschreiben  wegen  der  Uissbräuche 
in  der  Hausindustrie  (die  in  diesen  Jahrbüchern  erwähnt  sind)  erlassen 
hat.  Aber  das  ist  die  Folge  eines  Zustandes,  in  welchem  fiir  das  Gesetz 
die  lebendige  Instanz  zur  Durchfuhrung  mangelt. 

IndoBsen  wir  wenden  uns  zu  unserm  eigentlichen  Gegenstände.  Als  der 
Normalarbeitstag,  sagt  Dr.  Schuler,  Aufnahme  in  das  Fabrikgesetz  fand, 
waren  es  Tor  allem  sanitarische  Gründe,  die  dazu  bewegen  (also 
nicht  politische,  wie  willkürlich  behauptet  worden  ist  und  wie  ich  ge- 
legentlich widerlegt  habe  in  der  Anzeige  des  Handbuchs  der  politischen 
Oekonomie  von  SohÖnberg).  „Immer  zahlreichere  Stimmen  hatten  auf  die 
Schädigung  hingewiesen,  die  Kraft  und  Gesundheit  ilnaeres  Volkes  durch 
den  Industriebetrieb  erlitten ;  sie  hatten  vor  allem  auf  das  Uebermass  von 
Arbeitsleistung  das  Augenmerk  gerichtet,  das  aich  auch  der  unabhängige 
Arbeiter,  der  Mann,  selbst  auferlegte  oder  auferlegen  liees.  Sie  betrach- 
teten Präveutivmassregeln  gegen  solche  Missbniuche  als  ein  Gebot  der 
Selbsterhaltung."  Dazu  kamen  aber  auch  Gründe  socialer  Natur  r  man 
hofft«  die  Arbeiter  moralisoh  und  intcUcctuell  zu  heben,  wenn  man  ihnen 
mehr  Zeit  tiir  die  l'Üege  des  Familienlebens,  des  gesellschaftlichen  Ver- 
kehrs und  der  Bestrebungen  naoli  Bildung  verschaffte.  Nach  diesen  An- 
fechtungen wurde  der  Normalarbeitstag  angenommen:  leider  folgten  jetzt 


gerade  ecMimmc  Gescliäftejahre ,  welche  die  Scli'wierigkeiteii  des  Uet» 
gunge  TergrösHerteD ;  jede  ElDbusae  wurde  doppelt  empfindlicli.  lieber  der 
Noth  des  Augenblicks  wurde  das  edJe  Ziel  vergessen,  Arbeiter  verwünaeh- 
ten  das  Gesetz,  dem  sie  eDtgegengejubelt,  Tollends  uiil«r  den  F&brlkaoteD 
war  es  nur  eine  Minderzahl,  meist  solche,  welche  in  sichern  ökonomischen 
Yerhiiltnissen  die  Ungunst  der  Zeit  leicht  zu  überwinden  venDOcht«D,  die 
an  der  Hoffnung  festhielten ,  daas  schliesslich  die  Leistungsfähigkeit  der 
Arbeiter  durch  die  gesetzliche  Verkürzung  der  Arbeitszeit  gehoben  werde, 
wenn  auch  eine  lange  Frist  des  tjeb erganges  noth wendig  sein  sollte, 
Tielieioht  so  lange,  bis  eine  neue  Generation  ron  Arheitam  herangezogen 
ist.  Aber  inzwischen  ?  werden  da  nicht  die  Opfer  des  ÜeberguigHstadiomB 
für  alle  Theile  zu  schwer  sein,  wird  die  Industrie  sie  vertragen  können? 

Also  höchst  praktisch  wichtig  zugleich  Ist  diese  Frage,  und  Dr.  Schüler 
hat  zu  ihrer  Beantwortung  aus  der  Erfahrung  der  letzten  Jahre  eingehen- 
dere Untersuchungen  angestellt  als  in  den  älteren  Jahre sberi eilten.  Katar- 
lieh  ist  es  schwierig,  auch  fUr  den  mit  amtlicher  Qualität  bekleideten 
Mann,  sich  die  zur  Yergleiuhung  geeigneten  Materialien  zu  verschaffen: 
dioselbtin  können  nur  aus  den  Biiohem  der  Fabrikanten,  zum  Theil  am 
den  Zahltags  -  Heften  der  Arbeiter  entnommen  werden.  Die  Fabrikanten 
sind  nicht  überall  geneigt,  ihre  Bucher  zu  öffnen;  obenein  sind  nicht  alle 
Fabriken  geeignet,  mit  ihren  Büchern  diese  Frage  zu  beantworten:  wenn 
z.  fi.  in  derselben  Weberei  mehr  als  hundert  verschiedener  Arten  von  Ge- 
woben angefertigt  werden,  so  ist  es  klar,  dass  dieses  Vielerlei  auf  eine 
gemeinsame  Norm  zurückgeführt  werden  rouss,  um  vergleichbar  gem*cbt 
zu  werden.  Noch  schwieriger  ist  dies  in  den  Stickfabriken,  wo  je  nach  den 
ausgeführten  Mustern  und  Stickereien  sich  ausser  ordentliche  Verschieden- 
heiten in  Quantum  und  Werth  der  Arbeitsleistung  ergaben.  Mit  UShe 
und  mit  sorgfältiger  Kritik  mussten  daher  die  brauchbaren  Zahlen  gesucht 
und  gesichtet  werden. 

Gleichsam  als  ennutbigendes  Merkzeichen  für  die  zu  machenden  Er- 
fahrungen 00  dem  neuen  Gesetze  stellt  Dr.  Schuler  eine  Reihe  ron  Ziffern 
voran,  welche  er  aus  einer  Englischen  Baumwollspinnerei  (von  25,000 
Spindeln ,  mit  den  neuesten  mechanischen  Einrichtungen)  erhalten  bat 
Dieselbe  spinnt  durchschnittlich  Nr.  32,  beschäftigt  (inclusive  Bureau  und 
Maschinist)  75  Personen,  also  3  auf  1000  Spindeln:  in  der  Schweiz  ist 
die  Ziffer  öj  —  6j  auf  1000  Spindeln.  Die  Löhne  der  Arbeiter  in  jener 
Englischen  Fabrik  sind  je  nach  der  Art  der  Arbeit  1S|  —  35  Fr.  p.  Woche 
d.h.  l^  —  2mal  ho  hoch  als  in  der  Schweizerischen  Spinnerei.  Trotz- 
dem ist  der  Arbeitslohn  für  die  Gewichtseinheit  Garn  ge- 
ringer als  in  der  Schweiz:  also  der  Englische  Arbeiter  leistet  in  seinen 
56  Arbeitsstunden  das  Doppelte  dessen  was  der  Schweizerische  in  6.^  Stun- 
den leistet.  Diese  Mehrleistung  beruht  allerdings  zum  Theil  auf  den  guten 
Maschinen  und  deren  regelmässigem  schnellem  Gong,  zum  Theil  aber  auf 
der  grösseren  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter,  und  dieses  Letztere  kommt 
daher,  dass  dort  der  Arbeiter  sein  Lebenlang  bei  der  gleichen  Beacbäfd- 
gung  bleibt,  nicht  heute  Fabrikarbeiter,  morgen  Feldarbeiter  ist  und  so 
nie  zu  rechter  Fertigkeit  gelangt,  daas  er  vermöge  seines  höheren  Lohj 
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besser  genährt   und   dass    schon   seit  vielen  Jahren   seine  Thatigkeit   auf 
kürzere  Stundenzahl  beschränkt  ist. 

Auch  in  der  Schweiz  giebt  es  Fabrikanten,  welche  die  Erziehung 
einer  leistungsfähigeren  und  höher  gelohnten  Arbeiterschaft  als  Ziel  der 
Industrie  betrachten,  und  es  sind  bereits  Versuche  gelungen,  bei  Ma- 
schinen, die  in  Dimension  und  Geschwindigkeit  den  grössten  Englischen 
nahe  kommen,  Spinner  zu  einem  14tägigen  Lohne  von  50  Franken  zu 
bringen.  Man  mag  dies  für  eine  seltene  Ausnahme  erklären,  aber  sie  be- 
weist doch,  dass  auch  die  Schweizerischen  Arbeiter  zu  grösseren  Leistungen 
erzogen  werden  können.  Und  zwar  nicht  bloss  die  Spinner,  sondern  auch 
die  sog.  Vorwerke.  Einer  der  bedeutendsten  Gegner  des  Normalarbeits- 
tages erklärt:  „wenn  die  Spinner  mehr  arbeiten,  also  mehr  Vorgespinnst 
oonsumiren,  liefern  die  Vorwerke  von  selber  nach  und  nach  das  Mehr- 
quantum, natürlich  bis  zu  einer  gewissen  Grenze''.  Mehrfach  ist  der 
niedrigere  Lohn,  welcher  die  Folge  der  imgünstigen  Geschäftslage  gewesen, 
in  irrthümlicher  Weise  als  Folge  verminderter  Produktion  des  Arbeiters 
aufgefasst  worden. 

Einzelne  genauere  Untersuchungen  ergaben  dieses.  Li  einer  Spin- 
nerei mit  Selfactors  wurde,  das  Produkt  bei  12 stündiger  Arbeit  zu 
100  angenommen,  bei  11  stündiger  Arbeit  99,i5  producirt.  Li  einem  an- 
dern Etablissement  mit  Selfactors  ergab  der  Lohn  mehrerer  Spinner,  die 
jahrelang  ohne  Unterbrechung  bei  gleichem  Stücklohne  und  gleichen 
Maschinen  gearbeitet  hatten,  112,8  bei  11  Stunden,  gegen  100  bei  12  Stun- 
den. Die  Maschinen  liefen  aber  schneller,  und  um  dies  zu  ermöglichen, 
war  etwas  bessere  Baumwolle  angesoha£ft  worden.  Li  einer  dritten  Fabrik, 
ebenfalls  mit  Selfactors,  betrug  die  tägliche  Produktion  bei  gleich  gebliebe- 
nen Verhältnissen: 

1876—77  (vor    dem  Fabrikgesetz)  87,218  kilogr.  Garn 
1879—80  (nach    „  „  )  88,888        „  „ 

In  einem  vierten  Etablissement,  das  zur  Hälfte  mit  Handstühlen  ver- 
sehen ist,  war  der  Lohn  durch  Reduktion  von  12  auf  11  Stunden  um 
6  Gentimes  pro  Tag  und  Kopf  vermindert  worden.  In  einem  fünften  hin- 
gegen verdienten  4  Spinner  an  Handstühlen,  bei  gleichem  Pfundlohn,  1881 
(11  Stunden)  4,1  o/^  mehr  als  1877  (12  Stunden).  Für  die  Arbeitsstunde 
hatten  sie  1877:  28,14  Cent,  dagegen  1881:  25,6  Centimes. 

Diese  Angaben  stammen  aus  den  Geschäftsbüchern  imd  mündlichen 
Informationen,  z.  Th.  von  Männern  die  dem  Fabrikgesetz  unfreimdlich  ge- 
sinnt sind.  Sonstige  Mittheilungen  von  Fabrikanten  bestätigen  jene  Einzel- 
heiten; besonders  wird  hervorgehoben,  dass  bei  den  Selfactors  leichter  die 
Mehrleistung  zu  erzielen  sei  als  bei  den  Handstühlen,  wegen  Einführung 
von  Prämien  und  schnelleren  Laufs  der  Damp&iaschinen  (2j^^/q).  Natür- 
lich ist  mit  Einführung  der  Selfactors  eine  Verminderung  der  Arbeiterzahl 
verbunden  (wozu  meine  Angaben  aus  der  Englischen  Industrie  in  diesen 
Jahrb.  N.  F.  lU,  334  zu  vergleichen  sind). 

Auf  Grund  der  angeführten  und  sonstigen  Erkundigungen  kommt 
Dr.  Schuler  zu  folgenden  wichtigen  Ergebnissen. 

Spinnereien  mit  unvollkommenen  älteren  Werken  werden  in  Folge 
des  Normalarbeitstages  schneller  konkurrenzunfähig,  als  wenn  eine  unbe- 

N.  F.  Bd,  V.  30 
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Eiike  Wcbi- Weberei  aeient  1576  «ad  1»77  bei   li 
77%4Jr6  ClBMinaMter  Geveöe.  1979  ad  l^M 
Stiii>  S29^4^4.     Alf  i&  dcne^bn  Fabrik 
1 1  Scsadea  gi«rbcxtet  wrde.  betrag  d: 
b«  12  SoitjdeB  ^246.94  pbp»tbcr  ^1±0.72  bei  11  Sl 
Weber»  pebc  die  L^bse  als  aehexsle«  Mh;eL  rur  Tei 
»ta&z«&  ia;  diecelbeD  betm^cn  auf  IM  Websstble 

l97^  bei  12  ScmdcD  l&M  bei  11  S 

Fr.  41,264.  Fr.  41.744. 

Du  TerbÄhniM   wmr   aljo   wie  100  :  9^77    oder   die  Kai 
bex.  Produkt  war  nur   1^  ^  |.  wa«  mit 
graben  in  frieren  Bericbteik  hjt  ^man 

Ein  dritter  IiMtnstnexwei^.  welcher  Lebhafte  Klage  gegen 
arbeiutiMr  äaiiMTt,  iit  die  StiekereL     Die  PrufuDg  der 
wie  hemtiki,  schwierig:    einige   Angabea,    welche  rergifliciilMr 
Schüler  de&Aoch  dch  zu  Teryhatfipn  gewosct.     Ein 
h&tte  iolgetidt  Zahl  der  Sddhe  aof  jede  Maschine: 

Bei   12  Scanden  2146,    bei   11  Scorden   im    enten   Jahre  30M,  m 
rweiiec  Jahre  2106,  d.  h.  ömm  Produkt  der  12  ScondcB  n   1000  gMUii. 
ein  Verhiutz:i^  Ton  976  und  99 1.     Wecentlich  günstiger   ist  daa  Exgeb- 
iJi«  eines  anderen  Etablisaemenu : 
bei  theils  11-,  iheil.«  12  ständiger  Arbeit  im  Jahre  1S79:    1019  Stiche 
bei  bloM   11  stündiger  Arbeit    .     .     .     .     „        „       1^80:   1068       ^ 
^ej?en    1000  Stiche   bd   12stöndiger  Arbeit  im  Jahre   1876.     Eise  dritte 
Fabrik  dagegen,  welche  gewiMe  feine  Spezialitaten  anfertigt,  bat  31M  Stiche 
bei  12  Standen,  1970  bei  11  Standen,  also  hier  ein  Mindapxodakt  Toa 
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8,4  ^lo,  welches  genau  der  kleinereD  Stundenzahl  entspricht.  Yon  einer 
fünften  Fabrik  lag  die  Produktion  von  6  beliebig  herausgegrifPenen  guten 
Stickem  vor:  dieselbe  betrug  bei  12  Stunden  2648,  bei  11  Stunden  2629, 
verminderte  sich  also  blos  um  0,72  ^1^. 

Dr.  Schuler  folgert  zusammenfassend  für  die  Stickerei.  Wo  früher 
keine  Regel  der  Arbeitszeit  bestand,  wo  lange  Arbeitszeit  mit  starken 
Unterbrechungen  yon  Ess-  und  Schwatzpausen  Gewohnheit  geworden,  da 
hat  die  gesetzliche  Beschränkung  der  Arbeitszeit  ein  stetigeres  Arbeiten 
und  daher  keine  Yerminderung  der  Arbeitsleistung  herrorgebracht.  Wo 
aber  von  jeher  in  strenger  Ordnung  die  Arbeitsstunden  benutzt  wurden, 
da  ist  eine  Herabminderung  des  Produkts  sehr  oft  fast  regelmässig  erfolgt. 
Da  die  letztere  Voraussetzung  seltener  erfüllt  war,  so  ist  eine  Abnahme 
von  blos  1-^3  ®|q  häufiger  als  eine  solche  von  5 — Öi^lo*  Gegenüber  der 
verminderten  Stichzahl  ist  aber  der  Werth  der  geleisteten  Arbeit  durch 
ihre  grössere  Gleichmässigkeit  gestiegen.  So  schreibt  ein  hervorragender 
Fabrikant:  er  könne  die  gewünschten  Zahlen  nicht  geben,  da  seine  Pro- 
dukte neuerdings  ganz  andere  geworden  seien;  denn  jetzt  werden  von  den 
besseren  Arbeitern  Muster  ausgeführt,  deren  Verarbeitung  vor  nur  2  Jahren 
von  Jedermann  unmöglich  erachtet  worden  wäre.  Immerhin  werden  8  ^/^ 
Stiche  weniger  gemacht.  Aehnlich  äussern  sich  andere  Gewährsmänner. 
Daneben  wird  von  dem  genannten  Fabrikanten  bemerkt,  wie  diejenigen 
Sticker,  welche  ausser  dem  Fabrikgesetze  stehen,  „je  länger  desto  miss- 
licher in  sanitarischer  Beziehung  dastehn'^ 

Aus  der  Seidenweberei  wird  das  Beispiel  der  grossen  mechani- 
schen Weberei  in  Winterthur  angeführt,  welche  schon  1874  von  sich  aus 
die  Arbeitszeit  auf  11  Stimden  beschränkt  hat  in  der  Erkenntniss,  dass 
bei  12  Stunden  nicht  mehr  geleistet  wird  oder  doch  so  wenig  (höchstens 
4^Iq),  dass  es  nicht  rentirt.  Aehnlich  ist  es  mit  den  mechanischen 
Werkstätten. 

Liegt  in  den  hier  angeführten  Daten  ein  erfreulicher  Anhalt  für  die 
entschlossene  Durchführung  des  1 1  stündigen  Normalarbeitstages  als  einer 
zweckmässigen  Massregel:  so  deuten  doch  die  Schwierigkeiten,  welche 
mit  dem  TJebergangsstadium  und  jedenfalls  mit  der  unglücklicherweise 
gleichzeitigen  gedrückten  Geschäftslage  verknüpft  sind,  auf  eine  schonende 
Handhabung,  wie  ich  sie  bereits  ausführlicher  und  in  principiellem  Zusam- 
menhange, namentlich  aber  angesichts  der  eigenthümlichen  Verfassungs- 
und Verwaltungszustände  der  Schweiz  erörtert  habe.  Die  Noth  wird  hier 
theilweise  wirklich  eine  Tugend:  denn  selbst  ein  so  energischer  Freund 
des  Fabrikgesetzes  wie  Dr.  Schuler  will  mit  milder  Hand  jene  gesetzlich 
zugelassene  Bewilligung  von  Ueberzeit,  welche  die  Kantonsregierungen 
meist  gar  zu  beflissen  gewährt  haben  und  weiter  gewähren,  fortbestehen 
lassen  und  nur  die  gar  zu'  argen ,  zu  gesetzwidrigen  Goncessionen  unter- 
drückt wissen.  „Ich  halte  fest  an  der  Hoffnung,  dass  bei  normalen  Ver- 
hältnissen der  Normalarbeitstag  in  wenigen  Jahren  sich  einleben  wird; 
aber  das  Uebergangsstadium  wird  noch  einige  Jahre  beanspruchen  imd  in 
dieser  Zeit  wird  den  schwierigen  Verhältnissen,  die  sich  daraus  ergeben 
können,  gehörige  Bechnung,  soweit  dies  innerhalb  des  Bahmens  des  Ge- 
setzes mögÜch  ist^  getragen  werden  müssen.'*     Innerhalb  des  Bahmens  des 
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Oesetzes !  Aber  in  Zürich  ist  es  vorgekommeD,  dass  wegen  häufiger  Wie- 
derholuDg  der  regierungsräthlichen  Erlaubniss  für  dasselbe  Btablissemeiit 
mehrere  Firmen  auf  9  Monate  Ueberzeit  bewilligt  erhielten!  In  einer 
Fabrik  wurde  die  Arbeitszeit  um  3  Stunden  täglich  verlängert^  und  zwir 
arbeiteten  darin  vorzugsweise  weibliche  Kräfte!  Mehrmals  ist  von  den 
kantonalen  Begierungen  nicht  beachtet  worden,  dass  Nachtarbeit  f&r  Frauen 
und  für  junge  Leute  unter  18  Jahren  unter  allen  Umständen  verboten  ist 
Im  Kanton  St.  Gallen  legen  sich,  trotz  ausdrücklicher  Weisung  der  Re- 
gierung, incompetente  Behörden  (die  Bezirksämter)  das  Becht  zur  Ueberzeit- 
Bewilligung  bei.  Am  einfeichsten  aber  —  man  kehrt  sich,  ohne  alle  Be- 
willig^ung,  an  den  Normalarbeitstag  gar  nicht:  ,,in  einzelnen  Stickereibe- 
zirken scheint  er  vergessen  zu  sein.'' 

Es  mag  hier  aus  dem  Canton  Zürich  einer  neulichen  Erörtemng 
im  Cantonsrathe  Erwähnung  geschehn,  welche  auf  die  Durchführung  d« 
Normalarbeitetages  —  5  Jahre  nach  Erlass  des  Gesetzes  —  Licht  wirft 
Auf  eine  Interpellation  über  den  Besohluss  des  Begierungsrathes ,  welcher 
die  Bewilligung  von  Verlängerung  der  Arbeitszeit  nicht  mehr  im  Amtsblatt, 
sondern  am  schwarzen  Brett  der  betreffenden  Gemeinde  anschlagen  lässt, 
antwortete  am  22.  August  1882  ein  Mitglied  der  Begierung  (und  zwar  das- 
jenige, welches  in  abstracto  den  socialdemokratischen  Wünschen  am  näch- 
sten steht)  u.  a. :  wenn  viele  Bewilligungen  von  Ueberzeit  ertheilt  werden, 
so  dürfe  nicht  vergessen  werden ,  dass  der  Canton  Zürich  sehr  industriereich 
»ei;  wenigstens  werde  hier  nicht  ohne  Bewilligung  über  die  Normalzeit 
hinaus  gearbeitet,  was  in  andern  Cantonen  sehr  häufig  geschehe. 

Wenn  oben  schon  bemerkt  wurde,  dass  entsprechend  dem  in  England 
beobachteten  Entwicklungsgange  u.  a.  in  den  Spinnereien  die  Zahl  der  Ar- 
beiter abnimmt,  so  mag  hier  noch  hinzugefügt  werden,  dass  nach  dem 
neuesten  Bericht  die  Frauenarbeit  ,4mmer  öfter  Männerarbeit  ersetzf^ 
Und  wenn  gleichzeitig  geklagt  wird,  dass  auch  die  gesetzlich  verbotene 
Kinderarbeit  (unter  14  Jahren)  wegen  mangelhafter  Aufsicht,  wenigstenB 
im  Kanton  St.  Gallen  einreisst,  wenn  der  Bericht  wiederholt  bemerkt,  dem 
einen  Eabrikinspektor  sei  es  unmöglich,  bei  der  Masse  der  ihm  unter- 
stellten Fabriken  wirksam  einzugreifen,  da  oft  erst  nach  einem  Jahre  und 
später  die  Gesetzwidrigkeiten  zu  seiner  Kenntniss  gelangen  —  so  liegt  es 
wohl  nicht  fem,  vor  den  Gefahren  dieses  Zustandes  zu  warnen  und  den 
Wunsch  auszusprechen,  dass  zu  rechter  Zeit  eingegriffen  werde.  Die  mo- 
derne Industrie  ist,  wie  eine  Naturgewalt,  wohlthätig,  so  lange  sie  der 
Mensch  bezähmt,  bewacht;  aber  sie  wird  furchtbar,  wenn  sie  der  Fesseln 
sich  entrafft.  Daher  der  dringende  Wunsch,  es  möchte  der  Apparat  der 
eidgenössischen  Fabrikinspektion  nach  dem  bewährten  Englischen  Muster 
recht  bald  weiter  ausgebildet  werden,  es  möchte  den  Bestimmungen  des 
Fabrikgesetzes  vom  23.  März  1877  eine  kräftige  Entwicklung  gegeben 
werden  und  auf  das  Gesetz  vom  22.  März  1879  ein  ausgiebigeres  neues 
Gesetz  folgen,  welches  den  Art.  18  (der  Bundesrath  übt  die  Kontrole  über 
die  Durchfuhrung  dieses  Gesetzes  aus;  er  bezeichnet  zu  diesem  Zwecke 
ständige  Inspektoren  und  setzt  die  Pflichten  und  Befugnisse  derselben 
fest")  zur  vollen  Wahrheit  macht.  Männern  wie  Dr.  Schuler  sollte  man 
eine  Anzahl   von  HülfiB  -  Inspektoren    zur  Seite   stellen;   in  jedem  Kreise 
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BoUien  mindestens  8  —  4  derartige  HülÜBkräfte  tMiig  sein,  es  sollte  sich 
damit  ein  Stab  von  passenden  Männern  heranbilden,  namentlich  aber 
würde  damit  erst  eine  einigermassen  ausreichende  Anzahl  von  Kräften 
zur  wirksamen  Inspektion  gewonnen  worden. 

Wir  kennen  die  Schwierigkeiten,  welche  in  den  Schweizerischen  Tra- 
ditionen der  lokalen  Autonomie  liegen,  welche  nicht  blos  in  der  Macht- 
losigkeit des  Bundes  gegenüber  den  Kantonalen  Begierungen,  sondern  aber- 
mals in  der  Schwäche  der  letzteren  gegenüber  den  Kommimalen  Gewalten 
liegen.  Aber  man  bedenke,  um  was  es  sich  handelt.  Es  ist  eine  gross- 
artige Culturfrage  für  alle  Länder,  für  die  Schweiz  vor  allen  Dingen. 
Denn  ihre  Bedeutung  ruht  ganz  wesentlich  auf  jener  weit  verbreiteten  Ge- 
sittung, auf  jener  geordneten  Lebenshaltung  ihres  Volkes,  welche  fort- 
dauernd in  Gefahr  ist,  so  lange  die  Schweiz  eine  grosse  Lidustrie  besitzt. 
Hier  gilt  es  auf  der  Wacht  zu  stehen.  Hier  gilt  es  aber  namentlich  sich 
zu  hüten  vor  jener  Yerblendung,  welche  die  Bedür&dsse  der  Zeit  verkennt 
und  hinter  alte  Traditionen  zurückdrängt.  Höher  als  die  alten  Traditionen 
steht  die  Zweckmässigkeit  dieses  Zeitalters:  ihr  dient  man  nicht,  wenn 
man  die  „Bundesbüreaukratie''  bekämpft  imd  darüber  die  dringendsten 
Massregeln  verhindert,  wie  es  soeben  in  der  Volksabstimmung  vom  30.  Juli 
mit  dem  Seuchengesetz,  wie  es  in  der  Bundesversammlung  vom  letzten 
Juni  mit  der  Beseitigung  des  Zündhölzchengesetzes  vom  23.  December 
1879  (vgl.  diese  Jahrb.  33,  513),  wie  es  vor  einigen  Jahren  im  National- 
rathe  mit  dem  Entwürfe  des  Bundesrathes  zur  Unterdrückung  des  Geheim- 
mittelunwesens geschehen  ist. 


Uebersicht  über  die  neuesten  Publikationen  Deutschlands 

und  des  Auslandes. 

1.    Getehiehte.    Snoyklop&diBohes.     Lehrbücher.    Bpeeielle  theoretiiohe 

Untertuchimgen. 

B.  Gneist,  englische  Verfassungsgeschich te.  Berlin,  Verlag  von 
Julias  Springer.     1882.     XII,  731  SS. 

Die  Gneist'schen  Arbeiten  über  englisches  Verfassangs-  und  Venraltungsrecht  sind 
da5  Bedeutendste,  was  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Bechtes  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten in  Deutschland  geleistet  worden  ist.  Vor  Gneist  beschrSnkte  sich  unsere  Kennt- 
niss  des  englischen  öffentlichen  Bechtes  auf  die  dürftigen  Mittheilungen  über  Parlaments- 
verfassung, welche  in  den  Werken  von  Montesquieu,  Blackstoue  und  Dilalme  su  finden 
waren.  Erst  durch  ihn  haben  wir  den  Unterbau  der  Parlamentsverfassung,  des  Self- 
govemment,  die  Communalverfassung ,  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  kennen  gelernt; 
erst  seine  Studien  haben  uns  ein  Verständniss  für  die  Grundlagen  und  Voraussetzungen 
des  constitutionellen  Staatslebens  erschlossen.  Er  hat  uns  die  erste  allgemeine  Darstel- 
lung der  geschichtlichen  Entwicklung  des  englischen  Staatslebens  gegeben.  Und  nicht 
bloss  für  das  deutsche  Publicum  hat  er  gearbeitet,  auch  die  Engl&nder  selbst  haben  von 
ihm  lernen  müssen.  Stehen  doch  alle  neueren  englischen  Schriftsteller  über  englische 
Verfassungsgeschichte  —  man  braucht  nur  an  Stubbs  zu  erinnern  —  durchaus  auf  seinen 
Schultern. 

Die  Schriften  Gneist's  haben  aber  nicht  blos  eine  theoretisch-wissenschaftliche,  son- 
dern zugleich  eine  eminent  praktische  Bedeutung.  Die  in  den  beiden  grossen  Werken 
über  englisches   Verwaltongsrecht   and   engli»che   Commonalyerfassung   gelegte   wissen- 
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schaftliche  Grundlage  hat  er  in  einer  Beihe  von  kleineren  Schriften  (Verwaltoog,  Jottix, 
Bechtsweg  nach  englischen  und  deutschen  Verhältnissen ,  preussische  Kreiaordnong, 
Rechtsstaat ,  zur  Verwaltungsreform ,  preussische  Pinanzreform)  auf  die  Verhältnisse  un- 
seres eigenen  Staatslebens  ansuwenden  gesucht.  Mag  ihn  dabei  seine  eingehende  Be- 
schäftigung mit  englischen  Verhältnissen  suweilen  auch  su  einer  anpassenden  Analogie 
verleitet  haben ,  so  ist  er  doch  weit  entfernt ,  einer  einfachen  Uebertni^n^ing  englischer 
Einrichtungen  auf  Deutschland  und  Preussen  das  Wort  zu  reden.  Er  will  nur  da,  wo 
uns  eigene  Erfahrungen  fehlen,  die  Erfahrungen  eines  fremden  Staatslebens  verwenden, 
um  unsere  Zustände  besser  zu  gestalten.  Und  dieses  Bestreben  ist  von  einem  ausser- 
ordentlichen  Erfolge  begleitet  gewesen.  Die  neuere  preussische  VerwaUnngsreform  mH 
durchaus  von  seinen  Ideeen  getragen,  und  wenn  dieser  Reform  auch  noch  hie  und  dt 
UnvoUkommenheiten  anhaften ,  die  einer  bessernden  Hand  bedürfen ,  und  wenn  eine 
temporäre  reactionäre  Strömung  vielleicht  sogar  momentane  Rückschritte  zar  Folge  bat, 
so  werden  doch  die  Grundlagen  derselben  nicht  mehr  in  Frage  gestellt  werden  können. 
In  dem  vorliegenden  Werke  sucht  der  Verf.  die  ,, tausendjährige  Verfassungsge- 
schichte*^  des  englischen  Volkes  zu  einem  abgerundeten  Ganzen  zusammen  zu  fassea. 
Dieser  Darstellung  ist  der  geschichtliche  Theil  des  englischen  Verwaltungsrechtes  z« 
Grunde  gelegt.  Der  Verf.  konnte  das  um  so  eher  thun,  als  schon  sein  arsprÜngliches 
Werk  neben  der  Verwaltungs-  auch  die  Verfassungsgeschichte  eingehend  berficksiditigte, 
ja  sogar  von  Haus  aus  auf  eine  Geschichte  des  Parlamentsrechtes  angelei^i  war.  80 
stellt  sich  das  Buch  als  eine  dritte  Auflage  des  ersten  Bandes  des  englischen  Verwal- 
tangsrechtes  dar.  Aber  als  eine  wesentlich  verbesserte  und  vermehrte  Auflage.  Da  das 
Werk  als  ein  in  sich  abgeschlossenes  erscheint,  dem  eine  Darstellung  des  heutigen 
Rechtszustandes  nicht  mehr  folgen  soll,  so  ist  namentlich  die  neuere  Entwicklung  in 
viel  eingehenderer  Weise  behandelt  werden,  als  dies  in  der  ursprünglichen  Gestaltnag 
desselben  der  Fall  war.  Aber  auch  die  Partieen,  welche  die  ältere  Zeit  behandeln, 
haben  mannigfache  Ergänzungen  und  Erweiterungen  erfahren.  Dazu  haben  nicht  bloss 
die  inzwischen  erschienenen  englischen  Arbeiten  über  englische  Verfassnngageschicfate 
(Stubbs,  Fruman  u.  s.  w.)  Veranlassung  gegeben,  es  sind  auch  eigene  werthTolle  Stadien 
des  Verfassers  hinzugekommen.  Um  aus  Vielem  wenigstena  eins  beispielsweise  henror- 
zuheben ,  seien  die  interessanten  und  eingehenden  Erörterungen  über  die  geschichtliche 
Entwicklung  der  englischen  Steuerverfassung  erwähnt,  durch  welche  die  vorliegende 
Neubearbeitung  des  Werkes  eine  wesentliche  Bereicherung  erfahren  hat.  G.  M. 

Block,  M.,  K  lei  nes  Handbuch  der  Na  ti  onal-Oe  konomie  od.  Volks- 
w  irth  schaftsieh  re.  Aus  dem  Franz.  nach  der  5.  Aufl.  des  Originals  übers,  tod 
A.  V.  Kaven.  8.  dtsche.  Aufl.  mit  Zusätzen  des  Verf.  8<».  VIII  u.  118  SS.  Aachea 
1882. 

Die  vorliegende  3.  Aufl.  ist  im  wesentlichen  ein  unveränderter  Abdruck  der  2.  Auf- 
lage. 
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moyen  et  supericur  en  Belgique  (1840—1881).     Tome  ler,   1840 — 1859.     Bruxelles, 
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Bruxelles,  0.  Mayolez,  1882.     8.      150  pag.  autographiöes.     5  fr. 

C- 1  i  f  f  ord- Sm  i  th  ,  J.  L.,  Manual  for  th  c  Congress  of  the  Social  Science  Asso- 
ciation, with  narrative  of  past  labours  and  results.  London,  S.  S.  Association,  1888. 
8.      190  pp.     3|6. 

Colocci,  A,  Sommario  del  corso  di  economia  politica.  Camerino,  tip.  Savini, 
1882.     16.     20  pp. 

Anales  del  Ministerio  de  Fomento  de  la  Repüblica  M^xicana.  Tomo  VI.  Mexico, 
F.  Diaz  de  Leon,  1882.     gr.  in-8.     835  pp. 
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8.    C^eseliiehte  und  DAnttllimg  der  wirtkiehaftlieheB  Kultur. 

Dr.  Henry  Lange,  Sfldbrasilien.  Die  Provinzen  Sao  Pedro  do  Rio  Grande 
do  Sul  und  Santa  Catharina  mit  Rücksicht  auf  die  deutsche  Ck>lonisation.  Berlin  1888. 
Allgemeine  Verlags-Agentnr. 

Diese  Broschüre  enthftlt  eine  klar  und  gemeinverstftndlich  geschriebene  Beschrei- 
bung der  beiden  Südprovinzen  Brasiliens,  nach  denen  sich  im  Lauf  der  letzten  Jahr- 
zehnte ein  Seitensweig  des  grossen  deutschen  Auswanderungsstroms  gewendet  hat.  Der 
Umstand ,  dass  die  thörichte  Verurtheilung  der  Wahl  des  ,, Tropenlandes  Brasilien*'  als 
Ziel  der  Auswanderung  unter  den  yielen  Millionen  geographisch  mangelhaft  Unterrich- 
teter bei  uns  ein  ungünstiges  Vorurtheil  gegen  die  genannten  völlig  aussertropisehen 
Theile  des  ungeheuer  ausgedehnten  amerikanischen  Kaiserreichs  erweckt  hat,  und  an- 
dererseits der  eine  Zeit  lang  wirklich  bestehende  (nun  aber  längst  abgestellte)  Missbrauch 
des  sogenannten  Parceriasystems  die  sociale  Lage  unserer  Auswanderer  mit  Unrecht 
immer  noch  hier  au  Lande  vielfach  missgünstig  beurtheilen  lässt,  macht  diese  ruhig  und 
sachlich  verfasste  Schilderung  recht  nützlich. 

Sie  fasst  offenbar  nur  den  praktischen  Zweck  ins  Auge :  den  Auswandemngslustigen 
zu  orientieren.  Das  aber  thut  sie  gründlich  und  allseitig.  Sowohl  die  physischen  Grund- 
lagen der  süd brasilischen  Ansiedinngen  als  ihre  Topographie  und  ihre  statistisch- wirth- 
schaftlichen  Verhfiltnisse  werden  in  leicht  überschaubarer  Anordnung  erörtert.  Für  die 
statistischen  Daten  namentlich  konnte  der  Verf.  manche  jener  werthvollen  Mittheilungen 
verwerthen,  welche  dem  Berliner  Centralverein  für  Handelsgeographie  von  seineu  Mit- 
gliedern in  Südbrasilien  wührend  der  letzten  Jahre  in  wünschenswerthester  Zuverlässig- 
keit und  Detailliertheit  zugingen. 

Eine  gute  Uebersichtskarte  nebst  hübschen  Landschafts-  und  Stadtbildern  in  Holz- 
schnitt und  Lichtdruck  erhöht  noch  den  Werth  des  Buches.  Der  Anhang  giebt  zweck- 
mässige Nachweise  über  Münzen,  Maasse,  Gewichte,  besonders  aber  Über  den  g^en- 
wärtigen  Verfassungs-  und  Gesetzgebungsznstand  Brasiliens.  A.  Kirchhoff. 

Derröcagaix,  V.,  Exploration  du  Sahara.     Les  deuz  missions  du  Lientenant- 

colonel  Flatters.    Paris,  Soci^t^  de  g^og^phie,  1882.    8.     144  pag.     av.  carte.     8  fr. 
Lenglet,  A.  H.,   La  b i % r e ,  le  vin  et  les  spiritueux  en  Angleterre.     Paris,  Guillau- 

min  &  C«,  188S.     8.     47  pag.    (Extrait  du  Journal  des  ^conomistes,  f6vrier,  mai  et 

juillet  1883). 
Bonwick,J.,   First   twentyyears   of  Australia:  a  history,    founded    on  of- 

ficial  documents.     London,  Low,  1888.     8.     5| — . 
Galloway,  R.  L.,  A  History  of  Goal  Mining  in  Great  Britain.     London,  Mae- 

mUIan,  1882.     8.     888  pp.     7|6. 

8.    BeTÖlkernngilelire  und  BeviUkeniBgfpolitik. 

Colonies,    les,    et  l'armee  coloniale ,    par  un  patriote.     Par.,  Houssiaux,   1888.     8. 

48  pag.     —  50  c. 
Censimento,   sul  terzo,    della  popolazione :    brevi  cenni  per  la  Commissione  co- 

munale  di  Forli.     Forli,  tip.  democratica,  1882.     8.     40  pp. 
Statistiek    van    den  loop    der   bevolking    van  Nederland    over  1879.     's  Gravenhage 

1882.     8.     88  pp.     (Uitgegeven   door   het  Departement  van  binnenlandsche   zaken). 

4.    Bergbau;  Land-  und  Vontwirtlifeliaft ;  FiioliereiweMn. 

Enneccerus,  Ein  Höferecht  f.  Hessen.  Beschlüsse  des  Kommunalland- 
tages f.  d.  Reg. -Bez.  Cassel,  nebst  Begründung.     8«.     48  SS.     Cassel  1882. 

Hypothekenwesen,  das,  in  Bayern  r.  u.  I./Rh.  1.  Lief.,  hrsg.  v.  e.  rechts- 
kund.  Beamten.     8».     IV  u.  266  88.     Würzburg  1882. 

Inhalt:  Hypothekengesetz  und  Prioritäts-Ordnung  vom  I.Juni  1882.  Nebst  den 
Vollzngsinstruktionen,  Verordnungen  etc.,  sowie  vollständigem  Sachregister. 

Meyer,  H. ,  Die  Landgüterordnung  für  Westfalen  und  die  Kreise  Rees, 
Essen,  Duisburg  u.  Mühlheim  a.  d.  Ruhr  vom  30.  April  1882,  erläutert.  8».  81  SS. 
Berlin  1882. 

Raven,  O.,  Ueber  die  Verhältnisse,  welche  den  Fortbestan  d  von 
Gemeinheiten  rathsam  machen.     (Inaug.-Diss)     8<>.     52  SS.     Göttingen  1881. 

Wohin  hat  der  Liberalismus  den  Bauernstand  geführt?    Eine  Un- 
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Rafnrni  derselben  iaabesaadere  iu  Deutschland.  Göttin 
Nachdem  neuerdings  tou  versbbiedBDen  Seiten  die 
lind  ibra  wirthbuhaftliche  Bedeulnng  geleitet  worden  is 
rer  Gelehrter  versucht  die  Frage ,  ob  and  unter  welcl 
hältnisi  der  Erbpacht  hsutautage  in  Deutschland  von 
rachSpfeuder    Darstnllii 


1   1881.      183   S. 
rnierksunkeit  auf  die  ErbtM 
lat  in  dieser  Scluift  ein  jänfm- 
Uodiautiauen  da«    Recbtinf- 
ute ,    in  ansführ- 
Li   den   e»l<a    boideo    Capit^ 


i  bisherigen  Verhuidli 
le  gel>en  eine  Dobersicbt  über 
und  der  Krbainsleihe  während  des  letzten  Jahrhonderts  ia> 

KaniDiergütem  und  die  betreffeudu  deutsche  Oasetsgoliuag  im  ISten  Jidirhandert- 
aostlibrlicbsCen  sind  die  preuasischea  Erfahrungen  und  Qesetie  behandelt.  Bei  der 
uierkanuDDgBwerlberi  SorgAilt,  mit  der  der  Verf.  gearbeitet  bat,  bedauert! 
nicht  unweisn Hieben  Irrlburu  desselben  hetrefTand  die  prnnasische  Gesetsgebung 
heivorheben  lu  müssen.  Der  Verf.  findet  grosse  Unterschiede  in  den  fSr  die  alten 
vinzen  nnd  den  ftir  Uannover  und  Schleswig  erlasseucn  [ireusi 
er  auch  ipKter  in  seiner  Schrift  au rBck kommt,  die  aber  unseres  Erachlens  ^ar  nicbl  be- 
stehen. Er  meint,  die  Oeselxe  filr  Huinovsr  vom  ES  September  18ST  nnd  vom  3.  April 
18S9.  mit  denen  das  für  Schleswig- Ho U toi n  erlassene  Qeseta  vom  3,  JaDaat  1S73  Qbei- 
eiustimml.  gingen  „Ungst  nicht  >o  weit",  wie  das  vom  S.  HSri   IBbO. 

Jene  «erbSten  die  Erbpacht  nicht  etwa  oder  höben  sie  auf,  «inderQ  geslalletea 
nur,  beiden  Theilen.  den  Berechtigten  wie  den  Verpflichteten,  auf  Ablösung  auin  SUfacheu 
Beirage  aosutragen.  Nun  hatte  schon  die  rrühere  hannoversche  OeseUgebung  die  Ats- 
losbarkeit  des  Erbpachtcauons  bestimmt,  den  ErbpKcbtern  nach  der  Ablösung  volla 
freies  Eigenthum  an  ihren  Stellen  gewührl  und  nur  noch  eine  tlebertragimg  von  Grund- 
eigenthnm  unter  Vorbehalt  einer  ewigen  Rente  gestattet ,  wenn  der  Erwerber  vuUes 
Eigenthum  am  GrundstSck  erhielt.  Die  preussische  Oesetigobuug  hat  denu  anch  di< 
Abtosbu-kait  dieser  Renten  angeordnet  und  CQr  alle  künftigen  Ablösungen  gana  diesel- 
ben Bedingungen  festgesetit,  wie  das  Gesela  vom  S.  Hnra  1860.  Et  ist  nHmlicb  ein 
Irrtbum,  wenn  der  Verf.  wiederholt  hervorhobt,  du  preuss.  Gesetz  gesUtte  die  AUösong 
aller  Erbpach Ironien  lum  ISfaehen  Betrage,  Das  Geseti  enthjUl  vielmehr  in  %  t&  die 
Bestimmung,  dnss  wenn  ein  Orundulück  ausserhalb  einer  gutsberrlicb  bkuerlicben  Rega- 
lirung  oder  AblönDng  oder  ohne  Begründung  eines  gutsherrlicb  hiuerlichen  Verhältnisse* 
mittels  eines  vor  VerkUndignng  des  Qesettes  errichteten  scbiilUichen  Vertrag!  S*g"^ 
Entrlchlnng  eines  Canons  oder  Zinses  oder  anderer  Leistungen  au  Erbpacht  oder  Etb> 
Kit»  oder  Eigenthum  itberlnsaen  worden,  die  Aliläsnng  mm  SOfichen  Betrog  der  Jahr»- 
roiite  erfolgL  Diese  Bestimmung  ist  in  die  Gesetae  fSr  Hannover  nnd  Sehloawig-Uol- 
stein  vom  38  Sept.  1867  nnd  3.  Jan.  1873  ihrem  gauien  Inhalte  nach  übergegangen 
Bei  der  Ablösung  der  aus  dem  giitsherrllch-bKuerliFhen  Verhiltniss  itammendtn  Renlni 
aber  kann  der  Verpflichtete  nach  allen  3  Gesetien  sich  durch  Zahlung  des  ISfaehen 
Betrags  der  Rente  delibriron.   — 

Der  Verf-  weiat  sodann  im  weitem  Verlauf  der  Darstellunti  gana  richtig  ni 
die  theoretische  Nalionalükonomie  in  Deutschland  nieht  die  Authebung  der  Erbpackl 
verantworten  bat.  Er  meint,  die  Beseitigung  dieser  Institution  sei  vielmehr  eine 
ssqnena  der  rümisch  rechtlichen  Doktrin  des  nntheilbaren  Eigenthnms,  welche  di< 
treter  dar  Freihandelsiehule  und  des  Manobeslerthums  in  den  deutschen  ParluoiUil 
sieh  lum  Muster  genomuien  hiUteu.  Was  man  doch  jstit  nicht  Alles  dem  Frei 
und  dem  MFuichesIcrthmn  in  die  Schuhe  scbiebt!  Zulotit  werden,  wie  die  deutschen 
StMtsmüDuer  vou  18i8,  sowie  die  Vertluwer  des  Code  Napoleon,  vielleicht  sogar  der 
grosse  Kaiser  selbst  dieser  Schule  angerechnet.  Einen  andern  Grund  der  Aofhehung 
der  Erbpacht  ßlhrt  der  Verf  im  folgenden  Capilel  an  ,  der  vielleicht  noch  wirksamer 
gewesen  ist,  als  die  römisch- rechtlichen  Eigenthnmsthaorien,  nbnlich  der  Umatnnd,  diu* 
mit  der  Erbpacht  früher  fast  durchgehends  manuigfsch  Kecbtsverbiltnisse  verbunden  wa- 
ren ,  über  deren  culturschSdllFhen  CharacCer  kein  Zweifel  sein  konnte  Die  Besitivcr- 
bidernngsabguben.  die  BeschrSnkung  des  ErhpKchtera  in  der  Einriehtnng  seiner  Wirlfa. 
Schaft  durch  bestimmte  Naturslliererungen,  das  Ifeimrnllarecht  der  Eigentbümer  d  dergl. 
waren  unserem  Krachlens  die  Uaupturaache .  dass  man  die  Erbpacht  mit  andern  ans  der 
Grundbemcbafl  entstandenen  Recht« vetbUlnissen  nuterscbiedttos  lusaaunenwarf  und  be- 

■ütigte. 
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Der  Verf.  befOrwortet  deshalb  auch  mit  Recht  für  die  Gegenwart  eine  reformirte 
Erbpacht,  von  der  er  selbst  sagt,  dass  man  einem  solchen  Institut  gar  nicht  mehr  den 
Namen  Erbpacht  geben  sollte.  Das  Wesen  derselben  best&nde  in  der  Ueberlassung  von 
Orondeigenthum  gegen  Zahlung  einer  einseitigen  unkündbaren  Rente.  Je  nach  Um- 
stünden liesssen  sich  damit  ein  Verkaufsrecht  des  bisherigen  Eigenthums  und  andere 
Nebenbedingungen  vereinen.  Dass  ein  solches  Institut  auch  heutsutage  in  Deutschland 
noch  für  die  Vermehrung  und  dauernde  Erhaltung  von  mittlerem  und  bftueiiichem  Be- 
sits  von  Werth  sein  könnte,  sucht  der  Verf.  dann  weiter  darsnthun,  und  fQhrt  aus,  wie 
man  lu  diesem  Zwecke  mit  Vererbpachtung  von  domanialen  Grundstücken  vorangehen 
hätte.  Den  Schluss  bildet  eine  Schilderung  der  heutigen  Erbpacht  in  Portugal,  Holland, 
Mecklenburg-Schwerin  und  in  den  Mooren  des  nordwestlichen  Deutschlands.  Für  die 
beiden  ersten  Länder  hat  er  nur  die  bekannten  Schriften  von  Laveleye  benutst,  welche 
die  Verhältnisse  von  der  besten  Seite  schildern.  Ein  neuerer  Bericht  in  dem  Report  der 
englischen  Commission  on  Agriculture  lautet  weniger  günstig.  Die  eingehendere  Dar- 
stellung der  neueren  Vererbpachtung  in  Mecklenburg  nnd  in  den  hannoverschen  und 
oldenburgpschen  Mooren  wird  jedem,  der  sich  für  diese  Frage  interessirt,  willkommen  sein. 

Erwin  Nasse. 

Barral,  J.  A.,  Almanach  de  l'agricnlture  pour  1883.    XVII^e  Annöe.    Par., 

G   Masson,  1888.     16.     165  pag.  av.  85  fig.  dans  le  texte,     fr.  —  50  c. 
Daraseaux,    Cultnre   du  houblon.     Rapport   de    la  Commission  nomm^e   par  le 

Ministre  de  Tint^rieur  pour  rechercher   les  moyens  d'amöliorer  la  culture   et  la  pr^- 

paration  du  houblon  en  Belgique.     Bruxelles,  H.  Manceauz,  1882.     8.     76  pag. 
Henry,  Edm.,  Les  haras,  les  remontes  et  les  öcoles  de  dressage.     Paris,  £.  Dentu, 

1882.     8.     1  fr. 
Hunt,  R,   Mineral  Statistics  of  the  United  Kingdom  of  Great  BriUin  and  Ire- 

land,    for   the   year  1881,   with  an  appendix.     London,   Longmans,    1882.     8. 

2|-. 
Gatti,  G. ,    L'agricoltura   e  gli  agricoltori  del  circondario  di  Como.     Como,  tip. 

Bollasi  &  Basiero,  1882.     8.     92  pp. 
Reynoso,  A. ,   Agricultura  de  los  indigenas  de  Cuba  y  Haiti.     Par.,  E.  Le- 

ronz,  1882.     8.     7  fr.  50  c. 

6.    Gewerbe  und  Indnitrie. 

Carl  Genauck,  Die  gewerbliche  Erziehung  durch  Schulen.  Lehrwerk- 
stätten, Museen  nnd  Vereine  im  Königreich  Würtemberg.    Reichenberg  1882.    8®.    213  S. 

Unter  den  vielen  Tagesfragen,  welche  gegenwärtig  die  Theoretiker  und  Praktiker 
auf  national-wirthschaftlichem  Gebiete  beschäftigen,  nimmt  die  sog.  gewerbliche  Frage, 
wie  nämlich  dem  Kleingewerbestand  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen  zu  einer  Bes- 
serung seiner  Lage  zu  verhelfen  sei ,  einen  nicht  unbedeutenden  Platz  ein.  Die  That- 
sache ,  dass  dem  Kleingewerbe  durch  die  Fabrikindustrio  der  Boden  einer  gedeihlichen 
Wirksamkeit  zum  Theil  ganz  genommen ,  zum  Theil  sehr  eingeengt  worden  ist ,  hat  zu 
der  Einsicht  geführt,  dass  eine  Erhaltung,  beziehentlich  Neubelebung  des  Kleingewerbes 
hauptsächlich  von  einer  Aenderung  der  Betriebsrichtung  nach  der  kunstgewerblichen 
Seite  hin  zu  erhoffen  ist,  und  dass  daher  vor  Allem  eine  entsprechend  tüchtige  gewerb- 
liche Erziehung  des  jungen  Handwerkers  angestrebt  werden  müsse.  Die  gewerbliche 
Bildung  kann  gegenwärtig  um  so  weniger  durch  die  Lehre  bei  den  Handwerksmeistern 
ausschliesslich  erlangt  werden ,  als  diesen  selbst  zum  Theil  derjenige  Grad  von  Kennt- 
nissen abgeht,  welche  unter  den  veränderten  Verhältnissen  als  nothwendig  vorau.Hgesetzt 
werden  müssen.  Die  gewerbliche  Erziehung  in  den  Schulen  erhält  daher  die  Auf- 
gabe, entweder  die  gewerbliche  Lehre  bei  dem  Meister  ganz  zu  ersetzen,  oder  ihr  doch 
die  nöthige  Ergänzung  hinzuzufügen.  Unter  den  deutschen  Ländern  hat  bis  jetzt  Wür- 
temberg diesem  Umstände  am  besten  und  voll.ständigsten  Rechnung  getragen ,  Dank 
seiner  vorzüglichen  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  nnd  dem  früheren  Leiter  der- 
selben ,  Dr.  von  Steinbeis ,  dessen  Verdienste  in  Bezug  auf  die  Einrichtung  und  Ent- 
wickelung  der  gewerblichen  Fortbildungsschule  kaum  hoch  genug  geschätzt  werden  kön- 
nen. Die  Aufmerksamkeit  auf  diese  Einrichtungen  ist  in  der  letzten  Zeit  noch  dadurch 
gesteigert  worden,  dass  bei  der  im  vorigen  Jahre  in  Stuttgart  stattgehabten  Landcs-In- 
dnstrieausstellung  ein  auffallender  Fortschritt  namentlich  in  dei^enigen  Gewerbserzeug- 
nissen an  den  Tag  getreten  ist,  deren  Herstellung  besonderes  Nachdenken,  Präcision 
und  Geschmack  erfordern.     Gleichzeitig  mit  der  Industrieausstellung  fand  eine  Gewerbe- 
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scbul-Aiustellong  statt ,   welche   den  Zusammenbang  wfirtembergischer  Industrie  mit  den 
Leistungen  seiner  Oewerbescholen  präcbtig  illustrirte. 

Soviel  nun  auch  schon  Fragmentarisches  über  diese  gewerblichen  Schulen  Wirtem- 
berg's  gesagt  worden  ist,  so  existirte  bis  jetst  doch  nur  ein  ausführlicher  Bericht  über 
dieselben  in  der  schon  1878  von  der  würtembergischen  gewerblichen  Oberschulcommis- 
sion  veröffentlichten   Schrift  «»Entstehung    und  Entwickelang    der   gewerblichen  Fortbil- 
dungsschulen in  Würtemberg/*     Dieselbe   ist  aber  längst  vergriffen,    und    es    ist   weder 
ein  darin  in  Aussicht  gestellter  zweiter  Theil,  noch  eine  sweite  Auflage  des  ersten  Theils 
erschienen.     Die  vorliegende  Schrift  von  Genauck  nun  bietet  in  gedrängter  Darstellung 
alles,  was  zur  Orientirung  über  das  würtemb.  Gewerbeschulwesen  nöthig  ist;  in  ihr  sind 
die  amtlichen  und  halbamtlichen  Quellen  auf  das  fleissigste  benutzt  und  ist  sogleich  von 
dem  fachmännischen  Verfasser   eine  sachliche  Kritik   geübt,    zu   welcher    er    durch  das 
Mandat   der    ihn    mit    einer  eingehenden  Berichterstattung  über    diesen  Gegenstand    be- 
trauenden   k.  k.    österreichischen  Oberschulbehörde    verpflichtet    war,    wovon    die    vor- 
liegende Schrift  den  wesentlichen  Inhalt  wiedergiebt     Dieselbe  behandelt  eingehend  die 
Eigenthümlichkeiten  des  würtembergischen  Grewerbeschulwesens,  seinen  engen  Anschlass 
an  die  Werkstätte,  das  Entfemthalten  alles  Zwangs  beim  Schulbesuche,    die  Bedingung 
zur  Zahlung  eines,  wenn  auch  nur  massigen  Schulgeldes,  den  geordneten,  regelmässigen 
Besuch  der  Schulen ,    in   dessen  Ermangelung  der  Ausschluss   des   betreffenden  Schülers 
erfolgt,  die  gegenseitigen  Visitationen,   mit  welchen  die  besten,  aktiven  Lehrer  betraut 
sind ,    die   periodischen  Concurrenzausstellungen    der  säromtlichen    gewerblichen  Fortbil- 
dungsschulen  des  Landes    und    die  damit  verbundenen  offlciellen  Generalversammlungen 
der  Hauptlehrer,  wodurch  die  stetige  Weiterentwickelung  der  Schulen  gesichert  werden 
soll.     Hieran  reihen    sich  werthvolle  Notizen    über  einzelne  Lehranstalten,    welche  ent- 
weder als  Musterschulen  gelten  können  ,  oder  doch  durch  ihre  Frequenz  hervorragenden 
Einfluss  auf  die  Erziehung   zu  einzelnen  Gewerben  äussern.     Sehr  lehrreich  sind  femer 
die  Abschnitte  über  die  Centralstelle  für  Gewerbe  und  Handel  in  ihrem  Einfluss  auf  die 
Förderung  des  Gewerbes  insbesondere  durch  das  von  ihr  unterhaltene  gewerbliche  Muster- 
lager ,  durch  Kunst-  und  Lehrmittelsammlungen ,   Wanderausstellungen ,    Anstellung  von 
Wanderlehrern  und  durch  ein  Auskunftsbüreau ,  welches  über  Bezugsquellen ,  Absatzge- 
biete,   Zollsätze,  Usanzen  u.  s.  w.  Aufschluss    giebt.     Bemerkenswerth    sind  ferner    die 
Mittheilungen,    welche    der  Verfasser  über  Fortbildungsschulen   für  Mädchen    und    über 
Frauenarbeitsschulen  macht ,  wie  er  denn  überhaupt  bestrebt  ist,  ein  möglichst  volbtän- 
diges  Bild    von  allen  Einrichtungen  Würtembergs  zu  geben,    die   mit   der  gewerblichen 
Erziehung  zusammenhängen.     Es   ist   im  Interesse   der  guten  Sache  zu  wünschen,    dass 
die  auch  typographisch  hübsch  ausgestattete  Schrift  recht  weite  Verbreitung  finde. 

Dr.  Adler. 

Gewerbe-Ordnung,  die  deutsche,  in  ihrer  durch  das  Innungsgesets  er- 
langten neuesten  Gestalt,  mit  den  Einführungsgesetzen  f.  Württemberg,  Baden,  Bayern 
u.  Elsass-Lothringen ,  den  Abändergn.  u.  Ergänzgn.  d.  Novellen  u.  dem  Qes.  üb.  die 
eingeschriebenen  Hülfskassen  v.  7.  April  1876,  nebst  den  Ausflihrungs- Verordnungen  des 
Bundesraths.  Bearb.  von  einem  Verwaltungsbeamten.  3.  Aufl.  16®.  III. 
u.  172  SS.  Köln  1888. 
Bulletin  de  la  Soci^tö  de  l'industrie  mincrale.    £•  s^rie.    Tome  XI.     188S.     Saint- 

Edenne,  impr.  Thöolier&C^,  1888.     8.     353  pag. 
Congr&s  international  du  commerce  et  de  l'industrie.    2  parties.     Bruxelles,  impr. 

M.  Weissenbruch,   1882.     8.     (I.  partie:  documents  prdliminaires  445  pag.,  II.  partie: 

discussion  416  pag)     15  fr. 
Fauchille,  A.,    Traitö    des   dessins  et  modMes  industriels,  comprenant  l'^tude 

des  principales  l^gislations    ^trang^res    et    des    questions   internationales  etc.     Paris, 

Rousseau,  1882.     8.     429  pag.     9  fr. 
Harz^,  E.,  Döveloppement  de  l'industrie  houillöre  en  Belgique  et  dans  les  pays 

voisins  depuis  1831  jusqu'en  1880.     Bruxelles,  impr.  F.  Callewaert  pire,   1882. 

8.     Avec  4  diagrammes  in-4. 
de  Luynes,  N. ,  La  c^ramique  k  l^zposition  universelle  internst,  de  1878  k  Pa- 
ris.    (Rapport  du  Jury  Internat.)     Par.,  impr.  nation.,  1882.     8.     191  pag. 
M^nos,  S.,  Haiti,  et  sa  premi^re  ezposition;  la  statue  de  Victor  Hugo;  conf&rences 

faites  k  Port-au  Prince  (Haiti).     Paris,  Cotillon  ft  C«,  1882.     18.     71  pag. 
Rondot,  Nat.,  Le   commerce,  Tindustrie  et  le  priz  des  mati^res  teztiles,    des  fib 
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et  des  tissos  dans  Tann^  1881.     Rapport  fait  au  nom  de  la  4^^  section  de  la  Com- 

mission  perman.  des  valeurs.     Paris,  impr.  nation.     1882.     gr.  in-8.     28  pag. 
Atkinson,  E,  Address  at  the  opening  of  tbe  2nd  annoal  fair  of  the  New  England 

Man  uf  ac  t  ur  e  rs'    an  d  M  echanics'    Institute,    in   Boston,    Sept.  6,  1882. 

Boston,  Franklin  Press,  1882.     8.     32  pp. 
Johnson,  Hrs.  Emma,    Silk-culture  in  Louisiana  and  in  the  southem  sta- 

tes.     New-Orleans,  J.  C.  Eyrich,  1882.     8.     40  pp.     —  50  c. 

6.    Handel  und  Verkehr. 

Aenderungon  d.  amtlichen  Waaren  Verzeichnisse  s  zum  Zolltarif. 
8«.     9  SS.     Berlin  1882. 

Cramer-Frey,  C,  Der  schweizerisch-französische  Handelsver- 
trag. Annahme  oder  Verwerfung?  Kurze  Beleuchtung  aus  Auftrag  der  Vorstünde  d. 
kaufmännischen  Gesellschaft  Zürich  und  der  Seidenindustriegesellschaft  d.  Kanton  Zü- 
rich.    8».     17  SS.     Zürich  1882. 

Zolltarif,  allgemeiner  russischer,  sammt  den  durch  Gesetz  vom  1.  Juni 
1882  erfolgten  Modifikationen.  Giltig  vom  1  /13.  JuU  1882  ab.  8o.  48  SS.  Wien 
1882. 

Zolltarif,  allgemeiner,  d.  russischen  Kaiserreichs  u.  d.  Königr.  Polen  f.  d. 
europäischen  Handel.  Allerhöchst  bestätigt  v.  5.  Juli  1868,  mit  den  am  I.Juli  1882 
in  Kraft  getretenen  Veränderungen,  aiphabet.  Waaren verzeichniss,  Tabelle  der  Tara-Be- 
rechnung u.  A.  4.  verb.  u.  verm.  Aufl.  nach  der  8.  russ.  v.  D.  A.  Timiria- 
seff.  M.  Genehmigg.  des  Handels-  u.  Manufaktur-Departements.  8®.  IV  u.  155  SS. 
St.  Petersburg  1882. 

Zolltarif,  allgemeiner,  f.  d.  europäische  Russland  in  russischer,  deutscher 
und  französischer  Sprache.  Mit  den  neuesten  Abändergn.  und  Ergänzgn.  4®.  L  u. 
118  SS.     Danzig  1882. 

Zolltarif,  allgemeiner,  des  oesterr. - ungar.  Zollgebietes  nach  dem  Gesetze 
vom  25.  Mai  1882.     8«.     52  SS.     Brunn  1882. 

Bellaigue,  A.,  Observations  sur  une  nouvelle  proposition  de  loi  ayant  pour  objet 
de  regier  les  rapports  des  compagnies  de  chemins  de  fer  avec  leurs  agents 
commissionn^     Par.,  impr.  V«  Ethion-Perou,  1882.     4.     20  pag. 

Compte  rendn  des  travaux  de  la  chambre  de  commerce  de  Marseille  pendant 
l'annöe  1881.     Marseille,  impr.  du  Journal  de  Marseille,  1882'.     8.     462  pag. 

Marteau,  L.,  Le  chemin  de  fer  du  Saint-G  othard  et  son  influence  au  point 
de  vue  des  int^rdts  fran9ais.     Par.,  impr.  Cusset,  1882.     8.     40  pag. 

Colby,  J.  H,    New  York  Railroad  Laws.     Albany  1882.     8.     750  pp.     38|— . 

Bo,  C,  Dell'  esercizio  del  commercio,  e  del  mandato  generale,  in  correlazione 
al  diritto  di  patria  potestä,  secondo  Tart.  224  del  Codice  civile  italiano :  studii.  Ge- 
nova,  tip.  del  R.  Istituto  sordo-muti,  1882.     8.     116  pp.     2  1.  — 

Codice,  nuovo,  di  commercio  del  regno  d'Italia ,  promulgato  coUa  legge  2  aprile 
1882.     Milano,  tip.  Pagnoni  di  Colombo  e  Cordani,  1882.     16.     334  pp.     1  1.  25  c. 

Inchiesta  Parlamentäre  sulla  marina  mercantile  (1881 — 1882).  Volume  V: 
(Aggiunte  e  correzioni  ai  riassunti  dell'  inchiesta  orale  e  scritta.  Notizie  e  memo- 
rie  speciali)  e  Volume  VI:  (Verbali  delle  adunanze  della  Commissione  d'inchiesta). 
Roma,  Botta,  1882.     4.     Vol.  V.  250— CCCXII  pp.     Vol.  VI.  574  pp. 

Verslag  over  den  toestand  van  handel,  scheepvaart  en  nijverheid  te  Amsterdam 
in  1881.  Opgemaakt  door  de  kamer  van  koophandel  en  fabrieken  aldaar.  Amsterd., 
Stadsdrukkerij,  1882.     roy-8.     195  bl.     f.  1,50. 

7.    Finamweien. 

Dr.  Max  Menger,  Ueber  direkte  Steuern  in  Oestereich  und  die  Ver- 
suche, sie  zu  reformiren.     Wien  1881,  Alfred  Holder. 

Dieser  in  der  juristischen  Gesellschaft  zu  Wien  gehaltene  Vortrag  ist  zwar  speciell 
auf  einen  östereichischen  Hörerkreis  berechnet,  darf  aber  nichts  destoweniger  auch  ein 
allgemeineres  Interesse  beanspruchen.  Er  untersucht  zunächst  das  Verhältniss  der  di- 
rekten und  indirekten  Steuern  in  den  einzelnen  Ländern  und  zeigt,  welche  Stellung  dem- 
gemäss  Oestereich  gegenüber  diesen  beiden  Steuergruppen  einnimmt.  Es  folgt  dann  eine 
ebenso  knappe  als  instruktive  Skizzirung  des  östereichischen  direkten  Steuersystems,  an 
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welche  sich  die  Aufsfthlung  der  bisher  gemachten  Reformversache  anschliesst.  Zum 
Schluss  spricht  der  Verf.  den  Wunsch  ans,  dass  bei  etwaigen  weiteren  Reformen  die 
sozialpolitischen  Postulate  berücksichtigt  werden  möchten.  K.  F. 

Verhandlangen,  die,  über  das  Tabakmonopol  im  deutschen  Reichstage.  Voll- 
ständige Wiedergabe  der  Reichstagsverhandlangen  am  10,  12.  und  13.  Hai  1882.  Nach 
dem  amtl.  Bericht.     8«.     199  SS.     Leipsig  1882. 

Schalk,  Dr.  Karl,  Oestreichs-Finanz  -  Verwaltung  unter  Berthold  von 
Mangen  1412 — 1436.  Wien  1881.  (Sonderabdruck  aus  den  „Bl&ttem  des  Vereins  für 
Landeskunde  von  Niederösterreich'^     Jahrg.   1881   p.  277—299.) 

Für    die  Finanzgeschichte  einzelner   deutscher  Staaten    im  15.  Jahrh.    ist    bis   jetzt 
wissenschaftlich    verhftltnissm&ssig    wenig    geschehen.     Die    Sprödigkeit   des    Stoffs    und 
vielfach  auch  der  Mangel  an  ausreichendem  Quellen-Material  haben  der  Bearbeitung  stets 
erhebliche  Hindemisse  bereitet.     Um  so  dankbtrer  muss  jeder  kleine  Beitrag  aufgenom- 
men werden,    der   sich   die  Aufgabe   stellt,    die   hier  vorhandenen  Lücken  ausaufüUen. 
Durch  einen  glücklichen  Zufall  sind  im  K.  K.  Haus-,  Hof-  und  Staats-Archive  au  Wien 
ein  Theil  der  sog.  Hubmeister-Rechnungen  aus  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrh. 
erhalten,  welche  ein  Bild  von  der  Finanzlage  Oestreichs  um  diese  Zeit  geben.      Vor  den 
Finanz-Reformen  König  Maximilians ,  die  eine  Centralisation  der  Finanz-Verwaltung  an- 
strebten   und   in    der  Gründung  der  „Hofkammer**    ihren  Ausdruck   fanden  ,    wurde  das 
Finanzwesen  Oestreichs  von    den  sog.  Hubmeistern  verwaltet ;    dieses  Amt  lag  vom 
J.  1412  an  in  den  Händen  Bertholos  von  Mangen,  welchem  späterhin  Ulrich  von  EyUing 
nachfolgte.     Aus  der  Zeit  des  erstgenannten  liegen  die  Rechnungen  von  1412 — 1436  yot 
und  ihre  Angaben  bilden   den  Gegenstand    der  Untersuchungen  Schalks.     Das  Hauptin- 
teresse derselben  liegt  wie  mir  scheint ,  weniger  in  den  mitgetheilten  Zahlen  als  in  der 
Aufklärung,  die  wir  aus  ihnen  über  die  Grundsätze  der  mittelalterlichen  Finanzverwal- 
tung erhalten.     Die  Notizen ,    welche   Schalk    über   die  Einnahmequellen ,    die  Art    der 
Steuern ,    die  Vertheilung  derselben    auf  die    vier  politischen  Stände   giebt ,    dürfte   für 
eine  allgemeine  Finanzgeschichte    des  Mittelalters   von  Erheblichkeit   sein.     Am  Schluss 
giebt    der  Verf.    aus   den  Materialien    des  Wiener  Haus-    und  Staats- Archivs   eine  Reihe 
von  urkundlichen  Beilagen.  L.  KeUer. 

Dr.  Roh.  Friedberg,  Vorschläge  zur  technischen  Durchführung 
einer  procentualen  Börsensteuer.     Jena,  Gust.  Fischer  1882.     25  S. 

Der  Verf.,  der  sich  in  Bezug  auf  die  vorliegende  Frage  schon  mehrfach  Verdienste 
erworben  hat,  steht  auf  dem  folgenden  Standpunkt:  Die  Börsensteuer  sei  finanswissen- 
schaftlich  von  den  Gesichtspunkten  als  Uebertragungssteuer,  als  Conjuncturenstener  und 
als  Supplementarsteuer  zur  Gewerbesteuer  betrachtet,  gerechtfertigt  und  nur  als  Werth- 
umsatzsteuer der  Gerechtigkeit  entsprechend.  Dass  eine  procentuale  Börsensteuer  nicht 
schon  eingeführt  sei ,  glaubt  er ,  habe  nicht  an  dem  Mangel  des  Willens  gelegen ,  son- 
dern an  dem  des  Verständnisses.  Man  habe  keinen  Erhebungsmodus  ausfindig  machen 
können  —  und  hiervon  sei  der  Grund  gewesen ,  dass  man  sich  zu  sehr  an  die  Form 
einer  ^Stempelsteuer  gehalten  habe,  ohne  ihr  eigentliches  Wesen  zu  erfassen.  Er  legt 
nun  dar,  dass  die  sog.  Stempebteuem ,  besser  Verkehrssteuern  zu  nennen,  hinsichtlich 
ihrer  Erhebung  keineswegs  ausschliesslich  auf  den  Stempel  angewiesen  sind.  Die  Bör- 
sensteuer gehöre  zu  der  Gruppe  der  Uebertragungssteuem ,  bei  denen  die  Besteuerung 
an  die  einzelnen  Verkehrsacte  des  Besitzwechsels  von  Vermögensobjecten  anknüpft,  um 
den  dabei  erzielten  Erwerb  au  treffen.  Er  findet  für  die  Uebertragungssteuem  drei  Er- 
hebungsweisen, nämlich  Urkundenstempel ,  Einregistrirung  und  schliesslich  die  bei  der 
Tradition  zu  erhebende  Abgabe.  Die  Untersuchung,  welche  dieser  Erhebungsarten  für 
eine  procentuale  Börsensteuer  sich  eigene,  führt  ihn  zum  Verwerfen  der  beiden  ersteren. 
Er  hält  daher  die  Erhebung  der  Börsensteuer  bei  der  Tradition  der  Effecten  für  den 
besten  Erhebungsmodus  und  glaubt  das  Problem  der  procentualen  Börsensteuer  dadurch 
lösen  zu  können,  dass  er  für  Zeitgeschäfte  die  Abwickelung  durch  officielle  Liquidations- 
institute,  für  Cassegeschäfte  durch  ein  Effectenabrechnungsbureau  obligatorisch  machen 
will.  Der  Steuerbetrag  würde  dann  direct  durch  diese  officiellen ,  unter  Leitung  des 
Börsenvorstands  stehenden  Institute  eingezogen  und  zwar  bei  Zeitgeschäften  am  geeig- 
netsten im  Moment  der  Liquidation ,  bei  Cassegeschäften  in  dem  der  Lieferung  reap. 
Abnahme  der  Effecten,  die  durch  das  Abrechnungshaus  zu  geschehen  habe.  Diese  beiden 
Erhebungsweisen  würden  seiner  Meinung  nach  Umgehungen  der  Steuer  nahezu  unmög- 
lich machen. 
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Er  nimmt  also  an ,  dass  eigene  Compensationen  der  Contrahenten  sowohl  von  Zeit- 
wie  von  Cassegeschftften  nicht  fernerhin  stattfinden  kdnnen.  Wenn  er  dabei  Bezug  nimmt 
auf  eine  angeblich  bestehende  gleiche  Bestimmung  der  meisten  Liquidationsvereine,  so 
muss  man  annehmen,  dass  die  Mitglieder  derselben  sich  diese  Verpflichtung  selbst  auf- 
erlegt haben  und  dass  sie  nur  solche  Mitglieder  aufnehmen ,  deren  Ehrenhaftigkeit  in 
Erfüllung  der  von  ihnen  damit  übernommenen  Pflichten  sie  sicher  sind.  Wären  aber  die 
eigenen  Compensationen  gesetslich  verboten,  so  würde  lur  Controle  die  periodische  Ein- 
sicht der  Geschäftsbücher  aller  mit  Effecten  handelnden  Firmen  erforderlich  sein.  Man 
braucht  nicht  zu  den  „manchesterlichen  Wirthschaftopolitikem  mit  ihrer  gedankenlo.sen 
Phrase  des  freien  Verkehrs"  zu  gehören,  um  eine  steuerbehördliche  Einsicht  der  Bücher 
der  grossen  internationalen ,  die  Staatsanleihen  vermittelnden  Banquiers  für  unstatthaft 
zu  finden. 

Wenn  man  aber  einmal  eine  steuerbehördliche  Controle  aller  Bank-  und  Börsenfir- 
men einführt,  so  füllt  die  vom  Verfasser  für  die  Verkehrsbesteuerung  gegebene  Begrün- 
dung fort.  Derselbe  sagt:  „Die  Verkehrsbesteuerung  hat  überall  da  einzutreten,  wo  die 
richtige  Abschätzung  des  periodisch  wiederkehrenden  Ertrages  auf  unüberwindliche 
Schwierigkeiten  stösst,  so  dass  hier  die  Besteuerung  des  einzelnen  Erwerbsaktes  der  Er- 
tragsbesteuerung vorzuziehen  bt.**  Diese  unüberwindliche  Schwierigkeit  würde  nicht 
mehr  existiren ,  sobald  die  Einsicht  der  Geschäftsbücher  durch  die  Steuerbehörden  ein- 
geführt wäre.  Anstatt  nur  die  Erträge  aus  den  Börsengeschäften  in  Effecten  zu  treffen, 
könnte  eine  directe  Besteuerung  dann  auch  auf  die  Erträge  aus  Geschäften  der  Waaren- 
börsen  ausgedehnt  werden.  Eine  Coiynncturenbesteuerung  lässt  sich  übrigens  auch  mit 
gleichem  Recht  wie  für  Börsengeschäfte,  für  viele  nicht  an  Börsen  gemachte  Waaren- 
geschäfte  rechtfertigen ,  während  der  Vorschlag  des  Verf.  nur  die  Effectengeschäfte  zu 
treffen  sucht.  Aber  praktisch  erscheint  uns  derselbe  Überhaupt  nicht  ausführbar.  Wir 
verstehen  nicht ,  wie  ein  Liquidations-  oder  Abrechnnngainstitut  bestehen  kann  unter  der 
Verpflichtung,  mit  Jedermann  ohne  Berücksichtigung  der  Zahlungsfähigkeit  zu  arbeiten. 
Selbst  die  Clearinghäuser  sind  sehr  wählerisch  in  der  Zulassung  von  Mitgliedern. 

In  dem  Mechanismus  solcher  Einrichtungen  spielt  das  gegenseitige  Vertrauen  eine 
weit  wichtigere  Rolle  als  der  Verf.  annimmt,  und  daher  erscheint  uns  der  originelle  und 
unzweifelhaft  dankenswerthe  Versuch ,  das  Problem  einer  procentualen  Börsensteuer  zu 
lösen,  doch  nicht  gelungen  zu  sein.  F.  Ritschi. 

Ministero  del  Tesoro.  Nona  Relazione  della  Ragioneria  Generale  dello  Stato . 
Anno  1880.  Roma  1882.  An  den  Minister  Magliani,  ein  Theil  desselben  rührt  vom 
Sekretär  des  Consiglio  dei  Ragionieri,  Cav.  Buonocore  her. 

In  seiner  Programmrede  in  Stradella  hat  der  italienische  Ministerpräsident  die  Vor- 
lage eines  neuen  Gesetzes  über  die  Rechnungsführung  des  Staates  angekündigt.  Nach- 
dem die  Erfahrung  gelehrt  hat,  dass  eine  Berufung  der  italienischen  Kammern  vor  Mitte 
November  unthunlich  ist  und  in  der  That  dieselben  in  diesem  Jahre  erst  am  22.  No- 
vember zusammentreten ,  während  vor  den  Weihnachtsferien  ausser  dem  Einnahme- Bud- 
get die  Voranschläge  für  alle  10  Ministerien  zu  erledigen  wären,  scheint  im  Interesse 
einer  sachgemässen  Berathung  die  Vorlegung  des  Etatsjahrs,  das  bis  jetzt  mit  dem  Ka- 
lenderjahre zusammenfällt,  geboten.  Andere  Gründe,  welche  für  eine  Abänderung  des 
betreffenden  Gesetzes  vom  22.  April  1869  sprechen,  flnden  wir  in  dem  oben  angegebenen 
Berichte  des  Chefs  der  Oberrechnungskammer  des  Staates ,  Cerbani ,  der  offlciell  vom 
1 6.  März  1882  datirt,  aber  erst  in  diesen  Tagen  zur  Vertheilung  gelangt  ist.  Der  Be- 
richt der  bezüglich  der  vergleichenden  Statistik  des  italienischen  Budgets  mit  den  Bud- 
gets Oesterreich-Ungams,  Frankreichs,  Deutschlands  (Reich  und  Staaten  zusammen),  Eng- 
lands, Russlands  und  Spaniens  sich  auf  die  entsprechende  Veröffentlichung  über  das  Bud- 
getjahr 1878  bezieht,  gewährt  einen  guten  Einblick  in  das  Getriebe  der  italienischen 
Finanzverwaltung  und  zusammengehalten  mit  den  Budgets  der  Jahre  1881  und  1882 
ermöglicht  er  eine  genauere  Kenntniss  der  thatsächlichen  Finanzlage  des  Landes.  Die 
Hauptsummen  des  Voranschlags  für  1881  sind  übrigens  S.  1097  ganz  kurz  angegeben. 
Das  Kapitel  von  der  „Jurisprudenz  der  Rechnungsführung'*  zeigt  wie  auch  neben  der 
Obersten  Rechnungskammer  das  im  Finanzministerium  concentrirte  Bureau  der  Haupt- 
buchhalter wichtig  und  nothwendig  ist,  und  eine  einheitliche,  den  Gesetzen  entsprechende 
Verwaltung  des  Staatsvermögens  durchzuführen  und  Klarheit  in  alle  rechnerischen  Ver- 
hältnisse des  Staates  zu  bringen.  Das  hierauf  folgende  Kapitel  ,,der  Rath  der  Rech- 
nungsführer'*, der  sowohl  in  Plenum  als  in  Sectivum  arbeitet,  ist  unter  Anderem  darum 
werthvoll,  weil  es  nachweisti  wie  die  bei  den  Intendanzen  der  69  Provinzen  bestehende 
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einfache  Buchführung  der  doppelten  Buchführung  weichen  musste  und  das  sogenannte 
logismographische  System  vom  1.  Januar  1881  an  bei  allen  CentralTerwaltungen  des 
Staates  eingeführt  wurde.  Die  von  Cerboni  ersonnene  „Logismographle'* ,  welche  seit 
1871  im  Kriegsministerium  zur  Anwendung  kam,  ist  eine  Art  synoptischer  Hethode  dop- 
pelter Buchhaltung ,  welch  letztere  in  Bezug  auf  die  Rechnungsführung  des  Staates  nur 
die  Thatsachen  des  Budgets  zur  Anschauung  bringt,  ohne  die  Wirkungen  des  letzteren 
auf  das  Staats  vermögen  selbst  darzulegen.  Die  Logismographie  ,  Über  welche  in  den 
letzten  Jahren  mehr  als  60  Werke  pro  und  contra  veröffentlicht  worden  sind ,  bewerk- 
stelligt Beides  mit  einer  einzigen  Buchung. 

Aus  dem  „Inspectionen'*  überschriebenen  Kapitel  können  wir  ersehen,  dass  in  einem 
Lande,  welches  (Ur  gewisse  Aufgaben  gar  wenig  Anhaltspunkte  in  der  Vergangenheit 
findet ,  die  Fcbtstellung  dessen ,  was  eigentlich  Staatsgut  ist ,  gar  nicht  immer  so  leicht 
ist,  als  man  gewöhnlich  glaubt.  So  fand  z.  B.  der  Centraiinspector  der  Allgemeinen 
Staatsbuchhaltuug  bei  einer  Revision  in  Verona  mehrere  dem  Staate  anheimgefallene  Ge- 
bäude, die  früher  zu  Cultuszwecken  gedient  hatten. 

Uebersichtlich  sind  die  Daten  des  7.  Kapitels,  nfimlich  die  „Finanzstatistik  Italiens 
im  Jahre  1880*'  sowohl  im  Vergleiche  mit  dem  Vorjahr  als  mit  den  übrigen  Jahren  des 
Decenniums  1871 — 80.  An  dieser  Stelle  genügt  es  zu  erinnern,  dass  Italien  seit  1875 
regelmässig  Ueberschüsse  gehabt  hat.  Die  wirklichen  Einnahmen  überstiegen  die  that- 
sächlichen  Ausgaben  je  um  13,87;  20,45;  22,92;  14,55;  42,29;  26,93  Millionen ;  die 
Ausgaben  selbst  beliefen  sich  1875  auf  1082,  1880  schon  auf  1196  Millionen.  Wenn 
im  letztgens nuten  Jahre  die  effectiveu  Einnahmen  nur  1223,61  Millionen,  d.  h.  A*\^  Mil- 
lionen weniger  als  1879  betrugen,  so  beweist  dies  um  so  weniger  gegen  die  erstarkende 
Steuerkraft  des  Landes  als  die  Mahlsteuer  auf  die  geringere  Qetreidesorten  seit  dem  1. 
August  1879  abgeschafft  und  die  weitere  Ilerabsetzung  der  Steuer  um  ein  Viertel  am 
1.  September  1880  ins  Leben  getreten  ist. 

Rom.  J.  Schuhmann. 

Comparaison  entre  les  budgets  de  la  marine  de  TAngleterre  et  de  la  France 
pour  l'exercice  1882.  Nancy,  impr.  Berger-Levrault  &  C^ ,  8.  12  pag.  (Extmit  de 
la  „Revue  marit.  et  colon.*') 

Henry,  Lacrisefinanci^re  etla  maisou  Rothschild.  Par. ,  librairie  moderne, 
1882.     8.      16  pag. 

Jacquemart,  F.,  Sur  l'opportunite  de  la  reduction  des  droits  sur  les  Su- 
cres avec  r^tablissement  d'un  imput  unique.  Par.,  impr.  Tremblay ,  1882.  8. 
20  pag. 

Le  Guay  (Conseiiler  d*Etat,  Directeur  de  Tadministration  döpartem.  et  conmiunale), 
La  Situation  financiirc  des  commune»  de  France  et  d'Algi^rie  en  1882  (pr^ 
sent^e  k  M.  Reuo  Goblet,  Ministre  de  Tint^rienr.)  Par.,  Berger-Levrault  &  C«,  1882. 
pet.  in-4.     XVI— 657  pag.     5  fr. 

8ay,  L. ,  Discussion  du  budget  de  1883  k  la  Chambre  des  d^putes.  Discoun 
prononc^  dans  les  s^nces  des  26  et  27  juillet  1882.  Par.,  Guillaumin  &  O,  1882. 
8.      116  pag. 

Inland  Revenue.  25^  Report  of  Commissioners  on  ~.  London  1882.  8.  (Par- 
liamentary  paper  by  command.)     —  8  d. 

L  e  gg  i ,  decreti,  regolamento  e  capitoli  normali  per  la  riscossione  delle  imposte  di- 
rette.     Roma,  tip.  Botta,  1882.     8.     100  pp. 

Petruzzi,  A.,  Süll'  abolizione  del  mouopolio  e  diminuzione  de!  prezzo  del 
sale.     Foggia,  tip.  Cardone,   1882.     8.     47  pp. 

van  Bemmelen,  P.,  Het  iukomen  der  kroon  en  de  grondwet.  's  Gravenhsge, 
M.  Nijhoff,  1882.     8. 

Neeb,  J.  F.,  De  grootboeken  der  nationale  schuld.  Nijkerk,  G.  F.  Callen- 
bach,  1882.     8.     164  bl.     f.   1,25. 

Kapital-konto  tili  r  i  ks-h  ufvud-bok  en  för  är  1880  med  dertill  hörande 
tabläer  och  bilagor.  Stockholm  1882.  4.  88  pp.  (Rechnungslegung  zum  Schwe- 
dischen Staatshaushalts-EUt  pro  1880.) 

8.    Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen.    Versicherungswesen. 

Schäfer,  W.,  Der  gewerbliche  Kredit.  Vom  privatökonomischen  Stand- 
punkte für  Techniker  und  angehende  Industrielle  dargestellt.  Leipzig  und  Heidelberg 
1882.     8«.     VL     128  SS. 
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Verfasser  will  id  dieser  Schrift  keine  neae  wissenschaftliche  Ansicht  Über  den  Kre- 
dit entwickeln ,  er  steht  vielmehr  ganz  auf  dem,  durch  die  Arbeiten  von  Knies,  Röscher, 
Hildebrand,  Wagner  u.  a. ,  allgemein  herrschend  gewordenen  Standpunkte.  Seine  Ab- 
sicht ist  es,  dem  Techniker  und  angehenden  Industriellen  einen  praktisch  brauchbaren 
Wegweiser  au  geben,  indem  er  die  Bedeutung  des  Kredits  und  der  einzelnen  Kreditin- 
stitute in  populärer  Weise  erörtert.  Von  vornherein  ist  somit  seine  Darstellung  der  Kre- 
ditmittel auf  das  engere  Gebiet  der  kaufmännischen  Geschäfte  beschränkt.  In  leicht  ver- 
ständlicher Sprache  bespricht  Verfasser  zunächst  das  Wesen,  den  Nutzen  und  den  Scha- 
den des  Kredits  überhaupt,  geht  auf  den  Unterschied  von  Konsumtiv-  und  Produktiv- 
kredit ein  und  schildert  dann  eingehender  die  Anwendung  des  Kredits  in  den  einzelnen 
Produktionszweigen,  der  Landwirthschaft,  den  Gewerben  und  dem  Handel.  Hierauf  er- 
örtert er  den  Unterschied  des  Personal-  und  Bealkredits ,  sowie  die  verschiedenen  Ar- 
ten des  letzteren ,  geht  endlich  auf  das  Wesen  des  Wechsels  näher  ein  und  setzt  dessen 
Bedeutung  als  Zahlungsmittel  und  Kreditmittel  auseinander.  Zum  Schluss  endlich  be- 
spricht er  die  verschiedenen  Institute,  welche  der  Kreditvermittlung  dienen. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  ein  Buch,  welches  wie  Verfasser  selbst  sagt, 
vor  allem  zu  weiterem  Studium  und  Nachdenken  anregen  und  daneben  speciell  prak- 
tischen Zwecken  dienen  soll ,  den  Anforderungen ,  die  man  an  ein  wissenschaftliches 
Werk  stellt,  nicht  inmier  entsprechen  kann. 

So  sind  die  Definitionen  wohl  mehr  anschaulich  und  leicht  verständlich  als  beson- 
ders scharf  und  erschöpfend  und  die  Auseinanderhaltung  z.  B.  des  volkswirthschaftlichen 
und  des  privatwirthschaftlichen  Standpunktes,  so  nothwendig  sie  auch  ist,  ist  in  der  Art, 
wie  Verfasser  sie  macht,  wohl  kaum  als  geglückt  zu  bezeichnen.  —  Im  allgemeinen 
aber  wird  man  den  Ansichten  des  Verfassers  nur  beistimmen  können  und  namentlich 
den  gemässigten  von  keinem  Parteivorurtheil  befangenen  Standpunkt  und  die  klare  Dar- 
stellungsweise anerkennen  müssen,  so  dass  die  Schrift  ab  ein  Lehrbuch  seinen  Zweck 
wohl  erfüllen  mag.  St  z.  P. 

Dr.  Friedrich  Perrot,  Der  Fall  Bontoux  und  der  jüngste  inter- 
nationale Börsenkrach.  Heidelberg,  Carl  Winter's  Universitätsbuchhandlung, 
1882.     80.     48  S. 

Der  Verf.  meint,  dass  eine  gemeinverständliche  Geschichte  des  jüngsten  Börsen- 
krachs geeignet  sein  wird,  zur  Belehrung  des  Publikums  Über  die  Börse  Einiges  beizu- 
tragen. Man  wird  ihm  darin  nur  Recht  geben  können,  zugleich  aber  bedauern  müssen, 
dass  die  Darstellung,  die  er  geliefert,  schwerlich  zur  Erreichung  dieses  didaktischen 
Zweckes  führen  kann.  Anstatt  einer  Geschichte  der  Bontouxkrise  bietet  uns  P.  ein  zu- 
sammenhangloses Conglomerat  von  Zeitungsnotizen,  von  denen  die  mebten  den  Stempel 
der  UnWahrscheinlichkeit  und  des  Sensationellen  an  der  Stirn  tragen.  Ein  Causalnezus 
zwischen  den  einzelnen  Vorgängen  ist  nirgends  dai^elegt  und  scheint  auch  vom  Verf. 
selbst  nicht  völlig  begriffen  zu  sein.  Wer  aber  Andere  „gemeinverständlich"  belehren 
will ,  der  sollte  sich  doch  vor  allen  Dingen  klar  darüber  sein ,  was  bei  den  Erschei- 
nungen, die  er  vorführt,  Ursache  und  Wirkung  ist.  Die  unbeweisbaren  Verdächtigungen, 
die  u.  a.  gegen  Leon  Say  ausgesprochen  sind,  erinnern  lebhaft  an  den  Styl  der  ver- 
läumderischen  Aeraartikel  der  Kreuzzeitung.  R.  F. 

Schalk,  Dr.  Karl,  Der  Wiener  Mün  z  verkehr  im  XVI.  Jahrhundert. 
I.  Das  erste  Drittel  (bis  1534).  Mit  einer  Einleitung  über  die  Wiener  Pfennige  unter 
Kaiser  Maximilian  I.  von  Dr.  A.  Luschin  von  Ebengreath.  Wien  1882.  Im  Selbst- 
verlage des  Verfassers. 

Auf  Grund  der  Wiener  Kämmerei-Rechnungen,  soweit  sie  im  Wiener  Stadt-Archive 
aus  den  Jahren  1500 — 1540  vorhanden  sind,  giebt  Herr  Dr.  Schalk  in  der  vorliegenden 
Arbeit  eine  Uebersicht  über  die  Münzen ,  und  zwar  sowohl  die  effectiv  ausgeprägten 
Münzen ,  wie  über  das  Recbengeld ,  welches  während  der  Jahre  1600—  1534  im  Wiener 
Geldverkehr  gebräuchlich  gewesen  ist.  Der  Verfasser  beschränkt  sich  dabei  nicht  auf 
die  Betrachtung  der  östreichischen  Laudesmünzen,  sondern  er  erörtert  auch  die  Werthe 
der  ausländischen  Münzsorten,  welche  als  in  Wien  in  Umlauf  befindlich  aus  den  ge- 
nannten Rechnungen  nachweisbar  sind.  Es  liegt  in  der  Natur  des  Gegenstandes,  dass 
bei  dieser  Gelegenheit  zahlreiche  Detailfragen  minutiöser  Art  zur  Erörterung  kommen, 
allein  es  fehlt  den  Untersuchungen,  die  mit  grosser  Sorgfalt  ausgeführt  und  von  Prof. 
Luschin  von  Ebengreath  durch  eine  selbständige  kleine  Arbeit  ergänzt  worden  sind, 
auch  nicht  an  Resultaten  von  allgemeiner  Bedeutung.  Jedenfalls  liegen  die  Wurzeln 
für  die  spätere  Entwicklung  des  deutschen  Hfinzwesens  gerade  in  dieser  Zeit,  in  welcher 
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sich  der  Ueberg^ng  von  der  GoldwShmng  zur  Silberwilimng  volUog  ond  Sebftlks  For- 
schangen  bilden  ffir  eine  ,, Geschichte  der  Preise  im  16.  Jahrb.",  die  in  hisioriecb-staett- 
wissenschaftlicher  Hinsieht  besonders  gewünscht  werden  mnss,  die  nothwendige  Vonos- 
setsung  and  Unterlage.  L.  Keller. 

Caron,A. ,  Die  Reform  des  Knappschaftswesens  und  die  allgemeiiic 
ArbeiterversicheruDg.     8*.     86  SS.     Berlin  1882. 

Cramer-Frey^C. ,  ZumWfthrungsstreit.  Diskontoerfaohungen  Doktrin. 
Pariser  Konferencen.  (Bes.  Abdr.  aus  der  neuen  Zürcher  Zeitung).  16*.  29  SS.  Zi- 
rlch   1882. 

Schneider,  J.  P. ,  Die  Pariser  Wfthrnngskonferenz  ▼.  1881.  Eine 
Darstellung  und  Kritik  der  Verhandlgn    derselben.     8*.     72  SS.     Bremen   1882. 

Protokolle  der  internationalen  Münzkonferenz  zu  Paris  i.  J.  1881.  Dentacbe 
Uebersetzung,  hrsg.  unter  Mitwirkung  von  M.  Sc  braut  gr.  8*.  III  u.  511  88.  Ber- 
lin 1882. 

Projekt  über  Haftpflicht  und  Vorsorge  bei  Arbeitsunflttiigkeit  (Krank- 
heit, Unfall,  Invalidität  und  Alter)  f.  alle  lohnempfangenden  Handarbeiter  des  dentscbca 
Reiches,  ohne  Staatshfilfe.     8*.     15  SS.     Berlin  1882. 

Oracklauer,  O. ,  Verzeichniss  sfimmtlicher  Schriften  über  alle  Ge- 
biete des  Versicherungswesens,  welche  von  1857 — 1882  im  deutschen  Buchhandel  er- 
schienen sind ,  nebst  Angabe  einiger  werthvoller  ftlterer  Werke.  In  11  Rubriken  sj- 
stematisch  zusammengestellt.     8®.     81  SS.     Leipzig  1882. 

Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die  Unfallversicherung  der 
Arbeiter  nebst  Begründung,  sowie  einer  Denkschrift,  betreifend  die  Gefahrenklas- 
sen.    Berlin  1882.     Fol.     136  SS. 

Die  vorliegende  im  Heymann'schen  Verlage  erschienene  Ausgabe  des  jüngsten  Ge- 
setz-Entwurfes betr.  die  Unfallversicherung  ist  die  beste,  welche  uns  bisher  begegnet  ist 
Neben  dem  Entwurf  sind  vollständig  die  Motive  mitgetheilt  und  als  Anlage  die  „Deok- 
schrift  betreffend  die  Gefahrenklassen  und  das  Gefahrenverhältniss  zwischen  den  rer- 
schiedenen  Gefahrenklassen*'  hinzngefQgt.  — 

Dumaine,  C. ,  Du  contrat  d'assurance  sur  la  vie  et  des  droits  de  mutatioe 
par  d^cfes  auzquels  il  donne  lieu ;  droit  civil,  enregistrement,  avec  un  appendice  sor 
l'enregistrement  des  polices.     Paris,  Delamotte   fils&C«,  1882.      18.     IV— 220  psg. 

Chalmers,  M.  D.,  The  BillsofExchange  Act,  1882.  An  Act  to  rectify  the 
law  relating  to  Bills  of  Exchange,  Cheques,  and  promissory  notes.  London,  Water- 
low,  1882.     8.     86  pp.     2|6. 

Congresso,  quarto,  delle  Banche  popolari  italiane  in  Firenze :  relazioni.  Milano, 
tip.  sociale,  1882.     8.     110  pp. 

9.    Sociale  Frage. 

II  offmann,  J. ,  Die  Entwickelung  der  socialistischen  Idee  und  die 
rechte  Art  sich  ihrer  Fortschritte  zu  erwehren.     8<>.     71  SS.     Münster  1882. 

Robert  Schellwien,  Die  Arbeit  und  ihr  Recht  Rechtlich  volkswirth- 
schaftliche  Studien  zur  sozialen  Frage.  Berlin  1882.  Puttkammer  &  Mühlbrecht.  8*. 
IX  und  274  SS. 

Die  vorliegende  Schrift  bekämpft  die  von  der  Freihandebschule  verfochtene  Ansicht, 
dass  das  Wirthschaftsleben  lediglich  von  „Naturgesetzen"  beherrscht  werde,  denen  der 
Mensch  sich  fügen  muss,  die  er  jedoch  nicht  abzuändern  vermag.  Der  Verf.  geht  von 
der  richtigen  Anschauung  aus,  dass  gewisse  Gesetze  des  Wirthschaftslebens  (wie  beispiels- 
weise die  Bestimmung  des  Preises  durch  Augebot  und  Nachfrage  oder  das  G^esetz  der 
Ausgleichung  der  Gewinnstsätze  in  den  verschiedenen  Produktionszweigen  u.  dgl.)  wohl 
in  gewissem  Sinne  als  „Naturgesetze"  bezeichnet  werden  können,  dass  jedoch  im  Uebrigen 
der  wirthschaftliche  Verkehr  wesentlich  durch  die  jeweilig  herrschende  Gesetzgebung  (das 
„Rechtbgesetz")  beeinflusst  wird,  die  wir  sehr  wohl  ändern  können.  Speziell  das  sog. 
„eherne  Lohngesetz"  ist  kein  „Naturgesetz",  sondern  eine  Konsequenz  der  herrschenden 
Rechtsgesetzgebung,  welche  das  heutige  Privatrecht  ausschliesslich  dem  Einzelinteresse 
dienstbar  macht  und  eine  zu  weit  gehende  Vertragsfreiheit  gestattet.  Der  besitzlose  Ar- 
beiter wird  durch  den  Hunger  gezwungen  seine  Arbeitsleistung  wie  eine  Waare  zu  ver- 
kaufen und   sich   allen  Bedingungen  „freiwillig"  zu  unterwerfen,   die  ihm  vom  Grundbe* 


ü«benicht  üb«r  die  neuesten  Pablikationen  Dentsehlands  und  des  Aaslandes.    463 

sitzer  oder  Kapitalisten  diktirt  werden.  So  schliesst  der  Arbeiter  den  Lohnvertragf  der 
formell  als  freiwillig  eingegangen  angesehen  wird,  durch  den  er  sich  jedoch  faktisch  in 
einen  der  Sklaverei  nahe  verwandten  Zustand  begiebt.  Der  Staat,  der  die  Aufgabe  hat, 
die  Freiheit  des  Einzelnen  zu  schützen,  sollte  derartige  Vertr&ge  als  ungültig  erklären, 
ebenso  wie  er  die  unmoralischeu  Verträge  nicht  gestattet  Dieser  Anschauung  gemäss 
geht  der  Vorschlag  des  Verf.  in  theilweiser  Anlehnung  an  Bodbertus  dahin,  der  Staat 
solle  ein  unveräusserliches  Recht  der  Arbeit  proklamiren ,  das  auf  folgendem  Bechtssatze 
zu  beruhen  hätte: 

„Der  Arbeit  gebührt  ihr  Produkt,  und  wenn  sie  an  fremdem  Eigenthum  vollzogen 

wird,  ihr  Antheil  an  dem  hervorgebrachten  Mehrwerth,  und  auf  dieses  Bfinimum  des 

Arbeitsvertrages  kann  rechtsgültig  nicht  versichtet  werden.** 
Dies  in  nuce  der  m.  E.  beachtenswerthe  Gedankengang  des  vorliegenden  Buches. 
Einigen  Eintrag  thut  demselben  die  filosofische  Konstruktion  und  die  mitunter  „echt  filo- 
sofisch**  verschrobene  Ausdrucksweise,  in  der  sich  der  Verf.  zu  gefallen  scheint  Wer  die 
letztere  liebt,  wird  speziell  das  zweite  Kapitel  mit  grossem  Behagen  lesen.  Der  Natur- 
wissenschaftler dürfte  bedenklich  den  Kopf  schütteln,  wenn  er  aus  dem  vorliegenden 
Buche  erfährt,  dass  die  Natur  keine  Geschichte  habe.  Dtr  Verf.  sagt  wenigstens  auf 
S.  168  (oben):  „Die  Naturwissenschaften  als  solche,  als  eine  Sftre  des  Geistes,  haben 
eine  Geschichte,  aber  ihr  Gegenstand  hat  keine.  Die  Natur  verändert  sich  wohl,  aber 
sie  schreitet  nicht  fort,  sie  entwickelt  sich  nicht.**  (?!)  —  Weiss  die  Fachfilosofie  noch 
immer  nichts  von  den  Forschungen  eines  Darwin  und  Anderer? 

F.  Klein  Wächter  —  Csernowits. 

Coste,A. ,    Hygiene    sociale    contre  le  paup^risme.     (Le  paupörisme ;    T^pargne ; 

Tassociation ;    le  credit;  l'organisation  du  travail;  l'impöt;  l'enseignement)     Par.,  G. 

Bailliöre  &  C« ,  1888.     8.     X1I^632  pag.     6  fr. 
Driou,  A.,  La  famille  des  travaille  urs.     Augmente  des  biographies  de  R.  Le- 

noir,    Oberkampf,    Fulton  etc.     3.    Edition.    Limoges,    E.  Ardant  &  O,    1882.     8. 
^     240  pag. 
Etüde  sur  la  Situation  financi^re  des  hospices  r^unis  de  la  viile  de  Chartres. 

Chartres,  imprim.  Durand  frferes,   1882.     4.     269  pag. 
Lecoy  de   la  Mar  che,  A.,  La  soci^t^  au  XIII«  sifeele.     L'histoire  nationale; 

plan  d'une  ötude  gin4nle  du  XllJe  si^cle ;  ViiaX  moral  et  mat^riel  de  la  aociM ;  la 

royautö  et  Topinion  publique;  Touvrier;  la  femme;  le  sermon;  le  th^tre,  les  bains. 

Par.,  Palmö,  1882.     18.     X— 881  pag.     8  fr. 
Mertens,  J. ,   Tableauz  des  salaires,  ou  comptes  faits  des  jours  et  des  heures 

jusqu'ä  trente   et  un  jours   de  travail,   du  prix  de  1  fr.  25   k  8  fr.  76,  de  25  en  25 

Cent ,  la  jonmöe  ötant  de  diz ,  onse  et  douze  heures,  avec  les  petites  joum^es  con- 

verties   en  joumees  de  dix ,   onse   et  douse  heures.     5«  Edition.    Par. ,  impr.  Chaiz, 

1882.     8.     36  pag.     1  fr.  25  c. 
Hission   actuelle   des   onvriers.     3«  Edition.     Par.,  Dentu,  1882.     8.     64  pag. 

1  fr.  50  c 
Protestation    d'un  propriötaire  contre  Textension  abusive  donnöe  k  son  droit. 

Par.,  Coumol,  1882.     8.     IV— 108  pag.     8  fr. 
Sociologie.     Tniii  de  T^quilibre    et   du  mouvement  des  sociöt^s;    par  un  Ingenieur. 

Tomel:    Vue   gön^rale   sur   la   sociologie.     Par.,  impr.  Capiomont  &  Re- 
nault, 1882.     8.     359  pag.     10  fr. 
Artizans'   and   Labourers'  Dwellings.     Report  and  evidence  on  — .     London 

1882.     Folio.     (Parliam.  paper.)     4|3. 
History  of  Woman  Suffrage,    edited    byEliz.    Cady   Stanton,    Susan  B. 

Anthony,   and   Matilda   Joslyn    Gage.     Vols.  I  — II.    New  York,   Fowler  & 

Wells,  1882.     8.     cloth.     lllustrated  with  steel  engravings.     ä  ^  5.  — 
Falletti-Fossati,   C,    II  tumulto   dei  Ciompi:  studio  storico-soeiale.     Siena, 

tip.  deU'Ancora      1882.     16.     404  pp.     4  1.— 
Peccenini,  M. ,  Impiego  per  tutti,  ossia  11  problema  sociale  risolto:    proflli,  ri- 

stampati    dair   Unione  democratica  di  Messina.     Messina,    tip.   fnX.  Messina.     1882. 

32.     V— 152  pp.     1  1. 
Siotto  Elias,  Pietro  Paolo,    Proposta  di  colonie  di  poveri  fanciulli  derelitti  e 

di  minorenni  discoli,  da  fondarsi  nelP  isola  diSardegna  a  inisiativa  del  Consiglio 

provinciale  di  Sassari.     Sassari,  tip.  Desd,  1882.     8.     24  pp. 
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10.    Oeietigebimg. 

Gesetx  v.  2  0.  Dezember  1875,  betr.  die  Abänderung  des  §  4  d.  Gesetses 
ab.  d.  Postwesen  d.  Deutschen  Reichs  ▼.  88.  Okt.  1871.  (Eisenbshn-Postfi^esets) ,  nebtt 
den  Vollzngsbestimmungen  und  den  Bestimmungen  Üb.  d.  Verpflichtgn  der  Eisenbahnen 
untergeordneter  Bedeutg.  sii  Leistgn.  f.  d.  Zwecke  d.  Postdienstes.  8®.  26  SS.  Ber- 
lin 1882. 

Gesetz  betr.  die  Errichtung  v.  Handelskammern  ▼.  25.  Februar  1870 
und  Allerh.  Verordnung  betr.  d.  Errichtg.  e.  Volkswirthschaftsrathes  ▼.  17.  Nov.  1881. 
2.  Aufl.     8«.     42  SS.     Berlin   1882. 

Feld-  und  Forstpolizeigesetz,  das,  vom  I.April  1880.  Oes.  betr.  den 
Forstdiebstahl  vom  15.  April   1878.     2.  Aufl.     8<>.     32  SS.     Berlin  1882. 

Gesetz  vom  31.  März  1882,  betr.  die  Abänderung  des  Pensionsgesetzes  vom 
27.  März  1872,  sowie  das  GTesetz  vom  20.  Mai  1882 ,  betr.  die  Fürsorge  f.  die  Wittwen 
und  Waisen  d.  unmittelbaren  Staatsbeamten  ,  m.  e.  Kommentar  a.  der  Feder  eines  Iflt- 
berathers  im  preuss.  Abgeordnetenhause.  (Bes.  Abdr.  aus  der  ,, Monatsschrift  f.  deats<^e 
Beamte'«).     8o.     35  SS.     Grünberg  1882. 

Gesetze,  die  neueren  prenssischen,  auf  dem  Gebiete  des  bftuerlichen 
RechU.     80.     24  SS.     Berlin  1882. 

Gesetze,  die  oesterreichischen.  Taschenausgabe.  1. — 9.,  11.,  12.  u.  18. — 
20.  Bd.     8».     Wien  1882. 

Wir  heben  aus  dieser  Gesetzsammlung  die  folgenden  Bände,  die  für  anrere  Leser 
von  besonderem  Interesse  sind,  hervor: 

B.  1.  Gesetze  und  Vorschriften  f.  Gewerbe,  Fabrlks-  und  Handelsuntemehmnngen. 
9.  Aufl.  (XV  u.  632  SS.). 

B.  7.  Das  allgem.  Berggesetz  vom  23.  Mai  1854 ,  sammt  d.  Vollsugsvorschrift  n. 
allen  darauf  Bezug  nehm.  Nachträgen ,  Verordngn.  u.  Erläutergn. ,  dann  den  einschläg. 
Erkenntnissen  des  Verwaltgsgerichtshofes.  Mit  alphab.  u.  chron.  Register.  6.  Aufl.  (VIII 
n.  416  SS.). 

B.  8.  Das  Forstgesetz,  Jagdgesetz  u.  die  Vorschriften  fiber  den  Feldschats,  nebst 
allen  darauf  bez.  ergänzenden  u.  erläuternden  Verordngn.    7.  Aufl.  (Vlli  u.  506  SS). 

B.  9.  Das  Gemeinde-Gesetz  v.  5.  März  1862  ,  sammt  den  Gemeindeordnungen  f. 
alle  Kronländer  u.  den  Statuten  f.  einzelne  Orte.  Das  Heimathges.  vom  3.  XII.  1863, 
sammt  den  Vorschriften  üb.  Abschaffg.,  Abschiebg.,  Einwanderg.,  Auswanderg.  u  die  Ver- 
ehelichg.  m.  Ausländern.     Das  Ges.  üb.  d.  Volkszählg.     7.  Aufl.  (VIII  u.  389  SS.). 

B.  18.  Das  allgem.  Grundbuchsges.,  sammt  allen  ergänzenden  u.  erläuternden  Ges. 
u.  Verordgn  u.  den  grundsätzl.  Entscheidgn.  d.  obersten  Gerichtshofes.  Die  Qts.  üb. 
d.  Anlegg.  neuer  Grundbücher.  Die  Vorschriften  üb.  Eisenbahnbücher.  Die  Ges.  n. 
Vorschr.  üb.  d.  Wasserrecht.     2.  Aufl.  (XII  u    437  SS.). 

Privilegiengesetz,  Marken-  und  Mustersch  utzgesets ,  Hausir- 
patent, Gesetze  über  Handelsagenten,  Handels'kammern ,  üb.  Vereine  und  Versamm- 
lungen ,  dann  über  Versicherungsanstalten  ,  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften. 
Mit  allen  nachträgl.  Verordnungen  u.  alphab.  u.  chronol  Register.  9.  Aufl.  8*.  IV 
n.  196  SS.     Wien  1882. 

Sammlung  der  Württemberg.  Staatssteuergesetze,  sowie  der  wich- 
tigeren hierzu  ergangenen  VoUzugsvorscbriften  Nach  dem  Stande  vom  1.  Juli  1882 
bearb.  im  Auftrage  des  k.  wÜrttemb  Finanzministeriums,  (in  2  Lfgn.)  1.  Lfg.  8*. 
260  SS.     Stuttgart  1882. 

Sammlung  der  Gesetze,  Verordnungen  und  Instruktionen  über 
das  Gemeinde-,  Armen-  und  Niederlassungswesen  u.  der  Armenpolizei  im  Kanton  Bern. 
Neue  ,  verm.  v.  d.  Direktionen  d.  Gemeinde-  u.  d.  Armenwesens  veranstaltete  u.  m.  d. 
Originaltext  übereinst.  Ausg.     8o.     IV  u.  174  SS.     Bern  1882. 

Dayre,C.  P.,  Code-formulair  e  de  poli  ce  ju  diciaire,  contenant  un  trail4 
de  proc^dure  eriminelle  et  un  röpertoire  des  crimes  de  d^lits,  pr^vos  par  le  Code 
pönal  et  les  lois  speciales.     2  vols.     Par.,  D.  Rolland,  1882.     8.     10  fr. 

Co  de-formulaire  des  tribunanx  de  simple  police,  contenant  un  traite  de 
procMnre  et  un  röpertoire  des  contraventions  de  police.  Prövues  par  le  Code  pönal, 
les  lois  speciales,  les  ordonnances  de  police  et  les  arrdtc^s  pröfectoraux  et  municipaux. 
3«  Edition.     Par.,  D.  Rolland,  1882.     gr.  in-8.     450  pag.     8  fr. 


Uebenioht  über  die  neuesten  Pablikatiuueu  Deotschlaads  und  dei  AusUndes.    465 

Jus  tice.  la,  en  France  de  1886  k  1880,  et  en  Alg^rie  de  1858  k  1880.  Rap- 
ports, tableauz-annexes,  cartcs  et  diagrHmmes  prösentös  au  pr^sident  de  la  r^publi- 
que  par  le  garde  des  sceaox,  ministre  de  la  justice  et  des  cnltes.  Par.,  imprim.  ua- 
tion.,  1882.     4.     CCLXVI  pag.  et  16  planches. 

Legavre,  Legislation  pönale  militaire.  Aper9U  des  lois  röpresisives  militaires 
ou  Codes  militaires  en  vignenr  en  Belgique.  Bruxelles,  Bruylant-Christopbe  ft 
€•,   1882.     18.     859  pag.     3  fr.  50  c. 

Lelorrain,  E. ,  De  rali^n^  au  point  de  vue  de  la  responsabilit^  pönale.  Par., 
Genner  BaiUi^re  &  C« ,  1882      8.     2  fr. 

Roger,  J. ,  Droit  romain:  le  beneficium  cedendarum  actionum;  droit  fran9ais:  dö- 
lits  de  presse  commis  par  la  voie  du  livre  (loi  du  29  juillet  1881).  Par.,  Larose  & 
Force],  1882.     8.     L— 194  pag. 

Dawson,  8.  £. ,  Copyright  in  books.  An  insight  into  its  origin,  and  an  ac- 
count  of  the  present  state  of  tbe  law  in  Canada.     Montreal  1882.    8.    40  pp.     5{ — . 

Tarring,  C.  J. ,  Analytical  tables  of  the  law  of  Real  Property.  Drawu  up 
chiefly  from  Stephens's  Blackstone.     London,  Stevens  and  Huynes,  1882.     Roy.  in-8. 

»I— 

Williams,  J. ,  Principles  of  the  law  of  Personal  Property;  intended  for  the 
nse  of  students  in  conveyancing.     Xlth  edition.     London,  Sweet,  1882.    8.     578  pp. 

21|-. 

11.     Staati-  und  Verwmltungtreeht  eto. 

*Gengler,  H.  G.,  Deutsch  e  Stadtrechts- AI  terthfimer.  8®.  VIII  u. 
612  SS.     Erlangen  1882. 

Kletke,  G.  M.,  Kreis-  und  P  rov  inzial-Ordnung  f.  die  Provinzen  Ost- 
nnd  Westpreussen,  Brandenburg ,  Pommern  ,  Schlesien  u.  Sachsen.  Für  den  prakt.  Ge- 
brauch ausffihrl.  ergänzt  u.  erl&utert.  Nach  dessen  Tode  fortgesetzt  von  D.  A.  Zim- 
mermann.    IX.  Tbl.     8».     724  SS.     Berlin  1881. 

Inhalt:  Die  preussische  Verwaltungsgesetzgebung  des  Jahres  1880.  Sammlung 
der  i.  J.  1880  ergangenen  Gesetze  etc.  etc. 

Kletke,  G.  M. ,  Supplemente  zu  allen  Ausgaben  der  Kreis-  und  Provinzial- 
Ordnung.  Für  den  prakt.  Gebrauch  aus  den  amtl.  Quellen  zusammengestellt.  65. — 67. 
Hft.     8».     Berlin  1881. 

Legrin,  A.,  De  la  suppresslon  de  la  surveillance  de  la  haute  polioe.     Par.,  Pe- 

done-Lauriel,  1882.     8.     15  pag.     1  fr. 
Parisei,    R.,    Les   lois   constitutionnelles   et   org^aniques.     Ezposö   du   droit 

politique  beige.     Bruzelles,  Mayolez,  1882.     12.     178  pag.     2  fr. 
Local    Government   Board,    Ireland.     Xth   Report   on    — .     Dublin  1882.     8. 

Paper  by  command.     Blue  book.     2|5. 
Morrels,  C.  F.,  Probate  and  Administration.    A  handbook.    London,  Sweet, 

1882.     8.     4|— . 
Thornton,  P.  M.,  Foreign  Secretaries  of  the  1 9^  Century.     Volume  III.    Lon- 
don, W.  H.  Allen,  1882.     8.     460  pp.     18|— . 
Riberi,  L.,  Dizionario  di  amministrazione  italiana.     Vol.  1   (lettere  A — 

B.)     Torino,  Rouz  &  Favale,  1882.     8.     298  pp. 

Der  Preis   des   compl.  Werkes,    wovon  j&hrlich  10 — 12  Lieferungen   erscheinen 

sollen,  ist  auf  32  1.  veranschlagt. 

12.    Stotiftik. 
Elb,  O.,  Ueber  Gebäudestatistik,     gr.  8».     80  SS.     Dresden  1882. 

D  eutschland. 

Preussische  Statistik,  herausgegeben    vom  k.  Statist.  Bür.  in  Berlin.     1882. 

LXIII.  Die  Sterbef&lle  im  preussischen  Staate  nach  Todesursachen  und  Altersklas- 
sen der  Gestorbenen  und  die  Selbstmorde  und  VerunglUckungen  während  des  Jahres 
1880. 

LXIV.  Ergebnisse  der  meteorologischen  Beobachtungen  i.  J.  1881 ,  veröffentlicht 
vom  k.  meteorologischen  Institute. 

LXVII.    Die  Ergebnisse  der  Ermittelung  des  Erndteertrages  in  Preussen  i.  J.  1881. 
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Horg«nbet8er,  A.,  Versuch  »ur  Aufstellung  von  8 terblichkeiti- 
und  Invaliditftts-Tafeln  fOr  preussische  Bergleute.     Berlin   1888.     8«.     49  S. 

Der  Verfasser  hat  in  dankenswerther  Weise  das  von  Dr.  Schlockoa  gesammsltc 
Material  der  preussischen  Knappschaftsvereine  bearbeitet,  im  Anschlnss  der  bekaantea 
Arbeit  G.  Behm's  Ober  die  Gesnndheitsverhältnisse  deutscher  Eiaenbahnbeamter.  Du 
BOchleln  ist  «war  hauptsXchlich  für  Versicherungstechniker  geschrieben,  liest  aber  aack 
einige  in  allgemein  volkswirthschaftlicher  Beziehung  interessante  Folgemngen  au.  Di« 
SU  Grunde  gelegten  mathematischen  Formeln  und  Ausgleichungsmethoden  scheinen  roll- 
ständig  sichere  ResulUte  liefern  zu  können ,  obwohl  der  unbedingte  Vorsug  der  sogt- 
nannten  Wittstein'schen  Methode  in  Zweifel  gesogen  werden  kann.  H.  W. 

Mittheilungen  des  sUtistischen  Bureaus  der  Stadt  Mfinchen  IV.  Bd.  S.  und  4. 
Heft.     München  1888.     i».     8.  239—470. 

Behandelt  vorwiegend  die  Bevölkerungsverhältnisse  Mfinchens  i.  J.  1880,  ausserdea 
die  Münchener  Volksschulen,  die  städtischen  Krankenhäuser,  die  Leihanstalt,  Sparkssae 
u.  die  Steuern  und  Gemeindeumlagen. 

Oesterreich-Ungarn. 

Politisch-statistische  Tafel  der  oesterreichisch  -  ungarischen  Monarehie. 
Zusammengestellt  von  Franz  Strahalm.     V.  Jahrg.     Wien  u.  Pest  1882. 

Die  Tafel  enthält  alle  wissenswerthen  Daten  über  Lage,  Ausdehnung,  Flächenin- 
halt, Bevölkerung,  Regierung,  Kriegsmacht,  Finanzen  etc.  der  oest.-nng.  Monarchie.  Die 
Zahlen  der  Bevölkerung  sind  eingesetzt,  wie  sie  die  jüngste  Volkszählung  ergab.  Ga&i 
neu  und  von  besonderem  Interesse  ist  die  Tafel  über  die  Sprachen  Verhältnisse  der  Be- 
völkerung. 

Statistisches  Jahrbuch  für  das  Jahr  1879.  VII.  Heft.  (2.  Abth.)  Hrsg.  too 
der  k.  k.  sUtist.  Centralkommission.     Wien  1882.     S^.     8.  93—185. 

Inhalt:  Landes-  und  Grundentlastungs-Fonde,  dotirte  politische  Fonde  für  Zweckt 
des  Kultus  und  Unterrichts;  Gemeinde-Haushalt. 

Dasselbe  für  das  Jahr  1881.     I.  Heft  (2.  Abth.)     S.  63—188. 
Inhalt:     Bewegung  der  Bevölkerung. 

Dass.  für  d.  J.  1880.     H.  II.     8.  1  —  72.     Landw.  Production  etc. 

Dass.  für  d.  J.  1881.     H.  XI.     S.  1—24.     Heer  n.  Kriegsmarine. 

Ausweise  über  den  auswärtigen  Handel  der  oesterr.-nng.  Monarchie  im 
Jahre  1881.  V.  Abth.  XXXXII.  Jahrg.  Bearb.  von  Jos.  Pizzala,  hrsg.  von  der  k. 
k.  sUt.  Central-Kommission.     Wien  1882.     4o.     86  SS. 

Inhalt:     Ein-  und  Ausfuhr  zur  Appretur  i.  J.  1881. 

Körösi,  Tablaux  in  ter  n  at  ion  auz  des  recensements  de  1880 — 81. 
Ville  de  Budapest;  recensement  du  1  janvier  1881.     Berlin  1882.     8«.     18  SS. 

In  seiner  Schrift  „Projet  d'un  recensement  du  monde**  (Paris  1881)  hat  Körösi  auf 
die  mannigfachen  Verschiedenheiten  und  Ungleichheiten  in  den  Volkszählnngs- Publika- 
tionen der  statistischen  Bureaux  Europas  und  Nord-Amerikas  hingewiesen,  wodurch  eine 
Vergleichung  des  verschiedenen  Materials  und  eine  Verwerthung  desselben  für  interna- 
tionale Zwecke  sehr  erschwert,  zum  Theil  unmöglich  gemacht  werde.  Gleichzeitig  hob 
er  jedoch  hervor,  dass  bei  einigem  guten  Willen  der  Direktoren  der  statistischen  Bu- 
reaux auch  aus  dem  gegenwärtigen ,  wenn  auch  auf  ungleichartige  Weise  entstandenen 
Material  durch  übereinstimmende  Bearbeitung  sich  ein  ungeahnter  Reichthum  internatio- 
nal vergleichbarer  Daten  gewinnen  lasse  und  machte  zugleich  eingehende  Vorschläge  über 
die  Art  solcher  Verarbeitung ,  über  die  aufzunehmenden  Daten ,  DetuUirungen  etc.  Im 
Anschluss  nun  an  jene  Schrift,  die  im  37.  Bande  dieser  „Jahrbücher**  (S.  HO  u.  111) 
eingehender  besprochen  ist,  hat  Körösi  die  obigen  „Tableaux**  zusammengestellt,  die  ein- 
mal die  Real i sirbar keit  seiner  Idee  darlegen  sollen,  weiterhin  aber  auch  als  Grundlage 
für  ähnliche  Arbeiten  dienen  können.  Mögen  dieselben  bei  den  Leitern  unserer  stati- 
stischen Bureaux  die  Beachtung  finden,  die  sie  vordienen.  Modifikationen  lassen  sich 
hier  noch  vielfach  vornehmen,  immerhin  aber  bietet  das  vorliegende  Schema  einen  ge- 
wissen Anhalt.  Wir  hoflTcn,  dass  allmählich  auch  noch  andere  diesem  Beispiele  Körösis 
folgen ,  dass  die  Bestrebungen  dieses  unermüdlichen  Förderers  der  internationalen  Sta- 
tistik nicht  vergebliche  sind.  E. 

Statistisches  Jahrbuch  dm  k.  k.  Ackerbau  -  Ministeriums  für  1879.     H.  8. 
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Uebersicht  der  Produktion  aas  der  Thienacht.    Weideverbältnisse  in  Nordtirol  etc.,  Jagd- 
u.  Torfstatistik,  Verkebr  in  landw.  Haschinen. 

Dass.  für  1880.     H.  2.     Forst-  und  JagdsUtistik. 

Dass.  für  1881.     H.  1.     Production  aus  dem  Pflansenbau. 

Körösi,  J.,  Bulletin  annuel  d  es  finances  des  grandes  villes.  IV^oim  Annte: 
1880  (contenant  les  villes  de  Paris,  Berlin,  Vienne,  St.-P^tersbonrg ,  Varsovie,  Bu- 
dapest, Turin,  Copenhague,  Munich,  Bordeaux,  Washington,  Stockholm,  Lille,  Prague, 
Leipsic,  Trieste,  Venise,  Cologne,  Königsberg,  Francfort  s.{M.,  Bologne,  Christiania, 
Stuttgard,  Riga.     Budapest  1882.     gr.  in-8. 

Italien. 

Bisultati  parziali  del  eensimento  della  popo  lasione  ai  81  Dicem- 
bre  1881 ,  rign.  al  num.  degli  analfabetL  p.  Diresione  d.  etat  gener.  BoUetino  No.  3. 
Roma  1882.     25  SS. 

Die  interessante  Erhebung  und  Zusammenstellung  der  Analphabeten  g^ebt  folgende 
Endresultate:  auf  100  Einw.  des  betr.  Qeschlechts: 


in  Italien 

1861 

72      m.  u.     84      w. 

1871 

67       II    II     79      »1 

in  Frankr. 

1872 

34.9   II    II     40|6  1, 

Oesterr.  Csl 

[.     1880 

43i2   „    „     45,8  II 

Ungarn 

1869 

61,8   „    „     68,9   „ 

Von  lo  Jahren  nnd  darüber: 

in  Italien       1871 

60       «/o 

der  M.  und  75      der  Fr. 

in  Preussen  187 1 

9«S    » 

II     II     II     I4t7    »1     11 

(incl.  aller,    deren 
Bildungsgrad  nicht 
zu  ermitteln). 
Bezeichnender  ist  noch  die  Erhebung  bei  dem  Trauungsacte.     1872  wurden  in  Ita- 
lien nur  21,73  ^{^  der  Ehepakte  von  beiden  Theilen  unterschrieben,  1880  schon  28,49  «j^. 
Von  keinem  der  beiden  Theile  1872  53,24  %,  1880  42,42  »l^.     Es  konnten  45,9  o|o  der 
männl.,  68  ®|^  der  weibl.  Eheschliessenden  nicht  schreiben. 

In  England  u.  Wales     1879  13,8  0/^  der  mftnnl.  nnd  18,5  «/^  der  weibl. 
In  Schottland  .  1878     6,8    „     „         „  „     I4i4   n      »       n 

In  Irhind     ....      1880  26,2    „      „         „  „     30,9   „      „        „ 

In  Frankreich       .     .     1878  16,9   „     „         „  „     26,8    „      „        „ 

In  Baden     ....     1878     0,01  „     „         „         „      0,07  „      „        „ 
Eine  Erg&nzung   der   obigen  Zahlen   giebt    dann    die  Controlle    der  Rekruten.     Es 
fanden  sich  Analphabeten  unter  denselben : 

in  Italien  1866    64,0  «/^ 

1870     58,6    „ 
1880    48,9    „ 
in  Preussen  1880       2,3    „ 

„  Baiem  1881       1,7    „ 

„  Elsass-Lothr.  1880  2,2  „ 
„  Frankreich  1878  14,6  „ 
„  Belgien  i88i     17,5    „ 

„  Schweiz  1882       2,7    „ 

„  Oesterr.  CsL  1881  38,9  „ 
„  Ungarn  1881     50,8    „ 

„  Schweden  1881       0,4    „ 

„  D&nemark         1881       0,36  „ 
Italien  hat  auch  hier  eine  so  vielseitige  Statist.  Erhebung  in  Bezug  auf  diesen  wich- 
tigen Punkt  aufzuweisen  ,  wie  kein  anderes  Land. 

Statistica  del  commercio  speciale  e  di  cabotaggio  interno  della  provincia  di 
Reggio-Calabria  per  gli  anni  1880  e  1881 ,  publicaU  dalla  Camera  di  conmiercio  ed 
arti.     Reggio-Calabria,  tip.  Ceruso,  1882.     8. 

England. 

Statistique  internationale  des  banques  d'^mission.    Grande-Bretagne. 
Bome  1882.    47  SS. 
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Es  liegt  hiermit  eine  weitere  Publikation  des  italienischen  statbt.  B&reai»  im  Alf. 
trage  des  Comit^es  des  internationalen  Statist.  Congresses  vor. 

Die  Bankgesetzgebung  des  britischen  Beiches,  die  hier  vorgeführt  wird,  ist  eiofaeh 
und  ziemlich  bekannt.  Das  Zahlenmaterial  bietet  aber  einige  interessante  Angaben,  die 
wir  hier  folgen  lassen : 

In  dem  Momente,  als  die  noch  gegenwärtig  gültigen  Bankgesetse  in  Kraft  traten, 
(in  England  1844,  in  Schottland  und  Irland  1845)  und  1881  existirten  in  England; 


Bank  von  England 

Maximum  der  gest.  Ausg.  nicht  haar  gedeckter  Noten 
Privatbanken 

Max.  der  Notenausgabe  auf  eigenen  Credit 
Actienbanken 

ebens. 

in  Schottland 
Actienbanken 

Maxim,  der  unged.  Notenausgabe 


1844  resp.  45 
14,000,000  £ 

207 
5,153,000 

72 
3495f446 


»I 


in  Irland 


Actienbanken 

Maxim,  der  unged.  Notenausg. 


19 
3,087,209 

6 
6,354»494 
305 


»» 


»1 


»1 


Ende  1881 
15.750,000  £ 

103 
3,548,166  „ 

47 
2,400,556  „ 


10 
2,676,350 


n 


6 
6,354494 


167 
Summa  im  brit.  Reich     32,090,556  £  30,729,566  £ 

Factisch   waren    im  gansen  Königreich  Ende  1881  ffir  48,284,448  £  Noten  in  Um- 
lauf, wovon  19,880,505  £  der  Bank  von  England  haar  gedeckt,  ausserdem  5,419,465  £ 
von  den  übrigen  Banken  4,518,605  haar  ged.  und  ausserdem  1S,429,77S  £. 
Die  Dauer  des  Notenumlaufs  ist  bei  der  Bank  von  England  angegeben 


fOr 


5  £  Noten 

10 

20—100  „ 
200—500  ,, 
1000  „ 

Der  Umsatz  im  Clearing-House  zu  London  war: 


»» 
I, 


„ 


70 

58 

27 

9 

7 


Tage 


», 


„ 


„ 
», 


1^70  3t924  Mill. 

1873  6,070     „ 

1876  4,963     „ 

1880  5,774  „ 

1881  6,357  „ 

Verslag  van  den  toestand  der  gemeente  Rotterdam  over  het  jaar  1881.  Rot- 
terdam, van  Waesberge  &  zoon,   1882.     8.     Mit  den  Beilagen  fib.  520  Seiten. 

Report  on  Judici  al  Statistics  of  England  and  Wales  for  1  88  1.  London 
1882.     Roy.  in-4.     (Paper  by  command,  blue  book).     2|6. 

Frankreich,  Belgien  etc. 

Annuaire  statistique   de  la  Belgique,    publik   par  le  Ministire  de  rinterieur. 

12e  Annöe,  1881.     Bruxelles,  impr.  F.  Callewaert  pire,  1882.     8.    XL  VI— 414  pag. 

et  6  cartes.     2  fr.  50  c. 
Tableaux  de  population,  de  culture,  de  commerce  et  de  navigation,  formant  ponr 

Tannöe  1880  la  suite  des  tableaux  insörös  daus    les  notices  statistiques  sur  les  colo- 

nies  fran^aises.     Statistiques   coloniales.     Par.,   imprim.  nationale,  1882.     8. 

324  pag. 
Vacher,  L. ,    Deladuröedesgön^rations   etdeses  applications  statistiques. 

Nancy,  impr.  Berger-Levrault  &  C« ,    1882.     8.     12  pag.     (Extrait  du  Journal  de  la 

Soci4tä  de  statistique  de  Paris,  1882). 
Statistiek  van   het  stoomwezen   in  Nederland   op  1.  Januari  1882.     Uitgegeven 

door  het  ministerie  van  waterstaat,  handel  en  nijverheid.     s'  Qravenhage,  van  Weel- 

den  en  Mingelen,  1882.     8.     IV— 109  bl.     f.  0,50. 


Oercke,    H. 


13.    Yertehiedenea. 
Das   öffentliche   Schulwesen    der   Stadt    New-York« 


Vortrag.     8*.     48  SS.     New-Tork  1882. 
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Schmitz,    H.    J. ,    D.    Vol  ksscbulwesen    im   Mittelalter.     8«.     29  SS. 
(Frankfnrter  zeitgemXsse  Broschfiren  Hft.  10).     Fnuikfart  »yM.  1881. 


Die  periodische  Fresse  des  Auslandes. 

A.     Frankreich. 

Annales  de  dömograpbie  internationale.  Reoaeil  trimestriel,  fondä  par 
A.  Chervin.  Directeur:  J.  BertiUon:  Recherches  snr  la  mortalitd  de  la  premi^r^  en- 
fance  en  Alg^rie,  par  RiconZf  chef  de  la  statistique  de  popalation  en  Alg^rie.  —  Etüde 
des  r^altats  gön^rauz  da  dönombrement  de  la  popalation  de  1881,  par  A.  Chervin.  — 
La  popalation  indigfene  de  l'Aatriche  d'apr^s  son  langage  familier,  par  G.  A.  Schim- 
mer. —  Densitö  et  diminution  de  la  popalation  en  Hongrie,  par  Schwicker.  —  Les 
nationalit^s  en  Uongrie.  —  K^altats  sommaires  da  recensement  de  la  popalation  ita- 
lienne,  le  31.  döcembre  188^.  —  De  la  möthode  statistiqae  dans  Tanthropologie »  par 
Bertillon.  —  D'une  sanction  pönale  en  France  k  l'obligation  de  remplir  les  boUetins  de 
recensement.  —  Chroniqae  dömographiqae.  —  etc. 

Balletin  da  Minist^re  de  Tagricaltare.  Docaments  officiels.  Statistiqae. 
Rapports.  Comptes  rendas  de  missions  en  France  et  k  l'ötrauger.  1^  Annöe  (Paris 
1882)  No.  1.  A.  France:  Badget  da  Ministöre  de  Fagricaltare  de  1882.  —  Döcret 
da  21  octobre  1881 ,  portant  Organisation  des  ^oles  nationales  vötörinaires ,  avec  an- 
nexe.  —  Rapport  sar  les  travaux  administratifs  entrepris  contre  le  phyllozera  et  sar  la 
Situation  da  vignoble  fran^ais  pendant  Tann^  1881,  par  Tisserand.  —  Rapports  sar  le 
parasite  de  la  vigne  dit  „mildew'*  (Peronospora  viticola),  par  Prilleux.  —  Concoars  re- 
gional agricole  d'AlenQon  en  1881.  Rapport  sar  le  concoars  special  de  semoirs,  par 
Tresca.  —  B.  Etranger:  Espagne.  Rapport  sar  la  söricicaltare  dans  la  province  de 
Grenade,  par  L.  de  la  Morliöre.  —  Wartemberg:  Rapport  sar  les  Etablissements  d'  en- 
seignement  agricole,  par  P.  Ferroaillat  — 

Balletin  de  statistiqae  et  de  lögislation  comparde.  Vl^me  Annöe.  Aoüt 
1882:  A.  France:  Loi  portant  oavertare  et  annalation  de  crödits.  Exercices  1881  et 
1882.  —  Loi  relat.  aax  contribations  directes  k  percevoir  en  1888.  —  Le  commerce  ez- 
t^iear  de  la  France  (7  premiers  mois  de  1882  et  1881).  —  Le  moavement  des  im- 
pots,  jaillet  1882.  —  lmp6ts  et  revenas  indirects.  France  (7  premiers  mois  de  1882  et 
1881)  et  Algörie  (6  premiers  mois  de  1882  et  1881).  —  La  sitaation  da  trösor  en  1881 
et  la  dette  flottante  depais  1816.  —  Le  timbre  des  qaittfmces.  (Saite  et  fin.)  —  Le 
projet  de  badget  de  la  ville  de  Paris  poor  1883.  —  B.  Etranger:  Angleterre:  Les 
crödits  extraordin.  et  l'income-tax.  Les  tableaax  offlciela  dm  commerce  ^ext^rieor  en 
Angleterre  et  en  France.  L'enqadte  anglaise  sar  les  revenas  pnblics  des  Eta^  de  l'Eu- 
rope  continentale.  (Saite).  —  Rassie:  Le  noaveaa  regime  des  tabacs.  —  Etats-Unis: 
Statistiques  badgötaires.  — 

Joarnal  de  la  Sociötö  de  statistiqae  de  Paris.  XXIII.  Annöe.  No.  9,  sep- 
tembre  1882:  Procis-verbal  de  la  s^nce  du  19  jaillet  1882.  —  La  popalation  de  la 
France  en  1876  et  en  1881.  —  La  statistiqae  jadiciaire  de  la  France.  —  LMndastrie 
des  rabans.  —  Les  Operations  des  caisse*»  d'öpargne  en  1881,  d'aprös  les  r&iames  som- 
maires prodaits  par  ces  Etablissements.  —  Rapport  de  M.  Cheysson  sar  le  projet  de  cröa- 
tion  d'an  Conseil  supöriear  de  statistiqae.  —  No.  10,  octobre  1882:  L*  enseigne- 
ment  agricole  en  France.  —  L'indnstrie  mätallargiqae  et  minörale  en  Rassie,  en  1879.  — 
Le  commerce  des  cheveux.  —  Les  famears  fran9ais  et  les  famears  anglais«  —  Les  cais- 
ses  d'öpargne  en  Italic.  —  La  popalation  de  Civita  Vecchia.  —  L'ile  de  Malte  et  sa 
popalation.  —  Dönombrement  officiel  de  TAlgerie.  —  Sapplöment:  Organisation  de  la 
statistiqae  k  l'^tranger.  Complöment  da  rapport  de  M.  Cheysson  sar  le  projet  de  cröa- 
tion  d'an  Conseil  sapör.  de  statistiqae.  — 

Monitear,  le,  des  assarances.  Revae  mensaelle.  Tome  XIV,  Nos.  168  k  169: 
15  septembre  k  15  octobre  1882:  Les  incendies  volontaires,  par  A.  Vaazanges.  —  Les 
societös  americaines  et  le  döcret  da  6  aoüt  1882,  par  J.  Le  Roy.  —  Les  accidents  dans 
l'empire  allemand  en  1881,  par  C.  Tyogel.  —  Aasorances  contre  les  accidents.  Rösamö 
des  Operations   de  l'ezercice  1881.    —    Comptes  rendas   des  compagnies  d'assorances  k 
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primes  fixes.  —  Assarances  contre  la  grdle.  B^sumd  des  Operations  de  Texercice  1881.  — 
Comptes  rendus  des  principales  compagnies  ^trangires.  —  L'assnrance  sar  la  yie  est-elle 
entr^e  dans  les  moeors  ?  par  A.  Vauzanges.  —  Les  Operations  des  compagnies  alleman- 
des  d'assorances  sor  la  yie  en  1881  ,  par  C.  Tyogel.  —  Mesores  präventives  des  incen- 
dies,  par  (A.  Lagadpierre).  —  Assurances  contre  les  accidents.  La  responsabilitä  civile 
des  patrons,  par  A.  Baron.  —  Les  assurances  maritimes  i,  Paris  en  1881,  par  A.  Fon- 
z^s.  —  Comptes  rendus  des  compagnies  de  r^assurances.  —  etc. 

Revue  g^n^rale  d*administration.  V.  Ann^e,  aoüt  1882:  La  qaestion 
des  gr^ves  sous  l'ancien  regime.  La  gr&ve  de  Lyon  en  1744 ,  par  P.  Bonnassieuz. 
3^6  partie.  —  Du  concours  entre  l'inscription,  la  transcription  et  la  saisie  en  matiire 
hypotb^caire,  par  A.  Jalouset.  —  De  Tavenir  des  biens  commonanx  en  France  et  par- 
ticuliirement  dans  les  pays  sectionnaires  S^m«  partie,  par  F.  Juillet  Saint-Lager.  —  Le 
travail  des  dätenus  dans  les  prisons.  —  Jurisprudence.  —  Documents  ofBciels.  —  Chro- 
nique.  —  etc.  Septembre  1888:  Laloi  du  16  mars  1888  snr  radministration  de 
rannte,  par  Ch.  Rabany.  —  Des  obligations  impos^es  anx  communes  et  aox  döparte- 
ments  dans  Tint^rSt  des  soci^t^s  de  secours  mutnels  approuv^es  ou  reconnaes  comme 
Etablissements  d'int^rdt  public,  par  H.  Barbet  de  Jouy.  —  Jurisprudence.  —  Documents 
officiels:  DEnombrement  de  la  population.     Resultats  officiels.  —  Chronique.  —  etc. 

Revue  maritime  et  coloniale.  Tome  LXXIV — 851«  2i  853«  livraison:  aofit 
k  octobre  1888:  Sur  l'action  de  ddformation  du  cboc  compar^e  k  celle  d*nn  effort 
continu,  par  Marchai.  —  Notices  sur  les  colonies  anglaises ,  par  E.  Avalle.  S  suites : 
Possessions  d'Asie;  Maurice  et  d^pendances;  Cap  de  Bonne-Esperance.  —  L'Academie 
royale  de  marine  de  1784  k  1798,  par  A.  Doneaud  du  Plan.  (Suite  et  fin.)  —  De  la 
r^partition  des  recrues  dans  les  differents  corps  de  la  marine  et  des  conditions  k  exiger 
pour  chacun  de  ces  corps  au  point  de  vue  de  la  vision,  par  E.  Maurel.  (Suite  et  fin.)  — 
Les  Peches  maritimes,  leur  distribntion  geographique,  leur  exploitation  et  lenr  rapport, 
dans  les  ann^es  1869  k  1878.  Mers  polaires,  par  A.  Mallarme.  (Suite  et  fin.)  —  Chro- 
nique :  Marine  anglaise :  Notes  sur  l'Infiexible,  le  Colossus  et  l'Edinburg,  cuirasses.  Ma- 
rine italienne:  L*Academie  navale  royale.  —  Le  personnel  et  le  Service  li  bord  de  la 
marine  anglaise,  par  P.  de  Comuiier.  —  Notices  sur  les  machines  et  les  etablissements 
indnstriels  de  San  Francisco,  par  Olivier.  —  Annales  lorientaises.  Lorient,  arsenal  royal 
(1704 — 1780),  8«  partie,  par  F.  Jegou.  —  Compte  rendu  des  travaux  de  la  Commission 
de  surveillance  de  l'Exposition  permanente  des  colonies  pendant  le  8«trimestre  de  1888.  — 
Souvenirs  d*une  mission  k  l'armee  chilienne,  par  F.  Le  Leon.  —  Notes  snr  Madagas- 
car,  par  L.  Cremaay.  —  Souvenirs  de  l'expedition  de  Tunisie,  par  B.  Oirard.  (Fin.)  — 
etc. 

B.     England. 

British  Quarterly  Review,  the.  No.  CLU  (October  1888):  The  Sieges  of 
Rome  in  the  Vl^h  Century.  —  Is  the  Church  of  England  a  national  Church?  —  Inci- 
dents  of  Land  and  Pleas  for  Reform.  —  The  War  in  Egypt.  —  etc. 

Contemporary  Review,  the.  September  1882:  Wheat,  Wine,  and  Wool, 
by  C.  F.  Gordon  Cumming.  —  The  Austrian  War  against  Publicity,  by  A.  J.  Evans.  — 
The  Origin  of  Government,  by  J.  Dove  Wilson.  —  „Married  Women  in  Factories** :  a 
reply,  by  Whately  Cooke  Taylor.  —  The  Radical  and  Revolutionary  Parties  of  Europe, 
by  Karl  Blind.  —  October  1888:  Principles  of  British  Policy  in  Egypt,  by  S.  R. 
Temple.  —  Egyptian  Finance,  by  M.  G.  Mulhall.  —  Cloture  for  the  English  Honse  of 
Commons,  by  G.  Baden-Powell.  —  What  can  India  teach  us?  by  M.  Mfiller.  —  The  Ra- 
dical and  Revolutionary  Parties  of  Europe,  II.,  by  Karl  Blind.  —  Comtemporaxy  Life 
and  Thought  in  France,  by  G.  Monod.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the.  September  1888:  Who  was  Primitive  Man? 
by  Grant  Allen.  —  Some  impressions  of  the  United  States  II.,  by  E.  A.  Freeman.  — 
The  Honse  of  Lords,  by  A.  F.  Leach.  —  The  Hbtory  of  the  Science  of  Politics,  I  and 
II.,  by  F.  Pollock.  —  etc.  October  1882:  The  Home  of  the  Poor,  by  St.  J.  Brod- 
rick. —  The  Science  of  Politics,  IIL,  by  F.  Pollock.  —  Local  Government  in  America, 
by  A.  Shaw.  ~  An  English  Land  Bill,  by  W.  E.  Bear.  —  etc. 

Journal  of  the  Institute  of  Aotuaries  and  Assurance  Magaaine.  No.  CXXVI, 
April  1888:  On  a  certain  method  of  Distributing  the  Surplus  among  the  Aasured, 
and  the  construction   of  an  eqnitable  Scale   of  Office  Premiums   with  reference  thereto. 
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by  H.  W.  Manly,  (with  discassion  on  the  preeeding).  —  On  the  Valoation  of  Policies 
sabject  to  half-yearly  and  qnarterly  Preminms.  Eztract  from  a  report  by  B.  Sprague 
and  G.  King,  (with  discassion.)  —  On  the  Rate  of  Interest  in  Annuities-Certain,  by  G. 
F.  Hardy,  (with  discassion.)  —  An  improved  melhod  of  Approzimating  to  the  Valae  of 
Annaities  insolving  three  lives,  by  G.  F.  Hardy,  (with  discassion.)  —  On  the  influence 
of  selection  on  the  Mortality  from  different  classes  of  Diseases  amongst  Assared  Lives, 
by  W.  R.  Dovey.  —  Valaations  of  Policies  in  Bankropt  Life  Insurance  Companies,  (from 
the  SpecUtor  of  New  Yorlc.)  —  No.  CXXVII,  Jaly  1882:  On  the  Rates  of  Mor- 
tality in  Victoria,  and  on  the  constrnction  of  Mortality  Tables  from  Censas  retams  by 
the  graphical  method  of  graduation ,  by  A.  F.  Burridge,  (with  discassion.)  —  On  the 
A^justment  of  Mortality  Tables,  by  J.  A.  Higham,  (with  discassion.)  —  On  the  Gradaa- 
tion  of  Mortality  Tables ,  by  Th.  G.  Aclcland.  —  A  method  of  solving  approximately ' 
questions  in  Compoand  Interest,  withoat  the  aid  of  tables,  by  M.  N.  Adler.  —  The  Cost 
of  Life  Assarance.  —  etc. 

Macmillans*  Magasine.  No.  275,  for  September  1882:  The  History  of 
the  English  Land  Laws,  by  F.  Pollock.  —  The  Salvation  Army,  by  M.  A.  Lewis.  — 
etc.  No.  276,  for  October  1882:  Thoughts  saggested  by  Mr.  Mozley's  Oxford 
Reminiscences,  by  the  Archbishop  of  Canterbary.  —  A  few  piain  words  on  Indian  Fi- 
nance,  by  an  Indian  Civilian.  —  The  Expansion  of  England  iu  the  eighteenth  Centary, 
by  J.  R.  Seeley.  —  London  Evictions,  by  P.  C.  Paal.  —  etc. 

Nineteenth  Century,  the.  A  monthly  Review  edited  by  J.  Knowles.  N o. 
67,  September  1882:  The  Egyptian  Revolution :  a  personal  narrative ,  by  W.  Sca- 
wen  Blunt.  —  Parisian  Newspapers,  by  Jos.  Reinach.  —  Count  Cavour  on  Ireland,  by 
Ph.  H.  BagenaL  —  Exploration  in  Greece,  by  A.  S.  Murray.  —  The  laws  of  War  — 
concladed,  by  E.  de  Laveleye.  —  Merton  College  before  the  Reformation ,  by  G.  C. 
Brodrick.  —  The  Tcmperance  Movement  in  Russia,  by  Madame  Novikoff.  —  The  Coun- 
try  Gentleman,  by  Ch.  Milnes  Gaskell.  —  Parliamentary  Oaths,  by  the  Cardinal  Arch- 
bishop of  Westminster.  —  etc.  No.  6  8,  October  1882:  The  financial  condition  of 
Trades  Unions,  by  G.  Howell.  —  Faith  and  unfaith,  by  C.  Kegan  Paul.  —  The  Early 
Closing  Movement,  by  Lord  Brabazon.  —  The  French  Educational  System,  by  the 
Abbe  Martin.  —  Profit-Sharing  in  Agriculture,  by  Sedley  Taylor.  —  A  glimpse  of  Me- 
xico, by  F.  Francis.  —  Handwerk  for  Children,  by  Mrs.  Jebb. 

C.     Oesterreich. 

Statistische  Monatschrift  Redigirt  und  hrsg.  von  der  k.  k.  Direktion  der 
administrat.  Statistik.  YUL  Jahrg.  Oktoberheft;  Die  aktive  Armee  und  die  Be- 
völkerung von  Oesterreich-Ungam,  von  F.  von  Juraschek.  —  Die  Sexualität  in  Ungarn- 
Siebenbürgen.  Nach  amtlichen  Quellen  beleuchtet  von  E.  Nagel.  —  Ueber  die  Sterb- 
lichkeit in  den  grossen  Städten,  von  Bratassevic.  —  Zur  Statistik  der  böhmischen 
Zuckerindustrie.  —  Die  gewerblichen  Schutamarken  im  Jahre  1881.  —  Zur  Statistik  der 
registrirten  Vorschussvereine  Oesterreichs ,  von  C.  Zwilling.  —  Die  Bevölkerung  von 
Bulgarien  und  Ost-Rumelien.  —  etc. 

D.    Russland. 

Russische  Revue.  Monatsschrift  für  die  Kunde  Russlands.  Herausgegeben  von 
Carl  Röttger.  XI.  Jahrgang.  8.  Heft:  Die  Ghiliaken.  Eine  ethnographische 
Skizze,  von  N.  Seeland.  —  Russlands  Geflügelzucht  und  deren  volkswirthscliaftliche  Be- 
deutung, von  Fr.  Mattbaei.  —  Mittheilungen  aus  dem  Kaukasus.  Nach  dem  „kaukasi- 
schen Kalender  für  1882'S  von  N.  v.  Seidlitz.  —  A.  £.  RegeFs  Bericht  üb.  seine  Reise 
nach  Karategin  und  Darwas.  —  etc. 

E.     Italien. 

Annali  di  statistica.  Serie  8».  Vol.  1  1882:  Le  casse  di  risparmio  in  al- 
cuni  stati  d*Europa.  —  Le  separazioni  personal  i  di  coniugi  e  i  divorzi  in  Italia  e  in  al- 
cuni  mediche  in  Italia.  —  Appunti  storici  di  prezzi  e  salarL  —  Tavole  di  morbositä 
della  Societä  inglese  di  mutuo  soccorso.  —  Censimento  dei  pazzi  nei  manicomi  ed  os- 
pitali  d'Italia  alla  fine  del  1880.  —  Appunti  di  statistica  anmiinistrativa  e  flnanziaria 
per  Otto  fra  le  magg^ori  cittä  d'Italia.  —  Riordinamento  ed  accentramento  del  servizio 
statistico  presse  il  Ministaro  di  agricoltura  e  commercio.  — 
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ArchiTio  di  itatUtic»,  fondato  da  T.  Patents.  Anno  VII.  (1881)  faie.  1: 
11  rieoDOicimeiito  i^nridico  della  SocieU  di  matiio  soceono,  per  Seit.  Pipmo.  —ft»- 
Inaione  al  cor»o  dl  contabiliU  di  itato  neU*  aniveniU  di  Roma ,  per  KnalL  —  Dün- 
ordinamento  dell'  impotta  fondiaiia  in  Italia ,  per  G.  Ricca-Salerno.  —  Prime  tow  i 
ana  statistica  delle  coDdiaioni  di  vita  delle  clawi  operaie,  per  Li.  Bodio.  —  La  mmäk 
e  il  sistema  monetario  in  generale,  per  A.  Mestedaglia.  —  Bolletino  bibliografteo.  — 

F.  Dänemark. 
Nationalekonomiik  Tidsikrift.  Maanedsskrift  for  Samfiuidaqiiiigmil 
ekonomi  og  Handel,  adgiret  af  W.  Scharling  og  A.  Petersen-Stndnita.  a88S.  Hefti 
8««— 10^:  Welche  dänische  Indostriesweige  erfordern  Staatohfilfe?  Ton  A.  Peteraeo-flCii. 
niU.  —  Die  schwedische  Zollgesetsgebnng ,  von  Generalkonsol  Warborg-  —  ^^  M- 
gische  Staatsbahnen-Gfitertarif  verglichen  mit  dem  dänischen,  von  Tooasiang.  —  Däwckt 
Ernteergebnisse  fan  Jahr  1881.    —  Nekrologe  von  J.  N.  Mohn;    St.  W.  Jerons.  —  «tt 

G.  Belgien  und  Holland. 
Berne  de  droit  international  et  de  l^gislation  eomparte.  Tome  XIV. 
(Bnizelles)  1882.  No.  5:  Les  droits  des  ^trangers  en  Soisse  et  le  congrte  toeialiste  lai- 
▼ersal,  par  A.  d*Orelli.  — >  La  nouvelle  l^gislation  penale  du  Japon,  par  O.  A.^  vaa  Hs- 
mel.  —  Le  projet  de  code  maritime  danois,  par  N.  Lassen.  —  Congrte  daa  jnristes  sDs- 
mands ,  snisses ,  scandinaves,  par  A.  R.  —  Chronique  des  ftuts  intemationaiix.  F^aaei, 
par  L.  Renaalt;  Grand-Bretagne,  par  T.  E.  H.  —  Bibliographie.  —  etc. 

H.    Schwell. 

L' Union  postale.  Journal  publik  par  le  Bureau  intemation.  da  l*Union  postak 
uniTerselle  (Beme).  No*  8—10,  aoftt  k  octobre  1882:  L'^ehange  poatal  interaa- 
tional  depuis  1875  Jusqu'en  1880.  —  Service  internst  des  caissas  d'^pargne  postsl«, 
entre  la  France  et  la  Belgique.  —  Enquftte  sur  la  question  de  propri^td  des  lettrea  <b 
eours  de  transport.  —  R^ultats  obtenus  par  Tadministration  impiiriale  daa  postea  et  d« 
tti^graphes  d'Allemagne,  pendant  la  p^riode  trienniale  1879  k  1881.  —  Organisation  d« 
postes  de  la  rdpublique  de  Guatemala.  —  R^ultats  obtenua  par  Tadministration  ia^ 
iale  des  postes  et  des  til^aphes  d'Allomagne,  pendant  la  p^riode  triennale  1879 — 81, 
auite  et  fin.)  —  La  caisse  d*^pargne  postale  dans  les  Pays-Bas.  —  etc. 
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Annalen  des  deutschen  Reichs  fttr  Geaetsgebung,  Verwaltung  und  Statistik, 
hrsg.  von  G.  Hirth  und  M.  Seydel.  Jahrg.  1882,  Heft  9:  Die  deutschen  Poetwarth- 
aeichen ,  von  M.  Seydel.  —  Der  Betrieb  conaeasionapflichtiger  Gewerbe  durch  jori- 
atiaehe  Personen ,  von  M.  Seydel.  —  Die  internationale  Reblauskonvention.  —  Die  Ein- 
richtung von  Strafregiatem  und  die  wechselaeitige  Mittheilung  der  Strafurtheile  im  deat- 
achen  Reiche.  —  Daa  Normalinnungsatatut.  —   Die  Marachrouten   fOr  Kriegaverhältaiaae. 

—  Die  Abänderungen  des  ZoUtarifgeaetses  vom  15.  Juli  1879.  —  Hamburger  Waaren- 
Durchachnittapreise  Hir  daa  Jahr  1881. 

Annalen  für  Gewerbe  und  Bauwesen.     Hrsg.  von  F.  G.  Glaaer ,  Nr.  121 

—  128  vom  1.  Juli — 15.  Oktober  1882:  Auastellung  in  NOmberg,  von  Hering.  —  Bai- 
träge  aur  Theorie  der  Schweissbarkeit  des  Eisens,  von  Fr.  Reiser.  —  Bericht  der  italie- 
nischen Eisenbahn-Kommission,  von  Claua.  —  Trambahnbetrieb  mit  feuerloaen  Loko- 
motiven, von  Lenta.  —  Die  elektrische  Beleuchtung  der  firana5aischen  Kflsten.  —  Was- 
serversorgung des  oberschlesischen  Industriebeairka ,  von  Salbach.  —  Bemerkungen  ftb. 
die  Berliner  Stadtbahn.  —  Verein  deutacher  Maschineningenieure.  Versammlung  vom 
8.  Sept  1882.  —  Patentgesetsgebung  im  Auslande,  von  Rotten.  —  Lehrllngaweaen  in 
den  Staatseisenbahn- Werkstätten ,  von  Garbe.  —  Der  Eisenbahnunfall  bei  Hugstetten.  — 
Internationale  Elektricitäts-Ausstellung  in  München,  von  K.  Pöllath.  —  Eisenindustrie  in 
Steiermark  und  Kärnten,  von  P.  von  Tunner.  —  Das  Eisenhüttenwesen  in  Ungarn,  von 
A.  V.  Kerpely. 

Archiv  für  Post  und  Telegraphie.  Nr.  13 — 18,  von  Juli  bis  September 
1882 :  Die  Bücheraammlungen  der  kais.  Ober-Poatdirektionen.  —  Die  Brieftaube  im  Dianste 
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des  deutschen  Heeres.  —  Die  StrSmangsTerhUtnisse  im  Rhein  auf  der  Strecke  swischen 
Hfiningen  und  Lanterburg  und  ihre  Bedeutung  für  die  Legung  Ton  Flusskabeln  zwischen 
den  beiden  Rheinufem.  —  Das  Postwesen  in  Württemberg  1879  und  1880.  —  G^esets- 
entwurf  betr.  die  Erwerbung  von  Grundstficken  fQr  Post-  und  Telegraphenswecke  in 
Frankreich.  —  Geschäftsbericht  des  internation.  Bureau's  des  Weltpostvereins  ffir  das 
Jahr  1881.  —  Das  Verkehrswesen  im  Dienste  der  Fischerei.  —  Verstaatlichung  der 
Telegraphie  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  —  Das  Post-  und  Telegraphenwesen 
in  Bayern  im  Jahre  1880.  —  Die  dienstlichen  und  persönlichen  Verhiltnisse  der  württem- 
bergischen Postbeamten.  —  Die  englische  Post-  und  Telegraphenverwaltung  wfthrend  des 
Bechnungsjahres  1880.  —  Die  Vertranensirste  der  Beiclis-,  Post-  und  Telegraphenverwal- 
tung.  —  Ueber  die  Entwickelung  des  Postwesens  in  Preussen  sur  Zeit  des  deutschen 
Ordens  und  der  polnischen  Oberhoheit  —  Verkehrswege,  Post-  und  Telegraphenwesen 
in  Guatemala.  —  Die  Balkan  •  Halbinsel  und  ihre  Verkehrswege.  —  Die  Ergebnisse  der 
Reichs-,  Post-  und  Telegrapheuverwaltung  wfthrend  der  Jahre  1879 — 81.  —  Die  Haft- 
pflicht der  Eisenbahnen  bei  Körperverletsungen  von  Postbeamten  durch  Rangirbewegungen. 
^-  Postsparkassenverkehr  swischen  Frankreich  und  Belgien.  —  Das  Zeitungswesen  bei 
den   Römern.  —  Die  Achal-Teke-Oase  und  die  Kommunikationswege  nach  Indien  —  etc. 

Jahrbuch  ffir  Gesetsgebung,  Verwaltung  und  Volkswirthsohaft  im 
deutschen  Reich.  VI.  Jahrgang,  hrsg.  von  G.  Schmoller  (1888),  Heft  4:  Ethische 
Standpunkte.  Eine  Replik  auf  Jhering's  geschichtlich  •  gesellschaftliche  Grundlagen  der 
Ethik,  von  W.  Schuppe.  —  Die  deutsche  Justisreform ,  von  R.  Sydow.  I.  Gerichts- 
veriassung  und  Civilprocess.  —  Zur  Geschichte  der  neueren  Verftnderungen  in  der  Ver- 
theilung  des  deutschen  Grundeigenthums ,  von  A.  v.  Miaskowski.  —  Die  österreichisch- 
ungarische Zolltarifrevision,  mit  besonderer  Rflcksicht  auf  die  Besiehungen  an  Deutsch- 
land, von  P.  Dehn.  —  Die  rechtliche  Lage  der  Auskunftsburean's ,  von  O.  Meyer.  — 
Die  Lehren  der  Unfallstatistik,  von  A.  v.  Studnits.  —  Die  Pitt'sehen  Fiuanzreformen 
von  1784—92.  Ein  Bild  parlamentarischer  Steuerkftmpfe,  von  F.  Kilian.  —  Schwebende 
Finansfragen ,  von  F.  J.  Neumann.  U.  Zur  Reform  der  direkten  Steuern  in  Deutsch- 
land. —  Die  Landgüterordnung  für  die  Provins  Westfalen  und  die  Kreise  Rees,  Essen 
etc.  vom  80.  April  1818.  —  Die  hannoversche  Amtsverfassung  und  die  Einführung  der 
Kreisordnung  in  der  Provins  Hannover.  —  Der  Verwaltungsbericht  des  Berliner  Polisei- 
prftsidiums  1871  — 1880.  —  Zur  Armenstatistik  aus  Baden  und  Sachsen.  —  etc. 

Landwirthschaft liehe  Jahrbücher.  Hrsg.  von  H.  Thiel.  XI.  Band. 
Supplement.  Beitrftge  zur  landwirthschaftli9hen  Statutik  von  Preussen  für  dss  Jahr  1881. 
L  Theil.  Bearbeitet  im  kgl.  preuss.  Ministerium  für  Landwirthschaft,  Domftnen  und 
Forsten. 

Monatshefte  sur  Statistik  des  deutschen  Reichs  für  1888.  August- 
heft: Die  SchifÜBunfftlle  an  der  deutschen  Küste  wfthrend  des  Jahres  1881.  —  Verun- 
glückungen deutscher  Seeschiffe  in  den  Jahren  1881  und  1880.  —  Uebersicht  der  wich- 
tigeren inlftndischen ,  im  Auslande  veredelten  Waarenartikel  für  das  Jahr  1881,  mit  An- 
gabe derjenigen  Staaten  des  deutschen  Zollgebiet!,  in  welchen  der  betreffende  Veredlungs- 
verkehr zugelassen  wurde.  A.  Nachweisung  des  betreffenden  Veredlungsverkehrs  nach 
den  L&ndem,  mit  welchen  derselbe  stattfand.  B.  Summarische  Darstellung  des  betreffen- 
den Veredlungsverkehrs.  —  Die  Schulbildung  der  im  Ersatsjahre  1881/88  in  die  deutsche 
Armee  und  Marine  eingestellten  Rekruten.  —  Durchschnittspreise  wichtiger  Waaren  im 
Grosshandel.  August  1888.  —  Ein-  und  Ausfuhr  der  wichtigeren  Waarenartikel  im 
deutschen  Zollgebiet  für  den  Monat  August  1888  und  für  die  Zeit  vom  1.  Januar  bis 
Ende  August  1888.  —  Versteuerte  Rübenmengen  im  deutschen  Zollgebiet,  sowie  Ein-  und 
Ausfuhr  von  Zucker  im  Monat  August  1888. 

Preussische  Jahrbücher,  hrsg.  von  H.  v.  Treitschke.  L.Band,  Heft8 — 4 
(September  bis  Oktober  1888):  Ein  Apostel  der  Wiederanfer,  von  L.  Keller.  —  Cha- 
rities.  Freiwillige  Armenpflege  in  London,  von  L.  Frh.  von  Ompteda.  —  Auswftrtige 
Politik  der  württembergischen  Stftnde.  Abtheilung  I,  von  W.  Lang.  —  Der  neue  Angriff 
gegen  die  gemischten  Ehen.  —  etc. 

Politische  Wochenschrift.  Herausgegeben  von  Hans  Delbrück  (und 
Stephan  Gans  Edler  zu  Putlitz)  Jahrg.  I  (1888)  Nr.  13—80. 

Der  neue  Regierungsentwurf  der  Krankenversicherung  der  Arbeiter  von  Hagedorn 
(Nr.  13  u.  14).  —  Kindersterblichkeit  und  Uebervölkerung  von  G.  Stille  (Nr.  18). 
Die   Socialreform   und  die  Uebervölkerung  von  Me bring   (Nr.  18).    —   Darwin   und 
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Maltbus  von  Zacharias  (Nr.  14).  —  Die  Rede  des  Herrn  von  Bennigsen,  von  Klöp- 
pel (Nr.  15).  —  Bauerngut  und  Hnfenrecht,  von  Philippovieh  (Nr.  15  o.  16).  — 
Ueber  Erhöhung  der  Branutweinsteuer ,  von  M.  Delbrück  (Nr.  15).  —  Der  Zosam- 
menbang  der  neuen  Versicherungsgesetze  der  Arbeiter ,  von  Hagedorn  (Nr.  1 6).  — 
Zu  den  Fragen  der  St&dtebesteuerung ,  von  Tuch  (Nr.  16  u.  17).  —  Ein  neuer  Zweig 
der  Selbstverwaltung,  von  zu  Putlits  (Nr.  17).  —  Das  überseeische  Transportge- 
schftft  der  Vereinigten  Staaten,  von  Waltershausen  (Nr.  17).  —  Ein  Wort  tür  die 
Erbpacht,  von  v.  d.  Brüggen  (Nr.  18).  —  Staatspapiere  auf  Namen  und  Bnchschnldea 
des  Staates,  von  Brunn  er  (Nr.  19  u.  80).  —  Zur  Reichsversichernngsgesetzgebnng,  tob 
Elster  (Nr.  19).  —  Ein  Bückblick  auf  die  preuss.- deutsche  Eisenbahnpolitik,  von  Klöp- 
pel (Nr.  24  u.  25).  —  Der  landwirthschafUiche  Nothstand  in  England,  von  Dangers 
(Nr.  25).  —  Zur  Frage  der  Ausbildung  der  Juristen,  von  Bfthr  (Nr.  25).  —  Die  blner* 
liehe  Erbfolge  in  Deutschland ,  von  zu  Putlitz  (Nr.  26).  —  Ueberproduktion  an  tta- 
dirten  Leuten,  von  Reinhardt  (Nr.  27).  —  Das  Programm  des  neuen  Finanzniinisters, 
von  Delbrück  (Nr.  27).  —  Der  landwirthschafUiche  Nothstand  in  Italien,  von  Dan- 
gers (Nr.  28).  —  Ueber  die  körperliche  Ausbildung  unserer  Jugend,  von  R  ü  h  1  (Nr.  28). 

—  Die  „Sistirung**  der  Verwaltungsreform,  von  Klöppel  (Nr.  29).  —  Die  staaüiebe 
Entschädigung   unschuldig  Verurtheilter ,  von  v.  Liszt  (Nr.  29). 

Vereinsblatt  für  deutsches  Versicherungswesen,  redig.  von  J.  Nea- 
mann.  Jahrg.  X.  Sept  1882,  Nr.  9:  Beiträge  zur  Verwaltungspraxis  der  öffentl.  Fener- 
societäten  in  Preussen.  —  Zur  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  und  anderer  Gerichts- 
höfe in  Versicherungsangelegenheiten.  — 

Vierteljahrsschrift  für  Volkswirthschaft,  Politik  und  Kultar- 
geschichte, hrsg.  von  E.  Wiss.  XIX.  Jahrg.  (1882),  Band  4:  Der  Einflnss  des 
Eingangszolles  auf  die  Getreidepreise  in  Deutschland,  von  A.  Weinack.  —  Geschichte 
einiger  Abgaben  im  Fürstbisthum  Würzburg,  von  St.  Gätschenberger.  —  Verpachtungen 
mit  Eigenthumsrechten,  von  H.  Jauke  —  Tauerei.  Kette  oder  Seil,  von  J.  H.  —  Koali- 
tionen des  Kapitals,  von  E.  Wiss.  —  Der  Ueberfall  Nürnbergs  und  der  Vorfall  in  El- 
lingen, von  M.  V.  Oesfeld.  —  Volkswirthschaftliche  Korrespondenzen  aus  Paris  und 
Wien,  von  M.  Block  und  E.  Blau.  —  etc. 

Zeitschrift  für  Forst-  und  Jagdwesen.  Hrsg.  von  B.  Danckelmann. 
Jahrg.  XrV.  1882.  Heft  X.  Oktober:  Die  Holzindustrie  im  deutschen  Reiche,  von 
B.  Danckelmann.  —  Bericht  Über  die  VI.  Versammlung  des  württembergischen  Forst- 
vereins zu  Ellwangen  vom  18.  bis  21.  Juni  1882,  von  Köhler.  —  Eine  Lokalzu- 
wachsübersicht  für  die  Buche,  von  W.  Gyldenfeldt.  —  Waldbeschädig^ngen  durch  Wind 
und  Schnee  im  Jahre  1881,  von  Weise.  —  etc. 

Zeitschrift  für  die  gesammte  Staatswissenschaft.  X XXVII L  Jahrg. 
Heft  3  —  4 :  Agrarhistorische  Fragmente  zur  Erkenntniss  der  deutschen  Feldmarkverfas- 
sung  von  der  Urzeit  bis  zur  Aufhebung  der  Feldgemeinschaft.  III.  Die  Ackerflur  der 
Dörfer,  von  Haussen.  —  Die  württembergischen  Marktpreise  des  Schafpferches  im  Ver- 
gleich   mit  dessen  berechnetem  Stoffwerth.     Ein  Beitrag    zur  Preislehre,    von  W.  Funke. 

—  Staatsrechtliche  Zeitfragen.  I.  Entstehung  u.  Jurist.  Charakter  der  Reichsverfassung. 
II.  Gliedstaat-Provinz ,  von  C.  G.  Liebe.  —  Die  Zuckersteuer ,  ihre  Stellung  im  Steuer- 
system, ihre  Erhebungsformen  u.  finanziellen  Ergebnisse,  von  Jul.  Wolf.  III.  Artikel 
u.  Scbluss.    —   Die  Kaiser  Wilhelm  -  Spende  und  die  Gewerkvereins- Invalidenkassen.  — 

—  Landwirthscbaftliches  aus  den  Vereinigten  Staaten.  —  Die  Dynastie  Witteisbach, 
von  V.  Goehlert.  —  etc. 


Ftommumcbe  Buchdrackerei  (Hermaaa  Fohle)  in  Jena. 


VI. 

Inwieweit  ist  von  der  Ausbildung  der  Arbeiterrer- 
sichernng  eine  Mindernng  der  Armenlast  zn 

erwarten! 

Voll 

Frhm.  v.  Beitzenstein, 

Bez.  Präsidenten  z.  D. 

Die  nachstehende  Abhandlung  ist  aus  einem  Referat  ^ )  hervorge- 
gangen, das  ich  in  der  vor  Kurzem  stattgehabten  Generalversammlung 
des  Vereins  für  Socialpolitik  mündlich  zu  erstatten  die  Ehre  hatte; 
bei  demselben  hatte  es  sich  in  erster  Linie  um  die  Frage  einer  Re- 
form der  in  Bezug  auf  die  Vertheilung  der  Armenlast  bestehenden 
Gesetzgebung  gehandelt;  namentlich  war  geprüft  worden,  inwieweit 
und  nach  welcher  Richtung  hin  das  durch  jene  Gesetzgebung  ge- 
gebene Verhältniss  der  Betheiligung  der  kleineren  und  grösseren  Ver- 
bände dem  Bedürfniss  der  Abänderung  unterliege.  Um  die  Grenzen, 
innerhalb  deren  diese  Untersuchung  sich  zu  bewegen  habe,  näher  zu 
bestimmen,  hatte  zuvor  eine  Beantwortung  der  Frage  versucht  werden 
müssen,  in  welchem  Umfange  auf  eine  Ersetzung  der  öffentlichen  Ar- 
menpflege im  Wege  der  Entwickelung  der  Arbeiterversicherung  ge- 
rechnet werden  könne;  der  mächtige  Impuls,  welcher  der  Ausbildung 
dieser  letzteren  Institution  bei  uns  gegeben  worden  ist,  muss  diese 
Frage  für  alle  Erörterungen,  welche  sich  auf  eine  Reform  der  für  die 
Vertheilung  der  Armenlast  geltenden  Grundsätze  bezieht,  zu  einer 
Vorfrage  gestalten.  Nicht  indessen,  als  ob  die  Ausbildung  jenes  Ver- 
sicherungswesens ihre  wesentlichste  Bedeutung  in  der  Minderung  der 
Armenlast  hätte;  die  dort  gestellte  Aufgabe  ist  eine  selbständige  und 
höhere;  es  bandelt  sich  darum,   die  Zukunft  des  Arbeiters  in  wirk- 

1)  Dem  in  den  Schriften  des  Vereins  (Band  XXI)  so  eben  publicirten  Referat  ge- 
genüber enth&lt  dieser  Aufsatz  zahlreiche  Präcisirangen  und  Venrollständigongen ,  die  in 
jene  den  mündlichen  Vortrag  reproducirende  Darstellung  nicht  mehr  Übernommen  werden 
konnten. 
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samerer  und  würdigerer  Weise  sicher  zu  stellen;  diese  Sicherstellung 
soll  ihm  als  ein  Recht,  als  ein  Ergebniss  seiner  Thätigkeit  und  seiner 
Mühen  zu  Theil  werden,  es  soll  die  beschämende  Empfindung,  dass  er 
seine  Existenz,  wenn  er  durch  eigene  Arbeit  sie  zu  finden  nicht  mehr 
vermag,  der  öffentlichen  oder  privaten  Wohlthätigkeit  verdanke,  ihm  er- 
spart bleiben ;   durch  die  beruhigende  Sicherheit,  die  dem  Arbeiter  in 
Bezug  auf  seine  und  der  Seinigen  Zukunft  gewährt  wird ,    seine  phy- 
sische Existenz  zu  verbessern  und  ihn  sittlich  zu  heben,  ist  das  Ziel, 
welches    die  Organisation   jener  Versicherung    sich    zu    stellen    hat. 
Aber  wenn  auch  die  Mindenmg  der  Armenlast  nicht  in  erster  Linie 
Ziel  ist,  so  muss  es  doch  eine  Wirkung  der  Versicherung  sein,  dass, 
soweit  sie  reicht,  die  Leistungen  der  Armenpflege  entbehrlich  werden; 
insofern  führt  sie  zu  einer  Ersetzung  der  Armenpflege    und  mittelbar 
zur  Verminderung  der  Armenlast. 

Eine  Untersuchung  darüber  daher,   in  welchem  Maasse   in  Folge 
der  Entwickelung  der  Versicherung  eine  solche  Minderung  der  Armen- 
last zu  erwarten,  wird  daher  keineswegs  alle  Seiten  jener  Entwicke- 
lung erschöpfen  können;   dennoch   wird  auch  eine  von   solchem  be- 
grenzteren  Gesichtspunkte  ausgehende  Behandlung  des  Gegenstandes 
Anspruch  auf  einiges   Interesse  haben.    Sie  muss   zur   Klärung  der 
Beziehungen  beitragen,  die  zwischen  den  beiden  grossen  Problemen, 
dem   auf  die  Ausbildung  des  Versicherungswesens  und  dem   auf  die 
Reform  der  Armenpflege  bezüglichen  bestehen.    Für  die  Frage  der  letz- 
teren Reform  von  der  Voraussetzung  der  Fortdauer  eines  Bedürfnisses 
auszugehen,    welches    durch    das    Inslebentreten  jener  Organisation 
wenigstens  zum  grossen  Theil   seine  Erledigung  fände,  wäre   ebenso 
zweckwidrig,  wie  das  Zugrundelegen  illusorischer  Erwartungen,  welche 
für  die  Einschränkung  des  Gebiets  der  Armenpflege  an  die  fortschrei- 
tende Ausbildung  der  Versicherung  etwa  geknüpft  würden,  sich  als 
schädlich  erweisen  müsste. 

Von  diesen  Erwägungen  ausgehend  wage  ich  im  Folgenden  die 
Ergebnisse  darzubieten,  zu  denen  eine  von  dem  soeben  bezeichneten 
begrenzteren  Gesichtspunkte  aus  vorgenommene  Prüfung  mich  ge- 
führt hat.  Sollte  ich  die  Hoffnungen,  zu  denen  die  in  Anregung  ge- 
brachte Organisation  des  Versicherungswesens  Anlass  giebt,  mit  zu 
kargem  Maass  gemessen  haben,  so  werden  etwaige  meine  Erwartun- 
gen überholende  Erfolge  mich  in  erwünschterer  Weise  berichtigen,  als 
dies  bei  zu  sanguinischen  Erwartungen,  welchen  die  Ergebnisse  nicht 
entsprächen,  der  Fall  sein  würde. 
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Die  Frage,  inwieweit  von  der  Entwickelung  der  Arbeiterversiche- 
rung eine  Entlastung  der  Armenpflege  zu  erwarten,  lässt  sich  nicht 
von  der  Erörterung  der  Frage  trennen,  in  welchem  Maasse  eine  Orga- 
nisation der  Arbeiterversicherung  nach  den  Intentionen,  wie  sie  Sei- 
tens der  Regierung  des  Deutschen  Reiches  zum  Ausdruck  gebracht 
worden  sind,  überhaupt  möglich  ist. 

Nach  der  Abgrenzung,  die  Brentano  in  seiner  bahnbrechenden 
Schrift  über  Arbeiterversicherung  der  letzteren  gegeben,  umfasst  dieselbe 
die  Aufgaben  der  Kranken-,  Begräbnissgeld-,  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung, der  Versicherung  der  Familienangehörigen  *)  für  den  Todesfall 
sowie  der  Versicherung  gegen  Erwerblosigkeit ;  von  der  Hereinziehung 
der  letzteren  sehe  ich  hier  ab,  da  die  üeberzeugung  eine  allgemeine 
ist,  dass  die  Initiative  zur  Organisation  dieser  Versicherung,  wenigstens 
was  ihre  umfangreichsten  Aufgaben  anlangt,  auf  absehbare  Zeit  von 
der  Gesetzgebung  oder  überhaupt  vom  Staate  kaum  wird  ausgehen 
können  *).  Die  Begräbnissgeld- Versicherung,  ihrem  financiellen  Object 
nach  von  geringerer  Bedeutung,  ist  mit  Recht  von  der  Reichsregierung 
als  ein  Annexum  der  Krankenversicherung  behandelt  worden ;  auf  beide 
bezieht  sich  der  im  letzten  Frühjahr  dem  deutschen  Reichstage  zuge- 
gangene Gesetz-Entwurf.  Ueber  die  Absichten,  die  in  Betrefl*  der  In- 
validen bezw.  Altersversicherung  bestehen,  liegen  nur  Andeutungen 
unbestimmterer  Art  vor;  nicht  zu  trennen  ist,  wie  weiter  unten  näher 
ausgeführt  werden  wird,  von  dieser  Versicherung  die  der  Wittwen 
und  Waisen  »).  Diesen  Gebieten ,  deren  Regelung  durch  die  Reichs- 
gesetzgebunp:  in  naher  oder  fernerer  Zeit  als  ins  Auge  gefasst  gel- 
ten kann,  tritt  das  der  Unfallversicherung  hinzu,  deren  Organisation 
den  Gegenstand  der  im  vorigen  bezw.  in  diesem  Jahre  dem  Reichs- 
tage vorgelegten  Gesetz-Entwürfe  bildet;  die  Vermehrung  ist  indes- 
sen nur  eine  scheinbare,  da  die  Unfallversicherung  wohl  eine  Sicher- 
stellung, nicht  aber  im  eigentlichen  Sinne  eine  Versicherung  der  Ar- 
beiter enthält;  eine  Versicherung  ist  sie  für  den  Arbeitgeber,  dem  für 
die  durch  den  Betrieb  verursachten  Unfallschäden  aufzukommen  ob- 

1)  Brentano,  die  Arbeiterversicherung  nach  dem  heutigen  Recht,  S.  108  fg.  nennt 
nur  die  Versicherung  der  zur  Erziehung  der  Waisen  bis  zur  VoUendung  ihres  15.  Le- 
bensjahres erforderlichen  Mittel;  es  ist  wohl  dem  Sinne  jener  Abgrenzung  nicht  entgegen, 
auch  die  Versicherung  des  Unterhalts  der  Wittwen  Hir  den  Fall,  dass  dieselben  nntür- 
stUtzungsbedUrftig  zurückbleiben,  hier  einzureihen. 

2)  Diese  Ansicht  thellt  selbst  Schäffle  —  der  korporative  Hülfskassen-Zwang  S.  49. 
50.  —  wenigstens  in  Bezug  auf  die  Strikes-  und  Nothstandshülfe. 

3)  Die  Kaiserliche  Botschaft  vom  17.  Nov.  1881  erwähnt  die  Wittwen*  und  Waisen- 
Versicherung  nicht  ausdrücklich. 
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liegt;  in  der  Gestalt,  welche  die  Unfallversicherung  durch  die  neueste 
Gesetzes-Vorlage  der  Reichsregierung  erhalten  hat,  enthält  sie  nicht 
sowohl  eine  Ersetzung,  als  vielmehr  eine  yerallgemeineruug  und  voll- 
ständigere Durchführung  der  Haftpflicht,  nur  dass  an  die  Stelle  der  m- 
dividuellen  Haftung  der  einz(^lncn  Unternehmer  die  gemeinsame  der 
durch  die  Versicherung  zu  einer  Gesammtheit  verbundenen  Unterneh- 
mer getreten  ist. 

So  sehr  auch  diese  Vorlage  das  Princip  des  Gesetz-Entwurfs  dem- 
jenigen der  bisherigen  Gesetzgebung  gegenüber  als  ein  anderes  und 
neues  darzustellen  sich  bemüht ,  so  bedarf  es  doch  der  Heranziehung 
der  Continuität  mit  dem  Haftpflicht-Gesetz  vom  7.  Juni  1871,  um  dem 
Gedanken  des  neuen  Gesetz-Entwurfs  überhaupt  zu  construiren.  Die 
Bedeutung  des  Haftpflicht-Gesetzes  bestand  darin,  dass  mit  ihm  die 
frühere  Rechtsauffassung,  welche  die  Entschädigungspflicht  des  Arbeit- 
gebers von  dessen  persönlichem  Verschulden  abhängig  machte,  verlas- 
sen und  —  wenn  auch  in  voller  Konsequenz  zunächst  nur  für  den  Eisen- 
bahnbetrieb —  die  Haftbarkeit  des  Unternehmers  für  alle  durch  deu 
Betrieb  verursachten,  nicht  nachweislich  auf  höhere  Gewalt  oder  Ver- 
schulden des  Beschädigten  zurückzuführenden  Unfallsschäden  als 
Grundsatz  ausgesprochen  wurde. 

Nachdem  dieser  Grundsatz  obschon  in  einer  immerhin  durch  die 
Natur  des  Eisenbahnbetriebs  bedingten  weitgreifenden  Formulirung,  in 
der  gedachten  Vorschrift  einmal  Ausdruck  gefunden  hatte,  konnte  ein 
anderer  Zielpunkt  als  die  thunlichste  Verallgemeinerung  des  Grund- 
satzes von  der  Gesetzgebung  kaum  in^s  Auge  gefasst  werden ' ).  Denn 
es  giebt  für  die  Regelung  der  Haftpflicht  nur  zwei  in  sich  consequente 
Auffassungen:  entweder  steht  der  Unternehmer  für  die  Unfallschä- 
den lediglich  nach  Maassgabe  seines  persönlichen  Verschuldens  ein, 
oder  er  trägt  ganz  abgesehen  von  diesem  Verschulden  die  objectiv 
durch  seinen  Betrieb  veranlassten  Schäden;  jenes  entspricht  der  im  Rö- 
mischen Recht  ausgeprägten  individualistischen  Auffassung  des  Arbeits- 
verhältnisses,  dieses  der  modernen  Auffassung,  welche  die  durch  den 
Betrieb  bedingten  Arbeitsverhältnisse  als  eine  Einheit,  als  ein  organi- 


1)  Selbstredend  ist  hiermit  nicht  gesagt,  dass  die  VerallgemeineniDg  aach  in  der 
weitgreifenden ,  über  den  im  Text  formulirten  Grundsatx  weit  hinausgehenden  Fassung 
(„wenn  bei  dem  Betriebe  einer  Eisenbahn  ein  Mensch  getodtet  oder  körperlich  verletzt 
wird,  so  hailet**  u.  s.  w.)  des  §  1  des  Ges.  y.  7.  Juni  1871 ,  dessen  Bestimmungen  das 
Verhftltniss  des  Unternehmers  nicht  blos  den  im  Betriebe  verwendeten  Arbeitern,  sondern 
auch  Dritten  gegenüber  zu  regeln  bezwecken,  erfolgen  solle. 
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sches  Ganze  zu  betrachten  geneigt  ist,  dessen  Gefahren  iivie  Erwerbser- 
gebnisse dem  Arbeitgeber  als  dem  Urheber  des  gesammten  Betriebsunter- 
nehmens zufallen.  Wenn  der  Code  civil  bezw.  die  durch  die  Praxis  der 
französischen  Gerichte  den  Bestimmungen  des  letzteren  über  Scha- 
densvertretung gegebene  Auslegung,  wenn  die  neueste  Gesetzgebung 
Englands  bestimmte  Kategorien  von  Unfällen  aussondert,  bezüglich 
deren  eine  Haftbarkeit  des  Unternehmers  auch  ohne  persönliches  Ver- 
schulden anerkannt,  wenn  ihm  namentlich  die  Haftbarkeit  auferlegt 
wird  für  die  durch  seine  Vertreter,  sein  Aufsichtspersonal  verschulde- 
ten Unfälle,  so  stellt  diese  Behandlung  eine  Zwischenstufe  in  der 
Entwickelung  dar,  welche  eine  innere  Consequenz  nicht  für  sich  hat 
und  die  sich,  was  das  englische  Gesetz  anlaugt,  wesentlich  aus  dem 
Rechnen  mit  den  Interessen  der  Industriellen  erklärt;  auf  dies  Rechnen 
ist  ebenso  die  in  gleicher  Weise  inconsequente  Einschränkung  der 
Entschädigungspflicht  auf  das  iMaximum  eines  dreijährigen  Arbeitsver- 
dienstes, wie  sie  das  englische  Gesetz  feststellt,  zurückzulühren  ^).   Die- 


1)  Am  längsten  ist  in  England  die  Behandlung  der  Frage  von  dem  Einflass  engher- 
zig verstandener  Interessen  der  Industrie  beherrscht  geblieben.  In  Frankreich  begrün- 
dete schon  früher  der  im  Art.  1384  des  Code  civil  zum  Ausdruck  gelangte  Grund- 
satz, dass  der  Geschäftsherr  auch  fUr  die  seinen  pr^pos^s  in  der  Ausübung  der  ihnen 
übertragenen  Functionen  zur  Last  fallenden  Verschuldungen  einzustehen  habe,  eine  wei- 
tergehende Haftbarkeit  des  Unternehmers;  unter  pr^pos^  kann  auch  ein  ehifacher  Arbei- 
ter verstanden  werden ;  ob  der  Schaden  einen  im  Betriebe  beschäftigten  Beamten  oder 
Arbeiter  oder  einen  Dritten  betroffen  hat ,  macht  in  der  Haftbarkeit  keinen  Unterschied ; 
die  Ansicht,  dass  der  Arbeiter  durch  Eintritt  in  einen  mit  Gefahr  verbundenen  gewerb- 
lichen Betrieb  das  Risiko  tHr  die  ihn  in  demselben  betreffenden  UnfäUe  übernehme,  ist 
vom  Kassationshof  in  einem  Erkenntniss  vom  28.  Juni  1841  verworfen  und  seitdem 
nicht  wieder  aufgestellt  worden  (Siehe  Petersen ,  die  Grundsätze  des  franz.  Rechts  über 
Haftpflicht  in  Band  XIX  der  Schriften  des  Vereins  für  Social-Politik  S.  60  fg.).  In  ganz 
entgegengesetzter  Weise  entwickelte  sich  die  Praxis  im  englischen  Recht.  Nach  diesem 
haftet  der  Geschäftsherr  zunächst  für  das  eigene  Verschulden ,  sei  es ,  dass  er  untaug- 
liche Personen  zu  Aufsehern  oder  Bediensteten  gewählt,  sei  es,  dass  er  unterlassen  hatte, 
seine  Arbeiter  mit  zweckdienlichen  Materialien  und  gebrauchsfähigen  Geräthschaften  zu 
versehen  oder  sonst  die  zur  Beseitigung  der  Gefahren  erforderlichen  Vorkehrungen  zu 
treffen ;  er  haftet  sodann  femer  an  und  für  sich  auch  für  das  Verhalten  seines  Stellvertreters. 
Dieser  Grundsatz  würde  dem  Arbeiter  immerhin  einigen  Schutz  gewährt  haben,  wenn 
nicht  in  der  Praxis  eine  verschiedene  Anwendung  desselben ,  je  nachdem  es  sich  um  Be- 
schädigungen von  Dritten  oder  von  im  Betriebe  beschäftigten  Arbeitern  handelte,  Platz  ge- 
griffen hätte.  Für  den  ersteren  Fall  erweiterte  die.  Praxis  die  GUtftung  des  Geschäfts- 
herrn dahin,  dass  derselbe  dem  Dritten  gegenüber  auch  hafte,  wenn  die  Handlung  des 
von  ihm  verwendeten  Arbeiters  der  von  ihm  ausdrücklich  ertheilten  Weisung  zuwider- 
läuft. Im  Gegensatze  hiezu  wurde  die  Haftung  gegenüber  dem  im  Betriebe  beschäftig- 
ten Arbeiter  eingeschränkt,    indem  in  dem  Erkenntnisse,  das  in  dem  berühmten  Processe 


selbe  Inconsequenz  haftet   den  BestimmuiigeD    des  deutschen  Gesetzes 
von  1871  an,  durch  welches  —  abweichend  von  dem  vorgedachten  für 


Priestley  contra  Fowler  im  Jahre  1837  erging  die  Theorie  des  sogenannten  commou  employ- 
ment  angenomineu  wurde.     Der  Inhalt  dieser  Theorie  besteht  darin,  dass  der  Dienst-  oder 
Geschäftsherr    der   in    seinem    Dienst  beschäftigten  Person  dann  für  Entschfidignng  nicht 
liafte ,    wenn    die   Beschädigung    das  Ergebniss   der    Handlung    oder    Unterlassung    eine; 
Dienst-  oder  Arbeitsgenossen    (fellow-servaut)    des    Beschädigten    ist;    dieser    Satz    warde 
darauf  gegründet,    dass   der   Arbeiter    durch  Eintritt    in  das  ArbeitSYerh&ltniss  sich  auch 
den  mit  dem  Betriebe  verbundenen  Gefahren  unterwerfe ;  es  wurde  angenommen,  dass  das  Ri- 
siko schon  in  der  Lohnforderung  eine  Berücksichtigung  gefunden  habe.     Diese  Theorie,  die 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  die  Praxis  der  englischen  Gerichte  beherrschte,  war  es,  durch 
welche  die  letztere  zur  Auffassung  der  französischen  Gerichte  in  den  entschiedensten  Gegen- 
satz trat    Die  Consequenzen  gestalteten  sich  für  den  Arbeiter  zu  um  so  härteren,  eine  je  wei- 
tere Ausdehnung  den  Begriff  des  fellow-servant  gegeben  wurde;  der  Umstand,  dass  die  Stel- 
lung der  Genossen  eine  verschiedene  war,  schloss  die  Anwendung  des  Begriffes  nicht  aus ; 
so  werden  ZugfUhrer  und  Bremser,  Werkführer  und  Arbeiter,  Grubendirecior  und  Arbei- 
ter als  fellow-servants  angesehen.     (Siehe  v.  Bojanowski,  Die  Haftpflicht  gewerblicher  Un- 
ternehmer nach  englischem  Recht,    im    citirten  Bande    der  Schriften    des  Vereins  für  So- 
cial-PoIitik  S.  20).     Der    Inhalt    des    Gesetzes    vom    7.  Sept.  1880  ist  es  nun,    dass   es, 
wenn  auch  mit  recht  erheblichen  Einschränkungen    in  Bezug   auf  die  Haf^flicht  des  Ge- 
schäftsherrn auch  gegenüber  den  in  seinem  Betriebe  beschäftigten  Arbeitern    das  gemune 
Kecht  wiederherstellt     Eine  unbedingte    Haftung   des   Geschäftsherrn  wird  wenigstens  fnr 
die  Fälle  begründet,  in  denen  die  Beschädigung  durch  das  Verschulden  eines  Seitens  des 
Arbeitsherrn  bestellten  Aufsehers  oder  irgend  einer  Person,  der  der  Arbeiter  Folge  zu  leisteu 
verbunden  war,  eingetreten  ist.  Nur  von  diesem  Entwickelungsgange  aus  kann  der  Inhalt  des 
Gesetzes  richtig  gewürdigt  werden ;  dasselbe  ist  zunächst  nur  bis  zum  31.  Dec.  1887  in  Kraft 
und  daher  die  Einführung  der  Grundsätze  desselben  vorläufig  nur  als  eine  experimenteUe  an- 
zusehen.   —    Bemerkonswerth  ist  der  sehr  allmählige  Gang,  mittelst  dessen    eine  bratere 
Auffassung  der  Frage  sich  Bahn  gebrochen  hat.     Der   Bericht   der   Ck)mmissiou    des  Un- 
terhauses v.  25.  Juni  1877  steht  noch  auf  dem  Standpunkte,  dass  es  einer  weitergreifen- 
den Aenderang  der  bestehenden  Gesetzgebung  nicht  bedürfe;    die    Grundsätze  des  gemei- 
nen Rechts,  nach  denen  der  Geschäftsherr    in    Fällen    persönlichen   Verschuldens    in  An- 
spruch genommen  werden  kann ,    werden    für    ausreichend  erachtet ;    die    Nothwendigkdt 
einer  Ergänzung  wird  nur  für  di^enigen  Fälle  anerkannt,  in  denen  der  Gescbäflsherr  — 
z.  B.  wenn  derselbe   eine   Corporation    oder   Actien- Gesellschaft  ist   —    zur   persönlichen 
Leitung  des  Betriebes  überhaupt  nicht  fähig  ist  oder  in  denen  er  sich  dieser  Leitung  frei- 
willig entäussert  hat.     Auch   bei    den    späteren    in    den  Versammlungen  der  Vereine  und 
in  der  Litteratur  geführten  Erörterungen  fand  der  Gedanke,    den  Geschäflsherrn    für  di« 
Betriebs  -  Unfälle    überhaupt  haftbar  zu  machen,    entschiedene  Zurückweisung;    auch   der 
viel  woniger  weitgehende  Vorschlag,    wie   er  in   dem   Antrage   des   Unterhaus  -  Mitglieds 
Macdonald  niedergelegt  war,  einfach    die  Theorie    des  common  employment  zu  beseitigen 
und  den  Geschäftsherrn  dem  Arbeiter  gegenüber    auch    für  Beschädigungen  ,    die   ihn    in 
Folge  des  Verschuldens  seiner  Arheitsgenossen  getroffen,    haftbar    zu  machen,    begegnete 
vielfachem  Widerspruch.     Siehe    Sessional    Proceedings   of  the   national    Association   for 
the  Promotion  of  social  science  Vol.  XU  No.  8  (v.  8.  Mai  1879),  femer  die  auch  gegen 
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den  Eisenbahnbetrieb  festgestellten  Princip  —  bei  Fabriken,  Bergwer- 
ken und  Steinbrüchen  der  Unternehmer  für  diejenigen  Unfallschäden 
haftbar  gemacht  wird,  die  durch  ein  Verschulden  seiner  Bevollmäch- 
tigten, Repräsentanten  oder  Aufseher  in  Ausführung  ihrer  Dienstver- 
richtungen veranlasst  sind.  Wird  indessen  berücksichtigt,  dass  das 
Haftpflicht-Gesetz  ein  erster  Versuch  auf  bisher  nicht  bebautem  Ter- 
rain war  und  dass  man  bei  für  jene  Bedürfnisse  noch  nicht  entwickel- 
tem Versicherungswesen  wohl  Bedenken  hegen  konnte,  die  industriel- 


die  Regierungs-Vorlftge  sich  wendende  Schrift:    Employers  liability,  letter  from  Lord  Ju- 
stice BramweU  to  Sir  Uenry  Jackson,  Bart,  London  1880. 

Neben  den  auf  Verbesserung  der  Haftpflicht  -  G^etzgebuug   abzielenden  Bemühungen 
her  gingen    —    theilweise  weiter  in  die  Vergangenheit  zurückreichend   —    die  Bestrebun- 
gen her,  welche  auf  Ausbildung  einer  Versicherung  gegen  die  Unfallsgeffthr  gerichtet  waren. 
Insbesondere  war  es  der  Kohlenbergbau ,    innerhalb    dessen  derartige  Organisationen  in*s 
Leben  gerufen  wurden.     Nachdem  die  bezüglichen  Bemühungen  anf&nglich  nur  sehr  lang- 
same Fortschritte  zu  verzeichnen  gehabt,   nahm  die  Bewegung  seit  der  Mitte  der  sechzi- 
ger Jahre  einen  mächtigen  Aufschwung;  sechs  grosse  Unterstützungsveroine  für  im  Berg- 
bau beschäftigte  Arbeiter    hatten   Ende  December  1879   eine   Mitgliederzahl  von  117  588 
(etwa  ein  Fünftel  der  Bergarbeiter  Grossbritanniens)    und    disponirten  über  eine  jährliche 
Beitragssumme  von  80190  und  ein  Capital-Vermögen  von  112  466  Pfd.  Sterling.     Zu  den 
Beiträgen  der  Mitglieder  leisteten  die  Unternehmer  Zuschüsse   von   etwa    10  bis  20  Pro- 
cent jener  Beiträge ;  auch  die  Grundeigenthümer  leisteten  derartige  Beiträge  bis  zu  5  Pro- 
ceuL     Invalide  Mitglieder   erhielten   eine   wöchentliche  Unterstützung   von  5  bis  8,  Witt- 
wen  von  5,  Kinder  von  2  bis  2iJ,  Shilling;  es  wurden   femer  Begrab nissgelder  gezahlt; 
iu  neuester  Zeit  wird  der  Versuch  gemacht,  die  Vereine  durch  eine  Centralstello  in  nähere 
Beziehung  mit  einander  zu  bringen.     Siehe  George  L.  CampbeU,  Miner's  Insurance  funds, 
their  origin  and  extent,    London  1880.     Ebenso  hatten    einige  Eisenbahn  -  Gesellschaften 
zur  Errichtung  einer  Versicherung  für  ihre  Bediensteten  die  Initiative  ergriffen ;  die  Form 
der  friendly  society  gab  hierzu  das  Schema  her;    die  Gesellschaft    nöthigte  alle  ihre  Be- 
diensteten, der  Gesellschaft  beizutreten  und  betheiligte  sich  mit  einem  Beitrag;    die    Lei- 
stungen dieser  friendly  societies  bleiben  jedoch  theilweise  weit  hinter  dem  Bedürfniss  zu- 
rück (so  gewährte  u.  A.  die  Midland  RaUway  Friendly  Society   in   Todesfällen  den  Hin- 
terbliebenen nur  Aversional-Abtindungeu  von  12,  und  wenn  der  Tod  durch  Unfall  im  Dienste 
der   Gesellschaft  erfolgt  war,  von  25  Pfd.  Sterling) ;  auch  die  von  ihnen  gewährte  Sicher- 
Iieit  ist  nicht  über  alle  Zweifel  erhaben.     Siehe    die   schon    erwähnten    Sess.  proceedings 
Vol.   XI  No.  9  (v.  11.  Juli  1878)  S.  176  fg.     Die    Idee    einer   aUgemeinen   Zwangs-Un- 
fallversicherung  ist  in  England  zwar  aufgetaucht,  jedoch  ohne  besonders  warme  Verthei- 
diger   zu  finden ;    vgl.  Lord  Shand  ,  the  liability  of  employers,  Edinburgh  1879  S.  30  u. 
Uowell,  national  industrial  insuranc«  and  employers  liability  London  1880  S.  12  fg.     Mehr 
Befürwortung  findet  eine  freiwillige  allgemeine  Unfall-Versichenmg.     Die    Auffassung    ist 
jedoch  keineswegs  die,  daits  hiermit  ein  Ersatz  für  die  Haftpflicht  geschaflen  werden  soll, 
vielmehr  handelt  es  sich  darum,    für    die    besonders    gefährlichen    Industrien 
innerhalb  des  weiten  Raumes ,    den   auch    die    neueste    Haftpflichtgesetzgebung    noch    un- 
ausgefüllt   lässt,    eine    Fürsorge    und    Ausgleichung    der    UnglÜcksfäile    sicher    zu  stellen 
(vgl.  HüweU  a.  a.  O.). 


482  ^'^-  ▼•  Beitzenstein, 

len  Unternehmer  den  unberechenbaren  Chancen  des  individuellen  Zu- 
falls auszusetzen,  so  wird  die  Zurückhaltung,  die  sich  das  Gesetz  in 
der  Durchführung  des  Princips  auferlegte,  nicht  getadelt  werden  kön- 
nen. Bei  solchen  Zwischenstufen  kann  jedoch  die  Entwickelung  nicht 
stehen  bleiben.  Der  Uebergang  zur  grundsätzlichen  Haftbarkeit  des 
Unternehmers  für  durch  Betriebsunfälle  herbeigeführte  Schäden  hat 
inzwischen  die  Schweizer  Gesetzgebung,  wenn  auch  zunächst  nur  für 
den  engeren  Bereich  des  Fabrikbetriebes,  bereits  vollzogen;  in  weite- 
rer Ausführung  des  Fabrik  -  Gesetzes  vom  23.  März  1877  stellt  das 
Haftpflicht-Gesetz  vom  25.  Juni  1881  die  Haftung  der  Unternehmer 
für  innerhalb  der  Bäumlichkeiten  der  Fabrik  und  durch  den  Betrieb 
herbeigeführte  Unfälle  als  Regel  auf,  eine  Regel,  zu  der  die  Fälle 
der  Befreiung  sich  als  Ausnahmen  verhalten  ^ ).  Einen  Schritt  nach 
gleicher  Richtung  wird   auch'  die  deutsche  Gesetzgebung    sich   kaum 


1)  Das  Schweizer  Gesetz  bewegt  sich  insofern  in  sehr  viel  engeren  Grenzen ,  als 
dasselbe  im  Gegensatz  zu  den  Bestimmungen  des  französischen  und  englischen  Rechts, 
die  auf  Arbeitsverhältnisse  aller  Art  anwendbar  sind,  sich  lediglich  auf  diejenigen  Un- 
fälle bezieht,  die  im  Fabrikbetrieb  eingetreten  sind ;  es  schliesst  sich  eng  an  das  Gesetz 
vom  23.  Mftrz  1877  über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  an,  dessen  Bestimmungen  es  näher 
präcisirt.  Fabrik  ist  im  Sinne  des  Gesetzes  von  1877  „jede  industrielle  Anstalt,  in  wel- 
cher gleichzeitig  und  regelmässig  eine  Mehrzahl  von  Arbeitern  ausserhalb  ihrer  Wohnun- 
gen in  geschlossenen  Räumen  beschäftigt  wird.**  Dureh  die  Fassung,  welche  das  neue 
Gesetz  den  Sätzen  des  Fabrikgesetzes  gegeben  hat,  werden  die  Grenzen  des  Gebiets,  in- 
nerhalb dessen  die  Haftpflicht  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  sich  regelt,  wieder  ver- 
engt ;  die  Vorschriften  sind  nur  anwendbar  auf  innerhalb  der  Räumlichkeiten  der  Fabrik 
und  durch  den  Fabrikbetrieb  sich  ereignende  Tödtnngen  und  Körperverletzungen.  Für 
Schäden  dieser  Art  haftet  der  Unternehmer  nicht  blos  in  Fällen,  in  denen  „er  selbst  oder 
ein  Mandatar,  Repräsentant,  Leiter  oder  Aufseher  der  Fabrik  durch  ein  Verschulden  in 
Ausübung  der  Dienstverrichtungen  die  Beschädigung  herbeigeführt  hat**,  sondern  über- 
haupt und  abgesehen  von  solchem  Verschulden,  sofern  er  nicht  beweist,  dass  der  Unfall 
„durch  höhere  Gewalt,  durch  Verbrechen  oder  Vergehen  dritter  Personen  oder  durch 
eigenes  Verschulden  des  Verletzten  erfolgt  ist.  Ausgedehnt  ist  dagegen  die  Haftung  über 
das  Gebiet  der  Tödtungen  und  Verletzungen  im  eigentiichen  Sinne  hinaus  unter  gewissen 
Voraussetzungen  auch  auf  Krankheiten ;  in  denjenigen  Industrieen  nämlich ,  welche  der 
Bundesrath  als  solche,  die  gefährliche  Krankheiten  erzeugen,  bezeichnet  hat,  haftet  der 
Betriebs-Unternehmer  auch  für  den  „durch  Krankheit  eines  Angestellten  oder  eines  Ar- 
beiters entstandenen  Schaden ,  wenn  die  Erkrankung  erwiesenermaassen  und  ausschliess- 
lich durch  den  Betrieb  der  Fabrik  erfolgt  ist**  Allerdings  macht  die  dem  Beschädigten 
zugetheilte  Beweislast  die  Vorschrift  nur  zu  einer  beschränkten  Anwendung  fähig.  Dem 
Umstände,  dass  der  Schaden  durch  Zufall  eingetreten  ist  bezw.  dass  den  Geschädigten 
ein  Theil  der  Schuld  trifft,  wird  durch  eine  biUige  Reduction  des  zu  leistenden  Ersatzes 
Rechnung  getragen;  das  Gleiche  gilt  von  FäUen,   in  denen  früher  erlittene  Verletzungen 
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ZU  entziehen  vermögen.  Was  im  Interesse  der  Arbeitgeber  hierbei  ver- 
langt werden  kann,  ist,  dass  der  einzelne  Unternehmer  gegen  die  unbere- 
chenbaren Kombinationen  des  individuellen  Zufalls  geschützt  werde. 
Einen  derartigen  Schutz  gewährt  ihm  die  mit  dem  Versicherungszwauge 
gegebene  Ausgleichung  der  Gefahr;  diese  Ausgleichung  ist  sonach  die 
Voraussetzung  und  das  Gorrelat  der  verallgemeinerten  Haftpflicht.  In- 
dem der  deutsche  Gesetz-Entwurf  die  Entschädigungspflicht  vom  Einzel- 
nen auf  die  Gemeinschaft  der  durch  den  Versicherungszwang  verbun- 
denen Unternehmer  überträgt,  vollzieht  er  in  der  gesetzgeberischen  Be- 
handlung des  Gegenstandes  einen  wichtigen  Fortschritt.  Durch  die 
Verallgemeinerung  der  Versicherung  erfährt  zugleich  der  Anspruch 
des  Arbeiters  eine  Sicherstellung,  da  die  Bealisirung  des  Anspruchs 
von  dem  Wechsel  in  den  Verhältnissen  des  Verpflichteten  nicht  mehr 
abhängig  ist.  Ausdehnung  der  Haftpflicht  auf  die  durch  den  Betrieb 
verursachten  Schäden,  Ausgleichung  der  Entschädigung  durch  den 
Versicherungszwaug  und  Sicherstellung  der  Ansprüche  der  Arbeiter: 
diese  drei  Elemente  sind  es  also,  deren  Kombination  sich  als  der 
characteristische  Inhalt  der  Vorlage  der  Reichsregierung  bezeichnen 
lässt.  Dass  in  der  Formulirung  die  ersten  beiden  Elemente  geschie- 
den worden  wären,  würde  ich  für  wünscheuswerth  gehalten  haben  und 
zwar  schon  aus  dem  Grunde,  damit  die  im  öfientlichen  Interesse  nicht 
entbehrliche  besondere  Behandlung  der  Fälle,  in  denen  der  Schaden 
durch  Verschulden  des  Arbeitgebers  veranlasst  ist,  möglich  bleibe;  wie 
denn  auch  anderseits  bei  der  Entscheidung  über  den  Anspruch  des  Arbei- 
ters bezw.  der  Zuerkennung  einer  Entschädigung  an  denselben  dem  An- 
theile,  den  das  Verschulden  des  Arbeiters  an  dem  eingetretenen  Un- 
fälle hat,  Rechnung  getragen  werden  muss;  damit  ist  nicht  gesagt, 
dass  die  Hervorkehrung  des  Kausalitätspunktes  eine  rigoristische  zu 


auf  die  letzte  Einfluss  gehabt  haben  oder  die  Gesundheit  des  Erkrankten  durch  seine 
frühere  Gewerbe- Ausübung  bereits  geschwächt  war.  Der  zu  leistende  Schadenersatz  Ist, 
soweit  nicht  der  Schaden  durch  strafrechtlich  su  verfolgende  Handlung  eines  Unterneh- 
mers herbeigeführt  worden ,  durch  das  Maximum  eines  sechsjährigen  Arbeitsverdienstes 
bezw.  eines  Betrages  von  8000  Mark  beschränkt;  die  Kosten  fUr  ärztliche  Behandlung 
und  Verpflegung  sowie  die  für  die  Beerdigung  sind  jedoch  hier  nicht  inbegrifien.  —  Ab- 
gesehen vom  Fabrikbetrieb  ist  die  Haftpflicht  nur  hinsichtlich  der  Transport-Anstalten 
durch  Eidgenössische  Special- Gesetze  geregelt;  im  Uebrigen  g^lt,  soweit  nicht  das  neue 
Obligationenreeht  in  Betracht  konmit,  die  Gesetzgebung  der  Cantone.  Eine  besondere 
Regelung  der  Haftpflicht  für  die  nicht  in  der  Fabrik  bezw.  Transportbetrieb  eiubegrifie- 
nen  Gewerbe  wird  vorerst  —  wegen  Unfertigkeit  des  Materials  —  nicht  beabsichtigt 
Siehe  die  Botschaft  des  Bundesraths  vom  26.  Nov.  1880  S.  7.  Ueber  die  bisherige,  jedoch 
das  Ges.  t.  25.  Juni  1881  nicht  mehr  einschliessende  Entwickelung  vgl.  den  lehrreichen 
Anfaats  tod  t.  Wyss,  Sehr,  des  Vereins  für  Soc  Pol.  Bd.  XIX.  S.  69  fg. 
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sein  brauche;  so  überlässt  das  Schweizer  Gesetz  die  billige  Ermässigung 
der  Entschädigung  in  den  Fällen,  in  denen  den  Beschädigten  ein  Theil 
der  Verschuldung  trilft,  dem  Ermessen  des  Richters.  —  Wird  nun  aber 
davon  ausgegangen,  dass  die  Herstellung  einer  erweiterten,  jedoch 
durch  den  Versicherungszwang  ausgeglichenen  Haftpflicht  den  wesent- 
lichen Inhalt  der  durch  den  Gesetz-Entwurf  der  Reichsregierung  an- 
gestrebten Reform  bilde,  so  folgt  hieraus,  dass  nur  die  Arbeitgeber, 
nicht  aber  auch  die  Arbeiter  an  der  Beitragslast  Theil  nehmen;  von 
dieser  Auffassung  daher  erscheint  es  gerechtfertigt,  wenn  die  Vor- 
lage der  Reichsregierung,  obschon  sie  den  im  Text  des  Gesetz-Ent- 
wurfs selbst  nicht  näher  fixirten  Begriff  der  Unfallschäden  viel  weiter 
als  selbst  das  Schweizer  Gesetz  abgrenzt^),  von  der  Heranziehung 
der  Arbeiter  absieht. 

Ist  aber  nach   dem  soeben  Ausgeführten  die  dem  Gesetzentwurf 
zum  Grunde  zu  legende  Idee  die  einer  durch  Verallgemeinerung  der 


1)  Dass  der  Begriff  des   Unfalls   ohne  nähere  Bestimmung  gelassen  besw.  dass  dem- 
selben —  durch  die  Worte:  „beim  Betriebe  sich  ereignende  Unflille**  §  1  der  Vorlage  — 
eine  sehr  weite  Abgrenzung  gegeben  ist,  vrird  sich  auf  die  Dauer  schwerlich  aufrecht  er- 
halten lassen,  wenn  darin  auch  für  den  Anfang  kein  Fehler  enthalten  sein  mag;  es  kommt 
in  Betracht,  dass  die  Unfallversicherung  nach  den  gegebenen  Andeutungen  nicht  als  ebe 
für  sich  bestehende  Institution  ,    sondern    als    der   Anfang   der  Ausführung  eines  die  ver- 
schiedenen Zweige    der    Arbeiter- Versicherung   umfassenden    socialen  Programms  gedacht 
ist;    sie    ist    bestimmt,    mit   der    Krankenrersicherung   sowie  mit  der  Invaliden-  und  der 
Wittwen-  und  Waisen- Versicherung  ein  Ganzes  zu  bilden.     Mit   völliger  Sicherheit   wird 
sich  für  den  Begriff  der  Unfallschäden  die  Grenze  erst  ziehen  lassen,  wenn  zu  übersehen 
ist,  in  welchem  Umfange  und  nach  welchen  Grundsätzen  jene  andere  Zweige,  namentlich 
die  Invaliden-  und  die  Wittwen-  etc.  Versicherung  zur  Durchfuhrung  gelangen  werden ;  in 
dem  Umfange,  in  dem  die  Kreise,  für  welche  die  eben  gedachten  Arten  der  Versichenmg 
Organ isirt  werden,  sich  mit  denen  der  UnfaUversicherung  decken,  wird  diese  letztere  Ver- 
sicherung jenen  anderen  gegenüber  den  Character  einer  exceptionellen  bezw.  privUegirten 
Vorsorge  insoweit  haben,  als  es  sich  bei  der  Unfallversicherung  um  eine  vollere  Bemessung 
der  Entschädigung  und  eine  andere  Aufbringung  der  Deckungsmittel  handelt,  wogegen  in  den 
andern  Fällen  die  Fürsorge    zwar  ebenfalb   im  Wege    der  Kranken-,  Invaliden-  u.  s.  w. 
Versicherung  erfolgen,  hier  aber,  was  die  Hohe  und  Aufbringung  der  Entschädigung  an- 
langt, Grundsätze  Platz  greifen  würden,  die  dem  beschädigten  Arbeiter  minder  günstig  wä- 
ren.   Ist  dieser  Anschluss  jener  anderen  Versicherungszweige  au  die  UnfaUversicherung  erst 
erreicht,  so  wird  sich  auch  zu  einer  Begrenzung  der  Unfallschäden    zurückkehren  lassen, 
welche  etwa  nach  Analogie  des  Schweizer  Gesetzes  unter  dieselben    lediglich    die  durch 
den  Betrieb  erfolgten  Beschädigungen  aufnimmt,  solche  Beschädigungen  dagegen,  die  nur 
gelegentlich   des   Betriebes   —   wie  durch  Verbrechen  oder  Vergehen  Dritter ,    durch 
eignes  Verschulden  der  Beschädigten    —    eintreten ,    soweit    sie    sich    zu    einer  Vorsorge 
im  Wege  der  Versicherung  überhaupt  eignen,  der  Kranken-,  Invaliden-  u.  s.  w.  Versiche- 
rung überlässt.     So  lange  jenes  Ineinandergreifen  nicht  besteht,  mag  es  sich  dagegen  recht- 
fertiflren.  den  Begriff  der  UnfaUschädcn  weiter  zn  fassen ,    nm  auch  bezüglich  der  auf  der 
Grenze  liegenden  Fälle  einstweilen  auf  diesem  Wege  eine  Vorsorge  hersusteUen. 
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Versichcruug  itiöglich  goDiacbteu  uud  in  iliruii  Wkkungeu  uichergc- 
stellltJii  Erweiterung  der  Huftpflicht,  au  crachuiiit  diu  Fragü,  in  wel- 
cher Weise  jene  VerallKemeiiieruug  der  Veisicheruiig  herbeizuführen, 
als  eine  solche,  welche  vom  Gesichtspuukt  der  wirksaineu  Durebfüli- 
niiig  jeues  Priucips  und  Qbcrliaiipt  der  Opportuuität  aua  zu  beaut- 
wurteii  ist.  In  Bezug  auf  die  Funu,  in  welcher  die  Sicherste!  lung 
jener  VeritllgenieiiieruDg  der  Versicherung  erreicht  werden  soll,  steht 
wie  bekannt,  der  Vorschlag  des  zwischen  den  liberalen  Paithuien  ver- 
einbarten Entwuifs  des  Dr.  Buhl  und  Genossen  demjenigen  der  Reichs- 
regierung gegenüber;  jener  beschrankt  sich  auf  die  Nöthigung  der 
Unternehmer,  ihre  Haftpflicht  durch  Vereicherung  sicherzustellen  und 
auf  Feststellung  von  Nermativbedingungeu ,  deneu  die  mit  jener  Ver- 
sicherung äich  befassenden  Geäellschaftcn  genügen  mUssen;  diese  will 
die  Unternehmer  zu  Zwangsversicherungsgenossenschaften  behufs  ge- 
meinsamer Tragung  und  Ausgleichung  der  Haflpäichtverbiudlichkeiton 
vereinigen.  Wenn  nun  aber  nach  lien  Grundgedanken  der  Reform  die 
Ausgleichung  der  Gefahr  durch  allgemeine  Versicherung  VorauKSL'tzuug 
und  Bedingung  der  Durchführbarkeit  des  Ilaflpfliehtpriucipes  ist,  so 
scheint  mir  der  Entwurf  des  Herrn  Dr.  Buhl  und  Genossen  in  Bezug 
auf  die  Realisirung  dieser  Voraussetzung  zu  wenig  zu  leisten;  m.  E. 
ist  es  bei  dieser  Auffassung  des  Inhalts  des  Gesetzes  Erforderniss,  dass 
die  Gesetzgebung  tselbst  dem  Unternehmer  Gelegenheil  zur  Einführung 
seiner  Verbindlichkeiten  schaffe  und  ihn  nicht  der  Concurrenz  der  Pri- 
vatgesellschaften überlasse,  welche  hier  wie  sonst  den  Grossbetrieb  auf 
Kosten  des  kleineren  zu  bevorzugen,  nur  zu  sehr  geneigt  sein  würden  'j. 
Gleichwohl  nehme  ich  Anstand,  mir  in  der  Form,  wie  es  vorliegt,  das 
Project  der  Ueichsregierung  anzueignen:  ein  so  complicirter  Apparat, 

I)  Von  grossem  InleressD  ist  die  An,  in  welthur  die  von  dem  Kuridemith 
der  SvbweiB  bei  Vorlage  des  EatwurlB  Act  Uikftplliclilg03cl>BS  m  di«  UurideHVer- 
saminloug  gericlitele  Botachaft  (vom  26.  November  ISSU,  et.  S.  yO  ri;.  UuelUt),  iu- 
dam  sie  die  LimlÜrun);  der  Eaucliüdlgung  reclitfertrgt ,  sieb  Bber  den  Schutz  aus- 
■prlciit,  den  die  Privat  Versicherung  der  Untern  ohmor  gegenüber  einem  über  das  Verb£lt- 
ni»  Ihrer  Krüflo  hiiikuigehendBU  Aawaehaen  der  ErsaUverbiudlichlieit  gewähre.  Es 
wird  bemerkl,  dMs  die  Beflbignog  der  grosaen  EiaenbahngeMeUschsfloD,  rar  iiolche  Ver- 
pfltcbtungeD  aufzukämmen  ,  keinen  KUcIcBcbluss  auf  du  VerbüItDisB  anderer  Betriebe 
■ulasiiB,  „Einem  Idolnen  Fabrikanten",  boUst  es  weiter,  dciuou  KapitalumsHlz  nnr 
einige  lehataneend  Franken  beträgt  nnd  der  aua  seinem  Unternebuien  bücbstens  die  KU 
■oincm  und  seiner  Familie  Lebensunterhalt  oölbigen  Mittel  aieht,  kännen  ein  uder  zwei 
tJnglUcksIlllc  deu  ganien  Vertliensl  seiner  Arbeit  enuielion  und  sogar  den  Konkurs  lur 
Folge  haben.  Es  ist  deshalb  uÖtbig,  Jene  RDcksicbteu  walton  au  lassen.  —  Mau  kann 
biergegeu  oinwendon ,  dass  der  Fabrikant  stell  gegen  sein  Kbikii  durch  eine  UnlaUver- 
sicherung,  deren  Frümien  liemlich  mäislic  eind,  decken  kann.  Die»  ist  allerdingi  Ihoil- 
iubtig   und  US  kauu  Jedeui  Fabrikuiteu   nicht  genug   empfohlen   weiden,    diesen 
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wie  ihn  die  Abstufung  von  Gefahrenklassen,  Betriebsg^iosseoschafteii, 
Betriebsverbände,  Abtheiiung  neben  einer  Reicbscentralstelle  enthält, 
muss  die  Verwaltung  ebenso  schwerfällig  wie  kostspielig  gestalten  ond 
kann  für  die  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  und  des  genossen- 
schaftlichen Geistes  schwerlich  als  eine  geeignete  Basis  gelten.  Aber 
ganz  abgesehen  hiervon  ist  m.  E.  —  und  hierin  stimme  ich  mit  den 
Reformator  des  volkswirthschaftlichen  Congresses  überein  —  die  Glie- 
derung in  Gefahrenklassen,  denen  die  Betriebe  ihrer  Kategorien  nack 
eingereiht  werden,  eine  haltbare  Grundlage  für  die  Oi^anisation  nidit 
zu  enthalten ;  nicht  die  Kategorie  des  Gewerbebetriebs,  sondern  dessen 
individuelle  Einrichtung  ist  für  den  Grad  der  Gefährlichkeit  entschei- 
deud ;  die  Möglichkeit  einer  in  der  Abstufung  der  Beiträge  zum  Aus- 
druck kommenden  individualisirenden  Behandlung  aber  wird  durdi 
die  Gliederung  in  Gefahrenklassen,  innerhalb  deren  die  Beitragspfiicbt 
der  Mitglieder  nach  gleichen  Sätzen  geregdt  ist,  ausgeschlossen.  Grosse 
nach  Maassgabe  ihres  Umfangs  bezw.  der  in  ihnen  betriebenen  In- 
dustrie eine  hinlängliche  Ausgleichung  herstellende  lokale  Verbände, 

Weg  «iniiiscillagen ,  denn  nur  wenifre  mögen  ein  Interesse  dsmn  haben  ,  sdber  aa  fie 
SteUe  des  Versicherers  sn  treten.  Aber  nichtsdestoweniger  werden  nach  die  sn  bcsah- 
lenden  Prämien  den  Zins  eines  Kapitales  reprisendren ,  das  un  so  gigastu'  ist ,  ab  £e 
Haftpflicht  in  ihren  finandellen  Folgen  nnbeschrinkt  ist  £s  bleibt  deai  Fabrikaatea 
kein  anderes  Mittel ,  sich  aas  der  Nothlage  an  sieben ,  wenn  das  Bisiko  an  gross 
als  die  Preise  seiner  Prodncte  an  «-hohen ,  was  oft  wegen  der  Konkarreaa  nickt 
lieh  ist ,  oder  die  Arbeitslöhne  entsprechend  an  rednciren ,  was  ron 
gen  ist.**  ,^adi  den  Berechnungen,  die  wir  aaf  unser  Ansvcben  von 
kanten  erhalten  haben,  ▼ariiren  die  Ton  ihnen  für  ihre  Arbeiter  geaahlten 
IHiünien  swiM^ben  2  bb  SO  pro  MiUe  der  Tendcherten  Snmme.  Bei  den 
in  denen  der  Pabrikantengewinn  äusserst  gering  ist.  kann  somit  die 
Haftpflicht  nothige  Snmme  doch  Terhiltnissmissig  sehr  hoch  sein, 
daher,  dass  riele  Fabrikanten  es  Torsiehen,  ihre  eigenen  Versicberer  aa 
Es  g^t  hieraas  herror,  dass  die  Regierang  der  Schweia  in  dem 
mngswe&en  w^en  der  an&serordentlichen  Verschiedenheit  in  der  Bdiaadlvi^  der  Eia- 
Kclbetrichc  einen  genügenden  Schnta  gegen  nbennassige  Belastangen  dsrc^  die  Ca- 
fallikgefahr  besw.  durch  die  aar  Abwehr  derselben  sn  entrichteaden  hoben  Priminniirii 
nicht  erblickt.  Offenbar  hangt  die  Verschiedenheit  der  aaf  die  «Baelnea  Betriebe 
Anwendung  gebrachten  Sitae  grossentbeik.  mit  einer  gunstigem  Bebandlvag  di 
Betriebe^  susammen,  su  der  alle  nach  kaafmianiscben  Gruadsitaea  ▼erfalireikdea  G^kD- 
scbaften  ans  erklärlichen  Gründen  geneigt  sein  werden.  Hut  ein  Tom  Staal  aeHMt  or- 
ganiMrte»  Versicherungswesen  wird  gegen  eine  so  unglochmiange  VertheQn^  da-  LmS 
genügend  scbütaen  können ;  die  Konnativ-Bedingungen  .  denen  der  I>r.  BabTacbc  Ent- 
wurf die  VeTMcherungsgesellschaften  unterwerfen  wiU  .  würden  soicben  Schnta  nnr  ge- 
währen ,  wenn  sie  auch  die  Prämien  and  Bedingungen  im  Einaelnen  festsetx&en :  ^^^*^ 
aber  wären  säe  für  alle  Privatgesellschaften  unannehmbar.  Mit  Recht  weist  hiennf  der 
Commissar  der  Reichsre^ieruag ,  Geh.  O.  Reg.-R.  Lfohmana  hin . 
iSSJ  S.  729. 
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innerhalb  deren  durch  als  Mittelglieder  dienende  theils  lokale,  theils 
berufsgenossenschaftliche  Unterverbände  eine  individualisirende  Veran- 
lagung stattfinden  könnte,  wären  meiner  Ansicht  nach  vorzuziehen; 
durch  eine  solche  auf  lokaler  Abgrenzung  beruhende  Hauptein theilung 
liessc  sich  erreichen,  dass  wenigstens  die  obersten  Glieder  des  Orga- 
nismus von  Hause  aus  eine  dauernde  Gestalt  erhielten,  wogegen  eine 
auf  den  Kategorien  der  Gewerbebetriebe  beruhende  Haupteintheilung 
zunächst  eine  nur  experimentelle  sein  könnte  ^). 

1)  Für  den  gansen  Anfban  der  Organisation  scheint  es  mir  durchaus  wesentlich  su 
sein ,  dass  die  obersten  Glieder  der  ihr  zum  Grunde  zu  legenden  Eintheilung  sogleich 
als  definitive  geschaffen  werden ;  im  Allgemeinen  würde  m.  E.  jede  preussische  Provinz 
und  nächst  Baiern,  dass  in  mehrere  Verbände  zu  zerlegen  wäre,  jeder  deutsche  Mittel- 
staat einen  Hauptverband  darzusteUen  haben;  kleinere  Staaten  wären,  soweit  nicht 
besondere  Verhältnisse  ihre  Constituirung  als  Hauptverband  zulässig  erscheinen  las- 
sen sollten,  gruppenwebe  zu  Hauptverbänden  zu  vereinigen.  Die  ferneren  Grund- 
lagen konnten  aus  der  Organisation  selbst  hervorgehen.  Zunächst  wäre  durch 
Wahl  aus  den  Kreisen  der  IndustrieUen  des  Hauptverbandes  und  unter  Hinzutritt 
von  Beamten  ein  provisorisches  Organ  zu  bilden ;  dasselbe  hätte  zunächst  festzu- 
stellen ,  welche  Industrien  im  Hauptverbande  so  umfangreich  vertreten  seien ,  dass 
sie  je  einen  berufsgenossenschaftlichen  Unterverband  zu  bilden  vermöchten ;  die  an- 
dern nicht  zahlreich  genug  vertretenen  Betriebe  wären  durch  jenes  Organ  in  locale 
möglichst  sich  an  die  politische  Eintheilung  anschliessende  gemischte  Unterverbände  zu 
vereinigen ;  in  Landesthellen ,  in  denen  die  Industrie  stark  verbreitet  wäre ,  könnte  etwa 
ein  preussischer  landräthlicher  Kreis  einen  solchen  gemischten  Unterverband  bilden  ,  in 
anderen  müsste  eine  Anzahl  von  Kreisen  zusammengelegt  werden.  Für  jeden  berufsgenos- 
senschaftlichen und  jeden  localen  Unterverband  wäre  demnächst  durch  Wahl  des  Interes- 
senten und  Zuordnung  von  Beamten  ein  Organ  zu  bilden,  welches  den  Entwurf  eines 
Tarifes  für  die  Veranlagung  des  Betriebes  des  Unterverbandes  aufzustellen  hätte;  der 
Tarif  hätte  für  jede  Betriebsart  einen  Maximal ,  einen  Minimal  und  einen  Mittelsatz  zu 
enthalten,  ausserdem  hätten  die  Organe  der  Unterverbände  Delegirte  zu  wählen ,  deren 
Gesammtheit  das  repräsentative  Organ  des  Hauptverbandes  zu  bilden  und  ans  denen  unter 
Hinzutritt  von  Beamten  das  leitende  Organ  des  Hauptverbandes  hervorzugehen  hätte; 
mit  dem  Eintritt  dieses  Organs  würden  die  Functionen  des  provisorischen  Organs  ihr 
Ende  erreichen.  Von  dem  leitenden  Organ  des  Hauptverbandes  würden  unter  entspre- 
chender Betheiligung  der  Delegirtenversammlung  nunmehr  die  Tarife  für  jeden  einzelnen 
Unterverband  definitiv  festgestellt ;  einen  aus  den  Organen  der  Hauptverbände  zu  bilden- 
den der  Centralorgan  wäre  eine  entsprechende  Einwirkung  auf  diese  Arbeit  zu  sichern  ;  dies 
Centralorgan  hätte  zugleich  als  oberste  Reclamationsinstanz  zu  fungiren.  Der  aufzu- 
bringende Bedarf  wäre  besonders  für  jeden  Unterverband  festzustellen  und  zu  einer  Quote 
—  etwa  zur  Hälfte  —  von  den  Betriebsuntemehmem  des  Unterverbandes  auf  Grund  einer 
nach  Maassgabe  des  Tarifes  zu  bewirkenden  Einschätzung  aufzubringen ;  der  andere  Theil 
würde  vom  Hauptverbande  dergestalt  getragen,  dass  er  nach  Maassgabe  der  in  den 
Tarifen  für  die  in  den  einzelnen  Industrien  verwendeten  Arbeiter  vorgesehenen  Mittel- 
sätze nach  gleichem  Verhältniss  auf  die  berufsgenossenschaftlichen  und  localen  Unter- 
verbände vertheilt  würde.  Diese  Veranlagung  würde  nur  für  einige  Jahre  in  Kraft  zu 
bestehen  haben ;  nach  den  in  dieser  Zeit  gemachten  Erfahrungen  und  gesammelten  stati- 
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Wird  die.  Frage,   ob  privat-  oder  zwangsgenossenschaftliche  Ver- 
sicherung zu  Gunsten  der  ersteren  Alternative  entschieden,   so  fallt 
hiermit  als  unausführbar  die  Eventualität  eines  Reich-  oder  Staats- 
Zuschusses  von  selbst  hinweg ;  nur  für  den  zweiten  Fall  lässt  die  Frage 
eines  solchen  Zuschusses  sich  überhaupt  aufwerfen.    Meinestheils  halte 
ich  nun  aber  einen  Reichs-  oder  Staatszuschuss ,  soweit    derselbe  in 
eine  dauernde  Einrichtung  überzugehen  bestimmt  ist,  für  überaus  be- 
denklich; ein   solcher  Zuschuss  würde  nur  zu  leicht  dazu   beitragen, 
künftig  Industrien  zu  erhalten,  die  nach  Tragung  der  durch  ihren  Be- 
trieb verursachten  Schäden  nicht  mehr  rentabel  oder  concurreuzfähig 
blieben.    Eine   sehr  viel   ernstere  aber  ist  für  mich  die  Frage  eines 
vorübergehenden  Zuschusses.     Es  ist,  wie  ich  anerkenne,  Aufgabe  des 
Staats,  die  durch  Aenderung  der  Rechtsordnung  verursachten  Ueber- 
gänge  den  Betheiligten   durch  ein  Eintreten  mit  den  Mitteln  der  Ge- 
sammtheit  zu  erleichtern;   hiernach   ist   wohl  Anlass  zu  erwägen,  ob 
nicht  die  Gewährung  eines  festen,  periodisch  abnehmenden  Zuschusses 
bis  dahin,   dass  die  Verhältnisse  den   veränderten  Verhältnissen   sich 
accommodirt  haben  würden ,   durch  gebotene  Rücksichtnahme  auf  die 
Lage  der  Industrie    sich    rechtfertigen    lasse;   indessen    würde    eine 
solche  auf  Erleichterung  des  Ueberganges  berechnete  Subventionining 
ihren  Zweck  doch  nur  dann  erfüllen  können,  wenn  es  Princip  des  Ge- 
setzes wäre,   dass   für  die  während   der   üebergangszeit   zur   Entste- 
hung gelangenden  Entschädigungsansprüche  die  Deckungsnuttel  auch 
innerhalb  der  gedachten  Periode  angesammelt  und  hiernach  bemessene 
Beiträge  von  den  Verpflichteten  erhoben  würden.    Im  Gegensatz  hierzu 
aber  haben  die  im  Gesetzentwurf  für  die  Auszahlung  und  Aufbringung 
der  zum  bei  Weitem  grössten  Theil  in  Renten  zur  Realisirung  gelangen- 
den Entschädigungsbeträge  angenommenen  Grundsätze   zur    Wirkung, 
dass  die  Erfüllung  der  Ersatzansprüche  und   die  hieraus  erwachsende 
Belastung  zu  einem  sehr  erheblichen  Theil  von  der  Gegenwart  auf  eine 
mehr  oder  minder-  ferne  Zukunft  abgebürdet  wird;  es  kommt  daher 
die  entstehende  Mehrbelastung  ihrem   wesentlichen  Theile  nach  wäh- 

stischen  Daten  würden  demnächst  gleichseitliche  aUgemeine  Nonnen  fUr  die  gesammte 
TarifiruDg  und  Veranlagung^ aufgesteUt  werden  ,  so  jedoch ,  das  innerhalb  dieser  Nonnen 
den  Haupt-  und  Unterverbänden  der  nöthigc  Spielraum  verbliebe.  Den  berufsgenossen- 
schaftlichen  Unterverbänden  müsste  die  Regelung  der  Veranlagung  ihrer  Betriebe  möglichst 
seDistständig  belassen  j  ihnen  auch  gestattet  werden ,  für  den  FaU  des  Bedürfnisses  wei- 
tere Unterverbände  zu  bilden,  sowie  andererseits  mit  den  beRÜgUchen  Unterverbänden 
anderer  Uauptverbände  behufs  Herstellung  einer  vermehrten  Ausgleichung  in  transversale 
Verbindung  zu  treten.  Rechtlicher  Träger  der  Eutschädigungsverbindlichkeit  müssten 
jedoch  in  allen  Fällen  die  Hauptverbände  sein. 


Inwieweit  ist  von  der  Ausbildung  der  Arbeitervcrsichernng  u.  s.  w.  489 

rend  der  Uebergangsperiode  überhaupt  Dicht  zur  Erscheinung.  Ob  es 
möglich  wäre,  an  die  Stelle  dieses  Verfahrens  behufs  Verhütung  einer 
Belastung  der  Zukunft  mit  unübersehbaren  Verbindlichkeiten  ein 
anderes  auf  vorheriger  Ansammlung  der  Entschädigungsbeträge  und 
oine  dem  künftigen  Beharrungszustande  entsprechenden  Abmessung 
der  Beiträge  beruhendes  zu  setzen,  ist,  sofern  die  Eintheilung  in  Ge- 
fahrenklassen als  Basis  der  Organisation  beibehalten  wird,  schon  aus 
dem  Grunde  zweifelhaft,  weil  jene  Eintheilung  nicht  als  eine  bleibende, 
sondern  als  eine  nach  Maassgabe  der  zu  machenden  Erfahrungen  ver- 
schiebbare gedacht  ist,  für  den  Fall  der  Kapitalansammlung  daher 
bei  später  eintretenden  Aenderungen  schwierige  Auseinandersetzungen 
nicht  zu  vermeiden  sein  würden. 

Wenn  endlich  die  Vorlage  der  Reichsregierung  die  Grundsätze 
der  Unfallentschädigung  auf  Fälle  eingetretener  gänzlicher  oder  theil- 
weiser  Erwerbsfähigkeit  nur  insoweit,  als  die  Dauer  dieser  Erwerbs- 
unfähigkeit dreizehn  Wochen  übersteigt,  zur  Anwendung  bringt,  bis 
zur  Dauer  von  dreizehn  Wochen  aber  der  Fürsorge  der  Krankenkassen 
zuweist,  so  kann  ich  mit  dieser  Ueberwälzung  eines  bei  der  Länge  der 
Frist  immerhin  nicht  unbeträchtlichen  Theiles  der  Last  auf  die  Kran- 
kenversicherung mich  nicht  ohne  Weiteres  befreunden;  die  im  Prin- 
cip  beseitigte  Heranziehung  der  Arbeiter  zur  Beitragslast  wird  hier- 
mit durch  eine  andere  Thür  wieder  eingeführt  und  was  noch  bedenk- 
licher ist,  für  einen  grossen  Theil  der  Schädensfälle,  die  sich  nun  unter 
den  übrigen  Krankheitsfällen  verlieren  ^ ),  der  übersichtliche  Zusammen- 
hang mit  den  eingetretenen  Unfällen  verwischt;  das  öffentliche  Inter- 
esse erfordert  aber  gerade,  dass  dieser  Zusammenhang  kenntlich 
erhalten  und  die  Uebersicht  über  die  desfallsigen  Wirkungen  des 
Betriebs  gewahrt  bleibe;  diese  Uebersicht  gewährt  allein  die  erfor- 
derlichen Grundlagen,  um  die  Beitragspflicht  zu  den  Schädensbeträgen 
richtig  abzumessen  und  die  Güte  des  Betriebes  nach  der  Seite  der 
Verhütung  von  Unfällen  hin  richtig  zu  beurtheilen;  dass  eine  solche 
Beurtheilung  stattfinden  könne,  enthält  aber  wieder  den  wirksamsten 
Impuls  für  den  Unternehmer,  für  die  Sicherheit  seines  Betriebes  zu 
sorgen.  Es  ist  aber  ferner  mit  dem  Princip  der  Gesetzesvorlage  ganz 
unvereinbar,  dass  während  des  vorbezeichneten  Zeitraums  die  dem 
Arbeiter  zu  leistende  Entschädigung  nach  dem  sehr  viel  ungünstigem 


1)  Die  Vorschrift  des  §  6  Bl.  2  des  Kegierungsentwurfes  zum  Unfaüversicherungs- 
gesctze,  nach  welcher  bei  UnfaUschliden  die  Krankennnterstütsung  sogleich  vom  Tage 
des  Eintritts  der  Krankheit  an  (also  ohne  Carenzzeit)  zu  leisten  ist,  würde  wohl  kein 
genügendes  Compelle  zu  vollständiger  Aussonderung  der  Unfallsch&den  enthalten. 


490  ^^'  ^-  Reitzenstein, 

Maassstabe  der  EraDken Versicherung  bemessen  werden  soll^);  wenn 
es  richtig  sein  mag,  dass  nicht  alle  nur  binnen  kurzer  Frist  heilbaren 
Verletzungen,  wie  sie  im  täglichen  Verlaufe  zahlreicher  Betriebe  vor- 
kommen, als  Unfälle  gelten  können*),  so  wird  dies  doch  von  Fällen 
der  Erwerbsunfähigkeit,  die  sich  bis  zu  dreizehn  Wochen  ausdehnen, 
nicht  behauptet  werden  können.  Den  Gründen,  mit  denen  die  Regie- 
rungsvorlage jene  Ueberwälzung  motivirt,  vermag  ich  eine  durch- 
schlagende Bedeutung  nicht  zuzugestehen.  Wenn  geltend  gemacht 
wird,  dass  die  Organisation  der  grosse  Kreise  umfassenden  Unfallver- 
sicherungsverbände ihnen  die  zweckentsprechende  Erledigung  der  Fälle 
vorübergehender  und  kürzerer  Erwerbsunfähigkeit  nicht  ermögliche, 
so  beweist  dies  m.  E.  eher  die  Verbesserungsbedürftigkeit  der  Orga- 
nisation überhaupt.  Ebensowenig  lässt  sich  m.  A.  n.  die  Belastung  der 
Krankenkassen  mit  jener  Kategorie  von  Unfallschäden  damit  begründen, 
dass  die  Arbeitgeber  ein  Drittel  der  Beiträge  zu  den  Krankenkassen 
zu  leisten  haben,  da  jener  Beitrag  der  Arbeitgeber  bereits  durch  das 
Interesse,  das  sie  an  dem  Bestehen  eines  geordneten  Krankenkassen- 
wesens und  an  der  Rückwirkung  desselben  auf  die  Erhaltung  eines 
ständigen  Arbeitspersonals  haben,  hinlänglich  gerechtfertigt  wird; 
überdies  ist  eine  Betheiligung  der  Arbeitgeber  bei  Aufbringung  d& 
Kosten  schon  dadurch  geboten,  dass  denselben  ja  die  Annahme  und 
Entlassung  der  Arbeiter  ohne  Goncurrenz  des  Arbeiterpersonals  und 
hiermit  in  den  meisten  Fällen  die  Bestimmung  über  den  Eintritt  bezw. 
das  Ausscheiden  aus  dem  Kassenverbande  zusteht.  Ob  die  durch  jene 
innerhalb  des  Zeitraums  von  13  Wochen  bleibenden  Krankheitsfälle 
entstehenden  Belastung  der  Krankenkassen  in  der  That  innerhalb  der- 
jenigen Grenzen  bleiben  würde,  wie  sie  die  Motive  der  Regierungsvor- 
lage voraussetzen,  halte  ich  für  zweifelhaft,  da  nach  jetziger  Lage 
der  Gesetzgebung  es  an  einer  Gewähr  dafür  völlig  fehlt,    dass  be- 


1)  Die  Grundsätze  der  Regiernngsvorlage  würden  beispielsweise  sur  Folge  haben,  diss 
bei  Unfällen,  in  denen  die  Zahl  der  Verletzungen  eine  sehr  grosse  w&re,  die  letztere  aber 
ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  nach  innerhalb  18  Wochen  zur  Heilang  gelangten,  die  be- 
treffenden Beschädigten  mit  den  Sätzen  der  Krankenversicherung  während  jener  Frist 
auch  dann  vorlieb  nehmen  müssten,  wenn  der  Unfall  auf  einem  Verschulden  des  Un- 
ternehmers beruhte  (§116  der  Regierungsvorlage);  aber  auch  die  nach  diesen  Sitzen  zn 
gewährende  Entschädigung  fiele ,  da  sie  aus  der  Krankenkasse  gewährt  würde ,  nur  mit 
4  dem  in  culpa  befindlichen  Urheber  der  Beschädigung,  mit  {  dagegen  den  Genossen 
des  Beschädigten  selbst  zur  Last. 

2)  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  würde  ich  für  zulässig  halten,  dass  etwa  für  den 
ersten  vierzehntägigen  Zeitraum  die  Betheiligung  der  Unfallversicherung  ausgeschlossen 
bliebe  und  nur  Krankenversorgung  einträte. 


Inwieweit  ist  von  der  Aosbildong  der  Arbeitervenichemng  n.  s.  w.  491 

hafe  der  im  Jahre  1881  veranstalteten  statistischen  Aufnahme  die  Un- 
fallschäden mit  einiger  Vollständigkeit  ausgeschieden  worden  sind.  Aus 
demselben  Grunde  lassen  sich  die  Schlussfolgerungen,  die  der  Verein 
der  deutschen  Eisen-  und  Stahlindustriellen  aus  den  von  ihm  veran- 
stalteten Erhebungen  gezogen  hat,  keineswegs  von  vornherein  als  maass- 
gebend  betrachten. 

Es  ist  aber  allerdings  richtig,  dass  die  Wirkungen  der  Unfallver- 
sicherung ohne  gleichzeitige  anschliessende  Organisation  des  Kranken- 
kassenwesens unvollständige  bleiben  würden;  eine  solche  Organisation 
ist  schon  aus  dem  Grunde  ein  Bedürfhiss,  weil  über  der  Feststellung, 
ob  ein  Schaden  sich  als  Unfallsschaden  characterisirt ,  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  eine  mehr  oder  minder  längere  Zeit  vergeht  und  in- 
zwischen die  Fürsorge  für  den  Beschädigten  nicht  auf  sich  beruhen 
bleiben  kann ;  in  diese  Lücke  hat  die  Krankenversicherung  auf  alle  Fälle 
durch  Uebernahme  der  provisorischen  Fürsorge  unter  Vorbehalt  ihres 
Rückgriffs  gegen  den  zum  Ersatz  des  Unfallsschadens  Verpflichteten 
einzutreten.  Aber  es  ist  überhaupt,  schon  um  eine  doppelte  Organi- 
sation zu  vermeiden,  zweckmässig,  dass  die  Handhabung  der  Fürsorge, 
soweit  die  Krankenpflege  ein  wesentliches  Element  derselben  bildet, 
durch  die  Krankenkassen  erfolgt,  denen  —  den  freien  ebensowohl  wie  den 
öffentlichen  —  Seitens  des  Unfallversicherungsverbandes  demnächst  für 
die  Aufwendungen  Ersatz  zu  leisten  ist^);  soll  eine  financielle  Bethei- 
ligung der  Krankenkassen  überhaupt  beibehalten  werden,  so  erscheint 
es  mir  am  zweckmässigsten ,  dass  ihnen  eine  Quote  jener  Aufwendun- 
gen bis  zu  einem  gewissen  Zeitmaass  zur  Last  gel^  werde').    Aber 


1)  Selbstverständlicherweise  nicht  über  den  Betrag  der  gesetslichen  UnfallentschS- 
digung  hinaus  sowie  ev.  mit  den  in  der  n&chsten  Anmerkung  bezeichneten  Beschränkun- 
gen. Die  Fassung  des  §  8  des  Entwurfes  lum  UnfaUversicherungsgesetze  iSsst  es 
zweifelhaft,  ob  der  dort  bezeichnete  Ersatzanspruch,  was  m.  E.  gerecht  wXre,  auch  den 
freien  Kassen  eingerfiumt  sein  soll. 

8)  Wenn  wie  oben  (S.  490  Anm.  2)  als  zulässig  bezeichnet  worden,  für  die  ersten  14 
Tage  eine  Krankenunterstützung  für  Rechnung  der  Krankenkassen  gewährt  würde,  so  würde 
es  sich  vielleicht  empfehlen ,  für  die  nächsten  4  Wochen  die  Krankenkassen,  welche  nach 
den  im  Text  gemachten  Vorschlägen  ja  überhaupt  die  Versorgung  für  Rechnung  der 
Unfallversicherung  zu  bewirken  haben  würden,  mit  der  Hälfte  der  von  ihnen  zu  voraus- 
legenden  Unterstützungen  zu  belasten,  dergestalt,  dass  sie  gegen  den  UnfaUversicherungs- 
verbaud  nur  die  Hälfte  ihrer  Aufwendungen  zu  liquidiren  haben  würde;  dauerte  die 
Krankheit  länger  als  6  Wochen ,  so  hätte  der  letztgedachte  Verband  von  da  ab  die 
Auslagen  voll  zu  ersetzen.  Ausserdem  müsste  dem  Beschädigten  das  Recht  vorbehalten 
bleiben,  sofern  der  Schaden  als  Unfallschaden  anerkannt  würde ,  vom  Ablauf  der  ersten 
14  Tage  ab  demjenigen  Betrag  gegen  den  UnfaUversicherungSTerband  zu  liquidiren,  um 
den    die    ihm    gewährte    Krankenunterstützung   gegen    die    ünfaUentschädigung   zurück- 
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es  besteht  ganz  abgesehen  vom  Zusammenhange  mit  der  Regelung  der 
Unfallversicherung  an  sich  ein  Bedürfniss  der  Reform  des  Kranken- 
kassenwesens ;  zur  Anerkennung  eines  solchen  Bedürfnisses  muss  schon 
die  Thatsache  führen,  dass  die  Entwickelung  der  ZwangshUltskassen  in 
der  letzten  Zeit  im  günstigsten  Fall  nur  wenig  Forlschritte  gemacht 
hat,  die  des  freien  Hülfskassenwesens  dagegen  eine  unzureichende  ge- 
blieben ist.  Es  muss  dies  zu  einer  ematen  Prüfung  der  Frage  führen, 
auf  welchem  Wege  das  HUlMasseuwesen  einem  weiteren  Aufschwünge 
entgegenzuführen  sein  wird. 

Die  Entscheidung  dieser  Frage  wird  nicht  in  erster  Linie  tod 
einer  abstracteii  Abwägung  der  Verhältnisse  abhängig  gemacht  wer- 
den können,  in  dem  das  obligatorische  wie  das  freie  Kassenwesen  2d 
der  Fundamcntal-Sätzen  unserer  Wirthschaftsordnuug  stehen;  wie  in 
den  meisten  Gebieton  so  haben  wir  auch  hier  keineswegs  unbebautes 
Terrain  vor  uns  und  die  Verhältnisse  halten  sich  vielfach  den  beste- 
henden Institutionen  angepasst;  mit  den  letzteren  haben  wir  daher  za 
rechnen.  An  und  für  sich  mag  es  wohl  richtig  sein,  dass  sich  inner- 
halb des  freien  Kassenwesens  leichter  Formen  finden  lassen ,  welche 
der  Verschiedenheit  der  individuellen  Verhältnisse  sich  anschliesseo 
und  in  das  bestehende  System  der  Erwerbsfreiheit  sich  einfügen;  in- 
dessen haben  keineswegs  alle  Bildungen  des  freien  Kassenwesens  diese 
Eigenschaften  und  der  in  der  Sachlage  enthaltene  Zwang,  sich  auch  sol- 
chen Nonnen,  die  den  individuellen  Verhältnissen  nur  wenig  Rechnang 
tragen,  zu  unterwerfen,  ist  hier  oft  gerade  so  gross  wie  derjenige, 
welcher  aus  rechtlichen  Vorschriften  entspringt.  Es  ist  ferner  zuzu- 
gestehen, dass  ein  solches  freies  Kaäsenwesen  es  zu  einer  sehr  ausge- 
dehnten Entwickelung  bringen  kann;  dies  beweisen  die  in  den  friendl; 
Bocieties  und  den  trades  unions  in  England  hervorgerufenen  Organisa- 
tionen, ebenso  aber  die  französischen  socielös  de  secours  mutnels,  de- 
ren am  31.  December  1880  6777  mit  1,086,276  Mitgliedern,  darunter 
938,240  wirklichen  —  die  übrigen  waren  Ehrecroitglieder  —  bestan- 
den'); was  diese  Gesellschaften  den  englischen  an  Ausdehnung  und 

jft  in  za.hlreichaii  FKUen  ea  sich  TOn  Aafing  ko  nicht  sicher  üliers«faea  luMS 
difis«  Anerkennung  herbeiia fuhren  sein  irerde .  so  vrOrden  «chon  iti  sict 
der  FDnorga  die  Krank «nlusBeii  einiges  Rüiko  Hbirndl- 
men  ;  dies  Im  Verein  mit  der  lo  eben  emUinten  Balutang  derselben  mit  einnm  TbcU 
der  KoBtCD  würde  ausreichen,  um  die  engeren  Verbinde  der  Kruikeukiuaen  n  «orgMiner 
Prüfung  behufs  Verhinderung  der  Bimolation  lu  veranlaaseD. 

t)  Ich  entnehme  diese  AngKben  den  Uotiren  des  vnn  der  fnniÖBiBchen  Regienrnf 
kiD  18.  HKri  18B!  den  KammerD  t^argeleglen  Ennrurfes  eines  Oeseties  Über  die  ioc-  d* 
Mconra  matuels,  Annexe  do.  SSfi,  Stlinng  ä.   Depntinenk immer  von  18BS.      Es  botinden 


bliebe, 
vllrde. 
durch    vorlttuSga  Bewirknng 
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UmfaDg  der  Mittel  nachsteheD,  das. sind  sie  vielen  der  letzteren  an 
Solidität  der  Geschäftsführung  überlegen.  Diesem  Ergebniss  gegen- 
über kann  es  wohl  als  ein  kärgliches  Resultat  bezeichnet  werden, 
wenn  die  eingeschriebenen  Hülfskassen  in  Preussen  Ende  1180  einen 
Mitgliederbestand  von  nur  123,000  in  559  Kassen  nachwiesen;  diese 
Zahl  ist  auch  klein  gegenüber  der  Mitgliederzahl  der  auf  Grund  der 
früheren  Gesetze  fortbestehenden,  noch  nicht  in  eingeschriebene  um- 
gewandelten HtUfskassen,  die  trotz  ihres  Zurückgehens  seit  1876  sich 
Ende  1880  immer  noch  auf  716,738  —  in  4342  Kassen  —  belief*); 
dennoch  haben  seit  dem  gedachten  Jahre  besondere  Hemmnisse  der 
Ausdehnung  der  freien  Kassen  nicht  entgegengestanden,  es  ist  daher, 
wenn  ihre  Entwickelung  weitere  Dimensionen  nicht  angenommen,  dies 
keineswegs  auf  Rechnung  der  bestehenden  Gesetzgebung  zu  setzen. 
Die  Durchführung  der  Gewerbefreiheit  trieb  in  England  und  Frank- 
reich weit  früher  zur  Bildung  eines  reichgestaltigen  Associationswesens, 
für  das  in  Deutschland  neben  den  in  zahlreichen  Gebietstheilen  fort- 
bestehenden Innungen  kein  Raum  war;  auf  diesem  zumal  in  England 
weit  in  die  Vergangenheit  zurückreichenden  Processe  beruht  eine  Schu- 
lung der  Nation  für  die  Vereinsthätigkeit ,  wie  sie  eben  nur  das  Werk 
langjähriger  Entwickelung  sein  kann.  Es  kommt  hierzu  die  Neigung 
der  wohlhabenderen  Klassen  zu  opferwilliger  Betheiligung,  auf  der  die 
von  den  societ^  de  secours  mutuels  erzielten  Erfolge  zu  einem  immer- 
hin erheblichen  Theile  beruhen ;  Geschenke,  Vermächtnisse,  vor  Allem 
aber  laufende  Beiträge  der  Ehrenmitglieder  machen  von  den  Einnah- 
men dieser  Gesellschaften  einen  ansehnlichen  Bruchtheil  aus.  Das  al- 
les sind  Verhältnisse,  die  sich  auf  Deutschland  nicht  übertragen  las- 
sen. Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  an  und  für  sich  eine  geringere 
Befähigung  der  deutschen  Arbeiter  für  die  Betheiligung  an  einem  der- 
artigen Vereinswesen  besteht,  sei  es,  dass  der  Gharacter  der  Nation 
weniger  hierzu  hinneigt,  sei  es,  dass  bei  dem  erheblichen  Antheil,  der 
bei  unseren  grössten  und  wichtigsten  Institutionen  der  autoritativen 
Regelung  zufällt,  die  persönliche  Initiative  des  Einzelnen  eine  minder 
entwickelte  geblieben  ist.  Wie  dem  auch  sei :  sicher  fehlt  es  an  allen 
positiven  Anhaltspunkten  für  die  Annahme,  dass  wenn  das  auf  staat- 
lichen Normen  beruhende  Hülfskassenwesen  in  Wegfall  käme,  die  Lücke 
durch  das  freie  Kassenwesen  bald  in  auch  nur  annäherndem  Masse 


4790  societ^  approuvöes  mit  791,239  Mitgliedern,  darunter  129,857  Ehrenmitglieder  und 
1987  societ^es  autoris^es  mit  295,037  Mitgliedern,  unter  ihnen  18,179  Ehrenmitglieder. 

1)  Siehe  über  diese  Daten  S.  23  der  Regierungsvorlage  betr.  das  Gesetz  über  Kran- 
kenversicherung (Drucks,  des  Reichstags  IL  Session  1882  No.  14). 
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ausgefüllt  werden  würde ;  auf  eine  allmählige  und  möglicherweise  e 
langen  Zeitraum  in  Anspruch  nehmende  Enlwickelung  der  persöulichen 
Initiative  aber  lässt  sich  gegeuUbcr  dem  driogcoden  Bedürfmss,  am 
das  es  sich  handelt,  nicht  warten. 

Es  kann  daher  meines  Erachtens  nicht  davon  die  Rede  sein,  das 
bestehende  obligatorische  Hülfskassenwesen  aufzugeben,  um  die  Kran- 
kenversicherung den  Ungewissen  ^Chaucen  der  Entwickelung  eines  freien 
Hülfska^enwesens  zu  fiberlassen.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ist  es 
unmöglich,  in  der  Entwickelung  des  obligatoriächen  Hüifskassenweseus 
im  jetzigen  Stadium  stehen  zu  bleiben.  Das  Gesetz  vom  8.  April 
1876  macht  die  Errichtung  von  Hülfskassen  sowie  die  Begründung 
eines  Beitrittszwanges  für  die  Gesellen,  Gehillfen  und  Fabrikarbeiter 
von  einem  durch  die  Gemeindeorgane  zu  beschliessenden  Ortsstatul 
abhängig;  wenn  das  Gesetz  hierbei  von  der  Erwartung  ausgegangen 
ist,  dass  durch  diese  den  Gemeindeorganeu  überlassene  Initiative  ir- 
gendwie eine  Verallgemeinerung  der  Institution  zu  erzielen  sein  würde, 
so  hat  sich  diese  Erwartung  nicht  erfüllt,  da,  wie  in  den  Motiven  «u 
dem  vorliegenden  Gesetzentwurfe  constatirt  ist,  die  Zahl  der  überhaupt 
erlassenen  Ortsstatute  nur  298  beträgt,  wenn  278  auf  Preusscn,  auf 
sämmtliche  übrige  deutsche  Bundesstaaten  dagegen  nur  20  kommen. 
Das  Ergebnis»  dieser  vereinzelten  Anwendung  der  Befugniss  ist  ein  Zu- 
stand ungerechter  und  nachtheiliger  Ungleichheit.  Während  in  den  mit 
einem  Statut  versehenen  Gemeinden  Arbeiter  und  Arbeitgeber  zu  Bei- 
trägen zur  Krankenversicherung  herangezogen  werden,  werden  die  ent- 
stehenden Kosten  in  den  anderen  Gemeinden,  sofern  der  Verpflegte  unbe- 
mittelt ist,  von  den  Armenfouds  getragen;  andererseits  kann  ein  Arbei- 
ter, der  an  einem  Orte  versichert  war,  nicht  immer  darauf  rechnen,  an 
einem  anderen  Orte  das  Versicherungsverhältniss  fortsetzen  zu  können; 
aber  auch  wenn  an  dem  Orte  des  neuen  Arbeitsverhältnisses  Krankenkas- 
sen bestehen,  schliussen  doch  ihre  Leistungen  häufig  sich  nicht  an  die  der 
Kassen  des  früheren  Arbeitsortes  an ;  endlich  sind  die  därch  das  Gesetz 
v.  7.  April  1876  für  die  eingeschriebenen  Hülfskassen  festgestellten  Muii- 
malsätze  der  Unterstützung  ganz  unzureichend  und  zwar  um  so  mehr, 
je  mehr  es  sich  um  nach  Maassgabe  der  Art  ihrer  Arbeit  besser  be- 
zahlte Arbeiter  handelt.  Ich  halte  aber  auch  überhaupt  die  Grund- 
auffassung  des  Gesetzes  vom  S.  April  1876'),  welches  die  Errichtung 
von  Ortsstatuten  durch  die  Gemeindebehörden  zur  Begründung  eines 
Kassenzwanges  wesentlich  als  ein  Mittel  behandelt,   für  die  im  VVef^e 

1)  Noob  stSrker  in  der  biur.  und  bxd,  QescUsebung  über  die  Knuikenveraiebe- 
rmig  der  Geselleti  pp.  —  biiir.  O«».  v.  SO.  April  IBGD  Art.  20  ,  bmd.  Gm.  v,  8.  tUi 
1670  g  31  ~  anngeprigt. 
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der  Annenpflege  zu  bewirkende  Fürsorge  für  erkrankte  Gesellen,  Fa- 
brikarbeiter u.  s.  w.  durch  Besteuerung  derselben  der  Gemeinde  die 
erforderlichen  Deckungsmittel  zu  verschaffen ,  für  eine  unzureichende ; 
das,  worauf  es  in  erster  Linie  ankommt,  ist,  dass  die  Fürsorge  in 
einer  wirksameren  und  würdigeren  Form  als  dies  im  Wege  der  Armen- 
pflege geschehen  kann,  geleistet  werde.  Die  der  Vorlage  der  Reichs- 
regierung zu  Grunde  liegende  Idee,  die  Krankenversicherung  zu  ver- 
allgemeinern und  zugleich  durch  Errichtung  besonderer  Kassen  für  die 
Arbeiter  einzelner  Erwerbszweige  und  Betriebe  den  besonderen  Verhält- 
nissen dieser  Kategorieen  möglichst  anzupassen,  erscheint  mir  demnach 
als  eine  im  Allgemeinen  durchaus  berechtigte;  ohne  auf  die  Einzelheiten 
des  Entwurfs,  welcher  meiner  Ansicht  nach  in  der  Specialisirung  zu  weit 
geht  und  der  Begründung  bezw.  der  Erhaltung  besonderer  localer  Orga- 
nisationen nicht  den  nöthigen  Spielraum  lässt  ^),  einzugehen,  beschränke 
ich  mich  auf  die  Bemerkung,  dass  ich  wie  ich  schon  vorhin  andeutete,  die 
Belastung  der  Arbeitgeber  mit  einer  Quote  der  Beiträge  auch  ohne  An- 
lehnung an  das  Unfallversicherungsgesetz  für  völlig  gerechtfertigt  halte, 
da  ihr  Interesse  durch  die  Krankenversicherung  ihrer  Gesellen  und 
Arbeiter  und  den  günstigen  Einfluss  derselben  auf  die  Erhaltung  eines 
ständigen  Personals  wesentlich  gefördert  wird.  Der  Rücksicht  auf 
die  Entwickelung  eines  freien  Kassenwesens  wird  m.  E.  durch  die  Be- 
stimmung, dass  die  den  eingeschriebenen  Hülfskassen  angehörigen  Ge- 
sellen u.  s.  w.  vom  Beitrittszwange  zu  den  öffentlichen  Kassen  frei- 
bleiben, ausreichend  Rechnung  getragen,  wenn  es  ja  auch  sein  mag, 
dass  der  Spielraum,  der  ihnen  gelassen  worden,  durch  die  zu  erwar- 
tende weitere  Ausdehnung  der  obligatorischen  Kassen  eine  Verengung 
erfährt.  Sollte  hiergegen  eingewendet  werden,  dass  mit  der  Verallge- 
meinerung des  Zwangskassenwesens  im  Gebiete  der  Krankenversicherung 
auch  die  Nachtheile  und  Härten  verallgemeinert  werden  würden,  welche 
dem  Zwange  überhaupt  ankleben ,  so  bin  ich  im  Gegensatz  hierzu  der 
Meinung,  dass  durch  die  Verallgemeinerung  der  Organisation  die  Härten 
gerade  eine  wesentliche  Abschwächung  erfahren.  Es  ist  ja  nicht  zu 
leugnen,  dass  eine  dem  Nutzen,  den  die  Einzelnen  von  den  Kassen  er- 
warten, angepasste  und  nach  dem  Masse  desselben  sich  abstufende  Bei- 
tragspflicht ^)  sich  ebensowenig  bei  den  obligatorischen  Kassen  wie 

1)  Nacb  dem  Princip  des  §  14  würden  sieb  Einriebtungen  wie  etwa  die  in  Osna- 
brück bestehende  GeseUen-Krankenlcasse  —  Gem. -Zeitung  Jahrg.  1880  S.  72  —  nicht 
erhalten  lassen. 

2)  Für  eine  Abstufung  der  Beitragssätze  nach  Alter,  Beruf  bezw.  Art  der  gewerb- 
lichen Verwendung  und  sonstigen  Indiyidualverhältnissen  plaidirt  u.  A.  Popper,  ge- 
werbliche Hülfskassen    und  Arbeiterversicherung ,   Leipzig  1880   S.  19  fg.     Es  ist  nicht 


bei  deo  freien  völlig  herstellen  lässt  und  dasa  es  etwas  Miaslicliee  ba^ 
eiae  derartige  nicht  ganz  verhältnissmässige  Belastung,  der  sieb  bei 
den  freien  Ivaaaeii  das  eintretende  Mitglied  freiwillig  unterwirft,  zwangs- 
weise aufzuerlegen;  es  wird  namentlich  das  Verhältniss  der  Beitrüge 
zu  den  Vortheilen  bei  den  jüngeren ,  der  Erkrankung  weniger  ausge- 
setzten und  mit  einer  Familie  nicht  versehenen  Mitgliedern  eis  un- 
günstigeres sein  als  bei  den  älteren,  bei  denen  die  Erkrankungsgefahi 
eine  grössere  igt  und  welche,  weil  sie  Familien  zu  ernähren  haben,  die 
Hülfe  in  einer  anderen  und  kostspieligem  Weise  empfangen:  diese  Dn- 
gleicbhett  steigert  sich,  wenn  die  Fürsorge  der  Kasse  sich  auf  FamiUea- 
angehörige  in  Krankenfällen  ausdehnt.  Aber  diese  Härteo,  suferu  sie 
nicht  überhaupt  durch  die  dem  Arbeitgeber  zur  Last  fallende  Bej- 
tragsquote  übertragen  werden ,  mildern  sich  doch ,  wen»  die  Errich- 
tung der  Krankenkassen  eine  allgemeine  und  dauernde  wird,  derge- 
stalt, das3  der  Arbeiter,  der  heute,  weil  ohne  Familie  und  rüstig  über 
das  Verhältniss  der  ihm  gebotenen  Vortheile  hinaus  leistet,  seine  Eiit* 
Schädigung  darin  findet,  dasa  ihm  später,  wenn  er  kränklicher  gewor- 
den und  mit  einer  Familie  versehen  sein  wird,  Wohlthaten  aus  der 
Mitgliedschaft  zu  Theil  wurden,  welche  das  Mass  der  von  ihm  alsdani 
ohne  Erhöhung  zu  leistenden  Beiträge  übersteigen.  Ebenso  ist  es  rich- 
tig, dasB  bei  dem  durch  den  Wechsel  des  Arbeitsverhältnisses  bediugleo 
Uebertritt  in  andere  Kasseuverbimde  nicht  alle  Härten  vermieden  He^ 
den  können;  indessen  auch  diese  Härten  sind  bei  der  Krankenver- 
sicherung doch  weit  weniger  erheblich  als  bei  audereu  Zweigen  das 
Versicherungswesens,  da  die  Kapitalansammlung  beim  Krankenkasseth 
wesen  eine  verbältnissmässig  unbedeutende  Rolle  spielt  und  abgeseheo 
von  der  behufs  Bildung  eines  Reservefonds  eiutretenden  Mehrbelastung 
nur  diejenigen  Beiträge  erhoben  werden  dürfen,  welche  zur  Ausglei- 
chung der  Kraukenschäden  innerhalb  bestimmter  Zeitperioden  dieoeo- 
Der  Autbeil  des  einzelnen  Mitgliedes  an  den  Acliven  kann,  wenn  hier- 
nach verfahren  wird,  kaum  einen  besonders  erhebiicbeu  Betrag  errti- 
eben,  ganz  im  Gegensätze  zur  Invalidität-  bzw.  Alters-  und  zur  V 
wen-  und  Waisenversicberung,  für  welche  die  Kapitalansamtnltu 
gröSBter  Bedeutung  ist  und  deren  Voraussetzung  dieselbe  bildet.  | 

Bn  leugnen,  dkss  thsoreüicb  diese  Forderung  inabasDndare  hei  freion,  ein  gröuon 
biet  nnd  HiCglteder  Tersrliiedener  Berufisrlen  uinfiu>send«ii  Kumd  eine  geirius  B 
tIgUDi;  hat;  indessen  wird  bei  dem  Eingahea  lof  nUe  diese  VerbtUtaiMS  die  Veimltaif 
der  Kaise  immer  so  kompliclrt  beiw.  selbst  »uch  kostspielig  werden,  dus  mil  diatr 
Erschwerung  die  durch  jene  Specielisiratig  lU  wahrenden  Intereuen  nicht  im  VarhUI- 
viel  einricheroT  Weise  gleicht  die  GeD«r*lisinmg  der  Orgtnitatioo,  «ii 
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IdeL^^H 


standen 


»oglei. 


r  geseigt  wird,  die  Hirten  a 
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Ich  Stehe  hiernach  nicht  an,  die  Organisation  eines  obligatori- 
schen Versicherungswesens  innerhalb  des  Rahmens,  wie  ihn  die  von 
der  Reichsregierung  vorgelegten  Gesetzentwürfe  darstellen,  als  völlig 
realisirbar  anzuerkennen;  die  Zweifel,  denen  ich  in  dem  soeben  Ge- 
sagten in  Bezug  auf  einzelne  Modalitäten  der  Ausführung  Ausdruck 
gegeben ,  werden  das  Vertrauen  zur  Durchführbarkeit  jener  Reformen 
überhaupt  nicht  erschüttern  können.  Aber  so  wichtig  diese  Reformen 
an  sich  auch  sind  und  so  sehr  sie  mit  Recht  als  Ausgangspunkt  für 
die  übrigen  genommen  werden,  so  bedeuten  sie  doch  extensiv  wenig, 
wenn  es  sich  um  eine  Aufsaugung  der  Armenpflege  durch  die  Orga- 
nisation der  Arbeiterversicherung  handelt  Die  Sicherstellung  der 
Existenz  des  Arbeiters  wird  erst  dann  eine  vollständige  sein,  wenn 
jene  Organisation  die  Aufgaben  der  Invaliditätsversicherung  und  der 
Versicherung  der  Angehörigen  für  den  Todesfall  mit  umfassen  wird;  so 
wenig  dasjenige  gering  geschätzt  werden  kann,  was  durch  Sparsamkeit 
und  wirthschaftliche  Tüchtigkeit  des  Einzelnen,  durch  das  Genossen- 
schaftswesen, durch  Stiftungen  und  private  Fürsorge,  endlich  nicht  selten 
auch  durch  eine  hinlänglich  ausgestattete  öffiBUtliche  Armenpflege  nach 
dieser  Richtung  hin  im  Einzelnen  erreicht  wird,  so  wird  doch  das  Ge- 
fühl behaglicher  Sicherheit  erst  dann  ein  ganz  allgemeines  werden 
und  seine  mit  den  Härten  des  Lebens  versöhnende  Wirkung  in  den 
weitesten  Kreisen  äussern,  wenn  jene  Sicherstellung  in  Gestalt  allge- 
meiner, der  Gesammtheit  der  Arbeiterwelt  zugänglicher  Einrichtungen 
zur  Verwirklichung  gelangt  sein  wird.  Mit  Recht  ist  daher  eine  auch 
die  letztgedachten  Aufgaben  nmschliessende  Organisation  als  Ziel  hin- 
gestellt worden ;  der  Schwerpunkt  liegt  in  dem  gerade  diese  Aufgaben 
betrefiienden  Theile  der  Frage.  Aber  wie  das  Object  hier  ein  sehr  viel 
umfassenderes  ist,  so  sind  auch  die  Schwierigkeiten,  die  der  Lösung 
dieses  Problems  entgegenstehen,  sehr  viel  grössere ;  diese  Schwierigkeiten 
sind  theils  in  der  besonderen  Natur  der  Aufgaben,  um  welche  es  sich 
hier  handelt,  theils  darin  begründet,  dass  der  Boden  für  die  legisla- 
torische Behandlung  noch  weit  weniger  geebnet  ist  und  dass  Anfänge, 
welche  einer  jener  weitesten  Kreise  erreichenden  Organisation  als  Basis 
dienen  könnten,  im  Allgemeinen  noch  fehlen. 

Das  Kriterium,  welches  die  Aufgaben  der  Invaliditäts-  und  der 
Wittwen-  und  Waisen -Versicherung  von  der  Unfall-  und  Krankheits- 
Versicherung  scheidet,  beruht  vor  Allem  in  dem  gänzlich  verschiede- 
nen Charakter  der  Gefahr,  um  deren  Abwehr  und  Ausgleichung  es 
sich  bei  den  erstgedachten  beiden  Arten  der  Versicherung  handelt. 
Die  Unfalls-  und  Krankheits- Versicherung  bezwecken  Sicherung  gegen 
Schädigungen,  welche  während  der  Zeit  der  bezüglichen  Beschäftigung 


bezw.  wäbrend  der  Lebenszeit  Überhaupt  und  zwar  eismal  od« 
öfterer  bezw.  vielfacher  Wiederholung  eintreten  können :  es  handdt 
sich  um  eine  über  die  ganze  Bescbäftigungszeit  bezw.  Lebensdauer 
verbreitete,  mit  dem  Eintritt  des  einzelnen  Schadensereignisses  wenig- 
stens in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  nicht  zum  Abschluss  gelan- 
gende Gefährdung.  Dem  gegenüber  sind  die  ScbädtguDgeo ,  welche 
mit  der  Invalidität  bezw.  für  die  Familie  mit  dem  Tode  ihres  Ernäh- 
rers eintreten,  einiualige  und  unwiderniäiche ;  es  sind  solche,  in  denen 
sich  die  Gefährdung  consumirt;  aber  gerade  weil  diese  Schädigungen 
dauernde  sind,  repräsentiren  sie  zugleich  ein  Object  von  finanziell 
sehr  viel  umfassenderer  Bedeutung.  Hieraus  erhellt,  dass  die  Üufalls- 
versicheruiig,  wenn  sie  sich  auf  die  Zeit  der  gefährdenden  Beschäftigung 
ausdehnt,  ihre  Aufgabe  vollständig  erfüllt  und  dass  eine  auf  einen  be- 
stimmten Zeitraum  oder  die  Dauer  einer  bestimmten  Erwerbsthütigkeit 
sich  erstreckende  Kraukenversicberung  immerhin  an  sich  von  erheb- 
lichem Werthe  ist  Im  Gegensatz  hierzu  ist  bei  der  luvaliditAts- 
und  Todesfallsversicherung  der  Werth  eines  Versicherungs -Verhält- 
nisses, welches  nicht  bis  zum  Eintritt  des  Ereignisses  geführt  wind, 
von  geringem  oder  gar  keinem  Werthe;  lediglich  indem  es  bis  zum 
Zeitpunkt  des  Eintritts  des  Ereignisses  besteht,  kann  es  bei  diesen  Ver- 
sicherungsarten seinen  hauptsächhchen  Zweck  erfüllen.  Während  bei 
der  Krankenversicherung  die  behufs  der  Ausgleichung  der  Gefahr  erho- 
benen Beiträge  durch  die  in  den  einzelnen  Zeitabschnitten  sich  ereig- 
nenden Krankheitsfälle  sich  absorbiren,  erfordert  die  Invaliden-  und 
Todesfallsversicherung  die  Ansammlung  von  Deckungsmitteln,  nm  den 
Ersatz  des  mit  dem  Eintritt  des  Ereignisses  erwachsenden,  bleibeuden 
und  in  seinem  Umfange  sehr  erheblichen  Schadens  zu  sichern.  Bei 
der  Unfalls-  und  Krankenversicherung  ist  daher  eine  nur  temporäre 
Zugehörigkeit  der  betr.  Personen  zum  Versicherungs -Verbände  ent- 
weder überhaupt  kein  üebel  oder  doch  nur  ein  wenig  erhebliches; 
im  Gegensatz  hierzu  ist  bei  der  Invalidität  und  der  Familicuverslche- 
rung  für  den  Todesfall  das  unerlässlichste  Erforderniss,  dass  die  Ver- 
sicherung als  ein  dauerndes  dem  Versicherten  bis  zum  Eintritt  der 
Invalidität  bezw,  bis  zum  Lebensende  folgendes  Verhältniss  constituirt 
werde.  Nur  im  Wege  dieser  Dauer  des  Verhältnisses  kann  die  um- 
fangreiche Kapital-Ansammlang,  auf  der  diese  Versicherung  eben  be- 
ruhte, ihren  Zweck  erfüllen. 

Bereits  hierin  liegt,  dass  Uebertritte  aus  einem  Versicherungs- Ver- 
hältniss in  das  andere  bei  diesen  Versicherungen  weit  schwieriger  sein 
müssen.    Gerade  die  grössere  Ausdehnung  des  Zeitraumes,  welchen  die 
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Vollendung  der  Kapital-Ansammlung  erheischt  und  welchen  das  Ri- 
siko umspannt,  um  es  mit  einem  technischen  Wort  zu  bezeichnen: 
die  Langfristigkeit  von  Kapitalbildung  und  Risiko  bringt  es  aber  auch 
mit  sich,  dass  in  Bezug  auf  die  Sicherheit  des  Betriebes  an  die  An- 
stalten, die  mit  den  letztgedachten  Arten  der  Versicherung  sich  be- 
fassen, viel  strengere  Anforderungen  zu  stellen  sein  werden ;  diese  An- 
forderungen werden  um  so  strengere  sein  müssen,  je  mehr,  wie  dies  bei 
der  Versicherung  von  Lebensrenten  regelmässig  der  Fall  ist,  auch  die 
Realisirung  der  Entschädigung  über  einen  weiten  Zeitraum  sich  erstreckt. 
Schon  die  Rücksicht  auf  dies  Erforderniss  einer  unbedingten,  für 
einen  langbemessenen  Zeitraum  zu  gewährleistenden  Sicherheit  ist  es, 
das  von  vornherein  die  Chancen  einer  Concurrenz  der  Privat- Versiche- 
rungsgesellschaften auf  dem  fraglichen  Gebiete  zu  ungünstigeren  macht ; 
eine  so  vollkommene  und  solide  auch  die  Geschäftsführung  einer  Ver- 
sicherungsgesellschaft im  Augenblicke  sein  mag,  so  wenig  ist  es  doch 
möglich,  die  Aenderungen,  die  in  den  Grundsätzen  und  der  Hand- 
habung innerhalb  eines  langen  Zeitraumes  Platz  greifen  können,  im 
Voraus  zu  übersehen ;  Vieles  hängt  von  der  Individualität  der  jedesmal 
leitenden  Persönlichkeiten  ab;  dasjenige  Mass  einer  auch  für  weitere 
Kreise  und  das  in  derartigen  Beurtheilungen  nicht  geübte  Publicum 
erkennbaren  Sicherheit,  was  der  Staat  und  die  grossen  öffentlichen 
Gorporationen  darbieten,  wird  durch  die  Privatgesellschaften  nie  her- 
gestellt werden  können.  Besonders  aber  fällt  das  geringere  Mass  an 
Sicherheit  in's  Gewicht,  wenn  es  sich  um  eine  Verallgemeinerung  der 
Versicherung  durch  einen  von  den  Arbeitgebern  oder  den  Berufsge- 
nossen ausgeübten  Druck  oder  einen  vom  Staat  ausgeübten  Zwang 
handelt;  die  Verantwortlichkeit,  welche  aus  der  Anwendung  solcher 
Nöthigung  für  den  Urheber  derselben  erwächst,  hat  zum  Gorrelat,  das 
in  der  Sicherheit  das  höchste,  im  Allgemeinen  also  dasjenige  Mass 
gewährt  werde,  welches  der  Staat  und  die  grossen  öffentlichen  Gorpo- 
rationen vorzugsweise  bieten.  Es  hat  aber  auch  das  Privatversiche- 
rungswesen Methoden,  durch  die  es  dem  besonderen  Bedürfniss  der 
arbeitenden  Klassen  völlig  gerecht  würde,  bisher  nicht  auszubilden 
vermocht ;  dass  die  Betheiligung  der  arbeitenden  Klassen  bei  den  von 
den  Privat-Gesellschaften  dargebotenen  Versicherungen  innerhalb  sehr 
enger  Grenzen  geblieben  sei,  wird  von  allen  Seiten  zugegeben;  auf 
das  spärlichste  Mass  hat  sich  diese  Betheiligung  bei  der  Versicherung 
von  Alters-Renten  beschränkt ;  sie  hat  aber  auch  bei  der  Versicherung 
von  Kapital  für  den  Erlebens-  und  für  den  Todesfall  erhebliche  Di- 
mensionen nicht  erreicht^).    Als  Ursachen  dieser  unzureichenden  Er- 

1)  Siehe  Gerkrath,  zur  Frage  der  Arbeiter- Versicherung,  Berlin  1880,  S.  17  fg.    In- 
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gebnisse  werden  von  angeat-hener  fachmännischer  Seite  die  hoben  J 
schluss-  und  sonstigen  Vcrwaltungskosten  bezeichnet,  zu  denen  gerade 
die  Versiüherung  der  Arbeiter  Anlass  giebt;  die  ärztlicbeo  Gebühren 
und  die  Provisionen  vertheilen  sich  auf  sehr  kleine  Beträge;  die 
Schwierigkeiten,  dem  Arbeiter  in  seineu  wechselnden  Berufs-  und  Auf- 
enthalts-Vcrhältn lasen  zu  folgen,  sind  erhebliche;  dennoch  führen  die 
Ermittelungen  oft  zu  unzuverlässigen  Ergebnissen,  wodurch  wieder  zu 
vermehrter  Vorsicht  und  dadurch  zur  Anwendung  höherer  Tarife  Ad- 
lass  gegeben  wird. 

Eine  Vereinfachung  liesse  sich  erzielen ,  wenn  eine  längere  Ca- 
renzzeit  zur  Bedingung  gemacht  und  wenn  die  Versicherung  der  Ar- 
beiter gruppenweise  bewirkt  werden  könnte');  ersteres  würde  jedoch 
Werth  und  Anziehungskraft  der  Versicherung  sehr  verniinderD ;  letz- 
teres wäre  nur  durch  Intervention  der  Arbeitgeber,  genossenschaftliche 
Bildungen  oder  staatlichen  Zwang  zu  ermöglichen;  die  freiwillige  In- 
tervention der  Arbeitgeber  aber  würde  nie  eine  allgemeine  werden, 
die  Bildung  genossenschaftlicher  Verbände  bezw.  die  Anwendung  staat- 
lichen Zwanges  dagegen  von  der  genossenschaftlichen  bzw.  staatlichen 
Organisation  der  Arbeiterversicbening  überhaupt  nicht  zu  trennen 
sein^).  Jenen  Schwierigkeiten  lassen  sich  noch  die  der  Beitragsein- 
ziehung anreihen;  die  zwangsweise  Durchführung  Seitens  der  lediglich 
auf  das  gerichtliche  Verfahren  angewiesenen  Privatgesellschaften  würde 
den  Arbeiterkreisen  gegenüber  immer  eine  sehr  unvotlkommeue  blei- 

dem  der  Verfiuser  dem  BugrilFs  „urbsilende  ElDSsen"  den  .,^iDg  bsmittetta"  KluMi 
er  >nf  diese  Kluseu  ftlle  VenJcderaDin 
die  Samnie  dar  Arbeite rvetsicherungcD  ü 
LQiuuelmiea .  wru  kUcrdin^  ein  immsiUn 
IndcssBD  sind  b«ds  VardcrsSta«  not  »hi 
iiwegs  nir  hergestellt,  da»  ancb  Dir 
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der  grfisierB  Thaii  Jem 

1)  Dies  Bind  die 

tefbc lache  Individual 

9|  S«hon  dies  steht  vom  Standpuukte  der  Ansführbarkeit  aus  dem  von  Gerknili  in 
der  Suhrin  „Ueber  die  Ilnhe  der  BütrlgB  für  die  Arbeiter- VersicberooK.  Bartin  ItSL 
S.  34  fg.  gemachten  Vorachlage  entgegen,  die  HBlfskia^en  auf  die  Krank engeld-Venidir- 
rung  und  die  reine  InTallditftsretile  sa  hesohrtnkeu,  der  Altersvariorgung,  WIuitcb-  nud 
Waisuuversnrgung  aawie  der  BegrKhnisBgeld -Versicherung  dagegen  die  Tona  der  Kapi- 
tal-Versicherung  tu  geben;  letzlere  Versicherung  würde  darch  die  PrivatgesdlschaRan 
Etaiczufindan  haben.  Aber  auch  diese  Voraicheroiig  würde,  wenn  aie  Erfolg  Itabea  sollli, 
eine  gruppenweise  (ein  müssen ,  sie  wILrde  daher  diu  Dm  wischen  treten  genossesschaAli- 
cher  Verbinde  erfordern;  werden  aber  solche  cininal  gebildet,  daiiD  liegt  kdcIi  der  gvtec 
eenscbalUiebe  beaw,  staallicbe  Betrieb  dieser  gesammlen  Venlcberong  aehr  nel  Bibel 
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ben.  Diesen  Schwierigkeiten  gegenüber  wird  auch  der  von  mehreren 
Versicherungsgesellschaften  gemachte  Versuch,  in  der  Kombination 
einer  Kapital- Versicherung  fQr  den  Todes-  und  für  den  Erlebensfall 
eine  dem  Bedürfhiss  der  arbeitenden  Klassen  besonders  sich  anpas- 
sende Versicherungsform  herzustellen,  kaum  Aussicht  auf  einen  be- 
sonders grossen  Erfolg  haben;  überdies  besteht  darüber,  dass  diese 
Form  eine  der  Lage  jener  Klassen  besonders  entsprechende  sei,  kei- 
neswegs eine  Einhelligkeit  der  Meinungen;  so  ist  beispielsweise  Zill- 
mer^)  der  Ansicht,  dass  jene  Kombination  lediglich  unter  der  Vor- 
aussetzung einer  innerhalb  der  Arbeiterkreise  nicht  leicht  zu  errei- 
chenden Höhe  der  versicherten  Kapitalbeiträge  dem  Bedürfniss  Ab- 
hülfe schaffen  würde. 

Die  vorhandenen  Anfange  berechtigen  daher  nicht  zu  der  Erwar- 
tung, dass  durch  die  Thätigkeit  der  lediglich  auf  dem  Boden  des  Pri- 
vatrechts und  der  Privatwirthscbaft  sich  bewegenden  Versicherungs- 
gesellschaften die  Aufgabe  ihre  Lösung  finden  werde;  es  wird  sich 
demnach  darum  handeln,  diese  Abhülfe  im  Wege  genossenschaftlicher 
Bildungen  oder  staatlicher  Anstalten  zu  suchen;  erstere  lassen  sich 
wieder  entweder  als  zwangsgenossenschaftliche  oder  als  freie  denken. 
Alle  diese  Kategorien  sind  unter  den  in  Deutschland  bereits  vorhan- 
denen Bildungen  vertreten ;  keine  derselben  scheint  jedoch  in  der  Art 
ihres  zeitigen  Bestehens  diejenigen  Formen  zu  enthalten ,  im  Wege 
derer  die  Invaliden-Versorgung  zu  einer  allgemeinen  Einrichtung  ent- 
wickelt werden  könnte. 

Die  einzige  in  der  Gesetzgebung  bereits  ausgebildete  zwangsge- 
nossenschaftlicbe  Organisation  ist,  wenn  von  den  einem  ganz  anderen 
Gebiet  angehörigen  Pensions-  bezw.  Wittwen-  und  Waisenkassen  der 
Beamten  abgesehen  wird,  die  der  Knappschaftskassen ;  diese  Kassen 
umfassen  das  Gebiet  der  Unfall-,  Kranken-,  Invaliden-,  Wittwen-  und 
Waisen -Versicherung,  unter  Umständen  gleichzeitig  noch  andere  Auf- 
gaben; dem  Zwecke  der  Invaliden  und  der  Wittwen  und  Waisen-Ver- 


1)  ZiUmerf  Schriften  des  Vereins  f&r  Sociftlpolitik ,  Bd.  V  (Ueber  Alters-  and  In- 
validen -  Kassen)  S.  25  formulirt  seine  Ansicht  dahin  ,  dass  die  Verbindung  der  Ver- 
sicherung auf  den  Todesfall  und  auf  den  LebensfaU ,  d.  h.  die  Versicherung  eines  Kapi- 
tales, welches  entweder  bei  Eintritt  eines  bestimmten  Alters  oder  schon  früher,  wenn  der 
Versicherte  vorher  stirbt ,  gezahlt  wird ,  nur  dann  auf  geeignete  V^eise  die  eigene  Alters- 
uud  die  Versorgung  der  Familie  combinire,  wenn  ein  so  grosses  Kapital  versichert  werden 
könne,  dass  die  gewöhnlichen  Zinsen  dieses  Kapitals  für  die  eigene  Altersversicherung 
ausreichen ;  denn  reichen  diese  nicht  aus,  muss  das  Kapital  ganz  oder  theilweise  mitver- 
wendet werden  für  die  Altersversorgung,  so  ist  eben  gans  oder  theilweise  der  andere 
Zweck  die  Versorgung  der  Familie  hinfkUig. 
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sorgUDg  fliesst  der  bei  Weitem  grösste  Theil  ihrer  Einnahmen  zu. 
In  der  That  ist  versucht  worden,  diese  Kassen  als  Ausgangspuncte 
für  eine  Verallgemeinerung  der  Invaliden -Versorgung  zu  benutzen; 
die  Ausdehnung  dieser  Institution  auf  die  Arbeiter  in  Fabriken  über- 
haupt bildet  den  Gegenstand  des  bekannten  von  Herrn  Stumm  ge- 
stellten, in  der  Session  von  1879  im  deutschen  Reichstage  behandeltai 
Antrags ' ).  Es  hatte  wohl  die  Neuheit  des  Gegenstandes  einigen  An- 
theil  daran,  dass  dieser  Antrag  auch  in  der  Form,  in  der  er  einge- 
bracht war,  eine  verhältnissmässig  immer  noch  zahlreiche  Unterstützung 
fand  und  dass  auch  die  Kommission  des  Reichstags  sich  im  Wesent- 
lichen auf  den  Boden  desselben  stellte*);  es  ist  unmöglich,  die  Mo- 
mente, welche  die  Knappschaftskassen  als  besondere,  mit  der  eigen- 
thümlichen  Entwickelung  und  dem  eigenthümlichen  Verhältnisse  der 
Bergbau  treibenden  Bevölkerung  eng  zusammenhängenden  Einrichtun- 
gen erscheinen  lassen,  klarer  hervorzuheben,  als  es  dem  Antrage  des 
Herrn  Stumm  gegenüber  damals  von  dem  Kommissar  des  preuss. 
Handelsministers,  Geh.  Regierungsrath  Nieberding  geschehen  ist  Jene 
Kassen  haben  ihre  Wurzel  in  einer  oft  Jahrhunderte  hinaufreichenden 
Geschichte,  in  langer  Gewöhnung,  in  der  Abgeschlossenheit  und  dem 

1)  Der  Antrag  war  dahin  gerichtet,  den  Reichskanzler  zu  ersuchen,  dem  Reichstage 
einen  Gesetz-Entwurf  yorzulegen ,  welcher  auf  die  Einführung  obligatorischer ,  nach  dem 
Muster  der  bergmännischen  Knappschaftsrereine  zu  bildender  Altersversorgangs-  und  In- 
validenkassen  für  alle  Fabrikarbeiter  gerichtet  ist.  Nach  dem  Beschluss  der  Kommission 
sollte  der  Reichskanzler  zur  Vorlegung  eines  Gesetz  -  Entwurfs  betr.  die  Errichtung  von 
Invaliden-  und  Alters  Versicherungskassen  fOr  Fabrikarbeiter  mit  obligatorischer  Beitrags- 
pflicht auf  folgender  Grundlage  aufgefordert  werden : 

1)    Die  Kassen  haben  neben  der  Pensionirung  der  Arbeiter  selbst  auch  ihren  Wittwea 

und  Waisen  entsprechende  Unterstützungen  zu  gewähren ; 
8)   Die  Arbeiter  und  Arbeitgeber  haben  gemeinschaftlich  sowohl  Beiträge  zu  den  Kas- 
sen zu  leisten,  als  deren  Verwaltung  zu  fähren ; 

3)  Das  durch  die  gezahlten  Beiträge  erworbene  Recht  des  Arbeiters  an  die  Kasse  ist 
namentlich  durch  Uebertragbarkeit  seiner  Ansprüche  von  einer  Kasse  auf  die  anders 
zu  schätzen; 

4)  es  sind  Normativbestimmungen  für  die  Errichtung  von  Kassen- Verbänden  unter  be- 
sonderer Berücksichtigung  und  Förderung  des  Zusammenschlusses  verwandter  In- 
dustrie-Zweige zu  erlassen ; 

5)  die  Kontrole  über  die  nach  Massgabe  des  Gesetzes  errichteten  Kassen  ist  den  Lan- 
desbehörden zuzuweisen. 

8)  Dass,  obwohl  die  Knappschaftskassen  in  der  Resolution  nicht  ausdrücklich  ge- 
nannt werden,  sie  bei  derselben  als  Muster  vorgeschwebt  haben,  wird  von  Brentano  (Der 
Arbeiterversicherungszwang,  seine  Voraussetzungen  und  seine  Folgen,  Heft  150/1  der 
deutsch.  Zeit-  u.  Streitfragen  S.  41)  mit  Recht  vorausgesetzt.  Von  dieser  Voraussetzung 
ist  auch  hier  ausgegangen  worden.  Ueber  die  dem  Stumm'schen  Vorschlage  von  Caron  — 
die  Reform  des  Knappschaftswesens  —  gegebene  Modification  siehe  die  Anm.  am  Schiasse 
(S.  536). 


Inwieweit  ist  von  der  Aasbildnng  der  Arbeiterversichemng  a.  s.  w.  503 

Standesbewusstsein  der  Bergarbeiter,  deren  Stellung  u.  a.  in  Preussen 
bis  vor  Kurzem  eine  beamtenähnliche  war,  endlich  in  der  starken 
Localisirung  des  Bergbaus  und  der  relativ  grossen  Ausdehnung  sei- 
ner Betriebe,  Voraussetzungen,  welche  bei  anderen  Industrieen  nicht 
oder  nur  sehr  bedingt  sich  wieder  vorfinden.  Jene  besonderen  Eigen- 
schaften des  Bergbaus  und  der  Bergbau  treibenden  Bevölkerung  ver- 
ursachen, dass  die  mit  der  Einrichtung  der  Knappschaftscassen  ver- 
bundenen Härten  eher  ertragen  werden,  obwohl  sich  dieselben  zu  nicht 
unerheblichen  steigern  können.  Es  gehört  hierher,  dass  zur  Herstel- 
lung des  Gleichgewichts  zwischen  Verbindlichkeiten  und  Deckungsmit- 
teln Erhöhungen  der  Beiträge  zulässig  sind,  dass  zu  gleichem  Zwecke 
Herabsetzungen  der  Ansprüche  stattfinden  können,  dass  die  vollen 
Rechte  regelmässig  nur  Einer  Klasse  von  Mitgliedern,  den  ständigen 
zustehen,  dass  endlich  beim  Ausscheiden  aus  dem  einzelnen  Kassen- 
Verbande  die  Rechte  der  Mitglieder  in  vielen  Fällen  erlöschen,  da 
ihre  Uebertragbarkeit  durch  Cartell- Verhältnisse  keineswegs  allgemein 
und  oft  nur  in  unzureichender  Weise  geschützt  ist;  die  von  den  aus- 
scheidenden Mitgliedern  gezahlten,  ihnen  verloren  gehenden  Beiträge 
bilden  einen  Theil  der  Mittel,  mit  denen  die  Knappschafts-Cassen  ihren 
Verpflichtungen  genügen.  Aber  selbst  mit  Zuhülfenahme  dieser  Mit- 
tel wird  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  auch  nur  den  ständigen 
Mitgliedern  gegenüber  keineswegs  überall  genügend  sicher  gestellt, 
da  bei  den  Knappschaftscassen  weder  eine  getrennte  Rechnung  je  nach 
den  auf  die  verschiedenen  Zwecke  der  Kranken-,  Invaliden-  und  Witt- 
wen-  und  Waisen -Versicherung  bezüglichen  Beiträge  und  Ausgaben 
stattzufinden  pflegt,  noch  überhaupt  die  Prüfung  der  für  die  Sicher- 
stellung der  Verbindlichkeiten  erforderlichen  Deckung  nach  versiche- 
rungstechnischen Grundsätzen  bezw.  durch  vorherige  Capitalsansamm- 
lung  erfolgt;  die  gegenwärtigen  Beiträge  der  Mitglieder  dienen  zum 
grössten  Theil  der  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten,  die  bereits  in  der 
Vergangenheit  entstanden  sind ;  die  Last  der  Gegenwart  wird  in  über- 
wiegendem Mass  auf  die  Zukunft  abgebürdet  ^ ).     Bei  dieser  Grund- 

1)  Die  durch  die  Knappschaftskassen  gebotene  Sicherheit  hat  bekanntlich  in  neuer 
Zeit  von  zahlreichen  Seiten  her  Bemängelung  erfahren ;  der  frühere  Director  des  preuss. 
statistischen  Bureaus,  Herr  Geh.  Ober-Reg.-Bath  Engel  berechnete  in  einem  Tor  einiger 
Zeit  in  der  Berliner  volkswirthschaftlichen  Gesellschaft  gehaltenen  Vortrage  das  zeitige 
Deficit  der  preuss.  Knappschafts- Vereine  auf  95  Millionen  Mark.  Im  Wesentlichen  wird 
aUerdings  das  Crtheil«  das  über  die  von  den  Vereinen  gebotene  Sicherheit  gefüllt  wird, 
von  der  Stellung  abhttngen,  welche  zur  Frage  der  Znlässigkeit  des  den  Elnappschaftsver* 
einen  zu  Grunde  liegenden  Princips  überhaupt  angenommen  wird ;  denen,  welche  die  an  diese 
Vereine  zu  richtenden  Anforderungen  nach  den  Grundsätzen  der  Versicherungstechnik  bemeo« 
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läge  können  die  Knappschaftskassen  zwar  in  Zeiten  des  Aufschwungs 
und  der  Erweiterung,  ja  selbst  in  Zeiten  der  Stetigkeit  des  Betriebes 
bestehen;  dagegen  ertragen  sie  schwer  die  Zeiten  des  Rückgangs;  so 
hat  denn  soweit  bekannt  die  letzte  wirthschaftliche  Krisis  manche  Kas- 
sen in  arge  Bedr&ngniss  gebracht,  wo  nicht  ihrem  Ruin  nahe  gejfohrt 
Wenn  non  anch  wie  die  in  einzelnen  Gebieten  theilweise  bereits  durch- 
geführten  vortrefflichen  Vorschläge  Hiltrops  überzeugend  darthun,  durch 
Abzweigung  besonderer  Krankenkassen,  durch  Annahme  eines  ratio- 
nellen Systems  für  die  Abmessung  von  Beitragen  und  Lasten,  durch 
Aenderung  des  Verhältnisses  der  nicht  ständigen  Mitglieder  und  durch 
Vereinigung  der  nicht  leistungsfähigen  Kassoi  zu  grösser«!  Verbänden 
endlich  durch  gesonderte  Organisation  der  UnfaUversiclienmg  erheb- 
liche Verbesserungen  möglich  sind,  so  wird  doch  selbst  im  W^ge  die- 
ser Reformen  Mangels  einer  Gewähr  für  den  künftigai  Umfimg  des 
Betriebs  und  den  dadurch  bedingten  Zuflnss  der  Mitglieder  für  vide 
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Kassen  eine  absolute  Sicherstellung  der  Mitglieder  zumal  gegen  Kür- 
zungen der  Vortheile  bzw.  namhafte  Steigerung  der  Belastung  ebenso- 
wenig zu  erreichen  sein,  wie  hierdurch  eine  unbedingte  Uebertragbarkeit 
der  Ansprüche  bezw.  eine  Gewährleistung  der  Entschädigung  für  die 
Fälle  des  Wechsels  des  Arbeitsverhältnisses  bzw.  des  Berufs  zu  erzielen 
sein  wird  ^).  Je  mehr  sonach  die  Knappschaftskassen  sich  als  eine 
mit  den  Besonderheiten  des  Bergbaus  bezw.  der  ihm  gleichbehandel- 
ten Industrien  eng  verwachsene  und  gleichwohl  auch  innerhalb  dieser 
Grenzen  ihrer  Anwendung  reformbedürftige  Einrichtung  erweisen,  desto 
weniger  wird  es  angängig  sein,  die  Grundsätze  dieser  Einrichtung, 
mag  die  Beform  bezw.  die  weitere  Ausdehnung  derselben  auf  dem  Berg- 
bau verwandte  Betriebe  ja  immerhin  ein  Gegenstand  der  Discussion 
bleiben,  auf  andere  Industrien,  bei  denen  jene  Besonderheiten  nicht 
Platz  greifen,  zu  übertragen. 

Wenn  der  Staat  von  seinem  Rechte,  die  Einzelnen  zur  Betheili- 
gung bei  einer  in  ihrem  wie  im  allgemeinen  Wohlfahrts-Interesse  für 
nothwendig  erachteten  Einrichtung  anzuhalten  Gebrauch  macht,  so 
muss  er  idlen  gleiches  Recht  und  allen  gleiche  und  unbedingte  Sicher- 
stellung der  ihnen  in  Aussicht  gestellten  Leistungen  und  Vortheile 
und  zwar  auch  ihrem  Masse  nach  gewähren ;  diese  Sicherstellung  muss 
sich  ebensowohl  auf  den  Fall  beziehen,  wo  der  zur  Kassen  -  Mitglied- 
schaft herangezogene  Arbeiter  in  seinem  Arbeitsverhältnisse  und  in 
seinem  Kassen-Verbande  verbleibt,  als  auch  auf  den  Fall,  wo  er  von 
seinem  Rechte,  die  Erwerbsthätigkeit  frei  zu  wählen,  durch  Uebertritt 
in  ein  anderes  Arbeitsverhältniss  oder  einen  anderen  Beruf  Gebrauch 
macht ;  es  ist  nicht  zulässig,  ihm  dies  verfassungsmässige  und  die  ganze 
heutige  Wirthschaftsordnung  durchdringende  Recht  indirect  dadurch 
zu  verkümmern,  dass  er  für  den  Fall  des  Wechsels  des  Arbeitsver- 
hältnisses oder  der  Erwerbsthätigkeit  überhaupt  mit  dem  Verluste  der 
durch  die  Einzahlung  von  Beiträgen  erworbenen  Anrechte  bedroht 
wird ;  das  Ausscheiden  ist  ja  in  einer  grossen  und  vielleicht  der  gröss- 
ten  Anzahl  von  Fällen  nicht  einmal  ein  freiwilliges,  sondern  ein  durch 
Betriebs-Reduction ,  Betriebs-Einstellung  oder  Entlassung  Seitens  des 
Arbeitgebers  aus  sonstigen  Gründen  hervorgerufenes.  Wenn  Herr 
Stumm  bei  Begründung  seines  Antrags  sich  dahin  äusserte:  „es  müsse 


1)  Ueber  das  Verhftltniss  der  Knappschaftskassen  snr  Freizügigkeit  verbreitet  sich 
besonders  eingehend  Brentano,  Arbeiterrersicherungszwang  S.  89  %.  Der  Nachweis,  dass 
die  jetzigen  Einrichtongen  der  Kassen  sich  mit  den  Anforderungen  der  Erwerbsfreiheit 
nicht  in  Einklang  befinden,  wird  hier  in  einer  m.  E.  schlagenden  Weise  gefUbrt. 
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der  Arbeiter  einen  Vortheil  darin  finden,  seine  Fabrik  nicht  alle  Tage 
zu  wechseln,    sich    nicht    als  Vagabund    in   der  Welt  umherzutrei- 
ben'^  ^),  so  ist  dies  ein  Ausspruch,  der  vom  Gesichtspunkte  eines  mit 
Recht  auf  ein  ständiges  Arbeitspersonal   haltenden  und   zugleich  um 
das  Wohl  der  Arbeiter  besorgten  Industriellen  gewiss  zu  erklären,  der 
jedoch  die  gegen  das  Princip  der  Enappschaftskassen  erhobenen  Aus- 
stellungen zu  entkräften  nicht  geeignet  ist.     Den  gedachten  Anforde- 
rungen in  Bezug  auf  die  Sicherstellung  können  die  Fabrik -Invaliden- 
cassen,  deren  Errichtung  die  über  den  Antrag  des  Ilerrn  Stumm  ein- 
gesetzte Reichstags-Kommission  empfahl,  nicht  entsprechen;  die  Form 
der  Kassen,  welche  den  Antrag  der  Kommission  in  Vorschlag  bringt, 
sichert  weder  der  Leistungsfähigkeit  der  Kassen  bezügUch  der  in  Aus- 
sicht gestellten  Entschädigungen  überhaupt,  noch  die  Fortdauer  des 
Anspruches  für  den  Fall  des  Wechsels  des  Arbeitsverhältnisses.    Die 
Sicherstellung  der  Leistungen,  welche  die  Privat- Versicherungs-GeseD- 
schaften  gewähren,  beruht  abgesehen  von  der  Grösse  ihres  Reserve- 
Fonds  und  sonstigen  Vermögens  und  dem  Umfange  und  der  Realisir- 
barkeit  ihres  Actien-Kapitals  auf  der  Zuverlässigkeit  ihrer  Rechnung; 
diese  Zuverlässigkeit  hat  zwei  Voraussetzungen :  einmal,  dass  der  Kreis 
der  mit  der  Gesellschaft  abgeschlossenen  Versicherungs-Verträge  ein 
so  grosser  sei,  dass  innerhalb  desselben  das  Gesetz  der  grossen  Zahlen 
wirke;  zweitens  die  Erwartung,  dass  die  einmal  in  ein  solches  Ver- 
tragsverhältniss  mit  der  Gesellschaft  bezw.  in  die  Mitgliedschaft  der- 
selben  eingetretenen  Versicherten  wenigstens  ihrer  grossen  Mehrzahl 
nach  in  dem  bezüglichen  Versicherungs-Verhältniss  längere  Zeit  oder 
dauernd  verbleiben.     Keine  dieser  Voraussetzungen  lässt  sich  von  je- 
nen Kassen  in  genügendem  Masse  erfüllen.    Denn  sie  werden  immer 
nur  einen  relativ  engen  Kreis  von  Versicherten  umfassen,  einen  Kreis, 
der  nicht  nur  nach  Massgabe  der  Ausdehnung  oder  Reduction  der  zur 
Kasse  gehörigen  Betriebe  überhaupt,  sondern  auch  vermöge  des  indi- 
viduellen Wechsels  an  Personal  meist  ein  mehr  oder  weniger  fluctoi- 
render  sein  wird.    Den  einzelnen  ausscheidenden  Mitgliedern  will  zwar 
der  Kommissions-Antrag  die  erwachsenen  Anrechte  dadurch  erhalten, 
dass  er  das  Erforderniss  ihrer  Uebertragbarkeit  von  einer  Kasse  auf 
die  andere  aufstellt ;  die  Constituirung  einer  solchen  Uebertragbarkeit, 
welche  schon  für  die  sehr  viel  gleichförmigere  Verhältnisse  aufweisenden 
Knappschaftskassen  kaum  allgemein  realisirbar  ist,  wäre  hier  jedoch  völ- 
lig undurchführbar ;  es  würde  dies  den  Kassen  vollends  die  Möglichkeit 


1)  Beichstags-Verhuidlaiigeti  von  1879  S.  160. 
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nehmen,  einen  auch  nur  einigermassen  bestimmt  abgegrenzten  Kreis 
von  Verbindlichkeiten  ihrer  Berechnung  zu  Grunde  zu  legen  und  ein 
konstantes  Yerhältniss  zwischen  diesen  und  den  Beiträgen  zu  erhalten ; 
nur  zwischen  den  grösston  Verbänden  würden  die  Wirkungen  des  indi- 
viduellen Ab-  und  Zuströmens  sich  annähernd  ausgleichen  0-  Einer  allge- 
meinen Organisation  der  Invaliden-  wie  der  Wittwen-  und  Waisen- Ver- 
sicherung werden  daher  derartige  auf  enger  localer  Abgrenzung  be- 
ruhende Kassen-Verbände  ebensowenig  dienen  können,  wie  die  von 
Ludwig  Wolf  in  seinem  Gutachten  empfohlenen  subsidiären  Gemeinde- 
Invaliden-Kassen  nach  meinem  Dafürhalten  eine  solche  Grundlage  her- 
zustellen vermögen.  Es  wird  sich  vielmehr  nur  fragen  können,  ob 
das  Ziel  im  Wege  einer  grosse  Kreise  umfassenden  freien  oder 
auf  staatlichem  Zwang  beruhenden  genossenschaftlichen  Organisation 
erreichbar  ist 

Die  freien  Kassen  haben  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  oder  Be- 
schränktheit des  Kreises,  den  sie  umfassen  müssen,  einen  etwas  wei- 
teren Spielraum,  als  die  Zwangskassen;  vom  Standpunkte  des  Einzel- 
nen aus,  der  sich  frei  über  seinen  Beitritt  entscheidet,  ist  es  leichter 
zu  übersehen,  ob  Aussicht  vorhanden,  dass  er  in  seinem  Erwerbsver- 
häJtniss  verbleiben  werde;  es  ist  femer  mehr  oder  weniger  seine 
Sache,  wenn  er  durch  freiwilligen  Eintritt  in  den  Kassen- Verband  sich 
ihm  ungünstigen  Consequenzen  für  den  Fall  des  Wechsels  des  Arbeits- 
verhältnisses oder  Wohnorts  unterwirft.  Dennoch  wird,  schon  um  mit 
dem  Gesetz  der  grossen  Zahl  arbeiten  zu  können  und  die  Wirkungen 
ungünstiger  Zufallscombinationen  möglichst  abzuschwächen,  die  thun- 
lichste  Ausdehnung  des  Kreises  auch  für  die  freien,  Zwecken  der  Inva- 
liden-Versicherung dienenden  Kassen  Grundsatz  sein  müssen,  wie  denn 
auch  die  englischen  derartige  Versicherungszwecke  unter  ihre  Auf- 
gaben zählenden  Vereine,  die  friendly  societies  und  die  Gesammt- Ver- 
bände der  trades  unions  meist  eine  grosse  Mitgliederzahl,  die  letzteren 
namentlich  alle  den  Vereinsanschluss  suchenden  Gewerbegenossen  des 
Königreichs  umfassen.  Ebenso  war  es  gewiss  eine  glückliche  Idee  der 
Leiter  der  deutschen  Gewerkvereine,  die  Invaliden  -  Versicherung  auf 
zwei  grosse  centrale  Kassen,  die  Verbandskasse  und  die  Kasse  der 
Maschinenbauer  und  Metallarbeiter  zu  gründen.  Dennoch  vermag  ich, 
für  so  verdienstlich  ich  an  sich  dies  Vorgehen  halte  und  so  sehr  ich 
die  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  würdige,  aus  den  Ergebnissen, 
welche  die  „Perle  der  Gewerkvereine"  im  Sommer  1880  mitgetheilt 

1)  Die  sub  4  des  Komm.-Beschl.    empfohlenen  Kassenverbände   würden    diese  Aus- 
gleichung nur  bei  Aufhebung  der  Ökonom.  SelbststXndigkeit  der  Einzelkassen  sicher  stellen. 
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hat,  nicht  die  Hoffnung  zu  schöpfen,  dass  durch  diese  oder  ähnliche 
Organisationen  das  Ziel  einer  allgemeinen  Invaliden  -  Versorgung 
auch  nur  annähernd  zu  erreichen  sein  werden. 

Ich  unterlasse  es,  hier  die  Analogie  der  englischen,  verschiedene 
Aufgaben  in  ihrem  Wirkungskreise  vereinigenden  und  auf  deutsche 
Verhältnisse  nicht  übertragbaren  Vereinsorganisationen  heranzuziehen; 
dass  der  im  Besitz  der  beiden  Gewerkvereins-Invalidenkassen  befindliche 
Kapitalfond  um  320,000  Mark  für  die  Pensionsansprüche  von  8300  Mit- 
glieder unter  Hinzutritt  des  Schätzungswerths  der  künftig  fällig  wer- 
denden Beiträge  die  erforderliche  Sicherheit  gewähre,  erscheint  zwei- 
felhaft; nach  dem  von  Behm  erstatteten  sehr  überzeugenden  Gut- 
achten müssten  um  diese  Sicherheit  zu  erzielen,  die  Beiträge  noch 
auf  das  Anderthalbfache  der  jetzigen  Sätze  erhöht  werden  i).  So- 
fern behufs  Erhöhung  der  Sicherheit  auf  einen  vermehrten  Zufluss 
von  Mitgliedern  gerechnet  wird,  ist  dies  ein  Element  das  sich  als  eine 
gänzlich  unbestimmte  Grösse  characterisirt ,  da  auf  das  Mass  der  Be- 
theiligung bei  jenen  Kassen  die  mannigfachsten  Momente  Einfiuss  ha- 
ben; insbesondere  ist  es  die  zur  Zeit  unübersehbare  weitere  Eint  Wicke- 
lung der  Gewerbevereine  überhaupt,  welche  für  den  Umfang  jener  Be- 
theiligung in  erster  Linie  bedingend  sein  wird.  Aber  auch  wenn  jene 
Kassen  für  die  in  Aussicht  gestellte  Invaliden  Versorgung  volle  Sicher- 
heit böten,  würden  doch  andere  Momente  einer  erheblich  weitem  Aus- 
dehnung ihrer  Wirksamkeit  entgegenstehen.  Jene  beiden  Invalidenkasseo 
der  Gewerkvereine  beschränken  sich  auf  die  Gewährung  von  Beuten  für 
den  Fall  der  Invalidität ;  eine  Reservirung  des  Kapitals  findet  ebenso- 


1)  D.  h.  aaf  das  Dreifache  der  ursprünglichen  Satze  siehe  Behm  in  dem  cit.  V.  Bande 
der  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  S.  153.     Diese  früheren  Beiträ^^e  betragen  (für 
eine    wöchentliche  Pension    von  4,50  Mark)   pro  Woche  10  Pf.,    ein    Satz    der    aaf  dem 
Leipziger  Verbnndstage  (1875)  für  die    bis  dahin    schon  vorhanden  gewesenen  Kitglieder 
auf  15  Pf.  und    demnächst  auf    dem  Nürnberger  Verbandstage  (1879)  aaf  20  Pf.  erhöht 
wurde.     Die  nach    dem  1.  Mai  1875   hinzagetretenen  Mitglieder   haben  dagegen    seitdem 
einen  nach  dem  Beitrittsalter  von    15 — 30,  30 — 40  und  40 — 45  Jahren  sich  abstafendeo 
Satz  von  (seit  dem  Nürnberger  Verbandstage)  13|,  20  und  26 1  Pf.  pro  Woche  zu  zah- 
len.    Dennoch    ist  es  nicht   gelungen,   eine  völlig    befriedigende  Bilanz  zu  erzielen,  wie 
die  Ausfuhrungen  von  Stämmler  in  dessen  Schrift:  Haben   sich    die  Invalidenkassen  der 
deutschen  Gewerkvereine  bewährt?  Berlin  1881  S.  20  fg.  in  einer  m.  E.  ausreichenden  Weis« 
darthun;  bedenklich  ist  namentlich,  dass  das  Kapitalvermögen  der  Verbands-Kasse,  welches 
Ende  1878  222,189,55  Mark  betrug,  bis  zum  1.  Juli  bezw.  1.  October  1880  auf  218,352,68 
bezw.  212,172,08  Mark  gesunken  war,   während    dasselbe   doch,    da   normale  Sicherheit 
noch  nicht  erreicht  ist,  hätte  zunehmen  müssen.     Andererseits  waren  es  offenbar  die  Er- 
höhungen ,    die    auf  die  Betheiligung   an   der  Kasse   wieder   nachtheilig   gewirkt  hatten ; 
während  Ende  1874  die  Zahl  der  Mitglieder  9567  betrug,   war  sie  1880  aaf  rond  8300 
herabgegangen.  Jedenfalls  ist  zur  Zeit  eher  ein  Rückgang  als  ein  Fortsehritt  vorhanden. 
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wenig  statt  als  die  Wirksamkeit  der  Kassen  auf  die  Versicherung 
der  Angehörigen  ausgedehnt  worden  ist.  Für  die  grosse  Mehrzahl 
der  Gewerbegenossen  —  es  sind  die  mit  Familien  versehenen  —  hat 
die  Invalidenversicherung  ohne  gleichzeitige  Wittwen-  and  Waisenver- 
sicherung  einen  nur  unvollkommenen  Werth;  würde  aber  diese  letz- 
tere Versicherung  mit  eingeschlossen,  so  würden  die  Beiträge  einen 
für  viele  Mitglieder  völlig  unerschwinglichen  Betrag  erreichen.  Die 
zu  jenen  Kassen  zu  leistenden  Beiträge,  deren  Abstufung  nach  einem 
complicirten  Alter-  und  Individualverhaltnisse  ausreichend  berück- 
sichtigenden Tarif  ^)  die  Betheiligung  voraussichtlich  weiter  verringern 
würde,  müssen  aber  schon  für  die  Aufgabe  der  Invalidenversicherung 
allein  eine  hohe  sein,  weil  der  zeitige  Beitritt  der  Mitglieder,  so  lauge 
er  ein  freiwilliger  bleibt,  im  Allgemeinen  selten  sein  wird;  dass  der 
Beitritt  in  jungen  d.  h.  in  deiyenigen  Jahren,  in  denen  der  Eintritt 
der  Unterstützungsbedürftigkeit  am  fernsten  und  Mangels  einer  zu  er- 
nährenden Familie  die  Leistungsfähigkeit  am  grössten  ist,  sich  für 
jene  Kassen  in  irgend  welcher  Allgemeinheit  sicher  stellen  lassen  werde, 
halte  ich  für  gänzlich  unwahrscheinlich,  wenn  es  ja  auch  nicht  ge- 
radezu ausgeschlossen  sein  mag,  dass  in  einzelnen  engeren  gewerb- 
lichen Kreisen  das  berufsgenossenschaftliche  Bewusstsein  sich  kräftig 
genug  entwickelt,  um  einen  entsprechenden  Druck  auf  die  Betheilig- 
ten zu  üben  ').  Dass  in  der  Periode  der  grössten  Rüstigkeit  und  Kraft 
die  Anwandlungen  des  Gedankens  an  künftige  Fürsorgebedürftigkeit 
gerade  am  seltensten  sind,  ist  ein  in  der  menschlichen  Natur  begrün- 
deter Zug;  auch  in  den  mit  einer  höhereren  Bildung  ausgestatteten 
Klassen  der  Gesellschaft,  die  doch  mehr  mit  der  Zukunft  zu  rechnen 
gewohnt  sind,  ist  ja  in  jener  Altersperiode  eine  Vorsorge  für  das 
Alter  durchaus  ungewöhnlich.  Würden  wir  es  nicht  fast  als  eine  Ver- 
irrung  betrachten,  wenn  ein  junger  Mann  etwa  während  der  Jahre 

1)  Für  einen  solchen  Tarif  erachte  ich  noch  nicht  den  auf  den  Verbandstagen  in 
Leipzig  bezw.  Nürnberg  für  die  seit  dem  1.  Mai  1879  eingetretenen  Mitglieder  beschlosse- 
nen, der  wie  oben  S.  508  Anm.  1  erwähnt,  nur  eine  dreifache  Abstufang  —  Beitritts- 
alter von  15—30,  30—40,  40—45  —  enthält.  Ueber  die  Schwierigkeiten,  welche  in 
Deatschland  der  Anwendung  eines  Tarifs  von  complicirter  Abstufung  entgegenstehen, 
verbreitet  sich  M.  Hirsch  in  der  Schrift:  Die  gegenseitigen  Hülfskassen  und  ihre  Gesetzge- 
bung S.  175  fg. 

2)  Unter  der  Voraussetzung  eines  solchen  einen  hinreichenden  Impuls  enthaltenden 
berufägenossenschaftlichon  Bewusstseins  können  dann  auch  Coercitivbestimmungeu  wie  die 
in  den  Statuten  der  Buchdrucker-Unterstützungsvereine  enthaltenen,  welche  für  den  Fall 
verzögerten  Beitritts  die  Pensionsberechtigung  von  einer  weit  längeren  Beitragszahlung 
abhängig  machen ,  von  Wirksamkeit  sein.  Siehe  §  38  des  Statuts  des  Unterstützungs- 
vereiua  deut^teher  Buchdrucker  v.  2./5.  Sept.   1879. 
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seines  Universitätsstudiums  sich  bereits  mit  der  Sicherung  seines  Alters 
oder  gar  mit  der  Zukunft  seiner  Wittwen  und  Waisen  beschäftigte?  — 
So  wenig  daher  dem  freien  Kassenwesen  für  die  Aufgaben  der  Inva- 
liditäts-  etc.  Versicherung  innerhalb  begrenzter  Kreise  die  Fähigkeit 
weiterer  Entwickelung  abgesprochen  werden  soll,  so  wird  doch  eine 
Verallgemeinerung  dieser  Versicherung  in  einem  für  die  engere  Be- 
grenzung der  Armenlast  fühlbaren  Masse  auf  diesem  Wege  wenigstens 
für  eine  nahe  Zukunft  schwerlich  zu  gewärtigen  sein. 

Auch  die  erheblichen  Fortschritte,  welche  die  Organisation  eines 
freien   Kassenwesens   behufs   der    Invalidenversorgung   innerhalb    des 
Buchdruckergewerbes  in  neuerer  Zeit  gemacht  hat,   werden  dies  Ur- 
theil  kaum  beträchtlich  zu  ändern  vermögen.    Die  localen  Kassen,  deren 
Errichtung  theilweise  schon  in  frühere  Jahrzehute  hinauf  reicht,  sind 
hier  durch  den  Unterstützungsverein  deutscher  Buchdrucker  zu  einer 
Gresammtorganisation  verbunden  worden,  es  ist  jedoch  die  Kranken-  und 
Invalidenunterstützung  im  Wesentlichen  Sache  jener  engeren  Vereine; 
die  Invalidenkasse  des  Gesammt Vereins  hat  die  Aufgabe,   die  Invali- 
denversorgung derjenigen  Gewerbegenossen  sicher  zu  stellen,   welche 
an  Orten,  die  keinem  Localkassen verband  angehören,  in  Arbeit  stehen; 
zwischen  der  Invalidenkasse  des  Gesammtvereins  und  denen   der  als 
Gegenseitigkeitskassen  anerkannten  Localkassen  sowie    zwischen  den 
letztern  unter  sich  besteht  Uebertragbarkeit  der  Ansprüche,   d.  h.  es 
können  im  Falle  des  Domicilwechsels  die  Mitglieder  der  R^el  nack 
ohne  weitere  Verkürzung   durch  Karrenzzeit  in  den   Kassenverband, 
dem  der  Ort  des  neuen  Arbeitsverhältnisses  angehört  übertreten'); 
Mitgliedern,  welche  von  der  Buchdruckerei  abgehen,  kann  das  Recht 
eingeräumt  werden,  dessenungeachtet  Mitglieder  der  Kasse  zu  bleiben, 
eine  Vergünstigung,   welche  die  Localkassen  öfter  an  die  Bedingoi« 
einer  bereits  bestehenden  längeren  —  etwa  fünfzehnjährigen  —  Mit- 
gliedschaft knüpfen;  eine  Rückzahlung  bereits  vereinnahmter  Beiträge 
findet  in  solchen  Fällen  niemals  statt ').    Voraussetzung  der  Gegensd- 
tigkeits-Anerkennuug  ist,  dass  die  Statuten  in  ihren  wesentlichen  Be- 

1)  Die  Invalidenkasse  des  Vereins  ist  daher  den  Local-Invalidenkassen  coordinirt; 
sie  ist  dasu  bestimmt,  die  örtlichen  Lücken  aaszafUUen,  welche  die  Or^^anisation  der 
Localvereine  gelassen  hat.  Dementsprechend  findet  auch  eine  SabTentionining  der  Local- 
kassen aus  der  Kasse  des  Centralyereins  nicht  statt.  Für  die  Erhaltung  ihrer  Leistangs* 
flhigkeit  sind  daher  die  Localvereine  selbstständig  verantwortlich;  bei  der  starkes 
Localbirung  des  Buchdruckereigewerbes  in  grossen  St&dten  und  den  st&ndigen  Prodoc- 
tionsverhältnissen  desselben  ist  die  Bildung  grosser  leistungsHUiiger  LocalTereine  hier 
leichter  als  in  anderen  Gewerben. 

2)  Eine  Entschädigung  der  Mitglieder  für   den  Fall   des   durch  Berafswechseb  ver* 
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Stimmungen  übereinstimmen.  Das  Recht  auf  Invalidenunterstützung 
ist  an  die  Bedingung  fünQähriger  Mitgliedschaft  geknüpft;  die  Inva- 
lidcnunterstützung  ist  verschieden  (Gentralkasse  7  Mark  wöchentlich, 
der  Frciburger  Localverein  u.  A.  5  Mark  und  im  Todesfalle  60  Mark 
Begräbnissgeld);  der  Beitrag  jedes  Mitgliedes  beträgt  20  Pf.,  doch 
bleibt  Abänderung  des  Satzes  je  nach  dem  Masse  der  an  die  Kasse 
gerichteten  Anforderungen  vorbehalten.  Zuschüsse  der  Arbeitgeber 
finden  nicht  statt,  doch  pflegen  soweit  mir  bekannt  diese  dem  Verein  als 
einfache  Mitglieder  anzugehören.  Die  Betheiligung  der  Arbeiter  (Werk- 
führer, Setzer  u.  s.  w.)  ist  eine  sehr  allgemeine;  mit  dem  berufsge- 
nossenschaftlichen Einfluss  vereinigt  sich  öfter  der  der  Arbeitgeber,  um 
auf  den  Beitritt  zu  dringen ;  den  nicht  rechtzeitigen  Beitritt  bestraft 
der  Verein  bei  den  später  Zutretenden  durch  erhebliche  Verlängerung 
der  das  Unterstützungsrecht  begründenden  Beitragszeit.  Eine  so  gün- 
stige nun  aber  diese  Sachlage  erscheint,  so  wird  doch  die  Vereins- 
organisation zunächst  in  financieller  Hinsicht  ihre  Probe  noch  zu  be- 
stehen haben.  In  dem  Verhältniss  der  Verbindlichkeiten  zu  den  Bei- 
trägen kann  bei  der  Neuheit  der  Organisation  und  der  Länge  der  Ka- 
renzzeit der  Beharrungszustand,  sofern  es  einen  solchen  giebt,  noch  bei 
Weitem  nicht  erreicht  sein;  es  wird  daher  auch  hier  erst  durch  längere 
Erfahrung  sich  herausstellen  können,  ob  der  angenommene  Beitragssatz 
ausreicht  und  ob  für  den  Fall,  dass  eine  erhebliche  Erhöhung  des- 
selben sich  als  nöthig  erwiese,  das  berufsgenossenschaftliche  Bewusst- 
sein  stark  genug  sein  würde,  um  ein  Auseinanderfallen  der  Organi- 
sation zu  verhüten.  Aber  gesetzt  es  würde,  wie  zu  hoffen,  die  Probe 
siegreich  bestanden,  so  wäre  hiermit  eine  allgemeine  Anwendbarkeit 
der  Organisation  noch  nicht  dargethan,  denn  es  ist  ausser  Zweifel, 
dass  gerade  das  Buchdruckergewerbe  für  die  Bildung  derartiger  Kas- 
sen besonders  günstige  Voraussetzungen  darbietet.  Es  handelt  sich  um 
eine  Arbeiterkategorie,  welche  wie  sie  durch  ihre  besondere  Berufs- 
bildung einen  geschlossenen  Kreis  bildet,  so  durch  das  Mass  ihrer 
Bildung  überhaupt  den  meisten  anderen  Arbeiterkategorien  überlegen 
ist;  nicht  mit  Unrecht  hat  ein  neuerer  Schriftsteller  die  Buchdrucker 
und  die  Maschinenbauer  die  Elite  des  Arbeiterstandes  genannt.  Dazu 
ist  das  Buchdruckergewerbe  ein  local  stark  centralisirtes :  es  wird  in 
grösseren  Städten  zahlreich,  in  kleineren  und  auf  dem  Lande  fast  gar 
nicht  betrieben;  starke Localkassen  sind  also  möglich;  endlich  ist  der 

anlassten  AoBscheidens  ist  daher  in  keiner  Weise  gewährleistet;  es  schadet  dies  bei  einer 
tieien  Kasse  weniger,  da  der  Einzelne  wenigstens  oft  im  Voraas  za  übersehen  in  der 
Lage  ist,  ob  er  bei  dem  qa.  Oewerbe  werde  verbleiben  können. 
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Geworbubetriüb ,  weil  vod  Mode  und  Coujuncturen  wenig 
eiii  mehr  als  ijiewöhiiHtih  ständiger.  Die  EigenthUmtichkcituu,  die  dm 
Bergbau  als  zur  genossetischnftlichea  luvalidenversictierung  TOrzitgs- 
weise  geeignet  characterisiren,  kehren  grossen thells  hiiT  und  zwar  in 
vcreitärkteRi  Massstabe  wieder;  gerade  diene  besoudereii  Eigeuschaften 
sind  es  aber  auch  hier,  welche  Schlüsse  zu  tiuuutuu  der  tJcbertraf;- 
harkeit  auf  andere  Gtiwerbe  nicht  ohne  WcitercE  alü  statthaft  urscbei- 
uen  lassen. 

Es  bleibt  daher  die  Idee  gn^isserer,  weite  Kreise  in  sich  begreifen- 
der Zwargskassenverbände  in  Erwiigung  zu  ziehen.  Die  Aufgabe  sol- 
cher Verbände  uiüsste  die  Versorgung  der  Wittweu  und  Waisen  mil 
umfassen;  es  ist  nicht  richtig,  dass  wie  Behm  meint  die  VerkuüpfuiiK 
der  Wittweu-  und  Waisenversicheruug  mit  der  InvaliditaLsversicbcnitig 
eine  unuöthige  Erschwerung  der  Aufgabe  enthalte;  wird  ein  Zwang 
zur  Versicherung  der  InvaUditäi  constituirt,  so  läset  sich  vou  einem 
solchen  ein  Zwang  zur  Versicherung  der  Familienangehörigen  nicht 
trennen.  Der  Einzelne,  dem  die  freie  Wahl  zusteht,  mag  nach  seiner 
individuellen  Auffassung  od'r  der  Lage" seiner  Verhältnisse  der  Ihts- 
lidenversicherung  vor  der  Wittwen-  und  Waisenvereicherung  den  Vor- 
zug geben  und  sich  für  die  erstere  entscheiden;  aber  es  wird  das 
Uesctz  diese  Wahl  nicht  für  ihn  treffen  dörfen,  da  es  sonst  Gefahr  laufen 
würde,  die  Mittel  des  Versicherten  demjenigen  Zwecke  Kuzufahreu. 
der  gerade  seinem  individuellen  Bedürfnisse  in  geringerem  Masse  dient 
Die  Annahme,  dass  die  Versicherung  der  Invalidität  das  Wichtigere 
sei,  dürfte  schwerlich  Aussicht  haben,  allgemein  anerkannt  zu  werden; 
im  (iegentheil  sprechen  die  schon  vorher  berührten,  bei  denPrivsl- 
versicheruugsgesellscbaften  gemachten  Erfahrungen  dafür,  dass  inner- 
halb der  Arbeiterkreise  selbst  die  Versicherung  der  Familienange- 
hörigen für  den  Todesfall  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  als  das 
Dringendere  angesehen  wird.  Vür  die  Versorgung  der  Familienangehö- 
rigen aber  eine  besondere  Organisation  hervorzurufen,  wurde  den  ge- 
samuiten  Apparat  übermässig  compliciren;  die  Ueberweisung  der  leUi- 
gedachten  Versichenui^'  an  eine  Acliengesellschaft  wie  sie  Gerkralh  vor- 
schlagt '),  würde  aber  mit  dem  Princip  des  Zwanges  sich  kaum  ver- 
einigen. Mit  Recht  hat  daher  auch  die  vorerwähnte ,  auf  Grund  des 
Stuuimschen  Antrags  von  der  Kommission  des  Reichstags  vorgeschlagene 
Resolution  die  Wittwen-  und  Waisenversorgung  ausdrücklich  unter  die 
von  den  Fabrik-lnvalideukasscn  zu  erfüllenden  Aufgaben  aufgenommen- 
Hiermit  aber  gestaltet  sich  die  Ausführung  allerdings  wieder  schwie- 

1)  Zur  Frage  der  Ariel ter-Verilcb«ruiig  S.  SS.     Siaha  oben  3.  SÜO  Anm  t. 
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riger,  da  bei  solcher  Erweiterung  der  Aufgaben  —  die  Wittwen-  und 
Waisenversicberung  repräsentirt  der  Invalidenversicherung  gegenüber 
den  grösseren  Theil  der  Last  —  die  Beiträge  sich  weit  weniger  inner- 
halb der  Grenzen  des  Erschwinglichen  halten  lassen;  es  bleibt  ferner 
ein  Modus  zu  finden,  bei  welchem  für  diese  Versicherung  die  Bcitrags- 
last  sich  doch  einigermassen  nach  dem  Verhältuiss  des  durch  das  Vor- 
handensein bezw.  den  Umfang  der  Familie  bedingten  Interesses  der 
Betheiligten  bemessen  würde;  eine  Ausserachtlassung  der  durch  das  Mass 
dieses  Interesses  gegebenen  Unterschiede  würde  nicht  nur  eine  erheb- 
liche Ungerechtigkeit  gegen  die  mit  keiner  bezw.  einer  wenig  zahl- 
reichen Familie  versehenen  Mitglieder,  sondern  geradezu  eine  Anre- 
gung zu  leichtsinnigem  Eheschliessen  und  Kindererzeugen  enthalten.  — 
Weitere  Schwierigkeiten  erwachsen  bezüglich  der  Feststellung  der  In- 
validität. Nur  in  einem  Theile  der  Fälle  beruht  diese  letztere  auf 
so  erkennbaren  Gebrechen  und  Mängeln,  dass  dieselbe  durch  tech- 
nische Prüfung  genügend  festgestellt  werden  kann ;  in  der  Regel  ist  der 
Simulation  ein  weiter  Spielraum  geöffnet  und  bedarf  es  geraumer  Zeit 
fortgesetzter,  durch  eingehende  Kenntniss  der  Verhältnisse  unterstütz- 
ter Beobachtungen,  um  die  Thatsache  der  Invalidität  mit  einiger 
Sicherheit  zu  constatiren,  der  Aufgabe  solcher  Feststellungen  vermö- 
gen aber  die  Verbände  um  so  weniger  zu  genügen,  einen  je  weiteren 
Kreis  sie  umfassen,  je  ferner  die  Vereinsleitung  den  Verhältnissen 
steht  und  je  weniger  das  eigene  Interesse  der  jene  Feststellung  be- 
wirkenden localen  Organe  betheiligt  ist.  Es  beruht  daher  auf  einem 
richtigen  Gedanken,  wenn  Schäffle^),  welcher  die  für  die  Invalidenver- 
sorgung herzustellenden  grösseren  Verbände  auf  der  Grundlage  der 
hauptsächlich  der  Krankenversicherung  dienenden  Hülfskassen  errich- 
ten will,  den  Vorschlag  macht,  die  Feststellung  der  Invalidität  diesen 
letzteren  zu  überlassen  nnd  sie  dafür  mit  einem  entsprechenden  Auf- 
gelde  bezw.  für  die  ersten  Jahre  der  Invalidität  mit  einer  erheblichen, 
degressiven  Quote  des  Pensionsbetrages  zu  betheiligen.  Thatsächlich 
wird  jedoch  dieser  Vorschlag  sich  keineswegs  so  leicht  ausführen  las- 
sen ,  wie  Schaffte  voraussetzt  Denn  entweder  wird  jener  Antheil  an 
den  Kosten  so  gering  bemessen  sein,  dass  er  einen  wirksamen  Impuls 
für  den  engeren  Verband  nicht  enthält,  oder  es  werden  bezüglich  der 
kleineren  Verbände  mehr  oder  weniger  dieselben  Nachtheile  sich  erge- 
ben, die,  wie  ich  vorher  ausführte,  von  Pensionskassen,  welche  nur 
enge  Kreise  umfassen,  nicht  zu  trennen  sein;  das  Wesen  der  für  die 
Krankenversicherung  einzurichtenden  Hülfskassen  würde  dadurch,  dass 
dieselben  mit  einem  wesentlichen  Autheil  an  der  Invalidenversorgung 

l)  Der  korporative  Hülfskassenzwang  S.  82. 
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belastet  würden,  wesentlich  geändert  werden;  wenn  daher  zur  Beseiti- 
gung der  vom  Standpunkte  der  Freizügigkeit  aus  gegen  die  obligatori- 
schen Krankenkassen  erhobenen  Einwendungen  darauf  hingewiesen  wor- 
den ist,  dass  dieselben  im  Allgemeinen  ohne  wesentliche  Kapitalansamm- 
lung arbeiten  würden,  so  würde  dies  Argument  mit  einer  solchen  Aus- 
dehnung der  Aufgabe  wieder  seine  Kraft  verlieren.   Die  der  FeststelloDg 
der  Invalidität  in  concreto  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  haben 
einzelne  Anhänger  von  auf  grosse  locale  Gebiete  basirten  Versorgungs- 
kassen, wie  Göbel  und  Kretschmann,  dahin  geführt,  der  Invalidenver- 
sorgung einfach  eine  mit  Erreichung  eines  bestimmten  Alters  eintre- 
tende Altersversorgung  zu  substituiren ;  für  die  Invalidenversorgung 
in  Fällen,  in  denen  die  Arbeitsunfähigkeit  vor  Erreichung  des  versor- 
gungsberechtigten Alters  eintritt,  will  Göbel  *)  in  besonderer  Weise  — 
vorläufig  im  Wege  der  Armenpflege  —  sorgen.  Mit  dieser  Substituirung 
würde  aber  die  ganze  Einrichtung  wesentlich  verschlechtert,  da  ja  die 
allgemein  festzustellende  Altersgrenze  sich  mit  der  Invalidität  in  con- 
creto fast  niemals  decken  wird:   je  enger  diese  Grenze  gezogen  wird, 
desto  mehr  werden  die  Kosten  unnöthigerweise  vermehrt,  je  weiter  sie 
gesetzt  wird,  desto  mehr  Fälle  wirklicher  Invalidität  müssen  von  jener 
Versorgung  ausgeschlossen  bleiben.    Dennoch   scheint  mir,    wird  bei 
allen  grosse  Verbände  umfassenden  allgemeinen  d.  h.  von  einer  Berufa- 
qualification  absehenden  Invalidenkassen  jene  Substituirung  der  blos- 
sen Altersversorgung  nicht  umgangen  werden  können,   da  gerade  die 
Feststellung  der  Unfähigkeit   zum  Erwerbe  überhaupt  in  der  weitaus 
grössten  Mehrzahl  der  Fälle  lediglich  auf  einer  die  gesammten  per- 
sönlichen Verhältnisse  in  Betracht  ziehenden  Prüfung  beruht;   günsti- 
ger stehen  berufsgenossenschaftliche  Invalidenkassen  dadurch,  dass  sie 
der  Regel  nach  sich  behufe  Anerkennung  der  Invalidität  an  dem  Nach- 
weise der  Unfähigkeit,  den  bestimmten  Beruf  ferner  auszuüben,  genü- 
gen lassen*)  müssen.     An  dieser  Feststellung  der  Unfäliigkeit  zur 
Ausübung  eines  bestimmten  Berufs  haben  technische  Konstatirungen 
einen   immer  noch  grösseren  Antheil;  auch  dadurch,   dass  berufäge- 
nossenschaftliche  Verbände  leichter  über  für  gedachte  Zwecke  geeignete 
locale  Organe  verfügen ,  sind  sie  jene  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
eher  befähigt. 


1)  Oöbel ,  lieber  Alters-  and  Wittwen Versorgung  der  Arbeiter,  Berlin  1882  S.  14 fg- 

2)  So  definirt  das  Statut  des  Unterstützungsvereins  deutscher  Buchdrucker  vom  2/5. 
Sept.  1879  in  §.  38  die  Invalidität  folgendermaassen :  ,,Unter  Invalidität  wird  die  gäns- 
liche Unfähigkeit  zur  Arbeit  als  Buchdrucker  verstanden ,  gleichviel ,  ob  Alters- 
schwäche, UnglücksfäUe  oder  Krankheit  die  Ursache  war.'* 


Inwieweit  ist  vou  der  Ausbildung  der  ArbeiterTersichernng  u.  8.  w.  &15 

Uebcrhaupt  weisen  die  bestehenden  Anfänge  aru  meisten  auf  be- 
rufsgenossenschaftliche Organisationen  hin ;  alle  vorher  erwähnten  Bil- 
dungen gehören  in  diese  Kategorie.  Soll,  wie  Schaffte  wilP),  die 
Gliederung,  welche  der  Errichtung  des  Krankencassenwesens  zum 
Grunde  zu  legen  ist,  auch  dem  Aufbau  der  weiteren  luvalidenkassen- 
Verbände  ahs  Basis  dienen,  so  ergiebt  sich  schon  hieraus,  dass  die 
berufsgenossenschaftlichen  Verbände  innerhalb  der  gesammten  Organi- 
sation einen  nicht  unerheblichen  Bruchtheil  ausmachen  würden.  In 
der  lliat  lässt  sich  auch  mittelst  allgemeiner,  die  Berufsqualification 
nicht  berücksichtigender  Verbände  dem  Bedürfuiss  gerade  der  mit 
einer  besseren  Berufsbildung  versehenen  Arbeiterkreise  keineswegs  ge- 
nügend entsprechen.  Denn  diese  werden  immer  Anspruch  darauf  ma- 
chen können,  dass  die  Invalidenhülfe  ihnen  schon  in  Fällen  der  Un- 
fähigkeit für  den  besonderen  Beruf  gewährt  werde:  man  wird  von 
Schriftsetzern  oder  Maschinenbauern,  die  wegen  abnehmender  Schärfe 
des  Gesichts  ihren  bisherigen  Erwerb  nicht  mehr  fortsetzen  können, 
nicht  verlangen  können,  dass  sie  in  ihrem  Alter  sich  ihr  Brod  durch 
Steinklopfen  oder  Erdarbeiten  verdienen.  Für  die  Gewährung  so  qua- 
lificirter  Invalidenversorgung  würden  aber  nur  berufsgenossenschaftliche 
Verbände  die  erforderliche  Befähigung  haben.  Indessen  bleibt  es  doch 
ganz  ungewiss,  ob  der  grössere  Theil  der  Bevölkerungskreise,  welche 
in  dem  Ausdrucke  „arbeitende  Klassen^^  zusammengefasst  werden, 
in  solche  berufsgenossenschaftliche  Verbände  würde  eingereiht  werden 
können;  vielleicht  würde  dies  nicht  einmal  hinsichtlich  des  ganzen 
Gebiets  des  skilled  labour  ausführbar  sein.  Es  bliebe  alsdann  eine 
doppelte  Möglichkeit:  entweder  würden  für  die  übrigen  Arbeiterkreise 
allgemeine,  d.  h.  von  einer  Berufs  -  Qualification  absehende,  grosse 
locale  Gebiete  in  sich  begreifende  Kassen  hergestellt  oder  es  würde 
für  die  ausserhalb  der  berufsgenossenschaftlichen  Verbände  bleiben- 
den Arbeiterkreise  auf  Herbeiführung  einer  solchen  Organisation  ganz 
verzichtet.  Im  ersteren  Falle  ergebe  sich  bei  dem  ganz  verschie- 
denen Begriff  der  Invalidität,  wie  er  beiderlei  Arten  von  Kassen  zum 
Grunde  liegen  würde  und  der  hierdurch  bedingten  gänzlichen  Ver- 
schiedenheit der  Einrichtungen  der  Uebelstand,  dass  der  durch  den 
Berufswechsel  bedingte  Uebertritt  von  einem  Verbände  zum  andern 
erheblich  erschwert  und  so  die  freie  Verwerthung  der  Erwerbsthätigkeit 
wieder  verkümmert  würde;  im  anderen  Falle  würde  die  Aufgabe  über- 
haupt nur  unvollständig  gelöst  und  es  blieben  gerade  diejenigen  Kreise 
der  Arbeiterwelt  ausserhalb  der  Organisation,  welche  fast  am  meisten 

1)  Der  korporative  Hülfskaasenzwang  S.  66  fg. 
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in  ihrem  Alter  der  Armenflege  anheimzufallen  pflegen;  auch  hier  würde 
die  Frage  einer  Entschädigung  derjenigen,  die  in  Folge  Berufswechsels 
aus   dem  Kassenverbande   austreten,  zu  lösen   sein.     Ausserdem  er- 
wüchse aus  der  Beschränkung  der  Zwangsverbände  auf  nur  einem  Theile 
der  Arbeiterwelt  eine  Erschwerung  in   finanzieller  Hinsicht  insofern, 
als  für  die  bezüglichen  Invalidenversorgungs- Verbände,  sei  es  für  die 
Uebergangszeit,  sei  es  überhaupt,  wie  fast  von  allen  Vertheidigem  der- 
selben geschieht,  eine  Staatshülfe  in  Anspruch  genommen  wird^).    So 
weit  ich  nun  davon  entfernt  bin,  derartige  Zuschüsse  im  Princip  ohne 
Weiteres  verwerfen  zu  wollen,  so  ist  es  für  mich  doch  eine  Voraus- 
setzung der  Zulässigkeit ,  dass  dieselben  der  Arbeiterwelt    bezw.  den 
ärmeren  Klassen  überhaupt,   nicht  aber  nur  einem  Theile  derselben 
und  zwar  gerade  demjenigen  Theile  zu  Gute  kommen,   der,  weil  in 
verhältnissmässig  besseren  Verhältnissen  lebend,  dieser  Unterstützun- 
gen am  wenigsten  bedarf;  gerade  diese  an  und  für  sich  besser  gestell- 
ten Elemente  wären  es,    die  sich  in   den  berufsgenossenschaftlichen 
Zwangsverbänden  vorzugsweise  vereinigen  würden.     Die  Zulässigkeit 
der  Staatszuschüsse  würde  daher  in  jedem  Falle  dadurch  bedingt  sein, 
dass  eine  Ausdehnung  der  Organisation  auf  alle  Kreise  des  Arbeiter- 
standes sich  als  ausführbar  erwiese. 

Vermuthlich  sind  es  diese  die  Durchführung  des  Gedankens  berufs- 
genossenschaftlicher Organisation  begegnenden  Schwierigkeiten,  welche 
Anstoss  dazu  gegeben  haben,  die  Bildung  auf  lediglich  localer  Abgren- 
zung beruhender  von  berufmässiger  QuaUfication  abstehender  grösserer 
Verbände  als  Ziel  hinzustellen ;  es  geschieht  dies  in  dem  mehrfach  citirten 
Gutachten  von  Behm;  nach  gleicher  Richtung  hin  bewegen  sich  die  Vor- 
schläge von  Kalle  und  Göbel,  denen  sich  meine  in  neuester  Zeit  ver- 
öffentlichte Brochüre  Kretschmann  zugesellt  hat');  Kalle  befürwortet 


1)  So  auch  von  Schäffle,  welcher  —  der  korporative  Hülfskasseuzwang,  Abschnitt  XVI 
S.  100  fg.  —  einen  Keichssuschuss  entweder  in  Form  eines  Zuschusses  pro  Kopf  der  Mit- 
gliederzahl  in  degressiven  Raten  oder  ein  Dotationskapital  pro  Kopf  in  Vorschlag  bringt 
Das  im  Text  hervorgehobene  der  Oewährung  eines  solchen  Zuschusses  lediglich  für 
einen  Theil  der  arbeitenden  Klassen  entgegenstehende  Bedenken  wird  wohl  kaum  sich  in 
der  Weise  beseitigen  lassen ,  wie  dies  Schäffle  durch  Verweisung  auf  eine  noch  weitere 
Ausdehnung  des  Systems  der  Dotationen,  welche  die  überschüssigen  Mittel  des  Reichs  in 
andern  —  übrigens  zur  Zeit  nur  sehr  unbestimmt  angedeuteten  —  Formen  auch  den  in 
den  Hülfskassenzwang  nicht  eingeschlossenen  Kreisen  der  arbeitenden  Klassen  sufuhrea 
würde,  zu  thun  versucht. 

2)  Das  Gutachten  von  Kalle  findet  sich  ebenso  wie  das  erwähnte  Behmsche  Gut- 
achten im  Bande  V  der  Schriften  des  Vereins  für  Socialpolitik  (Über  Alters-  und  Inva- 
lidenkassen der  Arbeiter,)  S  1  fg.    Göbels  Schrift  ist  schon  oben  erwähnt  worden.  Hit  der- 
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die  OrganisatioD  von  Kassen,  deren  Bezirke  sich  thunlichst  an  die  po- 
litische Organisation  anschliessen,  Göbel  die  Einrichtung  einer  das  ganze 
Gebiet  des  Reichs  umfassenden  Reichspensions  -  Kasse ;  Kretschmann 
spricht  sich  für  Alterskassen  aus,  von  denen  je  eine  eine  preussische  Pro- 
vinz oder  einen  deutschen  Mittelstaat  oder  eine  Gruppe  kleinerer  Ge- 
biete umfassen  solle ;  Göbel  und  Kretschmann  setzen  hierbei,  wie  schon 
vorher  erwähnt,  an  die  Stelle  der  Invaliden-  eine  blosse  Altersversor- 
gung; gemeinsam  ist  den  Projecten,  dass  sie  neben  dieser  Altersversor- 
gung eine  Wittwen-  und  Waisen-  oder  doch  eine  Wittwenversorgung  in 
Aussicht  nehmen ;  alle  genannten  Vorschläge  treffen  ferner  darin  über- 
ein, dass  sie  der  Beitrittspflicht  die  grösste  Ausdehnung  geben.  Kei- 
ner der  Vorschläge  hat  jedoch  die  Schwierigkeiten  zu  beseitigen  ver- 
mocht, welche  auch  bei  dieser  weiten  Ausdehnung  des  Kassenzwanges 
in  Bezug  auf  Abgrenzung  und  Durchführung  bestehen.  Ebenso  wenig 
ist,  was  die  financielle  Seite  der  Frage  anlangt,  eine  befriedigende  Lö- 
sung gefunden  worden. 

Was  die  Schwierigkeiten  der  Abgrenzung  anlangt,  so  hat  über 
dieselben,  wie  sie  sich  nach  dem  von  der  Kommission  des  Reichs- 
tags empfohlenen  Project  von  Fabrik-Invaliden-Kassen  ergeben  würden, 
Sartorius  von  Waltershausen  ^)  in  seiner  Schrift  über  Alters  -  und 
Invaliden  -  Versorgung  sich  treffend  verbreitet;  ähnliche  Schwierig- 
keiten kehren  auch  bei  der  nach  den  bezeichneten  Projecten  in  Aus- 
sicht genommenen,  viel  weiter  gegriffenen  Abgrenzung  wieder.  Kalle 
will  im  Princip  und  unter  Vorbehalt  detaillirterer  Abgrenzung  den 
Beitrittszwang  auf  Alle  ausdehnen,  die  ein  gewisses  zu  ihrem  Un- 
terhalt ausreichendes  Vermögen  nicht  nachweisen  können,  selbst  auf 
unverheirathete  Arbeiterinnen,  denen  aber  im  Falle  der  Verheira- 
thung  eine  Entschädigung  für  die  eingezahlten  Beiträge  zurückge- 
währt werden  soll;  es  würde  hierdurch  namentlich  die  Ungerechtig- 
keit entstehen,  dass  diejenigen  Personen,  welche  keinen  zu  einer 
Beitragsquote  mitheranzuziehenden  Arbeitgeber  haben,  dessen  ihnen 
wohl  oft  unerschwinglichen  Antheil  mitzuleisten  haben  würden,  eine 
Consequenz,  welche  in  dem  genannten  Gutachten  auch  thatsächlich  ge- 
zogen wird;  es  würde  aber  auch  überhaupt  die  Beitreibung  von  Bei- 
trägen gegenüber  solchen,  bei  denen  sie  durch  Lohnabzug  nicht  be- 
wirkt werden  könnte,  meist  ganz  unausführbar  bleiben ').    Göbel  stellt 

selben  trifft  in  der  Richtung  am  meisten  überein  die  Schrift  von  Ejretschmann :  die  Alters- 
versorgung der  Arbeiter  in  Deutschland,  Leipzig  1882. 

1)  Sartorius  von  Waltersbausen  in  der  Schrift:  Die  Stellung  des  Staates  zur  Alters- 
und Invaliden  Versorgung  für  Lohnarbeiter,  Berlin  1880  S.  34  fg. 

2)  Mit  vollem  Recht  wird  in  den  Motiven  zum  Entwurf   des    Krankenversicherungs- 
Gesetzes  davon  ausgegangen ,  dass  über  den  Bereich  der  Arbeiterkreise ,  bezüglich  deren 
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KJch  diu  Sachti  so  vor,  duss  diu  den  untert-D  Steueratufen  oageh) 
PersuiieD,  naclidem  Hie  das  vienind7:wai)/.ig8te  Lebcusjahr  zurückgdegl, 
zum  Beitritt  verpflichtet  sein  solhiu.  süfern  sie  nicht  den  von  ihm  bc- 
zeichneteu  zahlreichen  Ausnahme  -  Kategorien  angehören.  Die  Bci- 
trittäptiicht  an  diese  Voraussetzungen  zu  kiiüpfL>n,  b»Ue  ich  alter  fax 
ganz  uutuüglich:  es  würde  damit  Jemand  vermöge  des  Umstaades, 
daas  er  einmal  der  betr.  unteren  Steueratufc  angehört  hat,  hierdurch 
mit  der  Kassen- Mitgliedschaft  für  sdn  ganzes  I^iebeo  behaftet  werden; 
es  würden  ferner  alle  diejoiiigen,  welche  za  einem  spätereu  Zeitpunkte 
in  jene  unteren  Stufen  und  in  die  nicht  befreiten  Kategorien  eintreten, 
von  diesem  Zeitpunkte  an  kasseuptlichtig  werden  and  2war  damit  die 
Kasse  für  die  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  leistungsfähig  bleibe, 
zu  diesen  mit  den  ihrem  Alter  entäprecheuden  höheren  Beiträgen  her- 
cJDgezogeu  werden  müssen;  so  würden  beiBpielaweise  da  Dienstboten 
der  Hegel  nach  befreit  bleiben  sollen ,  die  Knechte  auf  dem  Lande 
nicht  beitragspflichtig  und  erst  sobald  sie  Tagelöhner  würden,  dem 
Kassenzwange  unterworfen  sein,  dann  aber  selbstvui-stftadlich  mit  d«i 
ihrem  Alter  eutsprecheudeu  höheren  Beiträgen  sich  zu  bethcUigeD 
huboD,  es  sei  denn  dasa  beabsichtigt  würde,  den  Personen,  welche  bei 
Vollendung  ihres  vierundzwanzigsten  Lebensjahres  zu  einer  befreiten 
Kategorie  gehören,  die  Befreiung  für  ihr  ganzes  Leben  za  erhalten; 
damit  aber  würde  die  Eigenschaft  der  Kasse  als  eine  allgemeine  dann 
wieder  gänzlich  durchlöchert  werden.  Aufgabe  der  Verwaltung  würde 
es  sein,  für  jede  einzelne  Persou  den  Wechsel  ihrer  die  Kasscupflichl 
begründenden  bezw.  aufhebenden  Verhältnisse  zu  folgen ,  ja  es  würde, 
fla  nach  Göbel's  Vorschlag  unverschuldete  Auställe  auf  die  Reichskusgc 
übernuuiiueu,  Peraonen  aber,  die  wegen  Unwirthschaftlichkeit,  Lüder- 
lichkeit  u.  s.  w.  ihre  Beiträge  zu  leisten  ausser  Stande  sind ,  aus  der 
Kasse  ausgestossen  werden  sollen,  die  Verwaltung  mit  einem  Material 
von  Individual-Entschädiguugen  belastet  werden,  dem  gegenüber  ihre 
tluzureicblichkeit  nur  zu  bald  sich  herausstellen  würde.  Eine  kaum 
günstigere  Lösung  enthalten  die  von  Kretschmauu  gemachten  Vor- 
schläge. Er  will  der  Kasseiipflicht  unterwerfen:  das  gewöhnliche  Ov- 
sinde,  die  Tagelöhner  und  Lohnarbeiter,  die  Grundbesiuer  und  Pach- 
ter sowie  Gewerblreibeude,  welche  von  dem  Ertrage  ihres  Besitzthtnna 
oder  Gewerbes  nicht  leben  können,  sondern  noch  anderweit4»i  Ver- 
dienst durch  Tagelohn  oder  diesem  ähnliche  Lohnarbeit  suchen  mos- 
seu ,  endlich  die  Handwerksgesellen.     Wer  ein  Vermögen  von  ÖÜUU 

<lft  ZwftUf>  ditreü  Vuriuittulung    der    Diensl.  i>dcr  Arbeit^huriu    iduich  Lobtittbini)^ 
aiiüac  sei,  bei  Abgteniuag  der  Zvaugspflidit  niuhl  hlnsusgegiiDgen  werden  kön 
S.  U  der  Vorige  (Orudu.  du  d.  ReichsL  11  Sau.   188S  No.  14 
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Mark  besitzt,  ist  von  der  Beitrittspflicht  frei,  wer  ein  solches  von  1000 
Mark  hat  oder  zu  erwarten  hat,  sowie  wer  wegen  Krankheit  oder  Ge- 
brechlichkeit auf  ein  höheres  Alter  nicht  rechnen  kann,  ist  auf  seinen 
Antrag  freizulassen;  der  Beitrag,  zu  welchem  der  Arbeitgeber  einen 
gleichen  Betrag  zuzuschiessen  hat,  soll  vierteljährlich  gezahlt  und  im 
Nichtzahlungsfalle  wie  die  Steuern  zwangsweise  beigetrieben  werden; 
der  Arbeitgeber  soll  jedoch  nur  für  diejenigen  Vierteljahre  beitrags- 
pflichtig sein,  in  denen  er  den  Arbeiter  mindestens  sechs  Wochen  be- 
beschäftigt. Schon  die  Feststellung  dieser  letzten  Thatsache  würde  für 
die  Behörde  ein  Geschäftsmaterial  von  kaum  übersehbarem  Umfange 
enthalten,  vor  aUen  Dingen  aber  würde  auch  hier  die  Durchführung  der 
Beitreibung  insbesondere  in  den  Fällen,  iu  denen  der  Arbeiter  keinen 
ständigen  Arbeitgeber  hätte,  den  grössten  Weiterungen  und  Schwie- 
rigkeiten unterliegen.  Die  Ausfälle,  die  aus  der  Nichtdurchführbarkeit 
der  Beitreibung  resultireu  würden,  müssten  aber  die  Prästationsfähig- 
keit der  Kasse  in  um  so  bedenklicherer  Weise  alterireu,  als  wie  Kretsch- 
maun  vorschlägt,  dem  Mitgliede,  welches  zehn  Jahre  beigesteuert,  das 
Anrecht  auf  Versorgung  für  sich  und  seine  Wittwen  verbleiben  soll,  auch 
wenn  die  späteren  Beiträge  von  ihm  nicht  mehr  eingezogen  werden  kön- 
nen. Die  Voi'schläge  der  genannten  drei  Schriftsteller  haben  demnach, 
indem  sie  die  Beitrittspflicht  auch  auf  die  ständigen  Arbeitsverhält- 
nissen nicht  angehörigen  und  daher  durch  Lohnabzüge  nicht  zu  treffen- 
den vermögenslosen  Personen  ausdehnen,  das  Gemeinsame,  dass  sie 
auf  der  Annahme  der  Wirksamkeit  directer  Beitreibung  beruhen,  eine 
Annahme,  die  nach  meiner  Ansicht  für  die  grosse  Mehrzahl  der  Fälle 
nicht  zutreffen  würde.  Wäre  sie  aber  auch  eine  zutreffende,  so  müss- 
ten doch  andere  Bedenken  davon  abhalten,  der  directen  Beitreibung 
im  Gebiet  des  Zwangskassenwesens  einen  grösseren  Spielraum  einzu- 
räumen: während  man  im  Gebiet  des  Steuerwesens  die  Anwendung 
der  directen  Beitreibung  einzuschränken  sucht,  würde  man  bei  der 
Regelung  jenes  Kassenwesens  nicht  einem  anderen  Grundsatze  folgen 
können. 

Die  Schwierigkeiten  würden  aber  sich  noch  beträchtlich  vermeh- 
ren, wenn  man  sich,  was  die  Versorgung  anlangt,  nicht  auf  feste,  auf 
alle  Personen  und  Verhältnisse  anwendbare  Sätze  beschränken,  son- 
dern dieselben  nach  Maassgabe  der  durch  Local- Verhältnisse  und  Be- 
rufsarten gegebenen  Verschiedenheit  verschieden  abstufen  wollte;  die- 
sen Schwierigkeiten  entgeht  Kretschmann,  indem  er  einen  für  alle 
Fälle  gleichen  Betrag  der  Alters-  und  Wittwenpension  —  108  bezw. 
72  Mark  —  seinem  Project  zum  Grunde  legt;  bei  der  Abmessung 
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haben  vorzugsweise   die  in  der  Provinz  Ostpreussen   obwaltenden  Er 
werbsvcrhältnisse  ihm  vorgeschwebt.    Dementsprechend  sind  auch  di< 
zu    leistenden   Beiträge   überall    gleiche.     Diese   Gleicbsetzung   stehi 
jedoch   im  Widerspruch   mit  einer  der  wesentlichsten  AnforderungCD 
weiche  an  die  Organisation  solcher  Kassen  stets  werden  gestellt  wer 
den  müssen,  mit  der  Anforderung,   dass  in  dem  Verhaltniss  von  Be- 
darf und  Leistungsfähigkeit  der  Mitglieder  einerseits  und  von  LeistoD- 
gen  der  Kasse  andererseits  ein  gewisses  Verhältniss  erhalten  bleibe. 
Bedarf  und  Leistungsfähigkeit  stufen  sich   aber  nach   der   Berufsart 
der  Mitglieder,  der  Stellung,  welche  sie  innerhalb  ihres  Berufes  ein- 
nehmen  und  endlich   den  localen   Erwerbs-  und  Lebensverhältnissen 
sehr  verschieden  ab.    Eine  Organisation  der  obligatorischen  Invaliden- 
Versorgung,  zumal  einer  solchen,  welche  sich  über  ein  grosses  Staats- 
gebiet ausbreitet,   wird  sich   daher  einer  Berücksichtigung  jener  in 
den  Berufs-  und  localeu  Verhältnissen  beruhenden  Verschiedenheit  nie- 
mals entziehen  können.    Mit  Recht  fordert  denn  auch    Kalle,  dass 
die  Pensionssätze  sich  in  einem  bestimmten  Verhältniss  (Procentsatz) 
zur  Lohnhöhe  erhalten.    Aber  es  treten  noch  fernere  Momente  hinzu, 
welche  auf  eine  specialisirendere   Behandlung  hindrängen.     So  weist 
Kalle  auf  den   verschiedenen  Grad  der  Gefährlichkeit  der   einzelnen 
Gewerbe  hin,  die  ebenfalls  in  der  Abstufung  der  Beiträge  seinen  Aus- 
druck finden  müsse.    Je  specialisirter  aber  die  Behandlung  wird,  desto 
mehr  vervielfältigen  sich  die  Unterabtheilungen,  Tarife  u.  s.  w.,  desto 
häufiger  werden  Uebertritte,  Uebertragungen,  Umrechnungen ;  das  De- 
tail der  Verwaltung  würde  bei  einem  mit  so  specialisirenden  Einrieb- 
tungen versehenen  Kassen- Verbände  ein  so  unendliches  werden,  dass 
gegen  dasselbe  die  Geschäftslast,  welche  die  gegenwärtige  Bearbeitung 
des  Armenwesens  innerhalb  der  Verwaltung  mit  sich  führt,   von  b&i 
verschwindender  Bedeutung  sein  würde.    Es  erscheint  daher  zweifel- 
haft,   ob   ein  auf  solche  Einrichtungen  begründeter   administrativer 
Apparat  überhaupt  würde  functioniren  können. 

Diesen  Schwierigkeiten  gesellen  sich  nun  aber  die  finanziellen 
hinzu.  Nach  meiner  Ansicht  kann  es  nicht  genügen,  die  Leistungen 
der  Kassen  auf  die  Gewährung  des  Existenz-Minimums  im  Sinne  der 
öfifentlichen  Armenpflege  zu  beschränken ;  soll  der  Arbeiter  in  Bezug  auf 
sein  Alter  und  die  Existenz  der  Seinigen  beruhigt,  soll  er  in  seinem  sitt- 
lichen Bewusstsein  gehoben  werden,  so  müssen  erheblich  höhere  Sätze 
in's  Auge  gefasst  werden.  Mit  Recht  werden  daher  insbesondere  von 
Kalle  solche  höhere  Sätze  in's  Auge  gefasst.  Wenn  es  nun  aber  auch 
keineswegs  aussichtslos  sein  mag,   über  diese  Sätze  ein  Einverständ- 
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niss  herbeizuführen,  so  wird  doch  dies  viel  weniger  von  den  Sätzen  der 
Beiträge  gelten  können,  mit  denen  die  Sicherstellung  solcher  Pensionen 
erzielt  werden  soll.  Noch  fehlt  es  an  einer  allgemein  anerkannten 
Methode  für  die  Berechnung  der  Höhe  dieser  Beiträge;  soviel  scheint 
indessen  aus  den  in  dem  Gutachten  von  Behm  enthaltenen  Ausführungen 
hervorzugehen,  dass  die  bei  den  günstigen  Erwerbsverhältnissen  eines 
grossen  Theils  der  Bheinlande  wohl   allenfalls  erschwinglichen  Sätze, 
wie  sie  Kalle  proponirt,  viel  zu  niedrig  gegrififen  sind  ^).    Von  wesent- 
lichem Einfluss  auf  die  durchschnittliche  Höhe   der  Beiträge   ist   vor 
Allem    das  Alter,   in   welchem   der  Eintritt  in   die  Kassen   erfolgt; 
Kalle's  Ansicht,  dass  der  Beitritt  in  häufigen  Fällen  schon  im  Alter 
von  17  bis  18  Jahren  sich  ermöglichen  lassen  werde,  vermag  ich  mich 
nicht  anzuschliessen,  da  in  diesen  meist  in  die  Lehrzeit  fallenden  Jah- 
ren, abgesehen  von  wenigen  begünstigten  Gegenden,  ein  hinreichen- 
der Verdienst  wohl  nur  selten  vorhanden  ist.    Aber  auch  GöbeFs  An- 
nahme, dass  der  Beitritt  regelmässig  mit  dem  Ablauf  des  24.  Lebens- 
jahres erfolgen  werde,  halte  ich  noch  für  eine  zu  günstige,    zumal 
auf  dieser  Altersstufe  viele  solchen  Lebensverhältnissen,  die  von  Göbel 
selbst  als  befreit  bezeichnet  sind,  angehören  werden ;  tbatsächlich  wür- 
den daher  für  eine  grosse  Anzahl,  vielleicht  die  Mehrzahl  der  Fälle 
die  für  ein  höheres  Beitrittsalter  berechneten  Sätze  massgebend  sein 
müssen.     Diese   Sätze   aber   haben   eine  über  die  Leistungsfähigkeit 
des  grössten  Theils   unserer  arbeitenden  Klassen  weit   hinausgehende 
Höhe.    Es  wird  daher  die  Kasse  —  hierin  stimmen  Göbel  und  Kretsch- 
mann  überein  —  für  eine  erhebliche  Quote  der  Beitragssätze  auf  Zu- 
schüsse von  ötfentlichen  Fonds  angewiesen  sein;  Göbel  nimmt  denn 
auch  an,  dass  die  Zuschüsse  je  nach  den  flüssig  zu  machenden  Fonds 
sich  auf  ein  bis  zwei  Drittel  der  Beiträge  der  Mitglieder   würden  be- 
laufen und  dass  die  Gemeinden  bezw.  das  Reich  ausserdem  die  unver- 
schuldeten Ausfälle  würden  übernehmen  müssen.    So  wenig  ich  nun 
aber,  wie  schon  angedeutet,  zu  denen  gehöre,  welche  jeden  derartigen 
Zuschuss  principiell  verwerfen,  so  bin  ich  doch  der  Meinung,  dass  eine 
so  ausgedehnte  und  in  schematischer  Weise  geregelte  Subventionirung 
allerdings  jener  Alters-  und  Wittwen- Versorgung  zum  grossen  Theil  den 
Character  einer  staatlichen  Pensionirung  aufprägen  und  so  die  Motive 
des  Verhältnisses  wesentlich  verändern  würde.     Damit  würde  die  Be- 
sorgniss  einer  von  jener  Organisation  zu  erwartenden  nachtheiligen 

1)  Diese  Sätze  übersteigen  die  damaligen  inzwischen  verdoppelten  and  immer  noch 
als  zoreichend  keineswegs  allgemein  anerkannten  Sätze  der  Verband  -  Invalidenkasse  der 
Gewerkvereine  nur  um  20  Procent. 
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Rückwirkung  auf  den  Thätigkeitssinn  der  Arbeiter,  wie  sie  neuerdings 
in  industriellen  Kreisen  einen  so  bezeichnenden  Ausdruck  erhalten 
haben,  allerdings  ihre  Rechtfertigung  finden. 

Ebensowenig  daher,  wie  die  auf  manchen  Gebieten  bisher  ausge- 
bildeten genossenschaftlichen  Einrichtungen  eine  für  die  Organisation 
einer  allgemeinen  Invaliden-  u.  s.  w.  Versorgung  brauchbare  Grund- 
lage enthalten,  ebenso  wenig  lässt  sich  aus  dem  bisher  zu  Tage  ge- 
förderten Projecten  die  Zuversicht  schöpfen,  dass  die  allgemeine  Durch- 
führung eine  derartige  genossenschaftliche  Organisation  in  naher  Zu- 
kunft gelingen  werde.  OflFenbar  liegt  hierin  kein  Anlass ,  an  der  Durch- 
führbarkeit muthlos  zu  verzweifeln ;  die  Zeit,  seit  der  das  öffentliche  In- 
teresse sich  jener  grossen  Frage  zugewendet  hat,  ist  ja  eine  viel  zu 
kurze,  als  dass  alle  Seiten  derselben  bis  jetzt  genügend  hätten  übersehen 
und  klargestellt  werden  können.  Aber  andererseits  wird  auch  der 
Wunsch,  jene  wichtige  Organisation  in's  Leben  gerufen  zu  sehen,  uns 
nicht  zu  voreiligen  Erwartungen  bestimmen  dürfen.  Die  entgegen- 
stehenden Schwierigkeiten  werden  auf  vielen  Seiten  offenbar  unter- 
schätzt und  manches  der  Projecte,  die  jetzt  so  hoffnungsvoll  empor- 
spriessen,  erinnert  in  der  geringen  Rücksicht,  die  es  auf  die  Mechanik 
unseres  administrativen  und  wirthschaftlichen  Lebens  nimmt,  mich  an 
einen  Schmied,  den  ich  in  meiner  Jugend  kannte  und  der,  nachdem 
er  in  seinem  Fache  sich  tüchtig  gezeigt,  ein  perpetuum  mobile  erfun- 
den zu  haben  glaubte,  nur  dass  noch  ein  Rad  in  der  Maschine  fehlte. 
Aber  er  starb,  ohne  das  Rad  gefunden  zu  haben.  So  bleiben  auch  in 
jene  Projecte  noch  mannigfache  Räder  einzusetzen.  Das  Verdienst,  neue 
Pläne  für  die  Erfüllung  jener  Aufgaben  anzuregen,  wird  nur  dadurch 
ein  vollkommenes,  dass  auch  Mittel  und  Wege  der  Ausführung  nach- 
gewiesen werden ;  so  lange  dieser  Nachweis  im  Einzelnen  nicht  erbracht 
ist,  werden  wir  mit  der  Hoffnung,  dass  eine  baldige  Verwirklichung 
jener  Organisation  bevorstehe,  immer  noch  sparsam  umzugehen  und  auch 
mit  der  Möglichkeit,  dass  sie  wenigstens  nicht  in  gewünschtem  um- 
fange gelinge,  zu  rechnen  haben.  Es  fragt  sich  daher,  welche  Mittel, 
insoweit  eben  die  Erreichung  des  Zieles  im  Wege  genossenschaftlicher 
Organisation  sich  nicht  als  realisirbar  erweisen  sollte,  noch  übrig 
bleiben,  um  wenn  auch  in  bescheidenerem  Umfange  die  Erfüllung  der 
Aufgabe  zu  fördern  beziehungsweise  die  bei  jener  Organisation  ver- 
bleibenden Lücken  zu  ergänzen. 

Eine  Lösung  des  Problems  in  beschränkterem  Umfange  erstreben 
die  Altersversicherungs-  oder  richtiger  Altersrentenanstalten,  welche 
sich  mit  der  Gewährung  von  Altersrenten  gegen  frühere  entweder  ein- 


Inwieweit  ist  von  der  Ausbildung  der  Arbelttt'veräiclierang  u.  s.  w.  &33 

malige  oder  periodische  zu  leistende  Einzahlungen  befassen;  der  Be- 
trag der  Einzahlungen  wie  der  der  zu  beziehenden  Rente  ist  hier  durch 
feste  Tarife  geregelt:  der  Tarif  ist  ein  verschiedener,  je  nachdem  die 
Einzahlungen  mit  Vorbehalt  des  Kapitals,  wie  solchen  die  meisten 
derartigen  Anstalten  zulassen ,  oder  mit  Verzichtleistung  auf  dasselbe 
erfolgen;  im  ersteren  Falle  wirkt  das  Institut  in  der  Hauptsache  als 
Sparinstitut;  in  je  weiterem  Umfange  die  Verzichtleistung  auf  das 
Kapital  zur  Durchfährung  gelangt,  desto  weiteren  Spielraum  erhält 
das  Element  der  Versicherung,  indem  die  von  den  vor  Eintritt  des 
Genusses  versterbenden  Mitgliedern  geleisteten  Einzahlungen  nebst 
Zinsen  den  übrigen  zuwachsen;  die  auf  der  Wahrscheinlichkeit  dieses 
Zuwachses  gegründete  Berechnung  ist  es,  welche  den  Ankaufspreis  im 
Vergleiche  zu  demjenigen,  der  sich  aus  der  Anwendung  der  ersteren 
Methode  ergiebt,  beträchtlich  reducirt  ^).  Insofern  die  Anstalten  statt 
eines  Kapitales,  das  electiv  zu  fordern  manche  derselben  den  Versicher- 
ten gestatten,  Lebensrenten  gewähren,  hat  das  Geschäft  zugleich  den 
Charakter  des  Leibrentenvertrages.  Mit  dem  Beispiel  einer  die  Gewäh- 
rung derartiger  Versorgung  in  Renten  sicherstellenden  Staatseinrich- 
tung ist  England  vorangegangen,  indem  dort  der  Staat  zuerst  durch 
Gesetz  vom  10.  Juni  1833  Gelegenheit  zum  Ankauf  solcher,  durch 
Uebernahme  auf  die  öffentliche  Schuld  sicher  zu  stellender  Renten 
gegeben  hat;  diese  in  mannigfacher  Hinsicht  durch  die  spätere  Gesetz- 
gebung namentlich  das  Gesetz  vom  14.  Juli  1864  weiter  ausgebildete 
Einrichtung  steht  in  engster  Beziehung  zu  den  Sparkassen  beziehungs- 
weise zu  den  dem  Generalpostmeister  unterstellten  Postsparkassen, 
durch  deren  Vermittelung  die  Einzahlungen  grossentheils  erfolgen. 
Auf  demselben  Princip  beruht  die  in  Frankreich  durch  Gesetz  vom 

1)  Die  Sclieidang  der  Versicherungen  in  solche  mit  Vorbehalt  des  Elapitals  und 
solche  mit  Verzichtleistung  auf  dasselbe  und  die  Aufstellung  eines  besonderen  Tarifs 
fär  jede  dieser  Modalitäten  ist  der  englischen  Rentenversicherung  und  der  caisse  des 
retraites  mit  der  Kaiser  Wilhelms-Spende  und  der  Sächsischen  Altersrcntenbank  ebenso 
wie  mit  den  betreffenden  Privatanstalten  gemeinsam ;  die  Kaiser  Wilhelms-Spende  spc- 
cialisirt  noch  weiter  den  Vorbehalt  in  einem  kurzen  und  einem  dauernden,  je  nach- 
dem die  Rückzahlung  der  Einlagen  nur  in  dem  Falle,  dass  der  Versicherte  die  Fällig- 
keit der  ersten  Rente  oder  des  Kapitals  nicht  erlebt  oder  auch  dann  erfolgen  soll,  wenn 
er  die  Fälligkeit  der  Rente  oder  des  Kapitals  erlobt  hat  (Siehe  das  Nähere  bei  Stämm- 
ler ,  die  Kaiser  Wilhelms-Spende  Berlin  1880  S.  26  fg.).  —  Von  den  weiter  unten  im 
Text  genannten  Anstalten  ist  die  französische  caisse  des  retraites  die  einzige ,  welche 
sich  auf  die  Versicherung  von  Altersrenten  beschränkt;  die  englische  Staatsversicherung 
erstreckt  sich  auch  auf  sonstige  Zeitrenten  und  auf  Versicherungen  für  den  Todesfall ; 
die  Wilhelms-Stiftung  versichert  neben  den  Altersrenten  auch  Kapital  für  den  Erlebens- 
fall, die  Sächsische  Altersrentenbank  neben  Alters-  auch  Zeitrenten ;  das  Gleiche  gilt  von 
den  bezüglichen  Privatanstalten. 

N.  F.  Bd.  y.  35 


524  ^^-  ^-  l^«<tteiiBteiB, 

18.  Jani  1850  gegründete  caisse  des  retraites  poar  la  yieilkaBe;  d>es- 
falls  hierher  gehören  die  als  öffentliche  Stiftung  bestehende  Kaiser 
Wilhelms-Spende  sowie  die  im  Jahre  1858  als  Staatsinstitot  gegrün- 
dete Königliche  Sächsische  Altersrentenbank;  mit  diesen  Anstahei 
concurriren  verschiedene  Privatinstitute.  Für  die  Mehrzahl  dieser  Ai- 
stalten  ist  jedoch  der  Wirkungskreis,  den  dieselben  sich  innerhalb  der 
arbeitenden  Klassen  haben  b^ründen  können,  zeither  ein  nur  einge- 
schränkter geblieben. 

Der  geringe  Umfang  der  Betheiligung,  der  in  England  den  An- 
kauf von  Staats-Altersrenten  —  Government  annuities  —  zeitho*  ge- 
funden hat,  ergiebt  sich  aus  den  Zahlen;  in  den  17  Jahren,  welche 
seit  dem  Jahre  1864  verflossen  sind,  hat  die  Gesammtzahl  der  abge- 
schlossenen Altersrentenverträge  nicht  über  12,435  betragen;  dieZiU 
der  in  Kraft  befindlichen  bezüglichen  Verträge  belief  sich  am  31.  De- 
zember 1881  auf  nur  8962  ^).  Die  Gommission,  welche  unter  Leitnng 
des  ßeneralpostmeister  Fawcett  zur  Prüfung  der  Ursachen  dieser  qd- 
zureichenden  Ergebnisse  berufen  worden  war,  hat  dieselben  in  dem 
Mangel  persönlichen  Einsammelns  und  Agitirens,  in  der  geringen  Zahl 
der  zur  Abschliessung  solcher  Verträge  legitimirten  Postämter,  in  der 
zu  engen  Begrenzung  der  Beträge,  für  welche  Lebensrenten  angekauft 
werden  können  und  in  den  zu  complicirten  Förmlichkeiten  beim  Ab- 
schluss  der  Verträge  gefunden;  nach  allen  diesen  Richtungen  hin  hat 
das  neue  in  diesem  Jahre  am  18.  August  1882  erlassene  Gesetz  Er- 
leichterungen zu  gewähren  versucht;  ob  dieselben  indessen,  selbst  Ter- 

1)  Eine  ZuDRhme  In  der  Zahl  der  Rentenversicherungen  war  allerdings  wahrnehm- 
bar gewesen  ;  während  in  den  ersten  drei  Jahren  nach  dem  Gesetz  von  1S64  die  jilir- 
liche  Zahl  solcher  Rentenversicherungen  286  betragen  hatte,  war  sie  in  dem  mit  dem 
81.  December  1881  zu  Ende  gegangenen  dregährigen  Zeitraum  auf  986  gestiegen.  Die 
Ursachen  dieses  nicht  hinreichenden  Erfolges  werden  von  der  Gommission  —  Bericht 
vom  28.  März  1882  —  folgondormassen  formulirt: 

I.     The  absence  of  personal  solicitation  and  collection,  and  the  necessity  of  avisit 
bcing  made  to  post  offices  to  pay  the  premium«  in  fized  sums  and  on  specified  dat». 
11.     The  limited  number  of  Insurance  and  annuity  post  offiees,  and  the  early  hoon 
at  which  they  are  closed  for  the  transaction  of  such  business. 

III.  Tho  1  Imitation  of  the  amounts  for  which  Life  Insurances  san  be  effected,  and 
tho  Annuities  granted,  both  as  regnrds  the  maximum  and  minimum. 

IV.  The  complicated  character  of  the   formallties  which  have  to  be    gone  tbroogh 
by  those  who  dcsire  to  effect  Life  Insurance  and  purhase  Annuities. 

Das  inzwischen  erschienene  Ges.  v.  18.  Aug.  1882,  45  et  46  Vict.  cap.  51  erweitert 
die  Grenzen  der  Beträge,  für  welche  Renten  versichert  werden  können  und  schafft  na- 
mentlich das  Minimum  ganz  ab,  ordnet  die  Aufstellung  neuer  Tarife  an,  räumt  der 
Regierung  eine  umfassende  Regulativgewalt,  namentlich  in  Betreff  der  Formalitäten  der 
Aufnahme  und  der  beizubringenden  Nachweise  ein  und  erweitert  die  Zuständigkeit  der 
Postsparkassen  in  der  Annahme  der  Versicherungen. 
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eint  mit  den  AnstrengUDgeii  des  unermüdlichen  Fawcett  hinreichen 
werden,  um  der  Rentenversicherung  eine  erheblich  grössere  Verbrei- 
tung bei  den  arbeitenden  Klassen  zu  sichern,  wird  abgewartet  werden 
müssen;  mit  mehr  Recht  als  den  von  der  Commission  betonten  Um- 
ständen ist  wohl  der  geringe  Erfolg  jener  Rentenversorgung  dem  niedri- 
gen Zinsfuss,  welcher  der  Berechnung  der  Tarife  zum  Grunde  liegt, 
und  der  Concurrenz  zugeschrieben  worden,  welche  die  mit  Alters- 
und Invaliditäts-Unterstützungen  sich  ebenfalls  befassenden  und  gün- 
stigere Bedingungen  gewährenden  Privat -Lebensversicherungs- Gesell- 
schaften, friendly  societies  und  trades  unions  der  staatlichen  Einrichtung 
machen,  eine  Concurrenz,  deren  Wirkungen  die  im  neuesten  Gesetz 
zur  Durchführung  gelangten  Reformen  schwerlich  beseitigen  werden. 
Zu  ungünstig  hat  dagegen,  wie  mir  scheint.  Lammers  in  seinem 
im  vorigen  Jahre  im  deutschen  Verein  für  Armenpflege  erstatteten 
Referat  die  Wirksamkeit  der  französischen  caisse  des  retraites  beur- 
theilt');  wenn  er  auf  den  geringen  Bruchtheil  hinweist,  den  unter 
den  Rentenkäufen  die  auf  direkten  individuellen  Einzahlungen  beru- 
henden ausmachen,  so  ist  hiergegen  hervorzuheben,  dass  die  im  Inter- 
esse der  arbeitenden  Klassen  erfolgenden  Einzahlungen  in  der  Regel 
durch  die  soci6t^  de  secours  mutuels  vermittelt  werden;  dass  die 
von  den  Gesellschaften  diesem  Zweck  zugewendeten  Beträge  nicht  un- 
bedeutend sind,  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  für  die  Ansammlung 
eines  fonds  de  retraite  der  caisse  des  depots  et  consignations  über- 
wiesenen Beträge  für  die  societ^s  approuv6es  sich  im  Jahre  1880  auf 
1,500,486,47  Fr.  beliefen,  zu  welcher  Summe  noch  die  jährliche  Staats- 
subvention von  500,000  Fr.  hinzutrat;  der  gesammte,  zu  Sicherstel- 
lung von  Alterspensions-Ansprüchen  hinterlegte  Fond  erreichte  für  die 
gedachten  Gesellschaften  am  31.  Dezember  1880  die  Summe  von 
38,113,046,01  Fr. »).    Wenn  nun  gleichwohl  die  Zahl  derjenigen  Mit- 

1)  Siehe  hierüber  Sartorius  von  Waltershausen,  die  Stellung  des  Staats  u.  s.  w.  S.83. 

2)  Stenogprafischer  Bericht  über  die  Verhandlungen  des  deutschen  Vereins  für  Ar- 
menpflege und  Wohlthätigkeit  v.  11./18.  Nov.  1881  S.  81.  89. 

3)  Auch  diese  Angaben  sind  den  Motiven  des  am  18.  März  1882  vorgelegten  Gesetz- 
entwurfes über  die  soci^t^  de  secours  mutuels  entlehnt.  Siehe  daselbst  S.  19.  Die 
Art  der  Einnahmen,  durch  welche  die  Fonds  gebildet  sind,  ergiebt  folgende  Oruppirung: 

1)  Einzahlungen  der  Mitglieder 17,392,044  Fr.  78 

2)  Staatssubvention 8,786,499     „  OO 

3)  Geschenke  und  Vermächtnisse 583*648     „  04 

4)  Kapitalisirte  Zinsen ",374>395     tt  35 

38,136,578  ^r.  17 
wovon  in  Abzug   kommen    an  Zurückzahlungen    in  Fällen  der 
Auflösung  solcher  Gesellschaften, 23,532  Fr.  l6 

was  die  Summe  von     38,113,046  Fr.  Ol 
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glieder,  die  sich  im  Besitz  ihnen  angewiesener  Pensionen  be&ndeD, 
im  Jahre  1880  erst  12,075  betrug,  so  erklärt  sich  dies  wohl  daraus, 
dass  dieEntwickelung  der  sociöt^  de  secours  mutuels  erst  in  neuerer  Zeit 
grosse  Dimensionen  angenommen  hat  und  dass  daher  die  Zahl  der  zum 
Pensiousbezuge  qualificirten  Mitglieder  zur  Zeit,  namentlich  bei  den  noch 
nicht  seit  längerer  Zeit  bestehenden  Gesellschaften  bis  jetzt  nicht  eine 
sehr  grosse  sein  kann;  jedes  Mitglied  muss,  um  zum  Bezüge  einer 
Pension  zugelassen  werden  zu  können,  mindestens  55  Jahre  alt  sein 
und  mindestens  10  Jahre  der  Oeselischaft  angehört,  auch  während 
dieser  Zeit  seine  Beiträge  gezahlt  haben;  vielfach  gehen  jedoch  die 
Gesellschaften  über  diese  Erfordernisse  noch  hinaus,  während  sie 
anderseits  den  Eintritt  in  die  Gesellschaft  an  die  Bedingung  knüpfen, 
dass  ein  bestimmtes  Alter  —  etwa  das  41.  Lebensjahr  —  noch  nicht 
erreicht  sei^).     Für  die  Zukunft  ist  eine  beträchtliche  Erweiterung 


ergiebt.  Von  Interesse  ist  die  Notis,  dass  der  Jahresbetrag  der  von  den  GkseUschaften 
bewirkten  Einsahlangen  erst  im  letsten  Jahre  —  1880  —  den  Oesammtbetrag  der  Ten 
den  Ehrenmitgliedern  an  die  Gesellschaften  geleisteten  Beträge  —  1,4.56,109  Fr.  14  ^ 
um  ein  Weniges  überstiegen  hat;  früher  ist  er  hiofig  gegen  diesen  Betrag  betrichtlieh 
sorückgeblieben . 

1)  Diese  in  meinem  dem  Verein  für  Socialpolitik  erstatteten  Referat  noch  ab  Ver- 
muthung  vorgetragene  Erklining  findet  ihre  Bestitignng  in  den  Motiven  des  eben 
bezeichneten  Oesetzentwnrfs.  Das  Altersversicherongsweseo  der  soei^t^  de  secours 
mutuels  verdankt  seinen  Aufschwung  der  Einrichtung  des  Fonds  der  retraites,  irie 
sie  das  Gesetz  vom  26.  April  1856  einführte;  dasselbe  gestattet  den  soci^t^  approa- 
v^es  die  Bildung  eines  solchen  bei  der  caisse  des  depots  et  consignations  su  hinter- 
legenden f  von  dieser  mit  4}  Procent  zu  verzinsenden  Fonds,  zu  welchem  ausser  den 
Einzahlungen  der  Gesellschaften  die  betreffenden  Antheile  an  den  Zinsen  der  Staatsdo- 
tation und  die  dem  Fonds  zugewendeten  Geschenke  und  Vermachtniase  fliessen.  Ans 
diesem  Fonds  können  die  Gesellschaften  der  caisse  des  retraites  die  Betrige  fiberweisen 
lassen  ,  welche  erforderlich  sind  ,  um  Lebensrenten  für  di^enigen  Mitglieder,  deren  Zi- 
stand  oder  Verhältnisse  eine  solche  Unterstützung  erheischen ,  zu  constituiren ;  mit  dem 
Augenblick,  in  welchem  die  betreffenden  Mitglieder  die  Rente  fiberwiesen  eriialten,  wer- 
den sie  direct  Gläubiger  der  caisse  des  retraites;  nach  ihrem  Tode  kehrt  das  Kapittl, 
soweit  nicht  etwa,  was  jedoch  nie  vorkommen  soll,  die  Gesellschaften  den  Reateaorwerb 
unter  Verzichtleistung  auf  den  Kapitalsvorbehalt  bewirkt  haben,  zum  fonds  des  retraites 
der  betr.  Gesellschaft  zurück  und  wird  denmach  zur  Ausweisung  weiterer  Pensionen  dis- 
ponibel. Die  Auswahl  derjenigen  Mitglieder,  welche  in  den  Qenoss  einer  Pension  treten 
sollen,  erfolgt  durch  von  der  Generalversamjnlung  zu  fassenden  und  durch  den  Prifecten 
zu  genehmigenden  Besohl uss  der  Gesellschaft ;  die  Mitglieder  müssen  jedoch  in  Bezag  saf 
ihre  Qualification  den  im  Text  angegebenen  Voraussetzungen  entsprechen.  Die  Rente 
darf  nicht  weniger  als  jährlich  50  Fr.  und  nicht  mehr  ab  das  Zehnfache  des  stataten- 
mä^igen  Jahresbeitrags  eines  Mitgliedes  betragen.  Wie  in  Folge  dieser  legislatorischeD 
Massnahme  sich  die  Einzahlungen  der  Gesellschaften  ihren  fonds  de  retnute  gesteigert 
haben,  ergeben  folgende  Daten :  es  betrugen  diese  Einzahlungen  der  soci^t^  approarto 
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der  Zahl  der  in  den  Pensionsgenuss  tretenden  Mitglieder  umsomehr  zu 
gewärtigen,  als  die  Einzahlungen  Seitens  der  Gesellschaften  regelmäs- 
sig mit  Kapitals  vorbehält  erfolgen,  dergestalt,  dass  die  zur  Auswerfung 
von  Pensionen  verwendeten  Beträge  nach  dem  Tode  der  Mitglieder, 
deren  Rentenbezug  sicher  zu  stellen,  sie  gedient,  für  die  Gesellschaft 
zum  gleichen  Behufe  von  Neuem  verfügbar  werden;  das  zur  Erwer- 
bung von  Pensionen  für  die  Mitglieder  verwendbare  Kapital  ist  daher 
in  einem  fortdauernden  Wachsthum  begriffen.  Es  war  eben,  nachdem 
Napoleon  III.  Gesetz  vom  18.  Juni  1850  der  Organisation  jener  Hülfs- 
gesellschaften  einen  kräftigen  Impuls  gegeben,  vorerst  der  breite 
Unterbau  der  Krankenkassen  zu  vollenden;  hiemit  war  die  Basis  ge- 
wonnen, auf  der  demnächst  auch  die  Invaliden-  und  Altersversiche- 
rung in  weiteren  Dimensionen  zur  Ausbildung  gebracht  werden  konnte ; 
Zweck  eines  Gesetzentwurfs,  welchen  das  Ministerium  de  Freycinet  am 
18. März  d.  J.  den  Kammern  vorlegte,  ist  es,  die  soci^t^s  de  secours 
mutuels  für  die  Aufgaben  der  Altersversicherung  weiter  zu  entwickeln 
und  ihnen  mit  der  Erhöhung  des  Staatszuschusses  zu  letzterem  Behuf 
grössere  Mittel  zu  sichern  ^ ). 

Nach  meiner  Ansicht  ist  in  Deutschland  einem  Altersversorgungs- 
wesen dieser  Art  eine  genügende  Ausbildung  nicht  zu  Theil  geworden. 
Wie  die  englische  Altersrenten -Einrichtung,  so  haben  auch  die  Sächsi- 
sche Altersrentenbank  und  die  Kaiser  Wilhelm  Spende  es  innerhalb 
der  arbeitenden  Klassen  nur  zu  einer  geringen  Wirksamkeit  gebracht; 
sie  dienen  dem  Bedürfniss  anderer  mittlerer  Gesellschaftsschichten  ^). 


1856:  244,678,63  Fr.,  1860:  509,096,67  Fr.,  1865:  649,687,15  Fr.,  1870  (Rückgang 
in  Folge  des  Krieges)  291.458,80  Fr.,  1875:  858,872,58  Fr.,  1880  wurde  der  bereits 
in  der  S.  525  Anm.  2  allegirte  Betrag  von  1,500,486,47  Fr.  erreicht  Die  Zahl  der  im 
Besits  von  Altersrenten  befindlichen  Mitglieder  jener  Geselbchaften  hat  betragen:  1857 
45,  1860  163,  1865  888,  1870  2,633,  1875  6589,  1880  12,075-,  auch  diese  Zahlen  zei- 
gen eine  in  sehr  starker  Progression  sich  voUziehende  Zunahme. 

1)  Der  Gesetzentwurf  versucht  es,  die  auf  die  sociiUs  de  secours  mutuel  bezüg- 
lichen Bestimmungen  zu  codificiren ;  eine  besondere  Sorgfalt  wendet  er  der  Altersrenten- 
versicherung und  den  desfallsigen  Beziehungen  der  Gesellschaften  zur  caisse  des  re- 
traites  de  la  vieiUesse  zu ;  die  diesem  Zweck  bestimmte  Dotation  der  Gesellschaften  wird 
um  10  Mill.  Fr.  erhöht.  Die  Berechtigung  zu  coUectiven  Einlagen  in  der  für  die  so- 
ci4t^  approuv^es  vorgeschriebenen  Weise  wird  auch  den  soci^t^s  autoris^es  eingeräumt. 

2)  Dies  ist,  was  die  Königlich  Sächsische  Altersrentenbank  anlangt,  von  der  Di- 
rection  in  einer  mir  gütigst  ertheilten  Auskunft  bezeugt  worden.  Die  Zahl  der  bei  der 
Anstalt  seit  deren  Bestehen  1858  bis  Ende  1880  eröffneten  Konten  hat  sich  auf  1480, 
die  Zahl  der  Einlagen  auf  6313,  der  Gesammtbetrag  der  letzteren  auf  1,573,220  M. 
10  Pf.  belaufen,  Zahlen,  welche  das  geringe  Mass  der  Betheiligung  ergeben.  Von  der 
letzteren  Summe  kommen  1,385,102  M.  86  Pf.  auf  Einlagen  mit  Verzicht  und  188,117  M. 
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Offenbar  hat  an  diesem  geringen  Masse  der  Benutzung  der  hohe  Tarif 
beider  Anstalten  nicht  geringen  Antheil;   den  Tarifen   der  Wilhelms- 
Spende  ist  ein  Zinsfuss  von  4,  denen  der  Altersrentenbank  ein  solcher 
von  3^1^  Prozent  zum  Grunde  gelegt,  ein  Unterschied,   der  sich  in- 
dessen durch  die  den  Sätzen  der  letzteren  Anstalt  zum  Grunde  ge- 
legte, den  Versicherten  günstigere  Sterblichkeitstafel  grossentheils  wie- 
der ausgleicht ;  ausserdem  tritt  bei  den  Renten  der  Sächsischen  Alters- 
rentenbank zur  Deckung  der  unvorhergesehenen  Ausfälle  und  als  Aequi- 
valent  für  den  vom  Staate  übernommenen  Verwaltungsaufwand  eine  Kür- 
zung der  Reuten  um  10  Prozent  ein  ^).    Meines  Erachtens  ist  es,  um 
Anstalten  dieser  Art  eine  Benutzung  durch  die   arbeitenden  Klassen 
zu  sichern,  nächst  der  staatlichen  Garantie,  beziehungsweise  dem  staat- 
lichen Betriebe  das  erste  Erfordemiss,  dass  durch  Gewährung  eines 
Staatszuschusses  eine  höhere  Verzinsung    sichergestellt    und   hiermit 
ein   günstigerer  Tarif  ermöglicht  werde.    Eine  zu  diesem  Zweck  ge- 
währte, den  Einlegern  nur  im  Verhältniss  der  durch  eigene  Wirth- 
schaftlichkeit  erzielten  Ersparnisse  zu  Gute  kommende  Staatssubven- 
tion   wäre  ohne  Bedenken,  wenn  Vorsorge  dafür  getroffen  würde,  dass 
diese  Staatshilfe  nur  Personen,  die  zu  den  arbeitenden,  beziehungs- 
weise vermögenslosen  Klassen  gehören,  zuflösse  und  dass  dieselbe  mit 
der  Erreichung  eines  bestimmten  Kapitalsbetrags  in  Wegfall  käme; 
solche  Vorsorge  ist  vollkommen  möglich;  es  ist  ein  Fehler  der  auf 
die  französische  caisse  des  retraites  bezüglichen  Gesetzgebung,   dass 
sie  diese  Vorsorge  allzulange   vernachlässigt  hat;   erst  ein   im  Früh- 
jahr d.  J.  vom  Ministerium  de  Froycinet  eingebrachter,   an   die  vor- 
erwähnte Gesetzesvorlage  über  die  soci6t(5s  de  secours  mutuels  sich 
anschliessender  Gesetzesentwurf  versucht,    in  einen  richtigeren  Weg 
einzulenken  ^ ).    Es  würde  aber  eine  solche  auf  die  Herstellung  gün- 

24  Pf.  auf  solche  mit  Vorbehalt  des  Kapitals.     Siehe  die  dem  Königs-Decret  ao  die  Stünde 
V.  4.  Nov.   1881  beigefügte  Beilage  A  Abth.   1. 

1)  Diese  Kürzung  scheint  mir  am  wenigsten  gerechtfertigt;  das  Mindeste,  was  man 
wohl  vom  Staat  zu  Gunsten  solcher  dem  Wohle  der  ärmeren  Klassen  dienenden  Einrich- 
tungen erwarten  kann,  ist,  dass  er  den  Verwaltungsaufwand  trägt  und  für  das  Risiko 
aus  seinem  Fonds  einsteht. 

2)  Dem  Tarife  der  caisse  des  retraites  liegt  ein  doppeltes  Element  zu  Grunde; 
eine  Berechnung  der  Sterblichkeitswahrscheinlichkeit  und  eine  Berechnung  der  Nutsbar- 
machung  des  Kapitals ,  welche  letztere  auf  der  Annahme  eines  Zinsfnsses  von  5  Pro- 
cent —  diesen  führte  bereits  das  Gesetz  v.  18.  Juni  1850  ein;  ein  Gesetz  v.  28.  Mai 
1853  rcducirte  ihn  auf  4J,  das  Ges.  v.  20.  Dec.  1872  erhöht  ihn  wieder  auf  5  Procent  — 
bei  Anwendung  des  Zins  auf  Zins-Kechnung  beruht  Diese  zumal  den  gegenwärtigen  Ver- 
hältnissen des  Kapitalmarktes  nicht  inohr  entsprechende  Höhe  des  Zinsfusses  verbunden 
mit  dem  Mangel  ausreichender   gesetzlicher  Beschränkungen,  in  Bezug  auf  die  Zulassung 
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stiger  Tarife  abzielende  MassDahme  an  und  für  sich  noch  nicht  ge- 
nügen, am  den  Anstalten  der  vorerwähnten  Art  innerhalb  der  in 
Rede  stehenden  Bevölkerungskreise  ein  weiteres  Terrain  zu  erschlies- 
sen.  Hiezu  wäre  nöthig,  dass  an  die  Stelle  des  direkten  Verkehrs 
dieser  Anstalten  mit  jenen  Bevölkerungskreisen  ein  indirekter,  durch 
geeignete  genossenschaftliche  Bildungen  vermittelter  träte;  Aufgabe 
dieser  organisirten  engeren  Kreise  wäre  es,  die  Beiträge  der  Mitglie- 
der zum  Behuf  der  Einlagen  anzusammeln,  die  Einhaltung  der  Ter- 
mine etwaiger  periodischer  Einlagen  zu  überwachen,  für  Zeiten  der 
Behinderung  der  Mitglieder  durch  Krankheiten  u.  s.  w.  eine  Ausglei- 
chung herzustellen,  vor  Allem  aber  einen  Einfluss  und  selbst  Druck 
auf  die  Mitglieder  zum  Behuf  der  Betheiligung  zu  üben.  Solche  die 
Vermittelung  herstellende  engere  Kreise  sind  die  französischen  sociöt6s 
de  secours  mutuels;  in  ihrer  Wirksamkeit  können  derartige  Bildungen 
nicht  durch  blose  Agenten  oder  wohlgesinnte  Freunde  der  Anstalten 
ersetzt  werden ;  es  ist  zu  sanguinisch ,  wenn  der  Direktor  der  Kaiser- 
Wilhelms -Spende  Herr  Stämmler  von  dem  Einfluss  dieser  Elemente 
eine  beträchtliche  Erweiterung  der  Betheiligung  erwartet  ^)  Auch  in 
Deutschland  würden  derartige  vom  Staat  geleitete  beziehungsweise 
garantirte  Altersrentenanstaltcn  nur  dadurch  den  Bedürfnissen  der 
arbeitenden  Klassen  völlig  adaptirt  werden  können,  dass  zwischen  ihnen 
und  den  bestehenden  beziehungsweise  neu  zu  gründenden,  öffentlichen 
und  freien  Hülfskassen  eine  organische  Verbindung  hergestellt  und  den 
letzteren  die  Benutzung  jener  Anstalten  unt^r  günstigen  Bedingungen 
ermöglicht  würde:  KoUective  Einlagen  in  der  Art,  wie  sie  den  soci6t6s 


zur  Benutzung  der  Anstalt  und  auf  die  Höhe  der  Rentenbeträge  sind  die  Ursache  gewesen, 
dass  die  caisse  des  retraites  in  relativ  erheblichem  Umfange  von  solchen  Elementen  der 
Bevölkerung,  die  den  arbeitenden  Klassen  im  e.  S.  nicht  angehören,  benutzt  wird  und 
dass  in  dem  betr.  Verhftltniss  diesen  Elementen  die  Staatssubvention  zufliegst,  die  zur 
Deckung  des  durch  das  Zurückbleiben  der  wirklichen  Nutzbarmachung  des  Kapitals  hinter 
dem  reglementsmässigen  Zinsfuss  erwachsenden  Deficlts  erforderlich  ist.  Dies  Deficit  würde 
zu  seiner  Deckung  eine  Erhöhung  der  Dotation  der  Anstalt  von  22  Millionen  Fr.  erfordern, 
eine  Summe,  die  sich  jedoch  für  jedes  Vierteljahr  um  weitere  2}  bis  3  Millionen  erhöht. 
Der  neue  Gesetzentwurf  will  nur  einestheils  durch  Ueberweisung  der  zur  Deckung  des 
Deficite  erforderlichen  Dotationskapitalien,  anderntheils  durch  Herabseiiung  des  Zinsfusses 
auf  4}  Procent  Abhülfe  schaffen;  diese  mit  dem  1.  Januar  1883  in  Aussicht  genommene 
Reduction  des  Tarifs  soll  sich  jedoch  nicht  auf  die  bereits  vor  diesem  Zeitpunkte  con- 
trahirten  Rentenverpflichtungen  und  ebensowenig  auf  die  durch  die  societ^s  de  secours 
mutuels  erfolgenden  Einlagen  beziehen,  welche  letzteren  vielmehr  den  privilegirten  Zins- 
fuss von  5  Procent  zu  gemessen  fortfahren  soUen. 

2)    Siehe    desselben    schon    oben    erwähnte    Schrift:     Die   Kaiser- WUhelms-Spende 
S.  10—11. 
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de  secours  mutuels  gestattet  sind,  würden  allerdings  mit  dem  Wesen  der 
deutschen  Hülfskassen  sich  kaum  vei*tragen ;  es  wäre  daher  ein  anderer 
Modus  zu  suchen.    Durch  das  Medium  der  Hülfskassen  würden  der  Al- 
tersversorgung weitere  Mittel  au  freiwilligen  Zuwendungen,  Beitragender 
Arbeitgeber,  Subventionen  aus  öflFentlichen  Fonds  zugeführt  werden  kön- 
nen, wie  denn  den  soci6t6s  de  secours  mutuels  an  Geschenken,  Legates, 
Beiträgen  der  EhrenmitgHeder ,  Beihülfen  von  Gemeinden  und  Depar- 
tements vorzugsweise  für  den  Zweck  der  Altersversorgung,    welchem 
auch  die  unter  diesen  Gesellschaften  jährlich  vertheilte  Staatssubven- 
tion  in  erster  Linie  dient,  erhebliche  Beiträge  zufliessen.     Ja  es  würde 
selbst  eine  Erweiterung  des  Aufgabenkreises  der  obligatorischen  Hülfs- 
kassen durch  Ausdehnung  der  Zwangsverpflichtuug  auf  Einlagen  in  die 
Altersversorgungskasse  in  der  Art,   dass  dieselben  für  jedes  Mitglied 
einen  Minimalbetrag  erreichen   müssten  und   dass  an   denselben  sieb 
auch   die  Arbeitgeber   mit  einer  Quote  zu  betheiligen  hätten,   nicht 
ohne  Weiteres  auszuschliesseu  sein;  allerdings  wäre  diese  Einrichtung 
nicht  geeignet,  für  alle  Fälle  eine  hinlängliche  Altersversorgung  zu 
sichern ;   eine  solche  würde  indessen ,   wenn  die  Einrichtung  sich  ver- 
allgemeinerte,    doch    für  eine   grosse  Zahl  derjenigen  FaJle  ermög- 
licht werden,  in  denen  der  Arbeiter  seine  Laufbahn  in  ständigen  Dienst- 
oder Arbeitsverhältnissen  verbracht  hätte  *).    Bei  dieser  Einrichtung 
würden  die  Schwierigkeiten  wegfallen,  die  sich  bei  einer  genossenschaft- 
lichen Versicherung  ohne  Vermittelung  eines  solchen  Centralinstituts 
aus  dem  Wechsel  des  Beoifs  oder  Aufenthalts  und  dem  hiermit  meist 
zusammenfallenden  Wechsel  des  Kassenverbandes  zu  ergeben  pflegen; 
es  würde  beim  Ausscheiden  des  Mitglieds  aus  einem  Hülfskassenver- 
bande  dessen  Guthaben  an  die  Centralanstalt  auszusondern  sein;   auf 
Grund  dieses  Guthabens  würde  der  Versicherte  beim  üebertritt  in 
den  neuen  Kassenverband  zu  zahlen  fortfahren,  wie  ihm  für  den  Fall, 
dass  er  in  einen  solchen  nicht  einträte,   überlassen  bliebe,  seine  Ein- 
zahlungen individuell  und  direkt  fortzusetzen;  zeitweilige  Unterbrechun- 
gen der  Einzahlungen   würden  nur  den  Betrag  der  künftigen  Rente 

1)  Würde  eine  derartige  SichersteUang  der  AI tersv ersicher ang  in  bestimmten  Kreisen 
der  arbeitenden  Klassen  eine  allgemeine  und  würde  femer  für  diejenige  Invalidität, 
welche  durch  Unfälle  bei  gewerblichen  Betrieben  eintritt,  durch  die  Ausbildang  der 
Unfallversicherung  Vorsorge  getroffen,  so  bliebe  nur  noch  für  Fälle  sonstiger  vorüber- 
gehender oder  vor  Eintritt  der  Altersversorgung  eintretender  Invalidität  das  Bedurfniss 
einer  besonderen  Versicherung  bestehen.  Das  financielle  Object  und  das  Risiko  dieser 
Vorsicherung  wäre  aber  ein  so  erheblich  verringertes,  dass  dieselbe  weit  eher  mit  der 
Krankenversicherung  verbunden  und  Jen  desfallsigen  engeren  Verbänden  fibertragen 
werden  könnte. 
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mindern.  Eine  fernere  Staatsunterstützung  könnte  für  den  Fall  des 
wirklichen  Eintritts  des  Rentenbezugs  dadurch  eintreten,  dass  der  Um- 
wandlung der  auf  den  Versicherten  entfallenden  Lebensrente  eine  gün- 
stige oder  doch  eine  nicht  zu  ängstlich  angelegte  Sterblichkeitsberech- 
Dung  zum  Grunde  gelegt  würde;  für  alle  Versicherungen  müsste  der 
Kapitals- Vorbehalt  Regel,  doch  müsste  denjenigen  Mitgliedern,  welche 
ein  bestimmtes  Alter  erreicht  und  eine  Familie  nicht  oder  nicht  mehr 
zu  ernähren  hätten,  gestattet  sein,  diesen  Vorbehalt  aufzugeben  und 
dadurch  die  Anwendung  günstigerer  Tarifsätze  zu  erlangen ;  im  Todes- 
falle stünde  für  die  Angehörigen  der  eingezahlte  Kapitalbetrag  ein- 
schliesslich der  Arbeitgeberbeiträge  zur  Verfügung,  für  dessen  Um- 
wandlung in  Wittwen-  beziehungsweise  Waisenpensionen  ebenfalls  sich 
Einrichtungen  herstellen  lassen  würden.  Der  Werth  solcher  Alters- 
renten beziehungsweise  solcher  den  Angehörigen  zu  Gute  kommender 
Kapitalerstattungeu  würde  nicht  unwesentlich  erhöht  werden,  wenn 
die  öfifentliche  Armenpflege  in  Bezug  auf  diese  Renten-  und  Kapitalbe- 
träge ein  liberaleres  Verfahren  beobachtete,  d.  h.  bei  Abmessung  der 
Unterstützungen  für  Altersschwache,  Wittwen  und  Waisen  jene  Beträge 
nicht  ohne  Weiteres  in  das  zu  gewährende  Minimalmass  einrechnete 
oder  deren  vorherige  Absorbirung  verlangte^). 

Eine  erweiterte  ^Nutzbarmachung  des  jenen  Rentenanstalten  zum 
Grunde  liegenden  Princips  für  die  Altersversorgung  der  arbeitenden 
Klasse  ist  meines  Erachtens  hiernach  keineswegs  von  der  Hand  zu  wei- 
sen ;  namentlich  würden  die  auf  diesem  Princip  beruhenden  Einrichtun- 
gen für  die  Ausfüllung  der  Lücken  in  Frage  zu  kommen  haben,  die  bei 
Durchführung  einer  zwangsgenosseuschaftlichen  Invalidenversicherung 
etwa  verbleiben  sollten.  Es  ist  schon  in  Vorstehendem  auf  die  geringe 
Wahrscheinlichkeit  hingedeutet  worden,  dass  auch  nur  das  Gebiet  des 
skilled  labour  sich  in  die  berufsgenossenschaftlichen  Verbände  einiger- 
massen  vollständig  werde  einreihen  lassen.  Würde  daher  die  berufs- 
genossenschaftliche Gliederung  für  die  Einrichtung  der  Invalidenver- 
sorgungsverbäude  zur  Grundlage  genommen,  so  würde  ein  weiteres 
Gebiet  übrig  bleiben,  das  von  der  Organisation  nicht  erreicht  würde; 
es  wäre  dies  das  Gebiet,  innerhalb  dessen  jenes  andere  Princip  der 
Altersversorgung  sich  ergänzend  bethätigen  könnte.    Es  würde,  soweit 

1)  Ein  solches  liberaleres  Verfahren  pflegt  beispielsweise  in  der  französischen  Wai- 
senpflege  beobachtet  zu  werden;  Kapitalvermögen  von  geringem  Umfange,  in  deren 
Besitz  sich  einzelne  Waisen  befinden ,  werden  regelmässig  Seitens  der  Waisenpflege  für 
die  reglementsmässige  Erziehung  nicht  in  Anspruch  genommen,  sondern  den  Waisen 
behufs  genügender  Verwendung  bei  Erreichung  der  Mi^^i'^i^i^tät  Qberwiesen. 
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für  die  in  den  berufsgenossenschaftlichen  Verbänden  nicht  enthaltenen 
Bevölkerungskreise  sich  die  Durchführung  einer  allgemeinen  Kranken- 
versicherung im  Wege   der  Hilfskassen  überhaupt  ermöglichen  sollte, 
an  dieselbe  die  obligatorische  Betheiligung   bei  der  Altersrenten  -  An- 
stalt in  der  eben  bezeichneten  Weise  angeschlossen  werden  können; 
so  würde,  wenn  dann  ein  solcher  Kassenverband  alle  im  Gesindedienst 
stehenden  Personen  eines  localen  Bezirks  umfasste,   demselben  auch 
die  Aufgabe  zugetheilt  werden  können,  von  jeder  dieser  Personen  einen 
bestimmten  nach  Procenten  des  Lohnes  zu  berechnenden  oder  sonst 
in  geeigneter  Abstufung  zu  fixirenden  Beitrag,  zu  welchem  der  Dienst- 
herr einen  entsprechenden  Zuschuss  zu  leisten  hätte,  behufs  der  Ein- 
zahlung in  die  Altersversorgungskasse  zu  erheben;  gelänge  es  sodann, 
jene  Hülfskassen-Organisation  auch  auf  gewisse  Kategorien  der  in  die 
berufsgenossenschaftlichen  Verbände  nicht  einbegriffenen  ständigen  Ar- 
beiter auszudehnen,   so  würde  eine  etwa  aus   dem  Gesindedienste  in 
die  Stellung  eines  jener  Kategorie  angehörigen  Arbeiters  übergehende 
Person   in   den   für  letztgedachte  Kategorie  bestimmten  Verband  mit 
ihren  Ansprüchen  in  die  Centralanstalt  überzugehen  haben.     Wurde 
ein  Modus  gefunden,  um  beim  Ausscheiden  aus  den  grossen  berufs- 
genossenschaftlichen Invalidenverbänden    die  Ansprüche   des  Mitglieds 
in  ein  Guthaben  an  die  Altersrenten-Anstalt   und  umgekehrt  überzu- 
leiten, so  würden  damit  die  Schwierigkeiten,  die  vom  Gesichtspunkte 
der  Freizügigkeit    und  der  Begründung  eines  berufsgerichtlichen  Kas- 
senzwanges entgegenstehen,  sehr  gemindert  werden. 

Schon  das  weite  Auseinandergehen  der  Meinungen,  wie  ich  das- 
selbe im  Vorstehenden  zu  schildern  versuchte,  lässt  die  Frage  des 
Priucips,  das  der  Organisation  einer  allgemeinen  Invaliditätsversiche- 
rung und  der  an  eine  solche  sich  anlehnenden  Versorgung  der  Witt- 
wen  und  Waisen  zum  Grunde  zu  legen  ist,  als  eine  offene  erscheinen; 
wenn  auch  den  bestehenden  Einrichtungen  innerhalb  eines  begrenz- 
ten Kreises  Lebens-  und  selbst  Erweiterungsfähigkeit  zugestanden  wer- 
den mag,  so  enthält  doch  keine  dieser  Einrichtungen  iu  ihrer  jetzigen 
Gestaltung  diejenigen  P'ormen,  innerhalb  deren  jene  VerallgemeineruDg 
erreichbar  wäre ;  es  bleibt  das  Verhältniss  noch  zu  bestimmen,  in  das 
die  den  vorhandenen  Bildungen  zum  Grunde  liegenden,  ganz  verschie- 
denen Priucipieu  behufs  Lösung  der  Gesammtaufgabe  zu  einander  za 
treten  haben  werden.  Von  der  Wahl  des  Princips  aber  hängt  iu  er- 
ster Linie  die  Rückwirkung  ab,  welche  von  der  Organisation  jener 
Versicherung  für  die  Entlastung  der  Armenpflege  zu  erwarten  ist; 
diese  Entlastung  würde  nur  in  dem  Masse  grössere  Dimensionen  er- 
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reichen,  in  welchem  es  gelänge,  die  Organisation  auch  über  diejeni- 
gen Berufeklasscn  auszudehnen,  die  gegenwärtig  die  Gontingente  an 
von  der  öffentlichen  Armenpflege  zu  versorgenden  Personen  haupt- 
sächlich stellen.  Es  lassen  sich  demnach,  so  lange  dies  der  Organisa- 
tion zum  Grunde  zu  legende  Princip  nicht  überhaupt  fixirt  ist,  be- 
stimmte Anhaltspunkte  nicht  gewinnen,  von  denen  aus  der  Umfang 
der  zu  erzielenden  Minderung  der  Armenlast  auch  nur  annähernd  be- 
urtheilt  werden  könnte. 

Von  welchem  Princip  aus  und  in  welcher  Weise  aber  auch  jene 
Organisation  sich  vollziehen  möge,  unter  keinen  Umständen  lässt  sich 
die  Aussicht  auf  eine  fühlbare  Entlastung  der  Armenpflege  im  vorbe- 
zeichneten Sinn  für  eine  nahe  Zukunft  eröffnen.  Ich  sehe  davon  ab, 
dass  die  Entscheidung  über  das  Princip  und  die  Modalitäten  der  Durch- 
führung immer  noch  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen  muss;  auch 
nach  erfolgter  Durchführung  werden  die  Früchte  nur  langsam  zu 
Tage  treten  können.  So  weit  das  Princip  der  Altersrenten- An- 
stalten zum  Grunde  gelegt  wird,  kann  eine  Einschränkung  des 
Bedürfnisses  der  Armenpflege  erst  in  dem  Masse  wahrnehmbar  wer- 
den, als  die  Kapitalansammlung  vorschreitet  und  die  Zahl  der  in 
den  Genuss  von  Altersrenten  tretenden  Personen  wächst;  da  eine 
einigermassen  allgemeine  Betheiligung  bei  den  bezüglichen  Anstal- 
ten sich  immer  nur  bezüglich  der  jüngeren  Generationen  würde  den- 
ken lassen,  so  kann  eine  derartige  Zunahme  der  Rentenempfänger 
erst  zu  einem  verhältnissmässig  späten  Zeitpunkte  sich  vollziehen. 
Ebenso  werden  die  Wirkungen  der  genossenschaftlichen  Invaliden-  und 
Alters-Versicherung  nach  der  bezeichneten  Richtung  hin  erst  dann  einen 
merklichen  Umfang  erreichen,  wenn  an  die  Stelle  der  zur  Zeit  die  Armen- 
pflege in  Anspruch  nehmenden  Personen  mehr  und  mehr  solche,  die  den 
zu  gründenden  Versicherungs  -  Genossenschaften  angehören,  getreten 
sein  werden ;  auch  dieser  Process  würde  zu  seiner  Vollendung  längerer 
Zeit  bedürfen.  Denn  es  wäre  unmöglich,  dem  Beitrittszwange  sogleich 
auch  die  älteren  Jahrgänge  der  Altersklassen  zu  unterwerfen.  Dieser 
Zwang  würde  zunächst  immer  nur  auf  die  jüngeren  und  etwa  einen 
Theil  der  mittleren  Altersklassen  sich  erstrecken  können.  Für  die  äl- 
teren Jahrgänge  würden  die  Beiträge,  •  wenn  die  Abstufung  des  Alters 
in  den  Tarifsätzen  ihren  Ausdruck  fände,  unerschwingliche  sein;  oder 
es  würden,  sofern  jene  Abstufung  unberücksichtigt  bliebe,  die  jüngeren 
Altersklassen  in  unverhältnissmässiger  und  ungerechter  Weise  belastet, 
beziehungsweise  die  Schwierigkeiten  für  das  Zustandekommen  der  gan- 
zen Einrichtung  sehr  vermehrt  werden;  erst  in  dem  Verhältniss,  in 
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welchem  die  von  dem  VersicheruDgsgange  hiernach   nicht  mehr  er- 
reichte Generation  durch  die  nachrückende  ersetzt  würde,    würde  die 
Allgemeinheit  der  Versorgung  eine   Wahrheit  werden.     Ja,  es   wäre 
nicht  undenkbar,  dass  in  der  Uebergangsperiode  für  die  Armenpflege 
vorübergehend  noch  eine  Steigerung  des  Aufwandes  einträte;  die  vol- 
lere Versorgung,  welche  durch  die  Versicherung  den  jüngeren  Grenera- 
tionen  zu  Theil  würde,  könnte  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Ansprüche 
der  älteren  sein,  die  ohne  ihre  Schuld  von  der  Theilnahme  an  jenen 
Vortheilen  ausgeschlossen  blieben;  der  Anforderung,   solchen  Ansprä- 
chen innerhalb  ihres  Gebiets  eine  ausgleichende  Berücksichtigung  zu 
Theil  werden  zu  lassen,  würde  die  Armenpflege  sich   schwerlich  zu 
entziehen  vermögen.    Nur  soweit  die  Verallgemeinerung  der  Versiche- 
rung auch  die  Versorgung  der  Wittwen  und  Waisen  einschlösse,  würde, 
was  diesen  Theil  der  Armenpflege  anlangt,  sich  eine  Einschränkung 
der  Anforderungen  schon  früher  wahrnehmbar  machen  können. 

Rascher  und  merklicher  würde  die  Rückwirkung  sich  bei  der 
Krankenversicherung  vollziehen;  dennoch  würde  auch  durch  diese  der 
grössere  Theil  der  zur  Zeit  im  Wege  der  Armenpflege  bewirkten  Für- 
sorge für  Kranke  schwerlich  absorbirt  werden.  Der  nach  der  Ge- 
setzesvorlage der  Reichsregierung  durch  Ortsstatut  der  Gemeinden  zu 
begründende  Zwang  würde,  wenn  von  den  bisherigen  Erfahrungen 
aus  geschlossen  werden  darf,  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  nicht  in 
einem  sehr  erheblichen  Umfange  zur  Anwendung  gelangen;  der  un- 
mittelbare gesetzliche  Zwang  würde  zwar,  wie  früher  bemerkt,  nacb 
manchen  Richtungen  hin  über  das  Gebiet  des  skilled  Cabour  hin- 
ausgehen, nach  anderen  jedoch  dieses  Gebiet  nicht  erschöpfen;  der 
bei  Weitem  grössere  Theil  der  Arbeiterwelt  würde  demnach  wenig- 
stens vorläufig  ausserhalb  des  Bereichs  jenes  Zwanges  bleiben;  es 
wird  ferner  die  Fürsorge  für  kranke  Familienangehörige  nur  exceptio- 
nell  und  auch  dann  nur  mit  einem  geringen  Theile  der  Leistungen 
—  Gewährung  von  ärztlicher  Behandlung  und  Arznei  für  Rechnung 
der  Kasse  erfolgen.  Die  Erweiterung,  welche  die  schon  jetzt  vor- 
handene Betheiligung  der  obligatorischen  und  freien  Kassen  für  die 
nächste  Zukunft  erführe,  würde  daher  keineswegs  von  der  Bedentoog 
sein,  dass  damit  der  Charakter  der  Krankenpflegelast  eine  weseD^ 
liehe  den  Uebergang  zu  anderen  Grundsätzen  der  Vertheilung  recht- 
fertigende Modification  erführe.  Die  im  Wege  der  Unfallversichening 
zu  erledigenden  Fälle  werden,  so  wichtig  eine  angemessene  Fürsorge 
in  diesen  Fällen  vom  Gesichtspunkte  der  Gerechtigkeit  und  der  Hu- 
manität auch  ist,   doch  numerisch  nicht  dergestalt  von  Gewicht  sein, 
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al8  dass  ihre  veränderte  Behandlung  für  den  Umfang  der  Armenpflege 
von  wesentlichem  Einfluss  sein  könnte. 

Es  ist  hiernach  angewiss,  in  welchem  Masse  eine  Ersetzung  der 
Armenpflege  aus  der  Organisation  der  Arbeiterversichemng  erwachsen 
wird ;  es  ist  dagegen  gewiss,  dass  die  Wirkungen  dieses  Ersatzes  gros- 
sentheils  erst  zu  einem  noch  nicht  in  naher  Zukunft  liegenden  Zeit- 
punkte sich  in  einer  Entlastung  der  Armenpflege  wahrnehmbar  machen 
werden.  Hieraus  folgt  meines  Erachtens,  dass  soweit  innerhalb  des 
Gebiets  der  öflfentlichen  Armenpflege  und  der  Vertheilung  der  Arraen- 
last  insbesondere  das  Bedürfniss  einer  Reform  der  Gesetzgebung  be- 
steht, dies  Bedürfniss  nicht  durch  die  blose  Hinweisung  auf  jenen  der 
Armenpflege  durch  die  Versicherung  bevorstehenden  Ersatz  beseitigt 
werden  kann ;  die  Heilmittel  werden  vielmehr  vorläufig  nur  bis  dahin, 
dass  der  Erfolg  der  neuen  Organisation  zu  übersehen  sein  wird,  inner- 
halb der  Organisation  der  Armenpflege  selbst  zu  suchen  sein. 

Dagegen  wird  an  den  innerhalb  des  Gebiets  der  Armenpflege  ein- 
zuführenden Reformen  allerdings  die  Forderung  gestellt  werden  müs- 
sen, dass  sie  jener  Organisation  und  ihren  Resultaten  nicht  vorgreifen; 
dieselben  werden  daher  so  einzurichten  sein,  dass  innerhalb  der  her- 
vorzurufenden Neubildungen  auch  für  die  Entwickelung  der  Arbeiter- 
versicherung Raum  bleibt,  und  dass  dieser  Entwickelung  soweit  mög- 
lich die  im  Bereich  der  Armenpflege  vorhandenen,  bezw.  zu  schaffenden 
Organisationen  als  Stützpunkte  dienen.  Wie  weit  auch  das  Gebiet 
der  Versicherung  ausgedehnt  werden  möge,  ein  ansehnlicher  Theil 
ihres  bisherigen  Gebiets  wird  für  die  Armenpflege  immer  übrig  blei- 
ben ;  es  wird  demnach  für  alle  Zeit  die  grundsätzliche  Forderung  fort- 
bestehen, dass  ein  sachgemässes  Ineinandergreifen  beider  Gebiete  in 
thuolichster  Ausdehnung  gesichert  werde ;  in  noch  höherem  Masse  muss 
diese  Forderung  aber  gelten  für  diejenige  Zeit,  in  der  die  Institutionen 
der  Versicherung  sich  erst  zu  bilden  haben.  Der  Forderung  eines  sol- 
chen ergänzenden  Ineinandergreifens  wird  mit  einer  blos  abstrakten 
Abgrenzung  der  beiden  Gebiete  im  Wege  der  Gesetzgebung  nicht  genügt. 
Die  Wechselbeziehung  beider  Verwaltungsgebiete  wird  vor  Allem  im 
Handeln  der  Behörden  sich  Ausdruck  zu  verschaffen  haben;  dies  aber 
wird  nur  dann  zu  erreichen  sein,  wenn  beiderlei  Organisationen  in  ge- 
wissen administrativen  und  communalen  Organen  und  Verbänden  ihren 
Vereinigungspunkt  und  gemeinsamen  Rahmen  finden.  Auf  die  Her- 
stellung solcher  Grundlagen  eines  Zusammenwirkens  wird  vor  allen 
Dingen  das  Augenmerk  zu  richten  sein;  der  weiteren  Arbeit  der 
Ausgestaltung  der  materiellen  Grundsätze  wird  damit  die  Bahn  ge- 
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ebnet.  Eine  möglichste  Präcisirung  der  Aussichten  und  Projecte  für 
die  Organisation  der  Versicherung  ist  demnach  auch  für  die  Reform 
der  Armenpflege  von  höchstem  Werthc;  je  früher  der  Zusantimenhang 
erkannt,  je  weiter  vom  Anbeginn  an  den  Kreis  des  zu  überblickenden 
und  zu  ordnenden  Gebiets  abgemessen  wird,  desto  mehr  lässt  sich 
darauf  rechnen,  dass  einheitliche,  die  verschiedenen  Aufgaben  har- 
monisch umfassende  und  daher  dauerhafte  Schöpfungen  hervorgerufen 
werden  *). 


1)  ,,£rst  nach  Abschluss  der  Korrectar  ist  mir  Caron^s  TerdienstroUe  Schrift  „dit 
Reform  des  Knappschaflswesens  and  die  allgemeine  Arbeitenrersicherung"  Berlin  1882 
zugegangen.  Die  in  derselben  enthaltenen  Vorschläge  beruhen,  wie  ich  in  Krgfinsmf 
der  Anm.  2  auf  Seite  502  nachträglich  bemerke,  in  einer  Centralisimng  der  Knapp- 
schaftskassen zu  einem  das  gesammte  Staatsgebiet  umfassenden  Verbände  und  in  einer 
Reform  der  die  Basis  der  Beitragsberechnung  bildenden  Grundsätze ;  jene  Centralisstioo 
würde  die  Abzweigung  des  Krankenwesens  und  Uebertragung  desselben  an  engere  Ver- 
bände zur  Konsequenz  haben.  Nach  Durchführung  dieser  Reformen  würde ,  wie  Ctron 
meint,  die  Knappschafts-Einrichtung  für  die  Organisation  der  Invaliditäts-  u.  s.  w.  Ver- 
sicherung auch  für  die  übrigen  Industriezweige  im  Sinne  des  Stommschea  Antrages  ab 
Vorbild  dienen  können.  Der  Inhalt  des  Antrages  des  Herrn  Stumm  würde  allerdbf» 
dadurch,  dass  ihm  ein  Knappsdiaftswesen  nach  dem  Reformproject  des  Herrn  Caron  am 
Grunde  gelegt  würde,  eine  sehr  wesentliche  Motification  erhalten;  er  würde  damit  io 
die  Reihe  der  Projecte  treten,  welche  die  Invaliditäts- Versicherung  auf  weit  abgegrenzte 
eine  grosse  Zahl  von  Betheiligten  umfassende  Verbände  gründen  wollen.** 


vn. 

Heym  als  Gegner  der  Zillmerscheii  Prämien- 
Reserve. 

Von 

Dr.    Zillmer. 

Herr  Professor  Dr.  Heym  zu  Leipzig  hat  in  diesen  JahrbücherD 
unter  dem  Titel:  „Die  Zillmersche  Theorie  der  Reserveberechnung  und 
die  zukünftige  Versicherungsgesetzgebung'^  einen  Aufsatz  veröffentlicht, 
welcher  in  mehr  als  einer  Beziehung  eine  Entgegnung  fordert. 

Herr  Professor  Heym  stellt  meine  Theorie  der  Reserveberechnung 
für  Lebensversicherungen  in  der  Hauptsache  in  folgender  Weise  dar. 
Bei  der  einzelnen  Versicherung  wird  dem  bisher  für  die  Prämien- 
Reserve  bestimmten  Theile  der  ersten  Jahresprämie  zur  Deckung  der 
Abschlussprovision ,  resp.  der  Abschlusskosten  der  erforderliche  Betrag 
entnommen,  es  wird  also  die  Reserve  um  diesen  Betrag  gekürzt  Zur 
Amortisation  des  Fehlenden  wird  vom  zweiten  Versicherungsjahre  ab 
alljährlich  etwas  mehr  als  nach  der  alten  Methode  in  die  Reserve  ge- 
legt, so  dass  das  Reservedeficit  für  die  einzelne  Versicherung  mit  je- 
dem Jahre  abnimmt  und  für  den  Fall,  dass  der  Versicherte  so  lange 
lebt,  die  Reserve  hier  ebenfalls  und  in  derselben  Zeit  zur  vollen  Ver- 
sicherungssumme anwächst  wie  bei  der  alten  Methode. 

Diese  Darstellung  könnte  im  Grossen  und  Ganzen  genügen,  aber 
nur  unter  der  Bedingung,  dass  mit  der  erwähnten  Reservekürzung 
lediglich  ein  rein  arithmetischer  Vergleich  gemeint  wird  und  damit 
Nichts  weiter  gesagt  werden  soll,  als  dass  die  nach  der  Zillmerschen 
Theorie  berechnete  Reserve  kleiner  ausfällt,  als  die  nach  der  früher 
in  Deutschland  allgemein  üblichen  Methode  berechnete,  selbstverständ- 
lich unter  der  Voraussetzung,  dass  im  Uebrigen  die  Rechnungsgrund- 
lagen (Sterblichkeitstafel  und  Zinsfuss)  dieselben  sind.  Herr  Heym 
fasst  aber  die  Kürzung  der  Reserve  nicht  in  dem  rein  rechnerischen 
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Sinne  auf.    Er  uoterlässt  es,    den  Nachweis  dafür  zu  führen,  dass  die 
alte  Rcserve-Berochnungsmethode  die  richtige  ist.     Er  begnügt  sich 
einfach  mit  der  Behauptung,  dass  die  Lebensversicherungs-Gesellschaf- 
ten zur  Abwälzung   der  immer,  unerträglicher  gewordenen   Last  der 
Abschlussprovisionen  in  Ermangelung  anderer  ausreichender  Fonds  die 
Prämienreserve  angegriffen  hätten  und   dass   ich  für   diese   Reserve- 
Kürzung  die  wissenschaftliche  Form  gefunden.     Wäre  es  Herrn  Pro- 
fessor Heym  darum  zu  thun  gewesen,  seine  Anklagen   logisch  zu  er- 
härten, so  hätte  er  sich  nicht  darauf  beschränken  dürfen,  in  der  Haupt- 
sache nur  meine  erste  Darstellung  der  neuen  Theorie,   welche   bereits 
im  Jahre  1863  erschienen  ist,  seinen  Ausführungen  zu  Grunde  zu  le- 
gen, er  hätte  meine  späteren  Arbeiten  über  diesen  Gegenstand  mehr 
berücksichtigen,  namentlich  aber  auf  die  Ausführungen    meines  Auf- 
satzes:   „Die  rationelle  Deckung  der  Abschlusskosten  in  der  Lebens- 
versicherung", veröffentlicht  im  2.  Jahrgange  (1881)  des   von  Herrn 
A.  Ehrenzweig  in  Wien  herausgegebenen  Assekuranz-Jahrbuches  näher 
eingehen  müssen. 

In  dieser  Arbeit  gehe  ich  bei  Erörterung  der  Frage,  wie  sind  die 
Rechnungsgrundlagen  für  eine  Lebensversicherungs-Gesellschaft  festzu- 
setzen, von  der  Annahme  aus,  dass  die  Versicherten  die  Kosten,  welche 
mit  der  Versicherung  verbunden  sind,  auch  vollständig  tragen  müssen. 
Weim  diese  Annahme  auch  nach  Heym  „beinahe  wie  ein  schlechter 
Witz^^  klingt,  so  ist  sie  doch  durchaus  gerechtfertigt  und  nothwendig. 
Denn  wollte  eine  Gesellschaft  ihre  Einrichtungen  so  festsetzen,  dass 
sie  ihrerseits  für  jede  Versicherung  einen  Theil  der  Kosten  trägt,  so 
wäre  ja ,  wie  gross  auch  das  Vermögen  der  Gesellschaft  sein  mag, 
leicht  die  Höhe  desjenigen  Versicherungsbestandes  zu  berechnen,  bei 
welchem  das  Vermögen  der  Gesellschaft  durch  die  Kosten  des  Geschäf- 
tes aufgezehrt  sein  würde.  Solche  Gesellschaft  könnte  nicht  für  lebens- 
fähig gehalten  werden.  Ich  stelle  in  dieser  Arbeit  ferner  die  Forde- 
rung, dass  eine  Lebensvcrsicherungs-Gesellschaft  keine  Ausgaben  über- 
nehmen darf,  ohne  für  dieselben  rechnungsmässige  Deckung  bereit  zu 
haben.  Vor  Einführung  der  Abschlussprovision  waren  die  Verwal- 
tungskosten, welche  eine  Versicherung  veranlasste,  im  Grossen  und 
Ganzen  gleichmässig  über  die  ganze  Versicherungsdauer  vertheilt,  es 
lag  also  kein  Grund  vor,  den  Aufschlag  für  Verwaltungskosten  für  ein 
oder  mehrere  Jahre  anders  zu  gestalten,  als  für  die  übrigen  Jahre. 
Nach  Einführung  der  Abschlussprovision  aber  stellte  sich  die  Sache 
anders.  Nach  den  bisher  üblichen  Rechnungsgrundlagen  bot  die  erste 
Jahresprämie  nicht  die  Mittel  für  die  Abschlussprovision  und  da  die 
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EinfQhrung  derselben  einmal  erfolgt  war  und  von  der  einzelnen  Ge- 
sellschaft nicht  gehindert  werden  konnte  —  selbst  Heym  räumt  ein, 
dass  die  Einführung  der  Abschlussproyision  in  mehr  als  einer  Bezie- 
hung ein  Fortschritt  war  —  so  lag  es  nahe,  die  Frage  zu  erörtern, 
ob  durch  anderweite  Festsetzung  der  Rechnungsgrundlagen  die  Mittel 
für  eine  massige  Abschlussprovision  gewonnen  werden  könnten.  Bei 
den  betreffenden  Untersuchungen  sieht  man  bald,  dass  der  Prämie  des 
Versicherten  in  jedem  Versicherungsjahre  derjenige  Betrag  entnommen 
wird,  welcher  nach  den  Rechnungsgrundlagen  für  die  laufende  Sterb- 
lichkeit des  betreffenden  Alters  erforderlich  ist.  Dieser  Betrag  ändert 
sich,  wie  die  Sterbensgefahr  des  Versicherten  mit  dem  steigenden  Al- 
ter zunimmt,  von  Jahr  zu  Jahr  und  ebenso  ändert  sich  auch  fortwäh- 
rend der  Theil  der  Prämie,  welcher  in  die  Reserve  gelegt  wird.  Bei- 
trag zur  Sterblichkeit  und  Zuschuss  zur  Reserve  regeln  sich  überhaupt 
so,  dass  in  jedem  Jahre  von  der  zur  Verfügung  stehenden  Summe  so 
viel  entnommen  wird,  als  zur  Deckung  der  rechnungsmässigen  Sterb- 
lichkeit dieses  Jahres  erforderlich  ist,  während  der  Rest  zur  Reserve 
fliesst.  Hier  gilt  also  das  Princip,  die  Rechnungsgrundlagen  müssen 
es  ermöglichen,  dass  die  Mittel  für  die  rechnungsmässigen  Ausgaben 
zu  der  Zeit,  wo  sie  gebraucht  werden,  auch  bereit  stehen.  Warum 
soll  dies,  sich  eigentlich  von  selber  rechtfertigende  Princip  für  die 
Verwaltungskosten  nicht  gelten?  Einen  stichhaltigen  Grund  gegen  die 
Anwendung  desselben  auf  die  Verwaltungskosten  giebt  es  nicht  und 
daher  konnte  auch  Heym  keinen  solchen  Grund  angeben.  Es  giebt 
eben  kein  technisches  Gesetz,  welches  es  verbietet,  den  Aufschlag  für 
Verwaltungskosten  in  üebereinstimmung  mit  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen für  die  erste  Jahresprämie  anders  und  zwar  höher  festzu- 
setzen, als  für  die  Prämie  jedes  der  folgenden  Jahre.  Ist  man  hierzu 
gelangt,  so  ist  in  der  Hauptsache  schon  das  Problem  gelöst,  denn  dann 
ergiebt  sich  die  Netto-Prämie  des  ersten  Jahres  nach  allgemein  gül- 
tigen, auch  von  Heym  nicht  bestrittenen  technischen  Regeln. 

Verschiedene  ältere  Gesellschaften  haben  ungeachtet  der  Einfüh- 
rung der  Abschlussprovision  ihre  Rechnungsgrundlagen  nicht  geändert. 
Diese  Gesellschaften  bezahlen  die  Abschlussprovision,  da  die  Prämien 
der  neuen  Versicherten  die  Mittel  dazu  nicht  bieten,  aus  den  hohen 
Aufschlägen,  welche  ihnen  aus  den  Prämien  der  schon  früher  einge- 
tretenen Versicherten  zur  Verfügung  stehen,  resp.  aus  dem  Jahres- 
überschuss.  Diese  Einrichtung  kann  durchaus  nicht  für  rationell  gel- 
ten. Will  man  auch  nicht  annehmen,  dass  bei  diesen  Gesellschaften 
der  Zugang  von  neuen  Versicherungen  so  riesig  zunehme,  dass  der 

N.  F.  Bd.  V.  36 


540  ^'  Zillmer, 

unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  zu  erhoffende  üeberschuss  durch 
die  erhöhten  Abschlusskosten  vollständig  aufgezehrt  werde,  so  sind  sie 
immerhin  in  der  wenig  beneidenswerthen  Lage,  durch  erhöhten  Zugang 
neuer  Versicherungen  —  und  erhöhter  Zugang  wird    doch  von   allen 
Gesellschaften  nicht  nur  gewünscht,   sondern  auch  erstrebt  —  ihren 
Üeberschuss  geschmälert  zu  sehen.     Im  Lebensversicherungs-Geschäft 
ist  man  sonst  so  stolz  auf  die  sicheren  Rechnungsgrundlagen  und  doch 
verschmähen  es  diese  Gesellschaften  nicht,  in  dem  durchaus  nicht  ne- 
bensächlichen Punkte  der  Abschlusskosten  ohne  Bechnungsgrundlagen, 
also  blind  darauf  los  zu  wirthschaften.    Wenn  der  Üeberschuss  aas 
irgend  einem  Grunde  einmal  schwindet,   "irer  bezahlt  dann  die  Ab- 
schlussprovision?   Seitens  dieser  Gesellschaften  wird  sich  die  Neigung 
zeigen,  die  Möglichkeit  der  Abnahme  des  Ueberschusses  zu  leugnen. 
Und  doch  würde  bei  mancher  dieser  Gesellschaften  sofort  eine  wesent- 
liche Verminderung  des  Ueberschusses  eintreten,  wenn  sie  ihre  zor 
Zeit  sehr  bequeme  Sterblichkeitstafel,    welche  ihr  für  die  laufende 
Sterblichkeit  so  reichliche  Mittel  giebt,  dass  sie  noch  ein  gut  Stüd 
Geld  für  die  Abschlussprovision  übrig  behält,  vertauschen  müsste  mit 
einer  den  richtigen  Verlauf  der  Sterblichkeit  genau  darstellenden  Tafel 
Die  Summe,  welche  dann  für  die  Deckung  der  laufenden  Sterblichkeit 
rechnungsmässig  weniger  erforderlich  wäre,  flösse  in  die  Reserve  and 
nicht  in  den  Fonds  für  die  Kosten,  resp.  Üeberschuss.     Wie  hoch  oder 
niedrig  man  aber  auch  die  Wahrscheinlichkeit  einer  Verminderung  des 
Ueberschusses  veranschlagen  mag,  es  bleibt  das  Bewilligen  von  Kosten, 
für  wekhe  die  rechnungsmässige  Deckung  nicht  vorhanden  ist,  unent- 
schuldigt.   Woraus  bezahlt  denn  eine  neue  Gesellschaft,  die  noch  keine 
Ueberschüsse  erzielen  kann,  die  Abschlusskosten?    Oder  ist  vieUeicht 
die  beibehaltene  Bestreitung  der  Abschlusskosten  aus  dem  Üeberschuss 
und  der  Kampf  gegen  eine  rationelle  Gestaltung  der  Rechnungsgrund- 
lagen ein  Goncurrenzmanöver?    In  der  That,  kämen  die  hier  gemein- 
ten Anschauungen  zur  Geltung,  so  wäre  das  Entstehen   und  Empw- 
blühen  neuer  Gesellschaften  zur  Unmöglichkeit  geworden,  ein  Zustand, 
der  dem  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Lebensversicherung  gewiss 
nicht  günstig  wäre. 

Dieselbe  Forderung,  welche  wir  oben  aufgestellt  haben,  dass  näm- 
lich die  Rechnungsgrundlagen  so  einzurichten  sind,  dass  für  die  rech- 
nungsmässigen  Ausgaben  die  Mittel  zu  der  Zeit  bereit  stehen,  wo  sie 
gebraucht  werden,  führt  nun  zugleich  zu  der  Erkenntniss,  dass  die 
erste  Jahresprämie  nur  zum  Theil  für  Verwaltungskosten  zur  Verftt- 
gung  stehen  kann ,  denn  es  muss  die  erforderliche  Deckung  fär  die 
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Sterblichkeit  des  ersteo  Jahres  in  rechnungsmässiger  Höhe  übrig  blei- 
ben. Soll  der  Versicherte  im  ersten  Versicherungsjahre  keine  höhere 
Prämie  zahlen,  als  in  jedem  der  folgenden  Jahre,  so  ergiebt  sich  ohne 
Weiteres  eine  Grenze  für  die  Höhe  der  Abschlusskosten ;  diese  dürfen 
nicht  mehr  betragen  als  die  erste  Jahresprämie  gekürzt  um  den  rech- 
nungsmässigen  Betrag,  welchen  die  Sterblichkeit  des  ersten  Jahres 
erfordert 

Diese  Grenze  ergiebt  sich  so  einfach  und  erscheint  so  nothwendig, 
dass  es  geradezu  unbegreiflich  ist ,  wenn  Heym  mit  Ernst  behauptet, 
die  Aufstellung  der  Grenze  sei  ein  Irrthum  meinerseits.  Heym  befindet 
sich  ferner  in  entschiedenem  Widerspruch  zu  den  richtig  verstande- 
nen Kegeln  der  Versicherungstechnik,  wenn  er  bestreitet,  dass  meine 
Reserveberechnungs-Theorie  keine  Grenze  für  die  Höhe  der  Abschluss- 
kosten enthalte  und  er  verleugnet  vollständig  die  Arbeiten  verschie- 
dener Techniker,  nicht  bloss  die  meinigen,  wenn  er  die  negative  Re- 
serve in  Schutz  nimmt  und  darauf  hinweist,  dass  negative  Reserven 
auch  bei  Wittwenpensionen,  wenn  die  Frau  viel  älter  ist  als  der  Mann, 
vorkommen.  Einsichtige  Techniker  sagen,  die  nach  gewöhnlicher  Weise 
berechnete  Jahresprämie,  resp.  die  Durchschnittsprämie  für  die  Dauer 
der  Versicherung  ist  nicht  zulässig  bei  Versicherungen  mit  abnehmen- 
dem Risiko,  weil  sonst  negative  Reserven  erscheinen.  Die  Witwen- 
Pensionsversicherung  bietet,  sofern  die  Frau  bedeutend  älter  ist  als 
der  Mann,  allerdings  abnehmendes  Risico. 

Die  Festsetzung  der  Rechnungsgrundlagen  bildet,  wie  aus  dem 
Vorstehenden  hervorgeht,  das  Fundament  meiner  Theorie.  Dass  die 
Bestimmung  der  Nettoprämie,  zu  welcher  meine  Theorie  führt,  nicht 
richtig  oder  technisch  nicht  zulässig  wäre,  hat  Heym  nicht  bewiesen, 
nicht  zu  beweisen  versucht  Aber  trotzdem  spricht  er  von  Kürzung 
der  Reserven.  Die  Reserven  bildet,  das  gilt  in  der  Lebensversiche- 
rungs-Technik als  ein  festehender  Satz,  nur  eine  rechnerische  Gonse- 
quenz  der  Rechnungsgrundlagen  incl.  Prämienfestsetzung.  Sind  die 
Rechnungsgrundlagen  in  der  erforderlichen  Vollständigkeit  festgestellt, 
80  ist  das  Resultat  der  Reserveberechnung  vollständig  feststehend. 
Von  Kürzung  der  Reserven  zu  sprechen,  ohne  den  Nachweis  unrich- 
tiger Prämienfestsetzung  zu  führen,  muss  als  unstatthaft  zurückge- 
vnesen  werden. 

Aus  dem  Vorstehenden  geht  wohl  zur  Genüge  hervor,  dass  Heyms 
Auffassung  meiner  Theorie  in  wissenschaftlicher  Beziehung  falsch  ist. 
Dasselbe  gilt  von  seinen  Ausführungen  über  die  practische  Betreibung 
des  Versicherungsgeschäftes. 
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Heym  giebt  selber  an,  dass  die  Abschlussproyision  vor  etwa  3C 
Jahren  in  Deutschland  eingeführt  worden  ist.  Meine  erste  Arbeit  flbei 
die  anter  den  andera  gewordenen  Verhältnissen  rationelle  Deckung 
der  Abschlusskosten  erschien  im  Jahre  1863,  also  vor  circa  19  Jah- 
ren. Selbstverständlich  hat  die  damalige  Lage  des  Lebensversiche- 
rungs-Geschäftes auf  das  Entstehen  meiner  Theorie  Einfluss  gehabt 
Es  war,  ich  leugne  es  durchaus  nicht,  eine  Hauptaufgabe  derselbeo, 
für  eine  massige,  den  Interessen  der  Lebensversicherungs-Gresellschaf- 
ten  vortheilhafte  und  bei  der  damaligen  Geschäftslage  nothwendige 
Abschlussprovision  rationelle  Deckung,  d.  h.  im  Sinne  der  streDfi^ 
Versicherungstechnik  rationelle  Deckung  zu  finden.  Es  hat  sich  aber 
auch  von  vornherein  darum  gehandelt,  denjenigen  Versicherangsmäa- 
nem,  welche  nicht  specielle  technische  Kenntnisse  haben,  zu  zeigeo, 
vrie  weit  sie  mit  Bewilligung  von  Abschlussprovisionen  gehen  köuDcn. 
Wenn  ich  in  dieser  Hinsicht  den  Erfolg  meiner  Bestrebungen  prOfe, 
so  kann  ich  von  denjenigen  Gesellschaften,  welche  meine  Methode  der 
Reserveberechnung  adoptirt  haben,  mit  Genugthuung  sagen ,  dass  sie 
nicht  zu  denjenigen  gehören,  welche  durch  hohe  Provisionen  sich  aus- 
zeichnen. Diese  Gesellschaften  haben  eben  eine  feste  Grenze  für  die 
Abschlussprovision,  über  welche  hinauszugehen  ihnen  unsolid  erscheint 

Das  grausige  Bild,  welches  Herr  Heym  von  der  bösen  Cioncurreoi 
entwirft,  ist  sehr  grell  aufgetragen.  Ich  will  indess  gern  zngebeo, 
dass  hier  nicht  Alles  so  ist,  wie  es  sein  sollte.  Heym  begeht  nur  den 
grossen  Fehler,  die  Namen  derjenigen  Gesellschaften,  deren  Directio- 
nen,  Inspectoren  oder  Agenten  wegen  zuchtloser  Concurrenz  Tadel 
verdienen,  zu  verschweigen.  Hätte  er  sie  genannt,  so  hätte  es  ja  leicht 
entschieden  werden  können,  ob  es  wirklich  die  nach  Zillmer  rechnen- 
den sind.  Es  giebt  ja  mancherlei  Schäden  in  der  jetzt  üblichen  Ge- 
schäftsführung und  zum  Theil  haben  dieselben  ihren  Ursprung  io  i& 
Abschlussprovision.  Für  diese  Schäden  demjenigen  die  Schuld  zu- 
schieben zu  wollen ,  dessen  Bestreben  stets  darauf  gerichtet  gewesen 
ist,  die  Abschlussprovision  zu  beschränken,  ist  wohl,  milde  gesagt^ 
gesucht  Wer  hat  zuerst  in  grösserem  Maassstabe  die  mir  vielleicht 
mehr  als  Heym  missfallende  Wirthschaft  mit  Inspectoren  angefangen? 
Eine  Gegenseitigkeitsgesellschaft  in  Heyms  nächster  Nachbarschaft, 
dieselbe  rechnet  nicht  nach  Zillmer.  Wen  können  die  Heymscheo 
Worte:  „zum  Ekel  gewordene  Streitigkeiten  über  die  Höhe  der  Divi- 
denden^^ besser  treffen  als  die  beiden  süddeutschen  Gesellschaften, 
zwischen  denen  lange  ein  heftiger  Kampf  über  diese  Materie  geführt 
wurde?  Ich  weiss  nichts  davon,  dass  diese  Gesellschaften  nach  meiner 
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Theorie  rechnen.  Welche  Directionspressen  sind  mit  den  „Gentral- 
stellen  für  zuchtlose  Goncurrenz"  gemeint,  die  die  betreffenden  Agen- 
ten und  Inspectoren  mit  neuem  Stoff  versehen?  Welche  von  diesen 
Gesellschaften  rechnet  nach  meiner  Theorie?  Es  ist  ja  auch  natürlich, 
dass  diejenigen  Gesellschaften,  welche  sich  dem  Zwang,  der  in  meiner 
Theorie  liegt,  nach  Erkenntniss  der  Richtigkeit  freiwillig  unterworfen 
haben,  und  so  lange  sie  daran  festhalten,  ihre  knapp  bemessenen  Mit- 
tel nicht  zu  schliesslich  doch  unfruchtbaren  Concurrenzmanövern  ver- 
geuden werden. 

Der  Darstellung  meiner  Theorie ,  welche  Heym  den  Lesern  dieser 
Jahrbücher  vorgetragen  hat,  können  wir  nicht  umhin,  seine  früheren 
Aeusserungen  über  denselben  Gegenstand  gegenüber  zu  stellen.  Bald 
nachdem  ich  die  Theorie  aufgestellt  hatte,  hat  Heym  der  Germania 
auf  ihr  Ersuchen  ein  Gutachten  über  diese  Methode  ausgestellt,  wel- 
ches sich  günstig  ausspricht  und  die  Anwendung  empfiehlt.  Am  17. 
Januar  1876  schreibt  Heym  an  mich: 

„Wie  ich  über  Ihre  Theorie  denke,  wissen  Sie  ebenso  gut  wie  ich, 

da  ich  sie  früher  bei  der  Germania  vertheidigt  habe 

und  zwar  mit  Ueberzeugung'^ 

Ferner  hat  Heym  im  Jahre  1878  in  seiner  Schrift :  „Anzahl  und  Dauer 

der  Krankheiten  in  gemischter  Bevölkerung,  Leipzig^^  seine  Ansicht 

kundgegeben.    Er  sagt  auf  Seite  7  dieser  Schrift: 

„Dass  es  unter  solchen  Umständen  der  „Gegenseitigkeit'^  sehr 
schwer  wird,  ihr  Geschäft  auch  nur  allmählig  zu  erweitern,  und 
dass  sie  alle  Kräfte  anspannen  und  bei  ihren  Leitern  die  höchste 
üneigennützigkeit  voraussetzen  muss,  ist  leicht  zu  ermessen.  Al- 
lerdings mehren  sich  die  Mittel  zur  Erweiterung  des  Geschäftes, 
wie  sich  Prämieneinnahme  und  Reservefond  vergrössern.  Auch 
könnte  man  die  Zillmersche  Theorie  bei  Berechnung  des  Reserve- 
fonds benutzen.  Die  Verwaltung  hat  aber  den  festen  Willen,  den 
bisherigen  Weg  beizubehalten.  Hierbei  liegt  es  ganz  fern, 
dadurch  auch  nur  andeuten  zu  wollen,  es  sei  diese 
Berechnungsweise  des  Reservefonds  ein  ungeeigne- 
tes Mittel  zur  Deckuug  der  jetzigen  ungeheuren  Ver- 
waltungskosten.^^ 
Der  Unterschied  der  Urtheile  tritt  eclatant  zu  Tage. 

Beriin,  9.  November  1882. 
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Auf  ein  paar  Punkte  der  vorstehenden  Entgegnung  kann  ich  nicbl 
umhin  mit  wenig  Worten  einzugehen. 

Zunächst  erscheint  es  mir  als  ein  Widerspruch,  wenn  Herr  Dr 
Zillmer  sagt,  die  Grundlage  seiner  Theorie  sei  der  Satz,  dass  jedei 
Versicherte  die  Kosten,  welche  mit  seiner  Versicherung  verbunden  sind^ 
auch  vollständig  tragen  müsse.  Denn  alsdann  kann  man  nicht  von 
einer  Grenze  für  die  Abschlussprovision  sprechen.  Es  ist  ja  bekannl 
genug,  dass  die  sämmtlichen  bei  dem  Abschluss  entstehenden  Kosten 
viel  mehr  betragen,  als  eine  massig  bemessene  Abschlussprovision  too 
etwa  1^1,  Procent  der  Versicherungssumme.  Die  Gesammtkosten  stei- 
gen bis  zu  3^1,  Procent  der  Versicherungssumme,  wenn  man  das  Ho- 
norar des  Arztes,  des  Acquisiteurs ,  des  Inspectors  u.  s.  w.  mit  in 
Anschlag  bringt.  Ganz  nebenbei  sei  ausserdem  noch  erwähnt,  (tess 
die  Festsetzung  einer  Grenze  im  Sinne  des  Herrn  Dr.  Zillmer  eine 
Regelung  der  Abschlussprovision  nach  dem  Alter  des  Versicherten 
nothwendig  macht,  ein  Hinderniss  für  den  Geschäftsverkehr,  das 
meines  Wissens  von  keiner  Gesellschaft  in  Anwendung  gebracht  wor- 
den ist. 

Dann  befindet  sich  Herr  Dr.  Zillmer  im  Irrthum,  wenn  er  glaubt 
ich  hätte  früher  anders  über  seine  Theorie  gedacht  als  jetzt  Wenn 
das  der  Fall  wäre,  hätte  ich  doch  kaum  in  meinen  AusfÜhrungeD  in 
diesen  Jahrbüchern  der  künftigen  Gesetzgebung  empfehlen  können  die 
Zillmersche  Theorie  beizubehalten,  nicht  aus  der  Welt  zu  schaflen, 
wie  die  extremen  Gegner  Zillmer's  wollen.  Ist  denn  meine  Abhandloi^ 
nicht  eigentlich  eine  Vertheidigung  Zillmer's  gegen  ungerechte  An- 
griffe ?  Nur  bezüglich  der  viel  umstrittenen  Grenzen  sind  wir  im  Zwie- 
spalt. Mir  ist  es  auch  nicht  eingefallen  Herrn  Dr.  Zillmer  für  dns 
Unheil,  was  m.  A.  n.  seine  Theorie  angerichtet  bat,  persönlich  haftbir 
oder  verantwortlich  zu  machen.  Man  wird  mir  auch  nicht  ein  ein- 
ziges Wort  in  allen  meinen  Schriften  nachweisen  können,  woraus  sol- 
ches zu  schliessen  wäre.  Die  Schriften  des  Herrn  Dr.  Zillmer  sind 
mir  übrigens,  um  dieses  am  Schlüsse  wdtk  hervorzuheben,  ausnahms- 
los bekannt.    Der  mir  deshalb  im  Vorstehendeix  gemachte  Vorwarf 

beruht  daher  auf  Irrthum. 

Dr.  HejBL 
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Man  kann  dem  Fürsten  Bismarck  das  Verdienst  nicht  absprechen, 
dass  er  die  Nothwendigkeit  der  deutsch  -  preussischen  Steuerreform 
zuerst  erkannt  und  darauf  gedrungen  hat,  sie  in  die  Hand  zu  nehmen, 
als  noch  die  ausserordentlichen  Quellen  flössen,  die  ihrer  Natur  nach 
bald  versiegen  luussten ,  aber  ihre  Durchführung  damals  sehr  erleich- 
tert hätten.  Die  liberalen  Parteien  trifft  mit  Recht  der  Vorwurf,  dass 
sie  auf  die  damals  bestehenden  UeberschUsse  pochend,  alle  neuen 
Steuern  einfach  ablehnten,  und  sich  darauf  noch  etwas  zu  Gute  tbaten, 
dass  sie  den  Steuerzahlern  Lasten  erspart.  Wären  sie  dem  Kanzler 
in  der  richtigen  Weise  eutgegengekomuien,  wären  sie  z.  B.  auf  die  Tarif- 
reform eingegangen,  wie  er  sie  1875  vorschlug,  die  Zölle  nach  eng- 
Hschent  Muster  auf  wenige  einträgliche  Artikel  zu  eoucentriren ,  so 
wäre  uns  die  ganze  schutzzöUnerische  Reaktion  erspart  geblieben,  in 
die  H.  V.  Varnbühler  ihn  geschickt  hineinzudrängen  wusste.  Eine 
ähnliche  Schuld  triift  U.  Camphausen ,  der  gleichfalls  nur  sehr  wider- 
willig sich  dazu  verstand,  neue  Eiunahmeiiuellen  flüssig  zu  machen 
und  dann  1877  einen  höchst  unglücklichen  Versuch  durch  seinen  An- 
trag machte,  die  Erbschafts-  und  Stempelsteuern  auf  das  Reich  zu 
übertragen ,  den  trefflichen  Bericht  aber ,  welchen  am  2.  Okt.  die  vom 
Bundesrath  eingesetzte  Commission  erstattete,  einfach  unl)eachtet  bei 
Seite  legte.  Nach  ihm  haben  die  Herren  Uobrecht  und  Bitter  Eich 
gleichfalls  mit  wenig  Erfulg  au  der  I..ösung  des  Problems  versucht, 
da  die  durch  die  Tarifreform,  das  Tabakssteuergesetz  und  die  Reichs- 
stempelabgaben erzielten  Mehreinnahmen  nieht  ihr  Werk  sind.  Ein 
solcher  Misserfolg  ist  immer  beklageuswerth ,  weil  die  Ungewigaheit 
über  die  Zukunft  Unsicherheit  in  viele  Kreise  trägt,  um  so  mehr  als 
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die  Pläne  der  Regierung  nicht  blos  geschwankt,  sondern  sich  mehr- 
fach direct  widersprochen  haben.  Nachdem  nun  so  bereits  drei  Fi- 
nanzminister durch  die  Reform  verbraucht  sind,  ohne  dass  das  Sei 
wirklich  erreicht  wurde,  ist  als  vierter  Herr  Scholz  eingetreten. 
Seine  Budgetrede  vom  17.  Nov.  hat  jedenfalls  den  Vortheil,  die  Be- 
form auf  gewisse  absehbare  Grenzen  zu  beschränken ,  wir  hören  nichts 
mehr  von  den  Plänen ,  welche  gleichbedeutend  mit  der  Zerstörung  des 
preussischen  Steuersystems  sind,  von  der  Ungerechtigkeit  der  Grund- 
steuer der  Beseitigung  der  Klassensteuer-  und  den  Einkommensteuer- 
stufen bis  6000  M.,  es  sollen  nur  die  vorjährigen  Erlasse  definitiv  ge- 
macht werden  und  hiefür  Deckung  gefunden  werden.  Was  nun  die 
Erlasse  betrifft,  so  sind  dreierlei  zu  unterscheiden: 

1)  die  durch  das  Gesetz  vom  10.  März  1881  festgestellte  Ausser- 
hebungsetzung von  drei  Monatsraten  der  ganzen  Klassensteuer  und 
der  fünf  ersten  Stufen  der  Einkommensteuer  im  Belauf  von  14  Mil- 
lionen. 

2)  der  provisorische  Erlass  des  vorigen  Jahres  von  6,480,000  M. 

3)  der  jetzt  von  der  Regierung  beantragte,  die  Aufhebung  der 
vier  untersten  Stufen  der  Klassensteuer. 

Die  Regierung  ist  der  Ansicht,  dass  nicht  blos  der  unter  Grarantie 
eines  besondem  Gesetzes  stehende  erste  Erlass,  sondern  auch  der  zweite 
dauernd  sein  müsse,  da  Steuererleichterungen  nicht  anders  gewährt 
werden  können,  als  in  der  Absicht  und  in  der  Meinung,  eine  dauernde 
Erleichterung  damit  zu  schaffen.  Der  Abg.  Wagner  hat  dagegen  mit 
Recht  bemerkt ,  dass  nicht  blos  für  den  zweiten  Erlass ,  der  ja  eb^ 
nur  provisorisch  gemacht  sei,  eine  solche  Nöthigung  nicht  vorliege, 
sondern  dass  auch  bei  dem  ersten  dauernden  Erlass  die  ausdrückliche 
Bedingung  gemacht  sei,  „vorbehaltlich  der  Reform  der  Klassen-  und 
Einkommensteuer^'  und  dass  eine  solche  Reform  schon  jetzt  unbedingt 
noth wendig  sei.  Denn  wollte  man  den  grade  am  wünschenswerthesten 
dritten  Erlass  der  Art  durchführen,  dass  man  einfach  die  vier  un- 
tersten Stufen  der  Klassensteuer  abschnitte,  übrigens  aber  all^  beim 
Alten  liesse,  so  würde  man  eine  vollkommen  unhaltbare  Steuerscala 
bekommen.  Die  bisherigen  Pflichtigen  der  vier  untersten  Klassen  gingea 
frei  aus,  die  fünfte,  also  künftig  die  erste  Stufe  der  E^lassensteaer 
würde  gleich  mit  einem  Satz  von  13,50  M.  beginnen.  Das  ist  nicht 
möglich  und  es  muss  eine  Ausgleichung  stattfinden. 

Die  Klassensteuer,  die  1820  gerechtfertigt  sein  mochte,  hat  nach 
der  Reform  von  1873  und  der  Aufhebung  der  Schlacht-  und  Mahl- 
steuer als  ihres  Equivalentes  in  grossen  Städten,  keinen  Grund  mehr, 
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als  eigenthümliche  Steuer  zu  bestehen.  Sie  war  in  ihrer  früheren 
Gestalt  ein  Mittelding  von  Kopf-  und  Vermögensteuer,  sie  zog  ver- 
hältnissmässig  die  Wohlhabenderen  der  unteren  Schichten  weit  we- 
niger heran  als  die  Aermeren.  Für  die  Bildung  der  Klassen  fehlte 
es  an  einem  festen  Abschätzungsmittel,  denn  die  „allgemeinen  Klas- 
sen-Merkmale", welche  eine  von  der  andern  unterscheiden  sollten,  hat- 
ten kein  Princip,  und  es  hing  von  der  Verwaltung  ab,  je  nach  ihrer 
Ansicht  jemand  in  eine  andere  Klasse  zu  versetzen ,  wobei  man  mit 
Billigkeit,  aber  nie  nach  einer  festen  Norm  zu  Werke  gehen  konnte. 
So  war  es  begreiflich,  dass  die  Veranlagung  zu  den  einzelnen  Stufen 
höchst  ungleichmässig  in  den  verschiedenen  Landestheilen  erfolgte  und 
sich  demgemäss  durchaus  ungenügend  erwies.  Auch  das  Argument 
Hoffmanns  (Lehre  von  den  Steuern  S.  143),  welcher  die  Klassen- 
steuer damit  vertheidigt,  dass  sie  die  persönliche  Arbeit  zur  schul- 
digen Steuer  an  den  Staat  heranziehe  und  der  Gliederung  der  Stände 
im  Wesentlichen  entspreche,  kann  nicht  als  zutreffend  gelten.  Die 
unteren  Volksklasseu  zahlen  ihren  Steuerbeitrag  genügend  in  den  in- 
directen  Abgaben,  welche  bei  richtiger  Veranlagung  sie  weit  weniger 
drücken  als  direkte,  und  man  kann  nicht  mehr  nach  Ständen  in  einer 
Zeit  besteuern,  wo  die  Unterschiede  derselben  sich  immer  mehr  ver- 
wischen. So  wurde  die  Klassensteuer  durch  die  vielfachen  Abstu- 
fungen ,  die  sich  in  der  Praxis  bald  als  nöthig  herausstellten ,  in  den 
höheren  Stufen  thatsächlich  zu  einer  Einkommensteuer,  ohne  doch 
wieder  deren  Vortheile  durch  die  wirkliche  Bemessung  nach  den  Ein- 
kommen zu  bieten,  und  in  den  unteren  Stufen  wurde  sie  trotz  ihres 
geringen  Betrages  so  drückend  empfunden,  dass  das  Gesetz  vom  25. 
Mai  1873  dazu  schreiten  musste,  alle  Personen  mit  einem  Jahresein- 
kommen unter  420  M.  von  der  Klassensteuer  fortan  zu  befreien.  Die 
Steuer  wurde  nunmehr  von  diesem  Minimum  bis  zu  3000  M.  jährlichen 
Einkommens  in  zwölf  Stufen  erhoben,  in  welche  die  Pflichtigen  ein- 
geschätzt wurden,  ist  also  eine  verkleidete  Einkommensteuer  und 
doch  wieder  keine  richtige ,  denn  diese  Einschätzung  ist  schwierig,  da 
neben  den  Geldeinnahmen  auch  die  Naturalbezüge  veranschlagt  wer- 
den sollen,  wobei  man  je  nach  den  Umständen  auf  mittlere  Sätze 
kommen  muss,  so  dass  thatsächlich  doch  wieder  eine  Besteuerung  nach 
Berufsklassen  stattfindet.  Und  auch  nach  der  Beform  blieb  die  Steuer 
für  die  unteren  Stufen  von  420 — 750  M.  Einkommen  mit  ihren  Sätzen 
von  3 — 12  M.  drückend,  so  dass  der  Zweck  des  Gesetzes,  alle  die  von 
directer  Personalsteuer  zu  befreien,  bei  denen  keine  andre  Grundlage 
der   Steuer  vorhanden  ist,    als  die  Existenz   einer  erwerbsfähigen 
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Persönlichkeit,   nicht  als  erreicht  gelten  kann.    Es  steht  statistisch 
fest,   dass  auch  in  den  jetzigen  untersten  Klassen  die  zahlreichsten 
und  drückendsten  Executionen  mit  dem  geringsten  finanziellen  Ergeb- 
niss  stattfinden.    Die  Denkschrift  des  Finanzministers  von  1872  lieferte 
für  die  damaligen  untersten  Stufen  das  erschreckende  Ergebniss,  dass 
für  100  Thb:.  Steuer  nöthig  waren :  228  Mahnungen,  95  verfügte  Exe- 
cutionen, 49  voUstreckte,  37  fruchtlos  vollstreckte,  Unkosten  8|  Thlr. 
Was  aber  eine  vollstreckte  Execution  in  jenen  Verhältnissen  bed^tet, 
bedarf  keines  Commentars.     Hat  die  Befreiung   von    über  6|  MilL 
Pflichtigen  nun  auch  eine  Erleichterung  gebracht,  so  hat  doch  die 
Thronrede  unbedingt  Recht,  wenn  sie  auch  die  Beseitigung  der  jetzi- 
gen vier  untersten  Klassen  ids  dringlich  bezeichnet,  denn  von  den  noch 
bei  der  Klassensteuer  nothwendig  gewordenen  Pfändungen  bzw.  frucht- 
losen Pfändungsversuchen,  welche  vom  1.  Oct  1879  bis  October  1880 
im  Belauf  von  mehr  als  einer  Million  vorgenommen  wurden ,  entfallen 
880,000  auf  die  beiden  untersten  Stufen  und  von  den  übrigen  120,000 
dürfte  bei  weitem   die  Mehrzahl  die  beiden  nächsten  Stufen  treffen. 
Dazu  kommt,  dass  die  Pflichtigen  dieser  vier  ersten  Klassen,  deren 
Zahl  I  der  Pflichtigen  überhaupt  beträgt,  nur  etwas  über  die  Hälfte 
des  ganzen  Betrags  zahlen.    Ja  wir  möchten  meinen,  dass  man  noch 
über  die  Grenze  der  vier  untersten  Klassen  hinausgehen  sollte  und 
die  Personalsteuer  erst  von  1500  M.  Einkommen  ab  erheben,  also  auch 
die  fünfte  und  fast  die  ganze  sechste  Stufe,   die  bis  einschliesslich 
500  Thlr.   geht,  ebenfalls  beseitige  sollte,  wie  dies  auch  Wagners 
Ansicht  ist.     Dann  fiele  aber  auch  jeder  Grund  fort,   die  höherai 
Stufen   als  besondere  Steuer  zu  erhalten,    es  würde  vielmehr  von 
1500  M.  an  die  Einkommensteuer  erhoben.    Dass  diese  dann  einer 
Reform  bedarf,  erscheint  selbstverständlich.    Es  muss  eine  massige 
Progression  eingeführt  werden,  etwa  von  ^  pct.  für  die  unterste  Stufe 
bis  3  pct.  bei  6000  M.  Einkommen ;   femer  ein  Unterschied  zwischeo 
fundirtem  Einkommen  und  dem  aus  Arbeitsleistungen  bezognen  ge- 
macht werden  und  endlich  in  den  unteren  Stufen   die  Zahl  der  Fa- 
milienglieder in  Anschlag  gebracht  werden,   da  es  durchaus  unbillig 
ist,   das  Einkommen  eines  Hagestolzen  oder  eines  kinderlosen  Ehe- 
paares nicht  höher  zu  belasten,  als  das  noch  immerhin  geringe,  yod 
dem  eine  zahlreiche  Familie  leben  soll.    Diese  Gesichtspunkte  sind 
von  eben  so  grosser  socialer  als  finanzieller  Bedeutung.    Die  nadi 
Procenten  abgestufte  Steuer  trifit  auch  die  Leistungsfähigkeit  besser 
als  die  jetzige  Abstufung  nach  festen  Sätzen  30,  36,  42  Thlr.  u.  &  w. 
Durchaus  nothwendig  ist  es  sodann,  die  bisherige  Methode  der  Ein- 
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Schätzung  zu  verlassen  und  zur  Selbstschätzung  überzugehen.  Die 
Reform  von  1873  hat  zwar  jeder  Ueberbürdung  vorgebeugt,  aber 
finanziell  keineswegs  befriedigende  Ergebnisse  geliefert,  indem  natur- 
gemäss  jeder  zu  hoch  Angesetzte  reclamirt,  jeder  zu  niedrig  Einge- 
schätzte aber  schweigt.  Das  Cirkular  des  Finanzministers  von  Patow 
ist  noch  unvergessen,  welches  hervorhob,  dass  der  Regierungsbezirk 
Köslin  914  Rittergüter  hat,  von  denen  doch  anzunehmen  ist,  dass 
jedes  mindestens  3000  M.  Reineinkommen  bringt,  dass  aber  gleichwohl 
1859  nur  555  Personen  Einkommensteuer  zahlten.  Muss  man  nun 
auch  zugeben ,  dass  seit  der  Reform  von  1872  die  Schätzxmgen  schär- 
fer geworden  sind ,  besonders  weil  in  den  Gommissionen  die  Vertreter 
der  Gemeinden  mitwirken  und  eine  zu  niedrige  Veranlagung  zur  Staats- 
steuer auch  den  Ertrag  der  Gommunalsteuem  schädigt,  die  meist  in 
Form  von  Zuschlägen  zur  ersteren  erhoben  werden,  so  steht  doch  fest, 
dass  die  Einschätzung  erfahrungsmässig  stets  Resultate  giebt,  die  der 
Wirklichkeit  nicht  entsprechen,  weil,  wie  das  preussische  Gesetz  vor- 
schreibt, ein  „tieferes  Eindringen  in  die  Einkommensverhältnisse  der 
Steuerpflichtigen^^  nicht  stattfinden  soU.  In  Hamburg  war  bei  der 
früheren  Einschätzung  das  Gesammt-Einkommen  auf  72  Mill.  M.  an- 
genommen ,  nach  Einführung  der  Selbstschätzung  1866  ergab  sich  ein 
solches  von  130  MüL,  1869:  151,  1871:  309,  der  Ertrag  war  1881: 
4,400,000  M.  Die  gleiche  Erfahrung  machte  man  in  Berlin  bei  der 
Einführung  der  städtischen  Einkommensteuer  mit  Selbstschätzung. 
Selbstverständlich  muss  dabei  das  Verfahren  richtig  angelegt  sein ,  es 
muss  einerseits  die  Selbstschätzung  durch  gemischte  Ortscommissionen 
controlirt  werden,  welche  in  der  Lage  sind,  das  Einkommen  der 
Pflichtigen  annähernd  zu  übersehen  und  bei  offenbar  zu  niedrigen  An- 
gaben die  Betreffenden  zur  Rechenschaft  zuziehen,  eventuell  die  Vor- 
lage ihrer  Bücher  fordern  können,  andrerseits  darf  der  Pflichtige  nicht 
gehalten  werden,  sein  Einkommen  auf  Eid  oder  an  Eidesstatt  anzu- 
geben, da  dann  jede  Bemänglung  durch  die  Gommission  den  Vorwurf 
des  Eidbruchs  einschliessen  würde,  es  genügt,  dass  die  Angaben  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  gemacht  werden.  Kommen  dabei  Un- 
wahrscheinlichkeiten  vor,  so  erlässt  die  Gommission  zunächst  eine 
Anfrage ,  wie  sich  die  Angabe  zu  den  ihr  thatsächlich  bekannten  Ver- 
hältnissen des  Pflichtigen  verhalte?  und  erfahrungsmässig  hat  schon 
dies  Mittel  fast  immer  den  gewünschten  Erfolg,  so  dass  die  Vorlage 
der  Bücher  sehr  selten  gefordert  zu  werden  braucht,  zumal  wenn  man 
hohe  Strafen  auf  den  Fall  setzt,  dass  die  Einsicht  der  Bücher  die 
Angabe  des  Pflichtigen   als  unrichtig  erweist.    Die  Erfahrung  der 
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Staaten,  wo  diese  Selbstschätzung  besteht,  widerlegt  auch  den  Ein- 
wand, man  könne  den  Pflichtigen  nicht  klar  machen,  was  Reinein- 
kommen sei,  welche  Abzüge  sie  von  ihrem  Roheinkommen  machen 
dürften  u.  s.  w. ,  es  kann  das  höchstens  im  Anfang  einige  Schwierig- 
keiten machen  und  eventuell  kann  man  für  die  unteren  Stufen  die 
Wahl  zwischen  Selbstschätzung  und  Einschätzung  durch  die  Commis- 
sion  steUen ,  wie  dies  im  früheren  Königreich  Hannover  der  Fall  war. 
Die  Grösse  des  Staates  kommt  bei  dem  Verfahren  nicht  in  Betracht, 
denn  jede  Commission  soll  ja  nur  für  ihren  Kreis  wirken,  und  es  ist 
nicht  abzusehen,  warum  die  Sache  in  den  Hansestädten  und  Berlin 
geht  und  früher  in  Hannover  ging  und  in  ganz  Preussen  nicht  gehen 
sollte.  Damit  würde  auch  die  Berufung  nach  dem  Gesetz  von  1873 
an  die  Bezirkscommission  und  eventueU  an  die  Centralcommission 
wegfallen,  so  dass  das  Verfahren  sich  erheblich  vereinfachte. 

Schliesslich  muss  von  einer  richtigen  Reform  der  Einkommen- 
steuer verlangt  werden,  dass  sie,  wie  Wagner  bereits  betont  hat,  eine 
bewegliche  Steuer  werde;  die  Ordnung  der  Finanzen  verlangt  eine 
bewegliche  Staatseinnahme,  die  nach  dem  Bedürftiiss  wechselt,  das 
Mittel  gewährt  durch  entsprechende  Erhöhung  sofortige  Mehreinnahmen 
zu  sichern  und  bei  kleinen  ausserordentlichen  Bedürfhissen  neue  Schul- 
den zu  vermeiden ,  also  die  bequeme  Deckung  von  Deficits  durch  An- 
leihen abschneiden  hilft  Diese  Beweglichkeit  hat  auch  eine  sociale 
Bedeutung,  indem  sie  die  Möglichkeit  giebt,  die  Reichen  nicht  nur 
durch  die  Steuerprogression  stärker  heranzuziehen,  sondern  bei  einer 
Erhöhung  auch  erlaubt,  die  unteren  Klassen  mit  Zuschlägen  p.  Mille 
minder  zu  belasten  als  die  höheren  und  umgekehrt  die  stärkere  Heran- 
ziehung der  letzteren  auch  bestehen  zu  lassen,  wenn  die  Zuschläge  in 
den  unteren  herab  gemindert  werden  oder  wegfallen.  Was  aber  das 
Verhältniss  vom  Abgeordnetenhaus  und  Regierung  betriflft,  zwischen 
denen  ja  über  die  Höhe  der  zu  erhebenden  Steuer  jedesmal  eine  Ver- 
ständigung stattfinden  müsste ,  so  könnte  festgesetzt  werden ,  dass  f&r 
den  Fall,  wo  eine  solche  nicht  zu  erzielen  wäre,  der  im  Gesetz  zu 
Grunde  gelegte  Normalsatz  zur  Erhebung  gelangen  soll.  In  dieser 
Form  haftet  an  der  jährlichen  Bewilligung  sq  wenig  von  steuerver- 
weigerlichem  Beigeschmack,  dass  auch  der  strengste  Royalist  keinen 
Anstoss  daran  nehmen  könnte. 

Eine  derartige  Reform  würde  die  bestehende  Besteuerung  der  un- 
teren Klassen  noch  in  erheblich  stärkerem  Masse  als  der  Erlass  von 
1881  ennässigen,  indem  nämlich  die  bisherigen  Klassensteuerpflich- 
tigen statt  30  etwa  10  Mill.  zahlen  würden ,  wogegen  der  3  monat- 
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liehe  Erlass  der  fünf  untersten  Stufen  der  jetzigen  Einkommensteuer 
wegzufallen  hätte.  Ueber  den  Ertrag,  welchen  eine  derartig  refor- 
mirte  Einkommensteuer  gewähren  würde,  lassen  sich  selbstverständ- 
lich nur  Vermuthungen  aufstellen.  Das  Finanzgesetz  vom  28.  Febr. 
1881  beziffert  die  Einkommensteuer  mit  29,106,000  M. ,  dazu  würden 
von  den  bisherigen  höheren  Stufen  der  Klassensteuer  7 — 12  von 
1500 — 3000  M.  Einkommen  etwa  10  Mill.  kommen ,  so  dass  von  dem 
bisherigen  Gresammtertrag  beider  Steuern  noch  etwa  21  Mill.  zu  decken 
blieben.  Mit  voller  Sicherheit  aber  darf  angenommen  werden,  dass 
die  Reform  mit  Selbsteinschätzung  für  das  wirkliche  Einkommen  ohne 
Steigerung  des  Steuerfusses ,  der  jetzt  durchschnittlich  2,78  pct.  be- 
trägt, eine  sehr  erhebliche  Mehreinnahme  gegen  das  bis  jetzt  einge- 
schätzte Einkommen  gewähren  würde.  Soetbeer  berechnet  in  seiner 
lehrreichen  Schrift  über  den  Umfang  und  die  Vertheilung  des  Volks- 
Einkommens  in  Preussen  diesen  Unterschied  auf  25  pct.  durchschnitt- 
lich, was  sich  natürlich  je  nach  den  Bezirken  imgleich  vertheilt. 
Nehmen  wir  nur  20  pct.  an ,  da  die  vorgeschlagene  geringere  Steuer 
für  die  unteren  Klassen  von  |  pct.  gegen  die  jetzigen  Sätze  eine  Min- 
dereinnahme verursachen  müsste,  so  würde  immerhin  der  Ertrag  der 
Einkommensteuer  in  dieser  Gestalt  auf  rund  50  Mill.  anzuschlagen 
sein.  Klassen-  und  Einkommensteuer  lieferten  bisher  zusammen  rund 
60  Mill. ,  es  würden  also  noch  10  Mill.  zu  decken  bleiben.  Hiefür 
empfiehlt  sich  in  erster  Linie  die  in  den  süddeutschen  Staaten  be- 
stehende Capitalrentensteuer,  denn  es  ist,  wie  auch  Wagner  betont 
hat,  unbillig,  dass  in  einem  System  von  Ertragssteuem ,  in  denen 
Grundbesitz ,  Gebäude  und  Gewerbe  belastet  sind ,  das  bewegliche  Ca- 
pital bisher  frei  ausgegangen  ist,  welches  ausserdem  bei  der  Einkom- 
mensteuer mit  Einschätzung  den  Vortheil  hatte,  schwer  controlirbar 
zu  sein,  obwohl  doch  die  Benteneinkünfte  besonders  steuerfähig  er- 
scheinen, sofern  man  nur  kleine  Bezüge  frei  lässt.  Die  Capitalrenten- 
steuer brachte  in  Bayern  1879  bei  einer  Bevölkerung  von  5,284,778 
Seelen  2,136,940  M.,  man  würde  in  Preussen  also  bei  27,251,067  doch 
auf  11 — 12  Mill.  rechnen  können.  Unterliegen  würde  ihr  der  Ertrag 
aus  Capitalvermögen ,  soweit  derselbe  nicht  der  Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer  unterworfen  ist,  also  alle  Arten  von  Zinsen  aus 
Pachten,  Miethen,  Darlehen,  besonders  Hypotheken,  öffentlichen  und 
Privatpapieren,  Leibrenten,  Erträge  des  Effektenbestandes  der  Banken 
und  Dividenden  von  Aktien.  Letztere  sind  zwar  an  sich  Antheile  am 
Untemehmergewinn  und  somit  der  Gewerbesteuer  unterworfen,  allein 
thatsächlich  nimmt  die  Dividende  den  Charakter  einer  ohne  eigenen 
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Greschäftsbetrieb  erlangten  Leihrente  von  wechselnder  Grosse  an,  über- 
dies würden,   wenn  die  Dividenden  frei  von  der  Zinssteuer   blieben, 
Einkünfte  aus  dem  Besitz  ausländischer  Aktien  unfassbar.     Deshalb 
hat  das  badische  Gesetz  über  die  Capitalrentensteuer  vom   15.  Juli 
1874  richtig  die  Dividenden  herangezogen  „ohne  Rücksicht,   ob  das 
Unternehmen  der  Grewerbesteuer  unterliegt/'    Bei  wandelbaren  Bezügai 
wird  der  Durchschnitt  der  drei  letzten  Jahre  versteuert,   ungetheilte 
Erbschaftsmassen  unterliegen  der  Steuer  selbständig  (Art.  8  des  bajr. 
Ges.  V.  1881).    Befreit  sind   nach  dem  badischen  Gesetz   der  Staat, 
die  von   diesem  aus  Gründen  öffentlichen  Wohles  unterstützten  An- 
stalten ,  solche  für  wohlthätige  Zwecke  oder  auf  Gegenseitigkeit  gegen 
Unglücksfälle  begründete,  Alle,  deren  Renten  nicht  60  M.  übersteigen, 
endlich  Wittwen,  Minderjährige  und  Erwerbsunfähige  bis  zu  einem 
Einkommen  von  600  M.    Selbstverständlich  muss  Selbsteinschätzung 
mit  behördlicher  Controle  stattfinden,   da  Einschätzung  durch  Gom- 
missionen  zu  keinem  Ergebniss  führen  kann,   dagegen  wird  als  bei 
einer  Ertragssteuer  und  um  Hinterziehungen  zu  vermeiden,  keine  Pro- 
gressivsteuer ins  Auge  gefasst  werden  können ,  wie  dies  im  bayrischen 
Gesetz  von  1856  der  Fall  ist.    Nach  dem  badischen  Gesetz  wird  der 
Steuerfuss  durch  das  Finanzgesetz  bestimmt,  augenblicklich  15  Pf.  für 
100  Mk.  Rente ,  bei  einer  beweglichen  Einkommensteuer  wird  es  sich 
mehr  empfehlen,  einen  festen  Procentsatz  zu  nehmen,  etwa  3  pct  der 
Rente,  wie  dies  der  Entwurf  des  bayrischen  Gesetzes  von  1881  zuerst 
vorschlug.    Auf  Hinterziehung  müssen  hohe  Strafen  gesetzt  werden, 
in  Würtemberg  ist  das  Zehnfache  der  verheimlichten  Summe  zu  zah- 
len, was  eventuell  auch  von  den  Erben  eingetrieben  wird.    Derselbe 
Staat  hat  auch  den  richtigen  Gnmdsatz,  nicht  den  Abzug  der  Passiv- 
capitalrenten  von  den  zu  besteurenden  Aktivrenten  zu  gestatten,  wie 
dies  Baden  und  Bayern  thun,   da  das  Gleiche  doch  bei  der  Grund- 
steuer nicht  geschehen  darf.    Es  handelt  sich  hier  um  eine  Ertrags- 
steuer im  Gegensatz  zur  reinen  Einkommensteuer. 

Der  Einwand,  dass  die  Capitalrentensteuer  den  Zinsfuss  steigere, 
indem  die  Darleiher  sich  für  die  Steuer  Ersatz  schafien  würden,  also 
diese  in  letzter  Instanz  den  anlehensbedürftigen  Privaten  oder  Corpo- 
rationen  zur  Last  fiele,  ist  nicht  stichhaltig,  denn  es  ist  durchaus 
unnachweisbar,  dass  der  Zinsfuss  in  den  süddeutschen  Staaten,  welche 
die  Capitalrentensteuer  haben ,  höher  steht  als  in  Preussen.  Die  Ab- 
gabe ist  zu  gering,  um  darauf  wesentlichen  Einfluss  zu  äussern  und 
eben  so  wenig  hat  sie  die  Capitalbildung  gestört,  wie  sich  aus  nach- 
stehenden Angaben  aus  Baden  ergiebt. 
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Nach  dem  Abschluss  des  Capitalrentensteuer-Registers  für  das 
Jahr  1882  belaufen  sich  die  für  dieses  Jahr  festgestellten  Benten- 
steuer- Gapitalien  (dieselben  bestehen  im  wesentlichen  im  Zwanzig- 
fachen des  Zins-  und  Rentenbezugs)  im  ganzen  auf  851^/,  Millionen 
Mark.  Gegenüber  den  für  das  Jahr  1881  constatirten  Bentensteuer- 
Capitalien  im  Betrag  von  811  Millionen  Mark  ergibt  sich  eine  Zu- 
nahme von  40^/^  Millionen  Mark.  Die  Zunahme  der  Bentensteuer- 
Capitalien  gegenüber  dem  Voijahre  hat  betragen  im  Jahre  1876 
20  MiUionen  Mark,  1877  IIV,  MUlionen,  1878  21  MUlionen,  1879 
13V,  Millionen,  1880  30^1^  Millionen,  1881  44V,  Millionen.  Zunahme 
im  Ganzen  seit  1875  181  Millionen  Mark^).  Der  Steuerertrag  war 
1881:  1,261,415  Mark. 

Auch  die  Schwierigkeit,  die  sich  in  einigen  Staaten  wie  z.  B.  in 
Oesterreich-Ungam  der  Einführung  dieser  Steuer  entgegenstellen  würde, 
dass  nämlich  die  Begierung  bei  Staats-  und  garantirten  Eisenbahn- 
anleihen Steuerfreiheit  der  Coupons  zugesichert  hat,  dürfte  für  Preussen 
nicht  in  Betracht  kommen. 

Soll  nun  in  einem  rationellen  System  von  Ertragssteuem ,  wie 
es  bei  einer  leichten  beweglichen  Einkommensteuer  nothwendig  ist, 
um  dem  Staate  feste  Einnahmen  zu  sichern,  zumal  wo  die  schwanken- 
den Betriebseinnahmen  eine  solche  Höhe  erreicht  haben,  wie  in  Preus- 
sen, kein  selbständiger  Zweig  des  Erwerbes  unbesteuert  bleiben,  so 
wird  man  auch  den  reinen  Personalverdienst  nicht  frei  lassen  können, 
d.h.  den  Erwerb,  den  der  Einzelne,  welcher  nicht  Grund-,  Haus-, 
Bentenbesitzer  oder  selbständiger  Gewerbetreibender  ist,  durch  Hin- 
gabe seiner  persönlichen  Arbeitskraft  erzielt.  Dabei  müssen  natürlich 
alle  kleinen  und  unständigen  Lohneinkommen  frei  bleiben  und  auch 
bei  den  höheren,  zu  Besteuernden  in  Anschlag  gebracht  werden,  dass 
hier  das  Einkommen  nach  der  Natur  des  Erwerbes  nicht  als  Bein- 
ertrag angesehen  werden  kann,  indem  der  Betreffende  durch  Erspar- 
nisse für  die  Zeit  seiner  Arbeitsunfähigkeit  sorgen  soll,  also  hierauf 


1)  Ich  führe  hier  yorzngsweise  badische  Erl'ahnxngen  an,  weil  das  dortige  Gesets 
weit  rationeUer  ist  als  das  bayrische  tod  1856,  das  mit  seinem  verfehlten  Klassensystem 
und  geringen  Strafen  für  Hinteniehnngen,  sehr  nnbefriedigende  Resultate  gegeben  hat, 
nftmlich  in  der  laufenden  Finanzperiode  nor  2,186,940  H.,  was  die  Motive  sn  dem  neuen 
Kapitalrentenstenergeseti  ausdrücklich  anerkennen,  indem  70  Hill  Benten  angemeldet 
wurden,  gegen  35,300,000  H.  in  Baden  und  60^/,  MiU.  in  Würtemberg.  Das  neue 
bayrische  Gesetz  vom  19.  Hai  1881  hat  erhebliche  Verbesserungen  gebracht,  hat  aber 
die  Klassen  mit  progressivem  Steuerfuss  statt  des  ursprünglich  vorgeschlagenen  festen 
Procentsatzes  beibehalten,  weil  die  Voraussetzung  des  letztern,  die  allgemeine  progressive 
Einkommensteuer  gefaUen  war. 
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Rücksicht  genommen  werden  muss.  Unter  dieser  Voraussetzung,  welche 
einen  sehr  massigen  Steuerfuss  bedingt,  ist  nicht  abzusehen,  weshalb 
Advokaten,  Aerzte,  Notare,  Schriftsteller,  Künstler,  die  oft  sehr  hohe 
Einnahmen  haben,  ferner  alle  Beamten  des  Staates,  der  Corporationen 
und  Privaten  von  einem  gewissen  Einkommen  an,  nicht  eine  selbstän- 
dige Steuer  zahlen  sollen,  während  sie  jetzt  nur  von  der  Einkommen- 
steuer getroffen  werden,  bezw.  soweit  sie  Immobilienbesitzer  sind  von 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer.  Selbst  die  unselbständigen  Gewerbe- 
treibenden höherer  Art  können  sehr  wohl  massig  dazu  herangezog^ 
werden,  da  ihr  Verdienst  bei  grosser  Geschicklichkeit  oft  weit  be- 
trächtlicher ist,  als  der  kleinerer  Handwerker. 

Durch  eine  derartige  Reform  lässt  sich  also  vollständig  aus- 
reichende Deckung  der  nothwendigen  Steuerbefreiung  der  unteren 
Klassen  schaffen  und  melden  sich  neue  stärkere  Bedürfiiisse,  so  ist 
noch  die  Erbschaftssteuer  da,  welche  jetzt  die  ganz  unbedeutende 
Summe  von  5  Mill.  einbringt,  während  England  6,825,983  £ ^  Frank- 
reich an  100  Mill.  Fr.,  Italien  28V,  Mill.  Lire,  Belgien  über  19  MiU. 
Fr.  damit  erzielte.  Der  Grund  dieser  bedeutenden  Einnahmen  ist, 
dass  in  allen  jenen  Staaten  zwar  ein  Minimum  steuerfrei  bleibt, 
übrigens  aber  keine  Ausnahmen  gemacht  werden,  also  auch  die  direete 
Linie,  sowohl  Descendenten  als  Ascendenten  steuert,  während  in 
Preussen  nach  dem  Gesetz  von  1873  diese  frei  bleiben  und  die  Be- 
steuerung erst  mit  den  Geschwistern  beginnt.  Da  von  10  Erbfallen 
9  auf  die  direete  Linie  kommen,  so  begreift  es  sich,  dass  eine  Steuer 
die  diese  frei  lässt  nur  wenig  einbringen  kann.  Rationell  nach  dem 
Vorbilde  jener  Länder  umgestaltet  würde  sie  in  Deutschland  so  wenig 
drücken  oder  die  Capitalbildung  stören  als  sie  es  dort  thut  und  das 
Mittel  geben,  die  sehr  unbillige  Belastung  des  Besitzwechsels  bei  Im- 
mobilien zu  erleichtern  bezw.  in  eine  blosse  Gebühr  zu  verwandeln  *). 

Während  es  nun  keinem  Zweifel  unterli^t,  dass  für  eine  derartige 
Reform  der  directen  Steuern  sich  eine  grosse  Mehrheit  im  Abgeord- 
netenhause finden  würde,  erklärt  die  Prov.-Corresp.  vom  29.  Nov.  an- 
lässlich der  Budgetdebatte:  „So  sehr  daher  auch  die  Anregungen  zu 
beachten  sind,  welche  die  Frage  der  Reform  der  directen  Steuern  in 
der  Budgetdebatte  gefunden  hat,  so  wird  denselben  doch  für  die  zu- 
nächst vorliegende  Frage,  wie  der  durch  die  Aufhebung  der  vier 
untersten  Classensteuerstufen  entstehende  Einnahmeausfall  zu  decken 
sei,  keinerlei  praktische  Bedeutung  beigelegt  werden  können.    Wollte 

1)  Die  nähere  Begründang  dieser  Steuer  habe   ich    gegeben   in  dem  Aafsats  verb- 
recht und  ErbschAftssteuer"  in  Schmoller's  Jahrb.  f&r  Gesetsg.  n.  8.  w.     1881. 
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man  in  der  Reform  der  directen  Steuern  das  geeignetste  Mittel  zur 
Befreiung  der  vier  untersten  Steuerdassen  suchen,  dann  müsste  man 
sich  auch  dazu  entschliessen,  dieselben  auf  eine  ferne  Zukunft  zu  ver- 
trösten." 

Ein  Beweis  für  diese  auffallende  Behauptung  wird  in  keiner 
Weise  gebracht,  und  am  wenigsten  durch  die  für  Herrn  Scholz  wenig 
schmeichelhafte  Bemerkung  der  Nordd.  Allg.  Ztg.  vom  27.  Nov.,  dass 
eine  sofortige  Durchführung  einer  solchen  Beform  „von  dem  gegen- 
wärtigen Finanzminister  wenige  Monate  nach  seinem  Amtsautritt  und 
bei  den  Abweichungen  seiner  Ueberzeugungen  von  denen  der  früheren 
Verwaltung  billiger  Weise  kaum  zu  verlangen  sei''.  Wir  dächten,  der 
Herr  Finanzminister,  der  doch  wahrlich  in  dieser  Frage  kein  Neuling 
ist,  vielmehr  lange  Jahre  als  Commissar  des  Finanzministers  in  der 
Budgetcommission  gesessen  hat,  hätte  seit  dem  Frül\jahr,  wo  H.  v.  Ben- 
nigsen  die  Beform  der  directen  Steuern  empfahl,  Zeit  genug  gehabt, 
sich  dieselbe  zu  überlegen  und  sollte  er  wirklich  mit  den  ihm  in 
seinem  Ministerium  gebotenen  Kräften  nicht  im  Stande  sein  an  eine 
solche  Aufgabe  sofort  heranzutreten,  so  besitzen  Haus  und  Budget- 
commission jetzt  an  dem  Abg.  Wagner  einen  Mann,  dem  es  ein  Leichtes 
wäre  binnen  kürzester  Frist  Gesetzentwürfe  für  eine  derartige  Reform 
auszuarbeiten.  Dies  ist  auch  nicht  der  wahre  Grund  der  Weigerung 
der  Regierung  auf  diesen  Gedanken  einzugehen,  er  liegt  in  dem  un- 
mittelbar folgenden  Satz  des  angeführten  Artikels  der  Nordd.  Allg. 
Ztg.  „Auch  wissen  wir  nicht,  ob  die  preussische  Finanzverwaltung 
ihre  Ueberzeugungen  für  das  Gesammtergebniss  der  Reform  vor  wei- 
teren Verhandlungen  mit  dem  Reichstag  festzulegen  beabsichtigt." 
„Dieser  Satz",  bemerkt  die  Neue  Preuss.  Ztg.  sehr  richtig,  „bietet 
wenig  Aussicht,  dass  wir  alsbald  aus  dem  circulus  vitiosus  des  Hin- 
und  Herschiebens  der  Reformgedanken  zwischen  Landtag  und  Reichs- 
tag herauskommen  und  dass  sich  diese  schwebenden,  nur  zu  leicht 
sich  verflüchtigenden  Gedanken  in  Kürze  zu  einem  bestimmten,  um- 
fangreichen Programm  gestalten  werden."  Gleichwohl  nimmt  die  Re- 
gierung unverkennbar  diese  Stellung  ein,  sie  weist  den  richtigen  Ge- 
danken Bennigsens,  zunächst  die  directen  preussischeu  Steuern  zu 
reorganisiren  zurück  und  besteht  nach  wie  vor  darauf,  den  Reichstag 
in  die  Zwangslage  zu  bringen,  die  durch  Steuerverminderungen  und 
Mehrausgaben  geschaffenen  Lücken  des  preussischeu  Budgets  durch 
neue  indirecte  Steuern  zu  decken.  Der  Finanzmiuister  hat  am  Schlüsse 
seiner  Rede  ausdrücklich  die  seiner  Ansicht  nach  zu  wenig  gewürdigte 
Thatsache  betont,  dass  Preussen,  während  es  1872  55  Millionen  für 
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das  Reich  beizutragen  hatte,  jetzt,  d.  h.  im  Jahre  1883—84  mehr  vom 
Reiche  empfangen  werde,  als  es  in  Form  yon  Matricularbeiträgen  zu 
zahlen  habe.  „Es  ist  damit  die  finanzieUe  Unabhängigkeit  des  Reiches 
von  den  Beiträgen  der  einzelnen  Staaten,  also  das  eine  grosse  Zid 
der  Reichssteuerreform  erreicht "  Es  soll  nun  aber  ebenfalls  das 
zweite  Ziel,  die  Herbeiführung  besserer  Finanzverhältnisse  auch  in 
den  Einzelstaaten,  verwirklicht  werden.  Aber  dies  soll  in  Prenssen 
nicht  durch  die  Reform  des  eigenen  Steuersystems  geschehen,  was 
Sachsen,  Bayern,  Baden  u.  s.  w.  unverweilt  in  AngriflF  genommen 
haben,  sondern  durch  Speisung  der  Einzelstaaten  aus  den  Ueber- 
schüssen  der  indirecten  Reichssteuem.  Preussen  allein  erklärt  sich 
ausser  Stande  ohne  Hilfe  des  Reiches  das  Gleichgewicht  in  seinen 
Einnahmen  und  Ausgaben  herstellen  zu  können,  eine  Behauptung,  die 
vorläufig  keineswegs  begründet  ist,  da  die  in  anderen  Bundesstaate 
durchgeführte  Reform  der  directen  Steuern  in  Preussen  noch  nicht 
einmal  versucht  ist,  ganz  abgesehen  davon,  dass  im  jetzigen  Budget 
viele  Einnahmen  zu  niedrig  veranschlagt  sind,  was  f&r  die  Staats- 
eisenbahnen Minister  Maybach  ziemlich  offen  zugab.  Diese  „vorsich- 
tige^^ Aufstellung  des  Etats,  welche  zu  dem  Schlüsse  führt,  dass 
gegenwärtig  in  Preussen  der  Haushalt  nur  durch  Anleihen  im  Gleich- 
gewicht gehalten  werden  kann,  ist  also  gleichfalls  darauf  berechnet, 
einen  Druck  auf  den  Reichstag  auszuüben,  neue  indirecte  Abgaben  zu 
bewilligen.  In  diesem  Lichte  muss  also  die  Vorlage  der  Regierung 
über  die  Besteuerung  des  Vertriebes  von  geistigen  Getränken  und 
l'abacksfabrikaten  betrachtet  werden.  Sagte  doch  die  Prov.  Gorresp. 
schon  ehe  der  Gesetzentwurf  in  37  Artikeln  mit  Motiven  vorlag :  „Es 
liegt  in  der  Absicht  einen  einstweiligen  Ersatz  für  die  mangeln- 
den Einnahmen  dadurch  zu  erreichen,  dass  der  Vertrieb  einer  Reihe 
von  Massenartikeln  des  Consums  mit  einer  der  Gewerbesteuer  nach- 
gebildeten Steuer  belegt  wird,  welche  sich  innerhalb  der  durch  die 
Reichsverfassung  der  Landesgesetzgebung  gewiesenen  Schranken  hält"" 
Eine  einstweilige  Steuer  ist  überhaupt  irrationell,  man  macht  wohl 
zeitweilige  Zuschläge  zu  einer  bestehenden  Steuer,  aber  führt  nicht 
eine  neue  ein  um  sie  nach  einigen  Jahren  wieder  aufzuheben,  wie  dies 
scheinbar  in  der  Absicht  liegt,  sobald  mehr  Reichssteuem  bewilligt 
sind.  Der  bekannte  Officiöse  der  „Politischen  Correspondenz^^  meint, 
die  Regierung  habe  bei  ihrem  Plane  eine  sehr  starke  Stellung,  dorn 
die  bisherigen  Erlasse  seien  als  sehr  fühlbare  Wohlthat  aufgenommen 
und  ihre  Aufhebung  würde  denjenigen  Parteien,  welche  dieselbe  der 
Regierung  aufdrängen  wollten,  eine  ziemliche  Unpopularität  eintragen. 
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Dies  Argument  erscheint  wenig  zutreffend,  da  die  Aufhebung  der 
unteren  Stufen  der  Klassensteuer,  zu  der  ziemlich  alle  Parteien  bereit 
sind,  wie  oben  ausgeführt,  eine  grössere  Erleichterung  bringen  würde 
als  jene  Erlasse  es  thun  konnten  und  es  sich  nur  um  die  Deckung 
des  Ausfalls  handelt. 

Was  nun  die  besondere  Steuerfähigkeit  des  Betriebes  von  geistigen 
Getränken  und  Taback  anlangt,  welche  die  Motive  der  Vorlage  be- 
tonen und  durch  den  Zudrang  zu  diesen  Gewerben  begründen,  so  soll 
dieselbe  an  sich  keineswegs  in  Abrede  gestellt  werden.  Wenn  aber 
der  Abg.  Wagner  auf  die  grossen  Erträge  der  englischen  Licences 
hinweist,  so  ist  doch  zu  bemerken,  dass  dieselben  die  Stelle  der  Ge- 
werbesteuer vertreten,  die  wir  haben,  England  aber  nicht  hat;  denn 
die  Schedula  D.  der  income  tax  kann  nicht  füglich  als  solche  be- 
trachtet werden.  Die  englischen  Licenzsteuem  werden  deshalb  nicht 
blos  von  den  Verkäufern  von  geistigen  Getränken  und  Taback  er- 
hoben, sondern  auch  von  Brauern  und  Malzfabrikanten,  Papier-  und 
Spielkarten-,  Essig-  und  Hefefabrikanten,  Hausirem,  Auctionatoren, 
Pfandleihem,  Gold-  und  Silberhändlem,  Apothekern  und  Chemikalien- 
fabrikanten, Pferdehändlern,  öffentlichen  Fuhrleuten  in  London,  An- 
wälten und  Bankiers  (Noble,  The  Queens  Taxes  Gh.  XU).  Es  soll 
nicht  geleugnet  werden,  dass  die  Gewerbe,  welche  die  Vorlage  treffen 
will,  in  der  preussischen  Gewerbesteuer  vielleicht  nicht  hinreichend 
herangezogen  sind,  indess  dies  kann  nicht  durch  die  Auflage  einer 
zweiten  Steuer  ausgeglichen  werden,  sondern  nur  durch  eine  Revision 
der  Gewerbesteuer,  welche  dieselbe  in  Preussen  sehr  bedarf.  Eine 
öftere  Revision  der  Gewerbesteuer  ist  überhaupt  bei  den  wechselnden 
Verhältnissen  der  einzelnen  Gewerbe  nöthig,  in  Preussen  um  so  mehr, 
als  zu  dem  Gesetz  vom  30.  Mai  1820  eine  Fülle  von  Novellen  ge- 
kommen sind,  welche  die  Uebersicht  sehr  erschweren^)  und  dabei  die 
Gesetzgebung  sehr  fühlbare  Mängel  zeigt,  so  sind  z.  B.  irrationeller 
Weise  die  Pächter  und  die  Brennereien  gar  nicht  besteuert,  während 
die  Brauereien  es  sind.  Eine  Ausgleichung  in  dem  Sinne,  dass  das 
kleinere  Handwerk  erleichtert,  der  industrielle  Grossbetrieb  und  die 
besonders  gewinnbringenden  Gewerbe  stärker  herangezogen  werden, 
ist  geboten.  Die  unvermittelte  Doppelbesteurung  jener  Gewerbe,  welche 
die  Vorlage  treffen  will,  würde  nur  die  Folge  haben,  dass  die  Steuer 
auf  die  Consumenten  übergewälzt  würde  und  so  in  erster  Linie  wieder 
die  unteren  Klassen  träfe,  welche  schon  die  Vertheuerung  der  Lebens- 


1)  Vgl.  Kletke,  Die  Oewerbestener-Oesetzgebnng  Im  Preussischen  Staate.     1875. 
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mittel  durch  die  erhöhten  ZöUe  zu  tragen  haben  und  die  man  durch 
den  Klasseusteuererlass  doch  eben  erleichtem  will.  Die  Vorlage  er- 
scheint also  unannehmbar  und  hat,  wenn  wir  uns  nicht  täuschen,  auch 
keine  Aussicht  angenommen  zu  werden,  es  bleibt  unsrer  Ansicht  nach 
dem  Abgeordnetenhause  nur  über,  fest  auf  der  erwähnten  Reform  der 
directen  Steuern  zu  bestehen,  welche  das  bewegliche  Capital  scharfer 
heranziehen  würde. 

Der  Reichskanzler  war  ja  auch  früher  keineswegs  gegen  eine 
Kapitalsteuer,  in  der  Rede  zum  Verwendungsgesetz  am  4.  Febr.  1881 
wies  er  auf  den  gewaltigen  Besitz  an  fundirtem  Einkommen  und  Pa- 
pieren, der  sich  im  Gegensatz  zum  Grund-  und  Häuserbesitz,  einer 
höheren  Steuer  entziehe  und  erklärte  „er  erstrebe  eine  stärkere 
Heranziehung  des  fundirten  Einkommens  in  Papieren  in  Vergleich  mit 
dem  unfundirten".  Seit  dem  bekannten  Artikel  der  Provinzial-Corre- 
spondenz,  welcher  plötzlich  eine  besondere  Zärtlichkeit  für  das  grosse 
Capital  zeigte,  scheint  der  Wind  allerdings  umgeschlagen,  obwohl  es 
nicht  erfindlich  ist,  welche  Umstände  sich  seit  Februar  1881  geändert 
haben  sollten.  Dies  ist  aber  jedenfalls  kein  Grund  für  das  Haus  der 
Abgeordneten  sich  gleichfalls  umzudenken  und  auf  eine  Reform  zu 
verzichten,  welche  die  meisten  anderen  Bundesstaaten  vollzogen  haben. 
Die  Motive  der  Vorlage  sagen  freilich  „Eben  so  wenig  lässt  sich 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  die  Deckung  des  fraglichen  Ein- 
nahme-Ausfalles durch  schärfere  Heranziehung  der  höheren  Stufen 
der  Personalsteuern  oder  durch  sonstige  Erhöhung  des  Ertrages 
der  directen  Staatssteuem  erreichen,  zumal  diese  in  Verbindung  mit 
den  Kommunalzuschlägen  die  Steuerpflichtigen  in  dem  grössten  Theile 
der  Monarchie  bereits  in  einem  solchen  Maasse  belasten,  dass  eher 
eine  Erleichterung  als  eine  Erschwerung  derselben  angezeigt  isV\  io- 
dess  das  trilft  bei  der  Kapitalrentensteuer  keineswegs  zu,  da,  wie  Fürst 
Bismarck  ausdrücklich  anerkannt  hat,  das  Renteneinkommen  im  Ver- 
gleich zu  dem  von  Grundbesitz  und  Gewerbe  nicht  hinreichend  steuert, 
eben  so  wenig  bei  der  Erbschaftssteuer,  und  was  die  Einkommensteuer 
betrifft,  so  soll  dieselbe  ja  im  Steuerfuss  keineswegs  erhöht,  eher  ver- 
mindert imd  nur  richtiger  angelegt  werden.  Die  Kommunalzuschlige 
aber  sind  in  den  Landgemeinden  keineswegs  drückend,  sondern  nur 
in  gewissen  Städten  und  zwar  in  sehr  ungleichem  Maasse,  die  Motive 
verweisen  übrigens  die  verwickelte  Frage  der  Entlastung  der  Kom- 
munen und  Schulverbände  auf  die  Zeit,  wo  diese  Bedür&isse  durch 
Reichsmittel  gedeckt  werden  können.  Man  behauptet  also,  dass  auch 
die  Erträge,  welche  die  Reform  der  directen  Steuern  bezw.  die  Ein- 
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führimg  der  Kapitalrentensteuer  gewähren  würden,  nicht  ausreichend 
für  die  wachsenden  Bedürfnisse  des  preussischen  Staates  seien,  dass 
demgemäss  also  weitere  Ausbildung  der  indirecten  Steuern  im  Reich 
nöthig  sei,  deren  Ueberschüsse  den  Einzelstaaten  zu  Gute  kommen 
würden.  An  sich  erscheint  eine  solche  Speisung  der  letzteren  durch 
das  Reich  insofern  fragwürdiger  Natur,  als  darin  die  umgekehrte  Un- 
gerechtigkeit der  Matricularbeiträge  liegt.  Trifft  die  letzteren  der  be- 
gründete Tadel,  dass  sie  als  Kopfsteuer  wirken  indem  die  Umlage 
den  reichen  Bremer  nicht  mehr  belastet  als  den  armen  thüringer 
Bauern,  so  werden  bei  der  Vertheilung  der  Reichsüberschüsse  nach 
Kopfantheilen  umgekehrt  die  consumfähigeren  Bezirke,  die  am  meisten 
zu  den  Ueberschüssen  beigetragen  haben,  nicht  mehr  erhalten  als  die 
ärmeren.  Indess  sehen  wir  einmal  von  diesem  Einwurf  ab  und  neh- 
men an,  dass  diese  Ueberschüsse  nöthig  seien,  so  muss  doch  zunächst 
darüber  volle  Klarheit  herrschen,  wie  die  weitere  Ausbildung  der  in- 
directen Steuern  beschaffen  sein  soll  und  darüber  fehlt  es,  was  die 
Absichten  der  Regierung  betrifft,  seit  dem  Sturz  des  Tabacksmonopols 
an  jedem  Anhalt 

Gleichwohl  ist  ohne  eine  Klarstellung  dieser  Frage  keine  Ver- 
ständigung über  die  Steuerreform  möglich,  und  abgesehen  von  jeder 
Vertheilung  der  Ueberschüsse,  werden  neue  Reichssteuem  für  die 
steigenden  Bedürfnisse  des  Reiches  nöthig  sein.  Der  gegenwärtige 
Finanzminister  hat  dies  vor  wenigen  Monaten  als  Schatzsecretär  con- 
statirt,  indem  er  im  anscheinenden  Widerspruch  mit  seiner  jetzigen 
Angabe,  die  finanzielle  Unabhängigkeit  des  Reiches  von  den  Beiträgen 
der  einzelnen  Staaten  sei  erreicht,  am  10.  Mai  d.  J.  im  Reichstage 
sagte:  „Das  Ziel  der  Selbständigkeit  des  Reichs  auf  finanziellem  Ge- 
biete ist  noch  nicht  erreicht."  Dieser  Widerspruch  erklärt  sich  daraus, 
dass  er  im  Frülgahr  nicht  blos  den  augenblicklichen  Stand,  sondern 
auch  die  Deckung  der  unvermeidlichen  Mehrausgaben  in's  Auge  fasste, 
wie  die  Relictenversorgung,  die  Reform  des  Pensionswesens,  die  Ver- 
besserung der  Civil-  und  Militärbesoldungen,  zusammen  etwa  35  Vt  ^U* 
und  schliesslich  bemerkte  „Ueberhaupt  aber  fehlt  dem  Reiche  noch 
jede  Einnahmequelle,  welche  ohne  zeitraubende  und  schwierige  Systems- 
änderung in  Zeiten  der  Noth  steigerungsfähig  wäre  nach  Maassgabe 
des  Bedarfes  und  einfacher  gesetzlichen  Anordnung."  Dies  ist  gewiss 
als  richtig  zuzugeben,  die  Frage  also  nach  neuen  Reichssteuem  ist 
nicht  abzuweisen,  aber  welche  sollen  sie  sein? 

Hier  begegnet  uns  zuerst  die  proccntuale  Börsensteuer,  die  von 
conservativer  Seite  immer  aufs  Neue  gefordert  wird.    Leider  hat  nur 


560  ^    Hainr.  Oeffekan, 

noch  niemand  unternommen  der  Idee  eine  legislatorische  Form  zn 
geben,  von  der  man  zugeben  könnte,  dass  sie  steuertechnisch  mög- 
lich und  überhaupt  durchführbar  wäre  ^).  Eine  Besteuerung  jedes 
Kaufgeschäftes  nach  dem  Werthe  seines  Gegenstandes,  der  yielleicht 
zehnmal  die  Hand  wechselt,  bis  er  an  seine  definitive  Bestim- 
mung gelangt,  würde,  was  Waaren  betriflt,  die  noth wendige  Folge 
haben,  entweder  umgangen  zu  werden,  oder  den  Grosshandel  von 
den  deutschen  Plätzen  nach  den  concurrirenden  ausländischen  za 
treiben.  Denn  was  sollte  wohl  den  binnenländischen  Kaufmann  be- 
wegen Kaffee  in  Hamburg  oder  nordische  Producte  in  Stettin  mid 
Königsberg  zu  kaufen,  wenn  er  bei  gleichen  Preisen  —  und  im  grossoi 
Verkehr  werden  die  Preise  durch  die  internationale  Concurrenz  ge- 
regelt —  an  jenen  deutschen  Plätzen  etwa  2  pro  Mille  von  jedem  Ge- 
schäft zahlen  müsste,  während  er  diese  Steuern  vermiede,  wenn  er  ia 
London,  Amsterdam  oder  Riga  kaufte?  Eben  deshalb  weil  alle  dent- 
schen  Fabrikanten  und  Detaillisten  suchen  würden  ausländische  Waaren 
direct  im  Ausland  zu  kaufen,  wo  sie  die  Steuer  sparten  und  alle  aus- 
ländischen Käufer  deutscher  Waaren  diese  direct  vom  Producenten 
beziehen  würden,  könnte  eine  solche  Steuer  nicht  entfernt  die  grossen 
Summen  einbringen,  die  man  nach  dem  jetzigen  Umsatz  annimmt 
Um  so  weniger  als  der  Grosshandel,  der  fast  allein  steuerpflichtig 
würde,  unzweifelhaft  bestrebt  sein  würde  die  Steuer  zu  umgehen  und 
es  kein  wirksames  Mittel  gebe  dies  zu  hindern.  Denn  wollte  man  die 
Schlussnoten,  bei  welchen  die  Steuer  zu  erheben  wäre,   obligatorisch 


1)  Allerdingt  hatte  Herr  v.  Wedell-Malchov  bei  der  Berathung  des  Beichaatempcl- 
gesetzes  einen  Werthstempel  von  Kassengeschäften  beantragt,  der  bei  Zeitgeschiften  auf 
das  Doppelte  steigen  sollte.  Seit  obige  Ausführung  geschrieben  wurde,  haben  die  Deutsch- 
Conservativen  einen  Antrag  eingebracht,  wonach  bei  Kassengeschäften  der  Fixstempel 
bleiben  soll,  dagegen  bei  Zeitgeschäften  von  jedem  Tausend  '||o  pct.  und  awar  von 
beiden  Contrahenten  zu  zahlen  wären,  so  dass  der  Gesammtsats  sich  auf  ^j^^  pct.  stellca 
würde,  was  mit  scharfen  Control-  und  Strafbestimmungen  durchgefQhrt  werden  soll  (N. 
Prss.  Ztg.  No.  288).  Ein  Fixstempel  für  Kassengeschäfte  und  ein  Werthstempel  von  Zeit- 
geschäften scheinen  von  vornherein  fUr  die  sichere  Anwendung  des  Gesetses  bedenklich. 
Davon  abgesehen  findet  auch  auf  diesen  Vorschlag  das  Obengesagte  Anwendung,  soweit 
diese  Werthstener  zur  Erhebung  käme ,  würde  sie  nicht  von  Deayenigen  entrichtet  wer- 
den, der  sie  an  die  Steuerbehörde  abführt,  wie  die  Entscheidung  des  Bundesrmthes  fiber 
die  vielbesprochene  Eingabe  des  Bankiers  Bleichröder  beweist,  dem  die  Naehfordenuig 
von  90,000  M.  erlassen  ward  ,  weil  er ,  wie  angeführt ,  nicht  mehr  in  der  Lage  sei ,  die 
höhere  Steuer  auf  seine  Auftraggeber  abzuwälzen.  Soweit  aber  die  Steuer  die  deutsches 
Spekulanten  wirklich  träfe ,  würden  dieselben  ihre  Oeschäfte  einfach  in  Wien  oder  Paris 
machen ,  man  würde  also  jenen  Börsen  einen  grossen  Dienst  leisten ,  um  das  probloBa- 
tische  Vergnügen  zu  haben,  die  unsrigen  bluten  in  lassen. 
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für  die  Rechtskraft  des  Geschäftes  machen,  so  würde  die  Folge  sein, 
dass  überwiegend  ohne  Schlussnoten  gehandelt  würde,  die  Steuer- 
behörde würde  von  diesen  Geschäften  nichts  erfahren,  sobald  nur 
Käufer  und  Verkäufer  einig  wären.  Ganz  ähnlich  würde  es  mit  dem 
Handel  in  Werthpapieren  gehen;  wenn  man  alle  Geschäfte  für  un- 
klagbar erklärte,  über  die  keine  Schlussnote  gegeben  ist,  so  würde 
das  auf  die  hohe  Finanz  ebenso  ohne  Eindruck  bleiben,  wie  auf  jene 
Spielerbande,  die  auf  allen  europäischen  Börsen  ihr  Wesen  treibt,  diese 
Leute  brauchen  keine  schriftliche  Form.  Mit  einem  „10,000  von 
Ihnen^'  und  der  blossen  Antwort  „An  Sie^'  ist .  das  Geschäft  nach 
Börsenregeln  rechtsgiltig  abgemacht  Die  Speculanten  verklagen  sich 
auch  so  wenig  wie  die  Hazardspieler  es  thun.  Wer  nicht  zahlen 
kann,  von  dem  ist  auch  durch  die  Gerichte  nichts  zu  bekommen, 
wer  es  kann  und  dennoch  unter  Verletzung  der  Spielregeln  nicht 
zahlen  wollte,  der  würde  ein  für  allemal  von  allen  europäischen  Börsen 
ausgeschlossen  sein,  die  unter  sich  im  engsten  Zusammenhang  stehen 
und  jede  Verrufserklärung  respectiren.  Eine  Umsatzsteuer  kann  also 
nicht  füglich  über  das  hinausgehen,  was  das  Reichsstempelgesetz  ihr 
bereits  unterworfen  hat,  ein  Fixstempel  verschwindet  beim  Geschäft, 
eine  procentuale  Abgabe  vom  Umsatz  ist  undurchführbar.  Dennoch  ist 
der  Gedanke  durchaus  berechtigt,  dass  das  grosse  in  Effecten  ange- 
legte Kapital  noch  anders  steuerbar  gemacht  werden  und  so  ein  Ge- 
gengewicht gegen  die  Mehrbesteuerung  der  Verbrauchsgegenstände 
gefunden  werden  muss.  Dies  kann  aber  nur  durch  eine  Kapitalsteuer 
bei  der  Emission  der  Werthpapiere  geschehen.  Bei  der  Ausgabe  von 
Actien,  Obligationen  u.  s.  w.  werden  neue  Werthe  geschaffen,  Kapi- 
talien angelegt,  und  diese  kann  man  in  dem  Augenblick  der  Ausgabe 
ehe  sie  in  den  Verkehr  treten  sicher  fassen.  In  Frankreich  zahlt 
nach  Art.  14  des  Gesetzes  vom  5.  Juni  1850  jede  Actie  oder  Obli- 
gation einer  Handelsgesellschaft  imd  jede  Schuldverschreibung  einer 
Gemeinde  oder  eines  Bezirks  bei  der  Emission  V2  P^^-i  yttnu  die 
Dauer  der  Gesellschaft  10  Jahre  nicht  übersteigt  und  1  pct.,  wenn  die 
Dauer  derselben  oder  die  Amortisation  der  Schuld  auf  einen  grösseren 
Zeitraum  berechnet  ist  Da  es  indess  hart  sein  würde,  bei  geringer 
Einzahlung  1  pct  vom  Nominalwerth  der  Gesammtsumme  zu  erheben, 
so  stellt  Art  22  anheim,  ein  Abonnement  einzugehen  und  jährlich 
5  Gent  pro  100  Fr.  zu  zahlen,  was  1872  auf  6  Gent  erhöht  ist. 
Man  lege  doch  im  Deutschen  Reiche  gleichfalls  auf  alle  solche  Papiere 
und  zwar  auch  auf  die  Schuldverschreibungen  der  Bundesstaaten  eine 
Steuer  von  1  pct  bei  der  Ausgabe,  so  dass  nur  das  Reich  für  seine 
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Schuldscheine  und  Antheilscheine  wohlthätiger  Gesellschaften  frei  blie- 
ben. Bei  dem  Umfang  der  jährlich  ausgegebenen  Effecten  müsste  so 
ein  ansehnlicher  Ertrag  erzielt  werden  und  die  Steuer  würde ,  was 
nicht  ohne  Wichtigkeit  ist,  einen  nur  verhältnissmässig  kleinen  Kreis 
direct  treffen  *). 

Die  Hauptsache  werden  freilich  die  Verbrauchssteuern  bleiben, 
denn  von  ihnen  gilt  es  hauptsächlich,  wenn  mit  Recht  gesagt  wird, 
dass  die  indirecten  Steuern  in  Deutschland  unentwickelt  geblieben 
sind.  Dies  ist  eben  die  natürliche  Folge  der  früheren  politische 
Zersplitterung,  da  solche  Abgaben  hohe  Erträge  nur  bei  grösseren 
geschlossenen  Wirthschaftsgebieten  bringen  können,  und  deshalb  ist 
das  wachsende  Bedürfniss  auf  ihre  Entwicklung  angewiesen.  Nur 
müssen  dabei  zwei  Gesichtspunkte  massgebend  bleiben,  1)  dass  noth- 
wendige  Lebensbedürfnisse  nicht  oder  doch,  wenn  es  nicht  anders  sein 
kann,  nur  sehr  gering  getroffen  werden,  man  sieht,  dass  ItaUen, 
welches  in  der  Bedrängniss  zur  Mahlsteuer  greifen  musste,  sich  nach 
hergestelltem  Gleichgewicht  beeilt,  dieselbe  wieder  abzuschaffen.  Die 
Verbrauchsabgaben  müssen  daher  vorwiegend  solche  Gegenstande 
treffen,  welche  der  Unbemittelte,  ohne  Noth  zu  leiden,  sich  versagen 
kann,  so  dass  er  durch  den  Genuss  gewissermaassen  freiwillig  in  die 
Klasse  der  Steuerzahler  tritt,  deren  Verbrauch  aber  gleichwohl  ver- 
breitet genug  ist,  um  eine  bedeutende  Einnahme  zu  gewähren. 

2)  Dass  auf  wirthschaftlichem  Gebiet  im  eminenten  Maasse  der 
Satz  gilt :  Natura  non  operat  per  saltum ;  es  ist  durchaus  unmögUcb, 
von  einem  Verbrauchsgegenstand,  der  bisher  20  Mill.  brachte,  plötz- 
lich 100  Mill.  zu  fordern,  eine  Steigerung  kann  nur  allmälig  vor  sich 
gehen,  der  Consum  muss  sich  an  sie  gewöhnen,  der  Verkehr  danach 
einrichten. 

Fassen  wir  danach  die  Gegenstände  in's  Auge,  die  in  Frage  k(Mn- 
men  können,  so  können  wir  vom  Taback  absehen,  denn  im  Unter- 
schied vom  Abg.  Wagner  sind  wir  überzeugt,  dass  das  Monopol  für 
immer  gefallen  ist  und  kein  Reichstag  sich  finden  wird,  der  es  be- 
willigt. Eine  Erhöhung  der  gegenwärtigen  Steuer  resp.  des  Zolles, 
die  an  sich  gewiss  nicht  ausgeschlossen  ist,  ist  augenblicklich  unthun- 
lich,  weil  eben  der  Tabacksbau  sich  erst  an  die  neue  Besteuerung  ge- 
wöhnen und  diese  mit  dem  Leben  verwachsen  muss.  Auch  von  d^ 
höheren  HolzzöUen,  für  die  jetzt  Stimmung  gemacht  wird,  ohne  dass 


1)  Eingehender  als  es  hier  möglich,  habe  ich  die  Frage  der  BörseiLsteaer  behandelt 
in  meiner  Schrift :  Die  Reform  der  Reichsstenern.     Heilbronn  1879.     S.  36  ff. 
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man  freilich  sieht,  durch  welche  Compensationen  die  industriellen 
Schutzzöllner,  denen  eine  Erhöhung  zuwider  sein  muss,  dafür  gewon- 
nen werden  sollten,  wollen  wir  nicht  reden,  denn  selbst  wenn  der 
Reichstag,  was  recht  zweifelhaft  ist,  dem  zustimmte,  so  würde  der 
finanzielle  Ertrag  doch  verhältnissmässig  gering  sein.  Wesentlich  in 
Betracht  kommen  nur  Zucker,  Bier  und  Branntwein,  und  von  diesen 
hat  die  Reichsregienmg  bis  jetzt  nur  dem  Bier  eine  Steuererhöhung 
zugedacht,  die  an  sich  vollständig  gerechtfertigt,  mit  ebenso  viel 
Recht  stets  vom  Reichstag  abgelehnt  ist,  so  lange 'man  nicht  gleich- 
zeitig den  Branntwein  stärker  heranzieht,  und  dieser  hängt  vermöge 
der  Melasse  wieder  eng  mit  dem  Zucker  zusammen.  Hiervon  abge- 
sehen liegen  gerade  bei  der  Zuckersteuer  für  eine  Reform  und  Er- 
höhung die  triftigsten  Gründe  vor,  denen  sich  allein  die  Regierung 
bisher  hartnäckig  verschloss  ^ ) ,  welche  den  Ring  der  Zuckerfabrikan- 
ten, die  auf  Kosten  der  Reichskasse  grosse  Gewinne  machen ,  ebenso 
zu  begünstigen  schien,  wie  den  der  grossen  Branntweinbrenner. 

Die  hohe  Steuerfähigkeit  des  Zuckers  unterliegt  keinem  Zweifel; 
er  ist  ein  weitverbreitetes  Genussmittel,  aber  kein  Lebensbedürfniss, 
es  ist  entschieden  zu  bestreiten,  wenn  die  Motive  des  französischen 
Zuckersteuer-Gesetzes  von  1860  ihn  „un  objet  de  premi^re  n6cessit6" 
nennen  oder  Noble  S.  37  sagt:  „A  tax  on  sugar  is  emphatically  a 
tax  upon  one  of  the  prime  necessaries  of  life".  Vielmehr  bleibt  es 
sehr  fraglich,  ob  es  einer  guten  Finanzpolitik  entsprach,  wenn  Eng- 
land seinen  Zuckerzoll  aufhob,  der  über  6  ^  |  ^  Mill.  £  einbrachte,  wäh- 
rend das  Pfund  im  Klein  verkauf  5 — 6  d.  kostete.  Nicht  nur  hat  sich 
Noble' s  Voraussage  nicht  erfüllt,  dass  England  nach  Aufhebung  des 
Zolles  bedeutend  Zucker  exportiren  werde,  sondern  es  hat  sich  selbst 
der  Ueberschwemmung  mit  den  prämiirten  festländischen  Rübenzuckern 
ausgesetzt  und  steht  vor  der  schwierigen  Frage,  wie  es  der  Schädig- 
ung seiner  Raffinerie  durch  Ausgleichszölle  oder  internationale  Ver- 
träge begegnen  soll. 

Was  Deutschland  betrifft,  so  hat  die  Rübenzuckerindustrie  un- 
streitig die  Hebung  der  Landwirthschaft  mächtig  gefördert.  Die  Aus- 
dehnung des  Rübenbaus  ist  nur  zum  geringsten  Theile  auf  Kosten 
des  Getreidebaus,  zumeist  auf  Kosten  der  Brache  und  des  Futterbaus 


1)  Vergl.  hierzu:  R.  von  Kaufmann:  Die  Zuckerindustrie  in  ihrer  wissenschaft- 
lichen und  steuerrechtlichen  Bedeutung.  1878  und  zur  Ergänzung  die  drei  Artikel  in  der 
Tfib.  Ztttchr.  i.  Staats- W.  1882  von  Q.  Wolf:  Die  Zuckersteuer,  ihre  Stellung  im 
Steuersystem,  ihre  Erhebungsformeu  und  finanziellen  Ergebnisse. 
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erfolgt)  und  für  die  Einbusse  des  letztem  gewähren  die  Abfalle  bei 
der  Zuckerfabrikation  mehr  als  Ersatz,  die  Industrie  hat  also  auch 
die  Viehzucht  gefordert  ^ ) ,  sie  giebt  einer  grossen  Anzahl  Arbeitern 
lohnende  Beschäftigung  und  lieferte  bisher  in  der  Melasse  auch  der 
Spiritusbrennerei  ein  werthvoUes  Material.  Die  Anklage  von  Wirth, 
Stein  u.  A.,  diese  Zuckerfabrikation  sei  eine  Schädigung  des  Naüo- 
nalkapitals  und  eine  Kunstpflanze,  deren  B^ünstigung  den  Golonial- 
handcl  nur  geschädigt,  ist  also  hinfällig.  Ebenso  gewiss  ist  es,  dass 
keine  Industrie  so  ungeheure  und  vielfach  ungerechtfertigte  Gewinne 
gemacht  hat. 

Bis  1841  war  sie  vollkommen  steuerfrei  und  erst  der  reissende 
Bückgang  der  Colonialzuckerraffinerien  und  der  Einnahmen  aus  dem 
Zuckerzoll,  konnte  damals  die  ZoUvereinsr^ierungen  vermögen,  den 
Vertrag  zur  Besteuerung  des  Rübenzuckers  zu  schliessen,  die  mit 
6  Pf.  p.  Gtr.  Rüben  beginnend  successive  erhöht  ward,  bis  sie  1869 
8  Silbergr.  erreichte.  Selbstverständlich  erklärten  die  Fabrikanten 
bei  jeder  Erhöhung,  dass  sie  dadurch  ruinirt  werden  würden,  wäh- 
rend die  Folge  nur  neue  Verbesserungen  im  Betrieb  und  weitere  Ver- 
mehrung der  Production  war,  so  wurden  sofort  nach  Einverleibung 
der  Elbherzogthümer  in  Holstein  grosse  Fabriken  angel^.  Es  kann 
indess  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  die  gegenwärtige  Art  der 
Besteuerung  nach  Bruttorübengewicht  die  möglichst  unvollkommene  ist, 
wenngleich  sie  unstreitig  viel  zur  Entwicklung  dieser  Industrie  beige- 
tragen hat.  Sie  hat  den  einzigen  Vortheil,  dass  sie  mit  geringen  £r- 
hebungskosteu  und  ohne  lästige  Aufsichtsmaassregeln  durchführbar  ist, 
indem  sich  das  Gewicht  der  zu  verarbeitenden  Rüben  leicht  feststel- 
len lässt,  obwohl  die  Controle  immerhin  dem  Fabrikanten  für  seine 
freie  Bewegimg  manche  Hemmungen  bringt,  die  bei  der  Besteuerung 
des  fertigen  Fabrikats  wegfallen  würden.  Die  entstehenden  Nachtheile 
dieser  Besteuerungsart  aber  sind  folgende.  Sie  nimmt  auf  die  Qua- 
lität der  Rübe  gar  keine  Rücksicht,  deren  Zuckergehalt  nicht  nur 
nach  dem  Boden,  sondern  auch  je  nach  den  verschiedenen  Jahrgängen 
Dilferenzen  und  Schwankungen  bis  zu  30^ |o  unterworfen  ist  Die  zucker- 
reicheren werden  also  ungerechtfertigt  vor  den  zuckerärmeren  bevor- 
zugt, wodurch  die  Gegenden,  welche  erstere  erzielen,  eine  Art  Mono- 
pol erhalten,  indem  bei  den  letzteren  eine  grössere  Menge  Nicht- 
zuckers  mitzuversteuem  ist,  dessen  Ausscheidung  ausserdem  grössere 


1)  Den  ziffermässigen  Nachweis  hieflir  führt  M.  Bauer  in  seinen  y,WirthschafUiebeD 
Studien'*  1879. 
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Kosten  an  Brennmaterial  und  Betriebslohn  erfordert  Die  Material- 
steuer potenzirt  also,  wie  Wolf  sagt,  die  Verschiedenheit  in  den  Pro- 
ductionsbedingungen  und  beschränkt  den  Rübenbau  auf  verhältniss- 
mässig  guten  Boden,  durch  diese  Beschränkung  macht  sich  jede  Stei- 
gerung des  Rübenpreises  empfindlicher  geltend,  ohne  die  jetzige 
Steuer  könnten  in  Deutschland  sehr  viel  mehr  Rüben  gebaut  werden. 
Ausserdem  schaff;  sie  eine  Gollision  zwischen  Fabrikanten  und  Rüben- 
bauern. Der  letztere  will  dem  ersteren  von  seinem  Felde  möglichst  viel 
Rübengewicht  liefern,  die  dieser  nach  dem  vereinbarten  Satz  bezahlt  und 
dann  auch  in  der  Lage  ist,  ihm  event.  einen  grösseren  Procentsatz  an  Ab- 
fallen zur  landwirthschaftlichen  Yerwerthung  zurückzugeben.  Der  Fa- 
brikant dagegen  muss  darauf  sehen,  möglichst  viel  Zucker  aus  der  ge- 
kauften Rübe  zu  erzielen  und  die  zuckerreichere  Rübe  liefert  weniger 
Bruttogewicht  von  derselben  Anbaufläche,  verträgt  auch  weniger  starke 
Düngung.  Es  entsteht  also  ein  fortwährender  Kampf  zwischen  den 
Interessen  des  Verkäufers  und  des  Käufers  des  Rohmaterials.  Dazu 
kann  die  Ausfuhrvergütung,  die  nach  einem  Durchschnitt  berechnet 
sein  muss,  welcher  auf  einer  in  jeder  Beziehung  schwankenden  Grund- 
lage beruht,  der  wirklich  gezahlten  Steuer  auch  im  besten  Falle  nur 
annähernd  entsprechen,  da  sie  bei  zuckerärmeren  Rüben  nicht  aus- 
reicht, bei  zuckerreichen  zur  Ausfuhrprämie  wird. 

Dieses  Missverhältniss  ist  jetzt  geradezu  brennend  geworden ,  so 
dass  es  mehr  imd  mehr  das  ganze  System  der  indirecten  Reichssteuem 
in  Unordnung  bringen  muss.  Alle  übrigen  indirecten  Abgaben  geben 
stetige  Mehreinnahmen,  so  hat  die  Salzsteuer,  die  1874  33,7  MUl.  M. 
brachte,  1881182  gegen  37  Mill.  eingetragen,  die  Rübensteuer  aber 
ist  in  demselben  Zeitraum  von  fast  50  Mill.  auf  41  Mill.  gesunken, 
obwohl  sich  der  inländische  Zucker- Consum  mit  Zunahme  der  Bevöl- 
kerung vermehrt  hat.  Durch  die  grossen  technischen  Fortschritte  der 
Zuckerindustrie,  welche  vor  allem  in  die  letzten  Jahre  fallen,  sind  die 
Grundlagen  vollständig  antiquirt,  auf  welche  man  die  Berechnung  der 
Steuer  sowohl  als  der  Ausfuhrvergütung  baute.  Die  Steuer  ist,  wie  er- 
wähnt, auf  80  Pf.  p.  Ctr.  Rüben  gesetzt  nach  dem  Maassstab,  der  seiner 
Zeit  annähernd  zutraf,  dass  aus  12^  1^  Ctr.  Rüben  1  Ctr.  Zucker  er- 
zeugt werde  und  demgemäss  ward  die  Ausfuhrvergütung  bei  minde- 
stens 10  Ctr.  auf  3  Thlr.  4  Sgr.  p.  Ctr.  Rohzucker,  für  Candis  und 
weissen  Brodzucker  auf  3  Thlr.  25  Sgr.,  für  alle  übrigen  harten 
Zucker  auf  3  Thlr.  18  Sgr.  festgesetzt,  ausserdem  blieb  dem  inländi- 
schen Rübenzucker  ein  ansehnlicher  Schutz  gegen  den  ausländischen 
Zuckor  durch  Normirung  höherer  Eingangszölle. 
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Nun  stand  die  Sache  schon  1869  so,  dass  nicht  mehr  12^  j^,  son- 
dern nur  11^14  Ctr.  Rüben  zur  Herstellung  eines  Ctr.  Zockers  nöthig 
waren.  Dieses  Yerhältniss  ist  aber  durch  die  neuesten  Fortschritte  der 
Osmose  und  Elution  auf  durchschnittlich  O'j^  :  1  gesunken.  Die 
Reichskasse  erhebt  also  für  den  Ctr.  Zucker  nicht  mehr  12  ^1,  mal 
80  Pf.  =  10  Mk.  Steuer,  sondern  durchschnittlich  nur  9'J4  mal  80 
Pf.  =  7,80  M.  Steuer,  die  Absicht  des  Gesetzes  ist  also  vardtdt 
Dies  ist  aber  noch  der  kleinste  Schaden,  denn  die  Reichskasse  zahlt  ohne 
Rücksicht  auf  dies  geänderte  Yerhältniss  für  jeden  ausgeführten  Ctr. 
Zucker  9,40  M.  Ausfuhryergütung,  erleidet  also  bei  jedem  Ctr.  starkmi 
Verlust.  Und  dies  Yerhältniss  verschlimmert  sich  noch  dadurch,  dass 
die  Gewinnung  des  Zuckers  aus  Melasse  durch  jene  erwähnten  Fort- 
schritte der  Technik  immer  grössere  Dimensionen  annimmt,  (ein 
Zuckerfachmann  in  der  Magdeb.  Ztg.  Nr.  550  giebt  für  die  letzte 
Campagne  1 100  000  Ctr.  Zudker  zu)  und  für  die  Melasse  wird  gar 
keine  Steuer,  wohl  aber  die  volle  Ausfuhryergütung  für  den  daraus 
gewonnenen  Zucker  gezahlt. 

So  ist  es  ganz  natürlich,  dass  die  Rübenzuckerindustrie  einen  ge- 
waltigen Aufschwung  genommen  und  doch  die  Einnahmen  der  Zacker- 
steuer reissend  gefallen  sind  und  noch  mehr  zu  fallen  drohen. 

Von  I874|75  bis  1880181  ist,  während  die  Zahl  der  Fabriken 
(333)  die  gleiche  geblieben,  die  Masse  der  verarbeiteten  Rüben  von 
55134102  auf  126444160  Ctr.  gestiegen,  die  Rohzuckerproduction 
von  5128  247  auf  11 118  302  Ctr.;  die  Einfuhr  ausländischen  Zuckers 
ist  von  568930  auf  142556  Ctr.  gesunken.  Dagegen  ist  die  Ausfuhr 
gestiegen  von  246250  auf  5939000  Ctr.!  Das  Rübensteuersoll  stieg 
von  44107  920  auf  101163969  M.,  aber  die  Ausfuhrvergütung  von 
1  641  786  M.  auf  56  227  514  M.,  so  dass  der  Ertrag  der  Steuer  trotz 
der  enormen  Steigerung  der  Fabrication  von  59  683  727  M.  in  1874|75 
auf  46  595  264  M.  in  1880181  sank.  Nach  dem  JuUheft  des  Statist 
Amtes  ist  1881 1 82  die  Sache  noch  schlimmer  geworden.  Von  den 
vom  1.  Aug.  1881  bis  31.  Juli  1882  versteuerten  Rüben  wurden  ver- 
einnahmt 100341968  M.,  Ausfuhrvergütung  gezahlt  59306  724  M., 
also  nur  41 035  244  M.  erzielt  imd  bei  der  in  der  laufenden  Campagne 
riesig  gesteigerten  Production  steht  für  das  jetzige  Finanzjahr  ein 
noch  grösserer  Ausfall  in  Aussicht :  Ein  solcher  Zustand,  wo  die  Brutto- 
einnahme stetig  und  rasch  steigt,  die  Nettoeinnahme  in  erschrecken- 
dem Maasse  abnimmt,  ist  unhaltbar,  er  führt  consequent  auf  den  Wi- 
dersinn hinaus,  den  Oesterreich  1876|77  erlebte,  wo  an  Rübenzucker- 
steuer 10870822  fl.  eingenommen,  die  Ausfuhrvergütung  aber  10479973 
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fl.  betrug,  so  dass  der  Reinertrag  390  950  fl.  blieben,  was  längst  nicht  zur 
Deckung  der  Yerwaltungskosten  reichte.  Ebenso  klar  ist  es,  wer  den 
ebenso  enormen  als  unbilligen  Gewinn  auf  Kosten  der  deutschen 
Steuerzahler  macht,  die  auswärtigen  Consumenten,  die  billigen  Zucker 
erhalten  und  die  Fabriken,  welche  in  der  LÄge  sind,  alle  Verbes- 
serungen der  Neuzeit  anzuwenden  und  somit  1880|81  eine  Prämie  von 
mehr  als  10^ j,  Mill.  M.  erhielten,  was  sich  im  folgenden  Jahre  noch 
erheblich  gesteigert  hat.  Ein  Sachkundiger  der  Frankfurter  Zeitg. 
(Nr.  336),  hat  nach  den  Berichten  und  Abschlüssen  der  Aktien-Zucker- 
fabriken, imter  Weglassung  der  ganz  hohen  Dividenden,  aber  mit  Ein- 
rechnung  der  verhältnissmässig  schlecht  rentirenden  Fabriken  berech- 
net, dass  für  das  verflossene  Betriebsjahr  42  ^1^  pCt.  des  Aktiencapi- 
tals  an  Dividenden  vertheilt  sind!  Solchen  Thatsachen  gegenüber 
haben  die  Officiösen  die  Stime  dem  Verlangen  einer  Ausgleichung 
mit  der  Redensart  zu  antworten:  „Möge  diese  Anschauung  nun  eine 
Berechtigimg  haben  oder  nicht  (!),  so  sei  doch  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  unserer  Zuckerindustrie  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  nicht  zu 
unterschätzende  Concurrenz  zu  erwachsen  drohe,  denn  man  berufe 
nach  den  bisherigen  Misserfolgen  jetzt  deutsche  Fachmänner  dorthin, 
um  die  Rübe  einzubürgern,  und  das  könne  bei  den  krampfhaften 
Entwicklungspulsen  des  dortigen  öffentlichen  Lebens  sehr  rasch  ge- 
schehen. —  Nun  steht  die  Sache  in  Amerika  so,  dass,  wie  zugegeben, 
die  bisherigen  Versuche,  den  Rübenbau  einzuführen,  vollkommen  ge- 
scheitert sind,  dass  die  Vereinigten  Staaten  nur  in  Florida  und  Loui- 
siana Rohrzucker  erzeugen  (durchschnittlich  250000000  Pfd.  jähr- 
lich), so  dass  eine  Einfuhr  von  l  741 650  009  Pfd.  nöthig  wird,  nach  dem 
Statistischen  Amt  der  Ver.  St  haben  dieselben  sejt  1848  eine  grös- 
sere Summe  für  Zucker  an  das  Ausland  gezahlt,  als  ihnen  ihr  Berg- 
bau an  Edelmetallen  eingebracht  hat,  die  Production  des  letzteren 
betrug  von  1845—77:  6968  Mill.  Mk.,  für  Zucker  gingen  dagegen  an's 
Ausland  7  280  Mill.  Bei  der  Zuckereinfuhr  kommt  Deutschland  aber 
gar  nicht  in  Betracht,  indem  die  Ausfuhrstatistik  unter  dem  Export 
nach  den  Verein.  Staaten  Zucker  nicht  aufiührt,  derselbe  also  schon 
in  den  Posit.  E.  F.  G.  Materialien  und  Spezereiwaaren  enthalten  sein 
müsste,  welche  überhaupt  nur  468000  M.  ausmachen.  Und  da  will 
man  uns  vorreden,  unsere  Zuckerindustrie  habe  die  amerikanische, 
künftig  mögliche  Concurrenz  zu  fürchten,  damit  die  Zuckerfabrikanten 
ihre  Plünderung  der  Reichskasse  fortsetzen  können? 

Das  erwähnte  Missverhältniss  ist  so  schreiend,  dass  schon  am 
1.  Dec.  1877  Sachsen  die  ganz  geringfügige  Erhöhung  von  80  auf 
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85  Pf.  im  Bundesrath  beantragte,  Preussen  aber  stimmte  dagegen 
und  so  ward  der  Antrag  abgelehnt.  Die  formellen  Aenderungen 
wegen  Bemessung  der  Fristen  für  die  Greditirung  der  Rückrergütungen 
berühren  die  Höhe  derselben  in  keiner  Weise.  Der  Staatssekretär 
Scholz  erkannte  wiederholt  im  Reichstag  an,  dass  die  grossen  Aus- 
fälle der  Zuckersteuer  die  Aufmerksamkeit  der  Reichsregierung  erregt 
und  dass  es  nothwendig  sei,  die  Angelegenheit  in  ernste  Erwägung 
zu  ziehen.  Aber  es  geschah  nichts.  Im  Gegentheil,  als  die  g^en- 
wärtige  englische  Regierung  eine  internationale  Conferenz  zur  Rege- 
lung der  Zuckersteuer  beantragte,  nahmen  Oesterreich  und  Belgien 
einfach  an,  Frankreich  unter  der  Bedingung,  dass  England  sich  yer- 
pflichte,  von  dem  Zucker  der  LÄnder,  welche  der  Convention  nicht 
beiträten,  Ausgleichszölle  zu  erheben,  nur  Deutschland  und  Holland 
lehnten  ab  *). 

Dem  gegenüber  scheint  uns  die  Pflicht  des  Reichstages  klar, 
keinen  Pfennig  neuer  Steuern  zu  bewilligen,  bis  in  diesem  Punkte 
Wandel  geschaffen  ist.  Das  Ziel  muss  unzweifelhaft  die  Fabrikat- 
steuer sein,  durch  sie  allein  kann  die  Beseitigung  der  Ausfuhrprämien 
wirklich  erzielt  werden;  sie  ermöglicht  gleichmässige  Yertheilung  der 
Steuer  auf  alle  Fabriken,  mögen  sie  zuckerreichere  oder  zuckerärmere 
Rüben  verarbeiten,  der  schwerere  Boden  hat  kein  Privilegium  mehr, 
die  Fabrikanten  haben  die  Freiheit,  bis  zu  welcher  Grenze  sie  den 
Saft  aus  der  Rübe  ziehen  wollen,  sie  brauchen  nicht  rasch  zu  ar- 
beiten und  können  jedes  System  wählen,  ebenso  die  passenden  Rüben, 
der  Landwirth  kann  geringe  Rüben  bauen,  um  reichliche  und  bessere 
Abfälle  für  sein  Vieh  zu  erzielen,  der  Rübenbau  wird  sich  also  un- 
streitig erheblich  ausdehnen,  endlich  der  inländische  Consument  billige- 
ren Zucker  erhalten,  da  ihm  jeder  Fortschritt  der  Fabrication  schliessUch 
zu  Gute  kommen  muss.  Die  Schwierigkeit  der  Fabrikatsteuer  ist  den 
erzeugten  Rohzucker  (und  ebenso  den  eingeführten)  nach  seinem 
wirklichen  Zuckergehalte  einzusteuem,  denn  bis  jetzt  hat  sich  gezeigt, 
dass  überall,   wo  die  Steuer  vom  Rohzucker  erhoben   und  eine  Aus- 


1)  S«it  obige  Zeilen  geschrieben  wurden,  hat  allerdings  der  SchatssekreULr  Borchani 
die  Hedenklichkeit  des  Standes  der  Frage  zugegeben  (Reichstagssitzung  vom  7.  Dec.). 
Er  constatirt  für  1888/84  eine  Mindereinnahme  von  8,250,000  M.  ans  der  Rübensteoer, 
legt  den  Ausfall  freilich  mehr  auf  die  besondere  Zuckerhaltigkeit  der  letsten  Campt^ne, 
als  auf  die  Ausfuhrprämie.  Dies  erscheint  deshalb  nicht  zutreffend,  weil  der  AusCül 
keineswegs  erst  vom  letzten  Jahre  datirt  und  die  grossere  Ausbeate  von  einer  geriDgeren 
Quantität  viel  mehr  auf  die  Verbesserung  der  Fabrikation  als  auf  den  hdberen  Zneker- 
gehalt  der  Rübe  kommt,  der  jedenfalls  nach  Bezirken  verschieden  isL 
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fuhrvergütung  f&r  raffinirten  Zucker  gegeben  wird,  darin  thatsächlich 
eine  Prämie  liegt  Die  einzig  richtige  Methode  ist,  die  Steuer  in  dem 
Augenblick  zu  erheben,  wo  der  Zucker  raffinirt  aus  der  Fabrik  in  den 
Gebrauch  übergeht,  alle  Sachverständigen  sind  hierin  einig,  nur  die 
Zuckerfabrikanten  sind  dagegen,  weil  sie  sich  den  nothwendigen  Con- 
trolmaassregeln  nicht  unterwerfen  wollen.  Sie  behaupten  auch  die 
Unzuverlässigkeit  des  Scheibler^schen  Verfahrens  zur  Bestimmung 
des  krystallinischen  Zuckergehaltes,  welches  wissenschaftliche  Autori- 
täten vielfach  fQr  probehaltig  erklärt  haben.  Wolf,  der  dies  be- 
zweifelt, schlägt  ein  eigenthümliches  Verfahren  vor:  jeder  Fabrikant 
soll  die  Menge  raffinirten  Zuckers  anmelden,  die  er  erzeugen  will, 
der  Staat  liefert  ihm  dafQr  eine  entsprechende  Menge  Steuemoten, 
die  mit  fortlaufender  Nummer  versehen,  die  Fabrik,  welche  sie  ver- 
wendet, bezeichnen,  die  Anzahl  von  Kilos  angeben,  als  deren  Be- 
steuerungsbeweis sie  verwendet  werden  können,  und  an  jedes  Brod 
Zucker,  das  die  Fabrik  verlässt,  ist  die  entsprechende  Steuemote 
zu  befestigen.  Ausserdem  controlirt  der  Staat  die  Richtigkeit  der 
Steuerzahlung  von  Zeit  zu  Zeit  bei  den  Kaufleuten.  Im  genauen  Be- 
trag der  präsentirten  Steuernoten  wird  dann  die  Ausfuhrvergütung 
geleistet.  Die  Durchführbarkeit  dieser  Methode  werden  Sachverstän- 
dige zu  prüfen  haben,  kann  man  sich  aber  nicht  sofort  über  die  Art 
einigen,  wie  die  Fabrikatsteuer  zu  erheben  ist,  so  ist  es  doch  unbe- 
dingt nöthig,  gegen  die  hervorgehobenen  Uebelstände  sofort  einzu- 
schreiten.   Es  muss  also  dem  Rendements-Verhältniss  entsprechend 

1)  die  Rückvergütung  von  9,40  M.  auf  8,40  M.  herabgesetzt  werden; 

2)  es  muss  die  Melasse  mit  der  zutrefifenden  Steuer  belegt  werden, 
womit  die  Entzuckerung  derselben  wahrscheinlich  aufhören  wird,  da 
sie  in  allen  Staaten,  wo  sie  besteuert  ist,  keinen  Boden  gefasst  hat; 
sie  würde  damit  der  Spiritusbrennerei  zurückgegeben,  ein  Industrie- 
zweig, der  früher  eine  ergiebige  Steuerquelle  bot,  jetzt  aber  nahezu 
ruinirt  ist;  3)  es  muss  die  Zuckersteuer  selbst  so  erhöht  werden, 
dass  der  Staat,  wie  das  Gesetz  es  beabsichtigte,  vom  Gentner  Zucker 
10  Mark  erhält  und  nicht  wie  jetzt  7,80  M.  Damit  ist  der  Zucker 
immer  noch  im  Vergleich  mit  den  meisten  andern  Staaten  gering  be- 
steuert, denn  es  erheben  p.  M.  Ctr.  raff.  Zucker :  Frankreich  seit  Gre- 
setz  vom  12.  Juli  1881  40  Fr.,  vorher  73,32,  Holland  56,50  Fr.,  Bel- 
gien 51,13,  Italien  37,40,  Verein.  Staaten  36,30  Fr.  Nimmt  man  den 
obigen  Satz  von  effectiv  10  M.  p.  Ctr.  für  Rohzucker  an,  so  käme 
man  für  den  Meterctr.  Raffinade  auf  23  M.,  also  28,20  Fr.,    so  dass 
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nur  Oestereich  mit  27,60  Fr.  und  Russland  mit  15,60  Fr.  unter  dem 
deutschen  Satz  blieben. 

Mit  der  Erhöhung  der  Biersteuer  auf  den  baierischen  dreimal  so 
hohen  Satz  sowie  mit  der  Ersetzung  der  norddeutschen  Maischsteuer 
durch  die  baierische  Malzsteuer  würden  wir  ganz  einverstanden  sein 
und  theilen  die  Ansicht  Wagners,  dass  dies  jedenfalls  nur  eine 
sehr  unbedeutende  Erhöhung  des  Bierpreises  im  Einzelverbrauch  zur 
Folge  haben  würde.  Damit  wäre  die  Uebereinstimmung  in  der  Ge- 
setzgebung über  die  Besteuerung  dieses  Gegenstandes  erreicht,  welche 
die  Reichsverfassung  Art.  35  ausdrücklich  verheissen  und  der  eine 
uniforme  Branntweinsteuer  folgen  müsste.  Aber  die  entsprechende 
Erhöhung  dieser  bleibt  die  Voraussetzung  der  Erhöhung  der  Bier- 
steuer. 

Der  Branntwein  bringt  in  Deutschland  bei  einer  Production  der 
Steuergemeinschaft  von  8,484,675  Hekt.  absolutem  Alkohol  im  Werth 
von  193,543,200  M.  und  einem  Verbrauch  von  21  Liter  Schnaps  pro 
Kopf  nur  45,747,685  M.  (1879/80)  ein,  1,3  M.  p.  Kopf,  nicht  sehr 
viel  mehr  als  das  Salz  aufbringen  mussl  England  dagegen  erzielt 
rund  422  Mill.,  12,42  M.  p.  Kopf,  Russland  567  Mül^  8,10  p.  Kopf, 
Verein.  Staaten  290  Mill.,  5,5  M.  p.  K.,  Frankreich  65  Mill.,  1,76  p. 
K.  England  consumirt  nach  Gerstfeld t  nur  halb  so  viel  Alkohol 
wie  Deutschland,  nimmt  aber  12  mal  mehr  Steuer  ein.  Dieser  Zu- 
stand ist  bei  einem  so  hohen  Verbrauch  durchaus  unbefriedigend  und 
erklärt  sich  wesentlich  aus  der  Maischraumsteuer,  welche  in  keiner 
Weise  mehr  der  modernen  Technik  der  Brennerei  entspricht  Diese 
Steuer  ist  ihrem  Princip  nach  ungerecht  gegen  alle  Brennereien,  welche 
in  Bezug  auf  Qualität  des  Rohmaterials,  Kapital  und  Greschicklich- 
keit  der  Leitung  erheblich  über  oder  unter  dem  Durchschnitt  stehen, 
aus  dem  belasteten  Gährraum  also  entweder  eine  höhere  oder  ge- 
ringere als  die  vom  Gesetz  angenommene  Normalausbeute  ziehen.  Sie 
hat  den  Nachtheil,  dass  alle  verwendeten  Stoffe  gleichmässig  getrof- 
fen werden,  obwohl  Getreide,  Kartoffeln,  Melasse  einen  verschiedenen 
Ertrag  an  Alkohol  geben,  Kartoffeln  je  nach  ihrem  Stärkegehalt  einen 
Unterschied  von  1 5  gegen  22  Pct  zeigen ;  mancherlei  gewerbliche  und 
landwirthschaftliche  Abgänge  können  nicht  verwerthet  werden,  weil 
die  geringe  Ausbeute  derselben  die  Steuer  nicht  tragen  kann.  Die 
Steuer  bindet  femer  den  Brenner  an  einen  im  Voraus  festzustellenden 
Betriebsplan,  was  besonders  bei  den  vielfach  vorkommenden  Unr^el- 
mässigkeiten  der  Gährung  lästig  ist,  die  Steuercontrole  ist  hemmend 
und  die  Raumsteuer  ermöglicht  nur  eine  geringe  Ausfuhrvergütung, 
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veü  sie  bei  höherer  Bemesstiog  allen  Brentiereieii,  die  mehr  Alkohol 
erzielen,  als  gesetzlich  aiigcudmuien,  eine  Ausfuhrprämie  gewähren 
würde.  Es  würden  desholh  uucti  die  Brenner  vielfoeh  trotz  der  guten 
Geschäft«,  die  sie  bei  dieser  Steuer  macheu,  geneigt  sein,  die  Kaum- 
steuer mit  einer  Steuer  auf  die  Rohstoffe  nach  dem  Gewicht  zu  ver- 
tauschen. Dass  die  Steuer,  welche  den  Brenner  niithigt,  den  grösst- 
möglichen  Alkoholgehalt  aus  dem  belasteten  Gährraum  zu  ziehen, 
sehr  dazu  beigetragen  hat,  die  Brennerei  zu  entwickeln,  ist  gewiss, 
aber  ebenso  sicher,  dass  gerade  in  Folge  der  technischen  Fortschritte 
derselben  die  Alkoholerzeugung  in  keiner  Weise  mehr  den  gesetzlichen 
Voraussetzungen  entspricht.  Diese  nehmen  einen  Nonualsteuersatz  von 
26,21  M.  p.  Hekt^il.  Alkohol  a  50"/,,  an,  die  grossen  Brennereien  er- 
zielen aber  jetzt  durchschnittlich  mindestens  SO^/u  (nach  Grosses' 
Angaben  von  4Ü44  Brennereien  des  Ostens  ;S646) ;  sie  zahlen  tbatsäch- 
lich  daher  nur  15,26  M,,  die  kleineren  16,03,  so  dass  die  Ausfuhrver- 
gütung, welche  mit  16,16  M.  auf  '/s  des  Normalsatzes  berechnet  war, 
ihnen  oft  mehr  als  die  Steuer  bringt.  Würde  der  Nonualsteuersatz 
auf  die  ganze  erzeugte  Menge  Alkohol  angewendet,  so  müsste  die  Steuer 
yO,953,!l29  M.  statt  jetzt  53,054,282  M.  eintragen. 

Es  wird  nun  bekanntlich  behauptet,  dass  die  Branntweinpro- 
ductionssteuer  keine  Erhöhung  vertragen  künne,  weil  daduR'h  die 
Kentahilität  der  Landwirthschaft  auf  dem  armen  Boden  der  üstlichen 
Provinzen  in  Frage  gestellt  werde,  die  nur  dadurch  bestehen  könne, 
da£B  die  KartoÖ'el  zu  Spiritus  als  einer  leicht  zu  verfrachtenden 
Waare  verarbeitet  und  die  Schlempe  als  Viehfutter  verwendet  werde. 
Zugegeben  kann  tndess  nur  werden,  dass  die  landwirthschaft  des 
Ostens  nicht  eine  Verdoppelung  der  Steuer  vom  Maischraum  bei 
allen  ihren  sonstigen  Nachtheilen  tragen  kann,  keineswegs,  dass  die 
Brennerei  jener  Provinzen  an  sich  nicht  einen  höheren  Steuerl>etrag 
aufliringen  kann.  Der  sandige  Boden  des  Ostens  liefert  in  der  Kar- 
toffel das  billigste,  stärkehaltigste  und  somit  bestverarbeitungsfilhige 
Material,  der  Fabrikant  hat  dort  als<j  neben  der  leichteren  Production 
noch  den  Vortheil,  wie  oben  erwähnt,  an  Steuer  weit  unter  dem  Durch- 
schnitt zu  zahlen,  im  Spirituspreise  aber  den  Betrag  der  vollen  Durch- 
schnittssteuer und  beim  Exporte  mindestens  denselben  als  Bonifikation 
zu  erhalten.  Da  nun  die  Fortschritte  der  Technik  durch  Entfuselung 
dem  Kartoffelsprit  nahezu  denselben  Werth  gegeben  haben,  wie  dem 
Fabrikat  aus  Getreide,  wofür  die  gewaltige  Ausfuhr  zeugt,  so  gewährt 


■.  f,  Sl-W.  1888. 
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diese  Sachlage  den  östlichen  Provinzen :  Ost-  und  Westpreussen,  Pom- 
mern, Schlesien,  Provinz  und  Königreich  Sachsen,  Anhalt  und  Meck- 
lenburg eine  monopolistische  Ueberlegenheit  über  die  übrigen  Lander 
des  Reichssteuergebietes.  Und  dass  die  Brennerei  nicht  etwa  ein 
nothwendiges  Nebengewerbe  der  Landwirthschaft  des  Ostens  ist,  wird 
schon  dadurch  bewiesen,  dass  die  Zahl  der  kleineren  landwirth- 
schaftlichen  Brennereien  fortdauernd  zurückgegangen  ist,  und  die 
Production  sich  immer  mehr  in  die  grossen  concentrirt,  welche 
keineswegs  nur  die  auf  eigenem  Boden  erzeugten  Kartoffeln  ver- 
arbeiten, sondern  grosse  Massen  derselben  und  in  neuester  Zeit 
auch  amerikanischen  Mais  zum  Brennen  kaufen.  Bei  der  Einver- 
leibung Schleswig-Holsteins  gingen  sofort  eine  Menge  kleiner  Bren- 
nereien ein,  welche  nur  des  Viehes  wegen  brannten;  in  den  er- 
wähnten östlichen  Provinzen  und  Ländern  wurden  1877/78  in  den  ge- 
werblichen Brennereien  30,135,596  Hektol.  Maischraum  besteuert,  in 
den  landwirthschaftlichen  nur  861,860^),  in  den  einzelnen  Provinzen 
stellt  sich  der  Gegensatz  noch  schärfer,  z.  B.  in  Westpreussen 
2,606,707:4860,  in  Pommern  3,251,018:5323,  in  Posen  5,597,218:8459, 
in  Schlesien  6,281,280:95,604,  in  Anhalt  777,295:710.  Von  den  4044 
Brennereien  des  Ostens  mit  Grossbetrieb  und  Dampfkraft  zahlen 
3542  über  1500  M.  Steuer,  in  Schleswig-Holstein,  Lauenburg,  Lübeck, 
Hannover,  Oldenburg,  Braunschweig  und  Westphalen  erreichen  diese 
Summe  nur  858,  in  Rheinland,  Hessen-Nassau,  Hessen  und  Thüringen 
nur  477.  Der  gewerbliche  Grossbetrieb  ist  also  im  Osten  maassge- 
bend,  und  er  hat  durch  die  Brennerei  ausser  der  Schlempe  noch  den 
Vortheil,  sein  ganzes  Arbeitspersonal  dauernd  bei  fruchtbringender 
Thätigkeit  zu  erhalten,  die  Feldarbeit  füllt  den  Sommer,  der  Drusch 
und  die  Brennerei  den  Winter. 

Die  Lösung  bietet  auch  hier  die  Fabrikatsteuer,  sie  trifft  das 
Erzeugniss  nach  Maass  und  Inhalt  gleichmässig,  sie  giebt  die  Mög- 
lichkeit vermehrter  Production,  freier  Auswahl  der  Rohstoffe  und  voll- 
ständige Ausnützung  derselben,  richtigerer  Berechnung  der  Conjuncturen 
des  Marktes  und  vollständiger  Vergütung  der  Steuer  bei  der  Ausfuhr, 
die  dadurch  sehr  steigen  muss,  zumal  bei  einer  gewissen  schützenden 
Erhöhung  des  Eingangszolles,  die  ganz  unbedenklich  erscheint.  In 
dieser  Form  kann  die  Brennerei  sehr  wohl  den  vom  Gesetz  ins  Auge 
gefassten  Satz   aufbringen,   also  etwa  das  Doppelte  des  jetzigen  Be- 


1)  Berechnet  nach  Gerstfeldts  Tabelle  S.  9C,  97.     BeitrJCge  zur  Reichssteuerfrage. 
1879. 
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träges   der  Beichskasse  liefern,   wogegen  der   vierfache   Betrag,   den 
Gerstfeldt  wünscht,   ein  zu  unvermittelter  Sprung  erscheint.    Die 
Ermässigung    für    die  kleineren  landwirthschaftlichen  Brennereien  * ) 
kann  dabei   ebenso   bestehen,   wie  die  Materialsteuer  für  Kernobst, 
Beerenfrüchte,  Trauben  u,  s.  w.,  welche  im  Süden  von  Wichtigkeit  ist. 
Damit  ist  dann  auch  die  Möglichkeit  geboten,  ebenfalls  für  den  Brannt- 
wein Einheitlichkeit  der  Besteuerung  im  Reiche  zu  erzielen,  denn  es 
ist  nicht  abzusehen,   weshalb   die  Südstaaten,   die  ihre  selbständige 
Steuer  haben,  der  Fabrikatsteuer  widerstreben  sollten,  wenn  dabei  die 
Materialsteuer  bestehen  bleibt,  deren  man  wegen  der  vielen  kleineren 
Brenner  nicht  wird  entrathen  können.    Ebenso  blieben  die  Bestim- 
mungen über  die  Verwendung  des  Spiritus  zu  gewerblichen  Zwecken 
nach  Reichsgesetz  vom  19.  Juli  1879  unberührt.    Die  Einführung  der 
Fabrikatsteuer  aber  kann  keine  Schwierigkeiten  machen,  da  das  Ur- 
theil   der  Normal- Aichungscommission  dahin  ging,   dass   die  Summe 
der  Angaben  des  Siemens'schen  Spiritus-Messapparates  während  gan- 
zer Betriebsperioden  innerhalb  weniger  Zehntheile  des  Procentes  mit 
der  Summe  der  wirklich  von  den  bezüglichen  Brennereien  gewonnenen 
Quantitäten  absoluten  Alkohols  übereinstimmt,  und  dass  bei  allen  den- 
jenigen Betriebsformen,   in   denen   die  Benutzung  des .  Messapparates 
überhaupt  thunlich  erscheint,  auch  die  weitgehendste  Sicherheit  gegen 
Hinterziehung  ausführbar  ist*).    Eine  Verminderung  der  Trunksucht 
wird  man  schwerlich  von  der  Erhöhung  der  Steuer  zu  erwarten  haben, 
da  die  Preise  im  Einzelverkauf  nur  unmerklich  steigen  werden.    Auch 
zeigen  England  und  Russland,  dass  selbst  eine  sehr  hohe  Steuer  die 
Trunksucht  nicht  hemmt,   wenn  sie  gleich  sicher  ohne  dieselbe  noch 
grösser  sein  würde.    Wohl  aber  fällt  es  der  Licenzsteuer  (bei  der  die 
jetzigen  fünf  verschiedenen  Steuergebiete  für  Spiritus  bestehen  bleiben 
würden)   gegenüber  ins  Gewicht,  dass  letztere    den   Hausverbrauch 
freilässt  und  dadurch   die  Privatvöllerei  fordert,   während  die  Pro- 
ductionssteuer  den   gcsammten  Verbrauch  triflft  und  bei  der  erwähn- 
ten Erhöhung  fast  den   dreifachen  Ertrag  gewähren  würde,   den  die 


1)  Oerstfeldt  bemerkt  (S.  100),  dass  in  Belgien  ,  wo  eine  Steuer  von  3,60  M.  p. 
Ilektol.  Maischraum  erhoben  wird,  zu  den  Bedingungen  der  Steuerermässigung  ein  Be- 
sitzstand von  1   St.  Grossvieh  auf  je  1,60  Hektol.  Biabchraum  gehört. 

2)  Kin  anderer  Sachverständiger.  Steuerrath  Oläscr,  bestreitet  dies  freilich  in 
seiner  Schrift:  „Die  bevorstehende  Reform  der  Branntweinsteuergesetzgebung**  und  schlägt 
die  Besteuerung  des  reifen  Maischvolumens  vor  durch  einen  von  ihm  construirten  Appa- 
rat, den  Maischmesser.  Es  sind  dies  Fragen,  welclic  nur  die  betreffenden  Techniker  ent- 
scheiden können. 

38» 
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Licenzsteuer  geben  soll.  Durch  die  Reform  der  Zucker-  und  Getränke- 
Steuer,  welche  für  den  Zucker  absolut  noth wendig,  für  den  Branntwein 
entschieden  geboten  ist,  während  die  Erhöhung  der  Biersteuer  von 
den  beiden  ersteren  abhängig  bleibt,  kann  ohne  fühlbare  Belastung 
der  Gonsumenten  eine  Mehreinnahme  von  80  Mill.  M.  für  die  Reichs- 
kasse  erzielt  werden,  rechnet  man  davon  30  Mill.  für  wachsende 
Reichsbedürfiiisse,  so  würden  50  Mill.  zur  üeberweisung  an  die  Ein- 
zelstaaten übrig  bleiben,  ein  Betrag,  womit  diese  dermalen  recht  zu- 
frieden sein  könnten. 

Strassburg,  den  4.  Dec.  1882. 
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A.     Frankreich. 

Bulletin  de  statistiqae  et  de  lögislatiou  compar^e.  VI^bmi  Ann^e, 
octobre  1882:  A.  France:  Recettes  et  dvpenses  comparöes  des  exercices  1868  h  1879, 
av.  diagramme.  —  Le  clas«ement  des  rentes  5,  4|,  4  et  8  p  ^/^  au  1^  janvier  1880.  — 
La  r^partition  des  cotes  ionciires  par  quotites  et  par  departements.  —  Impots  et  revenos 
indirects.  France :  septembre  1882  et  1881  et  9  premiers  mois  de  1882  et  1881 ;  Al- 
g^rie:  aoAt  1882  et  1881  et  premiers  mob  de  1882  et  1881.  —  La  r^colte  du  blö  en 
1882.  —  Le  commerc«  ext^riear  de  la  France  ^9  premiers  mois  de  1882  et  1881.)  — 
Les  valears  de  donane  ponr  1880  et  1881.  —  B.  £tranger:  Allemagne:  Les  revenus  in- 
directs de  l'Empire  en  1881 — 82.  Les  projets  de  röformes  fiscales.  Le  mouvement  des 
prix  k  Hambourg.  Les  courants  d'or  et  d'argent  dans  la  circulation  internationale.  — 
Angleterre :  La  dette  publique.  Les  taxes  locales  dans  les  ports  anglais.  —  Pays-Bas : 
La  Situation  financiire  et  commerciale.  —  Autriche-Hongrie :  Le  projet  de  bndget  hongrois 
pour  1888.  —  Bnlgarie:  L'abolition  de  la  dime.  —  Italic:  M.  Depretis  et  les  fiuances 
italiennes.  La  dette  hypoth^caire.  —  Norwige:  La  marine  marchande.  Tunnage  et 
frets.    —    Espagne:  Le  tarif  douanier.  — 

Journal  des  Economistes.  Bevue  de  la  science  ^conomique  et  de  la  statisti- 
que.  Juillet  1882:  La  crise'  financiire  de  la  rövoluUon,  par  G.  du  Puynode.  —  Les  doc- 
trines  öconomiques  de  Charles  P^rin,  par  Ch.  Oide.  —  Impots  Arabes  en  Algörio,  pro- 
vince  de  Constantine,  par  J.  U.  —  Revue  des  principales  publications  öconomiques  de 
l'^tranger,  par  M.  Block.  —  La  bi^re,  le  vin  et  les  spiritueux  en  Angleterre  (suite  et  flu), 
par  Lenglet  —  Discours  de  M.  L.  Say,  ministre  des  finances,  ^  Bordeaux.  —  Le  Play 
et  son  oeuTre.  Notice  par  P.  Lerey-Beaulieu.  —  Soci^t^  d'^conomie  politique.  Reunion 
du  6  jniUet  1882.  —  Le  diner  du  Cobden>Club.  —  Comptes  rendus.  —  Chronique  cco- 
nomique.  —  Aoftt  1882:  R^forme  de  la  l^gislation  sur  les  sociötös  par  action5,  par 
Mathieu-Bodet.  —  L'^volution  politique  du  XIX«  si^cle  (5«  article):  Les  gouvemements 
modernes ;  la  monarohie  constitutionnelle ,  par  G.  de  Molinari.  —  La  naissance  et  les 
d^Teloppements  de  Tindustrie  et  du  commerce  britanniques,  par  A.  F.  de  Fontpertuis.  — 
Revue  des  principales  publications  4conomiques  en  langue  fran9ai8e,  par  Rouxel.  —  Rap- 
port g^n^ral  sur  le  projet  de  bndget  de  1888.  Pr4ambule  de  Ribot.  —  Resultats  du  re- 
censement  en  ItaHe.  —  Un  projet  de  caisse  de  retraites  ouvri^res  en  Italic.  —  Loi  sur 
le  traTail  des  enfants  dans  les  manufactnres  en  Russie.  —  Society  d*^conomie  politique. 
Reunion  du  5  aoüt  1882.  —  Cymptes  rendus.  —  Chronique  öconomique.  —  Septem- 
bre 18  82:  Les  banques  aux  Etats- Unis,  par  E.  Fournier  de  Flaix.  —  L'övolution  po- 
litique du  XIX  e  si^le  (6 «  article) :  Les  gouvemements  modernes ;  la  r^publique ;  le  stat- 
houd^rat,  rimp^riafisme,  par  G.  de  Molinari.  —  Des  öl^ments  de  la  valeur,  par  M.  Mon- 
gin.  —  Les.  classes  ouvriires  en  Antriebe ,  par  Renö  Lavollce.  —  Revue  de  TAcademie 
des  Sciences  morales  et  politiques  du  l«r  juin  au  26  aoüt  1882,  par  J.  Lefort  —  La 
Population  de  la  France  en  1876  et  1881.  Rapport  du  Ministre  de  Tinterieur  au  Presi- 
dent de  la  republique.  —  Le  marquis  de  Rays.  —  La  banque  du  Japon.  —  Society 
d'^conomie  politique.  Reunion  du  6  septembre  1882.  —  Les  chinoiseries  de  la  comptabi- 
Ute,  par  Fr.  Passy.  —  etc.  Octobre  1882:  Dela  fixit^  de  valeur  de  TeUlon  mon^taire, 
par  L.  Walras.  —  La  propri4t<^  fonci^re  et  le  Systeme  Torrens,  par  Yves  Guyot.  —  La 
transformation  du  luxe  ches  les  peuples  modernes,  ^  propos  d'un  livre  röcent,  par  Berard- 
Varagnac.  —  Revue  des  principales  publications  cfconomiques  de  l'^tranger,  par  M.  Block. 
—  Le  52«  Congr^s  scientifique  de  l'association  britannique,  par  H.  Tach^.  —  La  mis^re 
morale,  par  Rouxel.  —  Discours  prononc^  par  G.  du  Puynode,  ä  la  söance  d'ouverture 
du  Conseil  g4n4ral  de  Tlndre.  ~  La  röcolte  de  1882  et  la  fabrication  du  pain.  —  Con- 
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gres  international    des  cör^les    k  Vienne.    —  Societe  d'^conomie    politiqoe.      R^anion  da 
5  octobre  1882.   —  Les  int^rots  econoniiques  fran^ais  et  le  8aint-Gothard,  par  A.  CheroL 

—  Comptes  rendus.  —  Chroniqne  öconomique.  —  etc. 

Journal  de  la  Soci^td  de  statistique  de  Paris  No.  11.  Novembre  1882: 
Procos  •  verbal  de  la  söance  du  27  septembre  1882.  —  La  statistique  internationale,  son 
origine  et  ses  progrÖR.  —  Les^  industries  extractive  et  inetallurgique  dans  le  nord  de  la 
France.  —   L'^migration  aux  Etats- Unis  en   1881.  —  etc. 

Revue  gön^rale  d'admistration.  V<^«  Ann^e:  octobre  1882:  Les  alienes 
en  Angleterre.  Analyse  du  34  o  rapport  du  Board  of  Commissioners  in  Lanaey  concer- 
nant  l'ann^e  1879,  par  J.  de  Crisenoy.  —  Des  alignements  de  voirie.  —  Urnes  ^lecto- 
rales,  par  L.  M.  —  Jnrisprudence.  —  Documents.  —  Chronique  de  Tadministration  fran- 
Vaise :  Organisation  ministerielle,  administration  des  cultes.  Ministfere  de  Tinteriear ,  Or- 
ganisation de  la  direction  de  la  sürete  generale.  Statistique  postale  et  telegraphiqae. 
Poids  publics,  tim^re.  Etablissement  de  nonveaux  cimetiöres.  Recensement  des  Fran- 
9ais  residant  aux  Etats-Unis.  —  Chronique  d'AUemagne,  d'Angleterre,  d'Autriche-Hongrie, 
de  Belgique,  dltalie.  —  etc. 

B.     England. 

Contcmporary  Review,  the,  November  1882:  Public  Education  in  France, 

by  J.  Simon.  —  Seventeen  years  aftcr,    by  the  Dean  of  Shangai.    —  The    truthful  cha- 

racter  of  the  Hindus,  by  Max  Müller.  —  An  Alsacian  Manchester,  by  A.   L.   Walker.  — 

The  Freuch  iu  Tongkiug,  by  R.  8.  Gundry.  —  Progressive  Judaism,  by  Fr.  Power  Cobbe. 

—  „Progress  and  Poverty".     A  criticism  by  E.  de  Laveleye.  —  Dean  Stanley  as  a  prea- 
cher,  by  F.  W.  Farrer.  —  etc. 

Edinburgh  Review,  the,  No.  820  for  October  1882:  Sir  John  Lubbock  on 
Ants  and  Bees.  —    Mozley's  Reminisceuces.    —  Inland  Navigation.  —  Natural  Religion. 

—  The  Egyptian  Rebellion.  —  etc. 

Fortnightly  Review,  the,  for  November  1882:  The  Reform  of  Egypt,  by  S. 
W.  Baker.  —  Lucius  Carey,  Lord  Falkland,  by  the  Earl  of  Carnarvon.  —  The  French 
Republic  and  M.  Gambetta.  —  The  life  and  work  of  the  late  Prof.  F.  M.  Balfour ,  by 
H.  N.  Moseley.  —  The  future  of  Zululaud ,  by  H.  B.  E.  Frere.  —  British  Agriculture 
in  1882,  by  G.  C.  Brodrick.  —  The  Irish  ParliamenUry  Party,  by  T.  M.  Healy.  —  Side 
lights  on  American  Public  Life,  by  J.  Bryce.  —  The  eleventh  Plague  of  Egypt,  by  A. 
J.  Wilson.  —  The  State  of  the  Opposition,  by  two  conservatives.  —  etc. 

Journal  of  the  Statistical  Society.  Vol.  XLV ,  part  2  (June  1882): 
The  Usc  of  Import  and  Export  Statistics,  by  R.  Giffen,  with  discussion.  —  The  National 
Expenditure  upon  Alcohol,  by  St.  Bourne,  with  discussion.  —  Lloyd's  Statistics  of  Ma- 
rine Casualties  for  the  year  1881.  —  Bad  Harvests  and  Agricoltoral  Depression.  — 
Agricultural  Decline.  —  Vol.  XLV,  part.  3  (September  188  2):  Report  of  the  Council 
to  the  XLVIIIth  auniversary  meetiug  of  the  Statistical  Society ,  with  proceedings.  —  250 
years  of  Small  Pox  in  London,  togetber  with  a  Supplement  relating  to  England  and 
Wales,  by  W.  A.  Guy,  with  discussion.  —  The  relative  Mortality  after  Ampntations,  of 
Large  and  Small  Hospitals ,  and  the  infiuence  of  the  Antiseptic  (Listerian)  System  npon 
such  Mortality,  by  H.  C.  Burdett,  with  discussion.  —  Professor  William  Stanley  Jevons. 

—  The  French  Railway  Regime  compared  with  the  Systems  established  in  other  conntries. 

—  etc. 

MacmiUau's  Magazine.  No.  27  7,  for  November  1882:  An  Indian  festi- 
val,  by  A.  Strettell.  —  The  pedigree  of  Wheat,  by  Grant  Allen.  —  Home  Role  ander  the 
Roman  Empire,  by  G.  T.  Stokes.  —  On  History  again.  An  address  delirered  before 
the  Historical  Society  of  Birmingham,  by  J.  R.  Seeley.  — 

Nineteenth  Century,  the:  A  monthly  Review  edited  by  J.  Knowles.  No.  6  9, 
November  1882:  The  present  sUte  of  the  Army,  by  Migor-Gen.  Fr.  S.  Roberts.  — 
Irish  Revolution  and  English  Liberais,  by  J.  Morley.  —  Public  Works  in  London,  by 
G.  Shaw  Lefevre,  with  plans.  —  A  Liverpool  Address,  by  Matth.  Arnold.  —  Railway  La- 
bour,  by  Margaret  E.  Harkness.  —  The  Irish  Land  Commissioners ,  by  Lord  Ebrington. 

—  Notes  on  School  Board  Questions ,    by  Sydney  C.  Bnxton.  —    The  Ministry    and  the 
Clöture,  by  J.  Guinness  Rogers.  —  England  in  Egypt,  by  Edw.  Dicey.  — 

Qnarterly  Review,  the.  No.  308,  pnblished  October  1882:  Henry  Erskine 
and  bis  times.   —  Vauban    and    modern    sieges.   —    Fish  Supply  of  London.  —  Oxford 
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under  tlie  PuriUms.  —  Ten  years  of  Italiftn  progresd.  —  JostifioatioD  of  Lord  Beacoos- 
field's  Policy.  —  etc. 

Transactions  of  the  Manchester  Statistical  Society.  Session  188t — 
82:  On  the  Growth  of  the  Manchester  Population,  extension  of  the  commercial  centre  of 
the  city,  and  provision  for  Habitatioii ,  Census  period  1871 — 81  ,  by  U.  Baker.  —  The 
Effects  npon  Trade  of  the  Operation  called  ,,Cornering''  in  relation  to  commodities,  by 
£.  Guthrie.  —  Deficient  Harvests  and  deminished  Exports,  by  St.  Buurne.  —  Commercial 
Education,  by  L.  C.  Casartelli.  —  A  Patent  Law,  by  W.  H.  J.  Traice.  —  On  the  publis- 
hed  resalts  of  the  Census  of  1881,  by  Th.  A.  Weltou.  —  On  the  Employment  of  Surplus 
Labonr ,  more  especially  during  pcriods  of  Commercial  Depression  ,  J.  C.  Fielden.  — ^ 
Objections  to  Bi-metallism  examined,  by  R.  Barclay.  —  Tlie  Cost  of  Theatrical  Amnse« 
ments,  by  W.  E.  A.  Axon.  —  etc. 

C.     Oesterreich. 

Nachrichten  über  Industrie,  Handel  und  Verkehr  aus  dem  statisti- 
schen Departement  im  k.  k.  Handelsministerium.  Band  XXIV,  Heft  1 — 3  (Wien)  1883. 
Heft  1  :  Amtlicher  Bericht  über  die  Gesch&ftsthätigkeit  des  k.  k.  Handelsministeriums 
während  des  Jahres  1881.  —  Heft  2:  Statistik  der  österreichischen  Telegraphen  im  Jahre 
1881.  —  Heft  S:  Statistik  des  österreichischen  Postwesens  im  Jahre  1881.  — 

Statistische  Monatschrift.  Hrsg.  von  der  k.  k.  Direktion  der  administrat. 
Statistik.  VIII.  Jahrg.  (1882)  Novemberheft:  Das  Wachsthum  der  st&dtischen  Bevölke- 
rung in  Ungarn,  von  J.  H.  Schwicker.  —  Die  österreichi:ich-uugarischeM  Handelsbilanzen 
für  die  Jahre  1876  bis  1881,  von  J.  Pizzala.  —  Aus  den  Sitzungen  der  k.  k.  statistischen 
Centralcommission.  —  Die  Bevölkerung  der  Österreich. -uugar.  Monarchie,    von  Schimmer. 

-  -  Die  Dampfmaschinen  und  Dampfkessel  in  Oesterreich  mit  besonderer  Berücksichtigung 
von  Nieder-Öesterreich  1841 — 1881,  von  Math.  Pigerle.  —  etc. 

D.     Russland. 

Russische  Revue.  Monatsschrift  für  die  Kunde  Russlands.  Hrsg.  von  C.  Rött- 
ger.  XI.  Jahrg.  (1882)  Heft  9  und  10:  Baron  Peter  von  Uslar  und  seine  Th&tigkeit  auf 
dem  Kaukasus,  von  L.  Sagorskij.  I  Artikel  und  Schluss.  —  Die  Ghiliaken.  Eine  eth- 
nographische Skizze,  von  N.  Seeland  (Schluss).  —  Ueber  die  Hausindustrie  im  Gouver- 
nement Wologda,  von  G.  Staehr.  —  Fischzucht,  Fischfang  und  Thrangewinnung  in  Russ- 
land, von  O.  Grimm.  —  Milchwirthschaft  im  Gouvernement  Archangel.  —  Weinbau  im 
Gebiete  der  donischen  Kosaken.  —  Metallgewinnung  im  Altai.  —  Zahl  der  Rekruten  im 
Jahr  1882.  —  Bierproduktion  in  den  südwestlichen  Gouvernements.  —  Die  Uausthiere 
Russlands,  von  W.  Kotelnikow,  bearbeitet  von  G.  Blau.  —  Die  Rübenzucker-Fabrikation 
Russlands  während  der  Kampagne  1880 — 81.  —  Die  Operationen  der  städtischen  Kom- 
munalbanken in  Russland  im  Jahre  1881.  —  etc. 

E.     Italien. 

Annali  delP  industria  e  del  commercio  188  2.  (Nos.  3 — 8):  Commis- 
sione  centrale  dei  valori  per  le  dogane,  Sessione  1881—1882.  —  Atti  della  Commissione 
consultiva  per  la  pesca.  Sessione  1882.  —  Notizie  statistiche  intomo  alle  privative  in- 
dustriali ,  ai  marchi  e  segni  distintivi  di  fabbrica,  ai  disegni  e  modelli  di  fabbrica,  e  ai 
diritti  d' autore  suUe  opcre  d'  ingegno,  fino  a  tutto  il  1880.  —  Atti  del  Consiglio  dell'  in- 
dustria e  commercio.  Sessione  1881.  —  Exposizione  internaz.  di  pesca  di  Berlino  1880. 
PcscH  fluviale  e  lagustre;  piscicoltura.  Relazione  del  prof.  P.  Pavesi.  —  Relazione  del 
prof.  Giv.  Canestriui  al  Ministro  di  agricoltura,  industria  e  commercio  solle  ricerche  fatte 
iiel  mare  di  sciacca  intorno  ai  branchi  corallini.  — 

G.     Belgien  und  Holland. 

Economist,  de.     Tij  dsch  ri  ft  v  oor  Staathuishondk  unde.    1882.    Juli 

—  Augustus:  Der  Schulzwang  in  Frankreich,  von  J.  Beelaerts  van  Blokland.  —  Die 
niederländische  Bank  im  Jahr  1881.  —  Die  holländische  Eisenbahn-Gesellschaft  im  Jahr 
1881  .  von  J.  J.  van  Kerkwijk.  —  Die  Bevölkerung  von  Frankreich.  —  Die  holländi- 
schen Privat-Sparkassen  und  die  postalischen  Sparbanken.  —  Welchen  Einfluss  Übt  die 
Heilwissenschaft  auf  die  gesellschaftlichen  Zustände  aus  ?  von  E.  C.  Büchner.  —  Noch  ein 
Wort  über  das  Papiergeld.  —  etc.  September-October:  Die  Verwaltung  der  öffent- 
lichen Arbeiten  im   KR.  der  Niederlande,   von  A.  Fock.  —  Die  Auswanderung  (aus  Eu- 
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ropa)  nach  Nordamerika,  von  Oramberg.  —  Die  Baoernwohnuogen  an  den  holländ.  Deich- 
d&mmen,  von  H.  M.  II.  —  Die  Segel-  und  Dampfschiffahrt  Deutschlands  —  Lord  Derby 
und  das  Freihandelssystem.  —  Bericht  Über  die  Posthaltereien  und  Poatsparlcassen  Eng- 
lands in  den  Jahren  1881  —  82.  —  Berichterstattung  seitens  des  Finanzministers  des  KU. 
der  Niederlande  bei  Vorlegung  des  holländ.  Staatshaushalts-Etats  für  1883.  —  Das  erste 
Verwaltungsjahr  der  hollfindisdien  Postsparkassen.  —  etc. 

H.     Seh  weis. 

L'Union  postale.  Journal  publie  par  le  Bureau  international  de 
r  Union  postale  univers.  (Berne)  Vol.  VII  No.  11,  1  novembre  1882:  Ud 
mauuel  de  l'art  epistolaire  fran<;ais :  „Dictionnaire  pratique  et  critique  de  Tart  ^pistolaire 
franv*"  —  Observatiuus  interessant  le  Service  des  colis  postaux,  des  c&isses  d'^pargne  et 
des  assurances  postales  dans  la  Grande-Bretagne.  —  etc. 

I.     Schweden. 

Statistiük  Tidskrift,  utgieven  af  kungl.  Statistisca  Centralby. 
rjn.  1882.  No.  8:  Statistik  der  schwedischen  Sparkassen  fUr  das  Jahr  1880.  Supple- 
mentheft: Die  Bevölkerung  Schwe<iens  und  ihr  Anwachsen  in  den  Jahren   1816 — 1880. 
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Arbeiterfreund,  der.  Zeituchrift  des  Centralvereins  ffir  dasWobl 
der  arbeitenden  Klassen,  ürsg.  von  V.  BÖhmert  und  R.  Oneist.  XX. 
Jahrgang.     Heft  4|5. 

Wohlfahrtsbestrebuugen  -  und  gemeinnützige  Einrichtungen  in  Schleswig-Holstein,  von 
V.  BÖhmert.  —  Zur  Frage  der  ArbeiterverMicherung.  —  Das  Jubilftum  zu  Spindlersfeld. 
—  Die  Stadt  Paris  und  die  Frage  der  Gewinnbetlietligung.  —  Das  Samariterwesen  in 
Dienste  des  Arbeiterwohls,  von  P.  Ch.  Hausen.  —  Gründet  Kinderschuta- Vereine !  Asyle 
für  Falldüehtige.  —  Die  Geburt»-  und  Sterblichkeitsverhältnisse  in  den  grösseren  deut- 
schen Städten  während  des  Jahres  1881,  von  A.  Geissler.  —  Monatschronik  über  die 
Monate  Juli,  August  und  September  1882.  —  etc. 

Archiv  für  Eisenbahnwesen.  Hrsg.  im  Minister!  u  m  der  öffentl. 
Arbeiten.  Jahrg.  188  2.  Heft  6,  November  und  December:  Die  Vor- 
loKungen  über  Eisenbahnwesen  auf  preussischen  Universitäten.  —  Die  Einsetaung  einer 
besonderen  Eisenbahn- Kommis.sion  in  Frankreich.  —  Das  Eisenbahnaufnichtsamt  (Board 
of  Railroad  Commis.nioners)  des  Staates  New- York.' —  Die  unter  Stamtsverwaltnng  ste- 
henden Staats-  und  Privateisenbabnen  des  KB.  Sachsen.  —  Die  spanischen  Eisenbahnen 
in  den  Jahren  1873  bis  1880.  —  Die  Aufstellung  einer  Statistik  der  Güterbewegnng.  — 
Die  Entwicklung  der  österr.-ungarischen  Eisenbalinen  im  Jahre  1881.  —  EisenbahnbanteD 
und  Projekte  iu  Schweden  im  Jahre  1881.  —  Eisenbahnen  im  KB.  Rumänien.  —  Der 
ELsenbahnbau  in  seinem  Einfluss  auf  die  Kultur  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  — 
Statistisches  von  den  norwegischen  Eisenbahnen.  —  Rechtsprechung  and  Oesetxge- 
bung.  —  etc. 

Archiv  für  Pos.t  and  Telegraphie,  Nr.  19—21  Okto  be  r- N  o  vember 
18  8  2:  Die  Ergebnisse  der  Reichs-,  Post-  und  Telegrapbenverwaltang  während  der  Jahre 
1879—81.  III.  Abtheil.  —  Zur  Geschicjite  der  schirediscben  PostrerwalUng.  —  Die 
Legung  des  Teiegraphenkabels  im  St.  Gotthardtunnel.  —  Das  Postwesen  in  Niederland 
während  des  Jahres  1880.  —  Die  .lökel  Borkum;  -^  Einrichtung  und  Thätigkeit  de.« 
Packet-  und  Zeitungspostamts  in  fMpai^  — .  Kinflfias  der  Fällseit  oof  die  Oflte  und 
Dauer  des  Holzes.  —  Das  schwei|tniscbe  Postwesen  im  Jahre  1880.  —  Eine  holländi- 
sche Moorkolonie.  —  Die  Vorschltee  der  deutschen  Postverwaltung  für  den  Poatkongre.sb 
in  Lissabon.  —  Da.H  niederländiflüKe  Telegriipheuwcsen  im  Jahre  1880.  —  Grönland  und 
die  GrÖnlandsfalirer.  —  etc.      .n* .'    . 

Journal  für  Land  ws^f  tth  sha  f  t ,  hrsg.  von  W.  Henneberg  and  G. 
Drechsler.  Band  XX1^^^18  8  2),  Heft  8:  GrundsUge  der  Kultartechnik ,  von  P. 
Kresnik.  —    Die  Bildung   dM-Acskererde  durch    die  ThäUgkeit  der  WOmier,   von  Rnck- 
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timisen  ■ —  üeber  rtie  ZuwramcnscIeuiPB  miri  V>rdiiu1iiftil[pil  der  Serradell«  in  versihia- 
deneii  AlterssUdien,  tod  fl.  Wdnka,  Fi.  Kepne|ia]il  und  K.  Schabe.  —  nerjrhl  über  eiaau 
fi^ttenrng» versuch    mit    fristhen    und    getrockneten    UiffuawnKrQDlulSBdcii ,    vuu    A.    Hui- 

Hoiiatahefte  zuc  Stktistik  des  doutsohen  Reichs  für  I8BS  Sep- 
leniborhefL:  Statistik  der  StrafnUlo  Tu  IIoxdh  auf  itio  Zülle  und  Sloueru  des  deutuchsn 
Krichi,  bezw.  »ollgDliTüls  fSr  .ini  Etktsjnhr  JB81|8!.  —  Erwoi bunt;  uud  Vorliiüt  Aar  deul- 
ichen  Beichs-  and  Slnatsimgohnrigkelt  im  Jahre  ISgl,  —  Du  ShIc  im  deiiUrhcii  Koll- 
Kebiete.  PruduklioD  and  KouaumüuD,  Boiiteiieruug  aud  steuerrreie  AbJusmig,  sowie  Riu- 
fuhr  uiiil  Aunhihr  von  Salz  im  Etatsjabre  t»81|E:l.  —  ]>urth»:UnitL>preisa  »Iclitimr 
V/mtun  im  Orussbnndel,  September  1882.  —  Ein-  und  Aqsl'iihr  der  »ichligeren  Waaren- 
artikel  im  deutachon  Zcillgebiel  rUr  September  1882  und  nir  Januar  bi»  September  188i. 

—  Venleuerl«  UUbpiimengen  im  doutsriien  Zollgebiet,  »DWie  £lii-  und  Ausfuhr  vuii  Zucker 
im  September  ISSS    — 

ProDisiiehe  JahrbGvher.  Hrsg,  von  H.  von  Treitsehke-  Bknd  I. 
UefL  6:  Nuvember  188S:  Zur  Slasta-  und  Koumuiiabteuerrernrui  in  Prcusseu,  ran 
Fr,  Halle.  —  Ansfrürligc  Politik  der  wärttembergiichen  SlUnde ,  von  W.  Lang  (Schluis). 

—  Der  kategoriEche  Imperativ  and  PreDuen ,  von  Jul.  Schmidt.  —  I>ie  deutsch-rueu- 
achen  Oriuizlaude  vom  i^tralegiKulieii  ätnndpnukt  aua  betrai^htet.  —  Die  Wahton  zum 
preuiiixhen  Landtage,  von  11.  vun  TrL-ilichke.  — 

UoBere  Zeit.  Deatsrhe  Revue  der  Gegenwart.  Ilerausg.  von  R.  von  Gotl- 
schall.  Jubrg.  ISSS.  Ueft  9  — IS:  Welche  Liindei  kännen  Deutsche  noib  er- 
werben? von  O.  Bnhirs.  —  BelliUge  nur  GesundhoitBlehro  der  Oeaelhcba» .  von  £d. 
Reich.  Artikel  I  nnd  II.  —  AfghenislKn  nnd  der  englisch-argbaniarbD  Krie>r,  von  W. 
Bik'k-     Artikel  IV.  —  Kei>c>kizzen  aut  Südamerika,  voi>  Fr.  Engel.     Anika]  I  and  III. 

—  Ceber  moderne  Eriegrtihiniig,  von  P.  von  Küppeu.  —  Reiaeskizien  au«  dem  we>t- 
lieheii  Bimaiayn-  und  dem  Karakorumgebirge .  Ton  K,  K.  von  tjTalv;.  Artikel  II  nnd 
I!I.  —  Du  Tranavunl  uud  aeine  neueste  Geschichte.  Artikel  I^Ill.  —  Die  Aulliropo- 
logie  und  die  UrgcscbiiLlsrurBibuiig ,  von  Fr.  v.  Baereiibach.  Artikel  1— III.  —  Das 
Nildelta  nnd  seine  Znkunn,  von  H.  Wachenhuseu.  —  PriedHeh  Wilhetm  Bfistow.  Ein 
Lflbpusbild    von  Hauptmann  Zernin.  —  Die    neueste   religiöae   Bowegang  iu  Indien ,    von 

0,  llrunc-Am.Uhjn.  —  Die  periodiscbe  Literatur  in  Ungatn ,  von  Leop.  Palücxj'. — 
Mordafrika  und  teine  Bedeutung  in  der  Gegenwart,  von  Fr.  von  Bellcald.     Artikel  IV. 

—  et«, 

Zeitscbrirt  des  k  ä  n  i  g  1.  bajerisehen  statistiichen  Bureau.  Ke- 
(ligirt  von  L.  v.  HHIIer.  Jshrg  XIV,  1 S  8  i.  So.  1  und  8^  Staüstik  der 
Reichstagtmhlen  von  1881  in  Ba;rrn ,  von  L.  v.  Müller.  —  LandlHgiiralil  vom  Juli 
1881  Slatistisulie  ^'acbweisungen  Qber  die  Wahlen  der  Abgeordneten  zum  bayeiiichen 
Landtage,  von  L,  Lnber.  —  Die  xiringsireisc  Vcrfiusierung  latidirirtbschaniieber  An- 
wesen in  Bayern.  ^  Die  am  1.  December  1880  gezihlle  orlMnwesende  BevBlkerung  dea 
KK.  Bayern  nicb  Geiehtecht  uud  Slaaliuigehürigkelt  innerhalb  der  Verwaltnngs-  uud 
Hegierungbbezlrke  —  Die  orlHBiiweaeDde  Bevölkerung  Bajern>  nach  Qeicblechl  und  Ge- 
burtsort rZühlung  1880V  —  l^ie  KonfeationiangehSTigkeit  der  Bevölkerung  Bayerni  nach 
der  Zahlung  vom   1.  December  1880  mit  Rückblicken  nur  frUbere  Jahre,    von  L.  Lnber. 

—  Die  Bevölkerung  des  KB.  Bayern,  nach  Oeschiccbt ,  CivilsUnd,  StaatsangehBrigkelt 
und  einielnen  Geburtsjahren  mit  llnlerseheidung  der  Civil-  nnd  MilitirbevfilkBruiig.  Ans- 
gaschledcn  nach  Gruppen  der  Bcvolkerungsanhaufnug  (Ergebnisse  der  Volkazühlung  vom 

1.  December  1680)  —  Die  Bewegung  dar  Gewerbe  in  Bayern  für  die  Jahre  1879,  1880 
—1881  nebat  besonderem  Nachweis  der  Handels-  und  Wlnlischaf tage  werbe  in  den  Ver- 
waltungsdiitrikten  fUr  die  gleichen  Jahre,  von   K.  Raspe.  —  etc. 

Zeitscbrirt  des  k5nig[.  preus'aischen  h  talislisc  hen  Uureau's, 
hrsg.  von  E.  Rlenck.  XXII,  Jahrg.  18  8!.  Hcrt  1  —  !:  Die  Was^erveliorgung 
der  prensaitchen  StKdle.  Nach  amtlichen  Queltee ,  von  Enicnberg.  —  Die  Lebens-  und 
die  Feaerversicherung  im  prcutsischen  Staate  und  in  Deutieblsnd  in  den  Jahreu  IS78 
und  1880,  mit  ROckblUken  auf  rrllhero  Jahre,  von  II.  BrAmer.  —  Der  Umfang  des  Ge- 
treidebaus iu  Deutsthlaiid  ,  v»n  K.  Mucke.  —  Bevölkerung  Englands  und  seiner  Gr»u- 
Müilte,  von  K.  BrHmer.  —  Der  Erwerb  und  Verlust  der  Reichs-  und  Staatsangehörigkeit 
im  prenasiachen  Staate  während  des  Jahres  1B8I.  —  Abilerhturdnung,  HorlalitÜt,  Le- 
Jituaerwailuiig  und  dürcliacbniltUobe  Labanidauer  dtr  preuislachen  Bevfilkening,   von  A. 
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Frh.  V.  Pirckfl.  —  Die  Sparbtellen  im  Königreidi  PreuseD  im  Jahre  1880.  —  Die  Er- 
gebniMe  der  Volktsählanfr  vom  1.  December  1880,  Ton  E.  Blenek.  —  Die  C^brech- 
liehen  iu  der  Bevölkerang  Prenssens  vom  1.  December  1880.  —  Neuere  graphische  Dar- 
stellungen Über  die  Altersverh&ltnisse  der  Bevölkerung  des  prenssischeii  Staates.  Mit 
1  Tafel.  —  Nekrologe.  —  Statistische  Korrespondens.  —  etc.  Als  besondere  Beilagen: 
Die  evangelischen  Taufen  und  Trauungen  in  den  Kreisen,  Begierungs-  bezw.  Landdro- 
steibezirken  und  Provinzen  des  preussischen  Staates  wihrend  der  Jahre  1876 — 1880.  — 
Ergebnisse  der  von  den  landwirthschaftlichen  Vereinen  Ende  Juni  1882  kreisweise  be- 
wirkten Schätzung  der  Ernteaussichten  der  wichtigsten  feldmissig  angebauten  Früchte 
in  Preussen  ,  in  Procenten  einer  Mittelemte  ausgedrückt.  Im  Auftrage  des  kgl.  Mini- 
steriums für  Landwirthschaft ,  Domänen  und  Forsten  aus  den  Originalberichten  zusam- 
mengestellt vom  kgl.  statistischen  Bureau.  — 

Zeitschrift  für  Forst-  und  Jagdwesen,  hrsg.  von  B.  Danckel- 
mann.  XIV.  Jahrg.  1882,  Novemberheft:  Neue  Erfahrungen  über  scbidliche 
Weideninsekten,  von  Altum.  —  Zur  Abwehr  in  Sachen  der  Forstorganisation,  von  Guse. 
—  Die  X2III.  Versammlung  des  Hils-SoUing-Forstvereins  am  26.  und  27.  Juni  1882, 
von  Grundner.  —  Versammlung  des  Forstvereins  für  das  Ghzth.  Hessen  zu  Alsfeld  am 
24. — 26.  August  1882,  von  Walther.  —  Die  XI.  Versammlung  deutscher  Forstmänner 
zu  Koburg  vom  28.  August  bis  1.  Scptbr.  1882 ,  von  B.  Danckelmann.  —  Die  Ver- 
sammlung des  Vereins  deutscher  forstlicher  Versuchsanstalten  zu  München  im  September 
1882,  von  B.  Danckelmsnn.  -^  Holzzufuhr  auf  dem  Lieper  See  bei  Eberswslde  im  Jahre 
1881  und   U  olzverkchr  auf  dem  Bromberger  Kanal  1881.  —  etc. 
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